Google 


Über dieses Buch 


Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 


Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun Öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 


Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 


Nutzungsrichtlinien 


Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 


Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 


+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 


+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 


+ Beibehaltung von Google-Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 


+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 


Über Google Buchsuche 


Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 


Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter|http: //books.google.comldurchsuchen. 


eee De SONNE 
— 1 m 


eg 


m 


u =1: 
III TIA KASSE HTTTTTTITITHTTTEITIEITTITTTTITTTTTITTINTT 


eb cen 7b Wente ti bent Ni testi NU 


KKB1674 .245x 


1— — — 


>. 


Digitized by Google 


geitfärift für Rechtspflege 


Herausgegeben von 


Th. von der Pfordten 


Rat am Oberſten Landesgerichte in München. 


XV. Jahrgang 1919. 


München, Berlin und Leipzig 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., München⸗Freiſing. 
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A. 
Abandon g 109 
Ab nie! indung bei der Kriegsverſorgung 152 
eim Fideikommiß 368 
Ab geordnete, Immunität 309 


Abkö 115 ling, Ausſchluß von der WA 


a 
— ſ. a. Anwärter 


Ablehnung von Richtern 39 
Ablöſung von Gebäudeteilen 319, 358 
Abruf beim Kauf 252 
Abrundung bei der Bermögenfteuer 273, 375 
Abſolutorium 102, 251 
Abſperrungsmaßregeln der Gemeinde 319 
Abtretung, rechtl. Natur 284 
— zum Inkaſſo 314 
— zur Sicherung 140 
— an einen Treuhänder 12 
— von Erſatzanſpruͤͤchen N 328 
— der Hypothe 284, 317 
Asmeiende, Pflegſchaft 389, 420 
Adel, Aufhebung 161, 191, 241, 364 
— Name 415 
A dminiſtration von Fideikommiſſen 431 


Agent der N Entgegen⸗ 
nahme von Anzeigen 85 
— Kündigung 236 
“4 naten f. Anwärter 
4715 1e d ee e 305 


Allodifikation der Fideikommiſſe 9 
Amneſtie 214, 239, 246, 248, 287, 324, 327 
— f. a. Miederſchlagung 
Amtsanwaltſchaft in München 87 
Amtsärzte, Aufwandsentſchädigung 62 
Amtspflicht, Verletzung 56, 183, 283, 293, 384 
Amts vergehen 426 
Anerkenntnis der Vaterſchaft 345 
A a1 all des Vermächtniſſes 359 
Anfechtung von Willenserklärungen 243 
— Zuwendungen 322 
— des Saterſchaftsanerkenntniſſes B 345 
— letztwilliger Verfügungen 424 
Ang 1 ter, Feſiſtellung des Geiſteszuſtandes a 
— o 
Tage ee. Haftung für 57 
A ng 253 
— Unfälle 383 


— der Rechtsanwälte 354 
Angeſtelltenausſchuß, Mitgliedſchaft 78, 161 
Anmeldun b zum Handelsregiſter 60, 25 

e 


Anſchlußgleis, Vertrag 316 
Anſiedelung, äriegsbeſchädigter 151, 148 
— Enteignung zwecks A. 241 
Anſteckung, geſchlechtliche 63 
Anwaltstag in Leipzig 354 
Anwalts verband, bayerifcher 24 
Anwalts zwang 47 
Anwärter beim dgideikommiß 189, 367, 399 
Apotheke, Verkauf 325 


— — ä ä — 


Arbeitergärten 
ae e Haftung 
— ſ. a. Dienſtherr, Dienſtvertrag 
ae 
Arbeitsgeräte, Haftung des Dienſtherrn 
Arbeitshaus, Fingerabdrucke 
Arbeitsrecht, neues 
Argliſt, als Anfechtungsgrund 
— Einrede der 
— des Mäklers 
Armenrecht, Verfahren 
— der Ehefrau für die Scheidungsklage 
— Prozeßvollmacht 
— Neugeſtaltung 
Arrangement 
Arreſt, Schadenserſatz bei Vollzug 
Arreſtbefehl, Offenbarungseid 
Arzt, Belehrung Geſchlechtskranker 
— ſ. a. Amtsarzt 
Au K Beſchränkung 
Aufhe bang des Erbbaurechts 
— ſ. a. Adel, Fideikommiſſe 
Auflaffung, Stempel 
„ Haftung für Schaden 
Hulzeßnung gegen Gehaltsforderungen 
uftrag, Uebertragung der Ausführung 
— Erſatz von Auslagen 
— Widerruf 
Aufwand, ehelicher 
Aufwendungen beim Werkvertrag 
C des Geſamtguts 
— des Nachlaſſes 
— Stempel für den Vertrag 
Ausfallsbürgſchaft 
Ausgleichung von i lüngen 
Aushilfskräfte, Einſtellung 
Auskunft über den Nachlaßbeſtand 
— Haftung 
Auslagen beim Werkvertrag 
— des Rechtsanwalts a 
— des Reichsfinanzhofs 
Ausländer, Pflegſchaft 
— Abweſenheitspflegſchaft 


Ausländiſches Recht, Hilfsmittel 2, 
Auslandsware, Hau 
Auslegung von "Berträgen 35, 232, 


— von Vergleichen 

— von letztw. Verfügungen 105, 121, 322, 359, 
Ausnahmegerichte 

Ausſchlagung der Erbſchaft 

Ausſtattung durch Vermächtnis 

— Vermögenſteuer 

Ausweispapiere 

Autonomie der Standesherrn 


B. 
Bachreinigung 
Bahnkörper, PN Betreten 
Bandenſchmuggel 
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IV 


Bankfiliale, Entlaſſung des Leiters 253 
Baufallwendung in Staatsgebäuden 6, 27 
Bauwerk beim Erbbaurecht 168, 172 
Bayeriſches Landrecht, ehel. Güterrecht 70 
— Erſitzung 65 
Beamte, Begriff 60 
— Rechtsstellung 263 
— Dienſtalter 112 
— Beſoldungsfragen 194 
— Kriegsteuerungsbezüge 52 
— Haftung 92, 128 
— Verſicherung 200 
— minderjährige 59 
— f, a. Amtspflicht, Unfallfürſorge 
Bedarfsgegenſtand, Begriff 202 
Bedingtes Endurteil, Zuläſſigkeit 341 
Bedingung bei Erbbaurechts⸗ Beſtellung 171 
Beeidigung von Zeugen 58 
Beförderung, Gehaltsvorrückung 198 
Beglaubigung, öffentliche 258 
— Haftung des Notars 384 
— Gebühren 145 
Begnadigung, Allgemeines 246 
— bedingte 247, 345, 355, 375, 427 
= a. Amneſtie, Niederſchlagung 
Beiſchlaf, Ausübung durch Geſchlechtskranke 63 
Belagerungszuſtand 210 
Belaſtungs verbot 349 
Beleidigung, Klage auf Zurücknahme 382 
Beleihung von Erbbaurechten 69, 172 
Beleuchtungsmittel, Erſparnisvorſchriften 363 
„ ungerechtfertigte 184, 186, 255, 283 
Bergrecht 109, 131 
Berufung in Steuerſachen 26, 227 
Beſchlagnahme, im Strafverfahren 327, 363 
— Verkauf des Gegenſtands 162 
Beſchwerde in Vormundſchaftsſachen 290 
— in Nachlaßſachen 188 
— in Strafſachen 327 
— in Standgerichtsſachen 344 
— in Volksgerichtsſachen 214, 391, 441 
— bei bedingter Begnadigung 346, 355 
— in Polizeiſachen 311 
— in Steuerſachen 27, 48, 227 
— in Stempel ſachen 326 
Beſitzſteuer 26, 225 
Beſoldungsfrage 194 
Beſtechung von Militärperſonen 190 
Beſtellſchein beim Viehkauf 238 
Betriebsunfall, Begriff 78, 138, 384 
Bewährungsfriſt ſ. Begnadigung 
Beweislaſt für Unmöglichkeit der Leiſtung 316 
— für Urſachenzuſammenhang 384 
— für Echtheit einer Urkunde 285 
— im Armenredtsverfahren 215 
Beweistatſachen im Strafurteil 32 
Bezirksamtmann, Rechtsſtellung 265, 429 
Bezirks wohnungskommiſſar 155 
Boden, Verteilung 157, 179 
Brennſtoffe, Erſparnisvorſchriften 363 
Buch als Bedarfsgegenſtand i 202 
Bürge, Rechtsſtellung 281 
Bürgerliches Recht, Neugeſtaltung 89, 114, 209 
Bürgermeiſter, obrigkeitliche Gewalt 392 
C. 
Café, Pacht 14, 139 
D. 
Dacharbeiten, Haftung 319 
Darlehen, Anerkenntnis 119 
— Auskunft des Notars über Sicherheit 79 
— zur Sanierung 318 


Inhaltsverzeichnis der Zeitſchrift, für Rechtspflege in Bayern. 


1919. 

Darlehen, für Anſiedelung uſw. 152 
— an einen Verein 279 
Demobilmachung in Bayern 182, 306 
Denkverſtoß als Reviſionsgrund 299 
Dienſtalter, Begriff 111 
Dienſtalters zulagen 197 
Dienſteinkommen, Aufbeſſerung 194 
— Begriff 52 

Dieniipete, h für Unfälle 162, 163, 421 
Dienſtprämie 415 
Dienſtreiſe, Entſchädigung 62 
Dienſtſtraf verfahren 365 
Dienſtvertrag, zur Geſchäftsbeſorgung 381 
— Kündigung ‚276 
— Neugeſtaltung 91 
Dienſt wohnungen 6, 27 
Dienſtzeit der Militärperſonen, Berechnung 415 
Diskontierung von Wechſeln 13 
Diſtriktsratsgeſetz, Aenderung 258 
Diſtriktsſchulbehörde 161 
Dolmetſcher, Zuziehung 289 
Domänen 175 
Doppelſteuerung 27 
Dotation, königl. beim Fideikommiß 400 
Duldung der Zwangsvollſtreckung 104 

E. 

Ehebruch, konſtruierter 378 
— Verzeihung 235 
— Beweis durch Eid 286 
Ehefrau, Kaufverträge 14 
— Mietverträge 34 
— als Miterbin 41 
— Anſpruch auf Prozeßkoſtenvorſchuß 429 
Ehegatten, Herſtellung der Gemeinſchaft 285 


— Erziehungsrecht 187, 422 
— Vermöͤgenszuſchuß 423 
— Wahlrecht dei Auseinanderſetzung der Güter— 
gemeinſchaft 81 
121, 359, 385 
7 


— gemeinſchaftliches Teſtament 58, 


— Erbrecht ‚97 
— Zwangsvollſtreckung 104 
— Veranlagung zur Vermögenſteuer 268 
Ehegewinn, Ausgleichung 70 
Ehehinderniſſe, Befreiung 260 
Ehelichkeit, Vermutung 229 
Eherecht, Neugeſtaltung 114 
Eheſcheid ung, Schuldausſpruch 38 
— Furſorge für die Kinder 187 
— Regelung des Erziehungsrechts 422 
— von Oeſterreichern 286 
Ehevertrag, Begriff 84 


Ehrengerichtliches Verfahren gegen Rechts⸗ 30 


anwälte 
Eides zuſchiebung, Bezeichnung der Tatſachen 286 
— Faſſung 385 
Eigentümergrundſchuld 317 
Einfuhr, Beſchränkungen 39, 41 
— verbotene 41, 157 
Eingebrachtes Gut 41, 85 
Einigung, dingliche, als Vertrag 164 
— bei Beſtellung des Erbbaurechts 170 
Einreden des Bürgen 281 
Einſpruch gegen Vollſtreckungsbefehl 322 
— Penſionsregelung 337 
Eintragung im Grundbuch, Gebühren 60 
— des Erbbaurechts 171, 173 
Einzelſtaaten, Stellung 67 
Einziehung, Gegenſtand 105 
— bei verbotener Einfuhr 159 
— Lei Sea preisüberſchreitung 292 
— kei Niederſchlagung 106, 240, 327, 389 
— Kcteilipte im Verfahren 5 


des Erbſcheins 


I. Alphabetiſches Verzeichnis. 


Eiſenbahn verwaltung, Wohnungsweſen 6 
Eiſenbahnwagen, Sicherung 138 


Eltern, Erziehungsrecht 115 
— Haftung für Kinder 104 
Enteignung f. Zwangsabtretung 
Entkartungsvorſchriften der Poſt 340 
Entlaſſungsſchein der Militärperfonen 86 
Entmündigung wegeu Geiſteskrankheit 313 
— wegen Trunkſucht 89, 278 
— Verfahren 41 
Erbbaurecht, Neuregelung 66, 155, 167, 429 
— Beſtellung durch Enteignung 154, 155 
Erbbauzins 155, 170 
Erbe, Beſchwerung mit Vermächtniſſen 235 
— Rechte bei Erbvertrag 322 
— Haftung 424 
Erbengemeinſchaft, Anteile 41 
— Auseinanderſetzung 37 
Erbpachtrecht 156 
Erbrecht, Verzicht 121 
— Feſtſtellung 256 
— Neugeſtaltung 116 
Erbſchaftsanſpruch, Vorabentſcheidung über 
den Grund 424 
Erbſchaftsſteuer 26, 429 
Erbſchein, Einziehung 188 
Erbvertrag, Begriff 121 
— Form 213 
— Auslegung 322, 361 
Erfüllung des Vermächtniſſes 184 
— als dingliches Geſchäft 284 
— f. a. Unmöglichkeit 
Erfüllungsgehilfe, Begriff 381 
Erlaß von Strafen 214, 246 


— f. a. Amneſtie 
Ermittelungs verfahren, Verbeſſerung 33 
Ernährungsvorſchriften, Uebertretung 205 


Erneuerung des Erbbaurechts 170 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 70, 84 
eErſatzmittel, Nachmachen 16 
Erſatzzuſtellung 215, 322 
Erſitzung von Grundſtücken 165 
Erzeugnis, eigenes, Begriff 291 
Erziehungsgewalt, elterliche 115, 187, 423 
exceptio plurium 115 
Fahr läſſigkeit, Begriff 256 
ahrſtuhl, Haftung für Betrieb 282 
Fälſchung von Urkunden 238, 388 
Familiengüter im Erbverbande 367 
„ Benutzungsrecht 294 
amilien mitglieder, Verſorgung aus Fidei⸗ 
kommiſſen 435 
FJamiliennamen ſ. Namen 
Familienrecht, Neugeſtaltung 114 
Familienzulagen 197 
Feldarbeit, Unfall 421 
Feſtſtellungsbeſcheid bei der e 225 
e ee Zuläſſigkeit 323 
eſtſtellungs verfahren in Militärverſorgungs⸗ 
fachen 336 
Sideifommiffe, Eigentum 11 
— Beräußerung 178 
— Aufhebung 295, 367, 399, 431 
Filiale, Entlaſſüng des Leiters 253 
N 219 
iſchereirecht, Teilung 164 
Fiskus ſ. Staat. 
en beim Fideikommiß 432 
orderung, Einziehung 105 
— Ab a 12, 140, 284, 314 
Form der Bermögensübertragung 232 
— des Grundſtückskaufs 119 
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Jorm des Teſtaments 58, 
— Heilung des Mangels 

Forſtamt, Enteignung von Holz 

Forſtgeſe 6, Aenderung 

Frachtanſprüche, Verjährung 

Frau als Vormund 

Freiwillige Geri chtsbarkeit, Zuſtändigkeit 
Friedensrichter 

Fürſorgeerziehung, Zuſtändigkeit 

— Verfahren 

— Fingerabdrucke 


G. 
Gaſt, Begriff 
Ga 1 0 Einbringung von Sachen 
— Haft 


— Ueberſchreitung der Polizeiſtunde | 

— Schleichhandel 84, 288, 292, 
Gattungsvermächtnis 

Gebäude beim Erbbaurecht 168, 
— Ablöſung von Teilen 319, 
Gebühren des Notars 61, 
— der Rechtsanwälte 354, 
— der Zeugen 

— Sachvoerſtändiger 62, 


— für Apotheken verkauf 

— für Löſchungen 

— für Eheverträge 

— beim Reichsfinanzhof 

— in Militärverſorgungsſachen 

— Verjährung 

Gebührenvorſchuß für die Reviſion 
Gefangener, Begriff 

Gehalt, Aufrechnung 
Gehaltsordnung, Aenderung 
Geiſteskranke, Fingerabdrucke 

— Querulanten als G. 
Geldfideikommiß 

Gemeinde, Haftung für Tumultſchäden 
— Haftung für Gebäude 

— Haftung für Straßenunfälle 

— Schulleiſtungen 
Gemeindebeamte, Nebengeſchäfte 


Gemeindebehörde, Tätigkeit in Mietſachen 250, 


Gemeindeordnung, Aenderung 
Gemeinnützigkeit, Begriff 93, 
Gemeinſchaft, eheliche 

— des Zugewinnſtes 

— Aufhebung 36, 
Gendarmerie, Neuordnung 

Genehmigung unwirkſamer Erklärungen 

— durch ſchluſſige Handlungen 

— mangelhafter Lieferung 

Generalpacht, gewerbsmäßige 
Genoſſenſchaften, gemeinnützige 
Gerichtsſtillſtand 

Geſamtgut, Veräußerung 

— f. a. Gütergemeinſchaft 

Geſamtſtrafe, Berechnung 
Geſchäftsbeſorgung, Auslagen 

— Haftung 

— Unfähigkeit zur G. 

Geſchäftsherr, Kündigung gegenüber Agenten 
Geſchäfts unfähige, Wohnſitz 
Geſchäftsvereinfachung 

ee e Bekämpfung 
Geſchlechts verkehr als Verzeihung d. Ehebruchs 
Geſellſchaft, geiſtliche 

— ſ. auch Handelsgeſellſchaft 

Geſinderecht 

Gewährleiſtung beim Kauf 35, 234, 
Gewalt, öffentliche, Begriff 


Gewerbsmäßigkeit, Begriff 84, 93, 


Gewerkſchaft im Bergrecht 


313 
389 
301 
106 


107 
338 
3 


29 
327 
109 


4 


Gewinn, übermäßiger 146 
Bipsrofette, Abſturz 358 
Gleisanlagen, unbef. Betreten 19 
Gleis anſchluß 316 
Gläubiger, Bevorzugung 318 
Grenzzollämter 42 
Srubenvorſtand 

rund beſitz, Verteilung 157, 179 
— Beſteuerung 226 
Grundbuch, Behandlung von Erbbaurechten 173 
— Fideikommißeintragungen 400 
Srundbuchanlegung, Bedeutun 20 
Grundbuchrichter, Prüfungspflicht 290 
— Amtspflichtverletzung 283 
Grundbuchſachen, Beweisfragen 361 
Grund dienſtbarkeit, Beſtellung 232 
— Ausübung 212 
Grundrechte 66, 364 
rundſtücke, Form des Kaufvertrags 20 
— Erſitzung 165 
— Beräußerung 164, 258 
— Anrechnung auf ein Darlehen 

— Enteignung 155, 241 


— ron Krlegsbeſ chädigten 
— f. a. Erbbaurecht 
Jütergemeinſchaft, Auseinanderſetzung sa 


— Fortſetzung 32 
— Pfändung von Anteilen 80 
— bei Fideikommißbeſitz 369 
— Bermögenfteuer 268 
üterrecht, eheliches, Ueberleitung 70 
— Neugeſtal tung 114 
ee ehelicher Aufwand 423 


Güterverkehr, Beſteuerung 26 


Güterzertrümmerung 93 
Jute Sitten, Verſtoß 13, 20, 5 138, 231 


38, 378 

Zuthaben, Ueberweiſung ins Ausland 210 
H. 

Haft en N 214 

— bei Ungebühr 389 


— ſ. a. Berhaftung 
Hamſtern, Straſbarkeit 315 
andelsgeſellſcha ft, offene, Fortſetzung Re 342 


Handelsregiſter, Anmeldung „258 
— Eintragung 342 
Handlungsagent, Kündigung 236 
Handlungsgehilfe, Kündigung 276 
Hauptſchuld bei Vürgſchaft, Verjährung 281 
Hauptverhandlung in Strafſachen 31, 257 
vor dem Volksgericht 439 
Hauseigentümer, Haftung für Unfälle 36, 162 
319, 358 
— Zuſtellung 322 
Sansa 1e nach bayer. LR. 72 
Hausgeſetze der Standes herrn 241 
Hausgüter, ſtandesherrliche 367 
Heeresdien ft, Einfluß auf Rentenanſprüche 120 
Heeres verwaltung in Bayern 372 
Hehlerei, Tatbeſtand 105 
Heimfa IT des Erbbaurechts 169 
Kerbergs vertrag 273 
Hilfsbeamte der Staatsanwaliſchaft 293 
Hinterbliebene der Beamten 200 
— der Volksſchullehrer 365 
— von Militärperfonen 152, 335, 350 
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Seleitwort der Snhriftleitung. 


Es wäre unnütz ſich verhehlen zu wollen, daß 
wir beim Eintritt in das neue Jahr nur mit 
ſchweren Beklemmungen dem Kommenden entgegen⸗ 
ſehen können. Das Reich von übermächtigen Feinden 
umringt und wehrlos ihrem Willen preisgegeben, 
die deutſche Wirtſchaft in ihren Grundfeſten bedroht, 
tauſende und abertauſende der fähigſten Maͤnner 
dahingerafft, ungeklärte politiſche Verhaltniſſe im 
Innern! Wie klein nehmen ſich unter dem Ein⸗ 
drucke der welterſchütternden Ereigniſſe die alltäg⸗ 
lichen Fragen des Rechtslebens aus, wie unbedeutend 
erſcheinen uns ſelbſt die auf ſeine Umgeſtaltung von 
Grund aus hinarbeitenden Strömungen in einer 
Zeit, da Reiche ſtürzen und Länder zerſtückelt werden! 
Alle unſere Maßſtäbe haben ſich verſchoben. Noch 
nicht weit zurück liegen die Tage, da man von einer 
freieren Stellung des Richters zum Geſetz den Zu⸗ 
ſammenbruch des Staatslebens befürchtete; jetzt 
haben wir uns mit ganz anderen Umwälzungen 
abfinden müſſen. 

Man könnte es verſtehen, wenn ſich der Juriſt 
in dieſer Zeit darauf beſchränken würde, das un⸗ 
bedingt Nötige zu tun: iſt uns doch ſelbſt die nächſte 
Zukunft wie durch einen dicken Nebel verhüllt und 
was heute noch vernünftig und durchführbar ſcheint, 
kann morgen überholt oder unmöglich ſein. Und 
doch wäre es nicht richtig nur für den Tag zu 
arbeiten. Der Juriſt würde damit nur anderen 
Kräften die Führung überlaſſen und ſich ſchließlich 
ſelbſt von der Einwirkung auf den Gang der Er⸗ 
eigniſſe ausſchalten. Anderſeits beſteht wieder die 
Gefahr, daß überſtürzte Neuerungen gefordert 
werden. Man mag früher allzu bedächtig und 
unentſchieden geweſen ſein, wenn die Axt an über⸗ 
lieferte Anſchauungen gelegt werden ſollte — jetzt 
wird man ſich davor hüten müſſen, in einem 
Tage erreichen zu wollen, was nur durch wohl⸗ 
überlegte, gründliche Arbeit geleiſtet werden kann. 


Der richtige Mittelweg wird nicht leicht zu finden 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München. Ottoſtraße 1a. 
Anzeigengebübr 30 Big. für die halbgeſpaltene Petitzei le 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 


A anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Ueberefhkunft. 


Nachdruck verboten. 1 


ſein. Auch an dieſer Stelle können nur einige 
Fingerzeige gegeben werden. 

Vor allem gilt es, die Unabhängigkeit der 
Rechtspflege um jeden Preis und mit allen Kräften 
zu wahren. Würden wir ſie verlieren, ſo könnten 
wir freilich getroſt alle Geſetze in den Papierkorb 
werfen und könnten es uns erſparen neue zu machen. 
Die Allgemeinheit hatte es in ruhigeren Zeiten 
verlernt, dieſes Gut nach ſeinem wahren Werte zu 
ſchätzen. Sie hatte ſich ſogar daran gewöhnt, an 
ihm zu rütteln. Jeder Unzufriedene verſuchte, auf 
dem Wege über die Juſtizverwaltung, das Parlament 
oder die Preſſe Einfluß zu gewinnen. Und die 
zuweilen hervortretende Langſamkeit des Prozeß⸗ 
gangs, deren wahre Gründe nicht für jedermann 
klar lagen, führte dazu, daß man die raſchere Er⸗ 
ledigung vor Sondergerichten, Einigungsämtern 
oder andern eigens geſchaffenen Verwaltungsſtellen 
dem ordentlichen Rechtsgang vorzog. Wir wollen 
hoffen, daß es nicht bitterer Erfahrungen bedarf, 
um wieder die Ueberzeugung zu befeſtigen, daß 
gerade unter politiſch unruhigen Verhältniſſen eine 
unbeeinflußte Rechtſprechung und ein in der perſön⸗ 
lichen Stellung geſicherter Richterſtand die Grundlage 
alles ſtaatlichen Lebens bedeuten. 

Auch bei Wahrung ſtrengſter Unparteilichkeit 
wird es möglich ſein, im Rahmen der geltenden 
Geſetze manchen berechtigten Wunſch nach leben⸗ 
digerer Geſtaltung des Rechts zu verwirklichen. 
Daß ſolches geſchehen kann, daß es dazu oſt nur 
des feſten Entſchluſſes bedarf, ſelbſtgeſchaffener 
Hemmungen ledig zu werden, hat gerade dieſe 
Zeitſchrift in zahlreichen Einzelfällen ſeſtzuſtellen 
verſucht. Es wäre überflüſſig, darüber noch viel 
zu ſagen. Der Gefahr allzu eiliger, ungenügend 
vorbereiteter Rechtsverbeſſerungen kann nicht wirk⸗ 
ſamer vorgebeugt werden als durch eine beweg⸗ 
liche Rechtſprechung, die nicht am Worte haftet, 
ſondern das Recht aus ſich ſelbſt heraus weiter 
entwickelt und fortbildet. Die Zeitgeſchehniſſe 
werden den Antrieben dazu eine mächtige Föoͤrde⸗ 
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rung geben. Die geſetzgeberiſche Tätigkeit wird 
deshalb nicht überflüſſig werden, ſie wird ſich aber 
ruhiger und überlegter vollziehen können und wird 
wertvolle Anregungen empfangen, wenn ihr ſchon 
die Rechtſprechung vorgearbeitet hat. 

Bei der allgemeinen Gärung kann es nicht 
ausbleiben, daß allerlei Standesfragen in den 
Vordergrund treten werden. Es iſt nur erklärlich, 
daß jetzt die Vertreter der einzelnen juriſtiſchen 
Berufsarten alsbald die beſonderen Gebrechen des 
engeren Kreiſes beſeitigt, die beſonderen Anliegen 
berückſichtigt ſehen wollen. Von der neuen Zeit 
erhofft man, was die alte nicht gewähren konnte 
oder wollte. Und alle dieſe Standesangelegen⸗ 
heiten hängen wieder eng zuſammen mit den 
großen Fragen des Rechtslebens. So wird jede 
Neugeſtaltung des bürgerlichen Rechtſtreits und der 
Strafrechtspflege auf das berufliche Fortkommen 
der Richter und der Rechtsanwälte zurückwirken, 
die Stellung dieſer Kreiſe im Staatsganzen weſent⸗ 
lich beeinfluſſen. Und anderſeits läßt ſich manche 
berechtigte Forderung der Berufsſtände nur durch⸗ 
ſetzen, wenn auch an eine Aenderung des geltenden 
Rechtes herangetreten wird. Wenn irgendwo, ſo 
iſt gerade in diefen Dingen für die nächſte Zeit 
eine weiſe Selbſtbeſcheidung geboten. Es wird 
häufig nicht möglich ſein, auf der einen Seite zu 
helfen, ohne auf der anderen anzuſtoßen. Ein 
ſtürmiſches Vordrängen könnte leicht zu einem 
Kampf Aller gegen Alle und damit zu einer 
Selbſtzerfleiſchung der Juriſtenwelt führen, die 
weder ihrem Anſehen nach außen noch der Er⸗ 
füllung gemeinſamer Wünſche förderlich wäre. 
Dem Schrifttum vor allem erwaäͤchſt die Auf: 
gabe, hier maͤßigend und ausgleichend zu wirken, 
ſich zu hüten vor einem einſeitigen Feſtlegen auf 
beſtimmte Ziele. So lange die Zukunft Deutſch⸗ 
lands und damit auch des bayeriſchen Staates 
noch unſicher, ja abhängig iſt von den Anſprüchen 
erbitterter äußerer Feinde, wird manches Be⸗ 
gehren zurückgeſtellt werden müſſen, das unter 
günſtigeren Verhältniſſen raſch als begründet an⸗ 
erkannt worden wäre. 

Das Jahr 1919 wird vielleicht das ſchlimmſte 
der deutſchen Geſchichte werden. Was im Großen 
geſchieht, wird auf jeden Berufskreis weiterwirken 
und ſich bis in jedes Einzelleben hinein fühlbar 
machen. Der Juriſtenſtand darf in ſolchen Zeiten 
feine Kräfte nicht dadurch verzetteln, daß er in 
der Welt des unendlich Kleinen nach wiſſenſchaft⸗ 
lichen Streitpunkten ſucht. Das mochte in behag⸗ 
licheren Jahren eine nutzbringende Beſchaftigung 
für ihn ſein, jetzt ſind ihm hohere Ziele geſteckt. 
Gegenüber weitausſchauenden Strebungen aber ſoll 
er ſich die beſonnene Nüchternheit und die Mäßi⸗ 
gung bewahren, die ihn bisher auszeichneten. Der 
Weg, den wir heuer gehen müſſen, wird wohl 
ein Leidensweg ſein. Wir wollen ihn wenigſtens 
geſchloſſen und einig beſchreiten. 


Das Fuſtitut für Nechtsvergleichung 
an der Univerſität München. 


Von Profeſſor E. Nabel, Vorſtand des Inſtituts. 


Für die freundliche Einladung der Redaktion, 
den Leſern das oben bezeichnete junge Univerſitäts⸗ 
inſtitut und ſeine Zwecke zu ſchildern, fühle ich 
mich zu aufrichtigem Danke verpflichtet. Freilich 
zögerte ich; denn gern hätte ich den bayeriſchen 
Juriſten wenigſtens einen Teil als fertig vorſtellen 
mögen. Die vielfache Not der Kriegszeit mit 
ihrem Perſonalmangel und der Unmöglichkeit, viel 
ausländiſche Literatur zu beſchaffen, warf der In⸗ 
ſtandſetzung des Inſtituts ſchwere Hinderniſſe ent⸗ 
gegen. Allein, es ſei nun geſtattet, die Teilnahme 
der Herren Kollegen aus der Praxis, ihren Rat 
und ihre Hilfe, für den Plan ſelbſt und die An⸗ 
fänge ſeiner Durchführung anzurufen. Iſt die 
Stunde dafür wahrhaftig nicht die günftigite, jo 
iſt fie doch keinesfalls verfrüht! “) 

1 


Im geſamten Bereiche vergleichender Rechts⸗ 
betrachtung heben ſich m. E. unter anderem, namentlich 


neben der eine Sonderſtellung verdienenden „ethno⸗ 


logiſchen Jurisprudenz“ drei große Gebiete heraus: 
1. die vergleichende Rechtsgeſchichte, die aus 
mannigfachen Gründen vorerſt nur als komparative 
Methode bei der Erforſchung der einzelnen 
Rechtsordnungen auftreten darf, nicht als eine 
eigene Wiſſenſchaft, aber ſchon in dieſer Beſchränkung 
ihre außerordentliche Fruchtbarkeit bewährt hat, 
im Auffinden und im Beantworten rechtshiſtoriſcher 
Fragen; 2. die dog matiſche, ſyſtematiſche, 
oder a potiori modernrechtlich zu nennende Ver⸗ 
gleichung, von der noch zu ſprechen iſt; und 
3. ein in die Philoſophie hineinragender Teil, wo 
geſchichtliche und ſyſtematiſche Rechtswiſſenſchaft 
gemeinſam mit Rechtsphiloſophie und Soziologie 
die tiefſten Fragen von der Entſtehung und dem 
Wirken des Rechts zu unterſuchen haben und die 
Rechtsvergleichung keineswegs bloß Material liefert, 
ſondern niemand tauglicher Beurteiler ſein kann, 
er ſei denn ſelbſt auch Rechtsvergleicher. 

Aus allen Gebieten könnte der fleißige Chroniſt 


beſtverdiente Namen, gute Leiſtungen und mehr 


noch vielverſprechende Anſätze verzeichnen. Trotz⸗ 
dem iſt überall nur ein Anfang geſchehen, ja die 
ganze Richtung noch immer nicht unangefochten. 
In der Rechtsgeſchichte hat ſie ſich jetzt immerhin 
die Zukunft geſichert. Welchen Nutzen aber ein 
umfaſſender und methodiſch geordneter Umblick 
in den Rechtsſätzen verſchiedener Rechtsgemein⸗ 
ſchaften für die Stellungnahme zum einzelnen 


) Der Artikel war kurz vor der großen Umwälzung 
der äußeren und inneren Verhältniſſe geſchrieben. Jetzt 
gilt es aber erſt recht, an die Wiſſenſchaft nicht zu 
vergeſſen, nach dem oft und nicht zu oft berufenen 
Beiſpiel der weitſichtigen Männer, die 1809 die Uni⸗ 
verſität in Berlin errichteten. 
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geltenden Rechte hat, das wußten ein Leibnitz. 
ein Montesquieu und Feuerbach; das wird denn 
auch heute in einzelnen Fächern durchaus beherzigt, 
begreiflicherweiſe am eheſten dort, wo die Natur 
des Stoffes zum Umſehen zwingt oder anreizt, 
wie im internationalen Recht, Handels- und See: 
recht, Erfinder⸗ und Urheberrecht. Hier hat zumal 
Deutſchland glänzende Leiſtungen aufzuweiſen. 
In anderen Diſziplinen fehlt viel mehr vom Er⸗ 
wünſchten, am meiſten, wo es unmittelbar und 
für die Hauptbetätigungen der geſamten Rechts⸗ 
wiſſenſchaft mittelbar am nötigſten wäre, im 
allgemeinen Privatrecht. Im Verhaltnis zum 
ſonſtigen Hochſtand müſſen wir da, bei hervor⸗ 
ragenden Verdienſten einzelner Gelehrter, doch leider 
gerade in Deutſchland die größte Rückſtändigkeit 
beklagen. Ueberhaupt aber gibt es im Privatrecht 
nichts, was der monumentalen, den deutſchen Kri⸗ 
minaliſten zu verdankenden „Vergleichenden Dar⸗ 


| ſtellung des deutſchen und ausländifhen Straf⸗ 


rechts“ irgend zur Seite geſtellt werden könnte,“ 
vollends nichts, was auch nur teilweiſe die alte 
Pandektiſtik erſetzen würde, die ſo viele Jahrhunderte 
lang den Boden einer gemeinſamen kontinentalen 
Rechtsweisheit abgab. Bei neuen Geſetzentwürfen 
find allmahlich in allen Staaten Ueberſichten über 
die fremden Parallelgeſetze üblich geworden; wie 
fragwürdig muten ſie zumeiſt an — naturgemäß. ſo⸗ 
lange keine ſyſtematiſche Wiſſenſchaft den Nachfor⸗ 
ſchungen im fremden Rechte — nicht bloß Geſetze! — 
Methode, Richtung und Ziel weiſt. Eine ſolche 
beſteht noch nirgends. Freilich ſollte nicht über: 
ſehen werden, wie vertraut die ſehr umfängliche 
und eifrige italieniſche Literatur der letzten Jahr⸗ 
zehnte mit der Beſchäftigung iſt, ihre aus Frank⸗ 
reich überkommenen Geſetze und die franzöſiſch⸗ 
italieniſche Rechtſprechung mit der deutſchen Doktrin 
ſtändig auseinanderzuſetzen. Auch die Schweiz 
und Holland, Frankreich, England, Nordamerika 
find uns in einigen Richtungen voraus, wenngleich 
keineswegs in allen und lange nicht ſoweit, als teils 
die natürlichen Bedingungen, teils die ſchon ge⸗ 
raume Zeit andauernde Aufmerkſamkeit auf die 
»verglichene Geſetzgebung“ erwarten laſſen würden. 
Nehmen wir aber weiter, wie bis jetzt, von alledem 
nicht einmal regelmäßige Kenntnis, und zögern 
wir noch mit dem viele Kräfte anſpannenden 
Wettbewerb, ſo iſt die ohnedies arg gefährdete 
Führung in der Rechtswiſſenſchaft rettungslos ver⸗ 
loren, die unſere großen Juriſten des 19. Jahr⸗ 
hun derts für Deutſchland erwarben. 

Die Aufgabe des Tages liegt für uns zurzeit 
bei der Vergleichung des poſitiven deutſchen Rechtes 
mit den ausländiſchen. Ihre Gegenſtände ſind die 
Rechtsinſtitutionen, Rechtsgedanken, Rechtsſätze, 
Rechtstatſachen, Konſtruktionen, nicht zum wenigſten 


7) Für den Zivilprozeß wird ein entſprechendes 
Werk vorbereitet. Das ſonſt ſchon, beſonders im öffent⸗ 
lichen Recht, Erreichte aufzuführen, iſt hier nicht der Ort. 


die Technik der Geſetze, der Urkunden, auch der 
Rechtſprechung, und die ganze juriſtiſche Methode. 
Das Gebiet: vergangene und lebende Rechtsord⸗ 
nungen, in finngemäßer Auswahl oder in mög⸗ 
lichſter Vollſtändigkeit. 

An der Sie ihrer Zwecke ſteht die Ver⸗ 
tiefung unſeres Wiſſens. Zu erhoffen iſt Belebung 
und Bereicherung der Betrachtungsweiſe, Befreiung 
von ungeprüften Vorurteilen, Reinigung der Be⸗ 
griffe, Vervollkommnung der Grundlagen des ju⸗ 
riſtiſchen Denkens. Daran ſchließt ſich die Aus⸗ 
ſicht, das unwegſame Dickicht unſerer Paragraphen 
und der fremden durch ein Straßennetz durchquert 
zu ſehen, das allen offenſteht. Es genügt, daß 
es bruchſtückweiſe entſtehe und daß die Juriſten 
einiger Lander daran arbeiten. Aber an einer 
neuen allgemeinen Rechtslehre wäre jede Nation 
beteiligt, jede könnte mitwirken nach ihrem Ver⸗ 
mögen an Rechtsgut und ihrer eigentümlichen Be⸗ 
gabung. Man hat ſolches Zuſammenarbeiten 
bisweilen ſchon erhofft, wenn man ein „Weltrecht“ 
befürwortete, um das ſich heute mehr denn je 
Glaube und Zweifel ranken. Die Wiſſenſchaft 
iſt ihrem Weſen nach international und die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft inſofern, als ſie überhaupt Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt. 

Aber auch die Kunſt der Lebensordnung braucht 
die Rechtsvergleichung. Ein natürlicher Strom 
fließt von ihr zur Rechtspolitik hin. Sie ver⸗ 
mehrt, um Zitelmanns Ausdruck zu gebrauchen, 
den Vorrat an Löſungen für die an mehreren 
Orten ähnlich auftretenden Probleme und hilft bei 
möglichſt allſeitiger Würdigung der verwandten 
und verſchiedenen Verhältniſſe die Wirkung der 
Rechtsſätze auf das Leben werten. Dies gilt nicht 
bloß für die Schaffung neuer Geſetze. Je ein⸗ 
dringlicher die ſchöpferiſche Kraft der Rechtſprechung 
betont und je gewiſſenhafter ſie geübt wird, umſo 


häufiger bedarf die Phantaſie und Weisheit des 


Richters der Stärkung durch ein jenſeits der Grenzen 
des Reichsgeſetzblattes geholtes Wiſſen. Und 
zwiſchen Geſetz und Judikatur teilt die Bedürf⸗ 
niſſe beider die gewaltige rechtsgeſtaltende Macht 
der Vertragspraxis. Alle Vereinheitlichung endlich 
muß durch Rechtsvergleichung vorbereitet werden. 
Ich glaube freilich nicht an die Lehre, daß die 
Unifizierung im notwendigen Zuge der Menſch⸗ 
heitsentwicklung liegt, während doch im Gegenteil 
Differenzierung immer das Merkmal fortſchreitender 
Kultur war; und das Verkehrteſte iſt die eilige 
Anpaſſung an fremde Gedankengaͤnge, zu der 
traurigerweiſe der Deutſche noch immer ſoviel mehr 
neigt als andere. Wie diejenige innerſtaatliche 
Ordnung die beſte iſt, die die Sphären der Ge⸗ 
meinſamkeit und des einzelnen, das ſoziale und 
das individuelle Intereſſe am gerechteſten gegen⸗ 
einander abzugrenzen weiß, ſo iſt eine zwiſchen⸗ 
oder überſtaatliche Regelung zweckmäßig und halt⸗ 
bar nur, wenn der kulturelle und materielle Aus⸗ 
tauſch gefördert wird, ohne Geiſt und Gut des 
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einzelnen Volkes zu ſchädigen. Die wohlverſtandene, 
mit Geſellſchafts⸗ und Wirtſchaftskunde verſchwi⸗ 
ſterte Rechtsvergleichung wird dazu mitwirken, die 
Mittellinie zu ziehen. Es iſt unbefangen zu prüfen, 
wo leinſeitige oder doppelſeitige) Rechtsannäherung 
und Rechtsausgleichung möglich und wo ſie nützlich, 
namentlich für das eigene Volk nützlich ſind; nicht 
wenige Bedürfniſſe des Verkehrs wirken allerdings 
auf ſie hin. 


II. 


Keineswegs gebricht es uns in Deutſchland 
an allen äußeren Veranſtaltungen zur Pflege der 
Rechtsvergleichung. Wir haben — um nur das 
Wichtigſte zu nennen“) — ſeit 1878 durch Kohler 
u. a eine eigene Zeitſchrift für vergleichende Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, ſeit 1894 die von Felix Meyer ge⸗ 
leitete Internationale Vereinigung für verglei⸗ 
chende Rechtswiſſenſchaft und Volkswirtſchaftslehre 
und deren Vorträge und Veröffentlichungen. Auch 
iſt es ein Programmpunkt der ebenfalls von Kohler 
angeregten Rheiniſchen Zeitſchrift für Zivil⸗ und 
Prozeßrecht, mit den Rechtsgedanken des Weſtens, 
der Schweiz und Oeſterreichs Fühlung zu erhalten. 
Wieviel Mühe koſtet es uns allen aber, gerade Auf⸗ 
ſätze vorzulegen. die die modernen Rechte unterein⸗ 
ander wirklich energiſch verarbeiten! Uns fehlt das 
Verſtändnis und die Beteiligung der weiten Kreiſe 
der deutſchen Juriſtenwelt! Ein Blick in die 
größten deutſchen Bibliotheken lehrt, wie verhältnis⸗ 
mäßig wenig bei uns doch bisher das Auslandsrecht 
gepflegt wird.“) 

Werben wir bei der Jugend! Von den fernen 
Schlachtfeldern der halben Welt heimkehrend oder 
unter den unauslöſchlichen Eindrücken dieſer großen 
und furchtbaren Jahre herangereift, wird ſie es 
begreifen, daß ein Volk, das ſich hinter hohen 
Mauern abſperrt, verwelkt und verdorrt. Sie 
wird, wie einſt die Deutſchen um Herder, die 
Stimmen der Völker verſtehen wollen, und zu⸗ 
gleich niemals daran verzagen, daß auch der deutſche 
Gedanke in der Welt gehört werden muß. Die 
bundesſtaatlichen Unterrichtsverwaltungen haben 
die Notwendigkeit der nächſten Zukunft voll erfaßt. 
Drücke uns welche Not immer, die „Auslands⸗ 
ſtudien“ an den Hochſchulen müſſen durchgeführt 
werden. Bekanntlich bezwecken ſie zweierlei: die 
weltpolitiihe Bildung zu heben und Spezialkennt⸗ 
niſſe über beſtimmte Lander und Völker zu lehren. 
Auf das Juriſtiſche angewendet, bedeutet dieſes, 
daß z. B. Kiel für die nordiſchen, Bonn für die 
romaniſchen, München für die Rechte der öſtlichen 
und Mittelmeerländer zu ſorgen hat. Jenes 
aber, das allgemeinbildende Auslandsſtudium iſt 


2) Wiederum ſei betont, daß zahlreiche Fachzeit⸗ 
ſchriften, Handbücher, Enzyklopädien ufw. fremde Rechte 
zu berückſichtigen oder ſogar darzuſtellen ſtreben. 

) Vgl. die Bemerkung E. Heymanns bei 
Holtzendorff⸗Kohler, Enzyklopädie (7) 2, 284 Anm. 2. 
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juriſtiſch gewendet nicht die bloße Kenntnisnahme 
von fremden Rechten, ſondern nichts anderes als 
eben Rechtsvergleichung. Zwar ſollte die Bekannt⸗ 
ſchaft mit wenigſtens einem fremden Rechte für 
den gebildeten Juriſten das ſein, was die Be⸗ 
herrſchung einer fremden Sprache für jeden ge⸗ 
bildeten Deutſchen. Aber denkkritiſchen Nutzen 
ziehen, den Geſichtskreis des Fachmanns weiten, 
einen Standpunkt oberhalb unſeres poſitiven Rechts 
gewinnen kann nur, wer den neuen Stoff mit 
dem alten verſchmilzt. Der Gewinn waͤre groß, 
auch wenn unſere rechtsgeſchichtlichen Vorleſungen 
irgend den Raum hätten, wie einſt (als wir kaum 
den Anfang der rechtshiſtoriſchen Forſchung von 
heute beſaßen!); er iſt doppelt erſtrebenswert in 
einer Zeit, die neben dem Paragraphenrecht zwar 
zahlloſe Hilfswiſſenſchaften pflegen möchte, aber 
nur ganz wenige juriſtiſche Bildungskollegien 
am Leben ließ. 

Hierzu müſſen eigene Univerſitätsſeminare in 
der ſonſt gewohnten Weiſe der Uebungen und An⸗ 
leitung zu wiſſenſchaftlichen Einzelarbeiten helfen. 
Natürlich läßt ſich die Rechtsvergleichung nicht 
abſtrakt lehren, ſondern nur am konkreten fremden 
Recht. Nach Geſchichte und Verwandtſchaften 


unſeres eigenen Rechtes dürfen m. E. nicht fehlen: 


das bisherige Oeſterreich (und das künftige Deutſch⸗ 
Oeſterreich), Schweiz, Frankreich, Italien, woran 
ſich verſchiedenes ſchließen mag. Es trifft ſich für 
München glücklich, daß dieſes Minimalprogramm 
auch zu den hieſigen ſpeziellen Auslandsſtudien 
paßt. Naheliegen würde es hier, auch die öſter⸗ 
reichiſchen Slaven, Ungarn, den Balkan und die 


Türkei einzubeziehen; dies iſt eine Frage des er⸗ 


reichbaren kundigen Hilfsperſonals. Eine höchſt 
erwünſchte Ergänzung bietet innerhalb Bayerns 
das neue Seminar für engliſches Recht unter der 
Leitung unſeres beiten Kenners, A. Mendels⸗ 
ſohn⸗ Bartholdy in Würzburg. 

Das Münchner Inſtitut durfte ſich zuerſt, dank 
einer Entſchließung des bayeriſchen Kultusmini⸗ 
ſteriums im Herbſt 1916 als gegründet betrachten. 
Seither find das ſchon früher von dem ver⸗ 
ſtorbenen Oberbürgermeiſter Adickes ſehr groß⸗ 
zügig geplante Inſtitut für vergleichende Rechts⸗ 
wiſſenſchaft in Frankfurt, ein Heidelberger Seminar 
für rechtswirtſchaſtliche und rechtsvergleichende Stu⸗ 
dien und andere von privaten Gönnern reichlich 
ausgeſtattet worden. Auch das großartig ent⸗ 
wickelte Kieler Inſtitut für Seeverkehr und Welt⸗ 
wirtſchaft und das ebenfalls großen Anlauf neh⸗ 
mende Archiv für Wirtſchaft, Recht und Ver⸗ 
waltung in Breslau gehören mit einem Teil in 
dieſen Kreis. 

Im Münchner Fall bedarf der anſpruchsvolle 
Name eines „Inſtituts“ einer Erklärung. Denn 
vorläufig rechtfertigt er ſich nicht gerade durch 
imponierende Räumlichkeiten oder Einrichtungen. 
In der Tat ſoll aber nicht bloß der Studierende 
und junge Praktiker in fremde Rechte und die Ver⸗ 
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gleichung eingeführt, vielmehr möglichſt auch der 
Forſcher unterſtützt und zumal der Praktiker mit 
Literatur und perſönlicher Beratung verſehen werden, 
wenn er ſich über eine Einzelfrage der Rechtsver⸗ 
folgung im Ausland zu unterrichten wünſcht. Für 
die oben angeführten Staaten wird eine tunlichſt 
vollſtändige Bücherei angeſtrebt; im übrigen wenig⸗ 
ſtens das Nötigſte an Nachſchlagewerken. Betreffs 
jener Länder ſollte ſich das Inſtitut mit der Zeit 
auch als Auskunftsſtelle eignen, jedoch nur für 
Juriſten und Behörden, nicht unmittelbar für das 
rechtsſuchende Publikum. 


Im Vordergrund fleht das Recht des privaten 
Verkehrs: Bürgerliches, Handelsrecht und Zivil⸗ 
prozeß. Natürlich find andere Faͤcher keineswegs 
ausgeſchloſſen. Mit beſonderer Genugtuung darf 
ich bemer’en, daß bereits Prof. v. Frank ſtraf⸗ 
rechtliche vergleichende Uebungen im Inſtitute abhält. 


Der erſte Anfang empfing namhafte Erleich⸗ 
terung durch eine ſchöne Gaſtfreundſchaft, die die 
Ver valtung der Univerſitätsbibliothek bewilligte. 
Das Inſtitut konnte einen kleinen Saal in deren 
Raͤumen beziehen, angrenzend an das juriſtiſche 
Leitſchrif tenzimmer und den anſehnlichen juriſtiſchen 
Leſeſaal, und eine Anzahl von Büchern der Uni: 
verſitäts bibliothek einſtweilen aufſtellen. — Ein 
Geſamtkatalog der einſchlägigen Werke mit An⸗ 
gabe, ob ſie in einer Münchner Bibliothek vor⸗ 
handen ſind, iſt im Werden. Ein warmes Ent⸗ 
gegenkommen und wirkſame Förderung verdanke 
ich dabei der Leitung der Hof⸗ und Staatsbiblio⸗ 
thek; auch vermehrt ſie ihre Beſtände durch be⸗ 
deutende Ankäufe, die ſich mit denjenigen des In⸗ 
ſtituts ergänzen. Den Vorrang hatten in alledem 
naturgemäß die bisher erreichbaren Länder: Oeſter⸗ 
reich, Schweiz, Belgien. Wir haben da ſchon 
manches, das bisher nicht bloß in München ver⸗ 
geblich geſucht wurde. 

Endlich darf berichtet werden, daß das Vor⸗ 
bild des bekannten Inſtituts für angewandtes 
Recht von Proſ. Sperl in Wien wie anderwärts 
auch bei uns befolgt werden wird. Eine gut aus⸗ 
gewählte Sammlung von Urkunden, Akten, Formu⸗ 
laren der Behörden, von tppiſchen Geſchäften und 
Rechtsſtreitigkeiten wirtſchaftlicher Unternehmungen, 
die möglichſt getreu das wirkliche Leben wider⸗ 
ſpiegelt, fördert die Anſchauung der Studierenden 
und gewährt der Forſchung Anregungen. Der 
richtige Platz für die Hauptmenge einer ſolchen 
Sammlung erwächſt hoffentlich in einem erwei⸗ 
terten juriſtiſchen Seminar. Den Rechtsverkehr 
insbeſondere Bayerns mit dem Ausland muß aber 
das „Inſtitut“ zu überſchauen verſuchen, ſofern 
nicht eine wirtſchaſtspolitiſche Anſtalt — ſ. unten III 
— einzugreifen vermag. Das nächſte Material 
wären bayeriſche Gerichtsurteile, deren Gegenſtand 
ins Ausland hinüberſpielt und die Geſchäfts⸗ 
gebräuche bayeriſcher Export: und Importhäuſer, 
Verſicherungsgeſellſchaften uſw. Sobald ruhigere 


Zeiten eintreten, werde ich auch in dieſer Richtung 
Mitarbeit erbitten.“) 


III. 


Wir brauchen aber noch weitere Maßnahmen. 
Der deutſche Außenhandel und die Exportinduſtrie 
werden außerordentliche Anſtrengungen machen 
müſſen, um in der Welt wieder Fuß zu faſſen. 
Es wird dann nicht genügen, daß wie bisher 
einige große Unternehmungen und Banken zu aus⸗ 
ſchließlich eigenem Gebrauch ſtändige Informationen 
über die Rechtsverhältniſſe beſtimmter Länder ein⸗ 
ziehen. Jedermann in Deutſchland muß Gelegen⸗ 
heit haben, den jeweiligen Stand der ausländiſchen 
Geſetze, Rechtſprechung, Gerichts⸗ und Behörden⸗ 
organiſation einſchließlich der Einzelheiten des Ver⸗ 
fahrens und der Koſten, einſchließlich auch der 
Schwächen und Mißſtände zu erfahren, und das 
tunlichſt von überall auf der Erde, auch aus den 
zerſplitterten Staaten Mittel⸗ und Südamerikas. 
Dazu iſt eine höͤchſt koſtſpielige Organiſation 
vonnöten, mit vollſtändigen Bibliotheken, Kor⸗ 
reſpondenten in allen Ländern, Archiven, einem 
Stab geſchulter Mitarbeiter, die Gutachten und 
Auskünfte erteilen und Rechtsanwälte empfehlen. 
Hierher dürſte zugleich am beſten die Ausgabe 
fremder Geſetze mit beigefügter deutſcher Ueber⸗ 
ſetzung zu weiſen ſein. 

Auch dieſes Bedürfnis iſt bereits erkannt, Otto 
Schreiber, der ſich ſchon früher in der Tages⸗ 
preſſe dafür einſetzte, hat es jüngft, Zeitſchr. „Recht 
und Wirtſchaft“, Juni 1918, zuſammenfaſſend dar⸗ 
geſtellt. Gleichzeitig iſt die tatfächliche Befriedigung 
ſchon in Berlin durch KGR. Felix Meyer und 
in Hamburg durch einen von der Kommiſſion für 
a eee eingeſetzten Ausſchuß einge⸗ 
eitet. 

Es wäre dringend zu wünſchen, daß ſich dieſe 
Pläne verwirklichen, die Arbeit gebührend geteilt 
wird, und wie Schreiber mit Recht befürwortet, 
dieſe nach wirtſchaftspolitiſchen Geſichtspunkten ein⸗ 
zurichtenden Zentralſtellen Hand in Hand mit den 
Univerſitäten arbeiten. 

Der bayeriſche Leſer fühlt wohl eine letzte 
Frage auf den Lippen. In der Oeffentlichkeit 
ſind neuerdings die beſonderen bayeriſchen und 
ſüddeutſchen Handels⸗ und Exportintereſſen ſehr 
häufig und manchmal vielleicht nicht ganz am 
rechten Ort betont worden. Sind ſie nicht eigen⸗ 
artig und bedeutſam genug. um ſich bei jenen 
Veranſtaltungen durch eine geſchloſſene Mitarbeit 
der maßgebenden Körperſchaften erſchöpfende Be⸗ 
achtung ſichern zu ſollen? Und ließe ſich nicht 
am Ende fragen, ob ſtatt der zwei Stellen für 
den Rechtsverkehr mit dem Ausland nicht ſofort 
drei zu gründen wären, davon eine in Mün⸗ 
chen? Die Frage ſei vor allem den bayeriſchen 

) Schon bisher iſt mir dankenswerterweiſe die 


Einſicht in Akten eines bedeutenden Gerichts geſtattet 
worden. 
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Juriſten, die den Handelskammern und den Handels⸗ | waltung oder in dem der inneren Bauverwaltung 
und Induſtrieverbänden naheſtehen, zur Erwägung erfolgt. N 
geſtellt. Die Eiſenbahnverwaltung regelt ihr Wohnungs⸗ 

Jedenfalls aber mögen die Fachgenoſſen dem weſen ſelbſt. Alle übrigen Dienftwohnungen find 
Münchner Inſtitut für Rechtsvergleichung ihre Mit: der inneren Bauverwaltung unterſtellt. Dieſe 
wirkung leihen. Sie iſt eine Vorausſetzung ſeines Zweiteilung bringt in der praktiſchen Behandlung 
Gedeihens. Es will auch der Praxis dienen und eine für die Nutznießer belaſtend wirkende Unter⸗ 
braucht aus der Praxis Wünſche und Anregungen. ſchiedlichkeit mit ſich. 

Um Nachſicht wird gebeten. Denn die Aufgaben Der Eiſenbahnbetrieb iſt ein auf den Ertrag 
ſind ſo zahlreich und ſchwierig, daß ſie ſich auch einer Rente berechneter Staatsbetrieb und muß 
in beſſeren Zeiten nur allmählich und ſchrittweiſe das auch bleiben, wenn nicht der Steuerzahler die 
erfüllen laſſen würden. Aber dadurch iſt auch Folgen davon tragen will. Der Standpunkt einer 
eine gewiſſe Beweglichkeit bedingt. Innerhalb des rentierlichen Geſchäftsführung kommt daher im 
feſtſtehenzen wiſſenſchaftlichen Rahmens müſſen und | Gebiete der Eiſenbahnverwaltung bei aller Wahrung 
wollen wir dem Wechſel der Zeitbedürfniſſe folgen. ſozialer Geſichtspunkte auch in der Behandlung der 
Jede tätige Teilnahme darf dankbar begrüßt und Dienſtwohnungsfrage zum Ausdruck. Ganz anders 
empfangen werden. itt es bei der inneren Bauverwaltung. Sie arbeitet 

Der Neuaufbau des Vaterlandes und ſeine auf keine Rente hin, ſondern hat nur mit den ihr 
Feſtigung nach außen erfordern einen geſchärften genehmigten Mitteln wirtſchaftlich umzugehen. 
Blick für die Geſchehniſſe in der Welt. Die neuen Ihre Behörden ſind daher viel leichter in der Lage 
Aufgaben müſſen auch uns Juriſten gerüſtet finden. als die Eiſenbahnbehörden, Entgegenkommen zu 
Und ſo iſt es in der Tat ſchon hoch an der Zeit, zeigen und ihre Entſcheidung mehr nach ſozialen 
für die Studien in den fremden Rechten und in als nach fiskaliſchen Geſichtspunkten zu fällen. 
der Rechtsvergleichung alles Nötige vorzukehren. Daher auch der vielfach beſtehende ganz auffällige 
Unterſchied der Baufallſchätzungen, je nachdem 
dieſe zum Gebiete der einen oder anderen Ver⸗ 
waltung gehören. 

Dieſer Unterſchied iſt ſo groß, daß mir z. B. 
Fälle bekannt ſind, in denen die Baufallwendung 
für einen ziemlich bedeutenden Pfarrhof niedriger 
zu ſtehen kam wie die einer mittelgroßen Eiſen⸗ 
bahndienſtwohnung. Der Beamte der inneren 
Bauverwaltung kann eben viel leichter durch Ueber⸗ 
nahme einer Laſt auf den Staat als großen Bau⸗ 
fall einen ſozialen Ausgleich ſchaffen als der 
Schätzungsbeamte der Eiſenbahnverwaltung, der 
aus fiskaliſchen Gründen bei einem ſolchen Ver⸗ 
halten eine Beanſtandung zu erwarten hätte. 

Beſonders belaſtend wirkte in dieſer Hinſicht 
die Kriegsteuerung. Während die innere Bau⸗ 
verwaltung hiefür von vorneherein einen billigen 
Ausgleich fand und bei ihren Schätzungen die im 
Frieden übliche Höhe ſo ziemlich einhielt, ſetzten 
die Eiſenbahnbehörden die Kriegszuſchlaͤge voll in 
Rechnung und kamen dadurch bis zu einer Höhe 
von 75% des für die Wohnung bezahlten Be⸗ 
trages. Das find ungeſunde Zuſtände, die dringend 
Abhilfe verlangen. Es wurden deshalb auch im 
Landtag Beſchwerden vorgebracht, auf die ſich 
der Finanzminiſter namens der Regierung in der 
415. Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 
8. Januar 1918 folgendermaßen äußerte: _ 

„Was die Entſchädigungen, die die Bes 
amten beim Aus zug aus den Dienſtwohnungen 
zu leiſten hätten, angehe, ſo habe er bereits in früheren 
Jahren erklärt, daß ihm die Verordnung über die 
Benützung der Dienſtwohnungen in einer Reihe von 
Beſtimmungen recht veraltet erſcheine und daß ſie 
zweifellos reformbedürftig, erſatzbedürftig ſei; aber 


der Gedanke, den er damals hier vertreten habe, habe 
nicht weiter verfolgt werden können, weil eben eine 


Die Verordnung über die Benügung und Unter⸗ 
haltung der Staatsgebäude vom 28. Februar 1851, 
ihre Anwendung und ihre Lechtsgültigkeit. 


Von Direktionsrat Bernhard Manerer in München. 


Es wäre ein erfreuliches Bekenntnis unſerer 
neuen Regierung zum Sozialismus der Tat, wenn 
ſie ſich entſchließen könnte, dieſen Ladenhüter aus 
alter Zeit mit einem Federſtrich zu beſeitigen. Ab⸗ 
geſehen davon, daß dadurch die Beamten mit 
Dienſtwohnungen von einer heutzutage durch nichts 
mehr gerechtfertigten Sonderbelaſtung befreit 
würden, die namentlich durch die ungleiche und 
oft recht willkürliche Art ihrer Auferlegung ſchwer 
empfunden wird, wäre dieſes Vorgehen auch vom 
rein dienſtlichen Standpunkte aus ſehr zu be⸗ 
grüßen. Denn nach dem überwiegenden Urteile 
aller Sachverſtändigen iſt der für die Staatskaſſe 
erzielte Erfolg das Papier und die Arbeit nicht 
wert, die mit dieſem Ueberbleibſel aus vergangener 
Zeit verſchwendet werden müſſen. Bei meinen An⸗ 
regungen, die ich in dieſer Hinſicht ſchon mehrfach 
brachte, wurde mir regelmäßig der eigene gute Wille, 
aber der Mangel eines ſolchen bei anderen Miniſterien 
entgegengehalten. Vielleicht bedarf es infolge der 
veränderten Verhältniſſe nur eines Anſtoßes, um 
die längſt reife Sache zur Entſcheidung zu bringen. 

Die von mir erwähnte Ungleichheit der Bau⸗ 
fallbehandlung hat ihren Grund in der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Zuſtändigkeit, je nachdem die 
Regelung im Geſchaftsbereich der Eiſenbahnver⸗ 


ganze Reihe von viel wichtigeren Aufgaben inzwiſchen 
ſich ergeben hätten. Die Abänderung der Verordnung 
ſei übrigens nicht ſo einfach zu regeln; denn es kämen 
die Wünſche der Beamten und die Wünſche einer Reihe 
von Miniſterlen in Betracht und alle dieſe Wünſche 
unter einen Hut zu bringen, ſei ſehr ſchwer. Seit dem 
Jahre 1851, aus dem die Verordnung ſtamme, ſei 
ſchon wiederholt der Verſuch gemacht worden, ſie ab⸗ 
zuändern. Allein der Verſuch ſei immer an dem 
Widerſpruche geſcheitert, den die Abänderungsverſuche 
in dem einen oder anderen Miniſterium gefunden 
hätten. Aber abänderungsbedürftig ſei ſie dringend, 
wenn wieder friedliche Zeiten kämen. In dieſer Ver⸗ 
ordnung ſei nun ausgeſprochen, daß der Beamte, wenn 
er ausziehe, die kleinen Baufälle zu tragen habe. Es 
werde jeweils ein Beamter des Bauamts abgeordnet, 
der ſie aufſtelle, und der Beamte werde dann veran⸗ 
laßt, wenn die ermittelte Summe als angemeſſen er⸗ 
achtet werde, dieſe Summe zu bezahlen. Er könne 
aber nach ſeiner Erfahrung in der Praxis ſagen, daß 
dieſe Baufallentſchädigungen in der Regel ſehr niedrig 
angeſetzt würden, außerordentlich niedrig, und häuſig 
ſei es den Beamten überlaſſen, die Baufälle etwa ſelbſt 
zu wenden, wenn ihnen der angeſetzte Betrag zu ho 
ſei, ſo daß es in ihre Hand gegeben ſei, allenſalls mit 
noch geringerem Betrage ſich der Laſt zu entledigen. 
Eine gewiſſe Entſchädigungspflicht ſei durchaus nicht 
unbillig; denn manche Wohnung werde gut gehalten 
und dann ſei die Entſchädigung auch ſehr gering; 
aber manche Wohnung befinde ſich in einem Zuſtande, 
wie es ſich ein Hausbeſitzer nicht gefallen laſſen würde, 
und er wiſſe dann nicht, wie in einem ſolchen Falle 
ein Ausgleich geſchaffen würde, wenn die Baufallent⸗ 
ſchädigung von vornherein grundſätzlich ausgeſchloſſen 
bliebe. Da müſſe eben der gute Haushälter und der 
ſchlechte Haushälter unterſchieden werden. 

Da tatſächlich während des Krieges durch die 
enormen Preiszuſchläge die Baufallwendungen viel 
mehr koſteten als ſonſt, beſtehe jetzt die Uebung, daß 
die Koſten, die durch die eingetretene Preisſteigerung 
ſich ergäben, von vornherein auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen werden. Der Beamte ſei alſo ohnedies in 
dieſer Richtung ſehr geſchont. Dazu komme noch, daß 
ja die Beamten ohnedies nur eine viel geringere Ent⸗ 
ſchädigung für die Dienſtwohnung nach dem Beamten⸗ 
geſetze zu zahlen haben, als ſie jeder andere für eine 
gleich große Wohnung zu zahlen hätte. Es ſei alſo 
dem Beamten, der eine Dienſtwohnung habe, gegen⸗ 
über dem anderen Beamten, der ſich einer ſolchen nicht 
erfreue, ohnedies ein ſehr erheblicher Vorzug einge⸗ 
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muß, mit deſſen Stellung eine Dienſtwohnung 
verbunden iſt, und die unter Umſtänden recht un⸗ 
angenehm wirken können. So muß beiſpielsweiſe 
die Dienſtwohnung bezogen werden, der Staat 
kann ferner den Nutznießer aus der Wohnung 
heraustun und ihm eine andere Dienſtwohnung 
anweiſen, ohne daß der Nutznießer beſondere An⸗ 
ſprüche geltend machen könnte. Der Staatsminiſter 
überfah bei ſeinen Ausführungen vollſtändig, daß 
die Dienſtwohnung um des Dienſtes willen und 
nicht um des Beamten willen gewährt wird und 
daß es deshalb nur berechtigt iſt, einem Beamten, 
dem man im Dienſtintereſſe eine gewiſſe Be⸗ 
ſchränkung in ſeiner perſönlichen Freiheit auferlegt, 
hiefür eine kleine Entſchädigung zu gewähren. Als 
ganz unſozial aber muß es bezeichnet werden, dem 
Beamten auf dem Umwege über die Baufall⸗ 
ſchätzung den kleinen Vorteil des geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen billigeren Wohnungsgenuſſes wieder 
abzunehmen, worauf die Erklärung der Miniſters 
hinausgeht. 

Dieſes Verfahren wäre um ſo unhaltbarer, als 
anerkennenswerterweiſe der Staat ſeine Privat- 
wohnungen in der Regel billig vermietet und ſie 
beim Bezuge vollſtändig herrichtet, ohne bein 
Auszug einen Pfennig Abnützung zu verlangen. 

Nicht ſelten find Falle, wo am gleichen Ort 
und ſogar im gleichen Hauſe für eine Dienſt⸗ 
wohnung und für eine Mietwohnung, die beide 
allen angemeſſenen Anſprüchen genügen, der gleiche 
Betrag zu bezahlen iſt, ohne daß etwa die Ver⸗ 
mietung der letzteren auf ſozial beſonders berück⸗ 
ſichtigenswerte Umſtände zurückzuführen wäre. Der 
Unterſchied liegt nur darin, daß der Dienſtwohnungs⸗ 
inhaber beim Auszug die kleinen Baufälle zu tragen 
hat, während der Mietwohnungsinhaber von allen 
Laſten befreit iſt. 

Daß die Behauptung, die Baufallentſchädigungen 


würden in der Regel ſehr niedrig angefetzt, wenigſtens 


ſür das Gebiet der Eiſenbahnverwaltung nicht 


räumt — es betrage ein Drittel —, ſo daß eigentlich richtig iſt, habe ich bereits dargelegt. Ebenſo un⸗ 


zu einer Klage, wie ſie vorgebracht worden ſel, eine 
berechtigte Unterlage nicht gegeben zu ſein ſcheine; 
aber er werde bei der Neuordnung der angeführten 
Verordnung ſorgen, daß vielleicht auch dieſe Beſtimmung 
anders gefaßt werde und dem ausziehenden Beamten 
etwa nur jene Baufälle zur Wendung zugewieſen 
werden, die nach dem BGB. demjenigen auf alle 
Fälle zufielen, der die Wohnung nicht in einer ordnungs⸗ 
mäßigen Weiſe benütze. In dieſer Art würde dann 
dieſe öffentlich⸗ rechtliche Beſtimmung in Einklang ge⸗ 
bracht werden mit der privatrechtlichen Beſtimmung 
des BGB. über die Nutzung von Gegenſtänden.“ 


Dieſe Aeußerung, die ich zur Klarlegung des 
Standpunktes der früheren Staatsregierung voll⸗ 
ſtändig brachte, leidet an inneren Widerſprüchen 
und Unrichtigkeiten. Von den erſteren weiſe ich 
nur auf einige hin. Es iſt richtig, daß der Dienſt⸗ 
wohnungsinhaber nur /s des wahren Wertes der 
Dienſtwohnung zu bezahlen hat. Das erlaſſene 
Drittel iſt aber nur ein Ausgleich für verſchiedene 
Beſchrankungen, die der Beamte auf ſich nehmen 
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richtig iſt aber auch die weitere Aufſtellung des 
Miniſters, der Beamte ſei im Kriege ge⸗ 
ſchont worden, weil die durch den Krieg 
veranlaßten Preiszuſchläge von vorne⸗ 
herein auf die Staatskaſfe übernommen 
wurden. Wie der Miniſter zu dieſer Behauptung 
kam, entzieht ſich natürlich meiner Kenntnis. Aber 
vor mir liegen Akten aus den Jahren 1916 / 17, 
in denen die Höhe der Schaͤtzung gerade mit den 
Kriegspreiſen begründet wurde und in denen das 
Verkehrsminiſterium gerade dieerbetene Ermäßigung 
auf die Friedenspreiſe ablehnte. Auch andere Fälle 
aus dieſer Zeit ſind mir bekannt, in denen ganz 
außerordentlich hohe Schätzungen im Gebiete der 
Eiſenbahnverwaltung erſt nach langen Bemühungen 
der belaſteten Beamten ermäßigt wurden. Die Aus⸗ 
führungen des Staatsminiſters ſcheinen daher 
wenigſtens im Gebiet der Verkehrsverwaltung 
Theorie geblieben zu ſein. 


ve —— — — 


Da nun auf dem Wege der Billigkeit und 
des Bittens bis jetzt nichts zu erreichen war, werde 
ich verſuchen auf dem Wege der Rechtsausführung 
der Sache beizukommen und zwar verweiſe ich 
zuerſt auf die ungeſetzliche Art, wie die Baufall⸗ 
forderung mangels gütlicher Einigung ſeitens des 
Staates verwirklicht zu werden pflegt. 

Die Höhe der Baufallwendung wird in einer 


Schätzungsniederſchrift feſtgeſetzt, welche die auf 
die einzelnen Mieträume treffenden Beträge aus⸗ 
weiſt. Erkennt der Nutznießer die Schäßung an | 


und bezahlt er demgemäß den Betrag, ſo iſt die 
Sache natürlich erledigt. Im gegenteiligen Falle 
ſteht ihm die Beſchwerde zu, und zwar im Gebiete 


der Eifenbahnverwaltung an die Eiſenbahndirektion 


(die 4 — Behörde iſt die Bauinſpektion). 
Dieſer Beſchwerde wird aufſchiebende Wirkung zu: 
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mehr zuläſſig find, wenn der Nutznießer ſich frei⸗ 
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erkannt, nicht etwa aber auch der weiteren Be: 
ſchwerde an das Miniſterium. Mit der Entſcheidung 


durch die Direktion wird dem Nutznießer zugleich 
eröffnet, daß bei weiterer Gehaltsverweigerung 
der feſtgeſetzte Betrag durch Zahlungsabzug ein⸗ 
gezogen wird. Dieſer erfolgt dann auch, wenn 


willig den Ausſprüchen unterwirft,“ braucht man 
ſich nicht weiter abzugeben, da dies eine allgemein 
gültige Folge des Anerkenntniſſes an ſich ſchon 
iſt, das 1 daher einer derart geſchraubten 
5 ür etwas Selbſtverſtändliches nicht 
edarf. 

Es iſt zweifellos, daß das Geſetz den Schuldner 
gegen die Uebermacht des Staates ſchützen und 
dieſem erſt dann das Recht zur Verwirklichung 
ſeines Anſpruchs geben wollte, wenn die unpar⸗ 
teiiſchen, ordentlichen Gerichte geſprochen hätten. 
Dieſe Schutzvorſchrift des Geſetzes iſt praktiſch von 
außerordentlicher Bedeutung, denn ihre Beobachtung 
drängt geradezu auf eine gütliche vergleichsweiſe 
Erledigung. Es iſt nämlich ein großer Unterſchied, 
ob der Staat einen Beamten verklagen muß, um 
zu ſeiner als zu hoch erachteten Baufallwendung 
zu kommen, oder ob er dieſe einſeitig feſtſetzt, vom 
Gehalte abzieht und es dem Beamten überläßt, 
ſich ſein Recht auf dem Klagewege zu ſuchen. Schon 


aus allgemeinen Verwaltungsgrundſätzen würde 


nicht freiwillig bezahlt wird. Nach meiner Kenntnis 


wird im Gejchäftöbereiche der inneren Bauver⸗ 
waltung ein ähnliches Verfahren eingehalten. 

An ſich iſt die Gehaltsaufrechnung zuläſſig 
(8 387 BGB., Art. 12 AG. BGB.). 

Anders liegt aber die Sache, wenn wir die 
VO. ſelbſt ins Auge faſſen, auf die ſich die ganze 
Forderung gegen den Nutznießer ſtützt. Dieſe ent⸗ 
hält in 8 100 folgende, den Schutz des wirtſchaftlich 
ſchwächeren Beamten gegenüber dem mächtigen 
Staate bezweckende, von ſozialem Geiſte getragene 
Beſtimmung: 

„In allen Fällen, in welchen nach Anleitung 
gegenwärtiger Vorſchriften die Baufälle durch die Bau- 


behörde erhoben und feſtgeſtellt oder durch Adminiſtrativ⸗ 


behörden über das Verſchulden des eingetretenen Bau⸗ 
falls, über die Entſchädigungspflicht und das Entſchä⸗ 
digungsquantum Ausſprüche erlaſſen werden, hängt 
die Rechtswirkſamkeit ſolcher Ausſprüche 
davon ab, ob ſich der Nutznießer des Ge⸗ 
bäudes ſolchen freiwillig unterwirftoder 
nicht. Im letzteren Falle entſcheiden die 
ordentlichen Gerichte.“ 

Damit iſt klipp und klar die Aufrechnungs⸗ 
fähigkeit der Forderung des Staates gegen den 
Gehalt ausgeſchloſſen; Anſprüche, die der Rechts⸗ 
wirkſamkeit entbehren, ſind ſchon dem Wortlaute 
nach für das Recht nicht vorhanden, damit 
rechtsunwirkſam und auch nicht aufrechnungsfähig. 
Die dem klaren Wortlaut des Geſetzes gegenüber 
gebrauchte Auslegung, daß 8 100 die allgemeinen 
rechtlichen Grundſätze über Entſtehung und Fällig⸗ 
keit des Anſpruches des Staates gegen den Nutz⸗ 
nießer nicht berühre, iſt rein willkürlich. 

Auch mit der künſtlichen Auslegung des Be⸗ 
griffes „rechtswirkſam“ dahin, „ſolche Ausſprüche 
ſollen nur dann die Wirkung haben, daß gegen 


der erſte Weg wohl ganz ſelten beſchritten und nur 
in Fällen, bei denen der Billigkeit im weiteſten 
Umfang Rechnung getragen wäre, während der 
andere Weg zur Willkür geradezu anreizt. Auch 
vom pſychologiſchen, vom Autoritäts⸗ und vom 


Oualifikationsſtandpunkte aus iſt der zweite Weg 


zu verwerfen, da der Beamte vielfach unbeholfen, 
verſchüchtert und in ſeinen Entſchlüſſen nicht frei 
iſt und daher den Klageweg nicht wagen wird. 

Ebenſo iſt prozeßrechtlich die Sache gar nicht 
gleichgültig, da durch das derzeitige Verhalten des 
Staates die Beweislaſt verſchoben wird. Waͤhrend 
beim Auftreten des Staates als Kläger dieſer 
die Schuld beweiſen muß, liegt in dem einge⸗ 
bürgerten Verfahren dem Nutznießer die Beweis⸗ 
laſt für ſeine Nichtſchuld ob. 

Daß das jetzige Verfahren ſoweit um ſich 
greifen konnte, daran tragen die Nutznießer ein 
Gutteil der Schuld, weil ſie regelmäßig mit der 
geballten Fauſt in der Taſche auf die VO. und 
die feſtſetzenden Behörden loswettern, ohne ſich 
die Vorſchrift genau anzuſehen und die Rechte 
richtig gebrauchen zu lernen, die ſie ihnen gibt. 

Um das Verhalten des Staates rechtlich zu 
begründen, wird auch noch der Einwand gebraucht, 
der Gehalt werde nicht im Wege der Aufrechnung 
nach 88 387ff. BGB. abgezogen, ſondern auf Grund 
des Zurückbehaltungsrechtes nach 8 273 BGB. 
Dieſer Einwand zerfaͤllt in ſich ſelbſt. Denn was 
rechtsunwirkſam und infolgedeſſen nicht aufrechnungs⸗ 
fähig iſt, kann auch nicht als Unterlage für die 
Ausübung des Rückbehaltungsrechtes verwendet 
werden. Uebrigens enthält $ 273 BGB. den 
ausdrücklichen Vorbehalt: „Sofern nicht aus dem 
Schuldverhältnis ſich ein Anderes ergibt.“ — Um 
alle Zweifel an der Richtigkeit meiner Auffaſſung 
auszuſchließen, muß ich eine kleine geſchichtliche 


fie Einwendungen der Wohnungsnutznießer nicht Vergleichung der VO. v. J. 1851 mit der In⸗ 
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ſtruktion über die adminiſtrative Behandlung des 
Bauwefens vom 13. Auguſt 1819 anfügen, auf 
welcher die VO. fußt. Dabei läßt es ſich nicht 
umgehen, die Inſtruktion in ihren einſchlägigen 
Teilen im Urtext anzuführen, da die Ausgabe 
dieſer Inſtruktion nur mehr in ganz wenigen 
Stücken vorhanden und deshalb zum Vergleiche 
kaum erhältlich iſt. 

Der bereits im Wortlaut angeführte $ 100 
der VO. vom 28. Februar 1851 läßt dreierlei 
Ausſprüche durch die Adminiſtrativbehörden zu 
a) über das Verſchulden des eingetretenen Baufalls, 
b) über die Entſchädigungspflicht und c) über nn 
Entſchädigungsquantum. Die rg unter a 
werden wohl regelmäßig mit 88 4—6 der VO. 
begründet werden, die von Vorſatz und Fahr⸗ 
läſſigkeit handeln, ſowie von höherer Gewalt und 
von Schäden, an denen den Nutznießer kein Ver⸗ 
ſchulden trifft. 

Die Ausſprüche über die Entſchädigungspflicht 
unter b können ſich meines Erachtens nur auf 
die Vorbeugungsmaßregeln in Tit. VI 8 68 VO. 
beziehen, wonach die Aufſichtsbehörden zur Ver⸗ 
hütung größeren Schadens beſondere Vorkehrungen 
auf Koſten des Nutznießers treffen können. In 


der Praxis wird dieſe Beſtimmung wohl nur mehr 


ganz ſelten gehandhabt. Für vorſtehende Ab⸗ 
handlung aber hat ſie inſofern eine beſondere 
Bedeutung, als in 8 70 VO. ein Gehaltsabzugs⸗ 


recht des Staates ausgeſprochen iſt. Es heißt 
„dem baurechnungsführenden Amte ſind die 


dort: 
erforderlichen Vorſchüſſe ſofort anzuweiſen und der 
erlaufende Koſtenbetrag iſt mittels Abzugs am Gehalt 
des Staatsdieners oder Bewohners zu erheben“. 
„Gegen ſolche Nutznießer, die aus der Staatskaſſe 
keinen fixen Gehalt beziehen, iſt mit gerichtlicher 
Klage vorzuſchreiten.“ 

Die Befugnis zum Gehaltsabzug widerſpricht 
der in 8 100 VO. erklärten Rechtsunwirkſamkeit 
ſolcher Forderungen und iſt jedenfalls dem Mangel 
einer genauen rechtlichen Durchprüfung der ganzen 
JO. zuzuſchreiben. Hierüber werde ich mich 
weiter unten noch äußern. 


An dieſer Stelle muß ich nur darauf hin⸗ 
Vorbeugungsmaßregeln mit 


weiſen, daß dieſe 
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dem Abzugsrecht bereits in der Inſtruktion 


vom 13. Auguſt 1819 vorhanden waren. 

Die Inſtruktion lautet in ihren einſchlägigen 
Teilen: 

Beilage Nr. I Vierter Zeil. 

Von den näheren Beſtimmungen über die Bes 
handlung und die Wendung der Baufälle: 

8 2. 

Um vorzubeugen, daß die unter Tit. Il von 88 1—14 
einſchl. bezeichneten kleinen Baufälle nicht zu großen 
Baufällen anwachſen oder zum Schaden für das Aerar 
ſo lang verſchoben werden, bis ſolche in der Eigenſchaft 
als grobe Baufälle erſcheinen, und fo der Staatskaſſe 
zur Laſt fallen, wird den ſäͤmtlichen Baubehörden zur 
Pflicht gemacht, ſtreng darauf zu ſehen, daß bei Ge— 
legenhelt der vorſchriftsmäßigen Bauviſitationen derlei 
Gegenſtände in die etatsmäßigen Voranſchläge nicht 


Der einſchlägige § 80 ſchreibt vor: 
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aufgenommen, dagegen aber dem Gebäudebewohner 
die Verbindlichkeit auferlegt werde, ohne Zeitverluſt 
dieſe kleinen Baufälle zu wenden. 

Ereignet ſich aber 

§ 3. wider Verhoffen der Fall, daß ein Bewohner 
ſich beigehen läßt, derlei entſchieden ihm zur Laſt 
fallende kleine Baufälle in dem von der Baubehörde 
geſetzten Zeitraume nicht zu wenden, ſo hat die einſchlä⸗ 
gige Baubehörde bei der darauf folgenden zweitmaligen 
Bauviſitation die Koſten der unterlaſſenen Wendung 
jener kleinen Baufälle in ein beſonderes voranſchlägiges 
Verzeichnis au bringen, dem künftigen Bauetat bei⸗ 
zulegen und in denſelben mit einer beſonderen Be⸗ 
merkung gehörigen Ortes intra latus bloß nachrichts⸗ 
weiſe einzuſtellen, gleichzeitig aber die Wendung der 
Baufälle auf der Stelle vorſchußweiſe zu verfügen, und 
unverzüglich berichtliche Anzeige an die einfchlägige 
Kreisregierung oder Zentralſtelle zu erſtatten, deren 
jede für ſolche Fälle hiemit ermächtigt wird, die er⸗ 
forderlichen Vorſchüſſe bei dem baurechnungsführenden 
Amte anzuweiſen, und ohne weiteres den erlaufenden 
Koſtenbetrag vermittelſt Abzuges an dem Gehalte des 
Staatsdieners oder Bewohners zu erholen. Gegen ſolche 
Individuen aber, welche aus Staatskaſſen keine ſixen 
Gehälter beziehen, iſt mit gerichtlichen Zwangsmitteln 
einzuſchreiten.“ 


Das in der alten Vorſchrift vorgeſehene Ge⸗ 
haltsabzugsrecht iſt alſo wörtlich in den neuen 
870 der VO. vom Jahre 1851 übernommen worden. 

Ganz anders liegt die Sache bezüglich der für 
das Entſchädigungsquantum (e) erlaſſenen Bor: 
ſchriften, worüber die alte W folgende 
Beſtimmungen enthält: 


8 16. 

Infolge dieſer Verfügung hat daher jeder Bewohner 
eines Aerarealgebäudes, wenn derſelbe wegen Verſetzung 
als Staatsbeamter oder auf was immer für eine Art 
das bisher innegehabte Gebäude verläßt, in der Vor⸗ 
ausſetzung, daß er den ihm unter Titel II a In 
Verbindlichkeiten nachkam, und deswegen ſich nichts 
zu Schulden kommen ließ, das zu verlaſſende Gebäude 
geweißet und gereiniget, mit allen dazugehörigen be⸗ 
weglichen und unbeweglichen Gegenſtänden in der Art 
und Weiſe abzutreten, wie er es bezogen hat. Die 
Amtsextraditions⸗Kommiſſarien haben auf die Erfüllung 
dieſer Vorſchrift ein vorzügliches Augenmerk zu richten. 

8 17. 

Sollte aber ein Staatsdiener wieder Verhoffen 
dieſer Anordnung nachzukommen unterlaſſen, ſo tritt 
das nämliche Verhältnis, wie oben § 3 feſtgeſetzt iſt, 
ein, und derſelbe hat nach dieſer Vorſchrift, in was 
immer für einer Kategerie er ſtehen mag, unerläßig 
den Erſatz zu leiſten. 

Durch die Uebernahme des 8 3 in ihren $ 16 
hat auch hier die alte Inſtruktion das Gehalts⸗ 
abzugsrecht anerkannt. Nicht fo aber die BO. 
v. J. 1851, welche dieſen Stoff in Tit. VII regelt. 
ein] „Die feſtgeſetzte 
Baufallſchuld iſt dem Rentamt zur Erhebung von 
dem ſchuldigen Teile einzuweiſen, welches auch zur 
vorſchußmäßigen Zahlung zu ermächtigen iſt, wenn 
der Baufallſchilling von dem bisherigen Nutznießer 
oder deſſen Erben nicht ſogleich erhoben werden 
kann, ſondern erſt im Wege des Zwanges oder 
auf andere Art bei der Gerichts- oder Verlaſſen⸗ 
ſchaftsbehörde flüſſig gemacht werden muß.“ — 
Hier findet ſich kein Wort von Gehaltsabzug, 
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während die alte Inſtruktion dieſen ganz deutlich ſtreites betreibt. Als Vorausſetzung hiefür beſtimmt 


vorſchreibt. 


Berückſichtigt man nun noch, daß die alte 
Inſtruktion überhaupt keine Beſtimmung über die 
Rechtsunwirkſamkeit der ſtaatlichen Anſprüche vor 
deren Anerkennung durch den Nutznießer enthält, 
wie fie 8 100 der VO. v. J. 1851 feſtſetzt, fo 
führt das alles unbedingt zu dem Schluſſe, daß 
die VO. mit ihrem $ 100 neues Recht zugunſten 
des Nutznießers ſchaffen wollte und daß der in 
8 70 VO. noch vorhandene und aus dem alten 
Recht entnommene Gehaltsabzug nur verſehentlich, 
wohl mangels genügender rechtlicher Prüfung ſtehen 
blieb. Darnach war es bis jetzt ein Unrecht gegen 
die Beamtenſchaft, ihr die feſtgeſetzten Beträge 
kurzhändig am Gehalte abzuziehen und es iſt eben⸗ 
ſo unbegreiflich, daß der Staat nie auf eine ge⸗ 
nauere Prüfung des Rechtsverhältniſſes einging, 
wie es geradezu unverzeihlich iſt, daß die Beamten⸗ 
ſchaft dieſe Behandlung mit einer Art ſtummen 
Fatalismus hinnahm. (Schluß folgt.) 


Kleine Mitteilungen. 


Aufnahme der Nechtsſtreitigkeiten gegenüder Kriegs: 
teilnehmern. Mit der Rückkehr der Kriegsteilnehmer 
iſt auch der Zeitpunkt gekommen, wo die zahlreichen 
wegen der Kriegsteilnehmerſchaft unterbrochenen oder 
ausgeſetzten Rechtsſtreitigkeiten ihrer Wiederaufnahme 
harren. 8 4 des Kriegsteilnehmer ſchutzgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 kennt drei Beendigungsgründe der 
Unterbrechung oder Ausſetzung. 

1. Die Beendigung des Kriegs zuſtandes. Der 
Zeitpunkt, mit welchem der Kriegszuſtand als beendet 
anzuſehen iſt, wird nach 8 11 des Geſetzes durch Ver⸗ 
ordnung beſtimmt. Mit dem Erlaß dieſer Verordnung 
würde der Ruhezuſtand für alle unterbrochenen oder 
ausgeſetzten Rechtsſtreitigkeiten in der Weiſe erlöſchen, 
daß ſofort, ſei es im landgerichtlichen Prozeſſe auf 
Ladung, im amtsgerichtlichen auf Antrag einer Partei 
Verhandlungstermin anzuberaumen wäre und zwar 
ohne förmliches Aufnahmever fahren. Eine derartige 
Verordnung iſt bis jetzt nicht ergangen und wohl auch 
bis zum förmlichen Friedensſchluſſe nicht zu erwarten. 
Zur Ingangſetzung der Rechtsſtreitigkeiten bleibt bis 
dahin nur der Weg der Aufnahme des Verfahrens 
und zwar 

2. durch den Kriegsteilnehmer ſelbſt (8 4 Nr. 2 
des Geſetzes). Der bisherige Kriegsteilnehmer nimmt 
nach 8 250 ZPO. den Rechtsſtreit durch Zuſtellung eines 
Schriftſatzes mit Aufnahmeerklärung und Termins⸗ 
antrag auf. Dieſen Weg wird der Kriegsteilnehmer 
nur beſchreiten, wenn ihm ſelbſt am Fortbetrieb des 
Rechtsſtreites etwas liegt, alſo vor allem, wo er 
Kläger iſt. In den weitaus meiſten vermögensrecht⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen der Kriegs⸗ 
teilnehmer Beklagter iſt, wird ihm nicht beſonders 
am Fortbetrieb des Rechtsſtreites liegen, ſondern eher 
am Gegenteil; es wird alſo der Fall eintreten, daß 

3. die Gegenpartei des Kriegsteilnehmers im Wege 
des 8 4 Abſ. 2 des Geſetzes die Aufnahme des Rechts⸗ 
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das Geſetz, daß die Kriegsteilnehmerſchaft der Gegen⸗ 
partei im Sinne des 8 2 des Geſetzes ſeit Monats⸗ 
friſt erloſchen iſt, ohne daß er den Rechtsſtreit auf⸗ 
genommen hat. 

Das Geſetz gewährt dem Kriegsteilnehmer nach 
Beendigung ſeiner Kriegsbeteiligung noch eine Schutz⸗ 
friſt von einem Monat, bis er ſich der Gegenpartei 
zur Fortſetzung des Rechtsſtreites ſtellen muß. Nach 
Ablauf dieſer Schutzfriſt kann der frühere Kriegs⸗ 
beteiligte zur Aufnahme des Rechtsſtreites und zu⸗ 
gleich zur Verhandlung geladen werden. 

Eine großzügige Auslegung und Anwendung dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung frei von juriſtiſchen Haar⸗ 
ſpaltereien wird es Gerichte und Anwälte tunlichſt 
vermeiden laſſen, ſich wie vordem über den Begriff 
der mobilen nnd immobilen Kriegsteilne hmerſchaſt, 
nunmehr über Begriff und Zeitpunkt der Beendigung 
der Kriegsteilnehmerſchaft herumzuſtreiten und bier⸗ 
über etwa tiefgründige militäriſche Gutachten zu er⸗ 
holen. Maßgebend ſei hier der Zweckgedanke des 
Geſetzes, einerſeits den ehemaligen Kriegsteilnehmer 
noch einen Monat lang vor Aufnahme des Rechts⸗ 
ſtreites zu ſchützen, anderer ſeits das Intereſſe des 
Prozeßgegners und das der Rechtspflege an möglichſt 
baldiger Beendigung jahrelang daniederliegender Pro⸗ 
zeſſe und möglichſt baldiger Klärung des oft verdunkelten 
Sachverhalts zu wahren. 

Läßt ſich der im Aufnahmetermine vertretene 
Kriegsteilnehmer ohne Widerſpruch auf die Fortführung 
ein, ſo wird das Gericht in entſprechender Anwendung 
des 8 295 ZPO jeder weiteren Prüfung der Formalien 
des Aufnahmever fahrens enthoben fein, denn es beſteht 
kein Grund, den nicht widerſprechenden Kriegsteil⸗ 
nehmer, der ſelbſt jederzeit den Rechtsſtreit aufnehmen 
kann, vor der verfrühten Aufnahme durch den Gegner 
zu ſchützen. 

Im übrigen wird das Gericht bei Stellung eines 
verfrühten Aufnahmeantrags und bei Widerſpruch des 
Kriegsbeteiligten das Verfahren durch entſprechende 
Terminsvertagung ins richtige Geleiſe bringen, ohne 
Zurückweiſung des Aufnahmeantrags Jedenfalls dürfte 
es dem Sinne und Zwecke des Geſetzes genügen, wenn 
die einmonatige Aufnahmefriſt nicht ſchon bei Stellung 
des Aufnahmeantrags, wohl aber zur Zeit der münd⸗ 
lichen Verhandlung. verſtrichen iſt, da nach reichsgericht⸗ 
licher Rechtſprechung ein unterbrochenes Verfahren 
ſtatt durch Zuſtellung eines Schriftſatzes nach 8 250 
ZPO. auch durch Erklärung in einer mündlichen Ver⸗ 
handlung aufgenommen werden kann (RGZ. 52, 347). 

Unter Umſtänden iſt der Gläubiger nicht nur 
berechtigt, ſondern auch verpflichtet, gemäß 8 4 Abſ. 2 
des Geſetzes den Rechtsſtreit tunlichſt bald aufzunehmen, 
nämlich vor allem in den Fällen, wo der Klaganſpruch 
einer kurzen Verjährungsfriſt unterliegt, welche, zwar 
durch Klageerhebung unterbrochen, gemäß 8 211 Abſ. 2 
BGB. dann wieder zu laufen beginnt, wenn der unter⸗ 
brochene oder ausgeſetzte Prozeß nach Wegfall des 
Unterbrechungs⸗ oder Ausſetzungsgrundes nicht recht⸗ 
zeitig binnen der Verjährungsfriſt weiterbetrieben 
wird (vgl. RGZ. 72, 185 und meine Ausführungen 
IW. 1916 S. 654 und 1108). 

Rechtsanwalt Süßer in Würzburg. 


Offenbarungseid anf Grund Arreſtbeſehls. Die 
Frage, ob auf Grund Arreſtbefehls die Leiſtung des 
Offenbarungseides verlangt werden kann, iſt nun von 
der weit überwiegenden Mehrheit der Gerichte und 
Kommentare in bejahendem Sinn entſchieden: ſie kann 
wohl nicht mehr ernſtlich als Streitfrage behandelt 
werden und taucht als ſolche eigentlich nur noch zur 
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Erreichung der Ver ſchleppungsabſichten böswilliger 


Schuldner auf. Dagegen beſteht nach wie vor Streit 
über die Frage, unter welchen Voraus ſetzungen 
auf Grund eines Arreſtbefehls die Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides verlangt werden kann. Dieſe Frage 
wurde vom Vollſtreckungsger icht München auf Grund 
praktiſcher Erwägungen in langjähriger und feſt⸗ 
ſtehender Uebung dahin gelöſt, daß es genügt, wenn 
(nach der älteren Faſſung des 8 900 ZPO.) der 
Schuldner noch innerhalb der Friſt des 8 929 Abſ. 2 
ZPO. geladen wird d. h. (nach der Faſſung des 
5 900 vom 1. Juni 1909) der Antrag des Gläu⸗ 


bigers auf Terminsbeſtimmung noch innerhalb der 


Friſt bei Gericht einläuft, ſoferne daraufhin tat⸗ 
ſächlich die Terminsbeſtimmung erfolgt — mindeſtens 
aber, wenn die Termins beſtimmung noch innerhalb 
der Friſt liegt. 

Das Oberlandesgericht München hat nun mit 


Beſchluß vom 25. September 1918, Beſchw.⸗Reg. 282/18, 
im gegenteiligen Sinn entſchieden und die Entſcheidung 


begründet wie folgt: 

Die Friſt des 8 929 Abſ. 2 ZPO. wird nur durch 
die „Vollziehung“ des Arreſtes gewahrt. Dazu genügt 
aber nicht der Beginn der Zwangsvollſtreckung inner⸗ 
halb der Friſt, es müſſen vielmehr alle Vollſtreckungs⸗ 


akte, ſohin beim Offenbarungseidverfahren die Eides⸗ 


leiſtung ſelbſt in dieſelbe fallen. Gaupp⸗Stein Bem. 2 
zu $ 929 S. 899, RGE. 75, 181 ff. Die Leiſtung des 
Offenbarungseides iſt nicht Selbſtzweck, ſondern dient 
zur Vorbereitung der fpäteren Zwangsvollſtreckung. 
Dieſe iſt nach Ablauf der Friſt nicht mehr möglich. 


Damit hört auch die Berechtigung des Eideszwangs⸗ 


verfahrens auf, vgl. Hein, Zwangsvollſtreckung, 2. Aufl. 
8 49 S. 662,3. 

Nach Lage der Verhältniſſe iſt dieſe Begründung 
kaum ausreichend, um eine feſtbegründete langjährige 
Rechtsübung eines großen Gerichts der unteren Inſtanz 
in das Gegenteil zu verkehren. Die angeführte Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung handelt nicht vom Offenbarungseid, 
ſondern von einer Anſpruchspfändung, kann alſo nicht 
ohne weiteres für den Fall des Offenbarungseides 
verwertet werden; und der Anſicht von Hein und 
Gaupp⸗Stein ſteht die gegenteilige Anſicht anderer 
bedeutender Schriftſteller gegenüber, an der man nicht 
ohne weiteres vorbeigehen kann. Die Verfechter der 
verſchiedenen Meinungen gehen, ſoweit dieſe Mei⸗ 
nungen in der Oeffentlichkeit bekannt geworden ſind, 
anſcheinend durchweg von grundſätzlichen Erwägungen 
aus, die hier gegenübergeſtellt werden mögen. 

Gaupp⸗Stein, 10. Aufl., ſagt zu 8 929: 

Gewahrt wird die Friſt durch die Vollziehung des 
Arreſts. Damit kann nicht gemeint ſein der Beginn 
der Zwangsvollſtreckung ...; denn dann müßte der 
Erlaß eines Pfändungsbeſchluſſes auch dann genügen, 
wenn ſeine Zuſtellung, die erſt die Pfändung praktiſch 
vollendet, erſt Monate ſpäter erfolgt. Vielmehr muß 
gefordert werden, daß derjenige Akt, durch den die 
Vollziehung bewirkt wird, alſo nach 8 930 Abſ. 1 die 
al ‚in die Friſt fällt. Ausnahmsweiſe läßt 
jedoch 8 932 Abſ. 3 für die Zwangseintragung ſchon 
den Antrag auf Eintragung als Vollziehung gelten, 
was für die Eintragung in die öffentlichen Regiſter 
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entſprechend anzuwenden iſt. Für die Pfändung einer 
Hypothekenforderung ergibt ſich daraus, daß bei der 
Briefhypothek die Uebergabe bzw. Wegnahme (des 
Briefes) in der Friſt bewirkt ſein muß, bei der Buch⸗ 
hypothek dagegen $ 932 Abſ. 3 entſprechend anzu⸗ 
wenden iſt. Wird endlich auf Grund des Arreſtbefehls 
der Offenbarungseid verlangt, ſo muß in entſprechender 
Anwendung der vorſtehenden Grundſätze nicht nur 
die Ladung, ſondern auch die Eidesleiſtung oder Haft⸗ 
anordnung in der Friſt erfolgen. Dagegen iſt nicht 
gefagt, daß die Vollziehung innerhalb der Friſt auch 

eendet ſein müſſe. Wie der Pfandverkauf nach 
§ 930 Abſ. 3, fo iſt auch die Fortſetzung der Haft 
nach Ablauf der Friſt zuläſſig. 

Dagegen ſagt Seuffert, 11. Aufl.: 

Die Vollziehung, welche innerhalb der Friſt be⸗ 
gonnen hat, darf nach Ablauf der Friſt durchgeführt, 
aber eine andere Vollziehung darf nicht begonnen 
werden. Hienach kann ein innerhalb der Friſt er⸗ 
wirkter Pfändungsbeſchluß nach Ablauf der Friſt zu⸗ 
geſtellt werden; denn dieſe Vollſtreckung hat mit der 
Erlaſſung des Beſchluſſes begonnen. Der innerhalb 
der Friſt dem 5 erteilte Auftrag 
zur Pfändung und der innerhalb der Friſt geſtellte 
Antrag auf Erlaſſung eines Pfändungsbeſchluſſes 
genügen nicht zur Wahrung der Friſt. Obwohl die 
Vollziehung in unbewegliches Vermögen ($ 932) erſt 
mit Anordnung der Hypothekeneintragung beginnt, 
genügt doch zur Wahrung der Friſt der Antrag auf 
Eintragung ($ 932 Abſ. 3). 

In dieſen Ausführungen Seufferts iſt über den 
Offenbarungseid leider nichts geſagt; da aber Seuffert 
ganz allgemein den Beginn der Vollſtreckung zur 
Friſtwahrung als genügend erachtet, iſt es klar, daß 
ihm der Beginn des Offenbarungseides verfahrens, d. h. 
nach dem Wortlaut des 8 900 ZPO. der rechtzeitige 
Eingang des Antrags auf Terminsbfſtimmung, zum 
mindeſten aber die rechtzeitige Terminsbeſtimmung 
ſelbſt oder die rechtzeitige Ladung des Schuldners genügt. 

Welche der beiden Anſichten iſt die richtige? 

M. E. begehen beide Autoren und mit ihnen alle, 
die ſich ihnen vorbehaltlos anſchließen, den Fehler, 
daß ſie zu ſehr verallgemeinern. Seuffert ſteht ein⸗ 
ſeitig auf dem Standpunkt, daß der Beginn der 
Arreſtvollziehung zur Friſtwahrung genügt: Gaupp⸗ 
Stein ebenſo einſeitig auf dem Standpunkt, daß er 
nicht genügt. Die Beſtimmung des 8 932 Abi. 3 
iſt für Gaupp⸗Stein nur eine Ausnahme von der für 
ihn feſtſtehenden Regel; andererſeits tut Seuffert 
der Beſtimmung des 8 930 um ſeines Grundſatzes 
willen einen gewiſſen Zwang an: Pfändung, durch 
welche nach dem Wortlaut des 8 930 die Vollziehung 
des Arreſtes in bewegliches Vermögen bewirkt wird, 
liegt eben nicht ſchon mit Erlaſſung eines gerichtlichen 


Pfändungsbeſchluſſes, ſondern erſt mit deſſen Zuſtellung 


| 


an den Drittſchuldner oder bei Pfändung einer For⸗ 
derung, für welche eine Hypothek beſteht, mit Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefes an den Gläubiger oder 
Eintragung der Pfändung ins Grundbuch vor; alſo 
iſt bei Vollziehung des Arreſtes in das bewegliche 
Vermögen wohl die Anſicht Gaupp⸗Steins die richtige; ) 
ſie iſt hier auch die einzige, die den wirtſchaftlichen Erfor⸗ 
derniſſen entſpricht, weil es ein Unding wäre, wenn 
der Arreſtgläubiger den erwirkten! Pfändungsbeſchluß 
Monate oder gar Jahre im Kaſten liegen laſſen könnte, 


) Wobei ſich über die Meinung Gaupp-⸗Steins 
hinſichtlich der Arreſtvollziehung in Buchhypotheken 
(entſprechende Anwendung des 8 932 Abſ. 3) ſtreiten läßt. 
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um ihn ſchließlich erft nach langer Zeit zuſtellen zu 
laſſen. So kann weder dem Standpunkte Seufferts 
noch dem Gaupp⸗Steins vorbehaltsloſe Richtigkeit zu⸗ 
geſprochen werden; vielmehr muß man die Pfade, auf 
denen die beiden Autoren wandeln, bei Prüfung der 
Frage, wie es mit der Arreſtvollziehung durch Ab⸗ 
nahme des Offenbarungseides zu halten iſt, verlaſſen 
und eigene Wege gehen. 


Betrachten wir das Geſetz, ſo ſehen wir folgendes: 
Es gibt drei Möglichkeiten der Vollziehung eines 
dinglichen Arreſtes: 1. Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen; 2. Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen; 3. Offenbarungseid; 
das find drei beſondere Arten von Vollſtreckung, die 
mit einander nichts zu tun haben, und denen deshalb 
in unſerer Zivilprozeßordnung auch beſondere Titel 
und Abſchnitte gewidmet ſind. Wie der Arreſt in 
das bewegliche Vermögen (einſchl. der hier aus⸗ 
nahmsweiſe dieſem gleich zu behandelnden im Schifſs⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffe) vollzogen wird, iſt in 
88 950, 931 nach der wohl richtigen Anſicht Gaupp⸗ 
Steins in dem Sinne geregelt, daß noch vor Friſt⸗ 
ablauf die Pfändung vollendet ſein muß; wie der 
Arreſt in das unbewegliche Vermögen vollzogen 
wird, regelt 8 932 in dem Sinne, daß der rechtzeitige 
Beginn der Vollſtreckung oder genauer ſogar das 
rechtzeitige Eintreten eines vor dem Beginn der Voll⸗ 
ſtreckung liegenden Ereigniſſes genügt; eine Beſtimmung 
darüber, wie der dingliche Arreſt durch Verlangen 
des Offenbarungseides zu vollziehen iſt, gibt 
es nicht. Hier muß alſo die Geſetzesauslegung ein⸗ 
greifen und beſteht freie Wahl, ob man ſich dem einen 
oder anderen (oder vielleicht einem dritten) Syſtem 
anſchließen will. Hat man aber die freie Wahl, laſſen 
ſich alſo rein rechtlich beide Anſichten vertreten, ſo 
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verdient diejenige den Vorzug, welche den wirtſchaft⸗ 


lichen Bedürfniſſen beſſer entſpricht. Welche 
der beiden Anſichten dies iſt, kann kaum zweifelhaft 
fein: Verlangt man mit Gaupp⸗Stein, daß die Eides⸗ 
leiſtung oder Haftanordnung noch in die Friſt fällt, 


ſo hängt es vollſtändig vom guten Willen des Arreſt⸗ 
ſchuldners ab, ob er den Offenbarungseid leiſten will 


oder nicht; iſt der Schuldner böswillig, ſo kann er 
ſelbſt bei größter Beſchleunigung des Verfahrens die 
Eidesabnahme mit Leichtigkeit ſo weit verzögern, daß 
die Arreſtvollziehungsfriſt noch vor der Leiſtung des 
Eides abläuft; ſcheinbar genügend begründete Ver⸗ 
tagungsanträge, zum Schein eingeleitete Vergleichs⸗ 
verhandlungen, Ablehnung des zuſtändigen Richters, 
ſchließlich unter irgendeinem Vorwand die Beſtreitung 
der Verpflichtung zur Eidesleiſtung nach 8 900 Abſ. 3 
ZPO. und die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
gegen den die Beſtreitung abweiſenden Beſchluß am 
letzten Tag der 14 tägigen Beſchwerdefriſt machen ihm 
dies in jedem Falle möglich, in dem er irgend ein 
Intereſſe daran hat, um die Eidesleiſtung herumzu⸗ 
kommen. Das Verlangen des Offenbarungseides auf 
Grund Arreſtbefehls wäre damit in allen Fällen, wo 
es auf die Eidesleiſtung wirklich ankommt, ein zweck⸗ 
loſes Beginnen. Eine Geſetzesauslegung, die ohne 
zwingenden Grund zu dieſem unhaltbaren Ergebnis 
führt, wäre aus wirtſchaftlichen Gründen unmöglich 
und würde mit Recht dem Vorwurf der Weltfremd⸗ 
heit verfallen. 


Nun ſagt das Oberlandesgericht München in ſeiner 
En tſcheidung vom 25. September 1918 allerdings: „Die 
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Leiſtung des Offenbarungseides iſt nicht Selbſtzweck, 
ſondern dient zur Vorbereitung der ſpäteren Zwangs⸗ 
vollſtreckung. Dieſe iſt nach Ablauf der Friſt nicht 
mehr möglich. Daher hört auch die Berechtigung des 
Eideszwangsverfahrens auf“; aber dieſer Einwand 
iſt nicht ſtichhaltig: ſtellt ſich im Offenbarungseides⸗ 
verfahren beſchlagfähiges Vermögen heraus, ſo iſt der 
Gläubiger nach Ablauf der Arreſtvollzugsfriſt nicht 
gehindert, alsbald einen neuen Arreſtbefehl zu er⸗ 
wirken und auf Grund deſſen das offenbarte Ver⸗ 
mögen in Beſchlag zu nehmen. Der Einwand verträgt 
ſich auch nicht mit der Meinung Gaupp⸗Steins, daß 
die Fortſetzung der noch innerhalb der Arreſtvollzugs⸗ 
friſt erfolgten Verhaftung zur Erzwingung der Eides⸗ 
leiſtung auch nach At lauf der Friſt zuläſſig ift; denn 


der weitere Vollzug der Haft kann doch ebenfalls nur 


den Zweck haben, die Eidesleiſtung nach Ablauf der 
Arreſtvollzugsfriſt zu erzwingen 

Man könnte auch darauf hinweiſen, daß es ebenſo 
wie bei Arreſtvollziehung durch Erwirkung von For⸗ 
derungspfändungsbeſchlüſſen falſch wäre, dem Gläubiger 
die Möglichkeit zu geben, (ſo wie dort den Pfändungs⸗ 
beſchluß) hier den etwa erwirkten Haftbefehl vielleicht 
erſt nach Monaten oder Jahren dem Vollzuge zuzu⸗ 
führen; allein auch dieſer Einwand verſagt, wenn man 
bedenkt, daß der Schuldner den Haftvollzug ja jeder⸗ 
zeit durch freiwillige Eidesleiſtung abwenden kann. 

Die eingangs erwähnte Rechtsübung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts München dürfte hiernach gegenüber 
der Stellungnahme des Oberlandesgerichts München 
im Beſchluß vom 25. September 1918 den Vorzug 


verdienen. Amtsrichter Dittrich in München. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
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Vertrag über eine Bermögensverivaltung. Wider⸗ 
ruflichkeit des Auftrags. Abtretung einer Forderung an 
den Beauftragten, damit er als Treuhänder über den 
Betrag verfüge. In einem Erbſchaftsprozeß des Klägers 
mit ſeinem Bruder kam es zu einem Vergleiche, in dem 
der Bruder ſich verpflichtete, dem Kläger 4% eines 
Kapitals von 90000 M und ein Kapital von 35000 M 
zu zahlen. Vor Einleitung dieſes Prozeſſes ſchon hatte 
der Kläger mit ſeiner Mutter, der Beklagten, und deren 
zweiten Ehemann J. H. einen Vertrag geſchloſſen, in 
welchem die Eheleute H. verſprachen, dem Kläger 
Vorſchüſſe, insbeſondere die Koſten für den Prozeß zu 
leiſten. In 8 3 verpflichtete ſich der Kläger, „wenn 
er ein rechtskräftiges Urteil erſtritten haben werde, 
die ihm danach zuſtehenden Summen Herrn J. H. über: 
weiſen zu laſſen“. Der 8 4 lautet: „Die ihm (dem 
Kläger) geliehenen Beträge ... werden davon zuerſt 
abgerechnet, der Reſt der Gelder wird in ſicheren Wert⸗ 
papieren oder Aktien von Herrn J. H. angelegt und 
räumt K. (der Kläger) Herrn J. H. oder Frau F. H. 
das ausſchließliche Verfügungsrecht über fein Geſamt— 
vermögen ein, unkündbar und unwiderruflich“. Im 
8 5 5 beſtimmt: „Falls J. H. oder Frau F. H. aus 
irgend welchen Gründen die Verwaltung des Vermögens 
nicht mehr weiter übernehmen können oder wollen, 
ſind ſie berechtigt, die ſämtlichen ihnen nach dieſem 
Vertrage zuſtehenden Befugniſſe auf einen anderen oder 
eine andere Korporation zu übertragen.“ Nach 8 8 


follten dem Kläger von dem Vermögen / oder / der 
Einkünfte aus den Dividenden oder Zinskupons in 
monatlichen oder vierteljährlichen Raten überwieſen 
werden, während das reſtliche / oder /s dazu dienen 
ſollte, um größere Ausgaben für die Kinder des Klägers 
zu beſtreiten. Nach Abſchluß des Vergleiches trat der 
Kläger von dem erwähnten Zinsanſpruche die Zinſen 
auf 90000 M für die Zeit vom 15. Januar 1910 bis 
15. Januar 1912 und das Kapital von 35000 M an 
ſeinen Stiefvater ab, den er dabei als ſeinen General⸗ 
bevollmächtigten bezeichnete, und erklärte dabei, er 
bekenne auch wegen des Gegenwertes aus dieſer Ab⸗ 
tretung an ſeinen Stiefvater vollſtändig befriedigt zu 
ſein. Unſtreitig hat der Ehemann J. H. die abgetretenen 
Werte erhalten. Der Kläger behauptet, er habe von 
feinem Stiefvater und feiner Mutter auf die 35000 M 
an Vorſchüſſen insgeſamt nur 22 487.96 M erhalten. 
Den Reit von 12 512.04 M 1 5 er von der Beklagten, 
die die Alleinerbin ihres Ehemannes geworden iſt. Das 
LG. hat der Klage entſprochen. Auf la der 
Beklagten hat das BG. die Klage abgewieſen. Die 
Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Das LG. hatte angenommen, daß der 
Vertrag den Kläger jeder Selbſtändigkeit beraube und 
daher ſittenwidrig und unwirkſam ſei. Das BG. iſt 
anderer Anſicht. Es führt aus: Durch den Vertrag ſei 
den Eheleuten H. nicht etwa ein völlig freies Ver⸗ 
fügungsrecht eingeräumt, ſondern nur die Verwaltung 
des Vermögens des Klägers und in deren Rahmen die 
a daß die übertragen werden. Es ſei nicht 
erſichtlich, daß die Eheleute H. ſich für die Ver⸗ 
mögensverwaltung irgend einen Vorteil ausbedungen 
hätten. Das Kapital ſei dem Kläger verblieben 
und auch die Einkünfte hätten uneingeſchränkt ihm 
zufließen oder durch Verwendung für ſeine Kinder 
ihm zugute kommen ſollen. Die Eheleute H. ſeien 
als Treuhänder beſtellt, um eine Sicherheit dafür 
zu ſchaffen, daß der Kläger nicht unwirtſchaftlich fein 
Vermögen verausgabe und dadurch der Gefahr der 
Verarmung ausgeſetzt würde. Allerdings ſei im 8 4 
geſagt, daß der Kläger den Eheleuten H. das Verfügungs⸗ 
recht unkündbar und unwiderruflich übertrage; doch 
auch dieſe Abrede könne an der Natur des Vertrages 
nichts ändern. Denn einerſeits werde dadurch das Recht 
des Klägers nicht ausgeſchloſſen, bei Vorliegen eines 
wichtigen Grundes von dem Vertrage zurückzutreten 
oder ihn zu kündigen und außerdem ſei aus Inhalt 
und Zweck des Vertrages zu entnehmen, daß er ſeine 
zeitliche Begrenzung mit dem Ableben des Klägers 
finden und daß das dann noch vorhandene Vermögen 
für die Kinder oder ſonſtigen Erben des Klägers frei 
werden ſolle. Bedenklich könne zwar die den Eheleuten 
H. eingeräumte Befugnis erſcheinen, die Verwaltung 
des Vermögens anderen zu übertragen. Aber dieſe 
Beſtimmung allein könne nicht den ganzen Vertrag 
unſittlich machen. Wolle man ſie für nichtig halten, 
ſo würde doch der Vertrag im übrigen bei Beſtand 
bleiben, da er auch ohne jene Beſtimmung geſchloſſen 
ſein würde. Dieſer Vertrag ſei auch nicht durch den 
ſpäteren aufgehoben. Letzterer ſei vielmehr eine Aus⸗ 
führung des § 3 des erſten. Es ſei alſo unerheblich, 
daß die Beklagte von den 35 000 M noch etwa 12000 M 
im Beſitze habe. Sie ſei berechtigt, die Herausgabe dieſes 
Betrages zu verweigern, ſo lange ſie lebe. 

Dieſe Begründung iſt nicht frei von Rechtsirrtum. 
Nach den Feſtſtellungen des BG. hat der Vertrag die 
rechtliche Natur des Auftrags (8 662 BGB.). Die Ehe: 
leute H. haben im Intereſſe des Klägers, ohne für ſich 
einen Vorteil auszubedingen, die Verwaltung ſeines 
Bermögens, alfo eine Geſchäftsbeſorgung übernommen. 
Der Auftrag kann aber vom Auftraggeber jederzeit 
widerrufen und auf die Unwiderruflichkeit kann wirkſam 
nicht verzichtet werden (RG Z. 53, 417, Warneyer 1912 
Nr. 369, 413). Dem ſteht auch nicht entgegen, daß 
der Kläger ſeinem Stiefvater die Forderung von 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 1. 


13 


35000 M abgetreten hat. Soweit die Eheleute H. ſich 
aus den auf Grund der Abtretung eingezogenen Bes 
trägen wegen ihrer Anſprüche gegen den Kläger bes 
friedigen ſollten (88 1, 2, 4 des Vertrages), handelt es 
ſich allerdings um eine endgültige Abtretung. Inſoweit 
ſchied die abgetretene Forderung endgültig aus dem 
Vermögen des Klägers aus Im übrigen aber erfolgte 
die Abtretung an H. nur fiduziariſch. Die Forderung 
verblieb ſachlich dem Kläger. H. wurde, wie das BG. 
tagt, der Treuhänder des Klägers. Die Abtretung 
ſollte die Eheleute H. in den Stand ſetzen, den Auftrag, 
das Kapital für ihn zu verwalten, auszuführen. Ein 
eigenes Intereſſe an der Abtretung, das nach 8 168 
Satz 2 BGB. die Unwiderruflichkeit der den Eheleuten 
H. vom Kläger erteilten Vollmacht und damit der 
fiduziariſchen Abtretung begründen könnte (RGZ. 53, 
419), hatten letztere nach den bisherigen Feſtſtellungen 
nicht. Unſtreitig hat H. die abgetretenen Werte, alſo 
die 35000 M, erhalten, und in Anſehung des dem 
Kläger davon noch zukommenden Betrages beſteht 
wiſchen den Parteien nur ein Auftragsverhältnis, das 
ebe widerrufen werden kann (vgl. die zit. Entſch. 
RZ. 53, 417). Der Annahme eines Auftragsverhält. 
niſſes ſteht auch nicht etwa 8 5 des Vertrages entgegen. 
Er. findet vielmehr bei Annahme eines Auftrags ſeine 
ſachgemäße Erklärung dahin, daß der Kläger den Ehe⸗ 
leuten H. geſtatten wollte, die Ausführung des Auf⸗ 
trags einem Dritten zu übertragen, was nach § 664 
BGB. zuläſſig iſt. 

Der Widerruf liegt hier darin, daß der Kläger die 
Rückzahlung des ihm von den 35000 M noch zuſtehenden 
Betrages verlangt hat. Er behauptet, dies Verlangen 
ſchon vor Zuſtellung der Klage geſtellt zu haben. 
Jedenfalls leg! es in Erhebung der Klage. Die Be⸗ 
klagte als Erbin ihres Mannes iſt alſo zur Zahlung 
des Ueberſchuſſes an den Kläger verpflichtet. Auch das 
BG. nimmt an, daß der Kläger vom Vertrage zurück⸗ 
treten oder ihn kündigen könne, aber nur dann, wenn 
ein wichtiger Grund vorliege, was aber nicht der Fall 
ſei. Das BG. ſagt nicht, auf welche Vorſchrift es dies 
Kündigungsrecht gründen will. Es würde gegeben ſein, 
wenn die Geſchäftsbeſorgung nicht Gegenſtand eines 
Anftrags, ſondern eines Dienſtvertrages wäre. Denn 
in dieſem Falle würden nach 8 675 BGB. die Vor⸗ 
ſchriften über die Kündigung des Dienſtvertrages, nicht 
aber 8 671 anwendbar fein. Es würde alſo 8 626 
VGB. in Frage kommen, der jedem Teile ein friſtloſes 
und ebenfalls unverzichtbares Recht auf Kündigung 
einräumt, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein 
Dienſtvertrag iſt aber nach den Feſtſtellungen des BG. 
nicht geſchloſſen, da keine Vergütung für die Verwal⸗ 
tung vereinbart ift (88 611, 612). Handelt es ſich um 
einen Auftrag, ſo kann von einer unzuläſſigen Be⸗ 
ſchränkung des Klägers in ſeiner perſönlichen Freiheit 
und deshalb von einem Verſtoße gegen die guten 
Sitten keine Rede ſein. Denn die Klauſel der Unwider⸗ 
ruflichkeit der Verwaltung, die allein zu einem Bedenken 
in dieſer Richtung Anlaß geben könnte, gilt nach dem 
Geſagten als nicht geſchrieben. Selbſt wenn infolge⸗ 
deſſen der ganze Vertrag nichtig wäre ($ 139 BGB.), 
würde die Klage aus dem Geſichtspunkte der ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung begründet ſein. Da die Sache 
in Anſehung des Betrages noch nicht ſpruchreif iſt, 
mußte ſie in die Vorinſtanz zurückverwieſen werden. 
Uebrigens bleibt es dem BG. unbenommen, auf Grund 
etwaiger abweichenden tatſächlichen Feſtſtellungen zu 
einer anderen rechtlichen Beurteilung zu gelangen. 
(Urt. des IV. 3S. vom 10. Oktober 1918, IV 218/18). 

45333 
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II 


Der Diskontierung eines Wechſels liegt regelmäßig 
ein Kaufvertrag zugrunde. Aus den Gründen: 
Das BG. geht davon aus, daß ſich das Diskontierungs- 
geſchäft, wie regelmäßig, ſo auch hier als ein Kauf 
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dargeſtellt habe, und es meint, daß ſonach der Bes 
klagte als „der Verkäufer des unſtreitig mit einem 
gefälfchten Akzepte verſehenen Wechſels zivilrechtlich 
gemäß 8 437 BOB. für den rechtlichen Beſtand der 
Forderung haften müſſe. Dieſer Standpunkt iſt auch 
zu billigen. Was die Reviſion dagegen ausführt, iſt 
verfehlt. Sie meint, das Wechſeldiskontierungsgeſchäft 
erledige ſich im Geben und Nehmen des Wechſels, und 
keinesfalls könne aus dem Diskontierungsgeſchäfte eine 
zivilrechtliche Haftung des Wechſelveräußerers dann 
hergeleitet werden, wenn er ſelbſt aus dem Wechſel 
hafte oder gehaftet habe. Mag man davon ausgehen, 
daß dem Diskontgeſchäfte zutreffendenfalls ein Kauf 
zugrunde liegt (RG. 93, 26) oder mag man in jenem 
Geſchäfte ſelbſt das Kaufgeſchäft erblicken, ſo iſt doch 
in beiden Fällen mit dem Vorhandenſein eines Kaufes 
zu rechnen, und gerade dieſer Kauf, nicht aber das 
Nehmen und Geben des Wechſels, bildet den recht⸗ 
lichen Brund für die Haftung des Wechſelveräußerers 
nach den Grundſätzen vom Kaufgeſchäfte. Im gegebenen 
Falle hat nun das BG. bedenkenfrei das Vorhanden⸗ 
ſein eines Kaufgeſchäftes im gegebenen Sinne feſt⸗ 
geſtellt, und daher iſt es auch zu billigen, wenn es 
eine Haftung des Beklagten nach 8 437 BGB. um 


deswillen angenommen hat, weil das Akzept des dis⸗ 


kontierten Wechſels gefälſcht war und eine Forderung 
aus dem Akzepte mithin nicht zu Recht beſtand Wie 
das aber deswegen nicht zutreffen ſollte, weil der 
Beklagte zur Zeit der Diskontierung als Ausſteller 
des Wechſels wechſelmäßig haftete, iſt nicht einzuſehen, 
da es ſehr wohl möglich iſt. daß der Beklagte außer 
ſeiner wechſelmäßigen Verpflichtung durch den Verkauf 
des Wechſels noch eine zivilrechtliche Haftung über⸗ 
nahm. (Urt. des V. 38S. vom 9. November 1918, 
V 205 / 18). 
4536 
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III. 


Kauf der Fran für den Mann. Tragweite der 
Vermutung in 5 1362 BEB. Aus den Gründen: 
Die Reviſion hat zunächſt gerügt, der BR. gebe der 
Vermutung des 8 1362 BGB. erſichtlich eine zu große 
Tragweite. Es müſſe genügen, daß die Klägerin die 
Sachen gekauft habe und es dürfe nicht vermutet 
werden, „daß die Frau das von ihr Erworbene im 
Namen des Ehemanns oder auch nur für deſſen Rech⸗ 
nung erworben habe“ (Mot. zu 8 1282 des Entw., 
Bd. 4 S. 133). Die Anſchaffung liege außerhalb der 
Grenzen ihrer geſetzlichen Vollmacht (85 1356, 13578 GB.), 
ſie hätte alſo die Vollmacht ihres Ehemannes ſich aus⸗ 
ſtellen laſſen und bei den Ankäufen ausdrücklich er⸗ 
klaren müſſen, daß fie für ihren Ehemann kaufe und 
nur dieſen verpflichte. Dieſe Angriffe ſind unbegründet. 
Die von der Reviſion angezogene Stelle aus der Bes 
gründung zu § 1282 des Entwurfs ($ 1362 BGB.) 
lautet wörtlich (Bd. 4 S. 133): „Aus allgemeinen 
Grundſätzen ergibt ſich, daß die Vermutung durch den 
Nachweis widerlegt wird, daß die Ehefrau die be⸗ 
treffende Sache erworben hat, ſofern ſie nicht etwa 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend im Namen des Ehe— 
mannes gehandelt haben ſollte (8 116), über die Fälle 
des 8 1275 Abſ. 2 und des 8 1278 Abſ. 2 (BGB. § 1356 
Abſ. 2, 8 1357 Abſ. 1 Satz 2) hinaus die allgemeine 
Regel aufzuſtellen, daß die Ehefrau das von ihr Er⸗ 
worbene im Zweifel im Namen des Ehemannes oder 
auch nur für deſſen Rechnung erworben habe, würde 
durch die tatſächlichen Verhältniſſe nicht gerechtfertigt 
ſein und auch dem geltenden Rechte gegenüber ſich 
als eine weſentliche Neuerung darſtellen.“ Danach 
war der BR. berechtigt, aus den Umſtänden ($ 166 
des Entw., 8 164 BGB.), insbeſondere daraus, daß 
es ſich um Anſchaffungen für den Geſchäftsbetrieb des 
Ehemannes handelte, die Folgerung zu ziehen, daß 
die Klägerin ſtillſchweigend im Auftrage und in Ver⸗ 
tretung des Ehemannes gehandelt habe. Einer aus— 
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drücklichen Vollmacht bedurfte es um ſo weniger, als 
die Tätigkeit der Klägerin bei dem Einkauf der In» 
ventarſtücke im Rahmen des 8 1356 Abſ. 2 BGB. 
(8 1275 Abſ. 2 Entw.) lag, der die Frau zur Tätig⸗ 
keit im Geſchäftsbetriebe verpflichtet, ſoweit dieſe Tätig⸗ 
keit üblich iſt, was hier nicht zu bezweifeln. (Urt. des 
V. 3S. vom 9. Nov. 1918, V 207/18). 
4535 
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IV. 


Nachtkaſſee. Pachtzinsminderung bei Herabſetzung 
der Polizeiſtunde. Der Kläger „vermietete“ dem Be⸗ 
klagten beſtimmte Räume in Hannover zum Betriebe 
eines Kaffees für die Zeit vom Februar 1911 bis 
März 1919 um den Jahreszins von 27 000 M. Mit 
der Klage beanſpruchte der Kl. den Jahreszins für 
1915 abzüglich einiger Zahlungen im Reſtbetrage von 
20 791.05 M. Der Bekl. beanſpruchte Minderung des 
Zinſes auf die Hälfte, weil das Kaffee als Nachtkaffee 
verpachtet, der Nachtbetrieb aber durch die Herabſetzung 
der Polizeiſtunde im weſentlichen beſeitigt worden 
ſei. Der Minderungsanſpruch wurde als berechtigt 
anerkannt und der Bekl. unter ee der Mehr⸗ 
forderung zur Zahlung von 7291.0 verurteilt. 
Die Reviſion des Kl. blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Der zwiſchen den Parteien geſchloſſene 
Vertrag iſt, wie das BG. zutreffend dargelegt hat, 
ein Pacht⸗, kein Mietvertrag. Die überlaſſenen Räume, 
die ſchon längere Zeit vor dem Vertragsſchluſſe dem 
Kaffeehausbetriebe dienten, ſind nach der Feſtſtellung 
des BG. dem Bekl. zu gleichem Betriebe überlaſſen 
worden und der Kl. hat dem Beklagten die hierzu 
erforderliche Ausſtattung — das ſog. große Inventar 
(8 20 des Vertrags) — geſtellt. Daß ein Fruchtbezug 
des Bekl. gerade durch den Kaffeehausbetrieb ſtatt⸗ 
finden ſollte, laſſen auch mehrfache Einzelbeſtimmungen 
des Vertrags erkennen. So hatte der Bekl. alles zu 
unterlaſſen, was den Stil und Charakter der Aus- 
führung des Lokals beeinträchtigen könnte, und er 
hatte die Beleuchtung des Kaffees in einer ihm ent⸗ 
ſprechenden reichen Form vorzunehmen (SS 15, 16 daſ.). 
Der Auffaſſung als Pachtvertrag ſteht $ 22 daſ. nicht 
entgegen, wonach der Bekl. zur Beſchaffung der Kon⸗ 
zeſſion für den Betrieb verpflichtet ſein und die Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrags davon unberührt ſein ſollte, daß 
er aus irgendeinem Grunde die Konzeſſion nicht er⸗ 
halte. Denn die Parteien haben nach der einwand⸗ 
freien Annahme des BG. auf Grund der gegebenen 
Sachlage die Konzeſſionsverſagung aus ſachlichen 
Gründen für ausgeſchloſſen erachtet. Weiterhin hat 
das BG. angenommen, daß dem verpachteten Kaffee 
die beſondere Eigenſchaft eines Nachtkaffees zukomme 
und daß es in dieſer Eigenſchaft an den Kl. verpachtet 
worden ſei. Es iſt auf Grund der Bekundungen der 
Polizeibeamten feſtgeſtellt, daß die Wirte des Kaffees 
das Hauptgewicht auf die Erlangung der Nachterlaubnis 
gelegt hätten, daß ſich der Beſuch des Kaffees von 
Anfang an und dauernd hauptſächlich von 11 Uhr 
abends bis zum Morgen abgeſpielt, das Kaffee auch 
durch die Art ſeiner Beſucher und die Gepflogenheiten 
des Verkehrs die beſonderen Kennzeichen eines Nacht⸗ 
kaffees erlangt hat, das feine hauptſächliche Einnahme- 
quelle aus dem Nachtbetriebe hatte. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage wurde aber dem Kaffee durch das nach Kriegs⸗ 
ausbruch erlaſſene Polizeiverbot, das den Betrieb 
für die Zeit nach Mitternacht ausſchloß, die Haupt⸗ 


einnahmequelle entzogen: der verpachtete Betrieb konnte 
alſo die vertragsmäßige Fruchtziehung nicht mehr 


gewähren. Dadurch wurde die Pachtſache mit einem 
Fehler behaftet, der dem Pächter gemäß §88 531, 537 
BGB. das Recht auf Zinsminderung verſchaffte (RG. 
88 S. 96). Die neuerdings ergangene Entſcheidung 
des Senats vom 14. Juni d. J. (RG3Z. 93 S. 144) 
ſteht nicht entgegen. Denn in dem dort entſchiedenen 
Falle iſt gerade nicht, wie im vorliegenden, angenommen 
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worden, daß der Nachtbetrieb die alleinige oder doch 
die weſentliche Einnahme gewähren ſolle. Die Geltend⸗ 
machung der Minderung wird durch $ 9 des Vertrags 
nicht ausgeſchloſſen. In dieſer Beſtimmung hat der 
Bekl. jeder Einrede entſagt und es ſind Gegenanſprüche 
einem beſonderen Verfahren überwieſen worden. Der 
Anſpruch auf Zins minderung kürzt aber von ſelbſt 
den Pachtzins und iſt keine Einrede... . (Urt. des 
III. 38S. vom 1. November 1918, III 192/18). 
4522 — e — 
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Kauf. Berlangen einer Sicherſtellung des Kauf⸗ 
preiſes vor Abſendung der Ware. Mit der Widerklage 
forderte die Beklagte Schadenserſatz wegen teilweiſer 
Nichterfüllung eines Schluſſes vom 4. März 1915, durch 
den ſich die Klägerin verpflichtet hatte, der Bekl. bis 
Ende Mai 1915 arbeitstäglich 800 Graugußgranaten⸗ 
Rohlinge zu liefern. Die Vorinſtanzen wieſen die 
Widerklage ab. Auf die Reviſion der Bekl. wurde 
das BU. aufgehoben und die Sache an das BG. zurück⸗ 
verwieſen. | 

Gründe: Das BG. weiſt die Widerklage ab, 
weil die Kl. die Lieferung der rückſtändigen Granaten⸗ 
menge mit Recht verweigert habe. Das Urteil führt 
hierzu aus, daß bei der von der Bekl. zunächſt ge⸗ 
forderten kreditfreien Lieferung der Ware die zwiſchen 
den Parteien vereinbarte Kreditgrenze, möge dieſe auch 
erſt bei 30000 M, wie die Bekl. behaupte, und nicht, 
wie die Kl. behaupte, ſchon bei 15 000 M begonnen 
haben, um faft 100 000 M überſchritten worden wäre. 
Die Kl. ſei daher nach Treu und Glauben berechtigt 
geweſen, vor der Ausführung der Lieferung die Lei⸗ 
ſtung von Sicherheit zu verlangen. Die Bekl. habe 
aber dem Anſinnen nur mit Vorbehalten und unter 
Bedingungen entſprechen wollen. Dieſe Erwägungen 
vermögen die Entſcheidung nicht zu tragen. Das BG. 
verkennt, daß es zu weit ging, wenn die Kl. die Sicher⸗ 
heit ſchon vor dem Verſand der Ware geleiſtet ſehen 
wollte. Nach dem bei Ueberſendungskäufen beſtehenden 
Handelsbrauch kann der Verkäufer beim Mangel einer 
entgegenſtehenden Abrede die Abſendung der Ware 
nicht von vorheriger Bezahlung des Kaufpreiſes abs 
hängig machen. Er kann vielmehr deſſen Berichtigung 
erſt am Beſtimmungsorte fordern, nachdem er den 
Käufer in die Lage verſetzt hat, über die Ware zu 
verfügen und fie zu unterſuchen. (Staub, HGB., 9. Aufl. 
Erf. zu 8 372 Anm. 46). Wie aber der Brauch eine 
ſolche Auslegung des Parteiwillens erfordert, wenn 
der Verkäufer Zahlung begehrt, ſo macht er eine ent⸗ 
ſprechende Auffaſſung notwendig, wenn und ſoweit 
der Verkäufer ſich an Stelle der Zahlung mit der 
Sicherſtellung der Kauſpreisſorderung begnügen will. 
Abgeſehen von dieſem Rechtsirrtum find die Aus⸗ 
führungen des BG. auch um deswillen zu beanſtanden, 
weil ſie das Parteivorbringen nicht erſchöpfen. Wie 
im landgerichtlichen Tatbeſtand feſtgeſtellt iſt, haben 
nach der Behauptung der Bekl. im Anſchluß an deren 
Brief vom 29. Mai 1915 noch Fernſprechverhandlungen 
ſtattgefunden, bei denen ſich dieſe erboten hat, die Kl. 
fofort nach dem Empfang der Anzeige von der Ver: 
ladung der Granaten durch die Beibringung der Bürg— 
ſchaft der Mittelrheiniſchen Bank wegen des Kaufpreis⸗ 
anſpruchs ſicherzuſtellen. Die Kl. hat aber daran ſeſt⸗ 
gehalten, daß die Sicherheitsleiſtung vor der Abſen⸗ 
dung der Ware erfolge. Dieſe Behauptung iſt vom 
Vorderrichter nicht gewürdigt worden. Das angefoch— 
tene Urteil konnte demnach nicht aufrechterhalten werden. 
(Urt. des III. 3S. vom 25. Okt. 1918, III 197/18). 
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VI. 


Rechtzeitigkeit der Mängelrüge bei fofortiger Weiter: 
verſendung der gekauften Ware vom Ablieferungsorte. 
Argliſtiges Verſchweigen von Mängeln. O68. 8 377. 


Auf Grund eines Schluſſes vom Auguſt 1915 lieferte 
die Kl. an die Bekl. am 20. September 5300 Paar und 
am 29. September 5738 Paar Hufeiſen zum Geſamt⸗ 
preiſe von 10 375.72 M. Die Bekl., die die Ware ohne 
Unterſuchung nach Fl. weitergeſandt hatte, erhob gegen⸗ 
über der erſten Lieferung am 28. September, gegen⸗ 
über der zweiten am 11. Oktober 1915 Mängelrüge. 
Mit der Klage beanſpruchte die Kl. Zahlung des Preiſes. 
Die Bekl. wurde verurteilt. Ihre Reviſion hatte keinen 
Erfolg. n 

Gründe: Die Annahme des B., daß die Kauf⸗ 
ware wegen verſpäteter Mängelanzeige als genehmigt 
gelte (8 377 Abſ. 1 und 2 HGB.), iſt nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Daß die Mängelanzeigen der Bekl., die auf 
die Lieferungen vom 21. September und 2. Oktober 
1915 aufs Grund der Unterſuchungen in Fl. — dem 
Wohnſitze des Abkäufers der Bekl. — am 28. September 
und 11. Oktober 1915 erfolgten, dann verſpätet waren, 
wenn die Bekl. die Unterſuchung inz ihrem Wohnſitze 
A. als dem Ablieferungsorte vorzunehmen hatte, be⸗ 
ſtreitet die Bekl. nicht. Sie behauptet jedoch, daß in 
Abweichung von den geſetzlichen Beſtimmungen die 
Verlegung der Unterſuchung nach Fl. dem Willen der 
Parteien entſprochen habe, weil die Kl. von der, Ab⸗ 
ſicht⸗ der Bekl. Kenntnis gehabt! habe, die Kaufware 
ohne Bearbeitung ſofort nach ihrer Ankunft in A. an 
ihren, Abkäufergnach Fl. zweiterzuſenden. Nun iſt aber 
anerkannten Rechtes, daß die Kenntnis einer derartigen 
Abſicht des Käufers, die Ware ſofort an ſeinen Ab⸗ 
käufer weiterzuſenden, für ſich, allein regelmäßig nicht 
ausreicht, um eine ſtillſchweigende Vereinbarung über 
die Verlegungz des, Unterſuchungsorts, insbeſondere 
das Einverſtändnis des Verkäufers mit einer ſolchen 
Berlegung,zu rechtfertigen. Düringer HR. III S. 294 
Staub daf. zu 8 377 Anm. 20; ROH HG. 15 S. 127; 
24 S. 259. Es bedarf vielmehr der Darlegung be⸗ 
ſonderer Umſtände, um die Annahme begründet er⸗ 
ſcheinen zu laſſen, daß der Verkäufer unter Aufgabe 
ſeines Rechtes auf ſofortige Unterſuchung und auf 
ſofortige Klarſtellung der Frage, ob der Käufer die 
Ware als vertragsmäßige annehme, mit der Hinaus⸗ 
chiebung der Unterſuchung bis zur Ankunft der Ware 
bei dem Abkäufer ſeines Käufers einverſtanden ſei. 
Solche beſondere Umſtände liegen hier nicht vor, wie 
das BG. einwandfrei dargelegt hat. Das erforder⸗ 
liche Einverſtändnis der Kl. mit der Verlegung des 
Unterſuchungsorts kann umſoweniger angenommen 
werden, als ihr der Name des Abkäufers der Bekl. 
gefliſſentlich nicht genannt wurde. . .. Die Reviſion 
greift ferner die Annahme des BG. an, daß ein arg⸗ 
liſtiges Verſchweigen der von der Bekl. behaupteten, 
vom BG. unterſtellten Mängel der Kaufware nicht 
dargetan ſei. Auch dieſe Annahme läßt keinerlei 
Rechtsirrtum erkennen. Das argliſtige Verſchweigen 
ſetzt ein auf Täuſchung berechnetes Verhalten des 
Verkäufers voraus. Ein ſolches Verhalten folgt aber 
noch nicht notwendig aus der Kenntnis des Verkäufers 
von der Mangelhaftigkeit der gelieſerten Ware, wie 
auch die Reviſion zugibt. Trotz dieſer Kenntnis kann 
der Verkäufer von der Annahme ausgehen, daß der 
Käufer auch bei Entdeckung der Mängel die Ware be» 
halten werde. Zur Bejahung der Argliſt bedarf es 
vielmehr der Feſtſtellung folcher Umſtände, die, die 
Abſicht und die Erwartung des Verkäufers erkennen 
laſſen, daß der Käufer über die Mangelhaftigkei 
der Ware getäuſcht werde, daß er im Vertrauen aut 
die Redlichkeit des Verkäufers die Ware ununterſuchf 
laſſe und ſo die Mängelanzeigepflicht verſäume. Das 
Vorhandenſein einer ſolchen Täuſchungsabſicht hat 
das BG. auf Grund tatſächlicher Erwägungen ohne 
Prozeßverſtoß verneint. Aus ihrer Kenntnis von der 
Abſicht der Bekl., die Ware ſofort weiterzuſenden, 
mußte die Kl. nicht entnehmen, daß die Bekl. die vor⸗ 
herige Unterſuchung unterlaſſen werde. Die angebliche 
Erheblichkeit der Mängel ſpricht eher gegen eine 
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Täuſchungsabſicht der Kl., da in ſolchem Fall die 
Entdeckung der Mängel bei der Unterſuchung in be⸗ 
ſonderem Maße zu befürchten war. Dazu kam, daß 
die Bekl. Sachverſtändige war und das Kaufmuſter 
in Händen hatte. Auch aus der angeblichen Verſpätung 
der Lieferungen war keineswegs, wie die Reviſion 
meint, ein argliſtiges Verhalten der Klägerin zu ent⸗ 


nehmen. (Urt. des III. 35. vom 13. Oktober 1918, 
III 227/18). | EN 
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VII. 


Anspruch des Nacherben gegen den Vorerben auf 
Sicherheitsleiſtung. Kann jeder Nacherbe Sicherheit für 
ſich verlangen oder uur Leiſtung an die Gemein ſchaft der 
Nacherben fordern? Gefährdet der Vorerbe die Nechte 
der Nacherben, wenn er eine Hypothek ohne deren Ge⸗ 
nehmigung für ſich einzieht? Aus den Gründen: 
1. Es fragt ſich zunächſt, ob die Klägerin verlangen 
kann, daß ihr ſelbſt als Nacherbin die Sicherheit ge⸗ 
leiſtet werde, oder ob ſie auf Leiſtung an die Gemein⸗ 
ſchaft der Nacherben klagen muß. Es düxrfte aber kein 
begründeter Zweifel darüber beſtehen, daß jeder ein⸗ 
zelne Nacherbe die Rechte aus 88 2121, 2127, 2128 ſelb⸗ 
ſtändig, auch ohne Mitwirkung und ſelbſt gegen den 
Willen der übrigen Nacherben geltend machen kann; 
(vgl. Planck Bem. 1 zu § 2127). Die Anſprüche aus 
88 2121, 2127, 2128 dienen zwar dazu, den Anſpruch 
auf Herausgabe der Erbſchaſt (8 2130) vorzubereiten 
und die Herausgabe kann der einzelne Nacherbe nur 
an die Nacherben gemeinſchaftlich fordern. Ein ent⸗ 
ſcheidender Gegengrund kann aber daraus nicht her⸗ 
geleitet werden. Vor dem Anfall der Erbſchaft an den 
Nacherben beſteht nur eine Anwartſchaft des einzelnen 
Nacherben, die ſich in den vom Geſetzgeber ausdrücklich 
eingeräumten Befugniſſen (88 2121, 2127, 2128) erſchöpft 
und die nur die Kehrſeite der Beſchränkung der Vor⸗ 
erben bildet. Es handelt ſich um Befugniſſe des ein⸗ 
zelnen Nacherben, die er geltend machen kann, ſoweit 
ſein berechtigtes Intereſſe reicht. Ein ſolches Intereſſe 
braucht bei den übrigen Nacherben überhaupt nicht 
oder nicht in dem gleichen Maße vorhanden zu ſein. 
Irgend ein nennenswerter Nachteil kann der Vorerbin 
nicht erwachſen, wenn ſie dem einzelnen Nacherben auf 
ſein Verlangen Sicherheit leiſtet, ſofern die Sicherheit 
nach der Höhe ſeines Erbteils bemeſſen wird. 

2. Die Beklagte hatte den Standpunkt vertreten, 
daß ſie nach 8 2114 BGB. überhaupt nicht verpflichtet 
geweſen ſei, die Genehmigung der Nacherben zur Ein⸗ 
ziehung der Hypothek durch Entgegennahme der Zahlung 
an ſich ſelbſt herbeizuführen, weil die Beſtimmung des 
8 2114 Satz 2 nur zum Schutz des zahlenden Schuldners 
gegeben ſei. Das iſt verfehlt. Wäre dieſe Genehmigung 
keine Bedingung der Gültigkeit, dann hätte eine ſolche 
Schutzbeſtimmung für den Schuldner keinen Sinn. Die 
Vorſchrift des § 2114 will fagen, daß der Vorerbe zwar 
ſebſtändig die Forderung einziehen kann, aber nur 
unter der Vorausſetzung, daß er für ſich und den Nach⸗ 
erben hinterlegt und daß, wenn er die Zahlung in 
ſein Vermögen bringen will, es hierzu der Genehmigung 
des Nacherben bedarf. Daß aber Verfügungen des Vor⸗ 
erben, die nach den Vorſchriften der §8 2113 ff. der 
Gültigkeit gegenüber den Nacherben entbehren, auch 
häufig ein Verhalten darſtellen werden, welches den 
Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung nach 8 2128 gibt, kann 
nicht zweifelhaft fein. (Urt. des IV. ZS. vom 26. Sep⸗ 
tember 1918, IV 209/18). 

4532 


— — n. 


VIII. 


.. Nachweis der Einzahlung des für die Reviſions⸗ 
inſtanz erforderten Gebühren vorſchuſſes. Aus den 
Gründen: Die Reviſion iſt zuläſſig. Insbeſondere 
iſt auch vor Ablauf der gemäß dem $ 554 Abſ. 7 ZPO. 
geſetzten Friſt die Zahlung des für die Reviſions⸗ 
inſtanz erforderten Gebührenvorſchuſſes nachgewieſen. 


Allerdings war vor Ablauf dieſer mit dem 15. April 
1918 vollendeten Friſt, nämlich am 14. April, beim 
Reichsgericht mit einem Anſchreiben nur der Poſtein⸗ 
lieferungsſchein einer Zahlkarte eingegangen, wonach 
am 13. April zwiſchen 6 und 7 Uhr nachmittags der 
Vorſchußbetrag bei einem Poſtamt in Berlin zur Gut⸗ 
ſchrift auf das Konto der Oberpoſtkaſſe in Leipzig beim 
dortigen Poſtſcheckamt eingezahlt worden iſt, während 
die Zahlung an die Oberpoſtkaſſe, die Kaſſenſtelle des 
Reichsgerichts, nach den 88 3, 4 des Poſtſcheckgeſetzes 
vom 26. März 1914 erſt damit bewirkt war, daß der 
eingezahlte Betrag ihrem Konto beim Poſtſcheckamt 
gutgeſchrieben wurde (vgl. RG.Z. Bd. 82 Nr. 22 auf 
S. 96/7). Allein bei Zugrundelegung eines ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsganges war ſchon angeſichts jenes 
Poſteinlieferungsſcheines anzunehmen, daß der am 
13. April eingezahlte Vorſchußbetrag vor Ablauf des 
15. April auf Grund der inzwiſchen an das Poſtſcheck⸗ 
amt in Leipzig gelangten Zahlkarte der Oberpoſtkaſſe 
auf ihrem Konto gutgeſchrieben ſein würde, obgleich 
der 14. April ein Sonntag war. In der Tat iſt dieſe 
Gutſchrift nach Auskunft des Poſtſcheckamtes vom 
16. Juli 1918 denn auch am 15. April erfolgt. (Urt. 
des V. ZS. vom 16. Okt. 1918, V 41/18). 
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B. Strafſachen. 
I. 


Nachmachen eines Erſatzmittels als Nachmachen eines 
Nahrnungsmittels (§ 10 RM.). Aus den Gründen: 
Der Vorderrichter beſchränkt ſich auf den Ausſpruch, 
es ſei nicht dargetan, daß die Angeklagten eine Flüſſig⸗ 
keit hergeſtellt hätten, die Oel vortäuſchen ſollte; ſie 
hätten ausdrücklich kundgegeben, das Salatin ſei weder 
Oel, noch enthalte es Oel. Anſcheinend wird indes 
für bewieſen erachtet, daß die Angeklagten im Jahre 
1916 und 1917 „Salatin, Beiguß für alle Salate”, 
einen Oelerſatz, beſtehend aus Carrageenmoos, Natrium 
benzoikum, Calcium chloratum, Zitronenſäure, Ei⸗ und 
Zitronengelb (Färbung), wie auf den Flaſchen oder 
auf beigefügten Zetteln angegeben war, angefertigt 
und vertrieben haben. Demzufolge handelte es ſich 
um eine Ware, die das mangelnde Speiſeöl erſetzen 
ſollte und gleich dieſem für die menſchliche Ernährung 
beſtimmt war. Es kam alſo nicht das Nachmachen 
von Oel, was die Strafkammer allein ins Auge faßt, 
ſondern das Nachmachen eines Oelerſatzes in Frage. 


Demgemäß wäre zu erörtern geweſen, ob das Salatin, 


mochte es ſchon nicht als Oel anzuſehen ſein, doch die 
bei normaler Beſchaffenheit für den Gebrauch des Oeles 
weſentlichen und wertvollen Eigenſchaften hätte auf⸗ 
zeigen müſſen, ſo daß es in Wirklichkeit wenigſtens 
teilweiſe Oel zu erſetzen vermochte. Auch ein Oelerſatz 
in letzterem Sinn iſt ein Nahrungsmittel, das zum 
Zweck der Täuſchung im Handel und Verkehr durch 
neugeſchaffene Erzeugniſſe mit neuen, auf das Vor⸗ 
handenſein gewiſſer Beſtandteile und Eigenſchaften hin⸗ 
deutenden Namen nachgemacht werden kann. Solchen⸗ 
falls mußte geprüft werden, ob die Ware nach ihrer 
Benennung und ihrem äußeren Anſchein, nach An⸗ 
kündigung, Preis, Zweck uſw. ſich als ein wahres Oel⸗ 
erſatzmittel kennzeichnete und dadurch die Vorſtellung 
und Erwartung des Publikums von dem Vorhanden⸗ 
fein dieſer Eigenſchaft erweckte, ſowie, ob dieſe Eigen⸗ 
ſchaft fehlte. Denn auch dann iſt ein Abweichen von 
der berechtigten Auffaſſung des kaufenden Publikums 
über die normale Beſchaffenheit der Ware ein Nach⸗ 
machen nach § 10 Nr. 1 NMG., ſofern fie derart her⸗ 
geſtellt wird, daß ſie ein beſtimmtes Nahrungsmittel 
zu ſein ſcheint, was ſie tatſächlich nicht iſt. Allerdings 
wird von einem Nachmachen und von einem Inver⸗— 
kehrbringen nachgemachter Ware nicht die Rede fein 
können, falls die Möglichkeit ihrer Verwechflung mit 
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einem wirklichen Erſatze nach Lage der Sache völlig 
ausgeſchloſſen iſt; ſo konnte unter Umſtänden die Er⸗ 
klärung, das Salatin ſei kein Oel und enthalte kein 
Oel, die Angeklagten inſoweit entlaſten, als es danach 
offenſichtlich kein Erſatzöl ſein ſollte und war. Da⸗ 
gegen blieb trotz dieſer Erklärung die Möglichkeit einer 
Täuſchungsabſicht der Angeklagten beim Nachmachen 
offen, und die Erklärung über die Zuſammenſetzung 
des Salatins auf den Flaſchen und Zetteln würde die 
Angeklagten nur dann von ſtrafrechtlicher Verant⸗ 
wortlichkeit befreit haben, wenn damit in gemeinver⸗ 
ſtändlicher Weiſe kundgetan worden wäre, daß das 
Nahrungsmittel nicht die zum Erſatz des Deles hin» 
reichenden Eigenſchaften Base: (Urt. des V. StS. vom 
8. Juni 1918, V D 179/18). 
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II. 


In dem Verfahren bei N ene gegen die 
Borſchriſten über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
= Gefälle kaun in der gerichtlichen Verhandlung der 
angeleihtene Strafbeiheid ſamt feiner Begründung ohne 
rung der Beteiligten und ohne Gerichtsbeſchluß 

= eſen werden; die Berleſung kann unter Umftänden 
geboten ſein. StPO. 38 459 ff., 248, 249. Aus den 
Gründen: Die StPO. enthält keine Beſtimmung 
darüber, ob in der gerichtl. Verhandlung der ange⸗ 
fochtene Strafbeſcheid der Verwaltungsbehörde ver⸗ 
leſen werden muß oder darf. Die Vorſchrift, wonach 
der Eröffnungsbeſchluß verleſen werden muß, iſt ebenſo⸗ 
wenig maßgebend wie umgekehrt das aus dem Geſetze 
zu folgernde Verbot der Verleſung der Ankl. Schrift. 
Denn der Strafbeſcheid läßt weder für den 1 
a noch für die Ankl. Schrift Raum (RG. Bd. 17 
S. 249/253), und die darauf bezügl. Anordnungen des 
Geſetzes kommen daher im Strafbeſcheids verfahren 
nicht in Betracht. Inſoweit muß allerdings der Straf- 
beſcheid die erhobene öffentl. Klage und die darauf 
getroffene Entſcheidung über die Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens erſetzen (RG. Bd. 5 S. 586), als ſich nur 
daraus ergibt, welche Tat Gegenſtand der Verfolgung 
und demgemäß der gerichtl. Verhandlung iſt, worauf 
ſich die Unterſuchung und Entſcheidung des erkennenden 
Gerichts zu erſtrecken hat und welche Grenzen ihr 
anderſeits gezogen find. Nur durch den Strajbefcheid 
iſt die „Tat“ gekennzeichnet und vom StA. durch Vor⸗ 
legung der Akten ($ 460 StPO.) dem Gericht bekannt 
gegeben, nur aus ihm ergibt ſich daher der Gegen— 
ſtand der Aburteilung. Ueber den Verhandlungs⸗ 
ee muß aber von vornherein in der Verhand⸗ 
lung für das Gericht Klarheit geſchaffen werden und 
deshalb iſt es unumgänglich notwendig, daß darüber 
rechtzeitig Auskunft erteilt wird. Wie das geſchieht, 
unterliegt in Ermanglung beſonderer Vorſchriften dem 
Ermeſſen des Vorſitzenden, in umfangreichen und ver: 
wickelten Sachen wird nur die Verleſung des Straf⸗ 
beſcheids die zuverläſſige Grundlage für die Verhand⸗ 
lung gewähren und auch dies nur dann, wenn auch 
die einzelnen ſtrafbaren Handlungen, auf die ſich die 
Straffeſtſetzung bezieht, unter Hervorhebung der geſetz⸗ 
lichen Merkmale, die ihnen im Strafbeſcheid beige- 
meſſen find, bekannt gegeben werden. Danach wird 
auch die Verleſung der Begründung des Strafbeſcheids 
95 459 StPO.) zweckdienlich und deshalb geboten fein 
önnen. Eine ſolche Verleſung erfolgt nicht zur Beweis⸗ 
erhebung und deshalb auch nicht innerhalb des dieſer 
gewidmeten Verhandlungsabſchnitts, ſondern ſie wird 
angemeſſen, genau wie es hier geſchehen iſt, zu Be⸗ 
ginn der Verhandlung, unmittelbar vor der Ver⸗ 
nehmung des Angekl. zur Sache erfolgen und für dieſe 
zur Grundlage dienen. Aus 8 249 StPO. kann die 


1919. Nr. 1. 


17 


Beweis erbringen ſoll. Iſt aber die Verleſung des 
Strafbeſcheids hiernach nicht verboten, ſo können da⸗ 
gegen Bedenken auch daraus nicht hergeleitet werden, 
daß aus dem bekannt gegebenen Inhalt der Urkunde 
für das Gericht über den eigentl. Zweck der Verleſung 
hinaus erkennbar wird, wie die Verwaltungsbehörde 
die Sach⸗ und Beweislage beurteilt hat und von 
welcher Rechtsanſicht ſie ausgegangen iſt. Das trifft 
mehr oder weniger auch auf die vorgeſchriebene Ver⸗ 
leſung des Eröffnungsbeſchluſſes zu und beſonders 
auf die gerichtl. Entſcheidungen, die durch Rechtsmittel 
angefochten ſind und deren Verleſung teilweiſe zwingend 
vorgeſchrieben iſt ($ 365 StPO.). Gerade mit den 
Fällen der letzteren Art hat aber das Verfahren nach 
vorgängigem Strafbeſcheid Aehnlichkeit inſofern, als 
dort durch ordentliche Rechtsmittel, hier durch den 
Antrag auf gerichtl. Entſcheidung, der gleichfalls als 
Rechtsmittel gelten kann (RG. Bd. 17 S. 249), die Be⸗ 
ſeitigung der bekannt gegebenen Entſcheidung bezweckt 
wird. Jedenfalls aber wird durch die Verleſung nichts 
an der Verpflichtung des Gerichts geändert, ſich die 
eigene Anſicht unabhängig von der Auffaſſung der 
Verwaltungsbehörde zu bilden und zwar auf Grund 
der Verhandlung, nicht etwa auf der Grundlage der 
im Verwaltungsverfahren vorgenommenen Ermitt⸗ 
lungen, ſo daß zwar deren Benutzung nach dem Grund⸗ 
ſatz der Unmittelbarkeit verboten ſein kann (RG. Bd. 32 
S. 318), nicht aber die Verleſung der von der Ver⸗ 
waltungsbehörde erlaſſenen Entſcheidung. Wenn der 
Strafbeſcheid ohne Anhörung der Prozeßbeteiligten 
und ohne Gerichtsbeſchluß verleſen worden iſt, ſo liegt 
auch darin kein Prozeßverſtoß; denn der Vorſitzende 
hat kraft ſeines Leitungsrechts die Befugnis, Urkunden, 
die ſich bei den Akten befinden, namentlich alſo ſolche, 
die ſich auf den Gang des Verfahrens beziehen, un⸗ 
mittelbar durch Verleſung bekannt zu geben, ſoweit 
die letztere überhaupt zuläſſig iſt. (Urt. des I. StS. 
vom 30. Mai 1918, 1 D 427/17). E. 
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III. 


Ablehnung eines Antrags des Verteidigers, den 
Angeklagten anf 8 Gei aan unterſuchen zu 
laſſen. StG B. $ 51, Sto. 56 73, 81. Aus den 
Gründen: Der Verteidiger hat beantragt, „den Ans 
gekl. auf feinen Geiſteszuſtand beobachten zu laſſen“. 
Dieſer Antrag iſt durch Gerichtsbeſchluß abgelehnt 
worden, „weil das Gericht auf Grund der Verhand— 
lung zu der Ueberzeugung gelangt iſt, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen zu dieſem Antrage — 851 StGB. 
nicht gegeben ſind“. Die Urteilsgründe bemerken dazu, 
daß dem Antrag nicht ſtattgegeben worden ſei, weil 
das Gericht die Ueberzeugung erlangt habe, daß die 
Vorausſetzungen des 8 51 StGB. bei dem Angekl. bei 
Begehung der ſtrafbaren Handlungen nicht vorgelegen 
haben. Damit iſt die in ſich unklare Begründung des 
ablehnenden Beſchluſſes dahin richtiggeſtellt, daß der 
ne abgelehnt worden ift, weil das Gericht ſich 
bereits ein Urteil über den Geiſteszuſtand des Angekl. 


— 


| gebildet habe und deshalb ein Gutachten darüber, alfo 


Unzuläſſigkeit einer ſolchen Verleſung nicht gefolgert 


werden, da fie nur der prozeſſual erheblichen Feſt⸗ 
ſtellung des Verhandlungsſtoffes dient, keineswegs 
aber die Vernehmung von Perſonen erſetzen oder ſonſt 


auch die Beobachtung des Angekl. in einer öffentl. 
Irrenanſtalt behufs Vorbereitung eines ſolchen Gut- 
achtens gemäß 881 StpO., auf die der Antrag des 
Verteidigers offenbar abzielte, nicht für erforderlich 
erachte. Dieſe Begründung iſt nicht zu beanſtanden. 
Nach 88 73, 81 StPO. ſteht es im Ermeſſen des Ges 
richts, ob überhaupt ein Sachverſtändiger über den 
Geiſteszuſtand des Angekl. zu vernehmen iſt, wie auch, 
ob der Angekl. zur Vorbereitung eines ſolchen Gut— 
achtens in einer öffentl. Irrenanſtalt unterzubringen 
und dort zu beobachten iſt. Hält das Gericht beide 
Maßregeln nicht für erforderlich, ſo kann es davon 
abſehen; an den Antrag eines Prozeßbeteiligten iſt 
es dabei nicht gebunden und dem Revck. ſteht eine 
Nachprüfung dieſer Entſcheidung nicht zu. Nun iſt 
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freilich nicht die im Urteil enthaltene Begründung des 
ablehnenden Beſchluſſes maßgebend, ſondern die in 
der Verhandlung verkündete, alſo die, die das Sitzungs⸗ 
protokoll wiedergibt. Dieſe iſt mindeſtens unklar ne: 
faßt, da fie den Schuldausſchließungsgrund des 8 51 
StGB. und die Vorausſetzungen der in § 81 StPOD. 
vorgeſehenen Maßregel nicht auseinanderhält. Die 
lagen aber ‚in der Tat nicht vor, da der Antrag auf 
Beobachtung des Angekl. nicht, wie 8 81 Abſ. 1 StPO. 
verlangt, von einem Sachverſtändigen geſtellt war. 
Der Antrag des Verteidigers mußte ſchon aus dieſem 
Grunde abgelehnt werden; der Angell. iſt deshalb 
durch die Ablehnung nicht unzuläſſig in ſeiner Ver⸗ 
teidigung beſchränkt worden, obwohl ihre Begründung 
u Bedenken Anlaß gibt. (Urt. des I. StS. vom 
6. Sept. 1918, 1 D 342/18). E. 
4512 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Der zum Teſtaments vollſtrecker ernannte Notar ift 
durch die Beſtimmung des & 171 Abſ. 1 Nr. 1 F868. bei 
der Errichtung des Teſtaments nicht ausgeſchloſſen. In 
einem vor dem Notar A., Inhaber des Notariats R., 
errichteten Teſtament wurde der jeweilige Inhaber 
dieſes Notariats zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt. 
Das Nachlaßgericht wies den nach Eintritt des Erb⸗ 
falls geſtellten Antrag des Notars A., ihm ein Zeugnis 
hierüber zu erteilen, ab; auf die Beſchwerde des 
Notars hin ordnete das Landgericht die Erteilung des 
Zeugniſſes an. Die weitere Beſchwerde der Erbin 
blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Nach 8 168 J. gelten 
für die notarielle Beurkundung eines Rechtsgeſchäfts 
die 88 169 bis 182 nur unbeſchadet der Vorſchriften 
des BGB. über die Errichtung von Teſtamenten. 
8 2235 Abſ. 1 BGB. beſtimmt, daß als Notar bei 
Errichtung eines Teſtaments nicht mitwirken kann, wer 
in dem Teſtamente bedacht wird oder wer zu einem 
Bedachten in einem Verhältniſſe der in 8 2234 bes 
zeichneten Art ſteht. Weitere Einſchränkungen ſieht 
das Geſetz nicht vor. Hieraus geht hervor, daß der 
zum Teſtamentsvollſtrecker ernannte Notar bei der 
Errichtung des Teſtaments nicht ausgeſchloſſen iſt, 
auch wenn die Ernennung als eine Verfügung zu⸗ 
gunſten des Notars i. S. des § 171 Abſ. 1 Nr. 1 
FGG. zu erachten wäre und daß 8 171 Abſ. 2 a. a. O. 
nicht anzuwenden iſt. Die Entſtehungsgeſchichte des 
8 2235 Abſ. 1 führt zu dem gleichen Ergebniſſe. In 
den erſten Entwürfen des BGB. wurde die Bedenkung 
der in 8 2235 genannten Perſonen mit einer Zuwendung 
der Ernennung zum Teſtamentsvollſtrecker gleichgeſtellt, 
erſt in $ 2207 des dem Reichstage vorgelegten Ent⸗ 
wurfs erhielt die Vorſchrift die ſpäter zum Geſetz er⸗ 
hobene Faſſung. Die Rechtslehre ſteht faſt einhellig 
auf demſelben Standpunkte. (Beſchl. des I. ZS. vom 
15. November 1918, Reg. III Nr. 58/1918). M. 
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Umfang der Benrkundungsbeſugnis der bayer. Ro: 
tare. Einer notariellen Urkunde, in der der Geſchäfts⸗ 
führer einer G. m. b. H. ein Grundſtück verkauft und 
aufgelaſſen hatte, ſetzte der Notar den Vermerk bei: 
„wobei die Rechtsfähigkeit der Geſellſchaft und die 
Vertretungsmacht des genannten Herrn als amtsbe⸗ 
kannt hieher beſtätigt wird“. Den gleichen Vermerk 
ſetzte er einer weiteren Urkunde bei, in der der Vor⸗ 
ſtand einer Aktiengeſellſchaft das verkaufte Grundſtück 
aus dem Pfandverband einer für die AG. einge⸗ 
tragenen Hypothek entließ und die pfandfreie Ab⸗ 
ſchreibung bewilligte. Das GBA. machte den Vollzug 
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von dem Nachweiſe der Vertretungsmacht abhängig, 
weil ſie nicht offenkundig ſei und auch durch die 
notarielle Beſtätigung nicht erſetzt werden könne. Be⸗ 
ſchwerde und weitere Beſchwerde hatten keinen Erfolg. 
Aus den Gründen: Für die Beurteilung der 
den Urkunden beigefügten Beſtätigungen iſt ausſchließ⸗ 
lich das Landesrecht maßgebend, da ſich die Regelung 
im 10. Abſchnitt des FG. nur auf die Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften und die Beglaubigung von Unter⸗ 
ſchriften und Handzeichen erſtreckt. Wie nach dem 
Not. von 1861 und nach Art. 31 des preuß. Geſ. über 
die freiw. Gerichtsb. v. 21. Sept. 1899 können auch nach 
dem Not®. vom 9. Juni 1899 von den Notaren öffent⸗ 
liche Urkunden nur über Rechtsgeſchäfte und Tatſachen 
errichtet werden. Gegenſtand der Beurkundung können 
nur Tatſachen fein, die der Notar ſinnlich wahrge⸗ 
nommen hat. Ausgeſchloſſen von der notariellen Be⸗ 
urkundung ſind ſonach tatſächliche und rechtliche Schluß⸗ 
folgerungen und die Beurteilung und Feſtſtellung von 
Rechtsverhältniſſen (vgl. Enderlein, Mat. z. Not G. 1861 
S. 9 ff., Schlegelberger, F. S. 798 ff., Obs G. 35.7 
S. 415). Hieraus wird gefolgert, daß bei Feſtſtellung 
einer Bevollmächtigung der Notar die Vorlegung der 
Vollmacht zu beſcheinigen und die Vollmachtsurkunde 
in beglaubigter Abſchrift beizufügen hat, ſoferne nicht 
deren Inhalt wortgetreu in die Beſcheinigung mit⸗ 
aufgenommen wird und daß in ähnlicher Weiſe zu 
verfahren iſt, wenn der in $ 33 GBO. zugelaſſene 
Nachweis durch eine notarielle Beſcheinigung erſetzt 
werden ſoll (vgl. Güthe, GBO. 3. Aufl. Anm. 45 zu 
8 33). Dem entgegen enthalten die den Urkunden ans 
gefügten Beſtätigungen keine Feſtſtellung von Tat⸗ 
ſachen, ſondern eine Feſtſtellung von Rechtsverhält⸗ 
niſſen auf Grund von Schlußfolgerungen des Notars 
aus ihm amtsbekannten Vorgängen. Eine ſolche Feſt⸗ 
ſtellung kann zwar dem Notar als Nachweis für die 
Vornahme der ihm nach 8 80 der GeſchO. obliegenden 
Prüfung dienen, ſie iſt aber keine öffentliche Urkunde 
i. S. des NotG, liefert ſohin nicht den Beweis nach 
$ 418 ZPO. und kann deshalb auch nicht den im § 33 
GO. zugelaſſenen Nachweis erſetzen. (Beſchl. des 
J. ZS. vom 29. Nov. 1918, Reg. III Nr. 60/1918). M. 
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III. 


Vorausſetzungen für den Lauf der Verjährung nach 
Art. 124 AG. B88. In zwei im Jahre 1903 ab⸗ 
geſchloſſenen Kaufverträgen wurde der Kaufpreis der 
verkauften Anweſen auf 125 000 M und 70 000 M an⸗ 
gegeben und der Gebührenbewertung zugrunde gelegt. 
Bei einem ſpäter eingeleiteten Zuwachsſteuer verfahren 
erklärte der Käufer, die im Jahre 1903 angegebenen 
Kaufpreiſe ſeien zu niedrig geweſen, der wirkliche 
Wert der Anweſen habe 210 000 M und 125 000 M 
betragen. Gegen die dieſen Angaben entſprechend an⸗ 
geordnete Gebührennachforderung legte der Käufer 
Beſchwerde ein, da die Nachforderung verjährt ſei. 
Das LG. ſchloß ſich dieſer Auffaſſung an, auf die 
weitere Beſchwerde der Reg FK. wurde der landgericht⸗ 
liche Beſchluß aufgehoben. 

Aus den Gründen: Nach der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Obs. (Slg. Bd. 12 S. 659, 665/66; 
Bd. 14 S. 465, 469; Bd. 16 S. 1, 4; S. 31/33; Bd. 17 B 
S. 118/20, Bd. 18 B S. 55/57) beginnt die Erlöſchungs⸗ 
friſt von 3 Jahren erſt zu laufen, wenn die Unter⸗ 
lagen des Anſpruchs dem Grunde und der Höhe nach 
fo feſtſtehen, daß die ſtaatlichen Behörden den ge» 
ſchuldeten Betrag ziffermäßig jederzeit berechnen können. 
Irrig iſt die Annahme des LG., daß dieſe Vorauss 
ſetzung hier zutreffe, auch was die Höhe des An- 
ſpruchs angeht Es mag zugegeben werden, daß Art, 
Zahl, Beſchaffenheit, Lage, wirtſchaftliche Ertrags⸗ 
fähigkeit uſw. der Grundſtücke, der allgemeine Geld— 
wert und die allgemeine Grundwertſchätzung in einem 
beſtimmten Zeitpunkt einen Inbegriff von ein für 


allemal gegebenen Verhältniſſen bilden, die eine 
ziffermäßige Feſtſtellung des Wertes auch der Ver⸗ 
tragsgegenſtände an ſich ermöglicht hätten. Aber es 
iſt doch im Jahre 1903 und auch ſpäter nicht zu einer 
ſolchen Wertfeſtſtellung gekommen. Weder für den 
Notar noch für das Rentamt war ein Anlaß geboten, 
den von den Vertragsparteien vereinbarten Kaufpreis 
für die Erhebung der Gebühr nicht als maßgebend zu 
betrachten. Unrichtig iſt insbeſondere die Folgerung 
des L., daß die Erklärungen der Geſellſchafter aus 
den Jahren 1914 und 1916 ihrer Natur nach unmöglich 
eine Tatſache bilden könnten, auf der der Gebühren⸗ 
anſpruch vom Jahre 1903 dem Grunde oder der Höhe 
nach beruht. Da die berichtigenden Angaben der 
Zahlungspflichtigen erſt 1914 und 1916 erfolgten, iſt 
es ſchon deshalb ausgeſchloſſen, daß die nach dieſen 
Angaben in der Gebührennachforderung ſich kund⸗ 
gebende Höhe des Gegenſtandswertes ſchon 1903 oder 
innerhalb der nächſten drei Jahre feſtgeſtanden wäre. 
Unbehelflich iſt auch die Ausführung, es ſei nicht an⸗ 
zunehmen, daß die Pflichtigen die Feſtſtellung des 
wirklichen Wertes verhindert oder erſchwert oder daß 
fie die Finanzſtellen ſchuldhaft veranlaßt Hätten, die 
hiezu erforderlichen Schritte zu unterlaſſen. Durch 
den Art. 124 find die Finanzbehörden angewieſen, 
innerhalb der dort beſtimmten Friſt den in ſeinen 
Grundlagen feſtſtehenden Anſpruch zu verfolgen; nicht 
aber ſind ſie gehalten, . der Friſt und bei 
Meidung des Ausſchluſſes die den Anſpruch begründen⸗ 
den Tatſachen feſtzuſtellen (Slg. Bd. 16 B S. 4). Die 
Unterlaſſung alsbaldiger Wertermittlung iſt alſo in 
keinem Falle auf die Verjährung des Anſpruchs von 
Einfluß, nicht etwa nur dann nicht, wenn ſie von dem 
pflichtigen ſchuldhaft veranlaßt war. Verfehlt iſt 
ferner die Behauptung, Kenntniſſe, die die Finanz⸗ 
behörden aus anderen Steuerſachen derſelben Schuldner 
erlangten, ſeien gleichgültig für die Feſtſtellung des 
„ wann die a 8688 Tatſachen vor⸗ 
agen, und damit für die Frage des Beginns der 
Berjährung. Die in einer anderen Sache erlangte 
Kenntnis der Steuerbehörde begründet nicht not⸗ 
wendig und ohne weiteres die Kenntnis von den Tat⸗ 
ſachen, auf denen der Gebührenanſpruch beruht (Slg. 
Bd. 12 S. 666); inſofern iſt alſo die dort serlangte 
Kenntnis für die Verjährungsfrage in der Regel be⸗ 
deutungslos. Nicht aber iſt zu folgern, die Ver⸗ 
jährung müſſe nach Ablauf von drei Jahren ſeit dem 
Gebührenanfall unter allen Umſtänden und ohne Rück⸗ 
ſicht darauf eintreten, daß die Finanzbehörde von dem 
für Gebührenerhebung maßgebenden wirklichen Werte 
der Vertragsgegenſtände nur aus Anlaß der Behand⸗ 
lung einer anderen Steuerſache und erſt nach Jahren 
Kenntnis erlangt hatte. (Beſchl. des II. 35. vom 
25. Nov. 1918, Reg. V Nr. 15/1918). M. 
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B. Strafſachen. 


Gegenüber einer Uebertretung nach Art. 88 P Sts. 
it der Einwand anz 5 59 des StB. oder einer privat: 
rechtlichen Sonderbefugnis unzuläſſig. Die Angekl. 
ſchafften Baumſtämme, die mit den vorderen Teilen 
auf kurzen Schlitten (ſog. Bock) aufgelegt waren, und 
mit den hinteren Teilen auf dem Boden nachſchleiften, 
über die Geleiſe einer Lokalbahn. Sie wurden wegen 
einer Uebertretung nach Art. 88 PStG B. verurteilt. 
Ihre Reviſion rügt die Verletzung des Art. 88 PSIGB., 
8 59 StEB. und 8 79 Abſ. 21 Eiſenbahn⸗Bau⸗ und 
Betriebsordnung vom 13. April 1905. Sie machen 
geltend, ſie hätten nach einer alten Uebung und nach 
der ausdrücklichen Zuſicherung der Lokalbahnaktien⸗ 
geſellſchaft bei Erbauung der Eiſenbahn das Recht, 
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Holz über den Bahnkörper zu ſchleifen; es habe 
ihnen daher das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit ge⸗ 
fehlt; Art. 88 P StGB. könne nicht angewendet werden, 
weil das Holzſchleifen die Gleisanlagen nicht gefährde; 
ſie hätten auch geglaubt, daß die Lokalbahn die Gleiſe 
reinigen müſſe, wenn Steine oder Schnee durch das 
Holzſchleifen darauf kämen. Die Reviſionen wurden 
verworfen. | 

Aus den Gründen: Art. 88 PStGB. be- 
droht den mit Strafe, der den zum Schutze der Eiſen⸗ 
bahnen und des Bahnbetriebs erlaſſenen oberpol. Vor⸗ 
ſchriften zuwiderhandelt. Nach 8 79 Abſ. 2 Eiſen⸗ 
bahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 13. April 1905 
(GVBl. S. 251) dürfen Pflüge und Eggen, Baum⸗ 
ſtämme und andere ſchwere Gegenſtände, wenn ſie 
nicht getragen werden, nur auf Wagen oder unterge⸗ 
legten Schleifen über die Bahn gefchafft werden. Die 
Angekl. haben dieſem Verbote zuwidergehandelt; ſie 
müſſen dies auch vorſätzlich getan haben, weil ſie ſich 
darauf berufen, daß ſie als Anlieger zufolge Her⸗ 
kommens und vertraglicher Abmachung berechtigt ſeien, 
Baumſtämme über den Bahnkörper zu ſchleifen. Dieſe 
Verteidigung ſchützt ſie nicht vor der Strafe nach 
Art. 88 PStGB., der eine im öffentlichen Intereſſe 
erlaſſene, dem Schutze des Eiſenbahnverkehrs dienende 
Polizeivorſchrift darſtellt. Gegenüber der vom Staate ver» 
möge feiner Polizeihoheit erlaſſenen Vorſchrift konnten 
die Angekl. eine privatrechtliche Sonderbefugnis weder 
erwerben noch ausüben, und ebenſowenig können ſie 
ſich auf guten Glauben berufen. Hierin läge ein Irrtum 
über den Umfang und die Wirkung der Strafbeſtimmung 
des Art. 88 PStGB. i. V. mit den Vorſchriften der 
Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung, alſo ein nicht 
beachtlicher Irrtum über das Strafgeſetz, wie das BG. 
mit Recht angenommen hat. Dies iſt in der Recht- 
ſprechung allgemein anerkannt. Die mit der Nevifion 
gleichfalls gerügte Verletzung des 8 59 StGB. liegt 
nicht vor. An ſich findet dieſe Beſtimmung auch ge⸗ 
genüber Strafvorſchriften Anwendung, die auf poli⸗ 
zeilichen Erwägungen beruhen, ſoferne nicht die Straf⸗ 
barkeit nur von dem Vorhandenſein eines äußeren 
Tatbeſtandes abhängig gemacht iſt (RGSt. 44, 311). 
So kann in einem Falle des $ 368 Nr. 9 StS. (un⸗ 
befugtes Gehen über fremde Grundſtücke) oder in 
einem Falle des Art. 93 Ziff. 4 bayer. Forſt G. (Lagern 
von Holz ohne Erlaubnis der Forſtbehörde) der Irrtum 
oder der gute Glaube des Beſchuldigten weſentlich werden 
und deſſen rechtswidrige Abſicht ausſchließen, weil hier 
die mangelnde Befugnis einen Teil des geſetzlichen Tatbe⸗ 
ſtandes bildet. Mit dieſen Fällen darf aber der vor⸗ 
liegende Fall nicht verwechſelt werden. Art. 88 PStG. 
ſtellt die verbotene Handlung unter Strafe, ohne auf 
eine Befugnis Bedacht zu nehmen. Deshalb kann ſich 
der gute Glaube, auf den ſich die Angekl. berufen, 
nicht auf einen Tatumſtand beziehen, der zum gefetz⸗ 
lichen Tatbeſtande dieſer Uebertretung gehört. Warum 
Art. 88 PSIEB. überhaupt nicht anwendbar ſein ſoll, 
iſt nicht einzuſehen. Die Strafvorſchrift in Verbindung 
mit den oberpol. Vorſchriften bezweckt den Schutz der 
Eiſenbahnen und des Bahnbetriebes, demnach in erſter 
Linie die Sicherung des Bahnkörpers gegen Beſchädi⸗ 
gung, die u. a. durch das Schleifen von Baumſtämmen 
ohne Unterlage verurſacht werden kann. Hiermit iſt 
ſchon der Tatbeſtand erfüllt und es iſt nicht zu unter⸗ 
ſuchen, ob damit eine Transportgefährdung verbunden 
iſt, da keine Anklage auf Grund der 88 315, 316 StGB. 
in Betracht kommt. (Urt. vom 8. Auguſt 1918, Rev.⸗ 
Rog. Nr. 253/1918). Ed. 
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Oberlandesgericht Augsburg. 


Ein wegen Berſtoßes gegen 8 313 Satz 1 BGB. 
nichtiger Bertrag konnte nicht nach Satz 2 des 8 313 
durch Eintragung des Erwerbers als Eigentümer in 
das Hypothekenbuch gültig werden. Gegeneinwand der 
fittenwidrigen Argliſt und der ungereihtiertigten Be: 
reicherung gegenüber der Berufung auf die Nichtigkeit 
des Bertrags. Die Witwe des i. J. 1901 verſtorbenen 
Nikolaus K., Franziska K., ſetzte zunächſt mit ihren 
Kindern die Bewirtſchaftung des hinterlaſſenen An⸗ 
weſens in Erbengemeinſchaft fort. Im März 1907 
ſetzten ſich die Erben auseinander, wobei der Sohn 
Stephan K. laut ſchriftlichen Schuldverſprechens vom 
8. März 1907 einbekannte, ſeiner Mutter 18 K. 
ein Gutsabſtandsgeld von 2000 , ferner jedem ſeiner 
6 Geſchwiſter einen Betrag von 1000 M zu ſchulden. 
Nach der notariellen Verbriefung des Miteigentums⸗ 
überlafjungsvertrages vom 11. März 1907 dagegen 
übernahm Stephan K. das Anweſen nur um den Be⸗ 
trag der darauf laſtenden Hypotheken zu 28 202,82 M 
und die Gewährung verſchiedener Austragsreichniſſe 
an feine Mutter; die von ihm in dem privatſchrift⸗ 
lichen Schuldverſprechen vom 8. März 1907 weiter 
übernommenen Verpflichtungen wurden in dieſem 
notariellen Vertrage nicht erwähnt. Die Tochter 
Berta K. hatte ihren Eltern mehrfach mit Darlehen 
ausgeholfen. Ihr Mann, Auguſt Gr., erhob auf Grund 
ſeines geſetzlichen 5 und Nutznießungs⸗ 
rechtes i. J. 1913 gegen die Witwe Klage auf Rück⸗ 
zahlung dieſer Darlehen. Auf Grund des nach Klag⸗ 
antrag erwirkten Urteils wurde durch Beſchluß vom 
28. März 1914 die Forderung der Witwe gegen ihren 
Sohn Stephan K. auf Zahlung des Gutsabſtands⸗ 
geldes von 2000 M gepfändet und dem Gläubiger 
zur Einziehung überwieſen. Die von ihm daraufhin 
gegen Stephan K. erhobene Klage auf Zahlung dieſer 

000 M wurde vom LG. abgewieſen; das OLG. gab 
ihr ſtatt. 

Aus den Gründen: Das Grundbuch iſt für 
den Bezirk des OLG.'s Augsburg, zu dem das frag⸗ 
liche Anweſen gehört, ſeit dem 1. Mai 1909 als an⸗ 
gelegt erklärt (JMBl. 1909 S. 161). Nach Art. 189 
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legungs verfahren einer förmlichen Auflaſſung gleich; 
ſie verwirklicht nicht die weitere Vorausſetzung des 
8 313 Satz 2 BGB., die Eintragung in das Grund⸗ 
buch in dem Zeitpunkt, in dem das Grundbuch als 
angelegt gilt. Eine Rechtsanmeldung im Anlegungs⸗ 
verfahren kann auch nicht die Rechtsfolgen zeitigen, 
die über die Rechtsfolgen nach 8 21 Abſ. 2 VO. vom 
23. Juli 1898 die Anlegung des Grundbuchs betr. 
hinausgehen. Nach dieſer Verordnungsvorſchrift müſſen 
die Beteiligten nur den öffentlichen Glauben des 
Grundbuches, ſobald dieſes als angelegt erklärt iſt, 
gegen ſich gelten laſſen. Der Gegenbeweis ſteht den 
Beteiligten im Hinblick auf 8894 BG. offen (Bay gfR. 
1906 S. 464/66, 1910 S. 16/17; RG. Bd. 61 S. 264/67, 
Bd. 64 S. 39; LZ. 1908 S 234°; Staudinger, Komm. 
BGB. Anm. A VII zu $ 313).) Der Einwand des 
Bekl., daß die eingeklagte Forderung nicht entſtanden 
ſei, iſt daher begründet. Gleichwohl kann ſich der 
Bekl. auf das Nichtbeſtehen der eingeklagten Forderung 
nicht berufen, weil mit Grund der Kl. dieſem Schutz⸗ 
vorbringen den Gegeneinwand der ſittenwidrigen Arg⸗ 
liſt entgegenſtellt. Denn tatſächlich hat der Kauf⸗ 
preis nach dem Angeführten für das Anweſen nicht 
bloß aus 28 202,82 M, wie in dem Notariatsvertrage 
vom 11. März 1907 beurkundet iſt, und in der Be⸗ 
ſtellung eines Naturalauszugs für die Witwe K. be⸗ 
ſtanden, ſondern außer dem notariell beurkundeten 
Kaufpreiſe von 28 202,82 M und dem Auszug aus 


| jenen 8000 M, über welche Stephan K. feinen Mit⸗ 


erben ſowie der Witwe K. den Schuldſchein vom 


| 8. März 1907 ausſtellte und in dem auch die hier in 
Frage kommenden 2000 mitinbegriffen find. Das 


EG. BGB. bleiben für den Erwerb und Verluſt des 


Eigentums, ſolange das Grundbuch noch nicht als an⸗ 
gelegt anzuſehen iſt, auch nach dem Inkrafttreten des 
BGB. die bisherigen Geſetze maßgebend. Dagegen 
unterliegen die Schuldverhältniſſe, die die Bewirkung 
dieſer Rechts veränderung zum Gegenſtand haben, ſo⸗ 
nach der obligatoriſche Vertrag, durch den ſich der 
eine Teil zur eee ee verpflichtet, eit 
dem 1. Januar 1900 den Vorſchriften des BGB. (Art. 
1, 55 und 170 EG. B.; Bayzfft. 1910 S. 17). 
Hienach iſt für den dinglichen Vertrag im rechtsrh. 
Bayern auf Grund des Art. 132 Not®. von 1899 der 
Art. 14 NotG. von 1861 einſtweilen aufrecht erhalten 
geblieben, während der Vertrag, durch den ein Teil 
ſich zur Uebertragung des Eigentums an einem Grund⸗ 
ſtück obligatoriſch verpflichtete, der Formvorſchrift des 
8 313 BGB. unterworfen war; fie iſt hier bei einem 
weſentlichen Teile des Vertrags nicht beachtet worden 
und infolgedeſſen der ganze Vertrag nichtig. Dieſer 
Mangel wurde auch nicht durch die Beſtimmung des 
8313 Satz 2 BGB. geheilt: Denn da z. Zt. des Vollzugs 
des Miteigentumsüberlaſſungsvertrags das Grundbuch 
noch nicht angelegt war, ſo konnte nur der Beſitztitel 
im Hypothekenbuche berichtigt werden. Die Umſchrei⸗ 
bung im Hypothekenbuch iſt aber zum Uebergang des 
Eigentums weder erforderlich noch genügend. Sie 
vermag die nach 8 313 Satz 2 a. a. O. notwendige 
Auflaſſung und Eintragung im Grundbuch nicht zu 
erſetzen, da das Hypothekenbuch kein Grundbuch iſt. 
Es gebricht ihr die Eigenſchaft einer das Eigentum 
verſchaffenden Maßregel. Ebenſowenig kommt die An⸗ 
meldung der Eigentumserwerbungstatſachen im An⸗ 


Anweſen hat daher am 11. März 1907 nach dem 
übereinſtimmenden Willen der Parteien auch dieſen 
Wert von 36 202,82 M und den Wert des Natural⸗ 
auszuges dargeſtellt. Dieſes Anweſen hat der Bekl. 
am 24. November 1916 weiterveräußert und auf⸗ 
gelaſſen. Die Auflaſſung wurde am 9. Dezember 1916 
im Grundbuch eingetragen. Durch die Auflaſſung 
und Eintragung im Grundbuche iſt die Käuferin auf 
Grund des 8 892 BGB. Eigentümerin des Anweſens 
geworden. Die Miterben und Gegenkontrahenten des 
Miteigentumsüberlaſſungsvertrags vom 11. März 1907 
ſind daher rechtlich und tatſächlich nicht mehr in 
der Lage, wegen der Nichtigkeit dieſes Vertrages die 
Rückgewähr des Anweſens von Stephan K. durchzu⸗ 
ſetzen. Stephan K. würde infolgedeſſen, da er in 
ſeinem Rechtsſtreite gegen den Kläger Gr. die Un⸗ 
gültigkeit der dem Kl. zur Einziehung überwieſenen 
Kaufſchillingsreſtforderung von 8000 M geltend macht, 
aus dem Miteigentumsüberlaſſungsvertrag zwar die 
Vorteile des Genuſſes des Anweſens und des Gewinns 
von 8000 M fi verſchafft haben, dagegen aber die 
Pflicht, dieſe 8000 M an feine Vertragsgegner zu be— 
zahlen, von ſich abſchütteln. Ein ſolches Unterfangen 
widerſpricht den guten Sitten. Mit Erfolg ſtellt 
dieſem Einwand der Kl. die replica doli entgegen. 
Denn wenn die eingeklagte Forderung auch wegen 
der Nichtigkeit materiell durch den Miteigentums⸗ 
überlaſſungsvertrag nicht entſtanden iſt, fo iſt fie doch 
formell vorhanden und der Bekl. kann deren Be⸗ 
zahlung wegen der ihm entgegenſtehenden Einwendung 
der ſittenwidrigen Argliſt nicht verweigern. Daß der 
Bekl. nicht mindeſtens den von ihm zum Erwerb des 
Anweſens aufgewendeten Gegenwert bei deſſen Weiter 
verkauf erlöſt hat, macht Bekl. nicht geltend. Bei dem 
gegenwärtig erheblich geſtiegenen Güterwert iſt das 
auch nicht anzunehmen. Könnte der Bekl. die Be⸗ 
zahlung der gegen ihn eingeklagten 2000 M ver- 
weigern, ſo wäre er um dieſen Betrag und weitere 
6000 M grundlos bereichert. Er würde aus dieſem 
Grunde argliſtig handeln, wenn er deren Berichtigung 


1) Ebenſo auch noch Urteil des RG. V. 35. vom 26. Oktober 
1915, V 188/15, in BayZfR. 1916 ©. 32. Der Einſ. 
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dem Kl. 0 wollte (og. Urt. des RG. vom 

2. Februar 1917, „Recht“ 1917 Heft 7/8 Nr. 555; 

8 138 BGB.). (Urt. des I. ZS. vom 23. April 1918, 

I L 126/15). Gtz. 
4605 


Landgericht Nürnberg. 


Einfluß der steuerung auf die Unterhalts⸗ 
auſprüche unehelicher Kinder.) Aus den Gründen: 
Zu verneinen iſt die Frage, ob das Unterhaltsüber⸗ 
einkommen zwiſchen dem Vormund des unehelichen 
Kindes und dem Kindsvater vom Jahre 1907 wegen 
der durch den Krieg hervorgerufenen Verteuerung der 
Lebensbedürfniſſe auf Antrag des Berufsvormunds 
ohne Zuſtimmung des Kindsvaters zu deſſen Un⸗ 
gunſten geändert werden kann. Mag man auch da⸗ 


von ausgehen, daß der Vertrag über die Unterhalts⸗ 


pflicht des Erzeugers eines unehelichen Kindes regel⸗ 
mäßig ein Vergleich i. S. des 8 779 BGB. tft, fo iſt 
doch auf keinen Fall der 5 323 ZPO. anwendbar. 
Dieſe Beſtimmung gilt nicht einmal für Prozeßver⸗ 
leide”), geſchweige denn für Vergleiche in Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Es iſt ver⸗ 
ſucht worden die Abänderung eines Unterhaltsüber⸗ 
einkommens der hier fraglichen Art damit zu be⸗ 
gründen, daß man ſagt: es unterliege das Ueberein⸗ 
kommen wegen veränderter Verhältniſſe inſoweit der 
Aenderung, als es mit der Vorſchrift des 8 1714 
Abſ. 2 BEL. in Widerſpruch ſteht (Urt. d. AG. München 
vom 11. Juni 1918 Proz.⸗Reg. Nr. A 231/18 abgedr. 
in Bl. f. Armenflege Nr. 16). Dieſe Beweisführung 
geht aber fehl. Nach § 1714 Abſ. 2 BGB. iſt der 
unentgeltliche Verzicht des unehel. Kindes auf den Unter⸗ 
halt für die Zukunft nichtig. Einen ſolchen unent⸗ 
geltlichen Verzicht ohne weiteres anzunehmen und 
A ohne daß hiefür Unterlagen vorhanden 
ſind, geht nicht an. Eine unentgeltliche Aufgabe 
des Unterhaltsanſpruchs läge z. B. vor, wenn die 
Parteien abſichtlich die Rente zu niedrig feſtſetzen 
würden, um damit dem Verpflichteten eine unentgelt⸗ 
liche Zuwendung zu machen. Für eine ſolche oder 
ähnliche Vereinbarung zwiſchen den Parteien fehlt 
jeder Anhaltspunkt. Weil das Unterhaltsübereinkommen, 
auch wenn man es als einen Vergleich erachtet, ein 
gegenſeitiger Vertrag iſt, muß daran feſtgehalten 
werden, daß der durch das Uebereinkommen herge⸗ 
ſtellte Rechtszuſtand für beide Teile bindend iſt, d. h. 
nicht durch eine Vertragspartei ohne die Zuſtimmung 
der anderen aufgehoben werden kann, es ſei denn, daß 
einer Partei ein beſonderes auf die Aufhebung ge⸗ 
richtetes Recht zur Seite ſteht. Als Folge dieſer ver⸗ 
traglichen Bindung der Parteien ergibt ſich für das 
Unterhaltsübereinkommen, daß eine Aenderung der 
Unterhaltsrente zugunſten der Unterhaltsberechtigten 
im Falle einer weſentlichen Veränderung der Ver⸗ 
hältniſſe nur dann eintreten kann, wenn in dem Ueber⸗ 
einkommen ein ausdrücklicher Vorbehalt in dieſer Hin⸗ 
ſicht gemacht iſt. Die Unterſtellung, die Parteien hätten 
das Uebereinkommen — auch ohne ſolchen ausdrück⸗ 
lichen Vorbehalt — unter der ſelbſtverſtändlichen Vor⸗ 
ausſetzung getroffen, daß die für die Höhe der Unter⸗ 
haltsrente maßgebenden Verhältniſſe keine weſentliche, 
für den Unterhaltsberechtigten nachteilige Veränderung 
erfahren, iſt unhaltbar; denn das würde die Zulaſſung 
einer ſtillſchweigend bei allen Verträgen vorbehaltenen 
chausula rebus sic stantibus bedeuten. Das BGB. hat 
eben nur in gewiſſen Ausnahmefällen, von denen hier 
keiner Platz greift, der ſpäteren Veränderung der Ver⸗ 

ältniffe einen Einfluß auf die Fortdauer der früheren 

ereinbarung eingeräumt. Es kann zwar wohl die 


1) S. dazu die gegenteilige Entſcheidung des OLG. München in 
Nr. 21/22 S. 363 Jahrgang 1918. 
) Siehe dagegen Marcuſe in LZ. 1918 S. 1251. 
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durch 8 157 BGB. gebotene Auslegung eines Ver⸗ 
trages nach Treu und Glauben dazu führen, daß eine 
Partei infolge veränderter Umſtände an ihr Ver⸗ 
ſprechen nicht mehr gebunden iſt; jedoch für einen 
ergänzenden Ausſpruch des Richters unter Anwendung 
der Grundſätze von Treu und Glauben iſt nur dann 
Raum, wenn der Vertrag innerhalb ſeines tat⸗ 
ſächlichen Rahmens oder innerhalb der wirklich ge⸗ 
wollten Vereinbarungen der Parteien eine erſichtliche 
Lücke aufweiſt. Von einer ſolchen Lücke kann hier 
nicht die Rede ſein. Eine Ergänzung des Ueberein⸗ 
kommens wegen des Sinkens des Geldwerts u. der 
Steigerung der Preiſe für alle Lebensbedürfniſſe 
würde zu einer Erweiterung der Abmachung führen. 
In dem Willen der Parteien lag auch nicht, daß das 
vorbehaltlos getroffene Uebereinkommen nur unter 
dem Fortbeſtand der Lebensverhältniſſe 3. Zt. des 
Vertragsabſchluſſes unabänderlich bleiben ſolle. Es 
iſt im Gegenteil anzunehmen, daß der Wille der 
Parteien darauf gerichtet war, durch beſtimmt bemeſſene 
Leiſtungen des Unterhaltspflichtigen jeglichen Streit 
während der ganzen Dauer der Unterhaltspflicht ab⸗ 
zuſchneiden. Aus dieſem Grunde iſt auch jede weitere 
Erörterung der Parteien über die Höhe der Unter⸗ 
haltsrente ausgeſchloſſen. Es iſt endlich noch darauf 
hinzuweiſen, daß es ſich nicht um eine einſeitige, bloß 
für das klagende Kind nachteilige lea der 
Lebensverhältniſſe handelt, ſondern daß die durch den 
Krieg verurſachte Aenderung ſich in gleicher Weiſe 
auch dem Beklagten fühlbar macht u. infolge der Ver⸗ 
teuerung aller Lebensbedürfniſſe auch auf deſſen 
Zahlungsfähigkeit von nachteiligem Einfluß iſt. Nach 
alledem iſt die für den Unterhalt eines unehelichen 
Kindes vertragsmäßig feſtgelegte Rente 16 Jahre lang 
unabänderlich, wenn nichts Gegenteiliges vereinbart 
iſt. (Urt. d. 2. 3K. vom 29. Okt. 1918, A un 
4528 t. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Juſtizgeſetzgebung im Bolksſtaat Bayern. Die vor» 
läufige Regierung iſt bisher nur mit großer Zurück⸗ 
haltung an die Löſung geſetzgeberiſcher Aufgaben ge⸗ 
gangen. Dies gilt insbeſondere auch für die Juſtiz. 
Auf dieſem Gebiete ſind bisher zwei Verordnungen 
mit Geſetzeskraft erlaſſen worden, die Verordnung vom 
19. Nov. 1918 über die Errichtung von Volksgerichten 
(Bayer. Staatsanzeiger Nr. 275, IM Bl. S. 229) und 
die Verordnung vom 18. Nov. 1918 über die vorläufige 
Regelung der Militärgerichtsbarkeit (Bayer. Staats» 
anzeiger Nr. 270, BBl. d. Min. f. mil. Angel. S. 1135). 

1. Das Verfahren nach der StPO. iſt für außer⸗ 
ordentliche Zeitverhältniſſe zu ſchwerfällig. Das Stand⸗ 
recht hat aber zurzeit für viele keinen guten Klang. 
So ſieht die Verordnung vom 19. Nov. 1918 mit den 
Ausf.⸗Vorſchr. vom gleichen Tage (Bayer. Staats- 
anzeiger Nr. 276, IM Bl. S. 231) und der Ergänzung 
vom 28. Nov. 1918 (Bayer. Staatsanzeiger Nr. 279, 
IJMBl. S. 252) die Errichtung von Volksgerichten durch 
das Juſtizminiſterium im Benehmen mit dem Mini⸗ 
ſterium für mil. Angel., in der Pfalz durch den Ober- 
landesgerichtspräſidenten im Benehmen mit dem Re⸗ 
gierungspräſidenten vor. Die Zuſtändigkeit der Volks⸗ 
gerichte iſt eng umgrenzt, nämlich beſchränkt auf Mord, 
Totſchlag, Notzucht, Raub, Plünderung, Einbruchdieb⸗ 
ſtahl und Brandſtiftung, bei deren Verübung der 
Täter auf friſcher Tat betroffen wird. In dieſem 
Rahmen unterſtehen aber Zivil⸗ und Militärperſonen 
den Volksgerichten. Vis jetzt find Volksgerichte nur 
in München, Nürnberg und Fürth errichtet. Das 
Volksgericht entſcheidet in der Beſetzung von 2 Berufs⸗ 
und aeg ert Ihre Ernennung ſteht an ſich 
dem Juſtizminiſter zu, iſt aber von ihm den Land⸗ 
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geriätspräfidenten übertragen. Die Berufsrichter find 
aus dem reife der Richter des Landgerichts und der 
Amtsgerichte im Bezirke des Landgerichts, die Laien⸗ 
richter im Benehmen mit den am Sitze des Volks⸗ 
gerichts beſtehenden Volksräten aus den Militär⸗ 
perſonen und den in die berichtigte Urliſte für die 
Schöffen aufgenommenen Perſonen am Sitze des Volks⸗ 
erichts oder in der unmittelbaren Umgebung, in der 
falz aber lediglich aus der zweiten der genannten 
Gruppen und, ſoweit Volksräte nicht beſtehen, nach 
dem freien Ermeſſen des Landgerichtspräſidenten aus⸗ 
zuwählen. Den Vorſitz führt der rangältere Berufs⸗ 
richter. Die laienrichterlichen Mitglieder verſehen ihr 
Amt als Ehrenamt, erhalten aber eine Entſchädigung 
wie die Schöffen. Die Geſchäfte der Strafverfolgungs⸗ 
behörde beſorgt der I. Staatsanwalt. Er kann aber 
im Falle ſeiner Verhinderung die Beſorgung einem 
der ihm beigegebenen Staatsanwälte übertragen. 

Für die Volksgerichte gelten im allgemeinen die 
für die Landgerichte maßgebenden Vorſchriften der 
StPO., des GV., des GKG., der GebO. für Zeugen 
und Sachverſtändige und der GebO. für Rechtsanwälte. 
82 der Ausf.⸗Vorſchr. ſtellt aber den Leitſatz auf, daß 
das Verfahren vor den Volksgerichten ſummariſch, 
nicht an die Förmlichkeiten des ordentlichen Straf⸗ 
verfahrens gebunden iſt und die raſcheſte Aburteilung 
des Beſchuldigten bezweckt, und dieſer Leitſatz findet 
in einer Reihe von Sondervorſchriften feine Aus⸗ 
geſtaltung. Das Verfahren und insbeſondere die etwa 
notwendigen Ermittelungen des Staatsanwalts ſollen 
mit der größten Beſchleunigung durchgeführt, ſoweit 
es irgend möglich, ſoll der mündliche, telephoniſche 
oder telegraphiſche Verkehr an Stelle des ſchriftlichen 
gewählt werden. Gegen die Entſcheidungen des Volks⸗ 
gerichts und des Vorſitzenden ſind Rechtsmittel nicht 
zuläſſig. Die Wiederaufnahme des Verfahrens iſt aus⸗ 
geſchloſſen. Geſuchen um Begnadigung oder Straf⸗ 
auſſchub kommt keine aufſchiebende Wirkung zu. Zeugen 
und Sachverſtändige können auch mündlich geladen 
und, wenn ſie in der Hauptverhandlung unentſchuldigt 
ausbleiben, vorgeführt werden. Beſchlagnahmen und 
Durchſuchung ſowie Verhaftung und vorläufige Feſt⸗ 
nahme ſind durch Einſchränkung der Rechtsſicherungen 
für die davon Betroffenen in bedeutend erweitertem 
Umfange zugelaſſen. Ohne Anklageſchrift und ohne 
Eröffnungsbeſchluß wird auf den Antrag des Staats- 
anwalts Termin zur Hauptverhandlung anberaumt. 
Sie ſoll möglichſt bald ſtattfinden. Eine Ladungsfriſt 
iſt nicht einzuhalten. Die Vernehmung von Zeugen 
kann durch Verleſung des Protokolls über ihre etwaige 
frühere Vernehmung oder einer ſchriftlichen Erklärung 
erſetzt werden, wenn die Vernehmung das Verfahren 
bedeutend verzögern würde. Die Urteilsgründe ſind 
nur mündlich zu verkünden und in das Protokoll auf⸗ 
zunehmen, nicht ſchriftlich abzufaſſen. 

Bei dieſem ſummariſchen Verfahren iſt aber doch 
dem Beſchuldigten genügender Schutz geſichert. Wenn 
er ſich nicht ſelbſt einen Verteidiger wählt, muß für 
ihn ein ſolcher ſpäteſtens bei Anberaumung des Haupt⸗ 
verhandlungstermins beſtellt werden. Die Rechte des 
Verteidigers ſind dadurch erweitert, daß ihm jederzeit 
auf Verlangen Einſicht in die Akten geſtattet werden 
muß. Die Verhandlung vor dem Volksgericht iſt 
öffentlich; die Oeffentlichkeit darf nur wegen Gefähr⸗ 
dung der öffentlichen Ordnung ganz oder teilweiſe 
ausgeſchloſſen werden. Zur Verurteilung oder Frei⸗ 
ſprechung iſt eine Mehrheit von 4 Stimmen erforder⸗ 
lich. Ergibt ſich dieſe Mehrheit nicht, ſo iſt der Be⸗ 
ſchuldigte an das für ihn ſonſt zuſtändige ordentliche 
Gericht (bürgerliches Gericht oder Militärgericht) zu 
verweiſen. Ein Todesurteil darf erſt vollſtreckt werden, 
wenn der Miniſterrat es nachgeprüft und die Voll⸗ 
ſtreckung genehmigt hat. 

2. Der politiſche Umſturz 155 zur Einſtellung 
der Militärgerichtsbarkeit geführt. Ihre Wieder⸗ 
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aufnahme war unbedingt geboten, doch hielt man 
Neuerungen für angezeigt. So wurde die Militär⸗ 
gerichtsbarkeit durch die Verordnung vom 18. Nov. 1918 
mit den Vollzugs vorſchriften des Min. f. mil. Angel. 
vom 21. Nov. 1918 (BBl. des gen. Min. S. 1138) 
weſentlich umgeſtaltet. Mit einer Aenderung der 
Bezeichnung der Militärgerichte — Regiments⸗, Batail⸗ 
lons⸗ uſw. Gerichte ſtatt der Standgerichte, Diviſions⸗ 
gerichte ſtatt der Kriegsgerichte — verknüpfte ſich eine 
tiefgreifende Aenderung in der Zuſammenſetzung: bei 
den Regiments⸗ uſw. Gerichten 1 Offizier als Vor⸗ 
ſitzender und 2 Angehörige des Mannſchaftsſtandes 
als Beiſitzer, bei den Diviſionsgerichten 1 Offizier 
als Vorſitzender, 3 Angehörige des Mannſchafts⸗ 
ſtandes und 1 Militärgerichtsrat, bei den Korps⸗ 


gerichten 1 Offizier als Vorſitzender, 4 Angehörige 


des Mannſchaftsſtandes und 2 Obermilitärgerichts⸗ 
räte. Iſt der Angeklagte ein Offizier (Sanitäts-, 
Veterinäroffizier) oder ein Militärbeamter, fo tritt 
in den Regiments» und Diviſionsgerichten an die 
Stelle eines Angehörigen des Mannſchaftsſtandes ein 
zweiter Offizier (Sanitäts-, Veterinäroffizier) oder ein 
Militärbeamter, in den Korpsgerichten an die Stelle 
von 2 Angehörigen des Mannſchaftsſtandes 2 
weitere Offiziere (Sanitäts⸗, Veterinäroffiziere) oder 
2 Militärbeamte. Die wichtigſte Neuerung iſt aber, 
daß die Richter aus den Reihen der Offiziere und des 
Mannſchaftsſtandes ſowie der Unterſuchungsführer, 
der an die Stelle des früheren Gerichtsoffiziers ge⸗ 
treten iſt, von den Kaſernen⸗, Garniſon⸗ und Soldaten⸗ 
räten in allgemeiner, unmittelbarer und geheimer 
Wahl gewählt werden. 

Die niedere Gerichtsbarkeit iſt auf Perſonen im 
Offiziersrang ausgedehnt. Die gerichtsherrlichen Be⸗ 
fugniſſe ſind beſeitigt. Darüber, ob die Anklage zu 
verfügen oder das Verfahren einzuſtellen iſt, ent⸗ 
ſcheiden Beſchlußkommiſſionen, die aus Offizieren, An⸗ 
gehörigen des Mannſchaftsſtandes und richterlichen 
Militär juſtizbeamten beſtehen; die Offiziere und An 
gehörigen des Mannſchaftsſtandes werden wie die 
Mitglieder der erkennenden Gerichte gewählt. Die 
Beſchlußkommiſſionen entſcheiden auch über Verhaftung 
und vorläufige Dienſtenthebung. Im übrigen werden 
die Befugniſſe der Gerichtsherren, ſoweit es ſich um 
geſchäftsleitende Verfügungen handelt, durch die Unter⸗ 
ſuchungsführer, ſoweit es ſich um Entſcheidungen 
handelt, durch die Gerichte ausgeübt. Die bisher dem 
Gerichtsherrn zuſtehenden Rechtsmittel ſtehen nur dem 
Anklagevertreter zu. 

Wegen Geſährdung militärdienſtlicher Intereſſen 
darf die Oeffentlichkeit nicht mehr ausgeſchloſſen werden. 
Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen iſt aktiven 
Militärperſonen auch dann geſtattet, wenn ſie im 
Rang unter dem Angeklagten ſtehen. Der Angeklagte 
kann ſich vor allen Gerichten und in jeder Lage des 
Verfahrens eines Verteidigers bedienen. Als Ber- 
teidiger können auch rechtskundige Angehörige des 
Mannſchaftsſtandes und alle bei einem deutſchen Ge⸗ 
richt zugelaſſenen Rechtsanwälte gewählt oder beſtellt 
werden. 

Die Beſtätigung der Urteile iſt weggefallen. Die 
Todesſtrafe darf aber nicht vollſtreckt werden, bevor 
der Miniſterrat das Urteil nachgeprüft und die Voll⸗ 
ſtreckung genehmigt hat, und Urteile, durch die auf 
Huren, Freiheitsſtrafe von insgeſamt mehr als 

Jahren, Entfernung aus dem Heere, Dienftent- 
laſſung oder Amtsverluſt erkannt tft, dürfen erſt nach 
Ueberprüfung durch das Min. f. mil. Angel. vollſtreckt 
werden. 
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Richtlinien für die Rechtspflege. Der Name des 
ſeit der Revolution an der Spitze der bayerifchen 
Juſtizverwaltung ſtehenden Mannes bedeutete von 
vornherein ein Programm, nachdem bei der Beratung 
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des letzten Juſtizhaushaltes in einem Antrage Timm 
und Genoſſen eine Reihe von Forderungen zur Ver⸗ 
beſſerung unſerer Rechtspflege geltend gemacht und 
einſtimmig angenommen worden waren. Ein Pro⸗ 
gramm, die Richtlinien, nach denen der neue Juſtiz⸗ 
miniſter Bayerns ſeine Verwaltung zu führen gewillt 
iſt, und zugleich die Grundſätze, nach denen Richter 
und Juſtizbeamte an der Rechtspflege mitwirken ſollen, 
enthält ſein Allgemeiner Erlaß vom 14. Dez. v. Js. 
(JMBl. S. 257). Als den Kern ſeiner Ausführungen 
dürfen wir wohl die Sätze anſehen: „Ein jeder Bürger 
des republikaniſchen Staates ſoll das Gefühl beſitzen, 
daß er wirklich gleich jedem anderen geachtet wird, 
wo immer er mit den Juſtizbehörden in Berührung 
kommt. Die Rechtspflege hat an erſter Stelle das 
große Ziel zu erreichen, jedem einzelnen der Volks⸗ 
genoſſen das Bewußtſein zu geben, Subjekt eines 
freien Staates, nicht Objekt einer bureaukratiſchen 
Regierungsmethode zu fein“. Zur Erreichung dieſes 
Zieles ſind geſetzgeberiſche Neuerungen unabweislich, 
vor allem die „immer wieder verzögerte Reform des 
Strafrechts und Strafprozeſſes, die Schaffung eines 
freien Arbeiterrechtes, das den einzelnen vor wuche⸗ 
0: Ausbeutung feiner Arbeitskraft ſchützt, der weit» 
reichend geſetzliche Schutz der wirtſchaftlich Schwachen“; 
gerade auf dieſen Schutz hatten ſich hauptſächlich die 
Forderungen des Antrags Timm im Landtage be⸗ 
zogen. „Bis zur Löſung dieſer großen Probleme 
möge jeder einzelne in der Juſtiz Tätige — auf welchem 
Platz er auch ſtehen mag — ſeine hohe Aufgabe darin 
erblicken, die Rechtspflege mit dem ſozialen, ver⸗ 
ſöhnenden Geiſte einer neuen Menſchheitsepoche zu 
erfüllen“. Sozialer Geiſt muß in der Tat gerade die zur 
Ausübung der Rechtspflege Berufenen vor allem erfüllen; 
denn ſoziale Unſtimmigkeiten ſind es zumeiſt, was ihr 
Eingreifen notwendig macht. Verſöhnender Geiſt — 
keine Schroffheit des Tones, aufrichtiges Entgegen⸗ 
kommen und freundliche Bereitwilligkeit gegenüber allen 
Rechtſuchenden, vor allem gegenüber den heimkehrenden 
Heldenſöhnen, jede geſetzlich mögliche Nachſicht gegen 
die durch ſoziale Not und die Kriegszeiten in Be⸗ 
drängnis geratenen Schuldner, Beſchleunigung der 
Rechtsverfahren! Auch für die Strafrechtspflege gibt 
der Erlaß beachtenswerte Richtlinien. Aber er be⸗ 
ſchränkt ſich nicht darauf, Richtern und Juſtizbeamten 
zu ſagen, was ſie tun ſollen, er verheißt ihnen auch, 
was die Juſtizverwaltung für fie tun will. Die ſoziale 
Lage der Angeſtellten, beſonders der unteren Klaſſen 
aller Beamtenkategorien ſoll gehoben werden, damit 
ſie alle freudigen Herzens ihrer Lebensarbeit nach⸗ 
gehen können. Nicht Protektion, ſondern ausſchließlich 
die Tüchtigkeit ſollen, wie nachdrücklichſt betont wird, 
bei Anſtellungen und Beförderungen entſcheiden. Jeder 
e der Juſtizverwaltung kann ſich vertrauens 
voll an deren Leiter wenden; Wünſche und Beſchwerden 
ihm vorzutragen ſollen vor allem die Vertretungen 
der von ihm begrüßten Vereinigungen der Juſtiz⸗ 
beamten berechtigt ſein. Von beſonderem Wert iſt die 
Zuſicherung: „Meine vornehmſte Aufgabe erblicke ich 
darin, die richterliche Unabhängigkeit, die Grundlage 
jeder ſtaatlichen Ordnung, unangetaſtet von jedermann 
aufrecht zu erhalten. Das Recht ſteht und fällt mit 
der Unabhängigkeit des freien Richters.“ Die Un⸗ 
abhängigkeit und Freiheit der Rechtspflege ſetzt vor⸗ 
aus, daß auch niemand ſeinem ordentlichen Richter 
entzogen wird. Der Rat der Volksbeauftragten in 
Berlin hat mit Bek. vom 10. vor. Mts. (RG Bl. S. 1419) 
die Rechtsanwälte Dr. Hugo Heinemann und Dr. Sieg⸗ 
fried Weinberg ſowie den Walter Bergmann beauf 
tragt, „behufs Vorbereitung eines eventuellen ordent⸗ 
lichen gerichtlichen Verfahrens die Vorgänge am ver⸗ 
gangenen Freitag und die damit zuſammenhängenden 
Vorgange zu unterſuchen ; er hat „den drei genannten 

erſonen ... Vollmachten ſowohl hinſichtlich von 

wil⸗ als auch von Militärperſonen verliehen, die 
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nach der StPO. der Unterſuchungsrichter hat. So⸗ 
weit die StPO. eine Mitwirkung der StAnwaltſchaft 
vorſieht, wird vorliegend davon Abſtand genommen. 
Vielmehr haben die drei genannten Herren inſoweit 
ſelbſt zu entſcheiden“. Bayerns Richter werden es 
ihrem Miniſter Dank wiſſen, daß ſie derartige unſere 
Gerichtsordnung auf den Kopf ſtellende Maßnahmen 
von ihm nicht zu befürchten haben. Gerade unter den 
Richtern hat ſeinerzeit ſchon der Antrag Timm und 
Genoſſen viel freudigen Widerhall gefunden, war doch 
ein Teil ſeiner Forderungen, wie Timm bei der Ver⸗ 
tretung des Antrags wiederholt auf die „Deutfche 
Richterzeitung“ Bezug nehmend ſelbſt hervorhob, in 
Richterkreiſen ſchon aufs wärmſte befürwortet worden. 
Auch diejenigen unter den Richtern und Juſtizbeamten, 
in denen die jüngſt vergangenen politiſchen Ereigniſſe 
mehr Befürchtungen als frohe Hoffnungen geweckt 
haben, werden, deſſen darf ſich der Lenker der baye⸗ 
riſchen Juſtizverwaltung überzeugt halten, feinem Rufe 
folgen und mitarbeiten an den großen Aufgaben der 
Zeit zum Heile der lebenden und kommenden Ge⸗ 
ſchlechter und unſeres gemeinſamen Vaterlandes. 
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Vücheranzeigen. 


Nomen, Dr. jur. A., Wirkl. Geh. Kriegsrat, und Niſſom, 
Dr. jur. Karl, Kriegsrat. Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung. Zweite bedeutend vermehrte Aufl. 1096 S. 
Berlin 1918, J. Buttentag. Preis geb. Mk. 18.75. 

Schon die erſte Auflage von 1910 hatte ſich durch 
ihre Zuverläſſigkeit, Reichhaltigkeit und Handlichkeit 
den in der Militärgerichtsbarkeit Tätigen unentbehr⸗ 
lich gemacht. Das außerordentliche Anwachſen der 

Militärjuſtiz im Weltkrieg brachte auch hier eine ſolche 

Bereicherung, daß mit beſonderer Spannung eine neue 

Auflage erwartet wurde, welche die bisherigen Er⸗ 

fahrungen, insbeſondere die neueren Ergebniſſe der 

Rechtſprechung, namentlich des Reichsmilitärgerichts, 

berückſichtigte. Nun liegt ſie vor in dem ſtark be⸗ 

reicherten Band. Die Aufgabe, den neuen Stoff in 
möglichſter Kürze einzuarbeiten, um ſo der Praxis in 

Krieg und Frieden weiterhin dienen zu können, haben 

Romen und Riſſom in der gleichen glänzenden Weiſe 

elöſt wie bei den neuen Auflagen iter Ausgabe des 
StGB., deren zweite ich (1917) hier angezeigt habe. 

Unter Vermeidung ausführlicher wiſſenſchaftlicher Er⸗ 

örterungen nimmt der Kommentar in knappen, auf 

ſchnelle Aufklärung hinzielenden Erläuterungen zu 
den beim Gebrauche des Geſetzes ſich ergebenden Fragen 
und Zweifeln Stellung. Die Entſcheidungen des 

Reichsmilitärgerichts Band 14—20 find nachgetragen, 

auch die Prüfungsergebniſſe 19—24. Das Schrifttum 

iſt anſcheinend vollſtandig angeführt. Die ergänzenden 

Geſetze und Verordnungen ſind berückſichtigt, oft wörtlich 

angeführt. Auf die Parallelſtellen des GBG. und 

der StPO. iſt ſtets hingewieſen. Die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Preußiſchen Kriegsminiſteriums und 
des Reichs⸗Marineamtes ſind an den betreffenden 

Stellen eingefügt. Hinzugekommen und verarbeitet 

ſind zahlreiche andere Verwaltungsvorſchriften. Weg⸗ 

gefallen ſind zwecks Raumerſparnis die im Anhang 
der erſten Auflage gebrachten Geſetze über die Ent⸗ 
ſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungshaft 

vom 14. Juli 1904 und über Entſchädigung der im 

Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen 

vom 20. Mai 1898. Das ausführliche Sachregiſter 

nennt ſich jetzt „Zahlweiſer“. So darf man die Hand⸗ 
ausgabe in der neuen Auflage allen an der Militär⸗ 
rechtspflege Beteiligten, Juriſten wie Offizieren und 

Militärgerichtsſchreibern, als ein unentbehrliches Hilfs⸗ 

mittel empfehlen. 


Jena. Dr. Böckel. 
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Alsberg, Dr. Max und Belle, Dr. Kurt, Rechtsanwälte 
in Berlin. Das Kriegsrecht des Bekleidungs⸗ 
ge werbes. 136 Seiten. Berlin 1918, W. Moeſer, 
Hofbuchhandlung. Mk. 4.— zuzügl. 25 %. 

Ueber die zahlreichen und wegen der Verſchieden⸗ 
heit der Quellen ſchwer zugänglichen Kriegsvorſchriften 
für das Bekleidungsgewerbe ſind zwar in der letzten 
Zeit mehr oder weniger brauchbare Zuſammenſtellungen 
des Geſetzestextes oder des Inhalts erſchienen, allein 
eine ſyſtematiſche Bearbeitung des verwickelten und 
vielfach ineinander übergreifenden Rechtsſtoffes war 
bisher nicht vorhanden. Dieſem Mangel hilft das 
Ende Mai 1918 herausgegebene Werk von Dr. Alsberg 
und Dr. Peſchke ab. Die Verfaſſer, die beide über 
reiche Erfahrungen a dem von ihnen bearbeiteten 
Gebiet verfügen, behandeln in einer kurzen Ueberſicht 
die Organiſation und den Aufgabenkreis der für das Be⸗ 
1 eſchaffenen Kriegsſtellen und ſchildern 
dann aus fü 
für die Herſtellung und für den Handel mit Web⸗, 
Wirk⸗ und Strickwaren und mit Schuhwaren beſtehen 
und die Normen, die für die Preisbemeſſung der ges 
nannten Waren für den Handel geſchaffen worden ſind. 
Sowohl die zivilrechtliche Wirkung der Verordnungen, 
wie die ſtrafrechtlichen Folgen der Verletzung werden 
eingehend unter Berückſichtigung der allgemeinen 
Wuchergeſetze und unter Verwertung der Rechtſprechung 
behandelt. Die neue Verordnung gegen Preistreiberei 
vom 8. Mai 1918, die während des Druckes des Werkes 
en ift, konnte dabei allerdings nur teilmeife 
mit berückſichtigt werden. Der zweite Teil bringt den 
Wortlaut der wichtigſten bis zum Mai 1918 erſchienenen 
Bekanntmachungen und Verordnungen für das Be⸗ 
kleidungsgewerbe. Richter und Strafverfolgungsbe⸗ 
hörden, die ſich mit dem fremdartigen und ſchwer zu⸗ 
gänglichen Stoffe nur zu oft zu befaſſen haben, werden 
das Werk als willkommene Gabe begrüßen; aber 
auch der Kaufmann wird in ihm manche Belehrung 
und Aufklärung finden. Wenn das Werk, wie in 
Ausſicht genommen iſt, durch periodiſche Nachträge 
über die neu erſcheinenden Verordnungen und über 
die neue Rechtſprechung auf dem Laufenden gehalten 
wird, wird ſeine praktiſche Brauchbarkeit noch weſent⸗ 
lich erhöht werden. 

Amtsrichter F. Schmidt, Referent im Bayr. Krlegswucheramt. 


Hallbauer, Max. S., Geheimer Rat und Senatspräſident 
a. D. Das Deutſche Hypothekenrecht. Ein 
Leitfaden durch das Hypothekenrecht und ein Hilfs 
buch für alle, die ſich mit Hypotheken zu befaſſen 
haben. Dritte vermehrte und verbeſſerte Auflage. 
VIII, 273 Seiten. Leipzig 1918, Roßberg'ſche Ver⸗ 
lagsbuchhandlung Arthur Roßberg. Geb. Mk. 6.60. 


Der Hallbauer'ſche Leitfaden des Deutſchen Hypo⸗ 
thekenrechts, der gemeinverſtändliche Darſtellung mit 
wiſſenſchaftlicher Durchdringung des Stoffes in glücklicher 
Weiſe verbindet, hat ſeine bewährte Anlage in der 
nunmehr vorliegenden dritten Auflage beibehalten. 
Die neueren Ergebniſſe der Wiſſenſchaft und Recht— 
ſprechung ſind überall nachgetragen und verwertet; 
auch find die Aenderungen berückſichtigt, die das Hypo— 
thekenrecht durch das Reichsgeſetz zur Einſchränkung 
der Verfügungen über Miet- und Pachtzinsforderungen 
vom 8. Juni 1915 erfahren hat. Im Anhange ſind 
die durch den Krieg veranlaßten geſetzlichen Maßnahmen 
zuſammengeſtellt, ſoweit fie das Hypothekenweſen be= 
treffen. Das Buch wird insbeſondere den aus dem 
Felde zurückkehrenden jungen Rechtsbefliſſenen bei 
Wiederaufnahme ihrer Studien gute Dienſte leiſten. 

München. LGR. Dr. Schanz. 


rlich die geſetzlichen Beſchränkungen, die 


Wendel, Heinz Emil, Kgl. Polizeirat in Berlin, Erſatz⸗ 
lebensmittelverordnung vom 7. März 1918 
nebſt Ausführungsvorſchriften des Reichs und der 
wichtigſten Bundesſtaaten. Textausgabe mit An- 
merkungen und Sachregiſter. 93 Seiten. Berlin 1918, 
N u Berlagsbudhandlung, G. m. b. H. Geb. 


| Der Verfaſſer hat die ſämtlichen Vorſchriften über 
den Verkehr mit Erſatzmitteln überſichtlich zuſammen⸗ 
geſtellt und kurz erläutert, ſowie die Ausführungs⸗ 
vorſchriften einzelner Bundes ſtaaten (Bayern fehlt 
leider, da ſeine Ausführungsvorſchriften bei Heraus⸗ 
gabe des Werkes noch nicht veröffentlicht waren) bei⸗ 
gefügt. Er An as die Bundesratsverordnungen 
egen den Schleichhandel und gegen Preistreiberei mit 
urzen Anmerkungen, ſowie die Vorſchriften über den 
Handel mit Karten, Papier und Pappe. Das Werkchen 
wird allen Erſatzmittelſtellen und Behörden, die den 
Verkehr mit Erſatzmitteln zu überwachen haben, un⸗ 
entbehrlich ſein; es wird aber auch Handelskreiſen 
willkommen ſein, da ſie die ziemlich verſtreuten, für ſie 
ſehr wichtigen Vorſchriften hier vollſtändig zuſammen⸗ 


geſtellt vorfinden. Staatsanwalt Dr. Bretzfeld, München. 


Mitteilung. 


Bayeriſcher Anwaltsverband. Am 24. November 
fand in Augsburg unter großer Beteiligung die ſchon 
fett längerer Zeit geplante Grün dung eines Baye⸗ 
riſchen Anwalts verbandes ftatt. Der Verband 
ſoll in erſter Linie die bayeriſchen Anwaltsvereine als 
Mitglieder umfaſſen; die größten der beſtehenden Ver⸗ 
eine, darunter auch der Verein der Amtsgerichtsan⸗ 
wälte, und die Mehrzahl der kleineren Vereine ſind 
dem Verband ſofort bei der Gründung beigetreten. 
Auch einzelne bayeriſche Rechtsanwälte, die keinem 
Verbandsvereine angehören, können Mitglieder werden. 
Der Verband will keineswegs in die Zuſtändigkeiten 
des Deutſchen Anwaltsvereins eingreifen oder mit 
dieſem in Wettbewerb treten. Sein Zweck iſt die Wahrung 
der gemeinſamen Standesintereſſen der deutſchen Rechts⸗ 
anwälte, die Hebung ihrer wirtſchaftlichen Lage und 
die Förderung ihrer ſozialen Stellung unter beſonderer 
Berückſichtigung der bayeriſchen Verhältniſſe und Be⸗ 
dürfniſſe. Der Verband, der ſeinen Sitz in München 
hat, wird dort eine ſtändige Geſchäftsſtelle mit einem 
Anwalt als Geſchäftsleiter einrichten. Die Bedeutun 
der neuen Gründung wird dadurch gekennzeichnet, daß 
ſich das Juſtizminiſterium des Volksſtaates Bayern 
ſofort bereit erklärt hat, die Vertreter des Bayer. An⸗ 
waltsverbandes bei allen Vorberatungen geſetzgeberiſcher 
Maßnahmen beizuziehen, welche die Rechtspflege und 
im beſonderen die Anwaltſchaft betreffen. 

Es iſt ſehr wünſchenswert, daß auch die örtlichen 
Anwaltsvereine in Bayern, welche noch nicht ihren 
Beitritt erklärt haben, dies alsbald tun und daß auch 
möglichſt viele Anwälte, die keinem Verbandsverein 
angehören, als Einzelmitglieder beitreten. Die Vereine 
zahlen für jedes Mitglied jährlich 10 M, die Einzel⸗ 
mitglieder 15 M im Jahr. Der für das erſte Jahr 
gewählte Ausſchuß beſteht aus folgenden Anwälten: 
Dr. Friedlaender, München (Vorſitzender); J.⸗R. Sand, 
Augsburg (ſtellvertretender Vorſitzender); AR. Dor⸗ 
mitzer I, Nürnberg; J.⸗R. Pierner, Hersbruck; J.⸗R. 
Pfahler, Reichenhall; J.-R. Meisner, Würzburg; 
Dr. Bloch II, München. 
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Der Keichsfinanzhof. 
Bon Reichsfinanzrat Hermann v. Schmidt in München. 


Das Gebiet der Reichsſteuern hat ſchon durch 
die in raſcher Folge einander ablöſenden ver⸗ 
nen Reichsfinanzreformen von 1906, 1909 

1913 eine erhebliche Ausdehnung ange⸗ 
— (Einführung der Erbſchaftsſteuer, Aus⸗ 
dehnung der Reichsſtempelabgabepflicht auf Grund⸗ 
ſtücksübertragungen, Geſellſchaftsverträge, Ver⸗ 
ſicherungen, Einführung eines einmaligen Wehr⸗ 
beitrags und einer periodiſchen Befitzſteuer und 
dgl.). Es wurde noch bedeutend erweitert durch 
die während des Krieges erlaſſenen Steuergeſetze 
(Kriegsſteuergeſetz, Geſetz über einen Warenumſatz⸗ 
ſtempel, Geſetz über die Beſteuerung des Perſonen⸗ 
und Güterverkehrs, e uſw.). Je 
einſchneidender und bedeutungs voller aber die Reichs⸗ 
beſteuerung für die e und für die 
Reichskaſſe wurde, deſto mehr erwies ſich ein 
möglichſt gleichmäßiger Geſetzesvollzug in den ein⸗ 
3 Bundesſtaaten als ein unabweisbares Gebot 

Notwendigkeit. Als im Frühjahr 1918 dem 
Reichstag 11 Entwürfe weiterer Steuergeſetze vor⸗ 
gelegt wurden, die ein Erträgnis von 3200 Mill. 
Mark ergeben ſollten — darunter das Umſatz⸗ 
ſteuergeſetz allein 1000 Mill. Mark —, brach ſich 
im Reichstag die Erkenntnis Bahn, daß die Er⸗ 
richtung eines Oberſten Reichsſteuergerichtshofs für 
das Deutſche Reich, als oberſte einheitliche Rechts⸗ 
mittelinſtanz ſür alle oder wenigſtens für die 
hauptſächlichſten Reichsſteuern und ein weiterer 
Ausbau der Reichsaufſicht nicht länger mehr zu 
umgehen ſeien. Bei der Beratung des Entwurfes 
eines Umfatzſteuergeſetzes wurde daher aus der 
Mitte des Reichshaushaltausſchuſſes des Reichstags 
der Entwurf eines Geſetzes über die Errichtung 
eines Reichsfinanzhofs und über die Reichsaufficht 
für Zölle und Steuern eingebracht, der vom Reichs⸗ 
tag mit nur unweſentlichen Aenderungen einſtimmig 
angenommen wurde und auch die Zuſtimmung des 


Bundesrats erhielt. Das Geſetz vom 26. Juli 
1918 über die Errichtung eines Reichsfinanzhofs 
und über die Reichsaufſicht für Zölle und Steuern 
iſt im Reichsgeſetzblatte für 1918 S. 959 ver⸗ 


öffentlicht. 


J. Aufgabe des Reichs fin alnzhofs. 


Nach 8 7 Abſ. 1 des Geſetzes iſt der Reichs⸗ 
finanzhof „oberſte Spruchbehörde zunächſt für folgende 
Reichsabgaben: Wehrbeitrag, Befitzſteuer, Kriegs⸗ 
abgaben, Erbſchaftsſteuer, Umſatzſteuer, Reichs⸗ 
ſtempelabgaben, Wechſelſtempelabgabe, Abgaben vom 
Perſonen⸗ und Güterverkehr, Kohlenſteuer . Damit 
iſt der Reichsfinanzhof als oberſte Rechtsmittelinſtanz 
für Steuer⸗ und Abgabenſtreitigkeiten erklart und 
zwar „zunächſt“ in den in 8 7 Abſ. 1 aufgezählten 
Reichsſteuerangelegenheiten. Das Wort „zunaͤchſt“ 
im 87 Abſ. 1 drückt die Abſicht des Geſetzgebers 
aus, daß der Reichsfinanzhof ſpäterhin auch noch 
für andere Reichsſteuerangelegenheiten als oberſte 
Rechtsmittelinſtanz beſtellt werden ſoll. Die Auf⸗ 
zählung in $ 7 Abſ. 1 iſt erſchöpfend. Wie ſich 
jedoch aus § 12 Abſ. 1 ergibt, iſt damit gerechnet, 
daß in beſonderen Reichsgeſetzen dem Spruchver⸗ 
fahren des Reichsfinanzhofs auch andere Sachen 
überwieſen ſein können. Zurzeit iſt dies aller- 
dings nicht der Fall. Die letztinſtanzielle Ent⸗ 
ſcheidung über Steuerfreiſtellungsanträge nach 8 21 
des Geſetzes gegen die Steuerflucht iſt zwar dem 
Reichsfinanzhof übertragen, ſie iſt aber nicht dem 
Spruchverfahren überwieſen. Nach 8 7 Abſ. 2 kann 
der Reichsfinanzhof auf Antrag eines Bundesſtaats 
und mit Zuſtimmung des Bundesrats durch Ver⸗ 
ordnung auch zur oberſten Spruchbehörde für 
Landesabgaben beſtellt werden. Auch hiervon iſt 
bisher kein Gebrauch gemacht. 

Mit der Regelung der der Anrufung des Reichs⸗ 
finanzhofs vorangehenden Rechtsmittel befaßt ſich 
das Geſetz über die Errichtung eines Reichsfinanz⸗ 
hofs uſw. nicht. Es ſchreibt vielmehr vor, daß die 
Rechtsmittel, die gegen die Veranlagung oder die 
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Heranziehung zu Reichsabgaben (8 7) zunächſt zu⸗ 


läſſig find, einſchließlich der Rechtsmittelfriſten und 
des Rechtsmittelverfahrens durch die Landesgeſetz⸗ 
gebung, bis zum Eintritt 5 durch die Landes⸗ 
regierung zu regeln find (§ 8). Für die Art dieſer 
Regelung find keinerlei Richtlinien vorgezeichnet, 
nur iſt beſtimmt, daß der Rechtsweg ausgeſchloſſen 
ſein muß (8 8 Abſ. 3). Für Bayern iſt behufs 
Herbeiführung der Regelung dieſer Rechtsmittel 
die Verordnung vom 30. September 1918 zum 
Vollzuge des Geſetzes vom 26. Juli 1918 über 
die Errichtung eines Reichsfinanzhofs und Über die 
Reichsaufſicht für Zölle und Steuern — GVBl. 
S. 793 — ergangen. | 

Darnach find die Rechtsmittel verſchieden, je 
nachdem es ſich um die Anfechtung der Veran⸗ 
lagung zum Wehrbeitrag, zur Beſitzſteuer, zu Kriegs⸗ 
abgaben oder um die Anfechtung der Veranlagung 
oder der Heranziehung zu einer der ſonſtigen in 
8 7 aufgezählten Reichsſteuern oder Reichsabgaben 
handelt. Für die Veranlagung zum Wehr⸗ 
beitrag, zur Beſitzſteuer und zu Kriegs⸗ 
abgaben iſt beſtimmt (8 1 BO.), daß ſich die 
Aufechtung der von den Rentämtern ausgehenden 
Veranlagungs⸗, Steuer- und Feſtſtellungsbeſcheide, 
die Friſt für die Anfechtung und das Verfahren 
nach den bisherigen Vorſchriften bemeſſen. Darnach 
findet gegen die rentamtlichen Wehrbeitrags⸗, Ver⸗ 
anlagungsbeſcheide oder Feſtſtellungsbeſcheide (8 47 
des Wehrbeitragsgeſetzes), wie auch gegen die rent⸗ 
amtlichen Befitzſteuer⸗ und Kriegsſteuerbeſcheide 
(8 65 des Beſtitzſteuergeſetzes, 9 29 des Kriegs⸗ 
ſteuergeſetzes vom 21. Juni 1916, 8 35 des Geſetzes 
vom 26. Juli 1918 über eine außerordentliche 
Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 1918) das 
gleiche Rechtsmittel ſtatt, wie gegen die Veranlagung 
zu deu direkten Landesſteuern d. i. die Berufung zur 
Berufungskommiſſion nach Maßgabe der Art. 49 ff. 
des bayeriſchen Einkommenſteuergeſetzes (3 3 der 
Verordnung vom 9. Dezember 1913 zum Vollzug 
des Wehrbeitragsgeſetzes, GVBl. S. 881, 8 3 der 
Verordnung vom 16. Dezember 1916 zum Vollzuge 
des Beſitzſteuergeſetzes, GVBl. S. 635, § 22 der 
MinBek. vom 16. Dez. 1916 zum Vollzuge des 
Kriegsſteuergeſetzes vom 21. Juni 1916, GVBl. 
S. 659, mit 8 66 Abſ. 1 Satz 2 des Kriegsſteuer⸗ 
geſetzes vom 21. Juni 1916, 8 4 der Verordnung 
vom 21. Sept. 1918 zum Vollzuge des Geſetzes 
über eine außerordentliche Kriegsabgabe für das 
Rechnungsjahr 1918, GVBl. S. 779). Die Be⸗ 
rufung iſt beim Rentamt innerhalb einer Ausſchluß⸗ 
friſt von einem Monat von der Zuſtellung des 
Beſcheids an ſchriftlich oder zu Protokoll einzulegen. 
Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion 
iſt in allen dieſen Fällen die Rechtsbeſchwerde an 
den Reichsfinanzhof gegeben. Die Rechtsbeſchwerde 
ſteht auch der Regierungsfinanzkammer zu. 

Gegen die Feſtſetzung eines lags zur Kriegs⸗ 
ſteuer nad dem 1 eſetz A A. Jun 1916 findet 
nach 8 2 des Geſetzes über die Erhebung eines Zuſchlags 
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r Kriegsſteuer vom 9. April 1917, RGBl. S. 349, nur 
ie Anrufung der oberen Verwaltungsbehörden (Regie⸗ 
rungsfinanzkammer, Finanzminiſterium) ſtatt. 


Der rentamtliche Beſcheid über die Feſtſetzung einer 
Sicherheit nach Au des Geſetzes vom 26. Juli 1918 
gegen die Steuerflucht kann mit Berufung zur Beru⸗ 
„ angefochten werden. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung der Berufungskommiſſion ſteht die Rechts⸗ 
beſchwerde an den Reichsfinanzhof zu (8 12 des Gef. 
gegen die Steuerflucht). Ueber Steuerfreiſtellungsan⸗ 
trage nach 8 21 des Geſetzes gegen die Steuerflucht 
entſcheidet die Regierungsfinanzkammer (8 1 der Ver⸗ 
ordnung vom 9. Okt. 1918 zum Vollzuge des Geſetzes 
gegen die Steuerflucht, G83 Bl. S. 903). Gegen die 

ntſcheidung der Regierungsfinanzkammer findet Be⸗ 
ſchwerde — nicht Rechtsbeſchwerde — zum Reichsfinanz⸗ 
hof ſtatt (8 21 Abſ. 2 des Geſ. gegen die Steuerflucht), 
worüber je im Beſchlußverfahren entſcheidet. Bei 
der Mehreinkommensabgabe nach dem Geſetz über eine 
außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 
1918 kann die Feſtſetzung des Kriegseinkommens und 
des Friedenseinkommens nur durch die landesrechtlichen 
Rechtsmittel angefochten werden (8 36 Abſ. 2); Rechts⸗ 
mittelinſtanzen find daher nur die Berufungskommiſion 
und die Oberberufungskommiſſion. 


Hinſichtlich der Rechtsmittel gegen die Ver⸗ 
anlagung oder die Heranziehung zu Erbſchafts⸗ 
ſteuern, Umſatzſteuern, Reichsſtempel⸗ 
abgaben, Wechſelſtempelabgaben, Ab⸗ 
gaben vom Perſonen⸗ und Güterver⸗ 
kehr oder zur Kohlenſteuer unterſcheidet die 
Verordnung vom 30. Sept. 1918, ob die Abgabe 
in einem Steuerbeſcheide oder ſonſt amtlich feſt⸗ 
geſetzt und angefordert oder ob ſie ohne vor⸗ 
herige amtliche Feſtſetzung entrichtet iſt. Iſt die 
Abgabe amtlich feſtgeſetzt und angefordert, iſt alſo 
z. B. ein Erbſchaftsſteuerbeſcheid, ein Umſatzſteuer⸗ 
beſcheid, ein Feſtſetzungsbeſcheid nach 8 11 des 
Kohlenſteuergeſetzes ergangen oder eine Abgabe bei 
einer notariellen Beurkundung oder bei einer ge⸗ 
richtlichen Eintragung oder auf Grund einer An⸗ 
meldung des Abgabepflichtigen amtlich feſtgeſetzt 
oder iſt amtlich ein Abgabebetrag nachgefordert 
worden, ſo ſteht gegen den Steuerbeſcheid oder 
gegen die Abgnbefeftiepung dem Pflichtigen die 
Beſchwerde an die Oberbehörde zu. Oberbehörde 
iſt jene Behörde (Mittelſtelle), der für den be⸗ 
treffenden Abgabenzweig die Funktionen der Ober⸗ 
behörde (Direktivbehörde) zukommen. Dies iſt in 
Bayern für die Reichsſtempelabgabe von Erlaubnis⸗ 
karten für Kraftfahrzeuge und für die Kohlen⸗ 
ſteuer die Generaldirektion der Zölle und indirekten 
Steuern, für die ſonſtigen Abgaben und Steuern 
die Regierungsfinanzkammer ($ 2 Abſ. I der Ver⸗ 
ordnung). f 

Hat die Entrichtung der Abgabe ohne vor⸗ 
herige amtliche Feſtſetzung ſtattgefunden, z. B. 
durch Markenverwendung oder im Abrechnungs⸗ 
wege (hier wird nicht eine beſtimmte einzelne Ab⸗ 
gabe eines Pflichtigen, ſondern die Ablieferungs⸗ 
ſchuldigkeit des Verkehrs⸗, Verſicherungs⸗ uſw. 
Unternehmens für einen gewiſſen Zeitraum feſt⸗ 
gefetzt), ſo kann der Abgabepflichtige bei der Ober⸗ 
behörde beantragen, daß dieſe über die Verpflich⸗ 
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tung zur Entrichtung der Abgabe entſcheidet (8 2 
Abſ. II der Verordnung). 

Die Beſchwerde (5 2 Abſ. I der Verordnung) 
iſt binnen einer Friſt von einem Monat von der 
Bekanntgabe (Zuſtellung des Steuerbeſcheides, 
der Feſtſetzung oder der Anforderung, allenfalls 
auch mündliche Eröffnung der Feſtſetzung) bei der 
Steuerſtelle oder bei der Oberbehörde ſchriſtlich 
oder zu Protokoll einzulegen. In Fällen des 8 2 
Abſ. II der Verordnung iſt der Antrag ſchriftlich 
oder zu Protokoll bei der Oberbehörde zu ſtellen; 
eine Friſt für die Stellung des Antrags beſteht 
hier nicht. 

Gegen die Entſcheidung der Oberbehörbe findet 
in den Fällen der Abſ. I und II des 8 2 der 
Verordnung die Rechtsbeſchwerde an den Reichs⸗ 
finanzhof ſtatt „ſoweit in Reichsgeſetzen nichts 
anderes beſtimmt iſt“. Letzterer Zuſatz kann in⸗ 
deſſen nur Fälle im Auge haben, in denen durch 
reichsgeſetzliche Beſtimmungen die Rechtsbeſchwerde 
an den Reichsfinanzhof ausdrücklich ausgeſchloſſen 
iſt, z. B. § 23 Abſ. 2 des Umſatzſteuergeſetzes, 
nicht aber frühere Zuſtändigkeitsbeſtimmungen, die 
durch 8 25 Abſ. 2 des Geſetzes über die Errich⸗ 
tung eines Reichsfinanzhofs aufgehoben find (z. B. 
88 46, 57 des Erbſchaftsſteuergeſetzes). 

Der Reichsfinanzhof entſcheidet ferner nach 
8 14 Nr. 1 und 2 des Geſetzes über die Errichtung 
eines Reichsfinanzhofs uſw. als Beſchlußbehoͤrde, 
außer in den ihm durch andere Reichsgeſetze über⸗ 
tragenen Sachen, 


1. über Beſchwerden nach 8 6 des Doppelſteuer⸗ 
geſetzes vom 22. März 1909, RGBl. S. 332, 

2. über das Beſteuerungsrecht oder die Verteilung 
des Beſteuerungsrechts zur Beſeitigung einer 
durch das Doppelſteuergeſetz nicht verwehrten 
Doppelbeſteuerung bei der Heranziehung zu 
direkten Steuern in verſchiedenen Bundes⸗ 
ſtaaten oder in Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bänden) verſchiedener Bundesſtaaten. 


Beſchwerden nach 8 6 des Doppelſteuergeſetzes 
find Beſchwerden über eine infolge Verletzung des 
Doppelſteuergeſetzes eingetretene doppelte Beſteue⸗ 
rung mit direkten Staatsſteuern in verſchiedenen 
Bundesſtaaten. Sie können ſowohl gegen die dop⸗ 
pelte Veranlagung einer Betriebsſtätte, als auch 
bloß gegen die zu einer Doppelbeſteuerung führende 
Anwendung verſchiedener Verteilungsmaßſtäbe in 
den beteiligten Bundesſtaaten gerichtet ſein. Ueber 
ſolche Beſchwerden entſchied bisher der Bundesrat. 
An deſſen Stelle iſt nunmehr der Reichsfinanzhof 
getreten. 

Das Doppelſteuergeſetz bezieht ſich nur auf 
ſtaatliche Doppelbeſteuerungen, nicht auch auf 
Doppelbeſteuerungen infolge mehrfacher Erhebung 
direkter Gemeindeſteuern. Auch iſt das Doppel⸗ 
ſteuergeſetz hinſichtlich der Verhinderung ſtaatlicher 
Doppelbeſteuerungen keineswegs lückenfrei, ſo z. B. 
iſt für den Fall keine Vorſorge getroffen, daß ein 
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Deutſcher in ſeinem Heimat⸗Bundesſtaat keinen 
Wohnfitz, wohl aber Wohnſitze in mehreren an⸗ 
deren Bundesſtaaten hat (8 2 Abſ. 2). In ſolchen 
Fällen wurde bisher verſucht, durch Vereinbarungen 


der oberſten Landesbehörden nach Möglichkeit Ab⸗ 


hilfe zu ſchaffen. Nunmehr hat nach 8 14 Nr. 2 
des Geſetzes auf Beſchwerde der Reichsfinanzhof 
zu erkennen. Er hat dabei angeſichts des Mangels 
an Rechtsnormen von ſich aus Recht zu ſchaffen. 
Seine Rechtſprechung auf dieſem Gebiet ſoll für 
eine allenfallfige ſpaͤtere Ergänzung des Doppel⸗ 
ae Anhalt und Material bieten. 

„Die Vorſchrift des 8 14 Nr. 2 wegen Be⸗ 
ſeitigung gemeindlicher Doppelbeſteuerungen findet 
auch entſprechende Anwendung für die Gebiets⸗ 
teile eines Bundesſtaats, in denen eine beſondere 
Gemeindeverfaſſung nicht vorhanden iſt (z. B. 
Hamburg). 

Wie ſich aus dem Eingange des 8 14 ergibt, 
ſteht nichts im Wege, daß der Reichsfinanzhof 
durch beſondere Geſetze auch für andere Sachen 
als Beſchlußbehörde beſtellt wird. Dies iſt bisher 
nur im 8 21 Abſ. 2 des Geſetzes gegen die Steuer⸗ 
flucht für die endgültige Entſcheidung über Steuer⸗ 
freiſtellungsanträge geſchehen. (Schluß folgt). 


Die Verordnung über die Lenützung und unter⸗ 
haltung der Stantsgebäude vom 28. Februar 1851, 
ihre Anwendung und ihre Aechtsgültigkeit. 
Von Direktionsrat Bernhard Manerer in München. 

(Schluß). | 
Aber nicht bloß ihre Anwendung, ſondern die 
+ felbſt ift fachlich und rechtlich nicht mehr 


Was die ſachliche Unhaltbarkeit anbelangt, 
ſo iſt dieſe von vornherein einleuchtend, wenn man 


die großen Unterſchiede in der Bauweiſe und der 


Innenausſtattung der Wohnungen bedenkt, welche 
die Zeit von der Entſtehung der Vorſchrift bis 
jetzt mit ſich brachte. Es werden daher in dieſer 
Hinſicht einige Beiſpiele genügen, um den ſachlichen 
Widerſinn darzulegen, den die Anwendung der BO. 
auf die heutige Zeit mit ſich bringt. 

Kein Beamter wird heutzutage in eine Wohnung 
ziehen, in welcher die Wandflächen nur einfach 
getüncht find. Das Herkömmliche iſt heute Leim⸗ 
farbenanſtrich, Schablonierung und Tapezierung. 
Dieſe reichere Innenausſtattung wird bereits bei 
Herſtellung ſtaatlicher Neubauten durch den Vor⸗ 
anſchlag genehmigt. | 

Nun liegt nach 8 8 VO. dem Nutznießer nur 
das Weißen und Tünchen der Räume ob, alſo 
das Anſtreichen mit reinem Kalk oder in Kalk 
mit Farbzuſatz. Nach Abſ. 3 8 8 BO. hat das 
Weißen ſaͤmtlicher Räume, ſelbſt der fertig ges 
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tünchten oder tapezierten, beim Nutznießerwechſel 
zu geſchehen, eine Vorſchrift, die ſogar den alten 
Inſtruktionen vom Jahre 1819 entnommen iſt. 
Es wäre aber ein techniſcher Unſinn, ſo zu ver⸗ 
fahren; denn Leimfarbe und Kalkfarbe können 
nicht ohne weiteres aufeinander geſetzt werden; 
es müßte vielmehr der alte Farbanſtrich abgeſchiefert 
werden, um einen neuen haltbaren Anſtrich zu 
erhalten. Das würde die Sache, nur um der 
Vorſchrift zu genügen, bedeutend verteuern. Um 
nicht auf dieſe Verkehrtheit verfallen zu müſſen, 
ſetzt man wieder Leimfarbe darauf und bürdet 
dem Nutznießer die Koſten für Leimfarbanſtrich auf, 
während er nur ſolche für Kalkfarbanſtrich zu tragen 
hat. Verteuernd wirkt dabei beſonders, daß Leim⸗ 
farbenanſtrich Malerarbeit iſt, Kalkfarbenanſtrich 
aber Maurerarbeit, die natürlich billiger zu ſtehen 
kommt. Einſichtsvolle Schatzungsbeamte helfen ſich 
über die Schwierigkeit dadurch hinweg, daß fie nur 
das Tünchen einſchätzen und in Rechnung ſtellen. 

Wie weit man bei ſtarrer Auffaſſung der Vor⸗ 
ſchrift im einzelnen Falle kommt, zeigt folgendes 
Beiſpiel aus neueſter Zeit, das hier trefflich hereinpaßt. 

Die Küche einer Dienſtwohnung hatte beim 
Bezug ohne alles Zutun des Nutznießers einen 
Oelfarbenſockel erhalten. Beim Auszug erhielt die 
Baufallſchaͤtzung den ſachgemäßen Vortrag: „Wände 
in Küche mit Oelfarbe einmal überſtreichen, 12,5 qm 
à 50 Pf. = 6 Mk. 25 Pf.“ Dieſer Vortrag wurde 
von der vorgeſetzten Stelle beanſtandet mit dem 
Hinweis, daß durch einen Erlaß, der freilich erſt 
nach der Zeit der Herſtellung dieſes Oelfarbenſockels 
entſtanden war, Oelfarbenanſtriche an Wänden 
und Decken unterſagt ſind. Darauf wurde folgen⸗ 
des berichtet: „Wenn die Oelfarbe an dem Sockel 
in der Küche entfernt werden muß, ſo iſt das nur 
moͤglich, wenn der Putz abgeſchlagen und mit 
Schmweißmörtel überzogen wird. Auf dem neuen 
Grund kann dann erſt Kalkfarbe aufgebracht werden. 
Bei dieſer Maßnahme würde der qm einſchl. Kalk⸗ 
farbenanſtrich auf 1 Mk. zu ſtehen kommen.“ 
Zugleich wurde die billigere Erneuerung des Oel⸗ 
farbenanſtrichs beantragt. Die Entſcheidung lautete 
auf Tünchen mit Kalkfarbe, wofür dann der Nutz⸗ 
nießer einſchließlich des Abſchieferns 12 Mk. 50 Pf. 
ſtatt nach dem früheren Anſatz 6 Mk. 25 Pf. zu 
entrichten hatte. Das geſchah im Kriege! 

Zur weiteren Begründung der ſachlichen Un⸗ 
haltbarkeit der VO. weiſe ich auf $ 19 hin. Dar: 
nach iſt die Erhaltung und Erneuerung der im 
Innern der Gebäude beſtehenden Leimfarbanſtriche 
ausſchließlich Sache der Nutznießer. Mit dieſer 
Beſtimmung wird die Verpflichtung des Nutznießers 
zur Koſtentragung für die Leimfarbanſtriche der 
Wande begründet. Das iſt vollkommen falſch. 
Die Wände wurden zu der für die VO. in Frage 
kommenden Zeiten, wie ich bereits ausführte, 
regelmäßig getüncht. Dagegen war es früher 
nicht ſelten, Holzflaͤchen in den Zimmern mit 
Leimfarbe zu behandeln und nur dieſen Anſtrich 
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hat offenbar 8 19 im Auge. Der Leimfarben⸗ 
anſtrich der Wände iſt in der VO. überhaupt 
nicht enthalten. Ebenſowenig iſt das Oelen oder 
Streichen der Fußböden mit Oelfarbe in der VO. 
enthalten, wofür die Koſten nach 8 18 der BO. 
verlangt zu werden pflegen. Denn z. Z. des Ent⸗ 
ſtehens der VO. wurden Fußböden weder geölt 
noch mit Oelfarbe geſtrichen. Das geht auch 
aus der in der „Neuen amtl. Handausgabe“ 
der VO. v. J. 1851 S. 63 enthaltenen Entſchl. 
des St M. des Innern hervor, worin auf eine 
Anfrage, ob die Fußböden auf eigene Koſten des 
Nutznießers mit Oelfarbe geſtrichen werden dürften, 
der Beſcheid erging, „daß dies unter der Bedin⸗ 
gung erlaubt werde, wenn er beim Verlaſſen die 
Anſtriche entweder ausbeſſern oder erneuern laſſe“.— 
Hier liegt die Frage nahe, wie ſich die Unter⸗ 
haltungspflicht für den Wohnungsnachfolger ge⸗ 
Haltet, der ſchon ſolche Böden vorfindet. Geregelt 
iſt dieſe Frage nicht, wenn auch der Nutznießer 
durch eine unrichtige Anwendung des 8 18 BO. 
belaſtet zu werden pflegt. Was den Leimfarbanſtrich 
anbelangt an Stelle von Kalkfarbanſtrich, ſo weiſe 
ich noch darauf hin, daß dieſe Frage ſchon einmal 
zu einer auslegenden Entſcheidung geführt hat 
(vgl. die genannte amtl. Handausgabe S. 66— 69). 
Dort half man ſich über die Schwierigkeit mit 
der Behauptung hinweg, daß der Leimfarbanſtrich 
kaum teuerer zu ſtehen kommt als die Tünche mit 
Kalkfarbe. Dies ſtimmt aber nicht. 

Auf die Riemenböden muß ich noch zu ſprechen 
kommen, deren Behandlung in der Baufallwendung 
meiſtens ziemlich hohe Koſten veranlaßt. Die BO. 
kennt nur Bretterböden und regelt dieſe in 8 12. Da⸗ 
neben iſt in 8 7 noch die Reinigung der Fußboden 
vorgeſchrieben. Riemenböden kennt die VO. nicht, 
ihre Anwendung auf ſolche iſt daher ſachlich nicht 
haltbar. 

Hier hat man ſich hinweggeholfen durch die 
unzuläffige Ergänzung der VO. im Wege einer 
ME. (ſ. Handausgabe S. 63— 65), welche mit 
ihren Weiterungen dem Nutznießer ganz gehörige 
Laſten auferlegt. 

Damit glaube ich die ſachliche Unhaltbarkeit 
der BO. hinlänglich dargetan zu haben. Aber 
auch rechtlich ſteht ſie nicht beſſer. 

Die Dienſtwohnung wird auf Grund einer 
Niederſchrift im Sinne des Tit. VIII der VO. 
überwiefen. Das unterſchriftlich anzuerkennende 
Formular enthält u. a. einen Hinweis darauf, daß 
der neue Nutznießer auf die Pflichten im Sinne 
der VO. aufmerkſam gemacht wurde; auch muß 
er beſtätigen, daß er einen Abdruck der BO. er⸗ 
hielt, was freilich regelmäßig nicht der Fall iſt. 
Für uns iſt von Wichtigkeit der Hinweis auf die 
Pflichten im Sinne der VO., weil damit aus⸗ 
geſprochen iſt, daß nur dieſe, nicht etwa auch die 
zu ihrer Erganzung ergangenen Entſchließungen 
nd. Pflichtenkreis des Nutznießers maßgebend 

nd. 
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Man hat nämlich, wie ich bereits erwähnte, 
die VO. dort, wo fie ſachlich in die neuen Ver⸗ 
bältnifje nicht mehr paßt, durch eine Menge von 
Entſchließungen und Verfügungen ergänzt und 
damit den Nutznießer belaſtet. Nur in einem ein⸗ 
zigen Fall — Tapetenfrage: amtl. Handausgabe 
S. 43 — hat man eine KV. erlaſſen. Diefes 
Verfahren iſt rechtlich unhaltbar. Solchen Ent⸗ 
ſchließungen und Verfügungen kommt wohl die Be⸗ 
deutung von Erläuterungen und Anweiſungen an 
die vollziehenden Behörden zu, nie aber find fie 
eine Ergänzung der Lücken der mit Geſetzkraft aus⸗ 
geſtatteten Rechtsverordnung. Sie können daher den 
Nutznießer nicht binden. (Näheres bei Sexdel⸗ 
Graßmann 8 148 S. 852 ff.) Wo ſolche Lücken 
vorhanden find, tritt ohne weiteres 8 548 BGB. 
in Kraft. Denn wenn auch das Verhältnis zwiſchen 
dem Staat und dem Beamten hinſichtlich der 
Dienſtwohnung ein öffentlich⸗ rechtliches iſt, jo find 
doch bei dem Mangel einſchlagender Vorſchriften 
auch für dieſes Verhältnis die Grundſaͤtze maß⸗ 
gebend, die ſich aus der Natur der Sache bei Be⸗ 
ruͤckſichtigung der Rechtsgedanken ergeben, welche 
bei Beurteilung ähnlicher Fälle des Privatrechts 
zugrunde zu legen find (JW. 1918 Nr. 2 S. 95). 
Wie einſeitig bei ſolchen Entſchließungen häufig 
vorgegangen wird, beweiſt folgender Fall: Zug⸗ 
jaloufien aus Holz waren von jeher nach 8 55 
der VO. und der in Erganzung hiezu ergangenen 
Entſchl. d. St Min. d. J. vom 22. Dezember 1874 ge⸗ 
ſtattet. Mit Entſchl. vom 28. März 1917 19 / KV. 
hat das Verkehrsminiſterium dieſe Beſtimmung für 
ſeinen Bereich einfach außer Wirkſamkeit geſetzt. 
Intereſſant iſt es, den Standpunkt kennen zu lernen, 
den die Inſtruktion vom Jahre 1819 bezüglich ihrer 
Verteilung an die beteiligten Bewohner und ihrer 
Ergänzung einnahm. Ich laſſe daher den ein⸗ 
ſchlägigen Teil nachſtehend folgen: 

„Diele Vorſchrift iſt ſämmtlichen Bewohnern 
mitzutheilen, damit ſich dieſelben darnach zu 
achten wiſſen. 

Sollten Ausnahmen aus ganz beſonderen 
Verhältniſſen hie und da thunlich oder noth⸗ 
wendig ſeyn, ſo können darüber nur beſondere 
allerhöchſte Entſchließungen entſcheiden.“ 

Aus der Eigenſchaft der BO. als einer Rechtsver⸗ 
ordnung geht auch die ſtaats⸗ und verwaltungsrechtliche 
Widerfinnigkeit des allen Ernſtes gemachten Ein: 
wandes hervor, daß im Zweifel die BO. zwiſchen 
dem Staat und dem Beamten auf Grund offener 
oder ſtillſchweigender vertraglicher Vereinbarung 
bei der Wohnungsüberweiſung zu gelten habe. 
Auch von einer ſtillſchweigenden Unterwerfung des 
Nutznießers unter die Entſchließungen und Ber: 
fügungen, die er gar nicht kennt, kann keine 
Rede ſein. 

Nachdem ich nun eingehend dargelegt zu haben 
glaube, daß die VO. in den hier maßgebenden 
Teilen nicht mehr anwendungsfähig iſt, weil fie 
inhaltlich mit den Bedürfniſſen des heutigen 


Wohnungsweſens nicht mehr übereinſtimmt und 
auch nicht ordnungsgemäß ergänzt iſt, muß ich 
mich noch über ihr Verhältnis zum Beamtengeſetz 
äußern, um auch in dieſer Hinſicht ihre Unhalt⸗ 
barkeit zu beweifen. 

Nach der auch im Kommentar zum Beamten⸗ 
geſetz von Dr. Reindl vertretenen Anſicht iſt die 
VO. durch Ziff. 8 Art. 37 BG. unbeſchränkt auf: 
recht erhalten, ſie hat daher auch für das Gebiet 
des BG. unbeſchraͤnkte Geltung. Dieſe Anſicht 
fußt jedenfalls auf der Begründung des Entw. 
zu Art. 37 BG., der dann zum Geſetz wurde, worin 
auf die VO. ausdrücklich Bezug genommen iſt. 
Dabei enthalt die Begründung den bedeutungs⸗ 
vollen Zuſatz: „Es iſt beabſichtigt, dieſe z. T. nicht 
mehr ganz zeitgemäßigen Vorſchriften in Baͤlde 
einer Reviſion zu unterſtellen.“ Ich beſtreite nicht, 
daß in dem Vorbehalte der Ziff. 8 Art. 37 BG. 
die VO. v. J. 1851 mitinbegriffen ſein kann, aber den 
Umfang ihrer Anwendung bezeichne ich als irrig 
und zwar deshalb, weil die Abnützungsentſchädigung, 
welche die BO. für ſich regeln ſoll, bereits in 
Ziff. 1 Art. 37, alſo im Geſetze ſelbſt, enthalten und 
bei Feſtſetzung der Mietentſchädigung berückſichtigt 
iſt. Das iſt freilich eine neue Leſeart des Geſetzes, 
die man bis jetzt vor lauter ſtarrer Verehrung für 
die alte VO. überſah, aber deshalb iſt ſie nicht 
weniger richtig. Dabei muß ich auch hier wieder 
die Behauptung zurückweiſen, als ſei das Verhaͤlt⸗ 
nis zwiſchen dem Staat und dem Beamten hin⸗ 
ſichtlich der Dienſtwohnung nur ein öffentlich⸗recht⸗ 
liches, auf welches das Privatrecht keine An⸗ 
wendung finde. | 

Das iſt ſchon deshalb unrichtig, weil das Gele 
ſelbſt die private Gewohnheit, „die am Wohnſitz 
des Beamten für Wohnungen derſelben Art zu 
zahlenden Mietzinſe“ als eine der Grundlagen 
für die Höhe der Mietentſchädigung feſtſetzt. Darin 
liegt auch der Kern der Sache. Um der 
Vorſchriſt des Geſetzes zu genügen, wurden bei der 
durch das BG. veranlaßten Neuregelung der Miet⸗ 
entſchädigungen für Dienſtwohnungen die orts⸗ 
üblichen Preiſe erhoben, nie aber wurde feſtgeſtellt, 
ob und in welchem Umfang in dieſen ortsüblichen 
Preiſen ein Herrichten der Wohnung beim Einzuge 
ohne Bezahlung einer Entſchädigung beim Auszug 
inbegriffen war. 

Es gab namlich in normalen Zeiten, von denen 


ich allein rede, Orte, wo der Hausherr eine Wohnung 


vor dem Bezuge vollſtändig herzurichten pflegte 
ohne alle Entſchädigung beim Auszug; anderswo 
wieder teilten ſich Mieter und Vermieter in die 
Herſtellungskoſten, in Großſtädten wurde neueſtens 
die Sache ſo geregelt, daß der Vermieter ſämtliche 
Koſten des Herrichtens der Wohnung trägt, der 
Mieter aber eine höchſtens 10% ige Abnützungs⸗ 
gebühr zahlt, wenn er innerhalb einer kürzeren, 
im Vertrag benannten Friſt auszieht. Bei längerem 
Verbleiben in der Wohnung ermäßigt ſich die 
Gebühr, um ſchließlich mit den Jahren ganz weg⸗ 
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zufallen. Auch entfällt ſie bei Kündigung durch 
den Hausherrn. 

Das Herrichten der Wohnung bringt Koſten. 
Da nun kein richtig wirtſchaftender Hausherr 
ſtändig darauf bezahlen wird, muß dieſer Koſten⸗ 
betrag in den Mietzins hinein gerechnet ſein. Der 
ortsübliche Mietzins, welcher nach dem Geſetze in 
angemeſſener Berückſichtigung der Mietentſchädigung 
für die Dienſtwohnung zugrunde gelegt werden 
ſoll, enthält alſo für jeden Fall bereits einen 
beträchtlichen Teil der Abnützungsentſchädigung und 
es iſt ganz offenſichtlich gegen das Geſetz, wenn 
man dieſen Teil von dem Beamten nochmals 
unter Anwendung der BO. verlangt. Hiegegen 
etwa den niedrigen Preis einer einzelnen Dienſt⸗ 
wohnung ins Feld zu führen, wäre falſch; denn 
wenn die Mietentſchädigung zu niedrig iſt, muß dieſe 
auͤders geregelt werden, nicht aber darſ eine ge⸗ 
heime Schadloshaltung auf dem Umwege über 
die BO. erfolgen. 

Die Ungeſetzlichkeit wird um ſo härter empfunden, 
als, wie ich bereits erwähnte, bei allen reinen 
Mietwohnungen des Staates die Abnützungsent⸗ 
Ihädigung im Mietpreis enthalten iſt, obwohl fie 
vor dem Bezuge neu hergerichtet werden. Auch 
hier ſetzt ſich alſo der ortsübliche Mietpreis 
zuſammen aus dem reinen Mietzins und dem 
Kalkül für Herrichtungskoſten. (Gemein. Min Bek. 
vom 21. Juni 1909 Nr. 19266, Verkehr Min Bl. 
1911 S. 325.) Der Staat, der in ſozialer Groß⸗ 
zügigkeit bei ſeinen Mietwohnungen ein eigenes 
Gewohnheitsrecht über die Einbeziehung der Ab⸗ 
nützung in die Mietpreiſe ſchuf und fi voll 
ſtändig auf den Standpunkt des 8 548 BGB. 
ſtellte, hat kein Recht, in Außerachtlaſſung der 
Beſtimmung des Art. 37 Abſ. 1 BG. feinen Ber 
amten mit Dienſtwohnung geſonderte Abnützungs⸗ 
entſchädigungen aufzuerlegen und dadurch deren 
Mietentſchädigung über das geſetzliche 
Maß hin aus zu erhöhen. Wie richtig meine 
Ausführungen find, zeigt ſofort der Hinweis auf 
Abſ. 4 Art. 37 BG. in Verbindung mit 8 75 VO. 
Darnach kann die Dienſtwohnung jederzeit durch 
eine andere erſetzt, auch kann ſie entzogen werden. 
Auch für dieſen Fall tritt aber die VO. in Kraft, 
ein Zuſtand, der allem bürgerlichrechtlichen Ge⸗ 
brauch und der guten Sitte widerſpricht — bei 
Kündigung durch den Hausherrn fällt herkömmlich 
jegliche Abnützungsentſchädigung weg — und der 
von dem Beamten mit Recht als Schikane 
empfunden werden muß. Der etwaige Erlaß im 
Gnadenweg iſt kein Erſatz für eine an ſich unge⸗ 
rechte Belaſtung. Dieſes Beiſpiel allein ſchon 
rechtfertigt meine Behauptung, daß die Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen dem BG. und der VO. nicht ein⸗ 
gehend genug überdacht wurden, als man die VO. 
neben dem BG. ohne alle Einſchränkung beſtehen 
ließ, nur mit dem Zuſatz, „ſie ſei reviſionsbe⸗ 
dürftig“. Dieſer Mangel, für den der Beamte 
Opfer bringen muß, tritt noch mehr in den Vorder⸗ 
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grund, wenn man bedenkt, daß die VO. aus einer 
Zeit ſtammt, in der der Beamte für die Dienft- 
wohnung ganz wenig bezahlte, während jetzt der 
wahre Wert zugrunde gelegt wird. Das iſt ein 
bedeutender Unterſchied. Ob es überhaupt dem 
Grundſatz von Treu und Glauben entſpricht, den 
Beamten auf Grund eines Geſetzes zu belaſten, das 
ſich ſelbſt reviſionsbedürftig nennt, laſſe ich dahin 
geſtellt. Jedenfalls hat der Beamte ein Recht zu 
verlangen, daß man zuerſt das Geſetz in Ordnung 
bringt, bevor man ihm auf Grund des mangel⸗ 
haften Geſetzes Leiſtungen abfordert. Der Mangel 
kann ja gerade in dem Verlangen dieſer Leiſtungen 
liegen. Ich ſchließe mit einem nochmaligen Hin⸗ 
weis darauf, daß die Mietentſchädigung und die 
Abnützungsentſchädigung ſo miteinander verwachſen 
ſind, daß eine Regelung der letzteren außerhalb 
des Rahmens des Art. 37 Abſ. 1 BG. für den 
Nutznießer geſetzlich in keiner Weiſe begründete 
wirtſchaftliche Nachteile mit ſich bringen muß und 
daß der Wunſch der Beamten vollauf berechtigt 
iſt, es möchte die VO. v. J. 1851 möͤglichſt bald 
beſeitigt werden. 


Die Feſtſtellung von Tatſachen im Strafurteil 
(§ 266 Abſ. 1 Etßd.). 


Bon Theodor von der Pfordten. 


In Nr. 12/1918 der Zeitſchrift „Recht und 
Wirtſchaft“ (S. 184 ff.) behandelt Rechtsanwalt 
Dr. Ludwig Bendir die geſetzlichen Vorſchriften des 
8 266 Abſ. 1 StPO. Er findet, daß fie von einer 
erkenntnistheoretiſch unrichtigen Auffaſſung des Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen den äußeren Tatſachen und der 
inneren Tätigkeit des Richters ausgehen und zu 
wahrheitswidrigen Fiktionen führen. Deshalb ſchlägt 
er eine durchgreifende Aenderung des $ 266 StPO. 
vor. Sie iſt insbeſondere auf den Fall zugeſchnitten, 
daß der dem Verfahren zugrundeliegende Sach⸗ 
verhalt die Möglichkeit mehrerer Deutungen zuläßt, 
daß vor allem der Ablauf der Vorſtellungen bei 
den Beteiligten und ihre Willensrichtung ſehr ver⸗ 
ſchieden beurteilt werden können. Bendix bleibt 
aber nicht bei dem abſprechenden Urteil über die 
Faſſung des Geſetzes ſondern erhebt auch wenngleich 
verſchleiert gegenüber den Strafrichtern den Vor⸗ 
wurf, daß ſie — allerdings unter dem Drucke des 
Geſetzes und verleitet durch eine jahrzehntelange 
Uebung — einen mehrdeutigen Sachverhalt ſo 
verfälſchen (ö)), als ob er ſich nur in der von 
ihnen gegebenen Deutung abgeſpielt haben könne. 
Dieſer Vorwurf darf nicht unwidersprochen bleiben. 

Entkleiden wir die Ausführungen von Bendix 
ihres philoſophiſchen Gewandes, ſo ergibt ſich kurz 
gefaßt ungefähr folgender Gedankengang: 


1) Auch in der Abhandlung von Bendix geſperrt 
gedruckt. 
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8 266 Abi. 1 StPO. beruhe auf der unrich⸗ 
tigen Meinung, daß die Tatſachen in dem Be⸗ 
wußtſein des Richters gleichſam wie ein körperlicher 
Gegenſtand außerhalb ſeiner Perſönlichkeit gegeben 
ſeien, daß er von außen her an ſie die geſetzlichen 
Vorſchriften anlege und dabei die geſetzlichen Merk⸗ 
male finde. In Wirklichkeit aber würden die ge⸗ 
jeglichen Merkmale gar nicht in den für erwieſen 
erachteten Tatſachen gefunden ſondern der Richter 
bemühe ſich unter dem Zwange des 8 266 Abſ. 1 
StPO., beſtimmte Tatſachen feſtzuſtellen, die den 
geſetzlichen Tatbeſtand ergeben. Dieſe Tatſachen 
ſeien von den Beteiligten regelmäßig nicht rein 
und eindeutig verwirklicht. Zum Beweis dafür 
werden zwei Fälle von Vermögensvergehen angeführt, 
in denen die äußeren Vorgänge noch mehr aber 
die Willensrichtung der Beteiligten eine ganze Reihe 
von Deutungen zulaſſen. Der Richter müſſe nun 
den vom Geſetze geforderten logiſchen Zuſammenhang 
wiſchen den geſetzlichen Merkmalen“) und den Tat: 
ſachen herſtellen und jo komme es zu einer häufig 
wahrheitswidrigen eindeutigen Feſtſtellung, mit 
anderen Worten zu der ſchon erwähnten „Ver⸗ 
fälſchung“ des Sachverhalts. Um Abhilfe zu ſchaffen 
wird u. a. vorgeſchlagen, daß die Urteilsgründe 
angeben müſſen: „welche Deutungsmoͤglichkeiten 
von Tatſachen erwogen worden find und für welche 
ſich das Gericht entſchieden hat.“ TFerner ſollen 
die Gründe dieſer Entſcheidung „unter genauer 
Darlegung und Abwägung der verſchiedenen Deu⸗ 
tungsmöglichkeiten und Mitteilung der maßgebend 
geweſenen allgemeinen und perſönlichen Geſichts⸗ 
punkte (?)“ angeführt werden. 

Es iſt nicht ganz leicht den Gedankengang der 
Abhandlung herauszuſchälen und zu ihm Stellung 
zu nehmen. Denn es find darin eben mehrere 
Gedankenreihen verknüpft, die beſſer getrennt be⸗ 
handelt worden wären. Neben der Auffaſſung, 
daß der 8 266 Abſ. 1 StPO. verfehlt ſei, geht die 
Meinung einher, daß es den Richtern mehr um 
ein ſchön logiſches, äußerlich unanfechtbares Urteil 
als um eine eindringliche und verſtändnisvolle 
Sachbehandlung zu tun ſei, daß fie ſich leicht vom 
erſten Anſchein blenden laſſen, von vorgefaßten 
Meinungen ausgehen, überhaupt ihrem Amte nicht 
gewachſen find. Es ſieht beinahe ſo aus, als ſolle 
der § 266 nur den Deckmantel für dieſen Angriff 
hergeben. | 

Nun mag es freilich vorkommen, daß in der 
Hauptverhandlung ein eindeutiger Sachverhalt 
ungenügend geklaͤrt wird, daß insbeſondere die 
Vorſtellungen des Angeklagten und der Zeugen 
von der tatſächlichen und rechtlichen Bedeutung 
ihres Tuns nur oberflächlich erforſcht und beur⸗ 
teilt werden. Eine ſo allgemein auftretende Er⸗ 


) Gemeint ſind damit wahrſcheinlich die geſetzlichen 
Merkmale der ſtrafbaren Handlung, die der Eröffnungs⸗ 
beſchluß annimmt; vielleicht iſt aber auch an die Merk⸗ 
male der ſtrafbaren Handlung gedacht, wegen deren 
verurteilt wird. 


ſcheinung, wie Bendix anzunehmen ſcheint, dürfte 
das allerdings nicht ſein. Wenn ſich ein Urteil über 
einen mehrdeutigen Vorgang zu einer beſtimmten 
Auffaſſung bekennt, ſo darf daraus nicht ohne 
weiteres geſchloſſen werden, daß die übrigen 
Deutungen fahrläſſig oder gar gefliſſentlich außer 
acht gelaſſen worden wären. Aber immerhin, der 
Fall mag vorkommen und dann wird freilich der 
Urteilsfaſſer mitunter in Verlegenheit ſein, wie 
er die Entſcheidung rechtfertigen ſoll, und wird bei der 
Feſtſtellung der Tatſachen etwas gewaltſam vor⸗ 
gehen müſſen. Ein ſolcher bedauerlicher Mißgriff 
kann auf mancherlei Urſachen beruhen. Der Vor⸗ 
ſitzende iſt unfähig oder geneigt zu hudeln. die 
beifitenden Richter oder die Schöffen find ſchläfrig 
und gleichgültig. Der Verteidiger iſt ungewandt 
oder nicht tatkräftig genug und bringt die im 
Vorverfahren nicht erwogenen Moglichkeiten nicht 
mit dem erforderlichen Nachdrucke zur Sprache, 
oder es iſt kein Verteidiger da und dem An⸗ 
geklagten fehlt das Vermögen ſeinen Standpunkt 
richtig zu vertreten. Der Staatsanwalt kümmert 
ſich nicht um die Erforſchung der Wahrheit ſondern 
iſt nur beſtrebt, eine Verurteilung nach ſeiner 
Anklageſchrift zu erzielen. Oder die Richter find 
gegen den Angeklagten oder gegen einen Zeugen 
aus irgend einem perſönlichen Grunde voreinge⸗ 
nommen oder vermöge eines Mangels ihrer all⸗ 
gemeinen Bildung nicht imſtande, ſich in die Ge⸗ 
danken der Beteiligten hineinzuleben.“) Denkbar 
wäre übrigens auch, daß ſelbſt bei gründlicher 
Erforſchung noch Unklarheiten übrig geblieben find 
oder daß ein Sachverhalt feſtgeſtellt worden iſt, 
auf den keine geſetzliche Strafvorſchrift recht paßt, 
daß aber das Gericht zu einer Verurteilung ge⸗ 
langen will, weil es die Tat unter allen Um⸗ 
ſtänden für ſtrafwürdig hält; es ſtellt dann die 
Vorgänge ſo dar, daß ſie ſich mit irgend einem 
geſetzlichen Tatbeſtande decken, ſei es mit dem vom 
Eröffnungsbeſchluß angenommenen oder mit einem 
anderen. Manches weiſt darauf hin, daß Bendix 
gerade ſolche Vorkommniſſe hauptſächlich im Auge 
hat. Schließlich iſt noch damit zu rechnen, daß 
zuweilen die vom Geſetze vorgeſchriebene richter⸗ 
liche Vorprüfung im Eröffnungsverfahren zu einer 
einſeitigen Beurteilung in der Hauptverhandlung 
führen kann. Es iſt ja ſchon oft als ein Nach⸗ 
teil des Eröffnungsbeſchluſſes hervorgehoben worden, 
daß er die Beweislaſt zuungunſten des Ange⸗ 
klagten umzukehren droht. Man könnte noch 


— — m nn 


1 Bendix verweiſt auf ſolche Fälle. Er erörtert 
ein Verfahren wegen Betrugs, in dem es zweifelhaft 
bleibt, ob der Darlehensgeber durch die falſchen An⸗ 
gaben eines Bittſtellers oder durch die ſinnlichen Reize 
ſeiner Begleiterin zur Hingabe des Darlehens beſtimmt 
worden if. Er „unterſtellt“ dabei als Richter ab⸗ 
wechſelnd einen Frauenverächter, einen Judenhaſſer, 
eine Art von Zyniker und einen hochgebildeten jungen 
Mann. Bendix ſpricht auch von der „häufig unge⸗ 
klärten Auffaſſung der Richter von den Aufgaben und 
der Kulturbedeutung ſtrafrichterlicher Tätigkeit“ (). 
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eine ganze Reihe ähnlicher „Unterſtellungen“ an⸗ 
führen, bei denen nichts Gutes herauskommt. 

Fehlgriffe von der Art. wie ſie hier geſchildert 
wurden und wie ſie Bendix bekämpft, beruhen 
nun einfach darauf, daß nicht die rechten Perſonen 
am Platze ſtehen. Sie hängen mit der allgemeinen 
menſchlichen Unvollkommenheit zuſammen und 
werden durch die ſchönſte Faſſung des Geſetzes 
nicht ein für allemal aus der Welt geſchafft. Mit 
dem 8 266 StPO. haben fie nichts zu tun. 

Es iſt überhaupt nicht recht einzuſehen, warum 
der Abſ. 1 dieſer Vorſchrift verfehlt und erkennt⸗ 
nistheoretiſch unrichtig ſein ſoll. Er handelt ja 
gar nicht davon, wie Tatſachen feſtzuſtellen find 
und wie das Gericht bei einem mehrdeutigen 
Sachverhalt zu einer beſtimmten Auffaſſung ge⸗ 
langen ſoll. Dieſe Fragen treten zeitlich vor der 
Niederſchrift des Urteils auf und find zu löſen 
durch eine verſtändige Leitung der Hauptverhand⸗ 
lung durch den Vorſitzenden und durch eine gründ⸗ 
liche, ſachliche Prüfung der Anklage durch alle 
mitſitzenden Richter. $ 266 ſchreibt nur vor, was 
von dem Ergebniſſe der Hauptverhandlung in das 
Urteil aufzunehmen iſt. Er ſpricht dabei den 
ſelbſtverſtändlichen Satz aus, daß zunächſt be⸗ 
ſtimmte Tatſachen feſtſtehen müſſen, wenn der 
Angeklagte einer beſtimmten ſtrafbaren Handlung 
ſchuldig befunden werden ſoll, und daß ſich dieſe 
Tatſachen mit den geſetzlichen Merkmalen decken 
müſſen. Ergeben ſich Tatſachen, auf die weder 
der nach dem Eröffnungsbeſchluß angenommene 
geſetzliche Tatbeſtand noch ein anderer zutrifft 
oder ließ ſich der der Anklage zugrunde liegende 
Vorfall gar nicht mit Sicherheit aufklären, jo 
war eben der Angeklagte freizuſprechen. Das war 
wohl allezeit Rechtens und keine Vorſchrift über 
den notwendigen Inhalt der Urteilsgründe konnte 
daran etwas ändern. Kein Richter wird je auf 
den Gedanken kommen, er ſei durch 8 266 StPO. 
zu Färbungen und Fiktionen gezwungen oder 
ermächtigt oder er dürfe bei einem mehrdeutigen 
Sachverhalt beliebig eine Deutung herausgreifen, 
die es ermöglicht, eine Verurteilung äußerlich 
glatt und einwandfrei zu begründen. Und gegen 
die Behauptung, ein ſolches zum mindeſten be⸗ 
denkliches und leichtfertiges Verfahren ſei ſchon 
zu einem förmlichen Gewohnheitsrecht in unſeren 
Sitzungsſälen geworden, wird man ſich um des 
Anſehens unſerer Richter willen doch verwahren 
müſſen. 

Wenden wir uns nun zu den Vorſchlägen, 
mit denen Bendix den wirklichen und vermeint⸗ 
lichen Uebeln abhelfen will. Um eine erkenntnis⸗ 
theoretiſche Berichtigung des 8 266 StPO. handelt 
es ſich dabei wohl kaum. Zwar will Bendix an 
Stelle der jetzigen Faſſung: „in welchen die ge⸗ 
ſetzlichen Merkmale gefunden werden“ eine andere 
ſetzen: „in welcher tatſächlichen und rechtlichen 
Verknüpfung die geſetzlichen Merkmale mit den 
für erwieſen erachteten Tatſachen verſtrickt (7) er: 


ſcheinen“. Ich kann darin aber nichts anderes 
finden, als eine ſprachlich ſchwerfällige Umſchreibung 
ee bisherigen Wortlauts, die ſachlich nichts Neues 
agt. 

Im Grunde genommen laufen die Vorſchläge 
nur darauf hinaus, daß im Urteile genauer an⸗ 
gegeben werden ſoll, wie das Gericht zu ſeinen 
Feſtſtellungen gelangt iſt, insbeſondere würden die 
ſog. Beweistatſachen in größerem Umfang als 
bisher anzuführen ſein. Das könnte nun allerdings 
manchmal auf die Sitzungsleitung und auf die 
Vorgänge bei der Beratung und Abſtimmung 
zurückwirken. Bendix verſpricht ſich davon an⸗ 
ſcheinend, daß ſich das Gericht mit größerer Sorg⸗ 
falt Rechenſchaft ablegt von den Deutungen, die 
der abzuurteilende Sachverhalt zuläßt. Soll es 
doch ſogar die „maßgebend geweſenen allgemeinen 
und perſönlichen“) Geſichtspunkte“ angeben, von 
denen es ſich bei der Abwägung der verſchiedenen 
Möglichkeiten leiten ließ. 

Die etwaigen Vorteile dieſer Regelung und 
der damit verbundenen Vielſchreiberei ſcheinen mir 
den Bedenken und Nachteilen nicht die Wage zu halten. 

Das geltende Recht ſchreibt bekanntlich für 
die Regel nicht vor, daß ſich das Urteil darüber 
auszuſprechen habe, wie das Gericht dazu gekommen 
iſt, beſtimmte Tatſachen für erwieſen zu erachten, 
insbeſondere braucht der Wert oder Unwert einzelner 
Beweismittel nicht erörtert zu werden. Die Praxis 
hat ſich allerdings aus Gründen der Zweckmäßig⸗ 
keit daran gewöhnt, ſolche Beweiswürdigungen 
aufzunehmen, vor allem wegen der Möglichkeit 
einer Berufung oder eines Antrags auf Wieder⸗ 
aufnahme des Verfahrens“). Schon das iſt nicht 
ganz unbedenklich, weil häufig der perſönliche Ein- 
druck des Urteilsfaſſers als Meinung des Gerichts 
hingeſtellt wird. Der einzelne Beweisgrund iſt 
ja kein ſelbſtändiger Beſtandteil des Urteils, über 
den geſondert abgeſtimmt würde. Es muß kaum 
betont werden, daß z. B. der eine Richter durch 
die Ausſage des Zeugen B beſtimmt worden fein 
kann, während der andere nur dem Zeugen C 
Glauben geſchenkt hat. Das Abwägen der Zeugen⸗ 
ausſagen und der übrigen Beweismittel kann 
ſonach ſchon in der Art, wie es jetzt üblich iſt, 
gerade für das Wiederaufnahmeverfahren ver⸗ 
hängnisvoll werden und dort zu falſchen Ergeb⸗ 
niſſen führen, weil damit unter Umſtänden Aus⸗ 
führungen in das Urteil hineingeraten, die gar 
nicht unbedingt für den Spruch maßgebend waren. 


) Unter den „perſönlichen Geſichtspunkten“ ſollen 
wohl die aus der Perſon des Angeklagten und der 
Zeugen zu entnehmenden verſtanden werden. Man 
könnte aber auch daran denken, daß die perſönliche 
Stellung des Richters zu dem Falle dargelegt werden 
ſoll; darauf könnten die Beiſpiele hindeuten, die Bendix 
anführt (ſ. oben Anm. 3). Was mit den „allgemeinen 
Geſichtspunkten“ gemeint iſt, iſt mir nicht ganz klar 
geworden. 

) S. Löwe⸗Roſenberg, StPO. 14. Aufl. Bem. 5 
zu § 266, insbeſondere am Schluſſe. 


Die Angabe der og. Beweistatſachen iſt im 
Gelee jetzt nur für den Fall vorgeichrieben, daß 
der Beweis nicht unmittelbar zuſtande gekommen 
iſt ſondern aus „anderen Tatſachen“ als den feſt⸗ 
geſtellten gefolgert wird (Indizien⸗Beweis). Das 
iſt nur eine Sollvorſchriſt') und es iſt dabei gleich⸗ 
falls beſondere Vorſicht geboten, wenn nicht Be⸗ 
weistatſachen im Urteil erſcheinen ſollen, auf die 
nur der eine oder andere Richter Wert gelegt hat. 
Da auch die Beweistatſachen auf keinen Fall Gegen⸗ 
ſtand geſonderter Abſtimmung ſein können, ſo 
an Vorſchrift häufig gar nicht durchführbar 
ein. 

Der im Jahre 1908 erſchienene Entwurf einer 
StPO. hatte ſich nicht der Erkenntnis verſchloſſen, 
daß die Ausführungen über einzelne Beweismittel 
und über einzelne Beweistatſachen zumeiſt von 
zweifelhaftem Werte find. Er wollte deshalb die 
Anforderungen an die ſchriftliche Urteilsbegründung 
noch herunterſetzen und es dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaffen, inwieweit die Gründe anzugeben ſeien, 
aus denen Tatſachen für erwieſen oder nicht 
erwieſen erachtet wurden. Die Begründung ver⸗ 
weiſt zutreffend auf die unlösbaren Schwierigkeiten, 
die ſich ergeben können, wenn die Gründe nieder⸗ 
gelegt werden ſollten, die für die Ueberzeugung des 
Gerichts maßgebend geweſen find, namentlich dann, 
wenn nicht rechtsgelehrte Richter mitwirken.“) 

Dieſe Schwierigkeiten müßten ſich ins Unge⸗ 
meſſene ſteigern, wenn nach den Vorſchlaͤgen von 
Bendix verfahren würde. Man brächte entweder 
überhaupt kein Urteil mehr heraus oder wir be⸗ 
kämen wieder Urteilsgründe, in denen der Verfaſſer 
nur ſeine eigene Meinung wiedergibt oder man 
wäre doch wieder genötigt, über die Anforderungen 
des Geſetzes hinwegzuſehen um nur zu einem Ende 
zu kommen. 

Der Grundfehler der Vorſchlaͤge ſcheint mir 
übrigens der zu ſein, daß ſie durch erhöhtes Schreib⸗ 
werk erhöhte Rechtsſicherheit erzielen wollen. Es 
iſt der alte Irrtum: je mehr Papier um ſo beſſer! 
Alſo ein rückwärts gerichteter Gedanke, geboren 
aus dem Mißtrauen gegen den Richterſtand. Mit 
der Vielſchreiberei kommen wir niemals zu einer 
lebendigen Rechtſprechung ſondern legen dem Richter 
nur neue papierne Feſſeln an. Man ſpricht heut⸗ 
zutage vom Auswirken der Perſönlichkeit. vom 
Richterkönigtum und wie die ſchönen Worte alle 
lauten mögen, wettert gegen die Schreibjuſtiz, und 
dabei traut man dem Richter nicht zu, daß er ſeine 
Pflicht erfüllt, wenn er nicht gezwungen iſt einen 
langatmigen Rechenſchaftsbericht über ſein Tun 
abzulegen.“ 

e) S. das Urteil des Reichsgerichts im Jahrg. 1917 
dieſer Zeitſchrift S. 121. 

1) S. Löwe⸗Roſenberg a. a. O. 

) 8 259 des Entwurfs. S. die amtliche Ausgabe 
(Berlin 1908, Liebmann) S. 75/76 und S. 295. 

) Bgl. die lehrreichen Ausführungen von Riß 
über den Zivilprozeß im Jahrg. 1917 dieſer Zeitſchrift 
S. 337. Ihr Grundgedanke gilt auch hier. 
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Darum kann ich mir auch nichts verſprechen 
von erweiterten Ausführungen über die Strafzu⸗ 
meſſungsgründe, die Bendix gleichfalls fordert. 
Hat der Richter kein menſchliches Verſtändnis, ſo 
wird es ihm auch nicht durch Schreibübungen an⸗ 
erzogen, hat er es, ſo bedarf es keiner folchen 
Zwangsgmittel. 

Es muß zugegeben werden, daß die Haupt⸗ 
verhandlung nicht immer leiſtet, was man ſich 
von ihr erwartet, und daß der Sachverhalt mit⸗ 
unter nicht ſo deutlich zutage tritt, wie es 
wünſchenswert wäre. Der Fehler liegt dann aber 
in der großen Ueberzahl der Fälle nicht jo ſehr 
in einer mangelhaften Leitung der Sitzung oder 
in dem Beſtreben der Richter durch Färbung der 
Tatſachen ein wohlaufgebautes Urteil zu erzielen 
als in einer unzulänglichen Durchführung des 
vorbereitenden Verfahrens. Es würde ſich ver: 
lohnen, dieſem Punkte mehr Aufmerkſamkeit zu 
ſchenken, als es bisher geſchehen iſt, und die Art 
des Zuſammenwirkens von Anklagebehörde, Unter⸗ 
ſuchungs⸗ oder Ermittelungsrichter und Polizei 
einmal gründlich auf ihre Zweckmäßigkeit zu prüfen. 
Es iſt keine ſeltene Erſcheinung, daß ein unter⸗ 
geordneter Beamter, der die erſten Ermittelungen 
vornimmt, von einer vorgefaßten Meinung aus⸗ 
geht und in die Beteiligten Vorſtellungen hinein⸗ 
verhört, die ſich nicht mit der Wirklichkeit decken. 
So ſetzt ſich ein beſtimmtes Bild bei den Zeugen 
feſt und die Sache wird von Anfang an in eine 
Richtung hineingeſchoben, wichtige Fingerzeige für 
andere Möglichkeiten bleiben unbeachtet. Das 
Eröffnungsverfahren mit ſeiner vorweggenommenen 
aber doch nur vorläufigen, meiſt nicht auf un: 
mittelbaren Eindrücken beruhenden richterlichen 
Prüfung trägt dann noch dazu bei, daß man von 
dem einmal eingeſchlagenen Wege nicht mehr weg⸗ 
kommt. In den Fällen, die Bendix als Beiſpiele 
anführt, hätten eben die verſchiedenen Deutungs⸗ 
möglichkeiten von Anfang an, bei den erſten Nach⸗ 
forſchungen der Polizei, ſchon bei der Aufnahme 
der Anzeige beachtet und geklärt werden müſſen. 
Iſt das nicht geſchehen, hat vielmehr eine unge⸗ 
ſchickte Hand Verwirrung angerichtet oder ein ober⸗ 
flächlicher und juriſtiſch mangelhaft geſchulter Er⸗ 
mittelungsführer nur eine Möglichkeit geſehen 
und auf ihr allein weitergebaut, ſo wiſſen bald 
der Angeklagte und die Zeugen ſelbſt nicht mehr, 
was ſie getan und gedacht haben, und es iſt kein 
Wunder, wenn in der Hauptverhandlung die falſch 
verſchlungenen Fäden nicht mehr richtig gelöft 
werden können.““) Soll unſer Strafverfahren ver⸗ 
beſſert werden, ſo muß vor allem beim Ausgangs⸗ 
punkt angeſetzt werden. Mit Vorſchriften über die 
formelle Faſſung der Urteile iſt nichts geholfen. 


10) Vgl. meine Abhandlung über die Amtsanwalt⸗ 
ſchaft im Jahrgang 1912 dieſer Zeitſchrift S. 370. 
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Kleine Mitteilungen. 


Zum Auſpruch des Ehemannes anf Bugängig: 
machung des ven feiner Fran gemieteten Schlietzfachd. 
Das OLG. Dresden hat in ſeinem Urteil vom 16. Mai 
1918 (JW. 1918 Nr. 15 S. 777) verneint, daß der 
Ehemann vermöge feiner ehemännlichen Nutznießung 
und Verwaltung zu dem Verlangen auf Zugängig⸗ 
machung des von ſeiner Frau gemieteten Bankſchließ⸗ 
fachs — d. h. auf die Ermöglichung der Benützung des 
Schließfachs für eigene Zwecke, nicht etwa auf Er⸗ 
möglichung des Zutritts zu dem Inhalt — berechtigt ſei. 

Das Urteil gebt ſtillſchweigend davon aus, daß 
der Vertrag einer Bank über die entgeltliche Ueber⸗ 
laſſung einer Stahlkammer zur Aufbewahrung von 
Wertpapieren, Koſtbarkeiten uſw. ſich als Mietver⸗ 
trag (und nicht als Verwahrungsvertrag) darſtelle (f. 
zu dieſer Frage insbeſondere Staudinger⸗Kober Bd. II 
Anm. e zu 8 580 BGB.) Dieſe Rechtsauffaſſung er⸗ 
ſcheint zutreffend, entſpricht, ſoweit erſichtlich, der 
Praxis der Banken, welche Beſtimmungen für die „Ver⸗ 
mietung“ von eiſernen Schrankfächern herausgeben, 
ſie ſoll auch hier zugrunde gelegt werden. Das Urteil 
kommt bezüglich des Rechts des Ehemannes auf Zu⸗ 
gängigmachung des von ſeiner Frau gemieteten 
Schlie ßfachs zu feiner verneinenden Anſicht durch Aus⸗ 
legung des 8 1380 BGB. in Zuſammenhalt mit dem 
Inhalt des (formularmäßigen) Mietvertrages der Bank, 
wonach der Mietvertrag nur für die Perſon gültig 
ſein ſoll, mit der er geſchloſſen worden iſt; wenn zu 
den Rechten, die der Ehemann gemäß 8 1380 BGB. 
im eigenen Namen geltend machen könne, auch Rechte 
der Frau aus dem Mietvertrag gehörten, ſo ſei die 
Klagebefugnis des Mannes aus 8 1380 BGB. doch 
binſichtlich ſolcher Rechte der Frau ausgeſchloſſen, die 
ibrem Inhalte nach nur durch ſie perſönlich ausgeübt 
werden können (wofür auf Staudinger 8 1383 Bem. 
3e verwieſen wird), und eine ſolche Einſchränkung 
ergebe ſich hier aus der angeführten Beſtimmung 
des Mietvertrages. 

Dieſe Entſcheidung, mag ihr auch im Ergebnis 
beizuſtimmen ſein, erſcheint nicht frei von Rechtsirrtum. 
Irrtümlich iſt ſchon die Verweiſung auf Staudinger 
Dem. 3 e zu 81363 BGB. An letzterer Stelle handelt 
es ſich darum, welche zum eingebrachten Gut gehörigen 
Rechte der Frau nicht der Nutznießung des Ehemannes 
unterliegen; als ſolche ſind genannt Rechte, welche 
nicht übertragbar ſind und ihrem Inhalte nach nur 
durch die Frau perſönlich ausgeübt werden können, 
wofür als Beiſpiel auf die Anſprüche der Ehefrau 
als Geſellſchafterin aus einem Geſellſchaftsverhältnis 
(8 717 BGB.) und auf die Anſprüche aus einer be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit (8 1092 BGB.) 
verwieſen iſt. Dadurch wird aber nicht das von der 
Nutznießung unabhängige (Staudinger⸗Engelmann 
Bd. IV Bem. 1 zu 8 1374 BGB) Recht des Ehe⸗ 
mannes auf Verwaltung ausgeſchloſſen. Dies ſteht 
ibm vielmehr nach wie vor zu, auch ſoweit ihm hier 
die Nutznießung entzogen iſt: denn die Verwaltung 
bezweckt nicht, den Vertrag für eine andere Perſon 
gültig ſein zu laſſen als für die, die ihn abgeſchloſſen; 
letztere bleibt Trägerin aller Rechte und Pflichten aus 
dem Vertrag. Insbeſondere findet nicht eine Rechts⸗ 
übertragung ſtatt, wie ſie die Bank ausſchließen will, 
auch nicht etwa ein Uebergang des Rechts kraft Geſetzes, 
ſondern einzig und allein die Verwaltung der nach 
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wie vor der Frau zuſtehenden Rechte wird Aufgabe 
des Mannes. Und mit der Verwaltung bleibt dem 
Manne, auch ſoweit ihm die Nutznießung nicht zu⸗ 
ſteht, die gerichtliche Geltendmachung der zum einge⸗ 
brachten Gut gehörigen Rechte im eigenen Namen. 

Man mag daher mit dem OLG. Dresden (und 
gegen v. Godin in deſſen Fußnote zu dem Urteil) an⸗ 
nehmen, das Recht aus einem Schrankfachvertrag des 
Inhalts, daß der Mietvertrag nur für die Perſon 
gültig ſein ſoll, mit der er geſchloſſen worden iſt, ſei 
nicht nur nicht übertragbar, ſondern könne ſeinem 
Inhalt nach nur perſönlich ausgeübt werden und da⸗ 
her der ehemännlichen Nutznießung nicht unterworfen 
ſein; immer ſchließt dieſe Beſtimmung nur die Nutz⸗ 
nießung des Ehemannes aus, ihm darf der Gebrauch 
des Mietrechtes keine Vorteile gewähren (88 1383, 
100 BGB.), weil der Mietvertrag nur für die Perſon 
ſeiner Ehefrau gültig ſein ſoll, er kann alſo das Schließ⸗ 
fach nicht zu ſeinem Gebrauch beanſpruchen. Es bleibt 
ihm aber die Verwaltung des Mietrechts gemäß 8 1374 
BGB. und zu deſſen Ergänzung und Verwirklichung 
das Prozeßführungsrecht des 8 1380 BGB. Der 
Mann kann alſo das zum eingebrachten Gut gehörende 
Schrankfachmietrecht im eigenen Namen gerichtlich 
geltend machen. Wenn die Entſcheidung des OLG. 
Dresden trotz Verkennung die ſes ehemännlichen Rechts 
zu einem richtigen Ergebnis gelangt, ſo beruht dies 
auf einem weiteren Fehler jenes Urteils. Es wird 
nämlich überſehen, worauf der Anſpruch des Mannes 
aus 8 1380 BGB. gerichtet iſt; nicht etwa, wie das 
OLG. anzunehmen ſcheint, auf Leiſtung an den 
Mann, ſondern regelmäßig auf Leiſtung an die Frau 
(Staudinger⸗Engelmann Bd. IV Anm. 5 zu 8 1380 
BGB.; dort ſiehe auch die Ausnahmen; ferner BGB.⸗ 
Kommentar von Reichsgerichtsräten Bd. III Anm. 5 
zu 8 1380). Macht alſo der Mann den Anſpruch aus 
dem Mietvertrag geltend, ſo muß ſein Antrag auf 
Zugängigmachung des Schließfaches an die Frau lauten. 
Nur ſo iſt der Anſpruch entſtanden, nur ſo kann er 
ihn geltend machen. Verlangt der Mann dagegen 
von der Bank Mitwirkung bei der Oeffnung des Faches 
zur eigenen Benützung, ſo darf der Klage nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. Daher war die hierauf gerichtete 
Klage, wie vom OLG. Dresden geſchehen, abzu⸗ 
weiſen. Der Ehemann hätte die Klage aus 8 1380 
BGB. zwar mit Erfolg erheben können, was das Ge⸗ 
richt zu Unrecht verkennt, aber er hat, was das Ur⸗ 
teil gleichfalls zu Unrecht annimmt, dieſe Klage gar 
nicht erhoben. 

Günſtiger ſtellt ſich die Rechtslage des Ehemannes, 
wenn er von der Bank Mitwirkung bei der Oeffnung 
des Faches zur Verfügung über den Inhalt — falls 
dieſer zum eingebrachten Gut gehört — fordert.!) Da 
Ehefrau und Bank im Mitbeſitz des Inhalts ſind, 
Staudinger⸗Kober, Anm. Id zu 8 866 BGB., gemäß 
3 1373 BGB. der Ehemann (ſowohl feiner Frau wie 
Dritten gegenüber, Staudinger⸗Engelmann Bd. IV 
und BGB. Kommentar von Reichsgerichtsräten Bd. III, 
Bem. 2 zu 1373 BGB.) berechtigt iſt, die zum ein⸗ 
gebrachten Gut gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen, 
ſo kann er von der Bank — ebenſo wie von ſeiner 
Frau — jene Mitwirkung verlangen, um ſich auf dieſe 


) Dieſe Frage ſtand offenbar nicht zur Entſcheidung 
des OLG. Dresden. 8 
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nn in den ihm zuſtehenden Beſitz der Sachen zu 


en. 

Dieſem Anſpruch ex lege gegenüber kann ſich die 
Bank nicht auf den Inhalt des mit der Ehefrau ge⸗ 
ſchloſſenen Vertrages berufen. 

Rechtsanwalt Rich. Berol zheimer in München. 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 

Auslegung eines Vertrages, durch den Stundung 
„bis nach dem Kriege“ zugeſagt wird. Aus den 
Gründen: Das BG. führt aus: Wenn ein Gläubiger 
im September 1915, als man allgemein noch mit 
einem abſehbar nahen Kriegsende gerechnet habe, 
Stundung bis nach dem Kriege gewährte, könne er 
bei Berückſichtigung des 8 157 BGB. dadurch nur für 
eine gewiſſe mäßig begrenzte Zeit als gebunden gelten, 
und hiergegen richtet ſich der erſte Angriff der Reviſion, 
der gerechtfertigt iſt. Allerdings iſt nach dem 8 133 
BGB. bei der Auslegung der wirkliche Wille zu er⸗ 
forschen und nicht am buchſtäblichen Sinne des Aus⸗ 
rucks zu haften. Hiermit wird aber nur einer ſich 
an den Wortlaut klammernden Auslegung entgegen⸗ 
getreten, nicht dagegen geſagt, daß auch gegenüber 
dem klaren Wortlaut der innere, nicht ausgedrückte 
Wille der Beteiligten entſcheide (vgl. NEL. Bd. 59 
Nr. 63 auf S. 219, Bd. 68 Nr. 34 auf S. 129, Bd. 70 
Nr. 101 auf S. 393, RG. bei Warneyer 1912 Nr. 4). 
Die Auslegung findet ihre Schranke in der Auslegungs⸗ 
fähigkeit der Erklärung, darin, daß dieſe in einem 
Sinne überhaupt gebraucht und verſtanden ſein kann, 
und für eine Auslegung iſt gar kein Raum, wenn die 
Erklarung durchaus klar und eindeutig iſt. Eine 
während des Krieges gewährte Stundung „bis nach 
dem Kriege“, oder eine während des Krieges getroffene 
Einigung dahin, daß ein fällig gewordener Wechſel 
„bis nach dem Kriege“ liegen bleiben ſolle, aber läßt 
darüber keinen Zweifel, daß die betreffende Leiſtung 
nicht ſolle beanſprucht werden können, ſo lange der 
Krieg noch dauert, und hieran würde auch dadurch 
nichts 9 ſein, daß man im September 1915 
allgemein mit einem abſehbar nahen Kriegsende 
8 10 Die Annahme des B. insbeſondere, daß 
die Klägerin durch die Stundung nur für eine gewiſſe 
mäßig begrenzte Zeit und ſchon im Dezember 1916 
nicht mehr gebunden geweſen ſei, wird hierdurch auch 
bei Berückſichtigung des von ihm dafür herangezogenen 
8 157 888. nicht begründet. Es kommt in Betracht, 
daß die Stundung dem dem Zeugen M. gegenüber 
geaͤußerten Wunſche des Beklagten entſpricht, und daß 
mit der Revifion angenommen werden kann, daß die 
in den wirtſchaftlichen Verhältniſſen zu ſuchenden 
Gründe für dieſen Wunſch während der ganzen weiteren 


Dauer des Krieges beſtanden haben. (Urt. d. V. 38. 
vom 9. November 1918, V 244/18). 
4542 — — en. 


II. 


Wird die Sewährleiſtung beim Nauf durch eine Abrede 
ansgeſchleſſen, daß in dem Zuſtande verkauft werde, „wie 
bisher beſeſſen wurde“? Aus den Gründen: Dem 
Wandelungsanſpruche der Klägerin haben die Beklagten 
den Einwand entgegengeſetzt, daß durch die Beſtimmung 
des Kaufvertrags, derzufolge die Grundſtücke „in dem 
Zuſtande, wie ſolche ſeither beſeſſen wurden“, verkauft 
worden find, die in den 88 459 ff. BGB. geordnete 


geſetzliche Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers für 
Mängel der gekauften Sache ausgeſchloſſen worden ſei. 
Dieſen Einwand hat der BR. zurückgewieſen. Der BR. 
unterläßt es, den Sinn und die Bedeutung der Ver⸗ 
tragsklauſel durch Auslegung zu beſtimmen und be⸗ 
gnügt ſich damit, zu erklären, es könne nicht zweifelhaft 
ſein, daß die Klauſel das, was die Beklagten darin 
finden wollen, nämlich den vertragsmäßigen Ausſchluß 
der Gewährleiſtungspflicht, nicht, Jedenfalls (wie es an 
einer anderen Stelle heißt) nicht zu klarem Ausdrucke 
bringe. Letzteres würde nicht genügen, um von einer 
Auslegung überhaupt abzuſehen, da deren Aufgabe 
gerade darin beſteht, den Sinn unklarer und deshalb 
mißverſtändlicher oder mehrdeutiger Willenserklärungen 
zu beſtimmen. Aber auch wenn man annimmt, daß 
der BR. ſeine beſtimmte Ueberzeugung hat ausſprechen 
wollen, daß in dem Wortlaute der Vertragsklauſel 
ein Ausſchluß der Gewährleiſtung überhaupt nicht, alſo 
auch nicht in unvollkommener und durch Auslegung 
zu ergänzender Weiſe, zum Ausdrucke gekommen ſei, ſo 
fehlt es doch für dieſe Ueberzeugung an der durch das 
Geſetz vorgeſchriebenen Angabe der dafür leitend ge⸗ 
weſenen Gründe. Allgemeine Redewendungen, wie die 
hier gebrauchte, „es könne etwas nicht zweifelhaft ſein“, 
leiſten der Vorſchrift des 8 286 Abſ. 1 Satz 2 nicht 
Genüge, jedenfalls dann nicht, wenn die Unzweifel⸗ 
haftigkeit nicht ohne weiteres von ſelbſt einleuchtet. 
Das iſt aber hier keineswegs der Fall. Auch kurze, 
formularmäßige Klauſeln können den vertragsmäßigen 
Ausſchluß der Haftung bedeuten, ſo namentlich die 
Klauſel: „Wie es ſteht und liegt!“ Auch die hier ge⸗ 
brauchte Wendung, daß ein Grundſtück in dem Zuſtande 
verkauft werde, wie es ſeither beſeſſen worden iſt, kann 
an und für ſich recht wohl im Sinne eines ſolchen Aus⸗ 
ſchluſſes gemeint ſein. Freilich wird nicht außer acht 
gelaſſen werden dürfen, daß im vorliegenden Falle der 
mit „alſo“ beginnende Nachſatz Zweifel daran erregen 


kann, ob die Klauſel die Bedeutung eines allgemeinen 


Ausſchluſſes der Gewährleiſtung für Sachmängel hat, 
weil in dieſem Nachſatze einzelne Sach⸗ und Rechts⸗ 
mängel namentlich aufgeführt ſind, für welche keine 
Gewähr geleiſtet werden ſoll, nämlich für den ange⸗ 
gebenen Meßgehalt und für nicht eintragungsbedürftige 
Grunddienſtbarkeiten und Reallaſten. Ob dieſe Auf⸗ 
1 ausſchließend iſt, ſo daß dadurch die Bedeutung 
es im Vorderſatze etwa zu findenden Ausſchluſſes der 
Gewährleiſtungspflicht auf die einzeln aufgezählten 
Mängel beſchränkt wird, oder ob ſie nur dazu dienen 
ſoll, einzelne Mängel noch beſonders hervorzuheben, 
für welche eine Gewährleiſtungspflicht ausgeſchloſſen 
werden ſoll, das zu prüfen und zu erörtern wäre Sache 
des BR. geweſen und er hätte bei ſolcher Auslegung 
auch außerhalb des Wortlauts der Urkunde liegende 
Umſtände heranziehen müſſen, welche für die nach Treu 
und Glauben und unter Berückſichtigung der Verkehrs⸗ 
ſitte feſtzuſtellende Bedeutung der Klauſel in Betracht 
kommen konnten (8$ 137, 155 BGB.). (Urt. des V. 3S. 
vom 12. Oktober 1918, V 163/18). 
4541 


II. 


Auſpruch des Verkäufers auf Schadenser ſatz wegen 
Nichterfüllung. Einwand des Känſers, daß der Ber- 
känſer die in feinem Beſitz gebliebene Ware vorteilhaft 
an einen Dritten veräußern könne. Der Beklagte ver⸗ 
pflichtete ſich am 5. Mai 1915 gegenüber dem Kläger, 
in der Zeit vom 1. Juni 1915 bis 1. Oktober 1916 
15 Waggons Hölzer zu beziehen, nahm aber auf dieſen 
Schluß nur einen Wagen Kiefernſtammware ab. Mit 
Brief vom 30. September 1916 verlangte der Kläger 
Abnahme des Reſtes und drohte unter Setzung einer 
Nachfriſt an, daß er nach fruchtloſem Ablaufe der 
Friſt die Annahme der gegneriſchen Leiſtung ver⸗ 
weigern werde. Die Aufforderung war erfolglos. 
Die Klage auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 


36 


— 


wurde vom BG. abgewieſen. Die Reviſion des Kl. 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Der Kläger behauptet, daß er das 
Holz. welches er dem Bekl. habe liefern wollen, z. Zt. 
des Abſchluſſes mit dieſem bereits angeſchafft gehabt 
habe, und berechnet den Schaden, welchen er durch 
die Nichterfüllung des Bekl. erlitten haben will, in 
der Weiſe, daß er dem von ihm bezahlten Erwerbs⸗ 
preis den höheren unter den Parteien vereinbarten 
Kaufpreis gegenüberſtellt. Das BG. weiſt die Klage 
mit der Begründung ab, daß der Kl. infolge der Nicht⸗ 
erfüllung, alſo desſelben Ereigniſſes, das die Urſache 
des Schadens bildet, einen dieſen ausgleichenden Vor⸗ 
teil inſofern erlangt habe, als ihm die zur Lieferung 
beſtimmte Ware verblieben ſei, deren Wert zur Er⸗ 
füllungszeit und ſpäter den Vertragspreis überſtiegen 
habe. Dieſe Erwägungen ſtehen auf dem Boden des 
Urteils, das vom Reichsgericht in der Sache II 463 / 16 
erlaſſen worden iſt (RG. Z. Bd. 89 S. 282). Wie dort 
ſo hat auch im vorliegenden Falle der Kl. als Schadens⸗ 
erſatz den Unterſchied zwiſchen dem mit dem Käufer 
vereinbarten Preis und den Selbſtkoſten gefordert, die 
er tatſächlich aufgewendet hat, nicht aber denjenigen, 
zu denen er die Ware nach dem Stande des Markt⸗ 
preiſes zur Erfüllungszeit hätte anſchaffen können. 
Die Schadenberechnung ſtützt ſich demnach auf die be⸗ 
ſondere Beſchaffenheit des Falles und nicht auf eine 
Geſtaltung der Verhältniſſe, die nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge zu erwarten geweſen wäre. Einer 
ſolchen konkreten Berechnung gegenüber muß ſich der 
Verkäufer den bei abſtrakter Berechnung in der Regel 
verſagenden Einwand gefallen laſſen, daß er im Be⸗ 
ſitze der Ware geblieben und deshalb in der Lage ſei, 
ſie an einen Dritten und zwar mindeſtens ebenſo vor⸗ 
teilhaft wie an den Käufer zu veräußern. Die 
Reviſion iſt der irrtümlichen Meinung, daß für die 
Anwendung dieſes Grundſatzes hier kein Raum ſei, 
weil es ſich um einen Gattungskauf und nicht um 
einen Kauf beſtimmter Sachen handle. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt allein, daß der Kl. durch die Nichtabnahme 
des Bekl. die Verfügung über eine konkrete zur Er⸗ 
füllung beſtimmte Ware und damit die Möglichkeit 
einer anderweiten Verwirklichung ſeiner Gewinnaus⸗ 
ſichten behalten hat. Wenn die Reviſion bemerkt, daß 
keine Sicherheit darüber beſtehe, ob der Kl. die Ware 
an einen Dritten zu ebenſo günſtigen Bedingungen 
wie an den Bekl. habe abſetzen können, ſo ſcheitert 
dieſer Einwand an der gegenteiligen Feſtſtellung des 
Berufungsrichters. (Urt. des III. 38S. vom 5. Juli 
1918, III 117/18). 
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IV. 


Die Haſtung des Hanzeigentümers für Uufälle beim 
Verkehr im Hans wird nicht ſchlechthin dadurch ans: 
geſchloſſen, daß der Mieter die Pflicht zur Sicherung 
des Verkehrs für die Beſucher übernemmen hat. Aus 
den Gründen: Die Vermietung des Ladens und 
die Sorgfaltspflicht des Mieters hinſichtlich der Ver⸗ 
kehrsſicherung der Zadenzugänge ſchließt die Mitver⸗ 
pflichtung des Hauseigentümers nicht aus, wenn es ſich 
um Gefahren handelt, die durch den vom Eigentümer 
zu vertretenden baulichen Zuſtand und die Einrichtungen 
in und am Hauſe ſelbſt verurſacht ſind. Auch wenn 
der Mieter im Mietvertrage ausdrücklich oder neben 
dieſem ſtillſchweigend die Verkehrsſicherungspflichten 
gegen die Ladenbeſucher übernommen hat und wenn 
davon abgeſehen der Mieter für rechtlich verpflichtet 
erachtet werden muß, die Maßregeln zu treffen, die die 
Sicherheit der Ladenbeſucher gewährleiſten, bleibt da⸗ 
neben die Sorgfaltspflicht des Eigentümers beſtehen. 
Auch er handelt ſchuldhaft und wird verantwortlich 
für Unfälle, die den das Geſchäft des Mieters beſuchen⸗ 
den Perſonen zuſtoßen, wenn die Gefahren durch Ein⸗ 
richtungen des Hauſes bedingt waren, deren Gefähr⸗ 
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lichkeit ihm erſichtlich ſein mußte, und er es ſchuldhaft 
unterlaſſen hat, ſich um die Beſeitigung dieſer Verkehrs⸗ 
gefahren zu kümmern, und eine Aufſicht darüber zu 
führen, daß der Mieter den von ihm übernommenen 
oder von ſelbſt ihm obliegenden Verpflichtungen nach⸗ 
kommt. Ein ſolches Verſchulden trifft den Hauseigen⸗ 
tümer vor allem dann, wenn ſich die Säumniſſe des 
Mieters unter ſeinen Augen vollziehen, wenn er ſelbſt 
im Hauſe wohnt und wahrnimmt oder bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit wahrnehmen mußte, daß für die Ver⸗ 
kehrsſicherheit nicht geſorgt wird. Der Hauseigentümer 
hat den Laden vermietet, damit der Ladeninhaber dort 
ſein Geſchäft betreibe; er ſelbſt hat dadurch die Räume 
zu einem Verkehr für das Publikum beſtimmt. Gewiß 
wird in ſolchem Falle eine Haftung den Hauseigen⸗ 
tümer nicht unter allen Umſtänden treffen, wohl aber 
dann, wenn er wahrgenommen hat, daß der Mieter 
ſeiner Verkehrsſicherungspflicht nicht nachkam, oder 
wenn ihm dies gar nicht hätte entgehen können. (Urt. 
des VI. 38S. vom 4. November 1918, VI 241/18). 
4540 — — — n. 


V 


Unter welchen VBoransſetzungen kann der Miterbe 
die Zwangzsverſteigernng zur Aufhebung der Gemein- 
ſchaft an einzelnen Nachlaßarundſtücken betreiben? Aus 
den Gründen: Das Os. hat ausgeführt: Der 
Miterbe könne zwar jederzeit die Auseinanderſetzung 
verlangen, aber ebenſowenig, als er über feinen An⸗ 
teil an einem einzelnen Nachlaßgegenſtand verfügen 
dürfe, könne er die Auseinanderſetzung hinſichtlich 
eines einzelnen Gegenſtandes betreiben. Die Zwangs⸗ 
verſteigerung zur Aufhebung der Gemeinſchaft an ein⸗ 
zelnen Grundſtücken ſtehe dem Miterben darum nur 


dann zu, wenn der übrige Nachlaß bereits verteilt 


ſei. Zum Nachlaß des W. gehörten aber außer den 
zur VBerſteigerung geſtellten Grundſtücken noch un⸗ 
geteilte Hypotheken und ſonſtige Forderungen, wie 
auch noch Nachlaßſchulden ungetilgt vorhanden ſeien. 
Ohne daß dieſe gemeinſchaftliche Maſſe von Grund⸗ 
ſtücken, Forderungen und Schulden aufageſtellt werde, 
wenigſtens im Verhältnis des Heinrich W. zu den 
übrigen Miterben, könnten die Grundſtücke nicht auf den 
einfeitigen Antrag des W. oder feines Konkursver⸗ 
walters verſteigert werden. Der Beklagte betreibe 
aber nicht die allgemeine Auseinanderſetzung; er wolle 
den Vertrag vom 12. Januar 1912 nicht gelten laſſen, 
aber eine anderweite Auseinanderſetzung unter den 
Miterben habe er nicht angeregt. Der Reviſton, welche 
Verletzung der 88 2033, 2042 BGB., 88 180, 181 3G., 
8 286 ZBO. rügt, ift der Erfolg nicht zu verſagen. 
Die Reviſion verkennt freilich den Standpunkt des 
BG., wenn fie ihm vorwirft, er wolle dem einzelnen 
Miterben ein Antragsrecht auf die Verſteigerung von 
Nachlaßgrundſtücken erſt nach der Verteilung des 
übrigen Nachlaſſes zugeſtehen. Dieſe in der Recht⸗ 
ſprechung mehrfach vertretene Anſicht (Seuff Arch. 64 
Nr. 120; O8 Rſpr. 18, 330) bildet in Wahrheit nicht 
die Grundlage der angegriffenen Entſcheidung, vielmehr 
find die Ausführungen des Berufungsurteils, ihrem 
Zuſammenhange nach dahin zu verſtehen, daß das 
Antragsrecht des einzelnen Miterben nur dann ver⸗ 
neint werden ſoll, wenn er nur die Auseinanderſetzung 
in Anſehung eines Nachlaßgrundſtücks betreiben, im 
übrigen aber die Erbengemeinſchaft fortbeſtehen laſſen 
will. So verſtanden läßt ſich der Standpunkt des 
BG. rechtlich nicht beanſtanden. Zuzugeben iſt der 
Reviſion, daß für den Vollſtreckungsrichter bei der 
Prüfung des teilungshalber geſtellten Verſteigerungs⸗ 
antrags die 88 180, 181 3G. maßgebend find und 
daß danach der Antragſteller nur nachzuweiſen hat. 
daß er Erbe des eingetragenen Eigentümers iſt, daß 
alfo die Prüfung des Antrags ſich, nicht darauf zu 
erſtrecken hat, ob er ſich auch nach den materiellrecht⸗ 
lichen Vorſchriften als gerechtfertigt erweiſt. Daraus 
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folgt aber nur, daß im gegenwärtigen Falle für den 


Verſteigerungsrichter kein Anlaß beſtanden hat, den 
Berfteigerungsantrag des Beklagten abzulehnen. Iſt 
der Beklagte nach den Vorſchriften des materiellen 
Rechtes in Wahrheit nicht befugt, die Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke zu dem von ihm verfolgten Zwecke zur Ver⸗ 
ſteigerung zu bringen, und verletzt er daher durch das 
Betreiben der Zwangsverſteigerung die Rechte der 
Miterben des Gemeinſchuldners W., ſo ſind dieſe unter 
entſprechender Anwendung der 88 768, 771 ZPO. be⸗ 
rechtigt, der Berſteigerung im Klagewege zu wider⸗ 
ſprechen. Mit Recht hat deshalb der BR. geprüft, 
ob der Beklagte nach der materiellen Rechtslage be⸗ 
rechtigt iſt, die Zwangsverſteigerung der Nachlaß⸗ 
grundſtücke zu betreiben. Dem BR. iſt auch ferner 
darin beizutreten, daß für dieſe Frage die Vorſchriften 
des 5 2042 BGB. und der darin in Bezug genom⸗ 
menen 88 750 ff. B88. maßgebend find, daß insbes 
ſondere der Beklagte als der Verwalter im Konkurſe 
des Miterben W. nach § 16 KO. nur dieſelben Rechte 
gegenüber deſſen Miterben hat, die ohne die Konkurs⸗ 
eröffnung der Gemeinſchuldner perſönlich hätte aus⸗ 
üben können, und daß nur eine rechtsgeſchäftliche Be⸗ 
ſchränkung des Rechtes auf Auseinanderſetzung der 
Konkursmaſſe gegenüber nach 8 16 Abſ. 2 KO. un⸗ 
wirkſam iſt. Nach § 2042 BGB. kann jeder Miterbe 
jederzeit die Auseinanderſetzung verlangen und dem⸗ 
gemäß nach 8 753 BGB. die Verſteigerung der Nach⸗ 
laßgrund ſtücke zum Zwecke der Aufhebung der Erben⸗ 
gemeinſchaft im Wege der Zwangsverſteigerung be⸗ 
treiben. Die Auseinanderſetzung hat ſich jedoch, wie 
das BG. mit Recht annimmt, regelmäßig auf den 
ganzen Nachlaß zu erſtrecken. Die Erbengemeinſchaft 
beſteht in einem Geſamthandverhältnis in Anſehung 
des ganzen Nachlaſſes, ein Bruchteilseigentum an den 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden ſteht dem einzelnen 
Miterben nicht zu (58 2032, 2033 BGB). Gegenſtand 
der Auseinanderſetzung iſt daher grundſätzlich der den 
Gegenſtand der aufzuhebenden Gemeinſchaft bildende 
Geſamtnachlaß. Dementſprechend ſchreiben die 88 2046, 
2047 für die Durchführung der Auseinanderſetzung 
vor, daß aus dem Nachlaſſe zunächſt die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten zu berichtigen ſind, das zur Berichtigung 
noch nicht fälliger oder ſtreitiger Verbindlichkeiten Er⸗ 
forderliche zurückzubehalten iſt und daß der danach 
verbleibende Ueberſchuß den Erben nach Verhältnis 
der Erbteile gebührt. Wenn aber hiernach das dem 
einzelnen Miterben durch § 2042 BGB. beigelegte 
Recht dahin geht, die Aufhebung der Erbengemein⸗ 
ſchaft in Anſehung des Geſamtnachlaſſes zu betreiben, 
ſo kann daraus nicht mit den oben angezogenen Ent⸗ 
ſcheidungen gefolgert werden, daß der Antrag eines 
Erben auf Berſteigerung eines Nachlaßgrundſtücks vor 
Aufhebung der Erbengemeinſchaft unzuläſſig wäre. 
Denn das Recht, die Auseinanderſetzung zu verlangen, 
umfaßt naturgemäß das Recht, die Vornahme der 
Maßnahmen zu fordern, die zur Durchführung der Aus⸗ 
einanderſetzung notwendig ſind. Dazu gehört aber 
der Umſatz derjenigen Nachlaßgegenſtände in Geld, 
die ihrer Natur nach unteilbar ſind oder die zur 
Deckung von Nachlaßverbindlichkeiten verſilbert werden 
müſſen (88 753, 2046 Abſ. 3 BGB.). Hieraus ergibt 
ſich, daß der einzelne Miterbe vermöge des ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechtes, die Auseinanderſetzung zu verlangen, 
auch berechtigt iſt, das Verlangen auf Verſteigerung 
der zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke zu ſtellen 
(88 2042 Abſ. 2, 753 BGB.). Der Miterbe hat aber 
nicht nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen die 
übrigen Miterben, ihre Einwilligung zu der Zwangs⸗ 
verſteigerung zu erteilen, ſondern ein unmittelbares 
Recht, ſelbſtändig den Antrag auf Zwangsverſteigerung 
zu ſtellen. Denn 8 181 3G. beſtimmt ausdrücklich, 
daß zu dem Antrage auf Zwangsverſteigerung zum 
Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft kein voll⸗ 
ſtreckbarer Titel erforderlich iſt. Der hier für über⸗ 


flüſſig erklärte vollſtreckbare Titel könnte aber der 
Regel nach nur in einem die Zuſtimmung der übrigen 
Gemeinſchaftsteilhaber erſetzenden Urteil beſtehen. Daß 
8 181 8G. auch den Fall im Auge hat, daß ein 
Miterbe des eingetragenen Alleineigentümers den Ver⸗ 
ſteigerungsantrag ſtellt, kann ſchon nach dem Wort⸗ 
laute der Vorſchrift nicht zweifelhaft ſein und wird 
durch ihre Entſtehungsgeſchichte beſtätigt. Die Faſſung 
des Entwurfs lautete dahin, daß erfordert werden 
ſollte, der Antragſteller müſſe „als Miteigentümer des 
Grundſtücks in das Grundbuch eingetragen oder Erbe 
des eingetragenen Eigentümers oder Miteigentümers“ 
ſein. Die Worte des Geſetzes „oder Erbe eines ein⸗ 
getragenen Eigentümers“ wurden von der II. Kom⸗ 
miſſion nur aus dem Grunde gewählt, um die be⸗ 
ſondere Erwähnung des Erben eines eingetragenen 
Miteigentümers neben dem Erben des Alleineigen⸗ 
tümers entbehrlich zu machen. Auch das aus der 
Faſſung des 8 753 BGB. hergeleitete Bedenken (OLE. 
Rſpr. 18, 330), daß danach die Teilung des Erlöfes 
im Zwangsverſteigerungsverfahren erfolgen müſſe, 
dies aber bei Vorhandenſein weiteren ungeteilten 
Nachlaſſes nicht angängig ſei, iſt nicht begründet. Der 
8 753 ſchreibt nur vor, daß bei Ausſchluß einer Natu⸗ 
ralteilung die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Ver⸗ 
kauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und durch 
Teilung des Erlöſes zu erfolgen habe, und beſtimmt 
hinſichtlich der Art des Verkaufs weiter, daß er nach 
den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei Grund⸗ 
ſtücken durch Zwangsverſteigerung, zu bewirken ſei. 
Daß der Erlös unter die Gemeinſchafter innerhalb 
des Verſteigerungsverfahrens zu teilen ſei, iſt weder 
aus 8 753 BGB. noch aus den Vorſchriften des 3G. 
zu entnehmen. Auch wenn auf Betreiben eines Gläu⸗ 
bigers im Wege der Zwangsvollſtreckung ein einer 
ungeteilten Erbengemeinſchaft gehörendes Grundſtück 
verſteigert wird, hat ſich das Kaufgelderverteilungs⸗ 
verfahren auf die Ermittelung des für die Erben⸗ 
gemeinſchaft verbleibenden Ueberſchuſſes des Erlöſes 
zu beſchränken und deſſen Verteilung dem Erb⸗ 
auseinanderſetzungsverfahren zu überlaſſen. Das 
gleiche muß daher auch gelten, wenn ein Nachlaß⸗ 
grundſtück teilungshalber zur Zwangsverſteigerung 
gebracht wird. Daß dieſe Anſicht allein dem Stand⸗ 
punkte des Geſetzes entſpricht, ergibt ſich auch daraus, 
daß andernfalls die Verſteigerung eines Nachlaß⸗ 
rundſtücks, deſſen Erlös zur Tilgung der Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten benötigt wird und dazu nach 8 2046 
Abſ. 3 BGB. vor der Teilung verwendet werden muß 
(vgl. auch 8 755 BGB.), ſich als unmöglich erweiſen 
würde, da der Verſteigerungsrichter mit der Tilgung 
der Nachlaßverbindlichkeiten nicht befaßt iſt, ſoweit es 
ſich nicht um eingetragene Rechte handelt. 

Iſt hiernach der einzelne Miterbe auch vor durch⸗ 
geführter Teilung des übrigen Nachlaſſes berechtigt. 
die Verſteigerung der Nachlaßgrundſtücke teilungs⸗ 
halber zu betreiben, ſo ſteht ihm dieſe Befugnis doch 
immer nur als Ausfluß ſeines Rechtes auf Aus⸗ 
einanderſetzung zu. Nur zwecks deren Herbeiführung 
darf er daher den Verſteigerungsantrag ſtellen. Daraus 
folgt, da die Auseinanderſetzung grundſaͤtzlich nur in 
Anſehung des Geſamtnachlaſſes verlangt werden kann, 
daß auch das Recht des Miterben, die Verſteigerung 
der Nachlaßgrundſtücke teilungshalber zu betreiben, 
materiellrechtlich dadurch bedingt ‚ift, daß die Ver⸗ 
ſteigerung die Auseinanderſetzung der Erbengemein⸗ 
ſchaft überhaupt bezweckt, und daß demnach die Ver⸗ 
ſteigerung nur zu dem Zwecke, die Nachlaßgrundſtücke 
zu veräußern und ihren Erlös allein zu teilen oder 
ihn ungeteilt in der fortbeſtehenden Erbengemeinſchaft 
zu belaſſen, gegen den Willen der übrigen Erben nicht 
verlangt werden kann. Nun wird zwar von der 
herrſchenden Meinung in der Rechtſprechung und im 
Schrifttum ausnahmsweiſe auch ein Recht des ein⸗ 
zelnen Miterben auf Teilauseinanderſetzung anerkannt, 
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dabei wird jedoch vorausgeſetzt, daß ein derartiges 
Verlangen durch das Vorliegen beſonderer Umſtände, 
die eine gänzliche Auseinanderſetzung zurzeit noch 
nicht möglich erſcheinen laſſen, als gerechtfertigt dar⸗ 
getan ſein muß und daß der teilweiſen Auseinander⸗ 
ſetzung keine berechtigten Intereſſen der Miterben ent⸗ 
gegenſtehen. Die Rüge der Reviſion, daß das Be⸗ 
rufungsurteil eine Feſtſtellung nach der Richtung ver⸗ 
miſſen laſſe, ob im Streitfalle die Aufhebung der 
Erbengemeinſchaft lediglich an den Nachlaßgrund⸗ 
ſtücken eine Verletzung der Sen der Miterben 
enthalte, iſt indeſſen nicht begründet. Irgendwelche 
Gründe, weshalb die weiteren nach der Feſtſtellung 
des BGG. vorhandenen Nachlaßwerte nicht in die Erb⸗ 
auseinanderſetzung einbezogen werden könnten, ſind 
nach dem Vortrage der Parteien nicht erſichtlich. Wenn 
aber der Beklagte ausnahmsweiſe ein Recht auf Teil⸗ 
auseinanderſetzung in Anſpruch nehmen zu können 
vermeint, ſo wäre es ſeine Sache geweſen, die dieſes 
Ausnahmerecht begründenden Umſtände darzulegen. 
Mangels jeglicher hierauf abzielender Anführungen 


des Beklagten lag zu einer beſonderen Erörterung 
hierüber für das BG. kein Anlaß vor. Die Ent⸗ 
ſcheidung des BG. würde hiernach rechtlich einwand⸗ 


frei fein, wenn der Beklagte tatſächlich, wie das BG. 
annimmt, nur eine Auseinanderſetzung in Anſehung 
der Nachlaßgrundſtücke herbeizuführen beabſichtigt. 
Dieſe Annahme iſt jedoch durch Rechtsirrtum beeinflußt. 
Das BG. ſtützt fie ausſchließlich darauf, daß der Bekl. 
keine weitere Auseinanderſetzung unter den Miterben 
angeregt habe. Einer ſolchen beſonderen Anregung 
oder ausdrücklichen Erklärung, daß er die allgemeine 
Erbauseinanderſetzung verlange, bedurfte es aber 
nicht. Der Umſatz der unteilbaren Nachlaßgegenſtände 
in Geld bildet regelmäßig den erſten Schritt auf 
Herbeiführung der Auseinanderſetzung. Beantragt 
705 ein Miterbe die Zwangsverſteigerung des Nach⸗ 
laßgrundſtücks zwecks Aufhebung der Erbengemein⸗ 
ſchaft, ſo kann und wird im Zweifel darin der Aus⸗ 
druck ſeines Willens zu finden ſein, die Auseinander⸗ 
ſetzung in Anſehung des Nachlaſſes zu betreiben. Ob 
im Hinblick auf die Umſtände im einzelnen Fall eine 
andere Beurteilung geboten iſt, iſt Tatfrage. Der⸗ 
artige, eine abweichende Beurteilung rechtfertigende 
Umſtände find aber weder vom BG. feſtgeſtellt worden 
noch ſonſt aus der Sachlage ohne weiteres zu ent⸗ 
nehmen. Im Gegenteil ſpricht die Tatſache, daß die 
Verſteigerungsanträge nicht von einem Miterben per⸗ 
ſönlich, ſondern von deſſen Konkursverwalter geſtellt 
worden ſind, für eine beabſichtigte gänzliche Aus⸗ 
einanderſetzung mit den Miterben. Denn die Aufgabe 
des Konkursverwalters, die in der Verwertung und 
Flüſſigmachung der Konkursmaſſe zwecks Verwendung 
des Erlöſes zur Befriedigung der Konkursgläubiger 
beſteht, bringt es mit ſich, daß der Verwalter bald⸗ 
möglichſt die Auseinanderſetzung der Gemeinſchaft be⸗ 
treibt, in welcher der Gemeinſchuldner mit anderen 
Perſonen ſteht, ſofern ſein Anteil an der Gemeinſchaft 
zur Konkursmaſſe gehört. Gerade um im Intereſſe 
der Konkursgläubiger eine ſchleunige Aufhebung der⸗ 
artiger Gemeinſchaften zu ermöglichen, iſt durch 8 16 
Abſ. 2 KO. eine rechtsgeſchäftliche Feſtſetzung über den 

Ausſchluß oder eine Hinausſchiebung der Auseinander⸗ 
ſetzung der Konkursmaſſe gegenüber für unwirkſam 
erklärt worden. Es iſt daher von vornherein wenig 
wahrſcheinlich, daß nach der Eröffnung des Konkurſes 
über das Vermögen eines Miterben der Konkurs⸗ 
verwalter nur eine teilweiſe Auseinanderſetzung in 
Anſehung einzelner Nachlaßgegenſtände und im übrigen 
die Fortſetzung der Gemeinſchaft ins Auge faſſen ſollte. 
Das gilt erſt recht, wenn in dieſer Beziehung keine 
Einigung des Verwalters mit den Miterben ſtatt⸗ 
gefunden hat. Denn mangels derartiger Verein- 
barung würde der Konkursverwalter durch die Ver⸗ 
ſteigerung der Nachlaßgrundſtücke allein keine flüſſigen 
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Mittel für die Konkursmaſſe erlangen können, da der 
Ueberſchuß des Erlöſes an die Erbengemeinſchaft fallen 
und daher nur bei der gaͤnzlichen Auseinanderſetzung 
zur Verteilung kommen würde. Es kommt noch hin⸗ 
zu, daß die Kläger in den Vorinſtanzen keine Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt haben, daß der Beklagte nur die 
Auseinanderſetzung in Anſehung der Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke herbeizuführen beabſichtige, alſo die Verſteige⸗ 
rungsanträge anſcheinend ſelbſt als erſte, auf Herbei⸗ 
führung der gänzlichen Aufhebung der Erbengemein⸗ 
ſchaft gerichtete Schritte aufgefaßt haben. (Urt. d. 
IV. 3S. vom 30. Sept. 1918, IV, 222/18). — — gn. 
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VI 


Die Bezeichnung des ſchuldigen Gatten in dem 
Scheidungsurteil nach 8 1574 B68. iſt auch bei der 
Scheidung anf Grund auöländiſchen Rechts nach Art. 17, 
29 EGS. 888. zuläſſig, folern uur nach dieſem Rechte 
die Bezeichnung nicht unzuläſſig iſt eder jeder rechtlichen 
Bedeutung entbehren würde; fie iſt zuläſſig bei der 
Scheidung anf Grund des ſchwediſchen Geſetzes vom 
12. November 1915 über Schließung und Auflöſung von 
Shen. Aus den Gründen: Die Entſcheidung des 
BG. beruht auf folgenden Erwägungen: Da der bekl. 
Mann z. Zt. der Erhebung der Scheidungsklage ſtaaten⸗ 
los geweſen ſei, ſei nach Art. 17, 29 BGB. das Recht 
des Staates anzuwenden, dem er zuletzt angehört habe, 
alſo ſchwediſches Recht und zwar das neue am 1. Jan. 
1916 in Kraft getretene Geſ. über Schließung und Auf⸗ 
löſung von Ehen vom 12. Nov. 1915. Die Feſtſtellung 
des LG., daß der Bekl. (vor Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage) mit einer Frau H. geſchlechtlich verkehrt habe, 
unterliege keinem Bedenken. Ehebruch ſei auch nach 
Kap. 6 88 des erwähnten ſchwed. Geſetzes ein Scheidungs⸗ 
grund, die Scheidung der Ehe alſo gerechtfertigt. Es 
ſei aber der im Urteil des LG. enthaltene Schuldaus⸗ 
ſpruch zu beſeitigen. Denn dem ſchwed. Geſetze fehle 
eine dem § 1574 des deutſchen BGB. entſprechende 
Vorſchrift, wonach in dem Scheidungsurteil — als 
Vorbedingung für Rechte der Gatten nach der Schei⸗ 
dung — auszuſprechen ſei, daß der Teil, gegen den 
geſchieden werde, die Schuld an der Scheidung trage. 
Die Feſtſtellung des BG., daß dem ſchwed. Geſetz eine 
dem 8 1574 BGB. entſprechende Vorſchrift fehle, bindet 
zwar nach 88 549, 562 ZPO. das Rev. Sie genügt 
aber nicht, um die Entſcheidung zu rechtfertigen. Die 
Ablehnung des Schuldausſpruchs wäre vielmehr nur 
dann begründet, wenn ein ſolcher nach ſchwed. Recht 
unzuläſſig wäre oder wenn wenigſtens die Frage, 
welchen der Gatten die Schuld an der Scheidung trifft, 
vom Standpunkte des ſchwed. Rechts jeglicher rechtl. 
Bedeutung entbehren würde. Das iſt aber, wie die 
in dieſer Inſtanz gemäß 8 565 Abſ. 4 ZPO. vorge⸗ 
genommene Prüfung ergeben hat, nicht der Fall. Wird 
die Scheidung auf Grund des Verhaltens des einen 
Gatten bewilligt, wodurch er in gröblicher Weiſe den 
anderen gekränkt hat, fo ſoll nach Kap. 6 § 20 Ehe. 
vom 12. Nov. 1915 der gekränkte Gatte Schadenserſatz 
genießen; der Anſpruch darauf ſoll bei Verluſt des 
Rechts im Scheidungsprozeſſe geltend gemacht werden. 
Nach 8 22 ſoll, wenn Gatten geſchieden werden und 
einer von ihnen zu ſeinem gehörigen Unterhalt eines 
Beitrags benötigt, das Gericht das Recht haben, dem 
anderen Gatten ſolchen Beitrag aufzuerlegen; Unter⸗ 
haltsbeiträge dürfen aber dem Gatten nicht zuerkannt 
werden, der die hauptſächliche Schuld an der Schei⸗ 
dung trägt. Auch dieſer Unterhaltsanſpruch ſoll bei 
Verluſt des Rechts in der Klageſache auf Scheidung 
dargelegt werden. Nach 8 23 endlich ſoll das Gericht, 
wenn Scheidung gewährt wird, zugleich anordnen, 
wer von den Gatten die Sorge für die Kinder über⸗ 
nehmen ſoll; find fie uneinig, ſoll das Gericht bes 
ſtimmen, was mit Rückſicht auf das Wohl der Kinder 
für das Beſte gehalten wird. Trägt der eine Gatte 
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die hauptſächliche Schuld an der Scheidung, und find 
ſie gleich würdig, die Pflege des Kindes zu übernehmen. 
ſoll der andere der nächſte dazu ſein. Danach ſpielt 
nach ſchwed. Recht ähnlich wie nach deutſchem Recht 
(vgl. 88 1635, 1578, 1579, 1584, 1478 BG.) die 
Schuldfrage eine Rolle bei Regelung von familien⸗ 
und vermögensrechtl. Folgen der Scheidung. Aber 
nicht das allein, über die Schuld und deren Folgen 
ſoll im Scheidungsprozeſſe ſelbſt entſchieden werden. 
Bei dieſer Rechtslage kann es vom Standpunkte des 
ſchwed. Rechtes unmöglich beanſtandet werden, daß in 
einem von einem deutſchen Gericht erlaſſenen Scheidungs⸗ 
urteil über die Schuldfrage Entſcheidung getroffen wird. 
Es kommt hinzu, daß die Vorſchrift des 8 1574 BGB. 
prozeſſualer Natur iſt, ſoweit darin beſtimmt iſt, daß 
die Entſcheidung in die Urteilsformel aufgenommen 
werden ſoll (vgl. für preuß. Recht RG. Z. Bd. 5 S. 198/199), 
der deutſche Richter aber u eigenen Prozeßgeſetze 
anzuwenden hat (Warn. 1914 Nr. 27). Der vorliegende 
Fall liegt anders als der in dem Urteil des Senats 
vom 10. Mai 1917 IV 81/17 (Warn. 1917 Nr. 212) 
entſchiedene. Denn dort war hinſichtlich des damals 
maßgebenden alten ſchwed. Rechts ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt, nicht nur, daß ein Ausſpruch über die Schuld 
an der Scheidung dieſem Recht unbekannt, ſondern 
daß er für ſeinen Bereich ſachlich⸗ rechtlich ohne Be⸗ 
deutung ſei. (Urt. des IV. 3S. vom 18. April 1918, 
IV 381/1907). E. 
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Ablieſerungszwang bei Einführung von Torfſtren 
und Torfmull ans Holland. Einfluß auf früher ab: 
geihlofiene Kauſverträge. Die Beklagte kaufte am 

Januar 1916 vom Kläger, einem Kaufmann in 
Amſterdam, 60 Waggons Torfſtreu und 40 Waggons 
Torfmull, lieferbar in der erſten Hälfte Februar 1916 
waggonfrei Almelo, netto Kaſſe gegen Duplikatfracht⸗ 
brief durch die Amſterdamer Bank. Nach dem Erlaß 
der am Tage der Verkündung in Kraft getretenen 
Verordnung betr. die Einfuhr von Futtermitteln, Hilfs⸗ 
ſtoffen uſw. vom 28. Januar 1916 erklärte die Bekl. 
den Rücktritt vom Vertrag, da ihr nunmehr der freie 
Handel mit den bezeichneten Waren unterſagt ſei. Der 
Kl. forderte deshalb nach dem fruchtloſen Verſtreichen 
einer Nachfriſt von 2 Tagen Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung. Das LG. gab der Klage ſtatt, das 
Os. wies ab. Auf die Reviſion des Kl. wurde das 
Bu. aufgehoben und die Sache an das BG. zurück⸗ 
verwieſen. 

Gründe: Nach den 88 1 bis 4 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen, welche der Reichskanzler auf Grund 
von 8 3 der BR BO. vom 28. Januar 1916 unter dem 
31. Januar 1916 erlaſſen hat, iſt der Eingang von Torf⸗ 
ſtreu und Torfmull, die über die Grenze des Deutſchen 
Reichs gegen Holland eingeführt werden, vom Ein⸗ 
führenden der Bezugsvereinigung der deutſchen Land⸗ 
wirte G. m. b. H. anzuzeigen; dieſer ſind die Stoffe 
auf Verlangen gegen einen angemeſſenen Uebernahme⸗ 
preis zu überlaſſen. Das BG. erachtet dafür, daß 
dem Kl. durch dieſe Anordnungen die Erfüllung der 
Verpflichtung zur laſtenfreien Verſchaffung der Ware 
unmöglich geworden ſei. Denn das Eigentum an der 
Ware würde — ſo führt das angefochtene Urteil aus 
— bei der unbeſtrittenen Maßgeblichkeit des deutſchen 
Rechts erſt in dem Augenblick auf den Käufer über⸗ 
gegangen ſein, in welchem ſie ihm am Beſtimmungsort 
abgeliefert wäre und er zu erkennen gegeben hätte, 
daß er ſie behalten wolle. In dieſem Zeitpunkt würde 
aber auf der Ware das mit dem Eingang im Inland 
entſtehende Recht der Bezugsvereinigung bereits ge⸗ 
laſtet haben. Die Bekl. habe daher gemäß 88 440 
Abſ. 1, 434 38. die Erfüllung des Vertrags ab⸗ 
lehnen dürfen und zwar auch dann ablehnen dürfen, 
wenn es ſich bei der Ablieferungspflicht der Bekl. 
nicht um eine dingliche, ſondern um eine ſchuldrecht⸗ 
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liche Verbindlichkeit handeln und dieſe dem öffentlichen 
Recht angehören ſollte. Gegen dieſe Erwägungen 
walten erhebliche rechtliche Bedenken ob. Richtig iſt 
allerdings, daß der Verkäufer gemäß 8 434 BGB. 
auch für die Freiheit der Kaufſache von perſönlichen, 
gegen den Erwerber wirkſamen Rechten einzuſtehen 
hat (RG. Z. Bd. 88 S. 103, 107). Auch geht das an⸗ 
Denn Urteil mit Recht davon aus, daß für die 

eurteilung der Rechtsverteidigung der Bekl. vom 
Standpunkt des Geſetzes aus maßgebend iſt, ob das 
Uebernahmerecht der Bezugsvereinigung zur Zeit des 
Eigentumsübergangs bereits entſtanden geweſen wäre 
(88 433, 434, 440 Abſ. 1, 323 Abſ. 1 888.) . Allein 
es handelte ſich beim 5 um eine zur 
Einfuhr nach Deutſchland beſtimmte, der Befriedigung 
dringender wirtſchaftlicher Bedürfniſſe dienende Ware. 
Die Möglichkeit, daß ai nach der e durch 
eine kriegswirtſchaftliche behördliche Maßnahme dem 
Zwecke der Vertragserfüllung entzogen wurde, lag 
daher nicht fern. Bei dieſer Sachlage hätte das B. 
die Frage nicht unbeantwortet laſſen dürfen, ob etwa 
dem Kl. die für die Bekl. beim Abſchluß erkennbar 
geweſene Abſicht zu unterſtellen iſt, das Riſiko eines 
ſolchen Eingriffs ausſchließlich der Bekl. aufzubürden. 
Selbſt wenn dies jedoch zu verneinen wäre und daher 
die geſetzlichen Regeln zu entſcheiden hätten, könnte 
es bei den Erwägungen des BU. nicht bewenden. Der 
Vorderrichter berückſichtigt nicht die Vereinbarun 
„Netto Kaffe gegen Duplikatfrachtbriefe durch die 
Amſterdamer Bank in Amſterdam“. Wenn dem Fracht⸗ 
briefduplikat nach Art. 8 Abſ. 6 des hier anzuwendenden 
internationalen Uebereinkommens über den Eiſenbahn⸗ 
„ vom 14. Oktober 1890 auch nicht die 

edeutung eines Konnoſſements zukommt, ſo iſt doch 
in der Uebergabe eines ſolchen durch den Verkäufer 
an den Käufer in der Regel die Kundgebung der Ab⸗ 
ſicht zu finden, daß dem Käufer der Anſpruch gegen 
die Eiſenbahnverwaltung auf Herausgabe des der 
5 unterliegenden Gutes abgetreten werden 
fol. (Düringer⸗ Hachenburg, HGB., bei 8 455 Anm. V 
und Warn. Rſpr. 1908 Nr. 584). Wäre dieſe Auf: 
faſſung des Parteiwillens auch hier zuläſſig, ſo müßte 
hieraus gemäß 8 931 B., Art. 11 Abſ. 2 und Abſ. 1 
S. 1 EG. BGB. gefolgert werden, daß das Eigentum 
an der Ware im Falle der Erfüllung des Vertrags 
ſchon mit der Aushändigung des Duplikatfrachtbriefs 
durch die Amſterdamer Bank auf die Bekl. überge⸗ 
gangen wäre. Es fragt ſich aber, ob die Zahlung 
des Kaufpreiſes und infolgedeſſen auch die Aushändigung 
des Duplikats bei ordnungsmäßiger Abwicklung des 
Geſchäfts nicht ſo zeitig geſchehen mußten, daß ſie 
dem Eingang der Ware in Deutſchland zuvorkamen, 
ſo daß bei redlicher Vertragserfüllung die Eigentums⸗ 
übertragung der Entſtehung des Uebernahmerechts 
vorangegangen wäre. In allen dieſen Richtungen 
bedarf die Sache noch der Aufklärung und Erörterung. 
Unhaltbar iſt die Erwägung des B., daß der Ab⸗ 
lieferungszwang mindeſtens einen Sachmangel und 
deshalb das Recht der Bekl., Wandlung zu verlangen, be⸗ 
gründet habe. Fehler, die nicht dem Kaufgegenſtand 
ſelbſt ankleben, ſondern ſich erſt bei Hinzunahme eines 
außerhalb des Gegenſtandes liegenden Sachverhalts, 
namentlich der Rechte Dritter, ergeben, find keine 
Sachmängel (Warn. Nſpr. 1912 Nr. 240). (Urt. des 
III. 35. vom 1. Oktober 1918, III 150/18). 
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B. Strafſachen. 
I 


Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gemäß 9 170 
St., wenn der Antragfleller 17 e 55 e mille 
Verfahren gegen einen Rechtsanwalt herbeiführen will? 
Kann der Antragſteller in einem solchen Falle Mit: 
glieder des OLG. als befangen ablehnen? Aus den 
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Gründen: Der Antragſteller will gegen den Juſtiz⸗ 
rat H. die Einleitung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
herbeiführen. Nach Ablehnung ſeines Antrages durch 
den Oberſtaatsanwalt hat der Antragſteller mit Ein⸗ 
gabe an das OLG. gemäß 8 170 StPO. auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung angetragen, zugleich aber ſämtliche 
Mitglieder des OLG. wegen der Beſorgnis der Be⸗ 
fangenheit abgelehnt. Die Anträge ſind dem Reichs⸗ 
ericht mit Rückſicht auf 8 27 Abſ. 1 StPO. vorgelegt. 
u der in der Rechtſprechung der OLG. und im Schrift⸗ 
tum verſchieden beantworteten Frage, ob die Vor⸗ 
ſchriften der 88 170 ff. StßO. gemäß 8 66 RAO. im 
ehrengerichtlichen Verfahren entſprechend anwendbar 
find, braucht nicht Stellung genommen zu werden, da 
das Ablehnungsgeſuch in jedem Falle unzuläſſig iſt. 
Wird die Frage verneint (mit Dalcke in Goldt Arch. 
Bd. 40 S. 90 und ihm folgend das OLG. Königsberg 
in feinem Beſchluſſe vom 1. Juli 1901, abgedr. JW. für 
Poſen und Oſt⸗ und Weſtpreußen), fo iſt der Antrag 
beim OLG. auf gerichtliche Entſcheidung überhaupt 
unſtatthaft. Damit wird zugleich das Ablehnungs⸗ 
eſuch des Antragſtellers gegenſtandslos, ſo daß das 
eichsgericht aus dieſem Grunde ſich mit dem Geſuche 
ſachlich nicht befaſſen kann. Wird die Frage dagegen 
„bejaht (mit OLG. Stettin vom 31. Mai 1892 in 
Goltd Arch. Bd. 40 S. 90, ſowie May in JW. 1880 
S. 179, Turnau, Juſtiz⸗Verfaſſung, Anm. 2 zu $ 69 
NAD. Meyer RAO. Anm. 4 zu 8 69, Friedländer 
RAO. S. 259 ff. zu 8 69, ſ. auch Motive z. Entw. 
einer RAO. S. 83), ſo ergibt ſich die Unzuläſſigkeit 
des Ablehnungsgeſuchs aus $ 24 Abſ. 3 StPO., wo⸗ 
nach das Ablehnungsrecht der Staatsanwaltſchaft, 
dem Privatkläger oder dem Beſchuldigten zuſteht. 
Denn der Antragſteller gehört als angeblich Verletzter 
nicht zum Kreiſe dieſer allein Berechtigten. Eine 
Privatklage oder eine Nebenklage gibt es im ehren⸗ 
gerichtlichen Verfahren nicht. Der Antragſteller kann 
daher für dieſes Verfahren insbeſondere auch nicht als 
Privatkläger oder gemäß $ 437 StPO. als Neben: 
kläger in Betracht kommen. (Beſchl. des V. StS. v. 
23. Oktober 1918). 
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II. 


1. Zellhinterziehung durch Unterlaſſung pflicht- 
emäben Handelns? 2. Tateinheit oder mehrheit bei 
Aae. ter anf einen allgemeinen Entſchluß bernhender 
nterlaſſung und einer Mehrheit zu verzollender Sen⸗ 
dungen? Aus den Gründen: 1. Der rechtlich nicht 
zu beanftandende Standpunkt der Str. iſt der: Die 
Zollhinterziehung iſt unmittelbar durch die gutgläu⸗ 
bigen Beauftragten der Firma ausgeführt worden; 
der Angekl. iſt dafür * als Täter verant⸗ 
wortlich, weil er in der Abſicht, den endgültig von 
einer Firma geſchuldeten Zoll vorzuenthalten, die 
eauftragten ſo wie geſchehen handeln ließ, obwohl 
er dies durch Aufklärung verhindern konnte und mußte, 
da es ſich um die Verzollung der Waren ſeiner Firma 
andelte; ſeine Verantwortung iſt auch dadurch nicht 
aufgehoben, daß der Zeuge G. handelnd die Täuſchung 
der Beauftragten herbeiführte oder unterhielt, weil 
der Angekl. auch dieſe Handlung verhindern mußte 
und konnte, ſie aber zuließ, billigte und wollte, weil 
ſie dem von ihm erſtrebten Zweck, der Vorenthaltung 
des Zolls, dienlich und auch nur dazu beſtimmt war, 
die Vorenthaltung des Zolls durch den Angekl. zu 
unterſtützen und zu fördern. Selbſt wenn die Tätig- 
keit des G. von vornherein darauf abgelegt geweſen 
wäre, unabhängig von dem Angekl., die Erhebung des 
richtigen Zolls zu vereiteln, jo würde dieſes ſelb⸗ 
ſtändige Unternehmen nicht zum Ziel geführt haben, 
wenn der Angekl. vor der Schlußabfertigung das getan 
hätte, wozu er rechtlich verpflichtet war, nämlich die 
1 5 die Umſtände begründete Aufklärungspflicht erfüllt 
ätte. 


2. Die Annahme, daß die dem Angefl. nach⸗ 
gewieſenen Hinterziehungen in elf ſelbſtändigen Hand⸗ 
lungen begangen ſeien, kann nicht als rechtsirrig an⸗ 
geſehen werden. Es handelt ſich um ebenſoviele zoll⸗ 
pflichtige Sendungen, von denen jede ſelbſtändig 
Gegenſtand der beſonderen Reviſion und Abfertigung 
und eines darauf abzielenden Auftrags der Firma des 
Angekl. war, ſo daß jeweils durch eine beſondere, 
von den anderen zeitlich und ſachlich ſich abhebende 
Handlung der Perſonen, die bei der Täuſchung der 
Zollbehörde unmittelbar mitwirkten, der Zoll für die 
einzelne Sendung hinterzogen wurde. Für jede ein⸗ 
zelne Handlung, die in ihrer äußeren Erſcheinung ein 
ſelbſtändiges Vergehen darſtellt, iſt der Angekl. als 
Täter verantwortlich gemacht, weil er hinſichtlich jeder 
einzelnen — wenn auch immerhin zufolge des all⸗ 
gemeinen Entſchluſſes, bei jeder Einfuhr, den für eine 
beſtimmte Warengattung geſchuldeten Zoll teilweiſe zu 
hinterziehen, vorſätzlich und in Hinterziehungsabſicht 
die Täuſchung ermöglichte, die durch ſeine Beauftragten 
herbeigeführt wurde. Der Angekl. hat gewußt, daß 
die der Firma gehörige und mit dem von dieſer end⸗ 
gültig zu entrichtenden Zoll belaſtete Ware in Einzel⸗ 
ſendungen zu verſchiedenen Zeiten eintraf; es war ihm 
bekannt, daß jede dieſer Sendungen unter Bezeich⸗ 
nungen, die dem Zolltarif nicht entſprechen, bei den 
Grenzzollaͤmtern deklariert war, und er erwartete und 
wollte, daß der für jede Einzelſendung zu entrichtende 
Zoll zum Teil vorenthalten werde, wenn durch ſeine 
Beauftragten bei dem Empfangsamt die Zollbeamten 
anläßlich der jeweiligen Reviſton und Abfertigung 
jeder Einzelſendung über die Beſchaffenheit der Ware 
in Irrtum verſetzt wurden oder ein durch die Verlade⸗ 
papiere und den Begleitſchein verurſachter Irrtum bei 
den Beamten von ſeinem Beauftragten gutgläubig 
unterhalten wurde. Trotzdem iſt er und zwar gerade 
zu dem Zweck, um den Zoll für jede einzelne Sendung 
vorzuenthalten, überhaupt und namentlich auch gegen⸗ 
über den auf Täuſchung berechneten und unmittelbar 
darauf abzielenden Anordnungen und Maßnahmen des 
Zeugen G. untätig geblieben und hat die danach zu 
erwartende unrichtige Verzollung nicht gehindert, ins⸗ 
beſondere ſeinen Beauftragten in Mannheim eine wahr⸗ 
heitsgemäße Aufklärung des Zollbeamten über die 
Ware nicht ermöglicht. Er iſt alſo — wenn auch zu⸗ 
folge des allgemeinen Entſchluſſes, nicht einzugreifen — 
in ſo viel Fällen pflichtwidrig untätig geblieben, als 
die unmittelbar bei der Verzollung tätigen Perſonen, 
die in ſeinem Auftrag handelten, die Vorenthaltung 
des Zolles bewirkten. Zu einer Verbrechenseinheit 
ſind die mehreren Hinterziehungen nicht dadurch ge⸗ 
worden, daß der Angekl. pflichtwidrig überhaupt un⸗ 
tätig blieb, ſein Vorſatz war dabei vielmehr auf die 
mehreren Hinterziehungen von vornherein gerichtet 
und nach der erſichtlichen Annahme des Tatrichters 
nicht etwa ſo geſtaltet, daß er eine beſtimmte Menge 
der gleichartigen Ware einführen und für die geſamte 
Menge den Zoll teilweiſe in der Art hinterziehen 
wollte, daß er die Menge in Teilſendungen zerlegt 
unter Täuſchung über ihre Beſchaffenheit einführen 
wollte. Uebrigens iſt es für die Schuld⸗ und in der 
Hauptſache auch für die Straffrage gleichgültig, ob 
eine einheitliche Tat oder mehrere ſelbſtändige Ver⸗ 
gehen dem Angeklagten zur Laſt fallen, weil die Strafe 
nach dem Mehrfachen des hinterzogenen Zolls be= 
rechnet wird und auch der Werterſatz in beiden Fällen 
ganz gleich zu bemeſſen tft; nur die Höhe der Freiheits- 
ſtrafe, die im Fall der Uneinbringlichkeit an die Stelle 
der Geldſtrafe tritt, iſt verſchieden geſtaltet, je nach⸗ 
dem eine Handlung angenommen wird ($ 162 VG.) 
oder deren mehrere ($ 78 StGB.). (Urt. des I. StS. 
vom 30. Mai 1918, 1 D 427/17). E. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
I 


Zur Unslegung des 5 650 Abſ. 1 ZPO. Das 
Amtsgericht J., welches ein Verfahren auf Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche eingeleitet hatte, überwies 
die Verhandlung und Entſcheidung über dieſes Ver⸗ 
fahren dem Amtsgerichte N., in deſſen Bezirk ſich der 
zu Entmündigende aufhielt, weil die Vernehmung des 
zu Entmündigenden durch den entſcheidenden Richter 
von ausſchlaggebender Bedeutung ſei, ſein Erſcheinen 
bei dem überweiſenden Gericht aber mit Schwierig⸗ 
keiten und erheblichen Koſten verknüpft wäre. Das 
Amtsgericht N. lehnte die Uebernahme ab, weil ſie 
durch die Berhältniffe nicht erfordert werde. Der An 
trag des AG., „das zuſtändige Gericht zu beſtimmen“, 
wurde abgelehnt. 

Aus den Gründen: Zuzugeben iſt, daß die Ver⸗ 
nehmung des zu Entmündigenden durch den nach 
8 648 ZPO. zuſtändigen Richter, ſei es an der Ge⸗ 
richtsſtelle ſei es — mit Zuſtimmung des örtlichen 
Amtsgerichts — in dem auswärtigen Bezirke, hier mit 
erheblichen Schwierigkeiten verknüpft wäre. Damit 
it aber die in 8 650 Abſ. 1 geforderte Notwendigkeit 
der Ueberweiſung nicht ohne weiteres dargetan. Denn 
da zufolge 8 654 Abſ. 2 die Vernehmung auch durch 
einen erſuchten Richter erfolgen kann, hätte das über⸗ 
weiſende Gericht vor allem zur Ueberzeugung bringen 
müſſen, daß nach Lage der Sache nur die Vernehmung 
durch den entſcheidenden Richter die über das Vor⸗ 
bandenfein von Geiſtesſchwäche beſtehenden Zweifel 
zu beſeitigen geeignet ſein werde. Dieſer Aufgabe 
hat das Amtsgericht J. bis jetzt nicht genügt. Es 
hat die Ueberweiſung ausgeſprochen, ohne für ſeine 
Behauptung, daß eine ſolche Vernehmung erforderlich 
ſei, durch Erholung eines eingehend begründeten 
aͤrztlichen Gutachtens und durch ſonſtige zweckent⸗ 
ſprechende Ermittelungen die geeignete Grundlage zu 
ſchaffen. Dadurch hat es gegen die Grundſätze ver⸗ 
f an denen der erkennende Senat in ſtändiger 


echtſprechung 9 (Samulg. Bd. 13 S. 710; 
Bd. 17 A S. 190; Bd 


18 A S. 136). (Beſchl. des 
II. ZS. vom 21. Okt. 1918, Reg. IV Nr. N 
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Zum eingebrachten Gut einer Ehefrau gehört ihr 
Anteil au einem Gegenſtande ans einer ihr als Mit: 
erbin angefallenen Erbſchaft. (88 1395, 2033 BEB.). 
Die im geſetzlichen Güterſtand des B&B. lebenden 
Teſtamentserbinnen der K. D. hatten beantragt, einen 
Bermächtnisnehmer als Eigentümer eines zum Nachlaß 
gehörigen Grundſtücks einzutragen. Das GA. hatte 
den Vollzug von der Beibringung der nach § 1395 
8. erforderlichen Zuſtimmung der Ehemänner ab» 
hängig gemacht. Die Beſchwerde wurde zurückgewieſen, 
ebenſo die weitere Beſchwerde, die unter Bezugnahme 
auf einen Aufſatz in der Zeitſchrift des Deutſchen 
Notarvereins 1918 S. 313 ff. damit begründet wurde, 
die Beſchwerdeführerinnen hätten nicht über ihren An⸗ 
teil an dem aufgelaſſenen, zum Nachlaſſe gehörigen 
Anweſen verfügt, ſondern das ungeteilte Eigentum an 
1 Anweſen, das der Gemeinſchaft der Erben zu⸗ 
ſtehe, ſei Begenjtand der Verfügung geweſen. Die aus 
den ſämtlichen Erben beſtehende Erbengemeinſchaft 
bilde eine rechtliche Perſoneneinheit und ſei Trägerin 
des Nachlaß vermögens; die einzelnen Nachlaßgegen⸗ 
ſtände ſeien nicht zu einem beſtimmten Anteile Ver⸗ 
mögen der einzelnen Miterben, ſondern gehörten zu 
dem Bermögen der Erbengemeinſchaft. Was nicht zum 
Vermögen der Beſchwerdeführerinnen gehöre, könne 
daher auch nicht zu ihrem eingebrachten Gute ge⸗ 
rechnet werden. 
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Aus den Gründen: Wenn der Erblaſſer 
mehrere Erben hinterläßt, fo wird nach $ 2032 BG. 
der Nachlaß gemeinſchaftliches Eigentum der Erben. 
Nach 8 2033 kann jeder Miterbe über ſeinen Anteil 
an dem Nachlaſſe verfügen, dagegen nicht über ſeinen 
Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden. Die 
Verfügung des Miterben über ſeinen Anteil iſt zu⸗ 
gelaſſen, weil die Erbengemeinſchaft nicht, wie die 
beiden anderen Geſamthandsverhältniſſe, die Geſell⸗ 
ſchaft und die eheliche Gütergemeinſchaft, auf die 
Dauer beſtimmt iſt; um der Erbſchaftsgläubiger willen 
iſt aber der einzelne Erbe in der Verfügung über 
ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden 
beſchränkt und können die Miterben über ihre Anteile 
an ſolchen nur mit 995 Hand verfügen. Aus 
dem Wortlaute des $ 2033 Abſ. 2 ergibt ſich deutlich, 
daß dem Miterben ein Anteil an den einzelnen Nach⸗ 
laßgegenſtänden zuſteht. Die Rechtslehre und Recht⸗ 
ſprechung ſtehen faſt einſtimmig auf dieſem Stand⸗ 
punkte (vgl. Kreß, Die Erbengemeinſchaft S. 2 Note 3; 
Binder, Die Rechtsſtellung des Erben Teil III S. 26; 
Enneccerus⸗Kipp, Lehrbuch des Bürgerl. Rechtes 4. und 
5. Aufl. II. Bd. 3. Abt. 8 82 Ziff. VI, 1; Dernburg, 
Bürgerl. Recht 3. Aufl. 5. Bd. § 176 Note 7; derſelbe 
in dieſer Zeitſchrift 1905 S. 33 bis 35; Kretſchmar 
in der JW. 1916 S. 480 und ZBUFG. Jahrg. 18 
S. 9/10; Staudinger Bem. 2 Abſ. 4 zu 8 2032 des 
BGB.; RG.Z. Bd. 74 S. 51 (54 bis 55); Urt. d. RG. 
vom 23. Mai 1911 in dieſer Zeitſchrift 1911 S. 365; 
Obs. Slg. Bd. 6 S. 659 [668]). Der Anteil der Be⸗ 
ſchwerdeführerinnen an dem Anweſen gehört deshalb 
zu ihrem eingebrachten Gute (8 1363 Abſ. 2 8E8.), 
fie bedürfen darum gemäß 8 1395 BGB. zur Ver⸗ 
b 10 darüber der Einwilligung des Mannes. (Beſchl. 

es I. 8S. vom 29. Nov. 1918, Reg. III Nr. 62/1918). 
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B. Strafſachen. 
1 


Die Berurteilung wegen Konterbande (verbotene 
Einfuhr) ſchlietzt die gleichzeitige Verurteilung wegen 
Uebertretung von Einſuhrbeſchränkungen ans, die auf 
Grund des Biehſenchengeſetzes ergangen find. Wurden 
die verbstswidrig eingeführten Gegenſtände beſchlag⸗ 
nahmt, jo darf nicht anf Erlag des Wertes erkannt 
werden. Aus den Gründen: Der Bundesrat hat 
auf Grund des 8 3 des ſog. Ermächtigungsgeſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 angeordnet, daß Fohlen bis zu 
2½ Jahren über die Grenzen nicht eingeſührt werden 
dürfen (Bek. des Reichskanzlers vom 24. Juli 1916, 
RGBl. S. 829). Entgegen dieſem Verbote haben die 
angekl. Eheleute Joſef und Anna G. auf Grund ge⸗ 
meinſamer Verabredung ein 1 jähriges Fohlen, das 
J. G. in Oeſterreich gekauft hatte, durch eine dritte 
Perſon im Dezember 1917 unter gleichzeitiger Um⸗ 
gehung der auf Grund des ViehsSG. erlaſſenen bes 
hördlichen Anordnungen nach Bayern einführen laſſen. 
J. G. hatte bei dem Erwerb die Weiſungen für deſſen 
verbotswidrigen Transport gegeben, 2. G. hat das 
Tier in ihrem Anweſen in Empfang genommen und 
den Kaufpreis bezahlt. Nach Entdeckung des Schmuggels 
wurde das Pferd beſchlagnahmt, auf Veranlaſſung 
des Grenzaufſehers tierärztlich unterſucht, dann gegen 
Hinterlegung des Wertes den Angekl. zurückgegeben 
und von ihnen weiterveräußert. Das LG. ſpricht die 
Angekl. je eines Vergehens der Konterbande in Tat⸗ 
einheit mit einem Vergehen gegen das Vieh ſchuldig 
und verurteilt ſie nach letzterem Geſetz (88 7, 74 Nr. 3) 
zu einer Geldſtrafe, daneben gemäß 88 134 und 155 
Ver 3. ſamtverbindlich zum Erlag von 2500 M als 
Wert. Gerügt wird irrige Anwendung des 134 Verb. 
inſoferne, als der Tatbeſtand einer Konterbande nicht 
erfüllt ſei. 
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Der Angriff geht fehl. Als Täter einer verbots⸗ 
widrigen Einfuhr gilt nicht nur, wer bei dem Herüber⸗ 
ſchaffen der Ware über die Grenze unmittelbar be⸗ 
teiligt war, ſondern unter Umſtänden auch, wer hierzu 
nur vorher tätig war, insbeſondere derjenige, in deſſen 
Intereſſe und auf . Anordnung der Transport 
ausgeführt wurde. a ferner die verbotswidrige 
Einfuhr erſt mit der Verbringung der Ware an den 
inländiſchen Beſtimmungsort abgeſchloſſen wird, kann 
auch eine der Grenzüberſchreitung nachfolgende Tätig⸗ 
keit als Teilnahme an dem Unternehmen der Konter⸗ 
bande angeſehen werden, inſoferne ſie bezweckt, die 
Ware zu ſichern und gegen behördliche Maßnahmen 
zu ſchützen, die vor völligem Abſchluß der Einfuhr 
deren Erfolg vereiteln könnten. Die Anwendung dieſer 
Grundſaäͤtze iſt hier ſchon im Hinblick auf die voraus⸗ 
gegangene Verabredung der Eheleute G. unbedenk⸗ 
lich; J. G. war Unternehmer der Einfuhr, weil er 
abredegemäß den Ankauf des Pferdes in Oeſterreich 
zum Zwecke der Einſuhr beſorgt und zu dieſer den 
Auftrag und die Weiſung gegeben hat, A. G. deshalb, 
weil fie durch die Aufnahme des Pferdes in ihr An⸗ 
weſen das Pferd geſichert und die Entdeckung der 
Einfuhr erſchwert hat. 

Die vom LG. angenommene Uebertretung ſeuchen⸗ 
polizeilicher Vorſchriften ſcheidet aus. Das Einfuhr⸗ 
verbot des BR. vom 24. Juli 1916 iſt eine kriegs⸗ 
wirtſchaftliche Maßnahme auf Grund des fog. Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes; Zuwiderhandlungen werden 1993 
dem 8 134 Ver 8G. geſtraft; dieſes Geſetz hat in 8 
die ausnahmsweiſe Erlaſſung zeitweiliger Einfuhr⸗ 
verbote beim Eintritt außerordentlicher Umſtände 
(Krieg), zur Abwehr anſteckender Krankheiten oder aus 
ſicherheitspolizeilichen Rückſichten vorgeſehen; auf der 
Verletzung aller dieſer Verbote ſtehen die Strafen des 
8 134 Ver. 38G. Tateinheit des Vergehens der Konter⸗ 
bande mit einer Zuwiderhandlung gegen beſtehende 
Einfuhrbeſchränkungen iſt undenkbar, weil die Be⸗ 
ſchränkungen der Tiereinfuhr in den zum Vieh. 
erlaſſenen Ausführungsvorſchriften ſich naturgemäß 
nur auf erlaubte Einfuhr beziehen können. Man 
kann denjenigen, der verbotswidrig eingeführt hat, 
nicht noch deshalb ſtrafen, weil er das Verbot nicht 
an einer beſtimmten Einfuhrſtelle oder nicht zu der 
für erlaubte Transporte beſtimmten Zeit übertreten 
oder weil er ſich nicht mit dem verbotswidrig einge⸗ 
führten Tiere dem amtlichen Tierarzte vorgeſtellt hat. 

Weiter unterliegt das Urteil inſofern einem Be⸗ 
denken, als es die Angeklagten ſamtverbindlich zur 
Zahlung des Wertes des Pferdes verurteilt. Der 
Sachverhalt ergibt, daß das Pferd auf Grund einer 
zollrechtlichen Beſchlagnahme in das Eigentum des 
Staates übergegangen war; für eine Verurteilung zum 
Werterſatz iſt unter ſolchen Umſtänden kein Raum, 
weil die Zollbehörde den Gegenſtand nach der Be⸗ 
e freiwillig zurückgegeben hat. (Urt. vom 

” ae 1918, Rev.⸗Reg. Nr. 302/1918). Ed. 
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Ein bayer. Zollamt auf öſterreichiſchem Gebiete iſt 
e des Uebergaungs und der Verzollung der von 
eſterreich nach Deutſchland genden Waren rechtlich 
fo anzuſehen, als läge es auf dem deutſchen Zollgediete. 
Aus den Gründen: Am 24. Dezember 1917 wurden 
bei der Zollreviſion in K. kurz vor Abgang des von 
dem Lokomotivführer N. von K. nach Bayern zu 
fahrenden RR im Requiſitenkaſten des Ten» 
ders der Lokomotive 3000 mit deutſchen Steuerzeichen 
verſehene Zigaretten vorgefunden, die im freien Ver⸗ 
kehr Oeſterreichs und bei der Einfahrt in das Gebiet 
des deutſchen Reichs zollpflichtig waren. Unter der 
Annahme, daß der Lokomotivführer für die auf Loko⸗ 
motiven und Tendern befindlichen Waren verant⸗ 
wortlich ſei, N. aber weder eine Zolldefraudation habe 
verüben können noch beabſichtigt habe, wurde auf Grund 
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der 88 61 Abſ. 2, 136 Ziff. 3 b, 137 Abſ. 2 und 152 
Ver 8G. zunächſt Strafbeſcheid erlaſſen. Nach Antrag 
des N. auf gerichtliche Entſcheidung erkannte das SchG. 
auf eine Ordnungsſtrafe. Auf Berufung ſprach das L. 
ihn frei unter Bezugnahme auf Löbe, das Deutſche Zoll» 
ſtrafrecht 4. Aufl. Note 19 zu § 136 des Ver Z., weil 
die Einlage zwar in K. d. i. auf öſterreichiſchem Ge⸗ 
biet erfolgt ſei, aber nach 8 136 Ziff. 3b und 8 61 des 
Ver ZG. die tatſächliche und nicht etwa die gemäß 8 16 
BVergG. auf fremdem Gebiete geſchaffene Grenze zu 
gelten habe, die Tat deshalb nicht vollendet worden 
ſei, da die Waren die Grenzen mit der Eiſenbahn nicht 
überſchritten hätten. Die Reviſion iſt begründet. 

Es iſt nicht einzuſehen, warum die Zollgrenze 
i. S. des 8 61 Ber 3G. eine andere fein ſoll als nach 
dem 8 16. Der e Löbe's kann in dieſer All⸗ 

emeinheit nicht beigepflichtet werden. Art. 8 des 
Handels- und Zollvertrags zwiſchen Preußen und Oeſter⸗ 
reich vom 19. Februar 1853 (Reg Bl. S. 1227), dem 
Bayern durch Art. 41 des Vertrags vom 4. April 1853 
re S. 1170) beigetreten iſt, lautet: „Die kontra⸗ 
ierenden Teile werden ſich vereinigen, ihre gegen⸗ 
überliegenden Grenzzollämter, wo es die Verhältniſſe 
geſtatten, je an einen Ort zu verlegen, ſo daß die 
Amtshandlungen bei dem Uebertritte der Waren aus 
einem Zollgebiet in das andere gleichzeitig ſtattfinden 
können.“ Art. 1 der mit Geſetzeskraft ausgeſtatteten 
bayer. VO. vom 4. Januar 1859 (Reg Bl. S. 5) ſagt: 
„Bei den in Ausführung des Handels- und Zollver⸗ 
trags mit Oeſterreich vom 19. Februar 1853 auf öſter⸗ 
reichiſchem Boden errichteten bayeriſchen Zollämtern 
ſind für den dieſen Aemtern zugewieſenen Amtsbezirk 
die Vorſchriſten der bayeriſchen Zollgeſetze und der 
bayeriſchen Zollordnung geradeſo zu beachten, als ob 
das bayeriſche Zollamt auf bayeriſchem Gebiete ge⸗ 
legen wäre, und es ſind in deſſen Folge alle Ueber⸗ 
tretungen der bayeriſchen Zollgeſetze oder der baye⸗ 
riſchen Zollordnung, welche im Verkehre mit dieſen 
Zollämtern oder durch Unterlaſſung des vorſchrifts⸗ 
mäßigen Verkehrs mit denſelben begangen werden, 
nach denſelben geſetzlichen Beſtimmungen zu unter⸗ 
ſuchen und zu beſtrafen, als ob das bayeriſche Zoll⸗ 
amt auf bayeriſchem Gebiete gelegen wäre.“ Art. 3 
enthält die gleichen Vorſchriften für die öſterreichiſchen 
Zollämter auf bayeriſchem Gebiet. Art. 8 des Ver⸗ 
trags vom 19. Februar 1853 iſt durch Art. 8 des Zoll⸗ 
und Handelsvertrags zwiſchen Deutſchland und Oeſter⸗ 
reich vom 23. Mai 1881 (RGBl. S. 123) und dann 
durch Art. 8 des jetzt geltenden Vertrags zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und Oeſterreich vom 6. Dezember 1891 
(RG Bl. 1892 S. 3) erſetzt worden, inhaltlich aber gleich 
geblieben, ſo daß die Grundlage für die bayer. VO. 
vom 4. Januar 1859 unverändert geblieben iſt. Art. 1 
dieſer BO. iſt durch Art. 95 des bayer. AG. SIBO. 
aufrecht erhalten; Art. 2 erhielt eine durch die ab⸗ 
weichenden Zuſtändigkeitsnormen des GG. bedingte 
abändernde Faſſung und lautet nunmehr: „Bezüglich 
der Zuſtändigkeit zur Verfolgung und Aburteilung der 
in Art. 1 bezeichneten Zollſtraffälle ſind die dort er⸗ 
wähnten Zollämter als im Bezirke desjenigen Amts⸗ 
gerichts gelegen anzuſehen, in deſſen Bezirke der nächſte 
bayeriſche Grenzpunkt liegt, durch welchen die Zoll⸗ 
ſtraße zu dem betreffenden auf öſterreichiſches Gebiet 
verlegten bayeriſchen Zollamte führt.“ Ergänzend be⸗ 
ſtimmt Art. 85 AG. StPO., daß die Zuſtändigkeit und 
das Verfahren in Zollſtrafſachen ſich richtet nach den 
allgemeinen Vorſchriften des GVG. und der StPO. 
vorbehaltlich der beſonderen Beſtimmungen in den 
Staatsverträgen und in den zum Vollzuge von ſolchen 
erlaſſenen Vorſchriften. 

Daß an Stelle der in Art. 1 der VO. vom 5. Januar 
1859 genannten Zollgeſetze und Zollordnungen das 
Ver ZG. vom 26. September 1869 und die damit zu⸗ 
ſammenhängenden Beſtimmungen getreten find, bedarf 
keiner weiteren Erörterung. Die bayeriſchen Beſtim⸗ 


mungen greifen in bie den Je etze des Deutſchen Reichs 
zen ber deutſchen Zollgeſetze nicht ein, fie find 
nur Verwaltungsakte. Da reichsgeſetzlich ſolche Voll⸗ 
zugsvorſchriften nicht erlaſſen find, konnten unbedenk⸗ 
lc die Einzel ſtaaten ſolche erlaſſen. Die Rechtsgültig⸗ 
keit des Art. 1 der BD. vom 5. Januar 1859 und der 
damit zuſammenhängenden Art. 85 und 95 AG. StPO. 
iſt außer Zweifel geſtellt und vom Reichsgericht in dem 
genannten Urteil ausdrücklich anerkannt. Das auf 
öfterreihifhem Gebiete gelegene bayeriſche Nebenzoll⸗ 
amt am 1 K. iſt deshalb bezüglich des Ueber⸗ 
angs und der Verzollung der von Oeſterreich nach 
Veatſchland gehenden Waren rechtlich fo anzuſehen, 
als läge es auf deutſchem Zollgebiete. Als Zollgrenze 
iſt nach den 88 36, 61, 136 des Ver.. anzuſehen die 
auf dem Bahnhofe K. feſtgeſetzte. 3 4 SIEB. findet 
ſonach gemäß 8 2 Abſ. 2 E. StGB. keine Anwendung. 
(Urt. vom 12. Sept. 1918, Rev.⸗Reg. 230/1918). Ed. 
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Die Anordnungen der Re und des Bolksſtaates 
Bayern find rechtsverbindlich. Gründe: 9 1 Abf. 1 der 
BO. des Rates der Volks beauftragten in Berlin vom 
3. Dez. 1918 über die Gewährung von Straffretheit 
und Strafmilderung (RG SBl. S. 1393) beſtimmt, daß 
alle zur Zuſtändigkeit der bürgerlichen Behörden ge⸗ 
hörigen Unterſuchungen wegen beſtimmter Straftaten 
niedergeſchlagen werden. Die Regierung des Volks⸗ 
ſtaates Bayern hat durch die BO. vom 16. Dez. 1918 
Staatsanzeiger Nr. 293) die in der BO. des Rates 
der Volksbeauftragten vom 3. Dez. 1918 enthaltenen 
aa auf Bayern erſtreckt; fie gehen weiter als 
die Vorſchriften ihrer VO. vom 22. Nov. 1918 über 
die Niederſchlagung von Strafverfahren und den Er⸗ 
laß von Strafen N Nr. 273). Die Tat 
des Angeklagten fallt unter 8 1 Abſ. 1 VO. des Rates 
der Bolksbeauftragten. Das Strafverfahren iſt noch 
90 daz der Angeklagte hat gegen das Urteil des 
80., durch das feine Berufung verworfen wurde, recht⸗ 
zeitig Reviſion eingelegt und ſie rechtzeitig und rechts⸗ 
förmlich begründet. Die Generalſtaatsanwaltſchaft 
ält die Vorſchriften über die Niederſchlagung von 
1 nicht für rechtsgültig. Nach Tit. VIII 
f 4 Burk. könne der König eine angefangene Unter⸗ 
uchung nicht hemmen. Dieſe Beſtimmung ſei bisher 
nicht außer Kraft geſetzt worden; nur inſoferne ſei 
durch das Geſ. vom 4. Dez. 1915 über die Nieder 
ſchlagung von Strafverfahren gegen Kriegsteilnehmer 
eine Einschränkung eingetreten, als hiernach beſtimmte 
Strafverfahren im Wege der Gnade niedergeſchlagen 
werden können. Nur die Staatsform ſei geändert, 
nicht aber die Verfaſſung als ſolche aufgehoben, 1255 
Borſchriften beſtünden fort, ſoweit fie nicht mit der 
Staatsform zuſammenhängen. Die Vorſchrift in Tit. VIII 
94 ſei darum rechtswirkſam geblieben. Sie könne nur 
ordnungsmäßig, alſo durch ein Geſetz, geändert oder 
aufgehoben werden. 
ieſer Anſchauung iſt nicht beizutreten. Die geſetz⸗ 
3 Gewalt iſt ein Ausfluß der Staatsgewalt. 
ſteht dem zu, der die Staatsgewalt tatfächlich 
innehat, alſo zurzeit der Regierung des Volksſtaates 
Bayern. Die Anordnungen der Regierung haben des⸗ 
alb verbindliche Kraft. Zwiſchen Geſetz und VO. 
kein Unterſchied gemacht werden. Durch die BO. 
vom 22. Nov. und 16. Dez. 1918 hat die Regierung 
des Volksſtaates Bayern die Niederſchlagung von 
Strafverfahren wegen der dort genannten Straftaten 
verfügt. amit hat fie ſich auch die Berechtigung 
beigelegt, im Rahmen dieſer VO., abweichend von der 
Beitimmung in Tit. VIII 8 4 der Verfaſſung, an⸗ 
ängige ſtrafgerichtliche Unterſuchungen zu hemmen. 
oweit die Niederſchlagung von Strafverfahren ver⸗ 
fügt iſt, bleibt daher für die Anwendung der Vor⸗ 
ner in Tit. VIII 3 4 kein Raum. (Urt. vom 19. Dez. 
18, Rev.⸗KReg. Nr. 407/1918). Ed. 
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Landgericht Regensburg. 


Welche Gebühren hat ein bei einem Kriegsgefangenen 
lager lien Ger Zivildelmetſcher bei zn vor die 
bürgerlichen Gerichte zu beauſpruchen ? Der Ka n 
von R. iſt beim Kriegsgefangenenlager dort als 
ivildolmetſcher er die ruſſiſche u mit Dienſt⸗ 
vertrag gegen 14 tägige Kündigung und gegen einen 
monatl. Gehalt von 180 M angefielt. Am Auguſt 
wurde er vor dem Amtsgerichte H. als Dolmetſcher 
in einer Straſſache gegen einen ruſſiſchen Kriegs⸗ 
ee e vernommen. Er verlangte als Entſchädi⸗ 
gung den Erſatz der Reiſekoſten, eine Tages⸗ und Nacht⸗ 
entſchädigung nach dem Satze für die Gruppe 3 der 
Staatsbeamten mit 7 T. 4 = 11 M, einen 30% igen 
Teuerungszuſchlag und eine Dolmetſchergebũhr 
(1 Stunde Geſchaͤftsdauer) zu 3 M. — aut Begrüns 
dung feiner Anſätze berief er ſich auf die BO. über 
die Entſchädigung der Beamten bei Vornahme aus⸗ 
wärtiger Dienſtgeſchäfte vom 17. Juli 1915 und be⸗ 
hauptete, er ſei bereits am Tage vor feiner Ber- 
nehmung in R. abgefahren und habe demnach ein 
Nachtquartier außerhalb des Wohnortes nehmen 
müſſen. Das AG. billigte ihm nur eine Leiſtungs⸗ 
ebühr nach 8 3 ZchebO., Reifeentſchädigung und Ent- 
ſchädigung für Aufwand außerhalb des Aufenthalts⸗ 
ortes zu; H. ſei kein öffentlicher Beamter der Zivil⸗ 
ſtaatsverwaltung, außerdem finde na Ziff. 1 In der 
Ausfdeft. vom 20. Juli 1915 (GBl. 574) die BO. 
vom 17. Juli 1915 auf die Beamten der Militärver⸗ 
waltung keine Anwendung. Gegen dieſen Beſchluß 
legte der Dolmetſcher get ein: Ihm ſtünden nach 
der KME. vom 15. Sept. 1916 die gleichen Eniſchädigun⸗ 
gen zu, wie fie den öffentlichen Beamten der Gruppe 3 
nach der BO. vom 16. Aug. 1915 BBl. 747 zuſtehen, 
er ſei zwar weder Militär⸗ noch öffentlicher Zivil⸗ 
beamter, er ſei nur Zivildolmetſcher, der außerhalb 
des Gefangenenlagers jedem . Erwerb nach⸗ 
zugehen berechtigt fe, eben in dieſer Elgenſchaft ſtünden 
ihm die verlangten Gebühren zu. Außer den Tage 
geldern gebühre ihm noch bie Entſchädigung für die 
Leiſtung nach $ 138 8GebO. Neben feiner eſchaͤfti⸗ 
ung im Hilfsdienſt als Dolmetſcher ſei er noch 
arenagent für Geſchäfte aller Art; der tägliche Ver⸗ 
dienſt für ſolche Geſchäftsvermittlungen ſei auf 8 bis 
M zu veranſchlagen. Das Beſchw&. verſagte gleich⸗ 
falls die Tages- und Nachtentſchädigung, billigte aber 
dem H. doch eine Entſchädigung von 6 M für Zeit⸗ 
verſaͤumnis zu. u. 
Aus den Gründen: H. iſt auf Grund ſeines 
Dienſtvertrags mit der Verwaltung der Gefangenen⸗ 
lager des 3. b. AK. der Militärbehörde gegenüber zur 
Dienſtleiſtung als Dolmetſcher verpflichtet und dieſer 
gegenüber zur Forderung der für Dienſtreiſen verein- 
arten, nach Klaſſe 3 zu berechnenden Gebühren und 
Entſchädigungen berechtigt. Die Wirkung dieſes Ver⸗ 
trages bleibt aber auf den Kreis der Militärbehörde 
beſchränkt. H. wurde durch dieſen Vertrag keineswegs 
ein öffentlicher Beamter i. S. des 8 14 ZGebO.; er iR 
nur ein der Militärbehörde gegenüber vertraglich ver⸗ 
pflichteter Privatmann; der Vertrag iſt beiderſeits 
frei kündbar. Für die Entſchädigung von Zeugen und 
Sachverſtändigen vor den Zivilgerichten ſind aber 
ausſchließlich die Beſtimmungen der ZGebO. maß⸗ 
gebend. Hienach erhalten aber nur öffentliche Beamte 
Tagegelder und Relſekoſten (8 14 a. a. O.), nicht aber 
Privatperſonen, die vertraglich dem Staate oder ein⸗ 
delnen Dienſtesſparten gegenüber zur Dien leiſtung 
verpflichtet find. Mit Recht hat das AG. die Ent⸗ 
ſchädigung des H. nicht nach 8 14, ſondern 8 13 Abſ. 3 
3GebO. feſtgeſetzt. Für Zeitverſäumnis (8 5) kann 
„Entſchadigung fordern, obwohl er von der Militär⸗ 
behörde feſten Gehalt bezieht; denn er hat nachge⸗ 
wieſen, daß er neben ſeiner vertraglichen Tätigkeit 
nebenbei noch das Geſchäft eines Warenagenten be⸗ 
treibt und zwar zu allen Zeiten und Gelegenheiten, 
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mündlich und ſchriftlich, und daß fein hieraus erzielter, 
im einzelnen wechſelnder Verdienſt täglich im Durch⸗ 
chnitt auf etwa 8—10 M zu berechnen iſt (Obs SSt. 

d. 13 S. 154 ff.). (Beſchluß vom 13. Sept. 1918, 


Beſchw.⸗R. 48/18). 
4500 Amtsgerichts ſekretär Breher in Hemau. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Das Staatsgrundgeſetz. Die Regierung hat am 
4. Januar 1919 ein Staatsgrundgeſetz herausgegeben, 
das bis zum Erlaß der endgültigen Verfaſſung die 
wichtigſten Grundſätze der Verfaſſung vorläufig feſt⸗ 
legen will. Der Entwurf einer neuen Verfaſſung ſoll 
dem Landtag ſofort nach ſeinem Zuſammentritt vor⸗ 
gelegt werden; bis zu ſeiner endgültigen Erledigung 
will die gegenwärtige Regierung die geſetzgebende und 
vollziehende Gewalt weiter ausüben (Ziff. 17). 

Aus der ganzen jetzigen Lage mußte ſich von ſelbſt 
ergeben, daß das Staatsgrundgeſetz nur wenige eigent⸗ 
liche Rechtsſätze feſtlegen konnte und ſich im übrigen 
darauf beſchränken mußte, Richtlinien für die zukünf⸗ 
tige Geſtaltung des bayeriſchen Staatsrechts aufzu⸗ 
nehmen. Es hält an der Zugehörigkeit Bayerns zum 
Deutſchen Reiche feſt und bezeichnet Bayern in Ziff. 1 
als Mitglied der Vereinigten Staaten Deutſchlands. 
Die weitere Regelung der Beziehungen hängt von 
einer Entwickelung ab, die ſich zurzeit nicht überſehen 
läßt, und bleibt deshalb vorläufig ausgeſetzt. Die 
zunächſt wichtigſte Vorſchrift enthält Ziff. 7, der das 
Verhältnis der Regierung (Geſamtminiſterium) zu dem 
einberufenen Landtag für die Uebergangszeit, insbe⸗ 
ſondere alſo für die Aufſtellung des endgültigen Ver⸗ 
faſſungswerkes, beſtimmt. Er bringt eine ganz neue 
Vorſchrift, gibt nämlich dem Geſamtminiſterium das 
Recht gegenüber den Beſchlüſſen des Landtags inner⸗ 
halb vier Wochen Berufung an den Willen des Volkes 
einzulegen, dem Ziff. 2 die höchſte Gewalt im Staate 
beilegt, und eine allgemeine Abſtimmung der Staats- 
bürger herbeizuführen. Der Begriff des Staatsbürgers 
fällt im allgemeinen zuſammen mit dem des Wahl⸗ 
berechtigten (Ziff. 3 Abſ. 2, Ziff. 5). Staatsbürger iſt 
jeder Angehörige des bayeriſchen Staates, der das 
20. Lebensjahr vollendet hat. Für die erſte Wahl iſt 
übrigens der Grundſatz der Ziff. 5 durchbrochen worden, 
der das Wahlrecht nur dem bayeriſchen Staatsbürger 
zugeſteht. Durch eine beſondere Verfügung iſt bekannt⸗ 
lich das Wahlrecht unter gewiſſen Vorausſetzungen 
auch Angehörigen anderer deutſcher Staaten verliehen 
worden, die ſich in Bayern aufhalten. 

Weitere VBeſtimmungen des Staatsgrundgeſetzes 
wiederholen nur, was bisher ſchon geltendes Recht 
war und durch die frühere Verfaſſung oder durch ein⸗ 
zelne Reichs⸗ und Landesgeſetze verwirklicht wurde, 
o Ziff. 8, 9 und 10, die im großen und ganzen den 
Inhalt von Titel IV 88 8, 9 der alten Bayerifchen 
Verfaſſungsurkunde und von 8 1 und 8 16 Satz 2 
GG. wiedergeben, und Ziff. 16 Satz 1, der den Bes 
amten das unbeſchränkte Recht ihrer ſtaatsbürgerlichen 
Betätigung ſichert. Es fehlt an einer allgemeinen 
Vorſchrift, die den Fortbeſtand aller bisherigen Reichs⸗ 
und Landesgeſetze bis zu ihrer förmlichen Aufhebung 
ausſpricht. Sie iſt aber wohl nur deshalb weggeblieben, 
weil dieſe fernere Geltung der Geſetze ſchon durch frühere 
Erklärungen der Regierung außer Zweifel geſtellt iſt. 

Die für die Zukunft bedeutſamſten Teile (Ziff. 11 
bis 15) ind durch Ziff. 18 ausdrücklich als „Programm⸗ 
ſätze“ bezeichnet, geben alſo nur an, in welche Rich⸗ 
tung der Entwurf der endgültigen Verfaſſung das 
bayeriſche Staatsrecht zu lenken ſuchen wird oder was 
durch beſondere Geſetze und durch Verwaltungsan⸗ 
ordnungen erreicht werden ſoll. Allerdings iſt der 
Wortlaut einiger dieſer Vorſchriften ß gefaßt, daß 
Zweifel entſtehen könnten, ob ſie nicht ſofort in Kraft 
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treten ſollten. Ziff. 11 Satz 2 Halbſatz 1, der ausſpricht, 
daß neue Fideikommiſſe nicht errichtet werden dürfen, 
könnte z. B. ohne weiteres als eine neue geſetzliche 
Vorſchrift angeſehen werden; eine beſondere Bedeutung 
würde fie allerdings nicht haben, weil ſchon das Geſeßz. 
vom 9. Mai 1918, die „ betreffend 
(88Bl. S. 287), die Errichtung neuer Fideikommiſſe 
— von einer unwichtigen Ausnahme abgeſehen — 


während des Krieges und bis zum Ablaufe von fünf 


15 ren nach der Beendigung des Krieges verboten 
at. Aehnlich verhält es ſich mit Ziff. 14 Satz 3, der 
den Grundſatz freier Glaubenswahl aufſtellt, aber im. 
Grunde genommen am geltenden Rechte nichts ändert. 
Art. 15 Satz 3 ſieht vor, daß ſtaatliche Lehrperſonen 
zur Erteilung des Religionsunterrichts nicht gezwungen 
werden können und daß es den Erziehungsberechtigten 
von Staats wegen freiſteht, ob ſie die ihnen anver⸗ 
traute Jugend zur Teilnahme am Religionsunterricht 
oder an religiöſen Uebungen anhalten wollen. Das 
ſind der Faſſung nach mehr als bloße Programmſätze 
und es könnte deshalb insbeſondere fraglich ſein, ob 
dadurch nicht ſchon jetzt die Vorſchriften des Art. 58 
Pol StG. geändert find. Noch bei manchen anderen 
Sätzen können ſolche Zweifel laut werden. Man wird 
aber nach der beſtimmten Faſſung von Ziff. 18 an⸗ 
nehmen müſſen, daß der geſamte Inhalt der Ziff. 11 
bis 15 erſt noch durch eigene Geſetze in Geltung ges 
ſetzt werden ſoll und vorerſt nicht in Kraft getreten iſt. 
Bedenken erweckt die Faſſung von Ziff. 11 Satz 1, 
wo die Aufhebung aller Titel angekündigt wird, die 
keine Berufsbezeichnung ſind. Damit wäre auch der 
Doktortitel aufgehoben, der eine akademiſche Würde 
nicht aber einen Beruf bezeichnet. Das dürfte aber 
wohl kaum beabſichtigt ſein. 
4547 


Mitteilung. 


Juriſtiſche Stndiengeſellſchaft in München. Unter 
dem Vorſitz des Präſidenten des Oberlandesgerichts 
München, Exzellenz von Heinzelmann, iſt unter zahl⸗ 
reicher Mitwirkung aus beteiligten Kreiſen eine „Juriſti⸗ 
ſche Studiengeſellſchaft“ in München gegründet worden. 

Die Geſellſchaft will in dieſen Zeiten großer geſetz⸗ 
geberiſcher Aenderungen unter Vermeidung jeder 
Parteipolitik Rechtsfragen erörtern, Geſetzentwürfe be⸗ 
ſprechen und beſtehende Geſetze auf, ihre Reſormbedüͤrf⸗ 
tigkeit prüfen; ſie will insbeſondere das Arbeits⸗ und 
Steuerrecht in Betracht ziehen und den Zuſammenhang 
der Geſetzgebung mit den wirtſchaftlichen und ſozialen 
Fragen der Gegenwart nicht außer acht laſſen. 

In naher Zeit will die Studiengeſellſchaft mit zeit⸗ 
gemäßen Vorträgen, insbeſondere mit Vorträgen über 
Verfaſſung und Steuerrecht an die Oeffentlichkeit treten. 

Die Gründer der Geſellſchaft ſind neben dem oben⸗ 
genannten Vorſitzenden: Geheimrat Dr. Meyer, Miniſte⸗ 
rialrat im Bayer. Juſtizminiſterium (ſtellv. Vorſitzen⸗ 
der); Univerſitätsprofeſſor Dr. Rabel (Schriftführer); 
Juſtizrat Dr. Buhmann, Vorſitzender der Anwalts⸗ 
kammer München (ſtellv. Schriftführer); ferner Land⸗ 
gerichtspräſident Dürbig; Rechtsanwalt Dr. Fried⸗ 
länder, Vorſitzender des Bayer. Anwaltsvereins; Dr. 
ei Borfitender des Bayer. Rechtspraktikanten⸗ 
vereins; Geheimrat Dr. von Graßmann, Miniſterial⸗ 
rat im Verkehrsminiſterium; Kommerzienrat Dr. Jodl⸗ 
bauer, Handelsrichter; Hofrat Dr. Küfner, 2. Bürgers 
meiſter von München; Amtsgerichtsrat Riß, Vor⸗ 
ſitzender des Beamten⸗ und Lehrerbundes; Univerſitäts⸗ 
profeſſor Dr. Rothenbücher; Geheimrat Schmitt, Mit⸗ 
glied des Reichsfinanzhofs; Dr. Zahn, Präſident des 
Statiſtiſchen Amtes, und Dr. Zeitlmann, Direktor der 
Bayeriſchen Hypotheken⸗ und Wechſelbank. 
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Ri Zukunft der Lechtsanwaltſchaft 
in Bayern. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Max Friedländer in München. 


Der freundlichen Aufforderung der Schrift⸗ 
leitung, über die Zukunft der bayeriſchen Anwalt⸗ 
ſchaft zu ſchreiben, komme ich mit einigem Zagen 
nach. Wer möchte ſich heute unterfangen, auf 
irgend einem rechtspolitiſchen Gebiete auch nur 
über die nächſten Entwickelungs möglichkeiten ein 
maßgebendes Urteil abzugeben? Auf Prophe⸗ 
zeiungen iſt es daher in den folgenden Zeilen 
ganz gewiß nicht abgeſehen. Es ſoll vielmehr 
nur — und das iſt vielleicht nicht ganz ohne 
Nutzen — auf die Gefahren hingewieſen werden, 
welche der Rechtspflege und insbeſondere einem 
ihrer wichtigſten Organe, der Rechtsanwaltſchaft, 
aus vorſchnellen, unorganiſchen Reformen, aber 
auch aus einer ſorgloſen Fortführung beſtehender 
Mißſtände drohen. Dabei ſollen vornehmlich die 
bayeriichen Verhaͤltniſſe berückſichtigt werden. 

1. Wie immer auch die Rechtspflege ſich im 
freien Volksſtaate geſtalten mag: kein Einſichtiger 
kann fich ernſtlich dem Gedanken hingeben, daß 
die Rechtsanwaltſchaft entbehrlich wäre. Gewiß 
werden Vereinfachungen des gerichtlichen Ver⸗ 
ſahrens auf allen Gebieten kommen. Aber die 
materiellen Rechtsverhältniſſe werden ſich nicht 
vereinfachen. Sie können es nicht in einem 
entwickelten und entwickelungsfreudigen Wirtſchafts⸗ 
leben, das uns — wie alle Parteien hoffen — 
nicht dauernd verloren gehen wird. Je reicher 
aber die Rechtsbeziehungen der Menſchen unter⸗ 
einander werden und je größer der Anteil wird, 
der jedem einzelnen Volksgenoſſen an den Gütern 
und Rechten zukommt, deſto größer wird auch 
das Bedürfnis nach ſachkundiger Verteidigung 
dieſer Rechte, die eben nur ein freier, vom Staate 
unabhängiger Anwaltsſtand gewähren kann. Ohne 
eine hochentwickelte, leiſtungsfähige Anwallſchaft 
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iſt eine wirklich demokratiſche, allen Teilen des 
Volks gerecht werdende Juſtiz gar nicht denkbar. 
Auch diejenigen, welche die Volkstümlichkeit der 
Rechtſprechung durch weitgehende Zuziehung von 
Laienrichtern ſichern wollen, werden nicht ver⸗ 
kennen, daß ſie dadurch die Notwendigkeit des 
Rechtsbeiſtandes der Parteien nur erhöhen; denn 
der Laie bedarf natürlich in den meiſten Fällen 
der Rechtsbelehrung und die Rechte der Par⸗ 
teien werden nur unvollkommen gewahrt, wenn 
dieſe lediglich hinter verſchloſſenen Türen, ohne 
Rede und Gegenrede von dem Richter erteilt wird. 
Daß eine wirklich moderne Geſtaltung des Straf 
verfahrens die Rechte der Verteidigung nicht 
einſchraͤnken, ſondern erheblich erweitern muß, 
iſt eine Selbſtverſtändlichkeit, die keiner Begründung 
mehr bedarf. 

Aber — ſo hört man in den Kreiſen derer, 
die eine möglichſt vollkommene Volksjuſtiz erſtreben, 
fragen — iſt es denn nötig. daß die Rechte der 
Parteien durch Angehörige eines Standes wahr⸗ 
genommen werden, der aus dieſer Tätigkeit einen 
Erwerb macht, der dieſen Parteien nur gegen 
ein von ihnen zu bezahlendes Honorar dient? 
Können die Anwälte nicht Diener des Staates ſein, 
der ſie entlohnt und dann die geſamte Rechtspflege“) 


ſamt den Rechtsbeiſtänden dem Volke unentgelt⸗ 


lich zur Verfügung ſtellt? Die Geſchichte der 
Rechtsanwaltſchaft hat dieſe Frage längſt beant⸗ 
wortet. Der Verſuch, die Anwaltſchaft zu ver⸗ 
ſtaatlichen, iſt ſchon zur Zeit Friedrichs des Großen 
kläglich geſcheitert. Heute würde er geradezu den 
Anfang vom Ende aller freiheitlichen Errungen⸗ 
ſchaften der neuen Zeit bedeuten. Der Anwalt 
ſoll gewiß kein bloßer Diener ſeiner Partei ſein; 
aber er muß bereit ſein, mit ſeiner ganzen Per⸗ 
ſönlichkeit für die Rechte des Klienten einzutreten, 
gleichviel gegen wen, auch gegen den Staat, 


1) Ueber die Forderung ber unentgeltlichen Rechts⸗ 
pflege“ hat ſoeben der Altmeiſter Wach in DZ 
1919 S. 6 treffliche Worte geſchrieben. 
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auch gegen Richter und Behörden; das kann 
und wird er nicht tun, wenn er ſelbſt Diener 
des Staates iſt. 

Daher müſſen die Grundlagen unſerer Stan des⸗ 
verfaſſung — mag man über Reformen im einzelnen, 
auch über die Frage der Zulaſſungsbeſchränkungen 
denken wie man will — im Volksſtaat unange⸗ 
taſtet bleiben, gerade um der Freiheit willen, die 
er erſtrebt. 

2. Wenn nun auch die eigentliche Partei⸗ 
vertretung unzweifelhaft in den Händen der 
Anwälte bleiben muß, ſo wird doch vielfach die 
Frage erörtert, ob nicht wenigſtens die Rechts⸗ 
beratung eine öffentliche Angelegenheit, eine 
zum an aller ausgeübte Funktion des 
Staates oder der Gemeinde werden ſoll. Schon 
jetzt wird unentgeltliche Rechtsauskunft, namentlich 
von gemeindlichen Rechtsauskunftsſtellen, in großem 
Umfange erteilt. Dieſe zugunſten der Unbemittelten 
getroffenen ſozialen Einrichtungen wirken außer⸗ 
ordentlich ſegensreich und die Rechtsanwaltſchaft 
ſteht zu ihnen in keinem Gegenſatz. Vielfach findet 
ein ſehr erſprießliches Zuſammenarbeiten ſtatt; 
in München z. B. wirken die Anwälte ſeit Jahren 
abwechſelnd — ſelbſtverſtändlich ohne Entgelt — 
bei der Tätigkeit der Rechtsauskunftsſtelle mit 
und es herrſcht nur eine Stimme unter den 
Kollegen darüber, daß dieſe Wirkſamkeit ſehr an⸗ 
vegend und befriedigend iſt.“) 

Schon vor dem Kriege it die bayeriſche Juſtiz⸗ 
verwaltung mit dem Gedanken umgegangen, Rechts⸗ 
auskunftsſtellen bei den Gerichten einzuführen, 
und es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß man heute 
auf dieſen Plan zurückkommen wird. Vor ſeiner 
Durchführung muß aber gerade um des Anſehens 
der Gerichte willen nachdrücklich gewarnt werden. 
Sicherlich wird es nicht beabſichtigt ſein, die Aus⸗ 
kunftserteilung in die Hand des Richters ſelbſt 
zu legen; man wird teilweiſe die Gerichtsſchreiber, 
teilweiſe eigens dazu angeſtellte jüngere Beamte 
damit betrauen wollen. Aber für das Recht 
ſuchende Publikum erſcheint die Rechtsbelehrung 
doch als eine Auskunft des Gerichts, das mit 
ſeinem Anſehen dahinterſteht, und tatſächlich wird 
— wie es heute ſchon ſehr haufig bei der dem 
Gerichtsſchreiber obliegenden Koſtenfeſtſetzung ge⸗ 
ſchieht — der mit der Auskunftserteilung betraute 
Beamte ſich in zweifelhaften Fragen nicht ſelten 
bei dem Richter Rat erholen, um ihn der Partei 
weiterzugeben. Kommt es dann zum Prozeß. ſo 
betrachtet derjenige, dem die Auskunft erteilt wurde, 
die Behörde als ſeine Ratgeberin, auf deren 
Antwort er vertraut — nicht immer, ohne nach⸗ 
träglich in ſeinem Glauben getäujcht zu werden; 
die andere Prozeßpartei aber, wenn fie erfährt, 
daß die Behörde bereits ihren Gegner beraten hat, 
wird jedes Vertrauen zu der Unparteilichkeit des 


9) Bgl. hiezu auch die . des Roſtocker 
Anwaltstages JW. 1909, 557 ff. 


Gerichts verlieren. Beſonders bei kleineren Ge⸗ 
richten, für welche die Einrichtung mangels ge⸗ 
meindlicher Rechtsauskunftsſtellen in erſter Linie 
praktiſche Bedeutung finden würde, müßten ſich 
hieraus ſchwere Mißſtände ergeben. Häufige Ab⸗ 
lehnungsgeſuche gegen Richter und Gerichtsſchreiber 
(8 49 3PO., 8 31 StPO.) würden den Fortgang 
der Rechtspflege ſtören und ihr Anſehen gefährden. 
Dazu kaͤmen Konflikte zwiſchen den Anwaͤlten, 
welche die Parteien im Prozeß vertreten, und 
den Gerichtsbeamten, die fie vorher abweichend 


beraten haben; kurz eine Fülle von unerquick⸗ 


lichen Ausblicken. 

Die gerichtlichen Rechtsauskunftsſtellen würden 
auch ſchwerlich ihre Tätigkeit auf Unbemittelte 
beſchraͤnken können und fo geradezu in Wettbe⸗ 
werb treten zu den vom Staate als berufsmäßige 
Rechtsberater anerkannten Rechtsanwälten. Das 
würde ſich beſonders an kleineren Plätzen fühlbar 
machen und berechtigte Verſtimmung hervorrufen. 
Es kann gewiß nicht Sache des Staates ſein, 
ohne Not einem Stand Schaden zuzufügen, den 
er zur Erfüllung ſeiner eigenen wichtigſten Auf⸗ 
gaben benötigt und in Anſpruch nimmt. 

J. Leider iſt der ſoeben ausgeſprochene Grund⸗ 
ſatz in der Vergangenheit auch in Bayern — 
gerade mit Bezug auf die Anwaltſchaft — nicht 
immer befolgt worden. Die wirtſchaftliche Not⸗ 
lage des Standes iſt bekannt. Die Ueberfüllung, 
eine ihrer weſentlichſten Urſachen, iſt in Bayern 
beſonders groß. Hieran trägt aber das in unſerem 
Lande herrſchende Prüfungs- und Anſtellungsſyſtem 
keine geringe Schuld. Ich habe mich über dieſe 
Dinge anläßlich der verhängnisvollen Prüfungs⸗ 
reform des Jahres 1912 in der Jur. Wochen⸗ 
ſchrift (1912, S. 986) eingehend ausgeſprochen 
und kann im einzelnen auf die dortigen Aus⸗ 
führungen verweiſen. Nur folgendes ſei hier her⸗ 
vorgehoben: 

Ein Examen, bei dem es zwar ſchwer iſt eine 
gute Note zu erlangen, aber faſt noch ſchwerer, 
ganz durchzufallen, iſt ein Unding. Es wirkt 
aber geradezu unheilvoll, wenn diejenigen, welche 
es beſtanden haben, ohne Unterſchied zur Anwalt⸗ 
ſchaft gehen dürfen, während nur die Träger 
beſſerer Noten Ausſicht auf Anſtellung im Staats⸗ 
dienſt haben. Denn dadurch wird die Rechts⸗ 
anwaltſchaft überſchwemmt mit einer großen Menge 
von Ueberzähligen, die vielfach qualitativ minder⸗ 
wertig ſind und ſich ohne beſondere Neigung und 
Fähigkeit zum Anwaltsberuf nur aus Not dieſem 
zuwenden. 

So waren die Zuſtände geworden, als die 
Miltnerſche Reform im Jahre 1910 eingriff. Von 
nun ab ſollten die „Dreier“ das Examen nicht 
mehr beſtanden haben, die Anforderungen wurden 
erheblich erhöht, beſondere Garantien für ein ge⸗ 
rechtes Prüfungsergebnis wurden vorgeſehen. Die 
Anwaltſchaft durfte zufrieden fein mit dieſer im 
einzelnen vortrefflichen Regelung, die von dem 
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Grundſatz ausging, daß für den höheren Staats⸗ 
dienſt und die Rechtsanwaltſchaft die Beſten ge⸗ 
rade gut genug find; die Reform eröffnete den 
Ausblick auf eine beſſere Zukunft. Aber ehe ſie 
noch die Probe recht beſtehen konnte, ſtürzte das 
neue Miniſterium im Sommer 1912 alles wieder 
um; es wurden nicht nur die Errungenſchaften der 
Miltnerſchen Reform preisgegeben, ſondern auch 
der Zuſtand vor 1910 erheblich verſchlechtert, ins⸗ 
beſondere durch Einführung der mündlichen Not⸗ 
prüfung für die ſchwächſten Bewerber, der man 
mit Recht den Namen einer reinen Ad vokaten⸗ 
prüfung geben durfte; denn auf Anſtellung im 
Staatsdienſte hatten die Notprüflinge bei dem 
herrſchenden Syſtem keine Ausſicht. 

Heute, wo gegen 1800 Anwärter mit be⸗ 
ſtandenem Staatskonkurſe vorhanden find, machen 
ſich nun neuerdings Beſtrebungen nach einer Mil: 
derung der Prüfungsordnung geltend. Dabei ſpielt 
die Rückſicht auf die Kriegsteilnehmer, die natür⸗ 
lich auch während des Krieges ſtark in den Vorder⸗ 
grund trat, eine erhebliche Rolle. Es würde unab⸗ 
ſehbaren Schaden ſtiften, wenn die Regierung ſich 
dazu herbeiließe. neuerdings die Anforderungen, 
ich meine vor allem: die Minde ſt anforderungen, 
herabzu ſetzen. Die Förderung der Kriegsteilnehmer 
ſoll mit allen Kräften geſchehen; kein Opfer iſt 
hiefür groß genug. Aber nimmermehr darf dieſes 
Opfer auf Koſten der Qualität des juriſtiſchen 
Nachwuchſes gebracht werden. Die neue Zeit er⸗ 
fordert eine noch ſchärfere Ausleſe als die Ver⸗ 
gangenheit; nur die Tüchtigſten werden die ſchweren 
Aufgaben erfüllen können, die von Richtern, Ver⸗ 
waltungsbeamten und Rechtsanwälten in Zukunft 
zu löſen find. 

Die ſtrenge Ausleſe muß natürlich ſchon auf 
einer frühen Stufe beginnen; aber ſie darf vor 
dem Staatskonkurſe nicht Halt machen. Dieſer 
eignet ſich — man mag ſonſt über Prüfungen 
denken wie man will — ganz vortrefflich zur Er⸗ 
forſchung des wirklichen Könnens (nicht nur des 
mechaniſchen Wiſſens) der Prüflinge; auch hierüber 
habe ich mich in JW. 1912, 986 und ſchon früher 
in meinem Gutachten zum Würzburger Anwalts⸗ 
tage (Beilage zur JW. 1911 Heft 11 S. 23) näher 
ausgeſprochen. Es handelt ſich nur darum, die 
Ungeeigneten — und dazu gehört auch ein er⸗ 
erheblicher Teil der Mittelmäßigen — wirklich aus⸗ 
zuſcheiden; ſonſt verliert das ganze Prüfungsweſen 
ſeinen Sinn. 

Diejenigen aber, welche die Ausleſe beſtanden 
haben, müſſen dann auch wirklich zu den Aemtern 
zugelaſſen werden, zu denen ſie ſich als „befähigt“ 
erwieſen haben, d. h. es darf ihnen nicht die Aus⸗ 
ſicht auf Anſtellung wegen eines Notenunterſchieds 
verſchloſſen bleiben. Das heutige Syſtem, wonach 
jede kleine Schattierung des Prüfungsergebniſſes 
für die ganze Beamtenlaufbahn maßgebend bleibt, 
trägt ſchon allzuſehr den Stempel der Lächerlichkeit 

an ſich, als daß es in einem modernen Staats⸗ 


weſen noch aufrecht erhalten werden könnte. Man 
unterſcheide „befähigt“ von „nicht befähigt“ und 
allenfalls noch Bewerber mit beſonderer Aus⸗ 
zeichnung; alles andere iſt vom Uebel und allzuſehr 
vom Zufall abhängig. Der hervorragend Tüchtige 
macht ſich ſehr ſchnell in der Praxis bemerkbar 
und verdient dann raſchere Beförderung. 

Von der Anwaltſchaft aber würde die Abſage 
an das bisherige Syſtem zahlreiche, ihr innerlich 
nicht zugehörige Elemente fernhalten, die jetzt nicht 
auf Anſtellung im Staatsdienſte hoffen dürfen. 
Es müßte freilich auch dafür geſorgt werden, daß 
dieſe Bewerber die Anwaltſchaft nicht als bloße 
Durchgangsſtufe zur Juſtizlaufbahn benützen (vgl. 
23.1917, 568 Anm. 9). Für die nächſte Zukunft 
wenigſtens eines Teils der Anwärter ſollten alle 
Verwaltungen dadurch Vorſorge treffen, daß fie 
möglichft viele ausreichend bezahlte Hilfsarbeiter⸗ 
ſtellen ſchaffen. Dazu wird angeſichts der zahl⸗ 
reichen Aufgaben, die ſich namentlich in der Ueber⸗ 
gangszeit ergeben werden, überall — vornehmlich 
in der Finanzverwaltung — reiche Gelegenheit vor⸗ 
handen ſein. Geld darf für ſolche Zwecke nicht 
fehlen. Geſchieht aber auf dieſem Gebiete nichts 
und ſetzen die Verwaltungen — unter denen be⸗ 
kanntlich die Finanz⸗ und innere Verwaltung in 
der Ausſchließung der mittleren und ſchlechteren 
Noten am ſchroffſten vorgehen — ihr bisheriges 
Syſtem fort, ſo droht der Anwaltſchaft und den 
Staatsdienſtbewerbern eine Kataſtrophe von er⸗ 
ſchreckendem Umfang. 

4, Zu den Veränderungen, an die man bei 
Gründung des Volksſtaates zuerſt dachte, gehört 
auch die Abſchaffung des Anwaltszwanges. Ich will 
gewiß hier keine Abhandlung über dieſes viel⸗ 
erörterte, von manchen ſcharf durchdachte und 
glänzend behandelte, aber auch von anderen im 
Kampf der Schlagworte ſchwer mißbrauchte Thema 
ſchreiben. Der Anwalt gerät ja allzuleicht in den 
Verdacht, daß er bei Erörterung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes pro domo ſpreche. Und doch trifft dies 
heute ſchon nicht mehr zu. Sehr viele meiner 
Kollegen ſtehen auf dem Standpunkte, daß die 
Abſchaffung des Anwaltszwanges kein oder kein 
weſentlicher Nachteil für den Stand wäre ; beſonders 
nicht, folange er die immer drückender werdende 
Laſt der Armenſachen allein zu tragen hat, die 
mit der Abſchaffung des Anwaltszwanges ganz oder 
faſt ganz fortfiele. Auch nimmt man an, daß das 
Ende des Anwaltszwanges der Anfang der Be⸗ 
feitigung der Gebührenordnungen ſein würde, die 
eine angemeſſenere und individuellere Entlohnung 
der anwaltichaftlichen Einzelleiſtung zur Folge hätte. 
Gerade in ſchwierigen Sachen — und das waͤren 
beſonders bei Abſchaffung des Gebührenſyſtems 
immer zugleich die lohnenden — würde das 
Publikum auch ohne Anwaltszwang ſtets den Weg 
zum Rechtsanwalt finden. 

Allein es handelt ſich bei der hier erwähnten 
Frage gar nicht um die Intereſſen des Anwalts⸗ 
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ſtandes. Der Anwaltszwang iſt wahrlich nicht um 
der Rechtsanwälte willen eingeführt worden; ſie 
waren nie das Schoßkind der Geſetzgebung. Der 
Anwaltszwang erſchien notwendig für die Rechts⸗ 
pflege. Und wenn er im Jahre 1879 notwendig 
war, ſollte er heute, bei den ungleich verwickelteren 
Verhältniſſen überflüſſig fein? So gerne von einem 
großen Teile der Anwaltſchaft anerkannt wird, daß 
manche Einſchränkungen des Anwaltszwanges 
möglich find, fo ſicher würde nach meiner Leber: 
zeugung ſeine Abſchaffung bei den heutigen 
Verhältniſſen den Bankerott der Rechtspflege bei 
den höheren Gerichten herbeiführen. Gerade jetzt, 
wo ſo viele Menſchen infolge der Kriegserlebniſſe 
leicht erregbar und krankhaft empfindlich ſind, be⸗ 
dürfen die Parteien dringender als je des Rechts⸗ 
‚ beiftandes und Vertreters. Aber auch abgeſehen 
hievon ſtelle man ſich doch nur irgendeine etwas 
umfangreichere Verhandlung vor, die zwei Parteien 
ſelbſt vor dem Land⸗ oder Oberlandesgericht durch⸗ 
führen ſollen; Unfähigkeit zum klaren, ſachgemäßen 
Vortrag, Leidenſchaftlichkeit, zügelloſe Weitſchweifig⸗ 
keit würden zu ſtändigen Konflikten und Schwierig⸗ 
keiten führen. Unendliche Zeit würde verſaͤumt werden 
und all die Arbeit, die der Anwalt jetzt daheim 
in ruhiger Beſprechung mit ſeinem Klienten leiſtet, 
müßte dann von den Richtern in der Sitzung be⸗ 
wältigt werden, nur unter viel ungünſtigeren Um⸗ 
ſtänden und daher auch regelmäßig mit viel ge⸗ 
ringerem Erfolg. Wir wollen um der Rechtspflege 
willen hoffen, daß es nicht erſt des Verſuchs bedarf, 
um die — auch unter einſichtigen Richtern wenig 
zahlreichen — Gegner des Anwaltszwanges von den 
unhaltbaren Zuftänden zu Überzeugen, die ſich gerade 
in der gegenwärtigen Zeit aus feiner Abſchaffung 
ergeben würden. 

5. Der Staat hat nicht die Pflicht, den Rechts⸗ 
anwälten Tätigkeit und Einkommen zu verſchaffen. 
Das ergibt ſich aus dem Weſen des freien Standes. 
Wohl aber hat er die Pflicht, die Anwälte an ehr⸗ 
licher Arbeit auf dem ihnen eigenen Wirkungsgebiete 
nicht zu hindern und, ſofern er eine Taxe für die Ver⸗ 
gütung ihrer Berufstätigkeit feſtfetzt, dies jo zu tun, 
daß ſie angemeſſen und des Anwaltsſtandes würdig 
iſt. Was den zuerſt erwähnten Punkt anbelangt, 
ſo genügt es hier, ſoweit die Reichsgeſetzgebung in 
Frage ſteht, an den ſinnwidrigen Ausſchluß der 
Rechtsanwälte von den Gewerbe: und Kaufmanns⸗ 
gerichten, ſoweit es ſich um die ſpeziell bayeriſchen 
Verhältniſſe handelt, an die Grundſaͤtze über das 
Verfahren vor dem Steuerausſchuß!) zu erinnern, 
die gerade in der heutigen Zeit für das Publikum 
und die Anwaltſchaft äußerſt bedauerlich erſcheinen. 

Hinſichtlich der Taxen ſind wir beſonders in 
Bayern und Preußen von einer Erfüllung der oben 
erwähnten Forderungen recht weit entfernt. Die 
Landesgebührenordnungen, unter deren geradezu 


5) Vgl. § 68 Abſ. IV der Bek. zum Vollzuge des 
EintSt®. vom 28. Mai 1911; Breunig, Das bayer. 
EintSt®. S. 276, 428. 
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unwürdigen Sätzen und ſonſtigen Beſtimmungen 
die bayeriſche Anwaltſchaft ſeit mehr als 16 Jahren 
ſeufzt, haben — abgeſehen von dem dürftigen und 
faſt bedeutungsloſen Kriegszuſchlag, der noch nicht 
einmal entfernt der allgemeinen Teuerung entſprach 
— immer noch keine Aenderung erfahren. Ihre 
gründliche zeitgemäße Reform tut dringend not. 
Hinſichtlich der Einzelheiten darf ich auf meine 
Aufſätze in dieſer Zeitſchrift 1910 S. 295 und in 
JW. 1918 S. 196 verweilen. Man denkt viel 
zu wenig daran, daß es auch ſozial Außerft unklug 
iſt, gerade denjenigen Teil der anwalltſchaftlichen 
Tatigkeit mit unzulänglichen Sätzen zu entlohnen, 
der für das Gemeinwohl der wertvollſte und zur 
Förderung durch den Staat am meiſten geeignete iſt. 
Kein Außenſtehender vermag zu ermeſſen, welch 
eine umfangreiche Arbeit die Anwaltſchaft trotz ihrer 
ſchlechten Entlohnung für die Prozeßverhütung 
und auf dem Gebiete der ſogenannten „Kautelar⸗ 
jurisprudenz“ leiſtet. Darüber gibt es leider noch 
keinerlei Berechnungen; wenn es möglich waͤre ſie 
zu beſchaffen — und es ſoll trotz aller Schwierig⸗ 
keiten einmal verſucht werden, dies wenigſtens auf 
einem beſchränkten Gebiete in die Wege zu leiten 
— ſo würde die unvollkommene Juſtizſtatiſtik, mit 
der wir jetzt arbeiten, ein ganz anderes Geſicht 
bekommen. Dieſe ſegensreiche Tatigkeit der Anwälte 
ſollte und müßte der Staat fördern. Auch das 
wäre eine ſoziale Aufgabe im beſten Sinne des 
ortes. 


Her Keichsfinanzhof. 

Von Reichsfinanzrat Hermann v. Schmidt in München. 
(Schluß). 

II. Verfahren. 


Die Rechtsbeſchwerde (8 7) kann nach 8 10 
des Geſetzes über die Errichtung eines Reichsfinanz⸗ 
hofs uſw. nur darauf geſtützt werden, daß die 
angefochtene Entſcheidung auf der Nichtanwendung 
oder auf der unrichtigen Anwendung des beſtehenden 
Rechtes oder auf einem Verſtoße wider den klaren 
Inhalt der Akten beruhe, oder daß das Verfahren 
an einem weſentlichen Mangel leide. Eine Rechts⸗ 
beſchwerde, die auf andere Tatſachen geſtützt wird, 
iſt unzuläſſig. Für andere Beſchwerden als Rechts⸗ 
beſchwerden, alſo für die im Beſchlußverfahren 
zu erledigenden Beſchwerden (3. B. für die Doppel- 
ſteuerbeſchwerden, 8 14 Nr. 1, 2 des Geſetzes), 
gilt dieſe Beſchränkung nicht, fie können daher 
uneingeſchränkt auf tatſächliches Vorbringen, ſohin 
auch auf neue Tatſachen und Beweismittel geſtützt 
werden (8 40 der Reichsfinanzhofordnung, RGBl. 
1918 S. 1119). 

Die Rechtsbeſchwerde iſt bei der Behörde ein⸗ 
zulegen, die in erſter Inſtanz entſchieden hat. 
Sie kann entweder durch Einreichung einer Be⸗ 
ſchwerdeſchrift oder durch Erklärung zum Protokoll 
der Behörde eingelegt werden. Die Friſt für die 
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Einlegung beträgt einen Monat; ſie beginnt für 
alle Beſchwerdeberechtigten mit dem Ablauf des 
Tages, an dem die angefochtene Entſcheidung nach 
Maßgabe des Landesrechts dem Steuerpflichtigen 
bekannt gemacht gilt (in Bayern mit dem Ab: 
laufe des Tages der Zuſtellung der angefochtenen 
Entſcheidung). Für die Berechnung der Friſt ſind 
die Vorſchriften des BGB. maßgebend; iſt jedoch 
der letzte Tag der Friſt ein Sonntag oder ein 
am Sitz der Behörde, bei der Beſchwerde ange⸗ 
bracht wird, ſtaatlich anerkannter Feiertag, ſo 
endigt fie erſt mit dem Ablauf des naͤchſtfolgenden 


Werktags (88 11, 12 der Reichsfinanzhoford⸗ des 


nung, RGBl. 1918 S. 1119). Hiernach endigt 
die Friſt regelmäßig mit dem Ablauf des Tages, 
der durch ſeine Bezeichnung dem Tage ent⸗ 
ſpricht, an dem die Zuſtellung der Entſcheidung 
der Vorinſtanz ſtattgefunden hat (8 188 Abſ. 2 
BGB.). Die Friſt gilt als gewahrt, wenn die 
Rechtsbeſchwerde rechtzeitig bei einer anderen Vor: 
inſtanz (als der erſten Inſtanz) oder beim Reichs⸗ 
ee ſelbſt rechtzeitig eingegangen iſt (8 12 


TOD.) 

Die Rechtsbeſchwerde muß innerhalb einer 
Friſt von einem Monat nach Ablauf der Be⸗ 
ſchwerdefriſt bei der Behörde, bei der die Beſchwerde 
eingelegt worden iſt, begründet werden. Die Be⸗ 
gründung muß die Erklärung enthalten, inwieweit 
die vorinſtanzielle Entſcheidung angefochten und 
deren Aufhebung beantragt wird, ferner die Be⸗ 
zeichnung der verletzten Rechtsnorm und, inſoweit 
die Beſchwerde darauf geſtützt wird, daß ein Der: 
ſtoß wider den klaren Inhalt der Akten vorliegt 
oder das Verfahren an einem weſentlichen Mangel 
leidet, die Bezeichnung der Tatſachen, die den Ver⸗ 
ſtoß oder den Mangel ergeben (8 14 RFHD.). 
Die Friſt für die Begründung der Rechtsbeſchwerde 
kann vom Vorſitzenden des Senats des Reichs⸗ 
finanzhofs auf Antrag verlängert werden (3 13 
Abſ. 2 RFHD.). 


Für Beſchwerden, die keine Rechtsbeſchwerden 
find, gilt hinſichtlich der Einlegung der Beſchwerde 
und der Beſchwerdefriſt das Gleiche, wie für 
Rechtsbeſchwerden; nur beträgt die Beſchwerdefriſt 
für Doppelſteuerbeſchwerden nach 8 6 des Doppel: 
ſteuergeſetzes ein Jahr von der endgültigen Feſt⸗ 
ſtellung der Doppelbeſteuerung (d. h. von dem Zeit⸗ 
punkt an, in dem der Pflichtige von der rechtskräftigen 
doppelten Veranlagung Kenntnis erlangt hat), für 
ſonſtige Doppelſteuerbeſchwerden (§ 14 Nr. 2 des 
Geſetzes) einen Monat vom Ablauf des Tages 
an, an dem der Steuerpflichtige non den Ent⸗ 
ſchließungen der oberſten Landesbehörden Kenntnis 
erlangt hat, durch welche dieſe die Beſeitigung der 
Doppelbeſteuerung abgelehnt oder eine den Pflich⸗ 
tigen nicht ausreichend entlaſtende Anordnung oder 
Vereinbarung getroffen haben ($ 14 Nr. 2 des 
Geſetzes). Die Doppelſteuerbeſchwerden nach 8 6 
des Doppelſteuergeſetzes ſind gleichzeitig mit der 
Einlegung, die übrigen Doppelſteuerbeſchwerden 
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innerhalb eines Monats vom Ablauf der Be⸗ 
ſchwerdefriſt an zu begründen (8 13 Abſ. 2, 
88 41, 44 RH 0.). Die Begründung der Doppel⸗ 
ſteuerbeſchwerden hat zu enthalten die Erklärung, 
inwieweit die Entſcheidung angefochten und deren 
Aufhebung beantragt wird, ſowie die Angabe der 
Beſchwerdegründe und etwaiger Beweismittel; 
hierbei kann man ſich ohne Einſchrankung auf tatſaͤch⸗ 
liches Material, auch auf neue Tatſachen und 
Beweismittel berufen. 

Doppelſteuerbeſchwerden nach $ 14 Nr. 2 des 

0 0 (Doppelbeſteuerungen infolge von Lücken 

oppelſteuergeſetzes und gemeindliche Doppel⸗ 
beſteuerungen) können erſt dann vor den Reichs⸗ 
finanzhof gebracht werden, wenn die oberſten 
Landesbehörden der beteiligten Bundesſtaaten die 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung abgelehnt oder 
wegen deren Beſeitigung den Pflichtigen nicht aus⸗ 
reichend entlaſtende Anordnungen oder Verein⸗ 
barungen getroffen haben. Derartige Entſchließun⸗ 
gen der oberſten Landesbehörden müſſen daher, 
wenn ſie noch nicht vorliegen, in ſolchen Fällen 
vor der Anrufung des Reichsfinanzhofs erwirkt 
werden. Sie müſſen ſich auf den konkreten Doppel⸗ 
beſteuerungsfall beziehen; die Berufung des Pflich⸗ 
tigen darauf, daß die oberſte Landesbehörde die 
Beſeitigung der Doppelbeſteuerung in einem an⸗ 
deren gleichgelagerten Falle oder in einem früheren 
Jahre abgelehnt habe, genügt nicht. Für Doppel⸗ 
ſteuerbeſchwerden nach 8 6 des e 
iſt eine gleiche Vorſchrift weder im Geſetz über 
die Errichtung eines Reichsfinanzhofs noch in der 
Reichsfinanzhofordnung getroffen. Die Anrufung 
der oberſten Landesbehörden wird daher hier nicht 
unbedingt erforderlich ſein, es wird vielmehr ge⸗ 
nügen, daß die beiderſeitigen Steuerveranlagungen 
rechtskräftig ſind und der Pflichtige hiervon Kennt⸗ 
nis erlangt hat. 

Doppelſteuerbeſchwerden find bei der letztent⸗ 
ſcheidenden oberſten Landesinſtanz, gegebenenfalls 
bei der letztentſcheidenden oberſten Landesbehörde 
einzulegen; ſie können aber auch beim Reichsfinanz⸗ 
hof eingereicht werden. 

Rechtsbeſchwerden und andere Beſchwerden, die 
nicht ſorm⸗friſtgemäß eingelegt find, werden als 
unzuläſſig verworfen. Rechtsbeſchwerden und andere 
Beſchwerden, die zwar form⸗ und friſtgerecht ein⸗ 
gelegt aber ſachlich unbegründet ſind, werden 
zurückgewieſen. Iſt eine form⸗ und friſtgerecht 
eingelegte Rechts⸗ oder andere Beſchwerde ſachlich 
begründet und iſt mit Rückſicht hierauf die Ent⸗ 
ſcheidung der Vorinſtanz aufzuheben, ſo kann der 
Reichsfinanzhof die Sache zur anderweiten Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung an eine der Vor⸗ 
inſtanzen zurückverweiſen, er kann aber auch in 
der Sache ſelbſt entſcheiden (8 11 des Geſetzes). 
Verweiſt der Reichsfinanzhof die Sache zurück, ſo 
ſind die Vorinſtanzen an die rechtliche Beurteilung 
des Reichsfinanzhofs gebunden. Ihre Entſchei⸗ 
dungen unterliegen gegebenenfalls erneut der An⸗ 
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fechtung durch Beſchwerde und Rechtsbeſchwerde. 
Enticheidet der Reichsfinanzhof ſelbſt, jo kann er, 
wenn die Verhandlungen noch der Ergänzung in 
tatſächlicher Richtung bedürfen, dieſe vornehmen. 
Er kann zu dieſem Zwecke die erforderlichen Er⸗ 
mittelungen veranſtalten und Beweiſe (Beugen:, 
Sachverſtändigen⸗, Urkundenbeweis) erheben (8 22 
RTHD.). Eine Beweisaufnahme wird übrigens 


bei Rechtsbeſchwerden nur inſoweit in Betracht 


kommen können, als es ſich um die Behauptung 
weſentlicher Mängel des Verfahrens handelt, da 
die zuläſſigen Beſchwerdegründe anderer Art ſich 
ohne weiteres aus den Akten und den Gründen 
der angefochtenen Entſcheidung ergeben müſſen. 
Bei anderen Beſchwerden als Rechtsbeſchwerden 
iſt der Reichsfinanzhof in ſeinen Ermittelungen 
a Beweiserhebungen unbeſchränkt (3 42 Abi. 4 


HD). 

Erachtet der Senat zur Klärung der Sache 
eine mündliche Verhandlung für angezeigt, ſo kann 
er in jeder Lage des Verfahrens eine ſolche an⸗ R 


ordnen. Eine mündliche Verhandlung findet nur 
ſtatt, wenn ſie vom Senat (entweder von Amts 
wegen oder auf Parteiantrag) angeordnet wird. 
Ein unmittelbarer Zwang zum Erſcheinen des 
Steuerpflichtigen oder der ſonſt Beteiligten in der 
mündlichen Verhandlung beſteht nicht, im Falle 
des Nichterſcheinens wird jedoch nach Lage der 
Akten entſchieden (I 23 RF.) 


Findet eine mündliche Verhandlung ſtatt, ſo 


iſt fie öffentlich. Die Oeffentlichkeit iſt jedoch 
durch Senatsbeſchluß auszuſchließen, wenn dies 


aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der 


Sittlichkeit angemeſſen erſcheint oder wenn der 
Steuerpflichtige den Ausſchluß der Oeffentlichkeit 
beantragt ($ 24 RFSHD.. In Wehrbeitrags⸗, 


Beſitz⸗ oder Kriegsſteuerſachen wird daher der 


Steuerpflichtige den rechtzeitigen Antrag auf Aus⸗ 
ſchluß der Oeffentlichkeit nicht überſehen dürfen, 
wenn er nicht will, daß ſeine Vermögensver⸗ 
haltniſſe in öffentlicher Sitzung vorgetragen werden. 
Beantragt er den Ausſchluß der Oeffentlichkeit, 
ſo muß dieſem Antrag vom Senat entſprochen 
werden. 

Soweit die Rechtsbeſchwerde darauf geftüßt 
wird, daß ein Verſtoß wider den klaren Inhalt 
der Akten vorliegt, oder daß das Verfahren an 
einem weſentlichen Mangel leidet, hat der Reichs⸗ 
finanzhof nur die vorgebrachten Beſchwerdegründe 
auf ihre Stichhaltigkeit zu prüfen, dagegen iſt er 
nicht verpflichtet, von ſich aus nach weiteren ſolchen 
Verſtößen oder Maͤngeln zu ſuchen. In allen 
übrigen Fällen iſt der Reichsfinanzhof bei ſeiner 
Entſcheidung nicht an die geltend gemachten Be⸗ 
ſchwerdegründe gebunden (8 29 RTHD.). 

Beteiligt am Verfahren vor dem Reichsfinanz⸗ 
hof iſt in allen Fällen und unter allen Um⸗ 
ſtänden der Steuerpflichtige; außerdem können die 
Oberſte Landesbehörde und in Doppelſteuerſachen 


nach $ 14 Nr. 2 des Geſetzes auch die betroffenen 
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Gemeinden als Beteiligte in das Verfahren ein⸗ 
treten (88 21, 45 R 0.). Der Eintritt als 
Beteiligter verleiht dem Eintretenden Anſpruch auf 
rechtliches Gehör. Den Beteiligten find Abſchriften 
der nicht von ihnen eingereichten Schriftſätze mit⸗ 
zuteilen; zu dieſem Zwecke ſind von allen anderen 
Schriftſätzen als der Beſchwerde zwei Abſchriften 
mit einzureichen (88 8, 45 R O.). Die Betei⸗ 
ligten haben das Recht der Akteneinſicht nach 
Maßgabe des 87 RFHO. Sie find zur münd⸗ 
| lichen Verhandlung zu laden und dort zu hören 

(33 23, 26 RFHOD.). Die von einem Beteiligten 
vorgebrachten tatſächlichen Behauptungen können 
für zugeſtanden erachtet werden, wenn ſich die 
anderen Beteiligten nach Kenntnisnahme nicht in 
der mündlichen Verhandlung oder ſonſt darüber 
erklärt haben (8 29 Abſ. 3 R§H O.). Die Be: 
| teiligung am Verfahren zieht aber auch Folgen 
hinſichtlich der Koſtentragung und Koſtenerſtattung 
im u des Unterliegens nach ſich (88 65, 69 


590.) 
| Nach 8 15 der Reichsfinanzhofordnung können 
ſich einer Rechtsbeſchwerde die übrigen Be⸗ 
| ſchwerdeberechtigten bis zum Ablauf der Begrün⸗ 
dungsfriſt anſchließen. Durch die Anſchließung 
wird erreicht, daß der Reichsfinanzhof die an⸗ 
gefochtene Entſcheidung auch im Intereſſe des An⸗ 
ſchließenden, alſo zum Nachteil des Beſchwerde⸗ 
führers abändern kann (reformatio in pejus). 
Die Anſchlußbeſchwerde iſt innerhalb eines Monats 
nach der Einlegung zu begründen. Sie verliert 
ihre Wirkung, wenn die Rechtsbeſchwerde zurück⸗ 
genommen oder als unzuläſſig verworfen wird. 
Hat ſich jedoch ein Beſchwerdeberechtigter noch 
innerhalb der Beſchwerdefriſt der Rechtsbeſchwerde 
angeſchloſſen, jo wird es jo angeſehen, als habe 
er ſelbſtändig Beſchwerde eingelegt (5 16 RH .). 
Beſchwerdeberechtigt iſt außer dem Steuerpflich⸗ 
tigen jedenfalls auch die Reichsaufſichtsbehörde 
(8 23 des Geſetzes über die Errichtung eines Reichs⸗ 
finanzhofs uſw.). Ob auch die Oberſte Landes⸗ 
behörde oder ſonſt eine Landesbehörde beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt, bemißt ſich nach Landesrecht. In 
Bayern iſt durch die Verordnung vom 30. Sept. 
1918 zum Vollzuge des Geſetzes über die Er⸗ 
richtung eines Reichsfinanzhofs und über die Reichs⸗ 
aufſicht für Zölle und Steuern (GVBl. ©. 793) 
der Regierungsfinanzkammer das Recht, die Rechts⸗ 
beſchwerde an den Reichsfinanzhof einzulegen, für 
den Wehrbeitrag, die Beſitzſteuer und die Kriegs⸗ 
abgaben ($ 1) ausdrücklich eingeräumt. Dagegen 
iſt eine ähnliche Beſtimmung für die Erbſchafts⸗ 
ſteuern, die Umſatzſteuern uſw. ($ 2) nicht ge 
troffen. Dies hat ſeinen Grund darin, daß in 
den letzteren Angelegenheiten ohnehin die zur Ver⸗ 
tretung des ſtaatlichen Intereſſes berufenen Be⸗ 
hörden, nämlich die Regierungsfinanzkammern oder 
die Generaldirektion der Zölle als Oberbehörden 
entſcheiden. 
Im Verfahren vor dem Reichsfinanzhof findet 
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kein Anwaltszwang ftatt. Die Beteiligten können | einem etwaigen im entgegengeſetzten Intereſſe 
ſich aber durch Anwälte vertreten laſſen. Auch Beteiligten deſſen notwendige Auslagen zu erſtatten. 
die Vertretung durch andere Bevollmächtigte iſt Die Koſten der Zuziehung eines Rechtsanwalts 
zuläffig. Bevollmächtigte (und geſetzliche Vertreter) oder ſonſtigen Bevollmächtigten find nur zu er⸗ 
haben ſich auf Verlangen als ſolche auszuweiſen ſtatten, wenn der Senat die Zuziehung für not⸗ 
8 6 RFHDO.). Geſchäftsmäßige Vertreter, die wendig erklart hat (8 63 RS.). 
nicht Rechtsanwälte find, können zurückgewieſen Der Anſpruch auf Erſtattung der Koſten kann 
werden (3 24 Abi. 4 RFHO.). Die Koften der nur auf Grund eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
Zuziehung eines Rechtsanwalts oder ſonſtigen Bes geltend gemacht werden, den die Geſchäftsſtelle des 
vollmächtigten find einem obfiegenden Beſchwerde⸗ Reichsfinanzhofs auf Antrag erteilt. Gegen die 
führer nur zu erftatten, wenn der Senat die Zu: Feſtſetzung der Geſchäftsſtelle kann innerhalb eines 
ziehung für notwendig erklärt hat (8 63 Abſ. 3 Monats von der Zuſtellung an Erinnerung erhoben 
RF H.). werden, über die der Senat gebührenfrei entſcheidet. 
Das Geſuch um Koſtenfeſtſetzung ſowie die Erinne⸗ 
rung gegen die Feſtſetzung der Geſchäftsſtelle 
können beim Reichsfinanzhof ſchriftlich oder zu 
Protokoll angebracht werden. Zur Berückfichtigung 
eines Anſatzes genügt deſſen Glaubhaftmachung. 


IV. Sonſtiges. 


Nach § 25 Abſ. 1 des Geſetzes über die Er⸗ 
richtung eines Reichsfinanzhofs uſw. beginnt der 
Reichsfinanzhof ſeine Tatigkeit am 1. Oktober 1918. 
Nach § 25 Abſ. 2 des gleichen Geſetzes treten von 
dem gleichen Zeitpunkt an die entgegenſtehenden 
Vorſchriften der Reichsabgabengeſetze (8 7) über 
den Rechtsmittelzug mit der Maßgabe außer Kraft, 
daß die bisherigen Vorſchriften für die Fälle weiter 
gelten, in denen ein anderes Rechtsmittel als die 
Verwaltungsbeſchwerde vor dem 1. Oktober 1918 
eingelegt worden iſt. Ein anderes Rechts⸗ 
mittel als die Verwaltungsbeſchwerde iſt die Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs, ferner die Anrufung 
der in ihren Entſcheidungen von Weiſungen einer 
höheren Verwaltungsſtelle unabhängigen Beru⸗ 
fungskommiſſion. Sofern daher z. B. vor dem 
1. Oktober 1918 in einer Erbſchaftsſteuer⸗ oder 
Reichsſtempelangelegenheit gerichtliche Klage er⸗ 
hoben oder in einer Wehrbeitrags⸗, Beſitzſteuer⸗ 
oder Kriegsſteuerſache Berufung zur Berufungs⸗ 
kommiſſion eingelegt war, verbleibt es bei dem 
bisherigen Inſtanzenzuge und kann der Reichs⸗ 


III. Koſten des Verfahrens. 


Das Verfahren vor dem Reichsfinanzhof iſt 
nicht koſtenfrei. Dies gilt ſowohl für Rechtsbe⸗ 
ſchwerden, als auch für andere Beſchwerden. 

Für das Verfahren werden Gebühren nach 
dem Werte des Streitgegenſtandes erhoben. Die 
volle Gebühr bemißt ſich nach $ 8 des Reichsge⸗ 
richtskoſtengeſetzes, ſie beträgt mindeſtens 50 Mark. 
Die volle Gebühr erhöht ſich auf das Doppelte, 
wenn eine mündliche Verhandlung oder eine Be⸗ 
weisaufnahme ſtattgefunden hat; fie ermäßigt ſich 
auf die Hälfte, wenn die Rechtsbeſchwerde oder 
die Beſchwerde zurückgenommen worden iſt. Außer⸗ 
dem kann bei Gegenftänden von beſonderer Be: 
deutung oder beſonderem Umfang die Gebühr bis 
auf das Doppelte erhöht werden. Streitgegenſtand 
iſt regelmäßig der Unterſchied zwiſchen der Steuer 
nach der Entſcheidung der Vorinſtanz und der 
Steuer nach den Anträgen des Beſchwerdeführers. 
Zur Deckung der Auslagen wird eine Pauſchale 
von 15 vom Hundert der Gebühr erhoben. Der 
Höchſtbetrag des Pauſchale iſt O0 Mark. Ge⸗ 
ſondert in Rechnung geſtellt werden an Auslagen 
nur Schreibgebühren für auf Antrag erteilte Ab⸗ 
ſchriften oder Ausfertigungen oder für Abſchriften, 
die angefertigt werden, weil der Beteiligte es unter⸗ 
laſſen hat, einem von Amts wegen zuzuſtellenden 
Schriftſatz die erforderliche Anzahl von Abſchriften 
beizufügen, ferner Telegraphengebühren und Fern⸗ finanzhof nicht angegangen werden, gleichgültig 
ſprechgebühren im Fernverkehr, Koſten einer öffent wieweit und bis in welche Inſtanz das anhängig 
lichen Bekanntmachung, Zeugen⸗ und Sachver⸗ gemachte Verfahren bereits ſeinen Fortgang ge⸗ 
ſtändigengebühren, Reiſekoſten des Reichsfinanzhofs nommen hat. 
und an andere Beamten, Behörden oder Perſonen Bei dem Umſtande, daß das Geſetz über die 
für ihre Tätigkeit zu zahlende Beträge (58 52 | Errichtung eines Reichsfinanzhofs ulm. und die 
—54 RFHD.). Reichsfinanzhofordnung erſt am 1. Oktober 1918 

Die Gebühren und Auslagen werden von der in Kraft getreten ſind, fehlte es vor dem 1. Ok⸗ 
Geſchäftsſtelle des Reichsfinanzhofs angeſetzt und tober 1918 an den erforderlichen Vorſchriften über 
durch Vermittelung der Landesbehörden eingezogen. die Einlegung der Rechtsbeſchwerden und Beſchwerden 


Ueber Erinnerungen gegen den Anſatz entſcheidet an den Reichsfinanzhof. Rechtsbeſchwerden und 
der Senat gebührenfrei. Beſchwerden konnten daher erſt vom 1. Oktober 

Den Beteiligten, die im Verfahren vor dem 1918 an eingelegt werden. War die anzufechtende 
Reichsfinanzhof unterlegen find, ſind nach näherer Entſcheidung ſchon vor dem 1. Oktober 1918 dem 
Beſtimmung der 88 65 — 68 der Reichsfinanzhof⸗ | Steuerpflichtigen bekannt gemacht, fo wäre für die 
ordnung die Koſten aufzuerlegen. Wer hiernach Beſchwerdeeinlegung vom 1. Oktober 1918 an 
zur Tragung der Koſten verurteilt iſt, iſt Schuldner nur mehr der von da an noch verbleibende Reſt 
der Koſten des Verfahrens und hat außerdem der Beſchwerdefriſt (8 11 RFHO.) zur Verfügung 
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geſtanden. Die Reichsfinanzhofordnung beſtimmt 
aber in 8 74 Abſ. 2, daß, wenn eine Entſcheidung 
vor dem 1. Oktober 1918 erlaſſen iſt, gegen die 
nach 8 25 Abſ. 2 des Geſetzes der Reichsfinanzhof 
angerufen werden kann, die Beſchwerdefriſt mit dem 
1. Oktober 1918 beginnt, ſofern ſie nicht nach 8 11 
Abſ. 2 der Reichsfinanzhofordnung mit einem ſpäteren 
Tage in Lauf geſetzt wird. Dieſe Vorſchrift wird 
indeſſen nur auf ſolche vor dem 1. Oktober 1918 
erlaſſene Entſcheidungen zu beziehen ſein, die nicht 
bereits noch nach altem Recht rechtskräftig geworden 
find; denn es kann unmöglich in der Abſicht der 
Reichs finanzhofordnung gelegen fein, vor dem 
1. Oktober 1918 längft rechtskräftig erledigte Fälle 
wieder neu aufleben zu laſſen. 

Für Doppelſteuerbeſchwerden find beſondere 
Uebergangsvorſchriften nicht getroffen. Der Reichs⸗ 
finanzhof kann daher wohl vom 1. Oktober 1918 an 
in allen im 8 14 des Geſetzes bezeichneten Fällen an⸗ 
gerufen werden, in denen die Friſt für die An⸗ 
rufung (8 6 des Doppelſteuergeſetzes, $ 43 der 
RTHDO.) noch nicht abgelaufen iſt. 


Sind die Kriegsteuerungsbezüge der Beamten 
bei Berechnung der Unfall fürſorgebezüge an- 
zuſetzen? 

Von Miniſterialrat Dr. M. Reindl in München. 


Durch die Bek. ſämtlicher Zivilſtaatsminiſterien 
vom 23. März 1918 (GVBl. S. 197) find den 
baheriſchen Staatsbeamten bis auf weiteres Kriegs⸗ 
teuerungsbezüge bewilligt worden, die ſich in „All⸗ 
gemeine Zulagen“, in „Kinderzulagen“ und in 
„Kriegsteuerungsbeihilfen“ gliedern. In Ziff. I 
Nr. 9 Abſ. III und Ziff. IV Nr. 17 dieſer Be⸗ 
kanntmachung iſt ſodann ausgeſprochen, daß dieſe 
Kriegsteuerungsbezüge „keinen Beſtandteil des 
penſionsfähigen Dienſteinkommens oder des 
Sterbegehalts bilden“ und jederzeit widerrufen 
werden können. 

Hiedurch iſt ein Doppeltes ausgedrückt, einmal 
pofitiv, daß dieſe Kriegsteuerungsbezuge zum 
„Dienſteinkommen“ zählen, und dann negativ, 
daß ſie bei der Berechnung der Penſion und 
des Sterbegehalts nicht angeſetzt werden dürfen. 

Daß die Kriegsteuerungsbezüge zum Dienſt⸗ 
einkommen gerechnet werden, entſpricht der auf 
dem Gebiete des Verſicherungsrechts über die 
rechtliche Natur derartiger Bezüge ergangenen 
Rechtſprechung. Sowohl in einer Entſcheidung 
des bay. Landesverſicherungsamts vom 11. Dezember 
1916 als auch in einer grundſaͤtzlichen Entſch. 
des Reichsverſicherungsamts (Amtl. Nachr. 1917 
S. 590 Nr. 2385) und des Oberſchiedsgerichts 
für die Angeſtelltenverſicherung (, Angeſtellten⸗ 
verſicherung“ 1917 S. 78 Nr. 195) iſt ausge⸗ 
ſprochen worden, daß die allerorts gewährten 
Kriegsteuerungszulagen nach den derzeitigen wirt⸗ 


— ———n. 
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ſchaftlichen Verhältniſſen und ihrer Zweckbeſtimmung 
im allgemeinen als Gegenleiſtung für die Arbeits⸗ 
tätigkeit des Empfängers betrachtet und daher zum 
Entgelt im Sinne des 8 160 RVO. und des 
8 2 AngVerſG. gerechnet werden müßten. Was 
hier hinſichtlich der Zurechnung dieſer Bezüge zum 
Entgelt im Sinne des Verſicherungsrechts ausge⸗ 
führt iſt, trifft in gleicher Weiſe auch für die Frage 
der Zurechnung zum Dienſteinkommen des Beamten 
zu. Auch hier haben ſich dieſe Bezüge mehr und 
mehr von dem urſprünglichen Geſichtspunkte ent⸗ 
fernt, daß ſie lediglich eine auf bloßer Liberalität 
des Staates als Arbeitgebers beruhende Zuwendung 
und als eine reine Unterſtützung anzuſehen ſeien, 
und ſich zu einem Beſtandteile der dem Beamten 
für ſeine Arbeitsleiſtung gewährten Vergütung ent⸗ 
wickelt. Der Staat betrachtet demgemäß dieſe 
Kriegsteuerungsbezüge auch als Beſtandteil des 
ſteuerbaren Einkommens im Sinne des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes und zieht ſie zur Steuer 
heran (vgl. Aeußerung des früheren Finanzminiſters 
v. Breunig in der Sitzung der Kammer der Abg. 
vom 3. Marz 1917, Sten Ber. Bd. 15 S. 350, 
353). 

Schwankend war die Auffaſſung in Rechtslehre 
und Rechtſprechung hinſichtlich der Frage, ob die 
Kriegsteuerungsbezüge bei der Berechnung des 
pfändbaren Dienſteinkommens im Sinne des $ 850 
Abſ. 1 Ziff. 8 und Abi. 2 ZPO. und der Bundes⸗ 
rats⸗Bek. hiezu vom 17. Mai 1915 (RG Bl. 
S. 285) in Anſatz gebracht werden dürfen. Waͤhrend 
die Frage vom OLG. Königsberg bejaht wurde 
(ſ. DIZ. 1918 S. 971), haben fie das OLG. 
Cöln (ſ. JW. 1917 S. 556) und das OLG. 
Bamberg (BayziR. 1918 S. 48) verneint. 
Auch in der Rechtslehre waren die Meinungen 
geteilt (ſ. Wolf in Bay3fR. 1918 S. 48 und 
Dittrich ebenda 1918 S. 76). Klargeſtellt wurde 
dann die Frage durch die Bundesratsverordnung 
vom 2. Mai 1918 (RGBl. S. 382), indem aus 
ſozialpolitiſchen Erwägungen die Unpfändbarkeit 
der Kriegsteuerungsbezüge ausgeſprochen wurde. 

Die Vorſchrift in der gemeinſamen MinBek. 
vom 23. Maͤrz 1918, daß die Kriegsteuerungs⸗ 
bezüge keinen Beſtandteil des penſionsfähigen 
Dienſteinkommens bilden ſollen, will beſagen, daß 
dieſe Bezüge bei der Berechnung des regelmäßigen 
Ruhegehalts und der regelmäßigen Hinterbliebenen⸗ 
bezüge (Art. 52, 74 u. 75 BGG.) nicht angerechnet 
werden dürfen. Es ſolgt dies übrigens ſchon aus 
Art. 39 Abſ. 2 BG., wonach zum penſions⸗ 
fähigen Dienſteinkommen nur der Gehalt und 
der durch die Gehaltsordnung als penſionsfähig 
erklärte Teil des Nebeneinkommens und außerdem 
bei gegebener Vorausſetzung (Art. 28 Abſ. 2 BG.) 
der Teilbetrag der nächſten in der Gehaltsordnung 
vorgeſehenen Dienſtalterszulage gehört und die Bu: 
rechnung anderer Bezüge zum penſionsfähigen 
Dienſteinkommen nur durch Abänderung des BG. 
zuläſſig wäre. Auch die Vorſchrift in der Min Bek. 
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vom 23. März 1918, daß die Kriegsteuerungs⸗ 
bezüge keinen Beſtandteil des Sterbegehalts bilden, 
ergibt ſich ſchon aus Art. 72 BG., wonach nur 
der in der Gehaltsordnung vorgeſehene Gehalt 
(Art. 26), nicht auch ſonſtiges Dienſteinkommen, 
ſelbſt ſoweit es nach Art. 39 Abſ. 2 als penſions⸗ 
fähig erklärt iſt, als Sterbegehalt zu betrachten iſt 
bel. 2 Reindl, Komm. z. BG. Bem. 4 zu Art. 72 
. 362). 

Zweifel find nun aber über die Frage ent: 
fanden, ob die Kriegsteuerungsbezüge (allgemeine 
Zulagen, Kinderzulagen und Kriegsteuerungsbei⸗ 
hilfen) nicht wenigſtens bei der Bemeſſung des 
Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge nach 
den Unſallfürſorgebeſtimmungen (Art. 89, 90, 92, 
201 BG.) zum Dienſteinkommen zu rechnen ſind. 

Die Frage iſt m. E. in bejahendem Sinne zu 
beantworten. Denn der Begriff des Dienſtein⸗ 
kommens im Sinne des Art. 92 BGG. iſt ein 
weiterer, als er in Art. 39 Abſ. 2 für die regel⸗ 
mäßigen Falle der Bemeſſung des Ruhegehalts 
und der Hinterbliebenenbezüge (Art. 52, 74 u. 75) 
vorgeſehen iſt und umfaßt nicht bloß das penſions⸗ 
fähige Dienſteinkommen im Sinne des Art. 39 
Abſ. 2, ſondern das geſamte von dem Beamten 
zuletzt, d. h. im Zeitpunkte der Ruheſtandsverſetzung 
bzw. des Todes bezogene dienſtliche Einkommen, 
ſoweit nicht in Art. 92 Ziff. 1—4 ſelbſt eine Aus: 
nahme vorgeſehen iſt (vgl. Reindl, Komm. z. BG. 
Bem. 1 zu Art. 92 S. 454). Keine dieſer Aus⸗ 
nahmen trifft aber auf die Kriegsteuerungsbezüge 
zu. Denn fie find keine „feſtſtehenden Neben⸗ 
bezüge“ im Sinne der Ziff. 1 a. a. O.; und wären 
ſie es, jo wären fie gleich rohl anzurechnen, weil 
in den Etats keine Beſtimmung über ihre Nicht⸗ 
einrechnung getroffen iſt. Sie ſind auch keine „Ein⸗ 
kommensbeſtandteile, die ihrer Natur nach fallend 
und ſteigend find“ im Sinne der Ziff. 2 a. a. O., 
da ſie, wenn auch ihre Höhe nach der Größe des 
Einkommens und der Zahl der Kinder verſchieden 
iſt, doch bei gegebener Vorausſetzung in einem im 
Voraus beſtimmten feſtſtehenden Betrage beſtehen 
und nicht von der wirklichen Dienſtleiſtung ab⸗ 
hängen. Daß ſie auch nicht zu den in Ziff. 3 
u. 4 a. a. O. aufgeführten Dienſtaufwands⸗ und 
Repräſentationskoſten und Ortszulagen der Aus⸗ 


landsbeamten ſowie zu den bloß zufälligen Dienſt⸗ 


einkünften wie Tagegelder, Gewinnanteilen oder 
Remunerationen zählen, iſt ohne weiteres klar. 
Somit erübrigt angeſichts der Vorſchrift des 
Art. 92 im Eingang nur, die Kriegsteuerungs⸗ 
bezüge zum Dienſteinkommen im Sinne dieſes 
Artikels zu rechnen. 

Daß ſich hiedurch die Unfallfürſorgebezüge ganz 
weſentlich erhöhen, liegt auf der Hand. So er⸗ 
freulich dies auf der einen Seite iſt, ſo unbillig 
iſt es gegenüber jenen Beamten, deren Dienſt⸗ 
unfähigkeit oder Tod nicht gerade auf einen Un⸗ 
fall im Dienſte, ſondern auf eine andere bei oder 
in Ausübung des Dienſtes erworbene Erkrankung 
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zurückzuführen iſt und mit der regelmäßigen Benfion 
abgegolten wird, zumal im letzteren Falle ohnehin 
ſchon meiſt ein niedrigerer Hundertſatz zugrunde 
zu legen iſt. Daß hier ſehr hohe Unterſchieds⸗ 
beträge in Frage kommen können, zeigt folgendes 
Beiſpiel: Ein Eiſenbahnſekretaͤr der Klaſſe 17 der 
Gehaltsordnung mit einem Gehalte von 3000 M, 
in deſſen Bezug er ſeit 6 Monaten ſteht, und 
einem Familienſtande von 2 Kindern unter 
18 Jahren wird infolge einer Erkrankung, die er 
ſich als Fahrdienſtleiter einer Station der Orts⸗ 
klaſſe A durch Erkältung in Ausübung des Dienſtes 
zugezogen hat und die nicht als „Unfall“ ange⸗ 
ſehen werden kann, dienſtunfähig. Sein Ruhegehalt 
beträgt in der Annahme, daß er eine penſions⸗ 
fähige Dienſtzeit von 19 ⅜ Jahren zurückgelegt 


hat, 55% aus 3000 + = 6 = 3050 M = 


1677,5 M, aufgerundet 1680 M. Wäre er bei der 
Ausübung des gleichen Dienſtes durch einen Fall 
auf dem Bahnſteig, alſo infolge eines Betriebs⸗ 
unfalls, dienſtunfähig geworden, ſo würde er als 
Ruhegehalt 66 / % aus 3000 Gehalt, 720 M 
allgemeine Zulage, 240 M Kinderzulage und 312 M 
Kriegsteuerungsbeihilſe, alſo 66 %% aus 4272 M 
— 2848 M, aufgerundet 2850 , zu beanſpruchen 
haben, demnach um 1170 M mehr als in erſterem 
Falle. In ähnlicher Weiſe würde ſich auch ein er⸗ 
heblicher Unterſchied in den Bezügen der Hinter⸗ 
bliebenen!) ergeben. Es erſcheint daher als 
dringendes Gebot der Billigkeit, die Kriegsteuerungs⸗ 
bezüge wenigſtens zum Teil, z. B. die allgemeine 
Zulage, auch für die regelmäßige Penſion und 
Hinterbliebenenverſorgung als Beſtandteil des 
penfionsfähigen Dienſteinkommens durch ent⸗ 
ſprechende Aenderung des BG. zu erklären. 


Kleine Mitteilungen. 


Wer iſt im Sinne der ABO. Arbeitgeber eines 
Mesnerſtellvertreters 7 Dieſe Frage iſt im folgenden 
Falle brennend geworden. W. war für die Zeit vom 
1. März 1913 bis 5. Aug. 1914 von dem Lehrermesner 
L. als Mesnerſtellvertreter angeſtellt, weil eine förm⸗ 
liche Trennung des Mesnerdienſtes vom Schuldienſte 
nicht durchführbar war. Vom Jahresgehalte des W. 
übernahm für das Jahr 1913 der Lehrer 166.67 M, 
während die Kirchenſtiftung S. einen Zuſchuß von 
75 M und der Kreis einen ſolchen von 125 M be⸗ 
willigten. Im Jahre 1914 übernahm der Lehrer 
200 M, während ſich die Zuſchüſſe der Kirchenſtiftung 
und des Kreiſes auf 90 und 150 M erhöhten. Zum 
Heere einberufen, erlitt W. am 5. Jan. 1915 eine 
Kriegsbeſchädigung, welche ihn zur Stellung eines 
Antrages auf Gewährung von Invaliden-⸗ (Kranken-) 
Rente am 19. Nov. 1915 veranlaßte. Er erhielt denn 
auch eine ſolche mit (rechtskräftigem) Beſcheid der 


— 


1) Bei der Witwe gegen 672 M im erſteren Falle, 
1140 M im zweiten Falle, bei den beiden Kindern als 
einfachen Waiſen je 135 M gegen je 855 M. 
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Landesverſicherungsanſtalt O. vom 27. Febr. 1917, 
nach dem u. a. noch 42 Marken II. Lohnklaſſe nachzu⸗ 
bringen waren. 

Gelegentlich dieſer Markennachholung entſtand 
nun Streit zwiſchen der Kirchenſtiftung und dem 
Lehrer L. darüber, wer von ihnen Arbeitgeber des 
W. und ſonach zur Bezahlung der 42 Wochenbeiträge 
verpflichtet ſei. Um die Rentenfeſtſetzung nicht länger 
aufzuhalten, leiſtete die Kirchenſtiftung zunächſt frei⸗ 
willig die Beiträge, vorbehaltlich ihres Anſpruches 
auf Er ſatz. 

Meine Rechtsanſicht iſt folgende. 

1. Zuſtändigkeit. Zuſtändig zur Verbeſchei⸗ 
dung des Streites, der ſich als Streit über die Bei⸗ 
tragsleiſtung i. S. des 8 1459 RVO. darſtellt, iſt das 
Verſicherungsamt des Beſchäftigungsortes gemäß den 
88 1780, 1781. 1785 RVO., 88 7, 8 der kaiſerl. VO. 
vom 24. Dez. 1911 über Geſchäftsgang und Verfahren 
der Verſicherungsämter. Die Ausnahme (Hervor⸗ 
treten bei der Rentenfeſtſetzung) im 8 1459 RVO. 
greiſt hier nicht Platz; denn der Streit iſt angeſichts 
der Tatſache, daß die Beiträge tatſächlich bereits be⸗ 
zahlt ſind und deshalb die Rente des W. ſchon feſt⸗ 
geſtellt iſt, nicht bei, ſondern nur gelegentlich der 
Rentenfeſtſetzung hervorgetreten, m. a. W.: ſeine Ent⸗ 
ſcheidung iſt nicht eine weſentliche Grundlage für die 
Rentenfeſtſetzung im gegebenen Falle. Aus die ſem 
Grunde iſt auch weder der Verſicherte W. noch die 
Landesverſicherungsanſtalt O. „Beteiligter“; Betei⸗ 
ligte ſind nur die beiden Streitsteile (Kirchenſtiftung 
und Lehrer). 

2. Sachliche Würdigung. Die Verſicherungs⸗ 
rechtſprechung ſteht auf dem Standpunkte, daß weniger 
das zivilrechtliche Arbeitsverhältnis, als vielmehr das 
tatfächlich: perfönlihe und wirtſchaftliche Abhängig⸗ 
keitsverhältnis maßgebend iſt für die Frage, wer im 
einzelnen Falle Arbeitgeber ſei (ſ. die „Anleitung“ 
des RVA. „über den Kreis der nach der RVO. gegen 
Invalidität und gegen Krankheit verſicherten Perſonen“ 
vom 26. April 1912: Ziff. 11, 14). Darüber beſteht 
nun kein Zweifel, daß vom zivilrechtlichen Stand- 
punkt aus der Lehrer Arbeitgeber ift. da unbeſtritten 
er es war, der den Vizemesner angeſtellt und unter 
Zuhilfenahme der Zuſchüſſe auch bezahlt hat. Legt 
man aber die perſönliche und wirtſchaftliche Abhängig⸗ 
keit von einer beſtimmten Perſon zugrunde, ſo kommt 
man auch dazu, den Lehrer und nicht die Kirchen⸗ 
lin als den Arbeitgeber des Vizemesners anzu⸗ 
ehen. 

a) Was zunächſt die perſönliche Seite anlangt, 
ſo beſteht für den Vizemesner keinesfalls ein Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis zur Kirchenſtiftung. Da auch er 
ein weltlicher Kirchendiener iſt, unterliegt er dem Auf⸗ 
fiht8- und Anordnungsrechte des „rector ecclesiae“, 
nämlich des Pfarrers als Kirchenvorſtand; die Kirchen⸗ 
verwaltung als ſolche hat dabei, alſo in rein perſön⸗ 
licher Hinſicht, nichts zu jagen. Das Recht des Pfar⸗ 
rers reicht nun nicht ſoweit, daß er den Vizemesner 
auch anſtellen, ihm alſo Arbeit „geben“, und ihn 
wieder entlaſſen könnte, weil es in der öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Natur der Dienſtleiſtung des Vizemesners be⸗ 
gründet iſt, ſich darin aber auch erſchöpft. Angeſtellt 
und entlaſſen wird er vielmehr durch den Lehrer⸗ 
mesner. Der Pfarrer kann nur auf dieſen einwirken, 
daß er z. B. einen unwürdigen Vizemesner wieder 
entläßt (ſ. hiezu Meurer, Bayer. Kirchenvermögens⸗ 
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recht, II. Pfründerecht, 1901, S. 171, 172). Es hängt 
alſo der Vizemesner dann, wenn ihn der Lehrer⸗ 
mesner anſtellt — wie dies auch hier unbeſtritten 
geſchehen iſt —, in perſönlicher Hinſicht jedenfalls in 
erſter Linie vom Lehrermesner als dem Anſtellenden 
und Entlaſſenden ab, erſt in zweiter Linie oder beſſer 
geſagt: mittelbar vom Pfarrer als Kirchenvorſtand. 
Dieſen aber als Arbeitgeber oder als Mitarbeitgeber 
aufzufaſſen, geht deswegen nicht an, weil der Vize⸗ 
mesner vom Pfarrer nicht auch entlohnt wird, ſomit 
die zweite Vorausſetzung für den Arbeitgeberbegriff 
nicht gegeben iſt, das Beſtehen wirtſchaftlicher Ab⸗ 
hängigkeit vom Pfarrer. 

b) Aber auch ein wirtſchaftliches Abhängig⸗ 
keitsverhältnis beſteht nur zum Lehrermesner. Wie 
dieſer den Vizemesner anſtellt und entläßt, ſo bezahlt 
er ihn auch grundſätzlich (ſ. Meurer a. a. O, ferner Reg.⸗ 
Entſchl. v. 16 Febr. 1874, Schwäb. Kr ABl. S. 217ff., 
Abi. 2, 4 Ziff. 4). So iſt denn auch W. — ebenfalls 
unbeſtritten — ſtets vom Lehrer allein unterhalten 
worden, während der Zuſchuß der Kirchenſtiftung nur 
dieſem zur Bezahlung des Vizemesners gewährt war. 
Daß der Zuſchuß der Kirchenſtiftung keine unmittel⸗ 
bare wirtſchaftliche Abhängigkeit des Vizemesners ihr 
gegenüber begründen konnte, iſt ſchon wegen der Frei⸗ 
willigkeit und der Höhe der Leiſtung klar; auch der 
Fall des Art. 12 Abſ. 1 Ziff. 3 mit Art. 82 Abſ. 2 
KGem . iſt hier nicht gegeben. Nur mittelbar kann 
in dieſer Beziehung die Leiſtung der Kirchenſtiftung 
inſoferne in Betracht kommen, als für den Vizemesner 
dann, wenn der Zuſchuß einmal entzogen würde, und 
der Lehrer ſich zur Ergänzung des Gehaltes des Vize⸗ 
mesners nicht entſchließen könnte, den letzteren viel⸗ 
mehr lieber entlaſſen würde, eben das Verhalten der 
Kirchenſtiftung der mittelbare Grund für ſeine Ent⸗ 
laſſung wäre. Wegen dieſer mittelbaren Abhängigkeit 
aber die Kirchenſtiftung als Arbeitgeberin des Vize⸗ 
mesners zu betrachten, iſt wegen des — oben er⸗ 
wähnten — Fehlens der perſönlichen Abhängigkeit von 
ihr nicht möglich. Was von dem Zuſchuſſe der 
Kirchenſtiftung geſagt wurde, gilt eniſprechend von 
dem Zuſchuſſe des Kreiſes. 

c) Iſt ſonach der Vizemesner nur vom Lehrer 
Emesner) perſönlich und gleichzeitig auch wirtſchaft⸗ 
lich abhängig, ſo kann auch nur dieſer als Arbeit- 
geber angeſehen werden. Anders läge die Sache — 
von dem hier nicht zutreffenden Falle des Art. 12 
Abſ. 1 Ziff 3 KGemO. abgeſehen — nur dann, wenn 
durch die Aufſtellung des W. eine förmliche Trennung 
des Mesnerdienſtes vom Schuldienſte herbeigeführt 
worden wäre. In dieſem Falle wäre W von der 
Kirchenſtiftung anzuſtellen und zu bezahlen geweſen, 
ſo daß er ſowohl in (unmittelbar) perſönlicher als 
auch wirtſchaftlicher Hinſicht von ihr abhängig geweſen 
wäre. Daß dies aber weder geſchehen noch beabſichtigt 
war, geht ſchon daraus hervor, daß nur ein Mesner⸗ 
ſtellvertreter aufgeſtellt wurde (vgl. auch die oben 
zu b) zit. Reg.⸗Entſchl. a. a. O.).) 

Rechtsanwalt Dr. Pollwein in Kempten. 


9 Das Verſicherungsamt Kempten (Bezirksamt) 
iſt in ſeinem Beſchluſſe vom 21. Mai 1917 Nr. 354 den 
vorſtehenden Ausführungen beigetreten. 
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Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
ö 1 


Kauf. Zurückbehaltungsrecht. Uumsglichkeit der 
Erfüllung. Verſtoß gegen die guten Sitten dei abſtrakter 
Schadens berechnung. Die Klägerin verkaufte an die 
Beklagte am 13. Oktober 1914 ca. 320 Ztr. Wieman⸗ 
Vacheſeiten, lieferbar teils ſofort, teils innerhalb vier 
Wochen, und am 2. Dezember 1914 ca. 320 Dutzend 
Chrom⸗Schafleder. Bon dem am 2. Januar 1915 fälligen 
Kaufpreiſe für die letztere Ware behielt die Bell. 
25 500 M zurück, weil die Kl. mit der Lieferung von 
17581 Pfd. Wieman⸗Vacheſeiten aus dem erſteren Ver⸗ 
trag im Rückſtand war. Wegen Nichtlieferung dieſer 
17581 Pfd. machte die Bekl. gegenüber der auf Zahlung 
der 25 500 M gerichteten Klage eine Schadenserſatz⸗ 
905001 runs wegen Nichterfüllung in Höhe von 

M, und zwar zu dem die Klagforderung übers 
ſteigenden Betrage widerklagend, geltend, da ſie der 
Kl. durch Brief vom 14. Dezember 1914 eine Nach⸗ 
friſt bis Ende desſelben Monats unter Androhung des 
Deckungskaufs geſetzt und durch Schreiben vom 5. Januar 
1915 dieſe Friſt bis zum 12. Januar 1915 verlängert 
hatte. Das LG. berechnete die Höhe des Schadens der 
Bekl. auf 17 580 M und verurteilte fie unter Abweiſung 
der Widerklage zu 7920 M. Das O. billigte der 
Bekl. nur 3702 M Schadenserſatz zu und verurteilte 
ſie unter Abweiſung ihrer Anſchlußberufung auf die 
Berufung der Klägerin zur Zahlung von 21 798 M. 
Auf die Reviſion der Bekl. wurde das BU., ſoweit zu 
ungunſten der Bekl. erkannt worden war, aufgehoben 
und die Sache an das BG. zurückverwieſen. Die An⸗ 
ſchlußreviſton der Kl. wurde zurückgewieſen. 

Gründe: I. Die Anſchlußreviſion der Kl. iſt nicht 
begründet. Sie bittet zunächſt um Nachprüfung des 
Bu. inſofern, als es die Einwendung der Kl. gegen- 
über der Schadenserſatzgegenforderung der Bekl. zurück⸗ 
gewieſen hat, daß der Verzug der Bekl. mit der Zah⸗ 
lung der Klageſumme ſie von der Pflicht zur Lieferung 
der Wieman⸗Vacheſeiten entbunden habe. Dieſe Ein⸗ 
wendung erledigt ſich aber mit der Feſtſtellung des 
Bu., daß die beiden Kaufabſchlüſſe vom 13. Oktober 
und vom 2. Dezember 1914 in gar keinem Zuſammen⸗ 
hange ſtänden, fo daß auch ein Zurückbehaltungsrecht 
der Kl. nicht begründet ſei. Dem Begriffe „desſelben 
rechtlichen Verhältniſſes“ i. S. des § 273 BGB. iſt 
allerdings in der ſtändigen Rechtſprechung des Reichs: 
W eine weite Ausdehnung gegeben worden; es 
ann auch vorliegen, wenn der Anſpruch und der 
Gegenanſpruch auf verſchiedenen Verträgen beruhen 
988. NEL. Bd. 68 S. 32, Bd. 77 S. 437, Bd. 78 S. 336; 

W. 1911 S. 486; L Z. 1911 Sp. 926 Nr. 16; Warneyer 
Bd. 2 S. 12, Bd. 4 S. 116, Bd. 10 S. 204, 427). Immer 
aber iſt eine derartige Beziehung der Anſprüche zu⸗ 
einander erforderlich, daß es als ein Verſtoß gegen 
Treu und Glauben angeſehen werden müßte, wenn 
der eine Teil von dem anderen die Leiſtung fordern 
wollte, ohne gleichzeitig ſeine Gegenleiſtung zu machen 
8530 Bd. 57 S. 5 ff., Bd. 68 S. 32, Bd. 72 S. 65, 103; 
Bd. 76 S. 336; Bd. 83 S. 268; JW. 1911 S. 486, 
Sruch. Bd. 58 S. 924; Warneyer Bd. 10 S. 16, 427). 
Daß hier eine ſolche Beziehung zwiſchen dem Klag— 
anſpruch und dem Schadenserſatzanſpruche der Bekl. 
beſtanden hat, wäre von der Kl. darzulegen geweſen. 
Dieſe hat aber nicht geltend gemacht, daß ſie in dieſer 
Hinſicht irgendwelche Behauptungen aufgeſtellt habe, 
die in dem angefochtenen Urteile nicht gewürdigt ſeien. 
Dem Einwande der Kl. ſteht aber ferner auch der von 
dem BR. hervorgehobene Umſtand entgegen, daß ſie 
. ſeit dem 14. Dezember 1914 mit der Lieferung 

er Wieman⸗Vacheſeiten im Verzug war, während ihre 
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Klagforderung erſt am 2. Januar 1915 fällig wurde. 
Durch die Fälligkeit dieſes Gegenanſpruchs wurde, auch 
wenn dieſer mit jenem Anſpruche der Bekl. in dem 
im 8 273 BGB. geforderten rechtlichen Zuſammen⸗ 
hange geſtanden hätte, der Verzug der Kl. nicht be⸗ 
8 Wie der Senat bereits in dem Urteile vom 
20. September 1918 (III 120/18, RG. Z. Bd. 93 S. 300) 
ausgeſprochen hat, genügt zur Heilung des Verzugs 
nicht das bloße Beſtehen eines Zurückbehaltungsrechts 
wegen eines während des Verzugs fällig gewordenen 
Gegenanſpruchs des ſäumigen Teiles; dieſer hat viel⸗ 
meh: Handlungen vorzunehmen, die die Heilung be» 
wirken können, indem er zum mindeſten die ihm ob⸗ 
liegende Leiſtung Zug um Zug gegen Bezahlung 
ſeiner Gegenforderung anbietet. Die weitere Ein⸗ 
wendung der Kl. gegenüber dem Gegenanſpruche der 
Bekl., daß ihr die Erfüllung des Kaufsvertrags vom 
13. Oktober 1914, die Lieferung der Wieman⸗Vache⸗ 
ſeiten, unmöglich geweſen ſei, iſt von dem BR. eben⸗ 
falls ohne Rechtsverſtoß zurückgewieſen worden. Dieſer 
verneint nicht etwa das Vorliegen einer Unmöͤglich⸗ 
keit, ſo daß die hierauf bezüglichen Ausführungen der 
Anſchlußreviſion neben der Sache liegen; er ſtützt ſeine 
Entſcheidung vielmehr darauf, daß der Kl. die Er⸗ 
füllung nicht ohne ihr Verſchulden unmöglich geworden 
ſei. Er begründet dies damit, die Kl. hätte bei dem 
Verkaufe die Ware, die von dem Fabrikanten nur an 
Mitglieder des Wieman⸗Konzerns abgegeben wurde, 
entweder auf Lager oder feſt an der Hand haben 
müſſen und ſei nicht rechtzeitig für die Erfüllung be» 
ſersg geweſen; da die Aufträge von der Fabrik Wieman 
er Reihe nach erledigt würden, würde ſie bei recht⸗ 
zeitiger Vorſorge das Leder erhalten haben; ſie habe 
ch außerdem nach ihrer Behauptung bereits am 
13. Oktober 1914 bei einem Mitgliede des Wieman⸗ 
Konzerns eingedeckt und keinen Grund angegeben, 
warum ſie dieſen nicht zur Lieferung gezwungen habe. 
In dieſen Ausführungen liegt kein Rechtsirrtum. Ihnen 
gegenüber iſt es auch gleichgültig, ob der Kauf, wie 
die Kl. meint, als ein Sonderkauf oder, wie das BG. 
mit Recht angenommen hat, als ein (beſchränkter) 
Gattungskauf zu bezeichnen iſt. Die Kl. würde von 
ihrer Leiſtungspflicht nur dann frei geworden ſein, 
wenn ſie ohne ihr Verſchulden außerſtande geweſen 
wäre, in der Fabrik Wieman hergeſtellte Waren der 
vereinbarten eigentümlichen Art zu liefern. 

II. Die Reviſion der Bekl. richtet ſich gegen die 
Bemeſſung der Höhe ihrer Schadenserſatzgegenforde⸗ 
rung, aber nicht gegen die Berückſichtigung der Zirka⸗ 
klauſel, ſondern nur gegen die Beſchränkung des Be⸗ 
trags des entgangenen Gewinns auf 25% des Ein⸗ 
kaufspreiſes, weil fie durch einen Verkauf zu einem 
höheren Preiſe einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
(8 138 BGuͥͤ.) begangen haben würde. Der BR. be» 
gründet letzteres damit, Gegenſtand des Verkaufs ſei 
Leder, alſo ein für die Volkserhaltung und die Kriegs⸗ 
führung ſehr notwendiger Bedarfsgegenſtand geweſen, 
im Frieden habe der Großhändler an dieſer Ware 5 
bis 6% des Einkaufspreiſes verdient, im Kriege habe 
ſich der Verdienſt auf etwas mehr als 10% erhöht; 
deshalb verſtoße die Gewinnforderung der Bekl., die 
ſich auf 180% des Einkaufspreiſes belaufe, ſoweit ſie 
25% überfteige, gegen die guten Sitten, wenn die 
Bekl. auch bei geſchickter Handhabung des Geſchäfts 
einen ſo hohen Preis hätte erzielen können. Dieſe 
Begründung reicht nicht aus, die Anwendung des 
8 138 zu rechtfertigen. Nur dann, wenn der Verkäufer 
ſich verwerflicher, unlauterer Mittel bedient, um einen 
außergewöhnlich hohen Preis zu erzielen, oder die 
durch unlautere Machenſchaften anderer hervorgerufene 
außerordentliche Preisſteigerung bewußt ausnutzt, oder 
wenn er die durch den Krieg geſchaffene Notlage in 
ſelbſtſüchtigem Geldintereſſe zum Schaden des gemeinen 
Wohles und der vaterländiſchen Intereſſen ausbeutet 
(vgl. ROZ. Bd. 90 S. 400, Bd. 93 S. 207; JW. 1918 


56 


S. 556), ſetzt er ſich mit dem Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden in Widerſpruch. Dieſe 
Anſicht findet eine Stütze in der Stellungnahme des 
Deutſchen Handelstags und der Aelteſten der Kauf⸗ 
mannſchaft in Berlin gegen die Rechtſprechung der 
Strafſenate des Reichsgerichts zu 8 5 Nr. 1 der Bundes⸗ 
rats verordnung gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. Juli 1915/23. März 1916, aus der erhellt, daß ſelbſt 
unter der Herrſchaft dieſer Verordnung ein Verkauf 
notwendiger Bedarfsgegenſtände zu dem infolge der 
Warenknappheit im Kriege erheblich geſteigerten Markt⸗ 
preiſe für ſich allein dem kaufmänniſchen Anſtands⸗ 
gefühle nicht widerſpricht (vgl. die von den genannten 
Aelteſten herausgegebenen Schriften, „Kriegswucher, 
Handel und Reichsgericht“ 1917 S. 3 ff., 9, 17 ff. und 
„Kriegswucher nach den Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts“, 2. Aufl. 1917 S. 25, 29, 41 f.). Diürch die 
hohe Schadenserſatzforderung der Bekl. wird das Wohl 
der Allgemeinheit nicht geſchädigt; ſie iſt nicht ge⸗ 
eignet, auf die Entwickelung der Preisverhältniſſe 
einen Einfluß auszuüben und die Kriegsnotlage zu 
vergrößern, ſondern berührt nur das Verhältnis der 
Streitteile zueinander. Ebenſo wie in dem von dem 
Senate durch Urteil vom 7. Juni 1918 (III 75/1918; 
JW. 1918 S. 556; Warneyer Bd. 11 S. 194) entſchie⸗ 
denen Falle iſt daher auch in dem vorliegenden ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten mangels Darlegung 
beſonderer Umſtände zu verneinen. Das angefochtene 
Urteil iſt demnach, ſoweit es zum Nachteile der Be⸗ 
klagten ergangen iſt, aufzuheben und die Sache be⸗ 
hufs anderweiter Feſtſetzung der Höhe der Schadens⸗ 
erfaßforderung der Beklagten an das BG. zurückzu⸗ 
verweiſen. (Urt. des III. 35. vom 25. Okt. 1918, 
III 196/18). — e — 
4524 
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Haftung des Notars für Besbachtung des § 1153 
Abſ. 2 BB. Urſächlicher Zuſammenhang. Feſtſtellung 
der Schadenserſatzpflicht. Auf dem Grundſtück des 
Hotelbeſitzers B. in M. waren u. a. eingetragen: Für 
eine Bankfirma C. M. zwei Hypotheken zu 16 000 und 
4000 M und eine Grundſchuld zu 25 000 M, ferner für 
den Kaufmann G. eine Hypothek zu 20000 M, dieſe 
dem Kläger verpfändet. Der Kl. legte bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung im Termin vom 6. Juli 1907 das Meiſt⸗ 
gebot mit 62 100 M und erhielt in dem zur Ver⸗ 
kündung des Zuſchlages anberaumten Termin vom 
12. Juli 1907 den Zuſchlag. Am 6. Juli 1907 war 
unter Mitwirkung des beklagten Notars zwiſchen dem 
Kläger B. M., dem Mitinhaber der Firma C. M., 
und G. einerſeits und dem Brauereibeſitzer A., einem 
Gläubiger des B., der auch mitgeboten hatte, anderer⸗ 
ſeits eine Vereinbarung zuſtande gekommen, die in 
zwei Urkunden niedergelegt wurde. In der einen 
vom Bekl. als Notar aufgenommenen Urkunde traten 
die übrigen Beteiligten Hypotheken und Grundſchuld 
gegen die Verpflichtung, 43 000 M zu bezahlen, an A. 
ab. In der zweiten Urkunde, die dem Vollſtreckungs⸗ 
richter vorgelegt werden ſollte, und bei der der Bell. 
die Unterſchriften beglaubigte, trat der Kl. ſein Recht 
aus dem Meiſtgebot an A. ab, wogegen dieſer die Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Meiſtgebot übernahm. Der 
Vollſtreckungsrichter erhielt dieſe Urkunde erſt nach 
der Verkündung des Zuſchlags. A. weigerte ſich ſpäter, 
die Vereinbarung zu erfüllen. Eine vom Kl. gegen 
ihn erhobene Klage wurde abgewieſen, weil die Ber» 
einbarung wegen Verletzung des $ 1153 Abſ. 2 BGB. 
in Berbindung mit 8 139 BGB. nichtig geweſen ſei. 
Der Kl. verlangte nun vom Bekl. Schadenserſatz. Die 
erſte Inſtanz erklärte den Bekl. zum Erſatze des ge⸗ 
ſamten durch die Uebernahme des Grundſtückes dem 
Kl. bereits enſtandenen und künftig noch entſtehenden 
Schadens für verpflichtet und den in einem Haupt⸗ 
und einem Hilfsantrage zuſammengefaßten Leiſtungs⸗ 
anſpruch des Kl. dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
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Das BG. wies die Berufung des Bekl. bezüglich der 
Feſtſtellung der Erſatzpflicht zurück, während es im 
übrigen das erſte Urteil unter Zurückverweiſung der 
Sache aufhob, weil nicht zu erkennen ſei, ob der Haupt⸗ 
antrag oder Hilfsantrag dem Grunde nach für ge⸗ 
rechtfertigt erklärt werden ſollte. Die Reviſion des 
Bekl. wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Wie im Vorprozeſſe gegen A., insbe⸗ 
ſondere auch im Urteil des V. Zivilſenats vom 21. Mai 
1910 V 508/1909, ausgeſprochen worden iſt, war die 
geſamte Vereinbarung vom 6. Juli 1907 nichtig, weil 
den Hypothekgläubigern, die ihre Hypotheken abtraten, 
das Recht vorbehalten worden war, den Ausfall, den 
die Hypotheken in der Zwangsverſteigerung erlitten 
hatten, im Konkurſe des perſönlichen Schuldners B. 
geltend zu machen, danach aber entgegen der Vor⸗ 
ſchrift des 8 1153 Abſ. 2 BGB. nur die Hypo⸗ 
thekrechte, nicht auch die zugrundeliegenden Forde⸗ 
rungen den Gegenſtand der Abtretung bildeten. Die 
Reviſion greift dieſe Auffaſſung nicht an. Die An⸗ 
nahme, daß der Bekl. die Nichtigkeit der Vereinbarung 
durch fahrläſſige Verletzung der ihm gegenüber dem 
Kl. obliegenden Amtspflicht verſchuldet habe, iſt nicht 
zu beanſtanden. Die Vorſchrift des $ 1153 Abſ. 2 
BGB., wonach die Forderung nicht ohne die Hypo» 
thek, die Hypothek nicht ohne die 1 über⸗ 
tragen werden kann, beruht auf dem Weſen der Hy⸗ 
pothek und gehört zu den grundlegenden Beſtimmungen 
des Hypothekenrechtes. Der beurkundende Notar muß 
auf ihre l e ganz beſonders bedacht fein, 
wenn, wie hier, bei der Abtretung von Hypotheken 
den Hypothekgläubigern Vorteile aus den zugrunde⸗ 
liegenden Forderungen vorbehalten werden ſollen, 
und er verletzt die ihm gegenüber den Beteiligten ob⸗ 
liegende Amtspflicht ſchon dann fahrläflig, wenn bei 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt auch nur Zweifel 
an der Zuläſſigkeit der beurkundeten Vereinbarung 
entſtehen müſſen. Solche Zweifel waren aber bei der 
Vereinbarung, daß die Konkursdividende den ab⸗ 
tretenden Hypothekgläubigern zuſtehen ſollte, unab⸗ 
weisbar. Wenn es, wie die Reviſton geltend macht, 
den Beteiligten weniger um die Abtretung der Hypo⸗ 
theken als darum zu tun war, daß A. ein Entgelt 
für die Ueberlaſſung des Grundſtückes unter ſeinem 
Werte gewähren ſollte, ſo änderte dies noch nichts 
an dem unzweideutigen Inhalt der Vereinbarung und 
kann daher auch das Verhalten des Bekl. nicht recht⸗ 
fertigen. Ebenſowenig entſchuldigt ihn der Umſtand, 
daß die Anwälte des Kl. im Vorprozeſſe die Gültig» 
keit der Vereinbarung vertraten. Die gerichtlichen 
Inſtanzen erklärten die Vereinbarung übereinſtimmend 
für nichtig. Unbegründet iſt auch die Bemängelung des 
urſächlichen Zuſammenhanges zwiſchen der Nichtig⸗ 
keit der Vereinbarung und dem etwaigen Schaden 
des Klägers. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob bei 
rechtzeitigem Eingang der auf die Rechte und Pflichten 
aus dem Meiſtgebot bezüglichen Urkunde ſtatt des 
Kl. A. als Erſteher eingetragen worden wäre. Denn 
dieſer Fall iſt tatſächlich nicht eingetreten. Daß aber 
der vom Kl. geltend gemachte Schaden zufolge des 
verſpäteten Einganges auch bei Gültigkeit der Ver⸗ 
einbarung eingetreten wäre, läßt ſich nicht ſagen. 
Denn, wenn auch der Kl. in jedem Falle den Zu⸗ 
ſchlag erhalten hätte, ſo hätte er doch bei Gültigkeit 
der Vereinbarung den A. zwingen können, dieſe nach⸗ 
träglich zu erfüllen. Daß er dies nicht durchſetzen 
konnte, vielmehr das Grundſtück nicht nur übernehmen, 
ſondern auch behalten mußte, das war eine Folge der 
vom Bekl. zu vertretenden Nichtigkeit der Vereinbarung. 
Es iſt daher auch unerheblich, ob der Bekl. etwa auch 
den verſpäteten Eingang der Urkunde beim Voll⸗ 
ſtreckungsrichter verſchuldet hat. Mit Unrecht bean⸗ 
ſtandet endlich die Reviſion die Feſtſtellung der Schadens» 
erſatzpflicht aus dem Grunde, weil das BG. nicht feſt⸗ 
geſtellt habe, daß dem Kläger ein Schaden entſtanden 
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ſei oder doch möglicherweiſe entſtehen werde, obgleich 
nach der Behauptung des Bekl. der Kl. aus der Ueber⸗ 
nahme des Grundſtücks nur Vorteil, nicht Schaden 
gehabt habe. Allerdings kann nach 8 839 BG. den 
erſatz eines Schadens nur derjenige verlangen, der 
einen Schaden erlitten hat. Es bedarf daher der Feſt⸗ 
ellung, daß dem Kl. irgendein Schaden erwachſen 
ſt, wenn der auf den Erſatz eines ſolchen Schadens 
gerichtete Leiſtungsanſpruch auch nur dem Grunde 
nach für gerechtfertigt erklärt werden fol. Für die 
bloße Feſtſtellung einer ſtreitigen Schadenserſatzpflicht 
mee muß es genügen, wenn auch nur möglicher⸗ 
weiſe ein Schaden entſtanden iſt oder entſtehen wird. 
Das nimmt auch die Reviſion an, ſie vermißt nur eine 
ausdrückliche Feſtſtellung des BG. nach dieſer Richtung. 
Das BE. hat ſich nun zwar über die Schadensfrage 
bei der Erörterung des Feſtſtellungsanſpruches nicht 
ausgeſprochen. Daß es dabei aber eine Schädigung 
des Kl. als mögliche Folge der vom Bekl. zu ver⸗ 
tretenden Nichtigkeit der Vereinbarung vom 6. Juli 
1907 angenommenen hat, iſt nach Lage der Sache 
— Uebernahme⸗ und Behaltenmüſſen eines Grund⸗ 
ſtücks unter bedeutendem Bargeldaufwand — nicht zu 
bezweifeln und auch aus den weiteren Ausführungen 
des Berufungsurteils zu entnehmen. Nur die poſitive 
Feſtſtellung, ob und nach welcher Richtung dem Kl. 
ein Schaden wirklich entſtanden ſei, ſoll dem Ver⸗ 
fahren über den Leiſtungsanſpruch vorbehalten bleiben. 
(Urt. des III. 38S. vom 11. Oktober 1918, III 183/18). 
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Falſche Nechtsbelehrung durch einen Angeſtellten. 
Haftung des Notars. Am 1. September 1916 beur⸗ 
kundete der beklagte preußiſche Notar einen Grund⸗ 
ſtückstauſchvertrag zwiſchen dem Kläger und deſſen 
Ehefrau einerſeits und dem Fleiſcher T. anderſeits. 
Der Wert des Grundſtücks der erſteren wurde in dem 
Vertrag auf 29 000 M feſtgeſetzt. Hinſichtlich eines auf 
un eingetragenen Altenteils zugunſten der Eheleute 

o. heißt es in dem Vertrage, daß der Ehemann Ro. 
geſtorben ſei, während die Ausgedingerin noch lebe, 
und daß T. die Befreiung von dieſer Laſt nicht ver⸗ 
lange. Vor der Beurkundung des Tauſchvertrags 
hatte Ru., der Bureauvorſteher des Bekl., die Grund⸗ 
akten eingeſehen und den Beteiligten über den In⸗ 
halt der Eintragung des Altenteils Mitteilung ge⸗ 
macht. Der Kl. behauptet, Ru. habe ihnen mitgeteilt, 
der Ausgedingsvertrag enthalte keine Beſtimmungen 
darüber, ob beim Tode eines Ausgedingers ein Teil 
des Ausgedinges wegfalle, daraus den unrichtigen 
Schluß gezogen, daß das Ausgedinge auch nach dem 
Tode des einen Berechtigten in vollem Umfange fort⸗ 
gewährt werden müſſe, und ſie in dieſem Sinne be⸗ 
lehrt; daraufhin hätten fie den Tauſchpreis für fein 
und feiner Frau Grundſtück auf 29 000 M herabgeſetzt, 
während fie vorher in der Annahme, im Falle des 
Ablebens eines Ausgedingers brauchten die teilbaren 
Leiſtungen nur zur Hälfte gewährt zu werden, mit 
T. ſich auf einen Tauſchpreis von 29850 M geeinigt 
gehabt hätten. Mit ſeiner auf Erſatz des Unter⸗ 
ſchiedes von 850 M erhobenen Klage wurde der Kläger 
abgewieſen. Seine Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: (Wird zunächſt ausgeführt, 
das nach preuß. Recht der Notar nicht kraft Amtes, ſondern 
nur auf Grund eines beſonderen Vertrags zur Grund: 
bucheinſicht verpflichtet ſei. Dann wird fortgefahren:) 
Dieſe Frage iſt aber ohne Bedeutung für die Ent⸗ 
ſcheidung, weil, wie das BG. einwandfrei feſtſtellt, 
nach der eigenen Darſtellung des Kl. der Bureau⸗ 
vorſteher des Bekl. keine falſche Auskunft über den 
Inhalt des Grundbuchs gegeben, ſondern den Be⸗ 
teiligten zutreffend mitgeteilt hat, daß der Ueberlaſſungs⸗ 
vertrag, der in dem Grundbucheintragungsvermerk in 
Bezug genommen iſt, über den Einfluß des Todes des 
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einen der beiden Altenteiler auf den Umfang der 
Altenteilsleiſtungen nichts beſtimmt. Er ſoll nur in⸗ 
ſofern ſchuldhaft gehandelt haben, als er aus dieſer 
Tatſache den (nach Art. 15 8 10 preuß. AG. zum 
BGB.!) unrichtigen Schluß gezogen habe, der Alten⸗ 
teil ſei dem überlebenden Berechtigten im vollen Um⸗ 
11255 weiter zu leiſten, und die Beteiligten dement⸗ 
prechend belehrt habe. Für dieſe falſche Rechtsbe⸗ 
lehrung ſeines Angeſtellten würde der Bekl. aber nur 
dann in Anſpruch genommen werden können, wenn 
er jenen mit der Erteilung der Rechtsbelehrung, ſei 
es allgemein oder in dem gegebenen Falle, betraut 
oder bei der ſpäteren Beurkundung des Vertrags 
von dieſer Kenntnis gehabt hätte. Das iſt aber von 
dem Kl. nicht behauptet worden. Mag auch in dem 
früheren Verlangen der Beteiligten nach Auskunft 
über den Inhalt des Grundbuchs das Erſuchen um 
Rechtsbelehrung über die Tragweite der Eintragung 
gelegen haben, ſo war es doch Sache des Kl., den 
Bekl. nach der Feſtſtellung des Inhalts der Eintragung 
nochmals um Belehrung zu erſuchen. Wie der Senat 
bereits in dem Urteile vom 14. Oktober 1910, III 
510/09 (JW. 1910 S. 1004, Gruch. 55 S. 361), aus⸗ 
geſprochen hat, ſind die Bureaubeamten des Notars 
nicht berufen, Rechtsauskünfte zu erteilen, und die 
Rechtſuchenden nicht berechtigt, ſich auf die Richtigkeit einer 
von ihnen erteilten Auskunft zu verlaſſen. Hiervon 
gilt auch für den Fall keine Ausnahme, daß der 
Notar ſeine Angeſtellten mit der Einſicht des Grund⸗ 
buchs beauftragt hat; die Auskunft über den tat⸗ 
ſächlichen Inhalt des Grundbuchs wird von der Rechts⸗ 
belehrung über die Tragweite der Eintragung in dem 
angefochtenen Urteile mit Recht ſcharf geſchieden. Der 
Beklagte war zu einer Rechtsbelehrung bei der Be⸗ 
urkundung nur dann verpflichtet, wenn er Anlaß 
hatte, die genügende Kenntnis der Beteiligten zu be- 
zweifeln und eine Rechtsbelehrung für erforderlich 
anzuſehen. Daß kein ſolcher Anlaß vorlag, ſtellt 
der Berufungsrichter ohne Rechtsverſtoß feſt. Die 
Reviſion iſt daher zurückzuweiſen. (Urt. des III. 38. 
vom 27. September 1918, III 148/18). 
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Anspruch des Pflichtteilsberechtigten auf Auskunft 
über den Nachlaßbeſtand (6 2314 BEB.). Aus den 
Gründen: Der Klagantrag hält ſich durchaus im 
Rahmen des 8 2314 BGB. Denn die der nicht erb⸗ 
berechtigten Klägerin als Pflichtteilsberechtigten zu 
erteilende Auskunſt über den Beſtand des Nachlaſſes 
ſoll die einzelnen Gegenſtände und deren Wert derart 
offen legen, daß daraufhin die Berechnung des Pflicht⸗ 
teils vorgenommen und nachgepruſt werden kann. Daß 
eine ſolche Auskunft i. S. des $ 2314 BGB. auch in 
der Form einer auf den Todestag des Erblaſſers ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäftsbilanz erteilt werden kann, iſt 
rechtlich nicht zu bezweifeln. Sie wird in der Regel 
auch dann genügen können, wenn in der Bilanz der 
Beſtand und Wert des Geſchäftsvermögens überſehbar 
offengelegt erſcheint und das Verhältnis der Aktiva 
und Paſſiva zueinander nach dem wirklichen Werte 
der einzelnen Poſten zur Zeit des Erbfalls abſchließend 
dargeſtellt iſt. So liegt hier aber die Sache nicht. 
Denn die der Klägerin erteilten Bilanzen über die 
Zeit vom 1. Januar bis 2. Oktober 1916 find unter 
dem hier maßgeblichenGGeſichtspunkte zwecks Liquidierung 
des Pflichtteils überhaupt nicht aufgeſtellt. So geben 
ſie über den Geſchäftswert des vom Erblaſſer als 
dauernde Erwerbsquelle betriebenen Unternehmens 
(welchen Wert das BG. als ſog. Firmenwert bezeichnet), 
nicht den mindeſten Aufſchluß, auch nicht einmal mittels 
bar einen Anhalt zu einer Bewertung dieſes ſelbſtändig 
bewertungsfähigen ideellen Geſchäftsguts, zumal in 
den Bilanzen, wie das BG. feſtſtellt, eine Reihe von 
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Aktivpoſten weit unter dem wahren Werte eingeſetzt 
und die durch Abſchreibungen gewonnenen ſtillen Re⸗ 
ſerven nicht zu erſehen ſind. Daß aber das Unternehmen 
des Erblaſſers auch unter den durch die Kriegswirt⸗ 
ſchaft im Zeitpunkte des Erbfalls am 2. Oktober 1916 
veränderten Betriebsverhältniſſen einen ſelbſtändigen 
auf Kundſchaft, Ruf ſeiner Erzeugniſſe uſw. beruhenden 
Geſchäftswert beſeſſen hat, kann mit Erfolg nicht be⸗ 
zweifelt werden. Geben ſomit die der Klägerin erteilten 
Bilanzen über den ebenfalls als Nachlaßgegenſtand 
bei der Bewertung des Pflichtteils zu berückſichtigenden 
Geſchäftswert des hinterlaſſenen Unternehmens über⸗ 
haupt keine Auskunft im Sinne des 8 2314 888 ., fo 
iſt die Klägerin nach dieſer Vorſchrift auch berechtigt, 
ihr Auskunftsverlangen auf Vorlegung der zum Nach⸗ 
weiſe dieſes Geſchäftswertes neben den für ſich allein 
belangloſen Bilanzen noch weiter benötigten Unterlagen 
auszudehnen. Wenn das BG. hiernach zu der Feſt⸗ 
ſtellung gelangt, daß die Klägerin, um ſich ein Urteil 
über das Borhandenfein und die Höhe dieſes Firmen⸗ 
wertes bilden zu können, außer den bereits vorgelegten 
Bilanzen als zweckdienliche Unterlagen i. S. des 8 2314 
BGB. noch der vorausgegangenen Jahresbilanzen und 
der hierzu gehörigen Gewinn⸗ und Verluſtrechnungen, 
einſchließlich derjenigen für die Zeit vom 1. Januar 
bis 2. Oktober 1916, bedarf, ſo beruht dieſe Beurteilun 
der weiter zur Auskunft über dieſen Nachlaßbeſtan 
erforderlichen Urkunden auf einer weſentlich tatſächlichen 
Würdigung des Geſchäftsunternehmens des Erblaſſers, 
bei der das BG. ohne Rechtsirrtum nach ſeiner Ueber⸗ 
zeugung auch auf die letzten, vor Kriegsausbruch liegenden 
Jahre der Friedenswirtſchaft entſcheidendes Gewicht 
legen durfte. Hierbei hat das BG. in keiner Weiſe 
den Zweck und die Grenzen der nach 8 2314 BGB. 
der Klägerin zu erteilenden Auskunft rechtlich verkannt. 
(Urt. des IV. ZS. vom 30. September 1918, IV 228/18). 
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Ortsangabe beim eigenhändigen Teſtamente. Aus 
den Gründen: Es iſt in Uebereinſtimmung mit dem 
BG. und der feſtſtehenden Rechtſprechung bei der Ent⸗ 
ſcheidung davon auszugehen, daß 8 2331 Nr. 2 888. 
eine wahrheitsgetreue Angabe der Zeit und des Ortes 
der Errichtung des Teſtaments erfordert (RG 3. 51, 166; 
52, 282; 64, 423 u. a.). Eine unrichtige (wahrheits⸗ 
widrige) Ortsangabe liegt vor, wenn als Ort der 
Errichtung eine nicht vorhandene Ortſchaft oder eine 
andere Ortfchaft als der Ort der Errichtung angegeben 
iſt. Weiſt die Datierung klar und unzweideutig auf 
einen anderen Ort hin, ſo iſt dem Erfordernis des 
8 2231 Nr. 2 nicht genügt. Auch dann nicht, wenn 
dieſe Angabe verſehentlich (irrtümlich) iſt, weil das 
von dem Erblaſſer in Wahrheit gewollte des urkund⸗ 
lichen Ausdrucks entbehrt. Eine Ausnahme wird dann 
nur für den Fall zuzulaſſen ſein, daß ſich der Irrtum 
aus dem Inhalt der Teſtamentsurkunde ſelbſt oder 
auf Grund offenkundiger Tatſachen aufklären läßt 
(REG. 64, 423). Weſentlich anders liegt die Sache, 
wenn die Angabe des Ortes unklar oder mehrdeutig 
iſt. In einem ſolchen Falle beſteht kein Hindernis das, 
was der Erblaſſer zu ſagen beabſichtigte, durch Aus⸗ 
legung unter Berückſichtigung aller auch außerhalb 
des beurkundeten Teſtamentsinhalts liegenden ms 
ſtände zu ermitteln. Zwar iſt die Datierung des 
Teſtaments keine Willenserklärung rechtsgeſchäftlicher 
Art (vgl. RG Z. 52, 282 ff.), für welche die Auslegungs⸗ 
grundſätze des BGB. unmittelbar gelten. Sie iſt und 
bleibt aber eine Gedankenäußerung und iſt als ſolche 
der Deutung zugänglich. Bei dem hiernach zu er⸗ 
mittelnden richtigen Sinn der Aeußerung kann auf 
Grund allgemeiner Lebenserfahrung unbedenklich davon 
ausgegangen werden, daß regelmäßig eine wahrheits⸗ 
widrige Ortsangabe nicht zu vermuten iſt. Weiſt alſo 
die Ortsangabe des Erblaſſers ſowohl auf den wirk⸗ 
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lichen Ort der Errichtung als auch auf eine andere 
Ortſchaft hin, ſo wird, wenn anderweite Umſtände 
nicht entgegenſtehen, vernünftigerweiſe anzunehmen 
ſein, daß der Erblaſſer mit ſeiner Angabe auch den 
wirklichen Ort der Errichtung gemeint hat. Dafür, 
ob und in welcher Richtung die auf einem Teſtament 
befindliche Ortsangabe gegebenenfalls der Auslegung 
zugänglich iſt, wird in erſter Linie die Verkehrsauf⸗ 
faſſung maßgebend ſein. Hierbei wird es nicht ent⸗ 
ſcheidend darauf ankommen, was allgemein oder regel⸗ 
mäßig im Verkehr üblich iſt. Es kann unter Um⸗ 
ſtänden genügen, wenn die gewählte Ortsangabe im 
Sinne der Bezeichnung des richtigen Orts der Er⸗ 
richtung auch nur vereinzelt, in gewiſſen Kreiſen oder 
unter gewiſſen Vorausſetzungen gebraucht wird, um 
eine Deutung in jenem Sinne zuzulaſſen. (Urt. d. 
IV. 3S. vom 19. Sept. 1918, IV 208/18). 
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Das Gericht muß ſich im Urteil nicht immer dar⸗ 
über ansprechen, warum es von der Beſngnis, einen 
Zengen zu beeidigen, keinen Gebrauch gemacht hat. 

us den Gründen: Die Beurteilung, die das BG. 
dem Verkehre der Beklagten mit Br. angedeihen 
läßt, beruht zum Teil auf den Bekundungen, die 
dieſer bei ſeiner Vernehmung als Zeuge durch einen 
erſuchten Richter gemacht hat. Der Zeuge iſt nicht 
beeidigt worden, der erſuchte Richter hat vielmehr die 
Beeidigung gemäß 8 393 Abſ. 1 Nr. 3 i. V. mit 8 384 
Nr. 2 ZPO. dem erkennenden Gerichte vorbehalten. 
Die Reviſion des Klägers ſieht einen Verſtoß gegen 
8 393 Abſ. 2 und § 286 ZPO. darin, daß es das BG. 
unterlaſſen habe, zu erwägen, ob es die ihm vor⸗ 
behaltene Beeidigung anordnen ſolle oder nicht. Richtig 
iſt, daß ſich eine Erörterung dieſer Frage im Berufungs⸗ 
urteil nicht findet. Darin liegt aber keine Geſetzes⸗ 
verletzung. Ob das Prozeßgericht von der ihm nach 
8 393 Abſ. 2 zuſtehenden Befugnis Gebrauch machen 
will oder nicht, die Beeidigung der in 8 393 Abf. 1 
unter Nr. 3 und 4 bezeichneten Perſonen anzuordnen, 
ſteht in feinem freien Ermeſſen. Die Art der Aus» 
übung dieſes Ermeſſens unterliegt nicht der Nach⸗ 
prüfung des Reviſionsgerichts. Die Reviſion ſcheint 
es aber für erforderlich zu halten, daß ſich das Prozeß⸗ 
gericht in jedem einzelnen Falle, in dem es von ſeiner 
Befugnis keinen Gebrauch macht, darüber ausſpricht, 
daß und warum es die Beeidigung nicht anordnet. 
Dieſe Anſicht findet aber im Geſetze keine Stütze. Es 
mag zwar Fälle geben, in denen das Fehlen eines 
ausdrücklichen Ausſpruchs einen die Reviſion begründen⸗ 
den Mangel darſtellt. So namentlich, wenn Grund 
für die Annahme vorliegt, daß ſich das Gericht ſeiner 
Befugnis nicht bewußt geweſen iſt, die Beeidigung 
anzuordnen. Allgemein kann jedoch ein ſolcher Aus⸗ 
ſpruch umſoweniger verlangt werden, als, wie ſich aus 
der Faſſung des 8 393 ergibt, die Nichtbeeidigung die 
Regel und die Beeidigung die Ausnahme bilden ſoll 
(vgl. JW. 1896 S. 230 Nr. 6). (Urt. d. IV. 3S. vom 
19. Sept. 1918, IV 186/18). 
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B. Strafſachen. 
5 1 


Notwehr des Jagdſchutzbeamten, wenn er auf einen 
„ aber uch bewaffneten Wilddieb ſchießt. Aus 
en Gründen: Die Rüge der Verletzung der 88 53, 
59 StGB. iſt begründet. Zwar verneint die Straf 
kammer, daß der Angeklagte einem Angriff gegenüber⸗ 
geſtanden habe, als er auf den wildernden W. ſchoß, 
und daß ſein Vorſatz auf Abwehr und Verteidigung 
gerichtet geweſen ſei. Sie ſtellt vielmehr feſt, daß der 
Angeklagte ſelbſt der Angreifer geweſen ſei und dem 
vor ihm fliehenden W. einen Denkzettel habe mit⸗ 


geben wollen. Das aber, was fie für dieſe Feil- 
ſtellungen als ausreichend erachtet, gibt dem Zweifel 
Raum, ob fie ſich bei der Beurteilung der Notwehr⸗ 
frage von zutreffenden Geſichtspunkten hat leiten laſſen. 
Die Strafkammer entnimmt der Beweisaufnahme, daß 
die beiden Wilddiebe Gewehre hatten. Sie ſtellt feſt, 
W. habe allerdings noch ſein Gewehr bei ſich getragen, 
aber keine Patrone mehr gehabt. Dagegen wird an 
andrer Stelle die Möglichkeit nicht als ausgeſchloſſen 
angeſehen, daß die Angabe des W. richtig ſei, derzu⸗ 
folge dieſer ſein Gewehr ſchon alle hatte, 
als der Angeklagte auf ihn ſchoß. ollte man dem 
Urteil auch entnehmen, daß das LG. der Angabe des 
W. Glauben geſchenkt hat, ſo bleibt doch der Wider⸗ 
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ſpruch, ob W. zur Zeit der Tat bewaffnet war oder 


nicht. Die Möglichkeit, daß die erſte Feſtſtellung ſich 
auf die Zeit des Anrufs, die zweite auf die Zeit der 
Abgabe des den W. verletzenden Schuſſes bezog, ver⸗ 
hilft ebenfalls nicht zu einer befriedigenden Löſung. 
Denn die Zeitſpanne, die zwiſchen Anruf und Schuß 
Log ift im Urteil ebenſowenig angegeben, wie der 
Zeitpunkt, in dem W. ſein Gewehr weggeworfen hat. 
Deshalb muß damit gerechnet werden, daß dieſe Er⸗ 
eigniſſe zu raſch aufeinanderfolgten, als daß die 
Aenderung der Sachlage auf die Entſchließung des 
Angeklagten hätte einwirken können. 

Läßt hiernach das Urteil zwei miteinander nicht 
verträgliche Möglichkeiten nebeneinander beſtehen, ſo 
iſt der Schluß unabweislich, daß die Feſtſtellung der 
Willensrichtung des Angeklagten auf einer der Wirk⸗ 
lichkeit nicht entſprechenden, dem Angeklagten un⸗ 
günftigen Annahme beruht haben kann. Jedenfalls 
fehlt die Grundlage für die Nachprüfung, ob die 
Ueberzeugung der Strafkammer auf rechtlich einwand⸗ 
freien Erwägungen beruht, daß der Angeklagte keinem 
gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff gegenüberge⸗ 
fanden oder zu ſtehen geglaubt habe. Dies wäre 
nicht der Fall, wenn angenommen werden müßte, daß 
der Angeklagte, als er ſein Gewehr in der Richtung 
gegen die Beine des W. abdrückte, der Meinung ge⸗ 
weſen iſt, er habe es mit einem auf ſeinen Anruf 
zwar entfliehenden aber noch mit einem geladenen 
Gewehr bewaffneten Wilderer zu tun. Hinſichtlich 
zweier Irrtümer tatſächlicher Art käme dabei nach den 
Urteilsfeſtſtellungen ſchuldausſchließend die Anwendung 
des 859 StG. in Betracht: daß der Angeklagte beim 
Abdrücken die Stellung ſeiner Waffe auf den gefähr⸗ 
licheren Kugelſchuß überſehen habe, ſtellt das Urteil 
Br und die Kenntnis des Umſtands, daß W. keine 

atronen mehr bei ſich trug, bejaht es nicht. Der 
Strafkammer könnte aber nicht gefolgt werden, wenn 
ſie dem Angeklagten für den vorangegebenen Fall den 
Schutz der 88 53, 59 StGB. verfagen wollte. In 
ſolchem Falle würde vielmehr das Vorliegen eines 
rg rechtswidrigen Angriffs zur Zeit der 
t, wenigſtens nach der durch Verſchulden unbe⸗ 
einflußten Meinung des Angeklagten, nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſein. Der fliehende, aber die Waffe bei ſich 
führende Wilddieb mag in den Angriffshandlungen 
auf den ihn verfolgenden Jagdſchutzbeamten noch nicht 
ſoweit gegangen ſein, daß er auf ihn anſchlägt. Daß 
aber der Gegner ſich ſeines einen Angriff jederzeit 
ermöglichenden Gewehrs auf Anruf nicht entledigt hat, 
bietet doch genügenden Anhalt für die Annahme, daß 
ein Angriff im nächſten Augenblicke erfolgen könne. 
Hier drängt die Lage darauf hin, alsbald mit Ab⸗ 
wehrhandlungen vorzugehen. weil durch das Zögern 
die Gefahr wächſt, daß der Wilddieb die einen Ueber⸗ 
fall begünſtigende Deckung erreicht oder auch nur die 
Ueberraſchung des auf einen plötzlichen Angriff nicht 
gefaßten e dazu ausnutzt, um von 
einer Waffe Gebrauch zu machen. Dann liegt aber 
ein gegenwärtiger Angri 
erlaubten an w 
em 


rd nicht überſchritten, wenn 
der Jagdſchutzbeamte 


rechtswidrigen Angriff auf 
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vor und das Maß der 


59 


Zeib und Leben durch Benutzung ſeiner Schußwaffe 
zu einer Körperverletzung des Wilderers entgegentritt. 
(Urt. des V. StS. vom 23. Oktober 1918, 5 D 674/18). 
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II. 


Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters zum Eintritt 
in eine Beamtenſtellung (5 359 Sts B.). Wie iR fie 
im Urteil feſtzuſtellen? Aus den Günden: 
Die Angeklagte war bei dem Hauptpoſtamt in C. als 
Boftuushelferin angenommen und als ſolche mit Bes 
ſtelldienſt betraut, inſofern ihr Telegramm⸗ und Eil⸗ 
briefbeſtellungen oblagen. Die Strafkammer hat recht⸗ 
lich nicht geirrt, wenn fie im Anſchluß an die Aus⸗ 
führungen des erkennenden Senats im Urteil RGSt. 
Bd. 51 S. 65 annahm, daß die Angeklagte, ſoweit es 
ſich um die Art ihrer Beſchäftigung und die Betrauung 
damit handelt, die Eigenſchaft eines Beamten im Sinne 
von $ 359 StG. erlangt habe. Es blieb nur Raum 
für die Frage, ob die Angeklagte als Minderjährige 
zum Eintritt in eine Beamtenſtellung der Einwilligung 
ihres Vaters, als des Gewaltinhabers, bedurfte. Ob 
und inwiefern eine ſolche Einwilligung erforderlich 
iſt und welche Rechtsfolgen ſich gegebenenfalls an den 
Mangel der Einwilligung knüpfen, kann indes hier 
auf ſich beruhen. Denn nach dem Urteilsinhalt hat 
der Vater der Angeklagten feine Genehmigung für die 
Beſchäftigung erteilt. Inſoweit ſtellt die Strafkammer 
feſt, daß ihr Vater ſich mit der Veſchäftigung bei der 
Poſt im allgemeinen einverſtanden erklärt habe. Wie 
dieſe Einrerſtändniserklarung aufzufaſſen war, unters 
lag im weſentlichen tatrichterlicher Prüfung und Be⸗ 
urteilung. Die Strafkammer hat nicht geirrt, ſich viel⸗ 
mehr auf dem Boden zuläſſiger Auslegung bewegt, 
wenn ſie annahm, die Einverſtändniserklärung des 
Vaters habe nach Lage der Sache auch die Beſchäafti⸗ 
gung im Außendienſt umfaßt, da er dieſe nicht aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen habe. Auch war die Straf⸗ 
kammer rechtlich nicht gehindert, der Erklärung zu 
entnehmen, daß ſie ebenſowenig eine Beſchäftigung 
des Poſtaushelfers im Telegraphendienſt ausſchließe, 
zumal nach den beſtehenden Einrichtungen das Tele⸗ 
graphenweſen „bei der Poſt“ verwaltet wird. Hiernach 
kann unerörtert bleiben, ob der Vater überhaupt ein 
verſtändliches rechtliches Intereſſe hätte daran haben 
können, der Beſchäftigung im Innendienſt zuzuſtimmen, 
die Zuſtimmung zur Beſchäftigung im Außendienſt aber 
zu verſagen; denn die Beamteneigenſchaft des Poſt⸗ 
aushelfers kann auch durch Tätigkeit im inneren Dienſt 
begründet werden (RG St. Bd. 51 S. 398). Soweit 
es ſich um die Zuſtimmung des Vaters als etwaige 
Vorausſetzung für den Erwerb der Beamteneigenſchaft 
und damit um eine Tatbeſtandsvorausſetzung der 88 354, 
355, 350 i. Ve. mit 8 359 StGB. handelt, iſt den Ans 
forderungen des § 266 Abſ. 1 Satz 1 StPO. mit der 
Feſtſtellung genügt, daß „ſich der Vater mit der Be⸗ 
ſchäftigung bei der Poſt im allgemeinen einverſtanden 
erklärt habe“. Damit iſt die Tatſache angegeben, in 
der das geſetzliche Merkmal gefunden worden iſt. Die 
Frage, welche weiteren tatſächlichen und welche recht⸗ 
lichen Folgerungen aus ihr zu ziehen waren, gehörte 
zur richterlichen Sachwürdigung und fiel nicht mehr 
in den Bereich der Verfahrensvorſchrift des § 266 
StPO. Einer Angabe darüber, worauf die Feſtſtellung 
beruhte, bedurfte es nach dieſer Vorſchriſt nicht. Ob 


das Vorbringen der Angeklagten, wie die Reviſions⸗ 


ſchrift behauptet, „ein Leugnen der Zuſtimmung zur 
Beſchäftigung im Außendienst” enthielt und ob, wenn 
dies zutraf, das Leugnen nicht doch durch Tatſachen, 
die ſie im übrigen zugeſtanden hatte, für widerlegt 
erachtet werden konnte, hatte nur der Tatrichter zu 
ermeſſen und kann vom Nevifionsgericht nicht nach⸗ 
geprüft werden. (Urt. d. V. Strafſen. vom 12. Juni 
1918, 5 D 506/18). 
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III 


Beamteneigenſchaft eines uur im Fahrdienſt be⸗ 
ſchäfſtigten Poftillens. Aus den Gründen: Die 
Beamteneigenſchaft ſetzt nicht notwendig die Leiſtung 
von Dienſten voraus, die ſelbſtändige Anordnungen 
und. Entſchlüſſe erforderlich machen. Auch wenn dem 
Angeklagten nur mechaniſche Dienſtvorrichtungen ob⸗ 
lagen, wie das Fahren des Poſtwagens, konnte ihm 
die Stellung eines Beamten zukommen, wenigſtens im 
Außen verhältniſſe, was hier allein ausſchlaggebend 
iſt. Wie 8 359 StGB. ergibt, iſt auch der Umſtand 
nicht ausſchlaggebend, daß der Poſtillon bloß vorüber» 
gehend und aushilfsweiſe im Poſtdienſte beſchäftigt 
wurde. Entſcheidend iſt allein, ob der Angeſtellte von 
dem zuſtändigen Organ dazu berufen wurde, als Glied 
einer Behörde oder Einrichtung des Staates an der ihr ob⸗ 
liegenden Betätigung der Staatsgewalt, d. h. des Staates 
als Trägers von Hoheits⸗, nicht bloß von Vermögens⸗ 
rechten, mitzuwirken. Solche Berufung kann ebenſo⸗ 
wohl durch ausdrückliche Beſtellung, wie ſtillſchweigend, 
nämlich durch Uebertragung von Dienſten und Ver⸗ 
richtungen erfolgen, die vermöge der Einrichtung der 
Behörde oder der herrſchenden Anſchauung von einem 
Beamten verſehen zu werden pflegen. Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob der Angeſtellte ein höheres 
oder e Glied dieſer ſtaatlichen Ein⸗ 
richtung bildet, und ob die von ihm zu leiſtenden 
Dienſte höherer oder untergeordneter, ſelbſt rein 
mechaniſcher Art ſind, ſofern nur die Verrichtungen 
als ein Ausfluß der öffentlichrechtlichen Gewalt des 
Staates erſcheinen, alſo aus ihr abzuleiten ſind und 
dem öffentlichen Staatszwecke dienen (RGSt. 51, 65). 
Dieſe Vorausſetzung trifft auf die Poſtverwaltung und 
den ihr obliegenden Paketbeſtelldienſt zu. Zur Er⸗ 
ledigung dieſes Beſtelldienſtes gehört aber nicht bloß 
die Abgabe der Pakete an die Empfänger in deren 
Wohnung ſondern auch der Transport der Sendungen 
mittels des Poſtwagens, der mit ſeinem Inhalte 
während der Dauer der Fahrt der Führung und zum 
Teil auch der Bewachung des Poſtillons anvertraut 
bleibt und deshalb nach den Grundſätzen des Poſt⸗ 
dienſtes nur beamteten Perſonen anvertraut wird. 
Schon in der Uebertragung des Fahrdienſtes kann 
hiernach die ſtillſchweigende Berufung zu beamtlicher 
15 liegen. (Urt. d. V. StS. vom 19. Okt. 
1918, 5 D 211/18). — — en. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Bei Zuſammenfaſſung mehrerer Löſchungsvermerke 
in einen Eintrag iſt nicht eine Gebühr nach Art. 116 
KG., ſondern je eine Gebühr für jeden gelöſchten Ein⸗ 
trag zu erheben. Aus den Gründen: Das LG. 
hat mit Recht die Meinung mißbilligt, daß es ſich bei 
der Löſchung der 8 Sicherungshypotheken des Staats 
um eine Eintragung in das Grundbuch handle. Jede 
der 8 Sicherungshypotheken war ein ſelbſtändiges 
Recht, das ſich auch im Range von den anderen unter⸗ 
ſchied. Nach § 47 EBD. mußte jede Sicherungshypothek 
einzeln für ſich durch Eintragung des Löſchungsvermerks 
gelöſcht werden. Die 8 Löſchungsvermerke konnten nach 
den 88 290, 404 Abſ. II GB DA. in einen Buchungs⸗ 
vortrag zuſammengefaßt werden, da ſie gleichzeitig ein⸗ 
zutragen waren. Durch ihre Zuſammenfaſſung in 
einen Satz und durch die Buchung unter einer 
Nummer konnte aber daran nichts geändert werden, 
daß 8 Löſchungsvermerke und damit 8 Eintragungen 
vorlagen. Jeder Löſchungsvermerk iſt eine Eintragung 
in das Grundbuch i. S. des Art. 116 KG. Für die 
dort angeordnete Gebühr kann es keinen Unterſchied 
machen, ob der Löſchungsvermerk für ſich allein oder 
zuſammengefaßt mit anderen Löſchungsvermerken vor⸗ 
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getragen wurde. Durch die Gebühr des Art. 116 wird 
nicht nur die mechaniſche Schreibarbeit abgegolten, 
die jede Eintragung erfordert, ſondern auch die dem 
Grundbuchamte obliegende, unter Umſtänden ſchwierige 
und verantwortungsvolle Prüfung der Vorausſetzungen. 
Dieſe Prüfung muß vor der Eintragung eines jeden 
Löſchungsvermerks vorgenommen werden, gleichviel 
ob er für ſich allein oder zuſammengefaßt mit anderen 
Löſchungsvermerken gebucht wird. Schon aus dieſem 
Grunde kann für die Anwendung des Art. 116 dem 
Umſtande keine Bedeutung beigelegt werden, daß 
mehrere Löſchungsvermerke in einem Vortrage ge⸗ 
bucht wurden. Hiernach iſt davon auszugehen, daß 
8 Löſchungsvermerke, 8 Eintragungen gegeben ſind. 
Es fragt ſich nur noch, ob nicht die Ausnahme des 
Art. 117 Abſ. III KG. Platz greift. Das LG. hat die 
Frage verneint. Nach Art. 117 Abſ. III unterliegt von 
verſchiedenen Eintragungen eine jede der Gebühr für 
ſich, ſoferne fie nicht auf Srund einer Verhandlung 
gleichzeitig auf dem nämlichen Grundbuchblatt oder 
auf mehreren Grundbuchblättern eines und desſelben 
Eigentümers zu erfolgen haben. Unter einer Ber: 
handlung iſt, wie der Senat in Auslegung des mit 
dem Art. 117 KG. wörtlich übereinſtimmenden Art. 117 
Geb. i. d. F. v. 13. Juli 1910 ausgeſprochen hat (Slg. 
Bd. 17 B S. 94), eine Verhandlung zu verſtehen, die 
den nämlichen Gegenſtand, das nämliche Rechtsver⸗ 
hältnis betrifft. Durch die 8 Sicherungshypotheken 
murden 8 verſchiedene Rechtsverhältniſſe begründet. 
Es kann daher keine Rede davon ſein, daß die 
8 Löſchungsvermerke auf Grund einer Verhandlung 
zu erfolgen hatten. (Beſchl. des II. ZS. v. 2. Dez. 1918, 
Reg. V Nr. 14/1918). M. 
4529 N 


II 


Die Vorſchriſten des S 201 Abf. 1 und 2 8B. find 
auch dann einzuhalten, wenn die Aktiengeſellſchaft im 
Bezirke des gleichen Negiſtergerichts ſchon eine Jerich 
niederlaſſung beſitzt. Gründe: Das Regiſtergericht 
hatte die Eintragung der neueröffneten Zweignieder⸗ 
laſſung der Aktiengeſellſchaft X. in A. im Hinblick auf 
8 201 HGB. von der Anmeldung der ſämtlichen vier 
Vorſtandsmitglieder der A.⸗G. und von der Vorlegun 
des Geſellſchafts vertrages in Urſchrift oder in öffentlich 
beglaubigter Abſchrift abhängig gemacht. Die Be⸗ 
ſchwerdeführerin, die ſchon eine eingetragene Zweig⸗ 
niederlaſſung in einem anderen Amtsgerichtsbezirk des 
gleichen Regiſtergerichts befaß, wollte fi dazu nicht 
verſtehen, da auf die Anmeldung einer zweiten und 
weiteren Zweigniederlaſſung im gleichen Regiſter⸗ 
gerichtsbezirke nicht die SS 201, 13 ſondern der 8 29 
HGB. anwendbar ſei. Das AG. hat hierauf die Ein⸗ 
tragung abgelehnt. Beſchwerde und weitere Beſchwerde 
der Antragſtellerin wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das Geſetz macht keinen 
Unterſchied zwiſchen der Anmeldung der erſten und 
einer weiteren Zweigniederlaſſung innerhalb desſelben 
Mn die gleichen Beſtimmungen 
gelten ebenſowohl für dieſe als für jene. Das Gegen⸗ 
teil kann nicht, wie die Beſchwerdeführerin annimmt, 
daraus gefolgert werden, daß nach dem Wortlaut des 
9 201 HGB. die „Geſellſchaft“, das Wort in der Ein⸗ 
zahl gebraucht, zur Eintragung in das Handels- 
regiſter des Zweigregiſtergerichts anzumelden iſt. 
Natürlich handelt es ſich um die Eintragung derſelben 
Geſellſchaft. Daraus folgt aber noch nicht, daß das 
Regiſtergericht, wenn ihm auch frühere Anmeldungen 
derſelben Geſellſchaft aus anderen Regiſterakten zu⸗ 
gänglich ſind, berechtigt und verpflichtet iſt, nach dem 


SGeſetze unvollſtändige Anmeldungen aus anderen Ein⸗ 


trägen oder Aktien zu ergänzen. Dies widerſpräche 
dem Zwecke des Handelsregiſters, das dazu beſtimmt 
iſt, einem Jeden einen zuverläſſigen Einblick in die 
Rechtsverhältniſſe der Geſellſchaft zu geſtatten und dem 
Ausbau, den das Regiſterweſen in Bayern erfahren 
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hat. Mit Recht weiſt das L. darauf hin, daß bei willigung und übermittelte ihn dem Hypothekgläubiger 


der Möglichkeit einer nachträglichen Aenderung des 
Geſellſchaftsvertrages auch bei Anmeldung einer zweiten 
oder weiteren Zweigniederlaſſung im gleichen Regiſter⸗ 
gerichtsbezirke die in den SS 201, 13 HSB. vorgeſchrie⸗ 
bene Vorlage des Vertrages in der zur Zeit der An⸗ 
meldung gültigen Faſſung weſentlich iſt. Das gleiche 
beg, von der Perſon der Mitglieder des Vorſtandes, 
eſſen Zuſammenſetzung zur Zeit der Anmeldung aus 
dieſer ſelbſt zu entnehmen ſein muß. Dieſen Leitſätzen 
tragen auch die Vollzugsvorſchriften über die Führung 
der Handelsregiſter vom 24. Dezember 1899 (JMBl. 
S. 815) Rechnung. Nach den 88 135, 136, 139, 127 Abſ. 2, 
114 erhält — abgeſehen von dem Falle, daß ſich 
Haupt⸗ und Zweigniederlaſſung im Bezirke des gleichen 
Amtsgerichts befinden (unechte Zweigniederlaſſung) 
8101 Abſ. 2 Satz 2 — jede (echte) Zweigniederlaſſung 
einer Aktiengeſellſchaft im Geſellſchaftsregiſter unter 
fortlaufender Nummer ein beſonderes Regiſterblatt 
(JMBl. S. 920 /1), in dem in Spalte 4 der Ort des 
Sitzes und der der Zweigniederlaſſung der Geſellſchaft 
8 139), in Spalte 5 die Mitglieder des Vorſtands und 
ihrer Vertreter nach Vor⸗ und Zunamen, Stand und 
Wohnort (8 140 Abſ. 1 III, Abſ. 2) in Spalte 7 die 
weſentlichen Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrags 
(8 141 Abſ. 1 u. 2 III) vorzutragen find. Für jedes 
Regiſterblatt iſt nach den 88 200, 202, 203 ein ſelb⸗ 
ſtändiger Regiſterakt zu bilden, der insbeſondere auch 
die Anmeldungen nebſt den hiemit einzureichenden 
Schriftſtücken zu enthalten hat (8 201 Abſ. 1) und auf 
deſſen Nummern in Spalte 8 zu verweiſen iſt (8 137 
Abſ. 2, 129). Im Falle des Erlöſchens oder der Ver⸗ 
legung der Zweigniederlaſſung in den Ort eines an⸗ 
dern Amtsgerichtsbezirks wird das Regiſterblatt nach 
den 88 143, 117, 127 Abſ. 3 im ganzen gelöſcht. Indem 
die Vollzugsvorſchriften für jedes Regiſterblatt die 
Bildung eines ſelbſtändigen, die Unterlagen der Ein⸗ 
tragungen vollſtändig enthaltenden Regiſterakts an⸗ 
ordnen, bieten ſie eine feſte Grundlage für die zweck⸗ 
entſprechende Verwirklichung des in 89 HG. einem 
Jeden zugeſtandenen Rechts auf Einſicht des Handels⸗ 
regiſters und der zu dieſem einzureichenden Schrift⸗ 
ſtücke. Nach 8 13 HGB. find allerdings die Ein⸗ 
tragungen in das Handelsregiſter und die hiezu er⸗ 
8 on Zeichnung von Unterſchriften, ſowie die 
onſt vorgeſchriebenen Einreichungen zum Handels⸗ 
regiſter bei jedem Regiſtergericht, in deſſen Bezirk der 
Inhaber der Firma eine Zweigniederlaſſung beſitzt, 
in gleicher Weiſe wie beim Gerichte der Hauptnieder⸗ 
laſſung zu bewirken. Daraus folgt aber nicht, daß 
bei Anmeldung einer weiteren Zweigniederlaſſung nicht 
nach 8 201 zu verfahren ſei; denn es beſteht keine un⸗ 
bedingte Sicherheit dafür, daß die bei der bereits ein⸗ 
getragenen Zweigniederlaſſung vorgeſchriebenen An⸗ 
meldungen den neueſten Stand der Dinge wieder⸗ 
geben. Dafür, daß der Geſetzgeber die Anmeldung 
einer zweiten oder weiteren echten Zweigniederlaſſung 
nicht den 88 201, 13 G8. habe unterſtellen wollen, 
liegen ſohin nicht nur keine Anhaltspunkte vor, ſon⸗ 
dern es ſprechen vielmehr triftige Gründe dafür, daß 
er die Anmeldung derartiger Zweigniederlaſſungen 
den Bedingungen für die Anmeldung der erſten Zweig⸗ 
niederlaſſung unterwerfen wollte. (Beil. des I. 35. 
vom 25. Okt. 1918, Reg. III Nr. 55/1918). M. 
4518 


III. 


Wer nimmt im Sinne des Art. 49 Satz I Nots. 
die Tätigkeit des Notars in Auſpruch? Der Verkäufer 
J. W. hatte ſich dem Käufer gegenüber verpflichtet, 
eine auf dem verkauften Grundſtück eingetragene 
löſchungsreife Hypothek zur Löſchung zu bringen, 
war aber dieſer Verpflichtung nicht nachgekommen. 
Infolgedeſſen fertigte der Notar, der den Kaufvertrag 
beurkundet hatte, den Entwurf einer Löſchungsbe⸗ 


zur Unterzeichnung und Weiterleitung an das Grund⸗ 
buchamt. Auf dieſe Weiſe wurde dann auch die Löſchung 
bewirkt. Für die Koſten der Löſchungsbewilligung 
machte der Notar den Käufer haftbar und ſtellte den 
Antrag auf Feſtſetzung der Koſten mit folgender Be⸗ 
gründung: Die zur Vollziehung einer Urkunde in der 
gewollten Weiſe erforderlichen Nebengeſchäfte, wie 
Löſchungen, Pfandentlaſſungen, Rangausweichungen 
uſw. beſorge der beurkundende Notor regelmäßig ohne 
beſondere Anweiſung und im ſtillen Einverſtändniſſe 
der Verpflichteten. Manchmal werde der Pflichtige 
vorher noch aufgefordert und wenn nichts geſchehe, 
werde der Notar tätig; es liege dies im Intereſſe der 
ſämtlichen Beteiligten, hier der Käuferin, die den ganzen 
Kaufpreis gezahlt hatte, damit ſie nicht auch noch für 
die von ihr nicht geſchuldete Hypothekenforderung in 
Anſpruch genommen werde, und des Verkäufers, weil 
er die Klage auf Löſchung zu gewärtigen hatte. Das 
S. wies den Antrag ab, die Beſchwerde des Notars 
wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nach Art. 49 Satz J Not®. 
ſind die Notariatsgebühren von dem zu tragen, der 
die Tätigkeit des Notars „in Anſpruch genommen“ 
hat. Nach der ſtändigen Rechtſprechung des Senats 
(Sammlg. Bd. 11 S. 288; Bd. 13 S. 402; Bd. 17 B 
S. 123) nimmt die Tätigkeit des Notars in Anſpruch, 
wer, ohne bei der Errichtung der Urkunde mitzuwirken, 
den Notar ſchon vorher um die Vornahme der Beurkun⸗ 
dung des Geſchäfts ausdrücklich oder durch ein Verhalten 
erſucht ae mittels deſſen er fein Intereſſe an ihrer Bor: 
nahme kundgibt. Aber die Sachlage iſt hier nicht dazu 
angetan, um den vom Notar in Anſpruch Genommenen 


als Schuldner der Koſten betrachten zu können. Der 


Notar behauptet nur, daß der Entwurf der Löſchungs⸗ 
bewilligung im Intereſſe des J. W. gefertigt worden 
ſei, der als Verkäufer auf Grund der der Käuferin 
gegenüber übernommenen Haftung für hypotheken⸗ 
freien Eigentumsübergang ſonſt die Klage auf Löſchung 
zu gewärtigen gehabt hätte. Dieſer Umſtand reicht 
nicht aus, um den Notar zum Antrag auf Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung gegen den Hypothekenſchuldner zu berechtigen, 
der bei dem Geſchäfte ſelbſt nicht mitgewirkt hat 
(Sammlg. Bd. 4 S. 182; Bd. 15 S. 82). Im Gegen⸗ 
teile ſpricht die von dem Notare zunächſt angeführte 
Tatſache, daß J. W. zur Herbeiführung der Löſchung 
aufgefordert worden war, daß aber von ſeiner Seite 
„nichts geſchah“, gegen die Annahme, daß er durch ſein 
Verhalten dem Notar fein Einverſtändnis mit der An⸗ 
Wen der Urkunde zu erkennen gegeben, den Notar 
arum angegangen hätte. (Befehl. des II. ZS. vo 


21. Okt. 1 Reg. VI 2/18). M. 
4556 


B. Strafſachen. 


I. 

Die Koſten eines von einer VBerwaltungsbehörde 
als Nebenklägerin erfolglos eingelegten Rechtsmittels 
fallen der Staatskaſſe zur Laſt. Gründe: Die Straf⸗ 
kammer hatte die Berufung des Hauptzollamts gegen 
das Urteil des Schöffengerichts verworfen und unter 
Hinweis auf Löwes Kommentar zur StPO. Anm. 5e 
zu 8 437 die Koſten des Rechtsmittels der Beſchwerde⸗ 
führerin, alſo dem Hauptzollamt auferlegt. Mit Recht 
bekämpft das Hauptzollamt den Ausſpruch über die 
Koſtenpflicht. Dadurch, daß ſich die Verwaltungsbe⸗ 
hörde nach 3 467 StPO. der Verfolgung anſchloß und 
durch Beſchluß des Amtsgerichts hiezu für berechtigt 
erklärt wurde, iſt ſie nicht Nebenklägerin i. S. des 
8 435 geworden, wenn auch nach § 467 Abſ. 2 die 
für den Anſchluß des Verletzten als Nebenkläger ge⸗ 
gebenen Beſtimmungen auf ſie anwendbar ſind. Die 
Verwaltungsbehörde iſt in dieſem Falle nicht „Partei“, 
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ſondern Partei iſt der Staat, deſſen Behörde fie if. 


Die Berwaltungsbehörde tritt gleich der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft nur als Organ der Staatsgewalt auf. Die 
Folge davon iſt, daß die Koſten des von ihr erfolglos 
eingelegten Rechtsmittels ebenſo wie die des von der 
Staatsanwaltſchaft eingelegten der Staatskaſſe zur 
Laſt fallen. (Urteil vom 5. Dezember 1918, Rev.⸗Reg. 
Nr. 354/1918). Ed. 
4550 


II 


Auch den Amtsärzten iſt zu der regelmäßigen Anf: 
wandsentſchädigung der 30 Jeg Kriegstenerungszuſchlag 
m gewähren. Dem Landgerichtsarzte wurde für die 
Wahrnehmung der Termine vom 5. und 8. Mär 
1918 bei einem auswärtigen Gerichte neben den Reiſe⸗ 
koſten als Aufwandsentſchädigung je für 1½ Tage 
der Betrag von je 30 M und der Kriegsteuerungs⸗ 
zuſchlag von 9 M, im ganzen 2 mal 39 M = 78 
gewährt und ausbezahlt. Auf die Erinnerung des 
Rentamts, daß der Jule nicht gerechtfertigt ſei, 
ſetzte die Strafkammer die Aufwandsentſchädigung in 
der gleichen Höhe feſt. Das Rentamt legte Beſchwerde 
ein, da „nach dem ausdrücklichen Wortlaute der Min. 
vom 24. Dezember 1917 über die Gewährung eines 
Teuerungszuſchlags zu den Entſchädigungen der Be⸗ 
umten bei Vornahme auswärtiger Dienſtgeſchäfte 
(GVBl. 618) den Beamten zu den nach den 88 7, 9, 
17 der BO. vom 17. Juli 1915 über die Entſchädigung 
der Beamten bei Vornahme auswärtiger Dienſtgeſchafte 
(GVBl. S. 563) gewährten Aufwandsentſchädigungen 
der Zuſchlag gewährt wird“. Die Beſchwerde wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: Auf Grund des 8 2 Abſ. 2 
VO. vom 17. November 1902, die Gebühren für Arzt: 
liche Dienſtleiſtungen bei Behörden betr. (GBl. S. 715) 
wurde durch die Min. vom 22. Februar 1904 (JM Bl. 
S. 49) beſtimmt, daß für Amtsärzte — das ſind die 
Landgerichtsärzte und die Bezirksärzte —, das nach 
den 88 2 Abſ. 1, 6, 15 Abſ. 2 BO. zu gewährende 
Tagegeld auf 20 M feſtgeſetzt werden kann, wenn fie 
infolge einer gerichtlichen Vorladung als Sachver⸗ 
ſtändige gezwungen ſind, über Nacht außerhalb ihres 
Wohnſitzes zu verweilen uſw. Nach dem 8 7 im Zu⸗ 
ſammenhalte mit der an zu 8 6 BD. vom 17. Juli 
1915, durch die die Aufwandsentſchädigung d. i. Tage⸗ 
geld und Uebernachtungsgeld der Beamten und der 
Erſatz der Reiſekoſten neu geregelt wurden, würden 
die Landgerichtsärzte ein Tagegeld von 7 M und ein 
Uebernachtungsgeld von 4 M erhalten. Allein durch 


818 Abſ. 5 dieſer BO. iſt die Vorſchrift in 82 Abſ. 2 


BO. vom 17. November 1902 und damit auch die 
Mind. vom 22. Februar 1904 ausdrücklich aufrecht 
erhalten worden, ſo daß den Landgerichtsärzten auch 
unter der noch geltenden Herrſchaft der VO. vom 
17. Juli 1915 ein Tagegeld von 20 M gewährt werden 
kann. Da eine geſetzliche Vorſchrift wie hier der 8 7 
VO. vom 17. Juli 1915 nur aus deren Geſamtinhalt 
richtig erkannt und im Zweifelsfall ausgelegt werden 
kann, iſt 8 7 dahin zu verſtehen, daß hinſichtlich der 
Landgerichtsärzte die in S 7 beſtimmte Aufwands⸗ 
entſchädigung auf 20 M feſtgeſetzt werden kann. Da 
nach dem Art BO. vom 24. Dezember 1917 auf die 
Dauer des Krieges den Beamten vom 1. Januar 1918 
an zu den in $7 VO. vom 17. Juli 1915 beſtimmten 
Aufwandsentſchädigungen ein Zuſchlag zu 30% ges 
währt wird, iſt auch den Landgerichtsärzten zu der 
regelmäßigen Aufwandsentſchädigung von 20 M der 
Zuſchlag zuzubilligen. (Beſchluß vom 21. November 
1918, Beſchw.⸗Reg. Nr. 412/1918). Ed. 
4551 


5 — \ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 3. 


Oberlandesgericht München. 


Nachträgliches Zugeſtändnis der Ungebühr und 
Entſchuldigung; Einreichung und Beſchwerdeksſten 
(48 179, 183, 184 886.) In einer amtsgerichtlichen 
Sitzung ſchrie der Beklagte während der Darlegungen 
der Klägerin: „Das iſt eine Lüge, das iſt ein Skandal“, 
verließ den Saal und ſchlug die Türe krachend zu. 
Das AG. verurteilte ihn zu einer Ordnungsſtrafe von 
100 M, wobei feine gerichtsbekannte Erregbarkeit als 
ftrafmindernd in Betracht gezogen wurde. Der Be: 
ſchluß mit dem vollen Sachverhalt wurde in das 
Protokoll aufgenommen und dem Beklagten zugeſtellt; 
im Protokoll ſelbſt wurden nur deſſen Aeußerungen, 
nicht aber die erſchwerenden Begleitumſtände erwähnt. 
Nachträglich gab der Beklagte in ſeiner friſtzeitig 
nur beim AG. eingegangenen Beſchwerde zu, daß fein 
Verhalten ungebührlich geweſen ſei, und entſchuldigte 
ſich förmlich hierwegen mit der Bitte um Aufhebung 
oder Minderung der Strafe. Das OLG. ſetzte fie auf 
25 M herab und überbürdete dem Beklagten die ges 
ſamten Koſten der (durch einen Anwalt eingereichten) 
Beſchwerde: 

Aus den Gründen: Die Beſchwerde iſt zu⸗ 
läſſig. Insbeſondere genügt die friſtzeitige Einreichung 
beim Untergericht, wie auch in den ſonſtigen Fällen, 
in denen eine befriſtete Beſchwerde ohne Abänderungs⸗ 
befugnis nach der ZPO. oder StPO ſtattfindet (Os GRſpr. 
21, 191; BaygfR. 1916, 75). Der Beſchwerdeführer 
gibt ſelbſt ausdrücklich die Ungebühr zu, wie ſie in 
dem ihm zugeſtellten Beſchluß näher dargeſtellt iſt; 
es konnte deshalb darüber hinweggeſehen werden, daß 
das Sitzungsprotokoll als ſolches dieſe Feſtſtellung nur 
teilweiſe enthält (Obs St 7, 234; 12, 317). Nach⸗ 
dem der Beſchwerdeführer ferner ſich ausdrücklich 

ierwegen nunmehr entſchuldigt hat, konnte die 

trafe, wie geſchehen, herabgeſetzt werden. Zur 
vollſtändigen Aufhebung beſtand kein Anlaß; die Er⸗ 
regbarkeit des Beklagten hat ſchon der Erſtrichter be⸗ 
rückſichtigt. Die Koſten ſallen in entſprechender An⸗ 
wendung des 8 97 Abſ. 2 ZPO. dem Beſchwerdeführer 
auch inſoweit zur Laſt, als die Beſchwerde Erfolg 
Bone (Beſchl. v. 16. Oktober 1918, BeſchwRg. 307/ In I). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten. Längere 
Beherbergung. Pelzmantel als Ksſtbarkeit? (33 701, 
702 B688.). Der Kl., der feinen Wohnſitz in St. hat 
und ſeit über einem Jahr in B. bei N. tätig iſt, be⸗ 
wohnt mit ſeiner Familie ſeitdem einige Zimmer des 
Hotels F. in N.; er erhält dort Bedienung und volle 
Verpflegung. Seinen Aufenthalt im Hotel hat er 
ſchon mehrfach unterbrochen. Am 16. Dez. 1917 be⸗ 
gab er ſich in den Speiſeſaal des Hotels zum Mittag⸗ 
eſſen; vorher legte er ſeinen kurz zuvor um 2100 M 
erworbenen Pelzmantel in der beim Eingang in den 
Speiſeſaal befindlichen Garderobe ab. Dort wurde 
der Mantel während des Mittageſſens entwendet, was 
der Rl. dem Wirt unverzüglich anzeigte. Dieſer wurde 
in beiden Rechtszügen zum Schadenserſatze verurteilt. 

Aus den Gründen: Der Bekl. nimmt als Be⸗ 
ſitzer des Hotels F. gewerbsmäßig Fremde zur Beher⸗ 
bergung auf und iſt daher Gaſtwirt i. S. des $ 701 

GB. Auch der in St. wohnhafte Kl. war dort zur 
Beherbergung aufgenommen; gleichgültig iſt es, ob 
dies auf kürzere oder längere Zeit geſchah und ob der 
übliche Zimmerpreis oder wegen der längeren Zeit 
der Beherbergung ein beſonders vereinbarter Preis 
für die Zimmer bezahlt wurde. Der Kl. war daher 
Hotelgaſt nach 8 701 BGB. Er hat feinen Pelzmantel 
in einem Raume des Hotels abgelegt, der zur Auf⸗ 


bewahrung von Kleidungsſtücken der Gäſte beſtimmt 
iſt; er hat ſohin den Mantel eingebracht im Sinne 
des Abſ. 2. Gleichgültig iſt, daß der Speiſeſaal und 
die davor befindliche Garderobe auch von Perſonen 
benützt werden, die nicht Hotelgäſte ſind; denn für die 
Hotelgäſte ſind auch nur dieſe beiden Räume vor⸗ 
handen und die Garderobe verliert durch die Mit⸗ 
benützung anderer Gäſte nicht ihre Eigenſchaft als 
Aufbewahrungsort für die Kleider der Hotelgäſte. 
Zur Verbringung des Pelzmantels in ſein Zimmer 
war der Kl. nicht verpflichtet. Der Mantel iſt nicht 
als Koſtbarkeit i. S. des 8 702 BGB. anzuſehen; es 
handelt ſich nicht um un Pelz von befonders hohem 
Werte (wie in RG. 75, 190; JW. 1911, 357 und 374), 
nicht um ein Schau⸗ und Prunkſtück, ſondern aus⸗ 
ſchließlich um ein Gebrauchskleidungsſtück. Ein Kauf⸗ 
preis von 2100 M tft mit Rückſicht auf den im Dez. 
1917 herrſchenden geringen Geldwert durchaus nicht 
außergewöhnlich. Der Bekl. hat ſohin den ganzen 
Schaden zu erſetzen. (Urt. des I. 3S. vom 10. Okt. 
1908, L. 112/18). Br. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Bekämpfung der Geſchlechts krankheiten. Zu den 
wenig erfreulichen Folgen des Krieges gehört leider 
auch eine geſteigerte Notwendigkeit, die Ausbreitung 
der Geſchlechtskrankheiten zu bekämpfen, nicht nur um 
der Lebenden, ſondern auch um der Zukunft unſeres 
Volkes willen, da ein Ueberhandnehmen dieſer Krank⸗ 
heiten notwendig eine Verminderung der Geburten 
herbeiführen muß. Eine BO. der Reichsregierung zur 
Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten vom 11. De⸗ 
zember v. J. (RGBl. S. 1431) bezeichnet in 8 1 als 
Geſchlechtskrankheiten i. S. der VO. Syphilis, Tripper 
und Schanker und zwar „ohne Rückſicht darauf, an 
welchen Körperteilen die Krankheitserſcheinungen auf⸗ 
treten“. Auch wenn dieſe außerhalb der Geſchlechts⸗ 
organe ihren Sitz haben, gelten alſo die Beſtimmungen 
der 88 2 —4 VO. Was zunächſt die in 8 2 vorgeſehene 
zwangsweiſe Heilbehandlung und Abſonderung ge⸗ 
ſchlechtskranker Perſonen anlangt, ſo haben wir in 
Bayern ſchon eine ähnliche Beſtimmung in Art. 66 
Abſ. 2 PStB. Allein die bayeriſche Beſtimmung iſt 
auf beſtimmte Perſonenkreiſe beſchränkt; die reichs⸗ 
rechtliche gilt allgemein für Perſonen beiderlei Ge⸗ 
ſchlechts, die geſchlechtskrank ſind und bei denen die 
Gefahr beſteht, daß ſie ihre Krankheit weiter verbreiten. 
Dieſe Gefahr wird bei Perſonen der in Art. 66 PStGB. 
bezeichneten Art beſonders leicht gegeben ſein, nament⸗ 

lch bei Dienſtboten und Ammen. Ihre Feſtſtellung 
5 aber wohl nach wie vor nicht Vorausſetzung der 

aßregeln nach Art. 66 Abſ. 2 PStG B., ein Vorgehen 
der Polizeibehörden auf Grund dieſer Beſtimmung 
nicht durch die reichsrechtliche Beſtimmung ausge⸗ 
sone Die BO. der Reichsregierung enthält nur 

ruchſtücke einer Bekämpfung der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten, keineswegs eine erſchöpfende 119 1805 Deshalb 
iſt auch die Strafbeſtimmung, die Art. 66 Abſ. 1 für 
die Berheimlichung geſchlechtlicher 3 enthält, 
in Kraft geblieben. Die Diſtriktspolizeibehörden, die 
nach 8 20 Zuſt BO. vom 4. Januar 1872 zu den Maß⸗ 
regeln nach Art. 66 P StGB. berufen find, werden 
wohl auch ohne ausdrückliche Ermächtigung zur An⸗ 
ordnung einer Heilbehandlung nach 3 2 VO. zuſtändig 
ſein. Aerztliche Eingriffe, die mit einer ernſteren Gefahr 
für Leben oder Geſundheit verbunden find, dürfen nach 
8 2 Abſ. 1 Satz 2 BO. bei einer ſolchen Heilbehandlung 
nur mit Einwilligung des Kranken vorgenommen 
werden. Die Aufbringung der Koſten regelt ſich nach 
Landesrecht (8 2 Abſ. 2). — Eine ſchon oft geforderte, 
von anderer Seite freilich bekämpfte ſtrafrechtliche 
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Neuerung enthält 8 3 VO.: wer den Beiſchlaf ausübt, 
obwohl er weiß oder den Umſtänden nach annehmen 
muß, daß er an einer mit Anſteckungsgeſahr verbundenen 
Geſchlechtskrankheit leidet, wird mit Gefängnis bis zu 
3 Jahren beftraft, ſofern nicht nach dem allgemeinen 
Strafgeſetz eine härtere Strafe eintritt. Bisher konnte 
die Ausübung des Beiſchlafs durch eine geſchlechtskranke 
Perſon nur auf Grund der Beſtimmungen über vorſätz⸗ 
liche oder fahrläſſige Körperverletzung ſtrafrechtlich ver⸗ 
folgt werden; auch die Beſtimmung des 8 229 BGB. 
kam in Betracht. Dieſen Vorſchriften fehlte auf dem Ge⸗ 
biet, um das es ſich hier handelt, die abſchreckende 
und vorbeugende Kraft, weil ſie für die Allgemeinheit 
nicht deutlich genug ausdrücken, daß ſie ſich auch auf 
die Anſteckung mit Krankheiten, insbeſondere mit Ge⸗ 
ſchlechtskrankheiten beziehen. Außerdem ſetzt ihre An⸗ 
wendung vor zus, daß durch den Geſchlechtsverkehr 
S die Krankheit übertragen worden iſt. Die 
Schwierigkeit das nachzuweiſen ſtand bisher einer Be⸗ 
ſtrafung oft genug im Wege. § 3 VO. ſtellt darum 
ſchon die Gefährdung mit Anſteckung unter Strafe, 
eine Maßnahme, die bei der Gemeingefährlichkeit der 
Handlung und dem gewiſſenloſen Leichtſinn des Täters 
durchaus gerechtfertigt iſt. Aus den gleichen Gründen 
iſt es auch wohl zu billigen, daß die Strafverfolgung 
anders als bei 88 223 u. 230 StGB. ohne Strafantrag 
eintritt, ſoweit es ſich nicht um Ehegatten oder Ver⸗ 
lobte handelt. Die neue Strafvorſchrift greift, wie 
geſagt, nur Platz, wenn nicht nach dem allgemeinen 
Strafgeſetz eine härtere Strafe eintritt; bei den ge⸗ 
nn Fällen von Körperverletzung — 8 223 
Abſ. 1, 8 230 StGB. — iſt das nicht der Fall; anders 
in den Fällen der 88 224, 229 StGB. Wer in anderer 
Weiſe als durch Geſchlechtsverkehr jemanden der Ge⸗ 
fahr der Anſteckung mit einer Geſchlechtskrankheit aus⸗ 
ſetzt, iſt in der VO. nicht mit Strafe bedroht; iſt in 
ſolchen Fällen eine Anſteckung eingetreten, ſo kommen 
die Beſtimmungen über Körperverletzung in Frage. — 
Eine Verpflichtung beſonderer Art iſt durch $ 4 BD. 
für den begründet, der eine Perſon ärztlich unterſucht 
oder behandelt, die an einer mit Anſteckungsgefahr 
verbundenen Geſchlechtskrankheit leidet: er ſoll ſie über 
Art und Anſteckungsfähigkeit der Krankheit ſowie über 
die Strafbarkeit der in $ 3 bezeichneten Handlung bes 
lehren. Als verpflichtet zu dieſer Belehrung wird 
man nicht nur den Arzt anzuſehen haben, der den 
Erkrankten wegen der Geſchlechtskrankheit behandelt, 
ſondern auch den mit der Behandlung wegen einer 
anderen Krankheit befaßten Arzt, insbeſondere auch 
den Zahnarzt, und dem Arzte wird der Kurpfuſcher 
gleichzuſtellen ſein, der ſich die ärztliche Behandlung 
anmaßt. Die Verletzung der Belehrungspflicht iſt nicht 
mit Strafe bedroht; indeſſen wird nicht zu bezweifeln 
ſein, daß ſie bürgerlichrechtliche und wohl auch ſtraf⸗ 
rechtliche Folgen (StGB. 8 230) nach ſich ziehen kann. 
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Die Bersrdunng über Waffenbefik vom 13. Jan. 1919. 
Die Reichsregierung hat in Nr. 7 des RGBl. 1919 
(S. 31) eine Verordnung vom 13. Januar 1919 er. 
laſſen, die zur Ablieferung von allen Schußwaffen 
und von Munition aller Art zu Schußwaffen ver⸗ 
pflichtet und für die Zukunft den unbefugten Waffen⸗ 
beſitz ſchlechthin verbietet. Die Verordnung iſt ziem⸗ 
lich flüchtig gearbeitet und nicht gründlich durchge⸗ 
dacht. Auf den erſten Blick IS ſie durchgreifende 
Maßnahmen anzuordnen, zumal da ihre Strafvor⸗ 
ſchriften geradezu drakoniſch ſtreng ſind. Da aber der 
ganze Vollzug in die Hand der Landeszentralbehörden 
elegt iſt und dieſe auch beliebig Ausnahmen feſt⸗ 
ſetzen dürfen, beſteht gar keine Gewähr dafür, daß 
die Verordnung in dem Sinne durchgeführt wird, in 
dem ſie gedacht war. 

Was als Schußwaffe zu gelten hat, beſtimmt 81 
Abſ. 2 der Verordnung. Alles andere iſt den Landes- 
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aentralbehörden überlaſſen (8 2). Sie beftimmen, wo 
und bis wann ſpäteſtens die Waffen abzuliefern find 
und welche Waffen zu dienſtlichen, beruflichen und 
ſonſtigen Zwecken zurückbehalten werden dürfen. Sie 
werden auch zu beſtimmen haben, ob Waffen abge⸗ 
liefert werden müſſen, die gar nicht zum Gebrauche 
beſtimmt ſind ſondern nur einen Liebhaberwert haben. 
erner werden ſie die Frage zu regeln haben, wie 
ch der Waffenbeſitzer über erlaubten Beſitz auszu⸗ 
weiſen hat. 

Die Strafvorſchriften enthält 83 der Verordnung. 
Sie ſind übertrieben ſcharf: Gefängnis bis zu 5 Jahren 
oder Geldſtrafe bis zu 100 000 ME. (I) oder eine dieſer 
Strafen bei unbefugtem Beſitz von Waffen oder Munition 
nach Ablauf der Ablieferungspflicht. Dabei iſt es 
ohne Bedeutung, ob die Waffen oder die Munition 
vorſchriftswidrig zurückbehalten oder nach Ablauf des 
von der Landeszentralbehörde feſtgeſetzten Termins 
neu erworben wurden. Sollten die Waffen oder die 
Munition zu Gewalttätigkeiten gegen Perſonen oder 
Sachen verwendet werden, ſo erhöht ſich die Strafe 
gar auf Zuchthaus bis zu fünf Jahren und bei mil⸗ 
dernden Umſtänden auf Gefängnis nicht unter drei 
Monaten. Entſcheidend iſt dabei nur die Abſicht des 
Täters bei der Zurückbehaltung oder beim Erwerb; 
daß Gewalttätigkeiten vorgekommen ſind oder nur 
eingeleitet wurden, iſt nicht vorausgeſetzt. Hiernach 
kann der ſonderbare Fall eintreten, daß eine Körper⸗ 
verletzung, die mit einer Schußwaffe begangen wurde, 
milder beſtraft wird, als der bloße Waffenbeſitz (vgl. 
z. B. 88 223 a, 228 StGB.), ja ſogar die fahrläſſige 
Tötung hat nach 8 222 Abſ. 1 StGB. einen geringeren 
Strafrahmen als § 3 Abſ. 2 der Verordnung. 

Eine Beſtimmung über die Einziehung fehlt in 
83. Da aber die Landeszentralbehörden die Abliefe⸗ 
rung zweifellos mit unmittelbarer Gewalt erzwingen 
können, dürfen ſie wohl auch die Wegnahme der nach 
dem Ablaufe der Friſt unbefugt zurückbehaltenen 
oder neu erworbenen Waffen anordnen. 

Vermiſſen läßt die Verordnung eine Strafvor⸗ 
ſchrift gegen Perſonen, die Waffen oder Munition an 
Unbefugte verkauſen, Waffen oder Munition ohne Er⸗ 
laubnis verteilen oder ſonſtwie in Verkehr bringen. 
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Bücheranzeigen. 


Fiſcher, Otte und Wilhelm Henle. Bürgerliches 
Geſetzbuch. Handausgabe mit Anmerkungen in 
Verbindung mit Eugen Ebert und Heinrich Schneider. 
Zehnte Auflage. München, C. H. Beck'ſche Verlags⸗ 
buchhandlung. Geb. Mk. 26.—. 

Innerhalb eines Zeitraums von 22 Jahren iſt 
dieſe beliebte Handausgabe zehnmal aufgelegt worden, 
ein beredtes Zeichen für ihre Brauchbarkeit. Bei der 
nächſten Auflage werden wir vielleicht ſchon ein ge— 
ändertes Geſetz vor uns haben. Denn die neuen Zeit— 
verhältniſſe mit ihrem vorwärtsdrängenden Ungeſtüm 
werden wohl auch vor dem bürgerlichen Rechte nicht 
haltmachen. Bis dahin werden wir die trefflichen, 
kurz gefaßten Erläuterungen mit ihren zahlreichen 
Verweiſungen noch mit Nutzen verwenden können. 
Nur hier und dort hätte vielleicht eine Anmerkung 
anders gefaßt werden können und ſollen, weil das 
Schrifttum neue Ergebniſſe gebracht hat. Ich greife 
als Beiſpiel nur die Anm. 7 zu dem 8 2316 heraus, 
die deſſen in der Faſſung mißglückten Abſ. 4 behandelt. 
Mit dieſer eigenartigen und wichtigen Vorſchrift haben 
ſich zahlreiche, z. T. ſehr tiefgreifende Abhandlungen 
befaßt, die nicht wohl übergangen werden dürfen, 
wenn nicht ein falſches Bild entſtehen ſoll. Die Auf⸗ 
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ätze in Zeitſchriften werden eben bei der Abfaſſung 

rzer Ausgaben nicht immer mit der nämlichen Liebe 

verwertet, wie die ſo ſehr bevorzugten Entſcheidungen. 

Hervorzuheben iſt das Geſchick, mit dem wieder 

in der Einleitung gewiſſe Grundfragen gedrängt aber 

doch ſehr lichtvoll und mit Verſtändnis für die Be⸗ 
dürfniſſe der Rechtsanwendung behandelt find. 
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Bresler, J., Sanitätsrat, Lüben i. Schleſ. Renten⸗ 
kampfneuroſe (, Unfallgeſetzneuroſe“). X. Band, 
Heft 6 der Juriſtiſch⸗ pſychiatriſchen Grenzfragen. 
Halle a. d. S. 1918, Carl Marhold, Verlagsbuch⸗ 
handlung. Mk. 1.50. 


Das verſtändnisvolle Zuſammenarbeiten des Ju⸗ 
riſten mit dem Arzt iſt in der Gegenwart von beſon⸗ 
derer Bedeutung, da wir ja aufgehört haben oder doch 
aufhören wollen, das Recht als eine in ſich abgeſchloſſene 
Geheimwiſſenſchaft und die Rechtsanwendung als eine 
Geheimkunſt Weniger zu betrachten. ch empfehle 
deshalb vor allem den Zivilrichtern dieſe Schrift, die 
eine auch volkswirtſchaftlich ſehr bedeutſame Frage 
behandelt. Sie berückſichtigt u. a. auch die Verſorgung 
der Kriegsbeſchaͤdigten. 


Noſenberg, Dr. Emil. Die Enterbung aus guter 
Abſicht. 154 Seiten. München 1917, C. H. Bed’ 
ſche Verlagsbuchhandlung Oskar Bed. Geh. M 7.—. 


Der Verfaſſer gliedert die Darſtellung in einen 
geſchichtlichen und einen dogmatiſchen Teil. Im geſchicht⸗ 
lichen Teile ſpricht er über das römiſche und das gemeine 
Recht, die deutſchen Territorialrechte, die deutſchen Stadt⸗ 
rechte und das Recht der Schweiz, ſowie über das deutſche 
bürgerliche Recht. Im dogmatiſchen Teile behandelt 
er den perſönlichen und ſachlichen Geltungsbereich der 
Vorſchriften über die Pflichtteilsbeſchränkung, die for⸗ 
mellen Erforderniſſe der Pflichtteilsbeſchränkung und 
den Inhalt der Pflichtteilsbeſchränkung. 

Ein Literaturverzeichnis, ein Quellenregiſter und 
0 Wortverzeichnis ſind in dankenswerter Weiſe bei⸗ 
gefügt. 

Den vom Verfaſſer gefundenen Ergebniſſen wird 
man faſt durchweg zuſtimmen können. 

Schweidnitz. Landgerichterat Alfons Hackenberger. 
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Kade, Karl, Amtsgerichtsrat, Geheimer Juſtizrat in 
Berlin. Drei Beiträge zur Neugeſtaltung 
des deutſchen Rechtsweſens. 31 Seiten. 
1918 Verlag „Deutſches Recht“ in Waidmannsluſt 
bei Berlin. Geh. Mk. 1.20. 

Der erſte Beitrag „Die Neugeſtaltung des deutſchen 
Rechtsweſens“ wandte ſich an die am 12. November 1917 
tagende Mitgliederverſammlung vom „Deutſchen Recht“. 
Der zweite Beitrag „Rechtspflege und Spruchrichter“ 
tſt ein am 15. Januar 1918 in der Verſammlung der 
Berliner „Richtervereinigung“ gehaltener Vortrag. Der 
dritte Beitrag „Das deutſche Volk und ſeine Richter“ 
iſt ein an die Staatsbürger gerichteter Aufſatz. 

Der Verfaſſer erſtrebt eine Umgeſtaltung unſeres 
geſamten Rechtsweſens, und zwar ſowohl in ſeinem 
Aufbau als auch in feinen Formen. Er wünſcht Ber: 
breitung des Verſtändniſſes für das Recht und die 
Mitwirkung aller Volkskreiſe an deſſen Fortbildung. 
Er verlangt für die wirklich ſtreitigen Sachen beſon⸗ 
dere, durch alle Inſtanzen untereinander gleichſtehende 
Spruchrichter. Der Schwerpunkt jedes Rechtsſtreites ſoll 
in der erſten Inſtanz liegen. Nach dem Verfaſſer ge⸗ 
hören das Volk und ſeine Richter zueinander. 

Sch weidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 
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Der Entwurf der deutſchen Neichsverfaſſung. nicht bei der Geſamtheit der Einzelftaaten, wie 
dies eine verbreitete Anſchauung für das bis⸗ 
Bon ee e, Dr. Sarl Rothenbächer herige Staatsrecht vertreten hat. Das Daſein 
ce des Reiches ebenſo wie das Daſein der einzelnen 
Das Reichsamt des Innern hat den Regierungen deutſchen Staaten beruht letztlich auf dem Willen 
der Einzelſtaaten einen „Entwurf des allgemeinen des deutſchen Volkes. Man ſieht: Der Verfaſſer 
Teils der künſtigen Reichsverfaſſung“ überſandt, des Entwurfs, ein Staatsrechtslehrer, überläßt es 
der nach Zeitungsnachrichten auch als Vorlage an nicht, wie ſeinerzeit Bismarck, der Rechtswiſſen⸗ 
die Nationalverſammlung gelangen ſoll. ſchaft, aus dem Inhalt der Rechtsſätze die Rechts⸗ 
gedanken in begrifflicher Klarheit erſt herauszu⸗ 
1. ſchälen, ſondern er will nach dem Vorbild der 
Der Entwurf will eine Republil ſchaffen, meiſten demokratiſchen Verfaſſungen an der Türe 
die ſich wiederum aus Freiſtaaten zuſammenſetzt. | feiner Verfaſſung in großen Lettern ihr „Prinzip“ 
Er ſpricht aber nicht, wie etwa das vorläufige ſelbſt verkünden. 
bayeriſche Staatsgrundgeſetz von den „Vereinigten Das deutſche Volk übt ſeine Rechte aus, teils 
Staaten Deutschlands“ oder von der „Deutſchen indem es ſelbſt über Vorlagen abſtimmt, teils 
Republik“, ſondern von dem „Deutſchen Reich“). indem es Perſonen wählt, die als Organe die 
0 8 5 a 1 1 Staatsgewalt auszuüben haben. 
( . I). ieſer Satz ſpricht den Rechts⸗ 5 
gedanken der Volksherrſchaft, „Volksſouveränität“ Volksabſtimmung findet ſtatt bei Der: 


faſſungsänderungen, die nach Ablauf von fünf 
eo ni 1100 . Jahren nach Inkrafttreten der Reichsverfaſſung 


in „Freiſtaaten“ oder „Gliedſtaaten“, „Einzel⸗ en ren 1 5 . 
ſtaaten“, für maßgebend erklärt wird. Der Abſ. 2 5 
5 Verfaſſung kann der Reichstag allein Verfaſſungz⸗ 
des § 2 beſagt naͤmlich: Die beim deutſchen änderungen vornehmen); ferner wenn die beid 
Volke ruhende Staatsgewalt „wird in den Reichs⸗ g 7 
a iche. Haäuſer des Reichstags über eine Geſetzesvorlage 
angelegenheiten durch die auf Grund der Reichs⸗ ſich nicht einigen können und der Reichspräſident 
verfaſſung beſtehenden Organe ausgeübt“ — dies das Volk an (8 60 Abſ. 2) und Hat ießlich 
it für das Staatsrecht der Volksherrſchaſt durch wenn die Abſetzung des Reichspräſidenten beant er t 
aus einleuchtend —, „in den Landesangelegen⸗ iſt (8 67 Abf. 2), Das Reſerendu findet alf 
heiten durch die deutſchen Freiflaaten nach Maß: 1 ſelten ſtatt e ae 
gabe ihrer Landesverfaſſungen“. " . 
Dieſer Satz will, wie mir ſcheint, beſagen: Das Volk wählt den Reichspräſidenten (8 58) 
Es gibt nur eine urſprüngliche Staatsgewalt, fie | und die Mitglieder des Volkshauſes ($ 31). 
iſt beim deutſchen Volk und wird geübt teils Im übrigen wird die Staatsgewalt durch die 
durch die Reichsorgane, teils durch die Organe verfaſſungsmäßig vorgeſehenen Organe, den Reichs⸗ 
der Einzelſtaaten. Die Staatsgewalt der Einzel: | präfidenten, Reichstag und die Reichsregierung 
ſtaaten leitet ſich alſo nicht von dem Staatsvolke ausgeübt. Für die Rechtſprechung beſteht das 
des Einzelſtaates her, ſondern von dem deutſchen Reichsgericht weiter; außerdem ſollen Verwaltungs⸗ 
Volke; die Staatsgewalt des Reiches leitet ſich gerichte des Reichs ($ 9) und ein Staatsgerichts⸗ 
nicht von den Einzelſtaaten her und ruht auch hof errichtet werden (88 13, 73). 
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Das Volkshaus des Reichstages „befteht aus 


den Abgeordneten des einheitlichen deutſchen 
Volkes“ (§ 31 Abſ. 1). Ein Reichswahlgeſetz ſoll 
nach dem Muſter des Wahlrechts für die National⸗ 
verſammlung ergehen. Das Staaten haus des 
Reichstags beſteht „aus den Abgeordneten der 
deutſchen Freiſtaaten“, wobei grundſaͤtzlich auf eine 
Million Einwohner ein Abgeordneter entfallen 
ſoll. Ihre Zahl würde demnach elwa 68 betragen. 
„Die Abgeordneten werden von den Landtagen 
der deutſchen Freiſtaaten aus der Mitte der Staats⸗ 
angehörigen nach Maßgabe des Landesrechts ge: 
wählt“ (§ 32). 

Die Mitglieder des Reichstags, — alſo nicht 
nur des Volkshauſes ſondern auch des Staaten- 
hauſes, — dürfen nicht durch Aufträge gebunden 
werden. Eine Anweiſung nach Art der „Bundes— 
ratsbevollmächtigten“ ſoll demnach nicht zuläſſig 
ſein (8 39). Beide Häuſer werden auf drei Jahre 
gewählt (S 37); ſie können gleichzeitig oder auch 
einzeln von dem Reichspräſidenten aufgelöſt werden 


| 


| 
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(S 44). Die beiden Häuſer und ihre Mitglieder 


genießen die üblichen parlamentariſchen Rechte. 
(Bemerkenswert iſt die Einrichtung eines Wahl: 


prüfungsgerichtes, das zum Teil aus Mitgliedern 


des Reichstags und zum Teil, aus Richtern zu: 


| 


ſammengeſetzt iſt 3 48; ferner das Zeugnisver: | 


weigerungsrecht der Mitglieder des Reichstags ($ 56). 
Der Reichstag übt das Recht der Geſetz⸗ 
gebung; die von den beiden Häuſern überein⸗ 


halten haben. Sein Amt dauert ſieben Jahre; 
und er kann nur in einem gerichtlichen Verfahren 
($ 73) oder durch Volksabſtimmung (8 67) ab: 
geſetzt werden. Der Reichspräſident vertritt das 
Reich nach außen, ernennt im allgemeinen die 
Reichsbeamten und Offiziere; er hat das Recht 
der Begnadigung, die Pflicht der Bundesexekution, 
das Recht der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung mit Hilfe der militärischen 
Gewalt. Eine ſelbſtändige politiſche Gewalt ift 
aber dem Reichspräſidenten mit Ausnahme des 
ſeltenen Falls des § 60 Abſ. 2 nicht eingeräumt. 
(Ob er das Auflöſungsrecht nach § 44 jelbftändig 
ausüben kann, mag zweifelhaft erſcheinen). Er 
bedarf bei allen zivilen und militäriſchen An⸗ 


ordnungen und Verfügungen der Gegenzeichnüng, 


alſo der Zuſtimmung des dem Reichstage verant⸗ 
wortlichen Reichskanzlers oder Reichsminiſters (§ 65). 
Der Reichspräſident ſoll alſo im ganzen eher dem 
Präſidenten der Franzöſiſchen Republik als dem 
Präſidenten der Nordarmerikaniſchen Union gleichen. 

Aus dem Bisherigen ergibt ſich, daß die „Reich s⸗ 
regierung“, die aus dem Reichskanzler und der 
erforderlichen Zahl von Reichsminiſtern beſteht, 
nach dem Muſter der ſog. „parlamentariſchen 
Regierungsweiſe“ zur eigentlichen Führung des 
Staates berufen iſt. Das Kabinett wird vom 
Reichskanzler gebildet (8 69). Die Mitglieder 
der Reichsregierung müſſen nicht einem der beiden 


Haͤuſer angehören. 


ſtimmend beſchloſſenen Geſetze müſſen vom Reichs⸗ 
präfidenten binnen Monatsfriſt verkündet werden 
wortlich, vielmehr iſt die Verantwortlichkeit aus⸗ 


(8 60). Dem Präfidenten ſteht keinerlei Vetorecht 
zu. 
klären und Frieden zu ſchließen (§ 59 Abſ. 2) 
ſowie das Recht der Zuſtimmung beim Abſchluß 
völkerrechtlicher Verträge, ſoweit ſie ſich auf Gegen: 
ſtände der Reichsgeſetzgebung beziehen (§ 59 Ab}. 3). 
Dagegen können andere, rein politiſche Verträge 
mit fremden Staaten ohne Zuſtimmung des Reichs— 
tags geſchloſſen werden, bis durch die Errichtung 
eines Völkerbundes alle Geheimverträge ausge— 
ſchloſſen werden (§ 59 Abſ. 4). Außer dem 
Recht der Miniſteranklage (8 73) hat jedes Haus 
des Reichstags das Recht, Unterſuchungsaus⸗ 
ee mit weitgehenden Vollmachten einzuſetzen 
(§ 52). 

Unter den beiden Häuſern iſt der ſtärkere 
politiſche Einfluß dem Volks hauſe eingeräumt. 
Denn der „Reichskanzler und die Reichsminiſter 
bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens 
des Volkshauſes“. Jeder von ihnen muß 
zurücktreten, wenn ihm das Volkshaus das 
Verirauen durch einen ausdrücklichen Beſchluß 
entzieht (S 70). Das Staatenhaus kann den Rücktritt 
der Reichsregierung nicht erzwingen. 

Dem Reichstag ſteht der Reichspräſident 
als Staatsoberhaupt gegenüber. Er muß die 
Mehrheit aller im Deutſchen Reiche abgegebenen 
Stimmen, wenn nötig durch eine Stichwahl, er— 


Der Reichstag hat das Recht, Krieg zu er⸗ 


—̃ ͤ —- l — — — —.3ñů—ꝛů— — — De, mn 


— — 


Die „Reichsregierung“ iſt nicht wie das eng⸗ 
liſche oder franzöſiſche Kabinett ſolidariſch verant⸗ 


geſchieden: „Der Reichskanzler trägt dem 
Reichstag gegenüber die Verantwortung für die 
Richtlinien der Reichspolitik, jeder Reichs⸗ 
miniſter ſelbſtändig die Verantwortung des ihm 
anvertrauten Geſchäftszweiges“ ($ 71). Es beſteht 
alſo für die Reichsregierung nicht die Notwendigkeit, 
wegen des Mißgriffs eines oder zweier Miniſter 
im ganzen zurückzutreten, und es entfällt damit 
für die Parteien des Volkshauſes die Möglichkeit, 
allzu raſch einen Wechſel des Geſamtminiſteriums 
herbeizuführen. 

In dem künftigen Deutſchen Reiche ſollen Frei: 
heit und Gleichheit herrſchen. Daher iſt nach 


dem Vorbilde älterer Verfaſſungen ein Abſchnitt 


über „die Grundrechte des deutſchen Volkes“ ein⸗ 
gefügt. Man kann zweifeln, ob die Faſſung dieſer 
meiſt den Grundrechten der Reichsverfaſſung von 
1849 nachgebildeten Beſtimmungen glücklich iſt. 
Man weiß oſt nicht, ob ein Satz ein Rechtsſatz 
oder lediglich ein Leitſatz für die künftige Geſetz⸗ 
gebung ſein ſoll. Auch iſt unklar, wie ſich die ein— 
zelnen Beſtimmungen zu dem geltenden Rechte ver— 
halten. Z. B. jagt $ 22 Abi. 1: „Alle Deutſchen 
haben das Recht, ſich ohne beſondere Erlaubnis 
friedlich und ohne Waffen zu verſammeln oder 
Vereine zu bilden.“ Wird dadurch das geltende 
Reichsvereinsgeſetz mit dem verwaltungsgerichtlichen 
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Schutze des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes auf: | Verwaltung nimmt, alſo zur Durchführung der 
gehoben? § 20 Abſ. 1 beſtimmt: „Die Wiſſenſchaft Reichsgeſchäfte ſich nicht mehr der Verwaltungs⸗ 
und ihre Lehre iſt frei.“ Iſt damit ein Schritt behörden der Einzelſtaaten bedienen will. Dies 
vorwärts getan, vor allem gegenüber dem preußiſchen gilt von den „Beziehungen zum Ausland“, (wo 
Rechte? Auch die Beſtimmungen des 8 19 über die einzelſtaatliche Verwaltung bisher ja nur noch 
Glaubens- und Kirchenfreiheit find jo allgemein [dem Scheine nach beſtand), gilt ferner von den 
gehalten, daß fie zu Zweifeln Anlaß geben. Der Heeresangelegenheiten (damit würden alſo die vier 
Schutz der Selbftverwaltung der Gemeinden und Kontingentsverwaltungen verſchwinden) und von 
Gemeindeverbände iſt nicht unter den Grundrechten, den Zöllen. Ferner ſoll das Reich die Eiſenbahnen, 
ſondern in 8 12, vornehmlich in Z. 3 feſtgelegt; ſoweit ſie bisher Staatsbahnen waren, die Binnen⸗ 
danach „beſchränkt ſich die Aufſicht des Staates ſchiffahrt auf den mehreren deutſchen Freiſtaaten ge⸗ 
auf die Geſetzmäßigkeit und Lauterkeit der Ver⸗ meinſamen Waſſerſtraßen, die Poſt und Zelegraphie. 
waltung und die Grundlagen der Finanzgebarung.“ und den Verkehr mit Kraftfahrzeugen in eigene 
Im ganzen erſcheinen mir die meiſten Beftim- Verwaltung nehmen. Vornehmlich die fünf größeren 
mungen des 2. Abſchnitts, rein rechtlich genommen, Bundesſtaaten würden, von dieſen Beſtimmungen 
nichtsſagend; ſoweit ſie Geſetze z. B. über Innen⸗ getroffen werden. 
anfiedlung und die Regelung des Verhältniſſes von Soweit aber das Reich die Verwaltung nicht 
Staat und Kirche ankündigen, ſind ſie gegenüber in eigene Hand nimmt, ſondern die Ausführung 
9 3 3. 6 und 12 überflüſſig. Zu billigen find wohl der Reichsgeſetze den Landesbehörden überträgt, 
die in 8 29 für die fremdſprachlichen Volksteile auf- wird das Aufſichtsrecht des Reichs ſtark aus: 


geſtellten rechtlichen Grundſätze. gebaut. Das Reich ſoll nach 8 8 berechtigt fein, 
| den Landesbehörden Anweiſungen zu geben, 
2 zum Zwecke der Ueberwachung Beauftragte in die 


Die Hauptſchwierigkeiten des Verfaſſungsent⸗ Einzelſtaaten zu ſenden, denen die Akten vorzulegen 
oh liegen nicht in jenen 1 die die ſind und jede 1 Auskunft ne 
olksregierung verwirklichen ſollen, ſondern fie | muß. Das Reich ſelbſt ſoll berechtigt:jein, gegen 
ergeben ſich dort, wo die Stellung der Einzel: | die ſchuldigen Landesbeamten diſziplinarrechtlich vor⸗ 
ſtaaten, vor allem die künftige Stellung des bis- zugehen. Man merkt dieſen Beſtimmungen an, daß 
herigen Vormachtſtaates Preußen geregelt wird. der Verfaſſer des Entwurfs die Ohnmacht beſeitigen 
Nerd Ka .. 2 a en air 750 15 1 155 | 17 u En. a 
erigen Ordnung. Einerſeits wird die Zuſtändigkeit preußiſchen iniſter de nnern und jedem 
des Reichs ſehr ſtark erweitert, andererſeits wird | preußischen Landrat gegenüberſtanden, wenn dieſe die 
55 1 der einzelnen ſtaatlichen | Reichsgeſetze nicht oder doch nur in ihrem Sinne 
gierungen im Reiche aufgehoben. anwenden wollten. 5 
Die Rechte des Reichs werden erweitert: Sonderrechte oder Vorbehaltsrechte eines 
Das Reich dehnt den Bereich feiner Geſetzgebung Einzelſtaats kennt dieſe Verfaſſung nicht. Man 
aus auf die Bodengeſetzgebung zum Zwecke der | fragt ſich, wie ſich der Entwurf die Eingliederung 
Innenſiedlung, auf die Regelung der Grundſätze Deutſch-Oeſterreichs in ein derartig verfaßtes Staats⸗ 
u = a. Stellung der Kirche und für die weſen denkt. Es iſt völlig ausgeſchloſſen, daß nn 
ule. Es nimmt ausſchließlich die Geſetz⸗ Oeſterreich, vor allem die Alpenländer, einer der: 
gebung in Anſpruch für die Beziehungen zum Aus- artigen Regelung ſich unterwerfen werden. Man 
nn für alle Fragen der Verteidigung und das | kann nur darauf verweilen, daß in den Aufnahme: 
er ehrsweſen. „Damit wird vor allem im Gebiet | vertrag, auf Grund deſſen Deutſch⸗Oeſterreich nach 
der geiſtigen Bildung, ſowie der Landwirtſchafts-. $ 1 in das Reich eintreten würde, Vorbehalte feſt⸗ 
1 . „ | geſet, N et 11 Zustande ict e 
er Einzelſtaaten beengt. ieſe werden aber be: egenüber dem bisherigen Zuſtande iſt ein 
. a beſchränkt, daß fie künftighin nicht ſtärkerer Schuß der einzelſtaatlichen n 
einmal mehr in den Fragen ihrer Verfaſſung nur dadurch gegeben, daß Verfaſſungsänderungen 
En = 1 80 55 Selbſtverwaltungskörper frei | künftighin nur unter jehr erſchwerenden a | 
entſcheiden werden. Nach § 12 muß in jedem Einzel: zuſtande kommen können ($ 51 Abſ. 2). Jedoch iſt 
ſtaate eine aus einer Kammer beſtehende Volks- keinem Einzelſtaat irgendwelches Vetorecht zuge— 
vertretung vorhanden ſein, die nach den Grundſätzen, ſtanden. 
wie ſie für die Wahl zur Nationalverſammlung gelten, Die Staaten als ſolche ſind an der Regierung 
re a und 1 1 Her 9 * a 9 1 no 5 
olksvertretung verantwortlich und von ihrem Ver⸗ dur geordnete, dien von dem Landtag gew 
trauen abhängig ſein. Der Selbſtgeſetzgebung der | werden, im Staatenhaus vertreten iſt. Allein dieſe 
1 verbleibt alſo nur wenig Spielraum. | Mitglieder des Staatenhauſes ſtimmen nach freier 
ieſer enge Raum wird aber nun weiterhin Ueberzeugung. Da ſie auf drei Jahre gewählt find, 
dadurch beſchränkt, daß das Reich künftighin eine | kann der Landtag ein Abberufungsrecht nicht geltend 
Reihe von Angelegenheiten ausſchließlich in eigene | machen. Dieſe Abgeordneten ſtimmen nicht notwendig 
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einheitlich für den Staat ab, dies iſt vor allem 
dann ausgeſchloſſen, wenn etwa die verſchiedenen 
Parteien des Landtags unter den mehreren Ab⸗ 


geordneten vertreten ſind. Es wird im allgemeinen 


zu erwarten ſein, daß die Mitglieder des Staaten⸗ 
hauſes in Fragen der Geſetzgebung oder Verwaltung, 
in denen ihr Heimatsſtaat beſonders beteiligt iſt, 
deſſen beſondere Intereſſen vertreten werden. Allein 
in allen jenen Fragen, die keine Beziehung zu dem 
Rechte oder Intereſſe der einzelnen Staaten haben, 
werden die Abgeordneten nach ihrer allgemeinen 
Parteianſchauung abſtimmen. Es iſt nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſich in einem ſolchen Staatenhauſe 
der Gegenſatz der einzelnen Gliedſtaaten ſehr zur 
Geltung bringen wird, vielmehr wirb die Partei: 
bildung, wie ſie im Volkshauſe herrſcht, auch hier 
überwiegen. 

Der Entwurf ſieht daher ein beſonderes Organ 
der Regierungen der Einzelſtaaten vor, Vertreter, 
die ſie zur Reichsregierung entſenden, (die aber 
nicht mehr wie bisher den Charakter diplomatiſcher 
Agenten haben). Sie bilden nach Bedarf bei den 
einzelnen Reichsminiſterien „Reichsräte“. Die bis⸗ 
herigen Bundesratsausſchüſſe würden alſo in dieſer 
Form weiterleben. Allein dieſe Reichsräte ſollen 
nur eine gutachtliche Tatigkeit ausüben, keinerlei 


politiſche Gewalt beſitzen. Ihre Mitglieder ſollen 


berechtigt ſein, im Reichstag jederzeit „den Stand⸗ 
punkt ihrer Regierung zum Gegenſtand der Ver⸗ 
handlung“ zur Geltung zu bringen (8 16). 


In einer ſolchen Ordnung tritt die Beſonderheit, 
die „Individualität“ der Einzelſtaaten faſt völlig 
zurück. (Dies zeigt ſich auch darin, daß die Einzel⸗ 
ſtaatszugehörigkeit in politiſcher Hinſicht völlig auf⸗ 
gehoben wird: nach $ 17 haben die Angehörigen 
jedes deutſchen Freiſtaats in allen anderen deutſchen 
Freiſtaaten die gleichen Rechte und Pflichten wie 
die eigenen Staatsangehörigen.) 


Dieſe Beſtimmungen des Entwurfs haben in 


den ſüddeutſchen Staaten ſcharſen Widerſpruch ge: 
funden; allein bei gerechter Würdigung wird man 
bemerken, daß durch den Entwurf nicht die ſüd⸗ 
deutſchen Staaten, ſondern Preußen am ſchwerſten 
getroffen wird. 


Das Vorrecht Preußens, das Reichsoberhaupt, 
den Kaiſer mit ſeinen weitgehenden Rechten und den 
Reichsminiſter, den Reichskanzler zu ſtellen — iſt 
aufgehoben. Damit verliert die preußiſche 1 
als ſolche den maßgebenden Einfluß auf die aus⸗ 
wärtige und innere Politik des Reichs. Die Ueber⸗ 
nahme der Staatsbahnen durch das Reich trifft 
am ſchwerſten die preußiſchen Staatsfinanzen. Vor 
allem wird die preußiſche Verwaltung einer ſcharfen 
Aufſicht des Reiches unterworfen. Der Entwurf 
geht aber noch weiter. Trotzdem Preußen etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung des Reiches umfaßt, 
ſoll es doch nicht mehr als ein Drittel aller Ab- 
geordneten des Staatenhauſes beſitzen (§ 33 Abſ. 2). 
Der Verfaſſer des Entwurfs will einen „Anreiz“ 
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ſchaffen, daß größere Teile Preußens ſich von dem 


preußiſchen Staate loslöſen und daß ſo aus dem 
bisherigen Preußen unter Hinzutritt kleinerer Nach⸗ 
barſtaaten eine nicht zu große Zahl neuer deulſcher 
Einzelſtaaten hervorgeht. Es muß betont werden, 
daß der Verfaſſungsentwurf nicht den geringſten 
Zwang in dieſer Hinſicht vorſieht, ſondern lediglich 
Satze für den Fall aufſtellt (3 11). daß die Be: 
völkerung von Landesteilen ſelbſt den Wunſch hegt, 
ſich mit anderen Gliedſtaaten zu vereinigen oder von 
dem bisherigen Staatsverbande loszulöſen. Tritt 
dieſer von dem Entwurf erhoffte Fall ein. jo bedeutet 
das allerdings eine zweite Revolution in Deutſch⸗ 
land, nämlich die Auflöſung des preußiſchen Staats 
und die Beſeitigung ſeiner geſchichtlichen Eigenart. 
Preußen. als politiſche und wirtſchaftliche Größe 
| würde aufhören zu beftehen. (Ob es unabhängig 
hievon eine Einheit in geiſtigem Sinne bildet, wird 
ſich dann zeigen müſſen). Daher iſt es verſtändlich, 
daß der Entwurf auch in Preußen auf Widerſpruch 
geſtoßen iſt. 

Es zeigt ſich, daß die „preußiſch⸗deutſche“ 
Frage auch heute noch nicht gelöſt iſt. Es gibt 
für ſie drei Möglichkeiten: Die erſte iſt der Ein⸗ 
heitsſtaat, in dem es kein Preußen und kein Bayern 
uſw. mehr gibt. Die zweite Möglichkeit beſteht 
darin, daß, wie man 1848 ſagte, „Preußen fortan 
in Deutſchland aufgeht“ und daß die einzelnen 
Teile Preußens als höchſt entwickelte Selbſtver⸗ 
waltungskörper neben den übrigen deutſchen Staaten 
unter einer ſtarken Reichsgewalt fortbeſtehen. Dieſe 
Löſung erſtrebte 1849 die Süddeutſche Erbkaiſer⸗ 
partei der Paulskirche. Sie ſcheiterte unter anderem 
daran, daß in der preußiſchen Nationalverſammlung 
das preußiſche Staatsbewußtſein ſtärker war als 
das Verlangen, einem Deutſchen Reiche ſich ein: 
zuordnen. Der Entwurf des Staatsſekretärs Dr. 
Preuß geht in veränderter Form doch wieder 
in jener Richtung: Preußen ſoll dem Reiche unter⸗ 
worfen werden. 

Die dritte Möglichkeit der Löſung bietet die 
Reichsverfaſſung Bismarcks: Das nichtpreußiſche 
Deutſchland bildet mit Preußen einen Bundes⸗ 
ſtaat, in dem ſtaatsrechtlich zwar alle Glieder gleich⸗ 
berechtigt ſind, deſſen ſtaatsrechtliche Formen aber 
im weſentlichen doch nicht verhindern können, daß 
tatſächlich der preußiſche Staat die Vorherrſchaft 
und in gewiſſem Maße ſogar Oberherrſchaft 
über das übrige Deutſchland beſitzt. „Das Reich 
iſt doch nur das verlängerte Preußen“ jagt Wilhelm I. 

Staatsrechtlicher Föderalismus und tatſächliches 
Verhältnis der Gleichberechtigung fallen nicht 
immer zuſammen. Dies ſollte man in Süd⸗ 
deutſchland bedenken, wenn man ſich ſo ſehr beeilt, 
gegenüber dem vorliegenden Entwurfe den föde⸗ 
rativen Charakter des Reichs zu betonen. Jede ſtaats⸗ 
rechtliche Stärkung des föderativen Elements kommt 
notwendig dem ftärkiten Einzelſtaat am meiſten 
zugute. Und man darf nicht vergeſſen, daß, vom 
Reiche aus geſehen, zum mindeſten in den letzten 
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dreißig Jahren Preußen der ſtärkſte „Partikulariſt“ 
geweſen iſt. 

Sollte die 8 von der der Ent⸗ 
wurf ausgeht, die Auflöſung Preußens in einige 
größere Einzelſtaaten, ſich erfüllen, jo würde 
ein gewiſſer Ausgleich im Kraͤfteverhältnis der 
einzelnen Staaten eintreten. Es iſt mir aber 
zweifelhaft, ob es zur Erreichung dieſes Zieles 
notwendig iſt, den Herrſchaftsbereich des Einzel⸗ 
ſtaates in dem Maß zu beſchränken wie dies der 
Entwurf vorfieht. Auf finanziellem Gebiet, und 
zwar nicht bloß der Steuerpolitik, wird die Finanz⸗ 
lage des Reiches eine Stärkung der Reichsgewalt 
notwendig machen, ob dies nun willkommen iſt 
oder nicht. Dagegen ſcheint es mir nicht not⸗ 
wendig, die Selbſtgeſetzgebung der Einzelſtaaten 
in Fragen ihrer Verfaſſung und vor allem der 
Kulturpolitik in dem vorgeſehenen Maße zu be⸗ 
ſchraͤnken. Desgleichen iſt es wohl nicht notwendig, 
die eigene Verwaltung des Reichs weitgehend aus: 
zudehnen. In der Volksherrſchaft beſteht die große 
Gefahr, daß die jeweils herrſchende Partei das 
Aemterbeſetzungsrecht, die Vergebung von Staats⸗ 
auſträgen uſw. in ſelbſtſüchtiger Weiſe mißbraucht. 
Daher iſt es, beſonders auch zur Wahrung mög⸗ 
lichſter Freiheit geboten, nicht mehr Macht, als 
um einer guten Verwaltung willen wirklich not⸗ 
wendig iſt, in eine Hand zu geben. Gerade die 
Volksherrſchaft iſt nur erträglich mit einer mög⸗ 
lichſt ſtark entwickelten Selbſtverwaltung. Es wäre 
auch erwünſcht, wenn eine klare Grenzlinie zwiſchen 
Reich und Einzelſtaaten in wirtſchaftlichen Dingen 
gezogen würde in der Weiſe, daß die Verſtaat⸗ 
lichung beſtimmter Naturſchätze, Gewerbszweige 
uſw. ausdrücklich den Einzelſtaaten vorbehalten 
bliebe. Es wäre zu erwägen, ob nicht den Einzel⸗ 
ſtaaten bei Erweiterung der Zuſtändigkeit des Reichs 
ein Vetorecht einzuräumen wäre. 

Die Frage, ob ein Bundesrat nach bisherigem 
Muſter dem Staatenhauſe vorzuziehen wäre, kann 
meines Erachtens erſt dann beantwortet werden, 
wenn Klarheit darüber beſteht, ob man künftighin 
mit dem Beſtande des bisherigen Preußens zu 
rechnen hat und wie die Zuſtändigkeitsverteilung 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten erfolgt. Wenn 
man betont, es müſſe ein Bundesrat beſtehen, 
damit das beſondere Intereſſe des einzelnen 
Staates als Ganzes zur Geltung komme, ſo iſt 
dem gegenüber zu bedenken, daß fünftighin die 
einzelſtaatlichen Regierungen wohl faft immer 
Parteiregierungen ſein werden, daß ſie alſo auch 
bei der Abſtimmung im Bundesrat vor allem ihre 
beſondere Parteianſchauung zur Geltung bringen 
werden. Es gibt auch andere Mittel, für eine Ver⸗ 
tretung der Einzelſtaaten in der Regierung des 
Geſamtſtaats zu ſorgen. So iſt z. B. im auſtraliſchen 
Bundesſtaat das Kabinett in der Weiſe zuſammen⸗ 
geſetzt, daß aus jedem Einzelſtaat ein Miniſter ent⸗ 
nommen ift, der, wenn er nicht Fachminiſter iſt, als 
Miniſter ohne Portefeuille dem Kabinett angehört. 


— 


In der Stunde, in der die Deutſche Verfaſſung 
beſchloſſen wird, geziemt es ſich vor allem zu be⸗ 
denken, daß die einzelnen Teile des deutſchen Volkes 
für ſich allein weder politiſch noch wirtſchaftlich 
ein freies Einzeldaſein zu führen imſtande ſind. 
Nur die kraftvolle Zuſammenfaſſung der Teile 
zu einem Ganzen vermag den Einzelnen Freiheit 
und Entwicklungsmöglichkeit zu ſichern. 

* 


* * 

In den letzten Tagen iſt eine neue Wendung 
in der Verfaſſungsfrage eingetreten. Die einzel⸗ 
ſtaatlichen Regierungen haben ſich durch den Ent⸗ 
wurf des Reichsamts des Innern bedroht geſehen 
und anſcheinend gefordert, daß die neue Verfaſſung 
nur mit Zuſtimmung der Einzelſtaaten zuſtande 
kommen dürfe. Auch regt ſich der Widerſtand gegen 
die Pläne auf Aufteilung Preußens und Neubildung 
von Einzelſtaaten. Dazu kommt die Erwägung, 
daß es vorausſichtlich längere Zeit dauern werde, 
bis die Nationalverſammlung ſich über die Ver⸗ 
faſſung geeinigt habe, daß aber Deutſchland wegen 
der äußeren und inneren Lage einer vorläufigen 
Verfaſſung nicht entbehren könne. Aus Beratungen 
der einzelſtaatlichen Regierungen, der Reichsregierung 
und des Zentralrats iſt daher der Entwurf einer 
vorläufigen Verfaſſung hervorgegangen, der in der 
Preſſe veröffentlicht worden iſt.“) 

Dieſer neue Entwurf nimmt die Grundgedanken 
des Preußſchen Entwurfes an: Ein Reichspraͤſident, 
vorläufig von der Nationalverſammlung gewählt; 
ein Reichskabinett, das der Nationalverſammlung 
verantwortlich iſt; die Nationalverſammlung nimmt 
die Stelle des Volkshauſes ein. 

Jedoch an die Stelle des Staatenhauſes tritt 
ein Staatenausſchuß, beſtehend aus den in⸗ 
ſtruierten Vertretern der bisherigen einzelſtaatlichen 
Regierungen (unter unbedeutender Abänderung des 
Stimmverhältniſſes). Damit iſt der frühere Bundes⸗ 
rat erneuert. Dieſer Staatenausſchuß iſt mit dem 
Volkshauſe gleichberechtigt in den Fragen der Geſetz⸗ 
gebung. Können Staatenausſchuß und National⸗ 
verſammlung ſich nicht einigen, ſo ſoll Volksabſtim⸗ 
mung entſcheiden. Der Staatenausſchuß kann 
ſelbſtändig Vorlagen an die Nationalverſammlung 
bringen, hat aber keinen Einfluß auf die Verwaltung. 

In der Kernfrage, wen nämlich die verfaſſung⸗ 
gebende Gewalt zuſtehe, haben jedoch die einzelſtaat⸗ 
lichen Regierungen ihre Anſprüche bis jetzt nicht 
durchzuſetzen vermocht: „Die künftige Reichsverfaſ⸗ 
fung wird von der Nationalverſammlung verab⸗ 
ſchiedet.“ Gerade in dieſem wichtigſten Punkte ſoll 
alſo die Mitwirkung des Staatenhauſes an der 
Geſetzgebung ausgeſchloſſen ſein. Die Einzelſtaaten 
beſitzen auch kein Veto, der Nationalverfammlung 
iſt lediglich die Schranke gezogen, daß der Gebiets⸗ 
beſtand eines Freiſtaates nur mit ſeiner Zuſtimmung 


1) Vgl. z. B. „Münch. N. N.“, 30. Januar 1919, 
Morgenausgabe. * 
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Vielleicht einigt ſich die Nationalverſammlung 
ſchon bei der Beratung der Verfaſſung mit den 
einzelſtaatlichen Regierungen, falls dieſe ihrerſeits 
ſtark genug ſind, für die Bevölkerung ihrer Staaten 
bürgen zu können. Dies wäre zweifellos die beſte 
Loͤſung. Sollte die Nationalverſammlung jedoch 
gegen den Willen bedeutenderer einzelſtaatlicher 
Regierungen eine Verfaſſung beſchließen, ſo kommt 
alles darauf an, ob die Nationalverſammlung die 
moraliſche Autorität oder aber die militäriſche Macht 
beſitzt, um ihrem Werke Geltung zu verſchaffen. 
Andernfalls wiederholt ſich das Schickſal der Pauls⸗ 
kirche. Die Entſcheidung liegt, ſo wie die Dinge 
einmal liegen, heute im weſentlichen in der Hand 
der großen Volksparteien Preußens. 


Die Ueberleitung des geſetzlichen Güterſtands 
des Bayer. Landrechts (Art. 83 u. 84 UeG.). 


Von Oberlandesgerichtsrat J. Schiedermair 
n München. 


Die die Ueberleitung des ehelichen Güterrechts 
regelnden Vorſchriften ſind noch lange nicht gegen⸗ 
ſtandslos geworden, das ergibt ein Blick in die 
Nachlaßakten; er ergibt aber auch, daß noch manche 
Frage einer näheren Unterſuchung bedürfte. Die 
folgenden Ausführungen beſchränken ſich auf die 
rechtlichen Folgen, die ſich an die Auflöſung der 
Ehe durch den Tod knüpfen und behandeln auch 
hier nur den in der Praxis haͤufigſten Fall, daß 
für die Ehe der geſetzliche Güterſtand des bayeriſchen 
Landrechts beſtand. 

Vorausgeſchickt ſei: Das Geſ., Ueber: 
gangsvorſchriften zum Bürgerl. Geſetzbuch betr., 
vom 9. Juni 1899 (= Ue®.) beſtimmt grund: 
ſätzlich, daß der geſetzliche Güterſtand des Bayeriſchen 
Landrechts (= L.), den es als Errungenſchaſts⸗ 
gemeinſchaft auffaßt, in den geſetzlichen Güterſtand 
des BGB., alſo in den der Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft, nicht in eine Errungenſchaftsgemeinſchaft 
übergeht; beſtimmend war hierfür die Annahme, 
daß der geſetzl. Güterſtand des LR. nicht wie die 
Errungenſchaftsgemeinſchaſt des BGB. eine reine 


Errungenſchaftsgemeinſchaft, ſondern eine Gemein⸗ 


ſchaft des Zugewinnſtes fer‘) und daß letztere Form 
der Verwaltungsgemeinſchaſt des BGB. am nächſten 
ſtehe. Den Unterſchied der beiden Arten der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft bezeichnen die Mot. dahin, 
daß bei der reinen Errungenſchaſtsgemeinſchaft 
ſchon wahrend der Ehe ein beſonderer Vermögens⸗ 
inbegriff, die Errungenſchaft, vorhanden ſei, während 
bei der Gemeinſchaft des Zugewinnſtes die Errungen⸗ 


1) A. A. die überwiegende Rechtſpr. (Obs. Ae. F. 
16, 352; N. F. 1, 541); Literatur ſ. Darſtellung des 
im Königreich Bayern beſtehenden ehel. Güterrechts, 
* im bayer. Staatsminiſterium der Juſtiz 
1878 (S Darſt.) S. 47, wonach auch das Recht des 
LR. eine reine Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt. 


. 
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ſchaft erſt bei der Beendigung der Gemeinſchaft 
erſcheine. Nur für dieſen Fall, den der Beendigung 
der Gemeinſchaft, nahm man an, daß ein nennens⸗ 
werter Unterſchied zwiſchen der Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft und der Gemeinſchaft des Zugewinnſtes be⸗ 
ſtehe. Um nun den Ehegatten die unter dem alten 
Recht bereits erworbenen Rechte zu wahren, traf 
man zwei Ausnahmen von den für die Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft nach BGB. beſtehenden Beſtimmungen, 
einmal gibt bei Beendigung der Gemeinſchaft durch 
Tod Art. 84 Abſ. 1 UeG. dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten die Wahl zwiſchen den Rechtsfolgen des 
neuen und alten Rechts; grundſätzlich ſollen nämlich 
die güterrechtlichen Folgen des neuen Rechts gelten; 
er kann ſich aber die Rechte des alten Rechts 
wahren, wenn er die im BGB. beſtimmte Erb⸗ 
folge ausſchlaͤgt, nicht etwa, wenn er die güter⸗ 
rechtlichen Rechte des BGB. ablehnt. Tut er das 
nicht und waͤhlt er das neue Recht, ſo kann er 
weiter ſich trotzdem einen Teil der Rechte des 
alten Rechtes wahren; er kann nämlich Ausgleichung 
des Ehegewinns nach dem alten Recht neben den 
güter⸗ und erbrechtlichen Rechten des neuen Rechtes 
verlangen (Art. 83 Abſ. 2 Ue GG.). In letzterer Hin⸗ 
ſicht beſteht allerdings Streit. Hausmann (Seuff. 
Bl. 67, 377) wollte gerade ſür den Fall der Be⸗ 
endigung der Gemeinſchaft durch den Tod das 
Ausgleichungsrecht nicht geben, ihm folgte auch 
das Oberſte Landesgericht ( Obe.) (Obs G. 4, 
22); aber die überwiegende Literatur, ausführlich 
Meikel (Seuff Bl. 67, 181), auch Karl Meyer 
(Bay Not Z. 1900, 37) und Meyer (Bay. 1905, 
333) und die ſpätere Rechtſprechung des Obe G., 
zuerſt ObLG. 4, 170 vertreten den Standpunkt, 
| daß Ausgleichung auch beim Tode eines Ehegatten 
und bei Wahl des neuen Rechts verlangt werden 
kann. Von dieſer nun herrſchenden Anſicht, die 
allerdings nicht ganz einwandfrei iſt, ſoll auch 
hier ausgegangen werden. 

Nun zu einzelnen Fragen: 1. Im An⸗ 


— men 


ſchluß an die bei Henle⸗Schneider Ausführungs⸗ 
geſetze z. BGB. (= Sch.) zu Art. 84 Ue®. ge: 
gebenen Beiſpiele und wohl unter deren Einfluß 
nimmt die Praxis der Nachlaßgerichte, und zwar 
wohl allgemein, an, daß unter „Ausgleichung 
des Ehegewinns“ (Art. 83 Abſ. 2 BGB.) zu ver⸗ 
ſtehen ſei, daß jeder Ehegatte, d. h. alſo der über⸗ 
lebende Ehegatte oder der Erbe des verſtorbenen, 
die Hälfte der Errungenſchaft verlangen könne. 
Näher begründet iſt dieſe Annahme bei HSch. nicht; 
Meikel (Seuff Bl. 67, 188), der ſich mit dieſer 
Frage auch beſchäftigt, allerdings nicht mit der 
Ausführlichkeit wie mit der den eigentlichen Gegen⸗ 
ſtand ſeiner Abhandlung bildenden oben beſprochenen 
Frage, ſteht auf demſelben Standpunkt; er be⸗ 
gründet ihn damit, daß, wie er näher darlegt, das 
LR. von dem Grundſatz beherrſcht wird, daß jedem 
Ehegatten die Hälfte der Errungenſchaft gehört 
(LR. Tl. I Kap. VI 5 32 Anm. 4). Mir erſcheint 
dieſer Standpunkt nicht richtig. Art. 83 Abſ. 2 
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Ue®. gibt jedem Ehegatten das Recht, „von dem 
andern Ausgleichung des Ehegewinns nach den 
bisherigen Vorſchriften zu verlangen, wie wenn 
eine Aenderung des Güterſtands nicht eingetreten 
wäre“. Nicht ſchlechthin einen Anſpruch auf Aus⸗ 
gleichung gibt alſo Art. 83 Abſ. 2, ſondern er 
gibt nur den Anſpruch, wie er nach dem „bis: 
herigen Recht“ beſtand. Der Inhalt des Anſpruchs 
bemißt ſich nach dem alten Recht; es darf nicht 
ſchlechthin aus dem Worte „Ausgleichung“ ein 
Recht auf die Hälfte abgeleitet werden und es darf 
nicht aus der an ſich richtigen Annahme, daß 
grundſätzlich jeder Ehegatte nach LR. an der Er- 
rungenſchaft während des Beſtehens der Gemein⸗ 
ſchaft zu ein halb berechtigt iſt, ein Ausgleichungs⸗ 
anſpruch auf die Hälfte abgeleitet werden, wenn, 
wie unten dargelegt wird, für den Fall des Todes 
beſondere Ausgleichungsvorſchriften beſtehen. Es 
hat dieſes, allerdings nur nebenbei, ſchon Haus⸗ 
mann (Seuff Bl. 67, 380) mit Recht betont. Eine 
andere Auffaſſung iſt mit der Faſſung des Geſetzes 
nicht vereinbar; was hätten ſonſt die Worte zu 
ſagen „nach den bisherigen Vorſchriften“? Die 
Abficht des Geſetzes war auch nur die, die bis⸗ 
herigen Rechte zu wahren, nicht aber die, einem 
Ehegatten Vorteile zukommen zu laſſen, die er 
auch nach dem alten Rechte nicht gehabt hätte; s. 
die Mot.: „Die Sicherheit des Verkehrs fordert 
nur, daß während des Beſtehens der Ehe das 
neue Recht maßgebend iſt ..., für, die Rechts: 
verhältniſſe, die ſich beim Tode eines der Ehe⸗ 
gatten ergeben, ſteht der Zweck der Ueberleitung 
der weitgehenden Aufrechthaltung des bisherigen 
Rechts nicht entgegen“ „Der Entwurf 
hält die mit dem bisherigen Güterſtand verbundenen 
beſonderen Nachwirkungen aufrecht“ (Verh. d. K. 
d. Abg. 1898/99 Beil Bd. XX Abi. 1, 603). Nun 
gewährt aber LR. Tl. I Kap. VI 8 36 Nr. 2, $ 37 
u. 8 38 Nr. 2 den Ehegatten für den Fall des 
Todes nicht ſtets die Hälfte der Errungenſchaft, 
ſondern a) für den Fall, daß der Mann vorher 
ſtirbt und Kinder desſelben von dieſer oder der 
vorigen Ehe vorhanden ſind, der Frau nur einen 
„gleichen Kindsteil“, während der Reſt zum Nachlaß 
gehört, b) für den Fall, daß die Frau vor dem 
Mann ſtirbt mit Hinterlaſſung von Kindern von 
ihm oder ihrem vorigen Mann, den Erben der 
Frau keinen Anteil, ſo daß die ganze Errungen⸗ 
ſchaft dem Manne bleibt, und c) nur für den 
Fall, daß, ſei es nun bei Vorableben des Mannes 
oder der Frau, keine Kinder vorhanden find, dem 
überlebenden Teil die Hälfte zu Eigentum, waͤhrend 
die andere Hälfte in den Nachlaß fallt und dem 
überlebenden Teil hieran nur bis zum Tode die 
Nutznießung zuſteht, wobei er für die ſeinerzeitige 
Erſtattung Sicherheit leiſten muß. Hierzu kommt 
im Falle a) die Einſchränkung, daß auch der 
Kindsteil der Errungenſchaft wegfällt, wenn die 
Frau dem Manne „ein gewiſſes und rechtes 
Heiratgut zugebracht hat“ (Tl. 1 Kap. VI 9 35 Nr. 7). 


— 
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Der in den Nachlaß fallende Anteil an der Er⸗ 
rungenſchaft erhöht ſelbſtverſtändlich den Wert des 
Erbteils, der der Frau auf Grund ihres Erb⸗ 
rechts nach 8 1931 BGB. neben dem güterrecht⸗ 
lichen Anteil nach LR. zuſteht. Beſteht demnach 
das Vermögen, das beim Tode eines Gatten vor⸗ 
handen iſt, nur in 20 000 M Errungenſchaft und 
find drei Kinder vorhanden, ſo erhält im Falle a) 
die Frau 8750 M (5000 ＋ 3750 M), im Falle b) 
der Erbe der Frau 5000 M, im Falle c), wenn 
der Mann ſtirbt, die Frau 10000 , den Nutz⸗ 


genuß an den weiteren 10 000 M und auch einen 


Anteil an letzteren ſelbſt zu der je nach dem Grade 
der miterbenden Verwandten ſich gemäß § 1931 
BGB. ergebenden Höhe. 

Das Ob“ G. hat zu der Frage noch nicht 
ausdrücklich Stellung genommen, aber eine Reihe 
von Entſcheidungen (ſ. z. B. Ob G. 14, 680 u. 
15, 718) ergibt, daß es auf dem herkömmlichen 
Standpunkt der Praxis ſteht, alſo ſtets dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und ſeinem Erben je die Hälfte 
der Errungenſchaſt zuteilt. Die Erwägungen, aus 
denen es zu diefer Anſicht kommt, find einerſeits 
dieſelben, wie die der bereits oben erwähnten 
Meikelſchen Ausführung, namlich, daß nach LR. 
jedem Ehegatten die Hälfte der Errungenſchaſt 
gehört (ſ. ObL G. 14, 718, 721); daß dieſes nicht 
durchſchlägt, wurde bereits dargelegt. Die weitere 
Grundlage bildet die Annahme, daß die Beſtim⸗ 
mungen LR. Tl. 1 Kap. VI 88 36 —38 (insbeſondere 
8 37) erbrechtlicher, nicht güterrechtlicher Natur und 
deshalb aufgehoben ſeien; |. ObL G. 15, 718 (721) 
im beſ. die Worte „Die Vorſchrift des LR. in 
Tl. 1 Kap. VI § 37 Nr. 5. .. wurde durch das 
UeG. aufgehoben“ und Obe G. 14, 680 (686) 
im beſ. die Worte „die aufgehobenen erbrechtlichen 
Folgen des geſetzl. Güterſtands des LR. (Tl. I 
Kap. VI 8 37)“. Dieſe Annahme aber iſt unrichtig. 
Die Beſtimmungen LR. Tl. I Kap. VI 88 36 —38 
find zweifellos nicht erbrechtlicher ſondern güter⸗ 
rechtlicher Natur; das ergibt LR. Tl. I Kap. VI 
8 35, der ausdrücklich im Gegenſatz zum gemeinen 
Recht auch für die Zukunſt ein Erbrecht des über⸗ 
lebenden Ehegatten ablehnt; und LR. Anm. Tl. 1 
Kap. VI 8 35: „Im übrigen muß man nicht 
denken, ob wäre im näͤchſtfolgenden § pho 36, 
37, 38 von der concessione hereditaria conjugum 
die Rede, dann was ein oder anderen Ehegatten 
auf dieſe Weis zu Guten geht, das erlangt er 
nicht Erbſchaftweis, ſondern ex statuto oder gar 


jure Dominii oder Condominii, welches ihm ſchon 


während der Ehe in gewiſſer Maas gebührt hat.“ 

2. Die Frage, was Errungenſchaft iſt, 
bemißt ſich bei der Ausgleichung, die nach dem 
unter 1 dargelegten Verhältnis zu erfolgen hat, 
auch für die Zeit nach dem Inkrafttreten des BGB. 
nach LR. (Obe G. 4, 175). Um die Exrungen⸗ 
ſchaft zu finden, wendet man, wohl wiederum 
unter dem Einfluß von HSch., den Satz an, daß 
man von dem beim Tode vorhandenen Geſamt⸗ 
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vermögen der beiden Ehegatten das beiderſeitige verurſacht haben ſollte. Die gemeinvermiſchte Haus⸗ 


Eheeinbringen und das Vorbehaltsgut („Rezeptiv⸗ 
gut“) der Frau abzieht. Eheeinbringen und Vor⸗ 
behaltsgut ſind hierbei nach den Beſtimmungen 
des LR. feſtzuſtellen, auch für die Zeit nach dem 
1. Januar 1900. Der Satz iſt im allgemeinen 
richtig, aber er bedarf der Ergänzung in Einzel⸗ 
heiten. Weder zum Vorbehaltsgut noch zum ein⸗ 
gebrachten Gut gehören die Erträgniſſe der Arbeit 
der Eheleute; ſie fallen vielmehr in die Errungen⸗ 
ſchaft und zwar geht die Rechtſprechung dahin, daß 
die Erträgniſſe der körperlichen und geiſtigen Tätig: 
keit der Ehegatten in die Errungenſchaft fallen, 
gleichviel ob die Tatigkeit eine einſeitige oder eine 
gemeinſame iſt. Errungenſchaft iſt demnach auch 
das, was der Mann dadurch verdient, daß er ein 
Geſchaͤſt allein betreibt, wenn nur die Frau „durch 
Mitwirkung in der Führung des Hausweſens, bei 
der Kindererziehung uſw. auf Erſparung bon Koſten 
Bedacht nimmt“; ebenſo nennt man Errungen⸗ 
ſchaften, wenn jeder Ehegatte einem verſchiedenen 
Erwerb nachgeht und ſo verdient, aber ein gemein⸗ 
ſamer Haushalt geführt wird (LR. Tl. I Kap. VI 
8 20; Obs G. Ae. F. 15, 199). Anders 8 1367 
BGB., der das, was die Frau durch ihre Arbeit 
oder durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchaͤftes erwirbt, zum Vorbehaltsgut rechnet. Wert: 
ſteigerungen eines Beſtandteils des Eheeinbringens 
oder Vorbehaltsguts, die Folgen bloß der Kon⸗ 
junktur find, fallen nicht in die Errungenſchaft, 
denn ſie find ohne Zutun und Mitwirkung des 
anderen Ehegatten zugegangen (LR. Tl. I Kap. VI 
8 20). Vermögensmehrungen durch gemeinſamen 
Verkauf oder Tauſch eines Beſtandteils des ein⸗ 
gebrachten oder des Vorbehaltsgutes fallen in die 
Errungenſchaft; anders 8 1370 BGB. Lotterie: 
gewinne rechnet man zur Errungenſchaft, außer 
es erfolgte der Einſatz vor der Ehe (Darſt. S. 45). 
Dieſer Satz wird auch gelten, wenn der Erwerb 
des Loſes aus Vorbehaltsgut erfolgt ſein ſollte, 
denn der Gewinn kann nicht als Gegenwert des 
Lospreiſes angeſehen werden; es wird ſich um eine 
Erübrigung, vielfach auch um eine Folge gemein⸗ 
ſamer Tatigkeit handeln. Weiter iſt zu beachten: 
Erträgniſſe des Vorbehaltsguts fallen zwar der 
Frau zu (LR. a. a. O. § 22); ſoweit ſie aber noch 
vorhanden ſind, werden ſie in die Errungenſchaft 
fallen, denn zur Errungenſchaft gehört auch, „was 
die Eheleute von ihren Einkünften erſparen“ (LR. 
a. a. O. § 20). Anders wäre das Rechtsverhältnis 
nach $ 1370 BGB. zu beurteilen. Zur Errungen: 
ſchaft und nicht etwa zum eingebrachten Gut des 
Mannes werden auf Grund der erwähnten Be: 
ſtimmungen des LR. auch Erſparungen aus Ein: 
künften des Mannes aus ſeinem eingebrachten 
Vermögen gehören und zwar auch dann, wenn die 
Frau zum Erwerb nicht mitgewirkt haben ſollte, 
wie etwa bei Erſparungen aus „Salaria oder 
Amtsnutzungen“ (LR. Anm. Tl. J Kap. VIS XX) 
oder der Bezug der Einkünfte ihm keinerlei Arbeit 


fahrnis und zwar „nicht nur die gleich anfänglich 
zuſammengebrachte, ſondern auch die nachher 
vermehrte oder beigeſchaffte“ behandelt das LR. 
als beſondere Vermögensmaſſe neben der Er⸗ 
rungenſchaft (ſ. LR. a. a. O. 8 20 mit 8 21; 
§ 23 Nr. 3; 8 36 Nr. 3 mit Nr. 5); ſie iſt 
demnach bei der Berechnung der Errungenſchaft 
und der Ausgleichung des Ehegewinns völlig 
außer acht zu laſſen, alſo insbeſondere auch bei 
Handhabung der bei 2 am Eingange erwähnten 
Formel in keiner Weiſe zum Vermögen heran⸗ 
zuziehen. Allerdings rechnet das LR. (a. a. O. 
823 Nr. 3 und $ 32 Anm. 4) die gemeinver⸗ 
miſchte Hausfahrnis unter das eingebrachte Gut, 
aber das geſchieht nur um feſtzuſtellen, daß hie⸗ 
ran der Mann Verwaltung und Nutznießung hat; 
der beſondere Charakter gegenüber der Errungen⸗ 
ſchaſt bleibt; ihn ergeben die eben angeführten 
Beſtimmungen des LR. Auch hierbei iſt die 
Frage, was Hausſahrnis iſt, für die Ausgleichung 
auch für die Zeit nach dem 1. Jan. 1900 nach LR. 
feſtzuſtellen, ohne Rückſicht darauf, daß manches, 
was am 1. Jan. 1900 Hausfahrnis war, dieſe 
Eigenſchaft ſeitdem verlor. Es iſt ſo anzuſehen 
(für die Frage der Ausgleichung), als hatte das 
LR. auch inſoweit bis zum Tode gegolten. Zur 
Hausfahrnis, alſo nicht zur Errungenſchaft, ge⸗ 
hört demnach der Hausrat wie Käſten, Tiſche, 
Seſſel, Glzſer, Spiegel, Gemälde, Leinwand, 
Betten, Gewänder, Küchen⸗, Zinn⸗ und Kupfer⸗ 
geſchirr u. dgl., für den Hausbedarf beſtimmtes 
Geflügel, vorrätiges Geld, Speiſe, Trank und Ge⸗ 
treide, ſoweit all dieſes zum täglichen Gebrauch 
dient, abgeſehen wieder von dem, was zu dem 
„Mannes⸗ oder Frauen⸗Leib“ gehört, wie Kleider, 
woran jedem Ehegatten Sondereigentum zuſteht 
(LR. a. a. O. 8 21 und Anm. hierzu). In der 
gleichen Weiſe wie die Hausfahrnis ſind außer 
acht zu laſſen die Hochzeitsgeſchenke und auch was 
zu jedes Ehegatten Leib gehört, einſchließlich der 
Kleinodien, die der Frau nicht bloß zum Ge: 
brauch überlaſſen ſind; denn auch ſie ſind nach 
dem LR. beſondere Maſſen neben der Errungen- 
ſchaft (LER. a. a. O. §S 19; 821 Anm. 2; 8 36 
Nr. 4 je mit $ 20). Einem beſtimmten Vermögens⸗ 
beſtandteil, der an ſich nach den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen in die Errungenſchaft fiele, kann dieſe 
Eigenſchaft durch Verzicht des berechtigten Ehe⸗ 
gatten genommen werden. Ein ſolcher Verzicht 
erfordert nicht die Form der Eheverträge; es kann 
hierbei dahingeſtellt bleiben, ob er ſeiner Natur 
nach überhaupt noch unter $ 1432 BGB. fiele, 
jedenfalls anerkannte das LR., deſſen Beſtim⸗ 
mungen auch inſoweit noch maßgebend find, die 
Wirkſamkeit ſolcher „Renuntianen“ (LR. Anm. 
Tl. 1 Kap. VI S XX a. E.), obwohl es grund⸗ 
ſätzlich für Eheverträge Errichtung vor der Obrig— 
keit forderte (LER. Tl. I Kap. VI 8 29). Solche 
Verzichte können ſonach auch ſtillſchweigend erfolgen. 


— 
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3. Von dem Standpunkt der oben Anm. 1 
erwähnten herrſchenden Anſicht, daß das LR. ein 
Syſtem der reinen Errungenſchaftsgemeinſchaft hat, 
aus folgt, daß ſchon wahrend der Ehe beiden Ehe⸗ 
gatten an den einzelnen zum Errungen: 
ſchafts vermögen gehörenden Rechten An⸗ 
teile zuſtehen, und zwar handelt es ſich um ein 
condominium bonorum communium pro indi- 
viso (CR. Anm. Tl. 1 Kap. VI $ 32 Nr. 4). Ehegatten auch die weiteren in LR. Tl. I Kap. VI 
Stirbt nun ein Ehegatte, jo iſt die Sachlage klar 88 35—38 beſtimmten Rechte zu (auf eingebrachtes 
in dem Falle, daß keine Kinder vorhanden ſind; Gut, Hausfahrnis uſw.) und zwar ſtets bemeſſen 
| 


gatte nach Art. 84 Ue®. aus, jo hat er „die 
in den bisherigen Vorſchriften beſtimmten Rechte“. 
Er hat alſo das oben unter 1 entwickelte Recht 
auf den Errungenſchaftsanteil mit der Maßgabe, 
daß im Falle a) (Ableben des Mannes mit Hinter⸗ 
laſſung von Kindern) die Frau nicht einen Kinds⸗ 
teil ſondern die Hälſte der Errungenſchaft erhält 
(Art. 84 Abſ. 3 S. 1 Ue®.); hier ſtehen aber dem 


jedem Ehegatten bzw. ſeinem Erben fällt der nach LR. ohne Rückſicht auſ die nach dem 1. Jan. 
Hälfteanteil dinglich an (es iſt dies der Fall ce) 1900 mit Wirkſamkeit für die Dauer der Ehe 
oben unter 1; es iſt nicht etwa erſt, wie vom eingetretenen güterrechtlichen Wirkungen und zwar 
Standpunkt der Gemeinſchaft des Zugewinnſtes auch hinſichtlich der anderen als der errungen⸗ 
aus, ein Anſpruch der Frau gegen den Mann ſchaſtlichen Anſprüche. Hinſichtlich der dinglichen 
auf Zuweiſung der Hälfte der Errungenſchaft be: Natur der Anſprüche gilt das oben unter 3 Be: 
gründet. Aus der Natur des Rechtsverhältniſſes 
— es handelt ſich um einen güterrechtlichen Vor⸗ 
gang — ergibt ſich aber auch, daß die Folgen, 
die ſich in den Fällen a) und b) an den Tod 
knüpfen, mit dinglicher Wirkung eintreten; es 
wird alſo z. B. im Falle a) aus dem halben 
Miteigentum der Frau ein Kindsteil. Dies gilt 
ſelbſtverſtändlich auch, wenn es ſich um Grund⸗ 
ſtücke handelt; daß hier bloß obligatoriſche An⸗ 
ſprüche der Ehegatten untereinander auf Aus⸗ 
gleichung nach den nunmehrigen Anteilen be⸗ 
ſtänden, iſt im LR. in keiner Weiſe zum Aus⸗ 
druck gekommen. Wie der Erbe nach gemeinem 
Recht in die Rechtsverhäaͤltniſſe des Verſtorbenen 
nach Verhältnis ſeines Erbteils unmittelbar ein⸗ 


merkte auch hier entſprechend. Doch nur die 
güterrechtlichen Vorteile kann ſich der Ehegatte 
wahren, nicht die erbrechtlichen; es entfällt alſo 
das Erbrecht, das Münchener Bürgern nach dem 
Privilegium Albertinum zuſtand (Mot. a. a. O. 
S. 622); es entfällt auch das durch 8 73 des 
Landtagsabſch. vom 29. Dez. 1831 (GBl. 119) 
geſchaffene Erbrecht des Ehegatten. Die Beerbung 
erfolgt nur nach BGB. 

5. Wird ein Ehegatte überhaupt 
nicht geſetzlicher Erbe, ſei es daß er Erbe 
auf Grund letztwilliger Verfügung oder überhaupt 
nicht Erbe z. B. infolge Einſetzung eines Dritten 
wird, ſo a er zwar Ausgleichung des Ehe⸗ 
gewinnes nach Art. 83 Abſ. 2 verlangen, aber er 
trat, ſo gleicht ſich hier auch das Rechtsverhältnis kann nicht nach Art. 84 ausſchlagen, und ſich 
unmittelbar nach den güterrechtlichen Grundſätzen | deshalb nicht die ſonſtige altrechtliche güterrecht⸗ 
aus; ſo auch die Rechtſpr. Obs G. 1, 541. Auf liche Stellung des Ehegatten verſchaffen. Das iſt 
einem andern Standpunkt ſteht allerdings ObLG. 1, eine bisweilen große Benachteiligungen mit ſich 
165 (I. Sen.), doch erklärt ſich dies, wenn es auch bringende Unbilligkeit, die vom Geſetze nicht be⸗ 
die Entſcheidung nicht zugeben will, nur daraus, abſichtigt iſt, und ihre Erklärung darin findet, 
daß fie im Anſchluß an die Mot. zum Ue®. den daß man das Wahlrecht zwiſchen der Rechts⸗ 
Grundſätzen der Gemeinſchaft des Zugewinnſtes | ftellung nach neuem und alten Recht, das man 
Geltung verſchaffen will. Es iſt jelbftverftändlid, | dem Ehegatten geben wollte, auf die Formal⸗ 
daß die Eheleute durch Vertrag eine Abänderung handlung der Ausſchlagung der Erbſchaſt abge⸗ 
der güterrechtlichen Folgen und zwar auch hin: ſtellt hat, alſo auf eine Bedingung, die nicht im 
ſichtlich der Anteile eintreten laſſen können (ſ. oben [notwendigen inneren Zuſammenhang mit dem ver: 
unter 2 u. E.). Dieſe Fälle können aber nicht folgten geſetzgeberiſchen Gedanken ſteht. Man wird, 
herangezogen werden zur Beurteilung des Rechts- um dem abzuhelfen, nicht jo weit gehen können, 
verhältniffes für die Fälle, in denen die geſetz⸗ daß man hier an die Stelle der Ausſchlagung 
lichen, nicht durch Vertrag geänderten Rechtsfolgen eine andere Handlung ſetzt, durch die der alt⸗ 
einzutreten haben. Wenn demnach nicht Anhalts- rechtliche Standpunkt gewahrt werden könnte, das 
punkte für ſolche vertragliche Aenderungen be: hieße nicht mehr das Geſetz entſprechend anwenden, 
ſtehen, ſo bleibt es bei den erwähnten geſetzlichen ſondern ſelbſt Geſetze machen. Welche Handlung 
Folgen. Es hat darnach insbeſondere auch die ſollte auch die Ausſchlagung im Sinne des Art. 84, 
Richtigſtellung des Grundbuchs unmittelbar auf die eine Erbſchaftsausſchlagung nach 9 Formen 
Grund Geſetzes als Grundberichtigung und nicht des BGB. ſein muß (Obs. 6, 1; 9, 116), er: 
auf Grund Auseinanderſetzungsvertrags und nach ſetzen? Der Ehegatte kann ſich deshalb, wenn er 
einer Auflaſſung zu erfolgen. Dieſe dinglichen letztwillig als Erbe eingeſetzt iſt, die güterrecht⸗ 
Rechtsfolgen treten hier ein auch hinſichtlich der lichen Vorteile des alten Rechts zwar verſchaffen, 
nach dem 1. Jan. 1900 erfolgten Anfälle der indem er die zugewendete Erbſchaft und dann auch 
Errungenſchaftsmaſſe. die geſetzliche Erbſchaft ausſchlägt, wenn aber ein 

4. Schlägt der überlebende Ehe: Dritter eingeſetzt ift, hat er kein Mittel. 
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Ist gegen eine Rilitärperſon als Privat. 
kläger Viderklage zuläſſig? 
Bon Rechtsanwalt Dr. Fritz Böckel in Jena. 


I. Ein bis zur Entlaſſung beurlaubter Kriegs⸗ 
teilnehmer A, Leutnant d. R., übernimmt ein 
Geſchäft. Mit ſeinem Rechtsvorgänger, Kaufmann 
B, kommt er in geſchäftliche und perſönliche Aus⸗ 
5 Wegen brieflicher Beleidigung 
erhebt er die „Privatklage des Leutnants A in X 
gegen den Kaufmann B in 1“. B erhebt ſchrift⸗ 
lich Widerklage wegen Beleidigung in früheren 
Briefen des A. Das Amtsgericht läßt die Wider⸗ 
klage nicht zu. Sie wird vorm Schöffengericht 
mündlich wiederum erhoben. Das Urteil würdigt 
das Vorbringen der Widerklage lediglich unter 
dem Geſichtspunkte des 8 199 StGB. B wird 
zu 20 M Geldſtrafe und zu den geſamten Koſten 
des Verfahrens verurteilt. Mit Rückſicht einmal 
auf die auch im Falle der Freiſprechung nicht 
erftattungsfähigen Koſten feiner Verteidigung 
vor dem Amtsgericht in X (Honorarvereinbarung), 
andererſeits darauf, daß die Beſtrafung nicht im 
Strafregiſter eingetragen wird, zieht er die Berufung 
zurück. War die Widerklage zuläſſig? 

II. Privatkläger gehört, ſolange er nicht wieder 
entlaſſen iſt, zu den aus dem Beurlaubtenſtande 
zum Dienſte einberufenen Offizieren, alſo nach 
8 38 Ziff. 1 (event. 2) RMilG. zu den Militär: 
perſonen des aktiven Heeres; ſ. Romen⸗Riſſom, 
Mil StGB. zu 8 4 Anm. 4 und Mil StG. zu 
§ 1 Anm. 11. Dieſe find nach 8 1 Ziff. 1 
Mil StG. wegen aller ſtrafbaren Handlungen 
der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterſtellt, alſo auch 
wegen Vergehens nach 88 185 ff. StGB. 

1. Im Hinblick auf 8 1 Ziff. 1 MilStGO. 
in Verbindung mit $ 3 Abſ. 1 EG. StPO. laͤßt ſich 
darum im vorliegenden Fall der Standpunkt ver⸗ 
treten: die Widerklage iſt unzuläſſig. Denn die 
Anwendung der einzelnen Vorſchriften der StPO., 
z. B. über Widerklage, ſetzt die Gerichtsbarkeit 
voraus, fehlt dieſe, ſo gibt es weder Klage noch 
Widerklage gegen den außerhalb der Gerichts⸗ 
barkeit Stehenden; unberührt bleibt dagegen die 
materiellrechtliche Aufrechnung (das Nähere ſ. u. 3). 

2. Einen entgegenkommenderen Standpunkt 
nimmt ein angeſehener Strafrechtslehrer ein, dem 
ich den Fall brieflich mitteilte. Er ftägt ſich 

a) auf 8 I MilStGdO. mit feinen Sonder: 
beſtimmungen für die zum Dienſte einberufenen 
Perſonen des Beurlaubtenſtandes und die ihnen 
geſetzlich gleichſtehenden Perſonen (. Romen⸗Riſſom 
zu 55 MilStGO. Anm. 2 Abſ. 2 und zu 89 
Anm. 3a). All dieſe Militärperſonen können nach 
5 9 Abſ. 2 MilStG O. „wegen einer während der 
Dienſtleiſtung begangenen ſtrafbaren Handlung 
den bürgerlichen Gerichten übergeben werden, ſo⸗ 
fern lediglich eine Zuwiderhandlung gegen die all: 
gemeinen Strafgeſetze in Frage ſteht“, 
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b) auf 8 4 MilSt50.: „Haben ſich bei einer 
Zuwiderhandlung gegen die allgemeinen Straf⸗ 
geſetze mehrere Perſonen, von welchen die eine 
der militäriſchen, die andere der bürgerlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit unterſtellt iſt, als Täter, Teilnehmer, 
Begünſtiger oder Hehler beteiligt oder find zwiſchen 
ſolchen einer verſchiedenen Gerichtsbarkeit unter⸗ 
ſtellten Perſonen wechſelſeitige Beleidigungen oder 
Körperverletzungen vorgekommen, jo kann die be⸗ 
teiligte Militärperſon dem bürgerlichen Gerichte 
zur Unterſuchung und Aburteilung des Falles 
übergeben werden.“ Danach verwirft Prof. K 
die Auffaſſung, daß die Widerklage gegen den 
Offizier erſt dann vor die ordentlichen Gerichte 
gehöre, wenn der Gerichtsherr ihn nach 8 9 Abſ. 2 
den bürgerlichen Gerichten übergeben hat. Dieſe 
Auslegung würde „den Grundanſchauungen der 
StPO. von der Bedeutung auflöſend bedingter 
Verfahrenshemmniſſe, vgl. z. B. StPO. 88 127 
Abſ. 2, 130, 203, widerſprechen. Die Gerichts⸗ 
barkeit über den Beſchuldigten iſt keine Klagevor⸗ 
ausſetzung, aber Vorausſetzung für die Gültig⸗ 
keit richterlicher Unterſuchungshandlung und ge: 
richtlicher Aburteilung, arg. 8 4 MilStG O. Die 
Uebergabeverfügung des Gerichtsherrn wird einem 
Widerklageberechtigten gar nicht amtlich mitgeteilt, 
ſondern nur dem Gerichte oder der Staatsan⸗ 
waltſchaft gegenüber erklärt. Ein Widerkläger 
kann ſich nach dieſem Zeitpunkt daher nicht richten. 
Das Gericht kann allerdings einen Zulaſſungsbe⸗ 
ſchluß hinſichtlich der Widerklage nicht erlaſſen. 
Wird dieſer aber durch Uebergabeerklärung vor 
Erlaß des Berufungsurteils möglich, ſo iſt die 
Widerklage noch nachträglich zuzulaſſen, anderen⸗ 
falls zurückzuweiſen.“ 

3. Die Unzuläſſigkeit einer Widerklage nimmt 
Olshauſen zu $ 198 Anm. 4 b an, „wenn 
der Privatkläger als Militärperſon der Zivilge⸗ 
richtsbarkeit überhaupt nicht unterworfen iſt“. 
Er bezieht ſich dabei auf eine Entſcheidung des 
K. bayer. Kaff.⸗Hofes München vom 18. Nov. 1876 
(in Stengleins „Zeitſchrift für Gerichtspraxis und 
Rechtswiſſenſchaſt“, N. F. Bd. 7 Jahrg. 1878 
S. 91). Dort war Privatklaͤger ein aktiver Offizier. 
Die Widerklage wurde für unzuläſſig erklärt 
lediglich mit folgender Begründung: 

„Es muß auch die von beiden Inſtanzgerichten 
vertretene Anſchauung über die Anwendbarkeit des 
8198 RStGB. wegen Unzuſtändigkeit der Zivil⸗ 
gerichte zur Verhandlung und Entſcheidung der 
von dem Beklagten gegen den Klaͤger er⸗ 
hobenen Widerklage gebilligt werden, nachdem der 
Kläger als Offizier des aktiven Dienſtſtandes ge⸗ 
mäß Art. 4 Ziff. 1 bayer. Mil StG O. vom 29. April 
1869 in der Faſſung des Art. 89 AbaͤnderungsG. 
vom 28. April 1872 auch hinſichtlich gemeiner 
Vergehen der Milstrafgerichtsbarkeit unterſteht, 
folglich den Zivilgerichten keine Befugnis zukommt, 
auf Grund des 8 198 R StGB. gegen den Kläger 
ein Strafverfahren zu pflegen.“ Die beiden Vor⸗ 
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inſtanzen hatten aber auch die Anwendbarkeit des weiſung, auf einen Uebergabeantrag gemäß 8 9 
§ 199 RSIGB. verneint. Dagegen wendet 2 Abſ. 2 und 8 4 MilStGdO. an den Gerichts⸗ 
der Kaſſationshof: „Anders verhält es ſich dor herrn des Privatklägers nicht gedient. 
gegen und unrichtig erweiſt ſich die Anſchauung Verweigert der Gerichtsherr die Uebergabe 
der Inſtanzgerichte, inſoweit ſie wegen Mangels des Offiziers an das bürgerliche Gericht oder ver⸗ 
ihrer Zuſtändigkeit zu einem Verfahren nach $ 198 zögert ſich feine Genehmigungserklärung, fo iſt 
RStGB. auch die materielle Prüfung der Sach⸗ der Angeklagte lediglich auf den Schutz aus $ 199 
lage nach Maßgabe des § 199 ib. ablehnen zu StGB. angewieſen. Dieſer iſt unzulänglich; denn 
müſſen glauben.“ „Im Gegenteil erſcheint es 8 199 StGB. ſpricht nur eine Ermaͤchtigung des 
als eine prozeſſuale Notwendigkeit, daß der Richter Strafrichters, nach ſeinem Ermeſſen, nicht eine 
im Retorfionsfalle von ſolcher Befugnis Gebrauch Verpflichtung aus; auch können dem Angeklagten 
mache, weil ſich die im 8 199 zugelaſſene Kom: trotz Straffreiheit aus 8 199 StGB. nach 8 500 
penſation als ein Strafausſchließungsgrund i. S. StPO. die Koſten des Privatklageverfahrens 
des IV. Abſchnittes RStGB. dargeſtellt und eben auferlegt werden. 
deshalb von Doktrin und Praxis entſchieden an⸗ Macht der Gerichtsherr von der Uebergabe⸗ 
erkannt, insbeſondere auch vom diesſeitigen Oberſten beſugnis keinen Gebrauch, ſo iſt dem Beleidigten 
Gerichtshofe ſchon zu öfteren Malen ausgeſprochen ein Einfluß auf den Gang eines etwaigen mili⸗ 
worden ift, daß der Richter die Kompenſation täriſchen Strafverfahrens, wie ihn ſein Gegner 
von Amts wegen unabhängig von einem Antrag als Privatkläger vor dem bürgerlichen Gerichte 
des Beklagten eintreten zu laſſen habe, wenn die hatte, abgeſchnitten; denn der Mil StG O. iſt ein 
tatſächliche Lage des Falles eine Retorfion, ſei es Privatklageverfahren, ebenſo wie ein Anſchluß als 
bei der Verhandlung in erſter oder ſelbſt auch erſt Nebenkläger, unbekannt (Romen⸗Riſſom zu 
in zweiter Inſtanz, konſtatieren läßt.“ Es „liegt $ 288 Mil StGO. Anm. 3 b). 
daher auch in einer Schuldfeſtſtellung, ſoweit fie Seine eigene Freiſprechung auf Grund des 
zum Zwecke der einſeitigen Kompenſation in der $ 199 StGB. unter Entlaſtung von den Koſten 
Klagſache einer Militärperſon gegen eine Zivil- des Privatklageverfahrens wird dem Angeklagten 
perſon von dem Zivilrichter zugunſten der be⸗ oft nicht genügen. Er kann in dieſem Falle ja 
klagten Zivilperſon geſchieht, kein Strafverfahren nach der von dem bayr. Kaſſ.⸗Hofe (Stengleins 
gegen die Militärperſon und kein Uebergriff in Zeitſchrift Bd. 7 S. 91) am 18. November 1876 
die Strafgewalt der Militärgerichte“. „Die ber ausgeſprochenen Folgerung aus der Anwendung 
klagte Zivilperſon hat nämlich geſetzlichen Anſpruch des § 199 StGB. nicht nur die ihm widerfahrene 
auf Würdigung ihrer Strafbarkeit mit Rückſicht Beleidigung nicht ſelbſt verfolgen, er kommt gar 
auf den Strafausſchließungsgrund nach $ 199 und nicht einmal mehr in die Lage, dem Millitärge⸗ 
würde bei Nichtberückſichtigung desſelben um den richtsverfahren untätig zuſehen zu müſſen. Durch 
Vorteil der Strafbefreiung gänzlich gebracht, indem die Strafbefreiung des Angeklagten nach 8 199 
fie durch Strafverfolgung des Klägers wegen der iſt auch der Privatkläger ſtraffrei geworden. Die 
Gegenbeleidigung mittels ſelbſtändigen Strafan⸗ Unbilligkeit dieſes Ergebniſſes dürfte auf der Hand 
trages vor deſſen zuſtändiger Militärbehörde zwar liegen, wenn ſich der Privatkläger mit größerer 
auch eine Beſtrafung des Klägers erzielen, Schuld belaſtet hat als der Angeklagte. 
nimmermehr aber die ihm ſelbſt vom Zivilrichter 2. Das Nebeneinander eines bürgerlichen und 
einmal zuerkannte Strafe von ſich abwälzen könnte.“ Heines militäriſchen Strafverfahrens widerſpricht in 
Beſondere Beachtung verdient dabei freilich den Fällen des 8 4 Mil StGO. ſchon im all- 
die Feſtſtellung der auffallenden Folge: „Dem gemeinen und von jeher ſo ſehr dem Rechtsempfinden, 
Klaͤger dagegen kann nach einmal geſchehener daß eben die Befugnis des 8 4 geſetzlich aufgeſtellt 
Kompenſation der von ihm verübten Beleidigung wurde. Noch ſtärker aber heute den in der Gegen⸗ 
von dem Zivilrichter auch hinterher kein materieller | wart ſich immer mehr durchſetzenden Anſchauungen 
Nachteil erwachſen, weil dann wegen dieſer Be⸗ von der Notwendigkeit der Erſparung von Menſchen⸗ 
leidigung keine Strafverfolgung gegen ihn vor dem kraft und Zeit in der Rechtspflege. Sollen wirklich 
Militärgerichte mehr beantragt werden kann, in= | für ſolche Kleinigkeiten, wie die in Beleidigungen 
dem die Kompenſation zivilrechtlich die Tilgung ausgeartete Auseinanderſetzung in unſerem Falle, 
des Gegenanſpruchs erzeugt und eine weitere Privat: zwei Strafverfahren mit vollem Inſtanzenzug 
klage aus der nämlichen Beleidigung nach den neben einander herlaufen dürfen? 
auch zum Antragsrechte (8 61 R StGB.) einſchlägigen IV. Dieſes unbefriedigende Ergebnis erſcheint 
Grundſätzen des Verzichts ausſchließt.“ nun aber nicht nur de lege ferenda beachtlich. 
Dem Mürnchener Gericht ſchließt ſich Olshauſen Es iſt rein formaliſtiſch und konſtruktiv gewonnen, 
auch in der Frage der Anwendbarkeit des 8 199 an (zu in Anklammerung an die nackten Geſetzesworte, 


§ 199 Anm. 7 Abſ. 1). nicht aus dem Geiſte des Geſetzes, nicht unter 
III. Das Ergebnis zu II. 1 wie 2 iſt un⸗ Berückſichtigung der vom Geſetzgeber ins Auge ge: 
befriedigend. faßten allgemeinen und der hier obwaltenden be- 


1. Dem angeklagten Ziviliſten iſt mit der Ver⸗ ſonderen Verhältniſſe, alſo falſch. Ohne Aende⸗ 
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rung des Geſetzes iſt eine befriedigende Löſung rein zeitlich betrachtet, noch „während der Dienſt⸗ 
möglich. leiſtung“ begangen ſind. Denn, ſolange er nicht 
1. Zunäͤchſt find die Beſtimmungen des 8198 aus dem Heeresdienſte entlaſſen iſt, bleibt er 
StGB. (vgl. auch $ 232 Abſ. 3) und des 8 428 | Militärperjon. 
StPO. heranzuziehen. Mag man bei 8 198 StGB. Die natürliche Auffaſſung dürfte aber wider⸗ 
mit Olshauſen, Frank u. a. einen Kauſal⸗ | ftreiten und den Nachdruck nicht auf die Zeitan⸗ 
zuſammenhang, daß die eine Beleidigung durch gabe, das „während“, ſondern auf die Tätigkeit, 
die andere hervorgerufen ſein muß, erfordern oder die „Dienſtleiſtung“ legen. Der Privatkläger hat 
mit der herrſchenden Meinung (von Liſzt, Reichs⸗ danach die Beleidigung nicht während feiner Dienſt⸗ 
gericht u. a.) darauf verzichten (das Für und leiſtung, ſondern während ſeiner Betätigung im 
Wider in Rechtſprechung und Literatur ſ. bei Ols⸗ bürgerlichen Leben begangen; nicht als Militär- 
hauſen zu $ 198 StGB. Anm. 1), jo bleibt doch perſon, ſondern als Geſchäftsmann iſt er beleidigt 
der Grundgedanke der Beſtimmung nicht bloß der, worden und hat er ſelbſt beleidigt. Bei Aus⸗ 
daß es bei wechſelſeitigen Beleidigungen dem Rechts⸗ legung des 89 MilStGO., namentlich des Abſ. 2, iſt 
gefühl widerſtreitet, „wenn der einen Perſon die wie überhaupt bei den Beſtimmungen der MilStGdO. 
in der Beſtrafung der anderen liegende Genugtuung ganz beſonders zu beachten, daß bei jeder An⸗ 
nur deshalb entzogen würde, weil fie nicht recht: | wendung einer Rechtsnorm erſt feſtzuſtellen iſt, 
zeitig Strafantrag geſtellt hat“ (Frank zu 8 198 was für Verhältniffe das Geſetz im Auge hat und 
StGB. Anm. 1), ſondern vor allem der, daß die | was es bezweckt. Da ergibt ſich nun hier: 8 9 
Wechſelſeitigkeit der Beleidigungen eine gewiſſe MiIStSD. hebt aus den Militärperſonen des 
Einheitlichkeit der Tatbeſtände ſchafft. Darum iſt aktiven Heeres die nur zum Dienſte einberufenen 
der Beleidiger als Verletzter gehalten, bei Ver⸗ | Perſonen des Beurlaubtenſtandes heraus. Er 
fuft feines Rechtes den Strafantrag in dem hat Militärperſonen im Auge, die nicht bloß 
gegen ihn anhängigen Verfahren bis zum Schluß | formell, ſondern auch wirklich im Heeresdienſte 
der Verhandlung im erſten Rechtsgange zu ſtellen. ſtehen. Er rechnet mit einer kürzeren „Dauer 
Dazu gewährt 8 428 StPO. die Möglichkeit, den der Dienſtpflicht“ (Abſ. 1 S. 2). Er hat Dienſt⸗ 
Strafantrag durch Erhebung einer Widerklage, aller- tuende im Auge, nicht aber Menſchen, die ihren 
dings nur bis zur Beendigung der Schlußvortraͤge militariſchen Dienſt ſchon hinter ſich haben und 
im erſten Rechtsgange, ſelbſt weiter zu verfolgen. in Wahrheit bereits in die volle Tätigkeit ihres 
8428 StPO. erfordert zwar auch keinen urjädhlichen bürgerlichen Berufes zurückgekehrt ſind, mit dem 
Zuſammenhang zwiſchen der Handlung des einen Heere lediglich durch ein loſes Band verknüpft, 
und der des anderen. Es kann aber „auch mangels deſſen Zerſchneidung nur noch eine Frage der Zeit 
eines ſolchen Zuſammenhanges für die richtige Be⸗ | iſt. Sie ſtehen dem Heere trotz der formellen 
urteilung des wechſelſeitigen Verſchuldens weſentlich Zugehörigkeit tatjächlid) erheblich ferner, als die 
ſein, daß in einem Urteil über die Handlung beider zur Dispofition geſtellten Offiziere uſw., die nach 
Parteien entſchieden wird“ (Löwe⸗Hellweg zu 8 1 Ziff. 2 MilStG0O. ebenfalls der MilSt.⸗ 
9 428 Anm. 2 a und die dort angeſührten). Wenn Gerichtsbarkeit unterſtehen. $ I Mil StG. paßt 
auch weder $ 198 StGB. noch $ 428 StPO. eine nicht auf die eigenartigen Verhältniſſe, die der 
Widerklage zur Vermeidung des Verluſtes des Straf: Welikrieg mit ſich gebracht hat, nicht auf die 
antragrechts erfordern, 8 198 vielmehr den bloßen „Militärperſonen“, die oft nicht einmal mehr die 
Strafantrag für ausreichend erklärt, ſo wird doch auch Uniform tragen, ſondern in Zivilkleidung ihrem 
im Falle des § 198 StGB. regelmäßig der Privat⸗ bürgerlichen Berufe nachgehen. Man kann 8 9 
klage nicht bloß der Strafantrag des Angeklagten, Abſ. 2 Mil StG O. nur dahin verwerten: wenn 
ſondern eine Widerklage entgegengeſetzt werden. die in §9 bezeichneten Perſonen ſchon wegen einer 
Als den Willen der Rechtsordnung wird man das | während wirklicher Dienſtleiſtung begangenen Zu: 
für den Regelfall annehmen können, eben weil widerhandlung gegen die allgemeinen Strafgeſetze 
die richtige Beurteilung des wechſelſeitigen Ver⸗ dem bürgerlichen Gerichte übergeben werden können, 
ſchuldens in einem und demſelben Verfahren eher ſo hat das Heer erſt gar kein Intereſſe an der⸗ 
gewährleiſtet erſcheint als in verſchiedenen Verfahren artigen Verfehlungen ſolcher Perſonen, die gar 
vor den bürgerlichen Gerichten. Wie viel mehr nicht mehr militäriſche Dienſte leiſten, ſondern 
muß das aber gelten, wenn man neben die bürger⸗ | bereit8 in das bürgerliche Leben zurückgekehrt find. 
liche Rechtsordnung die auf ſo ganz anderem Grunde Dieſe unterſtehen wegen Zuwiderhandlungen gegen 
der Anſchauungen und Zwecke aufgebaute und ganz die allgemeinen Strafgeſetze überhaupt nur den 
anders ausgeſtaltete Militärgerichtsbarkeit ſtellt! bürgerlichen Gerichten. Wegen Verfehlungen gegen 
2. Die Bedenken aus 8 198 StGB. und $ 428 | Militärgefege unterſtehen fie der Militärſtrafge⸗ 
StPO. wie auch aus dem ungeſchriebenen Geſetz richtsbarkeit. Das iſt kein Widerſpruch. Die 
der Sparung an Kraft und Zeit verſtärken ſich Militärſtrafgerichtsbarkeit erfaßt ja auch ſonſt in 
bei näherer Prüfung des $ I Abf. 2 MilStGO. weitem Umfange Perſonen, die in keinem mili— 
Die formaliſtiſche Auffaſſung hat darin Recht, | täriſchen Verhältniſſe Stehen, ſ. z. B. 88 5 und 11 
daß die Beleidigungen des beurlaubten Leutnants, MilStGO. 
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3. Entſcheidend muß alſo ſein, ob der Privat⸗ 
Häger, als er gegen die allgemeinen Strafgeſetze 
verſtieß, militäriſchen Dienſt leiſtete oder zur Auf⸗ 
nahme eines bürgerlichen Berufes bis zur Ent⸗ 
laſſung beurlaubt und im bürgerlichen Leben tat⸗ 
ſaͤchlich tätig war. Nur dieſe jederzeit leicht nach: 
weisbare Betätigung, nicht die bei ſolchen Beur⸗ 
laubten ſchwerer feſtſtellbare formelle Zugehörigkeit 
zum Heer darf entſcheiden. Oſt iſt es ja nur 
ein Zufall, wenn der Täter bei Begehung der 
ſtrafbaren Handlung noch Militärperſon war. Die 
Verfügung, welche die Entlaſſung aus dem Heeres⸗ 
dienſte ausſpricht, wird erfahrungsgemäß regel⸗ 
mäßig oder häufig erſt nach dem als Entlaſſungs⸗ 
tag bezeichneten Zeitpunkte unterzeichnet oder 
wenigſtens dem Entlaſſenen mitgeteilt. So kann 
es z. B. vorkommen, daß jemandem am 21. des 
Monats eröffnet wird, daß die zuſtändige Militär⸗ 
behörde am 10. die bereits für den 1. desſelben 
Monats beantragte Entlaſſung mit Rückwirkung 
auf dieſen Tag verfügt hat. Weiter iſt nicht zu 
überjehen, daß bei der gegenwärtigen Kleidernot 
Offiziere auch nach der Entlaſſung die Uniform 
weiter tragen, um ihre Zivilkleider zu ſchonen. 
Sie ſind aus dem Heeresverband, aus der Militär⸗ 
ſtrafgerichtsbarkeit, ausgeſchieden. ohne daß dies 
über den nächſten Kreis ihrer Vorgeſetzten und 
Kameraden hinaus bekannt geworden i Die 
meiſten, die mit ihnen zu tun haben, nehmen an. 
daß ſie noch Offiziere find, eben weil fie noch Uniform 
tragen. 

Soll da der von einem als Geſchäftsmann 
im bürgerlichen Leben tätigen Beleidigte für 
ſeine Widerklage erſt feſtſtellen müſſen, ob der 
Beleidiger noch Militärperſon war, als er die 
Tat begangen hat? Soll er erſt die zur Aus⸗ 
kunfterteilung zuſtändige Stelle ermitteln müſſen? 
Wird ſie ihm auch Auskunft geben? Umgekehrt, 
ſoll der Privatkläger, der nichts von ſeiner Heeres: 
zugehörigkeit hat verlauten laſſen, gegenüber einer 
Widerklage ſich plötzlich darauf berufen können, 
daß er formell noch Militärperſon ſei? 

4. Damit find aber die Schwierigkeiten aus 
der hier bekämpften Stellungnahme noch nicht 
erſchöpft. Selbſt wenn es dem Beleidigten ge⸗ 
lingt, feſtzuſtellen, daß der Täter bei Begehung 
der Tat noch Militärperſon war, ſo darf er 
ſich dabei noch nicht beruhigen und auf eine 
Widerklage zugunſten des militärgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens verzichten. Andernfalls kann ihm die 
Ueberraſchung blühen, daß der Gerichtsherr ihm. 
nachdem die Privatklage durch zwei Rechtszüge 
geſchritten iſt, auf ſeinen Strafantrag eröffnet, 
daß die Militärſtrafgerichtsbarkeit nicht mehr 
begründet iſt. Denn 3 10 MilStGO. beſtimmt: 
„Durch die Beendigung des die Militärſtrafgerichts⸗ 
barkeit begründenden Verhältniſſes wird hinſichtlich 
der vorher begangenen ſtrafbaren Handlungen die 
Zuftändigkeit der Militärgerichte nicht aufgehoben. 
Sie hört jedoch auf in Anſehung ſolcher gegen die 


77 


. ̃ — — a Zn men 


allgemeinen Strafgeſetze begangenen Zuwider⸗ 
handlungen, welche mit einem militäriſchen Ver⸗ 
brechen oder Vergehen nicht zuſammentreffen, es 
ſei denn, daß bereits die Anklage erhoben oder 
eine ‚Strafverfügung des Gerichtsherrn zugeſtellt 
war.“ Dann würde der Beleidigte ſtatt einer 
Widerklage eine Privatklage erheben müſſen, mit 
ihrem Zeitverluſt, ihren nicht erſtattbaren Koſten 
und dem allgemeinen Koſtenriſiko bei Zahlungs⸗ 
8 des Gegners (neuerdings auch bei Am⸗ 
neftie !) 

Nach § 10 MiSst6D. würde alſo auch bei 
der hier abgelehnten formaliſtiſchen Auslegung des 
89 Abſ. 2 die Zuſtändigkeit des bürgerlichen Ge⸗ 
richtes begründet und die Widerklage zuläͤſſig ſein, 
wenn der Privatkläger bis zur Beendigung der 
Schlußvortraͤge im erſten Rechtsgange aus dem 
Heeresdienſt entlaſſen iſt. Die Entlaſſung des 
Privatklägers würde der Widerfläger, wenn fie 
vom Gegner beſtritten wird, unter Beweis ſtellen 
müſſen. Das Schöffengericht müßte die Haupt⸗ 
verhandlung vertagen. Bei einem Fehlſchlag des 
Beweiſes für den früheren Zeitpunkt würde der 
Angeklagte aber in der nächſten Hauptverhandlung 
als Widerkläger den Antrag für den neuen Zeit⸗ 
punkt wiederholen können. Selbſt wenn man an⸗ 
nehmen wollte, daß das Gericht ſich bei der Ent⸗ 
ſcheidung über die Zuläſſigkeit der Widerklage 
vergewiſſern könnte, daß bei Beendigung der 
Schlußvorträge die Entlaſſung noch nicht verfügt 
war, bleibt nach den oben dargelegten Verhältniſſen 
doch die Möglichkeit, daß danach erſt die Ver⸗ 
fügung erlaſſen wird, aber mit Rechtswirkung 
für einen Zeitpunkt vor Beendigung der Schluß⸗ 
vorträge. Dann würde, falls nicht die Berufungs⸗ 
friſt verſtrichen iſt, erſt in der Berufungsinſtanz 
die Zuſtändigkeit des bürgerlichen Gerichts und 
die Zulaͤſſigkeit der Widerklage nachgewieſen . 
können. 

Alle dieſe Schwierigkeiten beſtätigen, daß eine 
Auslegung der hier fraglichen Beſtimmungen der 
MilStGO. nach der ratio legis dahin zu führen 
hat: Entſcheidend iſt bei den zur Aufnahme ihrer 
bürgerlichen Berufstätigkeid beurlaubten Militär⸗ 
perſonen nicht die rein äußerliche, formelle Noch⸗ 
zugehörigkeit zum Heere, ſondern die Betätigung, 
ſei es im Heeresdienſte, ſei es im bürgerlichen 
Berufe. So wie die Mil StG. in 8 10 Abſ. 2 
erklärt, daß die Militärrechtspflege an dem Täter 
nach Beendigung des die MilSt Gerichtsbarkeit 
begründenden Verhältniſſes kein Intereſſe mehr 
hat, trotz der von ihm während ſeiner tatſächlichen 
Dienſtleiſtung begangenen ſtrafbaren Handlung — 
außer den in dem § 10 Abf. 2 aufgezählten Fällen 
—, fo bat fie auch kein Intereſſe an den während 
einer Beurlaubung zur Aufnahme der bürgerlichen 
Berufstätigkeit begangenen Zuwiderhandlungen 
gegen das allgemeine Strafgeſetz. Zu dieſer Aus: 
legung kommt man alſo ſowohl auf Grund des 
89 Abſ. 2 wie auch des $ 10 Abſ. 2 Mil StGO. 
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Dem ſteht auch 8 9 Abſ. 1 S. 2 nicht entgegen. 
Er iſt auf die hier betrachteten beurlaubten Militär⸗ 
perſonen nicht anzuwenden. Entſcheidend iſt in der 
Wendung „während der Dauer 
leiſtung“ die Betonung der Dienſtleiſtung und 
der unzweifelhafte! Zweck, der ! Beſtimmung, eine 
Beeinträchtigung, des militariſchen Dienſtes durch 
ein bürgerliches Strafverfahren zu verhüten. 

V. Aus 8 9 Abſ. 2 und 8 10 Abſ. 2 Mil StGO. 
wird man darum ſogar einen allgemeinen Rechtsſatz 
ableiten können, daß die in 8 9 MilStG O. be 
zeichneten Perſonen wegen Zuwiderhandlungen ledig⸗ 
lich gegen die allgemeinen Strafgeſetze der Zu⸗ 
ſtändigkeit der bürgerlichen Gerichte“ unterſtehen, 
wenn die Straftat begangen iſt während der Beur⸗ 
laubung zur Aufnahme einer bürgerlichen Berufs⸗ 
tätigkeit bis zur Entlaſſung. Das würde alſo 
ſowohl für das Offizialſtrafverfahren wie auch für 
Privatklage, und Widerklage gelten. Wem das 
zu weit zu gehen ſcheint, der wird daraus für den 
vorliegenden Fall wenigſtens die Zuläſſigkeit der 
Widerklage (unter Hinzunahme der 88 198 
StGB. und 428 StPO.) bejahen können. Die Be: 
grenzung auf den Kreis der bis zur Entlaſſung be: 
urlaubten Perſonen des Beurlaubtenſtandes und die 
Berückſichtigung der beſonderen im Weltkrieg erwach⸗ 
jenen Verhältniſſe dürften auch das Gewicht der gegen: 
teiligen grundſätzlichen Aeußerung Olshauſens 
(zu 8 198 Anm. 4 b) im Anſchluß an den Kaſſa⸗ 
tionshof München (18. November 1876, Stengleins 
Zeitſchrift Bd. 7 S. 91) im vorliegendem Falle 
ausſchalten. Denn Olshauſen und der Münchener 
Kaſſationshof haben nur den Regelfall einer ſtraf⸗ 
baren Handlung während wirklicher Dienſtleiſtung 
im Auge. Wie weit der hier gezogene Kreis in 
Anſehung noch anderer im 8 1 MilStG O. auf: 
geführter Perſonen zu erſtrecken iſt, muß hier 
unerörtert bleiben. Die vorſtehenden Ausführungen 
bieten vielleicht auch dafür gewiſſe Geſichtspunkte. 


Kleine Mitteilungen. 


Erliſcht die Mitglied ſchaft im Angeſtellten aus ſchußz 
durch Ueber ſchreitung der für die Verſicherungspflicht 
nach dem Angeſtellten verſicherungsgeſetz maßgebenden 
Gehaltsſtufe? Die Frage iſt zu bejahen. Der ſich 
Geſetzeskraft beilegende Aufruf des Rats der Volks⸗ 
beauftragten vom 12. November 1918 (RGBl. 1303) 
hat in Ziffer 7 vom Hilfsdienſtgeſetz nur die auf die 
Schlichtung von Streitigkeiten bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen der 88 9 Ab}. 2, 11, 12, 13, 15 beſtehen laſſen. 
Für den Volksſtaat Bayern hat die Bek. des Miniſteriums 
für Soziale Fürſorge vom 21. November 1918 (Bayer. 
Staatsanzeiger Nr. 274 vom 24. November 1918) dies 


der Dienſt⸗ 


Betrieben vorhanden ſein, für die Titel VII der GewO. 
gilt und die vorgeſchriebene Zahl von Arbeitern oder 
Angeſtellten erreicht iſt. 

Die Angeſtelltenausſchüſſe vertreten die nach dem 
Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte verſicherungspflich⸗ 
tigen Angeſtellten (8 11 Abſ 3 des Hilfsdienſtgeſetzes). 
Vorausſetzung dieſer Verſicherungspflicht iſt, daß der 
Jahresarbeitsverdienſt!) des Angeſtellten einen gewiſſen 
Betrag nicht überſchreitet. Nach 8 1 Abſ. 3 des AngVG. 
war die Grenze bei 5000 M, nach der Bek. des Reichs⸗ 
kanzlers vom 28. Auguſt 1918 (RGBl. 1085) 88 1, 2 iſt 
ſie bei 7000 M. Für Angeſtellte mit höherem Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt kommen die Angeſtelltenausſchüſſe nicht 
in Betracht. Das iſt auch bei der Beratung des HD. 
im 1 a worden (v. Schulz, Handausgabe 
des HDG., S. 82). 

Die Angeſtelltenausſchüſſe werden in unmittelbarer 
und geheimer Wahl nach dem Verbältniswahlverfahren 
gebildet (3 11 Abſ. 2,3 des HD.). Der Landeszentral⸗ 
behörde iſt es überlaſſen, das Nähere zu beſtimmen. 
In Bayern iſt die Bek. des Miniſteriums des Aeußern 
vom 16 März 1917 (Bayer Staatsanzeiger Nr. 68 vom 
22. März 1917) ergangen, geändert durch die Bek dieſes 
Miniſteriums vom 21. Februar 1918 (Bayer. Staats⸗ 
anzeiger Nr. 50 vom 28. Februar 1918). Sie gibt auf 
unſere Frage keine ausdrückliche Antwort. 

8 5 der Bek. beſtimmt, wer zu einem Arbeiter⸗ oder 
Angeſtelltenausſchuß wahlberechtigt, 8 6 wer wählbar 
iſt. Das Erfordernis der Verſicherungspflichtigkeit des 
Angeſtellten iſt dabei nicht erwähnt. Es beſteht aber 
zweifellos auf Grund des 8 11 des HD. neben den 
in 88 5, 6 der Bek. angeführten Vorausſetzungen. (Vgl. 
auch 8 1 Abſ. 1, 8 13 der Bek.). 

Nach 8 10 der Bek. erliſcht das Amt eines Ausſchuß⸗ 
mitglieds durch Verzicht, durch Verluſt der Betriebs⸗ 
zugehörigkeit, der Reichsangehörigkeit oder der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte. Es fragt ſich, ob dies eine aus⸗ 
ſchließende Aufzählung der Erlöſchungsgründe iſt. Der 
Wortlaut des § 10 ſcheint dafür zu ſprechen. Es iſt 
aber nicht der Fall. Der Wegfall der Verſicherungs⸗ 


pflicht nach dem Ang G. beendet ebenſowohl die Zu⸗ 


verkündet und beſtätigt. Dabei hat ſich der Geltungs⸗ 


bereich dieſer Beſtimmungen erweitert. Die in 8 11 
des Geſetzes enthaltene Beſchränkung auf die für den 
vaterländiſchen Hilfsdienſt tätigen Betriebe iſt mit der 
Aufhebung des Geſetzes ſelbſt weggefallen. Arbeiter: 
und Angeſtelltenausſchüſſe müſſen nunmehr in allen 


gehörigkeit zum Ausſchuß, als die Verſicherungspflicht 
Vorausſetzung der Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
iſt. Beidemale kommt nichts darauf an, daß weder die 
88 5, 6 noch § 10 der Bek. auf die Verſicherungspflicht 
hinweiſen. Der allgemeine ſtaatsrechtliche Satz muß 
hier Platz greifen, daß der Wegfall der Wählbarkeit den 
Verluſt der Eigenſchaft als gewählter Vertreter un⸗ 
mittelbar nach ſich zieht. Im bayeriſchen Recht iſt 
dieſer Grundſatz verſchiedentlich eigens ausgeſprochen, 
ſo in Art. 7 Abſ. 2 des Landtagswahlgeſetzes vom 
9. April 1906, in Art. 10 Abſ. 3 des Landratsgeſetzes 
und Art. 8 Abi. 3 des Diſtriktsratsgeſetzes vom 
28. Mai 1852, in Art. 80 Abſ. 2 und Art. 109 der rechts⸗ 
rheinischen, in Art. 59 der Pfälziſchen Gemeindeordnung. 
Dagegen enthalten Reichsverfaſſung und Reichstags⸗ 
wahlgeſetz keine derartige Vorſchrift. Gleichwohl gilt 
dieſer Grundſatz auch für Reichstagsabgeordnete 
Laband, Deutſches Reichsſtaatsrecht (6) S. 81 ſagt: 
„Wenn jedoch ein Mitglied des Reichstags die Wähl⸗ 
barkeit einbüßt, ſo verliert es dadurch von ſelbſt Sitz 
und Stimme im Reichstag“. “) 


1) Ueber deſſen ns 199 0 17 des Ang B. 
vom 20. Dezember 1911 (RGB 

) Nicht unbeſtritten. Doch it dae Meinung 
zu folgen. 
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8 10 der Bek. verlangt dieſe Auslegung übrigens noch 
für einen etwas anders gelagerten Fall. Die Bek. vom 
21. Februar 1918 hat durch eine Einſchaltung in 8 6 den 
Angehörigen der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie 
die Wählbarkeit zum Ausſchuß eingeräumt. Obwohl 
ſie in 8 10 nicht erwähnt ſind, muß der Verluſt der 
Eigenſchaft als Oeſterreicher oder Ungar ebenſo wirken 
wie der Verluſt der Reichsangcehörigkeit. 

Es gibt alſo Gründe für das Erlöſchen der Mit⸗ 
gliedſchaft im Angeſtelltenaus ſchuß, die in 8 10 der Bek. 
nicht aufgeführt find Die Mitgliedſchaft erliſcht ins⸗ 
beſondere, wenn ein Angeſtellter in den Genuß eines 
Jahresarbeitsverdienſtes von mehr als 7000 M tritt 
und dadurch aus dem Kreis der unter das Ang VG. 
fallenden Angeſtellten ausſcheidet. 

Das Ergebnis iſt auch zweckmäßig. Der Ange⸗ 
ſtelltenausſchuß erneuert ſich nicht in regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Wahlen; ſeine Amtsdauer iſt vielmehr grund⸗ 
ſätzlich unbeſchränkt. In Werken mit ſeßhafter Ange: 
ſtellteneigen ſchaft könnte es ſich leicht ergeben, daß der 
Ausſchuß allmählich in der Mehrzahl aus Mitgliedern 
beſteht, die nach ihrem Einkommen den Angeſtellten 
ferne ſtehen, deren Wünſche und Beſchwerden ſie ver⸗ 
treten Solche Ausſchußmitglieder ohne ihren Willen 
aus dem Ausſchuß zu entfernen, wäre nach den übrigen 
Beftimmungen der Bekanntmachung kaum angängig. 

Rechtsanwalt Wagner in Ludwigshafen a. Rh. 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Sivilſachen. 
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Bertragämähige Haftung des Notars für Auskunft 
über Sicherheit eines Darlehens. Der verklagte Notar 
beurkundete am 14. Dezember 1915 ein Darlehnsſchuld⸗ 
bekenntnis eines angeblichen Fabrikbeſitzers R. zu⸗ 
gunſten des Klägers von 25 000 M nebſt einer Ab⸗ 
tretungserklärung, laut deren R. die ihm von dem 
Kaufmann L. übertragenen vollſtreckbaren Wechſel⸗ 
anſprüche gegen G. v. K. D. nebſt Rechten aus einem 
Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchluſſe, durch den 
eine Hypothekenforderung des v. K. D. von 75 000 M 
zugunſten des L. gepfändet war, zur Sicherung der 
W dem Kl. übertrug. Letzterer trat 
dann in einer ebenfalls von dem Bell. aufgenommenen 
zweiten Urkunde von demſelben Tage die ihm über⸗ 
tragenen Anſprüche weiter ab an den Rentner Z., 
der dem Kl. 22 000 M zur Auszahlung des Darlehens 
an R. gab, und übernahm für den Eingang der ab— 
getretenen Forderung Gewähr. Schließlich beurkundete 
der Bekl. noch die Abtretung einer Hypothekenforderung 
von 3000 M von dem Kl. an R., der dieſe auf das 
Darlehn in Zahlung nahm. Später ſtellte ſich heraus, 
daß R. ein Hochſtapler, und daß das Pfändungspfand⸗ 
recht an der Hypothekenforderung wegen eines vor— 
gehenden Pfändungspfandrechts in Höhe von 240 000 M 
wertlos war. 3. nahm darauf den Kl. aus feiner 
Bürgſchaft in Anſpruch und wurde von ihm befriedigt. 
Der Kl. beanſpruchte nun kraft eigenen Rechtes und 
auf Grund einer Abtretung des Z. von dem Bekl. 
Schadenserſatz mit der Begründung, der Bell. habe 
vor und bei der Aufnahme der notariellen Urkunden 
ſeine Amts⸗ und Vertragspflichten durch falſche Aus⸗ 
kunft über die perſönlichen Verhältniſſe des R. und 
des v. K. D. und über die Sicherheit der abgetretenen 
Anſprüche ſchuldhaft verletzt. Letztere war von dem 


Bekl. auf Grund einer Beſcheinigung eines Rechts- 
anwalts L. über den Inhalt des Grundbuchs, in der 
das vorgehende Pfändungspfandrecht nicht erwähnt 
war, für gut oder bombenſicher erklärt. Der Kl. wurde 
in den Vorinſtanzen abgewieſen. Auf ſeine Reviſion 
wurde das Berufungsurteil aufgehoben und die Sache 
an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Die Annahme des BG., daß die Er— 
teilung einer Auskunft über die perſönlichen Verhält⸗ 
niſſe des Darlehnsſchuldners und über die Sicherheit 
der zur Sicherſtellung des Darlehnsgebers übertragenen 
Rechte nicht zu den Amtspflichten des Notars gehört, 
der um die Beurkundung des Darlehnsſchuldbekennt⸗— 
niſſes und der Uebertragung dieſer Rechte angegangen 
wird, und daß daher der Bekl. in dem vorliegenden 
Falle nicht auf Grund des 8 839 BGB., ſondern nur 
wegen Verletzung einer Vertragspflicht in Anſpruch 
genommen werden kann, ſteht im Einklange mit der 
Rechtſprechung des erkennenden Senats (vgl. RG 
Bd. 85 S. 339; JW. 1915 S. 513, 1007, 1193; 1916 
S. 1116; 23. 1916 Sp. 1372) Das Zuſtandekommen 
eines Vertrags über die Erteilung einer ſolchen Aus: 
kunft, der übrigens nicht als Werkvertrag, ſondern 
als ein Dienſtvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande hat, rechtlich zu beſtimmen iſt (vgl. 
die Urteile des erkennenden Senats RG. 88, 226; 
JW. 1914 S. 642; LZ. 1915 Sp. 45, 1916 Sp. 1188), 
wird vom BG. einwandfrei feſtgeſtellt. Dieſes ver— 
neint aber eine Vertrags verletzung, weil der urſprüng— 
lich zwiſchen den Streitteilen geſchloſſene Vertrag, der 
den Bekl. verpflichtet habe, den ganzen Sachverhalt 
daraufhin zu prüfen, ob der Kl. und Z. ohne jede 
Gefahr ſich auf die ihnen angetragenen Rechtsakte 
einlaſſen könnten, im Laufe der letzten Verhandlung 
ſtillſchweigend abgeändert und zwar dahin eingeſchränkt 
worden ſei, daß der Bekl. die erbetene Auskunft über 
die Sicherheit der abgetretenen Anſprüche lediglich 
auf Grund der von R. vorgelegten Beſcheinigung des 
Rechtsanwalts L. erteilen ſolle, und nach dem Inhalte 
dieſer Beſcheinigung die Auskunft des Bekl. nicht 
falſch geweſen ſei. Ob dieſe Annahme einer ſtill— 
ſchweigenden nachträglichen Einſchränkung des ur— 
ſprünglichen Vertrags ſachlich gerechtfertigt iſt und 
mit dem Parteivorbringen und dem Ergebniſſe der 
Beweisaufnahme im Einflange ſteht, mag von dem 
BG. auf Grund der erneuten mündlichen Verhandlung 
nochmals geprüft werden. Für die Entſcheidung des 
Reviſionsgerichts kann dieſe von der Reviſion in erſter 
Linie erörterte Frage dahingeſtellt bleiben. Auch wenn 
der Vertrag nur jenen beſchränkten Inhalt gehabt hat, 
verpflichtete er den Bekl. als rechtskundigen Berater 
zur Prüfung, ob die Beſcheinigung des Rechtsanwalts 
L. eine genügende Grundlage für die Feſtſtellung der 
Sicherheit bilde, und zur Mitteilung der in dieſer 
Hinſicht beſtehenden Bedenken an die Beteiligten. 
Hierzu war der Bekl. um ſo mehr verpflichtet, als Z. 
bei der Bitte um Auskunft erklärt hatte, er wolle 
das Geſchäft nur dann machen, wenn es ohne jede 
Gefahr für ihn wäre. Da das BG. die Frage nicht 
erörtert hat, ob der Bekl. unter den Umſtänden des 
Falles, wie ſie von dem Kl. nach ſeinen zweitinſtanz— 
lichen Schriftſätzen behauptet waren, ohne Verletzung 
der erforderlichen Sorgfalt jene Beſcheinigung als 
ausreichende Unterlage für die Prüfung anſehen und 
daraufhin die Sicherheit als gut bezeichnen durfte, 
iſt das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache 
an das BG. zurückzuverweiſen. (Urt. des III. ZS. vom 
8. Juli 1918, III 13/18). — e — 

441 
II. 

Mitwirkung ſeeliſcher Vorgänge im Verletzten bei 
einem Betriebsunfall. Zum Begriffe der höheren Gewalt. 
Aus den Gründen: Das Berufungsgericht hält für 
erwieſen, daß J. infolge eines Traums vorübergehend 
unter der Wahnvorſtellung ſtand, ein Eiſenbahnunfall 
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ſei eingetreten oder ſtehe unmittelbar bevor und bringe 
die im Zuge Bleibenden in höchſte Lebensgefahr, aus 
welcher er ſich nur durch einen Sprung aus dem Fenſter 
retten könne. Die hohe Wahrſcheinlichkeit ſpreche dafür, 
daß die Einbildung des J. durch einen Betriebsunfall 
in der vorhergegangenen Nacht ausgelöſt worden ſei. 
Der Zug habe einen Achſenbruch erlitten, die Puffer 
zweier Wagen ſeien übereinander geſchoben und die 
Reiſenden ſtark durcheinander geſchüttelt worden. Höchſt 
wahrſcheinlich habe ſich im Gehirn des J. unter der 
Nachwirkung dieſes Unfalls eine beſonders lebhaſte 
und nachhaltige Traumvorſtellung gebildet. Urſachlich 
könnten auch die ſonſtigen Ereigniſſe der Fahrt geweſen 
ſein, namentlich der lange Aufenthalt des J. in dem 
fahrenden Wagen, die Geräuſche des Betriebes und die 
Bewegungen des Zugs. Jedenfalls habe ſich die Ein⸗ 
bildung, daß ein Betriebsunfall eingetreten ſei oder 
drohe, und daß allein ein ſchneller Sprung durch das 
Fenſter Rettung bringen könne, überhaupt nur bilden 
können aus den zu irgend einer Zeit erfolgten Ein⸗ 
drücken des Eiſenbahnbetriebs auf J. Die Wahnvor⸗ 
ſtellung ſei dann notwendig eine Folge des Eiſenbahn⸗ 
betriebs geweſen und ſchließe höhere Gewalt aus, weil 
das ſchadenbringende Ereignis durch den Betrieb ſelbſt 
entſtanden ſei, ſo daß es auf ſeine Unvorherſehbarkeit 
und Unabwendbarkeit nicht ankomme. 

Die Auffaſſung des BG., daß höhere Gewalt nicht 
vorliege, ſteht mit der Rechtſprechung des Senats in 
Uebereinſtimmung. Danach iſt höhere Gewalt ein 
Ereignis, das von außerhalb des Betriebes oder ſeiner 
Einrichtungen wirkt, unvorherſehbar, mit wirtſchaſtlich 
erträglichen Mitteln nicht abzuwenden, auch nicht wegen 
ſeiner Häufigkeit von dem Betriebsunternehmer mit 
in den Kauf zu nehmen iſt. Das Erfordernis, daß das 
Ereignis von außerhalb des Betriebs wirke, bedeutet 
nicht, daß es räumlich von außen in den Betrieb greift, 
ſondern nur, das es außer Zuſammenhang mit dem 
Betrieb ſtehe, ſeinen Grund nicht in dem Betrieb oder 
ſeinen Einrichtungen ſelbſt habe. Das BG. nimmt nun 
tatſächlich an, daß das Traumgebilde und die ver- 
hängnisvolle Wahnvorſtellung des J. auf den Eiſenbahn⸗ 
betrieb zurückzuführen ſeien, und zwar entweder auf 
den Zuſammenſtoß der verfloſſenen Nacht oder auf die 
ſonſtigen Ereigniſſe der ganzen Fahrt oder auf beides 
zuſammen. Damit erledigt ſich der Einwurf der Re⸗ 
viſion, daß der Beklagte keinesfalls den Zuſammenſtoß 
zu vertreten brauche, von dem nicht feſtgeſtellt ſei, daß 
er ſich innerhalb ſeines eigenen Betriebs ereignet habe. 
Denn wenn dies auch nicht der Fall war, ſo haben 
ſich die übrigen Ereigniſſe, die nach der Annahme des 
BG. die Tat des J. hervorgerufen haben können, im 
Betrieb des Beklagten zugetragen oder fortgeſetzt. Den 
Einwand der höheren Gewalt hat aber der Beklagte 
zu beweiſen, alſo auch, daß in ſeinem Betriebe keines 
der beiden Ereigniſſe wurzele, die allein oder zuſammen 
den Traum und in ſeinem Gefolge den Todesſprung 
des J. zur Wirkung gehabt haben. Mangels dieſes 
Beweiſes fällt der Tod des J. dem Beklagten zur Laſt. 
(Urt. des VI. 3S. vom 4 November 1918, VI 149/18). 
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III. 


Pfändung des Anteils am Geſamtgut gemäß $ 860 
Abſ. 2 ZPO. ? Gibt die Pfändung das Recht, auf ein⸗ 
a zum Geſamtgut gehörende Gegenſtände, z. B. den 

nteil an einem Nachlaſſe, zu greifen? Beſteht das 
Wahlrecht des Ehegatten nach 8 1478 BGB. auch daun 
noch, wenn die Gütergemeinſchaft ſchon durch Urteil oder 
Vertrag aufgehoben iſt? Auslegung eines Vergleiches 
in dem Sinne, daß das Wahlrecht vorbehalten bleiben 
ſoll? Die Eheleute E. B. und deſſen Frau, die Be— 
klagte, hatten durch Ehe- und Erbvertrag den Güter— 
ſtand der allgemeinen Gütergemeinſchaft eingeführt. 
Mitte Juli 191 erhob die Beklagte in zwei verſchiedenen 
Prozeſſen gegen ihren Ehemann Klage auf Scheidung 
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der Ehe und auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft. 
Die erſtere Klage iſt am 18. Juli, die Klage wegen 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft am 28. Juli 1911 
zugeſtellt. Der letztere Rechtsſtreit wurde durch Ver⸗ 
gleich vor dem Prozeßgericht vom 22. November 1911 
beendet. In 8 1 erklären die Eheleute, daß fie die 
allgemeine Gütergemeinſchaft aufheben und die Ein⸗ 
tragung der Aufhebung in das Güterrechtsregiſter be— 
willigen. In §S 2 wird dem Ehemann die Verwaltung 
der den Eheleuten gehörenden beiden Häuſer belaſſen. 
8 3 beſtimmt über die Höhe des während des 
Scheidungs verfahrens für die Ehefrau und das ge— 
meinſchaftliche Kind zu gewährenden Unterhalts. In 
§ 5 endlich iſt geſagt: „Die Streitteile behalten ſich 
im übrigen alle gegenſeitigen Anſprüche vor“. Durch 
Urteil, das am 26. Juni 1914 rechtskräftig geworden 
iſt, wurde ſodann die Ehe aus alleinigem Verſchulden 
des Ehemanns geſchieden. Eine Auseinanderſetzung 
hinſichtlich des Geſamiguts hat bisher nicht ſtattge⸗ 
funden. Zu dem Geſamtgut gehört u. a. der Anteil 
der Frau B. an dem Nachlaß ihres am 29. Dezember 
1909 verſtorbenen Vaters. der gemäß feinem Teſtament 
von der Beklagten und feinen beiden Söhnen beerbt 
worden iſt. Der Nachlaß beſteht hauptſächlich aus 
Wertpapieren, von denen die Beklagte nach der Be⸗ 
hauptung des Klägers bei der Teilung unter den 
Erben etwa 48 000 M erhalten haben ſoll, und aus 
Grundſtücken, welche auf den Namen der drei Erben 
als in Erbengemeinſchaft ſtehend im Grundbuch ein⸗ 
getragen ſind. Unſtreitig hat der Ehemann B. kein 
Vermögen eingebracht. Gegen dieſen hat der Kläger 
wegen einer vollſtreckbaren Forderung den Anteil des 
E. B. an dem Geſamtgut, insbeſondere den Anſpruch 
auf Aus einanderſetzung und den zum Geſamtgut ge- 
hörigen Anſpruch der Beklagten an dem Nachlaß ihres 
Vaters und an der Erbengemeinſchaft mit ihren 
Brüdern pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen 
laſſen. Er beanſprucht mit Rückſicht auf das Anteils⸗ 
recht des E. B. am Geſamigut feine Befriedigung aus 
dieſem Erbteil und verlangt zu dieſem Zweck im Wege 
der Klage, daß Beklagte über den Beſtand der aus 
dem Nachlaß ihr zugeteilten Wertpapiere durch Vor— 
legung eines Verzeichniſſes Auskunft erteilen und die 
danach von ihm auszuwählenden Wertpapiere dem 
Gerichtsvollzieher zur öffentlichen Verſteigerung be— 
hufs ſeiner Befriedigung herausgebe, daß ferner die 
Beklagte die Hälfte ihres Anteils am väterlichen Nach— 
laß, ſoweit er noch nicht verteilt, dem E. B. übertrage 
und demgemäß bei den Nachlaßgrundſtücken in die 
Eintragung ſeiner Miterbeneigenſchaft im Grundbuch 
willige oder doch die Verſteigerung ihres Erbanteils 
durch den Gerichtsvollzieher zum Zwecke ſeiner Be— 
friedigung ſich gefallen laſſe. Die Beklagte widerſprach 
und wandte ein, daß Geſamtgutsverbindlichkeiten in 
Höhe von mehr als 100 000 M beſtänden. Die Bor: 
gerichte wieſen ab. Die Reviſion blieb erfolglos. 
Gründe: 1. Der Anteil eines der Ehegatten an 
dem Geſamtgute iſt nach $ 860 Abſ. 2 ZPO. nach Be⸗ 
endigung der Gemeinſchaft zugunſten der Gläubiger 
des Anteilsberechtigten der Pfändung unterworfen. 
Dieſe Vorſchrift bildet eine Ausnahme von dem Grund— 
ſatz des $ 1471 BGB., daß auch nach Beendigung der 
Gütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung für das 
Geſamtgut die Vorſchriften des 8 1442 gelten, daß 
alſo ein Ehegatte weder über ſeinen Anteil an dem 
Geſamtgut noch an den einzelnen dazu gehörigen 
Sachen verfügen kann. Für das Geſamtgut bleibt 
hiernach von der Beendigung der Gütergemeinſchaft 
bis zur Erledigung der Auseinanderſetzung das Ge— 
ſamthandverhältnis beſtehen. Den Gläubigern iſt aller— 
dings durch § 860 ZPO. das Recht gewährt, den An— 
teil des Ehegatten am Geſamtgute als ſolchen zu 
pfänden. Durch dieſe Pfändung erlangt der Gläubiger 
die Befugnis, die Auseinanderſetzung in Anſehung des 
Geſamtguts zu verlangen. Er kann dann die Aus: 


antwortung der bei der Auseinanderſetzung auf den 
Anteil des Ehegatten entfallenden Gegenſtände zum 
Zwecke ſeiner Befriedigung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung beanſpruchen. Nicht aber hat er das 
Recht, ohne völlige Durchführung der Auseinander⸗ 
ſezung, bei der außer den Erſatzanſprüchen auch die 
Ceſamtgutsverbindlichkeiten und, wenn eine Erbſchaft 
oder ein Erbteil zum Geſamtgut gehört, die hierauf 
laſtenden Nachlaßverbindlichkeiten zu berückſichtigen 
ſind, einzelne Gegenſtände des Geſamtguts heraus⸗ 
zugreifen, um aus ihnen ſeine Befriedigung zu ſuchen. 
Es iſt nur die Pfändung des Anteils am Geſamtgut 
im ganzen, nicht des Anteils an den einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden geſtattet. Kläger durfte deshalb nicht in der 
Weiſe vorgehen, daß er, worauf die Anträge der Klage 
hinauslaufen, unter Abſehen von den Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten, insbeſondere unter Abſehen von den 
mit Hypotheken belaſteten Grundſtücken den Anteil 
ſeines Schuldners lediglich inſoweit in Anſpruch nehmen 
will, als er die ſeiner damaligen Ehefrau aus dem 
väterlichen Nachlaß zugeteilten Wertpapiere und ihren 
Erbanteil an den Nachlaßgrundſtücken betrifft, wegen 
deren übrigens noch keine Erbauseinanderſetzung ſtatt⸗ 
gefunden hat. Schon hieraus ergeben ſich Bedenken 
gegen den Klageanſpruch. Es braucht jedoch hierauf 
nicht näher eingegangen zu werden und es kann auch 
unerörtert bleiben, ob und inwieweit dieſe Bedenken 
durch entfprechende Beſchränkung oder andere Faſſung 
des Klageantrags ſich beheben ließen, da auch der im 
Berufungsurteil angeführte Grund der Anwendbarkeit 
des 8 1478 BGB. die Abweiſung rechtfertigt. 

2. Nach § 1478 BGB. kann, wenn die Ehegatten 


Ggeeitſchrift für für Rechtspflege in Bayern in Bayern. 1919. Nr. 4 


geſchieden ſind und einer von ihnen allein für ſchuldig 


erklärt iſt, der andere verlangen, daß jedem von ihnen 
der Wert desjenigen zurückerſtattet wird, was er in 
die Jütergemeinſchaft eingebracht hat. Das BG. nimmt 
an, daß trotz des über Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft am 22. November 1911 geſchloſſenen gerichtlichen 
Vergleiches, der als Prozeßvergleich der für den Ehe⸗ 
vertrag in 8 1434 vorgeſchriebenen Beurkundungsform 
nicht bedurfte (RG. Bd. 48 S. 183), der Beklagten 
als dem nicht ſchuldigen Ehegatten der Anſpruch aus 
5 nach dem Inhalte des Vergleichs gewahrt blieb. 

n dieſem Zuſammenhang erörtert es auch die be⸗ 
ftrittene Frage, ob 8 1478 anwendbar iſt, wenn bereits 
vor der Scheidung die Gütergemeinſchaft aufgehoben 
war. Der Vorderrichter Er fi der von einzelnen 
Schriftſtellern und auch im Komm. von Reichsgerichts⸗ 
räten (Anm. 2 zu 8 1478) vertretenen Anſicht an, daß 
eine frühere Aufhebung der Gütergemeinſchaft dem 
Wahlrecht des nichtſchuldigen Ehegatten aus § 1478 
billigerweiſe nicht entgegenſtehe, wenn zur Zeit der 
Rechtskraft des Scheidungsurteils die Auseinander⸗ 
fegung wegen des Geſamtguts noch nicht ſtattgefunden 
habe. Dieſer Anſicht kann in dieſer Allgemeinheit nicht 
beigetreten werden. Die Vorſchrift des 8 1478, die von 
der 2. Kommiſſion dem Entwurfe des BGB. eingefügt 
iſt, iſt allerdings aus Billigkeitsrückſichten gegeben. Sie 
will namentlich verhindern, daß ein Ehegatte unter 
Mißbrauch des Scheidungsrechts eine zur Scheidung 
führende Handlung begeht, um ſich in den freien Beſitz 
der Hälfte des Vermögens zu ſetzen (Prot. Bd. 4 
S. 439 ff.). Das Wahlrecht des $ 1478 hat jedoch, wie 
aus der ſyſtematiſchen Stellung dieſer Vorſchrift hervor⸗ 
geht, nur Geltung für den Güterſtand der allge— 
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willen Anſpruch machen kann, weil ſich die Auseinander⸗ 
ſetzung aus irgend welchen Gründen verzögert hat 
und zur Zeit der Scheidung noch nicht beendet war, 
wenn bereits längere Zeit vor Anſtellung der 
Scheidungsklage der Güterſtand der Gütergemeinſchaft 
aufgehoben und durch einen anderen kraft Geſetzes 
(8 1470 Abſ. 1 Satz 2) oder auf Grund Vereinbarung 
eintretenden Güterſtand erſetzt war. Fraglich kann nur 
ſein, wie es ſich mit der Anwendbarkeit dieſer Vor⸗ 
ſchrift verhält, wenn z. Z. der Aufhebung der Gäter⸗ 
gemeinſchaft die Scheidungsklage bereits angeſtellt war, 
ob nicht wegen des Zuſammenhangs der Aufhebungs⸗ 
klage mit der Scheidungsklage dem die Aufhebung der 
Gütergemeinſchaft ausſprechenden Urteil entſprechend 
dem vom Kläger geſtellten, in gleichem Sinne zu ver⸗ 

ehenden Antrage die Bedeutung beizumeſſen iſt, daß 
ie Aufhebung unbeſchadet der Rechte des Klägers aus 
8 1478 erfolgt. Einer Entſcheidung dieſer Frage be⸗ 
darf es hier indes nicht. Hier handelt es ſich nicht 
um ein auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft lautendes 
Urteil, ſondern um eine als Ehevertrag ſich dar- 
ſtellende Vereinbarung der Ehegatten, daß die Güter⸗ 
gemeinſchaft aufgehoben ſein ſoll. Bei einer ſolchen 
vertrags mäßigen Regelung iſt es unbedenklich zuläſſig, 
daß dem Ehegatten ſür den Fall der ſpäteren Scheidung 
aus alleinigem Verſchulden des anderen Ehegatten das 
Wahlrecht des § 1478 vorbehalten wird. Dem 8 1478 
kommt keineswegs die Bedeutung zu, daß er aus⸗ 
ſchließlich bei unverändertem Fortbeſtehen der Güter⸗ 
na Geltung hat und ihm demgemäß durch 
Vereinbarung der Ehegatten nicht ein erweitertes An⸗ 
wendungsgebiet gegeben werden kann. Den Ehegatten 
iſt grundfägli volle Freiheit gelaſſen, ihre güter⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe durch Ehevertrag zu regeln 
(SS 1432 ff. BGB.). Sie können, wenn ſchon infolge 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft Gütertrennung be⸗ 
ſteht, die fortdauernde Geltung des 8 1478 — ſoweit 
dieſe Vorſchrift nicht ohnedies anwendbar bleibt — 
vereinbaren, indem ſie das in 8 1478 ausgeſprochene 


Geſetzesrecht zu einem Vertragsbeſtandteil machen. 


meinen Gütergemeinſchaft (vgl. 8 1546 Abſ. 2). Be⸗ 
ſteht dieſer Güterſtand zur Zeit der Scheidung nicht 


mehr, ſo kann der geſchiedene unſchuldige Ehegatte von 
dem Rechte des 8 1478 der Regel nach keinen Gebrauch 
machen. Der zufällige Umſtand, ob die Auseinander- 
fegung zur Zeit der Rechtskraft des Scheidungsurteils 
bereits durchgeführt iſt oder nicht, kann für die Frage 
der Anwendbarkeit des § 1478 nicht entſcheidend fein. 
Es iſt nicht zu bezweifeln, daß der nichtſchuldige Ehe⸗ 
gatte auf die Vergünſtigung des § 1478 nicht um des⸗ 


Eine ſolche Vereinbarung hat aber das OLG. feit- 
geſtellt. Es ſieht auf Grund der Ausſage des Rechts⸗ 
anwalts Dr. S., der die Beklagte bei Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs vom 23. November 1911 vertreten hat, als 
erwieſen an, daß dieſer durch Aufnahme der Be⸗ 
ſtimmung des § 5 „die Streitteile behalten ſich im 
übrigen alle gegenſeitigen Anſprüche vor“, zum Aus⸗ 
druck habe bringen wollen und zum Ausdruck gebracht 
habe, der Beklagten verbleibe das Recht, die Rück⸗ 
gewähr der infolge der Eheſchließung aus ihrem Ver⸗ 
mögen ihrem Manne zugefloſſenen Vermögenswerte zu 
verlangen, wenn ihre Scheidungsklage Erfolg habe. 
Der Zeuge hat nach ſeiner Ausſage dem Juſtizrat 
S. I, dem Vertreter des Themanns B., dieſe feine Auf⸗ 
faſſung auch zu erkennen gegeben, daß der Beklagten 
im Falle der Aufhebung der Gütergemeinſchaft alle 
ihre Anſprüche hinſichtlich des ihrem Manne zuge⸗ 
brachten Vermögens vorbehalten bleiben müßten. Hat 
aber Juſtizrat S. I. hiernach erkannt, von welcher 
Auffaſſung Rechtsanwalt Dr. S. bei Einfügung des 8 5 
ausgegangen iſt, ſo iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn das OLG. den Vergleich nach Treu und Glauben 
dahin auslegt, daß in der Tat die Vergünſtigung aus 
$ 1478 BGB. der Beklagten durch die Beſtimmung des 
§ 5 gewahrt iſt. Bei dieſem im Wege der Auslegung 
gefundenen Vertragsinhalt kann nicht die Rede ſein 
von einem Diſſens oder von einem beachtlichen Irrtum 
über die Rechtsfolgen des Geſchäfts (vgl. RG. Bd. 88 
S. 284), der übrigens auch nur zu einer Anfechtung 
des Vertrags berechtigt haben würde. Wenn Juſtizrat 
S. bei dem Vergleichsſchluß für ſeine Perſon des 
Glaubens geweſen iſt, die Rechte aus § 1478 würden 
bei einer mehr wörtlichen Auslegung dieſer Vorſchrift 
der Beklagten nicht zugeſtanden werden können und 
aus dieſem Grunde den Vergleich für ſehr vorteilhaft 
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gehalten hat, ſo kann dies an der rechtlichen Beur⸗ 
teilung nichts ändern. Hierzu kommt noch, daß nach 
dem vom BG. feſtgeſtellten Sachverhalt keinesfalls 
ein Verzicht der Beklagten auf die Rechte aus 8 1478 
angenommen werden kann. Der Beklagten lag daran, 
ſich durch Aufhebung der Gütergemeinſchaft gegen eine 
weitere Verminderung des Geſamtguts zu ſichern. 
Nicht aber hatte ſie die Abſicht, für den Fall der von 
ihr mit Sicherheit erwarteten Scheidung aus Ver— 
ſchulden ihres Mannes die Rechte aufzugeben, welche 
der 8 1478 hinſichtlich der Art der Auseinanderſetzung ihr 
gewährt; die Abſicht, dieſe Rechte ſich zu erhalten, 
kommt auch darin zum Asdruck, daß die Durchführung 
der Auseinanderſetzung vor der Scheidung nicht ver— 
einbart iſt. Im Gegenteil ſollte der Ehemann vor: 
läufig den Beſitz und die Verwaltung der beiden 
Häuſer behalten und in § 3 des Vergleichs wurde, 
weil eben die Auseinanderſetzung noch unausgeführt 
blieb, über die Höhe des während des Scheidungs— 
verfahrens von dem Ehemann für feine Frau und das 
gemeinſchaftliche Kind zu gewährenden Unterhalts 
Beſtimmung getroffen. Wenn unter dieſen Umſtänden 
das BGG. die Vorſchrift des § 1478 zugunſten der Be- 
klagten für anwendbar erachtet, fo iſt dies nicht rechts— 
irrig. Ebenſowenig iſt es rechtsirrig, daß der Schutz 
des § 1435 BGB. dem Kläger nicht zugebilligt iſt. 
Aus der Eintragung der Tatſache in das Güterrechts— 
regiſter, daß durch den gerichtlichen Vergleich vom 
22. November 1911 die allgemeine Gütergemeinſchaft 
aufgehoben wurde, iſt nicht zu folgern, daß die Rechte 
aus 8 1478 weggefallen find. (Urt. d. IV. 3S. vom 
14. November 1918, IV, 259/18). — — = n. 
4559 


IV. 


Mangel der Willenseinigung beim Verzicht auf 
einen Pflichtteilsanſpruch, wenn ein Teil nicht weiß, 
daß der Erblaſſer ſchon geſtorben iſt. Der am 30. No⸗ 
vember 1916 verſtorbene A. Sl. hat in feinem (am 
9. November 1914 errichteten) Teſtament mehrere Erben 
berufen. Seiner noch lebenden Mutter, Witwe Jo— 
hanna Sl., hat er eine Jahrsrente von 6000 M aus- 
geſetzt. Dieſe hat nach Verhandlungen mit dem Be— 
vollmächtigten der Erben, dem Rechtsanwalt P., am 
6. Dezember 1916 zu notariellem Protokolle die Er— 
klärung abgegeben, daß fie die Rente annehme und 
den von ihrem Sohne eingeſetzten Erben gegenüber, 
ausdrücklich auf den Pflichtteil verzichte. In nota— 
rieller Urkunde vom 20. Dezember 1916 erklärte Rechts- 
anwalt P., daß er jene Verzichtserklärung der Frau 
Sl. ſofort nach Verlautbarung namens der Erben an— 
genommen habe und dieſe Annahme ausdrücklich 
wiederhole. Die Witwe Sl., die 85 Jahre alt und 
krank war, hat vor ihrem Tode nicht erfahren, daß 
ihr Sohn A. verſtorben war. Man hatte ihr dies 
wegen der damit verbundenen Aufregung verheimlicht. 
Sie ſtarb am 2. Januar 1917. Zu ihren geſetzlichen 
Erben gehört auch ihr Sohn, der Beklagte, der im 
Teſtament ſeines Bruders nicht bedacht iſt. Er hält 
den Verzicht ſeiner Mutter vom 20. Dezember 1916 
für rechtsunwirkſam und hat von den Klägern ½¼ 
des ſeiner Mutter gehörenden Pflichtteils gefordert. 
Dieſe verlangen klagend die Feſtſtellung, daß dem Bekl. 
der Anſpruch nicht zuſtehe. Der Bekl. macht geltend: 
Der Verzicht ſei wegen mangelnder Willenseinigung 
unwirkſam. Beide Vorinſtanzen haben nach dem 
Klageantrage erkannt. Das NS. hob auf. 

Aus den Gründen: Da Frau Sl. vor ihrem 
Tode nicht erfahren hat, daß ihr Sohn A. geſtorben 
war, ſo konnte ihre Erklärung vom 20. Dezember 1916 
nur die Bedeutung haben, daß ſie gegenüber den zu— 
künftigen Erben ihres Sohnes A., den Klägern, auf 
den ihr nach deſſen Tode zuſtehenden Pflichtteil ver— 
zichten wollte. Das war dem Rechtsanwalt P., dem 
Bevollmächtigten der Kläger, bei Abſchluß des Ver⸗ 
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trages bekannt. Er felbft hat es gefliffentlich ver⸗ 
mieden, ſie von dem Tode ihres Sohnes zu unter⸗ 
richten. Er konnte und wollte alſo das Vertrags⸗ 
angebot, das die Frau Sl. ihm machte, nicht in dem 
ihm bekannten Sinne, den jene damit verband, ſondern 
in einem anderen, nämlich in der Bedeutung annehmen, 
wie ſie der damaligen Sach⸗ und Rechtslage. in Wirk⸗ 
lichkeit entſprach. Während Frau SI. einen Vertrag 
i. S. des 8 312 Abſ. 1 BGB. ſchließen wollte, wollte 
er mit ihr einen Erlaßvertrag über den ihr durch den 
Tod ihres Sohnes bereits erwachſenen Pflichtteils⸗ 
anſpruch eingehen (8 397 BGB., vgl. JW. 1917 S. 815° 
g. E.). Es iſt daher irrig, wenn das BG. meint, die 
Erklärung der Mutter des Erblaſſers habe den Ver⸗ 
zicht auf einen bereits entſtandenen Pflichtteilsanſpruch 
enthalten. Zuzugeben iſt nur, daß ihre Erklärung dem 
Wortlaute nach dieſen Sinn hätte haben können. Auf 
den Wortlaut allein kommt es aber nicht an; es muß 
vielmehr der wahre Sinn der Erklärung unter Be⸗ 
rückſichtigung aller auf beiden Seiten in Betracht 
kommenden Umſtände durch Auslegung ermittelt wer⸗ 
den (SS 133, 157 BGB.). Hier ergibt ſich danach, daß 
eine Willenseinigung zwiſchen Frau Sl. und P. über⸗ 
haupt nicht zuſtande gekommen iſt. Notwendige Vorauss 
ſetzung eines Vertragsſchluſſes iſt, daß die Parteien 
über die fog. essentialia negotii einverſtanden find. 
Das trifft aber nicht zu, wenn jede von ihnen einen 
Vertrag ganz anderer Art ſchließen zu wollen erklärt, 
als die andere. Der Vertrag, den Frau Sl. dem 
Rechtsanwalt P. antrug, und derjenige, den dieſer an⸗ 
zunehmen erklärte, ſind aber rechtlich ſo weſentlich 
verſchieden, daß der erſtere vom BGB. als nichtig 
behandelt wird (8 312 Abſ. 1 BGB., vgl. dazu Mot. II, 
182 N während der letztere formlos gültig ift (8 397 


BGB.). 

Zu dem gleichen Ergebnis führt folgende Er⸗ 
wägung: Es iſt anerkannten Rechtes, daß beim Ver⸗ 
tragsſchluß nicht der innere Wille der Parteien ent⸗ 
ſcheidend iſt, ſondern der erklärte Wille, wie er unter 
Berückſichtigung aller Umſtände nach Treu und Glauben 
zu verſtehen iſt. Dementſprechend iſt es aber auch aus⸗ 
geſchloſſen, daß ſich ein Vertragsteil auf die Mehr⸗ 
deutigkeit einer Erklärung des anderen Teiles berufen 
darf, wenn ihm der Sinn bekannt iſt, den der andere Teil 
damit verband. Letzteres traf aber hier bei dem Rechts⸗ 
anwalt P. zu, deſſen Kenntnis die Kläger nach 8 166 Abſ. 1 
BGB. gegen ſich gelten laſſen müſſen. Andererſeits konnte 
ſeine Annahmeerklärung von der Frau Sl. nur im 
Sinne ihres Angebots verſtanden werden, da ſie von 
dem Tode des A. nichts wußte. Wenn dabei P. den 
geheimen Vorbehalt machte, das Angebot in dem von 
ihm gemeinten Sinne annehmen zu wollen, ſo war 
das nach $ 116 BGB. ohne rechtliche Bedeutung. Es 
wäre danach eine Willenseinigung i. S. der Frau Sl. 
alſo ein Vertrag über ihren künftigen Pflichtteil mit 
den künftigen Teſtamentserben des A. Sl. zuſtande⸗ 
gekommen, wenn dies nicht im Hinblick auf 8 312 
Abſ. 1 BGB. und überdies wegen des bereits einge⸗ 
tretenen Todes des letzteren rechtlich unmöglich ge⸗ 
weſen wäre ($ 306 BGB.). Aus den beiden ange⸗ 
führten Gründen ergibt ſich zugleich die Unanwend⸗ 
barkeit des 8 155 BGB. Er verſagt, wenn es ſich 
um Punkte handelt, die für den zu ſchließenden Ver⸗ 
trag weſentlich ſind. Schließlich kann der Vertrag 
auch nicht auf dem Wege des 8 140 BGB. gehalten 
werden. Denn wenn überhaupt kein Vertrag zwiſchen 
Frau Sl. und den Klägern zuſtande gekommen iſt, 
fehlt auch die Grundlage für eine Umdeutung in einen 
Erlaßvertrag. (Urt. des IV. 38S. vom 19. Sept. 1918, 
IV 167/18). 
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Oberſtes Landesgericht. 


A. Zivilſachen. 
I. 


Ueber die Bedeutung und Tragweite der Art. 50 

und 51 Stenps. Gründe: Die Angeklagte K. N. 
lebte mit ihrem früheren Ehegatten A. N. vertrags⸗ 
mäßig in allgemeiner Gütergemeinſchaft. Die Ehe 
wurde 1914 geſchieden. Die Angeklagte legte Berufung 
ein, nahm aber das Rechtsmittel in einem Vergleiche 
vor dem beauftragten Richter des OLG. zurück. Nach 
dieſem Vergleich übertrug A. N. ſeinen Miteigentums⸗ 
anteil an zwei Anweſen, die die Angeklagte in die 
Gütergemeinfchaft eingebracht hatte, gegen Uebernahme 
der auf den Anweſen eingetragenen Geſamtgutsſchulden 
auf die Angeklagte und erklärte ſich damit einver⸗ 
ſtanden, daß die Anweſen auf die Angeklagte umge⸗ 
ſchrieben werden. Eine weitere Auseinanderſetzung 
er nicht ſtattfinden; die Streitsteile erkannten an, 
aß fie auch hinfichtlich der beweglichen Sachen keinerlei 

Anſprüche gegeneinander zu machen haben. Nach 
Ziffer VII des Vergleichs verpflichteten ſich die Par⸗ 
teien, ihre Vereinbarungen, ſoweit fie von dem GBA. 
zu vollziehen find, zu notarieller Urkunde zu erklären; 
die Koſten der Beurkundung und der Eintragung im 
Srundbuch übernahm die Angeklagte. In Erfüllung 
des Vergleichs übertrug A. N. im Mai 1917 vor dem 
Notariate auf die Angeklagte das alleinige Eigentum 
an den beiden bisher zum Geſamtgute der Güter⸗ 
gemeinſchaft gehörenden Anweſen. Bei der Gebühren⸗ 


bewertung wurde aber nicht von dem gemeinen Werte. 


zu 400 000 M für das eine Anweſen und zu 155 000 M 
für das andere Anweſen ausgegangen, ſondern von 
dem in Ziffer IIb des Auseinanderſetzungsvertrags 
feſtgeſtellten geringeren Werte. Hier war beſtimmt: 
„Die Werte beider Anweſen werden bei dieſer Aus⸗ 
einanderſetzung nach Maßgabe der Geſamtbeträge der 
dieſe Anweſen derzeit effektiv belaſtenden Hypotheken 
feſtgeſtellt, nämlich bei dem einen Anweſen auf 
285 369,938 M, bei dem anderen Anweſen auf 
133 789,73 M. In Abrechnung auf dieſe Uebernahms⸗ 
werte der beiden Anweſen übernimmt Frau K. N. die auf 
den beiden Anweſen derzeit laſtenden Hypotheken in 
ihrem effektiven Beſtande fortan als alleinige perſön⸗ 
liche und dingliche Schuldnerin ..., fo daß demnach 
der Erſatz des Wertes beider Anweſen, ſoweit A. N. 
auf Werterſatz Anſpruch hat, ihm gegenüber durch die 
alleinige Uebernahme der bezeichneten Hypotheken von 
Seite der Frau K. N. als geleiftet gilt.“ In Ziffer IV er- 
klärte die Angeklagte „lediglich der Stempel berechnung 
halber“, daß der Wert der zu dem einen Anweſen 
gehörigen Gaſtwirtſchaftseinrichtung, der in dem Wert⸗ 
anſchlage für das Anweſen inbegriffen ſei, 12 000 M 
beträgt. Der wirkliche Wert des Zubehörs war aber 
nur M. Entſprechend der Feſtſtellung des Wertes 
der Anweſen in dem Auseinanderſetzungsvertrage 
1005 die Angeklagte eine Stempelabgabe von 

„80 M. Bei Zugrundelegung des gemeinen Wertes 
der Anweſen berechnet ſich der Stempel auf 2767 M, 
alſo auf eine um 713,20 M höhere Summe. Die 
Strafkammer verurteilte die Angeklagte wegen eines 
Vergehens der Stempelabgabehinterziehung zur Geld⸗ 
ſtrafe von 713,20 M. 

Die rechtlichen Angriffe der Reviſion gehen 
fehl. Unrichtig iſt die Anſicht der Beſchwerde⸗ 
führerin, ſie könne, da ſie den Vertragswert — 
den Uebernahmepreis — richtig angegeben habe, 
wegen einer Zuwiderhandlung gegen den Art. 50 
Stemp®. nicht beſtraft werden, denn der Abgaben⸗ 
pflichtige habe nach Art. 35 Abſ. 1 nur auf Verlangen 
über den gemeinen Wert des Vertragsgegenſtandes 
ſowie über die ſonſtigen für die Abgabepflicht erheb⸗ 
lichen Umſtände Auskunft zu erteilen, ein ſolches Ver⸗ 
langen habe aber der Notar nicht geſtellt. Allerdings 
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iſt in dem Auseinanderſetzungsvertrage nicht feſtgeſtellt, 
daß der beurkundende Notar die Angeklagte i. S. der 
Art. 35 Abſ. 1 und 27 Abſ. 1 StempG. nach, dem ge⸗ 
meinen Werte des Vertragsgegenſtandes befragt hat. 
Allein dadurch wird die Anwendung des Art. 50 
Abſ. 2 Nr. 1 nicht gehindert. Nach dieſer Vorſchrift 
tritt Geldſtrafe bis zum zehnfachen Betrage der hinter⸗ 
zogenen Abgabe ein, wenn der Wert des Gegenſtandes 
zu gering angegeben wird in der Abſicht, die Stempel⸗ 
abgabe zu hinterziehen. Gleichgültig iſt, ob die An⸗ 
gabe über den Vertragswert oder über den gemeinen 
Wert zu gering iſt und ob der Abgabenpflichtige die 
Angabe über den Wert auf Verlangen oder unauf⸗ 
gefordert, gemacht hat. War die Angeklagte, die den 
Vertragswert richtig angegeben hat, von dem Beſtreben 
geleitet, damit zugleich den gemeinen Wert des Ver⸗ 
tragsgegenſtandes zu bezeichnen, und tat ſie dies in 
der Abſicht der Hinterziehung der Stempelabgabe, 
dann iſt der äußere und der innere Tatbeſtand einer 
Verfehlung gegen den Art. 50 Abſ. 2 Nr. 1 erfüllt. 

Aus anderen Gründen hat indeſſen die Reviſion 
zur Aufhebung geführt. In Ziffer Ib des Vertrags 
iſt der Wert der Anweſen auf 285 369,93 M und 
133 789,73 M feſtgeſtellt, in Ziffer IV als Wert der 
Wirtſchaftseinrichtung der Betrag von 12 000 M ge⸗ 
nannt. Die Verurteilung der Angeklagten wegen der 
unrichtigen Angabe des Wertes der Wirtfchaftsein. 
richtung iſt einwandfrei begründet. Die Handlung 
verſtößt gegen Art. 50 Abſ. 2 Nr. 1, da der Wert 
der Zubehörſtücke nach der Erklarung der Angeklagten 
unter dem Wertanſchlage für das Anweſen inbegriffen 
war, die Angabe alſo nach Tarifſtelle I Abſ. 1 Buch⸗ 
ſtabe a und b und nach Tarifſtelle 23 wegen des 
höheren Steuerſatzes für die Uebertragung des Eigen⸗ 
tums an Grundſtücken den Anſatz einer zu geringen 
Stempelabgabe für das Rechtsgeſchäft im ganzen be⸗ 
wirkte. Im übrigen hängt die Entſcheidung über die 
Reviſion davon ab, ob mit der Feſtſtellung des Wertes 
der Anweſen in Ziffer IId des Vertrags der gemeine 
Wert oder der Vertragswert ausgedrückt werden ſollte. 
Daß die Angeklagte bei dieſer Feſtſtellung den ge⸗ 
meinen Wert im Auge hatte, iſt aus den Ausführungen 
der Strafkammer nicht deutlich zu entnehmen. Nach 
der Urteilsbegründung iſt ſie allerdings davon über⸗ 
zeugt, duß der Angeklagten bekannt geweſen iſt, daß 
die Stempelabgabe ſich nach dem gemeinen Werte 
des Vertragsgegenſtandes und nicht nach dem Ueber⸗ 
nahmepreiſe richtet. Weiter ſtellt die Strafkammer 
feſt, daß der Notar die Angeklagte ausdrücklich auf 
die geſetzliche Vorſchrift aufmerkſam gemacht und dazu 
bemerkt hat, daß die Finanzbehörde wahrſcheinlich ein 
Nachholungsverfahren einleiten werde. Allein nicht 
zwingend iſt der Schluß der Strafkammer, daß aus 
der Angabe der niedrigeren Werte in der Urkunde die 
Abſicht der Angeklagten hervorgehe, die geſchuldete 
höhere Stempelabgabe zu hinterziehen (abgeſehen von 
der Wirtſchaftseinrichtung). Er wäre nur bedenkenfrei, 
wenn die Strafkammer der Feſtſtellung des Wertes 
in Ziffer IIb des Vertrags die Deutung gegeben hätte, 
daß die Angeklagte darunter den gemeinen Wert der 
Anweſen verſtand. Da dies aber nicht geſchehen iſt, 
bleibt die Möglichkeit, daß die Wertfeſtſtellung ſich 
nach der Meinung der Angeklagten auf den Vertrags- 
wert beziehen ſollte, und daß ſie ungeachtet des Hin⸗ 
weiſes des Notars auf Art. 27 über den gemeinen 
Wert keine Auskunft gab, ſondern es auf die Ein- 
leitung eines Nachholungsverfahrens ankommen ließ. 
Die Unterlaſſung der Wertangabe fällt aber nicht 
unter die Strafbeſtimmung des Art. 50, ſondern be- 
rechtigt die Finanzbehörde nur, den Abgabenpflichtigen 
zur Auskunfterteilung aufzufordern und die Wert— 
angabe nötigenfalls durch Ordnungsſtrafen gemäß 
Art. 35 Abſ. 2 zu erzwingen. (Urt. vom 24. Oktober 
1918, Rev.⸗Reg. Nr. 322/1918). Ed. 
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II 


Zur Auslegung des Art. 157 Geb. vom 13. Juli 
1910. Laut notarieller Urkunde vom 2. Auguſt 1914 
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vereinbarten die Ehegatten E. H. und K. Gr. die Er⸗ 


runge ſchaftsgemeinſchaft des B88. Dabei wurde 
beſtimmt, daß als Geſamtgut der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft alles anzuſehen ſei, was / bisher während 
der Ehe auf errungenſchaftliche Weiſe erworben wurde, 
ſowie das von dem Ehemanne vor der Ehe erworbene 
Anweſen ſamt der Einrichtung. Was der Ehemann 
aus ſeinem Vermögen auf dieſes Vermögen verwendet 
hat, muß ihm aus dem Geſamtgut erſetzt werden; 
als eingebrachtes Gut eines Ehegatten werden auch 
die Sachen erklärt, die ausſchließlich zu ſeinem perſön⸗ 
lichen Gebrauche beſtimmt ſind, wie Kleider, Schmuck⸗ 
ſachen, Arbeitsgeräte. Nachträglich wurde in der 
Ziffer V der Urkunde beſtimmt, daß der Mann ver⸗ 
pflichtet ſein ſoll, auf Verlangen der Frau jederzeit 
deren eingebrachtes But durch Eintragung einer 
Sicherungshypothek bis zu 10 000 M zu ſichern. Im 
Anſchluß an dieſen Ehevertrag ſchloſſen die Ehegatten 
einen Erbvertrag. Das Notariat berechnete für die 
in der Ziff. V der Urkunde vom 2. Auguſt 1914 ent⸗ 
haltene Beſtimmung keine Gebühr. Die Regierung 
veranlaßte die Nachforderung einer Gebühr von 50 M 
nach Art. 157 Geb. in der Faſſung vom 13. Juli 
1910, wonach für Verträge, durch die ſich der eine 
Teil verpflichtet, eine Hypothek zu beſtellen, die ver⸗ 
hältnismäßige Gebühr 5 %o der Gegenſtandsſumme 
beträgt. Die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde 
des E. H. Gr. gegen dieſen Gebührenanſatz wurden 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: „Ehevertrag“ i. S. des 
§ 1432 08. und des hier anzuwendenden Art. 151 
Geb. i. d. F. vom 13. Juli 1910 iſt nur der Ber 
trag, durch den die Verlobten oder Ehegatten ihre 
güterrechtlichen Verhältniſſe regeln und insbeſondere 
beſtimmen, ob und wieweit für die rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe des in die Ehe gebrachten und des während 
der Ehe erworbenen Vermögens andere Normen als 
die des geſetzlichen oder des durch einen Vertrag vor 
oder nach Eingehung der Ehe vereinbarten Güterrechts 
gelten ſollen. Damit ſcheiden aus dem Begriffe des 
Ehevertrags außer den Vereinbarungen über die perſön⸗ 
lichen und familienrechtlichen Angelegenheiten der 
Ehegatten auch die Verträge von Verlobten oder Ehe⸗ 
gatten aus, die zwar deren vermögensrechtliche Be⸗ 
ziehungen betreffen, den Güterſtand als ſolchen aber 
nicht berühren. Einen Vertrag der letztgenannten Art 
bildet die Vereinbarung, daß der Mann das einge⸗ 
brachte Gut der Frau auf deren beliebiges Verlangen 
durch die Eintragung einer Hypothek ſichert. Dieſe 
Vereinbarung hat an ſich mit der Begründung des 
Güterſtandes der Errungenſchaftsgemeinſchaft nichts 
zu tun und iſt auch keine Bedingung oder Neben⸗ 
beſtimmung des Ehevertrags; durch fie werden der 
Frau auch weitergehende Rechte eingeräumt, als es 
die in 8 1391 BGB. für das geſetzliche Güterrecht 
getroffene und durch § 1525 Abſ. 2 auf den Güter⸗ 
ſtand der Errungenſchaftsgemeinſchaft als entſprechend 
anwendbar erklärte Beſtimmung vorſieht, wonach die 
Frau von dem Manne Sicherheitsleiſtung erſt ver⸗ 
langen kann, wenn durch ſein Verhalten die Beſorg⸗ 
nis begründet wird, daß ihre Rechte in einer das 
eingebrachte Gut erheblich 1 Weiſe ver⸗ 
letzt werden. Die Urkunde enthält hienach einen Ehe⸗ 
vertrag, ſoweit Errungenſchaftsgemeinſchaft vereinbart 
wurde, und einen damit nicht zuſammenhängenden 
ſelbſtändigen Vertrag, durch den ſich der Mann ver⸗ 
pflichtete, ſeiner Frau auf deren Verlangen für 10000 M 
Hypothek zu beſtellen. Der letztere Vertrag iſt kein 
bloßer Vorvertrag, er erſchöpft vollſtändig den Tat⸗ 
beſtand des Art. 157 Geb. Der ſchuldrechtliche 
Hypothekenbeſtellungsvertrag ſteht für die Gebühren⸗ 
bewertung der notariell beurkundeten oder beglaubigten 
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eee zur e einer Hypothek — dem 
dinglichen Vertrage des 8 873 BGB. — gleich, ebenfo 
wie dies nach dem früheren Rechte mit der vertrags⸗ 
mäßigen Einräumung eines Rechtstitels zur Erwer⸗ 
bung einer Hypothek durch den Gläubiger auf deſſen 
einſeitigen Antrag hin der Fall war. 

Die beiden Verträge, der Ehevertrag und das Ver⸗ 
ſprechen des Mannes, Hypothek zu beſtellen, ſind von⸗ 
einander unabhängig, wenn ſte auch in einer Urkunde ent⸗ 
halten find, keiner fließt notwendig aus dem andern. Es 
liegt alſo ein Fall des Art. 186 Abſ. 1 Geb. vor, 
deſſen Vorausſetzung auf zwei oder mehrere in einer 
Urkunde enthaltene Verträge nur dann nicht zutrifft, 
wenn das eine Rechtsgeſchäft zum rechtlichen Weſen 
und zur Gültigkeit des anderen gehört, ſo daß es als 
deſſen notwendige Folge erſcheint und von dem 
anderen nicht getrennt werden kann, ohne daß der 
innere Zuſammenhang zerftört würde. Das Verſprechen, 
auf bellebiges Verlangen des anderen Eheteils eine 
Hypothek auf einem beſtimmten Anweſen zu beſtellen, 
bezieht ſich nicht auf eine in dem Weſen der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft wurzelnde Verbindlichkeit. Die 
Erklärung des Mannes wird auch dadurch nicht zu 
einer güterrechtlichen Beſtimmung, daß in ihr nicht 
die Beſtellung der Hypothek ſelbſt, ſondern nur die 
ſchuldrechtliche Verpflichtung hiezu liegt, und daß dieſe 
Verpflichtung erſt in der Zukunft und unter der Be⸗ 
dingung eines von der Frau geäußerten Verlangens 
die Rechtsfolge erzeugen ſoll. (Beſchl. des II. 38. 
vom 21. Okt. 1918, Reg. V Nr. 8/1918). M. 

4501 


B. Strafſachen. 


Fallen Wirte unter die Schleichhandels⸗ O., die 
newerbömäßig Speiſen uſw. in gewinnbringender Ab⸗ 
ſicht verkaufen? Sind fie Verbraucher i. S. dieſer 80.7 
Aus den Sründen: Nach 81 8R VO. vom 7. März 
1918, RGBl. 112, wird beſtraft, wer gewerbsmäßig 
Lebens- oder Futtermittel, für die Höchſtpreiſe feſtge⸗ 
ſetzt find oder die ſonſt einer Verkehrsregelung unter» 
liegen, unter vorfätzlicher Verletzung der zur Regelung 
ergangenen Vorſchriften zur Weiterveräußerung er⸗ 
wirbt. Die Reviſion rügt die Verkennung des Begriffs 
der Gewerbsmäßigkeit, da der Angeklagte „nur ge⸗ 
legentlich Fleiſch für feine Gäſte erworben habe 
und ſich dadurch keine Erwerbsquelle habe verſchaffen 
wollen“. Dieſe Behauptung iſt an ſich tatſächlich; da 
ſie den einwandfrelen tatſächlichen Feſtſtellungen wider⸗ 
ſpricht, kann fie nach 8 376 StPO. nicht beachtet 
werden. Die Feſtſtellungen des BG. aber erſchöpfen 
den Begriff „Gewerbsmäßigkeit“ d. i. einer fortgeſetzten, 
auf Erwerb (Gewinn) gerichteten Tätigkeit. Sonach 
genügt die Abſicht, einen Gewinn zu erzielen; dieſe 
iſt einwandfrei feſtgeſtellt. Die Feſtſtellung eines er⸗ 
zielten Gewinns iſt nicht erforderlich; übrigens hat 
das Berufungsgericht ſogar eine ſolche Feſtſtellung ge⸗ 
troffen; daß es ſich auf eine ziffermäßige Berech⸗ 
nung des Gewinns einließe, kann von ihm nicht ver⸗ 
langt werden. Die Meinung der Reviſion, daß in 
der Verwertung des Fleiſches in der Wirtſchaft keine 
Weiterveräußerung erblickt werden könne, wäre nur 
richtig, wenn die Verwertung, worunter wohl die ent⸗ 
geltliche Abgabe des Fleiſches verſtanden ſein will, 
nicht gewerbsmäßig erfolgt. Das iſt aber hier nach 
den Feſtſtellungen nicht der Fall. Jeder, der gewerbs⸗ 
mäßig bei dem Vorhandenſein der ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 1 der Schleichhandels⸗VᷣO. Lebensmittel 
erwirbt und veräußert, wird von der Strafbeſtimmung 
getroffen. Ob die Lebensmittel in dem erworbenen 
oder in einem von dem Weiterveräußerer be⸗ oder 
verarbeiteten Zuſtand entgeltlich weiter abgegeben 
werden, iſt gleichgültig, weil die Lebensmittel durch 
die verſchiedene Be⸗ und Verarbeitung die Eigenſchaft, 
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dem menſchlichen Körper zugeführt zu werden, nicht 
verlieren. Darum fallen alle Wirte unter die Ver⸗ 
ordnung, die Fleiſch gewerbsmäßig erwerben und nach 
Zubereitung an ihre Speiſegäſte in gewinnbringender 
Abſicht verkaufen. Solche Wirte 
braucher: denn Verbraucher von Lebensmitteln find 
nur Perſonen, die die Lebensmittel zur Befriedigung 
ihrer leiblichen Bedürfniſſe verzehren oder genießen 
(RG. im Recht 1915 S. 451, 23. 1916 S. 1449). Da 
erfahrungsgemäß gerade in Kreiſen der Speife ver⸗ 
abreichenden Wirte der Schleichhandel beſonders blüht, 
hat das Staatsminiſterium des Innern durch die Bek. 
vom 25. Juli 1918 (Staatsanz. Nr. 173 vom 27. Juli 
1918) die Vollzugsorgane angewieſen, gegen den in 
den Gaſtſtätten ſich beſonders breit machenden Schleich⸗ 
handel mit Lebensmitteln aufs ſtrengſte vorzugehen. 
Ueberdies iſt in 8 14 Abſ. 1 der Bek. der bayer. Flelſch⸗ 
verſorg ungsſtelle vom 25. Mai 1917 (Staatsanz. Nr. 122 
vom 27. Mai 1917) ausdrücklich darauf hingewieſen, 
„daß nicht als Verbraucher gelten Betriebe, die Fleiſch 
und Fleiſchwaren zur Bearbeitung oder zur Abgabe 
an Verbraucher erwerben, wenn entweder die Ver⸗ 
arbeitung oder die Abgabe gewerbsmäßig erfolgt (z. B. 
Metzgereien, Wurſt⸗ und Dauerwarenfabriken, Wurſt⸗ 
und Dauerwaren- und Feinkoſthandlungen, Wirtſchaften, 
Fremden⸗ und Schülerheime)“ uſw. (Urt. v. 5. Dezember 
1918, Rev.⸗Reg. Nr. 388/1918). Ed. 
4561 


Oberlandes gericht Nürnberg. 


Geltendmachung eines zum eingebrachten Gute ge: 
srenden Rechtes der Fran durch den Mann im eigenen 
amen. Tod der Fran während des Rechtsſtreits. Gin: 
tritt der Erden. Klagänderung 7 ($ 1350 888.; 86 264, 
265 FBO.) Aus den Gründen: Der Kl., der mit 
ſeiner Frau im geſetzlichen Güterſtande lebte, hat die 
feiner Frau gegen den Bekl. zuſtehende Burgſchafts⸗ 
forderung im eigenen Namen geltend gemacht. Er 
hatte zwar im erſten Rechtszug in unzuläſſiger Weiſe 
Leiſtung an ſich beantragt; aber im zweiten Rechtszug 
hütte er ſtatt deſſen richtig Leiſtung an feine Frau 
beantragen können, ohne daß darin eine unzuläſſige 
Klagänderung gelegen wäre. Wie in der Berufungs- 
inſtanz „ wurde, iſt die Frau während des 
Rechtsſtreits 1. Inſtanz geſtorben. Damit endete das 
Verwaltungsrecht des Mannes. Es fragt ſich nun, ob 
der Kl. und ſeine durch ihn geſetzlich vertretenen beiden 
Kinder als Erben der Frau im Rechtsſtreit als nun⸗ 
mehrige Partei auftreten und die Forderung für ſich 
geltend machen können, ohne daß hierin eine Klag⸗ 
änderung zu erblicken wäre. Das iſt zu bejahen. Bei 
einem gemäß 8 1380 BGB. eingeleiteten Rechtsſtreit 
handelt es ſich um die eigene Sache der Frau. Endet 
das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des Mannes 
vor Beendigung des Rechtsſtreits, z. B. infolge der 
Aufhebung des geſetzlichen Güterſtands oder infolge 
der Scheidung der Ehe, ſo iſt die Frau berechtigt, die 
Forderung ſelbſt geltend zu machen und in den an⸗ 
hängigen Rechtsſtreit als neue Partei einzutreten. Der 
Prozeß geht in einem ſolchen Fall ohne Unterbrechung 
des Verfahrens auf die Frau als nunmehrige Partei 
über (Skonietzki, ZPO. S. 661 Anm. 5b zu § 265; 
338. 30, 323). Daraus iſt weiter zu folgern, daß, 
wenn der geſetzliche Güterſtand vor rechtskräftiger 
Beendigung eines nach §8 1380 BGB. anhängig ges 
machten Rechtsſtreits infolge Todes der Frau endet, 
dann an Stelle der Frau deren Erben, alſo hier der 
Witwer und die Kinder berechtigt ſind, ohne Unter⸗ 
brechung des Verfahrens als nunmehrige Partei auf⸗ 
zutreten. Es liegt darin keine Klagänderung, daß 
jetzt ſie den rechtshängigen Anſpruch für ſich geltend 
machen. (Urt. des I. 35. vom 19. Okt. 1918, L. 5/18). 

4548 Br. 
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Oberlandesgericht Bamberg. 


Anzeigen des Berfiherungsuchmers an die Geſell⸗ 
ſchaft können trotz einer entgegenſtehenden Beſtimmung 
des Dertrags an den Agenten erſtattet werden, wenn 
die Beſtimmung ſtändig nicht eingehalten wird. Ber: 
ſpätete Erteilung des Nachverſicherungsſcheins. Eine 
Pferdeverſicherungsgeſellſchaft hat die Entſchädigung 
für ein am 20. März 1917 vormittags um 11 Uhr 
verendetes Pferd verweigert, weil die Anzeige von 
der Einſtellung des Pferdes erſt am 1. März bei 
ihr eingegangen und verzögert worden ſei; der Ver⸗ 
ſicherungsſchein ſei ihrem Generalagenten am 12. März 
zugegangen, dieſer habe zur Zahlung der Prämie am 
18. Maͤrz aufgefordert; am 19. März vormittags ſei 
ſie gezahlt worden. Nach den Verſicherungsbedingungen 
hatte die Geſellſchaft den Verſicherungsſchein dem 
Empfänger innerhalb 10 Tagen nach Empfang der 
Anzeige zugehen zu laſſen. Die Verſicherung trat erſt 
eine Woche nach Zahlung der Prämie in Kraft. An⸗ 
zeigen an ihre Agenten hatte die Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaft nicht gelten zu laſſen. Die Veränderungsanzeige 
hat ihr Agent am 27. Februar beim Tierarzt mit⸗ 

enommen. Der Verſicherer war im Felde; das Vers 
fi herungsgeſchäft hat feine Frau beſorgt. Das OLG. 
beurteilte den Sachverhalt wie folgt: 

Nach 8 43 Vers. gilt der Verſicherungsagent 
als bevollmächtigt mit Wirkung gegen die Geſell⸗ 
ſchaft Anzeigen entgegenzunehmen, ſo daß an ſich 
anzunehmen wäre, daß die Beranderungsanzeige als 
am 27. Februar eingelaufen gilt. Nun kann aber nach 
8 47 a. a. O. die Geſellſchaft die dem Auenten nach 8 43 
zuſtehende Vertretungs voll macht fo beſchränken, daß er 
zur Entgegennahme der Anzeigen nicht befugt iſt, und 
in der Tat enthält § 55 Abſ. 2 der Verſicherungs⸗ 
bedingungen die Beſtimmung, daß die Agenten nicht 
bevollmächtigt ſeien von den Verſicherungsnehmern 
Anzeigen entgegenzunehmen, welche während der Ver⸗ 
ſicherung zu machen ſeien. Allerdings braucht der 
Verſicherungsnehmer eine ſolche Beſtimmung nur dann 
gegen ſich gelten laſſen, wenn er ſie kannte, oder in⸗ 
folge grober Fahrläſſigkeit nicht kannte. Der Kläger 
behauptet auch, daß ihm dieſe Beſtimmung nicht ent⸗ 
gegengehalten werden könne, da es nicht auf ſeine 
eigene Kenntnis oder fahrläſſige Unkenntnis ankomme, 
ſondern auf die feiner Vertreterin, feiner Frau, und 
dieſe habe die Beſtimmung nicht gekannt, ohne daß 
die Nichtkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit beruht hätte. 
Mag es auch auf die Kenntnis oder fahrläffige Uns 
kenntnis der Frau ankommen, ſo kann doch auf keinen 
Fall dem Kläger zugegeben werden, daß die Unkennt⸗ 
nis ſeiner Frau nicht durch grobe Fahrläſſigkeit ver⸗ 
ſchuldet geweſen wäre. Sie hat die Vertragsbeſtim⸗ 
mungen in der Hand und konnte ſich der Verpflichtung, 
ſie auch zu leſen, um ſo weniger entſchlagen, als ſie 
den ganzen Wirtſchaftsbetrieb ihres Mannes 2½ Jahre 
lang leitete und ſich deswegen auch mit den Beſtim⸗ 
mungen vertraut machen mußte, die für die zum Teil 
ſchon von ihrem Manne, zum Teil von ihr ſelbſt ein⸗ 
gegangenen Verſicherungs verträge maßgebend waren. 
Und dennoch hat der Kläger recht, daß ihm 8 55 nicht 
entgegenſtehe, wenn ſchon aus einem anderen Grunde. 

Eine Zuwiderhandlung der Frau gegen 8 55 der 
Bedingungen liegt überhaupt nicht vor. Dort iſt nur 
beſtimmt, daß die Agenten nicht ermächtigt ſind von 
den Verſicherungsnehmern Anzeigen entgegenzunehmen 
oder m. a. W.: die Verſicherungsnehmer durften den 
Agenten keine Anzeigen übergeben. Dieſer Fall liegt 
auch hier gar nicht vor. Der Agent hat hier eigen⸗ 
mächtig die Anzeige von dem Bezirkstierarzt mit⸗ 
genommen, ohne Wiſſen der Ehefrau, um ſie ſeiner 
Geſellſchaft einzuſchicken, und hat hiedurch die Ehefrau 
des Klägers außerſtande geſetzt, die Anzeige einzu⸗ 
ſenden. Dieſe Handlung hat der Agent in ſeiner 
Eigenſchaft als Organ der Geſellſchaft begangen, ſo 
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daß für die Folgen die Geſellſchaft aufzukommen haben 


würde. Dies iſt jedoch nebenſächlich. Denn in Wirklich⸗ 
keit kümmerte ſich in der Generalagentur kein Menſch 
um den 8 55 der Bedingungen, ſondern regelmäßig 
wurden alle Veränderungsanzeigen nicht der Direktion, 
ſondern dem Generalagenten zugeſchickt, der ſie dann 
an die Direktion einſchickte. Das war auch zweimal 
mit Veränderungsanzeigen geſchehen, die im Geſchäfte 
des Verſicherten angefallen waren. Von dieſer Geſchäfts— 
behandlung hatte nicht nur der Generalagent, ſondern 
auch die Direktion Kenntnis, die aus den täglichen Ein- 
läufen erſehen mußte, daß die Anzeigen nicht von den 
Verſicherungsnehmern, ſondern von den Agenten her— 
ftammten. Von keiner Seite wurde jemals etwas da— 
gegen erwähnt, fo daß die Beſtimmung des 8 55 durch 
ſtändigen Nichtgebrauch und Nichtbeobachtung aufge— 
hoben war. Denn es iſt notwendig, daß die ver⸗ 
einbarte Beſchränkung des Agenten auch tatſächlich 
gehandhabt wird. Steht die Beſchränkung bloß in 
den Verſicherungsbedingungen, iſt ſie aber im Gebrauch 
wieder aufgehoben, ſo hat ſie gegenüber den Ver⸗ 
ſicherungsnehmer keine rechtliche Bedeutung. Das BG. 
nimmt alſo als bewieſen an, daß durch ſtillſchweigende 
Handhabung im Verlehr zwiſchen Verſicherer und 
Verſicherungsagenten die Befugniſſe der Berficherungs- 
agenten wiederum von der ſatzungsmäßigen Ein— 
chränkung befreit worden ſind. Hieraus ergibt ſich, 
aß die Veränderungsanzeige der Ehefrau als am 
27. Februar bei der Geſellſchaft ſelbſt eingelaufen gilt. 
Nach § 21 der Bedingungen mußte innerhalb 
10 Tagen vom 27. Februar ab der Nachverſicherungs⸗ 
ſchein erteilt werden, alſo, da nach 8 187 BGB. der 
27. Februar nicht mitzuzählen iſt, längſtens am Freitag 
den 9. März. Der Verſicherungsſchein hätte aber bis 
dahin in den Händen des Verſicherungsnehmers ſein 
müſſen, die Ueberſendung an den Agenten genügte 
nicht, ſie iſt übrigens auf jeden Fall verſpätet, weil 
erſt am 12. März erfolgt. Es iſt gleichgültig, daß 
die Verſpätung in der Hauptſache durch Erhebungen 
verurſacht wurde, welche die Direktion in ihrem In— 
tereſſe vornehmen zu müſſen glaubte. Dieſe Erhebungen 
hätten eben ſo beſchleunigt werden müſſen, daß die 
Friſt des 8 21 eingehalten werden konnte. Die Nicht— 
einhaltung bildet ein Verſchulden der Geſellſchaft. 
Die Annahme des Nachverſicherungsantrags des Klägers, 
verbunden mit der Bekanntgabe der Prämie und 
Zahlungsaufforderung, iſt am 18. März der Ehefrau 
mitgeteilt worden. Zahlung hat ſie am 19. März vor⸗ 
mittags geleiſtet. Wenn alſo die Geſellſchaft die gleichen 
Mitteilungen am 9. März gemacht hätte, wie es bei 
richtiger Sachbehandlung hätte geſchehen müſſen, fo 
wären die Prämien am 10. März vormittags gezahlt 
worden, wobei nach § 36 Verſ BG. als Leiſtungsort 
für Entrichtung der Prämie der Wohnſitz des Ver: 
ſicherungsnehmers gilt. Die einwöchige Friſt des 837 
Abſ. 1 der Bedingungen wäre ſomit am 17. März ab» 
gelaufen und nach 8 7 des Verſ os hätte die Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Geſellſchaft am 17. März 1917 
mittags 12 Uhr begonnen. Da aber das Tier erſt am 
20. März 1917 vormittags 11 Uhr verendet iſt, ſo war 
damals die ſiebentägige Friſt des §S 37 der Bedingungen 
abgelaufen und demnach die Entſchädigungspflicht der 
Geſellſchaft in Kraft. Daß es ſich nicht ſo verhielt, 
ſondern der Kläger ſeine Prämie erſt am 19. März 
bezahlen konnte, beruht ausſchließlich auf dem Ver— 
ſchulden der Geſellſchaft, die den Nachverſicherungsſchein 
nicht rechtzeitig erteilt und dadurch die Einzahlung 
der Prämie verzögert hat. Aus dieſem Verſchulden 
der Geſellſchaft darf dem Kläger kein Rechtsnachteil 
entſtehen. (Urt. vom 5. Nov. 1918, L 55/18 II). 
4504 Mitget. von Rechtsanwalt Juſtizrat Höflein in Bamberg. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Das Erbbaurecht. Sehr überraſchend kommt eine 
mit Geſetzeskraft ausgeſtattete Verordnung der Reichs⸗ 
regierung vom 15. Januar 1919 (RGBl. Nr. 14 S. 72 ff.), 
die am 22. Januar 1919 in Kraft getreten iſt. Sie hebt 
die 88 1012 bis 1017 BGB. und den $ 7 GBO. auf, 
ergänzt den $ 84 EBD. und ändert die GBO. an zwei 
weiteren Stellen. Die aufgehobenen Borfchriften werden 
durch ſehr umfaſſende neue Vorſchriften erſetzt, die in 
dieſem Rahmen nicht näher behandelt werden können. 
Vorausſichtlich wird aber ſchon in einer der nächſten 
Nummern eine größere Abhandlung über die ſowohl 
juriſtiſch als auch volkswirtſchaftlich ſehr bedeutungs⸗ 
volle Neuerung veröffentlicht werden. Erwähnt ſei hier 
nur, daß 8 37 Abſ. 2 der VO. einen Druckfehler ent- 
hält. Statt $ 8 GBO. muß es heißen 8 84 EBD. 

4563 


Einſtellung von Militärperfonen zur Arbeit. Eine 
Verordnung der Reichsregierung vom 25. Januar 1919 
(RG Bl. Nr. 20 S. 109) verbietet den Arbeitgebern 
Militärperſonen ohne ausdrückliche ſchriftliche Geneh⸗ 
migung ihrer Dienſtbehörde zur Arbeit anzunehmen. 
Gibt eine in Uniform befindliche Perſon an, daß ſie 
aus dem Heeresdienſt entlaſſen iſt, ſo muß ſich der 
Arbeitgeber den militäriſchen Entlaſſungsſchein vorlegen 
laſſen und ſich vergewiſſern, ob er ordnungsmäßig aus⸗ 
geſtellt iſt (S 1). Die Arbeitnehmer haben ſich über 
ihre Militärverhältniſſe gegenüber dem Arbeitgeber 
wahrheitsgemäß, insbeſondere auch durch die vorge— 
ſchriebenen Papiere auszuweiſen ($ 2). Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen die VO. werden mit Gefängnisſtrafe bis 
zu 3 Monaten und mit Geld bis zu 1500 M oder mit 
einer dieſer Strafen beſt aft ($ 3; Vergehen). Die Ver⸗ 
ordnung gibt im einzelnen zu manchen Zweifeln Anlaß, 
insbeſondere iſt der Tatbeſtand der nach 8 2 ſtrafbaren 
Handlung nicht ſcharf genug umgrenzt. Sind nur wahr⸗ 
heitswidrige Angaben und das Verſchweigen der maß⸗ 
gebenden Tatſachen unter Strafe geſtellt? Oder iſt 
auch ſtrafbar, wer nur die vorgeſchriebenen Papiere 
nicht vorgelegt hat, obwohl ſachlich alles in Ordnun 
war? Schafft der $ 2 in Verbindung mit 8 3 etwa aut 
einen beſonderen, dem § 363 StG B. nachgebildeten Tat⸗ 
beſtand für den Fall, daß ein Erlaubnis⸗ oder Entlaſſungs⸗ 
ſchein falſch angefertigt oder verfälſcht wurde uſw.? 

4570 


Der Nat der Juſtizbeamten. Das Juſtizminiſterial⸗ 
blatt enthält in Nr. II auf S. 9ff. eine Bekanntmachung 
vom 8. Januar 1919, wonach für den Geſchäftskreis 
der bayeriſchen Juſtizverwaltung ein Rat der aktiven 
bayeriſchen Zivil⸗Juſtizbeamten gebildet wird. Der 
Rat ſetzt ſich zuſammen aus Mitgliedern der Standes- 
organiſationen bayeriſcher Juſtizbeamter, die auf ein 
Jahr abgeordnet werden ($S 1 bis 11). Der Rat hat 
einen „Vorſtand“ zu bilden, der ihn nach außen ins⸗ 
beſondere gegenüber dem Juſtizminiſterium vertritt und 
die formale Geſchäftsleitung hat (S 13 bis 23). Der 
Vorſtand kann aber einzelne Angelegenheiten von 
geringerer Bedeutung auch allein erledigen (§S 17). Der 
Sitz des Rates iſt München, die Geſchäfte der Mitglieder 
gelten als Dienſtgeſchäfte; die Pflicht zur Amtsver— 
ſchwiegenheit iſt auf gewiſſe Tatſachen erſtreckt, die 
dabei den Mitgliedern bekannt werden (88 24 bis 28). 

Die Hauptaufgabe des Rates iſt die Mitwirkung 
bei Maßnahmen allgemeiner und grundſätzlicher Art 
auf ſozialem, wirtſchaftlichem und öffentlich-rechtlichem, 
insbeſondere beamtenpolitiſchem Gebiete. Noch be— 
deutungsvoller iſt, daß ihm auch ein Einfluß auf die 
Beſetzung höherer Stellen (Stellen der Richter, Staats— 
anwälte, Inſpektoren der Gerichtsgefängniſſe und Vor— 
ſtände der Strafanſtalten) eingeräumt iſt ($ 12); wegen 
der Beſetzung „leitender Stellen“ ſ. 8 17. Die Mit⸗ 
wirkung des Rats fol Reibungen zwiſchen der Juſtiz⸗ 


verwaltung und ihrem Beamtenperſonal nach Möglich» 
keit verhindern, an ſich ein ſehr erſtrebenswertes Ziel. 
Ob freilich nicht Mißſtände dadurch entſtehen können, 
daß auf dieſe Weiſe die Standesvereine auch in Fragen 
der Stellenbeſetzung mitſprechen dürfen, bleibt abzu⸗ 
warten; es wird von dem Takte und der Umſicht der 
mitwirkenden Perſonen erwartet werden dürſen, daß 
ſie vermieden werden und daß nicht am Ende in die 
Standesvereine ſelbſt perſönliche Gegenſätze hineinge⸗ 
tragen werden. 
4564 


Amtsanwaltſchaft. Bei der Uebernahme der Amts⸗ 
anwaltſchaft durch die Juſtizverwaltung im Jahre 1912 
war die Führung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Geſchäfte 
beim Amts⸗ und Schöffengerichte München noch Beamten 
der inneren Verwaltung vorbehalten worden. (JMBl. 
1912 S. 241). Dieſer letzte Reſt der alten Amtsanwalt⸗ 
ſchaft iſt durch die Bek. vom 13. Januar 1919 (JM Bl. 
Nr. II S. 14) beſeitigt worden; die Amtsanwaltſchaft 
wird jetzt in Bayern ausſchließlich von Beamten der 
Juſtizverwaltung verſehen. Nur die Strafregiſter für 
die im Bezirke des Amtsgerichts München geborenen 
Berfonen werden bis auf weiteres von der dafür ers 
richteten Geſchäftsſtelle bei der Polizeidirektion München 
weitergeführt. g 
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Vücheranzeigen. 


Lriegsbuch. Die Kriegsgeſetze mit der amtlichen Be- 
gründung und der geſamten Rechtſprechung und 
Rechtslehre. Begründet von Dr. G. Güthe und 
Dr. Fr. Schlegelberger. Herausgegeben von Dr. Fr. 
Schlegelberger. — Siebenter Band — Sonderband 
des Jahrbuchs des Deutſchen Rechts. LXXXVI/ 1005. 
an 1918, Fr. Vahlen. Geh. ME. 38.—. Geb. 


Die Bände 5 und 6 dieſes großangelegten Werkes 
find im Jahrgang 1918 dieſer Zeitſchrift auf S. 128 
und 200 beſprochen worden. Trotz des Titels wird 
das Buch ſeine Bedeutung auch im Frieden behalten. 
Denn vorläufig iſt nicht abzuſehen, wann die Kriegs- 
wirtſchaft und, was mit ihr zuſammenhängt, abgebaut 
werden kann. Der vorliegende Band behandelt unter 
A das Sonderrecht der Kriegsteilnehmer, unter B die 
Geltendmachung von Anſprüchen während der Kriegs- 
zeit, unter C Handelsſachen und gewerbliches Eigen— 
tum, unter D die Finanzgeſetze, unter F Fragen des 
Arbeitsrechts und der Kriegswohlfahrtspflege uſw. bis 
zum Buchſtaben M (Vaterländiſcher Hilfsdienſt). Der 
Bericht über die Kriegswirtſchaft (E) für die Zeit vom 
16. Februar 1918 bis zur Gegenwart ſoll als beſonderer 
achter Band herausgegeben werden. Die Anlage des 
Werkes und die Sorgfalt, mit der es bearbeitet iſt, 
find bekannt. Einer Empfehlung bedarf es wohl nicht 


mehr. 
Sollwein, Dr. jur. Nudolf, Die Uebertragung des 
Gemeinde jagdpachtes in Bayern. VIII, 


70 S. Augsburg 1917. Buch⸗ und Kunſtdruckerei 
J. P. Himmer, Abteilung Verlag. 


Die fleißige, gründliche Arbeit eines wohlbeleſenen, 
ſtilgewandten Verfaſſers — ein gelehrtes Buch. Viel 
zu gelehrt, um jagdbefliſſenen und mit jagdrechtlichen 
Fragen befaßten Nichtjuriſten die gewünſchten und 
ihnen verſtändlichen Aufſchlüſſe zu geben. Faſt zu ge⸗ 
lehrt auch für den praktiſchen Juriſten, der im 
Drange der Berufsarbeit ſich kaum in das Kleinwerk 
juriſtiſcher Feinſtmechanik vertiefen kann, wenn er nicht 
gerade Spezialiſt auf dem Gebiete des Jagdrechtes iſt. 
Seine Ausführungen faßt der Verfaſſer kurz zuſammen: 
„Unter, Uebertragung des Jagdpachtes“ i. S. des Art. 12 
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Jagdgeſetzes iſt zu verſtehen: die auf Grund Vertrages 
erfolgende entgeltliche oder unentgeltliche, ganze oder 
teilweiſe Einräumung des inhaltlich vollen oder ſelb— 
ſtändigen, von der Gemeinde als Vertreterin der nicht 
eigenjagd berechtigten Grundeigentümer verpachteten 
Jagdausübungsrechtes ſeitens des (Gemeindejagd—) 
Pächters oder eines Pachtteilhabers bzw. Mitpächters 
an einen noch nicht oder nicht mehr pachtbeteiligten 
Dritten.“ Damit übernimmt er die allgemein aner⸗ 
kannte, auch von Pollwein, Jagdgeſetz S. 131 Anm. 2 
aufgeſtellte Begriffsbeſtimmung. Widerſpruch wird der 
Verfaſſer wohl finden mit ſeiner, der herrſchenden 
Meinung entgegentretenden Auffaſſung, daß „die Ueber— 
tragung ohne Einwilligung der Gemeinde nach jeder 
Richtung hin, alſo ſowohl im Verhältnis zwiſchen 
Pächter und Dritten, als auch im Verhältnis zur Ges 
meinde, und von Anfang an grundſätzlich gültig iſt“ 
(S. 49), und „der Mangel der Zuſtimmung der Teil— 
haber der Gültigkeit der Uebertragung nicht ſchadet“ 
(S. 60,61). Die von ihm angeführte Entſcheidung des 
Oberſten Landgerichts (StS. 9, 206) ſagt wohl das 
Gegenteil: „Uebertragung des Jagdpachtes iſt, was 
ihre privatrechtliche Seite anlangt, für die Gemeinde, 
ſolange ſie die Einwilligung nicht erteilt hat, nicht 
bindend“ — alſo im Verhältnis zur Gemeinde nichtig, 
wenn die Einwilligung verweigert wird. 

Nicht zuzuſtimmen iſt dem Verfaſſer weiter, wenn 
er die gem. Art. 4 JG. „namens der Grundeigentümer“ 
handelnde Gemeinde als deren „geſetzliche Vertreterin“ 
auffaßt und fie dieſen nach $ 1833 BGB. haften läßt 
(S. 52). 

Dagegen iſt ſehr zu begrüßen, daß er den wichtigen 
Unterſchied zwiſchen den Begriffen „Jagdbezirk“ i. S. 
des Art. 5112 JG. und ‚Jagdbogen“ herausarbeitet 
und betont, daß erſtere nur von der Gemeinde, letztere 
nur von den pachtbeteiligten Perſonen geſchaffen 
werden können (S. 39). 

Endlich iſt ihm beizutreten, wenn er im Intereſſe 
der richtigen Auslegung ſtatt des Ausdruckes „Mit- 
pächter“ in Art. 12 den weiteren Begriff „Pachtteil— 
haber“ und in Art. 101 an Stelle von „Pächter“ die 
Worte „ſelbſtändige Jagdausübungsberechtigte“ fordert 
(S. 19, 37, 70), und gegen die bezahlte ſog. „Jagd: 
erlaubnis“ Stellung nimmt, die nichts anders bezweckt, 
wie eine Umgehung des Art. 12 (S. 27 f 2). 


Hellwig, Dr. Albert, Amtsrichter z. Zt. im Felde. Ent⸗ 
wurfeines Jugendſchutzgeſetzes nebſt Be⸗ 
gründung. 56 Seiten. Halle a. d. S. 1918, Verlag 
von Hermann Geſenius. Geh. Mk. 1.30. 

Der Verfaſſer iſt den Leſern beſtens bekannt durch 
feinen im vor. Jahrg. S. 140 ff. veröffentlichten Aufſatz 
„Die Erlaſſe der bayer. Militärbefehlshaber zum Schutze 
der Jugend“. In der vorliegenden Schrift unternimmt 
er es in dankenswerter und geſchickter Weiſe zu zeigen, 
wie das, was von den deutſchen Militärbefehlshabern 
auf dieſem Gebiet in Kriegszeiten angeſtrebt worden 
iſt, durch ein Geſetz für die Zeit des Friedens geſichert 
werden könnte. Beachtung ſcheint mir beſonders die 
Anſchauung zu verdienen, daß Verfehlungen gegen die 
hier zu erlaſſenden Beſtimmungen wohl an Gewerbe— 
treibenden und vielleicht auch an den Aufſichtspflichtigen 
durch den Strafrichter zu ahnden ſeien, an den Ju— 
gendlichen dagegen durch Diſziplinarſtrafen. 

f E. Eckert. 


Stern, Dr. jur. Ewald, Kriegsmietrecht. 54 S. 
Berlin W. 66, Wilhelmſtr. 48, Der Zirkel / Archi— 
tektur-Verlag G. m. b. H. Geh. Mk. 2. — 

Bei Beginn des Jahres 1918 ſchien dem Ver— 
faſſer das Kriegsmietrecht durch die einzelnen Kriegs— 
geſetze, zuletzt die BVO. vom 26. Juli 1917 (Mieter⸗ 
hu), vom 2. November 1917 (Sammelheizung- und 
Warmwaſſerverſorgung), ſo lückenlos ausgebaut, daß 
er für die Bedürfniſſe der Praxis den Aufbau klar— 
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zulegen für angebracht hielt. Im erſten Teil behandelt 
er die Umgeſtaltung des materiellen Mietrechts, z. B. 
Einſchränkungen des Verbrauches an Heizſtoffen, Ein⸗ 
quaruerung, Zahlungsfriſten, Kündigungsrecht, Eins 
fluß von Geſchäftsaufſicht und Zwangsverwaltung, 
im zweiten Teil die Umgeſtaltung des formellen Miet⸗ 
rechts im Urteilsverfahren (Mietzahlungs⸗ und 
Räumungsklage) wie im Vollſtreckungsverfahren. Als 
der Verlag aber die Schrift im Oktober verſandte, 
war fie bereits veraltet durch die BBO. vom 23. Sep⸗ 
tember 1918 (R&B. S. 1135 und 1146). N 
Jena. Dr. Böckel. 


Stier⸗Somlo, Dr. Jur., Profeſſor, Kommentar zum 
Geſetzübereine außerordentliche Kriegs⸗ 
abgabe für das Rechnungsjahr 1918. 
Vom 26. Juli 1918. Mit den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen des Bundesrats. 3. Aufl. Berlin 1918, 
Verlag von Franz Vahlen. 


Stier⸗Somlos Kommentar dürfte die reichhaltigſte 
und eingehendſte Erläuterung des Geſetzes vom 26. Juli 
1918 ſein. Vor den ſachlichen Erläuterungen gibt er 
die Entſtehungsgeſchichte der einzelnen Beſtimmungen, 
nicht bloß die amtliche Begründung zu dem Entwurf, 
ſondern auch die daran geübte Kritik und die Ver⸗ 
handlungen in der Reichstagskommiſſion und im Reichs⸗ 
tag. Dabei berückſichtigt er auch die bei Steuergeſetzen 
ja ſo wichtigen Anregungen in der Tagespreſſe; ſo 
Seite 39 über die durch 84 geſchaffenen Ungleichheiten, 
je nachdem ob die letzte Friedensveranlagung am 
1. Januar, 1. April oder 1. Juli 1914 ſtattgefunden 
hat. In Sachſen⸗Weimar z. B. war die letzte Friedens⸗ 
veranlagung nach dem Stande vom 31. Dezember 1917, 
ſo daß auch der Vermögenszuwachs 1914 bis zum 
Kriege unter die Kriegsabgabe fällt, während er in 
den Staaten freibleibt, deren Steuerjahr bis zum 30. Juni 
läuft. Soweit im KSt. Vorſchriften des Beſitz⸗ 
StG. angezogen ſind, werden ſie mit erörtert. Wie 
ausführlich die Behandlung iſt, zeigt z. B., daß dem 
8 22 S. 132 bis 203 gewidmet find. Nach den vom 
Reichsanzeiger Mitte Januar 1919 angekündigten neuen 
Steuergeſetzen ſoll auch für 1919 eine außerordentliche 
Kriegsabgabe erhoben werden, die im weſentlichen 
eine Wiederholung der Abgabe für 1918 iſt. So wird 
Stier Somlos Kommentar auch dafür wertvoll ſein. 
Ob es freilich richtig war, dieſes neue Werk als „dritte, 
weſentlich veränderte Auflage des Kriegs- und Beſitz⸗ 
ſteuergeſetzes“ zu bezeichnen, mag dahingeſtellt bleiben. 

Jena. Dr. Böckel. 


Rhode Hugo, Beigeordneter der Gemeinde Zehlendorf. 
Die Mieterſchutzverordnung (Bekanntmachung 
des Bundesrals vom 23. Sept. 1918) und die Des 
kanntmachung des Bundesrats über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel vom 23. Sept. uſw. 1. bis 
4. Tauſend, zugleich 4. Auflage und 19. bis 22. Tauſend 
der Erläuterungen zur erſten Mieterſchutzverordnung. 
Berlin 1918, Induſtrieverlag Späth & Linde. Preis 
kartoniert Mk 3.—. 


Wem es genügt, die oben angeführten Berord- 
nungen und die Verfahrensordnung vom gleichen Tage 
mit wenigen Anmerkungen, die amtliche Begründung, 
einige Nebengeſetze und ſonſtige Kleinigkeiten in einer 
handlichen Ausgabe, überſichtlich gedruckt, zu erhalten, 
dem dürfte die vorliegende Ausgabe, vom Preis ab— 
geſehen, willkommen ſein Wer aber den Verheißungen 
des Titelblaties nachgeht, wird enttäuſcht fein. Die 
Erläuterungen find zwar „ſür Laien“ „leicht faßlich“, 
die „Fachleute“ aber werden fie für ungenügend be- 


finden. Von den 141 Seiten des kleinen Formates 
15 mal 11, bei 27 bis 35 Zeilen Text und / Rand, 
nimmt die MSch V. 30 Seiten ein. Da kann natürlich, 
ebenſowenig wie in den 20 Seiten „Einzelfragen und 
Muſter“, nicht die Fülle von Sireitfragen bewältigt 
werden. So wird. B die Frage der Zivileinquartierung 
nur flüchtig geſtreift in der Einleitung und zu 88 4 
und 9 der WM. Danach erſcheint der Preis von 
3 Mk. ſelbſt unter den Kriegsverhältniſſen ſo hoch, 
daß der bisherige Abſatz nur den Erfolg einer geſchickten 
Reklame beweiſt, wie ſie ſchon das Titelblatt betreibt. 
Jena. Dr. Böckel. 


Dix, Kurt Walther, Meißen. „Brauchen wir Eltern⸗ 
ſchulen?“ Ein Vorſchlag zur Beſſerung deutſcher 
Jugenderziehung und Förderung deutſchen Weſens. 
Pädagogiſches Magazin, Heft 693. Langenſalza 1918. 
W Beyer & Söhne (Beyer & Mann). Preis 


Elternſchulen hätten wir jetzt allerdings ſehr nötig. 
Und ebenſo nötig wären Schulen für einen großen Teil 
derer, die gegenwärtig in Erziehungs» und Bildungs⸗ 
fragen hineinreden und den Parteigeiſt und den poli⸗ 
tiſchen Hader ſchon in die Kinderſeelen pflanzen wollen. 
Die ausſichtsreichen Anſätze zu einer wohldurchdachten 
Jugendfürſorge ſind durch die Kriegsereigniſſe und die 
inneren Umwälzungen in der Entwickelung heillos 
geſtört worden; die Gefahr einer Verwahrloſung des 
heranwachſenden Geſchlechtes iſt größer denn je. 

Ueber die einzelnen Vorſchläge des Verfaſſers kann 
man natürlich ſtreiten. Sich mit ihnen näher aus⸗ 
einanderzuſetzen, iſt hier nicht der Ort. Es genügt 
darauf zu verweiſen, daß die Schrift vom Geiſte tiefer 
Menſchenliebe erfüllt iſt und von einem ernſten Nach⸗ 
denken über gewiſſe Schäden unſeres Volkslebens zeugt. 


von der Pfordten. 


Schulze⸗Berge, Dr. jur. Franz, Oberhauſen⸗Rhld. Die 
Schutzhaft, ihr Begriffund ihre rechtlichen 
Grundlagen. VI, 89 Seiten. Berlin 1918, Putt⸗ 
kammer & Mühlbrecht. Geb. Mk. 3.— 


Als die Schrift im Juli 1918 erſchien, durfte ſie 
als die erſte ſyſtematiſche Behandlung des Schutzhaft⸗ 
geſetzes vom 4. Dezember 1916 ſich willkommen be⸗ 
trachten. Denn trotz des von der nationalliberalen 
Partei eingebrachten, von dem Reichs haushaltausſchuß 
und der 21 gliedrigen Kommiſſion durchberatenen und 
vom Reichstag dann faft einſtimmig angenommenen 
Geſetzes waren die Beſchwerden über den Mißbrauch 
der Schutzhaft nicht verſiummt. Wie ſtark und erfolg⸗ 
reich ſie noch kurz vor dem Zuſammenbruch der alten 
Reichsgewalten vorgebracht wurden, iſt ja in friſcher 
Erinnerung. Heute aber iſt die Schrift durch den 
Aufruf des Rates der Volksbeauftragten an das deutſche 
Volk vom 12. November 1918 (RGBl. S. 1303) über⸗ 
holt; denn dieſer hob unter Ziffer 1 den Belagerungs⸗ 
zuſtand auf und damit die geſetzliche Grundlage der 
Schutzhaft (ſ. S. 16 ff). Wie ſehr man ſich vor Prophe⸗ 
zeiungen hüten ſoll, zeigt der Schluß der Schrift: 
„Mit dem Feinde wird die militäriſche Schutzhaft ver⸗ 
ſchwinden, und nur die polizeiliche Sicherungshaft 
und die gerichtliche Unterſuchungshaft werden zur 
Verhütung von Angriffen gegen Kaiſer und Reich 
weiter wirkſam bleiben.“ 


Zeua. Dr. Böckel. 
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| Dr e 89 
die ſoziale Ausgeſtaltung des Bürgerlichen 
Geſetzbuches.) 
Von Rechtsanwalt Dr. Hoegner in München. 


Im Programm der bayeriſchen Volksregierung 
vom 15. November 1918 findet ſich der Satz: 
Das Zivil⸗ und Strafrecht ſoll nach ſozialen 
Grundſätzen neu aufgebaut und durchgeführt 
werden. Da die Regierungen der anderen 
Bundesſtaaten wohl das gleiche Ziel ins Auge 
gefaßt haben, ſo wird in nächſter Zeit auch mit 
der Aenderung einer Reihe von Beſtimmungen 
des BGB. zu rechnen ſein. Es behält dann der 
Abgeordnete Bebel Recht, der bei der Beratung 
des BGB. dieſem die von der Mehrheit des 
Reichstags vorausgeſagte Lebensdauer von min⸗ 
deſtens einem Jahrhundert abſprach und höchſtens 
ein paar Jahrzehnte zubilligte. Freilich, eine voll⸗ 
kommene Umgeſtaltung des bürgerlichen Rechts 
läßt fich nicht von heute auf morgen durchführen. 
Dazu find die Verhältniſſe noch zu ſtark im Fluß, 


änderungen ergibt ſich mit einiger Sicherheit aus 
den ſeinerzeitigen Anträgen der ſozialdemokratiſchen 
Reichstagsmitglieder bei der Beratung des BGB. 
In kurzen Zügen laſſen ſich die vorausſichtlichen 
Neuerungen folgendermaßen darſtellen: 

Im allgemeinen Teil wird die Volljährig⸗ 
keit (8 2) mit dem vollendeten 20. Lebensjahre 
eintreten müſſen, nachdem das politiſche Wahl⸗ 
recht den Zwanzigjährigen eingeräumt iſt. Bei 
der Beſprechung des § 6 ſodann hatte ſich der 
ſozialdemokratiſche Abgeordnete Frohme gegen die 
Einführung der Entmündigung wegen Trunkſucht 
gewandt, weil er in dieſer Beſtimmung ein Aus⸗ 
nahmerecht gegen die niederen Stände vermutete. Die 
bisherige Handhabung des $ 6 Nr. 3 BGB. hat 
dieſe Befürchtung nicht beſtätigt und heute werden 
auch die Sozialdemokraten die Trunkſucht als Ent⸗ 
mündigungsgrund kaum entbehren wollen. Da⸗ 
gegen dürſte $ 6 Nr. 3 jo zu faſſen ſein, daß 
auch Morphiniſten uſw. darunter fallen. 

Bei der Beratung des Vereinsrechts hatten 


Er 3 die ſozialdemokratiſchen Reichstagsmitglieder be⸗ 
it die Sozialifierung der Geſellſchaft zu ſehr im antragt, von dem Erfordernis einer Eintragung 


Rückſtand. Und die Jurisprudenz iſt ja nach : f g 
Bebel ihrer Natur nach eine rückſchauende Wiſſen⸗ Ban 1 a "fenttichen Rechts, 


ſchaft, fie hat erſt das in Paragraphen zu formu⸗ J 1 | 
lieren, was aus den geſellſchaſtlichen Verhältnifsen A Berfaffung 


heraus ſich als Bedürfnis ergeben hat. Sohin Die körperſchaftliche Berfaſſun | 
’ | g ſollte gegeben 
un die nächſte Aufgabe nicht darin beſtehen, ſein, wenn bie Verwaltung einem Vorſtand mit 
5 he der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft ſatzungsgemäßer Vollmacht übertragen ſei und als 
Bein n, ſondern das bürgerliche zn einzige Formvorſchrift war Schriftlichkeit der 
Ri bi gesbedürfniſſen anzupaſſen. Das Maß Satzung verlangt. Es wird ſich fragen, ob nicht 
und die Richtung der alsbald notwendigen Ab: der Rechtsſicherheit wegen die Eintragung eines 


en jeden Vereins gefordert und von der Eintragung 


) Anmerkung des Herausgebers. Die d en: 
Frage der Umgeſtaltung des 82 95 Rechts wird die Rechtsfähigkeit abhängig gemacht werden ſollte. 


wohl bald brennend werden. Die Leitung der Zeit⸗ Bedenken politiſcher Art beſtünden nicht, da das 
de wird Beiträge dazu ſtets gerne entgegennehmen, Einſpruchsrecht von Verwaltungsbehörden (88 43 ff.) 
ohne 

ſchauu 
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nn 1 Ba 1155 bene ba Bun. gemäß dem jeinerzeitigen Antrage der Sozial: 
0 e . 4 2 0 
nach einfeitigen Geſichtspunkten wäre u. E. nicht zu demokraten jedenfalls geſtrichen werden wird. 


wünſchen, l igſt ber ein übereiltes Im Abſchnitt über Rechtsgeſchäfte wird 
Flickwerk. e ens nach dem ſeinerzeitigen Antrage des Genoſſen 


8 


Stadthagen der Minderjährige künftig in jedem 
Falle bei Verweigerung der Erlaubnis feines ge- 
ſetzlichen Vertreters ſchlechthin die Ermächtigung 
des Vormundſchaftsgerichts zum Eintritt in ein 
Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis erholen können, 
alſo nicht bloß, wenn dieſer ein Vormund iſt 
(8113 Abſ. 3 in der jetzigen Faſſung). Die Ge⸗ 
meindebehörde an die Stelle des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu ſetzen erſcheint kaum zweckmäßig, eher 
dürfte 8 108 GewO. dahin abzuändern ſein, daß die 
zur Ausſtellung des Arbeitsbuchs erforderliche Zu: 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters künftig durch 
den Vormundſchaftsrichter zu ergänzen iſt. Die 
in dem Antrag Auer und Genoſſen Nr. 465 ad 4 
der Druckſachen vorgeſchlagene Ausſchaltung des 
Vormundſchaftsgerichts entſprang einem auch ſonſt 
hervorgetretenen Mißtrauen gegen das richterliche 
Ermeſſen, für das kein ſtichhaltiger Grund mehr 
vorliegt, wenn durch den Aufſtieg der Tüchtigſten 
eine erhebliche Anzahl von Richtern auch aus den 
arbeitenden Klaſſen hervorgeht, wie es in Bayern 
z. B. heute ſchon der Fall iſt. 

Zu 8 138 hatte der ſozialdemokratiſche Ab⸗ 
geordnete Stadthagen in längerer Rede den An⸗ 
trag verfochten, neben die guten Sitten noch die 
Öffentliche Ordnung des Art. 6 Code Civil zu 
ſetzen. In der Tat bedeuten die beiden Begriffe 
nicht dasſelbe. Der Ausgangspunkt iſt verſchieden, 
im einen Falle das geſellſchaftliche Verhalten, im 
anderen die in Verfaſſungen uſw. niedergelegten 
Grundſätze des rechtlichen Zuſammenlebens in 
der Volksgemeinſchaft, wie perſönliche Freiheit, 
Gewerbefreiheit, Koalitionsrecht uſw., wobei aus⸗ 
drückliche geſetzliche Verbote nicht beſtehen, 8 134 
daher nicht Platz greift. Rechtsgeſchäfte, die zwar 
nicht gegen die guten Sitten, wohl aber gegen 
die genannten öffentlichrechtlichen Grundſätze ver⸗ 
ſtoßen, ſollen aber gleichfalls keine privatrechtliche 
Geltung beanſpruchen können, und es verſchlägt 
nichts, wenn dies ausdrücklich im Geſetze ausge⸗ 
ſprochen wird. 

Eine ſozialpolitiſch erfreuliche Forderung ent⸗ 
hält der ſeinerzeitige ſozialdemokratiſche Antrag zu 
8 204, nämlich die Verjährung auch bei An⸗ 
ſprüchen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
während der Dauer des Arbeitöverhältniffes dann 
gehemmt ſein zu laſſen, wenn der Arbeitnehmer 
in die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen iſt. 
In der Praxis iſt eben leider der vom Abgeord⸗ 
neten Frohme erwähnte Fall gar nicht ſo ſelten, 
daß der Dienſtbote aus Gutmütigkeit oder gegen 
das Verſprechen eines Vermächtniſſes ſeinen Lohn 
nicht einfordert und ſpäter durch den Verjährungs⸗ 
einwand der Erben um ſeine Sparpfennige kommt. 

Im Recht der Schuldverhältniſſe ver⸗ 
langte zunächſt ein ſozialdemokratiſcher Antrag zu 
§ 324 BGB. die Beſtimmung zu ſtreichen, der 
eine Teil müſſe ſich dasjenige anrechnen laſſen, 
was er zu erwerben böswillig unterlaſſe. Da der 
Antrag nur dem Mißtrauen gegen den Richter 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 5. 
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des Dreiklaſſenſtaates bei der Auslegung des 
Wortes „böswillig“ entſprang, dürfte er bei den 
veränderten Verhältniſſen nicht mehr aufrecht zu 
erhalten ſein. Aus dem gleichen Grunde erſcheint 
der beantragte Zuſatz zu § 399 nicht erforderlich, 
daß bei der Abtretung des Rechts auf eine per⸗ 
ſönliche Dienſtleiſtung allemal die Zuſlimmung 
des Arbeitnehmers erforderlich ſein ſoll, zumal 
eine unverſtändige Auslegung des 8 606 nicht 
zu verzeichnen iſt. 

Dagegen wird das Mietrecht nach Maßgabe 
der früheren ſozialdemokratiſchen Anträge im 
Reichstag von Grund aus umgeſtaltet werden 
müſſen. Die beantragte Faſſung des § 553 zu⸗ 
nächſt, daß nur ein erheblicher vertragswidriger 
Gebrauch den Vermieter zur Kündigung berech⸗ 
tigen ſolle, bezweckt einen Mißbrauch des Kündi⸗ 
gungsrechts bei kleinen Verſtößen gegen die Haus⸗ 
ordnung zu verhüten. Das iſt beſonders für die 
mit Kindern geſegneten Mieter notwendig und 
entſpricht der Billigkeit. Mutwilligen Verſtößen 
gegen die Hausordnung ließe ſich durch Verein⸗ 
barung kleiner Geldbußen vorbeugen, jedenfalls 
aber bote die Unterlaſſungsklage mit Straf⸗ 
androhung dem Vermieter genügenden Schutz. 

Von höherer Bedeutung iſt die von den Sozial⸗ 
demokraten geforderte Beſeitigung des Vermieter⸗ 
pfandrechts 88 559 ff. Bekanntlich waren ſ. Zt. 
auch aus Juriſtenkreiſen ſchwere Bedenken gegen 
die Beibehaltung dieſes veralteten Rechtsgebildes 
erhoben worden. Es iſt auch ein recht zweifel⸗ 
haftes Ueberbleibſel aus der Zeit der nahezu 
völligen Rechtloſigkeit des Mieters im römiſchen 
Recht, eine aus dem Rahmen des Syſtems fallende 
Sonderbegünſtigung eines beſtimmten Glaͤubigers, 
die ſich durch praktiſche Erwägungen nicht recht⸗ 
fertigen läßt. Wenn bei der Beratung des BGB. 
das Zentrum zur Rechtfertigung des Pfandrechts 
darauf hingewieſen hat, daß ſonſt die Vermieter 
ſtets Vorauszahlung der Miete verlangen würden, 
ſo iſt zu erwidern, daß ſie das heute ohnehin in 
der Regel tun. Bei dieſer Sachlage vermag der 
Vermieter bis zum Auszuge des Mieters wie ein 
anderer Gläubiger ſeine Rechte zu wahren, nicht 
pfändbaren Gegenſtänden gegenüber verſagt aber 
auch das ihm heute zuſtehende geſetzliche Pfand⸗ 
recht. Allerdings muß dies dem Verſtändnis des 
Vermieters in der Großſtadt leider häufig erſt 
durch das Machtwort des Richters klargemacht 
werden. Es ſteht wohl ſicher zu erwarten, daß 
dieſe verhaßte Rechtserſcheinung verſchwindet. 

Zu § 569 wurde von den ſozialdemokratiſchen 
Vertretern mit Recht bemängelt, daß beim Tode 
des Mieters auch der Vermieter das Recht zu 
kündigen hat. Witwe und Kinder unverweilt auf 
die Straße ſetzen zu können, dazu beſteht kein 
rechtliches Bedürfnis. ö 

Das freie Vertragsrecht wird bei der Miete 
erheblich einzuſchränken ſein. Beantragt war ſ. Zt. 
zu 8555 (Rückerſtattungspflicht des Vermieters 
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von vorausbezahlter Miete bei außerordentlicher 
Kündigung) ein Verbot entgegenſtehender Verein⸗ 
barungen, ferner die Einſchaltung eines $ 579 a; 
„Verträge, in denen der Mieter eines Grundſtücks 
aus anderen, als in dieſem Abſchnitt ausgedrückten 
Gründen dem Vermieter das Recht einſeitiger Auf⸗ 
hebung des Mietvertrags oder des Rücktritts vom 
Mietvertrag einräumt, oder ſich einer Vertrags⸗ 
ſtrafe in einer größeren Höhe, als eines Wochen⸗ 
zinſes unterwirft, ſind ungültig.“ 

Darüber hinaus dürften als nichtig zu erklären 
ſein Vereinbarungen gegen die Beſtimmungen der 
88 546 (Laſten der vermieteten Sache), 547 (Er⸗ 
ſatz von Verwendungen), 548 (Vertragsmäßiger 
Gebrauch), 549 (Kündigungsrecht bei Verweigerung 
der Aftermiete), 569 (Kündigungsrecht der Erben 
des Mieters), 570 (Kündigungsrecht bei Verſetzung). 
Ebenſo dürfte die Aufrechterhaltung des geſ. Pfand: 
rechts des Vermieters durch freie Vereinbarung 
zu verhindern und das Verſprechen einer Ent⸗ 


ſchädigung an den Vermieter bei Auszug vor Ab: 


lauf einer beſtimmten Zeitſpanne als nichtig zu 
erklären ſein. Des ſozial Bedenklichen bleibt in 
den großſtädtiſchen Mietvertragsvordrucken ohnehin 
noch genug. 

Im Bereiche der Pachtvorſchriften war 
die Beſeitigung des geſ. Pfandrechts des Ver⸗ 
paͤchters (8 585) und die Streichung des Abſ. 1 
des § 596 vorgeſchlagen, der dem Pächter das 
Kündigungsrecht bei Verweigerung der Erlaubnis 
zur Unterpacht verwehrt. Erinnerungen dagegen 
dürften kaum zu erheben ſein. Das freie Ver⸗ 
tragsrecht wäre ähnlich wie beim Mietvertrage 
einzuſchränken. 

Einer gründlichen Umgeſtaltung bedarf das 
Recht des Dienſtvertrags, wenn es nach dem 
Wunſche der Sozialdemokraten zu dem Rechte des 
„Arbeitsvertrags“ überhaupt ausgeſtaltet werden 
und die Rechtsverhältniſſe auch der gewerblichen 
Arbeiter ſo wie des Geſindes umfaſſen ſoll. An 
die Stelle des §611 würde dann die von den Sozial: 
demokraten vorgeſchlagene Beſtimmung treten: 

„Arbeitsvertrag (Lohnvertrag, Dienſtvertrag 
oder dergleichen) iſt ein Vertrag, durch welchen 
der Arbeitnehmer ſich verpflichtet, einen Teil ſeiner 
geiſtigen oder körperlichen Arbeitskraft für die 
häusliche Gemeinſchaft, ein wirtſchaftliches oder 


gewerbliches Unternehmen des Arbeitgebers gegen 
Unter 


einen vereinbarten Lohn zu verwenden. 
Arbeitnehmern werden auch diejenigen Perſonen 
verſtanden, welche für beſtimmte Gewerbetreibende 
außerhalb der Arbeitsſtätten der letzteren mit der 


Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt 


ſind, und zwar auch dann, wenn ſie die Roh- und 
Hilfsſtoffe ſelbſt beſchaffen.“ 

Durch die Aufhebung der Geſindeordnungen 
iſt heute ſchon die völlige Rechtsgleichheit = 
arbeitenden Klaſſen erheblich nahe gerückt. 
Titel VII der Gewerbeordnung hätten künf 115 
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verbleiben, wie das Verbot der Sonntagsarbeit 
die Einrichtung der Arbeitsbücher und dgl. Ebenſo 
würden große Teile aus dem Abſchnitt „Handlungs⸗ 
gehilfen und Lehrlinge“ im HGB. entbehrlich 
werden. Man hat ſich ſ. Zt. daran geſtoßen, 
daß der ſozialdemokratiſche Vorſchlag auf Einbe⸗ 
ziehung der Verträge in der Hausinduſtrie den 
Unterſchied zwiſchen Dienſt⸗ und Werkverträgen 
verwiſche. Wohl mit Unrecht. Auch der Heim⸗ 
arbeiter arbeitet dauernd für ein gewerbliches 


Unternehmen, ſteht in einem auf längere Dauer 


berechneten Arbeitsverhältnis zu dieſem und es 
handelt ſich um ſo weniger um einen Werkvertrag, 
als nicht ein beſtimmtes einzelnes auf Beſtellung 


angefertigtes Werk, ſondern die Herſtellung gleich⸗ 


artiger Sachen Vertragsgegenſtaud iſt. Die Ar⸗ 
beitskraft als ſolche ſoll zur Verfügung des Unter⸗ 
nehmers ſtehen, genau wie bei einem Arbeiter, 
der nach Stücklohn bezahlt wird. Man wird daher 
den Werkvertrag im BGB. aufrecht erhalten und 
als Unterſcheidungsmerkmal feſthalten können, daß 
beim Werkvertrage nicht ein wirtſchaftliches Ab⸗ 
hängigkeitsverhältnis vorliegen darf, bei dem den 
erſtrebten Erfolg nicht ein beſtimmtes Werk, ſondern 
lediglich die Ausnützung der Arbeitskraft bildet. 
Eine gewiſſe wirtſchaftliche Selbſtändigkeit wäre 
dann beim Werkvertrage die notwendige Voraus⸗ 
ſetzung. Damit würden auch die Leiſtungen der 
Anwälte, Aerzte, Lehrer, Künſtler uſw., als von 
Perſonen, deren Dienſte vorübergehend lediglich 
zu einem beſtimmten Sonderzwecke in Anſpruch 
genommen werden, unter den Werkvertrag fallen. 

Zum erforderlichen Schutz der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte des arbeitenden Volkes war von den Sozial⸗ 
demokraten als letzter Abſatz des § 611 beantragt: 

„Vereinbarungen, die zum Gegenſtand des 
Arbeitsvertrages Arbeitsleiſtungen machen, die gegen 
ein Verbotsgeſetz, gegen die öffentliche Ordnung, 
oder gegen die guten Sitten verſtoßen, insbeſondere 
Vereinbarungen, durch welche Arbeitern die Ver— 
pflichtung auferlegt wird, beſtimmten politiſchen, 
gewerkſchaftlichen oder religiöſen Vereinigungen an⸗ 
zugehören, oder aus denſelben auszutreten, ſind 
ungültig.“ 

Trotzdem in 8 134 BGB. Verſtöße gegen die 
öffentliche Ordnung, alſo auch gegen die Grundſätze 
der Verfaſſung an und für ſich für nichtig erklärt 
werden ſollen, kann es nichts ſchaden, wenn dies 
beim Arbeitsvertrag zum beſſeren Verſtändnis für 
weite Kreiſe nochmals beſonders geſagt wird. Die 
weiter beantragte Einſchaltung, daß ein Erſuchen 
um Beſchäftigung unter beſtimmten Arbeitsbe— 
dingungen nicht als widerrechtlicher Vermögens- 
vorteil angeſehen werden ſolle, wandte ſich gegen 
die frühere reichsgerichtliche Rechtſprechung zu $ 253 
StGB. und dürfte bei der Neufaſſung des Er: 
preſſerparagraphen, nicht aber im BGB. aufzu— 
nehmen ſein. 

Zur Sicherung des Arbeitslohnes gegen 


nur noch die Beſtimmungen polizeilicher Art zu Machenſchaften von Bauſchwindlern uſw. ſollte 
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eine Beſtimmung dienen des Inhalts, daß ein 
Dritter z. B. der Baulöwe, der einen zahlungs⸗ 
unfähigen Unternehmer vorſchiebt, für Zahlung 
der von ihm wiſſentlich mittelbar genützten Arbeits⸗ 
kräfte dann haftet, wenn er wußte oder wiſſen 
mußte, daß die Arbeitsleiſtung von dem eigent⸗ 
lichen Arbeitgeber nicht bezahlt werden könne 
oder ſolle. 

Eine alte Forderung ſtellt auch jene dar, daß 
Vereinbarungen über Lohneinbehaltung oder Ab: 
züge nur ſo weit zuläſſig ſein ſollen, als das 
ausdrücklich im Geſetz geſtattet iſt. 

Die Streichung der Schlußworte des 8 615 

„oder zu erwerben böswillig unterläßt“ dürfte 
aus denſelben Gründen unnötig fein, wie fie oben 
bei 8 324 angegeben find. 
Die Dauer der Fürforgepflicht im Falle der 
Erkrankung (8 617) ſollte von 6 Wochen auf 
18 Wochen hinaufgeſetzt werden und den Arbeit⸗ 
geber nur eine geſetzliche, nicht eine private 
Verſicherung des Arbeitnehmers entlaſten. An⸗ 
geſichts der Weiterentwicklung der geſetzlichen 
Krankenverficherung iſt dies bedenkenfrei. Auch 
ſollte die Fürſorgepflicht nur bei vorſätzlicher, 
nicht ſchon bei grobfahrläſſiger Herbeiführung der 
Krankheit durch den Arbeitnehmer entfallen. 

Von der Unterſtellung des Geſindes unter die 
Vorſchriften des BGB. iſt ſchon die Rede geweſen. 

Den Arbeiter auf Stücklohn gegen die will⸗ 

kürliche Beendigung des Arbeitsverhältniſſes zu 
ſchützen, bezweckte ein beantragter Zuſatz zu $ 621, 
daß nämlich in ſolchem Falle bei vereinbartem 
Ausſchluß jeder Kündigungsfriſt im Zweifel das 
Arbeitsverhältnis erſt mit der Fertigſtellung des 
Stücks oder der Stücke, deren Herſtellung vereinbart 
ſei, aufgehoben werden dürfe. 
Bei Nichtbemeſſen der Kündigung nach Zeit⸗ 
abſchnitten (8 623) ſollten bei Vermeidung der 
Nichtigkeit nur gleiche Kündigungsfriſten für beide 
Teile vereinbart werden können, bei Dienſtvertrag 
auf Lebenszeit (8 624) oder für längere Zeit als 
ein Jahr ſollte der Arbeitnehmer nach Ablauf 
ſchon von einem Jahre, nicht erſt nach fünf Jahren 
zur Kündigung berechtigt ſein. 

Der Begriff des „wichtigen Grundes“ bei der 
außerordentlichen Kündigung (8 626) ſollte wie 
in der Gewerbeordnung durch Aufführung der 
Einzelfälle erſetzt werden. Es müßte, um einer 
engherzigen Auslegung vorzubeugen, beigefügt 
werden, daß die außerordentliche Kündigung außer 
in den vorgeſehenen Fällen, deren Aufzählung zur 
Anleitung des Richters oder beſſer der Beteiligten 
ſelbſt, die ohne Rechtsſtreit aus dem Geſetzbuche 
Recht ſchöpfen wollen, immerhin zweckmäßig er⸗ 
ſcheint, auch aus einem ſonſtigen wichtigen Grunde 
zuläſſig ſei. | 

Das jederzeitige Kündigungsrecht des Arbeit: 
gebers bei Dienſten höherer Art (8 627) ſollte 
u Streichung dieſes Paragraphen beſeitigt 
werden. 8 


Ein ſchriftliches Zeugnis (8 630) ſoll der 
Arbeitnehmer ſchon von der Kündigung ab ver⸗ 
langen können. 

Um die Ausbeutung der Unkenntnis des Arbeit⸗ 
nehmers über die Befugniſſe von Stellvertretern 
zu verhüten, war die Einſchaltung eines 8 630 a 
beantragt, daß, wer die Stellung eines Stellver⸗ 
treters in einem wirtſchaftlichen oder gewerblichen 
Unternehmen tatſächlich ausübe, auch ohne Voll⸗ 
macht als berechtigt gelte, Arbeitsverhältniſſe mit 
bindender Kraft für den von ihm Vertretenen 
zu ſchließen. 

Auf dem Gebiet des Werkvertrages wird, falls 
künftig auch die Verträge mit Rechtsanwälten 
uſw. darunter fallen, die Schaffung einer Vor⸗ 
ſchrift unumgänglich ſein, daß dem „Unternehmer“ 
das Recht der Kündigung aus wichtigem Grund 
auch dann zuſteht, wenn er darauf verzichtet hatte 
(vgl. 8 675 mit 8 671 II). 

Die beantragte Ausdehnung des 8 648 auf 
Bauhandwerker und Bauarbeiter iſt bereits durch 
das Reichsgeſetz über die Sicherung der Bau⸗ 
forderungen vom 1. Juni 1909 Tatſache geworden. 

In dem Abſchnitt über unerlaubte Hand⸗ 
lungen ſodann war ein 8 823 a vorgeſchlagen, 
mit folgendem Wortlaut: 

„Ein Vertrag, der die Schadenserſatzpflicht 
aufhebt oder einſchränkt, die aus der Verletzung 
oder Beſchädigung des Lebens, des Körpers, der 
Geſundheit, der Freiheit, der Arbeitskraft, der 
Ehre oder der Sittlichkeit, oder aus der Ver⸗ 
letzung eines den Schutz eines anderen bezweckenden 
Geſetzes folgt, iſt nichtig.” Man wird hier klar 
ſtellen müſſen, daß nur Verträge, die vor der 
beſchädigenden Verletzung geſchloſſen ſind, als 
nichtig behandelt werden ſollen, denn ein Eingriff 
in das Vergleichsrecht des Beichädigten würde 
entſchieden zu weit gehen. Der Hinweis, daß 
mit Rückſicht auf die Sittenwidrigkeit der in dieſem 
8 823 a behandelten Vertrage der ganze Para⸗ 
graph überflüſſig ſei, geht fehl, denn ein Ge⸗ 
ſetzbuch ſoll nicht nur für den Richter, ſondern 
für das breite Volk geſchaffen ſein. 

Zu den in 8 835 (Wildſchaden) aufgezählten 


Tieren wird ſich wohl, diesmal ohne erregte tage⸗ 


lange Debatte, der Haſe geſellen, deſſen Harm⸗ 
Iofigfeit ſchon bei der Beratung des BGB. um 
ein Haar verneint worden wäre. g 

Auch 8839 (Haftung des Beamten) wird 
wohl eine andere Faſſung erhalten. wenn auch 
kaum die ſ. Zt von den Sozialdemokraten be⸗ 
antragte: „Verletzt ein Beamter in Ausübung 
ſeiner amtlichen Wirkſamkeit ſeine Amtspflicht 
oder eine Geſetzesvorſchrift, ſo haftet er dem Ver⸗ 
letzten für den daraus entſtehenden Schaden. 
Dem Verletzten haftet für dieſen Schaden gemein⸗ 
ſam mit dem Beamten der Staat, die Gemeinde, 
oder die öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft, von der 
der Beamte angeſtellt iſt.“ Wenn auch die Ein⸗ 
führung der allgemeinen Haftpflicht des Staates 


uſw. zu billigen ift, jo wird man doch klar ſtellen 
müſſen, daß eine Haftung nur bei Verſchulden 
eintritt und den unabhängigen Richter wird man 
durch Aufrechterhaltung der bisherigen Abſ. 2 
und 3 des 8 839 vor übertriebener Aengſtlichkeit 
und Präjudizienkult bewahren müſſen. Die Ein⸗ 
richtung der weiteren Rechtszüge würde bei An⸗ 
nahme des nackten ſozialdemokratiſchen Vorſchlags 
ihren eigentlichen Zweck, nicht zutreffende Richter⸗ 
ſprüche zu beſeitigen, verfehlt haben, worauf der 
damalige Staatsſekretär desReichsjuſtizamts Nieber⸗ 
ding mit allem Nachdruck hingewieſen hat. 

Zum Abſchnitt des BGB. über das Sachen⸗ 
recht lagen Abänderungsantraͤge der Sozialdemo⸗ 
kraten nicht vor. (Schluß folgt.) 


Streitfragen ans dem bayeriſchen Güter⸗ 
zertrümmerungsgeſetze. 


I. Begriff der Gemeinnützigkeit, ins⸗ 
beſondere nach dem Güterzertrümmerungs— 
- gejeße. 
Von Rechtsanwalt Dr. Friedrich Geld ſchmit II 
in München. 


Nach Art. 14 finden die Vorſchriften des GG. 
keine Anwendung auf gemeinnützige juriſtiſche Per⸗ 
ſonen, welche gewerbsmäßigen Güterhandel treiben. 

Es ſcheiden ſohin nicht ſolche Gemeinſchaften 
von dem Zwange des Geſetzes aus, die, wenn auch 
gemeinnützig, doch keine juriſtiſche Perſonen find, 
wie Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, offene 
Handelsgeſellſchaften. Selbſtverſtändlich findet aber 
das GG. keine Anwendung auf Genoſſenſchaften, 
andere juriſtiſche Perſonen und ſonſtige Gemein⸗ 
ſchaften, die nicht gemeinnützig ſind, ſofern ſie 
keinen gewerbsmäßigen Güterhandel treiben. 
Ob bei einem Güterhandelsgeſchäft die Voraus⸗ 
ſetzungen der Gewerbsmäßigkeit vorliegen, iſt nach 
denſelben Geſichtspunkten wie bei einer phyſiſchen 
Perſon zu beantworten. Art. 14 Abſ. 3 beſtimmt 
den Begriff des Wortes gemeinnützig nur nach der 
negativen Seite; danach beſtehen folgende Erforder⸗ 
niſſe für die Annahme der Gemeinnützigkeit: 

a) Die Einzahlungen der Mitglieder dürfen ſatzungs⸗ 
gemäß nicht mit mehr als 5 % jährlich verzinft 
werden: oder 

b) Im Falle der Auflöfung darf den Mitgliedern 
nicht mehr als die Einzahlungen ausgeantwortet 
werden. 

Die beiden Erforderniſſe ſind trotz des Wortes: 
oder, kumulativ aufgeſtellt; ſie müſſen alſo beide 
vorhanden fein. Dieſe Auslegung iſt allein finngemäß. 

Denn ſonſt könnte die Satzung einer juriſtiſchen 
Perſon den Gewinn über 5% in Reſerve ſtellen, 
um den Mehrgewinn bei der bevorſtehenden und 
vielleicht von vornherein für bald nach der Gründung 
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in Ausſicht genommenen Liquidation unter die Mit⸗ 
glieder zu verteilen. 

Die Faſſung des Geſetzes zu Buchſtabe a iſt 
nicht glücklich, aber auch in ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
geſetzen üblich; ez wird von Verzinſung der Einlage 
geſprochen. Gemeint iſt die Dividende. Denn eine 
Verzinſung der Einzahlung im Sinne der Zuſicherung 
eines feſten, vom Reingewinn unabhängigen Satzes 
iſt unzuläffig. $ 21 Ben®., $ 215 Abſ. 1 HGB. 
verbieten fie ausdrücklich; das GmbHG. verbietet 
ſie in 88 29, 30 mittelbar. Vgl. Hachenburg, 
GmbHG. 8 29 Anm. 11. 

v. Braun, GG. Art. 14 Anm. 4 weiſt zutreffend 
darauf hin, daß gerade die Hervorhebung der nega⸗ 
tiven Begriffsmerkmale nur beſagt, daß Körper: 
ſchaften unbedingt nicht gemeinnützig find, wenn die 
angegebenen Merkmale zutreffen, nämlich ſatzungs⸗ 
gemäße Zuläſſigkeit von mehr als 5 %% Dividende 
und Verteilung im Falle der Auflöſung von mehr 
als den Einzahlungen, daß aber damit nicht aus⸗ 
geſchloſſen wird, daß aus anderen Gründen die 
Gemeinnützigkeit abgeſprochen werden darf trotz Er⸗ 
füllung der zwei erwähnten Mindeſterforderniſſe. 
Darum erſcheint es notwendig, den Begriff der 
Gemeinnützigkeit feſtzuſtellen. Zunächſt ift hervor⸗ 
zuheben, daß für das Geltungsgebiet des GG. eine 
Genoſſenſchaft u. dgl. nicht ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen Zwecken zu dienen braucht; ihr Geſamt⸗ 
charakter muß nur ein gemeinnütziger ſein. So 
unterſcheidet ſich Art. 14 GG. von Tarif Nr. 1 
Abi. 4 RStempG., § 12 Ziff. 2 RErbStG. und 
21 bayer. Stemp GG., die einen ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen Zweck verlangen. Den Begriff der Gemein⸗ 
nützigkeit ohne das Erfordernis der Ausſchließlichkeit 
dieſer Eigenſchaft kennt auch $ 180 HGB. und Art. 4 
bayer. EinkStG., Art. 3 bayer. GewStG., 8 33 
bayer. Haus StG. 

Den Begriff der vorwiegenden Gemeinnützigkeit 
ſchafft Tarif Nr. 19 Abſ. 3 des bayer. StempStG., 
damit dürfte jedoch ein beachtenswertes Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal nicht geſchaffen fein; denn ein 
Unternehmen, das nicht vorwiegend gemeinnützig 
iſt, iſt überhaupt nicht gemeinnützig. | 

Weder der Geſetzestext, noch die Geſetzesmateri⸗ 
alien zum GG. geben einen brauchbaren Anhalts⸗ 
punkt, um den Begriff der Gemeinnützigkeit zu 
beſtimmen. Darum muß er aus allgemeinen Geſichts⸗ 
punkten unter beſonderer Anwendung auf den Zweck 
des GG. gefolgert werden. 

Gemeinnützige Zwecke ſind jene Zwecke, die im 
Gegenſatz zum wirtſchaftlichen Eigennutz der All⸗ 
gemeinheit zum Nutzen gereichen, dem gemeinen 
Nutzen dienen. (OBK. Mitt. 3, 57ff.; 7, 67f.). 
So faßt auch der gewöhnliche Sprachgebrauch dieſes 
Wort auf; man vergleiche die Wörterbücher von 
Adelung, Grimm und Sanders (Ob“ G3. 5, 
51 ff.). Zu dem gleichen Ergebnis kommt unter 
Zugrundelegung des Schrifttums über die Lehre von 
Stiftungen und Zuwendungen das Erkenntnis des 
VGH. 17, 276 ff.: Gemeinnützigkeit liegt vor, wenn 
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außer der Förderung der Frömmigkeit, der Unter: 
ſtützung, der Hilfsbedürftigkeit ſowie der Förderung 
des Unterrichts und der Erziehung, der Förderung 
von Kunſt und Wiſſenſchaft, überhaupt der Tür: 
derung des Wohles der Allgemeinheit („quidquid 
fit ad publicam utilitatem‘‘) im Gegenſatz zur Foͤr⸗ 
derung von Parteiintereſſen gedient wird. 

Unter „Allgemeinheit“ iſt nicht zu verſtehen, 
daß jedermann Nutzen aus der Genoſſenſchaft oder 
ihrer Zuwendung zu ziehen braucht; es genügt ein 
weiterer Perſonenkreis im Gegenſatz zu dem Ein⸗ 
zelnen oder zu einem engbegrenzten Kreiſe (VGH. 
24, 434 ff.), z. B. einem einzeln beſtimmt abge: 
grenzten Künſtlerkreiſe oder Berufskreiſe (Schmidt, 
Bayer. Koſten⸗ und Stempelgeſetzgebung S. 226); 
ob ein Berufskreis wirklich ſo eng iſt, daß er nicht 
als weiterer Perſonenkreis und mithin als Allge⸗ 
meinheit anzuſprechen iſt, wird eine von Fall zu 
Fall zu treffende nicht ganz einfache Entſcheidung 
ſein. Nicht iſt erforderlich, daß die Gemeinnützigkeit 
etwa ausſchließlich zugunſten Minderbemittelter wirkt. 
Dieſe Einengung erfordert nicht der Begriff der 
Gemeinnützigkeit; denn ſonſt wären z. B. Zuwen⸗ 
dungen für kirchliche Zwecke oder für Schulen oder 
für beſtimmte Berufskreiſe wie für Beamte nicht 
immer gemeinnützig, obwohl der Sprachgebrauch 
dem widerſprechen würde. 

Auch die ſonſtige Geſetzesſprache deckt ſich mit 
dieſer Auslegung. So gewährt das Reichsſtempel⸗ 
geſetz in Tarif Nr. 10 Stempelbefreiung inländiſchen 
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften, wenn ihr Zweck 
ausſchließlich gemeinnützig iſt und weſentlich der 
Förderung der minderbemittelten Volksklaſſen dient. 
Der Zweck muß außerdem der Förderung wirklicher 
Lebensintereſſen dienen, dem gemeinen Beſten, dem 
öffentlichen Nutzen, er muß der Entwickelung und 
Förderung der menſchlichen Geſ at zuträglich 
fein (Obs GZ. 14, 602 ff.; 18 B 

Das Gebotene braucht nicht 115 Engel zu blei⸗ 
ben, nur muß das Entgelt wieder dem gemeinnützigen 
Zwecke zugeführt werden und darf nicht privaten 
8 40 l. dienen (VGH. 24, 434 ff.; Ob“ GZ. 18, 
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Art. 4 Ziff. 9 bayer. EinfSt®. und Art. 3 
bayer. GewStG. beſtimmen, daß Genoſſenſchaften, 
die einen gewerblichen Gewinn anſtreben, nicht 
ſteuerfrei ſind. Dieſe Einſchränkung kennt das 
GG. nicht; immerhin beſteht nur ein ſchein— 
barer Unterſchied zwiſchen den beiden Geſetzen. 
Denn in der Verzinſung bis zu 4% w beim 
EinkStG., bis zu 5% beim GG. wird nicht das 
Anſtreben eines gewerblichen Gewinnes erblickt 
(v. Breunig Eink StG. S. 45). Darin liegt 
der Unterſchied von den ausſchließlich gemein: 
nützigen Gemeinſchaften im Stempelgeſetz und Erb: 
ſchaftsſteuergeſetz, da bei dieſen Geſetzen jede Ge⸗ 
winnerzielung unzulaͤſſig it. Die Erläuterung, 
die Staub⸗ Pinner Anm. 4 zu § 180 HGB. 
und Goldmann Anm. 7 zu 8 180 HB. geben 
und die dahin geht, daß als gemeinnütziges Unter— 
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nehmen ein ſolches zu een iſt, deſſen Betrieb 
nicht ausſchließlich privaten Zwecken dient, iſt zu 
eng gegeiffen; denn fo nebenſächlich darf der ge⸗ 
meinnützige Zweck nicht in die Erſcheinung treten. 

Welche einzelne Zweckbeſtimmungen als dem 
allgemeinen Beſten dienlich zu erachten ſind, läßt 
ſich natürlich grundſätzlich nicht feſtlegen. 

Nach der preußiſchen Verwaltungsübung und 
Rechtſprechung (vgl. Joſewski, Komm. z. 
RErbStG. S. 81) gelten als Zuwendungen zu 
gemeinnützigen Zwecken Zuwendungen an Stadt⸗ 
gemeinden: zur Errichtung eines zu Konzerten, 
theatraliſchen Aufführungen und ähnlichen Zwecken 


geeigneten Gebäudes (JW. 1896, 275), zur Er⸗ 


richtung von Denkmälern, zur Verſchönerung der 
Promenaden, als Beitrag zu den Koſten des 
Rathausbaues, zum Bau von Theatern, zur Er⸗ 
richtung von Schlachthäuſern und Volksbädern, 
als Beihilfe zur Beſchaffung von Feuerlöſchgerät⸗ 
ſchaften, zur Verſtärkung des Penſionsfonds des 
ſtädtiſchen Orcheſters, zur Anlegung von Erholungs⸗ 
ſtätten. Aus der badiſchen Praxis vgl. Zimmer: 
mann RErbStG. zu 8 12: Männerhilfsvereine, 
Sanitätskolonnenvereine zur Hebung des Fremden- 
verkehrs, dagegen nicht Vereine, die neben gemein⸗ 
nützigen Zwecken die Geſelligkeit und Vergnügungen 
ihrer Mitglieder fördern oder Parteipolitik treiben. 

Eine Zuwendung an eine Stadt ſchlechthin 
zu ſtädtiſchen Zwecken iſt nicht ohne weiteres als 
Zuwendung zu gemeinnützigen Zwecken anzuſehen 
(ogl. Joſewski a. a. O. S. 75 und preuß. 
Fin MinEntſchl. vom 16. Maͤrz 1900). 

Die preußiſche Praxis laßt kein beſtimmtes 
Prinzip erkennen und iſt auch in einzelnen Fällen 
ſicherlich irrig: So iſt z. B. die Zuwendung für 
ein patriotiſches Denkmal gewiß keine gemeinnützige. 
Die bayeriſche Praxis verdient den Vorzug: nach 
Obe GZ. S. 13, 589 ff. und 14, 602 ff. iſt z. B. 
ein Eislaufverein nicht als gemeinnützig erklärt 
worden, da Sportszwecke nicht unmittelbar der 
öffentlichen Geſundheitspflege dienen, ebenſo nicht 
ein Konzertverein, der unter Ausſchluß der Al: 
gemeinheit ſeinen Mitgliedern muſikaliſche Genüſſe 
verſchaffen und das geſellſchaftliche Leben fördern 
will. Wohl aber würde der Wehrkraftverein als 
gemeinnützig erklärt. 

Nach OBER. Mitt. 7, 67ff. iſt gemeinnützig 
auch die Verwendung von Ueberſchüſſen an Orts— 
gemeinden zur Anſchaffung von Viehmägen, Ader: 
walzen und ähnlichen größeren landwirtſchaftlichen 
Geräten, deren Koſten die Kräfte der Einzelnen 
überſteigen würden, ſowie zum Bau eines Feuer- 
löſchhauſes. 

Aus der geſchäftlichen Praxis ſeien noch Fälle 
erwähnt, die als gemeinnützig zu beurteilen ſind: 
Zuwendungen für örtliche Wohlfahrtszpwecke, für 
Säuglings- und Tuberkuloſenfürſorge, an land: 
wirtſchaftliche Schulen zur Schaffung von Frei— 
plätzen, an Kirchengemeinden zum Erwerb eines 
Kirchenbauplatzes, Senkung oder billige Ueber: 
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laſſung von Grundſtücken an Kriegsbeſchädigte: dann eine eigenſüchtige, wenn ſie in dem gegebenen 
Denn wenn auch hier nur der Einzelne einen Falle dieſe Eigenſchaft hat, ohne daß die Abſicht 


Vorteil hat, ſo hat er ihn doch wegen ſeiner Zuge⸗ 
hoͤrigkeit zu einem größeren Perſonenkreis. — Zeich⸗ 


der Wiederholung feſtſtellbar iſt. 


In gleichem Sinne äußert ſich eine Entſchließung 


nung von Kriegsanleihe iſt ſelbſtverſtändlich keine der Staatsminiſterien des Innern und der Juſtiz: 


gemeinnützige Handlung. 

Die Frage, ob eine juriſtiſche Perſon gemein⸗ 
nützig im Sinne des GG. iſt, wird auf Antrag 
von der zuſtändigen Diſtriktsverwaltungsbehörde 
entſchieden; ſie erteilt bejahendenfalls eine Be⸗ 
ſcheinigung. | 

Den Gerichten — Zivil⸗, Straf: und Verwal⸗ 
tungsgerichten — ſteht das Recht und die Pflicht 
ſelbſtändiger Nachprüfung über das Vorhandenſein 
der Vorausſetzungen der Gemeinnützigkeit zu (8 31 
Vollzbek. z. GG.). Gelegenheit hiezu wird nicht 
ſelten ſein, z. B. einer Genoſſenſchaft gegenüber, die 
die Beſcheinigung der Gemeinnützigkeit hat, wird 
von einer anderen gemeinnützigen Genoſſenſchaft das 
Vorkaufsrecht ausgeübt; die letztere behauptet, die 
erſtere ſei nicht gemeinnützig oder die Anklagebehörde 
behauptet, der Vorſtand einer Genoſſenſchaft müſſe 
die Anzeige nach Art. 2 GG. machen, da ſie in 
Wirklichkeit nicht gemeinnützig ſei trotz des Beſitzes 
der Beſcheinigung, oder aus denſelben Gründen wird 
die Ablöſung der Bodenzinſe nach Art. 19, 20 
Brundenil®. in Anſpruch genommen, weil die 
gemeinnützige Genoſſenſchaft für einen gewerbs⸗ 
mäßigen Güterhändler gehalten wird. 

Das Nachſuchen um die Beſcheinigung der 
Gemeinnützigkeit iſt eine reine Verwaltungsvorſchrift; 
ſie iſt nicht im Geſetze, ſondern nur in der Vollzugs⸗ 
bekanntmachung enthalten. Eine juriſtiſche Perſon, 
die ſich dieſe Beſcheinigung nicht erholt hat oder 
der ſie verweigert worden iſt, kann trotzdem die 
Gemeinnützigkeit der Prüſung eines jeden Gerichtes 
unterſtellen. Gelegenheit dazu können die vorer⸗ 
wähnten oder ähnliche Falle geben. 

Schon aus der Nachprüfungsbefugnis der Gerichte 
ergibt ſich, daß der Beſitz der Beſcheinigung kein 
Freibrief iſt. Die tatſächlichen Betriebsverhältniſſe 
müſſen die Gemeinnützigkeit dartun (Breunig a. a. O. 
S. 45); zum mindeſten müſſen die Satzungsbeſtim⸗ 
mungen wirklich eingehalten ſein (OBK. Mitt. 
1918, 20 ff.). 

Doch beraubt nicht jeder Verſtoß gegen die 
Gemeinnützigkeit die juriſtiſche Perſon notwendig 
dieſer Eigenſchaft. Die gemeinnützige Genoſſenſchaft 
iſt das Gegenſtück zum gewerbsmäßigen Güter⸗ 
händler. Ein Güterhändler iſt nicht ſchon dann 
gewerbsmäßig, wenn er ein gelegentliches Güter⸗ 
handelsgeſchäft macht. Zur Gewerbsmäßigkeit gehört 
vielmehr die Abſicht, eine Tätigkeit fortgeſetzt und 
berufsmäßig auszuüben; dieſe Abſicht kann ſchon bei 
der erſten Ausübung angenommen werden; wenn 
die Handlung von dem erkennbaren, wenn auch 
nicht kundgegebenen Willen getragen iſt, die Erwerbs⸗ 
handlung zu wiederholen (vgl. Goldſchmit— 
Garde, GG. S. 70). Umgekehrt iſt die Handlung 
einer ſonſt gemeinnützigen Körperſchaft nicht ſchon 


„Hat eine Genoſſenſchaft durch ihr Verhalten 
zu einem Güterhändler in einem Falle einmal 
bewieſen, daß ſie eine dem Gemeinwohl nicht 
nützliche Tätigkeit entfaltet und darf man aus 
dem Einzelfalle ſchließen, daß die Genoſſenſchaft 
die Intereſſen der Geſamtheit ſich nicht zur 
Richtſchnur nimmt, ſo hat ſie den Anſpruch 
auf Anerkennung ihrer Gemeinnützigkeit über⸗ 
haupt verwirkt.“ 

Das Landgericht München II führt in einem 
bis jetzt nicht veröffentlichten Erkenntniſſe vom 
24. September 1917 (Proz Reg. Nr. 1328/17) zu 
dieſer Frage aus: 

„Nicht die Ausübung des Vorkaufrechtes muß 
gemeinnützig ſein. Die einmalige Vornahme einer nicht 
1 Handlung kann allerdings inſofern er⸗ 

eblich ſein, als ſie einen Schluß zulaſſen kann auf den 
Charakter eines Vereins als ſolchen. Was unter einem 
gemeinnützigen Verein zu verſtehen iſt, hat das Geſetz 
nicht erſchöpfend beſtimmt, es gibt nur in Art. 14 Abſ. 3 
das negative Merkmal, daß nicht als gemeinnützig gelten 
ſollen juriſtiſche Perſonen, die ſatzungsmäßig die Ein⸗ 
zahlungen der Mitglieder mit mehr als 5% jährlich 
verzinſen oder den Mitgliedern im Falle der Auflöſung 
mehr als die Einzahlungen ausantworten. Dieſer Fall 
liegt bei den Beklagten nicht vor. Im übrigen iſt 
davon auszugehen, daß der gemeinnützige Verein im 
Gegenſatz ſteht zum eigennützigen; und deshalb ein 
Verein als gemeinnützig gilt, wenn er nicht das Intereſſe 
eines oder einzelner, ſondern das der Geſamtheit oder 
doch eines größeren Kreiſes verfolgt. Im allgemeinen 
darf die von der Rechtſprechung für die Auslegung des 
Begriffs gemeinnützig im Sinn des Geb. aufgeſtellte 
Begriffsſtimmung auch auf das GG. übertragen werden. 
Darnach verfolgt ein Verein dann einen gemeinnützigen 
Zweck, wenn er Ziele verfolgt, die der Allgemeinheit 
oder doch weiteren Perſonenkreiſen zum Nutzen gereichen, 
der Förderung wirklicher Lebensintereſſen dienen 
(Os GZ. 14, 602; 13, 589; 5, 51). Die Mittel, mit denen 
der Verein ſeine gemeinnützigen Ziele verfolgt, ſind 
gleichgültig; ſie mögen ſehr eigennützig ſein, der Zweck 
kann doch ein gemeinnütziger ſein. Ein gemeinnütziger 
Mann iſt auch der, der die Mittel, mit denen er gemein⸗ 
nützig handelt, auf eine eigennützige Art erworben hat. 
Dem Darlehenskaſſenverein iſt deshalb nicht verwehrt, 
ſich auf eine rein von geſchäftlichen Rückſichten geleitete 
Weiſe Mittel zu verſchaffen, wenn er dieſelben nur 
gemeinnützigen Zwecken zuführt. Es iſt ihm deshalb 
nicht verwehrt, auch Güterzertrümmerung zu treiben, 
wenn er nur die Ergebniſſe feiner Tätigkeit gemein⸗ 
nützigen Zwecken zuführt. Dieſes ſich ſchon aus allge— 
meinen Erwägungen ergebende Ergebnis hat das Geſetz 
übrigens auch ausdrücklich ausgeſprochen, indem es in 
Art. 14 Abſ. 1 beſtimmt, daß die Vorſchriften des Geſetzes 
für juriſtiſche Perſonen, welche den Handel mit ländlichen 
Grundſtücken gewerbsmäßig betreiben, nur dann gelten 
ſollen, wenn ſie nicht gemeinnützig ſeien, wodurch es 
ausdrücklich feſtſtellt, daß der Betrieb des Güterhandels 
als ſolcher die Eigenſchaft der Gemeinnützigkeit nicht 
ausſchließt.“ 

In dieſer Allgemeinheit iſt den Ausführungen 
des Landgerichts München II nicht beizuſtimmen. 
Zunächſt iſt Art. 12 GG. zu berückſichtigen. Danach 
findet das Geſetz entſprechende Anwendung, wenn 


* 


die Grundſtücke von einem Dritten, jedoch für Rech⸗ 
nung eines Güterhändlers oder wenn ſie von einem 
Güterhändler und einem Dritten gemeinſchaftlich 
erworben worden find. Der Dritte braucht nicht 
Güterhaͤndler zu ſein, er kann ſogar gemeinnützig 
ſein, er kann jedenfalls in erſterem Falle ohne 
Gewinnabſicht gehandelt haben. Freilich muß durch 
eine ſolche Geſchäftsgebarung der Gemeinnützige 
dieſe ſeine Eigenſchaft nicht notwendig verlieren, 
namentlich dann nicht, wenn es ſich um einen 
Einzelfall handelt. Aber in der Regel iſt die Grenze 
zwiſchen Gemeinnützigkeit und Eigennützigkeit der⸗ 
artig verwiſcht, daß die Gemeinnützigkeit mit Fug 
verneint werden muß. Maßgebend 15 jedoch folgende 
Erwägung: 

Der Begriff gemeinnützig iſt kein ausſchließlich 
dem Rechtsgebiet entnommener, er ſtammt vor⸗ 
wiegend aus ethiſchen Gedankengängen, ähnlich wie 
die Sittenwidrigkeit des 8 138 BGB. Die allgemeine 
Moral wird kein Rechtsinſtitut als gemeinnützig 
betrachten, das ſeine auf gleichviel welche Art er⸗ 
worbenen Mittel altruiſtiſchen Zwecken zuführt; 
ebenſowenig wie — um eine kraſſe Parallele zu ziehen 
— ein Wucherer deshalb als ehrbarer Kaufmann 
angeſprochen wird, weil er ſeinen Wuchergewinn 
für Wohltätigkeitszwecke verwendet. 

Mit vollem Recht bezeichnet Staudinger⸗ 
Riezler, BGB. 8138 Anm. I 4b ein Geſchäft 
als fittenwidrig, wenn es eine ökonomiſche Leiſtung 
in kauſale Beziehung zu einer Handlung oder Unter⸗ 
laflung ſetzt, welche von Moral wegen nicht in 
ſolchen Kauſalzuſammenhang zu Geld oder Geldes⸗ 
wert ſtehen ſoll. Aehnlich ſteht es mit gemein⸗ 
nützigen Gemeinſchaften. Es widerſpricht der 
begründeten allgemeinen Moralauffaſſung, wenn 
jemand hemmungslos Erwerbsgeſchäfte treibt und 
nur deshalb ſittlich höher gewertet und geſetzlich 
privilegiert wird, weil er ſeinen Erwerb nicht für 
ſich, ſondern für das gemeine Wohl verwendet. 
Es iſt eben aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, 
Beweggrund und Zweck der Geſamtcharakter zu 
beurteilen (RGZ. 56, 231). Darum darf auch 
der weitere Satz des erwähnten landgerichtlichen 
Urteils: „Mittel und Zwecke eines Unternehmens 
ſtehen in keinem notwendigen Zuſammenhange“ 
nur mit ſtärkſtem Vorbehalte angenommen werden. 
Die Gemeinnützigkeit iſt endlich ein einheitlich zu 
beurteilender Begriff, wie die oben erwähnte Mini⸗ 
ſterialentſchließung zutreffend bemerkt; ſie kann 
nicht für eine Zertrümmerung bejaht, für die 
andere verneint werden. 

Nicht zu überſehen iſt, daß nicht jede gemein⸗ 
nützige juriſtiſche Perſon auch vorkaufsberechtigt iſt; 
dieſes Recht ſteht nach Art. 1 GG. nur zu jeder 
Gemeinde, in deren Bezirk eines der verkauften 
Grundſtücke liegt, dem für eine ſolche Gemeinde 
beſtehenden gemeinnützigen landwirtſchaftlichen Dar⸗ 
lehenskaſſenverein, den ſonſtigen vom Staatsmini⸗ 
ſterium des Innern bezeichneten juriſtiſchen Perſonen. 

Gemeinnützige juriſtiſche Perſonen, die nicht 
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vorkaufsberechtigt find, haben vor gewerbsmäßigen 
Güterhändlern den Vorteil, daß ihnen gegenüber 
das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werden kann, daß 
ſie nicht anzeigepflichtig ſind, daß ihnen gegenüber 
das Recht des Rücktritts nicht beſteht, daß ſie nicht 
abmarkungspflichtig ſind, daß ihnen die Grundſtücks⸗ 
erwerbsgebühr auf die Hälfte ermäßigt werden kann, 
daß fie nicht das für gewerbsmäßige Güterhändler 
vorgeſchriebene Geſchäftsbuch zu führen haben, daß 
ſie nicht die Auskunftspflicht des Güterhändlers 
haben, daß ſie nicht bodenzinsablöſungspflichtig ſind, 
daß fie nicht den forſtgeſetzlichen Beſchränkungen 
des Güterhändlers unterliegen. 


§ 2316 Abſ. 4 96. bei Ueberleben des 
Chegatten. 
Von Referendar Niehm in Halle. 


8 2316 Abſ. 4 iſt von der Reichstagskom⸗ 
milfion‘) eingefügt und leidet wie die Mehrzahl 
dieſer Zuſätze an dem Mangel einer einwandfreien 
Faſſung. Er lautet: 

„Iſt eine nach Abſ. 1 zu berückſichtigende Yu: 
wendung zugleich nach 8 2315 auf den Pflichk⸗ 
teil anzurechnen, ſo kommt ſie auf dieſen nur 
mit der Hälfte des Wertes zur Anrechnung.“ 

Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt es, anzu: 
geben, in welcher Weiſe der Pflichtteil zu berechnen 
iſt, wenn eine Zuwendung zugleich ausgleichungs⸗ 
und anrechnungspflichtig iſt. Die Berechnungs⸗ 
weiſen von Ausgleichung und Anrechnung zeigen 
im einzelnen folgende Eigenarten: 

Bei der Ausgleichung wird dem Werte des 
Nachlaſſes, ſoweit ihn die Abkömmlinge im Falle 
der geſetzlichen Erbfolge erhalten würden, der 
Wert ſaͤmtlicher ausgleichungspflichtigen Zuwen⸗ 
dungen hinzugezählt. Sodann wird der geſetzliche 
Erbteil berechnet, der auf Grund dieſes (fiktiven) 
Nachlaßwertes den einzelnen Abkömmlingen zu⸗ 
fallen würde. Endlich ergibt ſich der Pflichtteil 
jedes Abkömmlings dadurch, daß von ſeinem Erb⸗ 
teilswerte der Wert ſeiner ausgleichungspflichtigen 
Zuwendung abgezogen und der ſo erhaltene Wert 
halbiert wird ($ 2316 Abſ. 1 i. V. § 2055). 

Die Ausgleichungspflicht einer Zuwendung be⸗ 
einflußt demnach die Höhe des Pflichtteiles nicht 
nur beim Empfänger ſondern auch bei den übrigen 
Abkömmlingen. | 

Bei der Anrechnung wird dem Werte des ge⸗ 
ſamten Nachlaſſes lediglich der Wert der an⸗ 
rechnungspflichtigen Zuwendung hinzugezäͤhlt, welche 
der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt empfangen hat. 
Sodann wird der geſetzliche Erbteil berechnet, der 
dem Empfänger der Zuwendung auf Grund dieſes 
(fiktiven) Nachlaßwertes zufallen würde, und dann 
halbiert. Durch Minderung dieſes Wertes um 


| 1) Bericht der Reichstagskommiſſion S. 22. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in 


Bayern. 1919. Nr. 5. 97 


den Wert der Zuwendung ergibt ſich endlich der 
luck Pflichtteilswert (8 2315). | 

Die Anrechnungspflicht einer Zuwendung be: 
einflußt alſo lediglich die Höhe des Pflichtteils 
ihres Empfängers. 

Da die Vorausſetzungen für die Anwendbar⸗ 
keit beider Berechnungsweiſen ſich nicht aus⸗ 
ſchließen, kann, wenn Abkömmlinge pflichtteilsbe⸗ 
rechtigt find, der Fall eintreten, daß für dieſelbe 
Zuwendung ſowohl die Vorausſetzungen der Aus⸗ 
gleichung wie die der Anrechnung vorliegen. Hin⸗ 
ſichtlich der Berechnungsart entſteht dann die 
Frage, ob und inwieweit hier die beiden oben⸗ 
genannten Berechnungsweiſen anzuwenden find. 
Dieſe Frage erſtreckt ſich jedoch nur auf die Be⸗ 
rechnung des Pflichtteiles des Empfängers der 
zugleich ausgleichungs⸗ und anrechnungspflichtigen 
Zuwendung, da die Anrechnungspflicht einer Zu⸗ 
wendung die Höhe des Pflichteiles lediglich beim 
Empfänger und nicht auch bei den übrigen Pflicht⸗ 
teilsberechtigten beeinflußt. 

In 8 2316 Abſ. 4 will das Geſetz dieſe Frage 
löfen und ſtellt hier folgende Berechnungsart 5 

Der Pflichtteil des Empfängers einer zugleich 
ausgleichungs⸗ und anrechnungspflichtigen Zu⸗ 
wendung ergibt ſich durch Abzug!) des halben Wertes 
dieſer Zuwendung von dem Werte des Pflicht: 
teiles, den der Empfänger erhalten würde, wenn 
die Zuwendung nur ausgleichungspflichtig wäre. 

§ 2316 Abſ. 4 löſt damit die entſtandene 
Frage nicht völlig; denn er regelt nicht den Fall 
der Gattenkonkurrenz; dieſer tritt ein, wenn neben 
Abkömmlingen auch der Ehegatte den Erblaſſer 
überlebt. Im folgenden ſoll zunächſt der Nach⸗ 
weis für das Beſtehen einer ſolchen Lücke im Ge⸗ 
ſetz geführt und ſodann ihre Ergänzung behandelt 
werden. ˖ 


82316 Abſ. 4 iſt auf den Fall der Gatten⸗ 
konkurrenz unmittelbar nicht anwendbar. 

In die Vorausſetzung des § 2316 Abſ. 4, die 
in ſeinem Vorderſatz enthalten iſt, wird der Fall 
der Gattenkonkurrenz nicht ausdrücklich einbe⸗ 


1a) 8 2316 Abſ. 4 Nachſatz verſteht unter „An⸗ 
rechnung“ nur Abzug und nicht die Anrechnung im 
techniſchen Sinne, welche die geſamte im 8 2315 nieder» 
gelegte Berechnungsweiſe und damit zugleich die 
rechneriſche Erhöhung des Pflichtteils umfaßt, die 
infolge Hinzuzählens des Zuwendungswertes zum 
Nachlaſſe eintritt. Das ergibt ſich namentlich aus 
§ 2055 Abſ. 1 Satz 1 („auf feinen Erbteil angerechnet“) 
und 8 2315 Abſ. 1 Vorderſatz („auf den Pflichtteil 
anrechnen zu laſſen“), wo das BGB. den Begriff im 
gleichen Sinne verwendet und die außer dem Abzug 
vorzunehmende rechneriſche Erhöhung des Nachlaſſes 


jeweils beſonders, nämlich in 8 2055 Abſ. 1 Satz 2. 


und S 2315 Abſ. 2 Satz 1, zum Ausdruck bringt. 
Damit entfällt auch der im RG.⸗Kommentar, Anm. 7 
zu 8 2316 hervorgehobene Widerſpruch. Jedoch auch 
bei gegenteiliger Auffaſſung folgt die Unanwendbar⸗ 
keit des 8 2316 Abſ. 4 auf den Fall der Gattenkon⸗ 
kurrenz aus dem Langheineken'ſchen Poſtulat. 


griffen. Der Vorderſatz iſt alſo in dieſer Richtung 
doppeldeutig; denn einerſeits iſt die dem Wort⸗ 
laute nach näherliegende Auslegung möglich, daß 
8 2316 Abf. 4 den Fall der Gattenkonkurrenz 
einbegreift, andererſeits erſcheint es aber auch nicht 
ausgeſchloſſen, daß ſich dieſer Abſatz nur auf den 
Fall des Nichtvorliegens von Gattenkonkurrenz 
bezieht. 

Die erſtere Auslegung führt jedoch zu einem 
vom geſetzgeberiſchen Standpunkt aus unrichtigen 
Ergebnis; den ſie verſtößt bei Gattenkonkurrenz 
gegen das offenbar de lege ferenda geltende und 
von Langheineken“ aufgeſtellte Poſtulat, 
welches lautet: 

„Es muß ausgeſchloſſen ſein, daß ein Pflicht⸗ 
teilsberechtigter, der eine anrechnungs⸗ und zugleich 
ausgleichungspflichtige Zuwendung von beſtimmter 
Höhe erhalten hat, einen größeren Pflichtteilsan⸗ 
ſpruch habe, als er gehabt hätte, wenn er ceteris 
paribus eine lediglich anrechnungspflichtige Zu⸗ 
wendung (von gleicher Höhe) erhalten hätte.“ 

Ein hinreichender Beweis für den behaupteten 
Verſtoß gegen obiges Poſtulat kann ſchon durch 
ein beſtimmtes Zahlenbeiſpiel erbracht werden. 
Gewählt ſei das von Ritgen)) angegebene: 

Der Nachlaßwert beträgt 4000 M. Erbe iſt 
ein heres extraneus. Der Erblaſſer wird über⸗ 
lebt von feinem Ehegatten und zwei Söhnen A 
und B. A hat 800 M, B 400 M als aus⸗ 
gleichungs⸗ und zugleich anrechnungs pflichtigen Vor⸗ 
empfang zu verrechnen. 

Dann wäre der Pflichtteil des A bei unmittel⸗ 
barer Anwendung des § 2316 Abſ. 4 folgender: 
maßen zu berechnen: Die 4000 M mindern ſich 
um das Viertel des Ehegatten; es bleiben ſonach 
3000 M. Zu dieſen find die Zuwendungen, 800 M 
und 400 M, hinzuzuzählen; das ergibt 4200 M. 


) Seuff Bl. Bd. 71 (1906) S. 271. „— Das Bo- 
ſtulat beruht auf der Erwägung, daß der Zuwendende 
dadurch, daß er eine Zuwendung für anrechnungs- 
pflichtig erklärt, ſeine Pflichtteilslaſt mindert; wenn 
er das bei jeder anderen Zuwendung kann, wegen 
deren das Geſetz nicht die geringſte Minderung ans 
ordnet, fo muß er es erſt recht können bei Zuwen— 
dungen, bei denen bereits das Geſetz eine gewiſſe 
Minderung allgemein vorgeſehen, alſo für angemeſſen 
gehalten hat. — v. Jacubezk y, a. a. O. S. 397, bekämpft 
dies Poſtulat, weil es im Widerſpruch ſtehe zu § 2316 
Abſ. 3, wonach der Erblaſſer nicht hindern könne, 
daß die Ausſtattung den Pflichtteil des Empfängers 
ebenſo erhöhe wie den der anderen Abkömmlinge. 
Demgegenüber iſt feſtzuſtellen, daß die Erhöhung des 
empfängeriſchen Pflichtteils ein rein rechneriſcher Vor— 
gang iſt, dem eine wirkliche Erhöhung nicht entſpricht, 
weil gleichzeitig immer ein mindeſtens doppelt ſo 
hoher Wert vom Pflichtteil abgezogen werden muß. 
Die Berückſichtigung der Ausſtattung erhöht daher 
den Pflichtteil des Empfängers nicht, ſondern kürzt 
ihn, und die Ausſchließung der Berückſichtigung ge— 
reicht dem Empfänger nicht zum Nachteil ſondern zum 
Vorteil. Für eine Anwendung von 8 2316 Abſ. 3 
bleibt daher kein Raum. 

) Planck, BGB. Kommentar, Bd. 5, 1. u. 2. Aufl. 
(1902), Bem. 5 b zu § 2316. 
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Der Erbteil des A beträgt demnach 2100 N, 
vermindert um ſeine Zuwendung von 800 M, 
alſo 1300 M; ſein vorläufiger Pflichtteil die 
Hälfte davon, namlich 650 M. Davon iſt noch 
400 M, die Hälfte feiner Zuwendung, abzuzieben, 
= jo würde ſich fein Pflichtteil auf 250 M be⸗ 
laufen. 

Der Pflichtteil des A bei Nichtvorliegen der 
Ausgleichungspflicht ſeiner Zuwendung iſt dagegen 
gemäß 88 2315 und 2316 Abi. 1 folgendermaßen 
zu berechnen: Zu den 4000 M find die 800 M 
des A hinzuzuzahlen. Dieſer Betrag von 4800 M 
mindert ſich um das Viertel des Ehegatten, alſo 
auf 3600 M. Hierzu iſt die ausgleichungspflichtige 
Zuwendung des B, 400 M, hinzuzuzählen; das 
ergibt 4000 M. Der Erbteil des A beträgt 
demnach 2000 M, und ſein vorläufiger Pflichtteil 
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die Hälfte davon, nämlich 1000 M, von welchem 


aber noch ſeine Zuwendung von 800 M abzu: 
ziehen iſt. Sein Pflichtteil beläuft ſich alſo, wenn 
die Ausgleichungspflicht ſeinen Zuwendung fehlt, 
auf nur 200 M, iſt folglich um 50 M geringer 
als bei vorhandener Ausgleichungspflicht. Inſoweit 
liegt demnach hier ein Verſtoß gegen das Lang⸗ 
heinekenſche Poſtulat vor. 

Dieſer Fehler liegt lediglich an der unmittel⸗ 
baren Anwendung der geſetzlichen Berechnungs⸗ 
weiſe auf den Fall der Gattenkonkurrenz: bei 
Nichtvorliegen von Gattenkonkurrenz wird das 
Langheinekenſche Poſtulat nicht verletzt ſondern 
erfüllt. Dieſe Behauptung muß unter Anwendung 
allgemeiner Zahlen bewieſen werden, da die Richtig 
keit eines Beiſpiels mit beſtimmten Zahlen keine 
Gewähr bietet für die Richtigkeit eines beliebigen 
anderen. 

Im folgenden“) ſei daher: 

Kk das Nachlaßkapital; 

n die Zahl der Kinder; 

5 der Wert der Zuwendung des Kindes A, ; 
2 der Wert der Zuwendung des Kindes A,; 

a, 1 Wert der Zuwendung des Kindes A;; 
uſw. 

a endlich ſei die Summe aller nn Zuwendun⸗ 

. gen, alſo gleich 1 Pa, ＋ a EN: 

Daun ift der Werk des Pflichtteiles des Al 
bei Aurechnungs- und Ausgleichungspflicht ſeiner 
Zuwendung gemaͤß § 2316 Abſ. 4 folgendermaßen 
zu berechnen: Zum Nachlaßwert (k) tft der Wert 
ſämtlicher ausgleichungspflichtiger Zuwendungen 
(gc) hinzuzuzählen; das ergibt (kan). Dieſe 
Summe geht in u Teile, der geſetzliche Erbteil des 


A, iſt alſo 8 
ausgleichungspflichtigen Zuwendung des Ar, näm— 


9 Da 
brauchen die Fälle, daß der Empfänger der Zuwendung 
nicht Kind ſondern entfernterer Abkömmling des Erb— 
laſſers iſt, daß er nebenbei auch nur ausgleichungs— 
pflichtige und nur anrechnungspflichtige Zuwendungen 
erhalten hat uſw., nicht berückſichtigt zu werden. 


„vermindert um den Wert der 


fie etwas methodiſch Neues nicht bieten, 


| 
| 
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lich um a1; er beträgt demnach . — 41. 
Sein vorläufiger Pflichtteil würde alſo a ſo 
groß ſein, nämlich} e — — 4) oder „, . nta. 
Davon iſt noch der halbe Wert der 1 a, 


k | 
abzuziehen; das ergibt un — 4a, — 3a oder 


2n 
Der Wert des Pflichtteils des A, bei Nicht: 
vorliegen der Ausgleichungspflicht ſeiner Zuwendung 
iſt dagegen gemäß § 2315 und § 2316 Abſ. 1 8 
folgendermaßen zu berechnen: Zum Nachlaßwert 
(D iſt zunächſt der Wert der Zuwendung des A, 
wegen ihrer Anrechnungspflicht und dann auch 
der ſämtlicher anderen Zuwendungen wegen deren 
Ausgleichungspflicht, im ganzen alſo qa, hinzuzu⸗ 
zählen; das ergibt (Kk a). Diele Summe geht 
in n Teile, der geſetzliche Erbteil des A, iſt dem⸗ 


nach ſein vorläufiger Pflichtteil die Hälfte 


„ k | 
davon, nämlich 1 von welchem aber noch der 


Wert ſeiner anrechnungspflichtigen Zuwendung (a!) 


Folglich iſt ſein Pflichtteil auch 
in dieſem Falle an ax; ein Verſtoß gegen 
das Langheinekenſche Poſtulat liegt demzufolge 
nicht vor. 

Da die Reihenfolge von A1, A2, A, uſw. 
für die Berechnung bedeutungslos iſt, ſo gilt, was 


abzuziehen iſt. 


für A richtig iſt, auch für jedes andere Kind. 


Somit iſt die obige Behauptung für jeden be— 


liebigen Fall und unwiderlegbar dargetan. 


Da von den beiden möglichen Auslegungen 
die letztere den Verſtoß gegen das de lege ferenda 
geltende Poſtulat vermeidet, iſt ſie die richtige. 

Wenngleich, wie damit erwieſen, im BGB. 
eine ausdrückliche Vorſchrift über die Pflichtteils— 
berechnung bei Gattenkonkurrenz für den Fall 


fehlt, daß ein ausgleichungs- und zugleich an— 
rechnungspflichtiger Vorempfang vorliegt, ſo kann 


— — — 


doch eine ſolche, 
Beſtimmungen 

ſchloſſen werden. 
Wortlaut haben: 


wie ſich zeigen wird, aus den 
des BGB. mit Sicherheit er: 
Dieſe Vorſchrift würde folgenden 


II. 


„Ein anrechnungs- und zugleich ausgleichungs— 
pflichtiger Vorempfang iſt bei der Berechnung des 
Pflichtteiles des Empfängers wie ein nur an— 
rechnungspflichtiger zu behandeln.“ 

Dieſer Satz, welcher als Hypotheſe bereits 
von Langheineken)) aufgeſtellt iſt, umfaßt auch 
den Fall der Gattenkonkurrenz; da er auch auf 
den gegenteiligen Fall paßt, würde er den in $ 2316 


) A. a. O. S. 280. 
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Abſ. 4 nur unvollkommen niedergelegten geſetz⸗ 
geberiſchen Willen klar ausdrücken. Daß ſeine 
Geltung aus dem BGB. mit Notwendigkeit folgt, 
beweiſen folgende Erwägungen und Berechnungen: 

Der Fall, daß für dieſelbe Zuwendung zu⸗ 
gleich Ausgleichungs- und Anrechnungspflicht bes 
ſteht, kann einerſeits unter dem Geſichtspunkt be⸗ 
trachtet werden, daß zu der Ausgleichungspflicht 
die Anrechnungspflicht einer Zuwendung hinzutritt, 
und dieſer Geſichtspunkt ſcheint vom Geſetz in 
8 2316 Abſ. 4 verwendet zu fein. Andererſeits 
iſt auch der umgekehrte Geſichtspunkt möglich, 
daß zu der Anrechnungspflicht die Ausgleichungs⸗ 
pflicht der Zuwendung hinzutritt. Beide Be⸗ 
trachtungsweiſen wollen natürlich nicht zeitlich, 
ſondern rein methodiſch verſtanden ſein und find 
daher auch logiſch gleichwertig. Auf Grund einer 


jeden kann der angetretene Beweis unmiderlegbar - 


geführt werden. Hier wird der letzteren der Vor⸗ 
zug gegeben, weil ſich der Beweis in dieſem 
Falle einfacher geſtaltet. 

Dieſe Betrachtungsweiſe führt zu dem Begriff 
der „zur Anrechnungspflicht hinzutretenden Aus⸗ 
gleichungspflicht einer Zuwendung“, der nicht gleich⸗ 
bedeutend iſt mit dem der normalen, — d. h. nicht 
neben einer Anrechnungspflicht, alſo allein, vor: 
liegenden — Ausgleichungspflicht. Beim Beweis 
wird ferner verwendet der Begriff der „Einwirkung 
der Ausgleichungspflicht einer Zuwendung auf den 
Pflichtteil des Empfängers“. Darunter wird der: 
jenige Betrag verſtanden, um den ſich der Pflicht— 
teil des Empfängers infolge des Umſtandes mindert, 
daß für feine Zuwendung Ausgleichungspflicht be⸗ 
ſteht. Daraus folgt, daß der Pflichtteil des 
Empfängers bei Ausgleichungspflicht feiner Zus 
wendung gleich iſt ſeinem Pflichtteil ohne Aus— 
gleichungspflicht dieſer Zuwendung, vermindert um 
die „Einwirkung der Ausgleichungspflicht ſeiner 
Zuwendung auf ſeinen Pflichtteil“. 

Der geſuchte Pflichtteil, naͤmlich der des Emp— 
fängers bei Anrechnungspflicht und hinzutreten— 
der Ausgleichungspflicht ſeiner Zuwendung bei 
Gattenkonkurrenz, iſt folglich gleich ſeinem Pflicht— 
teil ohne hinzutretende Ausgleichungspflicht — alſo 
bei bloßer Anrechnungspflicht — ſeiner Zuwendung 
bei Gattenkonkurrenz, vermindert um die Ein— 
wirkung der hinzutretenden Ausgleichungspflicht 
feiner Zuwendung auf ſeinen Pflichtteil bei Gatten⸗ 
konkurrenz. 

Der dieſem Abſchnitt überſchriebene Rechts⸗ 
ſatz iſt dann bewieſen, wenn die auf die Aus: 
gleichungspflicht zurückzuführende Einwirkung, um 
die der ſich bei bloßer Anrechnungspflicht ergebende 
Pflichtteil zu mindern iſt, gleich Null iſt; denn 
dann iſt, wie aus dem letzten Satze hervorgeht, 
der geſuchte Pflichtteil einfach gleich dem Pflicht⸗ 
teil bei bloßer Anrechnungspflicht der Zuwen⸗ 
dung. Dieſer Nachweis iſt im folgenden noch 
zu erbringen: 

§ 2316 Abſ. 4 berückſichtigt, wie oben dar: 


getan, nicht die Möglichkeit von Gattenkonkurrenz, 
iſt daher auf dieſen Fall unmittelbar nicht an⸗ 
wendbar. Er beſtimmt daher auch nichts über 
die Art, in welcher die Gattenkonkurrenz von Ein⸗ 
fluß iſt auf den Umfang der Einwirkung der 
hinzutretenden Ausgleichungspflicht auf den Pflicht⸗ 
teil des Empfängers. Folglich iſt in diefer Be⸗ 
ziehung die hinzutretende Ausgleichungspflicht nicht 
anders zu behandeln als die normale. Es iſt 
daher zunächſt feſtzuſtellen, was in dieſer Hinſicht 
für die normale Ausgleichungspflicht gilt. Für 
dieſe gilt der allgemeine Satz: 

„Für die Einwirkung der Ausgleichungspflicht 
einer Zuwendung (auf den Erb⸗ oder Pflichtteil) 
iſt das Hinzutreten von Gattenkonkurrenz ohne 
Einfluß.“ 

Er wird ſich ergeben aus dem anderen“) all- 
gemeinen Satze: 

„Für die Einwirkung der Ausgleichungspflicht 
einer Zuwendung (auf den Erb» oder Pflichtteil) 


‚it der Wert des Nachlaſſes ohne Einfluß.“ 


Die Geltung dieſes Satzes braucht hier nur 
für den Pflichtteil des Empfängers bei Nicht: 
vorliegen von Gattenkonkurrenz nachgewieſen zu 
werden. Sie iſt dann dargetan, wenn in dem 
Ergebnis, das die allgemeingültige Berechnung 
für den Wert, der Einwirkung liefert, der Nach⸗ 
laßwert (k) nicht vorkommt; denn aus dieſem 
Umſtande geht offenbar hervor, daß der Umfang 
der Einwirkung vom Werte des Nachlaſſes unab⸗ 
hängig iſt. Bei der demnach erforderlichen Be⸗ 
rechnung des Einwirkungswertes ſei: 

ai der Wert der ausgleichungspflichtigen Zu⸗ 

wendung des Kindes A1; 

as der Wert der ausgleichungspflichtigen Zu: 

wendung des Kindes A;; i 

a der Wert der ausgleichungspflichtigen Zus 

wendung des Kindes A, uſw.; 

a endlich ſei die Summe aller dieſer Zu⸗ 

wendungen, 
alſo gleich a1 T ag + aa . . ＋ an. 

Dann iſt die Einwirkung der Ausgleichungs⸗ 
pflicht der Zuwendung des A, auf ſeinen Pflicht⸗ 
teil gleich ſeinem Pflichtteil ohne Ausgleichungs⸗ 
pflicht ſeiner Zuwendung, vermindert um ſeinen 
Pflichtteil bei Ausgleichungspflicht dieſer Zu⸗ 
wendung. 

Ware feine Zuwendung nicht ausgleichungs⸗ 
pflichtig, fo wäre gemäß § 2316 Abſ. 1, in Ber: 
bindung mit § 2055 Abſ. 1, ſein Pflichtteil 
folgendermaßen zu berechnen: Zum Nachlaßwert 
(k) iſt der Wert ſämtlicher ausgleichungspflichtigen 
Zuwendungen hinzuzuzählen. Da die Zuwendung 
des A, in dieſem Falle nicht ausgleichungspflichtig 


6) Da beide, Sätze nur eine logiſche Folge der in 
8 2055 feſtgeſetzten Berechnungsweiſe g ausdrücken, 
geltenkſie, ſoweit dieſe gilt, für jeden Erb- und Pflicht⸗ 
teil. Soweit von $ 2055 in $ 2056 eine Ausnahme 
ſtattfindet, bleibt auch für ihre Geltung kein Raum, 
was aber hier belanglos iſt. 
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iſt, iſt der hinzuzuzählende Wert nicht a, ſondern: 
a, vermindert um den Wert der Zuwendung des 
Al, nämlich um a1. Der hinzuzuzählende Wert 
iſt folglich nur (a — 41). Wird er hinzugezählt, 
ſo ergibt das: (K ＋ (a — 41). Dieſe Summe 
geht in n Teile, der geſetzliche Erbteil des A, iſt 


demnach . ; * Pflichtteil die Hälfte 

aun Al u ar 2 —— 
k E ng 

ober 2u 2n 9 


Bei RE feiner 8 ift 
der Pflichtteil des A, gemäß $ 2316 Abi. 1, 
folgendermaßen zu berechnen: Zum Nachlaßwert 
(X) iſt der Wert ſämtlicher ausgleichungspflichtigen 
Zuwendungen (a) hinzuzuzählen; das ergibt (K + a). 
Dieſe Summe geht in n Teile, an geſetzliche 


Erbteil des A, iſt demnach. E vermindert 


um den Wert der ausgleichungspflichtigen Zu⸗ 
wendung des A, nämlich um a;; folglich be 


trägt er = —a,. Sein Pflichtteil iſt alſo 
die Hälfte davon, nämlich 4 Fr — ai) oder 
Kk ＋ 0 

2n 41. 


Wird der letztere Pflichtteilswert von dem 
erſteren abgezogen, ſo ergibt ſich die fragliche Ein⸗ 
wirkung. Sie iſt alſo: 

[04 2 ; 
| 2n an 2n 1 470 
oder nach Auflöſung der Klammern, wobei ſich 
wegen des Minuszeichens vor der zweiten das 
1 vor ihrem 1 1 ändert, 


2122 on 2n 4 E 1* 


Das erſte und dritte Glied fallen dann fort; es 
ergibt ſich alſo 


1 
— n Ai 1 4, oder 141 — n A1 


als Wert der Einwirkung der Ausgleichungspflicht 
der Zuwendung des A, auf feinen Pflichtteil bei 
Nichtvorliegen von Gattenkonkurrenz. In dieſem 
Werte kommt in der Tat der Nachlaßwert (K) 
nicht vor; alſo iſt der zuletzt behauptete Satz in 
dem Umfange bewieſen, als er hier bewieſen zu 
werden braucht. 

Das Hinzutreten von Gattenkonkurrenz ändert, 
wie aus den für die Pflichtteilsberechnung in 
§ 2316 Abſ. 1 angezogenen 88 2055 Abſ. 1 
Satz 2 (am Ende), und 2050 Abſ. 1 („unter: 
einander“), folgt, die Berechnungsart der Aus⸗ 
gleichung nur inſoweit, als vor Beginn der eigent⸗ 
lichen Ausgleichung vom Nachlaßwert das dem 
Ehegatten gebührende Viertel vorweg abzuziehen 
ft. Das Hinzutreten von Gattenkonkurrenz hat 
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demnach nur die Wirkung, den der Ausgleichung 
zugrunde liegenden Nachlaßweri zu verringern. 
Da nun dieſer Wert für die Einwirkung der Aus⸗ 
gleichungspflicht auf den Pflichtteil des Empfängers 
ohne Einfluß iſt, folgt für die beſagte Einwirkung 
der Satz: 

„Für die Einwirkung der Ausgleichungspflicht 
einer Zuwendung iſt das Hinzutreten von Gatten⸗ 
konkurrenz ohne Einfluß.“ 

Die Gattenkonkurrenz iſt demnach auch ohne 
Bedeutung für die Einwirkung der zur Anrech⸗ 
nungspflicht hinzutretenden Ausgleichungspflicht 
auf den Pflichtteil des Empfängers. Die frag: 
liche Einwirkung iſt alſo bei Vorliegen von Gatten⸗ 
konkurrenz die gleiche wie bei Nichtvorliegen von 
Gattenkonkurrenz. Da ſie gleich iſt dem Pflichtteil 
des Empfängers ohne hinzutretende Ausgleichungs⸗ 


pflicht, vermindert um ſeinen Pflichtteil bei hinzu⸗ 


tretender Ausgleichungspflicht ſeiner Zuwendung, 
und dieſe beiden Pflichtteilswerte bei Nichtvorliegen 
von Gattenkonkurrenz, wie oben unter I dargetan, 


gleich find Ge — 41), ſo iſt die fragliche Ein⸗ 


wirkung in dieſem Falle gleich Null, alſo auch 
im Falle von Gattenkonkurrenz. Damit iſt der 
behauptete Satz zwingend bewieſen: 

„Ein anrechnungs⸗ und zugleich ausgleichungs⸗ 
pflichtiger Vorempfang iſt bei der Berechnung des 
Pflichtteiles des Empfängers wie ein nur an⸗ 
rechnungspflichtiger zu behandeln.“ 

m Ergebnis ſtimmen hiermit überein die 
Anſichten von Matthiaß,“) Tecklenburg!) 
und Langheineken.“ 


Kleine Mitteilungen. 


Soziale Juſtiz. Die bayeriſche Volksregierung 
hat in ihrer grundſätzlichen Erklärung die Forderung 
nach ſozialer Rechtspflege aufgeſtellt. Wohl kein Wort 
wird in den nächſten Jahrzehnten eine ſolche Rolle 
ſpielen, wie der Ausdruck „ſozial“. — Welchen Be⸗ 
griff umſchließt dieſe Bezeichnung? Offenbar: eine 
der Geſamtheit im Gegenſatze zum ſelbſtiſchen Vor⸗ 
teile dienende Tätigkeit. — Ueber die Richtlinie herrſcht 
wohl Einigkeit. Deſto größere Schwierigkeit bietet 
aber die Ausführung im einzelnen. 

„Soziale Rechtspflege“ iſt alſo diejenige, welche 
ohne Rückſicht auf Sonderintereſſen lediglich dem 


1) Matthiaß, Lehrb. 3. und 4. Aufl. (1900), 
Bd. 2 S. 512. M. bringt dieſes Ergebnis als erſter, 
aber ohne Begründung. In der 5. Aufl. (1910) bringt 
er es nicht wieder. 

s) Tecklenburg, „Lebzeitige Zuwendungen in 
ihrer Einwirkung auf die Erb- und Pllichtteils⸗ 
berechnung“ (1904), S. 167 und 127 f. und SeuffBl. 
Bd. 75 (1910) S. 733. T. verſucht ſeine Anſicht zu 
begründen, indem er die bis dahin aufgeſtellten, nicht 
mit der ſeinigen übereinſtimmenden an widerlegt. 

) Langheineken a. a. O. S. 277 ff., bringt 
die erſte und bisher einzige wiſſenſchaftliche Vegrün⸗ 
dung, die allerdings noch nicht zwingend iſt. 


Wohle des Ganzen dienen will. — Von jeher haben 
Revolutionen gewaltig in das Rechtsleben eingegriffen. 
Die franzöſiſche Revolution hat politiſch das mittel⸗ 
alterliche Feudalrecht beſeitigt. Die deutſche vom 
Jahre 1848 folgte ihr darin, und unſer Rechtsleben 
machte in der Einführung der: Schwurgerichte, Preſſe⸗ 
und Verſammlungsfreiheit einen großen Schritt nach 
vorwärts. — Der Sinn des Weltkrieges iſt der, daß 
die letzten Reſte des Mittelalters begraben werden. 
Deshalb muß jetzt auf allen Gebieten ganze Arbeit 
gemacht werden. Jedermann muß umdenken lernen! 
Keiner darf in feinen alten Anſchauungen beharren!) 
Der begriffsmäßige Gegenſatz des organiſierten 
„Sozialen“ iſt die Freiheit. Die Verſöhnung beider 
iſt die rieſengroße Aufgabe der Gegenwart. Das 
Individualrecht des einzelnen der Forderung nach 
ſozialem Ausgleiche gegenüber zu wahren, iſt auch 
das ſchwierigſte Problem für die neuzeitliche Rechts⸗ 
pflege. — Deshalb muß bei der Neuſchaffung und 
Umgeſtaltung der unſerer Rechtspflege dienenden 
Einrichtungen von Fall zu Fall erwogen werden, was 
wirklich auf die Dauer ſich praktiſch erweiſen und 
volkstümlich geſund bleiben kann. — Das Volk will 
eine richtige, billige und raſche Rechtspflege. — Das 
iſt aber leichter geſagt als ausgeführt. Die Richtig⸗ 
keit können nur eingehende Kenntnis und entſprechende 
Erfahrung verbürgen. Bei der Billigkeit kommen 
die ebenſo berechtigten Intereſſen derer in Frage, die 
nach mühſeligem Studium ihre Lebensarbeit dem 
Dienfte der Rechtspflege widmen und die Raſchheit 
kann oft auf Koſten der Gründlichkeit gehen. — Aber 
vieles iſt zu beſſern! Zunächſt müſſen Friedensge⸗ 
richte eingerichtet werden. Bis zu einem Streitwerte 
von 50 M kann ruhig die Berufung ausgeſchloſſen 
bleiben. — Der Schwerpunkt iſt auf das Schlichtungs⸗ 
oder Sühneverfahren zu legen. Wohnen beide Parteien 
in der gleichen Gemeinde, ſo dürfte ähnlich, wie jetzt 
ſchon beim Privatklageverfahren in Beleidigungen be= 
ſtimmt iſt, keine Klage bei Gericht eingereicht werden, 
bevor nicht ein Sühneverſuch ſtattgefunden hat. Ver⸗ 
tretung hiebei muß ſelbſtverſtändlich zuläſſig ſein. 
Statt des Sühneverſuches kann der Kläger Erlaſſung 
eines Zahlbeſehles beantragen. — Die Zivilgerichte 
erſter Inſtanz find zuſtändig ohne Rückſicht auf den 
Streitwert. Für Lohnſtreitigkeiten und Handelsſachen 
werden zwei Laienrichter zugezogen. Zu Richtern 
werden ſogenannte „gehobene Richter“, ältere erfahrene 
Juſtizbeamte und Rechtsanwälte, ernannt. Dieſe führen 
lediglich den Titel „Richter“. Der Anwaltszwang 
bei Streitſachen über 600 M wird aufgehoben. Die 
Verteilung der Streitſachen erfolgt durch den Gerichts- 
vorſtand an die einzelnen Richter nach der Art und 
Höhe des Gegenſtandes. — Die Gehälter der Richter 
werden um mindeſtens ein Drittel, die der mittleren 
und unteren Juſtizbeamten um die Hälfte erhöht — 


Die Berufung geht an die Obergerichte, welche mit, 


drei Richtern in der Kammer beſetzt ſind. Dieſe 


1) Anm. d. Herausgebers. Tas geht doch 
wohl etwas zu weit. Nicht jeder neue Gedanke iſt 
auch richtig; er iſt auch dann häufig falſch, wenn ihn 
große Maſſen vertreten. Die Anſichten wechſeln und 
die Menge ſchreit bekanntlich heute „Hoſianna“ und 
morgen „Kreuziget ihn“. Unfehlbarkeit können wir 
ſog. modernen Anſchauungen nicht zugeſtehen, am 
allerwenigſten in einer Zeit, in der Maſſenpſychoſen 
auftreten, wie in der unſrigen. 
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Rund ein ſog. „Referent“. 
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Obergerichte, welche reine Berufungsgerichte ſind, 
treten an die Stelle der jetzigen Landgerichte. Hier 
herrſcht Anwaltszwang mit Armenrecht. Für die 
Vertretung im Armenzechte erhält der Rechtsanwalt 
ſeine Gebühren aus der Staatskaſſe, wenn er ſie vom 
Gegner nicht erſtattet erhält. — Die Oberlandesge⸗ 
richte werden aufgelöſt. — Die Reviſionen gehen an 
das Reichsgericht, welches in Senaten von drei Richtern 
entſcheidet. Kein Kollegium von Berufsrichtern braucht 
aus mehr als drei Mitgliedern zu beſtehen. — Eine 
größere Beſetzung iſt vielleicht ſogar ſchädlich. — 

Die Strafjuſtiz baut ſich am beſten auf der Schöffen⸗ 
gerichtsverfaſſung auf. Das Schöffengericht ſoll aus 
einem Berufsrichter und zwei Schöffen, das Ober— 
Schöffengericht aus zwei Richtern und drei Schöffen 
beſtehen. Für die Fälle des heutigen Schwurgerichts 
ſoll ſich dieſes aus fünf Schöffen zuſammenſetzen. 
Die Berufung gegen Urteile dieſer Oberſchöffengerichte 
geht gleichfalls an ein Schöffengericht mit fünf bzw. 
ſieben Schöffen und zwei Berufsrichtern. Mehr Be⸗ 
rufsrichter Sind nicht nötig. Ein Verhandlungsleiter 
— Die Schöffen müßten, 
wie die heutigen Handelsrichter, auf mehrere Jahre 
ernannt, mit beſonderer Auswahl aus ſämtlichen Be⸗ 
rufskreiſen ausgeſucht und mit Tagegeldern entlohnt 
werden. — Eigene Jugendgerichte für alle Inſtanzen 
mit wieder beſonders ausgewählten Schöffen — Lehrer, 
Aerzte — ſollen beſtellt und auch Frauen zum Schöffen⸗ 
amte zugezogen werden. — Auf breiteſte Grundlage 
fol das Strafbefehlsweſen geſtellt, die Vorunter⸗ 
ſuchung kontradiktoriſch geſtaltet und dem Unter⸗ 
ſuchungsrichter die Befugnis zur Verhängung der 
Strafe zugeteilt werden, wenn der Angeklagte ſein 
Einverſtändnis hiezu ausſpricht. — Das geſamte Straf⸗ 
recht iſt auf der Grundlage der modernen Wiſſen⸗ 
ſchaften, insbeſondere der Pſychiatrie, Soziologie und 
Pädagogik umzubauen. Auch hier muß eine neue 
Welt entſtehen. a 

Die deutſche Rechtsanwaltſchaft bedarf beſonderer 
Beachtung. Grundſätzlich iſt an der „Freiheit der 
Advokatur“ feſtzuhalten. Dagegen könnte ſich ihre 
Freizügigkeit über das ganze Deutſche Reich erſtrecken 
und jeder Rechtsanwalt müßte bei jedem Gerichte als 
Prozeßbevollmächtigter, ſelbſt beim Reichsgerichte, 
auftreten können. Eine dreijährige Tätigkeit als 
ſog. „Konzipient⸗-Anwalt“ bei Feſtſetzung eines Mindeſt⸗ 
gehaltes iſt notwendig. Der deutſche Beamtenſtaat 
hat die Rechtsanwaltſchaft nie richtig zu würdigen 


gewußt. In Zukunft ſollten ſich die Richter zum 
größten Teile aus älteren, erfahrenen Anwälten 
rekrutieren. 


Die Gerichtsvollziehereien ſind wieder aufzulöſen. 
Der Gerichtsvollzieher muß ein perſönliches Intereſſe 
an der erfolgreichen Ausführung ſeines Auftrages 
haben. 

Rechtsſtudium und Vorbereitungsdienſt müſſen neu 
geſtaltet werden. Die Rechtswiſſenſchaft darf nicht mehr 
eine Domäne der beſitzenden Klaſſen bleiben. Mittel- 
mäßige Köpfe müſſen künftighin von der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft überhaupt wegbleiben. Mit ungefähr 17 Jahren 
fol bei einem Gerichte, bei einer Verwaltungsbehürde 
oder einem Rechtsanwalte eine Lehrzeit von einem 
Jahre durchgemacht werden, damit der junge Mann 
vor feinem Eintritte in die Hochſchule überhaupt ers 
kennen kann, ob der Beruf ihm Freude macht. Dann 
ſoll der Student ſich entſcheiden, ob er Juſtiz- oder 
Verwaltungsbeamter werden will und darnach ſoll 
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fein Studium geftaltet werden. Dann dreifährige 
Praxis mit ſofortiger entſprechender Bezahlung und 
ſpäter wiederholt Fortbildungskurſe! 

Unſere Juſtiz war bis jetzt zu formal, zu eng 
und zu abſtrakt. Sie muß vor allem praktiſch 
werden. Das iſt nicht zu ſchwer und bei billigem 
Ausgleiche aller Intereſſen auch zu erreichen, wenn 
die Erfahrung ſprechen darf und ein guter Wille 
vorhanden iſt. Dann wird fie auch eine „Soziale 
Juſtiz“. Dr. L. Benario (München). 


Zur Stellung des Beamtenſtandes in der Neiſe⸗ 
prüfungsfrage.“ Um Gründe für die Abſchaffung der 
Reifeprüfung ſind weite Kreiſe unſeres Volkes nicht 
verlegen. Das Abſolutorium iſt für viele der ſicht⸗ 
barſte Ausdruck einer Schultyrannei, die ſich nicht 
ſcheut der Jugend wertvolle Jahre ihrer Entwickelung 
zu vergällen und das Heranreifen zu innerer Selb⸗ 
ſtändigkeit durch plumpen, rückſichtsloſen Eingriff zu 
unterbinden; die Angſt, die man einſt gerade vor 
jener Prüfung ausgeſtanden hat, ſpielt noch in den 
Träumen reifer Männer eine gewiſſe Rolle und legt 
den Wunſch nahe die junge Generation vor einer 
ſolchen Störung des Lebensgenuſſes zu bewahren. 
Der zur Selbſtkritik neigende Schulmann verurteilt 
nur allzu gerne eine Einrichtung, in der er den Be— 
weis des Mißtrauens in ſeine Leiſtungsfähigkeit ſieht, 
vor allem aber iſt ſie ihm das ſchwerſte Hemmnis 
für eine der wichtigſten Reformen auf dem Gebiete 
des höheren Unterrichts: der Drill auf eine Prüfung, 
bei der die Aufgaben von der Unterrichtsverwaltung 
geſtellt werden, geſtattet es nach ſeiner Anſicht nicht 
dem jährigen Studium feinen krönenden Abſchluß 
zu geben: wo bliebe daneben noch die Muße und die 
Spannkraft zu einer Vertiefung und Zuſammenfaſſung 
aller Einzelkenntniſſe im Lichte der Philoſophie, der 
Entwickelungslehre, der Kulturgeſchichte, der Staats⸗ 
bürgerkunde, wo die Möglichkeit auf der Oberſtufe 
den Unterricht in dem Maße freier zu geſtalten, als 
es eine Erziehung zu ſelbſtändiger Geiſtesarbeit er— 
fordern würde? So müßte ſich alſo gerade die Be— 
amtenſchaſt, die das höchſte Intereſſe an einem in 
dieſem Sinne herangebildeten Nachwuchs hätte, für 
die Aufhebung der Reifeprüfung, jenes Hemmniſſes 
einer geſunden, freiheitlichen Entwickelung, mit aller 
Macht einſetzen? 

Die Lebensfrage auf dieſem Gebiete iſt und bleibt 
die Handhabung der Ausleſe. Iſt es nötig ein Wort 
über die Wichtigkeit des Problems zu verlieren, den 
Werdegang des Staatsdienſtanwärters zu ſchildern, 
der mit 35 Jahren kaum eine beſcheidene, ſchlecht be⸗ 
zahlte Anfangsſtufe erreicht, den die unabſehbare 
Schar der Mitbewerber oder ein Mißerfolg in der 
entſcheidenden Prüfung von jedem weiteren Forts 
kommen ausſchließt? Braucht die Beamtenwelt noch 
beſonders hingewieſen zu werden auf die Gefahr, die 
mit der ſtändigen Vermehrung eines Proletariats 
geiſtiger Arbeiter verbunden iſt? An der Ausleſe⸗ 
frage iſt ſie nicht minder intereſſiert als an der Vor- 
bildungsfrage. 

Alſo weitere Erhöhung der Anforderungen, ſtrengſte 
Beurteilung bei Prüfungen, bei der Vorbereitungs- 
praxis, in Anfangsſtellen? Daß man hier den Bogen 
nicht ſtraffer anſpannen kann, als er ſchon angeſpannt 


iſt, kann kaum bezweifelt werden. Die Sichtung auf 
den letzten und höchſten Stufen des dornenvollen Vor⸗ 
bereitungspfades iſt vielfach von einer Schärfe, die 
ſich nicht mehr überbieten läßt; ob für einen Zweig 
des Staats dienſtes ein Dreiererlaß beſteht, ob wohl: 
wollende Durchſührung verſprochen, ob Milderung 
und Erleichterung vorgeſehen iſt oder nicht, an der 
Unmöglichkeit die große Maſſe der Anwärter in an⸗ 
gemeſſenen Stellen unterzubringen ſcheitern die Bes 
mühungen ſelbſt des wohlwollendſten Reſſortchefs; 
„wenige ſind auserwählt“ muß ſtets die Loſung für 
den Perſonalreferenten bleiben. 

Belehrung oder Warnung verhallt ungehört, der 
mäßig Begabte, der einmal hineingeſchlüpft iſt, wird 
aus Mitleid weitergeſchoben und muß ſchließlich er— 
barmungslos preisgegeben werden. So bliebe nur 
ein Mittel übrig: die Beſchränkung des Zuganges zu 
den verſchiedenſten Zweigen des Staatsdienſtes, d. h. 
im letzten Grunde die Beſchränkung des Studiums 
überhaupt. Die ſchlimme Finanzlage der Städte, 
Kreiſe und Bundesstaaten, welche jetzt endlich die Ab- 
neigung gegen Errichtung und Unterhalt von Zwerg— 
mittelſchulen verſtärkt und damit den Zugang manches 
Unberufenen verhindert, wird hier zum Segen: es 
fällt für manchen der Anreiz weg eine Laufbahn einzu— 
ſchlagen, auf der er lange Zeit leidlich raſch vorwärts 
kommt um ſchließlich in der kläglichſten Weiſe ſtecken 
zu bleiben. Von entſcheidender Bedeutung aber iſt 
die Sichtung auf der Mittelſchule ſelbſt, wenn ſie von 
verſtändigen, ihrer Verantwortung bewußten Lehrern 
geübt wird. Daß ihr tauſenderlei Schwierigkeiten im 
Wege ſtehen, daß ſie in der Praxis auch von ihrem 
überzeugteſten Verfechter nur mit größter Vorſicht 
durchgeführt werden kann, entbindet nicht von der 
Verpflichtung ſie da ohne Scheu durchzuführen, wo 
es notwendig iſt. Bei maßvoller Anwendung muß ſie 
im Sinne einer vernünftigen Ausleſe wirken. Gerade 
der Beamtenſtand aber müßte für jedes Mittel ein— 
treten, das dieſem Zwecke dienen kann, gerade er 
müßte ſich gegen die Abſchaffung der Reifeprüfung 
um ſo entſchiedener wehren, je mehr ihre Aufhebung 
vom einſeitigen Erzieherſtandpunkt aus oder von der 
ſog. öffentlichen Meinung gefordert wird. 

Man weiſe nicht auf die Unvollkommenheiten hin, 
die dieſem Ausleſemittel anhaften — ſie werden ohne 
weiteres zugeſtanden —, nicht darauf, daß die Prü— 
fungspraxis oft das Gegenteil einer Ausleſe befördert, 
daß bei ihrer Durchführung ſo viel gedeichſelt und 
geſchoben werden kann, wenn der Wille vorhanden iſt 
zu einem wohlwollenden corriger la fortune. Aber 
alle Unvollkommenheiten oder Schäden dieſes Prü⸗ 
fungsbetriebes ſind leichter zu beſeitigen oder zu er— 
tragen als die Verwüſtung, welche die Aufhebung der 
bisherigen Reifeprüfung in unſerem Bildungsweſen 
hervorrufen müßte. Die Anforderungen ſind doch 
einigermaßen einheitlich von oben her normiert, die 
gleichen Aufgaben werden für die Anſtalten gleicher 
Gattung geſtellt, für die Beurteilung der Leiſtungen 
hat ſich eine Tradition herausgebildet, die nicht ſo 
ganz leicht zu umgehen iſt, der Vollzug der Prüfung 
wird von den Aufſichtsorganen der Unterrichtsver— 
waltung ſo überwacht, daß eine gewiſſe Schranke auf— 
gerichtet iſt gegen allzu große Subjektivität bei der 
Bewertung der Arbeiten, alſo auch gegen die unan— 
gebrachte Milde, die nicht ausleſeſördernd wirkt. Fällt 
dies alles weg, ſo rückt die Gefahr ernſtlich nahe, daß 
die durchgreifende Sichtung in den ober ſten Klaſſen 


und vor Abſchluß des Studiums in der höheren Lehr: 
anſtalt unterbleibt; es fehlt dann den zur Beurteilung 
berufenen Organen der nötige Rückhalt und die nötige 
Unabhängigkeit um den wünſchenswerten ſtrengen 
Maßſtab an alle Schülerleiſtungen anzulegen, ſobald 
s fih darum handelt das Reifezeugnis zu gewähren 
oder zu verſagen. Wird ſich nicht auch die Deffent: 
lichkeit mit noch viel ſtärkerem Ungeſtüm einmiſchen 
als früher und den Maßſtab der Bewertung an ſich 
zu reißen verſuchen, dies aber in einer Weiſe, die 
eine ſtrenge Sichtung ansſchließt? Werden die ein- 
zelnen Anſtalten noch die nötige Feſtigkeit und den 
Willen zu jener Strenge und Unerbittlichkeit auf— 
bringen, deren Odium noch viel mehr als beim alten 
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Syſtem auf eine einzelne Perſon fallen kann? Wer 


würde es über ſich gewinnen, ohne daß eine von ganz 


beſtimmter Feierlichkeit umgebene Prüfung voraus⸗ 


gegangen iſt, einem Unwürdigen den Verluſt eines 
Jahres nicht zu erſparen (und wie ſchwer wiegt ein 
ſolcher Verluſt heu'zutage in den Augen des Publi— 
kums !) oder ihm gar endgültig den Zutritt zur Hoch— 
ſchule abzuſchneiden? Das alles könnte auch in einem 
nicht mehr allzu zweifelhaften Falle das Urteil pro 
reo beeinfluſſen. Immer ſchwieriger wird es werden 
wider den Strom der allgemeinen Milde zu ſchwim⸗ 
men, die durch keinerlei üble Erfahrungen gewitzigt 
iſt und deshalb ſo unſozial wirkt, weil ſie ſo viele 
Unberufene auf eine falſche Bahn verlockt ſtatt ſie 
mit ſanftem Zwang den Berufen zuzuführen, in denen 
ſie zum größeren Segen für die Geſamtheit wirken 
könnten. 
wird ſich der einzelne dann um ſo weniger entziehen 
können, wenn ihm die letzte Deckung und der ſtärkſte 
Rückhalt fehlt für die peinliche Aufgabe mit ver- 
nünftiger, weitblickender Strenge des Ausleſeamtes 
zu walten. Dieſer Geſichtspunkt kann m. E. allein 
maßgebend ſein für jeden, der ſich über die weitere 
Entwickelung der Verhältniſſe im Staatsdienſt wie 


im ſonſtigen öffentlichen Leben ernſtliche Gedanken 


macht. 

Wie gerne möchten wir der Jugend die Qual der 
Vorbereitung, die Schrecken der Prüfung erſparen: 
Wir können dies alles nur zu mildern verſuchen; be= 
ſeitigen wir es ganz, ſo iſt ihr herzlich wenig damit 
gedient. Denn nur allzubald erwarten ſie Prüfungen, 
deren Ausfall von weit einſchneidenderer Bedeutung für 
die Geſtaltung des Lebensſchickſals iſt als die Reife⸗ 
prüfung, Prüfungen, die unter noch viel ſchwereren 
Bedingungen abgelegt werden müſſen, bei denen man 
noch weit leichter eines unglücklichen Zufalls Opfer 
werden kann, Prüfungen, welche die ſchärfſten An- 
forderungen an die Aufnahmefahigkeit des Gedächt— 
niſſes oder an die Kraft der Nerven ſtellen. Paulſen 
hebt einmal mit Recht hervor, es ſei nicht nötig aus 
dem Unterricht der höheren Schulen jede Rückſicht 
auf das künftige Berufsleben zu verbannen. Leitet 
man die Jugend an ſich auf die Reifeprüfung ver— 
nünftig vorzubereiten, ſo wird ſie ſich auch ſpäter 
fähig fühlen die Examensvorbereitung, einen nicht 
unweſentlichen Teil der Vorbereitung auf den erwähl- 
ten Beruf, mit Geſchick und Tatkraft anzugreifen; 
das iſt auch eine Arbeit, die gelernt und geübt ſein 
will, wenn man nicht durch hilfloſes Umhertaſten zu 
viel Zeit und Kraft vergeuden Toll. 

So verlockend alſo aus mancherlei Gründen die 
Abſchaffung der Reifeprüfung wäre, ſo entſchieden 
muß man ſie wenigſtens unter den heutigen Verhält⸗ 


Dieſem Zug zur falſch angebrachten Milde | 


— 


niſſen bekämpfen. Darum möge die Beamtenſchaft 
ihr Intereſſe allen Beſtrebungen zuwenden, die auf 
eine Reform der Vorbildung ihres Nachwuchſes, auf 
eine Neugeſtaltung unſeres gewiß nicht vollkommenen 
Prüfungsweſens abzielen, aber ſie hüte ſich jene ultima 
ratio einer vernünftigen Ausleſe beſeitigen zu helfen 
und wenn ſelbſt die Schulmänner in ihrer Mehrzahl 
die Abſchaffung der Reifeprüfung verlangen, ſo möge 
ſie unerſchütterlich an ihr feſthalten, von falſcher 
Sentimentalität und Milde unbeirrt, den Blick feſt 
auf das Ziel gerichtet, zum Wohle unſeres Vaterlands! 


Gumnaſiallehrer Dr. Mezger in München. 


Aus der Kechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. givilſachen. 


1 


Kann eine unwirkſame ſchriftliche Willenserklärung 
dadurch genehmigt werden, daß der urſprünglichen Unter⸗ 
ſchriſt nur das neue Datum beigeſetzt wird? (3 108 
Abſ. 2 BGB.). Laut Schuldſcheines vom 18. Mai 1907 
haben der damals noch minderjährige Beklagte und 
ſeine Mutter bekannt, von der Klägerin ein Darlehen 
erhalten zu haben. Nach erlangter Volljährigkeit hat 
er unter ſeine Unterſchrift das Datum „C. 26. November 
1907“ geſetzt. Die Klägerin hat im Urkundenprozeß 
Klage auf Zahlung erhoben. Beide Vordergerichte 
haben ihr ſtattgegeben. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die NRevifion beſtreitet, 
daß der Beklagte das unwirkſame Rechtsgeſchäft ge⸗ 
nehmigt habe. Das BG. ſtellt jedoch feſt, daß der 
Zuſatz des neuen Datums am 26. November 1907 keine 
andere Bedeutung als die einer Genehmigung haben 
könne. Der Beklagte habe das neue Datum in Ber 
bindung mit der Unterſchrift gebracht und als Laie 
nicht die Uebung der Rechtskundigen befolgt, die Unter— 
ſchrift den Schluß des Schriftſtücks bilden zu laſſen. 
Durch Vorlegung des Schuldſcheins habe die Klägerin 
den Beweis für ihre Klagebehauptungen voll erbracht. 
Den Gegenbeweis habe der Beklagte nicht einmal ver- 
ſucht. Wenn er erkläre, er habe vorgehabt, außer 
dem neuen Datum auch noch ſeine Unterſchrift auf 
den Schein zu ſetzen, nach der Niederſchrift aber Be— 
denken bekommen und ſeinen Namen nicht noch einmal 
geſchrieben, ſondern den Schein unvollzogen zurück— 
gegeben, ſo ſeien dieſe Behauptungen durch die Ur— 
kunde ſelbſt widerlegt. Denn, wie der Augenſchein 
ergebe, ſei es am 26. November 1907 wegen des 1905 
Raumes unter ſeiner Unterſchrift vom 15. Mai 1907 
von vornherein ausgeſchloſſen geweſen, daß er noch 
ſeinen Namen hätte darunter ſchreiben können, wenn 
er das neue Datum dorthin ſetzte. Darüber habe er 
nicht im Zweiſel ſein können, als er mit dem Schreiben 
des neuen Datums begann. Aus der Stellung, die 
der Beklagte dem neuen Datum gegeben, ſei daher 
mit Sicherheit zu folgern, daß er nicht die Abſicht 
hatte, mehr zu ſchreiben, offenbar, weil er die Wieder— 
holung ſeiner Unterſchrift für überflüſſig gehalten 
habe. Die Reviſion wendet ein, die Urkunde enthalte 
kein Wort von einer Genehmigung; mit Unrecht bürde 
daher das BG. dem Beklagten den Gegenbeweis auf. 
Die Genehmigung könne zwar ſtillſchweigend geſchehen, 
ſei aber eine vollbewußte, in ſich abgeſchloſſene Rechts- 
handlung, kein Bruchſtück einer ſolchen. 

Die Rügen ſind nicht begründet. Die Genehmigung 
i. S. des 8 108 Abſ. 3 BB. bedarf keiner Form. Sie 
ſetzt voraus, daß der Genehmigende die Unwirkſam— 
keit des Rechtsgeſchäftes kennt und ſie heilen will. 
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Hierüber hat ſich das BG. nicht ausgelaſſen, brauchte 
es auch nicht. Denn der Beklagte hat nicht beſtritten, 
daß er von der Unwirkſamkeit des Darlehensgeſchäftes 
vom 15. Mai 1907 Kenntnis gehabt hat; aus ſeiner 
Verteidigung ergibt ſich vielmehr, daß er die Abſicht 
gehabt hat, die Unwirkſamkeit durch Wiederholung 
ſeiner Unterſchrift zu beſeitigen und das Geſchäft zu 
genehmigen. Er will nur nach dem Zuſatz des neuen 
Datums dieſe Abſicht wieder aufgegeben und das 
Schriftſtück ſeiner Mutter mit den Worten zurück⸗ 
gegeben haben, er genehmige es nicht. Das BG. 
glaubt ihm jedoch nicht, ſondern iſt überzeugt, daß er 
nur durch Beifügung des neuen Datums den Dar» 
lehensvertrag genehmigen wollte und genehmigt habe. 
Das neue Datum bildet auch ohne Unterſchrift eine 
Urkunde i. S. des 8 592 3PO., erfüllt daher an fi 
das Erfordernis des urkundlichen Beweiſes nach dieſer 
Vorſchrift (RG. Bd. 2 S. 416). Ob das Gericht aus 
dem Zuſatz des Datums folgern wollte, daß der Be— 
klagte das Rechtsgeſchäft genehmigt habe, was wiederum 
des Beweiſes durch Urkunde bedarf, unterſtand ſeiner 
der Nachprüfung verſchloſſenen freien Beweiswürdi— 
gung, die auch den Urkundenprozeß in den Grenzen 
der SS 592, 595, 598 ZPO. beherrſcht (RG.3Z. Bd. 2 
S. 417; Bd. 8 S. 45; Bd. 49 S. 374; JW. 1894 S. 364). 
Richtig iſt, daß die Klägerin nicht geltend gemacht hat, 
daß unter dem neuen Datum kein Raum mehr für 
eine Unterſchrift geweſen ſei, und daß hierüber nicht 
verhandelt worden iſt. Zu dem Hinweis hatte ſie 
auch keine Veranlaſſung von dem Standpunkt aus, 
daß der Beklagte ſchon mittels des neuen Datums 
unter der früheren Unterſchrift die Genehmigung er: 
teilt habe. Deswegen war aber das Gericht nicht 


gehindert, aus dem Ausſehen und der Anordnung der 


Urkunde, die Gegenſtand der Verhandlung war, ebenſo 
wie aus einer Zeugenausſage oder einem ſonſtigen 
Beweismittel ſelbſtändige Schlüſſe unabhängig von 
der Beurteilung der Parteien zu ziehen. Dies ent» 
ſpricht der richterlichen Freiheit in der Beweiswürdi— 


(Urt. d. VI. 3 S. v. 12. Dez. 1918, I 251/18). — — gn. 
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II. 

Antfihtspflicht der Eltern, wenn die Kinder mit Schuß: 
waffen ſpielen (§ 832 BGB.). Aus den Gründen: 
Die Reviſion macht geltend, daß der Vater, der durch 
ſeine Berufstätigkeit viel vom Hauſe ferngehalten werde, 
ſich auf ſeine Ehefrau habe verlaſſen und ihr die Obhut 
und Aufſicht über die Kinder habe überlaſſen dürfen. 
Die Mutter habe auch die Aufſicht ordentlich geführt 
und der Anordnung des Vaters gemäß die Windbüchſe 
verſchloſſen gehalten; daß der Knabe infolge der Ver— 
führung durch andere Mittel und Wege gefunden habe, 
das Spielzeug aus dem Verſchluſſe wegzuholen, dafür 
könne ſie nicht verantwortlich gemacht werden. Allein 
in dieſem Punkte war dem BG. kein Rechtsirrtum zur 
Laſt zu legen. Die Beſtimmung des 8 832 BGB. ers 
fordert von dem über einen Minderjährigen zur Auf— 
ſicht verpflichteten Vater und von den anderen etwa 
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daß der Knabe feinen Pflichten gegen die Schule und 
in der Schule beſſer nachkomme, ſo iſt dies abwegig. 
Das BG. durfte aus den Bekundungen der Lehrer ent⸗ 
nehmen, daß eine ſtrenge Aufſicht über den Knaben 
überhaupt geboten war, der ſich trotz ſeines ſchon 
reiferen Alters nicht zu ernſter Beſchäftigung zu ſammeln 
verſtand. Nachdem der Vater erfahren hatte, daß der 
Sohn ſich ſelbſt aus erſparten Frühſtücksgeldern eine 
Luftbüchſe angeſchafft hatte, deren Anſchaffung der Vater 


ihm verweigert hatte, mußte er ſcharf darauf achten, 


daß der Knabe damit keinen Unfug treibe und daß er 
nicht in die Lage kam, ohne Aufſicht und an einem von 
Menſchen betretenen Orte damit zu ſchießen. Ob der 
Vater ſeiner Aufſicht genügte, wenn er die Obhut über 
die Büchſe und die Aufſicht über den Sohn der Mutter 
anvertraute, iſt nur aus den tatſächlichen Verhältniſſen 
zu entnehmen und mithin in erſter Reihe Sache tat⸗ 
ſächlicher Würdigung. Das B. nimmt auf Grund der 
eigenen Auslaſſungen der Mutter eine Schwäche der 
letzteren gegenüber dem Sohne als erwieſen an; ſie 
habe gewußt, daß der Sohn trotz des Verbotes des 
Vaters ſchon am Tage vor dem Unfall mit der Büchſe 
geſchoſſen habe, die er doch hier auch ihrer Verwahrung 
entzogen hatte, und ſie habe weder für dieſen Vorfall 
noch für den Unfallsvorgang vom folgenden Tage 
ernſtlich den Sohn zur Rede geſtellt, wie er ſich in den 
Beſitz der Büchſe geſetzt habe. Der Vater aber habe 
die Schwäche der Mutter gegenüber dem Sohne er— 
kennen müſſen und auch erkannt, wozu die häusliche 
Gemeinſchaft ihm fortdauernd die Gelegenheit geboten 
Wenn unter dieſen Umſtänden das BG. von 
dem Vater verlangt, daß er ſelbſt die Vüchſe in feinen 
ſicheren Verſchluß hätte nehmen und den Sohn bei dem 
Spielen mit der Büchſe ſelbſt hätte beaufſichtigen müſſen, 
ohne ſolche Aufſicht aber Sorge dafür tragen müßte, 
daß der Sohn nicht zu dem Spielgewehr gelangen 
konnte, ſo iſt das nicht rechtsirrtümlich. Der Entlaſtungs⸗ 
beweis des 8 832 BGB. iſt ſomit nicht geführt. (Urt. 


des VI. 35. vom 25. November 1918, VI 264/18). 
gung und verletzt nicht den Verhandlungsgrundſatz. 
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kraft Geſetzes zur Aufſicht verpflichteten Perſonen im 


Falle einer von dem zu Beaufſichtigen gegenüber einer 
dritten Perſon verübten rechtswidrigen Schadenszufü— 
gung den Nachweis, daß er ſeiner Auſſichtspflicht 
genügend entſprochen habe. Was die Aufſichtspflicht 
erheiſchte, iſt dem Sachverhalt des einzelnen Falles zu 
entnehmen. Das BG. nimmt auf Grund des Zeugniſſes 
der Lehrer an, daß der Sohn, ein zwar gutartiger, aber 
in der Entwickelung zurückgebliebener, in der Schule 
unaufmerkſamer, unfleißiger und zu Spielereien zur 
Unzeit neigender Knabe, ſteter Beaufſichtigung bedurft 
habe. Wenn die Reviſion dagegen geltend macht, daß 
ein Hang des Knaben zu bösartigen Handlungen aus 
dem Zeugniſſe des Lehrers nicht zu entnehmen ſei und 
die von ihnen verlangte Aufſicht ſich nur darauf bezieht, 
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Begründet der Antraa auf Duldung der Zwangs⸗ 
voll ſtreckung gemäß 3 739 3p PO. zwiſchen den Ehegatten 
eine notwendige Streitgenofienihaft gemäß 5 62 380.7 
Die Frage wurde verneint. Aus den Gründen: 
Die Verurteilung des Ehemannes zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung ins eingebrachte Vermögen der 
Ehefrau und der ihr entſprechende Teil des Klage— 
antrags beruhen auf §8 739 ZPO., der nur die Vor⸗ 
ausſetzungen für die Zwangsvollſtreckung in das be= 
zeichnete Gut regelt, aber weder beſtimmt, daß die 
Klage gegen den Mann auf die Duldung mit der 
Klage gegen die Frau auf die Leiſtung verbunden 
werden müſſe, noch ausſchließt, daß die Frage der 
Leiſtungspflicht der Frau in dem Prozeſſe gegen den 
Mann auf Duldung anders entſchieden wird als in 
dem Prozeſſe gegen die Frau auf die Leiſtung. Zuzu⸗ 
geben iſt, daß im Schrifttum die Frage verſchieden 
beantwortet iſt, ob der $ 739 eine notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft im Sinne und mit den Wirkungen des 
862 ZPO. zwiſchen den Ehegatten begründet.“) In 
dem hier vertretenen Sinne iſt ſie aber bereits im 


Urteile des VI. ZS. vom 21. Nov. 1904 (RG. Bd. 59 


Nr. 67, JW. 1905 S. 49 unter 21) beantwortet und 
es beſteht keine Veranlaſſung, eine Entſcheidung der 
vereinigten Zivilſenate herbeizuführen. Die Reviſion 
glaubt ihre abweichende Anſicht insbeſondere mit der 
Ausführung ſtützen zu können: es ſei natürlich un— 
möglich, den Mann zur Duldung der Zwangsvoll— 
ſtreckung zu verurteilen, wenn eine Schuld der Frau 
nicht beſtehe. Dem begegnet ſchon die Ausführung 


1) S. Seuffert, 10. Aufl., Bem. 2b zu § 739 ZPO. (S. 363) 
und die dort angeführten Nachweiſe. 
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am Ende des herangezogenen Urteils: Zwiſchen den 
beiden Anträgen beſtehe ein Zuſammenhang inſofern, 
als dem Antrage gegen den Mann nur ſtattgegeben 
werden könne, wenn ihm gegenüber zugleich teftiten ; 
daß der Klageantrag gegen die Frau begründet iſt. 
deshalb ſei die Streitgenoſſenſchaft indes noch nicht 
notwendig. Dasſelbe ſei der Fall, wenn Hauptſchuldner 
und Bürge zuſammen verklagt find, und doch habe 
das Reichsgericht ſtändig die Annahme einer not⸗ 
wendigen Streißzgenoſſenſchaft abgelehnt. (Vgl. auch 
Gaupp⸗Stein 10. Aufl. Anm. 113 Abſ. 3 zu 62 und 
Anm. II4 zu 8739 ZPO.) (Urt. des V. 35. vom 
16. Nov. 1918, V 219/18). — — n. 
4572 


B. Strafſachen. 
1 


Im Schleichhandel erwerbene Sachen fallen nicht 
unter 8 259 Sts. Wer fie an ſich bringt, begeht 
keine Hehlerei.) Aus den Gründen: Ungerecht⸗ 
fertigt iſt die Beſchwerde, daß die Nichtverurteilung 
der Angeklagten wegen Hehlerei gegen das Strafge⸗ 
ſez verſtoße, weil im Wege verbotenen Schleichhandels 
angekaufte Waren i. S. des 8 259 StG. mittels 
einer ſtrafbaren Handlung erlangt ſeien. Dieſe An⸗ 
ſicht ſetzt ſich mit der vom Reichsgericht in zahlreichen 
entſcheidungen dargelegten Rechtsauffaſſung in Wider⸗ 
ſpruch, daß das Vergehen des § 259 nur Sachen zum 
Gegenſtande haben kann, durch deren Erlangung Ver⸗ 
mögensrechte eines anderen verletzt worden find (Vgl. 
RGSt. 37 S. 230 und 52 S. 95). Eine ſolche Ver⸗ 
letzung liegt aber nicht vor, wenn der andere ſich 
einer ihm gehörigen Sache in einer von ihm rechtlich 
unanfechtbaren Weiſe begeben hat. Ebenſowenig, wie 
hiernach der Bettler das ihm gewährte Almoſen oder 
die Dirne das durch gewerbsmäßige Unzucht gewon⸗ 
nene Geld mittels einer ſtrafbaren Handlung erlangt 
hat, fallen im Schleichhandel erworbene Waren unter 
die im §8 259 StB. bezeichneten Sachen. Daran 
ändert auch der Umſtand nichts, daß die von der An» 
geklagten angekaufte Butter gemäß 8 8 BRBO. über 
Speiſefette vom 20. Juli 1916 (RGBl. S. 755) für 
den Kommunalverband beſchlagnahmt war, in dem 
die Butter hergeſtellt worden. Die um der Bevölke⸗ 
rung willen zur Regelung der Butterverteilung er⸗ 
folgte Beſchlagnahme begründete für ſich allein noch 
kein Vermögensrecht des Kommunalverbandes oder 
jemandes fonft.?) (Urt. d. V. StS. vom 4. Januar 1919, 
5 D 969/18). 
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erderungen unterliegen nicht der Singiehung nach 
540 Sts. Aus den Gründen: Nach 8 40 StG. 
unterliegen der Einziehung Gegenſtände, die zur Be⸗ 
gebung eines vorſätzlichen Vergehens gebraucht oder 
eſtimmt ſind, ſofern ſie dem Täter oder einem Teil⸗ 
nehmer gehören. Daß hiernach auch Geld Gegenſtand 
der Einziehung ſein kann, iſt anerkannt. Es iſt ins⸗ 
beſondere ausgeſprochen, daß Geld eingezogen werden 
kann, das zum Betriebskapital für die Vornahme von 
Geſchäften beſtimmt iſt, die ſich als Vergehen dar⸗ 
fielen (RG St. Bd. 35 S. 391). Dabei iſt aber feſt⸗ 
gehalten worden, daß Gegenſtand der Einziehung nach 
8 nur die einzelnen Geldſtücke find, die zur Be⸗ 
gehung der Tat beſtimmt waren oder gebraucht ſind. 
Hieran fehlt es hier. Die Urteilsgründe laſſen keinen 
Zweifel, daß es ſich keineswegs um die Einziehung 
beſtimmter Geldſtücke handelt, ſondern um die Ein⸗ 


1) S. fiber die Frage die Abhandlung von Allfeld in dieſer 
Zeitſchrift Jahrg. 1918 S. 265 ff. 

N S. dazu die anſcheinend gegenteilige Entſcheidung des OL. 
Dresden 83. 1918 S. 118. 
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ziehung der „Guthaben“, alſo der Forderungen der 
age lagen gegen das Bankhaus auf Auszahlung 
beſtimmter Beträge. Dieſe Forderungen follen der 
Staatskaſſe durch die „Einziehung“ zu eigenem Recht 
überwieſen fein. Eine Beſtimmung ſolchen Inhalts 
iſt dem 8 40 StB. fremd. Forderungen — und nur 
ſolche ſtehen in Frage — ſind nicht Gegenſtände i. S. 
des 9 40. (Urt. d. V. StS. vom 15. Januar 1919, 
5 D 1108/18). — — n. 
4578 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


I. 
Letztwillige Verfügungen ſind im Zweifel dahin aus⸗ 
zulegen, daß Kinder gleich beiti bedacht find. Die Ehe- 
gatten Fr. und M. E. lebten im geſetzlichen Güterſtande 
des BGB.; der Ehe entſtammten drei Kinder: K. E., 
. 9. und L. K. In einem am 3. Auguſt 1906 er» 
richteten gemeinſchaftlichen Teſtament beſtimmten ſie: 
„Wir ſetzen uns gegenſeitig zu Univerſalerben ein. Dem⸗ 
gemäß erhält der überlebende Eheteil den geſamten 
Nachlaß des zuerſt verſterbenden zum vollſtändig freien 
Beſitz und Eigentum ſowie insbeſondere zur unbe⸗ 
ſchränkten Verfügung bis an ſein Lebensende. Erſt mit 
dem Tode des Längſtlebenden iſt alsdann unſer Geſamt⸗ 
Nachlaß unter unſere drei Abkömmlinge zu teilen, wobei 
jedoch dem Längſtlebenden das Recht gewahrt bleibt, 
über die Art der Verteilung unter unſere Kinder alle 
jene letztwilligen Beſtimmungen zu treffen, welche ihm 
zweckdienlich und notwendig und angebracht erſcheinen. 
Im übrigen haben ſich unſere Abkömmlinge mit dem 
zu begnügen, was beim Tode des zuletzt Verſterbenden 
vorhanden ſein wird.“ Die Ehefrau E. ſtarb 1915 und 
wurde auf Grund des Teſtaments von dem Ehemann 
beerbt. Am 20. April 1918 ſtarb dieſer. Er hinterließ 
ein eigenhändiges Teſtament, in dem u. a. beſtimmt war: 
„Meine rechtsmäßigen Erben ſind: 1. K. E., 2. J. H., 
3. L. K. Meinen Sohn K. E. ſetze ich auf Pflichtteil. 
Meine Tochter L. K. ſetze ich ebenfalls auf Pflichtteil.“ 
Auf Antrag der Miterben K. C. und L. K. erteilte das 
Nachlaßgericht einen Erbſchein, daß der Erblaſſer auf 
Grund des gemeinſchaftlichen Teſtaments von ſeinen 
drei Kindern zu gleichen Teilen beerbt worden iſt. Auf 
die Beſchwerde der Miterbin J. H. wurde das Nachlaß⸗ 
gericht angewieſen, den Erbſchein einzuziehen. Das AG. 
nahm an, daß in dem gemeinſchaftlichen Teſtament die 
drei Kinder als Erben zu gleichen Teilen eingeſetzt worden 
find und dem überlebenden Ehegatten nur das Recht 
eingeräumt war, Beſtimmungen nach 82048 BGB. über 
die Art der Teilnahme zu treffen. Das LG. erwog: 
Das gemeinſchaftliche Teſtament laſſe erkennen, daß die 
Willensrichtung dahin ging, dem überlebenden Ehegatten 
auf Koſten der Kinder die möglichſt freie Verfügung zu 
verſchaffen. Wenn der überlebende Ehegatte unter 
Lebenden frei verfügen durfte, ſo ſei nicht einzuſehen⸗ 
warum er nicht auch die Größe der Erbteile hätte be⸗ 
ſtimmen ſollen. Das dem überlebenden Ehegatten vor, 
behaltene Recht, die Verteilung des Geſamtnachlaſſes zu 
beſtimmen, ſchließe das Recht ein, zu beſtimmen, wieviel 
dem einzelnen Kinde zukommen ſolle. Aus dem gemeins 
ſchaftlichen Teſtament ergebe ſich nur, daß der Geſamt⸗ 
nachlaß den drei Kindern zufalle; es ſei aber nicht aus⸗ 
drücklich beſtimmt, daß dieſe gleichheitlich teilhaben ſollen. 
Auf die weitere Beſchwerde des K. E. hin wurde der 
landgerichtliche Beſchluß aufgehoben und die Beſchwerde 
gegen den Beſchluß des AG. zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Erwägungen des LG. 
werden der Wirklichkeit des Lebens nicht gerecht. Die 
Eltern erwerben und verwalten ihr Vermögen in der 
Regel nicht für ſich allein, ſondern vor allem auch für 
ihre Kinder. Uebertragen ſie dem überlebenden Eltern⸗ 
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teil die unbeſchränkte derber ſowie die Anordnungen 
für die Nachlaßauseinanderſetzung, ſo geſchieht dies in 
der Regel nicht bloß um ihretwillen, ſondern vor allem 
um ihrer Kinder willen. Anders verhält es ſich mit der 
Beſtimmung der Bruchteile, auf die die Kinder eingeſetzt 
werden ſollen. Die geſetzliche Regelung, daß die Kinder 
an dem elterlichen Nachlaſſe gleiche Rechte haben, ent- 
ſpricht ſo dem natürlichen Rechtsgefühl und der Rechts⸗ 
ſitte, daß die Eltern nur in beſonderen Ausnahmefällen 
davon abweichen werden. Es iſt daher nicht gerecht⸗ 
fertigt, daß das LG. ohne tatſächliche Unterlage den 
Ehegatten E. das Beſtreben unterſchiebt, die Verfügungs⸗ 
macht des überlebenden Ehegatten auf Koſten der Kinder 
zu erweitern, und daß es hieraus ohne weiteres die 
Berechtigung des Ueberlebenden zur Beſtimmung der 
Kindererbteile ableitet. Dem ſteht auch der Inhalt des 
gemeinſchaftlichen Teſtaments entgegen. Daß der über: 
lebende Elternteil die Verfügungsgewalt nicht nach 
Willkür, ſondern nach billigem Ermeſſen ausüben ſollte, 
ergibt ſich daraus, daß ihm nur jene letztwilligen Ver⸗ 
fügungen vorbehalten waren, die ihm „zweckdienlich und 
notwendig und angebracht erſcheinen“. Von der Be⸗ 
rechtigung des Ueberlebenden, auch die Kindererbteile 
zu beſtimmen, iſt nicht die Rede. Die allgemeine Faſſung, 
daß der Geſamtnachlaß unter die drei Abkömmlinge 
zu teilen iſt und daß ſich dieſe mit dem Ueberreſte zu 
begnügen haben, läßt vielmehr genügend erkennen, daß 
die Eltern ihren Kindern gleiche Erbteile gewähren 
wollten. Selbſt wenn aber anzunehmen wäre, daß die 
Kinder ohne Beſtimmung der Erbteile zu Erben eingeſetzt 
worden ſeien, ſo wären ſie auch in dieſem Fall nach 
§ 2091 BGB. als zu gleichen Teilen eingeſetzt zu er⸗ 
achten und zu behandeln. Es braucht daher nicht mehr 
unterſucht zu werden, ob das Teſtament des Fr. E. über⸗ 
haupt eine Erbeinſetzung enthält. (Beſchl. des I. 35. 
vom 18. Oktober 1918, Reg. III 54/1918). M. 
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II. 


Wenn der Minderjährige keinen Wohnſitz hat, iſt 
Tür die Anordnung der Fürſergeerziehung das Gericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirk er ſich zu der Zeit are 
hat, als das Fürſorgebedürſnis hervortrat. Für d 
Geſchwiſter Max, Roſa und Anna H., Kinder des 1 
machers Martin H., ſoll die Fürſorgeerziehung an⸗ 
geordnet werden. Die Anregung dazu hat der Amts— 
anwalt bei dem AG. W. gegeben, weil der wohnſitz— 
loſe Vater im Land umherzieht und ſich von Zeit zu 
Zeit im Gefängniſſe befindet und die Kinder aufſichts— 
und beſchäftigungslos umherſtreunen und Hang zu 
Diebſtählen bekunden. Die Kinder haben ſich im 
April und Mai 1918 in dem Bezirke des AG. W. auf— 
gehalten; ſie befanden ſich meiſt in der Begleitung 
ihres Vaters, der ſein Handwerk im Umherziehen aus— 
übt und ſich vielfach in den Bezirken der AG. W. und 
H. aufhält. Die AG. W., H., T., A. und L. ſtreiten, 
welches örtlich zuſtändig iſt. Es wurde das AG. W. 
für zuſtändig erklärt. 

Aus den Gründen: Nach dem FErzG. vom 
21. Juli 1915 hat das Vormundſchaftsgericht von 
Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen er— 
forderlichen Ermittelungen zu veranlaſſen und die 
geeignet ſcheinenden Beweiſe aufzunehmen. Für die 
Zuſtändigkeit und das Verfahren ſind die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere für die Zuſtändig— 
keit und das Verfahren der Gerichte die für Vor— 
mundſchaftsſachen geltenden Vorſchriften maßgebend, 
ſoweit nicht beſondere Vorſchriften gegeben ſind. Nach 
s$ 36, 43 FGG. iſt für die Vormundſchaft das AG. 
zuſtändig, in deſſen Bezirk der Mündel zu der Zeit, 
zu der die Anordnung der Vormundſchaft erforderlich 
wird, feinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines in— 
ländiſchen Wohnſitzes ſeinen Aufenthalt hat. Die 
Zuſtändigkeit für eine Verrichtung des Vormundſchafts- 
gerichts, die nicht eine Vormundſchaft oder Pfleg— 
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ſchaft betrifft, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften über 
die Zuſtändigkeit für die Anordnung der Vormundſchaft, 
ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein Anderes ergibt; 
maßgebend iſt für jede einzelne Angelegenheit der 
Zeitpunkt, in dem das Gericht mit ihr befaßt wird. 
Ein Wohnſitz des Vaters Martin H., den Max, Roſa 
und Anna H. als eheliche Kinder zu teilen hätten, iſt 
nicht vorhanden, da er keine ſtändige Niederlaſſung 
beſitzt. Die Zuſtändigkeit bemißt ſich demnach nach 
dem Aufenthalt und zwar nicht des Vaters ſondern 
der Mündel. Nach den bisherigen Ermittelungen iſt 
das Amtsgericht W. zuſtändig, in deſſen Bezirke ſich 
die drei Kinder H. zu der Zeit aufgehalten haben, 
als das Bedürfnis der Fürſorge hervortrat. Es hat 
ſich mithin ungeſäumt mit der Prüfung der Frage 
zu beſchäftigen, ob die Vorausſetzungen der Fürſorge— 
erziehung vorhanden ſind. Ermittelungen dürfen nicht 
deshalb unterbleiben, weil von einigen Seiten die 
Vermutung geäußert worden iſt, daß bei derartig ver— 
dorbenen Kindern, wie es die H.ichen fein ſollen, durch 
Fürſorgeerziehung überhaupt nicht mehr genützt werden 
könne. Die Möglichkeit einer Beſſerung läßt ſich nicht 
von vorneherein verneinen. Eine entſcheidende Stellung» 
nahme des Vormundſchaftsgerichts iſt erſt möglich, 
wenn die in den Art. 4 und 5 FErzG. aufgeführten 
Perſonen und Behörden gehört ſind und der Sach— 
verhalt aufgeklärt iſt. (Beſchl. des II. ZS. vom 20. Nas 
1918, Reg. IV Nr. 3/1919). 
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B. Strafſachen. 


Der Einziehungsauſpruch des Staates wird von 
der Niederſchlagung nicht betroffen. Nicht der erſtrebte, 
ſondern nur der erzielte Erlös iſt einzuziehen. Das BG. 
billigte am 28. September 1918 die Verurteilung des 
Angekl. vom 19. Juli 1918 wegen Vergehen gegen 
Nahrungsvorſchriften und ſprach die Einziehung eines 
Betrages von 610 M aus. Das Urteil I. Inſtanz 
wurde nur hinſichtlich der Einziehung mit Reviſion 
angefochten. Das Urteil wurde inſoweit aufgehoben. 

Aus den Gründen: Zu einer Würdigung der 
Frage, ob nicht auch hinſichtlich des Ausſpruchs über 
die Einziehung die VO. über die Niederſchlagung von 
Strafverfahren vom 3. Dez. 1918 (RG BI. S. 1393) 
i. V. m. der bayer. VO. vom 16. Dez. 1918 (Staatsanz. 
Nr. 293 Bl. 2) zu berückſichtigen ſei, ſieht ich das Rev. 
nicht veranlaßt. Abgeſehen davon, daß bei der Höhe 
der über den Angekl. verhängten Strafen die Vor— 
ausſetzungen für die Niederſchlagung des Verfahrens 
nach S1 Abſ. 3 der VO. vom 3. Dez. 1918 nicht vor⸗ 
lägen, pflichtet der Strafſenat der von Lobe (Preis: 
treibereiverordnung S. 137) vertretenen Auffaſſung 
bei, daß die in §7 der VO. gegen Preistreiberei vom 
8. Mai 1918 vorgeſchriebene Einziehung des über den 
Höchſtpreis erzielten Betrags nicht eine Nebenſtrafe 
iſt, ſondern ein öffentlich-rechtlicher Herausgabean— 
ſpruch eigener Art, deſſen Geltendmachung als ander— 
weitg Folge einer Straftat den Strafgerichten übers 
tragen iſt. Für dieſe Anſchauung ſpricht insbeſondere 
der Umſtand, daß in 87 Nr. 2—4 die Einziehung auch 
gegen Perſonen gerichtet iſt, die an der Straftat nicht 
beteiligt find, in ſolchen Fallen ſohin die Eigenſchaft 
einer Strafe nicht haben kann und es wohl nicht an— 
geht, die rechtliche Natur der Einziehung verſchieden 
zu beurteilen, je nachdem ſie ſich gegen den Täter 
und Teilnehmer oder Unbeteiligten richtet. Dazu 
kommt, daß nach 818 Ba BO. vom 8. Mai 1918 
die Vorſchrift auch anzuwenden iſt, wenn die Strafe 
gemäß § 73 StGB. auf Grund eines anderen Geſetzes 
zu beſtimmen iſt und daß nach § 10 der VO. auf die 
Einziehung ſelbſtändig erkannt werden kann, wenn 
die Verfolgung oder Verurteilung einer beſtimmten 
Perſon nicht ausführbar iſt. Das Einziehungsverfahren 


it demnach kein gegen die Perſon des Beteiligten ge⸗ 
richtetes Strafverfahren und richtet ſich gegen die Sache. 
Durch die Niederſchlagung wird nur die ſtrafrechtliche 
Verfolgung der Beteiligten unterſagt, der Einziehungs⸗ 
anſpruch des Staates wird davon nicht betroffen. 

Mit Recht rügt die Reviſion, daß die Strafkammer 
den eingezogenen Betrag unter Verſtoß gegen 87 der 
BD. v. 8. Mai 1918 berechnete; es heißt zwar in den 
Gründen, daß der über den Höchſtpreis erzielte Erlös 
einzuziehen ſei, bei Berechnung dieſes Erlöſes legte die 
Strafkammer jedoch nicht den vom Angekl. erzielten, 
ſondern den von ihmerſtrebten Uebererlös zugrunde; 
denn ſie ließ außer acht, daß das zweite Paket — ent⸗ 
haltend 9 Pfund Rauchfleiſch — beſchlagnahmt wurde 
und ſomit gar nicht in den Beſitz des Sch. gelangte 
und von dieſem offenbar auch nicht bezahlt wurde, 
weiter, daß über den Preis der im erſten, dritten und 
vierten Paket überſandten Waren zwiſchen dem Emp⸗ 
fänger und dem Angekl eine Einigung auf einen Ges 
ſamtpreis von 80 M zuſtande kam und ſonach bei 
Berechnung des einzuzlehenden Betrags nur der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dieſem Erlös und dem Höchſtpreis der 
einzelnen gelieferten Waren hätte berückſichtigt werden 
können. Daß der Angekl. von R. die 2½ Pfd. Salami 
abgenommen und den verlangten Betrag bezahlt er⸗ 
hielt, ſtellt das angefochtene Urteil nicht feſt. Da ſo⸗ 
nach die Höhe des einzuziehenden Betrags vom Revi⸗ 
ſionsgericht nicht berechnet werden kann, war das 
angefochtene Urteil inſoweit nebſt den hierauf be⸗ 
züglichen tatſächlichen Feſtſtellungen aufzuheben, ſo⸗ 
weit auf die Einziehung eines Betrags von 610.39 M 
erkannt wurde. (Urt. v. 19. Dez. 1918, Rev.⸗Reg. 
380/19 18). Ed. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Landarbeitsordunng. Die in dem „Reichsbauern⸗ 
und Landarbeiterrat“ in Berlin zuſammengeſchloſſenen 
Verbände landwirtſchaftlicher Arbeitgeber und Arbeits 
nehmer haben eine vorläufige Landarbeitsordnung 
vereinbart und die Reichsregierung hat ihr mit VO. vom 
24. Januar d. J vom Tage der Verkündung dieſer VO. 
d. i. vom 29. Januar d. J. an bis zum Erlaß einer 
endgültigen Landarbeitsordnung Geſetzeskraft verliehen 
(RGBl. S. 111). Die Reichsregierung ſetzt ſich damit 
über den Art. 95 CG. BGB. hinweg, der das Geſinde⸗ 
recht der Regelung durch die Bundesſtaaten vorbehält; 
denn die Landarbeitsordnung (L AO.) unterſcheidet nicht 
zwiſchen den zum Geſinde zählenden und den anderen 
land wirtſchaftlichen Arbeitern; fie erklärt in 8 1 ganz 
allgemein für die Betriebe der Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
die Vorſchriften des BGB. über den Dienftvertrag für 
anwendbar „ergänzt durch die nachfolgenden Beſtim⸗ 
mungen“, und nach 8 20 L AO. haben abweichende Geſetzes⸗ 
beſtimmungen, ebenſo wie vertragliche Abmachungen 
Geltung nur dann, wenn ſie dem Dienſtverpflichteten 
günſtigere Arbeitsbedingungen gewähren. Beſtim⸗ 
mungen, die hiernach aufrecht erhalten find, enthält z. B. 
Art. 16 AG. B. — Von großer Bedeutung für die 
Begründung des Dienſtverhältniſſes iſt der 
de wonach Dienſtverträge mit mehr als halbjähriger 

auer, worin Bezüge nicht barer Art zugeſichert ſind, 
alſo wohl die Mehrzahl der bei uns meiſt von Lichtmeß 
bis Lichtmeß laufenden Dienſtverträge der land wirtſchaft⸗ 
lichen Dienſtboten, ſchriftlich abzuſchließen find. — Die 
gegenſeitigen Rechte und Pflichten ſind in 
einer Ausführlichkeit geregelt, die unſerem bisherigen 
Rechte fremd iſt, völlige Klarheit aber doch nicht zu 
ſchaffen vermag. Mit den ſchönen allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des Art. 19 AG. BGB. glaubt man heute nicht 
mehr auskommen zu können. Dafür wird genau die 
tägliche Höchſtarbeitszeit geregelt: ſie beträgt in vier 
Monaten durchſchnittlich acht, in vier Monaten 
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durchſchnittlich zehn und in weiteren vier Monaten 
elf Stunden (8 3). Iſt vor den „elf Stunden“ das Wort 
durchſchnittlich mit Abſicht weggelaſſen und ſollen alſo 
die Arbeiter das Recht haben, nach elfſtündiger Arbeits⸗ 
zeit ſelbſt in Fällen der Not nicht weiterzuarbeiten, auch 
wenn ihnen der Arbeitgeber in Ausficht ſtellt, fie an 
den folgenden Tagen entſprechend kürzer zu beſchäftigen? 
Und wie iſt in den anderen zweimal vier Monaten der 
Durchſchnitt von acht oder von zehn Stunden feſtzuſtellen, 
nach Wochen oder nach Monaten oder nach der Einheit 
von vier Monaten? Wann iſt darnach der in 8 3 Satz 2 
vorgeſehene Anſpruch auf Vergütung von Ueberſtunden 
begründet? Von der Höhe der Vergütung für Ueber⸗ 
ſtunden handeln die 88 11 u. 12 Satz 2; der Satz 1 des 8 12 
iſt wohl ebenſo wie der Satz 2, der von „anderen dring⸗ 
lichen Arbeiten an Sonn⸗ und e ſpricht“, auf 
Arbeiten an ſolchen Tagen zu beziehen. Die Faſſung 
iſt freilich ſo wenig klar, daß man den Eindruck gewinnt, 
die Revolutionsgeſetze wollten in dieſer Hinſicht vor 
unſerer Kriegsgeſetzgebung nichts voraus haben. Er⸗ 
gänzende Beſtimmungen hinſichtlich der Arbeitszeit ent⸗ 
halten noch die 88 4, 5 und 14. Von der Gewährung 
des Lohnes handeln die 88 6 ff. Nach Art. 20 AG. BGB. 
kann der Dienſtbote, wenn ſein Lohn nach längeren 
Zeitabſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt, nach je 
drei Monaten der Dienſtzeit die Hälfte des auf dieſen 
Zeitraum treffenden Betrags verlangen. Demgegenüber 
beſtimmt 8 6 LA.: „Der Barlohn iſt in der Regel 
wöchentlich zu zahlen“; welche Umſtände eine Abweichung 
von dieſer Regel zulaſſen, hat im Streitfall das Gericht 
zu entſcheiden. Von dem nicht in bar gewährten Lohne 
handeln die 88 7 bis 9, u. 15. Das Aufrechnungsrecht, 
das Art. 21 AG. BGB. dem Dienſtherrn für ſeine Ent⸗ 
ſchädigungsanſprüche wegen einer auf Vorſatz oder grober 
e e beruhenden Verletzung der dem Dienſt⸗ 

oten obliegenden Verpflichtung gegen deſſen Lohnfor⸗ 
derung gewährt, iſt der LA O. fremd. Lohneinbehaltungen 
zur Sicherung des Schadenserſatzes bei widerrechtlicher 
Löſung des Vertrags läßt fie in den in 8 10 beſtimmten 
Grenzen zu. Renten irgendwelcher Art, insbeſondere 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Hinterbliebenenrenten, dürfen 
auf den Lohn nicht angerechnet werden ($ 19). — Was 
die Beendigung des Dienſtverhältniſſes angeht, fo gibt 
8 16 Abſ. 1 LA O. zu 8 626 BGB. die Erläuterung, daß 
als wichtiger Grund zur ſofortigen Löſung des Vertrags 
jeder Umſtand anzuſehen iſt, mit Rückſicht auf den die 
Fortſetzung des Dienſtvertrags einer Vertragspartei 
nicht mehr zugemutet werden kann: Beiſpiele hiefür 
find in 8 16 Abſ. 2 aufgeführt mit dem Sufabe: „Politiſche 
und gewerkſchaftliche Betätigung iſt kein Entlaſſungs⸗ 
grund“, womit natürlich nicht ausgeſchloſſen iſt, daß 
die Art und Weiſe, wie dieſe Betätigung erfolgt, einen 
wichtigen Grund zur ſofortigen Löſung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes bietet. Eine hier einſchlägige, nach $ 20 LA. 
aufrecht erhaltene landesrechtliche VBeſtimmung findet 
ſich in Art. 24 Abſ. 2 AG. BGB., wonach die Löſung 
des Dienſtverhältniſſes wegen beſtimmter im Geſetze 
genannter Tatſachen nicht mehr zuläſſig iſt, wenn dieſe 
der Dienſtherrſchaft länger als eine Woche bekannt ſind. 
Nach 8628 BGB. kann der Dienſtverpflichtete, wenn das 
Dienſtverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
gelöſt wird, einen ſeinen bisherigen Leiſtungen ent⸗ 
ſprechenden Teil der Vergütung verlangen. 8 18 LAD. 
bringt dieſen Grundſatz noch einmal eigens für den Fall 
zum Ausdruck, daß ein Teil der Vergütung in Land⸗ 
nutzung beſteht, undg 17 gewährt dem Dienſtverpflichteten 
mit eigenem Hausſtande den Anſpruch auf Fortbenutzung 
der vom Arbeitgeber eingeräumten Wohnung über die 
Beendigung des Dienſtverhältniſſes hinaus — auf drei 
Wochen und ohne Vergütung, wenn der Verpflichtete 
die Auflöſung nicht verſchuldet hat, andernfalls nur 
auf zwei Wochen und gegen Vergütung, in beiden Fällen 
aber natürlich nicht für länger als die vertragsmäßige 
Dauer des Dienſtverhältniſſes; im zweiten Falle muß ſich's 
der Verpflichtete auch gefallen laſſen, daß ihm eine andere 
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angemeſſene Unterkunft zur Verfügung geftellt wird. 
Ueber den zur Entſcheidung in Streitfällen berufenen 
Schlichtungsausſchuß — vgl. 88 8, 18 u. 19 LA. u. 
Ziff. 1 der BO. — find noch beſondere Beſtimmungen 
zu erwarten (vgl. vorerſt Ziff. V Abſ. 3 der VollzVorſchr. 
vom 20. Januar 1919 zur VO. über Tarifverträge uſw. 
vom 23. Dez. v. J. StAnz. Nr. 21). Das Verfahren vor 
dem Schlichtungsausſchuß ſchließt den ordentlichen 
Rechtsweg nicht aus, gibt aber den Parteien das Recht, 
die Ausſetzung der Verhandlung bis nach dem Verfahren 
vor dem Schlichtungsausſchuſſe zu verlangen. 
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Kraftfahrzenglinien. Der Betrieb von Kraftfahr⸗ 
zeuglinien unterlag bisher nur verkehrspolizeilichen 
nicht aber gewerbepolizeilichen Vorſchriften. Erſt am 
26. November 1918 hat die Regierung des Volks⸗ 
ſtaates Bayern eine Verordnung erlaſſen, in der ſie 
den Betrieb von Kraftfahrzeuglinien zur Beförderung 
von Perſonen oder Sachen gegen Entgelt über die 
Grenzen eines Gemeindebezirks hinaus an die Ge⸗ 
nehmigung des Verkehrsminiſteriums band, das im 
Benehmen mit dem Miniſterium des Innern ent⸗ 
ſcheidet (Bayer. Staatsanzeiger Nr. 282.1918). Jetzt 
hat die Reichsregierung eine BO. vom 24. Januar 1919 
veröffentlicht, die den gleichen Gegenſtand behandelt 
(RGBl. Nr. 17/1919 S. 97). Im weſentlichen decken ſich 
ihre Vorſchriften mit denen der bayeriſchen BD.; je: 
doch ſetzt fie in 88 7, 8 ſtrengere Strafen feſt als dieſe. 
Der Umfang der Genehmigungspflicht iſt in beiden 
Verordnungen der gleiche. Die für die Genehmigung 
zuſtändige Behörde zu beſtimmen, iſt der Landes⸗ 
dentralbehörde überlaſſen, ſoferne ſich das Unternehmen 
nicht über das Gebiet eines Bundesſtaats hinaus er⸗ 
ſtreckt (§S 1 der VO. vom 24. Januar 1919). Es wird 
deshalb anzunehmen ſein, daß die in der bayer. BO. 
vom 26. November 1918 (8 1) enthaltene Zuſtändig⸗ 
keitsvorſchrift aufrecht erhalten bleibt, ſolange nichts 
anderes beſtimmt wird. 

Die Genehmigung ſetzt nach 8 2 der BO. vom 
24. Januar 1919 voraus, daß nach der Perſon des 
Unternehmers und nach der Beſchaffenheit des Unter⸗ 
nehmens die Sicherheit und die Leiſtungsfähigkeit des 
Betriebs gewährleiſtet ſind und daß das Unternehmen 
nicht dem öffentlichen Wohle zuwiderläuft. Ein An⸗ 
ſpruch auf die Genehmigung bei Erfüllung der Voraus⸗ 
ſetzungen beſteht nicht. Der Betrieb und die Aus⸗ 
rüſtung der Kraftfahrzeuglinien können von der Landes⸗ 
zentralbehörde durch allgemeine Anordnungen geregelt 
werden (§ 3). Die Genehmigung kann in beſtimmten 
Fällen zurückgenommen werden (8 4). Die Anwen: 
dung der Vorſchriften auf ſchon beſtehende Kraftfahr⸗ 
zeuglinien iſt durch S 5 den Landeszentralbehörden 
überlaſſen. Bayern hat ſchon in § 4 der VO. vom 
26. November 1918 die vorhandenen Unternehmungen 
dem Genehmigungszwang unterworfen; dieſe Anord⸗ 
nung bleibt beſtehen, weil nunmehr auch durch das 
Reichsrecht gedeckt. Strafbar iſt der unbefugte Be⸗ 
trieb einer Kraftfahrzeuglinie (8 8) und die Zuwider⸗ 
handlung gegen die in der Genehmigung feſtgeſetzten 
Bedingungen und gegen die allgemeinen Anordnungen 
der Landeszentralbehörde (8.7). ; 

Unberührt bleiben ſelbſtverſtändlich auf für ge⸗ 
nehmigte Linien die Einſchränkungen, die ſich aus den 
Vorſchriften des Poſtgeſetzes über den Poſtzwang er⸗ 
geben (88 1, 2, 8 27 Nr. 1 des Poſtgeſetzes); für Linien, 
die nur innerhalb des Gemeindebezirks verkehren, 
bleiben die Vorſchriften in Art. 2 und 3 des Geſ. betr. 
einige Aenderungen von Beſtimmungen, über das Poſt⸗ 
weſen vom 20. Dezember 1899 maßgebend (RGBl. 
1899 S. 715 fl.). 
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Bücheranzeigen. 


Fiſcher, K., Landgerichtsrat, Die Vorarbeiten 
eines Bauwerks und allgemeine Rechtsfragen 
des Hausbaues. Zweite, verbeſſerte und vermehrte 
Auflage. VI, 133 S. Hannover 1915, Helwingſche 
Berlagsbuchhandlung. Mk. 3.50; geb. Mk. 4.—. 


Die Literatur zum Baurecht iſt auffallend gering. 
Das ſpürt man namentlich bei den vielen Streitfragen 
der Bauprozeſſe. Die vorliegende, in erſter Linie für 
den großen Kreis der Bauintereſſenten, weniger für 
den Juriſten, beſtimmte Schrift erörtert — demgemäß 
vielfach unter eingehender Darſtellung uns Juriſten 
geläufiger Rechtsſätze — die Rechtsfragen, die ſich von 
den Vorarbeiten an bis zur Bauabnahme und Bau⸗ 
abrechnung ergeben, nur in Grundzügen das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren, die öffentlich⸗rechtliche Bau⸗ 
erlaubnis, Submiſſionen und Urheberrechtsfragen. Als 
Anhang gibt ſie das Beiſpiel eines Koſtenanſchlages 
und einen Abdruck der Gebührenordnung für Archi⸗ 
tekten und Ingenieure. 

Vermißt habe ich (S. 88) die Erörterung des 
Falles, daß eine Bauerlaubnis (auf Beſchwerde eines 
Nachbarn), nachdem der Bau errichtet iſt, von der 
höheren Inſtanz als zu Unrecht erteilt widerrufen wird. 
Die Beiſpiele für Ueberſchreitungen des Voranſchlags 
(S. 45) ſind wenig bedeutſam gegenüber mir bekannt 
gewordenen Fällen, wo ein auf 6000 M veranſchlagter 
Umbau auf 20000 , ein auf 40000 M veranfdjlagter auf 
120 000 M kam u. a. m. Hier haftet m. E. der Architekt, 
auch wenn er keine Gewähr für den Koſtenanſchlag 
übernommen hat. Nicht ſür zutreffend halte ich es, daß 
der Architekt wegen eines Irrtumes über Koſten und 
Mühe der Vorarbeiten eine Erhöhung des vereinbarten 
Preiſes fordern kann; hier liegt m. E. ein unbeacht⸗ 
licher Irrtum im Motiv vor. Vermißt habe ich end» 
lich auch eine Darſtellung der ſich für den Architekten 
aus der Bauaufſicht ergebenden Ueberwachungspflicht; 
darüber, wie oft der Architekt perſönlich auf dem Bau 
erſcheinen muß, gehen die Anſichten der Architekten 
und der Bauherrn weit auseinander. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Laufer, Franz, Amtsanwalt in Hanau a. M. Der 
Amtsanwalt. Ratſchläge eines Praktikers zur 
Führung der Amtsanwaltsgeſchäfte. X, 202 Seiten 
Berlin 1917, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
G. m. b. H. Broſch. Mk. 6.—. 


Die vorhandenen Hilfsbücher für die Amtsanwälte 
ſind veraltet. Der Verfaſſer entſprach daher durch die 
Herausgabe des vorliegenden Werkes einem wirklichen 
praktiſchen Bedürfniſſe. 

Nach Abdruck der Geſchäftsanweiſung für die 
Amtsanwälte vom 28. Auguſt 1879 und der Allgemeinen 
Berfügung vom 29. April 1907, betreffend die von 
den Beamten der Staatsanwaltſchaft, von den Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörden und in Privatklageſachen von 
den Amtsgerichten an andere Behörden zu machenden 
Mitteilungen, beides in der neueſten Faſſung, ver⸗ 
breitet ſich der Verfaſſer über die Perſon des Amts⸗ 
anwalts, deſſen Stellvertreter und Hilfskräfte, über 
die Geſchäftsräume mit den Formblättern, Stempeln 
und der Bücherei ſowie über die Führung der General⸗ 
akten, Liſten und Regiſter. Sehr wichtig iſt die Schil⸗ 
derung der Tätigkeit des Amtsanwalts im vorbereiten⸗ 
den Verfahren, im Hauptverfahren und nach dem Ur⸗ 
teil. Die Beifügung eines Sachregiſters erhöht den 
Wert des Buches. 


Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


22! vv 88 
Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
Oberregierungsrat im Miniſterium der Juſtiz. 
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| | haft hat das bayerische Berggeieh vom 13. A 
de Nadizierung don Kuren nach 1210 Art. 139 bis 177, 1 von Raul 


baheriſchem Het. 2. Aufl.) gemiffe Richtlinien aufgeſtellt; ſoweit dieſe 
Von Legationsrat Carl Schaefer im Miniftertum des Vorſchriften nicht zwingender Natur ſind, konnen 
Aeußeren in München. aber die Gewerkſchaſten ihre Rechtsverhältniſſe 


Für die Beteiligung zweier oder mehrerer durch notariell errichtete Satzungen frei regeln, 
Perſonen an einem Bergbauunternehmen hat ſich die der Zuſtimmung von wenigſtens drei Vier⸗ 
im Deutſchen Bergrecht in der Gewerkſchaſt eine teilen aller Anteile und der Beſtätigung des Ober⸗ 
eigene Geſellſchaftsform herausgebildet, die ſich bergamts bedürfen (Art. 139, 167 B.). 


den Bedürfniſſen und Eigentümlichkeiten des Berg⸗ Ueber die Zuſchußpflicht der Gewerken beſtimmt 
baus beſonders anpaßt. Wo der Bergbau, nament- das Berggeſetz folgendes: 
lich im Zuſammenhang mit andern Unterneh⸗ Nach Art. 146 ſind die Gewerken verpflichtet, 


mungen, Hüttenbetrieben uſw. zum Großbetrieb die zur Exfüllung der Schuldverbindlichkeiten der 
geworden iſt, iſt die Gewerkſchaft zum Teil durch Gewerkſchaft und zum Betrieb erforderlichen Bei⸗ 
die Aktiengeſellſchaft verdrängt worden; für mittlere träge nach Verhältnis ihrer Kuxe zu bezahlen. 
und kleinere Betriebe iſt fie aber auch heute noch Die Beiträge müſſen durch ordnungsmäßigen Ge: 
die herrſchende und den Verhaͤltniſſen des Berg: werkſchaftsbeſchluß beſtimmt werden. Nach Art. 172 
baus am beſten entſprechende Geſellſchaftsform. kann der Gewerke auf Zahlung des fo beſtimmten 

Den Maßſtab für das Anteilsrecht der ein: Beitrags im ordentlichen Rechtsweg belangt werden. 
zelnen Gewerken an der Verwaltung und Nutzung Die Klage iſt erſt zuläſſig nach Ablauf der in 
des Gewerkſchaftsvermögens bildet der Kur, der Art. 158 für die Anfechtung von Gewerkſchafts⸗ 
ſeiner Natur nach der Namenaktie verwandt ift, beſchlüſſen allgemein beſtimmten Ausſchlußfriſt von 
ſich aber von der Aktie dadurch grundſätzlich unter- einem Monat vom Tage des Beſchlufſes ab und, 
ſcheidet, daß er nicht auf einen beſtimmten Geld⸗ wenn innerhalb dieſer Friſt von einem Gewerken 
betrag, ſondern nur auf einen Teilbetrag (1/100 [Klage auf Aufhebung des Beſchluſſes erhoben 
oder 5/1000) des Gewerkſchaftsvermögens lautet, worden iſt, erſt nach rechtskräftiger Erledigung 
deſſen jeweilige Höhe ganz durch den Stand des dieſer Klage. Die Zwangsvollſtreckung des Ur⸗ 
Unternehmens bedingt iſt. Die Gewerkſchaft kennt teils bemißt ſich nach den allgemeinen Grund⸗ 
kein Grundkapital, keine Stammeinlage. Die tat: ſaͤtzen der Zivilprozeßordnung. Nach Art. 173 
ſächliche Höhe der Beteiligung folgt ganz den kann der Gewerke ſeine Verurteilung und die 
Bewegungen und vor allem dem Geldbedürfnis Zwangsvollſtreckung dadurch abwenden, daß er 
des Unternehmens. unter Ueberreichung des Kuxſcheins den Verkauf 

Nach dem bayeriſchen Bergrecht vollzieht ſich ſeines Anteils behufs Befriedigung der Gewerk⸗ 
die Bildung einer Gewerkſchaſt ohne weiteres und ſchaft anheimſtellt. Die Anheimſtellung (der ſog. 
kraft Geſetzes mit der Beteiligung zweier oder Abandon) bewirkt, daß der Gewerke von der Ver: 
mehrerer Perſonen an einem Bergwerk, ſofern pflichtung zur Zahlung der Zubuße befreit wird. 
nicht die Beteiligten durch Vertrag oder ſonſtige [Ein etwaiger Ueberſchuß beim Verkauf des an- 
Willenserklärung in notarieller Form ihr gegen- heimgeſtellten Anteils, der nach den Vorſchriften 
ſeiliges rechtliches Verhältnis ausdrücklich anders über die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche 
regeln. Für die Rechtsverhältniſſe der Gewerk⸗ Vermögen erfolgt, gebührt dem Gewerken. ft 
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der Anteil unverkäuflich, ſo wird er den anderen 
Gewerken nach Verhältnis ihrer Anteile in ganzen 
Kuxen, ſoweit dies aber nicht möglich ift, der Ge: 
werkſchaft als ſolcher im Gewerkenbuch laſtenfrei 
zugeſchrieben (Art. 174). Der Gewerke kann 
ubrigens auch ſonſt jederzeit auf feinen Anteil 
verzichten, wenn auf dem Anteil weder ſchuldige 
Beiträge, noch ſonſtige Schuldverbindlichkeiten 
haften oder die ausdrückliche Einwilligung der 
Glaͤubiger beigebracht wird und außerdem die 
Rückgabe des etwa ausgeſtellten Kuxſcheins an die 
Gewerkſchaft erfolgt (Art. 175). 

Von dieſen Vorſchriften ſind zwingender Natur 
die Vorſchriften des Art. 146 über die Verpflich⸗ 
tung der Gewerken zur Leiſtung der Zubuße. Auch 
das Recht der Gewerken, den die Zubuße feſt⸗ 
ſetzenden Gewerkſchaftsbeſchluß anzufechten, muß 
gewahrt bleiben; die Satzung kann nur die Ent⸗ 
ſcheidung über die Anfechtung einem Schiedsge⸗ 
richt übertragen (Art. 158 Abſ. 2). Im übrigen 
aber können die Beſtimmungen, vor allem die 
der Art. 172 bis 174 durch die Satzung geaͤndert 
werden. Ä 

Das Berggeſetz gibt alſo der Gewerkſchaft das 
unbedingte Recht, jederzeit Zubußen zu beſchließen 
und dieſe von den ſäumigen Gewerken im Wege 
der Klage einzufordern. Die Klage auf Zahlung 
der ordnungsmäßig beſchloſſenen Zubuße wird in 
der Regel im Wege des Urkundenprozeſſes, alſo 
in einem weſentlich vereinfachten Verfahren er⸗ 
hoben werden können (vgl. Weſthoff⸗Bennhold, 
Gewerkſchaftsrecht 2. Aufl. S. 289/290). 

Ueber eine Befugnis der Gewerkſchaften zur 
Kaduzierung der Anteile im Falle der Säumnis 
des Gewerken, wie ſie 8 219 HGB. für den Fall 
der nicht rechtzeitigen Einzahlung der Aktie oder 
8 21 GmbH. für den Fall der Nichteinzahlung 
der Stammeinlage vorſieht, enthält das bayer. 
Berggeſetz keinerlei Beſtimmungen. In anderen 
deutſchen Bundesſtaaten mit lebhafterem Bergbau 
iſt das Fehlen einer ſolchen Beſtimmung im Geſetz 
offenbar ſchon länger als eine Lücke empfunden 
und durch entſprechende Erweiterung der Satzungen 
auszugleichen verſucht worden; wenigſtens enthalten 
die Satzungen außerbayeriſcher Gewerkſchaften nicht 
ſelten ſolche Vorſchriften. Den bayeriſchen Berg— 
behörden find ähnliche Satzungsbeſtimmungen früher 
nicht zur Beſtaͤtigung vorgelegt worden; erſt in 
jungſter Zeit, mit dem ſtärker hervortretenden 
Intereſſe an der Erſchließung der bayeriſchen 
Bodenſchaͤtze ſcheint auch in Bayern fi das Be: 
dürfnis nach einer ähnlichen Erweiterung der Befug⸗ 
niſſe der Gewerkſchaften einzuſtellen. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß die Möglichkeit 
der Kaduzierung den Gewerkſchaften erwünſcht 
und unter Umſtänden notwendig erſcheinen mag. 
Erfahrungsgemäß werden die Kuxe beim Beſitz⸗ 
wechſel nicht immer zur Umſchreibung vorgelegt; 
in den (in Bayern vom Oberbergamt geführten) 
Gewerkenbüchern finden ſich zahlreiche Eintragungen, 


die offenſichtlich veraltet ſind. Auch werden Ver⸗ 
änderungen des Wohnfitzes uſw. des Kuxinhabers 
oft nicht zur Kenntnis der Gewerkſchaft gebracht. 
Die Gewerkſchaft iſt in ſolchen Fallen nur unter 
erheblichen Weiterungen, unter Umſtänden gar 
nicht in der Lage, die Zubuße im Wege der Klage 
hereinzuholen. Ein ſäumiger oder böswilliger 
Gewerke kann ferner den Rechtsſtreit wegen Zah⸗ 
lung der Zubuße außerordentlich in die Lange 
ziehen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, daß ein Gewerke 
auf dieſe Weiſe in kritiſchen Tagen des Unter⸗ 
nehmens nur Zeit zu gewinnen ſucht, um je nach 
der für ihn günſtigen oder ungünftigen Weiter: 
entwicklung der Gewerkſchaft ſchließlich doch die 
Zubuße zu leiſten oder von dem ihm auch noch 
während der Zwangsvollſtreckung zu Gebote ſtehen⸗ 
den Recht der Preisgabe des Kuxes unter Be⸗ 
freiung von der Zahlungspflicht Gebrauch zu machen. 
Der Eingang der für den Betrieb erforderlichen 
Mittel kann ſo in einer unter Umſtänden ſogar 
den Beſtand des Unternehmens gefährdenden Weiſe 
verzögert werden. Aber auch von dieſer Gefahr 
abgeſehen, kann ſich ein Gewerke auf dieſem Wege 
gegenüber den anderen zahlungswilligen Gewerken 
einen unverdienten Vorteil verſchaffen. Für ſolche 
Fälle mag die ſatzungsmäßige Möglichkeit der 
Kaduzierung zum mindeſten zweckmäßig ſein. 

Bei Beurteilung der Frage, ob die Einführung 
der Kaduzierung durch die Satzung einer bayeriſchen 
Gewerkſchaft zuläſſig iſt, iſt davon auszugehen, 
daß die Gewerkſchaften, wie ſchon erwähnt, ihre 
Rechtsverhältniſſe durch die Satzung frei regeln 
koͤnnen, ſoweit nicht zwingende Vorſchriften des 
Berggeſetzes entgegen ſind. 

Dem früheren Bergrecht war im rechts⸗ 
rheiniſchen Bayern die Kaduzierung nicht fremd; 
in der Pfalz war ſie nicht eingeführt (vgl. Sieben⸗ 
pfeiffer, Handbuch der Verfaſſung, Gerichtsordnung 
und geſamten Verwaltung Rheinbayerns Bd. 5 
S. 146 ff.). Das Berggeſetz vom 20. März 1869 
hat die Kaduzierung allerdings nicht übernommen. 
In der Begründung zu den den Art. 172— 174 
Berg®. in ſeiner heutigen Faſſung entſprechenden 
Art. 118 — 120 des Entwurfs des Geſetzes vom 
20. März 1869 (vgl. Verhandlg. d. Abg.⸗Kammer 
1866/68 Beil. Bd. IV S. 59) wird hierüber aus: 
geführt: 

„Es beſteht keine Meinungsverſchiedenheit darüber, 
daß das Zubuß⸗ und Kaduzierungsverfahren diesſeits 
des Rheins nicht beibehalten werden kann, nachdem 
die Grundbedingungen desſelben mit der unmittel⸗ 
baren Teilnahme der Bergbehörde an dem Betrieb 
und der Verwaltung der Bergwerke fortgefallen ſind. 
Die veränderte Stellung der Bergbehörde ſchließt 


grundſätzlich jede Beteiligung derſelben an der Aus⸗ 
ſchreibung und Einziehung der Betriebsgelder aus. 


Ueberdies verträgt ſich die bei der Kaduzierung ein⸗ 


tretende Eigentumsentziehung im Verwaltungswege 
nicht mit der Aufgabe des Berggeſetzes, den Bergbau 
von den Nachteilen der ſeitherigen Aufhebungsarten 
zu befreien. Anderſeits ergibt ſich aber aus der der 
Gewerkſchaft eigentümlichen Einrichtung, wonach die 
Betriebsgelder je nach dem wechſelnden Bedürfniſſe 
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in e e von den Beteiligten aufgebracht 

werden müſſen, die Notwendigkeit eines anderweitigen 
Verfahrens, welches die Intereſſen des einzelnen Ges 
werken wie der Gewerkſchaft gleichmäßig wahrt. Die 
Art. 118—120 ordnen daher ein Verfahren an, welches 
geeignet iſt, den praktiſchen Bedürfniſſen zu genügen, 
ohne den . Rechtsſchutz zu verfagen. .. 
Nach den bereits entwickelten Grund⸗ 
ſätzen muß dem Gewerken die Befugnis erhalten bleiben, 
ſich von der perſönlichen Haftbarkeit für die von ihm 
der Gewerkſchaft verſchuldeten Beiträge durch Hingabe 
ſeines Anteils zu befreien. Dies braucht indes nicht, 
wie nach dem ſeitherigen Recht, dadurch zu geſchehen, 
daß der Gewerke fi mit feinem Anteile kaduzieren 
läßt, denn die Kaduzierung entzieht ihm ohne hin⸗ 
reichenden Grund mit ſeinem Eigentum auch den⸗ 
jenigen Wert desſelben, welcher den verſchuldeten Bei⸗ 
trag überſteigt, und ebenſo entgeht dieſer überſchießende 
Wert ſeinen ſonſtigen Gläubigern. Beides wird ver⸗ 
mieden, wenn der Gewerke 1 Anteilſchein der 
Gewerkſchaft überliefert, um den Anteil zum Zwecke 
ihrer Befriedigung zu verkaufen (Art. 119).“ 

Das Berggeſetz von 1869 hat alſo die Kadu⸗ 
zierung nur deshalb nicht übernommen, weil es 
den Gewerkſchaften möglichſte Selbſtändigkeit in 
der Wahrnehmung ihrer Intereſſen gewähren wollte, 
mit der eine Beteiligung der Bergbehörde an der 
Ausſchreibung und Einziehung der Betriebsgelder 
nicht mehr vereinbar ſchien, und weil es ſich zu⸗ 
gleich von dem Weg der Klage gegen den ſaͤumigen 
Gewerken für die Regel genügenden Rechtsſchutz 
verſprach. Ein ausdrückliches geſetzliches Verbot 
der Kaduzierung enthält das Berggeſetz jedenfalls 
nicht und es fehlt auch jeder Anhaltspunkt dafür, 
daß es den Gewerkſchaften verwehren wollte, zur 
Verſtärkung des Rechtsſchutzes die Kaduzierung in 
ihren Satzungen vorzuſehen. In dieſem Sinne 
hat auch der Verwaltungsgerichtshof in zwei un⸗ 
veröffentlichten Entſcheidungen vom 20. Maͤrz 1918 
ausgeſprochen, daß das Kaduzierungsverfahren mit 
dem Berggeſetz jedenfalls nicht im Widerſpruch ſteht. 

Der Prüfung bedarf nur, ob nicht vielleicht 
andere Erwägungen der Zulaſſung der Kadu— 
zierung entgegenſtehen. In dieſer Hinſicht iſt zu⸗ 
nächſt zu bemerken, daß das bayer. Berggeſetz da⸗ 
von abgeſehen hat, die Verſagung der Beſtätigung 
der Satzungen an beſtimmte Vorausſetzungen zu 
knüpfen. Die Bergbehörden haben vielmehr nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. Sie find insbe⸗ 
ſondere keineswegs etwa auf die ausſchließliche 
Berückſichtigung öffentlicher Intereſſen beſchränkt. 
Auch die Rückſichtnahme auf ſchutzwürdige private 
Intereſſen der Gewerken oder Dritter kann zur 
Verſagung der Beſtätigung Anlaß geben. 

Dem einzelnen Gewerken wird allerdings ein 
Anſpruch auf ſtaͤrkeren Schutz, als ihn das Berg⸗ 
geſetz ſelbſt gewährt, nicht zuzuerkennen ſein. In 
dieſem Sinne darf vor allem das dem Gewerken 
nach Art. 173 Berg. zuſtehende Recht der Un: 
heimſtellung des Kuxes durch die Satzung nicht 
geſchmälert werden. Das Berggeſetz hat mit gutem 
Grund darauf Bedacht genommen, daß der einzelne 
Gewerke nicht mit der Verpflichtung zur Zahlung 
unüberſehbarer, mit ſeinen Vermögensverhältniſſen 


m —————— 


vielleicht ganz unvereinbarer Geldbeträge dauernd 
an die Gewerkſchaft gefeſſelt wird. Das Reichs⸗ 
gericht hat allerdings in einer Entſcheidung vom 
8. Juli 1908 (Eniſch. f. 35. Bd. 69 S. 141, 
Zeitſchr. f. Bergrecht 1909 S. 96) die Anſicht ver⸗ 
treten, daß der Ausſchluß des ſog. Abandonrechts 
durch die Satzung zulälfig ſei. Die preuß. Berg⸗ 
verwaltung z. B. hat aber bisher und wohl mit 
Recht davon abgeſehen, daraus Folgerungen zu 
ziehen und ſolche Satzungsbeſtimmungen zu be⸗ 
vn (vgl. Zeitſchr. f. Bergrecht 1912 S. 280, 1917 

280; Müller⸗Erzbach, Bergrecht Preußens 
85 267, Weſthoff⸗ Bennhold a. a. O. S. 309). Dies 
wird auch für Bayern zu gelten haben. Die 
Befugnis, fi) durch Preisgabe ſeiner Beteiligung 
gemäß Art. 173 Berg®. von vielleicht für ſein 
ganzes Daſein verhängnisvollen Folgen der Be⸗ 
teiligung zu befreien, hat ſich ſo ſehr als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Einrichtung der Gewerkſchaften ein⸗ 
gelebt, daß im Intereſſe der allgemeinen Rechts⸗ 
ſicherheit davon nicht abgegangen werden kann. 

Dem Gewerken muß ferner die Möglichkeit 
gewahrt bleiben, den Beſchluß der Gewerkſchaft 
über die Zubuße ſelbſt anzufechten und eine richter⸗ 
liche oder ſchiedsgerichtliche Nachprüfung dieſes 
Beſchluſſes herbeizuführen. Daß dem Gewerken im 
Falle der Kaduzierung nicht auch noch die Mög⸗ 
lichkeit offenſteht, die Austragung einer Klage 
der Gewerkſchaft auf Einzahlung der Zubuße ab⸗ 
zuwarten, iſt dagegen unweſentlich, zumal in dieſem 
Rechtsſtreit Einwendungen, die gegen den rechts⸗ 
kräftigen Beſchluß über die Ausſchreibung der 
Beitraͤge gerichtet ſind, ohnehin nicht mehr zu⸗ 
läſſig wären (vgl. Begründung des Berggeſetzes, 
Verhandlungen der Abg.⸗Kammer 1866/68 Beil. 
Bd. IV S. 59; Rauck, BergG. Anm. 1 zu Art. 172). 
Zu erwägen wäre, ob nicht in zulaͤſſiger Abänderung 
des Art. 159 Abſ. 1 BergG. einer Klage des Ge⸗ 
werken in Anſehung eines etwa ſchon eingeleiteten 
Kaduzierungsverfahrens aufſchiebende Wirkung zu 
verleihen wäre. Doch dürfte dazu keine unbedingte 
Notwendigkeit vorliegen, weil die Gewerkſchaft 
wohl ſchon zur Vermeidung eigener Haftung und 
Schadenserſatzverbindlichkeit davon abſehen wird, 
über den Kux vor Entſcheidung einer ſolchen Klage 
weiter zu verfügen oder überhaupt vor Eintritt 
der Rechtskraft des Feſtſetzungsbeſchluſſes das Kadu⸗ 
zierungsverfahren einzuleiten. (Schluß folgt.) 


das „Dienſtalter“ im Sinne des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Von Amtsrichter H. Bleicher in Ansbach. 
Den Begriff des „Dienſtalters“ umſchreibt 
das GVG. nicht näher. Insbeſondere iſt auch 


die Beſtimmung des $ 139 Abſ. 2 S. 1 nicht 
als geſetzliche Auslegung anzuſehen etwa dahin, 
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daß derjenige Rat das jüngſte Dienſtalter habe, 
der an dem betr. Gerichte oder an einem Gerichte 
der gleichen Art zuletzt als Richter ernannt worden 
ſei. Denn 8 139 iſt nur eine Beſtimmung für 
das Reichsgericht, die nicht ohne weiteres auf 
andere Gerichte übertragen werden kann, da die 
tatfächlichen Verhältniſſe an dieſen anders liegen. 
Die Zugehörigkeit zum RG. iſt vor allem viel 
feſter und dauernder, da der RGR. immer an 
demſelben Gerichte verbleibt; bei anderen Gerichten 
iſt aber nicht nur die Verſetzung von einem Gerichte 
zu einem anderen gleichartigen denkbar, ſondern 
auch von einem Gericht zu einem anderen höherer 
oder niederer Inſtanz (es iſt ſogar denkbar, daß 
ſich ein Rat am OLG. zum Direktor am LG. 
ernennen läßt, um ſpäter, da ihm ſeine Stellung 
doch nicht zuſagt, wieder Rat am OLG. zu werden). 
Auch handelt es ſich beim RG. um Räte von ſtets 
gleichem Titel, Rang und Gehalt. Die Beſtimmung 
des 8 139 iſt daher nicht als allgemeine geſetzliche 
Auslegung ſondern nur als ſondergeſetzliche Be⸗ 
ſtimmung anzuſehen, die nicht verallgemeinert 
werden darf. 

Da alſo das GVG. keine ausdrückliche Begriffs⸗ 
beſtimmung gibt, iſt zweierlei möglich: 

1. es iſt die Begriffsbeſtimmung aus den tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſen im Zuſammenhalt 
mit den vom GVG. beabſichtigten geſetz⸗ 
geberiſchen Zwecken zu entnehmen, oder 

2. es iſt die Beſtimmung einem Dritten, ſei 
es der Landesgeſetzgebung oder der Landes⸗ 
juſtizverwaltung überlaſſen. 

Zu dem zweiten Falle iſt hier zunächſt folgendes 
zu ſagen. Die Reichsgeſetzgebung iſt in ihrem 
Bereiche durchaus ſelbſtherrlich. Wo ſie eine Art 
Blankettgeſetz aufſtellt und einem Dritten die nähere 
Beſtimmung überläßt, jagt fie es meiſtens aus⸗ 
drücklich. Es iſt allerdings denkbar, daß die Reichs⸗ 
geſetzgebung ſtillſchweigend eine ſolche Ermächtigung 
erteilt; aber das iſt doch wohl nur dann anzu⸗ 
nehmen, wenn die reichsgeſetzliche Beſtimmung not⸗ 
wendig deshalb eine Regelung von dritter Seite 
als ſelbſtverſtändlich vorausſetzt, weil ſie anders 
nicht vollzogen oder ausgelegt werden könnte. So⸗ 
lange aber aus den reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
ſelbſt (insbeſ. auf dem unter 1 genannten Wege) 
die Auslegung möglich iſt, darf nicht willkürlich 
angenommen werden, daß die Reichsgeſetzgebung 
eine fremde geſetzgeberiſche Tatigkeit zugelaſſen habe. 

Es iſt hier alſo zunächſt zu unterſuchen, ob 
man nicht ſchon auf Grund der reichsgeſetzlichen 
Beſtimmungen zum Ziele gelangen kann. 

Die meiſten hierher gehörenden Beſtimmungen 
des GG., insbeſ. 8 63 Abſ. 2 (Bildung des 
Präſidiums), 8 65 Abſ. 1 (Kammervorſitz) und 
§ 65 Abſ. 2 (Vertretung des Präſidenten), geben 
allerdings gar keinen genügenden Anhalt zur Be⸗ 
antwortung der Frage; in allen dieſen Faͤllen 
handelt es ſich um eine Art Rangordnung, aus 
der in keiner Weiſe zu erſehen iſt, wie dieſer Rang 
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feſtgeſtellt werden ſoll. Im Gegenſatz zu Art. 32 
bay. AG. GVG. unterſcheidet das GVG. nicht 
einmal zwiſchen Rang und Dienſtalter; es iſt 
daher in keiner Weiſe daraus feſtſtellbar, was als 
Unterſcheidungsmerkmal gemeint ſei: ob etwa der 
eigentliche Rang (der z. T. eine höfiſche Ordnung, 
3.8. ein fingiertes Dienſtalter ſein kann), ob die 
Reihenfolge der Beamtengeſetze und Gehaltsord⸗ 
nungen (Gehaltsklaſſe), oder ob endlich die dienſt⸗ 
liche Verrichtung, letzterenfalls ob an derſelben 
Behörde oder auch an einer gleichartigen früheren. 
Und in allen dieſen Fällen iſt wiederum zweifel⸗ 
haft, ob das Merkmal bei dem Richter in ſeiner 
Eigenſchaft als Beamter überhaupt oder gerade 
in ſeiner Eigenſchaft als Richter vorliegen muß. 
Wären die genannten geſetzlichen Beſtimmungen 
allein vorhanden, ſo bliebe allerdings nichts übrig, 
als anzunehmen, das GVG. habe die nähere 
Regelung der Landesgeſetzgebung oder :juftizver: 
waltung überlaſſen wollen, da die Auslegungs⸗ 
möglichkeiten viel zu zahlreich wären und keine 
vor den andern nach dem Zwecke des Geſetzes ficher 
zu bevorzugen wäre. 

Einer weiteren Beſtimmung des GV., naͤm⸗ 
lich der des 8 199 Abſ. 1 liegt jedoch ein anderer 
Gedanke zugrunde als der einer bloßen Rang⸗ 
ordnung: ſie läßt den im „Dienſtalter“ (oder im 
Lebensalter) Jüngſten zuerſt abſtimmen, nicht aus 
dem Gedanken eines Rangvorzuges heraus (denn 
dies wäre ja eine Rangumkehrung), ſondern um 
die richterliche Unparteilichkeit und Unbefangenheit 
zu ſchützen. Der zugrunde liegende Gedanke iſt 
offenbar: der ſoll zuerſt abſtimmen, bei dem die 
Gefahr beſtehen könnte, daß er ſich durch die dienſt⸗ 
liche Stellung (oder das höhere Lebensalter) eines 
andern in ſeiner Abſtimmung beeinfluſſen laſſen 
könnte, wenn dieſer andere ſchon vor ihm ſeine 
Stimme abgaͤbe. Es iſt allerdings mit Grund zu 
bezweifeln, ob denn ein ſolcher Verdacht überhaupt 
ernſtlich zu hegen ſei und ob zudem nicht ſchon 
aus der Beratung zu erſehen wäre, wie die anderen 
abſtimmen würden; aber dies ändert nichts an 
der Tatſache, daß dieſe geſetzliche Beſtimmung dem 
genannten Zwecke dienen ſoll. Dieſer Zweck führt 
zu einer genügend klaren Auslegung des Begriffes 
des Dienſtalters i. S. des GVG. und zwar nicht 
nur i. S. des 8 199 ſondern auch der übrigen 
Beſtimmungen; denn es iſt nicht anzunehmen, daß 
das GVG. unter demſelben Worte zwei verſchiedene 
Begriffe verſtanden haben wollte (abgeſehen von 
der eingangs erwähnten Sonderbeſtimmung des 
8 139). Es muß hienach angenommen werden, 
daß das GVG. unter „Dienſtalter“ dasjenige 
allgemeine dienſtrechtliche Merkmal meint, mit 
dem nad, den jeweils beſtehenden tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen im Regelfalle das höhere dienſtliche An⸗ 
ſehen, ein Vorgeſetztenverhältnis i. S. der Juſtiz⸗ 
verwaltung oder die größere Ausſicht auf die Mög⸗ 
lichkeit eines künſtigen Vorgeſetztenverhältniſſes ver⸗ 
bunden iſt. Für dieſe tatſächlichen Verhält⸗ 
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niſſe find jeweils die Landesgeſetze und ⸗verord⸗ 
nungen maßgebend. Die landesrechtliche Regelung 
iſt daher allerdings von Bedeutung, aber nicht 
deshalb, weil fie Landes geſetz (i. w. S.) iſt, 
ſondern weil fie für das GVG. eine Tatſache 
iſt, die für die dienſtrechtlichen Verhältniſſe vom 
GVG. nicht beeinflußt werden kann. Es muß 
daher beſtritten werden, daß die Landesgeſetzgebung 
oder die Juſtizverwaltung eine bindende Auslegung 
des Dienſtalters i. S. des GVG. ſchaffen könne; 
fie kann vielmehr nur die tatſächlichen Grundlagen 
ſchaffen für die Auslegung des GBG. durch die 
Gerichte. An eine ſolche landesgeſetzliche Aus⸗ 
legung des GVG. wäre daher kein Gericht, ins⸗ 
beſondere auch nicht das RG., gebunden und es 
könnte ihr entgegen entſcheiden, ſobald es zur 
Ueberzeugung käme, daß die tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſe, jo wie fie auf dem landesrechtlichen Dienſt⸗ 
rechte beruhen, nicht zuſammenfielen mit einer 
ſolchen landesrechtlichen Auslegung des GVG. 

Für die bayeriſchen Verhältniſſe im beſonderen 
kommt nun folgendes in Betracht: 

In Bayern beſteht zunaͤchſt einmal die allge⸗ 
meine Möglichkeit, daß der Richter nicht nur als 


ſolcher, ſondern auch als Yuftizverwaltungsbeamter, 


insbeſondere als Staatsanwalt verwendet wird. 
Dienſtrechtlich (ſobohl nach dem Beamtengeſetze 
mit der Gehaltsordnung als nach der tatſächlichen 
Beförderungsübung) iſt die Stellung des Staats⸗ 
anwalts der des Richters völlig gleichwertig, ab⸗ 
geſehen davon, daß letzterer nicht verſetzbar und 
ſogleich unwiderruflich angeſtellt iſt; dieſe Unter⸗ 
ſchiede ſpielen hier keine Rolle, weil in dem Augen⸗ 
blicke, in dem es auf das Dienſtalter i. S. des 
GVG. ankommt, beide Richter ſind. Es beſteht 
daher in Bayern für den Amtsrichter, der vorher 
III. StA. war, für den Landgerichtsrat, der vor⸗ 
her II. StA. war, und für den Oberlandesgerichts⸗ 
rat, der vorher I. StA. war, in der Regel die 
größere Wahrſcheinlichkeit der dienſtlich Höher⸗ 
geſtellte oder der Vorgeſetzte ſeines Kollegen zu 
werden, der zwar vielleicht länger als er in der⸗ 
ſelben Stellung als Richter, aber noch nicht ſo⸗ 
lange wie der erſtere in derſelben Gehaltsklaſſe 
des Beamtengeſetzes und der mit ihr verbundenen 
Rangklaſſe verweilte. Nach dem oben feſtgeſtellten 
Zwecke des 8 199 GVG. muß daher nach den in 
Bayern nun einmal beſtehenden tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen dieſe längere Dienſtzeit in der gleich⸗ 
wertigen Dienſtſtellung als Beamter überhaupt 
(nicht nur als Richter) angerechnet werden. 

Als ſelbſtverſtändlich ergibt ſich aus dieſer Aug» 
legung des 8 199 GWG. auch, daß es gleichgültig 
iſt, an welcher Dienſtſtelle der Beamte in gleich⸗ 
wertiger Dienſtſtellung verwendet war, alſo ob 
z. B. am OLG. als Rat, am CG. als Direltor 
oder am AG. (über 40000 Einwohnern) als 
Direktor oder (über 100 000 Einwohnern) als 
Amtsgerichtsrat. 

Nicht ganz unzweifelhaft iſt, was als allge⸗ 


—— 
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meines Unterſcheidungsmerkmal der dienſtlichen 
Stellung feſtzuhalten ſei, da hiefür auch in Bayern 
mehrere Möglichkeiten beſtehen. 

Titel und Rang, wie ſie in Bayern auch ge⸗ 
trennt vom Gehalte und von der Dienſtſtellung 
verliehen werden, ſind wohl kein genügend ſicheres 
Unterſcheidungsmerkmal. Die Zeit der Rangver⸗ 
leihung gibt keineswegs einen einigermaßen ſicheren 
Anhaltspunkt für die ſpätere vorausſichtliche Dienſt⸗ 
ſtellung und Ueber⸗ oder Unterordnung. Insbe⸗ 
ſondere war noch unter Juſtizminiſter v. Miltner 
die Titelverleihung oft geradezu ein Anzeichen dafür, 
daß der mit dem Titel und Rang ausgezeichnete 
Beamte die betr. Dienſtſtellung vorausſichtlich nicht 
mehr erreiche und nur zum Erſatz Titel und Rang 
bekam. Zurzeit werden überdies Titel und Rang 
vielfach überhaupt keinen weiteren Unterſchied 
mehr begründen, da ſie — insbeſondere der Titel 
Oberamtsrichter (nach 12 Jahren) und Oberlandes⸗ 
gerichtszrat — nach ziemlich feſter Uebung in der 
Reihenfolge der Anſtellung oder Beförderung ver⸗ 
liehen zu werden ſcheinen. Es iſt auch nach der 
Rangordnung vom 23. Dez. 08 — da dieſe näm⸗ 
lich für dieſelbe Gehaltsklaſſe 7 zwei Rangabtei⸗ 
lungen VI 1 (Oberlandesgerichtsraͤte und Land⸗ 
gerichtsdirektoren) und VI 2 (ſtellv. Landgerichts⸗ 
direktoren, I. Staatsanwälte uſw.) vorſieht — der 
Fall denkbar, daß der eine LGR., ohne vorher 
den Titel eines OS GSR. zu bekommen, I. StA. 
wird und dann ſtellv. LG Dir., der andere aber 
zunächſt nur den Titel und Rang eines O8 GR. 
erhält und dann gleichzeitig mit dem erſteren ſtellv. 
LG Dir. wird. Dem Range nach befindet ſich 
letzterer in Rangklaſſe VI Abt. 1, erſterer in der 
niederen Abt. 2 ;!) im Regelfalle iſt aber die Aus⸗ 
ſicht des erſteren, der Vorgeſetzte des letzteren zu 
werden, bedeutend größer als umgekehrt. Auch 
das bay. AG. GV. erklart durch die Faſſung 
ſeines Art. 32 den „Rang“ (im bayer. dienſt⸗ 
rechtlichen Sinne) für etwas anderes als das 
„Dienſtalter“; das wäre hier für die Auslegung 
des Reichsgeſetzes zwar nicht zwingend, iſt aber 
inſoferne von Bedeutung als dies mit dem allge⸗ 
meinen Sprachgebrauch zuſammentrifft, der Rang 
und Dienſtalter als Verſchiedenes auseinanderhält. 

Als einigermaßen verläßliches allgemeines 
Unterſcheidungsmerkmal (Ausnahmen konnen für 
die Auslegung nicht maßgebend ſein) muß daher 
in Bayern zurzeit die Anſtellung in der Gehalts- 
klaſſe oder die Beförderung in die Gehalts⸗ 
klaſſe der Gehaltsordnung vom 6. Sept. 08 be⸗ 
trachtet werden. Hienach iſt von mehreren Be⸗ 
amten derſelben Gehaltsklaſſe ohne Rückſicht auf 
früheren oder gegenwärtigen Titel und Rang, 
derjenige als der Dienitältere i. S. des GVG. 


1) Es hat z. B. hienach auch der mit dem Titel 
und Rang eines OLGR. ausgezeichnete LER. einen 
höheren Rang als fein ſtellv. Direktor, der dieſe Stel» 
lung erreicht hat, ohne vorher den Titel und Rang 
eines OLGR. erhalten zu haben. 
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zu betrachten, der zuerſt dieſe Gehaltsklaſſe er: 
reicht hat, alſo unter Amtsrichtern (gleichviel ob 
mit oder ohne Titel eines Oberamtsrichters) der⸗ 
jenige, der zuerſt als Amtsrichter oder III. StA. 
mit deren Gehalt angeſtellt worden iſt, unter 
- Randgerichtöräten und Oberamtsrichtern (ohne 
Rückſicht auf den ſrüheren Titel eines Oberamts⸗ 
richters oder den gegenwärtigen eines Oberlandes⸗ 
gerichtsrates oder Amtsgerichtsrates) derjenige, der 
zuerſt zum LGR., DAR. oder II. StA. mit deren 
Gehalt befördert worden iſt, unter Oberlandes⸗ 
gerichtsraͤten uſw. derjenige, der zuerſt zum OL GR., 
LGDir., ſtellv. LS Dir., AGDir. an einem AG. 
mit über 40000 Einwohnern, AGR., StA. beim 
OLG. oder I. StA. mit deren Gehalt befördert 
worden iſt. Dieſe Ernennung mit dem Gehalte 
iſt das einzige im allgemeinen ſichere Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal, während der bloße Titel und 
Rang entweder überhaupt keinen oder doch keinen 
weſentlich ſichereren Schluß als der Zeitpunkt der 
Erreichung der Gehaltsklaſſe zuläßt, ob und wann 
vorausſichtlich die höhere Dienſtſtellung erreicht 
wird, die ein Ueberordnungsverhältnis begründen 
könnte. Titel und Rang für ſich allein begründen 
ein ſolches tatſächlich nicht, insbeſondere nicht die 
durch die nachfolgende Erreichung der Gehaltsklaſſe 
ſchon überholte Rangverleihung. 

Es iſt deshalb auch die dritte Möglichkeit der 
Auslegung des GVG. ohne weiteres abzulehnen, 
daß nämlich die frühere Rang verleihung zunaͤchſt 
unberückſichtigt bleibt, aber für die Berechnung 
des Dienſtalters dann berückſichtigt wird, wenn 
ſich ihr nachträglich auch Dienſtſtellung und Gehalt 
hinzugeſellen; denn der Zeitpunkt, in dem die 
letzteren erreicht werden, für ſich allein iſt in der 
Regel ein viel ſichererer Hinweis auf die künftige 
dienſtliche Stellung als die weiter zurückliegende 
Rangverleihung unter oft anderen Verhältniſſen. 

Schließlich wäre noch der Uebergangsverhält⸗ 
niſſe zu gedenken, die durch den Wechſel der 
Beamtengeſetzgebung in Bayern hervorgerufen ſind, 
inſoferne den früheren Gehaltsklaſſen Vb (Staats⸗ 
anwalt beim OLGR. und I. StA.) und VII d 
(I. StA.) jetzt keine Gehaltsklaſſe mehr entſpricht, 
dieſe früheren vielmehr zwiſchen den jetzigen Gehalts⸗ 
klaſſen 7 u. 9 und 9 u. 12 einzureihen wären. 
Es würde weder der Billigkeit noch den tatſäch⸗ 
lichen dienſtlichen und Beförderungsverhältniſſen 
entſprechen, wollte man die in dieſen Klaſſen zu⸗ 
gebrachte Zeit entweder ganz oder gar nicht 
als in den höheren neuen Klaſſen 7 und 9 zu⸗ 
gebracht anrechnen. Soweit hier bei einer ſpäteren 
Ernennung eine diesbezügliche Rangfeſtſtellung 
vorgenommen wurde (wie bei vielen damaligen 
II. Staatsanwälten bei der Beförderung zum 
LGR.), muß dieſe wohl als maßgebend erachtet 
werden; denn dieſe Rangfeſtſtellung iſt ihrem Weſen 
nach nicht nur eine Verleihung ) eines beftimmten 


) Als ſolche wäre fie ſogar als ungültig anzu⸗ 


ſehen, wenn fie einen Zeitpunkt nach dem 1. Jan. 09 | die das Beamtengeſetz ſel 
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Rang es ſondern zugleich eine Feſtſtellung, wie 


die in den nunmehr aufgehobenen Gehaltsklaſſen 
zugebrachte Dienſtzeit hinſichtlich des Dienſt⸗ 

alters in den neuen Gehaltsklaſſen) und be: 
ſonders für die künftige Beförderung in der Regel 
anzurechnen ſei; ſie ſchafft ein fingiertes Dienſt⸗ 
alter, nicht nur einen Rang. Es wäre daher 
immerhin zu wünſchen, daß durch eine Juſtiz⸗ 
miniſterialbekanntmachung die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze für dieſe Anrechnung der in den verſchwundenen 
Gehaltsklaſſen zugebrachten Zeit für die ſpätere 
Beförderung klargelegt werden würden. Es wäre 
aber auch dies keine landesgeſetzliche Auslegung 
des Begriffes des Dienſtalters i. S. des GVG., 
ſondern gäbe nur den Gerichten eine ſicherere, tat⸗ 
ſächliche Grundlage für ihre eigene Auslegung. 


Die ſoziale Ausgeſtaltung des Vürgerlichen 
Geſetzbuches. 


Von Rechtsanwalt Dr. Heegner in München. 
(Schluß). 


Dagegen wird wieder das Familienrecht 
weſentlich umgeſtaltet werden müſſen, zumal auch 
die Frauenbewegung über Nacht, im Traum bei⸗ 
nahe, ihre politiſchen Ziele erreicht hat. So iſt 
die Herabſetzung des Ehemündigkeitsalters (83 1303) 
auf 20 Jahre wohl ſelbſtverſtändlich, da man das 
politiſche Wahlrecht kaum durch Heiratsunfähige 
ausüben laſſen kann. Ausnahmebewilligung für 
frühere Eheſchließung iſt allgemein vorgeſehen. 

Mangels jedes praktiſchen Bedürfniſſes wird 
die mit Eltern uſw. gepflogene Geſchlechtsgemein⸗ 
ſchaft (8 1310 II) als Ehehindernis in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem erſten Entwurf zum BGB. 
wieder wegfallen können. Für dienſtliche Erlaub⸗ 
11 zur Eheſchließung (8 1315) iſt kein Raum 
mehr. 

Das Entſcheidungsrecht des Mannes in allen 
das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden 
Angelegenheiten (8 1354) ſoll beſeitigt, jeder Ehe⸗ 
gatte darin gleichberechtigt ſein. Bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über den ehelichen Aufwand hätte 
derjenige Teil zu entſcheiden, aus deſſen Ver⸗ 
mögen die Ehelaſten zum größten Teil beſtritten 
werden, eine ſicherlich gerechte und unbedenkliche 
Regelung, beſonders wenn, wie beantragt iſt, der 
andere Ehegatte durch die Entſcheidung nicht in 
ſeiner Erwerbstätigkeit geſchädigt werden darf. 
Für die Wahl des Wohnorts ſoll die Entſcheidung 
desjenigen Ehegatten den Ausſchlag geben, deſſen 


feftfegen würde, denn zu dieſem Zeitpunkt hatten durch 
die Rangordnung vom 23. Dez. 08 die Staatsanwälte 
ſchon den Gleichrang mit den entſprechenden Richters 
klaſſen erreicht. 
2) Abgeſehen von e Ueberleitung, 
ſt vornimmt 
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Beruf für die Lebensführung der Familie maß⸗ 
gebend iſt. Der Entſcheidung braucht aber nicht 
Folge geleiſtet zu werden, wenn ſie ſich als Miß⸗ 


brauch des die Entſcheidung treffenden Teils 


darſtellt. 

Mit der Gleichberechtigung der Frau entfallen 
die für fie getroffenen Sondervorſchriften über 
ihren häuslichen Wirkungskreis (8 1356) und die 
Schlüſſelgewalt (8 1357). Ein von ihr einge 
gangenes Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältnis (8 1358) 
ſoll der Mann nicht mehr auf Grund Ermädti: 
gung des Vormundſchaftsgerichtes kündigen können. 

Die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber 
dem Manne ſoll ſich künftig nach der Lebens⸗ 


ſtellung der Frau bemeſſen und damit auch hierin 


völlige Rechtsgleichheit hergeſtellt werden. Leben 
die Ehegatten getrennt, dann müßte der Ehemann 
der Frau die zur Führung eines Haushalts er⸗ 
forderlichen Sachen (8 1361) künftig ohne Rück⸗ 
ſicht auf ſein eigenes Bedürfnis hinausgeben, eine 
wohl begrüßenswerte Neuerung. 

Die Gütertrennung als geſetzlicher Güter⸗ 
ſtand wurde nicht nur von Bebel, ſondern in 
leidenſchaftlicher Rede von dem konſervativen Führer 
Freiherrn von Stumm⸗Halberg verlangt. Ihre 
Einführung iſt wohl keine Frage mehr. Es wird 
ſich im Gegenteil darum handeln, ob die zu lang: 
ſamem Ausſterben verurteilten übrigen Güterrechts⸗ 
ſyſteme in einem bürgerlichen Geſetzbuch noch ein 
halbes Jahrhundert mitgeſchleppt werden ſollen. 

Die Scheidung der Ehe ſollte bedeutend er⸗ 
leichtert und ſchon immer dann zuläflig ſein, wenn 
immer die Ehe zerrüttet iſt, aus welchen Gründen 
ſie auch zerrüttet ſein mag. Gerade wenn man 
die Ehe als Herzensſache betrachtet, dann muß 
man fordern, daß das Geſetz die Trennung nicht 
verbieten darf, wenn ſie von einem höheren fitt⸗ 
lichen Standpunkt aus erforderlich iſt. 

Im Verwandtſchaftsrecht ſoll die wider: 
natürliche Beſtimmung fallen, daß der Vater mit 
ſeinem außerehelichen Kind als nicht verwandt 
gilt (8 1589 II). Es wird in der Uebergangs⸗ 
zeit bedenklich erſcheinen, hieraus alle Folgerungen 
im Erbrecht zu ziehen. So waͤre es ſicher un⸗ 
gerecht, wenn das uneheliche Kind ſeinen Vater, 
der ſeine vor ihm verſtorbene Frau auf Grund 
letztwilliger Verfügung ausſchließlich beerbt hätte, 
zu gleichem Anteil wie die ehelichen Kinder mit⸗ 
erben würde. Die gleiche Unbilligkeit läge vor, 
wenn das Vermögen in der Ehe durch die gemein⸗ 
ſchaftliche Arbeit von Mann und Frau erworben 
worden wäre. Vielleicht ſchüſe eine Vorſchrift 
hier Abhilfe, etwa, daß uneheliche Kinder beim 
Zuſammentreffen mit ehelichen Kindern oder mit 
Eltern und Geſchwiſtern des Erblaſſers nur zur 
Hälfte zum Zuge kämen. 

: Die Unterhaltspflicht der Kinder gegen die 
Eltern ſollte in einem beantragten Abſatz 3 zu 
9 1603 gleich jener der Eltern gegen die Kinder 
geregelt werden. In der Tat mag den Eltern 
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billig fein, was den Kindern recht iſt. Es find 
aber gleichwohl Fälle denkbar, in denen die völlige 
Gleichheit die größte Unbilligkeit bedeuten kann. 
So, wenn die Eltern leichtſinnig ihr Vermögen 
vergeudet und die Erziehung der Kinder dem 
Staat und der Gemeinde überlaſſen haben. Sollen 
dann die Kinder ihre vielleicht verkommenen 
Eltern bis zur Möglichkeit der eigenen 
Fortexiſtenz unterhalten müſſen? Man wird 
hier die Lebenshaltung der Kinder und Enkel 
nicht zu ſehr erſchweren dürfen, die Unter⸗ 
haltspflicht der Kinder gegenüber den Eltern 
dann entfallen laſſen müſſen, wenn ſie alle ver⸗ 
fügbaren Mittel für die ſtandesgemäße Erziehung 
ihrer Abkömmlinge aufzuwenden haben. 

Dem Unterhaltsbedürftigen wird beim Fehlen 
anderer Verpflichteter ein privatrechtlicher Unter⸗ 
haltsanſpruch gegen die Gemeinde uſw. einzu⸗ 
räumen ſein. Iſt doch auch das Erbrecht des 
Staates im Privatrecht niedergelegt. 

Die Ausſteuerpflicht des 8 1610 ſollte nach 
ſozialdemokratiſchem Antrag gleichmäßig beide 
Eltern, nicht bloß den Vater treffen. Bei Güter⸗ 
trennung iſt dies wohl ſelbſtverſtändlich. 

Im elterlichen Erziehungsrechte rief eine etwas 
eigenartige Rechtſprechung einen ſozialdemokratiſchen 
Antrag zu 81666 hervor, daß nämlich die politiſche 
oder religiöje Ueberzeugung des Vaters keinen 
Anlaß bilden dürfe, ihm das Erziehungsrecht zu 
nehmen. Die politiſche Unduldſamkeit mancher 
Heißſporne mag durch eine klare Geſetzesbeſtimmung 
im vornhinein in Schranken gehalten werden. 

Durch Eingehen einer neuen Ehe ſoll die Witwe 
nicht mehr, wie jetzt (§ 1697) die elterliche Ge⸗ 
walt verlieren, weil ihr ja auch die vorgeſehenen 
Pflichten gegenüber dem Kinde verbleiben. 

Eine völlige Umgeſtaltung werden auch die 
Rechtsverhältniſſe des unehelichen Kindes 
erfahren müſſen. Der Kindsmutter ſoll künftig 
die elterliche Gewalt zuſtehen, ſie ſelbſt und nicht 
ein Vormund (8 1707) ſoll zur Vertretung des 
Kindes berechtigt ſein. Man wird ſich dieſe 
Regelung gerne gefallen laſſen, wenn die natür⸗ 
liche Liebe der unehelichen Mutter zu ihrem Kind 
nicht mehr durch ihre ſoziale Aechtung künſtlich 
erſtickt wird. Der außereheliche Vater wird den 
ſeiner Lebensſtellung, nicht den der Lebensſtellung 
der Mutter (8 1708) entſprechenden Unterhalt 
zu gewähren haben. Das Abfindungsrecht der 
Erben des Vaters ($ 1712 II) ſoll wegfallen, eine 
Folgerung, die ſich notwendig aus der Anerkennung 
eines geſetzlichen Verwandtſchaftsverhältniſſes zwiſchen 
dem Vater und dem unehelichen Kinde ergibt. 
Die Koſten der Beerdigung ſollen dem Kindsvater 
ausſchließlich und nicht bloß ſubſidiär, wie jetzt 
in 8 1713 III, auferlegt werden. 

Die unſittliche und wie beinahe allgemein 
anerkannt in ihren Wirkungen verderbliche exceptio 
plurium des $ 1717 muß beſeitigt werden. Es 
geht nicht an, der Unſittlichkeit der Mutter dadurch 
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vorbeugen zu wollen, daß die Kinder dem ſchlimmſten 
Notſtand ausgeſetzt werden. Meineid und Ab⸗ 
treibung von Rechts wegen zu züchten beſteht doch 
nicht die mindeſte Veranlaſſung. Der Bereit⸗ 
willigkeit allzu hilfsbereiter Freunde des Verführers 
muß ein Riegel vorgeſchoben werden. Nicht als 
Geſamtſchuldner ſollen aber alle Männer haften, 
die während der Empfängniszeit mit der Mutter 
verkehrt haben, ſondern ſobald einmal ein Mann 
als Vater belangt iſt, ſoll es dabei bleiben. Wenn 
dann wirklich einmal ein Mädchen die Wahl hat, 
ſich den reichſten Vater auszuſuchen, ſo mag das 
dem Kind zugute kommen und die übliche Be⸗ 
tätigungsluſt der „goldenen Jugend“ etwas ein⸗ 
dämmen. Vielleicht laſſen ſich dann auch auf 
dieſem Wege in den ſogenannten beſſeren Ständen 
frühere Heiraten erzielen. 

% Im Erbrecht iſt die Aenderung des 8 1924 
ſchon oben erwähnt worden, die ſich aus der grund⸗ 
ſätzlichen Anerkennung der Verwandtſchaft zwiſchen 
unehelichem Kind und ſeinem Vater ergibt. 

Die in letzter Zeit oft geforderte Ausgeſtaltung 
des Erbrechts des Staates wird durch Streichung 
des Erbrechts der Abkömmlinge von Großeltern 
uſw. in 8 1926 zu erreichen fein. 

Der erſtrebten Rechtseinheit auf Rechtsgebieten, 
die jetzt noch dem Landesrechte vorbehalten ſind, 
werden zahlreiche Beſtimmungen des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Opfer fallen können. Zunächſt war 
ſ. Zt. ein beſonderer Artikel verlangt, daß Vereini⸗ 
gungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, 
die ſich zum Behufe der Erlangung beſſerer Lohn⸗ 
oder Arbeitsbedingungen gebildet haben, keiner 
landesgeſetzlichen Vorſchrift unterliegen. 

Der beſſeren Ueberſichtlichkeit der noch in Kraft 
gebliebenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen privat⸗ 


rechtlichen Inhalts ſollte eine zu Art. 3 bean- 


tragte Aufzählung dieſer ſämtlichen landesrecht⸗ 
lichen Vorſchriften dienen. 

Die beantragte Streichung des letzten Satzes 
von Art. 21, daß ausländiſchen unehelichen Kindern 
gegen den inländiſchen Vater keine weitergehenden 
Anſprüche zuſtehen ſollen, als nach den deutſchen 
a begründet find, dürfte praktiſch bedeutungs⸗ 
los ſein, wenn die Rechtsſtellung der deutſchen 
unehelichen Kinder jener der ausländiſchen mindeſtens 
gleichwertig iſt. 

Daß ein jugendlicher Angeklagter fürderhin 
nicht bloß von dem Vater (Art. 31), ſondern auch 
von der Mutter verbeiſtandet werden kann, iſt 
bei der künftig gehobenen rechtlichen Stellung der 
Frau wohl ſelbſtverſtändlich. 

Für die Bevorzugung der ehemaligen landes— 
rechtlichen Häuſer und des Hochadels in privat- 
rechtlicher Beziehung (Art. 57, 58, 59) iſt in einem 
Volksſtaate kein Raum mehr. 

Erbpachtsrecht und Anerbenrecht (Art. 63 u. 
64) find vorbehaltlich einer reichsgeſetzlichen Regelung 
der bäuerlichen Erbfolge für das Gebiet des Landes⸗ 
rechts zu beſeitigen. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 6. 


Die Rechtsverhältniſſe der Bergarbeiter (Art. 67) 
ſollen künftig nur nach BGB. und GewO. be⸗ 
urteilt werden können. 

Die in Art. 74 aufrecht erhaltenen Zwangs⸗, 
Bann⸗ und Realrechte ſollen ohne Entſchädigung 
aufgehoben werden. 

Religionsgeſellſchaften und geiſtliche Geſell⸗ 
ſchaften ſind hinſichtlich der Erlangung der Rechts⸗ 
fähigkeit (Art. 84) ausſchließlich dem bürgerlichen 
Vereinsrechte zu unterſtellen. 

. Städtiihe Pfandleihanſtallen uſw. (Art. 94) 
ſollen nur noch bis zu 8°/o Zins nehmen können. 

Art. 95 iſt durch die Aufhebung der Geſinde⸗ 
e bereits gefallen. 

Dieſe in groben Umriſſen gezeichneten Aende⸗ 
rungen ergeben ſich bereits aus den heutigen 
politiſchen und ſozialen Verhältniſſen und werden 
daher auch von keiner bürgerlichen demokratiſchen 
Partei ernſtlichen Widerſtand erfahren können. 
Die Entwicklung kann dabei nicht haltmachen. 
Auch die Privateigentümer von Sachen, die dem 
Gemeingebrauch dienen, wie Wald, Waſſer, Weide 
(Almen) werden ſich geſetzliche Beſchränkungen ge⸗ 
fallen laſſen müſſen. Ob nicht die völlige Ver⸗ 
tragsfreiheit noch mehr als bisher den zum Nutzen 
des Ganzen erforderlichen Einſchraͤnkungen unter⸗ 
worfen werden ſoll, iſt eine beherzigenswerte Frage. 
Man darf nicht vergeſſen, daß es unter dem 
Schutze des römiſchrechtlichen Schuldrechts einigen 
hundert Leuten gelungen iſt, ſich in verhältnis: 
mäßig kurzer Zeit den größten Teil des Volks⸗ 
vermögens in allen Ehren anzueignen. Hier wird 
man wieder mehr zu deutſchrechtlichen Grundſätzen 
zurückkehren, das Genoſſenſchaftsweſen und die 
Wirtſchaft der Gemeinden uff. weiter ausgeſtalten 
müſſen. In vielem werden dann die Rechtsſätze 
der tatſächlichen Entwicklung zum ſozialiſtiſchen 
Staate vorauseilen. Eine fleißige unermüdlich 
ſchürfende Theorie hat das Feld bereits geebnet. 
Wenn es der Rechtswiſſenſchaft hier gelingt, die 
Brücke zu dem praktiſch Erreichbaren zu ſchlagen, 
dann wird fie das Brandmal einer bloß rück⸗ 
ſchauenden Wiſſenſchaft tilgen und im ſchönſten 
Sinne ſchöpferiſch genannt werden. 


Kleine Mitteilungen. 


Eine Mordſtatiſtik. Es iſt verſtändlich, daß die 
Todesſtrafe über den Kreis der Juriſten hinaus das 
Intereſſe weiterer Kreiſe in höherem Maße in An⸗ 
ſpruch nimmt als ſo manche andere Einrichtung unſerer 
Rechtspflege. Bekannt iſt, daß vor bald einem halben 
Jahrhundert das Zuſtandekommen des heute noch 
geltenden Strafgeſetzes ernſtlich durch den Streit über 
die Frage gefährdet war, ob die Todesſtrafe beizu⸗ 
behalten oder abzuſchaffen ſei. Auch als ſich der 
deutsche Juriſtentag im Jahre 1910 in Danzig mit 
dieſer Frage beſchäftigte, fanden ſeine Erörterungen 
in der Tagespreſſe lebhaften Wiederhall. Und es iſt 
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anzunehmen, daß bei den Beratungen über das künftige 
Strafrecht die Ausſprache über die Daſeinsberechti⸗ 
gung der Todesſtrafe ebenfalls einen breiten Raum 
einnehmen wird. Wie die Entſcheidung fallen wird, 
darüber läßt ſich nichts Sicheres vorausſagen. Sicher⸗ 
lich aber werden die Eindrücke, die das gewaltige 
blutige Ringen des viereinhalbjährigen Weltkrieges 
auf uns alle gemacht hat, wie auch die Verhältniſſe, 
die ſich am Ende des Krieges in unſerem Vaterlande 
entwickelt haben, nicht ohne Einfluß auf die Anſchau⸗ 
ungen in dieſer Frage bleiben. Wird die Todesſtrafe 
beibehalten werden, ſo werden noch andere mit ihr 
eng zuſammen hängende Fragen die Gemüter erregen: 
für welche Straftaten iſt die Todesſtrafe anzudrohen? 
iſt ſie beim Morde auszuſchalten, wenn mildernde 
Umſtände vorliegen? wie iſt ſie zu vollſtrecken? wie 
iſt das Gnadenverfahren zu regeln? Wer alle dieſe 
Fragen zu entſcheiden haben wird, der muß auch mit 
den dieſe Frage angehenden tatſächlichen Verhältniſſen 
genau Beſcheid wiſſen, er muß wiſſen, wie häufig 
todes würdige Verbrechen in Deutſchland find, welches 
die hauptſächlichſten Beweggründe zu ihrer Begehung 
find, in welchem Verhältnis die Zahl der Hirich— 
tungen zur Zahl der Todesurteile ſteht uſw. Ueber 
alle dieſe Dinge herrſcht nun in weiteſten Kreiſen Un⸗ 
kenntnis. Wer ſich nicht beſonders mit dieſen Fragen 
beſchäftigt, wird nur gelegentlich einmal bei einem 
allgemeinen intereſſierenden Vorfall auf ſie hinge⸗ 
wieſen werden; wer ihnen aber Intereſſe entgegen⸗ 
bringt, dem bietet der Mangel an jeglichem amtlichen 
Material große Schwierigkeiten. 


Für die künftigen Verhandlungen über die Todes⸗ 
ſtrafe und die mit ihr zuſammenhängenden Fragen 
wird nach dem Geſagten eine genaue amtliche Ueber⸗ 
ſicht über die angedeuteten tatſächlichen Verhältniſſe 
von großem Werte ſein. Die berufene Stelle für 
dieſe Arbeit iſt das Reichsjuſtizamt in Verbindung 
mit den Landes juſtizverwaltungen. Die Ueberſicht 
wird zweckmäßig einen längeren, etwa fünf- bis zehn⸗ 
jährigen Zeitraum und zwar vor dem Kriege um— 
faſſen, ihre Einrichtung wird etwa folgende ſein: 


Aufzunehmen ſind alle die Fälle, in denen vor 
einem deutſchen Gerichte — Schwurgericht oder Kriegs⸗ 
gericht — das Hauptverfahren wegen einer mit dem 
Tode bedrohten Handlung eröffnet oder die Anklage 
verfügt worden iſt. Ueber die Perſönlichkeit des Täters 
find genaue Angaben zu machen: Geichlett, Alter, 
Stand, Bildungsgrad (Schulbeſuch), ob ledig oder ver⸗ 
heiratet, Vorleben (Vorſtrafen). Unerheblich dürfte 
Angabe des Namens und des Glaubensbekenntniſſes 
ſein. Es folgt die Bezeichnung der Straftat unter 
Angabe von Zeit und Ort. der Art der Begehung 
und des Beweggrundes. Weiter find das erkennende 
Gericht und das Urteil anzugeben. Im Falle der 
Verurteilung ſind die Beweismittel zu bezeichnen, 
insbeſondere, ob Geſtändnis oder Inzichtbeweis, im 
Falle der Freiſprechung aber iſt anzuge en, ob fie 
wegen Mangels an Beweiſen oder aber wegen Vor— 
liegens eines Strafausſchließungsgrundes — Notwehr, 
Geiſteskrankheit uſw. — erfolgt iſt. Ferner iſt ans 
zuführen, ob und mit welchem Erſolge Rechtsmittel 
eingelegt worden ſind. Bei Verurteilung zum Tode 
iſt alsdann die Entſcheidung der Gnadeninſtanz und 
bei der Vollſtreckung des Urteils anzugeben, ob ſich 
hierbei beſondere Zwiſchenfälle ereignet haben. Eine 
Spalte „Bemerkungen“ dient; zur Aufnahme beſon⸗ 


derer Umſtände, die von Intereſſe und in den übrigen 
Spalten nicht unterzubringen ſind. 

Eine ſolche Mordſtatiſtik — in Frage kommen 
ja nur Morde, da Hauptverhandlungen wegen Hoch⸗ 
verrates ſeit langer Zeit in Deutſchland nicht mehr 
ſtattgefunden haben — würde auch noch in anderer 
Beziehung von Nutzen fein. So würde fie u. a. zeigen, 
wie erſchreckend hoch die Zahl der Gattenmorde iſt. 
Weiter dürfte die Feſtſtellung von Intereſſe ſein, ob 
der Giftmord in gewiſſen Gegenden vorherrſcht. Solche 
Feſtſtellungen werden der Verbrechensbekämpfung zu⸗ 
ſtatten kommen. Ferner würde die Ueberſicht angeben, 
inwieweit die Behauptung zutrifft, die Geſchworenen 
ſcheuten im allgemeinen einen Wahrſpruch, der die 
Todesſtrafe zur notwendigen Folge habe. 

Sollte die Todesſtrafe im künftigen Strafgeſetze 
beibehalten werden, ſo wäre zu erwägen, ob die Mord⸗ 
ſtatiſtik nicht regelmäßig, etwa alljährlich, aufzuſtellen 
und zu veröffentlichen wäre. Sie würde dann unter 
Umſtänden auch in Fällen, die noch friſch im Ge— 
dächtniſſe des Volkes ſind, falſche Urteile zurecht rücken 
können, die ſich etwa die Allgemeinheit auf Grund 
entſtellender Berichte der Preſſe gebildet hat. 

Amtsrichter Dr. Hofmann in Löbau. 


Zur Anwendung des Umſatzſtenergeſetzes. Nach 
8 1 des Umſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 
(RG Bl. S. 779 ff.) unterliegen der Umſatzſteuer die im 
Inlande gegen Entgelt ausgeführten Lieferungen und 
ſonſtigen Leiſtungen (in der Folge kurz Leiſtungen) 
ſolcher Perſonen, die eine ſelbſtändige gewerbliche 
Tätigkeit mit Einſchluß der Urerzeugung und des 
Handels ausüben, ſoweit die Leiſtungen innerhalb 
dieſer gewerblichen Tätigkeit liegen. Die Steuer wird 
nach dem Geſamtbetrag der Entgelte berechnet, die 
der Unternehmer im Laufe des Kalenderjahres für 
ſteuerpflichtige Leiſtungen erhalten hat (516 a. a. O.). 
Das Geſetz iſt am 1. Auguſt 1918 in Kraft getreten. 
Als erſtes Kalenderjahr i. S. des 8 16 gelten hiebei 
die Monate Auguſt bis Dezember 1918 (3 42 Abſ. 1). 
Mit dem Ablauf des 31. Juli 1918 ſind die Art. II 
bis V des Geſetzes über einen Warenumſatzſtempel 
vom 26. Juni 1916 (RGBl. S. 639) unbeſchadet der 
Durchführung des Erhebungsverfahrens für die in 
der Zeit vom 1. Oktober 1916 bis 31. Juli 1918 be⸗ 
wirkten Zahlungen oder Lieferungen außer Kraft ge⸗ 
treten. 

Für die Uebergangszeit, insbeſondere für die kom⸗ 
mende erſte Erhebung) der Warenumſatzſteuer entſteht 
die Frage: 

Wie verhält es ſich mit der Steuer- 
pflicht bei Leiſtungen, welche ſpäteſtens 
am 31. Juli 1918 vollzogen waren, ) für die 
das Entgelt abe erſt nach dieſem Zeit⸗ 
punkt entrichtet wurde oder noch entrichtet 
wird; insbeſondere unterliegen dieſe der 
Beſteuerung nach dem Umſatzſteuergeſetze 


) Wurde im November 1918 geſchrieben, konnte 
aber erſt jetzt abgedruckt werden. Inzwiſchen iſt die 
aufgeworfene Frage durch ein Gutachten des Reichs— 
finanzhofes in einem von dem hier gefundenen Er— 
gebniſſe abweichenden Sinne beurteilt worden. 

2) Die Beſteuerung der Luxusgegenſtände, für die 
das Geſetz eine Rückwirkung vorſieht, kann hier außer 
Betracht bleiben. 
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vom 26. Juli 1918 oder etwa — ſoweit ſonſt 
die Vorausſetzungen gegeben find — noch 
der Beſteuerung nach dem Geſetz über einen 
Warenumſatzſtempel vom 26. Juni 1916 oder 
find ſie etwa überhaupt nicht ſteuerpflichtig? 

1. Gegenſtand der Umſatzſteuer ſind nach 8 1 des 
Umſatzſteuergeſetzes unter den dort näher bezeichneten 
Vorausſetzungen gegen Entgelt ausgeführte Leiſtungen. 
Die Umſatzſteuer beträgt nach 8 6 fünf vom Tauſend 
des für die ſteuerpflichtige Leiſtung vereinnahmten 
Entgelts. Die ſprachliche Auslegung dieſer Beſtim⸗ 
mung läßt kaum einen Zweifel darüber zu, daß 
Steuergegenſtand die Leiſtung ſelbſt iſt und nicht das 
Entgelt, das allerdings als Maßſtab für die Berech⸗ 
nung der Höhe der Steuer noch dazu kommen muß. 
Hienach muß, wenn nicht der übrige Inhalt des Ge⸗ 
ſetzes oder die Entſtehungsgeſchichte zu einem anderen 
Ergebnis führt, als Vorausſetzung der Steuerpflicht 
erachtet werden, daß die Leiſtung in die Geltungs⸗ 
dauer des Geſetzes fällt. Aus der Geſetzesbegründung 
läßt ſich Gegenteiliges nicht entnehmen. Ebenſowenig 
kann aus dem Zwecke des Geſetzes ein zwingender 
Gegenbeweis gegen dieſe Auslegung geführt werden. 
Nun könnte dieſem Ergebnis vielleicht Ziff. XX der 
vom Bundesrat genehmigten Auslegungsgrundſätze 
zum Warenumſatzſtempelgeſetz (zu vgl. Bek. Fin Min. 
vom 30. Oktober 1916 GVBl. S. 474 ff.) entgegen⸗ 
gehalten werden, worin für die Erhebung des Waren⸗ 
umſatzſtempels ausdrücklich geſagt iſt, daß die Steuer⸗ 
pflicht für Zahlungen, die nach dem 30. September 1916 
geleiftet werden, nicht dadurch berührt wird, daß fie 
für die vor dem 1. Oktober 1916 gelieferten Waren 
erfolgt ſind. Ich laſſe dahingeſtellt, ob dieſe Aus⸗ 
legung unter allen Umſtänden ſich zwingend aus dem 
Geſetze ergab und nicht vielmehr ſchon der Begriff 
„Warenumſatzſtempel“ eine gegenteilige Auslegung 
rechtfertigen konnte. Wie dem immer auch ſei, jeden⸗ 
falls iſt die genannte Auslegung nicht ohne weiteres 
auch für das Umſatzſteuergeſetz beweiskräftig. Denn, 
abgeſehen davon, daß die Steuerpflicht nach dieſem Ge⸗ 
ſetze zum Teil weiter, zum Teil enger gezogen iſt als 
beim Warenumſatzſtempelgeſetz, ſind Steuergegenſtand 
in dem einen Falle bezahlte Warenlieferungen, 
im anderen Falle Leiſtungen ſchlechthin. Nun läßt 
wohl der Begriff „bezahlte Warenlieferungen“ die 
Auslegung zu, daß die Steuerpflicht auch dann ge⸗ 
geben iſt, wenn nur die Bezahlung noch unter das 
Geſetz fällt, weil vorher eine bezahlte Warenlieferung 
überhaupt nicht vorlag. Wenn aber Steuergegen⸗ 
ſtand eine Leiſtung iſt, ſo muß eben dieſe Leiſtung 
ſelbſt noch in die Geltungsdauer des Geſetzes fallen. 
Ein gegenteiliges Ergebnis läßt ſich mit Sicherheit 
dem Geſetze nirgends entnehmen; insbeſondere kann 
ein Schluß gegen dieſe Folgerung nicht gezogen werden 
aus den Beſtimmungen des Abſchnittes III über 
Steuerberechnung und Steuerverfahren, die übrigens 


nicht die materiellen Vorausſetzungen der Steuerpflicht, 


ſondern nur das formelle Verfahren regeln. Denn 
wenn z. B. 816 ſaat, „die Steuer wird nach dem 
Geſamtbetrage der Entgelte berechnet, die das Unter- 
nehmen im Laufe eines Kalenderjahres für die ſteuer⸗ 
pflichtige Leiſtung erhalten hat“, ſo iſt der Begriff 
„ſteuerpflichtige! Leiſtung“ nicht lediglich nach 8 1, 
ſondern nach S 1 im Zuſammenhalt mit 8 42 zu, be⸗ 
urteilen. Ebenſowenig läßt ſich die oben vertretene 
Auffaſſung durch einen Umkehrſchluß aus 8 13 be⸗ 
kämpfen, weil die Steuerpflicht auch bei dieſer Auf⸗ 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 6. 


—ññ. — — . à— 


faſſung nicht auf den Abſchluß des Vertrags, ſondern 
auf die Erfüllung durch den Unternehmer abgeſtellt 
iſt. Es können bienah auch die hier als möglich 
unterſtellten Einwände das oben gefundene Ergebnis 
nicht entkräften. 

2. Sind nun ſolche Leiſtungen, ſoweit ſie ſonſt 
unter das Warenumſatzſtempelgeſetz fallen, etwa nach 
dieſem ſteuerpflichtig? 

Auch dieſe Frage wird verneint werden müſſen, 
abgeſehen von dem Falle, daß der Steuerpflichtige 
ſich gemäß 8 81 des Warenumſatzſtempelgeſetzes für 
den ſogenannten Lieferungsſtempel ſtatt des Zahlungs⸗ 
ſtempels entſchloſſen hat. Denn nach Art. II kann 
jedenfalls darüber kein Zweifel ſein, daß die Lieferung 
allein nicht genügt, um die Steuerpflicht auszulöſen, 
ſondern daß zu der Lieferung auch noch die Zahlung 
kommen muß. Fällt dieſe nicht mehr unter die Gel⸗ 
tungsdauer des Geſetzes, ſo entſteht ohne eine aus⸗ 
1 gegenteilige Beſtimmung auch keine Steuer⸗ 
pflicht. | 

3. Dieſes Ergebnis iſt im hohen Maße unbe⸗ 
friedigend und kann vom Geſetzgeber nicht gewollt 
ſein. Allein dieſer Umſtand berechtigt uns noch nicht, 
im Wege der Auslegung etwas in das Geſetz hinein⸗ 
zutragen, wofür uns weder der Wortlaut, noch die 
Entſtehungsgeſchichte einen genügenden Anhaltspunkt 
gibt. Auch mit der Erforſchung des Zweckes des 
Geſetzes und des Willens des Geſetzgebers kommen 
wir ſchwerlich weiter. Denn — abgeſehen davon, 
daß jeder Auslegung beſtimmſe Grenzen gezogen ſind 
—, wer ſagt uns mit Beſtimmtheit, wie der Geſetz⸗ 
geber die erwähnten Leiſtungen behandelt wiſſen wollte, 
insbeſonders ob er ſich, wenn es zur Erörterung 
dieſer Frage gekommen wäre, — ſoweit einſchlägig — 
für die Abwicklung nach dem Warenumſatzſtempel⸗ 
geſetz oder für Beſteuerung nach dem neuen Waren⸗ 
umſatzſteuergeſetz entſchieden hätte? Wie wäre es 
ferner in dieſem Falle zu halten, wenn einer den 
Lieferungsſtempel nach 8 81 des Warenumſatzſtempel⸗ 
geſetzes gewählt hatte, ihm aber für die Warenumſatz⸗ 
ſteuer eine Verſteuerung nach dem Geſamtbetrage 
der Entgelte der im Steuerabſchnitt bewirkten Lei⸗ 
ſtungen ohne Rückſicht auf die Bezahlung nicht ge⸗ 
ſtattet würde (8 17 Abſ. 7 Umſatzſteuer G.)? 

Wir kommen hienach zu dem Schluſſe, daß die 
Uebergangsbeſtimmungen des Umſatzſteuergeſetzes 
offenſichtlich eine Lücke enthalten, die aber nicht im 
Wege der Auslegung geſchloſſen werden kann, viel⸗ 
mehr nur im Wege der Gefetzgebung. 

Bezirksamtsaſſeſſor Jakob Spitzauer in München. 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1: 

Berhandelt der Hypothekgläubiger mit dem Er⸗ 
werber des Grundſtücks über das Stehenbleiben der 
Hypothek und vereinbart er mit ihm eine Aenderung der 
Zahlungsbeſtimmungen, jo kaun daraus allein nicht ge⸗ 
folgert werden, daß der bisherige Schuldner aus der 
Haftung entlaſſen iſt. (8 414 BGB.) !) Durch Vertrag 


1) Wegen des Verbältniſſes dieſer Vorſchrift und des 8 415 BGB. 
zu § 416 BGB. ſ. Staudinger⸗Kublenbeck, Komm. z. BB. 
7./8. Aufl. S. 492. 
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vom 15. März 1915 verkaufte der Kläger ſein Haus⸗ ihm dies beſondere Gründe angezeigt erſcheinen al 
gtundſtück an L. und deſſen Ehefrau für 46 000 Mk. In Wenn der Gläubiger nicht ausdrücklich erklärt hat 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernahmen die Käufer daß er den Vertragsgegner als perſönlichen Schuldner 
ſelbſtſchuldneriſch die auf dem Grundſtück für die an Stelle des bisherigen Schuldners annehme, iſt alſo 
beklagte eingetragene Amortiſationshypothek von der Verzichtswille nur dann als vorhanden und aus⸗ 
46000 Mk. Auf dieſe Hypothek waren 4½o% Jahres⸗ gedrückt anzunehmen, falls ſich ſolches aus den Um⸗ 
beitrag und zwar 41/% als Zinſen und /% als ſtänden mit Sicherheit ergibt (RG. in Warneyer Rſpr. 
Amortiſationsquote zu zahlen. Am 23. März 1915 1914 Nr. 281). Wie in der Annahme von Hypotheken⸗— 
wurde das Grundſtück an die Käufer aufgelaſſen und zinſen von dem Erwerber des Pfandgrundſtücks oder 
am 24. März 1915 das Eigentum im Grundbuch um⸗ im der Stundung des Hypothekenkapitals oder der 
geſchrieben. Vor Abſchluß des Kaufvertrages hatte Hypothekenzinſen gegenüber ſolchem Erwerber (RGZ. 
hd L. an die Beklagten gewandt und gefragt, ob und Bd. 63 S. 44, RG. a. a. O.), fo kann regelmäßig auch 
unter welchen Bedingungen ſie ihm ihre Hypothek in Verhandlungen des Hypothekengläubigers mit dem 
belaſſe, falls er das Grundſtück kaufe. Noch vor dem Grundſtückserwerber über das Stehenbleiben der Hypo⸗ 
ſaufvertrag mit dem Kläger war ohne deſſen Zus | thef der Ausdruck der Entlafjung des bisherigen Schuld⸗ 
ziehung zwiſchen der Beklagten und den Eheleuten 8. | ners des Hypothekengläubigers aus der perſönlichen 
vereinbart worden, daß die Beklagte in das Stehen⸗ Haftung nicht gefunden werden; denn ſolche Vorgänge 
bleiben der Hypothek willige; jedoch wurden die erklären ſich ungezwungen durch die auf der Hypothek 
n ang ein Jahresbe dahin geändert, daß vom 1. April beruhenden dinglichen Rechtsbeziehungen zwiſchen dem 
915 ab ein Jahresbeitrag von 5 ½8% ꝓ und zwar an Gläubiger und dem jeweiligen Eigentümer des Pfand⸗ 
Zinſen wie früher 4½% , dagegen an Amortiſation grundſtücks (RG. a. a. O.). Ueberhaupt iſt es im Ver⸗ 
unnmehr 1% gezahlt werden ſollte: die Eheleute L. ver⸗ kehr durchaus üblich, daß alle geſchäftlichen Beziehungen 
pflichteten ſich zur Zahlung einer Proviſion von ½ %%. ſich zwiſchen dieſen beiden Perſonen abwickeln, ſelbſt 
wenn der Grundſtückseigentümer nicht der perſönliche 
ſeine perſönliche Haftung aus der Hypothekforderung Schuldner iſt und daß letzterer regelmäßig nur in 
infolge der Vereinbarungen der Beklagten mit den Anſpruch genommen wird, wenn bei der dinglichen 
Eheleuten L. erloſchen ſei. Die Vorgerichte wieſen die Befriedigung durch Zwangsverſteigerung ein Ausfall 


= 
ai 
Sr 
* 
et 
2 
— 
2 
— 
8 
or 
“© 
2 
= 
I 
=) 
— 
. 
4 
© 
a 
2 
— 
a 
— 
2 
A 
— 
© 
2 
— 
= 
© 
— 
© 
3 
4 
E 
as 


Alage ab. Die Reviſion blieb ohne Erfolg. des Hypothekengläubigers eingetreten iſt. (Urt. des 
Aus den Gründen: Wenn der Käufer eines 38 vom 30. Nov. 1918, V 209/168) — — — u. 

Grundſtücks eine Hypothek in Anrechnung auf den 456) 

Kaufpreis übernimmt, gilt allerdings nach der Verkehrs⸗ I 

auffaſſung als Regel, daß der Uebernehmer an die Stelle ö f 

des bisherigen Schuldners treten und dieſer von der Nichtigkeit eines Schuldanerkeuntniſſes, wenn der 


Schuld frei ſein ſoll, wenn der Gläubiger die Schuld⸗ Schuldner in Anrechnung auf die Darlehensſumme Grund- 
übernahme genehmige (JW. 1911 ©. 644 Nr. 10, War⸗ ſtücke in Zahlung nehmen ſoll und ed an der für Grund⸗ 
neger, Apr. 1915 Nr. 205). Nach dem Sprachgebrauch ſtücksverträge vorgeſchriebenen Form fehlt (SS 313, 
des BB. (vgl. 88 183, 184) iſt freilich unter „Ges | 139 BGB.). Inhaltlich einer notariellen Urkunde hat 
nehmigung ! gewöhnlich die nachträgliche A der Kläger bekannt, dem Kaufmann R. aus barem 
zu einem Rechtsgeſchäft zu verſtehen. Jedoch genügt Darlehn 25 000 M — nebſt Zins — AU ſchulden, und 
nach der allgemeinen Beſtimmung in 8182 BGB., ſich verpflichtet. dieſes Darlehn am 15. Juli 1914 zurück⸗ 
worin die Wirkungen von vorgängigen und nachträg⸗ zuzahlen. Wegen dieſer Verpflichtungen hat ſich der 
lichen Zuſtimmungserklärungen einander gleichgeſtellt Kläger der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen. 
find, zur Wirkſamkeit der Schuldübernahme auch die R. hat ſeine Rechte hieraus dem Beklagten abgetreten, 
vorherige Zuſtimmung des Gläubigers; die Schuld⸗ wogegen dieſer die Darlehnsſumme zugeſagt und nach 
übernahme wird alſo für dieſen mit Abſchluß des ſeiner Behauptung auch gewährt hat, nämlich 17 500 M 
Schuldübernahmevertrages ohne weiteres wirkſam, in bar, 7500 M in Grundſtücken. die er dem R. ver⸗ 
freilich bei Uebernahme von Hypothekenſchulden durch kauft hat. Unſtreitig war zur Zeit der Beurkundung 
den Erwerber des belasteten. Grundſtücks im Zweifel des Schuldbekenntniſſes von der Schuldſumme an den 
unter der Bedingung, daß der Erwerber als Eigen⸗ Kläger noch nichts ausgezahlt, in der Folge ſind Zah⸗ 


wird (RG. Bd. 60 S. 415). Dies trifft jedoch zunächſt die wangsvollſtreckung aus der Urkunde ſolle für 
nur den Fall einer Schuldübernahme nach Abſ. 1 
B., der hier nicht behauptet iſt. Und wenn ein durch Wucher und Betrug erlangt, die urkundliche Er⸗ 
Hypothekengläubiger auf eine Anfrage, ob er im Falle klärung wie die Forderungsabtretung des R. an den 
des Erwerbs des Grundſtücks durch den Anfragenden Beklagten auch nur zum Schein abgegeben ſei und die 
die Hypothek ſtehen laſſen wolle, mit dem Anfragen⸗ vom Beklagten unternommene Zwangsvollſtreckung 
den Bereinbarungen getroffen hat, ſo kann daraus nicht betrügeriſch ſei und deshalb gegen die guten Sitten 
geſchloſſen werden, daß er den Willen ausgedrückt hat, verſtoße. Das BG. hält für erwieſen, daß — neben 
den Anfragenden als alleinigen Schuldner anzunehmen der Ausſtellung der Schuldurkunde — zwiſchen R. und 
und den bisherigen Schuldner zu entlaſſen, auch wenn dem Kläger vereinbart worden ſei, Kläger müſſe auf 
er angenommen hat, der Anfragende werde die Hypo⸗ das Darlehn von 25 000 M die vom Beklagten an R. 
thek dem Veräußerer gegenüber ſo übernehmen, daß verkauften Grundſtücke übernehmen. Dadurch habe ſich 
er alleiniger Schuldner der Hypothekenforderung werden R. dem Kläger gegenüber zur Uebertragung des Eigen⸗ 
ſolle. Es kommt darauf an, ob ſich ein ſolcher Willens⸗ tums an dieſen Grundſtücken verpflichtet, da dieſem 
ausdruck aus dem Inhalt des Vereinbarten ergibt. geſagt war, er ſolle die Grundſtücke bekommen, und 
Insbeſondere iſt zur Annahme eines Schuldübernahme⸗ er ſich zur Rückzahlung des vollen Darlehns von 
vertrages nach 8 414 BGB. zwiſchen einem Hypotheken⸗ 25 000 M verpflichtete. Dieſer Teil der Vereinbarung 
gläubiger und einem Dritten, der das Grundſtück z er⸗ hätte daher nach BOB. 8 313 der gerichtlichen oder 
werben will, erforderlich, daß e dem Drikten notariellen Beurkundung bedurft und fei nichtig, da 
igers ausgedrückt iſt, es an dieſer Form fehle. Nach BGB. 8 139 ſei aber 
den Dritten als perſönlichen Schuldner ſeiner Hypo⸗ demgemäß das ganze Abkommen zwiſchen R. und dem 
thekenforderung anzunehmen und auf ſein Forderungs⸗ Kläger einſchließlich des Schuldbekenntniſſes nichtig, 
recht gegenüber dem bisherigen perfönlichen Schuldner da angenommen werden müffe® daß R. das Geſchäft 
u verzichten. Ein Gläubiger wird in der Regel nur mit dem Kläger allein bezüglich des (Bar-) Darlehns 
ann auf ſeinen bisherigen Schuldner verzichten, wenn von 17500 M nicht abgeſchloſſen hätte, wenn er ge⸗ 
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mußt hatte, daß die Vereinbarung über die Ueber. 
tragung der Grundſtücke auf den Kläger nichtig ſei. 
Die Reviſion wendet ein, dieſe Beurteilung verkenne 
die Intereſſenlage. R. habe nichts daran gelegen, 
ſich zur Uebereignung der Grundſtücke zu verpflichten. 
Ihm habe es genügen müſſen, wenn der Kläger ſich 
verpflichtete, die Grundſtücke in Anrechnung auf den 
Darlehnsbetrag in Zahlung zu nehmen, — eine Ab⸗ 
rede, die der Formvorſchrift des S 313 nicht unter⸗ 
liege. Ebenſowenig habe dem Kläger daran gelegen, 
die Grundſtücke übereignet zu erhalten; nur notge⸗ 
drungen habe er ſich zu deren Uebernahme bereit finden 
laſſen, er habe bares Geld gewollt. Wäre ein auf 
Uebertragung des Eigentums an den Grundſtücken 
gerichteter Vertrag i. S. des § 313 geſchloſſen worden, 
ſo hätte der Kläger nur deren Auflaſſung und eine 
Darlehnsſumme von 17500 M verlangen können. 
Würde dagegen nur eine Uebernahmepflicht für den 
Kläger begründet, ſo habe dieſer 7500 M in bar for⸗ 
dern können, wenn ihm die Grundſtücke nicht Übers 
eignet wurden. Die Reviſion wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Wenn durch den Vertrag eine Ber» 
pflichtung feſtgeſetzt iſt, das Eigentum an einem Grund» 
ſtück zu übertragen, erſtreckt ſich der Formzwang des 
§ 313 nicht nur auf den dieſe Verpflichtung betreffenden 
Beſtandteil des Vertrags, ſondern auf alle Verein⸗ 
barungen, aus denen ſich nach dem Willen der Ver⸗ 
tragſchließenden der ſchuldrechtliche Veräußerungsver— 
trag zuſammenſetzen fol (vgl. RG Z. 93 S. 220 und die 
daſ. angef. Entſch., auch RG. 81 S. 134). Weiter iſt 
anerkannt, daß Verträge rechtlich möglich ſind, durch 
die nur der eine Teil zum Erwerb, nicht auch der 
andere zur Uebertragung des Eigentums an einem 
Grundſtück verpflichtet wird, und daß Verträge dieſer 
Art der Formvorſchrift des 8 313 nicht unterliegen 
(RSZ. 81 S. 134, Warneyer 1913 Nr. 396 S. 470, 
1915 Nr. 42 S. 54 in Abſ. 3, 1918 Nr. 71; vgl. auch 
RG. 82 S. 302, L Z. 1913 Sp. 29315 und 851, K. v. 
RG R. Erl. 1 zu § 313). Indeſſen nimmt das BG. 
nicht an, daß ein ſolcher Vertrag vorliege. Vielmehr 
wird gefolgert, der Vertragswille des Klägers und 
des R. ſei dahin gegangen, daß jener die Grundſtücke 
erhalten und volle 25000 & zurückzahlen ſolle. Daß 
hierbei die von der Reviſion hervorgehobene Inter— 
eſſenlage überſehen ſei, dafür beſteht kein Anhalt. 
Nach Umſtänden allerdings wird in der Tat ein Ab— 
kommen dahin, auf ein zugeſagtes Darlehen Grund— 
ſtücke oder andere Sachen in Zahlung zu nehmen, nur 
als eine dem Darlehensgeber eingeräumte Vergün⸗ 
ſtigung, den Darlehensnehmer ſtatt Geldzahlung zum 
Teil anderweit abzufinden, dergeſtalt zu betrachten 
ſein, daß nur der Darlehensnehmer zur Hinnahme, 
zum Erwerb, nicht der Darlehensgeber zur Ueber⸗ 
eignung verpflichtet ſein ſolle. Ob und unter welchen 
näheren Vorausſetzungen ſolchenfalls die Formvor— 
ſchrift des 8 313 eingreift, ſofern es ſich um Grund» 
ſtücke handelt, braucht hier nicht erörtert zu werden. 
Hier nimmt das BG. an, daß die Einigung der Par⸗ 
teien ſich nicht darauf beſchränkt habe, dem Darlehens— 
geber jene Abfindungsbefugnis einzuräumen, ſondern 
daß weitergehend eine Verpflichtung feſtgeſetzt worden 
be die Grundſtücke aus dem Eigentum des R. in das 
es Klägers zu überführen. Dieſe Beurteilung, auf 
die tatſächlichen Umſtände und die Auslegung des 
Vertragswillens geſtützt, läßt keinen Rechtsverſtoß er— 
kennen. Hat ſich der Kläger in der Tat zur Zeit ſeines 
Abkommens mit R. — aus welchen Gründen immer — 
dazu beſtimmen laſſen, einer Uebertragung des Eigen— 
tums an den Grundſtücken unter Anrechnung von 
7500 M auf den Darlehensbetrag zuzuſtimmen, fo kann 
es nicht für rechtsirrig erachtet werden, wenn das 
BG. andererſeits annimmt. R. habe damals eine Ver— 
pflichtung zur Ueberefgnung übernommen, ſich nicht 
nur eine dahingehende Befugnis einräumen laſſen. 
Ebenſowenig erhellt ein Rechtsverſtoß aus den weiteren 
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Erwägungen des BG., womit es in Anwendung des 
BGB. 8 139 die Rechtsbeſtändigkeit des ganzen Dar⸗ 
lehensabkommens verneint. Insbeſondere iſt die Feſt⸗ 
ſtellung geeignet und ausreichend, die Beurteilung zu 
tragen, daß R. dem Kläger das Darlehen nur aus 
den Mitteln geben konnte, die er von dem Beklagten 
erhielt, dieſer aber zur Darlehensgewährung nur bereit 
war, wenn die Grundſtücke in Zahlung genommen 
wurden. Ohne Rechtsirrtum folgert das BG. weiter, 
daß R. jene Grundſtücke hiernach ſeinerſeits kaufen 
mußte, dies aber nur tat in der Erwartung, daß der 
Kläger ſie ihm abnehmen werde, und das Abkommen 
über die weiteren 17500 M des Darlehenskapitals 
nicht eingegangen wäre, wenn er gewußt hätte, daß 
das Uebereinkommen bezüglich der Grundſtücke un⸗ 
gültig ſei. Iſt dem ſo, dann hat R. aus dem geſamten 
Darlehensabkommen — einſchließlich des klägeriſchen 
Schuldbekenntniſſes — keinen Anſpruch erworben, der 
Beklagten alſo auch keinen ſolchen wider den Kläger 
von R. übertragen erhalten können. Die Vollſtreckung 
aus der Eingangs bezeichneten Schuldurkunde iſt mit⸗ 
hin unzuläſſig (ZPO. 8 797 Abſ. 4, 8 767; vgl. auch 
RG. 55 S. 101 und JW. 1905 S. 53 ). Die auf Grund 
des Darlehens verhältniſſos empfangenen Geldzahlungen 
wird der Kläger allerdings nach BGB. 8 812 zurück- 
zuerſtatten haben, alſo unter beſonderen rechtlichen 
Vorausſetzungen, für die insbeſondere auf BGV. 8 818 
Abſ. 3 und 8 822 hingewieſen ſei: für dieſen Anſpruch 
aber beſteht keine vollſtreckbare Urkunde, er iſt hier 
gar nicht im Streite. (Urt. des VI. ZS. v. 25. Nov. 
1918, VI 254/18). — — —ı. 
4576 


III 


Aenderung der Berhältniſſe i. S. des 8 323 38 0., 
wenn der auf Grund eines Unfalls Nentenberechtigte 
nachträglich zum Heeresdienſt eingezogen und damit die 
Gelegenheit zum Erwerb aufgehoben oder eingeſchränkt 
wird. Beweislaſt für den Eintritt der Aenderung. Aus 
den Gründen: Das BG. geht zutreffend davon aus, daß 
die Erſatzpflicht des Klägers ganz oder zum Teil wegfiele, 
wenn nach dem Unfall des Beklagten ein davon un⸗ 
abhängiges Ereignis eingetreten wäre, das denſelben 
Schaden ganz oder teilweiſe verurſacht haben würde. 
Als ſolches Ereignis könne an ſich auch ein außerhalb 
der Perſon des Verletzten liegendes gelten, wie der 
Krieg und die Einberufung zum Heeresdienſt, wenn 
dadurch für ihn die Verwertung ſeiner Arbeitskraft 
ausgeſchloſſen wurde. Nun falle aber keineswegs für 
jeden zum Heeresdienſt Einberufenen die Möglichkeit 
zu gewinnbringendem Erwerb weg. Der Inhaber 
eines kaufmänniſchen oder gewerblichen Betriebs oder 
ein Angeſtellter mit feſten Bezügen erziele häufig trotz 
ſeiner Einziehung ganz oder teilweiſe ſeine bisherigen 
Einkünfte. Dem Beklagten ſei allerdings durch die 
Einziehung die Möglichkeit eines Erwerbs genommen 
worden. Daß er ſich aber nicht in der vorbezeichneten 
günſtigeren Lage befunden habe, könne die Folge des 
Unfalls geweſen ſein. Der Kläger hätte daher dar⸗ 
legen müſſen, daß der Beklagte auch ohne den Unſall 
zur Zeit ſeiner Einziehung nur in der Lage geweſen 
ſein würde, Erwerb allein durch unmittelbare Ver⸗ 
wertung ſeiner eigenen Arbeitskraft zu finden. Die 
berufliche Ausbildung des Beklagten als gelernten 
Kaufmanns und Kunſtmalers berechtige mehr zu der 
Annahme, daß er ſich ohne den Unfall zur Zeit ſeiner 
Einziehung bereits in einer günſtigeren Lage befunden 
haben würde. Die Klagebegründung reiche demnach 
nicht aus. Mit dieſen nicht durchweg klar ausge 
drückten Erwägungen will das BG. ſagen, daß die 
Einziehung zum Heeresdienſt dem Betroffenen nicht 
ſchlechthin die Möglichkeit entzogen habe, ſei es in 
eigener Perſon, ſei es durch Angeſtellte privaten Ver⸗ 
dienſt zu finden, ſofern er ſich einer gewiſſen günſtigen 
Erwerbslage erfreut. Dieſe Betrachtung entſpricht der 
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vielfachen Beobachtung, daß Kaufleute als unabkömm⸗ 
lich erklärt oder reklamiert wurden; daß ſie in der 
Garniſon in dienſtfreien Stunden ihren Geſchäften 
nachgehen konnten; daß ſie ihr ſelbſtändiges Gewerbe 
durch Angeſtellte fortführen ließen, oder als Angeſtellte 
ihr Gehalt ganz oder zum Teil weiterbezogen u. ſ. f. 
Insbeſondere vermochten Maler als Kriegsmaler neben 
dem Dienſt, der ihnen erleichtert wurde, Geld zu ver⸗ 
dienen. Einwandfrei nimmt auch das BG. an, daß 
der Unfall, der für den Beklagten eine Erwerbs⸗ 
beſchränkung von 45% im Gefolge gehabt hat und 
ihn gehindert haben mag, geſchäftlich oder künſtleriſch 
in die Höhe zu kommen, die Urſache geweſen ſein 
könne, daß er jener bevorzugten Erwerbslage nicht 
teilhaftig geworden ſei. Die Auffaſſung des BG. iſt 
mithin, der Kläger habe den ihm obliegenden Beweis 
nicht erbracht, daß der Beklagte infolge der Einziehung 
auch ohne den Unfall die Möglichkeit eines Erwerbs 
verloren haben würde, alſo eine weſentliche Aenderung 
der für die Verurteilung des Klägers maßgebenden 
Verhältniſſe i. S. des $ 323 ZPO. eingetreten ſei. 
Die Reviſion macht geltend, die Beweislaſt müſſe 
ſich hier i Beklagter behauptet, er würde 
ohne den Unfall völlig geſund ſein. Solchenfalls wäre 
er als kriegsverwendungsfähiger Landſturmmann trotz 
ſeiner 44 Jahre an die Front oder in eine militäriſche 
Stellung gekommen, die ihm einen Nebenverdienſt mit 
eigenen Kräften gar nicht geſtattet haben würde. Dieſen 
regelmäßigen Verhältniſſen gegenüber falle dem Be⸗ 
klagten der Beweis für die Abweichung zu. Soweit 
der Beklagte nach der Anſicht des BG. durch Ange⸗ 
ſtellte habe erwerben können, müſſe die Rente erſt recht 
beſeitigt werden. Denn hieran ſei er durch den Unfall 
nicht gehindert. Dieſe Angriffe können keinen Erfolg 
haben. Wenn auch in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle ſelbſt alte Landſturmleute während des 
Heeresdienſtes keine Gelegenheit zu perſönlichem Er⸗ 
werb gehabt haben, ſo ſind doch anders liegende Fälle 
in verhältnismäßig großer Zahl vorgekommen. Von 
einer Umkehrung der Beweislaſt kann daher keine Rede 
ſein, ſondern es handelt ſich höchſtens darum, ob die 
tatſächliche Vermutung für die erſtere Geſtaltung ſo 
ſtark iſt, daß der Kläger weiteren Beweiſes enthoben 
wird, und der Beklagte dieſe Vermutung zu zerſtören 
bat. Hierüber hatte das BG. zu befinden, das aber 
nicht der Meinung der Reviſion iſt, ſondern von einem 
„häufigen“ Privaterwerb eingezogener Kaufleute oder 
Angeſtellter ſpricht. Verfehlt iſt auch die weitere Be⸗ 
mängelung der Reviſion. Der Anſicht des BG., daß 
es dem Beklagten ohne den Unfall möglicherweiſe ge⸗ 
lungen wäre, ein kaufmänniſches Geſchäft zu gründen, 
deſſen Angeſtellte es während der Einziehung zu ſeinem 
Nutzen hätten führen können, kann nicht entgegen⸗ 
gehalten werden, der Unfall hindere den Bekagten 
nicht an dem Erwerb durch Angeſtellte. Denn der 
Unfall hatte eben zur Folge, daß der Beklagte lein 
ſelbſtändiges Geſchäft mit Angeſtellten gründen konnte, 
weil feine Erwerbsfähigkeit um 45% gemindert war. 
Hiernach kommt nichts mehr an auf die wiederum 
nicht recht klare Schlußerwägung des Berufungs- 
urteils, daß der Beklagte die ihm verbliebene Erwerbs⸗ 
fähigkeit nicht im freien Verkehr verwerten könne, weil 
fie vom Heeresdienſt in Anſpruch genommen werde, 
ſowie auf die Einwendungen der Reviſion hiegegen. 
(Urt. des VI. 38S. vom 21. Nov. 1918, VI 253/18). 
4675 
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IV. 


Auslegung eines ge meinſchaſtlichen Teſtaments, 
durch das Eheleute genenjeitig auf ihr geſetzliches Erb⸗ 
recht verzichten, die Fran aber äußerlich ſelbſtändig 
eine Bermächinisanordunng trifft und ſich dabei eine 
Segenleiſt un a von dem Erben des Mannes aus bedingt. 
Letzlwillige Verfügung nach 8 2270 Abi. 1 868. oder 

boertrag 1). Die Eheleute F. R. und J. R. haben am 
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2. April 1904 als ihren letzten Willen folgendes zum 
amtsgerichtlichen Protokoll erklärt: 

„Wir verzichten gegenſeitig auf unſer Erbrecht 
gegeneinander. 

Ich, R., ſetze meinen einzigen Sohn, den Guts⸗ 
beſitzer F. H. R. (das iſt der Bekl.) zum alleinigen 
Erben ein . ... und ich, Frau R., . .. ſetze meine 
Pflegetochter, die verehelichte U. (das iſt die Kl.) 
zur Univerſalerbin ein. 

Ich habe meinem Manne zum Ankauf eines Grund⸗ 
ſtücks 10 000 M geliehen. Die 10 000 M ſetze ich 
dem obengenannten Sohne meines Mannes als 
Vermächtnis aus. Dafür hat aber mein abe 
mir in dem Haufe, zu deſſen Ankauf mein Mann 
die 10000 M mitverwendet hat, bis zu meinem Tode 
eine (näher beſchriebene) Wohnung zu gewähren. 

Der Mann iſt am 4. September 1904, die Frau 
iſt am 11. Januar 1917 geſtorben. Am 2. Mai 1911 
hat ſie zu amtsgerichtlichen Protokoll erklärt, daß ſie 
die Vermächtnisanordnung widerrufe und daß die 
Forderung ihrer Erbin (das iſt die Klägerin) 
zufallen ſolle. Die Klägerin verlangt mit der Klage 
die Auszahlung der 10000 M. Das LG. hat den 
Bekl. verurteilt. Auf die Berufung des Bekl. hat das 
Os G. die Klage abgewieſen. Die Reviſion blieb 
erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Eheleute R. haben 
in der Urkunde vom 2. April 1904 vorweg erklärt, 
daß ſie gegenſeitig auf ihr Erbrecht gegeneinander 
verzichten. Das BG. entnimmt daraus, infolgedeſſen 
ſei das geſetzliche Erbrecht des einen am Nachlaſſe des 
anderen nach § 1931 BGB. nicht entftanden. Dieſe 
Auffaſſung iſt nicht zu beanſtanden. Dieſer Verzicht 
auf das geſetzliche Erbrecht würde die Eheleute R. nicht 
gehindert haben, ſich einander letztwillig zu bedenken. 
Darnach hätte der Mann trotz des Erbverzichts der 
Frau unmittelbar zu ihren Gunſten dahin verfügen 
können, daß ſie lebenslänglich in ſeinem Hauſe wohnen 
bleiben dürfe. Und ebenſo hätte die Frau trotz des 
Erbverzichts des Mannes wirkſam letztwillig beſtimmen 
können, daß ſie ihm für das eingeräumte Wohnrecht 
die Rückzahlung der zum Ankaufe des Hauſes darge— 
liehenen 10 000 M erlaſſe. Wenn die Eheleute beide 
in dieſer Weiſe verfügt hätten, ſo hätte die gegen⸗ 
ſeitige Bedingtheit der beiderſeits gewollten und 
einander auferlegten Leiſtungen klar zutage gelegen. 
Von dieſer Art der letzwilligen Regelung haben aber 
die Eheleute abgeſehen, und zwar, wie das BG. an⸗ 
nimmt, mit Rückſicht auf ihren Erbverzicht, nämlich 
in der unzutreffenden Vorſtellung, daß der Verzicht 
auf ihr geſetzliches Erbrecht auch der Rechtswirkſamkeit 
derartiger letztwilliger Verfügungen entgegenſtehe. Das 
BG. ſcheint gleichfalls dieſe Meinung zu vertreten, 
wenn es ſagt, die Frau habe wegen ihres Erbverzichts 
die Wohnbefugnis nur durch eine Leiſtung erlangen 
können, die dem Bekl. als Erben ihres Mannes durch 
dieſen auferlegt wurde. Das BG. nimmt aber weiter 
an, daß die Eheleute R., um auf andere Weiſe der 
Frau die Wohnbefugnis gewähren und dafür dem 
Manne die Darlehensſchuld erlaſſen zu können, den 
Ausweg gewählt haben, daß die Frau dem Bekl. die 
10 000 M als Vermächtnis ausgeſetzt hat, wofür der 
Bekl. ihr lebenslänglich die Wohnung in dem von 
ſeinem Vater ererbten Hauſe zu gewähren habe. Es 
will unter Würdigung des Geſamtinhalts der ge— 
troffenen Verfügungen in dieſer Vermächtnisanordnung 
der Frau eine letztwillige Verfügung i. S. des § 2270 
Abſ. 1 BGB. erblicken. Ob dieſe Auffaſſung zutrifft, 
erſcheint jedoch rechtlich nicht unbedenklich, braucht 
jedoch nicht näher erörtert zu werden. Denn jeden⸗ 
falls iſt die tatſächliche Feſtſtellung des BG. nicht zu 
beanſtanden, daß der übereinſtimmende, ihren Er— 
klärungen zu entnehmende Wille beider Eheleute darauf 
gerichtet war, ſich die erwähnten Vorteile durch die 
Perſon des als Vermächtnisnehmer eingeſchobenen 
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Beklagten zuzuwenden. Aus dieſer Feſtſtellung die 
rechtlichen Folgerungen zu ziehen, iſt dem Reviſions⸗ 
gerichte nicht verwehrt. Es trägt kein Bedenken, dem 
nach der Auffaſſung des BG. ihren beiderſeitigen Er⸗ 
klärungen zugrunde liegenden und genügend ausge⸗ 
drückten Willen der Eheleute R. die Bedeutung eines 
erbvertraglichen Abkommens beizulegen. Die dazu 
nach $ 2276 BGB. erforderliche Form iſt gewahrt, da 
beide Eheleute ihre in der Urkunde vom 2. April 1904 
enthaltenen Erklärungen vor einem Richter abgegeben 
haben. Dieſer Annahme eines Erbvertrages gegenüber 
iſt es aber bedeutungslos, daß das BG. nicht befonders 
unterſucht hat, ob der Erbverzicht des Mannes, deſſen 
Vermögen e e Frau erheblich überſtiegen 
haben ſoll, dem Werte der Vermächtnisanordnung 
der Frau entſprochen hat oder nicht. (Urt. d. IV. 38. 
v. 14. November 1918, IV 261/185. — — —ı. 
4558 f 


Oberſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 


Eine Vormerkung nach $ 1179 BGB. macht eine 
der Löſchungs verpflichtung widerſprechende Verfügung 
des Eigentümers nicht nichtig, ſondern nur gegenüber 
dem durch die Vormerkung 2 55 Löſchungsauſpruch 
rechtsunwirkſam. Solche Verfügungen find daher trotz 
der Vormerkung im Grundbuch einzutragen. Gründe: 
Für die X⸗Bank find auf den Anweſen Hs.⸗Nr. 40 
und 42 mit 4% verzinsliche und durch / eige An⸗ 
nuitäten tilgbare Buchhypotheken zu 58 000 und 95000 M 
eingetragen, außerdem zugunſten der Hypotheken der 
Bank eine Vormerkung gemäß § 1179 BGB. Inhaltlich 
zweier notariell beglaubigter Erklärungen der Bank 
vom 15. November 1918 ſind ſeit dem Inkrafttreten 
des Grundbuchs bis zum 1. Juni 1918 durch Annui— 
tätenzahlungen an der erſten Hypothek 5547 M und 
an der andern 8129 M getilgt worden; ferner hat 
die Bank den Empfang der Beträge beſtätigt und 
deren Löſchung bewilligt, „nicht aber die ſonſtige Bes 
richtigung im Grundbuche“. Die getilgten Beträge 
find noch nicht gelöſcht. Durch Pfaändungsbeſchlüſſe 
vom 30. September, 12. Oktober und 22. Oktober 1918 
wurden auf Antrag des jetzigen Beſchwerdeführers zu— 
gunſten ſeiner Forderungen gegen die Grundſtücks— 
eigentümer „die Eigentümerhypotheken der Schuldner 
als Eigentümer der Anweſen Hs.⸗Nr. 40 und 42 aus 
den Annuitätentilgungen an dem auf Hs.-Nr. 40 für 
die EX⸗Bank eingetragenen Hypothekkapital zu 58000 M 
und an dem auf Hs.⸗Nr. 42 für die gleiche Bank ein- 
getragenen Hypothekkapitale zu 95000 & gepfändet 
ſowie der Anſpruch, der den Schuldnern gegen die 
Bank auf Berichtigung des Grundbuchs dahin zuſteht, 
daß in Höhe der Annuitätentilgungen die Hypotheken 
den Schuldnern zuſtehen“. Die gepfändeten Forde— 
rungen und Anſprüche wurden dem Gläubiger zur 
Einziehung überwieſen. Der auf Grund dieſer Be— 
ſchlüſſe und der Erklärungen der Bank von dem Be— 
ſchwerdeführer geſtellte Antrag gemäß $ 14 GBO. die 
Grundſtückseigentümer als Gläubiger der Grundſchul— 
den zu 5547 M und zu 8129 M und zugleich die 
Pfändung und Ueberweiſung im Grundbuche einzu— 
tragen oder doch vorzumerken, wurde zurückgewieſen, 
da nach dem Beſchluß des Reichsgerichts vom 18. Ofs 
tober 1905 (RGZ. 61, 374 ff.) die Pfändung einer 
Eigentümerhypothek nur eingeſchrieben werden dürfe, 
„wenn die Eigentümer⸗Hypothek oder ⸗Grundſchuld 
aus dem Grundbuche erſichtlich iſt, d. h. wenn die 
Eigentümer die Umſchreibung auf ſich geſtattet und 
beantragt haben“, was hier nicht geſchehen ſei, und 
weil überdies die Bank nur die Löſchung vermöge 
des Rangeinräumungsverzichts, aber nicht die ſonſtige 
Berichtigung des Grundbuchs geſtattet habe, übrigens 
der Bank gegenüber jede Eigentümergrundſchuld aus 


ihrer Hypothek gemäß 8 1179 BGB. anfechtbar und 
nichtig wäre. Das LG. hat die Beſchwerde zurück⸗ 
gewieſen. Auf weitere Beſchwerde wurden die Beſchlüſſe 
aufgehoben. 

Aus den Gründen: Allerdings hat die Bank 
das Recht, den ihr durch die Vormerkungen geſicherten 
Anſpruch auf ſofortige Löſchung der Eigentümergrund⸗ 
ſchulden ! jederzeit und ſelbſt noch nach Vollzug der 
Pfändungs⸗ und Ueberweiſungsbeſchlüſſe gegenüber 
dem Vollſtreckungsgläubiger geltend zu machen. Dar⸗ 
aus folgt aber nicht das Recht, jede Verfügung über 
dieſe Grundſchulden kund jede Berichtigung des Grund⸗ 
buchs zu verhindern, ſolange ſie nicht gelöſcht ſind. 
Insbeſondere können die für die Bank zur Zeit der 
Antragſtellung des Vollſtreckungsgläubigers einge⸗ 
tragenen Vormerkungen nach $ 1179 BGB. und die 
Erklärung der Bank, daß ſie von der Löſchung ab— 
geſehen die ſonſtige Berichtigung des Grundbuchs nicht 
bewillige, kein ſolches Hindernis bilden. Denn gemäß 
8 883 Abſ. 2 BGB. bewirkt die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung 
oder Aufhebung eines Rechts nur, daß eine nach der 
Eintragung rechtsgeſchäftlich oder durch Zwangsvoll— 
ſtreckung getroffene Verfügung inſoweit unwirkſam iſt, 
als ſie den durch die Vormerkung geſchützten Anſpruch 
vereiteln oder beeinträchtigen würde. Daraus ergibt 
ſich, daß die Vollſtreckungspfandrechte des Beſchwerde⸗ 
führers im Falle ihrer Eintragung keineswegs all— 
gemein und von vorneherein anfechtbar und nichtig 
oder zwecklos ßgeweſen wären; fie find nur unwirkſam 
gegenüber den durch die Vormerkungen geſicherten 
Löſchungsanſprüchen der Bank. Solchen Verfügungen 
und ihrer Eintragung kommt daher nicht bloß in der 
Gegenwart gegenüber den durch die Vormerkungen 
nicht betroffenen Nachhypotheken, ſondern auch gegen— 
über etwaigen ſpäter beantragten und vollzogenen 
Eintragungen Wirkſamkeit zu. Dies alles gilt auch 
von einer Vormerkung nach 8 1179 BGB., da für dieſe 
abweichende geſetzliche Vorſchriften nicht beſtehen. 

Das GBA. durfte daher die Eintragung nicht 
ſchon deshalb ablehnen, weil für die Bank die Vor⸗ 
merkungen nach 8 1179 BGB. eingetragen waren und 
die Erklärungen der Bank vom 15. November 1918 
vorlagen. Wie ſchon im Beſchluſſe des Senats vom 
21. Januar 1916 (Samml. n. F. Bd. XVII S. zZ ff.) 
ausgeführt iſt, hat der Grundbuchrichter nach fors 
mellem Grundbuchrecht jede Eintragung vorzunehmen, 
bei der die Rechtsgültigkeit auch nur möglich iſt. Nach 
dem Geſagten handelt es ſich aber hier nicht bloß um 
eine möglicherweiſe gültige Eintragung, ſondern um 
eine ſolche, deren Gültigkeit und Notwendigkeit außer 
Zweifel ſteht. Wenn die Bank von den ihr durch die 
Vormerkungen geſicherten Löſchungsanſpruͤchen Ges 
brauch machen will, kann ſie jedenfalls nur verlangen, 
daß die Eintragung der Eigentümergrundſchulden und 
der Vollſtreckangspfandrechte als ihr gegenüber un— 
wirkſam gelöſcht werde. Ein uneingeſchränktes Recht 
auf Löſchung ſteht ihr nicht zu, ſie kann deshalb auch 
durch Geltendmachung ihrer vorgemerkten Löſchungs⸗ 
anſprüche jene Eintragungen nicht völlig ausſchließen 
und die Grundbuchberichtigung nicht allgemein vers 
hindern. 

Auch im übrigen kann dem GBA. nicht beigetreten 
werden. Zu Unrecht bezieht es ſich auf den Beſchl. 
des RG. vom 18. Oktober 1905. Dort iſt die Frage 
verneint, ob die Pfändung einer in Zukunft möglicher— 
weiſe entſtehenden Eigentümerhypothek eingetragen 
werden könne. Hier handelt es ſich aber nicht um die 
Eintragung erſt künftig und möglicherweiſe entſtehender, 
ſondern bereits entſtandener Eigentuͤmergrundſchulden, 
wie ſich aus dem ausdrücklich auf die beiden Grund— 
ſchulden zu 5547 M und 8129 beſchränkten Eine 
tragungsantrage ergibt. Und gerade in dieſem reichs— 
gerichtlichen Beſchluß iſt auch geſagt, daß es „dem 
Eigentümer oder auch ſeinem Vollſtreckungsgläubiger 
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wohl geſtattet ſein wird, auf Grund Nachweiſes durch 
öffentliche Urkunden die Einſchreibung von Verfügungen 
oder Pfändungen bei wirklich ſchon entſtandenen Eigen⸗ 
tümerhypotheken zu erwirken, weil hiebei eben der 
Vorberechtigte, der Eigentümerhypothekar, als ein⸗ 
tragsfähig beſtimmt nachgewieſen iſt“. Die Anſicht, 
daß die Pfändung einer Eigentümerhypothek nur ein⸗ 
geſchrieben werden dürfe, wenn der Eigentümer die 
Umſchreibung auf ſich geſtattet und beantragt habe, 
iſt dort nirgends ausgeſprochen; ſie würde mit dem 
814 GBO. in Widerſpruch ſtehen. Hienach und nach 
den 88 830, 835, 836, 837 und 857 Abſ. 6 ZPO. be» 
darf es zur Begründung des Antrags auf Eintragung 
einer Vollſtreckungspſändung und Ueberweiſung nicht 
der Einwilligung und des Eintragungsantrags des 
Bollſtreckungsſchuldners und zwar auch dann nicht, 
wenn im Hinblick auf § 40 Abſ. 1 GBO. zur Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs noch die Eintragung des Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldners und des den Gegenſtand der 
Zwangsvollſtreckung bildenden Rechts erforderlich iſt 
DB: DA. f. d. G8 Ae. S 124 Abf. 4). Aber auch die 
uſtimmung und Eintragungsbewilligung der Bank 
iſt zu det Grund buchberichtigung hier nicht notwendig, 
obwohl durch die Verichtigung die Buchhypotheken 
zu 58 000 M und 95000 M zweifellos i. S. der GBO. 
mitbetroffen werden. Denn gemäß § 22 GBO. bedarf 
es der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von der 
Berichtigung betroffen wird, dann nicht, wenn die 
Unrichtigkeit nachgewieſen wird. Demnach hatte der 
Beſchwerdeführer nur die im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung geſchehene Pfändung und Ueberweiſung der 
beiden Eigentümerhypotheken und deren Entſtehung 
und Umwandlung in Eigentümergrundſchulden nach⸗ 
zuweiſen. Dieſen Nachweis hat er aber in einer dem 
8 27 GBO. genügenden Weiſe durch die Urſchriften 
der Pfändungs- und Ueberweiſungsbeſchlüſſe ſowie der 
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bracht, zumal da die letzteren auch die Quittungen über 
die bezahlten Annuitäten und insbeſondere die Be⸗ 
ſtätigungen enthalten, daß die Zahlungen von den 
Eigentümern geleiſtet wurden. Eine ausdrückliche 
Löſchungsbewilligung der Bank war und iſt beim 
Vorliegen dieſer Quittungen nicht erforderlich, da eine 
Hypothek ganz oder zum Teile auch ſchon gelöſcht 
werden kann, wenn der die Löſchung beantragende 
Eigentümer, oder im Falle des § 14 GBO. der Voll⸗ 
ſtreckungsgläubiger durch öffentliche oder öffentlich be⸗ 
glaubigte Urkunden nachweiſt, daß die Hypothek oder 
Jrundſchuld auf jenen übergegangen iſt. Dieſer Nach⸗ 
weis kann insbeſondere auch durch eine öffentlich be- 
glaubigte Quittung des bisherigen Gläubigers erbracht 
werden. Ein folder Fall liegt aber vor (vgl. 8 453 
DA. f. d. GBAe.). (Beſchl. des I. ZS. vom 24. Januar 
1919, Reg. III Nr. 4/1919). M. 
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Aenderung des Verfahrens in Militärverſorgungs⸗ 
ſachen. Die Bay ZfR. hat auf S. 272 ff. des vor. Jahrg. s 
eine Darſtellung des Rechtswegs bei militäriſchen Ver⸗ 
ſorgungsanſprüchen gebracht. Die Beſtimmungen über 
die Verfolgung dieſer Anſprüche ſind nun von Grund 
aus geändert worden. Die Reichsregierung Ebert⸗ 
Scheidema nn hat wenige Tage vor ihrem Abtreten 
— am 1. Febr. — „mit Geſetzeskraft“ eine Verordnung 
über Aenderung des Verfahrens in Militärverſorgungs⸗ 
ſachen erlaſſen (RGBl. S. 149), deren Inhalt bei der 
unabſehbaren Menge Verſorgungsberechtigter jetzt nach 
dem großen Kriege von größter Bedeutung für unſer 
Nechtsleben iſt. 

Von den vier Artikeln der VO. bringt Art. I 
verſchiedene einſchneidende Aenderungen des MVG. 
und des OPG. v. 31. Mai 1906 ſowie des MG. v. 
17. Mai 1907. 
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In die vom „Verfahren“ oder, wie es nach Art. I 
Nr. 5 VO. jetzt heißt, vom „Verwaltungsverfahren“ 
handelnden 88 27—31 MVG. find durch Art. I Nr. 1 
BO. u. a. nähere Beſtimmungen über den Einſpruch 
gegen den Beſcheid einer niederen Behörde an die 
übergeordnete Behörde eingefügt worden; hervorge⸗ 
hoben ſei, daß die bisher dreimonatige Einſpruchsfriſt 
nun auf 1 a gekürzt iſt; nur bei Zuſtellung des 
Beſcheids außerhälb Europas beträgt fie noch 3 Monate. 
Die Beſcheide ſind in rechtlicher und tatſächlicher Hin⸗ 
ſicht zu begründen. Werden Verſorgungsgebührniſſe 
feſtgeſtellt, ſo muß der Beſcheid ihre Höhe und die 
Art der Berechnung le laſſen. Gleiches gilt für 
die Beſcheide im Penſionsregelungsverfahren (8 29 
MG.). Die Feſtſetzung der Verſorgumgsgebührniſſe 
iſt nicht unabänderlich. Sie können nach § 30 MVG. 
auf Antrag oder von Amts wegen anders feſtgeſetzt 
oder entzogen werden, wenn ſich die Verhältniſſe 
weſentlich verändern, die für die Bewilligung maß⸗ 
gebend geweſen ſind, alſo wenn ſich z. B. das durch 
den Dienſt hervorgerufene Leiden weſentlich beſſert 
oder verſchlimmert. Dieſe Beſtimmung iſt unverändert 
geblieben. Der 8 31 aber hat jetzt eine weſentlich 
andere Faſſung erhalten, in der er zunächſt in Abs. 1 
zum Ausdrucke bringt, daß die Feſtſtellungsbeſcheide 
der Rechtszwecke fähig ſind und wie ſie rechtskräftig 
werden, dann aber in den folgenden Abſätzen die Vor⸗ 
ausſetzungen beſtimmt, unter denen auf Antrag oder 
von Amts wegen das Feſtſtellungs verfahren wieder 
aufgenommen werden kann. Die Möglichkeit der Wieder⸗ 
aufnahme iſt ziemlich eng begrenzt. Der wichtigſte 
Fall iſt wohl der, daß der Beſcheid durch Betrug er⸗ 
wirkt worden iſt; die Wiederaufnahme iſt aber nur 
zuläſſig, wenn der Täter deswegen auch rechtskräftig 
verurteilt worden iſt oder ein gerichtliches Strafver⸗ 
fahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an 
Beweis nicht durchgeführt werden konnte. Zugunſten 
des Berechtigten kann die Feſtſtellungsbehörde jeder⸗ 
zeit einen neuen Beſcheid erteilen. — 8 19 OPG. und 
§ 28 MHG. erklären, durch Art. I Nr. 2 BO. geändert, 
die Vorſchriften der SI 29, 31 MVG. für entſprechend 
anwendbar. 

Von ungleich größerer Bedeutung noch als die 
Neuerungen auf dem Gebiete des Verwaltungsver⸗ 
fahrens ſind die Aenderungen, die die VO. für den 
Rechtsweg bringt. „Spruchverfahren und Rechtsweg“ 
lautet nach Art. IJ Nr. 5 VO. jetzt die Ueberſchrift vor 
843 MVG. und bringt damit das Weſentliche der 
Neuerung zum Ausdruck. Neben dem Verwaltungs» 
verfahren und dem Rechtsweg iſt ein neues Verfahren, 
das Spruchverfahren, in das Geſetz eingefügt worden. 
Der ordentliche Rechtsweg“ iſt nach der neuen Faſſung, 
die 8 42 MVG. durch Art. I Nr. 3 VO. erhalten hat, 
noch zuläſſig gegen die Beſcheide der Behörden, die 
im Penſionsregelungs verfahren entſcheiden; Gegen» 
ſtand der Entſcheidung ſind z. B. das Ruhen des 
Bezugsrechts, die Anrechnung anderer Bezüge; die 
näheren Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit und die Zu⸗ 
ſtändigkeit ſind wie bisher geregelt. Ueber Anſprüche 
aber auf Feſtſtellung von Verſorgungsgebührniſſen 
aus den Militärverforgungsgeſetzen entſcheiden nun⸗ 
mehr im Spruchverfahren beſondere Gerichte, die 
Militärverſorgungsgerichte (Art. 118 1 VO.). Ihre Ent⸗ 
ſcheidung kann durch „Berufung“ gegen den Beſcheid 
der Militärverwaltungsbehörde angerufen werden, die 
im Verwaltungsverfahren über die Anſprüche an letzter 
Stelle entſcheidet, und zwar regelmäßig innerhalb 
eines Monats nach der Zuſtellung (Art. II § 9 und 
842 MVG. in der durch Art. I Nr. 3 VO. beſtimmten 
neuen Faſſung). Was der Eröffnung dieſes neuen 
Rechtsweges, genannt Spruchverfahren, beſondere Be- 
deutung verleiht, iſt die Aufhebung der Beſtimmungen, 
die bisher der Entſcheidung der militäriſchen Ver⸗ 
waltungsbehörde gerade in den wichtigſten Fragen die 
ausſchlaggebende Bedeutung beilegten, durch Art. I 
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Nr. 4 BO.; ob insbeſondere eine Geſundheitsſtörung 
als eine Dienſtbeſchädigung, eine Dienſtbeſchädigung 
als durch den Kaieg erlitten anzuſehen war, darüber 
hatte nicht das icht auf Grund eigener Beweis⸗ 
erhebung und eigenen Ermeſſens zu befinden, ſondern 
feine Beurteilung die Entſcheihung der oberſten Militär» 
verwaltungsbehörde des Kaͤztingents zugrunde zu 
legen (vgl. Gerlach in Bay g R. 18. S. 274). Bei 
aller ſchuldigen Berückſichtigung de litäriſchen Ge⸗ 
ſichtspunkte, die bei den hier zu [enden Aufgaben 
hereinſpielen, wird man dieſe Art der Erledigung 
durch das Militär in eigener Sache nicht als glücklich 
bezeichnen können, und die jetzt getroffene neue Regelung 
zeigt wohl, daß ſich ein Verfahren finden ließ, das 
einerſeits den militäriſchen Geſichtspunkten Rechnung 
trägt und anderſeits doch Gewähr für eine unpartei⸗ 
iſche, gerechte Entſcheidung bietet. 

Die jetzt zur Entſcheidung berufenen Militärver⸗ 
ſorgungsgerichte werden bei den Oberverſicherungs— 
ämtern (5 62 RVO.) errichtet; für mehrere benach⸗ 
barte Aemter kann ein MWGericht errichtet werden. 
Der Vorſitzende des Amts iſt zugleich Vorſitzender des 
MW Gerichts; find bei dem Gerichte mehrere Kammern 
gebildet, ſo ſteht in jeder der Vorſitz einem Mitgliede 
des Oberverſicherungsamtes zu. Zu Beiſitzern ſind 
ein richterliches Mitglied eines ordentlichen Gerichts, 
ein Vertreter der Militärverwaltung ſowie zwei ver⸗ 
ſorgungsberechtigte aus dem aktiven Militärdienſt 
ausgeſchiedene Perſonen berufen (Art. II 88 2—4 VO.). 
Das Reichsmilitärverſorgungsgericht, das mit Rekurs“ 
gegen die Entſcheidungen der MWerichte angerufen 
werden kann (Ausnahmen f. in Art. II S 11 Abſ. 2 u. 3) 
wird — je nach Bedarf mit einem oder mehreren 
Senaten — bei dem Reichsverſicherungsamt errichtet, 
deſſen Präſident zugleich Präſident des RMW Gerichts 
iſt und für den ein beſonderer Direktor im RVerſAmt 
als ſtändiger Vertreter in Militärverſorgungsſachen 
beſtellt wird. Die Senate beſtehen abgeſehen von 
dem Vorſitzenden, der dem RVerſAmt angehören muß, 
aus einem weiteren ſtändigen Mitgliede dieſes Amts, 
einem richterlichen Mitglied eines ordentlichen Gerichts, 
zwei Vertretern der Militärverwaltung und zwar einem 
Offizier und einem höheren Beamten der Militärver⸗ 
waltung, ſowie zwei verſorgungsberechtigten, aus dem 
aktiven Militärdienſt ausgeſchiedenen Perſonen, alſo 
aus 7 Mitgliedern. Sind mehrere Senate vorhanden, 
fo hat unter Umſtänden zur Wahrung der Einheitlich⸗ 
keit der Rechtſprechung der aus 11 Mitgliedern be⸗ 
ſtehende „Große Senat“ zuſammenzutreten (88 5, 6, 12). 
Die erwähnten verſorgungsberechtigten früheren Mili— 
tärperfonen find den Unterklaſſen des Soldatenſtandes 
zu entnehmen; an die Stelle einer Perſon der Unter: 
klaſſen tritt in der Regel ein Offizier, ſoweit Anſprüche 
von Perſonen, die nach den Verſorgungsgeſetzen für 
Offiziere zu verſorgen find, oder Anſprüche von Hinter» 
bliebenen ſolcher Perſonen geltend gemacht werden 
(S 7). Bayern kann bei feinem Landesverſicherungs⸗ 
amt für die Anſprüche von Perſonen, die zuletzt dem 
bayer. Kontingent angehört haben, desgleichen für die 
Anſprüche von Hinterbliebenen ſolcher Perſonen ein 
Landesmilitärverſorgungsgericht errichten, das in dieſen 
Fällen an die Stelle des RM Gerichts tritt (8 8). 
Für die erſte Stelle, die MWGerichte, dagegen richtet 
ſich die Zuſtändigkeit nicht nach dem Kontingente, dem 
der Kläger angehört hat; vielmehr entſcheidet nach 
8 10 über die Berufung das MWericht, in deſſen 
Bezirk der Kläger bei Einlegung der Berufung wohnt 
oder zuletzt gewohnt hat. Da für das Verwaltungs— 
verfahren die Zuſtändigkeit durch die Zugehörigkeit 
zu dem einen oder anderen Kontingent beſtimmt iſt 
(S 27 MG.), fo kann alſo dieſelbe Sache zuerſt in 
Bayern, dann in Preußen oder ſonſtwo im Reich und 
ſchließlich wieder in Bayern zu behandeln ſein, man 
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müßte dann aus der Sonderſtellung, die Bayern um 
ſeiner Militärhoheit willen durch die Zulaſſung eines 
beſonderen Landes MGerichts eingeräumt iſt, folgern 
wollen, daß damit das Spruchverfahren in Verſor⸗ 
gungsangelegenheiten von Angehörigen des bayer. 
Kontingents ganz den bayer. MVGerichten überlaſſen 
werden wollte; hiefür ließe ſich anführen, daß der 
§ 22 VO. die Erlaſſung der näheren Beſtimmungen 
über die MVGerichte und das Verfahren vor ihnen 
ſowie über die Gebühren der Rechtsanwälte in dem 
Verfahren vor ihnen der bayer. Regierung nicht nur 
für das Landes MWGericht, ſondern auch für die Ge⸗ 
richte der erſten Inſtanz überträgt. 

Das Verfahren vor den MWGerichten erſter und 
zweiter Inſtanz iſt mündlich, die Verhandlung in der 
Regel öffentlich ($ 15 Abf. 1). Die Parteien können 
ſich vertreten laſſen; die Anordnung ihres perſön⸗ 
lichen Erſcheinens iſt merkwürdigerweiſe nicht vor⸗ 
geſehen; Bevollmächtigte und Beiſtände, die das Ver⸗ 
handeln vor Behörden geſchäftsmäßig betreiben, können 
vom Gerichte zurückgewieſen werden; doch gilt das 
nicht ohne Ausnahme, insbeſondere nicht für Rechts- 
anwälte (S 15 Abſ. 2, 3). 

Aus den von den Koſten handelnden Beſtimmungen 
in 88 16—18 und 20, 21 ſei nur hervorgehoben, daß 
für die Geltendmachung von Anſprüchen wegen Dienſt— 
beſchädigung durch den gegenwärtigen Krieg Gebühren⸗ 
freiheit beſteht, ſofern es ſich nicht um mutwillige 
Rechtsverfolgung, Verſchleppung des Verfahrens oder 
Irreführung des Gerichts handelt. 

Die Behörden find verpflichtet den MVGerichten 
Rechtshilfe zu leiſten, beſonders auch vollſtreckbare 
Entſcheidungen zu vollſtrecken; die Koſten der Rechts- 
hilfe hat das zu erſuchende Gericht zu erſtatten (§ 19). 

Iſt zweifelhaft, ob für einen Todesfall oder ein 
Leiden Entſchädigung nach den MWGeſetzen oder den 
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leiſten iſt oder kommt beides nebeneinander in Be⸗ 
tracht, ſo wäre es denkbar, daß in dem Spruchver— 
fahren die Berufsgenoſſenſchaft, in dem Verfahren nach 
der RVO. dagegen der Militärfiskus für entſchädi⸗ 
gungspflichtig erachtet und der Berechtigte deshalb in 
beiden Verfahren abgewieſen würde. Der Gefahr, daß 
er auf dieſe Weiſe leer ausginge, ſuchen die Beſtim⸗ 
mungen in Art. II 8 13 und in Art. III VO. vorzubeugen. 

Die VO. iſt nach Art. IV Nr. 1 am 1. März d. J. 
„in Kraft getreten“. Unter Nr. 2—6 des Art. IV 
findet ſich eine Reihe von Uebergangsvorſchriften. 
U. a. iſt beſtimmt, daß gegen die vor dem 1. März 
zugeſtellten Feſiſtellungsbeſcheide der oberſten Militärs 
verwaltungsbehörde von dieſem Tag an ſtatt der 
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das MWGericht zuläſſig iſt und zwar bis zum Ablaufe 
der für die Klage gegebenen Friſt; die Vorſchriften 
über dieſe Friſt enthalten 8 42 Abſ. 1 Nr. 2 MG., 
839 Abſ. 1 Nr. 2 OPG., § 35 MHG. Iſt die Klage 
am 1. März ſchon erhoben, fo wird der Retchtsſtreit 
nach den bisherigen Vorſchriften erledigt. Solange 
jedoch ein Urteil in der erſten Inſtanz noch nicht er» 
gangen iſt, kann der Kläger bis zum 31. Mai 1919 die Ver⸗ 
weiſung der Sache an das MVGericht verlangen. 
Durch die VO. iſt aus dem Wirkungskreiſe der 
Gerichte wiederum ein Stück ausgebrochen und Sonders 
gerichten übertragen. Daß unſer Zivilprozeß mit ſeinem 
Parteibetrieb und feiner Regelung des Beweisver— 
fahrens ſich für die hier in Frage kommenden Felt 
ſtellungsſtreitigkeiten nicht beſonders eignete, iſt zuzu⸗ 
geben. Aber wie lange ſoll uns dieſer Prozeß noch er— 
halten bleiben und das Anſehen der Gerichte ſchädigen? 
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Reichsgerichtsrat Gottfried Schmitt. 
Ein Nachruf. | 
Von Theodor von der Pfordten. 


Vorzeitig und unerwartet iſt Reichsgerichtsrat Gottfried Schmitt im rüſtigſten Mannesalter 
hinweggenommen worden. Er war einer der Tüchtigſten in dem Kreiſe hervorragender bayeriſcher 
Juriſten, die um die Wende des Jahrhunderts in ſchwerer Arbeit die Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in Bayern und die Ueberleitung des alten Rechts in das neue vorbereiten und durchführen halfen. 
Im Jahre 1890 beſtand er die Staatsprüfung mit ausgezeichnetem Erfolge und wurde im Jahre 1891 
zunächſt als rechtskundiger Hilfsarbeiter in das Juſtizminiſterium einberufen. Nach kurzer Tätigkeit 
als Richter am Amtsgerichte München I kam er im Mai 1893 von neuem in das Miniſterium und 
gehörte ihm ununterbrochen bis zum Oktober 1908 an. Dann ſchied er als Oberregierungsrat aus 
dem bayeriſchen Staatsdienſt, um als Reichsgerichtsrat nach Leipzig überzuſiedeln. 

In die Zeit feiner Tatigkeit in der bayeriſchen Juſtizverwaltung fielen Geſetzgebungsarbeiten von 

größtem Umfang und höchſter Bedeutung. Der Dienſt im Miniſterium ſtellte in den Jahren 1896 
bis etwa um 1902 ungewöhnliche Anſorderungen an die Arbeitskraſt und das Können der Referenten. 
Schmitt war einer der glücklich veranlagten Menſchen, die ſolcher Anſpannung gewachſen find. Als 
ein überaus klarer Kopf, zugleich ſcharfer Denker und mit geſundem praktiſchem Sinne begabt, be⸗ 
wältigte er ſörmlich ſpielend die ſchwerſten Aufgaben, wenn er einmal im Zuge war. Ein ſicheres 
unmittelbares Gefühl für das Richtige und Zweckmäßige half ihm in juriſtiſchen Fragen aus ſich 
heraus den treffenden Gedanken finden, ohne daß er es nötig gehabt hatte, erſt lange in Büchern 
herumzuſtöbern und ſich durch das Gewirr widerſtreitender Meinungen hindurchzuarbeiten. Damit 
verband er die Kunſt, einfach, verſtändlich und formgewandt darzuſtellen, was er gefunden hatte. 
Schmitt war zur Zeit der Einführung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vor allem auf dem Gebiete 
des Notariatsweſens tätig. Es galt damals das bayeriſche Notariat den neuen Verhältniſſen anzu⸗ 
paſſen aber es doch lebensfähig in der Geſtalt zu erhalten, in der es ſeit ſeinem Beſtehen dem Rechts⸗ 
verkehr aufs Beſte gedient hatte. Im Notariatsgeſetz von 1899 und den damit zuſammenhängenden 
Dienſt⸗ und Gebührenvorſchriften wurde dieſe Aufgabe vortrefflich gelöſt. Nahezu reibungslos wurde 
das Notariat in die neue Zeit hinübergeleitet. Später hat dann Schmitt noch den Entwurf zum 
Feldſchadengeſetz vom 6. März 1902 ausgearbeitet. Auch an dieſem ſpröden und gar nicht einfachen 
Stoff hat er ſein Verſtändnis für die Bedürfniſſe des Rechtslebens bewährt. 

Auf ſchriftſtelleriſchem Gebiete iſt Gottfried Schmitt ſeltener tätig geweſen, als es ſein umfaſſendes 
Wiſſen und ſeine Darſtellungsgabe eigentlich hätten erwarten laſſen. Er gehörte eben nicht zu denen, 
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die nur um der Eitelkeit willen oder aus ſtreberhafter Befliſſenheit über alles zu ſchreiben wiſſen, auch 
wenn ſie wenig oder nichts zu ſagen haben. In der Sammlung deutſcher Reichsgeſetze (Verlag der 
C. H. Beckſchen Buchhandlung) hat er im Jahre 1894 das Geſetz über die Abzahlungsgeſchäfte 
herausgegeben. Bei J. Schweitzer Verlag erſchien 1905 ſeine Sammlung bayeriſcher Juſtizgeſetze aus 
den Jahren 1818 bis 1904, ein für die Praxis und das Rechtsſtudium gleich wertvolles Werk, hinter 
dem mehr Fleiß ſteckt, als es auf den erſten Blick den Anſchein hat. Größere Bedeutung noch hat 
feine Mitarbeit an dem Kommentar der Reichsgerichtsräte zum BGB., in deſſen 2. Auflage er Teile 
des Rechts der Schuldverhältniſſe und des Sachenrechts erläutert hat. Als Mitherausgeber war er 
lange Jahre bei der Zeitſchrift für das bayeriſche Notariat beteiligt. Mittelbar hat er das Schrifttum 
durch ſeine Tätigkeit als Bibliothekreſerent des Juſtizminiſteriums vielfach geſördert. 

Im perſönlichen Verkehr war Gottfried Schmitt ein beſtrickend liebenswürdiger Menſch, ſtets 
gefällig und zuvorkommend, namentlich auch gegenüber jüngeren Amtsgenoſſen, denen er gerne fördernd 
und helfend an die Hand ging. Fremd war ihm das hochfahrend abſprechende Weſen, wie es ſich 


bei raſch aufſteigenden Beamten ſo häufig ausbildet. Ueber ſeinen letzten Jahren mögen Schatten 


gelaſtet haben. Der Aufenthalt in Leipzig entſprach wohl nicht durchaus ſeinen Lebenswünſchen, hing 
er doch mit ganzer Seele an ſeiner engeren Heimat und an der gewohnten Tätigkeit im bayeriſchen 
Staatsdienſt, in dem er ſo viel Gutes geſchaffen hatte. Und für den vaterländiſch geſinnten Mann war 
es ſchmerzlich genug, daß er den äußeren und inneren Zuſammenbruch Deutſchlands miterleben mußte. 

Unſere Zeit lebt ſchnell und vergißt raſch. Bei der Flut neuer Gedanken, die jetzt in das Rechts⸗ 
leben hereinſtrömt, unterſchätzt man nur zu leicht die Leiſtungen vergangener Jahrzehnte. Möge 
Gottfried Schmitt, der Mann mit dem lauteren, menſchlich empfindenden Herzen, der fleißige, hoch⸗ 
begabte Juriſt, wenigſtens bei denen ein treues Andenken genießen, denen er in ſeiner Laufbahn 
dienſtlich und perſönlich nahe getreten iſt. 
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Die Schadens haftung bei Tumulten 
in Bayern. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Heinrich Buff in München. 


I. Die Beſtimmungen über die Schadenshaftung 
bei Tumulten in Bayern find im weſentlichen 
in dem bayer. Geſetze vom 12. März 1850 die 
Verpflichtung zum Erſatze des bei Aufläufen dies⸗ 
ſeits des Rheines verurſachten Schadens betr. ent⸗ 
halten. Daneben kommen auch in einem gewiſſen 
Umfange reichsrechtliche Vorſchriften zur An⸗ 
wendung. 

Das bayer. Geſetz vom 12. März 1850, das 
durch Art. 142 des bayer. AG. BGB. auf die 
Pfalz erſtreckt wurde, iſt dem franzöſis chen Geſetze 
vom 10. Vend. IV nachgebildet.“) Der Grund: 
gedanke des bayeriſchen Geſetzes iſt wie der ſeines 
franzöſiſchen Vorbildes, das grundſätzlich die Ge⸗ 
meinden als engſte politiſche Körperſchaften für 
den Schaden aufzukommen haben, den der einzelne 
bei ſchweren, gewaltſamen Störungen der öffent⸗ 
lichen Ordnung erlitten hat. Der Geſetzgeber geht 
von der Erwägung aus, daß die Gemeinden und 
ihre Einwohner bei gutem Willen am beſten im⸗ 
ſtande ſeien, Ruhe und Ordnung in den Ge⸗ 
meindegrenzen aufrecht zu erhalten und den Ur⸗ 
ſachen von Beſchädigungen entgegenzutreten. Er 
erklärt fie geradezu für fittlich verantwortlich, daß 
Tumulte nicht gelingen können.“ 


1) Geſetzblatt 1849/1850 S. 73 ff. Siehe hiezu 
Sint in Dollmann, Geſetzgebung Teil I Bd. 3 (1863) 
S. 219 ff.; Oertmann, Bayer. Landesprivatrecht 
S. 268 ff. und Seydel, Bayer. Staatsrecht 1913 
Bd. II S. 251 ff. In Kraft befinden ſich noch Art. 1 
bis 3, Art. 4 Abſ. 1, Art. 8 Abſ. 1, Art. 9—14, teil⸗ 
weiſe auch Art. 15. Hinſichtlich der übrigen deutſchen 
Tumultſchadensgeſetze ſiehe Staudinger, Kommentar 
EG. GBG. zu Art. 108 EG. BGB. 
2) Verh. der Kammer der Abg. 1849 Beil. Bd. ! 
S. 174, Beil. Bd. III S. 152; Sten Ber. d. Kammer 
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Demgemäß haben nach dem Geſetz vom 12. März 
1850 die Gemeinden nicht nur für die durch ge⸗ 
wöhnliche Tumulte verübten, ſondern auch für die 
infolge politiſcher Unruhen (auch infolge eines 
Bürgerkrieges) verurſachten Schäden aufzukommen. 
Man gewinnt ſogar aus den Kammerverhand⸗ 
lungen den Eindruck, daß gerade die Ereigniſſe 
der revolutionären Bewegung des Jahres 1848 
beſtimmend für die Einbringung und Annahme 
der Geſetzesvorlage geweſen find. Die Einfügung 
einer Beſtimmung, wonach die Haftung der Ge⸗ 
meinden entfallen ſollte, wenn ſie zur Verhinde⸗ 
rung von Tumulten außerſtande waren, ſcheiterte 
an dem entſchiedenen Widerſtande der Regierung. 
Damit iſt durch das Geſetz die unbedingte Erſatz⸗ 
pflicht der Gemeinden auch für ſog. Revolutions⸗ 
ſchäden ausgeſprochen.“) 

De lege ferenda muß als Mindeſtforderung 
aufgeſtellt werden, daß den Gemeinden wenigſtens 
die Haftung für die infolge politiſcher Unruhen 
entſtandenen Schäden abgenommen und auf den 
Staat übertragen wird. Denn es iſt unbillig, 
die Gemeinden für Handlungen verantwortlich zu 
machen, deren Verhinderung ihre unzulänglichen 
Machtmittel überſteigt und auch in erſter Linie 
Aufgabe des Staates fein muß.“) 

II. Präſumtiv hat die politiſche Gemeinde, in 
deren Bezirk von einer zuſammengerotteten, be⸗ 
waffneten oder unbewaffneten Menge mit offener 
Gewalt Verbrechen oder Vergehen gegen Perſonen 
oder das Eigentum verübt worden ſind, den dadurch 


der Abg. 1849 Bd. 3 S. 362. Siehe auch Loening, 
Die Haftung des Staates S. 91ff. 

2) Sten Ber. d. Kammer d. Abg. 1849 Bd. 3 S. 3 
347, 351, 356, 373. Ausnahme nur nach Art. 
Ziff. 2 des bayer. Geſ. vom 12. März 1850. die 
franzöſiſche Praxis iſt im Prinzip gleichfalls für die 
Anerkennung der gemeindlichen . in dieſem 
Falle. (Siehe Zink a. a. O. Seite 2 

5) Schon bei den * 
wurden ganz allgemein lebhafte Bedenken gegen die 
Einführung der gemeindlichen Haftpflicht laut. 
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verurſachten Schaden zu erſetzen.“) Es macht hiebei 
keinen Unterſchied, ob dieſe Verbrechen oder Vergehen 
von allen Teilnehmern einer Zuſammenrottung 
oder nur von einzelnen begangen wurden (Art. 1 
Abſ. 1). Das Geſetz ſpricht von Verbrechen und 
Vergehen gegen Perſonen oder Eigentum, ſetzt 
aber weder Ermittelung noch Beſtrafung der 
eigentlichen Schadensſtifter und der ſonſtigen Teil⸗ 
nehmer voraus. Durch Verbrechen oder Vergehen 
im Sinne des Art. 1 hervorgerufen ſind daher 
auch die während einer erfolgreichen Umſturzbe⸗ 
wegung durch Revolutionäre verübten Schäden, 
obwohl hier eine Strafverfolgung, wenigſtens für 
den Regelfall, nicht eintritt. Es genügt die Er⸗ 
füllung des objektiven Tatbeſtandes der in Frage 
ſtehenden Delikte.) Deliktsfähigkeit der Tumul⸗ 
tuanten wird demgemäß nicht vorausgeſetzt. Die 
Abſicht der Tumultuanten braucht nicht von vorn⸗ 
herein auf die Begehung der Delikte gerichtet zu 
ſein. Oeffentlichkeit des Tatortes und der Zu⸗ 
ſammenrottungshandlung wird nicht vorausgeſetzt.“) 
Tatort kann auch ein geſchloſſener Wohnraum 
ſein. Die Oeffentlichkeit der Zuſammenrottungs⸗ 
handlung kann dadurch ausgeſchloſſen ſein, daß 
die Zahl der Beteiligten verabredungsgemäß auf 
einen abgeſchloſſenen Kreis beſtimmter Perſonen 
beſchränkt iſt. 
Als Verbrechen oder Vergehen gegen Perſonen 
oder das Eigentum im Sinne des Art. 1 kommen 
namentlich Mord, Totſchlag, Körperverletzungen, 
Freiheitsberaubung, Raub, Brandſtiftung und 
Sachbeſchädigung in Frage. 

Anſpruchsberechtigt als Geſchadigter kann auch 
ein Nichtbayer, ſelbſt ein Ausländer ſein. Ferner 
können der Staat oder ſremde Gemeinden erſatz⸗ 
berechtigt ſein. 

Die Gemeinden haften nach Art. 1 Abſ. 2 
den Beſchadigten nicht, inſoweit der Schaden durch 
Verſicherungsanſtalten erſetzt wird (Art. 1 Abſ. 2). 
Unter Verſicherungsanſtalten ſind angeſichts des 
allgemein gehaltenen Wortlautes des Geſetzes nicht 
nur die ſtaatliche Brandverſicherungsanſtalt zu 
verſtehen, von der bei den Kammerverhandlungen 
nur die Rede war, ſondern auch andere Arten 
von Verſicherungsgeſellſchaften (z. B. Mobiliar⸗ 
Feuerverſicherungsanſtalten oder Unfallverſiche⸗ 
rungsgeſellſchaften). Der Beſchaͤdigte hat kein 
Wahlrecht, ob er zunächſt die Verſicherungsanſtalt 
oder die Gemeinde belangen will. Er muß viel⸗ 
mehr zunächſt den Schadenserſatz von der Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt zu erhalten ſuchen. 

Nach der ratio legis ſoll die Haftung der 


3) Hinſichtlich der Begriffe der Zuſammenrottung, 
der Teilnahme an der Zuſammenrottung, der Menge 
und der Gewalt muß hier auf die einſchlägige Straf: 
rechtsliteratur und Rechtſprechung verwieſen werden. 
Offene Gewalt bedeutet den Gegenſatz zur heimlichen 
Gewaltanwendung (z. B. bei einem Einbruchdiebſtahl). 

) Oberſter Gerichtshof Sammlung Bd. 6 S. 4509 ff. 

) Siehe hiezu Oberſter Gerichtshof a. a. O. 1055 
lein, Lexikon des deutſchen Strafrechts Bd. 2 S. 1036. 
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Gemeinden bei Verſicherung der Beichädigten nur 
einen Ausnahmecharakter tragen. Der Beſchädigte 
muß aber die Verſicherungsſumme auch tatſächlich 
erhalten haben.“) Bei nur teilweiſer Deckung des 
Schadens durch den Verſicherer bleibt die Ge⸗ 
meinde auf den Reſt verhaftet. Verliert der Er⸗ 
ſatzberechtigte den Anſpruch gegen den Verſicherer, 
weil er ſchuldhaft die Verſicherungsbedingungen 
verletzt (Verabſäumung einer Friſt zur Geltend⸗ 
machung der Verſicherungsſumme), ſo geht er 
auch ſeiner Forderung gegen die Gemeinde ver⸗ 
luſtig. Die Entſcheidung über Vorhandenſein und 
Größe des Schadens in einem Rechtsſtreite gegen 
den Verſicherer iſt für den Richter nicht bindend 
hinſichtlich der gleichen Fragen in einem Prozeſſe 
des Beſchädigten gegen die Gemeinden. Hat der 
Verſicherer die Verſicherungsſumme ganz oder teil⸗ 
weiſe bezahlt, ſo hat er keinen Rückgriff gegen die 
Gemeinde (Art. 1 Abſ. 2). Zu beachten iſt, daß 
der Erſatzberechtigte wegen der verhältnismäßig 
kurzen Friſt, innerhalb deren die Klage nach 
Art. 11 bayer. AG. ZPO. gegen die Gemeinde 
angeſtrengt werden muß, eine baldige Entſchei⸗ 
dung über die Verbindlichkeit des Verſicherers 
zur Leiſtung der Verſicherungsſumme herbeiführen 
muß, um nicht allenfalls ſeinen Anſpruch gegen 
die Gemeinde zu verlieren. 

III. Gehören die Teilnehmer an der Zuſammen⸗ 
rottung ganz oder überwiegend einer anderen Ge⸗ 
meinde an, ſo haftet dieſe und nicht die Tatort⸗ 
gemeinde (Art. 2 Ziff. 1). Der Ausdruck „über⸗ 
wiegend“ (nicht überwiegende Mehrzahl) ſoll an⸗ 
deuten, daß es nicht nur auf die Zahl der Be⸗ 
teiligten, ſondern auch auf das Maß ihrer Teil⸗ 
nahme an den Verbrechen oder Vergehen und an 
der Schadensſtiftung ankommt.“) Sind z. B. die 
Rädelsführer der Zuſammenrottung oder die 
eigentlichen Schadensſtifter Einwohner einer frem⸗ 
den Gemeinde, ſo wird dieſe haftbar ſein, auch 
wenn die Teilnehmer in der Mehrzahl Ange⸗ 
hörige der Tatortgemeinde ſind. Unter den Per⸗ 
ſonen, die aus einer anderen Gemeinde gekommen 
ſind (Art. 2 Ziff. 1), ſind nach dem Grund⸗ 
gedanken des Geſetzes wohl nur ſolche zu begreifen, 
die dort ihren Wohnſitz, nicht nur vorübergehenden 
Aufenthalt haben. Kein Erfordernis iſt, daß die 
andere Gemeinde der Tatortgemeinde benachbart 
it. Das Geſetz vom 12. März 1850 will eine 
Erſatzpflicht für Tumultſchäden nur feſtſetzen, 
wenn Angehörige einer bayeriſchen Gemeinde in 
einer anderen bayeriſchen Gemeinde einen Tumult 
begangen haben. Nicht haftet daher eine bayeriſche 
Gemeinde, wenn ihre Angehörigen an einem in 
einem außerbayeriſchen Orte verübten Tumult⸗ 
ſchaden überwiegend beteiligt waren. Umgekehrt 
kann auch eine außerbayeriſche Gemeinde vor 


2) Verh. d. Kammer d. Reichsräte 1849 Beil. 
Bd. III S. 389. 

3 Verh. d. Kammer der Abg. 1849 Beil. Bd. 3 
S. 153. 
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einem bayeriſchen Gerichte nicht belangt werden, 
ſoferne deren Einwohner überwiegend bei der Ver⸗ 
urſachung von Tumultſchäden innerhalb Bayerns 
mitgewirkt haben. 

Gleichgültig iſt, ob die Zuſammenrottung ſich 
bereits in der fremden Gemeinde, auf dem Wege 
zur Tatortgemeinde oder in letzterer ſelbſt gebildet 
hat, ebenſo wie es ohne Bedeutung iſt, ob die 
Einwohner der fremden Gemeinde ſchon in dieſer 
den Tumult verabredet haben. 

Sind die Täter überwiegend aus mehreren 
Gemeinden gekommen, ſo haften letztere ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Maß der Beteiligung ihrer Ange⸗ 
hörigen dem Beſchädigten und zwar als Geſamt⸗ 
ſchuldner (Art. 2). Eine gemeinſchaftliche Verab⸗ 
redung der fremden Ortseinwohner vor der Be⸗ 
gehung des ſchadenſtiftenden Ereigniſſes iſt hiefür 
keine Vorausſetzung. 

Die fremde Gemeinde oder mehrere fremde 
Gemeinden haften jedoch nach Art. 2 Ziff. 1 nicht, 
wenn ſie beweiſen, daß die Einwohner der Tat⸗ 
ortgemeinde (nicht bloß deren gemeindliche Organe) 
in der Lage waren, die Beſchaͤdigung zu verhindern. 
In dieſem Falle haftet nur die Tatortgemeinde. 

Die Haftung der fremden Gemeinden entfällt 
ferner unter der gleichen Vorausſetzung wie oben 
unter Ziffer II angegeben, wenn dem Beſchädigten 
der Schaden durch Verſicherungsgeſellſchaften er⸗ 
ſetzt wird (Art. 2 in Verb. mit Art. 1 Abſ. 2). 

IV. Nicht die Tatortgemeinde, ſondern der Staat 
haftet nach Art. 2 Ziff. 2, wenn die zuſammen⸗ 
gerottete Menge überwiegend aus nichtbeurlaubten 
Soldaten zuſammengeſetzt war. Der Staat trägt 
nach der Anſchauung des Geſetzes die Verant⸗ 
wortung für die diſziplinloſe Haltung der Truppen. 
Soldaten find nicht nur Gemeine, ſondern auch 
andere Militärperſonen. „Ueberwiegend“ iſt hier 
im gleichen Sinne gebraucht, wie im Art. 2 Ziff. 1. 
Zu den Soldaten gemäß Art. 2 Ziff. 2 rechnen 
im allgemeinen nur Angehörige des bayerijchen 
Kontingentes. Eine Ausnahme wird dann zu 
machen ſein, wenn außerbayeriſche Truppenteile 
auf Erſuchen Bayerns z. B. zur Aufrechterhaltung 
der inneren Ordnung dorthin gezogen werden und 
ſich an Tumulten beteiligen. Hier wird man eine 
Haftung des bayeriſchen Fiskus annehmen müſſen. 
Von feindlichen Truppen in einem beſetzten Ge⸗ 
biete verübte Schäden im Sinne des Art. 1 Abſ. 1 
fallen nicht unter Art. 2 Ziff. 2. Dieſe Schäden 
find, ſoweit fie bewegliches und unbewegliches 
Eigentum betreffen, Kriegsſchäden gemäß 8 2 Ziff. 2 
des ug. vom 3. Juli 1916 über die Feſt⸗ 
ſtellung von Kriegsſchäden (RGBl. S. 675 ff.).“ 
Setzt ſich die Menge überwiegend teils aus nicht⸗ 
beurlaubten Soldaten, teils aus Einwohnern frem⸗ 
der Gemeinden zuſammen, ſo wird in ſinngemäßer 


10 Siehe auch Zentralblatt für das Deutſche Reich 
1916 Nr. 43 u. 50 und 1918 Nr. 22, Bayer. Staats» 
anzeiger 1918 Nr. 53 und 121. 
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Anwendung des Art. 2 des Geſetzes der Staat 
neben den fremden Gemeinden ſolidariſch zur 
Tragung des Schadens gehalten ſein. 

Die Haftung des Staates und der neben 
ihm haſtenden Gemeinden entfällt ferner unter 
der gleichen Vorausſetzung, wie oben unter Ziffer II 
angegeben, wenn dem Beſchädigten der Schaden 
durch Verſicherungsanſtalten erſetzt wird (Art. 2 
in Verb. mit Art. 1 Abſ. 2). 

V. Im Geſetze vom 12. März 1850 findet ſic 
keine ausdrückliche Beſtimmung über die Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen dem Beſchädigten und den 
Tumultuanten. Die Deliktshaftung der letzteren 
ſollte jedoch dadurch nicht ausgeſchloſſen werden. 
Das Geſetz wollte durch die Einführung der ge⸗ 
meindlichen und ſtaatlichen Haftpflicht lediglich 
eine Erweiterung der Erſatzmöglichkeiten für den 
Beſchädigten ſchaffen“!!) und ihm dadurch zu einer 
ſicheren und raſchen Deckung ſeines Schadens ver⸗ 
helfen. Denn die Geltendmachung der Delikts⸗ 
haftung der Tumultuanten ſcheitert häufig an der 
Nichtermittlung oder der Vermögenslofigkeit der 
Beteiligten.) Das Geſetz verweiſt ſomit ſtill⸗ 
ſchweigend auf die jeweils in Kraft befindlichen 
Vorſchriften über die Schadenderſatzpflicht der 
Tumultuanten (Art. 4 EG. BGB.). Anwendbar 
find in dieſer Hinſicht die einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen des 25. Titels des BGB. über unerlaubte 
1 (53 823 ff. in Verb. mit 88 249ff. 

BGB.). Der Beſchädigte hat hiernach einen 
Schadenserſatzanſpruch gegen die Verurſacher des 
Schadens und, wenn diefe nicht ermittelt werden 
konnen, gegen alle Tumultuanten ($ 830 BGB.). 
Die Haftung der Beteiligten iſt ſolidariſch (8 840 
BGB. mit 8 426 BGB.). Im Innenverhaͤltnis 
iſt die verſchiedenartige Beteiligung der Geſamt⸗ 
ſchuldner an der Verurſachung des Schadens und 
die Schwere ihrer Verſchuldung in Betracht zu 
ziehen. “) Neben ihnen haften auch die Gemeinden 
oder der Staat ſamtverbindlich. 

Die Gemeinden oder der Staat haben nach 
Art. 14 des Geſetzes vom 12. März 1850 ein 
Rückgriffsrecht gegenüber den Teilnehmern, nicht 
bloß gegenübe den Tätern und zwar können fie 
jeden auf den ganzen von ihnen gemachten Auf⸗ 
wand belangen. Den Gemeinden (nicht dem Staate) 
iſt ſogar die Verpflichtung zum Rückgriffe aufer- 
legt (Art. 14). Dies hat ſeinen Grund darin, 
daß die Gemeinden den von ihnen geleiſteten 
Schadenserſatz durch Sonderumlagen!“) zu decken 
haben (Art. 9) und daß der durch den Rückgriff 
beigetriebene Betrag den Umlagenpflichtigen wieder 
zufließen ſoll. Die Teilnehmer an der Zuſammen⸗ 


10 a auch Planck, Kommentar zu Art. 108 


EG. B 
0 Sen er d. Kammer d. Abg. 1850 Bd. 3 S. 350. 
Br Reichsgerichtskommentar Anm. 30 zu 8 840 
GB 


10 Auch des i wenn er in der Ge⸗ 
meinde umlagenpflichtig iſt. 
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rottung haben ihrerſeits jedoch kein Rückgriffsrecht 
gegenüber den Gemeinden und dem Staate. 8 426 
Abſ. 2 BGB. iſt auf das Solidarverhältnis zwiſchen 
den Teilnehmern und den Gemeinden oder dem 
Staate nicht anwendbar (8 254 BGB.). Sind 
die eigentlichen Schadensſtifter bekannt und haften 
daher die übrigen Teilnehmer dem Beſchädigten 
nicht (§S 830 BGB.), jo haben die erſteren gegen⸗ 
über den letzteren keinen Rückgriff hinſichtlich des 
von ihnen im Regreßwege durch die Gemeinden 
oder den Staat beigetriebenen Betrages. 

Der Beſchädigte hat keinen Erſatzanſpruch gegen 
die Beamten, die unter vorſätzlicher oder fahr: 
läſſiger Verletzung ihrer Dienſtpflicht die Beſchädi⸗ 
gung nicht verhinderten. Die Pflicht der Beamten 
zur Mitwirkung bei der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung iſt keine dem Beſchädigten 
gegenüber obliegende Amtspflicht.“) 

Hingegen hat die Gemeinde nach Art. 14 des 
Geſetzes vom 12. März 1850 einen Anſpruch auf 
Erſatz des von ihr aufgewendeten Betrages gegen 
die im gemeindlichen oder ſtaatlichen Dienſte ſtehen⸗ 
den Perſonen, die unter ſchuldhafter Verletzung 
ihrer Dienſtpflicht die Beſchädigung nicht verhin⸗ 
derten. Befinden ſich dieſe im Staats⸗ oder Mili⸗ 
tärdienſte, ſo haftet bei ihrer Zahlungsunfähig⸗ 
keit“) ſubſidiär der Staat (Art. 14 Abi. 2). Unter 
Beamten im Sinne des Art. 14 wird man, ob⸗ 
wohl man bei Erlaſſung der Beſtimmung nicht 
daran gedacht hat, in Erweiterung des Beamten⸗ 
begriffes nicht nur diejenigen zu verſtehen haben, 
die durch einen öffentlichrechtlichen Dienſtvertrag 
zur Leiſtung von öffentlichen Dienſten berufen 
ſind, ſondern auch ſolche, die de facto ein Amt 
ausüben, ohne vertraglich angeſtellt zu fein.'?) 
Beamte ſind daher auch z. B. Mitglieder einer 
Revolutionsregierung.“) 

Hat der Staat der Gemeinde nach Art. 14 
Abſ. 2 den Aufwand zu erlegen, fo haftet ihm 
der betr. Beamte für den geleiſteten Betrag 
(Art. 13 bay. BG.). Das gleiche gilt im Falle 
des Art. 2 Ziff. 2 des Geſetzes vom 12. März 
1850, wenn ein Staatsbeamter ſchuldhaft die 
Maßregeln unterließ, durch die die Beſchädigung 
verhindert werden konnte. Einen Erſatzanſpruch 
gegen die in gleichem Sinne ſchuldhaft handelnden, 
im Militärdienſte befindlichen Perſonen wird der 
Staat aus dem Geſetze vom 6. Dezember 1913 
über die Haftung des Staates für Angehörige des 
bayeriſchen Heeres herleiten können. 

VI. Das Geſetzvom 12. März 1850 enthält keinen 
ausdrücklichen Hinweis auf den Umfang des von 


15) Siehe Oertmann Anm. 2b zu 8 839 BGB. 

10) Wohl auch bei Unzurechnungsfähigkeit (vgl. 
Art. 61 bayer. AG. BGB.). 

11) Siehe auch Gierke, Deutſche Jur. Zeitſchr. 1919 
S. 8ff., jedoch Reindl, Bayer. Beamtengeſetz S. 9 und 
EVGH. Bd. 28 S. 22. 

19) Vgl. nunmehr auch Oberſtes Landesgericht in 
Bay 3R. 1919 S. 43. 


der Gemeinde oder dem Staate zu leiſtenden 
Schadenserſatzes. Die Anwendbarkeit der ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriſten des 25. Titels des BGB. 
und der 88 249 ff. BGB. ergibt ſich zunaͤchſt aus 
der Rechtsnatur des Anſpruches,“) dann auch aus 
der weiteren Erwägung, daß der Erſatzgläubiger, 
weil der Anſpruch gegen die Gemeinden oder den 
Staat als vollkommen gleichwertig neben die Forde⸗ 
rung gegen die Tumultuanten geſetzt iſt, ebenſo 
geſtellt werden ſollte, als wenn er die letzteren 
ſelbſt belangt (ſ. oben V). Es iſt jedoch weder 
eine eigentliche Verſchuldung noch eine Verur⸗ 
ſachung des Schadens durch die gemeindlichen oder 
ſtaatlichen Organe erforderlich. In Betracht kom⸗ 
men die Vorſchriften des 8 840 und der 88 842 ff. 
BGB. aber auch 88 249 ff. BGB. (einſchließlich 8252 
BGB. über den Erſatz des lucrum cessans). Als 
anwendbar muß auch $ 254 BGB. über die 
Kulpakompenſation bezeichnet werden. Es iſt 
zwar zu beachten, daß ein aus der Mitte der 
Kammer der Abgeordneten geſtellter Antrag ab⸗ 
gelehnt wurde, wonach bei konkurrierendem Ver⸗ 
ſchulden des Beſchädigten die Erſatzforderung gegen 
die Gemeinden oder den Staat entfallen ſollte. 
Allein die Nichtanwendung der Beſtimmung des 
8 254 BGB. würde dem modernen Rechts⸗ 
empfinden widerſtreiten. Durch 8 254 BGB. 
iſt ein Rechtsgedanke zum Ausdruck gekommen, 
der der Billigkeit entſpricht und deshalb allgemeine 
Geltung zu beanſpruchen hat.“) Vor allem können 
demgemäß Tumultuanten, die ſelbſt eine Beſchädi⸗ 
gung erlitten haben, keinen Anſpruch aus Art. 1 
und 2 des Geſetzes vom 12. Maͤrz 1850 ableiten 
(arg. auch aus Art. 11 Abſ. 1). Aber auch ſonſtiges 
mitwirkendes Verſchulden der Beſchädigten kann 
den Anſpruch aus Art. 1 und 2 ausſchließen oder 
mindern (3. B. Unterlaſſung rechtzeitiger Bor: 
kehrungen gegen die Beſchädigungen). 

Haften mehrere Gemeinden allein oder in Ver⸗ 
bindung mit dem Staate ſamtverbindlich nebenein⸗ 
ander, ſo wird man für die Ausgleichung des 
geleiſteten Schadensbetrages unter den Solidar⸗ 
ſchuldnern in Betracht ziehen müſſen in erſter Linie 
das Maß der Beteiligung ihrer Einwohner oder der 
Soldaten an der Zuſammenrottung und der 
Schadenszufügung und ſodann die Zahl der einem 
jeden Geſamtſchuldner zuzurechnenden Perſonen. 
Iſt beides nicht ermittelbar, ſo werden ſie zu 
gleichen Anteilen verpflichtet ſein.“) 

Zu beachten iſt, daß als Schaden im Sinne 
des Geſetzes nicht nur der unmittelbar durch die 
Zuſammenrottung, ſondern auch der mittelbar 
durch ſie verurſachte Schaden gilt. Daher ge⸗ 
wahren auch die durch etwaiges Eingreiſen der 
bewaffneten Macht verurſachten Schäden dem Be⸗ 
ſchädigten einen Erſatzanſpruch. 


19) Mithaftung für eine fremde unerlaubte Hand⸗ 


ung. 
20) JW. 1909 S. 414 und 1912 S. 71 u. 190. 
21) Siehe den früheren Art. 6 Abſ. 7. 
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VII. Die Anſprüche des Geſchädigten gegen die | des Staatsmin. d. Innern S. 474 ff. namentlich 
Gemeinden oder den Staat find bürgerlichrecht⸗ S. 475 Ziff. 2.) 


licher Natur und deshalb vor den ordentlichen 
Zivilgerichten zu verfolgen.“) Abgeſehen von 
Ausnahmen für die Vollſtreckung gelten die Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO., nachdem die alten beſon⸗ 
deren Verfahrensvorſchriften für die Geltendmachung 
des Auſpruches nach dem Geſetze vom 12. März 
1850 aufgehoben ſind. Als Gerichtsſtand iſt das 
forum delicti commissi gegeben (8 32 ZPO.). 
Die Anſprüche aus der Haftung der Gemeinden 
oder des Staates erlöſchen nach Art. 11 bayer. 
AG. ZPO. mit dem Ablauf eines Jahres ſeit der 
Beſchädigung (nicht ſeit der Kenntnis von der 
Beſchädigung), wenn nicht vorher die Klage er⸗ 
hoben wird. Dieſe einjährige Friſt iſt keine Ver⸗ 
jährungs⸗, ſondern eine geſetzliche Ausſchlußfriſt 
und deshalb von Amts wegen zu beachten. Mehrere 
Gemeinden und, wenn der Staat neben ihnen 
haftet, auch dieſer müſſen nach Art. 11 Abſ. 2 
bayer. AG. ZPO. gemeinſam belangt werden und 
find notwendige Streitgenoſſen (3 62 ZPO.). Nach 
den Motiven iſt die Vorſchrift des Art. 11 AG. 
ZPO. materiellen Rechtes. Werde bloß gegen 
eine von mehreren Gemeinden im Prozeßwege 
vorgegangen, jo könne dieſe der Klage die ex- 
ceptio plurium litisconsortium entgegenhalten. 

Aufrechterhalten iſt die Beſtimmung in Art. 3 
d. bayer. Geſ., wonach die Diſtriktspolizeibehörde 
verpflichtet iſt, ſobald ſie von einer in ihrem Di⸗ 
ſtrikte vorgefallenen Beſchädigung Kenntnis erhält, 
ſich unverzüglich an Ort und Stelle zu begeben 
und unter Zuziehung von Sachverſtändigen die 
Größe des Schadens und die Umſtände, unter 
welchen die Beſchädigung erfolgt iſt, zu erheben 


und die darüber aufgenommenen Verhandlungen 


an das zuſtändige Gericht zu überſenden. Die 
Feſtſtellung des Schadens durch die Verwal⸗ 
tungsbehörde hat zwar nicht die Rechtsnatur des 
zivilprozeſſualen Beweisſicherungsverfahrens, das 
erhobene Material kann jedoch für das Gericht 
einen Behelf zur Abſchätzung des Schadens bilden, 
da es nach § 287 ZPO. unter Würdigung aller 
Umſtände nach freier Ueberzeugung über Grund 
und Höhe des Schadenserſatzanſpruches zu ent⸗ 
ſcheiden befugt iſt. Der Beſchaͤdigte hat unter der 
Vorausſetzung der 88 485 ff. ZPO. das Recht, eine 
gerichtliche Beweisſicherung herbeizuführen. 
Schließen die Gemeinden einen Vergleich, ſo 
iſt hiezu nach Art. 4 des bayer. Geſetzes vom 
12. März 1850 die Genehmigung der Gemeinde: 
bevollmächtigten oder des Gemeindeausſchuſſes, in 
der Pfalz des Gemeinderates erforderlich (Art. 142 
bayer. AG. BGB.). In pfaͤlziſchen Gemeinden 
mit ſtädtiſcher Verfaſſung iſt Art. 4 Ziff. 1 des 
Gel. vom 12. März 1850 anwendbar. (Geſetz 
vom 15. Auguſt 1908, GVBl. S. 471 und Bek. 


22) Verh. d. K. d. Abg. 1878/79 Beil. Bd. 5 S. 195. 


Bezüglich der Vollſtreckung gegen die Ge⸗ 
meinden gilt Art. 8 Abſ. 1 des Geſ. vom 12. März 
1850, wonach den Vollzug des Anſpruches die 
vorgeſetzte Verwaltungsbehörde zu betreiben hat. 
Nach Art. 11 bayer. AG. ZPO. hat der obfiegende 
Kläger den Vollzug bei der zuſtändigen Behörde 
unter Vorlage einer vollſtreckbaren Ausfertigung 
des Vollſtreckungstitels zu beantragen. 

Die im Art. 14 des bayer. Geſetzes vom 
12. März 1850 erwähnten Rückgriffsanſprüche und 
der Anſpruch des Beſchädigten gegen die Tumul⸗ 
tuanten fallen nicht unter die einjährige Befriſtung 
des Art. 11 bayer. AG. ZPO.“) Zur Geltend⸗ 
machung der Regreßanſprüche iſt eine Streitver⸗ 
kündung in dem Vorprozeſſe zwiſchen dem Re⸗ 
greßberechtigten und dem Beſchädigten nicht er⸗ 
Ba (Art. 14 des bayer. Gel. vom 12. März 

850). f 


De Vegriff der „Plünderung im Etrafgeſetze. 
Von Obermilitärgerichtsrat Zahler in Nürnberg. 


Der Ausdruck „Plünderung“ findet fih im 
RMil StGB. in 88 129 ff., im RStGB. in 8 125 
Abſ. 2, ferner in 8 10 des preuß. Gel. über den 
Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851 und in der 
bay. VO. vom 19. Nov. 1918 über die Errichtung 
von Volksgerichten (S 1).) In dieſen beiden nt 
geſetzlichen Beſtimmungen iſt lediglich aufgeführt, 
daß vor die daſelbſt bezeichneten Sondergerichte 
u. a. die Unterſuchung und Aburteilung des Ver: 
brechens der Plünderung gehört. 


1 


a) 8 129 Mil StGB. bezeichnet den als Plün⸗ 
derer, der „im Felde“ unter Benutzung des Krieg⸗ 
ſchreckens oder unter Mißbrauch ſeiner militäriſchen 
Ueberlegenheit 

1. in der Abſicht rechtswidriger Zueignung 
eine Sache der Landeseinwohner offen wegnimmt 
oder denſelben abnötigt, 

2. unbefugt Kriegsſchatzungen oder Zwangs- 
lieferungen erhebt oder das Maß der von ihm vor: 
zunehmenden Requifitionen überſchreitet, wenn dies 
des eigenen Vorteils wegen geſchieht. * 

Als Strafſchärfungsgrund iſt in 8 133 die 
Gewalttätigkeit gegen eine Perſon aufgeführt und 
werden die Rädelsführer mit erhöhter Strafe bedrohl. 

b) $ 125 Abſ. 2 RStGB. beſagt, daß beim 
Landfriedensbruch die Rädelsführer, ſowie diejenigen, 


=) S. Wortlaut des Regierungsentwurfes in Verh. 
d. K. d. Abg. 1878 79 Beil. Bd. 5 S. 164. 
1) Jetzt geändert durch VO. vom 9. u. 24. Jan. 1919. 
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welche Gewalttätigkeiten gegen Perſonen begangen 
oder Sachen geplündert, vernichtet oder zerſtört 
haben, ſchärfere Strafe zu gewärtigen haben. Der 
Begriff der „Plünderung“ iſt hier nicht erläutert. 
Im Schrifttum wird unter „Plündern“ von Sachen 
in Anlehnung an die Begriffsbeſtimmung des $ 129 
MilStGB. „die unter Benutzung des durch den 
Landfriedensbruch entſtandenen Schreckens in der 
Abſicht rechtswidriger Zueignung geſchehende offene 
Wegnahme oder Abnötigung von Sachen derjenigen 
Einwohner, gegen welche der Landfriedensbruch 
ſich richtet“, verſtanden (Olsh. 3a zu 8 125). Da 
das MilStGB. vom 20. Juni 1872, welches fid) 
ſonſt meiſt an das früher erſchienene bürgerliche 
StGB. vom 31. Mai 1870 (RStGB.) anſchließt 
und nur ein Ergänzungsgeſetz bildet, gerade in 
8 129 Ziff. 1 Mil StGB. einen ſelbſtändigen, eigen⸗ 
artigen militäriſchen Tatbeſtand und nicht einen 
nur militärisch ausgezeichneten, an ſich dem ge⸗ 
meinen Strafrecht angehörenden Deliktsbegriff auf⸗ 
geſtellt hat (RMilG. Bd. 21 S. 143 u. 247), muß 
der Begriff der Plünderung in $ 125 Abſ. 2 als 
ſo feſtgelegt zu gelten haben, wie ihn der Geſetz⸗ 
geber bei Abfaſſung des bürgerlichen StGB. nach 
dem Wortſinn und in Verbindung mit der da⸗ 
mals herrſchenden rechtlichen Anſchauung ſich ver: 
gegenwärtigt hat, zumal es in den Materialien 
an jedem Ausſpruche und jeder Andeutung fehlt. 
Bei Erlaß des bürgerlichen StGB. vom 31. Mai 
1870 waren das bay. Mil StGB. vom 29. April 
1869, das preuß. Mil StGB. vom 3. April 1845, 
ſowie das StGB. für die preuß. Staaten vom 
14. April 1851 in Kraft. 


Das bay. Mil StGB. bezeichnete in Art. 169 
als Plünderung diejenigen „im Felde“ von Militär⸗ 
perſonen und den diefen gleichgeſtellten Zivilperfonen 
begangenen Handlungen, die ſonſt unter die ge⸗ 
meinſtrafrechtlichen Begriffe des Diebſtahls oder 
des Raubes oder der Erpreſſung fallen; die Hinweg⸗ 
nahme muß offen geſchehen. In den Motiven iſt 
ausgeführt, daß die Anweſenheit von Truppen eine 
Einſchüchterung erzeugt, unter welcher die Beſitzer 
Angriffen auf das Eigentum nicht denjenigen Wider⸗ 
ſtand entgegenzuſetzen wagen, welcher wohl unter 
anderen Verhäaͤltniſſen geleiſtet würde und daß 
unter dieſen Verhaͤltniſſen das fremde bewegliche 
Eigentum gegenüber der bei ſolcher Einſchüchterung 
im Bewußtſein der Macht beſtehenden größeren 
Verlockung zu Angriffen vor dieſen mit Nachdruck 
zu ſchützen iſt. 

Auch das preuß. Mil StGB. enthielt einen 
beſonderen, tatbeſtandlich beſtimmt umgrenzten, 
ähnlichen Verbrechensbegriff der Plünderung ($ 148). 
Auch hier muß die Abnötigung gerade durch An⸗ 
drohung oder Ausübung von Gewalt geſchehen. 

Im bürgerlichen Rechte fehlte ein ſolcher Be⸗ 
griff. Der § 284 preuß. StGB., aus dem 8 125 
RStGB. hervorgegangen ift, bedrohte mit Strafe, 
wenn ſich mehrere Perſonen zuſammenrotten und 
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bewegliche oder unbewegliche Sachen eines anderen 
plündern, verwüſten oder zerſtören; die begrifflichen 
Erforderniſſe des „Plünderns“ ſind nicht bezeichnet. 

Da aus dem Worte „Plündern“ ſelbſt eine 
erſchöpfſende Beſtimmung nicht gewonnen werden 
kann, muß angenommen werden, daß $ 125 Abſ. 2 
RStB. unter Plünderung die offene Hinweg⸗ 
nahme einer fremden beweglichen Sache in der Ab⸗ 
ſicht rechtswidriger Zueignung oder die Erprefjung 
einer ſolchen durch einen Teilnehmer an einem 
Landfriedensbruch während der Verübung des letzteren 
zu verſtehen iſt, wobei von dem Täter die von der 
Menge ausgeübte Störung der öffentlichen Ordnung 
und die dadurch erzeugte Verwirrung und Ein⸗ 
ſchüchterung benutzt wird, die den ſonſtigen Wider⸗ 
ſtand lähmt. In Bd. 52 S. 34 der RGSt. iſt 
Plündern als die „offene Wegnahme einer Sache 
in der Abſicht rechtswidriger Zueignung unter Be⸗ 
nutzung der verübten Störung der öffentlichen 
Ordnung“ erläutert. Die gewählte Faſſung läßt 
darauf ſchließen, daß auch der Raub d. h. die 
mittelſt Gewalt gegen eine Perſon oder gefähr- 
licher Drohung in der Abſicht rechtswidriger Zu⸗ 
eignung verübte Wegnahme einer fremden beweg⸗ 
lichen Sache unter den Begriff der Plünderung 
fallen ſoll. Hätte die Wegnahme nur in der Form 
des Diebſtahls für ſtrafbar erachtet werden wollen, 
ſo wäre ſicherlich eine andere, engere Faſſung, wie 
„diebiſche Aneignung fremder Sachen ſeitens der Teil⸗ 
nehmer desLandfriedensbruchs“ (Stenglein XIII298) 
gewählt worden. Die Sache muß aus dem „Gewahr⸗ 
ſam“ einer Perſon weggenommen werden (Oppen⸗ 
hof Anm. 8 zu § 125, RG. Urt. vom 30. April 
1917, Goltd Arch. Bd. 64 S. 368; a. M. RMilG. 
21 S. 255), wenn auch ein Verlaſſen der Wohnungen 
meiſt nur die Folge der Furcht vor der zuſammen⸗ 
gerotteten Menſchenmenge iſt. Allerdings iſt mit 
der in Bd. 52 S. 34 gegebenen Erklärung der 
Tatbeſtand der Erpreſſung nicht zu vereinbaren; 
aber auch dieſe gehört zum Begriff der Plünderung, 
da der allgemein rechtliche Begriff der Plünderung 
bei Entſtehung des RStGB. auch die Abnötigung 
von Sachen umfaßte und bei Abfaſſung des § 125 
Abſ. 2 nichts Gegenteiliges in den gepflogenen 
Verhandlungen laut geworden iſt. Daß der Aus⸗ 
druck „Plünderung“ auch den Raub und die Er⸗ 


preſſung umfaßt, wird im Schrifttum anerkannt 


(Olsh. Anm. 3 zu § 125, Schwartz StGB. Anm. 3 
zu 8 125). Ebenſo wurde bei Beratung des § 129 
MilStGB. erörtert: „Die Plünderung ſtellt fh 
als ein Diebſtahl, ein Raub oder eine Erpreſſung 
dar (RMilE. Bd. 21 S. 144, 146, 250). Die 
Entſcheidungen des RMilG. Bd. 19 S. 237, Bd. 21 
S. 148 u. 247 ſind für die Auslegung des 8 125 
StGB. nicht einſchlägig, da $ 129 RMilStGB. 
den $ 148 preuß. Mil StGB. nicht nur erſetzt, 
ſondern geändert hat und bei Inkrafttreten des 
RStGB., wie aufgeführt, § 148 a. a. O. gegolten 
hat. Soweit das RMilGG. (Bd. 19 S. 237, Bd. 20 
S. 79) die Frage der „offenen“ Wegnahme ent⸗ 
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ſchieden hat, wird auf dieſe Entſcheidungen Bezug 
genommen. N 


II. 


Nach § 10 des B3G. vom 4. Juni 1851 ge 
hört vor die in dieſem Geſetze vorgeſehenen Aus⸗ 
nahmsgerichte u. a. Raub, Plünderung und Er⸗ 
preſſung. Das RG. hat wiederholt ausgeſprochen, 
daß die Beſtimmungen des 8 10 rein prozeß⸗ 
rechtlicher Natur ſeien (Bd. 49 S. 124 u. Bd. 50 
S. 24). Nach letzterer Entſcheidung (Urt. vom 
11. April 1916) ſollte mit „Plünderung“ in 8 10 
nicht ein beſonderer und als ſolcher in den Straf⸗ 
geſetzen nicht beſtimmter Tatbeſtand aufgeſtellt, 
ſondern der ſachliche Inhalt des Verbrechens der 
Plünderung den beſtehenden Strafgeſetzen ent⸗ 
nommen werden. Die Entſcheidung kommt zu dem 
Schluſſe, daß zur Zeit der Entſtehung des B3G. 
nur in 8 148 preuß. Mil StGB. ein beſonderer, 
tatbeſtandlich umgrenzter Verbrechensbegriff der 
Plünderung enthalten war, ein ſolcher im bürger⸗ 
lichen Strafrecht aber vollſtändig fehlte, 8 10 des 
B3G. ſomit nur für Militärperſonen hinſichtlich 
des Verbrechens der Plünderung in Betracht kam 
und deſſen Anwendbarkeit für Zivilperſonen ſo gut 
wie ausgeſchloſſen war, ferner daß § 125 Abſ. 2 
RStGB. nicht unter die Verbrechensbezeichnung 
„Plünderung“ in 8 10 3836. und unter die Zus 
ſtändigkeit der außerordentlichen Kriegsgerichte fällt. 
In letzterer Richtung wird noch ausgeführt, daß 
es zu einem als widerfinnig abzulehnenden Er: 
gebniſſe führen würde, wenn die außerordentlichen 
Kriegsgerichte zwar für den durch Plündern, nicht 
aber für den durch Verwüſten und Zerſtören von 
Sachen verübten Landſriedensbruch zuſtändig wären, 
obſchon alle drei Tatbeſtandsformen mindeſtens 
gleich gefährlich und verwerflich erſcheinen. 

Daß 8 125 Abſ. 2 RStGB. nicht dem 8 10 
B33. zu unterſtellen ift, wird anerkannt (DIZ. 
Bd. 20 S. 99). Es muß auch zugegeben werden, 
daß bis zur Einführung der RMilStO. vom 
1. Dezember 1898 das BZ. ſeine Zuſtändigkeit 
auch auf Militärperſonen erſtreckt hat. Nach Ein⸗ 
führung der AMISISO. war aber die Zuftändig- 
keit der außerordentlichen Kriegsgerichte für die 
unter Militärſtrafgerichtsbarkeit ſtehenden Perſonen 
ausgeſchaltet (RMilG. Bd. 19 S. 97) und würde 
nach der Entſcheidung des RG. (Bd. 50 S. 22) 
ſonach das Verbrechen der Plünderung nunmehr 
vollſtändig ausgeſchloſſen ſein. Da es auch an 
einem inneren Grunde fehlte, von den in 8 10 
B3G. aufgezählten Verbrechen lediglich das der 
Plünderung auf Militärperſonen und auſ eine mil. 
Straftat zu beſchraͤnken, jo muß vom Geſetzgeber 
für gewollt erachtet werden, daß $ 10 B33. mil. 
„Plünderung“ einen aus den beſtehenden Geſetzen 
zu erläuternden Tatbeſtand unter Berückſichtigung 
der die Verhängung des Kriegs⸗ oder Belagerungs⸗ 
zuſtandes bewirkenden Umſtände aufſtellen und der 
Zuftändigkeit eines Sondergerichts überweiſen wollte. 
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Der Geſetzgeber hat eben beabfichtigt bei außer⸗ 
ordentlicher Gefährdung der Staatsſicherheit Aus⸗ 
nahmegerichten alle Verbrechen zu einer raſchen 
Erledigung zuzuweiſen, die in ſolchen Zeiten am 
ſtrafwürdigſten erſcheinen und in einer die Oeffent⸗ 
lichkeit allgemein bedrohenden Weiſe auftreten. 
Hiezu gehört auch diejenige Tätigkeit, durch welche 
unter Benutzung des Schreckens Sachen in der Ab⸗ 
ſicht rechtswidriger Zueignung offen weggenommen 
oder abgenötigt werden. Dem Einwand, daß der 
Mangel einer feſten tatbeſtandlichen Begriffs⸗ 
umgrenzung zu bedenklicher Rechtsverwirrung führen 
könnte, mag damit entgegnet werden, daß auch in 
8125 Abſ. 2 RStGB. der Begriff der Plünderung 
nicht erläutert iſt und aus einem andern Geſetze, 
dem MilsStrafgeſetze, unter Einſchiebung der Tat⸗ 
beſtandsmerkmale des Landfriedensbruchs ent⸗ 
nommen werden muß. Ebenſo kann beim BZ. 
der erforderliche ſtrafrechtliche Inhalt des Ver⸗ 
brechens der Plünderung in ausreichender Weiſe 
aus beſtehenden ähnlichen Strafbeſtimmungen, dem 
Mil StB. ſowie dem bürgerlichen Strafgeſetze, 
jetzt $ 125 Abſ. 2 RStGB., erläutert werden, 
wobei die die Verhaͤngung des Kriegs- oder Be⸗ 
lagerungszuſtandes bewirkenden Umſtände an Stelle 
des milit. Schreckens und des Landfriedensbruchs 
treten. Daß der $ 125 Abi. 2 RStGB. zur Aus⸗ 
legung des 8 10 B3GG. für den Begriff der 
Plünderung herangezogen werden kann, iſt im 
Schrifttum auch anerkannt (DJ Z. 20 S. 99). Da 
Raub und Erpreſſung in $ 10 a. a. O. beſonders 
genannt find, ift hier unter Plünderung lediglich 
die offene diebiſche Aneignung von Sachen unter 
Benutzung des Schreckens zu verſtehen. 

Die bay. VO. vom 19. November 1918 bietet 
einen Anhaltspunkt dafür, daß dem Begriff der 
Plünderung ein materiellrechtlicher Inhalt gegeben 
werden ſollte. Das ahnliche bay. Geſetz über den 
Kriegszuſtand vom 5. November 1912 hatte das 
Verbrechen der Plünderung nicht aufgeführt; in 
der bay. VO. vom 19. November 1918 wird dem 
Begriff der Plünderung ebenſowenig ein beſtimmter 
ſtrafrechtlicher Inhalt verliehen wie in dem B3®.; 
es wird auch hier vorausgeſetzt, daß dieſer Inhalt 
aus beſtehenden ahnlichen Geſetzen entnommen werde. 


Die Kaduzierung von Kuxen nach 
bayeriſchem edit. 


Von Legationsrat Carl Schaeſer im Miniſterium des 
Aeußeren in München. 


(Schluß.) 

Was die Rechte Dritter, Pfandrechte und andere 
dingliche Rechte an den der Gewerkſchaft verſallenden 
Kuren anlangt, jo iſt der Kaduzierung des älteren 
bayer. Bergrechts vor 1869 nach der Begründung 
des Berggeſetzes von 1869 (a. a. O. S. 59 „zu 
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Art. 118— 120“ Abi. 7) offenbar die Wirkung 
zugeſchrieben worden, daß diefe Rechte untergehen. 
Auch die Kaduzierung des Aktienrechts nach 8 219 
HGB. nimmt auf Solche Rechte keine Rückſicht. 
Ebenſo wird angenommen, daß die Kaduzierung 
nach 8 21 GmbHG. jede dingliche Verfügung 
des Kaduzierten vernichtet und auch das Pfändungs⸗ 
pfandrecht hinfällig macht (Staub: Hachenburg, 
4. Aufl. Anm. 27 zu 8 21). Im Gegenfatz dazu 
hält die preuß. Bergverwaltung bei Zulaſſung der 
ſatzungsmaͤßigen Kaduzierung von Kuren daran 
feſt, daß Pfandrechte und andere dingliche Rechte 
an den der Gewerkſchaft verfallenden Kuxen in 
gleichem Umfang beſtehen bleiben wie im Falle der 
Anheimſtellung des Kuxes, daß das Recht der 


Gewerkſchaft, einen Kux für verfallen zu erklären, 


in den Beſtand der Pfandrechte und anderer ding⸗ 
licher Rechte an dieſem Kur nicht ſtärker eingreifen 
darf, als eine von dem Gewerken ſelbſt abgegebene 
Anheimſtellungserklaͤrung (vgl. Kloſtermann⸗Thiel⸗ 
mann, Kommentar zum preuß. Berggeſetz Anm. 5 zu 
§ 130 u. Anm. 2 zu 8 131; Schlüter⸗Henſe, desgl. 
3. Aufl. Anm. 4 zu 8 131; Arndt, desgl. 6. Aufl. 
Anm. 2 zu 8 131). Das preuß. Handelsminiſterium 
legt ſogar in einem Rekursbeſcheid v. 18. Febr. 1917 
(Zeitſchrift für Bergrecht 1917 S. 280) Wert darauf, 
daß dies in der Satzung ſelbſt zum Ausdruck kommt. 
Auch die ſächſiſche Bergverwaltung, die eine Muſter⸗ 
ſatzung für die ſächſiſchen Gewerkſchaften aufgeſtellt 
hat (vgl. Jahrbuch für das Berg: und Hüttenweſen 
im Königreich Sachſen 1910 Anhang C S. 103ff.), 
geht bei Zulaſſung der Kaduzierung davon aus, 
daß die Verfallerflärung in den Beſtand der Pfand⸗ 
rechte und anderer dinglicher Rechte an dem für 
verfallen erklärten Kux nicht eingreift, daß dieſe 
Rechte vielmehr gegen die Gewerkſchaft geltend 
gemacht werden können. 

Art. 99 Abſ. 2 bayer. Berg®. von 1869 (jetzt 
Art. 153) hatte noch die Beſtimmung enthalten, 
daß im Falle der Zwangsvollſtreckung aus dem 
erlöſten Kauſpreis regelmäßig zunächſt die Koſten, 
dann die ſchuldigen Beiträge des Gewerken zu decken 
ſeien. Die Begründung (Verhandlungen der Ab⸗ 
geordnetenkammer 1866 / 68 Beil. Bd. IV S. 57) 
hatte dazu ausdrücklich bemerkt, daß erſt der Ueberreſt 
des Erlöſes zur Befriedigung derjenigen verwendet 
verde, auf deren Antrag die Zwangsvollſtreckung 
ſtattgefunden hat. Dieſe Beſtimmung iſt durch 
Art. 78 Ziff. 2 bayer. AusfG. zur ZPO. vom 
23. Februar 1879 geaͤndert worden. Die Be⸗ 
gründung (Verhandlungen der Abgeordnetenkammer 
1878/79 Beil. Bd. V S. 221) bemerkt dazu, daß 
die frühere Faſſung gegenüber den Beſtimmungen der 
neuen deutſchen Zivilprozeß⸗ und Konkursordnung 
nicht aufrecht erhalten werden konnte, weil das den 
Beitragen hier eingeraͤumte Vorzugsrecht nicht zu 
denjenigen Vorzugsrechten gehöre, die dem Fauſt⸗ 
pſandrecht gleichgeſtellt ſeien. Der Geſetzgeber ſei 
bei der fraglichen Beſtimmung des Berggeſetzes von 
dem Beſtreben ausgegangen, zu verhüten, daß die 
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ganze Exiſtenz einer Gewerkſchaft durch Säumigkeit 
des einzelnen Gewerken in Entrichtung ſeiner Beiträge 
in Frage geſtellt werde. Dieſer wichtige, aus wirt⸗ 
ſchaftlichen und bergpolizeilichen Gründen kaum preis⸗ 
zugebende Geſichtspunkt könne nunmehr ohne Be⸗ 
einträchtigung berechtigter Interefſſen Dritter in 
anderer Weiſe, und zwar dadurch gewahrt werden, 
daß im Falle der Zwangsvollſtreckung die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung der ſchuldigen Beiträge kraft 
des Geſetzes an den Erwerb des Anteils geknüpft 
werde. Das bayer. Bergrecht hat damit die frühere 
Vorzugsſtellung der Gewerkſchaft ausdrücklich auf⸗ 
gegeben (vgl. RG. 35. Bd. 3 S. 290 Fußnote). 

Durch bloße Satzungsvorſchrift aber ein im 
Berggeſetz ſelbſt nicht vorgefehenes Verfahren mit 
ſo weitgehenden, über die Beziehungen zwiſchen 
Gewerkſchaft und Gewerken hinaus in fremde Rechte 
eingreifenden Beſtimmungen einzuführen, erſcheint 
aus Gründen der Billigkeit wie vom Standpunkte 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs bedenklich. Die 
Gewerkſchaſten können ſich auch keineswegs etwa 
darauf berufen, daß die Kaduzierung des Handels⸗ 
geſetzbuchs und des GmbH.⸗Geſetzes mit fo weit» 
gehender Wirkung verknüpft iſt. Dort handelt es 
ſich um ein vom Geſetz genau umſchriebenes und 
darum allgemein gültiges und bekanntes Ver⸗ 
fahren. Hier ftehen bloße Satzungsbeſtimmungen 
in Frage, die zunächſt nur für die inneren Ver⸗ 
hältniſſe der Gewerkſchaft beſtimmt ſind. Daß die 
Zulaſſungsbehörde im übrigen auch darüber zu 
befinden hat, in welcher Form und mit welchen 
Wirkungen fie das Verfahren zulaſſen will, dürfte 
nicht in Zweifel gezogen werden können. Hienach 
wird auch für Bayern daran feſtzuhalten ſein, 
daß die Kaduzierung nur in einer Form zuge⸗ 
laſſen werden kann, die auch den Rechten Dritter 
hinreichend Rechnung trägt. 

Die Folge der Säumnis kann zunäͤchſt die 
Beendigung der Mitgliedſchaft des ſäumigen Ge⸗ 
werken ſein. Sein Anteilsrecht erliſcht. Gibt die 
Geſellſchaft dafür einen anderen Kux aus, ſo 
handelt es ſich um eine neugeſchaffene Mitglied⸗ 
ſchaft, nicht um eine Rechtsnachfolge in den ver⸗ 
ſallenen Anteil. Nach der ſaͤchſiſchen Muſter⸗ 
ſatzung (§ 12) geht der Anteil des Saͤumigen nicht 
unter, ſondern er fällt an die Gewerkſchaft d. h. 
er geht auf dieſe, die damit Rechtsnachfolgerin des 
Gewerken wird, ohne Entſchädigung über. Eine 
dritte Möglichkeit beſteht darin, daß nach dem 
Ablaufe der Friſt kraft der Satzung die Rechts⸗ 
lage eintritt, die das Geſetz an die freiwillige An⸗ 
heimſtellung des Anteils durch den Gewerken in 
den Art. 173 und 174 Berg®. knüpft. Die Gewerk⸗ 
ſchaft wird berechtigt, ſich aus dem Anteil durch 
Verkauf zu befriedigen; der Ueberſchuß des Er⸗ 
löſes gehört dem Gewerken. Dieſes Verfahren 
läuft demnach auf eine erzwungene Anheimſtellung 
hinaus. Es kommt nach einem Auſſatze von Dr. 
Jakobſon im Bankarchiv Jahrg. 1908 S. 28 in 
den Satzungen preußiſcher Gewerkſchaſten vor und 
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iſt wohl auch die Regelung, die das preuß. Mini⸗ 
ſterium für Handel und Gewerbe in dem ge⸗ 
nannten Rekursbeſcheid im Auge hat, wenn es 
fordert, daß Satzungsbeſtimmungen, die den Verfall 
der Sure als Säumnisfolge einführen wollen, die 
auf den 83 130 bis 132 preuß. BergG. (Art. 
173 mit 175 bayr. Berg.) beruhenden Rechte 
des Gewerken unberührt laſſen müſſen und daß 
die Pfandrechte und anderen dinglichen Rechte an 
den verfallenen Kuxen im gleichen Umfange be⸗ 
ſtehen bleiben müſſen, wie im Falle der freiwilligen 
Anbeimftellung. 

Je nachdem von der einen oder anderen dieſer 
Möglichkeiten Gebrauch gemacht wird, iſt auch die 
Rechtslage für die dinglichen Rechte an dem kadu⸗ 
zierten Gewerkſchaftsanteil notwendig verſchieden: 

Hören die Mitgliedſchaftsrechte des ſäumigen 
Gewerken auf rechtlich zu beſtehen, ſo gehen mit 
ihnen notiendigerweile auch die Rechte unter, die 
für Dritte an ihnen begründet find. Es gibt 
hier keine Möglichkeit, dieſe Rechte aufrecht zu 
erhalten. Geht, wie nach der ſäͤchſiſchen Muſter⸗ 
ſatzung, der Anteil des Säumigen lediglich auf die 
Gewerkſchaft üter (ob es ſich dabei im ſtrengen 
Rechtsſinn um einen Uebergang auf die Gewerk⸗ 
ſchaft ſelbſt oder auf die Geſamtheit der Gewerken 
handelt — Weſthoff⸗Bennhold, Gewerkſchaftsrecht 
2. Aufl. S. 164/165 —, iſt hier ohne Belang) 
ſo bleiben die an ihm beſtehenden Rechte Dritte 
von dieſem Wechſel des Eigentums ebenſo unbe⸗ 
rührt, wie bei einer freiwilligen Veräußerung des 
Anteils. Es bedarf zu ihrer Aufrechterhaltung 
keines Vorbehalts und keiner ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung irgendwelcher Art. Im dritten Falle 
entſpricht die Rechtslage der am Anteil berechtigten 
Dritten völlig jener bei der freiwilligen Anheim⸗ 
ſtellung. Die Rechte beſtehen weiter, werden beim 
Verkauf des Anteils aus dem Erlös befriedigt 
und bleiben im Falle der Unverkäuflichkeit des 
Anteils und feiner Zuſchreibung an die Gewerk— 
ſchaft an dem Anteil haften (vgl. dazu Löwenberg 
in der Zeitſchrift für Bergrecht 1912 S. 370/71). 

An ſich könnte jede dieſer Rechtsfolgen der 
„Kaduzierung“ durch die Satzungen eingeführt 
werden. Namentlich iſt auch die erſte rechtlich 
durchaus möglich. Der Dritte, der Pfandrechte 
an dem Anteil erworben hat, kann ſich nicht darauf 
berufen, daß das verpfändete Recht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Pfandgläubigers nicht aufgehoben 
werden könne, denn der § 1276 BGB. ſchützt den 
Pfandgläubiger nur gegen rechtsgeſchäftliche Ver: 
fügungen, die nach der Begründung ſeines Pfand⸗ 
rechts vorgenommen werden, nicht aber gegen 
Aenderungen, die ein durch eine Satzung be: 
gründetes und beſtimmtes Recht kraft dieſer ſeiner 
Beſtimmtheit durch die Satzung erfährt. Ob dann, 
wenn eine Gewerkſchaft den Verluſt des Mitglied— 
ſchaftsrechts durch Säumnis nicht ſchon bei ihrer 
Entſtehung, ſondern erſt ſpäter in die Satzung 
aufnimmt, die Rechtslage für die vor der Satzungs⸗ 
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aͤnderung begründeten Pfandrechte an Kuxen anders 
iſt oder ob auch in dieſem Falle der Pfandglaͤubiger 
ſich entgegenhalten laſſen muß, daß ihm nur ein 


ſatzungsmaͤßig änderbares Anteilsrecht verpfändet 


ſei, daß er mit Aenderungen dieſes Anteilsrechts 
durch die Satzung zu rechnen habe und daß der 
Inhalt ſeines Pfandrechts nie weitergehen könne, 
als das Recht des Pfandſchuldners ſelbſt, iſt eine 
Frage, die dahingeſtellt bleiben kann. Denn wenn 
an dem Standpunkte feſtgehalten wird, daß die 
Rechte Dritter ſchutzwürdig ſind und erhalten 
bleiben müſſen, darf dieſe Form der Kaduzierung 
in den Satzungen einer Gewerkſchaft nicht zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Von den beiden anderen Formen hat jede ihre 
Vorzüge. Die erzwungene Anheimſtellung hat für 
ſich, daß ſie ſich in der Verwertung des Kuxes 
und in der Wahrung der Rechte Dritter völlig 
an das Geſetz anſchließt. Das ſaͤchſiſche Verfahren 
gibt den Drittberechtigten aber ſachlich mindeſtens 
das Gleiche und es hat überdies den Vorteil, daß 
die Gewerkſchaft nicht wie bei der Anheimſtellung 
(ogl. Weſthoff⸗Bennhold a. a. O. S. 302 Anm. 4) 
genötigt iſt, ſofort und unter allen Umſtänden den 
Verkauf des Anteils zu betreiben, gleichviel, ob er 
nach der Börſenlage vorteilhaft und den Intereſſen 
der Gewerkſchaft und der Drittberechtigten dienlich 
iſt oder nicht. Dieſer Vorzug dürfte der Grund 
dafür fein, daß faſt ſämtliche ſächſiſchen Gewerk⸗ 
ſchaften die Beſtimmung der Muſterſatzung über⸗ 
nommen haben, obwohl ihnen nach 8 19 des 
ſächfiſchen Berggeſetzes frei gegeben iſt, über die 
Aufbringung der Zubuße und die im Falle der 
Saͤumnis eintretenden Nachteile in der Satzung 
Beſtimmungen zu treffen. 

Es wird ſich auch für Bayern empfehlen, die 
Beſtrebungen der Gewerkſchaften nach Einfuhrung 
eines kürzeren und wirkſameren Rechtsbehelſes gegen 
ſäumige Gewerken in die gleichen Bahnen zu 
lenken. Nur erſcheint es zweckmäßig, die Rechts⸗ 
folgen der Säumnis entgegen der ſächſiſchen Muſter⸗ 
ſatzung nicht von ſelbſt eintreten zu laſſen, ſondern 
zu verlangen, daß ſie vom Repräſentanten oder 
Grubenvorſtand in aller Form ausgeſprochen 
werden müſſen. Dabei wird es zugleich angezeigt 
ſein, die Verhaͤngung der Saͤumnisſolgen nicht zur 
Pflicht zu machen, ſondern den Gewerkſchaften frei 
zu ſtellen. 

Beſondere Prüfung verlangt noch der Umſtand, 
daß in Bayern, im Gegenſatz zum außerbayriſchen 
Bergrecht, das Gewerkenbuch nicht von der Gewerk⸗ 
ſchaft, ſondern vom Oberbergamt geführt wird 
und ſomit eine gewiſſe Mitwirkung des Oberberg⸗ 
amts bei der Kaduzierung ſtattfinden muß. Dieſer 
Umſtand dürfte aber der Zulaſſung des Kaduzierungs⸗ 
verfahrens nicht entgegenſtehen. 

Die Tätigkeit des Oberbergamts dürfte ſich 
ohnedies nur auf die Berichtigung des Gewerken⸗ 
buchs und die Umſchreibung der Kuxe auf Grund 
eines Antrags der Gewerkſchaft nach vollſtändiger 
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Durchführung des Verfahrens beſchranken. Das 
Oberbergamt wird dabei nicht zu prüfen brauchen, 
ob etwa der Beſchluß der Gewerkſchaft auf Ein⸗ 
forderung der Zubuße ſachlich gerechtfertigt war, 
ſondern nur, ob überhaupt ein ordnungsmäßiger 
rechtskräftiger Zubußebeſchluß vorliegt und ob die 
in der Satzung enthaltenen Formvorſchriften über 
das Kaduzierungsverſahren beobachtet find. Dieſe 
Prüfung wird noch erleichtert, wenn, wie ſchon 
oben erwähnt, der Verfall der Kuxe nach frucht⸗ 
loſem Ablauf der Zahlungsfriſt nicht von ſelbſt 
eintritt, ſondern durch den Repräſentanten oder 
Grubenvorſtand förmlich und unter ausdrücklicher 
Feſtſtellung der ſatzungsmaͤßigen Vorausſetzungen 
ausgeſprochen und dem Gewerken nachweislich er⸗ 
öffnet oder, falls eine perſönliche Eröffnung nicht 
möglich iſt, öffentlich bekannt gemacht wird. Das 
Oberbergamt wird auch den Gewerken zu dem 
Antrag der Gewerkſchaſt nicht einzuvernehmen 
brauchen. Es wird ſich lediglich empfehlen, daß 
es ihm von der vollzogenen Berichtigung des Ge⸗ 
werkenbuchs und der Umſchreibung feines Kuxes 
Kenntnis gibt. Einwendungen des Gewerken gegen 
die Berichtigung und Umſchreibung wird das Ober⸗ 
bergamt, falls die Berichtigung und Umſchreibung 
nicht ſchon aus formellen Gründen abzulehnen iſt, 
regelmäßig auf den Weg der Klage gegen die 
Gewerkſchaft zu verweiſen haben. Das Gleiche 
wird für Einſprüche Dritter gelten müſſen, es ſei 
denn, daß dem Oberbergamt ein gerichtlicher Voll⸗ 
ſtreckungstitel zugeſtellt iſt, der eine Verfügung über 
den Kux überhaupt verbietet. Dem Gewerken oder 
Dritten kann ſelbſtverſtändlich nicht verwehrt werden, 
durch Erwirkung einer einſtweiligen Verfügung 
einer noch nicht vollzogenen Umſchreibung im Ge⸗ 
werkenbuch oder weiteren Umſchreibungen des 
Kuxes zu begegnen. In dieſem Falle wird das 
Oberbergamt der Gewerkſchaft oder den ſonſt Be⸗ 
teiligten überlaſſen müſſen, zunächſt die Beſeitigung 
dieſes Hinderniſſes herbeizuführen. 

Zu beachten iſt bei Zulaſſung der Kaduzierung 
endlich noch die Beſtimmung des Art. 149 Abſ. 3 
des Berggeſetzes, daß eine Umſchreibung im Ge⸗ 
werkenbuch, ern ein Kuxſchein ausgeſtellt iſt, 
nur gegen Vorlage des Kuxſcheins erfolgen darf. 
Dieſe Vorſchrift iſt zwingender Natur. Sie ſoll 
einerſeits die Richtigkeit der Umſchreibungen ſichern, 
andererſeits aber hat ſie auch die Aufgabe, den 
Verkehr vor den Gefahren zu ſchützen, die aus 
dem Umlauf hinfällig gewordener Kuxſcheine ent: 
ſtehen. Das Bedürfnis nach dieſem Schutz iſt das 
gleiche, ob nun der Kux an eine dritte Perſon 
veräußert worden oder ob er an die Gewerkſchaft 
übergegangen iſt. Wie in der ſäaͤchſiſchen Muſter⸗ 
ſatzung, wird deshalb auch in den Satzungen 
bayeriſcher Gewerkſchaften vorzuſehen ſein, daß der 
über den Kux ausgeſtellte Kuxſchein von dem In⸗ 
baber an die Gewerkſchaft einzureichen iſt. 

Die ſächſiſche Muſterſatzung ſieht darüber hinaus 
noch vor, daß, wenn der Kuxſchein nicht innerhalb 


beſtimmter Friſt eingereicht wird, der Schein in 
den Gewerkſchaftsblättern auf Koſten des ſäumigen 
Gewerken für kraftlos erklärt werden kann. Die 
Zuläffigkeit dieſes Verfahrens gründet ſich in 
Sachſen auf 8 19 des ſaͤchſiſchen Berggeſetzes, wo⸗ 
nach die Satzungen der Gewerkſchaft über die Aus⸗ 
ſtellung und Kraftloserklärung von Kuxſcheinen 
Beſtimmung treffen müſſen (vgl. noch Weſthoff⸗ 
Bennhold a. a. O. S. 310). Dem bayeriſchen 
Serge iſt dieſe Einrichtung fremd; es kennt 
nur die Kraftloserklaͤrung durch gerichtliches Aus: 
ſchlußurteil im ordentlichen Aufgebotsverfahren nach 
der Zivilprozeßordnung. Die Gewerkſchaft wird alſo, 
wenn der Kuxſchein trotz der Aufforderung nicht 
eingereicht wird, ihn im Wege der Klage und der 
Vollſtreckung beizuſchaffen oder das Ausſchlußurteil 
zu erwirken haben. Es iſt zuzugeben, daß dies 
mit Weiterungen für die Gewerkſchaft verbunden 
ſein kann und daß hier eine Lücke vorliegt, deren 
baldige Ausfüllung durch Aenderung des Geſetzes 
erwünſcht ſein mag. Bis dahin wird das Ober⸗ 
bergamt auf Antrag der Gewerkſchaft höchſtens 
eine Art Vormerkung über den Anfall des Kuxes 
an die Gewerkſchaft im Gewerkenbuch eintragen 
und allenfalls der Gewerkſchaft eine Beſcheinigung 
hierüber, eine Art Zwiſchenbeſcheinigung ausſtellen 
können. Eine Rechtswirkung irgendwelcher Art 
wird aber dieſer Vormerkung nicht zukommen, ins⸗ 
befondere nicht die Rechtswirkung des Art. 150 
des Berg. 

Um allen berechtigten Forderungen zu genügen, 
werden demnach bayeriſche Gewerkſchaften eine Be: 
ſtimmung ihrer Satzung über das Saͤumnis⸗ 
verfahren etwa folgendermaßen zu formen haben: 

„Zahlt ein Gewerke die ordnungsmäßig be⸗ 
ſchloſſene Zubuße nicht, jo kann der Repräfentant 
(oder Grubenvorſtand) ihn dazu mittels einge⸗ 
ſchriebenen Briefes unter der Androhung auf⸗ 
fordern, daß ſein Kux ohne Entſchädigung als an 
die Gewerkſchaft verfallen erklärt werde, wenn die 
Zahlung nicht innerhalb eines Monats erfolge. 
Wird der Inhaber eines Kuxſcheines an dem im 
Gewerkenbuch eingetragenen Wohnorte nicht auf⸗ 
gefunden, ſo iſt die Aufforderung öffentlich bekannt⸗ 
zumachen und eine Friſt von 2 Monaten zu ſetzen. 
Die Friſt beginnt an dem Tage, an welchem das 
letzte die Bekanntmachung enthaltende Zeitungs⸗ 
blatt ausgegeben worden iſt. Bleibt der Gewerke 
ſäumig, ſo kann der Repräſentant (oder Gruben⸗ 
vorſtand) den Kur als an die Gewerkſchaft ver⸗ 
fallen erklären. Die Erklärung muß die ſatzungs⸗ 
mäßigen Vorausſetzungen der Verfallerklärung aus⸗ 
drücklich als erfüllt feſtſtellen; ſie wird dem Ge⸗ 
werken mittels eingeſchriebenen Brieſes oder öffent⸗ 
lich bekannt gemacht. Mit der Erklärung geht 
der Kux auf die Gewerkſchaft über und erliſcht die 
Zahlungspflicht des Gewerken. Der Kux wird der 
Gewerkſchaft zugeſchrieben. Er kann nach Beſchluß 
der Gewerkenverſammlung, für welchen eine Mehr⸗ 
heit von wenigſtens 90 vom Hundert der in der 
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Verſammlung vertretenen Kuxe erforderlich iſt, 


veräußert werden. Der Gewerke iſt verpflichtet, den 
Kuxſchein an die Gewerkſchaft auszuliefern. Kommt 
er dieſer Verpflichtung nicht nach, ſo hat der 
Repräſentant (oder Grubenvorſtand) den Kuxſchein 
im Wege der Klage und Vollſtreckung einzuholen 
oder, wenn die Vorausſetzungen gegeben ſind, die 
Kraftloserklärung zu erwirken. 

Mit Zuſtimmung der Gewerkenverſammlung 
(oder des Verwaltungsrats) kann der Repräſentant 
(oder Grubenvorſtand) gegen den ſäumigen Ge⸗ 
werken ſtatt der Einleitung dieſes Säumnis⸗ 
verfahrens die verfallene Zubuße einklagen. 

Das Recht des Gewerken zur Anheimſtellung 
des Kuxes nach Art. 173 des BergG. wird durch 
dieſe Beſtimmungen nicht berührt.“ 

In dieſem Sinne hat auch das Staats⸗ 
miniſterium des Aeußern als oberſte Bergbehörde 
Bayerns in letzter Zeit zur Frage Stellung ge⸗ 
nommen. 


Kleine Mitteilungen. 


Verjährung der in der EBD. behandelten Auſprüche 
während des Krieges (SS 60 V. 71 J, 98 1 EBD.) Das 
Oberlandesgericht München hat kürzlich in einer Ent⸗ 
ſcheidung über Anſprüche des Fiskus auf Grund des 
8 60 Abſ. 1 EVO. auch die Verjährungsfrage be⸗ 


handelt und von der Anwendung der Bekanntmachung 


über die Verjährungsfriſten vom 4. November 1915 
(RGBl. S. 732) abſehen zu müſſen geglaubt. Es 
handelte ſich um ſolgenden Fall: Ein Pferdehändler 
hatte im Oktober 1915 mit der Bahn eine Sendung 
junger Pferde nach Bayern eingeführt und die Pferde 
im Frachtbrief als „Zuchtfohlen“ bezeichnet. Der 
Erwerb zu Zuchtzwecken war durch den zuſtändigen 
Landrat amtlich beſtätigt, gleichzeitig aber in dieſer 
der Bahnbehörde mit dem Frachtbrief vorgelegten Be⸗ 
ſtätigung das Alter der Tiere auf 17 Monate an⸗ 
gegeben. Die Fracht wurde ſowohl auf Grund der 
Vorſchriften über „Zuchttiere“, wie jener über „Fohlen“ 
ermäßigt, obwohl nach 88 7 und 9 des deutſchen Eiſen⸗ 
bahntiertarifs als „Fohlen“ nur Pferde im Alter bis 
zu einem Jahre gelten. Der Pferdehändler bezahlte 
die Fracbt am 22. Oktober 1915. Als der Eiſenbahn⸗ 
ſiskus ſpäter erfuhr, daß ein Teil der Tiere von den 
Käufern nicht zu Zuchtzwecken, ſondern zur Arbeit 
verwendet wurde, klagte er wegen unrichtiger Inhalts⸗ 
angabe der Sendung unter Berufung auf 8 60 Abſ. 1 
EVO. auf Nachzahlung der zu wenig erhobenen Fracht 


und Bezahlung von Frachtzuſchlägen. Die Klage war 
am 11. Dezember 1916 zugeſtellt. Das Oberlandes⸗ | 


gericht München wies den Anſpruch ab, ſoweit er auf 
die unrichtige Bezeichnung Fohlen und die dadurch 
bewirkte Ermäßigung geſtützt war, weil die Beſtätigung 
über das Alter der Tiere der Eiſenbahnbehörde vor⸗ 
gelegen habe und daher die unrichtige Frachtberech⸗ 
nung inſoweit von der Eiſenbahn zu vertreten ſei, 
und gab im übrigen der Klage mit dem Bemerken 
ſtatt, der Einwand der Verjährung, der wegen der 
einjährigen Verjährungsfriſt der 88 60 Abſ. 5, 71 EVO. 
zur Abweiſung der Klage hätte führen müſſen, ſei 
nicht gebracht word en. 
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Der Entſcheidung kann nicht beigetreten werden, 
ſoweit es ſich um die Frage der Verjährung handelt. 
In der Bekanntmachung vom 4. November 1915 iſt 
nämlich beſtimmt, daß die in den 88 196, 197 BGB. 
bezeichneten Anſprüche, die zur Zeit des Inkrafttretens 
der Verordnung über die Verjährungsfriſten vom 
22. Dezember 1914 noch nicht verjährt waren, nicht 
vor dem Schluſſe des Jahres 1916 verjähren ſollen. 
Um Zweifeln zu begegnen, die über die Auslegung 
der Verjährungsverordnung vom Jahre 1914 ent⸗ 
ſtanden waren (ſo die Begründung, abgedruckt bei 
Güthe⸗Schlegelberger Kriegsbuch Bd. 2 S. 141), iſt 
dann ausdrücklich geſagt: „Dies gilt auch inſoweit, 
als für die Anſprüche die Verjährungsfriſt durch 
andere reichsgeſetzliche Vorſchriften. als der 88 196, 
197 BGB. geregelt iſt.“ Zu den Anſprüchen der 
88 196, 197, deren Verjährung reichsgeſetzlich ander⸗ 
weitig geregelt und daher durch die VO. vom 
4. November 1915 während des Krieges gehemmt iſt, 
wurden beiſpielsweiſe die aus den Dienſt⸗ und Heuer⸗ 
verträgen herrührenden Forderungen der Schiffs⸗ 
beſatzung auf Löhnung (88 901, 902 HGB.) ſowie der 
Anſpruch auf Krankenkaſſeſterbegeld trotz der öffentlich⸗ 
rechtlichen Natur des letzteren gerechnet (Güthe⸗ 
Schlegelberger Bd. 2 S. 141, Bd. 5 S. 128). Es ge⸗ 
hören hieher aber auch die Anſprüche des Eiſenbahn⸗ 
fiskus auf Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht 
und von Frachtzuſchlägen (88 60 Abſ. 5, 71 EV O.). 
Sie ſtellen zunächſt Anſprüche des 8 196 BGB. dar, 
weil zu den unter Ziff. 3 des 8 196 BGB. behandelten 
„Anſprüchen der Eiſenbahnunternehmungen wegen der 
Fracht“ auch jene der ſtaatlichen Eiſenbahnen, des 
Eiſenbahnfiskus (Staudinger 7./8. Aufl. 8 196 Bem. 7 
zu Nr. 3, Kommentar der Reichsgerichtsräte 8 196 zu 
Nr. 3) und insbeſondere auch die Anſprüche auf Nach⸗ 
zahlung von Frachtzuſchlägen gerechnet werden, da 
auch die Frachtzuſchläge zur „Fracht“ im geſetzlichen 
Sinn gehören (Eger in DIZ. 1903 S. 124 ff. a. E). 
In der EVO. vom 23. Dezember 1908, die jedenfalls 
als „andere reichsgeſetzliche Vorſchrift“ im Sinne der 
VO. vom 4. November 1915 zu gelten hat, iſt ledig⸗ 
lich an Stelle der zweijährigen Verjährungsfriſt des 
8 196 BGB. für die bezeichneten Anſprüche eine ein⸗ 
jährige Verjährungsfriſt eingeführt. Da es ſich aber 
nach dem Geſagten um Anſprüche der Ziff. 3 des 
8 196 BGB. aus dem Frachtvertrage handelt, find fie, 
ſoweit Anſprüche des Eiſenbahnunternehmens in Frage 
kommen, vor dem Schluſſe des Jahres 1916 und 
weiterhin auf Grund der Bekanntmachungen vom 
26. Oktober 1916 (RG Bl. S. 1198), 22. November 1917 
(RGBl. S. 1068) und 31. Oktober 1918 (RG Bl. S. 1283) 
vor dem Schluſſe des Jahres 1919 nicht verjährt. 
Daß die Verjährung auch ſolcher Anſprüche gehemmt 
iſt, die erſt während des Krieges entſtanden ſind, kann 
nicht bezweifelt werden. Die VO. vom 4. November 
1915 ſpricht zwar etwas undeutlich von den in den 
88 196, 197 BGB. bezeichneten Anſprüchen, „die zur 
Zeit des Inkrafttretens der Verordnung vom 22. De⸗ 
zember 1914 noch nicht verjährt waren“. Damit will 
nicht gefagt fein, daß die Anſprüche in dem bezeich⸗ 
neten Zeitpunkt bereits entſtanden ſein mußten, daß 
die Verjährung erſt ſpäter entſtandener Anſprüche 
nicht gehemmt fein ſollte. Denn die Bundesratsver⸗ 
ordnung vom 22. Dezember 1914 ſpricht ausdrücklich 
von den in den 83 196, 197 BGB. bezeichneten An⸗ 
ſprüchen, „die noch nicht verjährt ſind“, ſchließt alſo 
damit auch jene Anſprüche ein, die erſt nach dem 
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31. Juli 1914 entftanden find. Ebenſo werden in 81 
der Bekanntmachung vom 31. Oktober 1918 die Ans 
ſprüche, „die noch nicht verjährt find“, behandelt, die 
während des Krieges entſtandenen Anſprüche alſo 
keiner anderweitigen Regelung unterworfen. Auch 
das Kriegsteilnehmerſchutzgeſetz vom 4. Auguſt 1914 
(8 8) und die Verordnung über Verjährungsfriſten 
des Seerechts vom 9. Dezember 1915 (RGBl. S. 811) 
machen hinſichtlich der Hemmung der Veriährung 
zwiſchen den vor und nach dem 31. Juli 1914 ent⸗ 
ſtandenen Anſprüchen keinen Unterſchied. 

Die Einrede der Verjährung hätte alſo in dem 
zur Entſcheidung des Oberlandesgerichts. München 
ſtehenden Fall mit Erfolg nicht gebracht werden können. 

Anders iſt die Rechtslage, ſoweit es ſich um die 
Verjährung der Anſprüche gegen den Eiſenbahnfiskus 
handelt, wozu jene auf Rücker ſtattung zu viel bezahlter 
Fracht oder von Frachtzuſchlägen und die Anſprüche 
wegen Verluſtes, Minderung oder Beſchädigung des 
Gutes, oder wegen Ueberſchreitung der Lieferfriſt ge⸗ 
hören. Da hier nicht die in 8 196 Z. 3 BGB. bes 
zeichneten Anſprüche der Eiſenbahnunternehmungen 
in Frage ſtehen, ſondern Anſprüche Dritter gegen 
den Eiſenbahnfiskus, ſo iſt die Verordnung vom 4. No⸗ 
vember 1915 nicht anwendbar, die in 88 60 Abſ. 5. 71, 
98 EVO. vorgeſehene einjährige Verjährungsfriſt durch 
die Kriegsverordnungen alſo nicht betroffen worden. 
Eine Ausnahme gilt nur, ſoweit es ſich um Anſprüche 
von mobilen Kriegsteilnehmern handelt, da gemäß 8 8 
des Kriegsteilnehmerſchutzgeſetzes vom 4. Auguſt 1914 
(RGBl. S. 328) die Verjährung zugunſten der Kriegs⸗ 
teilnehmer und ihrer Gegner bis zur Beendigung 
des Kriegszuſtands oder der Zugehörigkeit zu einem 
mobilen Truppenteil ganz allgemein gehemmt iſt, ſo 
daß die Verjährungsfriſten aller geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften, alſo auch der EVO., hievon berührt werden. 

Rechtsanwalt Dr. Hoegner in München. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1 


1. Iſt 5 181 B68. anwendbar, wenn der Prokuriſt im 
eigenen Namen auf die von ihm vertretene offene Handels⸗ 
geſellſchaft einen Wechſel zieht und ihn dann namens der 
Geſellſchaft annimmt? 

2. Unter welchen Boransiehungen kaun in einem 
ſolchen Falle angenommen werden, daß der Empfänger 
des Wechſels mit dem Prokuriſten zum Schaden der 
Klägerin zuſammengewirkt habe und deshalb gemäß § 826 
BGB. zum Schadenderſatze verpflichtet ſei ? Iſt insbe⸗ 
fondere der Empfänger nach Treu und Glauben ber: 
pflichtet, bei dem vertretungsberechtigten Geſellſchafter 
anzufragen, ob das Verhalten des Prokuriſten rechtmäßig 
geweſen ift? Im Mai 1914 trat der Prokuriſt der Bekl. 
M. J. an die Klägerin mit dem Erſuchen heran, für 
ihn perſönlich Zahlungen im Auslande zu bewirken. 
Dieſe erklärte ſich mit Schreiben vom 2. Juni 1914 
dazu bereit, verlangte jedoch die Einſendung eines von 
jenem ausgeſtellten und von der Bekl. (der „Firma 
U. & J.“) akzeptierten Sichtwechſels in Höhe des be— 
gehrten Kredits „für unſer Depot“. M. J. dankte durch 
Schreiben vom 4. Juni 1914 und bat „zur Vermeidung 
eines Formfehlers“ um Ueberſendung eines Wechſel— 
formulars und genaue Angabe, wie es auszufüllen ſei. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 7. 


Unterm 5. Juni 1914 überſendete die Klägerin einen 
Entwurf mit dem Bemerken: es verſtehe ſich von ſelbſt, 
daß der Wechſel nur als „Sicherheitswechſel für unſer 
Depot“, nicht aber zur Begebung beſtimmt ſei. Der 
vom 10. Juni 1914 datierte und über 20000 M, zahlbar 
bei Sicht an die Klägerin, lautende, auf die Beklagte 
gezogene Wechſel wurde von M. J. als Ausſteller unter⸗ 
ſchrieben, von ihm mit dem mittels Stempeldrucks her⸗ 
geſtellten Zuſatz „ppa. U. & Ed. J.“ auch angenommen 
und der Klägerin übergeben. Der ihm von dieſer in 
Höhe der Wechſelſumme eröffnete Kredit wurde von 
ihm in voller Höhe beanſprucht. Am 14. März 1916 
wurde der Wechſel der Beklagten im Auftrage der 
Klägerin zur Zahlung präſentiert und mangels Zahlung 
proteſtiert. Dieſe verlangte im Wechſelprozeſſe von 
der Beklagten Wechſelſumme, Proteſtkoſten und Zinſen. 
Die Beklagte machte u. a. geltend: die Annahmeerklärung 
ſei nach $ 181 BGB. und überdies deshalb nichtig, weil 
die Klägerin mit dem ſeine Vollmacht mißbrauchenden 
M. J. argliſtig zu ihrer Schädigung zuſammengewirkt 
habe. Das LG. verurteilte die Beklagte unter Vorbehalt. 
Das Os. hat die Berufung zurückgewieſen. Die 
Reviſion blieb ohne Erfolg. 

Gründe: 1. Die Verurteilung der Beklagten 
gemäß dem Klageantrage wird durch den Inhalt des 
Wechſels vom 10. Juni 1914 und der Proteſturkunde 
vom 4. März 1916, ſowie durch den von M. J. namens 
der Beklagten darauf geſetzten Annahmevermerk be⸗ 
gründet (Art. 21, 23, 31, 50 WO.). Die Ermächtigung 
des M. J., die Beklagte wechſelmäßig zu verpflichten, 
ergibt ſich aus der Prokura (8 49 HGB.); die Form 
des Annahmevermerks entſpricht nicht nur dem Art. 21 
und dem 126 BGB., ſondern auch der Ordnungsvorſchriſt 
des 8 51 HGB. (vgl. auch ROH. Bd. 14 Nr. 102 S. 317ff.), 
und der Wirkſamkeit der Annahme ſteht insbeſondere 
nicht der 8 181 BGB. entgegen. Er verſagt die Wirk: 
ſamkeit einem Rechtsgeſchäft, das ein Vertreter im Namen 
des Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als 
Vertreter eines Dritten vornimmt. Hat nun M. J. auch 
den in eigenem Namen auf die Beklagte gezogenen Wechſel 
in deren Namen angenommen, ſo handelt es ſich bei 
dieſer Annahme doch nicht um ein mit ſich in eigenem 
Namen vorgenommenes Rechtsgeſchäft. Die Annahme, 
durch die der Bezogene gemäß Art. 23 WO. wechſel⸗ 
mäßig verpflichtet wird, und zwar nicht nur dem Aus⸗ 
ſteller, ſondern jedem legitimierten Wechſelinhaber, 
geſchieht durch die dem Art. 21 Abſ. 1 bis 3 WO. ent⸗ 
ſprechende Niederſchrift ohne jede Mitwirkung des Aus⸗ 
ſtellers oder eines ſonſtigen Präſentanten. Die einmal 
in ſolcher Weiſe erfolgte Annahme kann nach Abſ. 4 
Art. 21 nicht wieder zurückgenommen werden. Eines 
Begebungsvertrages zwiſchen dem Ausſteller und den 
Bezogenen bedarf es zur Herſtellung der verpflichtenden 
Kraft der Annahmeerklärung nicht. Hierauf weiſt auch 
Art. 22. WO. hin, indem er beſtimmt: der Bezugene 
könne die Annahme auf einen Teil der im Wechſel ver⸗ 
ſchriebenen Summe beſchränken. Dieſer Standpunkt iſt 
vom Reichsgericht ſtändig feſtgehalten (vgl. RG. Bd. 9 
Nr. 9 S. 56/7, Bd. 24 Nr. 17 S. 87, Bd. 77 Nr. 41 S. 140ſ/1, 
ferner JW. 1909 S. 167/8 unter 19). Von ihm abzu⸗ 
gehen, beſteht umſoweniger Anlaß, als er auch im 
Schrifttum herrſchend iſt. Er bildet allerdings eine 
Ausnahme von der Regel, daß die Wechſel verpflichtung 
im allgemeinen, fo die des Ausſtellers und des Yndofs 
1 nicht durch die bloße Namensſchrift auf 

em Wechſel begründet werde, daß vielmehr ein ſich 
im Geben und Nehmen des Wechſels verkörpernder 
Vertrag der am Wechſelzuge Beteiligten, der fog. Be: 
gebungsvertrag, hinzukommen müſſe (vgl. ROH. 
Bd. 19 Nr. 9 S. 33, RG. Bd. 5 Nr. 20 S. 83, RG. in 
JW. 1916 S. 263/5 unter 10); die Ausnahme aber hat 
ihren beſonderen Grund in der berührten Wirkung der 
Annahmeerklärung und ihre beſondere Stütze in den 
berührten Vorſchriften der Art. 21 bis 23 WO. Anders 
ſeits gilt die Ausnahme nicht für das Blanko-⸗Akzept, 
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da die wechſelmäßige Verpflichtung hier die Ausfüllung | chrift als Ausſteller das Akzept der Beklagten verlangt 
des Formulars vorausfegt, mithin nicht ſchon durch und daß M. J., während er das Akzept als Prokuriſt 
die Niederſchrift entſtehen kann (vgl. RG. Bd. 2 Nr. 24 der Beklagten abgab, vorbehalten hat, daß der Wechſel 
S. 90, Bd. 14 Nr. 7 S. 24, Bd. 35 Nr. 16 ©. 76). Hier nicht begeben werden ſolle, und ſie folgert daraus: 
aber bleibt es dabei, daß die wechſelmäßige Verpflichtung die Klägerin habe aus der Ungewöhnlichkeit des Vor⸗ 
der Beklagten dadurch begründet worden iſt, daß M. J. ganges den Verdacht ſchöpfen müſſen, daß M. J. im 
den Annahmevermerk auf den Wechſel ſetzte. Die Reviſion Widerſpruch mit ſeinen Befugniſſen mit ſich ſelbſt ab⸗ 
verſucht, die auf den § 181 BOB. geſtützte Einwendung ſchloß und die Beklagte darüber im unklaren ließ, daß er 
durch die Ausführung aufrecht zu halten Das Rechts⸗ ſie für ſeine perſönlichen Verbindlichkeiten verpflichtete. 
geſchäft, das M. J. als Prokuriſt der Beklagten mit ſich Allein, daß das BG. den angegebenen Inhalt des Brief⸗ 
in eigenem Namen vorgenommen, habe nicht in einer wechſels bei ſeiner Entſcheidung unter Verletzung des 
Begebung des Wechſels, ſondern darin beſtanden, daß § 286 ZPO. unberückſichtigt gelaſſen hat, dafür fehlt 
M. J., nachdem er als Prokuriſt der Beklagten den jeder Anhalt; daß es daraus nicht den bezeichneten 
Wechſel gezeichnet, dieſen demſelben M. J., der inſofern Schluß gezogen hat, ergibt auch keine Geſetzesverletzung, 
in eigenem Intereſſe handelte, mit der Ermächtigung da der Schluß keinesfalls zwingend iſt. Wenn die 
ausgehändigt habe, ihn der Klägerin als Sicherheit Reviſion mit ihrer Folgerung der Klägerin oder ihrem 
für ſeine perſönlichen Verbindlichkeiten zu beſtellen. Vertreter den Vorwurf einer Fahrläſſigkeit machen will, 
Allein ſie überſieht, daß, wenn die. wechſelmäßige Ver⸗ ſo berückſichtigt ſie nicht, daß nach den angezogenen 
pflichtung der Beklagten bereits durch den von M. J. Urteilen N Bd. 9 Nr. 34 und Bd. 57 Nr. 85) und 
auf den Wechſel geſetzten Annahmevermerk begründet nach dem $ 826 Fahrläſſigkeit und ſelbſt grobe Fahr⸗ 
war, für die Annahme eines dieſe Verpflichtung erſt läſſigkeit der Klägerin nicht ausreicht, um gegen ſie 
begründenden, von M. J. als Prokuriſten der Beklagten den Vorwurf eines kolludierenden und gegen die guten 
mit ſich in eigenem Namen vorgenommenen Rechts⸗ Sitten verſtoßenden Verhaltens zu begründen. Dabei 
geſchäfts gar kein Raum mehr iſt; ſie verkennt ferner, iſt der Reviſion zuzugeben, daß die in der Prokura nach 
daß unter der „Begebung des Wechſels“ nicht wohl 8 50 HGB. ſteckende Ermächtigung zur Eingehung von 
etwas anderes als die Aushändigung des mit dem Wechſelverbindlichkeiten nicht ſchon die im § 181 BGB. 
Annahmevermerk verſehenen Wechſels von M. J. als bezeichnete Geſtattung zum Vertragſchluß mit ſich ſelbſt 
Vertreter der Beklagten an M. J. für ſich ſelbſt ver⸗ auf dieſem Gebiete enthält. Die von der Reviſion in⸗ 
ſtanden werden kann, ſo daß der von ihr als zwiſchen bezug genommene Behauptung der Beklagten: dem 
beiden beſtehend gedachte Gegenſatz entfällt. Empfinden der Handelswelt entſpreche es, bei „Ein⸗ 
2. Um gegenüber dem an ſich begründeten Wechſel⸗ gehung eines ſolchen perſönlichen Geſchäfts des Pro- 
anſpruche der Klägerin mit den Bedenken hinſichtlich kuriſten“ bei dem Prinzipal wegen der Ordnungs— 
der Benutzung der Prokura im eigenen perſönlichen mäßigkeit anzufragen, iſt vom BG. nicht überſehen; 
Intereſſe des Prokuriſten durchzudringen, hätte die auf ſie bezieht ſich offenbar die Ausführung: auch der 
Beklagte dartun müſſen, daß M. J. die ihm erteilte Umſtand, daß die Klägerin, was auffallen könnte, der 
Vollmacht vorſätzlich zum Nachteile der Beklagten miß⸗ Beklagten das in eigenem Intereſſe abgegebene Wechſel⸗ 
braucht und daß die Klägerin bei dem Wechſelgeſchäft akzept ihres Prokuriſten — einen immerhin ungewöhn⸗ 
und der damit verbundenen Kreditgewährung in lichen Vorgang — nicht ſofort zur Kenntnisnahme 
Kenntnis der widerrechtlichen Abſicht des M. J. mit mitteilte, ſei nicht dafür zu verwerten, daß die Klägerin 
dieſem vorſätzlich zur Schädigung der Beklagten zu: nicht gutgläubig war, da man beiderſeits, d. dh. auf 
ſammen ewirkt hat (vgl. RG3. Bd. 9 Nr. 34 S. 148, ſeiten des Prokuriſten und auf ſeiten der Klägerin, 
Bd. 57 Nr. 85 auf S. 391). Auf dem Boden dieſer auch 
dem § 826 BGB. entſprechenden Anſicht ſteht das BG. 
und wenn es ausführt: dieſer Beweis ſei namentlich Gebiete der Tatſachenwürdigung und es ergibt keine 
auch durch den Briefwechſel zwiſchen M. J. und der Geſetzesverletzung, wenn die Reviſion ihr gegenüber die 
Klägerin nicht erbracht, ſo iſt das eine im Rahmen des Auffaſſung vertritt: Die Unterlaſſung der in jener 
8 286 ZPO. liegende Beweiswürdigung, gegen die mit Behauptung bezeichneten Anfrage ſpreche gleichfalls 
der Reviſion im allgemeinen nicht anzukommen iſt. Es dafür, daß der Vertreter der Klägerin ſich bewußt war, 
kann zugegeben werden, daß M. J. von der Beklagten M. J. handele hinter dem Rücken ſeines Geſchäftsherrn 
nicht ermächtigt war, den Wechſel der Klägerin „als und überſchreite ſeine Befugniſſe. Auf das Urteil des 
Sicherheit für ſeine perſönlichen Verbindlichkeiten zu III. 35. vom 15. November 1915 (III 162/15, Bankarchiv 
beſtellen“. Wenn die Reviſion aber weiter ſagt: die vom 1. Februar 1916 S. 185) kann ſich die Reviſion 
Vertreter der Klägerin hätten auch nicht ohne weiteres nicht dafür berufen, daß die Klägerin gehalten geweſen 
eine ſolche Ermächtigung annehmen können und hätten el, ſich bei der Beklagten nach der Rechtmäßigkeit der 
ch „beim Abſchluſſe des Rechtsgeſchäfts“ überhaupt Maßnahmen ihres Prokuriſten zu erkundigen. Dieſes 
nicht in gutem Glauben befunden, ſo ſetzt ſie ſich in Urteil leitet die Erkundigungspflicht aus einer jahre 
Widerſpruch mit der Tatſachenwürdigung des BG., die langen Geſchäftsverbindung zwiſchen den damaligen 
für das Reviſionsgericht bindend iſt (8 561 Abſ. 2 3PO.). Parteien her, während eine ſolche zwiſchen den Parteien 
Denn das BG. führt aus: Bei den nahen Beziehungen des dieſes Prozeſſes nicht beſtand; außerdem findet es den 
Prokuriſten zu dem damaligen vertretungsberechtigten Anlaß zur Erkundigung in einer nach Häufigkeit und 
Teilhaber der verklagten Geſellſchaft habe die Klägerin Umfang auffallenden Inanſpruchnahme des Bankkredits, 
annehmen können, daß M. J. die Wechſelannahme „für während hier nur eine allerdings beträchtliche, aber 
Rechnung“ der Beklagten ausnahmsweiſe auch zur doch durch den einen Wechſel von vornherein begrenzte 
Sicherung ſeiner perſönlichen Verpflichtungen geitatie! Inanſpruchnahme des Bankkredits der Beklagten in 
worden ſei; jedenfalls laſſe ſich aus dem Briefwechſel Betracht kommt. Ueberdies war das Auffallende hieran 
nichts Gegenteiliges entnehmen. Dabei iſt zu bemerken, mindeſtens weſentlich dadurch gemildert, daß derjenige, 
daß der erſt nach Erhebung der Klage geſtorbene, frühere der dieſen Kredit für ſich nutzte, der Sohn des damaligen 
allein vertretungsberechtigte Teilhaber der verklagten allein vertretungsberechtigten Mitgliedes der verflagten 
Geſellſchaft der Vater des M. J. war, und daß er nach Geſellſchaft war, der auch deſſen volles Vertrauen genoß, 
einer weiteren Feſtſtellung des BG. noch am 4. Sep- wie die Prokura dartat. Uebrigens erbringt die Ver⸗ 
tember 1915 bereit geweſen iſt, ein anderes von ſeinem letzung einer Erkundigungspflicht immer noch nicht das 
Sohne unter Mißbrauch ſeiner Prokura abgegebenes zur Begründung eines kolludierenden oder gegen die 
Akzept einzulöſen. guten Sitten verſtoßenden Verhaltens erforderliche arg— 
Die Reviſion entnimmt dem Briefwechſel insbe» liſtige Zuſammenwirken zum Nachteil der Vollmacht— 
ſondere, daß die Klägerin von M. J. außer feiner Unter⸗ geberin. | 
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Daß der Wechſel zum Depot der Klägerin und zur 
Sicherung ihrer Forderung aus dem M. J. eröffneten 
Kredit gegeben worden iſt, und daß er vereinbarungs⸗ 
gemäß von der Klägerin nicht weiterbegeben werden 
ſollte, ſtand feiner Geltendmachung gegen die Beklagte 
jedenfalls angeſichts der feſtſtehenden Tatſache nicht 
entgegen, daß die Klägerin aus jenem Kredite bei 
Präſentierung des Wechſels am 4. März 1916 und zur 
Zeit der Klagerhebung bereits eine fällige Forderung 
von 21 657.80 M an M. J. hatte (ROG. Bd. 17 Nr. 61 
S. 282, Bd. 13 Nr. 82 S. 237/8). (Urt. des V. ZS. vom 
5. Oktober 1918, V 149/18). 
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II 


Unfittlicgleil des Titeld: und Ordensſchachers. Der 
Kläger hat einer Perſonenvereinigung zur Fürſorge 
für die Krieger der vier verbündeten Nationen 20000 M 
gegeben. Er fordert dieſen Betrag zurück mit der Be⸗ 
hauptung, er habe das Geld nur unter der Bedingung 
gegeben, daß ihm in kürzeſter Zeit der Kommerzienrat⸗ 
titel ſowie eine öſterreichiſche und eine türkiſche Ordens⸗ 
auszeichnung verliehen werden würden, und dieſe Be⸗ 
dingung ſei nicht eingetreten. Die Vorgerichte wieſen 
die Klage ab. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion macht geltend, 
das BG. habe zu der Behauptung Stellung nehmen 
müſſen, daß gemeinnützige Schenkungen vor der Ver⸗ 
leihung des Kommerzienrattitels üblich ſeien, daß durch 
die ſonſtige Tätigkeit des Klägers und ſeine Stellung die 
Vorausſetzungen für die Verleihung des Titels an ihn 
gegeben geweſen ſeien, und daß die Spende an die 
Beklagte nur den üblichen äußeren Anlaß für ſeine 
Empfehlung zu der Auszeichnung hätten bilden ſollen, 
indem die Beklagte ihm nahegelegt habe, daß die 
übliche Stiftung an ſie gemacht werden könne. Auch 
dieſe Rüge iſt nicht begründet. Daß das BG. dieſes 
Vorbringen des Klägers überſehen hätte, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. Auch nach dieſer Darſtellung des Klägers 
beſtand der Zweck der Stiftung des Klägers nur darin, 
dem Kläger die gewünſchte Auszeichuung zu verſchaffen, 
und dieſer Zweck iſt derart zum Inhalt des Rechts- 
geſchäftes gemacht worden, daß ſeine Erreichung als 
Bedingung für die Zuwendung des Klägers an die 
Beklagte geſetzt worden iſt. Der Kläger beabſichtigte 
durch die Beifügung dieſer Bedingung, die Beklagte 
zu veranlaſſen, ſich für ihn um die Erlangung der 
Auszeichnung zu bemühen, er betrachtete die Hingabe 
des Geldes an die Beklagte nur als eine Aufwendung 
für die Erlangung der Auszeichnung. Bei dieſer Sach— 
lage konnte das BG. auf ſeiten beider Parteien ohne 
Rechtsirrtum einen Verſtoß gegen die guten, Sitten 
feſtſtellen, ohne daß es darauf ankam, von welcher 
Partei die Anregung zu dieſem Geſchäft ausgegangen 
iſt, und ob auch in anderen Fällen der Kommerzien⸗ 
rattitel auf Grund größerer gemeinnütziger Zuwen— 
dungen verliehen wird. Denn die Verleihung erfolgt, 
‚wie das BG. einwandfrei feſtſtellt, regelmäßig in An⸗ 
erkennung der durch die Zuwendung zutage getretenen 
gemeinnützigen vornehmen Geſinnung und nicht als 
Belohnung lediglich der Hingabe des Geldes. Die 
Vorausſetzung der Auszeichnung entfällt daher, wenn 
die Zuwendung nur als ein für ſie zu entrichtender 
Kaufpreis aufgefaßt wird, wie es hier geſchehen iſt, 
wobei es nicht entſcheidend auf die juriſtiſche Form 
ankommen kann, die im einzelnen Falle für die Zu⸗ 
wendung und ihre Verbindung mit dem erſtrebten 
Zweck gewählt wird. Unerheblich iſt es endlich, ob 
der Kläger nach ſeiner ſonſtigen Tätigkeit und ſeiner 
Stellung nach für die Verleihung einer Auszeichnung 
geeignet war. Denn abgeſehen davon, daß der Kläger 
es an jeglicher Angabe der Tatſachen hat fehlen 
laſſen, die ſeine beſondere Würdigkeit zum Empfange 
einer Auszeichnung darzutun vermöchten, ſollte nach 
der eigenen Darſtellung des Klägers durch die Zu— 


wendung an die Beklagte die gewöhnliche Voraus⸗ 
ſetung für die Verleihung des Kommerzienrattitels 
erſt geſchaffen werden, ſie alſo an der maßgebenden 
Stelle als ein die Auszeichnung rechtfertigendes Ver⸗ 
dienſt hingeſtellt werden. Selbſt wenn aber dem Kläger 
anderweite erhebliche Verdienſte um das Gemeinwohl 
zur Seite geftanden hätten und er im Hinblick darauf 
für eine Auszeichnung hätte vorgeſchlagen werden 
ſollen, würde doch die Tatſache, daß der Kläger ſich 
die Empfehlung der Beklagten durch die Geldzu⸗ 
wendung zu erkauſen geſucht hat, immer zu dem Er⸗ 
gebnis führen müſſen, dieſes Vorgehen als mit dem 
ſittlichen Empfinden des deutſchen Volkes in Wider⸗ 
ſpruch ſtehend erſcheinen zu laſſen. Hiernach ſind die 
Vorausſetzungen des 8 817 Satz 2 BGB. ohne Rechts- 
irrtum feſtgeſtellt. (Urt. d. IV. 3S. vom 2. Januar 
1919, IV 348/18). 
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III. 


Betriebsunfall, wenn Wagen von unberufenen Dritten 
aus der Kuheſtellung gebracht und bewegt werden? 
Ueberwachungspflicht der Eiſenbahn, wenn Wagen an 
einer verkehrsreichen Stelle ſtehen bleiben. Der Eiſen⸗ 
bahnfiskus ließ einen Bahnhof erweitern. Ein Teil 
der Arbeiten, insbeſondere die Herſtellung von Gleis⸗ 
anlagen an der N.gaſſe, war dem Unternehmer W. 
übertragen. Einige Knaben, unter ihnen der Kläger, 
machten ſich mit den auf den Gleiſen ſtehenden Eiſen⸗ 
bahnwagen zu tun und ſetzten einen von ihnen in 
Bewegung. Dabei wurde der Kläger derart überfahren, 
daß ihm das rechte Bein abgenommen werden mußte. 


Das OLG. wies die Klage gegen den Fiskus ab. Die 


Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Von der Revifion wird 
in erſter Linie die Auffaſſung bekämpft, daß das Haft⸗ 
pflichtgeſetz auf den Unfall des Klägers nicht anwend⸗ 
bar ſei. Die Rüge iſt nicht begründet. Die Wagen 
hatten zur Heranſchaffung von Materialien gedient, 
ſie waren etwa eine Woche vor dem Unfall von einer 
Lokomotive herangefahren und follten fpäter ebenſo 
wieder abgeholt werden. Nach ihrer Entladung ſind 
ſie, etwa ſechs an Zahl, am Ende eines fertigen Gleiſes 
an einem Prellbock zuſammengeſtellt und miteinander 
verkoppelt worden. Am Unfallstage ſtanden aber zwei 
Wagen geſondert von dem Zuge, ſie ſind, wie das 
BG. als erwieſen anſieht, von größeren Knaben aus 
der Verbindung gelöſt worden. Darin nun, daß der 
Kläger und ſeine Genoſſen einen dieſer Wagen in 
Bewegung ſetzten, findet das BG. keinen mit der 
charakteriſtiſchen Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs 
irgendwie zuſammenhängenden Vorgang; es ſei gleich⸗ 
gültig, vb die Wagen von einer Maſchine herbeigeſchafft 
ſeien und wieder abgeholt werden ſollten, denn es 
fehle jeder zeitliche Zuſammenhang des Unfalls mit 
dem Betriebe. Die Reviſion macht geltend, daß die 
Wagen im Eiſenbahnbetriebe auf das Gleis geſchafft 
ſeien, dann aber könne ein Unfall auch dann „bei dem 
Betriebe“ erfolgt ſein, wenn ſie in Ruheſtellung ge⸗ 
ſtanden hätten aber von Unbefugten in Bewegung 
geſetzt ſeien. Auf die Dauer der Ruheſtellung komme 
nichts an, auch ſei nicht nötig, daß die Eiſenbahn ſelbſt 
die Wagen in Bewegung geſetzt habe. Es ſei auch die 
beſondere Gefährlichkeit des Eiſenbahnbetriebs vor⸗ 
handen, weil dieſe durch die auf Schienen laufenden 
ſchweren Wagen gegeben ſei, ſie ſeien auch nicht an 
einer Stelle aufgeſtellt geweſen, an der fie den bes 
ſonderen Gefahren des Eiſenbahnbetriebs entrückt ge⸗ 
weſen ſeien. 

Der Reviſion kann zugegeben werden, daß die 
Beförderung der beladenen Wagen durch eine Maſchine 
an die Bauſtelle und ebenſo die Abholung der leeren 
Wagen regelmäßig Betriebsvorgänge ſind. Ebenſo iſt 
ihr darin zuzuſtimmen, daß gewiſſe der Eiſenbahn 
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kehr fand auf der Vauſtelle nicht ſtatt, ſo daß aus dieſem 
Grunde dem Beklagten keine beſondere neberwachungs⸗ 
pflicht oblag. Daß er mit dem Spielen von Arbeiter⸗ 
kindern an jener Stelle rechnen mußte, will das B. 
zugeben, meint aber, der Beklagte habe damit nicht 
zu rechnen brauchen, daß die Kinder ſich an den Wagen 
vergreifen würden. Wohl aber hätte er annehmen 
dürfen, daß die Eltern ihre Kinder vor dem Betreten 
des fremden Geländes und namentlich vor dem Spielen 
an den Wagen ernſtlich verwarnen und ſie davon ab⸗ 
halten würden. Au i die Unfallsſtelle bewacht 
worden. Während der Arbeitszeit hatten die Leute 
des W. für die Entfernung der Kinder geſorgt, ür 
die Abendſtunden aber ſei ein Wächter beſtellt geweſen. 


89 ſind. Da die Eiſenbahnwagen auf glatten 
Schienen laufen, fo find fie trotz ihres großen Gewichts 
verhältnismäßig leicht in Bewegung zu ſetzen, einmal 
in Bewegung aber in hohem Maße gefährlich für 
jeden, der ſich auf oder unmittelbar neben den Schienen 
befindet. Dieſe Eigenſchaften brachten es mit ſich, daß 
es den Knaben gelang, den einen Wagen in Bewegung 
zu ſetzen, und daß der Kläger eine 5 
davon trug, als ihn der Wagen bei dem Verſuche er⸗ 
faßte, Steine auf die Schienen du legen. Aus dieſen 
‚ Umftänden folgt aber noch nicht, daß ſich der Unfall 
bei dem Betriebe einer Eiſenbahn ereignet hätte. Eine 
ſolche Annahme iſt nur dann zuläffig, wenn zwiſchen 
dem Unfalle und der Betriebstätigkeit der Eiſenbahn 
ein innerer urſächlicher und auch ein äußerer, zeitlicher 
und örtlicher, Zuſammenhang mit einem beſtimmten 


b nun ein zeitlicher Zuſammenhang 
jer deswegen allein verneint werden konnte, weil der 
letzte bekannte Betriebsvorgang, das Anfahren und 
Aufſtellen der Wagen an dem Prellbock, falls letzteres 
als Betriebshandlung des Beklagten überhaupt an⸗ 
zuſehen fein ſollte, ſchon etwa eine ch 

Unfall ſtattgefunden hat, mag dahingeſtellt bleiben. 


nun, die Beſtellung eines beſonderen Wächters für den 

fertiggeſtellten Gleisabſchnitt ſei dem Beklagten nicht 

uzumuten, der Mann habe faſt nichts zu tun gehabt. 

Mit dieſer Erwägung läßt ſich a nicht jedes Ver⸗ 
u 


ch 
Wagen unnütz, ſo enthält es keine Ueberſpannung der 
von dem Beklagten zu verlangenden Sorgfalt, wenn ge⸗ 
ordert wird, daß er dieſem Zuſtand in wirkſamer 
Weiſe entgegentrat, auch durch Beſtellung eines Wächters, 
wenn die Kinder in anderer Weiſe nicht abzuhalten 


konnten nur von größeren naben aus ihrer Ver⸗ 
bindung geldit werden. Inſofern unterſcheidet ſich die 
jetzige Sachlage von derjenigen, die dem älteren Ur⸗ 
teile des 3. 35. vom 11. März 1898 (Eger, Eiſenb e., 
Bd. 15 S. 129) zugrunde lag, und bei der angenommen 
wurde, daß „das Hinſtellen der 14 Materiälwagen auf 
dem Ladegleiſe des Bahnhofs“, von wo ſie wegen 
Nichtverſchluſſes einer Weiche auf das Hauptgleis ge⸗ 
langen konnten, noch einen „Beſtandteil der Material⸗ 
zugbeförderung bilde und das durch äußere Ereig⸗ 
niſſe bewirkte Fortlaufen der Wagen noch im Zuſammen⸗ 
hange mit dem Betriebe einer Eiſenbahn ſtehe. Sie 


. r 

Wie es nun gekommen iſt, daß trotz dieſes Umſtands 
die leeren Wagen auf dem Gleiſe ſtehen geblieben ſind 
und währenddem tagsüber nicht für ihre Bewachung 
geſorgt wurde, iſt nicht hinreichend aufgeklärt. Ob 
dieſe Tatſachen die Annahme des erſten Richters recht⸗ 
fertigen würden, daß die geſetzlichen Vertreter des 
Beklagten es an der erforderlichen Beaufſichtigung 
oder an dem Erlaſſe ſachgemäßer Anordnungen 

fehlen laſſen, kann aber deswegen auf ſich beruhen 
bleiben, weil dieſes Verſchulden nur ein geringes ſein 
würde und gegenüber dem Verſchulden des Klägers 
völlig zurücktritt. (Wird näher ausgeführt.) (Urt. d. 
VI. 3S. v. 14. Nov. 1918, vı 227/18). _——ı. 


eines Wagens, der „den beſonderen Gefahren des 
Eiſenbahnbetriebes entrückt“ zum Zwecke der Ent⸗ 
ladung aufgeſtellt war, ſeitens unberufener Perſonen 

n dem ein Betriebsunfall nicht ange⸗ 
nommen wurde. Von dieſer Rechtſprechung abzugehen 
85 keine Veranlaſſung vor (vgl. au W. 1915 


Unfall wieder hätten abgeholt werden ſollen, iſt in 
dieſem Zuſammenhange unerheblich, auch hat das BG. 
ausdrücklich feſtgeſtellt, daß ſich die ſchweren verkoppelten 
Wagen von ſelbſt nicht in Bewegung ſetzen konnten. 

Die Reviſion beanſtandet weiter, daß der Vorder⸗ 


IV. 


Zur Frage der Vachtzinsminderung bei polizeilicher 
Beſchränkung des Nachtbetriebes eines Naffees. Der 
Kläger pachtete im Jahre 1901 von der Firma, M. O. 
und führt aus, daß in dem Stehenlaſſen der Wagen das Kaffee H. in M. auf zehn Jahre um einen in be⸗ 
an einer verkehrsreichen Straße ein für den Unfall ſtimmten Zeitabſchnitten ſteigenden Jahreszins. Als 
urſächliches Verſchulden zu finden ſei. Es ſteht feſt, der Beklagte im Jahre 1903 das Grundſtück erwarb, 
daß das Gleis etwa 22 Meter von der nächſten Straßen⸗ wurde das Pachtverhältnis zwiſchen den Parteien fort⸗ 
kante auf einem mindeſtens einen Meter höheren Ge⸗ geſetzt und bis 1. April 1916 unter Erhöhung des 
lande lag und hierdurch, wie das BG. ſagt, für jeden Zinſes verlängert. Der Kaffeebetrieb, der ſeit längerer 
erkennbar vom Straßenverkehr geſchieden war. Es war Zeit die ganze Nacht hindurch gedauert hatte, iſt nach 
auch eine Verbotstafel aufgeſtellt. Eine beſondere Ein⸗ Kriegsausbruch polizeilich für die Zeit nach Mitter⸗ 
friedigung ehlte, ſie würde auf der 400 Meter langen nacht verboten worden. Mit Rückſicht hierauf ver⸗ 
Strecke na Anſicht des BG. un verhältnismäßig hohe langte der Kl. Minderung des Pachtzinſes auf / des 
Koſten erfordert haben, wenn ſie wirkſamen Schutz vertragsmäßigen Betrages. Das Landgericht erklärte 
gegen das Eindringen Unberufener hätte gewähren den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt. 
ſollen und wäre auch während des größten Teils der Das BG. machte die Entſcheidung von dem Eide des 
Bauzeit wegen des gleichzeitig ſtattfindenden Feldbahn⸗ Klägers darüber abhängig, daß das Kaffee bereits zur 
betriebes nicht anzubringen geweſen. Oeffentlicher Ver⸗ Zeit des Vertragsſchluſſes im Jahre 1901 die ganze 
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Nacht geöffnet geweſen ſei. Auf die Reviſion des Bekl. 
wurde die Klage abgewieſen. 
Aus den Gründen: Der Senat hat in mehreren 
die Verpachtung von Tanz⸗ oder Nachtlokalen betreffen⸗ 
den Entſcheidungen (3. B. RG. Z. Bd. 87 S. 277; Bd. 
S. 96; Bd. 89 S. 203; Bd. 91 S. 310) das Kündi⸗ 
gungs⸗ oder Zinsminderungsrecht des Pächters wegen 
eines im Kriege erlaſſenen, den Tanz⸗ oder Nachtbe⸗ 
trieb hindernden Polizeiverbots gemäß 88 581, 542, 
537 BGB. anerkannt. Diefe Entſcheidungen beruhen 
auf der Erwägung, daß die verpachteten Räume nach 
dem Willen der Vertragsparteien gerade in ihrer be⸗ 
ſonderen Eigenſchaft als Tanz» oder Nachtlokale dem 
Pächter dienen ſollen, daß der Pächter aus dem Be⸗ 
trieb in dieſer Eigenſchaft ſeine ausſchließliche oder 
doch wenigſtens hauptſächlichſte Einnahmequelle ſchöpfe, 
und daß deshalb durch das mit dem Polizeiverbot 
verbundene Aufhören eines ſolchen Betriebs die Pacht⸗ 
ſache ſelbſt mit einem Fehler behaftet und dem Pächter 
der vertragsmäßige Gebrauch entzogen werde. Vorauss 
ſetzung der bezeichneten Pächterrechte iſt alſo insbe⸗ 
ſondere, daß der Pächter durch die Benutzung der 
Pachtſache in ihrer beſonderen Eigenſchaft als Tanz⸗ 
oder Nachtlokal ſeine hauptſächlichſte Erwerbsquelle 
habe. Deshalb hat auch der Senat in der weiteren 
Entſcheidung (RG. Z. Bd. 93 S. 144), die ſich auf ein 
Kaffee mit Nachtbetrieb bezog, den Zinsminderungs⸗ 
anſpruch des Pächters verſagt, da lediglich der Kaffee⸗ 
hausbetrieb als ſolcher — ohne Rückſicht auf die Zeit 
ſeiner Ausübung — die Erwerbsquelle des Pächters 
bilden, der Pächter auch nicht gerade aus dem Nacht⸗ 
betriebe ſeine weſentlichen Einnahmen ableiten ſollte 
und weil daher durch das Polizeiverbot nicht die Be⸗ 
nutzung der Pachtſache in ihrem vertragsgemäßen Ge⸗ 
brauch aufgehoben, vielmehr nur der Umfang der 
Fruchtziehung des Pächters beſchränkt ſei, für den der 
Verpächter nicht einzuſtehen habe. An dieſer Ent⸗ 
ſcheidung iſt feſtzuhalten. Der jetzt zur Beurteilung 
ſtehende Fall iſt dem letzteren gleichgeartet. Nach den 
Feſtſtellungen des BG. bildeten die Einnahmen aus 
dem Nachtbetrieb des Kaffees H. keineswegs die haupt⸗ 
ſächlichſte Einnahmequelle. Es war zugleich ein feines 
Tag⸗ und Familienkaffee, das auch während der Nach⸗ 
mittags⸗ und Abendſtunden guten Beſuch hatte und 
mit einem ſog. Geſellſchaftshaus verbunden war. Wie 
ſehr der Nachtbetrieb als Einnahmequelle zurückſtand, 
läßt der Klagantrag erkennen, der nur eine Zins⸗ 
minderung um ein Drittel vorſieht. Bei ſolcher Sach⸗ 
lage liegt ein einheitlicher, am Tage und bei Nacht 
ſtattfindender Kaffeehausbetrieb vor. Die Möglichkeit 
dieſes Betriebs iſt durch das Polizeiverbot nicht ver: 
ſchloſſen; dieſes hat vielmehr nur den Umfang der 
Ausübung eingeſchränkt. Da hiernach dem Kl. das 
beanſpruchte Zinsminderungsrecht nicht zuſteht, ſo war 
das angefochtene Urteil aufzuheben und auf die Be⸗ 
rufung des Bekl. die Klage abzuweiſen. (Urt. des 
III. ZS. vom 6. Dezember 1918, III 314/18). 
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V. 


Verpfändung von Mietzins forderungen oder Siche⸗ 
rungsabtretung. Belehrungspflicht des Notars. Am 
7. November 1912 beurkundete der Beklagte als Notar 
eine Erklärung des Architekten S., daß dieſer der 
Klägerin ein Darlehen von 8500 M ſchulde, ihr zur 
Sicherung dieſer Forderung beſtimmte Mietzinsforde— 
rungen verpfände und ihr das Recht erteile, falls er 
mit der Rückzahlung des Darlehens in Verzug gerate, 
die einzelnen Mietsraten ohne ſein Mitwirken einzu— 
ziehen und ſich aus dem Erlöſe für ihre Forderung 
zu befriedigen. Die Kl. zahlte darauf dem S. den 
Darlehensbetrag aus. Die Benachrichtigung der Mieter 
von der Verpfändung unterblieb zunächſt auf Verlangen 
des S. und geſchah erſt am 5. Januar 1913. Nach— 
dem am 18. desſ. Mon. der Konkurs über das Ver— 


| 
| 
| 
| 


mögen des S. eröffnet worden war, wurde die Ver⸗ 
pfändung vom Konkursverwalter mit Erfolg ange» 
fochten, weil die Kl. zur 1 der e 
der Mieter, durch die die Verpfändung nach 8 1 
BGB. erſt wirkſam geworden fei, Kenntnis von der 
Zahlungseinſtellung des S. gehabt habe. Die Kl. 
verlangte vom Bekl. wegen fahrläſſig falſcher Rats⸗ 
erteilung Schadenserſatz, wurde aber vom BG. ab⸗ 
gewieſen. Ihre Reviſton blieb erfolglos. 

Gründe: Die Kl. hat ihren Erſatzanſpruch in 
dem erſten Rechtszug ausſchließlich und in dem zweiten 
in erſter Linie auf die Behauptung geſtützt, der Bekl. 
habe vor und während der Niederſchrift der Urkunde 
vom 7. November 1912 ihre wiederholte Frage bejaht, 
ob eine Sicherung ihrer Darlehensforderung durch 
die Mietzinſen ohne eine Benachrichtigung der Mieter 
möglich und ſie auch ohne dieſe vollkommen geſichert 
ſei. Das BG. ſtellt aber feſt, daß der Bekl. dieſe 
falſche Auskunft nicht gegeben habe, und weiſt deshalb 
die Klage ab. Die Reviſton greift dieſe Feſtſtellung 
nicht an. Sie macht nur geltend, der Bekl. habe da⸗ 
durch gegen ſeine Amtspflicht als Notar verſtoßen, 
daß er die Kl. nicht über die Möglichkeit belehrt habe, 
den Sicherungszweck ſtatt durch Verpfändung der Miet⸗ 
zinsforderungen durch deren Abtretung zu erreichen. 
Auf dieſe ſchon in dem zweiten Rechtszuge 1 
Begründung des Verſchuldens des Bekl. iſt das BG. 
nicht eingegangen. Sie iſt aber nicht geeignet, eine 
Erſatzpflicht des Bekl. zu rechtfertigen. Eine Siche⸗ 
rungsabtretung der Mietzinsforderungen wäre aller⸗ 
dings für die Kl. günſtiger geweſen als deren Ver⸗ 
pfändung, da jene, anders als dieſe nach 8 1280 BGB., 
auch ohne Benachrichtigung der Mieter im Verhält⸗ 
niſſe zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger 
gemäß 88 398, 404 ff. BGB. wirkſam iſt und dem 
letzteren gegen eine fpätere Konkurseröffnung und 
Zahlungseinſtellung des erſteren Schutz gewährt. Der 
Reviſion iſt ferner auch zuzugeben, daß es zu den 
Amtspflichten eines beurkundenden Notars gehören 
kann, die Beteiligten, wenn dem von dieſen beab⸗ 
ſichtigten Rechtsgeſchäfte Bedenken entgegenſtehen, 
darüber zu belehren, daß der von ihnen erſtrebte Zweck 
ſich durch ein anderes, den Bedenken nicht unterliegendes 
Rechtsgeſchäft erzielen laſſe. Ob aber in dem Einzel⸗ 
fall in der Unterlaſſung einer ſolchen Belehrung eine 
ſchuldhafte Amtspflichtverletzung zu finden iſt, kann 
nur nach den Umſtänden des Falles beurteilt werden 
und iſt hier auf Grund der unangefochtenen tatſäch⸗ 
lichen Feſtſtellungen des B. zu verneinen. Nach ihnen 
hat der Bekl. den Mitinhaber der Klägerin, M. P., 
und den S. bei der Beurkundung auf die Notwendig⸗ 
keit der Anzeige der Verpfändung an die ne Bin» 
gewieſen, P. aber trotzdem auf Wunſch des S. aus 
Gefälligkeit gegen dieſen von der ſofortigen ee 
Abſtand genommen und ſich mit der ihm von S. aus⸗ 
drücklich erteilten Ermächtigung begnügt, die Anzeige 
jederzeit vorzunehmen. Unter dieſen Umſtänden hatte 
der Bekl. mit jenem Hinweis auf die Notwendigkeit 
der Benachrichtigung der Mieter ſeiner Amtspflicht 
genügt und handelte jedenfalls nicht ſchuldhaft, wenn 
er von einer weiteren Belehrung Abſtand nahm. (Urt. 
des III. 38S. vom 26. November 1918, III 241/18). 
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VI. 
Aufnahme eines Rindes in ein A heim auf 
Antrag der Eltern. Vertraglicher Auſpruch des Kindes 


auf ſachgemäße und ſorgfältige Pflege (BGB. $ 328). 
Im Sommer 1915 brachte der Vater der Klägerin dieſe 
in dem beklagten Säuglingsheim gegen Entgelt zur 
Pflege unter. Dort erlitt ſie durch eine Wärmflaſche 
eine Verbrennung der linken Hand. Die Kl. führte 


1) Val. Urt. des VI. 3S. vom 29. April 1918, VI 58/18, dieſe 
Zeiiſchr. 1918, 380. 


— 


den Unfall auf eine Fahrläſſigkeit der Pflegeſchweſter 
H. zurück und verlangte von dem beklagten Verein 
die Zahlung von 2000 M und die Feſtſtellung der 
weiteren Schadenserſatzpflich. Das BG. gab dem 
Feſtſtellungsbegehren ſtatt, ſoweit es ſich auf den 
Bermögensſchaden der Kl. bezieht. Die Reviſion der 
Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Die Feſtſtellung, daß die 
Pflegeſchweſter H. durch fahrläſſiges Verhalten bei 
Wartung der Kl. deren Verſtümmelung herbeigeführt 
habe, wird von der Reviſion nicht beanſtandet und 
gibt zu rechtlichen Bedenken auch keinen Anlaß. Die 
Haftung für die Folgen dieſes Verſehens bürdet das 
BG. dem Bekl. auf, weil der Vater der Kl. den Ver⸗ 
trag mit dem Säuglingsheim zwar in eigenem Namen, 
zugleich aber gemäß § 328 BGB. zugunſten feiner 
Tochter in der Weiſe geſchloſſen habe, daß ihr ein 
unmittelbarer, neo erzwingbarer Anſpruch gegen 
den beklagten Verein auf ſachgemäße und ſorgfältige 
Ausführung der von ihm übernommen Vertrags⸗ 
pflichten zuſtehen ſolle. Dieſe Annahme bekämpft die 
Reviſion unter Berufung auf das Urteil des erkenn. 
Senats vom 19. Juni 1914 (RG. Bd. 85 S. 183), 
deſſen Grundſätze fie auch auf den vorliegenden Fall 
angewendet wiſſen will. In der genannten Entſchei⸗ 
dung iſt ausgeſprochen, daß dem Arzte, der von dem 
Vater eines Kindes zu deſſen Behandlung herange⸗ 
zogen wird, der Natur der Sache und der Verkehrs⸗ 
ſitte nach — von Ausnahmen abgeſehen — lediglich 
der Vater als Vertragsgegner gegenüberſtehe. Mit 
Recht weiſt jedoch das BG. darauf hin, daß der dieſem 
Urteile zugrunde liegende Vertrag einen ganz anderen 
Inhalt habe aͤls der hier in Frage ſtehende. Dort 
war der Arzt gerufen worden, um perſönlich die er⸗ 
forderlichen Eingriffe an einem kranken Kinde vorzu⸗ 
nehmen. Hier ſchloß der Vater der Kl. den Vertrag 
nicht mit einem Arzte, ſondern mit einer gemein⸗ 
a Anſtalt ab, die ſich gegen Entgelt verpflichtete, 
für Wohnung, Unterhalt, ärzliche Behandlung und 
Pflege des kranken Mädchens und damit auch für 
Stellung geeigneten Pflegeperſonals zu ſorgen. Das 
beklagte Heim übernahm alſo alle Fürſorgepflichten, 
welche den Eltern obgelegen haben würden, wenn ſie 


ihre Tochter bei ſich zu Hauſe behalten hätten. Der 


Vater vertraute ſein Kind dem Bekl. völlig an und 
zwar mit dem Bewußtſein, daß dieſer zur Erfüllung 
ſeiner Pflichten ſich einer Anzahl Gehilfen bedienen 
würde und müßte, von deren Gewiſſenhaftigkeit daher 
das Wohl und die Geſundheit feiner hilfloſen Tochter 
abhing. Er begab ſich jedes Aufſichtsrechts und jedes 
Einfluſſes auf die Pflegemaßregeln, welche der Bekl. 
zu treffen für gut befand. Bei einer ſolchen Sachlage 
wird man nach allgemeiner Verkehrsauffaſſung in der 
Regel jedem Vater die daher auch dem anderen Ver⸗ 
tragsteile erkennbare Abſicht unterſtellen müſſen, daß 
er die Intereſſen ſeines Kindes in weiteſtem Maße 
und, ſoweit es das Geſetz irgend geſtatte, wahren und 
ihm namentlich die rechtliche Möglichkeit verſchaffen 
wolle, wegen etwaiger Geſundheitsſchädigungen durch 
die erfahrungsgemäß mehr oder weniger unbemittelten 
Pflegeperſonen ſich, ohne den Beſchränkungen des 
§ 831 B. unterworfen zu fein, an dem vorausſicht⸗ 
lich zahlungsſähigen Säuglingsheim ſchadlos zu halten. 
Das iſt im Rahmen der 88 328, 278 BGB. zu erreichen. 
Deshalb konnte das BG. aus den Umſtänden des 
Falles und aus dem Zwecke des Vertrages ohne Rechts- 
irrtum folgern, daß der Vater der Kl. ihr ein un⸗ 
mittelbares Recht auf die Vertragsleiſtungen des be— 
klagten Vereins habe ausbedingen wollen, und daß 
dieſer Wille dem letzteren gegenüber mit hinreichender 
Deutlichkeit ausgedrückt worden ſei. Er hätte dem Bekl., 
wenn er ihn nicht erkannt haben ſollte, unter den ge⸗ 
ſchilderten Verhältniſſen bei pflichtgemäßer Aufmerk⸗ 
ſamkeit jedenfalls nicht entgehen können und dürſen. 
Hat die Kl. aber ſomit einen vertraglichen Anſpruch 
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darauf erworben, daß das Säuglingsheim ſie wie 
durch zweckentſprechende Geſtaltung des Unterkunfts⸗ 
raums und der Ernährung, ſo auch durch ſachgemäße 
Pflege gegen alle vermeidbaren Geſundheitsgefahren 
ſichere und ſchütze, ſo iſt der Bekl. zum Erſatze des ihr 
durch das Verſchulden ſeiner Erfüllungsgehilfin, der 
Pflegeſchweſter H., verurſachten Schadens verpflichtet. 
(Urt. des III. ZS. vom 8. November 1918, III 217/18). 
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VII. 


Form des eigenhändigen Teſtaments. Können 
Teile eines ungültigen eigenhändigen 
Teſtaments verwendet werden, um damit 
ein neues zu errichten? Kann das insbe⸗ 
ſondere ſo geſchehen, daß unter die alte 
Unterſchrift eine neue Orts⸗ und Zeitangabe 
geſetzt wird? Iſt die Richtigkeit der Orts⸗ und 
Zeitangabe zu vermuten? Wird das Teſtament 
erſt dadurch vollendet, daß dieſe beigeſetzt 
wird? Aus den Gründen: Das Os. geht davon 
aus, daß auch die nicht als Duplikat bezeichnete Aus⸗ 
fertigung des Teſtaments urſprünglich den Aufdruck 
„Fr. B., Cöln⸗Longerich, den“ und daneben die hand⸗ 
ſchriftlich hinzugefügten Worte „5. Juni 1911“ getragen 


habe. Es nimmt aber an, der Erblaſſer habe nachträglich 


erfahren, daß ſein Teſtament wegen der nicht eigenhändig 
geſchriebenen, ſondern bloß aufgedruckten, übrigens auch 
unrichtigen Ortsangabe ungültig ſei, er habe deshalb 
an einem ſpäteren Tage als am 5. Juni 1911 bei der 
nicht als Duplikat bezeichneten Ausfertigung den Auf⸗ 
druck mit der dahinter geſchriebenen Zeitangabe „5. Juni 
1911“ abgeſchnitten und dann unter die Unterſchrift 
„F. B.“ handſchriftlich die andere Orts⸗ und Zeitangabe 
geſetzt „Oberd. den 10. Juni 1911“. Der Kläger hatte 
geltend gemacht, das Teſtament ſei auch in dieſer Geſtalt 
ungültig, zunächſt deshalb, weil der Erblaſſer die neue 
Orts- und Zeitangabe nicht noch einmal unterſchrieben 
habe, und ſodann deshalb, weil die neue Orts⸗ und 
Zeitangabe der Wahrheit nicht entſpreche, indem an⸗ 
genommen werden müſſe, daß ſie erſt nach Mitte Ok⸗ 
tober 1911 in Oberd. hinzugefügt worden ſei. Das 
OG. iſt der Anſicht, daß weder der eine noch der 
andere Grund die Nichtigkeit ergebe. 

Seine Annahme, daß der Erblaſſer die neue 
Orts⸗ und Zeitangabe auf der nicht als Duplikat be⸗ 
zeichneten Ausfertigung des Teſtaments nicht noch einmal 
habe zu unterſchreiben brauchen, rechtfertigt das OSG. 
in folgender Weiſe: Den Aufdruck mit der dahinter 
geſchriebenen Zeitangabe „5. Juni 1911“ habe der Erb⸗ 
laſſer in der Abſicht abgeſchnitten, das ohnehin als 
ungültig erkannte Teſtament aufzuheben (82255 BGB.). 
Durch die Veränderung habe er einen Teil eines Te⸗ 
ſtaments mit ſeiner Unterſchrift erlangt, dem aber ein 
weſentlicher anderer Teil, nämlich die Orts⸗ und Zeit⸗ 
angabe, gefehlt habe. Dieſes unvollkommene, jedoch 
den gewollten Teſtamentsinhalt wiedergebende, von ihm 
eigenhändig geſchriebene und unterſchriebene Schriftſtuck 
habe er als den Anfang eines von ihm neu zu er 
richtenden Teſtaments behandeln und, ohne gezwungen 
zu ſein, es nochmals abzuſchreiben, einfach dadurch zu 
einem vollendeten neuen Teſtamente machen durfen, 
daß er die richtige Orts⸗ und Zeitangabe unter ſeine 
Unterſchrift ſetzte. Denn ein Teſtament müſſe nicht not⸗ 
wendig auf einmal und ohne Unterbrechung errichtet 
werden, es könne auch an einem Tage angefangen und 
an einem ſpäteren Tage vollendet werden. Auch ſchreibe 
8 2231 Nr. 2 BGB. nur vor, daß die Erklärung eigen⸗ 
händig geſchrieben und unterſchrieben ſei, es werde 
aber nicht gefordert, daß fie von vornherein in der 
Abſicht geſchrieben und unterſchrieben ſei, ein Teſta⸗ 
ment, und zwar gerade dieſes Teſtament, zu errichten. 
Daher könne der Errichter eines Teſtaments ein Schrift⸗ 
ſtück, das er früher zu einem anderen Zwecke oder als 
ein ſrüheres Teſtament geſchrieben habe, dazu benutzen, 
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um es durch die erforderlichen eigenhändigen Zuſätze 
oder Ergänzungen ſo zu vollenden, daß es nunmehr 
ſein jetzt gewolltes Teſtament werde. Die Orts⸗ und 
Zeitangabe im Teſtamente ſei kein Teil der Willens⸗ 
erklärung, ſondern nur ein Zeugnis über den Ort und 
die Zeit der Errichtung des Teſtaments, es brauche 
deshalb nicht notwendig über der Unterſchrift zu ſtehen, 
könne vielmehr auch darunter ſtehen. Eine nochmalige 
Unterzeichnung der Orts- und Zeitangabe ſei nicht 
erforderlich geweſen. 

Die Reviſion nennt dieſe Beurteilung rechts⸗ 
irrtümlich und führt aus: Solange ein Teſtament noch 
nicht vollendet ſei, ſolange etwa noch die Orts⸗ und 
Zeitangabe fehle, könnten allerdings Zuſätze gemacht 
werden, ohne daß eine nochmalige Vollziehung der 
Unterſchrift erforderlich ſei. Anders ſtehe es aber bei 
Veränderungen eines vollendeten Teſtaments. Das 
ergebe ſich aus dem ſchon in der Klage angeführten 
Senatsurteile vom 24. Juni 1909 (RG. Z. Bd. 71 S. 298f.), 
wo dargelegt ſei, daß Zuſätze zu einem bereits abge» 
ſchloſſenen Teſtamente immer einen neuen ſelbſtändigen 
Teſtamentsakt enthielten, der neue, richtige Orts. und 
Zeitangabe ſowie neue Unterſchrift erheiſche. Der Grund» 
ſatz müſſe wie für rechtswirkſame ſo auch für Teſtamente 
gelten, die zwar wegen Formmangels nichtig, aber 
immerhin vollendet ſeien, und ein ſolches Teſtament 
habe hier vor der vom Erblaſſer an ihm vorgenommenen 
Veränderung vorgelegen. Bei nichtigen Teſtamenten 
führten die allgemeinen Vorſchriften über die Folgen 
der Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften zu demſelben Er⸗ 
gebnis. Ein nichtiges Rechtsgeſchäft entbehre der Rechts⸗ 
wirkſamkeit ein für allemal, eine Heilung des Mangels 
ſei begrifflich ausgeſchloſſen, ein ſolches Rechtsgeſchäft 
könne vielmehr (8 141 Abſ. 1 BGB.) nur dadurch Wirk⸗ 
ſamkeit erlangen, daß es neu vorgenommen werde. Der 
Erblaſſer habe alſo eine ganz neue, den Anforderungen 
des § 2231 Nr. 2 BGB. genügende Teſtamentsurkunde 
herſtellen müſſen. Aus § 2255 folge nichts anderes. 
Dieſe Geſetzesſtelle handele nur von dem Widerruf eines 
formgültigen Teſtaments, das alte Teſtament ſei jedoch 
formungültig geweſen. Auch habe der Erblaſſer gar 
nicht die Abſicht gehabt, das alte Teſtament aufzuheben, 
ſondern es im Gegenteile gerade beſtätigen wollen. 
Dieſe Reviſionsangriffe gehen fehl. Die Beurteilung 
des Os. läßt keinen Rechtsirrtum erkennen. Ihr ſteht 
zunächſt das Senatsurteil vom 24. Juni 1909 nicht 
entgegen. In dem Urteil iſt keineswegs unterſchiedslos 
der Grundſatz aufgeſtellt, daß ein jeder Zuſatz zu einem 
unterſchriebenen und mit Orts- und Zeitangabe ver⸗ 
ſehenen Teſtament einer neuen Orts- und Zeitangabe 
ſowie einer nochmaligen Unterzeichnung bedürfe. Aus- 
geſprochen iſt vielmehr, daß ſolche Zuſätze, die ſachlich 
das verändern, was mit Datum und Unterſchrift ab⸗ 
geſchloſſen in dem eigenhändigen Teſtamente verfügt 
iſt, neue letztwillige Verfügungen enthielten, bei deren 
Errichtung die Formen des § 2231 Nr. 2 von neuem 
gewahrt werden müßten, widrigenfalls ſie nur Bedeu⸗ 
tung für die Auslegung deſſen gewinnen könnten, was 
von den urſprünglichen Verordnungen des Teſtaments 
beſtehen geblieben ſei. Um eine ſachliche Veränderung 
des alten Teſtaments handelt es ſich aber im Streitfalle 
gar nicht, ſondern bloß um die Erſetzung einer mangel- 
haften alten Orts⸗ und Zeitangabe durch eine neue. 
Denn mit dem OLG. iſt daran feſtzuhalten, daß der 
Orts⸗ und Zeitangabe beim eigenhändigen Teſtamente 
nicht die rechtliche Eigenſchaft einer Willenserklärung, 
ſondern die eines Zeugniſſes über den Ort und die 
Zeit der Errichtung des Teſtaments zukommt, eines 
Zeugniſſes, das ſeinen Zweck auch dann erfüllen kann, 
wenn es nicht mitunterſchrieben iſt, ſofern es nur, wie 
hier, mit der unterſchriebenen letztwilligen Erklärung 
in einen derartigen räumlichen Zuſammenhang gebracht 
iſt, daß ſeine Bedeutung als Datum der unterſchriebenen 
Erklärung daraus erſichtlich wird, mag es auch hinter 
der Unterſchrift ſtehen. Vor allem jedoch kommt in 
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Betracht, daß ſich das Senatsurteil vom 24. Juni 1909 
nur auf Zuſätze zu formgültig abgeſchloſſenen eigen⸗ 
händigen Teſtamenten bezieht. Abzulehnen aber iſt 
der Gedanke der Reviſion, daß in dieſer Hinſicht auch 
für formungültige Teſtamente gelten müſſe, was für 
formgültige Teſtamente gilt, oder gar, daß es für form⸗ 
ungültige Teſtamente in erhöhtem Maße gelten müſſe. 
Die Frage war die, welche Form Zuſätze zu abge⸗ 
ſchloſſenen eigenhändigen Teſtamenten erforderten, wenn 
ſie die Kraft haben ſollten, an die Stelle deſſen, was 
früher verfügt war, mit der Wirkung zu treten, daß 
nicht das früher, ſondern das neu Verfügte Geltung 
hat. Dieſe Frage aber kann gar nicht aufgeworfen 
werden, wenn das früher Verfügte wegen Formmangels 
ohnehin keine Geltung beanſpruchen kann. Auch die 
Vorſchrift in 8 141 Abſ. 1 BGB. ſteht der Beurteilung 
des OLG. nicht entgegen. Ein wegen Formmangels 
nichtiges eigenhändiges Teſtament muß zwar neu er⸗ 
richtet werden, wenn es Wirkſamkeit erlangen ſoll. 
Daraus folgt aber nicht, daß es in allen ſeinen Teilen 
neu geſchrieben und auch neu unterſchrieben werden 


muß. Die Benutzung von ſolchen Teilen des alten 


Teſtaments, denen kein Mangel anhaftet, iſt vielmehr 
umſoweniger ausgeſchloſſen, als ein eigenhändiges 
Teſtament nicht in einem Zuge errichtet zu werden 
braucht, ſondern ſehr wohl auch in zeitlich auseinander⸗ 
fallenden Abſätzen hergeſtellt werden kann, Das Ver⸗ 
langen, daß das Teſtament in allen ſeinen Teilen neu 
geſchrieben werde, liefe auf eine zweckloſe Uebertreibung 
des Formenweſens hinaus. Wenn das OLG. davon 
ſpricht, den Aufdruck mit der dahinter geſchriebenen 
Zeitangabe „5. Juni 1911“ habe der Erblaſſer in der 
Abſicht abgeſchnitten, das ohnehin als ungültig erkannte 
Teſtament aufzuheben, und wenn es dabei den 8 2255 
BGB. anführt, fo hat zwar § 2255 nur den Widerruf 
formgültiger Teſtumente im Auge. Formungültige 
Teſtamente bedürfen keines Widerrufs. Die Anführung 
des 8 2255 paßt alſo nicht recht. Sie iſt aber un⸗ 
ſchädlich. Denn auch ein formungültiges Teſtament 
kann immerhin formell auſgehoben werden, und die 
Abſicht, ein Teſtament aufzuheben, iſt mit der Abſicht 
durchaus vereinbar, es alsbald und ſogar unter Be⸗ 
nutzung der alten Urkunde neu zu errichten. 

2. Das OLG. ſteht auf dem Standpunkte, daß die 
Orts⸗ und Zeitangabe beim eigenhändigen Teſtamente 
zwar wahrheitsgetreu ſein müſſe, daß aber für ihre 
Richtigkeit die Vermutung ſtreite und daß der Kläger 
keinen Beweis dafür angetreten habe, daß der Erblaſſer 
das Teſtament nicht in Oberd. am 10. Juni 1911 in 
der beſchriebenen Weiſe vollendet habe. Die Reviſion 
bittet zu prüfen, ob wirklich die Richtigkeit der Orts» 
und Zeitangabe beim eigenhändigen Teſtamente ver⸗ 
mutet werde. Daß aber dem in der Angabe des Orts 
und der Zeit der Errichtung des Teſtaments liegenden 
Zeugnis, obwohl es von dem Ausſteller der Teſtaments⸗ 
urkunde ſelbſt herrührt, als einem weſentlichen Beſtand⸗ 
teile des geſetzlich vorgeſchriebenen Formalaktes auf 
ſolange Beweiskraft innewohnt, als der Beweis des 
Gegenteils nicht erbracht iſt, hat der Senat unter Bezug⸗ 
nahme auf das franzöſiſche Recht, das der Vorſchrift 
in 82231 Nr. 2 BGB. als Vorbild gedient hat, bereits 
in dem Urteile vom 6. Dezember 1906 (RG. Z. Bd. 64 
S. 423) ausgeſprochen, und daran iſt umſomehr feſt⸗ 
zuhalten, als die entgegengeſetzte Auffaſſung zu einem 
praktiſch völlig unbrauchbaren Ergebniſſe führen würde. 
Weiter meint die Reviſion, die Angabe „Oberd. den 
10. Juni 1911“ ſei doch jedenfalls nur in dem Sinne 
richtig, daß der Erblaſſer dieſe Orts» und Zeitangabe 
in Oberd. am 10. Juni 1911 niedergeſchrieben habe, 
nicht aber auch in dem Sinne, daß er, worauf es an⸗ 
komme, das Teſtament am 10. Juni 1911 in Oberd. 
errichtet habe; der Erblaſſer habe nach der eigenen An⸗ 
nahme des OLS. die für das Teſtament weſentlichen 
Willenserklärungen bereits am 5. Juni 1911 abgegeben, 
dann aber habe er es unter allen Umſtänden nachträglich 
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mit einer unrichtigen Zeitangabe verſehen. Diefer Ein» 
wand der Reviſion greift ebenfalls nicht durch. Auch 
nach dem Rechte des BGB. gilt vielmehr, was das RG. 
durch Urteil vom 20. Januar 1899 (RG. Z. Bd. 43 S. 380) 
für das franzöſiſche Recht in bezug auf das Datum an⸗ 
genommen hat. Die Orts- und Zeitangabe iſt ein 
weſentlicher Teil des eigenhändigen Teſtaments. Ihre 
Hinzufügung auf einem bis dahin zwar geſchriebenen 
und unterſchriebenen, aber noch nicht datierten Teſta⸗ 
mente bildet daher, indem ſie ein noch fehlendes Er⸗ 
fordernis erfüllt, den letzten Teil der Teſtaments⸗ 
errichtung, durch die der Wille des Erblaſſers nunmehr 
erſt in vollgültiger Form zum Ausdrucke kommt. Daß 
dem ſo nach heutigem Rechte gleichfalls iſt, wird denn 
auch ſowohl in der Rechtſprechung als im Schrifttume 
allgemein angenommen. Das Os G. hat alſo ganz Recht, 
wenn es ſagt, bei der Hinzufügung der Orts- und Zeit» 
angabe im Streitfalle habe es ſich nicht um eine Ver⸗ 
änderung des vollendeten Teſtaments, ſondern um die 
Vollendung ſelbſt gehandelt. Trifft das aber zu, dann 
ſteht der Umſtand, daß das Teſtament im übrigen bereits 
früher geſchrieben und daß es auch bereits früher unter⸗ 
chrieben war, der Richtigkeit der Orts⸗ und Zeitangabe, 
ie es jetzt trägt, nicht entgegen. (Urt. des IV. 38. 
vom 2. Januar 1919, IV 347/18). 
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VIII. 


Ver ſänmung einer Klageſriſt. Sorgfalt des Nechts⸗ 
auwalts bei Ueberwachung der rechtzeitigen Klagezu⸗ 
ftellung. Der Kläger verlangte vom beklagten preuß. 
Staat Schadenserſatz, weil eine durch den Neben⸗ 
intervenienten als prozeßbevollmächtigten Rechtsan⸗ 
walt des Klägers am 16. Juli 1913 bei dem Land⸗ 
gericht K. eingereichte, eine Enteignungsentſchädigung 
von 31 560 M verlangende Klage gegen den „Königlich 
Preußiſchen Fiskus, Staatsbauverwaltung, vertreten 
durch den Regierungspräſidenten in K.“ durch Ver⸗ 
ſchulden des Gerichtsvollziehers E. nicht bis zum 
24. Juli 1913 zugeſtellt worden war und ihm ſo in⸗ 
folge Ablaufs der ſechsmonatigen Friſt des Ent⸗ 
eignungsgeſetzes der Rechtsweg verloren ging. In 
dem früheren Reviſionsurteil wurde das Verſchulden 
des Gerichtsvollziehers feſtgeſtellt. Nunmehr wies 
das BG. die Klage aus dem Grunde ab, weil zu der 
Berfäumung der rechtzeitigen Zuſtellung ein Ver⸗ 
ſchulden des Nebenintervenienten mitgewirkt habe, der 
Kl. alſo auf andere Weiſe, nämlich eben vom Neben⸗ 
intervenienten, Erſatz zu erlangen vermöge. Die 
Reviſion des Nebenintervenienten wurde zurückge⸗ 
wieſen. 

Aus den Gründen: Die Erwägungen des BG. 
müſſen für zutreffend erachtet werden: in ihnen iſt 
die dem Reviſionskläger als Prozeßbevoll mächtigten 
des Kl. obliegende Sorgfaltspflicht nicht, wie die 
Reviſion meint, überſpannt, ſondern richtig bemeſſen. 
Wie aus dem Urteil des Senats vom 16. November 
1917 (= RG. Bd. 91 S. 179) des Genaueren erhellt, 
hatte der Reval. die beſondere Wichtigkeit und Eile 
der Sache dem Gerichtsvollzieher auf der Klagſchrift 
ſelbſt dringlich ſignaliſiert; um ſo mehr mußte der 
RevKl. darauf achten, daß die Zuſtellungsurkunde als: 
bald, ſpäteſtens aber — gemäß der von ihm erteilten 
Weiſung „zuzuſtellen vor dem 23. Juli 1913“ — im 
Laufe des 22. Juli in feine Hände kam, ZPO. 8 190 
Abſ. 4; er durfte annehmen, daß der Gerichtsvollzieher 
ſelbſt — nicht durch Vermittelung der Poſt — zu⸗ 
ſtellen werde, und mußte alſo damit rechnen, daß die 
Zuſtellung jedenfalls in den näachſten vier auf die 
Klageeinreichung folgenden Tagen erfolge. Da ihm in 
dieſer Friſt weder die Zuſtellungsurkunde noch irgend⸗ 
eine Nach richt zukam, war es ſeine Pflicht einzugreifen, 
den Fortgang der Sache aufzuklären und die Recht- 
zeitigteit der Zuſtellung ſicher zu fielen. Nach ſeiner 
Dehauptung hat der Nevfll. denn auch eingegriffen: 
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es habe ſein Bürovorſteher N. wiederholt durch einen 


Schreiber nachfragen laſſen und die Antwort bekommen 


„die Zuſtellung ſei im Gange, aber noch unterwegs.“ 
Schon die erſte dieſer Antworten aber mußte den 
RevͤKl. befremden und ſtutzig machen: die Antwort 
beſagte, daß die Zuſtellung, — die doch auch ohne Eil⸗ 
vermerk ſpäteſtens am Tage nach Empfang der Klag⸗ 
ſchriſt zu erfolgen hatte, und die bei eigener Vornahme 
kaum einem Hindernis oder einer Verzögerung bes 
gegnen konnte, — gerade noch nicht erledigt, ſondern 
erſt im Gange ſei. Schon daraus mußte der Rerͤl. 
die Beſorgnis ſchöpfen, es walte irgendein beſonderer 
gefahrdrohender Umſtand ob. Nach der Behauptung 
hat der Bürovorſteher ſich denn auch mit der erſten 
Antwort nicht zufrieden gegeben, ſondern hat noch⸗ 
mals — wie oft und wann, gibt der RevKl. nicht an 
— nachfragen laſſen und eben dieſelbe Antwort bes 
kommen. Dieſe Wiederholung eben derſelben Antwort 
mußte — wie der Prozeßbevollmächtigte des Bekl. zu⸗ 
treffend bemerkt — ein Alarmſignal dafür fein, daß 
die Sache nicht in Ordnung ging, und mußte den 
Revͤl. zu einer ſofortigen entſcheidenden Maßnahme 
zwingen: ſo hätte er erfahren, daß die Zuſtellungs⸗ 
urkunde auf dem vom Gerichtsvollzieher eingeſchlagenen 
Wege — Zuſtellung durch die Poſt — nicht mehr bis 
zum 22. Juli in ſeinen Händen ſein konnte, und hätte 
eine anderweite richtige und rechtzeitige Zuſtellung 
vor Ablauf des 24. Juli bewirken können. Mit Recht 
nimmt das BG. an, daß dem RevͤKl. nach den Um⸗ 
ſtänden des Falles eine Ueberwachungspflicht oblag, 
und daß er dieſer Pflicht durch die wiederholten, ſo 


beantworteten Anfragen nicht genügt hat. (Urt. des 
III. ZS. vom 24. Januar 1919, III 456/18). 
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IX. 


Schadenzerſatz wegen des Vollzugs eines Arreſis 
(8 945 390.) Der Schaden muß durch den Vollzug, nicht 
ſchon durch die Anordnung des Arreſtes entſtanden fein. 
Wann beginnt der Arreſtvollzug 7 Aus den Gründen: 
Damit allein, daß der von der Klägerin gegen die 
Geſellſchaft m. b. H. J. H. wegen der Klageforderung 
erwirkte Arreſtbefehl auf Widerſpruch dieſer Geſell⸗ 
ſchaft wieder aufgehoben iſt, iſt der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch aus 8 945 ZPO. nicht begründet, mit welchem 
der Beklagte als Abtretungsempfänger dieſer Geſell— 
ſchaft gegen die im Verhältnis zu ihm unſtreitige Klage⸗ 
forderung aufrechnet. Zu der Aufhebung, die erweiſen 
würde, daß der Arreſt von Anfang an ungerechtfertigt 
geweſen, müßte hinzukommen, daß der Geſellſchaft aus 
der Vollziehung des angeordneten Arreſtes ein Schaden 
entſtanden iſt. Nach 8 945 ZPO. und der hierzu ges 
hörigen Begründung des Abänderungsgeſetzes vom 
17. Mai 1898 (S. 192) iſt — abgeſehen von dem Falle, 
daß zur Abwendung oder Aufhebung des Arreſtes 
Sicherheit hat geleiſtet werden müſſen — nur der aus 
der Vollziehung des Arreſtes erwachſene Schaden zu 
erſetzen, ähnlich wie $ 717 Abſ. 2 ZPO. bei Aufhebung 
eines für vorläufig vollſtreckbar erklärten Urteils eine 
Schadenserſatzpflicht nur wegen eines durch die Voll⸗ 
ſtreckung des Urteils entſtandenen Schadens eintreten 
läßt. Daß der Schaden in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang mit der Vollziehung des Arreſtes ſtehen muß, 
iſt vom Reichsgericht bereits in dem Urteile vom 
27. Mai 1907 IV 499/1906 (in dem in der JW. 1907 
S. 485 Nr. 25 nicht abgedruckten Teile) ausgeſprochen, 
auch ſonſt allgemein anerkannt. Der Schaden muß 
darin ſeinen Grund haben, daß der Arreſtbeklagte 
durch die Vollziehung des Arreſtes in der Verfügung 
über die mit Arreſt belegten Vermögensgegenſtände 
behindert worden iſt oder ſeine Vermögenslage durch 
die Vollziehung des Arreſtes ſonſt ungünſtig beein— 
flußt iſt. Hier wird nun der Anſpruch auf Schadens- 
erſatz daraus hergeleitet, daß es der Geſellſchaft un⸗ 
möglich gemacht ſei, das mit H. St. verabredete Ge⸗ 
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chäft über Erwerb einer Hypothek auszuführen, das 
ihr einen Gewinn von 26 000 M gebracht haben würde. 
Dieſer Schaden beruht aber nach der Feſtſtellung des 
B. nur auf der Anordnung des Arreſtes. C. L., 
welcher der alt zum Erwerbe der Hypothek ein 
Darlehn von 20 000 M zugeſagt hatte, hat ſich durch 
den von der Geſellſchaft ihm mitgeteilten Erlaß des 
Arreſtbefehls beſtimmen laſſen, ſeine Zuſage zurück⸗ 
zuziehen. Die nach Angabe des Beklagten in Voll⸗ 
ziehung des Arreſtbefehls vorgenommene Pfändung 
hat hierauf keinen Einfluß gehabt. Daß L. von dieſer 
Pfändung erfahren habe, wird von dem Beklagten 
ſelbſt nicht behauptet. Ohne Rechtsirrtum hat des⸗ 
halb das OLG. eine Schadenserſatzpflicht aus 8 945 
ZPO. verneint. Unbegründet iſt die Rüge der Reviſion, 
daß hierbei an den urſächlichen Zuſammenhang zu 
ſtrenge Anforderungen geſtellt ſeien und daß das Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren bereits mit der Einreichung des 
Arreſtgeſuchs beginne. Die Reviſion kann ſich hierfür 
nicht auf die in der JW. 1907 S. 485 mitgeteilten 
Ausführungen des erwähnten Urteils vom 27. Mai 
1907 berufen. In dieſem Urteil iſt nur geſagt, daß 
eine Vollziehung des Arreſtbefehls bereits vorliege, 
wenn es hinſichtlich einer zu pfändenden Hypothek auch 
nur zur Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den 
Dritten, durch den ihm die Zahlung an den Schuldner 
verboten wird, und zur Pfändung des Anſpruchs auf 
Herausgabe des Hypothekenbriefes gekommen ſei. Für 
unerheblich wird erklärt, ob die Vollſtreckungshand⸗ 
lungen geeignet waren, dem Gläubiger ein vollwirk⸗ 
ſames Pfandrecht zu verſchaffen. Damit iſt jedoch der 
für die Schadenserſatzpflicht bedeutſame Unterſchied 
zwiſchen Vollziehung und Anordnung des Arreſtes 
keineswegs aufgegeben. (Urt. d. IV. ZS. vom 13. Jan. 
1919, IV 289/18). 
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X. 


Das Prozeßger icht kann nicht ſelbſtändig prüfen, 
ob eine vom Bormundſchaftsgericht angeordnete Pfleg⸗ 
ſchaft rechtsbeſtändig iſt. Das gilt auch, wenn eine 
Pflegſchaſt über einen Ausländer der Vorſchrift des 
Art. 23 EG. BGB. zuwiderlänft.) Aus den Grün⸗ 
den: Die Ermächtigung des Pflegers zur Vertretung 
der Klägerin beruht auf der von der Vormundſchafts⸗ 
behörde angeordneten Pflegſchaft und beſteht ſolange, 
bis ſie durch die zuſtändige Behörde wieder aufgehoben 
iſt. Selbſtändig die Rechtsbeſtändigkeit der Pflegſchaft 
zu prüfen, iſt das Prozeßgericht nicht befugt. Denn 
bei Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit kann 
der Mangel der geſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Anordnung und den Fortbeſtand einer Pflegſchaft nur 
einheitlich in dem dazu beſtimmten Verfahren geltend 
gemacht werden. Hier haben aber die Vormund— 
ſchaftsbehörde und das übergeordnete Landgericht die 
zuſtändige Entſcheidung dahin getroffen, daß die Pfleg- 
ſchaft weiter zu beſtehen hat. Dieſe grundſätzliche 
Bindung des Prozeßgerichts an die von der zuſtändigen 
Vormundſchaftsbehörde getroffenen Anordnungen er⸗ 
leidet auch keine Ausnahme, wenn eine Pflegſchaft 
über einen Ausländer unter Verletzung der Vorſchrift 
des Art. 23 EG. BGB. angeordnet und aufrecht erhalten 
ſein ſoll. Denn der der Vormundſchaftsbehörde etwa 
entgangene Mangel der Inländereigenſchaft des Pfleg⸗ 
lings macht nicht ohne weiteres die Anordnung der 
Pflegſchaft nichtig, was auch das Prozeßgericht nach 
856 ZPO. bei Prüfung des Vertretungsrechts des 
Pflegers von Amts wegen zu berückſichtigen hätte. 
Vielmehr bewirkt ein ſolcher Mangel nur, daß die 
Vormundſchaftsbehörde die etwa entgegen der Vor: 
ſchrift des Art. 23 EG. BGB. angeordnete Pflegſchaft 


1) S. das Urt. des IV. 38. vom 18. März 1918 im Jabrgang 
1918 S. 282. 


— —— — 


wieder aufzuheben hat, wenn ſie den Verluſt der In⸗ 

ländereigenſchaft feſtſtellen kann. (Urt. d. IV. ZS. vom 

9. Januar 1919, IV 250/18). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Ein Zuſammenhang zwiſchen letztwilligen Ver⸗ 
nn ($ 2270 Abſ. 1 BGB.) kaun auch gegeben 
ein, wenn es ſich nicht um gegenſeitige Zuwendungen 
handelt. Die Ehegatten J. M. und B. Cl., die in all. 
gemeiner Gütergemeinſchaft lebten und aus deren Ehe 
zwei Kinder, Eliſe und Anna, hervorgegangen waren, 
errichteten am 27. September 1901 ein gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament. Es beſtimmt u. a.: 1. Die Tochter 
Eliſe hat ſich die Ausſtattung zu 1000 M und den 
baren Vorempfang von 3000 M anrechnen zu laſſen. 
2. Für den außerehelichen Sohn des Ehemannes 
namens Simon Cl. wird ein Vermögen von 3000 M 
ausgeſetzt, das er, falls er es nicht ſchon früher bei 
ſeiner Verheiratung erhält, nach ihrem beiderſeitigen 
Ableben als Erbteil erhalten ſoll. 3. Im übrigen 


hat der überlebende Eheteil mit den Töchtern die 


Gütergemeinſchaft fortzuſetzen. 4. Simon Cl. hat in 
feinem Falle mehr als 3000 M zu beanſpruchen. 
5. Im übrigen ſetzen die Ehegatten Cl. ihre Töchter 
zu ausſchließlichen Erben ein. Als die Ehefrau Cl. 
1903 ſtarb, ſetzte der Witwer mit ſeinen Töchtern die 
Gütergemeinſchaft fort. Nach dem Ableben der Tochter 
Eliſe ging ihr Anteil an dem Geſamtgut auf ihre 
Schweſter Anna über. 8 
der Ehemann Cl. Auf Antrag der Tochter Anna Kr. 
wurde ihr am 8. April ein Erbſchein des Inhalts 
erteilt, daß Johann Cl. auf Grund Geſetzes von ihr 
ausſchließlich beerbt worden iſt. Im Juli 1918 wurde 
folgendes Teſtament zu Gerichtshanden gebracht: „Im 
Falle meines Abſterbens wünſche ich, daß mein außer⸗ 
ehelicher Sohn Simon auch als Univerſalerbe wie 
meine beiden Töchter eingeſetzt wird, um jeden Streit 
zu verhüten. Letztwillige Verfügung habe ich am 
heutigen Tage eigenhändig geſchrieben und unter— 
ſchrieben. N. den 11. März 1908 J. Cl“. Auf Grund 
dieſes Teſtaments ſtellte S. Cl. an das Nachlaßgericht 
den Antrag, die Sicherung des Nachlaſſes anzuordnen, 
den erteilten Erbſchein einzuziehen und einen neuen 
zu erteilen. Das AG. lehnte ab. Die Beſchwerde 
wurde zurückgewieſen. Das LG. nahm an, daß die 
Erbeinſetzung der Töchter durch den Ehemann Cl. zu 
der Vermächtnisanordnung der Ehefrau in einem 
korreſpektiven Zuſammenhang ſtehe, daß der Ehemann 
mit dem Tode ſeiner Frau das Recht zum Widerrufe 
verloren habe, daß daher die Errichtung des Teſtaments 
vom 11. März 1908 unzuläſſig geweſen ſei und deshalb 
auch nicht die in $ 2258 BGB. vorgeſehene Wirkung 
gehabt habe. Die weitere Beſchwerde des Simon Cl. 
blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Da nach Nr. 3 des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments nach dem Ableben des 
einen Ehegatten der andere mit den Töchtern die 
Gütergemeinſchaft fortzuſetzen hatte und ein Vorbe— 
haltsgut nicht vorhanden war, können die Verfügungen 
in Nr. 5 und 2 nur dahin aufgefaßt werden, daß jeder 
der Ehegatten für den Fall, daß er den anderen 
überlebe, die Töchter als ausſchließliche Erben ein— 
ſetzte und ſie mit dem Bermächtniſſe zugunſten des 
Simon Cl. beſchwerte. Der Wille der Ehegatten ging 
ſohin dahin, daß Simon Cl. nur 3000 M erhalten 
und alles andere Vermögen ihren Töchtern zufallen 
ſollte. Um jeden Zweifel auszuſchließen, daß Simon 
Cl. auf 3000 A beſchränkt werde, wurde dies in Nr. 4 
noch ausdrücklich angeordnet. Sonach iſt die Annahme 


Am 2. April 1918 verſtarb 
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gerechtfertigt, daß die Ehefrau Cl. die Vermächtnis⸗ 
verfügung zugunſten des Simon Cl. ohne die Erb⸗ 
einſetzung ihrer Töchter durch den Ehemann nicht ge⸗ 
troffen hätte, daß ſohin zwiſchen beiden Verfügungen 
ein Zuſammenhang i. S. des § 2270 Abſ. 1 BGB. 
beſteht. In der weiteren Beſchwerde wird dem ent⸗ 
gegengetreten, weil ein derartiges Abhängigkeitsver⸗ 
hältnis nur vorliege, wenn es ſich um gegenſeitige 
Zuwendungen handle. . Anſicht iſt irrig. Die 
Vorſchriften in 8 2270 Abſ. 2 und S 2271 Abſ. 2 
enthalten zwar nur Beſtimmungen für gegenſeitige 
Zuwendungen, erſchöpſen aber nicht den Umfang des 
Abhängigkeitsbegriffs. Belanglos iſt, daß der Ehe⸗ 
mann Cl. noch weitere, ſpäter widerrufene Teſtamente 
errichtet hat. Hieraus kann nur gefolgert werden, 
daß er ſich hiezu für berechtigt gehalten hat, nicht 
aber, daß er berechtigt geweſen iſt. Ohne Bedeutung 
iſt auch, daß der Ehemann der überlebende Eheteil 
geblieben iſt. Infſolgedeſſen iſt allerdings die Ver⸗ 
mächtnisanordnung der Ehefrau nicht verwirklicht, 
dieſe tatſächliche Wirkungsloſigkeit macht aber nicht 
die damit in Wechſelbeziehung ſtehende Verfügung 
des Ehemanns unwirkſam. Nur die Nichtigkeit oder 
der Widerruf der einen Verfügung hat nach 8 2270 
Abſ. 1 die Unwirkſamkeit der anderen zur Folge (ſ. Planck, 
3. Aufl. Bem. 3 d zu 8 2270 BGB.). (Beſchl. des I. 
ZSen. vom 17. Januar 1919, Reg. III Nr. 1/1919). 
4066 M. 


II. 


Welche Erklärungen find i. S. des Art. 64 Net@ebD. 
zu einem Nechtögeihält „erforderlich“? In einer von 
der Ausſtellerin unterzeichneten Privaturkunde erklärte 
die Gläubigerin mehrerer Hypothekforderungen, ihr 
Bevollmächtigter habe dieſe Forderungen in B. durch 
notarielle Urkunden in ihrem Namen an Dritte ab⸗ 
getreten, und fügte bei: „Ich genehmige hiemit alle 
in den vorbezeichneten Urkunden in meinem Namen 
abgegebenen Erklärungen. Ich bewillige und bean⸗ 
trage gleichfalls die Eintragung der Abtretungen in 
das Grundbuch und die Aushändigung der Hypo⸗ 
thekenbriefe an die Zeſſionare, wie dies in den ange⸗ 
gebenen Urkunden bewilligt und beantragt worden 
iſt.“ Die Echtheit der Unterſchrift wurde durch einen 
bayeriſchen Notar beglaubigt. Der Notar ſetzte neben 
dem Stempel von 2 M nach Art. 64 Abſ. 1, Art. 60, 
24 Abſ. 1 NotGebO. Notariatsgebühren aus den Be⸗ 
trägen der abgetretenen Hypotheken an. Dies wurde 
vom Obs. entgegen der Anſicht des LG. für gerecht⸗ 
fertigt erklärt. 

Aus den Gründen: Maßgebend iſt der In⸗ 

alt der Erklärung, die der Notar dadurch beglaubigt 
390 daß er die Echtheit der Unterſchrift beſtätigte 
(8 129 BGB., 88 232, 238 NotGeſchO.). In dem 
Schriftſtücke hat die Ausſtellerin die von ihrem Be⸗ 
vollmächtigten für ſie abgegebenen Erklärungen ge— 
nehmigt; ſie hat ſodann auch ſelbſt die Eintragung 
der Abtretung und die Aushändigung der Hypotheken- 
briefe bewilligt und beantragt. Für die Beglaubi⸗— 
gung der zur Uebertragung eines Rechtes an einem 
Grundſtück erforderlichen Erklärungen erhält der Notar 
nach Art. 64 Abſ. 1 NotGebO. ®/ıo der Gebühr, die 
ihm für die Beurkundung der Erklärung zuſtünde, 
alfo — bei einem Gegenſtandswerte von über 2000 — 
von 0 der vollen Wertgebühr des Art. 12, alſo % 100 
der vollen Wertgebühr (Art. 60 Abſ. 1, Art. 24 Abſ. 2 
NotcebO.). Das LG. meint, daß in der Beurkundung 
des Notars nur die Bevollmächtigung und die Ein⸗ 
tragungsbewilligung der Vollmachtgeberin zu dem 
ſchon anderwärts beurkundeten Rechtsgeſchäfte bes 
glaubigt ſei und daß Art. 64 Not Geb O. außer Betracht 
bleibe, weil die ſämtlichen erforderlichen Erklärungen 
ſchon in den Urkunden des B.er Notars beurkundet ge⸗ 
weſen ſeien, der bayeriſche Notar mithin keine zur 
Uebertragung der Hypotheken erforderliche Erklärung 
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beglaubigt habe. Dabei verkennt das LE. den Begri 

„erforderlich“. Gedacht iſt im Art. 64 an die dur 

das Geſetz (85 873, 1154 BGB., 8 29 GBO.) gefor⸗ 
derten Erflärungen. Beglaubigt der Notar eine ſolche 
Erklärung, ſo iſt Art. 64 anzuwenden, mag auch die 
Erklärung in dem einzelnen Fall aus tatſächlichen 
Gründen nicht mehr erforderlich geweſen ſein, z. B. 
weil eine Erklärung ſchon durch einen Bevollmäch⸗ 
tigten wirkſam erfolgt war. Daran ändert es nichts, 
daß hier die beglaubigte Erklärung nicht auch die 
Abtretungserklärung mitumfaßt. uch ſoweit der 
bayeriſche Notar eine Erklärung beglaubigt hat, war 
ſie für ſich betrachtet zur Uebertragung der Hypothek 
„erforderlich“ und nur dann wäre eine beſondere Ge⸗ 
bühr ausgeſchloſſen, wenn der Notar die Erklärung 
im Anſchluß an eine von ihm vorgenommene Beur⸗ 
kundung oder Beglaubigung der Abtretungserklärung 
beglaubigt hätte. Anders wäre es vielleicht und die 
Zeitgebühr nach Art. 32 900 1 oder nach Art. 63 
Abſ. 3, 4 am Platze, wenn die Erklärung der bis⸗ 
herigen Gläubigerin dahin auszulegen wäre (8 133 
BGB.), auf Grund der ſeinerzeit ausgeſtellten Voll⸗ 
macht und der nachträglich erteilten Genehmigung 
ſollten die Erklärungen und Anträge nach 88 164, 
177 BGB. für und gegen fie gerade fo wirkſam fein, 
wie wenn fie ſelbſt die Eintragung bewilligt und bes 
antragt hätte. Einer ſolchen Auslegung ſteht aber 
der klare Wortlaut der Erklärung entgegen. Auch von 
einer durch den Notar verſchuldeten „Nutzloſigkeit“ 
des Geſchäfts i. S. des Art. 21 Abſ. 1 NotcebO. 
(Obs G. 35. 12 S. 605) könnte nicht die Rede fein. 
Die Erklärung iſt von dem auswärtigen Notar ent⸗ 
worfen, der die Uebung der preußiſchen Grundbuch⸗ 
ämter kennt und eine Erklärung gerade dieſes Inhalts 
für ſachgemäß erachtet hat. Der bayeriſche Notar 
aber hat nicht nur von dem Inhalte der Erklärun 
Kenntnis genommen, wie es ihm Art. 235 Abſ. 

NotcGeſchO. gebot, ſondern auch die Ausſtellerin aus⸗ 
drücklich auf die gebührenrechtlichen Folgen hinge⸗ 
wieſen; ſie hat aber auf der Beurkundung beſtanden. 
(Beſchl. des II. 35. vom 23. Dez. 1918, Reg. VI 
Nr. 3/1918). .M. 

4580 


B. Straffaden. 
I 


Ueber die Begriffe: Zurückhalten, unlautere Machen: 
ſchaften, Rettenhandel im Sinne der Preistreiberei⸗Ber⸗ 
ordnungen. Aus den Gründen: Nach 85 Nr. 2 


23. Juli 1915 

Preis StVO. vom 28. März 1916 wird beſtraft, wer Ge⸗ 
genſtände des täglichen Bedarfs zurückhält, die von 
ihm zur Veräußerung erzeugt oder erworben ſind, um 
durch ihre Veräußerung einen übermäßigen Gewinn 
zu erzielen oder m. a. W. beſtraft wird das Unternehmen 
der Erlangung eines übermäßigen Gewinnes durch 
Hinausſchieben der Veräußerung (RG St. 50 S. 145, 
Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht 4. Aufl. S. 79). Dieſe 
Vorſchrift will verhindern, daß ſolche Gegenſtände nur 
deswegen nicht abgeſetzt werden, weil die Gelegenheit 
zur Erzielung eines übermäßigen Gewinns abgewartet 
werden ſoll. Auf Grund der Feſtſtellungen iſt die An⸗ 
nahme gerechtfertigt, daß W. H. die Gegenſtände zurück⸗ 
gehalten hat. Der Zweck der Zurückhaltung war die 
Erzielung eines ungewöhnlich hohen Nutzens, den ſich 
W. H. aus der zunehmenden Preisſteigerung erwartete. 
Ungewöhnlich hoher Nutzen iſt gleichbedeutend mit 
einem Gewinn, der das gewöhnliche Maß überſchreitet. 
Die Reviſion vermißt zwar die Angabe von Gründen 
für die Abſicht der Erlangung eines übermäßigen 
Gewinns, aber ſie überſieht dabei die Feſtſtellung, daß 
der Angeklagte die Waren ſo lange zurückbehalten 
wollte, bis die Preisſteigerung eine Höhe erreichen 
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würde, die ihm einen höheren Gewinn bringen ſollte 
als den, den er ohne Zurückhalten der Waren erzielt 
hätte. Daß hiedurch ein Gewinn beabſichtigt war, der 
über das Maß des erlaubten Gewinns hinausging, iſt 
deshalb von der Vorinſtanz einwandfrei begründet 
worden. 

Nach 8 5 Nr. 3 Preis StVO. wird beftraft, wer 
Vorräte vernichtet, ihre Erzeugung oder den Handel 
mit ihnen einſchränkt oder andere unlautere Machen⸗ 
ſchaften vornimmt, um den Preis für Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs zu ſteigern. Zu der unlauteren Machen⸗ 
ſchaft zählen unter den ſonſtigen Vorausſetzungen das 
Zurückhalten der Waren und der Kettenhandel. Wer 
Waren zurückhält, ſchränkt an ſich ſchon den Handel ein; 
er verhindert, daß wenigſtens zeitweiſe die Bedürfniſſe 
der Bevölkerung befriedigt werden und führt notwendig 
eine Preisteuerung herbei. Solches Tun iſt angeſichts 
der Beſtimmungen der Preis StVO. unlauter; es iſt mit 
den durch dieſe VO. auferlegten Pflichten unvereinbar, 
die verbieten, ſich auf Koſten einer darbenden Bevöl⸗ 
kerung zu bereichern. Unlautere Machenſchaft iſt auch 
der Kettenhandel, der i. S. der Kriegsnotverordnungen 
jedes Einſchieben eines Zwiſchengliedes in den Ver⸗ 
teilungsprozeß einer Ware iſt, das für die allgemeinen 
Bedürfniſſe der Kriegswirtſchaft unnüß iſt und nur aus 
Eigennutz erfolgt (RG St. Bd. 50 S. 270). Der Straf⸗ 
ſenat hat keine Veranlaſſung, dieſe von ihm ſtets ver⸗ 
tretene Auffaſſung aufzugeben. Unzutreffend iſt auch 
die Behauptung der Reviſion, daß der Kettenhandel von 
der Preis StVO. nicht betroffen werden ſollte, da ſonſt 
nicht erklärlich ſei, daß erſt in ſpäteren Kriegsverord⸗ 
nungen, fo in der BRVoO. über Kettenhandel in Textilien 
und Textilerſatzſtoffen vom 8. Febr. 1917 (RG Bl. S. 112) 
der Kettenhandel zu einem eigenen Tatbeſtande geſtempelt 
wurde. Die Rechtſprechung hat ſeit dem Inkraftſein der 
Preis StVO. den Kettenhandel in dem erörterten Sinne 
ſtets als Erſcheinungsform der unlauteren Machenſchaf— 
ten erachtet. Spätere Kriegsverordnungen, ſo die vom 
8. Februar 1917 und die VO. des Reichskanzlers über den 
Handel mit Lebens» und Futtermitteln und zur Bekämp⸗ 


fung des Kettenhandels vom 2. Jul 1010 RG Vl. S. 581, 
861), hoben den Kettenhandel nur als beſondere Art der 
unlauteren Machenſchaften hervor. 


Nach den Feſtſtellungen hat W. H. bei Kleinhändlern 
die zum Abſatz an Verbraucher beſtimmten Waren ge⸗ 
kauft, um ſie an einen Großhändler mit Gewinn zu 
veräußern, durch den ſie erſt den Verbrauchern zugeführt 
werden konnten, falls ſie nicht noch an einen weiteren 
Großhändler verkauft werden ſollten. Es liegt auf der 
Hand, daß dieſes Tun des Angeklagten weit ab von 
dem Zwecke des Geſetzes liegt, die Waren auf dem 
ſchnellſten und billigſten Wege an die Verbraucher zu 
verteilen, ſie in ihre örtliche Nähe zu bringen und ſie 
nach Zeit, Menge und Zahlungsbedingungen ihren 
Bedürfniſſen anzupaſſen. Mit Recht hat das BG. in 
dem Tun des W. H. einen als unlautere Machenſchaft 
ſich kennzeichnenden Kettenhandel erblickt. Der Behaup⸗ 
tung der Reviſion, daß W. H. durch Ankauf der Ware 
in Niederbayern und deren Verbringung nach Franken 
einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe genügte, weil in 
Franken ein größeres Verlangen nach Textilwaren als 
in Niederbayern beſtanden habe, ſteht die Feſtſtellung 
entgegen, daß W. H. die Waren nicht den fränkiſchen 
Verbrauchern, ſondern dem Großhandel gewinnbringend 
zuwenden wollte (Lobe S. 85 ff.; RGSt. 50 S. 270, 51 
S. 54, 52 S. 30). 


Ueber die preistreibende Wirkung des Kettenhandels, 
die an ſich in der Natur dieſes Handels liegt, ſagt die 


Begründung des Entw. der VO. vom 23. Jult 1810 bei 
Büthe-Schlegelberger, Kriegsbuch Bd. 4 S. 210: „Der 
Kettenhandel verſchiebt die Ware von Hand zu Hand. 
Er behält ſie zeitweiſe dem Verbraucher vor und treibt 


ihren Preis in die Höhe ohne Rückſicht auf die Geſtehungs— 


koſten, den vielleicht im Augenblick vorliegenden Bedarf 
und die Verderblichkeit der Ware nur zur Erzielung 
eines übermäßigen Gewinns.“ Durch den Kettenhandel 
wie durch Zurückhalten der Waren tritt von ſelbſt eine 
zeitweiſe zunehmende Knappheit mit der notwendigen 
Wirkung der Preisſteigerung ein. Nach den Feſtſtel⸗ 
lungen wollte W. H. durch feinen Zwiſchenhandel und 
das Zurückhalten der Waren deren Preis ſteigern. Dies 
genügt für das Tatbeſtandsmerkmal des 8 5 Nr. 3 
Preis StVO., „um den Preis für Gegenſtände des täg⸗ 
lichen Bedarfs zu ſteigern.“ Unrichtig iſt die Meinung 
der Reviſion, daß der Kettenhändler oder überhaupt 
der unlautere Machenſchaften Treibende beabſichtigt 
haben müſſe, allgemein die Preiſe in die Höhe zu 
treiben; es reicht ſchon aus, wenn ein höherer Preis 
als bisher gefordert werden ſollte (Lobe S. 84). (Urt. 
v. 12. Dez. 1918, Rev.⸗Reg. 398/1918). Ed. 
4562 


II 


Wenn ein gegen eine beſtimmte Perſon gerichtetes 
an niedergeſchlagen iſt, darf nicht in demſelben 
Verfahren über Beſeitigung eines ordunngswidrigen 
Zuſtands nach Art. 105 Pel StG B. eutſchieden werden. 
Aus den Gründen: Das Verfahren gründet ſich 
auf den Beſchluß des Amtsgerichts N., durch den gegen 
M. das Hauptverfahren wegen einer Uebertretung 
nach 8 367 Nr. 15 StS. und Art. 101, 105 Pol St. 
eröffnet iſt. Das Verfahren richtet ſich gegen eine 
beſtimmte Perſon und bezweckt neben der Beſtrafung 
des Angeklagten auch die Beſeitigung des ordnungs⸗ 
widrigen Zuſtandes. Hierin wurde dadurch nichts 
geändert, daß das Schöffengericht das Verfahren gegen 
den Angeklagten wegen Verjährung einſtellte und der 
Amtsanwalt dieſes Urteil nur inſoweit anfocht, als 
nicht die Berechtigung der Polizeibehörde zur Be⸗ 
ſeitigung des ordnungswidrigen Zuſtandes ausge⸗ 
ſprochen worden iſt. Allerdings kann auch in dem 
gegen eine beſtimmte Perſon gerichteten Strafverfahren 
bei Freiſprechung des Angeklagten oder bei Einſtellung 
des Verfahrens ein Ausſpruch nach Art. 105 Pol StG. 
ergehen; das Verfahren bleibt aber gegen eine be⸗ 
ſtimmte Perſon gerichtet und geht nicht in das ob⸗ 
jektive Verfahren über. M. iſt im Auguſt 1914 bei 
der Mobilmachung eingerückt, er befand ſich bis in 
die jüngſte Zeit im Felde. Durch den Gnadenerlaß 
vom 7. Januar 1916 wurde das Verfahren gegen ihn 
niedergeſchlagen. Wenn auch die Niederſchlagung einen 
Ausſpruch nach Art. 105 Pol StGB. nicht ausſchließt, 
ſo kann doch das gegen die Perſon des M. gerichtete 
Verfahren nicht fortgeſetzt werden und iſt einzuſtellen. 
Der Staatsanwaltſchaft bleibt unbenommen, die Be⸗ 
ſeitigung des ordnungswidrigen Zuſtandes im objek⸗ 
tiven Verfahren herbeizuführen. (Beſchl. vom 28. Januar 


1919, Beſchw.⸗Reg. 411515 . Ed. 
4584 


Amtsgericht München. 


Iſt Pfändungs beuachrichtigung ohne die nach der 
BO. vom 14. Dez. 1918 (RGBl. S. 1427) erforderliche 
gerichtliche Bewilligung der Zwangs vellſtreckung 3 . 
läſſig? Die Frage wurde bejaht. Gründe: Der 
Schuldner lebt getrennt von ſeiner Frau. Auf Grund 
einſtweiliger Verfügung hat er ab 1. Dez. 1918 an 
ſeine Frau und ſeine 2 ehelichen Kinder bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung des anhängigen Unter⸗ 
haltsſtreites einen monatlich vorauszahlbaren Unter⸗ 
haltsbeitrag von wöchentlich 7 M, zuſammen wöchent⸗ 
lich 21 M. zu leiſten. Mit Pfändungsbenachrichtigung 
vom 31. Dez. 1918 benachrichtigte die Gläubigerin den 
Schuldner und ſeinen Arbeitgeber, daß die Pfändung 
der Forderungen aus dem Dienſtvertrag bevorſtehe. 


Der Schuldner erhebt Einwendungen und beantragt, 
die Benachrichtigung aufzuheben. Er ſei Kriegsteil⸗ 
nehmer; die Zwangsvollſtreckung gegen ihn ſei nach 
der BO, v. 14. Dez. 1918 an mit Bewilligung des 
eu gerichts zuläffig. 

Es iſt beſtritten, ob gegen die Pfändungsbenach⸗ 
richtigung des 8 845 ZPO. Einwendungen zuläſſig 
find. Das Vollſtreckungsgericht München hat dieſe 
Frage ſtändig bejaht. An dieſer Rechtsauffaſſung ſoll 
feſtgehalten werden. 
nehmer. Die Pfändungsbenachrichtigung iſt tatſächlich 
ohne Bewilligung des Vollſtreckungsgerichtes zugeſtellt 
worden. Das Erfordernis dieſer Bewilli igung wäre 
nach dem Wortlaut der VO. v. 14. Dez. 1918 zwingend, 
ſo daß jede ohne ſie vorgenommene Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung unzuläſſig wäre und auf Einwendungen ſelbſt 
dann aufgehoben werden müßte, wenn die Bewilligung 
an ſich zu erteilen wäre. Es fragt ſich nur, ob die 
für die Zwangsvollſtreckung vorgeſchriebene gericht⸗ 
liche Bewilligung auch bei Zuſtellung einer Pfändungs⸗ 
benachrichtigung notwendig iſt. Die Frage iſt nur 
dann zu bejahen, wenn die Pfändungsbenachrichtigung 
ein Akt der Zwangsvollſtreckung iſt. 

Die herrſchende Meinung nimmt das an. Das 
Gericht kann ſich dieſer Meinung nicht anſchließen; es 
Pen gegen fie: Der Wortlaut des 8 845 ZPO. und 

ie Art des Vollzugs der Pfändungsbenachrichtigung 
tobi nicht ſtaatlicher Hoheltsaft). Das Gericht 

ER übereinftimmend mit dem Kammergericht (OLG. XV, 

62) auf dem Standpunkt, daß die Zuſtellung einer 
i ee noch keine echte Zwangs⸗ 
vollſtreckung iſt. Der Umſtand, daß es gleichwohl 
Einwendungen gegen die Pfändungsbenachrichtigung 
zuläßt, ſteht dieſer Meinung nicht entgegen: Das Ge⸗ 
richt läßt die Einwendungen nicht auf Grund des 
8 766 ZPO. zu, ſondern nur in entſprechender An⸗ 
wendung. Deren Notwendigkeit ergibt ſich aus fol⸗ 
gendem: Die Wirkung der Pfändungsbenachrichtigung 
ſteht und fällt mit dem rechtzeitigen Einſetzen und 
Wirkſamwerden des echten gerichtlichen Vollſtreckungs⸗ 
aktes; ſteht ſchon vor dieſem feſt, daß ihm geſetzliche 
Vorſchriften entgegenſtehen würden, er alſo nicht in 
die Erſcheinung treten kann, ſo iſt auch der Inhalt 
der Pfändungsbenachrichtigung ungeſetzlich; es beſteht 
ein dringendes Bedürfnis dafür, ſolch einen ungeſetz⸗ 
lichen Inhalt der Pfändungsbenachrichtigung ohne 
umſtändliches Verfahren wieder zu beſeitigen; das 
Bedürfnis läßt ſich ges durch entſprechende 
Anwendung des 8 766 ZPO. 

Zu erwägen iſt noch, ob nicht (ebenfalls auf dem 
Wege entſprechender Anwendung) auch derjenige, der 
die Pfändungsbenachrichtigung nicht für einen Akt 
echter Zwangsvollſtreckung erklärt, gleichwohl die Vor⸗ 
ſchriften der VO. v. 14. Dez. 1918 auf fie anwenden 
muß: dagegen ſpricht aber nicht nur, daß es ſich um 
ein Ausnahmegeſetz handelt, das nur mit beſonderer 
Vorſicht ausdehnend auszulegen iſt, ſondern auch der 
Zweck der Pfändungsbenachrichtigung, die vor allem 
ſchon im voraus die Wirkungen einer Vollſtreckung 
herbeiführen ſoll, die ſich aus irgendwelchen Gründen 
verzögert; dieſem Zweck würde es widerſprechen, wenn 
man die 80. vom 14. Dez. 1918 auch für die Pfün- 
dungsbenachrichtigung anwenden wollte; gerade der 
Inhalt dieſer VO. verzögert ja faſt ſtets die Voll⸗ 
. und ſchafft damit die Gefahr einer Schädigung 

der Gläubiger, die ſich nur durch rechtzeitige Pfän⸗ 

bungsbenagjeiötigung abwenden läßt. Man kann des⸗ 
halb ſagen: wenn die Pfändungsbenachrichtigung nicht 
ion beftünde, müßte fie als notwendige Ergänzung 
der BO. v. 14. Dez. 1918 geſchaffen werden; es ftünde 

mit dieſer Erkenntnis in Widerſpruch, wollte man 
die wohltätige Wirkung der Pfändungsbenachrichtigung 
durch in sprechende Anwendung dieſer VO. ausſchalten. 

ie Erwägungen, die nach dem oben Geſagten 

zur entſprechenden Anwendung des 8 766 ZPO. bei 


Der Schuldner iſt Kriegsteil⸗ 
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Anfechtung ungeſetzlicher Pfändungsbenachrichtigungen 
führen, müſſen auch für die ſachliche Entſcheidung maß⸗ 
so fein. Aus ihnen ergibt ſich, daß die Pfändungs⸗ 
enachrichtigung als ungeſetzlich aufzuheben iſt, wenn 
und ſoweit feſtſteht, daß dem echten gerichtlichen Voll⸗ 
ſtreckungsakte, durch den die Pfändungsbenachrichtigung 
erſt voll wirkſam werden kann, der Mangel der ge⸗ 
richtlichen Bewilligung der Zwangsvollſtreckung ent⸗ 
gegenſtehen wird. Das Gericht mußte ſich alſo dar⸗ 
über ſchlüſſig werden, ob und inwieweit es die Zwangs⸗ 
vollſtreckung bewilligen würde. Es konnte das, weil 
ihm die Unterlagen in den Angaben des Schuldners 
und in den Akten des Prozeßgerichts gegeben waren 
und weil dem Schuldner bei ſeinem Antrag auch das 


vorgeſchriebene rechtliche Gehör gewährt worden war. 


Da der Schuldner wöchentlich 82 —85 M verdient und 
nur für ſich zu ſorgen hat, während ſeine Frau im 
ganzen drei Perſonen unterhalten muß, wäre es un⸗ 
billig die Vollſtreckung vollſtändig zu verſagen; ihr 
mußte daher ein Teil des Lohnes, und zwar deſſen 
größere Hälfte, bewilligt werden, die kleinere Hälfte 
mußte dem Schuldner zum eigenen Unterhalte belaſſen 
werden. Demgemäß war auch die Pfändungsbenach⸗ 
richtigung teilweiſe für unwirkſam zu erklären, im 
übrigen aber aufrecht RN erhalten. (Beſchluß vom 
8. Januar 1919, K 33/19). 
4554 Mitgetellt von Amtsrichter Dittrich in München. 


Vücheranzeigen. 


Lenz, Dr. jur. E., „Zur Lehre vom bürgerlich⸗ 
. Betrug“. Lübeck 1918. Preis geh. 

Bering, Dr. jur., „Der S 
Lübeck 1918. Preis geh. M 


Die beiden Schriften > 3 im Selbſt 
verlag des „Verbandes der deutſchen gemeinnützigen 
und unparteüſchen Rechts⸗Auskunftsſtellen“. Der Ver⸗ 
band verfolgt ein wahrhaft gemeinnütziges Ziel, indem 
er mittels der Zentralſtelle zur Bekämpfung der 
Schwindelfirmen in Lübeck dem gewerbsmäßigen Be⸗ 
trug — im weiteſten Sinne — auf Grund Feſtſtellung 
und Erforſchung der Erſcheinungen des Schwindels 
im geſchäftlichen Leben entgegentritt. Die voraus⸗ 
zuſehende Verſchärfung des wirtſchaftlichen Kampfes 
und die leider unbeſtreitbare Zunahme unredlichen und 
ſtrafbaren Verhaltens im Verkehr machen es jetzt mehr 
denn je notwendig, das unlautere Gebaren der 
Schwindelfirmen durch Belehrung aller, die es angeht, 
zu bekämpfen. Die Schrift des als Leiter der Zentral⸗ 
ſtelle beſonders berufenen Dr. Lenz dient dieſem Zweck, 
indem ſie die verſchiedenen Formen, unter denen der 
Schwindel aufzutreten pflegt, unter den rechtlichen 
Geſichtspunkten behandelt, nach denen das bürgerliche 
Recht die Lehre vom Betrug geregelt hat. So werden 
dem Betroffenen wie dem Rechtsbeiſtand und dem 
Gericht in überſichtlicher Weiſe die Behelfe des bürger- 
lichen Rechtes dargelegt. Mit dem Gebiete des Dar- 
lehensſchwindels insbeſondere befaßt ſich die Schrift 
von Dr. Bering, Mitarbeiters der Zentralſtelle. Bei 
der Heimkehr aus dem Felde wird namentlich bei 
Angehörigen des ſo ſchwer getroffenen Mittelſtandes 
ein großes Bedürfnis nach Betriebskapital auftreten, 
um die verlorene Wirtſchaftsſtellung wieder zu er— 
langen. Vielfach wird Geld auch einfach zur Zahlung 
der durch die Kriegsteuerung erwachſenen Schulden 
geſucht werden. Schließlich werden auch viele Leute 
im Weg des Darlehens die Mittel aufzutreiben ſuchen, 
um eine Lebenshaltung fortzuführen, an die ſie ſich 
während der Zeit leichten und hohen Verdienſtes ges 
wöhnt haben. Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
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daß der * windel jene Stunde recht für 
gekommen anſehen wird. So iſt es von hohem Wert, 
die bisherigen Erſcheinungsformen, wie ſie von Dr. Bering 
auf Grund reichen Materials geſchildert ſind, genau zu 
kennen, um die zu erwartenden neuen Formen recht⸗ 
zeitig richtig einzuſchätzen. Dr. B — er. 


Engel, Eduard, Gutes Deutſch. Ein Führer durch 
Falſch und Richtig. 376 Seiten. Leipzig 1918, Heſſe 
& Becker. Preis 4.— Mk. 


Wir Deutſche gehen — darüber kann leider kaum 
ein Zweifel ſein — einer großen Verarmung entgegen. 
Was uns der äußere Feind läßt, drohen rohe, ſinnlos 
waltende Krafte im Innern zu vernichten. Ein Beſitztum, 
das man uns glücklicherweiſe nicht rauben kann, iſt 
unſere deutſche Sprache — ein Schatz, von dem freilich 
auch der Satz gilt: „Was du ererbt von deinen Vätern 
haſt, erwirb es um es zu beſitzen.“ Es genügt nicht, 
daß wir die Sprache unſerer Dichter und anderer Meiſter 
der Sprache bewundern. Wir müſſen auch ſelbſt ein 
gutes Deutſch ſprechen und ſchreiben. Das gilt zumal 
für den Beamten. Engel ſagt mit Recht: „Die Not⸗ 
wendigkeit gerade eines fehlerloſen und guten Beamten⸗ 
ſtiles leuchtet ein: Der Beamte, zumal der des Staates 
und der Gemeinde, vertritt ſprachlich das Anſehen der 
wichtigſten Gebilde des öffentlichen Lebens, die im An⸗ 
ſehen ſtehen wollen und müſſen. ... Es iſt ein ſehr 
übler Zuſtand, daß man ſich über Ausdruck und Stil 
behördlicher Schreiben luſtig machen darf und ärgern 
muß; vielmehr ſollte jedes beſchriebene Blatt, das aus 
einer Kanzlei hinausgeht, in vorbildlichem Deutſch ab⸗ 
gefaßt fein... .. Guter Stil iſt kein entbehrlicher 
Schmuck der Amtstätigkeit, ſondern eine Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, und Fehler in der deutſchen Sprache ſind für 
einen Beamten nicht Schönheitsfehler, ſondern Unge⸗ 
hörigkeiten.“ Engel iſt gerecht genug anzuerkennen, 
daß die Beſtrebungen vieler Behörden, den Beamtenſtil 
von ſeinen Gebrechen zu heilen, nicht erfolglos geblieben 
ſind. Aber andererſeits müſſen auch wir ihm recht 
gan wenn er ſchreibt, daß der Unterricht in unſeren 

chulen, niedern und hohen, erfahrungsgemäß nicht 
hinreicht zur Uebermittlung und dauernden Befeſtigung 
eines in jedem Punkt einwandfreien Deutſch. „Keiner 
von uns allen, die da ſchreiben, ſteht erhaben über der 
Forderung, trotz dem gebeſſerten Schulunterricht im 
Deutſchen, noch Belehrung zu ſchöpfen aus einem Buch, 
das die unzähligen zweifelhaften, ſchwankenden und 
ſchwierigen Falle deutſcher Sprache ſammelt und be⸗ 
Falſch un Einen ſolchen Ratgeber, einen „Führer durch 

alſch und Richtig“, wie wir ihn uns beſſer nicht denken 
können, bietet uns Eduard Engel in ſeinem neuen Buche 
„Gutes Deutſch“. Nicht in der Art eines polternden, 
über Sprachdummheiten ſcheltenden Schulmeifters löſt 
er ſeine ſchwierige Aufgabe, ſondern in der klaren Er⸗ 
kenntnis, daß es keinen lebenden alleinigen Geſetzgeber 
des guten Deutſch gibt, daß auch die Sprachgeſchichte 
nicht entſcheiden kann, ſucht er den zurzeit herrſchenden 
Sprachgebrauch der Beſten und Sorgſamſten zu ermitteln 
und empfiehlt ihn als Vorbild. Er tut dies in ſo an⸗ 
ziehender, oft mit Humor gewürzter Weiſe, daß jedermann 
gerne dieſem Führer folgen wird. Cckert. 


Stillſchweig, Juſtizrat, Berlin. Die Hypotheken⸗ 
verordnung (2. Aufl.) vom 8. Juni 1916. Mit 
dem Texte der Verordnung, der amtlichen Begründung 
und der ſonſtigen, das kriegsrechtliche Liegenſchafts⸗ 
recht betr. Bekanntmachungen. 138 S. Berlin 1918, 
W. Moeſer, Buchh. Preis geb. Mk. 5.— zuzügl. 25% 
Teuerungszuſchlag. 

Angeſichts der Fülle von Streitfragen, welche die 

Hypothekenverordnung vom 8. Juni 1916 bei ihrer 
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Anwendung gezeitigt hat, darf das Erſcheinen der 
neuen Auflage von Stillſchweig's Kommentar mit 
Freude begrüßt werden. Das Buch nimmt zu den 
verſchiedenen Streitfragen eingehend Stellung; auch 
ſonſt haben die trefflichen Erläuterungen zu den ein⸗ 
zelnen Vorſchriften der Verordnung unter Verwertung 
von Rechtſprechung und Schrifttum vielfache Ergän⸗ 
zungen und Erweiterungen erfahren. Die während 
der Drucklegung erſchienene Verordnung vom 11. April 
1918 über die Einwirkung kriegswirtſchaftlicher Maß⸗ 
nahmen auf Reallaſten, Hypotheken, Grundſchul den 
und Rentenſchulden, deren Art. 1 eine Ergänzung zu 
8 8 der Hypotheken verordnung brachte, konnte noch 
berückſichtigt werden. Im Anhange ſind die mittler⸗ 
weile ergangenen ſonſtigen kriegsrechtlichen Liegen⸗ 
ſchaftsverordnungen abgedruckt. Das Buch wird allen, 
die ſich mit dem Vollzuge der Hypothekenverordnung 
zu befaſſen haben, ein ausgezeichneter Führer ſein. 
München. L GR. Dr. Schanz. 


Alsberg, Dr. Max, Rechtsanwalt, Berlin. Die Reichs⸗ 
Amneſtiegeſetze. 67 S. Berlin 1919, W. Moeſer 
Buchh. Mk. 2.50 zuzügl. 25% Teuerungszuſchlag. 

Etwas Außergewöhnliches, ein Kommentar zu 
Amneſtieerlaſſen. Außergewöhnlich ſind aber auch die 
erläuterten Amneſtieerlaſſe vom 12. Nov., 3. Dezbr. 
und 7. Dezbr. 1918, was ihre Tragweite und die Art 
der Regelung betrifft. Die Erlaſſe, entſtanden unter 
dem erſten Eindrucke der gewaltigen politifchen Um⸗ 
wälzung in Deutſchland, gehen in dem Umfange, in 
dem Strafverfahren niedergeſchlagen und Strafen er⸗ 
laſſen werden, teilweiſe weit über das mit einer ge⸗ 
ordneten Strafrechtspflege vereinbare Maß hinaus. 

Die Regelung iſt aber auch ſo verwickelt, daß zahl⸗ 

reiche Fragen aufgeworfen werden, die keineswegs 

immer einfach zu löſen ſind. Man kann auch den 

Löſungen Alsbergs nicht ausnahmslos zuſtimmen. 

Immerhin iſt das kleine Werk ein verdienſtvolles 

Unternehmen. Es behandelt die auftauchenden Fragen 

ziemlich erſchöpfend und gibt für die Entſcheidung 

wertvolle Behelfe. Mit der einmaligen Prüfung der 

Anwendbarkeit der Amneſtieerlaſſe auf die ſchweben⸗ 

den Strafverfahren und die unvollſtreckten Strafen iſt 

ihre Bedeutung nicht erſchöpft. In den ſchwebenden 
und neu anhängig werdenden Strafverfahren muß bis 
zu ihrer rechtskräftigen Erledigung die Frage der 

Niederſchlagung fortgeſetzt im Auge behalten werden. 

Und auch die Bedingungen, unter denen teilweiſe die 

Strafen erlaſſen ſind, nötigen noch Jahre lang auf 

die Amneſtien zurückzugreifen. So wird Alsbergs 

Buch der Praxis noch längere Zeit gute Dienſte leiſten. 
München. Staatsanwalt Dürr. 


Mitteilungen des Bayer. Anwalts⸗Verbaudes. 


Der Bayeriſche Anwaltverband gibt wiederholt 
bekannt, daß er eine Stellenvermittlung für Konzi⸗ 
pienten⸗Syndikusſtellen, Sozietäten uſw. eingerichtet 
hat, die mit den entſprechenden Einrichtungen anderer 
Organiſationen in Fühlung getreten iſt. Die Liſten 
der Stellenvermittlung ſind in den Anwaltszimmern 
in München, Augsburg, Regensburg, Nürnberg, Bam: 
berg und Würzburg ausgehängt. Intereſſenten an 
anderen Orten werden die Liſten auf Wunſch zuge⸗ 
ſchickt. Anfragen und Anregungen ſind zu richten an 
die Geſchäftsſtelle München, Theatinerſtraße 38½/öII. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
Oberregierungsrat im Miniſterium der Juſtiz. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier) München und Freiſing. 
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die Verordnung zur Veſchaffung von land⸗ 
wirtſchaſtlichem Siedelungsland vom 
29. Jannar 1919. 


(Mit beſonderer Berückſichtigung Bayerns.) 


Von Dr. jur. und Dr. scient. pol. D. Pesl, Rechts⸗ 
anwalt in München. 


Je länger der Krieg dauerte, deſto mehr er⸗ 
kannte man auch in weiteren Kreiſen der deutſchen 
Bevölkerung die Bedeutung der Landwirtſchaft und 
insbeſondere auch der landwirtſchaftlichen Siede⸗ 
lung als ein Mittel zur Verſtärkung der Er⸗ 
zeugung unentbehrlicher Nahrungsmittel, zur Auf⸗ 
ſchließung und möglichſter Nutzbarmachung von 
ſolchem Grund und Boden, der überhaupt nicht, 
oder nicht in zweckmaͤßiger Weile der Ernährung 
der Bevölkerung dienſtbar gemacht iſt. Ungefähr 
drei Millionen Hektar Oed⸗ und Moorland haben 
wir in Deutſchland, die zu einem großen Teil 
bewirtſchaftet werden können, ſolange die Preiſe 


der Bodenfrüchte den Anbau ſolchen Bodens ren⸗ 


tierlich machen und dies wird auf ſehr lange Zeit 
der Fall ſein. Infolge der ungeheueren Ent⸗ 


wertung der deutſchen Mark iſt gar nicht daran 
zu denken, daß wir in abſehbarer Zeit billiges 


Getreide aus dem Ausland uns werden beſchaffen 
können. Die Bedeutung unſerer Landwirtſchaft 
für unſer ganzes Wirtſchaftsleben kann nicht hoch 
genug geſchätzt werden; ſie bildet die Grundlage 
unſerer Volkswirtſchaft, jetzt mehr als jemals, um⸗ 
ſomehr als ein großer Teil unſerer Bevölkerung 
keine Arbeit mehr in Fabriken finden wird. Die 
Landflucht hat ſchon vor dem Kriege von Jahr 
zu Jahr in verderblichem Maße zugenommen und 
während jetzt in den Städten und den Induſtrie⸗ 


bezirken Hunderttauſende arbeitslos ſind, fehlt es 


auf dem Lande an Arbeitern. Als ein Haupt⸗ 
mittel neue Arbeitskräfte der Landwirtſchaft zuzu⸗ 
führen und deren Ertrag zu ſteigern, ſieht man 
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| die Anſiedelung einer moͤglichſt großen Zahl von 
Arbeitern auf dem Lande an, insbeſondere die 
| Schaffung kleinbäuerlicher Betriebe. Dazu kommt 
der Wunſch vieler bisher in der Induſtrie, im 
Handwerk und in anderen Berufen tätigen Per⸗ 
| ſonen, ein eigenes Haus mit mehr oder weniger 
Grund und Boden zu beſitzen, um ſich entweder 
ein eigenes, beſcheidenes ſelbſtändiges Daſein zu ver⸗ 
ſchaffen oder um wenigſtens im eigenen Garten 
das für den eigenen Bedarf erforderliche Gemüſe 
und die nötigen Kartoffeln ſelbſt zu gewinnen; 
das letztere gilt namentlich von Siedelungen vor 
den größeren Städten. Wie groß die Zahl der 
Anſiedelungen werden wird, läßt ſich nicht ſagen; 
es unterliegt aber keinem Zweifel, daß ſehr viele, 
die von einem ſchönen Landleben, dem Aufenthalt 
im Freien träumen, enttäuſcht fein und der An: 
ſiedlung den Rücken kehren werden; denn die 
Landwirtſchaft erfordert Geſchicklichkeit, viele un⸗ 
geregelte Arbeit und bringt auch viele Mißerfolge. 
Es iſt deshalb zu fordern, daß nicht planlos jedem, 
der eine Anſiedelungsſtelle wünſcht, eine ſolche ver⸗ 
ſchafft wird, ſondern daß die perſönliche Fähigkeit 
des Bewerbers einigermaßen geprüft wird, ſonſt 
wird mehr Schaden als Nutzen geſtiftet. Das gilt 
namentlich, wenn große Güter zertrümmert wer⸗ 
den, um aus ihnen eine große Zahl Anſiedlungen 
zu ſchaffen. Der Großgrundbeſitz war und iſt für 
unſer Wirtſchaftsleben unentbehrlich; je kleiner 
der Betrieb iſt, deſto weniger kann er für den 
Markt erzeugen; die großen Güter mit ihrer 
Maſſenerzeugung ermöglichen die Verſorgung der 
volkreichen Städte und Induſtriebezirke. Dagegen 
laßt ſich nichts einwenden, brachliegenden oder nicht 
zweckmaͤßig aus genutzten Boden unſerer Verſorgung 
mit Nahrungsmitteln nutzbar zu machen. 
Schon während des Krieges ſind viele deutſche 
Staaten dazu geſchritten, Anſiedelungen auf dem 
Lande zu fördern und neue zu ſchaffen, beſonders 
für Kriegsbeſchädigte. Nunmehr hat das Reich 
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ſelbſt die Regelung der Anſiedelungen in die Hand 
genommen und hat insbeſondere die Grundzüge 
der Landbeſchaffung für Anſiedelungen aufgeſtellt. 
Doch bevor wir darauf näher eingehen, wollen wir 
die hauptſächlichſten Geſetze und Maßnahmen kennen 
lernen, die vom Reiche und beſonders von Bayern 
erlaſſen und getroffen wurden, um Anſiedelungen 
zu gründen und zu ſördern. 

Die erſten Anfänge ſtaatlicher Fürſorge in Bayern 
gehen zurück auf das Geſetz vom 21. Mai 1884 über 
die Schaffung einer Landeskultur⸗Renten⸗ 
anſtalt als einer Staatsanſtalt. Der Zweck war 
zunachſt, Geldmittel zu beſchaffen zur Ausführung 
von Kulturunternehmungen; das Geld ſollte dar⸗ 
lehensweiſe hergegeben werden 

1. zu Bewäſſerungs- und Entwäſſerungsunter⸗ 
nehmungen; 

2. zur Regelung von Bach⸗ und Flußlaͤufen, 
zum Schutze der Ufer und Anlagen, zum Schutze 
gegen Ueberſchwemmungen; 

3. zur Zufammenlegung von Grundſtücken; 

4. zur Urbarmachung von öden Flächen, ferner 
zur Verbeſſerung von Feldern und Wieſen; 

5. zu Wegeanlagen zur beſſeren Benutzung 
landwirtſchaftlicher Grundſtücke; 

6. zur Aufforſtung von Oedflaͤchen, die Ge: 
meinden gehören und 

7. zur Waſſerverſorgung laͤndlicher Gemeinden. 

Durch das Geſetz vom 18. Mai 1900 wurden 
einige Beſtimmungen des Geſetzes von 1884 ge⸗ 
aͤndert, die für uns hier nicht in Betracht kommen; 
wichtig dagegen iſt das Geſetz vom 24. März 1908 
die Abänderung des Geſetzes über die Landes⸗ 
kultur⸗Rentenanſtalt betr. (GVBl. S. 227), wo: 
durch die Tatigkeit der bayeriſchen Landeskultur⸗ 
Rentenanftalt auf die Kleinwohnungsfürſorge 
und auf einige weitere Gebiete ausgedehnt wurde. 
Im Anſchluß an dieſe Aenderungen wurde dann 
unterm 31. März 1908 das ganze Kulturrenten⸗ 
geſetz neu zulammengejaßt und veröffentlicht. Der 
Art. 2 Ziff. III dieſes Gefetzes beſtimmt, die Anſtalt 
gewähre Darlehen zur Herſtellung und geſundheit⸗ 
lichen Verbeſſerung von Kleinwohnungsbauten für 
die minderbemittelte Bevölkerung und zu Anfied- 
lungen von landwirtſchaſtlichen Arbeitern. Als 
Kleinwohnungsbauten im Sinne des Geſetzes ſind 
in der Regel nur ſolche Wohnungsbauten anzu— 
ſehen, in welchen die ſelbſtändige Einzelwohnung 
nicht mehr als drei Zimmer nebſt Küche und Zu— 
behör umfaßt. Das Gleiche gilt bei der Herſtellung 
von Wohngebäuden zur Anſiedlung landwirtſchaft⸗ 
licher Arbeiter; als Zubehör ſind auch die zur An— 
legung eines Haus: und Nutzgartens erforderliche 
Grundfläche, ferner Acker- und Wieſenland bis zu 
2 Hektar und die nötigen Wirtſchaftsräume (Stall 
und Scheune) inbegriffen (Art. 14). Es ſollen den 
landwirtſchaftlichen Arbeitern und Dienſtboten zweck- 
mäßige Schlaf: und Wohnräume geſchaffen werden, 
außerdem die Möglichkeit aus eigenem kleinen Land⸗ 
wirtſchaſtsbetrieb einen Teil der erforderlichen Nah⸗ 


rungsmittel ſelbſt zu erzeugen. Wichtig iſt, daß 
das Darlehen nicht unmittelbar den Anzuſiedelnden 
gewährt wird, ſondern die Darlehen ſollen den 
Gemeinden bis zum vollen Betrag der Koſten für 
Grunderwerb und Bauausführung gegeben werden, 
oder auch durch Vermittlung der Gemeinden an 
rechtsfähige gemeinnützige Geſellſchaften und ſonſtige 
Vereinigungen, oder auch an einzelne landwirt⸗ 
ſchaftliche Gutsbeſitzer bis zu neun Zehntel der 
genannten Koſten (Art. 15). Als gemeinnützig 
gilt hierbei eine Vereinigung dann nicht, wenn 
nach den Satzungen die Einzahlungen der Mit- 
glieder mit mehr als 4 v. H. jährlich verzinſt 
werden oder den Mitgliedern im Falle der Auf⸗ 
löſung mehr als die Einzahlungen ausgeantwortet 
wird (Art. 16). 

Schon bei der Beratung des Geſ. vom 24. Marz 
1908 war die Frage erörtert worden, ob man nicht 
Darlehen unmittelbar den gemeinnützigen Verei⸗ 
nigungen, den Anſiedlern, oder den privaten Unter⸗ 
nehmern für die Anſiedlung landwirtſchaftlicher 
Arbeiter geben könnte, ſtatt auf dem Umweg der 
Vermittlung und Haftung der Gemeinden. Dieſe 


-Frage kam nicht mehr zur Ruhe und verſchiedene 


Anträge an den Landtag führten zu Geſamtbeſchlüſſen 
vom 17. Dezember 1915 und 23. März 1916; 
darnach ſollte die im Art. 15 Abſ. 1 des Landes⸗ 
kultur⸗Rentengeſetzes vorgeſehene Haftung der Ge⸗ 
meinden wegfallen, die Aufnahme möglichſt billiger 
Darlehen auch an zweiter Rangſtelle unmittelbar 
an gemeinnützige Baugenoſſenſchaften, ſowie an 
einzelne Gutsbeſitzer ermöglicht werden; letzteren 
Falles bei gegebener Gewähr für die Erreichung 
der genannten Zwecke. Die weiteren Anträge auf 
Schaffung einer Landbank, auf Beſchaffung von 
Geldmitteln für zweite Hypotheken uſw. kann ich 
hier übergehen, ebenſo die Maßnahmen zur Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot in den wichtigſten 
Induſtriebezirken während des Krieges. 

Mit der Dauer des Krieges wurde die Frage 
der Anſiedlung von Kriegsbeſchädigten, der Witwen 
und ſonſtigen Hinterbliebenen immer wichtiger. 
Die Reichsleitung legte am 31. März 1916 dem 
Reichstage den Entwurf eines Geſetzes über Ka⸗ 
pitalabfindung an Stelle von Kriegsverſor⸗ 
gung vor. Der Entwurf wurde am 3. Juli 1916 
Geſetz; hierzu erging die „Bekanntmachung betr. 
Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz über Kapital⸗ 
abfindung an Stelle von Kriegsverſorgung“ (Ka⸗ 
pitalabfindungsgeſetz vom 8. Juli 1916 und unterm 
6. Dezember 1916 eine Ausführungsanweiſung 
des bayeriſchen Staatsminiſteriums des Innern). 
Nach dem Kapitalabfindungsgeſetz können Perſonen, 
die aus Anlaß des Krieges Anſpruch auf Kriegs⸗ 
verſorgung nach Maßgabe des Mannſchaftsverſor⸗ 
gungsgeſetzes oder des Millitärhinterbliebenen⸗ 
Geſetzes haben, auf ihren Antrag zum Erwerb 
oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grund⸗ 
beſitzes durch Zahlung eines Kapitals abgefunden 
werden; es muß aber Sicherheit dafür beſtehen, 
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daß die Abfindungsſumme auch tatſäachlich zweck⸗ 
mäßig zu den genannten Aufgaben verwendet wird. 
Der Erwerb eigenen Grundbeſitzes kann insbeſondere 
darin beſtehen, daß der Antragſteller ein ländliches 
oder ſtädtiſches Grundſtück aus freier Hand erwirbt 
oder daß er ſich auf einem ſolchen Grundſtück mit 
Hilfe eines gemeinnützigen Bau⸗ oder Siedlungs⸗ 
unternehmens anfiedelt; der Beitritt zu einem ſolchen 
Unternehmen bloß zu dem Zwecke, eine Wohnung 
zu mieten oder ein Grundſtück zu pachten, reicht 
nicht aus. An Stelle des Erwerbes eines Grund⸗ 
ſtückes zu Eigentum genügt auch die Belaſtung des 
Grundſtückes in Erbbaurecht. Daß auf dem Grund⸗ 
ſtück ein Wohnhaus ſteht oder errichtet werden ſoll, 
iſt zwar im Geſetz nicht ausdrücklich ausgeſprochen. 
Da aber das Geſetz die Seßhaftmachung auf eigener 
Scholle fördern will, ſo wird, wie Ziff. 2 der 
bayer. Ausführungsanweiſung ſagt, das 
Vorhandenſein oder die Errichtung eines Wohn⸗ 
hauſes vorausgeſetzt werden müſſen; der Grund⸗ 
befitz ſoll zur Befriedigung eigenen Wohnbedürf⸗ 
niſſes oder zur Ausübung des eigenen Geſchäfts⸗ 
betriebes dienen; die Erbauung oder der Erwerb 
von hauptſächlich zur Vermietung beſtimmten 
Häufern kann nicht in Betracht kommen. Unter 
die Maßnahmen zur wirtſchaftlichen Stärkung 
eigenen Grundbeſitzes im Sinne des Geſetzes find 
insbeſondere zu rechnen: die Entſchuldung oder die 
ſonſtige Verbeſſerung der Schuldverhältniſſe des 
Grundſtückes, der Aufbau oder die Wiederherſtel⸗ 
lung von Wohn: und Wirtichaftsgebäuden, die 
Vergrößerung leiſtungsunfähigen oder leiſtungs⸗ 
ſchwachen Grundbeſitzes durch Zukauf geeigneter 
Landflaͤchen uſw.; entſcheidend iſt, daß dieſe Maß⸗ 
nahmen nicht nur nützliche und zweckmäßige Ver: 
beſſerungen darſtellen, ſondern daß ſie die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe weſentlich beeinfluſſen und 
ſo den Grundbefitz nachhaltig ſtärken (Ziff. 4 der 
bayer. Ausführungsanweiſung). Die bayeriſche 
Regierung bereitete nun die Grundzüge eines Landes⸗ 
fiedlungsgefetzes vor; bevor noch der Entwurf er⸗ 
ſchien, wurde im Landtag unterm 25. Mai 1916 ein 
Antrag auf Aenderung des Güterzertrümmerungs⸗ 
geſetzes und des Geſetzes über die Landeskultur⸗ 
Rentenanſtalten eingebracht. Dieſer Antrag wurde 
inſoweit berückſichtigt, als ein Teil davon in das 
Anſiedlungsgeſetz übernommen wurde. Am 15. Juli 
1916 wurde das bayer. Geſetz über die An: 
ſiedlung von Kriegsbeſchädigten in 
der Landwirtſchaft veröffentlicht; das Miniſterium 
des Innern erließ hierzu am 15. Januar 1917 
eine Bekanntmachung. 

Das Geſetz findet nur auf Kriegsbeſchaͤdigte, 
nicht auch auf Kriegerwitwen Anwendung und 
es beſchränkt ſich im Gegenſatz zum Kapitalab⸗ 
findungsgeſetz auf die Gewährung von Darlehen 
zur Anſiedlung in landwirtſchaftlichen Betrieben 
oder zur Stärkung landwirtſchaftlichen Beſitzes. 
Für dieſe Stärkung gilt das oben Geſagte; im 
übrigen iſt unter Anſiedlung die Begründung oder 
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der Erwerb ſelbſtändiger kleinbaͤuerlicher oder gärt- 
neriſcher Betriebe zu verſtehen. Der landwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb oder Beſitz braucht nicht in rein 
ländlicher Gegend gelegen zu fein. Auch Grund: 
ſtücke in der Umgebung größerer Städte oder von 
Induſtrieorten können für die Siedlung in Betracht 
kommen, wenn im übrigen die Vorausſetzungen 
der landwirtſchaſtlichen Anſiedlung erfüllt find. 
Dabei können auch Kriegsbeſchädigte Berückſichti⸗ 
gung finden, die zugleich als Handwerker, Klein⸗ 
gewerbetreibende, Arbeiter, Angeſtellte uſw. tätig 
find. Das Geſetz beſtimmt in Art. 1 Abi. 2, 
daß bei der Darlehenszuweiſung in der Regel nur 
Betriebe bis zur Größe von 5 ha berüdjichtigt 
werden dürfen. In mäßigen Grenzen find Aus» 
nahmen zugelaſſen, wenn nach dem Gutachten der 
Sachverſtändigen in der Anſiedlungsgegend der 
mittelbäuerliche Beſitz die Regel bildet oder wenn 
es ſich um ein gut abgerundetes Anweſen handelt, 
bei dem eine Verkleinerung die Wirtſchaftsführung 
beeinträchtigen oder das Fortkommen des Anſied⸗ 
lers erſchweren könnte. f 

Zur Vorprüfung aller Anfiedlungsfragen ſach⸗ 
licher Natur, zur Sammlung, Sichtung, Bekannt⸗ 
gabe von Anweſens⸗ und Grundſtücksangeboten, 
zur Herbeiführung eines gleihmäßigen Vollzugs 
der Anſiedlungen durch die Fürſorgeſtellen, zur 
Behandlung von Fragen grundſaͤtzlicher Art, 
ſowie zur Bearbeitung von Richtlinien und zur 
Förderung der Anſiedlung in Schrift und Wort 
wurde eine Landesſiedelungsſtelle im Staats⸗ 
miniſterium des Innern errichtet. Dieſer Stelle 
ſteht ein Landesfiedlungsausſchuß zur Seite. Die 
Siedlungsſtelle hat zur Anſiedlung von Kriegsbe⸗ 
ſchädigten geeignete ländliche und ſtädtiſche Grund⸗ 
ſtücke und Anweſen zu ermitteln und dieſe auf 
ihre Eignung zu prüfen. Dieſe Prüfung hat ſich 
vornehmlich zu erſtrecken auf: 

a) die Feſtſtellung der Betriebsgröße, 

b) die Wertermittlung, 

c) die Belaſtung, 

d) den Zuſtand des Anweſens in baulicher und 

betriebstechniſcher Hinſicht, 

e) die Ermittlung der Gründe des beabſichtigten 
Verkaufs, 

f) die Feſtſtellung der Vor⸗ und Nachteile, die 
ſich aus der beſonderen Bewirtſchaftung durch 
einen Kriegsbeſchädigten ergeben, und 

g) die Höhe der für eine geordnete Wirtſchafts⸗ 
führung erforderlichen Betriebsmittel. 

In der Hauptſache beſchränkt ſich die Tätig⸗ 
keit der Landesſiedlungstelle und des Landesſied⸗ 
lungsausſchuſſes auf die Vermittlung des Erwerbes 
geeigneten Grundbeſitzes. Ausnahmsweiſe kommt 
jedoch in beſonderen Fällen auch ein vorüber⸗ 
gehender Eigenerwerb zum Zwecke der weiteren 
Aufteilung und Inſtandſetzung in Betracht. In 
ſolchen Fällen ergibt ſich für die Landesſiedlungs⸗ 
ſtelle und für den Landesſiedlungsausſchuß noch 
die Mitwirkung bei folgenden weiteren Aufgaben: 
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a) Neubildung von landwirtſchaftlichen Betrieben 
unter 5 ha (Neufiedlung Art. 2 des bayer. 
Anſiedlungsgeſetzes), 

b) Neubildung vorſtädtiſcher Kleinfiedlungen, 
namentlich auch der Schaffung geeigneter 
Wohnſtätten, 

c) Verkleinerung von Anweſen auf 5 ha und 
darunter, unter Wahrung einer lebensfahigen 
Betriebsgröße, 

d) betriebstechniſche Verbeſſerung mit Maͤngeln 
behafteter Betriebe, 

e) zwedimäßige Vergrößerung von Zwergbe⸗ 
trieben, 

f) Inſtandſetzung der Wohn: und Wirtſchafts⸗ 
gebäude, ſowie Verbeſſerungen ſonſtiger Ein⸗ 
richtungen. | 

In allen Fällen der Anfiedlung von Kriegs: 
beſchädigten iſt beſonders Wert darauf zu legen, 
daß das wirtſchaftliche Fortkommen des Anſiedlers 
dauernd gewährleiſtet iſt und insbeſondere die Be⸗ 
laſtung ſich in angemeſſenen Grenzen hält. Jedoch 
befaßt ſich die Landesſiedlungsſtelle mit der eigent⸗ 
lichen Siedlungstätigkeit der Ausführung der An⸗ 
ſiedlung im einzelnen nicht. Hiefür wurde die 
Bayer. Landesſiedlung G. m. b. H. geſchaſſen 
als eine große, das ganze Land umfaſſende ge⸗ 
meinnützige Siedlungsgeſellſchaft unter Beteili⸗ 
gung des Staates, der Kreisgemeinden, Diſtrikts⸗ 
und Stadtgemeinden, Banken, Verſicherungsanſtal⸗ 
ten, Verſicherungsgeſellſchaften, Privatperſonen uſw.; 
ſie ſoll womöglich durch örtliche Siedlungsunter⸗ 
nehmungen von Gemeinden und gemeinnützigen 
Vereinigungen unterſtützt und ergänzt werden. Der 
Sitz der Bayeriſchen Landesſiedlung G. m. b. H. iſt 
in München. Das urſprüngliche Stammkapital von 
3 Millionen Mark wurde inzwiſchen verdoppelt. 
Als Gegenſtand des Unternehmens iſt nach den 
Statuten der Geſellſchaft: „Die ländliche, ſtaͤdtiſche, 
vorſtädtiſche Siedlung, insbeſondere die Schaffung 
und Erhaltung von kleinbäuerlichem Beſitz, von 
Landarbeiterſtellen, von Wohnſtaͤtten, womöglich mit 
wirtſchaftlich nutzbarer Bodenfläche für Handwerker, 
Kleingewerbetreibende, Angeſtellte, Arbeiter, An⸗ 
gehörige des Mittelſtandes. Kriegsbeſchädigte und 
Kriegshinterbliebene ſind vorzugsweiſe zu berück⸗ 
ſichtigen. Zur Durchführung der Aufgaben gehört 
namentlich auch der vorübergehende Erwerb von 
Grundſtücken und von Grundſchulden, Hypotheken 
und ſonſtigen Darlehensforderungen, endlich die 
Förderung gemeinnütziger, der Anſiedlung dienender 
Einrichtungen.“ 

Endlich iſt noch als gefetzgeberiſche Maßnahme 
zur Förderung von Anſiedlungen in Stadt und 
Land die Aenderung des bayer. Zwangsa b⸗ 
tretungsgeſetzes vom 17. November 1837 zu 
erwähnen. Art. 1 dieſes Geſetzes beſtimmte, Eigen⸗ 
tümer können angehalten werden, unbewegliches 
Eigentum für öffentliche notwendige und gemein⸗ 
nützige Zwecke abzutreten, wobei die wichtigſten 
Fälle im Geſetz aufgeſührt find. Durch das Geſetz 
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vom 9. Mai 1918 wurde das Geſetz dahin er⸗ 
weitert, daß neben der Enteignung auch die Be⸗ 
laſtung mit einem Erbbaurechte erfolgen kann und 
als neue Falle wurden erklärt: 


a) die Erſchließung von Baugelände zur Ver⸗ 
beſſerung der Wohnungsverhäͤltniſſe der min⸗ 
derbemittelten oder der dem Mittelſtand an⸗ 
gehörigen Bevölkerung, 

b) die Bereitſtellung von Grundbeſitz, jedoch unter 
Ausſchluß einer Abtretung oder Aufteilung 
ganzer Güter oder Anweſen zur Anfiedlung 
von Kriegsbeſchadigten und von Witwen der 
im Kriege gefallenen oder an Kriegsverwundung 
oder inſolge Kriegsdienſtbeſchädigung verſtor⸗ 
benen Kriegsteilnehmer, ſofern an einem 
Orte ein erhebliches auf andere Weiſe nicht 
zu befriedigendes Bedürfnis hierfür beſteht. 


In dieſen Fällen kann von Gemeinden die 
Entwehrung auch von Grundſtücken in Anſpruch 
genommen werden, die in einer Nachbargemeinde 
liegen. Privatperſonen haben jedoch keinen Anſpruch 
auf Entwehrung zur Ausführung ſolcher Unter⸗ 
nehmungen; Geſellſchaften nur dann, wenn ſie als 
rechtsfähige, gemeinnützige Bau- und Siedelungs⸗ 
Unternehmungen ſatzungsgemaͤß die Einzahlungen 
der Mitglieder mit nicht mehr als 5 v. H. jährlich 
verzinſen und den Mitgliedern im Falle der Auf⸗ 
löſung nicht mehr als die Einzahlung ausantworten 
und wenn jede Aenderung der Satzung von der 
ſtaatlichen Genehmigung abhangig gemacht iſt. 

Abgeſehen von ſolchen gemeinnützigen Bau⸗ und 
Siedelungs⸗Geſellſchaften kann in der Hauptſache 
jetzt die Bayeriſche Landesſiedelung G. m. b. H. die 
Entwehrung von Grundſtücken beantragen; ſelbſt⸗ 
verſtändlich haben dieſes Recht immer die öffent⸗ 
lichen Körperſchaften, vor allem die Gemeinden. 


Das Staatsminiſterium des Innern hob her⸗ 
vor, daß ein Bedürfnis zur Zwangsenteignung 
ſchon dann gegeben ſei, wenn andere für den Zweck 
geeignete Grundſtücke in unmittelbarer Nähe nicht 
vorhanden ſeien; denn Kriegsteilnehmer und ihre 
Angehörigen wurzeln in der Regel in einer be⸗ 
ſtimmten Gemeinde; es gehe nicht an, ſie bei 
Neuanſiedlungen auf andere Gemeinden zu ver⸗ 
weiſen. Außerdem ſei das Bedürfnis nach Klein⸗ 
oder Mittelſtandswohnungen dann erheblich, wenn 
die Zahl der verfügbaren, für die minderbemittelte 
Bevölkerung oder den Mittelſtand nach Lage und 
Preis geeigneten Leerwohnungen unter einen ge⸗ 
wiſſen Hundertſatz geſunken ſei; es habe ſich der 
Erfahrungsſatz herausgebildet, daß dieſer Hundert⸗ 
lag auf 3 v. H. angenommen werden dürfe; bei 
der Prüfung der Frage, ob der feſtgeſtellte Wohnungs⸗ 
mangel nicht auf andere Weiſe befriedigt werden 
könne, müſſe feſtgehalten werden, ob weder Gemeinde 
und gemeinnützige Vereinigungen, noch die private 
Bautätigkeit bereits die nötigen Schritte zur als⸗ 
baldigen Bereitſtellung der erſorderlichen Wohnungen 
getan haben; in größeren Städten könne das in 


einzelnen Stadtteilen ermittelte Bedürfnis unter 
Umſtänden genügen (Vhdl. d. K. d. Abg. 1917/18 
Sten B. Bd. XVII S. 356). 

Hier iſt auch noch ein Reichsgeſetz einſchlägig, 
wonach ebenfalls unter gewiſſen Vorausſetzungen 
Boden für gewiſſe Anſiedlungen in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden kann, nämlich die Verordnung 
zur Behebung der dringendſten Wohnungs: 
not vom 15. Januar 1919. Die Verordnung 
bezweckt die Beſchaffung von Klein⸗ und Mittel⸗ 
wohnungen für die Bezirke, in denen ſich ein drin⸗ 
gendes Bedürfnis nach ſolchen Wohnungen heraus⸗ 
ſtellte. Die Verordnung gilt bloß für die 
Uebergangszeit nach dem Kriege. Die Landes⸗ 
zentral⸗Behörden ſind verpflichtet, in ſolchen Be⸗ 
zirken zur Durchführung der Unterbringung ob⸗ 
dachloſer Familien Bezirkswohnungskommiſſare zu⸗ 
beſtellen. Dieſen liegt die Forderung der Her: 
ſtellung geeigneter Klein⸗ und Mittelwohnungen 
innerhalb ihrer Verwaltungsbezirke ob. Wenn in 
paſſender Lage zu angemeſſenem Preiſe Bauland 
nicht zur Verfügung ſteht, ſo hat der Wohnungs⸗ 
kommiſſar das Recht, geeignete Grundſtücke gegen 
angemeſſene Entſchädigung zu enteignen. Wegen 
der Dringlichkeit der Sache regelt die Verordnung 
ſelbſt das Enteignungsverfahren, das von den 
landesgeſetzlichen ſtark abweicht. Die Enteignung 
erfolgt ohne beſonderes Verfahren, durch formloſen 
Beſcheid an die Eigentümer, jedoch iſt dem von 
der Enteignung Betroffenen und der Gemeinde 
oder dem Gemeindeverband Gelegenheit zur Aeuße⸗ 
rung zu geben. Mit der Zuſtellung des Enk⸗ 
eignungsbeſcheides an den Eigentümer wird die 
Enteignung bereits wirkſam; er iſt unanfechtbar. 
In dem Beſcheide muß nur angegeben werden, 
zu weſſen Gunſten die Enteignung erfolgt und 
außerdem die Höhe der Entſchädigung. Gegen 
die Feſtſetzung der Entſchädigung, und zwar nur 
gegen dieſe, kann jeder Betroffene innerhalb eines 
Monats von der Zuſtellung an die Entſcheidung 
des ordentlichen Gerichtes anrufen. 

Nur eine Möglichkeit bleibt dem Eigentümer 
gegen die völlige Enteignung; er kann beantragen, 
daß ſtatt der Enteignung ſein Grundſtück mit 
einem Erbbaurechte belaſtet wird. In dieſem Falle 
kann der Wohnungskommiſſar die Belaſtung mit 
einem Erbbaurechte vornehmen; tut er dies, und 
einigen ſich die Parteien nicht über den Erbbau⸗ 
vertrag, ſo ſetzt der Wohnungskommiſſar den 
Erbbauvertrag feſt, ebenſo einen angemeſſenen 
Erbbauzins. Was von der Enteignung gilt, gilt 
entſprechend auch hier, insbeſondere hinſichtlich 
der Wirkung der Zuſtellung des Erbbauvertrages 
und der Anfechtung des Zinſes. 

Ebenſo kann der Wohnungskommiſſar, wenn 
es ſich bloß um Aufſtellung von Behelfsbauten, 
wie Holzh äuſer, Leichtbauten, Baracken uſw. handelt, 
ſtatt das nötige Gelände zwangsweiſe zu enteignen, 
es zwangsweiſe für die Dauer bis zu 30 Jahren 
pachten gegen Zahlung eines angemeſſenen Pacht⸗ 
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zinſes. Auch hier finden die Vorſchriften über 
Enteignung entſprechende Anwendung. 

Die Einzelheiten über die Rechte und Befug⸗ 
niſſe des Wohnungskommiſſars zur Durchführung 
ſeiner Aufgaben hinſichtlich der Bauausführung, 
der Inanſpruchnahme von Materialien aller Art 
uſw. brauche ich hier nicht näher darzuſtellen; es 
genügt hervorzuheben, daß er faſt uneingeſchränkte 
Befugniſſe hat, die nur mit dem Notſtande, der 
zurzeit für die Beſchaffung von geeigneten Wohnungen 
herrſcht, zu begründen und zu rechtfertigen iſt. 
Hervorzuheben iſt nur noch, daß der Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſar zur Durchführung von Bau⸗ 
und Siedlungsvorhaben Befreiungen von be⸗ 
ſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften, Verord⸗ 
nungen, Ortsſtatuten und Bauordnungen eintreten 
laſſen oder Friſten zur Erledigung des erforder⸗ 
lichen Genehmigungsverfahrens feſtſetzen kann; 
insbeſondere kann er auch anordnen, daß die Ge⸗ 
meinde den Anſchluß an kommunale Verſorgungs⸗ 
netze (Gas, Waſſer, Elektrizität uſw.) unter an⸗ 
ee Bedingungen zu geftatten hat, die er 
eſtſetzt. 

Eine beſondere Rechtsform der Benutzung von 
Grund und Boden zum Zwecke der Errichtung von 
Gebäuden und ſonſtigen Bauwerken iſt das Erb⸗ 
baurecht, das bisher in den 88 1012 — 1017 
BGB. geregelt war, aber jetzt durch die Ver⸗ 
ordnuno vom 15. Januar 1919 für das 
Deutſche Reich erſetzt iſt. Das Erbbaurecht iſt die 
Belaſtung eines Grundſtückes in der Weiſe, daß 
demjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaſtung er⸗ 
folgt, das veräußerliche und vererbliche Recht zu: 
ſteht auf oder unter der Oberflache des fremden 
Grundſtückes ein Bauwerk zu haben. Dieſes Recht 
kann auf Jahre oder Jahrzehnte vereinbart werden. 
Der Berechtigte kann auf dem fremden Grundſtück 
ein Haus, eine Fabrik, einen Stall oder irgend⸗ 
welche ſonſtige Bauwerke errichten je nach dem 
Inhalte des Erbbauvertrages; er kann aber auch, 
wenn ſchon Gebäude zur Zeit des Abſchluſſes des 
Erbbauvertrages auf dem Grundſtücke vorhanden 
ſind, dieſe übernehmen, die damit rechtlich aus dem 
Eigentum des Grundſtückeigentümers ausſcheiden 
und Beſtandteil des Erbbaurechtes werden. Dem 
Eigentümer verbleibt dauernd das Eigentum an 
ſeinem Grundſtücke, belaſtet mit dem Erbbaurecht; 
ſobald dieſes erliſcht, erhalt er wieder volles freies 
Eigentum an ſeinem Grundſtücke. Waͤhrend der 
Dauer des Erbbaurechtes kann und darf der Erb⸗ 
bauberechtigte das fremde Grundſtück wie der Eigen⸗ 
tümer benutzen, für dieſe Benützung hat er aber 
jährlich dem Grundſtückeigentümer regelmäßig einen 
Zins zu zahlen. Der Hauptvorteil des Erbbau⸗ 
rechtes iſt für den Grundſtückeigentümer, daß er 
ſein Eigentum nicht verliert, wenn er es auch 
während des Beſtehens des Erbbaurechts nicht mehr 
anderweitig ausnutzen kann; für den Erbbauberech⸗ 
tigten liegt der Vorteil darin, daß er kein Kapital 
für den Kauf des Grundſtückes nötig hat, ſondern 
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nur den jährlichen Zins zu zahlen braucht, wodurch 
es beſonders minderbemittelten Perſonen ermöglicht 
wird fi) ein Eigenheim zu erwerben oder zu ſchaffen. 
Insbeſondere kann das Erbbaurecht für Anſied⸗ 
lungen in Betracht kommen. Das Erbbaurecht 
wird rechtlich vom Geſetz wie ein Grundſtück be⸗ 
handelt; der Erbbauberechtigte kann es daher mit 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden, Real⸗ 
laſten, Dienſtbarkeiten und allen ſonſtigen Rechten, 
mit denen ein Grundſtück belaſtet werden kann, 
beſchweren; es iſt veräußerlich und vererblich. Auf 
die Einzelheiten kann ich hier nicht näher eingehen, 
ſondern verweiſe auf meine Ausführungen an 
anderen Stellen (Pesl, Das Erbbaurecht geſchichtlich 
und wirtſchaftlich, Leipzig 1910; ferner in den 
Annalen d. Deutſchen Reiches 1915 S. 255 ff.). 

Zu beachten iſt bloß, daß bei dem Erbbau— 
rechte die Bauwerke wirtſchaftlich die Hauptſache 
bleiben; ſolange dies der Fall iſt, können zum 
Erbbaurechte auch weitere Grundſtücke gehören, 
was für Anſiedlungen beſonders wichtig iſt. Würde 
es ſich um eine größere Anſiedlung handeln, eine 
Bärtnereiftelle oder dgl., wo der landwirtſchaftliche 
oder gärtneriſche Betrieb die Hauptſache iſt, To 
waͤre nach dem Buchſtaben des Geſetzes ein Erb— 
baurecht nicht zuläſſig (vgl. aber hierzu Best, in: 
„Um Grund und Boden“, Berlin 6. Jahrg. 1918 
S. 263 ff.). In dieſen Fällen würde ſich die 
Anwendung des landwirtſchaftlichen Erbpacht— 
rechtes empfehlen, das aber nur landesrechtlich in 
Mecklenburg und Schleswig⸗Holſtein zuläifig iſt. Wo 
Erbpachtrechte vor dem 1. Januar 1900 nicht beſtan⸗ 
den haben, iſt deren Einführung auch landesgeſetzlich 
nicht zuläſſig. Art. 63 EG. BGB. (vgl. Pesl, An: 
ſiedlungsfragen in den Annalen des Deutſchen 
Reiches 1916 S. 522 ff.; insbeſ. S. 528 ff. und 
in den Jahrb. f. Nationalök. u. Statiſt. 1917 
Bd. 109 S. 1 ff.). Es iſt dringend notwendig, 
daß die Erbpacht durch die Reichsgeſetzgebung 
wieder eingeführt wird; doch genügt wohl in den 
meiſten Fällen von Anſiedlungen die Anwendung 
des Erbbaurechtes. Die Anwendung des Erb— 
baurechtes iſt jetzt auch in der Landesgeſetzgebung 
allgemein zugelaffen, beſonders auch an Stelle der 
Zwangsenteignung. — Endlich iſt hier noch die 
preußiſche Rentengutsgeſetzgebung zu er⸗ 
wähnen, die ſich ſehr gut bewährt hat. Durch 
das Geſetz betreffend die Beförderung deutſcher 
Anſiedlungen in den Provinzen Weſtpreußen und 
Poſen vom 26. April 1886 ſtellte die preußiſche 
Regierung einen Betrag von 100 Millionen Mark 
der neu zu errichtenden Anſiedlungskommiſſion 
zur Verfügung: 

a) um Grundſtücke zu erwerben, 

b) zur Beſtreitung der Koſten aus der erſt⸗— 
maligen Einrichtung und der erſtmaligen Re: 
gelung der Gemeinde-, Kirchen- und Schul: 
verhältniſſe, neuer Stellen von mittlerem 
oder kleinerem Umfange oder ganzer Land— 
gemeinden, gleichgültig ob ſie auf beſonders 
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angekauften oder auf ſonſtigen, dem Staate 
gehörigen Grundſtücken errichtet werden. 

Die Anftedlungsftellen können zu Eigentum 
gegen Zahlung eines Kapitals oder einer Rente 
oder auch in Zeitpacht überlaſſen werden. Das 
Geſetz erfuhr noch manche Veränderungen, beſon⸗ 
ders durch das Geſetz, betr. die Gründung neuer 
Anſiedlungen in den Provinzen Oſtpreußen, Weſt⸗ 
preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, 
Sachſen und Weſtfalen vom 10. Auguſt 1904. 
Infolge der vorzüglichen Entwicklung dieſer An⸗ 
ſiedlungsgebiete legte die Regierung Entwürfe vor, 
aus denen das Rentenguts⸗Geſetz vom 27. Juni 
1890 und das Geſetz vom 7. Juli 1891 betr. diz 
Beförderung und Errichtung von Rentengütern 
hervorging. Seit 1907 wurde die Mindeſtgröße 
der Rentengüter auf 12,50 ar herabgeſetzt, um die 
Anſäſſigmachung von Arbeitern zu erleichtern und 
zwar von Induſtriearbeitern dort, wo nachweisbar 
ausreichende und dauernde Arbeitsgelegenheit ge⸗ 
boten iſt, damit die Gefahr einer größeren Arbeiter⸗ 
Abwanderung bei wirtſchaftlichen Kriſen einzelner 
Induſtrieen, und dadurch eine plötzliche allgemeine 
Entwertung der Rentengrundſtücke vermindert wird. 
Schon das Geſetz vom 3. Maͤrz 1850 betr. den 
erleichterten Abverkauf kleiner Grundſtücke geſtattet 
jedem Grundeigentümer, Lehens- und Fideikommiß⸗ 
inhaber, einzelne Parzellen gegen Auferlegung feſter, 
ablösbarer Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung 
eines Kaufgeldes auch ohne Einwilligung des 
Lehens⸗ oder Fideikommißanwärters, Hypotheken · und 
Realglaͤubigers zu veräußern, wenn von einer zu⸗ 
ſtändigen Behörde beſcheinigt wurde, daß die Ab⸗ 
veräußerung jenen Berechtigten oder Gläubigern 
unſchädlich ſei (Unſchädlichkeits-Zeugnis); das Ren: 
tengutsgeſetz vom 27. Juni 1890 erweiterte die 
Zuläſſigkeit der Abveräußerung dahin, daß das 
Unſchaͤdlichkeitszeugnis auch bei Abveräußerung 
größerer Trennſtücke erteilt werden kann, wenn die 
Sicherheit der Realberechtigten dadurch nicht ver⸗ 
mindert wird. Der Zweck war, die Anſiedlungen 
zu fördern. Zur Sicherung der mit den Anſied⸗ 
lungen verfolgten Zwecke ſteht dem Rentengutsaus⸗ 
geber oder dem Staate das dingliche Wiederkaufs⸗ 
recht nach Art. 29 des preuß. AG. BGB. zu. 
Wenn auch bisher nur Preußen die Rentenguts⸗ 


geſetzgebung kennt, ſo kann ſie gleichwohl in anderen 


Bundesſtaaten eingeführt werden, gemäß Art. 62 
in Verbindung mit Art. 3 EG. BGB. (vgl. 
Pesl, in den Annalen des Deutſchen Reiches 1916 
S. 530 ff.). 

Mit allen dieſen immerhin zahlreichen Geſetzen 
und Verordnungen war an ſich alles geſchehen, um 
in größter Zahl Anſiedlungen in Stadt und Land 
zu ermöglichen, um insbeſondere den Kriegsbeſchä— 
digten und deren Angehörigen Gelegenheit zu 
geben, ſich ein eigenes Daſein zu ſchaffen, jet es 
durch Erwerb oder Gründung eines kleinbaäuer— 
lichen Anweſens, oder durch Erwerb oder Schaffung 
eines Eigenheims mit Garten. Auch für die 
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Schaffung von Mietwohnungen im Eigenhaus 
oder Miethaus ſind alle Grundlagen nunmehr 
gegeben, teils durch Reichsgeſetze, teils durch die 
Landesgeſetzgebung. Immerhin läßt ſich nicht in 
Abrede ſtellen, daß der Weg zur Landbeſchaffung 
vielfach umſtändlich iſt. Die Reichsleitung hielt 


es deshalb für zweckmaͤßig in großzügiger Weile 


® 


die Frage der Bodenbeſchaffung zu löfen und zwar 
für alle deutſchen Staaten in einheitlicher Weiſe. 
Die Löſung erfolgte durch die „Verordnung 
zur Beſchaffung von landwirtſchaftlichem 
Siedlungslande“ vom 29. Januar 1919, 
mit welcher wir uns in folgendem eingehend zu 
efaſſen haben. 

8 1 der Verordnung ſpricht die Verpflichtung 


der Bundesſtaaten aus zur Schaffung neuer An⸗ 


fiedlungen gemeinnützige Siedlungsunter⸗ 
nehmungen zu begründen, ſoweit ſolche nicht 
vorhanden find. | 

Unter Anſiedlung im Sinne dieſer Verordnung 
iſt nur die Begründung oder der Erwerb ſelb⸗ 
ſtändiger kleinbauerlicher oder gaͤrtneriſcher Betriebe 
zu verſtehen. Wie wir geſehen haben, erkennt die 
bayer. Ausführungsbekanntmachung des Kapital⸗ 
abfindungsgeſetzes nur ſolche Betriebe als kleine an, 
deren Größe 5 ha nicht überſchreitet. Es iſt Sache 
der Landesgeſetzgebung ſowohl dieſe Größen jeft: 
zuſetzen als auch Ausnahmen in beſonderen Fällen 
zuzulaſſen. Solche Ausnahmen wurden auch bisher 


insgeſamt 
ha 


Landwirtſchaftliche Betriebe mit 
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ſchon von der Landesgeſetzgebung zugelaſſen, be⸗ 
ſonders wenn in der Anſiedlungsgegend der mittel⸗ 
bäuerliche Beſitz die Regel bildet oder es ſich um 
ein abgerundetes Anweſen handelt, bei welchem eine 
Verkleinerung die Wirtſchaftsführung beeinträͤch⸗ 
tigen oder das Fortkommen des Anſiedlers er⸗ 
ſchweren würde. Wo Großgrundbeſitz vorherrſcht 
wie im Oſten des Deutſchen Reiches, werden die 
Anſiedlungsſtellen größer ſein müſſen, als im 
Weſten, wo ſchon Anſiedlungen mit wenigen Morgen 
Grundbeſitz ein ſelbſtändiges Daſein ermöglichen. 


Nicht fällt unter die Verordung der Erwerb oder 


die Gründung von Eigenhäuſern, ohne Rückſicht 
darauf, ob ein größerer oder kleinerer Garten, 
ein Acker oder eine Wieſe dazu gehören, alſo ge⸗ 
hört insbeſondere nicht hierher die ſog. vorſtädtiſche 
Siedlung, die dem Beſitzer — Arbeitern, Hand⸗ 
werkern, Kleingewerbetreibenden, Angeſtellten, An⸗ 
gehörigen des Mittelſtandes uſw. — ermöglichen 
ſoll, auf eigenem Grund und Boden einen Teil 
der für den eigenen Bedarf notwendigen Nahrungs: 
mittel ſelbſt zu erzeugen, denn die Verordnung 
ſpricht bloß von der Beſchaffung landwirtſchaftlichen 
Siedlungslandes. Der Beſitzer oder Erwerber muß 
alſo im Hauptberufe in der Landwirtſchaft tätig fein. 

In Bayern überwiegt bei weitem der klein⸗ 
bäuerliche Beſitz. Die Erhebungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebszählung von 1907 ergaben für 
die einzelnen Kreiſe folgendes: 


Kreiſe unter 2 ha 2—5 ha 5-20 ha |, 20-100 ha 100 ha u. mehr 
Oberbayern . 92 243 | 21 855 19 791 | 38 210 12 217 | 170 (0,2 %) 
Niederbayern . . 82 520 21947 21926 229 836 8 751 60 (0,1%) 
Pfalz 114 781 | 72 486 24442 16892 931 : 30 (0,0 %) 
Oberpfalz 64011 16718 17 330 24 214 5 735 74 (0,1 9%) 
Oberfranken 69 177 25 970 16230 24 551 2405 | 21 (0,0 9%) 
Mittelfranken 68 775 22 958 17 434 24 491 3868 | 26 (0,0 %) 
Unterfranken 97 026 | 40 166 | 25736 29 291 1745 91 (0,1%) 
Schwaben | 81 318 19547 19 542 37 155 5 011 33 (0,1%) 

zuſammen: 669911 241 642 162431 224 640 40668 | 535 


(Bayer. ſtatiſt. Jahrbuch 1913 S. 73). 


Die landwirtſchaftlichen Betriebe bis zu 2 ha 
betragen 36,1 v. H. aller Betriebe; die von 2— 5 ha 
24,2 v. H.; die von 5 — 20 ha 33,5 v. H; die 
von 20 — 100 ha 6,1 v. H.; die von 100 und 
mehr ha nur 0,1 v. H. Daraus geht hervor, daß 


die landwirtſchaſtlichen Betriebe bis zu 5 ha bei 


weitem die zahlreichſten in Bayern ſind. 
(Schluß folgt). 


Das Verhältnis des § 134 des Bereinszoll: 
geſetzes zu den SS 7, 74 Ziffer 3, 77 des 
Viehſeuchengeſetzes. 

Von Landgerichtsdirektor Philipp in Traunſtein. 


Auf Grund des $ 328 StGB., $ 7 Vieh SG.!) 
iſt zum Schutz gegen die Gefahr der Einſchleppung 


von übertragbaren Seuchen der Haustiere aus 


1 Ueber das gegenſeitige Verhältnis der beiden 
Geſetzesbeſtimmungen Ebermayer in Seuff Bl. 74 S. 751; 
Dürr Bay. 1912 S. 207; Obs G. in Bay Z. 1912 S. 486. 
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Oeſterreich Ungarn durch MBek. vom 27. Februar 
1906, ) den Vollzug des Viehſeuchenübereinkommens 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Oeſterreich⸗Ungarn 
vom 25. Januar 1905 betr. verſügt worden, daß 
Pferde nur auf Grund eines Urſprungszeugniſſes 
auf beſtimmten Eintrittsſtellen, zu beſtimmten Ein⸗ 
trittszeiten und nach vorhergegangener Unterſuchung 
durch den bayer. Grenztierarzt nach Bayern ein⸗ 
geführt werden dürfen. Wiſſentliche Zuwiderhand⸗ 
lungen gegen dieſe Einfuhrbeſchränkungen“) wurden 
unter der Herrſchaft des 8 328 StGB., alſo bis 
zum 1. Mai 1912, abgeſehen von der zwingend 
vorgeſchriebenen Einziehung, mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre beſtraft. War inſolge der Zuwider⸗ 
handlung Vieh von der Seuche ergriffen worden, 
jo trat Gefangnisſtraſfe von 1 Monat bis zu 
2 Jahren ein. Vom 1. Mai 1912 ab iſt durch 
8 74 Ziffer 3 Vieh. die wiſſentliche Zuwider⸗ 
handlung mit Gefängnisſtrafe bis zu 
2 Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 3000 M 
bedroht, die fahrläffige nach § 76 Ziffer 1 mit 
Geldſtrafe bis zu 150 M oder mit Haft. 

Laut Bek. des Reichskanzlers vom 24. Juli 1916, 
RGBl. S. 829, hat der Bundesrat auf Grund 
des 8 3 ErmaͤchtigungsG. vom 4. Auguſt 1914 zur 
Abhilfe wirtſchaftlicher Schädigungen angeordnet, 
daß Fohlen bis zu 2 Jahren in Deutſchland 
nicht eingeführt werden dürfen. Dieſes Einfuhr⸗ 
verbot bezweckte hauptſächlich den Schutz der 
deutſchen Valuta. Die Oeſterreicher hatten 
ein Ausfuhrverbot für kriegsbrauchbare Pferde über 
2½ Jahre erlaſſen. Daraufhin wurden aus Oeſter⸗ 
reich zu viel unter 2 / Jahre alte, für militäriſche 
Zwecke nicht verwendbare Fohlen zum Schaden der 
deutihen Valuta nach Deutſchland eingeführt. 
Dieſem Mißſtand ſollte das Einfuhrverbot abhelfen. 
Die wiſſentliche Zuwiderhandlung gegen dieſes Ein⸗ 
fuhrverbot wird nach 88 2, 134 VZollG., abge: 
ſehen von der Konfiskation nur mit Geldſtrafe 
geahndet, die fahrlaͤſſige nur mit einer Geldſtrafe 
bis zu 150 M 

Entgegen dieſem Einfuhrverbot und unter Nicht⸗ 
beachtung der angeführten ſeuchenpolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften werden fortgeſetzt Fohlen unter 2/% Jahren 
aus Oeſterreich nach Bayern eingeführt. Die Täter 
wurden, ſo weit mir die Rechtſprechung der Unter⸗ 
gerichte bekannt iſt, jeweils wegen je eines Ver⸗ 
gehens nach $ 134 Voll G. und eines Vergehens 
nach 8 74 Ziffer 3 ViehSG. in rechtlichem Zu⸗ 
ſammentreffen verurteilt. 


) Die Vorſchriften dieſer MBek. haben auch nach 
Inkrafttreten des Vieh SG. v. 26. Juni 1909 Geltung. 
8 341 Mek. v. 13. Auguſt 1910 über den Vollzug des 
Vieh SG. v. 26. Juni 1909 u. des bayr. Ausf. hiezu 
v. 13. Auguſt 1910. 

8) Ueber die Abgrenzung des Begriffes „Einfuhr⸗ 
beſchränkungen“ von dem Begriff „Einfuhrverbot“ 
RGSt. 52, 123. Der Unterſchied iſt beſonders wichtig 


im Hinblick darauf, daß nur bei Vorliegen eines „Ein⸗ 


fuhrverbotes“ Konterbande nach 5134 Voll. vorliegt. 


Nun hat das Ob“. in einer Entſcheidung 
vom 26. September 1918) ausgeſprochen, „die 
Verurteilung wegen Konterbande ſchließe die gleich⸗ 
zeitige Verurteilung wegen Uebertrelungen von 
Einfuhrbeſchräͤnkungen aus, die auf Grund des 
PiehSG. ergangen ſeien. Dieſe Einfuhrbeſchrän⸗ 


kungen könnten ſich „der Natur der Sache“ nach 


nur auf die erlaubte Einfuhr beziehen; man 
könne den, der verbotswidrig eingeführt habe, nicht 
noch deshalb beſtrafen, weil er das Verbot nicht 
an einer beſtimmten Eintrittsſtelle oder zu der für 
erlaubte Transporte beſtimmten Zeit übertreten 
oder weil er ſich nicht mit dem verbotswidrig ein⸗ 


geführten Tier dem amtlichen Tierarzt vorgeſtellt. 


habe. 

Diese bei oberflächlicher Betrachtung ganz billig 
erſcheinende Rechtsanſchauung iſt bei näherer Be⸗ 
trachtung unhaltbar. 

Nach dem Wortlaut der ſeuchenpolizeilichen 
Beſtimmungen ) wird durch dieſe „der Verkehr mit 
Pferden“ nach Bayern ſchlechthin getroffen. Eine 
Unterſcheidung zwiſchen erlaubter oder unerlaubter 
Einfuhr iſt nicht gemacht. Auch der mit dieſen Be⸗ 
ſtimmungen verfolgte Zweck läßt die Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen erlaubter und unerlaubter Einfuhr 
nicht zu. Die Gefahr, welche dem bayeriſchen Pferde⸗ 
beſtand durch die Einfuhr verſeuchter Pferde droht, 
iſt bei unerlaubter Einfuhr mindeſtens gleich groß, 
wenn nicht größer, als bei der ausnahmsweiſe auf 
Grund beſonderer Bewilligung erlaubten Einfuhr. 


Die Behörde, die nach 2 der Bek. v. 24. Juli 1916 
befugt iſt, ausnahmsweiſe die Einfuhr zuzulaſſen, 
darf die Einfuhrerlaubnis bei einer in Oeſterreich 
herrſchenden Pferdeſeuche überhaupt nicht oder doch 
nur unter beſonderen Vorſichtsmaßregeln bewilligen. 
Bei erlaubter Einfuhr wird deshalb für die Regel 
die Gefahr der Einſchleppung von Seuchen geringer 
ſein als bei unerlaubter Einfuhr. Deshalb mußte 
die MBek. vom 27. Februar 1906, wenn ſie ihren 
Zweck erreichen wollte, die unerlaubte Einfuhr erſt 
recht ihren Sicherungsvorſchriſten unterwerfen. Der 
Satz, daß die Einfuhrbeſchränkungen ſich nur auf 
die erlaubte Einfuhr beziehen können, iſt hienach 
nicht „naturgemäß“, wie das ObLG. meint. Er 
führt auch zu einem vernunftwidrigen Ergeb⸗ 
nis. Darnach wäre nämlich der, der auf Grund 
einer Einfuhrerlaubnis, jedoch unter Verletzung der 
ſeuchenpolizeilichen Anordnungen ein Fohlen unter 
2½ Jahren einführt, der ſchwereren Strafe des 
8 74 Vieh SG. verfallen, derſelbe Täter aber hätte 
ſeine Tat nur nach der leichteren Straſvorſchrift 
des $ 134 Voll G. zu büßen, wenn er ſich auch 
um das . nicht gekümmert und das 


) Ba 93. 1919 S. 41. Die Entſcheidung iſt auch 
im Beiblatt z. IM Bl. 1919 A 71 bekanntgegeben, alſo 
von ſeiten des Miniſt. „als wichtiges Urteil anerkannt, 
das allen mit der Strafrechtspflege betrauten Juſtiz⸗ 
behörden möglichſt raſch zur Kenntnis gebracht werden 
muß.“ 
) 8 1 MBek. vom 27. Februar 1906. 
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Pferd ohne Erholung der Einfuhrerlaubnis ein⸗ 
geſchmuggelt hätte. 


Wenn man alſo den, der ohne Einfuhrerlaubnis 
ein Fohlen z. B. zur Nachtzeit, auf einem Schleichweg 
und unter Umgehung der tierärztlichen Grenzſtation 
einführt, außer nach 8 134 VZollG. auch noch 
nach 8 74 Ziff. 3 Vieh S. beſtraft, jo iſt dieſes 
Ergebnis „naturgemäß“. Es entſpricht dem Wort⸗ 
laut und dem Zweck der angeführten Strafvor⸗ 
ſchriften, wie es auch mit dem geſunden Menſchen⸗ 
verſtand im Einklang fteht.°) u.“ | 


) Wäre die Anſchauung des Obs. richtig, dann 
wäre bei der unerlaubten Einfuhr auch die Anwendung 
des 8 77 ViehsG. ausgeſchaltet, was die ſchwerſte 
Gefährdung des inländiſchen Pferdebeſtandes zur Folge 
hätte. Die nach 8 134 VZollG. als Hauptſtrafe ges 
botene Konfiskation erſetzt die nach 8 77 als ſeuchen⸗ 
polizeiliche Maßnahme zwingend vorgeſchriebene Ein⸗ 
iehung nicht in jeder Beziehung. So kann die Kon⸗ 

skation dann nicht vollzogen werden, wenn deren 
Gegenſtand nach Vollendung der Konterbande, aber 
vor der Beſchlagnahme in das Eigentum eines unbe⸗ 
teiligten Dritten übergegangen iſt — RGSt. 30, 413 —, 
oder wenn im Zeitpunkt des Urteils der Verbleib der 
Sache nicht bekannt iſt — Recht 1918 Nr. 188. In 
dieſen Fällen kann nur nach 8 155 VZollG. auf Wert⸗ 
erſatz erkannt werden. Daneben aber iſt nach 8 158 
BZol®. u. 8 77 ViehS. noch auf Einziehung zu er⸗ 
kennen. Durch letztere ſoll die gefährliche Sache getroffen 
und der Gefahr vorgebeugt werden, die beſteht, wenn 
Einfuhrverbot und Einfuhrbeſchränkungen verſagt haben 
und ſo Gegenſtände in das Inland gelangt ſind, die 
eine Seuche hervorrufen können. Die Sache kann nach 
rechtskräftiger Erledigung des Strafverfahrens wieder 
angetroffen und dann die Einziehung vollzogen werden. 
RGSt. 52, 126. Auf Einziehung nach $ 77 Vieh. 
kann auch nach 8 477 StPO. ſelbſtändig erkannt werden, 
nicht aber auf Konfiskation, RGSt. 48, 28. Ueber die 
innere Verſchiedenheit der Konfiskation und Einziehung 
RGSt. 49, 134 

) Fälle, in denen „naturgemäß“ der Tatbeſtand 
einer ſtrafbaren Handlung ein an ſich erlaubtes Tun 
vorausſetzt, find in RGSt. 2, 370; 48, 312, Bay g. 1918, 
260, Recht 1919 S. 24 Nr. 16 behandelt. Wegen Zoll⸗ 
hinterziehung kann der Täter nicht beſtraft werden, der 
die Ware verbotswidrig einführt; ein Zoll wird 
„naturgemäß“ nur für Waren feſtgeſetzt, die eingeführt 
werden dürfen, wie auch eine gewerbliche Abgabe, natur⸗ 
gemäß“ nur von einem erlaubten Gewerbebetriebe 
erhoben wird, weil ein Gewerbebetrieb eine erlaubte 
Tätigkeit vorausſetzt, Ob. 14, 102. Die in $ 19 
Abſ. 1 Ziff. 1, 26 Nr. 2 Wein G. bei Strafe angedrohte 
Verpflichtung des Winzers und Weinhändlers, über 
ſeine „Weine“ Buch zu führen, erſtreckt ſich „natur⸗ 
gemäß“ nicht auf die von ihm in ſtrafbarer Weiſe nach⸗ 
gemachten Weine; „naturgemäß“ kann auch der nach 
SS 20, 29 Nr. 3 nicht geſtraft werden, der den von 
ihm in ſtrafbarer Weiſe nachgemachten, im Keller ein⸗ 
gelagerten Wein auf dem Faß nicht als nachgemachten 
bezeichnet. Doch kann in dieſer Beziehung kein alls 
gemeiner Grundſatz aufgeſtellt werden. Die Frage iſt 
immer aus dem Zuſammenhang der einſchlägigen 
geſetzlichen Beſtimmungen und nach dem Zwecke der 
anzuwendenden Strafvorſchrift zu entſcheiden; ſo wird 
die Anwendung der Beſtimmungen des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes auf einen Kaufvertrag nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Kaufvertrag wegen Beſchlagnahme 
der Kaufware ſtrafbar iſt. RG St. 50, 338. Der Um⸗ 
ſtand, daß der Malzhandel bei Strafe verboten iſt, 
ſchließt nicht aus, daß er unter das Verbot der über⸗ 
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Dieſe doppelte Verurteilung entſpricht auch all: 
gemeinen Rechtsgrundſaͤtzen. 

Denn die Tat verletzt zwei zum Schutze ganz 
verſchiedener Rechtsgüter beſtehende Straf⸗ 
geſetze und es bedürfte einer beſonderen geſetzlichen 
Beſtimmung, wenn man von der Anwendung eines 
und noch dazu des ſtrengeren Strafgeſetzes abſehen 
wollte. 

Die Entſcheidung des Ob“. iſt augenſcheinlich 
von dem zuweilen als allgemeinen Rechtsgrundfatz 
aufgeſtellten Satz beeinflußt, „niemand ſei zur 
Selbſtanzeige der ſelbſt begangenen Straſtat ver⸗ 
pflichtet“. Darauf weiſt die Begründung hin: 
„Man kann den, der verbotswidrig eingeführt hat, 
nicht noch deshalb ſtrafen, weil er ſich nicht mit 
dem verbotswidrig eingeführten Tier dem amtlichen 
Tierarzt vorgeſtellt hat.“ 

Dieſer allgemeine Rechtsgrundſatz ſtützt die Ent⸗ 
ſcheidung ſchon aus tatſächlichen Gründen nicht. 
Zu der Zeit, da der Angeklagte die Fohlen auf 
einem Schleichwege außerhalb der vorgeichri:benen 
Einfuhrzeit und unter Umgehung der grenztierärzt- 
lichen Kontrollſtelle über die Grenze brachte, war 
die ſtrafbare Konterbande noch gar nicht begangen. 
Die Begehung diefer Tat und die Zuwiderhandlung 
gegen § 74 Ziff. 3 Vieh. fallen zeitlich und 
örtlich zuſammen. Der Grenztierarzt muß ja nach 
87 MBek. vom 27. Februar 1906 an der Eintritts⸗ 
ſtelle das Urſprungszeugnis auf ſeine ordnungs⸗ 
mäßige Ausfertigung prüfen, die Identität des 
Tieres feſtſtellen und dieſes auf Seuchenfreiheit 
unterſuchen. Erſt dann hat er dem Einbringer 
die Einfuhrerlaubnis zu erteilen. Es kann alſo 
davon keine Rede ſein, daß der Schmuggler da⸗ 
durch, daß er den angeführten ſeuchenpolizeilichen 
Vorſchriften genügt, ſich ſelbſt einer ſchon begangenen 
Konterbande bezichtigen müſſe. 

Auch aus Rechtsgründen iſt der angeführte 
allgemeine ne auf den vorliegenden 
Fall nicht anwendbar. Geſetzlich iſt dieſer Satz 
überhaupt nicht feſtgelegt. Er iſt in der Rechts⸗ 
lehre?) und Rechtſprechungs) nur inſoweit an⸗ 
erkannt, daß eine Rechtspflicht zur Anzeige der 
eigenen ſtrafbaren Handlung verneint wird. kE3 
wird dies gefolgert aus dem offenbar ſubſidiaͤren 
Charakter des Anzeigegebotes gegenüber dem Ver⸗ 
letzungsverbote des übertretenen Strafgeſetzes. Daß 
diefer Rechtsſatz nicht fo weit auszudehnen iſt, daß 
der Schmuggler von der Einhaltung der ſeuchen⸗ 
polizeilichen Vorſchriften bloß deshalb entbunden 
wäre, weil er andernfalls das Vergehen der Konter⸗ 


mäßigen Preisſteigerung fällt, RG. in IM. Beibl. 1917 
S. 92. Der Händler, der gewerbsmäßig ohne Bezug⸗ 
ſchein Fleiſchwaren bezieht und an Gaſtwirte weiter 
veräußert, macht ſich nach 8 14 Nr. 5 FleiſchverbrVO. 
vom 21. Auguſt 1916 ſchuldig, gleichgültig daß ſein 
Gewerbebetrieb wegen Nichteinholung polizeilicher Ge⸗ 
nehmigung verboten und ſtrafbar iſt, RGSt. 52, 113. 
) Binding, HB. 1, 359; Frank, StGB. 8 139 VI, 2. 
) RGSt. 3, 1; 21, 141; 31, 197. 


bande nicht unentdeckt ausführen könnte, bedarf 
keiner weiteren Ausführung. 

Das Reichsgericht!) hat die Verurteilung des 
Vormundes, der bei der Nachforſchung nach dem 
außerehelichen Vater feines Mündels der Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde verſchwieg, daß er ſelbſt das Kind 
gezeugt hatte, wegen Untreue nach 8 266 Nr. 1 
StGB. gebilligt und dabei zutreffend ausgeführt, 
ſeine Strafbarkeit werde durch den Um⸗ 
ſtand nicht aufgehoben, daß er ſich durch 
Angabe der Wahrheit der Gefahr ſtraf— 
rechtlicher Verfolgung wegen Ehebruchs 
ausgeſetzt haben würde.“) 

Das Reichsgericht hat den von dem Ob. 
abgeurteilten Fall, ſo weit mir bekannt, noch nicht 
entſchieden, aber in ähnlich gelagerten Fällen einen 
von dem Ob“LG. abweichenden Standpunkt einge: 
nommen. Es!) hat die Verurteilung eines 
Schmugglers, der entgegen dem öſterreichiſchen 
Ausfuhrverbot und unter Verletzung der bayer. 
viehſeuchenpolizeil. Beſtimmungen Pferde über die 
bayeriſche Grenze gebracht hat, wegen je eines Ver: 
gehens nach 8 2 Zollkartell G. und nach 8 74 Ziffer 3 
Vieh SG. gebilligt. Es hat alſo den Schmuggler 


1) RGSt. 30, 191. 

11) Wenn das RG. in der JW. 1901 S. 442 in 
einem Falle, in dem der Angeklagte aus der ſtädtiſchen 
Waſſerleitung Waſſer entwendet hatte, die Möglichkeit, 
den Angekl. auch noch wegen Betrugs zu verurteilen, 
mit der Begründung verneinte: „Niemand fei zur 
Selbſtanzeige verpflichtet, der Angekl. habe 
ſich deshalb nicht auch noch des Betrugs dadurch 
ſchuldig gemacht, daß er den ſtädt. Waſſermeiſter mittels 
Vorzeigung der Waſſeruhr über die Geſamtmenge des 
verbrauchten Waſſers in Irrtum verſetzt und ſo zu einer 
unrichtigen Waſſerzins berechnung veranlaßt habe“, fo 
kann dieſe Begründung nicht für richtig erachtet 
werden. Der Angekl. beging allerdings außer dem 
Diebſtahl nicht noch einen Betrug. Die Vermögens⸗ 
beſchädigung der Stadt war bereits durch den vorher 
vollendeten Diebſtahl bewirkt. Es fehlte alſo an dem 
für den Tatbeſtand des Betrugs erforderlichen urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhang zwiſchen der Irrtumserregung 
und der Vermögensbeſchädigung, RG. 5, 253; 24, 410; 
43, 65; 49, 16. 

Es iſt dies ein Fall der ſogenannten ſtrafloſen 
Nachtat. Der Dieb einer Sache kann nicht wegen hinterher 
in derſelben Sache zum Schaden desſelben Eigentümers 
verübten Unterſchlagung, Hehlerei oder Sachbeſchä⸗ 
digung verurteilt werden. Wohl aber kann der Dieb 
eines Sparkaſſebuches hinterher durch Verwertung des⸗ 
ſelben einen Betrug gegenüber der Sparkaſſe 
begehen, wie er ſich auch einer Urkundenfälſchung 
ſchuldig macht, wenn er bei der Erhebung des Spar⸗ 
kaſſegeldes mit dem Namen des Beſtohlenen quittiert, 
Recht 1907 Nr. 3408; 1918 Nr. 162. Der Diebſtahl 
konſumiert eben alle die nachträglichen Verfügungen 
des Diebes, die eine Verwirklichung der Zueignungs⸗ 
abſicht darſtellen, aber auch nur dieſe. Der Angekl., 
der ein Geſchäftsbuch ſtiehlt, und hinterher die aus 
dieſem entnommenen Geſchäftsgeheimniſſe zu unlaus 
terem Wettbewerb benützt, macht ſich in ſachlichem 
Zuſammentreffen mit dem begangenen Diebſtahl eines 
Vergehens nach § 17 II UWG. ſchuldig, auch wenn er 
ſchon den Diebſtahl zum Zwecke der Erlangung der 
Geſchäftsgeheimniſſe begeht. Er verletzt eben 2 ver⸗ 
ſchiedene Rechtsgüter, JW. 1905 S. 548. 

12) RG. 52, 205. 
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entgegen der Anſicht des Ob“ G. auch noch deshalb 
geſtraft, „daß er die geſchmuggelten Pferde nicht 
an der vorgeſchriebenen Eintrittsſtelle und nicht zu 
der für erlaubte Transporte vorgeſchriebenen Zeit 
über die Grenze ſchaffte und ſich nicht mit den 
Schmuggelpferden dem Grenztierarzt vorſtellte.“ 

Ferner hal das Reichsgericht“) die Verurteilung 
eines Angekl., der verbotswidrig Fleiſchwaren unter 
Nichtbeachtung der vorgeſchriebenen Eingangsſtelle 
und ohne vorherige ärztliche Unterſuchung aus dem 
Auslande in Deutſchland einführte, wegen eines 
Vergehens nach 8 134 VZollG. in rechtlichem Zu: 
ſammenhang mit einer Uebertretung nach 8 27 
Ziffer 4, 13 Abſ. II des Schlachtvieh⸗ und Fleiſch⸗ 
beſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900 gebilligt. 

Nach der Rechtsauſchauung des Ob“. hätte 
die Verurteilung wegen der Uebertretung nicht 
erfolgen können, weil $ 13 II genau dieſelbe Einfuhr⸗ 
beſchraͤnkung zum Schutze der menſchlichen Geſund⸗ 
heit enthält, wie 81 MBek. vom 27. Februar 1906 
zum Schutze des inländiſchen Viehbeſtandes. 

Die eingangs geſtellte Frage dürſte daher ent⸗ 
gegen dem Ob“. zu bejahen ſein. Der Schmuggler 
muß je eines Vergehens nach 8 134 VZollG. und 
nach 8 74 Ziffer 3 Vieh G. in rechtlichem Bu: 
ſammentreffen ſchuldig geſprochen und müſſen gemäß 
8 158 VZoll G. die Strafbeſtimmungen der beiden 
Geſetzesſtellen unter Ausſchaltung des $ 73 StGB. 
voll zur Anwendung gebracht werden.“) 


Kleine Mitteilungen. 


Wer iſt Schulbehörde im Sinne des Fürſorge⸗ 
erziehungsgeſetzes ? Nach Art. 3 FEG. find die „Schul⸗ 
behörden“ verpflichtet, dem Vormundſchaftsgericht die 
zu ihrer Kenntnis gelangenden Tatſachen mitzuteilen, 
welche die Zuläſſigkeit der FE. begründen. Nach 
Art. 4 Abſ 4 des Geſ. hat das VornGericht vor der 
Entſch. über die FE. in allen Fällen, wenn der Minder⸗ 
jährige noch eine Schule beſucht, die „Schulbehörde“ 
um Aeußerung zu erſuchen, wenn ſich nicht eine ſolche 
ſchon bei den Akten befindet Schulbehörden im Sinne 
dieſer Beſtimmungen ſind nicht die oberen Schul⸗ 
behörden, die Kreisregierungen und das Miniſterium 
für Unterricht und Kultus; denn es ergibt ſich aus 

1) L. 1919 S. 57. 

14) Das Landgericht hat, abgeſehen von der Ver⸗ 
urteilung zum Werterſatz nach SS 134, 155, den Angel. 
lediglich aus dem BiehS®. zu einer Geldſtrafe ver: 
urteilt. Es hat die Verurteilung zu der ing 134 VZoll G. 
vorgeſchriebenen Geldbuße unterlaſſen, weil es offenbar 
von der Anſchauung ausging, § 74 Ziffer 3 Vieh. 
komme hier als „beſonderes Geſetz“ i. S. des $ 134 
in Betracht. Dieſe Anſchauung iſt unrichtig. Als 
„beſonderes Geſetz“ kommt § 74 Ziffer 3 nur in Frage, 
ſo weit er „die verbotene Einfuhr“, nicht aber, ſo weit 
er die Verletzung einer bloßen Einfuhrbeſchränkung 
unter Strafe ſtellt, 23.1919 S. 57, Bay Z. 1918 S. 289, 
Recht 1918 S. 366 und Recht 1918 Nr. 1653. Auch 
hätte neben der Konfiskation als Hauptſtrafe nach 
8 134 VZoll G. auf Einziehung als ſicherheitspol. Daß: 
nahme nach 8 77 ViehSG. erkannt werden müſſen 
(Recht 1919 Nr. 530). 
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der Natur der Sache, daß zunächſt die erſtinſtanziellen 
Schulbehörden gemeint ſind und die Behörden höherer 
Inſtanz auch hier nur inſoweit in Betracht kommen, 
als etwa auch auf dieſem Gebiet eine Tätigkeit höherer 
Inſtanz zu entfalten iſt. Demgemäß erſchienen nach 
bisherigem Recht als Schulbehörden im Sinne der 
genannten Beſtimmungen des FE. die Lokalſchul⸗ 
behörden, d. ſ. die Lokalſchulinſpektionen in den Landes⸗ 
teilen r. d. Rh., die Ortsſchulkommiſſionen in der Pfalz 
und die Stadtbezirksſchulinſpektionen in den unmittel⸗ 
baren Städten (fo auch $ 11 Abſ 2 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen 3. ZwEG. v. 28. Juni 1902) und allen⸗ 
falls daneben die Diſtriktsſchulbehörden, die ja auch 
in mancher Beziehung erſte Inſtanz ſind, d. ſ. die 
Diſtriktsverwaltungsbehörden, die Diſtriktsſchulinſpek⸗ 
tionen und in den unmittelbaren Städten die Lokal⸗ 
ſchulkommiſſionen (auch Stadtſchulkommiſſionen ge⸗ 
nannt) Es frägt ſich nun, wer nach dem nunmehrigen, 
durch die RegierungsVO. v. 16. Dez. 1918, betr. Be⸗ 
aufſichtigung und Leitung der Volks ſchulen (GVBl. 1275) 
und die Vollz.⸗ Bekanntmachungen v. 16. Dez. 1918 
(KM Bl. 341) und v. 19. Febr 1919 (KM Bl. 25), ge⸗ 
ſchaffenen Zuſtand deren Aufgabe zu übernehmen 
hat. Es iſt nun unrichtig, wenn man annimmt, die 
BD. v. 16. Dez 1918 habe die Ortsſchulinſpektionen 
beſeitigt; beſeitigt find nur die „Ortsſchulinſpektoren“; 
die „Ortsſchulbehörden“ ſollen bis auf weiteres in 
der bisherigen Zuſammenſetzung fortbeſtehen (Nr. I 
Abſ. 2 der BD.) Es bleiben, wie Nr. 3 Abſ. 1 der 
Vollzugs Bek. zur genannten VO. v. 16. Dez. 1918 
(KM Bl. 341) ausdrücklich bemerkt, Lakalſchulinſpek⸗ 
tionen, Ortsſchulkommiſſionen und Stadtbezirksſchul⸗ 
inſpektionen beſtehen. Die Ortsſchulinſpektoren (ge⸗ 
wöhnlich Lokalſchulinſpektoren genannt) ſind nicht 
identiſch mit der kollegial organiſierten Ortsſchul⸗ 
behörde; ſie waren deren Mitglieder und hatten da⸗ 
neben gewiſſe Aufgaben ſelbſtändig als Lokalſchul⸗ 
inſpektoren zu beſorgen (ſ. Englmann, Handbuch des 
Volksſchulrechts 8 7 S. 15). Wenn mit der ange⸗ 
führten Vollz Bek. den Lehrern verſchiedene Aufgaben 
wie die Sorge für die Ordnung in den äußeren Schul⸗ 
verhältniſſen zugewieſen ſind, ſo werden ſie dadurch nicht 
die Ortsſchulbehörde, ſondern haben in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als Lehrer gewiſſe Geſchäfte übertragen er⸗ 
halten; offenſichtlich ſollen fie die weggefallenen Lokal⸗ 
ſchulinſpektoren erſetzen. Nach dem FEG. handelt es 
ſich aber um eine Tätigkeit der Schulbehörde als 
kollegialen Organs, nicht um eine ſolche des Inſpek⸗ 
tors. Die Aeußerungen nach dem FEG. find des⸗ 
halb nach wie vor von der Lokalſchulinſpektion (Orts⸗ 
ſchulkommiſſion und Stadtbezirksſchulinſpektion) zu 
erholen und abzugeben. Die Ausfertigung der Er⸗ 
klärungen obliegt dem Bürgermeiſter und bei ſeiner 
Verhinderung feinem Stellvertreter (Nr. I Abſ. 2 der 
genannten VO.; Nr. 3 Abſ. 2 der genannten Vollz.⸗ 
Bek. v. 16. Dez. 1918; Art. 101 Abſ. 2 und Art. 125 
Abſ. 3 d. rechtsrh. Gem O.). Von den Lehrern hat nur 
der Klaſſenlehrer mitzuwirken, inſoferne ihn nach 8 11 
Abſ. 3 der genannten Vollz. Bek. z. Zw. die Schul: 
behörde vor Abgabe ihrer Aeußerung zu hören hat; 
der „geſchäftsführende Lehrer“ im Sinne der Vollz⸗ 
Bek. v. 16. Dez. 1918 iſt mit dem Vollzug des FEG. 
nicht befaßt. Was dann die Diſtriktsſchulbehörden 
anlangt, ſo gilt hier für die unmittelbaren Städte 
das gleiche; bier beſteht eine kollegial organiſierte 
Diſtriktsſchulbehörde, aus dieſer ſind nur die geiſt⸗ 
lichen Referenten ausgeſchieden und an ihre Stelle 
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Volksſchullehrer getreten. Schulbehörden im Sinne 
des FEG. ſind alſo hier nach wie vor die Lokalſchul⸗ 
kommiſſionen. Anders außerhalb der unmittelbaren 
Städte. Die hier beſtehenden Diſtriktsſchulinſpek⸗ 
tionen ſind nämlich keine kollegiale Behörde, ſondern 
beſtehen bloß aus dem Diſtriktsſchulinſpektor (Engl⸗ 
mann a. a. O. 8 19 Nr. 2 S. 45; Amtsinſtr. f. d. Dis 
ſtriktsſchulmſpaktoren v. 15. Sept. 1808, Weber 1, 224); 
an deren Stelle ſind zunächſt „bis zur Aufſtellung 
weltlicher Bezirksſchulinſpektoren“ von der Regierung, 
Kammer des Inrern, „zur Stellvertretung der Die 
ſtriktsſchulinſpektoren beſtellte Lehrer“ getreten; dieſe 
Lehrer haben demnach auch im Sinne des FEc. die 
bieberige Aufgabe der Diſtriktsſchulinſpektionen zu 
erfüllen. 
Landgerichtsrat Schiedermair in München. 


Zur Aufhebung des Adels in Bayern. Die Auf⸗ 
hebung des Adels in Bayern hat eine Folge, die, ſo⸗ 
weit ich ſehe, bisher öffentlich noch nicht beſprochen 
wurde. Die Angelegenheiten des vormals landesherr⸗ 
lichen Hauſes, des hohen Adels, insbeſondere der 
Standesherrn, in bezug auf die JGG. waren bisher 
durch Ausnahmegeſetze den Amtsgerichten entzogen. 
Nachdem der hohe Adel ebenſo wie der niedere mit 
allen Vorrechten beſeitigt iſt, ſind die bezeichneten An⸗ 
gelegenheiten in den Zuſtändigkeitskreis des Amts⸗ 
gerichts gerückt Eine Uebergangsvorſchriſt des Juſtiz⸗ 
miniſteriums, insbeſondere über Herausgabe der Archive 
der Domanialkanzleien uſw. an die ſtaatlichen Gerichte 
und Behörden wird ſich ſchwerlich vermeiden laſſen. 
Es ſeien deshalb nur die Fundſtellen ſür die bisherigen 
Ausnahmegeſetze aufgeführt: 1. Becher, Landeszivilrecht, 
S. 87ff., 2. Haberſtumpf⸗Barthelmeß, Nachlaßweſen, 
2. Aufl., S. 136-139, 3. Carlebach⸗Pfäfflin, F GG., 
S. 498 — 499. 

Amtsgerichtsrat Dr. Haberſtumpf in München. 


Erliſcht die Mitglied ſchaft im Angeſtelltenausſchuß 
durch Ueberſchreitung der für die Berſicherungs pflicht 
nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſez maßgebenden 
Gehaltsſtuſe? Die Ausführungen des Herrn Rechts⸗ 
anwalts Wagner in Nr. 4 dieſes Jahrgangs gehen 
von Beſtimmungen aus, die nicht mehr zu Recht be⸗ 
ſtehen, und ſind daher geeignet, falſche Vorſtellungen 

Ihre Berichtigung erſcheint 
deshalb geboten. 


Das Recht der Angeſtelltenausſchüſſe iſt durch 
Abſchnitt II der VO. über Tarifverträge, Arbeiter⸗ 
und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Ar⸗ 
beitsftreitigfeiten vom 23. Dezember 1918 (RGBl. 
S. 1456) auf eine neue und einheitliche Grundlage ge⸗ 
ſtellt worden. Für Bayern ſind Vollzugsvorſchriften 
in der Bekanntmachung des Miniſteriums für ſoziale 
Fürſorge vom 20. Januar 1919 (Bayer. Staatsanzeiger 
Nr. 21 vom 22. Januar, enthalten. Nach 8 9 Abi. 2 


der VO. find Angeſtellte i. S. dieſer VO. die nach 


dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen ſowie diejenigen, die verſicherungs⸗ 
pflichtig ſein würden, wenn nicht ihr Jahresarbeits⸗ 
verdienſt 5000 M oder ihr Alter das 60. Lebensjahr 
überſtiege. Nicht als Angeſtellte gelten lediglich die 
Generalbevollmächtigten ſowie die im Handelsregiſter 
oder im Genoſſenſchaftsregiſter eingetragenen Vertreter 
der Unternehmung, für die der Ausſchuß errichtet wird 
oder beſteht. Nach 8 11 Ziff. 1 der VO. ſind wahl⸗ 


* 
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berechtigt und wählbar alle mindeſtens 20 Jahre alten 
männlichen und weiblichen Angeſtellten, die ſich im 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. Dieſe 
Beſtimmungen gelten nicht nur für Betriebe, in denen 
Angeſtelltenausſchüſſe neu errichtet werden, ſondern 
auch für die ehemals hilfsdienſtpflichtigen Betriebe, 
in denen bereits Angeſtelltenausſchüſſe beſtehen. 

Hiernach kann kein Zweifel ſein, daß ſeit dem 
Inkrafttreten der neuen Beſtimmungen, das iſt ſeit 
27. Dezember 1918, die Ueberſchreitung der für die 
Verſicherungspflicht nach dem Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetz maßgebenden Gehaltsſtufe ohne Einfluß auf die 
Mitgliedſchaft im Angeſtelltenausſchuſſe iſt. Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Rechtsanwalts Wagner ſind 
alſo inſoweit überholt und gegenſtandslos. Von Be⸗ 
deutung ſind ſie dagegen auch nach dem neuen Rechts⸗ 
zuſtand für die Löſung der Frage, ob durch die Er⸗ 
nennung zum Generalbevollmächtigten oder zum ge⸗ 
richtlich eingetragenen Vertreter der Unternehmung 
die Mitgliedſchaft im Angeſtelltenausſchuſſe erliſcht. 
Hierfür können ſie zweifellos entſprechend verwertet 
werden. 

Aus 8 11 Ziff. 1 der VO. iſt zu folgern, daß für 
die Wahlberechtigung und Wählbarkeit die Staats⸗ 
angehörigkeit keine Rolle mehr ſpielt; jeder Angeſtellte 
in einem Betrieb kann vielmehr ohne Rückſicht auf 
die Staatsangehörigkeit zum Angeſtelltenausſchuß wäh⸗ 
len oder gewählt werden. Der Verluſt der deutſchen 
Staatsangehörigkeit berührt ſohin die Mitgliedſchaft 
im Angeſtelltenausſchuß nicht. 

Dr. Georg Obermayer in München. 


Aus der ALechtſprechung. 
Reichsgericht. 


Zivilſachen. 
I 


Strafrechtliche Beſchlagnahme. Auläffigteit des Ber⸗ 
kanſs bei drohendem Verderb. Am 20. April 1916 be- 
ſtätigte das preuß. Amtsgericht L. „in der Strafſache 
gegen B. (den Kläger) und die Händlersfrau H. und 
Genoſſen“ die Beſchlagnahme der dem Kl und der H. 
auf dem Hauptbahnhof in L. weggenommenen Fleiſch⸗ 
und Wurſtwaren als für die Unterſuchung bedeutender 
und vorausſichtlich gemäß 85 der BRVO. vom 23. März 
1916 einzuziehender Gegenſtände und verfügte den als⸗ 
baldigen Verkauf, zumal dieſe der Einziehung unter— 
liegenden Gegenſtände in der jetzigen Jahreszeit leicht 
verderblich ſeien. Der Beſchluß bezeichnete als die 
Beſchuldigung Zuwiderhandlung gegen ein örtliches 
Fleiſchausfuhrverbot vom 14. April 1916 in Verbin⸗ 
dung mit der BRVO. vom 27. März 1916 und Ver⸗ 
gehen gegen die BRVO. vom 23. März 1916. Auf 
Grund dieſes Beſchluſſes wurden die Waren am 
22. April 1916 im Schlachthauſe zu L. verkauft. Vom 
Schöffengericht wurden zwei Fleiſchermeiſter, die die 
Waren an den Kl. und an die H. verkauft hatten, 
wegen Vergehens gegen das Ausfuhrverbot, der Kl. 
und die H. wegen Beihilfe dazu verurteilt, dagegen 
die beiden Fleiſchermeiſter von der Anklage der Preis- 
treiberei freigeſprochen. Das Landgericht ſprach völlig 
frei, weil das Ausfuhrverbot rechtsungültig ſei, und 
zudem der Kl. und die H. nicht Schlächter, ſondern 
nur Händler, alſo von dem Ausfuhrverbot gar nicht 
betroffen geweſen ſeien, auch nur ein ſtrafloſer Verſuch 
der Ausfuhr vorgelegen habe. Der Kl. forderte vom 
Staat Schadenserſatz, weil der Beſchluß vom 20. April 


1916 eine fahrläffige, ihn ſchädigende Amtshandlung 


des Amtsrichters geweſen ſei, wurde aber abgewieſen. 
Das BG. läßt dahingeſtellt, ob das Ausfuhrverbot 
rechtsungültig geweſen ſei und ob der Amtsrichter 
dies bei gehöriger Prüfung der Sach⸗ und Rechtslage 
hätte erkennen müſſen. Die Reviſion des Klägers 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Reviſion führt aus: von Anreizung 
zur Preisſteigerung i. S. des 85 Abſ. 1 Nr. 5 der BO. 
vom 23. März 1916 ſei in den polizeilichen Akten kein 
Wort zu finden, — eine ſolche Anreizung ſei gegen 
den Kläger nicht een — die Fleiſchermeiſter 
ſeien ſogar von der Anklage der übermäßigen Preis⸗ 
ſteigerung freigeſprochen; eine Einziehung der Waren 
habe der Amtsrichter alſo gar nicht in Rechnung 
nehmen dürfen; jedenfalls aber entbehre die Anord⸗ 
nung des Verkaufs jeder geſetzlichen ZSrundlage; es 
müſſe deshalb auf das durch die Beſchlagnahme be⸗ 
gründete zivilrechtliche vertragsähnliche Verhältnis 
(etwa Verwahrungsvertrag) zurückgegangen werden, 
und inſoweit ſei es ein Verſchulden des Amtsrichters, 
daß der Kl. von dem Verkaufstermin des 22. April 
nicht rechtzeitig benachrichtigt und ihm fo die Moͤg⸗ 
lichkeit des eigenen Wiederkaufs der Waren genommen 
wurde. Dieſer Ausführung kann keine Folge gegeben 
werden. Der Beſchluß bezeichnet als Beſchuldigte 
außer dem Kl. und der H. die Genoſſen, alſo die 
. und als Beſchuldigung nicht nur die 

uwiderhandlung gegen das Fleiſchausfuhrverbot, 
ſondern auch das Vergehen gegen die VO. vom 23. März 
1916. Von dieſem Standpunkt aus war die Einziehung 
zu erwarten, auch wenn nur den Fleiſchermeiſtern 
Preistreiberei zur Laſt fiel, nicht auch dem Kl. An⸗ 
reizung dazu, § 5 Abſ. 3 der BO. vom 23. März 1916. 
Das BG. ſtellt nnu tatſächlich feſt, daß für den Amts⸗ 
richter der dringende Verdacht von Vergehen gegen 
85 Abſ. 1 Nr. 1 — und was den Kl. anlangt — eines 
Vergehens gegen 8 5 Abſ. 1 Nr. 5 allerdings vorlag. 
Darauf allein kommt es an: für die Beurteilung in 
dieſem Stadium iſt belanglos, daß ſpäter Freiſprechung 
erfolgte. Daß aber bei drohendem Verderb der Ware 
die Einziehung im Wege des Verkaufs erfolgen durfte, 
iſt bereits mehrfach oberrichterlich anerkannt: es ge⸗ 
nügt, auf die Entſch. des V. Strafſenats des RG. vom 
18. Dezember 1917 in RGSt. Bd. 51 S. 322/324 und 
des Bayer. Obs. vom 4. Oktober 1917 in JW. 1918 
S. 186 hinzuweiſen. Die von der Reviſion nur even⸗ 
tuell eingeführten zivilrechtlichen Geſichtspunkte kommen 
alſo nicht in Betracht. Mit Recht hat das BG. jedes 
Verſchulden der Amtsrichters verneint. (Urt. des 
III. ZS. vom 20. Dezember 1918, III 237/18). — e — 
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II. 


Unfall durch eine Pendeltüre, deren Flügel keine 
gan arifie haben. Haftung des Hanseigentümers und 
ienſtherrn. Urſächlicher 
ſchulden des verunglückten Bedienſteten. Der Kläger, 
ein Angeſtellter der beklagten Verſicherungsgeſellſchaft, 
erlitt, als er im Verwaltungsgebäude der Beklagten 
eine in zwei Flügeln ſchwingende Pendeltüre gleich» 
zeitig mit anderen Angeſtellten durchſchritt, eine Quet⸗ 
ſchung der rechten Hand und machte für den ihm dar⸗ 
aus erwachſenen und künftig erwachſenden Schaden 
die Beklagte verantwortlich. Das BG. entſprach der 
Klage zur Hälfte. Die Reviſion der Beklagten wurde 
zurückgewieſen. i 
Gründe: Die Annahme des B., daß das 
Fehlen von Handgriffen an der Pendeltüre ein Ver⸗ 
ſchulden der Bekl. als der Hauseigentümerin und der 
Dienſtherrin des Kl. in ſich ſchließe, iſt nicht rechts⸗ 
irrtümlich. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen 
H., das das BG. der Entſcheidung zugrunde gelegt 
hat, war die Anbringung von Handgriffen an beiden 
Türflügeln und auf beiden Seiten der Flügel durch— 


uſam menhang bei Mitver⸗ 
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aus notwendig, um zu verhindern, daß die Türflügel 
an den gefahrbringenden Kanten angefaßt würden. 
Die den Türbenützern aus dem Fehlen der Handgriffe 
drohende Gefahr war um ſo größer, als der Zwiſchen⸗ 
raum zwiſchen beiden Türflügeln bei geſchloſſener Türe 
nach dem Augenſcheinsprotokolle 1½ bis 2 Zentimeter 
betrug. Sind Handgriffe angebracht, ſo wird jeder 
Türbenützer unwillkürlich ſich ihrer bedienen, und es 
wird ſo die Gefahr, daß er vom ausſchwingenden 
Flügel getroffen oder daß ſeine Hand gequetſcht werde, 
erheblich gemindert. Auch die Bejahung des Ur⸗ 
ſachenzuſammenhangs unterliegt keinem rechtlichen Be⸗ 
denken. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß der Kl. die 
Quetſchung ſeiner Hand bei der Benutzung der Pendel⸗ 
türe erlitten hat, ſei es dadurch, daß er mit der Hand 
zwiſchen die beiden Flügel geraten iſt oder dadurch, 
daß einer der beiden Flügel gegen ſeine Hand ge⸗ 
ſchlagen hat. Die Reviſion meint, daß der Urſachen⸗ 
zuſammenhang zu verneinen ſei, weil der Vorgang nicht 
wenigſtens in ng weſentlichen Einzelheiten habe 
klargeſtelltf werden können; es liege auf der Hand, 
daß der ſeftene Unfall nur bei beſonderem Ungeſchick 
des Kl. glich geweſen ſei; die Wahrſcheinlichkeit 
einer ſolchen törichten Handlungsweiſe des Kl. habe 
alſo vorgelegen, und den Kl. habe die Beweislaſt 
dafür getroffen, daß er ſich nicht beſonders ungeſchickt 
benommen habe. Die Rüge iſt nicht gerechtfertigt. 
Nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge hätte der 
Kl., wenn Handgriffe vorhanden geweſen wären, ſich 
ihrer bedient und es wäre der Unfall vorausſichtlich 
vermieden worden. Das Fehlen der Handgriffe hat 
die Geſahr geſteigert und den Eintritt der ſchädlichen 
Folge begünſtigt. Wenn nun auch, wie das BG. an⸗ 
nimmt, ein eigenes Verſchulden des Kl. mitgeſpielt 
hat, ſo war doch das Fehlen der Handgriffe eine 
mitwirkende, zur Bejahung des Urſachenzuſammenhangs 
enügende Urſache. Nur dann wäre der Zuſammen⸗ 
ang zu verneigen, wenn ſicher wäre, daß der Kl. 
auch beim Werd e gen der Handgriffe den Unfall 
erlitten hätte. e Verletzung des 8 254 BGB. liegt 
nicht vor. Die Bekl. trifft das grundlegende Ver⸗ 
ſchulden, da ſie eine gefahrbringende Sache dem Ver⸗ 
kehr übergeben hat. Dem gegenüber iſt das Verſchulden 
des Kl., der in Kenntnis des gefährlichen Zuſtands 
die ihm obliegende Sorgfalt außer acht gelaſſen hat, 
durch Auferlegung der Hälfte des Schadens in recht⸗ 
lich bedenkenfreier Weiſe berückſichtigt. (Urt. des III. ZS. 
vom 5. November 1918, III 202/18). — e — 
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III. 


Unfall beim Fenſterputzen. itung des Dienſt⸗ 
u für die Brauchbarkeit des Srbeitzgerätes Die 
lägerin fiel, während fie als Dienſtmädchen beim 
Beklagten im Dienſte ſtand, beim Fenſterputzen von 
einem ſog. Hocker, war längere Zeit krank und erlitt, wie 
ſie behauptet, eine dauernde Geſundheitsbeſchädigung. 
Sie führte den Unfall auf ein Verſchulden des Bekl. 
und ſeiner Hausdame zurück und verlangte vom Bekl. 
Erſatz ihres Schadens in beſtimmter Höhe, ſowie die 
DR ung der Erſatzpflicht für künftige Schäden. 
ie Klage wurde abgewieſen, die Berufung der Kl. 
zurückgewieſen. 92h ihre Reviſion wurde das Bes 
rufungsurteil aufgehoben und die Sache an das BG. 
zurückverwieſen. 

Gründe: Die Kl. beruft ſich zur Begründung 
ihrer Anträge auch auf ein Anerkenntnis des Bekl., 
der ihr drei Tage nach dem Unfalle eine Entſchädigung 
mit der Erklärung zugeſagt haben ſoll, er ſehe nicht 
ein, warum er jährlich ſo und ſo viel an die Haft⸗ 
pflichtverſicherung bezahle, wenn er nicht dafür in 
einem ſolchen Falle etwas bekomme. Die Vorinſtanzen 
haben dieſes Vorbringen aus dem Grunde zurückge⸗ 
wieſen, weil ein Anerkenntnis der Bekl. mangels der 
nach 8 781 BGB. erforderlichen Schriftform nicht 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 8. 


ꝗ— — — — — —̃̃ 


163 


rechtsverbindlich wäre. Der Reviſion iſt zuzugeben, 
daß ein Schuldanerkenntnis auch die Bedeutung haben 
kann, daß nur das Beſtehen einer Schuld feſtgeſtellt, 
nicht aber eine neue ſelbſtändige Verbindlichkeit be⸗ 
gründet werden ſoll, und daß ein derartiges nur be⸗ 
ſtätigendes Anerkenntnis der Form des 8 781 BER. 
nicht unterliegt. Vorausgeſetzt wird aber dabei, daß 
durch die Erklärung des Schuldners das Schuldver⸗ 
hältnis dem Streite der Parteien entrückt werden 
ſollte. Eine ſolche Abſicht iſt dem von der Kl. ange⸗ 
gebenen Inhalt der Erklärung nicht zu entnehmen, 
und zu näheren Angaben über das Anerkenntnis hat 
ſich die Kl. auf richterliches Befragen im Berufungs⸗ 
verfahren außerſtande erklärt. Das BG. hatte daher 
keinen Anlaß, auf den von der Reviſion hervorge⸗ 
hobenen Geſichtspunkt einzugehen. Dagegen ſind die 
übrigen Ausführungen rechtlich zu beanſtanden, mit 
denen das BG. die Abweiſung der Klage beſtätigt. 
Das BG. iſt durch Augenſchein und Probe zur Ueber⸗ 
zeugung gelangt, daß der Hocker, wenn er mit der 
nötigen Vorſicht benutzt werde, die von ſolchen Ge⸗ 
räten zu erwartende Standfeſtigkeit beſitze, alſo an 
ſich für Leben und Geſundheit der ihn benutzenden 
Perſonen keine Gefahr in ſich berge. Die Kl. hat 
aber unter Beweisangebot behauptet. daß ein Um⸗ 
kippen des Hockers, wie bei ihrem Unfalle, ſchon öfter 
vorgekommen ſei, daß aber der Bekl. trotz der darüber 
bei ihm und ſeiner Hausdame von den Dienſtboten 
vorgebrachten Klagen die Weiterverwendung dieſes 
Hockers verlangt habe. Dieſe Behauptung iſt vom 
BGG. mit Unrecht für unerheblich erachtet worden. 
War ein Iimkippen ſchon wiederholt vorgekommen, 
ſo ſprach das dafür, daß der Hocker trotz äußerer 
Ordnungsmäßigkeit und ſcheinbarer Ungefährlichkeit 
ſich zur Benutzung beim Fenſterputzen nicht eignete. 
Der Bekl. mußte dann dafür ſorgen, daß andere 
Gegenſtände verwendet wurden, zumal ſolche vor⸗ 
handen waren, wie er ſelbſt geltendmacht, und es be⸗ 
gründete eine grobe Fahrläſſigkeit, wenn gleichwohl 
von ihm oder von ſeiner Hausdame die Benutzung 
des fraglichen Hockers verlangt wurde. Die Pflicht 
zum Erſatze des durch dieſe Fahrläſſigkeit verurſachten 
Schadens ergibt ſich aus dem Dienſtvertrage nach 
88 618, 278 und aus den Vorſchriften über unerlaubte 
Handlungen in 88 823, 831 BGB. Die Abweiſung 
der Klage wird auch nicht durch die Erwägung des 
BG. gerechtfertigt, ein Umkippen des Hockers könne 
im Zweifel nur auf eigene Unvorſichtigkeit der Kl. 
und in den behaupteten früheren Fällen nur auf die \ 
Unvorſichtigkeit der benutzenden Perſonen zurückgeführt 
werden. Wenn ſich durch die beantragte Beweisauf⸗ 
nahme feſtſtellen läßt, daß der Hocker ſich zur Be» 
nutzung beim Fenſterputzen nicht eignete, dann muß 
im Zweifel davon ausgegangen werden, daß dieſe 
mangelnde Eignung auch die Urſache des Unfalles 
bildete, und es bedurfte einer Feſtſtellung beſonderer 
vom Bekl. zu beweiſender Umſtände, um annehmen zu 
können, daß nur eine Unvorſichtigkeit bei der Benutzung 
des Hockers in dieſem wie in den früheren Fällen 
urſächlich war. Die abweichende Auffaſſung des BE. 
beruht auf einer Ueberſpannung der der Kl. obliegen⸗ 
den Darlegungs. und Beweispflicht. Das Berufungs⸗ 
urteil kann daher nicht aufrecht 118 werden. 
(Urt. des III. 35. vom 19. November 1918, III 279/18). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Die BD. vom 10. März 1868, die Hebernahme von 
Nebengeſchäften uſw. betr., bezieht fi nur auf rechtz⸗ 
kundige Magiſtrats mitglieder, nicht auch auf ſonſtige 
bernſsmäßige Gemeindebeamte. Das AG. K. hat den 
ſtädtiſchen Oberſekretär F. in K. als Vormund über 
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den entmündigten Kaufmann N. beſtellt. Später er⸗ 
klärte der Stadtmagiſtrat K. dem AG., er habe zwar 
einerzeit den F. als Vormund vorgeſchlagen, allein 
ie vormundſchaftlichen Geſchäfte hätten einen derartigen 
Umfang angenommen, daß ſie mit den Pflichten eines 
ſtädtiſchen Beamten nicht mehr vereinbar ſeien; es 
wurde deshalb unter Berufung auf die BO. vom 
10. März 1868, die Uebernahme von Nebengeſchäften 
durch Beamte und öffentliche Diener betr., beantragt, 
den F. von der Vormundſchaft zu entbinden. Das AG. 
wies den Antrag zurück, Beſchwerde und weitere Be⸗ 
ſchwerde des Stadtmagiſtrats hatten keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Stadtgemeinde K. 
iſt zur weiteren Beſchwerde nach § 20 Abſ. 1 J. 
berechtigt. Sie hat auf Grund des § 2 der VO. vom 
10. März 1868 dem Oberſekretär F. die ids 
der Vormundſchaft unterſagt und hat nach 8 188 
BGB. Anſpruch auf die Entlaſſung ihres Beamten als 
Vormund, wenn die VO. auf ihn anwendbar iſt. In 
dieſem Rechte wird ſie durch den angefochtenen Beſchluß 
beeinträchtigt. Die VO. vom 10. März 1868 bezog ſich 
nur auf die im unmittelbaren Staatsdienſte ſtehenden 
Beamten und die öffentlichen Diener. Unter öffentlichen 
Dienern i. S. der VO. hat man Perſonen zu verſtehen, 
die dazu aufgeſtellt ſind, auf Anrufen öffentliche Dienſte 
zu leiſten, und die dafür nicht vom Staate, ſondern 
von den Parteien entlohnt werden (Seydel, Bayer. 
Staats R., 2. Aufl. Bd. II S. 190). Zu den Beamten, 
die von der VO. vom 10. März 1868 betroffen find, 
gehörten nicht nur die in der IX. Verf Beil. behandelten 
pragmatiſchen Staatsdiener, ſondern auch die nicht⸗ 
pragmatiſchen Staatsbeamten und Bedienſteten. Das 
geht hervor aus der Entſchl. des Staatsminiſteriums 
des Innern vom 13. November 1868, die Uebernahme 
von Nebengeſchäften durch Beamte und öffentliche Diener 
betr. (Weber Bd. 7 S. 521), darin iſt beſtimmt, an 
welche Stelle oder Behörde das Subalternperſonal die 
nach $1 der VO. vom 10. März 1868 gebotene Anzeige 
über die Uebernahme von Nebengeſchäften zu machen 
hat, und welche Stelle oder Behörde zur Bewilligung 
nach 8 3 zuſtändig iſt. Außer den Beamten des un» 
mittelbaren Staatsdienſtes unterſtanden der VO. vom 
10. März 1868 auch die in Art. 74 Abſ. 2 rechtsrh. 
GemO. genannten rechtskundigen Magiſtratsmitglieder. 
Für die übrigen berufsmäßigen Gemeindebeamten fehlt 
es an allgemein gültigen Beſtimmungen (Kahr, Anm. 3 d 
zu Art. 74 GemO., Frank, Anm. 2 d zu Art. 26 Gem B.). 
Da hiernach die VO vom 10. März 1868 für die be⸗ 
rufsmäßigen Gemeindebeamten, zu denen der Ober: 
ſekretär F. gehört, bisher nicht gegolten hat, iſt ſie 
hier nicht anwendbar. Daher iſt nicht zu erörtern, ob 
die Verordnung durch das Gemeindebeamtengeſetz außer 
Kraft geſetzt iſt. (Beſchl. des I. ZS. vom 15. Februar 
1919, Reg. III Nr. 7/1919). M. 
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II 


Bei dem dinglichen Nechtsgeſchäft bildet ſchen die 
Einigung für ſich allein, ohne die Eintragung, einen 
Vertrag und es iſt deshalb 8 1829 BGB. Sat 2 auf 
ſie anzuwenden. Eine im Auftrage des Vormunds 
eines Minderjährigen durch das Notariat vorgenommene 
Grundſtücksverſteigerung wurde vormundſchaftsgericht⸗ 
lich genehmigt, das GBA. lehnte jedoch die Eintragung 
der Rechtsänderung ab, weil fi) aus der Notariats⸗ 
urkunde nicht ergebe, ob gemäß § 1821 Abſ. 1 Nr. 1, 
$ 1829 BGB. die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung der Erklärung des Vormunds durch dieſen dem 
Käufer mitgeteilt und ob die von dem Vormund ab⸗ 
gegebenen Erklärnngen demnach rechtswirkſam ſeien. 


1) Anm. des Herausgebers. S. aber Art. 23 Gem BG. und 
9 der Muſterſatzung (Bek. des Staatsminiſteriums des Innern 
Nr. 3051/5, abgedr. dei Frank a. a. O. S. 147 ff.); ferner wegen der 
rechtskundigen Magiſtratsmitglieder Art. 2 Gem. 1. V. mit Art. 18 
Beamten. 


Die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde des Vor⸗ 
munds wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nicht beizutreten iſt der 
Anſchauung des Beſchwerdeführers, daß das GBA. nicht 
zu prüfen habe, ob der Vormund die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung dem anderen Vertragsteil 
bekannt gegeben hat. Nach 8 1821 Abſ. 1 Nr. 1 88. 
bedarf der Vormund zur Verfügung über ein Grund⸗ 
ſtück der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 
Da der Vertrag ohne die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geſchloſſen worden war, hing keine Wirk⸗ 
ſamkeit von der nachträglichen Genehmigung ab, die 
das Gericht dem Vormunde gegenüber zu erklären 
hatte; gegenüber dem Käufer wurde die Genehmigung 
erſt wirkſam, wenn ſie ihm durch den Vormund mit⸗ 
geteilt ward ($ 1829 Abſ. 1, 8 1828 BGB.). Die durch 
die Notariatsurkunde nachgewieſene Eintrag ungsbe— 
willigung genügt zum Vollzuge nicht, weil abweichend 
von $ 19 GO im Falle der Auflaſſung die Eintra⸗ 
gung nach 8 20 GBO. nur erfolgen darf, wenn die 
Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles 
erklärt iſt. Das GBA. hat demnach zu prüfen, ob die 
Einigung vorliegt und ob ſie wirkſam erklärt iſt (Güthe, 
2. Aufl., Anm. 43 zu 820 GBO.; KGJ. 34 A S. 253). 


Der Nachweis iſt in den Formen des 8 29 G80. zu 


liefern. Allerdings wird die Anficht vertreten, daß 
bei dem dinglichen Rechtsgeſchäfte die in 8 1829 Abſ. 1 
Satz 2 BOB. vorgeſchriebene Mitteilung an den Ver⸗ 
tragsgegner wegfalle; denn die Einigung für ſich allein 
ohne die Eintragung ſei kein Vertrag, das dingliche 
Rechtsgeſchäſt könne erſt mit der Eintragung als voll⸗ 
zogen gelten, die vormundſchaftsgerichtliche Genehmi⸗ 
gung vor der Eintragung ſei daher immer vorher und nicht 
nachträglich erteilt (Weißler in der Zeitſchr. des deutſchen 
Notarvereins 1915 S. 125/126; Siber, Das Buchrechts⸗ 
geſchäft S. 127 ff., S. 145 ff.). Allein dagegen wird 
mit Recht eingewendet, daß auch die Einigung für ſich 
allein, ohne die Eintragung, einen Vertrag bildet und 
daher den allgemeinen Vorſchriften über Verträge, 
mithin auch dem § 1829 BGB. unterliegt (Planck, 
4. Aufl, Vorbem. III, 1 Ziff. 5 zu dem 3. Buche des 
BGB.). (Beſchl. des I. ZS. vom 22. Februar 1919, 
Reg. III Nr. 10/1919). M. 
4604 
III. 
Rechtliche Natur und Teilbarkeit eines dinglichen 
e Der Kläger hat im Jahre 1897 das 
iſchereirecht in dem W.⸗Bach durch Kauf erworben. 
Auf einem der von dieſem Bach durchfloſſenen Grund⸗ 
ſtücke haben die Rechtsvorgänger der Beklagten 1844 


einen Stauweiher angelegt. Da die nunmehrigen Eigen⸗ 


tümer dieſes Weihers dem Kläger das Recht beſtritten, 
in ihm zu fiſchen, erhob er Klage mit dem Antrage, 
feſtzuſtellen, daß ihm das alleinige Fiſchereirecht in dem 
Weiher zuſtehe. Die Klage wurde vom L. und OLE 
abgewieſen, weil das Fiſchereirecht in dem Weiher durch 
mehr als zehnjährige Nichtausübung erloſchen ſei. Zur 
Begründung der Reviſion wurde geltend gemacht, der 
Stauweiher fei nur eine Erweiterung des Bachbetts, 
es handle ſich um ein unteilbares Recht an dem ganzen 
Bachbett, das Fiſchereirecht könne daher nicht dadurch 
untergegangen ſein, daß es an einzelnen Teilen des 
Baches nicht ausgeübt worden ſei. Die Reviſion wurde 
zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Das BG. wendet zutreffend 
das gemeine Recht bei der Beurteilung der Frage an, 
ob das Fiſchereirecht in dem Stauweiher bereits 1897 
durch Nichtausübung verloren gegangen, ein Uebergang 
auf den Kläger alſo nicht mehr möglich war. Mit 
Recht vertritt es dabei im Anſchluß an die Entſchei⸗ 
dung des ObLG. vom 22. März 1909 (Sammlg. N. F. 
Bd. 10 S. 128) die Auffaſſung, daß ein dingliches 
Fiſchereirecht nach dem gemeinen Rechte teilbar iſt. 
Das dingliche Fiſchereirecht iſt nach dem gemeinen Rechte 
(JW. 1901 S. 41) ein Nutzungsrecht an einer fremden 
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Sache; es hat zwar mit den Dienſtbarkeiten gemein, 
daß ein dienendes Grundſtück vorhanden iſt, unterſcheidet 
ſich aber von ihnen dadurch, daß es weder an ein 
herrſchendes Grundſtück geknüpft, noch auf die Lebens⸗ 
dauer einer beſtimmten Perſon beſchränkt, fondern 
vererblich und veräußerlich iſt. Daraus folgt die Teil⸗ 
barkeit von ſelbſt. Sie äußert ſich darin, daß das Recht 
in mehrere an beſonderen Strecken des Fiſchwaſſers 
beſtehende Berechtigungen zerlegt werden kann, die 
dann den Gegenſtand beſonderer Rechtsgeſchäfte bilden 
können, ſowie darin, daß ſich auch ein nicht durch Vertrag 
vollziehender Erwerb und Verluſt auf Teile eines Rechtes 
beſchränken kann. Erſitzung und Verluſt durch Nicht⸗ 
gebrauch ſind an beſtimmten Teilen eines Fiſchwaſſers, 
namentlich an beſtimmten Bachſtrecken oder Flußab⸗ 
ſchnitten denkbar. Dem Reviſionskläger iſt zuzugeben, 
daß eine Nichtausübung an einzelnen kleinen Teilen 
nicht ſtets den Verluſt des Rechtes an dieſen Teilen 
bewirken muß und daß es genügen kann, wenn der 
Berechtigte die Fiſcherei in dem größeren Teile des 
Baches ausübt. Aber hier handelt es ſich nicht um 
kleine Stellen oder Abſchnitte der Bachſtrecke, die, ſei 
es aus natürlichen, ſei es aus anderen, mit den Eigen⸗ 
tümlichkeiten des Fiſchereibetriebs zuſammenhängenden 
Urſachen nicht regelmäßig befiſcht werden können, ſondern 
um einen von der übrigen Bachſtrecke unterſchiedenen, 
mit eigener Plannummer verſehenen, beſonders be⸗ 
nannten, feinen Rechts verhältniſſen nach ſeit langer 
Zeit umſtrittenen Waſſerteil, der ſich zur Fiſcherei vor⸗ 
nehmlich eignet und ſich durch feine Große und Be⸗ 
ſchaffenheit dermaßen hervorhebt, daß er 1914 auf 
Grund des Art. 2 des am 1. April 1909 in Kraft ge⸗ 
tretenen Fiſch . als ein geſchloſſenes Gewäſſer erklärt 
werden konnte. Der Weiher hatte während der Zeit, 
in der die Vorbeſitzer des Klägers das Fiſchereirecht 
beſaßen, fiſchereirechtlich als ein Teil des Baches zu 
gelten. Deshalb konnten an ihm durch Nichtgebrauch 
des Rechtes und Erſitzung Rechtszuſtände eintreten, die 
zu den Rechtsverhältniſſen des übrigen Baches einen 
Gegenſatz bildeten. Dieſer Möglichkeit ſteht auch der 
Grundſatz der Unteilbarkeit der Dienſtbarkeiten nicht 
entgegen. Er galt ſchon im römiſchen und mehr noch 
im gemeinen Rechte nicht ausnahmslos, ſondern war 
von Ausnahmen durchbrochen, namentlich was die 
Zuläffigfeit der räumlichen und zeitlichen Einſchränkung 
betrifft. Aber das ſelbſtändige, nicht an das Eigentum 
an einem Grundſtücke geknüpfte Fiſchereirecht folgt auch 
nicht durchweg den für die Dienſtbarkeiten maßgebenden 
Rechtsſätzen ſondern nähert ſich als Nutzungsrecht an 
fremder Sache vielfach dem ohne weiteres als teilbar 
anerkannten Nießbrauche. (Urt. des II. 3S. vom 
24. Februar 1919, Reg. I Nr. 101/1918). M. 
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Oberlandesgericht München. 


Erſitzung auf Grund Kauftitels nach bayer. LR.; 
Verhältnis zu Art. 14 Not. von 1861. Beide Parteien be- 
anſpruchen das Eigentum an einem zwiſchen ihren 
ſonſtigen unſtreitigen Liegenſchaften in der Stmd. W. 
(Nb.) befindlichen dreieckigen Waldgrundſtück im Aus⸗ 
maß von 44,7 ar (1 Tgw. 31 Dez.). Der im Beſitz 
befindliche Kläger beruft ſich auf den notariellen lauf» 
vertrag ſeines Rechtsvorgängers Dr. B. vom 25. Mai 
1895 mit den Liſchen Erben. Er muß aber zugeben, 
daß darin nur die benachbarte Pl.⸗Nr. 476 als Kauf⸗ 
gegenſtand genannt iſt, während das ſtreitige Wald» 
ftüd einen Teil der Pl.⸗Nr. 464 e (früher 465) zu im 
ganzen 1 ha 54 ar bildet, die nach Grundbuch und 
Kataſter zum Anweſen der Beklagten gehört, ohne daß 
ein Widerſpruch eingetragen wäre. Der Kläger beruft 
ſich aber weiter auf den übereinſtimmenden Willen 
beider Vertragsteile von 1895, wonach der „ganze 
Wald“ veräußert werden ſollte und dazu habe auch 
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das ftreitige Waldſtück gehört, das man deshalb als 
Beſtandteil der Pl. Nr. 476 (Wald) angeſehen habe. 
So ſei der ganae Wald damals übergeben und vom 
Käufer Dr. B. und dem Kläger beſeſſen und genutzt 
worden, ohne daß die Verkäufer (Erben L.) und ihre 


Rechtsnachfolger oder die beklagten Eheleute E. bis 


1912 irgendeinen Anſpruch erhoben hätten. Die Be⸗ 
klagten beſtreiten einen über den Wortlaut der Ur⸗ 
kunde von 1895 hinausgehenden Erwerbswillen des 
Dr. B. und berufen ſich weiter auf ihren guten Glauben 
nach 8 892 BGB. hinſichtlich des Grundbucheintrags 
bei ihrem Erwerb durch Kauf vom 28. Dezember 1905, 
weil in ihrer notariellen Urkunde die ganze Plan⸗ 
nummer 465 mit ihrem vollen Flächeninhalt wie im 
Grundbuch aufgeführt ſei. Der Kläger wiederum be⸗ 
ſtreitet, daß die Beklagten damals nach dem Grund⸗ 
buche gekauft haben; in Wirklichkeit ſei die jetzige tat⸗ 
ſächliche Grenze bei jedem Verkauf des beklagtiſchen 
Anweſens und insbeſondere auch bei dem Kauf der 
Beklagten vom 28. Dezember 1905 vorgezeigt worden, 
der Vertragswille alſo jeweils nur auf den tatſächlichen 
Grundſtücksbeſtand gerichtet geweſen. Der Eigentums⸗ 
klage wurde ſtattgegeben; die Berufung blieb en 

Aus den Gründen: Die Beweisaufnahme hat 
den Nachweis gegen die Beklagten da in erbracht, 
daß der Kauf vom 28. Dezember 1905 beiderſeits nach 
den tatſächlichen Grenzen und unter deren Vorzeigung 
erfolgte und damit die Rechtswirkung des 8 892 
BGB. ausgeſchaltet iſt. Daraus folgt nun aller⸗ 
dings zunächſt nur, daß die Beklagten niemals Eigen⸗ 
tümer des ſtreitigen Walddreieckes geworden ſind, nicht 
aber auch ohne weiteres, daß der Kläger daran eigen⸗ 
tumsberechtigt iſt. Es wäre vielmehr möglich, daß 
mangels Uebertragungswillens der Rechtsvorgänger 
der Beklagten und mangels genügender Schriftform 
der Veräußerung an den Vorgänger des Klägers das 
Eigentum immer noch bei den Liſchen Erben und deren 
allgemeinen Rechtsnachfolgern geblieben wäre. In 
dieſer Richtung greift aber jedenfalls zugunſten des 
Klägers die fünfjährige Erſitzung kraft Kauftitels nach 
bayer. LR. Tl. II Kap. IV 88, Kap. VI § 20 und Anm. 
zu Tl. IV Kap. III 8 16 durch. Es bedarf alſo keiner 
Entſcheidung darüber, ob aus dem Wortlaut der Kauf⸗ 
urkunde von 1895 allein wirklich ſoviel Auslegungs⸗ 
behelf zu entnehmen wäre, daß das ſtreitige Wald⸗ 
grundſtück noch als mitverkauft und mitprotokolliert, 
alſo ſofort in Dr. B.s Eigentum übergegangen an⸗ 
geſehen werden könnte (Bay Obs G. n. S. Bd. 17 A, 38) 
und verneinendenfalls, ob dieſe Ergänzung auch außer⸗ 
halb des Wortlauts der Urkunde beigebracht werden 
könnte (R83. 63, 169). Das LG. hat allerdings nicht 
erörtert, ob die Erſitzung auch gegenüber einer Ver⸗ 
letzung des Art. 14 ält. Not G. als eines Verbotsgeſetzes 
durchgreift (ogl. Danzer, Bayer. LR. Bem. zu Tl. II Kap. 
IV $ 6). In dieſer Richtung beſtand eine Streitfrage, 
wofür insbeſondere auch auf Roth⸗Becher 8 156 Anm. 43, 
Zink, Not®. II S. 89 neben den bei Danzer angeführten 
Stellen zu verweiſen wäre. Der Senat iſt der Anſicht, 
daß der Ausſchluß der Verjährung wegen Verletzung 
eines Verbotsgeſetzes hier nicht zutrifft. Die Vertrags⸗ 
teile von 1895 wollten ein Verbot nicht umgehen; fie bes 
fanden ſich vielmehr gerade bei deſſen Befolgung, nämlich 
bei der notariellen Verbriefung ihres Vertragswillens, 
in einem tatſächlichen, bei teilweiſer Aenderung der 
Kulturart leicht entſchuldbaren Irrtum über die Bee 
zeichnung des Vertragsgegenſtandes im Kataſter. Ein 
ſolcher Irrtum ſteht der Erſitzung nicht entgegen. Die 
Zuziehung eines Meſſungsbeamten ſchon vor und bei 
dem Kaufe war, wenn ſchon ein ſolcher Irrtum be⸗ 
ſtand, weder notwendig noch üblich. Hiernach war 
die Erſitzung ſchon am 25. Mai 1900 vollendet und 
Dr. B. ſeitdem rechtmäßiger Eigentümer des ſtreitigen 
Waldſtückes. Das würde allerdings nicht gehindert 
haben, daß die Beklagten dieſes Eigentum auf Grund 
des 8 892 BGB. im Jahre 1905 gleichwohl erwarben 
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und Dr. B. es folgerichtig wieder verlor (RG. 86, 

356). Wie aber bereits nachgewieſen, fehlte es beim 

Beklagten am gutgläubigen Erwerbswillen hinſichtlich 

des ſtreitigen Grundſtücksteiles. (Urteil vom 20. De⸗ 

zember 1918, L 348/17 J). N. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Das Uebergangsgeſetz vom 4. März 1919 (RGBl. 
S. 285), in Kraft getreten am 7. März 1919, ſtellt den 
durch die Umwälzungen im Staatsleben geftörten Lauf 
der We wieder her und klärt die 
Zweifel, die ſich gegenüber der Rechtsgültigkeit der ſeit 
dem Umſturz der alten Gewalten erlaſſenen Verord⸗ 
nungen ergeben haben. Es ergänzt das Geſetz über 
die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Jebruar 1919 
(RGBl. S. 169; ſ. a. dieſe Zeitſchrift Nr. 4/1919 
S. 69). Die von dem Rate der Volksbeauftragten 
oder der Reichsregierung bisher erlaſſenen und ver⸗ 
kündeten Verordnungen bleiben in Kraft, ſoferne nicht 
die Nationalverſammlung bis zum 9. Juni 1919 be⸗ 
ſchließt, daß ſie wieder aufzuheben ſind. Das Ver⸗ 
zeichnis der Verordnungen iſt im Reichsanzeiger zu 
veröffentlichen; Verordnungen, die darin fehlen, treten 
außer Kraft (§ 1). Die SS 2 bis 5 bringen die Zu⸗ 
ſtändigkeitsvorſchriften in den älteren Geſetzen und 
Verordnungen des Reichs mit dem neuen Rechtszuſtand 
in Uebereinſtimmung. An die Stelle des Reichstags 
tritt die National verſammlung, an die Stelle des 
Bundesrats der Staatenausſchuß (8 2 des Gef. über 
die vorläufige Reichsgewalt). Die Zuſtändigkeiten des 
Kaiſers gehen auf den Reichspräſidenten über (ſ. aber 
89 Abſ. 1 des Gef. über die vorläufige Reichsgewalt), 
die des Reichskanzlers auf das Reichsminiſterium (8 8 
des Geſ. über die vorläufige Reichsgewalt). 
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Belehrung über Rechtsmittel in Strafſachen. Eine 
Bekanntmachung des Staatsminiſteriums der Juſtiz 
vom 14. Februar 1919 ordnet an, daß der Angeklagte 
in beſtimmten Fällen ſchriftlich über die Rechtsmittel 
zu belehren iſt, die ihm gegen eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung zuſtehen. Die Bekanntmachung unterſcheldet 
drei Fälle. 1. Ein auf Verurteilung lautendes Er⸗ 
kenntnis wird in Abweſenheit des Angeklagten ver⸗ 
kündet und muß deshalb zugeſtellt werden (8 230 Abſ. 2, 
88 231, 232, 319, 323, 8 427 Abſ. 1 StPO.; ſ. a. Löwe⸗ 
Roſenberg, Komm. zur StPO. Bem. 7 zu $ 427 und 
Bem. 2 zu $ 425). Der Zuſtellung iſt hier eine Mit⸗ 
teilung beizufügen, die den geſetzlichen Inhalt der 
8 354, 355 oder der 88 374, 381, 384, 385 StPO. 
wiedergibt. 2. Dem Angeklagten wird ein mit Reviſion 
angefochtenes Urteil gemäß 8 383 Abſ. 2 StPO. zu⸗ 
eſtellt. Die Belehrung beſchränkt ſich hier auf den In⸗ 
halt der 88 384, 385 StPO. (Reviſionsanträge und 
deren Begründung). 3. Ein verſpätet eingelegtes Rechts⸗ 
mittel oder eine nicht rechtzeitig oder nicht formgerecht 
begründete Reviſion wird gemäß 8 360 Abſ. 1, $ 386 
Abſ. 1 StPO. als unzuläſſig von dem Gerichte verworfen, 
deſſen Urteil angefochten wird. Hier iſt der Angeklagte 
über 8 360 Abſ. 2 oder $ 386 Abſ. 2 StPO. zu belehren. 
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Die Ermittelung früherer Beſtraſungen der Ange: 
klagten und der Zeugen. Eine Bekanntmachung des 
Juſtizminiſteriums vom 30. Januar 1919 (JM Bl. S. 35) 
bringt die älteren Vorſchriften in Erinnerung, wonach 
bei der Bekanntgabe der Vorſtrafen von Angeklagten 
und Zeugen möglichſt ſchonend verfahren werden ſoll 
(JMBl. 1908 S. 131 und 1914 S. 35). Sie legt ferner 
den Gerichten nahe, auch gegenüber Anträgen und 
Fragen der Prozeßbeteiligten nach den gleichen Grund— 
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ſätzen zu verfahren, und verweiſt dabei auf $ 240 
Abſ. 2 und $ 237 Abſ. 2 StPO., es kommt aber auch 
$ 241 StPO. in Betracht, den die Bekanntmachung 
nicht erwähnt. Dabei wird freilich einige Vorſicht 
geboten fein, da 5 240 Abſ. 2 StPO. nur die Zurück⸗ 
weiſung ungeeigneter oder nicht zur Sache gehöriger 
Fragen geſtattet, ſich aber nicht ſchlechthin auf uner⸗ 
hebliche Fragen erſtreckt (ſ. die Nachweiſungen bei 
Löwe⸗Roſenberg, Komm. zur StPO. Bem. 5 zu 8 240). 
Die Verteidigung des Angeklagten darf jedenfalls nicht 
beſchränkt werden. (Ueber das Ermeſſen des Gerichts, 
wenn nach den Vorſtrafen eines Zeugen gefragt wird, 
ſ. insbeſondere die Entſcheidung des Reichsgerichts 
vom 5. Februar 1906, Seuff Bl. 71 S. 389/90). 

Der zweite Teil der Bek. enthält Vorſchriften 
darüber, wann überhaupt die von der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft erholten Strafregiſterauszüge dem Gerichte 
vorzulegen ſind und wie ſie aktenmäßig behandelt 
werden ſollen. 
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Hücheronzeigen. 


Schelhorn, Dr. Rudolf von, Regierungsaſſeſſor im 
Staatsminiſterium des Innern. Anſiedlungs⸗ 
geſetz. Die bayeriſchen Geſetze betr. die Landes 
kulturrentenanſtalt in der Faſſung vom 31. März 
1908 und über die Anſiedlung von Kriegsbeſchädigten 
in der Landwirtſchaft vom 15. Juli 1916 mit den 
einſchlägigen Vorſchriften des Geſetzes vom 9. Mai 
1918 über die Abänderung des Zwangsabtretungs⸗ 
geſetzes vom 17. Nov. 1837 und den Vollzugsvor⸗ 
ſchriften. XV, 475 Seiten. Ansbach 1918, C. Brügel 
& Sohn. Preis geb. Mk. 9.—. 


Die Rückwanderung aus der Stadt auf das Land 
zu fördern, iſt eine der wichtigſten Aufgaben der Gegen- 
wart, nach Anſicht Vieler ſogar das einzige Mittel 
zur Geſundung unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 
Das hier angezeigte Werk kann ſchon deshalb beſon⸗ 
dere Beachtung beanſpruchen. Es verdient ſie aber 
auch wegen der außerordentlichen Gründlichkeit, mit 
der der Verfaſſer den weitverzweigten Stoff geſammelt 
und verarbeitet hat. Auch die bürgerlich⸗ rechtliche Seite 
iſt dabei nicht zu kurz gekommen. Die ſehr umfangreiche 
Einleitung gibt einen guten Ueberblick über die Ent⸗ 
wickelung der Geſetzgebung und die zugrundeliegenden 
volkswirtſchaftlichen Verhältniſſe. 


Entſcheidungen des Oberpriſengerichts in Berlin. Heraus⸗ 
gegeben im Auftrage des Reichs⸗Juſtizamts. XVII, 
444 S. Berlin 1918, J. Guttentag, Verlag. Mk. 16.—. 


Nicht ohne Wehmut nimmt man in unſeren Tagen 
dieſe Sammlung zur Hand. Sie bringt 93 ſee⸗ und 
völkerrechtlich bedeutſame Entſcheidungen aus der Kriegs- 
zeit und iſt ein Beweis dafür, wie gründlich und ſachlich 
die deutſche Rechtſprechung gearbeitet hat. In einer 
Zeit, in der Deutſchland dazu neigt, ſich ſelbſt vor den 
feindlichen Völkern herunterzuſetzen und ſich abſcheu⸗ 
licher Taten anzuklagen, kann es nichts ſchaden, wenn 
durch eine ſolche amtliche Sammlung feſtgeſtellt wird, 
daß der Vorwurf der Gehäſſigkeit oder leichtfertiger 
Nichtachtung fremder Rechte die deutſche Rechtſprechung 
nicht treffen kann. Zu loben iſt auch die klare und 
verſtändliche Sprache, in der die Entſcheidungen ab⸗ 
gefaßt ſind. Sie ermöglicht es, die oft recht verwickelten 
Rechts⸗ und Tatfragen auch dann klar zu überſehen, 
wenn man mit dem Stoffe nicht ſonderlich vertraut iſt. 
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Die geſetzliche Neuregelung des Erbbaurechts. 
Von Reichsgerichtsrat Michaelis in Leipzig. 


In einem von mir im Frühjahr 1918 in der 
Juriſtiſchen Geſellſchaft zu Leipzig gehaltenen und 
ſpäter veröffentlichten Vortrage! habe ich bereits 
darauf hingewieſen, daß die Reichsgeſetzgebung ſich 
einer baldigen geſetzgeberiſchen Neuregelung des 
EBRechts nicht werde entziehen können angeſichts 
der dürftigen Regelung, die dieſes Rechtsgebilde im 
BGB. (88 1012—1017) erfahren hat, einerſeits 
und andererſeits der erheblichen wirtſchaftlichen und 
beſonders ſozialen Bedeutung, die es bereits in den 
letzten Jahrzehnten vor dem Kriege gewonnen hatte 
und die ſich jetzt unmittelbar nach Beendigung des 
Krieges noch weiter dadurch erhöht, daß es zur 
Löſung der auf dem Gebiete der Wohnungsfürſorge, 
zunächſt für die heimkehrenden Krieger, dem Reiche, 
den Bundesſtaaten, Gemeinden und öffentlichen 
Körperſchaſten erwachſenden großen Aufgaben heran 
gezogen werden muß, wenn es auch keineswegs, 
wie das in einer gewiſſen Periode vielfach geſchehen 
iſt, als Allheilmittel für die Löſung der Wohnungs⸗ 
frage angeſehen werden kann. Wie man auch über 
die privatwirtſchaftliche Bedeutung des EBRechts 
denken mag — ſie wird gegenüber dem Eigentumsbau 
hauptſäͤchlich darin zu erblicken fein, daß ein Kapital 
für den Erwerb von Grund und Boden nicht er⸗ 
forderlich iſt, ein Vorteil, dem freilich auf der 
anderen Seite eine weitgehende Abhangigkeit des 
EBBeredtigten von dem Grundſtückseigentümer 
und, ſoſern dieſer in rein privatkapitaliſtiſchem 
Intereſſe handelt, die Gefahr einer Ausbeutung 
ſolcher Machtſtellung gegenüberſteht —; wie dem 
auch ſein mag, die ſoziale Bedeutung des Rechts⸗ 
gebildes kann nicht ernſtlich beſtritten werden. Sie 
beſteht darin, daß es Gemeinden, öffentlichen und 


1) „Das 1918 E. f und ſeine Zukunft“, erſchienen 
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gemeinnützigen Körperſchaften die Möglichkeit gibt, 
ihnen gehörigen oder von ihnen zum Zwecke gemein⸗ 
nütziger Beſiedelung erworbenen und aufgeſchloſſenen 
Grund und Boden in ihrer Hand zu behalten, 
wodurch der durch die Aufſchließung entſtandene 
Wertzuwachs der Allgemeinheit erhalten bleibt, ſtatt 
der Spekulation anheim zu fallen, eine über⸗ 
mäßige Verteuerung vermieden und eine Kontrolle 
über die den Zwecken der Beſiedelung entſprechende 
Verwendung des Geländes ermöglicht wird. 
Verſuche zur Löſung dieſer (in Oeſterreich bereits 
gelöſten) 0, üer ae Aufgabe für Deutſchland 
ſind bereits früher mehrfach gemacht worden, ſo 
namentlich in dem vor mehreren Jahren von Pech⸗ 
mann aufgeſtellten und von dem bayeriſchen Vereine 
zur Beförderung des Wohnungsweſens veröffent⸗ 
lichten Entwurfe. Auch ich habe meinem damaligen 
Vortrage einen Geſetzesvorſchlag beigegeben, der 
allerdings nicht ſowohl ein beſonderes Geſetz als 
vielmehr die Einfügung der erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen in das BGB. in Geſtalt eines organiſchen 
Beſtandteils dieſes Geſetzbuchs vorſah. Bald darauf 
erſchien ein im Reichswirtſchaftsamte ausgearbeiteter 
und mit einer ziemlich knappen Begründung ver⸗ 
ſehener „Entwurf eines Reichsgeſetzes über das 
EBR.“ ), deſſen Inhalt ich nur noch in einem 
Nachtrage kurz wiedergeben konnte, ohne in eine 
Beſprechung der Einzelheiten einzutreten. Nunmehr 
iſt, beſchleunigt durch die inzwiſchen eingetretene 
Umwaäͤlzung unſerer ſtaatlichen Verhältniſſe, eine 
dieſem Entwurf faſt vollſtändig gleichlautende „Ver⸗ 
ordnung über das EBR. vom 15. Januar 1919“ 
(NGBl. S. 72) erſchjenen, welche von der „Reichs⸗ 
regierung“ und dem Staatsſekretaͤr des Reichs⸗ 
arbeitsamts gemeinſchaftlich erlaſſen iſt und ohne 
weiteres erklärt, daß fie Geſetzeskraft habe (8 35 
VO.). Damit iſt die ſo lange erſtrebte geſetzliche 


) ne zu Nr. 104 des Reichsanzeigers 
vom 3. Mai 1 
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Neuregelung auch dieſer, wie ſo mancher anderen 
ſozialpolitiſch umſtrittenen und dadurch bisher Hem⸗ 
mungen ausgeſetzten Materie mit einem Schlage 
zur Tatſache geworden. Freilich wird man, ohne 
der Verordnung jede Rechtswirkung abſprechen zu 
wollen, doch bei ſo tief eingreifenden, auf die Dauer 
berechneten Aenderungen des bisherigen Rechtszu⸗ 
ſtandes durch die tatſächlichen Gewalthaber der 
erfolgten Regelung nur eine proviſoriſche Bedeu⸗ 
tung zuerkennen können und den Vorbehalt machen 
müfſen, daß (wie auch anſcheinend beabſichtigt ift) °) 
die Nationalverſammlung die von der aus der 
Revolution hervorgegangenen, aber nicht zweifels⸗ 
frei legitimierten Reichsregierung vollzogenen Ge⸗ 
ſetzgebungsakte beſtätigt. Mit dieſem Vorbehalte 
ſteht nichts im Wege, auch die VO. über das 
EB R. als lex lata und ihren Inhalt als geltendes 
Recht anzuſehen und einer Erörterung zu unter⸗ 
ziehen. 
* a * 

Die Verordnung ſtellt ſich, wie ſchon angedeutet, 
als ein die Materie ſelbſtaͤndig regelndes beſonderes 
Reichsgeſetz dar, welches die das EBR. behandelnden 
88 1012— 1017 BGB. und den 87 GBO. auf: 
hebt (§S 35 Satz 2 VO.), ſo daß nunmehr der vierte 
Abſchnitt des dritten Buches des BGB., der die 
Ueberſchrift: „Erbbaurecht“ trägt, ein Gefäß ohne 
Inhalt iſt. Dadurch iſt auch ſachlich eine Lücke 
in dem geſchloſſenen Kreiſe der von dem Geſetz⸗ 
buche geregelten dinglichen Rechte entſtanden, unter 
denen das EBR. ſeine Stellung zwiſchen dem 
Eigentum und den übrigen zum Unterſchiede von 
dieſem gleich ihm als „Belaſtung einer Sache““) 
charakteriſierten Rechten hatte. Das neue Geſetz gibt 
aber ſeine Abſicht, dieſe Lücke auszufüllen, und 
ſeinen Anſchluß an das Syſtem des BGB. dadurch 
kund, daß es gleichfalls das EBR. als eine Art 
und Weiſe der Belaſtung eines Grundſtücks be— 
zeichnet. Auch der Inhalt dieſer Belaſtung wird 
ganz in Uebereinſtimmung mit dem bisherigen 


Rechte dahin beſtimmt, daß „demjenigen, zu deſſen 


Gunſten die Belaſtung erfolgt, das veraͤußerliche 
und vererbliche Recht zuſteht, auf oder unter der 
Oberfläche des Grundſtücks ein Bauwerk zu haben“ 
(8 1 Abſ. 1). Die weiteren im bisherigen Rechte 
enthaltenen Beſtimmungen über die Erſtreckung des 
EBR.s auf die Benutzung eines für das Baus 


2) Unterdeſſen iſt von der Nationalverſammlung 
das Uebergangsgeſetz verabſchiedet worden, das die 
Aufrechterhaltung der erlaſſenen Verordnungen aus— 
ſpricht, ſoweit ſie nicht innerhalb einer beſtimmten Friſt 
von der Nationalverſammlung aufgehoben werden. 
Die Aufrechterhaltung der VO. über das EBR. wird 
vorausſichtlich auf keiner Seite Widerſpruch finden. 

) Das BGB. vermeidet bekanntlich den Ausdruck: 
„Rechte an fremder Sache“ um deswillen, weil es die 
rechtliche Möglichkeit anerkennt, daß dieſe Rechte auch 
an der eigenen Sache unter Umſtänden beſtehen; wie 
auch das Erbbaurecht an der eigenen Sache beſtehen 
kann, wenn es durch Heimfall auf den Grundſtücks— 
eigentümer übergegangen iſt (vgl. unten). | 


werk nicht erforderlichen Teiles des Grundſtücks 
und über die Unzuläſſigkeit der Beſchraͤnkung auf 
einen Teil eines Gebäudes, insbeſondere ein Stock⸗ 
werk (S8 1013, 1014 BGB.), hat das neue N 
gleichfalls aufgenommen (8 1 Abſ. 2 und 3). Da 

es ſie zum „geſetzlichen“ und nicht, was richtiger 
geweſen wäre, zum „vertragsmäßigen“ Inhalte des 
EBR. rechnet, erklart ſich wohl daraus, daß es fie 
dem bisherigen Rechte entnommen hat, das eine 
ſolche Unterſcheidung nicht kannte. Dabei iſt die 
Beſtimmung über die Erſtreckung auf einen für 
das Bauwerk nicht erforderlichen Teil des Grund⸗ 
ſtücks in der Weile geändert, daß die Erſtreckung 
nicht mehr immer dann zulaͤſſig iſt, wenn fie „für 
das Grundſtück Vorteil bietet“, ſondern nur „ſofern 
das Bauwerk wirtſchaftlich die Hauptſache bleibt“. 
Damit iſt die Beſtellung eines EBR.s auf ſolche 
unbebaut bleibende Flächen beſchränkt, die wie 
Höfe, Gaͤrten uſw. zu dem Gebaͤude im Verhältniſſe 
einer Nebenſache zur Hauptſache ſtehen, d. h. dem 
wirtſchaftlichen Zwecke des Gebaͤudes zu dienen 
beſtimmt ſind, entſprechend dem für bewegliche 
Sachen in $ 97 BGB. aufgeſtellten Begriffe des 
Zubehörs, jedoch ohne das im § 97 erforderte 
Merkmal der raͤumlichen Verbindung mit der 
Hauptſache; es wird deshalb nichts im Wege ſtehen, 
daß etwa an einem Garten, der nicht unmittelbar 
am Hauſe liegt, zugleich mit dieſem ein EBR. be⸗ 
ſtellt wird. Dagegen iſt (was nach früherem Rechte 
zweifelhaft ſein konnte) die Beſtellung eines EBR.8 
nunmehr unbedingt ausgeſchloſſen an dem nicht 
überbauten Teile eines „Landguts“ (§ 98 Nr. 2 
BGB.), d. h. einer aus Gebäuden und landwirt⸗ 
ſchaftlich benutzten Flachen beſtehenden wirtichaft- 
lichen Betriebseinheit, weil hier die Gebäude nicht 
mehr die Hauptſache ſind. Ob dadurch nicht eine 
Schwierigkeit geſchaffen wird für ländliche Krieger⸗ 
ſiedelungen und ähnliche landwirtſchaftliche Klein⸗ 
betriebe, die zur Selbſtverſorgung der Bewohner 
dienen, erſcheint fraglich. 

Außer dem geſetzlichen Inhalte ſtellt aber das 
neue Geſetz noch einen „vertragsmäßigen Inhalt“ 
des EBR.s auf, indem es gewiſſe Vereinbarungen 
zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem EBBe⸗ 
rechtigten als zum Inhalte des EBR. gehörig 
bezeichnet. Das entſpricht den in der bisherigen 
Literatur (vgl. meinen Vortrag S. 8 und $ 1013 
meines Entwurfs) gemachten Vorſchlaͤgen. Sie 
wurden damit begründet, daß dieſen Verein⸗ 
barungen dinglicher Charakter beigelegt werden müſſe, 
ſo daß ſie in das Grundbuch eingetragen werden 
und dadurch auch für und gegen die Rechtsnach⸗ 
folger der Vertragsparteien in dem Eigentum am 
Grundſtücke und in dem EBR. Wirkſamkeit er⸗ 
langen könnten. Das würde nach den Grundſaͤtzen 
des BGB. nicht zuläſſig ſein, wenn ſolche Verein⸗ 
barungen als beſondere Belaſtungen des ſeinem 
Inhalte nach unbeſchränkten E Bat. aufzufaſſen 
waͤren. Es wurde aber ſchon für das bisherige 
Recht die Anſicht vertreten, daß der Inhalt des 


. 
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EBR.s durch das Geſetz nicht erſchöpfend beſtimmt 
werde, wie etwa der des Nießbrauchs, ſondern daß 
das Geſetz nur ein formales Gerüſt aufſtelle und 
im übrigen gewiſſermaßen in blanco die Ausfül⸗ 
lung des Inhalts den Parteivereinbarungen über⸗ 
laſſe. Darauf deuten auch ſchon die Motive zum 
BGB. hin. Es fehlte aber bisher an einer klaren 
Beſtimmung darüber, welche Arten von Verein⸗ 
barungen zum Inhalte des EBR.s gerechnet werden 
könnten. Denn eine unbeichräntte Vertragsfreiheit 
auf dinglichem Gebiete würde mit den Grundſätzen 
des BGB. nicht in Einklang zu bringen ſein. 
Andererſeits mußte dem Umſtande Rechnung ge⸗ 
tragen werden, daß das EBR. namentlich zur 
Erreichung ſeiner ſozialen Zwecke der Zuläſſigkeit 
von Vereinbarungen mit dinglicher Wirkung bedarf. 
Das gilt zunächſt von den in den meiſten EBVer⸗ 
trägen ſich findenden Vereinbarungen über die Er⸗ 
richtung, Inſtandhaltung und Verwen⸗ 
dung des Bauwerks, ſeine Verſicherung 
und ſeinen Wiederaufbau im Falle der 
Zerſtörung & 2 Nr. 1 u. 2 BO.) Leiſtungen 
zu denen der EBBerechtigte kraft Geſetzes nicht 
verpflichtet iſt, an denen aber der EBRAusgeber 
(Grundſtückseigentümer), namentlich beim ſozialen 
EBRechte, ein weſentliches Intereſſe hat, zumal 
da nach den meiſten EBVerträgen das Bauwerk 
nach Beendigung des auf Zeit beſtellten EBR. an 
ihn zurückfällt und die Gefahr beſteht, daß der 
E Berechtigte, namentlich in den letzten Jahren, 
das Bauwerk verwahrloſen laſſen würde. Auch 
die Tragung der öffentlichen und privatrechtlichen 
Laſten muß durch Vereinbarungen mit dinglicher 
Wirkſamkeit geregelt werden können (8 2 Nr. 3 O.), 
da das Geſetz darüber nichts beſtimmt. — Ferner 
iſt als vertragsmäßiger Inhalt des EBR.s zuge⸗ 
laſſen die Vereinbarung des Heim falls, d. h. der 
Verpflichtung des EBBerechtigten, das EBR. beim 
Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen auf den 
Grundſtückseigentümer zu übertragen ($ 2 Nr. 4). 
Dieſer Heimfallanſpruch bildet den Erſatz für die 
auflöſenden Bedingungen, durch die das EBR. 
nicht beſchränkt werden kann (8 1 Abſ. 4 Satz 1 
VO.) Es kann alſo nicht vereinbart werden, daß 
bei Nichterfüllung irgendwelcher dem EBBerechtigten 
obliegender Verpflichtungen das EBR. erlöſchen ſoll. 
Auch eine Vereinbarung, durch die ſich der EBBe⸗ 
rechtigte verpflichtet, beim Eintreten beſtimmter 
Vorausſetzungen das EBR. aufzugeben und ſeine 
Löſchung im Grund buche zu bewilligen, iſt unwirk⸗ 
ſam, was die Verordnung ($ 1 Abſ. 4 Satz 2) ſo 
ausdrückt, daß ſich der „Grundſtückseigentümer nicht 
darauf berufen kann“. Zuläſſig iſt für ſolche Fälle 
nur die Vereinbarung eines Heimfallanſpruchs, 
deſſen Ausübung an eine kurze Verjährungsfriſt 
ebunden iſt (54 VO.). Der geſetzgeberiſche Grund 
far dieſe Beſtimmungen iſt der, daß alle Erlöſchungs⸗ 
gründe, hinſichtlich deren nicht mit Beſtimmtheit 
vorausgeſehen werden kann, daß ſie erſt zu einem 
beſtimmten Zeitpunkte eintreten werden, ausge⸗ 


ſchloſſen bleiben müſſen um der Beleihbarkeit 
des EBR.s willen, da mit dieſem auch die Hypo⸗ 
theken uſw., mit denen es belaſtet iſt, einem vor⸗ 
zeitigen Erlöſchen 1 ſein würden. Dagegen 
läßt die VO., wie aus 5 27 hervorgeht, zu, daß 
das EBR. (wie bisher ſchon die Regel, aber hin⸗ 
ſichtlich der Rechtsgültigkeit beſtritten war, vgl. 
meinen Vortrag S. 10) durch Beifügung eines 
Endtermins zeitlich beſchränkt wird und mit 
dem Ablauf der beſtimmten Zeit erlifcht. Eine 
Mindeſt⸗ oder Höchſtgrenze, wie fie das öſterreichiſche 
Geſetz aufſtellt, iſt nicht vorgeſchrieben; die Beſtel⸗ 
lung eines zeitlich unbeſchränkten EBR. iſt alſo 
keineswegs ausgeſchloſſen; in der Praxis kommt 
ſie allerdings kaum vor. Die Zulaſſung der zeit⸗ 


lichen Beſchraͤnkung hat die Folge, daß die Be⸗ 


leihung eines jo beſchränkten EBR.s regelmäßig 
nur möglich ſein wird in der Form einer Tilgungs⸗ 
hypothek, bei der die Tilgungsraten ſo bemeſſen 
find, daß die Tilgung des ganzen Kapitals vor 
dem Eintritte des Endtermins mit Sicherheit er⸗ 
wartet werden kann. Das hätte vermieden werden 
können, wenn die VO. dem in der Literatur zuerſt 
wohl von Erman ausgeſprochenen Gedanken der 
„Verewigung“ des EBRis näher getreten wäre, der 
dazu führt, daß beim Eintritt des Endtermins das 
EB R. nicht erliſcht, ſondern, wie beim vertrags⸗ 
mäßigen Heimfalle, auf den Grundſtückseigentümer 


übergeht und alſo als Eigentümererbbaurecht (ent: 


ſprechend der im BGB. anerkannten Eigentümer⸗ 
grundſchuld) fortbeſteht, ſo daß auch die Belaſtungen 
beſtehen bleiben. Die Kreditfähigkeit des EBR. 
würde dadurch erheblich erhöht worden ſein. — Als 
geſetzliche Regel führt die VO. die in den neueren 
EBVerträgen vielfach als Vereinbarung üblich 
gewordene Beſtimmung ein, daß beim Heimfall 
des EBR.s und beim Erlöſchen durch Zeitablauf 
der Grundeigentümer dem EBBerechtigten eine 
angemeſſene Vergütung oder eine Entſchädigung zu 
bezahlen hat, und zwar im erſteren Falle für das 
auf ihn übergehende EBR., im letzteren Falle, wo das 
ER. erliſcht, nur für das Bauwerk (88 32, 27 VO.) 
Dadurch ſoll dem EBR.e eine größere Anziehungs⸗ 
kraft gegeben und der EBBerechtigte an der In⸗ 
ſtandhaltung des Bauwerks intereſſiert werden. 
Doch können abweichende Vereinbarungen über die 
Höhe der Vergütung oder Entſchädigung getroffen 
und eine ſolche ſogar ganz ausgeſchloſſen werden, 
ſofern es ſich um ein rein privatwirtſchaftliches 
E BR. handelt, d. h. nach der Ausdrucksweiſe der VO. 
um ein ſolches, welches nicht „zur Befriedigung des 
Wohnungsbedürfniſſes minderbemittelter Bevölke⸗ 
rungskreiſe beſtellt iſt“. Andernfalls, alſo beim 
ſozialen EBR., iſt die Vertragsfreiheit in der Weile 
beſchränkt, daß die Vergütung oder Entſchädigung 
mindeſtens zwei Dritteile des gemeinen Wertes des 
EBR.s oder des Bauwerks betragen muß. Der 
Grundſtückseigentümer kann bei dem Erlöſchen des 
EBR.3 durch Zeitablauf die Verpflichtung zur 
Zahlung der Entſchädigung durch Verlängerung 
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des EBR.s abwenden (8 27 Abſ. 83). Der An⸗ 
ſpruch auf Entſchädigung iſt vor Fälligkeit nicht 
abtretbar (ebenda Abſ. 4), weil ſonſt die Entſchä⸗ 
digung, die den Gläubigern der EBR.shypotheken 
als Befriedigungsobjekt haftet (vgl. unten), ihnen 
entzogen werden könnte. 

Die im bisherigen Rechte als zum Weſen des 
EBR.s gehörig angeſehene grundſätzlich unbeſchränkte 
Veräußerlichkeit des EBR.s tritt in der 
Praxis in Widerſpruch zu dem ſozialen Zwecke des 
Rechtsgebildes. Es iſt begreiflich, daß eine Gemeinde 
oder öffentliche oder gemeinnützige Körperſchaft, die 
Gelände zu EBR. an gewiſſe Bevölkerungskreiſe 
zum Zwecke der Fürſorge für dieſe ausgibt, ein 
Intereſſe daran hat, daß das Gelände mit den 
darauf errichteten Baulichkeiten dieſen Kreiſen er⸗ 
halten bleibt und nicht etwa im Wege der Ver⸗ 
aͤußerung ihnen entzogen wird oder gar der Speku⸗ 
lation anheimfallt. Es war aber nach der bisherigen 
Lage der Geſetzgebung ſehr zweifelhaft, ob Ver⸗ 
einbarungen, welche die Veräußerung einſchränken, 
mit dinglicher Wirkung getroffen werden konnten 
(vgl. meinen Vortrag S. 12). Die VO. (§ 5) läßt 
nun eine Beſchraͤnkung in der Richtung zu, daß 
der EBBerechtigte zur Veraͤußerung und ebenſo 
zur Belaſtung des EBR.s mit Hypotheken, Grund⸗ 
ſchulden, Rentenſchulden oder Reallaſten der Zu⸗ 
ſtimmung des Grundeigentümers bedarf, auf die 
er jedoch ein Recht hat, wenn die Veräußerung 
oder Belaſtung den Zweck des EBRi.s nicht weſent⸗ 
lich beeinträchtigt oder gefährdet und im Falle der 
Veräußerung die Perſönlichkeit des Erwerbers hin⸗ 
reichende Gewähr bietet, im Falle der Belaſtung 
dieſe mit den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft vereinbar iſt (I 7 VO.). Durch dieſe auch ſchon 
in meinem Vortrage (S. 13) befürwortete Einſchrän⸗ 
kung des Zuſtimmungsrechts ſoll die oft befürchtete 
und gegen das EB R. verwertete allzu große Ab⸗ 
hängigkeit des EB Berechtigten von dem Grund⸗ 
ſtückseigentümer vermieden werden, die jenen an 
die Scholle ſeſſeln und feudale Untertänigkeitsver⸗ 
haͤltniſſe begründen könnte. — Nicht zugelaſſen als 
vertragsmäßigen Inhalt des EBR.s hat die VO. 
die Beſchränkung der Belaſtung mit perſönlichen 
Dienſtbarkeiten (Nutznießung) ſowie der Vermietung 
und Verpachtung, obwohl hierzu bei dem ſozialen 
EBR.e ein ſchon in den bisherigen EBVerträgen 
mehrfach zum Ausdruck gekommenes beachtenswertes 
Bedürfnis beſtehen dürfte. 

Als vertragsmäßiger Inhalt des EBR.8, alſo 
mit dinglicher Wirkung, kann ferner durch Ver— 
einbarung begründet werden ein Vorrecht des 
EVBerechtigten auf Erneuerung des EBR. nach 
deſſen Ablauf, ſowie eine Verpflichtung des Grund— 
ſtückseigentümers, das Grundſtück an den jeweiligen 
E Berechtigten zu verkaufen ($ 2 Nr. 6, 7 BD.). 
Auch dieſe Vorſchriften enthalten Begünſtigungen 
des EBBerechtigten, die den Zweck verfolgen, den 
bisher nicht gerade ſtark geweſenen Anreiz zur 
Uebernahme von EB Rien zu vergrößern. — Nicht 


weſentlich für den EBVertrag, aber in der Regel 
darin vereinbart tft die Zahlung eines Erbbau⸗ 
zinſes, d. h. einer periodiſch wiederkehrenden 
Leiſtung als Vergütung für das EBR. Es war 
im bisherigen Rechte ſtreitig, ob dieſe Vereinbarung 
als zum Inhalte des EBR.s gehörig angeſehen 
werden könne und deshalb unbeſchränkt zuläffig 
oder ob der Erbbauzins eine Reallaſt ſei und 
als ſolche den landesrechtlichen Vorſchriften unter⸗ 
liege, welche die Beſtellung von Reallaſten be⸗ 
ſchränken (vgl. meinen Vortrag S. 9). Die Ber: 
ordnung zählt den Erbbauzins nicht zu dem ver⸗ 
tragsmäßigen Inhalte des EBR.8, verleiht ihm 
aber unbeſchränkte Zuläſſigkeit mit dinglicher Wir: 
kung dadurch, daß ſie die entſprechende Anwendung 
der Vorſchriften über die Reallaſten, jedoch mit 
Ausſchluß der beſchränkenden landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften, anordnet ($ 9). Dadurch iſt namentlich 
die landesgeſetzlich beſtehende Ablösbarkeit der Real⸗ 
laften?) für den Erbbauzins ausgeſchloſſen, ſoweit 
ſie nicht ausdrücklich vereinbart iſt. Jedoch in 
beſtimmt (wiederum im Intereſſe der Beleihbarkeit 
des EBR.s wie auch zum Schutze des EWBerech⸗ 
tigten) daß der Erbbauzins für die ganze Dauer 
des EBR.s von vornherein feſt beſtimmt fein muß 
und daß ein Zahlungsverzug des EBBerechtigten 
den Heimfall⸗Anſpruch nur dann begründet, wenn 
der Rückſtand zwei Jahresbeträge umfaßt. Ent⸗ 
gegenſtehende Vereinbarungen würden unwirkſam 
ſein. Selbſtverſtändlich wird durch die Vor⸗ 
ſchriften über den Erbbauzins nicht ausgeſchloſſen, 
daß ein EBR. anch gegen einmalige Gegenleiſtung 
5 unentgeltlich (ſchenkungsweiſe) begründet werden 
ann. 

Die zur Begründung des EBR.s dienenden 
Rechtsgeſchäfte find einmal der ſchuld rechtliche 
Vertrag, durch den ſich der Grundſtlückseigen⸗ 
tümer zur Beſtellung eines EB Ri verpflichtet, 
und ſodann die dingliche Beſtellung des 
EBR.s. Auf den ſchuldrechtlichen Vertrag findet 


nach $ 11 Abſ. 2 VO. der § 313 BGB., ent⸗ 


ſprechende Anwendung, deſſen Anwendbarkeit im 
bisherigen Rechte beſtritten war (vgl. meinen Vortrag 
S. 5); er bedarf alſo der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung. Der Mangel dieſer Form 
kann aber, wie bei der Verpflichtung zur Ueber⸗ 
tragung des Eigentums an einem Grundftüde, 
geheilt werden, und zwar durch Beſtellung und 
Eintragung des EBR.8. Das Beſtellungs⸗ 
geſchäft muß bei der „entſprechenden“ Anwendung 
des § 313 Satz 2 an die Stelle der Auflaſſung 
treten, von der dort die Rede iſt, da die VO. für 
die Beſtellung von EBR.en nicht mehr, wie das 
BGB. ($ 1015), die Form der Auflaſſung vor: 
ſchreibt, ſondern die Anwendung des $ 925 BGB. 
ausdrücklich ausſchließt ($ 11). Zur Beſtellung 


des EBR.s bedarf es deshalb jetzt nur der für 


die Begründung von Rechten an Grundſtücken in 


— 


) Vgl. Art. 85 bayer. AG. BOB. 
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8 873 BGB. allgemein vorgeſchriebenen formloſen 
Einigung‘) und der Eintragung im Grundbuch. 
Eine Beſonderheit beſteht nur noch inſofern, als 
die Eintragung nicht nach der Regel des 8 19 GBO. 
auf die einſeitige Bewilligung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers erfolgen darf, ſondern nach § 20 
ebenda den Nachweis der Einigung erfordert. Die 
Einigung kann nach der allgemeinen Vorſchrift 
des § 29 Satz 1 GBO. vor dem Grundbuchamte 
zu Protokoll erklart oder durch öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachgewiefen werden. 
In der gleichen Weiſe vollzieht ſich die Aenderung 
des Inhalts und die Uebertragung des EBR.8, 
ſowie die Eintragung dieſer Rechtsänderungen 
(S 20 GBO. in Verbindung mit $ 37 Abſ. 1 VO.). 
Dieſe Beſtimmungen erſcheinen mir wenig glück⸗ 
lich. Bei der Begründung eines EBR.s handelt 
es ſich nicht, wie bei der Eigentumsübertragung, 
um einen durch einmalige Vollziehung erledigten 
Rechtsakt, ſondern um die Schaffung eines auf 
längere Dauer berechneten, den Berechtigten und 
den Grundſtückseigentümer in ſehr weitgehender 
Weiſe aneinander bindenden und zu manchen Ver⸗ 
wicklungen Anlaß gebenden Rechtsverhaͤltniſſes. 
Ein mündlich oder privatſchriftlich abgeſchloſſener 
Verpflichtungsvertrag, der durch die gleichfalls 


ſormloſe Beſtellung und Eintragung gültig wird. 


entſpricht dieſer Sachlage nicht. Es wird denn 
auch in der Praxis ein EBVertrag wohl niemals 
ohne gerichtliche oder notarielle Beurkundung ab⸗ 
geſchloſſen. Zuläſſig iſt jetzt auch die. Beifügung 
aufſchiebender Bedingungen bei der Beſtellung 
des EBR.8, deren Zuläſſigkeit bisher ebenſo wie die 
der zeitlichen Beſchränkung beſtritten war (vgl. 
meinen Vortrag S. 10). Auch das ſcheint mir 
wenig zweckentſprechend, weil infolge der Beifügung 
einer Bedingung das Grundbuch keine klare Aus⸗ 


kunſt darüber gibt, ob das EBR. beſteht. Zudem 


iſt es auch kaum folgerichtig, daß für die Ueber⸗ 
tragung von EB Rien die Beifügung von Bes 
dingungen und Zeitbeſtimmungen für unwirkſam 
erklaͤrt wird (8 11 Abſ. 1 Satz 2 VO. ), während 
ſie bei der Beſtellung zugelaſſen iſt. — Im übrigen 
find für das EBR. durch $ 11 VO. (wie ſchon 
nach 8 1017 Abſ. 1 BGB.) die „ſich auf Grund: 
ſtücke beziehenden“ Vorſchriften für entſprechend 
anwendbar erklärt, d. h. das EBR. wird in recht⸗ 
licher Beziehung grundſätzlich nicht nur als Be— 
laſtung eines Grundſtücks, ſondern ſelbſt als Grund— 
ſtück behandelt; es kann daher wie ein ſolches 
dinglich belaſtet werden, alſo mit Hypotheken, 
Grundſchulden, Rentenſchulden, Reallaſten und 
perſönlichen Dienſtbarkeiten; auch Grunddienſtbar⸗ 
keiten am EBR.e find, ſoweit es ihre Natur zu⸗ 
läßt, nicht ausgeſchloſſen. Ferner werden auch die 
nicht⸗ſachenrechtlichen Vorſchriften auf das EBR. 


) Dadurch iſt die Sondervorſchrift in Art. 81 
bayer. AG. BGB., wonach die Einigung außer vor dem 
Grundbuchamte auch vor einem Notar erklärt werden 
kann, für das ER. gegenſtandslos geworden. 


Pr 


Anwendung finden müſſen, welche ein Grundftüd 
vorausſetzen, z. B. $ 1445 BGB., der zur Vers 
ſügung des Mannes über ein zu dem Geſamtgute 
gehöriges Grundſtück die Einwilligung der Frau 
erfordert. Ausdrücklich ausgeſchloſſen von der An⸗ 
wendung find — außer $ 925 — auch die 88 927 
(Ausſchließung des Eigentümers eines Grundſtücks 
im Wege des Aufgebots) und 928 (Aufgabe des 
Eigentums im Wege des Verzichts); das EBR. 
wird alſo hinſichtlich der Aufhebung, wie hinſicht⸗ 
lich der Beſtellung, lediglich als Belaſtung eines 
Grundſtücks behandelt und die Aufhebung regelt 
ſich nach den 88 875, 876 BGB., jedoch mit ber 
Maßgabe, daß außer der Zuſtimmung der Dritten, 
mit deren Rechten das EBR. belaſtet iſt, auch 
die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers er⸗ 
forderlich iſt (§S 26 VO.). — Das EBR. kann 
als Belaſtung des Grundſtücks nur zur ausſchließ⸗ 
lich erſten Rangſtelle eingetragen und dieſer Rang 
nicht geändert werden (8 10 VO.); es darf ihm 
alſo kein Recht an dem Grundſtücke im Range 
vorgehen oder gleichſtehen, außer ſolchen, die zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
lichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung 
nicht bedürfen. Dieſe Vorſchrift wurde für er⸗ 
forderlich erachtet mit Rückſicht auf die Beleihbar⸗ 
keit des EBR., die beeinträchtigt ſein würde, wenn 
das EBR. der Gefahr ausgeſetzt wäre, infolge 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks wegen eines 
ihm vorgehenden eingetragenen Rechtes vorzeitig 
zu erlöſchen. Da es aber vorkommen kann, daß 
das EBR., obwohl an erſter Stelle eingetragen, 
bei der Feſtſtellung des geringſten Gebotes dennoch 
nicht berückſichtigt wird, — nämlich wenn die 
Zwangsverſteigerung wegen eines der in $ 10 
Nr. 1—3 3 WG. bezeichneten Anſprüche betrieben 
wird, — fo beſtimmt § 25 BO., daß auch in 
ſolchem Falle das EBR. beſtehen bleibt. Anderer: 
ſeits gewährt die VO. den Landesgeſetzen die Be⸗ 
fugnis, Beſtimmungen über die Erteilung von 
Unſchaͤdlichkeitszeugniſſen für ſolche Fälle zu erlaſſen, 
um zu ermöglichen, daß EBR.e auch an anderer 
als erſter Stelle eingetragen werden, wenn die vor⸗ 
gehenden Rechte (3. B. eine Grunddienſtbarkeit) 
ſolche ſind, daß fie den Beſtand des EBR.s 
nicht gefährden können. — Das ER. ſelbſt 
unterliegt gemäß $ 864 ZPO. der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen, mit der 
Beſonderheit, daß auch der Grundſtückseigentümer 
als Beteiligter im Sinne des $ I 3G. gilt 
(8 24 VO.). 

Außer durch Zeitablauf, alſo vorzeitig, erlöſchen 
kann das EBR. nach den von der VO. für ſeine 
Erhaltung getroffenen vorſorglichen Beſtimmungen 
nur noch durch Aufhebung, die nach Maßgabe 
der 88 875, 876 BGB. durch den EBBerechtigten 
erfolgen kann, aber der Zuſtimmung der Dritten, 
mit deren Rechten es belaſtet iſt, insbeſondere alſo 
der Hypothekenglaͤubiger, bedarf. § 26 BO. ſtellt 
aber als weiteres Erfordernis noch die Zuſtimmung 
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des Grundſtückseigentümers auf, der ja, namentlich 
beim ſozialen EBRechte, an der Aufrechterhaltung 
des EBRechts ein erhebliches Intereſſe haben kann. 
Zum Schutze der Mieter und Pächter aus den vom 
EBBerechtigten abgeſchloſſenen Verträgen im Falle 
des Erlöſchens des EBRechts trifft S 30 VO. Vor⸗ 
ſorge, indem er ihnen grundſäͤtzlich die gleiche Rechts: 
ſtellung anweiſt, die ſie bei der Uebertragung des 
Eigentums am Grundſtück nach 8 571 BGB haben, 
jedoch unter Zulaſſung eines Kündigungsrechts des 
Grundſtückseigentümers, ſofern das Erlöſchen kein 
vorzeitiges iſt, oder für den Zeitpunkt, zu welchem 
es auch durch Zeitablauf eingetreten ſein würde. 

Ein beſonders beſtrittener Punkt war im bisherigen 
Rechte die rechtliche Lage des Bauwerks während 
des Beſtehens des EBR.s und nach feinem Er: 
löſchen, von der die Haftung des Bauwerks für 
die an dem EBRechte beſtellte Hypothek und damit 
die wirtſchaſtliche Möglichkeit einer Beleihung des 


EBR.s zum guten Teil abhängig iſt. Das von 


dem Grundſtücks eigentümer errichtete Gebäude 
war nach bisherigem Rechte (§S 94 BGB.) Beſtand⸗ 
teil des Grundſtücks und haſtete deshalb für die 
an dieſem beſtellten Hypotheken, während ein von 
dem Erbbauberechtigten in Ausübung des 
EBR.s errichtetes Bauwerk nach $ 95 Satz 2 BGB. 
nicht Beſtandteil des Grundſtücks war, vielmehr 
von den einen als Beſtandteil, von den andern als 
Zubehör des EBR.s angeſehen wurde, obwohl die 
Anwendung beider Rechtsbegriffe auf das Verhältnis 
des Bauwerks zum EBR. Schwierigkeiten machte 
(vgl. meinen Vortrag S. 14, 15). Streitig war 
auch, ob nach Beendigung des EBR.s das Bau: 
werk Beſtandteil des Grundſtücks oder Eigentum 
des bisherigen Erbbauberechtigten werde. Dieſen 
Streitfragen macht die VO. ein Ende, indem ſie 
in $ 12 das Bauwerk, und zwar ſowohl das bei 
Beſtellung des EBR.s vorhandene, wie das auf 
Grund des EBRt.s errichtete, zum Beſtandteil des 
EBR.s erklärt und damit der Haftung für die 
EBR.shypothek unterwirft. War das Bauwerk ſchon 
vorhanden und unterlag es deshalb der Haftung 
für die Belaſtungen des Grundſtücks, ſo erliſcht 


dieſe Haftung mit der Eintragung des EBR.s in 


das Grundbuch ($ 12 Abſ. 1 Satz 3). Das er: 
ſcheint allerdings auf den erſten Blick als ein auf⸗ 
fälliger Eingriff in die Rechte der Hypotheken⸗ 
gläubiger des Grundſtücks und in die ſonſtigen 
das Grundſtück belaſtenden Rechte. Bei näherem 
Zuſehen aber iſt die Beſtimmung unbedenklich. Denn 
da das EBR. nur an erſter Stelle eingetragen 
werden darf, ſo iſt, wenn Hypotheken oder ſonſtige 
Belaſtungen auf dem Grundſtücke ſchon ruhen, die 
Eintragung nur möglich, wenn dieſe im Range 
zurücktreten, was die Einwilligung der Berechtigten 
vorausſetzt. Die mit der Eintragung verbundene 
Wirkung des Erlöſchens der Haftung des Bauwerks 
für die Grundſtucksbelaſtungen kann alſo nicht ohne 
die Einwilligung der Berechtigten eintreten. — Nach 
dem Erlöſchen des EBR.s find die Gläubiger der 
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etwa zur Zeit des Erlöſchens noch beſtehenden EBR.s8⸗ 
hypotheken auf die dem bisherigen EBBerechtigten 
zuſtehende Entſchädigungsforderung für das Bau⸗ 
werk beſchränkt, an der ſie dieſelben Rechte haben, 
die ihnen im Falle des Erlöſchens ihrer Rechte 
durch Zwangsverſteigerung des EBRechts an dem 
Erlöſe zuſtehen ($ 29 VO.). Die Entſchädigungs⸗ 
forderung haftet nach 8 28 VO. auf dem Grund⸗ 
ſtücke an Stelle des EBR.s und mit deſſen Range. 
Die rechtliche Natur dieſer „Haftung“ iſt in der 
VO. nicht angegeben; es kann ſich aber nur um 
eine Hypothek handeln, die an die Stelle des bis⸗ 
herigen EBR.s getreten iſt. Dieſe Veränderung 
vollzieht ſich kraft Geſetzes, alſo außerhalb des 
Grundbuchs, und es wird ſonach dadurch das 
Grundbuch unrichtig und ein Berichtigungsanſpruch 
gemäß $ 891 BGB. für den bisherigen EBBe⸗ 
rechtigten begründet. Die Gläubiger der bisherigen 
EBgt.shypotheken können dieſe Hypothek nach Maß: 
gabe des $ 830 ZPO. pfänden und ſich überweiſen 
laſſen und dadurch auch das Grundſtück zu ihrer 
Befriedigung heranziehen. — Da das vom EBBe— 
rechtigten errichtete Bauwerk beim Erlöſchen des 
EBBRechts weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks 
wird, fo würde gemäß $ 997 BGB., der als Vor⸗ 
ſchrift über einen Anſpruch aus dem Eigentum nach 
§ 11 VO. auf das E Recht entſprechende An⸗ 
wendung findet, der EBBerechtigte, falls nichts 
anderes im EBVertrage beſtimmt iſt, befugt fein, 
das Bau verk vom Grundſtücke abzutrennen und 
ſich ſeine Beſtandteile anzueignen. Dieſes Recht 
wird durch 8 34 VO. ausgeſchloſſen, um der un⸗ 
nötigen Vernichtung wirtſchaftlicher Werte vorzu⸗ 
beugen; der EBBerechtigte iſt ſonach auf die ihm 
für das Bauwerk gebührende Entſchädigung ange: 
wieſen. Gleiches gilt, wenn beim Heimfall des 
EBRechts das Bauwerk mit dem EBRechte auf 
den Grundſtückseigentümer übergeht (§ 34). 
Nachdem die VO., wie wir geſehen haben, 
durch eine Anzahl zweckentſprechender Vorſchriften 
eine ſichere und ausreichende Grundlage für die 
EBR.shypothek geſchaffen und dadurch dem EBR. 
Kreditfähigkeit eigentlich erſt verſchafft hat, deren 
Fehlen im bisherigen Rechte das hauptſächlichſte 
Hindernis einer ungehemmten Entwicklung des 
Rechtsinſtituts gebildet hat, konnte ſie auch dazu 
übergehen, die Frage der Mündelſicherheit 
und der Beleihbarkeit durch ſtaatliche und unter 
ſtaatlicher Aufſicht ſtehende Inſtitute zu regeln und 
dadurch die Möglichkeit zu ſchaffen, daß die Gelder 
ſolcher Inſtitute zur Förderung des EBR.s ver: 
wendet werden können. Das iſt im Abſchnitt III 
der VO. (83 18 — 22) geſchehen. Es war im bis— 
herigen Rechte ſtreitig, ob 8 1807 Abſ. 1 Nr. 1 
BGB., der die Anlage von Mündelgeld in For— 
derungen geſtattet, für die eine ſichere Hypothek 
aneinem inländiſchen Grundſtücke beſteht, 
überhaupt auf Hypotheken an EBR.en bezogen werden 
konnte, wozu § 1017 Ab}. 1 (vgl. oben) die Hand⸗ 
habe bot; ferner aber namentlich, ob der EBR.s⸗ 
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Hypothek die Eigenſchaft einer „ſicheren“ Hypothek, 
ſowohl wegen ihrer unſicheren rechtlichen Grund⸗ 
lagen wie auch wegen der Möglichkeit des vor⸗ 
zeitigen Erlöſchens des EBR.s und damit der 
Hypothek, nicht grundſätzlich verſagt werden müſſe. 
Zweifelhaft war auch, inwieweit die Vorſchriften 
der nach $ 1807 Abſ. 2 BGB. für die Frage 
der Sicherheit in erſter Linie maßgebenden Landes⸗ 
geſetze über die Ermittelung des Werts und die 
Beleihungsgrenze bei Grundſtücken auf EBR.e An⸗ 
wendung finden könnten. Vgl. über alle dieſe Fragen 
meinen Vortrag S. 16. Die BO. ſtellt nach 
allen dieſen Richtungen eigene und beſtimmte Regeln 
auf. Danach (8 18) iſt eine Hypothek an einem 
EBR.e als mündelſicher anzuſehen, wenn fie eine 
Tilgungshypothek iſt (da, wie oben ſchon 
erwähnt iſt, bei den die Regel bildenden zeitlich 
beſchränkten EBR.en nur dieſe Form der Hypothek 
wirtſchaftlich in Betracht kommt) und wenn ſie 
ferner den in der VO. (88 19, 20) aufgeſtellten 
Erforderniſſen hinſichtlich der Beleihungsgrenze 
und des Tilgungsplanes entſpricht. Unter ent⸗ 
ſprechenden Vorausſetzungen können EBR.e auch 
durch Hypothekenbanken und durch private Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen beliehen werden; die be⸗ 
ſonderen geſetzlichen Vorſchriften der dieſe Inſtitute 
betreffenden Geſetze, namentlich auch das im Hypo⸗ 
thekenbankgeſetze (8 12) aufgeſtellte Erfordernis 


des dauernden Ertrages, das bisher die Zuläſſigkeit 


der Beleihung von EBR.en durch Hypotheken⸗ 
banken zweifelhaft erſcheinen ließ, ſind dadurch er⸗ 
ſetzt worden. Die Beleihungsgrenze (8 19) iſt in 
der Weiſe beſtimmt, daß die Hypothek die Hälfte 
des Wertes des EBR.s nicht überſteigen darf. 
Für die Ermittelung des Werts konnte nicht, wie 
bei Grundſtücken, der Verkaufswert in Betracht 
kommen, da es einen ſolchen bei EB Rien, die nicht 
zum Verkehr beſtimmt ſind und keinen Markt 
haben, nicht gibt. Vielmehr wurde nach einem 
von Pechmann herrührenden Vorſchlage die Hälfte 
einer aus zwei Faktoren ſich zuſammenſetzenden 
Summe, nämlich des Bauwerts des Bauwerks“) 
und des kapitaliſierten jahrlichen Nutzungsertrags, 
für maßgebend erklärt; als Nutzungsertrag gilt 
der (durch ſorgfältige Ermittelungen feſtzuſtellende) 
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ber Bauwert größer, jo kommt er nicht in Betracht. 
Die Kapitaliſierung wird durch Vervielfachung 
des jährlichen Betrags mit der Zahl der Jahre, 
auf welche ſich die Dauer des EBRis noch erſtreckt, 
unter Abzug von Zwiſchenzinſen, zu erfolgen haben. 
Die Landesgeſetze können für die EBR.e an 
innerhalb ihres Gebietes belegenen Grundſtücken 
eine von den Vorſchriften der 88 18 — 20 VO. 
abweichende Regelung der Mündelſicherheit der 
EBqgtshypotheken eintreten laſſen und auch bes 
ſtimmen, in welcher Weiſe das Vorhandenſein der 
Vorausſetzungen für die Mündelſicherheit feſtzu⸗ 
ſtellen iſt, alſo etwa durch Schaͤtzungskommiſſionen, 
Schiedsmänner oder dgl. ($ 22 VO.). Das 
Landesrecht geht ſonach in dieſen Beziehungen dem 
Reichsrechte vor. Auf die reichsgeſetzlich geregelten 
Beleihungen der Hypothekenbanken und der privaten 
Verſicherungsunternehmungen (8 21 VO.) haben 
vom Reichsrechte abweichende landesgeſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen ſelbſtverſtändlich keinen Einfluß. 
Schließlich ordnet die Verordnung in Ab⸗ 
ſchnitt II auch die grundbuchlichen Verhäͤlt⸗ 
niſſe des EBR.s neu in der bisher ſchon in der 
Literatur im Intereſſe größerer Ueberſichtlichkeit 
und Klarheit des Grundbuchs geforderten Richtung. 
Während bisher (S7 GBO.) das EBR. zunaͤchſt 
nur auf dem Blatte des damit belafteten Grund⸗ 
ſtücks eingetragen wurde und die Anlegung eines 
beſonderen Grundbuchblattes nur auf Antrag, 
ſowie bei Belaſtung oder Veräußerung des EBR.s 
erfolgte, wird jetzt ſchon bei der Eintragung des 
EBR.s die auf dem Blatte des Grundſtücks er⸗ 
folgt, gleichzeitig von Amts wegen ein beſonderes 
Grundbuchblatt, das EBGrundbuch, angelegt, 
das für das EBR. das Grundbuch im Sinne des 
BGB. bildet, alſo namentlich für die Frage des 
Erwerbes von Rechten an dem EBR.e im Ber: 
trauen auf den Inhalt des Grundbuchs (88 891, 
892 BGB.) als ſolches in Betracht kommt. Da⸗ 
mit das Grundbuch des Grundſtücks nicht über⸗ 


laſtet wird, iſt vorgeſchrieben, daß bei der Ein⸗ 


tragung in dieſes zur näheren Bezeichnung des 
Inhalts des EBR.s auf das EB Grundbuch Bezug 
zu nehmen iſt; inſofern iſt alſo das EBGGrund⸗ 
buch auch für den Umfang der Belaſtung des 


„Mietreinertrag, den das Bauwerk nebſt den (ſon⸗ Grundſtücks maßgebend. Da das Geſetz hier „ein 


ſtigen) Beſtandteilen des EBR.s“, — alſo den 
Höfen, Gärten uſw., vgl. oben — „unter Berück⸗ 
ſichtigung feiner Beſchaffenheit bei ordnungsmäßiger 
Wirtſchaft jedem Beſitzer nachhaltig gewähren kann“. 
Maßgebend iſt alſo nicht der tatſächliche Nutzen, 
den das Bauwerk dem EBBerechtigten gewaͤhrt, 
ſondern ein genereller Nutzungswert, der auf der 
Fiktion beruht, daß das Bauwerk vermietet würde. 
Doch darf der angenommene Wert des EBR.8 
den zweiten der beiden Faktoren, alſo den kapi⸗ 
taliſierten Mietreinertrag, nicht überſteigen; iſt 


) Die Worte „des Bauwerks“ find in $ 19 Satz 2 
BO. wohl verſehentlich weggeblieben. 
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anderes“ vorſchreibt, wird die allgemeine Regel 
des $ 874 BGB. keine Anwendung finden können, 
wonach bei Eintragung eines Rechts, mit dem ein 
Grundſtück belaſtet wird, zur näheren Bezeichnung 
ſeines Inhalts auf die Eintragungsbewilli— 
gung Bezug genommen werden kann. Ob andrer— 
ſeits in dem Erbbaugrundbuche zur näheren 
Bezeichnung des Inhalts des EBR.s gemaͤß 8 874 
BGB. auf die Eintragungsbewilligung Bezug ge: 
nommen werden kann, erſcheint zweifelhaft. Ich 
glaube, daß die Frage verneint werden muß, da 
die Anlegung des EBGGrundbuchs und die Ein— 
tragung des EBR.3 in dieſem nicht die Eintragung 
einer Belaſtung des Grundſtücks iſt, vielmehr 
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ſelbſtändige Bedeutung hat und ihrerſeits die 
Grundlage für die Eintragung von Belaſtungen 
des EBR.s bildet. Der vertragsmäßige Inhalt 
des EBR.s wird ſonach im EBGGrund buch ſelbſt 
Platz finden müſſen. Die gegenſeitigen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem Grundbuche des Grund⸗ 
ſtücks und dem EBGrundbuche find im übrigen 
durch Ordnungsvorſchriften geregelt; namentlich 
iſt beſtimmt, daß im EBGrundbuche auch der 
Eigentümer und jeder ſpätere Erwerber des 
Grundſtücks und daß andrerſeits auf dem Blatte 
des Grundſtücks die im EBGGrundbuche erfolgte 
Eintragung eines neuen EBBerechtigten vermerkt 
werden ſoll oder „unverzüglich zu vermerken iſt“ 
(S 14 Abſ. 1 Satz 3 und Abſ. 2 Satz 2 BO.). 
At als Inhalt des EBR.s vereinbart, daß es nur 
mit Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers ver⸗ 
äußert oder belaſtet werden dürfe (vgl. oben), fo 
darf eine Uebertragung oder Belaſtung erſt ein⸗ 
getragen werden, wenn dieſe Zuſtimmung nachge⸗ 
wieſen iſt (8 15 VOO.), obwohl das Recht des 
Grundſtückseigentümers, nämlich das Eigentum, 
von der Veräußerung oder Belaſtung des EBR.s 
nicht unmittelbar „betroffen“ wird und deshalb 
8 19 GBO. an ſich wohl nicht anwendbar ſein 
würde. $ 17 VO. endlich regelt die Bekannt⸗ 
machungen der in dem einen Grundbuche erfolgen⸗ 
den Eintragungen an die in dem anderen Ein⸗ 
getragenen. 

Zieht man das Schlußergebnis der vorſtehen⸗ 
den Darlegungen, ſo wird man, ungeachtet mancher 
in Einzelheiten zu erhebenden Bedenken, mit Be⸗ 
friedigung feſtſtellen können, daß die lange erſtrebte 
Neuregelung dem EBR.e nunmehr eine ſichere und 
ſeinen wirtſchaftlichen und ſozialen Zwecken im 
weſentlichen angemeſſene geſetzliche Grundlage ge⸗ 
geben hat, wodurch ein ſeiner Entwicklung bisher 
im Wege ſtehendes Haupthindernis weggeräumt 
iſt. Ob es auf dieſer Grundlage dem Rechts⸗ 
gebilde gelingen wird, im deutſchen Rechtsleben 
tiefere Wurzeln zu faſſen und erheblicheren Ein⸗ 
fluß auf die Geſtaltung der Rechtsverhältniſſe an 
on und Boden zu gewinnen, muß die Zukunft 
lehren! 


Die Verordnung zur Veſchaffung von land⸗ 


wirtſchaftlichem Siedelungsland vom 
29. Fanuar 1919. 


(Mit beſonderer Berückſichtigung Bayerns.) 
Von Dr. jur. und Dr. scient. pol. D. Pesl, Rechts⸗ 
anwalt in München. 

(Schluß). 

In Bayern haben wir als gemeinnütziges Sied⸗ 
lungsunternehmen vor allem die Bayeriſche 
Landesſiedlung G. m. b. H., deren Tätigkeit 
ſich über das ganze Land erſtreckt. Das Unter⸗ 
nehmen iſt gemeinnützig, wenn auch nach den 


Satzungen auf die Wirtſchaftlichkeit des Unternehmens 
Bedacht genommen werden ſoll. Der Begriff der 
„Gemeinnützigkeit“ iſt in den Satzungen naͤher er⸗ 
läutert. ie wir geſehen haben, verlangt die 
bayeriſche Regierung regelmäßig, um die Unter: 
nehmen als gemeinnützig anzuſehen, daß die Ein⸗ 
lagen der Mitglieder mit nicht mehr als höchſtens 4 
oder 5 v. H. verzinſt werden, ſerner daß bei einer 
Auflöſung der Geſellſchaft die Mitglieder nicht mehr 
als ihre Einlagen zurückerhalten und daß jede 
Aenderung der Satzungen von der Genehmigung der 
Regierung abhängig gemacht wird. Die Satzungen 
der Bayer. Landesſiedlung G. m. b. H. beſtimmen 
in $ 12, daß von dem nach Abzug ſämtlicher 
Betriebskoſten verbleibenden Reingewinn zunächſt 
10 v. H. in den Reſervefonds zu legen ſind. Von 
dem weiteren Reingewinn wird für die Geſellſchafter 
eine Dividende verteilt, die 5 v. H. der Geſchäfts⸗ 
anteile nicht überſteigen darf. Sodann iſt der 
Dividendenrücklage höchſtens die Hälfte des noch 
verbleibenden Reingewinns ſolange zuzuführen, bis 
dieſe Rücklage 4 v. H. des Stammkapitals erreicht. 
Der Reſt des Reingewinns fließt in den Ausgleich⸗ 
ſonds, der zur Förderung gemeinnütziger, der Sied⸗ 
lung dienender Unternehmungen, ſowie zur Deckung 
von Fehlbeträgen beſtimmt ift, die ſich beim Abſchluß 
des Siedlungsverfahrens ergeben. Dividenden, 
auf deren Bezug verzichtet wird, ſowie freie Zu⸗ 
wendungen an die Geſellſchaſt werden einem be⸗ 
ſonderen Siedlungsfonds zugeführt, über den der 
Aufſichtsrat mit Genehmigung des Staatsmini— 
ſteriums des Innern verfügt. Der Fonds ſoll zur 
Förderung gemeinnütziger, der Anſiedlung dienender 
Unternehmungen, zu Unterſtützungen an Anſiedler, 
die in den erſten Jahren nach der Anſiedlung un⸗ 
verſchuldet in Not geraten, zu Beihilfen an kinder⸗ 
reiche Anſiedlerfamilien u. dgl. verwendet werden. 
Bei Auflöſung der Geſellſchaft darf den Geſell⸗ 
ſchaftern nur der auf die Stammeinlage eingezahlte 
Betrag zurückerſtattet werden; der überſchießende 
Betrag fällt dem bayeriſchen Staat mit der Auf⸗ 
lage zu, ihn zu einem ähnlichen gemeinnützigen 
Zwecke zu verwenden (88 13 und 14 der Satzung). 
Damit iſt die Gemeinnützigkeit der Bayeriſchen An⸗ 
ſiedlung G. m. b. H. einwandfrei gegeben. 

Als Siedlungsunternehmungen im Sinne der 
Verordnung können auch öffentliche Behörden oder 
Anſtalten bezeichnet werden. Ebenſo haben die 
Landeszentralbehörden den Geſchäftsbezirk der Unter⸗ 
nehmungen — Anſiedlungsbezirke — zu beſtimmen. 
Am zweckmaͤßigſten dürften in Bayern die Kreiſe 
Anſiedlungsbezirke bilden. 

Nach § 1 Abſ. 2 der Verordnung ſind an 
der Aufſicht über das Siedlungsweſen Vertrauens⸗ 
leute der Anſiedler und der alten Beſitzer mit 
beſchließender Stimme nach näherer Beſtimmung 
der Bundesſtaaten zu beteiligen; jedoch bedarf es 
dieſer Beteiligung an der Auſſicht nicht, ſoweit 
ſolche Vertrauensleute in den Aufſichtsrat der 
einzelnen Siedlungsunternehmen berufen werden. 
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Die wichtigſte Aufgabe dieſer gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen iſt die Beſchaffung von 
Siedlungsland durch Kauf. In erſter Reihe 
kommen hierfür in Betracht die Staatsdomänen. 
Die Staatsdomänen find bei Ablauf des Pacht: 
vertrages dem Siedlungsunternehmen zum Kaufe 
anzubieten und zwar höchſtens zum Ertragswerte. 
Nur jene Staatsdomänen ſcheiden aus, deren Er: 
haltung im Staatsbeſitze zu Unterrichts⸗, Ver⸗ 
ſuchs⸗ oder anderen Zwecken öffentlicher oder volks⸗ 
wirtſchaftlicher Art notwendig iſt. 

Was unter Staatsdomaͤnen zu verſtehen iſt, 
ſagt die Verordnung nicht, obwohl der Begriff 
nicht durchaus feſt beſtimmt iſt. Die Staats⸗ 
domänen im Gegenſatz zu den Domänen privater 
Perſonen gehören zum Staatsgut, zu welchen aber 
auch noch andere Vermögenswerte gehören. Von 
dem Staatsgut iſt das ſogenannte Schatullgut 
oder Privatvermögen der Landesherrn zu unter⸗ 
ſcheiden; eine Zwiſchenſtellung nimmt das fürſt⸗ 
liche Kammergut ein. Die Entwicklung der Domänen 
war kurz folgende: Die deutſchen Territorien be⸗ 
ſaßen kein eigenes Vermögen, wohl aber hatten 
die deutſchen Landesherrn allgemein große Grund: 
beſitzungen, die ſich im Laufe der Jahrhunderte 
durch Kauf, Erbſchoft, Heirat, Schenkungen, Ver⸗ 
pfändungen uſw. immer mehr vermehrten. Dieſen 
geſamten Grundbeſitz und das ſonſtige Vermögen 
aus Steuern, Regalien, Sporteln uſw. nannte 
man das landesherrliche Kammergut; ſeit dem 
18. Jahrhundert wurde die Bezeichnung „Domäne“ 
üblich. Die Bezeichnung ſtammt aus Zeiten, in 
welchen die öffentlichrechtliche und die privatrecht⸗ 
liche Perſönlichkeit des Landesherrn nicht geſchieden 
waren; das Kammergut iſt alſo nicht reines Staats⸗ 
gut, denn die Grundlagen bildeten immer die 
Privatbeſitzungen der einzelnen Familien; ander⸗ 
ſeits iſt das Kammergut auch nicht etwa Privat⸗ 
vermögen der regierenden Familie, denn es ge— 
hören zum Kammergut auch Beſitzungen, welche 
der Landesherr kraft ſeiner öffentlichrechtlichen 
Stellung erhielt. Auch heute iſt vielfach in den 
deutſchen Staaten eine ſtrenge Scheidung zwiſchen 
Staatsgut und Privatgut nicht möglich, weil 
häufig der Urſprung der einzelnen Güter nicht 
mehr feſtgeſtellt werden kann. Erſt in neuerer 
Zeit, als die öffentlichrechtliche und privatrecht⸗ 
liche Perſönlichkeit des Landesherrn unterſchieden 
wurde, erfolgte auch vielfach eine Unterſcheidung 
zwiſchen den einzelnen Vermöͤgensgütern, regel: 
mäßig durch Geſetz, meiſt durch die Verfaſſungen 
und zwar: 

1. In den meiſten größeren deutſchen Staaten 
wurden die Domänen als Staatseigentum 
erklärt und der Landesherr erhielt eine jähr⸗ 
liche Rente (Zivilliſte) zur Beſtreitung ſeiner 
Ausgaben. So erklärte das Allgemeine 
Preußiſche Landrecht Teil II Titel 14 8 11 
„Die Domänen oder Kammergüter ſind Güter, 
deren Eigentum dem Staate, deren Benützung 
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dem Staatsoberhaupte zuſteht“. Aehnlich für 
Bayern in der Verfaſſungsurkunde Titel III 
89 1 und 2. Für Sachſen Verfaſſungsur⸗ 
kunde 88 16 und 17; für Württemberg 
Verfaſſungsurkunde 88 102 und 103. 

2. In anderen Staaten wurde den Domänen 
die Eigenſchaft von Eigentum der regierenden 
Familien beigelegt; ſo in den Verfaſſungen 
für Baden § 59; für Sachſen⸗Coburg⸗Gotha; 
Schwarzburg⸗Sondershauſen, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt; Reuß ä. L.; Reuß j. L. 

3. Wieder in anderen Staaten erfolgte eine 
Teilung des Domanialvermögens zwiſchen 
dem Staate und der regierenden Familie 
wie in Heſſen Verfaſſung Art. 6; ebenſo in 
Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗Altenburg uſw. 

4. In Sachſen⸗Weimar, Braunſchweig und 
Waldeck fehlt eine geſetzliche Regelung der 
Eigentumsrechte am Kammervermögen, ſo⸗ 
daß die regierenden Häuſer als die Eigentümer 
davon anzuſehen ſind. 

Der Beſitz der einzelnen Staaten an Domänen 
iſt ſehr verſchieden. Preußen hat nach der amt⸗ 
lichen Statiſtik von 1907: 1429 Domänenvor⸗ 
werke mit 430 069 ha nutzbarer Flache, die größten: 
teils verpachtet ſind; Mecklenburg⸗Schwerin 559 261 
ha; Württemberg 10 264 ha; Baden 16 645 ha 
landwirtſchaftlich genutzte Domaͤnen; Heſſen 16 820 
ha Domanialgüter; Sachſen 9 Kammergüter mit 
2602 ha und Landesſchulgüter mit 625 ha; Anhalt 
40 Güter mit 17 145 ha; Oldenburg 10 700 ha. 

Bayern beſitzt bloß 1180 ha Staatsgüter, die 
ausſchließlich Muſtergüter find oder die zur Ge⸗ 
ſtützucht dienen (Weihenſtephan, Triesdorf uſw.). 
Darnach kommen bayeriſche Domänen für 
die Anſiedlung überhaupt nicht in Betracht. 

Außer den Staatsdomänen ſoll Moor- und 
Oedland für die Anſiedlungen in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden; das Siedlungsunternehmen hat 
das Recht, unbewirtſchaftetes oder im Wege der 
dauernden Brennkultur oder zur Torfnutzung ver⸗ 
wendetes Moorland oder anderes Oedland zwangs⸗ 
weiſe zu enteignen. Wie ich ſchon eingangs her⸗ 
vorgehoben habe, iſt es durchaus wünſchenswert, 
wenn ſolche Ländereien kultiviert werden; Preußen 
mit feinen. ausgedehnten Moor: und Oedländereien 
hat ſeit vielen Jahren erhebliche Flächen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Benutzung zugeführt. Nach der 
Denkſchrift über die Moorkultut und Moorbeſied⸗ 
lung in Preußen 1912 (in der Sammlung der 
Druckſachen des preußiſchen Hauſes der Abgeord⸗ 
neten, 21. Legislaturperiode V. Seſſion 1912/13 
3. Bd. S. 1593 ff.) gab es im preußiſchen Staats⸗ 
gebiet 1911 rund 655000 ha kultur- und beſied⸗ 
lungsfähige Ländereien, ſür deren Aufſchließung 
noch keine Vorarbeiten in Angriff genommen waren; 
darunter befanden ſich etwa 460 000 ha Hoch⸗ 
moor, der Reſt war Mineralboden. Die ſeit dem 
Jahre 1856 ausgeführten oder in Ausführung 
begriffenen Bodenmeliorationen betrugen 1911 
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über 1800000 ha (1278000 ha mineraliſcher 
Boden; 548000 ha Niederungsmoor und 25000 ha 
Hochmoor). Die Koſten der Urbarmachung find 
ſehr hoch und ohne weitgehende Staatshilfe unmöglich 
aufzubringen, da die Koſten hierfür in Preußen für 
beſandete Flachen durchſchnittlich 520 M und für 
unbeſandete Flächen durchſchnittlich 221 M für 
das Hektar betrugen; die Betriebskoſten betrugen 
52 M oder 40 M für das Hektar; aber dieſe 
Aufwendungen rentierten ſich; denn nach der ge: 
nannten Denkſchriſt betrug die Verzinſung des An⸗ 
lagekapitals durch Nettoerträge bei den beſandeten 
Flachen 11,22 v. H. und bei dem übrigen Boden 
24,48 v. H. Aber es kommt weniger auf eine hohe 
Verzinſung an, als auf die Schaffung und Erhal⸗ 
tung einer gefunden tüchtigen Bevölkerung, die auf 
eigenem Boden ihr Auskommen findet (vgl. Pesl, 
in den Annalen des Deutſchen Reiches 1916 
S. 522 ff. und 720 ff.). 

Nach dem Statiſt. Jahrb. für den Preußiſchen 
Staat 12. Jahrg. 1915 betragen in Preußen die 
Moorflähen ausſchließlich der bereits zum Ackerbau 
oder zum Grünland hergerichteten oder forſtmaͤßig 
benutzten Moore 333 678 ha und das ſonſtige Oed— 
und Unland (ausſchließlich Steinbrüche, Lehm: 
gruben uſw.) 1196 794 ha. Im ganzen Deutſchen 
Reich betragen die geringeren Weiden und Hu— 
tungen, Oed- und Unland rund 3 500 000 ha, von 
denen ein ſehr großer Teil kultiviert werden kann. 
In Bayern beträgt das Oed- und Unland (1907) 
rund 95000 ha oder 1,7 v. H. der geſamten 
Flache. Auch in Bayern werden ſeit langem ins— 
beſondere Moorflaͤchen in Anbau genommen, jedoch 
ſpielt in Bayern die Torfgewinnung eine weſent— 
lich größere Rolle als in Preußen, da in Bayern 
Torf in großem Umfange als Brennſtoff Ver⸗ 
wendung findet und vorausſichtlich in ſteigendem 
Maße Verwendung finden wird. Es iſt nicht zu 
zweifeln, daß bei der Schaffung von Anſiedlungs— 
ſtellen hierauf Rückſicht genommen wird. 

Als Entſchädigung iſt nach der Verordnung 
§3 Abſ. 2 für das im Enteignungswege in An: 
ſpruch genommene Moor- und Oedland der kapi— 
taliſierte Reinertrag zu gewaͤhren, den das Land 
im unverbeſſerten Zuſtand hat. Dieſe Beſtimmung 
iſt ſelbſtverſtaͤndlich dahin auszulegen, daß grund— 
ſaͤtzlich der kapitaliſierte Reinertrag maßgebend iſt; 
wirft das Land keinen Reinertrag ab, weil es nicht 
zwedmäßig oder überhaupt nicht ausgenutzt wird, 
ſo iſt nicht etwa überhaupt keine Entſchädigung 
zu zahlen, ſondern der Wert, den das Land bei 
normaler Ausnutzung hat; denn das aus irgend— 
welchen Gründen augenblicklich nicht ausgenutzte 
Land iſt nicht wertlos. Außer Betracht hat der 
Wert zu bleiben, den das Grundſtück durch Ver— 
wendung großer Kapitalien haben könnte. Im 
übrigen bleibt die Regelung der Enteignung ein— 
ſchließlich der Rechtsbehelſe gegen die Feſtſetzung 
der Entſchaͤdigung den Bundesſtaaten vorbehalten 
(5 3 Abſ. 2 Satz 2). 
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Außer der Inanſpruchnahme von Domänen, 
Moor⸗ und Oedland hat das gemeinnützige Sied⸗ 
lungsunternehmen ein Vorkaufsrecht auf die 
in ſeinem Bezirke gelegenen landwirtſchaftlichen 
Grundſtücke im Umfange von 20 ha aufwärts oder 
Teile von ſolchen. Nach dem Wortlaute der Ver⸗ 
ordnung kann das Siedlungsunternehmen das Vor⸗ 
kaufsrecht nur ausüben bei Grundſtücken, die 
mindeſtens 20 ha groß ſind. „Oder Teile von 
ſolchen Grundſtücken“ d. h. wenn das Grundſtück 
weſentlich größer iſt als 20 ha, ſo kann das Sied⸗ 
lungsunternehmen auch bloß einen Teil davon 


erwerben, nicht aber beſteht das Vorkaufsrecht 


hinſichtlich kleiner Grundſtücke. Jedoch hat die 
Landeszentralbehörde das Recht, das Vorkaufsrecht 
auch auf kleinere Grundſtücke als 20 ha auszu⸗ 
dehnen. 

In den 88 1094 1104 BGB. iſt das ding⸗ 
liche Vorkaufsrecht geregelt. Das BGB. kennt 
grundſätzlich kein geſetzliches Vorkaufsrecht; eine 
Ausnahme bildet bloß das Vorkaufsrecht des Mit⸗ 
erben nach $3 2034 und 2037, ſoweit aber geſetz⸗ 
liche Vorkaufsrechte landesrechtlich vorhanden ſind, 
deren Regelung der Landesgeſetzgebung überhaupt 
vorbehalten iſt, werden ſie durch das BGB. nicht 
berührt, EG. BGB. Art. 59 (Fideikommißgeſetz⸗ 
gebung); Art. 62 (Rentengüter); Art. 63 (Erb⸗ 
pachtrecht); Art. 67 (Bergrecht) uſw. Ein wichtiges 
geſetzliches Vorkaufsrecht beſteht nach dem Bayer. 
Güterzertrümmerungsgeſetz vom 13. Auguſt 1910 
Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3. 

Durch die Verordnung vom 29. Juni 1919 
haben wir nunmehr ein reichsgeſetzliches Vorkaufs⸗ 
recht. Nach 8 1094 BGB. kann ein Grundſtück 
in der Weiſe belaſtet werden, daß derjenige, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, zum Vor⸗ 
kaufe berechtigt iſt; wenn es dinglich wirken 
ſoll, muß das Vorkaufsrecht in das Grundbuch 
eingetragen werden. Dieſe Vorſchriften finden bei 
dem geſetzlichen Vorkaufsrecht der Verordnung keine 
Anwendung, ſondern es gilt unbedingt bei jedem 
Verkaufsfall und es hat den Vorrang vor allen 
anderen eingetragenen und vor allen anderen ge⸗ 
ſetzlichen Vorkaufsrechten G 5). 

Wenn ein Eigentümer ſein Grundftüd verkauft, 
das mit einem Vorkaufsrechte belaſtet iſt, ſo 
hat nach $ 510 BGB. der Verkäufer die Ver⸗ 
pflichtung den Inhalt des Kaufvertrages dem Vor⸗ 
kaufsberechtigten unverzüglich mitzuteilen; es genügt 
auch, wenn der Kaͤufer dieſe Mitteilung macht. 
Sobald dieſe Mitteilung dem Vorkaufsberechtigten 
zukommt, beginnt eine Friſt von zwei Monaten 
zu laufen, innerhalb welcher er ſich entſcheiden 
muß, ob er von ſeinem Rechte Gebrauch machen 
will oder nicht. Dieſe Beſtimmung über die Mit⸗ 
teilung gilt auch für das geſetzliche Vorkaufsrecht, 
jedoch mit dem Unterſchiede, daß die Friſt der 
Entſcheidung nur drei Wochen beträgt; nur 
wenn das verkaufte Grundſtück oder der verkaufte 
Teil davon größer als 200 ha iſt, beträgt die 
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Friſt 6 Wochen. Die Friſt beginnt auch hier 
mit dem Tage, an welchem der Vorkaufsberechtigte 
die Mitteilung des Verkäufers oder des Käufers 
von dem Inhalt des Kaufvertrags erhält. Der 
Vorkaufsberechtigte hat das Recht, innerhalb dieſer 
Friſt von 3 oder 6 Wochen das Grundſtück zu 
beſichtigen. Wird er an dieſer Beſichtigung ge⸗ 
hindert, ſo beginnt die Friſt erſt zu laufen, ſobald 
das Hindernis wegfällt (3 7 Abſ. 3). Die Mit: 
teilung des Verkäufers oder des Käufers wird 
durch die Mitteilung des Grundbuchamkes erſetzt 
(57 Abſ. 2). Das Geſetz will ſogar, daß regel: 
mäßig das Grundbuchamt dieſe Mitteilung machen 
ſoll, was auch am zweckmäßigſten iſt. Das Grund⸗ 
buchamt ſoll die Eintragung des Eigentumsüber⸗ 
ganges ſolange ausſetzen, bis der Verkäufer oder 
der Käufer die Nichtausübung des Vorkaufsrechts 
nachgewieſen haben (8 10). 

Auf das geſetzliche Vorkaufsrecht find die 88 505 
bis 509, § 510 Abſ. 1, 8 1098 Abſ. 2, 88 1099 
bis 1102 BGB. entſprechend anzuwenden (8 8 
Abſ. 1). Bei dem vertraglichen Vorkaufsrecht 
kann ausbedungen werden, daß ſich das Vorkaufs⸗ 
recht auch auf das Zubehör erſtreckt, das mit dem 
Grundſtücke verkauft wird; das geſetzliche Vor⸗ 
kaufsrecht erſtreckt ſich immer ohne weiteres auf 
dieſes mitverkaufte Zubehör (8 8 Abſ. 1). 

Wenn bei dem vertraglichen Vorkaufsrechte 
ſich der Käufer dem Verkäufer zu einer Neben⸗ 
leiſtung verpflichtet hat, die der Vorkaufsberechtigte 
nicht bewirken kann, ſo hat der Vorkaufsberechtigte 
ſtatt der Nebenleiſtung den Wert dieſer in Geld 
zu entrichten; kann aber die Nebenleiſtung nicht 
in Geld geſchatzt werden, jo iſt die Ausübung des 
Vorkaufsrechts ausgeſchloſſen unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Vertrag zwiſchen dem Verkäufer 
und Käufer überhaupt nur mit der Nebenleiſtung 
zuſtande gekommen iſt. Iſt dagegen die Neben⸗ 
leiſtung ohne weſentliche Bedeutung, d. h. iſt an⸗ 
zunehmen, daß der Kaufvertrag auch ohne die 
Nebenleiſtung geſchloſſen worden wäre, ſo bleibt 
das Vorkaufsrecht beſtehen ohne Rückſicht auf 
dieſe Nebenleiſtung, die für den Vorkaufsberechtigten 
als nicht vorhanden gilt. Die Verordnung geht 
hier weiter: wurden Nebenleiſtungen, die nicht 
in Geld zu Ichäßen find, zwiſchen dem Verkaͤufer 
und Kaͤufer vereinbart, jo hat der Eigentümer 
(Verkäufer) dem Vorkaufsberechtigten gegenüber 
keinen Anſpruch auf eine Entſchädigung, ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, ob die Nebenleiſtung für den Eigen— 
tümer (Verkäufer) ſo weſentlich war, daß er ohne 
die Nebenleiſtung ſein Grundſtück überhaupt nicht 
verkauft hätte. Ebenſo wenig iſt der Vorkaufs⸗ 
berechtigte verpflichtet, die etwaigen, für die Ein: 
haltung der Nebenleiſtungen vereinbarten Ver— 
tragsſtrafen zu erfüllen; dieſe Nebenleiſtungen 
find für den Vorkaufsberechtigten einfach nicht 
vorhanden ($ 8 Abi. 2). 

Macht das Siedlungsunternehmen von dem 
ihm zuſtehenden Vorkaufsrechte Gebrauch und er⸗ 
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wirbt das Grundſtück oder einen Teil davon, ſo 
erlöſchen kraft Geſetzes die eingetragenen ſonſtigen 
Vorkaufsrechte. 

Das vertragliche Vorkaufsrecht kann für einen 
einzigen Verkauf eingetragen werden, ebenſo für 
mehrere Verkäufe und endlich kann es zugunſten 
des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grund⸗ 
ſtückes beſtellt werden ($ 1094 BGB.). Das 
Vorkaufsrecht des Siedlungsunternehmens beſteht 
dauernd für alle Verkaͤufe; ſo oft das Grund⸗ 
ſtück verkauft wird, kann das Siedlungsunter⸗ 
nehmen von ſeinem Rechte Gebrauch machen. 

Außer den eingetragenen Vorkaufsrechten er⸗ 
löſchen im Falle der Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts durch das Siedlungsunternehmen die Vor⸗ 
merkungen, die ein Recht auf Auflaſſung erhalten 
ſollen (5 883 BGB.). 

Nur für den Fall, daß das gemeinnützige 
Siedlungsunternehmen das Grundſtück oder einen 
Teil davon, den es durch Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechtes erworben hat, nicht für Siedlungszwecke 
verwendet, darf das Siedlungsunternehmen eine 
Veräußerung des Grundſtückes erſt vornehmen, 
wenn es zuvor dieſes den Perſonen zum Kaufe 
angeboten hat, deren eingetragenes Recht (Vor⸗ 
kaufsrechte, Vormerkung auf Auflaſſung) durch 
das Vorkaufsrecht erloſchen ſind. Den Ausdruck 
Siedlungszwecke wird man hier nicht bloß auf 
die Schaffung von Anſiedlungsſtellen beziehen 
dürfen, jondern auch auf Verwendung des Grund⸗ 
ſtückes für Kirchen, Schulen und andere öffentliche 
Gebäude, die den Siedlungen unmittelbar dienen, 
ausdehnen müſſen; übrigens wird hier ſelten Ver⸗ 
kauf ſtattfinden. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts iſt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Eigentümer des Grundftüdes 
dieſe an eine Körperſchaft des öffentlichen Rechtes, 
wie Reich, Staat, Gemeinde uſw. verkauft oder 
an ſeinen Ehegatten, oder an eine Perſon, die 
mit ihm in gerader Linie oder bis zum dritten 
Grade der Seitenlinie verwandt oder bis zum 
zweiten Grade verſchwägert iſt (3 6 Abſ. 2). Diele 
Vorſchrift entſpricht einem Gebote der Billigkeit. 

Die geſamten Vorſchriften über die Ausübung 
des geſetzlichen Vorkaufsrechtes, wie wir ſie eben 
kennen! gelernt haben, finden ſinngemäße An⸗ 
wendung auf andere Verträge, die auf eine Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtückes gegen Entgelt ge⸗ 
richtet ſind, ferner auf die Uebereignung im Wege 
der Zwangsverſteigerung und auf die freihändige 
Verälßerung durch den Konkursverwalter ($ 11). 
Als Hauptanwendungsfaͤlle der Veraußerungen 
gegen Entgelt kommen außer Kauf in Betracht 
Tauſch ($ 515 BGB.), Geſellſchaft (83 705 ff.) und 
Vergleich ($ 779). Bei dem vertraglichen Vor⸗ 
kaufsrecht beſteht dieſes Recht nur bei Kauf. 

Der wichtigſte und zugleich einſchneidenſte Weg 
zur Gewinnung von Anſiedlungsland iſt die 
Schaffung der Landlieferungsverbände. 
Wie wir geſehen haben, ſind für die Begründung 
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von Anſiedlungen Anſiedlungsbezirke zu bilden. 3. Güter, die beſonders extenſiv oder ſonſt ſchlecht 


In allen ſolchen Bezirken, deren landwirtſchaft⸗ 


liche Nutzfläche nach der letzten großen landwirt⸗ 


ſchaftlichen Betriebs zählung von 1907 zu mehr 


als 18 v. H. auf die Güter von 100 und mehr 


Hektar landwirtſchaftlicher Nutzfläche auf ſog. große 
Güter entfällt, find die Eigentümer dieſer großen 
Güter zu Landlieferungsverbänden zuſammenzu⸗ 
ſchließen. Bei der Berechnung dieſer 13 v. H. werden 
die im Bezirke vorhandenen Staats⸗Domänen 
mitgerechnet, aber der Staat iſt im Landliefe⸗ 
rungsverbande für die Domänen nicht vertreten. 
Dieſe Landlieferungsverbände ſind rechtsfähig. Die 
Landeszentralbehörden dürfen jedoch die Aufgaben 
dieſer Verbande auch auf andere Stellen, insbeſondere 
auf ſchon beſtehende landwirtſchaftliche Organiſati⸗ 
onen übertragen. Hier könnten in Betracht kommen 


Landſchaften oder landſchaftliche Ritterſchaften, land⸗ 


ſchaftliche oder ritterſchaftliche Darlehenskaſſen, ge: 
wiſſe Kreditvereine uſw., ſoweit ſie rechtsfähig find. 

Dieſe Landlieferungsverbände oder die Stellen, 
die mit deren Aufgaben betraut ſind, haben nun 
auf Verlangen des gemeinnützigen Siedlungs⸗ 
unternehmens zu Siedlungszwecken geeignetes Land 
aus dem Beſtande der „großen Güter“ von 100 
und mehr Hektar landwirtſchaftlicher Nutzfläche zu 
einem angemeſſenen Preiſe zu erwerben. Die 
Domänen bleiben hier außer Betracht, da dieſe 
ſchon nach 8 2 für die Schaffung von Anſiedlungen 
verwendet werden müſſen. Als angemeſſener Preis 
gilt der gemeine Wert, den das Land im Groß: 
betriebe hat, ohne Rückſicht auf Wertſteigerungen, 
die auf außerordentliche Verhältniſſe des Krieges 
zurückzuführen ſind. Der gemeine Wert iſt nicht 
gleichbedeutend mit dem Ertragswert. Häufig iſt 
der gemeine Wert größer als der Ertragswert, 
beſonders wenn das Grundſtück nicht 1 
bewirtſchaftet wird und deshalb die Erträgniffe | 


bewirtſchaftet werden; 

4. Güter, deren Beſitzer ſich während des größeren 
Teiles des Jahres nicht auf den Gütern auf⸗ 
halten und ſie nicht ſelbſt bewirtſchaften, 

5. Teile ſolcher großen Güter und zwar in ſach⸗ 
gemäßer Abrundung und mit den dazugehörigen 
Gebäuden, die früher ſelbſtändige Bauerngüter 
oder Landſtellen waren und in den letzten 
30 Jahren vor dem Inkrafttreten der Ver⸗ 
ordnung von dem Eigentümer der großen 
Güter aufgekauft worden ſind. 

Ausgenommen ſollen nach Möglichkeit nur ſolche 
Güter fein, die in ſozialer oder wirtſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht vorbildlich wirken oder für die Entwicklung 
der Landwirtſchaft von hervorragender Bedeutung 
ſind, alſo vor allem die ſogenannten Muſtergüter. 

Ob dieſe anzukaufenden Güter oder Teile davon 
freien oder gebundenen Beſitz bilden, iſt ohne Be⸗ 
deutung. Die wichtigſten Fälle des gebundenen 
Befitzes find die Fideikommiſſe, deren Anwärter 
der Uebertragung an den Landlieferungsverband 
nicht widerſprechen können. Damit iſt ein höchſt 
einſchneidender Eingriff in die Landesgeſetzgebung 
getan; nach Art. 59 EG. BGB. iſt die Geſetz⸗ 
gebung über Familienfideikommiſſe den einzelnen 
Staaten vorbehalten; durch die Verordnung iſt 
keineswegs dieſer Vorbehalt aufgehoben, ſondern 
nur in Beziehung auf einen Teil verkürzt. Die 
Bundesſtaaten können nach der Verordnung die 
naheren Beſtimmungen über die Verwendung des 
Kaufpreiſes oder der Entſchadigung treffen. Hier 
können in erſter Linie zwei Möglichkeiten in Be⸗ 
tracht kommen, entweder muß der Kauſpreis fidei⸗ 
kommiſſariſch hinterlegt werden und das wird wohl 
die Regel bilden, oder mit dem Kaufpreiſe kann 
der Fideikommißinhaber andere Grundſtücke als 
Erſatz für die veräußerten Grundſtücke erwerben 


gering find. Andererſeits willen wir, daß während oder ein neues Fideikommiß errichten, wenn das 


des Krieges viele Kriegsgewinnler große Güter zu 
unverhältnismäßig hohen Preiſen aus den ver⸗ 


ganze Fideikommiß vom Landlieferungsverbande 
erworben wurde. Da aber die heutige Strömung 


ſchiedenſten, oft wenig vaterländiſchen Gründen ſehr gegen die Fideikommiſſe gerichtet iſt, ſo wird 


gekauft haben; daß dieſe Kaufpreiſe für die Ueber⸗ 
nahme auf das Siedlungsunternehmen nicht in 
Betracht kommen, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Die Landlieferungsverbände ſollen nun von den 
großen Gütern über 100 und mehr Hektar in 
erſter Reihe erwerben: 

1. Güter, die während des Krieges von Perſonen 
erworben wurden, welche die Landwirtſchaſt nicht 

im Hauptberufe betreiben oder betrieben haben. 
2. Güter, die im Laufe der letzten 20 Jahre durch 

entgeltliches Rechtsgeſchäft mehrfach die Beſitzer 

gewechſelt haben; nicht darunter fallen die 

Güter, die durch ein ſolches Rechtsgeſchäft von 

einem Eigentümer auf ſeinen Ehegatten oder 

auf eine Perſon übergegangen ſind, die mit ihm 
in gerader Linie oder bis zum dritten Grade 
der Seitenlinie verwandt oder bis zum zweiten 

Grade verſchwägert iſt. 


dieſer Fall wohl ſelten eintreten. 

Was von den Fideikommiſſen geſagt iſt, gilt 
in gleicher Weiſe von Stammgütern, Lehen und 
ſonſtigen Grundſtücken, welche auf Grund von Vor⸗ 
ſchriften gebunden ſind, die nach den Artikeln 
57, 58, 59 EG. BGB. von den Vorſchriften des 
BGB. unberührt bleiben; ebenſo gilt das Geſagte 
von Familienſtiftungen; hierher gehören auch die 
landwirtſchaftlichen Erbgüter nach dem bayer. Geſetz 
vom 22. Februar 1855, da auch bei dieſen die 
ee ein Einſpruchsrecht gegen einen Verkauf 
aben. 

Stammgüter ſind ſolche Güter regelmäßig des 
hohen Adels, die ganz oder nur in beſchränktem 
Maße veräußerlich ſind und nach einer auf Geſetz 
oder Gewohnheitsrecht beruhenden beſonderen Erb— 
folgeordnung vererbt werden. Lehen ſind Güter, 
die ein Lehensherr im erblichen Nutzungsrechte an 
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beſtimmte Perſonen gibt; davon ſind zu unterſcheiden 
die allodiffizierten Lehen, die früher Lehen waren, 
aber durch Geſetz oder Vertrag in das freie Eigentum 
des bisherigen Lehensmannes übergegangen ſind. 

Der Landlieferungs verband hat an 
Stelle des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens 
das Vorkaufsrecht auf alle großen Güter ſeines 
Bezirkes und muß dieſes Vorkaufsrecht ausüben, 
wenn das Siedlungsunternehmen es verlangt; die 
Ausübung des Vorkaufsrechtes kann der Land⸗ 
lieferungsverband dem gemeinnützigen Siedlungs⸗ 
unternehmen mit deſſen Zuſtimmung allgemein 
oder für den einzelnen Fall übertragen. Die Grund⸗ 
ſaͤtze über das Vorverkaufsrecht, wie wir es oben 
kennen gelernt haben, gelten entſprechend auch hier. 

In den Bezirken, in denen ein dringendes, 
auf andere Weiſe, insbeſondere durch Verwendung 
der Domänen, von Moor: und Oedland, durch 
Anwendung von Vorkaufsrecht durch das Sied⸗ 
lungsunternehmen oder durch den Landlieferungs⸗ 
verband nicht zweckmäßig zu befriedigendes Be⸗ 
dürfnis nach beſiedlungsfahigem Lande beſteht, hat 
der Landlieferungsverband das Recht geeignetes 
Siedlungsland aus dem Beſitzſtand der großen 
Güter von 100 und mehr Hektar landwirtſchaft⸗ 
licher Nutzfläche gegen angemeſſene Entihädigung 
im Wege der Zwangsenteignung in Anſpruch 
zu nehmen. Ueber die Enteignung und die Höhe 
der Entſchädigung, wobei Wertſteigerungen infolge 
außerordentlicher Verhältniſſe des Krieges nicht 
berüdfichtigt werden dürfen, entſcheidet ein ſtändiger 
Ausſchuß, der aus einem von der Landeszentral⸗ 
behörde zu beſtimmenden Vorſitzenden und je einem 
Vertreter des Landlieferungsverbandes und des 
Siedlungsunternehmens beſteht. Im übrigen bleibt 
die Regelung der Enteignung einſchließlich der 
Rechtsbehelfe gegen die Feſtſetzung der Entſchädi⸗ 
gung den Bundesſtaaten vorbehalten. 

Wegen der Zahl der großen Güter in Bayern 
verweiſe ich auf die oben gegebene Statiſtik nach 
den einzelnen Kreiſen. Hier möge noch eine amt⸗ 
liche Statiſtik über die Fideikommiſſe in Bayern 
im Jahre 1909 folgen, wobei zu bemerken iſt, 
daß ſich ſeitdem ſowohl die Anzahl, als Größe 
geändert haben, wofür eine zuverläſſige Statiſtik 
noch nicht vorliegt. 


Geſamt⸗ lands forſt⸗ Haus⸗ 

9 0 gabl Fläche wirtſch. wirtſch. u 

ha ha | ha ha ha 

unter 100 15 | 621 430 170 13 8 

100-300 | 44 8714 4144 4250 149 171 

300-500 | 31 12 505 5602| 6325 312 266 

500 —1000 | 50 35 924 12 677 22 129 194 924 
1000 —2000 | 31 43 986 13 212 29518 375 881 
20005000 | 22 64 072 11896. 42 465 407 | 4304 
über 5000 | 9 72 737 14 455 55 547 299 | 2436 


202 238 559 67 4160160 404 1749 | 8990 
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Auf die einzelnen Kreiſe entfallen: 


| 0% der | 


Oo des landwirtſch. 
Neg-Bez. Fläche des 
ha Reg.-Bez. 

Oberbayern . . . 38 756 | 2,3 2,5 
Niederbayern. . . 26106 | 2,4 2,5 
Oberpfalz 35463 | 3,7 4,1 
Oberfranken. 22702 32 | 35 
Mittelfranken 16 830 2,2 2,4 
Unterfranken. 46 990 5,6 5,8 
Schwaben 51712 58 5,8 


(In der Pfalz gibt es keine Fideikommiſſe). 


Die Aufgaben des Landlieferungsverbandes 
ſind erfüllt, wenn ein Drittel von der land⸗ 
wirtſchaftlichen Nutzflaͤche der! „großen Güter“ 
mit Einſchluß der Domänen in dem Siedlungs⸗ 
bezirke für die Anſiedlungen bereitgeſtellt iſt. Da 
in erſter Reihe die Staatsdomänen für die An⸗ 
ſiedlungen verwendet werden, ſo werden die Eigen⸗ 
tümer der anderen „großen Güter“ umſoweniger 
durch Abgabe von Grund und Boden betroffen, je 
größere Domänen vorhanden find und einen je 
größeren Teil dieſe von der geſamten klandwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzfläche des Bezirkes bilden. In 
Bayern, wo wir faſt keine Domänen haben, müßten 
die Eigentümer der großen Güter entſprechend viel 
Boden abgeben, vorausgeſetzt, daß dieſe großen 
Güter einen erheblichen Hundertſatz des Bezirkes 
ausmachen. Hierbei iſt ohne weiteres einzuſehen, 
eine welch große Rolle die Schaffung der Sied⸗ 
lungsbezirke ſpielt; würden in Bayern, was an 
ſich durchaus zweckmäßig wäre, die Siedlungs⸗ 
bezirke mit den Regierungsbezirken zuſammenfallen, 
ſo würden überhaupt in Bayern keine Landliefe⸗ 
rungsverbände zu bilden ſein, da in keinem Kreiſe 
der große Grundbeſitz von 100 und mehr Hektar 
auch nur annähernd den für die Schaffung von 
Landlieferungsverbänden vorgeſchriebenen Hundert⸗ 
ſatz von 13 der geſamten landwirtſchaftlichen Nutz⸗ 
fläche beträgt, ſondern im Durchſchnitt nur etwa 
2 v. H. Weſentlich anders verhält es ſich damit 
in einigen preußiſchen Provinzen, in Mecklen⸗ 
burg uſw. 

Ferner erliſcht die Tätigkeit der Landlieferungs⸗ 
verbände auf Landbeſchaffung, wenn die landwirt⸗ 
ſchaftliche Nutzfläche der großen Güter von 100 
und mehr Hektar, aber ohne Einſchluß der Domänen, 
nicht mehr als 10 v. H. der geſamten Nutzflaͤche 
des Anſiedlungsbezirkes beträgt. Ein Beiſpiel: 
In einem Bezirke beträgt die landwirtſchaftliche 
Nutzfläche der Staatsdomaͤnen 10 v. H. und die 
der anderen großen Güter 8 v. H. der geſamten 
landwirtſchaftlichen Nutzflaͤche des Bezirkes; da 
dieſe Domänen ſamt den großen Gütern mehr 
als 13 v. H. des Bezirkes umfaſſen, ſo iſt ein 
Landlieferungsverband zu bilden. Die Domänen 
werden ohne weiteres für die Anſiedlungen ver⸗ 
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wendet. Die anderen großen Güter müſſen 5 v. H. 
ihres landwirtſchaftlichen Grundbeſitzes bereitſtellen 
d. h. ſoweit, bis die landwirtſchaftliche Nutzfläche 
dieſer großen Güter nicht unter 10 v. H. der ge⸗ 
ſamten Nutzfläche des Bezirkes ſinkt. Nach Be⸗ 
reitſtellung der Domänen darf der große Grund⸗ 
befig höchſtens jo weit in Anſpruch genommen 
werden, daß mindeſtens 10 v. H. der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzflaͤche des Bezirkes auf die großen 
Güter entfallen. 

Die Aufſichtsbehörde kann nach freiem Er- 
meſſen als zur Siedlung bereitgeſtellt auch ſolches 
Land aus dem Beſitzſtand der „großen Güter“ 
anerkennen, das deren Eigentümer aus freien 
Stücken ohne Mitwirkung des gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmens an Anſiedler veräußert 
oder mit dem Rechte des Kaufes an Anſiedler zu 
einem von der Aufſichtsbehörde genehmigten Preiſe 
verpachtet haben. Dieſer Anſpruch auf Kauf wird 
am beſten durch Eintragung einer Vormerkung 
nach 8 883 BGB. im Grundbuche geſichert. 

Wenn dagegen Mitglieder des Landlieferungs: 
verbandes oder eine mit den Aufgaben des Ver⸗ 
bandes beauftragte landwirtſchaftliche Organi⸗ 
ſation außerordentliche Vermögensabgaben in be: 
ſiedlungsfähigem Lande entrichten, ſo kommt dieſes 
zur Verfügung geſtellte und vom Siedlungsunter⸗ 
nehmen übernommene Land auf das vom Verbande 
zu liefernde Drittel in Anrechnung (8 19). 

Wir haben bisher geſehen in welchem Umfange 
der Landlieferungsverband Grund und Boden für 
Anſiedlungen zu beſchaffen hat und zwar zunächſt 
für das Siedlungsunternehmen; jedoch iſt das 
Siedlungsunternehmen nicht verpflichtet ohne weiteres 
dieſes Land anzunehmen, ſondern nur dann iſt 
es zur Uebernahme und zur Zahlung des vom 
Landlieferungsverbandes entrichteten Erwerbspreiſes 
verpflichtet: 

1. wenn der Landlieferungsverband das Grund: 
ſtück auf Verlangen des Siedlungsunter— 
nehmens durch Ausübung des Vorkaufsrechtes 
erworben hat; 

2. wenn das Siedlungsunternehmen ſich ſonſt 
mit dem Erwerb und dem Erwerbspreiſe 
einverſtanden erklärt hat; 

3. wenn der Landlieferungsverband das Grund— 
ſtück durch Enteignung erworben hat, und 
das Enteignungsverfahren mit Zuſtimmung 
des Siedlungsunternehmens erfolgt iſt. 

Der Staatsſekretaͤr des Reichsarbeitsamtes 
beſtimmt, inwieweit Koſten dem Erwerbspreiſe zu— 
gerechnet werden dürfen; ſoweit Koſten nicht zu— 
gerechnet werden dürfen, haben die Verbandsmit— 
glieder dieſe durch Umlagen ſelbſt aufzubringen; 
den Umlagenmaßſtab beſtimmt der Landlieferungs— 
verband. Wenn eine andere Stelle, aljo insbe— 


ſondere eine landwirtſchaftliche Organiſation die 


Das ſind die Wege und Mittel, durch welche 
Land im großen Maßſtabe für Anſiedlungen be⸗ 
ſchafft werden kann und ſoll. Sie bedeuten zum 
Teil recht erhebliche Eingriffe in die Rechte der 
Grundeigentümer und ſind, wie ich eingangs ſchon 
hervorhob, nur mit der Not der Zeit und dem 
Wunſche zu begründen, eine moͤglichſt große und 
bodenſtändige Bevölkerung zu ſchaffen. Auf die 
volkswirtſchaftliche Seite dieſer ganzen Frage kann 
ich hier nicht eingehen. Hervorzuheben iſt noch, 
daß das gemeinnützige Siedlungsunternehmen ein 
Wiederkaufsrecht für die von ihm begründete 
Anſiedlerſtelle hat, wenn der Anſiedler ſie ganz 
oder teilweiſe veräußert oder aufgibt, oder wenn 
er ſie nicht dauernd bewohnt oder bewirtſchaftet. 
Kein Wiederkaufsrecht beſteht, wenn der Anſiedler 
die Stelle an ſeinen Ehegatten oder an eine Perſon 
verkauft hat, die mit ihm in gerader Linie oder 
bis zum dritten Grade der Seitenlinie verwandt 
oder bis zum zweiten Grade verſchwägert iſt. Der 
Wiederkauf iſt in den SS 497 ff. BGB. geregelt. 
In dem Anſiedlungsvertrage ſind die Dauer des 
Wiederkaufsrechtes, der Preis und die näheren 
Bedingungen feſtzuſetzen, außerdem iſt das Wieder⸗ 
kaufsrecht als Belaſtung des Grundſtückes im Grund: 
buche einzutragen. 

Das Wiederkaufsrecht bezweckt die Rücküber⸗ 
laſſung einer Sache zu einem beſtimmten Preiſe; 
zunächſt iſt der Wiederkaufpreis Gegenſtand freier 
Vereinbarung; iſt nichts vereinbart worden, ſo 
gilt der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, 
auch für den Wiederkauf (8497 Abſ. 2 BGB.) 
insbeſondere aber kann als Wiederkaufspreis de 
Schätzungswert vereinbart werden, den die Sach 
zur Zeit des Wiederkaufs hat, der alſo höher oder 
niedriger als der ſeinerzeitige Kaufpreis ſein kann. 
Ein dingliches Wiederkaufsrecht iſt dem BGB 
fremd; um aber gerade bei Grundſtücken das per 
ſönliche Wiederkaufsrecht dem dinglichen Vorkaufs 
rechte möglichſt ähnlich zu machen, kann nach 
5 883 BGB. eine Vormerkung im Grundbuche 
eingetragen werden derart, daß der durch Geltend» 
machung des Wiederkaufsrechts entſtehende Anſpruch 
auf Rückübertragung des Eigentums auch dritten 
Erwerbern gegenüber wirkſam iſt. 

Soll aber der Verkaͤufer ſpaͤteren Erwerbern 
gegenüber unmittelbar zum Wiederkaufe berechtigt 
ſein, ſo müßte das Recht jedem Erwerber gegen⸗ 
über von neuem vereinbart und durch Vormerkung 
geſichert werden. Ein ſolches Wiederkaufsrecht iſt 
aber praktiſch undurchführbar. Der Geſetzgeber 
wollte im BGB. mit Abſicht kein dingliches Wieder⸗ 
kaufsrecht zulaſſen, weil er es wirtſchaftlich für 
ſchädlich hielt. In Preußen zeigte es ſich bei den 
Anſiedlungs- und Rentengütern, daß ein Wieder— 
kaufsrecht unentbehrlich iſt, um die wirtſchaftlichen 
Zwecke zu erreichen, die mit den Anſiedlungen ver— 


Aufgaben des Landlieferungsverbandes zu erfüllen | folgt werden. Deshalb wurde bei den vom Staate 
hat, ſo beſtimmt die Landeszentralbehörde über 
mäßig ein zeitlich begrenztes, dingliches Wieder⸗ 


die Deckung der Koſten. 


geſchaffenen und weggegebenen Rentengütern regel: 


— — —— — ——— — 
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kaufsrecht vereinbart und im Grundbuche einge⸗ 
tragen nach 8 12 des Geſetzes über den Eigentums⸗ 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Brundftüde 
vom 5. Mai 1872. 

Durch die Verordnung wird nun auch für das 
ganze Deutſche Reich das dingliche Wieder⸗ 
kaufs recht ermöglicht, jedoch nur in Beziehung 
auf die Anſiedlungen, die von dem gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmen geſchaffen werden. Im 
übrigen bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetz⸗ 
gebung unberührt; es würde zweckmäßig ſein, das 
Wiederkaufsrecht als dauernde Belaſtung zu verein⸗ 
baren und nicht auf eine beſtimmte Anzahl von 
Jahren oder Jahrzehnten; denn der Staat hat ein 
Intereſſe daran, daß dauernd die Zwecke, die er 
mit den Anſiedlungen verfolgt, geſichert bleiben 
und deshalb ſollte auch die Ausübung des Wieder⸗ 
kaufsrechts für den Fall vorbehalten werden, daß 
der Anſiedler ſchlecht wirtſchaftet. Im einzelnen 
möchte ich als brauchbares Muſter für die Regelung 
des Wiederkaufrechts auf die obengenannte preußiſche 
Verordnung verweiſen (vgl. auch Pesl, in den An⸗ 
nalen d. Deutſchen Reiches 1916 S. 749 ff.). 

Endlich hat die Verordnung außer der Be⸗ 
ſchaffung von Land für Anſiedlungen zu Eigentum, 
auch die Beſchaffung von Land zu Pach— 
tungen vorgeſehen. 

Nach § 21 können Landgemeinden oder Guts⸗ 
bezirke durch Anordnung der von der Landeszentral⸗ 
behörde zu bezeichnenden Stelle verpflichtet werden, 
ſolchen Arbeitern, die im landwirtſchaftlichen Betrieb 
ihres Bezirkes ſtändig beſchäftigt ſind, Gelegenheit 
zur Pacht oder ſonſtigen Nutzung von Land für 
den Bedarf des Haushaltes zu geben, falls dieſe 
Arbeiter den Wunſch danach haben. Außer der 
Pacht würde höchſtens die unentgeltliche Ueber⸗ 
laſſung von Boden in Betracht kommen. Mehr 
als 5 v. H. der landwirtſchaftlich genutzten Gemeinde⸗ 
oder Gutsfeldmark brauchen die Gemeinden oder 
Gutsbezirke für die Zwecke der Pachtung oder 
ſonſtigen Nutzung nicht zur Verfügung zu ſtellen. 
St das nötige Pacht⸗ oder Nutzland auf andere 
Weiſe nicht zu beſchaffen, ſo kann die Landgemeinde 
es im Wege der Zwangspachtung oder ſogar der 
Enteignung in Anſpruch nehmen. Zur Hergabe 
des Landes iſt in erſter Linie der Arbeitgeber ver⸗ 
pflichtet, bei dem die Arbeiter beſchäftigt werden. 
Die Gemeinden dürfen jedoch zur Zwangspachtung 
oder Enteignung erſt ſchreiten, ſobald die von der 
Landeszentralbehörde zu bezeichnende Stelle deren 
YZuläffigfeit ausgeſprochen hat. Es dürfen nur 
Teile von Gütern zwangsweiſe gepachtet oder ent: 
eignet werden, nicht aber ganze Wirtſchaftseinheiten. 
Den Bundesſtaaten bleibt im übrigen die Regelung 
der Zwangspachtung und Enteignung vorbehalten. 

Dieſe Beſtimmungen find von größerer Be: 
deutung nur für Norddeutſchland, wo bisher ſchon 
verheiratetes Geſinde eine andere Rolle ſpielte, als 
in Süddeutſchland. Die unverheirateten Dienſt⸗ 
boten pflegen regelmäßig Lohn, Wohnung und 


\ 
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Koſt auf dem Gute des Arbeitgebers zu finden 
und haben kein Verlangen, eigenen Grund zu 
bewirtſchaften, um Nahrungsmittel für eigenen 
Bedarf zu gewinnen im Gegenſatze zu dem ver⸗ 
heirateten Geſinde wie Deputatiſten, Inſtleuten, 
Heuerlingen uſw. Die Deputatiften pflegen 
nicht im Hauſe der Dienſtherrſchaft zu wohnen 
und erhalten auch nicht ihre Koſt darin, 
ſondern ſie bekommen dafür eine beſtimmte 
Menge von Naturalien (Deputat) und bisweilen 
freie Wohnung außerhalb des Hauſes des Dienſt⸗ 


herrn. Die Inſtleute oder Heuerlinge ſind meiſt 


aus ehemaligen leibeigenen Bauern oder beſitz⸗ 


loſen Leuten hervorgegangen, ſtehen im Vertrags⸗ 


verhältniſſe zum Gutsherrn und find zu taͤg⸗ 
lichen Leiſtungen von Taglöhnerarbeiten verpflichtet; 
ſie erhalten häufig außer. Geldlohn Naturalien, 
freie Wohnung und eine größere oder kleinere Fläche 
Landes zur Benutzung, ferner Weide oder Futter 
für ein oder mehrere Stücke Vieh, Holz, Torf, einen 
Anteil am Ernteerträgnis. 

Solche Gutstaglöhner finden wir faſt nur auf 
den großen Gütern in Oſt⸗ und Weſtpreußen, 
Poſen, Pommern, Brandenburg, Schleswig-Hol⸗ 
ſtein, Mecklenburg, in den Provinzen Schleſien, 
Sachſen, Hannover, Weſtfalen und in Braunſchweig, 
dagegen in Süddeutſchland faſt gar nicht. In 
Bayern haben wir faſt nur das ledige Geſinde, 
das auf dem Gutshofe wohnt und verköſtigt wird; 
ſoweit freie Arbeiter vorhanden ſind, erhalten ſie 
Geldlohn, ſelten Naturalien. Bisweilen hat der 
freie Arbeiter, wenn er verheiratet iſt, eigenen oder 
erpachteten Grundbeſitz, wozu in Süddeutſchland 
faſt immer Gelegenheit geboten iſt. Die Verord⸗ 
nung vom 29. Januar 1919 hat nun dieſe Frage 
einheitlich für ganz Deutſchland geregelt. Beſondere 
Schwierigkeiten werden ſich kaum ergeben. 

Die Schlußbeſtimmungen der Verordnung er⸗ 
mächtigen die Landeszentralbehörden nähere Vor⸗ 
ſchriften zur Ausführung der Verordnung zu er⸗ 
laſſen, ſoweit nicht der Staatsſekretär des Reichs⸗ 
arbeitsamtes ſolche erläßt; dieſer kann insbeſondere 
auch Ausnahmen von der Verordnung zulaſſen, 
ſoweit durch landesrechtliche Regelung die Be⸗ 
ſchaffung von landwirtſchaftlichem Siedlungslande 
bereits in ausreichender Weiſe geſichert iſt. 

Endlich beſtimmt die Verordnung, daß alle 
Geſchäfte und Verhandlungen, die zur Durch— 
führung von Siedlungsverfahren im Sinne dieſer 
Verordnung dienen, ſoweit ſie nicht im Wege des 
ordentlichen Rechtsſtreites vorgenommen werden, 
von allen Gebühren, Stempelabgaben und 
Steuern des Reichs, der Bundesſtaaten und 
ſonſtigen öffentlichen Körperſchaften befreit find. 
Dieſe Befreiung iſt ſeitens der zuſtändigen Bes 
hörden ohne weitere Nachprüfung zuzugeſtehen, 
wenn das gemeinnützige Siedlungsunternehmen 
verſichert, daß der Antrag oder die Handlung zur 
Durchführung eines ſolchen Verfahrens erfolgt. 

Dieſe Befreiung wird beſonders auch in Bayern 
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von Nutzen ſein zur Förderung der Anſiedlungen, 
da die gemeinnützige Siedlung G. m. b. H. bisher 
in ihrer Tatigkeit durch die Entrichtung von Ab⸗ 
gaben aller Art ſehr gehemmt war. 

Jeder, dem die Zukunft unſeres Vaterlandes 
am Herzen liegt, wird dieſe Verordnung begrüßen, 
und fie kann ſegensreich wirken, wenn auf die 
einzelnen Verhältniſſe überall entſprechend Rück⸗ 
ſicht genommen und nicht zu ſchematiſch verfahren 
wird. Das gilt beſonders hinſichtlich der Inan⸗ 
ſpruchnahme der großen Güter; wenig wird ba: 
gegen einzuwenden ſein, wenn für Anſiedlungen 
große Güter aufgeteilt werden, die ſchlecht be⸗ 
wirtſchaftet werden. Es iſt beſſer, wenn zahl⸗ 
reiche Familien ein eigenes Heim mit Grund 
und Boden haben und darauf durch landwirt⸗ 
ſchaftliche Arbeit ihr Auskommen finden, als wenn 
beſonders im Kriege reichgewordene Perſonen Güter 
erwerben, um als „Gutsbeſitzer“ in der Geſellſchaft 
eine Rolle zu ſpielen oder die Güter hauptſächlich 
zur Ausübung von Jagd zu verwenden. Ob 
anderſeits die Nachfrage nach Anſiedlungen ſehr 
groß ſein wird, muß die Zukunft lehren. Zahl⸗ 
reiche Umſtände werden hierbei eine große Rolle 
ſpielen, vor allem der Neuaufbau unſerer Indu⸗ 
ſtrie und unſeres Welthandels. Die Frage der 
Auswanderung, die Freude an Arbeit und an 
Genügſamkeit dabei dürfen wir nie vergeſſen. Daß 
die Grundlage eines jeden geſunden Staatsweſens 
die eigene Landwirtſchaft, ein kräftiger, leiſtungs⸗ 
faͤhiger Bauernſtand iſt, dieſes hat der Krieg in 
unwiderleglicher Weiſe gezeigt. 


Kechtliche Stellung des bayeriſchen Etaats⸗ 
kommiſſars für demobilmachung. 


Von Oberkriegsgerichtsrat Dr. Erhard 
im Miniſterium für militäriſche Angelegenheiten. 


Der Weltkrieg hat vom deutſchen Volk nicht 
nur ungeheuere militäriſche Anſtrengungen ver— 
langt, ſondern auch die Umſtellung der geſamten 
deutſchen Volkswirtſchaft in die Kriegswirtſchaft 
nötig gemacht und damit bis dahin noch nie da— 
geweſene Umwälzungen auf dem Gebiete der 
Volkswirtſchaft verurſacht. Aufgabe der wirt: 
ſchaftlichen Demobilmachung iſt es, die 
Kriegswirtſchaft wieder in die Friedenswirtſchaft 
überzuleiten. Zu dieſem Zwecke müſſen vor allem 
die aus dem Heer Entlaſſenen wieder ins Wirt— 
ſchaftsleben eingegliedert, die Arbeiter der Rüſtungs⸗ 
induſtrie anderweitig beſchäftigt, die Kriegsindu— 
ſtrien in Friedensbetriebe umgeſtellt und die nur 
in beſchränktem Umfang vorhandenen Rohſtoffe 
zweckentſprechend verteilt werden. 

Man war ſich von Anfang an klar, daß dieſe 
Rieſenaufgabe nicht durch die beſtehenden Reichs⸗ 
und Staatsbehörden, ſondern nur durch eigene 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 9. 


— 


mit weitgehenden Vollmachten ausgeſtattete De⸗ 
mobilmachungsbehörden gelöſt werden könne. Be⸗ 
ſondere Rechtsgrundlagen für ſie waren erforderlich. 
Die Rechtsgrundlage für die wirtſchaft⸗ 
liche Demobilmachung wurde durch die vom Bundes⸗ 
rat auf Grund des 8 3 des Ermächtigungsgeſetzes 
vom 4. Auguſt 1914 erlaſſene Verordnung 
vom 7. November 1918 (RGBl. S. 1292) 
geſchaffen. 
| Nach 8 1 Abſ. 1 dieſer Verordnung ift der 
Reichskanzler ermächtigt, die Anordnungen zu er- 
laſſen, die erforderlich find, um Störungen 
des Wirtſchaftslebens infolge der wirt⸗ 
ſchaftlichen Demobilmachung vorzu: 


beugen oder abzuhelfen. Zur Durchführung 
der dem Reichskanzler hienach obliegenden Auf⸗ 
gaben wurde mit Erlaß des Rates der Volks⸗ 
beauftragten vom 12. November 1918 (RGBl. 
S. 1304) das Reichsamt für wirtſchaft⸗ 
liche Demobilmachung geſchaffen, an deſſen 
Spitze der Staatsſekretär für wirtſchaftliche De- 
mobilmachung ſteht. Er ſcheint, obwohl dies nicht 
ausdrücklich ausgeſprochen iſt, nach Maßgabe des 
Reichsgeſetzes betreffend die Stellvertretung des 
Reichskanzlers, vom 17. März 1878 (RGBl. S. 7) 
ganz allgemein auf ſeinem Arbeitsgebiet die Auf⸗ 
gaben des Reichskanzlers ausgeübt zu haben. 
Seit dem Inkrafttreten des Uebergangsgeſetzes 
vom 4. März 1919 (RGBl. S. 285) (in Kraft 
ſeit 7. März 1919) ſind die Befugniſſe, die nach 
den Geſetzen oder Verordnungen des Reichs dem 
Reichskanzler zuſtehen, auf das Reichsminiſterium 
übergegangen; ſie werden, ſoweit das letztere nicht 
| ein anderes beſtimmt, von jedem Reichsminiſter 
| für feinen Geſchäftsbereich ſelbſtändig ausgeübt. 
Damit iſt die durch die Verordnung über wirt⸗ 
ſchaftliche Demobilmachung vom 7. November 1918 
dem Reichskanzler eingeräumte weitgehende Voll: 
macht (§ 1 Abſ. 1 d. VO.) auf den Reichsminiſter 
für wirtſchaftliche Demobilmachung (wie der Staats⸗ 
ſekretär für wirtſchaftliche Demobilmachung nach 
dem Erlaß vom 21. März 1919 - RG Bl. S. 327 — 
nunmehr heißt) übergegangen. 
Nach 82 Abſ. 3 d. VO. v. 7. Nov. 1918 
| kann die Landeszentralbehörde für den ganzen 


Bereich eines Bundesſtaates einen Staats: - 


kommiſſar für Demobilmachung beſtellen. 
Von dieſer Befugnis hat die bayer. Regierung 
„Gebrauch gemacht und einen bayer. Staatskom⸗ 


miſſar für Demobilmachung aufgeſtellt. Er iſt 
bayer. Staatsbeamter, nicht Reichsbeamter. 
Auf Grund der Ermächtigung in 8 4 Abſ. 1 
d. VO. v. 7. Nov. 1918 hat der Reichskanzler die 
ihm im 81 Abſ. 1 d. VO. übertragenen Befug— 
niſſe auf dem Gebiet der wirtſchaftlichen Demobil— 
machung für Bayern dem bayer. Staatskommiſſar 
| für Demobilmachung übertragen. Dieſer Erlaß 
des Reichskanzlers iſt bisher nicht veröffentlicht 
worden, eine Nachprüfung der Delegation alſo 
nicht möglich. Da der bayer. Staatskommiſſar 


auszugleichen wären. 
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für Demobilmachung ſein Amt jedoch unbean⸗ 
ſtandet von der Reichsleitung ausübt, kann die 
Delegation als Tatſache betrachtet werden. Durch 
die Aufſtellung des Staatskommiſſars für Demobil⸗ 
machung iſt die Zuſtändigkeit des Reichsminiſters 
für wirtſchaftliche Demobilmachung für Bayern 
nicht ausgeſchaltet. Erſterer hat vielmehr ſeine 
Befugniſſe in Unterordnung unter den letzteren 
auszuüben. 

Der bayer. Staatskommiſſar für Demobil⸗ 
machung iſt auf Grund der § 1 Abſ. 1 und 
84 Abſ. 1 d. VO. v. 7. Nov. 1918 ermäd): 
tigt, alle Anordnungen zu erlaſſen, die erforderlich 
find, un in Bayern Störungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens infolge der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
vorzubeugen oder abzuhelfen. Seine Befugniſſe 
find diktatoriſche; er iſt ſowohl zu. allgemeinen 
Verordnungen wie zu Verfügungen im Einzelfall 
berechtigt. An die beſtehenden Geſetze (privat⸗ 
rechtliche wie öffentlich⸗ rechtliche) iſt er nicht ge: 
bunden; auch Eingriffe in die Staats- und Heeres⸗ 
verwaltung, ſowie Zugriffe auf Staats- und Heeres⸗ 
gut ſind nicht ausgeſchloſſen. Dagegen begründet 
die Vollmacht aus allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Erwägungen keine Befugnis zur ſelbſtaͤndigen Ver⸗ 
ſügung über Reichs⸗ und Staatsmittel. 

Eine Begrenzung findet dieſe weitgehende dik⸗ 
tatoriſche Befugnis nur dadurch, daß alle Maß⸗ 
nahmen zu einem beſtimmten Zweck ergehen 
müſſen, nämlich um Störungen des Wirtſchafts⸗ 
lebens inſolge der wirtſchaftlichen Demobilmachung 
vorzubeugen oder abzuhelfen. Ueber das Vor⸗ 
liegen dieſer Vorausſetzung hat aber der Staats: 
kommiſſar für Demobilmachung zunächſt nur ſelbſt 
ßpflichtgemaͤß zu entſcheiden. Die Gerichte werden 
S zu dieſer Nachprüfung ebenſowenig befugt ſein, wie 
ſie es nach der oberſtrichterlichen Rechtſprechung!) 
dazu ſind, nachzuprüfen, ob eine auf Grund des 
Art. 4 Nr. 2 des Kriegszuſtandsgeſetzes von einem 
oberſten Militärbefehlshaber erlaſſene Kriegs⸗ 
zuſtandsanordnung „zur Erhaltung der öffent⸗ 
lichen Sicherheit erforderlich“ war. Da der Staats⸗ 
kommiſſar für Demobilmachung ausſchließlich Bes 
fugniſſe ausübt, die ihm von der Reichsleitung 
übertragen ſind, der bayer. Regierung aber ſolche 
Rechte nicht übertragen ſind, kann ſie nicht den 
Staatskommiſſar für Demobilmachung, obwohl er 
bayer. Beamter iſt, mit Weiſungen materieller 
Art verſehen, oder bei Beſchwerde gegen ihn ent⸗ 
ſcheiden. Sie könnte ihn lediglich abberufen, 
wenn Umſtimmigkeiten zwiſchen ihm und ihr nicht 
Dagegen iſt der Staats— 
kommiſſar füt Demobilmachung mit Rückſicht 
darauf, daß ſeine Befugniſſe keine urſprünglichen, 
ſondern vom Reichskanzler (jetzt Reichsminiſter für 
wirtſchaftliche Demobilmachung) abgeleitete ſind, 


1) Beſchluß des Oberften 5 vom 5. Okt. 
1915 und vom 28. Okt. 1 — JMBl. Beil. S. 370 
und 403 — und Pürſchel, ge ne den Belagerungs— 
zuſtand, 8 9 b, Anm. D,2 S. 2 


an die Anordnungen und Weiſungen des Reichs⸗ 
kanzlers (jetzt Reichsminiſter für wirtſchaftliche De⸗ 
mobilmachung) gebunden. An dieſe Stelle wären 
daher auch Beſchwerden gegen den bayer. Staats- 
kommiſſar für Demobilmachung zu richten; die 
Entſcheidung dieſer Stelle wäre endgültig. Im 
Streitfalle könnte die Reichsregierung den bayer. 
Staatskommiſſar für Demobilmachung zwar nicht 
von ſeiner Stelle abberufen, ihm aber die erteilte 
Vollmacht entziehen. 

Um die Durchführung der d des 
Staatskommiſſars für Demobilmachung zu ſichern, 
bedroht $ 6 der Verordnung vom 7. Nov. 1918 
denjenigen, der deſſen auf Grund des $ 1 Abſ. 1 
und des 8 4 Abſ. 1 der Verordnung erlaſſenen 
allgemeinen oder beſonderen Anordnungen vor⸗ 
ſaͤtzlich zuwiderhandelt, mit Geldſtrafe bis zu 
100000 1). Die darinliegende weitgehende 
geſetzgeberiſche Befugnis auf dem Gebiet des Straf⸗ 
rechtes wird durch die Beſtimmung gemildert, daß 
nur vorſätzliche Zuwiderhandlungen ſtrafbar ſind 
und daß die Strafverfolgung nur auf Antrag des 
Staatskommiſſars für Demobilmachung (oder des 
Demobilmachungskommiſſars), nicht auch auf An⸗ 
trag der unterſten Demobilmachungsorgane, der 
Demobilmachungsausſchüſſe (bei den Kommunal⸗ 
verbänden) eintritt. Die auf die Uebertretung der 
Anordnungen des Staatskommiſſars für Demobil⸗ 
machung geſetzte Strafe iſt durch 8 6 der VO. 
beſtimmt. Der Staatskommiſſar iſt nicht berechtigt, 
andere Strafen als Geldſtrafe bis zu 100 000 M 
oder Geldſtrafe mit einem niedrigeren Höͤchſtbetrag 
anzudrohen. Die Strafzumeſſung innerhalb des 
Strafrahmens des 8 6 iſt Aufgabe der Gerichte. 

Würde der Staatskommiſſar die ihm einem 
Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht vorſätz⸗ 
lich oder fahrläjfig verletzen, fo hatte für den daraus 
entſtehenden Schaden gemäß Art. 60 AG. BGB. 
der bayer. Staat (nicht das Reich) zu haften, weil 
der bayer. Staatskommiſſar für Demobilmachung 
als bayer. Landesbeamter zu erachten iſt, obwohl er 
ausſchließlich Reichsbefugniſſe ausübt. Die Beſchrei⸗ 
tung des Rechtsweges gegen den bayer. Staat wäre 
jedoch erſt zuläſſig, wenn der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof auf Grund des Art. 7 Abſ. 2 des Verw. 
GH Geſ. dahin Vorentſcheidung getroffen hätte, daß 
ſich der Staatskommiſſar einer Ueberſchreitung 
ſeiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaſſung einer 
ihm obliegenden Amtshandlung ſchuldig gemacht 
hat. Im Vorentſcheidungsverfahren hätte der Ver: 
waltungsgerichtshof — entgegen der oben für die 


5 Die St Strafbeſtimmung kann durch die VO. über 
den Erlaß von Strafbeſtimmungen durch das Reichs— 
amt für wirtſchaftliche Demobilmachung vom 27. Nov. 
1918 (RGBl. S. 1339) eine Erweiterung erfahren. 
Durch dieſe VO. iſt das Reichsamt f. w. D. ermächtigt 
zu beſtimmen, daß Zuwiderhandlungen gegen die von 
ihm oder den Demobilmachungsorganen erlaſſenen 
Anordnungen mit Gefängnisſtrafe bis zu 5 Jahren 
und mit Geldſtrafe bis zu 100 000 M oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft werden uſw. 
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Gerichte vertretenen Anſchauung — wohl auch die 
Frage zu würdigen, ob die Maßnahme des Staats⸗ 
kommiſſars für Demobilmachung erforderlich war, 
um Störungen des Wirtſchaftslebens infolge der 
wirtſchaftlichen Demobilmachung vorzubeugen oder 
abzuhelfen ($ 1 Abſ. 1 der VO.) 


Aus der Rechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 

1 


g Jen Begriffe des Gattungsvermächtniſſes. Kann 
eine Vermächtnisforderung ſchon bei Lebzeiten des Erb⸗ 
laſſers durch Leiſtung des Zugewendeten erfüllt werden? 
Entſteht ein Bereicherungsanſpruch, wenn der Erblaſſer 
bei der Zuwendung unter Lebenden von der Auſchanung 
ausgeht, daß damit der Vermächtuisanſpruch beſeitigt 
werden 45 fie aber dem andern Teile nicht kundgibt? 
Steht ein für den Fall der Heirat als Ausſtattung 
ausgeſetztes Vermächtnis unter der ſtillſchweigenden 
Bedingung, daß der Erblaſſer nicht den gleichen oder 
doch einen ähnlichen Gegenſtand unter Lebenden als 
Ansſtattung zuwendet? Der am 24. März 1916 ge⸗ 
ſtorbene H. hat in ſeinem 1907 errichteten Teſtament 
feine beiden Kinder, die Bekl., als Erben eingeſetzt 
und unter anderem ein Vermächtnis von 30000 M 
für die Kl. angeordnet. Es ſollte am Tage ihrer Ver⸗ 
ehelichung oder bei ihrem vollendeten 21. Lebensjahre 
fällig fein, „in 30000 M nominal 3½% iger deutſcher 
Reichsanleihe oder 3½ % iger Inhaberpapiere eines 
deutſchen Bundesſtaats und in den im Nachlaß befind⸗ 
lichen öſterreichiſchen und ungariſchen Rentenpapieren 
gewährt und bei der O. Bank in Z. alsbald nach dem 
Tode des Erblaſſers hinterlegt werden.“ Die Kl., die 
am 14. Oktober 1890 geboren iſt, verheiratete ſich am 
17. Mai 1913 mit dem Fr. N. Am 7. Mai 1913 hinter- 
legte der Erblaſſer bei der O. Bank in Z. 50 Stück 
öſterr.⸗ungar. Eiſenbahnaktien im Nennwert von 10000 fl. 
für die Kl. In dem Hinterlegungsſchein iſt beſtimmt: 
„Von dieſen Aktien ſind die Dividenden bei Fälligkeit 
an Frau N. abzuſenden. In den Beſitz der Wertpapiere 
ſelbſt darf Frau N. erſt nach Vollendung ihres 35. Lebens- 
jahres, d. h. früheſtens am 14. Oktober 1925 gelangen. 
Bis dahin ſteht ihr keinerlei Verfügungsrecht über die 
Wertpapiere zu. Sollte Frau N. vor dem 14. Oktober 
1925 ſterben, ohne Leibeserben zu hinterlaſſen, jo find 
die Wertpapiere je zur Hälfte ihrem hinterlaſſenen 
Ehemann und Herrn M. H. auszuliefern.“ Die Kl. 
fordert das ihr im Teſtament ausgeſetzte Vermächtnis, 
deſſen Entrichtung die Bekl. verweigern, weil das Ver» 
mächtnis durch die von dem Erblaſſer bei feinen Leb⸗ 
zeiten bewirkte Zuwendung an die Kl. erledigt ſei; es 
habe ſich um ein Vermächtnis beſtimmter Wertpapiere 
gehandelt, die bei dem Tode des Erblaſſers nicht mehr 
in deſſen Nachlaß vorhanden geweſen ſeien; der Kurs⸗ 
wert der Papiere, welche der Erblaſſer für die Kl. 
hinterlegt habe, habe im Mai 1913 30800 M betragen 
und der Erblaſſer habe mit der Hinterlegung auch den 
Zweck verfolgt, das Vermächtnis zu tilgen. Das LG. 
hat die Bekl. zur Leiſtung des Vermächtniſſes verurteilt. 
In der Berufungsinſtanz hat ih die Kl. dem Rechts— 
mittel angeſchloſſen und in erſter Linie Zahlung von 
30 000 M nebſt 4. v. H. Zinſen ſeit dem Tode des Erb» 
laſſers begehrt, während die Bekl. ein Zurückbehaltungs— 
recht bis zur Herausgabe der vom Erblaſſer für die 
Kl. hinterlegten Wertpapiere und der davon von der 
Kl. gezogenen Nutzungen beanſpruchten. Das OL®. 
verurteilte die Bekl. zur Zahlung von 30000 M nebſt 
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4 v. H. Zinſen ſeit dem 24. März 1916 Zug um Zug 
gegen Abtretung der der Kl. gegen die O. Bank in Z. 
an den hinterlegten Wertpapieren zuſtehenden Rechte 
ſowie gegen Zahlung von 1355.71 M. Die Reviſion 
blieb erfolglos. 

Gründe: Das B®. geht davon aus, daß das der 
Kl. ausgeſetzte Vermächtnis ein Gattungsvermächtnis 
und es deshalb unerheblich ſei, inwieweit ſich zur Zeit 
des Erbfalls Wertpapiere der bezeichneten Art im Nachlaß 
vorgefunden haben. Es ſieht ferner als bewieſen an, 
daß der Erblaſſer mit der am 7. Mai 1913 vorgenom- 
menen Hinterlegung zugunſten der Kl. beabſichtigt 
habe, dieſer den ihr als Vermächtnis aus eſetzten Be⸗ 
trag zu gewähren. Dieſe Abſicht erachtet der BR. in⸗ 
deſſen nicht für ausreichend, um den Anſpruch auf 
Leiſtung des Vermächtniſſes auszuſchließen, weil kein 
Anhalt dafür gegeben ſei, daß der Erblaſſer bereits 
bei der Errichtung des Teſtaments die Zuwendung des 
Vermächtnisgegenſtandes an die Kl. ſchon bei feinen 
Lebzeiten in Betracht gezogen und deshalb die Ver⸗ 
mächtnisanordnung nur unter der ſtillſchweigenden 
Bedingung getroffen habe, daß die Kl. den vermachten 
Gegenſtand nicht bei ſeinen Lebzeiten erhalten würde; 
auch fei nicht nachgewieſen, daß der Erblaſſer ſeinen 
Willen, mit der Zuwendung an die Kl. das Vermächtnis 
zu erledigen, der Kl. gegenüber ausgedrückt habe, die 
Kl. habe vielmehr angenommen, daß es ſich bei der 
Hinterlegung um eine beſondere, gelegentlich ihrer Ver⸗ 
heiratung zu ihrer Ausſtattung beſtimmte Zuwendung 
gehandelt habe. Der BR. nimmt an, daß der Anſpruch 
der Kl. auf Erfüllung des Vermächtniſſes zu Recht 
beſtehe, daß aber andererſeits die Bekl. die von dem 
Erblaſſer bei ſeinen Lebzeiten bewirkte Zuwendung an 
die Kl., da ſie ohne Rechtsgrund erfolgt ſei, wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung herausverlangen und 
bis zur Befriedigung wegen dieſes Anſpruchs ihre 
Leiſtung gemäß $ 274 BGB. zurückhalten dürften. 

Das BG. findet den Mangel eines rechtlichen 
Grundes für die vom Erblaſſer bewirkte Leiſtung an 
die Kl. darin, daß der Erblaſſer die Leiſtung als Er⸗ 
füllung des in ſeinem Teſtamente der Kl. ausgeſetzten 
Vermächtniſſes gemeint, die Kl. ſie dagegen als eine 
Ausſtattung gelegentlich ihrer Verheiratung aufgefaßt 
habe. Dieſe Verſchiedenheit der Auffaſſungen kann in⸗ 
deſſen keinen Mangel eines Rechtsgrundes dartun. Das 
könnte der Fall ſein, wenn der Erblaſſer die Leiſtung 
in der Meinung, dazu verpflichtet zu ſein, vorgenommen, 
die Kl. ſie als eine freiwillige unentgeltliche Zuwendung 
angenommen hätte. So lag indeſſen die Sache nicht. 
Die Anordnung des Vermächtniſſes für die Kl. in dem 
Teſtament begründete bei Lebzeiten des Teſtators keinen 
Rechtsanſpruch der Kl. Ein Erfüllungsanſpruch für ſie 
entſtand vielmehr erſt mit dem Tode des Erblaſſers 
gegen deſſen Erben, ſofern bis dahin die Vermächtnis⸗ 
anordnung nicht widerrufen war. Von einer Verbind⸗ 
lichkeit des Erblaſſers, die dieſer mit der Zuwendung 
an die Kl. hätte erfüllen können, kann hiernach keine 
Rede ſein, und das BG. hat auch nicht feſtgeſtellt, daß 
der Erblaſſer von der irrigen Vorſtellung einer der⸗ 
artigen Verpflichtung beherrſcht geweſen ſei. Der Wille 
des Erblaſſers iſt vielmehr nach der Feſtſtellung des 
BG. dahin gegangen, der Kl. die ihr in feinem Teſtament 
angeſetzte Summe im Hinblick auf ihre Verheiratung 
ſofort noch bei ſeinen Lebzeiten zukommen zu laſſen 
und damit jeden künftigen Anſpruch der Kl. gegen ſeine 
Erben zu beſeitigen. Die Zuwendung an die Kl. war 
nach dieſem Willen unentgeltlich. Denn auch die Ver⸗ 
mächtnisanordnung war unentgeltlich und die Leiſtung 
verlor dadurch nicht den Charakter der Unentgeltlich⸗ 
keit, daß ſie früher als urſprünglich geplant und ſchon 
bei Lebzeiten des Erblaſſers bewirkt wurde. Da die 


Kl. die Zuwendung als unentgeltliche angenommen 


hat und um den zugewendeten Betrag bereichert 
worden ift, fo iſt eine Schenkung i. S. des § 516 BGB. 
zuſtandegekommen. Damit iſt aber der Rechtsgrund 
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für die Leiſtung des Erblaſſers gegeben. Es iſt daher 
unrichtig, wenn das BG. annimmt, die Leiſtung ſei 
ohne Rechtsgrund erfolgt. Das BG. meint zwar ferner, 
als Ausſtattung, wie ſie die Kl. aufgefaßt habe, ſei 
die Leiſtung von ihrem Großvater nicht gegeben worden. 
Dieſe Annahme iſt jedoch offenſichtlich durch Rechts⸗ 
irrtum beeinflußt. Denn der Anlaß zu der Vornahme 
der Zuwendung bei Lebzeiten des H. beſtand, wie un⸗ 
ſtreilig iſt, in der Verheiratung der Kl. und in der 
Abſicht des Erblaſſers, ihr im Hinblick darauf zunächſt 
die Erträge von dem für ſie hinterlegten Kapital zu⸗ 
kommen zu laſſen. Danach war die Abſicht des Erb⸗ 
laſſers auf die Ausſtattung der Kl. anläßlich ihrer Ver⸗ 
heiratung gerichtet (8 1624 BGB.). Daß der Erblaſſer 
gleichzeitig beabſichtigt hat, die Kl. mit dieſer Ausſtat⸗ 
tung wegen des ihr in ſeinem Teſtament ausgeſetzten 
Vermächtniſſes abzufinden, ſteht der Annahme nicht 
entgegen, daß die Zuwendung als Ausſtattung gegeben 
worden iſt. Die Abweichung in der Auffaſſung des 
Erblaſſers von der der Kl. beſtand darin, daß H. be⸗ 
abſichtigt hat, mit der Ausſtattung der Kl. auch das 
ihr ausgeſetzte Vermächtnis zu beſeitigen, während die 
Kl., die nach der Annahme des BG. von der Ver⸗ 
mächtnisanordnung keine Kenntnis hatte, auch von 
dieſer Abſicht ihres Großvaters nichts gewußt hat. 
Der Mangel der Willensübereinſtimmung bezog ſich 
alſo nur auf eine rechtliche Wirkung der Leiſtung und 
nicht auf deren rechtlichen Grund. Nach § 812 BGB. 
ift freilich der Vereicherungsanſpruch auch gegeben, 
wenn der mit einer Leiſtung nach dem Inhalt des 
Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt. Ein 
derartiger Fall liegt aber nicht vor. Zunächſt wollte 
der Erblaſſer mit ſeiner Zuwendung die Kl. im Hin⸗ 
blick auf ihre Verheiratung ausſtatten. Das war der 
Erfolg, den er erreichen wollte und den er auch er⸗ 
reicht hat. Wäre es ihm lediglich darauf angekommen, 
das Vermächtnis zu beſeitigen, ſo wäre deſſen Widerruf 
der richtige Weg und eine Zuwendung an die Kl. über⸗ 
haupt nicht erforderlich geweſen. Es kann hiernach 
zweifelhaft ſein, ob überhaupt die Beſeitigung des 
Vermächtniſſes als ein von H. mit ſeiner Leiſtung 
bezweckter Erfolg angeſehen werden kann oder ob es 
ſich nicht vielmehr nur um einen Irrtum des H. über 
eine rechtliche Folge ſeiner Leiſtung gehandelt hat, der 
ihn beſtimmt hat, von einer ausdrücklichen Aufhebung 
des Vermächtniſſes abzuſehen. 
Erledigung des Vermächtniſſes einen von ihm bezweckten 
Erfolg ſeiner Leiſtung dargeſtellt hätte, würde der Nicht⸗ 
eintritt dieſes Erfolges aus dem Grunde keinen Be— 
reicherungsanſpruch begründet haben, weil dieſer Erfolg 
nicht, wie es 8 812 BGB. erfordert, zum Inhalte des 
Rechtsgeſchäfts gemacht worden war. Ein Rechtsgeſchäft 
iſt eine die Hervorbringung privater Rechtsverhältniſſe 
bezweckende Willenserklärung, der Inhalt des Rechts— 
geſchäfts beſtimmt ſich daher regelmäßig nach dem In— 
halte des erklärten Willens. Nach der Feſtſtellung des 
BG. hat H. bei feiner Zuwendung weder ausdrücklich 
noch ſtillſchweigend in erkennbarer Weiſe einen Willen 
erklärt, das für die Kl. ausgeſetzte Vermächtnis zu 
beſeitigen. Mag er alſo auch dieſen Willen gehabt 
haben, ſo iſt er doch mangels ausreichender Erklärung 
nicht zum Inhalt des zwiſchen ihm und der Kl. ab— 
geſchloſſenen Rechtsgeſchäfts gemacht worden. Der 
Reviſion iſt daher darin beizuſtimmen, daß H. ſelbſt 
die geſchenkten Gegenſtände nicht auf Grund des S 812 
BGB. von der Kl. hätte zurückverlangen, ſondern nur 
das Vermächtnis hätte widerrufen können, wenn er 
ſpäter erfahren hätte, daß das Vermächtnis durch die 
bei ſeinen Lebzeiten geſchehene Schenkung nicht hin— 
fällig geworden ſei. Stand aher dem Erblaſſer kein 
Bereicherungsanſpruch gegen die Kl. zu, fo kann auch 
ſeinen Erben keiner zuerkannt werden. 

Gleichwohl muß der Reviſion der Erfolg verſagt 
bleiben, weil auch die Annahme des BG. nicht zu 
billigen iſt, daß die Kl. einen Anſpruch auf Erfüllung 


Selbſt wenn aber die 


des Vermächtniſſes habe. Rechtlich nicht zu beanſtanden 
iſt der Ausgangspunkt des BG., daß es ſich bei dem 
Vermächtnis nicht um beſtimmte Wertpapiere, ſondern 
um ein Gattungsvermächtnis handelt. Das Teſtament 
läßt die Auslegung zu, daß zur Erfüllung des Ver⸗ 
mächtniſſes in erſter Linie die zur Zeit des Erbfalles 
im Nachlaß vorhandenen öſterreichiſchen und ungariſchen 
Rentenpapiere verwendet und im übrigen 3½% ige 
deutſche Reichsanleihe oder 3½ % ige Inhaberpapiere 
eines deutſchen Bundesſtaates und zwar zum Nenn⸗ 
werte gegeben werden ſollen. Danach iſt der Beſtand 
des Vermächtniſſes von dem Vorhandenſein beſtimmter 
Wertpapiere im Nachlaß nicht abhängig. Auch inſo⸗ 
weit iſt dem BG. beizutreten, daß ein Gattungs⸗ 
vermächtnis dadurch allein noch nicht hinfällig wird, 
daß der Erblaſſer bei ſeinen Lebzeiten dem Bedachten 
Sachen der vermachten Art zuwendet, auch wenn der 
Erblaſſer dabei in der Abſicht handelt, das Vermächtnis 
im voraus zu erfüllen. Das BGB. läßt die Aufhebung 
einer letztwilligen Verfügung nur in den in den 88 2253 
bis 2258 BGB. beſtimmten Formen zu, die Aufhebung 
eines Vermächtniſſes durch anderweite Handlung des 
Erblaſſers iſt mit der Nichtaufnahme des Inſtituts der 
ademtio legati (Mot. V S. 153/154; S. 146, 298) uns 
möglich geworden. Dagegen fällt das Vermächtnis 
durch eine vom Erblaſſer bei ſeinen Lebzeiten vorge⸗ 
nommene Zuwendung an den Bedachten dann fort, 
wenn das Vermächtnis unter der Bedingung angeordnet 
iſt, daß der Erblaſſer den Bedachten nicht noch bei 
Lebzeiten befriedige, und zwar braucht dieſe Bedingung 
nicht ausdrücklich angeordnet zu ſein, es genügt viel⸗ 
mehr, wenn ſie ſich im Wege der Auslegung des 
Teſtaments als vom Erblaſſer gewollt ergibt. Das 
BG. hat dieſen rechtlichen Geſichtspunkt nicht verkannt, 
jedoch angenommen, es fehle an jedem Anhalt, daß H. 
fhon bei der Errichtung feines letzten Willens die Zus 
wendung des Vermächtnisgegenſtandes an die Kl. noch 
bei ſeinen Lebzeiten in Betracht gezogen hätte und von 
ihr im Sinne einer auflöſenden Bedingung das Ver⸗ 
mächtnis hätte abhängig machen wollen. 

Dieſe Annahme iſt indeſſen von Rechtsirrtum be⸗ 
einflußt. Wie dargelegt iſt, war die Abſicht des Erb⸗ 
laſſers bei der Zuwendung an die Kl. auf deren Aus» 
ſtattung anläßlich ihrer Verheiratung gerichtet. Dem⸗ 
ſelben Zwecke ſollte aber die von dem Erblaſſer in 
ſeinem Teſtament zugunſten der Kl. getroffene Ver— 
mächtnisanordnung dienen. Denn die Beſtimmung, das 
Vermächtnis ſolle am Tage der Verehelichung der Kl. 
oder bei deren vollendetem 21. Lebensjahre fällig ſein, 
läßt die auf die Ausſtattung der Kl. gehende Abſicht 
des Erblaſſers klar und zweifelsfrei erkennen. Eine 
letztwillige Anordnung, die ſich als eine der bedachten 
Perſonen für den Fall ihrer Verheiratung zugedachte 
Ausſtattung darſtellt, ſteht aber regelmäßig unter der 
ſelbſtverſtändlichen ſtillſchweigenden Bedingung, daß 
die Verheiratung und die aus dem Vermögen des Erb— 
laſſers erfolgende Ausſtattung nicht ſchon bei Lebzeiten 
des Erblaſſers eintreten ſollte. Irgendwelche Umſtände, 
die eine abweichende Beurteilung rechtfertigen könnten, 
ſind weder aus dem Sachverhalt noch ſonſt erſichtlich. 
Der Erblaſſer wollte vielmehr, wie das BG. als be— 
wieſen erachtet, der Kl. mit der Zuwendung lediglich 
den ihr als Vermächtnis ausgeſetzten Betrag gewähren 
und hielt nach der ferneren Feſtſtellung des BG. den 
Zuſammenhang der Hinterlegung der Wertpapiere mit 
der Vermächtnisanordnung im Sinne einer Erledigung 
für jo klar zutage liegend, daß er eine beſondere Er— 
wähnung dieſes Punktes in ſeinem ſpäteren Teſtament 
für entbehrlich erachtete. Daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß der Erblaſſer ſeine Vermächtnisanordnung 
in dem oben angegebenen Sinne hat verſtanden wiſſen 
wollen. Wenn das BG. einen beſonderen Anhalt dafür 
vermißt, daß der Erblaſſer ſchon bei der Errichtung 
ſeines letzten Willens die Möglichkeit einer durch ihn 
erfolgenden Ausſtattung der Kl. bei ſeinen Lebzeiten 
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in Betracht gezogen hätte, ſo verkennt es den mit einer 
Anordnung der gedachten Art regelmäßig zu verbin⸗ 
denden Sinn. Im übrigen war die Kl. bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments bereits 17 Jahre alt, und daß 
der Erblaſſer an die Möglichkeit ihrer in kürzeſter Zeit 
erfolgenden Verheiratung gedacht haben muß, erhellt 
aus der Tatſache, daß er den Fall ihrer vor Vollendung 
des 21. Lebensjahres eintretenden Eheſchließung im 
Teſtament beſonders hervorgehoben hat. Unter dieſen 
Umſtänden mußte dem Erblaſſer auch der Gedanke nahe 
liegen, daß er die Verheiratung der Kl. erleben und 
in die Lage kommen könnte, ihr bei Lebzeiten eine 
Ausſtattung zu geben. Der Ausſpruch des BG., es 
1 an jedem Anhalt, daß der Erblaſſer dieſen Fall 
n Erwägung gezogen habe, ſteht daher mit dem Sach⸗ 
verhalt im Widerſpruch. 

Iſt hiernach davon auszugehen, daß das Ver⸗ 
mächtnis für die Klägerin unter der ſtillſchweigenden 
Bedingung angeordnet iſt, daß fie nicht ſchon bei Veb- 
zeiten des Erblaſſers von ihm ausgeſtattet werde, ſo 
iſt die Vermächtnisanordnung zufolge des Eintritts der 
ihr beigeſügten auflöſenden Bedingung weggefallen. 
Das BG. meint zwar ferner, daß die durch die Hinter⸗ 
legung der Wertpapiere an die Kl. bewirkte Leiſtung 
nicht als Erfüllung einer der Vermächtnisanordnung 
beigefügten Bedingung angeſehen werden könnte, weil 
die dabei gemachten, die Verfügungsbefugniſſe der Kl. 
erheblich einſchraͤnkenden Vorbehalte weſentlich von 
den Beſtimmungen des Vermächtniſſes abwichen. Allein 
dieſem Umſtande kann keine entſcheidende Bedeutung 
zuerkannt werden. Lautete die Bedingung lediglich 
dahin, daß H., nicht der Kl., bei ſeinen Lebzeiten eine 
Ausſtattung geben werde, ſo kam es für den Eintritt 
der Bedingung nicht darauf an, ob die Hingabe dieſer 
Ausſtattung etwa unter anderen Bedingungen erfolgt 
iſt, als ſie für das Vermächtnis vorgeſehen waren. 
Das B. Stellt ſelbſt feſt, H. ſei überzeugt geweſen, daß 
er durch die Hinterlegung der Wertpapiere in der 
geſchehenen Art das Vermächtnis beſeitigt habe. Da⸗ 
nach hat er alſo in den bei der Hinterlegung der Kl. 
auferlegten Verfügungsbeſchränkungen ſeinerſeits keinen 
den Wegfall des Vermächtniſſes hindernden Grund er— 
blickt. Daraus erhellt, daß der Erblaſſer nur die Ge— 
währung einer Ausſtattung bei ſeinen Lebzeiten, wenn 
auch unter veränderten Bedingungen, als Bedingung 
für den Wegfall des Vermächtniſſes hat verſtanden 
wiſſen wollen. Hiernach ſteht der Kl. kein Anſpruch 
aus dem Vermächtnis gegen die Bekl. zu. Da jedoch 
die Bekl. keine Reviſion eingelegt haben, muß es bei 
der im Berufungsurteil ausgeſprochenen Verurteilung 
der Bekl. ſein Bewenden behalten. Andererſeits wird 
aber auch die Kl., da ihr überhaupt kein Anſpruch gegen 
die Bekl. zuſteht, durch den der Verurteilung der Bell. 
beigefügten Vorbehalt der Zug um Zug — Leiſtung 
gegen Rückgewähr ihrer auf der Zuwendung des Erb— 
laſſers beruhenden Bereicherung nicht beſchwert. (Urt. 
des IV. 35. vom 2. Dezember 1918, IV 264/18). 
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Rechtliche Stellung des Zwangsverwalters. Unge⸗ 
rechtfertigte Bereicherung der Zwangsverwaltungsmaſſe 
durch Einziehung von Mietzinsen. Wegfall dieſer Be⸗ 
reicherung durch ſpätere Ausgabe der Mietzinſen. Wann 
läßt ſich ſagen, daß der Zwangsverwalter von dem Mangel 
eines rechtlichen Grundes Kenntnis erlangt hat? Aus 
den Gründen: Nach der Feſtſtellung des BG. hat 
der Bekl. in der Zeit vom 4. Januar bis 10. Mai 1913 
als Zwangsverwalter die in ſeiner Abrechnung als 
Einnahmen aufgeführten, auf das letzte Vierteljahr 1912 
und das erſte Vierteljahr 1913 entfallenden Mietzinſen 
im Geſamtbetrage von 7709,22 M eingezogen, und nach 
der zutreffenden Annahme des BG. gebührten dieſe 
Mietzinſen dem Kläger. Denn E., dem im Kaufvertrage 
vom 29. Dezember 1910 die Mieten aus dem Grundſtücke 


—U— — tE—ẽ—ä—————— ————— ů —K— — ———— ö—ũẽ .b c —.—Lbr.— nn nn m nn nl hr —-— 


feit dem 1. Januar 1911 abgetreten waren, hatte am 

6. Juli 1912 die auf das letzte Vierteljahr 1912 ent⸗ 

fallenden Mieten und Bl. zugleich namens und in 

Vollmacht des Miteigentümers L. im Einverſtändnis 

mit E. am 20. Dezember 1912 die auf das erſte Viertel⸗ 

jahr 1913 entfallenden Mieten an den Kläger abgetreten 

und zwar, da die Beſchlagnahme des Grundſtücks und 

der Mietzinsforderungen (vgl. 88 20 ff., 146, 148, 158 

Zw G.) erſt am 21. Dezember 1912 erfolgte, nach dem 

§ 1124 BGB. in feiner maßgebenden urſprünglichen 

Faſſung auch mit Wirkung gegenüber den Hypotheken⸗ 

gläubigern und dem Zwangsverwalter. Den Anſpruch 

des Kl. auf Erſtattung dieſer vom Bekl. hiernach zu 

Unrecht eingezogenen Mieten beurteilt das BG. zu⸗ 
treffend unter dem Geſichtspunkt eines Anſpruchs auf 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 

(SS 812 ff. BGB.). Es Steht das im Einklang mit der 
Beurteilung, die der Anſpruch auf Herausgabe des Er⸗ 
löſes aus einer gepfändeten, aber nicht dem Schuldner 
gehörigen Sache in einer ſtändigen Rechtſprechung des 
RG. gefunden hat (vgl. R Z. Bd. 40 Nr. 79 S. 292, 
Bd. 43 Nr. 46 S. 180, RG. bei Gruchot Bd. 93 S. 1045). 
Als ungerechtfertigt bereichert oder als derjenige, der 
im Sinne des § 812 BGB. etwas ohne rechtlichen Grund 
erlangt hat, kommt hier nicht eine Perſon, insbeſondere 
nicht der Bekl., ſondern die von dieſem verwaltete 
Zwangsverwaltungsmaſſe in Betracht. Die Vorſtellung 
der Bereicherung einer Vermögensmaſſe ohne Rechts- 
fähigkeit iſt aber unſerem Rechte auch ſonſt nicht fremd, 
wie insbeſondere die 88 7 Abſ. 2, 38 und 59 Nr. 3 KO. 
zeigen. Da die ſtreitigen Mietzinsbeträge nach der 
Feſtſtellung des BG. und der Abrechnung vom Bell. 
ausgegeben und gemäß den SS 155 ff. Zw G. verwendet 
worden find, fo iſt die Zwangs verwaltungsmaſſe nicht 
mehr bereichert, wie das BG. mit Recht angenommen 
hat. Und nach den Ausgabedaten der Abrechnung tra 

dies auch ſchon für die Zeit zu, wo der e 
mit Zuſtellung der am 29. Mai 1913 beim LG. zur 
Terminsbeſtimmung eingereichten Klageſchrift rechts⸗ 
hängig wurde. Gemäß dem $ 818 Abſ. 3 und 4 BGB. 
würde danach der Bereicherungsanſpruch des Kl. aus- 
geſchloſſen ſein. Nach dem 8 819 Abſ. 1 BGB. iſt der 
Empfänger, d. h. derjenige, der i. S. des 8 812 etwas 
ohne rechtlichen Grund erlangt hat, aber, wenn er 
den Mangel des rechtlichen Grundes beim Empfang 
gekannt oder ihn ſpäter erfahren hat, vom Empfang 
oder der Erlangung der Kenntnis an zur Herausgabe 
verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe 
zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre, ſo daß er 
unter der bezeichneten Bedingung zur Herausgabe auch 
dann verpflichtet bleibt, wenn feine Bereicherung weg⸗ 
gefallen iſt, nachdem er vom Mangel des rechtlichen 
Grundes Kenntnis erlangt hatte. War der Empfänger 
bei der den Empfang vermittelnden Willenserklärung 
durch einen anderen vertreten, ſo kommt es nach dem 
8 166 BGB. auf die Kenntnis dieſes Vertreters an. 
Der Zwangsverwalter iſt nun zwar nicht eigentlich 
Vertreter der Zwangsverwaltungsmaſſe; aber die in 
den Kreis der ihm zukommenden Verwaltungstätigkeit 
fallenden Rechtsgeſchäfte ſind, obgleich die Zwangs⸗ 
verwaltungsmaſſe, auf die ſie wirken, fremdes Vermögen 
iſt, doch immer ſeine Rechtsgeſchäfte und ſeine Willens⸗ 
taten, inſofern ſie in ſeiner Perſon zuſtande kommen, 
und gerade darin, daß bei den für und gegen den Ber 
tretenen wirkenden Rechtsgeſchäften des Vertreters das 
Entſprechende zutrifft, daß ſie trotz dieſer Wirkung 
nämlich eigene Rechtsgeſchäfte und Willenserklärungen 
des Vertreters ſind, liegt der geſetzgeberiſche Grund 
für jene Vorſchrift des § 166 (vgl. Mot. zu den 88 117, 
118 des 1. Entw., Prot. S. 291 bei Mugdan Bd. 1 
S. 477/88 und S. 739). Sie iſt deshalb entſprechend 
auch auf die vom Zwangsverwalter in dieſer feiner 
Eigenſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäfte und ins— 
beſondere auf die Einziehung und Verausgabung der 
ſtreitigen Mietzinsbeträge aus dem Grundſtücke durch 
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den Bekl. anzuwenden. Hiernach hängt die Entſchei⸗ 
dung mit Bezug auf dieſe Mietzinsbeträge in der Tat 
davon ab, ob der Bekl. bei der Berausgabung von 
dem Mangel des rechtlichen Grundes Kenntnis erlangt 
hatte, alſo davon, daß die Mietzinsforderungen bereits 
wirkſam an den Kl. abgetreten waren. Dies wird auch 
von der Reviſion nicht in Zweifel gezogen. Sie richtet 
ihre Angriffe nur gegen den Teil der Begründung, 
mit der das BG. auf die Frage eingeht, ob der Bekl. 
bei der Berausgabung der Mietzinsbeträge die bezeich⸗ 
nete Kenntnis erlangt hatte. Indes auch dieſen An⸗ 
griffen hält das angegriffene Urteil ſtand. 

Das BG. entnimmt der Zeugenausſage des E. nur, 
daß der Zeuge Ende Dezember 1912 dem Bekl. geſagt 
hat, er, E., habe dem Kl. die Mieten des vierten Viertel⸗ 
jahres 1912 und Bl. habe in feinem, des E., Einverſtändnis 
dem Kl. die Mieten des erſten Vierteljahrs 1913 ab⸗ 
getreten, und es meint, dieſe Mitteilung habe nicht 
genügt, dem Bekl. die erforderliche beſtimmte und ſichere 

enntnis von den „Abtretungsverträgen“ zu geben. 
Dabei verſteht es unter der Kenntns „von den Ab» 
tretungsverträgen“ die Kenntnis davon, daß die Miet⸗ 
zinsforderungen durch die Abtretungen auch wirklich 
auf den Kl. übertragen waren, eine Kenntnis, aus der 
ſich auch erſt die im 8 819 Abſ. 1 erforderte Kenntnis 
vom Mangel des rechtlichen Grundes ergab. Denn es 
begründet ſeine Stellung in erſter Reihe damit, daß 
E. die Mieten nicht aus eigenem Recht, ſondern nur 
inſoweit habe abtreten können, als ihm Rechte von 
den eingetragenen Eigentümern Bl. und L. übertragen 
worden ſeien, und daß der Bekl. von der Abtretung 
der Mietzinſen durch Bl. an E. und von der Vollmacht 
des L. auf Bl. inhaltlich der Zeugenausſage keine 
Kenntnis gehabt zu haben brauche, weshalb der Bekl. 
dem Zeugen ganz mit Recht erwidert habe: er habe 
nur mit Bl. und L. zu tun. Eine Geſetzesverletzung iſt 
hierin nicht zu erkennen. Durchſchlagende Bedenken 
ergeben ſich gegen die Stellung des BG. aber auch 
aus den weiteren Ausführungen nicht: Die bloße Mit⸗ 
teilung des E., Bl. habe in ſeinem Einverſtändnis dem 
Kl. auch die Mieten des erſten Vierteljahrs 1913 ab⸗ 
getreten, könne nicht für ausreichend erachtet werden, 
dem Bekl. eine ſichere Renntnis zu geben; es handle 
ſich erſichtlich nur um gelegentliche geſprächsweiſe ge⸗ 
machte Aeußerungen, der Bekl. habe erwarten dürfen, 
daß man ihm die Abtretungen unter Vorlegung der 
Urkunden nachweiſen würde. Die Reviſion meint zwar 
Wenn E. als Käufer des Grundſtücks, für deſſen Rech⸗ 
nung dieſes verwaltet wurde, dem Bekl. die bezeugten 
Mitteilungen machte, ſo ſeien das nicht belangloſe, 
„gelegentliche geſprächsweiſe gemachte Neußerungen“, 
ſondern ſehr wichtige, die Rechtsverhältniſſe des Grund⸗ 
ſtücks, „erheblich beeinfluſſende“ geſchäftliche Erklä⸗ 
rungen geweſen, die den Bekl. nötigten, ihnen nachzu⸗ 
gehen und ſeine Verfügungen der wahren Rechtslage 
entſprechend einzurichten; mindeſtens habe der Bekl. 
ſich die Abtretungsurkunden alsbald vorlegen laſſen 
müſſen. Allein fie beachtet nicht, daß es nach 8 819 
Abſ. 1 lediglich auf die Kenntnis des Empfängers vom 
Mangel des rechtlichen Grundes ankommt, und daß 
der 8 819 der Kenntnis nicht, wie 8 122 Abſ. 2 oder 
Ar Abſ. 3 BGB., die auf Fahrläſſigkeit beruhende 

ichtkenntnis oder das Kennenmüſſen gleichſtellt (vgl. 
RG. Bd. 72 Nr. 34 auf S. 155 und Komm. der Reichs⸗ 
gerichtsräte 2. Aufl. Anm. 1 8 819). (Urt. des V. 38. 
vom 21. September 1918, V 122/18). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 
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Kinder et des dentſchen Vormundſchaftsgerichts, 
für Kinder aus einer in Dentſchland geſchiedenen Che 
ſchweizeriſcher Staatsbürger in analoger Auwendung des 
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8 1635 BGB. Fürſerge⸗Maßregeln zu treffen. Aus der 
Ehe der Streitsteile, die Schweizer find, aber in Bayern 
ihren Wohnſitz haben, iſt ein Kind hervorgegangen. 
Die Ehe iſt durch Urteil des zuſtändigen bayeriſchen 
Gerichts geſchieden worden. In den Gründen iſt feſt⸗ 
eſtellt, daß der Bekl. ſeine Ehefrau beleidigt und miß⸗ 
dandelt hat. Ein „förmlicher Schuldausſpruch“ fehlt, 
weil das Schweizerrecht keinen kenne. Später erhob 
die geſchiedene Ehefrau bei dem Schweizer Gericht Klage 
mit dem Antrage, ihr die elterliche Gewalt über das 
Kind zu erteilen und ihr dieſes zum Unterhalt und zur 
Erziehung zuzuſprechen. Die Klage wurde abgewieſen, 
da nach ſchweizeriſchem Recht über derartige Neben⸗ 
folgen der Scheidung der Scheidungsrichter zu erkennen 
habe und demnach den „ Gerichten die 

uſtändigkeit mangle. Hierauf ſtellte die Mutter des 

indes gleichen Antrag an das bayeriſche Vormund⸗ 
ſchaftsgericht, dieſer wurde jedoch zurückgewieſen und 
die Beſchwerde blieb ohne Erfolg. Auf die weitere 
Beſchwerde hin wurden die Beſchlüſſe der Vorinſtanzen 
aufgehoben und die Sache an das Vormundſchafts⸗ 
gericht zurückverwieſen. 


Aus den Gründen: Der Antrag der Beſchwerde⸗ 
führerin geht auf Regelung der Sorge für die Perſon 
des Kindes. Dafür iſt nach $ 1635 Abſ. 1 S. 2 BGB. 
das Vormundſchaftsgericht zuſtändig. Zwar ſpricht die 
Beſtimmung nur davon, daß das Vormundſchaftsgericht 
eine von der Regel in Satz 1 abweichende Anordnung 
treffen kann, wenn es das Wohl des Kindes erfordert. 
Aus dem Grundgedanken der Vorſchrift iſt aber für 
die Fälle, wo die Ehe wegen Verſchuldens eines oder 
beider Ehegatten geſchieden wird, unbedenklich die all⸗ 
gemeine Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zu er⸗ 
ſchließen, aus beſonderen Bründen um des Kindes 
willen den Ehegatten zu beſtimmen, dem die Sorge 
für die Perſon zuſtehen fol (vgl. Obs G. 13 S. 140). 
Dieſe Zuſtändigkeit erſtreckt ſich auf die im Inlande 
lebenden Ausländer (KJ. 45 S. 24, 46 S. 31). Zwar 
gibt es Ausnahmen; ſolche liegen aber nicht vor. Ins⸗ 
beſondere umfaßt weder das Haager Eheſcheidungs⸗ 
noch das Haager Vormundſchaftsabkommen, noch Art. 23 
EG. BGB. das Elternrecht und die perſönlichen Bezie⸗ 
hungen der Eltern zu den Kindern. 

Kann ſohin das Vormundſchaftsgericht über die 
Uebertragung des Sorgerechts entſcheiden, ſo kommt 
weiter in Frage, welches Recht es anzuwenden hat. 
Nach der in Art. 19 F. BGB. zwar nicht dem Wort⸗ 
laute, wohl aber dem Sinne nach enthaltenen und 
allgemein anerkannten Regel wird das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern und einem ehelichen Kinde nach den 
Geſetzen des Staates beurteilt, dem der Vater und, 
wenn dieſer geſtorben iſt, die Mutter angehört. Hier 
iſt der Vater Schweizer und deshalb das Schweizerrecht 
anzuwenden. Es ließe ſich fragen, ob dabei die Folgen 
der Scheidung für die perſönlichen Beziehungen der 
Eltern zu den Kindern unter Art. 19 zu ſtellen oder 
als ſelbſtändige Wirkungen der Scheidung nach Art. 17 
EG. BGB. zu behandeln find (Planck, 3. Aufl., Anm. 2b 
Abſ. 3 zu Art. 17 EG.). Die Frage bedarf aber nicht 
der Entſcheidung, da auch nach Art. 17 der Fall nach 
Schweizerrecht zu beurteilen iſt und dieſes nach beiden 
Richtungen keine Rückverweiſung vorſieht (Art. 28 Nr. 2 
des Bundesgeſetzes vom 25. Juni 1891). Nach Schweizer⸗ 
rechte ſtehen minderjährige Kinder unter elterlicher 
Gewalt und wird dieſe und damit die Sorge für die 
Perſon während der Ehe gemeinſchaftlich ausgeübt 
(Art. 273, 274 ſchw. 38 8.). Im Falle der Scheidung 
ſtehen Gewalt und Sorge dem Ehegatten zu, dem das 
Kind zugewieſen wird (Art. 274 Abſ. 3). Dem ent⸗ 
ſprechend hat das ſchw. 8G. in feinem 4. Titel, ins⸗ 
beſondere in Art. 156— 158, bei der Behandlung der 
Eheſcheidung ausführliche Beſtimmungen über die Ge⸗ 
ſtaltung der Elternrechte und der perſönlichen Bezie⸗ 
hungen der Eltern zu den Kindern getroffen. Dieſe 
Beſtimmungen enthalten aber eine Anzahl von einheit⸗ 
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lichen prozeßrechtlichen Vorſchriften, da für das ſchwei⸗ 
zeriſche Scheidungsverfahren die verſchiedenartigen 
kantonalen Prozeßrechte maßgebend ſind. Dazu zählt 
insbeſondere die Anordnung, daß über die Geſtaltung 
der Elternrechte der Scheidungsrichter im Scheidungs⸗ 
verfahren zu verhandeln und im Scheidungsurteile zu 
entſcheiden hat. Dieſe Vorſchriften binden den deutſchen 
Richter nicht. Art. 17 und 19 EG. BGB. laſſen nur 
die Anwendung der ſachlichen Normen zu. Für die 
Fragen der Einrichtung, der Zuſtändigkeit und des 
Verfahrens bleibt das deutſche Recht maßgebend (Bayß. 
1913 S. 423, 28%. 45 S. 24, 46 S. 32). 

Bei der ſachlichen Regelung hat das ſchw. 36. 
keinen allgemeinen Grundſatz aufgeſtellt, wie er in 
8 1635 Abſ. 1 S. 1 BGB. enthalten iſt und es in 
Art. 156 Abſ. 1 dem Ermeſſen des Richters überlaſſen, 
welchem Elternteile das Kind zuzuweiſen iſt. Daß 
hiebei der Richter innerhalb der ihm durch das Wohl 
des Kindes gezogenen Grenzen zu berüdfichtigen hat, 
daß bei der Scheidung ein Ehegatte für ſchuldig erklärt 
worden iſt, läßt ſich daraus entnehmen, daß dieſe Tat⸗ 
ſache in den Art. 150, 151, 152 ſchw. ZGB. zugunſten 
des ſchuldloſen Ehegatten ausdrücklich berückſichtigt 
wird. Der Erſtrichter hält zwar dafür, daß der Ehe⸗ 
mann nicht als ſchuldiger Teil behandelt werden könne, 
weil der Scheidungsrichter einen förmlichen Schuld» 
ausſpruch abgelehnt habe. Dieſe Anſicht mißt der Form 
eine Bedeutung zu, die ihr nicht zukommt. Das Schei⸗ 
dungsurteil ſtellt in der Formel ausdrücklich feſt, daß 
die Scheidung „auf Antrag der Klägerin“ erfolgt iſt, 
und in den Gründen die Schuld des Beklagten. Dieſe 
Feſtſtellungen würden genügen, um die in $ 1635 Abſ. 1 
S. 1 BGB. vorgeſehene Folgerung zu ziehen, und 
können vom Standpunkte des ſchw. ZGB. aus um ſo⸗ 
mehr genügen, als diefes die Anordnung eines förm⸗ 
lichen Schuldausſpruchs dem Ermeſſen der kantonalen 
Geſchgebung überlaſſen hat, wie ſich aus Art. 158 
ergibt. 

Dieſer Rechtslage entſpricht es nicht, daß ſowohl 
der Heimatrichter als das deutſche Vormundſchafts⸗ 
gericht die Regelung wegen Unzuſtändigkeit abgelehnt 
haben. Das LG. ſelbſt bezeichnet dieſes Ergebnis als 
unbefriedigend. Die Ordnung der tatſächlichen Schutz⸗ 
gewalt kann und darf nicht in Schwebe gelaſſen werden. 
Da ſich der Heimatrichter ablehnend verhält und das 
Kind im Bereiche der deutſchen Gerichtsbarkeit lebt, 
iſt es unabweisbare Aufgabe des deutſchen Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, die um des Kindes willen gebotene 
Maßnahme zu treffen und in entſprechender Anwen⸗ 
dung des § 1635 Abſ. 1 S. 2 BGB. nach den ſchweize⸗ 
riſchen Sachnormen den Ehegatten zu beſtimmen, dem 
die Sorge zuſtehen fol. (Beſchl. des I. JS. vom 
21. Februar 1919, Reg. III Nr. 66/1918). M. 
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‚Der Teſtamentsvollſtrecker kann die Einziehung eines 
. Erbſcheins im Wege der Beſchwerde betreiben. 
Einem in Liqnidatien befindlichen Verein kann eine 
Erbſchaft zugewendet werden, aber unr foweit es der 
Zweck der Liquidation erfordert. Die am 9. März 1918 
verſtorbene Erblaſſerin hat in ihrem Teſtament den 
Heilſtätteverein N. zum Erben berufen und den RA. 
Dr. M. als Teſtamentsvollſtrecker ernannt. Der Verein 
wurde 1896 gegründet, nach dem bayer. Vereinsgeſetz 
vom 29. April 1869 anerkannt und nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB. in das Vereinsregiſter eingetragen. 
In den Satzungen iſt beſtimmt, daß bei Auflöſung das 
geſamte Vermögen in das Eigentum der Stadt N. fällt, 
unter der Bedingung, daß ſie die Heilſtätte auf ihre 
Koſten fortführt oder das Vermögen zur Förderung 
eines wohltätigen oder gemeinnützigen Zwecks ver 
wendet. Am 17. November 1913 wurde in einer Mit⸗ 
gliederverſammlung die Auflöſung und die Ueber— 
tragung des Vereinsvermögens, insbeſondere der im J. 
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1900 errichteten Heilſtätte, an die Stadt N. beſchloſſen, 
nachdem dieſe ſich bereit erklärt hatte, die Heilſtätte 
auf Koſten der Stadt fortzuführen. Durch denſelben 
Beſchluß wurden ein Liquidator und ein Stellvertreter 
aufgeſtellt. Die Auflöſung und Beſtellung der Liquida⸗ 
toren wurde im Vereinsregiſter eingetragen. Das un⸗ 
bewegliche Beſitztum des Vereins wurde laut notarieller 
Urkunde am 5. Januar 1914 an die Stadt übergeben. 
Am gleichen Tage wurde durch ſchriftlichen Schenkungs⸗ 
vertrag das bewegliche Vermögen einſchließlich aller 
fonftigen Rechte und Anſprüche an die Stadt über⸗ 
tragen, wogegen letztere alle gegen den Heilſtätteverein 
noch beſtehenden Forderungen und insbeſondere eine 
Hypothekſchuld zu 100000 M übernahm. Von da ab 
wurden die Liquidatoren nicht mehr tätig. Die in 8 50 
BGB. vorgeſchriebene öffentliche Bekanntmachung und 
Aufforderung der Vereinsgläubiger zur Anmeldung 
wurde unterlaffen. Solche Anſprüche wurden auch nicht 
erhoben. Nach dem Tode der Erblaſſerin nahm der 
Liquidator die Erbſchaft und RA. Dr. M. das Amt des 
Teſtamentsvollſtreckers an. Die nunmehrigen Be⸗ 
ſchwerdeführerinnen aber als nächſte geſetzliche Erben 
erklärten, daß ſie die Erbſchaft annehmen und einen 
gemeinſchaftlichen Erbſchein beantragen, weil der Heil⸗ 
ſtätteverein infolge Uebertragung ſeines Vermögens an 
die Stadtgemeinde N. beim Erbfall nicht mehr beſtanden 
habe und infolge der Uebernahme der ſämtlichen Ver⸗ 
bindlichkeiten des Vereins durch die Stadt keine Tätigkeit 
der Liquidatoren mehr veranlaßt geweſen ſei. Dieſem 
Antrag wurde vom Nachlaßgericht ſtattgegeben, auf 
die Beſchwerde des Teſtamentsvollſtreckers hat jedoch 
das LG. die Einziehung des Erbſcheins verfügt. Die 
weitere Beſchwerde wurde zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Mit Unrecht beſtreiten die 
Beſchwerdeführer die Beſchwerdebefugnis des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers. Der Beſchluß des Nachlaßgerichts 
iſt eine Verfügung, gegen die ſich gemäß 8 20 FGG. 
jeder beſchweren kann, deſſen Recht durch ſie be⸗ 
einträchtigt iſt. Ein ſolches Recht liegt aber vor. Es 
ergibt ſich ſchon aus 8 2203 BGB. und der daraus 
folgenden Verpflichtung des Teſtamentsvollſtreckers, bei 
Meidung feiner Haftung nach 8 2219 BGB. dafür zu 
ſorgen, daß der Nachlaß in die Hände des richtigen 
Erben gelangt und daß insbeſondere die nach den 
88, 2206 bis 2219 dem Erben zukommenden Pflichten 
und Rechte von dem richtigen Erben ausgeübt werden. 
Die Anſicht, daß es für den Teſtamentsvollſtrecker 
belanglos ſei, wer als Erbe vom Nachlaßgerichte an⸗ 
geſehen werde, iſt unrichtig. Um ſeine Verpflichtungen 
erfüllen zu können, muß dem Teſtamentsvollſtrecker das 
Recht zuſtehen, die Einziehung oder Kraftloserklärung 
eines nach ſeiner Anſicht unrichtigen Erbſcheins herbei⸗ 
zuführen. Dies iſt im $ 2364 Abf. 2 BGB. ausdrücklich 
ausgeſprochen, indem dem Teſtamentsvollſtrecker die 
Befugnis verliehen iſt, von dem Beſttzer eines unrich⸗ 
tigen Erbſcheins die Herausgabe an das Nachlaßgericht 
zu verlangen. Dieſes Verlangen ſetzt ſohin einen un⸗ 
richtigen Erbſchein voraus. Die Feſtſtellung der Un⸗ 
richtigkeit und die Einziehung oder Kraftloserklärung 
iſt aber Sache des Nachlaßgerichts. Lehnt dieſes ab, 
dann tft das auf den 88 2203 und 2364 Abſ. 2 BGB. 
beruhende Recht des Teſtamentsvollſtreckers beeinträch⸗ 
tigt, gleichviel ob das Nachlaßgericht gemäß $ 2361 
einen eigenen Beſchluß erlaſſen oder eine mit der Be⸗ 
ſchwerde angefochtene Verfügung ohne Abhilfe dem 
Beſchwerdegerichte vorgelegt hat. Es wäre daher nicht 
bloß ein überflüffiger Umweg, ſondern verfehlt, wenn 
das LG. die Beſchwerde des Teſtamentsvollſtreckers als 
unzuläſſig verworfen und dieſen auf den Weg eines 
beſonderen Verfahrens nach § 2361 verwieſen hätte. 

In der Sache hängt die Entſcheidung davon ab, 
ob und in welcher Form der Heilſtätteverein zur Zeit 
des Todes noch beſtand. Der Verein beſtand damals 
trotz der Ausantwortung ſeines Vermögens an die 
Stadtgemeinde N. und der Uebernahme der Vereins⸗ 
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ſchulden durch die Stadt noch als Liquidationsverein 

und beſteht auch jetzt noch, weil die Liquidation wegen 
der Nichtbeachtung der zwingenden Vorſchriften in 
88 50 und 51 BGB. noch nicht beendet iſt. Daraus 
bela! noch nicht, daß die Erbſchaft gemäß 88 1922 888. 

em Liquidations verein angefallen iſt. Durch den Auf⸗ 
löſungsbeſchluß hat der Heilſtätteverein die Weiter⸗ 
verfolgung des Vereinszwecks eingeſtellt, alſo auch auf 
den weiteren Erwerb von Mitteln verzichtet, die ihm 
im Erbſchaftswege zur Verwirklichung zugewendet 
würden. Von da an galt er zwar gemäß 8 49 Abſ. 3 
BGB. als fortbeſtehend, aber nur „ſoweit der Zweck 
der Liquidation es erforderte“. Sein Wirkungskreis 
war daher auf die in 8 49 Abſ. 1 Satz 1 und 2 be⸗ 
zeichnete Tätigkeit beſchränkt. Daß ein Liquidations⸗ 
verein die Fähigkeit behält, Zuwendungen anzunehmen, 
die ihm die Mittel zur Tilgung von Verbindlichkeiten 
gewähren, iſt zwar zuzugeben, jedoch mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß die Zuwendungen nur zur Durchführung 
der Liquidation erfolgen können und nicht zur Wieder⸗ 
aufnahme und Fortſetzung des urſprünglichen Vereins- 
zwecks. Hier liegen aber keine Anhaltspunkte dafür 
vor, daß die Erblaſſerin ihr Vermögen dem Heilſtätte⸗ 
verein auch als Liquidationsverein und zur Verwen⸗ 
dung bei Durchführung der in § 49 Abſ. 1 BGB. 
bezeichneten Aufgaben zuwenden wollte. Auch iſt die 
Annahme des LG. nicht richtig, daß der Liquidations⸗ 
verein noch für die Zinſen der Hypothekſchuld aufzu⸗ 
kommen habe und daß die Unterhaltung und der Betrieb 
der Heilſtätte noch laufende Zuſchüſſe erfordere. Die 
Hypothekſchuld iſt rechtsgültig von der Stadtgemeinde 
N. übernommen und die Uebernahme gemäß 8 416 
BGB. genehmigt. Dadurch iſt die Stadt an Stelle des 
Vereins als Schuldnerin getreten. Die Koſten für die 
Unterhaltung und den Betrieb der Heilſtätte ſind aber 
nach den zwiſchen der Stadt und dem Verein geſchloſ⸗ 
ſenen Verträgen von der Stadt zu beſtreiten und bisher 
auch beſtritten worden. Die Nichtbeachtung der 
Gläubigerſchutzvorſchriften in 88 50 und 51 BGB. 
berührt die Rechtswirkſamkeit dieſer Verträge unter 
den Vertragsteilen nicht, ſie hat nur die Unwirkſamkeit 
der auf Grund dieſer Verträge geſchehenen Vermögens- 
entäußerungen gegenüber einem unbefriedigt gebliebenen 
Bereinsgläubiger nach 8 135 BGB. und die Haftung 
der Liquidatoren gemäß § 53 BGB. zur Folge. Dem⸗ 
nach kann die Anſicht des LG. nicht gebilligt werden, 
daß die Erbſchaft dem Heilſtätteverein in Liquidation 
angefallen und von dieſem der Stadtgemeinde N. aus⸗ 
zuantworten ſei. 

Dies zieht jedoch nicht ohne weiteres den Eintritt 
der geſetzlichen Erbfolge nach ſich. Da es ſich um eine 
letztwillige Verfügung handelt, deren Inhalt verſchiedene 
Auslegungen zuläßt, war gemäß $ 2084 BGB. unter 
Anwendung des 8 133 der wirkliche Wille der Erb⸗ 
laſſerin zu erforſchen und im Zweifel die Auslegung 
vorzuziehen, bei welcher die Verfügung Erfolg haben 
kann. Dieſer Willenserforſchung hat ſich das LG. auch 
vorſorglich für den Fall unterzogen, daß die Erbſchaft 
dem Liquidationsverein nicht angefallen ſein ſollte. 
Es iſt hiebei zu dem Schluſſe gekommen, daß nach der 
Abſicht der Erblaſſerin bis zur Auflöſung des Heilſtätte⸗ 
vereins dieſer und von da ab die Stadtgemeinde N. mit 
der Auflage als Erbe eingeſetzt gelten ſollten, die Erb⸗ 
ſchaft zum Beſten der Heilſtätte zu verwenden. Dieſe 
Erwägungen laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. 
(Beſchl. des I. ZS. vom 7. März 1919, Reg. III Nr. 9/1919). 
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III.. 


Das Fideilsmmißvermögen ſteht nicht im Wit: 
eigentum des Fideikommißbeſitzers und der Anwärter, 
fondern im Alleineigentum des Fideikemmißbefitzers, 
der uur in feiner Berfügungsmacht durch die Rechte der 
Auwärter beſchränkt iſt. Ein Fideikommißbeſitzer hatte 
beantragt, ihm gehörige Grundſtücke dem Fideikommiß 
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einzuverleiben und dagegen andere zum Fideikommiß 
gehörige Grundſtücke aus dem Fideikommißverband zu 
entlaſſen. Das Fideikommißgericht war geneigt, dies 
zu genehmigen, hielt jedoch notarielle Beurkundung 
des „Tauſchvertrags“ und zu dieſem Zweck Aufſtellung 
eines Pflegers für das Fideikommiß für erforderlich. 
Dieſe Anſicht wurde mißbilligt. 

Aus den Gründen: Die Annahme, daß der 
Antragſteller einen Tauſchvertrag beabſichtige, ver⸗ 
kennt die Sachlage. Es handelt ſich nicht um einen 
Tauſch zwiſchen Allodial⸗ und Fideikommißbeſitz. Der 
Antragſteller hat die Grundſtücke nur zur Einverleibung 
erworben und will die aus dem Fideikommißverband 
auszuſcheidenden nur veräußern, um ſie durch andere 
zu erſetzen und dieſe dem Fideikommiß zu überlaſſen. 
Ein Zuſammenhang zwiſchen der Einverleibung und 
Freigebung beſteht nur inſoweit, als in den einzuver⸗ 
leibenden Grundſtücken der Gegenwert enthalten iſt, 
der nach 8 66 Fidck. die Vorausſetzung zur Genehmigung 
bildet. Bei der Abgleichung der Werte ergibt die 
Mehrung des Fideikommißgrundbeſitzes einen Wert⸗ 
überſchuß von nahezu 40 000 . Es kann daher uns 
bedenklich die Zuwendung dieſer Mehrung als eine 
Zus oder Nachſtiftung i. S. des 8 6 YidE. angeſehen 
werden ($ 19 a. a. O., Bays R. III 10 8 14 Nr. 3, 
Lewis, Recht der Fideikommiſſe S. 410, Seuffßl. 40, 
546). Als ſolche bedarf ſie wie die Hauptſtiftung nach 
88 17, 24 Nr. 1 Tide. nur der ſchriftlichen Form 
(OGH. Bd. 11 S. 189). Die in den Anträgen enthaltenen 
Erklärungen des Fideikommißbeſißers ſind ſohin eine 
rechtswirkſame Grundlage für die Einverleibungen. 

Es kann zugegeben werden, daß die Freigebung 
von Grundſtücken aus dem Fideikommißverband eine 
Veräußerung i. S. des § 48 Fi. iſt (8 92 Nr. 1 a. a. O.). 
Irrig iſt aber die Folgerung, daß ein förmlicher Ver⸗ 
äußerungsvertrag nach 8 313 BGB. beizubringen iſt. 
Dieſe Vorſchrift ſtellt in Satz 1 nicht das Erfordernis 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des der 
Auflaſſung zugrunde liegenden Vertrags auf ſondern 
unterwirft nur einen Veräußerungsvertrag dem Be⸗ 
urkundungszwange. Erſt durch Art. 12 AG. GBO. wird 
dem Satze 2 des § 313 auf Grund der im 8 98 EBD. 
erteilten Ermächtigung mit der Vorſchrift begegnet, daß 
die Auflaſſung nur bei Vorlegung der nach 8 313 er⸗ 
forderlichen Urkunde entgegengenommen werden ſoll. 
Uebrigens iſt hier weder 8 313 BGB. nach Art. 12 
AG. GBO. anwendbar, wenn die Auffaſſung gerecht⸗ 
fertigt iſt, daß der Fideikommißbeſitzer Alleineigentum 
an den Fideikommißſachen hat und nur in ſeiner Ver⸗ 
fügung beſchränkt iſt. Denn dann handelt es ſich nicht 
um die Uebertragung des Eigentums, ſondern um den 
Wegfall der Verfügungsbeſchränkung. Der Annahme 
des Alleineigentums des Fideikommißbeſitzers ſtehen 
die SS 42, 43 FidE. nicht entgegen. Dieſe Vorſchriften 
ſprechen dem Fideikommißbeſitzer und den Anwärtern 
das Miteigentum an dem Fideikommißvermögen Zus 
. alſo, da Eigentum und Miteigentum nur 

ei körperlichen Sachen gegeben iſt, dieſe Ausdrücke 
nicht im eigentlichen Sinne, ſondern in übertragener 
Bedeutung. Dieſe Regelung iſt nicht maßgebend für 
das Rechtsverhältnis an den einzelnen Gegenſtänden. 
Mit der in 88 42, 43 FidE. getroffenen Ordnung iſt 
für die einzelnen Fideikommißgegenſtände die Rechts⸗ 
gemeinſchaft der geſamten Hand ebenſo verträglich wie 
das durch eine Verfügungsbeſchränkung gebundene 
Alleinrecht des Fideikommißbeſitzers. Das Fidcck. beſtimmt 
hierüber nicht ausdrücklich. Nach ſeinen Vorſchriften 
in SS 44 ff. kann aber der Fideikommißbeſitzer mit den 
Fideikommißſachen wie ein Eigentümer ſchalten und⸗ 
walten; nur darf er dem Fideikommißzweck nicht ent 
gegenhandeln und iſt in wichtigeren Fällen an die 
Genehmigung des Fideikommißgerichts gebunden. Den 
Anwärtern ſtehen dagegen an den einzelnen Fideikommiß— 
ſachen keine Befugniſſe zu, die Ausfluß eines Eigen⸗ 
tumsrechts wären. Die ihnen in $ 43 YidE. einge⸗ 
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räumten Rechte haben nur die Erhaltung der Geſamt⸗ 
heit der Beſtandteile des Fideikommißvermögens zum 
Ziele (8 84 Abſ. 2). Nur der Fideikommißbeſitzer, nicht 
auch die Anwärter werden in die Fideikommißmatrikel 
eingetragen. In den Fällen des 8 95 Satz 3 und des 
8 98 bleibt der Reſt des Fideikommißvermögens als 
Allod in den Händen des letzten Beſitzers. Hinterläßt 
er keine zur Fideikommißfolge berufene und fähige 
Nachkommenſchaft und iſt für dieſen Fall niemand in 
das Fideikommiß ſubſtituiert, fo kann nach § 99 der 
Beſitzer darüber von Todes wegen frei verfügen und 
es tritt nach ſeinem Abſterben die gemeine Inteſtat⸗ 
erbfolge ein, wenn er hievon keinen Gebrauch macht. 
Dieſe Regelung ſchließt die Annahme eines Miteigen⸗ 
tums der Anwärter an den einzelnen Fideikommißſachen 
aus und zwingt zu der Annahme, daß dem Fideikommiß⸗ 
beſitzer hieran das durch eine Verfügungsbeſchränkung 
gebundene Alleineigentum zuſteht. Es iſt daher die 
Anordnung, daß im Grund buchverfahren der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer als Eigentümer und die Fideikommiß⸗ 
eigenſchaft als Verfügungsbeſchränkung zu behandeln 
iſt — Art. 13 AG. GB., 88 121, 301, 303, 365 Nr. 9, 
385 DA. f. d. GBA. —, nicht eine Beſonderheit des 
Grundbuchweſens, ſondern der Ausdruck eines das 
ganze Fideikommißrecht erfaſſenden Brundfages. Dem⸗ 
nach handelt es ſich nicht um eine Eigentumsübertragung 
i. S. der 88 313, 925 BGB., ſondern um die Aufhebung 
einer Verfügungsbeſchränkung und es iſt daher ein 
förmlicher Veräußerungsvertrag nicht erforderlich. 
(Beſchl. des I. 35. vom 17. Januar 1919, Reg. III 
Nr. 63/1919). M. 
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B. Strafſache n. 


Vorausetzungen für die Zuſtändigkeit der Zivil: 
oder Militärgerichte. Gründe: Gegen W. iſt wegen 
Urkundenfälſchung nach SS 267, 268 Nr. 2 und Beſtechung 
nach 8 332 StGB. Vorunterſuchung eröffnet worden. 
W. hat den Einwand der Unzuſtändigkeit erhoben, weil er 
unter Militärgerichtsbarkeit ſtehe. Mit Unrecht macht 
W. geltend, daß die Teilnahme des Landgerichts rates F. 
an dem angefochtenen Beſchluſſe gegen 823 Abſ. 2 StPO. 
verſtoße. F. hat die Vorunterſuchung nicht geführt, er 
hat nur auf Erſuchen des UR. wegen deſſen Verhin⸗ 
derung einer Unterredung des W. mit ſeinem Verteidiger 
und einer Unterredung des W. mit ſeiner Frau bei⸗ 
gewohnt. Da dieſe Ueberwachung des perſönlichen Ver⸗ 
kehrs keine Unterſuchungshandlung iſt, iſt 8 23 Abſ. 2 
StPO. nicht anwendbar. Die ſachlichen Angriffe des 
W. ſind nicht begründet. Aus den Akten geht nicht 
hervor, daß W. bis zum 31. Dezember 1918 dem 
Soldatenſtande angehört hat. Selbſt wenn dieſe Behaup⸗ 
tung richtig iſt, unterſteht die Aburteilung der bürger⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit. Nach 8 10 MStG0. wird durch 
die Beendigung des die Militärſtrafgerichtsbarkeit be⸗ 
gründenden Verhältniſſes die Zuſtändigkeit der Militär⸗ 
gerichte für vorher begangene ſtrafbare Handlungen 
nicht aufgehoben; ſie hört jedoch auf für ſolche Zuwider⸗ 
handlungen gegen die allgemeinen Strafgeſetze, die mit 
einem militäriſchen Verbrechen oder Vergehen weder 
ſachlich noch rechtlich zuſammentreffen, außer wenn die 
Anklage erhoben oder eine Strafverfügung zugeſtellt 
war. Letzteres iſt nicht der Fall. Die Handlungen 
verletzen das allgemeine Strafgeſetz und treffen weder 
ſachlich noch rechtlich mit militäriſchen Verbrechen oder 
Vergehen zuſammen. Für die Urkundenfälſchung iſt 
dies klar. Aber auch die Beſtechung iſt ausſchließlich 
nach § 332 StS B. zu ahnden. Hat W. die Handlungen 
als Perſon des Soldatenſtandes begangen, fo iſt $ 145 
M StGB. anzuwenden. Hiernach iſt eine Perſon des 
Soldatenſtandes, die bei einem ihr übertragenen Ge⸗ 


ſchäfte der Heeres⸗ oder Marineverwaltung eine Hand⸗ 
lung begeht, die i. S. der allgemeinen Strafgeſetze ein 
Verbrechen oder Vergehen im Amte iſt, nach den in 
jenen Geſetzen für Beamte gegebenen Beſtimmungen, 
hier alſo nach 8 332 StG. zu beftrafen. Erforderlich 
zur Anwendung des 8 145 MStGB. iſt, daß das Ver⸗ 
waltungsgeſchäft dem Täter zur ſelbſtändigen Erledi⸗ 
gung mit eigener Verantwortung übertragen iſt (vgl. 
Rotermund, Anm. 3 zu 8 145). Dies Erfordernis iſt 
gegeben. Die in 8 145 MSt®. bezeichneten Straftaten 
ſind keine militäriſchen Verbrechen oder Vergehen, 
ſondern Zuwiderhandlungen gegen die allgemeinen 
Strafgeſetze, die Strafen daher ausſchließlich aus dieſen 
Geſetzen zu entnehmen (vgl. RM. Bd. 18 S. 145). 
Die Handlungen des Angeſchuldigten ſind auch nicht 
als Verbrechen nach 8 332 StG. in rechtlichem Zus 
ſammentreffen mit einem Verbrechen nach 8 140 MStGGB. 
anzuſehen. Zwiſchen den beiden Strafgeſetzen beſteht 
Geſetzeskonkurrenz, denn 8332 StG B. mit 8145 MSB. 
enthält die weſentlichen Tatbeſtandsmerkmale des 8 140 
M StGB. in der engeren Begrenzung auf Perſonen des 
Soldatenſtandes, die ſich bei Verwaltungsgeſchäften 
beſtechen laſſen (vgl. Romen⸗Riſſom, Anm. 4b zu 8 145 
MStG B.). Darum war der in dem Urteile des Reichs⸗ 
militärgerichts vom 23. Oktober 1913 (18 S. 152) an⸗ 
ſcheinend ausgedrückten Anſchauung nicht beizutreten, 
daß das Verbrechen nach 8 332 StGB. mit dem Ver⸗ 
brechen nach 8 140 MSt B. in Tateinheit ſtehen könne. 
Aus dem gleichen Grunde könnte auch von einem recht⸗ 
lichen Zuſammentreffen des 8 114 MStG B. und des 
8 332 StGB. nicht die Rede Al ſelbſt wenn die Hand» 
lungen des Angeſchuldigten Mißbrauch der Dienſtgewalt 
wären. Gehörte W. z. Z. der Begehung nicht dem 
Soldatenſtande an, ſondern war er ausſchließlich 
Militärbeamter, ſo ſind ſeine Verfehlungen nach den 
allgemeinen, für Beamte geltenden Vorſchriften zu be⸗ 
urteilen (SS 153, 154 MStGB.). Unbehelflich iſt die 
Aufſtellung des W., daß ſeine Handlungen durch mili⸗ 
täriſche Intereſſen veranlaßt worden ſeien, denn das 
durch kann die rechtliche Natur der Straftaten nicht 
geändert werden. (Beſchl. vom 19. Februar 1919, 
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Hagedorn, Dr. jur. Kurt, Der Handelskauf 
„auf Abruf“ und die Handels bräuche 
darüber. 119 S. Berlin 1915, Verlag von 
Franz Vahlen. Mk. 2.80. 

Die Abhandlung beantwortet zunächſt einige 
Grundfragen, namentlich nach der Rechtsnatur des 
Handelskaufs auf Abruf. H. verwirft die Lehre von 
der zeitlichen Beſchränkung des Abrufsrechtes, die Dü⸗ 
ringer⸗ Hachenburg, Staudinger und Zander vertreten. 
Die Willenserklärung des Abrufs fällt unter dig Hand⸗ 
lungen des 8 295 BGB. Doch iſt der Abruf auch 
regelmäßig Pflicht des Käufers, und zwar nennt ihn 
H. eine „handelsbräuchliche Geſtaltungspflicht“. Im 
2. Teile erörtert H. den Verzug im Abruf. Der Wert 
der Arbeit liegt im 3. Teile, der eine Ueberſicht der 
Handelsbräuche gibt, und zwar, nach Handelszweigen 
geordnet, die ſeit 1907 erſtatteten Gutachten der 
Handelskammern. Bis 1907 ſind die Gutachten ja 
in Zanders Schrift (Gruchot Bd. 52, S. 304 ff.) be⸗ 
rückſichtigt. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 
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; » irrelevant, und B 
die strafrechtliche Bedeutung der Adels, Amame eines Abeldpeddilals kan unbefugte 


abſchaffung in Bayern. kin 3 en en unte n iR, Bob 
enige nicht na rafbar iſt, der 

Von Profeſſor Dr. Eruſt Beling in nn jenſeits des Rechtslebens liegende e 
Sehr bald nach Verabſchiedung des bayeriſchen beilegt oder Phantaſieuniformen, Phantaſieorden 

— — vom 28. März 1919 über die Aufhebung uſw. trägt. . 
des bayeriſchen Adels und über das Verbot der Gegen die vorentwickelte Auffaſſung, die in 
Annahme auswärtiger Adelsverleihungen ſetzte die der „Aufhebung“ des Adels die Preisgabe des 
Meinungsverſchiedenheit darüber ein, ob ſich der Adels als Rechtsinſtituts erblickt, hat ſich Prunner 
bisherige bayeriſche Adelige bei Fortführung des in der Münchener Poſt Nr. 78 vom 3. April 1919 
Adels nach StGB. 8 360° ſtrafbar mache, ſei es gewendet mit der Gegenbehauptung, der geſunde 
im Sinne der unbefugten „Annahme eines Adels⸗ Menſchenverſtand ſage jedem, daß mit Adelsauf⸗ 
prädikats“, ſei es — ſoweit es ſich um Ver⸗ hebung vielmehr das Verbot der Führung von 
kehr mit einem zuſtändigen Beamten handelt —, Adelsprädikaten für jedermann gemeint ſei; nur 
weil ſich der Täter dadurch „eines ihm nicht zu⸗ eine ungeſunde juriſtiſche Verſchraubtheit könne 
kommenden Namens bediene“. auf einen anderen Gedanken führen. Der In: 
Das Erſte, was dabei der Klärung bedarf, iſt: grimm, mit dem Prunner gegen formaliſtiſch 
welche rechtliche Bedeutung der „Aufhebung des verkünſtelte Rechtsauslegung vom Leder zieht, iſt 
Adels“ im Sinne des bayeriſchen Geſetzes vom ſehr erfreulich. Aber bekanntlich iſt der geſunde 
28. März 1919 zukommt. In diefer Hinſicht Menſchenverſtand ein williger Diener, der fid 
habe ich in den Münchener Neueſten Nachrichten gerne rufen läßt und ſchalkhaft Meine iſt, fich 
Nr. 147 vom 31. März 1919 die Auffaſſung ver⸗ jeder von zwei widerſtreitenden Meinungen zur 
treten, daß Aufhebung des Adels die Annullierung Verfügung zu ſtellen, ſo daß dann eben „2 geſunde 
des Adelsinſtituts als Rechtsinſtitut bedeutet, daß Menſchenverſtände zur Stelle find. So iſt denn 
der Adel damit jenſeits der Rechtsordnung geſtellt auch Prunner in ſeinem Eifer einer Täuſchung 
iſt, mithin im Rechtsleben keine Rolle mehr ſpielt. zum Opfer gefallen, wenn er ſeine Deutung für 
Iſt dies richtig, jo find mit dem Adel zugleich | die allein „geſunde“ hält. Wer Umſchau in fremden 
auch alle Adelsprädikate „aufgehoben“ rechtlich Ländern hält, in denen der Adel abgeſchafft ift, 
bedeutungslos geworden. Was ehedem ein Adels- der wird gewahr, daß dort das für ſelbſtverſtänd⸗ 
prädilat war, iſt jetzt ſonſtigen beliebigen Buch: lich gilt, was Prunner ſich nur als Verſchraubtheit 
ſtaben oder Worten gleichwertig, die jemand zur eines ſchieſgewickelten Juriſtenhirns denken kann. 
Kennzeichnung ſeiner Perſönlichkeit ſeinem Namen In Frankreich, wo der Adel zuletzt durch Dekret 
anfügt (etwa „senior“, „Neuwirt“, oder „der vom 29. Februar 1848 abgeſchafft worden iſt, 
Herkules“ als Bezeichnung eines Artiſten). Die begreift der Art. 259 des Code penal, der Titels 
ehemaligen Adelsbezeichnungen find Gemeingut anmaßung u. dgl. beſtraft, nicht auch eine Straf⸗ 
aller geworden, es iſt niemandem verwehrt ſich drohung gegen Annahme von Adelsprädikaten in 
eine ſolche Bezeichnung zu verleihen. Folgerichtig ſich, und es hat dort in dem klaſfiſchen Lande der 
handelt dann derjenige, der ſich bayeriſchen Adel Demokratie niemand etwas dagegen einzuwenden, 
anmaßt, mag er ihn früher gehabt haben oder wenn ſich Herr Decousse in einen Herrn de Cousse 
nicht, nicht rechtswidrig, fein Handeln ift rechtlich oder Herr Ducdestree in einen Duc d’Estree 
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umwandelt; auch über den bekannten „König der 
Sahara“ hat man ſich nicht aufgeregt. Die all⸗ 
gemeine Meinung iſt eben die, daß Adelsabſchaffung 
lediglich das bedeutet, daß die Adelsprädikate fortan 
ein rechtlich gleichgültiges Spielzeug ausmachen. 
Ebenſo erwähnt Norwegen, wo der Adel durch 
Reichsgrundgeſetz vom 4. November 1814 beſeitigt 
iſt, in dem gegen Anmaßung von Titeln u. dgl. 
gerichteten 8 328 feines StB. vom 22. Mai 1902 
die Führung von Adelsprädikaten nicht mit. Nicht 
anders ſteht es, ſoviel ich ſehe, in der Schweiz. 
Bei uns zu Lande hat, wie ſeinerzeit ſchon Karl 
Voigt in der Paulskirche in Frankfurt a. M., 
gerade in dieſen Tagen Wolfgang Heine als 
preußiſcher Miniſter des Innern die gleiche Auf⸗ 
faſſung kundgegeben. In der preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung vom 26. März 1919 von dem Abg. 
Roſenfeld wegen Abſchaffung des Adels interpelliert, 
kündigte er ſeine Abſicht an, der Reichsregierung 
die Abſchaffung des 8 360° StGB. vorzuſchlagen; 
wenn das geſchehen und der Adel abgeſchafft fei, 
jo werde fi) „der Abgeordnete Dr. Roſenfeld 
ruhig v. Roſenfeld nennen“ können. Man ver⸗ 
geſſe übrigens auch nicht, daß „Herr“ urſprünglich 
ein Adelsprädikat war, und die Abſchaffung dieſes 
Adelspraͤdikats eben darin beſtanden hat, daß fortan 
alle Maskulina „Herren“ wurden. 

Man ſieht: mit der bloßen Entrüſtung und 
der Ausſpielung des „geſunden Menſchenverſtands“ 
iſt es nichts. Vielmehr wäre erſt noch der Beweis 
dafür zu führen, daß das bayeriſche Geſetz vom 
28. Marz 1919 die Adelsaufhebung in dem Sinne 
gemeint habe, daß ſich kein Menſch mehr Adels⸗ 
prädifate beilegen dürfe. Aber auch wenn ſich 
herausſtellen ſollte, daß dies tatſächlich die Meinung 
war, ſo iſt damit keineswegs die Frage erledigt, ob 
Strafbarkeit nach 8 360° StGB. gegeben iſt. 

Wer den Buchſtabenſchein gläubig verehrt, der 
wird freilich alles geſagt zu haben glauben, wenn 
er betont, daß der ehemalige Adlige doch eben 
rechtswidrig handle, wenn er fortfahre das Adels⸗ 
prädifat anzunehmen, und ſomit der Wortlaut 
des 8 360° genau paſſe. Wer aber nach dem 
Sinn, nach der vis ac potestas, dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle fragt, muß ihre Anwendbarkeit auf den hier 
intereſſierenden Fall verneinen. 

Es iſt bisher noch nie bezweifelt oder beſtritten 
worden, daß 8 360° das Adelsinſtitut als an⸗ 
erkanntes Rechtsinſtitut vorausſetzt. Er iſt ein 
Schutzgeſetz für den Adel.!) Wohl ſteht in erſter 
Linie der Gedanke, daß das Publikum gegen 
den Schwindler geſchützt werden ſoll, der ſich als 
dem Adel zugehörig geriert; aber doch nur gegen 
Täuſchung von ſeiten Nichtadliger; und von 


ſolcher kann nur die Rede ſein im Kontraſt gegen 


1) Pgl. z. B. Schücking im Wörterbuch des 
Staats- unb Verwaltungsrechts“, Stichwort „Adel“, 
8 4: „Der Schutz des Adels als eines Inſtituts des 
öffentlichen Rechts, das wie jedes andere vor Mißbrauch 
bewahrt werden muß, liegt zunächſt in 8 360° Stg. 


Adelsberechtigte; wo es von Rechts wegen keinen 
Adel gibt, entfällt der Täuſchungsgefichtspunkt 
völlig. Der nach 8 360 Straffällige iſt der 
Eindringling in einen Rechtsvorzug, der dadurch 
das Publikum über ſeine rechtliche Stellung irre⸗ 
führt. Wäre dies nicht ohnehin ſchon allſeitig 
anerkannt, jo wäre zum Ueberfluß noch auf das 
Wörtchen „unbefugt“ im Text des 8 860° zu 
verweiſen; damit iſt die Vorausſetzung zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß es eine Befugnis zur Führung 
von Adelsprädikaten gibt, und es ſich um die 
Anmaßung einer ſolchen Befugnis durch den Täter 
han delt. 

Wo der Adel als Rechtsinſtitut zum Tode 
verurteilt iſt, er zum Unrechtsinſtitut geworden 
iſt, ergibt ſich ein völlig verändertes Bild. 
Wer ſich als adlig bezeichnet, erſcheint dann als 
Uebeltäter nicht weil er fremde Rechtsvorzüge in 
Anſpruch nimmt und falſchen Schein erweckt, ſondern 
weil er ein Inſtitut, das kraft Rechtens ſterben 
ſoll, lebendig zu erhalten unternimmt. Solchem 
Gebaren kann Strafe zugedacht ſein; nur 8 360 ® 
iſt es nicht, der hierauf zugeſchnitten wäre; als 
typiſches Adelsſchutzgeſetz iſt er geradezu gegen⸗ 
teiligen Inhalts; er ſteht und fällt mit dem Adel 
als einem anerkannten Rechtsinſtitut. Sinnmäß ig 
erfaßt beſagt er, daß geſtraft wird, wer das Rechts⸗ 
privileg des Adels für ſich in Anſpruch nimmt, 
ohne dazu legitimiert zu ſein; während es ſich bei 
rechtlicher Beſeitigung des Adels um eine Straf⸗ 
drohung gegen denjenigen handelt, der des rechtlich 
geächteten Inſtituts des Adels Erwähnung tut. 
Wie wenig 8 360° für eine Beſtrafung der 
bisher Adligen in Anſpruch genommen werden 
kann, dafür iſt bezeichnend, daß Heine in ſeiner 
oben erwähnten Rede in der preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung die Erwirkung der Abſchaffung 
dieſes Paragraphen gerade zu dem Zwecke in Aus⸗ 
ſicht genommen hat, um dem Adelsinſtitut den 
tödlichen Streich zu verſetzen! 

Nun könnte man einwenden wollen, daß, wenn 
ſchon 8 360° von Hauſe aus die hier in Rede 
ſtehenden Fälle nicht erfaßt habe, er doch durch 
die neue Zeit ſeinen Sinn von ſelbſt geändert 
habe. Es wird Juriſten geben, die dieſen Ein⸗ 
wand ſchon daran zerſchellen laſſen wollen, daß 
ein Geſetz nur durch beſonderen geſetzgeberiſchen 
Akt ſeinen Sinn verlieren und neuen Sinn ge⸗ 
winnen könne. Dieſe Auffaffung möchte ich mir 
nicht zu eigen machen; Bedeutung und Tragweite 
von Geſetzesformeln hangt am letzten Ende doch 
immer nur davon ab, welchen Sinn die jeweils 
Maßgebenden mit ihnen verbinden. Aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich kann in ein Reichs geſetz ein neuer 
Sinn nur durch Aenderung der maßgebenden 
Auffaſſung des Reichs hineingegoſſen werden. 
Hätte die Reichsgeſetzgebung den Adel abgeſchafft, 
ſo ließe ſich behaupten, daß nunmehr 8 360° 
aus einem Adelsſchutzgeſetz ein adelsfeindliches 
Geſetz geworden wäre. Dadurch aber, daß Bayern 
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den bayeriſchen Adel abgeſchafft hat, iſt der reichs⸗ 
rechtliche Sinn des 8 360° in keiner Weiſe be 
rührt worden; die Tragweite des 8 360 iſt 
dadurch nur verengert worden, inſofern es keine 
Anmaßung bayeriſchen Adels mehr gibt, der gegen⸗ 
über der Schutzparagraph 360° wirkſam würde; 
aber nach wie vor beſagt 8 360 lediglich, daß 
ſtrafbar iſt, wer als Eindringling das rechtlich 
anerkannte Inſtitut des Adels für ſich mißbraucht. 
Wer behaupten wollte, daß ein Einzelſtaat einem 
Reichsgeſetze einen dem Reiche unbekannten Sinn 
verleihen könnte, kame in unſerem Falle ſogar 
zu dem kraſſen Ergebnis, daß ſeit dem bayeriſchen 
Entadelungsgeſetz der 8 360? RStGB. zwei 
Seelen in der Bruſt trage, indem er gleichzeitig 
adelsfreundlich und adelsſeindlich wäre, und dies 
ohne daß ſich im Reiche auch nur die geringſte 
Regung dafür gezeigt hätte, daß fortan der 8 360° 
der Unterdrückung des Adelsinſtituts dienſtbar 
ſein ſolle! . 

Nach alledem ergibt ſich, daß $ 360°, ſoweit 
er die „Annahme eines Adelsprädikats“ betrifft, 
gegen den bisher bayeriſch⸗Adligen, der das Adels⸗ 
prädikat fortführt, auch dann nicht eingreift, wenn 
der Sinn des bayeriſchen Geſetzes der ſein ſollte, 
daß es fortan jedermann verboten ſein ſolle, fich 
eines Adelspraͤdikats zu bedienen. 

Aber auch die zweite Alternative des § 3609: 
„wer .. ſich einer zuftändigen Behörde gegen: 
über eines ihm nicht zukommenden Namens be⸗ 
dient“ — trifft nicht zu. Ob und inwieweit Adels⸗ 
prädikate zugleich Namensbeſtandteile find, iſt be⸗ 
kanntlich Gegenſtand einer Streitfrage. Welche der 
ſtreitenden Meinungen die richtige iſt, kann aber 
hier, wo es ſich nur um die Strafbarkeitsfrage 
nach 8 360° handelt, auf ſich beruhen bleiben. 
Denn entweder bedeuten das „v. uſw. keine Namens⸗ 
teile, und dann handelt es ſich eben nicht um 
„Namensführung“, wenn das Adelsprädikat, wäre 
es noch ſo unerlaubt, beigeſetzt wird. Oder 
die Adelsprädikate find Namensteile; und dann 
ſind ſie als ſolche derart reichsrechtlich geſchützt 
(vgl. BGB. $ 12), daß fie durch Landesrecht nicht 
kaſſiert werden können. Dann konnte Bayern zwar 
beſtimmen, daß dieſe Namensteile keinen Adel mehr 
bedeuten, und es konnte den bisher Adligen ver⸗ 
bieten, ſich als adlig zu bezeichnen; es konnte 
aber niemandem verwehren, ſeinen vollen Namen 
als ſolchen fortzuführen, ſo wenig wie Landesgeſetz 
beſtimmte Vornamen (z. B. Wilhelm) oder Eigen⸗ 
namen wie „Graf“, „König“, „Kaiſer“, „Fürſt“ 
kaſſieren oder den bürgerlichen. Familien, deren 
Namen ein „von“, „von der“ uſw. einſchließt, 
dieſe Namensteile rauben könnte. 

Gibt ſomit das Reichsrecht keine paſſende Straf⸗ 
beſtimmung an die Hand, ſo bleibt doch ſür Bayern 
die Möglichkeit offen, ein Landesſtrafgeſetz zu ſchaffen, 
das die Führung von Adelsprädikaten mit Strafe 
bedroht. Wäre ein ſolches Straſgeſetz aber rätlich? 
Wer überzeugt iſt, daß der Adel in die hiſtoriſche 
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Rumpellammer gehört, wird geneigt ſein, zur Ab⸗ 


tötung des Adels auch die Mittel des Strafrechts 


anzuwenden, und ſich auch dadurch nicht beirren 
laſſen, daß die fortdauernde Inanſpruchnahme des 
Adels vom rein ethiſchen Standpunkte aus ſehr 
verſchieden gelagert ſein kann, inſofern bald hohler 
Dünkel und Herauskehrung äußerer Vornehmheit, 
bald Pietäts⸗ und Familiengefühl und ſomit Ge⸗ 
mütswerte im Spiele fein können. Aber es bleibt 
doch ſehr die Frage, ob das Adelsinſtitut nicht viel 
gründlicher dadurch ruiniert wird, daß es zum 
reinen Spielzeug gemacht wird, d. h. die Rechts⸗ 
ordnung niemanden ſtraft, der ſich Adelsprädikate 
beilegt, wie dies in Frankreich und Norwegen 
Rechtens iſt, und wie dies in der Richtlinie der 
Heineſchen Ankündigung liegt. Jedenfalls wird 
ſich derjenige, der ein Strafgeſetz gegen Adels⸗ 
fortführung an ſich für wünſchenswert erachtet, 
keiner Täuſchung darüber hingeben dürfen, daß 
die tatſächliche Wirkung der Strafandrohung viel 
geringer ſein würde, als es auf den erſten Blick 
ſcheint. Was damit erzielt würde, das wäre, daß 
die Fortſührung des „v.“ uſw. im Verkehr mit 
Behörden unterbleiben würde. Aber ſchon 
hierbei würde das Strafgeſetz denjenigen nicht 
treffen, der ſich als „H., Angehöriger der vormals 
adligen Familie v. H.“ vorſtellt. Um nicht auf 
halbem Wege ſtehen zu bleiben, müßte das Straf: 
geſetz neben der „Führung“ des Adelsprädikats 
auch die Erwähnung früherer Adelszugehörigkeit 
unter Strafe ſtellen — und könnte im Ernſte 
daran gedacht werden, jemandem bei Strafe zu 
verwehren, etwas aus ſeiner Familiengeſchichte zu 
erzählen? In dem von Behörden nicht kontrollierten 
Privatverkehr vollends würde jedenfalls die Straf⸗ 
drohung ſchwerlich als Motiv für Ablegung des 
Adelsprädikals wirkſam werden. Zudem wird ſich 
niemand verhehlen können, daß das tatlächliche 
Fortleben oder Abſterben des vom Geſetz für tot 
erklärten Adels gar nicht einmal in erſter Linie 
davon abhängt, ob und inwieweit der Einzelne 
ſelber ſeinen Adel betont, daß vielmehr das Ent⸗ 
ſcheidende iſt, ob und inwieweit ihm von ſeiner 
geſellſchaftlichen Umgebung das Adelsprädikat zu⸗ 
gebracht wird. Die Gepflogenheiten des Lebens 
aber, die ſich auf die Anrede anderer beziehen, 
folgen ſo durchaus nur den kauſalen ſoziologiſchen 
Geſetzen, daß das normierende Kommandowort 
des Staates, wäre ſelbſt eine Strafdrohung für 
den Zuwiderhandlungsfall darangehängt, jo gut 
wie ohnmaͤchtig iſt. Ein Strafgeſetz gegen den 
Dritten, der den bisher Adligen als „Herr v. X.“ 
anredet oder von ihm als dem Herrn v. K. ſpricht, 
würde wiederum allenfalls im Auftreten vor einer 
Behörde wirkſam ſein; darüber hinaus wäre es 
von vorneherein totgeboren. Ja, es läßt ſich ſogar 
die Frage aufwerfen, ob nicht alle ſolchen Straf⸗ 
geſetze, ſtatt die Agonie des Adelsinſtituts zu be⸗ 
fördern, ihr noch beſondere Lebenszähigkeit ver⸗ 
leihen würden. Es handelt ſich am letzten Ende 
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um eine Neueinſtellung der Denkweiſe ſelber; dieſe 


aber kann durch Strafgeſetze jo wenig eingebläut 


werden, daß dieſe vielmehr ganz regelmikig als 
Vergewaltigung des Innerſten im Menſchen 
empfunden werden und der alten Denkweiſe Sym⸗ 
pathien verſchaffen, die ſie ſonſt nicht genießen 
würde. Wo der Staat verſucht hat, eine Denkungs⸗ 
art durch Strafgeſetze zu erzwingen, ſtatt die natür⸗ 
liche Entwickelung ablaufen zu laſſen, hat er bisher 
ſtets Fiasko gemacht. Auch für den Geſetzgeber 
aber gilt: Ubi nihil vales, ibi nihil velis. 


9 


Yie Aenderung der Gehaltsorduung. 
Von Finanzaſſeſſor Dr. Rock in Würzburg. 


Seit der letzten durchgreifenden Gehaltsregelung 
bei der Einführung des neuen Beamtengeſetzes im 
Jahre 1909 hat ſchon vor dem Kriege eine Ent⸗ 
wicklung des wirtſchaftlichen Lebens eingeſetzt, die 
mit einem Aufſtieg des Wohlſtandes, des Ein⸗ 
kommens und der Lebenshaltung in faſt ſämt⸗ 
lichen Schichten der Bevölkerung verbunden war. 
Hand in Hand mit einem derartigen wirtſchaft⸗ 
lichen Aufſchwung geht eine allgemeine Verteuerung 
der Lebenshaltung. Während des Krieges trat 
eine Steigerung der Preiſe der notwendigſten 
Lebensmittel, der Bekleidungsſtücke, ſonſtiger Ge⸗ 
brauchsgegenſtände ein, die gegenüber den Friedens⸗ 
preiſen eine geradezu erſchreckende Höhe erlangte. 
Noch bewegen fi alle dieſe Preiſe auf dieſer 
Linie und wenn auch allmählich ein Preisabbau 
eintreten wird, niemals mehr werden die Preiſe 
der zur Lebenshaltung unbedingt notwendigen 
Gegenſtände auf den Stand vor dem Kriege herab⸗ 
finken. Es muß im Gegenteil damit gerechnet 
werden, daß gegenüber den Friedensverhältniſſen 
eine ſehr bedeutende Teuerung beſtehen bleiben 
wird. Zu dieſen Preisſteigerungen geſellen ſich 
in zunehmendem Maße Mietpreiserhöhungen und 
die Anforderungen, die der Staat an den Staats⸗ 
bürger kraft ſeiner Steuerhoheit ſtellen wird, 
werden gegenüber den Zeiten vor dem Kriege ein 
ganz gewaltiges Mehr bedeuten. 

Der allgemeinen Teuerung ſtehen die Beamten 
als Feſtbeſoldete machtlos gegenüber; ſie haben 
nicht die günſtige Lohn⸗ und Gehaltsgeſtaltung 
in den kriegswirtſchaftlichen Betrieben ausnützen 
können, ſo daß ſich ihre wirtſchaftliche Lage zu⸗ 
ſehends verſchlechterte. Man kann wohl ſagen, 
daß der Beamtenſtand derjenige Stand iſt, der 
unter den Kriegsverhältniſſen am meiſten zu 
leiden hatte. 

Wohl verſuchte der Staat der dringendſten 
Not, der ſurchtbaren Teuerung durch Gewährung 
von Teuerungsbeihilfen und Teuerungszulagen ab⸗ 
zuhelfen. So begrüßenswert dieſes Eingreifen der 
Staatsgewalt an ſich iſt, ſo vermag die getroffene 
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Regelung doch nicht im entfernteſten einen Aus⸗ 
gleich für die tatſächlich eingetretene Verteuerung 
zu bilden.) Als Dauereinrichtung können und 
wollen die Zulagen, die keinen Beſtandteil des 
penfionsfähigen Dienſteinkommens bilden und jeder⸗ 
zeit widerrufen werden konnen, auch gar nicht gelten, 
hat doch die bisherige Regierung die Abficht ges 
habt, vom Jahre 1919 ab die Gehälter der Be⸗ 
amten neu zu regeln, eine Abſicht, die mangels 
der erforderlichen Mittel auf das Jahr 1920 ver⸗ 
ſchoben werden mußte. Ob die nunmehrige Re⸗ 
gierung ſich dem Standpunkt der Reichsregierung 
anſchließt, die eine zeitgemäße Neuregelung der 
Beſoldungs⸗ und Penſionsverhältniſſe ankündigte, 
iſt noch nicht bekannt. Die derzeitige Regelung 
muß einer durchgreifenden Gehaltsaufbeſſerung 
oder beſſer geſagt Gehaltsberichtigung Platz machen, 
die das Dienſteinkommen der allgemein⸗wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage anpaßt und den ſeit 
1908 eingetretenen Teuerungsverhält⸗ 
niſſen und der allgemeinen Geldent⸗ 
wertung Rechnung trägt. 

Die Entwicklung der Preiſe für die notwen⸗ 
digſten Lebensmittel und Verbrauchsgegenſtände 
ſeit der Gehaltsordnung von 1908 wird in nach⸗ 
folgender Zuſammenſtellung dargeſtellt, die ſich 
auf die in der Zeitſchrift des bayer. Statiſtiſchen 
Landesamt 48. Jahrgang 1916 Heft 3 und 4 — 
Abhandlung über „Preiſe in Bayern vor und in 
dem Kriege“ — veröffentlichten Jahresdurch⸗ 
ſchnittspreiſe ſtützt. Als Ausgangsjahr iſt das 
Jahr 1905 angenommen, da das ſtatiſtiſche Ma: 
terial eines ſpaͤteren Jahres bei der Feſtlegung 
der Gehälter in der Gehaltsordnung von 1908 
noch keine Berückſichtigung finden konnte. Die 
für 1914 angeſetzten Durchſchnittspreiſe ſind aus 
den monatlichen Durchſchnittspreiſen vom Januar 
bis Juli 1914 — alſo vor Beginn des Krieges — 
errechnet. Für das Jahr 1916 ſind die Juni⸗ 
Preiſe angeſetzt. Statiſtiſches Material ſpäterer 
Zeit ſteht nicht zur Verfügung. Es haben ſich 
ſeit dieſer Zeit die Verhältniſſe nicht nur nicht 
gebeſſert, ſondern ſogar weſentlich verſchlechtert. 
(Siehe Tabelle S. 195). 


Die Lebensmittelteuerung bis zum Beginn des 
Krieges beträgt durchſchnittlich 20—25 %%; bis 
zum Juli 1916 ergibt ſich eine durchſchnittliche 
Steigerung bei den Preiſen für die hauptſäch⸗ 
lichſten Lebensmittel um 100 — 200 %. 

Ueber die Teuerungsverhältniſſe feit Kriegs⸗ 
beginn unterrichten auch die Indexziffern, die in 
den Monats⸗ und Jahresberichten des Wirtſchafts⸗ 


) Bei Abfaſſung der Abhandlung war die MBek. 
vom 26. März 1 betr. die Gewährung von Teue⸗ 
rungszulagen an die Staatsbeamten (GBl. S. 101), 
die den derzeitigen Teuerungsverhältniſſen im großen 
und ganzen Rechnung trägt, noch nicht erſchienen; 
die Notwendigkeit einer Aenderung der Gehaltsordnung 
bleibt nach wie vor beſtehen. 
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| in der Ein⸗ 1914 1916 Mehrbetrag Zunahme in 
vreiſe Bretfe Preis Zu am Zunahme kommens ſtufe in Mark in Mark m Mark Prozenten 
e reiſe eiſe 
Lebensmittel 1905 1914 1916 1000-1014 10001910 | 9 = 9725 1740 7720 = 
in Bf. in Bf. eee eden | Brozenten Bf. Prozenten Brogenten | 300 —400, 8 184,55 86,30 88 
400-500 . 113,95 232,70 109,75 96 
Sachen 75 een % %% 22 | 196 | über 500 12040 229,70 109,30 90 
Batch: ſc 5 ＋ 72 88 166 22 130 Ergibt ſich ſonach bis Ende 1916 bei den 
een KAHN Ri = > 2a 7 ie Lebensmitteln ſchon * Steigerung von ee 
weinefle 1 100 %%, jo kann man, ohne ein zu ungünſtiges 
ne Bent S. I 4) Bild zu malen, die derzeitige durchſchnittliche 
Roggenbrot 14 18 19 28 35 Preisſteigerung auf mindeſtens das Doppelte, 
Eat e in Federn 5 = eh 35 70 wenn nicht das Dreifache annehmen. bier b 
en 8 Selbſt in der Schweiz, die ſich infolge der 
ze „109 161 28 21 100 | politifhen Geſtaltung auf dem Gebiete der Er⸗ 
echte für 1 112 102 115 131 12 26 nährung in weſentlich günſtigerer Lage als das 
arpfen . 1 91 100 122 9 34 Deutſche Reich befand, iſt eine Steigerung der 
Bartoffeln 1 ir. 110 13 533 1 55 Lebensmittelpreiſe während des Krieges um 78 % 
er , ’ PR. 106 126 179 18 663 | eingetreten. Nach der Preisſtatiſtik ſchweizeriſcher 
Butterſc l a Konſumvereine) betrugen die Ausgaben für die 
nu 124 200 12 81 Ernährung einer Normalfamilie am 
eier b 1 Ce 630 6,7 14. 6 127 1.6. 1914 1043.30 fr. 1. 6. 1916 1455,95 fr. 
1. 6. 1915 1237,10 „ 1. 6. 1917 1865,67 


ſtatiſtiſchen Büros von BER Calwer!) veröffent: 
licht werden. Als Reichsindexziffer — unter Inder: 
ziffer ſind die wöchentlichen Koſten der Ernährung 
einer vierköpfigen Familie zu verſtehen, wobei die 
Friedensration eines Marineſoldaten zugrunde ge⸗ 
legt iſt — ergeben ſich 


„ dee ee "7 

Jan r 25,88 25,12 38,16 
tober 25,73 27,09 41,90 
Lor . 25,57 29,65 41.26 
il 24.96 34,41 51,55 
Juni 24,73 37,36 52,61 


Aus dieſem Zahlenmaterial iſt die bedeutende 
Bebensmittelfteigerung erſichtlich, wie fie ſich ins⸗ 
beſondere ſeit April 1915 in immer ſtärkerem 
Maße geltend, und ſeit Januar 1916 in ſchwung⸗ 
haftem Hinaufſchnellen bemerkbar machte. Im 
September 1916 ſtellte ſich die Reichsindexziffer 
auf 53,51 M gegen 25,12 M zu Kriegsbeginn, 
das bedeutet eine Steigerung von 113% . Ein 
aͤhnliches Bild bieten auch die Indexziffern, die 
Calwer für eine Reihe größerer Städte ermittelt 
hat. Für München und Nürnberg belief ſich die 
Indexziffer im Juli 1914 auf 25,74 M und 
25,26 M gegenüber 45,96 M und 50,25 M im 
Juni 1916, alſo auch hier eine Steigerung von 
75 und 99 %. 

Eine Umfrage, die der Kriegsausſchuß für 
Konſumentenintereſſen über den Verbrauch im 
Haushalt anſtellte, führte zu einem ähnlichen Er⸗ 
gebnis. Die Ausgaben für Nahrungsmittel in 
einer fünfköpfigen Familie betrugen im Monat“ 


10) Das Wirtſchaftsleben im Krieg, Monatsberichte 
des Wia le sſtatiſtiſchen Büros von Richard Calwer, 
er Oktober 1914 — Deutſchlands Wirtſchaft im erſten 

sjahr 1 55 15 zweiten Kriegsjahre 1915 /16 

amt. Vgl. Dr. 50. 
l. Dr. Horlacher, Kriegswirtſchaft und Lebens⸗ 
1 im In⸗ und Ausland, Heft 33 der Finanz⸗ 


Mit der Mehrausgabe für die Lebensmittel 
iſt die Steigerung der Geſamtkoſten der Lebens⸗ 
hallung noch keineswegs erſchöpft. Es kommen 
noch hinzu die Koſten für Kleidung, Wohnung, 
Beleuchtung, Beheizung, für Geſundheits⸗ und 
Körperpflege, geiſtige und geſellige Bedürfniſſe, 
Steuern, perſönliche Bedienung uſw. Was von 
der Steigerung der Lebensmittelpreiſe geſagt wurde, 
gilt in gleichem Maße auch von den Preiſen zur 
Befriedigung der übrigen Bedürfniſſe; zum Teil 
iſt ſogar hier mit einem weſentlich höheren Grad 
der Teuerung zu rechnen. Bei Bekleidungsſtücken, 
Schuhwerk und ſonſtigen Gebrauchsgegenſtänden 
ſind die Preiſe auf ein Vielfaches der Friedens⸗ 
preiſe emporgeſchnellt. 

Aus Vorſtehendem ergibt fi die völlige Un⸗ 
zulänglichkeit der derzeitigen, 1908 feſtgelegten 
Beamtengehälter. Zur Deckung der Geſamtaus⸗ 
gaben eines Haushalts vermag das Dienſtein⸗ 
kommen auch nicht annähernd auszureichen.“) Die 
Beamten ſind darauf angewieſen, von ihrem 
Privatvermögen zuzulegen oder Schulden zu 
machen, ſoferne ein ſolches nicht vorhanden. Be⸗ 
denkt man weiter, welch ungeheures Einkommen 
die in der Kriegsinduſtrie beſchäftigten Arbeiter 


F Zeitfragen von Schanz und 


) gl. Unterſuchungen über die Lebenskoſten in 
der Schweiz, 146. Band der Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik S. 252 ff. 

) gl. zwei Wirtſchaftsrechnungen von Familien 
höherer Beamten, 3. Sonderheft des Reichsarbeits⸗ 
blattes 1911, die ſich allerdings auf Aufzeichnungen 
früherer Jahre ſtützen; S. 7, 11 und 16. Ferner 
Schriften des Vereins für Sozialpolitik 145. Band 
4. Teil 2. Hälfte: Koſten der Lebenshaltung in deut⸗ 
chen Großſtädten, Abhandlung von Meyer⸗Pollak über 

185 981906 alt eines höheren Beamten in den Jahren 
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während des Krieges bezogen haben, ein Ein⸗ 
kommen, das den Gehalt eines Regierungspräſi⸗ 
denten weit in den Schatten ſtellte, vergegen⸗ 
wärtigt man ſich die jetzigen Lohnſätze ungelernter 
Arbeiter, die das Tageseinkommen eines höheren 
Beamten bei feiner erſten . Anſtellung übertreffen, 
oder den Satz der Arbeitsloſenunterſtützung mit 
8 MH für den Tag, dann iſt wohl nicht zuviel 
geſagt, wenn man behauptet, der Beamte iſt in 
ſeinem Einkommen unter das Niveau eines Ar⸗ 
beiters herabgeſunken.“) Mag auch eine Beſſerung 
in dieſen ungeſunden Lohnverhältniſſen eintreten, 
die Arbeiterklaſſe wird es immer verſtehen, ſich 
eine der jeweiligen wirtſchaftlichen Lage angepaßte 
Verdienſtmöͤglichkeit zu verſchaffen. Unbillige For⸗ 
derungen werden ſeitens der Beamten niemals 
geſtellt, die ſtets das Staatswohl im Auge be⸗ 
halten haben und werden; verlangen kann aber 
und muß der Beamte ein Einkommen, ſo be⸗ 
meſſen, daß er und ſeine Familie vor 
finanziellen Sorgen bewahrt wird und 
daß ihm die Möglichkeit gegeben iſt, 
auch unter den nunmehr veränderten 
teuereren Lebensverhältniſſen ſtandes⸗ 
gemäß zu leben. Auch im Intereſſe des 
Staates liegt es, die Beſoldungsverhältniſſe ſo zu 
geſtalten, daß die guten und beſten Kräfte den 
Staatsdienſt nicht meiden und den weit beſſer 
bezahlten Privat: oder Gemeindedienſt anſtreben, 
denn es harren jetzt auf allen Gebieten des Staates 
Aufgaben, zu deren Löſung er die tüchtigſten 
Kräfte nicht entbehren kann. Andererſeits muß 
auch vermieden werden, daß das Anſehen der 
Beamten in der Bevölkerung durch die finanzielle 
Notlage leidet, ſagte doch ſchon der frühere Finanz⸗ 
miniſter von Riedel anläßlich der Vertretung einer 
Gehaltsaufbeſſerung im Landtag: „Das Volk hat 
nun einmal keinen Reſpekt vor einem Hunger⸗ 
leider. 

Was nun die Gehaltsaufbeſſerung im 
einzelnen‘) anlangt, jo iſt davon auszugehen, 
daß der Anfangsgehalt“) der erſten Gehaltsklaſſe, 
die ein höherer Beamter erreicht — z. Zt. Ge⸗ 
haltsklaſſe 12 — für den ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halt eines verheirateten Beamten ausreichen muß, 
ich ſage eines verheirateten, denn in der Regel 
wird ein höherer Beamter 30 Jahre alt, bis er 
ſeine erſte etatsmaͤßige Anſtellung erhält. In 


) Bgl. Strutz, Das Beamtenproblem nach dem 
Kriege, insbeſondere in Preußen. 53. Heft der Finanz⸗ 
und Volkswirtſchaftlichen Zeitfragen von Schanz und 
Wolf, beſonders S. 46. 

e) Im folgenden find, ſoweit es ſich nicht um 
allgemeine Erörterungen, ſondern um beſon⸗ 
dere Verhältniſſe handelt, lediglich die höheren 
Beamten berückſichtigt. Mit den Beſonderheiten, die 
ſich durch Anwendung der hier entwickelten allge⸗ 
meinen Grundſätze für die mittleren und unteren 
Beamten ergeben, wird ſich eine ſpätere Abhandlung 
befaſſen. | 

*) Vgl. Strutz a. a. O. S. 68. 


196 gettſchrift für Rechtapflege in Bayern. 1919. Nr. 10 u. 11. 


dieſem Alter darf der Beamte an die Gründung 
eines eigenen Hausſtandes, einer Familie denken; 
aus bevolkerungspolitiſchen Gründen iſt auch eine 
zu ſpäte Eheſchließung nicht wünſchenswert. Es 
muß auch daran ſeſtgehalten werden, daß der 
Beamte in der Lage iſt, mit feinem Berufsein⸗ 
kommen in der Hauptſache eine Familie zu unter⸗ 
halten; iſt dies nicht der Fall, dann beſtünde 
die Gefahr, daß Beſitz von Privatvermögen eine 
faſt unerläßliche Vorbedingung für die Annahme 
eines Staatsamtes würde; auch würde die Zahl 
der Eheſchließungen der Beamten eine weitere 
Minderung erfahren, oder die Eheſchließung würde 
erſt in ſpaͤteren Jahren erfolgen. 

Hier muß ich die Frage der Verheirateten⸗ 
und Ledigenbeſoldung !) ſtreifen. Der Ge⸗ 
danke einer Unterſcheidung des Gehaltes der Ver⸗ 
heirateten und Ledigen iſt ſchon in früheren Jahren 
bei Geſetzesvorlagen zutage getreten. Während 
des Krieges iſt die Forderung, den Gehalt nach 
dem Familienſtand abzuſtufen, erneut Gegenſtand 
lebhafter Erörterungen geworden, und hat ſchließ⸗ 
lich bei der Zubilligung der Teuerungszulagen und 
Teuerungsbeihilfen greifbare Geſtalt angenommen. 
Einer derartigen unterſchiedlichen Behandlung der 
Verheirateten und Unverheirateten vermag ich 
Wort nicht zu reden. Der Staat verlangt von 
dem verheirateten wie von dem ledigen Beamten, 
daß er ſeine ganze Arbeitskraft, ſeine ganze Per⸗ 
ſönlichkeit in den Dienſt des Staates ſtellt. Die 
Koſten für die Berufsvorbildung, für die Begrün⸗ 
dung des wirtſchaftlichen Daſeins find die gleichen 
bei beiden. Wenn trotzdem der Gehalt nach dem 
Familienſtand abgeſtuft würde, fo würde das 
wohl nicht dem Rechtsbewußtſein der Beamten 
entſprechen und beſonders von dem Junggeſellen 
als nicht berechtigte Zurückſetzung empfunden werden. 
Die Durchführung des Grundſatzes: „Gleiche Ar⸗ 
beit, gleicher Lohn“ verſpricht wohl die beſte Löjung 
auf dem Gebiete des Beſoldungsweſens.“) 

Eine andere Frage iſt die, ob nicht etwa be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen, die den verheirateten und 
ledigen Beamten verſchiedenartig berühren, durch 
Gewährung von Zulagen Rechnung getragen werden 
ſoll. e) Freilich darf dieſen Verhältniſſen hiedurch 
niemals ein entſcheidender Einfluß auf die Höhe 
der Beſoldung eingeräumt werden.“) Dem Be⸗ 


e) Bgl. hiezu Dr. Franz Schmid: Zur Frage der 


Berheirateten- und Ledigenbeſoldung im Finanzarchiv 


35. Ihrgg. 2. Bd. S. 283 ff. 

) Pgl. auch Finanzarchiv Jahrg. 35 Bd. 2 S. 300 
und die dort angeführten Schriftſteller; ferner Be⸗ 
gründung zum Entwurf eines Reichsbeſoldungsgeſetzes 
vom 5. Nov. 1908. 

10) In Sachſen und Heſſen ſind die Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſe nach dem Familienſtand abgeſtuft; in 
Oldenburg erfolgt bei den ledigen Zivilſtaatsdienern 
ein jährlicher Gehaltsabzug von 100 —350 M. 

11) Bol. Denkſchrift zur Neuregelung der Dienſt⸗, 
Gehalts- und Penſionsverhältniſſe der Staatsbeamten 
und Staatsbedienſteten vom 24. Febr. 1908 S. 28. 
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amten ſteht die Wahl ſeines Dienſtfitzes nicht frei; 
an den einzelnen Orten ſind aber nicht nur die 
Wohnungspreiſe, Umlagenſätze, ſondern überhaupt 
die Koſten der Lebenshaltung oft jo grundver⸗ 
ſchieden, daß es als durchaus gerechte Forderung 
anerkannt werden muß, wenn ein Ausgleich für 
dieſen Mehraufwand an teuereren Orten durch 
beſondere Zuſchüſſe geſchaffen wird, die ich als 
örtliche Zulagen bezeichnen möchte. Durch 
dieſen Vorſchlag ſetze ich mich unter Umſtänden 
dem Vorwurfe aus, einen vermeintlichen Vorzug 
der Gehaltsordnung von 1908 gegenüber den 
früheren Beſoldungsverhältniſſen !“) wieder beſei⸗ 
tigen zu wollen. 

Bei den örtlichen Zulagen kann und muß 
auch der Familienſtand berüdfichtigt werden, denn 
die Rückwirkung der örtlichen Verhältniſſe iſt ver⸗ 
ſchieden, je nachdem wir es mit einem Jung⸗ 
geſellen oder einem Verheirateten zu tun haben. 
Für die Zubilligung von beſonderen Familien⸗ 
oder Kinderzulagen vermag ich mich jedoch 
nicht. zu erwärmen, denn es handelt ſich hier um 
eine Forderung bevölkerungspolitiſcher und ſozial⸗ 
politiſcher Natur, die nicht in den Rahmen der 
Beſoldungspolitik paßt. Alle Bevoͤlkerungskreiſe 
find in dem gleichen Maße bei einem etwaigen 
Ausgleich der Familienlaſten beteiligt. Zweck⸗ 
mäßigerweiſe wäre darauf hinzuwirken, daß die 
ſchon jetzt in der Steuergeſetzgebung vorgeſehene 
Begünſtigung der kinderreichen Familien einen 
weiteren Ausbau erfährt.“) Das bayer. Ein- 
kommenſteuergeſetz vom 17. Aug. 1918 iſt in dieſer 
Hinſicht ſchon ſehr bedeutſam geworden. 

Einen Anhaltspunkt für die Bemeſſung des 
erſten Dienſteinkommens eines höheren Beamten 
geben die im April und Juli 1916 und im April 
1917 vom Kriegsausſchuß für Konſumenteninter⸗ 
eſſen angeſtellten Erhebungen über die Lebens⸗ 
haltung von Familien, die ſich auf ganz Deutſch⸗ 
land erſtreckten.“) Die durchſchnittlichen Aus⸗ 
gaben im April 1916, gegliedert nach Wohl⸗ 
habenheitsſtufen, belaufen ſich in den Wohlhaben⸗ 
heitsſtufen über 200 M auf 97,18 M für den 
Kopf; in April 1917 entfielen auf den Kopf 
91,93 M. 


Die Unterſuchungen über die Lebenshaltung 
bayeriſcher Familien während des Krieges) er⸗ 
geben in den Wohlhabenheitsſtufen über 200 M 
einen durchſchnittlichen Monatsverbrauch im April 
1917 von 92,03 M. Der monatliche Verbrauch 
in Bayern wie im ganzen Reich iſt ſonach faſt gleich. 


9 Bgl. Verh. des Ausſch. der Kd Abg. über den Ent⸗ 
wurf der Gehaltsordnung Bd. VI S. 177 Jahrg. 1908. 

10) Bgl. Schanz, Zur Entwicklung des ſtaatlichen Be» 
B in Bayern im Finanzarchiv 34. Jahrg. 


14) Veröſſentlicht im Reichsarbeitsblatt 1917 Nr. 2 
und 3 ſowie 17. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt. 

10) Beröffentlicht in Zeitſchrift des Bayer. Stati⸗ 
ſtiſchen Landesamts 1918 Nr. 1 und 4. 
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Die Ausſcheidung nach Berufen auf Grund 
der im April 1917 gepflogenen Erhebungen er⸗ 
gibt ſolgendes Bild: bei einem monatlichen Ein⸗ 
kommen höherer Beamter — auf den Kopf be⸗ 


von 50— 75 H über 100 M 
treffen an Ausgaben auf den Kopf 

66,10 M 74,34 M 150,39 M, 
im Durchſchnitt demnach 120,70 M.“) 

Dieſe auf Grund von Erhebungen, die ſich 
auf das ganze Reich erſtreckten, ermittelten Zahlen 
treffen, wie ſchon ausgeführt, im weſentlichen auch 
auf Bayern zu. Wenn bei dieſer Unterſuchung 
die hohen Preiſe des Jahres 1917 angeſetzt ſind, 
ſo iſt andererſeits zu beachten, daß infolge der 
Rationierung dem Umfang nach Ausgaben nur 
in beſchraͤnktem Maße möglich waren; das Bild, 
das hier an Hand der Zahlen entworfen wird, 
dürfte infolge dieſes Umſtandes für den Konſü⸗ 
menten im allgemeinen eher als ein zu günſtiges 
zu bezeichnen ſein. Gegenüber dem Jahre 1917 
haben ſich die Verhältniffe nur noch verſchlechtert. 

Für eine vierköpfige Normalfamilie eines 
höheren Beamten — Ehemann, Ehefrau und 
2 Kinder; Kinder unter 11 Jahren werden als 
eine Perſon gerechnet — beläuft ſich der durch⸗ 
ſchnittliche Aufwand ſomit auf 362,10 M für den 
Monat, im Jahre auf 4345 M. Hierin iſt auch 
der Aufwand für Wohnung inbegriffen. Da ört⸗ 
liche Zulagen für Berückſichtigung der beſonderen 
Verhaltniſſe vorgeſehen find, worunter auch der 
Aufwand für Wohnung an teuereren Orten fällt, 
iſt es notwendig, einen Teil des Dienſteinkommens 
beweglich zu geſtalten, jo daß als Grundgehalt, 
der mit der örtlichen Zulage zuſammen die ent⸗ 
ſprechende Entlohnung für die Arbeit darſtellt, 
für die erſte etatsmäßige Anſtellung eines höheren 
Beamten der Betrag von 4000 M als angemeſſen 
erſcheint. 

Bewährt hat ſich das Syſtem der Dienſt⸗ 
alterszulagen, mit deſſen Einführung Bayern 
im Jahre 1872 in Deutſchland bahnbrechend wirkte 
und das in der Mehrzahl der Bundesſtaaten Nach⸗ 
ahmung fand. Die Gehaltsvorrückungen find eine 
allgemeine Erſcheinung im Erwerbsleben, ſo daß 
ihre Beibehaltung nur als ein Angleichen an die 
wirtſchaftliche Entwicklung überhaupt erſcheint.“) 
Das Syſtem bedarf jedoch einer Verbeſſerung. 
Durch die Gehaltsvorrückungen ſoll vor allem den 
Beamten, denen die Beförderungen in höhere 
Klaſſen wegen zeitweiſer Stockung der Beförde⸗ 
rungsverhältniſſe oder aus ähnlichen Gründen nicht 
zu teil wird, wenigſtens im Wege der regelmäßigen 
Gehaltsvorrückung die Erlangung einer ausreichen⸗ 
den Beſoldung ermöglicht werden und ſo ihre 
Berufsfreudigkeit und ihr Dienfteifer rege gehalten 
werden. 

16) Bgl. 17. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt S. 31. 
17) Vgl. Zeiler, Die anſteigende Linie des Beamten» 
gehaltes im Finanzarchiv 34. Jahrg. 2. Bd. S. 160. 
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Der Entwurf der Gehaltsordnung von 1908 
hatte die dreijährigen Gehaltsvorrückungen mit 
600 M und 750 M für die höheren Beamten 
bemeſſen, ſoferne für ſie nicht feſte Gehaltsbezüge 
in Ausſicht genommen waren, und ſah die Er⸗ 
reichung des Endgehaltes in den einzelnen Klaſſen 
in der Hauptſache nach 12 Dienſtjahren vor. 
Durch Beſchluß des Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten wurden die Vorrückungsbeträge je⸗ 
doch auf 500 M und 600 M herabgeſetzt, der in 
der Regierungsvorlage vorgeſehene Endgehalt durch 
Beifügung einer weiteren Vorrückungsſtufe aber 
beibehalten. Gegenüber den bisherigen dreijährigen 
Vorrückungsquoten ſchlage ich einjährige Ge⸗ 
haltsvorrückungen vor, wie ſie jetzt ſchon vielfach 
in den Gehaltsordnungen der Kommunen ein⸗ 
geführt find. Dieſes Vorrückungsſyſtem muß als 
zeitgemäß erachtet werden, iſt zweifellos auch dazu 
angetan, die Berufsfreudigkeit weſentlich zu heben 
und auch den Teuerungsverhältniſſen beſſer gerecht 
zu werden. Als techniſcher Vorteil käme die leich⸗ 
tere Berechnung des Ruhegehaltes und des Warte⸗ 
geldes hinzu. Keineswegs zu hoch gegriffen ſein 
dürfte ein jährlicher Vorrückungsbetrag von 300 M, 
wurde doch die ſeinerzeit von der Regierung vor⸗ 
geſchlagene dreijährige Vorrückungsquote von 600 M 
und 750 M damit begründet, daß bei den bis⸗ 
herigen Gehaltsregelungen die höheren Beamten 
regelmäßig zu kurz gekommen find.“) 

Der Grundſatz, daß die Vorrückungen bei 
einem beſtimmten Dienſtalter aufhören, muß bei⸗ 
behalten werden, da hierin ein Anſporn zu er⸗ 
blicken iſt, eine höhere Gehaltsklaſſe zu erreichen. 
Die Erlangung des Höchſtgehaltes in einer Klaſſe 
nach 12 Jahren — von Beſonderheiten abgeſehen 
wie z. B. bei Gehaltsklaſſe 10 — erſcheint an⸗ 
gemeſſen, iſt dadurch der Forderung Rechnung 
getragen, daß dem Beamten gerade in den Jahren, 
in denen in der Familie insbeſondere für die Er⸗ 
ziehung der Kinder die größten finanziellen Opfer 
an ihn herantreten, ein ausreichendes Einkommen 
zur Verfügung ſteht. 

Zu dem Grundgehalt treten örtliche Zu⸗ 
lagen. Die Höhe dieſer Zulagen bemißt ſich 
zwar auch nach dem mit der Amtsſtellung ver⸗ 
bundenen Dienſtrang, entſpricht aber in der Haupt⸗ 
ſache den Teuerungsverhältniſſen des dienſtlichen 
Wohnſitzes. Anlehnend an die Beſtimmungen über 
die Wohnungsgeldzuſchüſſe für die Reichsbeamten!“) 
ſchlage ich gleiche Sätze vor für die derzeitigen 
Gehaltsklaſſen 3 und 4, für 5 und 6, und für 
7—12. Für die Klaſſen 1 und 2 örtliche Zu: 
lagen anzuſetzen, erübrigt ſich, da die dieſen Klaſſen 
angehörenden Beamten ſich ſämtlich am gleichen 
Ort befinden; bei der Höhe der hier in Frage 
kommenden Gehälter erſcheint auch eine Abſtufung 
nach dem Familienſtand nicht erforderlich. 


18) Stenogr. Bericht Verh. der Kd Abg. 1908 Bd. VI 
S. 178. 
10) Reichsgeſetz vom 30. Juni 1873 (RG Bl. S. 166). 
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Zweckmäßig iſt eine Einteilung der Wohnorte 
in drei Klaſſen entſprechend der Einteilung in 
Großſtädte (Klaſſe I), Mittelſtädte (Klaſſe II), 
Klein⸗ und Landſtädte (Klaſſe III) und der dieſen 
binfihtlih der Zeuerungsverhältniffe gleichzu⸗ 
ſtellenden Orte. In den einzelnen Klaſſen wären 
die örtlichen Zulagen abzuſtufen nach dem Familien⸗ 
ſtand für ledige — im engſten Sinne verſtanden 
— und verheiratete Beamte. 

Bei Berechnung der Höhe der örtlichen Zu⸗ 
lage für die Gehaltsklaſſen 7 — 12 dürfte davon 
auszugehen ſein, daß für den Anfangsgehalt der 
erſten etatsmaͤßigen Anſtellung der Grundgehalt 
und die Zulage zuſammen einen Ausgleich für 
den geſamten durchſchnittlichen Aufwand bieten 
ſollen. Da die Geſamtausgaben in einer Normal⸗ 
familie ſich auf rund 4400 M belaufen und der 
Grundgehalt bei der erſten Anſtellung 4000 M 
betragen ſoll, errechnet ſich als niederſte Stuſe der 
Zulage der Betrag von 400 M (Junggeſelle, 
Klaſſe III); in Klaſſe II — Mittelſtädte und 
dieſen gleichſtehende Orte, in denen ſich nach den 
Erhebungen des Kriegsausſchuſſes für Konſumenten⸗ 
intereſſen die Ausgaben gegenüber den Ausgaben 
in Klein⸗ und Landſtädten um 22% ʒ höher 
ftellen,?°) müßte die Zulage 500 M für Ledige 
betragen, in den teuerſten Orten (Klaſſe I) 600 M. 
Die entſprechenden Zulagen für die verheirateten 
Beamten werden mit 800 M, 950 M und 1100 M 
vorgeſchlagen. 

Für die Gehaltsklaſſen 5 und 6 werden die 
örtlichen Zulagen mit 800 M, 1000 M. 1200 M 
für den Ledigen, mit 1200 M, 1500 M, 1800 M 
für den Verheirateten, für die Klaſſen 3 und 4 
mit 1000 M, 1200 M, 1400 M bzw. 1500 M, 
1800 M, 2100 M vorgeſchlagen. Wenn die ört⸗ 
lichen Zulagen für dieſe Gehaltsklaſſen verhältnis⸗ 
mäßig nicht jo hoch find, wie die Zulagen für 
die Gehaltsklaſſen 7— 12, jo hat dies ſeinen Grund 
in der Tatſache, daß bei ſteigendem Wohlſtande 
die Ausgaben für beſonderen Aufwand verhältnis⸗ 
mäßig geringer ſind. 

Was nun die Anfangsgehälter der Be⸗ 
förderungsſtellen anlangt, ſo iſt im Staats⸗ 
intereſſe davon auszugehen, daß die Spannungen 
zwiſchen den Beſoldungen der Anfangsſtellen und 
den Beſoldungen der erſten Beförderungsſtellen 
und dann zwiſchen den weiteren Beförderungsſtellen 
ſo bemeſſen find, daß die Erreichung einer höheren 
Stelle erſtrebenswert iſt und infolgedeſſen ſich ein 
Beamter in feiner derzeitigen Dienſtesſlelle aus: 
zeichnet. Dieſer Geſichtspunkt iſt für mich auch 
maßgebend, die von verſchiedenen Seiten angeſtrebte 
Zuſammenlegung mehrerer Gehaltsklaſſen abzu⸗ 
lehnen; bei entſprechender Aufbeſſerung der ein⸗ 
zelnen Klaſſen entfällt auch die Berechtigung ſolcher 
Forderungen. Als Anſporn zur Entfaltung der 
vollen Leiſtungsfähigkeit der Beamten muß auch 


20) 17. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt S. 12. 


gefordert werden, daß tüchtige Beamte begründete 


Ausſicht haben nach nicht zu langer Zeit in höhere 


Stellen zu gelangen, daß m. a. W. die Zahl der 
Vorrückungsſtellen der Zahl der Anfangsſtellen 
entſpricht. Je günſtiger die Beförderungsſtellen 
ſind, deſto weniger gut beſoldet würden die An⸗ 
fangsſtellen und erſten Beförderungsſtellen fein 
müſſen.“) 

Im äußeren Dienſt erſcheint mir, ſoweit noch 
nicht vorgeſehen, eine Hebung der Vorſtandsſtellen 
bei den größeren Aemtern zweckmäßig, da die 
Tätigkeit der Vorſtände dieſer Aemter ſich viel 
ſchwieriger geſtalten wird. Je mehr ſich der Ge⸗ 
ſchäſtskreis der äußeren Aemter, namentlich infolge 
Erweiterung ihrer Zuftändigfeit vergrößert, deſto 
mehr wächſt auch die Bedeutung des Amtsvor⸗ 
ſtandes. Es muß nur als recht und billig be⸗ 
zeichnet werden, wenn die Vorſtände der größeren 
Aemter, die auch eine weſentlich größere Arbeits⸗ 
laſt und Verantwortung zu tragen haben, einen 
entſprechend höheren Gehalt beziehen. Dadurch 
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würde auch das Streben der Beamten, an ein Beamten ergeben: 


größeres Amt als Vorſtand zu kommen, zweifellos 
nur günſtig beeinflußt werden. Entſprechend der 
| in der jetzigen Gehaltsordnung vorgeſehenen Ein: 
reihung der Vorſtande größerer Amtsgerichte in 
| höhere Gehaltsklaſſen iſt es eine Forderung der 
Billigkeit, die Vorſtandsſtellen der äußeren Aemter 
durchwegs gleichmäßig zu bewerten, ſei es unter 
Zugrundelegung der Einwohnerzahl des Bezirkes 
| oder unter Berüdfichtigung ſonſtiger dienſtlicher 
Verhaͤltniſſe. Durch Erfüllung dieſer Forderung 
wird dann auch dem in der Denkſchrift der Ge⸗ 
haltsordnung von 1908) aufgeſtellten Grundſatz 
Rechnung getragen, daß die einzelnen Beamten⸗ 
gruppen ausſchließlich nach der vorgeſchriebenen 
Vorbildung und der Wichtigkeit ihrer Dienſtleiſtung 
beſoldet werden, wobei zu berückſichtigen if, daß 
bei gleicher Vorbildung und gleichwertiger Tätigkeit 
| und Verantwortung durch alle Zweige des Staats⸗ 
dienſtes auch die gleiche Beſoldung gewährt wird.) 
Unter Anwendung der dargelegten Grundſätze 

| würde ſich folgende Gehaltsordnung für die höheren 


Grundgehalt Oertliche Zulage in | 
Klaſſe | | | | Bemerkungen 
Aufangsgehalt 5 Ortsklaſſe I Ortsklaſſe 1 Ortstlajfe I 
| a! 600 M | 50M 400 M | a) für Ledige 
| 
12 4000 M | 7600 M b 1100 M 950 M | 800 M b) für Verheiratete 
BE — J us 1 
a 600M 500 1 400 M 
11.) 0 8600 1 b 1100 % 950 1 | 800 M 
„ JJ 8 — Ex 
5 4 Er reich des Endgebaltes ch 
: F F f i eh 
/ dd ĩð d nee 
| a 600 M Ä 500 M 400 M 
990 6000 M 9600 M |, 1100 M 950 M 800 M 
4 N a 600 1 500 W 400 M — i 
7 S800 M 11 600 M |, 10 * 850 1 | 800 M 
Ie, ee , ae. 1200 M 1000 M 300 37 um 
6 | 10000 M 13 60 M „% 1800 M | 1500 1 1200 M 
en Ja 1200 „ 1000 17 800 1½n j 
5 14 000 M b| 1800 M 1500 M 1200 * bees Gebalt 
3%; 8 REIN N, . rasen 
a| 1400 M 1200 M 1000 
4 ER b 2100 m | 1800 M 1500 m | fetter Gevatt 
JI I 1400 M 1200 M 1000 8 
3 18 000 M h 2100 M 1800 1 1500 M feites Gebalt 
2 21 000 M | — — — feſtes Gehalt 
u r ie Aare ee 
1 30 000 M — | — — feſtes Gehalt 


20) Vgl. Strutz a. a. O. S. 76. 
22) Denkſchrift vom 24. Febr. 1908 S. 27 


25) Unter dieſem Geſichtspunkt muß auch die der⸗ 


| 


| 
| zeitige Bevorzugung der Bezirksamtmänner durch Ein» 
reihung in Gehaltsklaſſe 8 fallen. 
| 2) In dieſe Klaſſe wären auch die bisher in 
Klaſſe 8 befindlichen Beamten einzureihen. Eine Ver⸗ 


Entgegen der derzeitigen Gehaltsordnung wird 
für Gehaltsklaſſe 5 die Beſtimmung eines feſten 
Gehaltes angeregt; die Erreichung dieſer Gehalts⸗ 
klaſſe iſt nur einem ſehr kleinen Teil der Beamten 
beſchieden und dann wohl ſehr ſelten vor dem 
50. Lebensjahr, in der Regel ſogar erſt in einem 
viel höheren Alter. Die Gründe, die für eine 
Gehaltsvorrückung bei Klaſſen ſprechen, die nicht 
allzu ſpät erreicht werden — Ausgleich für die 
größeren Familienlaſten — fallen hier weg.“) 

Die Penſionsverhältniſſe der Beamten 
bedürfen in der Richtung einer Verbeſſerung, als 
die Feſtlegung einer Mindeſtpenſion erforderlich 
iſt. Die Beſſerſtellung, die die Gehaltsordnung 
von 1908 hinſichtlich des Dienſteinkommens mit 
ſich brachte, blieb gänzlich bei den Penſionen aus, 
im Gegenteil, die Penſionsverhältniſſe haben eine 
weſentliche Verſchlechterung erfahren, ein Umſtand, 
der gerade bei den Anfaugspenſionen mit der fort: 
ſchreitenden Geldentwertung ſich doppelt fühlbar 
macht. Die Penſion, die einem Beamten zuſteht, 
der in jungen Jahren wegen Dienſtunfäahigkeit den 
Dienſt verlaſſen muß, iſt ſo gering bemeſſen, daß 
nicht einmal der notdürftigſte Unterhalt daraus 
gefriſtet werden kann. Es muß als Pflicht des 
Staates anerkannt werden, daß er in entſprechender 
Weile auch für die Beamten vorſorgt, die früh: 
zeitig in Penſion gehen müſſen. Als beſondere 
Härte muß es empfunden werden, daß ſich die 
Verſchlechterung der Penſionsverhaͤllniſſe um jo 
fühlbarer macht, je jünger der Beamte an Dienſt⸗ 
jahren iſt; ins Gewicht fällt hierbei, daß der Be⸗ 
amte in den erſten Dienſtjahren, in denen der 
Gehalt nur zur Deckung der notwendigſten ſtandes⸗ 
gemäßen Ausgaben ausreicht, für Erſparniſſe oder 
für Rücklagen zu Verſicherungszwecken Erübrigungen 
nicht zur Verfügung hat. Wie ein Höchſtpenſions⸗ 
ſatz feſtgelegt ift, jo erſcheint es, um die dringendſte 
wirtſchaftliche Not von dem Beamten fernzuhalten, 
als ein Gebot der Zeit, auch einen Mindeſtſatz 
feſtzulegen, ohne daß das Penfionsſyſtem als ſolches 
eine Aenderung erfahren müßte. Angleichend an 
die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung und der 
Bundesratsbekaͤnntmachung vom 17. Mai 1915, ) 
die ein Exiſtenzminimum von 2000 M von der 
Pfändung ausnehmen, ſchlage ich dieſen Betrag als 
Penſionsminimum für die höheren Beamten vor. 

Erwagenswert wäre auch, ob nicht das Mindeſt 
witwengeld, das z. Zt. 300 M beträgt, eine Er⸗ 
höhung auf 600 M erfahren ſollte. 
ſchmelzung der Klaſſen 8 und 9 könnte um ſo eher 
erfolgen, als die Zahl der in Klaſſe 8 befindlichen 
Beamtenkategorien eine ſehr geringe (6) iſt und mit 
der bei Klaſſe 9 vorgeſchlagenen Gehaltserhöhung auch 
eine entſprechende Aufbeſſerung der z. Zt. in Klaſſe 8 
befindlichen Beamten verbunden wäre. 

16) Vgl. Zeiler im Finanzarchiv 34. Jahrg. 2. Bd. 
S. 163; ferner Bleicher, Ueber die ſachgemäße Regelung 
der Beamtenbeſoldung in Deutſcher Richterzeitung 
10. Jahrg. S. 333, der m. E. in der Forderung der 
Schaffung feſter Gehälter zu weit geht. 

10 RG Bl. 1915 S. 285. 
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Bei der Berechnung des Ruhegehaltes müſſen 
auch die örtlichen Zulagen berückſichtigt werden, 
da ſie einen Beſtandteil der Geldbeſoldung dar⸗ 
ſtellen. Im Reich und in Preußen ſind die Zu⸗ 
lagen, insbeſondere der Wohnungsgeldzuſchuß, zum 
Teil penſionsfähig; der Wohnungsgeldzuſchuß wird 
etwa mit dem ee angerechnet, der 
ſich für die einzelnen Beamtenkategorien in den 
fünf Ortsklaſſen ergibt. In Württemberg wird 
der Wohnungsgeldzuſchuß der zweiten Ortsklaſſe, 
in Baden der für die erſte Ortsklaſſe feſtgeſetzte Zu⸗ 
ſchuß dem penfionsfähigen Dienſteinkommen zu: 
eſetzt. Mein Vorſchlag geht dahin, als penſions, 
fähig die örtliche Zulage für Klaſſe II zu erklären 
entſpricht dieſe zugleich dem Durchſchnitt der für 
die einzelnen Beamtenkategorien feſtgelegten ört⸗ 
lichen Zulagen. Die Heranziehung des Durch- 
ſchnittsbetrages erſcheint um deswillen zweckmäßig. 
weil der Penſioniſt in der Wahl feines Wohnfitzes 
unbehindert iſt, auf dieſe Weiſe auch den ver- 
ſchiedenen Verhältniſſen an den einzelnen Wohn⸗ 
ſitzen am leichteſten und zweckentſprechendſten Rech⸗ 
nung getragen wird. 


Der Vollſtandigkeit halber muß noch auf den 
Entwurf eines Beamtenverſicherungsgeſetzes ) ein⸗ 
gegangen werden, der ſich mit dem Projekt einer 
Kinderzulagen verſiche rung und einer 
Lebensverſicherung in Form der Witwen⸗ 
renten⸗ und Kapital verſicherung befaßt. 
Hier intereſſieren lediglich die leitenden Geſichts⸗ 
punkte bei dem Problem der Kinderzulagen⸗ und 
der Witwenrentenverſicherung.“) 


Der Gedanke einer ſtaatlichen Verſicherung iſt 
ſozialen und bevölkerungspolitiſchen Erwägungen 
entſprungen und hat die Beſſerung der wirtſchaft⸗ 
lichen Lage des Staatsdienſtperſonals durch 
Erleichterung der Kindererziehung und durch 
Schaffung einer ausgiebigen Hinterbliebenenfür⸗ 
ſorge im Auge.“) Die Hebung der Geburten⸗ 
ziffer iſt eine Sache, die das ganze Volk in gleicher 
Weiſe berührt. Hierauf abzielende Maßnahmen 
können daher nicht auf einzelne Bevöllerungs⸗ 
Hafen beſchraͤnkt bleiben. Bevölkerungspolitiſche 
Probleme dürfen auch nicht mit Beſoldungsfragen 
verquickt werden, insbeſondere erſcheint es nicht 
angängig, daß durch die Verſicherungsform die 
Gehälter in Wirklichkeit nach dem Familienſtand 
abgeſtuft werden. Eine derartige Differenzierung 
des Gehaltes muß, wie ſchon ausgeführt, aus 
grundſätzlichen Erwägungen abgelehnt werden. 


) Der Kammer der Abgeordneten am 26. Juli 
1918 vorgelegt. 

22) Pgl. hiezu Zeiler, Zur Gehalt⸗ und Bes 
völkerungsfrage in deutſcher Richterzeitung 10. Jahrg. 
S. 68; ferner Bleicher, Zum Verſicherungsentwurf der 
bayr. Verkehrsverwaltung und über das Weſen der 
neuzeitlichen Beamtenbeſoldung in deutſcher Richter⸗ 
zeitung 10. Jahrg. S. 147 u. S. 175. 

1) Entwurf eines Beamtenverſicherungsgeſetzes 
vom 26. Juli 1918 S. 10. 
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Der Zweck, dem die Kinderzulagen dienen 
ſollen, läßt ſich auch auf andere Weile erreichen. 
Die Urſachen der geringeren Kinderzahl bei den 
Beamten gegenüber den übrigen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten find weniger eine allgemeine Erſcheinung, 
als vielmehr darin zu finden, daß das Dienſt 
einkommen der Beamten der allgemein⸗wirtſchaft⸗ 


lichen Lage nicht angepaßt iſt, ja wirtſchaftlich 


ſtändig zurückgeht mit der Folge, daß die Beamten 
gezwungen find, fi fortwährend empfindliche Ein⸗ 
ſchränkungen aufzuerlegen. Derartigen Urſachen 
kann aber nur durch eine Beſ e wirkſam 
begegnet werden, die das Dienſteinkommen der 
Beamien den jeweiligen allgemein⸗wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen angleicht und 5 ſolche 
Gehaltsbezüge vorſieht, die dem Beamten eine 
frühzeitige Eheſchließung ermöglichen. Solange 
die Kinderzulagenverſicherung nicht als ſoziale 
Verſicherung auf breiteſter Grundlage eingeführt 
wird, erſcheint die Gewährung von Kinderzulagen 
an bedürftige Beamte aus einem Unterſtützungs⸗ 
fonds zweckentſprechend. 

Auch die Witwenrentenverfiherung muß ab: 
gelehnt werden. Der Staat, der die ganze Ar⸗ 
beitskraft eines Beamten beanſprucht, hat damit 
auch die Verpflichtung übernommen, für den Be⸗ 
amten und ſeine Angehörigen in ſtandesgemäßer 
Weiſe zu ſorgen. Dieſer Pflicht darf ſich aber 
der Staat auch nicht teilweiſe dadurch entziehen, 
daß er die Unzulänglichkeit der Penſionen durch 
dem gleichen Zweck dienende Verſicherungsbeſtim⸗ 
mungen beheben will und durch Heranziehung der 
Beamten zu den Verſicherungskoſten einen Teil 
ſeiner Verpflichtung auf die Schultern anderer 

abzuwälzen verſucht. 

f Zweckmäßig erſcheint es dagegen, wenn der 
Staat durch Abſchluß von ſog. Vergünſtigungs⸗ 
verträgen mit privaten Verſicherungsgeſellſchaften, 
wie es der bayeriſche Staat im Jahre 1915 getan 
hat.)) den Beamten günſtige Gelegenheit ver⸗ 
ſchafft, mit eigenen Mitteln eine über die Ver⸗ 
ſorgung durch den Staat hinausgehende Fürſorge 
ihrer Angehörigen zu treffen. 

Zum Schluſſe muß noch die Frage der je⸗ 
weiligen Anpaſſung der Beſoldung an 
die Bewegungen der Lebenshaltungs⸗ 
koſten, an die Geldentwertung berührt 
werden. Seit Jahrzehnten hat eine ſtetige Lebens⸗ 
teuerung und ein ſtetes Sinken des Geldwertes 
ſtattgefunden. Mit einem Anhalten dieſer Be⸗ 
wegung muß wohl auch für die nächſte Zeit ge⸗ 
rechnet werden. Oberlandesgerichtsrat Zeiler⸗Zwei⸗ 
brücken, der ſich gerade mit dieſer Frage eingehend 
beſchäftigt hat,“) ſtellt zur Durchführung dieſer 
Angleichung die Forderung einer ſtetigen Steige⸗ 


19 Bol. Dans, e 1915 ©. 201. 

11 Schmollers Jahrbuch Bd. 39 S. 295; Bd. 41 
S. 241. Finanzarchiv 34. Jahrg. 2. Bd. S. 147; ferner 
ſeine 115 Der Beamtenſchaft Not und Rettung, 
München 191 
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rung der Gehälter auf. Es iſt nicht von der 
and zu weiſen, daß dieſem Vorſchlag ein ſehr 
geſunder Kern innewohnt; es ſoll dadurch auch 
vor allem das Eine erreicht werden, die Gehalts⸗ 
geſtaltung nicht allzuſehr von der recht umſtänd⸗ 
lich gewordenen Geſetzgebung abhängig zu machen, 
zumal gerade ſprunghafte Gehaltserhöhungen in⸗ 
folge der ſtärkeren Belaſtung des Budgets weder 
bei der Regierung noch bei der Volksvertretung 
ſich beſonderer Beliebtheit erfreuen. Auch ſoll 
vermieden werden, daß infolge Steigerung der 
Lebenshaltungskoſten die Lebenshaltung der Feſt⸗ 
beſoldeten unabwendbar finte, der Beamte immer 
mehr hinter den ſozialen Kreiſen zurückbleibe, zu 
denen er vor kurzem noch gehört hat.“) Zeiler) 
ihlägt vor eine ſelbſttätige jährliche Steigerung 
von 1,012 als Grundlage zu nehmen, die ſo ge⸗ 
wonnene Zahl aber auf Grund einer ſtändig jähr⸗ 
lich vorzunehmenden Nachprüfung der Ergebniſſe 
der wirklichen Entwicklung der Lebenshaltungs⸗ 
koſten nötigenfalls zu berichtigen; außerdem ſoll 
zur Teuerungsziffer ein gewiſſer Zuſchlag gewährt 
werden, bis die Einkommen der Beamten unter⸗ 
einander und zu dem Einkommen der nichtbeam⸗ 
teten a aenoiien in ein richtiges Verhältnis 
gebracht find. 

Wir haben es hier mit einem etwas ver⸗ 
wickelten Syſtem zu tun. Zunäachſt ſcheint mir 
dieſe jährliche Ueberprüfung in ihrer Durchführung 
erheblichen Schwierigkeiten zu begegnen, Zeiler“) 
ſelbſt verkennt nicht die Schwierigkeiten, die ſich 
aus der Beſchaffung der geeigneten Grundlagen 
und Anwendung der richtigen Berechnungsweiſe 
ergeben. Wenn auch nur rein ſtatiſtiſche Er⸗ 
hebungen in Frage ſtehen, ſo muß doch, um ein 
nur einigermaßen einwandfreies Bild zu bekommen, 
ein ſo zahlreiches und vielſeitiges Material ver⸗ 
arbeitet werden, daß wohl das Ergebnis der Unter⸗ 
ſuchungen nicht rechtzeitig zur Stelle ſein dürfte, 
d. h. daß die „wirkliche Teuerungsziffer“ den wirk⸗ 
lichen Teuerungsverhältniſſen immer mehr nad 
hinken würde. Ob es ſich unter dieſen Umſtänden 
verlohnt, dieſe umfangreiche Arbeit der Nachprüfung 


jährlich vorzunehmen, möchte ich bezweifeln. 


Hinzu kommt noch, daß die Berechnung der 
Gehälter ſelbſt etwas verwickelt iſt, und ſelbſt 
wenn durch Zuhilfenahme moderner techniſcher 
Hilfsmittel dieſe Schwierigkeiten an ſich nicht zu 
ſchwer ins Gewicht fallen würden, fo ſehe ich doch 


2) Vgl. auch Ausführungen des Geh. Admirali⸗ 
tätsrates Dr. Danneel im Jahrbuch der Bodenreform 
1911 S. 104; Deutſche Poſtzeitung 1912 S. 1597 und 
die von dem gleichen Verfaſſer unter Dr. Elz in den 
Preuß. Jahrbüchern 1908 Bd. 132 S. 193 ff. mitge⸗ 
teilten Berechnungen. 

ss) Schmollers Jahrbuch Bd. 39 S. 337 ff.; ferner 
ſeine 1917 im Verlag des Bayer. Verkehrsbeamten⸗ 
vereins erſchienene 8 7 über „die ſelbſttätige An⸗ 
paffung des Beamtengehalts an die Schwankungen 


des Volkswohlſtandes und der Kaufkraft des Geldes“. 


0 Schmollers Jahrbuch Bd. 41 S. 250. 
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einen Vorzug in einem Verfahren, das ohne 
ſolche Hilſsmittel arbeiten kann. Die Anwendung 


der Zeilerſchen Vorſchlaͤge würde auch dazu führen, 


daß die Gehälter niemals auf runde Summen 
lauten würden, ein Umſtand, der in der rau | 
uch 


nicht gerade angenehm empfunden würde. 
ſtünde zu befürchten, daß infolge der jährlich wech⸗ 
ſelnden Gehaltsbezüge im Gehaltsweſen eine ſolche 
Unüberſichtlichkeit Platz greifen würde, daß, da 
ja die grundlegende Gehaltsordnung längſt über⸗ 
holt wäre, ſchon nach wenigen Jahren der Ruf 


nach einer Neufaſſung der Gehaltsordnung er⸗ 


tönen würde. 

Es frägt ſich nun, ob nicht der Gedanke, den 
Gehalt den jeweiligen allgemein? wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen anzupaſſen, auf andere, einfachere 


Weiſe verwirklicht werden kann. Denn ſicher dürfte 


ein Syſtem, das einfach und klar iſt, ſchon im 
Hinblick auf ſeine leichtere Durchführung vorteil⸗ 
haſter ſein. Nicht allein die Beamten ſind es, 
die von den Bewegungen der Lebenshaltungskoſten 
berührt werden, der gewerbliche Mittel-, Arbeiter: 
und Bauernſtand iſt in gleicher Weife an dieſer 
Frage intereſſiert. Die bäuerlichen Verhäͤltniſſe 
werden alle zwölf Jahre durch die Erneuerung 
der Handelsverträge nachgeprüft, während ſich die 
Arbeiter durch Tarifvertraͤge die Möglichkeit ver⸗ 
ſchafft haben, gewöhnlich nach drei Jahren ihre 
Lohnverhältniſſe der jeweiligen wirtſchaſtlichen Lage 
anzupaſſen. Die Gründe, aus denen eine Ueber⸗ 


prüfung der bisherigen Einkommensverhältniſſe 


veranlaßt erſcheint, die Urſachen, die zu einer 
Aenderung dieſer Verhältniſſe führen, find ſowohl 


bei den Beamten als bei dem gewerblichen Mittel⸗ 


ſtand, dem Arbeiter: und Bauernſtand im großen 
und ganzen die gleichen. Dieſe Gleichheit in Ur⸗ 
ſache und Wirkung laßt die Forderung als gerecht: 
fertigt erſcheinen, die leberprüfung der Einkommens⸗ 
verhältniſſe auf Grund der wirtſchaftlichen Lage 
für dieſe ſämtlichen Kategorien nach Ablauf eines 
beſtimmten Zeitraumes vorzunehmen. Dieſe Ueber⸗ 
prüfung müßte geſetzlich feitgelegt werden. Am 
zweckentſprechendſten dürfte eine Nachprüfung alle 


fünf Jahre fein. Eine kürzere Spanne zu wählen, 


dürfte ſich nicht empfehlen, da die auf breiter 
Grundlage erfolgende Ueberprüfung eine Unſumme 
Arbeit in ſich birgt und daher längere Zeit be⸗ 
anſprucht. Ueber fünf Jahre hinauszugehen, möchte 
ich auch nicht für ratſam erachten, da ſonſt die 
Gefahr beſteht, daß die Einkom mensberichtigungen 
— in Wirklichkeit ſind die Einkommensaufbeſſe⸗ 
rungen nichts anderes — erſt zu ſpät wirkſam 
werden. Meinem Vorſchlag wird ſicher entgegen⸗ 


gehalten werden, daß ihm, wie den bisherigen 
Gehaltsordnungen die ſtarre Regelung der Bezüge 


anhafte. Abgeſehen davon, daß nach geſetzlicher 
Vorſchrift die Einkommensverhältniſſe nach fünf 
Jahren nachzuprüſen wären, iſt die Gefahr der 
Erſtarrung der Gehälter und damit ihr Zurück⸗ 


bleiben in der allgemeinen wirtſchaftlichen Vor⸗ 
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wärtsbewegung nicht ſo groß, da ja dieſe zeitlich 
begrenzte Starrheit in gleicher Weiſe wie das Ein⸗ 
kommen der Beamten auch das des gewerblichen 
Mittel⸗, Arbeiter: und Bauernſtandes trifft. Ge: 
rade durch dieſe Bindung der Kategorien erwerbs⸗ 
tätiger Kreiſe wird ein Faktor ausgeſchaltet, der 
ſonſt einen nicht zu unterſchätzenden Einfluß auf 
die Preisbildung und die Lebenshaltungskoſten aus⸗ 
üben würde, und fo ein einſeitiges Zurückbleiben 
der Einkünfte des Beamtenſtandes gegenüber den 
Einkünften dieſer Erwerbskreiſe vermieden werden. 

Endlich dürfte ſich dieſer Vorſchlag in der 


Durchführung einfach geſtalten, da das Vorliegen 


einer überſichtlichen, durchwegs gültigen Gehalts⸗ 
ordnung, die auf einem einfachen Syſtem auf: 
gebaut iſt, den Behörden den Vollzug weſentlich 
erleichtert. 

Der Umſtand, daß bei dieſer Regelung des 
Beſoldungsweſens der Geſetzgebungsapparat von 
Zeit zu Zeit in Bewegung geſetzt werden müßte, 
fällt nicht allzuſehr ins Gewicht, denn auch im 
Falle einer ſtetigen Steigerung der Gehälter könnte 
der Mitwirkung der Geſetzgebung nur inſoweit 
entraten werden, ) als der allgemeine Aus 
gleich gegenüber der Teuerung in Frage ſteht; in⸗ 
ſoweit aber die Bewegungen in der Lebenshaltung 
eine nach Bevölkerungsſchichten verſchiedene Wirkung 
ausüben, muß zeitweiſe eine Nachprüfung durch 
die Geſetzgebung ſtattfinden, ſo auch, wenn ſich 
wegen Höher⸗ oder Niedrigerbewertung eines Dienſt⸗ 
zweiges eine Verſchiebung der Beſoldungen inner- 
halb der Beamtengruppen als notwendig erweiſt. 

Wenn an Stelle der in Gehaltsfragen bisher 
vielfach zutage getretenen Unruhe, die ſich ins⸗ 
beſondere in immer neuen Forderungen und Kämpfen 


äußerte, eine gewiſſe Planmäßigkeit und Stetigkeit 
in der Entwicklung tritt, dann wird dies ſowohl 


im Intereſſe des Staates wie der Staatsdiener 
gelegen ſein. 


sind Bücher „Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs“? 


3 
Von Dr. Max Stois, Kuſtos der Staatsbibliothek 
in München. 


Zu den vielen neuen Begriffen, die während 
des Krieges in die Rechtswiſſenſchaft eingeführt 
wurden, zählt auch der Begriff: „Gegenſtand des 
täglichen Bedarfs“. Er findet ſich zuerſt in dem 
Geſetz betr. Höchſtpreiſe vom 4. Auguſt 1914 
(RG Bl. S. 339) § 1, demzufolge auf die Dauer 
des Krieges für „Gegenſtände des taglichen Be⸗ 
darfs“, insbeſondere für Nahrungs- und Futter⸗ 
mittel aller Art ſowie für rohe Naturerzeugniſſe, 
Heiz⸗ und Leuchtſtoffe Höchſtpreiſe feſtgeſetzt werden 
können. Von hier wurde er ſodann in eine Reihe 


5 Zeiler in Schmollers Jahrbuch Bd. 39 S. 331. 
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ſpaͤterer Verordnungen übernommen, ſo auch in 
die Bundesratsverordnung gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung vom 23. Juli 1915 (RGBl. S. 467) 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 23. März 
1916 (RGBl. S. 183), ferner in jene vom 8. Mai 
1918 (RGBl. S. 395) gegen Preistreiberei ſowie 
in die Bekanntmachung des Bundesrats vom 
18. Mai 1916 (RGBl. S. 380) über die äußere 
Kennzeichnung von Waren. 

Eine genaue Begriffsbeſtimmung findet ſich 
in keiner dieſer Vorſchriften und jo mußte es denn 
der Rechtſprechung vorbehalten bleiben, die Vor⸗ 
ausſetzungen feſtzulegen, die vorliegen müſſen, um 
einen Gegenſtand als ſolchen des „taglichen Be⸗ 
darfs“ erklären zu können. Wie jedoch nicht ge⸗ 
leugnet werden kann, haben es auch die Gerichte 
nicht vermocht, den Begriff in einer allſeits be: 
friedigenden Weiſe zu umgrenzen. Doch laſſen 
ſich deſſen weſentliche Merkmale auf Grund der 
als herrſchend zu bezeichnenden Meinung, im be⸗ 
ſonderen auch jener des Reichsgerichts, etwa dahin 
zuſamrnenfaſſen, daß im Sinne der oben er: 
wähnten Beſtimmungen unter „Gegenſtänden des 
täglichen Bedarfs“ alle jene Gegenſtände 
zu ver ſtehen find, für die in der Geſamt⸗ 
heit des Volkes oder bei einem größeren 
Teile, wenn nicht ein tägliches, jo doch 
ein regelmäßig wiederkehrendes, alſo 
jeden falls ein mehr oder minder ſtän⸗ 
diges Bedürfnis, das Befriedigung er⸗ 


heiſcht, vorliegt oder vorliegen kann. 


Zählen nun auch Bücher zu den „Gegen: 
ſtänden des täglichen Bedarfs“? Die Beant⸗ 
wortung iſt wichtig, da, veranlaßt durch die all⸗ 
gemeine Preisſteigerung und die dadurch bedingte 
Verteuerung der Produktion und Lebenshaltung 
nicht nur die einzelnen Verleger ihre Verlags⸗ 
artikel oſt ſehr bedeutend erhöhten ſondern auch 
die Sortimenter, alſo diejenigen, die ſich mit dem 
Vertrieb neuer Bücher zumeiſt in offenem Laden⸗ 
geſchäft befaſſen, beſchloſſen haben, ihrerſeits bei 
beſtimmten von ihnen vertriebenen Druckerzeug⸗ 
niſſen einen Teuerungszuſchlag von zehn vom 
Hundert auf die von den Verlegern ſeſtgeſetzten 
Bücherpreiſe zu erheben, eine Maßnahme, die ge⸗ 
eignet iſt, bei dem großen Leſebedürfnis des deut⸗ 
ſchen Volkes deſſen kulturelle Entwicklung nicht 
unweſentlich zu beeinfluſſen. Sind aber Bücher 
„Begenftände des täglichen Bedarfs“ in dem oben 
erörterten Sinne, jo wäre, ſei es allgemein für 
Bücher ſchlechthin oder von Fall zu Fall für ein 
einzelnes Buch, die Frage zu prüfen, inwieweit 
ein derartiger Preisaufſchlag auf die zum Weiter⸗ 
verkauf unter Feſtſetzung eines Ladenpreiſes ge: 
lieferten Bücher nach den einſchlägigen geſetzlichen 
Beſtimmungen überhaupt zuläſſig iſt und nicht 
eine übermäßige Preisſteigerung enthält. 

Wie in Theorie und Praxis allgemein an⸗ 
erkannt wird, ſcheiden für den Begriff „Gegen⸗ 
ſtand des täglichen Bedarfs“ alle jene Gegen⸗ 


koſtbaren Buchausgaben heißen mögen. 


ſtände aus, für die nicht eine gewiſſe Allgemein⸗ 
heit des Bedürfniſſes vorliegt, die alſo nur ſelten, 
hin und wieder einmal, von einzelnen Perſonen 
verlangt werden (vgl. RGSt. Bd. 51 S. 408). 
Auch jene Fälle kommen nicht in Betracht, wo 
es ſich um Gegenſtände handelt, die lediglich 
einem verfeinerten Bedürfnis, dem Luxus, dienen 
wollen und ohne Schädigung der Lebenshaltung 
entbehrt werden können (vgl. RGSt. Bd. 52 S. 6). 

Aus dieſen Gründen kommen für unſere Frage 
nicht in Betracht „Luxusausgaben“, „Luxus⸗ 
drucke“, „Liebhaberausgaben“ oder wie ſonſt die 
gerade in der gegenwartigen Zeit ungeachtet der 
Herſtellungsſchwierigkeiten zahlreich produzierten 

5 Sind es 
doch Druckerzeugniſſe, die, wenn auch nicht immer 
inhaltlich, ſo doch jedenfalls ihrem Aeußeren nach 
als hochwertige Erzeugniſſe der Druckerpreſſe anzu⸗ 
ſehen ſind, ſei es, daß die Art der verwendeten 
Type oder des Papiers (z. B. Bütten⸗ oder Japans 
papier), die Seltenheit des Einbands oder der 
Bildbeilagen jenes Urteil rechtfertigen. In der 
Regel in einer ſehr beſchränkten Auflage hergeſtellt, 
werden ſie nur von beſonders zahlungskräftigen 
Leuten und zwar nicht ſelten gerade von ſolchen 
gekauft, denen es nicht ſoſehr auf die Befriedigung 
ihrer Bücherleidenſchaft ankommt als vielmehr 
a auf die Befriedigung ihres Luxusbedürf⸗ 
niſſes. 

Im Gegenſatz hiezu ſtehen die ausgeſprochener⸗ 
maßen als „Schundliteratur“ zu erklärenden 
geiſtigen Erzeugniſſe. Sie find zwar leider nament⸗ 
lich in den Kreiſen der ſtädtiſchen Bevölkerung 
ſtark begehrt und verbreitet; doch können auch ſie 
nicht, mag das Bedürfnis nach dieſer Art geiſtiger 
Koſt in gewiſſen Volksſchichten auch noch ſo rege 
ſein, als „Gegenſtände des täglichen Bedarfs“ 
erachtet werden, da ja ſonſt der Verbreitung ſchlechter 
Literatur von Rechts⸗ und Geſetzeswegen unmittel⸗ 
bar 5 geleiſtet würde. 

aß dieſe beiden Gruppen literariſcher Erzeug⸗ 
niſſe nicht zu den „Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs“ gezählt werden konnen, darüber beſteht 
in Theorie und Praxis kein Zweifel. „Luxusdrucke“ 
und „Schundliteratur“ bilden aber nur einen ver⸗ 
haͤltnismäßig geringen Teil der deutſchen Buch⸗ 
erzeugung. Wie verhält es ſich aber mit der großen 
Maſſe der Bücher, z. B. der ſpezialwiſſenſchaftlichen 
Literatur, die, wie Hand⸗ und Lehrbücher, Atlanten 
uſw., für gewiſſe Kreiſe, den Studierenden, den 
Arzt, den Juriſten unentbehrlich find? Wie ſteht 
es ferner mit der ſchier unüberſehbaren Menge 
unterhaltender Literatur, den zahlreichen Romanen, 
Novellen und Erzählungen? Wie find endlich die 
vielen religiböſen und pädagogiſchen Schriften zu 
beurteilen, die Gebet⸗, Geſangs⸗ und Schulbücher, 
die, in den weiteſten Schichten des Volkes ver: 
breitet, für ſo manchen den Hauptbeſtandteil ſeiner 
„Hausbibliothek“ bilden? 
Alle dieſe Fragen werden in der Theorie und, 
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ſoweit ſich die Untergerichte damit ſchon beichäftigt 
haben — eine oberſtrichterliche Entſcheidung fehlt 
bis jetzt —, auch in der Praxis verſchieden beant⸗ 
wortet. 

Am weiteſten geht wohl die Auffaſſung Koffkas 
(DIZ. 1917 S. 365), der ebenſo wie für die 
Kleidung auch für alle Gegenſtände des geiſtigen 
Bedarfs die vorliegende Frage verneint. Unter 
Berufung auf die Begründung des Höͤchſtpreis⸗ 
geſetzes will er nur jene Gegenſtände zu denen des 
„täglichen Bedarfs“ rechnen, die unter die im Geſetz 
vorzugsweiſe genannten Nahrungs: und Futter⸗ 
mittel oder die ihnen ähnlichen Gegenſtände ein⸗ 
gerechnet werden können. Mit Recht aber wurde 
dieſer Auffaſſung gegenüber eingewendet, das Höchſt⸗ 
preisgeſetz erfaſſe nicht nur wirtſchaftliche Verbrauchs⸗ 
guter ſondern ſehe auch die Möglichkeit vor, wie ge: 
rade die Geſetzesbegründung zeige, ideelle Gebrauchs⸗ 
güter unter den Begriff der „Gegenſtände des 
täglichen Bedarfs“ einzuordnen. Wieder andere, 
ſo auch die Volkswirtſchaftliche Abteilung des Reichs⸗ 
ernährungsamts (vgl. Mitteilungen für die Preisprü⸗ 
fungsſtellen 1917 S. 230 und 1919 S. 8f.), rechnen 
Bücher „im allgemeinen“ zu den „Gegenſtänden 
des täglichen Bedarfs“, „da ſie zum Unterricht, 
zur weiteren Ausbildung, zur Erledigung der Auf⸗ 
gaben der geſamten Verwaltung, der Induſtrie, 
des Handels uſw. unentbehrlich ſind“ und ſtellen 
mit dieſen Druckerzeugniſſen in Hinblick auf die 
hohe Bildung des deutſchen Volkes auch Bücher, 
„die als geiſtige Nahrung zur Erhaltung des ſee⸗ 
liſchen Gleichgewichts notwendig ſind“, auf gleiche 
Stufe. Zwiſchen dieſen beiden Auffaſſungen aber 
ſteht die Meinung derer, die wie Glaſer (Recht 
und Wirtſchaſt 1918 S. 31) wenigſtens gewiſſe 
„Brodartikel“ des Buchhandels, ſo Schul⸗, Geſangs⸗, 
Koch- und Kursbücher hieher zählen, eine Anſicht, 
der man nicht etwa durch den Hinweis entgegen⸗ 
treten könnte, daß auch für dieſe literariſchen Er⸗ 
zeugniſſe nur in beſtimmten Kreiſen ein Bedürfnis 
vorliege. Denn wie eingangs gezeigt, genügt es 
nach der herrſchenden Meinung, um einen Gegen⸗ 
ſtand als ſolchen des „täglichen Bedarfs“ zu er⸗ 
klären, wenn wenigſtens in einem größeren Teile 
des Volkes nach ihm ein regelmäßig wiederkehrendes 
Bedürfnis beſteht. 

Das find die hauptſaͤchlichſten Anſichten über 
die Frage: Sind Bücher Gegenftände des täglichen 
Bedarfs? Doch welche verdient den Vorzug? 

Wie bereits oben angedeutet, find gewiſſe 
Werke ſür weite Kreiſe der Bevölkerung zweifellos 
dringend notwendig. Es gilt dies jedenfalls von 
der Fachliteratur, zum mindeſten von deren grund; 
legenden Werken. Die belletriſtiſche Literatur 
wird ununterbrochen begehrt und gerade im Hin⸗ 
blick auf dieſe Gattung hat man das deutſche Volk 
als beſonders leſehungrig bezeichnet. 

Schon dieſe Beiſpiele beweiſen, daß bei den 
einzelnen literariſchen Erzeugniſſen der Grad, in 
dem fie begehrt werden, alſo das Bedürfnis, 
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das die Allgemeinheit oder gewiſſe Schichten der 
Bevölkerung nach ihnen empfinden, ſehr verſchieden 
iſt. Allerdings gibt es Leute, die ſich wenig den 
Kopf darüber zerbrechen, welche geiſtige Koſt ſie 
genießen ſollen. Sie wünſchen nur irgend etwas 
„zum Leſen“. Doch iſt dieſe Art von Bildungs⸗ 
befliſſenen nicht die Regel. Gewöhnlich will der 
deutſche Leſer nicht ein beliebiges, ſondern ein 
ganz beſtimmtes Buch und ſchon aus dieſem 
Grunde mag es bedenklich erſcheinen, Bücher 
ſchlechthin ohne Rückficht auf deren Inhalt und 
damit unter Mißachtung der beſonderen 
geiſtigen Eigenart eines jeden literari⸗ 
ſchen Erzeugniſſes als „Gegenſtände des täg⸗ 
lichen Bedarfs“ zu erklären. Die Frage kann 
daher nicht lauten, ob Bücher ſchlechthin „Gegen⸗ 
ſtand des täglichen Bedarfs“ find, ſondern nur, 
indem die Frage jeweils von Fall zu Fall neu 
eprüft wird, ob dem Buch X oder Y dieſe Eigen⸗ 
ſchaft zukommt. 

Wie die tägliche Erfahrung zeigt, pflegt jeder 
ein von ihm gewünſchtes Buch nur einmal zu 
kaufen, wenn er es nicht überhaupt vorzieht, wie 
gerade in der gegenwärtigen Zeit außerordentlicher 
Teuerung, es antiquariſch zu erwerben oder von 
einem Dritten zu entleihen. Es kann ſomit nicht 
davon die Rede ſein, daß ein und dieſelbe Perſon, 
wenn auch nicht alltäglich, ſo doch wenigſtens in 
periodiſcher Wiederkehr das Bedürfnis emp⸗ 
findet, das betreffende Buch zu kaufen. Gerade 
dieſer ſtändige Anſchaffungsbedarf er⸗ 
ſcheint aber für „Gegenſtände des täglichen Be⸗ 
darfs“ charakteriſtiſch. Entweder unterliegen ſie 
wie Nahrungsmittel, Arzneien, Zigarren, Seife 
dem alsbaldigen oder wie z. B. Kleider, Schuh- 
waren, dem allmählichen Verbrauch oder fie find 
wenigſtens wie etwa Koch⸗ und Eßgeſchirr regel⸗ 
mäßig der Zerſtörung ausgeſetzt, teilen alſo ſamt 
und ſonders das Schickſal, daß ſie über kurz oder 
lang neu beſchafft werden müſſen (vgl. auch 22. 
1918 ©. 714). Allerdings gibt es auch Bücher, 
die ſoviel geleſen werden, daß auch bei ihnen 
wenigſtens von einer allmählichen oder einer ſicher 
zu erwartenden Zerſtörung geſprochen werden kann, 
inſofern fie im Laufe der Zeit „zerleſen“ find 
und dann z. B. in öffentlichen Bibliotheken neu 
gekauft werden müſſen. Allein abgeſehen davon, 
daß es doch verhältnismäßig wenige Fälle ſind, 
in denen eine derartige Neuanſchaffung bei Büchern 
notwendig wird, kann fie immerhin, falls das 
Buch nicht überhaupt vergriffen iſt, binnen 
langer Friſt beſorgt werden, eine Tatſache, die 
gegen die Eigenſchaft eines Gegenſtandes als 
eines ſolchen des täglichen Bedarfs ſprechen dürfte. 
(Vgl. Hanſ 3. 1918 Hauptbl. S. 67.) 

Man könnte nun dieſen Ausführungen gegen⸗ 
über auf ein kürzlich ergangenes Urteil des Kammer⸗ 
gerichts vom 1. Nov. 1918 (Mitteil. der Preis ⸗ 
prüfungsſtellen 1919 S. 9) hinweiſen, das — 
allerdings im Gegenſatz zur Anſchauung des Reichs⸗ 
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gerichts — zu den „Gegenſtänden des täglichen 
Bedarfs“ auch M ö bel rechnet, bei denen, ähnlich 
wie bei Büchern, die Anſchaffung regelmäßig für des Hamſterns im kleinen — „zum Hausgebrauch“ 
lange Zeit vorhält und das Bedürfnis nach Er⸗ — ein tolerari posse ausſprach. Es hätte ferner 


wohl nicht das Hamſtern ex cathedra für quafi- 
gänzungen und Erneuerungen meiſt gar nicht jenem Abgeordneten, der an derſelben Stelle dem 


erlaubt erklärt, indem er im Landtage bezüglich 


mehr gegeben iſt. Indes, ſelbſt zugeſtanden, es Hamſtern ein förmliches Loblied ſang, weil es 
komme nicht auf die Dauer der Abnutzung und allein das bisherige Durchhalten ermöglicht habe, 
die Gebrauchsfähigkeit des Gegenſtandes an, geht doch wenigſtens von Seite der Regierung wider⸗ 
der Hinweis auf jenes Urteil des Kammergerichts ſprochen werden müſſen. Da nun auch die bis⸗ 
le fehl. Denn die Unmöglichkeit, ſich herigen praktiſchen Erfahrungen ergeben haben, 
töbel anzuſchaffen, bedingt, wie die Gegenwart daß das 1 Ei, die 60 g Butter und die 180 g 
zeigt, einen wirklichen Notſtand und gefährdet Fleiſch in der Woche der Leibesnotdurft haufig, 
damit die Erreichung des vornehmſten Zieles der namentlich dann nicht genügen, wenn man ſich 
einſchlägigen Verordnungen, namlich der Bevöl- die erforderlichen Erſatznahrungsmittel nicht bei⸗ 
kerung das Durchhalten zu erleichtern. Ein Gleiches legen kann, ſo wird man allerdings demjenigen, 
läßt ſich aber, worauf Neukamp (Börſenbl. f. der ſich die dringend benötigten Lebensmittel auf 
d. Deutſchen Buchhandel 1919 S. 23) mit Recht verbotenem Wege verſchafft, da er fie erlaubter⸗ 
hinweiſt, bei einem Buch nicht behaupten, ſelbſt weiſe nicht erwerben kann, die Berufung auf 
wenn man den Bildungsdrang des deutſchen Volles „Notſtand“ nicht verwehren können. 
noch ſo hoch einſchätzt. . N Darin liegt aber das dem Volke Unverſtänd⸗ 
So wird man denn Bücher ſchlechthin — alſo liche: Das Hamſtern iſt bei Strafe verboten, 
ohne Ausnahme — nicht zu den „Gegenſtänden wird aber eintretenden Falles doch nicht beſtraft, 
des täglichen Bedarfs“ rechnen können, ein Er⸗ „weil man ohne Hamſtern nicht durchkommt“! 
gebnis, das in Anbetracht der hohen Bücherpreiſe Kein Wunder, daß man angefichts einer ſolchen 
zweifellos nicht befriedigt, mit dem man ſich aber Rechtslage auf den Ausweg verfiel, die Berufung 
wird abfinden müflen, wenn anders man bei der auf „Notſtand“ bei Zuwiderhandlungen gegen die 
Auslegung der einſchlägigen Vorſchriften nicht Ernährungsvorſchriften überhaupt für un⸗ 
jeden Boden unter den Füßen verlieren will. ſtatthaft zu erklären. Intereſſant iſt in 
5 dieſer Beziehung der Verſuch Prof. Wolzen⸗ 
dorffs im „Recht“, Ihrg. 1918 S. 375. Aus⸗ 
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| | d von dem Satze, d Staats⸗ 
Gleiche Not — Gleiche⸗ Brot! 0 ar ben — 1 Genoſſenpflicht 
Notſtand? beruhe, ſtellt er die Pflicht zur Beſchränkung der 


Lebensmittelhaltung auf eine Stufe mit der 
Bon Landgerichtspräſident Kre in Straubing. Heerespflicht. Die Normen, die dieſe Pflichten 
1 begründen, haben nach Wolzendorff nur den 
g einen Grund gehabt, daß jeder Einzelne ſich ein⸗ 
Man kann es häufig hören: „Nach den ſetzen muß für die Genoſſen und die Gemeinſchaft: 
Marken allein kann man nicht leben, weil er Genoſſe der Gemeinſchaft iſt, muß er deren 
da würde man verhungern.“ Darnach Not tragen als ſeine eigene; die Einzelnot iſt 
würde ſich alſo derjenige, der auf ſeine 60 g gegenüber der Genoſſenſchaſtspflicht unerheblich. 
Butter, 180 g Fleiſch und das 1 Ei in der Wolzendorff verwirft den Satz: „Not kennt 
Woche angewieſen iſt, andauernd im „Notſtand“ kein Gebot“; denn Not kenne doch ein Gebot, 
befinden und könnte im Hinblick auf 8 54 StGB. nämlich das der Pflicht, teilzuhaben an der Not 
nicht beſtraft werden, wenn er ſich die fehlenden der Geſamtheit; daran wird dann der Satz ge⸗ 
Lebensmittel erhamſtert; denn er kann mit den reiht: „Reichen wirklich unſere Lebensmittel nicht 
Seinigen doch nicht verhungern! | aus, um die Schwächeren zu erhalten, fo müſſen 
Daß dieſer Rechtszuſtand gerade ein idealer ſie ihr Los tragen wie der Soldat draußen in 
wäre, wird man nicht behaupten können. Auf der Schlacht. Sie werden gefallen ſein 
der einen Seite wird genau vorgeſchrieben, wie wie jene, auf daß nach dem „Stirb und 
viel der einzelne an Lebensmitteln zu beanſpruchen werde“ des Weltgeſetzes aus der Ver⸗ 
hat und auf den Erwerb „hintenrum“ ſtehen wüſtung aller Menſchlichkeit neue Menſch⸗ 
ſtrenge Strafen. Anderſeits ſoll dieſer Erwerb heitsideale erſtehen.“ 
ſtraflos ſein, weil er in Anbetracht der Unzuläng⸗ Es iſt vielleicht zu bedauern, daß die rauhe 
lichkeit der geſetzlichen Zuteilungen im „Notftand“ Wirklichkeit mit dieſer idealen Anſchauung jo gar 
erfolge! Darin liegt ein Widerſpruch. nicht im Einklang ſteht. Dem Volksgenoſſen, der 
Es ſcheint nun tatſächlich etwas Wahres daran da vor die Wahl geſtellt ift, entweder zu ver⸗ 
zu ſein, daß man bei dem lediglich markenmäßigen hungern oder ſich „hintenrum“ Lebensmittel zu 
Lebensmittelbezug nicht beſtehen kann, ſonſt hätte verſchaffen, fällt es gar nicht ein, dem Volke ſein 
der frühere bayer. Staatsminiſter des Innern Leben zum Opfer zu bringen, im Gegenteil, er 
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nimmt, was er kriegen kann, um ſich und die Stadt aufſucht, wird nicht nach § 327 StGB. 
Seinigen am Leben zu erhalten und er be: beſtraft, weil er „im Notſtand“ gehandelt hat, 
findet ſich dabei in vollem Recht — nach obwohl er dabei den Anſteckungskeim verbreiten 
Moral und Geſetz. und damit der Urheber unabſehbaren Unglücks 
Wie liegen denn die Dinge — ſo recht nüchtern werden konnte. Die Ehefrau, die unter der Roheit 
betrachtet? Der Soldat vor dem Feinde darf der ihres Mannes leidet, macht ſich keiner ſtrafbaren 
Gefahr nicht ausweichen, er muß fie beſtehen — Handlung ſchuldig. wenn fie, eingeſchüchtert durch 
auch um den Preis des Lebens; das iſt ſeine die Drohung ihres Mannes, ihr den Schädel ein⸗ 
Pflicht als Soldat, alſo feine Berufspflicht. zuſchlagen, wenn fie ihn verrate, von deſſen Vor: 
Dem Mann im Bürgergewande iſt aber keines⸗ haben, die Stadt an ihren 4 Enden anzuzünden, 
wegs vom Geſetz die Pflicht auferlegt, nur die keine Anzeige erſtattet und dadurch namenloſes 
markenpflichtigen und die markenfreien Lebens⸗ Unglück herbeiführt; ſie hat „im Notſtand“ ge⸗ 
mittel für ſeine Notdurft zu verwenden — auf handelt (RGSt. 43 S. 342). | 
die Gefahr hin, daß er dabei verhungert. Der: | Nun kann mir freilich eingewendet werden: 
boten iſt ihm nur der freie Erwerb marken- Die Genoſſenſchaftspflicht, die auf dem Grundſatze 
pflichtiger Nahrungsmittel vom Händler oder Er⸗ „Einer für Alle, Alle für Einen“ aufgebaut iſt, 
zeuger, alſo keineswegs jeglicher Erwerb. Warum unterſcheidet ſich doch von jener Pflicht, die — 
ſollte er ſich nicht vom Nachbar deſſen Butter⸗, | wie in den angeführten drei Beiſpielen — den 
Fleiſch⸗ und Eier⸗Ration ſchenken laſſen dürfen? einzelnen nur gegebenen Falles in einen Gewiſſens⸗ 
Freilich kann die Erfüllung der Pflicht, nur die konflikt bringt, indem ſie ihn vor die Frage ſtellt: 
geſetzlichen Rationen zur Lebſucht zu verwenden, Soll ich perſönliches Leid ertragen, um größeres, 
den Bürger dann in Lebensgefahr bringen, wenn in ſeiner Wirkung unabſehbares Unglück zu ver⸗ 
er zur Erhaltung ſeiner Geſundheit weiterer Lebens- hindern? 
mittel bedarf und ſich ſolche auf erlaubtem Wege Darauf iſt zu erwidern: Gewiß, beider Pflichten 
nicht zu verſchaffen vermag. Allein darin zeigt Maß mag ein verſchiedenes ſein; allein ein 
ſich eben der Weſensunterſchied dieſer Bürgerpflicht | Grundgedanke iſt es, der jeder dieſer Pflichten das 
von der Soldatenpflicht: Die Leibes⸗ und Lebens- gleiche Gepräge gibt: Die Einzelnot ſoll ertragen 
| 
| 


gefahr ift bei dem Soldaten begrifflicher In⸗ werden, auf daß eine weiteren Streifen drohende 
halt, bei dem Bürger mögliche, keineswegs Not hintangehalten wird; die Eigenſucht ſoll zurück⸗ 
notwendige Folge⸗Erſcheinung der inhaltlich treten vor dem Gemeinſinn und dieſer Gemein⸗ 
auf etwas ganz anderes gerichteten Pflicht. Schon ſinn ſoll ſich gegebenen Falles bis zur Selbſt⸗ 
dieſer begriffliche Unterſchied beider Pflichten ver⸗ aufopferung, zum Heroismus ſteigern — das iſt 
bietet deren Gleichſtellung. nach Wolzendorff die Pflicht des Bürgers, der 

Allein nach Wolzendorff ſteht der Bürger bei feinen 60 g Butter, 180 g Fleiſch und dem 
ebenſo wie der Soldat infofern im Dienſte einer 1 Ei in der Woche hungert, in gleichem Maße 
höheren Pflicht, als er ſeine Not ſo wenig wie der wie die Pflicht des Soldaten, der dem feindlichen 
Soldat auf die Geſamtheit abladen darf, ſie viel- Feuer ausgeſetzt it. „Stirb und Werde!“ iſt 
mehr ſelbſt, ſozuſagen, „ausbaden“ muß; das ge- nach Wolzendorff das Weltgeſetz, dem der 
biete eben die Genoſſenſchaftspflicht, daher hungernde Bürger geradeſo unterworfen iſt wie 
— keine Berufung auf „Notſtand“! der dem Kugelregen troßende Krieger. 

Dieſer an ſich gewiß erhabene Rechtsgedanke Dieſes „Weltgeſetz“ in allen Ehren — das 
hat in dem geltenden Geſetze keine Aufnahme ge- geltende Recht — und dieſes allein iſt doch 
funden. Was wäre, beiſpielsweiſe, näher gelegen, maßgebend — verlangt nach dem Grundſatze: 
als bei den jog. gemeingefährlichen Verbrechen und | „Menſchen, Menſchen find wir alle!“ von dem 
Vergehen (88 306 ff. StGB.) jede Berufung auf Bürger keinen Heroismus. der ſeit den erſten 
„Notſtand“ von vorneherein auszuſchließen? Aber | Tagen der Geſchichte nur wenigen einzelnen von 
dem Geſetzgeber fiel es nicht ein, dem Fiſcher am der Vorſehung beſonders Auserwählten verliehen 
See, der angeſichts des fortwährenden Steigens war. Jener edle Römer, der ſich, um den Götter⸗ 
des Waſſers nur die Wahl hatte, entweder mit zorn zu bannen und damit ſeines Volkes Not zu 
ſeiner Familie elend zu ertrinken oder dem Waſſer enden, in den klaffenden Felſenſpalt ſtürzte, iſt 
durch Zerſtören des Dammes Abfluß zu verſchaffen leider auch nur ein Held — der Sage. Faͤnde 
— allerdings auf die Gefahr hin, daß eine ganze er übrigens heute einen Nachfolger?! Und er täte 
Landſchaft das Opfer der Ueberſchwemmung wurde uns doch ſo bitter not. | 
— die Berufung auf „Notſtand“ zu verſagen, Das geltende Recht ruft daher dem hungernden 
wenn er ſich in feiner Verzweiflung zu dem erfteren | Volksgenoſſen nicht ein „Stirb!“, ſondern ein 
Schritt entſchloß (Olshauſen, StGB. Anm. 5 zu kräftiges „Lebe!“ zu und geſtattet ihm des⸗ 
8 312). Der Familienvater, der für fein todkrankes halb die Berufung auf „Notſtand“. 
Kind unter bewußter Uebertretung der Abſperrungs⸗ Uebrigens muß auch Wolzendorff ſchließ⸗ 
vorſchriften — er wohnt in einem choleradurch⸗ lich zugeben, daß fein Prinzip der Genoſſenſchafts⸗ 
ſeuchten Dorf — den Arzt in der benachbarten pflicht wirkliche Rechtsgeltung noch nicht gewonnen 


hat und, daß dieſe nicht eher zu erhoffen jet, als 
bis der Rechts⸗ und Staatsgedanken genoſſen⸗ 
ſchaſtlicher Pflicht reine Verwirklichung gefunden 
habe (Recht“ a. a. O. S. 378) — alſo reichlich 
Zukunftstraum! 


Alſo doch „Notſtand“ — trotz inneren Wider: 


ſpruchs, alſo doch in einem Atemzuge eine Straf⸗ 
androhung wegen verbotenen Hamſterns und eine 


| 
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Strafbefreiung wegen der gleichen Tat auf Grund 


„Notſtands“ !! 


Nein, für den die Rechtslage richtig Würdi⸗ 


genden liegt kein Widerſpruch vor. 
Wenn ſich A von der Bäuerin X 1 Pfund 


Butter und 12 Stück Eier verſchafft, wenn er alſo 


„gehamſtert“ hat, gegen welches Geſetz hat er fich 
da eigentlich verfehlt? Mit der Antwort wird 


mittel iſt Jo gut wie ausgeſchloſſen, da der Selbſt⸗ 
verſorger⸗Anteil ſo knapp bemeſſen iſt, daß er zur 
Not noch den Eigenbedarf deckt, jedenfalls aber 
ein Inverkehrbringen nennenswerter Mengen von 
Nahrungsmitteln nicht geſtattet. 

2. Dem einzelnen Verbraucher kann ein derart 
bemeſſener Anteil an den in Betracht kommenden 
Lebensmitteln zugewieſen werden, daß er wenigſtens 
nicht zu hungern braucht, alſo — jedenfalls für 
die Regel — der Gefahr des „Notſtands“ nicht 
ausgeſetzt iſt. 

In Wirklichkeit ſieht ſich aber das Bild weſent⸗ 
lich anders an. Tatſächl ich reicht es namlich 
nicht, wie die 180 g, 60 g und das 1 Ei be⸗ 
weiſen. Und warum reicht es nicht? Weil eben 
erhebliche Nahrungsmittelmengen — trotz Beſchlag⸗ 
nahme, Ablieferungspflicht und Erwerbsverbot — 


man raſch bei der Hand fein: „Natürlich gegen nicht dem allgemeinen Verbrauche zugeführt, viel⸗ 
die jedermann geläufige Vorſchrift, daß Butter mehr ihm entzogen und — hauptſächlich im Wege 


und Eier nur in der amtlich feſtgeſetzten Menge 
gegen Marken und ausſchließlich durch Vermitt⸗ 
lung des Kommunalverbands, niemals aber un⸗ 
mittelbar vom Erzeuger erworben werden dürfen.“ 

Demjenigen, der die Rechtslage rein äußerlich 
betrachtet und hiernach beurteilt, wird die Ant⸗ 
wort genügen. Wer dagegen der Sache auf den 
Grund geht, wird erkennen, daß die Vorſchrift: 
„Für Kopf und Woche: 180 g Fleiſch, 60 g 
Butter und 1 Ei!“ nicht mehr und nicht weniger 
als der Ausfluß eines mangelhaft voll⸗ 
zogenen Geſetzes, das Merkmal eines durch 
ſchlechten Geſetzes⸗Vollzug herbeigeführten Miß⸗ 
ſtandes iſt, daß aber ein „Notſtand“, der auf die 
Befolgung einer ſolchen Vorſchriſt zurückzuführen 
iſt, in jedem Falle Beachtung finden muß. 

Wir haben es von deutſchen Volksvertretungen 
verkünden hören, in der Tagespreſſe wurde uns 
der zahlenmäßige Beweis geliefert und heutigen 
Tages noch wird es von den ernſteſten Männern, 
deren Worte niemals angezweifelt zu werden pflegen, 
behauptet: „Es ſind genug Lebensmittel da, weſent⸗ 
liche Einſchraͤnkungen in der Lebenshaltung find 
zwar geboten; allein keiner braucht zu hungern, 
es handelt ſich nur darum, die vorhandenen 
Lebensmittel reſtlos zu erfaſſen und dem 
allgemeinen Verbrauche zuzuführen.“ 

Zum Zwecke dieſer reſtloſen Erfaſſung verfügte 
der Geſetzgeber die Beſchlagnahme des geſamten 
Brotgetreides und ſetzte hinſichtlich der übrigen 
Hauptnahrungsmittel: Butter, Eier, Milch, Kar: 
toffel uſw. die Ablieferungspflicht feſt — neben dem 
Verbote des unmittelbaren Erwerbs dieſer Nahrungs⸗ 
mittel vom Händler oder Erzeuger. 

Werden dieſe geſetzlichen Vorſchriften ſtrenge 
durchgeführt, wird alſo die Beſchlagnahme in ihrem 
ganzen Umfange verwirklicht, die Ablieferungspflicht 
in allem und von jedem erfüllt, dann ſtehen, wie 
mir auch von unmittelbar Beteiligten verſichert 
wurde, zwei Tatſachen feſt: 

1. Ein freier Erwerb rationierter Nahrungs⸗ 


| 


| 
| 


| 
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des Schleichhandels und des Hamſterns im großen, 
„auf Vorrat“ — dem Sonderverbrauche — nament⸗ 
lich in Schlemmerftätten — überliefert werden, weil 
alſo, kurz geſagt, die Geſetze, die da reſtloſe Er⸗ 
ſaſſung und Gemeinverwendung der Nahrungs⸗ 
mittel gebieten, nicht vollzogen werden. Oder, in 
einem einzigen Satze zuſammengefaßt: „Nicht⸗ 
vollzug der Geſetze iſt — in der Haupt: 
ſache — die Quelle des Ernährungs- 
notſtands.“ 

Es iſt nun aber ein anerkannter Grundſatz 
unſeres deutſchen und wohl jeden Kultur⸗Rechtes: 
Entwickeln ſich auf dem Boden eines Geſetzes, 
namentlich infolge deſſen mangelhaften Vollzugs, 
dauernd Zuſtände, die weder dem Sinn des Ge⸗ 
ſetzes noch den Abſichten der mit deſſen Vollzug 
betrauten Behörden entſprechen und gerät infolge 
dieſer Zuſtände, richtiger: Mißſtände der einzelne, 
dem Geſetze unterworſene Bürger in „Notſtand“, 
dann kann er bei notgedrungener Zuwiderhandlung 
gegen das Geſetz den Strafausſchließungsgrund des 
§ 54 StGB. für ſich in Anſpruch nehmen. 

Das Reichsgericht hat dieſen Grundſatz in 
folgendem Falle angewendet (RSSt. 41 S. 214): 
Eine Mutter hatte ihr in Fürſorgeerziehung be⸗ 
findliches Kind aus dem Stift, in dem es unter⸗ 
gebracht war, entführt, weil dies das einzige 
Mittel war, das allen beſtehenden Vorſchriften 
zum Hohne gänzlich verwahrloſte Kind vor völligem 
leiblichen und geiſtigen Untergang zu retten. Das 
Landgericht ließ den Einwand des Notſtandes 
nicht gelten, weil er gegenüber Anordnungen von 
Behörden unzuläſſig ſei. Das NG. teilte dieſen 
— ſtark nach dem alten „Obrigkeitsſtaat“ ſchmecken⸗ 
den — Standpunkt nicht, billigte vielmehr der 
Mutter den Schutz des 8 54 StGB. zu, indem 
es von der Anſchauung ausging, daß ein durch 
andauernde Mißachtung des Geſetzes 
ſeitens der Vollzugsbehörden herbei— 
geführter Notſtand unter allen Umſtän— 
den Beachtung verdiene. 


— 
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In unſerem Fall iſt die Rechtslage durchaus 
die gleiche. Zu dem verbotswidrigen Erwerb der 
Butter und Eier iſt A durch die Notlage gebracht 
worden, in die ihn der Nichtvollzug der ee 
Vorſchriften verſetzte, nach denen die reſtlo 
lieferung der im landwirtſchaftlichen Betriebe er: 
zeugten, zur Selbſtverſorgung nicht benötigten Butter 
und Eier geboten iſt. Dieſer Nichtvollzug hatte 
die Beſchränkung des Einzelanteils auf wöchentlich 
60 g und 1 Ei zur notwendigen Folge, da wegen 
der ungenügenden Ablieferung eine höhere Be⸗ 
meſſung ausgeſchloſſen war. 

Es liegt alſo keinerlei Widerſpruch vor, wenn 
A wegen Notſtands ſtraffrei bleibt. Nicht die Be: 
folgung der Vorſchrift, die den Anteil des ein⸗ 
zelnen auf 60 g Butter und 1 Ei in der Woche 
beſchränkt, hat A in Notſtand verſetzt, ſondern 
der durch den Nichtvollzug des Geſetzes herbei⸗ 
geführte und in der erwähnten Vorſchrift zum 
Ausdruck gelangte Mißſtand war es, der A zwang, 
das Verbot des unmittelbaren Erwerbs vom Er⸗ 
zeuger zu übertreten — genau ſo, wie die Mutter 
in ihrer durch den mangelhaften Vollzug des Für⸗ 
ſorgegeſetzes verurſachten Notlage keinen anderen 
Ausweg zur Rettung ihres Kindes als den der 
Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz erſah. 

Fürwahr: man ſpricht ſo viel von „gleicher 
Not“ und „gleichem Brot“ — ein ſchönes Wort; 
aber wie ſteht es mit der Verwirklichung? Gewiß: 
die gemeine Not — wir haben ſie; mit dem ſorg⸗ 
loſen Dahinleben iſt es vorbei; daß das Leben 
ein Kampf iſt, wurde jedem Volksgenoſſen, der es 
bis dahin noch nicht erfahren, zu Bewußtſein ge 
bracht; die Not des Vaterlandes, des Volkes iſt 
aller Volksgenoſſen gemeinſame Not. 

Wie iſt es aber mit dem gemeinſamen Brot? 
Eſſen wir tatſaͤchlich in gleicher Not das gleiche 
Brot? Leider nein; ſolange die beſtehenden 
Vorſchriften, nach denen die vorhandenen Lebens⸗ 
mittel reſtlos zu erfaſſen und dem Gemeinver⸗ 
brauch zuzuführen ſind, nicht ſtrenge durchgeführt 
werden, ſolange noch der Schleichhandel blüht, gibt 
es kein gleiches Brot und ſolange muß auch die 
Berufung auf Notſtand geſtattet ſein. 

Das iſt das Ergebnis der bisherigen Er⸗ 
örterungen. 111 


Dieſe Erörterungen wären aber gründlich miß⸗ 
verſtanden, wenn ſie dahin aufgefaßt würden, daß 
es nun genüge, ſich einfach auf die Tatſache der 180, 
60 g uſw. zu berufen, um ſich vorkommenden Falles 
die Strafloſigkeit wegen „Notſtands“ zu ſichern. 

Grundſätzlich iſt gegen die Zulaſſung dieſer 
Verteidigung auch auf dem Gebiete der Nahrungs⸗ 
mittelgeſetzgebung nichts zu erinnern; dieſen und 
keinen anderen Nachweis habe ich bisher zu liefern 
verſucht. 

Ob im gegebenen Falle der Angeklagte 
mit dieſer Verteidigung durchdringt, hängt davon 
ab, ob die in § 54 StGB. gegebenen Voraus⸗ 
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ſetzungen: insbeſondere „ein auf andere Weiſe nicht 
zu beſeitigender Notſtand“ vorliegt. Das Oberſte 
Landesgericht hat in einem Urt. v. 23. März 
1916 (DIZ. 1916 S. 824) einſchlägige Grund⸗ 
ſaͤtze aufgeſtellt, die im allgemeinen zur Richtſchnur 
dienen können. Darnach kommt es darauf an, 
ob der Ausfall an Lebensmitteln, z. B. an Mehl 
und Brot, durch andere Nahrungsmittel gedeckt 
werden konnte oder nicht. In der Tat wird man 
von einem auf andere Weiſe nicht zu beſeitigenden 
Notſtande dann nicht ſprechen können, wenn man 
ſich für fehlende, wenngleich an ſich notwendige 
Nahrungsmittel genügenden Erſatz, z. B. Kar⸗ 
toffel für das zu wenig an Brot, verſchaffen kann. 

Die Falle, in denen ein wirklicher Notſtand 
im Sinne des § 54 StGB. anzuerkennen iſt, 
werden daher nicht häufig ſein. In der Haupt: 
ſache wird ein echter Notſtand ſtets dann gegeben 
ſein, wenn kranke, alte und ſchwache Perſonen 
beſondere und beſonders kräftige Nahrung, vor 
allem Fett und Fleiſch, namentlich auch Milch 
nötig haben und auf anderem Wege als durch 
Erwerb vom Händler oder Erzeuger ſich nicht ver⸗ 
ſchaffen können. In dieſen Fällen wird das Gut⸗ 
achten des Arztes entſcheidend ſein insbeſondere 
auch hinſichtlich der Frage, ob dem Bedürfniſſe 


durch die für Kinder, alte und kranke Leute viel: 


ſach vorgeſehenen Zuſatznahrungsmittel (beſſeres 
Brot, Zwieback uſw.) abgeholfen iſt. Hinſichtlich 
des allgemein beklagten und beſonders ſchwer 
empfundenen Fettmangels iſt dies allerdings nicht 
der Fall, wie dies wohl als feſtſtehend anzunehmen 
iſt. Gegenüber dem Fettmangel iſt noch kein 
Abhilfemittel gefunden. Alles in allem: 

Es gibt eben gegenüber der allgemeinen Er⸗ 
nährungsnot nur ein einziges Abhilfemittel und 
dieſes Mittel iſt ausſchließlich in die Hand der⸗ 
jenigen gelegt, die berufen ſind, beim Vollzuge 
der Geſetze mitzuwirken, durch die die Ernährung 
unſeres Volkes geſichert ſein ſoll: 

Für gleiche Not 
Schafft gleiches Brot! — 
Kein Stand der Not. 

Man wird einwenden: Die Ernährungsvor⸗ 
ſchriften laſſen ſich einfach nicht durchführen. Um 
die Ablieferungspflicht reſtlos zu erzwingen, müßte 
man hinter jeden Bauern einen Gendarm ſtellen. 
Man hat eben Vorſchriften erlaſſen, deren Durch⸗ 
führung ſich nicht erzwingen läßt uff. 

Zugegeben: Dadurch wird aber an der Tat⸗ 
ſache nichts geändert, daß der Nichtvollzug geſetz⸗ 
licher Vorſchriften die Urſache des Notſtandes iſt, 
der ſelbſtverſtändlich nicht darum ein verſchuldeter 
wird, weil der Staat Geſetze erlaſſen hat, die 
überhaupt nicht durchgeführt werden können. Sonſt 
würde ja letzten Endes der Volksgenoſſe dafür 
beſtraft, daß ſich der Staat bei dem Erlaß der 
Vorſchriſten über die Grenzen deſſen, was mit 
Zwang durchgeführt werden kann, getäuſcht hat! 


—— — — 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Ungeſtaltung des 8868. In der Bay Z. XV, 
89 Note 1 warnt von der Pfordten vor einer über⸗ 
eilten Anderung unſeres bürgerlichen Rechts, insbe⸗ 
ſondere des BGB. Auch ich glaube, daß wir aus den 
von mir im Arch RPhiloſ. XII Heft 3 entwickelten 
Gründen zunächſt den beſtehenden Rechtszuſtand auf 
dem Gebiete des bürgerlichen Rechts — von den durch 
Bedürfniſſe des Augenblicks geforderten Einzelkorrek⸗ 
turen abgeſehen — erhalten müſſen, was uns aber 
ſelbſtverſtändlich nicht im entfernteſten von der Ver⸗ 
pflichtung entbindet, ſchon heute über die notwendig 
gewordene künftige Ausbeſſerung und Verjüngung 
unſeres bürgerlichen Rechts nachzudenken. 
ch trete für eine Aenderung des Verlöbnis⸗ 
rechts ein. Nach dem Dekret der Konzilskongregation: 
Ne temere vom 2. Auguſt 1907 iſt das Ehever⸗ 
ſprechen öffentlich und an Schriftform gebunden. Auch 
can. 1017 des codex juris canonici hält hieran feſt, 
obwohl das Eheverſprechen (matrimonii promissio) 
der kirchenrechtlichen Wirkungen ſo gut wie ganz ent⸗ 
kleidet iſt. Denn es gibt nicht mehr aus dem Ehever⸗ 
ſprechen eine Klage auf Eingehung der Ehe, nicht mehr 
die bisherigen Ehehinderniſſe, ſondern nur noch 
die Verpflichtung zum Schadenserſatz im Falle des 
Verlöbnisbruches. Unſer BGB. kennt keine Form für 
den Abſchluß des Verlöbniſſes. Die Einigung kann 
formlos geſchehen, mündlich, ſchriftlich, ſelbſt ohne 
Worte, z. B. durch einen Kuß. Nur muß die ernſte 
Abſicht künftiger Ebeſchließung erkennbar ſein. Es 
darf ſich nicht um bloße Liebelei, ſog. Flirt oder 
Schlimmeres handeln. Die Unzulänglichkeit dieſer 
Regelung zeigt ſich, wenn die Anſprüche aus BGB. 
88 1298—1301 geltend gemacht werden. Dann können 
im Prozeſſe große Beweis⸗Schwierigkeiten entſtehen, 
wenn etwa vom Bräutigam der Schadenserſatz be⸗ 
gehrenden Braut entgegengehalten wird, ein gültiges 
Berlöbnis habe nie vorgelegen, ſondern lediglich eine 
harmloſe Liebelei. Alle Zweifel ſind ausgeſchloſſen, 
wenn das Geſetz in Zukunft für den Abſchluß des 
Verlöbniſſes eine Form vorſchreibt. Dieſe Aenderung 
tut erſt recht not, wenn bei der unter allen Umſtänden 
erforderlichen Neuordnung der rechtlichen Stellung 
der unehelichen Kinder nach dem Vorbilde des ſchwe⸗ 
diſchen Geſetzes vom 14 Juni 1917 das Brautkind 
beſonders günſtig geſtellt würde. 
Profeſſor Dr. jur. Peter Klein in Königsberg. 


% 


‚Die Strafgeſetzgebung Bayerns ſeit der Revolution 
in ihrem Berhältnis zum RNeichsrecht. Die Revolution 
hat in Bayern alsbald das Bedürfnis zu einſchneidender 
Reformgeſetzgebung auf dem Gebiet des Strafrechtes 
und des Strafverfahrens wach gerufen: wir finden 
— teils im Staatsanzeiger, teils im Geſetz⸗ und Ver⸗ 
ordnungsblatt — Verordnungen mit Geſetzeskraft über 
die Errichtung von Volks gerichten, über die vor⸗ 
läufige Regelung der Militärſtrafgerichts⸗ 
barkeit, über die Einſetzung eines National⸗ 
gerichtshofes, über die Sicherung der Wahlfreiheit 
für den Landtag u. a. m. Mit allen dieſen Geſetzen 
hat Bayern in die Zuſtändigkeit des Reiches ſtark 
eingegriffen. Nach Art. 4 Ziff. 13 RV. iſt das Reich 
zur Geſetzgebung über das Strafrecht und das gerich:⸗ 
liche Verfahren ausſchließlich zuſtändig. Jedes Ge⸗ 
ſetz, durch das der Einzelſtaat ſeine Grenzen gegen⸗ 
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über der Reichsgeſetzgebung überfchreitet, iſt nach dem 
Sinn der Reichsverfaſſung ſchlechthin nichtig; der 
Richter darf ein ſolches Geſetz nicht anwenden. So 
iſt es jedenfalls in normalen Zeiten geweſen. Es 
fragt ſich, welchen Einfluß die Revolution auf dieſe 
Rechtslage gehabt hat: Hier erſcheint nün außer allem 
Zweifel, daß das Reich an ſeiner bisherigen Zu⸗ 
ſtändigkeit feſtgehalten hat: nicht um eine Minderung 
der Rechte des Reiches kann es ſich handeln, ſondern 
im Gegenteil darum, ob nicht das Reich noch tiefer 
in das Rechtsleben der Einzelſtaaten eingreifen wird 
als bisher. Aber die Ereigniſſe ſind ſtärker als die 
Paragraphen, und die Geſchichte ſchreitet raſcher als 
die Geſetzgebung. Das Bedürfnis zu ſofortiger ge⸗ 
ſetzgeberiſcher Regelung hatte ſich als unabweis bar 
ergeben. Die Einzelſtaaten konnten nicht abwarten, 
bis das Reich ſich endlich mit dieſen Fragen beſchäftigte. 
Die Einzelſtaaten gingen daher vielfach ſelbſtändig 
vor — am ſelbſtändigſten immer Bayern — und 
wenn ſie mit ihren Geſetzen über den ihnen vom Reich 
gelaſſenen Kreis hinausgegangen ſind, ſo konnten 
fie ih nicht nur darauf berufen, daß die Lage keinen 
Aufſchub der Reform geſtattete, ſondern ſie konnten 
auch darauf hinweiſen, daß das Reich ſeinerſeits mit 
ſeinen Anneſtie⸗Erlaſſen die ihm geſteckten Grenzen 
überſchritten und ſtark, ſehr ſtark in die ureigenſte 
Sphäre der Einzelſtaaten eingegriffen hatte. 

Am dringlichſten war der Eingriff in das Mili⸗ 
tärſtraf verfahren: denn einmal konnte und durſte 
die Militärſtrafrechtspflege nicht länger ſtillſtehen, 
wenn nicht großer Schaden entſtehen folte, und auf 
der anderen Seite war doch die Beibehaltung der 
bisherigen Militärſtrafgerichtsverfaſſung eine äußere 
und innere Unmöglichkeit geworden. Wenn alſo Bayern 
am 18. November 1918 eine VO. über die Regelung 
der Militärgerichtsbarkeit erließ und dieſe VO. ſogar 
noch ausdrücklich als vorläufig bezeichnete, ſo war 
Bayern damit im Recht: Dieſe VO. war rechtsgültig, 
mochte ſie auch im Widerſpruch mit der bisherigen 
M Std. ſtehen. Anders wurde die Rechtslage in 
dem Augenblick, in dem das Reich ſelbſt die Klinke 
zur Geſetzgebung ergriff und durch die VO. vom 
5. Dezember 1918 betr. die einſtweilige Aenderung 
der MStGᷣO. und des MStGB. die Neuregelung 
ſelbſt in die Hand nahm. In richtiger Erkenntnis 
des hiedurch geſchaffenen Rechtszuſtandes hat dann 
Bayern durch VO. vom 22. Januar 1919 feine VO. 
vom 18. November 1918 außer Kraft geſetzt. 

Dagegen find die bayer. VO. über Einſetzung 
eines Nationalgerichtshofs vom 31. Dezember 1918 
und über die Errichtung von Volksgerichten vom 
19. November 19189. Januar 1919 (neueſte Faſſung 
vom 24. Januar 1919) nach wie vor in Kraft. Gegen 
die Rechtsgültigkeit beider Verordnungen erheben ſich 
— vom Standpunkt des Reichs rechtes aus — ſchwer⸗ 
wiegende Bedenken. 

Was zunächſt die V O. über den National- 
gerichtshof betrifft, der bei Unternehmen gegen 
den Beſtand der Republik und der gegenwärtigen 
Ordnung an Stelle des Unterſuchungsrichters der 
R StPO. eine kollegiale, teilweiſe aus Laien beſtehende 
Unterſuchungsbehörde ſetzt, ſo widerſtreitet dieſe Be⸗ 
ſtimmung unzweifelhaft dem Reichsrecht, da der 
Nationalgerichtshof ſich keineswegs etwa mit der 
Prüfung ſtaatsrecht licher Verantwortlichkeit, 
ſondern rein mit Strafſachen befaßt, die zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der ordentlichen Gerichte gehören. Daß 
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hier ein zwingendes Bedürfnis zur ſoſortigen einſt⸗ 
weiligen Regelung durch den Einzelſtaat beſtanden 
habe, wird kaum geltend gemacht werden können. 

Auch die VO. über die Volksgerichte 
iſt vom Standpunkt des Reichsrechtes aus nicht zu 
rechtfertigen. Namentlich können die Volksgerichte 
nicht als eine Art Standrecht angeſehen werden. 
Es fehlen die formellen und materiellen Voraus⸗ 
ſetzungen des Standrechts. Der Aufruf des Rates 
der Volksbeauftragten vom 9. November 1918 hatte 
den Kriegs zuſtand im Reich aufgehoben Damit 
war tatſächlich — auch ohne ausdrückliche Erklärung 
der neuen bayeriſchen Regierung — auch in Bayern 
der Kriegszuſtand aufgehoben. Die Vorausſetzungen 
eines Belagerungszuſtandes, wie fie das bayer. 
Geſetz vom 4. Mai 1851 „das Einſchreiten der be⸗ 
waffneten Macht zur Erhaltung der geſetzlichen Ordnung 
betreffend“ vorausſetzt, alſo Zuſammenrottung zu 
Hochverrat, Aufruhr, Häufung von Raub, Mord und 
Brandlegung, beſtanden nicht. jedenfalls nicht in allen 
denjenigen Teilen Bayerns, für welche im Lauf der 
Monate ſolche Volksgerichte eingeſetzt worden ſind; 
anders in der Stadt München, über welche am 21. Fe 
bruar 1919 vom Zentralrat ausdrücklich der Be⸗ 
lagerungszuſtand verhängt worden iſt. An das Stand⸗ 
recht erinnert eigentlich nur die Beſtimmung des 8 7 
der VO. vom 9 Januar 1919, wonach das Mini⸗ 
ſterium für militäriſche Angelegenheiten 
an dem Erlaß der erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
ſchriften mitzuwirken hat. Die vielleicht auch noch 
an den Gedanken des Standrechts anklingende Be⸗ 
ſtimmung, wonach die Ergreifung auf friſcher 
Tat Prozeßvorausſetzung für das Verfahren vor dem 
Volksgericht war, iſt ſeit dem 9. Januar 1919 fallen 
gelaſſen worden. Aber noch weit weſentlicher als 
dieſer Umſtand iſt die VO. vom 19. Februar 1919, 
wonach für alle Landgerichtsbezirke des 
rechtsrheiniſchen Bayerns Volksgerichte errichtet 
werden und ſolche Volksgerichte, die bisher lediglich 
für einzelne Amtsgerichtsbezirke eingeſetzt waren, auf⸗ 
gehoben werden. Dieſe VO. erweiſt mit unverkenn⸗ 
barer Deutlichkeit, daß die Volksgerichte nicht (oder 
jedenfalls nicht mehr) als Sondergerichte für be⸗ 
ſonders unruhige Zeiten und beſonders unruhige Ge⸗ 
genden, ſondern als ordentliche Gerichte ge⸗ 
dacht ſind. Des weiteren ſtellt ſich die VO. über die 
Volksgerichte im Gegenſatz zum Reich dadurch, daß 
ſie den Volksgerichten auch Gerichtsbarkeit 
über Militärperfonen — in demſelben Umfang 
wie über Zivilperſonen — verleiht. — 

Die VO. über den National gerichtshof und die 
VO. über die Volksgerichte ſtellen alſo beide einen 
Einbruch in das Reichsrecht dar. Sit deshalb der 
Ausſpruch gerechtfertigt, daß ſie beide uns 
gültig ſind, daß der Richter ſie nicht an⸗ 
wenden darf, daß die Entſcheidungen dieſer 
Gerichte nichtig ſind? Eine Kundgebung 
des Rates der Volks beauftragten vom 5. De⸗ 
zember 1918 an ſämtliche Bundesregierungen — die 
ich übrigens auffallenderweiſe in keiner bayeriſchen 


Rechtsquelle, weder im Geſetz u. VOBlatt noch im 


Staatsanzeiger noch im Juſtizminiſterialblatt abge⸗ 
druckt gefunden habe, ſondern aus dem Preußiſchen 
Juſtizminiſterialblatt') entnehme — ſtellt ſich aller⸗ 
dings auf dieſen Standpunkt: „Unter dem Einfluß 
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vielfach für Teile des Reiches Anordnungen ergangen, 
die einſchneidende Aenderungen des Reichsrechtes 
ausſprechen. So hat man Standgerichte oder Volks⸗ 
gerichte eingeſetzt, ihnen unter Ausſchaltung ordent⸗ 
licher Gerichte beſtimmte Strafſachen zur Aburteilung 
zugewieſen uſw Dieſe Anordnungen können nicht 
als rechtsgültig erachtet werden. Ihre Ungültigkeit 
ergibt ſich daraus, daß auf dem Gebiet der Straf⸗ 
geſetzgebung das Reich ausſchließlich zuſtändig iſt. 
Zu der gleichen Auffaſſung werden bei richtiger 
Würdigung der Rechtslage auch die Gerichte und die 
ſonſt zur Handhabung der Geſetze berufenen Stellen 
gelangen müſſen.“ Ich möchte doch vor der Folgerung 
zurückſchrecken, daß die beiden Verordnungen ungültig 
und ſomit alle Entſcheidungen des Nationalgerichts⸗ 
hofs und der Vollsgerichte nichtig ſind. Denn einmal 
find dieſe Geſetze doch ſicher nur als Uebergangs⸗ 
maßnahmen, nicht als dauernde Regelungen gedacht, 
die — ebenſo wie die bayer. VO. über die Militär- 
ſtrafrechtspflege — dann fallen gelaſſen werden, wenn 
das Reich ſeinerſeits zur Reform des Strafverfahrens 
übergehen wird oder wenn wieder einmal ruhigere 
Zuſtände eintreten, die ein „ſummariſches Verfahren“ 
überflüſſig machen. Außerdem aber iſt auch hier die 
Macht der Tatſachen ſtärker als die Geſetze: 
Nation algerichtshof und Volksgerichte entfalten tat⸗ 
ſächlich ihre Wirkſamkeit, ohne daß man an der Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit ihres Vorgehens zweifelt, und das Reich 
iſt zurzeit noch nicht in der Lage, den Einzelſtaaten 
gegenüber mit dem Maß von Autorität aufzutreten, 
das für die reſtloſe Durchführung der Reichsgeſetze 
unerläßlich iſt. — Wenn aber auch nicht ſo weit ge⸗ 
gangen werden kann, die beſprochenen Verordnungen 
und die auf ihnen beruhenden Entſcheidungen ſchlecht⸗ 
hin für nichtig zu erklären, ſo iſt doch für die Zu⸗ 
kunft auf das beſtimmteſte die Forderung auszu⸗ 
ſprechen, daß Bayern die Zuſtändigkeit des Reiches 
auf dem Gebiet der Geſetzgebung unter keinen Um⸗ 
ſtänden weiter antaſtet und ſich über die Frage der 
Aufrechterhaltung oder Aufhebung der VO. über 
Nationalgerichtshof und Volksgerichte alsbald mit dem 
Reiche in Verbindung ſetzt. „Nur ſo“ — ſo ſchließt 
die oben angeführte, von Ebert und Haaſe unter⸗ 
zeichnete Kundgebung des Rates der Volksbeauftragten 
—, kann die Rechtseinheit des Reiches vor Zerrüttung 
bewahrt werden. Mit ihr würde ein wichtiges Band 
der politiſchen Einheit Deutſchlands zerriſſen werden.“ 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Eduard Kern in München. 


Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 

I. 


Rechtliche Natur eines Vertrags, durch den ſich ein 
Schuldner verpflichtet, das Guthaben des Gläubigers ins 
Ausland zu überweiſen. Aufkauf von Schecks zu dieſem 


Zwecke. Erſatz der Auslagen, wenn der angelanfte Scheck 


folge der Kriegsereigniſſe nicht mehr ins Ausland 
geſendet werden konnte. Kurz vor Ausbruch des Krieges 
wollte die Kl. ihr Guthaben bei der Bekl. an ihre 
franzöſiſche Hauptfirma in Cl. überweiſen. Am 30. Juli 
1914 erteilte fie der Bekl. einen dahin gehenden Auf» 


Zeitſchrift für 


trag. Nach telephoniſchen Verhandlungen zwiſchen dem 
Direktor der Kl. G. und dem Subdirektor der Bekl. 
Or., in denen der anzurechnende Kurs für die Um⸗ 
rechnung in Franes beſprochen wurde, kaufte die Bekl. 
am 31. Juli 1914 von vier Firmen Schecks auf Paris, 
die an die Order der Bekl. ausgeſtellt und von dieſer 
auf die Firma in Cl. giriert wurden, und gab die Schecks 
zur Poſt. Sie teilte der Kl. die Ausführung des Ge⸗ 
ſchäftes fo mit, daß fie das Konto der Kl. mit 172 860 M 
belaſtet habe wegen: „Unſerer Vergütung an Clermont⸗ 
Ferrand für Rechnung der Herren M. & Co. dort Fres. 
201 000 — a 86.“ Infolge der Unterbrechung des Poſt⸗ 
verkehrs nach Frankreich wegen des Kriegszuſtandes 
wurden die Schecks nicht mehr nach Frankreich befördert, 
ſondern der Bekl. als unbeſtellbar zurückgeſandt. Drei 
Schecks wurden der Bekl. von den Firmen wieder ab⸗ 
genommen, die ſie verkauft hatten. Dagegen wurde die 
Zurücknahme des vierten Schecks, über 150 000 Fres. ab⸗ 
gelehnt. Die Bekl. ſtellte darauf der Kl. dieſen Scheck 
zur Verfügung. Die Kl. dagegen verlangte Auszahlung 
ihres Guthabens in Höhe des dem Scheckbetrage ent⸗ 
ſprechenden Betrages von 129000 M, was die Bekl. 
verweigerte. Die Kl. klagte mit dem Antrage, die Bekl. 
zu verurteilen, an fie 129 000 M nebſt 5% Zinſen feit 
dem 31. Juli 1914 zu zahlen. Sie behauptete, ſie habe 
zum Ankauf von Schecks keinen Auftrag gegeben. Die 
Bekl. machte geltend, ſie habe der Kl. ſofort erklärt, 
daß ſie eine Ueberweiſung nach Paris nicht vornehmen 
könne, da ſie kein Guthaben in Paris habe, und daß 
ſie deshalb zunächſt „Paris kaufen“ müſſe, d. h. daß 
ſie Schecks oder Ueberweiſung auf Paris an der Börſe 
kaufen müſſe. Die Kl. ſei damit einverſtanden geweſen. 
Infolgedeſſen habe fie fi bemüht, am 30. Juli, Paris“ 
an der Frankfurter Börſe und in Berlin zu kaufen. 
Dies ſei ihr jedoch nicht gelungen. Auf ihre Anfrage 
ſei der Auftrag bis zum nächſten Börſentage, d. h. bis 
zum 31. Juli, verlängert worden. In Erfüllung des 
Auftrags habe ſie dann am 31. Juli die Schecks auf 
Paris gekauft. Bei den Verhandlungen zwiſchen G. 
und Gr. ſeien 86 für 100 Fres. als Höchſtkurs feſt⸗ 
geſetzt worden. Der Auftrag ſei ſonach von ihr ord⸗ 
nungsmäßig ausgeführt. Für etwas Weiteres habe 
ſie nicht einzuſtehen. Die Schecks habe ſie für die Kl. 
gekauft. Nachdem der eine Scheck über 150000 Fres. 
ihr zurückgeſandt und nicht zurückgenommen worden 
ſei, beſtehe ihre Verpflichtung lediglich darin, dieſen 


für die Klägerin gekauften Scheck ihr zurückzugeben. 


Der erſte Richter wies ab. Das BG. verurteilte nach 
dem Klagantrage. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Gründe: Der BR. ſtellt folgenden Sachverhalt 
feſt. Bei den Verhandlungen zwiſchen dem G. und 
Gr. ſei der anzurechnende Kurs auf höchſtens 86% 
feftgefeßt worden. Früher ſeien nach der Uebung 
zwiſchen den Parteien die Ueberweiſungen von der Kl. 
an ihre Hauptfirma in Cl. ſo bewirkt worden, daß die 
Bekl. von ihrem Guthaben bei der Société Générale 
in Paris den Betrag an die Firma habe überweiſen 
laſſen. Bei jenen Verhandlungen habe Gr. dem G. 
mitgeteilt, daß er kein Guthaben in Paris habe und 
erſt Paris kaufen müſſe. Der Wille der Parteien ſei 
dann dahin gegangen, daß die Bekl. übernehmen ſollte, 
das Guthaben der Kl. nach Frankreich zu überweiſen, 
und daß ſie die dazu etwa erforderlichen Anſchaffungen, 
wie Kauf einer Auszahlung oder Schecks auf Paris, 
für ihre Rechnung machen ſollte. Hierfür ſpreche fol⸗ 
gendes. Es ſei der Bekl. nicht die Anſchaffung von 
Schecks in Auftrag gegeben, ſondern nur die Ueber⸗ 
weiſung, und die Art der Ausführung ſei ihr ganz 
überlaſſen worden. Entſcheidend falle nun ins Gewicht, 
daß ſich die Bekl. hierbei den Vorteil aus dem Ankauf 
des Schecks ſelbſt zugewendet habe. Sie habe den Scheck 
zum Kurſe von 84 ½½% gekauft und die Ueberweiſung 
zu 86% in Rechnung geſtellt, während ſie bei An⸗ 
ſchaffung auf Rechnung der Kl. den Scheck mit 84½% 
nebſt einer Proviſion in Rechnung geſtellt hätte. Gr. 
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habe demnach das Geſchäft als ein ſolches angeſehen, 
bei welchem die Bekl. zu einer Rechnungslegung nicht 
verpflichtet geweſen ſei, alſo als ein Eigengeſchäft. 
Hierfür ſpreche auch die Ausführungsanzeige vom 
31. Juli — 1. Auguſt 1914, in der die Ueberweiſung 
als Vergütung an Clermont-Ferrand für Rechnung der 
Herren M. & Co. angezeigt ſei, und zwar in der gleichen 
Form, wie z. B. eine frühere Ueberweiſung von Pariſer 
Guthaben der Bekl. durch Brief vom 27. April 1914. Aus 
dieſem Sachverhalt folgert der BR., es ſei nach der 
Vertragsabſicht die Ueberweiſung als Erfolg herbei⸗ 
zuführen geweſen (8 631 BGB.) und legt ſodann dar: 
Die Ueberweiſung ſei unmöglich geworden. Denn nach der 
Abſicht der Parteien habe ſie ſofort ausgeführt werden 
ſollen, um das Geld vor Eintritt des Kriegszuſtandes 
nach Frankreich zu ſchaffen. Eine Ueberweiſung erſt 
nach mehreren Jahren, nach Beendigung des Krieges, 
würde nicht dem Auftrage der Kl. entſprechen. Sei 
aber die ſofortige Ueberweiſung unmoglich geworden, 
ſo ſei das Guthaben der Kl. durch Ueberweiſung nicht 
getilgt und ſomit der Klaganſpruch auf Zahlung ge⸗ 
rechtfertigt. Die Reviſion macht geltend, auch wenn 
der Ankauf der Schecks als Eigengeſchäft der Bekl. an⸗ 
geſehen werde, ſcheine die zutreffendere Auffaſſung zu 
ſein, daß nicht ein Werkvertrag zur Beſorgung der 
Ueberweiſung nach 8 631 BGB. geſchloſſen ſei, ſondern 
daß die Bekl., weil ſie eigene verfügbare Mittel in 
Paris nicht hatte, Schecks mit dem Guthaben der Kl. 
kaufen und dieſer zur Ueberſendung nach Paris liefern 
ollte. Es ſei nicht erſichtlich, worin die Gegenleiſtung 
ür die beklagte Bank beſtehen ſollte, daß ſie Schecks 
auf ihre eigene Gefahr kaufte. Darüber hätte es irgend 
welcher Abmachungen bedurft. Ferner verkenne der BR., 
daß die Bekl. ihre Auslagen erſtattet verlangen könne, 
ſelbſt wenn es ſich um einen Werkvertrag handeln 
ſollte. Das Werk ſelbſt ſei aus Gründen unausführbar 
geworden, die die Bekl. nicht zu vertreten habe. 

Die Reviſion iſt begründet. Nach dem feſtgeſtellten 
Sachverhalt iſt die Ueberweiſungs vereinbarung ein 
Werkvertrag, der zum Gegenſtande hatte, der franzö⸗ 
ſiſchen Hauptfirma der Kl., in Anrechnung auf das 
Guthaben dieſer bei der Bell., einen dem Guthaben 
entſprechenden Geldbetrag durch die Bekl. zu verſchaffen, 
mithin ein Werkvertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung 
für die Kl. durch die Bekl. zum Gegenſtande hatte (vgl. 
Warneyer, Rſpr. 1910 Nr. 108). Gemäß 588 675, 670 BGB. 
konnte daher die Bekl. ihre Aufwendungen, die ſie den 
Umſtänden nach für erforderlich halten durfte, von der 
Kl. erſetzt verlangen und zwar unabhängig davon, ob 
ihre Tätigkeit den durch den Auftrag bezweckten Erfolg 
hatte oder nicht (vgl. Mot. z. $ 595 des Entw. Bd. II 
S. 541). Der BR. unterſtellt aber, daß die Bekl., ſei 
es auf Grund ihrer Geſchäfts bedingungen, ſei es auf 
Grund des von dem Sachverſtändigen bekundeten Ge⸗ 
ſchäftsgebrauches, berechtigt geweſen ſei, das Geſchäft 
ſo auszuführen, wie es geſchehen ſei. Danach iſt davon 
auszugehen, daß die Bekl. berechtigt war, das ihr auf⸗ 
getragene Geſchäft in der Weiſe auszuführen, daß ſie 
Schecks auf Paris kaufte, dieſe an die franzöſiſche Haupt⸗ 
firma der Kl. girierte und dann ſie zur Poſt gab, damit 
die Hauptfirma ſich auf die Schecks die Geldbeträge 
beſchaffte, die ſie nach der aufgetragenen Geſchäfts⸗ 
beſorgung erhalten ſollte. Daraus würde ſich aber 
ergeben, daß die Kl. der Bekl. zum Erſatze des zum 
Ankauf des ſtreitigen Schecks über 150000 Fres. Auf⸗ 
gewendeten verpflichtet wäre, da es ſich um eine Auf⸗ 
wendung zum Zwecke der Ausführung des Geſchäfts im 
Rahmen des Auftrags handeln würde (vgl. Urteil vom 
1. Juli 1918 vVI151/18 z. T. abgdr. in Warneyer Rſpr. 1918 
Nr. 206). Dem ſtände nicht die Erklärung des BR. 
entgegen, es ſei als Wille der Parteien feſtzuſtellen, 
daß die Bekl. übernehmen ſollte, das Guthaben der Kl. 
nach Frankreich zu überweiſen, und daß ſie die dazu 
etwa erforderlichen Anſchaffungen, wie Kauf einer Aus— 
zahlung oder von Schecks auf Paris, für ihre eigene 
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Rechnung machen ſollte. Aus den Erwägungen, auf 
welche der BR. dieſe Feſtſtellung ſtützt, nämlich daß 
der Bekl. nicht die Anſchaffung von Schecks in Auftrag 
gegeben ſei, ſondern nur die Ueberweiſung, und die 
Art der Ausführung ihr ganz überlaſſen ſei, und daß 
fie den Ankauf des Schecks als Eigengeſchäft unter 
Zuwendung des Vorteils daraus 55 ſich ſelbſt vor⸗ 
genommen habe, ergibt ſich, daß die Feſtſtellung keine 
andere Bedeutung hat, als daß die Kl. keinen aus⸗ 
drücklichen Auftrag zum Ankauf des Schecks erteilt hat 
und daß die Bekl. die etwa erforderlichen Anſchaffungen 
in eigenem Namen und mit eigenen Mitteln machen 
ſollte. Dies widerſtritte aber nicht dem, daß der An⸗ 
kauf des Schecks als in den Grenzen des Auftrags ſich 
haltend der Kl. gegenüber berechtigt geweſen und daß 
die Kl. der Bekl. hinſichtlich des zum Ankauf des Schecks 
Aufgewendeten erſatzpflichtig wäre. Nach dem übrigen 
vom BR. ſelbſt feſtgeſtellten Sachverhalt hat die Bekl. 
den Scheck nicht etwa angekauft, um ihn für ſich zu 
erwerben und zu behalten, ſondern, um ihn als ſach⸗ 
gemäßes Mittel zur Ausführung des aufgetragenen 
Geſchäfts zu verwenden. Danach wird die Entſcheidung 
des BR. durch die Begründung nicht getragen. Viel⸗ 
mehr wäre nach dieſer Begründung das von der Bekl. 
zu dieſem Ankauf Aufgewendete von dem Guthaben 
der Kl. abzurechnen, wogegen die Bekl. nach 88 667, 
675 BGB. zur Herausgabe des Schecks als des aus 
der Geſchäftsbeſorgung Erlangten verpflichtet wäre. 
Daher war das Urteil aufzuheben. Zu einer andern 
Endentſcheidung iſt die Sache nicht reif. Zunächſt iſt 
noch feſtzuſtellen, ob die Bekl. tatſächlich berechtigt war, 
zum Zwecke der aufgetragenen Geſchäftsbeſorgung den 
Scheck vorzukaufen. Sodann bleibt zu prüfen, ob nach 
Inhalt und Bedeutung der Vereinbarung der Betrag 
des Schecks zu dem zwiſchen den beiden Direktoren feſt⸗ 
geſetzten Höchſtkurs von 86% oder nur zu dem Kurſe 
von 84 ½ % ͤ‚etwa noch unter Hinzurechnung einer 
Proviſion, von dem Guthaben der Kl. abzurechnen iſt. 
Da die 85 670, 675 BGB. nachgiebige Beſtimmungen 
ſind, könnte weiter in Frage kommen, ob nach den 
Vereinbarungen die Bekl. etwa für den Erfolg der von 
ihr übernommenen Geſchäftsbeſorgung derart einzu⸗ 
ſtehen hatte, daß ſie von der Kl. Erſatz der Aufwen⸗ 
dungen nicht verlangen konnte, wenn der von der Kl. 
verfolgte Zweck nicht erreicht wurde, ſei es auch zufolge 
eines Umſtandes, den ſie nicht zu vertreten hatte, wie 
hier die Unmöglichkeit der Ueberſendung des Schecks 
infolge des Kriegsausbruchs. (Urt. des V. 38S. vom 
12. Februar 1919, V 213/18). — — n. 
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Ein als Grunddienſtbarkeit beſtehendes Wegerecht 
zugumften eines beſtimmten Grundftäde Dart nicht ohne 
weiteres auch zugunſten eines anderen Grundſtücks aud- 
geübt werden, das den nämlichen Eigentämer gehört. 
Aus den Gründen: Der Grunddienſtbarkeit iſt die 
Beziehung auf den Vorteil des herrſchenden Grundſtücks 
derart weſentlich, daß ihr Inhalt über das ſich hieraus 
ergebende Maß hinaus nicht erſtreckt werden kann, ein 
Satz, der nicht nur im BGB. (8 1019) feinen Ausdruck 
gefunden hat, ſondern auch im früheren Rechte, dem 
gemeinen wie dem preußiſchen, galt und demnach auch 
für Grunddienſtbarkeiten zutrifft, die bereits vor In⸗ 
krafttreten des BGB. entſtanden und nach Art. 184 
FG. BGB. mit der dort bezeichneten Maßgabe mit dem 
ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Inhalt 
9 geblieben find (RG. Bd. 1 Nr. 121 S. 329, 
Bd. 8 Nr. 54 S. 207, RG. bei Gruchot Bd. 32 auf 
S. 1014, Rehbein, Entſch. des Obertrib. Bd. 3 Anm. 
S. 1050). In dem erſten der hier bezeichneten Urteile 
iſt insbeſondere anerkannt, daß derjenige, dem das 
Durchfahrtsrecht für ein beſtimmtes Grundſtück von 
und nach einer Straße zuſteht, es nicht für die Ver⸗ 
mittlung des Wagenverkehrs eines anderen ihm ge⸗ 
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hörigen Grundſtücks beanſpruchen kann. Um eine In⸗ 
anſpruchnahme des Wegerechts des Bekl. zum Vorteile 
feines nicht berechtigten Fabrikgrundſtücks handelte es 
ſich auch, wenn er feine auf diefem beſchäftigten An⸗ 
geſtellten ihren Weg von da nach dem Trennſtück des 
Kl. zunächſt über ſein berechtigtes Hausgrundſtück hin⸗ 
wegnehmen ließ. Nach den Tatbeſtänden der Vorder⸗ 
urteile iſt ein zur Fabrik des Bekl. gehöriger Schuppen 
zu einem kleinen Teile auf das Hausgrundſtück hinüber⸗ 
gebaut. Dies hat das BG. ohne erſichtlichen Rechts⸗ 
irrtum dahin gewürdigt, daß dadurch keine wirtſchaft⸗ 
liche Einheit zwiſchen dem Fabrikgrundſtücke und dem 
Hausgrundſtücke und keinerlei wirtſchaftliche Bezie⸗ 
hungen der Kontorangeſtellten zu dieſem herrſchenden 
Grundſtücke hergeſtellt würden. Daß der Prokuriſt und 
die Kontorangeſtellten des Bekl. in dem bezeichneten 
auf das Grundſtück hinübergebauten Teil des Fabrik⸗ 
ſchuppens beſchäftigt würden oder worden ſeien, be⸗ 
hauptet ſelbſt die Revifion nicht. Nach dem Lageplan 
liegt das Kontor des Bekl. an dem dieſem Schuppen⸗ 
teile entgegengeſetzten Ende des Fabrikgrundſtücks. Es 
mag der Reviſion zuzugeben ſein, daß „der wirtſchaft⸗ 
liche Betrieb“ auf dem Grundſtücke durch Perſonen 
ausgeübt wird, und daß „das Intereſſe des Grund⸗ 

ſtücks“ ein „gewiſſes Intereſſe der dort arbeitenden 
Perſonen“ einſchließt, und es iſt ohne Frage richtig, 
wenn die Reviſion ſagt: ein Ab» und Zugehen des 
Bekl. und ſeiner Leute von dem Hausgrundſtück auf 
das Fabrikgrundſtück und umgekehrt ſei durchaus zu⸗ 
läſſig und könne nicht verboten werden. Weder das 
eine noch das andere rechtfertigt aber den Schluß, daß 
dieſe Grundſtücke eine wirtſchaftliche Einheit bilden, 
und weder das eine noch das andere ſteht der An⸗ 
nahme des BG. entgegen, daß der Bekl. das Wegerecht 
unberechtigterweiſe zum Vorteile ef abrikgrund⸗ 
ſtücks beanſprucht, wenn er die auf ſeinem Fabrikgrund⸗ 
ſtück beſchäftigten Kontorangeſtellten ihren Weg nach 
und von dieſem Grundſtücke über das zugunſten feines 
Hausgrundſtücks belaſtete Trennſtück des Kl. nehmen 
läßt und hierfür Duldung verlangt. (Urt. des V. 85. 
vom 25. September 1918, V 125/18). 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


Auoerdunngen in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment von Perſonen, die nicht Chegatten find, können 
nicht als Einzelteſtamente aufrecht erhalten werden. 
Semeinſchaſtliches Teſtament oder Erbvertrag? Umfang 
der Ermittelungspflicht nach $ 12 F566. Die Ge⸗ 
ſchwiſter Georg K. und Barbara K. beſtimmten am 
13. Jan. 1903 vor dem Notariat M. und zwei Zeugen 
für ihren Todesfall: „Im Falle des Ablebens des 
Einen von uns Geſchwiſtern wird das Ueberlebende 
der Alleinerbe des zuerſt Verſterbenden. Wenn ich 
Barbara K. zuerſt mit Tod abgehe, ſo hat mein Bruder 
an meine Patin Kunigunde 8 ſofort mein Bett, die 
dazu gehörige Bettwäſche, meine Kleider und einen 
Schrank hinauszugeben. Sie erhält nach dem Tode 
des Längſtlebenden von uns die Hälfte des alsdann 
noch vorhandenen Vermögens.“ Das „ etztwillige 
Verfügung“ überſchriebene Protokoll wurde vorgeleſen, 
von den Geſchwiſtern K. genehmigt und von ihnen, 
den Zeugen und dem Notar eigenhändig unterſchrieben. 
Anläßlich der nach dem Tode der Barbara K. ein⸗ 
geleiteten Nachlaßbehandlung gab das Nachlaßgericht 
gegenüber dem Georg K. ſeine Meinung dahin kund, 
daß die letztwillige earfgg 2 ein Teſtament und 
wegen Verſtoßes gegen 8 2265 BGB. nichtig ſei. 
Georg K. erklärte daraufhin, ihm ſei das ganz recht, 
denn er hätte das Teſtament geändert, wenn es in 
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ſeiner Macht geſtanden wäre. Das Gleiche eröffnete 
das Nachla cht den übrigen geſetzlichen Erben. 
Dieſe nahmen die Erbſchaft an und beantragten die 
Erteilung eines Erbſcheins. Das Nachlaßgericht ver⸗ 
fügte om die Ausſtellung eines Erbſcheins für die 
geſetzlichen Erben. Der Antrag der Kunigunde H, 
den die Erteilung des Erbſcheins anordnenden Beſchluß 
rückgängig zu machen und ihr Nacherbrecht in den Erb⸗ 
ſchein aufzunehmen, wurde zurückgewieſen und ihre 
Beſchwerde blieb ohne Erfolg. Auf ihre weitere Be⸗ 
ſchwerde wurden die Vorentſcheidungen aufgehoben 
und die Sache an das Nachlaßgericht zurückverwieſen. 
Aus den Gründen: Nach 8 2265 BEL. kann 
ein gemeinſchaftliches Teſtament nur von Ehegatten 
errichtet werden. Ein von anderen Berfonen als Ehe- 
gatten errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament iſt un⸗ 
gültig und die darin getroffenen letztwilligen Anord- 
nungen können nach 8 140 BG. nicht als Einzel⸗ 
teſtamente aufrecht erhalten werden (RIA. Bd. 9 S. 12 
und RG. Bd. 87 S. 33). Dagegen kann der Auf⸗ 
faffung des Landgerichts nicht beigetreten werden, daß 
die letztwillige Verfügung vom 13. Jan. 1903 nicht 
Erbvertrag ſein könne. Allerdings ſpricht die Ueber⸗ 
ſchrift der Urkunde gegen die Vertragsnatur. In der 
Sprache des BGB. werden Teſtament und Erbver⸗ 
trag als n von Todes wegen bezeichnet, 
während die Ausdrücke Teſtament und letztwillige 
Verfügung gleichbedeutend find (8 1937 und die Ueber⸗ 
ſchriften des 3. und 4. Abſchn. des 5. Buches). Auch 
iſt aus dem Wortlaute nicht „ daß die Ge⸗ 
ſchwiſter K. ſich an ihre Erklärungen binden wollten. 
Aber man kann nicht ohne weiteres unterſtellen, dem 
Notare ſei 8 2265 BGB. nicht bekannt geweſen. Mög⸗ 
. hat er die Erbeinſetzungsverträge ſtets in 
der vorliegenden Form beurkundet. Hierzu mag be⸗ 
merkt ſein, daß der Nachlaßrichter von der irrigen 
Anſicht ausgeht, die Errichtung eines öffentlichen 
Teſtaments erfordere die Beobachtung einer größeren 
Zahl von Förmlichkeiten als der Abſchluß eines Erb⸗ 
vertrags. Nach 8 2276 Abſ. 1 BEL. iſt vielmehr ein 
Erbvertrag in der Form zu ſchließen, die für Errich⸗ 
tung eines ordentlichen öffentlichen Teſtaments vor⸗ 
geſchrieben iſt, nur für einen Erbvertrag zwiſchen Ehe 
gatten oder zwiſchen Verlobten, der mit einem Ehe⸗ 
vertrag verbunden wird, 743405 nach 8 2276 Abſ. 2 
die für den Ehevertrag in 8 1434 vorgeſchriebene Form. 
ng ift aus der Erklärung des Georg K. gegen- 
er dem Nachlaßgericht zu entnehmen, daß K. ſich 
an die letztwillige Verfügung vom 13. Jan. 1903 ge⸗ 
bunden erachtet hat. Allerdings beſtimmen die Ge⸗ 
richte nach 8 12 888. über den Umfang der Ermit⸗ 
telungen; ſie haben daher nur die geeignet erſcheinen⸗ 
den Beweiſe aufzunehmen und find nicht verpflichtet, 
jedem Beweisantrage ſtattzugeben; fie können jede 
Beweisaufnahme unterlaſſen, wenn ſie den Sachver⸗ 
3 I fo geklärt halten, daß von der Erhebung des 
eweiſes kein ihre Entfcheidung beeinfluſſendes Er⸗ 
ebnis zu erwarten iſt. Allein hier iſt der Sachver⸗ 
dat nicht genügend geklärt, denn Ermittelungen über 
ie Bedeutung der Erklärungen der Geſchwiſter K. 
nd unterblieben, obwohl gegen die angenommene 
uslegung Bedenken beſtehen. Es wäre geboten ge⸗ 
weſen, aufzuklären, welchen Sinn die Geſchwiſter K. 
mit ihrer Verfügung verbunden haben. Da dies nicht 
eſchehen iſt, mußten die Entſcheidungen wegen Ver⸗ 
oßes gegen 8 12 G. aufgehoben werden. (Beſchl. 
des I. 38S. vom 14. Marz 1919, Reg. III Nr. mn) 
4614 


213 


B. Strafſachen. 
1 


Ueber die Berechnung der Strafzeit bei Gelamt- 
oder Zuſatzſtrafen. Gründe: Die Strafkammer hat 
im Einklang mit den vom 82 aufgeſtellten 
Erundſätzen RGSt. (Bd. 6 S. 283, Bd. S. 297 
307], Bd. 26 S 168 ff., Bd. 44 S. 306, Bd. 46 S. 180; 

ayd. 1905 S. 304 B II) und mit den Ausſührungen 
Köhlers (Ger Saal Bd. 65 S. 33 ff.) den Beginn der 
Strafzeit auf den Zeitpunkt der Rechtskraft des erſten 
Urteils verlegt und ſich hiemit in Widerſpruch zu der 
Rechtſprechung des Obs. geſetzt, das bisher ſtets 
daran feſtgehalten hat, daß gegenüber Verurteilten, 
die zurzeit ſchon eine der Einzelſtrafen verbüßen, 
der 1 der nach 8 79 St. ausgemeſſenen Se⸗ 
ſamtſtrafe in dem Augenblicke beginne, in dem die 
letzte die Geſamtſtrafe ausſprechende Entſcheidun 
rechtskräftig geworden ſei, und daß von dem hiena 
19 berechnenden Strafende der bis zum Eintritt der 

echtskraft ſchon verbüßte Teil der in die Geſamtſtrafe 
einbezogenen Einzel ſtrafe unter Auflöſung in Tage 
und Tagesbruchteile durch Zurückrechnen abzuziehen 
ſei (Obs St. Bd. 2 S. 187 ff., Bd. 3 S. 92, Bd. 4 
S. 3, Bd. 5 S. 53 95 Bd. 7 S. 201, Bd. 9 S. 267, 
273, Bd. 10 S. 233 ff.). Bei neuerlicher Prüfung der 
Frage kann der Strafſenat an feiner bisherigen An⸗ 
ſicht nicht feſthalten: Die Vorſchrift des 8 74 SIEB. 
beruht nach den Motiven allein auf der Erwägung, 
daß die Vollſtreckung mehrerer Strafen in unmittelbarer 
Aufeinanderfolge in der Regel eine unbillige Ver⸗ 
ſchärfung des Strafübels enthalte und daher dieſe 
nicht beabſichtigte Härte durch eine Abkürzung der 
Strafzeit auszugleichen ſei. Die Einzelſtrafen find 
daher nach 8 74 StG. eat eine abgekürzte einheit⸗ 
liche Geſamtſtrafe un ren, die unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des 8 79 StGB. auch bei geſtaffelter Abur⸗ 
teilung im fpäteren Urteil und beim Vorliegen mehrerer 
unter Außerachtlaſſung dieſer Vorſchrift ergangener 
rechtskräftiger Urteile noch im Rahmen des Straf⸗ 
vollzugs durch Beſchluß zu bilden iſt. Wenn hienach 
für den Strafvollzug lediglich die Geſamtſtrafe in 
Betracht kommt und bei deren Vollſtreckung die Einzel⸗ 
ſtrafen ihre Bedeutung verlieren, ſo liegt — wie der 
Beſchluß der Ver. Strafſenate des RG. vom 18. April 
1894 (Bd. 25 S. 308 /9) überzeugend nachgewieſen hat 
und allgemein anerkannt iſt — in der Umwandlun 
der Einzelſtraſen in die einheitliche Geſamtſtrafe do 
nur eine richterliche Entſcheidung über die „Modalität 
der Vollſtreckung der Einzelſtrafen“, die auch nach der 
Umwandlung an ſich in Kraft bleiben und nur durch 
die Geſamtſtrafe erſetzt werden. Die Richtigkeit dieſer 
Auffaſſung ergibt ſich daraus, daß bei der Bildung 
einer weiteren Geſamtſtrafe, ſei es auf Grund des 
8 79 Stg., ſei es des 8 492 StPO. nur die frühere 
Entſcheidung über die Bildung der Geſamtſtrafe weg⸗ 
fällt, die — wenn auch nur in den Gründen ausge⸗ 
ſprochenen, aber gleichwohl i — Linzel⸗ 
ſtrafen aber als Grundlage der neuzubildenden Ge⸗ 
ſamtſtrafe beſtehen bleiben. Schon dieſem Verhält⸗ 
nis der Einzelſtrafe zur Geſamtſtrafe widerſpricht 
es, den auf Grund eines rechtskräftigen Urteils nach 
8 481 StPO. ordnungsgemäß eingeleiteten Vollzug 
einer Einzelſtrafe nicht als Vollzug eines entſprechenden 
Teils der ſpäter feſtgeſetzten Geſamtſtrafe gelten laſſen 
zu wollen: fo wenig durch die Bildung der Geſamt⸗ 
ſtrafe die ihr als Unterlagen dienenden Einzelſtrafen 
aus der Welt geſchafft ſind, ſo wenig kann ein ordnungs⸗ 
gemäß verbüßter, alſo getilgter Teil einer a 
der neugebildeten Geſamtſtrafe gegenüber als nicht 
getilgt wieder in Rechnung geſtellt werden. Ein der⸗ 
artiges Verfahren, das ohne Berückſichtigung des bis⸗ 
herigen Strafvollzugs ab Rechtskraft der die Geſamt⸗ 
ſtrafe feftfegenden Entſcheidung die ganze Dauer der 
Geſamtſtrafe anſetzt und erſt von dem ſo gewonnenen, 
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fingierten Strafende die tatſächlich verbüßte Zeit, auf⸗ 
gelöſt in. Tage und Tagesbruchteile, abrechnet, ver⸗ 
ſtieße auch gegen den Grundſatz, daß die Verbüßung 
der Strafe nach demſelben Maßſtabe zu bewerten ſei, 
nach dem die Strafe zugemeſſen ward, d. i. gemäß 
8 19 Abſ. 1 StB. nach den höheren Zeltabſchnitten 
und ihren Unterabteilungen, alſo in erſter Linie nach 
Jahren oder Monaten. Nach dem Grundgedanken des 
8 79 StEB., der auf dem Wege des Nachtragserkennt⸗ 
niſſes dieſelbe Wirkung erzielen will, die eingetreten 
wäre, wenn ſchon bei der erſten Aburteilung der ganze 
e vorgelegen wäre, muß folgerichtig der 
Einheitlichkeit der Strafe 990 die Einheitlichkeit der 
Vollſtreckung entſprechen, daher auch die begonnene 
Vollſtreckung der Einzelſtrafe in die Vollſtreckung der 
Geſamtſtrafe übergehen dergeſtalt, daß der Beginn der 
Vollſtreckung der Einzelſtrafe als Beginn der Voll⸗ 
ſtreckung der Gefamtftrafe zu erachten und zu be 
handeln iſt. (Urt. des 1. Sir S. des RG. in Bay gf. 
1905 S. 304 /5). Dem entſpricht auch die ſchon er⸗ 
wähnte, allgemein anerkannte Zuläſſigkeit der nach⸗ 
träglichen Bildung der Geſamtſtrafe in der Form von 
Zuſatzſtrafen, die aus Zweckmäßigkeitsgründen beſonders 
von norddeutſchen Gerichten bevorzugt wird, da Ih 
den erkennenden Richter der Notwendigkeit überhebt, 
die auf Grund der früheren Urteile verbüßte Strafzeit 
genau zu ermitteln und urteilsmäßig auf die neu 
erkannte Geſamtſtrafe anzurechnen. Alle dieſe Er⸗ 
e veranlaſſen den Strafſenat, von ſeiner bis⸗ 
erigen Anſicht abaugeben: (Beil. vom 8. Februar 
919, Beſchw.⸗Reg. Ar. 47/1919). Ed. 
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um Amneſtieerlaß vom 3. und 16. Dezember 1918. 
Welches Gericht erkennt auf Strafe i. S. dieſer Berord⸗ 
zn: Gründe: Der Angeklagte iſt am 11. September 
1918 von der Strafkammer zu 4 Wochen Gefängnis 
verurteilt worden. Seine Reviſion wurde am 16. De⸗ 
zember 1918 verworfen. Die Strafkammer hat ſeine 
Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der Strafvoll« 
ſtreckung für Dekan erklärt, da die Strafe nach 
82 Abi. 1 Satz 2 der B. des Rates der Volksbeauf⸗ 
tragten über die Gewährung von Straffreiheit und 
Strafmilderung vom 3. Dezember 1918 erlaſſen ſei. 
Der Staatsanwalt bekämpft dieſe Entſcheidung, da es 
für den Straferlaß nicht auf das erſtinſtanzielle Urteil, 
ſondern auf das nach dem 5. Dezember 1918 ergangene 
Urteil des Reichsgerichts ankomme, durch das zwar 
nicht die Strafe feſtgeſetzt, gleichwohl aber mit dem 
Ausſpruche, daß die im angefochtenen Urteile feſtgeſetzte 
Strafe zu Recht beſtehe, erſt in der Sache erkannt worden 
ſei. Dieſer Auffaſſung kann nicht beigepflichtet werden. 
Auf Strafe zu erkennen iſt Sache der unteren Inſtanzen, 
nicht des Reviſionsgerichts. Daß die VO. vom 3. Des 
zember 1918 den gleichen Standpunkt vertritt, erhellt 
daraus, daß fie in ihrem 8 2 Abſ. 1 zwiſchen den bis 
zu ihrem Inkrafttreten rechtskräftig erkannten Strafen 
(Sat 1) und den bis zu ihrem Inkrafttreten erkannten, 
binnen 2 Wochen nach dem Inkrafttreten rechtskräftig 
werdenden Strafen (Satz 2) unterſcheidet. Aber ſelbſt 
wenn man die Auffaſſung des Staatsanwalts als richtig 
unterſtellen und erſt in dem reichsgerichtlichen Urteile 
die auf Strafe erkennende Entſcheidung ſehen wollte, 
wäre doch der Ausſpruch der Straftammer richtig,. 
denn das Begnadigungsrecht kommt nicht dem Reiche, 
ſondern jeweils dem Träger der Staatsgewalt in den 
einzelnen Bundesſtaaten zu; die im RGBl. vom 5. De⸗ 
zember 1918 veröffentlichte VO. des Rates der Volksbe⸗ 
auftragten vom 3. Dezember 1918 hatte alſo nicht ohne 
weiteres in Bayern Geltung, ſondern erlangte ſie erſt 
mit ihrer Einführung durch die Regierung des Volks⸗ 
ſtaates Bayern mittels der VO. über die Niederſchlagung 
von Strafverfahren vom 16. Dezember 1918 (Bayer. 
Staatsanz. Nr. 293 vom 17. Dezember 1918). Danach 
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iſt die WO. des Rats der Volksbeauftragten vom 3. De⸗ 
zember 1918 in Bayern erſt am 17. ber 1918, 
alſo nach dem an ſich rechtskräftigen reichsgerichtlichen 
Urteil in Kraft getreten, fo daß die Strafe auf Crund 
des 8 2 Abſ. 1 Satz 1 dieſer BO. erlaſſen iſt. Abge⸗ 
[eben davon hätte übrigens auch ſchon nach Nr. IIC b 
er bayer. VO. vom 22. November 1918 (Bayer. Staats⸗ 
anz. Nr. 273), die durch die BO. vom 16. Dezember 
1918 aufrecht erhalten wurde, die Strafe als erlaſſen 


zu gelten. (Beſchl. vom 15. März 1919, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 106/1919). Ed. 
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Mi gegen eine Entſcheidung kein Rechtsmittel zu: 
2 ſo darf der Dirne ſich nicht als unzuſtändig 
lären, ſondern muß das Rechtsmittel als unzuläf 
zurüdweilen. Inſtändigkeit zur Verhaftung in Bolks⸗ 
gerichtsſachen. Die W. wurde als eines Diebſtahls 
verdächtig von der Kriminalpolizei in Sch. feſtge⸗ 
nommen, worauf der Staatsanwalt das AG. Sch. 
um Verhör und Erlaſſung eines Haftbefehles erſuchte. 
Der Amtsrichter verhörte die W. und erließ gegen 
ſie Haftbefehl, worauf ſie ſich beſchwerte. Der Staats⸗ 
anwalt bemerkte zu den Akten: „Volksgerichtsſache“, 
„beſtätigte“ den Haftbefehl und beantragte bei der 
Strafkammer, die VBeſchwerde als unzuläſſig zu ver⸗ 
werfen. Die Strafkammer erklärte ſich für unzu⸗ 
ſtändig, da die Tat durch das Volksgericht abzuur⸗ 
teilen fei, nach 8 15 Abſ. 1 der Ausf. vom 19. November 
1918 die Vorſchriften der StPO. über die Verhaftung 
keine Anwendung finden, im übrigen in einem zur 
Zuſtändigkeit des Volksgerichts gehörigen Strafver⸗ 
fahren die Strafkammer als beſchließendes Gericht 
Aae e onach die Strafkammer zur Verbe 
ſcheidung der Beſchwerde nicht zuſtändig ſei. Der 
Staatsanwalt legte „weitere Beſchwerde“ ein mit 
dem Antrage, den Beſchluß aufzuheben und die Bes 
ſchwerde als unzuläſſig zu verwerfen, da die Straf⸗ 
kammer zuſtändig ſei. Die Strafkammer 75 der 
Beſchwerde nicht ab. Der angefochtene Beſchluß wurde 
aufgehoben und die Sache zur neuerlichen Beſchluß⸗ 

faſſung zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Es fragt ſich, ob es ſich 
um eine „weitere Beſchwerde“ i. S. des 8 352 StPO. 
handelt oder um eine Beſchwerde nach 8 346. Gegen⸗ 
ſtand iſt nicht ein Ausſpruch der Strafkammer über 
den Haftbefehl, ſondern der Beſchluß über die Un⸗ 
zuſtändigkeit. Wäre die Beſchwerde des Staatsan⸗ 
walts eine weitere Beſchwerde, fo wäre fie, falls fie 
nicht als weitere Haftbeſchwerde zu gelten hätte, nach 
8352 Abſ. 2 StPO. unguläffig, das nämliche wäre aber 
auch für eine weitere Haftbeſchwerde der, Fall, denn 
da nach 8 15 Abſ. 1 der Bek. vom 19. Nov. 1918 die 
Vorſchriften der StPO. über Verhaftung in Volks⸗ 
gerichtsſachen keine Anwendung finden, iſt ſowohl die 
erſte wie die weitere Haftbeſchwerde unzuläſſig. Es ſteht 
ſonach eine Beſchwerde i. S. des 8 346 Abſ. 1 in Frage. 
Nach 8 1 der Bek. vom 19. Nov. 1918 gelten für die 
Bolksgerichte die für die Landgerichte maßgebenden 
Vorſchriften der StPO. und des 88G., ſoweit nicht 
in der BO. über die Volksgerichte vom 19. Nov. 1918 
und in der Bek. vom gleichen Tag abweichendes bes 
ſtimmt iſt. Wie ſchon erwähnt finden die Vorſchriften 
der StPO. über die Verhaftung keine Anwendung; 
es bedarf ſonach zur Verhaftung keines richterlichen 
Haftbefehls nach 8 114 StPO., vielmehr können der 
Staatsanwalt, feine Hilfsbeamten und der um Vor⸗ 
nahme einer Unterſuchungshandlung angegangene 
Amtsrichter jederzeit den Beſchuldigten in Unter⸗ 
ſuchungshaft nehmen; es war deshalb das Erſuchen 
des Staatsanwalts an den Amtsrichter um Erlaſſun 
eines Haftbefehls gegen die bereits von der Polize 
feftgenommene und in das Gefängnis eingelieferte 
Beſchuldigte überflüſſig, ebenſo „die Beſtätigung“ des 
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Haftbefehls durch den Staatsanwalt, da der Amts⸗ 
richter von ſich aus berechtigt war, die Beſchuldigte 
in Unterſuchungshaft zu nehmen. Nur nebenbei 
ſei bemerkt, Be es einer Verfügung des Amtsrichters 
über Berhängung der Unterſuchungshaft gar nicht 
bedurfte, da dieſe ſchon mit der Feſtnahme und Ein⸗ 
lieferung der Beſchuldigten zuläſſig verhängt war. 
Davon, daß im übrigen die Beſtimmungen der StßO. 
über das Beſchwerdeverfahren in Volksgerichts 6 
ausgeſchloſſen ſeien, kann keine Rede ſein. Nach 8 72 
886. find die Strafkammern zuſtändig zur Entſcheidung 
über Befchwerden gegen Verfügungen des Amtsrichters; 
dieſe Zuſtändigkeit fällt nicht dadurch weg, daß eine 
Verfügung des Amtsrichters nach der StPO. oder 
einer ne emei wie bier, einer Anfechtung 
entzogen iſt; in einem ſolchen Fall hat das Beſchwerde⸗ 
gericht über das Rechtsmittel zu entſcheiden, dagegen 
der es nicht an, acht dem i für unzuſtändig 


zu a ären, 5. April 1919, an: . 
Reg. Nr. 153 / 100 
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eg Br 1 Sorgfaltspflicht 
u K. 17 2 Ve lan ie Wenemrekee 
) Zwei i lbarbeter 15 

in Ha . anne um, konnten 


5 jedoch nicht 
zu Boden bringen, weil je e ſich beim Fallen in anderen 
Bäumen verfing; nach Einbruch der Dunkelheit ver⸗ 
ließen ſie ohne weitere Vorſichtsmaßregeln die abſeits 
vom Wege gelegene Arbeitsſtelle. Bald darauf warf 
der herrſchende ſtarke Wind den Baum vollends um, 
als gerade ein in der Nähe mit Holzſammeln be⸗ 
ſchäftigt geweſenes Ehepaar vorüberging, angeblich 
auf dem Heimweg und ohne ſich an dem Baum zu 
ſchaffen zu machen; die Ehefrau wurde erheblich ver⸗ 
letzt. Das Scho engericht verurteilte die beiden Ar⸗ 
beiter wegen fahrläffiger Körperverletzung zu einer 
Geldſtrafe, weil nach den forſtw. Unfallver utungs⸗ 
vorſchriften angeſägte Bäume niemals allein gelaſſen 
werden dürfen; die Strafkammer kam nach Augenſchein 

zur Freiſprechung. Das Armenrecht für den Ent⸗ 
ſchadigungsprozeß wurde auch vom Beſchwerdegericht 
verweigert. 

Aus den Gründen: Nach den eingehenden 
Erhebungen der 8285 ammer iſt eine Haftung der 
Beklagten aus Ares GB. nicht begründbar. Ver⸗ 
letzung eines Schutzgeſetzes (8 823 Abſ. 2) kommt nicht 
in Frage, weil die forſtw. 8.48, 327; Ji. 115, 
kein ſolches Geſetz find (RG. Z W. 
243), re 111 einen a Day Maßſtab für die 
na 88 Abs. 1, 276 BGB. jeweils im Einzelfall 
feſtzuſtellende Fahrläfſigkeit, d Verletzung der im 
Verkehr erforderlichen — alſo nicht jeder überhaupt 
denkbaren oder jeder nach den Umſtänden erforder⸗ 
lichen — Sorgfalt bilden. Abweichend z. B. von den 
ſtrengeren Vorſchriften des 9 5 1 (Recht 1917 
Nr. 491) kann alſo nach 8 276 882. nicht die An⸗ 
wendung ganz ungewöhnlicher und über Gebühr an⸗ 
geſpannter Vorſicht verlangt werden (RG. bei Gruch. 
49, 614). Eine ſolche Uebderſpannung bedeuten ans 
ide der gene des Fällungsorts und des 

8 der Winternacht beim Verlaſſen des bereits 
2 Baumes die jetzt von der Klägerin als 
notwendig bezeichneten Maßnahmen (ſtundenlange Be⸗ 
wachung bis in die tiefe Nacht, Abſperrung mittels 
Schnur, . g von Warnungsplakaten oder 
einer Laterne) enn die F derartig ſtren 
Anforderungen an die Holzarbeiter ſtellen will, 0 
müßte das Gleiche auch für ihre eigene Sorgfalts⸗ 
pflicht gelten, zumal beide Eheleute aufolge der früheren 
Auskunft der Arbeiter genau wußten, daß ſie an der 
Unfallſtelle ohne Erlaubnis des Eigentümers fein Golz 
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ſammeln durften. Die Klägerin und ihr Mann können 
übrigens auch im Armenrechtsverfahren keinen un⸗ 
bedingten Anſpruch auf Glaubwürdigkeit ihrer ein⸗ 
ſeitigen Schilderung des Hergangs erheben, für den 
ſie beweispflichtig wären, aber keinen einwandfreien 
Beweis anbieten können. Die Ausſage des Dr. M. im 
Strafverfahren über die Angaben des Ehemannes beim 
erſten Krankenbeſuche erweckt vielmehr eher den Ein⸗ 
druck, daß ſich der Mann gerade an dem angeſägten 
fon hängenden Baum ſelbſt unberechtigterweiſe zu 
ſchaffen gemacht hat. Wenn die Arbeiter angeſichts 
ihres ausdrücklichen Verbots vom Nachmittag mit einer 
ſolchen rechtswidrigen Handlung nach Einbruch der 
Nacht nicht mehr rechneten, ſo können ihnen jedenfalls 
die Eheleute W. hieraus keinen Vorwurf machen. Iſt 
hiernach die e ausſichtslos, ſo kommt 
auch nichts darauf an, ob die Beklagten vermöglicher 
als die Klägerin find und ob dieſe einen Vergleich 
Be 1 9 5. (Beſchl. vom 22. Januar 1919, ee s 
eg. 1 
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Ungzuläffigteit der 17 atzzuſtellung an Soldaten des 
aktiven Heeres; Heilbarkeit des Nangels. Beſchränkung 
der Ber Ablung und Auſhebung dieſer Anordnung. 
Nachhelung von Mängeln der Klagezuſtellung. Mangel 
der Ladung und deſſen Heilbarkeit. Grundſatz der münd⸗ 
12 Serhandlung; weſentlicher . des Verfahrens 
als Grund zur Zurüdverweilung an die erſte Inſtanz 
639 172, 181, 295, 146, 150, 253, 214, 128, 278, 286, 

9 380.) Aus den Gründen: Das LG. hat am 
21 Juni 1918 angeordnet, daß die Verhandlung zu⸗ 
nächſt auf das prozeſſuale Verteidigungsmittel des 
Bekl. zu beſchränken ſei, wonach die am 30. November 
1916 an ſeine Mutter bewirkte Erſatzzuſtellung der 
Klage ungültig ſein ſoll, da er damals ſchon als nun 
des aktiven Heeres im Felde geftanden ſei (88 146 
329 BO.) Dieſe Frage hat das L. zutreffend be⸗ 
antwortet. Nach der herrſchenden Anſicht ſchließt die 
aus Gründen der Dienſtaufſicht, ſowie zur Sicherheit 
und zum Schutze für die Beteiligten erlaſſene Vorſchrift 
des 8 172 BO. kraft ihres zwingenden Charakters an 
ſich jede andere Art der Zuſtellung, namentlich auch 
die eu nach den 88 181 ff. aus (vgl. die 
Kommentare zu 772 ZBO., ferner RGUrt. v. 29. Jan. 
1915 in 907 N. 1915, 423, 615; W. 14, 749 — da⸗ 
nn JW. 16, 610°: 7, 573 Recht 1915 

r. 672; 1916 185 213 u. a.). Das ® Ber. bat um fo 
weniger zu einer Abweichung von dieſer Re nung 
Anlaß, als durch die Bundesratsbek. vom 22. Dezember 
1915 (RG Bl. 833) Ausnahmen nur für Zuſtellungen 
an Rechtsanwälte und auf Antrag auch für ſonſtige 
Prozeßbevollmächtigte geſtattet ſind; dadurch iſt im 
übrigen die zwingende Natur der Vorſchrift des 8 172 
beſtätigt und die . allenfalls mögliche gegen⸗ 
teilige 11 ü lt an aueh: ausgeſchloſſen 
(JW. 15, 1273; 16, 91 ff., 2 ; Waſſermann⸗ 
8555 5 [3], S. 300 f. Bayer 1 
vom 16. Auguſt 1914 unter A. II, I J 41 ff.). 
Daß in einzelnen Fällen befonderer Art — ar 15 bei 
Zuſtellungen an Rechtsanwälte oder an zufällig aus dem 
Felde vorübergehend in die Heimat beurlaubte Sol⸗ 
daten (Warneyer 17, 49; Recht 17, 83 Nr. 169; JW. 
17, 372, 670) — abweichende Entſcheidungen ergangen 
find, kann die Preisgabe der geſetzlichen Regel, zumal 
gegenüber einem im Felde ſtehenden Soldaten nicht 
rechtferti gen, ſondern kann nur die aus äußeren und 
inneren Erwägungen begründete Regel beftätigen. Die 
Erſatzzuſtellung mit Umgehung der vorgeſetzten Kom⸗ 
mandobehörde war ſohin unwirkſam, fo daß die Klage 
nicht ordnungsgemäß erhoben war (8 2531 3800. 
Allerdings hätte dieſer Mangel, der abgeſehen vom 
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Berfäumnisverfahren ($ 3351 Nr. 2) nicht von Amts 
wegen zu berückſichtigen iſt, nach 8 295 ZPO. durch 
Ausſchluß der Rüge geheilt werden können (RE. 49, 
376); dies iſt jedoch nicht geſchehen. Der Bekl. hat 
vielmehr im Termin vom 21. Juni 1918 bei der 
nächſten nach der Klagezuſtellung und der Einſpruchs⸗ 
einlegung gepflogenen mündlichen Verhandlung, in der 
er vertreten war, den Mangel der Zuſtellung ſofort 
gerügt, ohne auf die Befolgung der Vorſchrift verzichtet 
zu haben. Dieſe Rüge hatte das L. nach 8 172 BED. 
nachträglich zu berückſichtigen, nachdem dies am 4. Ja⸗ 
nuar 1918 gegenüber dem Antrage des Kl. auf Er⸗ 
laſſung eines Berfäumnisurteils unterblieben war (8 335 
Nr. 2 3B0.). Damit war an ſich der Gegenſtand der 
durch Beſchluß beſchränkten Verhandlung erſchöpft und 
das Verteidigungsmittel des Bekl. zur Entſcheidung 
durch ein — nicht ſelbſtändig anfechtbares — Zwiſchen⸗ 
urteil reif (8% 146, 303 ZPO.; JW. 01, 7). Tat⸗ 
ſächlich hat jedoch die damalige Verhandlung die ihr 
zunächſt gezogene Schranke wieder überſchritten, wie 
auch die über den Rahmen des 8 303 ZPO. hinaus⸗ 
gehenden Parteianträge erkennen laſſen; das L. hat, 
wenn auch nicht durch förmlich gefaßten, aber doch 
durch ſtillſchweigend erlaſſenen Beſchluß die vorherige 
Trennungsanordnung wieder aufgehoben (88 150, 146 
3880.). In der ſodann unbeſchränkten Verhandlung 
berief ſich der Kl. auf die Nachholung der geſetzmäßigen 
Klageerhebung durch die dem 8 172 ZO. entſprechende 
Zuſtellung vom 13. Mai 1918. Mit Recht iſt das LE. 
davon ausgegangen, daß die Mängel der Klageerhebung 
ſolange, bis der Bekl. hierwegen im Termine Klag⸗ 
abweiſung beantragt hat, alſo auch noch im Einſpruchs⸗ 
verfahren beſeitigt werden können (Soergel, Rechtſpr. 
1917 S. 336°; RG. 22, 421; 44, 350); allein mit Un⸗ 
recht hat es jener Gegeneinrede des Kl. den Erfolg 
verſagt. Nach dem durch Beſchluß nachträglich be⸗ 
richtigten Tatbeſtande des angefochtenen Urteils ſteht 
auf Grund der vorgelegten Urkunden feſt, daß der Kl. 
eine Abſchrift der Klage — ohne die urſprüngliche 
Terminsnote — und des Sitzungsprotokolls vom 3. Mai 
1918 mit Terminsbeſtimmung — Vertagung auf den 
7. Juni 1918 — für den Bekl. an deſſen vorgeſetzte 
Militärbehörde am 13. Mai hat zuſtellen laſſen. Damit 
wurde die vorſchriftsmäßige Klageerhebung nach 8 172 
ZPO. nachgeholt, wenn auch mit verſpätetem Eintritt 
ihrer Wirkungen nach 88 263 ff. Erwieſener⸗ und un⸗ 
beſtrittenermaßen enthielt die ſo zugeſtellte Klageab⸗ 
ſchrift auch die Ladung „zu dem hiebei angeſetzten 
Termine“. Da der urſprüngliche Termin für die Klage 
auf der jetzt zugeſtellten Abſchrift weggelaſſen und ſtatt 
deſſen die Abſchrift des i mit dem 
Termine für den 7. Juni 191 
für jedermann, auch für den Bekl. zweifelsfrei erkenn⸗ 
bar, daß zum Termin vom 7. Juni 1918 behufs Ver⸗ 
handlung über die Klage geladen wurde. Mochte auch 
die urſprüngliche Klagezuſtellung unwirkſam geweſen 
fein, fo war im Hinblick auf die Heilbarkeit nach $ 295 
BO. doch das folgende Verfahren nicht ſchlechgig 
nichtig und es beſtand der Termin vom 7. Juni 1918 
als ſolcher zu Recht, infolge der neuerlichen Ladung 
und Zuſtellung beſtimmt und geeignet zur Verhandlung 
über die Klage. Für dieſe Ladung bedurfte es nicht 
einer beſonderen Terminsbeſtimmung durch den Vor⸗ 
ſitzenden, zumal nicht eine Erneuerung oder Ergänzung 
der Klage, ſondern nur eine Erneuerung ihrer Zu⸗ 
ſtellung geboten war; es genügte die gleichzeitige Zu⸗ 
ellung des Vertagungsprotokolls (Neumiller, ZPO. 
3/4] Anm. zu 8 214; RG. 55, 20; Förſter⸗Kann, ZPO. 
3) 1 626 Anm. 4b zu $ 253). Weitergehende An⸗ 
orderungen würden das bloße Verfahren zum Schaden 
ſeines eigentlichen Zweckes, der Sachverhandlung und 
Entſcheidung, unnötig erſchweren. Ob die dem uns 
berichtigten Tatbeſtand entſprechende Begründung des 
landg. Urteils auch den ſpäter berichtigten Tatbeſtand 
decken ſollte und könnte, iſt mehr als zweifelhaft; es 
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fehlt ſohin dem die Klage angebrachtermaßen en 
den Urteile ſchon in dieſer Richtung an der erforder 
lichen Begründung und haftet deshalb dem une 
Urteilsverfahren ein weſentlicher Mangel an (88 539, 
551 Nr. 7, 286 ZPO.) Dazu kommt noch, daß das 
LG. gar nicht befugt war, den vermeintlichen Mangel 
der Ladung bei der neuerlichen Klagezuſtellung zu 
berückſichtigen. Wie erwähnt, können Inhaltsmängel 
der Klage im Sinne des 8 253 ZBO. durch Verzicht 
oder Rüge⸗Unterlaſſung nach § 295 ZPO. geheilt werden. 
Dies iſt hier geſchehen. Obwohl der Kl. im Termine 
vom 21. Juni 1918, bei der nachſten auf die neuerliche 
Zuſtellung vom 13. Mai 1918 folgenden mündlichen 
Verhandlung ſich ausdrücklich auf dieſe Zuſtellung 
berufen hat, rügte der erſchienene Vertreter des Bekl. 
nicht den vermeintlichen Ladungsmangel, der ihm doch 
bekannt war oder ſein mußte. Da es ſich bei den 
88 253, 214 ff. ZPO. nicht um Vorſchriften handelt, 
auf deren Befolgung eine Partei wirkſam nicht ver⸗ 
zichten kann, ſo konnte mangels ſofortiger Rüge die 
etwaige Verletzung jener be ag a 1. einer⸗ 
ſeits überhaupt nicht mehr, auch nicht in der Be⸗ 
rufungsinſtanz gerügt werden (88 295, 530 ZBO.), 
andererſeits durfte fie vom LE. nicht von Amts wegen 
berückſichtigt werden. Die im zweiten Rechtszuge nach⸗ 
gebrachte Rüge des Bekl. iſt ſohin ohne weiteres un⸗ 
zuläſſig. Das LE. hat durch die ohne den mündlichen 
Antrag des Bekl. im Urteile betätigte Berückſichtigung 
des angeblichen Badungsmangels zuungunſten des Kl. 
den unverzichtbaren und von Amts wegen zu beachten⸗ 
den Grundſatz verletzt, daß über alle der Parteiverfügung 
überlaſſene Prozeßhandlungen, wie Angriffs⸗ und Ver⸗ 
teidigungsmittel und die Gegenerklärungen hierauf nur 
nach ihrer Geltendmachung in mündlicher e ung 
entſchieden werden kann (88 128, 278 35 O.; JW. 17, 
929; Skonietzki, ZO. 1316 Anm. 1 zu 8128; I a 
Borbem. 2B. 1 u, 2b vor 8 128). Dieſer Verſto 
unterliegt nicht dem NRügeverzicht nach 8 295 ZPO. 
und bildet einen weſentlichen Mangel des Verfahrens 
nach 539 (Skonietzki I 320 Anm. 5b; I 1368 
Anm. 28). Ein folder Mangel — ganz een 
davon, daß im erſten Rechtszug über die Sache ſelbſt 
noch gar nicht verhandelt wurde (Seuff Arch. 61, 374 
Nr. 210; Gruchot, Beitr. 50, 1067) — rechtfertigt allein 
ſchon die Anwendung des 8 539 ZBO., zumal da die 
Sache ſelbſt noch nicht zur Entſcheidung reif iſt, den 
Parteien im Falle der Fortſetzung des Rechtsſtreits 
vor dem BerG. (8 537 ZPO.) ein Rechtszug verloren 
ginge (JW. 1908, 452 16) und der Kl. ausdrücklich die 
Anwendung des 8 539 beantragt hat. Es war daher 
unter Aufhebung des Urteils die Sache an das LG. 
zur weiteren Verhandlung und neuerlichen Entſcheidung 
über Hauptſache und Koſten zurückzuverweiſen. (Urt. 
Bra li. 3S. vom 10. März 1919, L. 198/18.) Br. 
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Manes, Alfred, Prof., Staatsbankrotte. (VIII, 
302 S.). Berlin 1918, Karl Siegismund Verlag. 
10 Mk., geb. 12 Mk. 

Das Buch iſt, wie vor allem feſtgeſtellt werden 
muß, bereits im erſten Halbjahr 1918 erſchienen. Nicht 
Deutſchlands, ſondern Rußlands Zuſammenbruch hat 
es veranlaßt. Dem ruſſiſchen Staatsbankrotte w 
denn auch eine eingehendere Betrachtung gewidmet 
(S. 217—246). Daß ihm ein deutſcher folgen könne 
nimmt der Verfaſſer nicht an. Denn der militäriſche 
Endſieg der Mittelmächte ſteht ihm noch außer Zweifel 
(S. 262). Er rechnet aber damit, daß „ſpäteſtens nach 
Kriegsende ein neues Zeitalter ausländiſcher Staats⸗ 
bankrotte bevorſtehe“ (S. 2, 266), daß „zum mindeſten 


der Welt außerhalb der Mittelmächte“ „eine fürchter⸗ 
liche Finanzkriſis“ drohe, da ein Staatsbankrott not» 
wendig tauſende von Brivatbanfrotten, möglicher- 
weiſe auch weitere Staatsbankrotte nach ſich ziehe 
(S. 267). Die Dinge ſind anders verlaufen, als unſere 
Optimiſten erwartet, viel ſchlimmer noch, als unſere 
Peſſimiſten befürchtet. Dem äußeren Zuſammenbruch 
folgte mit Naturnotwendigkeit der innere. Um ſo ak⸗ 
tueller iſt das Werk (leider!) für uns geworden. 

Der Verfaſſer erörtert zunächſt Weſen, Begriff 
und Arten des Staatsbankrotts, gibt eine Reihe ge⸗ 
ſchichtlicher VBeiſpiele vom Altertum bis zur Gegen⸗ 
wart, ſpricht dann von den Urſachen und der Ver⸗ 
meidung, von den Folgen und der Beendigung des 
Bankrotis, von feiner Behandlung in der Finanz⸗ 
und in der Rechtswiſſenſchaft, vom Schutze der Aus⸗ 
landsgläubiger und endlich vom Zuſammenhange 
zwiſchen Staatsbankrott und Staatsgebiet. ueberall 
iſt das Buch intereſſant und belehrend. Daß es viel⸗ 
fach fremde Anſichten in wörtlicher Wiedergabe bringt 
und widerſtreitende einander gegenüberſtellt, belebt 
die Darſtellung, wenn auch die eigene Anſicht des Ver⸗ 
faſſers mitunter allzuſehr zurücktritt. Befonderen Reiz 
bieten beim trübfeligen Stand unſerer heutigen Wirt⸗ 
ſchaftslage die Ausführungen über die Löſung des 
Bankrottzuſtandes (S. 92 ff.). Sie find gleich weit 
entfernt von leichtfertiger e der Kata⸗ 
ſtrophe und von hoffnungloſer Verzweiflung. Möge 
das zuverſichtliche Wort „le crédit est mort, vive le 
crédit“ (S. 99) auch an uns zur Wahrheit werden! 

Den weſentlichſten Unterſchied zwiſchen Privat⸗ 
konkurs und Staatsbankrott erblickt Manes (S. 12 
darin, daß jener eintrete, wenn der Schuldner nicht 
mehr zahlen könne, dieſer, wenn er nicht mehr zahlen 
wolle. Im Zuſammenhange mit dieſer Grundauf⸗ 
faſſung wird die Frage geprüft, ob und wann der 
Staat ein „Recht“ zur eignen VBankrotterklärung habe 
(S. 140 ff., 171). Demgegenüber fei hier in aller Kürze 
betont: Was ein den Konkurs im Rechtsſinne ent⸗ 
ſprechendes 1 beim Staate ausſchließt, iſt 
lediglich das Fehlen einer ihm übergeordneten öffent⸗ 
lichen Gewalt, die ein ſolches Verfahren zu regeln 
und durchzuſetzen imſtande wäre. Auch der Staat iſt 
bankrott nur, wenn er nicht zahlen kann. Würde er 
trotz feines Zahlungsvermögens nicht zahlen, fo wäre 
das nur eine Bankrottvorſpiegelung, wie ſie auch 
faulen Privatſchuldnern zu unlauteren Zwecken dient. 
Die Möglichkeit einer Zahlungsunfähigkeit des Staates 
beſteht tatſächlich und begrifflich (gegen Manes S. 73) 
nur allzu zweifellos, wenn ſie auch beim Staate ebenſo⸗ 
wenig als beim Privatmann Ueberſchuldung voraus⸗ 
ſetzt. Ein Staat iſt bankrott, wenn ihn der Mangel 
von Zahlungsmitteln andauernd außerſtand ſetzt, ſeine 
fälligen Geldſchulden im allgemeinen zu berichtigen. 
Da eine E Feſtſtellung des Bankrottgrundes 
mangels der Unterordnung unter eine höhere Macht 
wegfällt, deckt ſich der Staatsbankrott mit der ſtaat⸗ 
lichen Zahlungsunfähigkeit. Er iſt ein tatſächlicher 
gran, nicht die Folge der Ausübung eines Rechtes. 

as man als ſtaatliche „Bankrotterklärung“ zu be⸗ 
zeichnen pflegt, namentlich die einſeitige Minderung 
oder Aufhebung der Schulden, das iſt bereits Löſung 
des Bankrottzuſtandes, unter allen Umſtänden aber 
Rechtsverletzung, nicht Rechtsausübung, mögen die ge⸗ 
kränkten Gläubiger Untertanen oder Ausländer, die 
Schulden im bürgerlichen oder im öffentlichen Recht 
begründet ſein. „Der Traum von einem Völkerbund“ 
(S. 215) iſt ſeit dem Erſcheinen des Buches der Er⸗ 
füllung näher gerückt. Würde er Wahrheit, dann 
konnte auch die Behandlung der Staatsbankrotte auf 
einen feſten Rechtsboden geſtellt werden. E. Jaeger. 


Friters, Alfred. Revolutionsgewalt und Not» 


) PPTP 


ſtandsrecht. Rechtsſtaatliches und Naturrechtliches. 


N Nebſt einigen Vorſchlägen zu der neuen Verfaſſung. 
ky 
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Die Rechtstheorie hat zwei Wege. Entweder faßt ſie 
das Recht als eine Tatſache auf, die von einer anderen 
Tatſache (z. B. dem Geſetz oder dem Volkswillen) erzeugt 
wird. Oder ſie findet, daß das Recht nicht eine Tat⸗ 
ſache, ſondern eine Art von Wahrheit iſt, welche alſo 
nicht von irgend jemanden erzeugt, ſondern nur durch 
Erkenntnis gefunden werden kann. Seitdem der ſtrenge, 
nur mit der logiſchen Expanſionskraft arbeitende Po⸗ 
ſitivismus überwunden iſt, wird die erſte Auffaſſung 
kaum mehr ohne eine a ee der zweiten ver⸗ 
treten. Natürlich ergeben ſich dann aber innere Wider⸗ 
ſprüche, da es nicht gut möglich iſt, daß das Recht bald 
eine gegebene Tatſache, bald eine aufgegebene Wahr⸗ 
heit iſt. Trotzdem hat dieſer mittlere Standpunkt große 
Verdienſte. Er trägt dazu bei, die für das Recht ohne 
Zweifel tödliche Vorherrſchaft des ſtaatlichen Geſetzes, 
freilich nur zugunſten irgendwelcher anderer „Quellen“, 
zu brechen. Er ebnet ferner der Einſicht den Weg, daß 
das Recht ausnahmslos nichts iſt als eine aufgegebene 
Wahrheit und daß alle die rechtserheblichen Tatſachen, 
die man als Rechtsquellen . die rechtliche 
Beurteilung nichts anderes ſind, als die anderen rechts⸗ 
erheblichen Tatſachen (3. B. Verträge), nämlich Tat⸗ 
beſtandsereigniſſe. Erkennbar iſt der mittlere Stand⸗ 
punkt leicht daran, daß er dazu neigt, den Poſitivismus 
durch naturrechtliche Gedankengaͤnge einzudämmen. 
Denn zur Durchführung einer Theorie, nach welcher 
das Recht nichts als eine aufgegebene Wahrheit iſt, 
iſt das Naturrecht außerſtande. Eine ſehr charakteri⸗ 

ſche Formel ferner für den mittleren Standpunkt iſt 
ie Zierkeſche von der Ebenbürtigkeit des Rechtes mit 
dem Staat. Der ſtrenge Poſitivismus ſtellt den Staat 
über das Recht, die Wahrheitstheorie kann nur die 
Unterordnung des Staats unter das Recht ausſprechen, 
dem mittleren Standpunkt erſcheinen Staat und Recht 
als ebenbürtig. Auch Friters vertritt dieſen mittleren 
Standpunkt, er bekennt ſich zu der Gierkeſchen Formel 
und ſagt gelegentlich, das Geſetz ſei Richtſchnur, aber 
nur inſoweit die ihm zu entnehmende Entſcheidung im 
Einzelfall gerecht und verſtändig ſei. Die Darſtellungsart 
des Buches läßt vermuten, daß der Verfaſſer den inneren 
Widerſpruch ſeiner Grundgedanken auch empfindet. 
Aber wenn man dieſen Vorbehalt ausgeſprochen hat, 
kann man im übrigen dem Buche nur Gutes nachſagen. 
Es bringt eine Fülle des intereſſanteſten und aktuellſten 
Stoffes, es verarbeitet ihn geiſtvoll und eindringlich, 
und es ſtellt Forderungen auf, deren Erfüllung man, 
von wenigen Einſchränkungen abgeſehen, auf das 
herzlichſte wünſchen muß. Einem Vorſpiel auf dem 
Theater (im Konferenzzimmer) und im Himmel (in der 
Paragraphenkolonie), worin die leitenden Gedanken 
vorgeführt werden, folgen die drei Kapitel über Revo⸗ 
lutionsgewalt und Notſtandsrecht. Das erſte Kapitel 
vergleicht die Revolutionsgewalt mit der Kriegsgewalt, 
und ſtellt die Frage: Können die Träger der Revolutions⸗ 
ae die geſetzgebende Gewalt ausüben, d. h. rechtsver⸗ 
indlich Rechtsſätze anordnen? Die Wahrheitstheorie 
des Rechts würde auf a Frage zu antworten haben: 
Nein, denn Wahrheiten können nur erkannt, nicht an⸗ 
geordnet werden. In geſetzlichen Beſtimmungen können 
nur Einrichtungen getroffen, z. B. die Verfaſſung eines 
Staates oder ein Strafgeſetz, ein Steuergeſetz, eine 
Wirtſchaftsordnung gegeben werden, aber das geſchieht 
nicht in Rechtsſätzen, ſondern in Geſtaltungsakten, die 
für eine rechtliche Beurteilung nicht anders, als die 
Geſtaltungsakte des Einzelnen oder der Verbände, 
lediglich zum Tatbeſtand gehören. Soll die Frage 
bedeuten, ob die Revolutionsgewalten zur Geſtaltung 
befugt und ob ihre Akte inſofern gültig ſeien, ſo iſt zu 
antworten: Die mit der Staatsform gegebene Befugnis 
zur Regierung leitet ſich immer aus der ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden, jederzeit widerruflichen Anerken⸗ 
nung der Volksgenoſſen als der Träger aller Staats⸗ 
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rechte und pflichten her. Der ſtrenge Poſitiviſt würde, 
wenn er nicht aus irgendeinem Grunde zur ſofortigen 
Verneinung der Frage gelangt, etwa ſagen: Da die 
Revolutionsgewalt die Macht, insbeſondere auch über 
das RGBl. hat, fo kann fie Rechtsſätze erzeugen. Fri⸗ 
ters Antwort lautet zunächſt: Die Revolutionsgewalt 
iſt befugt, als Regierung tätig zu werden, und zwar 
kraft Naturrechts; die Vernunft der Sache und die Not 
des Tages zwingt und berechtigt ſie dazu. Das zweite 
Kapitel, überſchrieben „Revolutionsgewalt und Rechts⸗ 
ſtaat“ zeigt auf, wie wenig der Obrigkeitsſtaat ein 
Rechtsſtaat war und wie abe bie Bleed Gefahr dem 
Volksſtaate liegt. Denn der wirkliche Inhaber der 
Rechtsquellen ſeien nicht die Regierenden ſondern der 
Volkswille. Und damit wird die Frage und die Ant⸗ 
wort des erſten Kapitels berichtigt, nämlich dahin, daß 
berechtigt zur Erzeugung von Rechtsſatzen nicht die 
Regierung, ſondern der Volkswille ſei. Dies wird als 
Grunderfordernis des Rechtsſtaates aufgeſtellt und 
weiter, ſehr beifallswürdig, ein Rechtsſchutz für Grund; 
rechte und ein unabhängiges, von der Idee der Ge⸗ 
rechtigkeit erfülltes Richtertum gefordert. Die Legiti⸗ 
mation der Regierungsgewalt des Rates der Volks⸗ 
beauftragten wird im dritten Kapitel in der Anerkennung 
durch den Volkswillen gefunden, die gleiche Anerken⸗ 
nung aber auch für die rechtſetzende Gewalt der Volks⸗ 
beauftragten als erforderlich erklart. M. E. find die Geſtal⸗ 
tungsakte einer legitimierten, aber noch non 
Regierung grundſätzlich nicht zuſtimmungsbedürftig, Ein⸗ 
griffe in Sonderrechte aber nur als Notſtandshandlungen 
gültig. Ob die von Friters geforderte Anerkennung der 
Geſetzgebungsakte vorliege, habe der Richter zu entſchei⸗ 
den; ſie liege nur inſoweit vor, als die Verordnungen 
durch den äußeren Notſtand oder durch die Logik der 
Revolution (wie z. B. die Amneſtieen) gerechtfertigt ſeien. 
Ein Epilog führt dann den Gedanken aus, daß die 
Evolution, die den Aoyos in ſich trägt, mehr Recht hat, 
als der vouos und gibt damit eine Theorie des natur⸗ 
rechtlich gemilderten Poſitivismus. Schließlich werden 
zwölf Wünſche ſür die kommende Verfaſſung ausge⸗ 
ſprochen, die nach Friters das vom Volkswillen erbaute 
Heiligtum des Rechts werden ſoll. In den zwölf 
Wünſchen werden einige Hauptforderungen des Buches 
nochmals knapp ln, Berlangt wird u. a. 
richterlicher Rechtsſchutz für jedes Recht in einem die 
Parteirechte ſichernden Verfahren, Unabhängigkeit der 
Gerichte, Verbot der Ausnahmegerichte, Gründung aller 
Gerichtsbarkeit ſowie aller Strafen und Steuern (doch 
wohl auch der Wehrpflicht) auf Geſetz, Einrichtung von 
Rechtsfriedensſtellen. Nicht ein verſtanden bin ich da⸗ 
mit, daß auch weiterhin die Richter zwar unabhängig 
ſein ſollen, aber doch — wenn auch mit dem Zufatz 
„nur“ — dem Geſetz unterworfen, denn in dieſem Zus 
ſatze liegt entweder eine unvollſtändig ausgeſprochene 
Selbſtverſtändlichkeit oder eine ſehr vieldeutige Ein⸗ 
ſchränkung der richterlichen Unabhängigkeit. Auch mit 
der Rechtfindungsanweiſung nach dem Vorbild des 
Art. 1 des Schweizer BGB. kann ich mich nicht bes 
freunden. Dieſes Geſetzbuch iſt ſicherlich viel beſſer, 
als das BGB., aber zu den Befugniſſen des Geſetz⸗ 
gebers ſcheint es mir darum doch nicht zu gehören, 
dem Richter vorzuſchreiben, wo er das Recht zu ſuchen 
und wie er es zu finden habe. Einen gleichen Ueber⸗ 
griff enthält m. E. die achte Forderung, wonach beſtimmt 
werden ſoll: Für das Völkerrecht iſt der Rechtsgebrauch 
der geſitteten Völker maßgebend. Gewiß gilt das Völker⸗ 
recht nicht erſt kraft Landesrechts, aber es bedarf zu 
ſeiner Geltung auch keines Landesgeſetzes und keiner 
Verfaſſungsbeſtimmung. 


München. Staatsanwalt Sauerländer. 


Sontag, Dr. Eruſt, Landgerichtsrat beim Landgericht I 
Berlin, Die Aktiengeſellſchaften im Kampfe 
n Macht und Recht. Geh. Mk. 5.—. 

Mit Recht hebt S. hervor, daß kaum ein Gebiet 
ſo ſehr den Zwieſpalt zwiſchen dem theoretiſchen 

Wollen des Geſetzgebers und der praktiſchen Hand⸗ 

habung der durch das Geſetz geregelten Materie zeigt, 

als das Aktienrecht; denn hier liege eine der ſtärkſten 

Mächte der Neuzeit, das Kapital, im Streite mit der 

Staatsgewalt und ihren Forderungen von Recht und 

Ethik. Mit der hervorragenden Kenntnis des Aktien⸗ 

rechts und der Aktienwirtſchaft, die ſchon ſeine Auf⸗ 

ſätze in der Handelszeitung des Berliner Tageblattes 
erwiefen, behandelt er den Mißbrauch des Mehrheits⸗ 
prinzips in Formen Rechtens und den mangelnden 

Schutz der Minderheiten, den Kampf um das Stimm⸗ 

recht, den Mangel an Formvorſchriften für den Ver⸗ 

lauf der Generalverſammlung, die Bilanz: und Divi⸗ 

dendenpolitik und die Stellung von Vorſtand und 

Aufſichtsrat. Namentlich an den von unſerem HGB. 

noch am weiteſten ausgebildeten Minderheitsrechten 

weiſt er nach, wie in der Praxis gegenüber der 
rupellofen Eigenſucht der finanziellen Machthaber 
er A.⸗G. „alle dieſe Schutzmaßnahmen unter Um⸗ 
ſtänden unzulänglich find, wie man nur Formen ges 
goſſen hat, aber n iſt, den Fluß des wirt⸗ 
ſchaftlichen Lebens in dieſe Formen zu leiten“. Unter 
den Mitteln zur Ausmerzung der von ihm geſchil⸗ 
derten Schiebungen und zur Vorbeugung fordert er 
die Zuziehung unabhängiger Reviſoren. Eine beſondere 

Zentralbehörde, ein Reichsaktienamt, ſoll die Ernennung 

der Reviſoren vornehmen und Beſchwerden über die 

ſachlichen Urteile dieſer Beamten ſowie über ihr dienſt⸗ 
liches Verhalten entſcheiden, u. a. auch Zentralſtelle 
für die Führung des Handelsregiſters werden und die 
von S. weiter gewünſchten Bilanzſchemata den ver⸗ 
an Branchen und den wandelnden Bedürfniſſen 
er Geſellſchaften anpaſſen. Den 8 271 HGB. empfiehlt 
er etwa dahin zu faſſen: „Ein Beſchluß der General⸗ 
verſammlung kann wegen Verletzung des Geſetzes oder 
des Geſellſchaftsvertrags oder wegen ſchwerer vor⸗ 
ſätzlicher Schädigung der Geſellſchaft im Wege der 

Klage angefochten werden.“ Mit guten Waffen be⸗ 

kämpft er die alte enge Konſtruktionsjurisprudenz, 

die ſich um Geiſt und wirtſchaftliche Aufgaben einer 

Beſtimmung zu wenig kümmert. So wendet er ſich 

z. B. gegen die nach mehreren Richtungen hin ver⸗ 

fehlte Entſcheidung des RG. im Hiberniaprozeß (ſ. S. 68, 

235 ff.). Wie Pinner, deſſen nicht minder anregende 

„Beiträge zum Aktienrecht“ ich hier beſprochen habe, 


nimmt er Stellung gegen die neuere Rechtſprechung 


des RG. mit ihrer Einengung des Rechtes des Ak⸗ 
tionärs auf Auskunftserteilung. Aus der Bilanz und 
dem Geſchäftsbericht ſoll der Aktionär alles erfahren, 
was 8 38 Börfen®. und die zu deſſen Ausführung 
ergangene Bekanntmachung des Bundesrats vom 
11. Dez. 1896 von dem zu veröffentlichenden Proſpekt 
vor der Einführung eines Wertpapieres an der Börſe 
fordern. „Außer den eigentlichen Fabrikalionsgeheim⸗ 
niſſen und den Namen der Kunden gibt es heutzutage 
faſt gar keine Geheimniſſe mehr.“ 

Das Werk iſt ſo lebendig geſchrieben, ſo feſſelnd 
durch die Fülle praktiſcher Fälle, daß es auch den 
wirtſchaftlich intereſſierten Laien aufs wärmſte emp⸗ 
ohlen werden kann. Ob es S. freilich gelingen wird, 
ie Machthaber in den deutſchen Aktiengeſellſchaften 
zu bewegen, von ihrem kapitaliſtiſchen Egoismus wieder 
zu Recht und Billigkeit zurückzukehren? 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 
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Das Singerabbruduerfahren in Bayern. 


Bon Teuner, Regierungsaſſeſſor bei der Polizei⸗ 
F. direktion red 


J. 


Dr. Harſter, der verdienſtvolle Begründer und 
erſte Leiter des Erkennungsdienſtes bei der Polizei⸗ 
direktion München, hat kurz nach dem Beginne 
ſeiner erfolgreichen Tätigkeit auf dem Gebiete der 
Kriminaliſtik in dieſer Zeitſchrift — Jahrgang 
1909 S. 442 und 464, 1911 S. 238 (vgl. auch 
1913 S. 447) — die Einführung des Finger- 
1 in Bayern beſprochen. Nur all⸗ 

früh iſt Dr. Harſter durch den Heldentod auf 
5 blutigen Walſtatt von Wytſchaete am 1. 11. 14 
aus ſeinem ſchaffensfreudigen Leben geriſſen worden. 
Ein ſehr ſchwerer Verluſt für das Polizeiweſen und 
die Strafrechtspflege in Bayern! Ihn überdauert 
aber, was er gewirkt hat. Seine Arbeit hat ſchon 
reiche Früchte getragen und hoffentlich bietet eine 
ruhigere Zeit bald wieder die Möglichkeit, im In⸗ 
tereſſe der Bekämpfung der Verbrecherwelt ſein Werk 
in ſeinem Sinne weiter auszubauen. 

Das Fingerabdruckverfahren hat die bei ſeiner 
Einführung in Bayern gehegten Erwartungen nicht 
bloß erfüllt, ſondern übertroffen. Es hat wie bei 
den Polizeibehörden auch bei den Staatsanwalt⸗ 
ſchaften, Unterſuchungs⸗ und Strafrichtern weit⸗ 
gehende Anerkennung gefunden, insbeſondere auch 
durch die Förderung ſeitens der Staatsminiſterien 
der Juſtiz und des Innern. Angeſichts dieſer Tat⸗ 
ſache mochte es wohl überflüffig erſcheinen, hier 
wieder über das Fingerabdruckverfahren zu ſprechen; 
Erfahrungen aus den letzten Jahren rechtfertigen 
aber eine neuerliche Darlegung. Es iſt nur be⸗ 

reiflich, daß von dieſer oder jener Seite, wie letzt⸗ 
hin von Landrichter Dr. Krönig in Band 39 der 
„Zeitſchrift für die geſamte Strafrechtswiſſenſchaft“, 
Zweifel in die Zuverläffigfeit der daktyloſkopiſchen 
Feſtſtellungen geſetzt werden. Bedenken müſſen aber 
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geltend gemacht werden, wenn z. B. ein bayer. Amts⸗ 
gericht in einem ohne naͤhere Stellungnahme er⸗ 
gangenen Urteile vom Januar 1919 „in den 
Fingerabdrücken kein zuverläffiges Beweismittel 
erblicken“ kann oder ein anderes Gericht der Per⸗ 
ſonenbeſchreibung eines auf dieſem Gebiete gar nicht 
ausgebildeten Gefängniswärters mehr Wert beimißt, 
als der Auskunft der Sammelſtelle für Fingerab⸗ 
drücke. Möchten darum dieſe Zeilen dazu beitragen, 
daß in allen den Fallen vor der endgültigen 
Stellungnahme ein Gutachten der Polizeidirektion 
oder eines anderen Sachverſtändigen eingeholt wird, 
in denen ein Gericht von den an der Hand der 
Fingerabdrücke getroffenen Feſtſtellungen nicht recht 
überzeugt iſt. 

II. 


Ueber den Entwicklungsgang des Fingerabdruck⸗ 
verfahrens in Bayern iſt (unter teilweiſer Wieder⸗ 
holung des von Dr. Harſter Ausgeführten) in 
Kürze zu bemerken: Am 1. Juli 1909 wurde in 
München eine Fingerabdruckſammlung eingerichtet, 
nachdem vorher bereits eine kleinere Sammlung 
in Nürnberg beſtanden hatte. Mit Entſchließung 
des Miniſteriums des Innern vom 9. April 1910 
wurde das Fingerabdruckverfahren in den Arbeits⸗ 
hauſern Rebdorf und St. Georgen eingeführt. Die 
Entſchließung des 1 des Innern vom 
14. April 1911, JM Bl. S. 225, ſchuf ein Netz 
von Aufnahmeſtellen für Fingerabdrücke dadurch, 
daß in allen unmittelbaren Städten und allen 
Städten über 10 000 Einwohnern, von allen Gen⸗ 
darmeriehauptſtationen und allen Gendarmerie⸗ 
ſtationen am Sitz eines Amtsgerichts die Finger⸗ 
abdrücke von beſtimmten Polizeigefangenen zu 
nehmen und an die Polizeidirektion München als 
Sammel: und Auskunftsſtelle einzuſenden find. 
Kleinere Polizeibehörden und namentlich zahlreiche, 
dazu nicht verpflichtete Gendarmerieſtationen be⸗ 
ſchafften ſich aus freien Stücken die billigen Auf⸗ 
nahmeapparate ſelbſt und ſandten Fingerabdrücke 
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ein, jo daß die Zahl der Stellen, von denen Finger⸗ 
abdrücke in Bayern aufgenommen werden können, 
bald rund 725 betrug. In der im Anſchluß an 
die MinEntſchl. vom 14. April 1911 hinausgegebenen 
„Anweiſung zum Aufnehmen von Fingerabdruck⸗ 
blättern“ wurde auch auf das Abnehmen von 
Fingerabdrücken zur Feſtſtellung unbekannter Leichen 
hingewieſen. Der Wert dieſes Verfahrens zeigte 
ſich jüngft wieder ſehr deutlich. Von 74 bei den 
Münchener Schreckenstagen ums Leben Gekommenen, 
deren Namen ſonſt nicht zu ermitteln waren, wurden 
Fingerabdrücke genommen und dadurch konnte als⸗ 
bald die Perſönlichkeit von 22 Toten einwandfrei 
ſeſtgeſtellt werden. — Einen weiteren großen 
Fortſchritt bedeuteten die Entſchließungen des 
Staatsminiſteriums der Juſtig vom 18. März 
1914 und 10. Juli 1917, nach denen von allen 
Inſaſſen der bayeriſchen Strafanſtalten Finger⸗ 
abdrücke zu nehmen find, ſofern es ſich nicht um 
Verurteilungen wegen fahrläſſig begangener Straf: 
taten oder wegen ſolcher Verfehlungen handelt, bei 
denen weniger mit weiteren Rechtsverletzungen zu 
rechnen iſt, und ſofern die Fingerabdrücke nicht 
bereits bei der Polizeidirektion vorliegen. — Nur 
nebenbei möchte erwähnt werden, daß während des 
Krieges auch von militäriichen Stellen die Auf: 
nahme der Fingerabdrücke von beſtimmten Per⸗ 
ſonengruppen angeordnet worden iſt. 

Seit dem Herbſt 1917 ließ es ſich die Polizei⸗ 
direktion München angelegen ſein, die Aufnahme 
von Fingerabdrücken in den Heil- und Pflege: 
anſtalten zu erreichen. Für Württemberg iſt mit 
Verfügung der Miniſterien der Juſtiz und des 
Innern vom 11. Mai 1914 angeordnet worden, 
daß in den Anſtalten von allen gemeingefährlichen 
Geiſteskranken Fingerabdrücke zu nehmen ſind. 
Wohl iſt von den für gemeingefährlich erklärten 
Geiſteskranken in erſter Linie zu befürchten, daß 
ſie zu einer polizeilichen Tatigkeit Anlaß geben, 
aber es muß damit gerechnet werden, daß nicht 
ſelten auch andere als gemeingefährliche Geiſtes⸗ 
kranke zum Entweichen aus der Anſtalt, zum 
Umherſtreifen unter falſchem Namen oder zur 
Begehung von ſtrafbaren Handlungen neigen oder 
daß fie ſelbſt Hand an ſich legen und als unbe⸗ 
kannte Leichen aufgefunden werden. Es erſchien 


deshalb angezeigt, die Aufnahme der Fingerab⸗ 


drücke möglichſt von allen in Anſtaltspflege befind⸗ 
lichen Geiſteskranken zu erreichen. Die Direktionen 
der Heil: und Pflegeanſtalten zeigten großes Ent⸗ 
gegenkommen, hielten die angeregten Maßnahmen 
für wertvoll und überzeugten ſich davon, daß die 
Aufnahme der Fingerabdrücke auch von den nicht 
gemeingefährlichen Anſtaltsinſaſſen regelmäßig 
keinen Schwierigkeiten begegnet. Einige Anſtalten 
begannen bald mit dem umfaſſenden Daktyloſko⸗ 
pieren ihrer Inſaſſen, die anderen ſicherten zu, dies 
zu tun, ſobald der durch den Krieg verurſachte 
Beamtenmangel behoben iſt. So iſt damit zu 
rechnen, daß in nicht zu ferner Zeit von allen 
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Inſaſſen der bayeriſchen Heil: und Pflegeanſtalten 


Fingerabdrücke bei den Anſtaltsakten vorliegen und 


jedesmal dann an die Polizeidirektion eingeſandt 
werden können, wenn ein Kranker ſich eigenmaͤchtig 
entfernt oder entlaſſen wird. 

Als nachſte Aufgabe iſt die Einführung des 
Fingerabdruckverfahrens in den Fürſorgeerziehungs⸗ 
und Staatserziehungsanſtalten ins Auge gefaßt 
worden. Niemand wird in Abrede ſtellen können, 
daß bei der ſtarken Zunahme der Zuchtloſigkeit 
und der Kriminalität der Jugendlichen die Bei⸗ 
bringung der Fingerabdrücke der Zöglinge von 
großem Werte iſt. Des öfteren entweichen Zög⸗ 
linge dem Anſtaltszwange, treiben ſich bis zu ihrer 
Aufgreifung ziellos, meiſt unter falſchem Namen 
umher und trachten nicht ſelten, die Mittel zu 
ihrem Lebensunterhalte durch ſtrafbare Handlungen 
zu erlangen; häufig genug geraten auch Zöglinge 
trotz aller nimmermüden Fürſorge und vorbild⸗ 
lichen erzieheriſchen Einwirkung nach ihrer Ent⸗ 
laſſung auf Abwege und beſchäftigen die Polizei 
und die Gerichte. Wenn der Einführung des 
Fingerabdruckverfahrens in den Anſtalten trotzdem 
Schwierigkeiten bereitet werden, ſo geſchieht dies 
hauptſächlich in der Annahme, daß fich das Ver: 
fahren mit dem Weſen der Fürſorgeerziehung nicht 
vertrage, daß dadurch der Zögling gewiſſermaßen 
zum Verbrecher geſtempelt werde und die Fürſorge⸗ 
erziehung noch mehr, als dies bisweilen ſchon auf 
Grund irriger Einwertung der Fall iſt, als eine 
Art Strafmaßnahme angeſehen werden könne. 
Demgegenüber läßt ſich geltend machen, daß mehr 
und mehr — wovon ſpäter noch die Rede ſein 
wird — auch von unbeanſtandeten Perſonen 
Fingerabdrücke genommen werden, daß die Finger⸗ 
abdrücke auch ein wertvolles Mittel zum Schutz 
einwandfreier Perſonen gegen den Mißbrauch ihres 
Namens bilden, daß das Verfahren umſoweniger 
als ein unangenehmer polizeilicher Eingriff emp⸗ 
funden wird, je mehr es zur Anwendung gelangt, 
und daß es ſich gerade in den Anſtallen leicht als 
ein Teil der mit der Aufnahme verbundenen 
Förmlichkeiten erklären läßt. In Sachſen, wo die 
Frage ſchon früher geprüft wurde, traten ebenfalls 
Einwendungen der gedachten Art hervor, aber das 
ſächfiſche Miniſterium des Innern vermochte ihnen 
keinen genügenden Grund zu entnehmen, um die 
Fürſorgezöglinge „entgegen dem ſtaatlichen In⸗ 
tereſſe aus unangebrachter Empfindſamkeit mit 
dem Fingerabdruckverfahren zu verſchonen“, und 
ordnete deshalb mit Entſchließung vom 22. Fe⸗ 
bruar 1917 an, daß alle Fürſorgezöglinge in den 
Anſtalten durch Anſtaltsbeamte dem Fingerabdruck⸗ 
verfahren zu unterwerfen ſind. So iſt zu hoffen, 
daß auch in Bayern die Schwierigkeiten überwunden 
werden. Wünſchenswert waͤre es freilich, wenn 
nicht nur die in den Anſtalten, ſondern auch die 
in Familienerziehung untergebrachten Zöglinge 
daktyloſkopiert werden könnten. Sind dieſe letzteren 
auch ſchwerer zu erfaſſen, ſo wird ſich dies doch 


auch ermöglichen laſſen, wenn einmal der erſte 
Schritt mit denen in den Anſtalten gemacht iſt. 

Weiterhin wird angeſtrebt werden, daß möglichft 
von allen Taubſtummen Fingerabdrücke genommen 
werden und insbeſondere die Taubſtummenanſtalten 
die Fingerabdrücke bereit haben, um ſie dann an 
die Polizeidirektion einzuſenden, wenn ſich einer 
ihrer Inſaſſen entfernt. Die Taubſtummen haben 
haufig einen ſtarken Wanderdrang und die Akten 
der Polizeidirektion über unbekannte Taubſtumme 
beweiſen nicht nur dies, ſondern auch, wie viele 
Mühe die Feſtſtellung eines aufgegriffenen Taub⸗ 
ſtummen verurſacht, der ſeinen Namen nicht an⸗ 
geben will oder kann, ſofern noch keine Fingerab⸗ 
drücke vorliegen. 

III. 

Als beſtes, einfachſtes Mittel zur Perſonen⸗ 
feſtſtellung beweiſt das Fingerabdruckverfahren 
nahezu täglich aufs neue ſeinen Wert. Aus den 
zahlreichen Fällen,“) die erſehen laſſen, welche Bor: 
teile durch die Fingerabdrücke für die Strafrechts⸗ 
pflege erreicht, wie viele Mühe und Koſten durch ſie 
erſpart werden können, ſollen nur einige heraus⸗ 
gegriffen werden: Häufig geht bald nach dem Ein⸗ 
treffen der Fingerabdrücke eines anſcheinend harm⸗ 
loſen Bettlers oder Landſtreichers von der Polizei 
die Drahtnachricht hinaus, daß der Aufgegriffene 
einen falſchen Namen führt und in Wirklichkeit 
ein ausgeſchriebener Verbrecher, ein flüchtiger Sträf⸗ 
ling oder ein entwichener Geiſteskranker iſt. Es 
liegt auf der Hand, daß durch dieſe Feſtſtellungen 
zahlreiche ſtrafbare Handlungen verhütet werden. 

Eine auf Grund richterlichen Ausſchreibens zum 
Vollzuge einer Haftſtrafe wegen Gewerbsunzucht 
feſtgenommene Kellnerin beteuerte, daß ſie die Be⸗ 
ſtrafung nicht erlitten, ſich zur Zeit der fraglichen 
Verurteilung überhaupt nicht in München aufge⸗ 
halten habe. An der Hand der Fingerabdrücke 
konnte ſofort beſtätigt werden, daß ſich ein anderes 
Mädchen unter ihrem Namen hatte ſtrafen laſſen; 
ohne die Fingerabdrücke hätten umfaſſendere Er⸗ 
hebungen unter Benützung eines erſt anzufertigenden 
Lichtbildes gemacht werden müſſen und die in das 
Gefängnis Eingelieferte wäre wohl nicht vor der 
Verbüßung der ihr nicht zukommenden Strafe 
entlaſſen worden. 

Auf dem Durchſchub von Oeſterreich nach Würt⸗ 
temberg wurde in München ein aus Oeſterreich 
ausgewieſener Württemberger daktyloſkopiert mit 
dem überraſchenden Erfolge, daß ſich durch bereits 
vorhandene Fingerabdrücke ſofort die Perſonen⸗ 
gleichheit des Schüblings mit einem in Oeſterreich 
ſteckbrieflich verfolgten Oeſterreicher ergab, der dann 
gleich wieder ſeinem Heimatsſtaat übergeben wurde. 

Zur Ausmittlung war im Bayer. Polizeiblatte 
mit Bild ein Unbekannter ausgeſchrieben, der einen 


) Bgl. die jeweils im Januar im Bayer. Polizei⸗ 
blatte veröffentlichten Tätigkeitsberichte des Erken⸗ 
nungsdienſtes. 
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Forſtſchutzbeamten mit Beil und Meſſer hatte um⸗ 
bringen wollen, als vermutlich Geiſteskranker in 
eine Irrenanſtalt eingeliefert worden und dort ent⸗ 
wichen war. Die Gendarmerieſtation, die ihn feſt⸗ 
genommen hatte, konnte zunächſt von ihm keine 
Fingerabdrücke nehmen, da er ſich bei ſeiner Feſt⸗ 
nahme eine ſtarke Schnittwunde an einer Hand 
zugezogen hatte. Waren von ihm, den man nach 
dem Bilde nicht erkannte, ſobald dies der Zuſtand 
der Hand zuließ, von der Anſtalt Fingerabdrücke 
eingeſandt worden, jo wäre er ſofort als der ſchwer 
porbeftrafte gewalttätige W. L. feſtgeſtellt und dann 
anderweitig verwahrt worden. So beging er in der 
Freiheit gleich wieder ſtrafbare Handlungen, u. a. 
bei der Gendarmerieſtation, die ihn zuerſt feſtge⸗ 
nommen hatte, einen Einbruch, deſſen er durch 
eine zurückgebliebene Fingerſpur überführt wurde, 
und wurde erſt durch die gelegentlich einer neuer⸗ 
lichen Aufgreifung eingeſandten Fingerabdrücke 
feſtgeſtellt. 

Ein Bezirksamt erhielt auf die Einſendung 
der Fingerabdrücke eines unbekannten Taubſtummen 
— angeblich J. F. — die Auskunft, daß der Mann 
vor längerer Zeit von einer Gendarmerieſtation 
als Taglöhner G. K. daktyloſkopiert und dabei nicht 
als taubſtumm bezeichnet worden war. Das Be⸗ 
zirksamt vermochte der Auskunft keinen rechten 
Glauben beizumeſſen, zumal auch ein Taubſtummen⸗ 
Sachverſtändiger ſein Gutachten dahin abgab, daß 
der Mann jedenfalls ſtumm, vermutlich ſogar 
taubſtumm ſei und vermutlich die Sprache niemals 
beſeſſen habe. Nach mehr als drei Monaten fand 
der Mann ſeine Sprache wieder und gab zu, daß 
er G. K. ſei. 

Von ſehr großem Wert iſt naturgemäß das 
Fingerabdruckverfahren für die Bekämpfung der 
Zigeunerplage, da die Zigeuner fortwährend mit 
ihren Namen wechſeln und beſonders gerne die 
Namen anderer, auch verſtorbener Zigeuner zeit⸗ 
weilig annehmen. Welche Perſonalien den Zigeunern 
wirklich zukommen, läßt ſich naturgemäß auch durch 
die Fingerabdrücke nicht immer einwandfrei feſt⸗ 
ſtellen. Da gibt es z. B. einen Zigeuner, der drei 
verſchiedene Namen gebraucht und unter jedem der 
Namen und Geburtsdaten iſt bei einem Standes⸗ 
amte die Geburt eines Knaben beurkundet. Andrer⸗ 
ſeits beiſpielsweiſe ziehen vier nach ihren Finger⸗ 
abdrücken verſchiedene Zigeuner unter dem gleichen 
Namen umher und zwei derſelben bezeichnen als 
ihre Frau das gleiche weibliche Weſen, von dem 
allerdings noch keine Fingerabdrücke beigebracht 
werden konnten und deshalb noch nicht feſtſteht, 
ob es ein und dieſelbe Perſon iſt. 

In allen den Fällen, in denen jemand des 
Gebrauchs mehrerer Namen durch das Finger⸗ 
abdruckverfahren überführt iſt, darf — es wolle dieſe 
nochmalige Hervorhebung nicht verübelt werden — 
ſelbſtverſtändlich auf das Leugnen des Betreffenden 
keine Rückſicht genommen, müſſen vielmehr bei dem 
weiteren gerichtlichen oder polizeilichen Vorgehen 
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alle die Straftaten, Verurteilungen uſw. berüd: 
ſichtigt werden, die der Betreffende nachweisbar 
unter dem einen oder anderen Namen begangen 
bzw. erfahren hat. Neben Urteilen, die die Be⸗ 
ſtrafung wegen Rückfalls begründen können, kommen 
z. B. auch Ausweiſungen unter dem anderen Namen 
für eine Beſtrafung oder Grenzüberſtellung in Be⸗ 
tracht, es ſei denn, daß die Ausweiſung unter den 
richtigen Perſonalien nicht zulälfig wäre. | 


IV. 


Am Tatorte ſtrafbarer Handlungen vorgefundene 
Fingerſpuren ſpielen fortgeſetzt eine große Rolle als 
Ueberführungsmittel. In den meiſten Fällen geben 
die Täter, deren Anweſenheit am Tatorte durch 
die Fingerſpuren nachgewieſen iſt, bald die Be⸗ 
gehung der Tat zu, häufig ſehen ſich aber Staats⸗ 
anwälte und Gerichte vor die Entſcheidung geſtellt, 
ob ſie die Erhebung der Anklage und die Ver⸗ 
urteilung allein auf das Sachverſtändigengutachten 
über vorgefundene Fingerſpuren ſtützen können. 
Die Entſcheidung iſt für jeden ſchwer, der ſich nicht 
eingehender mit dem Studium der von den Haut⸗ 
leiſten (Papillarlinien) der Handinnenflächen und 
insbeſondere der oberen Fingerglieder gebildeten 
Muſter beſchäftigt und dabei durch die Mannig⸗ 


faltigkeit des Linienverlaufs und durch die Art der 


Linienbildung die Ueberzeugung von der Richtigkeit 
der ſeit Jahren wohl in allen Kulturſtaaten an⸗ 
erkannten Grundſätze gewonnen hat, daß es auf der 
ganzen Welt keine zwei Finger gibt, die völlig 
gleiche Papillarlinienmuſter aufweiſen, und daß die 
Linienmuſter eines Fingers (von Zerſtörungen 
durch Narben uſw. abgeſehen) das ganze Leben hin⸗ 
durch unverändert bleiben. Alle bayeriſchen Gerichte, 
die ſich noch vor die Frage geſtellt geſehen und 
Sachverſtändige dazu einvernommen haben, find 
von der Bedeutung der Fingerſpuren als Beweis⸗ 
mittel überzeugt worden und in einer namhaften 
Zahl von Fällen iſt die Verurteilung lediglich auf 
die Beweiskraft der Fingerſpuren geſtützt worden. 
Die Oeffentlichkeit hat davon wenig erfahren, weil 
in Bayern noch in keinem Verfahren der Wert 
der Fingerſpuren derart in Zweifel gezogen wurde, 
wie in dem Falle H. L., der im Jahre 1916 das 
Landgericht I in Berlin beſchäftigte und mit einer 
lediglich auf die Tatortfingerſpuren gegründeten 
Verurteilung zu vier Jahren Zuchthaus endete.“ 

Die Sicherſtellung am Tatorte vorgefundener 
Spuren von Fingern oder Handflächen — auch 
Handflächenſpuren eignen ſich zur Feſtſtellung der 
Perſon, von der ſie herrühren; das gleiche gilt 
für die Spuren bloßer Füße auf glatten Gegen⸗ 
ſtänden — bereitete früher nicht unbedeutende 
Schwierigkeiten und bei unbeweglichen oder ſonſtigen 
nicht zur Beförderung geeigneten Gegenſtänden 
blieb nur die Photographie übrig, die ſich aber 
auch z. B. dann nicht mit Erfolg verwenden läßt, 


) Vgl. dazu: Dr. Heindl in DStrafrd. 1916 S. 144. 
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wenn die entſprechende Aufſtellung des Apparates 
unmöglich iſt. Hierin hat nun die Einführung 
zunaͤchſt der Abziehfolie des Wiener Polizeibeamten 
Schneider und dann der verbeſſerten, durchſichtigen 
Folie des Münchener Sicherheitskommiſſärs Rubner 
einen großen Fortſchritt gebracht. Mit der Folie 
können die mit Einftaubpulver deutlich ſichtbar ge 
machten Spuren (nicht aber Spuren in Staub, 
Fett uſw.) leicht abgezogen und mitgenommen 
oder an die Polizeidirektion behufs Vergleichs mit 
den Abdrücken Verdächtiger eingeſchickt werden. 

Von den vielen ſchöͤnen Erfolgen, die ſich in 
den letzten Jahren ergeben haben, ſoll nur einer 
kurz angeführt werden. Von dem Einbruch in 
ein Landhaus an einem oberbayeriſchen See ſandte 
die Gendarmerieſtation eine ſehr ſchöne Tatort⸗ 
fingerſpur mit einem etwas auffallenden Muſter 
ein. Anhaltspunkte für die Täterſchaft beſtanden 
gar nicht. Die Nachſchau in der beſonderen 
Sammlung von Einbrecherfingerabdrücken blieb 
ergebnislos. Da konnte nach einigen Tagen in 
dem aus einer mittelfränkiſchen Stadt eingeſandten 
Fingerabdruckblatte eines dort wegen unerlaubter 
Entfernung feſtgenommenen Mannes ein ähnlich 
auffallendes Muſter bemerkt und dann durch den 
Vergleich die Gleichheit der Abdrücke feſtgeſtellt 
werden. So gelang es, einen Mann einwandfrei 
zu überführen, gegen den ſonſt nicht die geringſten 
Verdachtsgründe beſtanden. 


V 


Der Vollſtändigkeit halber möchte angefügt 
werden, daß der Abdruck eines einzelnen Fingers 
— des rechten Zeigefingers — als einfachſtes 
Mittel zur ſicheren Feſtſtellung der Perſönlichkeit 
und zur Verhütung des Mißbrauchs von Aus⸗ 
weispapieren weite Verbreitung gefunden hat. 
Der Fingerabdruck iſt ein weſentlich zuverläſſigeres 
Erkennungsmittel als das Lichtbild und die 
Unterſchrift; ſeine Nachprüfung iſt ſehr einfach, 
denn es gehört nur wenig Uebung dazu, um feſt⸗ 
ſtellen zu können, ob ein Fingerabdruck, den man 
— mit Hilfe eines Stempelkiſſens z. B. — von 
dem Inhaber des Ausweiſes nimmt, mit dem auf 
dem Ausweiſe befindlichen Abdruck übereinſtimmt. 

Ein ficheres Mittel, Fälſchungen bei der An⸗ 
bringung von Fingerabdrücken auszu ſchließen, gibt 
es leider noch nicht, aber die Fälſchungen be⸗ 
gegnen hier größeren Schwierigkeiten. Dadurch, 
daß die den Ausweis ausſtellende Behörde jeweils 
einen Fingerabdruck zurückbehält, kann jedenfalls 
in Zweifelsfällen leicht feſtgeſtellt werden, ob eine 
Fälſchung vorliegt. 

Bei der Polizeidirektion München wird ſeit 
1914 der Abdruck des rechten Zeigefingers unter⸗ 
ſchiedslos allen Paͤſſen beigefügt und von allen 
Perſonen, die in München zuziehen und zum 
Einwohneramte vorgeladen werden, auf die Ein⸗ 
wohnerliſte genommen. 

Zum erſten Male für das ganze Reich hat 


— 


die Reichskanzler⸗Bekanntmachung vom 24. Juni 
1916, betr. Ausführungsvorſchriften zu der Paß⸗ 
verordnung, einen Einzelfingerabdruck für die 
Perſonalausweiſe (RG Bl. S. 609) und dann auch 
für die Erkennungskarten zu den Sichtvermerken 
vorgeſehen. Dieſe Einführung hat ſehr viel dazu 
beigetragen, daß die Aufnahme von Fingerab⸗ 
drücken geradezu volkstümlich geworden iſt und 
als Schutzmittel gegen den Mißbrauch von Namen 
und Ausweispapieren anerkannt wird. 


Die baperiſche Vermögenſteuer. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Fürurohr in München. 


Bayern iſt bekanntlich mit der Steuerreform 
1908 / 10 von dem reinen Ertragſteuerſyſtem 
(Grund⸗, Haus⸗, Gewerb⸗, Kapitalrenten⸗ und 
ſpezielle Einkommenſteuer) zu dem gemiſchten Syſtem 
der durch vier Ertragſteuern (Grund⸗, Haus⸗, 
Gewerb- und Kapitalrentenſteuer) ergänzten all: 
gemeinen Einkommenſteuer übergegangen. Schon 
damals wurde von nicht unerheblichen Teilen der 
Volksvertretung der Wunſch geäußert, nicht die 
ermäßigten Ertragſteuern als Ergänzung der 
neuen allgemeinen Einkommenſteuer beizubehalten 
ſondern an ihre Stelle eine Vermögenſteuer zu 
ſetzen, das Ertragſteuergebiet aber den Gemeinden 
zu überlaſſen. Während die Motive zu dem (nicht 
Geſetz gewordenen) Einkommenſteuergeſetzentwurf 
von 1879 bei ihrer Ablehnung des Gedankens der 
Ergänzung der allgemeinen Einkommenſteuer durch 
eine das geſamte Vermögen nach Abzug der 
Schulden erfaſſende Vermögenſteuer noch darauf 
hinweiſen konnten, daß „eine brauchbare Form für 
die Verwirklichung dieſes Gedankens bis jetzt weder 
von der Theorie noch von der Praxis an die Hand 
gegeben ſei“, war zur Zeit der bayeriſchen Steuer: 
reform von 1908/10 die Idee bereits in den meiſten 
größeren deutſchen Bundesſtaaten mit Erfolg ver⸗ 
wirklicht worden. Gleichwohl kam die bayeriſche 
Staatsregierung auch damals noch aus theoretiſchen 
und praktiſchen Erwaͤgungen dazu, mindeſtens vor⸗ 
erſt bei dieſem erſten Teile der Reform die Bei⸗ 
behaltung der Ertragſteuern der Neueinführung einer 
Vermoͤgenſteuer vorzuziehen. Das Reformwerk kam 
dann auch in dieſem Sinne zuſtande, aber durch 
eine Befriſtung der Geltung der Ertragſteuergeſetze 
und des Umlagengefetzes bis Ende 1918 ſuchte ſich 
der Landtag eine Gewaͤhr dafür zu verſchaffen, daß 
der verheißene zweite Teil der Reform nicht allzu 
lange auf ſich warten ließe, der den Ausbau des 
Syſtems mit Verzicht des Staates auf die Ertrag⸗ 
ſteuern und ihren Erſatz durch eine Vermöͤgenſteuer 
bringen ſollte. Nachdem im Jahre 1916 der Ab⸗ 
geordnete Haller im Landtage nachdrücklichſt, aber 
erfolglos für die alsbaldige Einführung einer Ver⸗ 
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ſpiele Württembergs (Vermögenſteuergeſetz vom 
31. Juli 1915) eingetreten war, hat endlich die 
bayeriſche Steuerreform 1918 mit dem Geſetze vom 
17. Auguſt 1918 die lange begehrte Bermögenfteuer 
gebracht. Aber die Not der Zeit und die alte 
Liebe unſerer bayeriſchen Finanzverwaltung zu ihren 
alten Ertragſteuern ließ einen Verzicht des Staates auf 
dieſe Steuern trotz der Einführung der Vermögen: 
ſteuer (= VSt.) nicht zu. So hat die VSt. ſtatt 
der dringend wünſchenswerten Vereinfachung leider 
eine weitere Verwickelung unſeres ohnehin ſchon 
reichlich ſchwierigen Staatsſteuerſyſtems gebracht. 
Dazu kommt, daß das Vermbgenſteuergeſetz 
(= StG.) geradezu ein Muſterbeiſpiel dafür ift, 
wie man ſolche Geſetze nicht machen ſoll. Denn 
es iſt, abgeſehen von ſeiner ſtellenweiſe nicht ſorg⸗ 
fältigen Durcharbeitung, zu etwa 80 °/o aus Ver⸗ 
weiſungen auf nicht weniger als acht andere Ge⸗ 
ſetze zuſammengeſetzt, ſo daß jedes Arbeiten mit 
dem Geſetzestext allein unmöglich iſt. Die zum 
VSt. ergangenen Vollzugsvorſchriften (= WB.) 
vom 28. November 1918 (GVBl. 1918 S. 1289 ff.) 
find dazu leider nicht frei von Unrichtigkeiten. — 
Ich will im folgenden in großen Zügen das Rechts⸗ 
gebiet der VSt. darſtellen. Bezüglich aller Ein⸗ 
zelheiten verweiſe ich auf meinen in dieſen Wochen 
in der Sammlung von Schweitzers blauen Text⸗ 
ausgaben erſcheinenden Taſchenkommentar 
zum VStG., in dem ich an Hand der Geſetzes⸗ 
begründung, der Geſetzesberatungen, der Recht⸗ 
ſprechung und Literatur alle Einzelheiten eingehend 
unterſucht habe. , 


I. 


Die VSt. wird jahrweiſe vom 1. Jan. 1919 
ab erhoben, alſo erſtmals für das Rechnungsjahr 
(= Kalenderjahr, Vermöͤgenſteuerjahr) 1919. Die 
Veranlagungsperioden dauern hier (im Gegenſatze 
zu den einjährigen Veranlagungsperioden der Ein⸗ 
kommen-, Gewerb⸗ und Kapitalrentenſteuer) regel⸗ 
mäßig drei Jahre, nämlich von einem Veran⸗ 
lagungszeitpunkte (= Ende eines Beſitzſteuerver⸗ 
anlagungszeitraums) bis zum nächſten Veranla⸗ 
gungszeitpunkte (vgl. 8 18 BeſStG.). Da der 
letzte Befitzſteuerveranlagungszeitraum (1914 bis 
1916) am 31. Dez. 1916 endigte, iſt alſo das 
erſte Jahr der Erhebung der VSt. (1919) zu⸗ 
gleich ein „drittes“ Vermögenſteuerjahr im Sinne 
des VStG. Deshalb dauert die erſte Veranlagungs⸗ 
periode ausnahmsweiſe quch nur ein Jahr, endigt 
alſo ſchon am 31. Dez. 1919. Die nächſte all⸗ 
gemeine Veranlagungsperiode dauert dann vom 
31. Dez. 1919 bis 31. Dez. 1921. 


II. 


Die Steuer berechtigung des bayeriſchen 
Staates iſt bei der VSt. gegenüber den übrigen 
bayeriſchen direkten Staatsſteuern inſoferne be⸗ 


mögenſteuer nach dem kurz vorher gegebenen Bei⸗ ſchraͤnkt, als aus der VSt. die finanzgeſetz⸗ 
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lichen Zuſchläge des Art. 3 des EG. zu den 

Geſetzen über die direkten Steuern micht zu ent⸗ 

richten find. Auch Umlagen und Kirchen⸗ 

Arge find aus der VSt. nicht zu zahlen 
rt. 8). 


IH 


Die perſönliche Steuerpflicht lehnt ſich 
an jene des bayeriſchen Einkommenſteuergeſetzes 
(S EintSt®.) an, erſtreckt ſich aber nur auf 
natürliche (phyfiſche) Perſonen. Die juriſtiſchen 
Perſonen wurden zur Erhaltung der Konkurrenz⸗ 
fähigkeit der bayeriſchen Erwerbsgeſellſchaften ver ⸗ 
mögenfteuerfrei belaſſen, weil auch die meiſten 
anderen Bundesſtaaten die Geſellſchaften ihren Ver⸗ 
mögen- oder Ergänzungsſteuern nicht unterwerfen. 
— Die perſönliche (ſubjektive) Vermöoͤgenſteuerpflicht 
zerfällt wie die perſönliche Einkommenſteuerpflicht 
in die unbeſchränkte oder allgemeine und 
in die beſchränkte Steuerpflicht. 

Allgemein vermögenfteuerpflidtig 
find hienach die in Bayern allgemein einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen Perſonen, alſo grundſätzlich die 
bayeriſchen Staatsangehörigen (Ausnahmen im 
Rahmen des Reichsdoppelſteuergeſetzes), aus⸗ 
nahmsweiſe auch (ſoweit es das Reichsdoppel⸗ 
ſteuergeſetz zuläßt), die nichtbayeriſchen Reichsan⸗ 
gehörigen und die Ausländer und Staatenloſen. 
Sachlich erſtreckt ſich die allgemeine Vermögen⸗ 
ſteuerpflicht auf das geſamte Vermögen des Steuer⸗ 
pflichtigen mit Ausnahme ſeines außerbayeriſchen 
Grund⸗ und Betriebsvermögens. (Die Freilaſſung 
auch des nichtgewerblichen außerbayeriſchen 
Betriebsvermögens wäre nach 8 3 RDoppSt®. 
nicht notwendig geweſen, zumal umgekehrt bei der 


beſchränkten Vermögenſteuerpflicht das bayeriſche 


nichtgewerbliche Betriebsvermögen in Bayern ver⸗ 
moͤgenſteuerfrei bleibt.) 

Beſchränkt vermöoͤgenſteuerpflichtig 
ſind die in Bayern nach Art. 2 Abſ. 1 Ziff. 1, 3 
EinkStG. beſchränkt einkommenſteuerpflichtigen na⸗ 
türlichen Perſonen, alſo die phyfiſchen Eigentümer 
von bayeriſchem Grundvermögen, von einem baye⸗ 
riſchen ſtehendem Gewerbe gewidmetem Betriebs⸗ 
vermögen, von in Bayern dinglich verfichertem 
Kapitalvermögen, endlich die einer bayeriſchen Ab⸗ 
weſenheitspflegſchaft (8 1911 BGB.) unterliegenden 
phyſiſchen Eigentümer von Kapitalvermögen. Staats⸗ 
angehörigkeit, Wohnfitz, dienſtlicher Wohnſitz und 
Aufenthalt find hiebei ohne Bedeutung; Voraus: 
ſetzung iſt dagegen das Fehlen der allgemeinen 
Vermöͤgenſteuerpflicht in Bayern. Sachlich er: 
ſtreckt ſich die beſchränkte Vermögenſteuerpflicht auf 
das Vermögen, deſſen Beſitz fie begründet. Hier 
iſt zu beachten, daß der Begriff „Kapitalver⸗ 
mögen“ bei der beſchränkten VStpflicht einen 
anderen Inhalt hat als bei der allgemeinen 
VStpflicht. Denn während ſich im allgemeinen 
bei der VSt. Begriff, Zuſammenſetzung und Be⸗ 
rechnung des Vermögens nach den Vorſchriften 
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des BeiSt®. regeln, läßt Art. 2 Abf. 1 Ziff. 2 
VSt. die beſchränkte VStpflicht ſich erſtrecken 
auf das „in dieſen Beſtimmungen bezeichnete Ver⸗ 
mögen“, wobei unter „dieſen Beſtimmungen“ Art. 2 
Abi. 1 Ziff. 1 und 3 EinkStG. verſtanden iſt. 
Dort findet ſich der Ausdruck „das in Bayern 
dinglich verſicherte oder das Kapitalvermögen eines 
Abweſenden“. Die Bedeutung des Begriffes Kapital⸗ 
vermögen iſt aber im EintSt®. (entiprechend auch 
bayer. KapRent StG.) eine nicht unweſentlich andere 
als im BeiSt®., worauf ſchon $ 17 der bayer. VV. 
zum BeiSt®. hinweiſt. Es geht natürlich nicht 
an, zwar das Wort Kapitalvermögen dem EinkStG. 
zu entnehmen, ihm aber dann einen anderen Sinn 
unterzuſchieben, als er dem Worte im EintSt®. 
beigelegt worden war. — Unbegründet und wohl 
gleichfalls nur einer mangelhaften Geſetzesdurch⸗ 
arbeitung zuzuſchreiben iſt auch die Freilaſſung 
des nicht einem ſtehenden Gewerbebetriebe gewid⸗ 
meten bayeriſchen Betriebsvermögens von der be⸗ 
ſchränkten Bermögenfteuerpflicht, zumal die Ver⸗ 

en⸗ und Ergänzungsſteuergeſetze der anderen 
deutſchen Bundesſtaaten nicht entſprechend ver⸗ 
fahren. Wenn alſo z. B. eine nur in Preußen 
allgemein ſteuerpflichtige Perſon in Bayern auf 
gepachtetem Grund und Boden die Landwirtſchaft 
(Viehzucht) betreibt, ſo iſt ihr ganzes bayeriſches 
landwirtſchaftliches Betriebsvermögen in Bayern 
vermögenfteuerfrei, dazu auch in Preußen er: 
ganzungsſteuerfrei (8 4 preuß. ErgSt®.). Betreibt 
dagegen eine nur in Bayern allgemein ſteuerpflich⸗ 
tige Perſon in Preußen auf gepachtetem Grund 
die Landwirtſchaft, ſo iſt ſie in Preußen mit jenem 
preußiſchen landwirtſchaftlichen Betriebsvermögen 
ſehr wohl ergänzungsſteuerpflichtig. — Die VV. 
gehen an den beiden Unſtimmigkeiten vorüber, 
ohne ſie zu bemerken oder wenigſtens zu erwähnen. 

Steuerpflichtig iſt ſtets nur der Eigentümer 
des Vermögens, im Falle des Miteigentums jeder 
Miteigentümer anteilsweiſe. 
Gemeinſchaftsvermögen unterliegt ſtets nur in der 
Hand der Geſellſchafter oder Gemeinſchafter nach 
Verhältnis ihrer Anteile der VSt. Eine Zu⸗ 
ſammenrechnung des Vermögens mehrerer Per⸗ 
ſonen, alſo eine einheitliche Veranlagung, findet 
(außer bei nicht getrennt lebenden, beiderſeits ſub⸗ 
jektiv vermögenfleuerpflichtigen Ehegatten) keines⸗ 
falls ftatt. Konkurs- und Nachlaßmaſſen find nicht 
ſelbſtändig vermögenfteuerpflichtig. 

Da die VSt. nicht wie die BeſSt. nur den 
in einem beſtimmten Zeitpunkte gegenüber einem 
gewiſſen früheren Zeitpunkt eingetretenen Ver⸗ 
mögenszuwachs einmalig, ſondern das geſamte 
ſteuerbare Vermögen fortlaufend die ganze Zeit 
über erfaßt, während deren die Vorausſetzungen 
hiefür gegeben ſind, kommen bei der VSt. auch 
ebenſo wie bei der Einkommenſteuer (anders bei 
der Beſitzſteuer!) infolge des Entſtehens oder Er⸗ 
löſchens der ſubjektiven VStpflicht während einer 
Veranlagungsperiode Steuerzugangs⸗ und Steuer⸗ 


Geſellſchafts⸗ oder 
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abgangsfälle vor. Dieſe werden im Sinne der 
einſchlägigen Vorſchriften des EintSt®. behandelt. 

Gewiſſe Abweichungen von den Vorſchriften 
über die perſönliche und ſachliche Steuerpflicht 
haben für Auswandernde auf beſchränkte Dauer 
die Vorſchriften des Steuerfluchtgeſetzes vom 
26. Juli 1918 gebracht, worauf hier lediglich hin⸗ 
gewieſen ſei. 


IV. 


Steuerbares Vermögen iſt nach Art. 3 
Abſ. 1 VSt. grundſätzlich das in Bayern auf 
den maßgebenden (letztvergangenen) Veranlagungs⸗ 
zeitpunkt zur Reichsbefitzſteuer feſtgeſtellte Ver⸗ 
mögen. Wenn Geſetzesbegründung und BB. hie⸗ 
bei davon ausgehen, daß eine ſolche Feſtſtellung 
ſtets dann vorliege, wenn auf den maßgebenden 
Veranlagungszeitpunkt in Bayern ein Beſitzſteuer⸗ 
oder ein Feſtſtellungsbeſcheid (8 65 Abſ. 1 
BeſStG.) erteilt wurde, jo iſt das jedoch hinficht⸗ 
lich des Feſtſtellungsbeſcheides unrichtig. Denn 
es ſtellt zwar der Befitzſteuerbeſcheid das an dem 
maßgebenden Stichtage beſtehende Vermögen feſt, 
nicht aber auch der Feſtſtellungsbeſcheid, der nach 
8 65 Abſ. 1 BeſStG. „den für eine künftige Ver⸗ 
anlagung maßgebenden. Vermögenſtand“ angibt. 
Letzterer aber iſt der Vermögenſtand vom 1. Jan. 
1914 oder dem ſpäteren Zeitpunkte des Eintrittes 
der ſubjektiven Beſitzſteuerpflicht, nicht der Ver⸗ 
mögenſtand des maßgebenden Veranlagungszeit⸗ 
punktes. Der praktiſche Unterſchied wird aus fol⸗ 
gendem Beiſpiel klar. Eine früher im Aus⸗ 
lande lebende Perſon iſt im März 1914 mit einem 
Vermögen von 500 000 M nach 5 gezogen, 
wo fie Wohnſitz nahm und behielt. Am 31. Dez. 
1916 betrug ihr Vermögen nur mehr 100000 M. 
Nach 8 65 Abſ. 1 BeſStG. erhielt fie bei der 
letzten Beſitzſteuerveranlagung (auf den 31. Dez. 
1916) einen Feſtſtellungsbeſcheid, der ihren für eine 
künftige Befitzſteuerveranlagung maßgebenden Ver⸗ 
mögenftand (vom Maͤrz 1914) auf 500000 M 
angab. Bei Zugrundelegung des im Feſtſtellungs⸗ 
beſcheid angegebenen Vermögens müßte die Perſon 
alſo für 1919 aus einem Vermögen von 500 000 M 
zur Vermöͤgenſteuer veranlagt werden. Für die 
erſte Vermögenſteuerveranlagung iſt aber grund⸗ 
ſaͤtzlich der Vermögenſtand vom 31. Dez. 1916, 
allenfalls ein ſpaterer, keinesfalls aber ein früherer, 
maßgebend. Der Steuerpflichtige muß alſo, wenn 
nicht zwiſchen dem 31. Dez. 1916 und dem 1. Jan. 
1919 gewiſſe eine Veranlagungsänderung recht⸗ 
fertigende Aenderungen eingetreten find, für 1919 
zur VSt. aus einem Vermögen von 100 000 M 
veranlagt werden. Die VV. enthalten aljo inſo⸗ 
weit eine offenbare Unrichtigkeit, wegen deren der 
Steuerpflichtige wohl auf ſeiner Hut ſein muß. 
(Natürlich wurde ſeinerzeit vor Erteilung des Feſt⸗ 
ſtellungsbeſcheides auch der Vermögenſtand vom 
31. Dez. 1916 mit 100 000 M feſtgeſtellt, weil 
ja für die Beurteilung der Frage des Vorliegens 
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eines ſteuerpflichtigen Vermögenszuwachſes dieſe 
Feſtſtellung unerläßlich war. Aber dieſe rein 
interne Feſtſtellung des Vermögens wird in den 
Feſtſtellungsbeſcheid gar nicht aufgenommen, wird 
dem Steuerpflichtigen gar nicht bekannt und kann 
von ihm darum auch im Rechtsmittelwege nie 
angefochten werden. Die VV. gehen deshalb auch 
mit Recht [z. B. in 8 5 Abſ. I und $ 24 Abſ. II] 
davon aus, daß dieſe internen Vermögensfeſtſtel⸗ 
lungen niemals die Grundlage für eine Ver⸗ 
mögenſteuerveranlagung abgeben können.) 

Liegt eine bayeriſche Beſitzſteuervermögensfeſt⸗ 
ſtellung auf den maßgebenden Veranlagungszeit⸗ 
punkt nicht vor oder iſt die vorliegende für 
Vermöͤgenſteuerzwecke nicht brauchbar (z. B. weil 
in dem hierin feſtgeſtellten Vermögen auch außer⸗ 
bayeriſches Grund⸗ oder Betriebsvermögen ent⸗ 
halten iſt), ſo muß eine beſon dere Vermögens⸗ 
feſtſtellung für die Zwecke der VSt. vorge⸗ 
nommen werden. Auch dieſe erfolgt nach den 
Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes (88 2 mit 10, 28 
Abſ. 2, 29 mit 47 BeiSt®.). — Eine ſolche beſon⸗ 
dere Vermoͤgensfeſtſtellung wird auch in den Fallen 
der Zugangsveranlagungen erforderlich, ferner wenn 
im Laufe einer Veranlagungsperiode Tatſachen 
eintreten, die nach Art. 5 Abſ. I, II VSt. eine 
Veranlagungsänderung rechtfertigen. In beſchränk⸗ 
tem Umfange endlich muß das ſteuerbare Ver⸗ 
mögen auch in den unten unter V. behandelten 
Fällen beſonders feſtgeſtellt werden. 

An ſich ſteuerbares Vermögen iſt doch ver⸗ 
mögenfteuerfrei, wenn das ſteuerbare Geſamtver⸗ 
mögen des Steuerpflichtigen 20 999,99 M nicht 
überſteigt. Steuer zahlungspflichtig iſt alſo nur, 
wer an dem maßgebenden Stichtage ein in Bayern 
ſteuerbares Vermögen von mindeſtens 21000 M 
beſitzt. Ein Sinken des geſamten ſteuerbaren Ver⸗ 
mogens unter dieſe Grenze oder ein Steigen über 
ſie hinaus hat während des Laufes einer Veran⸗ 
lagungsperiode die Folge des Erlöſchens oder Ent⸗ 
ſtehens der Steuerzahlungspflicht nur dann, wenn 
die Vermögensänderung unter die in Art. 5 Abſ. I, 
II BSt®. beſonders aufgezählten Tatbeſtände fällt 
. ſteuerbaren Vermögens um 
mehr als 5000 M durch Erwerb von Todes wegen, 
Schenkung, Lotteriegewinn, Vermögensübergabe 
oder Anfall oder Anwachſung eines Abkömmlings⸗ 
anteils an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, 
Verminderung des ſteuerbaren Vermögens — 
hier Antrag erforderlich — um mehr als den 
ſechſten Teil oder Wegfall eines bei einem anderen 
Steuerpflichtigen zur VSt. herangezogenen Ver⸗ 
mögensteiles ohne Rückſicht auf ſeine Höhe). 

Die Vermögenſteuerveranlagung bleibt grund⸗ 
ſätzlich die drei Jahre der Veranlagungsperiode 
hindurch unverändert in Kraft; nach ihr wird die 
VSt. die drei Jahre hindurch erhoben. (Es wird 
nicht jedes Jahr ein neuer Vermögenſteuerbeſcheid 
erteilt, ſondern es wird im zweiten und dritten 
Vermögenſteuerjahr nur die auf Grund der Ber: 
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anlagung berechnete Steuerſchuldigkeit dem Steuer: | Zehntel vom Tauſend. Dieſe Sätze muten den 


pflichtigen mitgeteilt und zwar in der nach Art. 48 
Abi. 3 EinkStG. ihm alljährlich zugehenden Mit⸗ 
teilung ſeiner Schuldigkeit an Einkommen⸗, Gewerb:, 
Kapitalrentenſteuer und Umlagen.) Nur aus⸗ 
nahmsweiſe wird während der Veranlagungs⸗ 
periode die Veranlagung bei Eintritt der oben 
aufgezählten Tatbeſtände des Art. 5 Abſ. J und II 
VSt. geändert. Eine ſolche Aenderung wirkt 
von dem auf den Eintritt der Vorausſetzungen 
folgenden Monatsbeginn ab. Hievon wohl zu 
unterſcheiden iſt die Berichtigung der Veran⸗ 
lagung in gewiſſen Fällen, die u. a. beſonders bei 
Ipäteren Berichtigungen der zugrunde liegenden 
Befitzſteuervermögensfeſtſtellung erfolgt und bis zum 
Beginn der Veranlagungsperiode zurück wirkt. 


V 


Einen befonderen Ausbau hat im VSt. die 
aus dem BeſStG. übernommene Begünſtigung des 
Grundbeſitzes erfahren. Bekanntlich kann nach 
88 30 bis 33 BeiSt®. der Steuerpflichtige im Be⸗ 
ſitzſte u er verfahren (ob, wie $ 29 Abſ. 2 der Beſ.⸗ 
StAusfBeſt. vorſchreibt, nur bis zum Ablaufe der 
Berufungsfriſt, iſt mangels einer geſetzlichen Friſt⸗ 
ſetzung mit Recht beſtritten) beantragen, daß ſein ſteuer⸗ 
pflichtiger Grundbefitz oder einzelne Bewertungs⸗ 
einheiten desſelben ſtatt nach der Bewertungsregel 
des 8 29 Beſ StG. (gemeiner Wert Verkaufs⸗ 
wert) nach dem Geſtehungskoſtenwert anzu⸗ 
ſetzen ſeien. Durch Art. 3 Abſ. II Ziff. 1 VSt. 
iſt ihm nun für das Vermögenſteuer verfahren 
die Möglichkeit geboten, auch dann, wenn die Be⸗ 
fitzcteuervermögensfeſtſtellung die Grundlage für feine 
Vermögenſteuerveranlagung zu bilden hat, bis zum 
Ablauſe der Vermöͤgenſteuerberufungsfriſt zu bean⸗ 
tragen, daß ſein Grundbeſitz bei der Vermoͤgenſteuer⸗ 
veranlagung nach der anderen als der im Beſtitz⸗ 
fteuerverfahren gewählten Bewertungsart bewertet 
wird. Darüber hinaus läßt Art. 6 auch nach Eintritt 
der Rechtskraft der Vermöͤgenſteuerveranlagung eine 
rückwirkende Berichtigung zu, wenn der Steuer⸗ 
pflichtige vor Ablauf des erſten Drittels des dritten 
Vermoͤgenſteuerjahrs nachweiſt, daß fein geſamtes 
ſteuerbares Vermögen bei Wahl der anderen von 
den beiden Bewertungsarten um wenigſtens ein 
Zehntel niedriger feſtzuſtellen geweſen wäre, als 
es geſchehen iſt. Die VV. (§ 42) gehen in ihrer 
Begünftigung des Grundbeſitzes noch über den 
Geſetzeswortlaut hinaus, indem ſie nur einen ent⸗ 
ſprechenden Antrag innerhalb der Friſt, nicht 
auch die vom Geſetz geforderte Führung des Nach⸗ 
weiſes innerhalb der Friſt verlangen. 


VI. 


Die Bermögenfteuer beträgt für jedes Steuer⸗ 
jahr eins vom Tauſend des nach unten auf volle 
Tauſende abgerundeten ſteuerbaren Vermögens. 
Bei Vermögen von 65 000 M bis herab zu 21000.M 
fällt der Steuerſatz ſtufenweiſe bis auf ein 
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durch die Zahlen⸗ und Steuerbegriffe der Kriegs⸗ 
zeit „verwöhnten“ Steuerpflichtigen heute faſt 
lächerlich gering an. Es gehört aber wohl kein 
Seherauge dazu, um vorauszuahnen, daß der 
Steuerſatz nicht lange dieſe beſcheidene Höhe bei: 
behalten wird. 

Die VSt. wird in jedem Steuerjahre tunlichſt 
gemeinſam mit der Einkommenſteuer (alſo in zwei 
Hälften) eingehoben. 


VII. 


Das Verfahren richtet ſich teils nach den 
einſchlägigen Beſtimmungen des BeſStG., teils 
nach jenen des EintSt®. 

Die Behandlung der VSt. obliegt im allgemeinen 
den Rentämtern. Oertlich zuſtändig iſt das 
Rentamt, in deſſen Bezirk der Steuerpflichtige 
nach Art. 22 EinfSt®. und 8 42 VV. hiezu zu 
veranlagen iſt oder zu veranlagen wäre. 

Im allgemeinen gilt die Befitzſteuererklärung 
zugleich als Vermögenſteuererklärung (Art. 9 
Abſ. 1 VStG.). Es bedarf deshalb in der Regel 
keiner beſonderen Vermbögenſteuererklärung. 
(Wegen der Ausnahme bei der erſten allgemeinen 
Veranlagung für das Jahr 1919 vgl. unten X.) 
Wo jedoch keine Befitzſteuererklärung vorliegt (z. B. 
in den während einer Veranlagungsperiode ein⸗ 
tretenden Zugangsfällen) oder wo die vorliegende 
Befitzſteuererklärung für die Vermoͤgenſteuerzwecke 
nicht genügt, hat das Rentamt eine beſondere 
Vermögenſteuererklärung einzufordern. Das hiefür 
den BB. beigegebene Formblatt ſchließt ſich jenem 
für die Beſitzſteuererklärung naturgemäß engſtens 
an. Bei verſpäteter Erklärung können nicht nur 
Strafzuſchläge von 5 bis 10% zur VSt. 
verhängt werden (hiegegen formloſer unbefrifteter, 
Einſpruch an die Regierungsfinanzkammer, die 
endgültig entſcheidet), ſondern der Steuerpflichtige 
kann vom Rentamt auch durch vorher anzudrohende, 
im Bedarfsfalle beliebig zu wiederholende Zwangs⸗ 
ſtrafen von je bis zu 500 & (8 54 Abi. 1 
BeiSt®.) zur Erklaͤrungsabgabe angehalten werden 
(hiegegen nur Antrag auf gerichtliche Entſcheidung 
nach 8 459 StPO.). 

Erfolgt die Vermögenſteuerveranlagung auf der 
Grundlage einer Befigfteuerveranlagung, jo dient die 
durch Zufügung der Spalten 19 bis 21 ergänzte 
Befitzſteuerliſte zugleich als Vermoͤgenſteuerliſte und 
es iſt im Veranlagungsverfahren nur mehr der 
Vermögenſteuerbeſcheid zuzuſtellen. Der 
verſchloſſen gegen Nachweis zuzuſtellende Beſcheid 
hat eine Belehrung über die vom Zuſtellungstag 
an laufende Ausſchlußfriſt von einem Monat ſowie 
darüber zu enthalten, daß die Berufung innerhalb 
dieſer Ausſchlußfriſt ſchriftlich oder zu Protokoll 
beim Rentamt oder bei der Gemeindebehörde ein⸗ 
zulegen iſt und daß in der Berufung die Gründe 
anzugeben find, aus denen der Beſcheid ange⸗ 
fochten wird. 
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Erfolgt dagegen mangels einer verwendbaren 
Befitzſteuervermögensfeſtſtellung für den maßgeben⸗ 
den Zeitpunkt die Vermögenfteuerveranlagung auf 
Grund einer beſonderen Vermoͤgenſteuererklärung, jo 
prüft (8 55 Beſ StG.) das Rentamt die Angaben 
in der Erklärung auf ihre Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit und unter Benützung aller ihm zu 
Gebote ſtehenden amtlichen Behelfe, der Wehr⸗ 
beitrags⸗ und Beſitzſteuerakten, der Steuerer⸗ 
klärungen für die Veranlagung der Einkommen-, 
Gewerb⸗ und Kapitalrentenſteuer uſw., allenfalls 
unter Prüfung der Bücher uſw. des Steuerpflichtigen 
(3 57 BeſStG.) und unter uneidlicher Verneh⸗ 
mung von Zeugen und Sachverſtaͤndigen (8 56 
BeſStG.). Wegen der Mitwirkung der Notare 
und öffentlichen Behörden vgl. die auch hier an⸗ 
wendbaren 8 63 BeiSt®., Art. 35 EintSt®. Die 
88 57 bis 59 Beſ StG. find anwendbar. In allen 
Fällen, in denen eine beſondere Feſtſtellung 
des Vermögens im Neuanlageverfahren ſtattzu⸗ 
finden hat, werden die Grundlagen für die Be⸗ 
rechnung der VSt. durch die Steuerausſchüſſe der 
Art. 37 bis 41, 88 EintSt®. feſtgeſtellt. In dem 
Steuerbeſcheide ſind hier auch die Punkte in Kürze 
zu bezeichnen, in denen bei der Feſtſtellung des 
ſteuerbaren Vermögens von der Vermögenſteuer⸗ 
erklärung abgewichen worden iſt. 

Bezüglich des Rechtsmittelver fahrens 
find nach Art. 9 Abſ. III VSt. die in Bayern 
für die Beſitzſteuer maßgebenden geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechend anzuwenden (8 1 der VO. 
vom 30. September 1918 zum Vollzuge des Reichs⸗ 
finanzhofgeſetzes, GVBl. S. 793, wonach im Bes 
figfteuerverfahren gegen den Beſcheid der Berufungs⸗ 
kommiſſion die Rechtsbeſchwerde an den Reichs⸗ 
finanzhof gegeben iſt, kommt hier natürlich nicht 
in Betracht, da dieſe Vorſchrift zur Zeit des Er⸗ 
laſſes des VSt. noch nicht beſtand). In Ber: 
mögenſteuerſachen geht alſo gegen den zur orbent- 
lichen Veranlagung ergehenden Steuerbeſcheid wie 
im Einkommenſteuerverfahren die Berufung an 
die Berufungskommiſſion, gegen deren Entſcheidung 
die Beſchwerde an die Oberberufungskommiſſion. 
Das Verfahren regelt ſich im einzelnen nach den 
Vorſchriften des Einkst. Im Gegenſatz zum 
Einkommenſteuerverfahren gibt es jedoch keine 
allgemeine Berufungsfriſt, ſondern es 
beginnt für jeden Steuerpflichtigen eine beſondere 
Ausſchlußfriſt von einem Monat mit der Zuſtel⸗ 
lung ſeines Steuerbeſcheides und auch dieſe nur 
dann, wenn in ihm eine richtige Rechts- 
mittelbelehrung erteilt iſt. — Gegen alle 
Steuerbeſcheide, die nicht zur ordentlichen Ver⸗ 
anlagung, ſondern im Laufe einer Veranlagungs⸗ 
periode bei einer Aenderung oder Berichtigung der 
Veranlagung (ohne Mitwirkung des Steueraus⸗ 
ſchuſſes) durch das Rentamt erteilt werden, ferner 
gegen deſſen Abweiſung von Anträgen auf Minde⸗ 
rung oder Abſchreibung der Steuer iſt der binnen 
einer Ausſchlußfriſt von vierzehn Tagen beim Rent⸗ 
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amt einzulegende Einſpruch nach Art. 70 Abſ. III 
bis V EintSt®. zuläſſig. — Nur die unbefriſtete 
einfache Verwaltungsbeſchwerde an die 
Regierungsfinanzkammer und weiter an das Finanz⸗ 
miniſterium iſt gegen jene rentamtlichen Beſcheide 
gegeben, durch welche die Veranlagung zugunſten 
des Steuerpflichtigen auf Grund gewiſſer Be⸗ 
wertungsregeln des Beſ StG. (Eintritt von Tat⸗ 
ſachen, die eine nachträgliche Korrektur des in der 
Veranlagung angenommenen Kapitalwertes von 
Nutzungen oder Laſten oder des Anſatzes von be⸗ 
dingt erworbenem Vermögen oder bedingten Laſten 
nötig machen [vgl. 3 38 Abſ. 3 Satz 1, 8 43 
Abſ. 2, 8 44 Abſ. 2, 8 46 Beist®.]) berichtigt 
oder die auf Grund dieſer Vorjchriften beantragte 
Berichtigung abgelehnt wird. 

Die Rechtsmittel werden nach den einſchlägigen 
Vorſchriften des EintSt®. behandelt. | 

Jede Korrektur der Beſitzſteuerver⸗ 
mögensfeſtſtellung im Rechtsmittelwege 
muß nach dem durch Art. 3 Abſ. I VSt. ge⸗ 
ſchaffenen Syſtem notwendig und zwangsläufig 
eine entſprechende Berichtigung der auf ihr auf⸗ 
gebauten Vermöͤgenſteuerveranlagung nach ſich 
ziehen. Art. 9 Abſ. IV VSt. kleidet dieſen aus 
Art. 3 Abſ. 1 VSt. ohne weiteres zu folgernden 
Grundſatz in die ſchlecht gewählten Worte, daß 
ſich „die Einlegung der Rechtsmittel gegen die 
Befitzſteuerveranlagung ... auch auf die Vermögen» 
ſteuerveranlagung erſtrecke“. (Die mißglückte Faſ⸗ 
ſung dieſes Abſatzes iſt, wie eine Regierungs⸗ 
erklärung bei der Geſetzesberatung zeigt, infolge 


einer ganz unangebrachten Analogie zu Art. 22 


GewStG., Art. 18 KapRent StG. entſtanden. Das 
Verhältnis zwiſchen der Veranlagung zur EinkSt. 
und jener zur GewSt. und KapRentSt. iſt aber 
ein ganz anderes als das Verhältnis zwiſchen 
Befitzſteuer⸗ und Vermoͤgenſteuerveranlagung, was 
man bei Schaffung der Beſtimmung ganz unbe⸗ 
rückſichtigt ließ. Der Umſtand. daß jetzt im Beſitz⸗ 
ſteuer⸗ und im Vermöͤgenſteuerrechtsmittelverfahren 
verſchiedene Rechtsmittel gegen die Entſcheidung der 
Berufungskommiſſion gegeben ſind — Rechtsbe⸗ 
ſchwerde an den Reichsfinanzhof, Beſchwerde an 
die Oberberufungskommiſſion —, führt die Aus⸗ 
drucksweiſe des Abſ. IV vollends ad absurdum.) 
Der Abſ. IV enthält aber noch eine weitere Un⸗ 
möglichkeit: er will nämlich die Wirkung einer 
Korrektur der Befibfteuervermögenzfeftftellung im 
Rechtsmittelwege auf die N aufgebaute Ver⸗ 
mögenfteuerveranlagung nur „vorbehaltlich 
einer gegenteiligen Erklärung des 
Steuerpflichtigen“ eintreten laſſen. Da es 
bekanntlich nicht nur eine Rechtsmitteleinlegung 
durch den Steuerpflichtigen, ſondern auch eine 
ſolche durch Rentamt oder Regierungsfinanzkammer 
gibt, hätte alſo auch bei dieſen Rechtsmitteln der 
Steuerpflichtige den Umfang ihrer Wirkung zu 
beſtimmen? Aber auch hinſichtlich der von ihm 
ſelbſt eingelegten Rechtsmittel iſt dieſe Befugnis des 
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Steuerpflichtigen unmöglich, die ihr Daſein auch 
wieder nur jener verfehlten Nachahmung von Art. 22 
GewStG., Art. 18 KapRent St. verdankt. Wenn 
in jenen Geſetzen dem Steuerpflichtigen freie Hand 
gelaſſen wurde, ob er ſein gegen die Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung eingelegtes Rechtsmittel auch auf 
die Gewerb⸗ oder Kapitalrentenſteuerveranlagung 
erſtrecken wollte, ſo war das bei der völligen Un⸗ 
abhängigkeit jener nur aus praktiſchen Erwägungen 
gemeinſam behandelten Steuern ganz berechtigt. 
Aber hier, wo das zur Beſitzſteuer feſtge⸗ 


ſtellte Vermögen als Beſteuerungsgrundlage und 


Maßſtab für die VSt. gilt, iſt eine ſolche Sepa⸗ 
rierung unmöglich, weil fie gegen den Grundſatz 
des Art. 3 Abſ. 1 verſtößt. Uebrigens iſt auch 
nicht erſichtlich, welches Intereſſe ein Steuerpflich⸗ 
tiger, der feine Befitzſteuervermögensfeſtſtellung als 
zu hoch angefochten hat, daran haben könnte, auf 
jeden Fall doch die VSt. aus dem angeblich zu 
hohen Vermögen zu entrichten. Der Geſetzgeber 
hat alſo bei Schaffung dieſes Abſ. IV keine glück⸗ 
liche Hand gehabt. Die VV., von denen man 
wohl mit Recht eine Stellungnahme wegen der 
praktiſchen Durchführung erwarten durfte, über⸗ 
gehen den Abſatz mit Stillſchweigen. Seine Er⸗ 
läuterung bei Breunig (Ergänzungsband) iſt 
ganz unzureichend. 

Hat der Steuerpflichtige die Beſitzſteuerver⸗ 
anlagung unangefochten rechtskräftig werden laſſen, 
jo kann er die darauf aufgebaute Vermögenfteuer: 
veranlagung inſoweit nicht mehr anfechten, als ihr 
das zur BeſSt. rechtskräftig feſtgeſtellte Vermögen 
unverändert zugrunde zu legen war und zugrunde 
gelegt iſt (8 43 Abſ. 3 der BB.) N 


VIII. 


Die Koſten des Verfahrens regeln ſich ent⸗ 
ſprechend dem Beſ StG. (Art. 9 Abſ. III VStG., 
§ 49 der VV. hiezu). Hienach iſt das Verfahren 
in Vermögenſteuerſachen koſten⸗, gebühren⸗ und 
ftempelfrei (8 79 BeſStAusfBeſt.), ſoweit nicht 
88 60, 85 BeiSt®. etwas anderes beſtimmen. Nach 
8 60 BeiSt®. fallen die Koſten der Ermittelungen 
dem Steuerpflichtigen zur Laſt, wenn der endgültig 
(alſo rechtskräftig) feſtgeſtellte Vermögenswert den 
vom Steuerpflichtigen angegebenen Wert um mehr 
als ein Drittel überſteigt oder wenn ſich ſeine 
Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig 
erweiſen oder wenn er trotz ergangener Aufforderung 
keine oder nur ungenügende Angaben über ſeine 
Vermögensverhältniſſe gemacht hat. Abgeſehen 
hievon iſt auch das Rechtsmittelverfahren bis zum 
Abſchluß des Nachprüfungsverfahrens (Art. 53 
EintSt®., 8 68 der VV. hiezu) und das Ber: 
waltungsbeſchwerdeverfahren koſten⸗, gebühren⸗ und 
ſtempelfrei. Dagegen iſt für die Koſten vor den 
Rechtsmittelinſtanzen Art. 86 EinkStG. anzu⸗ 
wenden. Für die Entſcheidungen der Berufungs⸗ 
kommiſſionen und der Oberberufungskommiſſion 
im Rechtsmittelverfahren kommen die Art. 154, 
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153 des bayer. KoſtenG. vom 21. Auguſt 1914 
in Betracht; der Gebührenrahmen beträgt alſo 
für die Berufungskommiſſionen 3 bis 300 M, für 
die Oberberufungskommiſſion 4 bis 400 M. 


IX. 


Die Strafbeſtimmungen (Art. 10 VSt.) 
ſchließen ſich eng an jene des BeiSt®. an. Im 
Fall der Vermöͤgenſteuergefährdung mit nach⸗ 
gewieſener Hinterziehungsabſicht iſt — erſtmals 
in einem bayeriſchen Steuergeſetz — neben Geld⸗ 
ſtrafe wahlweiſe auch Gefängnisſtrafe bis zu 
6 Monaten und Urteilspublikation ange⸗ 
droht. Die Strafdrohungen des VSt. ſtehen 
zu jenen des BeiSt®. in dem Verhältniſſe der 
Subſidiarität, d. h. eine Beſtrafung nach dem 
VSt. tritt nur ein, wenn eine ſolche nach dem 
BeiSt®. nicht eintritt (Art. 10 Abſ. VII VStG.). 
Im Gegenſatz zum BeſStG. kennt das VSt. 
neben Zwangsſtrafen nur Kriminal-, nicht auch 
Ordnungsſtrafen, zu deren Verhängung auch bei 
vollendetem Tatbeſtand kein Zwang beſteht. Die 
Zwangsſtrafen (88 54 Abſ. 1, 56 Abſ. 2, 58 
Abſ. 4, 62 Abſ. 4 BeſStG., anwendbar nach 
Art. 9 Abſ. III VSt.) können beliebig oft nach 
vorheriger jedesmaliger Androhung verhängt werden, 
um den Steuerpflichtigen und gewiſſe andere Per⸗ 
ſonen zur Abgabe gewiſſer von ihnen geforderter 
Erklärungen anzuhalten. Die Rentämter dürfen 
Strafbeſcheide im Verwaltungsverfahren 
erlaſſen; nur die durch den Verdacht der Hinter⸗ 
ziehungsabſicht qualifizierten Fälle von Ver⸗ 
mögenfteuergefährdung, ferner die Fälle von Ber: 
leut des Steuergeheimniſſes müſſen der Staats⸗ 
anwaltſchaft zur Verfolgung übergeben werden. 


X. 


Während ſonſt keine allgemeine Vermöͤgen⸗ 
ſteuererklärungsabgabe ſtattfindet, weil ja die Beſitz⸗ 
ſteuererklärung als Vermögenſteuererklärung gilt, 
iſt für die erſtmalige Vermögenſteuerver⸗ 
anlagung (für das Jahr 1919) Beſonderes an⸗ 
geordnet. Für die erſte Veranlagung hat nämlich 
nach 8 13 der VV. jede am 1. Januar ſubjektiv 
(unbeſchränkt oder beſchränkt) einkommen⸗ und da⸗ 
mit vermögenfteuerpflichtige natürliche Perſon mit 
einem in Bayern ſteuerbaren Vermögen von (ab: 
gerundet) mehr als 20 000 M oder ihr geſetzlicher 
Vertreter eine Vermöoͤgenſteuererklärung abzugeben. 
Die hiefür in $ 13 Abſ. 1 VV. vorgeſchriebene 
Friſt vom 2. bis 31. Januar konnte nirgends ein- 
gehalten werden, weil die die VV. enthaltende 
Nummer des GVBl. erſt gegen Ende Januar 1919 
herauskam. Die Rentämter haben deshalb je nach 
ihrer Geſchäftslage die Erklärungsfriſt auf einen 
gleich langen ſpaͤteren Zeitraum angeſetzt oder 
werden fie erſt feſtſetzen (die rechtliche Zuläſſigkeit 
der allgemeinen Einforderung einer Vermögen⸗ 
ſteuererklärung für die Veranlagung 1919 dürfte 
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aus Art. 9 Abſ. III VStG., 8 52 Abſ. 2 BeiSt®. 
zu folgern ſein). 

Grundſätzlich maßgebend für die erſte Ver⸗ 
moͤgenſteuerveranlagung iſt der Vermöͤgenſtand 
vom letzten Veranlagungszeitpunkt (31. Dezember 
1916). Wer alſo auf dieſen Stichtag in Bayern 
einen Befitzſteuerbeſcheid erhalten hat, braucht in 
der Vermoͤgenſteuererklärung nur auf S. 1 den 
Betrag des damals feſtgeſtellten Vermögens, das 
Datum des Steuerbeſcheides, das einſchlägige Rent⸗ 
amt und die aus dem Beſcheid erſichtliche Nummer 
der Beſitzſteuerliſte anzugeben. Sind in der Zeit 
zwiſchen dem 31. Dezember 1916 und der Zeit 
der Erklärung Aenderungen eingetreten, die unter 
Art. 5 Abſ. I, II VSt. fallen, jo müſſen auch 
dieſe noch angegeben werden. Sind die Aende⸗ 
rungen nicht ganz einfacher Art, ſo wird auch 
dieſer Steuerpflichtige beſſer den folgenden Weg 
wählen. 0 

Liegt kein für die Veranlagung brauchbarer 
Befitzſteuerbeſcheid auf den 31. Dez. 1916 vor, jo 
müßte an ſich in der Erklärung zunaͤchſt der Ver: 
mögenſtand vom 31. Dez. 1916 angegeben werden, 
was nach mehr als zweijähriger Friſt vielfach ſehr 
ſchwierig wäre. Außerdem aber müßten hieran 
dann alle jene inzwiſchen eingetretenen Aende⸗ 
rungen berückſichtigt werden, die unter Art. 5 
Abſ. I, II VSt. fallen. Zur Vereinfachung laſſen 
deshalb die VV. in 88 3 Abſ. II, 15 Abſ. II eine 
Umkehrung des Verfahrens zu. Als Ausgang 
punkt wird der Vermögenſtand vom 1. Ja⸗ 
nuar 1919 gewählt. Dieſer iſt in der Steuer⸗ 
erklärung anzugeben. Am Ende des Erklärungs⸗ 
vordruckes aber findet ſich die Frage, ob ſeit dem 
1. Jan. 1917 weſentliche Aenderungen in dem 
Stande des Wertes des Vermögens eingetreten 
ſind. Dieſer Frage iſt ſodann erklärend angefügt: 
„Die Frage wird geſtellt, weil der Pflichtige ver⸗ 
langen kann, daß der Stand vom 31. Dez. 1916 
zugrunde gelegt wird, dem jedoch Erbanfälle, 
Schenkungen, Lotteriegewinne und Vermöͤgens⸗ 
übergaben im Werte von über 5000 M, nicht 
aber Erſparniſſe oder Kurs⸗ und ſonſtige Wert ⸗ 
ſteigerungen zuzurechnen wären. Der Stand vom 
31. Dez. 1916 wäre auch maßgebend, wenn das 
Vermögen am 31. Dez. 1916 nur um '/s höher 
war als jetzt. Im Falle der Beantwortung der 
Frage mit Ja wird ſich das Rentamt noch münd⸗ 
lich mit Ihnen ins Benehmen ſetzen. Es darf 
bezweifelt werden, daß fich der Steuerpflichtige 
hienach auskennt. Es wird in jedem Einzelfall 
einer Abwägung bedürfen, ob das Ausgehen vom 
Bermögenftand des 31. Dezember 1916 oder von 
jenem des 1. Januar 1919 für den Steuerpflich⸗ 
tigen vorteilhafter und welcher Weg deshalb ein⸗ 
zuſchlagen iſt. — Das mündliche Benehmen mit 
den Steuerpflichtigen wird bei der verwickelten 
Rechtslage den an ſich ſchon überlaſteten Rent⸗ 
ämtern eine außerordentliche Mehrarbeit ver⸗ 
urſachen. Ich bin überhaupt der Anſicht, daß die 
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Verkettung des VSt. mit dem BeiSt®. für 
den Vollzug des VSt. nicht nur bei der erſt⸗ 
maligen Veranlagung, ſondern auch ſpaͤter nicht 
jene Vorteile bringen wird, die ſich die Staats⸗ 
regierung hievon erwartete. | 


Kleine Mitteilungen. 


Sermundſchaft und Ehbelichkeits vermutung. Es 
kommt gegenwärtig nicht ſelten vor, daß über ein Kind 
der Ehefrau eines verſchollenen, aber noch nicht für 
tot erklärten Kriegsteilnehmers die Vormundſchaft an ⸗ 
geordnet wird, wenn es den Umſtänden nach offenbar 
unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem Ehe⸗ 
mann empfangen hat. Es fragt ſich, inwieweit und 
unter welchen Vorausſetzungen dieſes Verfahren zu⸗ 
läſſig iſt. 

Ueber ein Kind, das zwar in Wirklichkeit unehelich 
iſt, aber als ehelich gilt, kann für die Dauer der Ehelich⸗ 
keitsvermutung und der Ausübung der elterlichen 
Gewalt durch die Mutter keine Vormundſchaft an⸗ 
geordnet werden (88 1626, 1685, 1773 1 BGB.). Das 
Nebeneinanderbeſtehen von Vormundſchaft und elter⸗ 
licher Gewalt mit der Beſonderheit, daß ſowohl der 
Vormund als auch der Gewalthaber für die Perſon 
und das Vermögen des Kindes zu ſorgen haben, iſt 
ein Ausnahmefall (8 1883 BGB.). 

Die Unehelichkeit eines während der Ehe oder 
innerhalb 302 Tagen nach deren Auflöſung geborenen 
Kindes kann von niemand geltend gemacht werden, 
ſolange nicht der Vater die Ehelichkeit angefochten hat 
oder, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, 
geſtorben iſt (Staudinger Anm. 1 zu 8 1593 BGB.). 
Durch die Todeserklärung würde die Unſicherheit über 
den Fortbeſtand der Ehe und der elterlichen Gewalt 
ſowie über die Möglichkeit der Geltendmachung der 
Unehelichkeit behoben werden (88 18 J, 1679, 1684 I 
Ziff. 1, 1593 BGB.). Durch die Todeserklärung wird 
zwar die Ehe nicht aufgelöft, aber fie begründet die 
Vermutung der Eheauflöſung. Die Ausfertigung des 
Ausſchlußurteils vertritt die Stelle der Sterbeurkunde 
8 1309 1 BGB. 8 45 J PerſG., Art. 119 1 AG. z. ZPO.). 
Erſt durch die Wiederverehelichung wird die frühere 
Ehe aufgelöſt (8 1348 II BGB.). Mit Eingehung der 
neuen Ehe verliert die Mutter die elterliche Gewalt 
8.1697 BGB.). 

Auf 8 1773 II BGB. könnte in unſerem Falle die 
Anordnung der Vormundſchaft nicht geſtützt werden. 
Der Familienſtand iſt ja teils ſchon bekannt, teils er⸗ 
mittelbar, ſei es auch nur nach vorheriger Todes⸗ 
erklärung. Wenn der Verſchollene für tot erklärt wird, 
ohne daß er die Ehelichkeit erfolgreich angefochten und 
ohne daß er das Anfechtungsrecht verloren hat, dann 
iſt allerdings eine für und gegen alle wirkende Feſt⸗ 
ſtellung der Ehelichkeit nicht mehr möglich. Das Kind 
kann in dem einen Rechtsſtreit als ehelich, in dem 
anderen als unehelich behandelt werden (Staudinger 
Anm. 2, b, d zu 8 1593 BGB.). Mit der Möglichkeit 
der Geltendmachung der Unehelichkeit iſt aber die 
geſetzliche Ehelichkeitsvermutung noch nicht beſeitigt. 
Wer die Unehelichkeit eines als ehelich geltenden Kindes 
behauptet, iſt hiefür beweispflichtig. Dagegen kann 
die Unehelichkeit eines Kindes, das ſpäter als 302 Tage 
nach der inſolge der Todeserklärung vermuteten Ehe⸗ 
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auflöſung geboren ift, von jedermann ohne jegliche 
Beſchränkung geltend gemacht werden. 1 

Aber auch beim Mangel einer Todeserklärung läßt 
ſich das eingangs erwähnte Verfahren unter gewiſſen 
Vorausſetzungen rechtlich begründen. . 

Nach 8 19 BGB. wird, ſolange nicht die Todes⸗ 
erklärung erfolgt iſt, das Fortleben des Verſchollenen 
bis zu dem Zeitpunkte vermutet, der nach 8 18 IL BGB. 
in Ermangelung eines anderen Ergebniſſes der Er⸗ 
mittelungen als Zeitpunkt des Todes anzunehmen iſt. 
Im Gegenſatz zu den rechtlichen Wirkungen der Todes⸗ 
erklärung wird nach 8 19 BGB. nur eine Lebens⸗ 
vermutung begründet. Mit deren Aufhören greift 
keine Todesvermutung Platz; denn letztere wird ledig⸗ 
lich durch die Todeserklärung begründet. Von dem 
Zeitpunkt an, bis zu welchem das Fortleben des Ver⸗ 
ſchollenen vermutet wird, beſteht alſo weder eine 
Lebens» noch eine Todesvermutung. Solange das 
Fortleben des Verſchollenen vermutet wird, wird auch 
der Fortbeſtand der Ehe vermutet. Inſolange gilt 
auch die Vermutung des 8 1591 II BGB., ungeachtet 
des Mangels der häuslichen oder ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft (Staudinger Anm. 3 b zu 8 1591 BGB). 

In Beziehung auf obige Frage ergibt ſich nun 
folgende Unterſcheidung: 

a) Iſt das Kind vor dem Endtermin der Lebens⸗ 
vermutung oder innerhalb 302 Tagen nach dieſem 
Zeitpunkt geboren, ſo gilt es als ehelich. Die Geltend⸗ 
machung der Unehelichkeit iſt alsdann den zwingenden 
Beſchränkungen des 8 1593 BGB. unterworfen. So⸗ 
weit hienach die Unehelichkeit nicht geltend gemacht 
werden kann, iſt auch die Anordnung einer Vormu 
ſchaft unzuläſſig, auch wenn zweifelsfrei feſtſteht, daß 
die Eheleute während der Empfängniszeit nicht ge⸗ 
ſchlechtlich miteinander verkehrt haben oder wenn es 
trotz eines ſolchen Verkehrs den Umſtänden nach offen⸗ 
bar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von dem 
Ehemann empfangen hat. 

b) Iſt das Kind ſpäter geboren, alſo zu einer 
Zeit, wo weder für das Leben noch für den Tod des 
Verſchollenen eine Rechtsvermutung vorliegt, dann 
kann die Unehelichkeit von jedermann geltend gemacht 
werden. Denn es beſteht eine rein tatſächliche Un⸗ 
ſicherheit über diejenigen Vorausſetzungen, an die das 
Geſetz die Vermutung der Ehelichkeit knüpft. Es iſt 
nun aber ſelbſtverſtändlich, daß eine geſetzliche Ver⸗ 
mutung nur da ſtattfinden kann, wo ihre tatſächlichen 
Vorausſetzungen unzweifelhaft feſtſtehen. Im Falle 
a ſtehen dieſe Vorausſetzungen feſt, wenn auch nur 
vermöge einer Rechtsvermutung. Darum greift die 
geſetzliche Ehelichkeitsvermutung Platz. Im Falle b iſt 
es dagegen zweifelhaft, ob das Kind während der Ehe 
oder innerhalb 302 Tagen nach deren Auflöſung ge⸗ 
boren iſt. Mithin kann von einer Ehelichkeitsvermutung 
keine Rede fein (Coſack BGB. 3. Aufl. 8 311 III 5). 
Die Unehelichkeit kann daher von jedem Dritten geltend 
gemacht werden. Und inſoweit ſtehen auch der An⸗ 
ordnung einer Vormundſchaft rechtliche Bedenken nicht 
entgegen. 

Würde im Falle a die Vormundſchaft angeordnet 
und Klage auf Feſtſtellung der unehelichen Vaterſchaft 
erhoben werden, ſo würde der Beklagte mit dem Ein⸗ 
wand aus 8 1593 BGB. durchdringen. 

Mit einer der geſetzlichen Ehelichkeitsvermutung 
widerſprechenden Vormundſchaft wäre dem Kinde auch 
kein Dienſt erwieſen. Es würde den häufig unſicheren 
und wertloſen Anſpruch gegen den unehelichen Vater 
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mit ſeiner Stellung als eheliches Kind und dem Ver⸗ 
5 der geſetzlichen Hinterbliebenenver ſorgung bes 
zahlen. | 

Solange nicht die Todeserklärung erfolgt ift, wird 
vor der Anordnung der Vormundſchaft erſt zu prüfen 
ſein, auf welchen Zeitraum ſich die Lebensvermutung 
nach 8 19 BGB. erſtreckt. Danach iſt die Entſcheidung 
zu treffen. Es wird ſich in der Regel empfeblen, auf 
Herbeiführung der Todeserklärung hinzuwirken. 


Bei Eintragung der Geburt eines nach 88 1591 ff.— 


BGB. als ehelich geltenden Kindes in das Geburts⸗ 
regiſter iſt der Standesbeamte wohl ſelten in der 
Lage, feſtzuſtellen, daß eine Chelichkeitsvermutung 
ſtattfindet. Dies kann zum Schaden des Kindes dazu 
führen, daß die Geburt zu Unrecht als eine uneheliche 
beurkundet wird. Es wäre angezeigt, dieſer Nicht⸗ 
übereinſtimmung mit dem Geſetze beſondere Auf⸗ 
merkſamkeit im Berichtigungsver fahren zuzuwenden 
und der geſetzlichen Ehelichkeitsbermutung Geltung 


zu verſchaffen. 
Amtsrichter Wolf in Thiersheim. 


Die Erhöhung des Unterhaltsbeitrags Tür unehe⸗ 
liche Kinder.) Die jetzige Teuerung hat das Juſtiz⸗ 
miniſterium veranlaßt, die Vormundſchaftsgerichte an⸗ 
zuweiſen, auf eine Erhöhung der Unterhaltsbeiträge 
für die unehelichen Kinder hinzuwirken. 

Die derzeitigen Verhältniſſe haben auch ſchon 
zahlreiche Klagen auf Erhöhung der Unterhaltsbei⸗ 
träge nach 8 323 ZPO. gezeitigt. Dieſen Klagen kann 
ohne weiteres ſtattgegeben werden, wenn die Unter⸗ 
haltsrente durch Urteil feſtgeſetzt war. Dagegen dürfte 
die Klage auf Erhöhung des Unterhalts, der in einem 
Vergleiche vor dem Prozeßgericht oder vor dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht vereinbart worden war, ohne Er⸗ 
folg ſein. 

Der Vergleich beſeitigt das ſtreitige Rechtsver⸗ 
hältnis in allen vom Vergleiche erfaßten Abmachungen. 
Die Unwirkſamkeit des Vergleichs kann nur bei Irr⸗ 
tum über den Sachverhalt geltend gemacht werden 
(8 779 BGB.). Daß das Nichtwiſſen künftiger Teue⸗ 
rung kein ſolcher Irrtum iſt, iſt klar. 8 323 ZPO. 
trifft auf Vergleiche nicht zu, kann auch nicht zutreffen, 
weil der Vergleich als ein zwiſchen den Parteien ge⸗ 
ſchloſſener Vertrag nur durch übereinſtimmende Er⸗ 
klärung der Parteien aufgehoben oder geändert werden 


Der Vergleich kann nur nach den allgemeinen 
Beſtimmungen der 88119 ff. BGB. angefochten werden. 
Abgeſehen davon, daß eine ſolche Anfechtung unver⸗ 
züglich erfolgen müßte, werden die Gründe, die zur 


Anfechtung berechtigen, ganz ſelten zutreffen. 8 1614 


BGB., der auch einen teilweiſen Verzicht auf den 
Unterhalt für die Zukunft für nichtig erklärt, regelt nur 
die Unterhaltspflicht zwiſchen ehelichen Verwandten. 
Für das uneheliche Kind beſtimmt 8 1714 BGB., daß 
lediglich ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt 
für die Zukunft nichtig iſt. Ein unentgeltlicher Ver⸗ 
uch wird aber nie vormundſchaftsgerichtlich genehmigt 
werden. 

Nur inſoweit in einer zu niedrig feſtgelegten 
Unterhaltsrente eine abſichtliche Verkürzung der An⸗ 


1) S. dazu die Entſcheidungen im Jahrgang 1918 
Nr. 21/22 S. 363 u. 1919 Nr. 1 S. 21, ferner Marcuſe 
in der 23.1918 S. 1251. 
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ſprüche zu Gunſten des Verpflichteten läge, könnte 
darin ein teilweiſer unentgeltlicher Verzicht auf den 
künftigen Unterhalt gefunden und ſo das Abkommen 
für nichtig angeſehen werden. (RGRKomm. Note 1 
zu 8 1714.) Auch dies wird ſelten oder nie ange 
nommen werden können. 

Es wird alſo bei den im Vergleiche getroffenen 
Vereinbarungen über die Höhe des Unterhalts bleiben 
müſſen, wenn nicht im Vergleiche ſelbſt der Anſpruch 
auf Erhöhung vorbehalten iſt. 


Oberamtsrichter Zölch in Vilseck. 


Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. . j 


Uufittlichkeit eines Vertrags, durch den ſich der 
Bater die dauernde Verfügung über das Vermögen der 
Tochter ausbedingt, auch wenn nicht ven vorneherein 
die Abſicht einer Schädigung beſteht. Ausnützung der 
N Begriff des Vermögensvorteils nach 
5 188 Abſ. 2 868. Aus den Gründen: Der Ehe⸗ 
frau des Klägers iſt aus dem Nachlaß ihrer Mutter 
eine Erbſchaft in Höhe von 15 000 M angefallen und 
ſie iſt damit in bar auf ihren Vater angewieſen worden, 
in deſſen Händen das vorhandene 55 verblieben 
iſt; ferner iſt ihr von einem Bruder ihres Vaters, 
deſſen Alleinerbe der letztere geworden iſt, ein Ver⸗ 
mächtnis von 20000 M ausgeſetzt worden. Soweit 
an dem erſterwähnten Betrage dem Beklagten zufolge 
des zwiſchen ihm und ſeiner Frau geſchloſſenen Ehe⸗ 
vertrags ein lebenslängliches Nutznießungsrecht ein⸗ 
erdumt war, hat er darauf nach dem Tode ſeiner 

rau verzichtet. Hiernach hat die Ehefrau des Klägers 
die eingeklagten Beträge zu verlangen, ſoweit ihr 
nicht der Vertrag entgegenſteht, den ſie am 30. April 
1914 vor dem Notar F. mit dem Beklagten geſchloſſen 
hat und über deſſen 1 die Parteien ſtreiten. 
Der Vertrag enthält einerſeits Beſtimmungen, die der 
Tochter günſtig find: der Betrag ihrer Forderung 
wird unter Umwandlung in ein mit 5% verzinsliches 
Darlehen auf 40000 M erhöht und es wird ihr dafür 
Hypothek auf Grundbeſitz des Vaters beſtellt; andrer⸗ 
ſeits aber werden Beſtimmungen zugunſten des Vaters 
getroffen: Die Tochter darf die Forderung bis 1. April 
1935 nicht kündigen oder abtreten, dem Vater wird 
ein lebenslaͤnglicher Nießbrauch an der Forderung 
beſtellt; ferner wird ihm eine unbeſchraͤnkte, bis zum 
vorbezeichneten Zeitpunkt unwiderrufliche Vollmacht 
zur i über un und Hypothek erteilt 
unter ausdrücklicher Befreiung von der Beſchränkung 
des 8 181 58. Etwa ein Jahr nach Abſchluß des 
Vertrags hat der Beklagte die Hypothek an einen 
Gläubiger von ihm verpfaͤndet; inzwiſchen hat er den 
Offenbarungseid geleiſtet. Der Kläger bezeichnet den 
Vertrag als nichtig, weil er gegen die guten Sitten 
verſtoße. Das BG. verkennt zwar nicht die Bedenk⸗ 
lichkeit des Verhaltens des Beklagten und meint, darin, 
daß er ſich eine unwiderrufliche, ihm die ausſchließ⸗ 
liche Verfügung über das Vermögen der Tochter ge⸗ 
währende Vollmacht ausſtellen ließ, wäre ein Verſtoß 
gegen die guten Sitten dann zu erblicken, wenn er 
von vornherein die Abſicht gehabt hätte, von dieſer 
Vollmacht zum Nachteil der Tochter Gebrauch zu machen. 
Solches ſei aber nicht anzunehmen; das Verhältnis 
von Vater und Tochter laſſe eine ſolche Abſicht im 
Zweifel als ausgeſchloſſen erſcheinen; zwar habe der 
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Beklagte tatſächlich eine Verfügung zum Nachteile der 
Tochter getroffen, indem er die Hypothek verpfändet 
habe, aber das ſei erſt etwa ein Jahr nach Abſchluß 
des Vertrags geſchehen und es ſei deshalb nicht zu 
unterſtellen, daß es der Beklagte ſchon beim Abſchluß 
des Vertrags in Ausſicht genommen habe; er habe 
auch bei ihrer Verheiratung verſprochen, ihr die Zinſen 
des Mutterguts zukommen zu laſſen, und ſei dieſem 
Berſprechen wenigſtens eine Zeitlang nachgekommen. 
Die Ausſtellung einer derartigen Vollmacht ſchließe 
nicht aus, daß im Innenverhältnis zwiſchen Vater 
und Tochter der erſtere in gewiſſenhafter Wahrung 
der Intereſſen der Tochter handle und gegebenenfalls 
ſich mit ihr über die von ihm beabſichtigten Maß⸗ 
nahmen beſpreche. ö 

Die Anſchauung des B., daß ein Verſtoß gegen 
8 138 nur dann angenommen werden könnte, wenn es 
er Beklagte von vornherein auf eine Schädigung ſeiner 
Tochter abgeſehen hätte, iſt rechtsirrig; es tft viel⸗ 
mehr nach ſtändiger Rechtſprechung ſchon das Her⸗ 
beiführen eines Zuſtandes wirtſchaftlicher Unfreiheit 
des einen Vertragsteils durch einen ſogenannten 
Knebelungsvertrag nicht mit den guten Sitten ver⸗ 
einbar. Von ſolcher Art iſt aber der Vertrag, durch 
den auf 21 Jahre hinaus der Tochter des Beklagten 
jede Verfügungsmöglichkeit über ihr Vermögen ent⸗ 
zogen und auch für die ſpätere Zeit die Wieder⸗ 
erlangung der Verfügungsmöglichkeit vom Belieben 
des Vaters abhängig gemacht iſt. In der Recht⸗ 
ſprechung wird keineswegs Gewicht darauf gelegt, ob 
der wirtſchaftlich ſtärkere Teil von vornherein von 
der Abſicht einer Schädigung des Gegners geleitet 
wird; es iſt im Gegenteil ſchon ausgeſprochen worden, 
daß ein Vertrag, der den einen Teil willenlos in die 
Hand des anderen gibt, auch dann als gegen die guten 
Sitten verſtoßend angeſehen werden kann, wenn bei 
dem ſtärkeren Teil zunächſt die Abſicht beſteht, dem 
anderen zu Hilfe zu kommen. 

Aber nicht nur wegen des Inhalts des Vertrags 
nd gegen ihn Bedenken aus 8 138 zu 1 6 ſon⸗ 
ern auch wegen der Art feines Zuͤſtandekommens. 

Unbeſtrittenermaßen war die Ehefrau des Klägers zur 
Zeit des Vertragsſchluſſes eine in Geſchäften uner⸗ 
fahrene Haustochter; daß ein ſolches Mädchen, wenn 
ihr vom Vater ein Rechtsgeſchäft vorgeſchlagen wird, 
ohne weitere Ueberlegung zum Eingehen auf den Vor⸗ 
ſchlag bereit ſein wird, im Vertrauen darauf, daß der 
Vater nur ihr Beſtes wolle, entſpricht der Erfahrung 
des Lebens. Die vom Kläger aufgeſtellte Behaup⸗ 
tung, daß der Beklagte erſt an dem Tage ſelbſt, an 
dem er ſeine Tochter mit zum Notar nahm, der letz⸗ 
teren etwas von feinem Vorhaben ſagte, ſieht das BG. 
als zutreffend an. Wenn es heißt, die Tochter 1755 
wohl gewußt, um was es ſich handle, denn ſie habe 
ja Bedenken geäußert wegen der Sicherheit ihres 
Oheimgutes, ſo iſt dabei außer acht gelaſſen, daß die 
von ihr geäußerten Bedenken in anderer Richtung 
lagen, nämlich dahin, ob nicht durch die in Ausſicht 
geſtellte een die Tochter gegenüber den an⸗ 
deren Gläubigern des Vaters in unzuläſſiger Weiſe 
bevorzugt werde; die Annahme, daß ſie die ihr ſelbſt 
drohenden Gefahren erkannt habe, wird dadurch keines⸗ 
wegs geſtützt. Auch daß die Tochter beim Notar keine 
weitere Aufklärung über den Inhalt des Vertrags 
verlangt habe, ſchließt die Annahme, daß ihre Un⸗ 
erfahrenheit ausgebeutet worden ſei, keineswegs aus. 
Das BG. ſcheint in dieſer Hinſicht ähnliche Anforde⸗ 
rungen ſtellen zu wollen, als wenn es ſich um eine 
Anfechtung des Vertrags wegen Irrtums oder arg⸗ 
In der Tauſchung handelte. Bei der neuerlichen Ver⸗ 
handlung wird auch noch der von der Reviſion als 
übergangen bezeichnete Geſichtspunkt geprüft werden 
können, ob nicht 8 138 Abſ. 2 auf den fraglichen Ver⸗ 
trag anzuwenden ſei; als Vermögensvorteil im Sinne 
dieſer Vorſchrift kann unbedenklich auch die Möglich⸗ 
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keit, über fremdes Vermögen zu eigenem Nutzen zu 

verfügen, angeſehen werden. (Urt. des IV. BE. v. 

31. März 1919, IV 424/18). 
4688 


— — — . 


II 


Die- Formporſchriſt des 5 811 BED. iſt nicht am: 
wendbar, wenn nicht das 5 als Ganzes ſond ern 
alle einzelnen dazu ache ail egenftände übertragen 
werden. Nicht das gleiche gilt aber für die Verfügung 
über das Gefamtgut als Ganzes bei allgemeiner oder 
tortgeſetzter ütergemeinſchaft. (88 1444, 1487 888.) 
Die Fortſetzung der Sütergemeinſchaft if auch daun 
ausgeſchloſſen, wenn durch gemeinſchaftliches Teſta ment 
alle Abkömmlinge davon ausgeſchloſſen find. (83 1511, 
1516 Abf. 3 58 B.). Aus den Jründen: 1. Die Kläger 
haben geltend gemacht, in dem Vertrage vom 22. Dez. 
1916 habe ſich Frau B. verpflichtet, der Beklagten ihr 
gefamtes Vermögen zu übertragen. Mangels gericht⸗ 
licher und notarieller Beurkundung ſei daher der Ver⸗ 
trag nach 8 311 i. 8. mit $ 761 BOB. nichtig. Das 
LG., deſſen Gründe das OLE. ſich zu eigen macht, 
führt hierzu u. a. aus: Frau B. habe in dem Vertrage 
zwar erwähnt, daß die übertragenen Gegenſtände ihr 
ganzes Vermögen ausmachten, ſie wolle aber nicht 
ſowohl ihr Vermögen als Geſamtheit als vielmehr 
die bezeichneten Gegenſtände übertragen. Der Wirk⸗ 
ſamkeit des Vertrages ſtehe alfo der § 311 8088. nicht 
entgegen. Dieſe Begründung iſt rechtlich nicht zu be⸗ 
anſtanden. Mit Recht beruft ſich das LG. auf die 
Rechtſprechung des Reichsgerichts, wonach ein Vertrag, 
der die Veräußerung einer Mehrheit von Vermögens⸗ 
ſtücken zum Gegenſtande hat, durch die Vorſchrift des 
§ 311 BGB. nicht berührt wird, auch wenn die ver⸗ 
außerten Gegenſtände zuſammen das ganze Vermögen 
des Veräußerers ausmachen und die Beteiligten ſich 
deſſen bewußt ſind.) In ſolchem Falle iſt der Ueber⸗ 
tragungswille nur bezüglich der namhaft gemachten 
Gegenſtände erklärt, ſo daß beim Vorhandenſein weiterer 
Vermögensſtücke dieſe nicht mit veräußert find, während 
fte bei der Uebertragung des Vermögens als Ganzen 
dazu gehören würden. An dieſer Beurteilung ändert 
auch der Umſtand nichts, daß die zum „Hausſtand“ 
gehörenden Sachen nicht im einzelnen bezeichnet find. 
Durch ihre Zuſammenfaſſung unter einem Geſamt⸗ 
namen laſſen ſie ſich ohne weiteres beſtimmen. Die 
Sache liegt nicht anders, als wenn ſie im Vertrage 
einzeln aufgezählt wären (RG. Z. 69 S. 416 und War⸗ 
neyer 1917 Nr. 49). 

2. Sieht man zunächſt von dem Teſtament der 
Eheleute B. vom 26. Mai 1905 ab, ſo würde nach dem 
Ableben des Vaters der Kläger zwiſchen dieſen und 
ihrer Stiefmutter fortgeſetzte Gütergemeinſchaft einge⸗ 
treten fein?) (8 1483) und deshalb letztere nach 88 1487, 
1444 zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das ſie ſich zu 
einer Verfügung über das Geſamtgut im ganzen ver⸗ 
pflichten wollte, der Einwilligung der Kläger bedurft 
haben. Die Kläger ſind der Anſicht, duß an dieſer 
Rechtslage durch das Teſtament nichts geändert ſei. 
Es trete mit 88 1487, 1444 in Widerſpruch und ſei 
deshalb nach § 1518 „hinfällig“. Dagegen ſteht die 
Beklagte auf dem Standpunkte, daß die Gütergemein⸗ 
ſchaft durch das Teſtament aufgehoben ſei. Das BG. 
hat letztere Frage dahingeſtellt gelaſſen und ausgeführt, 
der Einwilllgung der Kläger zu dem Vertrage habe 
es nicht bedurft, da ihre Stiefmutter, wie aus den 
Darlegungen über die Nichtanwendbarkeit des 8 311 
hervorgehe, nicht über das Geſamtgut im ganzen ver⸗ 
fügt habe. Dieſe Begründung beruht auf Rechtsirrtum. 


1) S. RG. 69, 240; 76, 4; 80, 258. 

) Die erſtebelichen Söhne waren in der 2. Ehe des Erblaſſers 
elngekindſchaftet und ſtanden nach BR. 1. S. der Vorſchriften des 
BGB. über allgemeine Guütergemelnſchaft ebelichen Kindern gleich. 
In dem Teſtament hatten ſich die Eheleute gegenſeitig als Vorerben, 
die Söhne als Nacherben eingeſetzt. 


ſchrift. 
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Das Berufungsgericht verkennt die verſchiedene recht⸗ 
liche Bedeutung des 8 311 einerſeits und der 89 1487, 
1444 andererſeits. Der 8 311 enthält eine Formvor⸗ 
Er erſchwert die Form für Verträge, durch 
welche jemand ſein ganzes Vermögen in Bauſch und 
Bogen einem anderen übertragen will. Ein ſolcher ſoll 
nicht in der Lage fein, formlos ein fo „inhaltsſchweres“ 
Geſchäft ſchließen zu können, ohne fi über deſſen Be⸗ 
deutung klar geworden zu ſein und ſo vor Uebereilung 
geſchützt werden (Mot. II S. 188 und das Urt. bei 
Warneyer 1917 Nr. 49). Deshalb iſt die Form nicht 
nötig, wenn zwar die übertragenen Gegenſtände das 
geſamte Vermögen des Uebertragenden bilden, dieſe 
aber im Vertrage im einzelnen bezeichnet ſind. Dann 
kann er über die Tragweite des Geſchäfts nicht mehr 
im unklaren fein. Ganz andere Bedeutung hat der $ 1444. 
Er iſt materiellrechtlicher Natur und ſoll verhindern, 
daß der Mann 1 Geſchäfte eingeht, die der Güter⸗ 
gemeinſchaft das Subſtrat und der Ehefrau ihre Rechte 
am Geſamigute zum einſeitigen Vorteile des Mannes 
entziehen, alſo mit dem Weſen und Zwecke der Güter⸗ 
gemeinſchaft in Widerſpruch ſtehen (Mot. II S. 351 
zu II). Entſprechendes gilt nach 5 1487 für die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchst. Von dieſem Geſichtspunkt 
aus muß es aber für die Gültigkeit eines ohne Ein⸗ 
willigung des anderen Gütergemeinſchaftsgenoſſen ge⸗ 
ſchloffenen Vertrages ohne eee ſein, wenn in 
dem Vertrage, aus dem erſichtlich iſt, daß er das 
Geſamtgut im ganzen zum Gegenſtande hat, auch noch 
die einzelnen, das Geſamtgut ausmachenden Bermögens- 
beſtandteile aufgezählt find. So liegt die Sache hier. 
Nach 88 1487, 1444 BGB. würde es alſo darauf an⸗ 
kommen, ob die Behauptung der Beklagten richtig iſt, 
daß die Erblaſſerin außer den im Vertrage angegebenen 
noch die weiteren von der Beklagten bezeichneten Ver⸗ 
mögensgegenſtände beſeſſen hat. 

3. Die Entſcheidung kann aber aus einem anderen 
Grunde aufrechterhalten werden, weil die vom BG. 
dahingeſtellt gelaſſene Frage bejaht werden muß, ob 
durch das Teſtament die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
ausgeſchloſſen iſt. Eine ſolche usſchließung kann auch 
N durch Beſtimmungen erfolgen, die mit 

em Eintritt der fortgeſetzten Güter emeinfchaft nicht 
vereinbar find. Das iſt hier geſchehen, indem bie 
Eheleute B. ſich gegenſedtiß zu Vorerben und die drei 
Söhne des Mannes und die Beklagte zu Nacherben 
berufen haben. Daß etwa die Eheleute B. außer dem 
Geſamtgut Vorbehalts⸗ oder Sondergut gehabt hatten 
und ſich nur auf ſolches die letztwillige Verfügung 
beziehen ſollte, iſt nicht behauptet. Allerdings kann 
das e Teſtament, auch wenn es in der 
Form des Ehevertrags (8 1434 BG.) geſchloſſen iſt, 
den Ehevertrag i. S. des $ 1508 nicht erſetzen, weil 
das Teſtament nach 8 2271 einſeitig widerrufen werden 
kann. Allein, wenn, wie es nach 8 1511 zuläſſig iſt, 
alle Abkömmlinge von der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen find, jo kann es zu einer ſolchen 
begriffsmäßig nicht kommen, da zu jeder Gemeinſchaft 
mehrere Perſonen gehören (Mot. zu 8 1388 Entw. I 
Bd. 4 S. 442). Das Urteil des V. (nicht IV.) 36. 
des Reichsgerichts vom 14. Dezember 1907, V 155/07, 
(Warneyer 1908, 163) ſteht der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung nicht entgegen, da es einen anders gelagerten 
Fall betrifft. Formell war der Ausſchluß der Güter⸗ 
gemeinſchaft nach 8 1516 Abſ. 3 BB. gültig. Die 
88 1487, 1444 BGB. finden deshalb keine Anwendung. 
(Urt. d. IV. 38S. vom 3. Februar 1919, IV 323/18). 
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II. 


Juwieweit kaun Nechtsirrtum bei der Aub legung 
eines Bertragz über eine Grunddienſtbarkeit die An⸗ 
nahme eines Verſchuldens ausſchließen? Aus den 
Gründen: Die Darlegung, daß die Beklagten dieſen 
ihnen bekannten Vertrag bei vernünftiger ſorgfältiger 
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Auslegung und guten Willen gar nicht anders hätten 
auslegen können, als daß das dadurch begründete 
Notausgangsrecht auch das Recht des Durchgangs 
durch ihr Anweſen umfaſſe, iſt nicht zu beanſtanden. 
Wenn in dem Vertrage erklärt iſt, es werde das Recht 
eines Notausganges aus dem zu erbauenden Velodrom 
in das Anweſen der Eheleute Z., und zwar in den 
Garten des Anweſens am linken Ende gegenüber der 
Mufikhalle eingeräumt, ſo iſt die Annahme einwand⸗ 
frei, es könne dies nur dahin gedeutet werden, daß 
für Notfälle nicht bloß das Recht des Hinausgehens 
aus dem Velodrom in den Garten des Anweſens der 
Eheleute Z., ſondern auch das Recht des Durchgangs 
durch den Garten und das Anweſen bis auf die öffent⸗ 
liche Straße eingeräumt worden ſei. Offenſichtlich 
war Zweck der ee in Fällen der Not 
den in Aufregung befindlichen Beſuchern des Velo⸗ 


droms die Möglichkeit zu gewähren, nicht nur durch 


die Notausgangstüre in den Garten der Eheleute 8. 
binansgugeden und ſich dort aufzuhalten, ſondern auch 
zur Vermeidung eines Unglücks ſich von dem in Ge⸗ 
[bt drohenden Zuſtande befindlichen Velodrom über 
as Anweſen der Eheleute Z. hinweg zu entfernen, 
und follte durch die Worte „in den Garten am linken 
Ende des Anweſens gegenüber der Muſikhalle“ nur 
näher bezeichnet werden, in welcher Richtung der Aus⸗ 
gang in und der Durchgang durch das Anweſen ge⸗ 
ſtattet werde. Haben die Beklagten trotzdem ſich 15 
berechligt erachtet, den Durchgang auf ihrem Anweſen 
nach der öffentlichen Straße zu verſtellen und das 
Hinübergehen über ihr Anweſen von dem Velodrom 
in der Eingabe vom 26. März 1914 zu verbieten, ſo 
ſind ſie bei dieſen Maßnahmen von rechtsirriger Auf⸗ 
faſſung geleitet und iſt ihr Verhalten mit Recht als 
fahrläſſig erachtet worden. Allerdings kann auch ein 
Rechtsirrtum des Verletzenden die Annahme eines 
Verſchuldens ausſchließen. Jedoch muß der Irrtum 
ein entſchuldbarer ſein 9955 Bd. 73 S. 337; RG. in 
JW. 1907 S. 251 Nr. 12, 1908 S. 480 Nr. 14, War⸗ 
neyer Rſpr. 1911 Nr. 268). Entſchuldbar aber iſt der 
Rechtsirrtum gemäß 8 276 BEB. nur dann, wenn der 
Berletzende bei Beobachtung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt zu der rechtsirrigen Auffaſſung ge⸗ 
langen konnte, ſeine ſchädigende Handlung ſei erlaubt 
(RL. Bd. 73 S. 337), und es find hierbei für die 
Frage der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt im Einzel⸗ 
fall ſtrengere e ee zu ſtellen, als wenn es 
ſich um einen Irrtum über Tatſachen handelt (RG. 
in JW. 1907 S. 251 Nr. 12; Warneyer a. a. O.). Die 
Beklagten mußten aber, beſonders mit Rückſicht auf 
den . Zweck der Servitutbeſtellung, den 

Beſuchern des Velodroms in Fällen der Not die Mög⸗ 
lichkeit zu geben, ſich aus dem Bereiche der Gefahr 
ſchleunigſt nach der öffentlichen Straße zu begeben, 
auch wenn ſie nur ein geringes Maß von Sorgfalt 
anwendeten, ſich ſagen, daß durch den Vertrag vom 
21. Sept. 1897 nicht bloß ein Recht zum Hinausgehen 
in ihren Garten, ſondern auch ein Recht zum Durch⸗ 
gang durch ihr Anweſen bis zur Straße für Notfälle 
gewährt ſei. 


V 272/18). 1 
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IV. 
Schadenserſatzanſpruch nach BEB. 6 325. Einfluß 


eigenen Berſchuldens des Beſchädigten nach BEB. 9 254. 
Der Gemeinſchuldner Sch. lieferte im Herbſt 1914 eine 
größere Menge von Hemden und Hoſen an den Bekl. 
gegen Bezahlung eines Kaufpreiſes von 7709 M 40 Pf. 
Am 29. Dezember 1914 vereinbarten die Vertragsteile 
die Aufhebung des Kaufs: Ware und Kaufpreis ſollten 
zurückgewährt; nicht mehr vorhandene Waren zum 
Falturenpreife lan werden. Der Gemeinſchuldner 
zahlte einen Teil des Kaufpreiſes zurück: für den Reſt 
nahm der Bekl. Wechſelakzepte des Gemeinſchuldners, 


(Urt. des V. 38S. vom 11. Dez. 1918, 
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der jedoch zwei Akzepte zu je 2500 M nicht einlöſte. 
Nach Eröffnung des Konkursverfahrens (23. April 1915) 
verlangte der klagende Konkursverwalter vom Bekl. 
die Herausgabe der Ware. Der Bekl. veräußerte ſie 
jedoch im Auguſt 1915 freihändig mit einem Geſamt⸗ 
erlös von 5199,50 M. Der Kl. beanſpruchte als Erſatz 
für die Ware in der Klage den Betrag von 5000 M, 
in der Berufungsinſtanz 15000 M. Der Bekl. machte 
geltend, daß ihm wegen der Nichteinlöͤſung der beiden 
Akzepte ein Anſpruch von 5235,80 M zuſtehe. Das 
BG. erklärte den Klageanſpruch dem Grunde nach für 
5 Auf die Reviſion des Bekl. wurde das 

erufungsurteil aufgehoben und die Sache an das 
BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Die Vereinbarung des Gemeinſchuldners 
mit dem Bekl. vom 29. Dezember 1914, durch die der 
Kaufvertrag der Parteien aufgehoben wurde, iſt ein 
Gatte doo din Zeit der ee von keiner 
Seite vollſtändig erfüllter Vertrag, deſſen Erfüllung 
der Konkursverwalter mit ſeinem Briefe vom 24. April 
1915 verlangte und an den daher beide Parteien ge⸗ 
bunden find (8 17 KO.). Er verpflichtete — in Ver⸗ 
bindung mit ſpäteren, die Art der Rückgewähr des 
Kaufpreiſes regelnden Abreden — einerſeits den Gemein⸗ 
ſchuldner, den ihm bezahlten Kaufpreis teils in bar 
teils in Wechſeln zurückzuerſtatten, andererſeits den 
Bekl., die im Dezember 1914 noch vorhandene Kauf⸗ 
ware zurückzugewähren und die damals nicht mehr 
vorhandene Ware nach dem Fakturenwerte zu erſetzen. 
Durch die Weiterveräußerung der noch vorhandenen 
Ware, die der Bekl. im Auguſt 1915 bewirkte, iſt die 
ihm obliegende ang unmöglich geworden. Dem 
BG. iſt auch 1 den bisherigen Feſtſtellungen darin 
beizutreten, daß dieſe Leiſtungsunmoͤglichkeit auf ein 
Verſchulden des Bekl. zurückzuführen ſei (8 325 BGB.). 
Denn dem Bekl. ſtand kein Recht zu freihändiger Ver⸗ 
äußerung zu. Selbſt wenn er — was nicht feſtgeſtellt 
und beſtritten iſt — ein kaufmänniſches Zurückbehal⸗ 
tungsrecht an der Ware wegen der ihm zuſtehenden 
Kaufpreisbeträge gehabt hätte, ſo durfte er ſich doch 
nur unter Wahrung der für das Pfandrecht getroffenen 
Vorſchriften, alſo nach vorheriger Androhung und im 
Wege öffentlicher Verſteigerung für ſeine Forderung 
befriedigen (8 371 HGB., 88 1234 ff. BOB.) Die 
Vorausſetzungen für einen Selbſthilfeverkauf im Sinne 
des 8 383 BGB. find nicht erſichtlich. Der feſtgeſtellte 
Tatbeſtand läßt auch nicht erkennen, daß der Bekl. 
Grund zu der Annahme 55 habe, der Konkurs⸗ 
verwalter, der in ſeinem Briefe vom 24. April 1915 
die Zurückgabe der Ware gefordert hatte, werde mit 
der Weiterveräußerung einverſtanden ſein und ſich mit 
dem Verkaufserlös begnügen. Wie jedoch das RE. 
ſchon mehrfach ausgeſprochen hat (RG. 71 S. 188, 
94 S. 140), find auch für den aus 8 325 BGB. her⸗ 
geleiteten Schadenserſatzanſpruch die Grundſätze über 
den Einfluß des eigenen Verſchuldens des Beſchädigten 
(8 254 BGB.) zur Anwendung zu bringen und es iſt 
daher zu unterſuchen, ob für die Leiſtungsunmöglichkeit 
des einen Teils nicht auch ein Verſchulden des andern 
Teils miturſächlich geweſen, ſowie ob in dieſem Falle 
die Leiſtungsunmöglichkeit nur von einem Teile oder 
anteilsmäßig von beiden Parteien zu vertreten ſei. 
Nach dieſer Richtung läßt jedoch das angefochtene 
Urteil, wie die Reviſion gerügt hat, jede Erörterung 
vermiſſen. di einer ſolchen Unterſuchung war das 
BG. verpflichtet. Wenn auch der Einwand eigenen 
Verſchuldens nicht von Amts wegen zu beachten iſt, 
ſo ließ doch der Kern der Verteidigung des Bekl. den 
Einwand erkennen. Denn der Bekl. hatte behauptet, 
daß er die Ware vor der Weiterveräußerung dem Kl. 
gegen Bezahlung ſeiner Aufwendungen angeboten, 
dieſer aber die Uebernahme abgelehnt habe, daß ihm 
daraufhin nicht weiter habe zugemutet werden können, 
„mit der Ware zu ſpekulieren“, umſoweniger, als er 
geglaubt habe, mit dem Weiterverkauf den eigenen 
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Intereſſen des Kl. zu dienen. Der Einwand eigenen 
Verſchuldens des Kl. iſt auch nicht ohne nähere Prüfung 
für ungerechtfertigt zu erachten. Nach der Auslegung, 
die das BG. dem Vertrage vom 29. Dezember 1914 
und den fpäteren Abreden gegeben hat, war der Bekl. 
zur Rückgewähr der Ware erſt nach der Einlöſung der 
Wechſel verpflichtet. Der Kl. hatte alſo die Wechſel⸗ 
einlöſung vorzuleiſten. Mit dieſer Einlöſung iſt jedoch 
der Gemeinſchuldner in Verzug geraten und zwar mit 
dem erheblich größeren Teil von 5000 M. Er iſt im 
Berzuge beharrt, nachdem der Bekl. ein rechtskräftiges 
Urteil auf Zahlung der reſtlichen Wechſelbeträge er⸗ 
langt hatte. Auch der Konkursverwalter hat — und 
zwar nach der beklagten Behauptung trotz Zahlungs⸗ 
aufforderung und Angebots der Waren — keine Zahlung 
geleiſtet. Dem Bekl. iſt es ſomit trotz ernſtlicher Be⸗ 
mühungen nicht gelungen, ſeine zuerſt zu befriedigende 
Forderung zu verwirklichen. Hinderungsgrund war 
der Zahlungsverzug des Kl., alſo ein von dieſem zu 
vertretendes Verſchulden. Zu erörtern war alſo ins⸗ 
beſondere, ob der Bekl. etwa verbunden war, auf 
Grund ſeines Vollſtreckungstitels die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zu betreiben, oder ob ihm bei der gegebenen 
Sachlage ein weiteres Zuwarten nicht zuzumuten und 
ihm daraus ein Vorwurf nicht zu machen war, wenn 
er, um endlich das in das Kaufgeſchäft geſteckte, in den 
Kriegszeiten wertvolle „Kapital“ wieder zu ſeiner Ver⸗ 
fügung zu erhalten, zur Selbſthilfe in Geſtalt der 
Weiterveräußerung griff, ob endlich die näheren Um⸗ 
ſtände, unter denen der Bekl. die Weiterveräußerung 
vornahm, eine Fahrläſſigkeit erkennen laſſen. Hierbei 
konnte in Betracht kommen, daß der Wert der weiter⸗ 
veräußerten Ware, für die der Bekl. 5199 M 50 Pf. 
erzielte, vom Kläger in der Klagſchrift auf 5000 M 
angegeben wurde. Die Entſcheidung darüber, ob ein 
eigenes Verſchulden des Kl. vorliege, und inwieweit 
es bei der Schadensausgleichung zu berückſichtigen ſei, 
mußte gemäß feſtſtehender Rechtſprechung im Verfahren 
über den Grund des Anſpruchs erfolgen, da beſondere 
Verhältniſſe nicht erſichtlich ſind, die es ausnahms⸗ 
weiſe rechtfertigen würden, die Entſcheidung dem 
Betragsverfahren vorzubehalten. Zu beanſtanden tft 
auch die Auffaſſung des BG., daß dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Kl. aus 8 325 BGB. ein Gegenanſpruch 
des Bekl., deſſen Geltendmachung die Wirkung der 
Aufrechnung zukomme, gegenüberſtehe. Denn der 
Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung iſt gemäß 
der in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung anerkannten 
ſogen. Differenztheorie (RG. 50 S. 262; 58 S. 173; 61 
S. 351; JW. 1913 S. 595) ein einheitlicher Anſpruch. 
Etwaige Gegenpoſten des Schadenserſatzpflichtigen find 
keine ſelbſtändigen Forderungen, die zur Aufrechnung 
geſtellt werden könnten, ſondern nur Beſtandteile der 
Schadensbemeſſung (RG. 94 S. 208 
III. ZS. vom 14. Februar 1919, III 389/18). 
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V. 

Beurteilung deß Kettenhandels vor den Berord⸗ 
nungen hierüber. Verweisung der Frage übermäßiger 
Preisſteigerung in das Verfahren über den Betrag 
eines Schadenserſatzauſpruches wegen Nichterfüllung 
eines Kaufvertrages. Der Beklagte verkaufte im Fe⸗ 
bruar 1916 2000 kg Kakao zu 3.40 M für das Pfund 
an die Firma C. S. in C. Dieſe verkaufte die Ware 
um 3.9) M an den Kläger und trat ihm ihre Rechte 
gegen den Bekl. ab. Da der Bekl. die Ware, die aus 
Holland kommen ſollte, trotz Friſtſetzung bis zum 
20. April 1916 nicht lieferte, verlangte der Kl. gemäß 
8 326 BGB. Schadenserſatz wegen Nichterfüllung im 
Betrage von 7200 , indem er geltend machte, daß 
er den Kakao zum 22. April 1916 um 5.20 M für das 
Pfund an die Firma M.⸗P. in C. hätte verkaufen können. 
Der Klageanſpruch wurde dem Grunde nach für gerecht» 
fertigt erklärt, die Berufung des Bekl. zurückgewieſen. 
Seine Reviſion blieb ohne Erfolg. 


Gründe: Der Bekl. hält der Klage entgegen, es 
liege unzuläſſiger Kettenhandel und übermäßige Preis- 
ſteigerung vor. Das BE. weiſt den Vorwurf des 


Kettenhandels mit der Begründung zurück, die Ver⸗ 


ordnungen über den Kettenhandel vom 24. Juni 1916 
und fpäter ſeien nach den hier erheblichen Zeitpunkten 
erlaſſen worden, auch könne von einem ſittenwidrigen 
Kettenhandel nach den Umſtänden des Falles keine Rede 
fein. Daß die fraglichen Verordnungen, weil ſpäter 
erlaffen, auf den vorliegenden Fall nicht anzuwenden 
find, beſtreitet die Reviſion ſelbſt nicht. Eine rück⸗ 
wirkende Kraft iſt ihnen nicht beigelegt. Die Ver⸗ 
neinung eines ſittenwidrigen Kettenhandels aber wird 
von der Reviſion mit Unrecht beanſtandet. Der er⸗ 
kennende Senat hat im Anſchluſſe an die Rechtſprechung 
des II. ZS. für Fälle der Preisſteigerung, die vor der 
RVO. vom 23. Juli 1915 gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung lagen, wiederholt ausgeſprochen, daß die 
Benutzung übermäßiger Preiſe noch nicht die Anwen⸗ 
dung des § 138 BGB. rechtfertige, vielmehr ſetze ſich 
der Verkäufer mit dem Anſtandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden nur dann in Widerſpruch, wenn er 
ſich ver werflicher, unlanterer Mittel bediene, um einen 
außergewöhnlich hohen Preis zu erzielen, oder die 
durch unlautere Machenſchaften anderer hervorgerufene 
außerordentliche Preisſteigerung bewußt ausnütze oder 
endlich die durch den Krieg geſchaffene Notlage im 
u Geldintereſſe zum Schaden des gemeinen 
Wohles und der vaterländiſchen Intereſſen ausbeute 
(Urteile vom 7. Juni 1918 III 75/18, JW. 556 und 
vom 25. Oktober 1918 III 196 /18).) In ähnlicher 
Weiſe iſt auch die Frage zu prüfen, ob ein gegen die 
guten Sitten verſtoßender Kettenhandel vorliegt. Daß 
ein Zwiſchenhandel unter Großkaufleuten, der die Ware 
dem Verbraucher nicht näher bringt, gegen die guten 
Sitten verſtoße und namentlich ſchon in der Zeit vor 
der Erlaſſung der ausdrücklich gegen den Kettenhandel 
gerichteten Verordnungen als unſittlich betrachtet 
worden ſei, läßt ſich nicht allgemein ſagen. Es kommt 
auf die Umſtände des Falles an. Da es ſich hier um 
ausländiſche Ware handelt, erſcheint die Vermittelung 
durch den Einführenden, hier den Bekl. als notwendig. 
In Betracht zu ziehen ſind daher nur der Kauf durch 
den Kl. und der von ihm beabſichtigte Weiterverkauf 
an die Firma M.⸗P. Daß dabei ein verwerfliches 
Mittel angewendet, eine Notlage ausgebeutet oder 
ſonſtwie gegen die guten Sitten verſtoßen worden ſei, 
iſt nicht erſichtlich. Die Preiserhöhung iſt nicht un⸗ 
erheblich, aber doch nicht ſo hoch, daß ſie für ſich allein 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten begründen könnte. 
Die Rechtsauffaffung des BG. iſt daher nicht zu bes 
anſtanden. Die Frage der übermäßigen Preisſteige⸗ 
rung verweiſt das BG. in das Verfahren über 
den Betrag des eingeklagten Anſpruches, indem es 
erwägt, daß die Klage in keinem Falle ganz abzuweiſen 
ſein würde. Auch dies iſt nicht zu beanſtanden. Die 
Unzuläſſigkeit des höheren Preiſes ſchließt die Anerken⸗ 
nung eines niedrigeren nicht aus, und dafür, daß etwa 
jeder, auch der geringſte Betrag einer Entſchädigung 
einen unzuläſſigen Gewinn darſtellen würde, liegt nichts 
vor. Daß ſich der Kl. nicht in abſtrakter Schadensberech⸗ 
nung auf den Marktpreis oder allgemeinen Verkaufs⸗ 
wert, ſondern auf das beſtimmte Angebot einer be⸗ 
ſtimmten Perſon beruft, begründet für die hier in Frage 
ſtehende Behandlung keinen Unterſchied. (Urteil des 
III. 35. vom 28. Januar 1919, III 366/189. —e—. 
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Gewährleiſtung und Nängelrüge beim Kauf „wie 

beſehen“. Die Firma R., Kolonialwaren⸗Großhandlung 


in W. hatte am 17. Mai 1916 von der Firma S., A. & Cie., 
deren jetziger Inhaber der Beklagte iſt, 113 Fäſſer 


1) Dieſe Zeitſchrift 1919 S. 55. 
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115042 1 Rindfleiſches im Rechnungsbetrage von 
115 642 M „ wie beſehen“ gekauft und empfangen. Dem 
Kauf war eine Beſichtigung des Fleiſches voraus⸗ 
gegangen. Sofort nach dem Kaufe geſchah die Zahlung 
des Preiſes und die Lieferung an die klagende Stadt⸗ 
gemeinde, für die das Fleiſch beſtimmt war. Mit 
Drahtung vom 29. Mai 1916 erklärte die Firma R. 
dem Bekl., daß das Fleiſch zum Genuſſe gänzlich un⸗ 
verwertbar ſei. Mit der Klage erhob die Klägerin als 
Zeſſionarin der Firma R. Anſprüche wegen Wandlung 
des Kaufs gegen den Bekl. Die erſte Inſtanz gab der 
Klage ſtatt. Die Berufung des Bekl. wurde zurück⸗ 
gewieſen. Auf feine Reviſion wurde das Berufungs⸗ 
urteil aufgehoben und die Sache an das BG. zurück⸗ 
verwieſen. ’ 
Gründe: 1. Der Kauf, der nach der einwand⸗ 
freien Feſtſtellung des BG. vom Bekl. als Verkäufer 
geſchloſſen wurde, erfolgte „wie beſehen“; es iſt ihm 
auch eine Beſichtigung des Fleiſches, ja ein Koſten 
desſelben vorausgegangen. Die Auslegung, die das 
80. dieſer Vertragsbeſtimmung dahin gegeben hat, 
daß eine Haftung des Verkäufers für alle erkenn⸗ 
baren Mängel ausgeſchloſſen ſei, entſpricht der Auf⸗ 
faſſung im Schrifttum und in der Rechtſprechun 
(Staub⸗Könige HGB. zu 8 360 Anm. 6; JW. 1 
S. 549). Es entfiel daher die Haftung des Bekl. nicht 
bloß für die vom Kl. erkannten oder ihm zufolge 
grober Fahrläſſigkeit unbekannt gebliebenen Mängel 
der ſeiner Unterſuchung vor dem Vertragsſchluſſe zu⸗ 
gänglich gemachten Ware (8 460 BGB.), 1 auch 
die Haftung für jeden erkennbaren Mangel ohne 
Rückſicht darauf, ob der Käufer tatſächlich den Mangel 
erkannt hat oder nicht. Bedenkenfrei iſt die weitere 
Annahme des BG. daß der Mangel der Unverwert⸗ 
barkeit des Fleiſches für menſchliche Nahrung, wie er 
ſich in der Folge herausgeſtellt hat, bei der unmittelbar 
vor dem Vertragsſchluſſe erfolgten führ). 2.0 nicht 
erkennbar geweſen ſei. (Wird ausgeführt). 2. Gerecht⸗ 
. iſt jedoch der Angriff der Reviſion, der ſich gegen 
ie Art der Erörterung der Mängelrüge des Käufers 
(8 377 HGB.) richtet. Das BG. hat lediglich erklart, 
daß der Bekl. gegen die Rechtzeitigkeit der Mängelrüge, 
die 5 1 — Feſtſtellung des verdorbenen Zuſtands 
des Fleiſches — infolge Offnung der Faſſer —, nämlich 
am 29. Mai 1916 drahtlich erfolgt ſei, keine Bedenken 
erhoben habe. Dieſe Annahme widerſpricht, wie die 
Reviſion zutreffend geltend macht, dem Tatbeſtande. 
(Wird ausgeführt). Es muß bei der jetzt zu unter⸗ 
ſtellenden Sachlage die Möglichkeit anerkannt werden, 
daß, wenn (wie vom Bekl. behauptet) die Ware am 
18. Mai in B. eintraf und der Mangel gleich darauf 
entdeckt wurde, die erſt am 29. Mai erfolgte Rüge 
verſpätet war. Allerdings iſt im Hinblick auf die dem 
Kaufe beigefügte Beſichtigungsklauſel davon auszu⸗ 
geben, daß für den Kl. — inſoweit gemäß vertraglicher 
bweichung von 8 377 Abſ. 1 H88. — nicht die 
ewöhnliche, für die Zeit nach der Ablieferung beſtehende 
ngelrügepflicht beſtand, weil er ja kraft der dem 
Kauf vorausgegangenen Beſichtigung und der Klauſel 
-wie beſehen“ mit der Geltendmachung erkennbarer 
Mängel bereits ausgeſchloſſen war, Für den Beſich⸗ 
tigungskäufer kommt jedoch die Beſtimmung des 8 377 
Abſ. 3 daf. in Betracht, wonach ſpäter hervortretende, 
bei der früheren Unterſuchung unerkannt gebliebene, 
als bisher geheime Mängel unverzüglich nach der 
Entdeckung angezeigt werden müſſen. Ein ſolcher Käufer 
hat ſchon nach dem Vertragsſchluſſe eine Beſichtigung 
vorgenommen; ohne Verdachtsgründe für das Hervor⸗ 
treten eines bisher unerkannten Mangels hatte er nicht 
die Pflicht, eine weitere Unterſuchung vorzunehmen. 
Auch im Falle des 8 377 Abf. 3 daſ. iſt aber der 
Käufer dafür behauptungs⸗ und beweispflichtig, daß 
er rechtzeitig unter Beobachtung der ihm obliegenden 
Pflichten die Rüge erſtattet habe. Im vorliegenden 
Falle war zu erwägen, ob nicht der Käufer deshalb 
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beſondere Veranlaſſung zu baldigſter Unterſuchung 
gehabt habe, weil ihm bereits vor dem Kaufsſchluſſe 
ein Talggeruch aufgefallen und die Beförderung der 
Ware immerhin ſchon bei warmer Jahreszeit vor ſich 
gegangen war. Nach den bisherigen eigenen Behaup⸗ 
tungen der Kl. iſt ſodann der Mangel bereits mit dem 
Oeffnen der erſten Fäſſer offenkundig, die Ware trotzdem 
teilweiſe weiterverkauft worden. Wegen unzureichender 
Prüfung der geltend gemachten Mängelrüge, ohne deren 
Wirkſamkeit der Wandlungsanſpruch der Kl. nicht 
beſteht, iſt daher das Urteil aufzuheben und die Sache 
zu anderweiter Verhandlung und Entſcheidung zurück⸗ 
zuverweiſen. (Urt. des III. 36. vom 14. Marz 1919, 
III 435/18). 
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VII. 


Nur unter ganz beſenderen Umſtänden kaun ange⸗ 
nommen werden, daß der Geſchlechtsverkehr unter den 
. keine Verzeihung bedeutet. Die Feſtſtellung, 
der Berkehr habe „uur die Beſriedign nes natür- 
lichen Bedürfniſſes bezweckt“, reicht nicht ans. Aus 
den Gründen: Das BG. ſpricht dem bis kurz vor 
der Trennung gepflogenen Geſchlechtsverkehre der 
Parteien deshalb die Bedeutung einer Verzeihung ab, 
weil er nur die Befriedigung eines natürlichen Be⸗ 
dürfniſſes bezweckt habe; für einen Verzeihungswillen 
oder doch mindeſtens für das Bewußtſein der Parteien, 
daß ihre Hingabe die Einigkeit und den Frieden zur 
ſittlichen Vorausſetzung habe, ſei nichts dargetan. 
Dieſer Standpunkt iſt bedenklich. Richtig iſt nur, daß 
der bloß äußere Geſchlechtsakt noch nicht unbedingt 
der Ausdruck einer Verzeihung zu ſein braucht. Denn 
dieſe beruht 1 daß der gekränkte Gatte auch 
innerlich das ehewidrige Verhalten des anderen nicht 
mehr als ehezerrüttend empfinden will und aus dieſem 
Seelenvorgange heraus bereit iſt, das eheliche Leben 
wieder aufzunehmen. Ob dies der Fall iſt, iſt weſent⸗ 
lich eine Frage der tatſächlichen Beurteilung. enn 
aber beide Ehegatten aus natürlichem Bedürfniſſe fort⸗ 
dauernd miteinander im ehelichen Geſchlechtsverkehre 
bleiben, wird man davon ausgehen dürfen, daß ſie 
bei dieſer dem Weſen der Ehe entſprechenden Tatſache 
die Ehe weiter barten 5 wollen und daß keiner von 
ihnen dabei verharren kann, die Ehe habe gleichwohl 
auf ſeiner Seite durch die Schuld des anderen Teiles 
auch weiterhin als zerrüttet zu gelten. Es müſſen 
ganz beſondere Umſtände hinzukommen, die es recht⸗ 
ſertigen könnten, einem 1 einträchtig fort⸗ 
geſetzten Geſchlechtsverkehre die Bedeutung einer Ver⸗ 
zeihung abzuſprechen. In dieſer Hinſicht geben die 
bisherigen Ausführungen des BG. nicht den mindeſten 
Anhalt. (Urt. d. IV. Z S. v. 3. März 1919, IV 425/18). 
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Rechtsbehelſe des Erben, der durch Auordunng von 
Vermächtniſſen in feinem Pflichtteilsrechte verkürzt iſt 
(3 2306 BGB.) Aus den Gründen: Für den 
durch Anordnung von Vermächtniſſen in en 
Pflichtteile verkürzten Erben find die Rechts 1 005 
in 8 2306 geordnet; die Faſſung der VBorſchriften 
iſt allerdings derartig, daß ſie leicht Mißverſtändniſſe 
hervorrufen kann und ſolche erfahrungsgemäß auch 
nicht ſelten hervorruft. aßgebend für den vom 
Erben einzuſchlagenden Weg iſt die Frage, ob der 
dem Pflichtteilsberechtigten hinterlaſſene „Erbteil“ 
die Hälfte des geſetzlichen Erbteils überſteigt oder 
nicht; dabei darf aber nicht auf die E 
des Erben durch Vermächtniſſe uſw. geſehen werden, 
ſondern ausſchließlich darauf, wie groß die ihm zu⸗ 
gewieſene Erbquote iſt, und nur wenn dieſe, auch ab⸗ 
geſehen von den Beſchwerungen, ſchon an ſich fo gering 
iſt, daß ſie die Hälfte des geſetzlichen Erbteils nicht 
überſteigt, iſt Satz 1 8 2306 anwendbar, der die Kürzung 
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der Vermächtniſſe uſw. geftattet (NL. Bd. 93 S. 8). 
Das trifft nun hier nicht zu, denn nach der vom BG. 
getroffenen Auslegung des Teſtaments iſt die Bekl. 
Alleinerbin, hat alſo ihren ganzen geſetzlichen Erbteil 
S en erhalten. Für ſolche Fälle beſtimmt 8 2306 
at 2, daß der Erbe, um ſich gegenüber Vermächtnis⸗ 
nehmern uſw. den Anſpruch auf den Pflichtteil zu 
wahren, den Erbteil ausſchlagen muß. Das hat die 
Bekl. bis jetzt nicht getan und deshalb kann ſie au 
aus dem Satz 2 des 8 2306 keine Rechte herleiten. (Urt. 
des IV. 3S. vom 30. Januar 1919, IV 386/18). 
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IX 


Zuläſſigkeit eines Bermächtnifies, das erſt beim 
Tode des Erben fällig wird. Aus den Gründen: 
Die Reviſion richtet ſich noch gegen die Feſtſtellung 
des OLG. daß die Beklagte ſpäteſtens „bei ihrem 
Tode“ verpflichtet ſei, dem Kläger 380 000 M zu ge⸗ 
währen. Die Reviſion meint, eine ſolche Verpflichtung 
könnte, wenn ſie rechtsgültig begründet wäre, nur 
gegenüber den Erben der Beklagten, nicht jedoch gegen⸗ 
über der Beklagten ſelbſt ausgeſprochen werden, ſie 
binde nicht die Beklagte, ſondern nur ihre Erben, der 
Beklagten ſelbſt ſei die Gewährung bei ihrem Tode 
unmöglich, auf die Begründung einer derartigen Ver⸗ 
pflichtung ſei die Vorſchrift des 8 2301 BGB. anzu⸗ 
wenden. Hierin iſt der Reviſion nicht zu folgen. Daß 
der Erblaſſer ſeinem Erben ein Vermächtnis auferlegen 
kann, das erſt bei deſſen Tode fällig wird und auszu⸗ 
zahlen iſt, ergibt 8 2181 BGB. Zutreffend iſt, daß 
in einem ſolchen Falle das Vermächtnis erſt von 
den Erben des Erben tatſächlich entrichtet werden kann. 
Der zunächſt Verpflichtele bleibt aber immer der Erbe; 
ſeine Erbeserben könnte der Erblaſſer gar nicht mit 
einem Vermächtniſſe beſchweren (8 2147 BGB.). 0 
aber der zunächſt Verpflichtete der Erbe, ſo läßt ſich 
nichts dagegen einwenden, wenn ihm gegenüber ſeine 
lediglich befriſtete Verpflichtung auch durch Urteil feſt⸗ 
geſtellt wird (vgl. JW. 1918 S. 502). Wieſo $ 2301 
GB. hier einſchlagen könnte, iſt nicht einzuſehen. 
Der Erblaſſer hat die Vorſchriften über die Errichtung 
letztwilliger Verfügungen eingehalten, und die Beklagte 
hat eine Verpflichtung zur Leiſtung bei ihrem Tode 
gar nicht übernommen. (Urt. d. IV. 38S v. 10. April 
1919, IV 451/18). 
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Das Amt des Teſtaments vollſtreckers endigt nicht 
mit der Einleitung der Nachlaß verwaltung. Aus den 
Gründen: Keinem Rechtsbedenken unterliegt die An⸗ 
nahme des BG., daß aus der Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung und der Uebergabe der Nachlaßwerte aus den 
Händen des Teſtamentsvollſtreckers in die des Nachlaß⸗ 
verwalters das Amt des Teſtamentsvollſtreckers nicht 
erledigt ſei. Die gegenteilige Annahme findet — wie auch 
in der Literatur und Rechtſprechung allgemein anerkannt 
iſt — im Geſetz keine Stütze (Planck Vorbem. vor 8 2197 
zu Be und be S. zu S. 557; Vorbem. zu § 2225 Bem. 3 
S. 609; Leonhard I E zu 8 2225 [V B? zu § 2213]; 
Seuff dl. 72 S. 1060; Rſpr. OLE. 18 S. 316; Sächſ. 
Annal. 29 S. 52; Mot. V S. 226 Prot. II 6 S. 350). 
Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung geht nur 
ein Teil der Obliegenheiten des Teſtamentsvollſtreckers 
auf den Verwalter über, da dieſem nur die Aufgabe zu⸗ 
fällt, für die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten 
zu ſorgen. Das führt freilich dahin, die Tätigkeit des 
Teſtamentsvollſtreckers während der Nachlaßverwal⸗ 
tung im weſentlichen auszuſchalten. Denn nach 88 1984, 
1985 geht die Verwaltung und das Verfügungsrecht 
auf den Nachlaßverwalter uneingeſchränkt über, und 
er iſt für die Ueberſchreitung feiner Befugniſſe während 
der Dauer ſeiner Machtbefugniſſe nur dem Nachlaß⸗ 
gericht, nicht auch den Erben oder dem Teſtaments⸗ 
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vollſtrecker verantwortlich (RG. Z. Bd. 72 S. 262). 
Immerhin wird ein Recht zur Kontrolle des Nachlaß⸗ 
verwalters dem Teſtamentsvollſtrecker inſoweit einge⸗ 
räumt werden müſſen, als er durch Anträge beim 
Nachlaßgericht auf Abſtellung von Mängeln in der 
Verwaltung wird dringen können. Denn dieſes Recht 
ſteht auch dem Erben zu, deſſen Rechte der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker wahrzunehmen hat (RG Z. Bd. 72 S. 263). 
In jedem Falle kommt aber nach Beendigung 
der Nachlaßverwaltung das Recht und die Pflicht des 
Teſtamentsvollſtreckers zur Verwaltung des Nachlaſſes 
wieder frei zur Entfaltung. Das bedarf keiner näheren 
Darlegung, wenn der Teſtamentsvollſtrecker gemäß 
8 2209 Satz 1 Halbſ. 2 ermächtigt iſt, auch nach Er⸗ 
ledigung ſeiner eigentlichen Aufgaben (Ausführung des 
Teſtaments) die Verwaltung des Nachlaſſes dauernd 
in der Hand zu behalten. Es trifft aber auch zu, wenn 
keine ſolche Anordnung in dem Teſtament enthalten 
und aus ihm herauszuleſen iſt. Die Annahme des Kl., 
daß hier, wo die Ehefrau zur Alleinerbin ernannt iſt, 
die in der Ausführung der Anordnungen des Erblaſſers 
§§ 2203 ff. beſtehende Aufgabe ſich darin erſchöpfe, den 
Nachlaß an die Erbin herauszugeben und daß dies 
mit der Uebergade an den Nachlaßverwalter bewirkt 
ſel, geht 418˙ Der Teſtamentsvollſtrecker hat die ihm 
nach 88 2218, 667 obliegende Verpflichtung, den Nachlaß 
an den berufenen Erben herauszugeben, dieſem gegen⸗ 
über ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung zu 
erfüllen und kann die Herausgabe von dem Nachlaß⸗ 
verwalter zu dieſem Behufe | on deshalb verlangen, 
um ſich das ihm nach 88 670, 273 zuſtehende Zurück⸗ 
behaltungsrecht wegen ſeiner Aufwendungen zu ſichern. 
Er hat, bevor er die Nachlaßgegenſtände an den Erben 
herausgibt, das Recht und die Pflicht, die nach der 
Beendigung der Nachlaßverwaltung hervortretenden 
Nachlaßgläubiger (8 1986) zu befriedigen und kann 
von ihnen im Prozeßwege in Anſpruch genommen 
werden (8 2213). Er hat die Nachlaßgegenſtände, die 
noch nicht in ſeinen Beſitz oder in den Beſitz des Nachlaß⸗ 
verwalters gelangt ſind, in ſeine Verfügungsgewalt 
zu bringen und für die Einziehung der noch aus⸗ 
5 Nachlaßforderungen zu ſorgen. Alle dieſe 
aßnahmen können noch erforderlich ſein, wenn der 
Nachlaßverwalter ſie Ir feine Zwecke (die Berichtigung 
der bekannten Nachlaßſchulden) nicht benötigt hat. Er 
hat endlich die Rechte geltend zu machen, die den Erben 
nach Beendigung der Nachlaßverwaltung (88 1835, 690) 
dem Verwalter gegenüber zuſtehen. (Urt. des IV. 38. 
vom 13. Januar 1919, IV 299/18). 
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Inwieweit iſt $ 72 Abſ. 1 Nr. 4 HGB. finngemäß 
auf das Verhältnis des n zum Geſchäſts⸗ 
herrn auzuwenden? (Wichtiger Grund zur friflisien 
Kündigung nach $ 92 Abſ. 2 963.) Aus den Grün⸗ 
den: Es iſt im weſentlichen eine vom Richter unter 
Würdigung der Verhältniſſe des Einzelfalles zu ent⸗ 
ſcheidende Tatfrage, ob ein wichtiger Grund zur friſt⸗ 
loſen Kündigung i. S. von 8 92 Abſ. 2 988. gegeben 
in und es iſt die e hierüber für die Regel 

er Nachprüfung des Reviſionsgerichts unzugänglich 
(JW. 1901 S. 209 Nr. 9, 1906 S. 813 Nr. 9). Rach 
8 72 Abſ. 1 Nr. 4 HGB. iſt es ein wichtiger Grund, 
der den Prinzipal zur Kündigung ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt gegenüber einem Handlungs- 
gehilfen berechtigt, wenn dieſer ſich erhebliche Ehr⸗ 
verletzungen gegen den Prinzipal zuſchulden kommen 
läßt. Dieſe Beſtimmung iſt ſinngemäß auch auf das 
Vertragsverhältnis zwiſchen dem Geſchäftsherrn und 
einem Handlungsagenten anzuwenden. Jedoch iſt da⸗ 
bei in Betracht zu ziehen, daß ein Handlungsagent, 
der, ohne als Handlungsgehilfe angeſtellt zu ſein, 
ftändig damit betraut iſt, für das Handelsgewerbe des 
Geſchaäftsherrn Geſchäfte zu vermitteln (8 84 H88.), 
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elbſtändiger Kaufmann iſt (RG Z. Bd. 65 S. 90) und 
er zu dem Geſchäftsherrn nicht wie ein Handlungs⸗ 
gehilfe in einem Abhängigkeits⸗ und Reſpektsverhält⸗ 
nis ſteht. Danach kann allerdings eine Beleidigung 
des Geſchäftsherrn durch den Handlungsagenten für 
den Geſchäftsherrn einen wichtigen Grund zur friſt⸗ 
loſen Aufhebung des Vertrages abgeben, wenn ſie ſo 
erheblich iſt, daß ein gedeihliches Zuſammenwirken 
zur Erreichung des Zwecks des Agenturvertrages, dem 
Geſchäftsherrn möglichſt viel Käufer durch Vermittelung 
des Agenten zuzuführen, nicht mehr zu erwarten und 
darum dem Geſchäftsherrn die Fortſetzung des Ver⸗ 
„ nicht zuzumuten iſt (JW. 1888 
S. 137 Nr. 12, RS. Z. Bd. 65 S. 38). Dagegen wird 
dies von einem Verhalten des Handlungsagenten gegen⸗ 
über dem Geſchäftsherrn, das ſich lediglich als Uns 
böflichfeit oder auch Unziemlichkeit darſtellt, in der 
Regel nicht gelten können. (Urt. des V. 35. v. 22. Jan. 
1919, V 317/18). — —-—ı. 
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Entſcheidung über die Keſten des Nechtoſtreits nach 
Erledigung der Hauptſache. Auf die Klage des Theater: 
direktors G. in Br. wurde dem Beklagten, Schauſpieler 
M. aus Be., unterſagt, vor und während der Dauer 
des für die Theaterzeit 1917/18 verabredeten Gaſt⸗ 
ſpiels in Br. öffentliche Vorträge künſtleriſchen Inhalts 
zu halten. Der Bekl. legte Berufung ein und begehrte 
Abweiſung der Klage. Der Kl. bat mit Rückſicht dar⸗ 
auf, daß das Gaſtſpiel inzwiſchen ſtattgefunden hatte, 
die Berufung mit der Maßgabe zurückzuweiſen, daß 
der Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt ſei. Dieſem 
Antrag widerfprach der Beklagte. Das BG. erkannte 
nach dem Antrage des Kl. und belaſtete den Beklagten 
mit den Koſten des Rechtsmittels. Auf die Reviſion 
des Bekl. wurde das Berufungsurteil bezüglich der 
Koſten erſter und zweiter Inſtanz aufgehoben und die 
Sache in dieſem Umfange an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Der Kl. nahm mit feinem urſprüng⸗ 
lichen Antrage ein von vornherein zeitlich beſchränktes 
Recht, nämlich das Recht in Anſpruch, dem Bekl. bis 
zur Erledigung ſeines Gaſtſpiels künſtleriſche Vorträge 
in Br. zu unterſagen. Die Parteien ſtritten alſo dar⸗ 
über, ob der Kl. deren Unterlaſſung innerhalb des 
genannten Zeitraums von dem Bekl. fordern könne, 
und ob der Bekl. ſich dieſem Verlangen zu fügen habe. 
Nach Beendigung des Gaſtſpiels war jedoch für einen 
ſolchen Streit kein Raum mehr, da jede Möglichkeit 
einer Zuwiderhandlung gegen das erſtrebte richter⸗ 
liche Verbot geſchwunden war und es ſomit an einer 
unerläßlichen Vorausſetzung für die Weiterverfolgung 
des Unterſagungsanſpruchs fehlte. Es entſprach daher 
der durch die Veränderung der Verhältniſſe geſchaffenen 
neuen Sach⸗ und Rechtslage, wenn der Kl., um der 
Gefahr der Klageabweiſung zu entgehen, nunmehr vor⸗ 
trug, ſein Anſpruch ſei infolge des Zeitablaufs er⸗ 
loſchen, und zugleich beantragte, durch Richterſpruch 
den Rechtsſtreit in der Hauptſache für erledigt zu er⸗ 
klären. Wie der Richter einerſeits jeden ſachlichen 
Klageantrag dadurch erſchöpfen muß, daß er ihm ſtatt⸗ 
gibt oder ihn abweiſt, darf er andererſeits einem Kl. 
weder etwas zu⸗ noch abſprechen, was dieſer nicht 
oder nicht mehr fordert; das letztere darf er kraft 
poſitiver Geſetzesbeſtimmungen nur dann, wenn eine 
unguläffige Klagezurüͤcknahme oder ein unzuläſſiger Ver⸗ 
zicht auf den Klageanſpruch vorliegt. Abgeſehen von den 
offenbaren oder verſchleierten Fällen der 88 271, 306 
BO. 5 der Bekl. aber keinen prozeſſualen Anſpruch auf 
bweiſung einer Klageforderung, welche infolge von 
nach der Klagerhebung eingetretenen Ereigniſſen ſich 
erledigt hat, und von welcher der Kl. deshalb erklärt, 
daß er keinen Anlaß mehr habe, ſie im Rechtsſtreite 
weiter zu verfolgen. Darin liegt weder ein Anſpruchs⸗ 
verzicht noch eine Klagezurücknahme im Sinne der ge⸗ 
nannten Beſtimmungen, denn der Kl. behauptet ja 
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gerade, daß ein Streitgegenſtand, auf den er verzichten 
oder den er fallen laſſen könne, nicht mehr vorhanden 
ſei. Zu einer derartigen Erklärung bedarf es aber 
nicht der Zuſtimmung des Beklagten. Sein in dem 
Klageabweiſungsantrage liegender Widerſpruch iſt be⸗ 
deutungs⸗ und wirkungslos, wenn der Richter, — und 
das hat das BG. im gegebenen Falle ohne Rechts⸗ 
irrtum getan, — den vom Kl. angeführten Erledi⸗ 
gungsgrund als ſolchen anerkennt. Zwar hätte der 
Kl. — worauf die Revifion zutreffend hinweiſt — auch 
die rechtliche Möglichkeit gehabt, ſeinen Leiſtungs⸗ 
antrag im Rahmen des 8 256 ZPO. in einen Antrag 
auf Feſtſtellung, daß ſein urſprüngliches Begehren zur 
Zeit der Klagerhebung und bis zur Erledigung des 
Gaſtſpiels berechtigt und der Bekl. bis dahin zur 
Unterlaſſung künſtleriſcher Vorträge in Br. verpflichtet 
geweſen ſei, umzugeſtalten, wenn er ſein rechtliches 
Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung des erloſchenen 
Rechtsverhältniſſes darzulegen vermocht hätte. Nur in 
dieſem Sinne ſprechen ſich die von der Reviſion an⸗ 
geaogenen Erkenntniſſe (Bruch. Bd. 39 S. 1139, Bd. 49 
S. 660, Bd. 54 S. 1123/24, JW. 1900 S. 558 Nr. 8) 
aus. Sie überſieht aber, daß es ſich dabei um eine 
prozeſſuale Befugnis, nicht um eine prozeſſuale Pflicht 
des Kl. handelt, und daß ohne entſprechenden Antrag des 
letzteren deſſen Leiſtungsanſpruch niemals in einen Feſt⸗ 
ſtellungsanſpruch übergeführt werden darf. Ein ſolches 
Verfahren würde gegen den weſentlichen Prozeßgrund⸗ 
ſatz des 8 308 ZPO. verftoßen..... Die Reviſion iſt 
daher, ſoweit ſie ſich gegen die Erledigungserklärung 
des BG. wendet, unbegründet. Anders dagegen, 
ſoweit ſie die N bekämpft. Der Er⸗ 
ledigungserklärung des Kl. gegenüber hat der Bekl. 
den Eintritt der Tatſache, aus welcher die Erledigung 
des Streitgegenſtandes objektiv folgt, die Beendigung 
ſeines Gaſtſpiels, an ſich zugegeben. Wenn er auch 
den Charakter dieſer Tatſache als Erledigungsgrund 
beſtritten hat, ſo war nunmehr doch ein Klageanſpruch, 
den der Richter zu⸗ oder aberkennen, ein Streitgegen⸗ 
ſtand, hinſichtlich deſſen die eine oder die andere Partei 
unterliegen konnte, objektiv nicht mehr vorhanden. 
Nur auf dieſe objektive Rechtslage kam es aber an. 
Deshalb hatte nach dem, was oben ausgeführt iſt, 
trotz des Klageabweiſungsantrags des Bekl. der Er⸗ 
ledigungsausſpruch des Richters auch keine andere Be⸗ 
deutung als die, daß er eine materielle Entſcheidung 
in der Hauptſache und damit darüber, wer in bezug 
auf ſie im Rechtsſtreite Sieger und wer Unterliegender 
ſei, ablehne. Es findet alſo auch hier, wie es im 
Falle beiderſeitiger Erledigungserklärung der Fall 
wäre, 8 91 ZPO. nicht unmittelbar, ſondern nur ſinn⸗ 
gemäß Anwendung, ſo daß die Koſten diejenige Partei 
treffen, welche unterlegen fein würde, wenn der Er⸗ 
ledigungsgrund nicht eingetreten wäre. Für die Ent⸗ 
folg i dieſer hypothetiſchen Frage iſt aber, da eine 
olche in der Hauptſache nicht ergeht, immer nur die 
Rechtslage unmittelbar vor Eintritt des Erledigungs⸗ 
grundes maßgebend. Soweit ohne deren Prüfung die 
Koſten dem Bekl. auferlegt ſind, mußte daher das an⸗ 
gefochtene Urteil aufgehoben und der Rechtsſtreit an 
das BG. zurückverwieſen werden. (Urt. des III. 3S. 
vom 28. März 1919, III 444/18). 
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B. Strafſachen. 
1 


Wann 1 der Berſuch einer unzichtigen Hand. 
lung? Aus den Gründen: Um den Verſuch eines 
durch Vornahme r Handlungen zu begehenden 
Verbrechens aus 8 176 Nr. 3 StEB. annehmen zu 
können, muß eine Ausführungs handlung vorliegen, 
welche zur unmittelbaren Verwirklichung eines Tat⸗ 
beſtandsmerkmals vorgenommen worden iſt. Im Einzel⸗ 
falle iſt es eine Frage tatſächlicher Natur, ob dieſe 
Vorausſetzung gegeben iſt, und je nachdem kann des⸗ 
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halb die Beantwortung der Fraß einer Nachprüfung 
des Reviſionsgerichts entzogen ſein. Das angefochtene 
Urteil läßt jedoch die erforderlichen tatſächlichen Grund⸗ 
lagen für die Verurteilung vermiſſen und führt zur 
Annahme, daß es auf einer Verkennung des ſtrafrecht⸗ 
lichen Begriffes des Verſuchs beruht. Soviel ſich aus 
dem Urteil als tatſächliche Annahme entnehmen läßt, 
at der Angeklagte unzüchtige Geſpräche mit dem 
ädchen geführt, ſeine Wangen an die des Mädchens 
zu legen verſucht, dem Mädchen mit der Hand auf 
das Geſäß geklopft und das Mädchen vergeblich auf⸗ 
gefordert, es ſolle feinen einen Sub auf die Bank 
ſtellen. „Zuletzt“ hat er ſeinen Mantel aufgeknöpft, 
um 20 Pfennig hervorzuholen und dem Mädchen zu 
geben, iſt aber wieder davon abgeſtanden und nun hat 
mit dem Dazwiſchentreten des Schutzmanns der Vor⸗ 
gang ſein Ende gefunden. In dem bis dahin Ge⸗ 
ſchehenen hat die Strafkammer die Vornahme einer 
unzüchtigen Handlung nicht gefunden; ſie nimmt nur 
an, daß der Angeklagte durch die unzüchtigen Geſpräͤche 
in geſchlechtliche Erregung verſetzt worden ſei, ſchon 
in wollüſtiger Abſicht mit der Hand auf das Geſäß 
des Mädchens geklopft und ſo damit ausgedrückt habe, 
daß er „aus Sinnenluſt von dem unzüchtigen Wort 
zur unzüchtigen Berührung des Körpers überzugehen 
im Begriffe ſei“; an dem „beabſichtigten weiteren 
Vordringen“ gegen den Körper des Mädchens ſei der 
Angeklagte gegen ſeinen Willen durch das Dazwiſchen⸗ 
treten des Schutzmanns gehindert worden. Nach der 
dem Urteil zu entnehmenden Darſtellung des Vorgangs 
hat ſich aber dem Klopfen auf das Geſäß des Mäd⸗ 
chens zunächſt keine Fortſetzung der körperlichen Bes 
rührung angeſchloſſen, vielmehr hat der Angeklagte 
A erſt damit befaßt, dem Mädchen ein Geldgeſchenk 
zu verabreichen, und währenddem iſt den Abſichten 
des Angeklagten ein Ende bereitet worden, ehe es noch 
zu weiteren gegen den Körper des Mädchens gerichteten 
Handlungen gekommen iſt. Wenn alſo auch der An⸗ 
geklagte durch das von der Strafkammer noch nicht 
als unzüͤchtig erachtete Klopfen auf das Gefäß die Abſicht 
bekundet hat, zu weiteren körperlichen Berührungen 
überzugehen, ſo iſt er doch zunächſt noch nicht dazu 
geſchritten und hat er keine Handlung vorgenommen, 
durch die unmittelbar „die gewollte weitergehende 
Berührung“ hätte ausgeführt werden ſollen, worin die 
Strafkammer die verſuchte unzüchtige Handlung ge⸗ 
funden haben würde. Uebrigens ſpricht ſich das Urteil 
auch nicht deutlich darüber aus, wie ſich dieſe Handlung 
nach der Vorſtellung des Angeklagten im einzelnen 
zu geftalten gehabt hätte und iſt es anderſeits auch 
rechtlich zu beanſtanden, daß die Strafkammer zum 
Begriff des Unzüchtigen anſcheinend eine „gröbliche“, 
nicht nur ſchlechthin eine Verletzung des allgemeinen 
Scham⸗ und Sittlichkeitsgefühls in geſchlechtlicher Bes 
ziehung für erforderlich zu erachten ſcheint (RESt. 
Bd. 32 S. 418). (Urt. d. I. StS. v. 11. Nov. 1918, 1 D 428/18). 
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Begriff des „Lieſerungsvertrags“ und der Erfüllung 
„in vorbedungener Weile" nach 3 329 SIEB. Aus 
den Gründen: Unter den Begriff des „Lieferungs⸗ 
vertrags“, wie er in $ 329 StB. verwendet iſt, fällt 
jeder Vertrag, deſſen Gegenſtand die „Lieferung“ einer 
Sache bildet, das Wort Lieferung im weiteſten Sinne 
verſtanden, den der allgemeine Sprachgebrauch damit 
verbindet (RGSt. 50, 111). Als „nicht in der vor⸗ 
bedungenen Weife“ erfüllt hat ein ſolcher Vertrag, 
wie die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes ergibt, dann 
zu gelten, wenn die gelieferte Ware nach Art, Be⸗ 
ſchaffenheit oder Menge den Vertragsbeſtimmungen 
nicht entſpricht und aus dieſem Grunde nach bürger- 
lichem Rechte die Abnahme nicht gefordert werden 
kann. Aus dem Wortlaut des Geſetzes folgt klar, daß 
die Lieferung zwecks Erfüllung eines mit der Behörde 
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geſchloſſenen Vertrags erfolgen muß, daß alſo das 
vertragswidrige Verhalten als ſolches vom Geſetz be⸗ 
droht wird. Nicht erforderlich iſt dagegen, daß die 
Vertragswidrigkeit im Einzelfall eine gemeine Gefahr 
herbeigeführt hat oder daß der Täter ſich bewußt iſt, 
daß eine ſolche aus dem eigenen vertragswidrigen 
Verhalten entſtehen könne. Die gemeine ku ba die 
aus dem Vertragsbruch, der Nichterfüllung oder nicht 
rechtzeitigen oder nicht e Erfüllung eines 
Lieferungsvertrags über Bedürfniſſe des Heeres oder 
der Marine im Zeitpunkt eines Krieges erwachſen kann, 
get den Grund abgegeben, Verfehlungen gegen die 

ertragspflichten, die regelmäßig nur zivilrechtliche 
Folgen nach ſich ziehen könnten, unter Strafdrohung 
zu ſtellen und dadurch die Sicherheit der Einselſal eine 
zu erhöhen (NESt. 49, 94 / 105); ob im Einzelfall eine 
Gefährdung eingetreten iſt, darauf kommt es nicht an, 
alſo auch nicht darauf, ob und welche Folgen der Täter 
feiner Vertragsverletzung beigemeſſen hat. 

Wie der Vertrag, aus dem die Militärbehörde 
ihren Anſpruch auf Lieferung einer Ware von beſtimmter 
Beſchaffenheit herleiten konnte, im übrigen inhaltlich 
geſtaltet war und in welchem Zeitpunkte ſich der Ab⸗ 
ſchluß dieſes Vertrags vollzogen hatte, darauf kommt 
es nicht an. Iſt aus dem Urteil nur zu entnehmen, 
daß es ſich bei den Lieferungen um Vertragserfüllung 
handelt, daß alſo das von den militäriſchen Stellen 
abgenommene Holz nach Maßgabe eines Vertrags be⸗ 
ſtimmten Anforderungen entſprechen mußte, die dem 
Angeklagten bekannt waren, ſo kann darüber hinweg⸗ 
geſehen werden, daß das Urteil ſich nicht eingehender 
mit der Frage nach den Vertragsteilen und dem Zeit⸗ 
punkt des Abſchluſſes und der Geſtaltung des Vertrags 
befaßt hat. Es kommt nicht weiter darauf an, ob die 
Lieferungen im Einzelfall zwecks Erfüllung eines aus⸗ 
chließlich darauf bezüglichen einzelnen Vertrags er⸗ 
olgten oder ob ſie Teilleiſtungen auf eine größere 

enge waren, deren Lieferung übernommen war; es 
iſt gleichgültig, ob der Vertrag zwiſchen der Militär⸗ 
behörde und dem Angeklagten oder der von ihm ver⸗ 
tretenen Firma beſtand und von der Holzlieferer⸗ 
vereinigung vermittelt war, oder ob er zwiſchen der 
Militärbehörde und einer Anzahl von Lieferern ge⸗ 
ſchloſſen war, die ſich zu den unter die einzelnen 
Verpflichteten zu verteilenden Lieferungen verbunden 
hatten; es iſt ſchließlich auch gleichgültig, ob ein ſolcher 
Vertrag zeitlich der Lieferung vorausgegangen war 
— wie es nach den Urteilsfeſtſtellungen über die 
9 Lieferungen und deren Verteilung an die 

itglieder der Holzlieferervereinigung offenbar der 
Fall war — oder ob umgekehrt der Vertragsanſpruch 
der Militärbehörde auf eine den bekanntgegebenen 
Lieferungs bedingungen entſprechende Ware erſt in dem 
Zeitpunkt zuſtande kam, als der Angeklagte die Ware, 
die jenen Bedingungen nicht entſprach, unter ſtill⸗ 
ſchweigender Zuſicherung des Gegenteils der Militär⸗ 
behörde anbot und dieſe unter Abnahme der Ware 
dieſes Angebot annahm. Denn, wie bereits hervor⸗ 
gehoben, wird im Geſetz nicht unterſchieden, ob die nach 
Geſetz und Verkehrsanſchauung als vertragswidrig zu 
beanftandende Ware zur Erfüllung eines ſolchen Ver⸗ 
trags geliefert wird, worin die demnächſtige Lieferung 
der Ware übernommen war, oder ob Vertragsſchluß 
und Lieferung zeitlich zuſammenfallen. (Urt. d. V. StS. 
vom 3. Februar 1919, I D 529/18). 
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III 


Zum Viehankauf beſtimmter Beſtellſchein als rechts⸗ 
erhebliche Urkunde. Wann iſt von einer ſolchen Urkunde 
zum Zwecke der Tänſchung Gebrauch gemacht? Aus 
den Gründen: Nach den Urteilsfeſtſtellungen hat 
der Angeklagte ohne Zuſtimmung des Zeugen H. und 
auch ohne an eine ſolche zu glauben den ausgefüllten 
Vordruck eines zum Viehankauf beſtimmten Beſtell⸗ 
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ſcheins mit der Unterſchrift des H. verſehen. Die 
Rechts⸗ und Beweiserheblichkeit, die im Falle der Echt⸗ 
heit dem Beſtellſchein zukommen würde, beſteht darin, 
daß er zunächſt die Erklärung des angeblichen Aus⸗ 
ſtellers verkörpert und beweiſt, wonach dieſer den An⸗ 
geklagten beauftragt, gegen Entlohnung für ihn ein 
Rind zu einem beſtimmten Preiſe anzukaufen; der 
Schein bezeugt ſonach inſomeit ein dem bürgerlichen 
Recht angehöriges Rechtsverhältnis. Der Schein iſt 
aber weiter auch für öffentlich⸗ rechtliche Verhältniſſe 
beweiserheblich, weil gegen Vorlage dieſes Beſtell⸗ 
ſcheins und der dazu gehörigen amtlichen Beſcheinigung 
der Verkauf von Rußz⸗ und Zuchtvieh an den im Be⸗ 
ſtellſchein bezeichneten, zum Viehhandel ermächtigten 
Händler den Landwirten geſtattet iſt. Die Rechts⸗ 
und Beweiserheblichkeit von Urkunden der in Frage 
kommenden Art ſteht hiernach ganz allgemein und für 
ſich feſt; das iſt aber allein entſcheidend und es kommt 
nicht weiter darauf an, ob und welche Bedeutung einem 
Beſtellſchein noch weiter in bezug auf das Recht des 
Ausſtellers oder ſeines Beauftragten zukommt inſoweit, 
als gegen deſſen Vorlage die Ausſtellung der bürger⸗ 
meiſteramtlichen Beſcheinigung über die Notwendigkeit 
des Ankaufs verlangt werden kann, oder auch in bezug 
auf die amtliche Verpflichtung des Bürgermeiſters, 
dieſe Beſcheinigung zu erteilen. Daher bedarf es des 
näheren Eingehens auf die hierauf bezüglichen Aus⸗ 
führungen des Verteidigers um ⸗ſo weniger, als im 
Gegenſatz zu dieſen jedenfalls ein Zuſammenhang 
zwiſchen der Beſcheinigung des Bürgermeiſters und 
dem Beſtellſchein inſoweit anzuerkennen iſt, als dieſe 
Beſcheinigung, die auf den Beſtellſchein geſetzt werden 
ſoll, nur dann erteilt wird und werden darf, wenn 
dieſer echt iſt. 

Bietet hiernach die Annahme des Urteils zu Be⸗ 
denken keinen Anlaß, daß der Angeklagte eine rechts⸗ 
und beweiserhebliche Privaturkunde fälſchlich ange ⸗ 
fertigt habe, ſo iſt auch der Gebrauch der falſchen Ur⸗ 
kunde zum Zwecke der Täuſchung einwandfrei nad» 
gewieſen. Inſoweit kommt gerade die Beziehung 
zwiſchen dem Beſtellſchein einerſeits und der Be⸗ 
ſcheinigung, zwecks deren Erlangung die falſche Urkunde 
dem Bürgermeiſter vorgelegt wurde, andrerſeits be⸗ 
ſonders in Betracht. Es iſt nicht erforderlich, daß der 
Gebrauch der Urkunde zum Zwecke der Täuſchung 
gerade über das Rechtsverhältnis erfolgt, das die 
falſche Urkunde beweiſen ſoll und im Fall der Echtheit 
beweiſen würde, auch nicht, daß der Gebrauch gegen⸗ 
über der Perſon ſtattfindet, für welche die Urkunde 
beſtimmt iſt, alſo hier gegenüber einem Landwirte, 
der ieh verkauft, oder dem Viehhandelsverband. Es 
genügt vielmehr, daß die falſche Urkunde überhaupt 
als Beweismittel im Rechtsleben irgendeiner Perſon 
gegenüber gebraucht wird, um dieſe in den Irrtum zu 
verſetzen, die Urkunde ſei echt, und deshalb zum Be⸗ 
weiſe der rechtlichen oder tatſächlichen Verhältniſſe ge⸗ 
eignet, auf die ſich ihr gedanklicher Inhalt erſtreckt; 
vorausgeſetzt nur, daß durch den Gebrauch der Ge⸗ 
täuſchte zu einem rechtlich erheblichen Verhalten be⸗ 
ſtimmt werden ſoll. Ein ſolcher Gebrauch iſt im Urteil 
dahin nachgewieſen, daß der Bürgermeiſter zu einer 
Amtshandlung dadurch beſtimmt werden ſollte, daß 
ihm die falſche Urkunde als echter Beſtellſchein von 
dem darin benannten Beauftragten des angeblichen 
Ausſtellers zum Nachweiſe der notwendigen Voraus⸗ 
ſetzungen der Beſcheinigung vorgelegt und dadurch die 
weitere Behauptung glaubhaft gemacht wurde, der 
Ausſteller ſuche dieſe Beſcheinigung nach und habe den 
Beauftragten zu deren Einholung ermächtigt. Darauf, 
ob der Angeklagte gewußt hat, der Beſtellſchein ſei 
im Rechtsſinn eine beweiserhebliche Privaturkunde, 
kommt es nicht an, das Urteil brauchte alſo dieſen 
Nachweis nicht zu enthalten; es genügt, daß darin, 
ſoweit prozeſſual nach § 266 StPO. überhaupt er⸗ 
forderlich, dargelegt iſt, daß dem Angeklagten alle 
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tatſächlichen Verhältniſſe bekannt und bewußt waren, 

aus denen ſich rechtlich die Eigenſchaft des Beſtellſcheins 

als Urkunde ergibt. (Urt. des I. StS. vom 7. April 

1919, I D 40/19). — ——ı. 
4640 


Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
1 


Unanwendbarkeit der militäriſchen Amneſtie vom 
145 ber 1918 anf eine Straftat, die der Friend: 
teilnehmer erſt nach Beendigung des militäriſchen Ber: 
h begangen hat; edenſe auf eine fortaeichte 
traftat, die teils ver teils nach dieſem Zeitpunkt 
verübt wurde. Der Angeklagte iſt durch das am 
19. Dezember 1918 rechtskräftig gewordene Urteil der 
Strafkammer vom 12. September 1918 wegen eines 
fortgeſetzten im Januar und April 1918 begangenen 
Vergehens wider Art. 4 Nr. 2 des Kr.3G. in Tat⸗ 
mehrheit mit einem im April 1918 verübten Vergehen 
des Schleichhandels zur Geſamtſtrafe von 5 Monaten 
und 3 Tagen Gefängnis verurteilt worden, wovon 
3 Monate und 3 Tage als durch die Unterſuchungs⸗ 
haft getilgt erklärt wurden, ferner zur Geldſtrafe von 
1500 M. Der nicht als verbüßt erklärte Teil der 
Freiheitsſtrafe und die Geldſtrafe find noch nicht voll⸗ 
ſtreckt. Der Angeklagte befand ſich unbeſtritten im 
uli 1917 und in der Zeit vom 15. Oktober 1917 bis 
1. März 1918 einſchließlich in einem Vertragsverhält⸗ 
niſſe bei dem kriegführenden Heere, denn er gehörte zu 
dieſen Zeiten auf Grund privatrechtlicher Abmachungen 
einem mobilen Truppenteil an. Der Staatsanwalt 
beantragte am 13. Februar 1919 bei der Strafkammer 
gemäß 8 490 StPO. Entſcheidung darüber, ob und 
inwieweit die Vollſtreckung aus dem Urteile vom 
12. September 1918 gegen den . zuläſſig 
ſei. Die Strafkammer ſprach durch den Beſchluß vom 
3. März 1919 „die Einſtellung des Strafverfahrens“ 
gegen den Angeklagten aus, weil er Kriegsteilnehmer 
ſei, und der Umſtand, daß er die ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen erſt nach Beendigung ſeiner militäriſchen Tätig⸗ 
keit begangen habe, nach dem Wortlaut und dem 
Zwecke des Erlaſſes vom 7. Dezember 1918 über eine 
militäriſche Amneſtie nicht hindere, das Verfahren ein⸗ 
zuſtellen. Auf die Beſchwerde des Staatsanwalts 
wurde die Strafvollſtreckung für zuläſſig erklärt. 


Gründe: Durch 51 Nr. 2 der BO. der Volksbeauf⸗ 
tragten vom 7. Dezember 1918 über eine militäriſche 
Amneſtie, die mit dem Tage der Verkündung in Kraſt 
trat, in der am 12. Dezember 1918 ausgegebenen Nummer 
178 des RGBl. veröffentlicht und durch die Regierung 
des Volksſtaates Bayern am 16. Dezember 1918 auf das 
Bayeriſche Heer einſchließlich des Heeresgefolges er⸗ 
ſtreckt wurde, ſind alle zur Zuſtändigkeit der bürger⸗ 
lichen Behörden gehörigen Unterſuchungen gegen Per⸗ 
ſonen niedergeſchlagen, die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes, wenn auch nur zeitweiſe, ſich in einem Dienſt⸗ 
oder Vertragsverhältniſſe bei dem kriegführenden Heere 
befunden haben, ſoweit ſie vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes begangene Vergehen mit Ausnahme derjenigen 
des Verrats militäriſcher Geheimniſſe betreffen. Da 
das Urteil am 12. Dezember 1918 noch nicht rechts⸗ 
kräftig war, kommen die Vorſchriften über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Strafverfahren zur Anwendung; ſie 
bewirken die Unzuläſſigkeit der Strafvollſtreckung, 
wenn das Urteil fpäter rechtskräftig wird (vgl. den 
Beſchluß des Senats vom 26. September 1918, Bay ZfR. 
1918 S. 362). Strittig iſt, ob der Angeklagte unter 
die Amneſtie fällt, weil er die Straftaten erſt nach der 
Beendigung des Vertragsverhältniſſes begangen hat. 
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Nach der einen Anſicht erſtreckt ſich 8 1 der BO. auch 
auf Straftaten, die nach der Beendigung des Dienſt⸗ 
oder Vertragsverhältniſſes, jedoch noch vor dem 
13. Dezember 1918 verübt wurden, ſoweit nicht die 
Ausnahme des § 4 Platz greift. Dieſe Anſchauung 
wird vertreten in einem Erlaſſe des Bayer. Staats⸗ 
miniſteriums der Juſtiz vom 3. Januar 1919 an den 
OStA. bei dem OLG. Augsburg und von Löwenſtein, 
die Reichsamneſtie der Friedensverträge und Revo⸗ 
lutionsgeſetze des Deutſchen Reiches (vgl. Lobe in der 
JW. 1919 S. 167); fie ſtützt ſich darauf, daß es nach 
dem Wortlaute der VO. vom 7. Dezember 1918 gleich⸗ 
gültig tft, ob die Tat vor oder nach der Beendigung 
der Dienſtleiſtung begangen iſt. Die andere Anſicht 
geht dahin, daß die BO. vom 7. Dezember 1918 nicht 
auf Perſonen anwendbar iſt, die nach der Beendigung 
der Heeresgefolgſchaft eine ſtrafbare Handlung verübt 
haben. Dieſer Anſicht iſt Alsberg, die Reichs⸗Amneſtie⸗ 
geſetze S. 35 und das Preuß. Juſtizminiſterium in 
Ziff. I, 1 der allg. Verf. des Juſtizminiſters zur Aus⸗ 
führung der VO. vom 7. Dezember 1918 (abgedr. bei 
Alsberg S. 49).1) 

Der Senat tritt der engeren Auslegung bei. Der 
Wortlaut der BO. enthält nichts darüber, wann der 
Täter in einem Dienſt⸗ oder Vertragsverhältniſſe bei 
dem kriegführenden Heere geſtanden haben muß. Bei 
wörtlicher Auslegung würden Perſonen unter die 
Amneſtie fallen, die zu Beginn des Krieges einige 
Tage in einem ſolchen Verhältniſſe ſtanden und im 
fünften Kriegsjahre, aber noch vor dem 13. Dezember 
1918 eine Straftat begangen haben. Dieſer Sinn 
kann der BO. nicht beigelegt werden, denn fie wollte 
offenſichtlich die Bergünftigung der Niederſchlagung 
den Perſonen zu Teil werden laſſen, die nach der Tat 
dem Vaterlande Dienſte leiſteten, alſo auch denjenigen, 
die ſich während der Dienſtleiſtung verfehlten, denn 
dieſe ſetzten ja nach Begehung der Straftat den vater⸗ 
ländiſchen Dienſt fort. Daß der Geſetzgeber durch die 
BO. vom 7. Dezember 1918 die Wohltat der Nieder⸗ 
ſchlagung des Strafverfahrens nicht ſolchen Perſonen 
zuwenden wollte, die ſich nach der Dienſtleiſtung einer 
ſtrafbaren Handlung ſchuldig machten, geht unzwei⸗ 
deutig aus 8 4 hervor. Hiernach erfolgt die Nieder⸗ 
ſchlagung, ſoweit ſie über die VO. vom 3. Dezember 
1918 über die Gewährung von Straffreiheit und Straf⸗ 
milderung hinausgeht, unter der Bedingung, daß der 
Täter nicht mit Rückſicht auf eine — vor oder während 
der Dienſtleiſtung begangene — Straftat aus ſeinem 
Dienſt⸗ oder Vertrags verhältnis entlaſſen worden iſt. 
Das Strafverfahren gegen eine Perſon des Heeres⸗ 
gefolges i. S. des 8 1 der VO. vom 7. Dezember 1918 
bleibt demnach unberührt, wenn ſtrafbares Tun den 
Anlaß zu der Dienſtentlaſſung gegeben hat. Ange⸗ 
ſichts dieſer Beſtimmung kann nicht angenommen 
werden, daß die in 5 1 verordnete Niederſchlagung von 
Strafverfahren auch denjenigen zuſtatten kommen ſoll, 
die ſich nach ihrer Entlaſſung verfehlen. Denn aus 
8 4 geht der Wille des Geſetzgebers hervor, die in 81 
aufgeführten Perſonen, die nach der Begehung einer 
ſtrafbaren Handlung im Dienſte des Vaterlands tätig 
waren, für ihre Leiſtungen durch Niederſchlagung des 
Strafverfahrens zu belohnen, ſie aber von dieſer 
Wohltat wegen Unwürdigkeit dann auszuſchließen, 
wenn eine Straftat die Veranlaſſung zur Aufhebung 
ihrer Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer geworden iſt. 
Ueber den, der ſich nach der Entlaſſung aus dem mili⸗ 
täriſchen Dienſt⸗ oder Vertraasverhältniſſe ſtrafrechtlich 
verfehlt hat, kann aber die Entlaſſung nicht mehr vers 
hängt werden. Daraus folgt, daß der Geſetzgeber in 
§ 1 Perſonen, die ſich nach der Entlaſſung ſtrafbar 
machen, nicht im Auge gehabt haben kann. Hätte er 
fie in 8 1 mitumfaßt, fo würde er ſicherlich in 8 4 bes 


1) Nun auch Reichsgericht im Recht 1919 Nr. 701 und dle Be⸗ 
merkungen hlezu. 8 
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ſtimmt haben, daß fie der Vergünſtigung nicht teil⸗ 
haftig werden ſollen, wenn anzunehmen iſt, daß bei 
Fortdauer des Dienſt⸗ oder Vertragsverhältniſſes mit 
Rückſicht auf eine Straftat zu ihrer Entlaſſung ge⸗ 
ſchritten worden wäre. 

Weil die Beſchwerde des Staatsanwalts vollen 
Erfolg gehabt hat, fallen die Koſten des Rechtsmittels 
nach 88 505 Abſ. 1, 497 Abſ. 1 StPO. dem Ange⸗ 
klagten zur Laſt. Dieſer Entſcheidung ſteht nicht ent⸗ 
gegen, daß das fortgeſetzte Vergehen wider das Kr., 
wegen deſſen der Angeklagte verurteilt iſt, zum Teile 
vor feine zweite Beſchäftigung in einem Vertrags- 
verhältniſſe bei dem kriegführenden Heere fällt. Das 
fortgeſetzte Vergehen iſt ſtrafrechtlich als eine rechtliche 
Einheit, als ein Ganzes zu beurteilen. Die Straftat 
kommt erſt mit der letzten, gegen das Geſetz ver⸗ 
ſtoßenden Handlung zum Abſchluſſe, die einzelnen 
ſtrafbaren Handlungen, aus denen ſich die fortgeſetzte 
Straftat eee dürfen daher nicht für ſich 
betrachtet werden. Demnach iſt der Sachverhalt ſo 
zu behandeln, als ob der Angeklagte dieſes Vergehen 
im April 1918, alſo nach ſeiner Entlaſſung, begangen 
haben würde (vgl. RGSt. Bd. 15 S. 370, Bd. 40 


S. 319). (Beſchl. vom 3. April 1919, BeſchwReg. 
Nr. 125/1919). Ed. 
4643 


II. 8 


N ie 8 31. Boransſetzungen für die ſelb⸗ 
ſtändige Einziehung verfälſchten oder nachgemachten 
Weines. Eiuflußlsſigkeit der Niederſchlagung. Der 
Staatsanwalt beantragte im Dezember 1918 die ſelb⸗ 
ſtändige Einziehung von 644 1 Wein, der durch Zuſatz 
von Treſterwaſſer verfälſcht war. Dieſen Wein ver⸗ 


kaufte der Wirt K. im Frühjahr 1917 an den Küfer⸗ 


meiſter W.; W. verkaufte ihn mit anderem Wein an 
die Firma B. Etwa 200 1 des K.ſchen Weines wurden 
mit anderem Weine gemiſcht und in dem Strafver⸗ 
fahren gegen den Weinkommiſſionär H. durch das Urteil 
der Strafkchnmer vom 11. Februar 1919 eingezogen. 
Der Reſt des Weines lagert in dem Faſſe 47 in dem 
Keller der Witwe M. In Ziff. III des angefochtenen 
Beſchluſſes wurde die Beſchlagnahme des bei M. la⸗ 
gernden Weines W weil das Vorbringen des 
Staatsanwalts die Aufrechthaltung der Beſchlagnahme 
nicht rechtfertige. Bei K. ſei die Vorausſetzung des 
8 31 Abſ. 4 Wein G. nicht gegeben, denn die Verfolgung 
gegen ihn ſei ausführbar geweſen, ſei ausgeführt wor⸗ 
den, habe aber entſprechend dem Antrage des Staats⸗ 
anwalts mit Außerverfolgungſetzung geendet, weil 
durch die Vorunterſuchung nicht nachgewieſen worden 
ſei, ob K. oder W. den Wein gefälſcht habe. Bei W. 
ſei zwar die Vorausſetzung des § 31 Abſ. 4 gegeben, 
denn die Strafverfolgung gegen ihn ſei nicht ausführ⸗ 
bar, weil das Strafverfahren gegen ihn als Kriegs⸗ 
teilnehmer durch die Bayer. VO. vom 22. November 
1918 niedergeſchlagen ſei. Dagegen mangle bei ihm 
die Vorausſetzung des § 31 Abſ. 1 und 2, weil die Ein⸗ 
ziehung im ſelbſtändigen Verfahren das Vorhanden⸗ 
fein des äußeren und inneren Tatbeſtandes der in 8 31 
aufgezählten ſtrafbaren Handlungen vorausſetze und 
der Staatsanwalt ſelbſt nicht behaupte, daß W. der 
Fälſcher ſei. Auf die Beſchwerde des Staatsanwalts 
wurde der Beſchluß der Strafkammer aufgehoben und 
zugleich der Vorſitzende der Strafkammer gemäß 88 477, 
478 StPO. angewieſen, Termin zur Verhandlung und 
Entſcheidung über den ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag 
anzuberaumen. 

Gründe: Der Wein iſt, wie die Strafkammer 
anerkennt, verbotswidrig hergeſtellt, er iſt entweder 
nachgemacht ($ 9 Wein.) oder verfälſcht (8 4) und 
wurde entgegen der Vorſchrift in § 13 vorſätzlich in 
den Verkehr gebracht. Darnach liegt ein Vergehen 
gegen § 26 Nr. 1 vor. Die Einziehung iſt N 
zuläſſig, denn eine Straftat iſt begangen ($ 31 Abſ. 
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und 4). Aus welchen Gründen die Verfolgung einer 
beſtimmten Perſon nicht ausgeführt werden kann, iſt 
gleichgültig, insbeſondere ſteht die Niederſchlagung des 
Strafverfahrens gegen W. der Einziehung nicht ent⸗ 
gegen (RGSt. Bd. 50 S. 392). Da der Wein der Ein⸗ 
ziehung unterliegt, wäre die Aufhebung der Beſchlag⸗ 
nahme geeignet, den Vollzug eines die Einziehung 
ausſprechenden Urteils zu gefährden, weshalb die Auf⸗ 
hebung der Beſchlagnahme nicht aufrecht bleiben kann. 
(Beſchl. 

4644 Ed. 


Geſetzgebung und Verwaltung.) 


Neue bayeriiche Geſetze. An die Stelle des vor⸗ 
läufigen Staatsgrundgeſetzes vom 4. Januar 1919 
(GBl. S. 1) tft das zweite vorläufige Staatsgrund⸗ 
geſetz vom 17. März 1919 (GVBl. S. 109) getreten. 
Es weicht von dem erſten, in Nr. 2 dieſes Jahrg. S. 44 
erörterten nur in wenigen Punkten ab. Ergänzt wird 
es durch das Geſetz vom 28. März 1919, das die Re⸗ 
ierung (das Geſamtminiſterium) zu weitgehenden 
aßnahmen durch Geſetz und Verordnung ermächtigt 
8 S. 112), und durch das Uebergangsgeſetz vom 
. März 1919 (GBl. S. 113), das die Gültigkeit der 
bisherigen Geſetze und Verordnungen und der von der 
proviſoriſchen Regierung ſeit dem 7. November 1918 
erlaſſenen Verordnungen regelt. 8 12 des vorl. Staats» 
grundgeſetzes hat die Vorrechte der Geburt und des 
Adels aufgehoben; dazu tritt das Geſetz über den Adel 
vom 28. März 1919 ( 88Bl. S. 114), das den bayeriſchen 
Adel beſeitigt und bayeriſchen Staatsangehörigen ver⸗ 
bietet, den Adel eines anderen Staates anzunehmen. 
Damit find auch einige für die Rechtspflege bedeutſame 
Neuerungen eingetreten. Auf eine davon — den Ueber⸗ 
gang der ſtandes herrlichen Vormundſchaften und der 
bisher den ſtandes herrlichen Kanzleien vorbehaltenen 
Nachlaßſachen auf die Amtsgerichte — hat ſchon Haber⸗ 
ſtumpf in Nr. 8 S. 161 i (Art. 16 AG. EBD. 
hat ſeine Bedeutung für die Zukunft inſoweit verloren, 
als er von einem Zeugniſſe der zuſtändigen ſtandes⸗ 
herrlichen Kanzlei ſpricht). Die zwar nicht unbeſtrittene 
aber von der herrſchenden Meinung angenommene 
Rechtsperſönlichkeit der ſtandes herrlichen Häuſer iſt 
weggefallen (vgl. 8 349 GDA., Obs Z. 17, 161). 
Ausführungsvorſchriften des Miniſteriums hinſichtlich 
der Familiengüter und der durch das befondere Geſetz 
dom 28. März 1919 (GBl. S. 114) gleichfalls beſeitigten 
Familienfideikommiſſe find zu erwarten. Aufgehoben 
iſt das Recht der Standesherren zur Selbſtgeſetzgebung 
(8 9 d. IV. Beil. 9 Bü., Art. 58 EG. BGB., 8189 J., 
8 83 G8O., 8 2 CG. ZVG.). Ob und inwieweit die 
ſchon beſtehenden Hausgeſetze damit fallen, kann im 
einzelnen ſehr zweifelhaft ſein und läßt ſich in dieſem 
Rahmen nicht näher erörtern (die Zuſammenſtellung 
ſ. b. Schmitt, Bayer. JuſtizG. S. 32 Anm. 2). Bösartige 
Streitfragen im Namensrechte ergeben ſich aus der 
Aufhebung der Adelsbezeichnungen. Ob dieſe zugleich 
als Namensbeſtandteile zu gelten haben, war bisher 
ſchon ſehr ſtreitig und dieſer Zweifel wird jetzt von 
großer praktiſcher Wichtigkeit. Für die höheren Adels⸗ 
grade (Fürſt, Graf, Freiherr, Ritter) und für den nur 
perſönlichen Adel wird die Frage ſicher zu verneinen 
ſein. Schwieriger iſt zu entſcheiden, wie es mit dem 
„von“ ſteht. Nach der bisherigen Praxis der bayer. 
Verwaltungsbehörden war das „von Kennzeichen der 
niederſten bayeriſchen Adelsſtufe und dieſer vorbehalten, 
durfte alſo von anderen Perſonen nicht getrennt vom 


1) Infolge der Hemmungen, die die unrubigen politiſchen Ver⸗ 
baltulſſe und das häufige Stocken des Betriebes in den Druckereien 
mit ſich brachten, konnte über mehrere wichtige Neuerungen nicht 
rechtzeitig berichtet werden. Das Verſäumte kann nur durch eine 
kurze Zuſammenfaſſung des Weſeutlichen nachgeholt werd. u. 


vom 29. April 1919, BeſchwReg. Nr. 146/1919). 


Namen geführt werden (Henle⸗ Schneider, AG. 
BEB., 2. Aufl. S. 13). Die Rechtſprechung hatte ſich 
früher dieſer Anſicht im großen und ganzen ange⸗ 
ſchloſſen (OS ZS. München, Strafſachen 3, 511; 8, 437; 
Obs St. 1914, 285; Bay gfR. 1914, 430), war aber in 
jüngſter Zeit ſchwankend geworden (Obs G3. 16, 121). 
Folgt man der in Bayern herrſchenden, ſeinerzeit auch 
vom deutſchen Juriſtentage gebilligten Meinung, daß 
die Adelsprädikate nicht Namensbeſtandteile ſind, ſo 
ergibt ſich, daß ſie auch in Zukunft nicht neben dem 
Namen weitergeführt werden können. Das iſt offen⸗ 
ſichtlich auch der Standpunkt der bayer. Bek. vom 
5. April 1919, die Aufhebung des Adels betr. (GBl. 
S. 161). Die Frage kann aber noch keineswegs als 
entſchieden gelten, es bleibt abzuwarten, wie ſich die 
Gerichte zu ihr a werden (ſ. a. die Abhandlungen 
von Biloty und Neumeyer im Recht 1919 S. 130 
und 131). Als weitere Frage ergibt fi, ob 8 360 
Nr. 8 St. anwendbar iſt, wenn fi ein vormaliger 
en, Adeliger der aufgehobenen Bezeichnung 
fernerhin bedient (mit eingehender Begründung ver⸗ 
neint von Beling in Nr. 10/11 S. 191 dieſer Zeitſchrift). 
Erwähnenswert iſt neben dem Adelsgeſetze noch das 
Geſetz über die Lehen vom 28. März 1919 (8 BBl. S. 114), 
dem ein weiteres über die Aufhebung der verliehenen 
Lehen folgen wird. 

Bemerkenswert und wirtſchaftlich ſehr 9 
iſt das Geſetz betr. die S ass englg nung für An 
Keen et vom 28. März 1919, in Kraft feit 
3. April 1919 (GVBl. S. 117). Es beruht auf der 
Ermächtigung in § 1 Nr. 6, § 2 des Geſ. v. 28. März 1919 
(GVBl. S. 112; ſ. auch Pesl in dieſer Zeitſchrift Nr. 8 
S. 151, Nr. 9 S. 174). Seinen Zweck kann es aber 
nur erfüllen, wenn Ernſtliches Maerz um die in den 
Städten zuſammengedrängten Maſſen Erwerbsloſer zu 
der anſtrengenden Landarbeit zu bringen, die ihnen 
nach dem müheloſen Leben in der Stadt vermutlich 
nicht ſehr zuſagen wird, andernfalls wird es papierne 
Satzung bleiben, wie ſo Vieles, was jetzt in Eile ge⸗ 
ſchaffen wird. Für die Enteignung, die auch in der 
Beſchwerung mit einem no oder einer Dienſt⸗ 
barkeit beſtehen kann (Art. 1 Abſ. 2), ſollen nach Art. 2 
in erſter Linie ganz beſtimmte Güter herangezogen 
werden; die dabei maßgebenden Grundſätze find nur 
zu billigen, fie laufen im weſentlichen darauf hinaus, 
allzu umfangreich gewordenen oder ſchlecht bewirt⸗ 
ſchafteten oder Luxuszwecken dienenden Grund beſitz zu 
mindern, insbeſondere die in den letzten 30 Jahren 
von Großgrundbeſitzern aufgekauften 1 
Bauernanweſen wieder der Einzelbewirtſchaftung zu⸗ 
zuführen. Nicht einwandfrei iſt es dagegen, daß kein 
Rechtsſchutz gegen die Enteignung gegeben iſt, die 
Diſtriktsverwaltungsbehörde vielmehr ganz nach 
eigenem Ermeſſen vorgehen kann (Art. 4 Abſ. 1 u. 3). 
Nur gegen die Feſtſetzung der Entſchädigung kann 
innerhalb eines Monats die gerichtliche Entſcheidung 
angerufen werden. Die Entſchädigung umfaßt in der 
Regel nur den gemeinen Wert, den das Grundſtück 
Ende 1914 hatte, die Wertſteigerung durch den Krieg 
ſoll alſo außer Betracht bleiben. Das iſt wohl an ſich 
gerechtfertigt, kann aber zu großen Härten führen, 
wenn der Enteignete das Grundſtück erſt nach 1914 
erworben und infolge des geſunkenen Geldwertes einen 
außergewöhnlich hohen Kaufpreis gezahlt hat. Aber 
auch abgeſehen von dieſem Falle müßte vernünftiger 
Weiſe doch das ſtarke Sinken des Geldwertes ſeit 1914 
berückſichtigt werden. f 
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Die Ausbildung von ſtriegsteilnehmern zum Nichter: 
amte. Ein Geſetz hierüber vom 19. April 1919 (RGBl. 
S. 403) ergänzt die Vorſchriften im 8 2 GG. im 
Hinblick auf die beſonderen durch den Krieg geſchaffenen 
Verhältniſſe. § 1 beſtimmt, inwieweit Zwiſchenſemeſter 
und Hochſchulkurſe auf das dreijährige Rechtsſtudium 
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angerechnet werden dürfen. Von beſonderer Bedeutung 
für die Rechtspraktikanten iſt 8 2, wonach für einen 
Kriegsteilnehmer der ee Vorbereitungsdienſt 
nicht um mehr als ein Jahr gekürzt werden darf und 
die Kürzung unzuläſſig iſt, ſoweit ſchon das dreijährige 
Rechtsſtudium des Kriegsteilnehmers durch eine An⸗ 
rechnung gekürzt worden iſt. Die Kürzung wird von 
den Landeszentralbehörden verfügt, die gemäß 8 4 
Abſ. 1 auch beſtimmen, wer als Kriegsteilnehmer gilt 
und was als Teilnahme am Krieg angerechnet werden 
kann; nach 8 4 Abſ. 2 kann der Teilnahme am Krieg 
der Dienſt bei anerkannten Freiwilligenverbänden ſowie 
der vaterländiſche Hilfsdienſt gleichgeſtellt werden. 

Zur u rung dieſes Geſetzes iſt für Bayern 
die Bek. vom 30. April 1919 (GBl. S. 169) ergangen; 
ſie bezeichnet als Landeszentralbehörden die zuſtändigen 
Staatsminiſterien, verweiſt = den Begriff des Kriegs⸗ 
teilnehmers und der Teilnahme am Krieg auf $ 1 der 
BO. v. 21. Mai 1917 (GVBl. 1917 S. 143) und ſtellt 
den Dienſt bei anerkannten Freiwilligen⸗Verbänden 
zur Aufrechterhaltung der inneren Ordnung oder des 
Grenzſchutzes der Teilnahme am Kriege gleich. 

Das Geſfetz iſt angenene beſprochen von Dronke 
in der DIZ. 1919 S. 374. ö 
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Bücheranzeigen. 

Fürnrohr, Dr. Anguſt, Rechtsanwalt in München. 
Das bayeri 18 Vermögenſteuergeſetz 
vom 17. Auguſt 1918 mit den Vollzugs vorſchriften. 
VIII, 377 Seiten. München, Berlin und Leipzig, 
J. Schweitzer Verlag. Kart. Mk. 8.30. 


Es mag faſt als ein Wagnis erſcheinen, neben 
den halbamtlichen Breunig'ſchen Kommentar zum Ver⸗ 
mögenfteuergefeß eine neue Kommentierung zu ſtellen. 
Wenn Dr. Fürnrohr ſich trotzdem dazu entſchloſſen 
hat, ſo hat er ſich damit um Wiſſenſchaft und Praxis 
ein unbeſtreitbares Verdienſt erworben. Den halb⸗ 
amtlichen Kommentaren haftet nur zu leicht eine ge⸗ 
wiſſe Einſeitigkeit an, nur zu leicht werden ihre Aus⸗ 
führungen von den Vollzugsbehörden als Evangelium 
betrachtet. Schon aus dieſem Grunde vermag die 
Fürnrohr'ſche Ausgabe des bayer. Vermögenſteuer⸗ 
geſetzes neben dem Breunig'ſchen Kommentar ſehr wohl 
ihren Platz zu a aber auch ſonſt möchte ich 
ſie als wertvolle Ergänzung des halbamtlichen Kom⸗ 
mentars bezeichnen. Die Erläuterungen 1070 eingehend 
gehalten, entbehren trotz aller Ausführlichkeit — ohne 
ſich aber etwa ins Weite zu verlieren — nicht der 
erforderlichen Ueberſichtlichkeit infolge geſchickter An⸗ 
ordnung des Stoffes. VBeſondere Aufmerkſamkeit hat 
Verfaſſer den Fragen gewidmet, die beim Geſetzes⸗ 
vollzug praktiſche Bedeutung erlangen; in gemeinver⸗ 
ſtändlicher, ſtreng wiſſenſchaftlich begründeter Weiſe 
iſt hiezu unter Verwertung der Rechtſprechung und 
Literatur und Verarbeitung der Vollzugs vorſchriften 
Stellung genommen. Durch Abdruck der Vollzugs⸗ 
a ten, des Beſitzſteuergeſetzes nebſt Ausführungs⸗ 
beſtimmungen und Vollzugsvorſchriften, der Beſtim⸗ 
mungen der ſonſt einſchlägigen Geſetze iſt das geſamte 
zur Löſung der mit der Vermögenſteuer zuſammen⸗ 
hängenden Fragen benötigte Material hier vereinigt. 
Ein Sachregiſter und der der Kommentierung voran⸗ 

eſtellte Abdruck des Geſetzestextes — i 5 dies 
1 155 weil dieſem von der Praxis mit Recht ge⸗ 
ſtellten Verlangen noch immer nicht bei allen Kom⸗ 
mentaren und Handausgaben Rechnung getragen iſt 
— erhöhen die Brauchbarkeit des kleinen Werkes, das 
Steuerbehörden wie Steuerpflichtigen ein verläſſiger 
Berater ſein wird. 


Würzburg. Finanzaſſeſſor Dr. Rock. 
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Jau, Heinrich, Regierungsrat im Staatsminiſterium 
des Innern, Die N Gemeinde-, 
Bezirks⸗ und Kreiswahlen. 127 S. München, 
Berlin, Leipzig 1919, J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Preis Mk. 1.50 einſchl. aller Tenerungs⸗ 
zuſchläge. 

Die in raſcher b nonDerieig: erſchienenen Ge⸗ 
Vollzugsvorſchriften, welche 

ie Grundlage für die in. Bayern bevorſtehenden Ge⸗ 
meinde⸗, Bezirks⸗ und Kreiswahlen bilden, find über⸗ 
chtlich zuſammengeſtellt und, ſoweit erforderlich, mit 
rläuterungen dene en. Lediglich um Irrtümern vor⸗ 
zubeugen, ſei darauf hingewieſen, daß die Ausführungen 
über das Ende der Tätigkeit der Gemeindekollegien 

(Seite 36) durch eine nach Drucklegung eingetretene 

Geſetzesänderung überholt find; die Gemeindekollegien 

beſtehen bis zum Zuſammentreten der neugewählten 

Gemeindevertretungen fort. Wegen der Kürze des 

80 die umfangreichen Wahl vorbereitungen zur Ver⸗ 

ügung ſtehenden Zeitraums wird die vorliegende 

Textausgabe von allen am Wahlgeſchäft Beteiligten 

beſonders freudig begrüßt werden, zumal ihr praktiſcher 

Gebrauch durch die beigefügte Einführung in das Weſen 

des VBerhältniswahlrechts und durch das Sachregiſter 

weſentlich erleichtert wird. H. H. 


Kahn, Dr. Otts, und Dr. Les Blum, Das Ber- 
mögensverzelchnis und die Feſtſetzung 
von Steuerkurſen nach der Verordnung vom 
13. Januar 1919 mit den Ausführungsbeſtimmungen 
des Reichsminiſters der Finanzen und kommen⸗ 
tiertem Formblatt des Vermögensverzeichniſſes. 
München, Berlin und Leipzig, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier), Geh. Mk. 1.50 einſchließl. aller 
Teuerungszufchläge. 

Wohl keine Steuererklärung hatte bisher ſolche 
Bedeutung, wie fie der Aufſtellung des Vermögens⸗ 
verzeichniſſes nach der VO. vom 13. Januar 1919 bei⸗ 
gemeſſen werden muß, ſoll doch dieſes Verzeichnis die 
Grundlage für die künftigen gewaltigen Steueran⸗ 
forderungen des Reichs bilden. Dieſer Umſtand recht⸗ 
fertigt die Erläuterung der Verordnung von berufener 
Seite. Die kurzen, dabei aber doch alles Wiſſenswerte 
enthaltenden Ausführungen zu den einzelnen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen tragen weſentlich zum Verſtänd⸗ 
nis der ſteuerrechtlichen wie wirtſchaftlichen Bedeutung 
der Verordnung bei. Als einen beſonders glücklichen 
Gedanken möchte ich die Kommentierung des Form⸗ 
blattes des 5 bezeichnen, denn 
gerade bei der Ausfüllung des Verzeichniſſes werden 
ſich oft große Schwierigkeiten für den Steuerpflichtigen 
ergeben; zu, jeder Rubrik des Formblattes find klare 
Ausführungen gegeben, die wohl in allen Zweifelfällen 
Aufſchluß bieten werden. So wird die kleine Aus⸗ 
gabe, der ein Sachregiſter eingefügt iſt, ein willkommener 
Wegweiſer bei der Aufſtellung des Vermögensverzeich⸗ 
niſſes ſein. 

Würzburg. Fluanzaſſeſſor Dr. Rod. 
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Zur gefl. Beachtung! Die Herren Mitarbeiter 

werden höfl. gebeten, alle Einſendungen und Zuſchriften 

an die Adreſſe des Verlags: München, Ottoſtraße 1a, 

richten zu wollen. 
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Dle Zeitſchrift erſcheint am 1. und 15. jedes Monats 
im Umfange von mindeſtens 2 Bogen. Preis vierteljährlich: 
Mk. 4.—. Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und 
jede Woſtanſtalt. 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1a. 
Anzeigengebühr 30 Pfg. für die balbgeſpaltene Petiltzelle 
oder deren Rum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 
anzeigen 20 Pfg. Beilagen nach Uebereinkunft. 
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; Mit der alle Befürchtungen übertreffenden Ent: 
leber die Erhöhung der Unterpaltsreute | Mit des Geber fa aher Abesrefenben Ent 


N 1 
aus einem Abkommen nach 8 1714 868.) lich gen ee 1 un⸗ 
zureichend geworden. Doppelt ſtark regte und regt 
Bon Edmund Fumian, II. Staatsanwalt in Straubing. ſich der Wunfch nach einer Aenderung beſtehender 
I. Abkommen. Zwar ift die erwartete Hochflut von 
Bis in die letzten Jahre herein wurde bei Ab» Angriffen auf ſolche Abmachungen bisher nicht 
machungen über den Unterhalt unehelicher Kinder eingetreten. Für den Prozeßrichter und die Vor⸗ 
vielfach dem tatſächlichen Aufwande nicht genugend mundſchaftsbehörden wird eine Erörterung der ein⸗ 
Rechnung getragen. Die Beteiligten gingen meiſt ſchlägigen Fragen jedoch von Intereſſe ſein; der 
davon aus, daß auch die Kindsmutter oder deren Vollſtändigkeit halber ſei dabei nicht nur der Weg 
Verwandte das Ihrige beiſteuern würden und des 8 323 ZPO. einbezogen, ſondern jeder im 
vom Verpflichteten ſelbſt ja doch nicht mehr zu nächſten Bereiche liegende gangbare Pfad, ſoweit 
holen jet. Die hieraus gegen den Vormundſchafts⸗ er, vom Standpunkt des Kindes aus, zur Ver⸗ 
richter erhobenen Vorwürfe find nur zum geringen tragsäͤnderung führen kann. 
Teile gerechtfertigt. Der Praktiker weiß, welcher Weiterhin find, ſoweit nichts beſonderes be⸗ 
Widerſtand, namentlich von der ländlichen Be⸗ merkt, unter Abkommen i. S. dieſer Abhandlung 
völkerung der Anpaſſung an veränderte Verhält⸗ nicht nur rein materielle Verträge, ſondern auch 
niſſe entgegengeſetzt wird. So fand ſich bis in Prozeßvergleiche zu verſtehen. 
den Krieg herein ein ſtarres Feſthalten an über⸗ 
lebten Maßſtäben nicht nur beim Kindsvater, wo II 


dies erklärlich ift. a han. ae De: a) Es bedarf feiner Ausfuhrung. daß die Er⸗ 
e dem bestellten Vormunde Freilich höhung der Unterhaltsrente durch die übereinſtim⸗ 
ſtunden dem Richter Mittel zu Gebot h mende Willenserklärung der Beteiligten insbeſondere 
male er en ee eren kr | a mit aue menen 
mehreren Beihälter ließ es zumeiſt ratſamer er⸗ 1 „ ne a e a. 
ſcheinen, ſich mit dem Wenigen zu begnügen als 8 . l 
alles zu verlieren. Und ſchließlich wiegt ein b) Die Geltend Ma In in d 
Jahlungsverſprechen, das der Pflichtige erfüllen | Millengerklärung A BGB (Schein⸗ 
will, ſchwerer als eine mühſam erſtrittene Ver- U! ic 5 95 1. ö 5 128 an 
bindlichkeit, der ſich der Betroffene mit allen Kräften geſchäft) oder der gebotenen Form ($ 125, 
zu entziehen ſucht und vermag.“) BGB.), ferner eines Verſtoßes gegen das Geſetz 
E (J 134 BGB.) oder gegen die guten Sitten 
) Die jüngſt, nach Fertigſtellung der Skizze, in (S 138 BGB.) richtet ſich nach den allgemeinen 
der Preſſe erhobenen Angriffe gegen die Rechtſprechung Grundſätzen. 
berüͤckſichtigen niche daß der Richter, mag er noch ſo Die beabſichtigten Folgen entſtanden nicht; 


den Bedürfniſſen des Lebens Rechnung tragen, an das dabei taucht die Fra f, ob die Nichtigkeit dieſes 
Geſetz gebunden iſt. Eine andere, hier nicht zu be⸗ guet 10H ie Frage auf, ob die Jrtcptigtent DIE 
handelnde Frage geht dahin, ob A 1 das Rechtsgeſchäftes auch das meiſt räumlich und zeit⸗ 
Geſetz der Aenderung bedarf. Eu EEE 

) DNZ.1913 S. 426; ZONFG. 13. Jahrg. S. 381. ) Motive z. BGB. IV 892. 
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lich hiemit verknüpfte Vaterſchaftsanerkenntnis 
(8 1718 BGB.), das die Grundlage der Unter: 
haltspflicht darſtellt, in Mitleidenſchaft zieht (8 139 
BGB.) oder nicht. Je nachdem würde die neue 
Vereinbarung (Zuſage) oder der beſchrittene Prozeß⸗ 
weg auch die Vaterſchaft oder nur die Unter⸗ 
haltshöhe ergreifen (f. u.). 
Einer beſonderen Hervorhebung bedarf der nach 
8 1714 BOB. verpönte unentgeltliche Verzicht“) 
auf künftigen Unterhalt. Glaubt man doch viel⸗ 
fach, damit die Löſung der Frage auf einfachſtem 
Wege herbeiführen zu können. Dieſe Erwartung 
täuſcht indeſſen. In vielen Fällen“) führt zwar 
die Berufung auf einen unzuläſſigen Verzicht zu 
dem angeſtrebten Ziele. Begrifflich handelt es ſich 
dabei aber nicht um eine Erhohung im tech⸗ 
niſchen Sinne, die eine rechtswirkſame Verbindlich⸗ 
keit vorausſetzt. Weiterhin bringt man nicht alle 
Abmachungen, die unter dem normalen Unterhalte 
bleiben, unter den gleichen Hut. Wie oft läßt der 
Kindsvater den ihm angeblich zuſtehenden Einwand 
der mehreren Zuhälter nur gegen die Abminde⸗ 
rung des Unterhaltsverlangens fallen. Dann ſteht 
aber nicht ein Verzicht in Frage, ſondern ein 
Vergleich und dann würde ein Angriff auf das 
Abkommen, ſoweit er überhaupt zuläffig iſt (f. u.), 
in der Regel auch den Verzicht des Kindsvaters 
auf ſeine Einrede erſchüttern.“) | 
| c) Weitere Mängel in der Willenserklärung 
nach 8 119 BGB. (Irrtum) und 8 123 a. a. O. 
(argliftige Täuſchung und Drohung) können zur 
Anfechtung führen, welche bei den Vorausſetzungen 
nach 88 121, 123, 124, 143 a. a. O. und beim 
Fehlen einer allenfallfigen Beſtätigung (8 144 
a. a. O.) den Zufammenbruch des Rechtsgeſchäftes 
bewirkt. | 
An Fälle unmittelbaren Zwanges läßt 
ſich ohnedies nicht leicht denken. Eine durch körper⸗ 
liche oder ſeeliſche Einwirkung erzwungene Er⸗ 
klärung würde eine Willenserklärung über⸗ 
haupt nicht darſtellen. | 
d) Beim Mangel der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung?) oder der ordnungsmäßigen Be⸗ 
kanntgabe (8 18291 BGB.) ſteht es in der Hand 
des Vormundes, vom Vertrage abzuſtehen. 
e) Häufig enthalten Vereinbarungen dieſer Art 
einen Vorbehalt. 
Dieſer kann verſchieden aufgefaßt werden: 
1. als vertragsmäßiger Rücktritt (8 346 BGB.), 
2. als eingeräumter Widerruf, 
3. als auflöſende Bedingung (8 1582 a. a. O.), 
wohl weniger als Befriſtung (8 163 a. a. O.), 
wobei als maßgebendes Ereignis (Endtermin) 


) Natur des Verzichtes. RG. 58%, 

) Verzicht und Vergleich. OLG Rſpr. 14. Seuff A. 
66 Nr. 242; 69 Nr. 56. Recht 1915 Nr. 2056. RG. Z. 56 12. 

6) Bay R. 1918 S. 363. 

1) Bay Obs GZ. 129%, 

) BayObs GZ. 6*, 

) RO. 54. 
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der Eintritt veränderter Verhältniſſe in Be⸗ 
tracht käme.“) 

Es kann aber auch eine Vermengung ein⸗ 
treten; namentlich kann der Rücktritt ſelbſt in 
die Form einer auflöſenden Bedingung gekleidet 
ſein. Bei Zweifeln, ob Ziffer 1 oder 2 ein⸗ 
ſchlägt, entſpricht die Annahme eines Widerrufes 
am eheſten dem Sachverhalte, da der Widerruf 
von der Erklärung ab wirkt, der Rücktritt aber 
den Vertrag von Anfang an beſeitigt. 

4. Aber auch die Konſtruktion iſt möglich, daß 
bei veränderten Verhältniſſen der Berechtigte 
befugt ſein ſolle, einſeitig die Unterhaltshöhe 
zu beſtimmen. 

Zwar iſt es Rechtsgrundſatz, daß nicht ſchon die 
vertragliche Bindung oder die Beſtimmung der 
Leiſtung in die reine Willkür der Partei (oder 
eines Dritten) geſtellt werden kann. Aber vom 
Geſetze ſelbſt ſind mit Rückſicht auf die Verkehrs⸗ 
freiheit Zugeſtändniſſe gemacht (vgl. 8 495 BGB.). 
Eine weitere hierauf abzielende Regelung findet 
ſich in $ 315 a. a. O. Das Vorhandenſein ob⸗ 
jektiver Merkmale iſt nicht notwendig; es genügt 
vielmehr, wenn ein genügender Maßſtab für die 
Anlegung des billigen Ermeſſens zur Verfügung 
ſteht.“) Im konkreten Falle hätte der geſetzliche 
Vertreter die den veränderten Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechende Unterhaltsrente zu beſtimmen. Würde 
dem nicht entſprochen, beſäße er die Feſtſtellungs⸗ 
klage (auf Beſtimmung der Höhe) oder die Klage 
auf Leiſtung (der ihm als angemeſſen erſcheinenden 
Rente).““) 

Dies alles ſetzt aber einen bedungenen 
Vorbehalt voraus, gleichviel ob die Vereinbarung 
ausdrücklich erfolgte oder nicht. Ein „ſtillſchweigen⸗ 
der“ Vorbehalt!) iſt ebenſowenig haltbar wie ein 
allgemeines Recht zum Vertragsbruch infolge ver⸗ 
änderter Umſtände.!“) Gerade das Gegenteil iſt 
der Fall. Der Vertrag iſt beſtimmt, eine unver⸗ 
rückbare Abgrenzung der beiderſeitigen Rechte und 
Verbindlichkeiten zu ſchaffen.“) 

Daß ein geheimer Vorbehalt unwirkſam iſt, 
bedarf keiner Hervorhebung (8 116 BGB.). 

Das gelegentlich hingeworfene Schlagwort von 
Treu und Glauben im Rechtsverkehr ändert 
daran nichts. Bei ſeiner Anwendung muß von 
vorneherein im Auge behalten werden, daß, was 
auf der einen Seite als billig empfunden wird, 
für den anderen Vertragsteil, der nach ebenden⸗ 
ſelben Grundſätzen behandelt ſein möchte, meiſt 
eine Unbilligkeit bedeutet. In ſchrankenloſer Aus⸗ 
dehnung würde der Grundſatz der Billigkeit eine 


10) RG Z. 401%; 56 . JW. 1912 S. 73 Nr. 11. 
110 RG. 64114 


1) Seuff A. 69 Nr. 56; dahingeſtellt Bay gfR. 1918 
S. 363. A. M. aber unzureichend begründet OS GRſpr. 
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18) JW. 1915 S. 750°. Recht 1918 S. 206. OS Rſpr. 
29 . Bay 3fR. 1914 S. 37. 23.1916 S. 1066 Nr. 21. 
1% OS GRfpr. 7 u.. 
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Ueberwucherung des Geſetzes durch das Gefühl und 
damit die Gefährdung einer ſicheren Rechtsfindung 
überhaupt bedeuten. Wohl iſt es eine nicht hoch 
genug anzuſchlagende Richteraufgabe, die goldne 
Mitte zwiſchen u und Bedürfnis des Rechts⸗ 
verkehrs zu finden, ſoweit ihm hiezu Spielraum 
gelaſſen iſt. Zum Durchbruch des Geſetzes darf 
es dabei aber nicht kommen.“ 

f) Die oben angeführten Leitſätze gelten ſelbſt⸗ 
redend „für den Vertrag des 8 779 BGB. (Ber: 
gleich,“) infolge der materiellen Eigenſchaft des 
Prozeßvergleiches (ſ. u.) auch für dieſen. Teilweiſe 
verdichten ſich die Momente der Aufrechterhaltung 
hier noch ſtärker, nachdem der Vergleich zur Be⸗ 
hebung der Ungewißheit und zur endgültigen 
Regelung beſtimmt iſt.) 

Außerdem iſt der Vergleich nach 8 779 BGB. 
unwirkſam, wenn der ihm nach Vertragsinhalt als 
feſtſtehend zugrundegelegte Sachverhalt ſich anders 
als vorausgeſetzt darſtellt und der Streit uſw. bei 
Kenntnis der wahren Sachlage nicht entſtanden 
ſein würde. 1020 

Den hauptſächlichſten Anwendungsfall im 
Rahmen dieſer Darſtellung wird die in Ausſicht 
genommene, aber nicht ausgeführte Verehelichung 
W dem Schwängerer und der Kindsmutter 
bilden. 


III. 


Am ſchwerſten wiegt die Frage nach der An⸗ 
wendbarkeit des 8 323 ZPO. Hiezu in knappen 
Strichen folgendes: Der materiellen Rechtskraſt 
des Urteils entſpringt es, daß der Richter im 
ipäterern Prozeß über die nämliche oder umgekehrte 
Rechtsfolge an die frühere Entſcheidung gebunden 
iſt. Da aber die Entſcheidung ſich auf den ge⸗ 
ſamten Prozeßſtoff bis zum Schluſſe der mündl. Ver⸗ 
handlung erſtreckt, iſt das bis dorthin Vorhandene 
aber nicht Vorgebrachte in der Regel (vgl. aber 
z. B. 8 580 ZPO.) von der Geltendmachung aus: 
geichlofjen. Dies führt unter Umſtänden zur un⸗ 
billigen Härte. Dann nämlich, wenn es ſich um 
Entſcheidungen über künftige Leitungen einerſeits 
und (nachträgliche) Aenderungen“) im Sachverhalte 
andrerſeits handelt, welch letztere wegen ihrer Un⸗ 
vorherſehbarkeit“) bei Urteilsfällung nicht berück⸗ 


16) Schneider, Treu und Glauben im Recht der 

Schuldverhaltnt e. 
) Für die ee des Vergleichs im Zweifels⸗ 

falle: BayObs G. 1 

m OL GRſpr. 29 932 10 

18) Ueber den Begrift des zugrundegelegten Sach⸗ 
verhalts NEL. 61°", JW. 1910 S. 16 Nr. 22. 

19) Ueber Anfechtbarkeit und Unwirkſamkeit des 
Asp. le Baygif. 1907 S. 1 ff. u. 305 ff. OLE.» 


30) heber prozeſſuale Behandlung, ber Anfechtung 
des Prozeßvergleiches RG. 65 1918 


BifRA. 71 S. 383. JW. 1013 S. 27218, 
3 0 75 50 NGZ. 69 70; 74.107, 83. Bayzif. 


S. 615. Recht 1916 Nr. 1936; 1918 S. 206. 
1916 
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fihtigt werden konnten. Zur Behebung dieſes 
Mißſtandes iſt die Klage des 8 323 ZPO.) 
gegeben. Die Entſtehungsgeſchichte“) und ihre 
Ausnahmeſtellung 25) weiſen ſchon darauf hin, daß 
eine Ausdehnung über Urteile hinaus nicht zu⸗ 
laͤſſig iſt,“) abgeſehen von der Frage, ob dazu 
überhaupt ein Bedürfnis beſtehen würde.“) 

Für eine Anwendung über das Gebiet des 
Prozeßrechtes hinaus werden ſich auch nur 
ganz vereinzelte Stimmen finden; die Rechtſprechung 
wendet ſich faſt einhellig dagegen!) und auch die 
Entſcheidungen, welche nicht ausgeſprochen zur Frage 
Stellung nehmen, neigen zur verneinenden Partei.“ 
Freilich findet ſich manchmal nicht die wünſchenswerte 
Genauigkeit in der rechtlichen Konſtruktion; ) ſo 
iſt es nicht richtig beim Vorliegen eines (ver⸗ 
einbarten) Vorbehaltes von einer Erhöhungsklage 
nach 8 323 ZPO. zu ſprechen. 

Aber auch der Verſuch, die Vorſchrift wenigſtens 
auf Prozeßvergleiche zu erſtrecken, iſt über: 
wiegend abgelehnt.“) Einen etwas abgerückten 
Standpunkt nimmt eine Ausführung ein, ) die, 
zuſammengedrängt, ſich aus folgenden Gründen 
für die Anwendbarkeit des 8 323 ZPO. auf 
Prozeßvergleiche einlegt: 

„Der Prozeßvergleich, unter anderen Voraus⸗ 
ſetzungen ſtehend wie der materielle Vergleich ſei 
in vielen Fällen ein vorweggenommenes Urteil, 
das ſich die Parteien ſelbſt zuſprächen und wodurch 
ſie unter Korrektur des unbilligen poſitiven Rechtes 
ein befriedigendes Ergebnis der Rechtsſtreites er⸗ 
reichten. Es gehe nun nicht an, ſie dieſes Lohnes 
ihrer Mühen verluſtig gehen zu laſſen, zumal 
weder aus der Entſtehungsgeſchichte noch aus einer 
geſetzlichen Beſtimmung die Unanwendbarkeit des 
8 323 a. a. O. auf den Prozeßvergleich zu folgern 
ſei und dieſer dem im Namen des Königs ge⸗ 
ſprochenen Urteile gegenüber das Mindere bilde. 
Angefochten werde übrigens nicht die materielle 
Willenserklärung, ſondern die formale Funktion 
des Prozeßvergleiches als Mittel zum rechtskräftigen 
Abſchluß des Prozeſſes.“ 

Hieran find vor allem zwei leitende Gedanken 
richtig: a) Das Urteil iſt ein Staatsakt, “) nicht 
ſo der Prozeßvergleich, wenn er auch des Staats⸗ 
ſchutzes nicht entbehrt und insbeſ. mit gewiſſen 


*) Ueber die Natur der Klage RG. 47. BIRA. 
73 S. 798 Se un Fa NE}. 86° ns u. zit. 

Li) 

0 JW. 1011 6. 103 Nr. 33. 

%) JW. 1911 S. 103°; 1912 S. 882“ (Anerkennt⸗ 
nisurteil). 

) Seuff A. 69 Nr 56. 

) OL GRſpr. 70; 11; 3011, 3216. OZ. 1916 
S. 1066. Seuff A. 69 Nr. 56. Rg. 5 

W) OL GRſpr. 26; hinſichtlich Brogehvergleid 
Os GRſpr. 71115 dgl. auch Bay 3j R. 1909 S. 20 

0) OL GRſpr. 26, 

2) OLG Rſpr. 29 15; 18; 31160, DIZ. 1916 S. 245. 

) 23.1918 S. 12 52. 

er se) ae Lehrbuch des Deutſchen Zivilprozeß⸗ 

rechts I 4 


246 
Funktionen ausgeſtattet iſt.“) b) Der Prozeß: 
vergleich zeigt eine vom Geſetze ſelbſt nur un⸗ 
genügend gekennzeichnete Doppelgeſtalt; er bildet 
ein Prozeßrechtsgeſchäft mit materiellem Kern. 

Die hieraus gezogenen Folgerungen ſind aber 
nicht haltbar. Von einem Aufgehen des Prozeß⸗ 
vergleiches im Urteile oder einer Unterordnung iſt 
nicht die Rede; beide ſind ſelbſtändige Prozeß⸗ 
gebilde. Eine prozeſſuale Stufenleiter mit der 
Folge der Anwendung der Vorſchriften für die 
höheren Stufen auf die niedrigeren läßt 
fih nicht aufſtellen. Es wird auch niemandem 
einfallen, die Klage des $ 323 ZPO. auf Be⸗ 
ſchlüſſe (einſtweilige Verfügungen) ) zu beziehen. 
Mit ſolchen Konſtruktionen brächte man nur das 
ganze Syſtem zum Falle. Wenn ein ähnlich ge⸗ 
lagertes Beiſpiel herangezogen werden darf, kann 
ja auch die vorgeſchriebene Erklärung zu Protokoll 
des Gerichtsſchreibers nicht erſetzt werden durch 
Aufnahme ins Sitzungsprotokoll, weil die Prozeß⸗ 
ordnung nicht die Steigerung einer Grundform 
ſondern verſchiedene Arten im Auge hat. 

Aber auch eine geſonderte Anfechtung des 
prozeſſualen Elements im Prozeßvergleich iſt nicht 
möglich. Die beiden Schichtungen fließen untrenn⸗ 
bar ineinander. Weder der materielle Kern ohne 
den prozeſſualen Mantel noch letzterer ohne die 
materielle Willenserklärung bilden einen Prozeß⸗ 
vergleich. ö 

Die Durchführung des Satzes, daß die Partei 
um ihrer Mü he willen nicht des (wodurch eigent⸗ 
lich?) erworbenen Rechtes, den Vergleich anzugreifen, 
verluſtig gehen dürfe, begegnet ſchweren Bedenken. 
Die Ausübung dieſes Rechtes durch eine Partei 
ſtellt doch regelmäßig eine Härte für die andere 
Partei dar. Im Verfolg des Entlohnungsgedankens 
müßte man folgerichtig bei widerſprechenden Inter⸗ 
eſſen die Partei bevorzugen, welche das meiſte 
zum Vergleichsſchluſſe beitrug, d. i. die am weite⸗ 
ſten zurückwich, und damit in der Regel den Streits⸗ 
teil, der bei Erlaß des (erſparten) Urteils unter: 
legen ſein würde. Nun widerſpricht ein derartiges 
Ergebnis aber auch allem Rechtsempfinden. Legt 
man dagegen zugrunde, daß beide Parteien gleich⸗ 
geſtellt, demgemäß gleichmäßig zur Anfechtung be⸗ 
fugt ſeien, verliert der Gedanke ſeine einzige ſchwache 


Stütze. 

Daß prozeßtechniſche Möglichkeiten hiebei keine 
Rolle ſpielen können, es ſich bei Vergleichen weniger 
um die Verbeſſerung des poſitiven Rechtes als die 
Berückſichtigung wirtſchaftlicher Verhältniſſe und 
die möglichſt reibungsloſe Ausgleichung einer Geld⸗ 
beutelfrage handelt, endlich die Entſtehungsgeſchichte 
und der Wortlaut der Vorſchrift des 8 323 ZPO. 
ſo klar und deutlich, wie nur möglich und wünſchens⸗ 
wert, gegen eine unnötige Ausdehnung ſprechen, 
nur nebenbei. 


) BaygfR. 1907 S. 305 ff. 
) OL GRſpr. 31“. 
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Einiges über das Veſen und den Vert 
der Begnadigung und über ihr Verhältnis 
zur Nechtspflege. 

Von Amtsrichter H. Bleicher in Ansbach. 


Wagz unter dem Worte „Begnadigung“ meiſtens 
zuſammengefaßt wird, iſt ſeinem Weſen nach ganz 
Verſchiedenartiges. Es kann ein einheitliches Wert⸗ 
urteil über die Begnadigung überhaupt daher nicht 
abgegeben werden, ſondern nur über ihre dem 
Weſen nach ganz verſchiedenen Einzelfälle. Will 
man einen einheitlichen formellen Begriff der Be⸗ 
gnadigung dennoch auſſtellen, jo kann man vielleicht 
ſagen, es ſeien alle Fälle der Strafrechtspflege, in 
denen Gnade für Recht ergeht, d. h. in denen zu⸗ 
gunſten des Verurteilten der Strafausſpruch des 
Gerichtes vernichtet wird. Doch läßt ſich daraus, 
eben weil es ſich um ganz weſensverſchiedene Fälle 
handelt, keine einheitliche Folgerung ziehen. Nach 
dem heutigen Stande laſſen ſich nun — abgeſehen 
hier von der Beſeitigung von Nebenſtrafen und 
anderen Straffolgen — wohl folgende weſentlich 
verſchiedenen Begnadigungsfälle unterſcheiden. 

1. Der Straferlaß aus rein politiſchen Gründen. 
Im monarchiſchen Staate als landesfürſtlicher 
Gnadenerlaß, geeignet, für die beſtehende Staats⸗ 
form der Monarchie und die Perſon des Monarchen 
Stimmung zu machen; im republikaniſchen Staate 
meiſtens um für die jeweilig herrſchende Partei 
oder Parteienverbindung Stimmung zu machen. 
Dieſe Art der Begnadigung untergräbt das An⸗ 
ſehen der Gerichte, deren Spruch ſie ohne ſachlichen 
Grund vernichtet und, was noch ſchlimmer iſt, ſie 
untergräbt das Rechtsbewußtſein und damit die 
Staatsordnung ſelbſt, die ihren feſteſten Grund 
nicht in den Machtmitteln des Staates hat, ſondern 
darin, daß jeder Staatsbürger oder deren über⸗ 
große Mehrzahl die beſtehende Rechtsordnung inner⸗ 
lich als zwingend verpflichtend empfindet. Ins⸗ 
beſondere in ihrer ſchlimmſten Form, der allge⸗ 
meinen, unterſchiedsloſen Amneſtieerlaſſe“) iſt fie 
ein Hohn auf jede Rechtspflege, da ſie auch den 
Unwürdigſten von der erkannten Strafe befreit. 
Es ſollte ſich dabei übrigens jede Staatsregierung, 
gleichviel welcher Staatsform, bewußt ſein, daß 
ſie durch ſolche Stimmungsamneſtieerlaſſe im all⸗ 
gemeinen gerade bei dem minderwertigen Teile der 
Bevölkerung für ſich Stimmung macht, den beſſeren 
ſich entfremdet; dieſe Amneſtien ſind nichts Demo⸗ 
kratiſches, ſondern etwas Demagogiſches. Solche 
Straferlaſſe ſollten, wenn überhaupt, nur mit 
ſtrengſter Auswahl nach Würdigkeit der Verurteilten 
und nur bei ganz beſonderen für das ganze Volk 


1) Die Kriegsamneſtieerlaſſe haben übrigens zum 
Teil gemiſchten Charakter, da ſie zugleich auch etwas 
den Fällen zu 2. gleichſtehen; ebenſo Amneſtien bei 
einem vollkommenen Wechſel der Staatsgewalt, die 
dann zugleich etwas den Fällen zu 6. gleichſtehen. 
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(nicht nur für einzelne Parteirichtungen) erfreulichen 
Anläffen noch beibehalten werden. 

2. Die Begnadigung, die dazu dient, Härten 
der Geſetzgebung zu beſeitigen, an die die Gerichte 
gebunden find. Die Begnadigung iſt hier ein Not⸗ 
behelf, ein notwendiges Uebel. Grundſätzlich iſt 
hier eine Verbeſſerung der materiellen Geſetz⸗ 
gebung zu verlangen, die die Gerichte freier ſtellt, 
ſie weder an zu enge formale Begriffsmerkmale 
(insbeſ. an formale Strafſchärfungsgründe wie beim 
ſchweren Diebſtahl oder bei den Rückfallsverbrechen) 
noch an zu enge Strafrahmen bindet. Solange 
aber die materielle Geſetzgebung aus Mißtrauen 
gegen die Gerichte zu eng formal ift, muß wenig⸗ 
ſtens im Wege der Begnadigung Abhilfe geſchaffen 
werden können. f 

3. Die Begnadigung, die dazu dient, Fehl⸗ 
ſprüche der Gerichte zu beſeitigen. Sie iſt eben⸗ 
falls grundfätzlich nur ein Notbehelf, inſoweit die 
prozeſſuale Geſetzgebung verſagt. Inſoferne 
das Gericht das vorhandene Unterſuchungsergebnis 
falſch werten ſollte, können die Beſtimmungen über 
die Rechtsmittel (Fehlen der Berufungsmöglichkeit) 
fehlerhaft ſein; inſoweit dem Gerichte vorhandene 
Tatſachen nicht bekannt geworden ſind, die Be⸗ 
ſtimmungen über die Vorausſetzungen des Wieder⸗ 
aufnahmeverfahrens; inſoferne der Verurteilte ſelbſt 
Friſten und prozeſſuale Handlungen verſäumt 
(irrtümlich auf Rechtsmittel verzichtet) hat, die Be⸗ 
ſtimmungen über die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand. Sind hier einmal zugunſten des Ver⸗ 
urteilten die nötigen Erleichterungen geſchaffen, ſo 
muß hier die Begnadigung grundſaͤtzlich als un⸗ 
zuläjfig erachtet werden. Verſchiedene Beurteilungen 
ein und desſelben Falles find immer möglich; dies 
darf aber nicht dazu führen, daß der Spruch der 
zuſtändigen ſtaatlichen Stelle (des Gerichtes) einfach 
von der unzuſtändigen (der Juſtizverwaltung) be⸗ 
ſeitigt wird. Nur ein Mittel erſcheint hier ſtatt⸗ 
haft, nämlich den Gerichten ſelbſt zu geſtatten, ihr 
eigenes rechtskräſtiges Urteil (auch von Amts wegen 
ohne Antrag) für nichtig zu erklaren, beſonders im 
Falle eines offenfichtlichen Irrtums, in dem zurzeit 
meiſtens nur im Begnadigungswege abgeholfen 
werden kann. 

4. Der Straferlaß als Beſtandteil des Straf⸗ 
ausſpruches ſelbſt (bedingte Verurteilung und ihr 
Erſatz: die bedingte Begnadigung). Die nur be⸗ 
dingt in Ausficht ſtehende Strafe iſt ihrem Weſen 
nach nichts anderes als die unbedingt erkannte. 
Nur aus der geſchichtlichen Entwicklung heraus 
wurde ſie und wird ſie zum Teil noch als be⸗ 
dingter Straferlaß (als Begnadigung) an⸗ 
geſehen. Sie iſt aber trotz aller Bedingtheit ihrem 
Weſen nach Strafe und ſoll es auch ſein. Daraus 
folgt, daß es ganz unnatürlich iſt, ſie anders denn 
als Strafe zu behandeln und den Ausſpruch den 
erkennenden Gerichten vorzuenthalten. Weſens⸗ 
entſprechend iſt es vielmehr, ſie rechtlich ganz als 
Strafe zu behandeln. Sie unterliegt dann auch 
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wie der ganze Strafausſpruch den Rechtsmitteln 
und es kann alsdann ſowohl die Strafverfolgungs⸗ 
behörde die Berufung einlegen, weil die Strafe 
ihrer Meinung nach zu Unrecht nur bedingt, und 
der Verurteilte, weil ſie zu Unrecht unbedingt ver⸗ 
haͤngt worden ſei. Neben ſolchen Rechtsmitteln 
iſt jedoch dann die bedingte Begnadigung nicht 
mehr nötig. Solange aber die bedingte Ver⸗ 
urteilung nicht in die Strafgeſetzgebung aufgenommen 
iſt, iſt die bedingte Begnadigung nicht zu entbehren. 
5. Der Straferlaß aus Gründen, die nach 
der Verurteilung in der Perſon des Verurteilten 
eingetreten find, die ſich alſo erſt beim Straſvoll⸗ 
zuge ergeben. Es iſt hier insbeſondere an den 
Fall zu denken, daß ſich der Verurteilte bei der 
Strafverbüßung ſehr gut führt und gebeſſert er⸗ 
ſcheint und die Strafe im gegebenen Falle aus⸗ 
ſchließlich oder ganz vorwiegend nur Beſſerungs⸗ 
zwecke verfolgte; bei der Beurteilung können hier 
auch aͤußere Umftände berückſichtigt werden, z. B. 
daß Angehörige des Verurteilten ſo ſehr unter 
dem Strafvollzuge zu leiden haben, ſein Geſchäft 
ſo zurückgeht uſw., daß von dem Verurteilten er⸗ 
wartet werden kann, daß er ſich unter dem Ein⸗ 
drucke dieſer Verhältniſſe dauernd gut führt. Die 
beſte geſetzliche Regelung wäre hier wohl, den 
Straſvollſtreckungsbehörden, die den Verurteilten 
näher kennen gelernt haben, in ausgedehntem Maße 
das Recht zur vorläufigen Entlaſſung zu geben 
und zu dieſem Zwecke den 8 23 StGB. weiter 
auszubauen. Immerhin wird hier eine Reihe von 
Fällen bleiben (z. B. der Verurteilte erblindet), 
in denen eine Begnadigung ſachlich gerechtfertigt 
iſt; wenn nämlich die Strafvollſtreckungsbehörde 
nicht eingreifen kann, weil der Verurteilte die 
Strafe noch nicht oder erſt ſeit kurzem angetreten hat. 
6. Ein weiterer Fall, der zugleich dem eben 
genannten (5.) und dem oben unter 2. angeführten 
naheſteht, iſt der des Wechſels der Geſetzgebung, 
wenn durch fie eine früher als ſtraſwürdig oder 
als ſchwer ſtrafbar erachtete Handlung nicht mehr 
als ſtrafbar oder als minder ſtrafbar behandelt wird. 
7. Der Straferlaß aus Gründen, die in dritten 
Perſonen liegen. Dieſe Perſonen können weder 
am Straſverfolgungsverſahren noch am Straſvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren teilnehmen. Es kann daher 
hier ebenfalls nur im Wege der Begnadigung ge⸗ 
holfen werden, weil dieſen Umſtänden im allge⸗ 
meinen weder die Gerichte noch die Strafvoll⸗ 
ſtreckungsbehörden Rechnung tragen können. Es 
find dies vor allem die Fälle, in denen nächſte 
Angehörige des Verurteilten unverhältnismäßig 
ſtark unter der Straſvollſtreckung zu leiden hätten. 
8. Beim Strafaufſchub (Stundung von Geld⸗ 
ſtrafen) ift die Behandlung als Begnadigunggſache 
nicht einmal formell geboten, denn es wird hier 
kein Strafausſpruch der Gerichte vernichtet. Hier 
erklärt ſich dieſe Behandlungsform wohl geſchicht⸗ 
lich, weil dadurch zum Ausdruck kommen ſollte, 
daß es ſich um Rechte der Krone handle, und 
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auch daraus, daß die Strafgeleßgebung von dem 
Grundſatz der ſofortigen Strafvollſtreckung ausgeht 
(88 487, 488 StPO.) und fo auch einen Teil 
dieſer Fälle auf den Begnadigungsweg verweiſt. 

Die Begnadigung iſt demnach als Einrichtung 
der Rechtspflege nur in den oben unter 6. und 7., 
zum Teil auch unter 5. aufgeführten Fällen innerlich 
begründet, da hier die ſachlichen Vorausſetzungen 
für die Zuſtändigkeit der zunächſt berufenen Stellen 
der Strafrechtspflege, der Gerichte und der Straf⸗ 
vollſtreckungsbehörden fehlen. Wo aber dieſe ſach⸗ 
lichen Vorausſetzungen an ſich gegeben wären (unter 
2. bis 4. für die Gerichte, zum Teil unter 5. ſo⸗ 
wie unter 8. für die Straſvollſtreckungsbehörden), 
da ſollte durch die Geſetzgebung dafür geſorgt werden, 
daß es fernerhin nicht mehr der Abhilfe im Be⸗ 
gnadigungswege bedarf. Denn wenn hier auch die 
Urſache, warum der Ausſpruch des Gerichts ver⸗ 
nichtet werden muß, nicht in dieſem Ausſpruch 
ſelbſt ſondern in Mängeln der Geſetzgebung liegt, 
ſo leidet darunter doch auch das Anſehen der Ge⸗ 
richte und mit ihm auch das Rechtsbewußtſein. 
Auf jeden Fall aber muß jede Begnadigung — 


ſowohl die innerlich gerechtfertigte als auch nur 


die durch Mängel der Geſetzgebung gebotene — 
zur Schonung des Anſehens der Berichte wenigſtens 
formell ſtets von der höchſten Staatsſtelle ausgehen. 


Nie Virkung der Amneſtiegeſetze des Leichs und 
Bayerns auf Zuwiderhandlungen gegen wirt: 
ſchaftliche Kriegs⸗ und Kriegswuchergeſetze. 
Von Rechtsanwalt Dr. Nud. Waſſermaun in München. 


In drei bedeutſamen Verordnungen hat der 
Rat der Volksbeauſtragten Beſtimmungen über 
Straffreiheit und Strafmilderungen erlaſſen, Am⸗ 
neſtien, wie ſie in ſolchem Umfang noch nicht da⸗ 
geweſen ſind. Dieſe Verordnungen beziehen ſich 
auch teilweiſe auf die ſog. wirtſchaftlichen Kriegs⸗ 
geſetze (Beſchlagnahme, Höchſtpreisverordnungen) 
und Kriegswuchergeſetze (Preistreibereiverordnung, 
Kettenhandels⸗ und Schleichhandelsverordnung) und 
haben ſomit Bedeutung für weite Kreiſe von Handel 
und Induſtrie. Da vielfach um Klarheit zu ſchaffen, 
die Beſtimmungen mehrerer nicht ganz überein⸗ 
ſtimmender Verordnungen berückſichtigt werden 
müſſen, ſcheint eine zuſammenfaſſende Darſtellung 
unter dem in der Ueberſchrift dargelegten Geſichts⸗ 
punkten nicht ohne Wert. 

a) Am einfachſten beantwortet ſich die Frage 
für die Perſonen, die „wenn auch nur zeitweiſe 
zum aktiven Heer oder zur aktiven Marine oder 
zu den Schutztruppen gehört oder ſich in einem 
Dienſt⸗ oder Vertragsverhältnis beim kriegführenden 
Heer oder bei der frieglührenden Marine befunden 
haben.“ Da alle von ihnen vor oder waͤhrend 
ihrer militäriſchen Tätigkeit im Kriege begangenen 
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Uebertretungen oder Vergehen (mit einer einzigen 
hierher nicht gehörenden Ausnahme) niedergeſchlagen 
werden und die genannten Zuwiderhandlungen ſtets 
nur Uebertretungen und Vergehen (nicht „Ver⸗ 
brechen“ i. S. des RStGB.) find, jo werden die 
wegen Uebertretungen der wirtſchaftlichen Kriegs⸗ 
geſetze ſchwebenden Verfahren niedergeſchlagen, die 
vor dem 12. Dezember 1918 verübt find (WO. über 
eine militäriſche Amneſtie vom 7. Dezember 1918 
8 1, RGBl. S. 1415). 

Wer zum „aktiven Heer“ gehört hat, bemißt 
ſich nach 3 38 R Mil. (vgl. hiezu die Kommentare 
zu 84 MStG). Es find kurz geſagt alle Perſonen, 
die im Krieg des „Königs Rock“ getragen haben, 
alſo die Militärperſonen des Friedenſtandes, die 
Perſonen des Beurlaubtenſtandes, die zum Dienſt 
einberufen wurden, aber auch alle in Kriegszeit 
aufgebotenen Offtziere und Mannſchaften uſw. der 
Erſatzreſerve und des Landſturms, die Zivilbeamten 
der Militärverwaltung, gleichgültig ob ſie gegen 
den Feind Verwendung fanden oder nicht. Da 
fi) die Amneſtie auch auf die Perſonen erftredt, 
die ſich lediglich „in einem Dienſt⸗ oder Vertrags⸗ 
verhältnis beim kriegführenden Heer und der Marine 
befunden haben“, (dieſe Begriffe werden offenbar 
in demſelben Sinn gebraucht wie in 8 155 MStGB.) 
fallen auch darunter z. B. Zivilärzte, Krankenpfleger 
und ähnliche Kategorien, die ſich beim kriegführen⸗ 
den Heer oder der Marine auf Grund amtlichen 
Auftrags befunden haben. „Kriegführende Heere“ 
i. S. dieſer Beſtimmung find aber — wie ſich aus 
der Rechtſprechung zu 8 155 MSt&B. und 8 2 
KrTSchG. ergibt — nicht bloß mobile Truppen: 
teile — wie Alsberg in ſeinen trefflichen Erlaute⸗ 
rungen zu den Reichsamneſtiegeſetzen annimmt — 
ſondern es können auch immobile Truppenteile fein, 
die ſich z. B. in armierten Feſtungen befunden 
haben oder gegen den Feind verwendet wurden. 
(Vgl. die Kommentare zum MStGB. zu 8 155 
und Waſſermann⸗Erlanger, zivilrechtliche Kriegs⸗ 
gelehe 3. Aufl. S. 26 ff., Erl. zum KSchG. 8 2 
und 3.) 

Der Perſonenkreis, auf den ſich die VO. über 
eine militäriſche Amneſtie erſtreckt, fällt alſo voll: 
kommen zuſammen mit den „Kriegsteilnehmern“ 
i. S. der Ziff. II der Bayer. VO. über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Strafverfahren vom 22. November 
1918 (Staatsanz. vom 23. November). Dies er⸗ 
gibt ſich klar aus der Begriffsbeſtimmung der 
Vollzugsvorſchriften des bayeriſchen Miniſteriums 
für militäriſche Angelegenheiten (Staatsanz. vom 
26. November I). Dieſe lautet: „Kriegsteilnehmer 
i. S. der VO. find alle Militärperſonen des aktiven 
Heeres, der aktiven Marine und der Schutztruppen, 
ſowie Perſonen des Heeresgefolges \$ 155 MStGGB.) 
und alle Perſonen, die ſeit Beginn des jetzigen 
Krieges aus dem aktiven Heere, der aktiven Marine, 
den Schutztruppen oder dem Heeresgefolge infolge 
von Dienſtunbrauchbarkeit oder zu Kriegsarbeiten 
oder auch wirtſchaftlichen Gründen entlaſſen worden 
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find.” Dieſe Beſtimmung hätte mit Vorteil auch 
der uc gaser der zugrunde gelegt, da fie im 
Gegenſatz zur Reichsvorſchrift nicht offen läßt, wann 
die Zugehörigkeit zum Heere uſw. beſtanden haben 
muß, vielmehr — wie auch Alsberg (S. 35) hin⸗ 
ſichtlich des Reichsrechts annimmt — als Amneſtie⸗ 
vorausſetzung Zugehörigkeit zum Heere uſw. während 
des Krieges, wenn auch nicht während ſeiner ganzen 
Dauer verlangt. 1 

Die bisherigen Ausführungen bezogen ſich auf 
ſchwebende Verfahren (d. h. auf Verfahren, die 
noch zu keiner Verurteilung geführt haben). So⸗ 
weit gegen die Militärperſonen im weiteren Sinne 
vor dem 31. Januar 1919 bereits das Verfahren mit 
Strafausſpruch abgeſchloſſen war, ſind 
die Grundſätze anzuwenden, die weiter unten für 
die Geſamtbevölkernng erörtert werden. 

b) Für die übrige Bevölkerung gilt folgendes: 

Zur Erläuterung muß vorausgeſchickt werden, 
daß die Uebertretungen der Beſchlagnahmever⸗ 
fügungen regelmäßig mit Gefängnisſtrafe von einem 
Jahre bedroht waren. Auch die Preisſteigerungs⸗ 
VO. von 1915 und die verſchiedenen Kettenhandels⸗ 
VO. enthielten als höchſte Strafandrohung ein 
Jahr Gefängnis. Dagegen drohen die Preis⸗ 
treiberei⸗VO. vom 8. Mai 1918 (in der bekannt⸗ 
lich auch die Kettenhandels⸗VO. en aufgegangen find) 
und die Schleichhandels.⸗VO. ſchlechtweg Gefängnis⸗ 
ſtrafe an (ohne zeitliche Begrenzung). 

Nach der BO. des Rates der Volksbeauftragten 
vom 3. Dezember 1918 müſſen bei Taten, die 
nicht „aus Not, aus Unerfahrenheit oder Ver⸗ 
führung“ begangen ſind, zwei Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſein, um ſie zur Niederſchlagung reif zu 
machen, nämlich 

1. daß fie mit keiner größeren Freiheitsſtrafe 

bedroht ſind als ein Jahr, 

2. daß durch ſie kein Gewinn angeſtrebt iſt. 
Dadurch wird der Kreis der gegen die Kriegs⸗ 
wuchervorſchriften Verſtoßenden, der die Nieder⸗ 
ſchlagung erlangen kann, ſchon erheblich eingeſchränkt. 
Nicht nur daß die Fälle ſehr ſelten fein werden, 
in denen nicht Gewinn angeſtrebt iſt — immer⸗ 
hin laſſen ſie ſich denken, wie auch Alsberg zu⸗ 
treffend ausführt — alle Verſtöße gegen die Preis⸗ 
treiberei-BD. vom 8. Mai 1918 und die Schleich⸗ 
handels⸗VO. ſcheiden hier von vornherein aus, da 
ja die Freiheitsſtrafandrohung dieſes Geſetzes un⸗ 
beſchränkt iſt. Es bleibt ſomit — abgeſehen von 
dem bayeriſchen Rechtszuſtand — nur die Mög⸗ 
lichkeit, daß Niederſchlagung erfolgt, weil die Delikte 
aus „Not“ uſw. begangen find. 

Dabei wird man von vorneherein davon aus⸗ 
gehen müſſen, daß ein Delikt auch dann aus „Not“ 
begangen iſt, wenn Gewinn angeſtrebt wurde, aber 
der Gewinn nur der notwendige Durchgangspunkt 
war, um der „Not“ zu ſteuern. Das drückt auch 
Klee aus — ähnlich Alsberg S. 9 aber nicht ſo 
herausgearbeitet — in JW. 18 S. 786 mit 
folgenden Sätzen: 
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„Gewinn iſt nicht ſchon der durch die Begehung 
des Notdelikts, das meiſt gegen das Vermögen 
gerichtet ſein wird, ohne weiteres und in jedem 
Falle erzielte Vermögensvorteil, ſondern nur ein 
ſolcher Vermögensvorteil, der über das Maß deſſen, 
was dem Taͤter zur Beſeitigung feiner Notlage 
erforderlich erſchien und erſcheinen konnte, hinaus⸗ 
geht. Hat jemand wegen einer Schuld von 50 1 
eine Zwangsvollſtreckung zu erwarten, die ſeine 
wirtſchaftliche Lage von Grund aus erfchüttern 
würde, und ſtiehlt er mittels Einbruchs Gegen⸗ 
ſtände, deren Verfilberung ihm etwa die geſchuldete 
Summe einbringt, ſo iſt von Gewinnſucht nicht 
die Rede, ſondern nur von Not. Benutzt er aber 
die Gelegenheit, den Kaſſenſchrank des Beſtohlenen 
um mehrere 1000 M zu erleichtern, jo hat er 
nicht nur aus Not, ſondern auch aus Gewinnſucht 
geſtohlen. Selbſtverſtändlich ware es nicht richtig, 
hier ängſtlich den Rechenſtift zu führen; ſondern 
es muß der geſamte Charakter der Tat entſcheidend 
ſein: Liegt ihr Schwerpunkt in dem Antrieb der 
Not oder in dem Beſtreben, ſich zu bereichern ?“ 
Klee befindet ſich mit dieſer Auslegung ganz im 
Einklang mit dem Bayeriſchen Juſtizminiſterium, 
das — allerdings im Hinblick auf die bayeriſchen 
Amneſtie⸗VOen. — (JM Bl. 18 S. 244) erläutert. 
„Der Begriff aus ‚Not‘ iſt dabei in möglichft 
weitem Sinne auszulegen.“ 

Zu beachten iſt jedoch, daß auch nur ſolche 
Unterſuchungen gegen „Not“ handlungen eingeſtellt 
werden können, bei denen keine höhere Strafe zu 
erwarten iſt als ſechs Monate Gefängnis oder Geld⸗ 
ſtrafe, eine — die allerdings bei Delikten 
aus Not in den meiſten Fällen gegeben ſein wird. 

Der Straferlaß bei Kriegswuchervergehen ifl 
in 8 4 der VO. des Rates der Volksbeauftragten 
vom 3. Dezember allerdings nicht erſchöpfend ge⸗ 
regelt. Erlaſſen werden nur Strafen in beſtimmter 
Höhe (Gefängnis bis zu drei Monaten, Gelbftrafen 
bis zu 600 M) und nur unter der Bedingung, 
daß der Verurteilte nicht wegen der gleichen Delikte 
innerhalb eines Jahres wieder verurteilt wird. Wegen 
der Einzelheiten der Auslegung dieſer Beſtimmung 
ſei auf Alsberg verwieſen. Beſonders bemerkens⸗ 
wert iſt dabei, daß in 8 4 eine Reihe von geſetz⸗ 
lichen Tatbeſtänden von Kriegswucher⸗VO. nicht 
genannt find, (wahrſcheinlich weil fie vergeſſen 
wurden, wie Alsberg annimmt), ſo z. B. die 
Schleichhandels⸗VO., jo daß Verſtöße gegen dieſe 
BO. weſentlich günſtiger behandelt werden, als 
etwa Verſtöße gegen die Preistreiberei⸗VO. Die 
Beurteilung, ob im Einzelnen Straferlaß in Frage 
kommt, ergibt ſich in dieſen Fallen aus 88 2 und 3 
der genannten VO. N 

Mehr der Beſonderheit des einzelnen Falle 
tragt die erwähnte bayeriſche VO. Rechnung. Wenn 
fie auch an ſich die Begnadigung in anhaͤngigen 
Strafverfahren und von rechtskräftig erkannten 
Strafen bei den Delikten ausſchließt, die hier er⸗ 
örtert werden, jo macht ſie doch ſowohl für ſchwebende 
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als erledigte Strafverfahren eine Ausnahme, „wenn 
beſondere Gründe dafür ſprechen“, eine Regelung, 
die jedenfalls vor der Regelung des Reichs den 
Vorzug verdient. 

Alles in allem läßt ſich ſagen, daß die Regelung 
des ganzen Stoffes wenig glücklich iſt. Da anderer⸗ 
ſeits die ganze Kriegswuchergeſetzgebung häufig un⸗ 
klar war und mancher zur Strafe verurteilt wurde, 
auch zu hoher, der ſich lediglich über die Trag⸗ 
weite beſtimmter geſetzlicher Beſtimmungen in 
Irrtum befand — beſonders vor Inkrafttreten 
der Bek. vom 18. Juni 1917 über den entſchuld⸗ 
baren Irrtum — erſcheint die Anregung durch⸗ 
aus beachtenswert, die Binding, der Altmeiſter des 
deutſchen Strafrechts, kürzlich im 3. Bd. ſeiner 
„Normen“ gegeben hat, daß es beklagenswert ſei, 
daß auf Grund der BRBO. vom 18. Juni 1917 
kein Wiederaufnahmeverfahren vorgeſehen iſt. Man 
wird darum Alsberg beitreten können, der in 
Nr. 39 des Berliner Taglatts vom 29. Januar 
1919 dafür eintritt, daß die Möglichkeit eines 
Wiederaufnahmeverfahrens noch nachträglich vom 
Geſetzgeber geſchaffen werden ſoll, damit nicht 
Menſchen mit dem Makel des Kriegswuchers be⸗ 
haftet erſcheinen, deren einziges Mißgeſchick darin 
beſteht, daß ſie zu einer Zeit abgeurteilt wurden, 
in der Irrtum über die Tragweite der übertretenen 
Geſetze noch kein Strafbefreiungsgrund war. 


| Meine Mitteilungen. 


Unterhaltsübereinkemmen. Noch immer nicht be= 
wegen ſich die Gerichte auf einheitlicher Bahn bei der 
Beantwortung der Frage, ob die Unterhaltsrenten, 
welche in den bei den Vormundſchaftsgerichten auf⸗ 
genommenen Unterhaltsübereinkommen regelmäßig feſt⸗ 
geſetzt werden, bei veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen erhöht werden können, auch wenn hierin kein 
entſprechender Vorbehalt Aufnahme fand. Von einigen 
Gerichten wird die Frage bejaht, von anderen verneint. 
(Vgl. dieſe Zeitſchrift 1918 S. 363; 1919 S. 21 u. a.). 

Mit Rückſicht auf die letztere Rechtſprechung, welche 
die Erhöhung verneint, nehmen die Vormundſchafts⸗ 
gerichte ſchon ſeit längerer Zeit in die Unterhalts⸗ 
übereinkommen einen Vorbehalt in der Weiſe auf, daß 
der Kindsvater ſich zu einer beſtimmten Unterhalts⸗ 
leiſtung verpflichtet „vorbehaltlich ſpäterer Erhöhung.“ 

Ein ſolcher Vorbehalt erſcheint aber nicht als 
genügend, denn er begründet zwar das Recht des Kindes, 
ſeinen Unterhaltsanſpruch gegen den Vater ſeinerzeit 
erhöhen zu dürfen, nicht aber das Recht des Vaters, 
bei veränderten Verhältniſſen Minderung ſeiner Unter⸗ 
haltsleiſtung fordern zu können. Und doch iſt auch 
dieſes billig, denn die Unter haltsrente wurde ſchon ſeit 
Jahren wegen der beſtehenden großen Teuerung und 
Entwertung des Geldes in den Unterhaltsüberein⸗ 
kommen vielfach ſehr hoch feſtgeſetzt, oft 40 — 60 M 
monatlich. Da nun dieſe Unterhaltsverpflichtung 
16 Jahre dauert und während dieſer Zeit doch wohl 
einmal ein Abbau der Preiſe für die zum Lebens⸗ 
unterhalte notwendigen Gegenſtände zu erwarten ſein 
dürfte, ſo erſcheint es als gerecht, wenn auch dem Kinds⸗ 
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vater die Möglichkeit gegeben wird, eine Minderung 
ſeiner Leiſtungen zu verlangen. Es empfiehlt ſich daher 
den fraglichen Vorbehalt nicht auf die Erhöhung der 
Unterhaltsrenten zu beſchränken, ſondern einen all⸗ 
gemeinen Aenderungsvorbehalt in die Unterhaltsüber⸗ 
einkommen aufzunehmen vielleicht mit den Worten: 
„Vorbehaltlich ſpäterer Abänderung bei erheblicher 
Veränderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe.“ 
Landgerichtsrat Preſtele in Deggendorf. 


— 


Zwei VBerorbunngen zur Bekämpfung der Wehnnungs⸗ 
ust. Die bayeriſche Regierung bat unterm 29. April 1919 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes zwei neue Ver⸗ 
ordnungen zur Bekämpfung der Wohnungsnot erlaſſen, 
welche von tiefeinſchneidender Bedeutung für den Haus⸗ 
beſitzer und Wohnungsinhaber find. Es find dies 
1. die Verordnung über Mietzinsſteigerungen, 2. die 
Verordnung über Bekämpfung der Wohnungsnot. 
(Veröffentlicht im „Freiſtaat“ vom 3. Mai 1919 Nr. 20. 

Nach erſterer Verordnung ſind künftig alle Miet⸗ 
zinsſteigerungen, gleichgültig ob Steigerungen ‚gegen: 
über alten Mietern oder Mietzinserhöhungen bei neuen 
Mietern nur mit Genehmigung des Mieteinigungs⸗ 
amtes oder der ſonſt zuſtändigen Gemeindebebörde 
(3 3 BD.) zuläffig und werden erſt mit Erteilung 
dieſer Zuſtimmung rechtswirkſam. Außerdem 
können alle derzeitigen Mietzins vereinbarungen auf 
Antrag des Mieters oder von Amts wegen nachgeprüft 
und gegebenenfalls angemeſſen herabgeſetzt werden. 
übertretungen dieſer Beſtimmungen find neben ihrer 
rechtlichen Unwirkſamkeit unter bobe Geld⸗ und 
Gefängnisſtrafe geſtellt. Jede Mietzinsſteigerung oder 
Erhöhung iſt alſo auch dann künftig von behördlicher 
Zuſtimmung abhängig, wenn der Mieter damit einver⸗ 
ſtanden iſt. Es ſoll hiedurch allen nach Lage des Falles 
nicht begründeten Mietserhöhungen von Amts wegen 
wirkſam entgegengetreten und eine gewiſſe Einbeitlich⸗ 
keit in der Höhe des Mietzinſes für gleichwertige 
Wohnungen angeſtrebt werden. 5 

Noch einſchneidender gegenüber dem bisherigen 
Rechtszuſtande iſt die zweite Verordnung, welche dem 
Hausbeſitzer die freie Verfügung über ſeine frei⸗ 
werdenden Wohnungen und einzelnen Wohmmgs⸗ 
beſtandteile, ferner jedem Wohnungsinhaber die Ver⸗ 
fügung über entbehrliche Räume entzieht und auf die 
Wohnungsbehörde überträgt. Der freie Miet⸗ 
vertrag iſt aufgehoben, nur mit behördlicher 
Zuſtimmung darf künftighin vermietet werden, jeder 
ohne dieſe behördliche Zuſtimmung abgeſchloſſene Miet⸗ 
vertrag iſt ungültig und ſtrafbar. Der Haus⸗ 
beſitzer muß die bei ihm freiwerdenden Wohnungen 
an die ihm von der Gemeindebehörde zugewieſenen 
Mieter vermieten. Bei Weigerung drohen ihm neben 
der Beſtrafung auch polizeiliche Zwangsmaßnahmen 
und zivilrechtliche Schadenserſatzanſprüche des be⸗ 
hördlich zugewieſenen Mieters, letztere laſſen ſich ſowohl 
aus vertraglichem Verſchulden (Nichterfüllung des 
Zwangsmietvertrags) wie aus unerlaubter Handlung 
(8 823 2, 826 BGB.) begründen. Die Rechtsunwirk⸗ 
ſamkeit eines unter Umgehung des Verbots abge⸗ 
ſchloſſenen Mietvertrags hätte zufolge, daß das nur 
tatſächlich, nicht rechtlich beſtehende Mietverhältnis 
jederzeit ohne Kündigung aufgelöſt werden könnte, der 
Mieter könnte jederzeit ſowohl im Zivilrechtswege wie 
auf behördliche Anordnung zur Räumung gezwungen 
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werden. Um derartigen „wilden“ Vermietungen zu 
begegnen, iſt nach 8 3 der VO. nur ansſchließliche 
behördliche Wohnungsvermittlung zugelaſſen, jede 
private Wohnungsvermittlung, auch Wohnungsgeſuche 
und Angebote in Zeitungen und Zeitſchriften ohne 
behördliche Zuſtimmung verboten. 

8 2 der VO. betrifft die ſog. „Rationierung“ der 
einzelnen Wohnungen. Jeder Haushalt hat nur An⸗ 
ſpruch auf die zur angemeſſenen Unterbringung der 
Haushaltungsangehörigen und für deren Berufstätigkeit 
erforderlichen Räume, wobei insbeſondere die nötigen 
Schlafräume, Arbeitsräume, eine Küche und mindeſtens 
ein Wohnraum zu beanſpruchen ſind. Alle übrigen 
für Unterbringung fremder Perſonen geeigneten Räume 
ſind auf behördliche Anforderung für Obdachloſe oder 
ungenügend Untergebrachte zur Verfügung zu ſtellen, 
die angemeſſene Vergütung beſtimmt mangels Verein⸗ 
barung der Beteiligten die Behörde. Nach einer 
Bekanntmachung des Miniſteriums für ſoziale Fürſorge 
ſoll bei Feſtſetzung der benötigten Arbeitsräume ins⸗ 
beſondere auch auf die Bedürfniſſe geiſtiger Arbeiter 
Rückſicht genommen werden, ebenſo ſind dem Wohnungs⸗ 
inhaber ausreichende Räume zur Aufbewahrung ſeiner 
Möbel zu laſſen; geteilte Familienwohnungen ſollen 
im Zwangswege nur eingerichtet werden, wenn es 
ohne erhebliche Störungen geht und Kochgelegenheit 
beſchafft werden kann, außerdem ſollen nur möblierte 
Zimmer eingerichtet werden. 

Alle dieſe weitgehenden Sozialiſierungs⸗ und Ent 
eignungsmaßnahmen, welche einen bisher ungewohnten 
tiefen Eingriff in das Privatrecht und in die Vertrags⸗ 
freiheit bringen, ſind bezüglich ihrer einzelnen An⸗ 
wendung lediglich in das billige Ermeſſen der aus⸗ 
führenden Gemeindebehörde geſtellt, deren Anordnungen 
ohne Rückſicht auf eine an ſich zuläſſige Beſchwerde⸗ 
einlegung ſofort vollziehbar ſind. Auch die Miet⸗ 
einigungsämter ſind neuerdings angewieſen nicht als 
richterliche Behörde nach ſtrengem Recht, ſondern als 
Verwaltungsbehörde innerhalb ihrer Zuſtändigkeit nach 
billigem Ermeſſen zu entſcheiden. In Gemeinden ohne 
Mieteinigungsämter entſcheiden beſonders gebildete 
Ausſchüſſe an deren Stelle. 5 

Was die behördlich angeordneten Zwangsvermie⸗ 
tungen anlangt, ſo hat der Hausbeſitzer oder Ver⸗ 
mieter keine rechtliche Befugnis, den Zwangsmieter zur 
Unterzeichnung des allgemein üblichen ſchriftlichen 
Mietsvertrages zu zwingen, es ſei denn, daß die Behörde 
es zur Auflage macht, daß der Zwangsmieter einen 
beſtimmten ſchriftlichen Mietvertrag ausfertige., Ohne 
einen ſolchen würde das an ſich ſchon zu Rechtskonflikten 
neigende Zwangsmietverhältnis bedeutend erſchwert. 

Ihrem Sinne und Wortlaut nach beziehen ſich 
die Verordnungen nur auf reine Wohnungsmieten und 
Vermietung von Wohnungsteilräume, nicht auf Pacht⸗ 
verhältniſſe, gewerbsmäßige Zimmermietungen in 
Hotels, Penſionen uſw. zu vorübergehendem Aufenthalt, 
jedoch wird es hier auf die Lage des Einzelfalles an⸗ 
kommen. f 

Was die Gültigkeit der Verordnungen anlangt, 
fo fragt es ſich, ob und welche reichs rechtliche 
Ermächtigung zu jo weitgehenden Eingriffen in das 
privatrechtliche Mietverhältnis beſteht? (Vgl. Mieter⸗ 
ſchutz VO. vom 23. September 1918, welche der Landes⸗ 
zentralbehörde nur beſtimmt begrenzte Anordnungen 


überträgt.) Rechtsanwalt Süßer in Würzburg. 
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Die Stellung des Beamtenſtandes zur Neiſeprd⸗ 
fungs frage. In der Abhandlung „Zur Stellung 
des Beamtenſtandes in der Reifeprüfungsfrage“ — 
Jahrg. 1919 dieſer Zeitſchrift S. 102 — vertritt Herr 
Gymnaſiallehrer Dr. Mezger die Anſchauung, daß ge⸗ 
rade der Beamtenſtand allen Anlaß habe, ſich der Auſ⸗ 
hebung dieſer Prüfung mit aller Kraft zu widerſetzen. 
Begründet iſt dieſe Anſicht bauptſächlich mit der Ueber⸗ 
füllung des Beamtenſtandes, mit der Gefahr, die in 
der ſtändigen Vermehrung eines Proletariats geiſtiger 
Arbeiter liege. Die Reifeprüfung ſei deshalb als 
Ausleſemittel von beſonderem Werte und beſonderer 
Bedeutung für die Daſeinsfrage der Beamtenſchaft. 

Gewiß, darin iſt dem Herrn Verfaſſer beizupflich⸗ 
ten, daß die Ueberfüllung im Beamtenſtande einen 
Umfang angenommen hat, wie eine ſolche noch nie 
zuvor beſtand. Allein den Beruf des Juriſten heraus⸗ 
gegriffen ergibt ſich, daß zurzeit etwa 2000 geprüfte 
Bewerber um Anſtellung im höheren Staatsdienſte 
vorhanden ſind, mit denen der Bedarf auf weit über 
10 Jahre völlig gedeckt iſt. Es iſt vielleicht auch be⸗ 
kannt, daß Herren mit den beſten Noten der Konkurs⸗ 
jahre 1909 und 1910 heute, nach faſt 10 Jahren noch 
nicht die Stellung eines Amtsrichters erreichen konnten. 
Daß ſolche Zuſtände für ſtrebſame junge Leute von 
geradezu niederſchmetternder Wirkung ſind, iſt ver⸗ 
nünftigerweiſe nicht zu beſtreiten. Und wie es im 
Juriſtenberufe iſt, ähnlich, wenn auch vielleicht nicht 
ſo ausgeprägt, verhält es ſich auch mit vielen anderen 
geiſtigen Berufen. 

Unter ſolchen Umſtänden iſt es ja an ſich begreif⸗ 
lich, wenn der Herr Verfaſſer ſagt, daß gerade der 
Beamtenſtand für jedes Mittel eintreten müſſe, das 
zur Abwendung dieſer Gefahren diene, daß gerade 
dieſer Stand ſich alſo gegen die Abſchaffung der Reife⸗ 
prüfung entſchieden wehren müſſe. Die Ueberfüllung 
im Beamtenberufe beſteht, beſteht mit all den üblen 
Begleiter ſcheinungen, die fie bei ſolcher Ausdehnung 
zur Folge haben muß. Bleibt alſo nur die Frage zu 
unterſuchen: iſt die Beibehaltung der Reifeprüfung 
ein Mittel, dieſer Not zu begegnen? Dieſe Frage 
aber möchte ich mit einem „Nein“ beantworten. Die 
Anzahl der Prüflinge, welche die Reifeprüfung nicht 
beſtehen, iſt im ganzen Volksſtaate Bayern ſo ver⸗ 
ſchwindend klein, daß ſie im Verhältnis zur Anzahl 
der bereits vorhandenen Bewerber um Anſtellung im 
höheren Staatsdienſte überhaupt nicht in Betracht 
kommt. Das Hauptargument der Ausleſe, das der 
Herr Verfaſſer für ſeine Ausführungen geltend macht, 
verſagt demnach gänzlich. Und ſelbſt wenn die Zahl 
der durchgefallenen Kandidaten etwas anſehnlicher 
wäre, ſo wäre doch weiter zu berückſichtigen, daß die 
große Mehrzahl der in dem einen Jahre Durchge⸗ 
fallenen die Prüfung im nächſtfolgenden Jahre beſteht. 
Die Zahl der Bewerber um Anſtellung im Beamten⸗ 
berufe würde ſich alſo tatſächlich um nichts oder doch 
nur ſo geringfügig ändern, daß die Reifeprüfung als 
Mittel zur Bekämpfung der vorgeſchilderten Zuſtände 
als völlig untauglich bezeichnet werden muß. Der 
Hebel müßte in dieſem Falle an einem ganz anderen 
Orte angeſetzt werden. Zum mindeſten kann von einer 
entſcheidenden Bedeutung dieſes Ausleſemittels für die 
Geſtaltung der beſtehenden Lage nicht geſprochen wer⸗ 
den und für die Beamtenſchaft fehlt es ſonach an dem 
Anlaſſe, ſich aus dem von Herrn Dr. Mezger geltend 
gemachten Grunde der Abſchaffung dieſer Prüfung zu 
widerſetzen. Es bleiben alſo für die Beibehaltung oder 
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Abſchaffung der Reifeprüfung nur die für die Allge⸗ 
meinheit geltenden Gründe maßgebend. Hier aber 
dürfte wohl der eigentliche Zweck dieſer, wie jeder 
anderen Prüfung von alleiniger Bedeutung ſein. Eine 
Prüfung iſt da notwendig, wo zur Beurteilung der 
Befähigung oder Nichtbefähigung eines Kandidaten 
hinreichende Grundlagen fehlen. Dies gilt beſonders 
von der Staatsprüfung, in welcher der Prüfling 
Rechenſchaft ablegen ſoll über ſeine bisherige Tätig⸗ 
keit, die ſich mehr oder minder innerhalb ſeines Stu⸗ 
dienzimmers unter Ausſchluß der Oeffentlichkeit und 
der Aufſficht berufener Organe abſpielte. Hier iſt eine 
Prüfung am Platze und auch unbedingt notwendig. 
Ob eine beſondere Prüfung aber auch dann als not⸗ 
wendig zu erachten iſt, wenn der zu Prüfende während 
eines Zeitraumes von 9 Jahren ununterbrochen unter 
Aufſicht und Leitung ſeiner Lehrer arbeitete — Privat⸗ 
ſtudierende kommen hier nicht in Betracht — ob auch 
in dieſem Falle noch keine genügende Grundlage für 
die Beurteilung der Befähigung des Kandidaten vor⸗ 
handen iſt, dies auszuführen geht über den Rahmen 
dieſer Abhandlung hinaus. Eines aber mag noch 
geſagt ſein. Eine Prüfung iſt immer, wie aus Vor⸗ 
ſtehendem entnommen werden kann, ein Notbehelf, der 
dann anzuwenden iſt, wenn ausreichende Unterlagen 
für die Beurteilung des zu Prüfenden fehlen. Als 
Notbehelf haften ihr aber eine Reihe von Fehlern an, 
die in der Natur der Sache begründet ſind. Es wird 
deshalb eine Prüfung den vollen Wert des Prüflings 
ſehr häuſig nicht erkennen laſſen. Nun wird aber ein 
Pädagoge wohl kaum behaupten wollen, daß er ſich 
trotz jahrelanger Beobachtung eines Schülers über 
deſſen Fähigkeiten nicht im klaren ſei. Iſt das aber 
der Fall, dann iſt eine Prüfung, gelinde geſagt, un⸗ 
nötig, da der wahre Wert des Prüflings bereits feſt⸗ 
ſteht und alſo nicht mehr von dem unſicheren Aus⸗ 
gange einer Prüfung abhängig ſein kann. 

Völlig verfehlt wäre es ſelbſtverſtändlich, wenn 
man die Reifeprüfung nur zu dem Zwecke beibehalten 
wollte, um durch ſie als Schreckmittel junge Leute 
vom Studium abzuhalten. In dieſem Sinne wird 
auch wohl kaum im Ernſte die Reifeprüfung als Aus⸗ 
leſemittel angeſprochen werden wollen. Die weitere 
Möglichkeit aber, daß durch den Wegfall der Reife⸗ 
prüfung der Zudrang zu den oberen Klaſſen geſteigert 
nnd dadurch wieder der Beamtenbe ruf vermehrt würde, 
ließe ſich leicht durch eine vernünftige, den Zeitver⸗ 
bältniſſen entſprechende Ausleſe während des Mittel⸗ 
ſchulſtudiums beſeitigen. Selbſtverſtändlich müßte aber 
dieſes Sieben und Sichten nicht nur während der 
letzten Jahre, ſondern während der ganzen Dauer des 
Mittelſchulſtudiums erfolgen, wodurch gleichzeitig er⸗ 
reicht würde, daß für das Studium ungeeignete Elemente 
noch rechtzeitig einem anderen Berufe zugeführt werden 
könnten. 

Mögen dieſe Zeilen in der Zeit, in der man 
glaubte, an alles die beſſernde Hand anlegen zu müſſen, 
dazu dienen, daß nicht Scheingründe maßgebend werden 
für die Beibehaltung oder Abſchaffung einer ſo wichtigen 
Einrichtung, wie ſie die Reifeprüfung bisher war. 

Amtsgerichtsfefretär Dr. Heyl in Ingolſtadt. 


Bemerkung der Schriftleitung: Selbſt⸗ 
verſtändlich wird durch die Zahl derjenigen, welche 


mindert; ſondern: fällt die Prüfung weg, ſo wird tat⸗ 
ſächlich der Zugang zur Hochſchule erleichtert und es 
müßte merkwürdig zugehen, wenn ſich dann nicht auch 
der Zudrang zu den oberen Klaſſen der höheren 
Schulen bedeutend ſteigern würde; damit wird aber 
auch die Ausleſe während der letzten Jahre erfah⸗ 
rungsgemäß bedeutend erſchwert, ja unmöglich gemacht. 

Der Grund, den Herr Dr. Heyl zur Rechtferti⸗ 
gung einer ſtaatlichen Abſchlußprüfung als maßgebend 
anſieht, kann übrigens auch auf die Reifeprüfung an⸗ 
gewandt werden und wird tatſächlich angewandt von 
den Vertretern der Hochſchule, die den Mittelſchulen 
gegenüber ſich auf einen ähnlichen Standpunkt ſtellen 
müſſen wie der Staat gegenüber den Bewerbern für 
die Beamtenlaufbahn, und über den Widerſpruch der 
akademiſchen Lehrer, die doch eine ſo beſonders wich⸗ 
tige Rolle ſpielen in der Ausbildung der künftigen 
Staatsbeamten, wird man ſich nicht hinwegſetzen können. 

Es braucht wohl nicht beſonders hervorgehoben 


zu werden, daß durch die „Reform“ beſtrebungen der 


die Reifeprüfung nicht beſtehen, die Zahl der künftigen 


Bewerber um Beamtenſtellen nicht weſentlich ver⸗ 


allerjüngſten Zeit alle derartigen Debatten überholt 
ſind; welche Früchte jedoch dieſe neuartige Entwicke⸗ 
lung zeitigt, das werden wir über kurz oder lang mit 
Schaudern ſelbſt erleben. 


Aus der Kechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


Kauf. Unzuläffiges Hinausſchieben des Abrufs. Un⸗ 
möglichkeit der Lieferung von Auslandsware infolge des 
Kriegez. Nach Vertrag vom 14. April 1914 hatte die 
Beklagte dem Kläger 300 Doſen (netto 8 Pfd.) prima 
Scheibenlachs zur ſukzeſſiven Abnahme zum Preiſe von 
10 M 75 Pfg. für die Doſe zu liefern. Eine beſtimmte 
Abnahmezeit war nicht geſetzt worden, nachdem die 
Bekl. zunächſt Abruf bis 1. Mai 1915 verlangt, der 


Kl. aber dies abgelehnt hatte, da er ſich an den Ter⸗ 


min bis 1. Mai 1915 nicht binden könne. Bis 16. No⸗ 
vember 1915 lieferte die Bekl. 116 Doſen auf Abrufe 
von rund je 10 Doſen in je 1¼ Monaten, lehnte je 
doch die Lieferung von im Februar 1916 abgerufenen 
10 Doſen und die fernere Lieferung zum Preiſe von 
10 . 75 Pfg. ab, da „Lachs überhaupt nicht mehr in 
Deutſchland zu haben ſei, weil nichts mehr herein⸗ 
komme, — ſchon ihre bisherigen trotz der enormen 
Preisſteigerungen zum alten Preiſe erfolgten Liefe⸗ 
rungen ſeien nur ein Entgegenkommen nach Möglich⸗ 
keit geweſen“. Nach März 1916 hat die Bekl. noch 
4048 Pfund Doſenlachs gefertigt und zu höheren Preiſen 
an andere Kunden geliefert. Die Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung fordernde Klage wurde abgewieſen. Die 
Reviſion der Kl. blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Die Reviſion führt aus: es liege, da 
die Bekl. ja noch nach März 1916 zu höherem Preiſe 
anderweit verkaufte, nichts weiter vor als eine Preis⸗ 
ſteigerung, das Riſiko des Preiſes aber trage der Ver⸗ 
käufer, ſofern er ſich nicht eine Kriegsklauſel ausbe⸗ 
dungen habe; ſonſt wäre jeder vor Kriegsausbruch 
geſchloſſene Vertrag aufhebbar; daß den Käufer das 
Preisriſiko treffen ſolle, verſtoße gegen alle Rechts⸗ 
grundſätze und gegen die Billigkeit; das ſei auch in 
der Rechtſprechung des RG. bisher nie angenommen 
worden; in den vom R. entſchiedenen Fällen habe 
es ſich immer nur gehandelt um die völlige Ungewiß⸗ 
heit, wie die Verhältniſſe nach Beendigung des Krieges 
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ſein würden; auch im Frieden könnten infolge von 
Konjunkturſchwankungen die Preiſe ſteigen, — der 
Standpunkt des BG. führe dazu, daß aus dieſem 
Grunde alle Verträge annullierbar ſeien. Dieſer Aus⸗ 
führung kann nicht beigepflichtet werden. Das BG. 
ſtellt feſt, daß der Preis für Doſenlachs im Februar, 
und März 1916 auf das 3 bis 4 fache, im Juni 1916 auf 
das 5 bis 6 fache des e geſtiegen war; 
daraus ergibt ſich als charakteriſtiſche Kennzeichnung 
des klägeriſchen Beharrens auf Erfüllung des Schluſſes 
mit beliebig 5 Abrufezeit, daß der Kl., der 
auf den ſo zuſtande gekommenen Schluß in faſt 2 Jahren 
nur wenig mehr als ein Drittel abgerufen hat, die 
55 infolge des Kriegszuſtandes fortgeſetzt erhöhende 

reisſteigerung durch weitere unbegrenzte Hinaus⸗ 
ſchiebung des Abrufs reſtlos der Bekl. zuwälzen will. 
Schon dies verſtößt gegen den nach Treu und Glauben 
zu ermittelnden Sinn des Vertrages; daraus, daß 
der Kl. ſich an eine Abnahmezeit bis zum 1. Mai 1915 
nicht binden wollte und nicht gebunden hat, folgt 
keineswegs, daß die Abnahmezeit eine völlig unbe⸗ 
ſchränkte fein ſollte; die Bekl. durfte und mußte viel⸗ 
mehr auf völlige Erledigung des Geſchäfts innerhalb 
eines angemeſſenen umfangreicheren, jedenfalls bereits 
vor Ende Februar 1916 abgelaufenen Zeitraums rechnen, 
zumal der Kl. bis zum Ablauf des Schluſſes ſeinen 
anzen Bedarf allein von der Bekl. zu beziehen ver⸗ 
ſichert hatte. Abgeſehen hiervon verkennt die Reviſion 
die Begründung des BG. Preisſteigerung macht den 
Verkäufer nicht frei, ſolange die Ware am Markte 
gehandelt wird und zu haben iſt, RG. Z. Bd. 88, S. 177. 
Die Marktgängigkeit der Ware, das Beſtehen eines 
Marktes und eines Marktpreiſes für die Ware, iſt die 
ausdrücklich in mehrfachen Wendungen betonte Vor⸗ 
ausſetzung dieſer vom BG. richtig gewürdigten Reichs⸗ 
gerichtsentſcheidung. Das BG. ſtellt aber gerade feſt, 
daß der zu Doſenlachs verwendbare Lachs nur eine 
von Ueberſee kommende Auslandsware iſt, die zur Zeit 
des Vertragsſchluſſes in unbegrenzter Menge zur 
Verfügung ſtand, daß jedoch infolge der immer voll⸗ 
ſtändiger werdenden Abſchneidung der ausländiſchen 
Zufuhr im Februar / März 1916 ein Markt für ſolchen 
Lachs in Deutſchland nicht mehr vorhanden war, und 
daß die Bekl. den von ihr noch nach März 1916 ver⸗ 
arbeiteten und verkauften Lachs nur zufällig und aus⸗ 
nahmsweiſe durch beſondere Mittel und Wege herein⸗ 
bekommen hatte. Dieſes Aufhören jedes Marktes für 
zu Doſenlachs brauchbaren ausländiſchen Lachs iſt eine 
totale Aenderung der Verhältniſſe; ſie begründet eine 
1 Unmöglichkeit der Erfüllung — eine Unmöglich⸗ 
eit im erweiterten wirtſchaftlichen Sinne, RGZ. Bd. 94 
S. 47 —, zumal eine Vorratseindeckung wegen der 
nur ganz kurzen Haltbarkeit ſolchen Lachſes ausge⸗ 
chloſſen war. (Urt. d. III. ZS. vom 21. März 1919, 

483 / 18). — e — 
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Entlaſſung des Leiters einer e Wichtiger 
Grund. Der Kläger, feit längerer Zeit im Dienſte der 
beklagten Bank, zuletzt als Mitleiter ihrer Zweig⸗ 
niederlaſſung in Ch., wurde am 19. Juni 1912 friſtlos 
entlaſſen. Er verlangte die Feſtſtellung der Fortdauer 
des Anſtellungsverhältniſſes und, nachdem er ſelbſt 
am 1. Februar 1914 dieſes gekündigt hatte, als Gehalt 
und Entſchädigung den Betrag von 90500 M. Die erſte 
Inſtanz wies die Klage ab. Das BG. erklärte den 
Klaganſpruch dem Grunde nach inſoweit für gerecht⸗ 
fertigt, als der Kl. Gehalt bis zum 24. Auguſt 1913 
verlange und wies im übrigen ſeine Berufung zurück. 
Auf die Reviſion der Beklagten wurde das Berufungs⸗ 
urteil, ſoweit zu ihren Ungunſten ergangen, aufgehoben 
und die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
erſten Inſtanz zurückgewieſen. 

Gründe: Die Auffaſſung des BG., daß das Vers 


empfindlicher Weiſe bloßgeſtellt. 
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nn des Kl. bei den Verhandlungen über die 17100 
auer ſeines Anſtellungsvertrags und die Erhöhung 
ſeiner Dienſtbezüge keinen Den Entlaſſungsgrund 
enthalte, iſt rechtlich bedenkenfrei. (Wird ausgeführt). 

Anders iſt jedoch die Rechtslage hinſichtlich des weiteren 
dem Kl. zur Laſt gelegten Verhaltens. Wie das BG. 
feſtgeſtellt hat, iſt der Kl. im Laufe des Winters 
1911/1912 öfters in „verkatertem“ Zuſtande in das 
Geſchäft der Bekl. gekommen, ſo daß er vom Schalter⸗ 
verkehr mit der Kundſchaft ferngehalten werden mußte; 
er hat eines Vormittags ongeheitert eine der Depo⸗ 
ſitenkaſſen betreten; er hat fernerhin abends mehrfache 
unliebſame, teilweiſe zu Tätlichkeiten ausartende Auf⸗ 
tritte mit dritten Perſonen gehabt; er hat als ver⸗ 
heirateter Mann mit mehreren Angeſtellten der Bekl. 
ein Bordell aufgeſucht, das die Beteiligten, nachdem 
ſie eine Flaſche Wein getrunken hatten, nach Verfluß 
von etwa 20 Minuten wieder verließen, und endlich 
eines Nachmittags, als er ſich etwas angetrunken in 
einer Weinwirtſchaft befand, durch den Fernſprecher 
das Verlangen an ſeinen Mitleiter der Bekl. geſtellt, 
ihm die Geheimpoſt der Bekl. zu deren Unterſchrift 
in die Wirtſchaft zu ſchicken. Alle dieſe Vorgänge hat 
das BG. zwar unpaſſend und tadelnswert befunden, 
ihnen aber die Bedeutung eines Kündigungsgrundes 
abgeſprochen. Dieſer Auffaſſung iſt nicht beizutreten. 
Durch die feſtgeſtellten Vorgänge hat der Kl. nicht bloß 
vereinzelt, ſondern in zahlreichen Wiederholungsfällen 
gegen die ihm obliegenden e zum Teil 
in grober Weife verſtoßen. Er hat fein perſönliches 
Anſehen nicht bloß bei ſeinen Untergebenen, ſondern 
auch bei den Vertretern anderer Banken am Orte in 
Daß er dies ſelbſt 
gefühlt hat, ergibt ſich gemäß dem vom BG. für 
glaubhaft erachteten Zeugniſſe des Mitleiters K. aus 
ſeiner an dieſen geſtellten Anfrage, ob er ſich „unmöglich 
gemacht“ habe. Die feſtgeſtellten Vorgänge waren durch⸗ 
aus geeignet, das Vertrauen der Bekl. in die Pflicht⸗ 
treue und Gewiſſenhaftigkeit des Kl., das zur Fort⸗ 
ſetzung des Dienſtverhältniſſes unbedingt erforderlich 
war, zu erſchüttern, und der Bekl. die Überzeugung zu 
geben, daß, wenn ſie den Kl. weiterhin in ſeiner ver⸗ 
antwortungsvollen Leiterſtellung belaſſe, ihre eigenen 
Intereſſen, ſowie ihr eigenes Anſehen und ihr Ruf 
leiden werde. Unter ſolchen Verhältniſſen war jedoch 
der Bekl. die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes nicht 
zuzumuten. Keineswegs war erforderlich, wie das BG. 
zu meinen ſcheint, daß die Einzelheiten der Vorgänge 
in der Oeffentlichkeit bereits bekannt geworden ſeien, 
und daß der Bekl. bereits ein Schaden durch das 
Verhalten des Kl. erwachſen ſei. Auch gab die geſchäft⸗ 
liche Tüchtigkeit des Kl. ihm keinen unbeſchränkten 
Freibrief; ſo konnte das Fehlen der inneren Eigen⸗ 
ſchaften, die zur Bekleidung des dem Kl. anvertrauten 
gehobenen Poſtens unbedingt notwendig waren, nicht 
erſetzen. Die Neuraſthenie des Kl. ſteht dem Kündigungs⸗ 
rechte der Bekl. nicht entgegen. Abgeſehen davon, daß 
ſie nach der Feſtſtellung des BG. erſt kurz vor der 
Entlaſſung des Kl. in die Erſcheinung trat, ſetzt das 
Kündigungsrecht des Dienſtherrn kein Verſchulden des 
Dienſtverpflichteten voraus, vielmehr iſt allein ent⸗ 
ſcheidend, ob nach Lage der Umſtände dem Dienſtherrn 
die Fortſetzung des Dienſtverhältniſſes noch angeſonnen 
werden kann. Wenn das BG. das Vorliegen des 
wichtigen Grundes verneint hat, ſo iſt dieſe Auffaſſung 
weſentlich darauf zurückzuführen, daß es die Geſamt⸗ 
wirkung, die das Verhalten des Kl. auf die Beurteilung 
der Bekl. haben mußte, in durchaus unzureichender 
Weiſe gewürdigt, und daß es die Schwere der Ver⸗ 
fehlung, die gerade vom berechtigten Standpunkt der 
Bekl. in der feſtgeſtellten Art der Handhabung der 
Geheimpoſt lag, verkannt hat. Eine Verzeihung der 
Bekl. liegt nicht vor. Das BG. geht ſelbſt davon aus, 
daß dem Vorſtandsmitglied der Bekl. Dr. K., als er 
im Frühjahr 1912 dem Kl. eine Verwarnung erteilte, 
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insbeſondere der Vorfall mit der Geheimpoſt nicht 
bekannt war. Nach der Ausſage des K. die, wie ſchon 
erwähnt, vom B. als glaubhaft erachtet wurde, iſt 
das erſte Vorſtandsmitglied der Bekl. Sch. bei dem 
Berichte des K. über den Kl. im Juni 1912 ganz be⸗ 
ſtürzt geweſen und hat erklärt, daß er bisher den Kl. 
für einen tüchtigen und zuverläſſigen Mann gehalten 
habe. Hiernach ergibt ſich die Aufhebung des ange⸗ 
fochtenen Urteils, zugleich aber auch die ſofortige Ent⸗ 
ſcheidungsreife dahin, daß die Kündigung der Bekl. 
vom 19. Juni 1912 berechtigt war. Das Kündi⸗ 
gungsrecht folgt unmittelbar aus der Anwendung des 
Geſetzes auf das feſtgeſtellte Sachverhältnis. Die gegen 
den Kl. feſtgeſtellten Tatſachen ſind ſo belaſtender Art, 
daß die Frage, ob der Bekl. die Fortſetzung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes zuzumuten war, in jedem Falle auch bei 
Berückſichtigung der vom BG. erörterten Einzelumſtände 
zu verneinen iſt. (Urt. des III. 3S. vom 11. April 1919, 
III 549/18). 
4525 
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III. 


Der Teilhaber, der bei der Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft eine Forderung geltend macht, die ſich auf die 


Gemeinſchaft gründet, kann nicht verlangen, daß ihm 


auf ſeine Forderung ein Naturalteil überwieſen wird 
(88 756, 755 Abſ. 3 B68.. Aus den Gründen: 
Die Forderung der Beklagten geht an ſich auf den 
Erſatz verauslagter Barbeträge, ſie iſt alſo nach dem 
Inhalte des Schuldverhältniſſes durch Geldzahlung 
zu befriedigen. Wird ihr zur Tilgung ihrer Forderung 
ein entſprechender Teil der Hypothek überwieſen, ſo 
erhält ſie dadurch eine Befriedigung, die ſie in dieſer 
Art nach dem Inhalte des Schuldverhältniſſes nicht zu 
beanſpruchen hat. Gegen den Willen der Erben würde 
ſie daher in dieſer Weiſe nur Befriedigung verlangen 
dürfen, wenn ihr durch $ 756 ein ſolches Recht ein» 
geräumt wäre. Das iſt nicht der Fall. Durch Satz 1 
des 8 765 wird dem forderungsberechtigten Teilhaber 
nur das Recht auf Befriedigung aus dem Teile des 
anderen Teil habers zugeſtanden, über die Art, in welcher 
Weiſe dieſe Befriedigung aus dem Teile des Schuldners 
zu erfolgen hat, iſt aber damit keine Beſtimmung 
getroffen. 

Die Vorſchrift des 8 756 Satz 1 BGB. fand ſich 
bereits im I. Entwurfe eines BGB. Die Motive (II 
S. 886/87) bemerken dazu, daß die Frage, ob der 
Gläubiger eine dem Wertverhältniſſe feiner Forderung 
und des Naturalteiles entſprechende Naturalquote ver⸗ 
langen könne oder ob ſich der Schuldner die Ver⸗ 
ſilberung des an ſich ihm gebührenden Naturalteiles 
und die weitere Teilung des Geldertrags gefallen 
laſſen müſſe, von untergeordneter Bedeutung ſei und 
daß deshalb hierüber keine beſondere Vorſchrift er⸗ 
forderlich erſcheine. Hieraus ergibt ſich, daß durch 
8 756 Satz 1 dem Gläubiger kein beſonderes Recht auf 
eine von dem Inhalt des Schuldverhältniſſes ab⸗ 
weichende Art der Befriedigung durch Zuweiſung eines 
Naturalteils hat zugeſtanden werden ſollen. Aus der 
durch § 756 Satz 2 für anwendbar erklärten Vorſchrift 
des § 755 Abſ. 3 BGB. läßt ſich ein derartiges Recht 
ebenfalls nicht entnehmen. Dieſe Vorſchrift lautet: 

„Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verkauf. 

des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes erforderlich 

iſt, hat der Verkauf nach § 753 zu erfolgen.“ 

Es mag zugegeben werden, daß der Wortlaut 
dieſer Vorſchrift eine Auslegung dahin zuläßt, daß 
ein Verkauf nur bei nicht in Natur teilbaren Gegen⸗ 
ſtänden ſtattfinden müſſe, dagegen bei anderen Gegen» 
ſtänden der Gläubiger, wenn er es verlange, in Natur 
zu befriedigen ſei. Eine derartige Auslegung entſpricht 
aber nicht dem Standpunkt der II. Kommiſſion, deren 
Beratung die Vorſchrift ihre Entſtehung verdankt. Die 
Kommiſſion war der Anſicht, daß im Geſetz die vom 
Entwurf offen gelaſſene Frage entſchieden werden müſſe, 
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wie die Befriedigung des Gläubigers bei einer Teilung 
in Natur zu geſchehen habe und nahm deshalb den 
zu 8 770 des Entwurfs unter 4a geſtellten Antrag an. 
Der Antrag lautete: „Wird der gemeinſchaftliche Gegen⸗ 
ſtand in Natur geteilt, ſo iſt der auf den Schuldner 
fallende Teil inſoweit in Geld umzuſetzen, als es zur 
Berichtigung der Schuld erforderlich iſt.“ Maßgebend 
für die Annahme war die Erwägung: Um die Be⸗ 
richtigung der auf der Gemeinſchaft beruhenden Forde⸗ 
rung des einen Teilhabers gegen den andern zu er⸗ 
möglichen, müſſe die Teilung ſoweit im Wege des 
Verkaufs erfolgen, daß die zur Berichtigung der 
Forderung nötigen Mittel beſchafft würden; die Teilung 
in Natur würde aber zu ſehr beſchränkt, wenn der 
Verkauf ſoweit ausgedehnt werden müßte, daß die 
Forderung aus dem Anteile des Schuldners am Erlöfe 
berichtigt werden könne; es genüge, ſoviel zu ver: 
kaufen, daß der ganze Erlös zur Berichtigung der 
Schuld hinreiche, und den verkauften Teil bei der 
Teilung in Natur dem Schuldner auf ſeinen Teil an⸗ 
zurechnen. Wenn z. B. einer von drei Teilhabern einen 
Betrag ſchuldig ſei, der / des Wertes feines Anteils, 
½ des Wertes der gemeinſchaftlichen Sache gleichkomme, 
fo ſei nicht /, ſondern / der Sache zu verkaufen 
(Prot. II S. 760). Demgemäß bemerkt auch die Denk⸗ 
ſchrift (S. 91), daß der Entwurf den Zweifel, wie bei 
der Teilung in Natur die Berichtigung der Forderung 
des einen Teilhabers gegen den andern zu erfolgen 
habe, dahin löſe, daß der Gegenſtand nur inſoweit 
zu verkaufen ſei, als es des Erlöſes zur Berichtigung 
der Schuld bedürfe, während es im übrigen bei der 
Teilung in Natur verbleibe. 

Die Erwägungen der Geſetzeskommiſſion, die zu 
der Einfügung des 8 756 Satz 2 und des $ 755 Abſ. 3 
in den Entwurf geführt haben, ergeben, daß man nicht 
beabſichtigt hat, dem Gläubiger einen Anſpruch auf 
eine von dem Inhalt des Schuldverhältniſſes ab⸗ 
weichende Befriedigung durch Zuweiſung eines Natural⸗ 
teils beizulegen, ſondern daß man dieſe Frage dahin 
hat regeln wollen, daß zur Beſchaffung der zur Be⸗ 
friedigung des Gläubigers nötigen Barmittel der dazu 
erforderliche Teil des Gemeinſchaftsgegenſtandes ver⸗ 
kauft und nur der Reſt in Natur geteilt werden ſollte. 
Die Faſſung des § 755 Abſ. 3 BGB. erklärt ſich hier⸗ 
nach damit, daß man von der Notwendigkeit eines 
teilweiſen Verkaufs zur Beſchaffung der Mittel zur 
Befriedigung des Gläubigers für den Regelfall aus⸗ 
gegangen iſt und nur eine beſondere Beſtimmung dar⸗ 
über für angezeigt gehalten hat, daß dieſer Verkauf 
nur ſoweit zu erſtrecken ſei, bis ein zur Tilgung der 
Forderung ausreichender Erlös erzielt werde. Daß 
die Notwendigkeit eines Verkaufes im Falle des 8 755 
als ſelbſtverſtändlich angenommen wurde, iſt um ſo 
weniger befremdlich, als es ſich dort um die Berichtigung 
der Forderung eines außerhalb der Gemeinſchaft ſtehen⸗ 
den Gläubigers handelt, dem einen Anſpruch auf Be⸗ 
friedigung durch Zuweiſung eines Naturalteiles ein⸗ 
zuräumen kein erſichtlicher Grund beſtehen konnte. 
Gewährt aber § 755 Abſ. 3 BGB. keinen von dem 
Inhalt des Schuldverhältniſſes abweichenden Anſpruch 
auf einen Naturalteil, ſo läßt ſich auch im Falle des 
8 756 aus der Anwendbarkeit der genannten Vorſchrift 
kein derartiger Anſpruch herleiten. Das Beſtehen der 
von der Beklagten behaupteten Forderung kann daher 
für ſie keinen Anſpruch rechtfertigen, daß ihr gegen 
den Willen der Kläger von der in den Nachlaß fallen⸗ 
den Hälfte der Hypothek ein entſprechender Teilbetrag 
zugewieſen werde; ſie würde vielmehr nur verlangen 
können, daß die Hypothek, ſoweit es zur Erzielung 
eines ihre Forderung deckenden Erlöſes erforderlich 
iſt, verkauft und der Reſt zwiſchen ihr und den Erben 
dergeſtalt geteilt wird, daß der verkaufte Teil auf die 
dem Nachlaß gebührende Hälfte angerechnet wird. (Urt. 
des IV. 38S. vom 16. April 1919, IV 9/1919.) 
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IV 


Die Berfolgung des eigenen Jutereſſes verſtötzt für ſich 
allein nicht gegen die guten Sitten, auch wenn ſie einem 
anderen zum Schaden gereicht. Aus den Gründen: 
Das Berufungsurteil mußte aufgehoben werden, weil 
die Annahme, der Bekl. habe in einer gegen die guten 
Sitten verſtoßenden Weiſe die B.'ſchen Erben vorſätzlich 

eſchädigt, nicht frei von Rechtsirrtum iſt. Das BG. 
he dies lediglich damit begründet, daß der Bekl. feinem 
heaterunternehmen den Namen „Zentraltheater“ bei⸗ 
gelegt habe, um ſich des in Kreiſen des Theaterpublikums 
als Bezeichnung eines Theaters leichteren Genres all⸗ 
bekannten, von den B. ſchen Erben und ihrem Rechts⸗ 
vorgänger dauernd benutzten Namens zu bedienen und 
5 15 Unternehmen von vornherein eine günſtige 
ufnahme zu bereiten. Dieſer Begründung ſteht das 
Bedenken entgegen, daß die Verfolgung des eigenen 
Intereſſes für ſich betrachtet nicht eine Handlung wider 
die guten Sitten iſt, auch wenn ſie einem andern zum 
Schaden gereicht; denn niemand hat die Pflicht, ſein 
eigenes erlaubtes Intereſſe dem eines anderen nach⸗ 
zuſetzen und die Ausnutzung einer durch die Verhält⸗ 
niſſe gebotenen Sachlage zu eigenem Vorteile zu unter⸗ 
laſſen, auch wenn damit die Schädigung eines anderen 
verbunden iſt. Vielmehr erfordert die Anwendung des 
8 826 BG. den Hinzutritt beſonderer Umſtände, die 
im gegebenen Falle die Handlung entweder ihrem Ziele 
nach oder in Anſehung der angewandten Mittel nach 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden 
zu einer ſittlich verwerflichen machen. Das Vorhanden⸗ 
fein ſolcher Umſtände hat das BG. aber nicht feſtgeſtellt. 
(Urt. des VI. 35. vom 13. Januar 1919, VI 292/18). 
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Zur Frage der Haltung für Schäden, die durch die 
auf einem Truppenüdungsplat zurückgebliebenen Platz⸗ 
patronen entſtehen. Auf dem bei der Landſtraße G.—C. 
gelegenen Truppenübungsplatze fanden am 17. Febr. 
1917 — einem Sonntag — der damals etwa 12jährige 
Kläger und einige Kameraden mehrere nicht entladene 
Platzpatronen, denen fie das Pulver entnahmen, um 
es in einem Eiſenrohr zur Entzündung zu bringen. 
Hierbei wurde durch unerwartete Entzündung der Kl. 
verletzt. Mit der Klage verlangte er die Feſtſtellung 
der Verpflichtung des beklagten Deutſchen Reiches zum 
Schadenserſatz. Die Klage wurde abgewieſen. Die 
Reviſion blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Der Annahme des BG., daß der Bekl. 
für den Unfall des Kl. nicht hafte, iſt beizutreten. 
Zwar kann der vom BG. aufgeworfenen Frage eine 
entſcheidende Bedeutung nicht beigemeſſen werden, ob 
die Organe des Bekl. auf dem Truppenübungsplatze 
einen mehr oder weniger beſchränkten Verkehr zuge⸗ 
laſſen hätten. Denn es beſteht, wie der erkennende 
Senat neuerdings mehrfach ausgeſprochen hat (RG. 
Bd. 88 S. 433; Bd. 89 S. 384; Bd. 90 S. 68), wegen 
der allgemeinen Rechtspflicht, niemand an ſeinem 
Körper zu verletzen, für jeden, der die Einwirkung 
ſeiner Sache auf den Körper eines anderen duldet, 
die Verpflichtung, die von der Sache einem andern 
drohenden Gefahren, ſoweit er ſie kennt oder bei pflicht⸗ 
gemäßer Sorgfaltsanwendung kennen muß, mit den 
ihm zugänglichen Mitteln abzuwenden. Nun barg 
allerdings der Uebungsplatz auch außerhalb der Zeiten, 
in denen militäriſche Uebungen ſtattfanden, für den 
Beſucher inſofern gewiſſe Gefahren, als ſich auf ihm 
zu militäriſchen Zwecken angelegte Hinderniſſe (Stachel⸗ 
drähte, Gräben) befanden und als die übrigens ent— 
fernte Möglichkeit gegeben war, daß durch zweckwidrige 
und unvorſichtige Verwendung der auf dem Uebungs— 
platz liegen gebliebenen, von Beſuchern aufgefundenen 
Platzpatronen Unglücksfälle entſtünden. Die vollſtän⸗ 
dige Befeitigung dieſer Gefahr war jedoch weder mög⸗ 
lich noch durch die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
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geboten. Eine Umſchränkung des großen Uebungs⸗ 
platzes wäre ſachwidrig geweſen. Das Abſuchen durch 
die Truppen nach etwaigen zurückgebliebenen Platz⸗ 
patronen gab, vollends bei der ſandigen Bodenfläche, 
keinerlei Sicherheit für deren vollſtändige Auffindung. 
Die Reviſion meint nun, daß die Organe des Bekl. 
verpflichtet geweſen ſeien, das Betreten des Platzes 
durch Verbotstafeln oder durch Aufſtellung von Poſten 
zu verhindern. Zutreffend iſt, daß vor dem Unfall 
lediglich das Betreten während der militärifchen 
Uebungen durch eine Warnungstafel verboten war, 
daß ſogar öffentlich wegen des allgemeinen Intereſſes 
an den Schützengrabeneinrichtungen zu deren Beſich⸗ 
tigung aufgefordert worden war, und daß erſt nach 
dem Unfall das Betreten des Platzes unbedingt durch 
Verbotstafeln unterſagt wurde. Allein die Unter⸗ 
laſſung dieſer von der Reviſion verlangten Sicherungs⸗ 
maßregeln, die außer Verhältnis zu der vorhandenen 
Gefahr ſtanden und eine ſichere Gewähr für deren 


Ausſchluß nicht boten, kann den Organen der Bell. 


nicht zum Vorwurf gereichen. Die Gefahr einer Ver⸗ 
letzung durch umherliegende Platzpatronen war nur 
eine entfernte. Dieſe kommen dadurch allein, daß ein 
Menſch auf ſie tritt, noch nicht zur Entzündung. In 
der Hand Erwachſener ſind ſie ungefährlich. Aber 
auch Knaben im Alter des Kl. kennen ihre Beſchaffen⸗ 
heit; nur durch unvorſichtiges Verhalten mit dem den 
Patronen entnommenen Pulver vermögen fie ſich Be⸗ 
ſchädigungen beizufügen. Solches können ſie ſich aber 
in jedem Laden, in dem Pulver verkauft wird, ver⸗ 
ſchaffen und es iſt Aufgabe ihrer Eltern, die Kinder 
auf ſolche Gefahren aufmerkſam zu machen. In Be⸗ 
tracht kommt ferner die abgeſchiedene Lage des Uebungs⸗ 
platzes. Nach dem Augenſcheinsprotokoll befand er ſich 
abſeits des Wegs und menſchlicher Wohnungen und 
war rings von Wald umſchloſſen. Zu der Unerheb⸗ 
lichkeit der Gefahr ſtanden die von der Reviſion ver⸗ 
langten Sicherungsmaßregeln in keinem Verhältnis. 
Durch ſie wäre der Platz jedem Zutritt 1 
geweſen. Den Organen der Bekl. war unter ſolchen 
Umſtänden die Aufſtellung militäriſcher Poſten, die, 
wenn ſie wirkſam ſein ſollten, bei den mehrfachen Zu⸗ 
gängen des Platzes in nicht unerheblicher Zahl hätten 


vorhanden ſein müſſen, vollends in der Kriegsnotzeit 


nicht anzuſinnen. Zutreffend hat hiernach das BG. 
jede Haftung des Bekl. ſei es gemäß dem Reichshaft⸗ 
geſetze vom 22. Mai 1910, ſei es gemäß 88 823 und 
831 BGB. verneint, und es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob nach der Sachlage die Urſächlichkeit des vom Kl. 
erlittenen Schadens mit den angeblichen Pflichtwidrig⸗ 
keiten der beklagten Organe zu bejahen wäre. (Urt. 
des III. ZS. vom 31. Jan. 1919, III 424/18). — e — 
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VI. 


Der Vollzug eines der fachlichen Nechtslage nicht 
entſprechenden Urteils, das auf einem Berſehen des 
Gerichts bernht, verſtößt nicht gegen die anten Sitten, 
er ſchaſft auch keine ungerechtfertigte Bereicherung. 
Aus den Gründen: Das BG. legt dar, daß durch 
das Urteil des LG. im Vorprozeſſe dem Beklagten 
allerdings mehr zugeſprochen worden ſei, als er nach 
dem Geſetze zu fordern habe. Allein die Geltendmachung 
dieſes Urteils ſelbſt in Kenntnis ſeiner ſachlichen Un⸗ 
richtigkeit enthalte keinen Verſtoß gegen die guten 
Sitten, der nach 8 826 BGB. zum Schadenserſatz 
berechtige; um einen ſolchen annehmen zu können, 
müſſe hinzutreten, daß das Urteil durch Prozeßbetrug 
erſchlichen worden ſei, dafür gebreche es aber an jedem 
Anhalt. Die Reviſion macht demgegenüber geltend: 
es mache keinen Unterſchied, ob das Urteil durch Prozeß⸗ 
betrug erſchlichen ſei oder ob ſeine formelle Rechts⸗ 
kraft in Kenntnis des tatſächlichen Nichtbeſtehens der 
Forderung ausgenutzt werde; auch in letzterem Falle 
liege ohne weiteres ein Verſtoß gegen die guten Sitten; 
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alsdann ſei auch, ſoweit Zahlung bereits erfolgt ſei, 
ein Zurückforderungsanſpruch wegen ungerechtfertigter 
Bereicherung gegeben; denn auch die Einrede der 
Rechtskraft müſſe dann verſagen. Ein ſolcher Fall 
liege vor. Die Klägerin habe behauptet, daß der Be⸗ 
klagte bewußt die Rechtskraft des Urteils vom 21. Juni 
1915, obwohl es mit der materiellen Rechtslage in 
Widerſpruch geſtanden habe, zu ihrem Schaden ver⸗ 
wertet und gewußt habe, daß er die ihm durch die 
Berufsgenoſſenſchaft gezahlte Monats rente habe ab⸗ 
ſetzen laſſen müſſen, ſowie ferner, daß das LG. nur 
verſehentlich den Abzug vergeſſen habe. Dies alles ſei 
vom B. anſcheinend nicht gewürdigt worden. 

Dem Rechtsmittel konnte Erfolg nicht zuteil werden. 
Das Reichsgericht hat zwar ſtändig eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht auf Grund des 8 826 BGB. angenommen in 
Fällen, in denen die Partei das Urteil ſelbſt oder doch 
ſeine Rechtskraft durch rechts⸗ oder ſittenwidriges 
Handeln herbeigeführt hatte, es hat fie aber abgelehnt 
in den Fällen, in denen der Gläubiger das einwand⸗ 
frei erlangte Urteil trotz Kenntnis von ſeiner ſachlichen 
Unrichtigkeit vollſtreckt (RG. Z. Bd. 67 S. 151 ff. und 
Warneyer, Erg od. 1912 Nr. 25), da dann von einer 
vorſätzlich ſittenwidrigen Schädigung nicht die Rede ſein 
kann; dem Schuldner, der durch ein ſachlich unrichtiges 
Urteil beſchwert iſt, ſtehen die in der ZPO. geordneten 
Rechtsmittel, nach Befinden der Antrag auf Berichtigung 
des Urteils nach 8 319 ZPO. zu. Hiervon abzugehen 
liegt keine Veranlaſſung vor. In dieſer Weiſe iſt der 
vorliegende Fall geſtaltet. Daß der Beklagte das 
Urteil ſelbſt oder deſſen Rechtskraft argliſtig in einer 
gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe erwirkt 
hätte, hat die Klägerin nicht behauptet, dafür fehlt es 
auch an jedem Anhalt; die Tatſachen aber, die die 
Reviſton als vom Berufungsgericht nicht gewürdigt 
bezeichnet, werden von dieſem als unerheblich ange⸗ 
ſehen und ſind in der Tat auch unerheblich. Dem LG. 
iſt zuzugeben, daß es zweifellos der Sinn und die Ab⸗ 


ſicht des Urteils vom 21. Juni 1915 war, daß der 


damalige Kläger nur einmal hat entſchädigt werden 
ſollen und daß eben deshalb die bereits erfolgten 
Fürſorgeleiſtungen abgezogen worden ſind. Aber es 
liegt ein Widerſpruch des hiernach Gewollten mit dem 


Ausgeſprochenen vor, indem die künftigen Fürſorge⸗ 


leiſtungen in der Urteilsformel von der zuerkannten 
Rente tatſächlich nicht abgezogen worden ſind; es 
handelt ſich um ein einfaches Verſehen des LG. Der 
Beklagte iſt zwar auf Koſten der Klägerin bereichert, 
indem er den Betrag von monatlich 68 M 90 Pfg. über 
den ihm von ihr geſchuldeten Betrag hinaus erhält; 
er iſt es aber nicht ohne Grund, weil die Bereicherung 
auf Grund des rechtskräftigen Urteils erfolgt iſt; ſchon 
deshalb 8 55 die Anwendung des § 812 BGB. (Urt. 
d. VI. 3S. v. 27. Febr. 1919, VI 318/18). 
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VII. 


e des Jägers, der gegen eine Hecke ſchießt, 
ohne fich zu vergewiſſern, ob dahinter nicht Meuſchen find. 
us den Gründen: Die Feſtſtellungen des BG. 
tragen die Annahme, daß der Beklagte fahrläſſig den 
Körper des Klägers widerrechtlich verletzt habe (BGB. 


8 823). Das Berufungsurteil beruht auf der Er⸗ 


wägung, der Beklagte habe bei Anwendung der im 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt damit rechnen können 
und müſſen, daß bei einem Schuſſe in der Richtung 
auf die nahe Hecke das eine oder andere Schrotkorn 
das Laub der Hecke durchdringen und einen etwa da⸗ 
hinter befindlichen, wenn auch dem Beklagten von 
ſeinem Standort aus nicht ſichtbaren Menſchen treffen 
könnte. Von einer Ueberſpannung der von dem Jäger 
zu fordernden Sorgfalt kann hier nicht die Rede ſein. 
Um der Sicherheit der im Gelände verkehrenden 
Menſchen willen muß verlangt werden, daß der Jäger 
ſein Möglichſtes tue, um derartige Unfälle zu verhindern. 


— — 
— 


Der Beklagte aber hat nach den Feſtſtellungen des 


BG. gar nichts getan, um ſich zu vergewiſſern, ob ſich 


nicht hinter der Hecke ein Menſch befinde, der durch 
einen Schuß in der Richtung dorthin gefährdet werden 
könnte. Dieſe Möglichkeit lag nicht ſo ſerne, daß ein 
Mann von durchſchnittlicher Vorſicht ſie nicht hätte in 
Rechnung nehmen können und müſſen. Ein außer⸗ 
Nee außerhalb jeder Berechnungsmöglichkeit 
iegender Zufall, wie ihn die Reviſion annehmen will, 
ſteht hier nicht in Frage. (Urt. des VI. ZS. vom 
27. Februar 1919, VI 338/18). 
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VIII. 


Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zwar nicht bernſen, 
eine Eutſcheidung über das Erbrecht an dem von ihm 
verwalteten Nachlaſſe herbeizuführen, wohl aber kann er 
auf Feſtſtellung eines Erbrechté des Erblaſſers klagen, 
um den Umfang des Nachlaſſes ſeſtzuſtellen. Aus den 
Gründen: Allerdings hat das NG. in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit der in der Literatur vertretenen herr⸗ 
ſchenden Meinung angenommen, daß es im allgemeinen 
nicht Sache des Teſtamentsvollſtreckers iſt, das Erbrecht 
ſelbſt feſtzuſtellen. Das iſt aber nur dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß der Teſtamentsvollſtrecker nach 8 2212 
BGB. nicht berufen iſt, über eine Erbberechtigung an 
dem von ihm verwalteten Nachlaſſe eine Entſcheidung 
herbeizuführen. Das um deswillen, weil er nicht die 
Rechte der Erben an dem Nachlaß, ſondern dieſen ſelbſt 
verwaltet und weil er nicht einen beſtimmten Erben 
vertritt, vielmehr den Nachlaß kraft ſeines Amtes ver⸗ 
tritt, den er für den wahren Erben zu verwalten hat. 
Die Feſtſtellung einer Erbberechtigung an dem von 
dem Teſtamentsvollſtrecker verwalteten Nachlaſſe ſteht 
hier aber nicht in Frage. Mit der Klage wird viel⸗ 
mehr nur die Feſtſtellung begehrt, daß die Erblaſſerin 
ihren Ehemann geſetzlich mitbeerbt hat und daher ihr 
— von dem Teſtamentsvollſtrecker verwalteter — Nach⸗ 
laß von dem Nachlaß ihres Ehemanns die Hälfte be⸗ 
anſpruchen kann. Die Erben der Ehefrau B. ſetzten 
nun zwar die Perſon ihrer Erblaſſerin nach den Grund⸗ 
ſätzen der Univerſalerbfolge fort. Daraus folgt aber 
nicht, daß ſie auch ermächtigt ſind, deren Erbberechtigung 
gegenüber dem Nachlaß des Michael B. geltend zu 
machen. Die Verfügung über dieſes Recht war ihnen 
vielmehr durch die Anordnung der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung entzogen. Der Anteil der Ehefrau an dem 
Nachlaß ihres Ehemannes gehörte zu dem der alleinigen 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
Nachlaß. Es handelt ſich um die Feſtſtellung des Um⸗ 
fanges dieſes Nachlaſſes, und dieſe Feſtſtellung herbei⸗ 
zuführen mit Rechtskraft für die Erben iſt der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker nach 8 2212 BGB., § 327 Abſ. 1 ZPO. 
allein berechtigt und verpflichtet (ſ. a. RG. DIZ. 1905 
S. 814ff.). (Urt. des IV. 36. vom 3. April 1919, IV 
338/1918). ——— . 
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B. Strafſachen. 
1 


Wie muß ein Beſchluß über kemmiſſariſche Ber: 
nehmung nach 8 222 StPO. begründet werden? Aus 
den Gründen: Nach Ausweis des Protokolls über 
die Hauptverhandlung iſt auf den vom Staatsanwalt 
unter Zuſtimmung der Verteidiger geſtellten Antrag 
das Protokoll vom 5. Auguſt 1918 über die kommiſſa⸗ 
rifche Vernehmung des Sachverſtändigen Landgerichts⸗ 
arztes Dr. Kr. nebſt den ſchriftlichen Gutachten dieſes 
Sachverſtändigen vom 5. April und 4. Juni 1918 ver⸗ 
leſen worden. Dem hiergegen gerichteten Wagen der 
Reviſion, der unrichtige Anwendung des § 222 StPO. 
rügt, kann die Beachtung nicht verſagt werden. Die 
kommiſſariſche Vernehmung iſt auf den vom Verteidiger 
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des Mitangeklagten B. geſtellten Antrag, in welchem 
angeführt war, daß ſich der Sachverſtändige zur Zeit 
der Hauptverhandlung „in erheblicher Entfernung von 
N. in Urlaub befinden“ werde, durch Gerichtsbeſchluß 
vom 24. Juli 1918 „gemäß 8 222 StPO.” angeordnet 
worden. Eine weitere Begründung iſt dem Beſchluſſe 
nicht beigegeben; es iſt auch ſonſt aus den Akten nicht 
zu entnehmen, wo ſich der Sachverſtändige zur Zeit der 
Hauptverhandlung aufgehalten hat. In dieſer iſt die 
Verleſung der Ausſage beſchloſſen worden, da die 
Gründe noch fortbeſtehen, die zur Erlaſſung des Be⸗ 
chluſſes vom 24. Juli führten. Wenn auch der Begriff 

er . Entfernung i. S. des 8 222 Abſ. 2 StPO. 
ſich im weſentlichen nach tatſächlichen Vorausſetzungen 
beſtimmt, ſo weiſt doch das Erfordernis einer beſonderen 
Erſchwerung des Erſcheinens auf die Notwendigkeit 
einer jedesmaligen Prüfung der Umſtände des Einzel⸗ 
falls hin, und der Beſchluß muß die Umſtände erſichtlich 
machen, welche die Anwendung des 8 222 Abſ. 2 StPO. 
nach der Auffaſſung des Gerichts rechtfertigen, um dem 
Reviſionsgericht die Nachprüfung zu ermöglichen, ob 
der Sinn der =) nicht verkannt iſt (RGSt. 
Bd. 18 S. 261; Bd. 44 S. 8; JW. 43, 431), wenn 
nicht bereits die geographiſche Lage der Orte ohne 
weiteres die Erſchwerung ergibt. Im vorliegenden Falle, 
in welchem die Akten nichts über den Ort ergeben, 
wohin ſich der Sachverſtändige begeben wollte, genügte 
es daher nicht, die kommiſſariſche Vernehmung ledig⸗ 
lich durch Anziehung der Geſetzesſtelle zu begründen. 
(Urt. des I. StS. vom 18. Nov. 1918, I D 610/18). 
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II. 


Wird die Berkündung des Urteils gemäß $ 267 
EBD. ansgeſetzt, jo müſſen bei der Verkündung die 
nämlichen Richter mitwirken, wie in der Hauptverhand⸗ 
lung. Vertretung iſt ansgeſchloſſen (5 225 StPO.) Aus 
den Gründen: Nach den Sitzungsprotokollen hat die 
Hauptverhandlung am 17. Dezember 1918 ſtattgefunden, 
die Urteilsverkündung am 24. Dezember 1918. Ober⸗ 
landesgerichtsrat H. hat in der Hauptverhandlung vom 
17. Dezember mitgewirkt. Bei der Urteilsverkündung 
war er abweſend; an ſeine Stelle iſt in dieſem Termin 
Oberlandesgerichtsrat T. getreten. Eine en. Ver⸗ 
tretung war unzuläſſig, auch wenn Oberlandesgerichts⸗ 
rat H. an der Beratung und Abſtimmung teilgenommen 
hätte. Wie in dem Urteil RGSt. Bd. 3 S. 116 näher aus⸗ 

eführt iſt, bildet die Verkündung des Urteils einen 
Teil der Hauptverhandlung, welche in ununterbrochener 
Gegenwart der zur Urteilsfindung berufenen Perſonen 
erfolgen muß (8 225 StPO.). Die Abweſenheit einer 
dieſer Perſonen iſt ein abſoluter Reviſionsgrund i. S. 
des 8 377 Nr. 5 StPO. (Urt. des I. StS. vom 24. März 
1919, I D 20/19). 
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Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
1 


Verfahren bei Niederſchlagung. Gründe: Der 
Angeklagte G. wurde vom Schöffengericht im Februar 
1919 wegen je eines Vergehens der Hinterziehung der 
Beſitz⸗ und Kriegsſteuer, unter ſich und mit einem Ver⸗ 
gehen der Hinterziehung der Einkommen- und Gewerbe⸗ 
ſteuer ſachlich zuſammentreffend, zur Geldſtrafe von 
18 067 M verurteilt. Gegen dieſes Urteil legte der 
Amtsanwalt, das Rentamt als Nebenkläger und der 
Angeklagte die Berufung ein. Die Strafkammer erließ 
hierauf Beſchluß dahin: 1. Die Unterſuchung iſt auf 
Grund des 81 Abſ. 1 der VO. des Rats der Volks⸗ 
beauftragten vom 3. Dezember 1918 und der bayer. 
BD. vom 16. Dezember 1918 niedergeſchlagen. 2. Das 
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Verfahren wird unter Ueberbürdung der Koſten auf 

die Staatskaſſe eingeſtellt. Gegen dieſen he legte 
das Rentamt als Nebenkläger mit Schriftſatz vom 
31. Marz / 1. April 1919 „fofortige Beſchwerde“ ein mit 
dem Antrage, den angefochtenen Beſchluß aufzuheben, 
da die Strafkammer das Verfahren zu Unrecht einge⸗ 
ſtellt habe; denn der Angeklagte habe die ihm zur Laſt 
gelegte Tat — die verſchleierte Einſtellung einer „Eins 
aufsreſerve“ von 18 500 M unter die in die Bilanz 
aufgenommenen Kreditoren — in der Abſicht der 
Steuerhinterziehung begangen, ſo daß die Ausnahme 
des § 1 Abſ. 3 a. a. O. zutreffe. Die Strafkammer half 
der Beſchwerde nicht ab. Die Beſchwerde, die ſich als 
einfache Beſchwerde darſtellt, da eine Entſcheidung nach 
8 209 Abſ. 2 StPO. nicht in Frage ſteht, unterliegt 
keinen formellen Bedenken. Sachlich wurde erwogen: 
Das Rentamt fühlt ſich durch das ſchöffengerichtliche 
Urteil beſchwert, weil nicht auf eine höhere als die 
ausgeſprochene Geldſtrafe erkannt, ſodann weil nicht 
neben der Geldſtrafe auf Grund des 8 34 KStG. auch 
eine Gefängnisſtrafe ausgeſprochen wurde. Der Neben⸗ 
kläger nimmt an: der Angeklagte habe bei ſeinem oben 
geſchilderten Vorgehen die Abſicht der Steuerhinter⸗ 
ziehung gehabt, wendet ſich mit der Berufung ſonach 
gegen die Feſtſtellung des Schöffengerichts, daß ein 
Nachweis für dieſe Hinterziehungsabſicht nicht erbracht 
ſei, und beabſichtigte, wie wenigſtens der Beſchwerde⸗ 
begründung zu entnehmen iſt, vor dem Berufungs⸗ 
gerichte durch Benennung von Zeugen darzutun, daß 
dieſe Abſicht in der Tat bei dem Angeklagten vorhan⸗ 
den war. Dieſer Beweis kann dem Berufungsführer 
nicht abgeſchnitten werden, die Strafkammer muß ihm 
hiezu vielmehr die Möglichkeit eröffnen und kann dies 
nur auf Grund einer Verhandlung über die Berufung 
bewerkſtelligen. Dieſe Verhandlung iſt um ſo mehr 
veranlaßt, als nach den eigenen Ausführungen der 
Strafkammer die Frage, ob dem Angeklagten die Wohl⸗ 
tat der Amneſtie zugute kommt, oder ſeine Handlung 
auf Erſtreben eines Gewinns gerichtet war und An⸗ 
geklagter 1 der Wohltat der Amneſtie nicht teil- 
haftig wird, davon abhängig iſt, ob er die verſchleierte 
Einſetzung der Einkaufsreſerve in der Abſicht der 
Steuerhinterziehung vornahm oder nicht. Die ar 
kammer hat deshalb über die Rechtsmittel durch Urteil 
zu entſcheiden. Hiebei wird ſie auch zu prüfen haben, 
ob — mag das Vorgehen des Angeklagten mit oder 
ohne die Abſicht der Steuerhinterziehung erfolgt ſein — 
der Angeklagte durch die Straftat einen Gewinn 
erſtrebte (8 1 Abſ. 3 der AmneſtieB O., vgl. Absberg, 
Die Reichsamneſtiegeſetze S. 9 IV). (Beſchluß vom 
29. April 1919, BeſchwReg. Nr. 159/1919). Ed. 
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II 


Grenzen der Zuſtändigkeit der Bolksgerichte und 
ordentlichen Gerichte. Der Staatsanwalt beantragte 
auf Grund des 8 79 StGB. und der 88 492, 494 StPO. 
bei der Strafkammer M. die Feſtſetzung einer Gefamt⸗ 
ſtrafe, da die Angeklagte rechtskräftig verurteilt ſei: 
1. vom Sch. M. am 21. März 1919 zu 3 Wochen 
Gefängnis; 2. vom Volksgerichte M. am 24. März 1919 
zu 4 Monaten Gefängnis, unter Einrechnung der Strafe 
unter 1. zur Geſamtſtrafe von 4 Monaten 8 Tagen 
Geſängnis; 3. durch Strafbefehl des Amtsgerichts M. 
vom 4. April 1919 zur Gefängnisſtrafe von 3 Tagen. 
Die Straftaten unter 2 und 3 ſeien vor dem 21. März 
1919 begangen. Die Strafkammer verwarf den Antrag, 
weil nach 8 494 Abſ. 3 StPO. das Volksgericht, keines⸗ 
falls aber die Strafkammer zuſtändig ſei, da dieſe das 
Urteil nicht erlaſſen habe und eine analoge Anwendung 
des 8 82 GVG. nicht angängig ſei. Die Beſchwerde 
des Staatsanwalts wurde für begründet erklärt. 

Gründe: Die Zuſtändigkeit der Volksgerichte iſt 
durch die VO. v. 19. Nov. 1918 und 24. Januar 1919 
(StAnz. Nr. 276 v. 27. Nov. 1918 und Nr. 24 v. 25. Jan. 
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1919) ſowie durch die Ausf. v. 19. Nov. 1918 (StAnz. 
Nr. 276 v. 27. Nov. 1918) genau umſchrieben. Sie 
beſchränkt ſich auf die Aburteilung der überwieſenen 
Straftaten, nämlich auf die Hauptverhandlung und 
auf die Entſcheidung, die ſofort rechtskräftig iſt, ſoweit 
Re urteilsmäßig erfolgt, und auch der Wiederaufnahme 
es Verfahrens nicht zugänglich iſt. Mit dem Urteil 
iſt die Tätigkeit des Volksgerichts erſchöpft; allenfalls 
weiter notwendige richterliche Entſcheidungen find ihm 
entzogen. Nach der Verkündung des Urteils können 


richterliche Entſcheidungen insbeſondere auf dem Gebiete 


der Strafvollſtreckung notwendig werden. In dieſer 
Richtung beſtimmt § 30 der Ausf., daß Urteile, die 
auf eine andere Strafe als Todesſtrafe lauten, auf 
Grund einer vom Gerichtsſchreiber erteilten vollſtreck⸗ 
baren Ausfertigung durch den Staatsanwalt nach den 
für die Urteile der ordentlichen Strafgerichte geltenden 
Vorſchriften vollſtreckt werden. Dieſe Vorſchriften find 
enthalten im 7. Buch der StPO.; fie fordern in den 
dort näher umgrenzten Fällen die Entſcheidungen des 


Strafrichters, insbeſondere nach 88 492 und 494 StPO. 


über die nachträgliche Bildung einer Geſamtſtrafe i. S. 
des 8 79 StGB. Zu Entſcheidungen dieſer Art find 
die Volksgerichte nicht zuſtändig, auch nicht etwa der 
Vorſitzende, da das Volksgericht ein einheitliches Ganzes 
bildet. Da nach 8 2 der bez. BVO. für die Beſtrafung 
durch die Volksgerichte die allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Vorſchriften anzuwenden ſind, 8 79 Si SB. eine zwingende 
Vorſchrift iſt, muß an Stelle des Volksgerichts das ordent⸗ 
liche Gericht die Geſamtſtrafe nach § 492 StPO. bilden. 
Dieſes iſt, wie ſich aus den 88 1 und 30 der Ausf. 
ergibt, die Strafkammer des LG., an deſſen Sitz nach 
der Bek. v. 19. Febr. 1919 (St Anz. Nr. 50 v. 20. Febr. 
1919) ein Volksgericht errichtet iſt; denn die SS 1 und 30 
ſind ſo aufzufaſſen, daß die LG. die ordentlichen, die 
Volksgerichte die Ausnahmegerichte und für beide die 
Vorſchriften der StPO. des GVG. uſw. maßgebend 
ſind. Die Volksgerichte ſind in ähnlicher Weiſe den 
LG. angegliedert wie die SchG. den AG. und die Schw. 
den 8G. Auch die Zuftändigfeit der Sch. und Schw. 


erſchöpft ſich wie die Zuftändigfeit der Volksgerichte 


in der Verhandlung und Entſcheidung. Wie die ſonſtigen 
richterlichen Entſcheidungen von den AG. und den Straf⸗ 
kammern zu erlaſſen ſind, ſo ſind alle außerhalb der 
Hauptverhandlung vor dem Volksgerichte notwendigen 
richterlichen Entſcheidungen durch die Strafkammer des 
LG. zu treffen, an deſſen Sitz das Volksgericht errichtet iſt. 
(Beſchl. vom 15. Mai 1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. mn 
4660 d. 


Oberlandesgericht Nürnberg. 


Rechtshilfe zur Ergänzung von Anmeldungen zum 
Handels regiſter. Nach 8 143 Abſ. 2 HGB. iſt das Aus⸗ 
1 eines Geſellſchafters aus einer offenen Han⸗ 

elsgeſellſchaft von ſämtlichen Geſellſchaftern zur Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter anzumelden (88 28 
II 1 und III, 381, 94 Nr. 4 JMBek. vom 24. Dezember 
1899 über die Führung des Handelsregiſters — IJMBl. 
S. 815 ff.). Die Form der Anmeldung richtet ſich nach 
den Vorſchriften der SS 12 ff. HGB., 128, 132 J., 
25 ff., 39 ff. der bezeichneten IM BBek. Im gegenwärtigen 
Fall hat der verbliebene Inhaber der Firma zum 
Protokoll des Gerichtsſchreibers des AG. B. als Re⸗ 
giſtergericht das Ausſcheiden des früheren Mitgeſell— 
ſchafters aus der offenen Handelsgeſellſchaft nach Vor— 
ſchrift zur Eintragung angemeldet. Damit iſt beim 
Regiſtergericht ein Verfahren zur Berichtigung des 
Handelsregiſters anhängig geworden, zu deſſen geſetz⸗ 
mäßiger Durchführung das Regiſtergericht von Amts 
wegen verpflichtet iſt. Dieſe Amtspflicht macht es dem 
Regiſtergericht auch in ſolchen Fällen möglich, ſtatt der 
ſofortigen Einleitung des an ſich in 8 14 HGB. vor⸗ 
geſchriebenen Ordnungsſtrafverfahrens die übrigen 


— > 


Beteiligten, deren Mitwirkung zur Herbeiführung der 
Eintragung in das Handelsregiſter zwecks deſſen Be⸗ 
richtigung noch geboten iſt, zunächſt ſelbſt oder durch 
die AG. ihrer Wohnſitze vernehmen zu laſſen. Dieſes 
Erſuchen erſtreckt ſich auf das allgemeine, nach 88 1, 
125 ff. FGG. den Gerichten übertragene Gebiet der 
Handelsregiſterführung (88 HGB.), für das auch die 
Vorſchriften des 1. 1 des FGG., namentlich des 
8 2 über die Pflicht der Gerichte zur Rechtshilfe nach 
88 158 ff. GVG. gelten. Mit dem Erſuchen um Ver⸗ 
nehmung des ausgeſchiedenen Geſellſchafters iſt dem 
erſuchten Gericht auch nicht die „öffentliche Beglaubi⸗ 
gung“ einer Anmeldung im Sinne des 8 12 Abſ. 1 HGB., 
8 129 BGB. angeſonnen, ſondern nur die perſönliche 
Einvernahme des Beteiligten durch deſſen Wohnfitz⸗ 
gericht an Stelle des Regiſtergerichts nach Maßgabe der 
ſchon zu den Akten feſtgeſtellten Unterlagen aus dem 
Handelsregiſter und der ſchon zu Protokoll erklärten 
Anmeldungen anderer Beteiligter (vgl. Staub, HG. 
[9] I S. 91 Anm. 2 zu 8 12). Im übrigen wird hieher 
auf die eingehende Begründung der beiden früheren 
Beſchlüſſe des jetzt entſcheidenden Gerichts vom 16. De⸗ 
zember 1912 und vom 18. März 1918 verwieſen, deren 
für einen ähnlichen Sachverhalt gemachte Ausführungen 
hier entſprechend zu gelten haben (Bay 3fR. 1913, 133 
und 1918, 158 und die dort bezeichneten Belegſtellen, 
ſowie Beſchl. des OLG. München vom 23. April 1901 — 
BeſchwReg. Nr. 107/01). Das erſuchte Gericht hat um 
fo. weniger Anlaß, die an fi nicht verbotene Ver⸗ 
nehmung des ausgeſchiedenen Geſellſchafters, für die 
es auch örtlich zuſtändig iſt, abzulehnen, als es zur 
Prüfung der geſetzlichen Verwertbarkeit der ordnungs⸗ 
gemäß zu Protokoll genommenen Erklärung des Be⸗ 
teiligten nicht berufen, ſondern hiefür nur das er⸗ 
ſuchende Gericht zuſtändig iſt. Das AG. N. durfte 
ſohin das Erſuchen nicht ablehnen (88 1, 2 JGG.; 
158, 159 GG.), gleichviel ob die Art der Sachbehand⸗ 
lung für die Koſten⸗ und Gebührenfrage eine Rolle 
ſpielt oder nicht. Auf den nach 8 160 GVG. zuläſſigen 
Antrag des erſuchenden Gerichts war der Vollzug des 
Erſuchens — nach 836 BayͤKoſten G., 8 47 Abſ. 1 RG KG. 
e — anzuordnen. (Beſchl. des Il. ZS. vom 
8. April 1919, Beſchwaeg. Nr. 70/19). B -r. 
4642 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Neue bayer iſche Geſetze. Das GVBl. veröffentlicht 
in Nr. 30 S. 239 ff. das Geſetz über die Selbſtver⸗ 
waltung, das den Beſtand der beiden bayeriſchen Ge⸗ 
meindeordnungen, des Diſtriktsrats⸗ und des Landrats⸗ 
geſetzes in eigentümlicher, techniſch ungeſchickter Weiſe 
durchlöchert. Die Ueberſtürzung, die jetzt an der Tages⸗ 
ordnung iſt, hat ein ganz unüberſichtliches Flickwerk 
gezeitigt. Einzelne Vorſchriften der erwähnten Geſetze 
ſind aufgehoben, andere ergänzt oder ausdrücklich um⸗ 
geſtaltet. Außerdem ſind aber zahlreiche ſachlich ganz 
neue Vorſchriften darübergelegt, ohne daß ausdrücklich 
ausgeſprochen wäre, welche älteren Vorſchriften ſie er⸗ 
ſetzen. Neben ihnen ſollen die bisherigen Geſetze noch 
inſoweit beſtehen bleiben, als ſie ſich mit ihnen ver⸗ 
tragen (Art. 1 Abſ. 1). Inwieweit das der Fall iſt, 
muß für jede einzelne Vorſchrift geſondert ermittelt 
werden — eine Art der Geſetzgebung, die nichts weniger 
als erfreulich iſt. Die inneren Bedenken gegen die 
Neuregelung können in dieſem Rahmen nicht beſprochen 
werden; vorausſichtlich wird ohnehin bald eine größere 
Abhandlung über den Gegenſtand erſcheinen. Hervor⸗ 
gehoben ſei hier nur noch, daß auch das VGH. ge 
ändert iſt (Art. 30), und die Notare und die Grund⸗ 
buchämter ſeien insbeſondere auf die Vorſchriſten über 
die Veräußerung gemeindlichen Grundbeſitzes in Art. 10 
Abſ. 3 hingewieſen. 
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Aufgehoben wurde das Geſetz über den Geſchäfts⸗ 
gang des Landtags vom 19. Januar 1872 (GBl. 
1871/72 S. 173) durch das Geſetz vom 21. Mai 1919 
(Gol. S. 253). Damit iſt auch beſeitigt der 8 26 des 
Landtagsabſchieds vom 1. Juli 1886 (GVBl. S. 313), 
der die 88 19 bis 21 des Geſetzes vom 19. Januar 
1872 geändert hat, ferner der 8 2 des Geſetzes, die 
Abänderung einiger Beſtimmungen über den Geſchäfts⸗ 

ang des Landtags betr., vom 4. Juli 1904 (GVBl. 


. 231). 

Volkswirtſchaftlich ſowohl als auch bürgerlich⸗ 
rechtlich von großer Bedeutung iſt das Geſetz vom 
22. Mai 1919, die Enteignung von Holz und Torf betr. 
(GBl. S. 255). Es tft in manchen Beziehungen ver⸗ 
wandt mit dem Geſetz betr. die Zwangsenteignung für 
Anſiedelungszwecke vom 28. März 1919 (GBl. S. 117), 
das in der vorigen Nummer beſprochen wurde, aber 
weiter ausgebaut. Der Enteignung unterworfen iſt 
ſtehendes Holz in jeder Art von Waldungen; abtretungs⸗ 
„richtig ift, wer ohne die Enteignung das Recht zur 

neignung des Holzes auf Grund Eigentums oder 
dinglichen oder perſönlichen Rechts haben würde, alſo 
z. B. auch der Nießbraucher, der Pächter (Art. 1 Abſ. 1 
und 3). Dem Enteignungsverfahren geht eine Auf⸗ 
forderung des Forſtamts zur Fällung und Veräußerung 
des Holzes voraus (Art. 5). Es iſt formlos und bietet 
dem Abtretungspflichtigen keinerlei Rechtsſchutz, da der 
die nd ausſprechende Beſchluß des Forſtamts 
unanfechtbar iſt; nur ſoll das Forſtamt bei der Be⸗ 
ſtimmung des zu enteignenden Holzes nach forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſätzen verfahren (Art. 1 Abſ. 2). Mit 
der Zuſtellung des Enteignungsbeſchluſſes geht das 
Recht zur Aneignung des Holzes auf den Staat über, 
das Forſtamt kann es aber auch durch Vertrag auf 
einen Dritten übertragen, der dann die Entſchädigung 
des Abtretungspflichtigen zu übernehmen hat. Mit der 
Trennung erwirbt der Staat oder der vom Forſtamt 
beſtimmte Dritte das Eigentum an dem Holz (Art. 2). 
Die Entſchädigung wird vom Forſtamt feſtgeſetzt; das 
gilt auch dann, wenn das Enteignungsrecht auf einen 
Dritten übertragen iſt (Art. 3 Abſ. 1 und 2, Art. 2 
Abſ. 1 Satz 2). Gegen die Feſtſetzung der Entſchädigung 
kann die Entſcheidung der ordentlichen Gerichte an⸗ 
gerufen werden (Art. 3 Abf. 3). 

Mancherlei Schwierigkeiten werden ſich ergeben, 
wenn das Grundſtück des Abtretungspflichtigen mit 
Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden be⸗ 
laſtet iſt. Das Geſetz erſtreckt nämlich in dieſem Falle 
die Haftung auf den Entſchädigungsanſpruch und er⸗ 
klärt die Vorſchriften des § 1123 Abſ. 2 Satz 1 und 
des 8 1124 Abſ. 1, 3 BGB. für entſprechend anwend⸗ 
bar (Art. 4). Nach $ 1121 Abſ. 1 BGB. erſtreckt ſich 
die Hypothek nicht mehr auf Erzeugniſſe und Beſtand⸗ 
teile, die veräußert und von dem Grundſtück entfernt 
werden, bevor ſie zugunſten des Gläubigers in Beſchlag 
genommen worden ſind. Trennung der Erzeugniſſe 
und Beſtandteile innerhalb der Grenzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft und Entfernung von dem Grund⸗ 
ſtück vor der Beſchlagnahme hebt ferner gemäß 8 1122 
Abſ. 1 BGB. die hypothekariſche Haftung auch ohne 
Veräußerung auf. Liegen dieſe Vorausſetzungen vor, 
ſo muß angenommen werden, daß auch der Ent⸗ 
ae nicht haftet, denn das Holz wäre 

ann vom Hypothekenverbande gelöſt worden, auch 
wenn es nicht enteignet, ſondern auf Grund des freien 
Willens des Eigentümers veräußert und entfernt oder 
(im Falle des 8 1122 BGB.) getrennt und weggebracht 
worden wäre. Nach Art. 4 i. V. mit den für anwend⸗ 
bar erklärten Vorſchriften des BGB. erliſcht die Haftung 
des Entſchadigungsanſpruchs mit dem Ablaufe eines 
Jahres nach dem Eintritte der Fälligkeit, wenn nicht 
vorher die Beſchlagnahme eintritt. Einziehung durch 
den Abtretungspflichtigen und andere Verfügungen 
über den Anſpruch (Abtretung, Verpfändung) ſind 
wirkſam gegenüber dem Hypothekgläubiger, ſolange er 


den Anſpruch nicht mit Beſchlag belegt hat. Als Be⸗ 
ſchlagnahme wird jedenfalls die Pfändung nach den 
Vorſchriften der ZPO. zu gelten haben. Ob im übrigen 
die Beſchlagnahme zum Zwecke der Zwangsverſteigerung 
genügt oder die Zwangsverwaltung eingeleitet werden 
muß, um die Haftung des Anſpruchs zu ſichern, hängt 
davon ab, von welcher Art der Beſchlagnahme der 
enteignete Gegenſtand umfaßt worden wäre (8 20 
Abſ. 2, 8 21 Abſ. 1, § 23 Abſ. 1, § 24, 8 148 ZwWG.). 
Im einzelnen können viele Zweifel entſtehen, was hier 
nicht näher ausgeführt werden kann. 

Das Enteignungsrecht erſtreckt ſich gemäß Art. 6 
auch auf Torf, wobei die Betriebseinrichtungen zur 
Ausbeutung der Torffelder benützt werden dürfen. 
Vorausſetzungen und Verfahren ſind wie bei der Holz⸗ 
enteignung geregelt; merkwürdig iſt nur, daß der 
Art. 1 Abſ. 3, der den Begriff des Abtretungspflichtigen . 
beſtimmt, in Art. 6 Abſ. 3 nicht für anwendbar erklärt 
iſt. Es wird wohl eher ein Verſehen als eine beab⸗ 
ſichtigte Abweichung vorliegen. An die Stelle des 
Forſtamts tritt bei der Torfenteignung die Landes⸗ 
e für Moorwirtſchaft. 

9 


Geſchäſtsvereinfachung im Bereiche der Pain 
81 Das IJMBT. veröffentlicht in Nr. XI vom 
31. Mai 1919 mehrere Bekanntmachungen, die dem 
Zwecke dienen, die Juſtizverwaltung zu vereinfachen, 
das Miniſterium von Geſchäften von geringerer Be⸗ 
deutung zu entlaſten, die Selbſtändigkeit der Mittel⸗ 
ſtellen zu erhöhen und die Erledigung einfacher und 
oft dringender Geſchäfte zu beſchleunigen. Sie ent⸗ 
ſprechen zum Teil alten Wünſchen, die ſchon längſt 
hätten erfüllt werden können und ſollen. 

Von grundlegender Bedeutung iſt insbeſondere die 
Bek. betr. die Aufſicht über die Strafanſtalten vom 
16. Mai 1919 (JMBl. S. 197). Sie zieht die Ober⸗ 
ſtaatsanwälte zur Mitwirkung bei der Aufſicht über 
die Strafanſtalten ihres Bezirks heran, überträgt ihnen 
regelmäßig wiederkehrende Beſichtigungen und weiſt 
ihnen in 8 3 eine Reihe von Dienſtgeſchäften zur felb- 
ſtändigen Erledigung zu. 

Durch die Bek. vom 14. April 1919 (ohne Datum 
im Staatsanz. Nr. 117 S. 11 veröffentlicht) waren im 
Hinblick auf die politiſchen Verhältniſſe und die Ver⸗ 
legung des Juſtizminiſteriums nach Bamberg Zuſtän⸗ 
digkeiten in weitem Umfang auf die äußeren Behörden 
übertragen worden. Ihre Vorſchriften werden jetzt 
aufgehoben mit Ausnahme der Ziff. 7, die die Ober⸗ 
ſtaatsanwälte ermächtigt, in beſtimmten Fällen Be⸗ 
gnadigungsgeſuche ſelbſtändig zu erledigen (Nr. 2 der 
Bek. vom 16. Mai 1919, IJMBl. S. 199). Einzelne 
Anordnungen kehren jedoch in geänderter Form in den 
neuen Bekanntmachungen wieder. So bleibt nach Nr. 1 
der Bek. vom 16. Mai 1919 den Bräfidenten des Oberſten 
Landesgerichts und der Oberlandesgerichte, dem General⸗ 
ſtaatsanwalt und den Oberſtaatsanwälten die Befugnis, 
den Beamten ihres Dienſtbereichs für die Dauer von 
26 Wochen Urlaub zu bewilligen und bei plötzlichem, 
dringendem Bedarf Aushilfskräfte bis zur Dauer von 
3 Monaten aufzunehmen (wegen der Strafanſtalten ſ. 
nunmehr 8 3 Nr. 5, 7 und 8 der Bek. vom 16. Mai 1919, 
IMBl. S. 197). Die Stellvertretung der Rechtsanwälte 
(8 25 RAD.) regeln künftig die Präſidenten des Oberſten 
Landesgerichts und der Oberlandesgerichte ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Dauer der Verhinderung. Die innerlich 
nicht gerechtfertigte Einſchränkung in der Bek. vom 
1. Februar 1907 (JMBl. S. 48) iſt damit aufgehoben 
(Abſ. 2 der Bek. vom 16. Mai 1919, den Vollzug der 
RAO. betr. vom 16. Mai 1919, JMBl. S. 200). Abſ. 1 
dieſer Bek. entzieht dagegen den Präſidien der Ober⸗ 
landesgerichte wieder die Befugnis zur Simultanzu⸗ 
laſſung nach 88 9, 10 RA., die ihnen die Bek. vom 
5 Mai 1919 (Staatsanz. Nr. 124 S. 10) übertragen 

atte. 


) 


— 
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Ueber die — übrigens ſehr ſeltenen — Geſuche um 
Befreiung vom Ehehinderniſſe der Eheunmündigkeit 
(8 1303 BGB.) entſcheidet künftig das Vormundſchafts⸗ 
gericht (8 1 der Bek. vom 16. Mai 1919, JM Bl. S. 200). 
Die Befreiung von der Vorſchrift der Wartezeit (8 1313 
BGB.) wird gleichfalls den Amtsgerichten übertragen, 
ebenſo die Befreiung von der Vorſchrift des Mindeſt⸗ 
alters bei der Annahme an Kindes Statt (8 1744 BGB., 
88 2, 3 a. a. O.). Das Juſtizminiſterium behält ſich 
vor, über Beſchwerden gegen die Entſcheidung zu be⸗ 
ſinden, begutachtende Zwiſcheninſtanzen gibt es dabei 
nicht ($ 5). Dem Miniſterium verbleibt die Entſchei⸗ 
dung über Geſuche um Befreiung vom Ehehinderniſſe 
des Ehebruchs, um Ehelichkeits⸗ und Volljährigkeits⸗ 
erklärung (8 6 Abf. 2). Dafür bleiben die Vorſchriften 
der Bek. vom 14. Dezember 1915 (JMBl. S. 116) maß: 
un Es würde wohl nichts im Wege Stehen, dem 

ormundſchaftsgerichte (8 3 Abſ. 1 BGB.) auch die 
Volljährigkeitserklärungen zu übertragen, da hier doch 
der perſönliche Eindruck der Beteiligten und die un⸗ 
mittelbare Kenntnis der Verhältniſſe den Ausſchlag gibt. 
4659 


Vücheranzeigen. 


Marwitz, Dr. Bruns, Juſtizrat in Berlin. Die Soziali⸗ 
ſierung und die Rechtsanwaltſchaft. Zeit⸗ 
fragen⸗Verlag Berlin⸗Zehlendorf⸗Weſt 1919. 16 S. 


Die kleine Schrift behandelt die Gefahren, die der 
Rechtsanwaltfchaft von einer weitgehenden Soziali⸗ 
ſierung drohen. Ausgehend von dem Grundſatz der 
freien Advokatur, d. h. der Unabhängigkeit des An⸗ 
waltsſtandes, die der Verf. unter allen Umſtänden 
gewahrt wiſſen will, bekämpft er mit durchſchlagenden, 
überzeugenden Gründen den Gedanken einer Soziali⸗ 
ſierung der Anwaltſchaft felbit, d. h. der Einführung 
einer beamteten, vom Staate honorierten und von 
ihm abhängigen Advokatur. Wir wiſſen aus der Ge⸗ 
ſchichte, daß ein ſolcher Verſuch ſcheitern und gerade 
das, was die Anwaltſchaft dem Volke wertvoll und 
unentbehrlich macht, vernichten müßte. Schon aus 
dieſen Gründen bezeichnet nun der Verfaſſer den 
Sozialismus als den „Tod des freien Anwaltſtandes“. 
Er übergeht dabei die Tatſache, daß in praxi die offi⸗ 
zielle Sozialdemokratie heute bereits eingeſehen hat, 
daß ein wahlloſes Sozialiſieren nicht möglich iſt; ſie 
wird ſchwerlich daran denken, dem für die Wahrung 


aller freiheitlichen Errungenſchaften ſo wichtigen An⸗ 


waltſtand den Todesſtoß zu geben. — Im zweiten 
Teil ſeiner Schrift ſchildert der Verfaſſer die Folgen 
einer Sozialiſierung der Wirtſchaft für den An⸗ 
waltſtand. Der Staat als Leiter der ſozialiſierten 
Betriebe werde wie bisher nur einige wenige Anwälte 
beſchäftigen; bevorzugt würden diejenigen ſein, welche 
den maßgebenden Männern perſönlich nahe ſtänden; 
den übrigen entgingen die Mandate, die ſich jetzt unter 
viele verteilten. Auch deshalb müſſe ſich der Anwalt 
gegen den Sozialismus als den Feind ſeines Standes 
wenden. — Was der Verfaſſer über die Verteilung 
der Mandate ſagt, iſt ſicher bis zu einem gewiſſen 
Grade richtig, obwohl natürlich auch in Zukunft un⸗ 
möglich ein Anwalt das wird leiſten können, was 
bisher 20 Anwälte leiſteten. Man wird, wenn eine 
Sozialiſierung in größerem Umfange in Angriff ge⸗ 
nommen werden ſollte, auf Mittel und Wege ſinnen 
müſſen, um die vom Verfaſſer angedeuteten und noch 
viele andere Mißſtände zu vermeiden. Aber es ſcheint 
mir der Größe der hier zur Diskuſſion ſtehenden 
Fragen — wie man auch immer zu ihnen ſich ſtellen 
mag — nicht zu entſprechen, wenn man ſie nur oder 
vornehmlich aus dem Geſichtswinkel der Intereſſen 
eines einzelnen Berufsſtandes betrachtet. Der Ver⸗ 
faſſer erörtert allerdings auch die Zweckmäßigkeit der 


Sozialiſierung vom allgemeinen Standpunkt aus, aber 
es iſt natürlich nicht möglich, die ſchwierigen Probleme 
des Sozialismus auf drei Seiten zu durchdringen. In 
ſolcher Kürze kann ihn niemand überzeugend wider⸗ 
legen und niemand wirkſam begründen. 

München. Rechtsanwalt Dr. Friedländer. 


Pinner, Albert, Juſtizrat, Rechtsanwalt in Berlin. 
Beiträge zum Aktienrecht. 80 Seiten. Berlin 
1918, J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H. 
Geh. Mk. 2.—. 

In feſſelnder Form, eindringlich und überzeugend, 
mit Wärme, mitunter auch mit Humor, behandelt der 
Mitbearbeiter des Staubſchen Kommentars zum HGB. 
Fragen des Aktienrechts. Die Aufſätze, Vorarbeiten 
für die nächſte Auflage des Kommentars, beleuchten 
zunächſt den 8 213 HGB., einmal die Folgerungen des 
RG. aus dem Grundfage, daß die zivilrechtlichen Nor⸗ 
men üder Anfechtung und Schadenserſatz, ſoweit ſie 
gegen die a gerichtet werden, hinter dem 
Grundſatze zurückſtehen müſſen, daß das bei der 
Gründung als vorhanden bekannt gegebene Grund⸗ 
kapital ungeſchmälert zu bleiben hat. Weiter erklärt 
P. die Beſtimmung der Satzungen für unzuläſſig, daß 
der Aufſichtsrat Abſchreibungen und Reſerven ſelb⸗ 
ſtändig e darf. Bei dem vornehmlich in der 
Kriegsinduſtrie ſo häufigen Streit um angeblich zu 
hohe Abſchreibungen kommt er zu dem Ergebnis, daß 
Reſerven bzw. Unterbewertungen unter dem rechneriſch 
feſtzuſtellenden oder zu ſchätzenden Wert der einzelnen 
Koſten zuläſſig find, ſoweit die Verwaltung unter 
Zuſtimmung der Generalverſammlung mit der Sorg⸗ 


falt eines ordentlichen Kaufmanns und nach pflicht⸗ 


mäßigem Ermeſſen zu der Anſicht kommt, daß die 
Reſerve nötig iſt, um die Geſellſchaft für die Zukunft 
gegen Gefahren oder Verluſte zu ſtärken. Der o 
gerügten Abneigung der Verwaltungen gegen d 
Minderheitsrechte der Aktionäre tritt er mit erfreulicher 
Beſtimmtheit ebenſo entgegen wie der minderheits⸗ 
feindlichen Rechtſprechung des Reichsgerichts. Er betont 
wiederholt, daß die Geſellſchaft ja doch immer nur 
fremdes Vermögen verwaltet und daß der, deſſen Ver⸗ 
mögen von andern verwaltet wird, zum mindeſten das 
Recht auf Rechnungslegung und Auskunft haben muß. 
Auf der andern Seite tritt er für das Recht der Mehr⸗ 
heit zur Verfügung über die Geſchäftserträgniſſe gegen⸗ 
über der vom RG. für zuläſſig erklärten Feſtſtellung 
der Bilanz einer Aktiengeſellſchaft durch das Gericht 
ein. Andere Aufſätze unterſuchen, ob bei Kartellen die 
Aufnahme der eigentlichen Kartellverpflichtungen in den 
Lieferungsvertrag rechtsgültig iſt, ferner das Recht 
des Vorſitzenden der Generalverſammlung gegenüber 
ſtörenden Aktionären. Zum Schluß tritt P. für das 
Recht der Aktiengeſellſchaft ein, Zuwendungen zu all⸗ 
gemeinen Kriegswohlfahrtszwecken zu machen. „Wenn 
die, die im Felde ſtehen, ihr Leben einſetzen, ſo darf 
man nicht kleinlich mäkeln, wenn Geſellſchaften, die 
viel durch den Krieg verdient haben, etwas von dem 
Verdienſte für die, die das Vaterland ſchützen, oder 
deren Hinterbliebene abgeben.“ 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Krauſe, J., Geheimer Regierungsrat, Direktor des ges 
meinſamen Oberverſicherungsamtes zu Gera (Reuß). 
„Kriegswochenhilfe aus Anlaß des vater⸗ 
ländiſchen Hilfsdienſtes“. 124 Seiten. Stutt⸗ 
gart 1918, Verlag J. Heß. 


Der vorliegende Kommentar zu der Bekannt- 
machung des Bundesrats vom 6. Juli 1917 über 
Wochenhilfe erläutert die verwickeltſte der die Wochen⸗ 
hilfe behandelnden Kriegsverordnungen. Dafür ers 
ſcheint kein anderer beſſer berufen als Krauſe. Sind 
doch die beiden früheren Bände, welche die Kriegs⸗ 
wochenhilfebekanntmachungen vom 3. Dezember 1914, 
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28. Januar 1915 und 23. April 1915 erörterten, wohl 
in den Händen aller, die ſich mit dieſer Materie zu 
befaſſen haben. Ihre günſtige Aufnahme iſt die beſte 
Empfehlung für den 3. Band. Krauſe vereint mit der 
reichen Erfahrung ſeiner dienſtlichen Stellung wiſſen⸗ 
ſchaftliche Gründlichkeit und Zuverläſſigkeit mit der 
Gabe klarer volkstümlicher Darſtellung. 
Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Mayr, Georg von, Kaiſerl. Unterſtaatsſekretär z. D., 
o. Profeſſor der Statiſtik, Finanzwiſſenſchaft und 
Nationalökonomie an der Univerſität München. 
Bolkswirtſchaft, Weltwirtſchaft und 
Kriegswirtſchaft. VII, 64 Seiten. Berlin und 
Leipzig 1915, Verlagsbuchhandlung Dr. Walther 
en Großh. Heil. Hofverlagsbuchhändler. Geh. 


Gegenüber der vor dem Kriege vielfach eingetre⸗ 
tenen Bevorzugung der Weltwirtſchaftslehre vor der 
Volkswirtſchaftslehre bemerkt M., die weltwirtſchaft⸗ 
liche Lehre habe ihre Berechtigung nur als eine aus 
der Nationalökonomie abgeleitete Sonderdiſziplin; ſie 
habe zuſammenfaſſend die Te ne Erſcheinungen 
der weltwirtſchaftlichen Beziehungen der Volkswirt⸗ 
ſchaft zu unterſuchen, wobei aber auch der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre die Aufgabe verbleibe, das Weſen der 
weltwirtſchaftlichen Ausſtrahlungen der volkswirtſchaft⸗ 
lichen Betätigung jeweils darzulegen. Der Weltkrieg 
5 nun eine neue eigene Art konzentrierter nationaler 

olkswirtſchaft, die Kriegswirtſchaft, eine geſellſchafts⸗ 
wirtſchaftliche Neugeſtaltung gebracht, „die in ſtarkem 
Maße die weltwirtſchaftlichen Ausſtrahlungen natio⸗ 
naler Volkswirtſchafken vor allem bei uns und unfern 
Verbündeten, aber auch bei unſern Feinden erſchüttert 
und damit die überragende Bedeutung gerade der 
nationalen Volkswirtſchaften in ſcharfer Beleuchtung 
gezeigt hat“. M. bringt nun, noch nicht abſchließend, 
5 nur zur Einführung, unter Würdigung der 

orarbeiten von Neurath und Schmid, den Verſuch 
einer Syſtematik der Kriegswirtſchaftslehre, dieſer 
„eigenartigen wirtſchafts⸗pathologifchen Verengerung 
des Wirkungsgebietes der nationalen Wirtſchaftsfüh⸗ 
rung nach außen und im Innern“. Dabei hebt er mit 
Wärme hervor, wie ſehr der Beſtand unſerer Kriegs- 
wirtſchaft in den Stürmen des Weltkrieges auf der 
aus ureigenſtem Entſchluſſe Bismarcks hervorgegan⸗ 
genen Umkehr der deutſchen auswärtigen Wirtſchafts⸗ 
politik von der ſchiefen Ebene freihändleriſcher An⸗ 
wandlungen zum Solidarſchutzſyſtem beruht. Im Rück⸗ 
blick auf die Neugeſtaltung des deutſchen Zolltarifs im 
Jahre 1879, bei der M. zu den Helfern Bismarcks 
gehörte, bemerkt er: „Mit unbegrenztem Dank müſſen 
eshalb heute alle Deutſchen Bismarcks gedenken, deſſen 
kraftvoller Perſönlichkeit allein dieſe für die deutſche 
Bolkswirtſchaft im Frieden und nun erſt recht im 
Krieg reitende Tat von 1879 zu verdanken iſt“. 

Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 


Nenkamp, Dr. Reichsgerichtsrat. Das Kriegs 
wucherſtrafrecht und ſeine Bedeutung für 
den Handel. 80 S. Halle a. S. 1918, C. Marhold, 
VBerlagsbuchhandlung. Preis Mk. 3.—. 


Die Anſchauungen des inzwiſchen verſtorbenen 
Berfaflers find ſtark von der Auffaſſung der Handels; 
kreiſe beeinflußt, ſo daß man ſich vielfach nicht mit 
ihnen einverſtanden erklären kann. Dieſe etwas ein⸗ 
20 e Beurteilung der ſchwebenden Fragen beein— 
rächtigt einigermaßen den Wert der Abhandlung für 
die beteiligten Kreiſe, insbeſondere für den Gebrauch 
der mit dem Vollzug der Wucherbekämpfung betrauten 
Behörden. Abgeſehen davon aber bietet das Werks 
chen in gedrängter Faſſung einen anſchaulichen Ueber» 
blick über den derzeitigen Stand der Geſetzgebung und 
Rechtſprechung. Für die mit dem Ausbau der Kriegs⸗ 
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geſetzgebung befaßten Stellen insbeſondere bietet die 
zum Teil berechtigte Kritik viele recht beachtenswerte 
Anregungen, und gibt wertvolle Fingerzeige für die 
künftige Geſtaltung der Wucherbekämpfung. 

München. Staatsanwalt Dr. Bretzfeld. 


Kahn, Dr. Otte, Rechtsanwalt, München. Das Steuer⸗ 
programm der Reichsregierung. Vortrag 
gehalten am 3. Febr. 1919 auf einer vom Bayer. 
Induſtriellen⸗Verband uſw. veranſtalteten Verſamm⸗ 
lung. 19 S. München, Berlin und Leipzig 1919, 
J. Schweitzer Verlag. 

Der Verfaſſer beleuchtet in ſachkundiger Weiſe die 
neuen Steuervorlagen vom volkswirtſchaftlichen, ſteuer⸗ 
rechtlichen und ſteuertechniſchen Geſichtspunkt aus. Er 
begnügt ſich aber nicht nur mit einer Kritik, ſondern 
macht ſehr beachtenswerte poſitive Gegenvorſchläge, 
um die Ungerechtigkeiten der jetzigen Entwürfe zu 
lindern. Es würde zu weit führen, hier auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen, hervorgehoben ſei nur, daß der Ver⸗ 
faſſer in ganz beſonderer Weiſe auf die ſchlimmen 
pſychologiſchen Wirkungen der Steuervorlagen hin⸗ 
weiſt. Mit Recht geht er davon aus, daß jede Steuer 
um fo ergiebiger wird, je gerechter fie empfunden wird. 
Wer ſelbſt ein Veranlagungsgeſchäft durchgeſührt hat, 
weiß, welch große Gefahr es bedeutet, wenn ſich erſt 
einmal in dem Steuerpflichtigen der Glaube feſtſetzt, 
daß die Steuer ihn vollſtändig erdrückt und er daher 
zur Notwehr gegenüber dem Fiskus greifen müſſe. 
Das weitere Sinken der Steuermoral iſt die unaus⸗ 
bleibliche Folge. Der kleinen Schrift iſt die größte 
Verbreitung zu wünſchen. Nur wenn die Oeffentlich⸗ 
keit vollſtändig über die Tragweite der Steuervorlagen 
aufgeklärt iſt und immer wieder einmütig Proteſt er⸗ 
hebt, läßt es ſich verhindern, daß Steuergeſetze ge⸗ 
ſchaffen werden, die den gewiſſenhaften Steuerzahler 
wirtſchaftlich vernichten, während derjenige, „welcher 
ein leichteres Gewiſſen und — beſſere Nerven hat“ 
die Laſt von ſich abſchüttelt. 

Berlin. Dr. Becher. 


Becher, Dr. C., Berlin, Umſatzſteuergeſetz mit den 
Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats unter 
Berückſichtigung der preuß. u. bayr. Vollzugsvor⸗ 
ſchriften. [Aus „Schweitzers braunen Handaus⸗ 
gaben“ ]. 86. 244 S. München 1918, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Geb. Mk. 7.50 zuzüglich 
25%ũ9c Teuerungszuſchlag. 

Der ganze Inhalt des Werkes mit ſeinen zahl⸗ 
reichen, dem täglichen Geſchäftsleben und den nicht 
immer einfach gelagerten beſonderen Verhältniſſen der 
Kriegswirtſchaft entnommenen Beiſpielen ließe uns 
auch ohne den einſchlägigen Hinweis des Verfaſſers 
im Vorwort erkennen, daß das Buch aus der Praxis 
entſtanden ſein muß. Es rechtfertigt aber auch die 
Beſtimmung „für die Praxis“. Dabei begnügt ſich 
der Verfaſſer keineswegs, im Einzelfalle die ihm richtig 
erſcheinende Löſung zu geben. Er ſchürft vielmehr 
in die Tiefe und geht den da und dort ſich ergebenden 
Zweifelsfragen an der Hand der Geſetzgebungsmate⸗ 
rialien mit ſcharfſinnigen Unterſuchungen und unter 
Anwendung aller juriſtiſchen Auslegungsbehelfe auf 
den Grund. Seine Arbeit iſt daher — wie für den 
Geſchäftsmann — ſo auch für den Juriſten, der ſich 
über Einzelfragen eingehend unterrichten will, eine 
reiche Fundgrube. Möge dem Verfaſſer der verdiente 
Erfolg nicht verſagt bleiben. 

München. Bezirksamtsaſſeſſor Spltzauer. 


Ssergel⸗Warneyer, Jahrbuch des Zivilrechts, heraus⸗ 
gegeben von Hofrat Dr. Ssergel, OL GRat Dr. War⸗ 
neyer und Geh. Rat Dr. Becker, Vortr. Rat im preuß. 
Juſtizminiſterium. 19. Jahrg. 8°. XIII und 468 S. 
Stuttgart, Deutſche Verlags-Anſtalt. Geb. Mk. 18.—. 

Schon vor dem Kriege machten fid) Beſtrebungen 
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geltend, die das Uebermaß im Erſcheinen juriſtiſcher 
Bücher, insbeſondere die Verzettelung der Nachweiſe 
über Entſcheidungen eindämmen wollten. Sie fanden 
zunächſt bei Herausgebern und Verlegern wenig Gegen⸗ 
liebe. Die durch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe ge⸗ 
zeitigte Steigerung der Druckkoſten ſcheint nun einen 
neuen und verſtärkten Antrieb nach dieſer Richtung 
gegeben zu haben. In der bisherigen Weiſe kann es 
nicht weitergehen, die einzelnen Erſcheinungen rauben 
ſich ſonſt gegenfeitig die Lebenskraft. Eine Verein- 
— iſt aber auch um der Leſer willen erwünſcht, 
enen nicht mehr zugemutet werden kann, an ver⸗ 
ſchiedenen Stellen nach dem zu ſuchen, was ſie für 
Beruf und Studium brauchen. 

Einen vorerſt noch beſcheidenen Anfang beſſerer 
Salomnientoflung bedeutet es, daß die beiden bekannten 
Ueberſichten über Rechtſprechung und Schrifttum von 
Warneyer und Soergel vereinigt worden ſind. In 
einem handlichen Bande ſind jetzt die Nachweiſe zum 
geſamten bürgerlichen Recht des Reichs und der Bundes⸗ 
ſtaaten mit Einſchluß des Handels⸗ und Prozeßrechts, 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, des Grundbuchweſens 
uſw. niedergelegt. Die Art der Wiedergabe iſt im 
weſentlichen die gleiche geblieben wie bisher. Daß eine 


ſolche Ueberſicht als techniſches Hilfsmittel unentbehr⸗ 


lich iſt, braucht nicht mehr hervorgehoben zu werden. 
In dem Werke ſteckt eine Rieſenarbeit, insbeſondere 
iſt im Herausarbeiten der aus den Entſcheidungen ge⸗ 
wonnenen Rechtsſätze Vortreffliches geleiſtet. 


5 


Zihr, G., Juſtizrat, Rechtsanwalt in Bamberg, Führer 
durch das Umſatzſteuergeſetz. Erläuterungen 
mit Beiſpielen; Geſetzestext; die den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen beigegebenen Muſter und die bayr. 
Vollzugsvorſchriften. IV / 116. Bamberg 1918. Kom⸗ 
miſſtonsverlag: W. E. Heppleſche Buchhandlung Bam⸗ 
berg. Preis Mk. 3.—. 

Der Verfaſſer gibt uns in gemeinverſtändlicher 
Darſtellung der einzelnen Beſtimmungen einen prak⸗ 
tiſchen Führer durch das in das geſamte Wirtſchafts⸗ 
leben ſcharf einſchneidende Umſatzſteuergeſetz. Beiſpiele 
aus dem täglichen Geſchäftsleben erleichtern das Ver⸗ 
ſtändnis und die Anwendung. Ein zweckdienliches Sach⸗ 
regiſter kommt uns zu Hilfe, wenn wir uns über 
Einzelfragen raſch Aufſchluß erholen wollen. Das 
Ziel des Verfaſſers, vor allem dem Geſchäftsmann 
die Vorſchriften des Geſetzes näher zu bringen und 
ihn mit den vom Geſetze geforderten Einrichtungen 
und Maßnahmen bekannt zu machen, darf daher als 
vollkommen erreicht gelten. Für den Juriſten möchte 
freilich das vorbeſprochene Werk von Dr. Becher den 
unbedingten Vorzug verdienen. 

München. Bezirksamtsaſſeſſor Spigauer. 


Starke, Dr. Arthur, Rechtsanwalt in Berlin. Gewerb⸗ 
liche Zwangs verbände und Stillegungen. 
50 Seiten. Berlin 1918, Verlag von Franz Vahlen. 
Geh. Mk. 2.—. g 

Der Krieg hat die Zuſammen⸗ und Stillegungen 
von Fabriken, Handels⸗ und Handwerksbetrieben in 
einem ſolchen 1 e notwendig gemacht, daß viele 

Betriebsinhaber hierdurch ihre bisherige Erwerbs⸗ 

tätigkeit verloren haben. Willkommen iſt daher eine 

Darſtellung der Neuordnung der Rechtsverhältniſſe für 

die Betriebsinhaber und die ſonſtigen durch die Kriegs⸗ 

maßregeln betroffenen Perſonen. Die Schrift beſchäftigt 
ſich auch mit den Rechtsverhältniſſen der Zwangsver⸗ 
bände. Der Verfaſſer beſchränkt ſich nicht auf die 

Behandlung des geſamten einſchlägigen geſetzlichen 

Materials; er macht auch Verbeſſerungsvorſchläge. 
Schweldnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Buch, Dr. Georg, 1 Der Krieg und die 
Vertragsfreiheit. 24 Seiten. Breslau 1918, 
Verlag von Wilh. Gottl. Korn. Geh. Mk. 1.—. 


Der Verfaſſer erörtert, in welcher Weiſe der Krieg 
in die Vertragsfreiheit eingegriffen hat. Er behandelt 
den Zwang zum Vertragsſchluß, die Monopoli 1 
den Ausſchluß gewiſſer Perſonen vom Handel, die 
Bezugserlaubnis, die Bertragsverbote, die Einwirkung 
auf den Vertragsinhalt durch Mehrung des zwingenden 
Rechts und Beſchränkung der freien Preis vereinbarung, 
die nachträgliche Aufhebung oder Abänderung der durch 
den Vertragsſchluß begründeten Rechte und Pflichten 
hinſichtlich des Vertragsbeſtandes und des geieslißen 
Leiſtungsinhalts. Die Schrift verdankt ihre Entſtehung 
einem Vortrage, den der Verfaſſer am 29. Juli 1918 
in der rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftlichen Sektion der 
Schleſiſchen Geſellſchaft für vaterländiſche Kultur in 
Breslau gehalten hat. 

Schweidnitz. Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Hirſch, Friedrich, Oberamtsrichter in Nürnberg. Die 

Bormundſchaft über Minderjährige nach 
BB. Ein Nachſchlagbüchlein für Vormünder u. 
ſolche, die es werden wollen. 143 S. Nürnberg. 


Verlag des Landes vereins für Innere Miſſion in 


Bayern. 
Das Büchlein iſt für Laien 5 Der ge⸗ 
bildete Vormund findet in ihm in knapper, leicht ver⸗ 
ſtändlicher Darſtellung alles, was er für ſein Amt 
aus dem Rechte des BGB. und der einſchlägigen 
Nebengeſetze und aus den Bayer. Juſtizminiſterial⸗ 
entſchließungen zu wiſſen nötig hat. Möchten es 
recht viele zur Hand nehmen. Säle... 


Mitteilung. 


Der 1. Verbandstag des bayer. Auwaltsverbandes 
E. 8. wird auf Sonntag, den 13. und Montag den 
14. Juli 1919 nach München, Hotel Union, einberufen. 


Tagesordnung: a 
Sonntag, den 13. Juli, vorm. 9 Uhr. 


Bericht über die bisherige Tätigkeit. 
Kaſſenbericht, Entlaſtung. 
Antrag des Ausſchuſſes auf Satzungsänderung. 

8 13 Satz 1 der Satzung ſoll von nun ab lauten: 


„Die laufenden Geſchäfte des Verbandes werden 
durch einen Ausſchuß von 7—11 (bisher 5—9) 
Mitgliedern geführt.“ 

. Neuwahl des e 

. Die Reform der bayeriſchen Landesgebührenord⸗ 
nung für Rechtsanwälte. Berichterſtatter: 
Herr Rechtsanwalt Dr. Oeſtreich⸗ München. 
Zweiter Berichterſtatter: Herr Rechtsanwalt Dr. 
Lang Nürnberg. 


Montag, den 14. Juli, vorm. 9 Uhr. 


Die Kontingentierung des juriſtiſchen Nachwuchſes 
in Bayern. Berichterſtatter: 5 Rechtsanwalt 
Dr. Hirſchberg⸗ München; Herr Juſtizrat Hacker⸗ 
Neumarkt (Oberpfalz). 
| Zu den Verhandlungen des Berbandstages werden 
die Delegierten der Verbandsvereine und die Einzel⸗ 
mitglieder hiermit eingeladen. Auch alle nicht delegierten 
Mitglieder von Verbandsvereinen können an den Ver⸗ 
handlungen teilnehmen. 


8 
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. | Einer der Tragpfeiler des deutſchen Staates, 
die Zulunft des deuticen Leantentuns. „ Einer ber Zroppeiter bes beuäen ae 


Seine Gefährdung in Bayern. deutſche 5 1 15 oegen, das Be: 
amtentum der Vorwurf erhoben, daß es eine 
eee Hauptſtütze des Autoritätsgedankens war, der 
I. uns ins Unglück geftürzt habe, und daß es ſtets 
Die Staatsumwaälzung hat alle öffentlichen ein Hindernis für eine geſunde freiheitliche Enk⸗ 
Einrichtungen in Deutſchland in Fluß gebracht. wicklung geweſen ſei. Deswegen ſei für es im 
An alle überkommenen Inſtitutionen wird die Aufbau des neuen Staates kein oder doch nur 
kritiſche Frage geftellt, ob fie bei der neuen Staats: ein beſchränkter Raum. Jetzt müſſe vielmehr im 
form und der geänderten Einſtellung der öffent⸗ weiteſten Umfang an den Ausbau der Selbſtver⸗ 
lichen Meinung noch Beſtand haben können. Da waltung und auch im Bereich der einzuengenden 
nun der Umſturz nicht das Ergebnis einer ſchon Staatsverwaltung an die Heranziehung von un⸗ 
lange vorbereiteten inneren Umgeſtaltung, ſondern mittelbar aus dem Volk entnommenen friſchen 
die Folge des unvermittelten äußeren Zuſammen⸗ | Kräften geſchritten werden. 5 
bruchs war, fehlt es an großen Entwicklungs⸗ Es iſt vom objektiven Standpunkt aus anzu⸗ 
tendenzen, die ſich, ihrem eigenen Geſetz folgend, erkennen, daß die wiedergegebene Kritik nicht jeder 
unaufhaltſam Bahn brechen könnten. Deswegen Berechtigung entbehrt. Auch die Forderung nach 
find es häufig entweder rein parteipolitiſche Macht⸗ Ausbau der Selbſtverwaltung iſt abgeſehen von 
forderungen oder rein theoretiſche Schlußfolgerungen, | der erzieheriſchen Bedeutung aus dem Grunde be- 
| 


deren Ueberleitung in praktiſche Wirkſamkeit unter ſonders aktuell, weil in dem parlamentariſch⸗repu⸗ 
Beiſeiteſchieben des bisher Beſtandenen als un⸗ blikaniſchen Syſtem die Selbſtverwaltung ein Gegen⸗ 
bedingt notwendig erklärt wird. gewicht gegen die Tyrannei der Parteiherrſchaft 
Nun kann auf der einen Seite kein Zweifel abgeben kann. Eine gewichtige Einſchränkung 
beſtehen, daß der Uebergang von der monarchiſchen dieſes Gedankens wird übrigens noch berührt 
in die republikaniſche Staatsform im Aufbau des werden. Nicht gut zu heißen iſt dagegen das 
ganzen Staates eine Reihe von tiefgreifenden Verlangen, das Berufsbeamtentum gänzlich über 
Umänderungen nach ſich ziehen muß. Auf der | Bord zu werfen. Dieſe Folgerung wäre nur dann 
anderen Seite iſt es aber ein Gebot beſonnener richtig, wenn ſich die Leiſtungen des deutſchen Be⸗ 
Staatspolitik, dafür zu ſorgen, daß nicht nur ge⸗ amten in der befehdeten Wirkſamkeit erſchöpft 
ändert werde, um zu ändern, ſondern daß man hätten. 
ſich darüber Rechenſchaft abgibt, ob nicht gewiſſe Dies iſt natürlich nicht der Fall. Wodurch 
grundlegende bewährte Einrichtungen erhalten war die Stellung des Beamtentums im Staate 
werden können und ſollen, weil ſie ſich ohne vorwiegend charakteriſiert? Sechs Punkte können 
Schwierigkeiten in den Rahmen der Neuordnung ein⸗ da angeführt werden: Der maßgebende politiſche 
fügen laſſen. Denn wenn an einemHaus gleichzeitigan Einfluß, eine gewiſſe ſoziale Geſchloſſenheit, ein 
allen Ecken und Enden umgebaut wird, ohne daß ſtarkes Staatsbewußtſein, ausgeprägte Pflichttreue, 
ein großer einheitlicher Plan zugrunde gelegt iſt, beſondere Sachkunde, eine rechtlich geſicherte Lebens⸗ 
dann kann es paſſieren, daß nicht nur das archi⸗ ſtellung. 
tektoniſche Bild vollſtändig verdorben wird, ſondern Die Vorwürfe richten ſich hauptſächlich gegen 
auch, daß der ganze Bau zuſammenkracht. den politiſchen Einfluß und die ſoziale Geſchloſſen⸗ 
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heit. Der erſtere iſt durch die neue Entwicklung 
beſeitigt. Die letztere wurde hauptſächlich im Zu⸗ 
ſammenhang mit der erſteren bekämpft. Im 
übrigen kommt ihr eine beſondere Bedeutung für 
die Pflege und Erhaltung der aufgezählten poſi⸗ 
tiven Eigenſchaften: Staatsgefühl, Pflichteifer, 
Sachverſtändnis zu. Daß dieſe Attribute aber 
von allergrößtem Wert für das Gedeihen des 
Staates waren, iſt wohl ſo ziemlich allgemein aner⸗ 
kannt. Gerade dadurch hat ſich die deutſche Beamten⸗ 
ſchaft vor der der meiſten andern Staaten ausge⸗ 
zeichnet. Dadurch iſt die gewiſſe ſachliche Güte, 
Verläßlichkeit, Exaktheit der Verwaltung, die kaum 
irgendwo ihres gleichen hatte, bewirkt und gewähr⸗ 
leiſtet worden. 

Der letzte Punkt iſt die geſicherte Lebens⸗ 
ſtellung. Sie bildet die eigentliche Vorausſetzung 
für die hervorgehobenen Eigenſchaften des Be⸗ 
amtentums. Denn ſie allein hat die Vorbe⸗ 
dingungen für die beſondere Hingabe an den Be⸗ 
ruf, die ſorgfältige Vorbildung, die weitere Aus: 
bildung, den ſachlichen Ehrgeiz geſchaffen. Der 
dringendſten materiellen Sorge enthoben, konnte 
der Beamte alle ſeine Kräfte der Sache widmen, in 
deren Dienſt er ſich geſtellt hatte. Aus der dauernden 
Anſtellung ergab ſich auch noch eine weitere be⸗ 
deutſame Folge: eine gewiſſe politiſche Unabhängig⸗ 
keit. Der Verwaltungsbeamte hat zwar kein 
Recht auf einen beſtimmten Dienſtpoſten, er kann 


jederzeit von dieſem entfernt werden, wenn er mit 


den Anſchauungen ſeiner Vorgeſetzten in Wider⸗ 
ſpruch kommt, er kann auch ſelbſt um ſeine Ent⸗ 
hebung bitten. Aber damit iſt nicht ſeine Exi⸗ 
ſtenz, ſein Beruf verloren, er kommt einfach auf 
einen anderen Poſten und wirkt dort weiter im 
Dienſte der Sache, der er ſein Leben gewidmet 
hat. Juriſtiſch liegt die Sache ſo: der Richter 
hat ein ſubjektives Recht auf ſeinen beſtimmten 
Dienſtpoſten, ſein Amt, der Verwaltungsbeamte 
nur ein Recht auf eine etatsmäßige Stelle.“) Die 
politiſche Unabhängigkeit der Beamten wird in 
klaſſiſcher Weile von Bismark bezeugt, der ſich 
immer wieder über den Eigenfinn der liberalen 
Geheimräte beklagt. 

An dieſen beſonderen Eigenſchaſten, die das 
deutſche Beamtentum entwickelt hat, iſt der Punkt, 
wo eingeſetzt werden muß. Die politiſche Stellung 
des Standes als ſolchen iſt, wie bereits erwähnt, 
unter den jetzigen Verhältniſſen erledigt. Daß der 
einzelne für ſich eine ſolche Stellung begründet, 
iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen, eine Frage ſeiner 
perſönlichen Fähigkeiten. Gar kein Grund beſteht 
aber dafür, daß der deutſche Staat das beſondere 
Guthaben, das er in der Staatstreue, dem Pflicht- 
bewußtſein und der Sachkunde ſeiner Beamtenſchaft 
beſitzt, jezt. wo ſo viele ſonſtige deutſche Guthaben 


) Vgl. über die rechtliche Bedeutung der Begriffe 
„Amt“ und „Stelle“ meinen 10 93 der ches 
Viertel jahresſchrift N. F. XXVII 


liquidiert werden müſſen, ſelbſt liquidiert. Im 
Gegenteil, es herrſcht das größte Jutereſſe an feiner 
Erhaltung. 


Wie ſoll nun dieſes alte Beamtentum in den 


neuen Staat eingegliedert werden? Hier ergeben 
ſich vor allem zwei Fragen. Iſt ein lebenslänglich 
angeſtelltes Beamtentum in der republikaniſch⸗ 
parlamentariſchen Demokratie überhaupt möglich? 
In welchen Zuſammenhang iſt es mit der Selbſt⸗ 
verwaltung zu bringen? 

Die erſte Frage beantwortet ſich mit einem ent: 
ſchiedenen Ja. In den Zentralſtellen iſt die Mit⸗ 
arbeit des Berufsbeamten nicht zu entbehren. Die 
wirtſchaftlichen, ſozialen, techniſchen, rechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe werden immer verwickelter, ihre Beherr⸗ 
ſchung täglich ſchwerer. Nichts iſt hier gefährlicher 
als ein ſpieleriſcher Dilettantismus, nichts nötiger 
als eine ſolide Grundlage. Aber auch bei den 
mittleren und unteren Behörden beſteht das gleiche 
Erfordernis. 

Eine beſondere Bedeutung kommt der gewiſſen 
Unabhängigkeit nach oben und unten zu als wert⸗ 


volles Korrektiv gegen die Parteiherrſchaft, ſei es 


nun die im Parlament vertretene, ſei es die örtlicher 
Faktoren. Die erſtere verliert durch die Mit⸗ 
wirkung mehr unbeteiligter Kräfte an Einſeitigkeit 
und wird darum ertraͤglicher. In bezug au 
die letztere ſpielt dann der Zuſammenhang mit der 
Selbſtverwaltung herein. 


Die wichtigſte Aufgabe iſt dabei die richtige 


Abgrenzung der Staats⸗ und der Selbſtverwaltung 
durch ſorgfältige Auswahl der beiderſeitigen Auf 
gaben. Wo der Schwerpunkt auf der Berück⸗ 
ſichtigung territorial oder örtlich beſchränkter Ver⸗ 
hältniſſe liegt, da iſt eine Selbſtverwaltung am 
Platze, wo es auf die großen Zuſammenhänge mit 
dem Staatsganzen ankommt, bedarf es mindeſtens 
der Verbindung mit der Staatsverwaltung in irgend⸗ 
einer Form (Einvernehmen, Aufſicht uſw.). Schließ⸗ 
lich gibt es wichtige Belange, in denen für eine 
unmittelbare Mitwirkung der Bevölkerung über⸗ 
haupt kein Raum iſt. Damit iſt dann für eine 
reinlich geſchiedene Vertretung der beiderſeitigen 
Intereſſen geſorgt: Die Selbſtverwaltungsorgane 
bringen in perſönlicher Unabhängigkeit die Inter⸗ 
eſſen der Selbſtverwaltungskörper zur Geltung, 
die ſtaatlichen Organe die von ihnen zu vertreten⸗ 
den Geſichtspunkte, und dieſe reinliche Trennung gilt 
vor allem auch dort, wo beide Teile zuſammen⸗ 
zuwirken haben. Eine Vermiſchung beider Auf: 
gaben wäre von größtem Nachteil, da keine zur 
vollen Auswirkung kaͤme. Das Reſultat wäre das 
Zufallsergebnis ſich unorganiſch kreuzender und 
mengender Erwägungen und Beſtrebungen, nicht 
die Diagonale der ordnungsgemäß erfaßten 
Intereſſen. 

Hiebei iſt nun noch ein weiteres Moment zu 
beachten. Die Technik der politiſch⸗ republikaniſchen 
Demokratie iſt darauf abgeſtellt, im Wege der 
Mehrheitsbildung aus den durch Volkswahl in 
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ihren Stärkeverhältniſſen beſtimmten politiſchen berufsmäßigen Bürgermeifter, Stadt: und Gemeinde⸗ 


Parteien des Landes einen einheitlichen Staats⸗ 
willen zu ſchaffen. Ein Ausſchuß dieſer Mehrheit 
bildet das Miniſterium. Dieſes iſt mit allen 
Machtvollkommenheiten für die Verwaltung, aber 


auch mit der vollen Verantwortlichkeit für deren. 


Gebrauch ausgeſtattet. Darum iſt es notwendig, 
daß ihm die Unterorgane unterſtellt, an ſeine 
Weiſungen gebunden find. Sonſt kann die Ber: 
antwortung nicht übernommen werden. Hieraus 
ergeben ſich neben den bereits genannten weitere 
Geſichtspunkte für das Ausmaß und die Abgrenzung 
der Selbſtverwaltung. Beides muß verſchieden 
beſtimmt werden, je nachdem für den einzelnen 
Gegenſtand die Impulſe vom Zentrum aus voll 
zur Geltung kommen ſollen oder ein Zuſammen⸗ 
fließen mit den lokalen Triebkräften oder endlich 
deren alleinige Betätigung am Platze iſt. In dieſen 
Punkten muß volle Klarheit herrſchen. Jede Un⸗ 
klarheit ſtört den Aufbau der politiſchen Organiſation 
und verhindert jo die befriedigende Löſung der 
unendlich verſchlungenen öffentlichen Fragen. 

Daß übrigens die von der Zentrale ausgehenden 
Impulſe in geſunder Weiſe wirken, daß dabei auf 
Recht und Geſetz geſehen, politiſche Extratouren 
tunlichſt vermieden werden, iſt eine natürliche Sorge 
des in ſeiner dauernden Stellung geſicherten Be⸗ 
amtentums. Unter Umſtänden liegt in dieſem 
ſcheinbar abhängigſten Teil des öffentlichen Apparates 
die verhältnismäßig größte Garantie für ein ob⸗ 
jektives Vorgehen. 

An ſolchen Maßſtäben gemeſſen müſſen beiſpiels⸗ 
weile die Vorſchläge von Drews in der DI3Z. 
Heft 9/10, 1919, die in dem vollen Uebergehen 
der preußiſchen Staatsverwaltung in die Selbſt⸗ 
verwaltung münden, entſchieden abgelehnt werden. 
Sie find auf rein theoretiſchen Erwägungen auf: 
gebaut, wobei das oben ſkizzierte Weſen der Sache 
ganz verkannt wird. Zu ſolchen Experimenten iſt 
jetzt nicht der richtige Moment. Es herrſcht ſchon 
genug Unruhe, die nicht vermeidbar iſt, und dabei 
iſt der Volkskörper nicht geſund, jede weitere Er⸗ 
ſchütterung kann gefährlich werden. Uebrigens 
ſpricht die Selbſtkritik des Verfaſſers am Schluſſe 
ſeiner Abhandlung das Todesurteil über ſeine Vor⸗ 
ſchlaͤge aus. 


II 


Im Anſchluß an dieſe allgemeinen Betrach⸗ 


tungen ſoll nun an der Hand der jüngften bayeriſchen 
Geſetzgebung gezeigt werden, wie dringend der er⸗ 
hobene Mahnruf iſt. Die bayeriſche Geſetzgebung 
beginnt nämlich mit kräftigen Schlägen gegen die 
Säule des Beamtentums auszuholen. In erſter 
Linie iſt hier das Geſetz über die Selbſtverwaltung 
vom 22. Mai l. J., GVBl. S. 239 anzuführen, 
das vom Miniſterium auf Grund einer außer⸗ 
ordentlichen Zuſtändigkeitserweiterung durch den 
Landtag erlaſſen worden iſt. Dieſes Geſetz be⸗ 
ſeitigt nicht nur die lebenslängliche Anſtellung der 
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rate (Art. 6), ſondern greift auch grundlegend in 
die Verhältniſſe des eigentlichen Staatsdienſtes ein, 
indem den Selbſtverwaltungsfaktoren der unterſten 
Organiſationsſtufe, des Bezirkes, ein ausſchlag⸗ 
gebender Einfluß auf die Beſetzung der Bezirks⸗ 
amtmannſtellen eingeräumt wird. B 

Dies in doppelter Beziehung. Die Ernennung 
eines Bezirksamtmanns ſoll ſich künftig in der 
Weiſe vollziehen, daß das Staatsminiſterium des 
Innern dem Bezirksausſchuſſe „eine unter tun⸗ 
lichſter Berückſichtigung etwa ſchon vor⸗ 
gebrachter Wünſche zuſammengeſtellte Liſte 
der in Frage kommenden Beamten“ überweiſt. 
Aus dieſer Lifte präfentiert der Bezirksausſchuß 
drei Anwärter, von denen das Staatsminiſterium 
einen auszuwählen hat (Art. 24). Dann aber iſt 
dem Bezirkstag, alſo dem Plenum der auf demo⸗ 
kratiſcheſter Grundlage gewählten Bezirksvertretung, 
auch das Recht eingeräumt, die Abberufung 
eines im Amte befindlichen Bezirksamtmannes mit 
der Wirkung zu verlangen, daß das Staats⸗ 
miniſterium dieſen Antrag vollziehen muß (Art. 25). 
Als Kautel iſt gefordert, daß der betreffende Be⸗ 
amte wenigſtens ein Jahr auf ſeinen Poſten ge⸗ 
ſtanden ſein muß, ferner in formeller Beziehung 
Antrag eines Drittels der Bezirksvertreter, Be⸗ 
ſchluß früheſtens vier Wochen nach der Antrag⸗ 
ſtellung und Zweidrittelmehrheit auf dem Bezirkstag. 

Dieſe Kautelen ſind gewiß geeignet, übereilten 
Beſchlüſſen entgegenzuwirken. In der Hauptfrage 
aber, an der Tatſache, daß der Beamte, der bis⸗ 
her nur ſeinen vorgeſetzten Behörden Rechenſchaft 
ſchuldig war, in eine Abhängigkeit von der von 
ihm „regierten“ Bevölkerung gerät, wird nichts 
geändert. Es iſt klar, daß dadurch nicht nur die 
energiſche Durchführung der notwendigerweiſe nicht 
immer gerade allen willkommenen Staaisgeſetze 
und Regierungsanordnungen in Frage geſtellt, 
ſondern auch die ohnehin nur im unbedingt not⸗ 
wendigen Ausmaß aufrecht erhaltene Staatsaufficht 
über die Beſchlüſſe der Orts⸗ und Bezirksgemeinden 
beinahe illuſoriſch gemacht wird. Die Wirkſamkeit 
der in dem vorläufigen Staatsgrundgeſetz vom 
17. März 1919, GB Bl. S. 109 (88 2—3, 6—8) 
aufgeſtellten Grundſätze über die Verteilung und 
Ausübung der Staatsgewalt, wonach das Geſamt⸗ 
miniſterium als Organ des Landtages mit der 
vollziehenden Gewalt betraut iſt, wird auf dieſe 
Weiſe gerade bei der Stelle, der die eigentliche 
Durchführung obliegt, paralyfiert. 

Wie unorganiſch dieſer Eingriff in den Körper 
des Verwaltungsbeamtentums iſt, zeigt ſich ſchon 
darin, daß aus dem ganzen Apparat gerade eine 
Stelle, dieſe allerdings von beſonderer praktiſcher 
Bedeutung, zum Experiment herausgegriffen wird. 
Die Hilfsarbeiter des Bezirksamtmanns, die ihm 
ſonſt noch unterſtellten Beamten, das Perſonal 
der höheren Behörden, werden nicht berührt. Der 
Bezirksamtmann wird fo zu einem Zwitter zwiſchen 
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Regierungsorgan und Vertrauensmann der poli⸗ 
tiſchen Mehrheit im Bezirk, berufen die Staats⸗ 
aufſicht über eine Körperſchaft zu üben, die für 
ſein Verbleiben auf dem Poſten entſcheidend iſt. 

Der auf Verlangen des Bezirkstages abberufene 
Bezirksamtmann wird allerdings nicht aus dem 
Staatsdienſt entlaſſen, ſondern auf einen anderen 
Poſten verſetzt. Sein Recht auf die lebensläng⸗ 
liche Anſtellung bleibt ſonach unberührt. Das 
Eigenartige iſt nur der Einfluß außerhalb ſtehender 
Faktoren auf ſein dienſtliches Schickſal. 

Eine zweite legislative Maßnahme in bezug 
auf die Rechtsſtellung des Beamtentums, die hier 
erwahnt werden muß, iſt eine Beſtimmung des 
bayeriſchen Verfafſungsentwurfes. 8 35 Abſ. 3 
beſtimmt: „Mit Ausnahme der Richterſtellen können 
Amtsſtellen nicht auf Lebenszeit verliehen werden“. 
Dieſe Faſſung iſt höchſt unklar und darum be⸗ 
denklich. Man weiß nicht recht, ob hier nur die 
Beſetzung der einzelnen Dienſtpoſten gemeint iſt, 
ohne die Anſtellung als Ganzes zu tangieren. 
Dann wären nur beſondere Beamtengruppen, wie 
z. B. die Hochſchullehrer, durch dieſe Vorſchrift 
getroffen. Oder ſoll hier die Axt an die Wurzel 
des Verwaltungsbeamtentums gelegt werden, indem 
man ihm die dauernde Anſtellung entzieht? Der 
folgende Abſatz 4 ſichert „unwiderruflich angeſtellten 
Staatsbeamten“ das gerichtliche Forum für Straf⸗ 
verſetzung und Entlaſſung. Sind darunter auch 
andere als richterliche Beamte verſtanden? Eine 
ſo kardinale Frage wäre einer ſorgfältigeren Be⸗ 
handlung wert geweſen. Der Verfaſſungsausſchuß 
ſcheint nun allerdings nach Zeitungsnachrichten die 
Ernennung der Beamten auf Lebenszeit als Regel 
aufgeſtellt zu haben. Es iſt bezeichnend für das 
geringe Verſtändnis der öffentlichen Meinung für 
die grundlegende Wichtigkeit dieſer Frage, daß die 
Zeitungsberichte über die betreffenden Verhand⸗ 
lungen ſehr kurz und ungenau waren. 


Einige Fragen aus dem Lechte der Bayer. 
Vermögenſteuer nach dem Geſetze vom 
22. Auguſt 1918. 


Von Rechtsanwalt Dr. G. Lang in Nürnberg.“) 
1 


Der Umfang der Neuveranlagung bei 
Mehrungen und Minderungen im Laufe 
der drei Vermögenſteuerjahre. 

Im allgemeinen iſt nach Art. 3 des Geſetzes 
für die Beſteuerung maßgebend der Stand des 
Vermögens, wie es auf das Ende des Beſitzſteuer⸗ 


1) Der Aufſatz war lange vor dem Erſcheinen der 
beiden Kommentare von Breunig und Fürnrohr zum 
Abdruck angenommen, wurde aber mit Rückſicht auf 
dieſe umgearbeitet und ergänzt. 
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veranlagungszeitraums feſtgeſtellt worden iſt und 
zwar für die auf dieſen Veranlagungszeitpunkt 
folgenden drei Vermögenſteuerjahre; für die erſte, 
nur für das Vermöͤgenſteuerjahr 1919 erfolgende 
Veranlagung laſſen die Vollzugsvorſchriften dem 
Steuerpflichtigen die Wahl zwiſchen dem Stand 
vom 1. Januar 1919 und dem nach der erſten 
Beſitzſteuerveranlagung feſtgeſtellten Stand vom 
31. Dezember 1916, letzteres unter Vorbehalt der 


nach Art. 5 des Geſetzes zu berückſichtigenden 


Mehrungen und Minderungen in der Zeit zwiſchen 
dem 31. Dezember 1916 und 1. Januar 1919 
(8 3 der Vollzugsvorſchriſten vom 28. November 
1918, GVBl. 1918 S. 1289). Denn eine be⸗ 
ſondere Feſtſtellung des Vermögens erfolgt nach 
Art. 3 Abſ. 2 Ziff. 3 und Art. 5 des Geſetzes bei 
beſtimmten Aenderungen des Vermöͤgensſtandes 
innerhalb der drei Vermögenſteuerjahre, nämlich: 
1. Bei Mehrungen des ſteuerbaren Vermögens um 
mehr als 5000 M, infolge des Erwerbs von 
Todes wegen, einer Schenkung unter Lebenden, 
eines Lotteriegewinns, oder einer Vermöͤgens⸗ 
übergabe, | 
bei Minderungen des ſteuerbaren 
um mehr als ein Sechſtel, 

bei Minderungen des ſteuerbaren Vermögens, 
wenn nachgewieſen wird, daß der, bei dem die 
Minderung Beanſpruchenden wegfallende Ver⸗ 
mögensteil anderweitig zur Vermögenſteuer ein- 
gezogen wird. 

Nach Art. 3 Abſ. 3 iſt bei dieſer beſonderen 
Feſtſtellung maßgebend der Stand der Verhältniſſe 
zu Beginn des der Veränderung (Mehrung oder 
Minderung) folgenden Monats. Hier ſoll nun 
die Frage unterſucht werden, welchen Umfang dieſe 
beſondere Feſtſtellung hat, wobei Mehrungen und 
Minderungen beſonders betrachtet werden ſollen. 

1. Die Frage, ob die Neufeſtſtellung bei 
Mehrungen ſich auf die Mehrung beſchränkt, 
oder ob eine Neufeſtſtellung des geſamten ſteuerbaren 
Vermögens auf den Wert zum erſten des der 
Mehrung folgenden Monats zu erfolgen hat, iſt 
von erheblicher praktiſcher Bedeutung. Denn wenn 
nur der Wert der Mehrung ſeſtgeſtellt und dieſer 
Wert zu dem alten, nach dem Beſttzſteuergeſetz 
feſtgeſtellten Vermögen zugerechnet wird, haben die 
Veranlagungsbehörden und der Steuerpflichtige 
nur eine geringe Arbeit, während im Fall der 
Neufeſtſtellung des geſamten Vermögens beiden 
Teilen, beſonders bei Wertpapieren mit wechſelnden 
Börſenkurſen (Art. 3 Abſ. 2 Satz 2 Vermöͤgen⸗ 
ſteuergeſetz, § 34 Beſitzſteuergeſetzb große Umſtände 
erwachſen. Dazu kommt für die erſte jetzt ſtatt⸗ 
findende Veranlagung, wenn der Steuerpflichtige 
den Stand vom 31. Dezember 1916 wählt, die große 
Schwierigkeit der Feſtſtellung der Vermögenswerte 
mangels eines Börſenkurſes für die zurückliegende 
Zeit des Eintritts der Mehrung. Das amtliche 
Vermögenſteuererklärungsformular ſteht anſchei⸗ 
nend auf dem Standpunkt, daß einfach der Wert 


Vermögens 
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der Mehrung dem für den 31. Dezember 1916 
feſtgeſtellten Vermoͤgenſtand zuzurechnen ſei. Das 
zeigt die Frage auf der beer Seite des Formulars 
und die Erläuterung dieſer Frage, in der geſagt 
wird, daß der Pflichtige verlangen kann, daß der 
Stand vom 31. Dezember 1916 zugrunde gelegt 
wird, dem jedoch Erbfälle, Schenkungen uſw. zu⸗ 
zurechnen wären. Auch § 32 der Vollzugsvor⸗ 
ſchriſten beſtimmt, daß bei Vermögensmehrungen 
eine vollſtändige Neuveranlagung nur in den Fällen 
zu erfolgen habe, in denen das Vermögen des 
Steuerpflichtigen bisher nicht feſtgeſtellt war, daß 
in allen übrigen Fällen nur das zugewachſene 
Vermögen feſtzuſtellen und dem bisher feſtgeſtellten 
hinzuzurechnen ſei. Dem Pflichtigen bleibe jedoch 
unbenommen, nachzuweiſen, daß die Mehrung durch 
Vermögenseinbußen ganz oder teilweiſe ausgeglichen 
worden ſei. Nachgewieſene Minderungen ſollen 
entſprechend berüdfichtigt werden. Dieſer Stand: 
punkt der Vollzugsvorſchriften iſt ſchwankend. Die 
Beſtimmung, daß nur das zugewachſene Vermögen 
neu feſtzuſtellen ſei, iſt erſichtlich aus Zweckmäßig⸗ 
keitsgründen getroffen; das zeigt der nachfolgende 
Satz, daß der Pflichtige nachweiſen könne, daß 
die Mehrung durch Vermoͤgenseinbußen ganz oder 
teilweiſe ausgeglichen worden ſei. Damit wird 
im Endergebnis doch wieder auf den Stand des 
ganzen Vermdgens zur Zeit der Neufeſtſtellung ab» 
geſtellt und eine ſolche Neufeſtſtellung des ganzen 
Vermögens vorgeſehen. Es enthebt alſo dieſe, 
etwas um den Kern der Frage herumgehende Be⸗ 
ſtimmung der Vollzugsvorſchriften nicht von der 
Prüfung der Frage an Hand des Geſetzes; denn 
die Vollzugsvorſchriften können nicht contra legem, 
ſondern nur secundum legem weitere Ausführungs⸗ 
Beſtimmungen bringen. Der Wortlaut des Geſetzes 
in Art. 3 Abſ. 2 und 3 ſpricht entſchieden dafür, 
daß eine Neufeſtſtellung des geſamten ſteuerbaren 
Vermögens zu erfolgen hat. Denn wenn eine be⸗ 
ſondere Feſtſtellung des Vermögens bei Aenderungen 
des Vermögenſtandes erfolgen ſoll, ſo iſt „Ver⸗ 
mögen“ eben das „Geſamtvermögen“ und wenn 
für die Feſtſtellung der Stand der Verhältniſſe 
zu Beginn des der Veränderung folgenden Monats 
als maßgebend erklärt iſt, ſo begreift dieſer Stand 
der Verhältniſſe doch in erſter Linie den Stand 
und Wert des ganzen Vermögens in fi. Folgt 
man dieſer Auffaſſung, fo kann der von den Voll: 
zugsvorſchriften vorgeſehene Fall leicht eintreten, 
daß trotz einer Mehrung von über 5000 M eine 
ſteuerbare Aenderung des Vermögenſtandes dann 
nicht vorliegt, wenn das Stammvermögen infolge 
von Wertminderungen (Kursrückgängen, Verluſten 
uſw.) im Zeitpunkt, der für die Neufeſtſtellung 
maßgebend iſt, ſo zurückgegangen iſt, daß die 
Mehrung dadurch ganz oder teilweiſe ausgeglichen 
iſt. Auch der Zweck des Geſetzes, das nur be⸗ 
ſtimmte Wertſteigerungen innerhalb der Vermögen⸗ 
ſteuerjahre berüdfichtigen will, beweiſt, daß nicht 
rein formaliſtiſch und rechneriſch der Mehrungs⸗ 
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betrag dem alten auf einen früheren Zeitpunkt 
berechneten Vermögen zugerechnet werden ſoll, 
ſondern daß die erhöhte Steuer nur dann von 
einem beſtimmten Zeitpunkt an geſchuldet werden 
ſoll, wenn der Steuerpflichtige in dieſem Zeitpunkt 
um einen beſtimmten Betrag reicher geworden ift.”) 
Dieſe Frage kann aber nur gelöft werden durch 
eine Neubewertung feines Geſamtvermögens ohne 
Rückſicht darauf, ob dieſe Neufeſtſtellung leichter 
oder ſchwieriger iſt. Die für die erſte Veranlagung 
für das Vermögenſteuerjahr 1919 gegebene 
Schwierigkeit einer Feſtſtellung auf einen rückwärts 
liegenden Zeitpunkt iſt dadurch beſeitigt, daß jeder 
Steuerpflichtige ohne weiteres den Stand vom 
1. Januar 1919 zugrunde legen kann. 

2. Noch klarer wird, daß eine Neufeſtſtellung 
des geſamten Vermögens ſtattfinden muß, wenn 
man den Fall der Minderung um mehr als "le 
berückſichtigt. Hier beſtimmt nun auch 8 37 Abſ. 1 
der Vollzugsvorſchriften, daß zur Feſtſtellung, ob 
eine Verminderung des Geſamtwertes des ſteuer⸗ 
baren Vermögens um mehr als den 6. Teil ein⸗ 
getreten iſt, der Wert des geſamten ſteuerbaren 
Vermögens nach dem Stand zu Beginn des der 
Wertminderung folgenden Monats vollſtändig neu 
zu ermitteln iſt. Der Steuerpflichtige muß nach⸗ 
weiſen, daß ſich ſein geſamtes ſteuerbares Ver⸗ 
mögen um mehr als / vermindert hat. Die 
Gründe der Verminderung ſind belanglos. Sie 
können in geſchäftlichen Verluſten oder ſonſtigen 
Verminderungen des Stammvermögens oder in 
bloßen Wertminderungen, Kursverluſten ohne Ver⸗ 
aͤnderung des Stammvermögens beſtehen. Ver⸗ 
gleichsmaßſtab iſt das feſtgeſtellte Vermögen. Dieſem 
gegenüber muß die. Verringerung nachgewieſen 
werden, z. B. durch Nachweis der Hingabe der 
Schenkungen, die gemacht ſind, oder Nachweis des 
Verluſtes an börjenfähigen Wertpapieren durch 
Vorlage des amtlichen Kurszettels. Hält die Steuer⸗ 
behörde dieſen Nachweis an ſich für erbracht, ſo 
muß das geſamte Vermögen neu feſtgeſtellt werden; 
es wird nicht bloß der Verluſt von dem alten feſt⸗ 
geſtellten Betrag abgezogen. Hiebei iſt es leicht 
möglich, daß trotz Eintritt einer Verringerung ſich 
bei der Neufeſtſtellung ergibt, daß ein Verluſt von 
über /s des Vermögens trotzdem nicht vorliegt, weil 
die übrigen Vermögensteile ſich in ihrem Wert ent⸗ 
ſprechend erhöht haben. Bei dieſer Neufeſtſtellung 
des Geſamtvermögens find alle bis zum Neufeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt innerhalb der Vermögenſteuer⸗ 
jahre eingetretenen Mehrungen zu berüdfichtigen, 
auch Wertſteigerungen, Erſparniſſe, Spekulations⸗ 
gewinne, die nicht unter Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 
fallen und die daher an ſich, d. h. wenn keine Ab⸗ 
änderungsanträge vorliegen würden, nicht nach Art. 5 
Abſ. 1 Ziff. 1 eine Mehrung begründen würden 
($ 37 Abſ. 1 letzter Satz der Vollzugsvorſchriften). 
Dieſes Ausgleichungsergebnis kann fi auch noch 


N Breunig, Art. 5 VSt. Note 3. 
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im Laufe des nach Art. 5 Abſ. 3 möglichen Ein: 
ſpruchverfahrens und noch in den höheren Ver⸗ 
anlagungs⸗ oder Beſchwerdeinſtanzen ergeben. Ein 
einfacher Abzug der Minderung von dem alten 
nach dem Beſſitzſteuergeſetz feſtgeſtellten Vermögen 
wäre gegenüber dieſen möglichen Komplikationen 
für die Veranlagungsbehörde und den Steuer⸗ 
pflichtigen bei weitem einfacher, iſt aber nicht zuläſſig 
gegenüber dem Geſetz, das eine Neufeſtſtellung des 
Vermögens, nicht der Minderung allein vorſchreibt. 

3. Ebenſo hat im dritten Fall der Aenderung, 
nämlich der Minderung um weniger als /s, wenn 
der weggefallene Vermögensteil bei einer anderen 
Perſon zur Vermögenſteuer herangezogen wird 
(3. B. als Schenkung oder Bermögensübergabe von 
über 5000 M), Neufeſtſtellung des Geſamtvermögens 
bei dem Mindernden zu erfolgen.“) 

Die Feſtſtellung hat in allen Fällen der Mehrung 
und Minderung nach Art. 3 Abſ. 3 Satz 2 nach 
den eingehenden Vorſchriften des Befitzſteuergeſetzes 
zu erfolgen, deren weitere Erörterung hier natur⸗ 
gemäß nicht vorgenommen werden kann. 


II. 


Die Veranlagung e von Ehegatten, ſowie 
die Veranlagung bei allgemeiner und 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft. 


Beſteuerungsgrundlage für die drei nächſten 
Vermögenſteuerjahre iſt das nach dem Beſfitzſteuer⸗ 
geſetz auf das Ende des Beſitzſteuerveranlagungs⸗ 
zeitraums feſtgeſtellte, oder falls damals eine Feſt⸗ 
ſtellung nicht geſchehen iſt, das rückwärts auf dieſen 
Zeitpunkt beſonders feſtzuſtellende Vermögen (Art. 3 
Abſ. 1 u. 2 Ziff. 2, Abſ. 3). 

1. Waren die Ehegatten zum Veranlagungs⸗ 
zeitpunkt bereits verheiratet, bei der erſten Ver⸗ 
anlagung, alſo am 31. Dezember 1916, ſo erfolgte 
damals nach 8 14 des Beſitzſteuergeſetzes Feſt⸗ 
ſtellung ihres 1 nn Zuſammen⸗ 
rechnung beider Vermögen, falls die Ehegatten 
damals nicht dauernd voneinander getrennt lebten. 
Von dieſem durch Zuſammenrechnung feſtgeſtellten 
Vermögen auf den 31. Dezember 1916 wird dann 
bei der erſten Veranlagung für das Vermögen⸗ 
ſteuerjahr 1919 die Steuer für dieſes Jahr erhoben. 
Wird dann bei der naͤchſten Peſſeenerveramagung 
für den 31. Dezember 1919 wiederum nach 8 14 
des Beſitzſteuergeſetzes das Vermögen gemeinſam 
feſtgeſtellt, ſo bildet dieſe gemeinſame Feſtſtellung 
dann wieder die Grundlage für die nächſten drei 
Vermöͤgenſteuerjahre. Da nach Art. 4 des Ver⸗ 


2) Der Kommentar von Breunig behandelt die 
Frage nicht ausdrücklich für den Fall der Mehrung, 
ſteht aber in dem Beiſpiel bei Art. 6 Anm. 8 auf dem 
oben vertretenen Standpunkt der Neufeſtſtellung des 

eſamten Vermögens für den Fall der Minderung. 
Fürnrohr Art. 5 Anm. 11 zitiert für die Mehrungs⸗ 
fälle die Vorſchrift des § 32 der Vollzugsvorſchriften, 
für die Minderung den 8 37 Vollzugs vorſchriften, ohne 
zur Frage ſelbſt weiter Stellung zu nehmen. 
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mögenfteuergefege im Falle einheitlicher Ber: 
anlagung der Ehegatten zur Vermögenſteuer Art. 9 
Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes entſprechende 
Anwendung findet, haften die Ehegatten als Geſamt⸗ 
ſchuldner der Steuer, wenn nicht nachgewieſen wird, 
welches Vermögen an dem veranlagten Geſamt⸗ 
vermögen auf die Ehefrau trifft. In dieſem Fall 
haftet die Ehefrau nur für 0 hierauf entfallenden 
Teil der Steuer. So iſt die Beſtimmung des 
Art. 9 Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes, die die 
Steuer auf die anteiligen Beträge aus dem Geſamt⸗ 
inkommen verteilt, analog hier anzuwenden.“) Die 
Ehefrau haftet nur für den Steueranteil, der auf 
das Vermögen trifft, das als von ihr herrührend 
in dem veranlagten Geſamtvermögen enthalten iſt. 
Es iſt das ein ähnlicher Gedanke, wie er in 8 74 
Abſ. 2 des e im Falle nachträg⸗ 
lichen Wegfalls der Zuſammenrechnung der Ver⸗ 
mögen bei Ehegatten für die noch nicht fälligen 
Steuerteilbeträge durchgeführt iſt. 

2. Haben ſich die Ehegatten während der auf die 

Feſtſtellung (den Veranlagungszeitpunkt) folgenden 
Vermögenſteuerjahre getrennt und leben 
dauernd getrennt voneinander (z. B. im 
Jahre 1918 oder nach dem 1. Januar 1920, alſo 
während der zweiten Bermögenfteuer-Beriode) iſt 
zu unterſcheiden: 
a) Erfolgte die Trennung vor dem Beginn des 
ſog. Erhebungszeitraums nach dem Befitzſteuergeſetz, 
„h. vor dem 1. April des dem Ende des Ver⸗ 
anlagungszeitraums nach 8 18 des Beſfitzſteuer⸗ 
geſetzes ſolgenden Jahres — 8 24 des Beſitzſteuer⸗ 
geſetzes — jo durfte nach dem Befitzſteuergeſetz eine 
Zuſammenrechnung der beiderſeitigen Vermögen und 
eine einheitliche Veranlagung überhaupt nicht ges 
ſchehen; eine trotzdem erfolgte Zuſammenrechnung 
kann noch im Rechtsmittelverfahren aufgelöſt werden 
(Rheinſtrom, Beſitzſteuergeſetz 8 14 Note 5 Abſ. 1, 
8 74 Note 5 Abſ. 1). Es iſt dann jeder Ehegatte 
nach dem Beſitzſteuergeſetz nur für fein Vermögen 
zu veranlagen, das allenfalls unter Berückſichtigung 
der guͤterrechtlichen Ausgleichungsanſprüche durch eine 
fingierte Auseinanderſetzung des etwaigen Geſamt⸗ 
guts rechneriſch feſtgeſtellt werden muß) und nur 
von dieſem Vermögen zahlt jeder Ehegatte dann 
die Vermögenſteuer für die drei folgenden Ver⸗ 
mögenfteuerjahre. Inſofern iſt die Beſtimmung 
des 8 29 der Vollzugsvorſchriften zum Bayr. Ber: 
mögenſteuergeſetz Abſ. 1 nicht genau, die den Wegfall 
der Vorausſetzungen für die Zuſammenrechnung 
des Vermögens von Ehegatten innerhalb der drei 
Vermögenſteuerjahre als einflußlos auf die Ver⸗ 
anlagung erklaͤrt.“) 


9 Y Breunig, Art. 4 Anm. 2 am Schluß; ebenſo 
Fürnrohr, Art. 4 Anm. 5. 

) Ebenſo Fürnrohr. Art. 4 Anm. 3 d. 

e) Auch Breunig, Art. 5 Anm. 2 am Schluß sage 
einfach dieſe Beſtimmung des §8 29 an. In Art 


Anm. 2 und 3 wird zwar auf den Unterſchied se 


Veranlagungszeitraum und Erhebungszeitraum nach 
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b) Erfolgte die Trennung nach dem Beginn 
des Erhebungszeitraums, alſo nach dem 1. April 
des dem Ende des Veranlagungszeitraums folgenden 
Jahres, ſo iſt die Zuſammenrechnung der beider⸗ 
ſeitigen Vermögen nach 8 14 des Beſitzſteuergeſetzes 
zu Recht erfolgt; die ſpaͤtere Trennung iſt einflußlos. 
8 29 Abſ. 1 der Vollzugsvorſchriften zum Bayr. 
Vermöͤgenſteuergeſetz.) Denn maßgebend iſt der 
Stand des Vermögens, der nach dem Beſfitzſteuer⸗ 
geſetz feſtgeſtellt wurde, und eine Minderung des 
Vermögens i. S. des Art. 5 des Geſetzes liegt in 
der Tatſache der bloßen Trennung der Ehegatten 
nicht. Es hat alſo in dieſem Fall Zuſammen⸗ 
rechnung des Vermögens beider Ehegatten und 


ſelbſtverſtändlich auch Art. 4 des Geſetzes mit Art. 9 
Abſ. 2 des Einkommenſteuergeſetzes Platz. Anders 
kann die Rechtslage werden, wenn die Trennung 
der ehelichen Gemeinſchaft eine faktiſche Vermögens⸗ 
auseinanderſetzung zur Folge gehabt hat. Dann 
kann eine Minderung nach Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2 
angenommen werden. 

3. Im Falle der Scheidung iſt die Rechts⸗ 
lage folgende: N 

a) Wenn die Scheidung in der Zeit zwiſchen 
Ende des Veranlagungszeitraums und vor dem 
Beginn des Erhebungszeitraums rechtskräftig wird, 
ſo kommt mangels Beſtehens einer Ehe die An⸗ 
wendung des 8 14 des Beſtitzſteuergeſetzes und ſohin 
eine Zuſammenrechnung nicht in Frage (Rhein⸗ 
ſtrom 8 74 Note 5, 1 Es gilt das unter 2 a 
Ausgeführte.“) . 

b) Tritt die Scheidung erſt jpäter ein, jo muß es 
(falls nicht bereits Trennung vorlag und daher 
die Grundſätze unter 2b anzuwenden find) dem 
geſchiedenen Ehegatten überlaſſen bleiben, die auf 


dem Beſitzſteuergeſetz hingewieſen; die Bedeutung des 
Erhebungszeitraums für die Veranlagung nach dem 
e und die nach dieſer zu erfolgende Ver⸗ 
anlagung nach dem Bayr StG. aber nicht durchgeführt. 
Fürnrohr S. 75 nad auch keinen Unterſchied; zu 
Art. 4 Anm. 3h ebenſo. 

) Fürnrohr erörtert auch (Art. 4 Anm. 3 h) den 
Fall, daß ein Steuerabgangsfall in der Perſon eines 
von zwei einheitlich veranlagten Ehegatten beſteht. Wenn 
der getrennt lebende Ehegatte feinen Wohnſitz in 
Bayern aufgibt und damit ein Steuerabgang nach 8 40 
der Vollzugsvorſchriften vorliegt, ſo muß allerdings 
das Steuerabgangsverfahren nach § 41 durchgeführt 
werden. Deshalb, nicht aber wegen der Trennung 
muß dann im Lauf der Vermögenſteuerjahre mit 
Wirkung vom erſten des dem Wegfall folgenden Monats 
eine Vermögenstrennung und damit geſonderte Ver⸗ 
anlagung des ſteuerpflichtig gebliebenen Gatten herbei⸗ 

eführt werden. Die Möglichkeit einer geſonderten 
ohnſitzbegründung der Ehefrau im ſteuerrechtlichen 
Sinne iſt gegeben, da nach Art. 1/2 ESt®. der Wohnſitz⸗ 
begriff im Sinne des Doppelſteuergeſetzes, nicht im Sinne 
des BGB. aufzufaſſen iſt und erſteres die geſetzlichen 
Wohnſitze des BOB. nicht kennt. Breunig, Bd. 2 S. 355/14 
und 356 Abſ. 2. Vgl. auch Entſcheidung der Ober: 
a Bd. XVI, 124. 

) Das in Fußnote 6 Ausgeführte gilt auch hier, 
1 7 in allen ſpäteren Fällen, bei denen der erörterte 

nterſchied praktiſch wird. 


einheitliche Veranlagung zu erfolgen und es greift 
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Grund erfolgter Vermögensauseinanderſetzung er: 
folgten Minderungen des Vermögens geltend zu 
machen, wenn eine Minderung um mehr als ein 
Sechſtel vorliegt; denn der ya des Art. 5 Ziff. 2 
Fall 2 kann hier nicht praktiſch werden. Bei ge⸗ 
ſetzlichem Güterſtand kann der Mann Minderung 
um das der Frau hinausgezahlte eingebrachte Gut 
und das Vorbehaltsgut geltend machen und zwar 
mit Wirkung vom erſten des der Minderung, 
d. h. der Auseinanderſetzung folgenden Monats, 
während andererſeits die Frau für den Reſt der 
drei Vermoͤgenſteuerjahre für ihr Vermögen nicht 
ſteuerpflichtig wird. Denn ein Steuerzugang liegt 
in dem Selbſtſtändigwerden ihres Vermögens nicht, 
da die Ehefrau bereits vorher ſubjektiv ſteuerpflichtig 
war (Art. 2 Vermögenſteuergeſetz z. Denn nur 
die Fälle des Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 begründen 
ſolche Zugänge bei bereits vorhandener Steuer: 
pflicht. Vgl. 8 9 Abſ. 3, 829 Abſ. 1 der Voll⸗ 
zugsvorſchriften.“) | 

Bei den Gemeinſchaftsgüterſtänden gelten für 
den Anteil der Gatten am Geſamtgut, Sondergut 
und Vorbehaltsgut die gleichen Grundſaͤtze, d. h. 
der Ehemann kann unter den n des 
Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2 Fall 1 die Minderung be⸗ 
antragen; für die Ehefrau kommt ein Steuer⸗ 
zugang nicht in Frage. Auch im Fall der Güter⸗ 
rennung gelten die angeführten Grundſätze. “) 

4. Im Falle des Todes eines der Ehegatten 
iſt wieder zu unterſcheiden: 

a) Stirbt ein Ehegatte nach dem Veranlagungs⸗ 
zeitpunkt, aber vor Beginn des Erhebungszeitra ums 
im Sinne des Beſitzſteuergeſetzes, jo entfällt über: 
haupt ſeine ſubjektive Steuerpflicht (Rheinſtrom 
814 Anm. 5 Abſ. 7 und 8) 11) und es wird nur 
der überlebende Ehegatte — allenfalls noch im 
Rechtsmittelverfahren — für fein Vermögen ge⸗ 
trennt veranlagt. Die dem überlebenden Ehegatten 
aus dem Vermögen des Verſtorbenen angefallene 
Erbſchaft kann unter den Vorausſetzungen des 
Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 für ihn eine Mehrung be⸗ 
gründen. Dieſe Mehrung wird berechnet nicht 
vom Zeitpunkt der tatſächlichen Inbefitznahme der 
Erbſchaft, ſondern von dem erſten des dem Rechts⸗ 
erwerb (Anſall) folgenden Monats ab“) (8 30 
Abſ. 3 der Vollzugsvorſchriften). Wird eine all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft zwiſchen den 
Ehegatten durch den Tod eines Ehegatten zwiſchen 
Ende des Veranlagungszeitpunkts und Beginn des 
Erhebungszeitraums aufgehoben (z. B. weil die 

) Breunig, Art. 5 Anm. 12 Abſ. 2. 

10) Tritt zu der Scheidung noch ein Steuerabgang 
eines der beiden Ehegatten im Sinne der Fußnote 7, 
ſo kann infolge dieſes Steuerabgangs Trennung der 
Veranlagung erfolgen, auch wenn das Minderungs⸗ 
verfahren mangels der Vorausſetzungen im Text nicht 
durchführbar iſt. 

1) Nach d Art. 26 iſt maßgebend für 
das Beſtehen der ſubjektiven Steuerpflicht der Ver⸗ 
anlagungszeitpunkt (oben Note 6). 

1) Breunig, Art. 5 Anm. 6 Satz 2, ebenfo. 
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Fortſetzung ausgeſchloſſen ift oder keine gemein: 
ſamen Abkömmlinge da find), ſo wird der über⸗ 
lebende Ehegatte für ſeinen Anteil am Geſamtgut, 
der unter Berückfichtigung der Ausgleichungsan⸗ 
ſprüche berechnet wird, von Anfang an getrennt 
veranlagt. Was er aus dem Anteil des verſtorbenen 
Ehegatten am Geſamtgut erbt, kann ebenſo wie 
der Erbteil der Kinder die Veranlaſſung zu einer 
Mehrung nach Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 bilden. Tritt 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft vor dem 
Beginn des Erhebungszeitraums ein, ſo wird der 
überlebende Ehegatte von vornherein nur für ſeinen 
Anteil an der ſortgeſetzen Gütergemeinſchaft ge⸗ 
trennt veranlagt, der rechneriſch unter Berückſichti⸗ 
gung der Ausgleichungsanſprüche feſtzuſtellen iſt. 
8 13 der Bayer. Ausführungsvorſchriften zum 
Beſitzſteuergeſetz (GVBL. 1916 S. 644), der be- 
ſtimmt, daß bei einer Rechtsgemeinſchaft an einer 
Geſamtheit von Vermögenswerten jeder der Anteils⸗ 
berechtigten mit ſeinem Anteil ſteuerpflichtig iſt 
und daß dies insbeſondere auch dann gilt, wenn 
nach dem Tod des Ehegatten zwiſchen dem über⸗ 
lebenden Ehegatten und den übrigen Erben des 
Verſtorbenen zufolge güterrechtlicher Beſtimmung 
eine Rechtsgemeinſchaft ſtattfindet, gilt für die 
Veranlagung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
zur Beſitzſteuer und ſohin, da dieſe die Grund⸗ 
lage bildet für die Veranlagung zur Bayer. Ver⸗ 
mögensſteuer, auch für dieſe.“) Die Anteile der 
Kinder an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, eben⸗ 
ſo wie dasjenige, was einem einſeitigen Abkömm⸗ 
ling nach $ 1483 Abſ. 2 BGB. ſofort als Erbe 
ausgezahlt werden muß, können nach Art. 5 Abf. 1 
Ziff. 1 und Abf. 2 Veranlaſſung bilden, für die Kinder 
einen Steuerzugang anzunehmen, wenn ſie vorher 
überhaupt noch nicht veranlagt waren, oder allen⸗ 
falls eine ſteuerpflichtige Mehrung, wenn ſie vor⸗ 
her bereits, veranlagt waren (Art. 5 Abſ. 2, 88 29 
Abſ. 1, 30 Abſ. 2, 9 Abſ. 3 der Vollzugsvorſchriften). 
Der Wert der Anteile der Kinder muß in allen dieſen 
Fallen rechneriſch auf den erſten des dem Zugang 
oder der Mehrung ſolgenden Monats beſtimmt 
werden. Spätere Anwachſung von Anteilen der 
Abkömmlinge, die durch Tod oder Verzicht aus⸗ 
ſcheiden, auf die weiteren anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlinge nach 88 1490/91 BGB. kann für 
dieſe letzteren wiederum Mehrungsfälle begründen 
(Art. 5 Abſ. 2, 8 30 Abſ. 1 der Vollzugsvor⸗ 
ſchriſten). Da die Anteile des überlebenden Ehe⸗ 
gatten und der Kinder getrennt veranlagt werden, 
bildet eine im Laufe der drei Vermögenſteuerjahre 
eintretende Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft (durch Erklarung gemäß 8 1492 BGB., 
Wiederverheiratung $ 1493) keinen Anlaß zu einer 
Veränderung der Veranlagung. Erfolgt die Auf⸗ 
hebung durch Tod des überlebenden Ehegatten, ſo 


19) Bgl. Breunig, Art. 1 Anm. 6 Abſ. 6; Fürn⸗ 
rohr, Art. 5 Anm. 15. 
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kann für die Erben wiederum ein Mehrungsfall 
eintreten. 

b) Stirbt ein Ehegatte nach Beginn des Er- 
hebungszeitraums, ſo gilt folgendes: 

a) War die Veranlagung getrennt geſchehen, 
ſo liegt für den Toten ein Fall des Steuerabgangs 
mit Wirkung vom erſten des dem Tode folgenden 
Monats vor (8 40 Abſ. 1 Ziff. 4 der Vollzugs⸗ 
vorſchriften). Der Anfall ſeines Vermögens auf 
ſeine Erben begründet für dieſe unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 einen Steuer⸗ 
zugang vom erſten des dem Anfall folgenden 
Monats. 

bb) Bei gemeinſamer Veranlagung beſtimmt 
8 40 Ziff. 4 der Vollzugsvorſchriften, daß im Falle 
des Todes eines von den zwei Ehegatten, die zu⸗ 
ſammen veranlagt ſind, die Steuerveranlagung 
unverändert bleibt, wenn nicht die Vorausſetzungen 
des Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2 des Geſetzes vorliegen 
und entſprechender Minderungsantrag geſtellt iſt. 
An ſich iſt richtig, daß die einheitliche Veranlagung 
beſtehen bleibt und ſich nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des Art. 5 Abi. 1 ändern kann.“) Da 
die Erbteile aus dem Nachlaß des verſtorbenen 
Ehegatten für feine Erben, ſalls ſie nur über 5000 M 
betragen, immer eine ſteuerpflichtige Mehrung be⸗ 
gründen, ſohin von dieſen verſteuert werden müſſen, 
wenn überhaupt ein ſteuerpflichtiges Vermögen bei 
den Erben nach Zurechnung dieſer Mehrung beſteht 
(3 29 Abſ. 3 der Vollzugsvorſchriften) kann vom 
überlebenden Ehegatten Minderungsantrag auch 
dann geſtellt werden, wenn das geſamte veranlagte 
Vermögen ſich durch den Erbfall um weniger als 
ein Sechſtel verringert hat (Fall 2 des Art. 5 
Abſ. 1 Ziff. 2). Andererſeits kommt bei dem über: 
lebenden Ehegatten, wenn er Erbe geworden iſt, 
neben der Abminderung um den ganzen Betrag 
des Nachlaſſes auch der Zugang für ſeinen Erbteil 
in Frage, ſo daß hier Minderung und Mehrung 
nebeneinander laufen können. Dies gilt beſonders 
im Falle der Auflöſung einer Gütergemein⸗ 
ſchaft. Hier muß der überlebende Ehegatte 
Minderung des ganzen Geſamtgutes um den An⸗ 
teil des vorſtorbenen Ehegatten beantragen, wenn 
die Vorausſetzung der Minderung des Vermögens 
um mehr als ein Sechſtel oder der Fall ander: 
weitiger Verſteuerung der Erbteile nach Art. 5 
Abſ. 1 Ziff. 2 Fall 2 vorliegt. Andererſeits kann 
fein Erbteil an dieſem Geſamtgutsanteil für ihn 
eine Mehrung begründen. 

Im Falle fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft kann der Erwerb der Anteile durch die 
Abkömmlinge für dieſe einen Mehrungsfall nach 
Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 1 begründen. In dieſem Fall 
kann der überlebende Ehegatte Minderungsantrag 
nach Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2 ſtellen. Liegen die 
Vorausſetzungen des Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2 nicht 
vor (weil der Wert des Anteils nicht über 5000 M 


10 Fürnrohr, Art. 3 Anm. 13 Abſ. 5, Art. 4 Anm. 3h. 
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beträgt), fo bleibt die einheitliche Veranlagung Beginn des Erhebungszeitraums begründeten Bes 
des überlebenden Ehegatten auf das ganze Geſamt⸗ meinſchaftsgüterſtände find keine der Vermehrungs⸗ 
gut für den Lauf der drei Vermögenſteuerjahre fälle des Art. 5 Abi. 1 Ziff. 1 und bilden daher 


beſtehen im Gegenſatz zum Fall unter a (Tod für die laufenden Vermögenſteuerjahre keinen Anz 


vor dem Beginn des Erhebungszeitraums), in dem laß zu einer Steueränderung. Dies beſtimmt 
von Anfang an getrennte Veranlagung nur für auch 8 29 Abſ. 1 der Vollzugsvorſchriften, indem 
ſeinen Anteil am Geſamtgut erfolgt. Erſt bei | er jagt, daß ſonſtige Aenderungen des Vermögen: 
der nächſten Befitzſteuerveranlagung greift dann ſtandes, z. B. infolge von Verheiratung, ohne Ein⸗ 
8 13 der Vollzugsvorſchriften zum Beſitzſteuergeſetz fluß auf die Veranlagung find. Erſt bei der 
Platz und erſolgt Veranlagung auch des über: nächſten Beſitzſteuerveranlagung und damit auch 
lebenden Ehegatten nur für feinen Anteil an der für die nächſte Vermoͤgenſteuerveranlagung treten 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaſt. fie in Erſcheinung. Die einem der Ehegatten 

In allen dieſen verſchiedenen Fällen, in denen gegebene Ausſtattung nach $ 1624 BGB. be⸗ 
eine Berechnung der Anteile oder Erbteile zu er⸗ gründet zu dem Betrag, zu dem ſie das den Um⸗ 
folgen hat, muß dieſe unter Anwendung der oft ſtänden, insbeſondere den Vermdͤgensverhältniſſen 
ſehr ſchwierigen Grundſätze der 88 1483 ff., 1500 ff. von Vater und Mutter entſprechende Maß nicht 
und der erbrechtlichen Beſtimmungen des BGB. überſteigt, zu dem ſie alſo nicht als Schenkung 
geſchehen und iſt beſonders noch zu beachten, daß gilt, als Vermögensübergabe im Sinne des Art. 5 
als Wert der Mehrung nur der Betrag anzuſehen Abf. 1 Ziff. 1 für den Ehegatten, dem fie zuge: 
iſt, um den der Erwerber bereichert worden iſt, wendet wird, den Anlaß zu einer Steueränderung, 
daß alſo Erbſchaftsſteuern abgezogen werden dürfen, wenn fie über 5000 M beträgt. Die Vollzugs⸗ 
die ja in Zukunft auch ſicher für Kindeserben vorſchriften in 8 29 Abſ. 4 deuten dies an, indem 
kommen werden (8 32 Abſ. 2 der Vollzugsvor⸗ | fie ſagen, daß eine Ausſtattung unter Umſtänden 
ſchriften). als Vermögensübergabe dem Ehemann zugerechnet 

5. Wenn eine Verheiratung im Laufe 
der Vermöͤgenſteuerjahre erfolgt, jo iſt zu unter: 
ſcheiden: “) 

a) Erfolgt die Verheiratung bei an ſich ge⸗ 
gebener ſubjektiver Steuerpflicht beider Ehegatten 
nach Art. 2 des Geſetzes nach dem Veranlagungs⸗ 
zeitpunkt, aber vor Beginn des Erhebungszeitraums, 
ſo iſt 8 14 des Befitzſteuergeſetzes anzuwenden und 
es erfolgt Zuſammenrechnung und gemeinſchaftliche 
Veranlagung, wobei die Ausſtattung (Mitgiſt) 
nach 8 1624 BGB. als ſteuerbares Vermögen 
mitzurechnen iſt, nicht aber die Mobiliarausſteuer, 
da dieſe nach 8 8 des Beſfitzſteuergeſetzes nicht 
zum ſteuerbaren Vermögen zählt. (Vgl. Rhein⸗ 
ſtrom, ia 8 28 2b, Abi. 3, 8 74 
Anm. 5 Abi. 1). 

b) Eine nach dem Beginn des Erhebungszeit⸗ 
. raums erfolgte Eheſchließung ändert die vorher 
getrennt vorgenommene Veranlagung nicht und 
gibt kein Recht zur nachträglichen Anwendung des 
8 14 des Beſitzſteuergeſetzes.“) Für die erſte Ver⸗ 
anlagung beſtimmt $ 29 Abſ. 4 S. 2 der Boll: 
zugsvorſchriften, daß eine in der Zeit vom 31. Dezem⸗ 
ber 1916 bis 1. Januar 1919 erfolgte Verheiratung 
nicht berüdfichtigt wird, vielmehr die Ehegatten 
getrennt zu veranlagen find. Dies iſt aber nur 
mit der Modifikation unter 5a richtig. Eine 
trotzdem erfolgte Anwendung des 8 14 des Beſitz⸗ 
ſteuergeſetzes kann im Rechtsmittelverfahren wieder 
beſeitigt werden. Die durch Eheſchließung nach 


— 


rechnung bei getrennter Veranlagung, von der hier 
ausgegangen wird, an den Ehegatten erfolgen 
muß, dem die Ausſtattung zugewendet wird, nicht 
aber gerade immer dem Ehemann. Zu dem Be⸗ 
trag, zu dem die Ausſtattung nach 8 1624 BGB. 
als übermäßig gilt und zu dem ſie als Schenkung 
angeſehen wird, kommt ſie nach Art. 5 Abſ. 1 
Ziff. 1 als Schenkung unter Lebenden für die 
Steueränderung in Betracht. Die Mobiliaraus⸗ 
ſteuer, auch wenn ſie einen Wert von mehr als 
5000 M hat, bleibt immer außer Betracht, gleich 
gültig ob die Eltern nach 8 1620 BGB. zur 
Gewährung verpflichtet find oder nicht, da nur eine 
Vermehrung des ſteuerbaren Vermögens in Be⸗ 
tracht kommt und die Mobiliarausſteuer nach 8 8 
des Beſitzſteuergeſetzes nicht zum ſteuerbaren Ver⸗ 
mögen gehört. 


davon aus, daß die beiden Ehegatten im letzten 
Veranlagungszeitpunkt oder bei Beginn des Er⸗ 
hebungszeitraums ſubjektiv ſteuerpflichtig, unbe⸗ 
ſchränkt oder auch beichräntt, geweſen find. Sie gelten 
auch für den Fall, daß bei an ſich gegebener ſub⸗ 
jektiver Steuerpflicht (3. B. Wohnfitz) beider Teile 
in Bayern infolge der Freigrenze nur einer der 
beiden Teile tatſächlich zur Steuer veranlagt war.“) 
Es bleiben noch die Fälle übrig, in denen 

aa) entweder beide Teile nach Beginn des 
Erhebungszeitraums heiraten und ſubjektiv ſteuer⸗ 
pflichtig werden, oder 
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16) Die kurze Bemerkung bei Breunig zu Art. 5 bb) in denen Eheſchließung und Begründung 
Anm. 2 am Schluß berückſichtigt den Unterſchied des 


der ſubjektiven Steuerpflicht eines der Ehegatten 

eitpunkts der Verheiratun ben Note 6) nicht. ; ; » 
Auch für Fürnrohr, Art. 311, Art 4/3f gilt 11 1 | nach Beginn des Erhebungszeitraums geſchieht. 
10 So auch Fürnrohr, Art. 4 Anm. 3f Abſ2 —— 
für beide Fälle a und b. | 1) So auch Fürnrohr, Art. 4 Note 3f Abſ. 2. 


werden kann. Nur iſt zu bemerken, daß die Zu⸗ 


c) Die Ausführungen unter a und b gehen 
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Treten die unter aa und bb angeführten Ereigniſſe 
zwiſchen Ende des Veranlagungszeitraums und 
Erhebungszeitraums ein, jo gelten die Grundſaͤtze 
oben unter a, d. h. es iſt der jetzt ſubjektiv ſteuer⸗ 
pflichtig Gewordene nach Art. 5 Abſ. 3 mit dem 
erſten des folgenden Monats in Zugang zu bringen 
und hat, da $ 14 des Beſfitzſteuergeſetzes für die 
Veranlagung nach dem Befitzſteuergeſetz anzuwenden 
iſt, wenn nur die Verehelichung vor Beginn des 
Erhebungszeitraums ftattfindet, gemeinſame Ber: 
anlagung beider Ehegatten zu erfolgen. 

Zu aa. Geſchehen Heirat und Eintritt der ſub⸗ 
jektiven Steuerpflicht, z. B. Wohnſitzbegründung in 
Bayern für beide Teile nach dem Beginn des Er⸗ 
hebungszeitraums — 1. April —, ſo liegt in erſter 


Linie für beide Teile ein Steuerzugang vor, der mit 


dem erſten des der ö folgenden 
Monats wirkſam wird. Liegt in dieſem Falle 
die Wohnſitzbegründung, alſo der Eintritt der ſub⸗ 
jektiven Steuerpflicht eines Teils zeitlich vor der 
Eheſchließung, waͤhrend der Beginn der Steuer⸗ 
pflicht für den anderen Teil der Eheſchließung 
zeitlich ſpäter liegt, als die Eheſchließung (3. B. 
es begründet der Bräutigam am 15. Mai in 
Nürnberg ein Geſchäft und heiratet am 10. Juli, 
ſo daß die ebenfalls vor der Eheſchließung nicht 
in Bayern wohnhaft geweſene Frau ihren Wohn⸗ 
fig daſelbſt erſt mit der Eheſchließung erwirbt), jo 
wird der Bräutigam für ſein Vermögen als Steuer: 
zugang mit Wirkung vom 1. Juni ab allein ver⸗ 
anlagt; die Veranlagung des Vermögens ſeiner 
Frau erfolgt getrennt mit Wirkung vom 1. Auguſt 
ab. Eine Anwendung des § 14 Beſitzſteuergeſetz 
und eine gemeinſame Veranlagung der beiden 
Ehegatten für ihre beiderſeitigen Vermögen für den 
Reſt der laufenden Vermögenſteuerjahre kommt 
nicht in Frage. Sie geſchieht erſt bei der nädhiten 


Befitzſteuer und damit Bermögenfteuerveranlagung.. 


Für die Behandlung der Mitgift gelten die Aus⸗ 
führungen unter b. 


Fallen für beide Teile Wohnſitzbegründung 
und damit Beginn der ſubjektiven Steuerpflicht 
zeitlich zuſammen (z. B. Heirat und Wohnſitz⸗ 
begründung beider Ehegatten in Nürnberg am 
20. Mai), ſo wird der für beide vorliegende Steuer⸗ 
zugang wirkſam am 1. Juni. Für die Beſitzſteuer⸗ 
veranlagung iſt dann als Anfangsvermögen nach 
8 26 Abſ. 1 der Vollzugsvorſchriften zum Befitz⸗ 
ſteuergeſetz maßgebend die Summe der Vermögen 
der beiden Ehegatten im Zeitpunkt der Begründung 
der Steuerpflicht und es wird dieſe Summe ver⸗ 
glichen mit dem nach § 14 des Beſitzſteuergeſetzes 
durch Zufam menrechnung feſtgeſtellten Endvermögen 
beider Ehegatten. Für die Veranlagung nach dem 
Bayer. Vermögenſteuergeſetz handelt es ſich nun nicht 
um einen Vergleich von Anfang: und Endvermögen, 
jo daß der Gedanke des § 26 Abf. 1 nicht direkt 
angewendet werden kann. Da aber hier der Be⸗ 
ginn der ſubjektiven Steuerpflicht und die Voraus⸗ 
ſetzungen der gemeinſamen Veranlagung als Ehe⸗ 


— 


gatten zeitlich zuſammenfallen, dürfte nichts im 
Wege ſtehen, die Zugangsveranlagung beider Ehe⸗ 
gatten ſofort gemeinſam durch Zuſammenrechnung 
beider Vermögen vorzunehmen. Denn der Grund⸗ 
gedanke der Art. 3 und 5 iſt der, daß nachträg⸗ 
liche Veränderungen des Vermöͤgenſtandes bei 
einem ſchon ſubjektiv Steuerpflichtigen nur dann 
in Betracht kommen ſollen, wenn ſie unter die 
Fälle des Art. 5 fallen (8 29 Abf. 1 der Voll⸗ 
zugsvorſchriften). Wenn aber die Begründung 
der ſubjektiven Steuerpflicht mit der Verehelichung 
zuſammenfällt, ſteht einer Anwendung des 8 14 
des Beſitzſteuergeſetzes keine Einwendung aus dem 
Syſtem der Bayer. Vermögenſteuer im Wege.) 

Zu bb. Wenn der eine Ehegatte bei Beginn 
des Erhebungszeitraums bereits ſubjektiv ſteuer⸗ 
pflichtig war, während die Steuerpflicht des anderen 
Teils erſt durch die ſpäter erfolgte Verehelichung 
begründet worden iſt, ſo greiſt der Grundſatz der 
Art. 3 und 5 Platz (oben unter b). Der ſubjektiv 
ſteuerpflichtig geweſene Ehegatte bleibt getrennt ver⸗ 
anlagt, ſo wie er war. Der erſt durch die Ver⸗ 
ehelichung ſubjektiv ſteuerpflichtig Gewordene wird 
als Steuerzugang behandelt und getrennt für ſein 
Vermögen mit Wirkung vom erſten des der Be⸗ 
gründung der Steuerpflicht folgenden Monats ab 
veranlagt.“) Zuſammenrechnung findet erſt bei 


der nächſten Befitz: und Vermbgenſteuerveranla⸗ 


gung ſtatt. 

Nach Art. 68 Abſ. 2 des Bayer. Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes mit Art. 3 Abſ. 3 des Vermögen: 
ſteuergeſetzes gilt als Steuerzugang auch der Ueber⸗ 
gang von der beſchränkten zur allgemeinen Steuer⸗ 
pflicht. Derjenige alſo, der bisher in Bayern nur 
Grundvermögen oder ein ſtehendes Gewerbe mit einer 
Betriebsſtätte hatte, ſelbſt aber außerhalb Bayerns 
wohnte, wird, wenn er nach Bayern heiratet, als 
Steuerzugang behandelt, d. h. ſein geſamtes Ver⸗ 
mögen wird nach Art. 3 Abſ. 2 Ziff. 3 mit dem 
Moment ſeiner Wohnſitzbegründung in Bayern mit 
Wirkung auf den erſten des nachſten Monats neu 
feſtgeſtellt und veranlagt. Wenn dann auch der 
andere Ehegatte durch die Ehe erſt ſubjektiv un⸗ 
beſchränkt fteuerpflichtig. wird, fo gelten die Grund: 
ſätze unter aa (getrennte Veranlagung, wenn die 
Eheſchließung der Wohnſitzbegründung eines der 
beiden Teile nachfolgt, oder gemeinſame Veran⸗ 
lagung, wenn der Beginn der ſubjektiv unbeſchränkten 
Steuerpflicht für beide Teile zeitlich zuſammen⸗ 
fällt). War der andere Ehegatte bereits vorher 
ſubjeltiv unbeſchränkt ſteuerpflichtig, ſo gelten die 
Grundſätze unter bb (d. h. getrennte Veranlagung).“) 


18) So auch Fürnrohr, Art. 4 Anm. 3£. 

10) So auch Fürnrohr a. a. O. 

20) Fürnrohr a. a. O. behandelt auch den Fall, 
daß bei beſchränkter Steuerpflicht des einen der künf⸗ 
tigen Ehegatten nach der Eheſchließung im Laufe der 
Vermögenſteuerjahre auch der andere Ehegatte be— 


ſchränkt ſteuerpflichtig wird (3. B. auch Grundbeſitz er⸗ 
wirbt). Der Fall iſt nach den Grundſätzen des Textes 
unter bb zu behandeln. 


Kim” 
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III 


Die Frage der Abrundung bei Mehrungen 


und Minderungen. 


Wie unter I ausgeführt, hat bei Prüfung der 
Frage, ob eine Mehrung oder Minderung vorliegt, 
eine Neufeſtſtellung des Geſamtvermögens ſtattzu⸗ 
finden. Dieſes neu feſtgeſtellte Vermögen iſt dann 
mit dem urſprünglich ſeſtgeſtellten Vermögen zu 
vergleichen. Sind nun zum Zwecke dieſer Der: 
gleichung urſprüngliches und neu feſtgeſtelltes Ver⸗ 
mögen auf volle Tauſende nach unten abzurunden, 
oder iſt die Vergleichung an den ziffermäßig feſt⸗ 
geſtellten Beträgen ohne Abrundung vorzunehmen? 
Die Frage hat nicht nur theoretiſche, ſondern wie die 
nachfolgenden Beiſpiele zeigen, praktiſche Bedeutung: 

a) Urſprüngliches Vermögen 50 100 M, Erb⸗ 
ſchaft nach Abzug der Steuern 5800 M, Wert: 
minderung beim urſprünglichen Vermögen 200 M, 
neu feſtgeſtelltes Vermögen alſo 55700 M, ſohin 
Mehrung um 5600 M, alſo ſteuerpflichtige Mehrung, 
wenn man die nicht abgerundeten Vermögen ver⸗ 
gleicht. Vergleicht man aber die auf volle 1000 
nach unten abgerundeten Vermögensziffern, ſo er⸗ 
gibt ſich: Urſprüngliches Vermögen 50 000 M, neu 
feſtgeſtelltes Vermögen 55000 M, Mehrung alſo 
nur 5000 KV, ſohin nicht ſteuerpflichtig. 

b) Ebenſo iſt es bei Minderungen (das Bei⸗ 
ſpiel iſt Fürnrohr zu Art. 5 Note 12 entnommen). 
Urſprüngliches Vermögen 36600 M, neu feſtgeſtelltes 
Vermögen 30 100 M, Minderung 6500 M; alſo 
mehr als ein Sechſtel des urſprünglichen Vermögens, 
da ein Sechſtel 6100 M iſt. Sohin beſteht das 
Recht der Berückſichtigung der Minderung nach 
Art. 5 Abſ. 1 Ziff. 2. Vergleicht man die auf 
volle 1000 nach unten abgerundeten Vermögen, 
fo ergibt ſich: Urſprüngliches Vermögen 36000 M, 
vermindertes Vermögen 30 000 M. Minderung 
alſo 6000 M S ein Sechſtel des urſprünglichen 
Vermögens; ſohin beſteht kein Minderungsrecht. 

Fürnrohr ſteht auf dem Standpunkt (Art. 5 
Anm. 4, 12 und 13), daß die abgerundeten Ver⸗ 
mögensbeträge in beiden Fällen zu vergleichen 
ſeien und verlangt in Verfolgung dieſer Auffaſſung, 
daß bei Mehrungen der Differenzbetrag mindeſtens 
6000 M betragen muß, um berüdfichtigt werden 
zu können. Seine Anſicht gründet ſich darauf, 
daß ſteuerbares Vermögen immer das abgerundete 
Vermögen ſei. Dieſe Anſicht dürfte aber erheb⸗ 
lichen Zweifeln unterliegen und nicht richtig ſein; 
ſchon nach dem Wortlaut des Geſetzes nicht. Denn 
wenn Art. 7 Abſ. 1 des Geſetzes davon ſpricht, 
daß die Vermoͤgenſteuer 1 vom 1000 des feſt⸗ 
eſtellten, auf 1000 M nach unten abgerundeten 
Narbe Vermögens beträgt, ſo ergibt ſich dar⸗ 
aus, daß das Geſetz einen Unterſchied macht 
zwiſchen dem ſteuerbaren Vermögen, d. h. 
dem noch nicht abgerundeten Vermögen, im 
Gegenſatz zum ſteuerfreien Vermögen (Hausrat 
oder ſonſtige der Steuer nicht unterliegende Gegen⸗ 


ſtände), und dem nach unten abgerundeten ſteuer⸗ 
baren Vermögen, das der Steuerberechnung zu⸗ 
n gelegt wird. Art. 5 des Geſetzes, der sedes 

ateriae für Mehrung und Minderung iſt, ſpricht 
aber nur vom „ſteuerbaren Vermögen“, nicht von 
dem nach unten abgerundeten Vermögen. Das 
Geſetz wollte alſo doch wohl einen Unterſchied 
machen. Auch Art. 3 des Geſetzes nennt ſteuer⸗ 
bares Vermögen das zur Reichsbeſitzſteuer, nötigen: 
falls das beſonders feſtgeſtellte Vermögen. Das 
zur Reichsbeſitzſteuer feſtgeſtellte Vermögen iſt aber 
das nicht abgerundete Vermögen; die Abrundung ge: 
ſchieht nur für Veranlagungszwecke; ſoweit die 
Veranlagung nicht in Betracht kommt, geſchieht 
auch keine Abrundung. Vgl. Rheinſtrom, BSt®. 
8 28 Anm. 6.) Auch Breunig zu Art. 7 Anm. 4 
unterſcheidet das ſteuerbare Vermögen (Vermögen 
nach Abzug der Schulden) von dem abgerundeten 
Vermögen, wenn er ſagt: „Das ſteuerbare, alſo das 
Vermögen nach Abzug der Schulden — das Rein⸗ 
vermögen — iſt auf 1000 nach unten abzu⸗ 
runden.“ Auch die Faſſung des Formulars 9 der 
Vollzugsvorſchriften zum Vermögenſteuergeſetz in 
der Zugangsſpalte ſcheint für die hier vertretene 
Auffaſſung zu ſprechen.“) 


der Begriff „Saft“ im Sinne der SS 701 
bis 704 368. 


Von Oberlandesgerichtsrat Dr. Haberſtumpf in München. 


Profeſſor Dr. K., ein ſtaatlich angeſtellter 
Lehrer und Verwaltungsbeamter in München, hatte 
vom 1. Januar 1914 bis 30. November 1914 bei 
der Witwe P. in der Hindenburgſtraße, vom 
1. Dezember 1914 bis 23. März 1919 in einem 
Gaſthofe in München gewohnt. Am 24. März 
1919 bezog er wieder eine Privatwohnung bei 
Fräulein R. in der Liebigſtraße. Am 21. März 
1919 wurde dem X. im Gaſthofe ein Fahrrad 
geſtohlen. Der Gaſtwirt lehnte den Schadens⸗ 
erſatz ab, die Forderung des Dr. X. wurde aus 


21) Auch beim Beſitzſteuergeſetz iſt dieſe Frage ja 
wiederholt praktiſch geworden. Bgl. Rheinſtrom 8 27 
Anm. 3, 8 28 Anm. 6; Deutſche Steuerzeitung Bd. 7 
S. 86 und 173. 

23) Das Beiſpiel bei Fürnrohr in Art. 5 Anm. 13, 
das den zweiten Fall der Minderung behandelt, näm⸗ 
lich den der anderweitigen Heranziehung eines weg⸗ 
gefallenen Vermögensteils, dürfte nicht gegen die hier 
vertretene Anſicht ſprechen. Denn in dem erſten ſeiner 
Beiſpiele (39 970 M gegen 39020 M oder 39 020 M 
gegen 38 970 M) kann eine geringere Steuer wegen 
der Abrundung nach unten überhaupt nicht in Frage 
kommen. Zudem können die Beiſpiele deshalb wohl 
nicht recht praktiſch werden, weil der zu mindernde 
Betrag bei einem andern gar nicht zur Vermögen⸗ 
ſteuer im Laufe der Vermögenſteuerjahre, um die es 
ſich doch hier dreht, herangezogen werden kann, da 
er nicht mehr wie 5000 M beträgt. 
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perſönlichen Gründen nicht im Rechtsſtreite aus- 
getragen, jedoch wegen der grundſaͤtzlichen Eigenart 
der Frage von Juriſten eingehend erörtert. Die 
Frage iſt ganz beſonders wichtig, weil der Krieg 
und die dadurch hervorgerufenen Ernährungs⸗ 
ſchwierigkeiten ganz neue Verhältniſſe in bezug 
auf dauernde Einmietung in einem Gaſthofe, einer 
Penſion gezeitigt haben. Es handelt ſich nämlich 
darum: kann der Dauermieter in einem 
Gaſthofe die geſteigerte Haftung ſeines 
Vermieters, des Gaſtwirtes, nach 88 701 
bis 703 BGB. in Anſpruch nehmen oder 
iſt er auf die gewöhnlichen Rechtsbehelfe angewieſen? 

Von den Juriſten, welche die Haftung nach 
§ 701 BGB. bejahten, wurde geltend gemacht: 
die Römer hätten das receptum nautarum, cau- 
ponum (vgl. Dernburg, Pandekten, 2. Bd., 2. Aufl. 
S. 104) eingeführt, weil die Wirte und Schiffer 
und ihre Angeſtellten gewöhnlich Gauner geweſen 
ſeien, vor welchen das Publikum zu ſchützen ſei, 
und dieſe Erwägung treffe heute noch zu; auch 
ſeien die Zugänge zu einem Gaſthoſe und Gaſthof⸗ 
zimmer weit leichter als in einem Privathauſe zu 
erreichen; der Gaſt und der Dauermieter ſeien 
alſo in einem Gaſthofe in gleicher Gefahr und 
des gleichen Schutzes bedürftig. 

So viel Worte, ſo viel Irrtümer. 

Der 8 701 hat in das BGB. durchaus keine 
neue Vertragsart eingeführt. Die Haſtung des 
Wirtes tritt auf Grund Geſetzes auch dann ein, 
wenn gar kein Vertrag vorliegt. Oertmann, Schuld⸗ 
verhältniſſe, 4. Aufl. S. 842 lit. c und die dortigen 
Zitate, Planck zu $ 701 Ziff. 2a. Der Beher⸗ 
bergungsvertrag zwiſchen Gaſt und Wirt iſt im 
weſentlichen Mietvertrag, verbunden mit anderen 
Verträgen, wie Kaufvertrag, Dienſt⸗, Werk⸗ oder 
Verwahrungsvertrag. Keidel, Vorbemerkung zu 
8 701, Staudinger⸗Engelmann, 8. Aufl., II 1336, 
1337. Der geſetzgeberiſche Grund der Beſtimmung 
der 88 701 ff. iſt, wie Oertmann S. 841 zutreffend 
darlegt, folgender: 

„Freilich trifft der von den Römern 
geltend gemachte Grund einer Kolluſions⸗ 
gefahr mit verbrecheriſchem Geſindel 
gegenüber unſerem heutigen Gaſtwirts. 
ſtande als ſolchem nicht mehr zu, dafür recht⸗ 
fertigt ſich aber heutzutage die ſtrengere Haftung 
durch die Erwägung, daß der Wirt, der ſeinen oft 
komplizierten, mit gewiſſen Gefährdungen der Gäſte 
verbundenen Betrieb in eigenem Intereſſe aus⸗ 
nützt, auch für die dadurch hervorgerufenen Schaͤdi⸗ 
gungen als Paſſiva des Betriebes aufzukommen 
hat. (Mataja, Unger). Daneben auch durch den 
Beweisnotſtand der Bäfte (Exner): die Bäfte ſeien 
ohne die ſtrengere Haftung haͤufig, da ſie nach 
den obwaltenden Umſtänden von allen Einzelheiten 
des inneren Wirtſchaftsbetriebes und des betreffenden 
Vorfalls nicht unterrichtet ſeien, außerſtande, die 
ſpezielle Pflichtöerſäumnis aufzudecken und mittels 
Gegenbeweifes darzutun. Motive S. 585.“ 


— — ͤT＋— — 
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Noch deutlicher als in den Motiven zum erſten 
Entwurf iſt aus den Protokollen der Kommiſſion 
für die 2. Leſung des Entwurſes des BGB., wo 
häufig an Stelle des Wortes „Gaſt“ das Wort 
„Reiſender' gebraucht iſt, z. B. S. 2393, 2396, 
2398, 2403, 2409, erſichtlich, daß das Wort 

„Gaſt“ im Sinne des Sprachgebrauches und nicht 
etwa in dem Sinne aufgefaßt werden muß, daß 
jeder im Gaſthof Wohnende ſchlechthin Gaſt ſei, 
weil er in einem Gaſthofe wohnt. Mit beſonderer 
. 955 dies hervor aus folgenden Stellen: 

: Bei der großen Bedeutung, welche 
dem heiten im heutigen Kulturleben zukommt, 
ſei es Aufgabe des Geſetzgebers, dahin zu wirken, 
daß die Gaſtwirte diejenigen Einrichtungen treffen, 
welche zur tunlichen Sicherung der Reiſenden und 
ihrer Habe erforderlich find. 

S. 2398: Die Entſcheidung darüber, wie viel 
Geld zur Beſtreitung der laufenden Bedürfniſſe 
oder der unentbehrlichen Reiſekoſten gehöre, hängt 
meiſt von dem individuellen Bedürfniſſe des Reiſenden, 
von der haͤufig von vornherein nicht feſtbeſtimmten 
Zeit und dem Ziele der Reiſe ab. 

Kein einziges Wort des Geſetzes zwingt, einen 
anderen Rechtsſtandpunkt einzunehmen, als dieſe 
Materialien. Ich mache auch darauf aufmerkſam, 
daß im 8 701 der Gaſtwirt als Träger der 
Haftung bezeichnet wird, der gewerbsmäßig Fremde 
zur n aufnimmt. Vgl. auch Reger, 
Entſch. XVI 8. 

Es liegt dem $ 701 alſo ein ähnlicher Ge 
danke zugrunde wie dem Reichs haftpflicht⸗ 
geſetz, kein Zufall, denn beide Geſetze find Ver⸗ 
kehrsgeſetze. 

Daß der Dauermieter — in unſerem Falle 
Dr. X. — die verſchärfte Haftung des Gaſtwirtes 
im Sinne des 8 701 nicht in Anſpruch nehmen 
kann, iſt durch Vorſtehendes wohl bewieſen. 

Schwieriger geſtaltet ſich im Einzelfall die Ab⸗ 
grenzung des Begriffes „Gaſt“ von dem gewöhn⸗ 
lichen Mieter. Die Abgrenzung darf nicht darauf 
abgeſtellt werden, ob im Einzelfalle der Gaſt ſich 
von vornherein, z. B. weil er ſchon öfter im Gaſt⸗ 
hofe abgeſtiegen war, in dem Gaſthofbetriebe gut 
auskennt. Der Geſetzgeber hat He den Regel: 
fall, nicht den Einzelfall, im Aug 

Die Abgrenzung darf auch nicht ausſchließlich 
auf die Zeit des Aufenthalts im Gaſthofe abgeſtellt 
werden. Wenn der Junggefelle T. ſeine Wohnung 
in der Briennerſtraße aufgibt und, um beſſer und 
bequemer eſſen zu können, mit ſeiner ganzen Habe 
in den Gaſthof R. verzieht, noch dazu einen monat⸗ 
lich kündbaren Mietvertrag abſchließt, dann iſt T. 
nicht Gaſt, ſondern gewöhnlicher Mieter in einem 
Gaſthofgebäude, nicht in einem Gaſthofbetriebe, ſelbſt 
wenn er am erſten Tage wieder kündigt und am 
dreißigſten Tage wieder auszieht. Andererſeits hören 
wirkliche Gäſte durchaus nicht immer nach 30 Tagen 
auf, Gaſte zu fein. Ein Beiſpiel: Prokuriſt Dr. S. 
der Chemiſchen Werke in H. erhält von ſeiner 
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Firma den Auftrag, in München große Lieferungs⸗ 
vertrage abzuſchließen. Normalerweiſe nimmt das 
Geſchäft 4 Wochen in Anfpruch. Am 27. Oktober 
1918 ſteigt Dr. S. in der Penſion W. in München 
ab. Am 7. November 1918 bricht in München 
die Revolution aus. Das Geſchäft kann vorläufig, 
weil die Münchener Kontrahenten das Riſiko 
fürchten, nicht zuſtande kommen. Wegen der Reiſe⸗ 
ſchwierigkeiten einerſeits und weil die politiſche 
Lage durchaus nicht troſtlos ſei, verfügen die 
Chemiſchen Werke, Dr. S. ſolle vorläufig in München 
verbleiben. Der Geſchäftsabſchluß verzögert ſich 
wiederholt, insbeſondere angefichts der zweiten Revolu⸗ 
tion am 21. Februar 1919. Dr. S. bleibt bis zum 
21. März 1919, an welchem Tage der Vertrags⸗ 
ſchluß erfolgt, in der Penſion W. Er iſt trotz 
ſeines faſt viermonatlichen Aufenthalts in der 
Penſion immer „Gaſt“, weil er in keinem Augen⸗ 
blicke den Willen betätigt hat, in der Penſion 
die Reiſe abzuſchließen. | 

Die Abgrenzung muß geſchehen nach ſubjektiven 
und objektiven Geſichtspunkten. 

Während der „Saft“ ſich „unterwegs“ 
auf der Reife befindet, darf der ge- 
wöhnliche Mieter von vorneherein, d. h. 
beim Betreten des Gaſthofes, nicht unter ⸗ 
wegs ſein: der Gaſt beginnt Mieter 
zu werden von dem Augenblicke an, wo 
er aufhört, unterwegs zuſein. Dies iſt 
dann der Fall, wenn der Gaſt feinen 
Willen, ſeine Reiſe zu beendigen, in 
einen Zuſtand des Beharrens zu ver⸗ 
wandeln, in einer dem Wirte oder ſein em 
Perſonale erkennbaren Weiſe betätigt 
hat. In der Wirklichkeit werden ſich die not⸗ 
wendigen Feſtſtellungen ſelten ohne die Initiative 
des andern intereſſierten Teils treffen laſſen. 
Intereſſiert an dem Aufhören der Gaſteigenſchaft 
iſt in bezug auf die Haftung der Wirt, dieſer wird 
deshalb an ſeinen Gaſthofinſaſſen zur gegebenen 
Zeit die nötigen Fragen ſtellen müſſen. Anderer⸗ 
ſeits iſt an dem Aufhören der Gaſteigenſchaft der 
Gaſt ſelbſt intereſſiert, denn er wird günſtigere 
Preiſe bekommen. Daraus folgt, daß im 
Zweifel der Wirt, der ſich vom Fremden 
die für Gäſte üblichen Preiſe bezahlen 
läßt, auch gegen ſich die Haftung nach 
9 701 gelten laſſen muß. 

Eine beſondere Aufmerkſamkeit erfordern die 
Flüchtlinge, welche, bisher im Auslande wohnend, 
durch den Krieg gezwungen waren, in Deutſchland 
Aufenthalt zu nehmen, und durch den Wohnungs⸗ 
mangel, wohl auch durch die Ernährungsverhält⸗ 
niſſe ſich veranlaßt ſahen, in einem Gaſthofe oder 
in einer Penfion abzuſteigen. Es wäre meines 
Erachtens eine durch das Geſetz nicht gerechtfertigte 
Härte für die Wirte, anzunehmen, daß die Flücht⸗ 
linge unter allen Umſtänden die geſteigerte Haftung 
des Wirtes Jahre lang in Anſpruch nehmen könnten, 
bloß weil fie auf der Flucht find. In den meiſten 
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Fällen war nach kurzer Zeit klar und offenſichtlich, 
daß einer Rückkehr an ihren ausländiſchen Wohn⸗ 
ſitz auf abſehbare Zeit unüberwindliche Schwierig⸗ 
keiten entgegenſtanden. Folglich war die Flucht 
ſchon nach kurzem Aufenthalt im Gaſthofe abge⸗ 
ſchloſſen. Zum Verlieren der Eigenſchaft des 
Gaſtes iſt es natürlich nicht notwendig, daß der 
Fremde beabſichtigt, Zeit ſeines Lebens im Gaſt⸗ 
hofe zu bleiben. 

Verſchiedene Umſtände können jemand zwingen, 
einen Gaſthof zum Wohnen zu benützen, obwohl 
der Betreffende in derſelben Stadt ſeinen Wohn⸗ 
ſitz, ja eigene Wohnung hat. Es wohnt z. B. 
jemand Anfangs März 1919 in der Großen Frank⸗ 
furter Straße im Oſten Berlins. Er wird bei 
einer Beſorgung in der Mitte Berlins durch den 
Aufruhr von ſeiner Wohnung abgeſchnitten und 
muß 14 Tage lang in einem Berliner Gaſthofe 
wohnen. Wenn er auch nicht auf einer Reiſe im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes iſt, ſo iſt er doch 
im Verhältniſſe zu ſeiner Wohnung auf kurze, ab⸗ 
ſehbare Zeit „unterwegs“. Wird ihm im Gaſt⸗ 
hofzimmer ſein Ueberzieher geſtohlen, ſo kann er 
die Haftung des Wirtes nach 8 701 in Anſpruch 
nehmen. Dasſelbe gilt, wenn jemand nachts ſeinen 
Hausſchlüſſel vergeſſen hat und deshalb im Gaſt⸗ 
hofe übernachtet. | 


Kleine Mitteilungen. 


Die Neſorm des bayerifchen Forſtgeſetzes. Kommt 
ſie bald? Kommt ſie endlich? So fragt mit mir 
ſicherlich jeder Forſtrügerichter. Denn nach einem 
ſolch' veralteten Strafgeſetze, das dem Gerichte faſt 
keinen Spielraum läßt, richten zu müſſen, iſt für den 
Richter eine Gewiſſensqual. Und dabei ſpielt in unſerer 
Zeit des Mangels und der Kohlennot das Brennholz 
dieſelbe wichtige Rolle wie die Nahrungsmittel. Warum 
ſollen nun für die Forſtfrevel nicht dieſelben Grund⸗ 
ſätze gelten wie bei den anderen ſtrafbaren Handlungen? 

Der Grundſatz: minima non curet praetor, gilt 
für die Forſtpolizei noch immer nicht; nach wie vor 
wird die geringfügigſte Gras-, Streu- und Holzent⸗ 
wendung angezeigt, getreu dem beim Forſtrügegericht 
geleiſteten und unterſchriebenen Eide nach Art. 121 
ForſtG., „daß man alle zur Kenntnis gelangenden 
Forſtrügeſachen gewiſſenhaft und wahrheitsgetreu an⸗ 
zeigen, ſowie dasjenige, was man über die Tatumſtände 
der Uebertretung oder des Frevels und über deren 
Täter durch eigene Wahrnehmungen oder fremde Mit⸗ 
teilungen erfahren werde, genau angeben wolle.“ Alſo 
das Legalprinzip in der ſtarrſten und feierlichſten Form! 
Weiſt man nun ſachte auf die Anweiſungen an die 
anderen Polizeibehörden hin, nicht immer gleich an⸗ 
zuzeigen, ſondern erſt zu ermahnen uſw., Anweiſungen, 
die doch wohl auch die Forſtpolizei ſinngemäß anwenden 
dürfte, ſo wird man auf dieſe feierlich beſchworene 
Pflicht hingewieſen. Es bedarf keines Wortes, daß 
dieſe unerbittliche Anwendung des Legalprinzips unſeren 
Zeitumſtänden und unſerem Rechtsempfinden wider⸗ 
ſpricht und gerade in den Kreiſen der ſog kleinen Leute 
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bitterböſes Blut macht. Dieſes Grundübel wäre in 
erſter Linie zu beſeitigen. 

Hand in Hand hiemit müßte die Verquickung des 
Zivilanſpruchs und der Strafe beſeitigt werden. Die 
Forſtbehörde treibe doch die Zivilanſprüche auf Werts⸗ 
und Schadenserſatz auf Grund der Wertbeſtimmungs⸗ 
tabellen nach Art der Steuern ſelbſtändig ein; ſie wird 
oft von Strafe abſehen, wenn ſie auf einfache Art den 
Zivilanſpruch verwirklichen kann. 

Dem Gerichte aber gebe man einen Spielraum 
bei der Bemeſſung der Strafe und vor allem beſeitige 
man auch die für die jetzige Zeit geradezu lächerlichen 
Beſtimmungen der Art. 59 und (0 des ForſtG. Für 
den Richter ſind dieſe aufgezwungenen Strafverſchär⸗ 
fungsgründe eine geradezu unausſtehliche Einſchnürung, 
für die Betroffenen können ſie barbariſch wirken, be⸗ 
ſonders wenn ſie ſich häufen und jeder weitere Straf⸗ 
ſchärfungsgrund eine weitere Erhöhung der Strafe zur 
Folge hat, eine vielgeübte Praxis, die aber nicht not⸗ 
wendigerweiſe dem Wortlaut des Geſetzes entnommen 
werden muß. 

Wie ganz anders ſehen doch die Strafen aus, die 
nach 8 361 Nr. 9 StGB. ausgeſprochen werden können, 
wenn ſtrafunmündige Kinder die Forſtfrevel begehen! 
Man wende nicht ein, auf dem Wege der Gnade 
könnten ja die Härten des Forſtgeſetzes gemindert 
werden. Dies kommt einem vor, wie wenn man ein 
Pferd von hinten aufzäumen wollte. Dem Richter, 
der die Leute ſieht und kennt, muß es zukommen, eine 
dem Rechtsempfinden angemeſſene Strafe ausſprechen 
zu können; es gibt nichts Troſtloſeres, als den Leuten 
immer wieder ſagen zu müſſen: „Ich ſelbſt kann leider 
nichts machen, ich muß die Strafe nach Heller und 
Pfennig ſo ausſprechen, wie es der Geſetzesbuchſtabe 
verlangt, ihr müßt euch mit dem Wege der Gnade 
vertröſten.“ 
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erſt von dem Zeitpunkt an zuläſſig iſt, an welchem die 
Miete in Kraft treten ſoll. | 

Demgegenüber vertritt, ſoweit ich überſehen konnte, 
die übrige Rechtslehre zu 8 564, 622 BGB., 866 HGB. 
und 8 122 GewO., für welche Geſetzesbeſtimmungen 
die Entſcheidung naturgemäß einheitlich ausfallen muß, 
den Standpunkt, daß eine vorzeitige Kündigung ſtatt⸗ 
haft iſt. So insbeſondere Oertmann zu 8 564 BGB., 
Staudinger ebenda, Staub zu 8 66 Anm. 8, Landmann, 


Gew. 8 122, Lotmar, Arbeitsvertrag I S. 516 u. a. m. 


Unverſtändlich iſt, warum die Zuſtändigkeit für | 


Strafbefehle nach Art. 143 II Forft®. immer noch an 
die Grenze von 150 M gebunden iſt, obwohl die Werts⸗ 
taxe um 100% geſtiegen iſt und ſonſt durch Straf⸗ 
befehl ein Vielfaches von 150 M ausgeſprochen werden 
kann. Es ſollte doch vermieden werden, die Leute 
unnötigerweiſe vor das öffentliche Gericht zu bringen. 


Oberamtsrichter Metzler in Bamberg. 


Vorzeitige Kündigung des Dienſtvertrages. Nach⸗ 
ſtehenden Ausführungen liegt folgender Tatbeſtand zu⸗ 
grunde: A wurde von der Firma B durch Vertrag vom 
1. Oktober als Handlungsgehilfe mit Dienſtantritt zum 
1. Dezember angeſtellt. Am 15 November kündigte 
die Firma B dem A auf 31. Dezember. Iſt dieſe 
Kündigung zu dieſem Endtermin rechtswirkſam? 

Unbeſtritten iſt, daß eine vorzeitige, d. h. vor dem 
Dienſtantritt erfolgte Kündigung gültig iſt, wenn die 
erforderliche Kündigungsfriſt nach dem Dienſtantritt 
voll abläuft. Ob aber der Friſtablauf ſchon vor Dienſt⸗ 
antritt, wie in unſerem vorangeführten Beiſpiel, rechts⸗ 
wirlſam einſetzen kann, iſt nicht ohne weiteres klar. 
So hat denn auch das OLG Frankfurt in einer Ent⸗ 
ſcheidung — Recht 1902 S. 269 — ohne weitere Be⸗ 
gründung ausgeſprochen, daß eine vor Beginn des 
Vertragsverhältniſſes ausgeſprochene Kündigung nur 
ſo wirkt, als wäre ſie nach deſſen Beginn zum erſten 
zuläſſigen Termine ausgeſprochen. Ebenſo erklärt 
Fiſcher⸗Henle (1918 zu 8 564 BGB.), daß die Kündigung 


Doch machen die meiſten Vertreter dieſer Anſchauung 
eine Einſchränkung dahin, daß eine vorzeitige Kün⸗ 
digung nicht zur Aufhebung des Vertragsverhältniſſes 
vor Eintritt des Anfangstermines führen dürfe, viel⸗ 
mehr dieſe nur für einen Zeitpunkt nachher wirken 
könne So meint Staudinger a. a. O., auf den Beginn 
der Miete aber als Endpunkt ſo, daß das Miet⸗ 
verhältnis gar nicht entſtehe, ſei die Kündigung nicht 
ſtatthaft, da dies eine Verweigerung der Vertrags⸗ 
erfüllung wäre. Kohler, Bürgl. Recht II, 1 8 102, ſieht 
in der Kündigung eine Rechtshandlung, die ein Rechts⸗ 
verhältnis beende. Man könne daher kein Rechts⸗ 
verhältnis kündigen, ehe es begonnen habe. Ebenſo 
kann nach Oertmann a. a. O. nur für die Zeit nach 
dem demnächſtigen Beginn gekündigt werden, denn 

dann beginne die Mietszeit, auf deren Dauer gekündigt 
werden ſolle. Mittelſtein, Miete S. 427, führt aus, 
daß durch Kündigung nur einem in Kraft getretenen 
Rechtsverhältnis ein künftiges Ende bereitet werden, 
und Salinger — DIZ. S. 594/1905 —, daß man nur 
einen laufenden Mietvertrag kündigen könne. Hartwig, 
Recht 1906 S. 641 — begründe ſeinen einſchränkenden 
Standpunkt damit, daß nach 8 564 BGB. das Miet⸗ 
„verhältnis“, nicht der Miet, vertrag“ gelündigt werden 
könne. Der Ausdruck Miet, verhältnis“ ſei nicht iden⸗ 
tiſch mit Miet, vertrag“. Er begreiſe die rechtliche 
Beziehung der Parteien zueinander erſt von dem Zeit⸗ 
punkt an, in welchem der Vertrag, der früher geſchloſſen 
wurde, inſofern ausgeführt iſt, als der Mieter den 


Gebrauch der gemieteten Sache nun auch tatſächlich 


vom Vermieter gewährt bekommen habe, in den Beſitz 
der Mietſache gelangt ſei, und Beſitzſchutz genieße. 
Thiele, Archiv f. ziv. Praxis 89, S. 162, läßt eine 
ſo zeitige Kündigung, daß bei Antritt des Dienſtver⸗ 
hältniſſes die Kündigungsfriſt bereits abgelaufen iſt, 
deshalb nicht zu, weil man damit ein einſeitiges Rück⸗ 
trittsrecht vom Vertrage ſanktionieren und dadurch der 
Vertragsumgehung das Wort reden würde. 

Für unbeſchränkte Zuläſſigkeit einer vorzeitigen 
Kündigung ohne Rückſicht auf den Ablauf der Friſt 
vor oder nach Eintritt des Anfangstermines ſind nur 
Fürſt — Recht 1905 S. 589 — und vor allem Lotmar, 


Arbeitsvertrag I S. 519. Dieſer Anſicht iſt beizu⸗ 


pflichten. 

Der Dienſtvertrag — und Entſprechendes gilt auch 
vom Mietvertrag — iſt Konſenſualvertrag. Mit ſeinem 
Abſchluß durch gegenſeitige Willenseinigung iſt das 
Dienſtverhältnis begründet. Dienſtverhältnis iſt das 
durch den Abſchluß des Vertrages unter den Parteien 
entſtandene Rechtsverhältnis. Abſchluß des Dienſt⸗ 
vertrages und Begründung des Dienſtverhältniſſes 
fallen alſo zeitlich zuſammen und damit iſt auch die 
von Hartwig a a. O aufgeſtellte Unterſcheidung wider⸗ 
legt. Mit dieſer Entſtehung des Dienſtverhältniſſes 
fällt auch der. Anfang der Vertragszeit zuſammen, 
denn dieſer Anfang kann nicht eine beſondere Beſtim⸗ 
mung der Vertragszeit bilden, da er weder innerhalb 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 14 u. 15. 


277 


ms ———— — nn ͤ)n.—ĩͥkͥ̃ ¼‚̃ — nn 


noch außerhalb des Vertrages feſtgeſetzt werden kann, 
ſondern ſtets mit dem Vertragsſchluß zuſammentrifft. 
Dies gilt auch dann, wenn der Dienſtvertrag einen 
ſpäteren Anfangstermin vorſieht. Denn der ſpätere 
Anfangstermin ſchiebt nur die Vollwirkſamkeit des 


bereits mit Vertragsabſchluß begründeten Dienſtver⸗ 


hältniſſes bis zum Eintritt der Friſt hinaus, läßt aber 
den befriſteten Dienſtvertrag für die Zwiſchenzeit 
durchaus nicht der Rechtswirkſamkeit entbehren. 

Die Kündigung ſelbſt iſt ihrem Inhalte nach eine 


Rücktrittserklärung vom Vertrage und unterſcheidet 


ſich vom Rücktritt nur dadurch, daß dieſer den Vertrag 
ex tunc aufhebt; während die Kündigung ihn für die 
Zukunft beendet. (Warneyer VII Nr. 10, RG3Z. 64 
S. 384, Enneccerus⸗Kipp⸗Wolf 8 262 1). Sie ſetzt alſo 
nur das Beſtehen eines Vertragsverhältniſſes voraus, 
oe durch den Abſchluß des Vertrages geſchloſſen 
wird. 

Aus dieſen Rechtserwägungen heraus iſt aber die 
beſchränkte Zuläſſigkeit einer vorzeitigen Kündigung 
aus den Gründen, wie ſie Kohler, Oertmann, Salinger 
und Mittelſtein a. a. O. anführen, nicht haltbar. Ebenſo⸗ 
wenig kann man mit Staudinger a. a. O. darin eine 
Verweigerung der Vertragserfüllung erblicken. Denn 
wenn man ſchon einmal eine vorzeitige Kündigung zu⸗ 
läßt, ſo kann man bei einer durch ſie herbeigeführten 
rechtmäßigen Aufhebung des Vertrags mit Ablauf der 
Kündigungsfriſt nicht mehr von einer Verweigerung 
der Vertragserfüllung reden und ebenſowenig mit 
Thiele a. a. O. ſich an dem einſeitigen Rücktrittsrecht 
ſtoßen, das eine Kündigung eben immer darſtellt, zumal 
dieſe ja beiden Vertragsteilen gleichheitlich zuſteht. 

Es handelt ſich vielmehr, wie Lotmar mit Recht 
anführt, allein um die Frage, ob in die Kündigungs- 
friſt, die unleugbar ein Stück der Vertragszeit aus⸗ 
macht, auch der Teil der letzteren einzurechnen iſt, 
welcher der Vollwirkſamkeit des Vertragsverhältniſſes 
vorausgeht. Dieſe Frage kann nur verneint oder un⸗ 
beſchränkt bejaht werden, wie ich es getan habe. 


Amtsrichter Dr. Kupfer in Nürnberg. 


Die baheriſchen Sondergerichte. I. In Nr. 10 u. 11 
dieſer Zeitſchrift habe ich gegen die Gültigkeit der bayer. 
BD. über die Volksgerichte vom Standpunkt der 
Rechtseinheit im Reich aus Bedenken erhoben und 
ihre Aufhebung gefordert. Aber auch wenn man die 
bayeriſche Geſetzgebung rein für ſich betrachtet, 
erſcheint die Beſeitigung der Volksgerichte wünſchens⸗ 
wert. Die Volksgerichte ſind für eine Anzahl von 
Verbrechen und Vergehen an die Stelle der Straf⸗ 
kammern und Schwurgerichte getreten. Der Grund 
für ihre Einführung war in erſter Linie der, für die 
unruhigen Zeiten ein ſummariſches Verfahren zur 
Verfügung zu haben, das eine raſche Rechtſprechung 
und eine noch raſchere Vollſtreckung ermöglicht. Der 
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Angeklagte ift in dieſem Verfahren erheblich ſchlechter 


geſtellt als nach der Reichsſtrafprozeßordnung; er iſt 


nicht entfernt ausgeglichen. Ein Bedürfnis zu ſolchem 
ſummariſchen mit Minderung der Rechte des Ange⸗ 
klagten notwendig verbundenen Verfahren liegt in 
normalen Zeiten nicht vor; für unruhige Zeiten 
aber ſteht das ſtandrechtliche Verfahren zur 
Verfügung. Sowohl der Prozeß vor dem Volksgericht 


wie der Prozeß vor dem ſtandrechtlichen Gericht ſind 
nur durch Miniſterialverordnungen geregelt; beide 


Prozeßordnungen gleichen ſich, wenn man von der 
Beſetzung der Gerichte abſieht, wie ein Ei dem andern. 
Auch die Zuſtändigkeit beider Gerichte iſt faſt dieſelbe; 
ſie bietet das Bild zweier ſich ſchneidender Kreiſe, die 
ſich aber im weſentlichen decken. Durch Bildung der 
Volksgerichte wollte man das Standrecht, das einen 
etwas unguten Klang hat, vermeiden. Nachdem aber 
das Standrecht doch verhängt worden iſt, iſt das Volks⸗ 
gericht vollends in eine ſchiefe Stellung geraten: zwei 
Sondergerichte mit faſt der gleichen Zuſtändigkeit und 
demſelben Verfahren ſtehen nebeneinander. Um das 
nicht ſo ſehr in die Erſcheinung treten zu laſſen und 
um die Volksgerichte lebensfähig zu erhalten, hat das 
Geſamtminiſterium am 25. April 1919 im Wege der 
Verordnung — rechtlich nicht unbedenklich — die 
geſetzlich feſtgelegte Zuſtändigkeit des ſtandrechtlichen 
Gerichtes beſchnitten: das Standrecht ſoll nur für die 
Delikte eintreten, für welche die Zuſtändigkeit des 
Volksgerichts nicht gegeben iſt, alſo im weſentlichen 
nur für Hochverrat und Landesverrat. Ergibt ſich nun 
beim ſtandrechtlichen Gericht die /⸗Mehrheit nicht, jo 
muß Verweiſung eintreten, und zwar, ſoweit die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Volksgerichts nicht gegeben iſt (alſo 
beim Hochverrat), an die Schwurgerichte, im übrigen 
an die Volksgerichte, die aber ihrerſeits, wenn ſich bei 
ihnen auch keine Mehrheit ergibt, an die ordentlichen 
Gerichte weiter verweiſen müſſen. Daß die Möglich⸗ 
keit ſolcher doppelter Verweiſung — zu der ſich recht⸗ 
liche Schwierigkeiten bei der Löſung von Kompetenz⸗ 
konflikten geſellen — den Bau des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
rechtes ſtört und Unklarheit und Unſicherheit in die 
Rechtspflege bringen muß, iſt außer Frage. Ich wieder⸗ 
hole daher die Hoffnung, daß die bayeriſche Regierung 
die Aufhebung der Volksgerichte, die ſie wohl manchmal 
ſelbſt zum mindeften als einen Schönheitsfehler 
empfindet, in Bälde in die Wege leitet. 

II. Was gegen das ſtandrechtliche Gericht 


eingewendet wird, iſt namentlich ſeine Beſetzung; 


zum mindeſten ſollten Laien auch hier bei der Recht⸗ 
ſprechung ſelbſt mitwirken und nicht darauf beſchränkt 
ſein, der Verhandlung als Staffage beizuwohnen und 
beſtenfalls papierene Proteſte über etwaige rechtliche 
Fehler beim Gerichtsſchreiber anzubringen. Wird die 
Beſetzung des Standgerichts in modernem Sinn umge⸗ 
ſtaltet, ſo kann man die Volksgerichte vollends entbehren. 

Uebrigens erſcheint die Anwendung des Kriegs⸗ 
zuſtandsrechts für die zurzeit herrſchenden inneren 
Unruhen rechtlich nicht einwandfrei. Das Geſamt⸗ 
miniſterium iſt allerdings am 25. April 1919 bei An⸗ 
ordnung des Standrechts davon ausgegangen, daß — 
offenbar von 1914 her — der Kriegszuſtand noch 


namentlich dadurch benachteiligt, daß ihn die Staats⸗ verhängt ſei. Ich halte dieſe Vorausſetzung für 


anwaltſchaft unmittelbar verhaften kann, daß ihm keine 
Rechtsmittel zur Verfügung ſtehen, daß es keine Wieder⸗ 
aufnahme gibt und daß die Vollſtreckung ſofort erfolgt, 
bei Todesurteilen allerdings erſt nach Genehmigung 
durch den Miniſterrat. Dieſe Schlechter ſtellung des 
Angeklagten iſt durch die Beſetzung des Volksgerichts 
und durch die ausnahmslos notwendige Verteidigung 


falſch. Der Rat der Volksbeauftragten hat in ſeinem 
Aufruf vom 12. November 1918 mit Geſetzeskraft 
verkündigt: Z. 1: „Der Belagerungszuſtand wird auf⸗ 
gehoben.“ Für Bayern konnte das Reich allerdings 
den Kriegszuſtand nicht aufheben. Eine förmliche Auf⸗ 
hebung, wie fie 8 9 des bayer. Kriegszuſtandsgeſetzes 
vorſieht, iſt für Bayern nicht erfolgt. Trotzdem iſt 
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auch in Bayern ſeit dem 12. November der Kriegs⸗ 
zuſtand ſtillſchweigend aufgehoben. Auf das Fehlen 
der ausdrücklichen Erklärung in öffentlichen Blättern 
kann bei der, ſagen wir einmal „Weitherzigkeit“, welche 
ſeit der Novemberrevolution im Reich und namentlich 
in Bayern bezüglich der Form der Verkündung von 
Geſetzen und Verordnungen geübt wird, kein Gewicht 
gelegt werden. Es iſt ſchlechterdings nicht erſichtlich, 
warum in Bayern der Kriegs zuſtand länger gedauert 
haben ſoll als im übrigen Reich. Bis zu der 
Regierungserklärung vom 25. April 1919 wird in 
Bayern jedermann davon überzeugt geweſen ſein, daß 
der Kriegszuſtand nicht mehr beſtehe; es ſind auch 
in Bayern die Folgerungen, die ſich aus der Fortdauer 
des Kriegszuſtandes ergeben hätten (Verſchärfung des 
materiellen Strafrechts gemäß Art. 3 KG., Weiter⸗ 
gelten der Strafdrohungen des Art. 4 KG., Fortdauer 
des Verordnungsrechtes des militäriſchen Befehls⸗ 
habers), wohl nirgends gezogen worden. — Wenn ſich 
die Regierung in ihrem Erlaß vom 25. April 1919 
doch auf das Fortbeſtehen des Kriegszuſtandes beruft, 
ſo hat das natürlich ſeine Gründe: Die Anwendung 
des Kriegszuſtandsgeſetzes von 1912 iſt wünſchens⸗ 
werter und führt eher zu brauchbaren Ergebniſſen als 
die Anwendung des eigentlich für innere Unruhen 
beſtimmten, über bundert Jahre alten, aber noch heute) 
fortgeltenden, faſt mittelalterlich grauſam erſcheinenden 
bayer. Strafgeſetzbuches von 1813. Nach dieſem 
Geſetz hätte das ſtandrechtliche Gericht in allen Fällen 
ausſchließlich auf Todesſtrafe zu erkennen, und zwar 
gegen jeden, der nach Verkündung des Standrechtes 
an einer hochverräteriſchen Unternehmung oder an 
einem Auflauf, Aufruhr oder Landfriedensbruch be⸗ 
teiligt war, ohne Unterſchied, ob es ſich um Beihilfe 
und Verſuch oder um Haupttat und Vollendung handelt. 
Daß dies Geſetz vollkommen veraltet und ſchlechthin 
undurchführbar geworden iſt, liegt auf der Hand. 
Schon bei der Beratung des Kriegszuſtandsgeſetzes i. J. 
1912 iſt u. a. von dem Abgeordneten Dr. Müller⸗Hof 
darauf hingewieſen worden, daß es eine Anomalie 
bedeute, wenn das Geſetz gegen innere Unruhen viel 
drakoniſcher ſei als das Kriegszuſtandsgeſetz, und daß 
eine gründliche Reform der rechtlichen Regelung auch 
des Belagerungszuſtandsrechtes erforderlich ſei; dieſe 
Regelung iſt aber bis heute nicht erfolgt. 

Mein Ergebnis iſt das: Der Kriegszuſtand beſteht 
nicht. Aus praktiſchen, aber juriſtiſch bedenklichen Er⸗ 
wägungen iſt ſein Fortbeſtehen von der Regierung an⸗ 
genommen worden, damit das mildere Kriegszuſtands⸗ 
recht ſtatt des ſtrengeren Unruhezuſtandsrechtes 
angewendet werden konnte. Die Rechtslage bedarf 
dringend der Klärung. Dieſe Klärung kann nur darin 
beſtehen, daß das alte Geſetz von 1813 ſo raſch als 
möglich endgültig verſchwindet und, wenn abſolut ein 
Ausnahmegeſetz ſein ſoll, einem dem Geiſt der Jetzt⸗ 
zeit entſprechenden Unruhe⸗Geſetz Platz macht. Im 
übrigen: welcher innere Grund ſpricht dafür, daß 
Bayern auch heute noch in Fragen des Kriegs⸗ und 
Belagerungszuſtandsrechtes ſeine eigenen Wege geht? 


Privatdozent Dr. Kern in München. 


) Auf Grund Art. 3 Ziff. 12 bayr. AG. StPO. vom 
18. Auguſt 1879. 
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Die Koften des Sühneterminz (6 5100 30.) . Nach 
der Verordnung über die gerichtliche Bewilligung von 
Zahlungsfriſten vom 7. Auguſt 1914, in der durch die 
Bek. vom 20. Mai 1915 und 8. Juni 1916 abgeänderten 
Faſſung, werden bei Erledigung des Rechtsſtreits durch 
einen vor Gericht abgeſchloſſenen oder dem Gerichte 
mitgeteilten Vergleich die Gerichtsgebühren nur zur 
Hälfte erhoben; bei einem Streitwert bis zu 100 M 
werden Gerichtsgebühren überhaupt nicht erhoben. 

Dieſe Beſtimmung trifft nach Anſicht der rechnung⸗ 
führenden Sekretäre auf die nach 8 5100 ZPO. in 
Sühneterminen geſchloſſenen Vergleiche nicht zu; in 
dieſen Fällen erheben fie nach 8 41 GG. 0 der 
Gebühr. | 

Gerade die Sühnetermine werden gerne beantragt, 
ſchon um dem Gegner gegenüber das Wort „Klage“ 
zu vermeiden und ihn einer gütlichen Erledigung zu⸗ 
gänglich zu machen. 

In den Sühneterminen finden ſich auch faſt aus⸗ 
nahmslos der Antragſteller und ſein Gegner ein, die 
nach Belehrung den Streit willig durch Vergleich 
beendigen. 

Die einzige Schwierigkeit macht bisweilen der 
Koſtenpunkt. Hätte bei einem Streitwert bis zu 100 M 
der Antragſteller Klage erhoben, hätten die Parteien 
alle nur erdenklichen Beweiſe erheben laſſen und ſich 
dann verglichen, ſo brauchten ſie keine Gerichtsgebühren 
zu bezahlen, jetzt, wo ſie im Sühnetermine ſich geeinigt 
und ſich einen Prozeß und die aus einem ſolchen ſich 
ergebenden Folgen erſpart haben, müſſen ſie eine 
Gerichtsgebühr bezahlen. 

Ich halte dafür, daß auch die im Sühnetermine 
des 8 5100 ZPO. geſchloſſenen Vergleiche unter die 
eingangs angeführte Verordnung fallen. Der Vergleich 
im Sühnetermine ſetzt doch voraus, daß die Parteien 
über den ſtreitigen Gegenſtand verhandeln. Der Ver⸗ 
gleich erledigt dann eben den Rechtsſtreit. An dieſer 
Auffaſſung kann auch die Beſtimmung des 8 5100 
nichts ändern, daß beim Nichtzuſtandekommen eines 
Vergleichs der Rechtsſtreit — dieſer beſteht alſo ſchon 
— ſofort verhandelt wird. 

Ich habe mir bisher vielfach dadurch geholfen, 
daß ich die Parteien zu einer unverbindlichen Be⸗ 
ſprechung vorgeladen habe. 

Hatten ſich die Parteien geeinigt, ſo wurde ein 
Schriftſtück nicht errichtet, ich konnte mich aber darauf 
verlaſſen, daß die Parteien den mündlich getroffenen 
Vereinbarungen pünktlich nachkamen. 
Oberamtsrichter Zölch in Vilseck. 


Aus der Lechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
1 


e kaun nicht deswegen allein als geheilt 
gelten, weil der Sänfer wegen der Bertenerung des 
Alkohols nicht mehr ſoviel trinkt wie früher. Aus 
den Gründen: Auf die nach 8 686 ZPO. erhobene 
Klage kann die Entmündigung der Klägerin nur auf⸗ 
gehoben werden, wenn der Grund der Entmündigung, 
ihre Trunkſucht, i. S. des 8 6 Nr. 3 BGB. weggefallen 
iſt (S 6 Abſ. 2 B.). Das BG. hat den Wegfall des 
Entmündigungsgrundes nicht feſtzuſtellen vermocht. 
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Es geht davon aus, daß die Klägerin z. Zt. ihrer 
Entmündigung dem Trunke vollſtändig ergeben und 
infolgedeſſen außerſtande war, das auf ihren Namen 
geführte kaufmänniſche Geſchäft!) felbftändig weiterzu⸗ 
Bartel Nach ihrer Entmündigung trennten ſich die 

arteien; die Klägerin zog im Februar 1916 zu ihrer 
Mutter. Der beklagte Ehemann nahm fie aber auf 
ihr Verſprechen, ſich zu beſſern, im Oktober 1916 wieder 
bei ſich auf. Die Klägerin fing jedoch alsbald wieder 
zu trinken an, meiſt Rum und Kognak, und war faft 
täglich vollſtändig betrunken. Ende November 1916 
zog ſie wieder nach P. und lebt ſeit dem am 15. Juni 
1917 eingetretenen Tode ihrer Mutter jetzt für ſich 
allein. Das BG. fieht zwar als bewieſen an, daß 
ſich die Klägerin ſeit ihrer zweiten Ueberſiedlung nach 
P. des Alkoholgenuſſes enthalten hat, ſtellt aber feſt, 
daß dies nur unfreiwillig geſchehen ſei, weil ſie ſich 
die ſehr verteuerten ſchweren Getränke nicht mehr wie 
früher habe beſchaffen können. Dieſe nicht zu be⸗ 
anſtandende Feſtſtellung ſagt aber nichts dafür, daß 
die Klägerin ſich kraft dieſer notgedrungenen Enthalt⸗ 
ſamkeit auch innerlich vom Alkohol abgewendet hat, 
ſo daß die Trunkſucht als behoben und die Klägerin 
als geheilt zu gelten habe. Im Gegenteil erklärt das 
BG. die Gefahr einer Rückfälligkeit keineswegs für 
beſeitigt. Dieſe Auffaſſung iſt ausreichend begründet, 
einmal durch den Hinweis auf ihre erneute Trunk⸗ 
fälligkeit im Oktober 1916, als ihr wieder Alkohol 
zugänglich wurde, ſodann aber durch das Gutachten 
des Dr. E., der der Klägerin auch trotz ihrer jetzigen 
unfreiwilligen Beſchränkung des Alkoholgenuſſes nicht 
die innere Kraft zutraut, einem ſich etwa bietenden 
Anreize zum übermäßigen Genuſſe von Alkohol zu 
widerſtehen. Die Gefahr einer Rückfälligkeit erſcheint 
aber beſonders nahegerückt, wenn die Klägerin im 
ve der Aufhebung der Entmündigung in die Lage 
ommen würde, ihr Geſchäft ſelbſt wieder in die Hand 
zu nehmen, und dabei der leichten Erreichbarkeit von 
raten wieder ausgejeßt fein würde. Daß fie aber 
bei einem erneuten Ausbruch ihrer Trunkſucht ebenfo 
wie vordem ihre Angelegenheiten zu beſorgen nicht 
imſtande fein wird, wird von der Reviſion nicht bes 
ſtritten. Wenn das BG. bei dieſer Sachlage zu der 
Ueberzeugung gelangt iſt, daß die hochgradige Trunk⸗ 
ſucht der Klägerin, der ſie im November 1916 erneut 
vollſtändig unterlegen iſt, noch jetzt verborgen weiter⸗ 
beſteht und deshalb die Aufhebung der Entmündigung 
noch nicht für angängig hält, ſo iſt darin eine Ver⸗ 
letzung des 8 6 Abſ. 2 BGB. nicht zu finden. (Urt. d. 
IV. 35. v. 7. April 1919, IV 444/18). 
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II. 


Kann der Berſtand eines nicht rechtsfähigen Vereins 
als Treuhänder Eigentümer des Vereinsvermögens fein? 
AR ein Darlehens verhältnis mit einer im Beſtande 
wechſelnden Mehrheit von Perſonen denkbar? Die Kläger 
bilden den Vorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei 
Deutſchlands und verlangen deinen Betrag von 
39 716,35 M nebſt Zinſen, die die Bekl. als Darlehen 
erhalten habe. In den Vorinſtanzen iſt die Klage ab⸗ 
gewieſen worden. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Nach den Ausführungen der Klage iſt 
der Parteivorſtand der S. P. D. fiduziariſcher Eigen⸗ 
tümer des Parteivermögens. Unſtreitig hat der Partei⸗ 
vorſtand als ſolcher aus Mitteln dieſes Vermögens die 
als Darlehen eingeklagten Beträge hingegeben. Die 
Klagſeite verlangt deren Rückzahlung im eigenen Namen; 
fürſorglich iſt beantragt, die verlangten Beträge zu⸗ 
gunſten des Vereins „S. P.“, vertreten durch die Kläger, 
zu ne Als Parteivorſtand bilden die Kläger 
nach ihrer Rechtsanſicht einen nicht rechtsfähigen Verein. 
Die Bekl. hat die Aktivlegitimation der Kl. beſtritten. 


1) In dem Geſchäfte wurde auch mit alkoholiſchen Getränken 
gehandelt. 
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Demgegenüber iſt der Klaganſpruch — außer der bereits 
angeführten fiduziariſchen Verfügungsmacht des Partei⸗ 
vorſtandes über das Parteivermögen — auf die Be⸗ 
hauptung gegründet worden, der Parteivorſtand und 
die Rechtsvorgängerin der Bekl. ſeien darüber einig 
geweſen, daß die Betrage von den damaligen Mitgliedern 


des Parteivorſtands aus eigenem Rechte gegeben würden 


und daß rückforderungsberechtigt immer die jeweiligen 
Mitglieder des Parteivorſtands aus eigenem Rechte 
ſein ſollten. 

Zur Gültigkeit eines Sonderabkommens dieſer Art 
hält das BG. Schriftform nach BG. 8 780 für er⸗ 
forderlich und bei deren Fehlen dieſes Vorbringen für 
unbeachtlich. Im übrigen nimmt es an, daß die Kl. 
nur Vorſtand eines nicht rechtsfähigen Vereins, nicht 
elbſt ein ſolcher ſeien, und daß die eingeklagte For⸗ 
erung nicht zu ihrem Vermögen, ſondern zu dem des 
Vereins gehöre, deſſen Vorſtand fie bilden. Im bes 
ſonderen hat das BG. gegenüber dem Vorbringen der 
Klagſeite, der Parteivorſtand ſei fiduziariſcher Eigen⸗ 
tümer des Parteivermögens, ausgeführt: Ein ſolches 
Treuhandverhältnis ſei überhaupt nur denkbar unter 
der Vorausſetzung, duß die Partei einen nicht rechts⸗ 
fähigen Verein darſtelle; andernfalls könnte ſie kein 
Eigentum beſitzen, daher auch niemand für ſie als Treu⸗ 
händer ihr Vermögen beſitzen könnte. Die ſozialdemo⸗ 
kratiſche Partei als ſolche, der jeder angehöre, welcher 
ſich zu den Grundſätzen des Parteiprogramms bekenne 
und außerdem Mitglied der Parteiorganiſation ſei, ſei 
aber in der Tat eine rechtlich organiſierte Perſonen⸗ 
verbindung und als nicht rechtsfaͤhiger Verein anzu⸗ 
ſehen. Dafür indeſſen, daß der Vorſtand als Treu⸗ 
händer Eigentümer des Vereinsvermögens ſei, ergebe 
die Satzung der Partei (von 1905 in 8 21 und von 1912 
in 8 17) keinen Anhalt. Auch müßte, wenn das Vereins⸗, 
vermögen dem Vorſtand als Treuhänder gehörte, bei 
jedem Wechſel der Vorſtandsmitglieder eine Ueber⸗ 
tragung des Vermögens auf den neugewählten Vor⸗ 
ſtand ſtattfinden. Mit Recht hat die Reviſion hiergegen 
Bedenken erhoben. Auch wenn der Partei als ſolcher 
Vereinscharakter nicht zukommen ſollte, kann ein Treu⸗ 
handverhältnis des Vorſtands, u. z. zu den Mitgliedern, 
rechtlich gedacht werden und praktiſch in beſonders 
hohem Maße geboten ſein. Auch für die Annahme, 
daß es gegebenenfalls einer Uebertragung des Ver⸗ 
mögens auf neueintretende Vorſtandsmitglieder bedurft 
hätte, erhellt kein ausreichender Grund. Gegenüber 
der Auslegung der Satzung wird von der Reviſion 
unter Berufung auf 8 133 BGB. auf die Anführungen 
zur Entſtehungsgeſchichte des 8 17 (früher 8 21) und 
die Behauptung verwieſen, daß dieſe Vorſchrift nach 
Anſicht der Beteiligten den Gedanken habe ausdrücken 
ſollen, dem Parteivorſtand ſolle das Recht am Partei⸗ 
vermögen fiduziariſch zuſtehen, und daß ſie auch ſtets 
im Einverſtändnis mit der Kontrollkommiſſion ſo ge⸗ 
5 worden ſei. Im Hinblick auf die praktiſch 
edeutſame Schwierigkeit, im Falle eines prozeſſualen 
Vorgehens die bei dem Mangel der aktiven Partei⸗ 
fähigkeit gebotene Anführung aller als Kläger auf⸗ 
tretenden Mitglieder (vgl. ZPO. 8 50 Abſ. 2, R. 78 
S. 306 u. RG. 57 S. 92, K. v. RG K.“ 854 Erl. 1) zu 
bewirken, kann jenem im Berufungsurteil nicht be⸗ 
ſprochenen Vorbringen der Klage für die Auslegung 
der fraglichen Vorſchrift in der Tat eine ſachliche Be⸗ 
deutung beigemeſſen werden. 

Es kommt aber auf alles das hier entſcheidend 
nicht an, da das Urteil im übrigen wegen der Begrün⸗ 
dung bezüglich des behaupteten Sonderabkommens auf⸗ 
zuheben war. Dem Hinweis des BG. auf BGB. 8 780 
ſcheint der Gedanke zugrunde zu liegen, daß die Klage 
eine ausreichende Stütze nur in einem ſelbſtändigen, 
d. h. in einem ſolchen Schuldverſprechen finden könne, 
das von der Grundlage des zu Gunſten und zu Laſten 
der Partei geſchloſſenen Darlehensvertrags völlig gelöſt 
iſt. Der ganze einſchlägige Vortrag der Klagſeite war 


280 


aber in erſter Reihe auf einen anderen Gedanken ges 
richtet, daß nämlich der Darlehensvertrag als ſolcher 
mit dem Parteivorſtand nach deſſen jeweiligem Mit⸗ 
* ſein ſolle. Ob ein ſolcher 

ertragsſchluß nach dem Statut zuläſſig iſt, iſt bisher 
nicht unterſucht und hier nicht ohne weiteres zu ent⸗ 
ſcheiden. Jenes Vorbringen iſt daher im Berufungs⸗ 
urteil nicht beſchieden und durch den Hinweis auf 8 780 
BGB. rechtlich nicht erledigt. Zutreffend hat die Reviſion 
hierzu im übrigen ausgeführt, daß es rechtlich nicht 
unzuläſſig ſei, ein Darlehens verhältnis von vornherein 
zugunſten einer dem Wechſel ihrer Mitglieder unter⸗ 
worfenen Perſonenmehrheit zu begründen, und weiter, 
daß für die Erlangung der Forderung aus der Dar⸗ 
lehensgewährung bedeutungslos der Umſtand iſt, aus 
weſſen Vermögen das als Darlehen Gegebene ſtammt. 
(Urt. des VI. 3 S. vom 14. April 1919, VI 45/19). 
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Wenn jemand der Bernahme eines Nechtsgeſchäfts 


ausdrücklich widerſprschen hat, jo müſſen an den Bes 
weiß der ſpäteren Genehmigung durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen ganz besonders firenge Anforderungen geſtellt 
werden. Handlungen gegenüber einer Perſon, der gegen⸗ 
über nicht nach 3 182 Abſ. 1 BGB. ans drücklich zu⸗ 
geſtimmt werden kaun, kommen dabei nicht in Betracht. 
Aus den Gründen: Das BG. hat als tatſächlich 
feſtgeſtellt angeſehen, daß die Ehefrau des Beklagten 
nicht nur bei den erſten Beſuchen der Kläger dem 
Verkaufe der Grundſtücke ſcharf widerſprochen, ſondern 
auch ihren Widerſpruch dem Anſcheine nach auch am 
14. Sept. 1917 noch nicht zurückgenommen hatte, als 
der Beklagte das notarielle Angebot erklärte. Würde 
iernach ein Mißbrauch der dem Ehemann von der 
rau erteilten Vollmacht vorliegen, den die Kläger 
annten oder doch hätten erkennen müſſen, ſo könnten 
fie aus ihr keine Rechte herleiten, wie das R. bes 
reits mehrfach entſchieden hat (RG. Bd. 52 S. 99, 
Bd. 71 S. 222, Bd. 75 S. 301). Da die Wirkſamkeit 
des Vertrags von der Zuſtimmung der Ehefrau des 
Beklagten abhängt, fo würde jedoch gemäß $ 182 BGB. 
dieſer Mangel beſeitigt ſein, wenn ſie dieſe Zuſtim⸗ 
mung, die der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten Form 
nicht bedarf, ihrem Ehemann oder den Klägern (auch 
ſelbſt einem von dieſen) gegenüber erklärt hätte, wofür 
die Kläger beweispflichtig wären. Eine derartige nach⸗ 
trägliche Zuſtimmung (Genehmigung), die auf den 
Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück⸗ 
wirkt und es wirkſam macht (88 184, 185 BGB.), nimmt 
das BG. als erwieſen an. Dieſe „mündliche Geneh⸗ 
migung“ entnimmt es aus 3 Begebenheiten. Nach der 
Bekundung des Zeugen B. ſei dieſer einige Tage nach 
dem notariellen Angebot von den Klägern in der 
Wohnung der Eheleute dieſen als derjenige vorgeſtellt 
worden, der auf den von den Klägern gekauften Grund⸗ 
ſtücken die Wirtſchaft führen ſolle. Dazu habe die 
Ehefrau des Beklagten geſchwiegen. Einige Tage 
ſpäter habe der Zeuge ſich bei ihr, die allein in der 
Wohnung anweſend geweſen ſei, erkundigt, wieviel 
Leute zum Aufladen von Stroh verfügbar ſeien. Sie 
habe bereitwilligſt Auskunft erteilt und auch bei dieſer 
Gelegenheit nicht angedeutet, daß ſie dem Verkaufe 
nicht zuſtimme. Endlich, der Mitkläger C. ſei eines 
Tages zwiſchen dem 14. und 21. Sept. 1917 zu ihr 
gekommen mit der Frage, ob auf den an ihn ver⸗ 
kauften Grundſtücken ſchon viel gedroſchen ſei und ob 
ſich auch Heu in der Scheune befinde. Sie habe darauf 
geantwortet, ſie wiſſe das nicht, er ſolle in die Scheune 
gehen und ſich alles anſehen. Die Reviſion führt aus: 
Nachdem die Ehefrau des Beklagten dem Verkaufe 
den Klägern gegenüber ſcharf widerſprochen und das 
mit die Vollmacht widerrufen gehabt habe, müßten 
an eine Genehmigung durch ſchlüſſige Handlungen 
hohe Anforderungen geſtellt werden, denen die vom 
BG. für erwieſen erachteten Vorfälle nicht genügten. 
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Soweit ein Verhalten der Ehefrau dem B. gegenüber 
in Betracht komme, falle in das Gewicht, daß dieſer, 
da er nicht rechtsgeſchäftlicher Vertreter der Kläger 
war, zur Empfangnahme einer Genehmigung gar nicht 
befugt geweſen ſei. Dieſe Angriffe ſind berechtigt. 
Der zweite Vorgang hat für die Feſtſtellung der Ge⸗ 
nehmigung auszuſcheiden, da die Genehmigung gemäß 
8182 BGB. gegenüber den Klägern oder dem Che⸗ 
mann der Beklagten hätte erklärt werden müſſen. 
Wenn dieſe Erklarung auch ſtillſchweigend, alſo auch 
durch ſchlüſſiges Verhalten erfolgen kann, ſo muß dies 
doch, da es ſich um eine empfangsbedürftige Erklärung 
an. dem Zugehen entſprechend, dem anderen er» 
ennbar fein (Warneyer Erg. Bd. 1915 Nr. 10). Aus 
einem Verhalten einem Dritten gegenüber, der nicht 
etwa rechtsgeſchaͤftlicher Vertreter einer der Perſonen 
war, denen gegenüber die Genehmigungserklärung 
wirkſam abgegeben werden konnte, kann weder auf 
den Willen, einem ſonſt unwirkſamen Rechtsgeſchäft. 
durch Genehmigung Wirkſamkeit zu verleihen, ge⸗ 
ſchloſſen werden (Warneyer a. a. O.), noch käme es 
darauf an, wie dieſer rechtlich unbeteiligte ar A 
dieſes Verhalten nach der allgemeinen Verkehrsauf⸗ 
faſſung deuten durfte (JW. 1908 S. 301 Nr. 7). Würde 
alſo eine ausdrückliche Erklärung, weil nicht einer der 
im 8 182 BGB. bezeichneten Perſonen gegenüber ab» 
gegeben, nicht die Bedeutung einer Zuſtimmung i. S. 
dieſer Geſetzesbeſtimmung haben (RG. Bd. 64 S. 153; 
Warneyer Erg. Bd. 1910 Nr. 322), ſo kann ebenſo⸗ 
wenig aus einem keiner dieſer Perſonen gegenüber 
geübten Verhalten auf eine ſolche Zuſtimmung ge⸗ 
ſchloſſen werden. Es würden daher für einen ſolchen 
Schluß nur die Vorgänge zu 1 und 3 verbleiben. Der 
Reviſion muß aber auch darin beigepflichtet werden, 
daß in einem Falle, in dem dem anderen Teile klar 
war, ja ihm geradezu erklärt worden war, ein Teil 
werde ſeine Zuſtimmung zu einem Vertrage nicht er⸗ 
teilen, der abgeſchloſſene Vertrag entbehre alſo noch 
bis zu einer etwaigen ſpäteren Zuſtimmung der Wirk⸗ 
ſamkeit, daß dann an die Deutung eines Verhaltens 
dieſes letzteren Teiles ols Genehmigung ganz beſonders 
ſtrenge Anforderungen geſtellt werden müſſen. Dieſes 
Verhalten muß ſo beſchaffen ſein, daß es nicht anders 
als eine Aufgabe der bisherigen Sinnesrichtung auf⸗ 
gefaßt werden kann und der Betreffende ſich daher 
auch nicht beklagen kann, wenn es, unabhängig von 
feinem wirklichen, inneren Willen nach allgemeiner 
Verkehrsauffaſſung als Zuſtimmung gewertet wird, 
weil eben eine andere Deutung ausgeſchloſſen erſcheint 
(Warneyger Erg. Bd. 1919 Nr. 2; Komm. v. RER. Vor⸗ 
bemerkung 2 vor 8 116). Dieſen Rechtsgrundſäͤtzen 
wird das Berufungsurteil nicht gerecht, ſelbſt wenn 
man den zweiten Vorgang nicht ausſchließen wollte. 
Denn der vom BG. für erwieſen erachtete Tatbeſtand 
läßt immerhin eine Sinnesrichtung der Ehefrau des 
Beklagten dahin zu, daß ſie ſich durch ihr Verhalten 
gegenüber ihrer früheren beſtimmten Weigerung zu 
nichts davon Abweichendem verpflichte, und ihr Be⸗ 
nehmen bei den drek Vorfällen war auch keineswegs 
derart, daß die Kläger zu der Ueberzeugung haͤtten 
kommen müſſen, ſie habe nunmehr in ſie bindender 
und das Angebot wirkſam machender Weiſe ihre bis⸗ 
herige Ablehnung aufgegeben. Das BG. erklärt auch 
nicht etwa, daß es ihr Verhalten in dieſem Sinne 
auffaſſe, ſondern es ſagt nur, daß ſie „nach dem Vor⸗ 
ſtehenden“ das Verkaufsangebot nachträglich mündlich 
genehmigt habe. Dieſe jeder weiteren Begründung 
entbehrende Folgerung legt aber die Möglichkeit nahe, 
daß das BG. die Bedeutung der Anforderung ver⸗ 
kannt hat, die in einem Falle wie dem vorliegenden 
an die Feſtſtellung einer aus ſchlüſſigen Umſtänden 
zu entnehmenden Genehmigung zu ſtellen ſind, und 
daß darauf das Urteil beruht. (Urt. d. V. 38. v. 
29. März 1919, V 9/19). — — —ı. 
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Verzicht des Bürgen auf die Einrede der Berjährung 
der Hauptſchuld iſt bei einer fon. Ansfallsbürgſchaft nich 
ohne weiteres anzunehmen, folgt auch nicht daraus, Dat 
der Bürge als Selbſtſchuldner haftet. 8 193 RD. ver⸗ 
trägt keine Ausdehnung an 85 zur Abwendung 
des Konkurſes. Am 20. Auguſt 1896 übernahm der 
Beklagte der Klägerin gegenüber die ſolidariſche Bürg⸗ 
U in Höhe von 50% für das der letzteren gegen 
ie Firma J. zuſtehende Guthaben aus Warenlieferungen 
mit der Maßgabe, daß von den 50% der Betrag ab⸗ 
geaogen werden follte, der bei der Liquidation der 
chuldnerin der Klägerin zukommen werde; mit der 
Beendigung der Liquidation ſollte die Bürgſchafts⸗ 
forderung fällig werden. Noch im Jahre 1896 be⸗ 
ſchloſſen die Geſellſchafter die e der J. und 
beſtellten ſich als Liquidatoren. Am 19. Mai 1908 
wurde im Geſellſchaftsregiſter die Liquidation als be⸗ 
endet und die Firma J. als erloſchen eingetragen. 
Am 27. Oktober 1916 erhob die Klägerin gegen den 
Beklagten Klage auf Zahlung von 5349.31 M nebſt 
inſen mit der Behauptung, daß ihre Forderung an 
18912.86 M betragen, die Liquidation aber 4107.12 M 
auf die Forderung der Klägerin ergeben habe, ſo daß 
die Bürgſchaftsſchuld des Beklagten den eingeklagten 
Betrag ausmache. Der Beklagte hat die Einrede der 
Verjährung der Hauptforderung erhoben. Das LE. 
erachtete dieſen für begründet und hat die Klage ab⸗ 
ewieſen; das OLG. hat den Beklagten nach dem 
lageantrage verurteilt. Die Reviſion hatte Erfolg. 
Gründe: Der Beklagte hat gegenüber dem Klage⸗ 
anſpruche aus dem Bürgſchaftsvertrage die Einrede 
der Verjährung der Hauptſchuld vorgebracht, die ihm 
nach 8 768 BGB. an ſich zuſtand. Die Liquidation 
des Vermögens der Hauptſchuldnerin war im Mai 1908 
beendet. Wenn, wie die Klägerin vorträgt, fie ebenſo 
wie die anderen Gläubiger der Hauptſchuldnerin gegen⸗ 
über ſich verpflichtet hatten, während der Liquidation 
nicht gegen ſie klagend vorzugehen, ſo war darin eine 
Stundung enthalten und die Verjährung der Haupt⸗ 


forderung war dadurch nach 8 202 BGB. bis zur Bes 


endigung der Liquidation ebenſo gegen die Haupt⸗ 
ſchulbnerin wie gegen den Bürgen gehemmt. Erſt von 
der Beendigung der Liquidation an läuft ſie wieder; 
die Berjährungszeit wird von der Beklagten erſt von 
1908 ab berechnet; nach 8 196 Nr. 1 i. V. mit § 201 
BGB. ifı die Warenforderung der Klägerin daher erft 
mit Abl zauf des Jahres 1912 verjährt. Das BG. hat 
nun angenommen, daß der Beklagte als Bürge auf 
die Geltendmachung der Einrede der Verjährung der 
Hauptſchuld ſtillſchweigend verzichtet habe. Daß § 768 
BGB. nicht zwingendes Recht iſt, ſondern abweichende 
Vereinbarungen zuläßt, ſoweit es ſich um Einreden 
allgemeiner Natur handelt, nicht um ſolche, die dem 
beſonderen Schuldverhältniſſe entſpringen und hin⸗ 
ſichtlich deren ein Verzicht der Beklagten mit der ab⸗ 
en Natur des Bürgſchaftsverhältniſſes übers 
aupt nicht vereinbar ſein würde, iſt anzuerkennen. 
Die Annahme des BG. aber mußte beanſtandet werden. 
Das BG. erblickt in dem Vertragsverhältnis eine 
Bürgſchaft, und zwar eine Ausfallsbürgſchaft; der 
Bürge ſoll für den Ausfall der klägeriſchen Forderung, 
der ſich in dem Liquidations verfahren über das Ver: 
mögen der Hauptſchuldnerin ergeben würde, zur Hälfte 
der Geſamtforderung der Klägerin haften. Die Bürg⸗ 
ſchaft ſei aber auch dahin gegangen, daß der Beklagte 
ſelbſtſchuldneriſch haften ſolle, d. h., daß die Klägerin 
nach Beendigung der Liquidation ihren Ausfall gegen» 
über dem Beklagten ſolle geltend machen können, ohne 
daß ſie die Hauptſchuldnerin oder die Geſellſchafter der 
durch Liquidation beendigten o. HG. gerichtlich oder 
außergerichtlich zu belangen brauche. In ſolcher Ver— 
einbarung findet nun das BG. einen von der Klägerin 
angenommenen e Verzicht des Bürgen 
er Verjährung der Hauptſchuld. Für 
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eine ſolche Verzichtsvereinbarung fehlt es aber an tat» 
ſäͤchlichen wie an rechtlichen Unterlagen. Die Klägerin 
hat eine ſolche Verzichts vereinbarung ſelbſt nicht bes 
hauptet; irgendwelche Verhandlungen oder Vorbered⸗ 
ungen für ihn liegen nicht vor, und aus den im Ver⸗ 
trage enthaltenen Vereinbarungen iſt er keineswegs 
zu folgern: müßte ja in ſolchem Falle ein ſolcher 
Verzicht für alle Bürgſchaften angenommen werden, 
die eine Ausfallsbürgſchaft mit im übrigen ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſcher Haftung des Bürgen verbinden. Aus 
vu Begriffe der Ausfallsbürgſchaft folgt, wie in der 
Entſcheidung des RG. Warneyer Rfpr. 1916 Nr. 50 
ausgeführt iſt, daß der Bürge erſt haften will, wenn 
ein Ausfall feſtſteht, nicht aber, daß er in dieſem Falle 
anders und ſtrenger haften wolle als der Hauptſchuldner; 
das wird auch, wie dieſelbe Entſcheidung ausführt, 
nicht dadurch anders, daß der Bürge ſich als Selbſt⸗ 
ſchuldner verbürgt hat. Das bedeutet keinen Verzicht 
auf die dem Bürgen aus dem Hauptſchuldverhältnis zu⸗ 
ſtehenden Einreden, ſondern nur, daß der Gläubiger 
den Bürgen in Anſpruch nehmen darf, ohne erſt gegen 
den Hauptſchuldner vorgehen zu müſſen. Für die Ein⸗ 
rede der Verjährung folgt daraus, daß er den Bürgen, 
um dieſer Einrede zu begegnen, ebenſo innerhalb der 
Verjährungszeit in Anſpruch nehmen muß, wie er es 
dem Hauptſchuldner ſelbſt gegenüber zu tun veranlaßt 
geweſen wäre. Es iſt nicht zu vergeſſen, daß der 
Bürge, der den Gläubiger befriedigt, deſſen Forderung 
gegen den Hauptſchuldner nach 8 774 BGB. erwirbt; 
die Möglichkeit, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, 
wird ihm entzogen, wenn der Hauptforderung die 
Einrede der Verjährung vernichtend entgegenſteht. 
Daß der Beklagte das Recht aus 8 774 BGB. habe 
aufgeben wollen, iſt nicht ohne weiteres anzunehmen 
(vgl. RG. Bd. 92 S. 121, Bd. 93 S. 99. Wie in dem 
Falle der Entſcheidung RGzZ. Bd. 92 S. 121 muß es 
auch hier für bedenklich erachtet werden, dem Bürgen 
einen in Wahrheit bei ihm nicht vorhandenen Willen 
im Wege rechtlicher Schlußfolgerungen zu unterſtellen. 
Denn in Wirklichkeit iſt die Annahme des B. nicht 
eine im Wege der Auslegung des beſonderen zwiſchen 
den Parteien beſtehenden Vertrages gewonnene tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung; ſie iſt vielmehr eine Rechtsauf⸗ 
faſſung, zu der das BG. aus ſeiner Würdigung der 
Rechtslage, wie ſie durch den Vertrag geſchaffen wurde, 
gelangt iſt. Dieſe Rechtsauffaſſung kann jedoch nicht 
gebilligt werden. 

Das BGG. hat ſich offenbar von folgendem Ge⸗ 
dankengang leiten laſſen: Die Liquidation werde und 
ſolle zeigen, was aus dem Vermögen der Hauptſchuld⸗ 
nerin zur Befriedigung der Gläubiger überhaupt noch 
zu erlangen ſei; darüber hinaus komme für dieſe Be⸗ 
friedigung jenes Vermögen nicht mehr in Betracht, 
auch nicht eine etwaige zukünftige Zahlungsfähigkeit 
der Geſellſchafter der aufgelöſten Geſellſchaft. Die ab⸗ 
hängige (akzeſſoriſche) Haftung des Bürgen ſetze ſich 
dadurch in eine ſelbſtändige Schuld verpflichtung um, 
für die die Grundſätze der 58 767, 768 von der Bürg⸗ 
ſchaftshaftung nicht mehr gelten könnten, m. a. W.: 
bis zur Beendigung der Liquidation ſei infolge der 
Stundung weder der Hauptſchuldner noch der Bürge 
in Anſpruch zu nehmen, nach Beendigung der Liquidation 
aber auch nur allein der Bürge, während der Haupt⸗ 
ſchuldner überhaupt ausſcheide. Ein ſolches Vertrags- 
verhältnis, das für den gegebenen Fall bisher als 
tatſächlich geſchloſſen indeſſen nicht behauptet und nicht 
erörtert worden iſt, iſt möglich; es iſt aber jedenfalls 
keine Bürgſchaft. 

8 193 KO. ſieht vor, daß trotz des Teilerlaſſes 
der Hauptſchuld gegenüber dem Hauptſchuldner in einem 
Zwangsvergleich die Bürgen den Gläubigern in vollem 
Umfange weiter haften. Dieſe Beſtimmung, die an 
und für ſich mit den Bürgſchaftsgrundſätzen der 88 765, 
767, 768 BGB. in Widerſpruch ſteht, iſt aber eine für 
den Zwangsvergleich geſchaffene Sondervorſchrift; eine 
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ausdehnende Anwendung auf vereinbarte freiwillige 
Vergleiche und Teilerlaſſe zur Abwendung des Konkurſes 
iſt ausgeſchloſſen, wie die Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts wiederholt EUGENE DER hat (RG. Z. Bd. 90 
S. 415; JW. 1913 S. 597 Nr. 11, 1916 S. 398 Nr. 4, 
Warngſpr. 1916 Nr. 50). Als ſolcher Teilerlaß würde 
ſich auch das Ausſcheiden des Hauptſchuldners für den 
in der Liquidation nicht gedeckten Teil der Hauptſchuld 
darſtellen. Wenn eine ſolche Haftung des „Bürgen“ 
über die des Hauptſchuldners hinaus von den Vertrags- 
parteien gewollt iſt, dann handelt es ſich in Wahrheit 
nicht um eine Bürgſchaft, ſondern um ein andersartiges 
Rechtsverhältnis. Dies kann ein ſelbſtändiges Schuld⸗ 
verſprechen ($ 780 BGB.) fein, das ſelbſtverſtändlich 
den beiderſeitigen Vertragswillen vorausſetzt, eine von 
dem früheren Schuldverhältnis losgelöſte Verpflichtung 
zu begründen (RG. bei Warngſpr. 1910 Nr. 276, 1911 
Nr. 232); es kann, was das nächſtliegende zu ſein 
ſcheint, als eine Schuldübernahme nach 88 
gewollt ſein, die das alte Schuldverhältnis beſtehen 
läßt, aber auf einen neuen Schuldner überträgt; es 
kann auch endlich ein Garantievertrag ſein, in welchem 
das Einſtehen für einen gewiſſen Erfolg oder die Ueber⸗ 
nahme einer gewiſſen Gefahr Gegenſtand der Ver⸗ 
flichtung iſt, wobei der Eintritt jenes Erfolges oder 
ener Gefahr noch unbeſtimmt iſt (RG. Z. Bd. 90 S. 415, 
Warngſpr. 1916 Nr. 130). (Urt. des VI. ZS. vom 
905 april 1919, VI 30/1919). — — 2 n. 
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Haſtung für den Betrieb eines Fahrſtuhls. Ber: 
antwortlichkeit deſſen, der ihn durch Vertrag mit dem 
Grundſtückseigentümer übernommen hat. Inwieweit hat 
er den Fahrſtuhlführer zu beaufſichtigen, für ſeine Ber: 
tretung zu ſorgen und * verhindern, daß Unkundige 
den Fahrſtuhl bedienen?! Inwieweit hat er dafür ein⸗ 
zustehen, af die Einrichtung des Fahrſtuhls in Ordunng 
iſt? (6 831 BG8.). Aus den Gründen: Der 
Reviſion, die insbeſondere Verletzung der 88 831, 823 
BGB. rügt, kann der Erfolg nicht verſagt werden. 
Dem BG. iſt zwar darin 1 daß es nicht 
der Beklagte iſt, der den Verkehr mit dem Fahrſtuhl 
eröffnet hat; das war vielmehr die Grundſtückseigen⸗ 
tümerin; auch das iſt richtig, daß eine Haftung des 
Beklagten nur im Rahmen der von ihm im Mietvertrag 
übernommenen Pflichten und deren Verletzung begründet 
ſein kann. Allein den Inhalt dieſer Pflichten hat es 
zu eng begrenzt, indem es irrig die Beſtimmung des 
Mietvertrags ihrem klar erſichtlichen Zweck zuwider 
ausgelegt und die Vorſchrift im § 831 verletzt hat. 
Es iſt verfehlt, wenn es meint, Beklagter fei der über⸗ 
nommenen Verpflichtung dadurch nachgekommen, daß 
er den geprüften Fahrſtuhlführer B. zur Bedienung 
des Fahrſtuhls beſtellt habe, und habe nun dem B. 
alles übrige überlaſſen dürfen. Demjenigen, der den 
Verkehr mit einem Fahrſtuhl eröffnet, liegt nicht bloß 
die Pflicht ob, einen Führer ſorgfältig auszuwählen, 
ſondern auch ihn in feiner Tätigkeit in dem im Vers 
kehr erforderlichen Maße zu überwachen, damit er jeder⸗ 
zeit die Ueberzeugung hat, daß der Angeſtellte die ihm 
übertragene Tätigkeit auch ſachgemäß und pflichtgetreu 
ausführt. Die Grundſtückseigentümerin hat dieſe ihr 
hiernach obliegende Verpflichtung dem Beklagten über⸗ 
tragen, und der Beklagte iſt daher, indem er den B. 
als Führer beſtellte, nach 8 831 zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet, den B. in Ausführung der ihm übertragenen 
Verrichtung dem Kläger widerrechtlich zugefügt hat. 
B. war verpflichtet, von morgens 8 Uhr bis abends 
6 Uhr am Fahrſtuhl zu deſſen Bedienung anweſend 
zu fein; dafür hatte der Beklagte zu ſorgen. Am Unfall» 
morgen war B. einige Zeit nicht anweſend und durch 
dieſe vorübergehende Abweſenheit iſt der Unfall mit 
verurſacht worden. Der Beklagte haftet daher gemäß 
§ 831, es ſei denn, daß er den ihm geſtatteten Ent⸗ 
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laſtungsbeweis erbringt. Gewiß iſt es richtig, daß, 
wenn er ſeine der Grundſtückseigentümerin gegenüber 
übernommene Verpflichtung verletzte, für die ununter⸗ 
brochene Anweſenheit eines Führers zu ſorgen, und 
infolgedeſſen die Benutzung des Fahrſtuhls nicht jeder⸗ 
zeit möglich war, das lediglich ſein Innenverhältnis 
zur Grundſtückseigentümerin betraf; denn ein Recht 
der Allgemeinheit, den Fahrſtuhl zu benutzen, beſtand 
nicht. Aber wenn infolge der Abweſenheit des be⸗ 
ſtellten Führers die Bedienung durch eine andere, un⸗ 
geprüfte Perſon erfolgte und dadurch einem Dritten 
Schaden zugefügt wurde, ſo betraf das nicht allein 
jenes Innenverhältnis, ſondern ganz vorwiegend auch 
die dem Beklagten der Allgemeinheit gegenüber ob⸗ 
liegenden Pflichten. Die vom B. verneinte Frage, 
ob der Beklagte nicht auch verpflichtet war, dafür zu 
ſorgen, daß während einer etwaigen Abweſenheit des 
Führers der Fahrſtuhl nicht durch eine andere, unge⸗ 
prüfte Perſon bedient würde, iſt daher zu bejahen; 
er war allerdings nur der Geſellſchaft gegenüber ver⸗ 
pflichtet, dafür zu ſorgen, daß während der Abweſenheit 
des B. eine andere geprüfte Perſon zur Stelle war, 
damit der Fahrſtuhl immer benutzt werden konnte, 
der Allgemeinheit gegenüber aber war er verpflichtet, 
dafür zu ſorgen, daß während der Abweſenheit des 
B. nicht infolge der Bedienung des Fahrſtuhls durch 
eine unkundige Perſon einem Dritten ein Schaden ent⸗ 
ſtand. Das BGG. hat nun nicht feſtgeſtellt, daß Be⸗ 
klagter irgendwelche Maßregeln getroffen, insbeſondere 
dem B. Anweiſung erteilt hat, während ſeiner Ab⸗ 
weſenheit den Schlüſſel zur Schachttür mitzunehmen 
oder unter Verſchluß zu halten; es iſt der Anſicht, es 
würde zu weit gehen, vom Beklagten derartige Maß⸗ 
regeln zu fordern; er habe ſeiner Pflicht dadurch ge⸗ 
nügt, daß er einen geprüften Führer beſtellt habe, 
und habe ſich im übrigen darauf verlaſſen können, daß 
dieſer dafür ſorgen würde, daß der Fahrſtuhl nicht 
von unberufener Hand bedient werden könnte, wenn 
er vorübergehend abweſend wäre; es ſei ihm nicht 
zuzumuten geweſen, daß er ſich ſo eingehend in den 
inneren Dienſt des Führers einmiſchte, um ſo weniger 
als er keinen Anlaß gehabt habe, an deſſen Zuver⸗ 
läſſigkeit zu zweifeln. Dieſe Ausführungen gehen fehl. 
Bei der Beſtellung des B. hatte der Beklagte nicht 
bloß zu prüfen, ob dieſer die nötigen techniſchen Fähig⸗ 
keiten und Kenntniſſe hatte, ſondern auch, ob er die 
erforderlichen ſittlichen Eigenſchaften beſaß, die zur 
Ausfüllung ſeiner Stelle erforderlich waren, und es 
wur auch ſeine Pflicht, den B. darauf hinzuweiſen, 
wie er ſich zu verhalten habe, damit eine Bedienung 
durch eine unerfahrene Perſon ausgeſchloſſen war, wenn 
er ſich notwendigerweiſe zeitweilig entfernte. Darin 
liegt nicht bloß eine Einmifchung in den inneren Dienſt 
des Führers, ſondern die Erfüllung einer ihm gegen⸗ 
über der Allgemeinheit obliegenden Pflicht. Der Bes 
klagte hatte aber nicht bloß nachzuweiſen, daß er bei 
der Anſtellung des B. jene Sorgfalt beobachtet habe, 
ſondern er hat auch gemäß § 831 nachzuweiſen, daß 
er die Tätigkeit des B. nach jenen Richtungen ftändig 
überwacht habe; denn er hat den ihm obliegenden 
Entlaſtungsbeweis für die Zeit zu führen, zu der der 
Unfall ſich ereignet hat; das BG. ſcheint die Beweis⸗ 
laſt zu verkennen, wenn es bemerkt, daß Beklagter 
keinen Anlaß gehabt habe, an der Zuverläſſigkeit des 
B. zu zweifeln. In dieſer Beziehung kommt aber auch 
in Betracht, daß nicht nur nach den Behauptungen 
des Klägers, ſondern auch nach den Zeugenausſagen 
der Fahrſtuhl wiederholt von unkundigen Perſonen, ins⸗ 
beſondere von dem Dienſtperſonal des Beklagten während 
der Abweſenheit des B. bedient worden iſt, und das 
BG. hat auch feſtgeſtellt, daß der Beklagte es zuge⸗ 
laſſen hat, daß während der Erkrankung des B. der 
Fahrſtuhl von der L. bedient wurde; es wäre aber 
ſeine Pflicht geweſen, dafür zu ſorgen, daß als Erſatz 
für B. ein geprüfter Führer beſtellt oder doch die 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 14 u. 15. 


Bedienung des Fahrſtuhls durch unkundige Perſonen 
unmöglich gemacht wurde; ſeine öVf(! 
dem B. gegenüber mußte er im verſtärkten Maße er⸗ 
füllen und ihm aufgeben, Vorſorge zu treffen, daß ein 
Unkundiger den Fahrſtuhl nicht bediene. Denn er er⸗ 
kannte nunmehr jedenfalls, daß dieſer es mit ſeinen 
Verpflichtungen zu leicht nahm und für den Fall ſeiner 
Abweſenheit nicht die nötigen Vorſichtsmaßregeln traf. 

Aber auch die Ausführungen des BG. über die 
Frage, ob ein den Beklagten zum „ ver⸗ 
pflichtendes Verſchulden darin zu finden ſei, daß die 
Einrichtung des Fahrſtuhls am Morgen des Unfall- 
tages nicht in Ordnung war, ſind nicht allenthalben 
frei von Rechtsirrtum. Richtig iſt zwar, daß nach dem 
Mietvertrag die Inſtandhaltung der Einrichtung nicht 
Sache des Beklagten war, und es geht auch zu weit, 
wenn der Kläger meint, daß der Beklagte verpflichtet 
geweſen ſei, die Einrichtung auf ihre Ordnungsmäßig⸗ 
keit unausgeſetzt durch Sachverſtändige prüfen zu laſſen. 
Aber er hatte dafür zu ſorgen, daß der Aufzug nicht 
im Betrieb erhalten wurde, wenn er ſich nicht in ge⸗ 
fahrloſem Zuſtand befand, und mit Recht nimmt das 
BG. an, daß er für die Folgen eines Unfalls eins 
zuſtehen haben würde, wenn er zur Zeit des Unfalls 
oder vorher gewußt hätte oder hätte wiſſen müſſen, daß 
die Fahrſtuhleinrichtung nicht in Ordnung war. Allein 
jene Verpflichtung legte ihm auch die weitere Pflicht 
auf, dafür zu ſorgen, daß der von ihm beſtellte Führer 
es nicht zuließ, daß der nicht in gefahrloſem Zuſtand 
befindliche Fahrſtuhl im Betrieb erhalten blieb; es 
fragt ſich daher, ob er dem B. nicht entſprechende An⸗ 
weiſung hätte erteilen ſollen, insbeſondere dahin, daß 
B. ihm eintretende Fehler zu melden habe, und ob 
er nicht von Zeit zu Zeit ſich bei B. nach dem Zuſtand 
des Fahrſtuhls hätte erkundigen ſollen. Auch daß er 
in dieſer Beziehung die im Verkehr erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet habe, iſt ein Teil des von ihm nach 
$ 831 zu erbringenden Entlaſtungsbeweiſes. Daß B. 
den Fehler erkannt hatte, ergibt ſeine Ausſage; ſeine 
Pflicht wäre es geweſen, den Beklagten hiervon zu 
benachrichtigen. (Urt. des VI. ZS. vom 10. April 1919 
VI 25/1919). 
4668 


VI. 


ur Begründung des Klaganſpruchs and $ 12 EBD. 

N 839 888.) gehört die Behauptung, daß von anderer 
eite ke in Erſatz zu erlangen if. Aus den Grün⸗ 
den: Mit der Klage wird die Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht des Fiskus auf Grund des § 12 GBO. ver⸗ 
langt, weil der Grundbuchrichter ſeine Amtspflicht fahr⸗ 
läſſig verletzt habe. Nach 8 12 EBD. trifft den Staat 
die Haftung für die vorſätzliche oder fahrläffige Ver⸗ 
letzung ber dem Beamten obliegenden Amtspflicht im 
Rahmen des 8 839 BGB. Nach Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt 
kann der Fiskus bei fahrläſſigem Verhalten des Grund⸗ 
buchrichters von dem Verletzten nur dann in Anſpruch 
enommen werden, wenn er nicht auf andere Weiſe 
rſatz erlangen kann. Der Staat haftet darnach für 
den Schaden nicht unmittelbar, die Faſſung des Gefetzes 
ergibt vielmehr, daß eine Erſatzpflicht des Staates erſt 
gegeben iſt, wenn ein anderer Ausgleich des Schadens 
unmöglich iſt. Zur Begründung des Klaganſpruches 
aus 8 12 GO. gehört ſomit in dieſem Falle die Be⸗ 
auptung, daß von anderer Seite kein Erſatz des 
chadens zu erlangen ſei (vgl. RG. Z. Bd. 86 S. 287). 
Nach dem Tatbeſtande des angefochtenen Urteils hat 
die Klägerin keine Behauptung über die Unmöglichkeit 
eines anderen Erſatzes ihres Schadens aufgeſtellt. 
Dabei ſcheidet ein ſolcher Geſichtspunkt nicht etwa von 
vornherein aus, denn auf Grund des notariellen Ver⸗ 
trages vom 5. Sept. 1898 kann die Klägerin, ſoweit 
erkennbar, die Erben ihres Vertragsgegners auf Erſatz 
in Anſpruch nehmen. Der der Feſtſtellungsklage zu⸗ 
grunde liegende Anſpruch iſt ſomit rechtlich nicht be⸗ 


Andernfalls t 
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gründet, die zur Begründung aufgeſtellten Behaup⸗ 

tungen reichen nicht aus, um eine Erſatzpflicht des 

Beklagten aus 8 12 EBD. an ſich zu rechtfertigen. 

(Urt. d. V. ZS. v. 9. April 1919, V 370/18). — — —n. 
4018 . 


VII. 


Der Mäkler, der au ſeinen Untermäkler einen Teil 
der — wie er wußte — noch nicht endgültig verdienten 
Brovifion abgegeben hat, haftet beim Nichtzuſtandekemmen 
des Geſchäſts gemäß § 820 Abſ. 1 und 8 818 Abi. 4888. 
für die Nückzahlung des ganzen Betrags. Er kaun ſich 
nicht darauf berufen, daß er in Höhe des abgegebenen 
Teiles nicht mehr bereichert ſei. Wurde er vertrags⸗ 
mäßig von der Pflicht zur Rückzahlung des abgegebenen 
Teiles beireit und wurde deſſen Rückzahlung vom Unter: 
mäkler übernommen, jo iſt er verpflichtet, anf deſſen ihm 
bekannte eee auſmerkſam zu machen. 

uſcht er argliſtig. Der Kl. behauptet, er habe 
1914 gemeinſchaftlich mit dem Kaufmann Sch. die Ueber⸗ 
tragung von Straßenbauarbeiten durch eine Boden⸗ 
geſellſchaft an die Bekl. vermittelt und dafür 10000 M 
Proviſion von ihr gezahlt erhalten. Da die Boden⸗ 
geſellſchaft infolge des Kriegsausbruchs Schwierigkeiten 
erhob, ſeien die Arbeiten nicht ausgeführt worden. 
Es hätten darauf Verhandlungen über die Rückzahlung 
der Proviſion ſtattgefunden, die dazu geführt hätten, 
daß er ſich im Schreiben vom 11. Auguſt 1915 der 
Bekl. gegenüber verpflichtet hätte, bis zum 1. Juli 1916 
die Erteilung des Auftrages in verbindlicher ſchriftlicher 
Form herbeizuführen, andernfalls die Proviſion ab- 
züglich der von Sch. zur Rückzahlung übernommenen 
5000 M zurückzuzahlen. Die Erneuerung des Auftrags 
ſei nicht gelungen. Er hätte deshalb die auf ſeinen 
Anteil entfallenden 5000 M der Bekl. inzwiſchen zurück⸗ 
gewährt, Bekl. verlange zu Unrecht aber von ihm auch 
Rückzahlung derjenigen 5000 M, die Sch. zurückzuzahlen 
übernommen habe. Kl. hat deshalb auf Feſtſtellung 
geklagt, daß der Bekl. aus dem Abkommen vom 
11. Auguſt 1915 kein Anſpruch auf Rückzahlung von 
5000 M Proviſion für Rechnung des Kaufmanns Sch. 
ihm gegenüber zuſtehe. Das LG. hat nach dem Klage⸗ 
antrage erkannt. Die Berufung der Bekl. iſt mit der 
Maßgabe zurückgewieſen worden, daß die in der Urteils⸗ 
formel des LG. enthaltenen Worte „aus dem Abkommen 
Sen Auguſt 1915“ wegfallen. Die Reviſion hatte 

rfolg. 

Aus den Gründen: Das BG. hat angenommen, 
daß der Mäklervertrag nur zwiſchen den Parteien, nicht 
auch mit dem Kaufmann Sch. geſchloſſen war, und daß 
der Kl. den Betrag von 10000 M für eigene Rechnung 
erhalten hatte. Sch. hatte aber nach den weiteren Feſt⸗ 
ſtellungen des angefochtenen Urteils Einfluß auf die 
Vergebung des Auftrags, er hat im Innenverhältnis 
zu dem Kl. das Geſchäft mit dieſem gemeinſchaftlich 
gemacht und deshalb vom Kl. auch die Hälfte der 
Proviſion im Betrage von 5000 M alsbald ausgezahlt 
erhalten. Der Kl. hafte, da er in Höhe dieſer 5000 M 
nicht mehr bereichert ſei, die auf ihn entfallenden 
5000 M aber zurückgewahrt habe, der Bekl. demnach 
für die Proviſion nicht mehr, wenn man das Abkommen 
vom Juli / Auguſt 1915 zunächſt einmal außer Betracht 
laſſe. Auch ſoweit die Bekl. ihren Anſpruch auf Rückzah⸗ 
lung der 5000 M auf das im Juli / Auguſt 1915 getroffene 
Abkommen ſtützt, erachtet ihn der Berufungsrichter für 
unbegründet, weil aus dem Briefwechſel vom 10. und 
11. Auguſt 1915 unzweideutig hervorgehe, daß die 
Verpflichtung des Kl. zur Rückzahlung der Proviſion 
auf die 5000 M, die er behalten habe, beſchränkt fein 
ſollte. Auch eine Haftung des Kl. auf Grund argliſtiger 
Täuſchung verneint das BG., da die Angabe des . 
daß Sch. 5000 M von ihm erhalten habe, der Wahr⸗ 
heit entſprochen habe, Kl. auch keinen Anlaß gehabt 
habe, die Bekl. auf die Gefährdung ihres Anſpruchs 
gegen Sch. wegen deſſen Zahlungsunfähigkeit hinzu⸗ 


E 


weiſen. Kl. habe den Standpunkt eingenommen, daß 
die Bekl. von ihm nur 5000 M beanſpruchen könne und 
daß es ihre Sache ſei, fs wegen des Reſtbetrages an 
Sch. zu halten. Die Reviſion rügt Verletzung der 88 812, 
818 Abſ. 3 BG. Nach der Annahme des BG. war 
der Mäklervertrag nur zwiſchen den Parteien, nicht 
auch mit Sch. geſchloſſen. Der Kl. hatte die Proviſion 
von 10000 M für eigene Rechnung erhalten; er allein 
war der Bekl. gegenüber aus dem Maklervertrag be⸗ 
rechtigt und verpflichtet. Kam das von ihm zu ver⸗ 
mittelnde Geſchäft nicht zuſtande, ſo lag ihm die Rück⸗ 
zahlung der 10000 M ob, da er die ihm übertragene 
Leiſtung alsdann nicht bewirkt hatte, folglich auch auf 
die Gegenleiſtung keinen Anſpruch erheben konnte, 
ſondern dieſe ohne Grund empfangen hatte. Der BR. 
verneint indeſſen die Verpflichtung des Kl. zur Rück⸗ 
zahlung von mehr als 5000 M, weil der Kl. ſeinem 
Untermäkler Sch. alsbald 5000 M von der empfangenen 
Proviſion abgegeben habe und deshalb in Höhe dieſes 
Betrages nicht mehr bereichert ſei (8 818 Abſ. 3 BGB.). 
Allein dieſe Auffaſſung iſt nicht zutreffend. Zunächſt 
kam in Frage, ob der Kl. nicht ſchon auf Grund des 
Vertrages zur Rückgewähr der im voraus empfangenen 
Proviſion von 10000 M verpflichtet war, namentlich 
da die Bekl. behauptet und der Kl. anſcheinend nicht 
beſtritten hatte, daß ſie ſich bei Zahlung der Proviſion 
von letzterem ein Akzept von 10000 M als Unterlage 
Hat geben laſſen. Die Hingabe dieſes Depotwechſels 

atte offenbar den Sinn, daß der Kl. ſich zur Rück⸗ 
zahlung der 10000 M wechſelmäßig für den Fall ver⸗ 
pflichtete, daß aus dem Geſchäft nichts würde und er 
die Proviſion nicht verdient hätte. Aber auch wenn 
man die Grundſätze von der ungerechtfertigten Bes 
reicherung anwenden wollte (Prot. der Komm. f. d. 
2. Leſung d. Entw. des BGB. Bd. II S. 712), fo könnte 
dem BG. darin nicht beigepflichtet werden, daß der Kl. 
für die an Sch. weitergegebenen 5000 M nicht mehr 
haftbar ſei, weil inſoweit keine Bereicherung mehr vor⸗ 
liege. Die Proviſion war im voraus gezahlt worden in 
der Annahme oder in der Erwartung des Abſchluſſes 
eines verbindlichen Vertrages mit der Bodengeſellſchaft. 
Da der förmliche Abſchluß dieſes Vertrages bei der 
Proviſionszahlung noch nicht erfolgt war, fo iſt anzu— 
nehmen, daß die Parteien den Eintritt des mit der 
Zahlung bezweckten Erfolges als ungewiß anſahen 
oder doch mit dem Wegfall des Rechtsgrundes der 
Leiſtung als möglich rechneten. Hierfür ſpricht auch 
die gleichzeitige Hingabe des Depotwechſels. War dies 
aber der Fall, ſo haftete der Kl. bei Nichteintritt des 
bezweckten Erfolges oder bei⸗Wegfall des Rechtsgrundes 
nach 8 820 Abſ. 1 BGB. fo, wie wenn der Anſpruch 
auf Herausgabe zurzeit des Empfanges rechtshängig 
geworden wäre. Die Haſtung richtete ſich alſo nach 
den allgemeinen Vorſchriften (8 818 Abſ. 4 BGB.). Der 
Kl., der damit rechnen mußte, daß er die ganze Pro⸗ 
viſton unter Umſtänden zurückzahlen müſſe, haftet als» 
dann dafür, daß er über die noch nicht endgültig ver⸗ 
diente Proviſion weiter verfügt hat; er muß das hierin 
liegende Verſchulden vertreten und kann nicht geltend 
machen, daß er inſoweit nicht mehr bereichert ſei (f. 
Planck in DIZ. 1906 S. 23). 

Nach den weiteren Ausführungen des BG. wurde 
nun allerdings dieſe Rechtslage geändert durch das 
Abkommen, welches die Parteien und Sch. im Juli 
und Auguſt 1915 getroffen haben. Damals iſt nach 
der Annahme des BR. vereinbart worden, daß der 
Kl. und Sch. je 5000 M Proviſion zurückzuzahlen 
hätten, wenn es ihnen bis zum 1. Juli 1916 nicht 
gelange, der Bekl. den Auftrag von der Bodengeſell— 
ſchaft endgültig zu verſchaffen, ſo daß alſo auch der Kl. 
fortan nur noch für die Hälfte der Proviſion aufzu⸗ 
kommen hatte. Die Bekl. hatte dieſes Abkommen, durch 
das der Kl. feine Haftung auf 5000 M beſchränkte, wegen 
argliſtiger Täuſchung angefochten, deren ſich der Kl. 
ihr gegenüber inſofern ſchuldig gemacht habe, als er 
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ihr damals abſichtlich verſchwiegen habe, daß Sch. 
zahlungsunfähig ſei. Der BR. hält dieſe Anfechtung 
für unbegründet, weil der Kl. den Standpunkt ein⸗ 
genommen habe, die Bekl. habe von ihm nur 5000 M 
zu beanſpruchen, und weil er deshalb nicht verpflichtet 
ne fei, der Bekl. Mitteilung von der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Sch. zu machen. Der Reviſionsangriff 
gegen dieſe Ausführungen iſt gerechtfertigt. Nach der 
Annahme des BG. ſtand der Kl. der Bekl. als alleiniger 
Mäkler gegenüber; er hatte die Proviſion für eigene 
Rechnung empfangen, haftete alfo der Bekl. für deren 
Rückzahlung. Es iſt nicht erſichtlich, inwiefern der Kl. 
von vornherein auf dem Standpunkt geſtanden haben 
ſoll, die Bekl. könne nur die Hälfte der Proviſion von 
ihm zurückverlangen. Die Auffaſſung, daß er in Höhe 
der an Sch. gegebenen 5000 M nicht mehr bereichert 
ſei, iſt bereits als unzutreffend nachgewieſen. Daß der 
Kl. dieſe irrtümliche Anſicht gehegt habe, war von ihm 
ſelbſt nicht geltend gemacht. Die noch beſtehende Haf⸗ 
tung aus dem Depotwechſel legte für ihn jedenfalls 
die entgegengeſetzte Auffaſſung näher. Das Abkommen 
vom Juli / Auguſt 1915 bezweckte auch offenbar gerade, 
den Kl. von der Haftung für die eine Hälfte der Pro⸗ 
viſion zu befreien und dieſe Haftung dem Sch. aufzu⸗ 
bürden. Bei dieſer Sachlage lag es aber auf der Hand, 
daß die Zahlungsfähigkeit des Sch. für die Ent⸗ 
ſchließungen der Bekl von höchſter Bedeutung war. 
Der Kl. konnte ſich darüber nicht im unklaren ſein, 
daß die Bekl. die Entlaſſung des Kl. aus der Haftung 
und den Eintritt des Sch. in das Schuldverhältnis ab⸗ 
gelehnt haben würde, wenn ihr die Zahlungsunfähig⸗ 
keit des Sch. bekannt geworden wäre. Der Kl. wäre 
daher, wenn ihm der inzwiſchen eingetretene Vermögens 
verfall des Sch. bekannt geweſen wäre, namentlich auch 
in Anbetracht der zwiſchen den Parteien bereits be⸗ 
ſtehenden Rechtsbeziehungen und der ihm damit er⸗ 
wachſenen Schuldverbindlichkeit verpflichtet geweſen, 
der Bekl. von der Zahlungsunfähigkeit des Sch. Mit⸗ 
teilung zu machen. War Sch. damals in der Tat 


bereits zahlungsunfähig und verſchwieg der Kl. dies, 


obwohl es ihm bekannt war, der Bekl., ſo läßt ſein 
Verhalten, durch das er die Bekl. veranlaßte, den Sch. 
an ſeiner Stelle in Höhe von 5000 M als Schuldner 
anzunehmen, kaum einen anderen Schluß zu, als daß 
er es auf eine argliſtige Täuſchung der Bekl. abgeſehen 
hatte. Das BG. mußte daher auf dieſen Einwand ein⸗ 
gehen. (Urt. des V. ZS. vom 26. April 1919, V 33/19). 
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VIII. 


1. Eine Vereinbarung, daß der Hypothekeubrief 
„unmittelbar dem Gläubiger“ zu überſenden fei, iſt in 
der Regel dahin auszulegen, daß damit der urſprüng⸗ 
liche Gläubiger gemeint iſt, nicht ein Dritter, dem der 
Gläubiger die Hypothek abzutreten beabſichtigt (8 1117 
Abſ. 2 BGB.). . | 

2. Die Abtretung einer Forderung iſt kein ſchuld⸗ 
rechtlicher Vertrag, ſondern ein dingliches Erfüllungs⸗ 
geſchäſt. Aus den Gründen: 1. Das LG. verneint 


ohne Rechtsirrtum, daß eine die Uebergabe erſetzende . 


Vereinbarung des in 8 1117 Abſ. 2 BGB. bezeichneten 
Inhalts zugunſten des Klägers zuſtande gekommen ſei. 
Dabei hat es keineswegs die Anführungen des Klägers 
unberückſichtigt gelaſſen, die dahin gingen, daß in dem 
zwiſchen dem Beklagten W. als Verkäufer und den 
Eheleuten D. als Käufern abgeſchloſſenen Kaufvertrage, 
in welchem die Eintragung der Reſtkaufgeldhypothek für 
den Verkäufer vereinbart wurde, beſtimmt war: „Der 
Hypothekenbrief ſoll dem Gläubiger unmittelbar über— 
ſandt werden.“ Der BR. legt dieſe Vereinbarung 
dahin aus, daß unter dem Gläubiger nur der Ver— 
käufer, alſo der urſprüngliche Gläubiger der Reſt— 
kaufgeldhypothek, verſtanden worden ſei. Dieſe Aus 
legung läßt keine Verletzung von Auslegungsregeln 
erkennen. Es mag rechtlich denkbar ſein, daß ſchon 
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bei der Vereinbarung über die Beſtellung einer Hypothek 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Grundſtückseigentümer 
die Vereinbarung getroffen werden kann, daß der Brief 
an einen noch nicht beſtimmten Dritten ausgehändigt 
werden ſoll, an den der urſprüngliche Gläubiger die 
Hypothek abtreten werde, und daß in ſolchem Falle 
der Zeſſionar die Hypothek erwirbt, ohne daß es einer 
weiteren Vereinbarung zwiſchen ihm und dem urſprüng⸗ 
lichen Gläubiger über die Aushändigung des Hypotheken⸗ 
briefs an ihn bedarf. Aber dazu iſt erforderlich, daß 
bereits bei der Beſtellung der Hypothek die Beteiligten 
die Abtretung der Hypothek an einen Dritten ins Auge 
gefaßt haben. Ob das der Fall, iſt Sache der Aus⸗ 
legung; eine rechtliche Notwendigkeit, die Vereinbarung 
in dieſem Sinne aufzufaſſen, beſteht nicht. Zutreffend 
hat der BR. auch bemerkt, daß dem im Recht 1912 
Nr. 1315 veröffentlichten Urteile des 7. ZS. vom 5. März 
1912 ein anderer Tatbeſtand zu Grunde lag. Dort 
hatte zwar zunächſt bei Beſtellung der Hypothek zwiſchen 
der urſprünglichen Gläubigerin und dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer eine Vereinbarung nach $ 1117 Abſ. 2 BGB. 
ſtattgefunden, wonach der Hypothekenbrief „dem 
Gläubiger“ ausgehändigt werden ſollte; dazu war aber 
bei der Abtretung der Hypothek eine weitere Verein⸗ 
barung gemäß 88 1154, 1117 Abſ. 2 BEB. zwiſchen dem 
bisherigen und dem neuen Gläubiger gekommen, daß 
der Brief an die neue Gläubigerin auszuhändigen ſei, 
und auf Grund dieſer weiteren Vereinbarung hat das 
NG. damals angenommen, daß die neue Gläubigerin 
die Hypothek erworben habe. An diefer weiteren Ber: 
einbarung aber fehlt es hier. 

2. Die Abtretung als ſolche enthält keinen ſchuld⸗ 
rechtlichen Vertrag, durch den Rechte und Pflichten 
zwiſchen dem Zedenten und dem Zeſſionar begründet 
werden, abgeſehen von dem durch das Geſetz ſelbſt an 
den Abtretungsakt geknüpften Legalſchuldverhältnis 
(88 402, 403 BG.) . Die Abtretung iſt kein kauſales 
Verpflichtungs⸗, ſondern ein dingliches Erfüllungs⸗ 
geſchäft, durch welches der Gegenſtand des Geſchäfts 
— die Forderung — unmittelbar auf den Abtretungs⸗ 
empfänger übergeht. Keineswegs ſetzt die Abtretung 
ein unter den gleichen Perfonen 1 Schuld⸗ 
verhältnis voraus oder erzeugt ohne weiteres ein 
ſolches (RG. Z. Bd. 87 S. 71); fie kann vielmehr auch 
auf Anweiſung oder, wie der BR. hier feſtſtellt, im 
Auftrage eines Dritten, der dem Abtretungsempfänger 
gegenüber ſchuldrechtlich verpflichtet iſt, ihm die Forde⸗ 
rung zu verſchaffen, durch den bisherigen Gläubiger 
erfolgen, ohne zwiſchen dieſem und dem Abtretungs⸗ 
empfänger ſchuldrechtliche Wirkungen zu begründen. 
(Urt. des V. 3S. vom 9. April 1919, V 1/1919). 
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IX. 


Dem Gheteile, der die Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft verlangt, kaun nicht entgegengehalten 
werden, dab von ihm ein ehewidriges Verhalten zu 
befürchten ſei, falls ſich dieſe Beſorgnis nur auf das 
perſönliche Empfinden des anderen Teiles gründet. Aus 
den Gründen: Das Urteil des BG. ſpricht nicht 
von der Gefahr eines Fortbeſtehens der Beziehungen 
zu der Sch., ſondern davon, daß der Kläger voraus⸗ 
ſichtlich bei paſſender Gelegenheit mit irgendeiner 
anderen Frauensperſon ehewidrige Beziehungen an⸗ 
knüpfen werde. Für dieſe Annahme fehlt es indes 
an jeder genügenden Begründung. Daß ſich der Kläger 
in der langen Zeit Jab 1907 in bezug auf eheliche 
Treue irgend etwas habe zu Schulden kommen laſſen, 
wird von der Beklagten ſelbſt nicht behauptet. Auch 
dafür iſt nichts angeführt, daß Kläger zu derartigen 
Ausſchreitungen geneigt ſei oder abgeſehen von der 
Sch. jemals mit anderen Frauensperſonen verdachtigen 
Verkehr gepflogen habe. Damit allein aber, daß die 
Beklagte durch die Beziehungen des Klägers zu der 
Sch. ſich tief verletzt fühlte und ihm ein gleiches Ver⸗ 
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halten auch im Verkehr mit anderen Frauen zutraut, 
kann nicht die Beforgnis einer weiteren Verletzung der 
ehelichen Treue begründet werden, welche der Beklagten 
das Recht geben könnte, die Herſtellung der ehelichen 
Gemeinſchaft zu verweigern. Es kann hlerfür nicht 
auf das perſönliche Empfinden der Beklagten, ſondern 
weſentlich nur darauf ankommen, ob nach der Sach⸗ 
lage bei verſtändiger Beurteilung jene Beſorgnis 
gerechtfertigt iſt (ngl. DJ g. 1915 S. 205). 

Die gleiche unrichtige Rechtsauffaſſung tritt nament⸗ 
lich bei Behandlung der ferneren dem Kläger zur Laſt 
gelegten Verfehlung hervor, daß er verſucht habe, der 
Beklagten Gift beizubringen. Die Beklagte behauptet, 
daß der 18 9 am Sonntag vor Oſtern 1907 ihr eine 
mit Butter beſtrichene Schrippe gegeben habe, an der 
ſie unter der Butter etwas Grünes entdeckt habe, das 
Schweinfurter Grün geweſen, worauf die Schrippe vom 
Kläger in das Feuer geworfen ſei, daß er außerdem 
am erſten Oſterfeiertage 1907 ſie eine Taſſe Kaffee habe 
trinken laſſen wollen, was ſie abgelehnt habe, weil 
auf dem Kaffee ein grünes Stückchen geſchwommen habe, 
und daß ſie dann am nächſten Tage nach Ausſöhnung 
mit dem Kläger den Kaffee fortgegoſſen habe. Weder 
in dem Berufungsurteil noch in dem Berufungsurteil 
des Vorprozeſſes ſind dieſe auf die Vergiftungsverſuche 
bezüglichen Vorwürfe als erweislich wahr angenommen. 
In dem letzteren Urteil iſt dieſe Beſchuldigung der 
Beklagten nur deshalb nicht als ſchwere Eheverfehlung 
angerechnet worden, weil ſie nach den Gutachten des 
Dr. B. an ſchwerer Hyſterie leidet und in dem durch 
dieſen krankhaften Zuſtand erzeugten Hange zu Ein⸗ 
bildungen und Uebertreibungen an die Giftmordverſuche 

eglaubt habe, für welche die Bekundungen des Zeugen 

l. ihr einen gewiſſen Anhalt hätte bieten können. 
Das auf ihre Anzeige im Jahre 1908 eingeleitete 
Strafverfahren iſt eingeſtellt worden. Demgemäß 
ſpricht ſich das BG. auch nur dahin aus, daß jeden⸗ 
falls vom Standpunkte der Beklagten aus ihre Be⸗ 
fürchtung begründet erſcheine, der Kläger könne bei 
ſpäterer Gelegenheit zu einer anderen Heirat den Ver⸗ 
giftungsverſuch ausführen. Damit nimmt aber das 
BG. einen Rechtsſtandpunkt ein, der nicht dem Geſetze 
entſpricht. Bei der Beurteilung, ob die Beklagte zur 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verpflichtet iſt, 
darf nicht ausſchließlich darauf Gewicht gelegt werden, 
daß Beklagte des Glaubens iſt, ihr Mann habe ſie 
vergiften wollen und könne den Verſuch ſpäter wieder⸗ 
holen. Iſt der Vergiftungsverſuch nicht erweislich, 
ſo darf verlangt werden, daß die Beklagte nach Kräften 
ſich von der fie beherrſchenden Vorſtellung frei macht 
und nicht durch ihre Weigerung der Rückkehr es zu 
einem beſtändigen Getrenntleben der Ehegatten bringt. 
Die Beklagte, die ſelbſt zugegeben hat, daß ſie auch 
nach den angeblichen Vergiftungsverſuchen bis zum 
27. September 1907 den ehelichen Verkehr mit dem 
Kläger fortgeſetzt hat und die trotz Anratens der Zeu⸗ 
gen K. und F. vor dem Jahre 1908 keine Anzeige 
erſtattet hat, kann nicht ohne weiteres die Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft als eine unbillige Zumutung 
bezeichnen. Anders würde es ſein, wenn der krank⸗ 
hafte hyſteriſche Zuſtand der Beklagten noch jetzt 
fortdauern ſollte und es über ihre Kräfte geht, das 
Unverſtändige ihrer Vorſtellung einzuſehen und ſich 
davon loszureißen. (Urt: d. IV. ZS. v. 28. Mai 1919, 
IV 480/1917). 
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X 


Bei der Klage auf Feſtſtellung der Unechtheit einer 
Urkunde hat der Kläger die Fälſchung oder Berfälſchung 
nachzuweiſen. Anders ſteht es, wenn el darauf an⸗ 
kommt, ob ein eigenhändiges Teſtament vom Erblaſſer 
eigenhändig geſchrieden und uuterſchrieben iſt. Hier 
bal nicht die Echtheit der Teſtamentsurkunde in Frage, 
oudern die ſachliche Gültigkeit der darin beurkunde⸗ 
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ten Erklärungen und dieſe muß beweiſen, wer ſich dar⸗ 
auf beruft. Aus den Gründen: Das BG. geht 
davon aus, daß den Beklagten, der den Klägern gegen⸗ 
über auf Grund des Teſtaments die Rechte eines Allein⸗ 
erben beanſpruche, die Beweislaſt für die von den 
Klägern beſtrittene Echtheit treffe. Die Rüge der 
Reviſion, das BG. habe die Beweislaſt verkannt, iſt 
unbegründet. Mit Recht verweiſt die Reviſton darauf, 
daß derjenige, der einen Anſpruch geltend macht, die 
den Anſpruch begründenden Tatſachen, wer die Auf⸗ 
hebung eines Anſpruchs ſeines Gegners geltend macht, 
die den Anſpruch e Tatſachen zu beweiſen 
habe (RG. Z. Bd. 9 S. 339). Verfehlt iſt aber der Vers 
[ud der Reviſion, darzutun, daß dieſer Brundfak von 
em BG. verletzt ſei. Der Beklagte behauptet die Be⸗ 
gründung ſeines Rechtes als Alleinerbe auf Grund 
letztwilliger Anordnung der Erblaſſerin und Aus⸗ 
ſchließung des geſetzlichen Erbrechts der Kläger. Er 
muß daher die Entſtehung ſeines behaupteten Rechtes 
und die behauptete Ausſchließung des geſetzlichen Erb⸗ 
rechtes der Kläger beweiſen und demnach den Nach⸗ 
weis für die Echtheit und Wirkſamkeit des Teſtaments 
erbringen, auf das er ſein Recht und die Ausſchließung 
der Kläger von der Erbſchaft vermeint ſtützen zu können. 
Die Reviſion glaubt ſich für ihre Auffaſſung auf die 
Anſichten von Stein (ZPO. 8 256 Anm. IV, 5) und 
von Rocholl (Buſch Ztſchr. f. ZP. 8 S. 379) berufen 
zu können. An den bezeichneten Stellen iſt jedoch nur 
geſagt, daß bei der Klage auf Feſtſtellung der Un⸗ 
echtheit einer Urkunde der Nachweis der Fälſchung 
oder der Verfälſchung vom Kläger zu führen ſei, weil 
hier eine Rechtsleugnung nicht in Frage ſtehe. Eine 
Feſtſtellung der Unechtheit der Teſtamentsurkunde iſt 
aber hier nicht begehrt. Die Teſtamentsurkunde wäre 
unecht, wenn ſie in ihrer gegenwärtigen Geſtalt nicht 
mit dem Willen der Erblaſſerin zuſtande gekommen 
wäre, deren Erklärungen fie beurkundet. Nicht darum, 
ſondern um die ſachliche Gültigkeit der Erklärungen 
der Erblaſſerin dreht ſich aber der Streit. Die Kläger 
leugnen den vom Beklagten auf Grund des Teſta⸗ 
ments behaupteten Rechtserwerb, weil die Urkunde 
dem im 8 2231 Nr. 2 BGB. aufgeſtellten Formerforder⸗ 
nis der eigenhändigen Niederſchrift und Unterſchrift 
durch die Erblaſſerin nicht genüge. Wenn hiernach 
auch die äußere Beſchaffenheit der Teſtamentsurkunde, 
nämlich die Frage ihrer eigenhändigen Anfertigung 
durch die Erblaſſerin, den Gegenſtand des Streites 
bildet, fo handelt es ſich hierbei nicht um die Echt⸗ 
heit oder Unechtheit der Teſtamentsurkunde. Die Ur⸗ 
kunde kann vielmehr echt ſein, auch wenn ſie nicht 
von der Erblaſſerin gr und unterſchrieben ift, wenn 
ſie nämlich mit dem Willen der Erblaſſerin von einer 
anderen Perſon niedergeſchrieben worden iſt. Nicht 
die Unechtheit der Teſtamentsurkunde, ſondern der 
Mangel ihrer rechtserzeugenden Kraft bildet den Gegen⸗ 
ſtand der mit der Klage verlangten Feſtſtellung und 
daher trifft den Beklagten, der die Rechtsſtellung als 
Alleinerbe der Erblaſſerin auf Grund des Teſtaments 
in Anſpruch nimmt, die Beweislaſt, daß die Teſta⸗ 
mentsurkunde den für die Wirkſamkeit der in ihr 
niedergelegten Erklärungen vorausgeſetzten Erforder⸗ 
niſſen genügt, daß ſie alſo von der Erblaſſerin eigen⸗ 
händig ge⸗ und unterſchrieben worden iſt. (Urt. d. 
IV. 3S. v. 3. Mai 1919, IV 309/18). — — —ı 
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Voransſetzungen für die Scheidung öſterreichiſcher 
Ehegatten. (Art. 17 56. 86 5.). Aus den Gründen: 
Die Reviſion wirft dem Berufungsurteil vor, daß es 
nicht genügend geprüft habe, ob die der Beklagten zur 
Laſt fallenden Ehebrüche auch nach öſterreichiſchem 
Rechte Scheidungs⸗ (oder Trennungs⸗)gründe bildeten; 
ſie meint, nach e Rechte könne ein Ehebruch nur 
dann als Scheidungsgrund geltend gemacht werden, 
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wenn er zuvor durch ein ſtrafgerichtliches Urteil feſt⸗ 
geſtellt ſei, auch trete, wenn — wie hier — der klagende 
Ehegatte ſich ſelbſt des Ehebruchs ſchuldig gemacht 
habe, Kompenſation ein, die den Scheidungsanſpruch 
ausſchließe. Es iſt zuzugeben, daß die Begründung 
des Berufungsurteils einen gewiſſen Mangel aufweiſt. 
Das Urteil begnügt ſich mit der Bemerkung, daß Ehe- 
brüche auch nach öſterreichiſchem Rechte für Katholiken 
wenigſtens Scheidungsgründe ſeien, während doch die 
Vorſchrift in Art. 17 Abſ. 2 FEG. BB. dahin zu ver⸗ 
ſtehen iſt, daß die als Scheidungsgrund zu verwendende 
Tatſache nach dem ausländiſchen Rechte nicht nur im 
allgemeinen einen Scheidungs⸗ oder Trennungsgrund 
bilden, ſondern als ſolcher auch unter den gegebenen 
Verhältniſſen wirkſam fein muß (vgl. die zu der gleich» 
artigen Vorſchrift in Art. 201 Abſ. 2 C. 382. er⸗ 
gangenen Urteile RZ. Bd. 46 S. 90, Bd. 47 S. 4). 
Aber der Mangel führt nicht zur Aufhebung des 
Berufungsurteils, weil die Entſcheidung nicht auf ihm 
beruht. Denn die von der Reviſion aufgeſtellten Be⸗ 
hauptungen über den Inhalt des öſterreichiſchen Rechtes 
treffen nicht zu. Allerdings waren früher in der öſter⸗ 
reichiſchen Rechtſprechung ſolche Anſchauungen vertreten 
worden, allein ſchon ſeit einer Reihe von Jahren geht 
die ſtändige Rechtſprechung, namentlich auch die des 
öſterreichiſchen Oberſten Gerichtshofes, dahin, daß keine 
Kompenſation der Ehebrüche ſtattfindet und daß keine 
vorgängige Feſtſtellung des Ehebruchs in einem Straf⸗ 
verfahren erforderlich iſt (vgl. z. B. zu erſterer 80195 
Samml. v. Entſch. des Oberſten Gerichtsh. Neue Folge 
Bd. VIII Nr. 2932, 3014, Bd. XI Nr. 4234, zu letzterer 
Frage Urt. v. 4. Mai 1915, Judikatenbuch des Oberſten 
Gerichtsh. Nr. 224, Zentr Bl. f. Juriſt. Praxis 1915 S. 834). 
Eine Vorſchrift über Ausſchlußfriſten für die Geltend⸗ 
machung von Scheidungsgründen, wie in $ 1571 des 
deutſchen BGB., beſteht nach öſterreichiſchem Rechte 
überhaupt nicht. (Urt. d. IV. 35. vom 28. Mai 1919, 
IV 90.1919). — — 2 n. 
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Beſtimmte Bezeichnung der Tatſachen bei der Eides⸗ 
zuſchiebung (8 451 380). Aus den Gründen: 
Der Kläger ſoll wegen eines ihm zur Laſt gelegten 
Ehebruchs für mitſchuldig erklärt werden. Er hat 
beſtritten, einen Ehebruch begangen zu haben, das 
BG. ſieht dies aber als erwieſen an, weil der Kläger 
einen darüber von ihm erforderten Eid verweigert 
habe. Zu dieſem Punkt erhebt die Reviſion einen 
Angriff, der als begründet anerkannt werden muß. 
Die Behauptung der Beklagten über einen vom Kläger 
begangenen Ehebruch war erſt in zweiter Inſtanz 
aufgeſtellt worden und zwar zunächſt in folgender 
Form: Der Kläger unterhält, wie die Beklagte auf 
Grund ſeiner eigenen Erzählungen annimmt, ein ehe⸗ 
brecheriſches Verhältnis mit einer Belgierin, bei der 
er wohnt. Beweis: Eid. Irgendwelche nähere An⸗ 
gaben, insbeſondere über den Wortlaut der Er⸗ 
zählungen, aus denen die Beklagte ihren Verdacht 
herleiten will, ſind nicht gemacht worden. Der Be⸗ 
klagte hat die Behauptung beſtritten und die An⸗ 
nahme des zugeſchobenen Eides erklärt. Das B. hat 
durch Beweisbeſchluß angeordnet, daß der Kläger 
folgenden Eid zu leiſten habe: Ich habe mit der 
Belgierin, bei der ich wohne, geſchlechtlich nicht ver⸗ 
kehrt. Im Eidestermin vor dem erſuchten Richter 
hat der Kläger erklärt, er ſei an ſich bereit, den Eid 
zu leiſten, habe jedoch Bedenken hinſichtlich der Faſſung; 
er habe in Belgien noch niemals privat bei einer 
Belgierin gewohnt, ſondern wohne in einem Dienſt⸗ 
gebäude (als Bahnbedienfteter). Daraufhin hat das 
OLG. durch Beſchluß die Eidesformel dahin abge⸗ 
ändert: Ich habe während meines Aufenthaltes in 
Belgien im Laufe des Kriegs mit einer Belgierin ge⸗ 
ſchlechtlich nicht verkehrt. Im neuen Eidestermin vor 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 14 u. 15. 


— — 6 
— —— ——— — — — 


dem erſuchten Richter erklärte der Kläger, daß er in 
der Lage wäre, den Eid zu leiſten, die Leiſtung aber 
ablehne, weil er den Eid in ſeiner weiten Faſſung 
nicht für zuläſſig erachte. Sein Vertreter hat in der 
Schlußverhandlung noch darauf hingewieſen, daß die 
Behauptung der Beklagten offenſichtlich ohne jeden 
tatſächlichen Anhaltspunkt aufgeſtellt ſei, indem ſie 
keinerlei auf einen beſtimmten Fall hinweiſende Um⸗ 
ſtände anführen könne; auf keinen Fall könnte doch 
der Kläger die Staatsangehörigkeit der Frauens⸗ 
perſon mit beſchwören. Das BG. hat den Eid für 
verweigert angeſehen und daraufhin einen Ehebruch 
des Klägers feſtgeſtellt; es ſagt, unter dem Aus⸗ 
druck Belgierin ſei eine in Belgien aufhaltſame Frauens⸗ 
perſon zu verſtehen. Mit Recht macht die Reviſion 
geltend, daß es hier an der für den Eidesbeweis er⸗ 
forderlichen Beſtimmtheit der unter Beweis geſtellten 
Tatſache mangelt. Von der an ih ſchon ziemlich uns 
beſtimmten Behauptung, wie fie die Beklagte urſprüng⸗ 
lich aufgeſtellt hatte, ſind nach und nach noch mehrere 
Beſtandteile weggefallen und nichts übrig geblieben, 
als daß der Kläger in Belgien mit einer dort be⸗ 
findlichen Frauensperſon geſchlechtlich verkehrt habe. 
Dabei läßt ſich nicht mehr ſagen, daß der Perſonen⸗ 
kreis, zu dem die Frauensperſon gehören ſolle, irgend⸗ 
wie umgrenzt ſei, wie das RG. in den vom Bes 
rufungsurteil angeführten Urteilen verlangt. Nun iſt 
allerdings in der Rechtſprechung des RG. ein Eides⸗ 
beweis über Ehebruch auch ſchon ohne beſtimmte An⸗ 
gabe einzelner Tatſachen für zuläſſig erklärt worden 
unter der Vorausſetzung, daß der Beweisführer nicht 
bloß einen unbeſtimmten Verdacht ausgeſprochen, 
ſondern greifbare Anhaltspunkte angegeben hat, auf 
die er feinen Verdacht ſtützen kann (JW. 1895 S. 325 1, 
1906 S. 475°"). Aber auch hieran fehlt es im Streitfalle 
vollſtändig; wie ſchon erwähnt, hat die Beklagte unter⸗ 
laſſen anzugeben, wie die Erzählungen des Klägers 
gelautet haben ſollen, auf Grund deren fie glaubte „an⸗ 
nehmen“ zu können, daß er ein ehebrecheriſches Ver⸗ 
hältnis mit ſeiner Quartierwirtin unterhalte. (Urt. 
d. IV. 8S. v. 26. April 1919, IV 7/19). 
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XIII. 


Berechnung des Streitwerts und der Neviſiensſumme 
bei einer Klage gegen Miterben, wenn der Kläger ein 
angeblich zum Nachlaſſe gehörendes Bermögensſtück als 
fein Eigentum beauſprucht. (5 546 ZBO.). Die ver⸗ 
ſtorbene Ehefrau des Klägers iſt zu / von dem Kl. 
und zu je ½ von den beiden Bekl. geſetzlich beerbt 
worden. Auf den Namen der Erblaſſerin war bei der 
D. Bank in B. ein Betrag von 9805 M angelegt, 
welchen die Bank im Beiſein der Bekl. ausgezahlt und 
der Kl. in Empfang genommen hat. Der Kl. nimmt 
dieſes Bankguthaben als ihm gehörig in Anſpruch, 
während die Bekl. die Zugehörigkeit zum Nachlaß be⸗ 
haupten. Auf ihr Betreiben iſt die Hälfte des aus⸗ 
gezahlten Geldes mit 4902,50 M bei der Kaſſe eines 
Polizeireviers in B. in Verwahrung genommen, weil 
der Kl. dieſen über ſeinen Miterbenanteil hinaus⸗ 
gehenden Betrag ſich rechtswidrig angeeignet habe. 
Kl. hat deshalb gegen die Bekl. zu 2 — der in der 
Klageſchrift als Bekl. zu 1 aufgeführte Ehemann iſt 
inzwiſchen verſtorben — auf Feſtſtellung geklagt, daß 
ihm der Betrag von 9805 M als Alleineigentum zu⸗ 
ſtehe und auf Einwilligung in die Rückzahlung der 
polizeilich verwahrten 4902,50 M. Das LG. gab 
der Klage ſtatt. Die Berufung wurde abgewieſen. Die 
Reviſion wurde als unzuläſſig verworfen. 

Gründe: In der Klageſchrift ſind als Beklagte 
1. H. F., 2. deſſen Ehefrau bezeichnet. Der Prozeß iſt 
aber, da der Bekl. zu 1 ſchon im Laufe des Verfahrens 
1. Inſtanz verſtorben iſt, nur gegen die Bekl. zu 2 
fortgeführt worden. Nur gegen dieſe iſt das Urteil 
1. Inſtanz ergangen und in den folgenden Inſtanzen 
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iſt als Prozeßpartei nur die Bekl. zu 2 aufgetreten. 
Der Klageantrag iſt dahin geſtellt, daß die Bekl. das 
Alleineigentum des Kl. an den 9805 M anerkennen und 
in die Rückzahlung der polizeilich verwahrten 4902,50 M 
willigen ſollen. Die Ehefrau des Kl., welcher nach 
Behauptung der Bekl. der Betrag von 9805 M bei 
ihren Lebzeiten von dem Kl. geſchenkt ſein ſoll, iſt nun 
aber unſtreitig von dem Kl. zu / und von den beiden 
Bekl. zu je ½¼ beerbt worden. Die Bekl. zu 2 iſt da⸗ 
nach an dem Nachlaß der Ehefrau des Kl. nur zu / 
beteiligt. Nur wegen dieſes Anteils verlangt der Kl. 
die Anerkennung ſeines Alleineigentums und die Ein⸗ 
willigung in die Rückzahlung. Der Wert des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes in der Reviſionsinſtanz kann daher auf 
nicht mehr als 2451,25 M =! der Gefamtfumme an⸗ 
genommen werden. Ebenſo wie bei der Klage eines 
Miterben gegen den Dritten auf Leiſtung an die Geſamt⸗ 
heit der Erben der Streitwert ſich nach dem Anteil des 
Miterben richtet (RZ. 93, 127), muß auch bei der 
Klage gegen einen Miterben der Bemeſſung des Streit⸗ 
werts der Anteil des Miterben zugrunde gelegt werden, 
wenn darüber geſtritten wird, ob der vom Kl. als ſein 
Alleineigentum in Anſpruch genommene Gegenſtand 
zum Nachlaſſe gehört. Eine notwendige Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft iſt im Verhältnis zwiſchen dem Bekl. zu 1 und 
der Bekl. zu 2 nicht vorhanden. Es beſteht keine 
rechtliche Notwendigkeit, daß der Prozeß gegenüber den 
beiden Bekl. einheitlich entſchieden wird. Daß der 
Bekl. zu 1 von der Bekl. zu 2 beerbt worden wäre, 
iſt von dem Kl. nicht behauptet. Desgleichen iſt nicht 
erſichtlich, daß etwa die Bekl. zu 2 nach Ver⸗ 
ſterben des Bekl. zu 1 unter Eintritt an deſſen Stelle 
den Prozeß mit dem Kl. nicht nur wegen ihres An⸗ 
teils von /, ſondern zugleich wegen des früheren An» 
teils des Bekl. zu 1 fortgeführt hätte, was mit der 
Aufführung der beiden Bekl. im Eingang des land⸗ 
erichtlichen Urteils und des Berufungsurteils in 
Widerſpruch ſteht. Jedenfalls fehlt es in dieſer Be⸗ 
ziehung an der dem Kl. nach 8 546 ZPO. obliegenden 
V 8,10. . (Urt. d. IV. ZS. v. 5. Mai 1919, 
19). 
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B. Strafſachen. 


I. 


Geltungsgebiet der Amneſtie⸗Bo. vom 7. Dez. 1918 
(KS Bl. S. 1415) und der ſog. Anslegungs⸗BO. vom 
13. Januar 1919 (N GSBl. S. 30). Verhältnis der bayeri: 
ſchen Amneſtie⸗Berſchriſten zu denen des Neichb. Aus 
den Gründen: Die in der VO. v. 7. Dez 1918 (RGBl. 
S. 1415) gewährte militäriſche Amneſtie kann der Ange⸗ 
klagte nicht für ſich in Anſpruch nehmen, weil er nicht 
während des Krieges dem aktiven Heere angehört hat, 
ſondern nur vor langen Jahren in der Friedenszeit zur 
Erfüllung der Dienſtpflicht Soldat war. Durch die 
BO. v. 13. Jan. 1919 (RG Bl. S. 30) wird zur „Aus⸗ 
legung“ der BO. vom 7. Dezember 1918, deren Wort⸗ 
laut einer nicht gewollten Ausdehnung auf alle Per⸗ 
ſonen, die irgendwann dem Heere angehört hatten, 
nicht ausreichend entgegenſtand, nachträglich beſtimmt, 
daß die Niederſchlagung nur zugunſten ſolcher Perſonen 
ſtattfinde, die „während des Kriegs“ dem aktiven Heere 
angehört haben. Dieſe geſetzgeberiſche Auslegung iſt 
für das geſamte Anwendungsgebiet der Amneſtie⸗BO. 
maßgebend; es iſt nicht angängig, ihr nur Wirkung 
für die Zukunft beizulegen, die Auslegungs⸗BO. ſtellte 
vielmehr nur feſt, welche Unterſuchungen und gegen 
welche Perſonen durch die Amneſtie⸗VoO. niedergeſchlagen 
ſind, welche nicht; ſie bindet alſo für den vorliegenden 
Fall die Gerichte dahin, daß die gegen den Angeklagten 
eingeleitete Unterſuchung nicht zu den niedergeſchlagenen 
gehört. Hätte die Strafkammer bei der Aburteilung 


* 
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des Angeklagten, die zeitlich vor der Berfündung der 
Auslegungs>BD. erfolgte, die Amneſtie⸗BO. v. 7. Dez. 
1918 in einem dem Angeklagten günſtigen Sinne aus⸗ 
gelegt, ſo hätte das Verfahren gegen ihn trotzdem fort⸗ 
geſetzt werden müſſen; ſtatt deſſen hat die Strafkammer 
der Amneſtie⸗BO. die vom Geſetzgeber gewollte ein⸗ 
ſchränkende Auslegung gegeben und da dieſe geſetz⸗ 
geberiſch gebiitigt wurde, fo könnte das Reviſtons⸗ 
ericht ſelbſt dann nicht die Entſcheidung der Straf⸗ 
ammer abändern, wenn nach allgemeinen Auslegungs⸗ 
regeln der Amneſtie⸗VO. die Bedeutung zukäme, die 
von dem Verteidiger behauptet wird. Uebrigens iſt 
der Strafkammer dahin beizupflichten, daß aus der 
Amneſtie⸗B O. ſelbſt, dem Zeitpunkte, Anlaß und Zweck 
ihres Erlaſſes hervorgeht, daß nicht der unüberſeh⸗ 
baren Anzahl von Perſonen, die irgendwann ihrer 
militäriſchen Dienſtpflicht genügt haben, hieraus weit⸗ 
ehende Bergünftigungen erwachſen ſollen, ſondern daß 
ediglich die im Kriegsdienſt bewährten Perſonen be⸗ 
ſonders berückſichtigt werden ſollten, genau wie es die 
Auslegungs⸗BO. beſtimmt. Dem ſteht der Wortlaut 
der BO. nicht entgegen, vielmehr iſt auch dieſer für 
die Beſchränkung inſoweit verwendbar, als die Be⸗ 
ziehung zum Krieg da hervortritt, wo in Anlehnung 
an andere geſetzliche Beſtimmungen den Heeresange⸗ 
8 die Perſonen gleichgeſtellt werden, die zum 
egführenden Heere in einem Dienſt⸗ oder Vertrags- 
verhältnis geſtanden haben. 

Ausdehnende Beſtimmungen (7 der Amneſtie⸗BO.) 
ſind für Bayern nicht ergangen. Ganz gleichgültig iſt 
es, daß in Bayern durch befondere BO. vom 16. Dez. 
1918 und 6. Febr. 1919 die militäriſche Amneſtie⸗VO. 
und die Auslegungs⸗BO. auf Bayern und das bayeriſche 
Heer „erſtreckt“ wurden. Die für das Reich erlaſſene 
Amneſtie iſt auch unmittelbar für Bayern wirkſam 
geworden, jedenfalls ſoweit ſie die bei den bürgerlichen 
Gerichten anhängigen Unterſuchungen betrifft. Landes⸗ 
rechtlich waren Erweiterungen der Amneſtie zuläſſig 
und zwar auf dem geſamten Gebiet, auf dem die Straf⸗ 
rechtspflege dem Einzelſtaat zuſteht und nicht dem Reich 
vorbehalten iſt, weil jeder Staat, ſoweit das ver⸗ 
faſſungsrechtlich zugelaſſen iſt, auf die ihm erwachſenen 
Strafklagerechte verzichten kann. Dagegen ſind Ein⸗ 
ſchränkungen gegenüber einer vom Reich angeordneten 
Amneſtie unzuläſſig und unwirkſam. Die Stelle, die 
im Zeitpunkt des Erlaſſes der Amneſtie⸗VO. für ſich 
die Geſetzgebungsgewalt für das geſamte Reichsgebiet 
in einem von ihr ſelbſt beſtimmten Umfang in Anſpruch 
nahm und zufolge ihrer damaligen tatſächlichen, in⸗ 
zwiſchen anerkannten Gewalt wirkſam in Anſpruch 
nehmen konnte, konnte ſehr wohl — auch wenn ſie 
ſich dabei in den Schranken der bisherigen Reichsgeſetz⸗ 
gebung halten wollte (Art. 4 Nr. 13 Verf.) — für das 
beherrſchte Reichsgebiet ein geſetzliches Verbot erlaſſen, 
wodurch die Verfolgung beſtimmter Perſonen wegen 
beſtimmter Vergehen allen Strafverfolgungsbehörden 
unterſagt wurde; nicht minder aber auch für das Reich 
neu das Recht und die Zuſtändigkeit begründen, die 
einzelſtaatlichen Strafklagerechte durch Niederſchlagung 
aufzugeben, alfo die bisher den Trägern der Landes⸗ 
ſtaatsgewalt zuſtehenden Befugniſſe ſelbſt auszuüben. 
(Beſchl. des erk. Sen. v. 28. April 1919 1 D 81/19). 
Aus dem einen wie dem anderen Geſichtspunkt iſt die 
Befugnis des damaligen Rates der Volksbeauftragten“ 
herzuleiten, Amneſtieen mit unmittelbarer Wirkung für 
die Einzelſtaaten zu erlaſſen, fo daß es deren „Ueber: 
nahme“ für das bayeriſche Staatsgebiet nicht bedurfte 
und ſachliche „Einſchränkungen“ durch die Geſetzgebung 
der Einzelſtaaten unzuläſſig waren. Das tft auch nach⸗ 
träglich durch 8 1 Satz 2 des Uebergangsgeſetzes vom 
4. März 1919 anerkannt, wonach die erlaſſenen VO. 
für das ganze Reich „in Kraft bleiben“. (Urt. d. I. StS. 
v. 2. Juni 1919, I D 102/19). 
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II. 


um Begriffe des Schleichhändlers. Erſtreckt er ſich 
anf Gaſtwirte 7) Aus den Gründen: Die Straf⸗ 
kammer hat die Verurteilung der Angeklagten wegen 
Schleichhandels Naeh BRVO. vom 7. März 1918 
(RGB l. S. 112) abgelehnt, weil der Begriff des Schleich⸗ 
handels ſich aus einem volkstümlichen Sprachgebrauch 
entwickelt habe und nach dieſem Sprachgebrauche aus⸗ 
zulegen 15 danach aber Gaſtwirte nicht „Händler“ 
feien, bei Gaſtwirten auch ein „Hintenherumhandeln“, 
wie es von der Schleichh8O. getroffen werden folle, 
nicht vorliege, weil ſie die Waren offen den weiteſten 
Kreiſen des Publikums zur Verfügung ſtellten, ſo daß 
von „Schleiden“ nicht die Rede fein könne, während 
der Schleichhändler die Ware aus geheimen Quellen 
auf geheimen Wegen an verborgen bleibende Abnehmer 
leite. Mit Recht rügt die Beſchwerdeführerin, daß 
damit Anforderungen an den Tatbeſtand des Schleich ⸗ 
handels geſtellt ſeien, die der geſetzlichen Grundlage 
entbehren. Schon der Ausgangspunkt iſt unrichtig. 
In 81 der Schleichh O. iſt der Begriff des Schleich 
handels geſetzlich beſtimmt und es iſt nicht zuläſſig, 
aus einem angeblichen volkstümlichen Sprachgebrauch 
Merkmale zu entnehmen, die dem Geſetz unbekannt 
ſind. Das Geſetz aber enthält davon nichts, daß der 
Täter ein „Händler“ ſein und heimlich erworbene 
Waren an verborgen bleibende Abnehmer verkaufen 
müſſe. Daraus, daß es gewerbsmäßigen Erwerb zum 
Zwecke der Weiterveräußerung vorausſetzt, ergibt ſich 
allerdings, daß der Täter notwendig Kaufmann ſein 
muß (8 1 Nr. 1 H6%8.), der Gaſtwirt iſt aber unzweifel⸗ 
haft Kaufmann, wenn er auch ſeinen Gäſten nicht nur 
Speiſen und Getränke verkauft, ſondern daneben noch 
andere Leiſtungen bietet, die durch den Kaufpreis der 
Waren mitabgegolten werden (RGSt. Bd. 50 S. 15). 
Deshalb kann dahingeſtellt bleiben, ob „Händler“ be⸗ 
grifflich etwas anderes iſt, als Kaufmann. Davon aber, 
daß der Erwerb und die Weiterveräußerung heimlich 
ſein müſſen, ſagt das Geſetz gar nichts; tatſächlich 
freilich wird ſich beides regelmäßig heimlich vollziehen, 
weil der Täter Entdeckung und Beſtrafung fürchten 
muß, das iſt aber bei dem Gaſtwirt, der Schleichhandel 
treibt, bei dem verbotenen Erwerb der Ware nicht 
weniger der Fall, als bei jedem anderen Gewerbe⸗ 
treibenden auch, und die Weiterveräußerung iſt über⸗ 
haupt nicht Tatbeſtandsmerkmal, ſondern ein ſolches 
iſt nur der Erwerb zum Zweck der Weiterveräußerung, 
aber auch ſie nimmt der Gaſtwirt, der die Ware im 
Schleichhandel erworben hat, jedenfalls inſofern heim⸗ 
lich vor, als er regelmäßig zu verdecken beſtrebt ſein 
wird, daß es ſich um verbotswidrig erworbene Waren 
und um die verbotene Abgabe (ohne Marken) ſolcher 
Waren handelt. Demgegenüber kann nicht entſcheidend 
ſein, daß „der Gaſtwirt offen die Waren den weiteſten 
Kreiſen des Publikums zur Verfügung ſtellt“. Die 
Einſchränkung des Begriffs ließe ſich deshalb auch dann 
nicht rechtfertigen, wenn man ſich nur an das Wort 
„Schleichhandel“ halten wollte. Aus der Begr. d. 
Entw. zur Schleichh BO. vom 25. Januar 1918 (Druckſ. 
d. Bundesr. Nr. 23), der mit einigen Aenderungen 
Geſetz geworden iſt, iſt für die Auslegung der 5 
kammer nichts zu entnehmen. Danach richtet ſich die 
BO. gegen die Beeinträchtigung, die die Durchführun 
der ſtaatlichen Ernährungswirtſchaft im Kriege dur 
die bevorzugte Verſorgung einzelner Kreiſe erleidet, 
gegen den Schleichhandel, der große Mengen an Lebens: 
und Futtermitteln der öffentlichen Bewirtſchaftung 
entzieht und zu einer ernſten Gefahr für die Aufrecht⸗ 
erhaltung des öffentlichen Ernährungsſyſtems geworden 
ſei. Der Schleichhandel in der beſonders gefährlichen 
und verwerflichen Form des gewerbsmäßigen Aukkaufs 
bewirtſchafteter Lebens⸗ oder Futtermittel ſoll ſtraf⸗ 


1) S. dazu auch das Urteil des Bayer. ObL G. vom 5. Dezember 1918 
in Nr. 4/1919 S. 84. 


rechtlich ſcharfer als bisher getroffen werden. Alles 
das trifft auf den Gaſtwirt durchaus zu, der verbots⸗ 
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materiellen und N Rechts“ geſtützt. Nach der 
Zuſtellungsurkunde vom 4. März 1919 iſt an dieſem 


widrig Lebensmittel zur Verſorgung feiner zahlungs⸗ Tage dem Angeklagten das Urteil zugeſtellt worden. 


fähigen Gäſte aufkauft und die Begründung des Ent⸗ 
wurfs enthält nichts, was dafür ſprechen könnte, daß 
die Gaſtwirte nicht unter die Strafdrohung fallen 
ſollten. (Urt. d. I. Straffenats vom 16. Juni 1919, 
1,D 702/18). 
4682 „ 


— — — D. 


III. 


Berhandlung mit tauben Perſenen (8 188 686.) 
Aus den Gründen: Der Angeklagte hat in der 
Hauptverhandlung erklärt, daß er taub ſei, jedoch 
das Ableſen des Geſprochenen von den Lippen 
des Sprechenden erlernt habe. Zu dieſer Feſt⸗ 
ſtellung iſt im Sitzungsprotokoll bemerkt, „man habe 
den Eindruck gehabt, daß der Angeklagte immerhin 
noch etwas höre, da er unverkennbar manches, was 
geſprochen wurde, verſtanden habe; jedenfalls ſei man 
und zwar unverkennbar mit Erfolg bemüht geweſen, 
ſich durch langſames und deutliches Sprechen mit ihm 
über alles zu verſtändigen, denn ſeine Antworten und 
Aeußerungen hätten erkennen laſſen, daß er alles, was 


W wurde, vollſtändig und richtig erfaßte.“ 


ach dieſer Bemerkung iſt es unentſchieden geblieben, 
ob der Angeklagte taub i. S. des 8 188 GVG. war 
oder nur ſchwerhörig. Jedenfalls, alſo auch für den 
Fall der par ki wurde das vom Gerichte einges 
ſchlagene Verfahren, ſich mit dem Angeklagten zu ver⸗ 
ſtändigen, für völlig genügend und erfolgreich erachtet 
und nur in dieſer Form mit dem Angeklagten ver⸗ 
handelt. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dies rein 
förmlich den Vorſchriften des $ 188 GVG. nicht ent⸗ 
ſprach. War, wie als möglich offen gelaſſen, der An⸗ 
geklagte tatſächlich taub, dann wäre ſchriftlich oder 
unter Zuziehung eines Dolmetſchers zu verhandeln 
geweſen. Das Verfahren des Gerichts hat keine dieſer 
Formen eingehalten, allein es kann als ausgeſchloſſen 
angeſehen werden, daß das Urteil auf dieſer Geſetz⸗ 
widrigkeit beruht. Durch die vom Gerichte beobachtete 
Art des Verhandelns konnte nach den beſonderen Um⸗ 
ſtänden dasſelbe Ergebnis erzielt werden, wie durch 
die Zuziehung eines Dolmetſchers. Da der Angeklagte 
unbeſchränkt und allgemein verſtändlich ſprechen kann, 
wäre es nicht Aufgabe. des Dolmetſchers geweſen, 
Aeußerungen des Angeklagten dem Gerichte verſtändlich 
zu machen, vielmehr hätte der Dolmetſcher ſich darauf 
zu beſchränken gehabt, dem Angeklagten vorzuſagen, 
was der Richter ſelbſt ihm vorſagen konnte, und bei 
der allgemeinen Fähigkeit des Angeklagten, die Worte 
vom Munde des Sprechenden abzuleſen, konnte es ſich 
auch nicht darum handeln, das Vorſagen der Worte 
in einer Weiſe und Form vornehmen zu laſſen, die be⸗ 
ſondere Kenntniſſe oder Geſchicklichkeit des Dolmetſchers 
vorausgeſetzt hätte. Die Zuziehung eines Dolmetſchers 
wäre ſonach ohne jede ſachliche Bedeutung und eine 
leere Förmlichkeit geweſen, durch deren Unterlaſſung 
die Urteilsfindung nicht beeinflußt worden ſein kann. 
Da es im Ermeſſen des Gerichts ſtand, die eine oder 
andere Form des 8 188 GVG. zu wählen, und fein 
Verfahren dem unter Zuziehung eines Dolmetſchers 
gleichwertig war, kann das Urteil auch nicht darauf 
beruhen, daß das Gericht nicht die im Geſetze vorge— 
ſehene ſchriftliche Form der Verſtändigung gewählt hat. 
(Urt. d. I. StS. v. 15. Mai 1919, 183/19). — — —ın. 
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IV. 


Das Gericht kann einen Beſchluß nach S 386 Abi. 1 
Sto. auch daun nicht aufheben, wenn er auf irrigen 
Boransſetzungen bernht. Aus den Gründen: Der 
Angeklagte iſt von der Strafkammer wegen ſchweren Diebs 
ſtahls verurteilt worden. Der Verteidiger hat am 18. Fe⸗ 
bruar Reviſion eingelegt und dieſe auf „Verletzung des 
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Obwohl die Rüge der Verletzung des materiellen 
Rechts ausgereicht hatte, um das Rechtsmittel einer 
ſachlichen Entſcheidung durch das Reviſionsgericht 
zuzuführen, hat die Strafkammer in der rechtsirrigen 
Annahme, daß Revifionsanträge bis zum Ablaufe der 
im 8 385 StPO. geordneten Friſt nicht angebracht 
ſeien, durch Beſchluß vom 13. März 1919 die Reviſion 
als unzuläſſig verworfen. Dieſer Beſchluß iſt dem 
Angeklagten am 21. März ds. Ihrs. zugeſtellt worden. 
Hiergegen hat der Verteidiger in der am 15. April 
eingegangenen Eingabe vom 10. April geltend gemacht, 
daß dem Angeklagten am 4. März nicht das vollſtändige 
Urteil, ſondern nur ein Teil der Ausfertigung, der der 
Schluß des Urteils gefehlt habe, zugeſtellt worden ſei, 
wobei der zuſtellende Poſtbeamte auf Befragen erklärt 
habe, der Schluß werde wohl noch beſonders zugeſtellt 
werden. Da es ſonach an einer ordnungsmäßigen 
Zuſtellung des Urteils fehle, hat der Verteidiger be⸗ 
antragt, den Beſchluß vom 13. März zurückzunehmen 
und durch Zuſtellung des vollſtändigen Urteils die 
Friſt für die Reviſionsbegründung in Lauf zu bringen. 
Daraufhin hat das LG. durch Beſchluß vom 23. April 
1919 den vom 13. März aide und die Urteils- 
zuſtellung angeordnet, die am 3. Mai erfolgt iſt. Am 
10. Mai iſt eine ausführliche Reviſionsbegründung des 
Verteidigers eingelaufen, worauf die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Akten an das Reviſionsgericht eingeſendet 
hat. Der Oberreichsanwalt hat bei dem RG. bean⸗ 
tragt, den in der Eingabe vom 10, April enthaltenen 
Antrag auf Entſcheidung des Reviſionsgerichts über 
die Zuläſſigkeit der Reviſion (8 386 Abſ. 2 StPO.) 
zu verwerfen, da er verfpätet geſtellt ſei. Dem kann 
nicht ſtattgegeben werden, da ein Antrag auf Ent⸗ 
ſcheidung gemäß 8 386 Abſ. 2 StPO. in der Eingabe 
nicht geſtellt iſt, dieſe vielmehr nur einen Ausſpruch 
des LOG. begehrte, der auch ergangen iſt. Eine Ver⸗ 
handlung über das Rechtsmittel iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
da der Beſchluß vom 13. März 1919, durch den die 
Reviſion als unzuläſſig verworfen iſt, der Rechtskraft 
fähig und auch rechtskräftig iſt, da innerhalb der 
einwöchigen Friſt des 8 386 Abſ. 2 StPO. auf Ent⸗ 
ſcheidung des Reviſionsgerichts nicht angetragen iſt. 
Nur auf dem Wege dieſes Antrags auf Entſcheidung 
des Reviſionsgerichts hätte eine Aenderung jenes Be⸗ 
ſchluſſes erwirkt werden können. Das LG. war zu 
deſſen Aufhebung nicht befugt (RGSt. Bd. 38 S. 157). 
Sein Beſchluß vom 23. April entbehrt ſonach der recht⸗ 
lichen Wirkſamkeit. Infolge der Unanfechtbarkeit des 
Beſchluſſes vom 13. Marz hat das Urteil vom 11. Februar 
1919 die Rechtskraft beſchritten. Die Verhandlung 
über die Reviſion iſt daher ausgeſchloſſen. (Beſchl. 
des I. StS. vom 6. Juni 1919, I T. B. 61/1919). 


Nachſchrift: Einen ähnlichen Fall behandelt 


ein weiterer Beſchluß des I. Strafſenats vom 19. Mai 


1919 (1 D 147/1919). In den Gründen heißt es: Die 
Ehefrau Sch. iſt vom LG. vom 4. Februar 1919 wegen 
falſcher Anſchuldigung verurteilt worden. Gegen dieſes 


Urteil hat der Verteidiger am 5. Februar 1919 Reviſton 


eingelegt. Das Urteil iſt der Angeklagten am 19. Februar 
1919 zugeſtellt worden. Die Reviſionsanträge ſind am 
22. Februar 1919 auf der Gerichtsſchreiberei einge⸗ 
gangen. Gleichwohl hat das LG. durch Beſchluß vom 
28. Februar 1919 die Reviſion als unzuläſſig verworfen 
mit der irrigen Annahme, daß Reviſionsanträge inner⸗ 
halb der geſetzlichen Friſt nicht angebracht ſeien. Dieſer 
Beſchluß iſt der Angeklagten am 12. März 1919 zuge⸗ 
ſtellt worden. Am 14. März 1919 hat das LG. ſeinen 
Beſchluß vom 28. Februar 1919 wieder aufgehoben. 
Dieſer Beſchluß wurde am 29. März 1919 zugeſtellt. 
Hierauf find die Akten gemäß § 387 Abſ. 2 StPO. an 
das RG. eingeſandt worden. Der Oberreichsanwalt 
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hat beantragt, den Beſchluß vom 14. März 1919 wieder 
aufzuheben. Dieſem Antrag kann nicht ſtattgegeben 
werden. Auf den Beſchluß findet mangels einer ab⸗ 
weichenden Beſtimmung die allgemeine Regel des 
. 346 StPO. Anwendung, daß Beſchlüſſe des Gerichts 
Inſtanz mit der einfachen Beſchwerde angefochten 
werden können. Eine Beſchwerde gegen den Beſchluß 
vom 14. März 1919 iſt weder von der Angeklagten 
noch von der örtlichen Staatsanwaltſchaft eingelegt 
worden. Der Oberreichsanwalt hat in landgerichtlichen 
Strafſachen kein Beſchwerderecht (88 144, 146 GG.). 
Selbſt wenn Beſchwerde eingelegt wäre, würde das 
RG. nicht das zuſtändige Beſchwerdegericht fein (8 123 
Nr. 5 GV.). Auch wenn der Beſchluß vom 14. März 
1919 nicht formell aufgehoben wird, iſt eine Verhand⸗ 
lung über das Rechtsmittel der Reviſion ausgeſchloſſen. 
Der Beſchluß vom 28. Februar 1919 war gemäß $ 386 
Abſ. 2 StPO. der Rechtskraft fähig. Er konnte nur 
auf Antrag der Angeklagten oder ihres Verteidigers 
und nur auf dem in 8 386 Abſ. 2 StPO. vorgeſchriebenen 
Wege aufgehoben werden. Zur Aufhebung von Amts 
wegen war das LG. nicht befugt (RGSt. Bd. 38 S. 157). 
Der Beſchluß vom 14. März 1919 hat keine rechtliche 
Wirkung. Der 1. Beſchluß vom 28. Februar 1919 iſt 
daher rechtskräftig geworden. Das Urteil RES. 
Bd. 37 S. 112 ſteht dieſer Meinung nicht entgegen. 
Es iſt auf die Erwägung geſtützt, daß im Falle einer 
Fortſetzung des Verfahrens nur nutzloſe Weiterungen 
und Koſten entſtehen würden (S. 115). Hier wird die 
Fortſetzung des Verfahrens durch den rechtskräftigen 
Beſchluß vom 28. Februar 1919 ausgeſchloſſen. 

4680 


— — — . 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 
1 


Pflicht des Grundbuchrichters, die wahre Bedeutung 
ihm vorliegender rechtsgeſchäftlicher Erklärungen zu 
erſerſchen. In einem notariellen Kaufvertrag wurde 
von dem Verkäufer zweier Grundſtücke „dem Käufer 
als Eigentümer der Vertragsgrundſtücke“ ein Fahrt⸗ 
recht über ein in ſeinem Eigentum verbleibendes Grund⸗ 
ſtück eingeräumt, gleichzeitig wurde beantragt „dieſes 
Recht als Grunddienſtbarkeit an Pl.⸗Nr. 313 zugunſten 
der Pl.⸗Nr. 314 und 355 einzutragen“. Das GBA. 
trug die Dienſtbarkeit nur zugunſten des Käufers ein, 
weil aus der Faſſung nicht beſtimmt hervorgehe, daß 
das Recht dem jeweiligen Eigentümer eingeräumt 
werden ſollte; der Antrag, das Recht als Grunddienſt⸗ 
barkeit einzutragen, könne für das GBA. nicht maß⸗ 
gebend ſein, wenn es auf Grund der zweifelhaften 
Faſſung des Vertrags der Anſchauung ſei, daß nur 
eine perſönliche Dienſtbarkeit beſtellt wurde. Die Be⸗ 
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ſchwerde des Verkäufers wurde zurückgewieſen, auf die 
weitere Beſchwerde hin wurde die Sache zurückver⸗ 


wleſen. 

Aus den Gründen: Wie jeder Richter hat auch 
der Grundbuchrichter die Bedeutung der ihm vor⸗ 
gelegten rechtsgeſchäftlichen Erklärungen zu erforſchen. 
Iſt die Faſſung einer Notariatsurkunde mangelhaft, 


vi 


fo darf er nicht ohne weiteres die Eintragung ab» | 


lehnen; wenn durch Auslegung der wirkliche Wille 
unzweideutig feſtgeſtellt werden kann, hat er vielmehr 
die Feſtſtellung zu treffen und ihr entſprechend die 
Eintragung vorzunehmen. Nur dann, wenn der In⸗ 
halt einer Urkunde ſo widerſpruchsvoll iſt, daß man 
über den Willen der Parteien keine Klarheit gewinnen 
kann, iſt die Ablehnung der beantragten Einſchreibung 
gerechtfertigt. Hier entſpricht allerdings die Faſſung 
der Urkunde nicht dem 8 553 GBDA., nach dem die 


Notare die Urkunden ſo abzufaſſen haben, daß der 


Vollzug bei dem GA. keinen Schwierigkeiten begegnet, 


allein die Erklärungen des Beſchwerdeführers laſſen 
ſicher erkennen, daß ſeine Abſicht auf Beſtellung und 
Eintragung einer Grunddienſtbarkeit gegangen iſt. 

Wird ein Grundſtück zugunſten des jeweiligen Eigen⸗ 
tümers eines anderen 4 belaſtet, daß dieſer das Srund⸗ 
ſtück in einzelnen Beziehungen benutzen darf, fo liegt 
nach 8 1018 BG. eine Grunddienſtbarkeit vor. Die 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit unterſcheidet ſich 
nach $ 1090 BGB. von der Grunddienſtbarkeit dadurch, 
daß die Berechtigung nicht mit dem Eigentum an einem 
Grundſtücke verbunden, ſondern an eine beſtimmte 
Perſon geknüpft iſt. Aus Ziff. V des Vertrags er⸗ 
gibt ſich, daß z. Zt. des Vertragsſchluſſes auf dem dem 
Verkäufer gehörigen belaſteten Jrundſtücke Pl.⸗Nr. 313 
ein Fahrweg beſtand, der zur landwirtſchaftlichen Be⸗ 
ſtellung der verkauften Grundſtücke diente. An dieſer 
Fuhr räumte der Beſchwerdeführer dem Käufer als 
Eigentümer der Grundſtücke Pl.⸗Nr. 314 und 355 das 
Benutzungsrecht ein. Schon dieſer Ausdruck deutet 
darauf hin, daß der Verkäufer ſein Grundſtück zur 
Förderung der wirtſchaftlichen Benutzung der ver⸗ 
kauften Grundſtücke belaſten, das Fahrtrecht dem je⸗ 
weiligen Eigentümer der herrſchenden Grundſtücke zu⸗ 
geſtehen und die Berechtigung mit dem Eigentum an 
dieſen Grundſtücken verbunden wiſſen, alſo eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit beſtellen wollte. Dagegen fehlt jeder An⸗ 
haltspunkt, daß der Verkäufer die Berechtigung nur 
ſtem Käufer perſönlich zuzuwenden beabſichtigte. Da⸗ 
gegen ſpricht vor allem der Umſtand, daß die Dienſt⸗ 
barkeit nur für den Eigentümer der herrſchenden Grund⸗ 
lücke Wert beſitzt. Daß der Beſchwerdeführer tatſächlich 
eine Grunddienſtbarkeit beſtellen wollte, geht zweifel⸗ 
los aus ſeiner Eintragungsbewilligung hervor, eine 
Grunddienſtbarkeit einzutragen. Da er ausübender 
Landwirt iſt, muß angenommen werden, daß er ſich 
über die Bedeutung der Bewilligung klar War. Wie 
der Käufer die Erklärung des Verkäufers auffaßte, 
bedarf keiner Entſcheidung, da nach 8 19 GBO. eine 
Grunddienſtbarkeit einzutragen iſt, wenn derjenige ſie 
bewilligt, deſſen Recht von ihr betroffen wird. Die 
Frage, ob die dingliche Einigung zuſtande gekommen 
iſt (8 873 B.), kann dahingeſtellt bleiben, da das 
Fehlen der dinglichen Einigung nur im Falle des 
820 GBO. einer Eintragung entgegenſteht. (Beſchl. 
des I. ZS. v. 16. Mai 1919, Reg. III Nr. 20/1919). M. 
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Dem Dritten, der einen Anſpruch gegen den Mündel 
erhebt oder gegen den ſich ein Auſpruch des Mündel 
richtet, ſteht gegen die von dem Bormund getroffene 
Eutſcheidung und deren Billigung durch das Bormund- 
ſchaftsgericht keine Beſchwerde zu. Beſchwerderecht des 
Ehemannes der Mutter des Mündels auf Grund des 
3 57 Nr. 9 388. Die Beſchwerdeführerin hat in den 
Jahren 1899 und 1901 außerehelich zwei Kinder ge⸗ 
boren, die von Gottfried Sch. erzeugt ſind. Im Jahre 
1910 hat ſie ſich mit Hermann St. verehelicht und im 
Jahre 1911 Zwillinge geboren, hinſichtlich deren ihr 
Ehemann im Jahre 1914 in notariell beglaubigter 
Form die Erklärung abgegeben hat, daß ſie nicht von 
ihm, ſondern von Gottfried Sch. verehelicht und im 
Jahre 1916 iſt St. geſtorben, ohne die Ehelichkeit der 
Kinder angefochten zu haben. Im Jahre 1918 hat 
ſich ſeine Witwe mit Gottfred Sch. verehelicht. Auf 
ihre Bitte, ihr behufs ihrer Wiederverehelichung das 
Zeugnis auszuſtellen, daß ihr die in 8 1669 BGB. ber 
zeichneten Verpflichtungen nicht obliegen, hatte das 
Amtsgericht zunächſt Ausantwortung des Pllichtteils 
an die beiden Kinder verlangt, jedoch auf ihre Bitte 
die Ausantwortung des Pflichtteils bis zur Wieder⸗ 
verehelichung ausgeſetzt. Der Pflichtteil iſt nicht feſt⸗ 
geſetzt. Als Vormund über die Zwillinge wurde der 
Kaufmann Schl. verpflichtet. Die Mutter verweigerte 
die Auszeigung des Pflichtteils und ſtellte im Verein 
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mit ihrem Ehemann an das Vormundſchaftsgericht 
zunächſt den Antrag, von der Einforderung des Pflicht⸗ 
teils und der Beſtellung eines Vormunds Umgang zu 
nehmen, ſpäter aber den Antrag, ſie ſelbſt als Vor⸗ 
münderin zu beſtellen. Der Vormund erklärte, daß 
er den Pflichtteil einfordern müſſe, um nicht in Haftung 
zu kommen, zumal die Mutter früher die Erlegung 
zugeſagt habe; er werde deshalb allenfalls den Klage⸗ 
weg beſchreiten. Das Amtsgericht hielt ſeine Stellung 
hinſichtlich des Pflichtteils aufrecht und wies den An⸗ 
trag, die Mutter als Vormünderin zu beſtellen, bis 
zur Erledigung der erſteren Frage ab, da ſie nicht 
BVormünderin fein könne, wenn gegen fie ein Rechts⸗ 
ſtreit geführt werden müßte. Die Beſchwerde der Ehe⸗ 
leute Sch. wurde zurückgewieſen, auch die weitere Be⸗ 
ſchwerde hatte keinen Erfolg. 
| Aus den Gründen: Was die Frage anlangt, 
ob die Witwe Sch. als Alleinerbin ihres Mannes ver⸗ 
pflichtet iſt, den beiden Kindern den Pflichtteil zu 
geben, ſo ſteht hier weder ihr noch ihrem jetzigen 
Mann das Recht zur weiteren Beſchwerde zu. Die 
Ehefrau Sch. iſt hier die Verpflichtete, gegen welche 
ſich das Pflichtteilsrecht der Kinder wendet. Als Gegen⸗ 
partei des Vormunds, der gegen je Klage erheben 
will, ſteht ihr keine Beſchwerde gegen die Erklärung 
der Vormundſchaſtsbehörde zu, den Vormund nicht 
hindern zu können. Wenn das Verlangen des Vor⸗ 
munds unberechtigt iſt, wird ihr vom Streitrichter ihr 
Recht werden. Wie dem Dritten, der gegen den Mündel 
einen Anſpruch erhebt, gegen die Entſcheidung des 
ablehnenden Vormunds und ihre Billigung durch das 
Gericht kein Beſchwerderecht, nur Klage zuſteht (Obs. 
18 A 14, 17 A 172 und DRZ. 1915, 690), fo kann auch 
der Dritte, gegen den ſich die Forderung des Mündels 
richtet, nicht eine Entſcheidung des Vormundſchafts⸗ 
erichts zu ſeinen Gunſten verlangen. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat Genehmigung oder Nichtgenehmigung 
nur dem Vormund gegenüber nach 8 1828 BGB. zu 
erklären, Rechtsbeziehungen Dritter zum Vormund⸗ 
en find ausgeſchloſſen und Dritte haben 
aher gegen die Handlung des Vormundſchaftsgerichts 
kein Beſchwerderecht, auch wenn ſie ihnen nachteilig 
iſt. Der Vormund bedarf aber auch zum Rechtsſtreit 
keiner Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (RG. 
Komm. Nr. 3 zu 8 1821 BGB.), noch weniger aber 
kann der Dritte Anſpruch darauf haben, daß der Vor⸗ 
mundſchaftsrichter dem Vormund in den Arm fällt. 
Nachdem das Gericht den Antrag, dies zu tun, mit 
der Begründung zurückgewieſen hat, daß kein Fall des 
8 1837 VGB. vorliege, fehlt es an einem Beſchwerde⸗ 
recht der Eheleute Sch. Dadurch, daß das Landgericht 
dieſen Teil der Beſchwerde als unbegründet abwies, 
ſind die Beſchwerdeführer nicht benachteiligt. 

Was den Antrag auf Entſetzung des Vormunds 
Schl. und Verpflichtung der Mutter als Vormund 
betrifft, fo hat das LG. verneint, daß ein Recht nach 
8 20 5 B. verletzt ſei, da eine Berechtigung zur Vor⸗ 
mundſchaftsführung nach 8 1776 BGB. nicht in Frage 


komme. Wenn nicht die Vorſchriften des § 1779 II BGB. 


übertreten ſind, wäre dieſer Standpunkt berechtigt, 
ſoweit es ſich um die Intereſſen der Mutter allein 
handelt (RG. 3S. 64, 288). 
Berufung auf $ 571 Nr. 9 G. ausdrücklich geltend 
gemacht, daß die Kinder auf den Fehltritt der Eltern 
aufmerkſam gemacht und dadurch geſchädigt würden. 
Hier kommt daher neben dem Rechte der Mutter der 
Geſichtspunkt der Perſonenſorge für die Kinder in 

rage. Deshalb iſt die Zuläſſigkeit der Beſchwerde 
der Mutter nicht zu beanſtanden. Auch die Entlaſſung 
des Vormunds Schl. konnte mit dieſer Begründung 
von der Mutter beantragt werden. Hinſichtlich des 
Gottfried Sch. läßt ſich der gleiche Standpunkt recht⸗ 
fertigen, da man dem Ehemann der Mutter neben ihr 
nn das „berechtigte Intereſſe“ an der Sorge für 

ie Perſon der Kinder nicht abſprechen kann (Obs GZ. 13, 


Hier aber wird unter 


271). Der Antrag iſt aber ſachlich unbegründet. (Wird 

ausgeführt). (Beſchl. d. I. ZS. v. 16. Mai 1919, Reg. III, 

Nr. 21/1919). N M. 
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B. Stem pelſachen. 


Begriff des „eigenen Erzengniſſes“ im Sinne der 
Tarifſtelle 41 C Abſ. II Nr. 4 d. bayer. Stemp. Bei 
der im Auftrage eines Landwirts nach 8 383 BG. 
vorgenommenen Verſteigerung eines verkauften, von 
dem Käufer aber nicht abgenommenen Pferdes hatte 
der verſteigernde Gerichts vollzieher den Stempel nach 
Tarifſtelle Nr. 41 0 zum StempG. nicht angeſetzt. 
Das wurde entgegen der Anſicht der Finanzbehörden 
vom Obs. als zutreffend anerkannt. 

Aus den Gründen: Nach Tarifſtelle 41 C 
Abſ. II Nr. 4 StempG. find von dem Stempel für 
öffentliche Verſteigerungen beweglicher Sachen befreit 
Verſteigerungen landwirtſchaftlicher oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Erzeugniſſe, ſoferne es ſich um eigene Er⸗ 
zeugniſſe handelt und die Verſteigerung nicht anläßlich 
einer gewerbsmäßigen Güterzertrümmerung erfolgt. 
Der Begriff des eigenen Erzeugniſſes wird im Stemp®. 
vom 21. Auguſt 1914 nicht näher beſtimmt. Nach 
Art. 258 Nr. 5 des Geb. i. d. F. vom 11. Oktober 
1899 und nach Art. 262 Nr. 5 des Geb. i. d. J. vom 
28. April 1907, an deren Stelle die Beſtimmungen 
des neuen Stemp®, getreten find, waren die Ber: 
ſteigerungen landwirtſchaftlicher Produkte — von den 
hier nicht in Frage kommenden Ausnahmen abgeſehen 
— von der Gebühr befreit. Ueber die Aenderung in 
der Gebührenpflicht ſpricht ſich die Begr. zum Entwurf 
nur dahin aus, daß die Verſteigerungen nicht mehr 
wie bisher ſchlechthin befreit ſind, ſondern nur wenn 
und inſoweit ſie eigene Erzeugniſſe des Verſteigerers 
find (Landtagsverh. 1913/14, Beil. 5 S. 490 und 
537). Bei der Beratung des Geſetzes in der K. d. Abg. 
vom 31. Juli 1914 (a. a. O. Bd. 12 S. 381 ff.) wurde 
dieſer Punkt nicht erörtert. Als eigenes Erzeugnis 
wird ein dem Landwirt aus ſeinem eigenen Betriebe, 
ſei es durch eigene Tätigkeit oder die ſeines Hausge⸗ 
ſindes angefallenes wirtſchaftliches Erzeugnis zu er⸗ 
achten ſein. In ſeiner Beziehung 00 das bei einem 
landwirtſchaftlichen Betriebe vorhandene Vieh, das 
gleichfalls zu deſſen Erzeugniſſen zu rechnen iſt, darf 
aber der Begriff nicht auf die durch eigene Zucht ge⸗ 
wonnenen Tiere eingeſchränkt werden; denn man würde 
damit dem Gedanken des Geſetzes nicht gerecht werden, 
das eine vom Wohlwollen für die Landwirtſchaft ger 
tragene Ausnahme trifft. Wenn ein Landwirt ein 
Fohlen oder ein Ferkel einkauft und erſteres zu einem 
Wagen⸗ oder Reitpferd, letzteres zu einem Zuchttiere 
heranzieht, ſo muß eben mit Hinſicht auf die umfaſſende 
wirtſchaftliche Tätigkeit das Tier als eigenes Erzeugnis 
des Wirtſchaftsinhabers i. S. der Tarifſt. angeſehen 
werden; denn er hat das Tier zu dem gemacht, was 
es z. Z. der Verſteigerung darſtellt. Die Frage muß 
nach den beſonderen Umſtänden entſchieden werden. 
Die bloße Einverleibung des Pferdes in den Betrieb, 
die kurzzeitige Einſtellung in den Stall würde die 
Eigenſchaft des eigenen Erzeugniſſes nicht begründen 
können. Das LG. hat aber feſtgeſtellt, daß der Ver⸗ 
ſteigerer das Pferd bereits 1916 gekauft hat und bis 
zum 17. Dezember 1918 im Beſitz hatte. Daraus er⸗ 
gibt ſich von ſelbſt, daß er das Tier während mehr 
als zwei Jahren pfleglich behandelt und dieſes, das 
nach dem erzielten Verſteigerungserlös von 415 M. 
wohl von b ſeiner Beſitzdauer an ein gering⸗ 
wertiges Pferd war, ſo imſtande gehalten hat, daß 
es immer einen mäßigen Wert darſtellte. Sohin war 
das LG. nicht gehindert, das Pferd als eigenes Er⸗ 
zeugnis anzuſehen. Die Anſchauung findet eine Stütze 
in den Erläuterungen von Schmidt zur bayer. Koſten⸗ 
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und Stempelgeſetzgebung, Anm. 20 zur Tarifſt. 41 
are 378), der ſich dahin ausſpricht, daß, wenn ein 
Landwirt ſein Vieh verſteigert, auch dann Befreiung 
vom Stempel eintritt, wenn er das Vieh nicht aus⸗ 
ſchließlich ſelbſt gezogen hat, daß es vielmehr genügt, 
daß das Vieh ſeinem Betrieb angehört hat. (Beſchl. 
des II. 38S. vom 13. Mai 1919, Reg. V Nr. Be, 
4668 A 


C. Strafſachen. 
I. 


Durch. die Unordnung des Staudrechtd werden die 
noch nicht rechtskräftigen Urteile der ordentlichen Gerichte 
nicht berührt. Die Strafkammer hat ſich zur weiteren 
Behandlung der bei ihr in der Berufungsinſtanz an⸗ 
hängigen Strafſache für unzuſtändig erklärt, weil in⸗ 
folge der Anordnung des Standrechts durch die VO. 
vom 25. April 1919 der ordentliche Rechtsweg aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Der Beſchluß wurde aufgehoben. 

Gründe: Nach Art. 6 Nr. 8 Kr. iſt das ſtand⸗ 
rechtliche Gericht für die nach Art. 4 ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen zuſtändig, wenn die Tat nach der Verkündung 
des Kr. begangen worden iſt. Durch a Beſtimmung 
"It das mit Berufung angefochtene, noch nicht rechts⸗ 
kräftige Urteil des Sch. nicht unwirkſam geworden. 
Durch die Anordnung des Standrechts ſoll in dem 
Verfahren wegen ſtrafbarer Handlungen, für die das 
ſtandrechtliche Gericht für zuſtändig erklärt iſt, die Ab⸗ 
urtellung beſchleunigt und ein möglichſt ſchneller Vollzug 
herbeigeführt werden. Iſt aber der Täter durch das 
ordentliche Gericht ſchon abgeurteilt, ſo iſt ein weſent⸗ 
licher Zweck der Anordnung des Standrechts erreicht. 
Hätte der Geſetzgeber beabſichtigt, auch für den Fall 


des Abfchluſſes des Verfahrens vor den ordentlichen 


Gerichten durch ein noch nicht rechtskräftiges Urteil 
das ſtandrechtliche Gericht für das weitere Verfahren 
als zuſtändig zu erklären, fo würde. er zweifellos mit 
Rückſicht auf die Vorfchriften der StPO. über die Rechts⸗ 
mittel (z. B. §8§ 338, 343, 344, 372, 398 Abſ. 2 StPO.) 
Ueberleitungsbeſtimmungen getroffen haben. Ferner 
würde er eine ſinngemäße Anwendung der Beſtimmung 
des Geſ. u. 15. Juli 1916, betr. die Abänderung des 
Kr.3G., nach der in den Fällen des Art. 4 Nr. 2 das 
ſtandrechtliche Gericht auf Antrag des Staatsanwalts 
den Angeſchuldigten ohne mündliche Verhandlung dem 
ordentlichen Gerichte übergeben kann, auch dann für 
auläffig erklärt haben, wenn die Strafſache ſchon vor 
dem ordentlichen Gerichte zu einer noch nicht endgültigen 
Entſcheidung geführt hat; denn die durch die Aenderung 
des Kr. geſchaffene Möglichkeit, geringfügige Ver⸗ 
fehlungen gegen Art. 4 Nr. 2 auf den ordentlichen 
Rechtsweg zu leiten (VerhBer. Bd. XIV S. 597), iſt 
auch in dieſem Falle wünſchenswert. Der Mangel von 
Beſtimmungen in beiderlei Richtung rechtfertigt den 
Schluß, daß man durch die Anordnung des Standrechts 


die noch nicht rechtskräftigen Urteile der ordentlichen 


Gerichte unberührt laſſen wollte. (Beſchl. v. 15. Mai 1919, 
Beſchw.⸗Reg. 179/1919). Ed. 
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II. 


Auch der mittelbar erſtrebte Gewinn iſt bei der 
Schleichhandels 8D. zu berückfichtigen. Schleichhandel der 
Gaſtwirte. Niederſchlagung; Begriff der Not bei Nieder: 
ſchlagung. Aus den Gründen: Der Angeklagte kaufte 
von einem Bauern ein ohne behördliche Genehmigung 
geſchlachtetes Kalb für feine Gaſtwirtſchaft und ſetzte 
das zubereitete Fleiſch an Gäſte ab. Der Angeklagte 
wußte, daß er das Fleiſch nur gegen Bezugsſchein des 
Kommunalverbands beziehen durfte. Er handelte mit 
dem von vornherein auf Wiederholung gerichteten Vor⸗ 
ſatze, fortgeſetzt Fleiſch ohne Bezugsſchein zu erwerben, 
um es nach Zubereitung in ſeiner Wirtſchaft gegen 


1918 eingezogen hat. 


Entgelt abzugeben und beabſichtigte daraus Gewinn 
zu erzielen. Die Verurteilung wegen eines Vergehens 
gegen 8 1 Abſ. 1 der BR VO. vom 7. März 1918 gegen 
den Schleichhandel iſt nicht zu beanſtanden und der 
von der Reviſion gemachte Vorwurf einer Verletzung 
der BO. nicht begründet. Denn der Angeklagte hat 
re einer ae ya e unterliegende 

ebensmittel unter vorſätzlicher Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften zur Weiterveräußerung erworben. Insbe⸗ 
ſondere iſt die Abſicht des Angeklagten, durch den Abſatz 
Gewinn zu erzielen, einwandfrei feſtgeſtellt; denn in 
den Gründen wird ausgeführt, daß die Preiſe für die 
Speiſen fo bemeſſen waren, daß fie einen geſchäftlichen 
Nutzen abwerfen, und daß die Verwertung des verbots⸗ 
widrig beſchafften Fleiſches dem Angeklagten den Vor⸗ 
teil brachte, daß der Geſamtumſatz an Speiſen und 
Getränken geſteigert wurde, weil dem Verlangen der 
a” nach Fleiſchſpeiſen reichlicher entſprochen werden 
onnte. 

Auch die Nichtanwendung der bayer. VO. v. 22. Nov. 
1918 über die Niederſchlagung von Strafverfahren und 
den Erlaß von Strafen und der durch die bayer. VO. v. 
16. Dez. 1918 auf Bayern erſtreckten VO. des Rates 
der Volksbeauftragten v. 3. Dez. 1918 über die Ge⸗ 
währung von Straffreiheit und Strafmilderung wird 
mit Unrecht gerügt. Denn die BO. v. 22. Nov. 1918 
nimmt in Ziff. IV die Strafverfahren wegen Schleich⸗ 
handels ausdrücklich von der Niederſchlagung aus und 
die VO. v. 3. Dez. 1918 iſt nicht anwendbar, weil der 
Angeklagte die Tat nicht aus Not begangen hat. Un⸗ 
zutreffend iſt die Anſicht des . daß 
feine Tat unter 8 1 Abſ. 2 der BO. v. 3. Dez. 1918 
falle, weil er gewärtigen mußte, daß die Unmöglichkeit, 
Fleiſch abzugeben, Skandalſzenen der Gäſte hervor⸗ 
rufen würde, ſo daß er zur Schließung ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft gezwungen ſein konnte. Dafür fehlt jeder Anhalt, 
daß der Begriff der Not in der VO. v. 3. Dez. 1918 
in einer anderen Bedeutung gebraucht iſt als ſonſt im 
Strafrechte (88 248 a, 264 a StGB.). Not i. S. dieſer 
Vorſchriften liegt vor, wenn die wirtſchaftliche Be⸗ 
drängnis ſtark iſt, daß Mittel zur Erhaltung des 
Täters oder ſeiner Familie beſchafft werden müſſen. 
Der Geſetzgeber wollte bei unbedeutenden Eingriffen 
in fremde Vermögensrechte die Not des Täters beſonders 
berückſichtigen. Dieſer Abſicht würde eine weitgehende 
Auslegung des Begriffs „aus Not“ nicht gerecht. Nur 
wenn in fremdes Recht eingegriffen wird, um augen⸗ 
blickliche Nahrungsſorgen abzuwenden oder um die 
Befriedigung anderer dringender Lebensbedürfniſſe zu 
ermöglichen, ſoll die Strafe beſonders mild und außer⸗ 
halb des ordentlichen Strafrahmens bemeſſen werden. 
In anderen Fällen kann den Milderungsgründen inner⸗ 
halb der gefetzlichen Strafgrenzen Rechnung getragen 
werden. (Urt. v. 15. Mai 1919, Rev.⸗Reg. Nr. 32/1919) 
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III. 
Die Nückgängigmachung eines Kanſpertrags, durch 
den die Höchſtpreiſe überſchritten find, iſt auf die Straf: 


barkeit und die Einziehung des Uebererlöſes ohne 
Einfluß. Gründe: Mit Recht rügt die Reviſion, daß 


die Strafkammer den vom Angeklagten über den Höchſt⸗ 


preis erzielten Erlös nicht nach 8 7 VO. v. 8. Mai 
Es braucht nicht erörtert zu 
werden, ob der Anſpruch des Staats auf Einziehung 
des Uebererlöſes ſchon mit dem Abſchluß des Kauf 
vertrags entſtanden iſt, wie dies Schäfer in ſeinem 
Kommentar vertritt, oder ob der Anſpruch davon ab⸗ 
hängt, daß der Kaufpreis bereits an den Verkäufer 
abgeführt wurde. Denn die Käuferin hat den verein⸗ 
barten Kaufpreis ſofort an den Angeklagten ausbezahlt. 
Ohne rechtliche Bedeutung iſt es aber, daß der Kauf⸗ 
vertrag wieder rückgängig gemacht und der Kaufpreis 
zurückerſtattet wurde, denn dadurch wird weder die 
Strafbarkeit noch die Vorausſetzung für die Einziehung 


— men — — 
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des Uebererlöſes aus der Welt geſchafft; zu einer ſolchen 
Annahme bietet die BO. v. 8. Mai 1918 keinerlei An⸗ 
haltspunkte. Wenn die Strafkammer der Anſchauung 
von Schäfer über die Entſtehung des ſtaatlichen Ein⸗ 
ziehungsanſpruchs beipflichtet, ſo hätte ſie der Rück⸗ 
gännigmadung des Kaufs und der Rückerſtattung des 
aufpreiſes kein Gewicht beimeſſen dürfen. Demgemäß 
war der Uebererlös einzuziehen. Nach § 394 StPO. 
konnte das Reviſionsgericht ſelbſt die Einziehung aus⸗ 
fprechen, da die Feſtſtellungen die ausreichenden Ans 
haltspunkte bieten. (Urt. vom 22. Mai 1919, Rev.⸗Reg. 
Ar. 25/1919). Ed. 


Oberlandesgericht München. 
Verhältnis ven 8 839 Abf. 1 Satz 2 zu SE 1148, 
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von 500 M könne er ſich durch Aufrechnung gegenüber 


den Eheleuten W. als Verkäufern Deckung verſchaffen. 
Dieſe Einrede greift ohne weiteres durch (8 839 Abſ. 1 
Satz 2 BGB., Art. 60 AG. BGB., 126 Not.), da 
unbeſtritten nur fahrläſſige Amtspflichtverletzung in 
Frage kommt. Die Hypothek, für welche der Kl. zufolge 


Erwerbs der Pl. Nr. 58 ½ dinglich haftete, war beim 
Verkauf des Anweſens der Witwe R. an Sch. und M 


am 13. Dezember 1909 zur Sicherung des geſtundeten 


| Kaufſchillings beftellt worden. Bei dem Weiterverkauf 


. 


perſönlichen Schuldner Sch. un 


r 


| 


I 
| 
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1181 8883. Am 19. Auguſt 1910 kaufte der Kläger | 


zu Urkunde des Notariats F. von den Wirtseheleuten 
W. aus deren Beſitztum Pl.⸗Nr. 58 b der Stͤmd. G. 
eine erſt noch wegzumeſſende Teilflaͤche von 12 Dezimalen 
um 600 M. Meſſungsanerkennung und Auflaſſung blieben 
vorbehalten; die Verkäufer verpflichteten ſich zur Hy⸗ 
pothekfreiſtellung ſofort nach Auflaſſung. Letztere er⸗ 
folgte in der Urkunde des gleichen Notariats vom 
16. Januar 1911; hiernach ergab ſich eine Flaͤche von 
10 Dezimalen und ein Kaufpreis von 500 M. Der 
Kläger hatte zwiſchen den beiden Beurkundungen und 
zwar noch im September 1910 auf der erworbenen 
Teilfläche ein Haus gebaut. Da die Eheleute W. aber 
weder die Hypotheken beſeitigten noch deren Zinſen 
zahlten, wurde zunächſt im Jahre 1912 die he 
verfteigerung des W. ſchen Hauptanweſens durchgeführt. 
Hiebei fiel die Hypothek der Vorbefigerin R. mit einem 
Reſt von 2644 M durch; deshalb brachte die R. im 
ar 1914 auf Grund der dinglichen Haftung des 
l. auch deſſen obiges Beſitztum — nun Pl:⸗Nr. 58 / 
— ſamt dem daraufſtehenden Wohnhaus zur Ber 
ſteigerung; wobei ein Meiſtgebot von 4410 M erzielt 
wurde; um im Hauſe bleiben zu können, mußte der 
Kl. mit dem Erſteher einen Mietvertrag abſchließen. 
Er nahm nunmehr den bayer. Staat für ſeinen auf 
2500 MH bezifferten Schaden (Kaufpreis des Bauplatzes 
und Baukoſten) in Anſpruch, weil der Notar ihm trotz 
ausdrücklichen Befragens bei der Aufnahme der Urkunde 
vom 19. Auguſt 1910 fahrläſſig verſchwiegen habe, 
daß auf der Pl.⸗Nr. 58 b außer der ihm bereits bes 
kannten Brauereihypothek noch eine Hypothek der Vor⸗ 
befigerin R. zu 50000 M laſtete. Hätte er dies vor 
dem Kauf und nicht erſt bei der Auflaſſung erfahren, 
ſo hätte er den Erwerb unterlaſſen oder doch den Bau 
verſchoben, über deſſen alsbaldige Inanſpruchnahme 
er dem Notar ausdrücklich Mitteilung gemacht habe. 
Letzterer habe nachträglich auch ſein Verſchulden an⸗ 
erkannt und Zahlung verſprochen. Der beklagte Fiskus 
und der ihm beigetretene Notar beſtritten dieſes Vor⸗ 
bringen. Das LG. wies nach Beweisaufnahme und 
perſönlichem Gehör des Kl. die Klage im weſentlichen 
deshalb ab, weil das Vorbringen in ſich widerſpruchs⸗ 
voll und außerdem ſo unwahrſcheinlich geweſen ſei, 
daß es keinen Glauben verdiene, daß angebliche An⸗ 
erkenntnis des Notars aber gegen den Fiskus über⸗ 
haupt nicht verwertbar ie 
Die Berufung blieb aus folgenden Gründen 
ohne Erfolg: Der Beklagte hat auf Grund der Sach⸗ 
aufklärung in II. Inſtanz nunmehr eingewendet, der 
Kläger könne für den geltend gemachten Schaden und 
noch darüber hinaus auf andere Weiſe als durch gegen⸗ 
wärtige Klage Erfah finden. Denn nach § 1143 808. 
ſei die aus dem Erlös ſeines Anweſens beglichene Reſt⸗ 
forderung der R. gegen die urſprünglichen Beſteller 
dieſer Hypothek, die Vorbeſitzer Sch. und M., in Höhe 
von 2644 M kraft en auf ihn übergegangen und 
für den bisher ohnehin nicht bezahlten Kaufſchilling 


| 


} 
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— FST! in se neben nk ne En et, 


von Sch. und M. an die Eheleute W. am 3. Febr. 1910 
hatten dieſe allerdings die perſönliche Haftung über⸗ 
nommen; eine Schuldentlaſſung der urſprünglichen 
M. kann jedoch der 
Kl. nicht unter Beweis ſtellen. Ihn trifft aber dafür 
die Beweislaſt. Tatſächlich geht aus den Zeugen⸗ 
ausſagen hervor, daß insbeſondere ein Verfahren nach 
8 416 BG. (Veräußerungsanzeige an die Gläubigerin 
und halbjähriges Schweigen) nicht i hat. 
Die beiden genannten perſönlichen Schuldner haben 
außerdem auch auf den ausdrücklichen Hinweis der 
Witwe R. in ihrer Mitteilung des Verſteigerungs⸗ 
termins, daß ſie noch perſönlich für dieſe Schuld 
haften, keinerlei Widerſpruch erhoben. Daß fie etwa 
inzwiſchen vermögenslos geworden ſeien, hat der Kl. 
nicht einmal behauptet. Ihn trifft aber auch hieſür 
die Beweislaſt. Denn nach der herrſchenden Auslegung 
der 88 1143 mit 1181 B88. (vgl. Staudinger⸗Kober, 
SachenR. Bem. III d zu 8 1181) erliſcht zwar die 
Hypothek mit der a des Gläubigers aus 
dem Grundſtück, die perſönliche Forderung aber geht 
auf den bloß dinglich haftenden Eigentümer des ver⸗ 
ſteigerten OSrundſtücks über. Der Kl. kann alſo die Heraus⸗ 
gabe der vollſtreckbaren Ausfertigung des Schuld⸗ und 
Hypothekenbriefes von der R. verlangen, ſich Rechts⸗ 
nachfolgeklauſel erteilen laſſen und gegen die perſön⸗ 
lichen Schuldner Sch. und M. vorgehen. Der auf eh 
Weiſe erlangbare Betrag beziffert allein ſchon mehr 
als die Klageſumme. Daß die Klage einen Vorbehalt 
auf einen etwaigen Mehrbetrag enthält, iſt belanglos, 
weil eine Klageerweiterung nicht ſtattgefunden hat. 
Zutreffend macht der Fiskus auch noch geltend, daß 
ſich die Stelle der Urkunde vom 19. Auguſt 1910, wonach 
„der Kaufpreis verkaufenderſeits als bar bezahlt ab⸗ 
quittiert wird“, durch die Beweiserhebung II. Inſtanz 
als unwahr erwieſen hat. Wenn nun auch die Eheleute 
W. vermögenslos geworden find und demnach ihre 


Haftung für allen Schaden aus der Nichterfüllung des 


Verſprechens der Hypothekfreiſtellung wertlos iſt, ſo 
kann ſich der Kl. für den noch unbezahlten Kaufſchilling 
zu 500 M durch Aufrechnung mit ſeinem Schadens⸗ 
erſatzanſpruch decken. Er kann alſo mehr wie 3000 M 
„auf andere Weiſe erlangen als durch gegenwärtige, 
nur auf 2500 M gerichtete Klage. Zum gleichen Er⸗ 
gebnis kommt man übrigens, wenn man den geſetzlichen 
Uebergang der perſönlichen Forderung von der R. auf 
den Kl. als einen gleichzeitig mit dem behaupteten 
Schaden aus der nämlichen Urſache zugegangenen 
Vorteil betrachtet und deshalb in dieſer Höhe den 
Schaden nach 88 249 ff. BGB. verneint oder den Rück⸗ 
griff ohne Heranziehung der SS 1143, 1181888. nur 
aus 88 426, 812 BGB. herleitet. (Urteil vom 23. Ok⸗ 
tober 1918, L 268/17 J). N. 
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Aus der Rechtiprechung des Verwaltungs: 
gerichtshofs. 
I. 
Polizeiliche Schubgelänguifie. Die Leiter und Anf- 
ſichtsbeamten find nicht Hilfäbeamte der Staatsauwalt⸗ 


aft. Saltung für die Aufbewahrung von Kleidungs⸗ 
üden. Einem Schubgefangenen wurde im polizeilichen 
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Schubgefängnifie zu N. fein Ueberzieher, der ihm in 


die Zelle mitgegeben war, von Mäuſen angefreſſen. 
Sein Antrag auf Vorentſcheidung gegen den Vorſtand 
des Bezirksamts und den mit der Leitung des Ge⸗ 
fängniſſes betrauten Gendarmerie⸗Oberwachtmeiſter 
wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen: Wie die Beſorgung des 
Schubweſens im allgemeinen eine obrigkeitliche Tätig⸗ 
keit, ſohin Ausübung öffentlicher Gewalt iſt, ſo gilt 
das auch von der Unterbringung und Verwahrung 
der Schubgefangenen. Die Ausnahme des Art. 7 
Abſ. II Satz 2 BGG. kommt nicht in Frage. Das 
ſelbſtändige Schubgefängnis in N. iſt eine Einrichtung 
der inneren Verwaltung; die mit der Leitung und 
Aufſicht betrauten Beamten handeln auch dann nicht 
als Hilfsbeamte des Staatsanwalts, wenn der Schubg. 
auf Veranlaſſung des StA. feſtgenommen wurde 
N Abf. II der früher geltenden D. u. HO. für die 
Gerichtsgefängniſſe vom 10. April 1883 ſchrieb vor, 
daß bei der Aufnahme von Gefangenen überflüffige 
Kleidungsſtücke abzunehmen ſeien. Nach 8 28 Abſ. II 
waren die abgenommenen Sachen in einem dazu be⸗ 
ſtimmten Raum aufzubewahren und gegen Diebſtahl, 
Verderb uſw. zu ſchützen. Ein ſolcher Raum war 
aber in dem Schubgefängniſſe zu N. nicht vorgeſehen 
und der Leiter, der Aufnahmegendarm und der Wärter 
konnten ſich deshalb mit pflichtmaͤßiger Gewiſſenhaftig⸗ 
keit die Ueberzeugung bilden, daß es angemeſſen ſei, 
den Gefangenen die Ueberzieher in die Hafträume mit⸗ 
zugeben. Auch abgeſehen von der hiernach nur be⸗ 
dingt möglichen Anwendbarkeit der alten D. u. HO. 
mußte dem Vorentſcheidungsantrag der Erfolg verſagt 
bleiben. Die Vorſchrift, wonach den Gef. nicht nur 
die überflüſſigen Kleidungsſtücke ſondern alle entbehr⸗ 
lichen Gegenſtände abzunehmen waren, wurde nur um 
des Anſtaltsbetriebs und nicht zugleich um der Gef. 
willen erlaſſen. Es ſollten alle unnötigen Gegenſtände 
aus den Zellen entfernt und außerdem ſollte verhindert 
werden, daß die Gef. von dieſen Sachen einen un⸗ 
erlaubten Gebrauch machen. Durch die Vorſchrift in 
§ 27 Abſ. II a. a. O. wurde ſonach dem Gefängnis⸗ 
wärter keine Amtspflicht gegenüber den Gefangenen 
A ſondern nur eine Amtspflicht des GefW. 
gegenüber dem Staat und ſeinen Vorgeſetzten begründet. 
Ein Vorentſcheidungsantrag kann aber nur begründet 
ſein, wenn eine Amtshandlung in Frage kommt, die 
dem Beamten gegenüber dem angeblich Geſchädigten 
obgelegen 
Nr. 44 1/16). . 


II. 


Inwieweit find die bürgerlichen Gerichte oder die 
Berwaltungsgerichte berufen, über das Recht zur Be⸗ 
untzung einer Familiengruft auf einem Friedhofe zu 
enticheiden? Aus den Gründen: Der St. Johannis⸗ 
Friedhof in N. iſt Eigentum des vereinigten prot. 
Kirchenvermögens der Stadt N., eines Stiftungsver⸗ 
bandes i. S. des Art. 5 Abſ. VKO. Anſprüche, welche die 
Benützung von Gegenſtänden des kirchl. Vermögens 
zum Inhalte haben, find der Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörden unterſtellt, wenn ſie von Ange⸗ 
hörigen der Kirchengemeinde erhoben und auf die 
Zugehörigkeit zum KG. Verbande gegründet werden, 
ſoweit nicht ein dingliches, von den perſönl. Verhält⸗ 
niſſen zum Kirchen⸗ und Pfarrverband unabhängiges 
Gebrauchsrecht gegeben iſt (VGH E. 13 S. 543). Die 
Antragſteller ſind Angehörige einer prot. KG. in N. 
Ihr Vertreter leitet allerdings den Anſpruch ſeiner 
Vollmachtgeber nicht aus dem kirchlichen Verbands⸗ 
verhältniſſe ſondern aus dem Erwerbe der Gruft durch 
deren Urgroßvater her, alſo aus einem bürgerl.⸗rechtl. 
Rechtsverhältniſſe. Immerhin läßt aber der Umſtand, 
daß er den Anſpruch vor der Verwaltungsbehörde 


at (Beſchl. d. I. Sen. vom 2. April 1919, 
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auch auf die Zugehörigkeit ſeiner Vollmachtgeber zu 
einem prot. Kirchenverbande zu N. ſtützen wollen, womit 
die Zuſtändigkeit der Verw. für die Angelegenheit 
als einer unter Art. 10 Ziff. 13 VG. fallenden Streit⸗ 
ſache gegeben war. Zur ſachlichen Entſcheidung ſind 
dagegen die Verw. und der BG. nur zuſtändig, 
wenn wirklich eine öffentl.⸗ rechtl. Beziehung wegen 
der Gruft zwiſchen den Antragſtellern und dem Eigen⸗ 
tümer des Friedhofs beſteht. Denn die Verw. und der 
Verw. können von beſonderen Fällen abgeſehen nur 
Streitfälle aus dem Gebiete des öffentl. Rechts ent⸗ 
ſcheiden. Die Verhandlungen haben keinen Anhalts⸗ 
punkt für eine öffentl.⸗rechtl. Beziehung zwiſchen den 
Streitteilen ergeben. Oeffentl.⸗rechtl. iſt ein Rechts⸗ 
verhältnis, bei dem ſich die Beteiligten nicht als Einzel⸗ 
perſonen ſondern als Gemeinweſen oder Glieder eines 
ſolchen gegenüberſtehen und deren Beziehungen von 
dieſem Geſichtspunkt aus rechtlich beſtimmt ſind. Nun 
hat A. Sch. am 2. März 1792 die doppelt gewölbte 
Gruft auf dem St. Johannisfriedhof in N. käuflich 
an ſich gebracht und damit für ſich und ſeine Leibes⸗ 
erben und Nachkommen das Recht erworben, ſich ihrer bei 
Todesfällen zu bedienen. Nichts ſpricht dafür, daß die 
Friedhofeigentümerin die Benützung der Gruft von der 
Kirchengemeindeangehörigkeit des Sch. und ſeiner Nach⸗ 
kommen abhängig gemacht habe. Wohl aber geht das 
Gegenteil, nämlich die Einräumung eines von den 
perſönlichen Verhältniſſen der Gruftinhaber zum Kirchen⸗ 
eigentümer unabhängigen Gebrauchsrechts aus dem 
Grabzettel vom 14. Februar 1823 einwandfrei hervor 


(wird näher ausgeführt). Da ſonach die Anfprüde 


auf Benützung der Gruft nicht aus einem kirchl. Ver⸗ 
bandsverhältnis abgeleitet werden können, hätte die 
Vorinſtanz ablehnen ſollen, eine inſtanzielle Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. Die Entſch. des BH. vom 8. Juni 
1917 (Nr. 9 11/17) betraf einen anders gelagerten 
Fall. Es handelte ſich dort nicht um einen Anſpruch 
auf Grund des Kirchenverbands i. S. des Art. 10 Ziff. 13 
VGH. ſondern um einen Streit über die Benützung 
eines gemeindlichen Friedhofs, alſo einer Gemeinde⸗ 
anſtalt i. S. des Art. 8 Ziff. 31 a. a. O. (Beſchl. des 
I. Seu. vom 19. März 1919, Nr. 43 1/1918). 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Der Schutz der Kriegsteilnehmer gegen Zwangs⸗ 
vollſtreckungen wird zum Teil neu geregelt durch eine 
BD. v. 17. Juni 1919 (RGBl. S. 521). Die BO. des 
ſog. Rats der Volks beauftragten vom 14. Dezember 
1918 (RGBl. S. 1427) hatte bis zum 1. Juli 1919 die 
Zwangsvollſtreckung gegen einen Schuldner, der Kriegs- 
teilnehmer iſt oder war, an die Bewilligung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts geknüpft und beſtimmt, daß ſie nur 
zugelaſſen werden darf, wenn die Verſagung nach den 
Umſtänden des Falles offenbar unbillig wäre. Die VO. 
vom 17. Juni 1919 dehnt nun in 81 dieſen Schutz 
bis zum 1. Januar 1920 aus, mengt aber in die ältere 
BO. in der bekannten für das Verſtändnis und den 
Vollzug ſo hinderlichen Art wieder einige Ausnahmen 
und Aenderungen hinein. Soll nämlich die Zwangs⸗ 
vollſtreckung uach Ablauf von ſechs Monaten ſeit der 
Beendigung der Kriegsteilnehmerſchaft des Schuldners 
oder für eine Forderung bewilligt werden, die nach 
dieſem Zeitpunkt entſtanden iſt, ſo darf ſie nur verſagt 
werden, wenn ihre Erteilung nach den Umſtänden des 
Falles offenbar unbillig wäre. Die Erteilung iſt alſo 
die Regel und die Beweislaſt wird ſozuſagen umge⸗ 
kehrt (8 2 Abſ. 1). Das Gleiche gilt nach 82 Abſ. 2 
bei der Zwangsvollſtreckung für Unterhaltsbeiträge, 
ſoweit ſie für den zur Zeit des Geſuchs laufenden 


anhängig gemacht hat, die Deutung zu, er habe ihn Zeitabſchnitt geſchuldet werden. Für länger rückſtändige 


Unterhaltsbeiträge bleibt es . bei den älteren 
Vorſchriften. Nach 8 1 Satz 3 der BO. vom 14. De⸗ 
zember 1918 iſt der Schuldner vor der Bewilligung 
der Zw. zu hören. Nach 8 3 der BO. vom 17. Juni 
1919 kann davon abgeſehen werden, wenn es ſich um 
den Vollzug von Arreſten und einſtweiligen Verfü⸗ 
gungen handelt. Bein bleiben 81 Satz 4, 88 2, 
3 der BO. vom 14. Dez. 1918. 


Die Pfändung von Lohn⸗ und eee 
Während des Krieges iſt mehrfach die in $4 Nr. 4 
Sohn B. vorgeſehene e hinaufgerückt 
worden. Die letzte N brachte die BRVBO. vom 
13. Dezember 1917 (RGBI. S. 1102), die in Nr. 1/2 
des Jahrgangs 1918 dieſer Seuche 1 S. 30/31 
ausführlich beſprochen worden iſt. Eine BO. vom 
22. Juni 1919 (RGBl. S. 587) Hat nun in die BRVBO. 
vom 13. Dezember 1917 weitere Ergänzungen und 
Aenderungen hineingeflickt, zum Glück aber gleichzeitig 
die Ermächtigung gegeben, den fo entſtan denen Text 
als BO. über nn vom 25. Juni 1919 neu 
bekannt zu nen (RGBl. S. 589). Die Pfändungs⸗ 

grenze iſt jetzt in 8 1 — ziemlich verwickelt — in 
folgender Weiſe feſtgeſetzt (8 1): 

Unpfändbar iſt in allen Fällen der Lohn bis zum 
Betrage von 2000 M für das Jahr. Dieſer Betrag 
erhöht ſich auf 2500 M, wenn der Schuldner ſeinem 
Ehegatten, früheren Ehegatten, Verwandten oder 
einem unehelichen Kinde Unterhalt zu gewähren hat. 


Bon dem 90 Summen überſteigenden Mehrbetrage 


bleibt ein weiteres Fünftel pfändungsfrei. Für Unter: 
haltspflichtige erhöht ſich der unpfändbare Teil des 
Mehrbetrags um ein weiteres Zehntel für jede Perſon, 
der der Schuldner Unterhalt zu gewähren hat, jedoch 
höchſtens auf ¼10 des Mehrbetrags. Die Höchſtgrenze 


der Unpfändbarkeit beträgt 3000 M, für Unterhalts- 


pflichtige 4500 M. Die Vorſchriften des Lohn. über 
das Erlöſchen der 1 ne u 
bleiben unberührt (8 1 Lohn BG., 8 1 Abſ. 2 B.), 
ebenſo die Vorſchriften zugunſten von Unterhalts⸗ 
forderungen (8 4 Nr. 3, §4 a Lohn B.), dieſe jedoch 
mit einer noch zu erwähnenden Ausnahme (8 5 VO.). 

Dem 8 3 VO., der von der Pfändung von Ruhe⸗ 
geld handelt, iſt ein 2. Satz angefügt; erdehnt die 
Borſchrift auf Bezüge eines Sandlungsgebilfen aus, 
der auf Grund der 85 74 bis 75a HG. i. d. F. des 
Geſ. v. 10. Juni 1914 (RG Bl. S. 209) für die Zeit nach 
der Beendigung des Dienſtverhältniſſes eine Entſchä⸗ 
S. 369 fl. beanſpruchen kann (f. dazu dieſe Felis 1914 

Eine weitere Ausdehnung bringt der 8 4 

O., a neu eingefügt iſt. Er erſtreckt nämlich die 
Borſchriften über die Pfändungsgrenze auf Geldrenten, 
die nach § 843 BGB. wegen einer Verletzung des 
Körpers oder der Geſundheit zu entrichten find (8 850 
Abſ. 3 ZPO.). Ferner werden durch den neu einge⸗ 
ſetzten § 5 die Vorzugsrechte der V 
bei der Pfändung (8 850 Abſ. 4 ZPO. 8 4 Nr. 3 und 
§ 4a Lohn.) für Kriegsteilnehmer hinſichtlich ſolcher 
Unterhaltsbeträge außer Wirkſamkeit geſetzt, die der 
Schuldner für die Zeit ſeiner Kriegsteilnehmerſchaft 
zu entrichten hat. 

Die am 1. Juli 1919 in Kraft getretene VO. tritt 
ſpäteſtens am 31. Dezember 1920 wieder außer Kraft. 
Der Reichsminiſter der Juſtiz kann ſie aber auch ſchon 
früher gan oder teilweiſe außer Wirkſamkeit ſetzen 
($7 Abſ. 1 BO.) Die Uebergangsvorſchriften wegen 
der Erweiterung der unpfändbaren Forderungsteile 
enthält 57 Abſ. 2 1.8. mit 8 2 VO. Schon erlaſſene 
Pfändungsbeſchlüſſe müſſen auf Antrag des Gläubigers 
oder des Schuldners berichtigt werden. Solange dem 
Drittſchuldner keine Berichtigung zugeſtellt iſt, kann er 
mit befreiender Wirkung auf Grund der bisherigen 
Pfändung weiter leiſten. Die Pfändungen gegen 
Kriegsteilnehmer ſind auf deren Antrag aufzuheben, 
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ſoweit ſie nach den neuen Vorſchriften unzulaſſig wären. 
Dem Verbote der Aufrechnung, Abtretung und Ber: 
pfändung iſt wie bisher rückwirkende Kraft beigelegt. 


Die Aufhebung der eee Ein kurzes 
aber für die Art der derzeitigen Hudelei bezeichnendes 
Geſetz vom 14. Juni 1919 enthält das Gl. in Nr. 35 
auf S. 291. Im 84 des Geſetzes vom 28. März 1919 
(GBl. S. 115) war beſtimmt, daß die Vorſchriften 
über die Aufhebung der Familienfideikommiſſe ſpäteſtens 
am 1. Juni 1919 in Kraft treten ſollten. Die Staats⸗ 
regierung iſt jedoch anſcheinend mit den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen nicht zurecht gekommen, deren Schwierig⸗ 
keit offenbar unterſchätzt worden iſt. Sie mußte deshalb 
den Termin für das Inkrafttreten des Geſetzes (nach⸗ 
träglich, nachdem es eigentlich ſchon in Kraft getreten 
war) bis zum 1. Oktober 1919 verlängern laſſen. 
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Bücheranzeigen. 


Groß, weiland Dr. Haus, Pro 2 a. d. Univerfität Graz. 
Die Erforſchung des Sachverhalts ſtraf⸗ 
barer Handlungen. Ein Leitfaden für Beamte 
des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes. 5. erg. Aufl. 
bearbeitet von Dr. Erwein Ritter von Höpler, Hofrat 
und Leitender I. Staatsanwalt in Wien. XII, 225 S. 
München 1919, 2 Schweitzer Verlag (Arthur Seller). 
Preis gbd. Mk. 4.80 (dazu 25% Teuerungszuſchlag). 


Die Vorkämpfer für eine durchgreifende Neuord⸗ 
nung des Strafprozeſſes erwarten bekanntlich alles Heil 
von einer weiteren Ausgeſtaltung der Rechte der Ver⸗ 
teidigung oder von einer ſtärkeren Heranzlehung von 
Volksrichtern oder von einer Einſchränkung der Unter⸗ 
ſuchungshaft u. dgl. Gewiſſe altgeläufige Schlagworte 
halten die Geiſter im Bann. Und den Schutz gegen 
Willkür und Fehlgriffe glaubt man durch allerlei neue 
Paragraphen erzielen zu können. Man überſieht da⸗ 
bei, daß der Strafprozeß nicht nur die Aufgabe hat, 
den Angeſchuldigten mit Sicherheiten gegen eine un⸗ 
begründete Verurteilung zu umgeben, ſondern daß es 
auch gilt, den wirklich Schuldigen der verdienten Strafe 
zuzuführen. Wird die zweite Aufgabe richtig erfüllt, 
ſo iſt auch der erſten genügt. Es gibt keinen beſſeren 
Schutz gegen richterliche Irrtümer, als daß das Er⸗ 
mittlungsverfahren von Anfang die rechte Bahn ein⸗ 
ſchlägt und nicht auf Irrwegen herumtaſtet. Ein gutes 
Ermittlungsverfahren iſt deshalb wichtiger, als eine 
gute Hauptverhandlung. Auch die Vorunterſuchung 
kann bisweilen den richtigen Faden ſchon nicht mehr 
finden. Denn ſie richtet ſich gegen eine beſtimmte 
Perſon und es beſteht deshalb die Gefahr, daß fie ſich 
darauf beſchränkt, die Verdachtsgründe gegen dieſe 
Perſon zu ſammeln, die nebenher laufenden anderen 
Spuren aber nicht weiter beachtet. 

Sind nun unſere Staatsanwälte und Ermittlungs⸗ 
richter ſo ausgebildet, daß ſie mit Erfolg ſelbſtändig 
in das Verfahren eingreifen, die Vorarbeiten der 
polizeilichen e e gründlich überprüfen 
können? Man wird es ſchwerlich behaupten können. 
Unſere Vorbildung für den Beruf des Staatsanwalts 
und des Strafrichters war ſtets nur formal juriſtiſch, 
niemals kriminaliſtiſch und daran hat auch die neue 
Zeit nichts geändert. Mit ein paar Fortbildungs⸗ 
kurſen iſt es nicht getan: man hört da einen hübſchen 
zweiſtündigen Vortrag an, beſichtigt fröhlich die Ein⸗ 
richtungen eines polizeilichen Erkennungsdienſtes und 
nach einigen Tagen iſt alles wieder vergeſſen. Die 
Lücken der Ausbildung wird jeder in Strafſachen tätige 
Juriſt ſchon ſchmerzlich empfunden haben. Wo gut. 
durchgebildete, mit neuzeitlichen Mitteln arbeitende 
Polizeibeamte zu Gebote ſtehen, mögen die Folgen 
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dieſes Mangels nicht ſo fühlbar hervortreten, aber be⸗ 
kanntlich fehlt es vielfach auch daran, namentlich auf 
dem Lande und in kleinen, mittleren Städten. 

In anderen Staaten ſcheint die kriminaliſtiſche 
Ausbildung der Juſtizbeamten weiter gediehen zu ſein, 
als in Bayern. Es iſt bezeichnend, daß das hier an⸗ 
gezeigte, von dem Vater der Kriminaliſtik Dr. Hans 
Groß geſchaffene Buch in feinen zwei letzten Auflagen 
von einem öſterreichiſchen Staatsanwalt, nicht von 
einem Polizeibeamten, bearbeitet iſt. Wendet es ſich 
Hauch zunächſt an die ſtaatsanwaltſchaftlichen Hilfs⸗ 
beamten, ſo kann es doch der Juriſt mit Erfolg be⸗ 
nützen, weil es auf verhältnismäßig kleinem Raume 
alles Notwendige und Wiſſenswerte bietet. In der 
Darſtellung iſt es ſo einfach und klar gehalten, daß 
ſich auch der Ungeübte leicht zurechtfinden kann. Je 
weniger bisher geſchehen iſt, um unſere Juſtizbeamten 
kriminaliſtiſch auszubilden, um ſo wichtiger iſt es, daß 
ſie ſolche überaus brauchbare Anleitungen zum Selbſt⸗ 
unterricht benützen. von der Pfordten. 


Kadeéka, Dr. Ferdinand, Sektionsrat. Das Geſetz vom 
21. März 1918, Nr. 108 RGBl., über die Tilgung 
der Verurteilung. 205 S. Wien 1918, Verlag von 
F. Tempsky. Geb. Kr. 12.—. 


Die in dem Geſetze vom 21. März 1918 für Deutſch⸗ 
öſterreich geregelte Tilgung der Verurteilung war auch 
in Deutſchland ſchon Gegenſtand vielfacher, nicht immer 
glücklicher Verſuche. Es iſt deshalb lehrreich, ſich das 
Geſetz genauer anzuſehen. Es geſteht einem vorher 
unbeſcholtenen Verurteilten die Tilgung zu, wenn er 
den Schaden nach Kräften gut gemacht hat und bis 
zum Ablauf einer beſtimmten Friſt (5 bis 15 Jahre 
je nach der Schwere der Verfehlung) nicht wieder ver⸗ 
urteilt worden iſt. Verurteilungen wegen geringfügiger 
ſtrafbarer Handlungen, die nicht auf ehrloſer Geſinnung 
beruhen, bleiben für das Urteil über die Unbeſcholten⸗ 
heit und über die ſpätere gute Führung außer Betracht. 
Die Tilgung iſt in der Regel ausgeſchloſſen, wenn das 
Urteil auf eine ſtrengere Strafe als einjährige Frei⸗ 
heitsſtrafe lautet. Sie hat zur Folge, daß der Ver⸗ 
urteilte fortan als gerichtlich unbeſcholten gilt; er 
braucht die Verurteilung auf Befragen vor Gericht 
oder vor einer anderen Behörde nicht mehr anzu- 
geben. Die getilgte Verurteilung wird in Ausferti⸗ 
gungen der Strafkarte und in Leumundszeugniſſe nicht 
mehr aufgenommen. Aber auch ungetilgte Verurtei⸗ 
lungen werden in Strafkartenausfertigungen und Leu⸗ 
mundszeugniſſen nicht mehr erwähnt, wenn ſeit dem 
Vollzuge oder der Begnadigung 15 Jahre verſtrichen 
ſind, nur eine einzige Verurteilung vorliegt und das 
Urteil nicht auf eine ſtrengere Strafe als eine ein⸗ 
jährige Freiheitsſtrafe lautet. Ueber die Tilgung ent⸗ 
ſcheidet das Gericht, das in erſter Inſtanz geurteilt 
hat; war das ein Bezirksgericht, ſo entſcheidet das 
übergeordnete Gericht. Erforderlich iſt ein Antrag des 
Verurteilten oder des Staatsanwalts. Iſt der Schaden 
noch nicht ganz gutgemacht, ſo wird dem Verurteilten 
eine Friſt beſtimmt, innerhalb deren er Erſatz leiſten ſoll. 

Die hier angezeigte Ausgabe enthält außer einer 
geſchichtlichen Einleitung die vollſtändigen Materialien 
zu dem Geſetze, deſſen Text mit ſehr gründlichen Er⸗ 
läuterungen und im Anhang einige damit zuſammen⸗ 
hängende Erlaſſe. 


Kadeéka, Dr. Ferd., Sektionsrat und Suchsmel, Dr. 
Hugo, Vizeſekretär, Sammlung der von der 
Proviſoriſchen Nationalverſammlung 
für den Staat Deutſch⸗Oeſterreich er⸗ 
laſſenen Geſetze und der im Staatsgeſetzblatt 
kundgemachten Beſchlüſſe der Nationalverſammlung. 
Wien 1918, Verlag von F. Tempsky. 


I. Heft: Die bis Ende November kundgemachten Ge- 
ſetze und Beſchlüſſe. 223 S. Geb. Kr. 9.60. 
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III. Heft: Die Strafgeſetz⸗ und Strafprozeßnovelle. 
117 S. Geb. Kr. 7.50. 


Den Fortſchritt der geſetzgeberiſchen Arbeiten in 
Deutſchöſterreich muß die deutſche Rechts⸗ und Staats⸗ 
wiſſenſchaft ſtändig verſolgen. Iſt auch die Vereinigung 
des Bruderſtaates mit Deutſchland in weite Ferne 
gerückt, ſo wird doch bald wieder ein geregelter und 
lebhafter Rechts⸗ und Wirtſchaftsverkehr anheben. Bei 
der Unſicherheit, die gegenwärtig noch über dem Rechts⸗ 
zuſtand Deutſchlands liegt, iſt es zudem lehrreich zu 
ſehen, wie das Nachbarland verhältnismäßig raſch zu 

eordneten ſtaatsrechtlichen Zuſtänden kam und neben⸗ 
925 noch rechtspolitiſche Fragen löſen, z. B. dringliche 
Berbeſſerungen des Strafrechts und des Strafprozeſſes 
durchführen konnte. Die hier angezeigte Sammlung 
unterrichtet überſichtlich über die Entſtehung und den 
inneren Zuſammenhang der eee 


Straſproszeßerdunng für Deutſchöſterreich in der Faſſung 
der Novelle vom 5. Dez. 1918 ſamt den abändernden 
und ergänzenden Geſetzen. Textausgabe her⸗ 
ausgegeben von Dr. Huge Suchomel und Dr. Karl 
Litzbauer, Vizeſekretären im deutſchöſterreichiſchen 
Staatsamte für Juſtiz. 8, XXXI u. 490 Seiten. 
Wien 1919, F. Tempsky. Preis geb. Kr. 15,50 (und 
30% Zuſchlag). 

Durch das Geſetz vom 5. Dez. 1918 über die Ver⸗ 
einfachung der Strafrechtspflege wurde die öſterreichiſche 
Strafprozeßordnung nicht in ihren Grundlagen ge⸗ 
ändert, ſondern nur durch einzelne Zuſätze und kleinere 
Berbeſſerungen umgeſtaltet. In der hier angezeigten, 
ſehr geſchickt bearbeiteten Textausgabe ſind die Aende⸗ 
rungen durch fetten Druck erſichtlich gemacht, außer⸗ 
dem iſt durchweg die alte Faſſung hinter den ein⸗ 
zelnen Abſätzen wiedergegeben. Auch ſind Verweiſungen 
beigefügt und an einigen Stellen die einſchlagenden 
Vorſchriften anderer Geſetze abgedruckt. Ein ſehr reich⸗ 
haltiger Anhang und zahlreiche Nachträge bringen 
alles, was für den praktiſchen Gebrauch an Geſetzen, 
Verordnungen u. dgl. neben der StrPO. notwendig iſt. 


Strafgeſetzbuch für Deutſchöſterreich in der Faſſung der 
Novelle vom 5. Dez. 1918 ſamt Novellen und ſtraf⸗ 
rechtlichen Nebengeſetzen. Textausgabe von Dr. Felix 
Frank, Staatsanwalt, Dr. Ludwig Kadeéka, Staats⸗ 


anwalt⸗ Stellvertreter. XII, 445 S. Wien 1919, 
F. Tempsky. Preis geb. Kr. 14.50 (dazu 30% 
Teuerungszuſchlag). 


Die Ausgabe iſt ähnlich angelegt, wie die oben 
angezeigte Ausgabe der öſterreichiſchen StrpPO.; be 
ſonders wertvoll iſt die Beigabe zahlreicher Neben⸗ 
geſetze: man hat ein förmliches Sammel werk des öſter⸗ 
reichiſchen Strafrechts zur Hand. Die Strafgeſetznovelle 
vom 5. Dez. 1918 brachte nicht ſehr umfaſſende Neue⸗ 
rungen. Hervorzuheben wäre die Neufaſſung des 8 467, 
der einen unſerem § 248 a Str. (Novelle v. 19. Juni 
1912) ähnlichen beſonderen Tatbeſtand des Diebſtahls 
und der Unterſchlagung aus „Not, Unbeſonnenheit 
oder zur Befriedigung eines Gelüſtes“ ſchuf. 


Buch, Dr. Georg, Der Notweg. Seine Geſchichte 
und feine Stellung im pn Recht. 101 S. 
München, Berlin und Leipzig 1919, J. Schweitzer 
Verlag. Mk. 6.—. 


Der Verfaſſer erörtert zunächſt eingehend die Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte des Notwegrechts, insbeſondere die 
rechtlichen und wirtſchaftlichen Gedanken, die ſeiner 
Geſtaltung in den verſchiedenen Rechten zugrunde 
lagen. So beſpricht er den Notweg im römiſchen Recht, 
im deutſchen Mittelalter, in Lehre und Rechtſprechung 
des gemeinen Rechts, im Landesrecht und im außer⸗ 
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deutſchen Recht. Alsdann werden die einzelnen Lehren 
über die beſondere Eigenart des Notwegrechts geprüft. 
Es wird dabei gezeigt, wie die Befugnis zur Benützung 
eines fremden Grundſtücks aus Notſtand oder Billig⸗ 
keit hergeleitet, als Enteignung oder als Ausfluß einer 
nachbarrechtlichen Beſchränkung aufgefaßt werden kann, 
in der die ehemals gemeinſchaftliche Berechtigung am 
Grund und Boden nachwirkt. 

Der letzte Teil der Schrift behandelt das geltende 
Recht des B88. Er ſteht im weſentlichen auf dem 
Boden der „Nachbarrechtslehre“ und nimmt infolge⸗ 
deſſen an, daß das Notwegrecht als ein Teil des 
Eigentumsinhalts (nicht als geſetzliche Dienſtbarkeit) 
mit dem Eintritte der Zugangsnot entſteht; die Duldungs⸗ 
pflicht des Nachbars ergibt ſich nicht aus dem Ver⸗ 
langen des Berechtigten, ſondern unmittelbar aus dem 
Vorliegen des geſetzlichen Tatbeſtands. Auch das richter⸗ 
liche Urteil ſchafft nicht das Recht, ſondern beſtimmt 
nur Inhalt und Umfang der Nutzung. Dieſer letzte 
Abſchnitt enthält mancherlei auch für die Rechtsan⸗ 
wendung verwertbare Gedanken. von der Pfordten. 


Soergel, Dr. H8. Th., Hofrat, Geh. Reg.⸗Rat Krauſe und 
Landgerichtsdirektor Rofenmüller, Jahrbuch des 
Strafrechts und Strafprozeſſes. XIII. Jahrg. 
Rechtſprechung und Literatur 1918. LII, 215 S. 
. Helwingſche Verlagsbuchhandlung. Geh. 


Das bisherige Jahrbuch des Strafrechts von 
Warneyer iſt jetzt mit der Soergelſchen Arbeit gleichen 
Inhalts vereinigt: eine nur zu begrüßende Verein⸗ 
fachung. Im übrigen iſt die Anlage des Werkes be⸗ 
kannt und bedarf keiner Beſprechung mehr. 


Waldecker, Prof. Dr. Ludwig, Privatdozent für öffentl. 
und Genoſſenſchaftsrecht an der Univerſität Berlin, 
Die Kriegsenteignung der Bundesratsver⸗ 
ordnung vom 24. Juni 1915. 149 S. München, 
Duncker & Humblot. Preis geh. Mk. 5.—. 


Der Verfaſſer erörtert an der Hand der Bundes⸗ 
ratsverordnung vom 24. Juni 1915 (RGBl. S. 357) 
die zahlreichen Fragen, welche die aus der Not des 
Krieges geborenen Vorſchriften über die Sicherung des 
Kriegsbedarfs aufgeworfen haben. Die „Kriegs⸗ 
enteignung ſtellt ſich ihm dar als „ein ausſchließ⸗ 
lich kraft öffentlichen Rechts ſtattfindender, unmittelbar 
eine Rechtsübertragung herbeiführender Vorgang“, 
bei dem vor allem der bisher auf das Enteignungs⸗ 
recht an Grundſtücken beſchraänkte altgermaniſche Ge⸗ 
danke der Gemeindienlichkeit auch für das Eigen⸗ 
tum an Fahrnis wieder zur Geltung gelangt. Der 
Gegenſtand der Enteignung, das Enteignungsverfahren, 
der Uebernahmepreis und deſſen Feſtſetzung ſind aus⸗ 
führlich behandelt. Zugleich werden auch die Mängel 
der maßgebenden Bundesrats verordnung und die Fehl⸗ 
griffe der mit ihrer Anwendung betrauten Organe 
aufgedeckt, die eine Ueberſchreitung der durch die 
Schranken des Rechts gezogenen Grenzen zur Folge 
hatten und ſo zum guten Teil den kataſtrophalen 
Zuſammenbruch unſeres Wirtſchaftsgebäudes herbei⸗ 
führen halfen. Da die Grundſätze des Kriegsent⸗ 
eignungsrechts in unſerer immer noch im Zeichen der 
behördlichen Eingriffe ſtehenden Uebergangswirtſchaft 
eine bedeutſame Rolle ſpielen, verdienen die For de⸗ 
rungen, die der Verfaſſer am Schluſſe feiner Studie 
aufſtellt, beſondere Beachtung: Verhältnismäßigkeit 
des Eingriffs gegenüber dem angeſtrebten Erfolg, Mög⸗ 
lichkeit der bloßen Beſchränkung des Eigentums neben 
der Entziehung, Anerkennung eines im Rechtsweg ver⸗ 
folgbaren Entſchädigungsanſpruchs. H. H. 


Recht des bürgerlichen Geſetzbuchs. Zweites Buch: 
Schuldrecht von Dr. Paul Oertmaun, Profeſſor an 
der Univerfität Göttingen. Zweite, verbeſſerte Auf- 
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lage. I. Abteilung: Allgemeine Lehren. II. Ab⸗ 
teilung: Die einzelnen Schuldverhältniſſe. (Samm⸗ 
1915 Göſchen Nr. 323/324.) I 152, II 167 S. Berlin 
1919, G. J. Göſchen'ſche VBerlagshandlung G. m. b. H. 
Jeder Band jetzt Mk. 1.80. 


Dem Zwecke gemäß, den die Sammlung Göſchen 
überhaupt verfolgt, will dieſe Darſtellung die Ergeb⸗ 
niſſe der wiſſenſchaftlichen Arbeit kurz und gemeinver⸗ 
ſtändlich jedem Gebildeten zugänglich machen. Eine 
ſolche Darſtellung zu geben, iſt nichts weniger als 
leicht, denn das BGB. leiſtet vermöge feiner verwickelten 
Grundanlage heftigen Widerſtand, wenn man feinen 
Inhalt in einfachen Linien zeichnen will. Um ſo an⸗ 
erkennenswerter iſt das Geſchick, mit dem Oertmann 
ſeine Aufgabe gelöſt hat. Der Stoff iſt unübertrefflich 
klar und ſauber gegliedert. Auch der Juriſt lieſt des⸗ 
halb die beiden Büchlein mit Vergnügen. Wünſchens⸗ 
wert wäre es vielleicht geweſen, wenn in reicherem 
Maße wichtige Beiſpiele aus der reichsgerichtlichen 
Rechtſprechung angeführt worden wären. 


Stenger, Dr. Hermann, rechtsk. Bürgermeiſter in Immen⸗ 
ſtadt. (Leitfaden ausgabe.) Die gemeindliche 
Wohnſteuer bei vorübergehendem Aufenthalt. Er⸗ 
läuterungen z. Minck. vom 30. Januar 1919, 24 S. 
München 1919, Deutſcher Steuerfchriftenverlag, 
Agnesſtr. 6. Preis Mk. 1.—. | 

In den Kammerverhandlungen über die bayr. 
Steuerreform im Jahre 1918 war auch die außer⸗ 
ordentlich ſchwierig gewordene finanzielle Lage der 
Gemeinden Gegenſtand der Erörterung und wurde 
hierbei zur Erſchließung neuer Einnahmequellen u. a. 
auf die bisher nicht genügend erkannte Bedeutung des 
Art. 40 Abi. 4 GemO. hingewieſen. 

Die vorliegende Leitfaden⸗Ausgabe befaßt ſich mit 
der auf dieſer Jeſetzesbeſtimmung beruhenden Wohn⸗ 
ſteuer, die zur Deckung aller Gemeindebedürfniſſe — 
ebenſo wie die Luſtbarkeitsſteuer! — herangezogen 
werden kann. Nachdem Verfaſſer zunächſt die Bedenken, 
die gegen eine ſolche Steuer ſprechen, entkräftet hat, 
werden an Hand der einſchlägigen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften die bei Einführung dieſer örtlichen Abgabe 
zu beachtenden Formvorſchriften behandelt. Der vom 
Miniſterium des Innern herausgegebene Entwurf eines 
Ortsſtatuts und der ortspol. Vorſchrift findet unter 
Einflechtung praktiſcher Fingerzeige eingehende Bes 
ſprechung. Im Anhang iſt die Minck. vom 30. Januar 
1919 nebſt der hierin enthaltenen Muſterſatzung und 
ortspol. Vorſchrift abgedruckt; die aus praktiſchen 
Erwägungen ſich ergebenden Aenderungen und Er⸗ 
gänzungen dieſer miniſteriellen Entwürfe ſind beſonders 
zuſammengeſtellt. 

Die Schrift erfüllt ihren Zweck als Leitfaden in 
anſchaulicher Weiſe. Dr. Rock. 


Schäffler, C., Oberlandesgerichtsrat in Düſſeldorf. 
Grundriß des privaten undöͤffentlichen 
Rechts. 

I. Band. Bürgerliches Geſetzbuch. Allge⸗ 
meiner Teil. 10. und 11, vollkommen umgear⸗ 
beitete Auflage. 88 S. Geh. Mk. 3.40. 

I. Band IJ. Teil B88. Allgemeiner Zeil 
des Rechts der Schuldverhältniſſe. 
10. vollkommen umgearbeitete Auflage. 75 S. 
Geh. Mk. 3.40. 

II. Band II. Teil BGB. Beſonderer Teil 
des Rechts der Schuldverhältniſſe. 
10. vollkommen umgearbeitete Auflage. 111 S. 
Geh. Mk. 3.80. 

III. Band 898. Sachenrecht. 10. und 11. voll» 

kommen umgearbeitete Auflage. 113 S. Geh. Mk. 3.80. 
Leipzig 1919, Verlag von C. E. Hirſchfeld. 


Dieſer Grundriß iſt beſonders unſeren Kriegsteil⸗ 


. 
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nehmern zu empfehlen, wenn fie raſch wieder einen 
Ueberblick über ein ihnen nicht mehr geläufiges Rechts⸗ 
gebiet gewinnen wollen. Aber auch der Nichtjuriſt 
kann ſich aus ihnen unterrichten. Die Sätze ſind kurz 
und klar gefaßt, ſauber geordnet und im Druck ſo 
unterſchieden, daß alles Weſentliche ſofort in die 
Augen ſpringt. Auch einige Streitfragen werden be⸗ 
rührt (ſ. z. B. die Bemerkungen zu 88 891, 892 BB. 
im Sachenrecht auf S. 24/5) und geſicherte Ergebniſſe 
der Rechtſprechung ſind verwendet, obwohl Entſchei⸗ 
dungen nicht förmlich angeführt werden (f. z. B. in 
Band II Teil I S. 65 oben die kurze Bemerkung über 
den Sinn des 8416 BGB.). Beiſpiele find an paſſender 
Stelle eingeſtreut und glücklich gewählt. 


Meurer, Dr. Chriſtian, o. ö. Prof. der Rechte an der 
Univerſität Würzburg. Bayeriſches Kirchen⸗ 
vermögens recht. 3 Bände, 3. Bd.: Die Rechts⸗ 
ähigkeit und Baulaſt auf dem Gebiet der Kirche in 

ayern. gr. 8° XII, 740 Seiten. Stuttgart 1919, 
Ferdinand Enke. Preis geh. Mk. 48.—. 


Dieſes hervorragend gründliche, wiſſenſchaftlich 
wie praktiſch gleich wertvolle Werk erſcheint in einer 
Zeit, in der der darin behandelte Stoff bald eine ſtarke 
Umgeſtaltung erfahren wird: Die Trennung von Staat 
und Kirche ſteht bevor. Der Verſaſſer, deſſen gemäßigt⸗ 
verſtändige Anſichten in kirchenpolitiſchen Fragen be⸗ 
kannt find, verweiſt im Vorwort auf dieſes ſchwierige 
Problem und mahnt mit Recht zu einem ſchonungs⸗ 
vollen, vorſichtigen Borgehen. Möchten doch ſeine Worte 
beherzigt werden und nicht wieder in aller Eile ein 
Geſetz herausgeworfen werden, das hinten und vorne 
nicht ſtimmt und ſchließlich infolge ſeiner inneren 
Mängel gar nicht durchgeführt werden kann. Was in 
dieſer Hinſicht ſeit dem 7. November 1918 in ver⸗ 
0 Einſeitigkeit ſchon angerichtet worden iſt, genügt 
vollauf. 

Meurer Bus die Hoffnung aus, daß fein Werk 
die Entwickelung fördern werde: man finde darin, 
befonders im 3. Bande, vielleicht die Grundlagen für 
ein künftiges Trennungsgeſetz. Allerdings, die Um⸗ 
geſtaltung des gegenwärtigen — freilich wenig be⸗ 
friedigenden und unüberſichtlichen — Zuſtandes iſt nur 
möglich, wenn man ihn auch kennt und weiß, wie er 
entſtanden iſt. Gerade in dieſer Hinſicht bietet Meurers 
Werk tiefgreifende Belehrung, es führt die geſchicht⸗ 
lichen Grundlagen in größter Vollſtändigkeit auf. Wenn 
ſich nur die jetzt regierenden Parteihäuptlinge und ihre 
Handlanger auch die Zeit nehmen, Meurers Werk 
gründlich durchzuarbeiten! Viele der Regierenden 
haben anſcheinend gar keine Ahnung von den Schwierig⸗ 
keiten der Aufgabe, ſie würden ſonſt nicht ſo leichtfertig 
mit Schlagworten um ſich werfen. 

Aber das Buch iſt nicht nur für den Verwaltungs⸗ 
beamten und den Geſetzgeber von Bedeutung, es ent⸗ 
hält auch Vieles, was in der Rechtſprechung, im Grund⸗ 
buchverkehr, im Beurkundungsweſen verwertet werden 
kann. Gerade die ziviliſtiſch tiefgreifende Art, wie Meurer 
den Stoff angreift, macht neben den geſchichtlichen Aus⸗ 
führungen das Werk ſo lehrreich und anziehend. 


— — 0 — — 


Hellwig, Dr. Konrad, Juſtizrat, Prof. an der Univerſität 
Berlin. Syſtem des Deutſchen Zivilprozeß⸗ 
rechts, vollendet von Dr. Paul Oertmann, Geh. 
zullärat, Profeſſor an der Univerfität Göttingen. 
2. Teil, Abtlg. II: Zwangsvollſtreckung von P. Oert⸗ 


mann. 8°. VIII, 465 Seiten. Leipzig, A. Deichert'ſche 
50. ; 


Verlagsbuchhandlung. Preis geh. Mk. 17.5 
Die Zwangsvollſtreckung kommt in den Vorleſungen 
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über Zivilprozeß häufig zu kurz, weil die Zeit nicht 
mehr reicht. In e treten viele Studierende 
ohne eine zureichende Kenntnis dieſes verwickeltſten 
aller Prozeßgebiete in den Vorbereitungsdienſt über. 
Dort ſucht man das Verſäumte durch ein Studium von 
Fall zu Fall nachzuholen, wodurch der Mangel an 
ſyſtematiſcher Durchbildung natürlich nicht beſeitigt 
werden kann. Wer ihm gründlich, nicht nur ober⸗ 
flächlich abhelfen will, dem empfehle ich, das hier an⸗ 
gezeigte ganz vortreffliche Werk durchzuarbeiten. Er 
wird nicht nur die großen Grundzüge kennen lernen, 
ſondern auch über zahlreiche Einzelheiten aus dem 
täglichen Leben der Vollſtreckungspraxis belehrt werden. 
Klare Darſtellung, überſichtliche Gliederung, ſcharfes 
Herausarbeiten der leitenden Gedanken find die Haupt⸗ 
vorzüge des Werks. Die Rechtſprechung iſt in weitem 
Umfang verwertet. Auch den fortgeſchrittenen Praktiker 
kann es anregen, von neuem ein Gebiet zu durch⸗ 
wandern, von dem man nie genug kennen lernen kann. 


Fürnrohr, Dr. Auguſt, Rechtsanwalt in München. 
Die Bayeriſchen direkten Staatsſteuergeſetze 
nach der Reform 1918. IV, 232 Seiten. München, 
Berlin und Leipzig 1918, J. Schweitzer Verlag 
(Arthur Sellier). 2.80 Mk. 


Ein beſonderer Vorzug dieſer „blauen“ Textaus⸗ 
gabe beſteht in dem ſehr ſorgfältig gearbeiteten, wohl 
nieve rſagenden Inhaltsverzeichnis, das volle 68 Seiten 
um faßt. Eine gut geſchriebene Einleitung gibt einen 
geſchichtlichen Ueberblick über die bayerische Steuer⸗ 
geſetzgebung ſeit 1807. Dr. H. 


Mitteilung. 


Die Kontingentierung des juriſtiſchen Nachwuchſes 
in Bayern ſtand am 14. Juli auf der Tagesordnung 
des erſten Verbandstags des bayeriſchen Anwaltsver⸗ 
bandes. Die Berichterſtatter, Rechtsanwalt Dr. Hirſch⸗ 
berg (München) und Juſtizrat Hacker (Neumarkt i. d. O.), 
betonten übereinſtimmend, daß die Ueberfüllung des 
Anwaltsſtandes einen bedrohlichen Umfang angenom⸗ 
men habe und durch Erhöhung der Anwaltsgebühren 
oder Ausdehnung des rechtsanwaltſchaſtlichen Wirkungs⸗ 
kreiſes nicht mehr ausgeglichen werden könne, ſondern 
durchgreifendere Maßnahmen fordere. Der numerus 
clausus wurde als zu mechaniſch und roh wirkend ab⸗ 
gelehnt, dagegen die allgemeine Kontingentierung des 
Zugangs auf einer früheren Stufe gefordert. Hinſicht⸗ 
lich des Zeitpunkts gingen die Anſichten auseinander: 
Dr. Hirſchberg forderte die Beſchränkung nach der 
Hochſchul⸗Schlußprüfung, Hacker ſchon beim Abgang 
Die Verſammlung einigte ſich 
auf eine Entſchließung, die alsbaldige Maßnahmen 
gegen ein weiteres ungehemmtes Zuſtrömen erbittet, 
die Durchführung aber im einzelnen der Staatsregierung 
anheimſtellt. Bei der Beſprechung wurden viele be⸗ 
merkenswerte Fragen der juriſtiſchen Vorbildung und 
Erziehung geſtreift. Ein genauerer Bericht folgt in den 
Mitteilungen des bayer. Anwaltsverbands. 

Es iſt erfreulich, daß der bayer. Anwaltsverband 
tatkräftig auf Maßnahmen in einer Angelegenheit 
drängt, die von der bayer. Juſtizverwaltung nach dem 
Abgange des Miniſters von Miltner nichts weniger 
als glücklich behandelt worden iſt. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
Rat am Oberſten Landesgerichte in München. 
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der Denkverſtoß als Neviſionsgrund. 


Bon Theodor von der Pfordten, Rat am Oberſten 
Landesgerichte in München. 


In einem Strafverfahren wegen Ueberſchreitung 
der Höchſtpreiſe, in dem das bayer. Oberſte Landes⸗ 
gericht im letzten Rechtszuge entſchied, hatte das 
Berufungsgericht den über den Höchſtpreis erzielten, 
dem Einzug unterliegenden Erlös falſch berechnet. 
Es ergab ſich die Frage, ob ein Urteil in der 
Reviſionsinſtanz aufgehoben werden kann, wenn 
es nicht auf einer * im eigentlichen 
Sinne ſondern auf einem offenſichtlichen Denk⸗ 
verſtoße, insbeſondere auf einem Rechenfehler, beruht. 
Die Frage brauchte nicht entſchieden zu werden, 
weil wegen der in Mitte liegenden Verſehen nicht 
zu erkennen war, was das Berufungsgericht hin⸗ 
ſichtlich des erzielten Uebererlöſes überhaupt hatte 
feſtſtellen wollen, und das Urteil ſchon deshalb 
aufgehoben werden mußte. Sie kann aber leicht 
brennend werden und kann in verſchiedenartiger 
Form auftreten, natürlich nicht nur im Strafprozeß 


ſondern auch im Zivilprozeß. Allerdings wird ſie 


im Zivilprozeß von geringerer Bedeutung ſein, 
weil hier gemäß 8 319 ZPO. Rechnungsfehler 
ohne weiteres auch von Amts wegen berichtigt werden 
können, eine irrige Berechnung alſo in der Regel 
auf einfache Art beſeitigt werden kann, ohne daß 
ein Rechtsmittel eingelegt werden müßte; nur 
Denkfehler anderer Art werden in Betracht kommen. 

Bleiben wir zunächſt beim Rechenfehler. Für 
das geſunde Rechtsempfinden ſcheint es ohne wei⸗ 
teres klar zu ſein, daß ein Urteil nicht aufrecht 
erhalten werden kann, wenn z. B. ein Betrag von 
700 M eingezogen wird und ſich aus der Be⸗ 


gründung ergibt, daß dieſe 700 M aus 4 4 150 1 
berechnet find, weil das Gericht 4 15 und 5 K 14 


verwechſelt hatte. Das Urteil iſt eben falſch und 
es liegt nichts näher als anzunehmen, daß das 
Revifionsgericht einfach den richtigen Betrag an 
die Stelle des unrichtigen einzuſetzen habe. Aber 
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ſo glatt iſt die Sache doch nicht, wie es auf den 
erſten Blick ſcheinen möchte. Folgendes läßt ſich 
behaupten und iſt tatſächlich auch behauptet worden: 
Die Annahme des Gerichts, ein Uebererlös von 
beſtimmter Höhe ſei erzielt worden oder eine 
Forderung ſei in beſtimmter Höhe entſtanden, ſei 
eine tatſächliche Feſtſtellung, deren Grundlagen das 
Reviſionsgericht nicht nachprüfen könne. Liege ein 
Rechenverſtoß vor, ſo ſei 1 ein tatſächlicher, nicht 
ein rechtlicher Irrtum und er könne vom Reviſions⸗ 
gericht ebenſowenig beanſtandet werden, wie etwa 
die allen Geſetzen der Pſychologie widerſtreitende 
Würdigung einer Zeugenausſage. Der Wortlaut 
des Geſetzes ſcheint dieſer Auffaſſung recht zu geben. 
Die Reviſion kann nur darauf geſtützt werden, 
daß das Urteil auf einer Verletzung des Geſetzes 
beruhe, und das Geſetz iſt verletzt, wenn eine 
Rechtsnorm nicht oder nicht richtig angewendet 
worden iſt (8 549 Abſ. 1, 8 550 ZPO., 8 376 
StPO.). Die Denkgeſetze find aber keine Rechts⸗ 
normen. Das Rechtsgefühl wird dieſe Schluß⸗ 
folgerungen als ungeſund und praktiſch unannehmbar 
ablehnen.“) Laſſen ſie ſich auch juriſtiſch widerlegen? 

Sie wären zutreffend, wenn ihr Ausgangspunkt 
richtig wäre, wenn man namlich das Ergebnis 
einer Rechnung wirklich als tatſächliche Feſtſtellung 
erachten könnte. Das iſt aber nicht der Fall. 
Tatſaͤchlich feſtgeſtellt werden nur die Vorgange in 
der Außenwelt, die der Rechnung zugrunde liegen, 
z. B. daß A. an B. 50 Pfund Kirſchen um 2 M 
für das Pfund verkauft hat oder daß A. dem B. 
am 1. Juni 1919 20 M und am 15. Juni 1919 
weitere 20 M vorgeſtreckt hat. Die daraus her⸗ 
geleitete ſog. weitere Feſtſtellung, daß A. einen 
Kaufpreis von 100 M eingenommen oder daß er 
dem B. insgeſammt 40 M als Darlehen gegeben 


) Sie würden u. a. zu dem eigenartigen Ergebniſſe 

führen, daß im Zivilprozeß ein offenſichtlicher Rechen⸗ 

| verſtoß regelmäßig raſch berichtigt werden könnte, im 
Strafprozeß aber das Reviſionsgericht den glatten 

| Unſinn beſtätigen müßte und der dadurch Geſchädigte 
auf Begnadigung angewieſen wäre. 
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bat, iſt in Wahrheit nichts als ein im Wege des 
reinen Denkens gewonnener Schluß aus Tatſachen. 
Ein ſolcher rein rechneriſcher Schluß bewegt ſich 
ganz innerhalb der Grenzen einer von jeder Er⸗ 

fahrung losgelöſten begrifflichen Denkweiſe und 
darf nicht verwechſelt werden mit einem Schluß, 
der auf Grund von Erfahrungsſätzen aus einer 
Tatſache eine andere Tatſache folgert. Ein Schluß 
dieſer Art iſt es z. B., wenn das Gericht zunächſt 
feſtſtellt, daß A. an einem beſtimmten Tage einen 
beſtimmten Ort betreten hat und daraus ſowie 
aus anderen Tatſachen folgert, er habe einen dort 
vorgekommenen Diebſtahl verübt. 

Stoßen wir alſo in den Urteilsgründen auf 
ziffermäßig feſtgeſtellte Beträge, fo muß zunadft 
unterſucht werden, ob die Zahlen unmittelbar feſt⸗ 
geſtellt ſind, wie in dem oben erwähnten Beiſpiele 
des Kirſchenverkaufs die Zahlen 50 und 2, oder 
ob ſie erſt durch Rechenſchluß gewonnen ſind, wie 
das im Wege der Vervielfältigung aus 50 und 2 
errechnete 100. Nur im erſteren Falle ſind wirk⸗ 
lich Tatſachen feſtgeſtellt. 

Iſt nun bei der Berechnung ein Irrtum unter⸗ 
laufen, ſo kann in dieſem Irrtum an ſich freilich 
keine Verletzung des Geſetzes gefunden werden. 
Aber das Geſetz iſt eben doch verletzt, weil es nicht 
auf die wirklich feſtgeſtellten Tatſachen angewendet 
wird, ſondern auf eine nur ſcheinbar vorhandene 
Schlußfeſtſtellung, die gar nicht auf den wahren 
Feſtſtellungen beruht. Wenn z. B. das Geſetz 
vorſchreibt, daß der vom Verkaͤufer erzielte Weber: 
erlös einzuziehen ſei, und es iſt feſtgeſtellt, daß 
4 mal 15 M Uebererlös erzielt wurden, jo iſt das 
Geſetz nicht auf die feſtgeſtellten Tatſachen ange⸗ 
wendet, wenn infolge eines Verſehens 70 M ein: 
gezogen werden. Denn der wirklich erzielte Erlös 
iſt nicht eingezogen und der eingezogene ſtimmt 
mit dem tatſäͤchlich feſtgeſtellten nicht überein. Es 
kann nichts ausmachen, daß die geſetzliche Vorſchrift 
weder überſehen noch falſch ausgelegt worden iſt; 
die Art ihrer Anwendung wird durch die feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen gleichwohl nicht gerechtfertigt. 

Ich würde hiernach kein Bedenken tragen, die 
Reviſion wegen eines offenſichtlichen Rechenfehlers 
zuzulaſſen, der die Entſcheidung beeinflußt hat, 
und würde nicht glauben, daß auf dieſe Weiſe die 
feſten Grenzen des Rechtsmittels verwiſcht werden. 
Auch ſcheint mir, daß das Reviſionsgericht unbe⸗ 
denklich die richtige Berechnung an die Stelle der 
falſchen ſetzen kann, falls nur zweifelsfrei feſtſteht, 
welche Zahlen unmittelbar feſtgeſtellt und der Be⸗ 
rechnung zugrunde gelegt worden ſind. 

Daß in einem Urteile abgeſehen von Rechen⸗ 
fehlern reine Verſtöße gegen die Denkgeſetze vor⸗ 
kommen, wird ſelten ſein. Es müßte ein offener 
Widerſpruch vorliegen, wenn man ſolches annehmen 
wollte. Die Reviſionsgerichte find allerdings ſchon 
manchmal ſehr weit gegangen und haben Urteile 
umgeſtoßen, bei deren Prüfung ſie auf grobe Un⸗ 
wahrſcheinlichkeiten und pſychologiſche Fehler kamen. 
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Ein ſolches Verfahren iſt in der Tat gefährlich, 
weil es ins Uferloſe führen muß und es ſchließlich 
ermöglichen würde, die ganze Beweiswürdigung 
an der Hand angeblicher Denkgeſetze nachzuprüfen. 
Es iſt aber auch unrichtig. Alle Erfahrungswiſſen⸗ 
ſchaften, die ſich mit Gegenſtänden der Erſcheinungs⸗ 
welt befaſſen, die Naturwiſſenſchaften, die Medizin, 
die Pſychologie uſw. gelangen niemals zu Geſetzen 
von unbedingt zwingender logiſcher Geltung. Auch 
ihre allgemein anerkannten, als unbeſtreitbar be⸗ 
trachteten Ergebniſſe haben nur die Vermutung 
der Richtigkeit für ſich und können durch eine nach⸗ 
folgende neue und vertiefte Erfahrung berichtigt 
oder ergänzt werden. Wer ſie außer acht läßt, 
begeht nicht einen reinen Denkverſtoß, wie er dem 
unterläuft, der einen Rechenfehler macht oder eine 
mathematiſche Regel überſieht. Das Ergebnis, 
zu dem er kommt, mag höchſt ſonderbar ſein, ſo 
daß es für den gemeinen Verſtand einem voll⸗ 
kommenen 1 gleichzuſtehen ſcheint, den⸗ 
noch iſt es nicht logiſch unmöglich. Würde ein 
Urteil z. B. feſtſtellen, daß ſich A. um 12 Uhr 
mittags noch in München aufgehalten habe und 
3 Minuten Ipäter in Dachau erſchienen ſei — ich 
wähle abſichtlich ein abſonderliches Beiſpiel, damit 
der Grundgedanke recht deutlich heraustritt —, ſo 
liegt nicht ein logiſcher Widerſpruch zwiſchen dieſen 
beiden Feſtſtellungen vor, ſondern es iſt nur in 
hohem Grade unwahrſcheinlich, daß ſie ſich ver⸗ 
einigen laſſen. Nicht Denkgeſetze find verletzt ſondern 
die Erfahrung des Lebens ſteht entgegen. Im 
gewöhnlichen Sprachgebrauche ſetzen wir freilich oft 
das praktiſch Unmögliche (d. h. das höchſt Unwahr⸗ 
ſcheinliche) gleich dem logiſch Unmöglichen, aber 
vom Standpunkte der Erkenntnislehre aus handelt 
es ſich um grundverſchiedene Dinge. Es iſt leicht 
zu ſehen, wie bedenklich es wäre, tatſächliche Feſt⸗ 
ſtellungen um deswillen zu beanſtanden, weil ſie 
ſehr unwahrſcheinlich klingen und geläufigen Er⸗ 
fahrungsſätzen zu widerſtreiten ſcheinen. Wir brauchen 
nur in dem angeführten Beiſpiele die Zwiſchenfriſt 
um einige Minuten zu verlängern und werden 
dann ſofort erkennen, daß wir uns ſchon ſtark der 
Wahrſcheinlichkeit nähern und daß ſich niemals 
eine ſichere Grenze finden läßt, die das praktiſch 
Mögliche vom praktiſch Unmöglichen ſcheidet; es 
bleibt immer ein Zwiſchengebiet übrig, auf dem 
die Erfahrung keinen feſten Anhalt mehr gibt. 
Jedenfalls kann die Grenze nicht im Wege des 
reinen Denkens ermittelt werden. 

Wenn alſo nicht ein mathematiſch⸗rechneriſcher 
Fehler die Entſcheidung beeinflußt hat, kann ein 
Denkverſtoß und damit ein Grund zur Aufhebung 
des Urteils nur darin gefunden werden, daß ſich 
Feſtſtellungen ſchlechthin widerſprechen, daß alſo 
an einer Stelle der Urteilsgründe das gerade Gegen⸗ 
teil von dem geſagt iſt, was an einer anderen 
ſteht. Das wird nur ganz ausnahmsweiſe bei 
groben Flüchtigkeiten und Verſehen vorkommen. 
Den Revifionsgrund bildet auch hier nicht der 
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Denkverſtoß als ſolcher. Man mag ſich vielleicht 
der Kürze halber ſo ausdrücken, aber man darf 
nicht glauben, daß etwa der Begriff der Geſetzes⸗ 
verletzung auf eine Verletzung der Denkgeſetze aus⸗ 
gedehnt werden könne. Das Urteil iſt vielmehr 
deshalb unhaltbar, weil nicht erſichtlich iſt, was 
eigentlich feſtgeſtellt werden ſollte und auf welche 
Tatſachen das Geſetz angewendet worden iſt. 


Vereinfachte Löſung von Nechtswirren. 
Bon A. Zeiler, Oberlandesgerichtsrat in Zweibrücken. 


In ſeiner Schrift „Riskante Rechtsausübung“ 
(bei Mohr in Tübingen, 1917) hat Höniger 
auf den Mißſtand hingewieſen, der ſich ergibt, 
wenn jemand eine künftige Rechtslage geſtalten 
ſoll und wenn dabei ſein Handeln von der Würdigung 
eines Wertbegriffes abhängt. Nach dem beſtehen⸗ 
den Rechte erhält man die maßgebliche Antwort 
auf die ſo wichtige Frage erſt, nachdem man ge⸗ 
handelt hat, und kann ſo zu ſchwerem Schaden 
kommen. Alſo z. B., wenn ein Geſchäftsherr einen 
Handlungsgehilfen entlaſſen will, weil er einen 
„wichtigen Grund“ für gegeben hält, oder wenn 
ein Mieter ohne Kündigung ausziehen will, weil 
er meint, es ſei ihm der Gebrauch der Wohnung 
zerheblich“ beeinträchtigt worden. Höniger ſchlägt 
ein eigenes Verfahren vor, um dem Rechtsverkehr 
die Antwort auf ſolche Fragen zu geben. Vor 
dieß Handeln, als eine verlälfige Grundlage für 
ieſes. 

Ich bin dieſer Forderung beigetreten, habe mich 
aber dafür ausgeſprochen, daß der ihr zugrunde 
liegende Gedanke verallgemeinert werden müßte. 
(Vgl. meine Auffäge in der ZDNot V. Heft 7 von 
1917 und in der Gemeinnützigen Rechtsauskunft, 
Lübeck, Nr. 12 vom 15. September 1917.) Um 
bei dem vorhin erwähnten Fall des Mietſtreits 
zu bleiben: Ob die Gebrauchsbeeinträachtigung „er: 
heblich“ iſt, erfordert ein Werturteil und es iſt 
zweifellos von Wichtigkeit für den Mieter, alsbald 
maßgeblich zu erfahren, ob die Beeinträchtigung 
als erheblich anzuſehen iſt. Aber höchſt ahnlich 
zum mindeſten iſt ſeiner Rechtslage auch die, wenn 
er ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen 
will, weil ihm der Gebrauch der Mietſache nicht 
rechtzeitig gewährt worden ſei. Da handelt es 
ſich freilich nicht um einen Wertbegriff; denn wann 
der Gebrauch der Mietſache zu gewähren iſt, ergibt 
ſich einfach aus dem Vertrage — wenn nur nicht 
gerade in dem fraglichen Mietverhältnis über den 
Inhalt des Vertrages Zweifel und Streit beſtünde! 
Nehmen wir an, die beiden Teile ſind darüber 
uneins, ob als Tag des Mietbeginns der 1. Maͤrz 
oder der 1. April zu gelten habe; ſei es nun, daß 
ſie darüber ſtreiten, ob der eine oder der andere 
Tag bei den Mietverhandlungen genannt worden, 


oder darüber, wie die Geſamtheit der geſprochenen 
Worte rechtsmaßgeblich auszulegen ſei. Auch hier 
will der Mieter handeln, will „ſeine künftige 
Rechtslage geſtalten“ und iſt er in ſeiner Ent⸗ 
ſchließung abhängig von einer Frage, die ihm bei 
der heutigen Lage unſerer Rechtseinrichtungen erſt 
Ipäter gelöſt werden wird, vielleicht erſt Jahre, nach⸗ 
dem er gehandelt hat. 

Höniger hat in der Gemeinnützigen Rechtsaus⸗ 
kunft (in Nr. 1 vom 15. Oktober 1917) „aus⸗ 
drücklich die Berechtigung und Bedeutſamkeit meiner 
viel weiter gehenden Vorſchlaͤge anerkannt“, mir 
aber in einer ſpäteren privaten Zuſchrift mitgeteilt, 
daß er ſich bei der geforderten neuen Rechtsein⸗ 
richtung doch auf die Fälle der Werttatbeſtände 
beſchränken möchte und gegen meine weitergehende 
Forderung erhebliche Bedenken trage. In derſelben 
Zeitſchrift hat ſodann Silberſchmidt (in Nr. 3 
vom 15. Oktober 1917) die Ausführungen von 
uns beiden beſprochen, und zwar in ablehnendem 
Sinne. Inzwiſchen find noch mehrfach Aufſätze 
erſchienen, die unſere Frage zum Gegenſtand haben: 
von Eckſtein über „Prätoriſches Strafrecht“ (in 
Goltd Arch. 1917 S. 104 ff.), von Alsberg (in 
der DStR. 1918 S. 17 ff.), von Ernſt Fuchs 
(in R. und W. 1918 S. 116 ff.). Was mich aber 
veranlaßt, ſelbſt nochmal auf die Frage zurüd: 
zukommen, iſt eine Arbeit von Beling, „Informa⸗ 
tivprozeſſe“ (bei Töpelmann in Gießen, 1907), 
die mir erſt kürzlich bekannt geworden iſt. Die 
eingehende Bearbeitung, die hier unſere Frage 
ſchon damals gefunden hatte, gibt willkommene 
Gelegenheit, manche Einzelheiten nachzuprüſen, 
während ſchon die Tatſache, daß die Frage im 
ganzen vielſache Behandlung erfahren hat (auch 
noch in manchen kürzeren berichtenden Aeußerungen 
in der Fach⸗ und Tagespreſſe) ein Beweis dafür 
iſt, daß ihr die verdiente Beachtung zuteil wird. 
Bemerkenswert iſt ſicherlich auch, daß die einzelnen 
Arbeiten von verſchiedenen Ausgangspunkten aus 
zur Aufſtellung ähnlicher Forderungen kommen. 
So iſt erſichtlich die Arbeit Belings von der Frage 
ausgegangen, wie dem Beleidigten, ſei es nun daß 
ihm die Möglichkeit fehlt, ein Strafverfahren durch⸗ 
zuführen oder daß deſſen Durchführung ſonſt un⸗ 
erwünſcht iſt, gleichwohl auf einem geordneten 
Rechtswege die Feſtſtellung oder Wiederherſtellung 
ſeiner Ehre ermöglicht werden könnte. 

Vorausſchicken möchte ich den folgenden Be⸗ 
merkungen meine frühere Darlegung deſſen, wie 
ich mir die Verwirklichung des Gedankens vorſtelle. 

1. Wer aus irgendeinem Grunde über die Be⸗ 
urteilung eines Rechtsverhaͤltniſſes eine bindende 
Auskunft wünſcht, wendet ſich an den Friedens⸗ 
richter. Die Auskunft kann erbeten werden über 
einzelne beſtimmt umſchriebene Teile eines Rechts⸗ 
verhältniſſes, mag ihre Beurteilung dem Anfragen⸗ 
den unſicher ſein, aus Tat⸗ oder Rechtsgründen, 
oder über die Beurteilung der Geſamtſachlage 
gegenüber dem anderen Beteiligten. (Alſo z. B. die 
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Frage kann lauten, ob als Tag des Mietbeginns 


der 1. Mai oder der 1. Juni als vereinbart zu | 


gelten habe, oder weitergehend dahin, ob der 
Mieter berechtigt ſei, ohne Friſt zu kündigen — 
wobei dann auch die anderen Fragen, die mit 
entſcheidend ſind, zuſammenhaͤngend vom Friedens⸗ 
richter gewürdigt werden.) Iſt von einem Be⸗ 
teiligten ohne weiteres die Klage im ordentlichen 
Verfahren eingereicht worden, ſo kann immer noch 
der Beklagte über den Klageanſpiuch oder eine 
Einzelfrage binnen einer Woche nach Zuſtellung 
der Klage den Friedensrichter um Auskunft angehen; 
inzwiſchen ruht das ordentliche Verfahren, wenn 
nicht das Gericht ſeinen Fortgang anordnet. 

2. Der andere Beteiligte hat kein Recht, der 
Anrufung des Friedenrichters zu widerſprechen. 

3. Der Friedensrichter gibt dem andern Teil 
Gelegenheit, ſich zu äußern, ſei es in mündlicher 
Verhandlung oder ſchriftlich. Er vernimmt Zeugen, 
befihtigt den Streitgegenſtand, wenn förderlich und 
moglich, hört Sachverſtändige und erläßt ſeinen 
Spruch. | 

4. Bei Erlaſſung des Spruches iſt er nicht 
an die von den Beteiligten vorgeſchlagene Faſſung 
gebunden. Er kann nach ſeinem Ermeſſen auch 
einen Spruch erlaſſen, der ſich auf einen Teil des 
ihm vorgelegten Frageninbegriffes beſchraͤnkt. Er 
kann die Erlaſſung des Spruches ablehnen aus 
Gründen irgendwelcher Art, die ihm triftig erſcheinen. 

5. Die Koſten des Verfahrens werden von 
den Beteiligten zu gleichen Teilen getragen (da es 
in der Regel auch für den anderen Teil ebenſo 
wertvoll iſt, alsbaldige Sicherheit über die Rechts⸗ 
lage zu erhalten); doch kann der Friedensrichter 
aus beſonderen Gründen anders beſtimmen. Als 
Gerichtsgebühr wird eine Prozeßgebühr erhoben. 
Der Friedensrichter kann ſie bis auf ein Viertel 
ermäßigen; den Streitwert ſetzt er feſt. Folgt 
dem Auskunftverfahren ein ordentliches Streitver⸗ 
fahren, ſo kann das ordentliche Gericht nach ſeinem 
Ermeſſen Beſtimmung treffen über die Erſtattung 
der Koſten des Auskunſtsverfahrens (insbeſondere 
dem Gegner des Anfragenden den Erſatz auferlegen, 
wenn die erteilte Auskunft von Belang für die 
Beurteilung des Rechtsſtreits iſt). 

6. Der Spruch wird für die Beteiligten bin⸗ 
dend (auch wenn der Gegner des Anrufenden es 
unterlaſſen hat, ſich zu erklären) und bindend für 
den Richter in einem ſpäter vielleicht ausbrechenden 
Rechtsſtreit. Doch kann der eine oder der andere 
Teil, wenn er ſich von dem Friedensrichterſpruche 
nicht befriedigt fühlt, binnen einer (kurz zu be⸗ 
meſſenden) Friſt, doch ſonſt ohne Schranken, den 
Spruch anfechten, indem er den ordentlichen Rechts⸗ 
weg betritt. Dieſer Weg iſt der gewöhnliche der 
Leiſtungs⸗ oder der Feſtſtellungsklage mit feinem 
Rechts mittelzuge. Für die Werttatbeftände wird 
(nach Hönigers wohlbegründetem Vorſchlage) die 
Anfechtbarkeit beſchränkt auf die Vorausſetzung, 


Zeltſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 16 u. 17. 


daß ſich der Friedensrichterſpruch als „offenbar 
fehlgegriffen“ erweiſe. ö 

7. Wer ſich bei dem friedensrichterlichen Spruche 
nicht beruhigt, hat a) die Koſten des ordentlichen 
Verfahrens zu tragen, ſoweit dieſes eine Beſtäti⸗ 
gung jenes Spruches bringt, b) unter derſelben 
Vorausſetzung dem andern die Nachteile zu ver⸗ 
güten, die ihm daraus erwachſen, daß es ihm durch 
das Vorgehen ſeines Gegners unmöglich gemacht 
iſt, den Friedensrichterſpruch ſeinem Rechtshandeln 
alsbald zugrunde zu legen, c) dem andern Teil 
für die Erfüllung der Verbindlichkeiten nach a und b 
eine Sicherheit zu beſtellen, deren Höhe das Streit⸗ 
gericht beſtimmt. 

8. Das angerufene ordentliche Gericht iſt an 
den angefochtenen Spruch nach keiner Richtung 
gebunden. 

9. Der Spruch ergeht immer nur im Sinne 
eines Feſtſtellungsurteils, verurteilt alſo nie zur 
Leiſtung. (Er iſt ſeiner Natur nach nichts anders 
als bindende Rechtsauskunft.) Will ein Beteiligter 
aus dem (rechtskräftig gewordenen) Friedensrichter 
ſpruche Rechtsfolgen ableiten und gerichtlich durch⸗ 
ſetzen, geſchieht dies im ordentlichen Streitweg. 

10. Die Beteiligten können ſich in dem Ver⸗ 
fahren vertreten laſſen oder mit einem Beiſtand 
erſcheinen. Berufsmäßige Vertreter oder Beiftände, 
die nicht Rechtsanwälte find, kann der Friedens- 
richter zurückweiſen. Die Vertretungs⸗ und Bei: 
ſtandskoſten werden als Teil der Verfahrenskoſten 
geachtet. 

11. Als Friedensrichter iſt (im Gegenſatz zu 
Hönigers Vorſchlag) der Amtsrichter der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit berufen. 

Für die Erteilung einer bindenden Rechts⸗ 
auskunft aber, die jemand wünſcht, um geſichert 
vi ſein gegen ein unerwartetes Strafverfahren, das 
ihm aus einem beabſichtigten Handeln erwachſen 
könnte, habe ich (in Goltd Arch. 1918 S. 61 fl.) 
folgende beſondere Geſtaltung vorgeſchlagen: 

1. Jedermann hat, ohne daß er glaubhaft zu 
machen brauchte, die Frage ſei für ihn „aktuell“, 
etwa weil grundlegend für ein beabfichtigtes Han⸗ 
deln, sas Recht bei dem Amtsgerichte ſeines Wohn⸗ 
orts eine bindende Rechtsauskunft über 
die Frage zu beantragen, deren Entſcheidung er 
wünſcht, alſo beiſpielsweiſe eine Entſcheidung über 
die Frage, ob eine Ware, die er zu verkaufen 
beabfichtigt, ein Gegenſtand des täglichen Bedarfes 
iſt, oder ob ſich der von ihm in Ausſicht ge 
nommene Verkaufspreis in den zuläffigen Grenzen 
hält. Er kann die Frage ſtellen mit Begrenzung 
auf ein beſtimmtes einzelnes Geſchäſt, das er ab 
zufchließen beabſichtigt, oder für eine ganze Gruppe 
von ſolchen. 

2. Der Richter beſtimmt nach freiem Er meſſen. 
welche Grundlagen er für ſeine Entſcheidung braucht. 
Er lann den Anfragenden und andere Beteiligte 
hören, auch der Staatsanwaltſchaſt Gelegenheit zur 
Aeußerung geben. Die Rechtsauskunſt iſt jo zu 
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faſſen, daß ihre Tragweite möglichſt klar erſichtlich 
iſt. Der Richter kann die Auskunft verweigern, 
wenn er keine Faſſung finden kann, mit der nicht 
die Gefahr irgendeines Mißbrauchs der Auskunft 
verbunden wäre. 

3. Die Auskunft wird dem Anfragenden und 
der Staatsanwaltſchaft bekannt gemacht. Beide 
Teile haben das Recht der fojortigen Beſchwerde. 
Das Amtsgericht wie das Landgericht kann anordnen, 
daß die Auskunft (ohne Rückſicht auf die Beſchwerde) 
ſofort wirkſam ſein oder daß der Eintritt ihrer 
Wirkung nicht über einen gewiſſen Zeitpunkt hinaus⸗ 
geſchoben bleiben ſolle. 

4. Das Amtsgericht wie das Landgericht er⸗ 
heben eine Auskunftsgebühr von 20 bis 200 M 
nach dem Ermeſſen des Gerichts (nach der Wichtig⸗ 
keit der vorgelegten Frage und der Bedeutung des 
geplanten Handelns oder je nach ſonſtigen Um⸗ 
Händen.) In ganz beſonderen Fällen kann nach 
dem richterlichen Ermeſſen die Gebühr bis auf 
2 M ermäßigt oder bis auf 2000 M erhöht werben. 
(Die Gebühr darf nicht zu niedrig ſein; denn ſie 
muß verhüten, daß das Gericht leichtfertig, aus 
bloßer Neugier, angegangen werde. Und nicht zu 
hoch, weil fie ſonſt als „Geſchäftsunkoſten“ zu Preis⸗ 

ſteigerung führen würde). 

| 5. Soweit eine wirkſam gewordene Rechtsaus⸗ 
kunft im Zeitpunkte eines Handelns vorliegt, iſt 
ſie der ſtrafrechtlichen Beurteilung eines ſolchen Tuns 
zugrunde zu legen; doch nur, ſofern dies zugunſten 
des Handelnden gereicht. Dieſe fihere Wirkung 


feſtgeſtellte Sachlage nachweisbar nicht mit der in 
der Auskunft angenommenen übereinſtimmt (und 
gar, wenn ſie vom Anfragenden durch unrichtige 
Sachdarſtellung erſchlichen worden iſt). Sie wirkt 
nur zugunſten deſſen, der ſie erhalten hat; ein 
anderer kann ſich auf ſie nur inſoweit berufen, als 
auch ſonſt eine irgendwie ergangene amtliche Aeuße⸗ 
rung der Annahme eines Verſchuldens im Einzel⸗ 
falle entgegenſteht. Aenderungen des Rechtes nehmen 
der Auskunft ihre Wirkung. Die ſichere Wirkung 
der Auskunft erliſcht, wenn die Handlung des An⸗ 
fragenden erſt erfolgt, nachdem die Auskunft mehr 
als drei Monate wirkſam geworden iſt. (Dies mit 
Rückſicht auf die im ftändigem Fluſſe befindlichen 
Verh ältniſſe, namentlich auch auf den Wechſel der 
rechtlichen Beurteilung, wie er ſich beſonders in der 
Geltung und Anwendung des Kriegsſtrafrechts ge⸗ 
zeigt hat.) 

Zu den Einzelheiten dieſer Vorſchlaͤge wie auch 
bezüglich meines Gedankengangs im allgemeinen 
bitte ich die Begründung meiner bezeichneten Auf⸗ 
ſätze nachzuleſen. Von den folgenden Ausführungen 
hoffe ich, daß ſie in manchem Punkte zu einer 
Klärung der Frage führen möchten. 

Für meine Auffaſſung iſt vor allem von Wert, 
daß auch Beling, von ſeinem begrenzteren Aus⸗ 
gangspunkte aus, mit eingehender Begründung 
zu! der allgemeinen Forderung kommt, daß ſich 


der Auskunft gilt natürlich dann nicht, wenn die 


der dem Verkehr zu eröffnende neue Weg zu raſcher 

und einfacher Feſtſtellung auf „Tatſachen“ ganz 

im allgemeinen zu beziehen habe. Das Verfahren 

nennt er „Informativprozeß“ (hierüber nachher) 

und eröffnet dieſen Weg ganz allgemein der 
Feſtſtellung einer Tatſache, an deren Feſtſtellung 
der Kläger perſönlich intereſſiert if. 

Dieſe Forderung geht ſehr weit, wenn auch 
die näheren Bemerkungen Belings eine gewiſſe 
Umzäunung des Begriffs verſuchen. Ich halte eine 
ſolche grundjäßliche, begriffsmäßige Umgrenzung 
für unmöglich. In Wirklichkeit kann ſchlechthin 
jede Frage gelegentlich einen Beſtandteil eines 
Rechtstatbeſtands bilden. Man denke nur an den 
bekannten Fall Hoensbroech gegen Dasbach. Sollte 
übrigens das Gebiet eine Umgrenzung erfahren 
müſſen, ſo eignet ſich der Ausdruck „perſönlich 
intereſfiert“ mit ſeiner Verwendung des böfen und 
ganz unklaren Fremdworts ſchlecht. Ich denke, 
es genügt vollſtändig für das Verfahren vorzuſehen, 
daß der Antragſteller (wenigſtens auf Verlangen 
des Gegners oder des Richters) darzulegen und 
glaubhaft zu machen hat, inwiefern die vorgelegte 
Frage für ihn ein Beſtandteil eines Rechtstat⸗ 
beſtands iſt, und daß der Richter allgemein, wo 
er in der Anfrage einen Mißbrauch erblickt, die 
Beantwortung ablehnen kann. Dieſe Macht kann 
aber dem Richter unbedenklich eingeräumt werden, 
weil durch die Ablehnung der Antwort der An⸗ 
fragende nicht rechtlos geſtellt wird: bleibt ihm 
ja doch der gewöhnliche Klagweg offen. 

In dieſem Zuſammenhang fordert noch einige 
Worte Hönigers Auffaſſung, daß das geforderte 
Verfahren nur eintreten ſolle, wenn „eine künftige 
Rechtslage geſtaltet werden“ ſoll, alſo nicht, wo 
es ſich um die Geltendmachung eines Anſpruches 
handelt. Wer Rechte ausübt (meint Höniger) „muß 
im allgemeinen ſelbſt entſcheiden, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen hiefür gegeben ſind. Er muß ſich klar 
werden, ob die Leiſtung, die er fordert, wirklich 
fällig iſt, ob der Vertrag abgelaufen iſt, ob er 
Schadenserſatz verlangen kann und ähnliches mehr. 
Damit wird ihm im allgemeinen nichts Unbilliges 
zugemutet. Die auftauchenden Fragen laſſen ſich 
mit logiſchen Schlüſſen mit Sicherheit entſcheiden. 
Eine genügende Rechtsberatung iſt durchaus mög⸗ 
lich. Es ſoll alſo im allgemeinen durchaus dabei 
bleiben, daß, wer Rechte ausübt, ſich auf eigene 
Gefahr über die Vorausſetzungen hiezu entſcheiden 
muß. Anders bei Werturteilen: für ſie muß dem 
Rechtsverkehr die Möglichkeit maßgebender Ent⸗ 
ſcheidung gewährt werden.“ Was Höniger hier 
für die Fälle gewöhnlicher Art anführt (d. h. alſo 
bei denen es auf kein Werturteil ankomme): daß 
nämlich jeder auf eigene Verantwortung auf 
Zweifelfragen die Antwort ſuchen ſolle, die ſein 
rechtserhebliches Handeln zu leiten hätten, das 
betont auch Silberſchmidt, nur daß dieſer es 
auch ablehnt, die Entſcheidung über Werturteile 
dem Handelnden abzunehmen. Er haäͤlt es all⸗ 
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gemein für ungerechtfertigt, daß der Verkehr die 
Verantwortlichkeit für eigene Entſchließung ab⸗ 
zulehnen ſtrebe. „Das tatkräftige, der eigenen 
Verantwortung bewußte wirtſchaftliche Leben 
Deutſchlands bedürfe nicht neuer Friedensrichter, 
neuer Zuſtändigkeiten, neuer Streitigkeiten. Ihm 
möge die gemeinnützige Rechtsauskunft durch Be⸗ 
lehrung zur Faſſung freier Entſchlüſſe behilflich 
ſein!“ Wenn mans jo hört, möchts leidlich ſcheinen. 
Aber wer einmal den hier gewieſenen Weg hat 
gehen müſſen und ſich Rechtsauskunft erholt hat, 
beim Anwalt oder der gemeinnützigen Auskunft⸗ 
ſtelle, wird anders denken. Es iſt eben zweierlei, 
ob man als Rechtsgelehrter oder Richter über 
einen vorgetragenen Streit entſcheidet, ſelbſt un⸗ 
beteiligt, mit der ganzen Freude, die jede geiſtige 
Arbeit des Ordnens, Geſtaltens, Entſcheidens bringt, 
oder ob man als Beteiligter auf einer überall 
ſchwankenden Grundlage rechtlich und wirtſchaftlich 
weittragende Entſchließungen zu faſſen hat. Denn 
daß die Rechtsauskunft, und möge ſie von dem 
hervorragendſten Berater erteilt ſein, nicht mehr 
als eine unſichere Grundlage geben kann, das 
kann doch niemand beſtreiten. Es iſt eben nicht 
richtig, wenn Höniger ſagt, die auftauchenden 
Fragen ließen ſich „mit logiſchen Schlüſſen mit 
Sicherheit entſcheiden“. Sich über Rechtszweifel, 
Auslegungsfragen ſchlüſſig zu werden, ebenſo ſehr 
aber auch, bei dem Für und Wider über rein 
tatſächliche Verhaltniſſe ſich für eine beſtimmte 
Auffaſſung zu entſcheiden, fordert ſchließlich immer 
eine Willenstat des Entſcheidenden, und niemand 
kann vorausſehen, wie ſie einſt fallen wird. So⸗ 
mit iſt, wenn nicht der zur maßgeblichen Ent⸗ 
ſcheidung berufene Richter ſpricht ſondern ein bloßer 
Berater, deſſen Spruch oder Rechtsverkehr zwar 
keineswegs wertlos, aber doch nicht das, was er 
braucht und will. Dieſe Unſicherheit der Rechts⸗ 
beratung hat auch Ernſt Fuchs a. a. O. nach⸗ 
drücklich hervorgehoben, und er iſt als Rechts⸗ 
anwalt der berufenſte Beurteiler dieſer Frage. 
Auch Rechtslehrer haben mehrfach dieſe Unſicher⸗ 
heit beklagt. So bedauert in ſeiner Prorektorats⸗ 
rede über „Werturteile und Willensentſcheidungen 
im Zivilrecht“ (bei Speyer und Kärner, Freiburg, 
2. Aufl. 1912) Guſtav Rümelin, daß es der 
Geſetzgebung nicht möglich iſt, die „wohlbegründete 
Forderung des Rechtslebens zu erfüllen, wonach 
die rechtlichen Wirkungen und die Ausgänge der 
Prozeſſe ſich in möglichſt großem Umfange mit 
Sicherheit ſollten zum Voraus überſehen laſſen“; 
er nennt die Verwendung von Wertbegriffen in 
den Geſetzen ein unzulängliches Auskunftsmittel 
und weiſt im beſondern noch darauf hin, „daß 
wir Juriſten oft auf Fragen, die an uns geſtellt 
werden, keine beſtimmten und zweifelloſen Ant⸗ 
worten zu geben vermögen“. Und ebenſo beklagt 
Beling (S. 21 ff.) dieſe Unſicherheit des Verkehrs. 
Die Tatſache beſtreitet ja natürlich auch Silber⸗ 
ſchmidt nicht, er meint aber, der Einzelne ſolle 
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verantwortungsfreudig trotz allem ſeine Ent: 
ſchließung ſelber treffen. Mir fehlt das Ver⸗ 
ſtändnis für dieſe Forderung; ich halte es viel⸗ 
mehr für eine harte Zumutung, daß jemand ſein 
rechtserhebliches Handeln nach einer, wie er weiß, 
nach allen Richtungen unſichern eigenen Ent⸗ 
ſcheidung zweifelhafter Fragen richten ſolle — 
wenn wir doch die Möglichkeit ſehen, ihm durch 
geeignete Rechtseinrichtungen ſtatt der unſichern 
Unterlagen verlaͤſſige zu bieten. Darum würde 
das Verkehrsleben noch lange nicht verweichlichen: 
Eine fortſchreitende Verwicklung unſeres Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und Geſellſchaftslebens ſorgt ſchon dafür, 
daß an unſere Entſchlußkraft und unſer Verant⸗ 
wortlichkeitsgefühl ſteigende Anforderungen geſtellt 
werden, und ſo haben wir wahrlich keinen Anlaß, 
gefliſſentlich dem Verkehr eine Einrichtung 
vorzuenthalten, die ihm einen Teil ſeiner „Ver⸗ 
antwortlichkeit“ abnähme, — eine Verantwort⸗ 
lichkeit, deren Entſchlüſſe heute oft genug eine ver⸗ 
zweifelte Aehnlichkeit mit einem verwegenen Glücks⸗ 
ſpiel tragen. 

Wie geſagt, was Höniger an den Fällen der 
geſetzlichen Wertbegriffe als Beſonderheit ſieht, muß 
nach meiner Auffaſſung allgemein gelten. Wo 
rechtliche Beziehungen in Frage ſind und ein Be⸗ 
teiligter ein ſicheres Urteil darüber braucht, braucht 
er es deshalb, weil er irgendwie rechtlich handeln, 
alſo „eine künftige Rechtslage geſtalten“ will. Ob 
das nun abhängig iſt von einer Entſcheidung, bei 
der der geſetzliche Begriff etwa von Treu und 
Glauben eine Rolle ſpielt, oder von einer Ent⸗ 
ſcheidung über eine nackte geſchichtliche Tatſache, 
iſt für den, der handeln ſoll, gleichgültig. Die 
Gleichheit der Lage beſteht aber auch von der 
andern Seite: bei dem, der zur Entſcheidung be⸗ 
rufen iſt. Denn auch die Entſcheidung über rein 
geſchichtliche Tatſachen (noch mehr freilich über die 
Auslegung des Geſetzes oder eines Vertrages) er⸗ 
fordert letzten Endes immer eine auf Wertung 
beruhende Willensentſcheidung des Richters. 

Daß unter den Tatſachen wenigſtens vielfach 
ſolche ſind, die „wertende Elemente in ſich tragen“, 
findet ſich auch bei Beling (S. 24) erwähnt. Ihm 
kommt es freilich nicht auf dieſe Eigentümlichkeit 
der Tatſachenſeſtſtellung an, ſondern er hält, auch 
wenn zugleich eine Wertung in Frage iſt, dabei 
doch nur die Feſtſtellung reiner Tatſachen für ge⸗ 
geben, ſolange nicht über eingetretene Rechtsfolgen 
ein Ausſpruch gefällt wird, und er hält die Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung für notwendig ohne Rückſicht darauf, 
ob dabei eine ſolche Wertung mitläuft oder nicht. 

Das Ergebnis, zu dem Beling hinſichtlich des 
Gebietsumfangs feines Informatipprozeſſes kommt, 
iſt hienach ſoweit wie der Gebietsumfang meiner 
bindenden Rechtsauskunft. . 

Von beſonderem Werte iſt mir auch der Hin 
weis Belings darauf, daß das Beweisſicherungs⸗ 
verfahren der 88 485 ff. ZPO. und das beſondere 
— nicht eine Beweisſicherung enthaltende — 
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Verfahren nach 8 488 nur ein unzulänglicher Erſatz 
ſein könne für das, was der Verkehr will: die 
Entſcheidung über den Tatſachenzweifel. Denn 
nur die Entſcheidung bietet dem Handelnden ſichere 
Grundlagen, und damit, daß dem Beteiligten eine 
Möglichkeit gegeben iſt, alsbald den Beweisſtoff 
vorgetragen zu fehen, iſt wohl in der Mehrzahl 
der Fälle wenig gedient. Man braucht ja nur 
als Richter am Abſchluß eines Beweisverfahrens 
geſtanden zu haben, um ſich für immer darüber 
im klaren zu ſein, wie viele Schwierigkeiten meiſt 
noch bis zur entſcheidenden Wertung des Beweis⸗ 
ſtoffes überwunden werden müſſen. 

Um nochmal darauf zurückzukommen, ob der 
Kreis der Fragen, die zur Beantwortung ſollen 
geſtellt werden dürfen, irgendwie ausdrücklich zu 
beſchraͤnken wäre, fo ſcheint es mir, daß die Koſten⸗ 
laſt des Anfragenden und die Befugnis des Richters, 
eine Anfrage abzuweiſen, eine vollauf genügende 
Gewähr gegen Mißbrauch bieten. Sehr treffend 
weiſt Beling (S. 54) darauf hin, daß es verfehlt 
wäre, ſolche Anfragen zurückzuweiſen, weil fie nur 


„ſubjektiven Bedürfniſſen“ dienen ſollten, und daß 


es kein großer Schaden waͤre, wenn einmal eine 
Anfrage eine des Rechtsſchutzes nicht würdige 
Frage betreffe. ö 

Die Stelle, an die die Anfrage zu richten wäre, 
iſt bei Beling wie nach meinem Vorſchlage das 
ordentliche Gericht. Nur denke ich mir die Rechts⸗ 
ſchutzeinrichtung als eine ſolche der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Was Beling dagegen vorbringt 
(S. 23), ſcheint mir nicht überzeugend. Er meint, 
die freiwillige Gerichtsbarkeit „dürfe nicht als Ab⸗ 
lagerungsſtätte für alles mögliche aufgefaßt werden“. 


Aber eine inhaltlich ſcharf gezeichnete Grenze zwiſchen 
der ſtreitigen und der freiwilligen Gerichtsbarkeit gibt 


es nicht. Die Grenze iſt nur geſchichtlich beſtimmt 
und wechſelt in der Rechtsentwicklung mit den 
Bedürfniſſen und ſelbſt nach bloßen Umſtänden 
des Zufalls. Ich habe mich hierüber in der 
3DNotV. a. a. O. geäußert und meine, wenn 
unſere Einrichtung dem Zwecke dienen ſoll, Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten vorzubeugen, ſo iſt es ganz angemeſſen, 
ſich die Einrichtung als eine ſolche der freiwilligen 
Rechtspflege zu denken. Tatſächlich wird es übrigens 
kaum viel ausmachen, ob wir uns die auf dem 
Grenzgebiet liegende Rechtseinrichtung als eine 
ſolche der ſtreitigen oder der freiwilligen Rechts⸗ 
pflege denken; ſie kann ſachgemäß geſtaltet werden 
auf Grund der einen wie der anderen Auffaſſung 
— und wenn ſie ſachgemäß geſtaltet iſt, wird 
ihre Regelung in den Einzelheiten dieſelbe ſein, mag 
die Grundauffaſſung die eine ſein oder die andere. 

Einig bin ich mit Beling jedenfalls darin, daß 
für das Verfahren nicht der einſchränkende Ver⸗ 
handlungsgrundſatz gelte, ſondern daß dem Richter 
eine viel freiere Stellung gegeben werden ſoll, bis 
zur Wahrheitsermittlung von Amts wegen. Es 
wird auch immer ein Verfahren fein müſſen zwiſchen 
beſtimmten Gegnern, gerichtet auf die Beantwortung 
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einer beſtimmten Anfrage, die das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen einer reinen Tatſache betreffen kann, 
aber auch einer Tatſache mit einer rechtlichen 
Wertung, und ſchließlich ſelbſt bloß eine rechtliche 
Wertung eines an ſich unbeſtrittenen Tatſachen⸗ 
ſtoffes. Die Einwendungen, die Beling gegen die 
Eideszuſchiebung und das Geſtändnis als Mittel 
zur Wahrheitserforſchung geltend macht, ſcheinen 
mir nicht durchſchlagend. Wir kommen ohne ſie 
nicht aus, wenigſtens dann nicht, wenn (wie ich 
fordere) die Entſcheidung der angerufenen Stelle 
bindendes Recht unter den Parteien ſchaffen ſoll. 
Denn wenn ein Beteiligter kein anderes Beweis⸗ 
mittel hat als den Eid des Gegners, ſo muß er 
ſo gut wie im ordentlichen Streitverfahren ſo auch 
hier dazu greifen können. (Nur würde ich, wie 
auch ſonſt, an Stelle der Eideszuſchiebung die auf 
Antrag einer Partei geſchehende eidliche Vernehmung 
des Gegners ſetzen, weil ich den geformelten Eid 
für einen allgemeinen ſchlechten Rechtsbehelf halte.) 
Und warum ſoll, wenn dem Richter ein Inbegriff 
von unſicheren Tatſachen zur Klärung und Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt wird, nicht die eine oder andere 
Tatſache auf Grund eines „Geſtändniſſes“ des 
Gegners als feſtſtehend unterſtellt und ſomit der 
Entſcheidung zugrunde gelegt werden? 

Die Entſcheidung aber müßte nach meiner 
Auffaffung rechtskräftig werden in einem andern 
Sinne und in viel weiterem Umfang als Beling 
will. Hierin ſcheint mir ein ſehr weſentlicher und 
für die Wirkung der ganzen Rechtsſchutzeinrich⸗ 
tung wichtiger Unterſchied unſerer Auffaſſungen 
zu liegen. Beling meint (S. 31), „da der richter⸗ 
liche Ausſpruch nur eine Tatſache für wahr er⸗ 
kläre, müſſe eine echte Rechtskraft des Spruches 
ausgeſchloſſen ſein. Der Welt der Tatſachen gegen⸗ 
über ſei der Staat machtlos, neue beſſere Er⸗ 
kenntnis dürfe nicht verſchränkt werden. Es wäre 
eine unerträgliche Orthodoxie, wollte der Staat 
dem Willen und dem Glauben kommandieren.“ 
Beling will daher eine Endgültigkeit des Spruches 
nur in dem Sinne, daß ein neuer Antrag auf 
Entſcheidung an beſtimmte 1 ge⸗ 
bunden ſein, nämlich bloß möglich ſein ſollte beim 
Auftauchen neuer Beweismittel; und auch in einem 
ſpäteren Zivil⸗ oder Strafprozeß ſollte die feſt⸗ 
geſtellte Tatſache nur ſolange als richtig zu be⸗ 
handeln ſein, als die alte Beweisgrundlage un⸗ 
verändert bliebe. Dieſe Reglung erachte ich ſchon 
für die Rechtsanwendung als unbrauchbar; denn 
wie ſollte jemals ſicher feſtſtellbar ſein, ob die 
Beweisgrundlage unverrückt geblieben? Bei Er⸗ 
neuerung des Antrags bräuchte nur ein weiterer 
Zeuge benannt (oder auch nur die wiederholte 
Vernehmung der früher vernommenen beantragt?) 
zu werden, und die Grundlage waͤre verſchoben. 
Aber abgeſehen von dieſer rein tatſächlichen Schwie⸗ 
rigkeit ſcheint mir die Auffaſſung Belings dem Um⸗ 
ſtande nicht Rechnung zu tragen, daß die „Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung“ (auch wenn wirklich die Frage 
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nur die nackte Tatſache betrifft, ob der fragliche 
Vertrag am 1. oder am 3. Januar geſchloſſen 
worden ſei) in Wahrheit nicht dieſe reine Tat⸗ 
ſache betrifft, ſondern daß hinter der Tatſache die 
Rechtsbeziehungen ſtehen, für deren Inhalt jene 
Tatſache beſtimmend iſt. Und wenn ſich ein Be⸗ 
teiligter mit der Anfrage an die Stelle wendet, 
ſo will er eine entſcheidende und bleibende, 
ſichere Grundlage für ſeine Rechtsbeziehungen und 
ſein ferneres rechtserhebliches Handeln; da iſt ihm 
dann wenig damit gedient, wenn er einen Aus⸗ 
ſpruch erhält, der für den Augenblick gilt, wenn 
er aber jederzeit gewaͤrtig fein muß, daß der 
Gegner durch neuen Antrag und durch die Vor⸗ 
führung weiterer Beweiſe die ſogenannte Grund⸗ 
lagenſicherung wieder umſtoße. 

Hieraus ergibt ſich aber zugleich ein anderer 
Gegenſatz meiner Auffaſſung zu der von Beling: 
Ich fordere volle Rechtskraft des Ausſpruchs, aber 
grundſätzlich nur wirkend unter den Beteiligten. 
Sie der Allgemeinheit gegenüber gelten zu laſſen, 
iſt nicht nur unnötig — denn wer Wert darauf 
legt, über eine zweifelhafte Frage Gewißheit zu 
erlangen, mag ſelbſt die Anfrage ſtellen oder einem 
eben ſchwebenden Anfrageverfahren beitreten — 
ſondern auch fehlgehend. Wenn zwiſchen A und B 
ſtreitig iſt, ob ihr Kaufvertrag unwirkſam iſt, jo 
iſt nicht erſichtlich, wie ein hierüber ergehender 
Ausſpruch gegenüber einem an dem Verfahren 
unbeteiligten C wirken ſollte, für deſſen eigene 
Rechtsbeziehung zu A oder B das Beſtehen jenes 
Vertrages von Bedeutung iſt. Das waͤre bei un⸗ 
ſeren Verfahren nicht in höherem Grade begründet 
als beim ordentlichen Rechtsſtreit. ' 

Die Rechtskraft freilich, wie ich ſie fordere, 
würde nur eintreten vorbehaltlich der den Be⸗ 
teiligten eingeraͤumten Möglichkeit, einen ihnen 
ungünſtigen Ausſpruch alsbald im Wege des 
ordentlichen Verfahrens zu Fall zu bringen. 

Da ich mir das Verfahren als eine Einrich- 
tung der nichtſtreitigen Rechtspflege geſtaltet denke, 
würde der Grundſatz der Oeffentlichkeit nicht gelten. 

(Schluß folgt). 


Vohnuugsnot und Zwangsmiete in Bayern. 
Bon Rechtsanwalt Dr. Waſſertrüdinger in Nürnberg. 


Die Bayeriſche Regierung hat am 22. Nov. 
1918 eine VO. betr. Maßnahmen gegen Wohnungs: 
mangel und Obdachloſigkeit (GVBl. 1244) (Bayer. 
Wohnungsnotverordnung = Bayer. WNV. J, ferner 
am 29. April 1919 eine im „Freiſtaat“ veröffent⸗ 
lichte VO. betr. Bekaͤmpfung der Wohnungsnot 
erlaſſen (Bayer. WRV. II), die Ziff. IA 3 der 
Bayer. WNB. erſetzt.!) Die Voten laſſen eine 


1) Eine Bek. des Miniſteriums für ſoziale Für⸗ 
ſorge vom 18. März 1919 betr. Maßnahmen gegen den 
Wohnungsmangel, Bayer. Staatsanz. Nr. 74, iſt jetzt im 
weſentlichen gegenſtandslos. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 16 u. 17. 


zwangsweiſe Einmietung obdachloſer Perſonen in 
benützten und unbenützten Wohnungen zu. Sie 
ſehen davon ab, anzugeben, auf welcher Rechts⸗ 
grundlage fie beruhen. Vorſchriften über Maß⸗ 
nahmen gegen Wohnungsmangel find bereits am 
23. Sept. 1918 durch den Bundesrat ergangen 
(RGBl. 1146), (Reichswohnungsnotverordnung = 
RWND.); hier iſt eine Zwangsmiete für unbe⸗ 
nützte, nicht aber für benützte Wohnungen vor⸗ 
geſehen; die Landeszentralbehörde kann die Ge⸗ 
meinden, in denen ein Einigungsamt errichtet iſt, 
ermächtigen, dem Verfügungsberechtigten für eine 
unbenützte Wohnung oder für andere unbenüßte 
Räume, die zu Wohnzwecken geeignet find, einen 
Wohnungſuchenden zu bezeichnen. Dies geſchah 
durch Bek. des Staatsminiſteriums des Innern 
vom 28. Sept. 1918, Bayer. Staatsanz. Nr. 228. 
Durch den 89 iſt der Landeszentralbehörde die 
Befugnis erteilt worden, mit Zuſtimmung des 
Reichskanzlers die Gemeindebehörde auch zu an⸗ 
deren als den dort bezeichneten Anordnungen zu 
ermächtigen, wenn ſich im Gemeindebezirk nach 
dem Ermeſſen der Zentralbehörde infolge beſonders 
ſtarken Mangels an Wohnungen außergewöhnliche 
Mißfſtände geltend machen. Die Zuſtimmung des 
Reichskanzlers konnte die Bayer. Regierung am 
22. November nicht mehr erholen. Es wurden 
zwär noch nach Ausbruch der Revolution Anord⸗ 
nungen im Namen des Reichskanzlers erlaſſen, 
zuletzt am 27. Nov. 1918 (RGBl. 1388). Ein 
Träger des Amtes war aber nicht mehr vorhanden. 
An der Spitze des Reiches ſtand der Rat der 
Volksbeauftragten; der letzte Reichskanzler Prinz 
Max von Baden hatte ſein Amt niedergelegt und 
die Geſchaͤfte auf Ebert übertragen, dieſer war 
aber nie zum Reichskanzler ernannt worden (vgl. 
Waldecker. JW. 1918, 746). Es war jedoch un⸗ 
bedingt erforderlich, Vorkehrungen zur Bekaͤmpfung 
der Wohnungsnot zu treffen, die infolge der in 
Gang gekommenen Demobiliſierung gewaltig zu 
ſteigen drohte. So ſah man ſich genötigt, ſelb⸗ 
ſtändig vorzugehen und die für nötig erachteten 
Anordnungen zu erlaſſen. Teilweiſe hat man mit 
der Bayer. WNV. J allerdings einen unnötigen 
Umweg eingeſchlagen; 88 RW. gibt den Landes⸗ 
zentralbehörden die Befugnis, Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen zu erlaſſen; ſoweit unbenützte Wohnungen 
in Frage kommen, hätte anſtatt einer Verordnung 
der Geſamtregierung eine Ausführungsbeſtimmung 


des zuſtändigen Miniſteriums des Innern zu 84 


der RWNV. genügt; dies ſcheint überſehen worden 
zu fein. Die Bayer. WNV. I ift ein Stück 
Revolutionsgeſetzgebung; ihre Rechtmäßigkeit grün: 
det ſich lediglich auf die Tatſache, daß ſie von der 
die Gewalt ausübenden Regierung ſtammt. Die 
Verordnung iſt „zur Behebung der Wohnungsnot 
in der Demobilmachungszeit“ erlaſſen worden. 
Damit iſt nur der Anlaß und Zweck angegeben, 
aber nicht eine Beſchränkung der Geltungsdauer 
auf die Zeit der Demobilmachung verfügt worden; 
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für das Außerkraſttreten iſt daher wieder eine be⸗ 
ſondere geſetzgeberiſche Maßnahme erforderlich. 
Die Bayer. WV. II beruht auf 88 1 Z. 7, 2 
des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. Marz 1919, 
GVBl. 112.) Die Anordnung iſt ergangen „für 
die Zeit der Wohnungsnot“; hiervon iſt das gleiche 
wie bei der entſprechenden Beſtimmung in der 
Bayer. WRV. zu Jagen. 

54 der RW NV. und § 2 der Bayer. WNV. II 
geſtatten den Gemeindebehörden (Ortspolizei⸗ 
behörden), obdachloſe Perſonen in anderen Woh⸗ 
nungen unterzubringen. Die RW. beſchränkt 
ihre Vorſchriften auf unbenützte Wohnungen; 8 2 
der Bayer. WRV. II verlangt, daß alle nicht zur 
5 Unterbringung der Haushaltange⸗ 
hörigen und für deren Berufstätigkeit erforder⸗ 
lichen Räume gegen angemeſſene Vergütung zur 
Verfügung zu ſtellen ſind; das kann ſich nur auf 
benützte Wohnungen beziehen, da nach 8 7 der 
Bayer. WNV. II nur Ziff. IA 3 der Bayer. WRV. I 
aufgehoben worden iſt, der ebenfalls nur für be⸗ 
nützte Wohnungen gegolten hat, nicht aber auch 
die für unbenützte Wohnungen beſtimmte Ziffer 1A 1, 
für die fie teilweiſe 84 RWNB. als anwendbar 
erklärt. Mithin iſt die Rechtslage jetzt ſo, daß 
bei unbenützten Wohnungen 84 RWND. und die 
Bayer. WRV. I, bei benützten Wohnungen die 
Bayer. WNB. II anzuwenden iſt. 


Den 9 Wohnungen ſtehen nach Ziff. IA 1 
Bayer. WRV. 1 Wohnungen gleich, die baupolizei⸗ 
lich als Wohnräume genehmigt find, zurzeit aber 
zu anderen Zwecken verwendet werden, ſowie Wohn⸗ 
räume, deren Inhaber noch über eine andere Woh⸗ 
nung, wenn auch in einer anderen Gemeinde ver⸗ 
fügen; dieſe unbenützten und die ihnen gleichge⸗ 
ſtellten Räume find auf Verlangen der Gemeinde: 
behörde zu räumen; durch dieſe Erweiterung des 
Begriffes der unbenützten Wohnungen geht die 
Bayer. WRV. J über die RWNV. hinaus. In beiden 
Fällen wird von der Gemeindebehörde dem über 
die Wohnung Verfügungsberechtigten ein Woh⸗ 
nungſuchender bezeichnet. Gegen die Aufforderung 
zur Ueberlaſſung können bei unbenützten Woh⸗ 
nungen der Vermieter und Mieter unverzüglich 
nach ihrem Eingang das Mieteinigungsamt an⸗ 
rufen, das die Aufforderung für unwirkſam er⸗ 
klären oder beſondere Bedingungen feſtſetzen kann; 
es kann auch anordnen, daß die Gemeinde als 
Mieter gilt und die Mietraͤume weiter vermieten 
darf (S 4 RWNMV. IA 1 V, Bayer. WNV. J). Bei 
benützten Wohnungen ſind die Entſcheidungen der 
Ortspolizeibehörden über die Inanſpruchnahme von 
Wohnungen ſofort vollziehbar. Sie können ihre 


2) Darnach iſt die Regierung ermächtigt, für die 
Durchführung weiterer Maßnahmen zur Behebung 
der Wohnungsnot Geſetze und Verordnungen zu er- 
laſſen. Der bisherige ſtaatsrechtliche Unterſchied zwiſchen 
Geſetz und Verordnung iſt, ſolange das Ermächtigungs⸗ 
geſetz gilt, naturgemäß durch die Uebertragung des 
Geſetzgebungsrechtes an die Regierung verwiſcht. 


ı 


Befugniſſe auch einer gemeindlichen Stelle, Woh⸗ 
nungsamt, Wohnungsinſpektor, Mieteinigungsamt 
oder deſſen Vorfitzenden übertragen und haben 
Mitglieder oder Vertreter der örtlichen Arbeiler⸗ 
und Bauernräte beizuziehen. Beſchwerden find 
zuläſſig, aber ohne aufſchiebende Wirkung. Sie 
ſind, wenn die Entſcheidung durch eine von der 
Ortspolizeibehörde bezeichnete Stelle ausgegangen 
iſt, zunaͤchſt von den Magiſtraten oder Gemeinde⸗ 
ausſchüſſen (Stadtrat oder Gemeinderat nach Art. 6 
des Geſetzes betr. die Selbſtverwaltung vom 22. Mai 
1919) zu würdigen; im übrigen gelten die all⸗ 
gemeinen Beſtimmungen, die Beſchwerde richtet 
ſich daher an die . Gemeindeaufſichts⸗ 
behörde ($ 4 Bayer. WNV. II, Ziff. 4 der Voll⸗ 
zugsbek. des Miniſteriums für ſoziale Fürſorge). 

Zwiſchen dem Wohnungsinhaber, wie kurz der⸗ 
jenige genannt werden ſoll, der den Wohnung⸗ 
ſuchenden aufzunehmen hat, und dieſem letzteren, 
dem Zwangsmieter, muß ein Mietvertrag ge⸗ 
ſchloſſen werden; es beſteht zwiſchen ihnen nicht 
ein öffentlichrechtliches, der Einquartierung ähn⸗ 
liches Verhaltnis, ſondern das privatrechtliche Ver⸗ 
hältnis von Vermieter und Mieter; der Zuge⸗ 
wieſene kann verlangen, daß der Wohnungsinhaber 
mit ihm einen Mietvertrag abſchließt, der Inhalt 
muß aber erſt vereinbart werden; ſchriftliche Nieder⸗ 
legung iſt ſelbſtverſtändlich nur erforderlich, wenn 
er für längere Zeit als 1 Jahr abgeſchloſſen wird 
(8 566 BGB.). 

Wie ſteht es aber, wenn ſich die Beteiligten 
nicht einigen können? Der Kontrahierungszwang 
beſteht zwar, aber es kann nicht im Zivilprozeß 
auf Eingehung des Vertrags geklagt werden. 
Vielmehr iſt eine neuartige, der Sachlage ange⸗ 
paßte Regelung getroffen worden. Für unbenüßte 
und ihnen gleichgeſtellte Wohnungen gilt $ 4 der 
RW. teils unmittelbar, teils entſprechend. Hier⸗ 
nach fetzt auf Anrufen der Gemeindebehörde das 
Einigungsamt einen Mietvertrag feſt, falls für 
den Verfügungsberechtigten kein unverhältniss 
mäßiger Nachteil zu beſorgen iſt. Formell iſt 
die Faſſung unrichtig. Vertrag iſt Willenseinigung 
über Rechtsverhältniſſe. Ein Vertrag, der nicht 
durch die Parteien vereinbart, ſondern durch eine 
Behörde feſtgeſetzt wird, iſt begrifflich unmöglich. 
Trotzdem beſteht ein dem Mietvertragsverhältnis 
entſprechendes Verhältnis, das den Beſtimmungen 
des BGB. über die Miete unterliegt; der Rechts⸗ 
grund der Beziehungen liegt aber nicht im Willen 
der Parteien, ſondern in der Anordnung des 
Einigungsamtes. Die weitere Geſtaltung des 
Rechtsverhältniſſes ſteht den Parteien frei nach 
den feſtgeſetzten Bedingungen und dem bürgerlichen 
Recht; ſoweit über das Kündigungsrecht des Ver⸗ 
mieters nichts beſtimmt wurde, kann er es nur 
nach den Vorſchriften der MSchV. vom 23. Aug. 
1918 ausüben, in Bayern in Gemeinden, in 
denen ein Einigungsamt beſteht, alſo in allen 
Fällen nur mit deſſen vorheriger Zuſtimmung 
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(MSHB. 8 6, Bek. des Staatsminiſteriums d. J. 
vom 15. Okt. 1918, Bayer. Staatsanz. Nr. 241). 

Der Vertrag gilt als geſchlofſen, wenn der Woh⸗ 
nungſuchende nicht innerhalb einer vom Einigungs⸗ 
amt zu beſtimmenden Friſt bei dieſem Wider⸗ 
ſpruch erhebt (8 4 MSch V.). Dieſe Beſtimmung 
dürfte kaum praktiſche Bedeutung haben. Das 
Einigungsamt iſt zwar nicht verpflichtet, den 
Wohnungſuchenden vor Feſtſetzung der Bedingungen 
zu hören; dies iſt nur für den „Gegner“ des 
Vermieters vorgeſchrieben; als ſolcher iſt aber hier 
die Gemeinde zu betrachten, welche die Wohnung 
beanſprucht. Dagegen iſt er Beteiligter. Der 
Vorſitzende kann daher und wird zweckmäßiger⸗ 
weiſe immer anordnen, daß eine mündliche Ver⸗ 
handlung mit ihm und dem Wohnungsinhaber 
ſtattfindet und beide perſönlich zu erſcheinen haben 
(88 3, 4 der Anordnung für das Verfahren vor 
den Einigungsämtern vom 23. Sept. 1918, RGBl. 
1146). Iſt dies aber geſchehen und vom Miet⸗ 
einigungsamt die Entſcheidung getroffen worden, 
dann kann auch der Widerſpruch des Zwangs⸗ 
mieters nichts mehr an der Entſcheidung ändern; 
denn der Widerſpruch iſt an das gleiche Einigungs⸗ 
amt zu richten, das die erſte Entſcheidung gefällt 
hat, da es keine dem Einigungsamt inſtanziell 
übergeordnete Behörde gibt und ſeine Entſchei⸗ 
dungen unanfechtbar find ($ 6 RWNV., der ent: 
ſprechend gelten muß). Fraglich kann ſein, ob 
der Zwangsmieter, der mit dem Spruch des Eini⸗ 
gungsamtes nicht zufrieden ift, erklaren kann, daß 
er freiwillig auf die zugewieſene Wohnung ver⸗ 
zichtet. M. E. geht dies nicht an, da durch die 
wiederholte Beſchäftigung der Gemeinde mit dem 
gleichen Wohnungſuchenden für den gleichen Zeit⸗ 
raum eine unerträgliche Belaſtung für dieſe ent⸗ 
ſtehen wurde. 

Bei benützten Wohnungen ſetzt nach 88 2, 4 
WN. II mangels gütlicher Vereinbarung der Be: 
teiligten die Ortspolizeibehörde oder die von ihr 
damit betraute Stelle die Vergütung feſt. Während 
in AI, 3 Bayer. WN V. I auch eine Entſcheidung 
„über alle durch die Beſonderheit des Falles er⸗ 
forderlichen Punkte“ durch das Mieteinigungsamt 
vorgeſehen war, enthält die Bayer. WN. II nichts 
hierüber. Es ſind alſo im übrigen die Beſtim⸗ 
mungen des BGB. über den Mietvertrag anzu⸗ 
wenden, vielleicht nicht immer zur vollen Befriedigung 
des Wohnungsinhabers. Bezüglich der Anfecht⸗ 
barkeit der Entſcheidung und des Kündigungsrechts 
gilt das oben bei der Inanſpruchnahme benützter 
Wohnungen Geſagte entſprechend. Unberührt 
bleiben natürlich auch alle ſonſtigen das Mietver⸗ 
hältnis betreffenden reichsrechtlichen Vorſchriften. 
Soweit adminiſtrativer Zwangsvollzug zur Durch⸗ 
ſetzung der Ueberlaſſung der Wohnungen erforder⸗ 
lich iſt, kommt für unbenützte Wohnungen als an⸗ 
wendbar Art. 21 PStGB. in Betracht, der die 
Geſetze betrifft, deren Uebertretung nicht mit Strafe 
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NV. gilt nicht für die Zwangsmiete nach 8 4. 
Dagegen ſind Zuwiderhandlungen gegen die Bayer. 
WMV. II nach deren 8 6 mit Geldſtrafe bis zu 
10 000 M oder mit Gefängnisſtrafe bis zu 1 Jahr 
bedroht. Daher gilt bei benützten Wohnungen 
Art. 20 PStGB. 

Nach A 14 der Bayer. WN V.! find Hausbeſitzer 
und deren Vertreter auch verpflichtet, leerſtehende 
oder durch Einwirkung der Gemeindebehörde frei⸗ 
gemachte Wohnungen erforderlichenfalls bewohnbar 
herzurichten; wenn es ſich um unbenützte Wohnungen 
handelt, die von der Gemeinde geteilt in Anſpruch 
genommen werden, hat der Hausbeſitzer auf Grund 
der Ziff. 3 Bek. des Miniſteriums für ſoziale Für⸗ 
ſorge vom 18. März 1919, Staatsanz. Nr. 74 
die hierzu erforderlichen baulichen Arbeiten nur 
ausführen zu laſſen, wenn ſie geringeren Umfanges 
ſind. Im Falle unbegründeter Weigerung iſt die 
Gemeindebehörde berechtigt, die erforderlichen Her⸗ 
richtungsarbeiten auf Koſten des Hausbeſitzers vor⸗ 
nehmen zu laſſen. Auf Anrufen des Hausbefitzers 
entſcheidet über die Verpflichtung zur Herrichtung 
oder Koſtenzahlung das Mieteinigungsamt. Dieſe 
Entſcheidung wird auch erforderlich ſein, ſoweit es 
ſich um Deckung der Koſten im Falle der eben 
angeführten Bekanntmachung vom 18. März 1919 
handelt; daß die Gemeindebehörde hier ausdrücklich 
für berechtigt erklärt wird, den Mietzins zur 
Koſtendeckung in Anſpruch zu nehmen, ſoll wohl 
nicht heißen, daß ſie mit ihrem Erſatzanſpruch 
hierauf beſchraͤnkt iſt. Die Beſtimmung iſt aller⸗ 
dings überflüſſig. 

Die Gemeindebehörde iſt hiernach zum Ein⸗ 
greifen an Stelle des Hausbeſitzers berechtigt 

1. wenn er ſich zwar weigert, die erforderlichen 
Arbeiten vornehmen zu laſſen, das Einigungs⸗ 
amt aber nicht anruft, 

2. wenn das von ihm angerufene Einigungsamt 
ſeine Weigerung für nicht berechtigt erklärt hat. 

Die von der Gemeindebehörde beanſpruchte 
Herrichtung der Wohnung iſt eine dem Verpflichteten 
im öffentlichen Intereſſe auferlegte Laſt; wenn die 
Gemeindebehörde zu ihrer Erfüllung an Stelle des 
Eigentümers oder ſeines Vertreters die Herrichtung 
übernimmt, ſind die dadurch entſtehenden Rechts⸗ 
beziehungen nach den Beſtimmungen über auftrag⸗ 
loſe Geſchäftsführung zu beurteilen (8 679 8689 
Dies hat zur Folge, daß die Gemeinde, wie die 
Bayer. WRV. auch ausdrücklich ausſpricht, Erſatz 
ihrer Aufwendungen verlangen darf (88 683, 670), 
daß fie aber auch andererſeits zur Rechenſchaſts⸗ 
legung verpflichtet iſt (SS 681, 666). Es genügt 
alſo nicht, daß fie ihre Auslagen in einem Pauſchal⸗ 
betrag bekannt gibt, ſondern fie hat eine Aufſtellung 
ihrer einzelnen Aufwendungen zu erteilen. 

Zur Durchſetzung des Erſatzanſpruches, deſſen 
Nichterfüllung nicht mit Strafe bedroht iſt, kann 
ſich die Gemeindebehörde des adminiſtrativen Zwangs⸗ 
vollzugs nach Art. 21, 22 PStG B. bedienen (Art. 99, 


bedroht iſt. Die Strafdrohung des 8 10 NW: | 143 rechtsrh. Gem O., Art. 77 PfälzGem .); Ein: 
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wendungen, welche die Höhe der Forderung be⸗ 
treffen, ſind von dem Verpflichteten durch Beſchwerde 
bei der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde geltend 
zu machen (Art. 7 II AG. ZPO.). 

Das Ueber⸗ und Ineinandergreifen reichs⸗ und 
landesgeſetzlicher Vorſchriſten ſowie die ſchlechte 
Faſſung der Verordnungen machen den Rechts⸗ 
zuſtand höchſt unklar. Im vorſtehenden wurden 
nur einige Punkte herausgegriffen, die zu einer 
rechtlichen Betrachtung Anlaß gaben. Es wäre 
dringend zu wünſchen, daß in einer Verordnung 
oder Bekanntmachung die jetzt geltenden Beſtim⸗ 
mungen überſichtlich zuſammengeſtellt würden. 


Die zmmunität der Landtags⸗Abgeord neten. 


Von Rechtsanwalt Dr. Werner Mäller in München. 


Während der politiſchen Wirren der letztver⸗ 
floſſenen Wochen wurden Reichstags⸗ und Land⸗ 
tagsabgeordnete mehrfach in Haft genommen. 
Während die Grundlagen für die Immunitätsrechte 
der Reichstagsabgeordneten eindeutig geregelt ſind, 
gibt das neueſte bayeriſche Verfaſſungsrecht hinſicht⸗ 
lich des Rechtsſchutzes der Landtagsabgeordneten 
mindeſtens für die Dauer des Kriegszuſtandes zu 
Zweifeln Anlaß. Trotzdem laßt ſich für die Ver⸗ 
gangenheit ebenſo wie für die Gegenwart einheitlich 
entſcheiden: Die Verhaſtung eines Reichstagsab⸗ 
geordneten in Bayern oder eines bayeriſchen Land⸗ 
tagsabgeordneten iſt auch nach Verhängung des 
Kriegszuſtandsrechtes oder des Standrechtes rechts⸗ 
widrig, wenn nicht beſtimmte und in den Geſetzen 
genau umſchriebene Tatbeſtände ſie ausdrücklich 
geſtatten. 

Kein Mitglied des Reichstages kann ohne Ge⸗ 
nehmigung des Reichstages wegen einer mit Strafe 
bedrohten Handlung während der Sitzungsperiode 
zur Unterſuchung gezogen oder verhaftet werden, 
außer wenn es bei Ausübung der Tat oder im 
Laufe des näaͤchſtfolgenden Tages ergriffen wird 
(DRV. Art. 31). 

Für die bayeriſchen Landtagsabgeordneten war 
bis zum Inkrafttreten des Immunitäaͤtsgeſetzes vom 
6. Juni 1908 rechtens, daß kein Mitglied der 
Ständeverſammlung während der Dauer der 
Sitzungen ohne Einwilligung der betreffenden 
Kammer zu Verhaft gebracht werden durfte, den 
Fall der Ergreifung auf friſcher Tat bei begangenem 
Verbrechen ausgenommen (Verflurk. Tit. VIIS 26). 
Damit war die Einleitung von Unterſuchungen 
gegenüber Landtagsabgeordneten zugelaſſen. Die 
Verfaſſung ſelbſt war dem Beiſpiel der franzöſiſchen 
Verfaſſung vom 3. September 1791, tit. III, 
chap. 1 sect. V 8 und der Charte vom 4. Juni 
1814 88 34, 51, 52 gefolgt. VerflUrk. Tit. VII 
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9. Auguſt 1908 für die Dauer der Tagung der 
Ausſchüſſe für die Steuergeſetzgebung auch auf die 
Präfidenten und die übrigen Mitglieder der Direk⸗ 
torien beider Kammern ausgedehnt wurden. 

Nach dem Inkrafttreten des Immunitätsgeſetzes 
iſt die Zeit vor Inkrafttreten des vorläufigen Staats⸗ 
grundgeſetzes und die Zeit nach deſſen Inkrafttreten 
zu ſcheiden. N 

a) Vor Inkrafttreten des Staatsgrundgeſetzes: 
Gegen keinen bayeriſchen Landtagsabgeordneten 
kann während der Verſammlung des Landtags in 
ordentlicher oder außerordentlicher Tagung ohne 
Einwilligung des Landtags eine Strafverfolgung 
eingeleitet oder fortgeſetzt oder eine Haft vollzogen 
werden, außer wenn er bei Beginn der Tagung 
verhaftet war oder bei Ausübung der Tat oder 
im Laufe des näͤchſten Tages ergriffen wurde 
(Verflirk. Tit. VII 8 26; Immunitäaͤtsgeſetz vom 
6. Juni 1908; EG. StPO. 8 6 II Ziff. 1; vgl. 
Staatsgrundgeſetz vom 7. Marz 1919; Uebergangs⸗ 
geſetz vom 28. März 1919 8 1). 

Jeder auch unter der Herrſchaft des Kriegs⸗ 
zuſtandsrechts oder Standrechts und zu Recht auf 
handhafter Tat verhaftete oder bei Beginn der 
Tagung verhaftet geweſene Reichstagsabgeordnete 
in Bayern oder bayeriſche Landtagsabgeordnete 
muß auf Anforderung des Reichstags oder des 
Landtags für die Dauer der Tagung aus der Haft 
entlaſſen werden (DAB. Art. 31 III, Berfükf. 
Tit. VII 8 26, Immunitätsgeſetz vom 17. März 
1919, vgl. Uebergangsgeſetz vom 28. März 19 19 81). 

b) Nach dem Inkraſttreten des Staatsgrund⸗ 
geſetzes: Durch das Staatsgrundgeſetz vom 17. März 
1919 und das Uebergangsgeſetz vom 28. März 
1919 find die Rechtsgarantien der Immunität 
erweitert worden. Die Immunität iſt aus einer 
zugeſtandenen zu einer jelbftverftärfdlichen Eigenſchaft 
geworden. 

Die Wahl der Staatsangehörigen begründet 
für den Gewählten das ſubjektive öffentliche Recht 
als Gewählter im öffentlichen Intereſſe tätig zu 
ſein innerhalb der Körperſchaft, zu welcher er 
gewählt wurde, das Recht als Organ des Staates 
aufzutreten. Damit dem Gewählten die Aus⸗ 
übung dieſer Tätigkeit unter allen Umſtänden 
möglich iſt, muß der Staat ihm einerſeits erhöhten 
Rechtsſchutz gewähren, andererſeits ihm gegenüber 
ſeine Befugniſſe einſchränken. Dieſe Einſchraͤnkung 
der ſtaatlichen Befugniſſe geſchieht aber nicht um 
des Einzelnen willen in ſeiner Eigenſchaft als 
Abgeordneter ſondern um der Körperſchaft willen, 
die in ihrer geſetzlichen Vollſtändigkeit erhalten 
bleiben muß. 

Der Anſpruch auf erhöhten Rechtsſchutz um 
der Abgeordneleneigenſchaft willen ift ein Ausfluß 
des Rechts des Gewählten auf Tätigkeit innerhalb 
der Körperſchaft. Der Anſpruch des Landtags 


8 26 iſt abgeändert durch das Geſetz vom 6. Juli auf Freiheit ſeines Mitgliedes von Strafverfolgung 
1908, deſſen Beſtimmungen durch Geſetz vom | während beſtimmter Zeit iſt ein Ausfluß aus dem 
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Anſpruch dieſer Körperſchaft auf Tätigkeit im Staat Dieſes Organ war der Landtag, wobei ſich aus 


als mit Organrechten begabte Körperſchaft. 

Die dem Abgeordneten zugebilligte Immunität 
auf dem Gebiet des Strafrechts und des Straf⸗ 
vollzugsrechts bedeutet allgemein eine Rechts⸗ 
mehrung um ſeiner Abgeordneteneigenſchaft willen 
und ſeiner körperſchaftlichen Zugehörigkeit zum 
Reichstag oder Landtag und damit eine Erhebung 
über die anderen Volksgenoſſen. Dieſe Mehrung 
ſteht aber in ihren ſaͤmtlichen Aeußerungen und 
Befugniſſen nur der Körperſchaft als ſolcher zu in 
Geſtalt einer dem Staat gegenüber durchzuſetzenden 
Möglichkeit; in ihrem Ergebnis kommt ſie zwar 
dem einzelnen Mitglied zugut; den Charakter eines 
ſubjektiven öffentlichen Rechts hat fie aber, ſoweit 
der einzelne Abgeordnete in Betracht kommt, nur 
in der Art, daß er ein ſubjektives öffentliches Recht 
hat auf Unterbleiben von Strafverfolgung oder 
Haftvollzug während beſtimmter Zeiten oder unter 
beſtimmten Vorausſetzungen; das der Körperſchaft 
eingeräumte Recht beſteht darin, daß fie, den 


Sonderfall der Verhaftung eines Mitglieds auf 


handhafter Tat miteingerechnet, auch gegen den 
Willen dieſes Mitglieds deſſen Enthaftung durch⸗ 
ſetzen kann, und daß ſie Anſpruch hat auf Entlaſſung 
des einzelnen Abgeordneten aus der Straſfvoll⸗ 
ſtreckung. 

Dieſe Mehrung bleibt als ſubjektives öffent⸗ 
liches Recht der Körperſchaft und des einzelnen 
Abgeordneten auch dann erhalten, wenn durch das 
Kriegszuſtandsrecht typiſche Staatsbürgerrechte des 
Wählers und des Gewählten unter der Einwirkung 
der Gewalt des militäriſchen Befehlshabers eine 
gleichmäßige Einengung erfahren; das Standrecht 
berührt dieſe Eigenſchaften überhaupt nicht, denn 
es trifft nur Verfahrensvorſchriften. 

Die von der offiziellen bayeriſchen Staatsrechts⸗ 
lehre unter der Monarchie vertretene Herrſcher⸗ 
theorie konnte die Rechtsſtellung der Kammern 
als Staatsorgane nur bedingt anerkennen; der vom 
Monarchen einberufene, vertagte und geſchloſſene 
Landtag war „ein Staatsorgan, das dem König 
in den geſetzlich vorgeſehenen Fallen bei Ausübung 
der Staatsgewalt zur Seite ſtand, aber kein Staats⸗ 
organ neben dem König ſondern unter ihm“. Der 
Landtag und die ſtändigen Ausſchüſſe waren immun, 
nur ſolange ſie als Plenum mit dem Willen oder 
als interſeſſioneller Ausſchuß mit dem fingierten 
Willen des Monarchen verſammelt waren. Der 
Landtag wurde durch Willensakt des Königs in 
Tätigkeit und außer Tatigkeit geſetzt. Auch dem 
Landtag gegenüber war der König Herrſcher. 

Der Monarch konnte als kein Organ des Staats 
betrachtet werden; er ſtand als Herrſcher, als Sou⸗ 
verän über ihm; in ihm wurde die geſamte Staats⸗ 
gewalt zuſammengefaßt, die nur ſich ſelbſt be⸗ 
ſchräͤnken kann, indem fie ſich für beſtimmte Staats⸗ 
geſchäfte an die Zuſtimmung eines Organs bindet, 
in welchem die allgemeinen Intereſſen, das heißt 
die Intereſſen der Untertanen zum Ausdruck kommen. 


der Natur der Dinge ergab, daß dieſes Organ 


innerhalb ſeines Wirkungskreiſes der Krone nicht 
nur zuſtimmend ſondern auch beratend zur Seite 
ſtand. Er hatte die Intereſſen des Volks dem 
König gegenüber zu Geltung und Ausdruck zu 
bringen. 

Der Monarch war alſo der Träger der Staats⸗ 
gewalt; ihm trat auf Grund ſeines in der Ver⸗ 
faſſung geäußerten Willens der Landtag beſchränkend 
zur Seite. Er hatte aber keine Vermutung der 
Zuſtändigkeit für ſich; ſondern mußte ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit durch eine Rechtsvorſchrift dartun können. 
Das Umgekehrte galt für den König; der König 
war in Ausübung der Staatsgewalt unbeſchränkt, 
ſoweit nicht eine beſchränkende Rechtsvorſchriſt nach⸗ 
zuweiſen war (Prot KdR. 1907/08 Beil. Bd. II 
S. 421 und Sten B. S. 464; ſowie der gegen: 
ſaͤtzliche Wortlaut von DRV. Art. 31 und Im⸗ 
munitätsgeſetz vom 6. Juli 1908; Verflrk. Tit. VII 
98 22, 23, 31; Art. 13 Geſetz über den Geſchäfts⸗ 
gang des Landtags vom 19. Januar 1872. Seydel 
8 14 und 88 46 f.). Die Anſicht Seydels „ein 
ſtaatsrechtliches Verhältnis zwiſchen Volk und Land⸗ 
tag beſteht nicht. Der Landtag iſt keine Ver⸗ 
tretung, ſeine Mitglieder ſind keine Vertreter des 
Volks im Rechtsſinn“ iſt von Piloty dahin ab⸗ 
gemildert, daß man ſich den Landtag als Organ 
eines eigenen Mitgliederwillens und als Vertreter 
des Volkswillens vorzuſtellen habe. 

Das Staatsgrundgeſetz ſtellt feſt: 

1. Das Volk als Inhaber der höchſten Ge⸗ 
walt des bayeriſchen Staates äußert ſeinen Willen 
durch die auf der Verfaſſung beruhenden Organe, 
durch die Wahlen und die von der Verfaſſung 
vorgeſehenen Abſtimmungen der Staatsbürger. Der 
durch Wahlen der Staatsbürger gebildete Landtag 
übt die geſetzgebende Gewalt aus, gegen deren 
Beſchlüſſe das Geſamtminiſterium die Volksab⸗ 
ſtimmung anrufen kann, und je nach deren Er⸗ 
gebnis entweder der Landtag aufgelöſt iſt, ſo daß 
dem Miniſterium nur die urkundliche Ausfertigung 
und die Verkündung der Landtagsauflöſung erübrigt, 
oder das Geſamtminiſterium abgerufen iſt. 

2. Das die oberſte vollziehende Gewalt aus⸗ 
übende Geſamtminiſterium wird gebildet aus dem 
vom Landtag gewählten Vorſitzenden des Geſamt⸗ 
miniſteriums und den von dieſem berufenen und 
dem Landtag verantwortlichen übrigen Miniſtern, 
die das Vertrauen des Landtags beſitzen müſſen. 

Damit iſt die Souveränität des Landtags 
ſeſtgelegt in Geſtalt der Fiktion der Vertretung 
des Volks, das Inhaber der höchſten Gewalt iſt; 
ſie iſt in der Befugnis des Landtags verankert, 
den Vorſitzenden des Geſamtminiſteriums zu 
wählen und mit ſeinem Vertrauen die von dieſem 
gewählten Miniſter beſonders zu billigen. 

Dieſe Fiktion im Spezialfalle zu erhärten oder 
zu entkräften dient die Volksabſtimmung. Das 
Geſamtminiſterium tritt damit dem mit der Geſetz⸗ 
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gebungsbefugnis ausgeſtatteten Landtag beſchränkend 
an die Seite, inſoweit ihm das Recht eingeräumt 
iſt in beſonderen Fällen im Rahmen des 8 7 des 
vorläufigen Grundgeſetzes die Uebereinſtimmung 
zwiſchen dem Volk als dem höchſten Trager der 
Staatsgewalt und dem Landtag als Inhaber der 


geſetzgebenden Gewalt zu erproben; die oberſte voll⸗ 


ziehende Gewalt ſteht ihm allein zu. 

Das Geſamtminiſterium hat damit in der 
Geſetzgebung keine Sanktionsbefugnis, ſondern nur 
ein Fragerecht für den Fall, daß ein Landtags⸗ 
beſchluß mit einer Beſtimmung des vorläufigen 
Staatsgrundgeſetzes in wirklichem oder vermeint⸗ 
lichem Widerſpruch ſteht. Damit obliegt ihm die 
Pflicht der Nachprüfung in Verfaſſungsfragen 
dahin, ob die dem Landtag zuſtehende Geſetzes⸗ 
gebungsbefugnis im Einklang mit dem im Grund: 
geſetz niedergelegten Volkswillen jeweils gebraucht 
wurde. Das Geſamtminiſterium hat das allge⸗ 
meine Intereſſe an der Verfaſſung, d. h. das Ge⸗ 
ſamtintereſſe des ſouveraͤnen Volks gegenüber dem 
Landtag in der Form zu vertreten, daß es dem 
geſamten Volk die Frage vorlegt, ob es ſein eigenes 
Intereſſe anders wahren will, als es durch ſeinen 
Vertreter wahrgenommen wurde. 

Solange und ſoweit der Landtag ohne Wider⸗ 
ſpruch mit dem Staatsgrundgeſetz oder in Gegen: 
ftänden, die ſich auf das Staatsgrundgeſetz nicht 
beziehen, Beſchlüſſe faßt, iſt er unbeſchränkt und 
unbeſchränkbar. Dem Geſamtminiſterium iſt in 
Ausübung der ihm gegebenen Befugnis die Volks⸗ 
ſouveränität auch nicht delegiert, denn es ſchafft 
nur die formalen Vorausſetzungen für die Kund⸗ 
gebung des unmittelbaren Volkswillens. Es ſetzt 
die hierher treffenden Handlungen zwar auf Grund 
einer ihm als Organ eingeräumten Befugnis aber 
nicht aus eigenem Recht, von dem es nach Be⸗ 
lieben Gebrauch machen kann. 

Der Grundſatz der Unbeſchränkbarkeit und Un⸗ 
teilbarkeit der Souveränität ſichert dem Landtag 
vom Abſchluß der Wahlen bis zum Ablauf der 
Legislaturperiode oder ſeiner Auflöſung die Prä- 
rogative des Monarchen entſprechend der Verflurk. 
Tit. II g 1 in der Verdünnung und dürftigeren 
Sprache der modernen Geſetzgebung (8 1 und 4 
des Grundgeſetzes) dahin, daß durch die Wahlen 
der Staatsbürger die höchſte Gewalt, die beim 
Volk liegt, dem Landtag zukommt. 

Der Landtag wird vom Volk gewählt aber 
nicht vom Vorſitzenden des Geſamtminiſteriums 
einberufen oder verſammelt; er löſt ſich auf durch 
Ablauf der Legislaturperiode; ſeine Auflöſung 
wird im Falle ihm ungünſtiger Volksabſtimmung 
durch das Geſamtminiſterium urkundlich vollzogen. 

Das Immunitätsgeſetz vom 6. Juli 1908 legt 
ſich hiedurch aus dem vorläufigen Staatsgrund⸗ 
geſetz authentiſch dahin aus, 

1. daß gleichgültig, ob der gewählte Landtag 
augenblicklich verſammelt iſt oder nicht, jede 

Verhaftung eines Abgeordneten außer auf hand⸗ 


311 


hafter Tat oder mit Genehmigung des Land⸗ 
tags rechtswidrig iſt (Zuläſfſigkeit der Ver⸗ 
haftung auf handhafter Tat entſpricht jedoch 
nicht einer ſtaatsrechtlichen Denknotwendigkeit 
ſondern einer Anforderung der Selbſtzucht); 

2. daß der Begriff des verſammelten oder in 
außerordentlicher oder ordentlicher Tagung 
verſammelten Landtags durch das Staats⸗ 
grundgeſetz hinfällig geworden iſt; 

3. daß bis zum Erlaß einer neuen Verfaſſungs⸗ 
beſtimmung die Wahl zum Abgeordneten jede 
in Bayern gegen den nun Gewaͤhlten ange⸗ 
ordnete Verhaftung oder in der Vollſtreckung 
a Freiheitsſtrafe von ſelbſt unterbrochen 
wird. 


Kleine Mitteilungen. 


Der Rechtszug bei Beſchwerden gegen Polizeiver⸗ 
fügungen. Nach bayeriſchem Polizeirecht zerfallen die 
polizeilichen Anordnungen bekanntlich in allgemeine 
Anordnungen, die innerhalb ihres Geltungsgebietes 
für jedermann verbindlich find (Polizeiverordnungen), 
und in beſondere Anordnungen (Polizeiverfügungen), 
die von den Polizeibehörden innerhalb ihrer Zuſtändig⸗ 
keit an einzelne Perſonen und in beſtimmten Fällen 
erlaſſen werden (vgl. Riedel⸗Sutner Anm. 1 zu Art. 1 
P StGB.). Wer ſich durch Erlaſſung einer polizei⸗ 
lichen Anordnung für beſchwert erachtet, kann inner⸗ 
halb des für Verwaltungsſachen beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Rechtszuges hiegegen um Abhilfe nachſuchen 
(ſ. Art. 14 Abſ. 1 PStG B.). Die Beſchwerdebefugnis 
nach dieſer Vorſchrift beſteht nicht nur gegenüber 
Polizeiverordnungen, ſondern auch gegenüber Polizei⸗ 
verfügungen, wie bereits durch das Urteil des früheren 
Oberſten Gerichtshofes vom 19. Februar 1876 (Samml. 
Bd. 6 S. 68) außer Zweifel geſtellt worden iſt (ebenſo 
„Annalen des Deutſchen Reichs“ 1917 S. 737 und 
die dort Zitierten). 

Da die Ortspolizeibehörden hinſichtlich der Er⸗ 
laſſung ortspolizeilicher Vorſchriften (Polizeiverord⸗ 
nungen) nach Art. 6 PStGB. regelmäßig den Kreis⸗ 
regierungen unmittelbar untergeordnet ſind, ſo iſt eine 
Beſchwerde gegen eine ſolche ortspolizeiliche Vorſchrift 
an die Regierung (und nicht etwa an das Bezirksamt) 
ſelbſt dann zu richten, wenn es ſich um die Orts⸗ 
polizei einer mittelbaren Gemeinde handelt, vgl. 
Riedel⸗Sutner Anm. 3 zu Art. 14 PStGB. Dasſelbe 
Verhältnis ſoll nun nach der eben angeführten Stelle 
obwalten bezüglich derjenigen Polizeiverfügungen, 
deren Erlaß den Ortspolizeibehörden durch das Polizei⸗ 
ſtrafgeſetzbuch unmittelbar eingeräumt iſt, vgl. z. B. 
Art. 32 PStGB. in Verbindung mit 8 15 ZuſtVoO. 
vom 4. Januar 1872 (RBl. S. 25); auch ſolche 
Einze lanordnungen ſollen, falls fie von der Orts⸗ 
polizei einer mittelbaren Gemeinde erlaſſen werden, 
auf Beſchwerde nicht durch das Bezirksamt, ſondern 
nur durch die Kreisregierung außer Wirkſamkeit ge⸗ 
ſetzt werden können. 

Dieſer Anſicht kann nicht beigepflichtet werden. 
Sie ſtützt ſich offenſichtlich auf die Art. 6 und 14 des 
PStGBB; allein Art. 6 handelt lediglich von Orts⸗ 
oder diſtriktspolizeilichen Vorſchriften, alſo von all⸗ 
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gemeinverbindliden Normen und weiſt deren Voll⸗ 
ziehbarkeitserklärung den Kreisregierungen zu; auf 
Einzelverfügungen (vgl. Art. 1 Abſ. 3 PStGB.) be⸗ 
zieht er ſich nicht (BayObLG. Nr. 1, 50). Und wenn 
auch, wie oben dargelegt, Art. 14 PStGB, der von 
polizeilichen „Vorſchriften“ handelt, nicht nur die 
Polizeiverordnungen (f. Art. 1 Abſ. 1 PStGB.) 
im Auge hat, ſondern auch für polizeiliche Einzel⸗ 
verfügungen gilt, ſo kommt doch gegenüber dieſer 
allgemeinen Vorſchrift des PStGB. für die Beſchwerde⸗ 
einlegung gegen Einzelverfügungen der Orts polizei⸗ 


9 1 „ 1, Art. 156 Abſ. 3 rrh. GemO. 
behörden!) als lex specialis . 88 Abf. 3 pf. Ab 8 pf n 


zur Anwendung. Hiernach werden Beſchwerden gegen 
polizeiliche Verfügungen der Gemeindebehörden, die 
„in Handhabung und im Vollzuge des Geſetzes“ er⸗ 


Art. 92, 138 rrh. GemO. . 
laſſen werden (vgl. Att. 71 pf. Gem. ), „im vor⸗ 


geſchriebenen Inſtanzenzuge“ erledigt. Der 
Rechtszug aber iſt, da Art. 6 P StGB. hier aus⸗ 
ſcheidet (ſ. o.), folgender: Erſte Rechtsſtufe die Auf⸗ 
ſichtsbehörde der Gemeinde, alſo bei mittelbaren Ge⸗ 


. Art. 154 ff. erb. GemO. 
meinden das Bezirksamt (Art. 87 ff pf. Gen.) 1) zweite 


Inſtanz iſt die Kreisregierung, die der Oberauſſicht 
des Staatsminiſteriums des Innern unterſteht (vgl. 
Helmreich⸗Rock, Anm. 10 zu Art. 156 rrh. Gem O.). 
Es kann ſohin die Polizeiverfügung einer unmittel⸗ 
baren Gemeinde nicht ſofort durch die Kreisregierung, 
wie Riedel⸗Sutner a. a. O. meint, aufgehoben werden, 
vielmehr muß zunächſt das zur erſtinſtanziellen Ent⸗ 
ſcheidung berufene Bezirksamt über die Anfechtung 
der Polizeiverfügung entſcheiden. 
Regierungsaſſeſſor Dr. G. Ziegler in München. 


Die Fran als Bormund über Minderjährige. Mit 
der Einführung des BGB. iſt es grundſätzlich an⸗ 
erkannt, daß auch die Frauen zur Führung einer Vor⸗ 
mundſchaft fähig ſind, und zwar geſchah das mit der 
einzigen nicht gerade weſentlichen Beſchränkung, daß 
Ehefrauen ohne Zuſtimmung ihres Ehemannes im 
allgemeinen als Vormund nicht beſtellt werden ſollen. 
Dieſe Beſchränkung kommt nicht als weſentlich in 
Betracht, weil eine Beſtellung ohne Zuſtimmung des 
Ehemannes an ſich deshalb nicht ungültig iſt. 

Für das tägliche Leben und für die Praxis bei 
den Gerichten bedeutete der Grundſatz, Vormundſchaften 
auch durch Frauen führen zu laſſen, ein Novum, das 
keinen beſonderen Anklang fand, trotzdem die Reichs⸗ 
tagskommiſſion mit großer Mehrheit hiefür ſtimmte, 
es alſo auch ſchon vorher eine gewiſſe Volkstümlichkeit 
hatte. In den erſten 14 Jahren ſeit Beſtehen des 
BGB. wurde wohl die Mutter oder Großmutter des 
Mündels, wie auch nach früherem Rechte, als Vor⸗ 
münderin beſtellt; ſonſt gehörte aber die Frau als 
Vormünderin immer zu den Ausnahmen; eine Tatſache, 
die nicht allein in dem der Frau als ſolcher zuſtehenden 
Ablehnungsrecht ihren Grund finden konnte. 


) Für die Anfechtung von Einzelverfügungen der 
ſtaatlichen Diſtriktspolizei behörden, d. i. der 
Bezirksämter und der Pol.⸗Dir. München gilt mangels 
einſchlägiger Sonderbeſtimmungen Art. 14 P StGB. 
Dagegen findet für diſtrikts polizeiliche Verfügungen 


Art. 156 Abſ. 3 rrh. GemO. 
der unmittelbaren Städte Art. 88 Abf. 3 pf. Gemd, An⸗ 
wendung. 


) Vgl. auch Kahr, GemO. Bd. II S. 21. 
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Der Vormundſchaftsrichter kann auch heute immer 
noch die Erfahrung machen, daß in weiteren Kreiſen 
dieſe den Frauen vom Geſetze beſonders zugeſtandene 
Fähigkeit überhaupt unbekannt iſt. Vielfach haben ſich 
Frauenvereine bemüht, um die Aufſtellung von Frauen 
als Vormünder durchzuführen. Eine weſentliche Aen⸗ 
derung brachten aber erſt die durch den Krieg herbei⸗ 
geführten beſonderen Verhältniſſe mit ſich. Die Zahl 
der Männer, die zur Verfügung ſtanden, wurde immer 
geringer; viele Vormünder wurden zum Heere ein⸗ 
berufen und an die Front geſandt, und waren damit 
verhindert ihren Geſchäften als Vormünder nachzu⸗ 
gehen. Es lag nichts näher als in verſtärktem Maße 
als ehedem auch Frauen zu den Geſchäften als Vor⸗ 
mund heranzuziehen, ſei es nun daß Frauen häufiger 
wie früher als Vormünder aufgeſtellt wurden, ſei es 
daß ſie für das Mündel, deſſen Vormund im Felde 
ſtand, als Pflegerinnen verpflichtet wurden, ſei es daß 
ſie als Vollmachtträgerinnen die Geſchäfte des Vor⸗ 
mundes vertretungsweiſe führten. Bei dieſen Verhält⸗ 
niſſen mußte natürlich der Gedanke, bei der Auswahl 
des Vormundes befondere Rückſicht auf die Verhältniſſe 
der einzelnen Vormundſchaft zu nehmen, zurücktreten. 
Man griff eben hier wieder wie in ſo vielen anderen 
Fällen auch zum „Erſatzmittel“. Zum Teil blieb es 
allerdings beim Erſatz, auf der anderen Seite hat ſich 
aber bald herausgeſtellt, daß für beſondere Arten der 
Vormundſchaften der Frau entſchieden der Vorzug zu 
geben iſt. 

Der Gedanke, daß ſich die Frau der Bevormun⸗ 
dung des unehelichen Kindes in beſonderem Maße zu⸗ 
wendet, liegt nahe inſofern, als das weibliche Mitgefühl 
hier gerade Kindern entgegenkommen will, die ihren 
Müttern meiſt nur eine Laſt ſind und ſowohl ſelbſt 
wie ihre Mütter immer noch bei engherzigen Menſchen 
wegen ihrer Geburt einen Makel mit ſich tragen. 
Daß gerade dieſen Kindern wohlmeinende Frauen bei⸗ 
ſtehen ſollen, iſt nur zu begrüßen, ob aber dieſer Bei⸗ 
ſtand auch in ſeiner Wirkung den gewünſchten Zweck 
erreicht, erſcheint fraglich. Dem inneren Weſen der 
Frau entſpricht es, daß ſie ſich bei ihren Pflegebefohlenen 
hauptſächlich mit der Ernährung und Erziehung befaſſen 
will und für eine gute Pflege beſorgt iſt. Auf dieſem 
Gebiete genießt entſchieden auch die Frau den Vorzug 
vor dem Manne, der dieſen Fragen nicht allein un⸗ 
erfahren ſondern ſeinem Weſen nach auch hilflos 
gegenüberſteht. Beim unehelichen Kinde liegt auch 
hier der Schwerpunkt, aber dem Vormund ſteht ein 
Recht hier einzuwirken überhaupt nicht zu. Es iſt aus⸗ 
ſchließlich Sache der unehelichen Mutter, das Kind zu 
erziehen und zu beauſſichtigen. Sie allein iſt berechtigt, 
das Kind bei ſich in Pflege zu nehmen oder ander⸗ 
weitig feinen Aufenthalt zu beſtimmen. Auch die Auf 
gabe der Berufswahl ſteht ausſchließlich der Mutter 
zu. Inſoweit der Mutter ſelbſt die Sorge für die 
Perſon des Kindes zuſteht, hat der Vormund nur die 
rechtliche Stellung eines Beiſtandes, d. h. er hat die 
Mutter hiebei zu unterſtützen, zu überwachen und dem 
Vormundſchaftsgerichte jeden Fall unverzüglich anzu⸗ 
zeigen, in dem es zum Einſchreiten berufen iſt. Nur 
dann kann ein Vormund wirkſam eingreifen, wenn das 
Kind durch das Verhalten der Mutter körperlich, geiſtig 
oder ſittlich vernachläſſigt und gefährdet wird. In 
jenen größeren Städten, in denen beſonders ausge⸗ 
bildete, beruflich tätige Kinderpflegerinnen oder Waiſen⸗ 
pflegerinnen die Haltung der Kinder überwachen und 
alle jene Funktionen ausüben, die neben der Beſchaffung 
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der Unterhaltsmittel von der Vormünderin wahrge⸗ 
nommen werden könnten, entfällt für dieſe beim un⸗ 
ehelichen Kinde die Funktion der perſönlichen Jürſorge. 

Zu einer Betätigung auf dem ſpezifiſch der Frau 
zukommenden Gebiete beſteht alſo beim unehelichen 
Kinde kein Raum und zwar in gleichem Maße weder 
bei der rein formalen noch bei der funktionellen 
Unehelichkeit.) Die Stellung des fürſorgenden 
Beraters der Mutter können ſozialdenkende Frauen 
ganz mit demſelben Erfolge auch ausüben, wenn ſie, 
ohne daß ſie beſonders zu Vormündern beſtellt ſind, 
ihre Fürſorge der Mutter oder dem Kinde zuwenden. 
Es wird ja wohl auch geltend gemacht, daß Frauen 
beſſer als Männer in der Lage ſind, den Müttern ſelbſt 
Anhalt und Rückhalt zu geben, wenn ſie für deren 
uneheliche Kinder als Vormünder beſtellt werden. Dem 
muß aber entgegengehalten werden, daß dies eine voll⸗ 
kommene Verkennung der Aufgaben des Vormundes 
bedeutete; denn der Vormund hat ſein Augenmerk in 
erſter Linie auf das Kind und nicht auf die Mutter 
zu richten. Beim unehelichen Kinde tritt für den Vor⸗ 
mund als wichtigſte Amtstätigkeit ſeine Vertreter⸗ 
befugnis in den Vordergrund, wonach er vor allem für 
die Beiſchaffung der Unterhaltskoſten einzutreten hat. 
Der Unterhalt iſt vom natürlichen Vater des Kindes 
zu leiſten und zu verlangen. Von der Unterhaltsklage 
angefangen bis zur Zwangsvollſtreckung iſt immer ein 
großes Maß von Geſchäftsgewandtheit und energiſchem 
Auftreten aufzuwenden, das von Frauen in der Regel 
nicht geleiſtet werden kann, und wenn ſich der Vater 
ſeinen Zahlungsverpflichtungen zu entziehen ſucht, ge⸗ 
lingt es einem Manne, der ihm beſtimmt und feſt 
gegenübertritt, viel eher dieſen zur Erfüllung ſeiner 
Pflichten heranzuziehen als einer Frau. Es ſoll damit 
nicht geſagt ſein, daß es nicht auch Frauen gibt, die 
bei großer Geſchäftsgewandtheit, Lebenserfahrung und 
feſtem Auftreten ebenſo gut als Männer geeignet find, 
ein Kind mit ſeinen Anſprüchen zu vertreten; aber in 
der Mehrzahl iſt bei Frauen hauptſächlich nur der gute 
Wille zur Uebernahme einer Vormundſchaft vorhanden. 

Wenn es ſich um Fälle der funktionellen Unehe⸗ 
lichkeit handelt, bildet für das Kind ein Mann als 
Vormund außerdem immer ein natürliches und damit 
glückliches Ergänzungsglied der an fi rudimentären 
Familie. Wenn die Unehelichkeit des Kindes eine rein 
formale iſt, wird eine Frau auf dem Gebiete, auf dem 
gerade die der Frau ſpezifiſch zukommenden Eigen⸗ 


1) Den wichtigen Begriff der funktionellen Unehe⸗ 
lichkeit ſtellte m. W. zuerſt Spann in feinen „Unter⸗ 
ſuchungen über die uneheliche Bevölkerung in Frank⸗ 
furt a. M.“ (Dresden 1905) auf und erläutert die 
funktionelle Unehelichkeit als jene Bevölkerungserneu⸗ 
erung, „bei welcher die körperlichen, geiſtigen und 
ſittlichen Entwicklungsbedingungen nicht in funktionell 
hinreichendem Maße dargeboten werden“. Es ſind 
hieher all die Fälle zu zählen, in denen das Kind, des 
fürforgenden und erzieheriſchen Einfluſſes eines Vaters 
entbehrend, unter der ausſchließlichen Obhut der allein⸗ 
ſtehenden Mutter heranwächſt. Den Typus des Gegen⸗ 
teils finden wir in der nur formalen Unehelichkeit der 
Kinder aus jüdiſchen Ehen in Galizien, die nur nach 
jüdiſchem Ritus, nicht aber vor dem Standesamte ge⸗ 
ſchloſſen werden. Dieſe Ehen gelten nach dem Geſetze 
als wilde Ehen, die daraus hervorgehenden Kinder als 
uneheliche. Sie unterſcheiden ſich hinſichtlich der ihnen 
gebotenen Entwicklungsbedingungen nicht von ehelichen, 
find daher nur formal unehelich, funktionell als ehelich 
zu betrachten. 


313 


ſchaften eine Hauptrolle ſpielen ſollen, ſehr wenig Ein⸗ 
fluß geltend machen können. Die tatſächliche Haltung 
ſolcher Kinder ſteht ja der eines ehelichen Kindes nicht 
nach. Es mangelt ihm nur die Anerkennung des geſetz⸗ 
lichen Vertretungsrechtes durch den Vater, ſodaß für 
eine Frau ein Boden zur Entfaltung ihrer beſonderen 
Fähigkeiten nicht mehr bleibt. Als Vormünderin er⸗ 
ſcheint ſie daher geradezu überflüſſig. 

Das gleiche gilt auch für Vormundſchaften über 
Kinder wiederverheirateter Witwen. Auch bier handelt 
es ſich weniger um perſönliche Fürſorge, die ja Sache 
der Mutter iſt, als vielmehr um Vertretungsrechte. 

Aus all dem ergibt ſich, daß die Frau ihre be⸗ 
ſonderen weiblichen Eigenſchaften nur bei ſolchen Vor⸗ 
mundſchaften betätigen kann, bei denen das Haupt⸗ 
gewicht auf die Sorge für die Perſon des Mündels 
zu liegen kommt. Das ſind vor allem Vormundſchaften 
über doppeltverwaiſte Mädchen, bei denen die zum 
Unterhalt nötigen Mittel vorhanden ſind, ſo daß die 
geſchäftlichen und gerichtlichen Schritte wegfallen. 
Handelt es ſich um eigenes Vermögen des Mündels, 
ſo wird die Verwaltung eines kleineren Betrages leine 
beſonderen Schwierigkeiten bereiten; bei bedeutenderen 
Vermögensverwaltungen iſt vom Vormundſchaftsgericht 
ein Gegenvormund aufzuftellen. Außer ſolchen Mün⸗ 
deln, die ein eigenes Vermögen haben, kommen bier 
noch jene in Betracht, die durch die öffentliche Armen⸗ 
pflege unterſtützt und unterhalten werden. Zuzurechnen 
ſind noch Mädchen von ſolchen unverheirateten oder 
verwitweten Müttern, denen mit Rückſicht auf ihr 
Verhalten das Recht für die Perfon ihres Kindes zu 
ſorgen entzogen werden mußte, ohne daß deshalb Für⸗ 
ſorgeerziehung anzuordnen wäre. 

Hier wird im allgemeinen die Frau am Platze 
ſein um Mutterſtelle zu vertreten, dieſe Kinder bedürfen 
in ihrer Pflege und Ernährung einer erfahrenen 
kundigen Hand, die ganze Erziehung und nicht zuletzt 
auch die Berufswahl wird von einer Frau in ſolchen 


Fällen beſſer geleitet werden können als von einem 


Manne. Wohlmeinende Frauen können hier dann 
wirklich tatkräftigen Beiſtand leiſten und werden ſtets 
5 geeigneten Boden für eine fruchtbringende Tätigkeit 
finden. 

Es wäre nur wünſchenswert, daß ſich auch in der 
Tat genügend Frauen fänden, die ſtets zur Uebernahme 
von Vormundſchaften bereit ſind, damit der Richter 
auch in der Lage iſt, ſofort die richtige Perſönlichkeit 
an den für fie geeigneten Platz zu ſtellen. 

Amtsrichter Edmund Martin Müller in München. 


Aus der Aechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 

Unfähigkeit zur Geſchäftsbeſergung wegen Quern⸗ 
lautenwahnz. Aus den Gründen: Bedenkenfrei 
nimmt das BG. auf Grund der Gutachten an, daß 
der Kl. infolge ſeiner Wahnvorſtellungen an Geiſtes⸗ 
krankheit, und zwar an feſt eingewurzeltem Querulanten⸗ 
wahnſinn (paranoia chronica) leidet. Es hält auch das 
weitere Erfordernis des 86 Nr. 1 BGB. ler vorliegend, 
daß der Kl. wegen der Geiſteskrankheit feine Angelegen⸗ 
heiten nicht zu beſorgen vermag. Die hierauf bezüglichen 
Feſtſtellungen greift die Reviſion als prozeßwidrig an, 
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weil die vom Kläger angetretenen Beweiſe nicht bes 
achtet worden ſeien, daß er nüchtern und fleißig ge⸗ 
weſen und alle Angelegenheiten feines kleinen Geſchäfts⸗ 
betriebes habe ordnen können, daß er auch nach ſeiner 
Entlaſſung aus der Irrenanſtalt im Juni 1918 die 
nicht ganz einfache Arbeit als Maſchiniſt zur vollen 
Zufriedenheit ſeiner Vorgeſetzten ausführe, ebenſo jetzt 
in H. fleißig arbeite und mit ſeiner Frau ein durchaus 
normales Familienleben führe, ohne unnütze Ausgaben 
zu machen. Dieſe Rüge kann keinen Erfolg haben. 
Die Unfähigkeit zur i e e muß ſich 
allerdings auf die Geſamtheit der Angelegenheiten 
erſtrecken. Der Annahme einer ſolchen Unfähigkeit 
ſteht aber, wie vom Reichsgericht gerade mit Bezug 
auf den Querulantenwahnſinn ſtändig anerkannt wird 
(Warn. Nr. 1, 111 und 273, 1910 Nr. 309, Recht 1910 
Nr. 2770, 2771), nicht entgegen, daß der zu Entmün- 
digende für einzelne Lebensgebiete zur Beſorgung ſeiner 
Angelegenheiten befähigt bleibt, wie für ſeine Berufsge⸗ 
ſchäfte, ſei es wegen ihrer Einfachheit oder der erlangten 
Uebung oder aus anderem Grunde. Insbeſondere 
bilden die auf Wahrnehmung der bürgerlichen Rechte 
und den Verkehr mit Behörden bezüglichen Angelegen⸗ 
een einen jo wichtigen Teil der Geſamtangelegen⸗ 
eiten, daß ſchon wegen des Unvermögens zur ver⸗ 
nünftigen Betätigung auf dieſem Gebiete die Ent⸗ 
mündigung gerechtfertigt ſein kann. Für die Beurteilung, 
ob der zu Entmündigende ſeine Angelegenheiten in 
ihrer Allgemeinheit beforgen kann, kommt es weſentlich 
darauf an, ob die krankhaften Vorſtellungen den zu 
Entmündigenden derart beherrſchen, daß ſie auf ſein 
Handeln überall Einfluß haben und daß ſeine geſamten 
Lebensverhältniſſe mehr oder weniger hierdurch in 
Mitleidenſchaft gezogen werden. Ein ſolcher Sachverhalt 
iſt aber gegeben. Schon ſeit Jahren hat in dem 
Kläger der Gedanke Raum gewonnen, daß ſeine Frau 
während der Ehe von zwei Männern genotzüchtigt 
worden ſei, und er hat wegen dieſes Verdachts ſeine 
Frau ſo lange bedrängt, bis ſie ſchließlich im Jahre 
1911 alles zugab in dem Glauben, ihn dadurch beruhigen 
zu können. Dieſe Vorſtellung hat ſich dann bei ihm 
immer weiter entwickelt. Als auf ſeine wegen Notzucht 
nn Strafanzeige feine Frau die Unrichtigkeit der 
eſchuldigung beſchworen hatte, hat er ſich eingebildet, 
daß ſie zur Verdeckung der Ungeſetzlichkeiten in der 
Anzeigeſache von den Beamten zu einem Meineid ver⸗ 
leitet ſei. In zahlloſen Eingaben hat er die Beſtrafung 
der angeblich Schuldigen zu erreichen geſucht. Nicht 
nur die Staatsanwaltſchaft und die Polizeibehörde, 
denen er betrügliches Handeln und Fälſchung von 
Protokollen vorwirft, hat er angegriffen, er hat auch 
die Aerzte und Pfleger der Parteilichkeit beſchuldigt, 
hat ſich von ſeiner Frau trennen wollen, hat mit der 
Veröffentlichung der Angelegenheit, über welche er 
allgemeine Vorträge halten wollte, und ſelbſt mit Ge⸗ 
waltmaßregeln gedroht. Wie die beiden Sachverſtän⸗ 
digen begutachten, haben die Wahnvorſtellungen des 
Klägers, die ſich zu einem beſtimmten Syſtem unter 
Einbeziehung der in den Intereſſenkreis des Klägers 
neu tretenden Perſonen entwickelt haben, einen ſolchen 
Umfang angenommen, daß ſie das Denken und Handeln 
des Klägers vollſtändig beherrſchen und daß dieſem 
für die wirklichen Lebens verhältniſſe und das tatſäch⸗ 
liche Recht das Verſtändnis abgeht. Wenn bei dieſem 
Sachverhalt das BG. dem Kläger die Befähigung 
abſpricht, die Geſamtheit ſeiner Angelegenheiten zu 
beſorgen, ſo iſt dieſe Beurteilung nicht zu beanſtanden. 
Sie wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Kläger 
die gewohnte Maſchiniſtenarbeit zufriedenſtellend leiſten 
kann, daß er nüchtern und fleißig geweſen iſt und 
ordnungsmäßig die wirtſchaftlichen Angelegenheiten 
ſeines kleinen Geſchäftsbetriebes, nämlich ſeines Ar⸗ 
beitsbetriebes als Maſchiniſt, hat verſehen können. 
(Urt. des IV. 35. vom 8. Mai 1919, IV 421/18). 
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II. 


Feſtſtellung des Leichtſinns beim Wucher. Aus 
den Gründen: Das BG. ſtellt feſt, daß der Kl. in 
Ausbeutung des Leichtſinns des Bekl. gehandelt hat. 
Es geht davon aus, daß ſich der Bekl. das Kapital 
von etwa 10 000 M, deſſen er zur Deckung einer Spiel⸗ 
ſchuld bedurfte, jederzeit zu einem normalen Zinsfuß 
hätte verſchaffen können, z. B. durch Lombardierung 
von Wertpapieren oder Aufnahme einer Hypothek oder 
Inanſpruchnahme ſeines perſönlichen Kredits in ſeiner 
Heimat, wo ſeine guten Vermögensverhältniſſe all⸗ 

emein bekannt geweſen ſeien, auch habe er als ein 
n größeren Verhältniſſen aufgewachſener Sohn eines 
wohlhabenden Kaufmanns und als ein vor dem 
Aſſeſſorexamen ſtehender Juriſt die erforderliche Ge⸗ 
ſchäftsgewandtheit für eine ſolche Darlehensaufnahme 
beſeſſen. Trotzdem habe er ſich mit dem ihm von früher 
her als gewerbsmäßigen Geldvermittler bekannten Kl. 
eingelaſſen und auch noch die Haftung für die Schuld 
des ihm bis dahin völlig fremden Grafen S. über⸗ 
nommen, obwohl ihm deſſen Verhältniſſe unbekannt 
geweſen ſeien. Hiermit habe er großen Leichtſinn in 
Geldſachen an den Tag gelegt. Ob ſich die Verhand⸗ 
lungen, wie Kl. behaupte, einige Zeit hingezogen hätten, 
ſei gleichgültig, denn der Bekl., der ſich damals auf 
einer größeren Skifahrt befunden habe, habe die zwiſchen 
den Verhandlungen liegende Zeit ſicher nicht dazu ver⸗ 
wendet, ſich die Tragweite der Bedingungen näher zu 
überlegen. Dieſes Verhalten ſei dem Kl. zweifellos 
nicht entgangen und er habe den Leichtſinn des Bekl. 
bewußt ausgenutzt. Hierfür ſpreche nicht nur der 
Umſtand, daß ihm ſchon wiederholt in Zivilprozeſſen 
der Einwand des Wuchers entgegengeſetzt worden ſei, 
ſondern weiter die Tatſache, daß er dem Bekl. einen 
von ihm ausgeſtellten Schuldſchein, in dem dieſer 
„jedenfalls den bisherigen Abmachungen entſprechend“ 
keine Zinsvergütung aufgenommen hatte, mit der nach⸗ 
träglichen Forderung zurückſchickte, an deſſen Stelle 
den jetzigen Schuldſchein zu unterſchreiben, was Bekl. 
ohne jedes Zögern getan habe. Mit dieſen Aus⸗ 
führungen iſt der Leichtſinn des Bekl. und deſſen Aus⸗ 
beutung durch den Kl. ausreichend feſtgeſtellt. Wenn 
die Reviſion einwendet, es könne von einem Leichtſinn 
des Bekl. und deſſen Ausbeutung durch den Kl. nur 
dann die Rede ſein, wenn erſterer die ſchlechten Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Grafen S. gekannt hätte und 
wenn der Kl. damit gerechnet hätte, daß ſich der Bekl. 
nicht um ſie kümmern werde, ſo kann dem nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Leichtſinn liegt ſchon darin, daß 
ſich der Bekl. ohne weiteres für einen Fremden ver⸗ 
bürgte, für die Ausbeutung des Bekl. aber ſtützt ſich 
das BG. nicht darauf, ob der Kl. den Bekl. zur Ueber⸗ 
nahme einer Haftung für den Graf S. veranlaßt hat, 
will vielmehr dieſen Punkt dahingeſtellt laſſen. Bei 
dieſer Sachlage kann es auf ſich beruhen bleiben, ob 
der Kl. bei dem Bekl. Unkenntnis der Verhältniſſe des 
Grafen S. vorausſetzen mußte. (Urt. d. VI. 38. v. 
26. Juni 1919, VI 333/14). — — —ın. 
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III. 


Zur Frage der Widerruflichkeit von ſog. Inkaſſo⸗ 
abtretungen. Zurückbehaltungsrecht im Falle des Wider⸗ 
rufs. Der Güterdirektor H. trat im Auguſt 1914 an 
den Bekl. eine Mäklerlohnforderung von 4200 M gegen 
den Rentner S. ab, die ihm von dem Kl. abgetreten 
worden war. Dieſer klagte die Forderung gegen ©. 
ein. Bevor aber der Rechtsſtreit durchgeführt war, 
kam zwiſchen dem Kl., H. und S. eine Einigung aus 
ſtande. H. widerrief nun die Abtretung an den Bekl. 
und trat ſeine Rechte gegen dieſen dem Kl. ab. Der 
Kl. verlangte vom Bekl. Abtretung der Forderung und 
Zurücknahme der Klage gegen S. Die 1. Inſtanz wies 
die Klage ab. Das BG. gab ihr ſtatt. Auf die Reviſion 
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des Bekl. wurde das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Allerdings iſt die Annahme, daß es 
ſich bei der Abtretung von Auguſt 1914 um eine ſog. 
Inkaſſozeſſion handelte, oc der Bekl. die Forde⸗ 
rung gegen S. in Intereſſe des H. beitreiben und als 
Vergütung für dieſe Tätigkeit einen Teil — / oder / 
— des beizutreibenden Betrages für ſich behalten ſollte, 
rechtlich nicht zu beanſtanden. (Wird ausgeführt.) 
Nicht zu beanſtanden iſt ferner die Feſtſtellung, daß 
nach dem Vertrage der Bekl. die Koſten der Einziehung 
der abgetretenen Forderung tragen ſollte. Sie ſteht 
im Einklang mit dem Inhalt des Verpflichtungsſcheines 


H. und es liegt auch kein Widerſpruch darin, wenn 
das BG. ſagt, der Bekl. habe nicht behauptet, daß H. 
ihm abredegemäß die Koſten habe erſtatten ſollen, 
während der Bekl. doch eine Koſtenforderung im Wege 
der Zurückhaltung geltend machte. Denn dieſes Vor⸗ 
gehen des Bekl. läßt ſich dahin verſtehen, daß er, wenn 
auch an ſich zur Tragung der Koſten verpflichtet, doch 
im Falle eines Widerrufs den Erſatz ſolcher zu ver⸗ 
langen berechtigt ſei. Die Feſtſtellung, daß vertrags⸗ 
mäßig die Koſten der Einziehung dem Bekl. zur Laſt 
fielen, läßt aber die Entſcheidung des BG. im übrigen 
als unhaltbar erſcheinen. Die Widerruflichkeit einer 
Abtretung der hier in Frage ſtehenden Art beruht auf 
dem Gedanken, daß, wenn die Abtretung nur im Inter» 
efle des Abtretenden geſchieht, dieſer auch in der Lage 
ſein muß, ſie rückgängig zu machen, wenn ſein Intereſſe 
die Einziehung der Forderung nicht mehr erfordert 
oder ihr ſogar entgegenſteht. Dagegen iſt der Wider⸗ 
ruf regelmäßig ausgeſchloſſen, wenn die Abtretung 
auch im Intereſſe des Empfängers ſtattfindet, und wird 
namentlich dann für ausgeſchloſſen erachtet, wenn der 
Empfänger den Rechtsſtreit gegen den Drittſchuldner 
auf eigene Gefahr führen fol (vgl. RG. in LZ. 1908 
Sp. 454, Staub HGB. $ 368 Anm. 114, Prot. Bd. 1 
S. 144). Da der Bekl. die Koſten der Einziehung 
tragen ſollte, mußte geprüft werden, ob nicht mit Rück⸗ 
ſicht hierauf die Unwiderruflichkeit der Abtretung als 
im Sinne des Vertrages liegend anzuſehen ſei. Das 
BG. hat dieſen Geſichtspunkt bei ſeiner Auslegung des 
Vertragsinhaltes überhaupt nicht beachtet und wird 
mit Rückſicht darauf die Frage der Widerruflichkeit 
der Abtretung neu zu prüfen haben. Aber auch, wenn 
man die Widerruflichkeit unterſtellt, iſt die Entſcheidung 
des BG. nicht zu rechtfertigen. Es fragt ſich dann 
weiter, ob der Bekl., wenn er auch an ſich zur Tragung 
der Koſten verpflichtet ſein ſollte, nicht doch im Falle 
eines zuläſſigen Widerrufes Erſatz ſeiner Auslagen 
und Vergütung für ſeine Mühe ſollte verlangen können. 
Das BG. iſt nicht auf den erſten Punkt eingegangen, 
der im Wege der Vertragsauslegung zu klären iſt, 
hat vielmehr ohne weiteres angenommen, daß die 
vertragsmäßige Regelung der Koſtenfrage auch für 
den beim Abſchluſſe des Vertrages nicht ausdrücklich 
geregelten Fall eines Widerrufes maßgebend ſei. Die 
Frage der Vergütung aber erklärt es für unerheblich, 
weil der Bekl. einen ſolchen Anſpruch, den das BG. 
ſelbſt für berechtigt hält, nicht geltend gemacht, ge⸗ 
ſchweige denn ſubſtanziiert habe. Dieſe Begründung 
wird dem Standpunkt des Bekl. nicht gerecht, der ein- 
heitlich dahin aufgefaßt werden muß, daß, falls eine 
Wiederabtretung der Forderung überhaupt verlangt 
werden könne, der Bekl. doch wenigſtens Erſatz für 
ſeine Koſten und Vergütung für ſeine Mühe haben wolle, 
was hilfsweiſe durch Ausübung des Zurückbehaltungs⸗ 
rechtes geltend gemacht werde. Vermißte das BG. 
eine nähere Begründung, ſo hätte es dem Bekl. durch 
Ausübung des Fragerechts nach 3 139 ZPO. dazu 
Gelegenheit geben müſſen. Die Unterlaſſung wird von 
der Reviſion mit Recht gerügt. (Urt. vom 23. Mai 
un III 500/1918). — e — 
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Kauf eines beſtimmten Fabrikates. Wird der Ber: 
Täufer gegenüber feinem Käufer frei, wenn die Fabrik 


anf Grund einer Kriegsklauſel ihm nicht liefert? Be⸗ 


! 


| 
| 
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weislaſt bezüglich der Erfüllunugsmögnlichleit. Im April 
1914 kaufte die Kl. von der Bekl. 15000 Zollpfund 
„Ia amerik. Troſſelcops wie gehabt“ auf Abruf bis 
Ende des genannten Jahres. Das vorhergehende Ge⸗ 
ſchäft vom Auguſt 1913 hatte gleichfalls [a amerik. 
Troſſelcops und zwar Spinnereimuſter 29, das die 
Kl. aus mehreren von ihr vorgelegten Proben aus⸗ 
geſucht hatte, zum Gegenſtande gehabt. Da die Bekl. 


bis 17. Jeb 1915 ins t nur 9271 Zoll⸗ 
Do l Manage den Beunen nah Henci oertanale Die gefamt nur 30 


pfund lieferte, verlangte die Kl. bezüglich des Reſtes 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, während die Bekl. 
widerklagend die Zahlung eines noch rückſtän digen 
Kaufpreisteiles begehrte. Die Parteien find einig, daß 
die Leiſtung der noch fehlenden 5729 Zollpfund z. Zt. 
des Erlaſſes des landgerichtlichen Urteils nicht mehr 
möglich geweſen ſei. Während aber die Kl. behauptet, 
daß die Lieferung erſt im Laufe des Rechtsſtreits un⸗ 
möglich geworden und dies von der Bekl. verſchuldet 
worden ſei, vertritt dieſe den Standpunkt, daß ſie ſchon 
vor der Klagezuſtellung ohne ihre Schuld zur Er⸗ 
füllung außerſtande geweſen ſei, weil die Spinnerei A., 
deren Muſter die Kl. gewählt habe, die verlangten Garne 
nicht weiter habe anfertigen können. Die Vorinſtanzen 
wieſen die Klage ab und gaben der Widerklage ſtatt. 
Auf die Reviſion der Kl. wurde das Bu. aufgehoben 
und die Sache an das BGG. zurückverwieſen. 
Gründe: Nach den Feſtſtellungen des BG. ver⸗ 
leiht jede Spinnerei durch die nur ihr eigentümliche 
Art der Be⸗ und Verarbeitung der Baumwolle ihren 
Garnen beſtimmte Eigenſchaften, welche dieſe von den 
Erzeugniſſen anderer Spinnereien unterſcheiden, und 
welche der Bezieher bei den Garnen der verſchiedenſten 
Jahrgänge immer wieder vorfindet, ſoweit ſie nicht 
durch den Ausfall der einzelnen Baumwollernten in 
der einen oder anderen Beziehung beeinflußt werden. 
Es iſt ferner allgemein üblich, daß die Garngroßhändler, 
zu welchen die Bekl. unſtreitig gehört, die von ihnen 
geführten Garne je nach dem Urſprungsorte mit ver⸗ 
ſchiedenen Spinnereinummern verſehen, um ihre Be⸗ 
zugsquelle nicht zu verraten und den Kunden dennoch 
die Gewähr zu geben, daß ſie bei fortlaufenden Liefe⸗ 
rungen ſtets die Erzeugniſſe derſelben Spinnerei und 
mit der obigen Maßgabe auch Ware’ von derſelben 
Beſchaffenheit erhalten. Hiervon ausgehend gelangt 
das BG. auf Grund des Briefwechſels der Parteien 
zu dem einwandfreien Ergebniſſe, daß nach dem darin 
ausgedrückten Vertragswillen beider Teile, wie bei 
dem früheren, ſo auch bei dem hier in Betracht kom⸗ 
menden Schluſſe die Kl. lediglich Garn der in dem 
Geſchäfte der Bekl. die Nr. 29 führenden Spinnerei, 
d. h. der Spinnerei A., verlangen konnte und daß die 
Bekl. nur ſolches zu liefern brauchte, Erſatzware einer 
andern Spinnerei zu beſchaffen, alſo weder berechtigt 
noch verpflichtet war. ... Das BG. nimmt aber an, daß 
ihr (der Bekl.) der Bezug nach dem Abrufe vom 
27. November 1914 ohne ihr Verſchulden nicht mehr 
möglich geweſen, und daß ſie deshalb von ihrer 
Leiſtungspflicht frei geworden ſei. Die Anwendung 
der 88 275 oder 279 BGB. wird jedoch durch den feſt⸗ 
geſtellten Sachverhalt nicht ohne weiteres gerechtfertigt. 
Die Bekl. beſaß die Ware z. Zt. des Verkauſes noch 
nicht, ſondern beſtellte ſie bei der Spinnerei A. erſt 
nach dem Geſchäftsſchluſſe mit der Kl. Da dieſer im 
Frieden zu einer Zeit erfolgte, in welcher dem Baum«- 
woll⸗ oder Garnhandel keine Schwierigkeiten drohten, 
ſo iſt darin allerdings kein Verſchulden zu erblicken. 
Es war der Bekl. auch nicht zuzumuten, die Ware fo- 
fort auf Lager zu nehmen, da die Kl. mit ihrem Ab⸗ 
rufe neun Monate Zeit hatte und die Garne nach 
ihrem Belieben in verſchiedenen Stärken zu fordern 
berechtigt war. Für eine während der Vertragsdauer 
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auf ſeiten der Spinnerei eintretende Erfüllungsunmög⸗ 
lichkeit kann ſie daher nicht ſchlechthin haftbar gemacht 
werden. Die Spinnerei A. litt aber z. Zt. des Abrufes 
der Kl. nicht etwa Mangel an Rohſtoffen — dieſer 
machte ſich nach der Ausſage ihres Direktors C. erſt 
im Juli 1915 bemerkbar — ſie führte vielmehr Auf⸗ 
träge auf Troſſelcops für Privatkunden nur deshalb 
nicht mehr aus, weil ſie Heereslieferungen übernommen 
hatte und zu deren Bewältigung — und zwar, wie 
das BG. feſtſtellt, lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen 
— ihre ſämtlichen Troſſelmaſchinen verwendete. Von 
objektiver Leiſtungsunmöglichkeit oder von einem ſub⸗ 
jektiven Unvermögen der Spinnerei, ihren vertraglichen 
Verpflichtungen nachzukommen, kann daher nicht ge⸗ 
ſprochen werden. Nun durfte die Spinnerei allerdings, 
wie das BGG. weiter feſtſtellt, nach den für ihre Be⸗ 
ziehungen zu der Bekl. maßgebenden Vertragsbeſtim⸗ 
mungen bei Eintritt von Mobilmachung, Krieg und 
Blockade ihre Lieferungen ganz oder teilweiſe einſtellen. 
Dieſe Klauſel wirkte aber zugunſten der Bekl. in ihrem 
Verhältniſſe zur Kl. nur dann, wenn ſie nach dem 
unter Berückſichtigung der Geſamtumſtände des Falles 
zu ermittelnden Vertragswillen der Parteien ein Be⸗ 
ſtandteil auch ihres Abkommens geworden war. Nach 
dieſer Richtung läßt das Urteil indeſſen jede Prüfung 
vermiſſen. Grundſätzlich wird man freilich davon aus⸗ 
zugehen haben, daß der Verkäufer die Vertragsbedin⸗ 
gungen, unter denen er ſich eingedeckt hat oder ein⸗ 
zudecken pflegt, ſeinem Abnehmer nicht mitzuteilen 
braucht, und daß ſie, wenn das nicht geſchieht, für 
dieſen in keiner Weiſe verbindlich ſind. Wenn aber 
ein Großhändler Erzeugniſſe einer beſtimmten Fabrik 
verkauft, die ihrerſeits nur unter beſtimmten, formular⸗ 
mäßigen Bedingungen abſchließt, ſo kann, ſei es hin⸗ 
ſichtlich der Mitteilungspflicht des Verkäufers, ſei es 
hinſichtlich der ſtillſchweigenden Uebernahme dieſer Be⸗ 
dingungen in den Vertrag zwiſchen ihm und ſeinem 
Abkäufer, auf Grund von Handelsbräuchen oder nach 
Lage des Einzelfalles möglicherweiſe eine andere recht⸗ 
liche Beurteilung Platz greifen müſſen. Zweifellos 
wird es Pflicht des Verkäufers ſein, durch ſeine Ab⸗ 
machungen mit dem Fabrikanten das Bezugsrecht des 
Käufers nicht nur nicht zu gefährden, ſondern tunlichſt 
zu ſichern. Es wird daher mitzuerwägen ſein, daß 
die Bekl. Garne einer Spinnerei verkauft hatte, deren 
Firma und Sitz der Kl. unbekannt waren und unbe⸗ 
kannt bleiben ſollten, und daß ſie ſich bei der Ein⸗ 
deckung dieſer Spinnerei gegenüber einer ihr, wie man 
annehmen muß, aus ihren früheren Verträgen mit 
der Fabrik ſchon bekannten Kriegsklauſel unterwarf, 
welche deren Leiſtungspflicht einſchränkte und daher, 
wenn man damals auch nicht mit einem nahen Kriege 
rechnete, bei dem plötzlichen Ausbruche eines ſolchen 
immerhin geeignet war, auch ihre eigene Lieferfähig⸗ 
keit ungünſtig zu beeinfluſſen. Für die Frage, ob die 
Bekl. die Nichtlieferung der Spinnerei zu vertreten 
habe, kann mithin der Umſtand von Bedeutung ſein, 
daß ſie bei den Vertragsverhandlungen mit der Kl. 
die Spinnerei⸗Kriegsklauſel nicht ausdrücklich erwähnt 
hat. Das BG. wird deshalb unter Berückſichtigung 
der Grundſätze von Treu und Glauben und der Ver⸗ 
kehrsſitte (8 242 BGB.) zu prüfen haben, ob dieſe 
Unterlaſſung bei der Sachlage der Bekl. zum Ver⸗ 
ſchulden gereicht. (Vgl. Staub⸗Könige HGB. 9. Aufl. 
Bd. 2 Erf. zu $ 374 Anm. 47 S. 600/601). Auch inſo⸗ 
weit geben die Ausführungen des BG. zu Bedenken 
Anlaß, als es ohne nähere Begründung davon aus— 
geht, daß die Kl. die Marktgängigkeit der Aer Garne 
z. Zt. der Lieferungsweigerung der Spinnerei zu be— 
weiſen habe. Wer Erfüllungsunmöglichkeit behauptet, 
muß deren Vorausſetzungen klarlegen. Deshalb wird 
der Verkäufer einer durch den Urſprungsort näher 
beſtimmten Warengattung, welche der Erzeuger nach 
dem Abrufe nicht liefern kann oder will, in der Regel 
auch dartun müſſen, daß er ſie trotz umfaſſender Nach⸗ 
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frage auch von Groß⸗ oder Zwiſchenhändlern nicht. 
habe beziehen können (vgl. RG Z. Bd. 57 S. 116 ff.). 
Nur wenn nach der Art und Beſchaffenheit der Ware 
oder mit Rückſicht auf die Zeitverhältniſſe oder ſonſtige 
Umſtände eine tatſächliche Vermutung dafür ſpricht, 
daß ſie auf gewöhnlichem Wege im freien Handel nicht 
erhältlich war, wird man unter Umkehrung der Be⸗ 
weislaſt von dem Käufer den Nachweis verlangen 
dürfen, daß der Verkäufer die ihm im Rahmen des 
§ 242 BGB. obliegende Nachforſchungspflicht ſchuld⸗ 
haft verletzt habe. Auch nach dieſer Richtung iſt die 
Sachlage erneut zu prüfen. (Urt. des III. ZS. vom 
4. April 1919, III 502/1918). — e — 
4691 
V. | 

ar Kündigung. (BEB. 5 564). 
Die G. m. b. H. A. hatte von dem Anſchlußgleiſe der 
Bekl., das deren Grundſtück mit der Bahnſtrecke H.— N. 
verband, mit Genehmigung der zuſtändigen EBahndir. 
nach ihrer Nachbarfabrik ein Gleis abgezweigt, welches 
teilweiſe auf ihrem Grund und Boden, teilweiſe auf 
dem der Bekl. lag. Nachdem dies geſchehen war, 
ſchloſſen die beiden Gleisinhaber einen ſchriftlichen 
Vertrag vom 1. April 1904, wonach die Bekl., „ſolange 
ſie für den eigenen Betrieb ihr Anſchlußgleis benutzte“, 
gegen eine beſtimmte Rangiergebühr die Hin⸗ und Rück⸗ 

eförderung der auf ihm für die A. ankommenden 

Eiſenbahnwagen übernahm. Außer der Beförderungs⸗ 
gebühr hatte die A. „an Pacht für das durch die Gleis⸗ 
anlage beanſpruchte Gebiet der Bekl. jährlich 300 M 
zu zahlen“. Weiter war ausbedungen, daß die A. kein 
dauerndes Recht auf die Ueberführung ihrer Wagen 
haben ſollte, falls dieſe der Bekl. durch eine Verfügung 
der EBahn Dir. unmöglich gemacht würde. Die A. ver⸗ 
kaufte ihr Grundſtück an eine Terraingeſellſchaft und 
dieſe veräußerte es an die Klägerin, eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft. Die letztere behauptete, die Bekl. habe ein 
dem Vertrage vom 1. April 1904 die ſchuldrechtliche 
Verpflichtung zur Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit 
des aus ihm erſichtlichen Inhalts zugunſten des je⸗ 
weiligen Eigentümers des A.⸗Grundſtücks übernommen. 
Die Bekl. beſtritt eine ſolche Verpflichtung und kündigte 
durch Schreiben vom 28. Dezember 1916 der Kl. „die 
mit ihr getroffene Vereinbarung wegen des Anſchluß⸗ 
gleiſes und der Wagenüberführung zum 31. Dez. 1917”. 
Die Kl. erhob Klage mit dem Hauptantrage, die Bekl. 
zur Bewilligung der Eintragung einer Grunddienſt⸗ 
barkeit dahin zu verurteilen, daß der Eigentümer des 
A.⸗Grundſtücks berechtigt ſei, auf dem Grundſtücke der 
Bekl. eine Gleisanlage zu halten und dieſe ſowie die 
der Bekl. nach dem Vertrag vom 1. April 1904 zu 
benutzen (Antrag a). Ferner verlangte ſie die Ver⸗ 
urteilung zur Bewirkung der im Vertrage bezeichneten 
Leiſtungen für die Zeit, für die der zwiſchen dieſer und 
dem preuß. Eiſenbahnfiskus geſchloſſene Gleisanſchluß⸗ 
vertrag zu Recht beſtehe (Antrag b). Für den Fall der 
Verneinung einer Verpflichtung der Bekl. zur dinglichen 
Belaſtung ihres Grundſtücks machte die Kl. geltend, 
daß ſie mit Genehmigung ihrer Gegnerin in den Ver⸗ 
trag vom 1. April 1904 eingetreten ſei und ihn fort⸗ 
geſetzt habe, und begehrte hilfsweiſe die Feſtſtellung, 
daß dieſer Vertrag zwiſchen ihnen bis zum 1. April 1935 
oder mindeſtens bis zum 1. Juli 1934 zu Recht beſtehe. 
Die Bekl. bat um Abweiſung der Klage und wider⸗ 
klagend um die Feſtſtellung, daß das zwiſchen den 
Parteien etwa beſtehende Vertragsverhältnis mit dem 
31. Dezember 1917 als erloſchen zu gelten habe. Die 
Vorinſtanzen haben nach den Anträgen der Bekl. und 
Widerkl. erkannt. Auf die Reviſion der Kl. wurde das 
BU. bezüglich des Hauptantrages b und des Hilfs⸗ 
antrages der Klage und bezüglich der Widerklage 
aufgehoben. R 

Aus den Gründen: Der Vertrag vom 1. April 
1904 iſt zwiſchen der A. und der Bekl. geſchloſſen und 
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kann daher für die Kl. ſchuldrechtliche Anſprüche und 
Verpflichtungen nur erzeugen, wenn ſie, wie ſie unter 
Widerſpruch der Bekl. behauptet, mit deren Zuſtimmung 
an Stelle der A. in ihn eingetreten iſt. Dieſe Streit⸗ 
frage hat das BG. aber mit der Begründung unent⸗ 
ſchieden gelaſſen, daß auch im Falle ihrer Bejahung 
die Künd gung der Bekl. auf Grund der 88 564 Abſ. 2, 
565 BB. zuläſſig und wirkſam ſei. Dieſe Auffaſſung 
wird jedoch von der Revifion mit Recht bekämpft. Das 
Abkommen enthält, wie das BG. zutreffend annimmt, 
die Elemente eines Miet- und Dienſtvertrages, eines 
Mietvertrages deshalb, weil die Bekl. durch ihn den 
Gebrauch oder Mitgebrauch eines Teiles ihres Grund⸗ 
ſtücks der A. gegen Entgelt eingeräumt hat (8 535 B.). 
Nach dem wirtſchaftlichen Zuſammenhange der einzelnen 
Leiſtungen und ihrer Abhängigkeit von einander bildet 
aber das Mietverhältnis die Grundlage und den Kern 
des einheitlichen Geſamtabkommens. Denn nach deſſen 
Inhalt iſt die Tatigkeit der Bekl. als Dienſtverpflichteten, 
das Zu⸗ und Abrollen der Eiſenbahnwagen, durch das 
Gebrauchs recht der A. an dem Grund und Boden der 
Bekl. d. h. durch ihre Befugnis bedingt, auf ihm ein 
Anſchlußgleis zu haben und zu unterhalten. Wenn, 
die Vertragsteile daher in den 88 2 und 6 ihres Ab» 
kommens die Verpflichtung zur Beförderung der A.- 
Wagen der Bekl. ſolange auferlegt haben, als die 
EBahndir. fie geſtattet und die Bekl. ihr Anſchluß⸗ 
gleis für den eigenen Betrieb benutzt, ſo haben ſie 
damit zugleich den Zeitpunkt beſtimmt, mit deſſen Ein⸗ 
tritt auch das Mietverhältnis ohne weiteres ſein Ende 
erreichen ſollte. Konnten ſie dieſes und die Dauer des 
B bei deſſen Eingehung auch nicht 
kalendermäßig berechnen, ſo haben ſie doch unzwei⸗ 
deutig ausgedrückt, daß ſeine Löſung nicht von der 
Willkür der einen oder anderen Partei abhängen, alſo 
nicht durch Kündigung, ſondern vielmehr durch den 
Ablauf eines durch den Eintritt eines beſtimmten zu⸗ 
künftigen Ereigniſſes begrenzten Zeitraumes herbei⸗ 
geführt werden ſoll. Eine ſolche Vereinbarung fällt 
aber, wie der Senat in einem ähnlich liegenden Falle 
(vgl. JW. 1909 S. 451 Nr. 2) bereits ausgeſprochen 
80 nicht unter Abſ. 2 ſondern unter Abſ. 1 des 8 564 
GB., mit deſſen Inhalt übrigens auch die für die 
Beendigung von Dienſtverhältniſſen gegebene Vorſchrift 
des 8 620 Abſ. 1 80. übereinſtimmt. Die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht, zu deren Unterſtützung das BG. mit 
Unrecht den 8 567 BGB. heranzieht, wird auch dem 
wirtſchaftlichen Zwecke des Vertrages nicht gerecht und 
führt zu unbilligen, von den Vertragsteilen ſicher nicht 
gewollten Härten. Denn eine Anſchlußgleisanlage pflegt 
ein Kaufmann nicht zu errichten ohne die Gewähr, ſie 
während eines längeren Zeitraumes ungeſtört benutzen 
und nutzen zu können und es würde die von langer Hand 
vorbereiteten geſchäftlichen und ſonſtigen wirtſchaftlichen 
Maßnahmen eines jeden Teils in hohem Grade ge⸗ 
ährden, wenn es im freien Belieben des anderen ſtände, 
urch eine wirkſame Kündigung des Gleisanſchluſſes 
ſtörend in ſie einzugreifen. Kann deshalb die Bekl. 
die Befugnis dazu nicht aus § 564 Abſ. 2 BGB. her⸗ 
leiten, ſo iſt zu unterſuchen, ob ſie der Kl. gegenüber, 
wie dieſe unter Beweis geſtellt hat, ſich nach der Urkunde 
vom 1. April 1904 vertraglich gebunden hat oder nicht. 
Zur Nachholung dieſer zu Unrecht unterlaſſenen Prüfung 
war die Sache an das BG. zurückzuverweiſen. (Urt. 
d. III. ZS. vom 23. Mai 1919, III 510/18). — e — 
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VI. 


Abtretung einer Hypsthek, die gemäß 36 1163, 
1177 BGB. zur Eigentümergrundſchuld geworden iſt, 
durch den nicht mehr verfügungsberechtigten Gläubiger 
mit ſormloſer Einwilligung des Berechtigten (6 185 
Abf. 1 888.). Im Grundbuch iſt auf Grund der Ein⸗ 
tragungsbemilligung der Eigentümerin O. für die Ehe⸗ 


frau Sch. eine Hypothek zum Höchſtbetrage von 
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50 000 M zur Sicherung für alle Forderungen einge⸗ 
tragen, welche Frau Sch. aus der Bürgſchaft gegen⸗ 
über der Beklagten gegen O. zuſtehen und in Zukunft 
erwachſen werden. Ende Januar 1910 hat Frau Sch. 
der Beklagten folgende ſchriftliche Erklärung übergeben: 
„Im Grund buche iſt für mich eine Sicherungshypothek 
von 50 000 V eingetragen. Dieſe Hypothek trete ich 
hiermit, handelnd mit Zuſtimmung meines Ehemannes, 
an die Diskonto⸗Geſellſchaft zu M. ab. Ich bewillige 
und beantrage die Eintragung im Grundbuch.“ Am 
29. Januar 1910 iſt die Abtretung eingetragen. Ueber 
das Vermögen der O. iſt ſpäter das Konkursverfahren 
eröffnet worden. Der Kläger hat als Konkursverwalter 
das belaſtete Grundſtück verkauft und aufgelaſſen. Er 
vertritt den Standpunkt, daß die für die Frau Sch. 
eingetragene, an die Beklagte abgetretene Höchſtbetrags⸗ 
hypothek als Eigentümergrundſchuld zur Konkursmaſſe 
gehöre, wie das Sachverhältnis ergäbe, welches 
zur Eintragung und Abtretung der Hypothek geführt 
abe. Im Jahre 1909 erklärte ſich nämlich die Be⸗ 
lagte bereit, der O. gegen Eintragung zweier Sicher⸗ 
heitshypotheken von 130 000 M und 50 000 M einen 
Kredit von 180 000 M einzuräumen. Da die grund⸗ 
buchliche Regelung längere Zeit in Anſpruch nahm, 
die O. aber alsbald Geld benötigte, ſtellte die Beklagte 
50 000 M ſogleich zur Verfügung, falls Frau Sch. für 
dieſen Betrag ſchriftliche Bürgſchaft leiſte. Dies geſchah 
und zur Sicherung ihrer Regreßforderung gegen die 
Schuldnerin wurde die erwähnte Höchſtbetragshypothek 
für Frau Sch. eingetragen. Zugleich verpflichtete die 
O. die 2 955 Sch., die Sicherungshypothek an die Be⸗ 
klagte Zug um Zug gegen Entlaſſung aus der Bürg⸗ 
e , abzutreten, ſobald die Beklagte 
en reſtlichen Betrag von 130 000 M an O. zahlen 
würde. Dieſe Zahlung erfolgte kurz vor dem 29. Januar 
1910, worauf Frau Sch. die ſchriftliche Abtretungs⸗ 
erklärung der Beklagten aushändigte und von der Be⸗ 
klagten dagegen die Bürgſchaftsurkunde zurückerhielt. 
Unter dem 8. Januar 1910 hat Frau Sch. der Be⸗ 
klagten gegenüber eine weitere ſchriftliche Bürgſchaft 
übernommen: in der Bürgſchaftsurkunde erklärt ſie im 
Hinblick auf die beiden Sicherungshypotheken der Be⸗ 
klagten von 130 000 M und 50 000 M, daß fie bis zum 
Betrage von 90 000 M die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft für den Ausfall übernehme, welchen die Beklagte 
bei Geltendmachung der beiden Hypotheken erleiden 
könnte, und dafür einſtehe, daß beide Hypotheken in 
aller Form des Geſetzes rechtsbeſtändig und unanfecht⸗ 
bar ſeien. Der Kläger nimmt die Hypothek über 
50 000 M für die Konkursmaſſe in Anſpruch, weil zur 
Zeit der Abtretung der Hypothek an die Beklagte alle 
Beteiligten, beſonders aber die Gemeinſchuldnerin und 
Frau Sch. darüber einig geweſen ſeien, daß die Frau 
Sch. von der Beklagten endgültig aus der erſten Bürg⸗ 
ſchaft entlaſſen ſei, und daß ein Regreßanſpruch der 
Frau Sch. gegen die Gemeinſchuldnerin daher nicht 
entſtanden ſei noch in Zukunft entſtehen könnte, und 
weil die Abtretung keinerlei dingliche Wirkung erzeugt 
habe. Der Kläger iſt beim LG. mit ſeinem Klagantrage 
auf Löſchung der Sicherungshypothek durchgedrungen. 
Die Berufung der Beklagten iſt mit der Maßgabe zu⸗ 
rückgewieſen, daß die Beklagte ſtatt zur Bewilligung 
der Löſchung dazu verurteilt iſt, die Berichtigung des 
Grundbuchs dahin zu bewilligen, daß die für die Be⸗ 
klagte eingetragene Sicherungshypothek als Eigentümer⸗ 
grundſchuld der O., jetzt im Konkurſe, eingetragen 
werde. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Die Reviſion iſt begründet. Nach den 
tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. ſtand zur Zeit der 
Abtretung der Sicherungshypothek durch Frau Sch. 
feſt, daß eine durch die Hypothek geſicherte Forderung 
der Frau Sch. nicht entſtanden war und nicht entſtehen 
werde. Danach iſt die Annahme des BG. nicht zu 
beanſtanden, daß gleichzeitig mit der Abtretung eine 
endgültige Eigentümergrundſchuld entſtanden ſei. Zu⸗ 
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folge Nichtentſtehung der Forderung ſtand die Hypothek 
nach SS 1163, 1177 BGB. der Gemeinſchuldnerin als 
Grundſchuld zu. Dagegen iſt die Anſicht des BG. irrig, 
daß durch die ſchriftliche Abtretungserklärung der Frau 
Sch. und durch die hierauf erfolgte Eintragung der 
Abtretung zugunſten der Beklagten an dieſem Rechts⸗ 
zuſtande nichts geändert ſei. Aus dem Schriftwechſel 
entnimmt das BG. bedenkenfrei, daß die Gemein⸗ 
ſchuldnerin mit Frau Sch. unter Beitritt der Beklagten 
vereinbart habe, ſie ſolle Zug um Zug gegen Rückgabe 
ihres Bürgſchaftsſcheines die Hypothek an die Beklagte 
abtreten. Dieſe Abtretung ſollte erfolgen, damit der 
Beklagten wegen ihrer Darlehensforderungen in Höhe 
von 50 000 M weitere Sicherheit verſchafft werde. Als 
Frau Sch. die Abtretungserklärung erteilte, verfügte 
ſie zwar als Nichtberechtigte über die Grundſchuld, da 
fie aber mit der Zuſtimmung des Berechtigten die Er⸗ 
klärung abgab, fo wurde ihre Verfügung gemäß 8 185 
Abſ. 1 BGB. wirkſam. Die Einwilligung der Gemein⸗ 
ſchuldnerin bedurfte aber nach 8 182 Abſ. 2 BGB. 
keiner Form. Es handelt ſich hier nicht um formale, 
dem Grundbuchrichter zu erbringende Nachweiſe, wenn 
er eine Eintragung vornehmen ſoll, ſondern um An⸗ 
wendung des materiellen Rechts, das abgeſehen von 
beſtimmten Ausnahmen auch für dingliche Rechts⸗ 
geſchäfte keine Form erfordert. Damit iſt die Grund⸗ 
ſchuld auf die Beklagte übertragen. Dieſe Uebertragung 
entſpricht auch dem wahren Willen der Beteiligten. 
Aus den Feſtſtellungen ergibt ſich, daß alle Beteiligten, 
insbeſondere die Gemeinſchuldnerin und die Beklagte, 
bei ihren Handlungen und Erklärungen bezweckten, 
den an der maßgebenden Rangſtelle haftenden ding» 
lichen Schutz der Beklagten durch die Abtretung zu 
verſchaffen. Ob ſich dabei die Beteiligten über die 
Rechtslage im einzelnen klar waren, iſt unerheblich. 
Auch eine Grundſchuld kann zur Sicherung einer 
Forderung dienen. Der Eigentümer könnte ſomit aus 
§ 894 BGB. wohl die Berichtigung des Grundbuchs 
dahin verlangen, daß die Hypothek in eine Grundſchuld 
für die Beklagte umgeſchrieben werde, nicht dahin, daß 
die Umſchreibung auf ihn ſelbſt oder die Löſchung er⸗ 
folge. (Vgl. 1915 Bd. 54 S. 365 ff.). (Urt. des V. 38S. 


vom 3. Mai 1919, V 351/1918). — — n. 
4657 
VII. f 
Bei einem aufkergerichtlichen Vergleiche zur Ab⸗ 


wendung des Konkursverfahrens iſt nicht ſchlechthin 
jedes Abkommen nichtig, das einen Gläubiger vor den 
anderen bevorzugt, auch dann nicht, wenn es den übrigen 
Gläubigern verheimlicht wird. Der Ehemann der 
Bekl. (Ch.) geriet Ende 1917 in Zahlungsſchwierigkeiten 
und ſtrebte einen außergerichtlichen Vergleich an. Die 
Kl. war ſeine Hauptlieferantin. Durch Abkommen mit 
ihr vom 9. Januar 1908 verpflichtete er ſich, während 
der nächſten 10 Jahre ſeinen geſamten Bedarf in be⸗ 
ſtimmten Pelzwaren von ihr zu beziehen und im Fall 
anderweiten Einkaufs 15% des Fakturawerts an fie 
zu vergüten. Am folgenden Tag übernahm die Be— 
klagte ſchriftlich die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft für 
alle von ihrem Ehemann der Kl. gegenüber einges 
gangenen und ſpäter einzugehenden Verbindlichkeiten 
jeder Art mit der Bedingung, daß der Bürgfchafts- 
ſchein die Gültigkeit verliere, falls der außergerichtliche 
Vergleich nicht zuſtande komme. Kl. trat dann dem 
Vergleich bei. Die Gläubiger erhielten 35% ihrer 
Forderungen. Im Jahre 1914 verfiel der Ehemann 
der Bekl. in Konkurs, der mit einem Zwangsvergleich 
von 25% o endete. Die Kl. fordert von der Bekl. ihren 
Ausfall mit 5810.08 M. Die Bekl. wendet ein, daß 
die Bürgſchaft nichtig ſei, weil die Kl. wider die guten 
Sitten ſich durch die Verpflichtung des Ehemanns Ch. 
vom 9. Januar 1908 Sondervorteile unter Verheim— 
lichung vor den übrigen Gläubigern habe verſprechen 
laſſen. Die Vordergerichte haben die Bekl. verurteilt. 
Die Reviſion blieb ohne Erfolg. 


verſtanden hätten, 
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Gründe: Wie das BG. feſtſtellt, hat die Kl. ihre 
Zuſtimmung zu dem Vergleich vom Jahre 1908 von 
der geſchäftlichen Bindung des Ch. abhängig gemacht, 
wie ſie in dem Abkommen mit ihm vom 9. Januar 
1908 vereinbart wurde. Sie hat damals auch be⸗ 
ſonders betont, daß die Gläubiger davon nichts wiſſen 
dürften, weil ſie ſonſt dem Akkord nicht beitreten 
würden. Das BG. nimmt weiter an, daß das Zu⸗ 
ſtandekommen des Akkords gefährdet geweſen wäre, 
wenn die Bindung des Ch. den übrigen Gläubigern 
bekannt geworden wäre, weil dieſe einer allgemeinen 
Verkehrsgepflogenheit folgend vorausgeſetzt hätten, daß 
ſie gleichmäßig ohne Bevorzugung einzelner behandelt 
würden, und ſich zu der Einigung in dem Beſtreben 
ſich den Schuldner künftig als 
Kunden zu erhalten. Da nun die Bekl. die Bürgſchaft 
nur unter der Bedingung eingegangen ſei, daß der 
Vergleich geſchloſſen werde, ſo würde ſie der Klage 
dann mit Erfolg widerſprechen können, wenn der 
Kl. ein Verſtoß wider die guten Sitten bei dem Ab⸗ 
kommen mit Ch. zur Laſt fiele, wenn ſie nämlich in 
ſelbſtſüchtiger Abſicht die Geheimhaltung der Bindung 
des Ch. zu dem Zweck gefordert hätte, die übrigen 
Gläubiger irre zu führen. Dies ſei indes nicht der 
Fall. Im Gegenteil habe Kl. erwieſenermaßen nur 
beabſichtigt, das Intereſſe des Ch. und damit auch 
das der Bekl. wahrzunehmen, indem ſie verhüten 
wollte, daß Ch. infolge der Verbindung mit mehreren 
Bezugsquellen ſich „überkaufe“, d. h. unter übermäßiger 
Anſpannung ſeines Kredits Waren über ſeinen Bedarf 
hinaus anſchaffe. Kl. habe auch keineswegs ſtreng 
auf Beachtung der Beſchränkung gehalten, wiewohl 
ihr Umſatz mit Ch. ſeit dem Abkommen um mehr als 
die Hälfte geſunken ſei. Danach ſei die Bekl. an die 
Bürgſchaft gebunden. 

Ob die etwaige Nichtigkeit des Abkommens zwiſchen 
der Kl. und Ch. auch die Forderungen, die für die 
ſpäteren Warenlieferungen der Kl. entſtanden ſind, 
und die für dieſe Forderungen übernommene Bürg: 
ſchaft der Bekl. ergreifen würde, braucht nicht geprüft 
zu werden. Beim außergerichtl. Vergleich iſt das Ab⸗ 
kommen, wodurch einzelne Gläubiger bevorzugt wer⸗ 
den ſollen, nicht, wie für den Zwangsvergleich durch 
8 181 KO. beſtimmt wird, ſchlechthin nichtig, auch 
nicht, wenn es die faſt unvermeidlich damit verbundene 
Geheimhaltung vor den übrigen Gläubigern vorſchreibt, 
ſondern die Nichtigkeit tritt nur ein, wenn es nach den 
Umſtänden des Falls ſich als ein wider die guten 
Sitten verſtoßendes Rechtsgeſchäft darſtellt (§S 138 BGB.). 
Hier hat aber das BG. die tatſächliche Feſtſtellung 
getroffen, daß die Kl. nicht aus Eigenſucht, ſondern 
zum wohlverſtandenen Vorteil des Ch. die ſtreitige 
Vereinbarung verlangt habe. Ohne Rechtsirrtum 
verneint daher das BG., daß ſich die Klägerin eines 
ſittenwidrigen Verhaltens ſchuldig gemacht habe. Der 
einzige Angriff der Reviſion, daß ſich der Sitten verſtoß 
zwingend aus der Bedingung der Geheimhaltung er⸗ 
gebe, geht fehl. Die Geheimhaltung war ſogar nötig, 
wenn der gute Zweck, den das BG. der Klägerin zu⸗ 
ſchreibt, für Ch. erreicht werden ſollte. Ihre Aus⸗ 
bedingung machte das Abkommen nicht notwendig zu 
einem ſittenwidrigen. (Urt. d. VI. ZS. vom 12. Mai 
1919, VI 71/19). 
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VIII. 


Tritt der Rechtsanwalt in Vertragsbeziehungen zn 
dem Darlehensgeber, von dem er Geld zur Sanierung 
einer anderen von ihm vertretenen Perſon erbittet? 
Haftet er für Berfchulden beim Vertragsſchluſſe, hat er 
iusbeſondere die Verhältuiſſe ſeines Auftraggebers offen 
zu legen? Kann er ſich auf feine auwaltſchaftliche 
Schweigepflicht gegenüber dem Auftraggeber berufen! 
Aus den Gründen: Der Umſtand, daß Rechtsanwalt 
J. für den Kl. erkennbar das Darlehen als Bevollmäch⸗ 


tigter und Treuhänder der Eheleute Sch. nachſuchte 
ſchließt nicht aus, daß er in vertragliche Beziehung 
zu dem Kl. trat. J. hat die Tätigkeit eines Vermittlers 
entfaltet, als er die nötigen Gelder zur Hebung der 
Schwierigkeiten der Eheleute Sch. aufzutreiben ſich 
bemühte. Daß ein ſolcher nicht nur mit ſeinem Auf⸗ 
traggeber, ſondern auch mit dem andern Teil in einem 
Vertragsverhältnis ſtehen kann, ergibt ſich für den 
beſonderen Fall des Mäklers aus 8 6 654 BGB., ent⸗ 
fpricht aber auch der Verkehrsauffaſſung, namentlich 
bei der Vermittlung von Darlehen gegen Hypothek. 
Das Entſtehen eines Vertragsverhältniſſes wird auch 
nicht dadurch gehindert, daß der Vermittler nur von 
dem einem Teil Vergütung erhält. Gerade bei der 
vorliegenden gleichartigen Vermittlung von Dar⸗ 
lehen gegen Hypothek iſt es üblich, daß nur der Dar⸗ 
lehensnehmer den Vermittler entlohnt. Im Weſten 
Deutſchlands war ſogar der Brauch weitverbreitet, daß 
Notare zwiſchen Geldbedürftigen und Kapitaliſten ihrer 
Klientel hypothekariſche Darlehen vermittelten. Nach 
der allgemeinen Anſchauung ſind ſie zu beiden Teilen 
in vertragliche Beziehungen getreten, auch wenn ſie zu 
der Vermittlung durch keine beſondere Vergütung, 
ſondern durch ihr Intereſſe an der Erhaltung und 
Vermehrung ihrer Kundſchaft oder durch die Gebühr 
für die Verwahrung oder Auszahlung des Geldes 
bewogen wurden. Hier ſtanden zudem keine wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen der Darlehensſucher und des 
Geldgebers im Wege. Beide hatten vielmehr das 
gemeinſame Beſtreben, das Darlehensgeſchäft zuſtande 
zu bringen. Ueber die Bedingungen herrſchte keine 
Meinungsverſchiedenheit. 

Rechtsanwalt J. hat nun in Verfolg der von ihm 
gegen Vergütung übernommenen Sanierung dem Kl., 
ſeinem Klienten, von dem er wußte, daß er Geldgeſchäfte 
machte, das Geſchäft dergeſtalt angetragen und empfohlen, 
daß Kl. mit ihm darüber verhandeln ſolle. Kl. hat 
den Antrag angenommen. Damit ſind vertragliche 
Beziehungen zwiſchen ihnen entſtanden. Die Sache 
liegt nicht viel anders, als wenn Kl. den J. allgemein 
erſucht hätte, ihn auf geeignete Geldanlagen aufmerkſam 
zu machen, die ſich bei ſeinen Vermögensverwaltungen 
oder ſeiner ſonſtigen beruflichen Tätigkeit ergäben. 
J. iſt zwar ungerufen an den Kl. herangetreten, aber 
doch in der Meinung, ſich mit dem auf Vornahme 
ſolcher Geſchäfte gerichteten Willen des Kl. zu begegnen. 
Hätte ſich J. auf die Anfrage beſchränkt, ob Kl. das 
Darlehen gewähren wolle, und ihm überlaſſen, die 
angebotenen Sicherheiten zu prüfen und Erkundigungen 
über die Perſönlichkeit und die Vermögensverhältniſſe 
der Eheleute Sch. einzuziehen, ſo würde er deutlich 
gemacht haben, daß er ſich der Anknüpfung einer Be⸗ 
ziehung mit Kl. enthalten wolle, aus der Verpflich⸗ 
tungen gegen dieſen für ihn entſpringen könnten. Er 
hat jedoch bei Kl. das Geſchäft als bombenſicher an⸗ 
gelegentlich befürwortet und über die Sicherheit wie 
über die perſönlichen Verhältniſſe der Darlehensſucher 
eine Reihe von Angaben gemacht, die den Kläger zum 
Abſchluß des Geſchäfts beſtimmen und feine Bedenken 
dagegen zerſtreuen ſollten. Das BG. hat daher ohne 
zureichende Begründung ein Vertragsverhältnis zwiſchen 
J. und dem Kl. verneint. 

Gewiß iſt ferner die Anſicht des BG. richtig, daß 
keinem Vertragsteil zugemutet werden kann, forgfältig 
die Intereſſen des Gegners wahrzunehmen. Das iſt 
ſelbſtverſtändlich deſſen eigene Sache, und jeder Ver⸗ 
tragſchließende hat die Augen offen zu halten, um ſich 
vor Schaden zu bewahren. Damit iſt für die Frage 
nichts gewonnen, ob ein Vertragsteil für Verſchulden 
beim Vertragsſchluß zu haften habe. Das RG. hat 
in den letzten Jahren dieſe Frage mit un. Nach⸗ 
druck bejaht (JW. 12, 843; NEL. 95, 58). Es kommt 
auf die Geſtaltung des einzelnen Falles an, ob ein 
Bertragſchließender nach Treu und Glauben und nach 
den Anforderungen des redlichen Verkehrs von dem 
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andern erwarten darf, daß er ihm keine falſchen An⸗ 
gaben mache und keine Umſtände vorenthalte, die 
erkennbar auf ſeinen Entſchluß, ob er den Vertra 

abſchließen ſolle oder nicht, von weſentlichem Einfluß 
ſein könnten. Iſt die Sachlage von ſolcher Art, ſo 
beſteht für den anderen Teil die Rechtspflicht, jenem 
die für ihn bedeutſamen Tatſachen kundzumachen. Dies 
gilt ganz beſonders, wenn ein Vertrauensverhältnis 
zwiſchen den Parteien beſteht, auf das der eine Teil 
ſich verläßt und verlaſſen darf. Ein ſolches Vertrauen 
durfte der Kl. dem J., ſeinem langjährigen Rechts⸗ 
beiſtand, entgegenbringen. Hiernach wird das BG. 
neuerlich zu unterſuchen haben, ob die Tatſachen? deren 
unrichtige Mitteilung oder deren Verſchweigung der 
Kl. dem J. zum Vorwurf macht, für den Entſchluß 
des Kl. erheblich waren, als er den Vertrag abſchloß 
oder als er ihn verlängerte, und ob J. bei der gebotenen 
Sorgfalt dies erkennen konnte. Zwar hat J. ſelbſt 
entſcheidenden Wert nur der Sicherheit durch den Ber 
ſchäftsanteil beigemeſſen. Indes brauchte das gleiche 
nicht bei dem Kl. der Fall zu ſein, und die Bemerkung 
des J., daß Sch. als Offizier eine gewiſſe Gewähr biete, 
deutet darauf hin, daß er bei dem Kl. vorausſetzte, 
dieſer werde auch die perſönliche Verläſſigkeit der Dar⸗ 
lehensſucher in Betracht ziehen. J. hat den erſten 
Kreditgeber zwar nicht als eine Großbank, ſondern als 
eine erſtklaſſige Privatbank bezeichnet und wollte damit 
wohl ſagen, daß dieſe trotz der bei einer ſolchen ge⸗ 
wohnten Vorſicht weder die Sicherheiten noch die Per⸗ 
ſönlichkeit der Schuldner beanſtandet habe. Es wird 
zu prüfen ſein, ob J. dem Kl. nicht auch mitteilen mußte, 
daß die Bank wegen außerordentlich ſchlechter Auskunft 
über die Eheleute Sch. jede kaufmänniſche Verbindung 
mit ihnen abgelehnt habe, und daß ihr überhaupt keine 
dingliche Sicherheit beſtellt war, ſondern vornehmlich 
das Delkredere des B. M. zur Sicherung diente. J wird 
ſich nicht darauf berufen können, daß die Verſchwiegen⸗ 
heit, die er den Eheleuten Sch. als Anwalt ſchuldete, 
die Offenlegung dieſer Verhältniſſe, ihrer Schulden⸗ 
verheimlichung und ſpäter ihres Ehrenwortbruchs ver⸗ 
bot. Glaubte J. dieſe Umſtände dem Kl. nicht bekannt 
geben zu dürfen, ohne die Pflicht zur Amtsverſchwiegen⸗ 
heit zu verletzen, ſo durfte er dem Kl. das Geſchäft 
überhaupt nicht in der Weiſe, wie er es getan hat, 


durch Hinweis auf das mit Kredit vorangegangene 


erſtklaſſige Bankhaus und die Offizierseigenſchaft des 

Sch. empfehlen und auch nicht ſpäter ihn zur Ver⸗ 

längerung des Vertrags veranlaſſen. (Urt. des VI. ZS. 

vom 26. Mai 1919, VI 97/19). 
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IX. 


Haftung der Gemeinde ans $ 836 BEB. und für 
Durchführung der Abſperrungsmaßregeln während der 
Vornahme von Dacharbeiten. Den Kläger traf in B. 
beim Vorübergehen auf dem Gehſteig vor dem Rathaus 
ein von dem Dache herunterfallender Ziegelſtein auf 
den Kopf. Wegen des Schadens nimmt er die beklagte 
Stadtgemeinde in Anſpruch. Es behauptet, daß das 
Dach ſchon ſeit langer Zeit ſchadhaft geweſen ſei, 
ohne daß der Magiſtrat fuͤr Abſtellung der Mängel 
geſorgt habe. Mit ihrer Beſeitigung habe er Anfang 
Januar 1918 den Dachdecker K. und einen Klempner 
K. beauftragt. Bei Ausführung dieſer Verrichtung, 
die vorgenommen worden ſei, ohne daß die Straße 
bei dem Rathauſe eee wurde, ſei der Ziegel⸗ 
ſtein heruntergefallen. Die Bekl. hat den Anſpruch 
beſtritten. Das LG. erflärte den Klageanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt. Das OL. erkannte 
auf Abweiſung. Die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Mit Recht rügt die Reviſion, daß der 
Sachverhalt unter dem Einfluß unrichtiger Rechts⸗ 
anſchauung nicht erſchöpfend erörtert und nur unzu⸗ 
länglich feſtgeſtellt worden iſt. Dies gilt ſchon für 
die Frage der Anwendbarkeit des 8 836 BGB. Un⸗ 
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richtig wird von dem BG. angenommen, von einer als glaubhaft angeſehen, daß die Beklagte ſich nicht 


Haftung der Bekl. aus 5 836 könne keine Rede fein, 
weil das Herunterſtürzen des Steines nicht durch Natur⸗ 
ereigniſſe, ſondern durch menſchliche Tätigkeit veranlaßt 
ſei. Zur Ablöſung i. S. des $ 836 genügt es, wenn 
infolge mangelhafter Beſchaffenheit des Gebäudeteils, 
die auch durch Witterungseinflüſſe herbeigeführt fein 
kann, der Zuſammenhang mit dem Gebäude gelockert 
geweſen iſt, mag auch letzten Endes die völlige Ab⸗ 
löſung durch menſchliche Tatigkeit (durch Anſtoßen, 
Anlehnen, Auftreten uſw.) bewirkt 15 (JW. S. 868 
Nr. 13). Es kommt deshalb darauf an, wie ſich die 
Ablöſung vollzogen hat. Iſt bei den Beſichtigungs⸗ 
oder Ausbeſſerungsarbeiten der nur in lockerer Ver⸗ 
bindung ſtehende Ziegelſtein aus größerer und ge⸗ 
ringerer Unvorſichtigkeit in Bewegung geſetzt worden und 
war die ungenügende Befeſtigung die Folge mangel⸗ 
hafter Unterhaltung, ſo iſt der Tatbeſtand des 8 836 
BGB. gegeben. Die ausdrückliche Anführung des 
8 836 in der Klageſchrift war nicht erforderlich. Der 
BR. hätte es deshalb von dieſem Geſichtspunkte aus 
nicht unterlaſſen dürfen, an der Hand der angebotenen 
Beweiſe und nötigenfalls unter Ausübung des Frage⸗ 
rechts (8 139 ZPO.) den Sachverhalt zu klären. 

Die Haftung der Bekl. wird ferner darauf ge⸗ 
gründet, daß während der Arbeiten für die Sicherung 
des Straßenverkehrs durch Abſperrung oder Warnungs⸗ 
zeichen nicht geſorgt war, obſchon die Gefahr beſtand, 
daß Vorübergehende von herabfallenden Steinen ge⸗ 
troffen wurden. Auch in dieſer Hinſicht ſind die Aus⸗ 
führungen des Vorderrichters nicht rechtsirrtumfrei. 
Das OLG. meint, daß die Verpflichtung zu ſolchen 
Schutzmaßregeln der Ortspolizei obliege. Die Bekl. 
könne deshalb, wenn bei Handhabung der Ortspolizei 
ein Verſehen begangen ſei, hierfür nicht e ge⸗ 
macht werden, da die Ortspolizei nicht von der beklagten 
Stadtgemeinde, ſondern von dem Bürgermeifter, gegen 
den die Klage nicht gerichtet ſei, ausgeübt werde. 
Hierbei wird indes überſehen, daß die Verpflichtung, 
bei Bauarbeiten und Dachreparaturen Vorkehrungen 
zur Sicherung des Verkehrs zu treffen, den Hauseigen⸗ 
tümer trifft, unbeſchadet des Berufs der Ortspolizei, 
im öffentlichen Intereſſe einzuſchreiten (JW. 1905 S. 20 
Nr. 20, JW. 1907 S. 673 Nr. 7, vgl. Komm. von 
NER. Anm. 6d zu § 823 BGB.). Eine ſolche aus 
§ 823 BGB. folgende Haftung kann übrigens auch 
gegeben ſein, wenn zum Zweck der Feſtſtellung der 
Dachſchäden Hantierungen vorgenommen werden, die 
eine ähnliche Gefahr wie die Ausbeſſerungsarbeiten 
mit fi führen. Dieſer Verantwortlichkeit kann ſich 
der Hauseigentümer nicht allgemein dadurch entziehen, 
daß er die Ausführung der Arbeiten einem zuverläſſigen 
Handwerker überträgt, von dem er erwartet, daß er 
aus eigenem Entſchluſſe die üblichen Sicherungsmaß⸗ 
nahmen treffen wird. Es verbleibt ihm in gewiſſem 
Maße die Pflicht der Aufſicht und er hat ſich nach 
Lage des Falles unter eigener Verantwortung darum 
zu bekümmern, daß die nötigen Sicherungsmaßnahmen 
ausgeführt werden (Komm. von RER. Anm. 6 e zu 
§ 823). (Urt. d. IV. ZS. v. 16. Juni 1919, IV 31/1919). 
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Kaum eine Zuwendung als 1 angeſehen 
werden, die eine Verlobte ſichern ſoll, weil fie wegen 
der bevorſtehenden Heirat ihre Stellung im Staatsdienſte 
aufgibt? Aus den Gründen: Die Beklagte hatte 
behauptet, ſie habe ſich den Bewerbungen des Erblaſſers 
gegenüber zunächſt ablehnend verhalten, weil fie Be— 
denken getragen habe, ihre geſicherte Stellung im 
Staatsdienſt aufzugeben, und fie habe ſich zu dem Ver— 
löbnis erſt bereitfinden laſſen, nachdem der Erblaſſer 
ihr wiederholt verſprochen habe, fie wegen der Nach— 
teile ſicherzuſtellen, die ihr infolge der Aufgabe des 
Staatsdienſtes entſtehen würden. Das BG. hat es 


ohne Sicherung für alle Zukunft durch einen entſprechen⸗ 
den unentziehbaren Vermögenserſatz zur Aufgabe ihrer 
Stellung behufs Eheſchließung mit dem Erblaſſer habe 
entſchließen wollen. Hat hiernach die Beklagte ihre 
in der Eingehung des Verlöbniſſes zu findende Bereit⸗ 
willigkeit zur Aufgabe ihrer Beamtenſtellung nur gegen 
Zuſage einer entſprechenden Entſchädigung erklärt, ſo 
handelte es ſich beim Abſchluſſe des Vertrages nicht 
um eine nachträgliche Zuwendung an die Beklagte für 
das Verſprechen der Erfüllung einer von ihr mit dem 
Verlöbnis bereits unbedingt eingegangenen Verpflich⸗ 
tung, ſondern um die Beurkundung einer Verpflichtung 
des Erblaſſers, von deren Uebernahme die Beklagte 
von vornherein die Aufgabe ihrer Stellung abhängig 
gemacht hatte, und die alſo von Anfang an die Gegen⸗ 
leiſtung für das Ausſcheiden aus dem Staats dienſte 
bilden ſollte. Die Sache liegt alſo weſentlich anders 
als in dem im Urteile des Senats vom 19. April 
1917 (JW. 1917 S. 848) entſchiedenen ne in dem 
die der Braut am Tage vor der Eheſchließung gemachte 


Zuwendung als unentgeltlich angeſehen worden iſt, 


weil das Gegenverſprechen der Braut ſich lediglich 
in der Zuſage erſchöpft habe, ihre Pflichten als Ehe⸗ 
frau erfüllen zu wollen. Aber auch wenn der Erb⸗ 
laſſer bei dem Vertragsſchluſſe nicht in Erfüllung eines 
vor oder bei Eingehung des Verlöbniſſes abgegebenen 
Verſprechens gehandelt, er ſich vielmehr erſt nachtraͤg⸗ 
lich dazu entſchloſſen haben ſollte, die Beklagte für 
die durch die Eheſchließung erforderte Aufgabe ihrer 
Beamtenſtellung und ihrer damit verbundenen, ihre 
Zukunft ſichernden Anſprüche aus dem Beamtenver⸗ 
hältnis zu entſchädigen, würde der Beurteilung des 
Vertrages als eines entgeltlichen kein Hindernis im 
Wege ſtehen. Es iſt in der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts mehrfach anerkannt worden, daß eine nach⸗ 
trägliche Vergütung für geleiſtete Dienſte keine Schenkung 
zu ſein braucht, ſelbſt wenn dieſe urſprünglich unent⸗ 
geltlich geleiſtet waren (JW. 1911, 94; 1917, 1035; 
RG. 72, 188; 75, 325; 94, 159, 322), daß es vielmehr 
Tatfrage iſt, ob im einzelnen Falle eine belohnende 
Schenkung oder eine nachträgliche Bewilligung oder 
Erhöhung eines Entgelts für die geleiſteten Dienſte 
vorliegt und daß hierfür die Abſicht der Beteiligten 
maßgebend iſt, aus der heraus die Vergütung gegeben 
und angenommen wird. Die Grundſätze, die für die 
Beurteilung von Zuwendungen für geleiſtete Dienſte 
aufgeſtellt ſind, müſſen aber auch in ſolchen Fällen 
Geltung beanſpruchen, in denen Zuwendungen nicht 
gerade für geleiſtete Dienſte ſondern für Leiſtungen 
anderer Art bewirkt oder vereinbart werden. Von 
dieſem grundſätzlichen Standpunkte hat auch das Urteil 
vom 19. April 1917 (JW. 1917 S. 848) nicht abweichen 
und keinen allgemeinen Grundſatz dahin aufſtellen 
wollen, daß Verpflichtungen, die zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes über eine Zuwendung ſchon beſtanden haben, 
nicht das Entgelt für die Leiſtung bilden können; 
vielmehr wurde in jenem Falle die Annahme eines 
entgeltlichen Vertrages nur im Hinblick auf die be⸗ 
ſondere Sachlage abgelehnt, da damals das als Gegen⸗ 
leiſtung für die Zuwendung bezeichnete Verſprechen der 
Braut ſich im weſentlichen in der Zuſage der treuen 
Erfüllung der durch die Eheſchließung begründeten 
Pflichten erſchöpfte, dem Manne die eheliche Treue zu 
halten und eine liebevolle Pflege zuteil werden zu laſſen. 
Ob in derartigen Fällen die Beurteilung einer der 
Braut gemachten Zuwendung als einer entgeltlichen 
grundſätzlich als ausgeſchloſſen angeſehen werden muß, 
bedarf zurzeit keiner Nachprüfung. Denn in dem Ber- 
trage iſt die Zuwendung an die Beklagte nicht als 
eine Vergütung für die Erfüllung allgemeiner aus 
einer Eheſchließung entſpringender Pflichten, ſondern 
ausdrücklich als Entgelt für die Aufgabe der aus einer 
lebenslänglichen Anſtellung begründeten Gehalts- und 
Penſionsanſprüche bezeichnet worden, das der Beklagten 
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als Ausgleich für die aufzugebenden Anſprüche eine 
Berforgung für ihre Zukunft ſichern ſollte. Sind aber 
die Beteiligten bei dem Vertragsſchluß darüber einig 
geweſen, daß der Beklagten aus der Aufgabe ihrer 
Beamtenſtellung ein Anſpruch auf Zahlung von 30000 M 
gegen den Erblaſſer erwachſen, deſſen Zahlungsver⸗ 
ſprechen alſo die Gegenleiſtung für die der Beklagten 
angeſonnene Handlung bilden ſollte, ſo war die Zu⸗ 
wendung an die Beklagte nicht unentgeltlich, ſelbſt 
wenn die Einigung über die der Beklagten zu ge⸗ 
währende Vergütung erſt nachträglich ſtattgefunden 
hat, nachdem die Beklagte bereits durch Eingehung 
des Verlöbniſſes ſich zu dem behufs Ermöglichung der 
Eheſchließung erforderlichen Ausſcheiden aus dem 
Staatsdienſt bereit erklärt hatte. 

Die Tatſache, daß der Erblaſſer durch Teſtament 
von demſelben Tage die Beklagte unter Ausſchließung 
des Klägers zur Alleinerbin eingeſetzt hat, hat das 
BG. berückſichtigt. Wenn es dieſen Umſtand auch bei 
unterſtellter Kenntnis der Beklagten davon als uner⸗ 
erheblich angeſehen hat, weil or letztwillige Zu⸗ 
wendung wegen ihrer Widerruflichkeit keine Sicherung 
der Beklagten bedeutet habe, ſo handelt es ſich hierbei 
um eine tatſächliche Würdigung, die keinen Rechtsirrtum 
erkennen läßt. Dieſe letztwillige Zuwendung war wegen 
ihrer freien Widerruflichkeit nicht unentziehbar. Hat 
aber die Beklagte, wie das BG. feſtſtellt, ihre Ent⸗ 
ſchließung zur Eingehung der Ehe mit dem Erblaſſer 
davon abhängig gemacht, daß ihr für die Aufgabe 
ihrer Staatsſtellung ein entſprechender unentziehbarer 
Vermögenserſatz geleiſtet werde, fo konnte das BG. 
bei der Prüfung der Frage, ob und inwieweit die im 
Vertrage der Beklagten gemachte Zuwendung nach der 
Abſicht der Beteiligten die Gegenleiſtung für das Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Staatsdienſt bilden ſollte, die gleich⸗ 
zeitige teſtamentariſche Einſetzung der Beklagten als 
Alleinerbin des Erblaſſers und den Wert der hierin 
liegenden, jederzeit wieder entziehbaren Zuwendung 
außer Betracht laſſen. Auch ſoweit das BG. das Vor⸗ 
liegen einer nur teilweiſe unentgeltlichen Zuwendung 
verneint hat, handelt es ſich ausſchließlich um Er⸗ 
wägungen tatſächlicher Art, deren Nachprüfung aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Der Beweisantrag des Klägers, deſſen 
Uebergehung die Reviſion rügt, ging dahin, daß die 
Beklagte wieder eine entſprechende Anſtellung im Staats⸗ 
dienſt erhalten könne. Dadurch konnte aber kein Be⸗ 
weis für die allein erhebliche Tatſache erbracht werden, 
daß die Beteiligten bei dem Abſchluß des Vertrags 
die immerhin ungewiſſe Möglichkeit einer ſpäteren 
Wiederanſtellung der Beklagten im Staatsdienſt als 
für die Bemeſſung der ihr zu gewährenden Entſchädi⸗ 
gung erheblich angeſehen hätten und darüber einig 
geweſen ſeien, daß die Zuwendung der 30000 M teils 
weiſe unentgeltlich erfolgen ſollte. Die Nichterhebung 
des angetretenen Beweiſes iſt daher nicht zu beanſtanden. 

Die Reviſion macht ferner geltend, daß der Ver⸗ 
trag gegen die guten Sitten verſtoße, wenn dadurch 
der Beklagten eine Gegenleiſtung für den Entſchluß 
verſprochen worden ſei, mit dem Erblaſſer die Ehe 
einzugehen oder von dem Verlöbnis nicht zurückzutreten. 
Mit Recht hat aber das BG. dieſe Auffaſſung unter 
e auf das Urteil des Reichsgerichts in der 

W. 1917 S. 848 mit der Begründung zurückgewieſen, 
daß es nicht dem Sittlichkeitsempfinden der billig und 
u denkenden Volkskreiſe widerſpreche, wenn ein 

ädchen im Alter der Beklagten und unter Verhält⸗ 
niſſen, wie den vorliegenden, das Aufgeben einer ge⸗ 
ſicherten mit wohlerworbenenGehalts⸗ und Verſorgungs- 
anſprüchen verbundenen Lebensſtellung zum Zwecke 
der Eheſchließung von der Sicherung ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Stellung für alle in Betracht kommenden Möglich⸗ 
keiten durch Gewährung einer entſprechenden Entſchädi⸗ 
gung ſeitens des Mannes abhängig macht. Endlich 
iſt auch das Bedenken unbegründet, das die Reviſion 
gegen die Gültigkeit des Vertrages daraus herzuleiten 
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ſucht, daß dieſer Vertrag keine im Klageweg erzwing⸗ 
bare Verpflichtung der Beklagten zur Aufgabe ihrer 
Beamtenſtellung begründet habe. Denn wenn auch 
eine klagbare Verpflichtung der Beklagten nicht beſtand, 
ſo ſchloß das nicht aus, daß ſich der Erblaſſer für den 
Fall, daß die Beklagte ihre Stellung aufgeben würde, 
zu einer Entſchädigung der Beklagten für die aufge⸗ 
gebenen Vorteile rechtswirkſam verpflichten konnte. 
Die Wirkſamkeit eines Vertrages, durch den ſich jemand 
zur Entrichtung einer Vergütung für eine beſtimmte 
Leiſtung des anderen Teiles verpflichtet, ſetzt nicht 
notwendig voraus, daß für ihn ein klagbarer Anſpruch 
auf die Leiſtung beſteht oder begründet wird. Auch 
für eine rechtlich nicht erzwingbare Leiſtung kann für 
den Fall ihrer Bewirkung eine Gegenleiſtung rechts⸗ 
wirkſam ausbedungen werden. (Urt. des IV. 35. vom 
28. Mai 1919, IV 97/1919). 
4674 


— —— . 


XI. 


Unter welchen Boransſetzungen kaun angenommen 
werden, ür 1 „durch ſittliches Berſchulden“ unter⸗ 
haltsbedürſtig geworden ſei? ( 1611 Abſ. 1 888.) 
Aus den Gründen: Das BG. hält der Klägerin 
die Vorſchrift des 8 1611 BGB. entgegen, indem es 
ihr vorwirft, ſie ſei durch ihr ſittliches Verſchulden 
bedürftig geworden und könne daher von ihren Kindern 
den ſtandesgemäßen Unterhalt nicht verlangen. Es 
nimmt an, daß die Klägerin in wenigen Jahren ein 
Kapital von 34 000 M verſchwenderiſch verbraucht, 
insbeſondere 5—6 000 M ohne rechtliche oder ſittliche 
Verpflichtung dem Hauptmann W. zugewendet habe; 
es erklärt daraufhin, dieſe Zuwendung ſei in Anbetracht 
ihrer geringen Mittel unverantwortlich geweſen, die 
Klägerin wäre nicht bedürftig geworden, wenn ſie 
die 34000 M nicht in fo kurzer Zeit verbraucht hätte. 
Dieſe Ausführungen werden von der Reviſion mit 
Recht als unzureichend bezeichnet. Allerdings iſt die 
Auffaſſung nicht zu beanſtanden, daß derjenige, welcher 
ſein zum Unterhalte mitbenötigtes geringes Kapital⸗ 
vermögen in unverantwortlicher und ſittlich zu miß⸗ 
billigender Weiſe verſchwendet und infolgedeſſen be⸗ 
dürftig geworden iſt, ſeinen geſetzlichen Anſpruch 
auf ſtandesgemäßen Unterhalt nach § 1611 BGB. ver⸗ 
wirkt. Aber um die Klägerin mit dieſem Vorwurf 
belaſten zu können, genügt nicht ſchon die bloße Tat⸗ 
ſache, daß fie „in wenigen Jahren“, deren Zeitraum 
nicht näher begrenzt iſt, ein Kapital von 34 000 M 
verbraucht und davon 5—6 000 M dem Hauptmann 
W. ohne Grund zugewendet hat. In diefer Hinſicht 
ſieht die Reviſion einen Verſtoß nach 8 286 ZPO. 
darin, daß das BG. die nach dem Schriſtſatze vom 
29. Januar 1918 vorgetragenen Behauptungen der 
Klägerin’ überhaupt nicht berückſichtigt hat, wonach 
die Klägerin ausgeführt hat, ſie habe die teuere Bei⸗ 
ſetzung ihres Mannes beſtritten, habe jahrelang ihre 
Mutter und ihre Schweſter unterſtützt, habe auch den 
Hinterbliebenen ihres Bruders unterſtützend ausge⸗ 
holfen, habe ferner nach dem Tode ihres Mannes zur 
Herſtellung ihrer Geſundheit und ſpäter zur Kur ihrer 
damals leidenden Tochter erhebliche Ausgaben gemacht 
und habe auch ſonſt beträchtliche Mittel für ihre Kinder 
aufgewendet, — die Beklagten ſeien auch mit allen 
dieſen Aufwendungen einverſtanden geweſen. Ob und 
zu welchem Betrage dieſe Ausgaben von der Klägerin 
tatſächlich gemacht ſind und wieweit dieſe Beträge 
auf die von ihrem urſprünglichen Kapital von 50 000 M 
ſchließlich übriggebliebenen 34000 M entfallen find, 
hat das BG. offen gelaſſen. Ferner fehlt es an einer 
ausreichenden Begründung dafür, daß die Klägerin 
die 34000 J ihres Kapitalvermögens in einer den 
Vorwurf unſittlicher Verſchwendung verdienenden Art 
und Weiſe verbraucht habe. Unwirtſchaftliche Aus⸗ 
gaben können nicht ohne weiteres als verſchwenderiſch 
bezeichnet werden und ebenſowenig braucht einer Aus⸗ 
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gabe, die an ſich als verſchwenderiſch gelten kann, 
ſchlechthin und notwendig der Makel des Unſittlichen 
im Sinne des 8 1611 BGB. anzuhaften. Zur er⸗ 
ſchöpfenden Würdigung des Sachverhalts und zur 
Beurteilung der Frage, ob der Klägerin wegen ihres 
geſamten Kapitalverbrauchs, auch wegen der Zuwen⸗ 
dungen an den Hauptmann W., eine Verſchwendung 
i. S. eines unſittlichen Verhaltens zur Laſt fällt, war 
es daher erforderlich, auf die Art ihrer Lebensführung 


ſowie auf die Beweggründe ihrer Ausgaben näher. 


einzugehen. Was ſchließlich das Erfordernis des $ 1611 
betrifft, daß die Klägerin durch ihr unſittliches Ver⸗ 
halten bedürftig geworden ſein muß, ſo läßt die Feſt⸗ 
ſtellung des BG. auch inſofern eine Lücke, als nicht 
erwogen iſt, ob und inwieweit die Bedürftigkeit der 
Klägerin etwa durch die gegenwärtige, zur Zeit des 
Vermögensverbrauchs nicht vorherſehbare übermäßige 
Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe mit verurſacht 
worden iſt. (Urt. d. IV. 3S. vom 3. Mai 1919, IV 
26/1919). — - —ı 
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XII. 


Die Rechte des Vertragserben nach $ 2287 B88. 
find nicht eingeſchräukt, wenn er nur auf das ein⸗ 
geſetzt iſt, was beim Tode des gemäß $ 2269 BGB. 
vor ihm berufenen letztlebenden Ehegatten übrig iſt. 
Die Eheleute J. und W. Sch. hatten ſich mit notariellem 
Ehe⸗ und Erbvertrag vom 21. März 1864 und nota⸗ 
riellem Nachtrag vom 15. September 1906 gegenſeitig 
zu Erben eingeſetzt und hinſichtlich ihres beim Tode 
des zuletzt Verſtorbenen vorhandenen Vermögens be— 
ſtimmt: „Nach dem Tode des Letztlebenden ſoll unſer 
gemeinſchaftlicher Nachlaß und zwar zu einer Hälfte 
an meine des J. Sch. geſetzliche Erben und zur anderen 
Hälfte an meine der W. Sch. geſetzliche Erben fallen. 
Unſere geſetzlichen Erben ſollen ſonach Nacherben ſein 
und zwar ſollen ſie nur auf dasjenige eingeſetzt ſein, 
was beim Eintritt der Nacherbfolge übrig ſein wird.“ 
Sie ſtarben kinderlos, J. Sch. am 4. Dez. 1906, W. Sch. 
am 4. Sept. 1912. Geſetzliche Erben der W. Sch. ſind 
die Kläger geworden, während der Beklagte zu den 
geſetzlichen Erben des J. Sch. gehört. Der Nachlaß 
wurde der letztwilligen Beſtimmung entſprechend unter 
die geſetzlichen Erben verteilt. Die Kläger ſind mit 
der ihnen zugewieſenen Hälfte nicht zufrieden. Sie 
haben unter Berufung darauf, daß die Beklagten 
nach dem Tode des J. Sch. zu Lebzeiten der W. Sch. 
von dieſer 13600 M zugewendet erhalten haben, von 
den Beklagten die Herausgabe der Hälfte dieſes Be- 
trages gefordert und deshalb ihre geſamtſchuldneriſche 
Verurteilung zur Zahlung von je 3400 M an jeden 
der Kläger im Wege der Klage begehrt. Sie haben 
die Zuwendungen an die Beklagten auf Grund der 
88 2113 Abſ. 2, 2279, und auf Grund des S 2287 
BGB. angefochten. Die Vorgerichte gaben der Klage 
ſtatt, die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Unbedenklich iſt zunächſt 
im Hinblick auf SS 2280, 2269 BGB. die Annahme 
des BG. daß die Parteien nicht Nacherben, ſondern 
Erben der W. Sch. geworden ſind, ſo daß die Kläger 
die Anfechtung der Zuwendungen nur auf § 2287 
BGB. ſtützen können. Ebenſo unbedenklich iſt die 
weitere Annahme, daß in dem Erbnachtragsvertrag 
vom 15. Sept. 1906 die Rechte der Vertragserben aus 
$ 2287 nicht ausgeſchloſſen find. In der Vereinbarung, 
daß die geſetzlichen Erben nur den Ueberreſt erhalten 
ſollen, iſt kein ſolcher Ausſchluß zu finden. Das ergibt 
ſchon ein Vergleich mit den 8S 2137, 2136, 2113 Abſ. 2, 
nach denen auch der auf den Ueberreſt eingeſetzte Nach— 
erbe zur Anfechtung von Schenkungen des Vorerben 
berechtigt iſt. Auch in der Entſcheidung RG. 58 S. 64 
wird als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt, daß durch 
eine letztwillige Beſtimmung des vorliegenden Inhalts 
das Recht aus § 2287 nicht ausgeſchloſſen wird. Die 
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Vorausſetzungen für die Anwendung des $ 2287 find 

im vorliegenden Fall rechtlich einwandfrei und mit 

zureichender Begründung dargetan. (Urt. d. IV. 38. 

vom 28. April 1919, IV 449,18). 
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XIII. 


Stellung an einen Vertreter des Hauswirts 
nach 3p O. Einſpruch vor Znſtellung des Bollſtreckungs⸗ 
befehls. Die klagende Theatergeſellſchaft fordert von 
der Beklagten, die von ihr als Sängerin angeſtellt 
war, jedoch vorzeitig ihre Tätigkeit eingeſtellt hat, 
wegen Vertragsbruchs die Bezahlung einer Vertrags⸗ 
ſtrafe. Nach der im Februar 1916 erfolgten Ein⸗ 
an der Klageſchrift beim Landgericht erließ der 
Bende gemäß 8 1 der BRVO. vom 9. September 
191 einen Zahlungsbefehl, der unwiderſprochen blieb. 
Es wurde der Kl. im Februar 1916 auch der Voll⸗ 
ſtreckungsbefehl erteilt. Der Gerichtsvollzieher traf 
bei den Zuſtellungen in der von der Bekl. gemieteten 
Wohnung in B. niemand an und ſtellte deshalb den 
Zahlungsbefehl der Ehefrau des für das Hausgrund⸗ 
ſtück beſtellten Pförtners, den Vollſtreckungsbefehl dem 
Pförtner ſelbſt zu. Am 22. April 1916 erwirkte die 
Kl. gegen die Bekl., die nach Wien verzogen war, zur 
Sicherung des Anſpruchs beim Bezirksgericht eine einſt⸗ 
weilige Verfügung, in der ihr aufgegeben wurde, bis 
zum 10. Mai 1916 die Anbringung der Klage nach⸗ 
zuweiſen. Mit Rückſicht hierauf ließ die Kl. der Bekl. 
am 8. Mai 1916 den Zahlungs» und Vollſtreckungs⸗ 
befehl in Wien zuſtellen. Die Bekl. erhob Einſpruch. 
Das Landgericht hielt den Vollſtreckungsbefehl auf⸗ 
recht. Das BG. hob auf die Berufung der Bekl. das 
erſtinſtanzliche Urteil auf und verwies die Sache an 
die Vorinſtanz zurück. Die Reviſion der Kl. blieb 
ohne Erfolg. 
Gründe: Das BG. iſt mit Recht der Anſicht 
des LG. entgegengetreten, welches den Einſpruch der 
Bekl. für verſpätet erachtet. Die Gründe hierfür ſind 
allerdings nicht haltbar. Das BG. geht davon aus, 
daß der Vollſtreckungsbefehl wegen ordnungswidrige 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls der rechtlichen Grund⸗ 
lage entbehre und deshalb nicht in Rechtskraft über⸗ 
gehen könne. Läge der vom Vorderrichter angenommene 
Zuſtellungsmangel vor, ſo würde er nicht ohne weiteres 
die Wirkungsloſigkeit des Voll ſtreckungsbefehls nach 
ſich gezogen haben, ſondern es würde zu deſſen Be⸗ 
ſeitigung und der Verhinderung des Eintritts der 
Rechtskraft erſt des Einſpruchs bedurft haben. Die 
Sachlage wäre keine andere als in den Fällen, wo 
eine Entſcheidung auf Grund einer unter Verſtoß gegen 
8 249 ZPO. durchgeführten mündlichen Verhandlung 
ergangen iſt. Die unwirkſame Entſcheidung kann nur 
durch die gegebenen Rechts mittel beſeitigt werden und 
wird rechtskräftig, wenn ſie nicht angefochten wird 
(RG.Z. Bd. 64 S. 362). Die Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls an die Ehefrau des Pförtners verſtößt aber 
überhaupt nicht gegen das Geſetz. Das BG. zweifelt 
nicht daran, daß die Vorausſetzungen einer Erſatzzu⸗ 
ſtellung gemäß § 181 Abſ. 2 ZPO. vorgelegen haben 
und hält eine ſolche auch an den im Hauſe wohnenden 
Vertreter des Hauswirts für zuläflig. Dem Pförtner 
ſpricht es jedoch die Vertreter-Eigenſchaft ab, weil 
er nur mit der niederen Hausverwaltung betraut ſei, 
und es fügt hinzu, daß mindeſtens die Zuſtellung an 
einen Familienangehörigen des Pförtners dem Geſetz 
nicht entſpreche. Dieſe Begründung beruht auf einer 
Verkennung des Grundgedankens der erwähnten Vor⸗ 
ſchrift. Die Zuſtellung an den Hauswirt hat der 
§ 181 Abſ. 2 erſichtlich um deswillen zugelaſſen, weil er 
für die ordnungsmäßige Vollziehung des Verkehrs 
zwiſchen den Hausbewohnern und Dritten zu ſorgen 
hat. Mit der Wahrnehmung dieſer Pflicht beauftragt 
indeſſen der Hauswirt häufig, namentlich in den groß⸗ 
ſtädtiſchen Miethäuſern, andere Perſonen. Die Er⸗ 
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wägung, daß der Geſetzgeber dieſer Tatſache hat 


Rechnung tragen wollen, hat das RG. veranlaßt, die 


Zuſtellung an einen ſolchen Beauftragten der Zu⸗ 
ſtellung an den Hauswirt ſelbſt i. S. des Geſetzes für 
gleichwertig zu erachten (JW. 1889 S. 305 Nr. 5). 
Handelt es ſich daher um die Prüfung der Berechtigung 
einer Perſon, an Stelle des Hauswirts Zuſtellungen 
an einen Hausbewohner entgegenzunehmen, ſo kann 
ſie folgerichtig nur unter dem Geſichtspunkt vorge⸗ 
nommen werden, ob der Perſon vermöge der ihr vom 
Hauswirt eingeräumten Stellung nach der Verkehrs⸗ 
anſchauung die bezeichnete Vermittlung als übertragen 
gelten kann. Das muß bei gleichzeitiger Berückſichtigung 
des Verkehrsbedürfniſſes in bezug auf den Pförtner 
eines Miethauſes in der Großſtadt für den Regelfall 
entſchieden bejaht, und es muß auch in bezug auf die 
Ehefrau des Pförtners angenommen werden, die ihren 
Ehemann zu unterſtützen pflegt. Eine beſondere Geſtal⸗ 
tung des Falles, welche die Annahme einer ſolchen 
Vertretungsberechtigung ausſchlöſſe, iſt hier nicht er⸗ 
kennbar und von der Beklagten auch nicht geltend 
dmg worden. Ueber die Rechtzeitigkeit des am 

7. Mai 1916 erhobenen Einſpruchs kann demnach bei 
der Lage des Falles nur die Beantwortung der Frage 
entſcheiden, ob durch die am 6. März 1916 in B. er⸗ 
folgte Zuſtellung des Vollſtreckungsbefehls die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt in Lauf geſetzt worden iſt. Mit Rückſicht 
auf die rechtlich unbedenkliche Feſtſtellung des BG., 
daß die Bekl. zur Zeit jener Zuſtellung ihre Wohnung 
in B. bereits aufgegeben hatte, iſt dies zu verneinen 
und die Zuläſſigkeit des Einſpruchs iſt daher zu be⸗ 
jahen. Da die auf den unmittelbaren Betrieb der Kl. 
am 8. Mai 1916 erfolgte Zuſtellung des Vollſtreckungs⸗ 
befehls in Wien ſchon wegen Außerachtlaſſung der 
Vorſchriften in 88 199, 339 Abſ. 2 ZPO. verb. mit 
8 9 der BRVO. vom 9. September 1915 ebenfalls 
wirkungslos geblieben iſt (RG. Bd. 63 S. 85), fo 
ergibt ſich allerdings, daß der Vollſtreckungsbefehl 
überhaupt noch nicht wirkſam zugeſtellt und der Ein⸗ 
ſpruch vor Beginn der Friſt eingelegt iſt. Dadurch 
wird jedoch nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts ſeine Wirkſamkeit nicht beeinträchtigt 
(RG Z. Bd. 40 S. 391). Der 8 9 der erwähnten VO. 
wird gleich dem für die Beſtimmung vorbildlich ge⸗ 
weſenen 8 700 ZPO. von dem Gedanken beherrſcht, 
daß der Einſpruch gegen den Vollſtreckungsbeſehl den 
Widerſpruch gegen den Zahlungsbefehl in ſich ſchließt. 
Im Hinblick auf 8 342 ZPO. und $ 5 Abſ. 1 Satz 1 
der BO. iſt daher die Sache ebenſo zu behandeln, als 
wenn die Beklagte auch von dieſem Rechtsbehelf recht⸗ 
zeitig Gebrauch gemacht hätte (Gruch. Beitr. Bd. 32 
S. 740). Infolge der oben dargelegten ordnungs« 
mäßigen Zuſtellung des Zahlungsbefehls beſtehen auch 
keine Bedenken mehr gegen die Rechtshängigkeit der 
Sache (58 4, 6 Satz 2 der VO.), deren Verneinung zur ſo⸗ 
fortigen Aufhebung des Vollſtreckungsbefehls führen 
müßte, ſo daß der ſachlichen Prüfung des Anſpruchs 
kein Hindernis im Wege ſteht. Hiernach iſt die vom 
BG. beſchloſſene Aufhebung des landgerichtlichen Ur» 
teils und nach §S 538 Nr. 1 ZPO. auch die Zurück⸗ 


verweiſung an die Vorinſtanz gerechtfertigt. (Urt. d. 
III. 35. vom 16. Mai 1919, III 564/18). 
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XIV. 


Iſt eine ſelbſtändige Feſtſtellungsklage deshalb ans: 
geſchloſſen, weil der alle in einem ſchon anhängigen 
Nechtsſtreite eine Inzident⸗Feſtſtellungsklage gemäß 3 280 

BO. erheben konnte? Kann insbeſondere das Feſt⸗ 

ellungs⸗Intereſſe nach 8 256 80. damit begründet 
werden, daß rechtlich zweifelhaft iſt, ob die Inzident⸗ 
Feſtſtellungsklage zum Erfolge führen wird? Als der 
Kl. auf Zahlung von 2000 M Kaufpreis klagte, rechnete 
der Bekl. mit einer Schadenserſatzforderung von 2000 M 
auf. Daraufhin hat der Kl. eine weitere Klage erhoben, 
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auf die Feſtſtellung gerichtet, daß dem Bekl. aus den 
Grundſtückskauf⸗ und Abbaurechtsverträgen oder an⸗ 
läßlich dieſer Verträge keine Anſprüche auf Schadens⸗ 
erſatz erwachſen ſeien. Zur Begründung wurde geltend 
gemacht, daß der Bekl. grundlos fortgeſetzt behaupte, 
zum Abſchluſſe jener Verträge durch argliſtige Täuſchung 
und Betrug beſtimmt und dadurch in Höhe von 30000 1 
geſchädigt worden zu fein, wovon 6000 M klageweiſe 
beanſprucht werden würden. Der Bekl. wendete dieſer 
Klage gegenüber ein, daß es dem Kl. an dem erforder⸗ 
lichen Intereſſe an dem Feſtſtellungsbegehren fehle. 
Die Vorgerichte wieſen ab, die Reviſion hatte Erfolg. 

Gründe: Das BG. geſteht dem Kl. zu, daß er 
das gemäß 8 256 ZPO. erforderliche Intereſſe an feinem 
Feſtſtellungsbegehren an und für ſich hat, da der Bekl. ſich 
eines Schadenserſatzanſpruchs aus Anlaß der Verträge 
in Höhe von 33000 M berühmt und auch ein zivil⸗ ſowie 
ſtrafrechtliches Vergehen angedroht habe. Die Feſt⸗ 
ſtellungsklage erachtet das BG. jedoch für unzuläſſig, 
weil der Kl. ſein jetziges Feſtſtellungsbegehren in dem 
noch anhängigen Rechtsſtreite geltend machen könne, 
in dem der Kl. ſeine Kaufpreisforderung von angeblich 
2000 M eingeklagt und der Bekl. von feiner angeblichen 
Schadenserſatzforderung den Betrag von 2000 M auf: 
gerechnet habe. Dieſen Grund beanſtandet aber die 
Reviſion mit Recht. Zuzugeben iſt dem BG., daß der Kl. 
berechtigt geweſen wäre, oder noch z. Z. berechtigt ſein 
würde, in dem beim LG. anhängigen Vorprozeſſe mit 
einer Klageerweiterung gemäß 8 280 ZO. die nämliche 
Feſtſtellung zu begehren, um die es ſich hier handelt, 
alſo die, daß dem Bekl. keine Schadenserſatzforderung 
zuſtehe; der Umſtand, daß der Bekl. im Vorprozeſſe 
von ſeiner geſamten angeblichen Schadenserſatzforde⸗ 
rung nur einen Teil entgegengeſetzt hat, würde eine 
derartige Klageerweiterung allerdings nicht hindern 
(REF. Bd. 9 S. 337; Bd. 29 S. 361; JW. 1893, 306°). 
Indes der 8 280 ZPO. gibt dem Kl. nur ein Recht zum 
Gebrauche des bezeichneten Rechtsbehelfs, und daß er 
von ihm nicht Gebrauch gemacht hat, oder nicht Ge⸗ 
brauch machen will, kann daher keinesfalls ohne 
weiteres ſeine Befugnis zur Erhebung einer ſelb⸗ 
ſtändigen Feſtſtellungsklage aus § 256 ZPO. beſeitigt 
haben. Die Zuläſſigkeit der jetzigen Feſtſtellungsklage 
könnte ſonach höchſtens dann in Frage geſtellt ſein, 
wenn man anzunehmen hätte, daß der Kläger ſein 
Intereſſe an der alsbaldigen begehrten Feſtſtellung 
eben dadurch eingebüßt habe, daß er zur Erhebung 
der Inzidentfeſtſtellungsklage imſtande geweſen ſei oder 
es noch zurzeit ſei. Dieſe Frage iſt aber zu verneinen. 

Es wird die Anſicht vertreten (vol. Gaupp⸗Stein, 
ZBO. Anm. II“ zu § 280 und Skonietzki⸗Gelpke, ZPO. 
Anm. 7 zu § 280), daß das nämliche Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, durch welches ſchon die Zuläſſigkeit der 
Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungsklage gemäß § 280 
ZPO. bedingt iſt, auch die Fortdauer ihrer Zuläſſigkeit 
bedinge; wenn ſich alſo das Abhängigkeitsverhältnis 
während des Prozeſſes löſe, werde daraus auch der 
Inzidentfeſtſtellungsklage ohne weiteres ihre Grundlage 
genommen; mithin könne eine vom Kläger erhobene 
Inzidentfeſtſtellungsklage gegen den Widerſpruch des 
Bekl. nur dann aufrechterhalten werden, wenn es ſich 
um eine zuläſſige Klageerweiterung gemäß $ 268 Nr. 2 
ZBO. handle. Wollte man dieſe Brundfäße befolgen, 
dann wäre es augenſcheinlich, daß der Kl. aus den 
vom BG. angenommenen Grunde ſein Intereſſe an 
Erhebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage nicht 
verloren hat. Der Kl. hat ein anerkennenswertes 
Intereſſe daran, daß unbedingt feſtgeſtellt wird, daß 
der Bekl. der Anſprüche nicht teilhaftig iſt, deren er 
ſich berühmt. Der Kl. will auf alle Fälle eine rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung hierüber erlangen. Unbedingt 
möglich iſt das unzweifelhaft im Falle ſeiner ſelb⸗ 
ſtändigen Feſtſtellungsklage, dagegen nicht bei einer 
bloßen Inzidentfeſtſtellungsklage, wenn man den zuvor 
angegebenen Grundſätzen folgen wollte. Denn es iſt 
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der Reviſion darin Recht zu geben, daß ſich in dem 
noch anhängigen Vorprozeſſe auch gegen den Willen 
des Kl. Vorgänge ereignen könnten, die ihn an Auf⸗ 
rechterhaltung einer Inzidentfeſtſtellungsklage hindern 
und ſo auch ſein Begehren nach Erlangung des Feſt⸗ 
ſtellungsurteils vereiteln würden. Es könnte ſic nämlich 
ereignen, daß die im al auf Zahlung von 
2000 M gerichtete Klage ſchon ohne Rückſicht auf den 
Aufrechnungseinwand abgewieſen würde, oder auch, 
daß der Bekl. dieſem Einwande entſagte. In beiden 
Fällen wäre aber die Entſcheidung des Vorprozeſſes 
nicht mehr von der Feng abhängig, ob dem Bekl. 
ſein angeblicher Schadenserſatzanſpruch zuſteht oder 
nicht und wäre damit auch der hierauf ſich beziehenden 
Inzidentfeſtſtellungsklage ihre Grundlage genommen. 
Und auch aus dem Geſichtspunkte einer zuläſſigen Klage⸗ 
erweiterung könnte ſie nach Lage der Sache nicht auf⸗ 
rechterhalten werden, weil mit einer zuläſſigen Er⸗ 
weiterung nicht zu rechnen wäre. 

Allein, ob die in den genannten Kommentaren 
vertretene Anſicht zu billigen iſt, braucht nicht ent⸗ 
ſchieden zu werden. Um nämlich annehmen zu können, 
daß der Kl. ein anerkennenswertes Intereſſe an Erhebung 
ſeiner Feſtſtellungsklage behalten hat, genügt es zu 
erwägen, daß der Kl. begründeten Anlaß zu bezweifeln 
hatte, ob er ſein Ziel ebenſowohl und ebenſo ſicher 
mittels der Inzidentfeſtſtellungsklage wie mittels einer 
ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage erreichen könnte und 
ferner zu berückſichtigen, daß der Bekl. im anhängigen 
Vorprozeſſe nur den verhältnismäßig geringen Betrag 
von 2000 M aufgerechnet hatte, in dem Briefe vom 
11. September 1916 ſich jedoch eines Schadenserſatz⸗ 
anſpruchs bis zur Höhe von 33 000 M berühmt und fo 
dem Kl. ein beſonderes Intereſſe daran gegeben hat, 
daß über das Nichtbeſtehen des ſo weit gehenden An⸗ 
ſpruchs ſelbſtändig entſchieden wird. Allerdings iſt im 
allgemeinen daran feſtzuhalten, daß es für das Intereſſe 
i. S. des 8 256 ZPO. nicht ausreicht, „wenn der Kl. feine 
Rechtslage einzig und allein deswegen für gefährdet an⸗ 
ſieht, weil er über die Tragweite der anzuwendenden 
Rechtsnorm Zweifel hegt“ (RG.3Z. Bd. 94 S. 234). 
Aber da der Kl. zur Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
klage nach dem Geſetze immer nur ein Recht und keine 
Verpflichtung hat, ſo darf ihm die 1 zur Er⸗ 
hebung einer ſelbſtändigen Feſtſtellungsklage überhaupt 
nur unter beſonders ſchwer wiegenden Umſtänden ab⸗ 
geſprochen werden, alſo höchſtens dann, wenn genügende 
Umſtände dafür ſprechen, daß der Kl. von der Inzident⸗ 
feſtſtellungsklage einen gleich günſtigen Erfolg zu er⸗ 
warten hatte wie von einer ſelbſtändigen Klage, aber 
nicht auch dann, wenn der Kl., nach billigem Ermeſſen 
beurteilt, an einem ſolchen Ergebniſſe Zweifel hegen 
durfte. Hier beſtand nun zum mindeſten die Möglichkeit, 
daß der Bekl. ſeinem Aufrechnungseinwande nach Er⸗ 
hebung einer Inzidentfeſtſtellungsklage entſagen würde 
und ſo konnte der Kl. auch an der unbedingten Durch⸗ 
führbarkeit einer Inzidentfeſtſtellungsklage zweifeln. 
Muß man ſich ſomit dahin entſcheiden, daß dem Kl. 
das Intereſſe an ſeinem Feſtſtellungsbegehren verblieben 
war, ſo muß auch der Geſichtspunkt ausſcheiden, daß 
eine unnötige Vervielfältigung der Prozeſſe nicht zu 
billigen iſt. Ohne Berechtigung hat ſich endlich das 
BG. auf das Urteil JW. 1899, 139° berufen. Hier 
iſt gerade ausgeführt worden, daß in jedem einzelnen 
Falle zu prüfen ſei, ob durch die Möglichkeit, die Feſt⸗ 
ſtellung in einem anderen Verfahren herbeizuführen, 
das rechtliche Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung 
ausgeſchloſſen wäre. Eine ſolche Prüfung war daher 
auch hier vorzunehmen. (Urt. des V. ZS. vom 29. März 
1919, v 11/1919). 
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B. Strafſachen. 


Ein Berſtoß gegen 5 266 Abſ. 2 ELBO. liegt nicht 
vor, wenn ſich das Urteil nicht darüber anspricht, ob 
das Verfahren durch eine Amneſtie niedergeſchlagen iſt. 
Aus den Gründen: Die VD. vom 3. Dez. 1918 
(RG Bl. S. 1393) hat in 8 1 keinen Schuld- oder Straf⸗ 
ausſchließungsgrund i. S. des § 266 Abſ. 2 StPO. 
geſchaffen. Die Niederſchlagung einer Unterſuchung 
läßt die Straftat als ſolche, insbeſondere Schuld und 
urſprüngliche Strafbarkeit des Täters, unberührt. Nur 
die Verfolgung der Tat wird unterſagt und auch dies 
teilweiſe nur inſoweit, als in der Perſon des einzelnen 
Täters oder Teilnehmers beſtimmte Vorausſetzungen 
gegeben ſind. Daher hat ſich, wenn die Verfolgung 
bereits in den Händen der Gerichte liegt und bis zur 
Hauptverhandlung gediehen iſt, ein über die Straftat 
ergehendes Urteil an ſich mit der Frage der Nieder⸗ 
ſchlagung nicht zu befaſſen; die Verurteilung kann nur 
erfolgen, nachdem die Frage der Niederſchlagung ge⸗ 
prüft und das Gericht zur Anſicht gelangt iſt, daß 
eine ſolche nicht eingetreten, vielmehr die weitere Ver⸗ 
folgung zuläſſig geblieben ſei und deshalb die Ab⸗ 
urteilung des Täters erfolgen könne. Ein urteils⸗ 
mäßiger Ausſpruch darüber iſt durch die prozeßrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen des $ 266 StPO. nicht vorge⸗ 
ſchrieben, dieſe fordern einen Ausſpruch nur über Um⸗ 
ſtände, die „im Strafgeſetz“ als ſtrafausſchließend, 
ſtrafmindernd oder ſtraferhöhend vorgeſehen ſind. Falls 
ſich aber im Anſchluß an Einwendungen gegen die 
Zuläſſigkeit der Verfolgung in der Hauptverhandlung 
die Urteilsgründe trotzdem mit der Frage der Nieder⸗ 
ſchlagung befaſſen, ſo gehören die Ausführungen, 
worin das Vorliegen des Prozeßhinderniſſes verneint 
wird, nicht zu den prozeſſual notwendigen Beſtand⸗ 
teilen des Urteils, wie fie im 8 266 StPO. angeführt 
ſind. Wie der Verteidiger zutreffend ausführt, iſt auch 
das Reviſionsgericht an die Entſcheidung der Straf⸗ 
kammer, ſoweit ſie ſich auf die Frage der Nieder⸗ 
ſchlagung bezieht, und ſelbſt an die tatſächlichen An⸗ 
nahmen, von denen dieſe dabei ausgegangen iſt, nicht 
einmal gebunden, auch dann nicht, wenn die Erwägungen 
in den Urteilsgründen niedergelegt ſind; das Reviſions⸗ 
gericht hat nach 8 1 Abſ. 5 der Amneſtieverordnung 
gegebenenfalls ſelbſt mit der Fortführung des Ver⸗ 
fahrens einzuhalten und iſt nicht genötigt, unter Auf⸗ 
hebung der Verurteilung dem Inſtanzgericht eine neue 
Entſcheidung hinſichtlich der Niederſchlagung zu er⸗ 
möglichen. Auch daraus folgt, daß an Erörterungen 
der Urteilsgründe, die ſich auf die Niederſchlagung 
beziehen, die Anforderungen nicht geſtellt werden 
können, die in 8 266 Abſ. 1—3 StPO. für die Be 
gründung verurteilender Erkenntniſſe 1 ſind, 
ſie ſind vielmehr entbehrlich für die Nachprüfung des 
Urteils dahin, ob die Schuldfrage nach den Vorſchriften 
des 8 266 StPO. erörtert iſt. Daher kann eine Prozeß⸗ 
beſchwerde daraus nicht entnommen werden, daß in 
den Gründen des angefochtenen Urteils angeblich tat⸗ 
ſächliche Unterlagen dafür nicht gegeben ſind, daß die 
Beſchwerdeführerin nicht aus Unerfahrenheit ihre Tat 
begangen hat. (Urt. des I. Strafſen. vom 16. Juni 
1919, 1 D 141/19). 


Nachſchrift: In ähnlicher Weiſe ſpricht ſich ein 
Urteil des I. Straffſenats vom 23. Juni 1919 aus 
(1 D 218/19): „8 266 StPO. beſtimmt den notwendigen 
Inhalt der Urteilsgründe; aus dieſer Vorſchrift läßt 
ih aber nicht herleiten, daß das aus den Amneſtie BO. 
entnommene Vorbringen des Verteidigers einer aus⸗ 
drücklichen Beſcheidung in den Urteilsgründen bedurft 
hätte. Zwar fordert § 266 Abſ. 2 StPO. einen be⸗ 
ſonderen Ausſpruch des Urteils dann, wenn „Straf⸗ 
ausſchließungsgründe“ geltend gemacht werden, uber 
nur dann, wenn es ſich um ſolche handelt, die „vom 
Strafgeſetz vorgeſehen“ ſind. Das trifft auf die in 
den Amneſtie BO. bewilligte Niederſchlagung jedenfalls 
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nicht zu. Deshalb kann es dahinſtehen, ob die Nieder- 
ſchlagung überhaupt einen „Strafausſchließungs⸗ (aufs 
hebungs⸗) grund bedeutet und dem ſtaatlichen Straf⸗ 
anſpruch in der Form der Gewährung von Straf⸗ 
freiheit für beſtimmte Vergehen ſachlich die Grundlage 
entzieht, wie in der Rechtſprechung mehrfach ange⸗ 
nommen iſt, oder ob die Niederſchlagung lediglich 
prozeßrechtliche Wirkungen dahin äußert, daß das 
Verfahren nicht weitergeführt werden kann; in dem 
einen wie in dem anderen Fall nötigt § 266 Abſ. 2 
StPO. nicht zu einem beſonderen Ausſpruch im Urteil.“ 
4679 — — en. 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Stempelſachen. 
1 


Nach welchen Grundſätzen regelt ſich die Gebühren⸗ 
bewertung von Verträgen über den Verkauf von Stonzel- 
ons⸗Apstheken? Laut Urkunde des Notariats S. kaufte 
er Apotheker P. von den Kl. ſchen. Erben die Apotheke 
in S. mit dem darin als Konzeſſion betriebenen Apo⸗ 
thekengeſchäft und der Apothekeneinrichtung nebſt allen 
Geſchäftsgegenſtänden, Vorräten uſw. um 130 000 M, 
wovon 40000 M auf die Grundſtücke, 1500) M auf 
Einrichtung und Waren und 75 000 M auf die Abfindung 
nach 8 14 Abſ. 2 der ApothekO. v. 27. Juni 1913 und 
Ziff. 20 der Vollzugsanw. v. 28. Juni 1913 ausgeſchieden 
wurden. Von dem Kaufpreiſe waren 70000 M ſpäteſtens 
am 1. Juli 1918 zu zahlen; 60 000 M, für die an 1. Stelle 
Hypothek beſtellt wurde, ſind ſo abzutragen, daß vom 
Jahre 1919 an jedes Jahr am 1. Juli 5000 M bezahlt 
werden. Der Notar erhob neben dem Reichsſtempel zu 
270 M die Landesſtempel mit 800 M, 45 M und 225 M 
ſowie eine örtl. Beſitzveränderungsabgabe von 200 M. 
Die Finanzbehörde ordnete die Nachholung von 2150 M 
an, nämlich von 500 M Reichsſtempel, 1275 M Landes⸗ 
77 und 375 M örtl. Beſitzveränderungsabgabe, 
ndem fie den ganzen Kaufpreisreſt, der nach Abzug des 
auf die Einrichtung und den Warenbeſtand treffenden 
Kaufpreisteils von 115000 M verbleibt, zur Beſteuerung 
nach Tarifſt. 23 heranzog und davon die erhobenen 
Stempelbeträge mit 800 M und 225 M abrechnete. 
Dies wurde vom Ob“. als gerechtfertigt anerkannt. 
Aus den Gründen: Die Stempelgebühr für 
eine notarielle Urkunde bemißt ſich nach dem in der 
Urkunde ausgedrückten Willen der Beteiligten. Nach 
dem übereinſtimmenden wahren Willen der Vertrag 


ſchließenden iſt Gegenſtand der Veräußerung das An⸗ 


weſen in S. ſamt Zubehör und Vorräten ſowie ſamt 
dem Apothekengeſchäfte geweſen. Daß der Wille hierauf 
gerichtet war, daß die Vertragsteile den Wert des An⸗ 
weſens und des Geſchäftsbetriebs als eine Einheit, den 
letzteren alſo als eine den Anweſenswert ſteigernde 
Eigenſchaft anſahen, ergibt ſich aus der Beſtellung 
einer Hypothek für einen Kaufpreisteil zu 60000 M 
auf dem Anweſen, deſſen Grundſtücke ſamt Zubehör 
den Anſchlag von 55000 M nicht erreichen, ſo daß ohne 
die Heranziehung des auf die, Abfindung entfallenden 
Gegenſtandswerts nicht einmal die einfache Sicherheit 
geboten wäre. Weiter hat das LG. bedenkenfrei feit- 
geſtellt, daß das Apothekengeſchäft nicht zufällig mit 
dem Anweſen verbunden iſt, ſondern daß Art und Lage 
des Anweſens für das Geſchäft ausſchlaggehend ſind. 
Es hat ausgeführt, daß auch an Orten mit nur einer 
Apotheke der Geſchäftsbetried den Wert des Anweſens 
erhöht, da ſich an einem kleineren Orte nicht leicht ein 
anderes Anweſen finden läßt, das den beſonderen 
Bedingungen für den Betrieb einer Apotheke genügt. 
Der Senat hat wiederholt ausgeſprochen, daß der 
Geſchäfts⸗ oder Kundſchaftswert d. h. der Wert des 
Nutzens, der von dem Betriebe des Geſchäfts erwartet 
wird, eine den Grundſtückswert erhöhende Eigenſchaft 
iſt, wenn ein Anweſen mit einem Gewerbebetriebe vers 


äußert wird und der Betrieb mit dem Anweſen nicht 
zufällig ſondern durch en Berhältniffe verbunden 
iſt. Dieſer Grundſatz gilt nicht nur bei realen oder 
radizierten Gewerbeberechtigungen, insbeſondere Apo⸗ 
thekengerechtſamen ſondern auch bei Apothekenkonzeſ⸗ 
ſionen, wenn die Konzeſſion für die Ausübung des 
Apothekenbetriebs auf dem Haus erteilt wird, in dem 
bisher die Apotheke betrieben wurde. Namentlich iſt 
der Grundſatz für Apotheken an kleineren Orten feſt⸗ 
gehalten worden, wo es an der e ge⸗ 
eigneten Anweſen fehlt, der Geſchäftsbetrieb alſo für 
den Wert des Anweſens weſentlich iſt. Hier iſt der 
Geſchäftsbetrieb durch beſondere Verhältniſſe mit dem 
Anweſen verbunden: die Konzeſſion wird nur erteilt, 
wenn das Gebäude den Anforderungen entſpricht, und 
der Erwerber iſt verbunden, von dem Vorgänger die 
Apotheke zu erwerben. Der Apothekenbetrieb bildet alſo 
mit dem Grundſtück eine rechtliche und wirtſchaftliche 
Einheit, beide ſtehen in einem ſolchen inneren Zuſammen⸗ 
hange, daß der Apothekenbetrieb eine Eigenſchaft iſt, 
die den Wert des Anweſens ſteigert, für das die Kon⸗ 
zeſſion erteilt worden iſt, weil ſich in ihm die beſonderen 
Einrichtungen zum Apothekenbetriebe vorfinden. Ob 
der Betrieb ſo enge mit dem Anweſen zuſammenhängt, 
daß er eine Eigenſchaft des Grundſtücks bildet und ſein 
Wert dem Werte des Anweſens hinzugerechnet werden 
muß, beantwortet ſich mithin danach, ob für das An⸗ 
weſen jene beſonderen Umſtände vorliegen. Nicht aus⸗ 
ſchlaggebend ſind die Eigenſchaften und Leiſtungen des 
Beſitzvorgängers, durch die der Betrieb erſt möglich iſt 
und zu Tage tritt; fie find zwar auf den Umſatz und 
damit auf den Wert des Geſchäfts von Einfluß, in 
welcher Verbindung aber der durch ſie beeinflußte Wert 
des Geſchäfts mit dem Anweſen ſteht, läßt ſich nur an 
der Hand der erwähnten Umſtände beim Anweſen 
5 (Samml. n. F. 13 S. 154, 13 S. 600, 14 S. 94, 
569, 15 S. 637, 16 S. 138). 

Von dieſer Rechtſprechung abzugehen beſteht kein 


„Anlaß. Namentlich iſt den Vorſchr. der 88 10, 14 der 


BO. v. 27. Juni 1913 über das Apothekenweſen und 
der Ziff. 20 der Vollzugsanw. vom 28. Juni 1913 nichts 
dagegen zu entnehmen. 8 14 der BO. knüpft die Bes 
willigung zum Betrieb einer beſtehenden Apotheke in 
der Regel an die Bedingung, daß der Empfänger der 
Konzeſſion dem Vorgänger das Apothekenanweſen uſw. 
„ablöjt* und eine „Abfindung“ für das zahlt, was der 
Vorgänger für die Errichtung oder die Uebernahme 
des Geſchäfts aufwenden mußte und was er für deſſen 
Hebung ſelbſt leiſtete. Ziff. 20 Vollzugsanw. ſchreibt 
vor, daß bei der Feſtſetzung der Abfindung die Leiſtungen 
außer Betracht zu bleiben haben, die ſchon Gegenſtand 
der Ablöſung ſind. Damit werden vom gewerbepolizei⸗ 
lichen Standpunkt aus Schranken gezogen und Richt⸗ 
linien gezeichnet, nach denen ſich der neue Konzeſſionar 
mit dem Beſitzvorgänger zu verſtändigen hat. Was 
dagegen die zivilrechtliche Auseinanderſetzung anlangt, 
ſo enthalten ſich die Beſtimmungen von 1913 ebenſo 
wie die früheren jedes Eingriffs; ſie laſſen auch die 
Frage unberührt, wie ſich nach den ſtempelrechtlichen 
Beſtimmungen die Gebührenbewertung geſtaltet, ins⸗ 
beſondere nach welchen Sätzen zu beſteuern iſt. Wenn 


die Ziff. 20 Abſ. IV der Vollzugsbek. von den Leiſtungen 


des Vorgängers ſpricht und ihr Vorhandenſein davon 
abhängig macht, daß der Reinertrag dauernd geſtiegen 
und das Steigen auf die Tätigkeit des Vorgängers 
in dem Apothekengeſchäft zurückzuführen iſt, fo hat das 
keine Bedeutung dafür, ob und unter welchen Voraus⸗ 
ſetzungen der Abfindungsbetrag für dieſe Leiſtungen bei 
der Veräußerung an den Konzeſſionsempfänger dem Kauf— 
preiſe für die unbeweglichen Gegenſtände zuzurechnen iſt. 
Abſ. II Ziff. 20 weiſt zwar darauf hin, daß der Ueber⸗ 
nahmepreis, den der Vorgänger aufwenden mußte, 
„zumeiſt“ in dem Kaufpreiſe für die beweglichen Sachen 
enthalten fein wird und durch den Abzug des Schätzungs⸗ 
werts der Einrichtung und der Vorräte gefunden werden 
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kann, wenn er nicht getrennt von dem Kaufpreiſe der 
unbeweglichen und beweglichen Sachen ausgewieſen iſt. 
Aber das gibt keinen Anhaltspunkt dafür, ob die zur 
Gebührenerſparung vielſach vorkommende tatſächliche 
Uebung, den ſog. Idealwert des Apothekengeſchäfts den 
beweglichen Sachen zuzuzählen, den zivil⸗ und ſtempel⸗ 
rechtlichen Vorſchriften entſpricht. 

Die Ausſcheidung deſſen, was der Konzeſſions⸗ 
empfänger dem Vorgänger zu gewähren hat, in eine 
Ablöſung und eine Abfindung iſt auch keine neue Bes 
ſtimmung der VO. und der Vollzugsanw. v. Juni 1913, 
durch die eine neue Beurteilung veranlaßt würde. Dieſe 
Unterſcheidung findet ſich ſchon in dem früheren Recht. 
Sie hat aber nicht gehindert, in dem Geſchäftswerte 
der Apotheke, der eben auf dem Betriebe des Geſchäfts 
durch den Konzeſſionar beruht und den Gegenſtand der 
Abfindung bildet, eine wertſteigernde Eigenſchaft des 
Apothekenanweſens zu erkennen. Iſt der Geſchäftsbetrieb 
mit dem Anweſen nicht zufällig, ſondern durch beſondere 
Verhältniſſe verbunden, ſo geht die rechtliche und wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit, als die ſich das Anweſen zuſammen 
mit dem Betriebe darſtellt, ohne weiteres auf den Er⸗ 
werber über, auch ohne daß der Geſchäftsbetrieb aus⸗ 
drücklich in der Urkunde erwähnt wird. Andererſeits 
wird dieſer Uebergang auch dadurch nicht beeinflußt, 
daß die Vereinbarung über den Uebergang des Geſchäfts 
und die Abfindung in eine Privaturkunde verwieſen 
wird. Die Errichtung von zwei Urkunden ſtatt der 
einen ee und genügenden Notariatsurkunde 
kann, wie ſchon in der Entſch. des Senats vom 10. Ok⸗ 
tober 1917 (Samml. n. F. Bd. 18 B S. 105) dargetan 
iſt, aus dem einheitlichen Rechtsgeſchäfte nicht zwei 
unabhängige Rechtsgeſchäfte machen und kann demnach 
keine Bedeutung für die Frage beanſpruchen, welche 
Gebühr anzuſetzen iſt. Die überflüffige Errichtung von 
zwei Urkunden für ein einheitliches Rechtsgeſchäft könnte 
nur als Verſuch der Geſetzesumgehung betrachtet werden. 
(Beſchl. des II. ZS. v. 25. Juni 1919, Reg. V Nr. 2 
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Die Beſtimmungen der SS 245, 249 30. find 
auch in Koſten⸗ und Stempelſachen anzuwenden. Bor: 
aus ſetzungen der Erhebung eines i Anflafiunas: 
ſtempels nach Tarifſt. 8 Abſ. 2 und 3 Stemp. Die 
Eigentümer eines hypothekariſch hochbelaſteten Ans 
weſens ermächtigten den Baumeiſter E. am 9. Dezember 
1914 zu der Verwaltung des Anweſens, zur Vermietung 
und zur Einziehung der Mietzinſe, ferner zur Vor⸗ 
nahme aller Rechtshandlungen für das Anweſen, ins⸗ 
beſondere zum Verkaufe mit der Beſtimmung, daß der 
Mehrerlös über die Belaſtung von 110000 M dem E. 
zufallen ſolle. Die dieſem erteilte allgemeine notarielle 
Vollmacht ſollte nach 87 unwiderruflich fein und nicht 
mit dem Tode der Vollmachtgeber, ſondern erſt er⸗ 
löſchen, ſobald das Anweſen auf einen Dritten um⸗ 
geſchrieben ſei. Die Eigentümer verpflichteten ſich, 
zur Sicherheit für die Aufwendungen zur Herrichtung 
des Anweſens zugunſten des M. B., des Geldgebers 
des E., einen Nießbrauch an dem Anweſen zu beſtellen, der 
durch notarielle Urkunde auch beſtellt wurde, und machten 


ſich verbindlich, zur weiteren Sicherheit des E. für 


deſſen Geldgeber M. B. eine Grundſchuld von 6000 M 
an dem Anweſen eintragen zu laſſen. Darüber hinaus 
mußten fie ſich noch zur Beſtellung einer zweiten Grunde 
ſchuld von 4000 M für M. B. verſtehen. Auf Grund 
des Vertrags führte E. die Verwaltung, vereinnahmte 
die Mietzinſe und beſtritt alle Ausgaben; daran wurde 
auch durch den Tod der Eigentümer (1915) nichts ge— 
ändert. 1916 fand E. in den Rentnersgatten Peter 
und Anna B. Käufer. Die Verhandlungen führte E. 
allein. Unter ſeiner Vermittlung und Beteiligung kam 
am 28. Juni 1916 der Kaufvertrag zuſtande. Danach 
verkaufen die Erben das Anweſen an die Gatten B. 
um 120 000 //. Der Kaufpreis wird dadurch ausge— 
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wieſen, daß die Käufer die Hypotheken von 90 000 M 
und 20000 M, ferner die Grundſchulden des M. B. 
von 6000 M und 4000 M übernehmen, während der 
für M. B. eingetragene Nießbrauch zu löſchen iſt. E. 
haftet für das zugeſicherte Mieter trägnis. Die Auf⸗ 
laffung iſt am 15. Juli 1916 eingetragen worden. Noch 
am Tage des Kaufes übertrug Peter B. von einer für 
ihn auf Grundſtücken eines Dritten eingetragenen Hypo⸗ 
thek von 35 000 M den Teilbetrag von 26 000 M an E. 
Nach der Urkunde haben ſich die Vertragsteile hinſicht⸗ 


lich des Abtretungspreiſes außeramtlich verſtändigt. 
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Für die Kaufvertragsurkunde ſetzte der Notar aus 
einem Gegenſtandswerte von 120 000 M gemäß Tarif 
Nr. 23 Stemp®. den Landesſtempel von 2400 M, den 
Reichsſtempel von 800 M und eine gemeindl. Beſfitz⸗ 
veränderungsabgabe von 1200 M an. Die Finanz⸗ 
behörde ordnete die Nachholung von 800 M Reichs⸗ 
ſtempel, 2400 M Landesſtempel und 1200 & gemeindl. 
Beſitzveränderungsabgabe an, weil die Veräußerung 
durch die Eigentümer für Rechnung des E. erfolgt ſei, 
Tarifſt. 8 Abſ. 2 und 3 daher anwendbar ſei. Als 
abgabenpflichtig wurden die Erben der Eigentümer, 
ſowie die Gatten B. bezeichnet. Deren Beſchwerden 
gegen die Nachforderung wurden vom LG. zurückge⸗ 
wieſen. Es nahm an, daß durch den Vertrag vom 
9. Dezember 1914 alle weſentlichen Eigentämerbefug⸗ 
niſſe den Eigentümern entwunden und in der Hand 
des E. vereinigt worden ſeien. Wie die Miterbin 
Eliſe O. vor dem Rentamt erklärt habe, habe das An⸗ 
weſen ihr und ihrem Sohn nur mehr dem Namen 
nach gehört. Eigentlicher Eigentümer ſei E. geweſen, 
der es ſich nur deshalb nicht zuſchreiben ließ, um 
Protokollkoſten zu erſparen. Das mit der Veräußerung 
verbundene Gegengeſchäft, deſſen Zuſtandekommen für 
die Gatten B. die Veranlaſſung zum Kauf gebildet 
habe, ſei nur zwiſchen E. und den Gatten B. ohne 
Beteiligung der buchmäßigen Eigentümer geſchloſſen 
worden. Nach der von Peter B. vor dem Rentamt ab⸗ 
gegebenen Erklärung habe E. von der B.ſchen Hypothek 
von 35 000 M einen Teil von 26 000 M abgetreten er⸗ 
halten, wogegen er die für M. B. eingetragenen Grund» 
ſchulden von insgeſamt 10 000 M und von der zweiten 
Hypothek 11000 M wegzufertigen hatte. Die dabei 
erſtrebten Vortelle ſeien dem E. allein zugefloſſen. An 
die Eigentümer ſei beim Kauf nichts zu leiſten geweſen, 
ſie ſeien bei der Protokollierung nur zugezogen worden, 
weil das Haus noch auf ihren Namen ſtand. Daraus 
ergebe ſich: Zwiſchen E. und den buchmäßigen Eigen» 
tümern waren Vereinbarungen getroffen, die in ihrer 
irkung einer Veräußerung an E. gleichkamen. Die 
Verwaltung hatte nur den Zweck, eine für ihn mög- 
lichſt günſtige Veräußerung zu ermöglichen, ſie erfolgte 
für Rechnung des E., dem der ganze über die Belaſtung 
hinaus erzielte Erlös anfallen ſollte. Gerade für dieſen 
Fall aber ordne Tarif Nr. 8 Abſ. 2 und 3c die Er» 
hebung eines geſonderten Auflaſſungsſtempels neben 
dem Vertragsſtempel an. Die weiteren Beſchwerden 
der Gebührenſchuldner wurden zurückgewieſen. 
Aus den Gründen: Die Rechtzeitigkeit der Be⸗ 
ſchwerden (Art. 43 Abſ. 4 Satz 1 Stemp®.) iſt nicht 


zu bemängeln; wenn auch die weitere Beſchwerde gegen 


den am 8. April zugeſtellten Beſchluß des LG. erſt am 
23. April (ſtatt ſpäteſtens am 22. April) eingelegt 
wurde, ſo ſchließt doch die infolge der damaligen 
politiſchen Ereigniſſe mit dem Aufhören der Tätigkeit 
der Gerichte eingetretene Unterbrechung des Verfahrens 
und das Aufhören jedes Friſtenlaufes (88 245, 249 
ZPO.) auch für einen Streit dieſer Art eine Friſtver⸗ 
fäumnis aus. Zwar ſieht das Stemp®. in Art. 43 
Abſ. 4 ebenſo wie das KG. in dem gleichlautenden 
Art. 50 Abſ. 4 durch die Heranziehung des 8 22 F. 
für einen ſolchen Fall nur die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand vor. Dies erklärt ſich daraus, daß ein 
Gerichtsſtillſtand ein außerordentliches, dem gewöhn⸗ 
lichen Verlaufe fremdes Ereignis bildet. Die ZPO. 
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aber hat auch dieſen Fall geregelt. Angeſichts der 
Verhältniſſe iſt es unbedenklich, jene Regelung finn- 
gemäß für das KG. und Stemp®. gelten zu laſſen, 
zumal das Obs G. auch ſonſt die Beſtimmungen der 
ZPO. entſprechend und ergänzend anwendet, indem 
es das Beſchwerdeverfahren in Gebühren⸗(Stempel⸗) 
ſachen für ein nur durch Sondervorſchriften geordnetes 
Streitverfahren erklärt (Samml. Bd. 8 S. 444). 

Sachlich ſind die Rechtsmittel nicht begründet. 
Tarifſt. 8 Abf. Ze und 23 find nicht verletzt. Das LG. 
folgt dem Geſetz und der Rechtſprechung des Obs ., 
wenn es zu der Folgerung gelangt, die Veräußerung 
ſei „für Rechnung“ des E. vorgenommen. Es verkennt 
auch keineswegs, daß die Beräußerung nicht ſchon dann 
für Rechnung des anderen vorgenommen iſt, wenn ſie 
nur in ſeinem Intereſſe gelegen war, daß vielmehr, 
wie Tarifſt. 8 Abſ. 30 vorausſetzt, durch die Abma⸗ 
chungen rechtliche und wirtſchaftliche Aenderungen ge⸗ 
ſchaffen ſein müſſen, die den anderen an dem durch die 
Veräußerung zu erzielenden Gewinn oder Verluſte 
ſelbſt unmittelbar beteiligt erſcheinen laſſen, ihn in 
eine ähnliche Zage verſetzen, wie wenn er das Grund⸗ 
ſtück durch Kauf erworben hätte. Ohne Grund folgern 
die Beſchwerdeführer, die Veräußerung könne nicht 
auch für Rechnung des E. vorgenommen ſein, weil er 
wegen der auf die Herrichtung des Hauſes verwendeten 
Summen an der möglichft gewinnbringenden Geſtaltung 
en. Verwaltung und der Veräußerung des Anweſens 
as größte Intereſſe gehabt habe. Irrig iſt die Be⸗ 
hauptung, der Annahme einer für Rechnung des anderen 
vorgenommenen Veräußerung ſtehe entgegen, daß der 
Eigentümer von dem Gange der Verhandlungen ver⸗ 
ſtändigt wurde oder daß ihm der andere Rechnung 
zu legen hatte. Verfehlt iſt ferner die Rüge, das LG. 
habe die Art. 8 und 9 StempG. verletzt, wonach die 
Stempelpflicht einer Urkunde ſich nach ihrem Inhalte 
bemißt und jedes Rechtsgeſchäft ohne Rückſicht auf die 
Zahl der beteiligten Perſonen nur einmal zu ver⸗ 
ſteuern iſt. Die Abgaben, die der Notar für die Ur⸗ 
kunde angefetzt hat, waren zu erheben für den Vertrag, 
durch den ſich die Bucheigentümer verpflichtet hatten, 
das Eigentum an dem Anweſen auf die Käufer zu 
übertragen (Tarifſt. 23 I A). Inſoweit war für die 
Stempelpflicht der Urkunde in der Tat ihr Inhalt 
maßgebend, auch wurde das Rechtsgeſchäft (der obli⸗ 
gatoriſche Vertrag) ohne Rückſicht auf die Zahl der 
auf beiden Seiten beteiligten Perſonen nur einmal 
bewertet. Die Abgaben aber, die die Finanzbehörde 
nachfordert, ſind Abgaben für die von den Verkäufern 
erklärte, nach den Tarifſt. 8 Abſ. 1 und 23 J A zu 
verſteuernde Auflaſſung. Zwar wird nach der Tarifſt. 8 
Abſ. 2 der Auflaſſungsſtempel nicht erhoben, wenn 
über das Veräußerungsgeſchäft eine in Bayern ver⸗ 
ſteuerte Urkunde vorliegt. Eine ſolche Urkunde, die 
an ſich in dem notariellen Kaufvertrage vom 28. Juni 
1916 zu finden wäre, gilt aber in dieſem Falle zufolge 
der in Abſ. 3c aufgeſtellten Fiktion als nicht vor⸗ 
handen. Endlich rügt die Beſchwerde die Verletzung 
der Art. 12, 13 und 15. Will damit behauptet werden, 
daß Mitſchuldner der nachgeforderten Abgaben nicht 
auch E. ſein könne, weil er nicht veräußert habe, ſo 
iſt entgegenzuhalten, daß nach den Eingangsworten 
der Urkunde neben der für ſich und als geſetzliche Ver⸗ 
treterin ihres minderjährigen Sohnes auftretenden 
Miteigentümerin E. O. und dem Peter B. vor dem 
Notar auch E. erſchienen war und daß die Erſchienenen, 
alſo auch E., den Notar um die Beurkundung erſucht 
haben. Dies genügt, um die Vorausſetzung des Art. 12 
Abſ. 1 Nr. 1 auch für E. als erfüllt anzuſehen (Samml. 
Bd. 1 S. 51, Bd. 14 S. 673). 

Die weitere Beſchwerde der Gatten B. bemängelt, 
daß das LG. eine Art von Strafe gegen ſie verhängt 
habe, weil es die Nachholung auch ihnen gegenüber 
975 zuläſſig erklärte; fie dürfe nur diejenigen treffen, 

ie es auf die Abgabenhinterziehung abgeſehen hatten, 
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nicht auch den unſchuldigen Dritten, der von den 
inneren Vorgängen keine Ahnung hatte. Auch dieſe 
Rüge iſt verfehlt. In dem Geſetze iſt keine Beſtim⸗ 
mung enthalten, die den Auflaſſungsſtempel im Falle 
der Tarifſt. 8 Abſ. 3e nur von dem Eigentümer er 
heben ließe, der veräußert, oder von dem anderen, für 
deſſen Rechnung veräußert wird. Das Geſetz will zwar 
den Umgehungen der Immobiliargebühren entgegen⸗ 
treten; beſteuert wird aber gleichwohl nicht die um⸗ 
gangene Zwiſchenerwerbung, ſondern die tatſächlich 
erklärte Auflaſſung, die in dieſem Falle die Ehegatten 
B. entgegengenommen und zu deren Beurkundung ſie 
den Notar mitveranlaßt haben. (Beſchl. des II. 38. 
vom 25. Juni 1919, Reg. V Nr. 6/1919). 
4683 


B. Strafſachen. 
I 


ur SchleihhVBO. Auch der nur mittelbar Er. 
Ausübung eines Gewerbes (Gaſtwirtſchaft) erfolgte Er⸗ 
werb von Lebensmitteln fällt unter die Schleichh 8d. 
Gründe: Die Reviſion rügt Verkennung des Be 
griffs der Gewerbsmäßigkeit, weil nicht erwieſen ſei, 
daß der Angekl. das Fleiſch zu einem höheren Preis 
als ſeinem Einkaufspreiſe an ſeine Gäſte abgegeben 
haben würde und auch ein mittelbarer Gewinn nicht 
nachgewieſen ſei; zur Gewerbsmäßigkeit gehöre aber 
die Abſicht, ſich eine dauernde Einnahmequelle zu ver⸗ 
ſchaffen; die Abſicht der Erhaltung der Kundſchaft für 
beſſere Zeiten bedeute keinen Gewinn, ſondern höchſtens 
einen Vermögensvorteil, der noch nicht genüge. Ge⸗ 
werbsmäßigkeit i. S. des 8 1 der BO. vom 7. März 
1918 gegen den Schleichhandel liegt vor, wenn der 
Erwerb des Fleiſches zu Gewerbezwecken erfolgt und 
wenn damit allgemein die Abſicht verbunden iſt, aus 
dem Gewerbe eine dauernde Einnahmequelle zu ſchaffen. 
Neben der auf eine fortgeſetzte Erwerbstätigkeit ge⸗ 
richteten Abſicht wird Gewinnſucht als Beſtimmungs⸗ 
grund nicht vorausgeſetzt. Es braucht daher die Weiter⸗ 
veräußerung der einzelnen, mit dem verbotswidrig 
erworbenen Fleiſche zubereiteten Speiſen nicht not⸗ 
wendig mit Gewinnabſicht geſchehen zu ſein, wenn 
nur das Fleiſch in der Abſicht erworben wurde, aus 
dem Betriebe der Gaſtwirtſchaft durch Verkauf von 
Speiſen und Getränken dauernd eine Erwerbsquelle 
zu ſchaffen. Dieſen Grundſätzen iſt die Strafkammer 
gerecht geworden, wenn fie feſtſtellt, „der Angeklagte, 
ein Gaſtwirt, habe das Fleiſch angekauft, um ſeinen 
Gäſten auch über die ihnen zuſtehende Portion Fleiſch 
vorſetzen zu können, weil ſich ſonſt ſeine Kundſchaft 
verlaufen hätte“; „um durch die entgeltliche Abgabe 
an feine Kundſchaft, ſich dieſe zu erhalten, und ges 
gebenenfalls auch zu vergrößern. Durch die Erhaltung 
des Kundenkreiſes und ſeine Vergrößerung habe er 
aber jedenfalls inſofern einen Gewinn erzielt, als er 
durch die entgeltliche Abgabe anderer Lebensmittel 
und Getränke an ſeine Gäſte zu einem un Selbſt⸗ 
koſten überſteigenden Verkaufspreiſe Einnahmen erreicht 
hätte, welche ihm den Weiterbetrieb ſeiner Wirtſchaft 
lohnend gemacht hätte“. Damit iſt die Abſicht des 
Angeklagten auf eine fortgeſetzte Erwerbstätigkeit hin⸗ 
reichend dargetan. (Urt. vom 17. Juni 1919, Rev⸗Reg. 
Nr. 39/1919). Ed. 
4698 
II. 


Die Einziehung beſchlagnahmter in gerichtlichem 
Berwahr befindlicher Sachen iſt mit Eintritt der Rechts: 
kraft des Urteils vollſtreckt. Unzuläſſigkeit von Ein: 
wendungen nach 8 490 EIPO. Unanwendbarkeit der 
Amneſtie BO. anf Einziehung. Gründe: Durch das 
rechtskräftig gewordene Urteil der Strafkammer v. 
10. Sept. 1918 wurde gegen die Angekl. wegen Ver⸗ 
gehen nach 88 292 mit 294 SIEB. auf Gefängnis⸗ 
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ſtrafen und nach 8 295 StB. auf Einziehung des Ges 
wehres mit Patronen, des Ruckſacks und der Schlingen 
erkannt. Nach einem Aktenvermerk des Staatsanwalts 
v. 27. Dez. 1918 ſind die Strafen nebſt Koſten auf 
Grund der BO. über die Niederſchlagung von Straf⸗ 
verfahren v. 22. Nov. 1918 (Staatsanz. Nr. 273) er⸗ 
laſſen. Die eingezogenen Sachen waren gerichtlich 
„aſſerviert“; der Staatsanwalt hat „die Aſſervaten⸗ 
bereinigung“ angeordnet, die auch betätigt wurde. Der 
Verteidiger beantragte die Herausgabe der beſchlag⸗ 
nahmten Gegenftände mit Ausnahme der Schlingen, 
da infolge der Amneſtie auch die Straffolgen auf⸗ 
gehoben ſeien. Die Strafkammer lehnte den Antrag 
ab, da die Einziehung keine Nebenſtrafe ſei und darum 
weder von der VO. v. 22. Nov. 1918 noch von der 
des Rats der Volksbeauftragten über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Strafverfahren uſw. v. 3 / 16. Dez. 1918 
(Staatsanz. Nr. 293) betroffen werde. Der Verteidiger 
legte Beſchwerde ein. Unterſtellt man die von der 
Strafkammer mit Recht nicht geteilte Meinung des 
Verteidigers als richtig, daß die Einziehung eine Neben⸗ 
ſtrafe oder eine Straffolge ſel, ſo iſt der Antrag nur 
eine Einwendung gegen die Zuläſſigkeit der Strafvoll- 
ſtreckung gegen das Urteil, ſoweit es auf Einziehung 
lautet (8 490 Abſ. 1 StPO.). Begrifflich können ſolche 
Einwendungen nur erhoben werden, ſolange die Straf⸗ 
vollſtreckung noch nicht beendet iſt. Dadurch, daß die 
Sachen beſchlagnahmt und in Gewahrſam des Fiskus 
waren, gingen ſie mit Eintritt der Rechtskraft des 
Urteils in deſſen Eigentum über. Hiedurch war die 
angebliche Nebenſtrafe vollſtreckt. Für Einwendungen 
gegen die Zuläſſigkeit der Strafvollſtreckung war des⸗ 
halb kein Raum mehr. Die Strafkammer hätte des⸗ 
halb ſchon aus dieſen Erwägungen den Antrag zurück⸗ 
weiſen können. Im übrigen beſtimmen die Ausf. ⸗Beſt. 
zur BO. v. 22. Nov. 1919 in Ziff. IX, daß die BO. 
keine Anwendung findet, ſoweit Strafen, Nebenſtrafen 
oder Koſten ſchon vollſtreckt ſind, und daß für Straf⸗ 
folgen das gleiche gilt. Die an ſich nach 8 494 StPO. 
autäffige Beſchwerde iſt deshalb unbegründet. (Beſchl. 
v. 12. Juni 1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. 198/1919). Ed. 
4697 


III. 
Keine Beſchwerde Ale eine Auordunng der Straf: 
kammer, wonach die Akten dem Staatsanwalt gemäß 
Nr. V der bayer. BO. vom 22. Nov. 1918 über die Nieder⸗ 
ſchlagung und der JMBek. vom gleichen Tage zugeleitet 
werden. Die Strafkammer hat unter Bezugnahme auf 
Nr. V der VO. v. 22. Nov. 1918 über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Etrafverfahren und auf Nr. XV der 
AMBek. v. gl. T. über die Ausführung dieſer VO. 
die Abgabe der Akten an die Staatsanwaltſchaſt behufs 
Vorſchlags auf Niederſchlagung des Straſverfahrens 
angeordnet, weil ſie dieſe für ſachgemäß erachtete. Die 
vom Privatkläger hiegegen erhobene Beſchwerde wurde 
verworfen. 

Aus den Gründen: Der Beſchluß der Straf 
kammer iſt keine prozeſſuale Maßnahme, ſondern be— 
trifft nur den Geſchäftsbetrieb. Der StA. ſoll auf⸗ 
merkſam gemacht werden, daß ſich die Strafſache nach 
Anſicht der Straſkammer zur Niederſchlagung eignet. 
Aufgabe des StA. iſt es, die Niederſchlagung dem 
Miniſterium vorzuſchlagen, wenn er es für angezeigt 
findet. Der StA. kann die Niederſchlagung auch ohne 
Anregung des Gerichts vorſchlagen und iſt in feiner 
Entſchließung frei. Der Prozeßgang wird demnach 
durch die Anordnung der Strafkammer nicht beeinflußt. 
Sie enthält auch keinen Verſtoß gegen eine Prozeß— 
vorſchrift, denn da der StA. zur Mitwirkung im Privat- 
klageverfahren berechtigt, ihm auch der Termin zur 
Hauptverhandlung mitzuteilen iſt, kann er jederzeit 
von dem Inhalte der Akten Kenntnis nehmen. Die 
Beſchwerde iſt daher nicht zuläſſig. (Beſchl. v. 3. Juni 
1919, Rev.⸗Reg. Nr. 202/1919). Ed. 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Abtretbarkeit von Schadenserſatzanſprächen. Betrieb 
einer Meter⸗Helzſäge und Spaltmaſchine auf der Strahe 
einer Stadt. Haltung des Unternehmers und der Stadt: 
. für Unfälle aus folgen Maſchinenbetrieb! 

orenticheidung des er (88 823 A 
839, 844, 845, 400, 426 868.; Art. 77 C8. 588.; 
Art. 60, 165 AB. 56 ., Art. 7 8658.; 8 850 Ar. 2 

BO.) Im April 1916 ſcheuten die zwei Pferde des 

uhrwerksbeſitzers N. auf einer Straße der Stadt R. 
von der dort betriebenen Holzſäge⸗ und Spaltmaſchine 
des 8. Hierbei wurde die Frau des Händlers F. tödlich 
verletzt. Die Verſicherungsgeſellſchaft X. zahlte zu⸗ 
gunſten des bei ihr gegen Haftpflicht verſicherten N. 
an F. zur Abfindung aller Anſprüche des F. und ſeiner 
Kinder aus dem Unfalle der Frau F. 3700 M. Mit 
der Behauptung, die Anſprüche des F. gegen B. und 
andere Perſonen aus dem Unfalle durch Abtretung 
erworben zu haben, verlangte die Geſellſchaft X. von 
V. und der Stadtgemeinde R., die neben N. den Unfall 
wenigſtens zu je / durch Fahrläffigkeit mitverſchuldet 
hätten, die Zahlung von 4300 M an dem ſich auf 
weit über 6000 M belaufenden Geſamtſchaden des F. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung blieb ohne 
Erfolg. 

Aus den Gründen: Der Klageanſpruch gründet 
ſich auf die mit Vergleich vom 30. Auguſt 1916 ge⸗ 
fchehene. Abtretung der dem F. aus dem Unfalle feiner 
Frau gegen V. oder andere Perſonen entſtandenen 
Schadenserſatzanſprüche an die Klägerin. Der Ein⸗ 
wand, dieſe Abtretung ſei gleichzeitig an N. erfolgt, 
iſt hinfällig; N. hat ſich für abgefunden erklärt und 
alles der Kl. überlaſſen, womit nicht bloß prozeſſual, 
ſondern auch materiell alle Rechte auf die Kl. mit der 
Wirkung einer Abtretung übertragen ſind. Nach der 
Klage ſollen auch die Ausgleichungsanſprüche des N. 
gegen die beiden Bekl. als mit ihm haftende Geſamt⸗ 
ſchuldner aus 8 426 Abſ. 2 BGB. geltend gemacht 
werden. Unbegründet iſt auch der Einwand, der Klage⸗ 
anſpruch beruhe auf einer nach 8 400 BGB. den 
Abtretung einer nach 8 850 Nr. 2 ZPO. unpfändbaren 
Forderung. Denn die abgetretene Forderung des F. 
iſt nur auf das aus $ 844 BGB. abgeleitete Verlangen 
von Beerdigungskoſten und auf das auf § 845 ge⸗ 
ſtützte Entſchädigungsverlangen wegen Entziehung von 
Dienſten der Frau F., alſo nicht auf eine Unterhalts⸗ 
forderung oder einer Entſchädigung wegen Entziehung 
einer ſolchen Forderung im Sinne des 8 850 Nr.. 2 
ZPO. gegründet. Es kann deshalb auch dahingeſtellt 
bleiben, ob der Ausgleichungsanſpruch nach § 426 
Abſ. 2 BGB. auf einem geſetzlichen Uebergang des 
Entſchädigungsanſpruchs nach §§ 844 ff. BGB. beruht 
und nach SS 399, 412 BGB. hinſichtlich einer unpfänd⸗ 
baren Forderung wegfiele oder ob jener Anſpruch auf 
anderem Schuldgrunde beruht, der eine Unpfändbar⸗ 
keit nicht begründet. — Dagegen iſt eine Schadens⸗ 
erſatzpflicht der Bekl. wegen fahrläſſiger Verurſachung 
des Todes der Frau F. zu verneinen. Dem Bekl. 8. 
wurde der Betrieb ſeiner Maſchine in den Straßen 
von R. durch Magiſtratsbeſchluß vom Nov. 1907 unter 
der Vorausſetzung erteilt, daß durch den Betrieb keine 
Verkehrsſtörung eintritt und die zivilrechtliche Haftung 
dem Unternehmer obliegt. Der Beſchluß trägt nicht 
nur den Bedürfniſſen des Unternehmers V., ſondern 
auch der Bevölkerung von R. Rechnung, die mangels 
ſonſtiger Aufſtellungsräume auf die Straße angewieſen 
find, um ſich der wirtschaftlichen Wohltat einer Maſchine 
ſolcher Art bedienen zu können. Im Zeitalter der 
Automobile, Motorräder, Lokomobile, Dampfſtraßen⸗ 
bahnen, Straßenwalzen u. dgl. hat ſich der Verkehr 
mit dieſen modernen maſchinellen Straßenerſcheinungen 
abgefunden, die Auſſtellung von Holzſäge- und Spalte 
maſchinen auf den Straßen iſt in kleinen und größeren 
Städten im allgemeinen zugelaſſen und üblich. Die 
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Maſchine des B. war auch vor dem Unfalle ſchon 
9 Jahre auf den Straßen in Betrieb, ohne daß ein 
Unfall bekannt geworden iſt .... Auch die Pferde 
des N. ſind jan öfter ohne Störung an der Maſchine 
des B. vorbeigekommen. Eine Fahrläſſigkeit des V. 
iſt weder in der Aufſtellung der Maſchine in einer 
engen, 
Verkehrs noch in der Unterlaſſung der Abſtellung der 
Maſchine angeſichts der Unruhe der Pferde noch in 
der Nichtaufſtellung einer Perſon zur Warnung heran⸗ 
kommender Fuhrwerke und des Maſchinenführers zu 
erblicken (wird näher ausgeführt). Sache des Führers 
unſicherer Tiere war es, beſondere Vorſichtsmaßregeln 
durch rechtzeitiges Anhalten, Veranlaſſung der Ab⸗ 
ſtellung der Maſchine, vorſichtiges Vorbeiführen der 
Tiere u. a. zu treffen. Im weſentlichen iſt als Urſache 
des Unfalls außer der Unſicherheit des jungen Hand⸗ 
pferdes des N. die Jugendlichkeit und Ungewandtheit 
des N. anzuſehen, der die durch den Augenblick ge⸗ 
botenen Maßnahmen nicht anwendete; dabei kann 
unentſchieden bleiben, ob dieſe neben der Tiergefähr⸗ 
dung nach 8 833 8B. überwiegende Unfallurſache 
bei entſprechender Anwendung des 8 254 BGB. ein 
Mitverſchulden des V. überwiegen würde, wenn ſolches 
in geringem Maße vorhanden wäre (JW. 1911, 753°). 
— Die Stadtgemeinde R. fol fahrläffig gehandelt 
haben, weil ſie pflichtwidrig ſachgemäße Vorſchriften 
und Auflagen für den Maſchinenbetrieb des B. 
unterlaſſen habe. Allein jede beſchränkende An⸗ 
ordnung (Verbot für enge abſchüſſige Straßen, Gebot 
der Abſperrung oder der Zuziehung eines Warnungs⸗ 
poſtens u. a.) müßte als eine mit den Verkehrsbedüurf⸗ 
niſſen nicht in Einklang zu bringende Maßnahme an⸗ 
geſehen werden, die durch eine zu Tage tretende be⸗ 
fondere Gefahr nicht gerechtfertigt wäre; vereinzeltes 
Unruhigwerden von Pferden bot keinen ausreichenden 
Anlaß zu beſonderen Maßnahmen, ſelbſt wenn es zur 
Kenntnis der Stadtverwaltung kam. Vermeidung einer 
Verkehrsſtörung war dem V. zur Auflage gemacht, 
ſonſtige Maßnahmen rechtfertigte die Sachlage nicht. — 
Die Haftbarkeit der Stadtgemeinde R. könnte aber 
auch nur nach 8 839 BGB., Art. 77 EG., Art. 60, 165 
AG. begründet werden und wäre hiernach nur ſubſidiär 
und von der Vorentſcheidung des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes abhängig. Da der Geſchädigte F. ſich durch die von 
der Kl. für N. r oh Entſchädigung abgefunden 
erklärt hat, entfällt fohin eine Schadenserſatzpflicht 
der Stadt. Die der Stadt als ſchuldhaft zur Laſt 
gelegten Unterlaſſungen ſind nur aus einer amtlichen 
Anordnungspflicht der Stadtverwaltung abzuleiten, 
die ein Ausfluß der ihr geſetzlich anvertrauten Polizei⸗ 
gewalt iſt. Dieſe umfaßt auch die Aufrechterhaltung 
der Ruhe, Ordnung und Sicherheit auf den Straßen 
und ermächtigt die Stadtverwaltung zur Erlaſſung 
allgemeiner Vorſchriften (8366 Nr. 1 — 10 StGB.; Art. 2 
Nr. 6, 90 Pol StB.) oder beſonderen Anordnungen. 
Dazu gehören auch die Beſchränkungen, die der — an 
ſich, ſoweit der Verkehr nicht gehindert wird (8 366 Nr. 9 
StGB.), geſtatteten — vorübergehenden Aufſtellung 
eines Gegenſtandes auf der Straße auferlegt werden. 
Die Pflicht zu ſolchen Anordnungen iſt ſomit Ausfluß 
der polizeilichen Pflicht zur Regelung des Straßen⸗ 
verkehrs, ergibt ſich aber nicht aus der Pflicht der 
Gemeinde als Eigentümerin der Straße, über die ſie 
Verkehr eröffnet hat; dieſe Verkehrsſicherungspflicht 
erſtreckt ſich auf Zuſtand und Beſchaffenheit der Straße, 
wofür derjenige verantwortlich iſt, der den Verkehr 
eröffnet. Hier aber handelt es ſich um Gefahren aus 
der Benützung der Straße durch Dritte und um die 
dem Dritten vermöge der Polizeigewalt zu machenden 
. (JW. 1911, 7592; 337 Nr. 239). (Urt. des II. 35 
v. 2. April 1919 L. 180/18). Br. 
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abfallenden Straße und unter Einengung des 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die juriſtiſche Staatsprüfung in Bayern. Weſent⸗ 
liche Neuerungen bringen zwei Bek. vom 14. Juli 919 
(Nr. 27 582 und 27 583), die im Staatsanzeiger Nr. 177 
vom 19. Juli 1919 veröffentlicht worden ſind. Die 
Bek. Nr. 27582 regelt hauptſächlich die beſonderen Ver⸗ 
hältniſſe der Kriegsteilnehmer und zwar wird zwiſchen 
KrT. im allgemeinen (BO. v. 21. Mai 1917, G88Bl. 
S. 143) und bevorzugten Kr. unterſchieden. Als 
bevorzugter KrT. gilt, wer ein Jahr lang an der 
Front geſtanden iſt oder — ohne Kückſicht auf die 
Dauer des Frontdienſtes — im Krieg eine ſchwere Ver⸗ 
wundung oder eine ſchwere Geſundheitsſchädigun 
erlitten hat. Jeder KrT. hat die Vergünſtigung, daß 
er nur die Prüfung aus dem Juſtizfache abzulegen 
braucht, um die Befähigung zum Richteramt ſowie 
zum höheren Verwaltungs und Finanz dienſte zu er⸗ 
langen; hat er gleichwohl die Prüfung in beiden 
Teilen abgelegt, ſo kann er verlangen, daß ſeine Ge⸗ 
ſamtnote nur nach den Ergebniſſen der Prüfung im 
Juſtizfache gebildet wird. Die Prüfung gilt für einen 
KrT. als mit Erfolg abgelegt, wenn er die Geſamt⸗ 
notenſumme 100 (ſtatt 90) erlangt hat. Beträgt die 
Notenſumme mehr als 100 aber nicht mehr als 110, 
fo iſt die mündliche Nachprüfung erforderlich. Beſon⸗ 
dere Erleichterungen ſind ferner für KrT. vorgeſehen, 
die während der Prüfung plötzlich erkranken und 
infolgedeſſen einzelne Aufgaben nicht bearbeiten können. 
Erfreulich iſt, daß uns die Bon önbge Zrennung der 
Staatsprüfung nach Juſtiz und Verwaltung erſpart 
geblieben iſt, die eine Zeitlang in bedrohliche Nähe 
gerückt war. Sie hätte den Juriſtenſtand dauernd 
und endgültig heruntergedrückt. 

Den bevorzugten KrT. wird ihre Notenſumme in 
jeder Abteilung um fünf Punkte und außerdem für 
je ein volles oder angefangenes Frontdienſtjahr um 
einen Punkt aufgebeſſert. Ueber die Vorausſetzungen 
und den Umfang dieſer außerordentlich weitgehenden 
Vergünſtigung entſcheidet ein beſonderer Ausſchuß. 
Man kann zweifeln, ob dieſe Aufbeſſerung der Note 
eine glückliche Maßnahme iſt. Denn fie läuft darauf 
hinaus, daß einfach ein beſtimmtes Prüfungsergebnis 
fingiert wird, und es iſt ſehr leicht möglich, daß dieſe 
Fiktion die Prüfungszeugniſſe der Kr T. entwertet und 
verdächtig macht, wenn ſie genötigt ſind, ſich ihrer im 
freien Wettbewerbe zu bedienen. 

Die Bek. Nr. 27583 ſchafft etwas Neues, nämlich 
eine Staatsprüfungskommiſſion beim Oberſten Landes⸗ 
gerichte, die aus Angehörigen dieſes Gerichts und des 
Verwaltungsgerichtshofs ſowie — ein begrüßenswerter 
Schritt — aus Rechtsanwälten zuſammengeſetzt wird. 
Sie nimmt den Miniſterien die Prüfungsgeſchäfte ab 
und erledigt an Stelle der Regierungen die Anmel⸗ 
dungs⸗ und Zulaſſungsgeſuche, auch die mündliche. 
Prüfung iſt ihr übertragen. Die Beurteilung der Be⸗ 
arbeitungen iſt der Staatsprüfungskommiſſion nicht 
ausſchließlich überwieſen, wird ſich vielmehr im weſent⸗ 
lichen wie bisher durch Ausſchüſſe vollziehen, die z. T. 
bei der Kommiſſion ſelbſt, z. T. bei den oberen Ge⸗ 
richten, dem VBerwaltungsgerichtshof und den Kreis⸗ 
regierungen gebildet werden. 

Da wir nun einmal eine Staatsprüfungskommiſſion 
bekommen, wäre es nur folgerecht, wenn ſie auch die 
Univerſitätsſchlußprüfung durchführen würde. Für 
dieſen Zweck könnte ihr eine Anzahl von Hochſchul⸗ 
lehrern zugeteilt werden. Es iſt dringend notwendig, 
daß die ſtarken Ungleichheiten bei den Prüfungen an 
den einzelnen Hochſchulen beſeitigt werden. Die 
ſchriftliche Schlußprüfung konnte dieſes Ziel nicht 
erreichen, erfahrungsgemäß gibt eben doch die münd⸗ 


liche Prüfung den Ausſchlag. Kommt der Prüfling 


vor die Staatsprüfungskommiſſion, ſo muß er ſich 
ganz anders und wohl zweckentſprechender vorbereiten 
als jetzt; er kommt nicht mehr damit durch, daß er 


ſich auf beſtimmte Examinatoren und beſtimmte Fragen 
einpaukt, ſondern muß zeigen, daß er ſeinen Sto 
wirklich von innen heraus beherrſcht. Die einheitliche 
Prüfung würde alſo günſtig auf den ganzen Unter⸗ 
richtsbetrieb an den Hochſchulen und auf die eigene 
Tätigkeit des Studenten einwirken. Möchte alſo die 
empfohlene Ausdehnung der Zuſtändigkeit unſerer 
neuen Staatsprüfungskommiſſion nicht allzulange auf 
ſich warten laſſen. 
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Die Einſetzung ven Bolksgerichten bei inneren Un⸗ 
ruhen. Die bayer. Regierung iſt endlich daran gegangen, 
einige Klarheit in das Durcheinander zu bringen, das 
durch die gleichzeitige Tätigkeit zweier Ausnahme⸗ 
gerichte, der Standgerichte und der Volksgerichte, ent⸗ 
ſtanden war, und hat zugleich verſucht, die bisher ſehr 
fragwürdige rechtliche Grundlage der Volksgerichte 
beſſer zu befeſtigen (ſ. Nr. 14/15 dieſes Jahrg. der 
Zeitſchr. S. 277). Es ſoll dahingeſtellt bleiben, ob 
nunmehr alle Zweifel und Bedenken gehoben find; 
aber man hat jetzt wenigſtens ein Geſetz vor ſich und 
muß ſich nicht mehr durch eine Reihe von Geſetzen 
und Verordnungen hindurcharbeiten. 

Das Geſetz vom 12. Juli 1919 (G8 Bl. S. 365) 
ermächtigt das Geſamtminiſterium, für das ganze 
Gebiet oder Teile des bayer. Staates Volksgerichte 
einzuſetzen, ſoferne die öffentliche Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung durch innere Unruhen ſo geſtört oder ge⸗ 
fährdet werden, daß ſie nur durch außerordentliche 
Maßnahmen erhalten oder wiederhergeſtellt werden 
können (Art. 1). Von dieſer Ermächtigung hat die 
Regierung ſofort Gebrauch gemacht und hat durch die 
BD. v. 19. Juli 1919 (GVBl. S. 371) vom 1. Auguſt 
an für das ganze rechtsrh. Bayern Volksgerichte ein⸗ 
geſetzt und das durch die VO. v. 25. April 1919 (GVBl. 
S. 211) angeordnete Standrecht aufgehoben; der Kriegs⸗ 
zuſtand bleibt für Bayern vorläufig aufrechterhalten. 

Das Gefetz enthält, was aus ſeiner Ueberſchrift 
nicht erſichtlich iſt, auch eine rein ſtrafrechtliche Vor⸗ 
ſchrift in dem Art. 3, der im weſentlichen dem Art. 4 
Kr.3G. nachgebildet iſt. Er bedroht beſtimmte ſtrafbare 
Handlungen mit Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre, 
falls ſie in Bezirken begangen werden, für die Volks⸗ 
gerichte eingeſetzt ſind, behält aber die Geltung anderer 
Geſetze mit ſchwererer Strafdrohung vor (ſ. 3 B. 58 49 a, 
110 StGB.). 

Das Geſetz regelt in den Art. 4 bis 25 die Zu⸗ 
ſtändigkeit und die Einrichtung der Volksgerichte ſowie 
das Verfahren vor ihnen. Der von der Zuſtändigkeit 
handelnde Art. 4 iſt im weſentlichen zuſammengemiſcht 
aus dem § 1 der alten VO. über die Volksgerichte 
v. 24. Jan. 1919 und dem Art. 6 Kr.3G.; neu hinzu⸗ 
gekommen ſind die Verbrechen wider die Ausübung 
ſtaatsbürgerlicher Rechte (Art. 4 Nr. 2, 88 105, 106 
StEB.). Die übrigen Vorſchriften können in dieſem 
Rahmen nicht weiter erörtert werden, geben auch kaum 
zu Zweifeln Anlaß. Aufgehoben werden durch Art. 26 
außer der VO. v. 24. Jan. 1919 die Art. 441 bis 456 
des 2. Teils des bayer. St&B. von 1813, ferner Art. 3 
Ziff. 12 Halbſ. 2 AG. StPO. v. 18. Auguſt 1879, alſo 
der Teil dieſer Vorſchrift, der mit „ferner die Beſtim⸗ 
mungen . ... beginnt. Hätte man es fo genau ge⸗ 
nommen wie in früheren Zeiten, ſo hätte man wohl 
auch in Art. 2 AG. StPO. Ziff. 1 die Worte „mit Aus⸗ 
nahme der Art. 441— 4567 geſtrichen. 
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Büceranzeigen. 

Gleispach, Dr. Wenzeslaus, o. ö. Profeſſor der Rechte an 
der Univerſität Wien, Das deutſchöſterreichiſche 
Strafverfahren. XXII, 480 S. Wien 1919, 
F. Tempsky, Leipzig, G. Freytag G. m. b. H. Preis 
geb. Mk. 24.—. 

Das Buch bietet in geſchmackvollem, dauerhaftem 
Einbande eine genaue und vollſtändige Darlegung des 
deutſchöſterreichiſchen Strafverſahrens. Dieſes unter⸗ 
ſcheidet ſich bereits weſentlich vom alten öſterreichiſchen. 
So brachten die Geſetze über die richterliche Gewalt, die 
Geſetze über die Bildung der Geſchwornenliſten und 
über die Errichtung von Jugendgerichten, vor allem 
aber die Strafprozeßnovelle von 1918 wichtige Neue⸗ 
rungen. Die Grenze für die Aufnahme des Neuen, 
die der Abſchluß ſchließlich erfordert hat, iſt mit dem 
Ende der Tätigkeit der Proviſoriſchen Nationalver⸗ 
ſammlung gezogen. Sie dürfte auch für die nächſte 
Zeit einen Stillſtand in der bisher leider überhaſteten 
geſetzgeberiſchen Tätigkeit auf dem Gebiete des Straf⸗ 
prozeßrechtes bedeuten. Die Kritik über die oft unzu⸗ 
längliche Form und Technik der Geſetze der jüngſten 
Zeit wurde im äußerſten Maße beſchränkt wegen der 
außerordentlichen Verhältniſſe, in denen ſie entſtanden 
ſind; auch würde eine ſolche Beurteilung nicht die erſte 
Aufgabe einer ſyſtematiſchen Darſtellung ſein. 

Der noch während des Krieges entſtandene Anhang 
über das Prozeßrecht der Kriegszeit wurde zwar ge⸗ 
kürzt, aber doch nicht ganz geſtrichen. Selbſt die längſt 
überholten Geſetze und Verfügungen dieſer Zeit, wie 
etwa die Ausdehnung der Militärſtrafgerichtsbarkeit 
auf Zivilperſonen, wirken noch nach; man denke etwa 
bloß an die Ueberprüfung militärgerichtlicher Urteile 
durch die bürgerlichen Gerichte. Ein anderer Teil des 
Kriegsrechtes gilt heute als deutſch⸗öſterreichiſches Recht. 
Der dritte, dem Umfang nach freilich kleinſte Teil iſt 
erſt nach dem tatſächlichen Ende des Krieges und in 
Deutſchöſterreich geſchaffen worden: das Geſetz über 
die Feſtſtellung und Verfolgung von Pflichtverletzungen 
militäriſcher Organe im Kriege. Dazu kommt, daß 
gerade die Wandlungen des Prozeßrechtes der Kriegs⸗ 
zeit geſchichtlich ſehr belehrend ſind. Dem geſchicht⸗ 
lichen Teile iſt erſchöpfend Rechnung getragen. 


Voranzeige. 
Die Verabſchiedung des Volksſchullehrergeſetzes und 


des neuen Schulbedarſsgeſetzes durch den bayeriſchen 


Landtag iſt in wenigen Wochen zu erwarten. Das Volks⸗ 
ſchullehrergeſetz wird die Dienſt. und Beſoldungsver⸗ 
hältniſſe des geſamten Lehrperſonals an den bayeriſchen 
Volksſchulen auf eine vollſtändig neue Grundlage ſtellen. 
Das Schul bedarfsgeſetz wird durchgreifende Neuerungen 
auf dem Gebiete des Schulvermögensrechtes, nament- 
lich in der Verteilung der Schullaſten zwiſchen Staat 
und Gemeinden bringen. Die Kenntnis der beiden Ge⸗ 
ſetze iſt für den bayeriſchen Juriſten ebenſo wichtig 
wie für den Lehrer. 

Bei J. Schweitzer Verlag in München wird unver⸗ 
züglich nach der Veröffentlichung der Geſetze eine hand⸗ 
liche Ausgabe unter dem Titel „Volksſchullehrer⸗ 
geſetz“ und „Schulbedarfsgeſetz', Textausgabe 
mit Einleitung und Sachregiſter zum Preiſe von etwa 
Mk. 2.— erſcheinen. Die Ausgabe wird von einem mit dem 
Gegenſtande beſonders vertrauten Verwaltungsbeamten 
beſorgt. Den Bedürfniſſen der Praxis wird namentlich 
das ausführliche Sachregiſter entgegenkommen. 
Beſtellungen nimmt jede Buchhandlung entgegen. 
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die Novelle zu § 323 der Zivilprozeß⸗ 
ordnung (lor Taucher). 


Von Amtsrichter Alexander Schueider, 
Mitglied der Nationalverſammlung. 


Am 14. Juli 1919 wurde in der National⸗ 


verſammlung in ſpäter Abendſtunde, als für eine 
Debatte ſchon keine Zeit mehr zur Verfügung 
ſtand, folgende Geſetzesvorlage angenommen: 

Dem 8 323 der Zivilprozeßordnung wird 
folgender Abſ. 4 angefügt: 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 
entſprechende Anwendung auf die Schuld⸗ 
titel des 8 794 Nr. 1, 2 und 5, ſoweit 
darin Leiſtungen der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art übernommen worden ſind. 

Nach Zuſtimmung des Staatenausſchuſſes iſt 
dieſe Vorlage durch Verkündung am 22. Auguſt 
1919 in Kraft getreten (RGBl. S. 1448). 

Das Geſetz hat einen engbegrenzten und ohne 
allen Zweifel wohlberechtigten Anlaß, aber zugleich 
einen weitgreifenden und kühnen, meines Er⸗ 
achtens allzu kühnen Inhalt. Anlaß zu dem 
Geſetz gab eine an den Petitionsausſchuß der 
Nationalverſammlung gerichtete Eingabe, die die 
Aufmerkſamkeit wieder auf die unbeſtreitbare Wahr⸗ 
heit lenkte, daß die Vereinbarungen über den Unter⸗ 
halt unehelicher Kinder bei dem geſunkenen Geld⸗ 
wert in keiner Weiſe mehr dem Ernährungsbedürf⸗ 
nis entſprechen. Hatte über die Höhe des Unter⸗ 
halts ein Urteil entſchieden, ſo ſtand für eine 
zeitgemäße Erhöhung des Rentenbezuges des un⸗ 
ehelichen Kindes der 8 323 ZPO. zur Verfügung, 
der wiederkehrende Leiſtungen trotz ihrer urteils⸗ 
mäßigen Feſtſetzung einer weſentlichen Aenderung 
der Verhaͤltniſſe, alſo auch der Preisverhältniſſe, 
anzupaſſen erlaubt; was lag daher näher als der 
Gedanke, dieſe Beſtimmung auszudehnen auch auf 
die Fälle der vertragsmäßigen Regelung der Unter⸗ 
haltspflicht! Dieſen Weg beſchritt der Abgeordnete 
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Dr. Taucher in ſeinem mit Unterſtützung der Mit⸗ 
glieder des Petitionsausſchuſſes eingebrachten Ini⸗ 
tiativantrag. 


Die Frage der Berechtigung des Grund⸗ 
gedankens der Novelle ſcheint ſich mir auf einfache 
Weiſe zu löſen. Urteile find dann am vollkom⸗ 
menſten, wenn ſie nichts weiter als der zwangsläufige 
Ausfluß des zugrunde liegenden Tatbeſtandes, 
das notwendige Ergebnis der vor der richterlichen 
Prüfung ſich entrollenden Sachlage ſind. Aendert 
ſich der Tatbeſtand — und dazu gehören auch die 
allgemeinen Zeitumſtände, die für die Berechnung 
der Höhe der Leiſtung maßgebend ſind —, ſo iſt 
nichts logiſcher, als daß ſich auch ſein notwendiges 
Ergebnis, das Urteil, ändert. Ueber den früheren 
Tatbeſtand hat ein Richter geurteilt, ſo kann dieſes 
Urteil auch durch richterlichen Urteilsſpruch den 
geänderten Verhältniſſen angepaßt werden. Anders 
iſt es mit dem Vertrag: er iſt das Ergebnis der 
beiderſeitigen Parteiwillen, die aus den Motiven 
der Parteien fließen, und wollte ſich die Rechtsord⸗ 
nung in ſolche Tiefen des menſchlichen Herzens wagen, 
um die Motive des rechtsgeſchäftlichen Handelns 
daraus ans Tageslicht emporzuheben, ſo würde ſie 
ſich ins Uferloſe verlieren; ſie muß ſich, um wenigſtens 
die Sicherheit des Rechtslebens zu retten, damit 
beſcheiden, die Heiligkeit und Unabänderlichkeit der 
Vertrage zu proklamieren. Die Vereinbarungen 
über den Unterhalt der unehelichen Kinder beruhen 
indeſſen auf einem ſo einfachen und durchſichtigen 
Tatbeſtande und ihr Abſchluß erfolgt ganz offenbar 
ſo wenig aus freiem Willen und ſo ſehr aus dem 
Zwang der Notwendigkeit heraus, daß ſie ihrer 
praktiſchen Bewertbarkeit nach nichts anderes ſind 
als unter Aufſicht des Gerichts ſelbſt geſchöpftes 
Urteil der Parteien; ſie können mit innerem Recht 
bezüglich der Fähigkeit zu nachträglicher Abänderung 
den Urteilen gleichgeſtellt werden. 

Die Berechtigung zu dieſem Schritt liegt, wie 
geſagt, nicht in dem Umſtand, daß dieſe Unterhalts⸗ 
vereinbarungen meiſt als Vollſtreckungstitel erſcheinen, 
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ſondern in dem Ausnahmscharakter gerade der Ver⸗ 
einbarungen über den Unterhalt unehelicher Kinder, 
die in ihrer großen Maſſe einen ſchablonenhaſten und 
jeder eigenen Individualität entbehrenden Charak⸗ 
ter tragen, alſo in ihrem materiellrechtlichen Inhalt. 
Das Folgerichtige waͤre es alſo geweſen, ihnen die 
Eigenſchaft der Wandelbarkeit im Anſchluß an 
§ 1714 BGB. zu verleihen und dieſe Verleihung 
auch auf jene Fälle zu erſtrecken, in denen keine 
Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
ſtattgefunden hatte. Durch den naheliegenden Ver⸗ 
gleich ſolcher vertraglicher Vereinbarungen mit den 
urteilsmäßigen Rentenbezügen aber war die Ver⸗ 
ſuchung nahe gerückt, Abhilfe durch Ausdehnung des 
8. 323 ZPO. zu ſuchen. Dadurch wurde der benb- 
fihtigten Novelle ihr Platz in der Zivilprozeß⸗ 
ordnung angewieſen und hiedurch wiederum war 
Veranlaſſung gegeben, dieſe Unterhaltsvereinbarun⸗ 
gen in der Novelle unter einem zivilprozeſſualen 
Gewand auftreten zu laſſen, ſo daß der urſprüngliche 
Antrag Taucher lautete (Druckſachen Nr. 518): 
„Dem 8 323 der Zivilprozeßordnung wird 
folgender Abſatz 4 angefügt: 5 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden 
entſprechende Anwendung auf die vor einem 
deutſchen Gerichte abgeſchloſſenen Vergleiche, 
in denen Leiſtungen der im Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Art übernommen worden ſind.“ 
Nun war aber mit dieſer Faſſung der erſtrebte 
Inhalt der Novelle ihrer juriſtiſchen Schönheit zum 
Teil zum Opfer gebracht. Es war zwar erreicht, daß in 
der Ziwilprozeßordnung nur über ein zivilprozeſſuales 
Gebilde, nämlich einen vor einem deutſchen Gericht 
geſchloſſenen Vergleich, Beſtimmung getroffen war, 
aber ein großer Teil der Unterhaltsvereinbarungen 
war damit nicht oder doch nicht mit Sicherheit 
erfaßt. Denn nach 8 779 BGB. iſt ein Vergleich 
ein Vertrag, durch den die Parteien den Streit 
oder die Ungewißheit eines Rechtsverhäaltniſſes oder 
die Unſicherheit der Verwirklichung eines Anſpruchs 
im Wege gegenſeitigen Nachgebens beſeitigen. Der 
Begriff des Nachgebens und noch mehr der Begriff 
des gegenſeitigen Nachgebens als eines Zug um Zug 
gebenden und darum zielbewußten Handelns fordert 
das Bewußtſein eines dargebrachten Opfers. Trifft 
alſo die Vereinbarung der Parteien nach deren 
Meinung genau das geſetzlich vorgeſchriebene Maß 
der Ernährungspflicht des Vaters gegenüber dem 
unehelichen Kinde und iſt das Abkommen auch 
nicht nach Erhebung der Klage getroffen, ſo daß 


der Verzicht auf den Urteilsſpruch den Begriff des 


Nachgebens erfüllte, ſo tragen ſolche — etwa nur 
vor dem Vormundſchaftsrichter eingegangene — 
Vereinbarungen nicht die Natur des Vergleichs: der 
Hauptzweck der Novelle bleibt unerfüllt. Vollends 
zweifelhaft hätte es ſein müſſen, ob auch Unterhalts⸗ 
übereinfommen von der Novelle berührt worden 
waren, bezüglich deren eine Unterwerfung unter die 
— Zwangsvollſtreckung nicht ſtattgefunden 
atte. 
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Ich habe daher, um den ſachlichen Zweck der 
Novelle zu retten, auf Druckſache Nr. 553 den 
Aenderungsantrag eingebracht, hinter dem Worte 
„Vergleiche“ einzufügen: „und Unterhaltsverein⸗ 
barungen nach 8 1714 BGB.“. Eine ſolche 
Faſſung hatte nun aber wieder einen Schönheits⸗ 
fehler der Geſetzestechnik bedeutet, da durch ſie ein 
materiellrechtliches Gebilde, wie es dieſe Unterhalts⸗ 
vereinbarungen ſind, ſo unverhüllt in die Zivil⸗ 
prozeßordnung eingeführt worden wäre und ſomit 
eine durchaus materiellrechtliche Vorſchrift, wie es 
insbeſondere die Vorſchriſt über die Abänderbarkeit 
der nicht vollſtreckbaren Unterhaltsvereinbarungen 
geweſen wäre, einen Platz in der Zivilprozeßordnung 
gefunden hätte. Die Vertreter der Reichsjuſtizver⸗ 
waltung hätten ſich einem ſolchen Verſtoß gegen die 
geſetzestechniſche Form und damit dem Antrag ſelbſt 
widerſetzt und die Erledigung des Antrags inner⸗ 
halb eines abſehbaren Zeitraums wäre wegen der 
Inanſpruchnahme der Nationalverſammlung durch 
ihre eigentlichen Aufgaben gefährdet geweſen. 

Eine Folge hatte diefer Antrag aber doch: der 
jetzige Geſetzestext iſt daraus entſtanden: nun iſt es 
zweifellos, daß die Unterhaltsübereinkoemmen — 
freilich mit Ausnahme der nicht vollſtreckbaren, 
mögen ſie nun als Vergleiche aufgefaßt werden 
oder nicht — unter die Wohltat der Novelle fallen. 
Aber um dieſes Ziel zu erreichen, mußten ſie das 
prozeſſuale Gewand einer vollſtreckbaren Urkunde 
nach 8 794 Ziff. 5 ZPO. anziehen und damit iſt 
in einem gar nicht gewollten weiten Umfang das 
Prinzip der Rechtsbeſtändigkeit der Vertrage debatte⸗ 
los — denn nur unter dieſer Bedingung konnte 
ſich die Geſetzesvorlage noch auf der Tagesordnung 
erhalten — durchbrochen worden. Die Tragweite 
dieſes Schrittes ſcheint mir gewaltig und die Geſetzes⸗ 
novelle in dieſem Umfang, wenn auch nach dem 
Geſagten aus äußerlichen Gründen notwendig, ſo 
doch innerlich ungerechtfertigt und einer baldigen 
Verbeſſerung bedürftig. Es iſt ein altes und body 
bedeutſames Problem, die auf Geldſummen als 
Forderungsgegenſtand lautenden Vertrage dem 
Wandel des Geldwerts gegenüber zeitgemäß zu 
erhalten, aber die Löſung dieſes Problems kann 
nicht von Seite der Geſetzgebung im Wege einer 
Aenderung des Vertrags, ſondern nur von Seite 
der Wirtſchaftsverfaſſung im Wege der Feſtigung 
des Geldwertes erreicht werden; nicht die Rechts⸗ 
pflege, ſondern die Geldwiſſenſchaft muß die ſo 
nötige Abhilfe ſchaffen. Beſtrebungen auf eine 
Feſtigung des Geldwerts ſind ſeit langem im Gange; 
der für unſer politiſches Schickſal ſo bedeutſam 
gewordene amerikaniſche Präſident Wilſon z. B. 
hat vorgeſchlagen, den Dollar in Zeiten des Sinkens 
ſeines wirtſchaftlichen Wertes mit höherem Gold⸗ 
gehalt auszuſtatten, um durch dieſen Zuwachs an 
ſtofflichem Wert den Verluſt des wirtſchaftlichen 
Wertes auszugleichen und dadurch den Geſamtwert, 
die Reſultante beider, auf gleicher Höhe zu erhalten, 
und hatte unſere Reichsbank nach dem Geiſte des 
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Bankgeſetzes ihre Papiergeldausgabe nicht nach den 
finanzpolitiſchen Bedürfniſſen des Reiches nach 
Geldwerten, ſondern nach dem wirtſchaſtspolitiſchen 
Bedürfnis des Verkehrs nach Geldzeichen betätigt, 
ſo haͤtte der Geldwert, der infolge der durch den 
Krieg hervorgerufenen Warenknappheit von der 
Warenſeite her ſich eine Schmälerung gefallen laſſen 
mußte, nicht auch noch von Seite des Geldes her 
eine ſo furchtbare Erſchütterung erfahren. In einer 
Rückkehr der Reichsbank zu einem geſetzmäßigen 
Gebahren wird die Heilung des erſchütterten Rechts⸗ 
lebens liegen, nicht aber in dem gefährlichen Verſuch, 
nun, wo alles wankt, auch noch die Feſtigkeit der 
Verträge zum Wanken zu bringen. 
Die Berechtigung einer Ausnahme von dieſer 
Feſtigkeit der Verträge beſchränkt ſich nach dem 
Geſagten auf die Unterhaltsvereinbarungen nach 
8 1714 BGB., die ihrer inneren Natur nach nur 
von den Parteien unter Aufſicht des Gerichts 
ſelbſtgeſchaffene Urteile ſind. Als Zuſatz zu 8 1714 
BGB. hätte die Novelle ihren naturgemäßeſten Platz. 

Eine Anregung ſcheint noch am Platze zu ſein. 
Durch die Novelle ſind in gewiſſer Beziehung Ver⸗ 
träge den Urteilen gleichgeſtellt worden. Sie müſſen 
alſo inſoweit den Urteilen gleich behandelt werden. 
Urteile werden mit Gründen verſehen, ſodaß die 
tatſächlichen Unterlagen, auf denen ſie aufgebaut 
find, in ſpaterer Zeit erſichtlich find und bei eins 
tretenden Veränderungen der Verhältniſſe, aus denen 
ſie erwachſen find, nachgeprüft werden kann, ob die 
Veränderungen jene das Urteil tragenden Unterlagen 
betreffen. Das gleiche joute eine künftige Novelle 
der Zivilprozeßordnung auch für die Verträge und 
Vergleiche vorſchreiben, die fie den Urteilen gleich⸗ 
geſtellt hat. Bis dahin aber erſcheint mir eine 
dahingehende Anordnung der Juſeizverwaltung 
zweckmäßig zu ſein. 

Die Lebhaftigkeit, mit der der in der Novelle 
beabſichtigte Zweck Gegenſtand auch der rechts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Erörterung war, beweiſt, wie 
wohltätig — von den auf die Form bezüglichen 
Bedenken abgeſehen — die nach manchen Gefahren 
zuletzt doch glücklich zuſtande gekommene lex Taucher 
wirken muß. 


Vereinfachte Löſung von Nechtswirren. 


Von A. Zeiler, Oberlandesgerichtsrat in Zweibrücken. 
(Schluß). 

Beſondere Beachtung verdienen noch die Vor⸗ 
ſchläge von Fuchs, einen „Eilfeſtſtellungsprozeß“ 
und eine „Eilunfallunterſuchung“ einzuführen. 
Mit ſeinem zweiten Vorſchlage berührt er einen 
Mißſtand, unter dem Verkehr und Rechtspflege 
ſchwer zu leiden haben. Gerade in jüngſter Zeit 
iſt mir wieder ein Muſterbeiſpiel dieſer Art durch 
die Hand gegangen: Ein ſechsjähriges Madchen 
ſtand neben einem Kinderwägelchen nahe der Fahr⸗ 
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bahn einer Straße; ein ſchwerbeladenes Fuhrwerk 
kam auf der abſchüſſigen Straße des Weges und 
fuhr — zum mindeſten in bedenklicher Nähe des 
Wägelchens — vorbei. Das Wägelchen fiel zu 
Boden, das Mädchen fiel mit und unter das 
Hinterrad des Fuhrwerks, ſo daß ihm ein Arm 
abgefahren wurde. Klage gegen den Fuhrwerk⸗ 
lenker: Das GG. vexurteilt, das OLG. weiſt ab. 
Sodann Klage gegen den Fuhrhalter nach 8 831: 
Das LG. verurteilt, die Berufung wird verworfen. 
Vorausgegangen war dem Rechtsſtreit ein Er⸗ 
mittlungsverfahren wegen fahrläſſiger Körperver⸗ 
letzung: Einſtellung, Verwerfung der Beſchwerde. 
In dieſen Verſahren ſind die Tatzeugen drei⸗ und 
vier⸗, zum Teil fünfmal vernommen worden. Wer 
Einblick in ſolche Dinge hat, weiß, daß das nicht 
ohne erhebliche Schwankungen im Inhalt der Aus⸗ 
lagen (wenigſtens wie fie niederſchriftlich vorliegen), 
abgehen konnte, und ſo blieb während der ganzen, 
fieben Jahre umfaſſenden Verfahrenszeit die grund⸗ 
legende Frage zweifelhaft und beſtritten, ob das 
Fuhrwerk das Kinderwägelchen angefahren und 
mittelbar das Madchen zu Fall gebracht hat, 
oder ob das Mädchen ausgeglitten iſt, das Wagel⸗ 
chen umgeworfen hat und ſo von ſelbſt unter das 
Rad kam. Mag ein ſolcher Rechtsſtreit ausgehen 
wie immer, jo wäre es offenbar höchſt erwünſcht, 
daß alsbald nach dem Unfall eine raſche und 
gründliche Unterſuchung des Falles vorgenommen 
werde, aber auch, daß auf Grund ihrer für alle 
aus dem Unfall entſpringenden Rechtsbeziehungen 
eine für alle Beteiligten bindende Entſcheidung 
über Hergang und Schuld ergehe. (Gerede der 
mitgeteilte Fall iſt ſehr lehrreich für die Forde⸗ 
rung, daß die ergehende Entſcheidung rechtskräftig 
ſein müßte: jede der vielen mit der Sache be⸗ 
faßten Stellen, Staatsanwälte und Gerichte, hat 
durch Zeugenvernehmung und Ein.ichme des Augen- 
ſcheins den Sachverhalt aufzuklären geſucht, und 
die in Einzelheiten ſchwankenden, jedesmal zu einer 
etwas anderen „Beweisgrundlage“ der Entſchei⸗ 
dungen führenden Vernehmungen ergaben immer 
wieder neuen Zweifel über die Beurteilung.) 
Für unſere Frage wichtiger iſt der erſte Vor⸗ 
ſchlag von Fuchs: Der Eilfeſtſtellungsprozeß. 
Hiezu nur wenige Worte. Abgeſehen davon, daß 
für das Verfahren eine dreifache Gebühr anfallen 
ſoll, hatte es die allgemeinen einengenden Voraus⸗ 
ſetzungen des § 256 (der in 8 605 a des Fuchs' ſchen 
Entwurfes angezogen iſt) und noch weitere Vor⸗ 
ausſetzungen dazu. Alſo ſtatt der Erleichterung 
eine Erſchwerung. Eine ſolche Rechtseinrichtu. eg 
wäre wohl kaum imſtande, dem Verkehr das 
zu geben, was Beling, Höniger und ich als eine alı- 
gemein zugängliche einfache Erleichterung wünſchen. 
Von dieſem beſonderen Verfahrenswege freilich 
fürchtet Fuchs, die Zeit der Rechtsunſicherheit 
würde verlängert, ſtatt wie wir hoffen, verkürzt 
werden, da ſich derjenige der Beteiligten, zu deſſe . 
Ungunſten der Ausſpruch ausfalle, dabei nicht be⸗ 
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ruhigen, ſondern nun doch den ordentlichen Rechts⸗ 
ſtreit beginnen werde. Ich komme nachher hierauf 
noch zu ſprechen, möchte aber doch gleich hier be⸗ 
merken, daß die Geſahr, die Koſten eines vergeb⸗ 
lichen Ankampfens gegen den Ausſpruch tragen 
zu müſſen, ernſtlich genug von unüberlegtem Wider⸗ 
ſtand abhalten würde. Wie aber dieſe Koſten⸗ 
tragungspflicht als eine gehaͤſſige, „quäleriſche 
Rechtsverkümmerung“ empfunden werden könnte, 
iſt mir nicht erſichtlich. Wer mit einem Rechts⸗ 
verfahren unterliegt, trägt die Koſten, das iſt ein 
allgemeiner, wohlbegründeter und beifallwürdiger 
Grundſatz unſeres deutſchen Rechtslebens. Warum 
ſollte er alſo nicht in unſerm Falle gelten? Und 
wem iſt es ſchon eingefallen, es als eine quäleriſche 
Rechtsverkümmerung zu bezeichnen, daß ihn bei 
Abweiſung ſeiner Klage, bei Verwerfung eines 
Rechtsmittels die Koflen treffen? 

Gemeinſam aber mit unſern Vorſchlägen hat 
auch der Vorſchlag von Fuchs den Gedanken, daß 
dem Verkehr nur mit einer wirklichen Entſcheidung 
ſtreitiger Rechtsverhältniſſe gedient iſt, nicht mit 
einer bloßen Aufzeigung von Beweisſtoff. Damit 
komme ich auf einen Punkt, der nur ſcheinbar 
nebenjöchlich iſt: die Bezeichnung des ergehenden 
richterlichen Ausſpruchs. Beling ſchlägt für das 
Verfahren mangels eines beſſern die Bezeichnung 
als Informativprozeß vor, Fuchs will ein Eilfeſt⸗ 
ſtellungsverfahren; bei beiden würde folgerecht ein 
Urteil ergehen. Höniger ſpricht von Entſcheidung, 
ich nannte dieſe „bindende Rechtsauskunſt“. In 
ſeinem Auſſatz in der Gemeinnützigen Rechtsaus⸗ 
kunft weiſt Höniger auf den hierin liegenden Gegen⸗ 
ſatz unſerer Auffaſſungen hin. Mir ſcheint der 
Gegenſatz aber keineswegs ſachlicher Natur zu Jein, 
ſondern er liegt nur darin, daß Höniger an die 
Tätigkeit des angeruſenen Richters und das Er⸗ 
gebnis dieſer Tätigkeit vom Standpunkte des Richters 
aus denkt, während die von mir gewählte Be 
zeichnung vom Standpunkt der anfragenden Be⸗ 
teiligten aus gedacht iſt und auf die große Aehnlich⸗ 
keit des Hergangs und des Inhaltes der Anfrage 
und ihrer Behandlung ſieht: ebenſo könnte die 
Anfrage an einen Rechtsanwalt oder eine Aus⸗ 
kunftſtelle gerichtet werden, nur eben daß ſie bei 
dieſen bloß mit ſtarkem Vorbehalt, ganz unver⸗ 
bindlich, beantwortet wird, während unſere Rechts⸗ 
auskunft „bindend“ wäre. Eine Rechtsauskunft 
aber, die von berufener amtlicher Stelle in bindender 
Weiſe ergeht, iſt ſachlich allerdings nichts anders 
als eben eine Entſcheidung. Und ſomit iſt es 
ſachlich ohne Belang, wenn Höniger und ich zu 
verſchiedenen Bezeichnungen kommen. „Bindende 
Rechtsauskunft“ hat wohl den Vorzug, daß es 
das Weſen der Sache zum Ausdruck bringt, während 
der Ausdruck „Entſcheidung“ ganz farblos iſt. 

Hier iſt noch des Bedenkens zu gedenken, das 
Silberſchmidt dahin erhebt, ob nicht die Zahl der 
Rechtsſtreitigkeiten durch das Beſtehen unſerer Ein⸗ 
richtung anſchwellen müßte. Dieſe Befürchtung 
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hält, um das vorauszuſchicken, Beling offenbar 
für unbegründet. Denn er bezeichnet die In⸗ 
formativklage als dem Rechtsfrieden dienlich; ſie 
empfehle ſich auch da, wo es ſich um zivilrechtlich 
erhebliche Tatſachen handle, durch die Ausſicht, 
ohne Rechtsſtreitigkeit durch ein einfaches Verfahren 
den Zwiſt im Keime zu erſticken, ein Gewinn, der 
nicht gering einzuſchätzen ſei (S. 35). Daß durch 
ihre Einführung den Gerichten eine neue Aufgabe 
und Arbeitslaſt erwüchſe, könne kein Grund ſein 
gegen die Ergänzung des Geſetzes. Gerade das 
ſei die Aufgabe der Rechtspflege, Lebensbedürfniſſe 
zu befriedigen; zudem würde das neue Verfahren 
zahlreiche Fälle aufſaugen, in denen ſonſt ein Zivil- 
oder Strafverfahren entbrannt ſein würde (S. 54). 

Gewiß zwar muß man damit rechnen, daß die 
Bereitheit des neuen bequemen und wohlfeilen 
Rechtsbehelfs zu einer häufigen Benützung führen 
würde, während die Schwierigkeit, Umſtändlichkeit, 
Koſtſpieligkeit eines Verfahrens von deſſen Be⸗ 
nutzung abſchreckt. Hierin liegt wohl der Haupt⸗ 
grund, daß es in England weniger Rechtsſtreite 
gibt als bei uns. Daher denn ferner die mehrfach bei 
uns gemachten Vorſchläge, den Rechtsverkehr nur 
gehörig zu verteuern, um männiglich die Streitluſt 
zu verſalzen. Ich hatte für ſolche Vorſchläge nie 
ein Verſtändnis und erblickte darin immer das 
verwerflichſte Mittel zu einem ſonſt guten Zweck. 
Mag das engliſche Rechtsleben dabei glücklich ſein, 
wir Deutſchen wollens den Engländern laſſen. 
Immerhin braucht aber allerdings der Wider wille 
dagegen, den Rechtsweg gegenüber dem heutigen 
Stande der Rechtseinrichtungen gefliſſentlich zu er⸗ 
ſchweren, noch nicht dazu zu führen, ihn noch er⸗ 
heblich zu erleichtern. Er könnte damit allzu ein⸗ 
ladend werden. Daher wäre es nichts beſſeres als 
ein Danagergeſchenk, wenn dem Volke auf Koſten 
der Allgemeinheit die Unentgeltlichkeit der Rechts⸗ 
pflege beſchert würde. 

Iſt nun aber die Einrichtung der bindenden 
Rechtsauskunft in dieſem Sinne verlockend zu einer 
allzu häufigen und gar mißbrauchlichen Benutzung? 
Mag ſein, daß trotz der vorgeſehenen Koſtenpflicht 
die Rechtsauskunft öfter eingeholt würde als er⸗ 
wünſcht iſt; ja es mag ſein, daß eben dieſe Ein⸗ 
holung in manchen Fällen geradezu erſt den An⸗ 
ſtoß gäbe zur Entſtehung eines ſörmlichen Rechts⸗ 
ſtreits, der ſonſt unterbliebe, weil bei der heutigen 
Unſicherheit und Koſtſpieligkeit des Verfahrens 
keiner der Beteiligten einen hinlänglichen Antrieb 
und die Entſchlußkraft in ſich fühlte den Rechts⸗ 
ſtreit zu beginnen. Nun kann aber das Unter⸗ 
bleiben des Rechtsſtreits ein Gewinn ſein und wird 
es meiſt ſein. Doch das gilt nicht für jeden Fall; 
denn wer infolge ſeiner wirtſchaftlichen Enge den 
Rechtsſtreit unterlaſſen muß oder wer ihn aus 
Unluſtſcheu meidet, kann dadurch und ſchon durch 
eine länger dauernde Unſchlülſigkeit ſchwere wirt: 
ſchaftliche Nachteile erleiden. Aber auch ſeeliſch 
iſt es nicht ohne Vorbehalt und immer ein Vorteil, 
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wenn es nicht zum Rechtsſtreit kommt. Es iſt 
leicht möglich, daß ein Fortbeſtehen des Rechts⸗ 
zweifels die Stimmung der Beteiligten doch nicht 
zum wirklichen Frieden kommen läßt und der Wurm 
im Herzen weiternagt. Schließlich kann auch der 
Funke der Zwietracht, zunächſt unter der Aſche 
glimmend, doch noch zur Unzeit heftig und nun 
verheerend aufflammen, während die alsbaldige 
Loͤſung des Zwiſtes vermocht Hätte, den bedrohten 
Rechtsfrieden zu erhalten. 


Die Möglichkeiten find mannigfach. Wer wagte 
es, allgemein zu ſagen, ob unſere Einrichtung mehr 
u oder mehr ſchaden würde? Aus dieſer 
Ueberlegung aber ergibt ſich, daß man der Mög⸗ 
lichkeit wegen, daß die Einrichtung mitunter ſchade, 
nicht ihre Schaffung unterlaſſen darf, wenn die 
Annahme begründet iſt, daß ſie in zahlreichen 
anderen Fällen ſicherlich großen Nutzen zu bringen 
vermag. 


Gehen wir der Keimentwicklung eines Rechts⸗ 
ſtreites nach. Eine Rechtsirrung ſei ausgebrochen 
unter Grenznachbarn, Geſchäftsfreunden, Ver⸗ 
wandten. Bei der heutigen Rechtsgeſtaltung kommt 
ſo gut wie nur der ordentliche Rechtsweg in 
Frage. Er bleibt oft unbetreten, durchaus nicht 
immer zum Heil der Beteiligten. Die Unſicher⸗ 
heit der Rechtslage, die Zweifel jedes Beteiligten, 
wie er nun handeln ſolle, werden nur in be⸗ 
ſchränktem Maße gemildert durch die Möglichkeit 
einer — heute unverbindlichen — Rechtsauskunft 
und durch die da und dort eröffneten, aber überall 
unzulänglich ausgebauten Einrichtungen, die der 
friedlichen Schlichtung dienen. Nun ſoll es die 
Möglichkeit bindender Rechtsauskunft geben. Sie 
einzuholen mag ſich der Anrufende dadurch an⸗ 
gereizt fühlen, daß er die Möglichkeit vor ſich 
ſieht, bei ungünſtigem Ausfall der Anfrage den 
ordentlichen Rechtsweg zu gehen, und er mag 
damit rechnen, wenn die Auskunft für ihn günſtig 
falle, werde der Andere nicht den Mut haben, 
weiter zu gehen. Aber oft wird es anders ber: 
laufen, als er ſich's vorſtellt: Denn wenn erſt ein⸗ 
mal der Spruch des Friedensrichters vorliegt, der 
ihm unrecht gibt, — erlaſſen auf Grund einer 
Beweiserhebung, auf Grund einer Ausſprache mit 
den Beteiligten, einer Verhandlung des Streit⸗ 
ſtoffs, ein Spruch, verſehen mit Gründen —, dann 
wird auch der vorher noch kampfentſchloſſene große 
Hans in ſeinem Mute klein werden und den 
Rechtsſtreit doch lieber bleiben laſſen; eben den 
Rechtsſtreit, den er ſicher angefangen hätte, wäre 
ihm nicht die Erholung der Rechtsauskunft er⸗ 
öffnet geweſen. Und zudem: wem wäre nicht die 
beruhigende, friedenfördernde Wirkung bekannt, die 
bei Irrungen jeder Art ſchon dadurch erzielt wird, 
daß eine Gelegenheit zur Ausſprache unter der 
Leitung eines unbeteiligten Vertrauensmannes ge⸗ 
boten iſt. 


Nach alledem ſcheint mir ſoviel ſicher, daß die 
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Vorteile ſo wertvoll wären, um einen Verſuch mit 
der Einrichtung zu empfehlen. 

Schließlich mag hier noch kurz der Auffaſſung 
gedacht werden, die zu unſerer Frage Bendix 
in einem rn in Recht und Wirtſchaft (im 
Nov.⸗Heft 1918) ausgeſprochen hat. Er lehnt 
unſere Forderung einer vereinfachten Tatſachen⸗ 
feſtſtellung ab, — weil ſich der Verkehr, wenn 
man ihm feine Rechtszweifel löſe, noch mehr als 
heute an die Gerichte wenden würde; und er preiſt 
es als das Höchſte, wenn es recht unſicher ſei, 
wie man ein Rechtsverhältnis zu beurteilen habe, 
wenn alſo der Ausgang eines beabfichtigten Rechts⸗ 
ſtreits unvorherſehbar ſei und daher der Verkehr 
bei fortjchreitender Erkenntnis dieſer Unſicherheit 
immer mehr davor zurückſchrecke, es auf eine Ent⸗ 
ſcheidung aukommen zu laſſen. Eine abſonderliche 
Auffaſſung: Die Rechtsunſicherheit als das Hoc: 
ziel der Rechtspflege, weil dabei umſo größer die 
Neigung, ſich noch vor den Pforten des Gerichts 
zu vergleichen! Folgerecht gäbe es gar nichts 
beſſers als möglichſt verworrene Rechtsvorſchriften 
zu geben. Dieſes hohe Lied der Rechtsunſicherheit 
wird kaum bei vielen Beifall finden. Nicht nur 
der Juriſt, ſondern auch das Verkehrsleben wird 
es vorziehen, das Recht ſo beſtimmt und ſicher 
zu geſtalten wie möglich, daneben aber die Ein⸗ 
richtungen zu ſchaffen, die am einfachſten und beſten 
zur Entſcheidung führen, wenn es gleichwohl über 
Rechtsbeziehungen zum Streite kommt. Dieſe For⸗ 
derung iſt umſo ernſter und gebieteriſcher als es 
gilt, die Schwierigkeiten nach Kräften zu lindern, 
mit denen der Wiederaufbau unſeres wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens zu kämpfen hat. 


Das Verfahren in Nilitärverſorgungsſachen. 


Von Oberkriegsgerichtsrat Dr. Erhard im Miniſterium 
für militäriſche Angelegenheiten. 


I. 


Das Verfahren in Millitärverſorgungsſachen 
iſt durch die mit Geſetzeskraft ausgeſtattete VO. 
der (proviſoriſchen) Reichsregierung vom 1. Februar 
1919 (RGBl. S. 149) grundlegend geändert worden. 
Die gen. VO. iſt durch 8 1 Satz 2 des (Reichs-) 
Uebergangsgeſetzes vom 4. März 1919 (RGBl. 
S. 285) ſeit 7. März 1919 auf verfaſſungsmäßige 
Grundlage geſtellt. Die neuen Verfahrensvor⸗ 
ſchriften find am 1. März 1919 in Kraft getreten. 
Die materiell⸗ rechtlichen Beſtimmungen der Militär: 
verſorgungsgeſetze, nämlich des Offizierspenſions⸗ 
geſetzes vom 31. Mai 1906 (, OPG.“), des Mann⸗ 
ſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 
(„MG.“) und des Militärhinterbliebenengejeges 
vom 17. Mai 1907 („MHB.”) find durch die 
BO. vom 1. Februar 1919 unverändert geblieben. 
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Während das Verfahren in Militärverſorgungs⸗ 
ſachen bisher in das Verwaltungsverfahren und 
in den (nicht unbeſchräukt zuläſſigen) Rechtsweg 
vor den ordentlichen Gerichten!) zerfiel, iſt nach 
der VO. vom 1. Februar 1919 ein dreifaches Ver⸗ 
fahren zu unterſcheiden, nämlich das Verwaltungs⸗ 
verſahren vor den Militärbehörden, das Spruch⸗ 
verfahren vor den Militärverſorgungsgerichten und 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten. Das 
„Kollegium zur Entſcheidung von Penſionierungs⸗ 
fragen“) im Miniſterium für mil. Angelegenheiten 
(S 40 OG., 8 43 MVG., 8 36 MG.), durch 
deſſen endgültige Eutſcheidungen der Rechtsweg 
bisher eingeſchränkt war, iſt beſeitigt. Die Rechts⸗ 
garantien für das Verfahren in Militärverſorgungs⸗ 
angelegenheiten ſind jetzt in das Verfahren vor 
den — neugebildeten — Militärverſorgungsgerichten 
verlegt. Die ordentlichen Gerichte find von Militär: 
verſorgungsſachen, wie noch darzulegen ſein wird, 
faſt völlig entlaſtet. 


II. 


Das Verwaltungsverfahren vor den 
Militärbehörden. 


Das Verwaltungsverfahren ſcheidet ſich in das 
Feſtſtellungsverfahren und in das Penſions⸗ 
regelungs verfahren. Dieſe Unterſcheidung, 
die ſchon nach dem bisherigen Recht beſtand, iſt 
ſeit der VO. vom 1. Februar 1919 rechtlich (nicht 
nur, wie bisher verwaltungsmäßig) bedeutungsvoll, 
weil die Rechtsbehelfe gegen die Beſcheide im Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren und im Penſionsregelungsver⸗ 
fahren nunmehr durchaus verſchieden geſtaltet ſind. 

Im Feſtſtellungs verfahren wird über 
Grund und Höhe der mil. Verſorgungsgebührniſſe 
entſchieden, ohne Unterſchied, ob es ſich um echte 
Rechtsanſprüche (3. B. 88 1. 8, 11, 12, 15 Abſ. 1, 
27, 28, 32, 33, 34, 35 OPG., 88 1, 5 Abſ. 1, 
13, 14, 15, 16, 39 MG., 88 1, 8, 12, 19, 29 
Ziff. 2 Abſ. 1 MHG.) oder um Gebührniſſe handelt, 
deren Gewährung im Ermeſſen der Heeresverwaltung 
ſteht (ſog. „Kannbezüge“) (3. B. 88 3, 7 Abſ. 3 
und 4, 13, 15 Abſ. 2, 18 Abſ. 2, 27 Abſ. 3 
OG.; 88 5 Abſ. 2, 8 Abſ. 2, 13 Abſ. 3 u. 4, 
17, 24, 25, 26, 39 Abſ. 3 MVB G.; 88 9, 10, 
11, 17, 20 Abſ. 2, 22, 26 Abſ. 2, 27, 34 M.). 

Das Penſionsregelungs verfahren be: 
faßt ſich mit der Regelung der Rückzahlung 
der Verſorgungsgebührniſſe und dem Erlöſchen, 
Ruhen, teilweiſen Ruhen und Wiederaufleben 
des Rechtes auf den Bezug der Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe (58 22 — 26, 57 O/PG.; 88 22, 33—38 
MG.). Dem Penſionsregelungsverfahren ſteht 


1) Vgl. Gerlach, Der Rechtsweg bei mil. Ver— 
e in der BayZfR. Jahrgang 1918 


) Siehe hierüber auch Gerlach, a. a. O. II, 1. 
Das Kollegium war bei ſeinen Entſcheidungen unab⸗ 
hängig, eine Art verwaltungsrichterlicher Inſtanz. 
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das Regelungsverfahren gleich, das ſich bei der 
Hinterbliebenenverſorgung, insbeſondere aus 8 3 
Nr. 2, 88 4, 5, 7. 8 14 i. Verb. mit 8 3 Nr. 2, 
aus 88 15, 21, 30, 31, 32, 33, 38, 40, 43, 
44, 47, 49 MHG. ergibt. 

Die Beſtimmungen über das Penſionsregelungs⸗ 
verfahren gelten auch dann, wenn auf Grund des 
OPG. und des MVG. zwiſchen dem Berechtigten 
und dem Militärfiskus über die Zahlung der 
Verſorgungsgebührniſſe Streit beſteht. 

Feſtſtellungsbehörden. Die Feſtſtellung 
und Anweiſung der mil. Verſorgungsgebührniſſe 
erfolgt durch die oberſte Militärverwaltungsbehörde 
des Kontingents (d. i. das Kriegsminiſterium); dieſe 
kann ihre Befugniſſe auf andere Behörden über⸗ 
tragen, ſoweit ſie ihr durch das Geſetz nicht aus⸗ 
drücklich vorbehalten find ($ 19 OPG., 8 27 
MG., I 28 MG.). Von dieſer Ermächtigung 
wurde in Bayern hinſichtlich der Oberklaſſen 
(Offiziere, obere Heeresbeamte, ſowie ihre Hinter⸗ 
bliebenen) und die unteren Beamten und ihre 
Hinterbliebenen kein Gebrauch gemacht. Die Pen⸗ 
ſionsgebührniſſe dieſer Klaſſen werden demnach vom 
Miniſterium für mil. Angelegenheiten in erſter 
und letzter Stelle feſtgeſtellt. Dagegen iſt die Feſt⸗ 
ſetzung und Anweiſung der Verſorgungsgebührniſſe 
der Unterklaſſen (Unteroffiziere, Mannſchaften und 
ihre Hinterbliebenen) zunächſt den Truppenteilen 
(Regimentern) und Bezirkskommandos und in zweiter 
Stelle den bei den drei Generalkommandos ge⸗ 
bildeten Verſorgungsämtern übertragen. 

Penſionsregelungsbehörden: Die 
Penſionsregelungsbehörden im Bereich des OPG. 
und des MG. find nach Nr. 1 der Ausführungs⸗ 
beſtimmungen des Bundesrats zum OPG. vom 
19. Juni 1906 (Zentralblatt f. d. Deutſche Reich 
1906 S. 659, Mil V Bl. 1906 Nr. 23, Anlage 1) 
und nach Nr. 3 der Ausführungsbeſtimmungen 
zum MVG. vom 19. Juni 1906 (Zentralblatt 
f. d. Deutſche Reich 1906 S. 662, Mil BBl. 1906 
Nr. 23 Anlage 2), je in der Faſſung des Be⸗ 
ſchluſſes des Staatenausſchuſſes vom 26. Februar 
1919 (Mil BBl. S. 330) von den Bundesſtaaten 
zu beſtimmen. Auf Grund dieſer Vorſchriften hat 
das bayer. Miniſterium für mil. Angelegenheiten 
mit Erlaß vom 15. November 1918 Nr. 63332 PV 
— BB. S. 1112 — vom 1. Dezember 1918 ab 
die Korpsintendanturen als Penſionsrege⸗ 
lungsbehörden beſtimmt. 

Als Penſionsregelungsbehörden im Bereich des 
MFG. gelten nach Art. 3 Ziff. 1 Abſ. 2 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Staatenausſchuſſes vom 
26. Februar 1919 (Mil VBl. S. 333) die Behörden, 
denen die Regelung der Hinterbliebenengebührniſſe 
obliegt. Nach den hiezu ergangenen Erlaͤuterungen 
des bayer. Miniſteriums für mil. Angelegenheiten 
(Erlaß vom 14. März 1919 Nr. 13952 PV — 
BB. S. 334) obliegt den Korpsintendanturen 
lediglich die Regelung der Hinterbliebenenverſorgung 
gemäß 83 31 Ziff. 2, 32 und 33 MHG. Alle 
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übrigen Regelungen von Hinterbliebenenbezügen 
werden für die Oberklaſſen und unteren Beamten 
vom Miniſterium für mil. Angelegenheiten, für 
die Unterklaſſen von den Verſorgungsaͤmtern bewirkt. 

Gegen den Beſcheid der Penſionsregelungs⸗ 
behörden iſt „Einſpruch“ an das Miniſterium 


für mil. Angelegenheiten zuläſſig, ſofern dieſes nicht 


ſchon als Penſionsregelungsbehörde entſchieden hat. 
Gegen den Beſcheid einer niederen Behörde im 
Feſtſtellungsverfahren iſt „Einſpruch“ an die zu⸗ 
ſtändige übergeordnete Behörde, an letzter Stelle 
an die oberſte Militärverwaltungsbehörde, d. i. 
das Kriegsminiſterium des Kontingents, zuläſſig. 
Die oberſte Militärverwaltungsbehörde kann aber 
den Einſpruch gegen Beſcheide der höheren Militär⸗ 
verwaltungsbehörde ausſchließen. Von dieſer Mög⸗ 
lichkeit wurde in Bayern (wie auch in Preußen) Ge⸗ 
brauch gemacht.“) In Bayern geht der Einſpruch gegen 
Feſtſtellungsbeſcheide der Truppenteile und Bezirks⸗ 
kommandos an die Verſorgungsaͤmter (bei den 
Generalkommandos). Dieſe entſcheiden im Ver⸗ 
ae in letzter Stelle. 

Der Einſpruch muß ſowohl im Feſtſtellungs⸗ 
als auch im Penſionsregelungsverfahren bis zum 
Ablauſ von einem Monat nach der Zuſtellung 
des Beſcheids eingelegt werden (Einſpruchsfriſt). 
Bei Zuſtellung außerhalb Europas beträgt die 
Einſpruchsfriſt drei Monate. Der Einſpruch iſt 
in Bayern im Feſtſtellungsverfahren von aktiven 
Soldaten beim Truppenteil, von entlaſſenen Soldaten 
bei den Bezirkskommandos, im Penfionsregelungs⸗ 
verfahren bei den Penſionsregelungsbehörden“) ein⸗ 
zulegen. Die Friſten gelten auch dann als ge: 


wahrt, wenn er rechtzeitig bei einer anderen deutſchen 


amtlichen Stelle?) oder bei einem Trager der Reichs⸗ 
verſicherung eingegangen iſt. 

Die Beſcheide der Militärverwaltungsbehörden 
find in rechtlicher und tatſachlicher Beziehung zu 
begründen. Werden Verſorgungsgebührniſſe feſt⸗ 
geſtellt, ſo muß der Beſcheid ihre Höhe und die 
Art der Berechnung erſehen laſſen. In dem Be⸗ 
ſcheid muß auf den zuläſſigen Rechtsbehelf und auf 
die für ihn vorgeſchriebene Friſt hingewieſen werden. 

Die Feſtſtellungsbeſcheide werden gegen⸗ 
über dem Militärfiskus mit der Zuſtellung, gegen: 
über dem Berechtigten mit Ablauf der Einſpruchs⸗ 
friſt oder der Berufungsfriſt rechtskräftig. 
Nach Rechtskraft des Beſcheids findet die Wieder⸗ 
aufnahme des Feſtſtellungsverfahrens auf Antrag 
oder von Amts wegen nur unter den geſetzlich 
beſtimmten Vorausſetzungen ſtatt ($ 31 MVG. 
in der Faſſung der VO. vom 1. Februar 1919). 
Die Feſtſtellungsbehörde kann jedoch zugunſten des 
Berechtigten jederzeit einen neuen Beſcheid erteilen 
und damit auch den Weg zum Einſpruch wieder 


) Mil. i TG eieImaunden vom 28. März 
1919 — Mil 

*) )ELusfüßrungsbefimmunge des Bundesrats vom 
19. Juni 1906 in der Faſſung vom 26. Februar 1919. 

) „Amtliche Stelle“ iſt weiter als „Behörde“. 
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eröffnen. Von dieſer Befugnis ſoll zur Beſeitigung 
offenſichtlicher Härten Gebrauch gemacht werden. 
Von der Wiederaufnahme des Feſtſtellungsver⸗ 
fahrens iſt die anderweitige Feſtſetzung (Erhöhung, 
Ermäßigung oder Entziehung) der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe wegen weſentlicher Veranderung in den 
Verhältniſſen (88 30, 45 Nr. 2 MVG.) zu 
unterſcheiden. 

Die Beſcheide im Penſionsregelungs⸗ 
verfahren ſind nicht mit Rechtskraft ausgeſtattet. 
Sie können daher von den Penſionsregelungs⸗ 
behörden jederzeit von Amts wegen oder auf An⸗ 
trag abgeändert werden. 

Gegen die Beſcheide der Behörden, die im 
Verwaltungsverfahren über Anſprüche auf Feſt⸗ 
ſtellung von Verſorgungsgebührniſſen (nicht über 
ſog. „Kann⸗Gebührniſſe“) an letzter Stelle ent⸗ 
ſcheiden, iſt der Rechtszug im Spruchver⸗ 
fahren der Militärverſorgung zuläſſig 
($ 39 OPGG., 8 42 MVVG., 8 35 MG., je in 
der Faſſung der VO. vom 1. Februar 1919). 
Der Rechtszug wird eingeleitet durch die Einlegung 
der „Berufung“ an das Milit irverſorgungsgericht 
(Art. 2 8 9 VO. vom 1. Februar 1919). Die 
Berufung muß innerhalb eines Monats nach der 
Zuſtellung des Beſcheids eingelegt werden. Bei 
Zuſtellung außerhalb Europas beträgt die Be⸗ 
rufungsfriſt drei Monate. Die Berufung iſt un⸗ 
mittelbar bei dem zur Entſcheidung zuſtaͤndigen 
Militärverſorgungsgericht einzulegen. 6) 

Gegen die Beſcheide der Behörden im Penſions⸗ 
regelungsverfahren iſt der ordentliche Rechts⸗ 
weg zuläſſig (5 39 Abſ. 2 OP®., 8 42 Abi. 2 
MB., 8 35 Abſ. 2 MHG. je in der Faſſung 
der BO. vom 1. Februar 1919). 

Ueber die ſog. „Kanngebührniſſe⸗ wird 
im Verwaltungsverfahren, in letzter Inſtanz durch 
die Kriegsminiſterien, endgültig entſchieden. 

(Schluß folgt). 


Aus der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
ö chen. 


Unterlaſſung der Wängelräge bei einer Teillieferung 

als Genehmigung für alle weiteren Lieferungen. (88. 
377). Der Beklagte beftellte im Oktober 1917 bei 
dem Kl. 5000 Selbſtſohler zum Preiſe von 3.10 M für 
das Stück, bezog und bezahlte im Oktober und No⸗ 
vember 1917 je 500 Stück, rief aber dann, abgeſehen 
von 300 Stück im April 1918, nichts mehr ab. Mit 
der im Februar 1918 erhobenen Klage begehrte der 
Kl. die Zahlung des Reſtkaufpreiſes gegen Lieferung 
der noch nicht abgerufenen Stücke. Der Bekl. ver⸗ 
langte Preisminderung um je 1 M für das Stück der 
gelieferten und der noch zu liefernden Selbſtſohler 
wegen zweier Mängel, die er im Briefe vom 28. Januar 
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1918 dem Kl. mitgeteilt hatte, und erhob Widerklage 
auf Rückzahlung von 1000 M für die im Oktober und 
November 1917 gelieferten Stücke. Die 1. Inſtanz 
gab der Klage nur zum Teil ſtatt und wies die Wider⸗ 
klage ab. Das B. erklärte, es bewende bei der Er⸗ 
Härung der Partelen, daß der Bekl. am 22. April 
1918 weitere 300 Selbſtſohler gegen Bezahlung von 
960 M abgenommen habe, entſprach, abgeſehen von 
Zinſen, dem Klagebegehren und wies die Berufung 
der Parteien im übrigen zurück. Die Reviſion des 
Beklagten wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Zur Frage der Preisminderung nimmt 
das BG. zunächſt an, daß der Bekl. mit Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüchen wegen der im Oktober und No⸗ 
vember 1917 gelieferten Selbſtſohler infolge Ver⸗ 
ſpätung der Mängelrüge nach 8 377 Abſ. 2 HGB. 
ausgeſchloſſen ſei. Die Begründung iſt rechtlich ein⸗ 
wandfrei und wird auch von der Reviſion nicht an⸗ 
gegriffen. Bezüglich der noch ausſtehenden Lieferungen 
verkennt das BG. nicht, daß bei Teillieferungsver⸗ 
trägen die nach 8 377 Abſ. 2 anzunehmende Genehmi⸗ 
gung an ſich nur die Teillieferungen trifft, bezüglich 
deren die rechtzeitige Mängelrüge unterblieben iſt. 
Es folgert aber aus den beſonderen Umſtänden des 
Falles nach den Grundſätzen von Treu und Glauben, 
daß in der Unterlaſſung der Beanſtandung eine Ge⸗ 
nehmigung auch bezüglich der noch ausſtehenden 
Lieferungen zu finden ſei. Die Begründung gibt in 
einzelnen Punkten zu Bedenken Anlaß. Das gilt vor 
allem für die Erwägung, daß in der Zahlung des 
vollen Kaufpreiſes für die im April 1918 gelieferten 
300 Stück die rechtsgeſchäftliche Erklärung liege, daß 
der Bekl. überhaupt, alſo auch für alle anderen Liefe⸗ 
rungen den vollen Preis bezahlen wolle. Der Bell. 
hatte im Rechtsſtreite Preisminderung verlangt und 
die hierauf geſtützte Widerklage nicht nur angekündigt, 
ſondern in der Schlußverhandlung erſter Inſtanz vom 
19. April 1918 erhoben, als am 22. April 1918 die 
fragliche Lieferung ſtattfand. Die Entſcheidung der 
1. Inſtanz ſollte am 3. Mai 1918 verkündet werden. 
Unter dieſen vom BG. nur zum Teil berückſichtigten 
Umſtänden konnte in der Bezahlung der 300 Stück 
die vom BG. angenommene rechtsgeſchäftliche Er» 
klärung jedenfalls nicht ohne weiteres gefunden werden. 
Es hätte mindeſtens aufgeklärt werden müſſen, aus 
welchen Gründen es trotz des im Rechtsſtreite vom 
Bekl. vertretenen und aufrecht erhaltenen Standpunktes 
zu jener Vollzahlung gekommen war. Bedenklich iſt 
auch die Verwertung des Briefes vom 28. Januar 
1918. Wenn, was das BG. dahingeſtellt läßt, der 
Inhalt dieſes Briefes den Erforderniſſen einer Mängel⸗ 
rüge i. S. des 8 377 HGB. genügte, dann brauchte 
nicht angegeben zu werden, welche Rechtsfolgen der 
Bekl. aus den Mängeln ableiten wollte, und der An⸗ 
ſpruch auf Preisminderung wurde deshalb auch nicht 
dadurch beeinträchtigt, daß von ihr damals noch nicht 
die Rede war. Im Ergebniſſe iſt aber dem BG. bei⸗ 
zuſtimmen. Es handelte ſich, wie das BG. feſtſtellt, 
um einen Maſſenartikel, bei dem die Stücke im weſent⸗ 
lichen gleich ausfallen, und, was die Parteien nicht 
in Zweiſel gezogen haben, um Mängel, die nicht der 
einzelnen Lieferung oder gar nur einzelnen Stücken 
anhafteten, ſondern die dem den Gegenſtand des Kaufes 
bildenden Fabrikat an ſich eigen waren. Der Bekl. 
mußte, wie das BG. zutreffend ausführt, damit rechnen, 
daß die übrigen Lieferungen die gleiche Beſchaffenheit 
haben würden, und er mußte daher nach Treu und 
Glauben dem Kl. zu erkennen geben, daß er künftige 
Lieferungen in der Beſchaffenheit der bisherigen nicht 
billigen werde. In der Unterlaſſung der Veanſtan— 
dung iſt daher die Genehmigung der Beſchaffenheit 
auch für die künftigen Lieferungen zu finden, ſoweit 
es ſich um die fraglichen das Fabrikat an ſich treffenden 
Mängel handelt. Bezüglich des einen Mangels (zu 
dünner Blechbeſchlag) fällt zuungunſten des Bekl. 
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beſonders ins Gewicht, daß er hiervon ſchon Anfang 
Januar 1918 Kenntnis erhalten hatte, gleichwohl aber 
erſt am 28. Januar 1918 dem Kl. Nachricht gab. Aber 
auch für den andern Mangel (verfehlte Bauart, ſo 
daß keine oder doch nicht alle Schuhe auf den Ständer 
gezogen werden können), bezüglich deſſen eine frühere 
Kenntnis des Bekl. nicht feſtgeſtellt iſt, iſt die Annahme 
der Genehmigung gerechtfertigt, da er, wie das BG. 
feſtſtellt, bei ordnungsmäßiger Unterſuchung ſofort 
erkennbar war. Der Kl. durfte erwarten, daß der 
Bekl. im Hinblicke auf 8 377 HGB. die empfangenen 
Lieferungen alsbald prüfen und die erkennbaren Mängel 
ſofort rügen werde, und er durfte daher auch in dem 
Schweigen des Bekl. die Billigung des Fabrikates 
finden. Nur darauf aber, wie ſich das Verhalten des 
Bekl. nach außen darſtellte, nicht auf ſeine innere 
Meinung kommt es für die Beurteilung nach Treu 
und Glauben an. (Urt. des III. 38S. vom 13. Mai 
1919, III 555/18). 
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II 


„Schlechtmachen“ der Ware durch den Käufer ver. 
ſtözt nicht immer gegen den § 826 585. Das gilt 
auch für Aenßerungen des Grubenvorſtands gegenüber 
einem Gewerken bei Unterhandlungen über den Verkauf 
eines Kuxes. Zu dem Nachlaß des A. gehörten 200 
Kure des Kaliwerks R. Grubenvorſitzender dieſer Gewerk⸗ 
ſchaft iſt der Beklagte. Die Mehrheit der Kuxe ſoll 
ſich im Beſitze der Aktiengeſellſchaft R. befinden, die 
auch ein Kaliwerk betreibt, ihrem Aufſichtsrate gehört 
der Beklagte an. Die Aktiengeſellſchaft R. wollte die 
200 Kuxe erwerben und hat über den Ankauf nach der 
Behauptung der Kläger ſchon im Herbſt 1916 ver 
handelt, ohne daß es zu einer Einigung kam. Durch 
Brief vom 14. Februar 1917 fragte der Beklagte an, 
ob man ihm ein Angebot machen wolle und erklärte 
ſich zu einer Beſprechung bereit. Infolgedeſſen kam 
es am 17. Februar 1917 zu einer telephoniſchen Unter⸗ 
redung zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker Dr. M. und 
dem Beklagten, bei dem erſterer einen Preis von 
7500 M für den Kux forderte. Hierauf ſoll der Be⸗ 
klagte lachend erwidert haben, dieſe Forderung könne 
er bei einem Papier, das bisher keine Ausbeute ver⸗ 
teile, nicht als ernſthaft anſehen. Auf eine Bemerkung 
des Dr. M. habe er noch dem Sinne nach hinzugeſetzt, 
an die Verteilung einer Ausbeute ſei vorläufig nicht 
zu denken, er als Grubenvorſtand müſſe doch das am 
beſten wiſſen. Eine Einigung kam damals nicht zu⸗ 
ſtande. Später verkauften die Kläger die Kuxe für 
6700 M das Stück an das Bankhaus Sch., Lieferung 
und Bezahlung erfolgten am 27. März 1917. Von 
den Käufern hat R. die Kuxe im folgenden Monat zu 
8150 M das Stück erworben, die Gewerkſchaft R. aber 
verteilte im Jahre 1917 eine Ausbeute von 400 M 
auf den Kux. Nach der Behauptung der Kläger ſollen 
die von dem Beklagten bei der telephoniſchen Unter⸗ 
redung abgegebenen Erklärungen wiſſentlich unrichtig 
geweſen ſein. Er habe ſchon damals gewußt, daß eine 
Ausbeute verteilt werden würde, habe Sch. zum An⸗ 
kaufe der Kuxe veranlaßt und von dem Unterſchiede 
zwiſchen dem von dieſen gezahlten Kaufpreiſe und dem 
erzielten Erlöſe in irgendeiner Form einen Anteil er⸗ 
halten. Die Erklärungen des Beklagten, namentlich 
die Berufung auf feine Stellung als Grubenvorſtand, 
hätten die Kläger zu dem Verkaufe zu dem niedrigen 
Preiſe beſtimmt. Beklagter habe argliſtig gehandelt 
und hafte aus Betrug und wegen Verſtoßes gegen 
BGB. 8 826 auf Schadenserſatz. Die Klage wurde von 
den Vorgerichten abgewieſen. Die Reviſion blieb 
ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Das BG. iſt den Aus⸗ 
führungen der Kläger nicht gefolgt. Es unterſtellt ihr 
Vorbringen als richtig, kommt aber zur Abweiſung 
der Klage. Der Beklagte habe den Klägern als Kauf⸗ 
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liebhaber gegenüber geſtanden, er ſei nicht ihr Bankier 
geweſen und auch in ſeiner Eigenſchaft als Gruben⸗ 
vorſtand ſei es nicht ſeine Sache geweſen, den Klägern 
als Gewerken Ratſchläge um ihretwillen zu erteilen. 
Er ſei befugt geweſen, ſeine eigenen Intereſſen wahr⸗ 
zunehmen, nur habe er die Kläger nicht durch bewußt 
unrichtige Angaben täufchen dürfen. Das ſei aber auch 
nicht geſchehen. Bei ſeinen Aeußerungen handle es ſich 
auch nach der Darſtellung der Kläger erkennbar um 
ein bloßes „Schlechtmachen“ der Waren durch den 
Käufer, das dieſem ebenſo freiſtehe, wie dem Verkäufer 
das Anpreiſen, eine unrichtige tatſächliche Begründung 
ſeiner Erklärungen aber habe der Beklagte nicht ge⸗ 
geben. Er habe verſtändigerweiſe nicht damit rechnen 
können, daß die Kläger, geſchäftsgewandte Männer, 
nur aus Vertrauen in die Richtigkeit ſeiner Angaben 
die Kuxe zu einem geringeren Preiſe verkaufen würden. 
Die Angriffe der Reviſion ſind nicht begründet. 
Sie macht geltend, daß die Aeußerung des Beklagten 
über die Unwahrſcheinlichkeit der Verteilung einer Aus⸗ 
beute Tatſachen betreffe, die ihm beſonders hätten be⸗ 
kannt fein müſſen; mache er eine derartige Angabe 
einem Gewerken gegenüber, ſo dürfe dieſer ſich darauf 
verlaſſen, auch wenn eine vertragliche Pflicht zu einer 
richtigen Auskunft nicht vorhanden ſei. Daß der Be⸗ 
klagte als „ aufgetreten ſei, ändere hieran 
nichts. Auch die vom BG. vermißte tatſächliche Be⸗ 
gründung ſei vorhanden, denn die Gründe für die 
Nichtverteilung einer Ausbeute ſeien den Gewerken aus 
früheren Gewerken verſammlungen bekannt geweſen und 
die Aeußerung des Beklagten enthalte ohne weiteres 
auch die Mitteilung, daß dieſe Gründe noch fortbeſtänden. 
Man kann den Klägern zugeben, daß es nicht ſchlecht⸗ 
hin dasſelbe iſt, wenn ſich ein beliebiger Kaufliebhaber 
ungünſtig über die Kaufſache äußert oder wenn dies 
der Grubenvorſtand, dem ſchon deswegen eine beſondere 
Autorität in Grubenſachen zukommen wird, einem 
Gewerken gegenüber tut, es mag auch ſein, daß ein 
von ihm ausgeſprochenes Urteil unter Umſtänden die 
gleiche Bedeutung wie eine tatſächliche Angabe haben 
kann. Hieraus folgt aber noch nicht die Unrichtigkeit 
des angefochtenen Urteils. Das BG. geht davon aus, 
es laſſe ſich auch aus der von den Klägern gegebenen 
Darſtellung der Unterredung nicht folgern, daß der 
Beklagte die Kläger durch ſeine bloße Erklärung von 
der Richtigkeit ſeiner Angaben habe überzeugen wollen. 
Nun ſetzt die Schadenshaftung gemäß 8 826 BGB. 
neben dem ſittenwidrigen objektiven Tatbeſtande den 
Vorſatz der Schadenszufügung voraus (RG. Bd. 90 
S. 106). Wenn aber der Beklagte unmöglich erwarten 
konnte, was nach dem Zuſammenhange bedeuten ſoll, 
wenn er e nicht erwartete, daß die Teſtaments⸗ 
vollſtrecker in ſeinen Bemerkungen über die Ausbeute 
etwas anderes finden würden als das Beſtreben, den 
Preis der Kuxe zu drücken, wenn er nicht damit rechnete, 
daß ſie ſeine Aeußerungen anders bewerten und im 
Vertrauen auf ſie zu einem niedrigeren Preiſe an ihn 
oder einen dazwiſchen geſchobenen Dritten verkaufen 
würden, ſo hat ihm das Bewußtſein gefehlt, daß ſeine 
Handlung den Klägern Schaden zufügen könne. Daß 
dieſe nach der tatſächlichen Seite nicht nachzuprüfende 
Feſtſtellung nicht prozeßgerecht begründet ſei, kann der 
Reviſion nicht zugegeben werden, insbeſondere brauchte 
das BG. aus der Abſicht des Beklagten, billig zu 
kaufen, nicht auf einen die Anwendung des 8 826 ges 
ſtattenden Vorſatz zu ſchließen. (Urt. des VI. 35. vom 
16. April 1919, VI 51/1919). 
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III. 


Haftung des Militärfistns bei Vornahme von Schieß⸗ 
übungen in der Nähe von Gebänden, die dadurch Schaden 
leiden. Juläſſigteit des Nechtswegs. Unterſchied zwiſchen 
der Zulügung eines Schadens „durch die Ausübung“ 
eines ſtaaklichen Hoheitsrechts und „bei der Ansübung“ 
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eines ſolchen. Die Klägerin iſt Eigentümerin eines 
Hauſes in der Nähe des Artillerieſchießplatzes Th. 
Sie behauptet, das Haus habe durch Schießübungen 
der Minenwerfer⸗Abt. Schaden gelitten, Riſſe in den 
Mauern ſeien aufgetreten, auch Fenſterfcheiben ſeien 
geſprungen. Für den Schaden macht die Kl. den Fiskus 
verantwortlich. Der Bekl. hat den Einwand der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtswegs erhoben. Die Vorinſtanzen 
haben den Rechtsweg für zuläſſig erklärt. Die Reviſion 
blieb ohne Erfolg. 

Gründe: Das B. gibt die Klagebegründung 
dahin wieder, die zuſtändigen Militärbehörden handelten 
fahrläſſig, indem ſie gefährliche Schießübungen in zu 
geringer Entfernung von dem benachbarten Grund⸗ 
ſtück der Klägerin und dazu noch in oberem Gelände 
abhalten ließen: für die Folgen dieſer Fahrläſſigkeit 
habe der Beklagte wie jede andere Privatperſon nach 
den Vorſchriften des BGB. einzuſtehen. Von der Unter⸗ 
ſtellung dieſes Klagvorbringens ausgehend, hält das 
BG. den Rechtsweg für zuläſſig mit folgenden Er⸗ 
wägungen: Die Klage ſtütze ſich auf BGB. 88 31, 89, 
823, mithin ausſchließlich auf Privatrecht. Sie richte 
ſich dabei auch nur gegen einen privatrechtlichen Ein⸗ 
griff der Organe des Bekl. in das Eigentum der Kl. 
Denn nach dem Klagevortrag ſolle die ſchädigende 
Einwirkung auf das Grundſtück der Kl. durch Außer⸗ 
achtlaſſung der erforderlichen Sorgfalt bei der Aus⸗ 
übung des Militärhoheitsrechts erfolgt ſein. Letztere 
ſolle alſo nur der äußere Anlaß geweſen ſein. Es 
werde ein ſchädigender Eingriff behauptet, der nur 
auf einer bei Gelegenheit der Ausübung eines ftaat- 
lichen Hoheitsrechts begangenen und trotz uneinge⸗ 
ſchränkter Ausübung des Hoheitsrechts vermeidbaren 
Fahrläſſigkeit der verfaſſungsmäßig berufenen Ver⸗ 
treter des Bekl. beruhen ſolle, daher als privatrechtlicher 
Eingriff anzuſehen ſei. Der Anſpruch ſei mithin 
privatrechtlich und, der Rechtsſtreit bürgerlich i. S. 
des GBG. $ 13. Die Reviſion macht geltend, das 
BG. habe das Klag vorbringen unzutreffend und uns 
vollſtaͤndig aufgefaßt und beurteilt. Die Klage wolle 
den Bekl. nicht wegen einer bei uneingeſchränkter 
Ausübung des Hoheitsrechts vermeidbaren Fahrläſſig⸗ 
keit erſatzpflichtig machen, ſondern vielmehr wegen 
der Ausübung des Hoheitsrechts durch den Betrieb 
auf dem Artillerieſchießplatz Th. ſelbſt, die fie für 
ſchuldhaft erkläre. Dies aber gehe nicht an: Privat⸗ 
perſonen könnten dem Staate nicht vorſchreiben, auf 
welchen Grundſtücken er militäriſche Uebungen vor⸗ 
nehmen laſſen ſolle und auf welchen nicht. Gegen⸗ 
über dem Falle der insbeſondere vom erſten Richter 
angeführten Entſcheidung RG3Z. 44 S. 227 ſei die 
Klagebegründung verſchieden: daß der Bekl. durch 
Vorrichtungen die Schadenswirkung des Schießens 
auf dem Platze hätte abſchwächen können, ſei auch 
nicht andeutungsweiſe behauptet. Zum Vorwurf ſei 
es gemacht worden, daß der Bekl. das Schießen auf 
dieſem beſtimmten Platze vornehme, und dies gerade 
deshalb, weil ſich, wenn er das tue, die ſchädigende 
Wirkung für die Nachbargrundſtücke, insbeſondere für 
das der Klägerin, nicht vermeiden laſſe. 

Die Reviſton war zurückzuweiſen. Daß keine An⸗ 
wendung des KLG. v. 13. Juni 1873 in Frage kommt, 
hat das BG. mit Recht angenommen. In $ 3 das 
werden die „Kriegsleiſtungen“ aufgezählt und dabei 
bezüglich der Grundſtücke nur von „‚Ueberweiſung der 
für den Kriegsbedarf erforderlichen Grundſtücke und 
vorhandenen Gebäude“ geſprochen. Daß eine ſolche 
„Ueberweiſung“ ſtattgefunden habe, dafür ergibt ſich 
kein Anhalt, ebenſowenig für eine Mitwirkung oder 
Vermittelung der Gemeinde, wie ſie das Geſetz für 
den Regelfall vorausſetzt. Nach dem Klagvorbringen 
ift vielmehr von einer Benützung des Schießplatzes 
auszugehen, wie ſie — von der Eigenart der gebrauchten 
Geſchütze abgeſehen — nicht anders auch zur Friedens⸗ 
zeit ſchon ftattgefunden hat. Daß es ſich bei den 
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Maßnahmen der militäriſchen Dienſtſtellen nicht um 
bloß militärſiskaliſche Handlungen oder Anordnungen 
handelt, woraus ſich die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
ohne weiteres ergeben würde, iſt anſcheinend von 
keiner Seite in Zweifel gezogen worden. Dies mit 
Recht: Schießübungen ſind den Handlungen zuzuzählen, 
die auf die militäriſche Ausbildung der Truppen un⸗ 
mittelbar abzielen, die Fürſorge für die Kriegstüchtig⸗ 
keit des Heeres betätigen (RG Z. 55 S. 171 ff., 174, 
175; Warneyer 1916 Nr. 123 unter 2); ihre Ans 
ordnung und Vornahme geſchehen daher in Ausübung 
des ſtaatlichen Militärhoheitsrechts im eigentlichen 
Sinne, gehören nicht etwa bloß der militäriſchen Zwecken 
zugewandten ſtaatlichen Vermögens verwaltung an. 
Im übrigen iſt der Reviſion zuzugeben, daß die Zu⸗ 
laſſung des Rechtswegs in der Tat Bedenken begegnen 
würde, wenn das Klagvorbringen in dem von ihr 
vertretenen Sinne zu verſtehen wäre. Danach nämlich 
wäre eine Entſcheidung der ordentlichen Gerichte darüber 
begehrt, ob die militäriſchen Dienſtſtellen dieſe Parzelle 
des Staatsgebiets zu militäriſchen Uebungen benutzen, 
auf dieſem Platze Schießübungen anordnen durften. 
Darin wäre eine Verantwortung des Bekl. für die 
Vornahme einer Hoheitshandlung zu finden, wozu 
die ordentlichen Gerichte nicht berufen ſind. Eine 
dahingehende Klage würde auch nicht ohne weiteres 
dadurch zur bürgerlichen Rechtsſtreitigkeit, daß bloß 
Entſchädigung begehrt wird, auch nicht dadurch, daß 
angefügt wird, das Hoheitsrecht könnte auch bei Ver⸗ 
meidung der behaupteten Fahrläſſigkeit „uneinge⸗ 
ſchränkt“ ausgeübt werden. Denn dies könnte in dem 
vorausgeſetzten Falle doch nur den allgemeinen und 
grundſätzlichen Sinn haben, der Militärbehörde ſolle 
die Befugnis, Schießübungen anzuordnen und einen 
Platz dafür zu wählen, nicht beſtritten werden, — 
würde aber nichts daran ändern, daß die Wahl dieſes 
Platzes und die Anordnung der Schießübungen auf 
dieſem Platze der richterlichen Nachprüfung unterſtellt 
werden ſollten. Die behauptete Schädigung wäre Folge 
nur von Hoheitshandlungen, die behauptete Fahr⸗ 
läſſigkeit würde nur an ſolchen haften; an der Wahl 
des Platzes und der Anordnung der Uebungen, worin 
ſich die Ausübung des Hoheitsrecht vollendet. In dieſem 
Sinne iſt indeſſen das Klagvorbringen auch nicht zu 
verſtehen. Gegen die Einrichtung des Schießplatzes, 
und gegen die Anordnung der Minenwerfer⸗Schieß⸗ 

übungen an und für ſich will ſich die Klage nicht wenden. 
Der Vorwurf iſt vielmehr ſo gemeint, daß bei der an 
und für ſich berechtigten Vornahme jener Uebungen 
fahrläſſigerweiſe eine zu geringe Entfernung von den 
benachbarten Gebäuden eingehalten worden ſei, daß 
auf dem Platze auch mit Minenwerfergeſchützen ge⸗ 
ſchoſſen werden dürfe, daß bei dieſer berechtigten 
Uebung aber eine Unachtſamkeit unterlaufen ſei, indem 
man die Uebungen nicht weit genug hinaus von den 
benachbarten Gebäuden hinweggelegt habe. Der Fall 
liegt inſoweit nicht anders, als die vom Senat in 
neuerer Zeit beurteilten Fälle VI 167/17 (Warneyer 
1917 Nr. 217) und VI 47/19 (zum Abdruck in der 
Sammlung beſtimmt), wo in Ausübung des Militär- 
hoheitsrechts eine Kraftwagenfahrt unternommen, durch 
dienſtlich nicht gebotene Fahrgeſchwindigkeit aber im 
einen Falle eine Perſon, im anderen ein anderer Kraft— 
wagen beſchädigt worden war. Wie der Senat in 
dieſen Entſcheidungen ausgeſprochen hat, kann grund— 
ſätzlich für die nähere Beurteilung des Zuſammen— 
hangs zwiſchen der Schadenszufügung und der Aus— 
übung des Hoheitsrechts nicht jeder urſächliche Verlauf 
als urſächlicher Zuſammenhang im Rechtsſinn gelten. 
Es iſt deshalb nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen, je 
nach den Umſtänden für eine Schadenszufügung, die 
einer Hoheitshandlung entfloſſen iſt, nicht mehr dieſe 
als die rechtlich bedeutſame Urſache anzuſehen, ſondern 
einen nur noch äußerlichen Zuſammenhang anzu— 
nehmen, der die Ausſchließung des Rechtswegs nicht 
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mehr rechtfertigt. Wo die Grenze zu ziehen iſt, wird 
nach den Umſtänden des Einzelfalls, daher weſentlich 
unter tatſächlichen Geſichtspunkten zu beurteilen fein. 
Das BG. umſchreibt feine Annahme, zwiſchen der 
Hoheitshandlung und dem eingeklagten Sachſchaden 
beſtehe i. S. des Klagevorbringens kein ausreichend 
naher Zuſammenhang, mit den Worten: der ſchädigende 
Eingriff ſolle nur nur auf einer bei Gelegenheit der 
Ausübung eines ſtaatlichen Hoheitsrechts begangenen 
Fahrlaäſſigkeit beruhen. Damit drückt es im weſent⸗ 
lichen etwas Tatſächliches aus, was dem Sinne der 
Klage entſpricht. (Urt. d. VI. 35. v. 30. Juni 1919, 
VI 100 / 19). | ee, 
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IV. 


Haftung der Boftbeamten gegenüber dem Staat 
(Reich) für Nichtbeobachtung der Entkartungsvorſchriften. 
Einfluß einer Duldung durch Oberbeamte. Der Kläger, 
ein Oberpoſtaſſiſtent, hatte am 14. März 1915 nachm. 
gegen 2 Uhr als Entkartungsbeamter des Poſtamts 
R. 5 ihm vom Poſtſchaffner N. überbrachte Poſtbeutel 
zu übernehmen und zu entkarten, darunter einen von 
der Poſtagentur H. kommenden Beutel, der nach Aus⸗ 
weis der Ueberweiſungskarte auch einen Wertbrief 
mit einer dienſtlichen Barablieferung von 1300 M 
enthalten ſollte. Dieſen Beutel, deſſen Verſchluß un⸗ 
verſehrt war, öffnete und entleerte N., ohne daß die 
Vorſchriften der allg. DA. über gemeinſame Feſtſtellung 
des Inhalts und über gemeinſame Zuſammenhaltung 
dieſes Inhalts bis zum Vollzug der Vergleichung mit 
der Schlußzuſammenſtellung in der — zur Beurkundung 
der gemeinſam geſchehenen Vergleichung von beiden 
Beamten zu unterſchreibenden — Karte beobachtet 
wurden. Vielmehr entleerte und ſonderte N. für ſich 
allein den Beutelinhalt auf einem Seitentiſch und 
übergab einige Stücke dem Kl., während er andere 
Stücke behielt und von dem Seitentiſch zu einem einige 
Meter entfernten Abfertigungstiſch verbrachte; auf die 
nunmehr einſetzende Rüge des Kl., es fehle die dienſt⸗ 
liche Barſendung von H., fand ſich dieſe Wertſendung 
von 1300 M nicht vor. Der Bekl., das Deutſche Reich, 
nahm nicht den Inhaber der in der Ueberweiſungs⸗ 
karte als Abſender bezeichneten Poſtagentur H., den 
Poſtagenten G., in Anſpruch, ſondern es ſetzte die 
OP Dir. in K. feſt, daß der Kl. und N. gemein» 
ſchaftlich ſchuldig ſeien, den Fehlbetrag zu erſetzen. 
Die Klage fordert, daß dieſer Beſchluß für wirkungs⸗ 
los erklärt werde. Die Inſtanzen haben abgewieſen. 
Die Reviſion des Klägers blieb ohne Erfolg. 

Aus den Gründen: Die Reviſion beſchwert 
ſich zunächſt darüber, daß das Verſehen des Kl. als 
ein grob fahrläſſiges erachtet worden ſei, trotzdem der 
Kl. unter Antritt eines nicht erhobenen Beweiſes be⸗ 
hauptet hatte, daß die Dienſtvorſchriften in R. unter 
Duldung der Amtsvorſteher und ohne jede Rüge nur 
ſo ausgeführt würden, wie der Kl. es tat; allerdings 
genüge zur Klageabweiſung nach der Praxis des RG. 
jedes, auch ein nicht grobes Verſchulden, aber es werde 
ſich doch fragen, ob bei ſolcher Duldung der Ober 
beamten von einem Verſchulden der untergebenen 
Entkartungsbeamten überhaupt noch die Rede ſein 
könne. Dieſer Angriff muß erfolglos bleiben. Die 
vom Kl. nicht beachteten Dienſtvorſchriften ſind ihrer 
inneren Natur und ihrem offenſichtlichen Zwecke nach 
grundlegende und unerläßliche Sicherungen des ver⸗ 
wickelten und ſchwierigen inneren Poſtverkehrs zum 
Schutze ſowohl des Staates als auch der mit der 
Uebernahme der Poſtſachen befaßten Beamten ſelbſt; 
ihre genaue und peinliche Einhaltung liegt den be 
teiligten Beamten alſo als erſte und ernſteſte Pflicht 
ob, — ihre Nichtbeachtung untergräbt die Durchſichtig— 
keit und Sicherheit des poſtaliſchen Transports und 
damit die Grundlage des ganzen Poſtbetriebs, — und 
dieſer offenbaren Tragweite der Dienſtvorſchriften und 
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eines Verſtoßes gegen ſie müſſen ſich alle beteiligten 
Beamten notwendig bewußt ſein. Wenn alſo auch 
in irgend einem Poſtbezirk, etwa in R. ſelbſt, eine 
Laxheit in der Beobachtung dieſer Vorſchriften 
eingeriſſen geweſen ſein ſollte, — wenn insbeſondere 
der Kern des angeordneten Verfahrens, nämlich die 
gemeinſame Feſtſtellung und die gemeinſame Feſt⸗ 
haltung des Poſtbeutelinhalts bis zum Ende der Ver⸗ 
gleichung mit der Ueberweiſungskarte, verabſäumt und 
eine ſolche Säumnis von den Vorſtandsbeamten er⸗ 
kannt und geduldet ſein würde, — ſo kann ſich doch 
der Kl. in keiner Weiſe darauf berufen: Denn die grobe 
Ordnungs- und Dienſtwidrigkeit einer ſolchen angeb⸗ 
lichen Praxis lag auf der Hand und konnte vom Kl. 
gar nicht verkannt werden. Die fahrläſſige oder gar 
wiſſentliche Pflichtverletzung einzelner oder vieler 
andrer Entkartungsbeamten befreit weder den Kl. von 
Schuld überhaupt — was zur Klageabweiſung ge⸗ 
nügt — noch kann dadurch ſtatt des dem Kl. vom BG. 
mit Recht zugeſchriebenen groben Verſchuldens ein 
milderer Maßſtab der Beurteilung begründet werden. 
Uebrigens ergibt das vom BG. als zutreffend zugrunde 
gelegte Sachverſtändigengutachten, daß die Dienſtvor⸗ 
ſchriften in dem weitreichenden Umfang der Erfahrung 
und Kenntnis der Sachverſtändigen allgemein und ſorg⸗ 
ſam beobachtet worden ſind. Für die Geſamtwürdigung 
kommt noch hinzu, daß nach dem Gutachten die ordnungs⸗ 
mäßige Entkartung der ſämtlichen dem Kläger an 
jenem Sonntagnachmittag 2 Uhr vorgelegten 5 Beutel 
nur eine Zeitdauer von 25 Minuten beanſpruchte, 
daß der Kläger bis zum nächſten Poſtzuge nachm. 
5 Uhr Zeit hatte, und daß der anderweite Poſtver⸗ 
kehr auf dem Poſtamt des Klägers an jenem Sonntags 
nachmittag nur ſchwach war. (Urt. d. III. 35. vom 
23. Mai 1919, III 420/18). 
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V 


Erſorderniſſe der nach RBG. 55 54, 150 Abſ.2 zur 
Eröffnung des Nechtsweges notwendigen Beſchwerde an 
die sberſte Neichsbehörde. Der Kläger, der damals beim 
Poſtamt NW in B. beſchäftigt war, zog ſich im Früh» 
jahr 1909 eine Sehnenentzündung der rechten Hand 
zu, zu der ſpäter Nervenſchwäche, Muskelſchwund und 
Berfrüppelung der Hand kamen. Er führte die Er⸗ 
krankung auf einen Unfall zurück, den er bei der Be⸗ 
dienung eines mangel haften Rohrpoſtapparates erlitten 
habe. Sein in einer Eingabe vom 14. April 1910 
geſtelltes Verlangen, den Vorfall als einen Betriebs⸗ 
unfall i. S. des RG. vom 18. Juni 1901 (Bug.) anzu⸗ 
erkennen, lehnte die OP Dir. in B. am 21. April 1910 
und, nachdem der Kl. hiergegen ſich in einer Eingabe 
vom 28. April 1910 gewendet hatte, nochmals am 
8. November 1910 ab. Auf eine Eingabe des Kl. vom 
31. Oktober 1912 ſprach das Reichs PA. durch einen 
Beſcheid vom 31. Mai 1913, der dem Kl. am 5. Juni 1913 
zugeſtellt wurde, aus, daß ſeinen Anträgen nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden könne. Mit der im November 1913 
eingereichten, am 1. Dezember 1913 zugeſtellten Klage 
gegen das Deutſche Reich begehrte der Kl. die Feſt⸗ 
ſtellung, daß er, falls er infolge des Unfalles dienft- 
unfähig oder erwerbsunfähig oder in der Erwerbs⸗ 
fähigkeit beſchränkt werde, oder falls der Unfall nach 
ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand noch die Aufwendung 
von Heilungskoſten erforderlich mache, Anſprüche aus 
dem BUFG. zu erheben berechtigt ſei. Die erſte Inſtanz 
wies die Klage als unbegründet ab. Das BG. er: 
achtete den Rechtsweg für unzuläſſig und wies aus 
dieſem Grunde die Berufung des Kl. zurück. Auf die 
Reviſion des Kl. wurde das Berufungsurteil aufge— 
hoben und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Aus den Gründen: Die Klage iſt innerhalb 
6 Monaten erhoben worden, nachdem das Reichs PA. 
die Anträge des Kl. zurückgewieſen hatte, und dieſe 
Entſcheidung ihm bekanntgemacht worden war. Ihre 
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Zuläſſigkeit hängt daher nach den gemäß SI Buß. 
anzuwendenden Vorſchriften der SS 54, 150 Abſ. 2 RBG. 
nur noch davon ab, ob der Kl. gegen die von der 
höheren Reichsbehörde, hier der OP Dir. in B., getroffene 
Entſcheidung binnen der gleichen Friſt Beſchwerde an 
die oberſte Reichsbehörde erhoben hat. Entſcheidungen 
dieſer Art findet das BG. in den Verfügungen der 
OPDir. vom 21. April und 8. Nov. 1910. Was die 
Reviſion dagegen vorbringt, iſt nicht geeignet, ihren 
Standpunkt zu rechtfertigen. Allerdings war in dieſen 
Verfügungen, ebenſo wie in den vorausgegangenen 
Eingaben des Kl. immer nur davon die Rede, ob ein 
Betriebsunfall vorliege und das Leiden des Kl. die 
Folge eines ſolchen ſei. Das Verlangen des Kl., das 
Vorliegen eines Betriebsunfalles i. S. des BUG. ans 
zuerkennen, ließ ſich aber, wenn es überhaupt einen 
ernſtlichen Zweck haben ſollte, nicht anders verſtehen, 
als daß er entſchieden nn wollte, daß er auf Grund 
des behaupteten Vorfalles Anſprüche nach dem Buß. 
zu erheben berechtigt ſei.( Demgemäß muß aber in den 
Verfügungen der OP Dir. die Ablehnung eines jeden 
aus dieſem Geſetze abzuleitenden Anſpruches gefunden 
werden. Der Senat hat in RG. Bd. 86 S. 374 die 
Ablehnung eines Geſuches, das Vorliegen eines Be⸗ 
triebsunfalles anzuerkennen, durch die oberſte Reichs⸗ 
behörde für genügend erachtet, um den Rechtsweg für 
eine Feſtſtellungsklage aus dem Bud G. zu eröffnen. 
Umgekehrt wäre der Rechtsweg zu verſagen, wenn, 
wie das BG. hier annimmt, der Beamte es unterlaſſen 
würde, gegen eine gleichartige Entſcheidung der höheren 
Reichsbehörde in der geſetzlichen Friſt die Beſchwerde 
an die oberſte Reichsbehörde einzulegen. Die Ent⸗ 
ſcheidung, die die Beſchwerdefriſt eröffnete, war die 
Berfügung vom 21. April 1910. Tatſächlich hat aber, 
was das BG. überſieht, der Kl. durch feine Eingabe 
vom 28. April 1910 dagegen die nach RBG. 8 150 
Abſ. 2 erforderliche Beſchwerde erhoben. Der Senat 
hat in RG. Bd. 94 S. 52 für einen Fall des preuß. 
BUFG. vom 2. Juni 1902 ausgeſprochen, daß eine 
Beſchwerde gegen die Feſtſetzung einer Penſion durch 
die Eiſ B Dir. bei dieſer eingereicht werden könne und 
auch nicht notwendig als Beſchwerde an den Miniſter 
bezeichnet zu werden brauche, wenn nur die Eingabe 
ausdrücke, daß ſich der Beamte bei der Entſcheidung 
nicht beruhigen, ſondern eine andere Entſcheidung haben 
wolle. Dieſe Vorausſetzung trifft für die Eingabe vom 
28. April 1910 im Verhältniſſe zur Verfügung vom 
21. April 1910 zu. Der Kl. ließ in der Eingabe, in 
der er ſich gegen die Verfügung der OP Dir. wendete 
und nochmals um Anerkennung des Betriebsunfalles 
bat, keinen Zweifel darüber, daß er ſich bei der ab— 
lehnenden Entſcheidung nicht beruhigen wolle, und er⸗ 
klärte ausdrücklich, daß er ſich mit ihr nicht zufrieden 
geben könne. Es wäre Sache der OP Dir. geweſen, die 
rechtzeitig eingelaufene Beſchwerde, wenn ſie ihr nicht 
ſtattgeben wollte, dem Reichs PA. vorzulegen oder doch 
wenigſtens dem Kl. anheimzugeben, ſich unmittelbar 
an dieſe Stelle zu wenden. Daß ſie dies nicht tat, 
ſondern nach Erhebungen den Kl. nochmals abwies, 
konnte die Rechte des Kl. nicht beeinträchtigen. Sie 
wurden dadurch gewahrt, daß er rechtzeitig Beſchwerde 
einlegte. Demgemäß iſt der Rechtsweg zuläſſig. (Urt. 
d. III. ZS. vom 20. Mai 1919, III 426/18). 
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VI. 
„ unzuläffigkeit eines bedingten Endurteils, das nicht 
für alle Fälle eine Endentſcheidung enthält. Berück⸗ 
ſichtigung des Mangels in der Berufungsinſtanz unab⸗ 
hängig von den Parteianträgen (3D. SS 460, 525, 
536, 537). Die 1. Inſtanz hatte den Bekl. einen Eid 
auferlegt, für den Fall der Leiſtung die Klage, mit 
der der Erſatz eines Teilbetrages eines Schadens ver— 
langt wurde, abgewieſen und auf die Widerklage feſt— 
geſtellt, daß dem Kläger Schadenserſatzanſprüche über: 
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haupt nicht zuſtehen, für den Fall der Verweigerung 
des Eides den Anſpruch des Klägers dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt, die Entſcheidung auf die 
Widerklage aber vorbehalten. Der Kläger legte Be⸗ 
rufung mit dem Antrag ein, in Abänderung des Urteils 
den Klageanſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
zu erklären und die Sache zur Verhandlung über die 
Höhe an das Gericht 1. Inſtanz zurückzuverweiſen. 
Das BGG. hob das 1. Urteil, einſchließlich des Ver⸗ 
fahrens, ſoweit es den Vorbehalt hinſichtlich der Wider⸗ 
klage betrifft, auf und verwies die Sache in die 
1. Inſtanz zurück. Die Reviſion der Bekl. wurde zu⸗ 
rückgewieſen. 

Gründe: Die Bekl. beſchweren ſich ohne Grund. 
Sie behaupten, der Berufungsantrag des Kl. habe ſich 
auf die Klage beſchränkt, folglich ſei das 1. Urteil, ſo⸗ 
weit es über die Widerklage befinde, unangefochten 
und rechtskräftig. Das Berufungsurteil verletze den 
8 525 ZPO., weil es Anſtoß an der Behandlung der 
gar nicht in die 2. Inſtanz gediehenen Widerklage 
nehme und deshalb das 1. Urteil aufhebe. Die Bekl. 
ſeien durch dieſe Aufhebung und Zurückverweiſung 
ganz beſonders noch beſchwert, weil alsdann das LG. 
möglicherweiſe ſachlich anders entſcheide und dann 
dem Kl. die Möglichkeit offen ſtehe, das neue Urteil 
auch hinſichtlich der Entſcheidung über die Widerklage 
anzugreifen. Der BR. hat mit Recht das ganze 
1. Urteil und das betr. Urteilsverfahren nach 8 539 
ZPO. aufgehoben. Der Kl. hat einen Teil feiner an» 
geblichen Forderung eingeklagt. Die Bekl. haben 
widerklagend Feſtſtellung des Nichtbeſtehens der ganzen 
Forderung verlangt ($ 280 ZPO.). Klage und Wider⸗ 
klage hängen von der Wahrheit oder Unwahrheit einer 
und derſelben Tatſache ab, und darüber ſoll ein und 
derſelbe Eid entſcheiden. Wenn nun der Kl. in ſeinem 
Berufungsantrag die Widerklage nicht beſonders er⸗ 
wähnt hat, ſo hat er ebenſo wie der BR. angenommen, 
daß der Angriff auch gegen die Entſcheidung in der 
Widerklage gerichtet ſei, weil vom Beſtehen des Wider⸗ 
klageanſpruchs und von deſſen Nichtbeſtehen die Ent⸗ 
ſcheidung über den Klageanſpruch abhing (8 280 ZPO. 
und ohne eine Entſcheidung über die Widerklage au 
eine ſolche über die Klage nicht getroffen werden konnte. 
In beiden Inſtanzen war Gegenſtand der Verhandlung 
und des Streites, wem der Eid über die entſcheidende 
Tatſache anzuvertrauen ſei (8 537 ZPO.). Der BR. 
hat ſomit recht gehandelt, indem er auch die Wider⸗ 
klage als von der Berufung ergriffen anſah. Auch 
im übrigen iſt er richtig verfahren. Der 1. Richter 
hat über das Schickſal der Widerklage wohl für den 
Fall der Eidesleiſtung erkannt; im Falle der Eides⸗ 
weigerung dagegen wollte er die Entſcheidung vor⸗ 
behalten. Ein ſolches Verfahren verſtößt gegen 8 460 
ZPO. Denn es darf ein Eidesurteil nicht noch weitere 
Verhandlungen und Entſcheidungen über die unter 
Eid geſtellte Tatſache offen laſſen. Schon aus dieſem 
Grunde iſt die Devifion zurückzuweiſen. Wäre es richtig, 
daß der Berufungsantrag des Kl. ſo zu verſtehen wäre, 
wie die Reviſion ihn auffaßt, wäre alſo der BR. über 
den Antrag des Kl. hinausgegangen ($ 536 ZPO.), 
ſo könnte die Reviſion doch keinen Erfolg haben; denn 
§ 460 38PO. ſtellt für das Verfahren die unumſtößliche 
Vorſchrift auf, daß ein Eidesurteil nicht verfügen darf, 
es ſolle im Falle der Verweigerung des Eides über 
die den Rechtsſtreit mit Klage und Widerklage ent— 
ſcheidende Tatſache erneute Verhandlung ſtattfinden. 
Der BR. konnte eine Entſcheidung über die Klage 
allein auch des inneren Zuſammenhangs wegen nicht 
treffen. Sobald das Urteil in die Berufungsinſtanz 
gediehen war, hatte der BR. ganz unabhängig von 
den Parteianträgen das Verfahren auf den richtigen 
prozeſſualen Boden zu ſtellen. Deshalb war die Auf— 
hebung des ganzen Urteils notwendig. Der ſcheinbar 
engere Antrag des Kl. ſtand nicht entgegen, weil die 
Parteien inſoweit kein Verfügungsrecht beſitzen (vgl. 
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RG. Bd. 58 S. 255). Auch aus dieſem zweiten Grunde 
ergibt ſich die Zurückweiſung der Reviſion mit Koſten⸗ 
folge. (Urt. des III. ZS. vom 20. Mai 1919, III 577/1918.) 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


5 108 H6B. bezieht ſich auch auf den Fall der 
Fortſetzung der off. Handelsgeſellſchaft von Erben des 
einen Geſellſchafters mit den übrigen Geſellſchaftern. 
Unzuläſſigkeit einer Eintragung in das Handelsregiſter 
wegen Mangels einer weſentlichen Boransfeung? (3142 
HGB.) Unter der Firma „F. J. S., Maſchinenfabrik 
in L.“ wurde ſeit 1. Dezember 1890 von den Brüdern 
Johann und Nikolaus S. eine Maſchinenfabrik in 
off. HG. betrieben. Nach dem Geſellſchaftsvertrag iſt 
jeder der Brüder zur Zeichnung und Vertretung bes 
rechtigt und das Geſchäft ſoll für die beiderſeitigen 
Familien forterhalten bleiben, bis zwingende Gründe 
eine Trennung oder Veräußerung notwendig machen. 
„In Rückſicht darauf wird beſtimmt, daß im Todes⸗ 
fall des einen oder andern Geſellſchafters die Vertrags⸗ 
rechte und Pflichten auf die Erben übergehen und der 
Ueberlebende die Direktion übernimmt.“ Am 4. Februar 
1914 iſt der Geſellſchafter Nikolaus S. geſtorben und 
von feiner Witwe Anna zu ¼, von feinen Kindern 
Karoline, Karl und Anna beerbt worden. Der Mit⸗ 
erbe Karl S. iſt am 15. Juli 1918 geſtorben und von 
den übrigen Miterben beerbt worden. Dieſe haben 
beantragt, die Fortſetzung der Geſellſchaft im Handels⸗ 
regiſter einzutragen. Dieſem Antrage widerſetzte ſich 
der Pfleger des geiſtesſchwachen Geſellſchafters Johann 
S., das Amtsgericht vollzog aber den Eintrag. Das 
Le. hat die von dem Pfleger eingelegte Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen, die Sache aber an das 
Regiſtergericht zurückverwieſen, damit dieſes allenfalls 
nach § 142 Abſ. 2 JGG. vorgehen könne. Als das 
AG. dies ablehnte und die bis dahin noch nicht ver» 
öffentlichte Eintragung bekannt machte und den Bes 
teiligten mitteilte, erließ das LG., an welches die Sache 
infolge Beſchwerde des Pflegers zurückgelangte. die 
Benachrichtigung und Friſtſetzung nach § 142 Abſ. 2 
FGG. Der von der Erbin Anna S. Witwe erhobene 
Widerſpruch wurde vom LG. zurückgewieſen. Auf die 
ſofortige Beſchwerde der Anna S. hin wurde der an⸗ 
gefochtene Beſchluß aufgehoben und das Löſchungs⸗ 
verfahren eingeſtellt. 

Aus den Gründen: Das LG. erachtet als 
Löſchungsgrund die Tatſache, daß der Antrag auf 
Eintragung der Fortſetzung der Geſellſchaft nicht von 
allen Geſellſchaftern gemäß SS 107, 108 HGB. zum 
Handelsregiſter angemeldet wurde, nämlich nicht von 
oder für Johann S. Es muß auch dem L. darin bei⸗ 
gepflichtet werden, daß 8 107 HGB. ſich auch auf den 
Fall bezieht, daß die Geſellſchaft von Erben des einen 
Geſellſchafters mit den übrigen fortgeſetzt werden ſoll. 
Auch in dieſem Falle tritt ein neuer Geſellſchafter in 
die Geſellſchaft ein, $ 107 enthält inſoweit nur die 
Anwendung des allgemeinen Grundſatzes, daß Aen⸗ 
derungen der Firmeninhaber anzumelden find (8 31 
HGB.), für die offene Handelsgeſellſchaft. Die Stelle 
bei Staub, Anm. 26 zu 8 139 HGB., auf welche ſich 
das AG. beruft, ſpricht nur von der Schwebezeit, ehe 
der Erbe ſich entſchieden hat und ſagt, daß die Beerbung 
allein keinen Grund zu einer Veränderung des Regiſters 
bildet. Auch Lehmann-Ring und Düringer-Hachenburg 
ſprechen ſich zu $ 107 HGB. dahin aus, daß die Fort⸗ 
ſetzung der Geſellſchaft einen Fall des S 107 bildet. 
Wenn daher auch § 108 HGB. in dieſem Fall anzu⸗ 
wenden iſt, ſo iſt doch nunmehr die Eintragung erfolgt 
und es fragt ſich nur, ob dieſe wegen Mangels einer 
weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war. Dieſe Frage 
muß aber verneint werden. Die weſentlichen Voraus⸗ 
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ſetzungen find hier die Beſtimmungen des Geſellſchafts⸗ 
vertrags und die erbrechtlichen Verhältniſſe. Beide 
ſind unbeſtritten. Insbeſondere nach dem Geſellſchafts⸗ 
vertrag gehen die Vertragsrechte und Vertragspflichten 
im Falle des Todes eines Geſellſchafters auf deſſen 
Erben über. An Stelle des Nikolaus S. find die 
Perſonen getreten, die unbeſtritten deſſen Erben ſind, 
die Witwe und ihre beiden Töchter. Es beſteht auch 
ein dringendes Intereſſe, nachdem Nikolaus S. ſchon 
am 4. Februar 1914 geſtorben iſt und ſein Neffe 
Karl S. am 15. Juli 1918 ihm gefolgt iſt, Johann S. 
aber geiſtesſchwach iſt, die Entſcheidung nicht hinaus⸗ 
zuziehen und inſoweit iſt auch das Vorgehen des AG. 
verſtändlich. Fortſetzung der Geſellſchaft mit Erbes⸗ 
erben kommt nicht in Frage. Wenn der Stamm 
Johann S. in der Hauptſache geltend macht, durch die 
Einräumung der „Direktion“ an Johann S., der ſie 
freilich tatſächlich gar nicht führen kann, ſeien die 
Erben des Nikolaus S. von der Vertretung ausgeſchloſſen 
und wenn das AG. dies beſtreitet, fo wird dieſe Frage 
durch den Widerſpruch gegen den landgerichtlichen 
Beſchluß nicht berührt. Auch vor der Entſcheidung 
dieſer Frage muß zunächſt feſtſtehen, welche Geſell⸗ 
ſchafter die Geſellſchaft bilden und gemäß 8 125 Abſ. 4 
HB. müßten alle Geſellſchafter den Ausſchluß einzelner 
Geſellſchafter von der Vertretung zum Handelsregiſter 
anmelden. So fehlt alſo nur der formelle Antrag 
des Johann S. Ein folder Formmangel der Eins 
tragung iſt aber nicht der Mangel einer weſentlichen 
Vorausſetzung (NINA. 12, 60 und 9, 31, Obs G. 8, 200). 
Deshalb, weil ein Geſellſchafter den Antrag nicht ge⸗ 
ſtellt hat, iſt das Regiſter nicht inhaltlich unrichtig. 
(Beſchl. des Fer.⸗Z.⸗S. vom 14. Auguſt 1919, Reg. III 
Nr. 42/1919). M. 
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B. Strafſachen. 


I. 

Welche Feſlſtellungen find für die Annahme eines 
Vergehens gegen die Schleichh8O. vom 7. März 1918 
nstwendig? Gründe: Die Straſkammer W. verwarf 
die Berufung der Angekl. gegen das Urteil des Sch., 
durch das gegen ſie „wegen eines Vergehens des 
Schleichhandels in Tateinheit mit einem Vergehen gegen 
die Lebensmittelvorſchriften“ auf eine Gefängnis u. 
Geldjtrafe uſw. erkannt worden iſt. Nach den Feſtſtel⸗ 
lungen des BR. im Zuſammenhalte mit denen des 
Sch. „wollte ſich die Angekl. durch den Verkauf von 
4 Gänſen u. 31 Pfd. Schweineſchmalz eine gute Ein⸗ 
nahme verſchaffen u. auf dieſe Weiſe ihren Lebens⸗ 
unterhalt beſtreiten, m. a. W.: fie hat dieſe Lebens⸗ 
mittel, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind oder die ſonſt 
einer Verkehrsregelung unterliegen, gewerbsmäßig zur 
Weiterveräußerung erworben“. Das Urt. verweiſt auf 
die Bek. über den Verkehr mit Gänſen v. 19. Juni u. 
15. (richtig 3.) Auguſt 1918, über Fleiſch⸗ u. Fettver⸗ 
brauch v. 25. Mai 1917, über Fleiſchverbrauch v. 14. Nov. 
1917, 21. April u. 20. Nov. 1918, über Speiſeſette v. 
20. Juli 1916 mit AusſB. v. 11. Aug. 1916, über den 
Verkauf von Fleiſch⸗ und Fettwaren durch die Gemein⸗ 
den v. 24. Juni 1915, über Beſtimmung von Höchſt⸗ 
preiſen durch die Gemeinden für Schweinefett v. 14. Fe⸗ 
bruar 1916, dann auf die Bek. v. 4. März u. 27. Juni 
1916 über Einfuhr von Schweineſchmalz aus dem Aus- 
lande, „alles Beſtimmungen, durch welchen den Ge— 
meinden das Recht und die Pflicht auferlegt wurde, 
den Verkehr und Verbrauch von Speiſefett in ihren 
Bezirken zu regeln, was ja auch überall geſchehen iſt, 
fo auch in W. (jo z. B. $ 18 der Bek. v. 20. Juli 
1916 u. dazu noch die zahlreichen Erlaſſe über Ein⸗ 
ſchränkungen des Fettverbrauchs)“. Das Urteil fährt 
fort: „daß die Angekl. dabei unter vorſätzlicher Ver⸗ 
letzung der Vorſchriften, die ihr wie ja jetzt bezüglich 
Butter und Schmalz faſt jedem Kinde bekannten Vor⸗ 
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ſchriften übertreten hat (8 1 SchleichhB O. v. 7. März 
1918) Dr! angeſichts ihrer Verteidigung u. ihrer 
Vorſtrafen keiner weiteren Begründung, ſie gibt ſelbſt 
zu, daß ſie gegen die Vorſchriften verſtoßen habe“. 

Die Reviſion iſt begründet. Der Tatbeſtand des 
8 1 Abſ. 1 der SchleichhBO. verlangt u. a. die Feſt⸗ 
ſtellung, daß bei dem Erwerb von Lebens⸗ oder Fut⸗ 
termitteln, für die Höchſtpreiſe feſtgeſetzt ſind oder die 
pet einer Verkehrsregelung unterliegen, die Vorſchrif⸗ 
en vorſätzlich verletzt worden ſind. Daraus ergibt ſich 
von ſelbſt die Notwendigkeit feſtzuſtellen, welch einzelne 
Vorſchriften der Angekl. verletzt, ob er dieſe Vorſchrif⸗ 
ten gekannt und ſich trotzdem vorſätzlich über ſie hin⸗ 
weggeſetzt hat. An dieſen Feſtſtellungen gebricht es. 
Das Urt. des SHE. erblickt eine Verfehlung gegen 
die Vorſchr. v. 19. Juni u. 3. Auguſt 1918 u. 25. Mai 
1917 darin, daß die Angekl. unbefugt 4 Gänſe u. 31 Pfd. 
Schweinefett in die Stadt W. eingebracht habe. Dar⸗ 
nach müßte angenommen werden, daß die Einfuhr 
ſolcher Lebensmittel nach W. verboten 115 ein ſolches 
Verbot iſt in den Vorſchriften nicht enthalten; ob es 
beſteht, iſt dem Urt. nicht zu entnehmen. Das Urt. 
zählt nur eine Reihe von Vorſchriften über den Ver⸗ 
kehr mit Gänſen und Schweinefett auf, unterläßt aber 

-feftäuftellen, gegen welche Vorſchrift und inwieferne 
ſich die Angekl. vorſätzlich verfehlt hat. Hinſichtlich des 
Verkehrs mit Gänſen find grundlegend die BO. des 
Kr A. über den Handel mit Gänſen v. 2. Mai 1918 
(RG Bl. S. 373) u. die Bek. der bayer. Fleiſch St. 
v. 19. Juni 1918 u. 3. Auguſt 1918 (Staatsanz. Nr. 143 
u. 181). Gegen welche der darin enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften ſich die Angekl. verfehlt hat, iſt nicht feſtge⸗ 
ſtellt. Das gleiche iſt der Fall hinſichtlich des Schweine⸗ 
fetts. Die aufgeführten Bek. enthalten zwar mehr oder 
minder Vorſchriften über den Verkehr mit Speiſe⸗ ins⸗ 
beſondere auch mit Schweinefett; allein manche Bek., 
ſoweit ſie überhaupt noch Geltung hat, hat mit der 
Strafſache nichts zu tun, ſo z. B. die Einfuhr von 
Speiſefett aus dem Ausland; die VO. v. 14. Februar 
1916 ift durch die vom 5. April 1917 (RGBl. S. 319) 
erſetzt. Abgeſehen von der hier nicht einſchlägigen Vor⸗ 
ſchrift, daß gewiſſe Schweineſchlächter eine beſtimmte 
Menge Schweinefett abzuliefern haben, enthalten die 
angeführten Bekanntmachungen keine beſonderen Vor— 
ſchriften über Schweineſchmalz; nur § 18 der VO. über 
Speiſefette v. 20. Juli 1916 (RGBl. S. 755); 8 7 der 
Bek. des Reichsk. v. 5. April 1917; Ziffer 5 der Bek. 
der FleiſchV St. v. 28. April 1917 (Staatsanz. Nr. 99) 
verpflichten die Kommunalverbände, für Schweinefett 
Höchſtpreiſe feſtzuſetzen, die der Genehmigung der bayer. 
FleiſchbSt. bedürfen. Das BG. ſagt zwar, daß „der 
Verkehr und Verbrauch von Speiſefett allüberall in 
den Gemeinden geregelt iſt“; allein dieſe allgemeine 
Feſtſtellung iſt ungenügend. Es muß feſtgeſtellt wer⸗ 
den, wie und ob in rechtsgültiger Weiſe der Verkehr 
mit Schweinefett an dem Orte geregelt iſt, in dem das 
Schweineſchmalz erworben iſt, und inwieferne ſich die 
Angekl. dagegen verfehlt hat. Wenn nach der Annahme 
des BG. überall der Verkehr mit Schweineſett geregelt iſt, 
ſo kann dieſe Feſtſtellung nicht ſchwer fallen, zumal 
da die Angekl. die Regelungsvorſchriften gekannt hat 
und wohl eine genügende Antwort auf die Frage ab— 
geben wird, inwieferne fie ſich in dieſer Richtung ver- 
fehlt hat. 

Auch für die Annahme der Gewerbsmäßigkeit reichen 
die Feſiſtellungen nicht aus. In dem Tun der Angeklagten 
allein einen gewerbsmäßigen Exwerb zu erblicken, ſcheint 
dem BG. ſelbſt nicht angängig, da es zur Annahme der 
Gewerbsmäßigkeit auf Zeugenausſagen und die Vor— 
ſtrafen der Angekl. verweiſt. Allein der bloße Hinweis 
auf dieſe Beweismittel ohne Angabe des näheren Inhalts 
ermöglicht nicht nachzuprüfen, ob die Vorausſetzungen 
e Erwerbs gegeben ſind. (Urt. vom 

A d. 


Juli 1919, RevReg. 73/19). 
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II 


Iſt im en Verfahren die Beſchwerde 
möglich? Zuständigkeit zu deren Verbeſcheidung. Grenzen 
der Zuſtändigkeit zwiſchen Standgericht, Volksgericht 
und ordentlichen Gerichten. Gründe: Nach 8 34 der 
auf Grund des Art. 12 K 3G. v. Nov. 1912 erlaſſenen 
Vollzugsvorſchr. v. 13. März 1913 (GVBl. S. 97) hat 
der Vorſitzende des ſtandrechtl. Gerichts auf den Antrag 
des Staatsanwalts (8 32 Abſ. 2) Termin zur Ver⸗ 
handlung anzuberaumen. Die Zuſtändigkeit hat nicht 
er, ſondern nur das Stundgericht zu prüfen. Zur 
Ablehnung wegen der mangelnden Zuſtändigkeit des 
Standgerichts war er nicht befugt. Aber auch die 
Rechtsanſicht, mit der die Ablehnung begründet wird, 
iſt irrig: An ſich fällt das Verbrechen des Landfriedens⸗ 
bruchs (S 125 Abſ. 2 StGB.) unter die Zuſtändigkeit 
des Standgerichts (Art. 6 Nr. 3 KG.). Hinſichtlich 
der Zeit der Begehung iſt nur vorausgeſetzt, daß die 
Tat nach der Verkündung der Verhängung des Kriegs⸗ 
zuſtands (31. Juli 1914 GVBl. S. 327) begangen 
worden iſt (Schlußſ. des Art. 6 KG.). Dieſe aus⸗ 
drückliche Beſtimmung muß der in Art. 7 Abſ. 1 ent⸗ 
haltenen Bezugnahme auf Art. 442 Nr. 2 des StGB. 
von 1813 gegenüber als maßgebend erachtet werden. 


Unerheblich iſt, daß wegen der Straftat bereits ein 


bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem 
Schwurgericht gediehenes Verfahren anhängig war. 

Für das Verfahren vor dem Standgericht als 
einem Ausnahmegericht find nicht die für das ordent⸗ 
liche Verfahren geltenden Vorſchriften 3 Art. 7 
K30. nebſt den dort angeführten Beſtimmungen des 
StB. von 1813 ſowie die Vollzugs vorſchr. v. 13. März 
1913 maßgebend, in welchen allerdings zu einigen 
Punkten die entſpr. Geltung von Vorſchriften der StPO. 
ausgeſprochen iſt. Ein Rechtsmittel der Beſchwerde iſt 
in keiner dieſer Beſtimmungen erwähnt. Gleichwohl 
trägt der Senat kein Bedenken, beim Mangel aus⸗ 
drücklicher Beſtimmungen hier die Vorſchriften der 
StPO. in 88 346 ff. ſinngemäß anzuwenden. Wollte 
man hier jeden Rechtsbehelf verſagen, ſo würde es an 
jeder Möglichkeit fehlen, das Strafverfahren zu Ende 
zu führen, ein Zuſtand, der nicht gewollt ſein kann, 
für den ſich aber unter Heranziehung der erwähnten 
ſtrafprozeſſualen Beſtimmungen eine Löſung ergibt, 
die der Abſicht des Geſetzes entſpricht. Dies darf auch 
daraus entnommen werden, daß ſowohl in der Begr. 
des Art. 12 K3G. wie auch in den Ausſchuß⸗ und 
Kammerverh. (Sten B. VI S. 520) geſagt wurde, das 
ſtandrechtliche Verfahren ſolle tunlichſt dem Vorbilde 
des Verfahrens vor den ordentlichen Strafgerichten 
angepaßt werden. Da die Standgerichte regelmäßig 
an den Sitzen der LG. gebildet werden und ihre ſach— 
liche Zuſtändigkeit auch im weſentlichen der der Strafk. 
und des Schw. entſpricht, iſt der Strafſ. des Ob. 
die zuſtändige Beſchwerdeinſtanz ($ 123 Nr. 5 GVG. 
mit $ 9 EG. GG.). 

Durch VO. v. 19. Nov. 1918 mit Bek. v. 7. Dez. 1918 
(JM Bl. S. 229 und 255) iſt die Errichtung von Volks⸗ 
gerichten angeordnet worden; dieſe VO. hat durch die 
weitere v. 24. Jan. 1919 (GVBl. S. 23) eine neue 
Faſſung erhalten, wodurch die Zuſtändigkeit u. a. auf 
das Verbrechen und das Vergehen des Landfriedens— 
bruchs nach S 125 StGB. ausgedehnt wurde. Mit 
Bek. v. 19. Febr. 1919 (JM Bl. S. 91) wurde die Ers 
richtung von Volksgerichten für das ganze rechtsrh. 
Bayern angeordnet und beſtimmt, daß dieſe Gerichte 
ſogleich in Tätigkeit zu treten haben. Die Akten laſſen 
nicht erſehen, ob Staatsanwalt und Vorſitzender die 
Frage der Zuſtändigkeit und gegebenenfalls die weitere 
erwogen haben, ob und welche Bedeutung dem Um— 
ſtande beizumeſſen wäre, daß die Tat vor Erlaſſung 
der 2. VO. (24. Jan. 1919) verübt und ferner, daß 
die Strafſache bereits und zwar vor dem 24. Jan. 1919 
beim ordentlichen Gericht anhängig geworden iſt. 
(Beſchl. v. 3. Juni 1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. 195/1919). 
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III. 


„Iſt das Geſetz über Entſchädigung für unſchuldig 
erlittene Unterſuchungshaft im ſtand gerichtlichen Ber⸗ 


fahren anwendbar? Iſt Beſchwerde in dieſem Verfahren 


zuläflig? Gründe: Der des Hochverrats nach 8 86 
StGB. Angeſchuldigte C. war auf Grund Haftbe⸗ 
fehls des StA. in Unterſuchungshaft genommen und 
durch Urteil des Stand. R. unter Aufhebung des 
Haftbefehls freigeſprochen worden. Er bat das Juſtiz⸗ 
miniſterium um Entſchädigung für den Verdienſtent⸗ 
gang während der Unterſuchungshaft. Der StA., an 
den die Sache abgegeben wurde, beantragte beim Vor⸗ 
ſitzenden des StandG. „die Nachholung des unterlaſ⸗ 
ſenen Beſchluſſes“. Das Stand. lehnte dieſen Antrag 
ab, da das RG. v. 14. Juli 1904 betr. die Entſch. für 
unſchuldig erl. UH. im ſtandr. Verfahren nicht an⸗ 
wendbar ſei. Der StA. legte Beſchwerde ein. Das 
Verfahren vor dem Stand G., einem auf Grund des 
bayer. Kr 3G. v. 5. Nov. 1912 eingeſetzten Ausnahme⸗ 
gericht i. S. des 8 16 GG., tft erſchöpfend geregelt 
durch Art. 7 Kr. und die dort angef. Vorſchriften 


des bayer. StB. v. 1813, ſowie die auf Grund des 


Art. 12 Kr. ergangenen VollzVorſchr. v. 13. März 
1913 588 9—63, worin zu einigen Punkten die ent⸗ 
ſprechende Geltung der StBO. ausgeſprochen iſt. Im 
übrigen iſt mit Einſetzung der Standgerichte für den 
Bereich ihrer Zuſtändigkeit die ordentliche Strafgerichts⸗ 
barkeit außer Wirkſamkeit getreten u. für eine Anwen⸗ 
dung der StPO. kein Raum. Rechtsmittel finden im 
ſtandr. Verfahren nicht ſtatt; hinſichtlich der Rechts⸗ 
mittel gegen die Urteile iſt dies in Art. 7 Ziff. 4 
Kr.3G. mit 8 58 der VollzVorſchr. ausdrücklich geſagt, 
die Beſchwerde wird nicht erwähnt. Eine Inſtanz, die 
gegen ſtandger. Entſcheidungen angerufen werden könnte, 
iſt nicht vorhanden; die Entſcheidungen, Urteile und 
eſchlüſſe ſind mit ihrer Erlaſſung unanfechtbar. Die 
Beſchwerde des StA. iſt daher unſtatthaft. 
Der Senat hat ſich allerdings in einem Beſchl. 
v. 3. Juni 1919) aus Anlaß einer Beſchwerde des StA. 
gegen die Verfügung des Vorſitzenden eines Staad. für 
die ſinngemäße Anwendung der SS 346 ff. StPO. aus⸗ 
geſprochen. In jenem Fall — einer im ordentlichen 
Verfah en anhängig geweſenen und bis zur Eröffnung 
des Hauptverfahrens vor dem Schwur. gediehenen 
Strafſache — hatte der Vorſitzende des Stand. den 
Antrag des StA. auf Anberaumung eines Termins 
zur Hauptverhandlung vor dem Stand. zurückge⸗ 
wieſen, indem er ſich irrig zu der dem erkennenden 
Stand. vorbehaltenen Würdigung der Zuſtändigkeit 
für berufen hielt. Damit war ein Zuſtand geſchaffen, 
der beim Mangel einer Inſtanz zur Löſung des Wi⸗ 
derſtreits die Durchführung eines Strafverfahrens un⸗ 
möglich machte, ſofern beide Teile auf ihrem Stand⸗ 
punkte verharrten. Um hier einen Weg zur Fortfüh⸗ 
rung des Verfahrens zu eröffnen, in einem Zeitpunkt, 
wo das Stand. mit der bis dahin beim ordentlichen 
Gericht anhängig geweſenen Sache noch gar nicht be⸗ 
faßt war, vielmehr damit erſt befaßt werden ſollte, 
erachtete es der Senat für ſtatthaft, jene Verfügung 
des Vorſitzenden aufzuheben und die Sache unter Hin⸗ 
weis auf § 34 Abſ. 1 VV. zurückzuverweiſen, enthielt 
ſich alſo jedes ſachlichen Eingriffs in den weiteren 
Fortgang. Der Fall lag mithin anders als der gegen⸗ 
wärtige, in dem eine ſachliche Entſcheidung innerhalb 
des ſtandr. Verfahrens angefochten wird. Die Ent⸗ 
ſcheidung ſetzt ſich daher mit der früheren nicht in 
Widerſpruch und es beſteht kein Anlaß, zu der jener 
Entſcheidung zugrunde liegenden Anſicht Stellung zu 
nehmen. (Beſchl. v. 17. Juli 1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. 
234/1919). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Anfechtung des Anerkenntniſſes der unehelichen 
Baterſchaft wegen argliſtiger Tänſchung und offenbarer 
n ‚Berl a Vollſtreckbarkeit der Urteile 
des ORG. Streitwert bei Rechtsſtreiten über uneheliche 
Baterſchaft und Unterhaltsauſprüche unehelicher Kinder. 
(BGB. 8 1718; ZBO. 88 708 Nr. 7, 704 Abſ. 2; GKG. 
88 9a Abſ. 2 Nr. 1, 10 Abſ. 1).!) Die Köchin E. gebar 
am 2. November 1916 unehelich den Beklagten. Der 
Kläger, der mit der Kindsmutter vom 19. März 1916 
ab geſchlechtlich verkehrt hatte, erkannte im Felde zu 
Protokoll des Gerichts ſeiner Diviſion die Vaterſchaft 
an. Nach ſeiner Rückkehr aus dem Felde im Januar 
1917 erfuhr er, daß die Kindsmutter mit einem gewiſſen 
H. Mitte Januar 1916 geſchlechtlich verkehrt hatte, daß 
fie bei ihrer Entbindung in der Univerſitätsfrauen⸗ 
klinik Ende Januar 1916 als die Entſtehungszeit des 
Kindes angab und daß dieſes völlig ausgereift zur 
Welt kam. Der Kläger focht das Anerkenntnis wegen 
argliſtiger Täuſchung an und behauptete: Etwa 4 bis 
5 Wochen nach dem Geſchlechtsverkehr vom 19. März 
1916 habe ihm die Kindsmutter mitgeteilt, ſie ſei von 
ihm in der Hoffnung; dabei habe ſie ihm unter Tränen 
erklärt, wie ihr gleich beim erſten Geſchlechtsverkehr 
ſo etwas geſchehen müſſe; durch ihre Beteuerungen, 
er ſei der erſte und einzige Mann, mit dem ſie verkehrt 
habe, ſei er in den Glauben verſetzt worden, wirklich 
der Vater zu ſein. Nachdem er im Mai 1916 ins Feld 
gerückt, habe ihm die Kindsmutter öfters geſchrieben 
und dabei die Verſicherung wiederholt. Nach der Ge⸗ 
burt des Kindes habe ſie ihm berichtet, das Kind ſei 
etwas früher, als erwartet, zur Welt gekommen, weil 
ſie ſich beim Heben einer Nähmaſchine überanſtrengt 
11 8 Im Glauben an die Richtigkeit jener Angaben 

abe er die Vaterſchaft anerkannt. Den Beweis dieſer 
Behauptungen erbrachte der Kläger nicht. Hingegen 
wurde durch den Aſſiſtenzarzt Dr. S., der in der Frauen⸗ 
klinik die Geburt des Kindes geleitet hatte, feſtgeſtellt, 
daß das Kind offenbar unmöglich aus dem Geſchlechts⸗ 
verkehr mit dem Kläger (vom 19. März 1916 ab) 
ſtammen könne; auch hierauf hatte der Kläger ſeine 
Klage geſtützt. Das LG. wies ohne Beweiserhebung 
die Klage ab. Das OLG. hob nach Beweiserhebung 
das Urteil auf und gab der Klage ſtatt. 

Aus den Gründen: 1. Die herrſchende Lehre 
nimmt mit Recht an, daß die Anerkennung der un⸗ 
ehelichen Vaterſchaft gemäß § 123 BGB. anfechtbar iſt, 
auch wenn die argliſtige Täuſchung von der Kindsmutter 
ausgegangen iſt. Eine argliſtige Täuſchung kann 
regelmäßig nicht darin allein erblickt werden, daß die 
Mutter auf Vorhalt anderen Geſchlechtsverkehr leugnet 
(RG. 58, 348 ff.); zu weit aber geht das RG. Warn. 
Erg Bd. 1914 Nr. 207, das ſogar in der Ableugnung 
dieſer Tatſache unter Erbieten zum richterlichen Eid 
eine argliſtige Täuſchung nicht erblicken, eine ſolche 
vielmehr nur anerkennen will, wenn die Kindsmutter 
zugleich eigene ſelbſtändige Gegenbehauptungen aufſtellt 
und etwa durch falſche Beweismittel glaubhaft zu 
machen ſucht (ſ. dagegen das überzeugend begründete 
Urteil des OLG. Bamberg vom 26. Februar 1915, 
Bay ZR. 1915, 202 ff., ſowie Urteil des OLG. München 
vom 6. Juni 1917, JW. 1917, 744 f.). Hätte der Kläger 
darzutun vermocht, daß die Kindsmutter ſich ihm gegen⸗ 
über ſo verhalten hat, wie er in der Klage dargeſtellt 
hat, ſo könnte eine argliſtige Täuſchung nicht beſtritten 
werden. 

2. Gemäß 8 1717 bleibt eine Beiwohnung außer 
Betracht, wenn es den Umſtänden nach offenbar un⸗ 
möglich iſt, daß die Mutter das Kind aus der Bei— 
wohnung empfangen habe. Die Anſchauung des LG., 
dieſe Einrede ſtehe nur dem Kinde als Replik gegen- 
über der Einrede der mehreren Beihälter zu, iſt un⸗ 


1) 6. IW. 1917, 74. 


zutreffend; fie widerſpricht dem Wortlaut des Geſetzes 
und wird, ſoweit erſichtlich, weder im Schrifttum no 
in der Rechtſprechung vertreten (Staudinger, Bem. 
zu $ 1717). Daß die Einrede der Unmöglichkeit der 
Erzeugung dem als Vater beanſpruchten Manne auch 
zuſteht, wenn er durch Anerkennung der Vaterſchaft 
die Einrede der mehreren Beihälter verloren hat, ſteht 
außer Zweifel und iſt allgemein anerkannt (Staudinger, 
Bem. 1b Abſ. 2 zu $ 1718). Der Nachweis der offen⸗ 
baren Unmöglichkeit iſt insbeſondere erbracht, wenn 
feſtſteht, daß die Mutter des Kindes z. Z. des Geſchlechts⸗ 
verkehrs mit dem als Vater beanſpruchtem Manne 
ſchon ſchwanger war, was insbeſondere aus dem Reife⸗ 
grad des Kindes geſchloſſen werden kann (Staudinger, 
Bem. 3a zu 8 1717). Das Erfordernis der „offenbaren“ 
Unmöglichkeit ſchließt nicht die Zuläſſigkeit gewiſſer 
Beweismittel aus, ſondern verpflichtet den Richter nur 
in Hinblick u) die Unſicherheit einzelner dieſer Bes 
weismittel zu beſonderer Vorſicht (Staudinger a. a. O., 
Bem. 5 Abſ. 3, Bem. 5b d zu 8 1591). Durch Dr. S. iſt 
dargetan, daß das Kind bei feiner Geburt 50 cm lang 
und 3300 g ſchwer, völlig ausgetragen und reif, feines» 
falls frühreif war. Hienach hält es der Sachverſtändige 
für ausgeſchloſſen, daß es einer Beiwohnung entſtammen 
kann, die erſt am 19. März 1916 oder ſpäter ſtattge⸗ 
funden hätte. Hiernach muß der Geſchlechtsverkehr 
am 19. März 1916 und ſpäter außer Betracht bleiben. 
Der Kläger kann nicht als Vater des Kindes angeſehen 
werden und iſt zur Erfüllung der Verbindlichkeiten 
aus 8 1708 nicht verpflichtet. 

3. Gemäß § 708 Nr. 7 ZPO. war das Urteil für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Die Vorſchrift des 
8 704 Abſ. 2 ZPO., wonach Urteile in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten nicht für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden 
dürfen, welche die Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtand haben, 
gilt nicht für einen Rechtsſtreit, der die Feſtſtellung 
des Beſtehens oder Nichtbeſtehens der unehelichen 
Vaterſchaft zum Gegenſtand hat. 

4. Gemäß § 16 GKG. war der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes von Amts wegen feſtzuſetzen. Das Intereſſe 
des Klägers daran, von der Unterhaltspflicht gegen⸗ 
über dem beklagten Kinde befreit zu werden, beträgt 
gemäß 8 9a Abſ. 2 GKG. 5 , 180 = 900 M. Das 
Intereſſe des Klägers daran, nicht als Vater des be⸗ 
klagten Kindes zu gelten, hat der Senat, da ein nicht⸗ 
vermögensrechtlicher Anſpruch in Frage ſteht, gemäß 
8 10 Abſ. 1 GKG. mit 1000 M angeſetzt. Nachdem 
hier, wenn auch in negativer Faſſung, mit einem nicht 
vermögensrechtlichen Anſpruch ein aus ihm hergelei⸗ 
teter vermögensrechtlicher verbunden iſt, iſt nach 8 10 
Abſ. 2 GKG. nur ein Anſpruch, und zwar der höhere 
maßgebend (Staudinger, Bem. 10 zu 8 1708). Der 
Wert des Streitgegenſtandes war demgemäß auf 1000 M 
feſtzuſetzen. 

4690 Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Bacharach in München. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die bedingte Begnadigung. Eine Bek. vom 11. Juli 
1919 (JIM Bl. S. 239), in Kraft ſeit dem 1. Auguſt 1919, 
hat die Entſcheidungen über die bedingte Begnadigung 
Verurteilter nahezu im ganzen Umfange den Gerichten 
überwieſen. Damit iſt einem alten Wunſche Rechnung 
getragen worden, der ſowohl in Richterkreiſen als auch 
von Kriminaliſten vertreten wurde, und es iſt im Ver⸗ 
waltungswege im großen und ganzen der nämliche 
Zuſtand hergeſtellt worden, wie wenn durch Geſetz die 
bedingte Verurteilung eingeführt worden wäre. Auch 
iſt das Staatsminiſterium der Juſtiz dadurch bedeutend 
entlaſtet. Andererſeits wird freilich durch die Neu⸗ 
regelung die bisherige Einheitlichkeit des Verſahrens 
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aufgehoben. Die Entſcheidungen wurden bisher von 
einer Stelle nach feſten Grundſätzen getroffen, jetzt 
hat eine faſt unüberſehbare Anzahl von Behörden zu 
befinden und es bleibt abzuwarten, ob ſich nicht alsbald 
ſtarke Verſchiedenheiten bemerklich machen, die zu An⸗ 
griffen auf die Gerichte führen. Auch wird die erzielte 
Geſchäftsvereinfachung zum Teil dadurch wieder auf⸗ 
gehoben, daß gegen alle Entſcheidungen Beſchwerde 
zugelaſſen iſt, und daß die gerichtlichen Beſchlüſſe 
natürlich nicht in der ganz einfachen Form erlaſſen 
werden können, wie nach der Bek. vom 14. Dezember 
1908 die Entſcheidung des Juſtitzminiſteriums. Uebrigens 
hat ſich dieſes vorbehalten, ausnahmsweiſe noch ſelbſt 
Bewährungsfriſten zu bewilligen (Nr. 16 Abſ. 2, Nr. 18 
Abſ. 3 der Bek.). 


Die Gerichte haben künftig bei jeder Verurteilung 
zu prüfen, ob Anlaß zur Bewilligung einer Bewäh⸗ 
rungsfriſt beſteht, ein förmlicher Beſchluß iſt jedoch 
nur erforderlich, wenn der Verurteilte jugendlich iſt 
oder wenn ein Antrag des Staatsanwalts, des Ver⸗ 
urteilten, des Verteidigers oder eines Angehörigen 
vorliegt (Nr. 2 der Bek.). Die Beſchlüſſe ſind zugleich 
mit dem Urteil zu verkünden oder bei Erlaſſung eines 
Strafbefehls mit dieſem zuzuſtellen. Der Verurteilte 
iſt mündlich oder ſchriftlich über die Bedeutung der 
Bewilligung einer Bewährungsfriſt zu belehren, aber 
doch wohl nur dann, wenn ihm auch wirklich die 
bed. Begnadigung bewilligt worden iſt (Nr. 4 der Bek.); 
aus dem Wortlaute der Bek. müßte freilich gefolgert 
werden, daß die Belehrung auch bei der Verſagung 
nötig wäre, wo ſie aber keinen Sinn hätte. 


Das Gericht kann ſich die Entſcheidung für ſpäter 
vorbehalten, aber auch ohne ſolchen Vorbehalt nach- 
träglich von Amts wegen oder auf Antrag Bewährungs⸗ 
friſt bewilligen (Nr. 5 Abſ. 1 der Bek.). Der Wortlaut 
dieſer Vorſchrift läßt es zweifelhaft, ob die Bewilligung 
auch noch möglich iſt, wenn ſchon die Vollſtreckung 
begonnen hat, doch muß das nach den Vorſchriften 
in Nr. 6 und 7 der Bek. angenommen werden. Denn 
ſie beſtimmen, daß auch bei der Behandlung von 
Gnadengeſuchen (alſo z. B. von Geſuchen um Erlaß 
des Strafreſtes) und von Anträgen auf vorläufige 
Entlaſſung die Entſcheidung des Gerichts über die 
Bewilligung einer Bewährungsfriſt eingeholt werden 
kann und daß das Gericht von vornherein beſchließen 
kann, der Verurteilte ſolle erſt nach Verbüßung eines 
beſtimmten Teiles der Strafe im Falle guter Führung 
während der Strafvollſtreckung eine Bewährungsfriſt 
erhalten. Es muß alſo auch zuläſſig ſein, daß das 
Gericht nach Beginn der Vollſtreckung um bed. Be⸗ 
gnadigung angegangen wird oder daß es die Frage 
nach Ablauf eines Teiles der Strafzeit von Amts wegen 
wieder aufgreift, auch wenn es zunächſt keinen Beſchluß 
im Sinne der Nr. 7 der Bek. gefaßt hat. 


Bemerkenswert iſt, daß das Gericht den Erlaß 
= a auch an Bedingungen knüpfen kann (Nr. 9 
er Bek.). 


Die Beſchwerde, die Nr. 15 der Bek. einführt, iſt 
keine Beſchwerde im Sinne der StPO. An eine Friſt 
oder an eine beſtimmte Form iſt fie nicht gebunden. 
Es handelt ſich vielmehr um eine Beſchwerde in einer 
Angelegenheit der Juſtizverwaltung, die den Gerichten 
übertragen iſt (8 4 EGG VG.). Daraus ergibt ſich, 
daß keine Entſcheidung über die Koſten der Beſchwerde 
zu treffen iſt; die Koſten einer erfolglos gebliebenen 
Beſchwerde können nicht etwa dem Antragſteller übers 
bürdet werden. Selbſtverſtändlich ſind die gerichtlichen 
Beſchlüſſe gebührenfrei zu laſſen. 
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Bücheranzeigen. 


Scholz, Dr. Franz, Kammergerichtsrat, Privateigen⸗ 
tum im beſetzten und unbeſetzten Feindes⸗ 
land. XIV, 309 S. Berlin 1919, Otto Liebmann. 
Preis Mk. 22.—. 

Es iſt bezeichnend für die deutſche Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, daß ſie immer noch Gegenſtände des Völkerrechts 
und des Kriegsrechts völlig ſachlich und mit dem ganzen 
Aufgebote geſchichtlicher und dogmatiſcher Forſchung 
behandelt, obwohl ſich Deutſchland durch ſein törichtes 
Vertrauen auf Treu und Glauben im völkerrechtlichen 
Verkehre an den Rand der Abgrunds hat führen laſſen. 
Auch das hier angezeigte Buch iſt eine wahre Fund⸗ 
grube und behandelt den rieſigen Stoff ebenſo klar 
als gründlich. Dabei iſt es erfreulich, daß der Ver⸗ 
faſſer unbeſchadet des wiſſenſchaftlichen Ernſtes doch 
den deutſchen Standpunkt eindringlich zu Wort kommen 
läßt und nachweiſt, in welchem Umfange während des 
Weltkrieges rechtswidrige Eingriffe in deutſche Privat⸗ 
rechtsverhältniſſe vorkamen. Vorausſichtlich wird es 
noch lange währen, bis die durch den Krieg und den 
unſeligen ſogenannten Frieden aufgeworfenen Rechts⸗ 
fragen alle gelöſt und die Beziehungen im einzelnen 
geregelt ſind. Für dieſe Uebergangszeit bietet das 
Werk beſte Belehrung, zumal da es die Kriegsgeſetz⸗ 
Hen via großen uns feindlichen Staaten ausgiebig 
verwertet. 


Weyh, Gottfried, Bezirksgeometer in Roſenheim. Ein⸗ 
führung in das Waſſergeſetz vom 23. März 
1907 für Vermeſſungs ingenieure. 76 S. 
und 3 Tafeln mit 29 zeichneriſchen Darſtellungen. 
. 1918, Selbſtverlag des Verfaſſers. Preis 


BR. 


Aus dem Vorwort: „Die vorliegende Arbeit fol 
dem in die Praxis eintretenden Vermeſſungsingenieur 
ein Wegweiſer und Ratgeber fein. Keineswegs ſolll fie, 
wie ſchon der gewählte Titel beſagt, das Geſetz und die 
vorhandenen Kommentare entbehrlich machen, ſondern 
dazu beitragen, dieſe mit größerem Gewinn und Ver⸗ 
ſtändnis zu gebrauchen. Wenn ſie auch jenen Ver⸗ 
meſſungsbeamten, welche bereits längere Zeit beruflich 
tätig ſind, und anderen Berufsklaſſen, wie Bau⸗ und 
Kulturingenieuren und Juriſten ſich als nützlich und 
wertvoll erweiſen ſollte, würde ich das nur begrüßen.“ 
Es iſt wohl nicht zuviel geſagt, wenn man dem Ver⸗ 
faſſer zugeſteht, daß er ſeine Aufgabe ſehr gut gelöſt 
hat, und daß ſeine Ausführungen in Verbindung mit 
den zeichneriſchen Darſtellungen auch dem Juriſten 
Wertvolles bieten. Die Schrift behandelt nach einem 
erſten Abſchnitte, der hauptſächlich der Erörterung der 
allgemeinen Rechtsbegriffe gewidmet iſt, in zwei weiteren 
Abſchnitten: 1. die Eigentums⸗ und Grenzverhältniſſe 
an und in den Gewäſſern und 2. die Veränderungen 
an und in den Gewäſſern und den anliegenden Grund⸗ 
ſtücken. Die Darſtellung iſt klar und gewandt. — 
Merkwürdig, daß ſich ein ſolcher Schnitzer einſchleichen 
konnte wie der Satz auf S. 10: „Das Eigentum ſteht 
demjenigen zu, welcher im Grundbuch als Eigentümer 
eingetragen iſt“; der Verfaſſer führt auf S. 15 ſelber 
Fälle an, wo Bucheigentum und wirkliches Eigentum 
nicht übereinſtimmen und zeigt damit, daß es ſich nicht 
um einen Irrtum, ſondern um ein Verſehen handelt. 

— ar — — er —. 


Druckſehler⸗Berichtigung In der Mitteilung 
von Dr. G. Ziegler in Nr. 16/17 S. 312 muß es in 
Zeile 6/5 von unten ſtatt „unmittelbaren Gemeinde“ 
heißen: „mittelbaren Gemeinde. | 
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lleber Wohnſitz und Wohnfitzbegründung. 
Nach einem Rechtsgutachten. 
Von Profeſſor Dr. Oetker in Würzburg. 


Der Wohnſitz als der Mittelpunkt der Lebens⸗ 
verhältniſſe einer Perſon wird nach 8 7 BGB., 
ſoweit nicht das Geſetz ſelbſt darüber beſtimmt, 
alſo ein „geſetzlicher Wohnſitz“ (domicilium ne- 
cessarium) beſteht, durch ſtändige Niederlaſſung 
begründet. Die Charakteriſierung des Wohnſitzes 
in 1. 7 c. de incolis X 39: „In eo loco sin- 
gulos habere domicilium non ambigitur, ubi 
quis larem, rerumque ac fortunarum suarum 
summam constituit, unde rursus non sit dis- 
cessurus, si nihil avocet, unde, cum profectus 
est, peregrinari videtur, quod si rediit, pere- 
grinari jam destitit“ trifft auch heute noch zu. 
Entſcheidend iſt, daß die Lebensführung einer 
Perſon, ihre wirtſchaftliche Exiſtenz, ihre berufliche, 
ſonſtige Betätigung auf einen beſtimmten Ort 
konzentriert, daß hier das Zentrum ihrer Lebens⸗ 
und Rechtsverhältniſſe gegeben iſt. Vgl. v. Savigny, 
Syſtem des heut. röm. Rechts Bd. VIII S. 58. 

Um dieſe Beziehung der Perſon zum Orte 
anzunehmen, genügt nicht, daß ſie dort eine Woh⸗ 
nung innehat, aber als Anzeichen des Nieder⸗ 
laſſungswillens iſt das Wohnen, wenn es auf die 
Dauer berechnet, im Sinne bleibenden Aufenthalts 
gemeint iſt, beſonders bedeutſam. 

Auf die Begründung eines „Haushalts“ iſt 
nicht mit Wetzell, Zivilprozeß S. 489, 490 und 
Wach, Handbuch Bd. I S. 402, 403 entſcheidendes 
Gewicht zu legen. In den römiſchen Quellen klingt 
begreiflich die Vorſtellung von dem pater fami- 
lias an, der an beſtimmtem Orte larem consti- 
tuit, fovet, sedes et tabulas habet uſw., l. 203 
D. de V. S. 50, 16; J. 2 c. ubi senatores uſw. 
3, 24. Aber in den modernen Verhäͤltniſſen gibt 
es ſehr viele Perſonen mit eigenem ſelbſtgewählten 
(oder geſetzlichem) Wohnfitz ohne eigenen Haushalt. 


Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraße 1a. 
Anzeigengebühr 80 Pfg. für die balbgeſpaltene nu 
oder deren Raum. Bei Wiederholungen Ermäßigung. Stellen⸗ 


. anzeigen 20 Wfa. Beilagen nach Uebereinkunft. 
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Dagegen das negotia gerere, emere, con- 
trahere an einem beſtimmten Orte, J. 27 8 1 D. 
ad munic., 50, 1 gewährt, wenn es nicht nur 
vorübergehend geſchieht und nicht nur in einzelnen 
Beziehungen fi) äußert, einen relativ ſicheren 
Schluß auf ſtändige Niederlaſſung. 

Es iſt wohl moglich, daß das hiernach maß: 
gebende Verhältnis für mehrere Orte gleichmäßig 
zutrifft, 1. 27 8 2 D. ad munic. 50, 1, 8 7 
Abſ. 2 BGB., die Beziehung der Perſon zu dem 
einem, dem andern Orte die gleiche allgemeine 
Bedeutung hat, nicht die eine Betätigungsſphäre 
lediglich die Tragweite der andern generell begrün⸗ 
deten in beſtimmter Hinficht beſchränkt. Es kann 
jemand zugleich auf dem Lande (als Gutsbefitzer uſw.) 
und in einer Stadt ſeinen Wohnſitz haben. Aber 
wenn eine Perſon in X ihr Lebenszentrum hat, 
ſo hört dieſer Ort nicht deshalb auf, ihr alleiniger 
Wohnſitz zu ſein, weil ſie ſich für kürzere oder 
längere Zeit, gelegentlich oder in periodiſcher Wieder: 
kehr ſtatt in X in Y aufhält. Sie iſt dann im 
Rechtsſinne für Y ein „Peregriner“, reiſt „fort“ 
nach Y und reift „heim“ nach X. 

Die Konzentrierung der Lebensbeziehungen auf 
einen beſtimmten Ort nennt das BGB. die „ſtändige 
Niederlaſſung“ an dieſem. Der ſo erforderte wohn⸗ 
ſitzbegründende Rechtsakt beſteht in der tatſächlichen 
Verwirklichung entſprechenden Willens, vgl. auch 
RG. 4 38. Entſch. Bd. 15 S. 367, 368. Ob die 
Perſon auch das Bewußtſein der eintretenden 
Rechtsfolge, der Wohnſitz⸗Entſtehung, hatte und 
ihr Wille darauf ging, kommt nicht in Betracht. 
Es genügt, daß ſie den Tatbeſtand hat ſetzen 
wollen und wirklich geſetzt hat, an den das Geſetz 
die Rechtswirkung anſchließt. Die Niederlaſſung 
iſt nicht ein Rechtsgeſchäft, denn es bedarf dabei 
nicht eines auf die Rechtswirkung gerichteten Willens, 
aber als die Vorausſetzung für den Eintritt recht⸗ 
licher Wirkung rechtserhebliches Tun. Eine Be⸗ 
fonderheit gegenüber anderen Formen ſolchen Tuns, 
z. B. der Spezifikation, dem Funde, liegt in dem 


Willens: Erfordernis: Das Subjekt muß den tat- 
ſaͤchlichen Erfolg, die Niederlaſſung, nicht auch den 
Rechtserfolg gewollt haben. Dieſe Eigentümlichkeit 
bringt die Anwendbarkeit gewiſſer Vorſchriften über 
die Rechtsgeſchäfte mit ſich. 

Die neueſte Doktrin — Enneccerus, Lehrbuch 
des bürg. Rechts Bd. 1 8 128 — ſtellt die Wohn: 
fitzbegründung mit weiteren Betätigungen, die, wie 
jene, des rechtsgeſchäftlichen Charakters entbehrend 
doch rechtserhebliche Tatſachen ergeben, zu den ſog. 
Realakten und definiert dieſe als „erlaubte Hand⸗ 
lungen, die ſich nicht auf ein Rechtsverhältnis 
beziehen, ſondern zunächſt einen tatſächlichen, dem 
Gebiete des Rechts nicht angehörigen Erfolg ins 
Leben rufen, aber nach den Vorſchriften der Rechts⸗ 

ordnung zugleich Rechtswirkungen nach ſich ziehen“, 
wobei der Ausdruck „Handlungen“, indem die 
Vornahme einer ſolchen Handlungsfähigkeit voraus⸗ 
ſetzt, freilich in uneigentlichem Sinne gebraucht 
iſt. Als techniſche Bezeichnung für die Untergruppe 
dieſes Tuns, bei der im Gegenſatz zu einen bloß 
aͤußeren Verhalten, dem Finden — einer verlorenen 
Sache, eines Schatzes — uſw., der tatſächliche Er: 
folg vom Willen umfaßt fein muß, hat man den 
Ausdruck „gemiſchte Realakte“, Enneccerus 88 128, 
194, vorgeſchlagen. Weſentlich iſt, daß die ſo 
ausgeſchiedene Spezies, insbeſondere die Wohnſitz⸗ 
begründung, zum Teil unter die Regeln des Rechts⸗ 
geſchäfts tritt. 0 


Das BGB. erfordert für ſelbſtändige Wohnſitz⸗ 


begründung Geſchäftsfähigkeit. „Wer geſchäfts⸗ 
unfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 
iſt, kann ohne den Willen ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters einen Wohnſitz weder begründen noch auf: 
heben“ (§S 8 BGB.). Folgeweiſe ſchafft ſtändige 
Niederlaſſung einer Perſon, die wegen Geiſtes ſchwaͤche 
entmündigt ift, einen Wohnſitz nur, wenn der 
geſetzliche Vertreter ſeine Einwilligung erteilt hat 
(8 114 BGB.). 

Dieſe Zuſtimmung iſt an eine Form nicht 
gebunden und kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
erklart werden. Die Niederlaſſung als die Der: 
beiführung eines Tatbeſtandes iſt nicht eine Willens⸗ 
erklärung, ſo daß auch die Zuſtimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters nicht in Form einer beſtimmt 
konkretiſierten Willenserklärung zu ihr hinzutreten 
kann. Der wohnſitzbegründende Tatbeſtand muß 
„mit dem Willen“ des geſetzlichen Vertreters geſetzt 
ſein, ſei's, daß dieſer dem bezüglichen Handeln 
von vornherein ſeine Zuſtimmung erteilt oder es 
nachträglich genehmigt hat. 

Wichtiges Indiz ſtändiger Niederlaſſung iſt 
namentlich der Abſchluß eines Mietvertrages für 
längere Zeit. Die Vornahme eines ſolchen Rechts⸗ 
geſchäfts, das „Wohnung“ am Orte ſchafft, iſt 
freilich für die Annahme dauernder Niederlaſſung 
weder unerläßlich, noch zwingender Beweis dafür, 
wie denn die Niederlaſſung als ſolche nicht Rechts⸗ 
geſchäft iſt. Aber das Eingehen des Vertrags 
läßt, zumal wenn das Mietverhältnis tatſächlich 
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angetreten worden iſt und andere Tatſachen unter⸗ 
ſtützend hinzutreten, auf den Niederlaſſungswillen 
ſchließen, es müßten denn beſtimmte Gründe dieſer 
Deutung entgegenſtehen. Demgemäß gewinnt auch 
unter den gleichen Vorausſetzungen die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters zum Vertragsſchluſſe be⸗ 
ſondere Bedeutung für die Frage, ob deſſen Wille 
auf ſtändige Niederlaſſung des Mündels gerichtet war. 

Das Verweilen einer Perſon an einem Orte 
unter Verhältniſſen, welche ihrer Natur nach auf 
einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweiſen, 
kann freilich, insbeſondere wenn es zu Studien⸗ 
zwecken geſchieht, auch lediglich den beſondern Ge⸗ 
richtsſtand des dauernden Aufenthalts (3 20 ZPO.) 
ergeben. Aber es iſt dabei die Negative ſub⸗ 
intelligiert, daß nicht der in Ausſicht genommene 
längere Aufenthalt durch den maßgebenden Willen 
ſtändiger Niederlaſſung beſtimmt und nicht das 
Verweilen am Orte als die Betätigung dieſes 
Willens zu erachten iſt. Wenn ein Studium in 
der Abſicht begonnen worden iſt, demnächſt nach 
abgeſchloſſenem Bildungsgange am Univerſitäts⸗ 
Orte ſich fachlich zu betätigen, wenn andere ſichere 
Anzeichen dafür ſprechen, daß dieſe Stadt Sitz 
der Lebensführung ſein und bleiben, einem hier 
geſchloſſenen Verlöbnis z. B. die Begründung eines 
Hausſtandes am Orte folgen ſoll, und nicht etwa 
Mangel der Fähigkeit zur ſelbſtändigen Begründung 
eines Wohnſitzes entgegenſteht, der geſetzliche Ver⸗ 
treter ſeine Zuſtimmung nicht erteilt hat, ſo iſt 
nicht nur ein Aufenthalt längerer Dauer lediglich 
zu Studien⸗zwecken in Frage, ſondern durch ſtändige 
Niederlaſſung der allgemeine Gerichtsſtand des 
Wohnſitzes geſchaffen. 

Völlig belanglos ift die bloße Möglichkeit, daß 
es demnächſt zur Ueberſiedelung an einen anderen 
Ort kommen könnte. Nicht einmal der feſtſtehende 
Entſchluß, zu beſtimmter Zeit einen ſolchen Wechſel 
zu vollziehen, würde den Wohnſitz aufheben. Wie 
Wille und Tat zur Wohnſitz⸗Begründung zuſammen⸗ 
wirken müſſen, ſo kann der Wille allein, ſo lange 
ihm tatſächliche Folge nicht gegeben iſt, den Wohn⸗ 
ſitz nicht aufheben. „Domicilium re et facto trans- 
fertur“, I. 20 D. ad mun. 50, 1; v. Savigny a. a. O. 
S. 61, Wach S. 410, Enneccerus $ 89. 


Aechtsfragen 
aus dem Kapitalabfindungsgeſetze. 


Bon Dr. Ae Roppmann, zurzeit Intendantur⸗Rat 

im bisherigen Miniſterium für militäriſche Angelegen⸗ 

heiten (Verſorgungsabteilung), nun Reichswehrbefehls⸗ 
ſtelle Bayern. 


J. 


Das Kapitalabfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 
(RGBl. S. 680 ff.), das den Zweck hat, die An⸗ 
ſiedelung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
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bliebenen durch Kapitaliſierung der ihnen zuſtehen⸗ 
den Verſorgungsgebührniſſe zu fördern, räumt in 
8 6 der oberſten Militärverwaltungsbehörde das 
Recht ein, anzuordnen, daß die Weiterver⸗ 
äußerung und Belaſtung des auf Grund 
der Kapitalabfindung erworbenen 
Grundſtücks innerhalb einer Friſt von nicht 
über 2 Jahren nur mit ihrer Genehmigung zu⸗ 
laͤſſig iſt. Dieſe Anordnung wird mit der Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch wirkſam. 

In jüngfter Zeit mehren ſich nun die Fälle, 
in denen in das Grundſtück von Kriegsbeſchädigten 
das Zwangsverſteigerungsverfahren be⸗ 
trieben wird. Die Vollſtreckungsgerichte haben 
bisher regelmäßig dem Antrag auf Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtückes ſtattgegeben und den 
Zwangsverſteigerungsvermerk in das Grundbuch 
eintragen laſſen. | 

Bei Würdigung der Frage nach der Recht: 
mäßigkeit eines ſolchen Verfahrens iſt von den 
Gründen auszugehen, die den Geſetzgeber zur Ein⸗ 
räumung des Veräußerungsverbotes veranlaßt 
haben. Der 8 6 des Kapitalabfindungsgeſetzes war 
im Geſetzentwurfe nicht enthalten, wurde vielmehr 
erſt bei der 2. Leſung des Geſetzes in der Reichs⸗ 
tagsplenarſitzung eingefügt. Allenthalben war man 
ſich darüber einig, daß in das Geſetz ſelbſt un⸗ 
bedingt Sicherungsmaßnahmen aufgenommen 
werden müßten dafür, daß der Grund und Boden 
dem Erwerber auch erhalten bleibe. Hiezu genüge 
nicht die Eintragung einer Sicherungshypothek 
zugunſten des Militärfiskus für die hingegebene 
Kapitalabfindungsſumme, ſondern notwendig ſei 
auch die Möglichkeit des Erlaſſes eines Veraͤuße⸗ 
rungsverbotes, um dem Kriegsbeſchaͤdigten oder der 
Kriegerwitwe das ungeſtörte Einleben in die neuen 
Verhältniſſe zu erleichtern, Spekulationen tunlichſt 
zu verhindern und tatſächlich den mit dem Geſetze 
beabſichtigten Zweck der Anſiedelung auf eigener 
Scholle zu erreichen (Komm. S. 15 ff., Verhandl. 
d. Reichst. 1916 S. 1463, Koppmann, KapAbfG. 
S. 112—119). Aus dieſen Erwägungen heraus 
geht es demgemäß nicht an, wie dies geſchehen, 
die Beſtimmung des 8 6 KapAbfG. bezüglich des 
Veräußerungsverbotes dahin auszulegen, daß ſich 
das Verbot nur auf freiwillige Veräußerungen 
beziehen ſollte, nicht dagegen auf ſolche im Wege 
der Zwangsverſteigerung. Die Vorſchrift des 
§ 6 verbietet vielmehr ganz allgemein die Ver⸗ 
äußerung des Grundſtückes innerhalb der zwei⸗ 
jährigen Friſt, die eben eine — wie die Praxis 
lehrt, viel zu kurz bemeſſene — Schutzfriſt für den 
wirtſchaftlich ſchwachen Kriegsbeſchaͤdigten fein ſoll. 
Hiebei handelt es ſich um ein geſetzliches Ver⸗ 
äußerungsverbot im Sinne des § 135 BGB., 
das eben den erwähnten Schutz inſoferne bezweckt, 
als das Grundſtück für die Dauer der Veraͤuße⸗ 
rungsſperre dem Kriegsbeſchädigten erhalten bleibt, 
komme, was auch wolle. Die Zwangsverſteigerung 
iſt ſonach dem Grundſtückseigentümer gegenüber 
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unwirkſam (5 135 Abſ. 1 Satz 2 BGB.). Der: 
artige Verbote, die der Zwangsverſteigerung ent⸗ 
gegenſtehen, fallen unter die Beſtimmung des § 28 
des Zw VG., wonach das Vollſtreckungsgericht das 
Verfahren ſofort aufzuheben hat, ſobald ihm ein 
ſolches aus dem Grundbuche erſichtliches Recht 
bekannt wird. Der Grund buchrichter aber hat 
die Eintragung des Verſteigerungsvermerkes ab⸗ 
zulehnen; bereits erfolgte Eintragungen ſind zu 
löſchen. In dieſem Sinne hat auch das Land⸗ 
gericht Cottbus unterm 4. Oktober 1918 auf eine 
Beſchwerde des preußiſchen Kriegsminiſteriums hin 
entſchieden. 1 


Noch eine weitere Streitfrage ergibt ſich aus 
8 6 des Kapitalabfindungsgeſetzes: Iſt der Grund: 
buchrichter berechtigt, einen Antrag der oberſten 
Militärverwaltungsbehörde auf Eintragung 
eines Veräußerungs- und Belaſtungs⸗ 
verbotes abzulehnen, wenn er aus dem Grund⸗ 
buche entnehmen kann, daß das zu belaſtende Grund⸗ 
ſtück nicht mit Mitteln der Kapitalabfindung „er⸗ 
worben“ wurde? Es wären dies alſo die Fälle, 
in denen der Grundbeſitz des Kriegsbeſchädigten 
oder der Kriegerwitwe mit Hilfe der Kapitalab⸗ 
findung im Sinne des $ 1 KapAbfG. wirtiſchaftlich 
geſtärkt wurde, ſei es durch Tilgen von Hypotheken 
oder ſonſtiger Laſten ujm. Der § 6 ſpricht nämlich 
hinſichtlich der Verfügungsbeſchraͤnkung nur von 
„auf Grund der Kapitalabfindung er: 
worbenen Grundſtücken“; er erwähnt alſo 
nicht auch die bereits im Beſitze des Verſorgungs⸗ 
berechtigten befindlichen Grundſtücke. Nach dem 
Wortlaute des Geſetzes mag daher zugegeben werden, 
daß dem Grundbuchrichter Zweifel auftauchen können, 
ob er dem Antrage der oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde ſtattgeben darf oder nicht. Hier kann nur 
die Entſtehungsgeſchichte des $ € KapAbfG. den 
richtigen Aufſchluß geben, ſowie der Zweck, der mit 
dem Geſetze verfolgt werden ſollte. 

Die Reichstagsreſolution vom 26. Auguſt 1915, 
die die Einbringung eines Kapitalabfindungsgeſetzes 
verlangte, ſprach nur von der Anſiedelung der 
Kriegsbeſchädigten und Kriegerwitwen auf eigener 
Scholle. Der Regierungsentwurf aber ging über 
dieſe Reſolution hinaus, indem er in 8 1 neben 
der Anfiedelung auch die wirtſchaftliche Stärkung 
bereits vorhandenen Grundbeſitzes ins Auge faßte. 
Beide Zwecke werden nirgends im Laufe der Ent⸗ 
wickelung des Geſetzes mit verſchiedenem Maße 
gemeſſen, denn beide dienen dem großen mit dem 
Geſetze verfolgten Ziele der Anſäſſigmachung der 
Bevölkerung und der Schaffung zufriedener Exi⸗ 
ſtenzen. Dieſes einheitliche Ziel — im Geſetze ($ 6) 
mit den Worten „beſtimmungsgemäße Verwendung 
des Kapitals“ ausgedrückt — ſoll nun durch be⸗ 
ſondere Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger 
Weiterveräußerung des Grundſtlücks geſichert werden 
(8 6 Satz 1 KapAbfG.). Wenn Satz 2 des 8 6 
fortfährt, daß dieſe Sicherung namentlich durch 
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ein Veräußerungs⸗ und Belaſtungsverbot geſchehen Grundſtück aber wegen des zurzeit leider noch ſehr 


könne, ſo iſt nicht der geringſte Grund erſichtlich, 
der den Geſetzgeber bewogen haben könnte, nur an 
den Fall zu denken, daß mit Hilfe der Kapital⸗ 
abfindung neuer Grundbeſitz erworben ſei. Der 
einheitliche Zweck erfordert die Anwendung des 
gleichen Mittels in beiden Fällen, ſowohl bei dem 
des Erwerbes neuen, als auch bei dem der Stärkung 
des alten Grundbeſitzes. Der Begriff des „auf 
Grund der Kapitalabfindung erworbenen Grund⸗ 
ſtücks“ im Sinne dieſer geſetzlichen Vorſchrift iſt 
alſo weiter zu faſſen. 

Aus den Geſetzesmaterialien iſt erſichtlich, daß 
— wie in I bereits erwähnt — im Geſetzentwurfe 
die Verfügungsbeſchränkung nicht vorgeſehen war. 
Erſt im Laufe der Kommiſſionsverhandlungen 
wurde es als notwendig betrachtet, „Maßnahmen 
zum Schutze der Kriegsbeſchädigten dafür zu treffen, 
daß das Kapital ihm nicht ſo leicht verloren gehen 
könne“, „ihn davor zu ſchützen, durch Verſchuldung 
ſeines Grundſtückes das Kapital zu verlieren“ und 
daß „ein beliebiger Verkauf des Grundſtückes zu 
verhindern ſei“. Nirgends wurde in der Weile 
unterſchieden, daß, je nachdem der eine oder andere 
Zweck der Kapitalabfindung vorliegt, der Schutz 
ein anderer ſein ſoll. 

Der $ 5 des KapAbfG. war Gegenſtand ein: 
gehendſter Beratungen. Ueber ſeine endgültige 
Faſſung konnte man ſich in der Reichstagskom⸗ 
miſſion nicht einigen. Die Regierung ſelbſt, die 
dem § 6 nicht ſehr wohlwollend gegenüberſtand, 
hatte ſich an der Geſetzesfaſſung, die ſchließlich bis 
zur 2. Plenarſitzung den Berichterſtattern überlaſſen 
wurde, ſo gut wie nicht' beteiligt. Der Geſetzestext 
fand ſo keine ſorgfältige Vorbereitung, wobei die 
fortgeſetzten Aenderungen dem Ganzen ebenſowenig 
förderlich waren, wie die Haſt, mit der beſonders 
in der 2. und 3. Plenarberatung des Reichstags 
das Geſetz fertiggeſtellt wurde. Die Ungenauigkeit 
der Ausdrucksweiſe iſt nicht zuletzt auch auf den 
oben bereits erwaͤhnten Umſtand zurückzuführen, 
daß eben die Anregung des Reichstags ſtets nur 
die Anſiedelung der Kriegsbeſchädigten und Krieger⸗ 
witwen im Auge hatte. 

An der Hand der Geſetzesauslegung muß man 
daher zu der Auffaſſung kommen, daß die Ein: 
tragung des Veräußerungs- und Belaſtungsver⸗ 
botes in das Grundbuch in Anſehung wirtſchaftlich 
geſtärkter Grundſtücke nicht abgelehnt werden darf 
(ſiehe Koppmann, Komm. z. BayAbfG. Note 10 zu 
§ 6 S. 126 f.). In dieſem Sinne hat auch das 
Landgericht Bautzen auf eine Beſchwerde des ſäch⸗ 
ſiſchen Kriegsminiſteriums hin am 5. April 1917 
entſchieden. | 

Im übrigen iſt auch tatſächlich eine Entſcheidung 
des Grundbuchrichters, ob es ſich um Erwerb oder 
wirtſchaſtliche Stärkung eines Grundſtücks handelt, 
ſchon um deswillen in den meiſten Fallen unmög— 
lich, weil vielfach zwar längſt der Antrag auf 
Kapitalabfindung zum Erwerbe geſtellt war, das 


ſchleppenden Verfahrens lange vor der endgültigen 
Bewilligung der Kapitalabfindung erworben wurde 
und daher die äußere Form der Bewilligung mehr 
einer wirtſchaftlichen Stärkung als einem Erwerbe 
eigenen Grundbeſitzes mit Hilfe der Abfindung 
gleichkommt. Die Entſcheidung, ob von der Kann⸗ 
vorſchrift des Veräußerungs- und Belaſtungsverbotes 
durch deſſen Eintragung in das Grundbuch Ge⸗ 
brauch gemacht werden ſoll, liegt daher ausſchließlich 
im pflichtgemäßen Ermeſſen der oberſten Militärs 
verwaltungsbehörde. 


Das Verfahren in Militärverf orgungsſachen. 


Von Oberkriegsgerichtsrat Dr. Erhard im Miniſterium 
für militäriſche Angelegenheiten. 
(Schluß). 
III. 


Das Spruchverfahren der Militär- 
verſorgung. 


Das Spruchverfahren der Militärverſorgung 
iſt durch die VO. vom 1. Februar 1919 neu 
eingeführt. Es iſt ein verwaltungsrechtliches 
Verfahren. Die mit der Rechtſprechung über 
die Anſprüche auf Feſtſtellung von mil. Verſorgungs⸗ 
gebührniſſen betrauten „Inſtanzen der Militär⸗ 
verforgung“, nämlich die Militärverſorgungsgerichte 
und das Reichs⸗ (oder Landes⸗)Militärverſorgungs⸗ 
gericht, ſind verwaltungsrichterliche Behörden, nicht 
Gerichte im üblichen Sinn. Ihre Entſcheidungen 
werden jedoch vom Geſetz als „Urteile“ (Art. 2 
911 VO. vom 1. Februar 1919), derjenige, der 
ihre Entſcheidung anruft, als „Kläger“ (z. B. 
Art. 2 88 10, 11, 16 VO. vom 1. Februar 1919) 
bezeichnet. Der Rechtszug vor den Militärver⸗ 
ſorgungsgerichten (i. w. S.) iſt dem Rechtsmittel⸗ 
verfahren bei der reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung 
nachgebildet. Die Militärverſorgungsgerichte ent⸗ 
ſcheiden über den erhobenen Anſpruch nach freiem 
richterlichen Ermeſſen. Sie können die angefochtene 
Entſcheidung auch aus anderen Gründen abändern, 
als ſie im Rechtsmittel geltend gemacht find. 
Beſchränkungen, wie ſie bisher für den Rechtsweg 
beſtanden (ſiehe IV unten), gelten für ſie nicht. 

Mit Rückſicht auf die innere Verwandſchaft 
der Anſprüche nach den Militärverſorgungsgeſetzen 
mit den Entſchädigungsanſprüchen auf Grund der 
reichsgeſetzlichen Unfallverſicherung wurden die neuen 
Militärverſorgungsgerichte an die Verſicherungs⸗ 
behörden der Reichsverſicherungsordnung angelehnt. 

Die Militärverſorgungsgerichte li. e. S.) wurden 
bei den Oberverſicherungsämtern ($ 62 RVO.), 
das Reichsmilitärverſorgungsgericht bei dem Reichs⸗ 
verſicherungsamt, und an deſſen Stelle für Bayern 
— mit Rückſicht auf die ihm nach dem Verſailler 
Bündnisvertrag vom 23. November 1870 auf dem 
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Gebiete des Heerweſens zukommende Sonderſtellung 
— beim bayeriſchen Landesverſicherungsamt ein 
Landesmilitärverſorgungsgericht errichtet. Die 
Militärverſorgungsgerichte (i. w. S.) teilen ſtuats⸗ 
rechtlich die Stellung der Behörden, bei denen ſie 
errichtet find. Die Militärverforgungdgerichte 
(i. e. S.) und das Landesmilitärverſorgungsgericht 
in Bayern find ſomit bayer. Behörden, das Reichs⸗ 
militärverſorgungsgericht iſt Reichsbehöͤrde. Die 
bei den Millitärverſorgungsgerichten (i. w. S.) 
tätigen Beamten verſehen das Amt im Nebenamt. 
Einen eigenen Beamtenkörper haben die Militär⸗ 
verſorgungsgerichte nicht. 

Bei den Militärverſorgungsgerichten 
(i. e. S.) werden nach Bedarf Kammern gebildet. 
Jede Kammer beſteht aus fünf Mitgliedern, nämlich 
aus dem Vorſitzenden oder Direktor des Ober⸗ 
verſicherungsamtes (welch letzterer in Angelegen⸗ 
heiten des Militärverſorgungsgerichts die Amts⸗ 
bezeichnung „Direktor des Militärverſorgungs⸗ 
gerichts“ führt) als Vorſitzenden, einem Richter 
eines ordentlichen Gerichts, einem Vertreter der 
Militärverwaltung und zwei verſorgungsberechtig⸗ 
ten, aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchiedenen 
Perſonen als Beiſitzern. Die Zuziehung von nach 
dem MG. verſorgungsberechtigten Witwen als 
Beifiter iſt nicht vorgeſehen. Der Richter des 
ordentlichen Gerichts wird in Bayern im Benehmen 
mit dem Miniſterium der Juſtiz vom Miniſterium 


für ſoziale Fürſorge, der Vertreter der Militär: 


verwaltung vom Miniſterium für mil. Angelegen⸗ 
heiten, die verſorgungsberechtigten, aus dem aktiven 
Militärdienſt ausgeſchiedenen Perſonen werden 
nach Vorſchlag der Landesfürſorgeſtelle vom Miniſte⸗ 
rium für ſoziale Fürſorge beſtellt. Die Richter 
werden für die Dauer ihres Hauptamtes, die 
übrigen Beiſitzer für je vier Kalenderjahre beſtellt. 
Der Vorſitzende der Kammer ernennt die Bericht⸗ 
erſtatter in den zu entſcheidenden Sachen, ſoweit 
er nicht ſelbſt die Berichterſtattung übernimmt. 
Bei Schaffung der Beſtimmung ging man davon 
aus, daß der Vorſitzende die Berichterſtattung, 
wenn er ſie nicht ſelbſt übernimmt, in der Regel 
dem richterlichen Beifitzer oder dem Vertreter der 
Militärverwaltung übertragen wird. Er kann 
aber auch die anderen Beiſitzer damit betrauen; 
die Verſorgungsberechtigten ſind aber nicht ver⸗ 
pflichtet, die Berichterſtattung zu übernehmen. Die 
Berichterſtatter haben vor der Verhandlung vor 
dem Spruchgericht einen Bericht nebſt Gutachten 
zu den Akten zu geben, wohl auch das Urteil 
abzufaſſen. 

Bei dem Reichsmilitärverſorgungs⸗ 
gericht werden nach Bedarf Senate gebildet. 
Jeder Senat beſteht aus dem Präſidenten oder 


7) Die Vertreter der Militärverwaltung erhalten, 
wenn ſie in einer Sitzung als Berichterſtatter mit⸗ 
wirken, für die nebenamtliche Tätigkeit eine Vergütung 
von 25 M, die Beiſitzer aus der Klaſſe der Verſorgungs⸗ 
berechtigten erhalten Reiſekoſten und Tagegelder. 
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einem Direktor oder einem Senatspräſidenten des 
Reichsverſicherungsamts als Vorſitzendem (der 
Präſident und der Direktor führen in Militär⸗ 
verſorgungsſachen die Amtsbezeichnung „Präſident 
bzw. Direktor des Reichsmilitärverſorgungs⸗ 
gerichts“), einem weiteren ſtändigen Mitglied des 
Reichsverſicherungsamts, einem richterlichen Mit⸗ 
glied eines ordentlichen Gerichts, zwei Vertretern 
der Militärverwaltung, und zwar einem Offizier 
und einem höheren Beamten der Militaͤrverwaltung, 
ſowie zwei verſorgungsberechtigten, aus dem aktiven 
Militärdienſt ausgeſchiedenen Perſonen. 

Für die Bildung und Zuſammenſetzung der 
Senate des Landes⸗Militärverſorgungs⸗ 
gerichts gelten die Vorſchriften über Bildung 
der Senate beim Reichsmilitärverſorgungsgericht 
entſprechend. An die Stelle des Präſidenten und 
der Beamten des Reichsverſicherungsamts treten 
der Präſident und die entſprechenden Beamten des 
bayer. Landesverſicherungsamtes. 

Bei der Beſetzung der Kammern und Senate 
ſind die verſorgungsberechtigten, aus dem aktiven 
Militärdienſt ausgeſchiedenen Perſonen den Unter: 
klaſſen des Soldatenſtandes zu entnehmen. So⸗ 
weit Anſprüche von Angehörigen der Oberklaſſen 
geltend gemacht werden, tritt an die Stelle einer 
Perſon der Unterklaſſen ein Offizier. 

Zuſtändigkeit. Zur Entſcheidung über die 
Berufung iſt dasjenige Militärverſorgungsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirk der Kläger zur Zeit 
der Einlegung der Berufung wohnt. Hat er keinen 
Wohnort im Inland oder iſt er geſtorben oder 
verſchollen, jo iſt ſein letzter inlaͤndiſcher Wohnort 
maßgebend. Bei Geltendmachung von Anſprüchen 
Hinterbliebener iſt der Wohnort oder der letzte 
inländiſche Wohnort der Witwe maßgebend. Die 
frühere Kontingentszugehörigkeit des Verſorgungs⸗ 
berechtigten iſt gleichgültig. Es werden ſonach die 
Anſprüche ehemaliger bayer. Heeresangehöriger und 


ihrer Hinterbliebenen nicht ſtets durch bayer. 


Militärverſorgungsgerichte verbeſchieden. Nur bei 
der oberſten Inſtanz, dem Landesmilitärverſorgungs⸗ 
gericht, iſt das bayer. Heeresreſervatrecht gewahrt, 
dem es eigentlich entſprechen würde, daß über 
Anſprüche von Angehörigen des bayer. Kontingents 
und ihrer Hinterbliebenen nur bayer. Militärver⸗ 
ſorgungsgerichte zu entſcheiden hätten. Das bayer. 
Landesmilitärverſorgungsgericht iſt für die Anſprüche 
aller Perſonen, die zuletzt dem bayer. Kontingent 
angehört haben, oder ihrer Hinterbliebenen zu⸗ 
ſtändig, gleichgültig, welchem Bundesſtaat das 
Militaͤrverſorgungsgericht angehört, deſſen Ent- 
ſcheidung angefochten iſt. Das Reichsmilitärver— 
ſorgungsgericht iſt für bayer. Kontingentsangehörige 
und ihre Hinterbliebenen nur in beſonderen Aus⸗ 
nahmefällen (Art. II $ 13 Abſ. 3 VO. vom 
1. Februar 1919, 8 1703 a Abſ. 3 RVO. gemäß 
Art. III VO. vom 1. Februar 1919) zuſtändig. 
Soweit es ſich um Verſorgungsanſprüche von An— 
gehörigen der Marine und der Schutztruppe handelt, 
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geht der Rekurs auch gegen Urteile bayer. Militär⸗ 
verſorgungsgerichte an das Reichsmilitärverſor⸗ 
gungsgericht. 5 

Gegen die Urteile der Militärverſorgungs⸗ 
gerichte ſteht beiden Parteien der „Rekurs“ an 
das Reichsmilitärverſorgungsgericht (Landesmilitär⸗ 
verſorgungsgericht) zu. Die Rekursfriſt beträgt 
einen Monat, bei Zuſtellung des Urteils des Militär⸗ 
verſorgungsgerichtes außerhalb Europas drei 
Monate. Der Rekurs iſt ausgeſchlofſen, wenn 
durch den Beſcheid eine Teilrente von nicht mehr. 
als 33% ( wegen weſentlicher Veränderung der 
Derhältniffe gemindert worden iſt. Iſt aber die 
Rente ganz entzogen worden, ſo bleibt der Rekurs 
zuläſſig. | 

Der Militärfiskus wird im Verfahren vor den 
Militärverforgungsgerihten durch die im Ver⸗ 
waltungsverfahren an letzter Stelle entſcheidende 
Militärverwaltungsbehörde, im Verfahren vor dem 
Reichsmilitärverſorgungsgericht (Landesmilitärver⸗ 
ſorgungsgericht) durch die oberſte Militärver⸗ 
waltungsbehörde (Kriegsminiſterium) des Kontin⸗ 
gents vertreten. Der Rekurs kann auch von 
der höheren Militärverwaltungsbehörde eingelegt 
werden, die im Verwaltungsverfahren an letzter 
Stelle entſchieden hat. 

Vor den Militärverſorgungsgerichten (i. w. S.) 
wird mündlich und öffentlich verhandelt. Die 
Oeffentlichkeit kann aus Gründen des öffentlichen 
Wohles oder der Sittlichkeit oder auf Antrag des 
Klaͤgers aus beſonderen Gründen ganz oder teil⸗ 
weiſe ausgeſchloſſen werden. 

Die Parteien können erſcheinen und ſich ver⸗ 
treten laſſen. Die Erſchienenen ſind zu hören. Das 
Gericht kann Bevollmächtigte und Beiſtände zurück⸗ 
weiſen, die das Verhandeln vor Behörden geſchäfts⸗ 
mäßig betreiben. Das gilt nicht für Rechtsanwälte 
und ſolche Perſonen, denen das Verhandeln vor 
Gerichten oder Verſicherungsbehörden geſtattet iſt 
(Prozeßagenten), und für Vertreter gemeinnütziger 
Rechtsauskunftsſtellen und gemeinnütziger oder wirt⸗ 
ſchaftlicher Organiſationen (Geweriſchaften Die 
Vergütung für die Berufstätigkeit der Rechtsan⸗ 
wälte im Verfahren vor den Militärverſorgungs⸗ 
gerichten (i. w. S.) iſt durch eine beſondere Ge⸗ 
bührenordnung geregelt, die im Reich vom 
Reichsarbeitsamt (ſiehe Verordnung vom 1. Marz 
1919, RGBl. S. 266), für Bayern von der Re⸗ 
gierung (ſiehe VO. vom 21. Mai 1919, GVBl. 
S. 253) erlaſſen iſt. 

Die öffentlichen Behörden ſind den Militär⸗ 
verſorgungsgerichten (i. w. S.) zur Rechtshilfe 
verpflichtet. Die aus der Rechtshilfe erwachſenden 
Koſten hat das erſuchende Gericht zu erſtatten. 

Die näheren Beſtimmungen über die Militär⸗ 
verſorgungsgerichte (i. w. S.) im Reiche ſind durch 
die Bekanntmachung des Reichsarbeitsminiſters vom 
18. Februar 1919 (RGBl. S. 217) und der 
Aenderungsbekanntm. v. 7. Juni 1919 (RGBl. 
S. 522) getroffen, diejenigen über die bayer. Militär⸗ 
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verſorgungsgerichte (i. w. S.) durch die in enger 
Anlehnung an die erſtgenannte Bekanntmachung er⸗ 
gangene Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 13. Marz 
1919 (GVBl. S. 69). Die beſonderen mil. Aus⸗ 
führungsbeſtim mungen ſind für Bayern mit Erlaß 
des Miniſteriums für mil. Angelegenheiten vom 
28. März 1919 Nr. 13601 PV — VBl. S. 381 


— ergangen. 
| IV. 
Der Rechtsweg vor den ordentlichen 
Gerichten. 


Die bisherigen Vorſchriften über den ordent⸗ 


lichen Rechtsweg bei den mil. Verſorgungsanſprüchen 


(8 39 OPGG., 8 42 MG., $ 35 MG., je 
alte Faſſung) ſind durch die VO. vom 1. Februar 
1919 nach zwei Richtungen hin geändert worden. 

Waͤhrend nämlich nach den bisherigen Beſtim⸗ 
mungen der ordentliche Rechtsweg ſowohl gegen 
die Beſcheide der Verwaltungsbehörden im Feſtz⸗ 


ſtellungsverfahren als auch gegen die Beſcheide im 


Penſionsregelungsverfahren offen ſtund!), iſt nach 
der VO. vom 1. Februar 1919 der ordentliche 
Rechtsweg nur mehr gegen die Beſcheide der Ver⸗ 
waltungsbehörden zuläſſig, die im Penſions⸗ 
regelungs verfahren entſcheiden. Andererſeits 
war der Rechtsweg bisher dadurch erheblich be⸗ 
ſchränkt, daß nach 88 40, 60 Abſ. 2, 73 OG., 
89 43, 61, 73 MVG. und 88 36, 46, 51 M8. 
für die Beurteilung der vor Gericht geltend ge: 
machten Anſprüche die Entſcheidungen des — bei 
den Kriegsminiſterien gebildeten — Kollegiums 
für Penſionierungsfragen darüber maßgebend waren, 
ob eine Geſundheitsſtörung als eine Dienſtbeſchaͤdi⸗ 
gung anzuſehen iſt, ob eine Dienſtbeſchädigung 
als durch den Krieg erlitten anzuſehen iſt, ob und 
in welchem Grade Dienſtunfähigkeit vorliegt, ob 
der Tod mit den Folgen einer Dienſtbeſchädigung 
zuſammenhängt, ob der Verſtorbene zum Feld⸗ 
oder Beſatzungsheer gehört hat. Die Nachprüfung 
dieſer für den Grund des Anſpruchs ausſchlag⸗ 
gebenden Fragen war den Gerichten entzogen. 
Der Rechtsſtreit konnte deshalb im Regelfall nur 
über die Höhe der Verſorgungsgebührniſſe geführt 
werden. Aehnliche Beſchränkungen des Rechtsweges 
beſtehen jetzt nicht mehr. Er iſt unbeſchränkt, ſo⸗ 
weit er offen geblieben iſt. a 

Die Beſchreitung des Rechtsweges iſt, wie 
früher, erſt zuläffig, wenn die oberſte Militärver: 
waltungsbehörde des Kontingents über den Anſpruch 
Beſcheid erteilt hat. Die Beſchreitung des Klage⸗ 
weges gegen einen Beſcheid der Korpsintendanturen 
iſt daher unzuläſſig. 

Das Klagerecht geht verloren, wenn der im 
Penſionsregelungsverfahren gegen die Beſcheide 
(in Bayern: der Korpsintendanturen an das Miniſte⸗ 
rium für mil. Angelegenheiten) zugelaſſene Ein⸗ 
ſpruch nicht rechtzeitig, d. i. gemäß $ 29 Abſ. 2 


) Näheres ſiehe Gerlach, a. a. O. 


. 
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und 6 MG., 8 19 OG., 8 28 MSG. bis 
zum Ablauf eines Monats nach Zuſtellung des 
Beſcheids — bei Zuſtellung außerhalb Europas 
binnen dreier Monate — eingelegt iſt oder wenn 
die Klage nicht bis zum Ablauf von ſechs Monaten 
nach Zuſtellung des Beſcheids der oberſten Militär⸗ 
veirwaltungsbehörde des Kontingents erhoben wird. 
De genannten Friſten find, wie auch bisher, keine 
Verjährungs⸗, ſondern Ausſchlußfriſten.“) Auf die 
Friſt von ſechs Monaten (Klagefriſt) finden die 
Vorſchriften der 88 203, 206 BGB. entſprechende 
Anwendung. Schon die Verſäumung einer der 
beiden FFriſten, der Einſpruchs⸗ oder der Klage⸗ 
friſt, führt zum Verluſt des Klagerechts. 

Der Militärfiskus wird im Prozeß über mil. 
Verſorgungsanſprüche durch die oberſte Militär: 
verwaltungsbebhörde des Kontingents, in Bayern 
alſo durch das Miniſterium für mil. Angelegen⸗ 
heiten, vertreten.“) Für die Klage ſind die Land⸗ 
gerichte ohne Rückſicht auf den Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes ſachlich zuſtändig. Oertlich zuſtändig 
iſt für Klagen gegen den bayer. Militärfiskus in 
Militärverſorgungsſachen nur das Landgericht 
München I, weil das bayer. Militärminiſterium, 
das den Militärfiskurs im Prozeß über mil. Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche zu vertreten hat, in München 
feinen Sitz hat ($ 18 ZPO.). 


V. 
Uebergangsvorſchriften. 


Die VO. vom 1. Februar 1919 iſt am 1. März 
1919 in Kraſt getreten. 

Bei Feſtſtellungsbeſcheiden, die vor dem 1. März 
1919 zugeſtellt ſind, beſtimmt ſich die Dauer der 
Einſpruchsfriſt nach den bisher geltenden Vor⸗ 
ſchriften (vgl. 8 39 Abi. 1 Nr. 2 OPG., 8 29 
Abf. 3 MG., $ 35 MSG. je alte Faſſung); 
bei Beſcheiden der Penſionsregelungsbehörden, die 
vor dem 1. März 1919 zugeſtellt ſind, endet die 
Einſpruchsfriſt mit dem Ablauf des 31. Mai 1919. 

Ueber Einſprüche gegen Feſtſtellungsbeſcheide 
der höheren Militärverwaltungsbehörde (in Bayern: 
des Verſorgungsamtes), die vor dem 1. Marz 1919 
zugeſtellt worden ſind, entſcheidet die oberſte Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents auch dann, 
wenn auf Grund der VO. vom 1. Februar 1919 
(vgl. 8 29 Abſ. 1 Satz 2 MVG. in neuer Faſſung) 
der Einſpruch gegen den Beſcheid ausgeſchloſſen iſt. 
Gegen die Beſcheide der oberſten Militärverwal⸗ 
tungsbehörde findet in dieſem Fall die Berufung 
an das Millitärverſorgungsgericht Statt. 

Gegen Feſtſtellungsbeſcheide der oberſten Militär⸗ 
verwaltungsbehörde des Kontingents, die vor dem 
1. März 1919 zugeſtellt worden ſind, iſt von dieſem 
Tage ab ſtatt der Klage im ordentlichen Rechts⸗ 
weg bis zum Ablauf der für ſie gegebenen Friſt 
(d. i. ſechs Monate, 8 39 OPGG., $ 42 MG., 


) Näheres hierüber ſiehe Gerlach a. a. O. I, 
10) Näheres hierüber ſiehe Gerlach a. a. O. 1 
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5 35 MHG. je in alter Faſſung) die Berufung 
an das Militärverſorgungsgericht zuläffig. 

Ein am 1. März 1919 vor dem ordentlichen 
Gericht anhaͤngiger Rechtsſtreit wird nach den bis⸗ 
her geltenden Vorſchriften erledigt. Solange der 
Rechtsſtreit vor dem Landgericht anhängig und 
ein Urteil noch nicht ergangen iſt, hat jedoch das 
Gericht den Rechtsſtreit auf Antrag des Klaͤgers 
an das zuſtändige Militärverſorgungsgericht zu 
verweiſen. Der Antrag war bis zum 31. Mai 1919 
zu ſtellen. Die Stellung des Antrags gilt als 
rechtzeitige Einlegung der Berufung (i. S. des 
Art. 2 89 VO. vom 1. Februar 1919). Die 
vor dem Landgericht entſtandenen Gerichtskoſten 
werden niedergeſchlagen; jede Partei trägt ihre 
außergerichtlichen Koſten. Die Stellung dieſes 
Antrages war in vielen Fällen deshalb im Intereſſe 
des Klägers gelegen, weil die Militärverſorgungs⸗ 
gerichte über den ganzen Prozeßſtoff, über Grund 
und Höhe des Anſpruchs frei entſcheiden, ohne an 
eine vorausgegangene Entſcheidung des Kollegiums 
für Penfionierungsfragen gebunden zu ſein, während 
die Gerichte, wie oben ſchon dargelegt, an dieſe 
grundlegenden Entſcheidungen gebunden find. 

Ueber Anſprüche, die ſich auf eine nach dem 
1. Auguſt 1914 (d. i. nach Kriegsbeginn) abge⸗ 
ſchloſſene Dienſtleiſtung ſtützen und auf Grund 
endgültiger Entſcheidung des Kollegiums für 
Penſionierungsfragen abgewieſen ſind, hat die 
oberſte Militärverwaltungsbehörde des Kontingents 
auf Antrag einen neuen Beſcheid zu erteilen. Dies 
gilt entſprechend, wenn eine andere Militärver⸗ 
waltungsbehörde den Anſpruch auf Grund eines 
Tatbeſtandes abgewieſen hat, der der endgültigen 
Entſcheidung des Kollegiums unterlegen wäre, wenn 
Einſpruch bis zur oberſten Militärverwaltungs⸗ 
behörde eingelegt worden wäre. Durch die neue 
Beſcheiderteilung wird der Weg für den neuen 
Rechtszug im Spruchverfahren der Millitärver⸗ 
ſorgung eröffnet. 


VI. 


Die VO. vom 1. Februar 1919 gilt, wie ihr 
Eingang beſagt, „bis auf weiteres“, trägt alſo 
zunächſt proviſoriſchen Charakter. Vor endgültiger 


„Regelung ſollen die Erfahrungen abgewartet werden, 


die mit dem neuen Verfahren gemacht werden. Der 
Bewährung bedürfen außer dem ganz neuen Spruch⸗ 
verfahren vor den Militärverſorgungsgerichten (i. w. 
S.) auch die erhebliche Abkürzung der Einſpruchs⸗ 
friſt im Verwaltungsverfahren, die gegenüber dem 
bisherigen Rechtszuſtand im Militärverſorgungs⸗ 
wefen kurz bemeſſene Berufungs- und Rekursfriſt 
im Spruchverfahren, endlich die Ausſchließung des 
Einſpruchs an die oberſte Militärverwaltungs⸗ 
behörde des Kontingents im Feſtſtellungsverfahren. 
Zur Erprobung des neuen Verfahrens wird bei 
dem Umfang, den das mil. Verſorgungsweſen in 
dieſem Weltkrieg angenommen hat, reichlich Ge⸗ 
legenheit ſein. 
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Zum Schluſſe ſoll noch darauf hingewieſen 
werden, daß Beſtrebungen im Gang ſind, das 
geſamte Militärverſorgungsweſen zu entmilita⸗ 
riſieren, d. h. auch das ganze Verwaltungsverfahren 
in Militärverſorgungsſachen bürgerlichen Behörden 
zur Bearbeitung zu überweiſen. 


Kleine Mitteilungen. 


Außerordentlicher dentſcher Auwaltstag in Leipzig 
am 13. und 14. September 1919. Seit dem Breslauer 
Anwaltstag 1913 trat der deutſche Anwaltstag nicht 
mehr zuſammen — nicht weil es der deutſchen An⸗ 
waltſchaft an Problemen gefehlt, nicht weil es ihr 
etwa ſo wohl ergangen wäre, daß ſie der Ausſprache 
entraten konnte — wir wiſſen nur zu gut, wie ſchwer 
gar weite Kreiſe ihrer Angehörigen um das Daſein 
ringen, und wie viele den Druck der Wirtſchaftslage 
aus eigener Kraft nicht mehr abwehren können. Man 
ſtellte des Reiches Not der eigenen vor! Nun aber 
die wirtſchaftliche Bedrängnis unerträglich und eine 
Ausſprache unaufſchiebbar geworden, berief man für 
den 13. und 14. September eine außerordentliche 
Tagung nach Leipzig. 

Im Mittelpunkt ſtanden wirtſchaftliche Fragen: 
Aenderungen im Gebührenweſen und Reichstarif⸗ 
vertragsver handlungen mit den Angeſtellten. 

Die deutſche Anwaltſchaft befindet ſich ja in der 
in allen Kulturſtaaten einzig daſtehenden Lage, daß 
der Staat ſie (in ſcharfem Gegenſatz zu der amtlich 
ſtets wiederkehrenden Betonung ihrer Unentbehrlichkeit 
und ihren Leiſtungen) ungeachtet der wirtſchaftlichen 
Veränderung ſeit 1879 formell⸗rechtlich in den knappen 
Ein kommensgrenzen jener Zeit hält, während er wirt⸗ 


ſchaftlich die Geldlaſten immer höher auf fie türmt. 


Juſtizrat Dr. Ernſt Auerbach-Frankfurt a. M. 
legte als Berichterſtatter über den erſtgenannten Gegen⸗ 
ſtand unter Verwendung reichen ſtatiſtiſchen Stoffes 
aus dem Gebiet des Anwaltsberufs wie anderer Kreiſe) 
die Unhaltbarkeit dieſes Zuſtandes und ſeine ſchlimmen 
Folgen für Anwaltsſtand wie Rechtspflege dar. Er 
beantragte im weſentlichen, der Anwaltstag ſolle die 
Forderung erheben nach unverzüglichem Erlaß einer 
Notverordnung auf Erhöhung der gegenwärtig geltens 
den Gebührenſätze um 50%, ferner einer Notverord⸗ 
nung zur Uebernahme der Gebühren und Auslagen 
der Anwälte in Armenſachen auf das Reich. Bis zur 


geſetzlichen Regelung ſoll das Recht auf Selbſthilfe 


durch freie Vereinbarung anerkannt werden. An ſein 
Referat ſchloß ſich eine lebhafte Ausſprache. Ueber 
die Unmöglichkeit, ſo weiterzuarbeiten, war man ſich 
einig. Die Vorſchläge zur Abhilfe wichen von⸗ 
einander ab. 

Juſtizrat Dr. Noeſt- Solingen gab einen kurzen 
Ueberblick über die Regelung der Frage in anderen 
Staaten. Kein Anwalt außer dem deutſchen ſei an 
eine Gebührenordnung gegenüber der eigenen Partei 


) Der Magiſtrat Frankfurt verlangt das Armen— 
recht für Beamte bis zu 6000 M Einkommen. Ein 
Anwalt mit gleichem oder geringerem Einkommen 
muß alſo jenem beſſer Geſtellten Arbeitskraft, Schreib— 
werk uſw. unentgeltlich zur Verfügung halten. 
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gebunden, überall ſeien deshalb die Zuſtände befriedi⸗ 
gender als bei uns. Er beantragte: 

a) Eine Aenderung des 8 91 3PO. dahin, daß 
der 2. Abſatz dieſes Paragraphen mit den 
Worten beginnt: „Die durch die Gebühren⸗ 
ordnung feſtgeſetzten Gebühren und Auslagen...“ 

b) Eine Aenderung des 8 1 RAG. dahin, daß 
dieſer Paragraph beſtimmt: „Die Vergütung für 
die Berufstätigkeit iſt, ſoweit der Rechtsſuchende 
einen Anſpruch auf Erſtattung ſeiner Koſten 
gegenüber dritten Perſonen geltend macht, nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu berechnen.“ 

c) Die Aufhebung des 8 93 RAGO. 


Rechtsanwalt Dr. Hoeck⸗ Hamburg ging davon 
aus, daß der Geldwert etwa auf / im Verhältnis 
zur Goldwährung geſunken ſei und auf / durchſchnitt⸗ 
lich im Verbältnis zu inländiſchen Sach⸗, Dienſt⸗ und 
ſonſtigen Leiſtungen. Zwar ſei auch der Wert der 
Streitgegenſtände deshalb um das 4 fache geſtiegen. 
Dagegen nicht die Gebühren infolge der ſtarken De⸗ 
greſſion unſerer Gebührenordnung und der großen 
Spannung der Sätze! Wenn man nun den Grundſatz 
unſerer Gebührenordnung beibehalten, ſie aber rech⸗ 
neriſch den veränderten Verhältniſſen anpaſſen wolle, 
ſo müſſe man die Gebühr nach dem vierten Teil des 
heutigen Streitwertes annehmen und dann auf das 
Vierfache erhöhen z. B. Streitwert 100 M, heutige 
Gebühr 5.20 M. Vierfache Gebühr vom vierten Teil 
des Streitwertes 15.60 M uſw. Er wünſcht desbalb 
aa Ergänzung der 88 9 und 10 RAG. dahin⸗ 
gehend: 

„Die Gebühren werden nach dem 4. Teil des Preis⸗ 
wertes berechnet und alsdann in 4 facher Höhe erhoben. 
Der Reichsminiſter iſt ermächtigt, bei einer weiteren 
Aenderung des Geldwertes (Valuta) anſtatt der Zahl 4 
eine andere Zabl feſtzuſetzen.“ 

Juſtizrat Dr. Hugo Cahn⸗Nürnberg ſchildert 
die ſchwierige Lage der Nürnberger Anwaltſchaft. Er 
erklärt ihren entſchloſſenen Willen die Ungerechtigkeit 
der bisherigen Armenrechtsregelung nicht mehr allzu⸗ 
lange zu ertragen, allenfalls im Wege der Selbſthilfe 
die Tätigkeit in Armenſachen ab 1. Januar 1920 ein⸗ 
zuſtellen. Er beantragt einen entſprechenden Zuſatz 
in den Antrag Auerbach aufzunehmen. 

Nachdem nun noch Juſtizrat Dr. Geiershöfer⸗ 
Nürnberg die Notwendigkeit durchgreifender Abhilfe 
betont hatte, wurde von der Verſammlung der Antrag 
Auerbach zum Beſchluß erhoben mit dem Zuſatz, die 
Erhöhung müſſe min deſtens 50% betragen und für 
die Anwälte beſtebe nicht nur das Recht ſondern auch 
die Pflicht zu angemeſſenen Zuſchlägen im Weg der 
Selbſthilfe. 

Ueber die Frage, ob mit den Anwaltsangeſtellten 
der von ihnen verlangte Reichstarifvertrag abgeſchloſſen 
werden ſolle, ſprach Juſtizrat Max Hahn-⸗Berlin in 
ſehr vornehmer ſachlicher Weiſe. Er wünſchte, die 
Anwälte möchten dieſe Frage nicht vom Standpunkt 
der Beteiligten, ſondern in wohlwollender Sachlichkeit 
behandeln. Unter Vortrag zahlenmäßigen Stoffes legte 
er die tiefgehenden Unterſchiede der einzelnen Kanzlei⸗ 
betriebe dar, vor allem die ſtark voneinander abweichende 
Organiſation des Perſonals in Nord- und Süddeutſch⸗ 
land uſw. und zog daraus den Schluß, daß ein Reichs⸗ 
tarif keine gerechte und ſachgemäße Regelung berbeis 
führen könnte. Andererſeits riet er dem Verlangen 
der Angeſtellten nach Abſchluß örtlicher Tarifverträge 
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ſtattzugeben. Er befürwortete bei der Reichsregierung 
die Ermächtigung der Anwalts kammern zum Abſchluß 
von Tarifverträgen mit der Wirkung zu beantragen, 
daß ſie in Ermangelung örtlicher Vereinbarung in Kraft 
treten. Falls dieſe Ermächtigung der Anwaltskammern 
nicht erfolge, ſeien Verhandlungen über einen Reichs⸗ 
tarifvertrag zu führen, jedoch unter Ausſchluß der nur 
örtlich zu regelnden Gehaltsfrage. Nach langer inhalts⸗ 
reicher Beſprechung wurde ſchließlich der Antrag des 
Berichterſtatters in allen Punkten ancenommen. 

Die gleichzeitig tagende Vertreterverſammlung des 
deutſchen Anwaltvereins nahm Stellung zu dem in der 
Nationalverſammlung am 24. Juli 1919 eingebrachten 
Initiativantrag Grünewald u. Gen. (dem. Partei) Druck⸗ 
ſachen Nr. 649, der die ſofortige Einführung der Frei⸗ 
zügigkeit ſür die Rechtsanwälte forderte, wobei offen⸗ 
bar das Votum des Anwaltstages Breslau 1913 zu 
dieſer Frage überſehen worden war. Nach langer 
Beſprechung faßte man Beſchluß (ſachlich ſtebt dieſer 
Beſchluß in Uebereinſtimmung mit der Auffaſſung des 
Breslauer Anwaltstages 1913), die Einführung der 
Freizügigkeit für erſtrebenswert zu erklären unter der 
Vorausſetzung, daß gleichzeitig die Prüfungsvorſchriften 
in den deutſchen Ländern einheitlich geſtaltet werden. 

Außerdem wurde der Antrag Roſenthal⸗München 
angenommen: „Die Vertreterverſammlung empfiehlt 
zu 8 4 NAD. den Zuſatz: Wer die zum Richteramt 
für Elſaß⸗Lothringen befähigende Prüfung beſtanden 
hat, muß bei demjenigen Gliedſtaate, deſſen Staats⸗ 
angehörigkeit er am 1. Januar 1919 beſaß, zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft zugelaſſen werden; beſaß er eine ſolche 
Staatsangehörigkeit am 1. Januar 1919 nicht, ſo hat 
er freie Wahl, bei welchem Gliedſtaate er um Zu⸗ 
laſſung einkommt.“ 


Rechtsanwalt Dr. Beutner in München. 


Das Beſchwerdeverfahren nach der Bekanntmachung 
vom 11. Juli 1919, die bedingte Begnadigung betreffend.!) 
Nach Nr. 15 der JIMBek. v. 11. Juli 1919, die be⸗ 
dingte Begnadigung betreffend, ſteht gegen die im 
Vollzuge der erwähnten Bek. getroffenen Entſchei⸗ 
dungen des Gerichtes dem Verurteilten, dem Antrag⸗ 
ſteller und der Staatsanwaltſchaft das Recht der Bes 
ſchwerde zu. Dieſes Rechtsmittel kann nicht als pro⸗ 
zeſſuale Beſchwerde nach 88 346 ff. StPO. angeſehen 
werden, da das Begnadigungs verfahren nicht in den 
Rahmen des Prozeßbetriebes gehört, ſondern als eine 
außerhalb des Prozeßverfahrens zu erfüllende Auf⸗ 
gabe den Gerichten vom Miniſterium durch die er⸗ 
wähnte Bek. zugewieſen wurde. Das Beſchwerdever⸗ 
fahren iſt jedoch in der Bek. nicht erſchöpfend geregelt. 
Die Bek. enthält nur Vorſchriften über den Inſtanzen⸗ 
zug und weitere den 88 349 und 352 Abſ. II StPO. 
entſprechende Beſtimmungen. 

Zur Ausfüllung der hiernach verbleibenden Lücken 
wird man auf die Vorſchriften der StPO. über die 
Beſchwerde zurückgreifen müſſen. Insbeſondere wird 
in formeller Beziehung für die Einlegung der Be⸗ 
ſchwerde 8 348 Abſ. I und für die Weiterbehandlung 
8 350 als maßgebend zu erachten fein. Unentbehrlich 
iſt auch die Vorſchrift des 8 351, wonach die Beſchwerde 


) S. a. Nr. 18 dieſes Jahrgangs S. 345/6. 
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ohne vorgängige mündliche Verhandlung zu verbe⸗ 
ſcheiden iſt und eine Zurückverweiſung an die 1. In⸗ 
ſtanz nicht ſtattfindet. 

Zweifel können entſtehen, ob der Erſtrichter zu 
einer Abänderung ſeiner Entſcheidung in analoger 
Anwendung des 8 348 Abſ II StPO. befugt iſt. Falls 
man dem Gerichte dieſe Befugnis zuſpricht, gelangt 
man zu dem wohl nicht zu billigenden Ergebnis, daß 
in ſchöffengerichtlichen Sachen der Amtsrichter auf die 
Beſchwerde des Amtsanwaltes hin befugt wäre, von 
ſich aus den eine Bewährungsfriſt bewilligenden Be⸗ 
ſchluß des Schöffengerichts außer Wirkſamkeit zu ſetzen, 
weil die Verbeſcheidung der Beſchwerde außerhalb der 
Hauptverhandlung erfolgt und hiezu gemäß 8 30 Abſ. II 
GVG. der Amtsrichter als Einzelrichter zuſtändig iſt. 
Die Möalichkeit, daß der Amtsrichter einen Beſchluß 
des Schöffengerichts aufhebt, wäre zwar auch ander⸗ 
weitig denkbar, ſo wenn das Schöffengericht in der 
Hauptverhandlung die Verhaftung des Angeklagten 
beſchließt und der Amtsrichter hernach der Haft⸗ 
beſchwerde abbilft. (Löwe, Anm. 2 zu 8114; 8 347 
Satz 2, 348 Abſ. II StPO. und 8 30 Abſ. II GVG.) 
Es beſteht aber doch der weſentliche Unterſchied, daß 
hier die Entſcheidung des Amtsrichters zugunſten des 
Angeklagten wirkt, während in dem obenerwähnten 
Falle die gegenteilige Wirkung eintritt. 

Fernerhin kann fraglich ſein, ob die Beſchwerde 
nach der Bek. an eine Friſt gebunden iſt. Die ge⸗ 
wöhnliche Beſchwerde nach der StPO. iſt unbefriſtet. 
(Löwe, Anm. 2a zu 8 348 StPO.). Faßt man die Be⸗ 
ſchwerde nach der Bek. im gleichen Sinne auf, ſo bringt 
dies für den Angeklagten die Unzuträglichkeit mit ſich, 
daß er bis zum Ende der Bewährungsfriſt nicht mit 
der Rechtskraft des die Bewährungsfriſt bewilligenden 
Beſchluſſes rechnen kann, wenngleich es in der Praxis 
nicht oft vorkommen dürfte, daß die Staatsanwaltſchaft 
erſt nach geraumer Zeit von ihrem Beſchwerderecht 
Gebrauch macht. 

Die vorſtehend erwähnten Zweifel könnten da⸗ 
durch beſeitigt werden, daß die Beſchwerde im Sinne 
der Bek. als ſofortige Beſchwerde mit den Wirkungen 
des 8 353 StPO. bezeichnet würde. 

Schließlich möchte ich noch darauf hinweiſen, daß 
der Angeklagte bei Durchführung des Beſchwerdever⸗ 
fahrens durch die Staatsanwaltſchaft unter Umſtänden 
in eine ungünſtige Lage kommen kann. Das Gericht 
iſt nämlich bei Bewilligung einer Bewährungsfriſt im 
allgemeinen geneigt, eine höhere Strafe auszuſprechen, 
um den Angeklagten durch die Drohung mit der Straf⸗ 
vollſtreckung vor weiteren Verfehlungen wirkſam ab⸗ 
zuhalten, während der Angeklagte gerne auf ein Rechts⸗ 
mittel gegen das eine höhere Strafe ausſprechende 
Urteil verzichtet, wenn er weiß, daß ihm eine Be⸗ 
währungsfriſt bewilligt iſt. Wenn nun im Wege der 
Beſchwerde, von deren Einlegung der Angeklagte nicht 
in Kenntnis geſetzt zu werden braucht (entipr. An⸗ 
wendung des 8 350 StPO.), der die Bewährungsfriſt 
bewilligende Beſchluß aufgehoben wird, verliert der 
Angeklagte das Rechtsmittel gegen das Urteil, auf 
deſſen Einlegung er unter anderen Vorausſetzungen 
verzichtet hat, weil wohl in allen Fällen bereits die 
Friſt zur Anfechtung des Urteils abgelaufen ſein wird, 
wenn der Angeklagte von dem auf die Beſchwerde 
hin ergehenden Beſchluß Kenntnis erlangt. 

Dagegen kann ſich der Angeklagte nur auf die 
Weiſe ſchützen, daß er bei der Staatsanwaltſchaft Er⸗ 
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kundigungen einzieht, ob fie eine Beſchwerde gegen 
den die Bewährungsfriſt bewilligenden Beſchluß ein⸗ 
zulegen beabſichtigt. 

Amtsanwalt Dr. Gatterbauer in Miesbach. 


Zur Auslegung des $ 766 380. In einer Zwangs⸗ 
vollſtreckungsſache gegen einen Kriegsteilnehmer war der 
anwaltſchaftliche Vollſtreckungsauftrag vom Gerichts⸗ 
vollzieher nicht ausgeführt worden, da ſich bei Voll⸗ 
ſtreckungs beginn die Kriegsteilnehmerſchaft des Schuld⸗ 
ners ergab. Auf Geſuch bewilligte das Vollſtreckungs⸗ 
gericht die Voll ſtreckung, der Gerichtsvollzieher trieb 
ſodann auf neuerlichen Pfändungsauftrag die Voll⸗ 
ſtreckungsſumme bei mit Ausnahme der für den Be⸗ 
willigungsantrag der Zwangsvollſtreckung angeſetzten 
Gebühr nebſt Pauſchale nach 8 3 der VO. zum 
Schutze der Kriegsteilnehmer vom 14. Dezember 1918. 
Den Vollſtreckungstitel händigte er dem Schuldner aus. 
Die vom Vertreter des Gläubigers wegen des Ab⸗ 
ſtriches der */ı Gebühr erhobenen Erinnerungen nach 

8 766 ZTO. wurden vom Amtsgerichte und Land⸗ 
ke D. ohne Entſcheidung in der Sache deshalb 
zurückgewieſen, weil mit der vollzogenen Beitreibung 
der Schuldſumme und der Aushändigung des Voll» 
ſtreckungstitels an den Schuldner das Zwangs⸗ 
vollſtreckungs verfahren beendigt und das Vollſtreckungs⸗ 
gericht nicht mehr nach 8 766 ZPO. befugt ſei, dem 
Antrage des Gläubigers auf Anordnung der Beitreibung 
dieſer Gebühr durch den Gerichtsvollzieher zu ent⸗ 
ſprechen. Mangels eines noch beim Gläubiger vor⸗ 
handenen vollſtreckbaren Titels könne der Gerichts⸗ 
vollzieher eine derartige nachträgliche Vollſtreckung 
nicht mehr vornehmen. 

Dieſe Rechtsanſchauung wird dem Sinne und der 
praktiſchen Bedeutung des 8 766 Abſ. 2 3] O. nicht 
gerecht und iſt meines Erachtens ſchon deshalb un⸗ 
haltbar, weil fie den Gläubiger in einer Reihe von 
Fällen unrichtiger oder unvollſtändiger Ausführung 
eines Vollſtreckungsauftrags rechtlos ſtellt, ſobald der 
Gerichtsvollzieher gemäß 8 757 ZPO. dem Schuldner 
nach Empfang der Leiſtung den Vollſtreckungstitel 
ausgebändigt hat. Nehmen wir an, der Gerichts⸗ 
vollzieher hat, wie es häufig vorkommt, dem Schuldner 
zu wenig Zinſen berechnet, einen Koſtenanſatz des 
Gläubigers als nach ſeiner Auffaſſung unberechtigt 
geſtrichen oder überſehen. oder einen ſonſtigen Teil⸗ 
betrag des Vollſtreckungstitels irrigerweiſe nicht bei⸗ 
getrieben. Was ſoll der Gläubiger machen, wenn ihm 
wegen Aushändigung des Vollſtreckungstitels an den 
Schuldner der Weg der Erinnerung nach 8 766 ZPO. 
verſperrt iſt? Eine weitere vollſtreckbare Ausfertigung 
wird ihm nicht erteilt, wenn die erſte nach Empfang 
der Leiſtung dem Schuldner ausgehändigt iſt (Gaupp⸗ 
Stein zu 8733 ZPO. I). Soll der Gläubiger wegen 
eines meiſt geringen Betrages an nicht beigetriebener 
Hauptſache, Zinſen oder Koſten etwa eine neuerliche 
Klage gegen den Schuldner anſtrengen, deren Erfolg 
wegen des früheren Vollſtreckungstitels ſehr zweifelhaft 
wäre? Oder gar eine Regreßklage gegen den Fiskus, 
die nur bei nachweisbarem Verſchulden des Gerichts⸗ 
vollziehers überhaupt zuläſſig wäre, nicht aber dann, 
wenn letzterer z. B. einen zweifelhaften Koſtenanſatz 
ſtreicht? Die Erhebung einer neuerlichen Klage, um 
zu ſeinem Rechte zu gelangen, iſt deshalb praktiſch ſo 
gut wie ausgeſchloſſen, es bleibt nur die Anrufung der 
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Hilfe des Vollſtreckungsgerichtes nach 8 766 ZPO. 
Eine Friſt für dieſe Anrufung iſt nicht beſtimmt, auch 
nach Beendigung der Vollſtreckung kann ein Antrag 
oder eine Erinnerung noch erhoben werden, ſolange 
der Zweck noch erreichbar iſt. (So Seuffert zu 8 766 
Anm. 5). 

Selbſt wenn man ſich aber auf den rein forma⸗ 
liſtiſchen Standpunkt ſtellt, daß das Erinnerungs⸗ 
verfahren nach Beendigung einer Zwangsvollſtreckung 
nicht mehr zuläſſig ſei, ſo iſt eben in ſolchen Fällen 
trotz Aushändigung des Vollſtreckungstitels an den 
Schuldner bezüglich des vom Gerichtsvollzieher nicht 
beigetriebenen Betrages tatſächlich die Vollſtreckung noch 
nicht beendet, ſondern das Vollſtreckungs verfahren iſt 
inſoweit noch anhängig und kann durch Erinnerungen 
gegen die Nichtbeitreibung beim Vollſtreckungsgericht 
betrieben werden. Ordnet das Vollſtreckungsgericht 
die nachträgliche Beitreibung an, ſo bildet der Gerichts⸗ 
beſchluß den Vollſtreckungstitel für den Gerichts- 
vollzieher. (Vgl. 8 794 Nr. 3 ZPO.). 

Zur Sache hätte das Vollſtreckungsgericht in dem 
erwähnten Falle den Gerichtsvollzieher anweiſen müſſen, 
die ½0 Gebühr nebſt Pauſchale für den Antrag auf 
Bewilligung der Zwangsvollſtreckung vom Schuldner 
beizutreiben, da kein ſtichhaltiger Grund dafür erſichtlich 
iſt, warum diefe Anwaltsgebühr nach 8 3 der VO. vom 
14. Dezember 1918, welche der Geſetzgeber als beſondere 
Gebühr neben der Zwangsvollſtreckungsgebühr ein⸗ 
geführt hat, durch letztere ſollte abgegolten werden. 
Wenn dieſe Gebühr nicht neben der Zwangs⸗ 
vollſtreckungsgebühr eigens angeſetzt werden dürfte, ſo 
wäre ſie praktiſch bedeutungslos, da faſt immer der 
Anwalt, der den Bewilligungsantrag ſtellt, auch ſpäter 
die weitere Vollſtreckung betreiben wird. Es wäre 
ganz unbillig, den Anwalt für die mit dem Bewilligungs⸗ 
antrag verbundene beſondere Mühewaltung nebſt 
Schreibwerk auf die bloße Zwangsvoll ſtreckungsgebühr 
zu verweiſen, die ihm für die Durchführung der 
Vollſtreckung zuſteht. 

Rechtsanwalt Süßer in Würzburg. 


Zur Frage der Stempelpflicht der „Vollmachten“. 
Der Tarif 43, 1 des Bayer. StG. beſtimmt, daß Voll⸗ 
machten zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur 
bei Gericht oder Behörden einem Stempel, berechnet 
nach der Höhe des Gegenſtandswertes, unterliegen und 
ordnet in ſeinem Abſatz V an, daß die erſtmalige 
Anzeige des Bevollmächtigten an das Gericht oder 
die Behörde, daß er im Namen ſeines Auftraggebers 
handele, einer ſchriftlichen Vollmacht gleich geachtet 
werde, wenn ihr eine ſchriftliche Vollmacht nicht zu⸗ 
grunde liegt. Die Stempelpflicht dieſer Vollmachten 
oder Erſatzvollmachten tritt ein mit der Vollendung 
der Errichtung, wenn ſie in Bayern errichtet ſind, 
ſoweit nicht beſondere Beſtimmungen entgegenſtehen; 
die Stempelpflicht bemißt ſich nach dem Inhalt der 
Urkunde. 

Die Einſchaltung „ſoweit nicht beſondere Beſtim⸗ 
mungen entgegenſtehen“ bezieht ſich nicht nur auf die 
im Tarif ſelbſt angeordneten oder noch anzuord⸗ 
nenden Befreiungen von der Steuerpflicht, ſondern auch 
auf die in den ſonſtigen Landes⸗ oder Reichsgeſetzen 
enthaltenen der Grundbeſtimmung entgegengeſetzten 
Anordnungen. In erſter Linie kommen hier 8 115 
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ZPO. und das Gerichtskoſtengeſetz ſowie der Art. 13 Abſ. 1 
der neuen Reichsverfaſſuna in Frage. Nach dieſem gehen 

die Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vor: es beſtimmt 
auch der 8 1 GKG., daß für das Verfahren in den 
vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſachen, 
auf welche die ZPO., StPO. oder KO. Anwendung 
finden, Gebübren und Auslagen der Gerichte nur nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes erhoben werden dürfen und 
ordnet der 8 2 Abſ. I a. a. O. das aus 8 1 an ſich Selbſt⸗ 
verſtändliche an, nämlich die Unzuläſſigkeit der Erhebung 
von Stempeln und anderen Abgaben neben den Gebüh⸗ 
ren. Ausnahmen, eigentlich nur ſcheinbare, ſetzen ſodann 
die Abſätze 2 und 3 feſt. Abſatz 2 beſaat: „Urkunden, 
von denen im Verfahren Gebrauch gemacht wird, ſind 
nur inſoweit einem Stempel oder einer anderen Abgabe 
unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch ſein 
würden.“ Damit drückt das Geſetz aus: 

Eine an ſich ſtempelpflichtige Urkunde iſt dem 
Stempel auch dann unterworfen, wenn von ihr in einer 
vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Rechtsſache, 
auf welche die ZPO., StPO. oder KO. Anwendung 
findet, „im Verfahren“ Gebrauch gemacht wird. Die 
allſeits unbeſtrittene Begründung biezu ſaat: 

„Der Prozeß muß dem landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſteuerungsrecht überhaupt entzogen werden, und ſpäter: 
„Ingleichen darf der Umſtand, daß eine außerhalb 
des Rechtsſtreites errichtete nach den Landesgeſetzen 
ohne Rückſicht auf einen beſtimmten Gebrauch der 
Beſteuerung unterliegende Urkunde in einem Rechts⸗ 
ſtreite zum Beweiſe oder dergl. gebraucht wird, fie 
der landesgeſetzlichen Beſteuerung nicht entziehen.“ 
Von dieſem Geſichtspunkte aus folgert das Reichs⸗ 
gericht in einer Entſcheidung in einer elſaß⸗lothringi⸗ 
ſchen Vollmachtsſtempelfrage unter Bezugnahme auf 
die pvreußiſche G⸗Koſtengeſetzaebung (Geſetz vom 10. Mai 
1851) auch für Preußen die Stempelflicht der Prozeß⸗ 
vollmacht. 

Es ſaat ausdrücklich: „Deſſenungeachtet beſtand 
allſeitiges Einverſtändnis darüber, daß die Stemvels 
pflicht bz. der Prozeßvollmachten durch dieſes Geſetz 
nicht beſeitiat worden ſei. weil angenommen wurde, 
daß es ſich bei der Prozeßvollmacht um einen außer⸗ 
halb des Verfahrens liegenden außergerichtlichen Akt 
handele.“ 

Eine Nachprüfung dieſer Annahme hat ſich das 
RG. in der in Frage ſtebenden Entſcheidung nicht 
annelenen Sein laſſen. Und doch iſt dieſe Frage die 
wichtigſte für die Beurteilung der Stempelpflicht einer 
„Vollmacht“, die in einer vor die ordentlichen Gerichte 
gehörigen Rechtsſache benötigt wird, auf welche die 
ZPO, StPO. oder KO. Anwendung findet. 

Daß die Vollmacht im allgemeinen zu den Ur⸗ 
kunden aehört, iſt unbeſtritten und daher im Rahmen 
dieſes Aufſatzes deren Urkundencharakter nicht zu er⸗ 
örtern. Eine andere Frage aber iſt, ob die Ausſtellung, 
die Erteilung oder Errichtung der Vollmacht nicht 
zu den Prozeßhandlungen gehört. Die Motive zum 
8 2 GKG. ſagen im Anſchluß an den oben angeführten 
Satz „der Prozeß muß dem landesgeſetzlichen Be⸗ 
ſteuerungsrecht überhaupt entzogen werden“. Weiter: 
„Folgerichtig kann die Befreiung von landesgeſetzlichen 
Abgaben aller Art nicht auf die Prozeßhandlungen 
uſw. beſchränkt bleiben.“ 

Es iſt daher zu prüfen, ob die Erteilung oder 
Errichtung der Vollmacht durch den Kläger, den Beklag⸗ 
ten, Nebenintervenienten, Gemeinſchuldner, Antrag⸗ 
ſteller im Konkurs, Konkursgläubiger, Zwangsver⸗ 


357 


ſteigerungsgläubiger, Zwangsverſteigerungsſchuldner 
zu den Prozeßhandlungen gehört oder nicht. Unter 
den Prozeßhandlungen im Sinne der Begründung 
zum 8 2 GKG. find zweifellos ſchon mit Rückſicht auf 
die Faſſung des 81 a. a. O. ſolche im Sinne der ZPO., 
StPO., KO. zu verſtehen. 

Gaupp Stein äußert ſich in ſeinem Kommentar 
10. Auflage zu 880 JI 1 8PO.: „Die Erteilung der Voll⸗ 
macht iſt alfo ein für den Prozeß beſtimmter ibn vor⸗ 
bereitender Akt, eine Prozeßhandlung in dem weiteren 
Sinne und folgeweiſe nach deutſch. Prozeßrecht auch 
dann zu beurteilen, wenn ſie im Auslande vollzogen 
iſt, uſw. Die Erteilung der Vollmacht ſetzt daher 
auf Seite der Partei die Prozeßfäbiakeit voraus, die 
volle oder die beſchränkte für den konkreten Prozeß“ 
und vor 8 128 17 1 Seite 258 „Prozeßhandlung im 
weiteſten Sinne iſt jede Handlung (Willensbetätigung) 
ſowohl der Parteien als auch des Gerichts, die den 
Rechtsſtreit betrifft (8 81), das Verfahren zum Gegen⸗ 
ſtande hat (8 178) uſw. Sie muß alſo der Begründung, 
Fübrung und Erledigung des Rechtsſtreits einſchl. 
der Geſtaltung von Prozeßvorausſetzungen (88 35, 38) 
dienen und vom Prozeßgeſetz in ihren Vorausſetzungen 
und Wirkungen geregelt ſein uſw. 

Im Regelfalle bezeichnet das Geſetz aber als 
Prozeßbandlung nur die Parteihandlungen dieſer Art 
(88 54, 67, 78, 81, 83, 85 ZPO.), ohne daß es möalich 
wäre, einen allgemeinen gültigen Begriff aus dieſen Vor⸗ 
ſchriften abzuleiten. Denn erſichtlich fol in einzelnen 
Fällen die Grenze ſoweit als möglich gezogen werden, 
ſo daß auch die Unterlaſſungen im Prozeſſe ſowie vor⸗ 
prozeſſuale und außerprozeſſuale Handlungen einge⸗ 
zogen werden und ſolche, die nicht dem Gericht und 
dem Gegner gegenüber vorgenommen werden wie die 
Vereinbarungen über die Zuſtändiakeit (8 38), die 
Erteilung der Vollmacht (8 80 II 1) uſw. Ebenſo 
ſagt das RG. im Urteile vom 22. Dez. 1902 Band 56, 
Seite 337 ff. im Gegenſatze zum Urteile vom 
1. März 1887 Band 17, Seite 427 ff. „nachdem in 
den älteren Geſetzen, Rechtſprechung und der Literatur 
herrſchenden Sprachgebrauch ſind unter Prozeßhand⸗ 
lungen nur ſolche Handlungen zu verſtehen, welche dem 
Betriebe des Verfahrens unmittelbar angehören, mögen 
ſie nun dem Gerichte oder dem Gegner gegenüber 
vorzunehmen ſein, namentlich diejenigen, welche die 
gerichtliche Entſcheidung des Rechtsſtreits herbeizu⸗ 
führen geeignet ſind ..., und ſodann weiter als 
Aeußerung zu 8 81 ZPO.: „Aus inneren Gründen 
iſt es unbedenklich die Beſtellung eines Vertreters ſowie 
eines Bevollmächtigten für die höheren Inſtanzen als 
Prozeßhandlung aufzufaſſen.“ | 

Aus dieſen Erläuterungen geht hervor, daß nach 
Rechtslehre und Rechtſprechung die Erteilung oder 
Errichtung der Vollmacht (Prozeßvollmacht als tech⸗ 
niſcher Begriff) eine Prozeßhandlung zum mindeflen 
im weiteren Sinne iſt. Damit ſteht aber feſt, daß die 
landesgeſetzliche Beſteuerung einer Vollmacht, die in 
einer vor die ordentlichen Gerichte gehörigen Recht⸗ 
ſache erteilt wird, auf welche die ZPO , StPO. oder KO. 
Anwendung findet, rechtlich unzuläſſig iſt, weil eine 
Verletzung der RV. und der 88 1 und 2 Abſ. 1 
GKG. gegeben erſcheint. Dies gilt ſowohl für den 
Fall, daß der Vollmachtsſtempel ohne Rückſicht auf 
einen beſtimmten Gebrauch der Vollmacht erhoben 
wird (wie in Preußen)“, als auch für den Fall, daß der 
Stempel erboben wird für Vollmachten zur Vornahme 
von Geſchäften rechtlicher Natur bei Gericht oder 
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Behörden, denn in beiden Fällen wird durch die Be⸗ 
ſtimmung der Vollmacht für eine vor die ordentlichen 
Gerichte gehörige Rechtſache, auf welche die ZPO., 
StPO. oder KO. Anwendung ſindet, ſchon bei Voll⸗ 
endung der Errichtung ausgedrückt, daß eine im Sinne 
des 8 1, 8 2 Abſ. 1 GKG. vorgenommene Prozeß⸗ 
handlung in Frage ſteht und dieſe Prozeßhandlung iſt 
eben mittelbar und unmittelbar dem landesgeſetzlichen 
Beſteuerungsrecht entzogen. Es ergibt ſich hieraus, 
daß jede Prozeßvollmacht vom Landesſtempel befreit 
iſt, die ſich im Rahmen der 88 81 ff. ZPO. hält, 
gleichviel wann ſie erteilt iſt. Auf die Anhängig⸗ 
keit, wie ſich das Oberſte Landesgericht in ſämtlichen 
Entſcheidungen über die Stempelpflicht von vom Be⸗ 
klagten ausgeſtellten Vollmachten ausſpricht, kommt 
es grundſätzlich gar nicht an. 

Eine weitere für die Stempelpflicht der Vollmacht 
wichtige Frage iſt die Ueberſchreitung des für eine 
beſtimmte Rechtsſache notwendigen Rahmens der Voll⸗ 
macht. Iſt eine in einem Darlehensprozeſſe erteilte 
Vollmacht ſtempelpflichtig, wenn in ihr dem Bevoll⸗ 
mächtigten zugleich Ermächtigung zum Antrag auf 
Konkurseröffnung über das Vermögen des Schuldners 
oder auf Stellung von Privatklage uſw. gegenüber 
dem Schuldner erteilt iſt? Entſprechend der oben 
entwickelten Rechtslage tritt hier Stempelbefreiung ein, 
ſolange die Vollmacht nur Befugniſſe des Vertreters 
enthält, die ſich im Rahmen der nach der ZPO., StPO. 
oder KO. geſtatteten und zuläſſigen Ermächtigungen 
bewegen, denn in ſämtlichen Fällen iſt die geſonderte 
für das eine oder andere Verfahren erteilte Vollmacht 
gemäß 8 1 Abſ. 1 GKG. an ſich ſchon ſtempelfrei. 

Aus welchen Gründen ſonach eine zuſammengefaßte 
Vollmacht ſtempelpflichtig ſein ſollte, iſt unerfindlich. 
(Anderer Anſicht ObL G. vom 17. Januar 1916 BBl. 
z. JMBl. 1916 S. 128, insbeſondere S. 131; das Ob“ G. 
arbeitet mit 8 2 Abſ. 2 des GK G.). 

Ebenſo iſt in Bayern eine Vollmacht ſtempelfrei, 
die die Ermächtigung des Bevollmächtigten zum 
Empfange von Geld oder Geldeswert ſowie zur 
Quittungsleiſtung enthält. Hier liegt nicht mehr reine 
Prozeßvollmacht, im Sinne der eo-ipso ſtempelfreien 
Vollmacht (ſtempelfreials Prozeßhandlung) vor, ſondern 
eine Zuſammenfaſſung dieſer mit einer weiteren Er⸗ 
mächtigung, zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher 
Natur (Quittungsleiſtung vor Gericht oder Behörden). 
Es iſt in dieſem Falle der der abgeleiteten Stempel⸗ 
befreiung aus 8 2 Abi. 2 GKG. gegeben. 

Denn biernach liegt Stempelbefreiung vor bei 
Urkunden, von denen im Verfahren Gebrauch gemacht 
wird, wenn ſie ohne dieſen Gebrauch ſtempelfrei ſind. 
Ohne den Gebrauch bei Gericht oder Behörden iſt 
aber eine ſolche Vollmacht unbeſtrittenermaßen in 
Bayern ſtempelfrei. Wenn auch die Stempelpflicht 
einer ſolchen Urkunde in Bayern bereits mit der Voll⸗ 
endung der Errichtung, alſo im Zeitpunkte der Unter⸗ 
ſchrift des prozeßfähigen Ausſtellers und Auftrag⸗ 
gebers eintreten ſoll, ſo iſt die Zweckbeſtimmung der 
Vollmacht doch ihre Beſtimmung zur Vornahme von 
Geſchäften rechtlicher Natur bei Gericht und iſt ſie, 
wie das Ob“ G. mit Recht ausführt, mit Rückſicht auf 
8 2 Abſ. 2 GKG. ſtempelfrei. (Siehe Beilagen zum 
IJMBl. 1916 S. 127). Das Ob“ G. kommt wohl in 
dem angezogenen Falle in der Entſcheidung vom 
21. März 1917, Blätter für das Bayer. Finanzweſen 
S. 215 ff. aus anderen Gründen zu dem gleichen 
Ergebniſſe. 
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Aus den oben dargelegten Gründen iſt daher auch 
die im Tarif 43, V näher bezeichnete erſtmalige Anzeige 
bei Gericht (Erſatzvollmacht) ſtempelfrei. Anders da⸗ 
gegen verhält es ſich mit Vollmachten, die zugleich die 
Ermächtigung zur Vertretung in Pflegſchafts⸗ und 
Nachlaßſachen wie überhaupt in der geſamten nicht⸗ 
ſtreitigen Rechtspflege, im Grundbuchverkehr, zur Vor⸗ 
nahme aller Geſchäfte rechtlicher Natur bei Gericht 
oder Behörden enthalten. Hier tritt die Stempelpflicht 
nach Art. 7 I Tarif 43 StG. ein, da nach Art. 8 I 
im allgemeinen der Inhalt der Urkunde maßgibt für 
die Stempelpflicht, und die Fälle des 8 1 Abſ. 1 und 2 
Ab. II Gg G. in ihrem Umfange überſchritten find. 

Oberſekretär Lehmer in Fürth. 


Aus der Nechtſprechung. 
Reichsgericht. 
Zivilſachen. 


1 


Haftung des Gebändebefitzers nach 8 836 868. 
beim Abſturz einer Gipörsſette von der Frontſeite des 
Hauſes. Die Kl. verlangt Erſatz des Schadens, den 
ſie dadurch erlitt, daß ihr beim Vorübergehen am 
Haufe des Bekl. eine 850 gr ſchwere Gipsroſette auf 
den Fuß fiel, die unter dem Dachgeſims an der Faſſade 
angebracht geweſen war. Der Klage wurde ſtatt⸗ 
gegeben, das Os. verwarf die Berufung; die Revi⸗ 
ſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das Herabfallen der Ro⸗ 
ſette iſt nach der Feſtſtellung des BG. darauf zurück⸗ 
zuführen, daß das Dach über ihr undicht war und 


n 
Waſſer durchließ, daß dieſes in den Wandputz ein⸗ 


dringende Waſſer durch Gefrieren Riſſe im Putz her⸗ 
vorrief und daß dadurch im Laufe der Zeit der Putz 
ſich loslöſte, bis zuletzt ein Stück davon mit der daran 
ſitzenden Roſette herabfiel. Hiernach iſt die Loslöſung 
der Roſette auf Witterungseinflüſſe und insbeſondere 
auf das Eindringen von Feuchtigkeit zurückzuführen. 
Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß ein Mangel der 
Unterhaltung vorlag. Denn es handelte ſich nicht um 
ein außergewöhnliches Naturereignis, ſondern um regel⸗ 
mäßige Einwirkungen der Witterungseinflüſſe, mit 
denen zumal auf der dem Regen beſonders ausgeſetzten 
Wetterſeite eines Gebäudes nach der allgemeinen Er⸗ 
fahrung gerechnet und auf deren Beſeitigung zwecks 
ordnungsmäßiger Inſtandhaltung des Hauſes Bedacht 
genommen werden muß. Der Bell. iſt daher der Kl. 
nach 8 836 Abſ. 1 BGB. ſchadenerſatzpflichtig, wenn 
er nicht nachweiſt, daß er zum Zwecke der Abwendung 
der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt be⸗ 
obachtet hat. 

Das B. erachtet dieſen Beweis nicht als geführt. 
Es erwägt: Der Bekl. habe den Zuſtand der Roſetten 
ſeines Hauſes in angemeſſenen Zwiſchenräumen prüfen 
laſſen müſſen und zwar umſomehr, als die Frontſeite 
des Hauſes an einer öffentlichen Straße ohne Vor⸗ 
garten und nach der Wetterſeite liege und unter Schlag⸗ 
regen zu leiden habe. Die ordnungsmäßige Unter⸗ 
haltung erfordere die regelmäßige Unterſuchung der 
Gebäude durch zuverläſſige Sachverſtändige. Die Wieder⸗ 
kehr der Unterſuchung richte ſich nach der Beſchaffen. 
heit und nach der örtlichen Lage der Gebäude; bei 
ſolchen, die beſonders dem Wind und Wetter ausgeſetzt 
ſeien, ſei eine häufigere Nachſchau erforderlich als 
unter gewöhnlichen Umſtänden. Der Bekl. habe dieſer 
Pflicht nicht dadurch genügt, daß er 1896, alſo 20 Jahre 
vor dem Unfall, die Frontſeite durch den Tüncher⸗ 
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meiſter F. habe ausbeſſern laſſen. Die Notwendig⸗ 
keit der Aufſtellung eines Gerüſtes und der damit ver⸗ 
bundene Koſtenauſwand können den Bekl. von der 
Vornahme der Unterſuchungen nicht entbinden, wo die 
Sicherheit des öffentlichen Verkehrs und das Leben 
und die Geſundheit der vor dem Hauſe Verkehrenden 
in Frage ſtehe. Die Reviſion rügt, daß das BG. die 
Anforderungen an die Sorgfaltspflicht überſpannt habe. 
Es ſei nicht feſtgeſtellt, daß eine genaue Unterſuchung 
des Hauſes die Schadhaftigkeit der Stelle ergeben 
haben würde. Es ſei Beweis dafür angetreten, daß 
alle übrigen Roſetten durchaus feſtſäßen. Die Schad⸗ 
haftigkeit ſei äußerlich nicht erkennbar geweſen und 
das Herabfallen einer Roſette ſei nach der Angabe 
des Sachverſtändigen K. ſehr ſelten. Unter dieſen 
Umſtänden habe dem Bekl. eine koſtſpielige Unter⸗ 
ſuchung nicht angeſonnen werden können, zumal im 
Kriege, wo Handwerker nur ſchwer zu erlangen ge⸗ 
weſen ſeien. Dieſe Rüge kann keinen Erfolg haben. 
Die Ausführungen des BG. decken ſich mit den Grund⸗ 
ſätzen, die das RG. in dem Urteile vom 4. Januar 
1904 (JW. 1904 S. 910) aufgeſtellt und ſeitdem ſtändig 
feſtgehalten hat. Danach iſt gerade mit Rückſicht auf 
die beſonderen Gefahren, die ſich für die öffentliche 
Sicherheit aus der Aufſtellung oder Befeſtiaung ge⸗ 
wiſſer an der Straßenfront angebrachter Werkſtücke 
oder Verzierungen und dem Einfluß von Wind und 
Wetter darauf ergeben können, ſolchen Gebäudeteilen 
auch eine beſondere Sorgfalt zuzuwenden. Deshalb 
find gründliche Unterſuchungen in gewiſſen Zwiſchen⸗ 
räumen geboten, die je nach den Verhältniſſen länger 
oder kürzer zu bemeſſen find. Nun mag bei Gips⸗ 
roſetten im Hinblick auf ihr geringes Gewicht auch bei 
fehlender Verankerung die Gefahr eines Ablöſens nicht 
beſonders groß und deshalb die Unterſuchung nur in 
längeren Zwiſchenräumen erforderlich ſein. Immerhin 
hängt die Feſtigkeit ihrer Anbringung von der Halt⸗ 
barkeit und Unverſehrtheit des Wandputzes ab, der 
namentlich auf der Wetterſeite den Witterungsein⸗ 
flüſſen unterliegt und durch deren Einwirkung mit 
der Zeit gelockert werden kann. Allerdings wird der 
Teil der Hauswand unterhalb des Daches, an dem 
die Roſetten angebracht ſind, teilweiſe durch das Dach 
vor Feuchtigkeit geſchützt, dieſer Schutz dauert aber 
nur ſo lange, als das Dach dicht iſt und keine Feuchtig⸗ 
keit durchläßft. Wird das Dach ſchadhaft, fo beſteht 
die Gefahr, daß das durchſickernde Waſſer von oben 
her in den Wandputz eindringt und ihn lockert, wie 
es hier nach der Feſtſtellung des BG. geſchehen tft. 
Mit dieſer Möglichkeit mußte der Bekl. rechnen und 
die hiernach erforderlichen Maßnahmen treffen. Zum 
wenigſten wäre beſondere Aufmerkſamkeit auf die Er⸗ 
haltung der Undurchläſſigkeit des Daches zu richten 
geweſen. Der Bekl. hat aber nicht behauptet, auch 
nur in dieſer Hinſicht irgend etwas veranlaßt zu 
haben. Er hat ſich darauf berufen, daß er 1896 die 
Frontſeite des Hauſes habe ausbeſſern laſſen, und 
meint, damit ſeiner Unterhaltungspflicht Genüge getan 
zu haben. Wenn das BG. hierin einen Mangel der 
erforderlichen Sorgfalt erblickt hat, ſo kann von einer 
Ueberſpannung der Sorgfaltspflicht keine Rede ſein. 
Daß die Schadhaftigkeit der Stelle äußerlich nicht er⸗ 
kennbar geworden und daß niemals Beſchwerden über 
den Zuſtand des Hauſes erhoben worden ſeien, kann 
den Bekl. nicht entlaſten. Gerade zur Aufdeckung äußer⸗ 
lich nicht hervortretender Mängel und zur Verhütung 
der dadurch drohenden Gefahren muß der Hauseigen⸗ 
tümer Unterſuchungen durch zuverläſſige Sachverſtän⸗ 
dige vornehmen laſſen. Mit Recht hat daher das BG. 
die Angabe des Sachverſtändigen K. als unerheblich 
angeſehen, daß der Bekl. als Laie den gefahrdrohenden 
Zuſtand der Roſette nicht habe wahrnehmen können, 
und die perſönliche Anſicht des Sachverſtändigen als 
unrichtig zurückgewieſen, daß eine Unterſuchung der 
JFaſſade nur bei aͤußerlichem Hervortreten von Schäden 
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erforderlich ſei. Die Höhe der Koſten konnte kein 
Grund ſein, den Bekl. der um der öffentlichen Sicher⸗ 
heit willen beſtehenden Verpflichtung zur Unterſuchung 
zu überheben. Daß der Bekl. während des Krieges 
keine geeigneten Handwerker habe finden können, hat 
er ſelbſt nicht behauptet, im übrigen würde eine ord⸗ 
nungsmäßige Unterhaltung nach der im Jahre 1896 
vorgenommenen Ausbeſſerung ſchon vor dem Aus⸗ 
bruche des Krieges eine erneute Unterſuchung erfor⸗ 
dert haben. 

Der von der Revifion vermißten Feſtſtellung, daß 
eine genaue Unterſuchung die Schadhaftigkeit der Be⸗ 
feſtigung ergeben haben würde, bedurfte es nicht. Der 
8 836 Abſ. 1 BGB. ſtellt für den Fall eines auf mangels 
hafter Errichtung oder Unterhaltung eines Gebäudes 
beruhenden Schadens eine Vermutung auf, daß den 
Grundſtücksbeſitzer ein Verſchulden an der mangel⸗ 
haften Beſchaffenheit des Gebäudes treffe. Sache des 
Bekl. iſt es, dieſe Vermutung durch den Nachweis zu 
widerlegen, daß er entweder die im Verkehr erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet habe oder daß der Mangel 
dieſer Sorgfalt für den fehlerhaften Zuſtand des Ge⸗ 
bäudes und den dadurch herbeigeführten Schaden nicht 
urſächlich geweſen ſei. Der Bekl. hätte daher darlegen 
müſſen, daß auch bei einer den Umſtänden nach ge⸗ 
botenen Unterſuchung durch einen Sachverſtändigen 
die mangelhafte Befeſtigung nicht entdeckt worden 
wäre. Eine derartige Behauptung iſt aber nicht auf⸗ 
geſtellt. Die Verteidigung hat ſich nur nach der Rich⸗ 
tung bewegt, daß der Mangel äußerlich nicht hervor⸗ 
getreten und für einen Laien nicht wahrnehmbar ge⸗ 


weſen ſei. (Urt. des IV. 35. vom 3. Juli 1919, IV 
118/1919). n 
4730 


II. 


Auslegung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments von 
Ehegatten, wenn darin Vermächtniſſe angeordnet find, 
die erſt nach dem Tode des Ueberlebenden aufallen ſollen 
55 2176, 2177, 2178 BEB.). Im Art. 7 eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments haben die Eheleute B. beſtimmte 
Vermächtniſſe ausgeſetzt, die dem Bedachten erſt mit 
dem Ableben des Längſtlebenden anfallen und inner⸗ 
halb 6 Monaten nach deſſen Sterbetage ausgezahlt 
werden ſollten. Den Vermächtnisnehmern ſind ihre 
Abkömmlinge ſubſtituiert. Art.7 ſchließt mit dem Satze: 
„Da, wie wir im Eingange dieſes Art. 7 beſtimmt 
haben, die Legate erſt den Bedachten an dem Zeit⸗ 
punkte des Todes des Längſtlebenden von uns an⸗ 
fallen, hat auch erſt dann und nicht früher und ins⸗ 
beſondere nicht ſchon nach dem Ableben des Erſtver⸗ 
ſtorbenen von uns eine Benachrichtigung der Legatare 
von den ihnen zugedachten Legaten ſtattzufinden.“ 
In einem Rechtsſtreit ergaben ſich Zweifel darüber, 
ob nur eine Verfügung des Längſtlebenden vorliege 
oder ob beide Ehegatten die Vermächtniſſe angeordnet 
hätten. Das RG. führte dazu Folgendes aus: 

Die Reviſion beruft ſich auf die Vorſchrift des 
8 2176 BGB. Darnach fällt regelmäßig der Anfall 
des Vermächtniſſes mit dem Tode des Erblaſſers zu⸗ 
ſammen. Sie will dieſer Regel entnehmen, daß auch 
hier der Tod des Erſtverſterbenden nicht als Tod des 
Erblaſſers angeſehen werden könne, wenn nach Art. 7 
beim Tode des Erſtverſterbenden noch nichts anfallen 
ſolle; vielmehr habe jeder der beiden Ehegatten die 
Vermächtniſſe nur für den Fall angeordnet, daß er 
der Längſtlebende ſein werde; dies erkläre auch die 
einfachere Ausdrucksweiſe „wir beſtimmen uſw.“, weil 
man nicht gewußt habe, wer von den Ehegatten der 
Letztverſterbende fein werde. Das BG. iſt dieſer Aus⸗ 
legung nicht beigetreten und hat ſtatt deſſen die Auf- 
faſſung vertreten, daß beide Ehegatten die Vermächt⸗ 
niſſe angeordnet haben und daß die Vermächtniſſe des 
Erſtverſterbenden nicht ſchon bei deſſen Tode, ſondern 
erſt im Zeitpunkte des Todes des Längſtlebenden den 
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Bedachten anfallen ſollen. Dieſer Auslegung fieht 
rechtlich auch 8 2177 BGB. zur Seite, wonach der An⸗ 
fall eines unter Beſtimmung eines Anfangstermins 
angeordneten Vermächtniſſes erſt mit dem Eintritte 
des Termins (hier der Zeitpunkt des Todes des Längſt⸗ 
lebenden) erfolgen ſoll. Für die Annahme aber, daß 
jeder der Ehegatten die Vermächtniſſe nur bedingt an⸗ 
geordnet habe, für den Fall, daß er der Längſtlebende 
ſein werde, bietet der Artikel 7 keinen zwingenden An⸗ 
halt, der ausdrücklich nur den Zeitpunkt für den An⸗ 
fall der von beiden Ehegatten angeordneten Vermächt⸗ 
niſſe auf den Tod des Längſtlebenden feſtgelegt hat. 
Daß durch die Feſtlegung des Anfallstermins auf den 
Zeitpunkt des Längſtlebenden die Vermächtniſſe inſo⸗ 
fern ungleich fällig würden, als nur der Anfall der 
Vermächtniſſe des Erſtverſterbenden bis dahin befriſtet 
würde, während die Vermächtniſſe des Längſtlebenden 
alsbald mit deſſen Tode anfallen ſollten, iſt zuzugeben. 
Aber den zeitlichen Anfall der Vermächtniſſe verſchieden 
zu geſtalten, war den Ehegatten rechtlich nicht ver⸗ 
wehrt; fie iſt auch mit der Anwendung des 8 2177 BGB. 
durchaus verträglich. Die Reviſion meint: Wenn man 
nach 8 2177 BGB. den Anfall des Vermächtniſſes auf 
die Zeit nach dem Tode des Längſtlebenden verſchieben 
wollte, würde die Beſtimmung im Art. 7 unter allen 
Umſtänden ganz wertlos ſein, wonach den Bedachten 
ihre Abkömmlinge ſubſtituiert worden ſind, falls ſie 
den Anfall nicht erleben ſollten. Das iſt nicht ſtich⸗ 
haltig. Die Reviſion führt auch nur einen Fall an, 
wo ihrer Meinung nach der Vermächtnisnehmer den 
Eintritt des Subſtitutionsſalls verhindern könnte, näm⸗ 
lich, wenn er zu feinen Lebzeiten die ihm nach 8 2179 
BGB. zuſtehende Anwartſchaft auf das Vermächtnis 
einem anderen übertragen würde. Aber die Möglich⸗ 
keit dieſes von der Reviſion bloß theoretiſch aufge⸗ 
ſtellten Falles, den ſich die Teſtatoren ſchwerlich vor⸗ 
geſtellt haben, brauchte das BG. keineswegs zu der 
von der Reviſion vertretenen Auffaſſung zu zwingen, 
daß die Teſtatoren nur Vermächtniſſe des Längſtlebenden 
haben anordnen wollen. 

Sodann meint die Reviſtion, der Schlußſatz des 
Art. 7 über das Verbot der Benachrichtigung der Ver⸗ 
mächtnisnehmer nach dem Ableben des Erſtverſterbenden 
weiſe deutlich auf den Willen der Teſtatoren, daß es 
ſich nur um Verfügungen des Längſtlebenden handeln 
ſolle. Auch dieſe Rüge greift nicht durch. Das BG. 
hat nicht verkannt, daß jenes Verbot gegen die Vor⸗ 
ſchrift des 8 2262 BGB. verſtoßen hat; es hält aber 
den Teſtatoren zugute, ſie hätten gleichwohl der Mei⸗ 
nung fein können, daß der 8 2262 unanwendbar ſei. 
Bei dieſer tatſächlichen Würdigung konnte aber das 
BG. nach 8 286 ZPO. jenes Verbot für die Aus⸗ 
legung ihres Willens ohne Prozeß⸗ und Rechtsverſtoß 
für unerheblich erachten, und zwar auch dann, wenn 
ſie von einem anerkannt ſcharfſinnigen Notar beraten 
worden find. (Urt. d. IV. 35. v. 16. Juni. 1919, IV 
63/1919). - — n. 

4729 . 
III. N 

Kann gegenüber einer Klage des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers eingewendet werden, der Eeblaſſer ſei geſchäfts⸗ 
unfähig geweſen und das die Ernennung zum Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ausſprechende Teſtament ſei deshalb nichtig, 
auch wenn die Klage weder die Feſtſtellung des Erb⸗ 
rechts noch die Gültigkeit des Teſtaments betrifft? Der 
Beklagte hatte dem Teſtamentsvollſtrecker mitteilen 
laſſen, er beabſichtige das Teſtament anzufechten und 
erſuche ihn deshalb, ſich jeder Amtshandlung zu ent— 
halten, damit er nicht eine einſtweilige Verfügung er— 
wirken müſſe. Der TV. klagte daraufhin mit dem 
Antrage feſtzuſtellen, daß er das Recht habe, die letzt⸗ 
willige Verfügung auszuführen. Das OLG. wies ihn 
ab. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Die Reviſion wendet ſich 
dagegen, daß das OLG. den vom Beklagten unters 
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nommenen Beweis der Geſchäftsunfähigkeit des Erb⸗ 
laſſers in dieſen Rechtsſtreit überhaupt zugelaſſen hat. 
Sie hält der Klage gegenüber den Einwand der Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit des Erblaſſers ſolange für ausge⸗ 
ſchloſſen, als der Beklagte nicht die Unwirkſamkeit des 
Teſtaments mit Rechtskraft gegenüber den Perſonen 
feſtgeſtellt habe, die aus dem Teſtament im Falle ſeiner 
Gültigkeit Rechte ableiten können. Dieſer Angriff geht 
fehl. Zwar iſt es richtig, daß es ſich nach der Klage 
hier nicht, mindeſtens nicht unmittelbar, um die Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens eines Erbrechts des Bekl. 
oder um die Gültigkeit des Teſtaments, ſondern um 
die Berechtigung des Kl. handelt, als TB. das Teſta⸗ 
ment des Erblaſſers auszuführen. Ziel und Gegen» 
ſtand der Klage iſt die Beſeitigung der Störung, 
die in der Teſtamentsvollſtreckertätigkeit des Kl. da⸗ 
durch eingetreten iſt, daß der Bekl. gegen die Aus⸗ 
führung des Teſtaments Widerſpruch erhoben hat. 
Aber alles das ändert nichts daran, daß ſich der 
Kl. zur Begründung ſeiner Klage auf das Teſtament 
und die in ihm enthaltene Ernennung zum T. 
beruft und, wenn er durchdringen will, auch zu 
berufen genötigt iſt. Er muß ſich deshalb auch ge⸗ 
fallen laſſen, daß der Gegner die Gültigkeit des Teſta⸗ 
ments und die Ernennung zum TB. beſtreitet und 
auf dieſe Weiſe der Klage die Grundlage zu entziehen 
ſucht. Indem der Bekl. geltend macht, daß das die 
Teſtamentsvollſtreckung anordnende Teſtament nichtig 
185 bekämpft er die Klageberechtigung des Kl. und 
azu iſt ein Beklagter ſtets befugt. Allerdings bekleidet 
der TV., wenn auch nicht im öffentlich-rechtlichen Sinne, 
ein „Amt“ (SS 2197, 2201, 2202, 2221, 2224, 2225, 
2226 BG B.), das ihn bei Vermeidung einer perſönlichen 
Haftung (§ 2219) verpflichtet, die ſich aus dem Amte 
ergebenden Obliegenheiten zu erfüllen, zu denen die 
Ausführung der letztwilligen Verfügungen des Erb⸗ 
laſſers gehört (§ 2203). Allein dieſes Amt entſteht gar 
nicht, wenn die Ernennung zum TV. unwirkſam iſt. 
Unwirkſam aber iſt ſie nicht etwa nur, wenn einer der 
in § 2201 bezeichneten, in der Perſon des Ernannten 
liegenden Gründe zutrifft, ſondern auch dann, wenn die 
letztwillige Verfügung der Gültigkeit entbehrt, in der die 
Ernennung ausgeſprochen iſt. Dabei iſt es gleichgültig, 
ob die Ernennuug zum TV. in einer öffentlichen Ur⸗ 
kunde oder in einem eigenhändigen Teſtament erfolgt 
iſt und ob der TV. durch förmliche Erklärung gegen⸗ 
über dem Nachlaßgerichte das Amt angenommen hat 
(82202) oder nicht. Die Erwägung des Os G., die Wirk⸗ 
ſamkeit der Ernennung zum TV. ſetze die Gültigkeit des 
die Ernennung enthaltenden Teſtaments voraus, iſt alſo 
richtig. Die ihr angeſchloſſene Bemerkung, die Un⸗ 
gültigkeit des Teſtaments bilde einen zu dem im Geſetz 
(S 2225) angeführten Gründen hinzutretenden, in der 
Natur der Sache liegenden „Endigungsgrund“ für das 
Teſtamentsvollſtreckeramt, iſt zwar inſofern ungenau, 
als die Ungültigkeit des Teſtaments keinen Endigungs⸗ 
grund, ſondern einen Grund dafür abgibt, daß das 
Amt des TVs gar nicht entſteht. Dieſe Ungenauig⸗ 
keit iſt aber ſachlich bedeutungslos. 


Die Reviſion führt aus, der Kläger ſei zur Er⸗ 
füllung der ſich aus dem Teſtamentsvollſtreckeramt er⸗ 
gebenden Obliegenheiten ſolange verpflichtet und des⸗ 
halb auch berechtigt, als die Möglichkeit beſtehe, daß 
in einem anderen Rechtsſtreite zugunſten der in dem 
Teſtamente Bedachten die Gültigkeit des Teſtaments 
feſtgeſtellt werde. Darin kann ihr nicht gefolgt werden. 
Freilich wirkt das hier ergehende Urteil nur für und 
gegen die Parteien (8 325 ZPO.), da es nicht unter 
die Beſtimmung in 8 327 3B0D. fällt (f. 88 2212, 
2213 BGB.). Endgültig läßt ſich die Frage, ob das 
Teſtament vom 29. Mai 1915 gültig iſt, und die davon 
abhängige Frage, ob der Erblaſſer nach dem Geſetz 
oder nach dem Teſtamente beerbt wird, nicht zwiſchen 
dem Kl. und dem Bekl., fondern nur zwiſchen den 
geſetzlichen Erben und den im Teſtamente Bedachten 
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austragen. Aber das hindert den Bekl. nicht, in 
dem vom TV. gegen ihn angeſtrengten Rechtsſtreite 
die Ungültigkeit des Teſtaments geltend zu machen 
und damit dem Kl. die Klageberechtigung zu be⸗ 
ſtreiten. Der Umſtand, daß die Frage nach der Gültig⸗ 
keit des Teſtaments nicht zwiſchen den Parteien end⸗ 
ültig ausgetrogen werden kann, könnte höchſtens 
weifel an der Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage auf⸗ 
kommen laſſen. Dann nämlich, wenn die Gültigkeit 
des Teſtaments den unmittelbaren Streitgegenſtand 
bildete. Das iſt aber nach der Auffaſſung des Os. 
nicht der Fall, und dieſe Auffaſſung iſt dem Kl. günſtig, 
übrigens auch zutreffend. Davon, daß das OLG. dem 
Kläger zumute, mit der Erfüllung ſeiner Amtspflicht 
zu warten, bis es dem Bekl. belieben werde, ſeiner⸗ 
ſeits mit gerichtlichen Schritten gegen die in dem Te⸗ 
ſtamente Bedachten vorzugehen, kann ſchon im Hin⸗ 
blick auf die Zulaſſung der e nicht 
die Rede fein. (Urt. des IV. ZS. v. 19. Juni 1919, 
IV 16/1919). —— n. 
4728 


= 


Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivil ſachen. 
1 


Das Oberſte Landesgericht iſt nicht zuſtändig zur 
Enticheidung von Streitigkeiten zwiſchen bayer. und 
autzerbayer. Gerichten im Falle des 3 5 F668. Das 
bayer. Amtsgericht M. und das preuß. Amtsgericht G. 
ſtreiten über die Zuſtändigkeit zur Anordnung einer 
Vormundſchaft. Das AG. M. hat die Akten dem 
Oberſten Landesgericht zur Entſcheidung über die Zu⸗ 
N vorgelegt. Die Entſcheidung wurde abge⸗ 
ehnt. 

Aus den Gründen: Nach § 5 JG. wird, 
wenn Streit oder Ungewißheit darüber beſteht, welches 
von mehreren Gerichten örtlich zuſtändig iſt, das zu⸗ 
ſtändige Gericht durch das gemeinſchaftliche obere Ge⸗ 
richt beſtimmt. Gemeinſchaftliches oberes Gericht iſt 
hier nicht das Oberſte Landesgericht, da es ſich nicht 
um einen Streit bayeriſcher in den Bezirken verſchie⸗ 
dener Oberlandesgerichte liegender Gerichte handelt 
(8 199 J.), ſondern das Reichsgericht; denn die 
ſtreitenden Gerichte gehören verſchiedenen Bundes⸗ 
ſtaaten an und liegen nicht in dem Bezirke des näm⸗ 
lichen OLG. Nach der Faſſung, die der erwähnte § 5 
JG. durch den Art. VI des RG. v. 22. Mai 1910 betr. 
die Zuſtändigkeit des RG. erhalten hat, tritt an die 
Stelle des RG. das OL G., zu deſſen Bezirk das zuerſt 
mit der Sache befaßte Gericht gehört. Dieſe ober» 
landesgerichtliche Zuſtändigkeit iſt für Bayern nirgends 
dem Oberſten Landesgericht übertragen. (Beſchl. d. 
FJer.ZS. v. 2. Aug. 1919, Reg. IV Nr. 22/1919). M. 

4724 


II. 


Auslegung eines Erbvertrags, in dem beſtimmt iſt, 
dab bei Ableben eines Eheteils die Abkömmlinge die 
Hälfte des geſamten Vermögens als Bater: oder Mutter: 
gut in Geld ausgeſetzt erhalten ſollen und der über- 
lebende Eheteil Alleineigentümer des geſamten Ber⸗ 
mögens werden ſoll. In einem im Jahre 1896 ge⸗ 
ſchloſſenen Ehe⸗ und Erbvertrag, in dem allgemeine 
Gütergemeinſchaft vereinbart war, wurde für den Fall 
des Vorablebens der Frau beſtimmt, daß „die vors 
handene Nachkommenſchaft die Hälfte des Reinver⸗ 
mögens beider Eheleute als Muttergut in Geld aus: 
geſetzt zu erhalten hat, wogegen der überlebende Ehe— 
mann Alleineigentümer des übrigen Geſamtvermögens 
wird! (Nr. V). Wenn Kinder nicht vorhanden find, 
wird der überlebende Ehemann der alleinige und aus— 
ſchließliche Erbe, iſt aber verpflichtet, an die neben 
ihm zur geſetzlichen Erbfolge Berufenen einen Rückfall 
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hinauszubezahlen (Nr. VII). Nach dem im Jahre 1908 
unter Hinterlaſſung einer minderjährigen Tochter er⸗ 
folgten Ableben der Ehefrau verfügte das Nachlaß⸗ 
gericht die Ausſtellung eines Erbſcheins, in dem be⸗ 
zeugt iſt, daß die Verſtorbene auf Grund des Ehe⸗ 
und Erbvertrags von ihrer Tochter allein beerbt 
worden iſt. Der Witwer beantragte die Einziehung 
des Erbſcheins. Denn die Berlebte habe ihn als 
Erben eingeſetzt und ihm die Verpflichtung auferlegt, 
der Tochter die Hälfte des geſamten Reinvermögens 
als Muttergut in Geld auszuzeigen. Das Nachlaß⸗ 
gericht wies dieſen Antrag ab, weil die Tochter nach 
dem Erbvertrag Alleinerbin ſei. Die Beſchwerde und 
weitere Beſchwerde des Witwers blieben ohne Erfolg. 
Aus den Gründen: Die Anſicht des Beſchwerde⸗ 
führers, daß er Alleinerbe ſei, iſt mit dem Wortlaute 
des Ehe⸗ und Erbvertrags nicht zu vereinbaren. In 
Nr. VII wird der Witwer ausdrücklich zum Alleinerben 
für den Fall berufen, daß Kinder aus der Ehe nicht 
vorhanden ſind. Der verſchiedene Ausdruck in Nr. V 
und in Nr. VII iſt ein Anzeichen dafür, daß der Mann 
im Falle des Vorablebens der Frau nicht deren Allein⸗ 
erbe ſein ſollte. Nach dem Vertrage war der Tochter 
auf das Ableben der Mutter die Hälfte des vor⸗ 
handenen reinen Vermögens, alſo der geſamte Nachlaß 
der Mutter als Muttergut in Geld auszuſetzen; von 
dieſer Ausſetzung hing der Erwerb des übrigen Geſamt⸗ 
vermögens durch den Witwer ab. Die Ausſetzung des 
Mutterguts ſollte Bedingung für den Erwerb des 
Alleineigentums durch den Witwer ſein; die der Tochter 
gebührende Geldſumme war die Gegenleiſtung des 
überlebenden Ehegatten. Dieſer Geſtaltung des Ver⸗ 
trags entſpricht die Auffaſſung, daß die Tochter Erbin 
der Mutter iſt, und zwar alleinige Erbin, da ſie den 
ganzen Nachlaß zu erhalten hatte, wogegen ſie mit 
dem Vermächtniſſe beſchwert wurde (Samml. Vd. 4 
S. 369), die Erbſchaft gegen Entrichtung ihres Geld⸗ 
werts dem überlebenden Ehegatten zu überlaffen. An» 
nn dafür, daß die Vertragsteile den in der 
ertragsurkunde gebrauchten Ausdrücken eine andere 
Bedeutung beigelegt haben, ſind nicht gegeben. (Beſchl. 
d. I. ZS. v. 11. Juli 1919, Reg. III Nr. 34/1919). M. 
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Im Grund buchverkehr genügt nicht eine, wenn auch 
noch fo große Wahrſcheinlichkeit, es iſt vielmehr voller 
Beweis durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Ur. 
kunde erforderlich. Die Bauersfrau B. W. hat am 
30. April 1913 ihr Anweſen an die Bauersleute 
Peter und Eliſabeth M. verkauft und aufgelaſſen. Yür 
den Kaufpreisreſt von 11300 M wurde eine Hypo⸗ 
thek ohne Brief eingetragen. Hievon ſollten 3000 M 
vierteljährig kündbar, weitere 7700 M innerhalb 3 Wo⸗ 
chen vom Tage des Verkaufs an und 600 M Zug um 
Zug gegen Freimachung des Anweſens von einem 
darauf eingetragenen Wohnungsrechte zahlbar ſein. 
Mit notarieller Urkunde vom 28. Jan. 1915 trat Alois W. 
als Generalbevollmächtigter ſeiner Frau unter Zu— 
ſtimmung des mitanweſenden Peter M. den Kaufpreis⸗ 
teil von 3000 M nebſt Hypothek im Vorrang vor den 
übrigen 8300 M an den Darlehenskaſſenverein A. ab. 
Die Urkunde enthält noch die Feſtſtellung: „Der Hypo⸗ 
thekforderungsteil von 7700 M iſt nach Erklärung der 
Beteiligten bezahlt, Löſchung oder Umſchreibung will 
aber Alois W. erſt nach Rückſprache mit feinem Rechts- 
anwalte vornehmen laſſen.“ Laut Poſteinlieferungs⸗ 
ſchein vom 1. März 1919 wurden 600 M an Alois W. 
aufgegeben. Das Wohnungsrecht wurde am 18. März 
1919 im Grundbuche gelöſcht. Am 10. April bean⸗ 
tragte Peter M. bei dem GBA. die Reſthypothek von 
8300 M als Eigentümerhypothek auf ihn umzuſchreiben 
und ſodann zu löſchen. Er bezog ſich auf die Urk. 
vom 28. Jan. 1915, den Poſteinlieferungsſchein vom 
1. März 1919 und die Löſchung des Wohnungsrechts. 


362 


Alois W. erklärte bei Einvernahme des GBA., daß 
die am 1. März 1919 an ihn aufgegebenen 600 M zur 
Ablöſung des Wohnungsrechts beſtimmt waren und 
er hierüber bereits Löſchungsbewilligung erteilt habe. 
Gegen die Löſchung der 7700 M habe er einzuwenden, 
daß noch ein Betrag von 582 M im Rückſtande ſei. 
Vor deſſen Zahlung verweigere er die Löſchungs⸗ 
bewilligung. Das GBA. beanſtandete, daß der Nach⸗ 
weis fehle, wer die Beträge gezahlt habe; es ſtehe 
nicht zweifelsfrei feſt, daß die Forderung erloſchen 
und die Hypothek auf den Eigentümer übergegangen 
ſei. Zum Nachweis wurde dem Antragſteller eine 
Friſt geſetzt. Dieſer erhob Beſchwerde und legte ein 
von dem Notariat K. an ihn gerichtetes Schreiben vor, 
worin beſtätigt iſt, daß von Peter M. am 23. Mai 
1913 für die Gläubigerin W. 5800 M erlegt und hie⸗ 
von mit deren Einwilligung 4962 M für Rechnung der 
Gläubigerin verwendet und der Reſt an dieſe hinaus⸗ 
bezahlt worden ſind. Beſchwerde und weitere Be⸗ 
ſchwerde wurden zurückgewieſen. 

Aus den Gründen: Nicht zu beanſtanden iſt, 
daß das LG. bei dem Forderungsteile von 7700 M 
nur die Zahlung eines Betrags von (7700-582 =) 
7118 M für nachgewieſen erachtet. Alois W. hat zwar 
in der Urkunde vom 28. Jan. 1915 die Erklärung ab⸗ 
gegeben, daß der Forderungsteil von 7700 M bezahlt 
ſel. Indeſſen läßt der Zuſatz, daß er die Löſchung 
oder Umſchreibung erſt nach Rückſprache mit ſeinem 
Anwalt vornehmen laſſen wolle, unbedenklich ent⸗ 
nehmen, daß er die Wirkſamkeit der Beſtätigung von 
dem Ergebniſſe der Rückſprache abhängig machen wollte. 
Die weitere Beſchwerde macht geltend: Die in der 
Urkunde vom 28. Jan. 1915 enthaltene Quittung er⸗ 
gäbe die gemeine Vermutung dafür, daß der perſön⸗ 
liche Schuldner gezahlt habe. Das ſei das regelmäßige; 
daß ein Dritter zahlt, das regel widrige. Das Ab⸗ 
weichen von dem Regelfalle hätte daher in der Ur⸗ 
kunde ausgedrückt ſein müſſen. Wenn auch das Schreiben 
des Notariats vom 22. Mai 1919 keine öffentliche Ur⸗ 
kunde bilde, ſo ſei es immerhin geeignet, Vermutungen 
zu entkräften, die für die Zahlung eines Dritten ſprechen. 
Dieſe Ausführungen ſind nicht begründet. Wenn der 
Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt, 


wird freilich der Gläubiger regelmäßig durch und für: 


den Eigentümer befriedigt, ſo daß die Forderung er⸗ 
liſcht. Die Fälle, in denen der Gläubiger durch und 
für einen Dritten und mit der Folge des Ueberganges 
der Forderung auf den Dritten befriedigt wird, bilden 
die Ausnahme. Ein Erfahrungsſatz aber, der das 
Gegenteil nicht als ausgeſchloſſen erſcheinen läßt, liefert 
nicht vollen Beweis und kann ſchon deshalb im Grund⸗ 
buchverfahren nicht verwertet werden, wo um der 
Sicherheit des Rechtsverkehrs willen voller Beweis 
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunden 
zu erbringen iſt. Dem widerſpricht auch nicht die Ent⸗ 
ſcheidung in Samml. Bd. 18 S. 49. Dort konnte der 
Richter nach der Erfahrung das Gegenteil für aus⸗ 
geſchloſſen erachten. Von einer Ueberſpannung der 
Formenſtrenge kann nicht die Rede ſein. Das Geſetz 
verlangt nicht den Nachweis, daß nicht Dritte den 
Gläubiger befriedigt und die Forderung erworben 
haben, ſondern nur den Nachweis, daß der Eigen⸗ 
tümer und perſönliche Schuldner den Gläubiger be— 
friedigt und die Forderung getilgt hat. Dieſer Nach⸗ 
weis wäre durch eine entſprechend gefaßte Quittung 
über Voll⸗ oder Teilleiſtung unſchwer zu erbringen 
geweſen ($ 1144 BGB.), kann aber durch das Schreiben 
des Notariats vom 22. Mai nicht geliefert werden. 
(Beſchl. d. I. ZS. v. 11. Juli 1919, Reg. III Nr. 29/1919). 
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Bindende Wirkung zwiſchen den Parteien ergangener 
Urteile für den Grundbuchrichter. Von der Pl.⸗Nr. 438 ½ 
der StG. K., in welcher ſämtliche Gaſſen und freien 
Plätze in K. ohne ausgeſchiedene Fläche zuſammen⸗ 
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gefaßt und im Grundbuch als Eigentum der Stadt⸗ 
gemeinde K. vorgetragen ſind, wurden 2 Teilflächen 
wegvermeſſen und mit den Plannummern 438 ½¼ und 
438 ½ bezeichnet, weil es ſich hier um Flächen handelt, 
die nur irrtümlich als Straßengrund behandelt wurden 
und von der Stadtgemeinde nicht als Eigentum be⸗ 
anſprucht werden. Bezüglich der Pl.⸗Rr. 438 ¼ beſteht 
zwiſchen dem Beſchwerdeführer Eduard H., der das 
Miteigentum daran zu / Anteil beanſprucht, und 
dem Privatmann Otto P., der behauptet, daß dieſer 
Hofraum ihm allein gehört, Streit. H. hatte zunächſt 
die Privatiere W. Sch. mit dem Antrage verklagt, als 
Verkäuferin des Anweſens Nr. 43 Lit. N. ihm das 
Miteigentum an der Fläche Pl.⸗Nr. 438 ½⅛ zu vers 
ae weil ſie ihm das beim Verkaufe zugeſagt habe. 

ach rechtskräftiger Abweiſung dieſer Klage hat er 
dann gegen Otto P. Klage dahin erhoben, ſich jeder 
Störung des Klägers bei Benützung der ſtrittigen Flache 
zu enthalten, das Miteigentum des Klägers zu gleichen 
Teilen anzuerkennen und in die Eintragung des dem 
Kläger zuſtehenden Rechts in das Grundbuch zu willigen. 
Auch dieſe Klage wurde rechtskräftig zurückgewieſen. 
Das Grundbuchamt hat ſodann die Umſchreibung der 
Pl⸗Nr. 438 ½ auf Otto P. angeordnet, die von Eduard 
H. eingelegte Beſchwerde wurde zurückgewieſen, auch 
die weitere Beſchwerde blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: Das LG. geht davon aus, 
daß dem GBA. angeſichts des in der Sache H. gegen 
Otto P. ergangenen Urteils eine anderweitige Feſt⸗ 
ſtellung und Würdigung des Tatbeſtands verboten 
geweſen ſei. Dieſe Begründung verſtößt nicht gegen 
das Geſetz. Der Richter der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit hatte die auf die Klagen des H. ergangenen 
Urteilsſprüche „dann als richtig anzuerkennen und 
auch ſeinen Entſchließungen zugrunde zu legen, wenn 
ſeine Entſchließung ſolche Verhältniſſe zur Grundlage 
zu nehmen hatte, als deren Träger ausſchließlich die 
Parteien eines früheren Prozeſſes erſcheinen und die 
in dieſem Prozeſſe durch Urteil rechtskräftig feſtgeſtellt 
find“ (Unger in 38Pr. 41, 194, auch Rüttner, Urteils⸗ 
wirkungen außerhalb des Zivilprozeſſes 1914 S. 84 f.). 
Dies war hier der Fall, ſoweit es ſich um die Klage 
des H. gegen P. auf Anerkennung des Miteigentums⸗ 
rechts handelt. Mit Recht konnte ſich daher der Be⸗ 
ſchluß auf die Feſtſtellung beſchränken, daß der Grund⸗ 
buchrichter hier an die Vorentſcheidung im Rechtsſtreit 
gebunden war. Unter dieſen Umſtänden bedurfte es 
auch keiner Unterſuchung, ob es ſich hier um die Ein⸗ 
ſchreibung bisher nicht eingetragener Grundſtücke oder 
um die Berichtigung des Grundbuchs handelt. Denn, 
ſoweit letzteres der Fall iſt, waren die Vorausſetzungen 
gemäß SS 22 und 29 GBO. gegeben. Soweit aber die 
Pl.⸗Nr. 438 ¼ zwar als bisheriger Teil der Straßen⸗ 
Pl.⸗Nr. 438 ½, die ſelbſt gar keine ausgeſchiedene Fläche 
enthält, im Grundbuch irrtümlich eingetragen geweſen 
wäre, aber keine Auflaſſung der Stadtgemeinde vorlag 
und notwendig war, das GBA. vielmehr das Eigen» 
tum wie bei einem bisher blattfreien Grundſtücke feſt⸗ 
zuſtellen gehabt hätte, wurde im amtsgerichtlichen 
Beſchluſſe mit Recht auf 8 514 der DA. f. GBAe. ver⸗ 
wieſen. Danach wäre dann zwar ein Widerſpruch von 
Amts wegen einzutragen geweſen, zugleich hätte aber 
eine dreimonatige Friſt beſtimmt werden müſſen, inner⸗ 
halb deren der Widerſpruchsberechtigte nachzuweiſen 
gehabt hätte, daß er den Rechtsſtreit gegen den als 
Eigentümer Einzutragenden anhängig gemacht hat. 
Dieſer Rechtsſtreit des H. gegen P.. iſt aber bereits 
rechtskräftig entſchieden. (Beſchl. d. Fer ZS. v. 2. Aug. 
1919, Reg. III Nr. 32/1919). M. 

4725 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 19. - 363 


B. Strafſachen. 
I 


Auch ein Privatzimmer kaun als Schankſtube i. S. 
des 8 365 Abſ. 2 StGB. oder als Naum für den Wirt⸗ 
ſchaftsbetried i. S. des § 3 der BO. des BR. über die 
Erſparnis von Breunſtoff und Beleuchtungsmitteln vom 
11. Dez. 1916 gelten. Der Angekl. 8. iſt der Betrieb 
einer Weinwirtſchaft polizeilich geſtattet. Die Polizei⸗ 
ſtunde war im Januar 1919 auf 9 Uhr abends feſt⸗ 
geſetzt. Der Kaufmann D., der öfters in der Wirt⸗ 
ſchaft verkehrte und der Angekl. der Perſon nach be⸗ 
kannt war, kam am 14. Jan. 1919 abends 7½ Uhr 
dorthin und trank bis 8¼ Uhr abends mit der Kell⸗ 
nerin 3 Fl. Wein und eine Fl. Sekt; er ließ ſich dann 
noch eine Flaſche Sekt bringen. Um 9 Uhr ging in 
der Wirtſchaft das Licht aus. Auf Einladung der 
Kellnerin in Gegenwart und ohne Widerſpruch der 
Angekl. oder auf Einladung der Angekl. ſelbſt ging 
D. mit der Flaſche Sekt in ein zur Wohnung ge⸗ 
höriges, mit Kerzen beleuchtetes Zimmer, trank in 
Gegenwart der Angekl. und der Kellnerin von der 
Flaſche und ſchlief infolge ſeiner Trunkenheit ein. Das 
BG. nahm ein Vergehen nach 88 3 und 8 BRVOO. v. 
11. Dez. 1916 in Tateinheit mit einem Vergehen nach 8833, 
147 ul 1 GewO. und einer Uebertretung nach 88 365 
Abf. 2, 73 StGB. an. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den Gründen: 8 365 Abſ. 2 StGB. iſt 
zur Aufrechterhaltung der öffentl. Ruhe und Sicher⸗ 
heit, zur Bekämpfung der Trunkſucht uſw. erlaſſen; 
§ 3 der BR BO. v. 11. Dez. 1916, wornach Schankwirt⸗ 
ſchaften uſw. um 10 Uhr abends zu ſchließen find, bes 
zweckt die Erſparnis von Brennſtoffen und Beleuch⸗ 
tungsmitteln. Der Zweck der Geſetzesvorſchriften iſt 
verſchieden, aber die Mittel zur Erreichung der Zwecke 

nd gleich. Wie in dem Urteil des Strafſenats vom 
7. Sept. 1917 (Bay ZR. 1918 S. 28) näher begründet 
iſt, iſt unter Schließen der Schankwirtſchaft das Schließen 
des Betriebes zu verſtehen. In den Fällen des 8 365 
Abſ. 2 StGB. und des 8 3 der BO. v. 11. Dez. 1916 
muß der Inhaber der Schankſtätte, d. i. der Wirt, den 
Betrieb zu der feſtgeſetzten Stunde einſtellen: er darf 
an die Schankgäſte Getränke zum ſofortigen Genuß 
an der Stelle nicht mehr verabreichen und muß für 
die Entfernung der Gäſte ſorgen, wie $ 365 Abf. 2 
StG. ausdrücklich vorſchreibt. Ob in dem Einzel⸗ 
falle durch Befolgung der Vorſchrift der Zweck erreicht 
wird, iſt belanglos, da das Dulden der Gäſte über 
die Polizeiſtunde und die Nichtſchließung des Betriebs 
um 10 Uhr abends unter Strafe geſtellt ſind. Zum 
Wirtſchaftsbetrieb gehört eine Schankſtube, ein Schank⸗ 
raum; darunter iſt jeder Raum zu verſtehen, in dem 
der Schankwirt ſein Gewerbe ausübt. Ob es der Schank⸗ 
wirt in einem behördlich genehmigten oder in einem 
anderen Raume betreibt, iſt gleichgültig; ohne Einfluß 
hierauf iſt auch die Zahl der Schankgäſte. Hier wurde 
das Privatzimmer als Schankraum benützt, wenn auch 
nur vorübergehend. Daß ein Raum regelmäßig und 
dauernd Wirtſchaftszwecken dienen ſoll, iſt für die An⸗ 
wendung des $ 365 Abf. 2 StGB. und des 8 3 der VO. 
v. 11. Dez. 1916 nicht notwendig. Die Uebertretung 
dieſer Vorſchriften iſt nach alledem bedenkenfrei feſt⸗ 
geſtellt; gleichzeitig liegt auch eine Zuwiderhandlung 
nach 88 33, 14 / Ziff. 1 GewO. vor, da die Wirtſchaft 
in einem anderen als dem behördlich genehmigten 
Raume betrieben wurde. (Urt. v. 24. Juli 1919, Rev.⸗ 
Reg. 96/1919). Ed. 
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Idſt der in einem freiſprechenden Urteil ergangene 
Ausſpruch, dab die beſchlagnahmten Gegeuflände frei: 
zugeben ſeien, er anfechtbar und ſelbſtändiger 
Rechtskraft fähig? Gründe: Gegen die angeklagten 
Eheleute M. wurde das Hauptoerfahren wegen Vers 
gehens nach 88 4, 13, 26 Wein G. eröffnet. In der Vor⸗ 


unterſuchung waren 4 Fäſſer Wein gemäß 8 94 StPO. 
beſchlagnahmt worden. In der Hauptverhandlung 
wurde auf Grund des 8 1 Abſ. 1 der BO. der Volks⸗ 
beauftragten über mil. Amneſtie v. 7. Dez. 1918 das 
Verfahren gegen M. eingeſtellt. Gegen die Ehefrau M. 
erging folgendes Urteil: 1. Die Angeklagte wird frei⸗ 
geſprochen. 2. Die beſchlagnahmten Weine werden 
unter Ablehnung des ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrags 
auf Einziehung freigegeben. Der Staatsanwalt legte 
Reviſion gegen das Urteil ein, durch das Ehefrau M. 
freigeſprochen und der beſchlagnahmte Wein freigegeben 
wurde. Der Antrag geht auf Aufhebung des Urteils 
und Zurückverweiſung. Die Begründung ſchließt mit 
der Erklärung, daß die Ausführungen auch gelten „in⸗ 
ſofern in der Richtung gegen Ehemann M. die Ein⸗ 
ziehung als eine 1 Entſcheidung in Frage 
kommen könne“. In der Folge ließ der StA. die 
Angekl. und die Einziehungsbeteiligten darauf hin⸗ 
weiſen, daß die Weine bis zur rechtskräftigen Er⸗ 
ledigung beſchlagnahmt blieben. Hierauf beantragte 
der Verteidiger bei der Strafkammer 1. auszuſprechen, 
daß die Angekl. durch die Beſchlagnahme nicht ge⸗ 
indert ſeien, über die Weine zu verfügen und daß 
er StA. nicht berechtigt ſei, zu verlangen, daß ſie die 
Beſchlagnahme als fortbeſtehend behandeln und die 
Siegel nicht entfernen; 2. die Beſchlagnahme durch 
Beſchluß aufzuheben. Auf Grund des die Aufhebung 
der Beſchlagnahme ausſprechenden Teiles des Urteils 
gegen Ehefrau M. ſei der StA. verpflichtet, die Frei⸗ 
gabe herbeizuführen. Es mache keinen Unterſchied, ob 
dieſe Aufhebung durch einen eigenen Beſchluß aus⸗ 
geſprochen werde oder als Teil des Urteils erſcheine. 
Die Strafkammer wies den Antrag ab, weil die Ent⸗ 
ſcheidung trotz ihrer Aufnahme in den Urteilsſatz doch 
ein Beſchluß ſei, die Beſchlagnahme alſo En 
fei und eine nochmalige Aufhebung nicht in Frage 
kommen könne, die Ausführung des Beſchluſſes ihr 
aber entzogen ſei und gemäß 8 36 StPO. dem StA. 
obliege, dem ſie keine Weiſungen zu erteilen habe. 
Gegen dieſen Beſchluß legte der Verteidiger Be⸗ 
ſchwerde ein. Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 
Die Beſchlagnahme iſt angeordnet worden, weil die 
Weine als Beweismittel für die Unterſuchung von Be⸗ 
deutung waren und im Fall einer Verurteilung i. S. 
der Anklage nach $ 34 Abſ. 1 Wein®. der Einziehung 
unterlagen. Daß die Beweiserheblichkeit bis zum frei⸗ 
ſprechenden Urteil fortbeſtand, bedarf keiner Erörte⸗ 
rung. Infolge der Einlegung der Reviſion und der 
damit geſchaffenen Möglichkeit der Aufhebung des Ur- 
teils und Zurückverweiſung der Sache beſtand dieſe 
Beweiserheblichkeit fort, jedenfalls bis zum Urteil in 
der Reviſionsinſtanz. Dasſelbe gilt von der Frage der 
Einziehung; erſt mit einer rechtskräftigen Entſcheidung 
ſteht feſt, ob es dazu kommen wird oder nicht. Die 
Strafkammer hat die Beſchlagnahme aufgehoben und 
den ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag auf Einziehung 
zurückgewieſen, weil fie das Ergebnis der Beweisauf⸗ 
nahme nicht für ausreichend erachtete und deshalb auf 
Freiſprechung erkannte. Mit dieſer Freiſprechung ent⸗ 
fiel der Rechtsgrund der Beſchlagnahme und der Ein⸗ 
ziehung, aber doch nur unter der Vorausſetzung, daß 
das Urteil rechtskräftig würde. Der hierauf bezüg⸗ 
liche Teil der Entſcheidung iſt nicht nur äußerlich mit 
dem Urteilsſatz verbunden, ſondern bildet einen not⸗ 
wendigen und unausſcheidbaren Beſtandteil, iſt des⸗ 
halb nicht ſelbſtändig mit Beſchwerde anfechtbar und 
infolge der Einlegung der Reviſion nicht rechtskräftig 
und vollziehbar. Es braucht daher nicht darauf ein⸗ 
gegangen zu werden, ob ſich die Unzuläſſigkeit einer 
ſelbſtändigen Anfechtung und damit der derzeitige Aus⸗ 
ſchluß der Rechtskraft nicht ſchon aus der für die Ent⸗ 
ſcheidung gewählten Form — Teil des Urteilsſatzes — 
ergeben würde (RGRſpr. 4 S. 322, RGSt. 23 S. 156, 
31 S. 59, 43 S. 228, Goltd Arch. 39 S. 187). Daß von 
Einlegung der Reviſion ab die Strafkammer keine 
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beſchlußmäßige Entſcheidung über die Aufhebung der 
Beſchlagnahme mehr treffen konnte, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. Weiter kommt aber in Betracht, daß infolge 
der Niederſchlagung der Unterſuchung gegen den Ehe⸗ 


mann M. nur deſſen ſtrafrechtliche Verfolgung als 


Beſchuldigter, nicht aber die Durchführung des ſelb⸗ 
ſtändigen Einziehungsverfahrens (88 477ff. StPO., 8 31 
Abſ. 1 und 4 Wein.), ausgeſchloſſen iſt. Für Au 
Frage bleibt die Feſtſtellung feiner Tat und Schuld 
von Bedeutung (RGSt. 50 S. 386 und 392). Auch 
aus dieſem Geſichtspunkt, kann von einer Freigabe des 
Weins zurzeit nicht die Rede ſein. (Beſchl. v. 17. Juli 
1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. 246/1919). Ed. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die Verſaſſung des Dentſchen Neichs vom 11. Auguſt 
1919 (RG Bl. S. 1383). Dieſes umfaſſende Werk der 
Geſetzgebung wird vorausſichtlich für längere Zeit das 
deutſche Rechtsleben beeinfluſſen. Rühmend mag her⸗ 
vorgehoben werden, daß es in einem flüſſigeren und 
lebendigeren Deutſch gehalten iſt, als die alte Reichs⸗ 
verfaſſung mit ihrem ſchwerfällig verſchnörkelten, lang⸗ 
weiligen Amtsſtil. Bei näherem Zuſehen zeigt ſich 
aber vielfach, daß in den glatt dahinlaufenden, wohl⸗ 
gebauten Sätzen nicht immer ein bedeutſamer Inhalt 
ſteckt. Soweit nicht ganz beſtimmte verfaſſungsrecht⸗ 
liche Fragen geregelt ſind, leſen wir oft nur Ver⸗ 
heißungen für die Zukunft, Hinweiſe auf Geſetze, die 
erſt noch zu ſchaffen ſind, ja mitunter nur ſchöne Worte, 
die in ſchreiendem Widerſpruche zu den tatſächlichen 
Verhältniſſen im neuen Deutſchland ſtehen. Beſonders 
ſtark tritt das in dem 2. Hauptteil hervor, der von 
den Grundrechten und Grundpflichten der Deutſchen 
handelt. Was iſt z. B. damit geſagt, wenn es im 
Art. 119 Abſ. 2 heißt, daß die Reinerhaltung, Ge⸗ 
ſundung und ſoziale Förderung der Familie Aufgabe 
des Staates und der Gemeinde iſt und daß kinder⸗ 
reiche Familien Anſpruch auf ausgleichende Fürſorge 
haben, oder im Abſ. 3 ebenda, daß die Mutterſchaft 
Anſpruch auf den Schutz und die Fürſorge des Staates 
hat? Art. 120 erklärt „die Erziehung des Nachwuchſes 
zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtig⸗ 
keit als oberſte Pflicht und natürliches Recht der Eltern, 
über deren Betätigung die ſtaatliche Gemeinſchaft wacht“ 
und Art. 122 Abſ. 1 verpflichtet Staat und Gemeinden, 
„die erforderlichen Einrichtungen zum Schutze der Jugend 
gegen Ausbeutung ſowie gegen ſittliche, geiſtige und 
körperliche Verwahrloſung zu treffen“. Glaubt man 
wirklich, mit ſolchen Redensarten der zunehmenden 
Verwilderung ſteuern zu können? Art. 152 Abſ. 2 
ſagt: „Wucher iſt verboten. Rechtsgeſchäfte, die gegen 
die guten Sitten verſtoßen, ſind nichtig.“ Soweit 
dieſe Sätze einen juriſtiſch faßbaren Inhalt haben, 
ſtehen fie ſchon im BGB. und im StGB., im übrigen 
aber blüht in Deutſchland üppig ein Wucher mit den 
notwendigſten Bedarfsgegenſtänden, der durch allge: 
meine Sprüche nicht aus der Welt geſchafft wird. 
Mehr in ein Predigtbuch als in eine Verfaſſung ge⸗ 
hören Sätze wie der des Art. 153 Abſ. 3: „Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch ſoll zugleich Dienſt ſein 
für das Gemeine Beſte.“ Unfreiwillig erheiternd wirkt 
Art. 139, der die Sonn» und Feiertage als Tage der 
ſeeliſchen Erhebung (f. Zingel-Tangel, Lichtſpiel⸗ 
theater, Wirtshaus und Tanzboden) geſetzlich ſchützt. 

Nicht alle Vorſchriften ſind juriſtiſch gründlich 
durchgedacht und daraus werden ſich bald im Vollzuge 
mannigfache Schwierigkeiten ergeben. So beſtimmt 
Art. 109 in Abſ. 3 Satz 1, daß öffentlich-rechtliche Vor- 
rechte oder Nachteile der Geburt oder des Standes 
aufzuheben ſind, gilt alſo anſcheinend zunächſt 
nur eine Anweiſung für die Landesgeſetzgebung. Der 
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folgende Satz 2 regelt aber ſofort ſelbſt einen Teil 
dieſes Stoffes, indem er beſtimmt, daß Adelsbezeich⸗ 
nungen nur als Teil des Namens gelten und nicht 
mehr verliehen werden dürfen. Höchſt unklar iſt z. B. 
auch Art. 128: „Alle Ausnahmebeſtimmungen gegen 
weibliche Beamte werden beſeitigt.“ Aus einem Satze 
von ſo unbeſtimmter Allgemeinheit laſſen ſich leicht 
Dutzende von zweifelhaften Fragen entwickeln. 

Der der Rechtspflege gewidmete Abſchnitt (Art. 102. 
bis 108) wiederholt im wefentlichen die grundlegen⸗ 
den Vorſchriften des GVG. Was darin neu iſt, find 
nur Verweiſungen auf kommende Geſetze. 

Die äußerlich gute Form der neuen Reichsver⸗ 
faſſung darf nach alledem nicht darüber hinwegtäuſchen, 
daß ein Fortſchritt der Geſetzgebungs⸗Technik nicht 
erzielt worden iſt und daß die im Staatsleben gegen⸗ 
wärtig maßgebenden Perſonen beinahe noch mehr als 
die Männer der alten Regierung in dem Wahne bes 
fangen ſind, ein Geſetz ſei um ſo beſſer, je wort⸗ 
reicher es iſt. 

Für die Rechtspflege bedeutſame Einzelheiten 
. in ſpäteren Heften erörtert werden. | 


Die Verfaſſungsurkunde des Freiſtaates Bayern vom 
14. Auguſt 1919 (GVBl. S. 531). Für dieſes Geſetz, 
das nach langer Verwirrung die ſtaatsrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe des Landes endlich in Ordnung bringt, gilt 
nach Form und Inhalt im weſentlichen das Nämliche, 
wie für die oben beſprochene neue Verfaſſung des 
Deutſchen Reichs. Stellenweiſe wiederholt es nur, was 
in der Reichsverfaſſung niedergelegt iſt, in anderen 
"Teilen, z. B. in den 88 17 bis 21, iſt es ein Aus⸗ 
führungsgeſetz zur Reichsverſaſſung. Auch die Landes⸗ 
verfaſſung verweiſt in vielen Vorſchriften auf Geſetze, 
die erſt noch zu ſchaffen ſind. Eine eingehende Dar⸗ 
ſtellung der ſtaatsrechtlichen Neugeſtaltung des Landes 
bleibt vorbehalten; hier fei nur auf einige für die 
Rechtspflege wichtige Vorſchriften kurz hingewieſen. 
8 15 Abſ. II wiederholt die Vorſchriſten des Geſ. 
vom 28. März 1919 über den Adel (GVBl. S. 114), 
jedoch mit der durch Art. 109 Abſ. 3 Satz 2 der neuen 
RV. veranlaßten Einſchränkung, daß Adelsbezzeich⸗ 
nungen als Teil des Namens weitergeführt werden 
dürfen. Damit ſind noch keineswegs alle Zweifel 
beſeitigt, insbeſondere wird bald die Frage auftreten, 
welche Bedeutung nunmehr der § 360 Nr. 8 StGB. 
hat. 8 17 Abſ. II gibt neue Vorſchriften über die 
religiöſe Kindererziehung; ſie vereinfachen den Rechts⸗ 
zuſtand weſentlich gegenüber dem bisherigen, doch 
wird über ihr Verhältnis zum BGB., insbeſondere 
über den Begriff des „Erziehungsberechtigten“ noch 
manches zu ſagen ſein. Schwierigkeiten ſtecken auch 
in § 18 Abſ. II, der die Rechtsfähigkeit der beſtehenden 
Far u uſw. regelt (ſ. a. Art. 137 Abſ. 5 
der ). 


Für die Strafrechtspflege ſind von Belang 8 37 
Abſ. I, $ 38 und 8 39 Abſ. I, II und IV (beſondere 
Stellung der Landtagsabgeordneten), für den Prozeß 
8 37 Abſ. II und § 39 Abſ. III (Vernehmung von Ab⸗ 
geordneten als Zeugen uſw.). Straferlaſſe, die ſich 
auf alle beſtraften Perſonen oder auf beſondere Gruppen 

beziehen — damit iſt das Fremdwort Amneſtie etwas 
ſchwerfällig umſchrieben — werden vom Landtag be— 
ſchloſſen, Straferlaſſe für einzelne Perſonen ſtehen dem 
Geſamtminiſterium oder den einzelnen Miniſtern zu 
(8 51); 8 69 gibt einige Vorſchriften über die Gerichts⸗ 
verfaſſung, die am beſtehenden Rechte nichts ändern, 
§ 72 ſchreibt überflüſſigerweiſe den Behörden der 
Rechtspflege vor, zu prufen, ob ein anzuwendendes 
Geſetz nicht mit einer Veſtimmung der Reichsverfaſſung, 
der Landesverfaſſung oder eines anderen Verfaſſungs⸗ 
geſetzes in Widerſpruch ſteht. 

Eine neue Einrichtung iſt der Staatsgerichtshof, 
der über Miniſteranklagen, Verfaſſungsbeſchwerden 
und Verfaſſungsſtreitigkeiten entſcheidet, für die kein 
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Rechtsweg eröffnet iſt ($ 70). Gemäß 8 93 kann ſich 
jedermann mit Beſchwerde an den Staatsgerichtshof 
wenden, wenn er glaubt, durch die Tätigkeit einer 
Behörde in ſeinem Recht unter Verletzung der Ver⸗ 
faſſung geſchädigt zu ſein. Das bedeutet, daß ſich der 
Staatsgerichtshof hauptſächlich mit ausſichtsloſen Be⸗ 
ſchwerden von mehr oder weniger geiſteskranken Que⸗ 
rulanten zu befaſſen haben wird, wie es bisher der 
Landtag tun mußte. 
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Das Bolksſchullehrergeſetz vom 14. Auguſt 1919 
(GBl. S. 437) tritt am 1. Januar 1920 in Kraft 
(Art. 185). Es iſt ſehr umfangreich; die Neuerungen, 
die es bringt, berühren die Rechtspflege nur zum Teil. 
Vorausſichtlich wird bald eine größere Abhandlung 
über den Gegenſtand erſcheinen. Schon jetzt ſei aber 
auf einige auch für den Juſtizbeamten wichtige Vor⸗ 
ſchriften aufmerkſam gemacht. 

Art. 10 (nachgebildet dem Art. 13 des bayer. 
Beamt®.) regelt die Haftung des Volksſchullehrers 
gegenüber dem Staate für den Schaden, der aus einer 
vorſätzlichen oder fahrläſſigen Verletzung der Amts⸗ 
pflicht entſteht. Gemäß Art. 21 Abſ. 1 gilt er auch 
für Schulamtsbewerber, ſowie für Perſonen, die nicht 
Volksſchullehrer i. S. des Geſetzes ſind, aber mit der 
Erteilung des Volksſchulunterrichts an öffentl. Volks⸗ 
ſchulen dauernd oder vorübergehend betraut werden. 
Bemerkenswert iſt, daß nach Art. 21 Abſ. II geiſtliche 
Geſellſchaften oder religiöſe Vereine dem Staate haften, 
wenn ihnen der Volksſchulunterricht übertragen iſt und 
eines ihrer Mitglieder durch Verletzung der Amtspflicht 
Schaden verurſacht. Das Verfahren zur Feſtſtellung 
der Haftung iſt in den Art. 140 bis 143 geregelt; ſie 
entſprechen den Art. 179 bis 181 des bayer. BeamtG., 
die vom Verfahren bei Erſatzzuweiſungen handeln. 
Der Rechtsweg iſt durch Art. 142 vorbehalten, eines 
Abhilfegeſuchs gemäß Art. 2 AG. ZPO. bedarf es nicht. 
Wenn geiſtliche Geſellſchaften oder religiöfe Vereine 
haften, ſo wird der Erſatzbeſchluß gegen ſie erlaſſen 
und vollſtreckt: ihnen ſteht dann auch der Klageweg 
offen (Art. 143 Abſ. II). 

Die Streitigkeiten über vermögensrechtliche An: 
ſprüͤche der Volksſchullehrer und ihrer Hinterbliebenen 
werden durch die Art. 135 bis 139 dem Verwaltungs⸗ 
rechtsverfahren überwieſen, die Verwaltungsgerichte 
werden jedoch durch Art. 139 an beſtimmte Verfügungen 
und Entſcheidungen gebunden, die dem Ermeſſen der 
Verwaltungsbehörden und der Disziplinargerichte über⸗ 
laſſen ſind (ähnlich der für den Rechtsweg im Art. 178 
des bayer. Beamt®. getroffenen Vorſchrift). Art. 137 
macht unter Anlehnung an Art. 177 Beamt®. und Art. 2 
AG. ZPO. den Antrag auf verwaltungsrechtliche Ent⸗ 
ſcheidungen von einem Abhilfegeſuch abhängig. Für 
Anſprüche auf Vergütung von Umzugskoſten und Reiſe⸗ 
entſchädigungen iſt ſowohl der Verwaltungsrechtsweg 
als der ordentliche Rechtsweg ausgeſchloſſen (Art. 135 
Abſ. IV). Die Uebergangsvorſchrift für die am 1. Ja⸗ 
nuar 1920 anhängigen Streitigkeiten enthält Art. 177. 

Bürgerlich⸗ rechtliche Vorſchriften enthält der Art. 96, 
wonach dem Lehrer und ſeinen Hinterbliebenen wegen 
eines Dienſtunfalls nur die im Geſetze beſtimmten An⸗ 
ſprüche zuſtehen, vorbehaltlich der Vorſchriften des 
Reichshaftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871. Von Be⸗ 
deutung iſt auch Art. 97; Anſprüche auf Erſatz eines 
Unfallſchadens, die dem Lehrer oder feinen Hinter— 
bliebenen gegen Dritte zuſtehen, insbeſondere alſo 
Anſprüche auf Grund der §8 823 ff. BGB., gehen auf 
den Staat bis zur Höhe feiner Leiſtungen für die 
Unfallfürſorge über. 

Die Vorſchriften über das Dienſtſtrafverfahren 
(Art. 104 ff.) unterſcheiden wie die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des Beamt G. zwiſchen Ordnungsſtrafen und 
Amtsſtrafen. Mit ihnen hängen Aenderungen von Vor⸗ 
ſchriften des BeamtG. zuſammen, die zum Teil über 
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den Rahmen des Lehrergeſetzes hinausgehen (Art. 183); 
geändert werben u. a. die Art. 120, 124, 148, 158 BeamtG. 
Die Aenderungen betreffen die Bildung und Zuſammen⸗ 
ſetzung der Disziplinarkammern und des Disziplinar⸗ 
hofs, ſowie die Reihenfolge der Abſtimmung (f. dazu 
auch Art. 119 Abſ. III). 

Die Geltung des Art. 112 AG. StPO. wird für 
Volksſchullehrer und andere vom Geſetze betroffene 
Lehrkräfte ausgeſchloſſen (Art. 182). 
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Das Schulbedarſsgeſetz vom 14. Auguſt 1919 (GBl. 
S. 489) bedarf wegen der z. T. ziemlich verwickelten 
Verhältniſſe, die es regelt, einer eingehenderen Dar⸗ 
ſtellung, als ſie an dieſem Orte möglich iſt. Eine 
ſolche bald zu bringen, wird ſich die Schriftleitung 
angelegen ſein laſſen. Hier ſei nur vorläufig auf 
einige Vorſchriften hingewieſen, die u. U. für die Rechts⸗ 
pflege Bedeutung gewinnen können. 

Nach Art. 11 haben die Gemeinden den ſaäͤchlichen 
Bedarf für die Volksſchulen aufzubringen. Demgemäß 
iſt ihnen auch die Vertretung der öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen in den vermögensrechtlichen Beziehungen über⸗ 
tragen (Art. 1). Der zuſammengeſetzte Schul⸗ 
ſprengel wird nach Art. 2 von der verſtärkten Ge⸗ 
meindeverwaltung der Schulſitzgemeinde oder einer 
anderen beteiligten Gemeinde vertreten; doch kann 
nach Art. 3 die Geſchäftsführung dadurch vereinfacht 
werden, daß die Gemeindeverwaltung der Schulſitz⸗ 
gemeinde oder einer anderen Gemeinde für ſich allein 
ermächtigt wird, die verſtärkte Gemeindeverwaltung 
zu vertreten und die Verwaltungsgeſchäfte zu erledigen. 
Beſtimmte Aufgaben bleiben jedoch ſtets der verſtärkten 
Gemeindeverwaltung vorbehalten, ſo iſt ſie insbeſon⸗ 
dere allein befugt, gemeinſchaftliche Darlehen aufzu⸗ 
nehmen (Art. 3 Abſ. II). Das Geſetz ſpricht ſich über 
die rechtliche Natur des zuſammengeſetzten Schul⸗ 
ſprengels und die privatrechtlichen Beziehungen der 
darin zuſammengefaßten Gemeinden nicht aus (ſ. dazu 
Harſter im Jahrg. 1905 dieſer Zeitſchrift, S. 16 ff.), 
es beſchränkt ſich darauf, im Art. 12 die vermögens⸗ 
rechtlichen Verpflichtungen den beteiligten Gemeinden 
aufzuerlegen und den Verteilungsmaßſtab anzugeben. 

An einigen Stellen ſind den Gemeinden beſtimmte 
Verpfli 9 tungen gegenüber den Volksſchullehrern 
auferlegt, jedoch mit dem ausdrücklichen Vorbehalte, 
daß dem Volksſchullehrer daraus kein Rechtsanſpruch 
erwächſt; ſo in Art. 18 (Ausſtattung von Dienſt⸗ 
wohnungen 3. Ordnung mit Zimmereinrichtungen) 
und in Art. 19 (Überweiſung von Hausgärten an die 
Lehrer). Der Austrag der Streitigkeiten, die 
ſich beim Vollzuge des Geſetzes ergeben werden, iſt 
nahezu durchweg dem reinen Verwaltungsverfahren 
oder dem Verwaltungsrechts verfahren überwieſen. Der 
ordentliche Rechtsweg iſt in mehreren Fällen 
ausdrücklich ausgeſchloſſen, ſo z. B. in Art. 23 Abſ. III 
(Entſchädigung für die Wohnzimmer der Aushilfs⸗ 
lehrer), Art. 26 Abſ. III Satz 2 und Art. 61 Satz 2 
(Feſtſetzung des Pachtzinſes ſür Grundſtücke, deren 
Nutzungen bisher zum Schuldienſteinkommen gehörten); 
in anderen Fällen ergibt ſich ſein Ausſchluß ohne 
weiteres aus der beſonderen Art, wie das Verfahren 
geregelt iſt (ſ. z. B. Art. 15 Abſ. III, Art. 23 Abſ. II, 
Art. 24 Abſ. III Satz 2, Art. 40, Art. 49 Abſ. II, Art. 59 
Abſ. II u. a.). 

Aufgehoben werden durch Art. 76 alle Präſen⸗ 
tations⸗ und Vorſchlagsrechte in bezug auf 
die Beſetzung von Schulſtellen, womit auch die damit 
zuſammenhängenden Verpflichtungen der Präſen⸗ 
tationsberechtigten zu Leiſtungen für den Schulbedarf 
wegfallen, insbeſondere die Baupflicht beſeitigt wird. 
Gehört das Schulgebäude dem Präſentationsberech⸗ 
tigten, ſo kann im Wege der Zwangsenteignung 
die Nutzung für Schulzwecke oder das Eigentum gegen 
Entſchädigung der Gemeinde äbertragen werden. 
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Das Geſetz tritt zum größten Teile zugleich mit 
dem Volksſchullehrergeſetz am 1. Januar 1920 in Kraft, 
einige Vorſchriften über die Trennung des weltlichen 
Kirchendienſtes vom Schuldienſte gelten aber ſchon jetzt. 
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Bücheranzeigen. 


Lehmann, Dr. Ludwig, Hilfsreferent am e 
Regensburg. Der Mieterſchutz. Sammlung der 
Verordnungen nebſt den preußiſchen und bayeriſchen 
Vollzugsvorſchriften. Erläutert. 8°. XIV, 125 S. 
Münden, Berlin und Leipzig 1919, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Preis geb. Mk. 4.50 (dazu 
35% Teuerungszuſchlag). 


Die Arbeit gibt eine überſichtliche und im weſent⸗ 
lichen vollſtändige Zuſammenſtellung der zum Schutz 
der Mieter während des Krieges erlaſſenen Verord⸗ 
nungen, ſowie der preußiſchen und bayeriſchen Voll⸗ 
zugsvorſchriften. Da die Beſtimmungen im RGBl., 
den MA Bl., dem Deutſchen RAnz., bayer. StAnz. und 
Freiſtaat zerſtreut veröffentlicht ſind, entſpricht die 
Sammlung, welche bis zum Stande vom Ende Juni 
ds. Is. fortgeführt iſt, einem lebhaft empfundenen Be⸗ 
dürfnis. Die zahlreichen, in der Praxis auftretenden 

weifels⸗ und Streitfragen werden in eingehenden, 
iteratur und Rechtſprechung ſorgfältig verwertenden 
Erläuterungen behandelt. 

Die in Anm. 4 zu 85 Verf.⸗Anordnung vertretene 
Auffaſſung, daß für die Rechtsanwaltsgebühren die 
Landesgebührenordnungen und nicht die Reichsge⸗ 
bührenordnung Anwendung finden, dürfte zutreffend 
fein, da letztere nach 8 1 nur für das Verfahren vor 
den ordentlichen Gerichten gilt (ſo auch Waſſermann⸗ 
Erlanger, Kriegsgeſetze, 3. Aufl. S. 120, 121; a. M. 
Jadeſohn, Recht 18, 13); die hiernach in Bayern an⸗ 
zuſetzende Gebühr von j der Grundgebühr für den 
erſten und ½0 für jeden weiteren Termin iſt aber im 
Verhältnis zu dem erheblichen Zeitaufwand ſo gering, 
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d iß vertragliche Vereinbarung einer höheren Ver⸗ 


gütung in der Regel erforderlich fein wird. Bei 8 13 
MSchVer. wäre ein Hinweis auf die neuerlich er⸗ 
gangenen Dienſtanweiſungen für die Gerichts vollzieher 
angebracht geweſen, nach denen dieſe eine Räumung 
nicht vollziehen ſollen, bevor der Ortspolizeibehörde 
Gelegenheit gegeben iſt, für Unterbringung der davon 
betroffenen Perſonen zu ſorgen (preuß. Anw. vom 
10. Dezember 1918, bayer. Anw. vom 14. November 
1918, JM Bl. 1918 Beibl. Nr. 16 S. 188; vgl. Breme, 
JW. 19, 495). Die Vorſchrift wird allerdings gegen- 
ſtandslos durch das in Nürnberg und vielleicht auch 
anderwärts beobachtete Verfahren, bei dem das Miet⸗ 
einigungsamt eine Kündigung erſt zuläßt, wenn das 
gemeindliche Wohnungsamt eine Wohnung zur Ver⸗— 
fügung geſtellt hat. Auf die IME. vom 28. April 1919 
betr. Mietwucher IM Bl. Ya und die erſt nach dem 
Erſcheinen des Buches ergangene Reichs verordnung 
betr. den Wucher bei Vermietungen von Mieträumen 
vom 31. Juli 1919, RG Bl. 1364, ferner auf die ebenfalls 
erſt ſpäter veröffentlichte Kleingarten- und Kleinpacht⸗ 
landverordnung vom 31. Juli 1919, RGBl. 1371, 
und die Vertragslöſungsverordnung vom 8. Auguſt 1919, 
RG Bl. 1375, die einige mietrechtliche Beſtimmungen 
für Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem deutſchen Reich 
und Dritten enthält, ſei noch aufmerkſam gemacht. 

Die Anſchaffung kann vor allem den Kollegen und 
den Vorſitzenden der Mieteinigungsämter warm emp— 
fohlen werden. 


Nürnberg. Rechtsanwalt Dr. Waſſertrüdinger. 


Köhler, Dr. Ludwig von, Staatsminiſter a. D., Privat⸗ 
dozent an der Univerſität Tübingen. Zur Frage 
der Vereinfachung der Organiſation in 
der inneren Staatsverwaltung Württem⸗ 
bergs. („Recht und Staat in Geſchichte und Gegen⸗ 
wart“). 8°. 34 S. Tübingen 1919, J. C. B. Mohr. 
Mk. 1.50 (dazu 50% p Teuerungszuſchlag). 


In Wuͤrttemberg iſt wie in Bayern die Verein⸗ 
fachung der Staatsverwaltung ſchon ſeit Jahren Gegen⸗ 
ſtand lebhafter Erörterungen, beſonders auch im Land⸗ 
tag. Im Vordergrund ſteht die Frage der Aufhebung 
der Kreisregierungen, die nach Köhler nicht bleiben 
können. Er ſchlägt deshalb eine Zweiteilung vor: 
Bezirksbehörden und Miniſterium, unter Ueberweiſung 
der Geſchäfte der Regierungen an dieſe beiden 
unter gleichzeitiger Erweiterung der Selbſtändigkeit 
der Oberämter wie der Gemeinden. Weiter befürwortet 
Köhler wohl mit Recht die Zuſammenlegung kleiner 
Gemeinden, dagegen nicht die Vereinigung von Ober⸗ 
amtsbezirken. Eindringlich warnt er davor, die Ober⸗ 
amtmänner zu einem Organ der Selbſtverwaltung zu 
machen; ihre Wahl nach dem Vorbild der Schweiz 
kommt ſeines Erachtens überhaupt nicht in Betracht. 
Köhler gibt weiterhin Anregungen bezüglich der 
Zuſtändigkeit des Miniſteriums des Innern und der 
Einrichtung des Beſchwerdeverfahrens. Den in der 
württembergiſchen Preſſe vertretenen Vorſchlag, die 
Miniſterien in 14 Landesämter umzugeſtalten unter 
einem Landeskanzler oder einem aus Parlaments⸗ 
miniſtern ohne Portefeuille zu bildenden Miniſter⸗ 
kollegium hält Köhler nicht für gangbar, u. a. weil 
Württemberg für eine ſolche ſchwer zu handhabende 
Ordnung zu klein ſei (vgl. hiezu den teilweiſe ähnlichen 
Vorſchlag in den Blättern für admin. Praxis 1919 
Nr. 1/2 S. 14 ff.). Die eingehenden und wohlbegrün deten 
Darlegungen Dr. v. Köhlers enthalten auch für Bayern 
viel Beachtens wertes. r. Gg. Sch. 


Straſprozeßerdunng und Gerichtsverfaſſungsgeſetz. Text⸗ 
ausgabe mit Einleitung, Anmerkungen und Sach⸗ 
regiſter von Reichsgerichtsrat Dr. A. Hellweg. Sieb⸗ 
zehnte Auflage, bearbeitet von Dr. Eduard Kohlrauſch, 
Profeſſor in Straßburg i. E. 401 Seiten. Berlin 1918, 
9 Guttentag, Verlagsbuchhandlung G. m. b. H. Geb. 

k. 5.50. 


Für jeden Praktiker iſt der Beſitz einer Handausgabe 
der StPO. unerläßlich. Die vorliegende, von Kohl⸗ 
rauſch bearbeitete Handausgabe vereinigt eine Menge 
Vorzüge. Die guten Anmerkungen geſtatten es, in vielen 
Fällen von dem zeitraubenden Nachſchlagen eines großen 
Kommentars abzuſehen. Dazu kommt die Angabe der 
Quellen des geltenden Strafprozeßrechts und eine 
Literaturüberſicht. Für den Anfänger beſonders wert⸗— 
voll iſt die vorausgeſchickte ſyſtematiſche Ueberſicht über 
das’ Strafprozeßrecht. Auch das Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetz iſt in dankenswerter Weiſe mit Erläuterungen 
verſehen. 

Schweidnitz. 


E. Laugkam, Gemein verſtändlicher Führer 
durch die deutſche Krankenverſicherung 
nach der Reichsverſicherungsordnung, unter Berück⸗ 
ſichtigung der für die Dauer des Krieges erlaſſenen 
reichsgeſetzlichen Beſtimmungen. 252 S. Nürnberg 
1915, Verlag von Karl Koch. Geb. Mk. 2.75. 


Das Büchlein gibt in der Hauptſache die auf die 
Krankenverſicherung bezüglichen Vorſchriften der W 
verſicherungsordnung auszugsweiſe wieder. 


Landgerichtsrat Alfons Hackenberger. 


Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 
Rat am Oberſten Landesgerichte in München. 
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Yie Aufhebung der Fideikommiſſe in Bayern. | I. Geltungsbereich des Geſetzes.“) 
Von Staatsrat Dr. b. Unzuer, | Die durch das Geſetz vom +28. März 1919 
Präsident des Obersten Landesgerichts angeordnete Aufhebung der Fideikommiſſe bezieht 


ſich auf alle in Bayern gelegenen Fideikom miſſe. 
Daß die Fideikommißgeſetzgebung reformbe- Ez find nicht nur die Fideikommiſſe aufgehoben, 
dürftig ſei, wurde in Bayern ſchon ſeit längerer welche unter die VII. Verfaſſungsbeilage fallen, 
Zeit nicht verkannt, wenn auch die volkswirt: ſondern auch die reichsritterſchaftlichen Fideikommiſſe 
ſchaftlichen Bedenken, zu denen der gebundene Beſitz (8 104 der VII. Verfaſſungsbeilage) und die ſtandes⸗ 
Anlaß geben kann, in Bayern ſchon mit Rückſicht herrlichen Stamm: und Hausgüter (8 102 der 
auf die geringe Ausdehnung des fideikommiſſariſchen VII. Verfaſſungsbeilage und 8 9 der IV. Ber: 
Grundbefitzes un und der einzelnen Fidei. faſſungsdeilage), ferner die Fideikommiſſe des vor- 
kommiſſe im beſonderen fi nur im geringen maligen Königshauſes und die Familiengüter, die 


Maße geltend machten. Um eine Reform der im Erbverbande ſtehen (die ſogen. Kondominate 
Fideikommißgeſetzgebung vorzubereiten, wurde durch Auch die allobiſtzarten Beben vn unter das Gesch 


das Geſetz vom 9. Mai 1918 verboten, während 5 
des Krieges und innerhalb 5 Jahren nach ſeiner Es 1110 5 nn una 5 Fideikommiſſe 
Beendigung Fideikommiſſe neu zu errichten, ſofern aufgehoben, welche in Grundſtücken beſtehen, ſondern 
e ſich nicht um die Wiedererrichtung eines während auch die reinen Geldfideikommiſſe. Ein Beiſpiel 
der Sperrfriſt aufgelöſten Fideikommiſſes handelt, en reinen nn 2 18 1 
oder beſtehende Fideikommiſſe durch Einverleibung ſchei 15 9 9 S a 1 e f erſten Landes⸗ 
neuer Grundſtücke zu vermehren. gerichts uch ſoweit in Bayern 
Die Neugeſtaltung der bayeriſchen Staatsver⸗ gelegene Fideikommiſſe nicht bayeriſchen Staats⸗ 
faſſung hat nun die Fideikommiſſe ohne weiteres ene 5 Ab an Died 
aufgehoben. Den erſten Schritt machte das vor⸗ gilt man 155 en Grun 1 nicht 
läufige Staatsgrundgeſetz des Freiſtaats Bayern nn 170 tan ee d zwar ohne 
vom 17. März 1919. Es hob im 8 12 alle Vor: adfiht darauf, ob die Familie, der das Fidei⸗ 
kommiß gehört, in ihrem Heimatlande nach deſſen 


rechte des Adels auf und verfügte, daß Fidei⸗ VVVÜV a 
; B Geſetzgebung noch berechtigt iſt, ein Fideikommiß 
kommiſſe weder neu errichtet noch vermehrt werden zu beſttzen oder nicht. Unter die Auſhebung fällt 


dürfen; die beſtehenden Fideikommiſſe ſollten durch 
beſonderes Geſetz aufgehoben werden. Dies geſchah a Br En C ig 


durch das Geſetz vom 28. März 1919. Durch 
dieſes find die Fideikommiſſe, die adeligen Stamm⸗ Das Geſetz vom 26. April 1882 über die Rechts⸗ 


güter und die Familiengüter, die im Erbverbande 
ſtehen, aufgehoben worden. Die Regelung der 
Einzelheiten überläßt das Geſetz vom 28. März 1919 
den Ausführungsvorſchriften. Die 5 ed 1 95 
vorſchriften (= AB.) find durch Verordnung des rigen Fideikommiſſe behandelt. Der gegenwärtige Auf: 
1 = ee 1919 ſatz bezieht ſich gleichſalls zunächſt nur auf die im 
erlaſſen worden. Sie find ſamt der Begründun erſten Abſchnitte der AV. geregelten eingetragenen 
€ . 9 g Fideikommiſſe; die für die übrigen Fideikommiſſe gel⸗ 
im JMBl. S. 359 abgedruckt. tenden Abweichungen werden am Schluſſe dargeſtellt. 


1) Die AV. zerfällt in 2 Abſchnitte, von denen 
der erſte die in die Matrikel eingetragenen Fideikommiſſe, 
bei denen die Nachfolge ſich nach agnatifch linealer Erb⸗ 
folge mit Erſtgeburtsrecht richtet, der zweite die üb⸗ 
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ſtellung des Hauſes Naſſau (Luxemburg) ift daher 
durch die neueſte Rechtsentwickelung beſeitigt. 

Dagegen ſind von der Aufhebung nicht be⸗ 
troffen Familienſtiftungen, auch nicht (rechtsfähige) 
Vereine, deren Mitgliedſchaft an die Zugehörig⸗ 
keit zu einer beſtimmten adeligen Familie ge⸗ 
knüpft iſt. 


II. Der Einfluß der Aufhebung auf die 
Rechte der Anwärter. 


Die wichtigſte Frage, welche bei der Auf⸗ 
hebung der Fideikommiſſe zu löſen war, iſt die 
des Einfluſſes der Aufhebung auf die Rechte der 
Anwärter. Dieſe find, wie die Begründung zu 
dem Entwurfe der AV. bemerkt, nach dem 8 42 
des Fideikommißedikts gemeinſchaftlich mit dem 
Fideikommißbeſitzer die Eigentümer des Fidei⸗ 
kommiſſes. Allein dieſes Eigentum iſt in Wahr⸗ 
heit nur eine juriſtiſche Konſtruktion. Es bietet 
den Anwärtern wirtſchaftlich keinen Vorteil. Tat: 
ſaͤchlich erſchöpft ſich die wirtſchaftliche Bedeutung 
der Berechtigung der Anwärter am Fideikommiſſe 
in ihrem etwaigen Nachfolgerechte und in den zu 
deſſen Sicherung getroffenen Vorſchriften. Hieraus 
folgt, daß eine Aufteilung des Fideikommißver⸗ 
mögens unter die Familienmitglieder nicht in Be⸗ 
tracht kommen konnte. Andererfeits konnte aber 
auch dem gegenwärtigen Fideikommißbeſitzer das 
Fideikommißvermögen nicht unter Ausſchaltung 
aller Anwaͤrterrechte ſofort mit der Aufhebung 
des Fideikommiſſes als völlig freies Eigentum zu⸗ 
fallen. Denn bei dem Rechte der Anwärter 
handelt es ſich nicht wie beim Inteſtaterbrecht nur 
um eine auf dem Geſetze beruhende Hoffnung, 
ſondern um einen mit der Geburt erworbenen 
Anſpruch des Anwärters auf einen beſtimmten 
Gegenſtand, der auf dem Stifterwillen beruht 
und ihm ohne ſeine Zuſtimmung durch Privat⸗ 
willlür nicht entzogen werden kann. Die AV. be: 
rückſichtigt aber nur den nächſten Anwärter. Sie 
erwägt, daß bei den übrigen Anwärtern die Ver⸗ 
wirklichung ihres Nachfolgerechts ſo ungewiß iſt, 
daß der Geſetzgeber kein Unrecht begeht, wenn er 
ihre Rechte übergeht. Dazu komme, daß eine 
einwandfreie Löſung der Frage nicht möglich ſei, 
wie die übrigen Anwärter außer dem naͤchſten 
Agnaten berückſichtigt werden ſollen. 

Das Nachfolgerecht des nächſten Agnaten wird 
dadurch berückſichtigt, daß der Fideikommißbeſitzer, 
in deſſen Perſon das Fideikommiß Allod wird, 
als Vorerbe und der nächſte Agnat als Nacherbe 
aufgefaßt wird. In der Perſon dieſes Anwärters 
wird das Fideikommißvermögen von jedem Nach— 
folgerechte eines Anwärters frei. 

Die AV. § 2 eröffnet den Beteiligten die 
Möglichkeit, durch Vereinbarung die Vorſchriſt 
zu ändern, daß der nächſte Agnat nachfolgebered: 
tigt iſt. Dadurch kann den beſonderen Verhält⸗ 
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niſſen einzelner Familien Rechnung getragen 
werden. 

Den Anwärtern wird übrigens dadurch eine 
weitere Berückſichtigung zu teil, daß ihre Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche an den gegenwärtigen Fidei⸗ 
kommißbeſitzer und an das Fideikommiß aufrecht 
erhalten werden (SS 14 ff. A V.). 

Den zu den Abkömmlingen des gegenwartigen 
Fideikommißbeſitzers gehörenden Anwärtern endlich 
kommt die AV. 8 11 noch dadurch entgegen, daß 
den Abkömmlingen des Fideikommißbeſitzes — 
und zwar nicht nur den Söhnen, ſondern auch 
den Töchtern und den Söhnen und Töchtern vor⸗ 
verſtorbener Kinder — aus dem Fideikommiß⸗ 
vermögen eine Abfindung zugeſprochen wird. Als 
Abfindung können die Abkömmlinge des gegen⸗ 
wärtigen Fideikommißbefitzers bei deſſen Tode aus 
dem Fideikommißvermögen die Zahlung des Be⸗ 
trags verlangen, der ihnen von dem Nachlaſſe 
des Fideikommißbeſitzers als Pflichtteil gebühren 
würde, wenn das Fideikommißvermögen zum Nach- 
laſſe des Fideikommißbeſitzers gehören würde. Auf 
dieſen Betrag wird jedem Abkömmling angerechnet, 
was er aus dem Allodialnachlaſſe des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers erhält. Bei der Feſtſtellung der 
Abfindung wird die Witwe des Fideikommißbe⸗ 
ſitzers mitgezählt. Mitgezählt werden ferner der 
Abkömmling, welcher Fideikommißbeſitzer wird, und 
die Abkömmlinge, die durch letztwillige Verfügung 
von der Allodialerbfolge ausgeſchloſſen ſind oder 
die Allodialerbfolge ausgeſchlagen haben oder für 
erbunwürdig erklärt ſind. Dagegen wird nicht 
mitgezählt, wer durch Erbverzicht von der Allo⸗ 
dialnachfolge ausgeſchloſſen iſt ($ 2310 BGB.). 
Bei der Berechnung der Abfindung bleiben die 
Verſorgungsmaſſen (SS 5, 12 des Fideikommiß⸗ 
edikts) außer Anſatz, die Schulden und Laſten des 
Fideikommiſſes werden abgezogen, dagegen bleiben 
die auf den Verſorgungsmaſſen ruhenden Laſten 
unberückſichtigt. Land- und forſtwirtſchaftliche Grund- 
ſtücke ſamt den dazu gehörigen Gebäuden und 
Schlöſſern und deren Einrichtung kommen nur zu 
dem Ertragswerte (Art. 103 des Ausf. z. BGB.) 
in Anſatz. Im übrigen finden die für den 
Pflichtteilsanſpruch geltenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Damit ſind insbeſondere 
die Vorſchriften über die Berechnung des Nach⸗ 
laſſes (§§8 2311 —23 14), über die Anrechnung 
von Zuwendungen (58 2315, 2316) und den 
außerordentlichen Pflichtteil (§8 2335 — 2331), über 
die beſchränkte Uebertragbarkeit ($ 2317) und die 
Verjährung des Pflichtteilanſpruches (8 2332), 
endlich über die Zuläſſigkeit der Entziehung des 
Pflichtteils (S8 2333—2338) gemeint. Zuläſſig 


iſt insbeſondere auch die Beſchränkung des Ab: 


findungsrechts in guter Abſicht (§ 2338). 
Beiſpiel: Der Fideikommißbeſitzer hinterläßt 
ſeine Witwe, zwei Söhne A und B und eine 
Tochter C. Das Fideikommißvermögen beträgt 
1000 000, das Allod 200 000. C hat aus dem 
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Allod eine Ausſtattung von 60 000 erhalten. 
Der älteſte Sohn A wird Fideikommißnachfolger. 
Würde das Fideikommiß zum Nachlaſſe gehören, 
jo würde dieſer 1 200 000 betragen. Hievon er: 
hielte die Witwe / = 300 000. Zum Reſte von 
900 000 wäre die Ausſtattung zu rechnen = 960000. 
Hievon Pflichtteil des B 160 000, Pflichtteil der 
C J/0 (!/s 960000 — 60000) = 130000. 
Nun iſt zu berechnen, was B und C aus dem 
Allod erhalten. Von den 200 000 Allod erhält 
zunächſt die Witwe / = 50 000; dem Reſte 
von 150 000 find die 60 000 Ausſtattung zuzuzählen 
— 210000. Der Erbteil jedes Kindes iſt alſo 70 000 
und das Allod verteilt ſich auf die Witwe mit 50 000, 
die Söhne A und B mit je 70000 und die 
Tochter C mit 70000 — 60 000 10000. Dem: 
gemäß beträgt die aus dem Fideikommißvermögen 
an B und C zu zahlende Abfindung für B 160 000 
— 70000 = 90000, für C 130 000 — 10 000 
= 120000. Der Fideikommißnachfolger A be⸗ 
kommt alſo 70 000 Allod und 1000000 — 210000 
— 790 000 Fideikommiß, die Witwe 50 000 aus 
Allod, B 160 000 und C 130 000 aus Allod 
und Fideikommiß zuſammen. 

Der Fideikommißbefitzer kann letztwillige Anord⸗ 
nungen hinſichtlich der den Abkömmlingen zu zah⸗ 
lenden Abfindung nur inſoweit treffen, als er nach den 
Vorſchriften des Pflichtteilsrechts berechtigt iſt, über 
den Pflichtteil eine Anordnung zu treffen. Seine 
Berechtigung zu letztwilligen Anordnungen über 
das Allod beſtimmt ſich nach den allgemeinen 
erbrechtlichen Vorſchriften. | 

Der Witwe des Fideikommißbeſitzers iſt ein 
Abfindungsrecht nicht eingeräumt. 


III. Die Allodifikation des Fideikommiſſes. 


Die Folge der Aufhebung des Fideikommiſſes 
iſt, daß das Fideikommißvermögen in der Perſon 
desjenigen, der im Zeitpunkte der Aufhebung der 
Fideikommißbeſitzer iſt, Allod wird (§ 1 Abſ. 1 A V.). 
Es wird alſo freies Eigentum des gegenwärtigen 
Fideikommißbeſitzern. 

Dieſer Grundſatz erleidet indeſſen durch die 
ſchon erwähnten Rechte der Anwärter eine weſent⸗ 
liche Ein ſchraͤnkung. Insbeſondere falt nach dem 
81 Abſ. 2 AV. das Fideikommißvermögen nach 
dem Tode des Fideikommißbeſitzers demjenigen An⸗ 
wärter an, welcher nachfolgeberechtigt wäre, wenn 
das Fideikommiß aufgehoben worden wäre. Aus 
dieſer dem 8 2139 BGB. nachgebildeten Bor: 
ſchrift folgt, daß der Fideikommißbeſitzer das Fidei⸗ 
kommiß von der Allodifikation an nur wie ein 
Vorerbe die Erbſchaft zu Beſitz und Eigentum hat. 

Sind Anwärter im Zeitpunkte der Aufhebung 
des Fideikommiſſes nicht vorhanden, ſo tritt die 
Allodifikation im vollen Umfange ſofort ein. Der 
Fideikommißbeſitzer iſt folchenfalls ohne weiteres 
berechtigt, über das Fideikommiß unter Lebenden 
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und von Todes wegen frei zu verfügen, insbeſondere 
es zu belaſten oder zu veräußern. Gleiches gilt, 
wenn die vorhandenen Anwaͤrter ſpäter wegfallen, 
vom Zeitpunkte des Wegfalls an. Der ſpätere 
Wegfall der Anwärter wird übrigens die Heilung 
dieſer Verfügung bewirken, wenn etwa der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer eine Verfügung über das Fidei⸗ 
kommißvermögen ohne die erforderliche Zuſtim⸗ 
mung des naͤchſten Anwärters vorgenommen hat. 
Denn eine ſolche verbotswidrige Verfügung iſt nicht 
nichtig, ſondern nur den Anwärtern gegenüber 
rechtsunwirkſam. Es gilt das gleiche, wie wenn 
der Vorerbe verbotswidrig ohne die Zuſtimmung 
des Nacherben über die Erbſchaft verfügt und die 
Nacherbfolge ſpäter wegfällt. 

Dadurch, daß der nächſte Anwärter auf ſein 
Nachfolgerecht verzichtet, erledigt ſich die Be⸗ 
ſchraͤnkung des Fideikommißbeſitzers durch das Nach⸗ 
folgerecht der Anwärter noch nicht, außer wenn 
ein weiterer Anwärter als der Verzichtende nicht 
vorhanden iſt. Denn wer nächſter Anwärter iſt, 
beſtimmt ſich endgültig erſt nach dem Zeitpunkte 
des Todes des Fideikommißbeſitzers. Der nach 


dem Verzichtenden ſtehende Anwärter iſt — auch 


wenn er ein Abkömmling oder der Erbe des Ver⸗ 
zichtenden iſt — nicht aus der Perſon des Verzichten⸗ 
den, ſondern aus eigenem Rechte nachfolgeberechtigt, 
ſeinem Rechte kann durch den Verzicht des vor⸗ 
ſlehenden Anwärters nicht vorgegriffen werden. 

Sind zwar bei der Aufhebung des Fidei⸗ 
kommiſſes Anwärter nicht mehr vorhanden oder 
fallen die vorhandenen Anwärter ſpäter weg, fällt 
aber das Fideikommißvermögen nach dem Fidei⸗ 
kommißſtatut beim Erlöſchen des Fideikommiſſes 
an eine beſtimmte phyſiſche oder juriſtiſche Perſon, 
z. B. an eine andere Familie oder an den Staat 
oder eine Stiftung, ſo wird eine derartige Be⸗ 
ſtimmung des Fideikommißſtatuts durch die Auf⸗ 
hebung des Fideikommiſſes nicht berührt (8 5 A V.). 
Das Fideikommißvermögen fällt ſolchenfalls nach 
dem Tode des gegenwärtigen Fideikommißbefitzers 
an denjenigen, an welchen es im Falle des Erlö⸗ 
ſchens des Fideikommiſſes angefallen wäre, wenn 
das Fideikommiß nicht allodifiziert worden wäre. 
Dieſer Anfallberechtigte hat die gleiche Rechts⸗ 
ſtellung wie ein Anwärter. Sein Recht beſchränkt 
den gegenwartigen Fideikommißbeſitzer wie das 
eines Anwärters. Der Fideikommißbeſitzer wird 
alſo wie ein Vorerbe, der Anfallberechtigte wie 
ein Nacherbe behandelt. 

Daß die Allodifikation eingreift, ſoweit das 
Recht des Anmärterd oder des Nachſolgeberech⸗ 
tigten nicht reicht, iſt namentlich für das eheliche 
Güterrecht des Fideikommißbeſitzers von Belang. 
Lebt z. B. der Fideikommißbeſitzer mit ſeiner Frau 
in allgemeiner Gütergemeinſchaft, ſo war bisher 
das Fideikommißvermögen des Mannes deſſen 
Sondergut ($ 1439 BGB.). Die Nutzungen des 
Fideikommiſſes fielen zwar in das Geſamtgut und 
unterlagen inſoweit auch dem Rechte der Frau, 
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an der Subſtanz hatte die Frau indeſſen keine 
Rechte. Von nun an iſt die Sondergutseigen⸗ 
ſchaft des Fideikommißvermögens weggefallen, das 
Fideikommißvermögen iſt kraft Geſetzes (8 1438 
BGB.) Geſamtgut geworden, geradeſo, wie es 
eine Erbſchaft wird, die ein in Gütergemeinſchaft 
lebender Ehegatte als Vorerbe hat. Das zeigt 
ſich insbeſondere bei einer Veräußerung von Fidei⸗ 
kommißgrundſtücken. Hiezu bedurfte der in all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft lebende Fideikommiß⸗ 
beſitzer nicht der Zuſtimmung ſeiner Frau; von 
nun an iſt nicht nur die Zuſtimmung des An⸗ 
wärters (hierzu unten V) ſondern auch die der 
Frau (8 1445 BGB.) notwendig. Lebt der 
Fideikommißbeſitzer, wie es wohl die Regel ſein 
wird, mit ſeiner Frau im geſetzlichen Güterſtande, 
ſo macht ſich freilich die Allodifikation in bezug 
auf die Rechte der Frau nicht geltend; denn beim 
geſetzlichen Güterrechte hat die Frau keine Rechte 
am Vermögen des Mannes. Für den fall des 
Todes des Fideikommißbeſitzers kommt ein Recht 
feiner Frau am Fideikommiß bei keinem Güter⸗ 
ſtande in Betracht. Denn mit dem Tode des 
Fideikommißbeſitzers ſcheidet das Fideikommiß⸗ 
vermögen aus dem Vermögen des Fideikommiß⸗ 
befitzers aus. Wenn aber mit dem Fideikommiß⸗ 
beſitzer das Fideikommiß erlöſchen würde, auch 
wenn es nicht aufgehoben wäre und ein Anfall⸗ 
berechtigter (8 5 AB.) nicht vorhanden ift, jo ge⸗ 
hört das Fideikommißvermögen zum Nachlaſſe des 
Fideikommißbeſitzers. Die Frau hat ſolchen 
Falles gegenüber dem Fideikommißvermögen das 
gleiche Erb⸗ und Pflichtteilsrecht, das ihr gegen⸗ 
über dem ſonſtigen Nachlaſſe des Mannes zu⸗ 
ſteht. Gilt allgemeine Gütergemeinſchaft, ſo ge⸗ 
hört das Fideikommißvermögen im bezeichneten 
Falle zum Geſamtgut, es wird alſo, wenn fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt, Beſtandteil des 
Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft und, 
wenn fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eintritt, 
gehört die Hälfte des Fideikommißvermögens der 
Frau, weil es inſoweit zu der der Frau gehörenden 
Hälfte des Geſamtguts gehört; zur anderen Hälfte 
bildet es einen Beſtandteil des Nachlaſſes des 
Fideikom mißbeſitzers. (Fortſ. folgt). 


Die bayerische Verordnung vom 10. Oktober 
1919 betreffend Zuſchläge zu den Gebühren 
der Rechtsanwälte. 

Von Dr. Max Friedländer, Rechtsanwalt in München. 


Seit mehr als zehn Jahren fordern die An⸗ 
wälte im Reich wie in Bayern eine Reform des 
Gebührenweſens. Sie war längft notwendig, auch 
ehe der Krieg alle Lebensverhältniſſe von Grund 
aus umgeſtaltete. Heute bedarf ihre Dringlichkeit 
wahrlich keiner Begründung mehr. Trotzdem iſt 
im Reich, a bgeſehen von der Bewilligung gering: 


— — d : —— —ę— nn 
S —— — — — —— ee — — —— —́ͤ——ä' 6bũ ẽ̃—ä— J.. [— .. — 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 20 u. 21. 


fügiger Kriegszuſchläge durch das Geſetz vom 
1. April 1918, ſeit 1879 ſo gut wie nichts ge⸗ 
ſchehen. Daß jetzt — noch vor Inangriffnahme 
der organiſchen Neubearbeitung des Gebühren⸗ 
weſens — durch eine Notmaßnahme ſchleunigſt 
geholfen und eine Anpaſſung der anwalltſchaftlichen 
Honorare an die gänzlich veränderten Lebensver⸗ 
hältniſſe herbeigeführt werden muß, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich und die Reichsregierung wird ſich der 
Verpflichtung, hier ſchnell und großzügig einzu⸗ 
greifen, nicht länger entziehen können. Der außer⸗ 
ordentliche deutſche Anwaltstag vom 13. und 
14. September 1919 hat dieſe Forderung noch⸗ 
mals mit allem Nachdruck erhoben. | 

Mit der Reform der bayeriſchen Landes 
gebührenordnungen hatte ſich ſchon im Juli dieſes 
Jahres die erſte Tagung des bayeriſchen Anwalts⸗ 
verbandes befaßt. Das bayeriſche Juſtizminiſterium 
hat darauf in verſtändnisvoller Würdigung des 
ihm vorgelegten Materials und der geltend ge⸗ 
machten Geſichtspunkte die Reformarbeit aufge⸗ 
nommen und zunächſt eine Notverordnung aus⸗ 
gearbeitet, die einige der dringendſten Fragen zu 
löſen ſucht und tatfächlich gegenüber dem beſtehenden 
Rechtszuſtand einen erheblichen Fortſchritt bedeutet. 
Das Geſa mtminiſterium hat die Vorlage genehmigt, 
die als Verordnung vom 10. Oktober 1919 ver⸗ 
öffentlicht wurde und am 15. Oktober bereits in 
Kraft getreten iſt. Der Inhalt dieſer bedeutſamen 
Novelle, die hoffentlich auch im Reich und den 
anderen Laͤndern bald Nachfolge finden wird, zumal 
da ſie außer der ziffermäßigen Gebührenerhöhung 
auch einige Rechtsgedanken von grundſätzlicher Be⸗ 
deutung verwirklicht hat, ſoll im folgenden kurz 
dargeſtellt werden. 

I. Bekanntlich hatte die bayeriſche VO. vom 
27. April 1918 zu allen nach den beiden LGOten 
zu berechnenden Gebühren Zuſchläge von 7/10 feſt⸗ 
geſetzt. Dieſe Zuſchläge fallen nun weg. An ihre 
Stelle treten neue Zuſchläge in Höheevon 10 Zehn: 
teilen. Die Grund gebühren der Rechtspflege VO. 
werden aus der Staffel des 8 9 der Reichsgebühren⸗ 
ordnung berechnet, die ja ſeit der Novelle vom 
28. März 1919 auch für die aus dem Gegenſtands⸗ 
werte zu berechnenden bayer. Landesgebühren gilt. 

Der Zuſchlag von /0ð erfolgt zu jeder ein⸗ 
zelnen Gebühr, mag dieſe in den LGOten ſelbſt 
feſtgeſetzt oder in ihnen nur durch Verweiſung auf 
die Reichsgebührenordnung beſtimmt jein.‘) Er 
kommt auch bei denjenigen Gebühren zur An⸗ 


1) Die wichtige Frage, ob für die Verteidigung 
vor den Volksgerichten die Gebührenzuſchläge 


Platz greifen, entſcheidet ſich danach, ob die Gebühren 


für dieſe Tätigkeit durch die RpflB O. (Art. 1 Z. 4) 
geregelt ſind. Das iſt aber der Fall. Die Volksgerichte 
ſind beſondere Gerichte und das Verfahren richtet ſich 
im weſentlichen nach der StPO. Art. 9 Abſ. 2 des Geſ. 
vom 12. Juli 1919 und 8 40 Min Bek. vom 19. Juli 
1919 ſtellen hinſichtlich der Anwaltsgebühren nur klar, 
was ſich ohnedies aus Art. 1 RpflB O. ergeben würde. 
Daher gilt der Zuſchlag auch für die Gebühren im 
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wendung, welche in feſten Sätzen beſtehen, wie den 
Gebühren der Verwaltungsgebührenordnung, den 
Gebühren in Strafſachen nach Art. 1 Abſ. 2, Art. 2 
— pfl VoO.; nicht aber nach ausdrücklicher Vorſchrift 
des Art. 1 Abſ. 2 VO. bei den Inkaſſo⸗ 
gebühren. Die Folge des Zuſchlags zu den 
einzelnen Gebühren iſt, daß ſich — im Gegen⸗ 
ſatz zu der Regelung, wie ſie das Reichsgeſetz vom 
1. April 1918 getroffen hat — auch die Mindeſt⸗ 
gebühren verdoppeln, ebenſo natürlich die Höchſt⸗ 
ſätze. Die Informationsgebühr nach Art. 6 Rpfl VO. 
beträgt alſo in Zukunft mindeſtens 4 &, die gleiche 
Gebühr nach Art. 1 VerwGO. beträgt von nun an 
4 bis 80 M. 

II. Die Auslagenpauſchſätze waren bisher 
nur durch Verweiſung auf 8 76 RAGebd. geregelt 
(Art. 27 RpflVO., Art. 13 Verw.). Das 
führte — namentlich wegen der Beſtimmungen in 
§ 76 Abſ. 3 RAGebO., die vielfach auf die Landes: 
gebühren nicht paßten — zu mancherlei Unklar⸗ 
heiten. Die neue VO. regelt nun die Auslagen⸗ 
pauſchſätze in ihrem Art. 2 formell ſelbſtändig, 
wenn auch inhaltlich in enger Anlehnung an 8 76 
RUAGEHD. 


Der Pauſchſatz bildet die Vergütung für die⸗ 
ſelben Auslagen, wie nach 8 76 in feiner neueſten 
Faſſung. Soweit Schreibgebühren beſonders zu 
vergüten find,“) richtet ſich ihre Höhe (40 Pfg. 
für die Seite) nach 8 4 des RG. vom 1. April 1918. 

Der einzelne Pauſchſatz beträgt 40 (bisher 30) 
vom Hundert jeder anzuſetzenden Gebühr (na⸗ 
türlich einſchließlich des Zuſchlages) und min⸗ 
deſtens 2 M. Der Höchſtbetrag des einzelnen 
Pauſchſatzes beläuft ſich in den Angelegen⸗ 
heiten der Rechtspflege auf 75 M, in den An⸗ 
gelegenheiten der Verwaltung auf 30 M. Zur 
Erläuterung diene, daß nach den urſprünglichen 
Gebührenſätzen der Verw. die höchſte Einzel⸗ 
gebühr 50 M, alſo der höchſte Einzelpauſchſatz bei 
30%: 15 M betrug. Dieſer tatſächliche Höchſt⸗ 
ſatz wurde nun verdoppelt. 

Geſa mtpauſchſatzmaxima für die Inſtanz oder 
die Rechtsangelegenheit, wie ſie 8 76 Abſ. 3 RAGebO. 
vorſieht, gibt es nach der neuen BO. nicht. 
Der RA. kann alſo unter Umſtänden den Höchſt⸗ 
ſatz von 75 M in einer Sache öfters beanſpruchen, 
3. B. aus der Informationsgebühr, der Termins⸗ 
gebühr und der Vergleichsgebühr. 

Die Aufrundung der Pauſchſätze auf den nächſten 
durch zehn teilbaren Pfennigbetrag findet ftatt 
(Art. 2 Abſ. 2 Satz 2 BO. ). 


Verfahren vor den Volksgerichten. Das gleiche Reſultat 
ergibt ſich übrigens aus Art. 26 mit Art. 4 Abſ. 1 
Rpfl BO. 

) Das iſt z. B. der Fall, wenn der RA. einen 
Mahnbrief ſchreibt, die Gebühr hiefür aber fpäter 
durch die Prozeßgebühr konſumiert wird. Dann erhält 
er für den Mahnbrief Schreibgebühren (Art. 2 Abſ. 3 
Nr. 2 BO.). Im allgemeinen gilt der Grundſatz: zu 
jeder wirklich anfallenden Gebühr erwächſt ein Aus⸗ 
lagenpauſchſatz. 
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III. Von großer Bedeutung iſt die Ausdehnung 
der in Art. 11 Verw. vorgeſehenen clausula 
generalis auf die Angelegenheiten der Rechts⸗ 
Auch in diefen kann von nun an 
der RA., wenn ſeine Tätigkeit von be⸗ 
ſonderer Wichtigkeit oder Schwierigkeit 
iſt, eine das hoͤchſte Maß überſchreitend 
Gebühr verlangen (Art. 1 Abſ. 3 BO.) 
Die Tragweite dieſer Vorſchrift bedarf an ſich keiner 
Hervorhebung. Es gibt aber gerade auf dem Ge⸗ 
biete der Rpfl VO. viele Sachen, die ſich nach dem 
Schema einer GebO. überhaupt nicht richtig be⸗ 
werten laſſen: größere Arrangements, Vermögens⸗ 
auseinanderſetzungen, Verwaltungen uſw. Für ſie 
kann in Zukunft regelmäßig die „angemeſſene Ver⸗ 
gütung“ verlangt werden. Damit ift zugleich ein 
anderes Problem — nämlich das der Erweiterung 
der nach Art. 4 Abſ. 2 RpflVoO. von der gebühren⸗ 
rechtlichen Regelung ausgenommenen Taͤtigkeits⸗ 
arten — in eigenartiger Weiſe der Löſung nahe⸗ 
gebracht. 

Im Streitfalle entſcheidet über die Höhe der 
angemeſſenen Vergütung das ordentliche Gericht 
ohne Bindung an eine Vorentſcheidung (im Gegen⸗ 
ſatze zu der höchſt bedenklichen Regelung in Art. 18 
Verw.); der Richter wird natürlich regelmäßig 
den Vorſtand der Anwaltskammer gutachtlich hören. 

IV. Eine alte Forderung der Rechtsanwaltſchaft 
iſt die Aufhebung der entwürdigenden Vorſchrift 
des 8 93 Abſ. 2 RAGebO., wonach das Honorar: 
verſprechen ſchriftlich geleiftet werden muß, um für 
den Klienten bindend zu fein. Dieſe Beſtimmung 
war auch von Bayern für das Gebiet ſeiner L GO. en 
— ebenſo wie von den meiſten anderen Glied⸗ 
ſtaaten — übernommen worden. Die Rechts⸗ 
gültigkeit dieſer Formvorſchrift, ſoweit fie auf Landes⸗ 
recht beruhte, iſt mit Grund bemängelt worden; 
aber das Reichsgericht“) hat verſucht, dieſem Ein⸗ 
wand zu begegnen, und ſo blieb die Beſtimmung 
praktiſch in Geltung. Die neue VO. hat ihr nun: 
mehr für das Gebiet der beiden LG—Oten ein ſpätes, 
aber wohlverdientes Ende bereitet.) 

Nur die Formvorſchrift des $ 93 Abſ. 2 iſt 
beſeitigt, nicht die übrigen Beſtimmungen des 8 93; 
alſo z. B. nicht der Grundſatz, daß die Feſtſetzung des 
Honorars nicht in das billige Ermeſſen eines 
Kontrahenten ®) oder eines Dritten geſtellt werden 
darf. Inwieweit dieſe anderen Vorſchriften in An⸗ 
wendung auf das Landesrecht nach der vom Reichs⸗ 
gericht mißbilligten Anſicht der Gültigkeit entbehren, 
kann hier nicht näher ausgeführt werden. 

V. Durchaus proviſoriſchen Charakter tragen 
die Beſtimmungen des Art. 3 VO. über die Reife: 
koſten. Die Verw. regelt dieſe Materie ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig und abweichend von der RpflVO., die ihrer⸗ 


) RG. 75, 98. 

) Art. 4 VO. In dem Abdruck in Nr. 250 des 
bayer. Staatsanz. findet ſich ein Druckfehler, es heißt 
dort: 8 93 Abſ. 3 ſtatt Abſ. 2. 

) Vgl. RG. JW. 1912, 885 Nr. 58. 
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ſeits auf die Reichsgebührenordnung verweiſt. Ein 
Grund für dieſe Abweichung iſt ſchwer einzuſehen. 
Aber man wollte jetzt hier nicht grundlegend ein⸗ 
greifen und begnügte ſich daher damit, die Sätze 
des Art. 12 VerwGOO. zu erhöhen. Die Tage⸗ 
gelder ſollen von nun ab 30 ; die Halbtage⸗ 
gelder 15 M, die Vergütung für das Uebernachten 
10 M und der Kilometerſatz für Fuß⸗ und Fahrrad⸗ 
reiſen 50 Pfg. betragen. 


Hinſichtlich der Reiſekoſten in Angelegenheiten 


der Rechtspflege wollte die Regierung dem Reichs⸗ 
geſetzgeber nicht vorgreifen. Im Reiche muß eine 
ſchleunige Reform des 8 78 RAGebdO. ſchon mit 
Rückſicht auf die neuerliche Fahrpreiserhöhung er⸗ 
folgen und dieſe ſoll dann auch für Bayern ein⸗ 
geführt werden. Die VO. hat nun folgende pro⸗ 
viſoriſche Regelung getroffen: Der RA. kann auch 
in Rechtspflegeſachen die Reiſekoſten nach den er⸗ 
höhten Satzen der VerwGO. berechnen; erhält er 
aber nach der (gegenwärtigen oder abgeänderten) 
Reichsgebührenordnung eine höhere Geſamt⸗ 
entſchädigung für die Reiſe, ſo darf er dieſe höhere 
Vergütung anſprechen. 

VI. Die VO. iſt am 15. Oktober 1919 in 
Kraft getreten und findet hinſichtlich der Gebühren 
und A (auch hinſichtlich der clausula 
generalis) auf die vor dieſem Tage erteilten Auf⸗ 
träge Anwendung, ſoweit nicht die Inſtanz bereits 
beendigt war. In den Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege wird die Beendigung der Inſtanz meiſt mit 
der Beendigung der Angelegenheit, d. h. der ganzen 
Dienſtleiſtung gleichbedeutend ſein. Soweit dies 
nicht zutrifft, ergeben ſich dieſelben Zweifelsfragen 
wie bei Anwendung des Geſetzes vom 1. April 19185 
und früherer Koſtengeſetze. Beachtenswert iſt, daß 
die hier erwähnten Uebergangsbeſtimmungen auch 
für die Schreibgebühren gelten, falls ſolche zum 
Anſatz kommen, — im Gegenſatz zum Geſetz vom 
1. April 1918. Dagegen finden dieſe Uebergangs⸗ 
beſtimmungen — wiederum abweichend von dem 
Reichsgeſetz — keine Anwendung auf die Reiſe⸗ 
koſten; hier kommt es alſo lediglich darauf an, ob 
die Reiſe vor oder nach dem Inkrafttreten der VO. 
ſtattgefunden hat. Ebenſo tritt die Befreiung von 
der Formvorſchriſt des 8 93 Abſ. 2 RAGebd. 
nur für die ſeit dem 15. Oktober 1919 abge⸗ 
ſchloſſenen Honorarverträge ein. 

VII. Die VO. ſoll ſpäteſtens am 1. Januar 
1923 unter entſprechenden Uebergangsbeſtimmungen 
wieder außer Kraft treten. Allein bis dahin wird 
hoffentlich längſt die organiſche Umarbeitung der 
Landesgebührenordnungen erfolgt fein, deren als— 
baldige Inangriffnahme notwendig erſcheint. Die 
Reform der Reichsgebührenordnung braucht hiezu 
nicht abgewartet zu werden. Ein tieferer innerer 
Zuſammenhang zwiſchen den beſtehenden bayeriſchen 
Landesgebührenordnungen und der RAGebO. iſt 

e) Vgl. hiezu die Zitate bei Bloch, Anwalts- 


500 uſw. en des Kriegsrechts, J. S e 
Verlag 1919) S. 8,9, e 
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trotz der „Verweiſungen“ gerade in den wichtigſten 
Partien nicht vorhanden. Dagegen kann eine 
wirklich gute Landesgebührenordnung — bis jetzt 
verdient keine einzige in Deutſchland dieſes Praͤ⸗ 
dikat — vorbildlich wirken und vielleicht zu dem 
ſicherlich erſtrebenswerteſten Ziel führen: zur Ver⸗ 
einheitlichung des ganzen anwaltſchaftlichen Ge⸗ 
bührenweſens im Reiche. 


Das Ende des baheriſchen Nilitärfiskus. 


Bon Dr. jur. Ludwig K. Maher in München. 


I. Dem bundesſtaatlichen Charakter des Deut⸗ 
ſchen Reichs entſprechend, welcher dem Grundſatz 
nach auch nicht durch die neue Reichsverfaſſung 
(RGBl. 1919, 1383) geändert wurde, beſtehen neben⸗ 
einander Reichs⸗ und Landesfiskus. Für die Ab⸗ 
grenzung der beiden gegeneinander gilt nach La⸗ 
band, Staatsrecht des Deutſchen Reichs, Bd. IV 
(5. Aufl., Tübingen 1914) S. 332 der Grundſatz, 
daß die vermögensrechtlichen Befugniſſe und Ver⸗ 
pflichtungen des Reichs und der Einzelſtaaten den 
Verwaltungsbefugniſſen entſprechen, daß demnach 
in allen Zweigen, auf die ſich die Selbſtverwaltung 
der Einzelſtaaten erſtreckt, die bei Ausübung der 
letzteren entſtehenden vermögensrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe den Staatsfiskus angehen, daß dagegen aus 
den von den Reichsbehörden abgeſchloſſenen Rechts⸗ 
geſchäften Rechte und Verbindlichkeiten für den 
Reichsfiskus hervorgehen. Dieſer in der Natur 
der Sache begründete Rechtsſatz gilt nach wie vor, 
nur mit der rein formellen Aenderung, daß ent⸗ 
ſprechend dem Sprachgebrauch der Reichsverfaſſung 
ſtatt „Einzelſtaaten“ „Länder“ und ſtatt „Staats⸗ 
fiskus“ „Landesfiskus“ zu ſetzen iſt. 

II. Aus dieſem Grundſatz folgt, daß auch nach 
der Gründung des Deutſchen Reichs der Militär⸗ 
fiskus Landesfiskus blieb; denn die Militärver⸗ 
waltung war Landesverwaltung. Es gab alſo 
4 Landesmilitärfiszi, nämlich in den Staaten mit 
eigener Kontingentsverwaltung (Preußen, Bayern, 
Sachſen Württemberg) (Laband S. 334). 

Dieſer Zuſtand wurde bereits im Jahre 1873 
dahin geändert, daß der Militärfiskus Reichs⸗ 
fiskus wurde mit Ausnahme des bayeriſchen, der 
Landesfiskus blieb. Den Schwerpunkt dieſer Ent⸗ 
wicklung bildete das Reichsgeſ. v. 25. Mai 1873 
(RGBl. 113), das in § 1 Abſ. 1 an allen dem 
dienſtlichen Gebrauch einer verfaſſungsmäßig aus 
Reichsmitteln zu unterhaltenden Verwaltung ge: 
widmeten Gegenſtänden das Eigentum und die 
ſonſtigen dinglichen Rechte, welche den einzelnen 
Bundesſtaaten zugeſtanden haben, dem Reich zu⸗ 
weiſt, alſo nicht nur die in ſeiner Ueberſchrift er⸗ 
wähnten, zum dienſtlichen Gebrauch einer Reichs— 
verwaltung beſtimmten Gegenſtände begreift. Da 
die Heeresverwaltung, obgleich ſie Landesverwal⸗ 
tung war, eine verfaſſungsmäßig aus Reichsmitteln 
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zu unterhaltende Verwaltung iſt, ging das Eigen⸗ 
tum an den ihrem Gebrauch dienenden Gegen⸗ 
ſtänden an das Reich über. Weil nun in einer 
Verwaltung nicht alle ſachenrechtlichen Verhältniſſe 
den Reichsfiskus, alle obligatoriſchen den Landes⸗ 
fiskus treffen können, iſt zu folgern, daß der 
Militärfiskus Reichsfiskus iſt. Für den bayeriſchen 
Militärfiskus ergab ſich aber das Gegenteil; denn 
wegen des bayeriſchen Reſervates hinſichtlich des 
Militäretats (Bündnisvertrag vom 23. Nov. 1870, 
II 8 5) war die bayerische Militärverwaltung eine 
auf eigene Rechnung geführte bayeriſche, alſo keine 
aus Reichsmitteln verfaſſungsmäßig zu unterhal⸗ 
tende Verwaltung. Hieraus ergibt ſich, daß die 
für die anderen 3 Landesmilitärfiszi gezogenen, 
ihre Umwandlung in den Reichsfiskus erhellenden 
Folgerungen für den bayeriſchen nicht galten (La⸗ 
band S. 337, 339, 358 d, RGZ. Bd. 20 S. 148). 

III. Dieſer ſeit 1873 beſtehende Zuſtand 
wurde durch die Verfaſſung vom 11. Aug. 1919 
umgeſtoßen. Durch den im 6. Abſchnitt „Die 
Reichsverwaltung“ ſtehenden Art. 79 in Verb. 
mit Art. 46 und 47 hat die Selbitändigfeit der 
Heeresverwaltungen der einzelnen Länder aufge⸗ 
hört und iſt auf das Reich übergegangen (vgl. 
VO. des Reichspräſidenten vom 20. Auguſt 1919, 
RGBl. 1475). Gleichzeitig wurde durch die Ver⸗ 
faſſung das obige bayeriſche Reſervat hinſichtlich 
des Militäretats beſeitigt, das noch das Reichswehr⸗ 
geſetz vom 6. März 1919 (RGBl. 295) in 8 4 aner⸗ 
kannt hatte. 

Wahrend es in den anderen Ländern ſeit 1873 
ohnehin keinen Landesmilitärfiskus mehr gab, haben 
dieſe Beſtimmungen der Reichsverfaſſung für Bayern 
das Ende des bayeriſchen Landesmilitärfiskus her⸗ 
beigeführt. Die Heeresverwaltung iſt in Bayern 
Reichsverwaltung und, wie ſchon bisher in den 
anderen Ländern, eine verfaſſungsmaͤßig aus Reichs⸗ 
mitteln zu unterhaltende Verwaltung geworden. 
Nach 81 Abſ. 1 RG. vom 23. Mai 1373 ging da⸗ 
mit das Eigentum an allen Gegenſtänden der 
bayerischen Militärverwaltung auf das Reich über; 
denn das Geſ. vom 23. Mai 1873 bezieht ſich 
nicht nur auf die zur Zeit ſeines Erlaſſes aus 
Reichsmitteln unterhaltenen Verwaltungen, ſondern 
in gleicher Weiſe auf die erſt künftighin auf die 
Reichskaſſe zu übernehmenden (Laband S. 359 
Ziff. 3). Sowohl nach dem unter I aufgeſtellten 
Grundſatz, als auch nach den Darlegungen unter II, 
die nunmehr auch auf den bayeriſchen Militär: 
fiskus als den einer verfaſſungsmäßig aus Reichs⸗ 
mitteln zu unterhaltenden Verwaltung entſprechenden 
Fiskus anwendbar ſind, ergibt ſich, daß auch in 
Bayern der Militärfiskus nunmehr Reichsfiskus 
iſt und es keinen bayeriſchen Landesmilitärfiskus 
mehr gibt. 

IV. Das Aufhören des bayeriſchen Militärfiskus 
durch den Uebergang der bayeriſchen Militärver⸗ 
waltung an das Reich hat zur Folge, daß die in 
der statio des bayeriſchen Militärfiskus entſtan⸗ 
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denen Rechte und Verbindlichkeiten durch geſetzliche 
Geſamtrechtsnachfolge auf den Reichsmilitarfiskus 
übergegangen find. Sie ſind ja nichts anderes als 
ſolche des bayeriſchen Landesfiskus, da die ſog. 
stationes fisci keine beſonderen juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen find. Dieſer Uebergang ergibt ſich aus dem 
RG. vom 25. Mai 1873. Für die bisher dem 
Landesfiskus zuſtehenden dinglichen Rechte an be⸗ 
weglichen und unbeweglichen Sachen (Laband S. 359 
Ziff. 4), insbeſondere das Eigentum, iſt er ſchon 
in 8 1 Abſ. 1 ausgeſprochen. Rechte Dritter an 
den ins Reichseigentum übergegangenen Grund⸗ 
ſtücken, insbeſondere der Staatsgläubiger, zu deren 
Gunſten allgemeine, nicht an den einzelnen Grund⸗ 
ſtücken als ſolchen haftende Pfandrechte beſtehen 
(Motive, Druckſachen des RT. IV. Seſſion 1873 
Nr. 6 S. 19, ſ. auch Komm.⸗Ber. ebendaſelbſt 
Nr. 51 S. 328), bleiben unberührt (8 9 Abſ. 1 
Ziff. 3); daß 8 9 Abſ. 1 Ziff. 3 (8 11 Abſ. 1 des 
Entwurfs, ebendaſelbſt Nr. 6 S. 18) nur dingliche 
Rechte Dritter betrifft, betonen zu allem Ueberfluß 
noch eigens die Motive (a. a. O. S. 19) und der 
Komm.⸗Ber. (a. a. O. S. 325), indem fie dieſe 
Stelle nur als Ausfluß des Grundſatzes hinſtellen, 
wonach das Eigentum cum commodo et onere 
übergehe. In gleicher Weiſe gehen hinſichtlich der 
obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe grundſätzlich Rechte 
und Verbindlichkeiten des Landesfiskus auf das 
Reich über; dies geht aus der — von der Reichs⸗ 
tagskommiſſion ausdrücklich als ſolcher bezeichneten 
(Komm.⸗Ber. S. 328) — Ausnahmebeſtimmung 
des 8 9 Abſ. 3 (im Entwurf 8 11 Abſ. 2) her⸗ 
vor, welche Rechte und Pflichten in bezug auf 
rüͤckſtändige Kaufgelder von dem eben ſonſt als 
Regel angenommenen Uebergang obligatoriſcher 
Rechtsverhältniſſe ausdrücklich ausnimmt. 

Dieſer geſetzliche Uebergang aller dinglichen 
und obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe auf das Reich 
hat eine wichtige prozeſſuale Folge. Da bei einer 
Klage gegen den bayeriſchen Landesfiskus erſt ein 
Abhilfegeſuch gemäß Art. 2 Bayer. AG. ZPO. er: 
gangen fein muß, Klagen gegen den Militärfiskus 
nunmehr aber gegen den Reichsfiskus, nicht mehr 
gegen den Landesfiskus gehen, fällt in ſolchen Fällen 
das Abhilſegeſuch fort. Vielmehr kann ſofort der 
Rechtsweg beſchritten werden, ſoweit nicht in ein⸗ 
zelnen reichsrechtlichen Ausnahmefällen (j. Stein, 
3PO., 11. Aufl., Tübingen 1913 Nr. 1 und 2 
zu 8 148, III) die Zuläſſigkeit des Rechtswegs von 
einer vorherigen Beſchreitung des Verwaltungswegs 
abhängt. j 

Weiter entſteht durch den Uebergang der bayer. 
Militärverwaltung an das Reich die Frage, welche 
Behörde in Bayern im Prozeß zur Vertretung 
des Reichsmilitärfiskus zuſtändig iſt. Bis zur 
Beendigung der bayeriſchen Militärverwaltung hatte 
das bayeriſche Kriegsminiſterium den Militärfiskus 
im Prozeſſe zu vertreten. Durch VO. des Reichs⸗ 
präfidenten vom 20. Auguſt 1919 (RG Bl. 1475) 
wurden die einzelſtaatlichen Kriegs miniſterien in 
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Reichswehrbefehlſtellen umgewandelt. Da ihnen 
aber ihre Organiſation und ihre Befugniſſe ver⸗ 
blieben ſind, ſoweit ſie nicht notwendig mit ihrer 
früheren Stellung als oberſte Kontingentsverwal⸗ 
tungsbehörde zuſammenhängen, die Befugnis zur 
Prozeßführung aber nicht zu der letzteren Art zu 
rechnen iſt, wie z. B. ihre von jeher in Preußen 
übliche Uebertragung an die Korpsintendanturen 
beweiſt, iſt die bayeriſche Reichswehrbefehlſtelle zur 
gerichtlichen Vertretung des Reichsmilitärfiskus 
in Bayern zuſtändig. Letztere iſt vom 1. Oktober 
an in das Abwicklungsamt des früheren baye⸗ 
riſchen Miniſteriums für militäriſche Angelegen⸗ 
heiten umgewandelt worden (BO. des Reichswehr⸗ 
miniſters vom 24. September 1919 Ziff. 2, Amts⸗ 
blatt der Reichswehrbefehlſtelle Bayern S. 1294 
und VO. der Reichswehrbefehlſtelle Bayern vom 
30. September 1919 ebendaſelbſt S. 1323). 


Einige Fragen aus dem Rechte der 
bayeriſchen Vermögenſtener nach dem Geſetze 
vom 22. Auguſt 1918. 


Von Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr in München. 


Zu den unter obigem Titel in Nr. 14/15 dieſer 
Zeitſchrift vom 1. Auguſt 1919 erſchienenen Aus⸗ 
führungen von Dr. Lang⸗Nürnberg ſei mir folgende 
Erwiderung geſtattet. 

Zunächſt eine formelle Kleinigkeit: Das Ver⸗ 
mögenſteuergeſetz (VStG.) trägt nicht das Datum 
des 22., ſondern das des 17. Auguſt 1918. Nur 
die Nr. des GVBl., in der das Geſetz veröffentlicht 
wurde, ſtammt vom 22. Auguſt 1918. 

Zu I, 1. Die Frage, ob bei den im Laufe 
einer Veranlagungsperiode eintretenden Vermögens⸗ 
vermehrungen nach Art. 5 eine vollſtändige Neu⸗ 
feſtſtellung des an dem der Mehrung folgenden 
Monatserſten vorhandenen Vermögens oder nur 
eine Feſtſtellung des durch den Erbanfall uſw. ein⸗ 
tretenden Reinzuwachſes und ſeine Hinzurechnung 
zu dem veranlagten Vermögen ſtattfinden ſoll, iſt 
allerdings nicht ohne Schwierigkeiten zu beant⸗ 
worten. Aber das Ergebnis, zu dem Lang bei 
ſeiner Unterſuchung gelangt, kann ich nicht für 
richtig halten. Wohl ſagt Art. 3 Abſ. III, daß in 
folchen Fällen für die Feſtſtellung des Vermögens 
maßgebend iſt der Stand der Verhältniſſe zu Be⸗ 
ginn des der Mehrung folgenden Monats. Aber 
es iſt unrichtig, wenn Lang in dieſer Feſtſtellung 
eine Feſtſtellung des geſamten Vermögens erblicken 
will. Art. 5 ſagt ausdrücklich, daß an Mehrungen 
des Vermögens nur die dort in Abi. I Ziff. 1 
und Abſ. II genannten im Laufe einer Veran: 
lagungsperiode berückſichtigt werden. Die Feſt⸗ 
ſtellung des Vermögens in ſolchen Fällen muß 
ſich alſo demgemäß auch auf dieſe allein zu berück⸗ 
ſichtigenden Aenderungen des Vermoͤgensſtandes 
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beſchränken, ſie hat neben dem bereits feſtgeſtellten 
(veranlagten) Vermögen lediglich den Wert des 
durch den Erbfall uſw. erzeugten Zuwachſes für 
den darauffolgenden Monatsbeginn feſtzuſtellen. 
Ich kann in § 32 der VV. deshalb auch keine aus 
Zweckmaͤßigkeitsgründen begangene Inkonſequenz 
erblicken. Das Vorliegen einer ſolchen ergibt ſich 
auch nicht etwa, wie Lang meint, daraus, daß dort 
ein ausgleichender Abzug der nachgewieſenen in⸗ 
zwiſchen eingetretenen Verminderungen des 
veranlagten Vermögens zugelaſſen wird. Denn 
wenn eine Vermehrung des für den Anfang 
der Veranlagungsperiode feſtgeſtellten 
Vermögens durch Erbſchaft uſw. eingetreten ſein 
ſoll, ſo muß natürlich der Reinbetrag des Erb⸗ 
anfalls die ſeit jenem Zeitpunkt etwa eingetretene 
Vermögensverminderung überſteigen, weil ſonſt trotz 
des Erbanfalls im Effekt nicht eine Vermehrung des 
veranlagten Vermögens, ſondern nur eine mehr oder 
minder vollſtändige Wiederauffüllung des von dem 
veranlagten Vermögen noch vorhandenen Reſtes 
eingetreten iſt. Wäre die Anſicht Langs zutreffend, 
ſo würden auch alle nach Art. 5 nicht anrechnungs⸗ 
fähigen Mehrungsbeträge bei der Neufeſtſtellung 
des Vermögens mitberückſichtigt, was dem aus⸗ 
drücklichen Wortlaut und dem Sinn des Art. 5 
widerſpräche. 

Eine ähnliche irrige Anſicht wie von Lang wird 
auch in der Nr. 3 des XIII. Jahrg. des „Fach⸗ 
blattes für rentamtlichen Dienſt“ vom 
28. Juli 1919 (S. 36 f.) vertreten. Dort 
glaubt ein Anfrager aus 8 32 Abſ. III der VV. 
folgendes herausleſen zu müſſen. Weil bei noch 
nicht veranlagten Vermögen, die innerhalb der 
Veranlagunasperiode durch Erbanfall uſw. auf über 
20 999,99 M fteigen, eine völlige Neuveranlagung 
zu erfolgen hat und nach Abſ. III in einem ſolchen 
Fall die Steuer nicht nur aus dem zugewachſenen, 
ſondern aus dem geſamten feſtgeſtellten Vermögen 
anzuſetzen iſt, meint er, daß ſo auch die inzwiſchen 
eingetretenen nicht unter Art. 5 fallenden Ver⸗ 
mögensvermehrungen unrichtigerweiſe bei ſolchen 
Veranlagungen ſchon für den Reſt der laufenden 
Veranlagungsperiode mitberückſichtigt würden. Und 
die Schriftleitung jenes Blattes erklärt dieſe Aus⸗ 
legung ſogar für geſetzentſprechend unter irrigem 
Hinweis auf die Ausgaben zum VStG. von 
Breunig (S. 22 Anm. 12) und Fürnrohr 
(S. 106). Das iſt aber durchaus unrichtig; an 
den zitierten Stellen ſteht nichts dergleichen. Wohl 
muß bei den bisher noch nicht veranlagten Ver⸗ 
mögen, wenn infolge einer Erbſchaft uſw. Steuer⸗ 
zahlungspflicht eintritt, eine völlige Neuveran⸗ 
lagung erfolgen, weil eben bisher noch keinerlei 
verwendbare Veranlagung vorliegt. Aber damit 
iſt nicht geſagt, daß für dieſe Neuveranlagung 
nun die allgemeinen Grundſätze der Art. 3 und 5 
nicht zu gelten hätten. Vielmehr iſt bei dieſer 
Neuveranlagung das Vermögen zunächſt auf den 
letztvorangegangenen Veranlagungszeitpunkt (oder 
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den Zeitpunkt des ſpäteren Eintritts der ſubjektiven 
Steuerpflicht) feſtzuſtellen; ſodann iſt die reine Be⸗ 
reicherung aus dem Erbanfall uſw. für den auf 
ihn folgenden Monatserſten zu ermitteln. Hievon 
iſt auf Wunſch des Steuerpflichtigen eine etwaige 
Verminderung des auf den Anfang der Veran: 
lagungsperiode feſtgeſtellten Vermögens abzuziehen. 
Dann find Vermögen und Zuwachs zuſammenzu— 
zählen. Ueberſteigt die Summe 20 999,99 , dann 
erfolgt Veranlagung, andernfalls unterbleibt ſie. 
Wie hoch das Vermögen inzwiſchen tatſächlich auf 
andere als die in Art. 5 genannten Arten geſtiegen 
iſt, bleibt vollkommen unberückſichtigt. Das „ge⸗ 
ſamte feſtgeſtellte Vermögen“, aus dem 
nach § 32 Abſ. III der VV. die Steuer für den 
Reſt der Veranlagungsperiode zu bezahlen iſt, iſt 
eben nicht das geſamte Vermögen ſchlechthin, ſondern 
nur das geſamte Vermögen, das in der eben be⸗ 
ſchriebenen Weile feſtgeſtellt wurde. In § 32 Abſ. III 
wird das geſamte feſtgeſtellte Vermögen in 
ausdrücklichen Gegenſatz geſtellt zu dem nur zu⸗ 
gewachſenen Vermögen, nicht aber etwa ein 
Gegenſatz zwiſchen dem, tatſächlichen Geſamtver⸗ 
mögen und dem nach den ſonſt geltenden Grund: 
lägen des Art. 5 feſtgeſtellten (aus Anfangsvermögen 
und Reinzuwachs zuſammengeſetzten Vermögen) 


des „Fachblattes für rentamtlichen Dienſt“ vom 
18. Auguſt 1919 S. 53f.) | 

Zu I. 2. Gegen meine vorſtehend zu J, 1 
niedergelegte Anſicht ſpricht nicht, daß im Falle 
der Vermögensminderung um mehr als "es eine 
völlige Neufeſtſtellung des Vermögens für den auf 
die Minderung folgenden Monatserſten ſtattfinden 
muß. Denn hier ergibt ſich die Notwendigkeit 
dieſer Neufeſtſtellung auf den genannten Zeitpunkt 
aus dem für die Veranlagungsänderung von Art. 5 
Abſ. I Ziff. 2 geforderten Tatbeſtand ohne weiteres. 

Zu I, 3. Daß auch dann, wenn nachgewieſen 
wird, der bei dem Steuerpflichtigen wegfallende 
Vermöͤgensteil werde bei einem anderen Steuer⸗ 
pflichtigen zur Verſteuerung herangezogen, eine 
völlige Neufeſtſtellung des Vermögens einzutreten 
habe, wird von Lang zwar behauptet, aber nicht 
bewieſen. Ich halte dieſe Auffaſſung für unbe⸗ 
gründet. Auch 8 37 Abſ. IV der BB. jagt nichts 
derartiges. 

Zu II. Die Einwendungen Langs gegen meine 
zu Art. 4 bezüglich der Wirkungen von Eheſchluß, 
„Eheſcheidung und Trennung der Ehegatten auf die 
Zuſammenrechnung ihrer Vermögen eingenommene 
Stellung ſtützt ſich darauf, daß er mit Rhein: 
ſtrom (BeſStG. Bem. 5 zu § 14, 3 zu 8 15, 
2 b zu 8 28, 3 zu § 74) nach dem BeiSt®. nicht 
den Schluß des Veranlagungszeitraums, 
ſondern den Beginn des darauf folgenden Er: 
hebungs zeitraums maßgebend ſein laſſen mill. 
Dieſe allein auf die wohl mißglückte Faſſung des 
8 74 geſtützte Anſicht Rheinſtroms iſt aber durch 
Glaſer längſt widerlegt (Glaſer, BeſStG. 
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Bem. 1 zu 8 74) und wird auch, ſoviel mir bekannt, 
in Wiſſenſchaft und Praxis nirgends geteilt. Auch 
das pr. OVG. hat eine derartige Auslegung des 
874 Beſ StG. abgelehnt (vgl. Deutſches Steuer: 
blatt, Jahrg. 1 S. 203 Nr. 69). Da mit erledigt 
ſich auch die Stellungnahme Langs in dieſem Punkt. 

Zu III. Hier hält Lang meine Auffaſſung 
für unrichtig, daß für die Berechnung, ob eine 
Vermögensvermehrung von mehr als 5000 M bzw. 
eine Vermögensver minderung um mehr als den 
ſechſten Teil des veranlagten Vermögens vorliege, 
ſtets die abgerundeten Vermögenszahlen (alio 
des veranlagten und des vermehrten bzw. ver⸗ 
minderten Vermögens) zu vergleichen ſeien. Ich 
halte die von Lang angeführten Gegengründe nicht 
für durchſchlagend. Feſtgeſtellt muß natürlich zu⸗ 
nächſt das ſteuerbare Vermögen in ſeiner tatſäch⸗ 
lichen Höhe werden. Iſt es feſtgeſtellt, ſo wird es 
für die Veranlagungszwecke abgerundet und bei 
der Veranlagung kommt es dann nur mehr in 
ſeiner abgerundeten Geſtalt in Betracht. Das 
zeigen auch die Abſ. II und III des Art. 7 VSt. 
Es entſpricht dem Sinn des Geſetzes, die Ver⸗ 
mögensvermehrung ebenſo zu berechnen wie 
den Vermögenszuwachs nach $ 19 BeſStG. 


ſchaffen. (Vgl ine Ausſüh in Nr. 5 nämlich durch Vergleichung des abgerundeten An⸗ 
geſchaffen. (Vgl. meine Ausführungen in Nr. 


fangsvermögens mit dem abgerundeten Endver⸗ 
mögen. 

Die in Fußnote 22 von Lang geäußerte An⸗ 
ſicht, daß der bei einem Steuerpflichtigen weg⸗ 
fallende Vermögensteil von weniger als 5000 M 
zu einer Minderung nach Art. 5 nie führen könne, 
iſt unrichtig. Wenn zur gleichen Zeit der A dem 
B 1000 M und der C dem B 6000 A ſchenkt, 
oder wenn zuerſt der A dem B 3000 M und ſpaͤter 
innerhalb der gleichen Veranlagungsperiode der C 
dem B 4000 & ſchenkt, jo handelt es ſich für B 
in beiden Fällen um eine nach Art. 5 zu berück⸗ 
ſichtigende Vermögensmehrung von 7000 M. Wird 
aber B nun nach Art. 5 um 7000 M höher ver- 
anlagt, ſo kann A ſehr wohl verlangen, daß ſeine 
Veranlagung um den bei ihm wegfallenden Ver— 
mögensteil von 1000 bzw. 3000 M nach unten 
abgeändert werde. 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Auslegung der Bek. vom 11. Juli 1919, die 
bedingte Begnadigung betr. (JMBl. S. 239). Nach 
Nr. 7 der Bek. kann das Gericht „auch beſchließen, 
daß der Verurteilte erſt nach Verbüßung eines be— 
ſtimmten Teiles der Strafe im Falle guter Führung 
während der Strafvollſtreckung eine Bewahrungsfriſt 
erhalten fol”. Kann das Gericht dies auch dann 
tun, wenn der Strafvollzug ſchon eingeleitet iſt, kann 
das Gericht überhaupt die Straſhaft unterbrechen? 
Es find darüber verſchiedentlich Zweifel aufgetaucht.“ 
Die Frage iſt wohl nach Zweck und Inhalt der Bek. 
unbedenklich zu bejahen, wenn auch die Bek. ſelbſt 


1) S. auch Nr. 18 dieſes Jahrgangs S. 346, 
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nirgends mit ausdrücklichen Worten dem Gerichte 
die Befugnis zuſpricht die Strafhaft zu unterbrechen. 
Allerdings waren nach 8 11 der Bek. vom 6. Mai 1911, 
das Verfahren der Juſtizbehörden in Begnadigungs⸗ 
und Strafaufſchubsſachen betr., — IM Bl. S. 155 — 
„Geſuche um Unterbrechung der Strafhaft und Be⸗ 
willigung einer Bewährungsfriſt für den Reſt der 
Strafe“ als „Begnadigungsgeſuche zu behandeln“, 
demgemäß nach 8 3 a. a. O. dem Staatsminiſterium 
der Juſtiz vorzulegen. Die bedingte Begnadigung 
iſt nun freilich trotz der Neuregelung durch die Bek. 
vom 11. Juli 1919 mangels einer reichsgeſetzlichen 
Regelung als Sache der Landesjuſtizverwaltung theo⸗ 
retiſch wenigſtens „Begnadigung“ geblieben, die bayer. 
Juſtizverwaltung hat aber durch dieſe Bek. das ganze 
Verfahren über die Bewilligung von Bewährungsfriſten 
neu geregelt und damit ſelbſtverſtändlich alle entgegen⸗ 
ſtehenden Vorſchriften aufgehoben. Die „Bewilligung 
von Bewährungsfriſten uſw.“ iſt jetzt ſchlechthin, alſo 
in jedem in Betracht kommenden Stande des Verfahrens 
und der Strafvollſtreckung, „den Gerichten übertragen“ 
mit den einzigen, wohl ohne weiteres verſtändlichen 
Ausnahmen der Nr. 18. Der Beſchluß über die Be⸗ 
willigung oder Verſagung einer Bewährungsfriſt iſt 
„gleichzeitig mit dem Urteile“ zu verkünden (Nr. 4), 
er kann aber auch „noch nachträglich“, wiederum 
ſchlechthin und ohne zeitliche Einſchränkung, getroffen 
werden. Für die „nachträgliche Bewilligung“ iſt nur 
„insbeſondere“, alſo kemeswegs ausſchließlich ein bes 
ſtimmter Fall hervorgehoben (Nr. 5). Vollkommen 
deutlichen Aufſchluß gibt Nr. 6. Darnach hat die 
Staatsanwaltſchaft „bei der Behandlung von Gnaden— 
geſuchen und Anträgen auf vorläufige Entlaſſung zu 
prüfen, ob ſich niqht ſtatt des erbetenen Gnadenaktes 
oder der vorläufigen Entlaſſung die Bewilligung einer 
Bewährungsfriſt empfiehlt und gegebenenfalls .. 
die Entſcheidung des Gerichtes herbeizuführen“. Zu 
den Gnadengeſuchen gehören auch, da nicht der geringſte 
Vorbehalt gemacht iſt, die Geſuche um einfache Unter— 
brechung der Straſvollſtreckung. Wenn das Gericht in 
dieſem Falle über die Bewilligung einer Bewährungs⸗ 
friſt entſcheiden ſoll, dann muß es, wenn der Beſchluß 
irgendeinen praktiſchen Wert haben ‚fol, auch be⸗ 
rechtigt fein die Strafhaft zu unterbrechen; denn ſonſt 
iſt tatſächlich die Bewilligung einer Bewährungsfriſt 
einfach unmöglich. Bei einer vorläufigen Entlaſſung 
vollends iſt eine Strafunterbrechung immer notwendig, 
wenn anders das Gericht „ſtatt der vorläufigen Ent⸗ 
laſſung“ über die Bewilligung einer Bewährungsfriſt 
ſoll entſcheiden können. Endlich enthält ja doch die 
Nr. 7 ſelbſt die ausdrückliche, nicht anzuzweifelnde 
Befugnis des Gerichts zur Anordnung der Straf— 
unterbrechung: Das Gericht beſchließt, daß ein 
Teil der Strafe zu verbüßen ſei und nur für den 
Reſt, gute Führung während der Strafvollſtreckung 
vorausgeſetzt, Bewahrungsfriſt bewilligt werde. Das 
Gericht allein entſcheidet auch darüber, ob die Be: 
dingung guter Führung während der Strafvollſtreckung 
erfüllt iſt; mit dieſem Beſchluſſe des Gerichts tritt die 
Unterbrechung der Strafhaſt ohne weiteres ein, es bedarf 
dazu keines Gnadenakies, etwa des Miniſteriums, mehr. 

Das Gericht muß demgemäß dazu berechtigt fein, 
die Unterbrechung der Strajbaft im Zuſammenhang 
mit der Bewilligung einer Bewährungsfriſt auszu— 
ſprechen und zwar auch dann noch, wenn der Straf— 
vollzug ſchon eingeleitet iſt. 

III. Staatsanwalt Dr. Ehard in München. 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 20 u. 21. 


Eine Forderung der Praxis. Verbeſſerung der 
Arbeitsmethode hat auch die Rechtspflege längſt als 
Bedürfnis erkannt und als Forderung aufgeſtellt. Es 
gilt, den Grundſatz der Arbeitsteilung auszubauen und 
Arbeiten, die man bisher den Einzelnen überließ, an 
berufener Stelle für die Geſamtheit leiſten zu laſſen. 

Die Verwirklichung dieſes Gedankens iſt am leichte⸗ 
ſten und am notwendigſten bei der Beantwortung von 
Fragen des ausländiſchen Rechtes. Ein Beiſpiel ſtatt 
vieler! Zahlreiche bayeriſche Gerichte wenden noch 
den 8 21 des Oeſterreichiſchen Allgemeinen BGB. an, 
der die Volljährigkeit erſt mit Vollendung des 24. Lebens⸗ 
jahres eintreten ließ, während nach einem am 6. Febr. 1919 
für Deutſch⸗Oeſterreich beichloſſenen Geſetze die Minder⸗ 
jährigkeit mit Vollendung des 21. Lebensjahres endet. 
Die Schuld an ſolcher Unkenntnis trifft nicht den 
Richter oder das Gericht, ſondern das Syſtem. Es 
hieße Arbeitskraft vergeuden und Anforderungen ſtellen, 
die wegen des Mangels an Zeit und wegen der Schwierig⸗ 
keit der Quellenbeſchaffung ſchlechthin unerfüllbar ſind, 
wollte man den einzelnen Richtern oder auch nur den 
einzelnen Gerichten zumuten, ſich über die Entwicke⸗ 
lung des ausländiſchen Rechtes ſtändig auf dem Laufen⸗ 
den zu halten. Hierzu iſt nur eine Zentralſtelle ge 
eignet und berufen. Dieſe könnte die Geſetzgebung 
des Auslandes verfolgen und den Gerichten und Straf⸗ 
verfolgungsbehörden das für ſie Wichtige übermitteln. 
Außerdem könnte ſie den Juſtizbehörden — und allen⸗ 
falls auch den polizeilichen Stellen und den Rechts 
anwälten — Auskünfte über praktiſche Fragen des 
ausländiſchen Rechtes erteilen. Selbſtverſtändlich iſt 
nicht an die Entſcheidung ſtrittiger Fragen, ſondern 
nur an Auſſchlüſſe über den Stand der ausländiſchen 
Geſetzgebung gedacht. Der Bearbeiter dieſer Geſchäfts⸗ 
aufgabe müßte ſtete Fühlung mit den Einrichtungen 
halten, die der wiſſenſchaftlichen Erforſchung 
der ausländiſchen Rechte dienen, wie z. B. das Inſtitut 
für Rechtsvergleichung an der Univerſität München, 
das Deutſche Inſtitut für ausländiſches Recht in 
Hamburg, das institut intermédiaire international uſw. 

Die bayeriſche Juſtizver waltung iſt in einer Reihe 
neuzeitlicher Einrichtungen bahnbrechend vorausge⸗ 
gangen. Sie könnte ſich abermals ein dauerndes Ver⸗ 
dienſt erwerben und ſich wiederum den Dank der 
äußeren Stellen ſichern, wenn ſie dieſen Gedanken 
aufgreifen und in die Tat umſetzen würde. 

Amtsrichter Dr. Schuler in München. 


Zur Frage der Militärgerichtsbarkeit. Im Januar 
1919 verkündete die Reichsregierung, ſie beabſichtige, 
die Militärgerichtsbarkeit auf militäriſche Straftaten 
zu beſchränken. Ein Geſetzentwurf, der die Abur⸗ 
teilung der gemeinſtrafrechtlichen Handlungen durch 
die bürgerlichen Gerichte vorſah, auch alle Obliegen⸗ 
heiten des Gerichtsherrn auf die richterlichen Militär⸗ 
juſtizbeamten übertrug, wurde im April und Mai 
auegearbeitet. Da tauchte plötzlich in der National⸗ 
verſammlung die Forderung auf (Antrag Quarck und 
Genoſſen), die Militärgerichtsbarkeit ganz zu beſeitigen. 
Eine Mehrheit dazu fand ſich zuſammen. Im Art. 103 
der neuen RV. hat man — gegen den Widerſpruch 
der Regierung — die militäriſchen Ehrengerichte als 
angebliches Ausnahmeverfahren vollſtändig aufgehoben, 
in Wahrheit aber damit ein Ausnahmegeſetz gegen 
den Offiziersſtand geſchaffen; denn andere Berufs⸗ 
ſtände haben ſtaatlich anerkannte Ehrengerichte (3. B. 
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Rechtsanwälte, Notare, Aerzte, Apotheker). Im Art. 104 
hat man beſchloſſen: die Meilitärgerichtsbarkeit iſt auf 
gehoben, außer in Kriegszeiten und an Bord der 
Kriegsſchiffe. Auf ſachliche Gründe hat man nicht 
gehört. Parteipolitiſche, längſt überholte Forderungen, 
verbunden mit gedankenlos übernommenen Vor⸗ 
urteilen und Mißtrauen gegen die Millärjuſtiz, 
beeresfeindliche Beſtrebungen und die neuerdings durch 
die blöde Ausſchlachtung einzelner die Oeffentlichkeit 
erregender Prozeſſe künſtlich geſchaffene Maſſen⸗ 
pſychologie brachten die Rechtspflege des Heeres, einen 
geſchichtlich gewordenen, allen Heeren gemeinſchaft⸗ 
liche Einrichtung, zu Fall. Durch die Beſeitigung 
der Ehrengerichtsbarkeit iſt der ohnehin geſchwächte 
Heereskörper ſchwer verwundet, durch die Beſeitigung 
der Miluärgerichtsbarkeit wird ihm das Ruckgrat ge⸗ 
brochen werden. Ob ſolchen ſinnloſen Handelns greift 
man ſich an den Kopf. Wie kann man in einer Zeit, 
in der ſelbſt die ſonſt prompt arbeitende Heeresjuſtiz 
kaum imſtande iſt, das erſchreckend zunehmende Ver⸗ 
brechertum im Heer zu bekämpfen, dem Heere eine 
ihm weſensfremde Gerichtsbarkeit aufpfropfen, die ganz 
verſagen muß? Wie kann man durch die Beſeitigung 
der Hand in Hand mit der Disziplinargewalt gehenden 
militäriſchen Gerichtsgewalt die ſchwierige Arbeit 
der Führer, die Manneszucht wieder aufzubauen, von 
vornherein zur Ohnmacht verdammen? Wie kann 
man den jedenfalls nach heutiger demokratiſcher Auf⸗ 
faſſung geradezu idealen Zuſtand beſeitigen, daß Männer 
aus dem Heere, teilweiſe gewählt durch das Vertrauen 
ihrer Kameraden, über Soldaten zu Gericht ſitzen? 
Wie kann man in einer Zeit, in der unſer Heer bis 
aufs Aeußerſte verringert wird, ſeiner natürlichen 
Waffen faſt beraubt iſt, wo der Beſtand des Staates 
auf dem Spiele ſteht, dem Heere ſeine letzten, die 
geiſtigen Waffen wegnehmen, fo daß es im Ernſtſalle 
ungerüſtet ſtatt vollendet daſteht? Dieſer Ernſtfall 
kann jeden Tag eintreten. „Niemals“, heißt es in 
dem Bericht eines Oberpräſidenten aus dem Auguſt 
„iſt der Staat durch die ſtaatsfeindliche Propaganda 
ſo bedroht geweſen wie jetzt.“ Und im Bericht einer 
höheren militäriſchen Dienſtſtelle aus derſelben Zeit, 
die ſich mit der Hetze der Linksradikalen und ihren 
Erfolgen befaßt, wird ausgeführt: 

„Die Disziplin wird gelockert, die Kameradſchaft 
zwiſchen den einzelnen Waffen geſtört, das Vertrauen 
zu Führern und Behörden ſyſtematiſch untergraben. 
Die Durchführung dieſer Abſichten muß um fo mehr 
glücken, je ſchärfer die Truppe einſeitig zur Rechen⸗ 
ſchaft gezogen und gemaßregelt wird, (wenn ſie zur 
Selbſthilfe greift), während die Beleidiger — infolge 
der Machtloſigkeit der Behörde ſtraflos ausgehn! 
Dieſer Gefahr muß vorgebeugt werden. Die Worte 
des Reichswehrminiſters in der Nationalverſammlung 
(Sitzung vom 26. Juli 1919): „Wenn die Gefolgſchaft 
Haaſes Deutſchland zugrunde richten will, dann 
ſtelle ich das Schickſal unſeres Landes und Volkes 
höher als allen Spektakel, den Sie aufführen“ müſſen 
endlich zur Tat werden! ö 

Es geht in dieſer Frage tatſächlich ums 
Ganze. Gelingtden Unabhängigen und Kommu⸗ 
niſten die Zerſetzung der Wehrmacht, dann iſt 
der Umſturz unvermeidlich. Durch den Schutz 
der Truppe ſchützt die Regierung nur ſich ſelbſt. 

Die jetzige Lage ähnelt ſehr derjenigen vor dem 
9. November, damals wie heute waren ſich die ver⸗ 
antwortlichen Heimatbehörden über das Gefährliche 


—— ————ůs—.ñ— nn nn ͤ ³rv——ĩᷣͤ — —ĩ—ü ä—I— ——ä—ſẽ—— — —̈ — — — — — ————ũ—äb'ů ̃—ů— ——b 


377 


dieſes Treibens klar, aber ihre Hände waren gebunden, 
es fehlte der eiſerne Wille, der die Feſſeln durchſchlug. 

Dieſe Tat darf nicht zum zweitenmale ver⸗ 
ſäumt werden! Das Wohl des Staates muß über 
allen politiſchen Bedenken jteben! An eine wirkſame, 
geiſtige Bekämpfung der radikalen Bewegung iſt nicht 
mehr zu denken, das Gift bat ſchon zu weit um ſich 
gegriffen. Die Agitatoren der Oppoſition, die hemmungs⸗ 
loſe Kritik aller Maßnahmen regierender Behörden 
werden in Zeiten wie den heutigen ſtets großen Er⸗ 
folg bei den Maſſen haben, zumal wenn ſie mit einem 
derartig unleugbaren Geſchick getrieben wird.“ 

In dieſem Bericht erſcheint neben der Forderung 
der völligen Ausſchaltung der Politik aus der Reichs⸗ 
wehr und geſetzlicher Unterlagen zur Beſtrafung oder 
Abſchiebung der Hetzer auch die Forderung, daß 
die Militärgerichts barkeit beizubehalten ſei, 
weil andernfalls die Manneszucht zugrunde geht und 
die Führer die Truppe nicht in ihrer Hand behalten 
können. 

In dieſer Forderung wiſſen ſich Heerführer, Offi⸗ 
ziere, Unteroffiziere und Soldaten einig. Man hat 
gefliſſentlich das Heer vorher nicht gebört in dieſer 
Frage, die ſein Selbſt angeht. Aber nun kommen 
und mehren ſich, die Zahl 100 ſchon überſchreitend, 
die Kundgebungen der Vertrauensleute, ihrer Stell⸗ 
vertreter und ganzer Heeresteile aus allen Gebieten 
des Reiches, die Reiche hauptſtadt nicht ausgenommen. 
Sie ſind zu einer einmütigen klaren und ganz ent⸗ 
ſchiedenen Kundgebung des ganzen Heeres zugunſten 
der Heeresgerichtsbarkeit geworden. Da mit wird offen⸗ 
bar, daß der geſunde Sinn für das Weſen und die An⸗ 
forderungen der Manneszucht und das Verſtändnis 
für die Mittel, die zu ihrer Erhaltung nötig ſind, auch 
beim Soldaten des Söldnerheeres nicht verloren ge⸗ 
gangen ſind. Dieſe überwältigenden Stimmen, nicht 
zuletzt die Art ihrer oft treffſicheren Begründung, ſind 
gleichzeitig die deſte Ehrenrettung, die der viel ver⸗ 
leumdeten Militärjuſtiz zuteil werden konnte. Wenn 
unſere Soldaten ſelber erklären, daß ſie zu dieſer 
Militärjuniz volles Vertrauen haben, wenn fie gleich⸗ 
zeitig erklären, daß ſie die bürgerlichen Gerichte ab⸗ 
lehnen müſſen, weil ſie zu ihnen kein Vertrauen haben, 
wenn ſich dieſe begründeten Erklärungen im Verein 
mit den Vorſtellungen und Warnungen der Truppen⸗ 
führer und höheren Kommandoſtellen zu einer ein⸗ 
mutigen Kundgebung des Heeres verdichten — mit 
welchem Rechte will man dann noch dem Heere die 
fremde Gerichtsbarkeit aufzwingen? 

Die Stimmen gegen die Aufhebung der Militär⸗ 
juſtiz!) werden allen zu denken geben, die bisher der 
Uebertragung der Heeresgerichtsbarkeit an die bürger⸗ 
lichen Gerichte zugeſtimmt haben. 

Die Reichsregierung wird in Ausführung des 
„Videant consules, ne quid detrimenti res publica 
capiat“ auf Mittel und Wege ſinnen müſſen, wie ſie 
das unheildrohende Geſetz über die Aufhebung der 
Militärgerichtsbarkeit noch in zwölfter Stunde ver⸗ 
hüten kann. Das letzte Wort kommt äußerſten Falls 
den im Reichsrat vereinigten Bundesregierungen 


) Sie ſind in den Militärrechtlichen Blättern 
(bisher Nr. 1—6 des 1. Jahrgangs), herausgegeben von 
H. Dietz, geſammelt, die ſich gleichzeitig die Aufgabe 
geſetzt haben, nachzuweiſen, daß die Oeffentlichkeit über 
Weſen und Leiſtungen der militäriſchen Rechtspflege 
bisher ganz falſch unterrichtet war. 
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zu. Der Reichsrat müßte Einſpruch gegen dieſes 
Geſetz erheben, das allen Vaterlandsfeinden hochwill⸗ 
kommen iſt, weil es ihnen ſpielend die Wege zur Zer⸗ 
ſetzung des Heeres ebnet, das alle Vaterlandsfreunde, 
die parteipolitiſch unbefangen und Kenner des Heer⸗ 
weſens ſind, ſchmerzlich berühren muß, weil es ohne 
allen Grund das bischen Gute an unſerem Heere 
preisgibt, das uns der Feind noch gelaſſen hat. 

Heinrich Dietz, z. Zt. Armee⸗Oberkriegsgerichtsrat 

beim Oberkommando Grenzſchutz Nord. 
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Ne bis in idem. Die Staatsanwaltſchaft R. be⸗ 
antragte gegen den jugendl. Th. die Erlaſſung eines 
Strafbefehls wegen Vergehens gegen die Reichsge⸗ 
treideordnung. Das AG. H. erkannte: „Abgelehnt, da 
der Beſchuldigte die Erkenntnis der Straſbarkeit ſeiner 
Handlung nicht beſeſſen haben dürfte.“ Der StA. 
nahm von dieſem Beſchluß am 30. Juli Kenntnis, gab 
die Sache neuerlich an das Gericht und beantragte, 
nach 8 448 11 StPO. zu verfahren. Das Gericht er⸗ 
ließ daraufhin am 8. Auguſt Eröffnungsbeſchluß im 
Sinne des Strafbefehlsantrags. In der Hauptver⸗ 
handlung beantragte der AA., das Verfahren für 
unzuläſſig zu erklären. Das Gericht gab dieſem Ans 
trag ſiatt. 

Es ſei zur Rechtfertigung des Erkenntniſſes kurz 
ausgeführt: 

Das gewöhnliche Verfahren bei Erhebung der 
öffentlichen Klage beſteht entweder in dem Antrag auf 
gerichtliche Vorunterſuchung oder in der Einreichung 
einer Anklageſchrift bei Gericht (3 168 StPO.). In 
außergewöhnlicher Weiſe wird die öffentliche Klage, 
abgeſehen von den hier nicht zu erörternden Antrag⸗ 
ſtellungen nach 8 211, 265 Abſ. 1 und 477 StpO., 
durch den Antrag auf Erlaſſung eines Strafbefehls 
erhoben. 
für unzuläſſig oder unbegründet, ſo hat er lediglich 
den Antrag zurückzuweiſen. Dieſer Fall aber wird 
von 8 448ʃl nicht beruhrt, denn nur dann, wenn der 
Amtsrichter Bedenken trägt, eine Strafe ohne vor⸗ 
gängige Hauptverhandlung feſtzuſetzen oder wenn er 
die Erlaſſung eines dem Antrage genau entſprechenden 
Strafbeſehls nicht für gerechtfertigt hält, iſt nach 
8 448 zu verfahren. Die Bezugnahme des StA. auf 
dieſe Vorſchrift war demnach hier verfehlt. Der den 
Antrag des Staatsanwalts zurückweiſende Beſchluß, 
der fachlich dem in 8 2021 StPO. bezeichneten Bes 
ſchluß ganz gleichkommt, mußte mit der ſofortigen 
Beſchwerde angefochten werden, wenn er nicht rechts⸗ 
kräftig werden ſollte. Die „Gegenvorſtellung“ des 
StA. gegen die Ablehnung des Strafbefehlsantrags 
hinderte den Lauf der Beſchwerdefriſt nicht. Das 
Gericht aber war ſeinerſeits nicht befugt, ſeinen abs 
lehnenden Beſchluß zurückzunehmen (3 353 Abi. 3 
StPO.); es ging zwar trotzdem auf die Anregung des 
StA. ein und eröffnete das Hauptverfahren, allein dem 
Eröffnungsbeſchluſſe mangelte die rechtliche Wirkſamkeit. 

Gleich allen anderen Entlaſtungsgründen iſt auch 
die auf dem Verbrauch der Strafklage beruhende Uns 
zuläſſigkeit einer neuen Strafverfolgung vom Gerichte 
ſtets von Amts wegen zu berückſichtigen. Es ſtand 
hier dem Angekl. der Einwand der rechtskräftig ent⸗ 
ſchiedenen Sache zur Seite, weshalb die Strafver— 
folgung ſür unzuläſſig zu erklären war. In der Sache 
ſelbſt durſte nicht erkannt werden, insbeſondere konnte 


Findet der Amtsrichter die erhobene Klage 
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das Urteil nicht auf Freiſprechung lauten, da dieſe 
nur auf Grund einer zuläſſigen Strafklage ausge⸗ 
ſprochen werden darf.“) 


Amtsgerichtsſekretär und Amtsanwalt Breher 
in Hemau. 


Ans der Aechtſprechung. 
Reichsgericht. 
A. Zivilſachen. 
I. 


Unfittliche, nicht mitbeurkundete Nebenabreden in 
einem Vertrage zwiſchen Ehegatten über Unterhalts- 
leiſtung und Herausgabe der Mitgift. „Konſtruierter“ 
Ehebruch. Die Parteien ſchloſſen am 4. Dezember 1917 
einen notariellen Vertrag. Nach 8 1 geftattet der 
Bekl. der Kl. während des in Ausſicht geſtellten 
Scheidungsprozeſſes von ihm getrennt zu leben. Im 
8 2 verpflichtet ſich der Bekl., der Kl. vom 5. Dez. 
1917 an monatlich 500 M als Unterhalt zu zahlen 
und zwar auch für den Fall, daß auf die Scheidungs⸗ 
klage der Frau die Ehe geſchieden wird. 8 3 regelt 
den Unterhalt ihres Sohnes. Schließlich beſtimmt 
8 4, daß die von der Kl. in die Ehe eingebrachte Mit⸗ 
gift herauszugeben ſei. In dieſem Rechtsſtreite handelt 
es ſich um den noch nicht herausgegebenen Reſt der 
Mitgift. Die Kl. hat beantragt, den Bekl. zur Heraus⸗ 
gabe zu verurteilen. Das LG. hat der Klage ſtatt⸗ 
gegeben. Dagegen hat das OLG. die Klage abge⸗ 
wieſen. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Gründe: Die Klage ſtützt ſich auf 8 4 des Ver⸗ 
trags vom 4. Dez. 1917. Das BG. hat die im 8 4 
eingegangene Verpflichtung des Bekl. nach 8 138 BG. 
für ſittenwidrig erklärt. Für ſich allein betrachtet 
bietet dieſe Beſtimmung allerdings nichts Sittenwid⸗ 
riges. Aber bei der Auslegung des $ 4 iſt das BG. 
mit Recht auf den Geſamtinhalt des Vertrags ein⸗ 
gegangen und hat die näheren Umſtände mit berück⸗ 
ſichtigt, unter denen er geſchloſſen iſt, um aus dem An⸗ 
laß und dem Zwecke des Vertrags den wahren Sinn 
und den wirklichen Willen der Parteien zu ermitteln. 
Die Handhabe bot die im 81 beurkundete Erklärung 
der Kl., ſie beabſichtige auf Scheidung zu klagen. Dazu 
hat das BG. folgendes feſtgeſtellt: Die Kl. ſei zur 


Scheidung entſchloſſen geweſen, weil nach ihrer Ueber⸗ 


zeugung der Bekl. in ſeiner Sprechſtunde mit Frau 
C. Ehebruch verübt habe. Der Bekl. habe dies nicht 
zugegeben, aber darauf beſtanden, daß jede Erörterung 
aus feiner Praxis unterbleiben müſſe. Sie ſeien dann 
einig geworden, daß der Vorfall C. als Scheidungs⸗ 
grund nicht geltend gemacht werden ſolle, der Bell. 
ſolle aber einen anderen Scheidungsgrund konſtruieren“, 
indem er mit einer Dirne den Beiſchlaf vollziehe, ſo daß 
er allein für ſchuldig erklärt werde. Alles dies ſei 
auch beim Notar beſprochen und am 4. Dezember 1917 
der Vertrag zu Protokoll genommen worden. 

Auf Grund dieſes Herganges hält das BG. für 
dargetan, es ſei dem Bekl. bei dem Abſchluſſe des 
Vertrags weſentlich darauf angekommen, daß der Vor⸗ 
fall C. auszuſcheiden habe, der nach ſeiner Meinung 
keinen durchgreifenden Scheidungsgrund bildete aber 
ihn als Arzt bloßſtellen konnte, und daß der Bekl. nur 
auf das Schonungsverſprechen der KL. hin, ſtatt deſſen 
einen vereinbarten „konſtruierten“ Scheidungsgrund 
einzuführen, als Gegenleiſtung die Verpflichtung über: 


1) Vgl. die in prozeſſualer Hinſicht ähnlichen Ent⸗ 
ſcheidungen in ZiR. 1919 S. 289/90. 
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nommen habe, der Kl. eine Unterhaltsrente zu ge⸗ 
währen und die Mitgift herauszugeben. Dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen find nicht zu beanſtanden. Der Reviſion 
kann auch nicht zugegeben werden, daß es geboten 
war, noch aufzuklären, ob der Vorfall C. auch wirk⸗ 
lich einen ausreichenden Scheidungsgrund abgegeben 
hätte. Ohne Rechtsirrtum konnte das BG. das Schonungs⸗ 
verſprechen der Kl. und die dafür als Gegenleiſtung 
übernommenen Verpflichtungen des Bekl., insbeſondere 
die ſittenwidrige Auflage, mit einer Dirne einen Ehe⸗ 
bruch zu begehen und dieſen als Scheidungsgrund, 
verwerten zu laſſen, als weſentliche Beſtandteile des 
Vertrags auffaſſen, auch wenn jene Abrede über den 
vom Bekl. zu begehenden Ehebruch zur Verdeckung 
des unſittlichen Charakters des Vertrags nicht mitbeur⸗ 
kundet worden iſt. Dieſer Auslegung gegenüber kann 
keine Rede davon ſein, daß jene unftttliche Abrede 
nur als nebenſächliches „Beiwerk“ des Vertrags an⸗ 
zuſehen ſei und nicht einmal als Beweggrund in Be⸗ 
tracht kommen könne. 

Verfehlt iſt ſchließlich der Standpunkt der Reviſion, 
es habe ſich nach Lage der Sache, wo der Kl. nach 
ihrer Ueberzeugung in dem Vorfalle C. ein wirklicher 
Scheidungsgrund zur Seite geſtanden habe, nur darum 
gehandelt, die Verpflichtungen des Bekl. ſo zu 
regeln, wie fie ſich, ohnehin für den Fall der Scheidung“ 
ergaben. Die im Vertrag übernommenen Verpflich⸗ 
tungen des Bekl., ſoweit ſie ſich auf die der Kl. zu⸗ 
geſagte Unterhaltsrente beziehen, ſind keineswegs auf 
das Maß des geſetzlich geſchuldeten Unterhalts be⸗ 
ſchränkt. Außerdem würde eine ſolche Regelung nur 
dann nicht zu beanſtanden ſein, ſofern die Scheidung 
auch wegen eines gerechtfertigten Scheidungsgrundes 
durchgeführt werden ſollte, wenn auch in einer den 
Bekl. ſchonenden Weiſe. Aber fo liegt die Sache nicht. 
Denn hier ſollte der der Kl. angeblich als Scheidungs⸗ 
grund zu Gebote ſtehende Vorfall C. unterdrückt und 
ſtatt deſſen dem Gericht ein mit Einverſtändnis der 
Kl. vom Bekl. erſt zu begehender Ehebruch unterbreitet 
werden, der nach 8 1565 Abſ. 2 BGB. ungeeignet 
war, das Recht auf Scheidung zu begründen. (Urt. 
des IV. 38S. vom 18. September 1919, IV 117/1919). 
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II 


Liegt ein Erfüllungs- oder ein Schadenserſatzau⸗ 
bruch vor, wenn der Uebernehmer einer Hypothek anf 
efreinna von der Zahlungspflicht verklagt wird, weil 
er die Fälligteit der Hypothek durch unpünktliche Find: 
iehlung herbeigeführt habe? Kann der Uebernehmer 
inwendungen aus 8 254 BGB. erheben, wenn der 
Hypothekenſchuldner nichts getan hat, um das Stehen: 
bleiben der Hypothek zu bewirken, vielmehr ſelbſt auf 
deren Fälligwerden hingearbeitet hat? Der Kl. bot 
dem Bekl. fein Grundſtück für 22 500 M mit Friſt bis 
zum 1. Februar 1917 zum Kaufe an. Auf den Kauf— 
preis ſollte der Bekl. eine auf dem Grundſtück haftende 
Hypothek von 10000 M übernehmen. Der Kl. ver: 
pflichtete ſich, dafür zu ſorgen, daß der Hypotheken⸗ 
gläubiger dem Bekl. dieſe Hypothek bei pünktlicher 
Zinszahlung bis zum 1. April 1920 laſſe. Die Ver⸗ 
zinſung ſollte Bekl. vom 1. Februar 1916 an über⸗ 
nehmen. Der Bekl. hat die am 1. Juli 1916 fälligen 
see full der Hypothek nicht bezahlt. Infolgedeſſen iſt 
ie fällig geworden. Kl. klagt deshalb darauf, daß ihn 
Bekl. von der Pflicht zur Zahlung dieſer Hypothek 
an den Gläubiger U. befreie. LG. und OLG. haben 
ihn abgewieſen. Die Reviſion hatte keinen Erfolg. 
Gründe: Das Ber. hat angenommen, daß der 
Bekl. die Hypothekenzinſen unmittelbar an den Hypo⸗ 
thekengl. U. abzuführen hatte und daß er durch die 
Nichtzahlung der am 1. Juli 1916 fälligen Zinsrate 
die Fälligkeit der Hypothek ſchuldhaft herbeigeführt hat. 
Den Anſpruch des Kl. auf Befreiung von der Haftung 
für die Hypothek faßt der BerR. als Schadenserſatz⸗ 
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anſpruch auf. Er wirft aber dem Kl. vor, daß er 
feine Pflicht, den Schaden abzuwenden, gröblich ver⸗ 
nachläſſigt habe. Denn der Gl. U. habe von ſeinem 
Recht auf das Kapital erſt auf Zureden des Kl. Ge⸗ 
brauch gemacht. U. würde die Hypothek trotz der 
verſpäteten Zinszahlung zu den alten Bedingungen 
haben ſtehen laſſen, wenn Kl. ihn darum gebeten hätte. 
Das Verhalten des Kl. verſtoße auch gegen die guten 
Sitten. Das Ber®. verfagt ihm deshalb auf Grund 
des 8 254 BGB. jeden Anſpruch auf Schadenserſatz. 
Die Reviſion macht geltend, der Kl. beanſpruche über⸗ 
haupt nicht Schadenserſatz, ſondern Erfüllung. Er 
nehme nur ſeinen Rückgriff gegen den Bekl. wegen 
des Vertragsanſpruchs, den der Hypothekengl. U. gegen 
ihn erhoben habe. Für die Anwendung des 8 254 
BGB. ſei daher kein Raum. Den Kl. treffe aber auch 
weder ein Verſchulden noch der Vorwurf der Sitten⸗ 
widrigkeit. Es ſei ihm mit Recht daran gelegen ge⸗ 
weſen, nicht wieder für eine Schuld eintreten zu müſſen, 
die Bekl. übernommen habe. 

Die Auffaſſung des Ber., daß der Kl. mit dem 
Anſpruch auf Befreiung von der Haftung für die 
Hypothek Schadenserſatz beanſpruche, unterliegt keinem 
Bedenken. Der Hypothekengl. hat gegen den Kl. aller⸗ 
dings einen Verträgsanſpruch geltend gemacht; denn 
der Eintritt der Fälligkeit war vertragsmäßig als 
Folge der nicht pünktlichen Zahlung der Hypotheken⸗ 
zinſen feſtgeſetzt. Unzutreffend iſt aber die Annahme 
der Reviſion, daß der Kl. denſelben Anſpruch gegen 
den Bekl. im Wege des Rückgriffs verfolge. Der Kl. 
leitet ſeinen Befreiungsanſpruch gegen den Bekl. viel⸗ 
mehr aus dem Vertrage über das Kaufangebot her. 
Darin hat ſich der Bekl. zur Verzinſung der Hypothek 
verpflichtet. Iſt der Bekl. ſeiner Vertragspflicht nicht 
pünktlich nachgekommen und hat er dadurch die Fällig⸗ 
keit der Hypothek herbeigeführt, ſo hat er den Kl. durch 
ſein Verſchulden in die Lage gebracht, vorzeitig und 
plötzlich das Hypothekenkapital beſchaffen zu müſſen. 
Der Kl. iſt daher durch den Verzug des Bekl. geſchädigt 
und kann deshalb von dieſem die Beſeitigung der 
Folgen des Verzuges, die Wiederherſtellung des früheren 
Zuſtandes, verlangen. Dieſem Zwecke dient der Anſpruch 
auf Befreiung von der Haftung für die Hypothek. 
Es handelt ſich daher um die Verpflichtung des Bekl. 
zum Schadenserſatz. Die Anwendbarkeit des 8 254 
BGB iſt daher, ſoweit das Erfordernis einer Schadens- 
erſatzforderung in Betracht kommt, vom Ber. ohne 
Rechtsirrtum angenommen. 

Auch das mitwirkende Verſchulden des Kl. iſt bes 
denkenfrei feſtgeſtellt. Iſt davon auszugehen, daß U. 
ſelbſt gar nicht die Abſicht hatte, wegen der Verſäumung 
des Zinstermins von der Fälligkeitsklauſel Gebrauch 
zu machen, daß er das Kapital vielmehr auf Bitten 
des Kl. ohne weiteres hätte ſtehen laſſen und daß der 
Kl. ſelbſt vorſchlug, die bis zum 1. April 1920 ge⸗ 
währte Stundung nicht aufrecht zu erhalten, ſondern 
das Kapital fällig zu machen, ſo rechtfertigt ſich die 
Annahme, daß der Eintritt der Fälligkeit überwiegend 
vom Kl. ſelbſt herbeigeführt iſt, jedenfalls aber von 
ihm bei gutem Willen leicht hätte abgewendet werden 
können. Der Kl. hat nichts getan, um dem Bekl. die 
Hypothek zu erhalten, ſondern im Gegenteil auf deren 
Fälligkeit hingearbeitet. Hierin lag aber ein Ver— 
ſchulden des Kl. Er war damals ſelbſt noch der 
Schuldner der Hypothek; das Angebot war noch nicht 
angenommen; er mußte auch mit einem Verzicht des 
Bekl. auf das Angebot rechnen, in dieſem Falle ging 
die Verpflichtung zur Verzinſung der Hypoihek wieder 
auf ihn über. Wenn die Fälligkeit der Hypothek alſo 
einen Schaden für ihn darſtellte, ſo wäre er um ſeiner 
ſelbſt willen verpflichtet geweſen, alles aufzubieten, 
dieſen Schaden abzuwenden. Dies hat er unterlaſſen; 
er iſt vielmehr in entgegengeſetzter Richtung tätig ge— 
worden. Der Kl. kann ſich hierfür nicht darauf berufen, 
daß ihm an dem Eintritt der Fälligkeit inſofern auch 
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Ben gewesen ſei, als dann der Bekl. die Zahlung 
er Hypothek hätte übernehmen müſſen. Denn der 
Kl. hatte ſich im Vertrage verpflichtet, mit dem Hypo⸗ 
thekengl. zu vereinbaren, daß die Hypothek dem Bekl. 
bei pünktlicher Zinszahlung bis zum 1. April 1920 
feſt verbleiben ſolle. Wenn er dieſe Verpflichtung 
auch erfüllt hatte, ſo handelte er doch dem Geiſt und 
dem Zweck der Abreden mit dem Bekl. zuwider, wenn 
er die erſte Gelegenheit benutzte, um die Fälligkeit des 
Kapitals herbeizuführen und den Bekl. zu deſſen Tilgung 
zu zwingen, obwohl die Säumnis in der Zinszahlung 
vielleicht ihren Grund nur in einem Verſehen oder 
in einem unrichtigen Rechtsſtandpunkt hatte. Der Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit bildete an und für ſich einen Schaden 
für den Kl. Einen Vorteil erlangte er erſt, wenn ihm 
der Bekl. den Schaden dadurch erſetzte, daß er die 
Hypothek tilgte. Denn alsdann wurde der Kl. von 
der Verpflichtung zur Tilgung der Hypothek frei und 
er blieb auch davon befreit, wenn der Bekl. das An⸗ 
gebot annahm und die Hypothek in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernehmen mußte, alſo von ihm nicht 
wieder erſtattet verlangen konnte. Der Verpflichtung, 
die Entſtehung des Schadens zu verhüten oder den 
Schaden abzuwenden, wurde der Kl. dadurch nicht 
überhoben, daß ihm die Leiſtung des Schadenserſatzes 
durch den Bekl vorteilhafter erſchien, als die Auf⸗ 
rechterhaltung des bisherigen Zuſtandes. § 254 BGB. 
iſt daher zu Recht angewendet. Ebenſowenig iſt die 
Entſcheidung des Ber. zu beanſtanden, daß der Kl. 
vom Bekl. überhaupt keinen Erſatz verlangen könne, 
da er es vollſtändig in der Hand hatte, trotz des Zah⸗ 
lungsverzuges des Bekl. den Eintritt der Fälligkeit 
des Kapitals abzuwenden. (Urt. des V. 38S. vom 
5. Juli 1919, V 104/19). — — n. 
4750 


III. 


Eorgfaltspflicht des Bezogenen bei der Einlöſung 
eines Schecks. Der Kl. hat bei der Bekl. ein Giro⸗ 
konto. Bei der Empfangnahme des Scheckbuchs hat 
er die Beſtimmungen für den Scheckverkehr anerkannt. 
Sie ſagen u. a.: 1. der Kontoinhaber iſt verpflichtet, 
das Scheckbuch ſorgfältig aufzubewahren; 2. der Konto⸗ 
inhaber trägt alle Folgen und Nachteile, die aus dem 
Zuwiderhandeln gegen vorſtehende Beſtimmungen, 
ſowie aus dem Verluſte oder ſonſtigem Abhanden⸗ 
kommen und mißbräuchlicher Verwendung dieſer Schecks 
entſtehen, wenn er nicht die Bank, Filiale H., ſchrift⸗ 
lich ſo zeitig benachrichtigt hat, daß eine Zahlung an 
einen Unberechtigten verhindert werden konnte. In 
der Nacht vom 13. zum 14. Auguſt 1917 wurde in 
das Kontor des Kl. eingebrochen und dabei deſſen 
Scheckbuch geſtohlen. Am 14. Auguſt 1917 erſchien 
bei der Bekl. ein junger Mann und legte den dem 
geſtohlenen Scheckbuch des Kl. entnommenen Scheck 
Nr. 488871 über 26476 M, lautend auf Salomon 
M. und mit „A. M unterzeichnet. zur Zahlung vor. 
Der Beamte der Bekl. lehnte die Zahlung ab, weil 
ihm die Unterſchrift „A. M.“ nicht geläufig war. Kurze 
Zeit ſpäter legte derſelbe junge Mann mit der gleichen 
Unterſchreft den Scheck Nr. 483872 aus dem Scheckbuch 
des Kl. über die nämliche Summe vor. Die Bekl. 
zahlte ihn aus. Die beiden Schecks waren gefälſcht. 
Der Kl. hat auf Zahlung der Summe geklagt. Das 
BG. hat die Klage abgewieſen. Die Reviſion hatte 
Erfolg. 

Gründe: Zutreffend geht das BG. davon aus, 
daß die Einlöſung eines falſchen Schecks grundſätzlich 
zu Laſten des Bezogenen geht; der Ausſteller haftet 
nach Scheckrecht nur aus ſeiner echten Unterſchrift. 
Zwiſchen den Parteien iſt aber vertragsmäßig die 
Gefahr einer Scheckfälſchung dem Kl. als Ausſteller 
aufgebürdet. Die Bekl. will aus dieſer Vertragsbe— 
ſtimmung herleiten, daß damit zugleich ihre Haftung 
für eigene Fahrläſſigkeit und für Verſchulden ihrer 
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Angeſtellten bei Bezahlung falſcher Schecks ausge⸗ 
ſchloſſen fet. Dieſe Anſicht hat das BG. mit zutreffenden 
Erwägungen als irrig zurückgewieſen. Daß dieſe nach 
8 276 Abſ. 2 und § 278 S. 2 BGB. zuläſſige, weit⸗ 
gehende Begünſtigung zugunſten der Bekl. durch die 
Vertragsbeſtimmungen ausgemacht ſein ſollte, läßt 
ſich mit ausreichender Sicherheit aus deren Inhalt 
und Zweck nicht entnehmen. Mit Recht geht danach 
das BG. davon aus, daß die Entſcheidung davon ab» 
hänge, ob die Auszahlung des Schecks auf ein Ver⸗ 
ſchulden der Bekl. oder ihrer Erfüllungsgehilfen zurüds 
geführt werden könne. Es verneint dieſe Frage aber 
ohne ausreichende Gründe. 

Vor allem erklärt es ohne genügende Begründung 
den Umſtand für bedeutungslos, ob der Angeſtellte 
M., der Bekl., dem Direktor B. mitgeteilt habe, daß 
er kurz vor der Vorlegung des 2. Schecks bereits einen 
Scheck über eine gleiche hohe Summe mit gleicher 
Unterſchrift zurückgewieſen hatte, der von demſelben 
jungen Manne vorgezeigt worden war. Das BG 
nimmt mit Recht an, daß ein Girobeamter bei der 
Auszahlung eines Schecks größte Vorſicht walten 
laſſen müſſe und auf jedes verdächtige Anzeichen zu 
achten habe, das eine Fälſchung nahe lege. Die Folge⸗ 
rungen aber, die es unter Anwendung dieſes Satzes 
aus dem Sachverhalte zieht, ſind bedenklich, da es 
nicht alle Umſtände genügend prüft. Das BG. meint, 
die Vorgänge bei der Zurückweiſung des früheren 
Schecks ſeien bedeutungslos, weil nunmehr B. ſelbſt 
darüber entſcheiden ſollte, ob ſolche Zurückweiſung 
ſtatthaft war. Indeſſen konnte B. eine zutreffende 
Entſcheidung nur treffen, wenn ihm der Tatbeſtand 
vollſtändig unterbreitet wurde. Als der Zeuge M. 
bei Vorlegen des 2. Schecks wieder Bedenken trug und 
deshalb den Direktor B. um ſeine Entſchließung an⸗ 
ging, mußte es für B. erheblich ſein, zu wiſſen, daß 
kurze Zeit vorher ein von demſelben jungen Manne 
an der Kaſſe vorgelegter Scheck mit derſelben Unter⸗ 
ſchrift über die gleiche hohe Summe wegen der Unter⸗ 
ſchrift von M. zurückgewieſen war, ohne daß bislang 
dagegen vom Kontoinhaber eine Erklärung erfolgt 
war. Für den Fall, daß B. dies gekannt hätte, wäre 
namentlich zu prüfen geweſen, ob ihm nicht hätte 
auffallen müſſen, daß die Erklärung des Vorzeigers 
über die Nachholung der richtigen Namensunterſchrift 
ſo töricht war, daß er ſich ohne nähere Aufklärung 
nicht darüber hinwegſetzen konnte, und ob er nicht 
hätte beachten müſſen, daß die beiden Schecks auf 
eine un verhältnismäßig hohe Summe lauteten, über 
welche bislang der Kontoinhaber durch Schecks nicht 
verfügt hatte, und daß der Kl. die Schecks nur aus— 
nahmsweiſe mit A. M. unterzeichnete, während er in 
der Regel mit Abram M. zu unterzeichnen pflegte. 
Es fragte ſich, ob ſich B. unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden bei Beobachtung der ihm obliegenden Sorgs 
faltspflicht vor der Anordnung der Auszahlung nicht 
telephoniſch oder ſonſtwie mit dem Kl. hätte in Ver⸗ 
bindung ſetzen müſſen. Nach den Feſtſtellungen des 
BG. iſt damit zu rechnen, daß B. die Vorgänge bei 
der Vorzeigung des erſten Schecks nicht kannte. Dann 
würde ſich aber fragen, ob nicht der Angeſtellte M. 
fahrläſſig gehandelt hat, der damals die Kaſſenge⸗ 
ſchäfte beſorgte, ob es nicht ſeine Pflicht war, dem 
Direktor B. alle Vorgänge mitzuteilen, welche für 
die Entſchließung von Einfluß ſein konnten, und ob 
er ſich nicht bei gehöriger Aufmerkſamkeit ſagen mußte, 
daß die Vorgänge bei der Vorzeigung des 1. Schecks 
für die Frage der Einlöſung des 2. beſtimmend ſein 
mußten. (Urt. d. V. 35. vom 5. Juli 1919, V 111/19). 
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IV. 
‚ Verpflichtung des Vermieters, für eine augemeſſene 
Zeit über das Ende des Mietverhältniſſes hinaus Ge 
ſchäfte be ſtimmter Art nicht in ſein Hans aufzunehmen. 
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Beſtimmung der Zeit durch das Gericht. Die Beklagte 
hatte vom Jahre 1901 an Geſchäftsräume im Haufe 
des Klägers mietweiſe in Gebrauch. Im Auguſt 1911 
wurde mit Rückſicht auf einen vom Kl. beabſichtigten 
Umbau ein Vertrag geſchloſſen, deſſen Nr. 7 lautet: 
„Herr M. (Kl.) nimmt ein Geſchäft, das ſich mit optiſchen 
Sachen befaßt, nicht in ſein Haus auf.“ Das Miet⸗ 
verhältnis endigte mit dem 31. März 1918. Der Kl. 
betrachtete damit die erwähnte Vertragsbeſtimmung 
als unwirkſam geworden. Die Bekl. behauptete ihre 
Fortgeltung auf unbeſtimmte Zeit oder doch für einen 
angemeſſenen Zeitraum, etwa drei Jahre, über das 
Ende der Mietzeit hinaus. Auf die Klage wurde feſt⸗ 
geſtellt, daß der Kl. berechtigt ſei, die Räume in ſeinem 
Haus an Geſchäftsleute zu vermieten, die ſich mit 
opliſchen Sachen befaſſen. Die Berufung der Bell. 
wurde zurückgewieſen. Auf ihre Reviſion wurde das 
Berufungsurteil aufgehoben und die Sache an das 
BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Das BG. unterſtellt zugunſten der 
Bekl., daß die fragliche Vertragsbeſtimmung für eine 
angemeſſene Zeit über das Ende des Mietverhältniſſes 
hinaus gelten ſollte, kommt aber gleichwohl zu einer 
dem Kl. günſtigen Entſcheidung, indem es ausführt, 
ein angemeſſener Zeitraum, der ausreichen würde, das 
Publikum daran zu gewöhnen, daß die Geſchäfts räume 
des Bekl. ſich nicht mehr im Hauſe des Kl. befinden, 
ſei mangels der erforderlichen tatſächlichen Anhalts⸗ 
punkte auch nur mit einiger Wahrſcheinlichkeit nicht 
zu beſtimmen, die Vertragsbeſtimmung daher mangels 
Beſtimmtheit und Beſtimmbarkeit unwirkſam. Mit 
dieſer Erwägung wird aber das BG. ſeiner Auſgabe nicht 
gerecht. Wenn, was noch feſtzuſtellen iſt, die Verein⸗ 
barung wirklich im Sinne der Bekl. auszulegen iſt, 
dann muß das Gericht unter Würdigung der Verhält: 
niſſe nach eigenem Ermeſſen beſtimmen, welcher Zeit⸗ 
raum i. S. des Vertrages angemeſſen iſt, da ſich die 
Parteien darüber nicht geeinigt haben. Der Sachverhalt 
läßt nicht erkennen, weshalb das nicht möglich ſein 
ſollte, und wenn das BG. gleichwohl eine Unbeſtimm- 
barkeit annimmt, ſo erklärt ſich dies daraus, das es 
ſeine Befugnis, die Verhältniſſe ſelbſtändig zu prüfen, 
verkannt und ſich die entſcheidenden Umſtände nicht 
klar gemacht hat. Wenn ein Geſchäft, das an eine 
andere Stätte verlegt wird, durch den zeitweiſen Aus— 
ſchluß ähnlicher Geſchäftsbetriebe an der bisherigen 
Stätte gegen die Entziehung von Kunden geſchützt 
werden ſoll, dann muß, wie das BG. ſelbſt annimmt, 
ein Zeitraum genommen werden, der ausreicht, um 
das Publikum daran zu gewöhnen, daß das Geſchäft 
ſich nicht mehr an der alten Stätte befindet. Welcher 
Zeitraum dazu erforderlich iſt, hängt weſentlich von 
der Zahl der ſtändigen Kunden und von der Häufigkeit 
ab, mit der ſie das Geſchäft beſuchen, und dafür iſt 
wieder weſentlich, um welche Art von Geſchäft es ſich 
handelt. Bei Lebensmittelgeſchäften, die von ihren 
Kunden faſt täglich oder doch in häufiger Wiederholung 
aufgeſucht werden, mögen einige Monate, vielleicht ein 
halbes Jahr genügen. Bei anderen Geſchäften, die 
der einzelne Kunde ſeltener aufſucht, wie bei dem Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe der Bekl., ſind längere Zeiträume nötig. 
Das BG. konnte Sachverſtändige hören, wenn es dies 
zur Ermittelung des angemeſſenen Zeitraumes für 
erforderlich hielt. Es konnte aber auch aus eigener 
Wiſſenſchaft urteilen, zumal es ſich hier um eine Frage 
handelt, die auf dem Gebiete allgemeiner Lebenser— 
fahrung liegt und deren Beantwortung keine beſondere 
Fachkenntnis vorausſetzt. Glaubte das BG. noch 
tatſächlicher Angaben, wie z. B. über die Zahl der 
ſtändigen Kunden der Bekl., zu bedürfen, um zu einer 
Entſcheidung zu gelangen, ſo mußte es den Parteien 
zu erkennen geben, nach welcher Richtung Angaben 
erforderlich waren, und durfte ſich nicht, wie es nach 
einer Bemerkung im Tatbeſtande des BU. hier geſchehen 
iſt, mit der allgemeinen Frage begnügen, ob die Par⸗ 
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teien irgend welche Tatſachen vorzubringen hätten, 

die zur näheren Beſtimmung des angemeſſenen Zeit» 

raums dienen könnten. Danach kann die Entſcheidung 

des BG. nicht aufrecht erhalten werden. (Urt. des III. ZS. 

vom 12. Juli 1919, III 15/19). 
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Uebertragung der Ansführung eines Auftrages. 
Sinngemäße Anwendung des 8 664 in den Fällen des 
§ 675 BGB. Der Beklagte war, wie Kläger behauptet, 
im Auguſt 1913 vom Ch.er Kreditverein beauftragt 
worden, die Diskontierung von drei Wechſeln zu ins⸗ 
geſamt 25000 M herbeizuführen und den Erlös an 
den Kreditverein abzuliefern. Die Wechſel wurden 
durch Vermittlung eines gewiſſen Z. veräußert. Von 
dem durch dieſen erztelten Betrag lieferte der Bekl. 
nur 7000 M an den Kreditverein ab. Mit der Be⸗ 
gründung, daß die Wechſel in voller Höhe oder doch 
mindeſtens nur gegen Zahlung von 200% M hätten 
diskontiert werden ſollen, verlangte der Kl. vom Bekl. 
die Zahlung von urſprünglich 18000, jetzt 13000 NM. 
Die Klage wurde abgewieſen, die Berufung des Kl. 
zurückgewieſen. Ebenſo ſeine Reviſion. 

Gründe: Das BG. läßt unentſchieden, ob als 
berechtigter Vertragsteil gegenüber dem Bekl. der 
Kreditverein oder, wie der Bekl. geltend gemacht hatte, 
der an den Wechſeln beteiligte von H. anzuſehen ſei, 
nimmt ferner an, daß der Bekl., nicht etwa 3, der 
verpflichtete Vertragsteil ſei, beſtätigt dann aber die 
Abweiſung der Klage, indem es erwägt: Die Wechſel 
hätten nicht zu einem beſtimmten Betrag, ſondern um 
jeden Preis veräußert werden ſollen; Z. habe von 
P., an den er die Wechſel veräußerte, nur 13000 bis 
14000 M bar erhalten und nur 11000 M an den Bekl. 
gezahlt; der Bekl. habe für den fehlenden Betrag nicht 
einzuſtehen und habe mit Recht von den 11000 M 
noch abgezogen 2000 M, die er im Auftrag des von 
H. an deſſen Frau gezahlt, und 2000 M, die er als 
angemeſſene Vergütung für ſich verrechnet habe. Dieſe 
Erwägungen ſind rechtlich nicht zu beanſtanden. Die 
Reviſion ſucht eine Haftung des Bekl. über die von 
ihm empfangenen Beträge hinaus daraus abzuleiten, 
daß er ſich des Z. zur Erfüllung feiner Verbindlich- 
keit bedient habe, daher nach 8 278 BGB. ein Ver⸗ 
ſchulden des Z. wie eigenes Verſchulden vertreten 
müſſe. Es bedarf nicht der Prüfung, ob und inwie— 
weit gegenüber dem Auftrage, die Wechſel um jeden 
Preis zu veräußern, von einem Verſchulden des Z. 
geſprochen werden kann. Der Reviſionsangriff iſt 
ſchon deshalb unbegründet, weil nach dem vom BG. 
feſtgeſtellten Sachverhalt Z. überhaupt nicht Er— 
füllungsgehilfe i. S. des 8 278 BGB. war, fondern 
vom Bekl. mit Zuſtimmung des Kreditvereins die 
Ausführung des ganzen Auftrages übertragen er— 
halten hatte. Nach §8 664 Abſ. 1 Satz 2 BGB. hat 
der Beauftragte in einem ſolchen Falle nur ein ihm 
bei der Uebertragung zur Laſt fallendes Verſchulden 
zu vertreten. Nun handelt es ſich zwar nicht um 
einen Auftrag i. S. der 8$ 662 ff., da der Bekl. nicht 
unentgeltlich tätig werden ſollte, ſondern um einen 
auf eine Geſchäftsbeſorgung gerichteten Dienſtvertrag, 
und unter den nach 8 675 BGB. hier anwendbaren 
Vorſchriften über den Auftrag iſt § 664 nicht aufge» 
führt. Dieſe Vorſchrift, die bezüglich der Frage der 
Vebertragbarfeit beim Dienſtvertrag durſckß 613 er⸗ 
ſetzt wird, ift aber, wie der I. 35. in RG. Bd. 78 
S 313 dargelegt hat, ſinngemäß auch auf Dienſt- und 
Werkverträge anzuwenden, die eine Geſchäftsbeſorgung 
zum Gegenſtande haben. Ferner liegt, wie ebenda 
ausgeführt iſt, der Tatbeſtand des § 664 nicht nur 
dann vor, wenn der Beauftragte mit dem Dritten 
im Namen des Auftraggebers abſchließt, alſo ſelbſt 
aus dem Vertragsverhältniſſe ausſcheidet, er kann 
vielmehr auch dann gegeben ſein, wenn der Beauf— 
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tragte im eigenen Namen mit dem Dritten verhandelt, 
alſo nur für ſich Anſprüche gegen dieſen erlangt, 
ſeinerſeits aber dem Auftraggeber verpflichtet bleibt. 
Dieſer Fall liegt hier vor. Denn das BG. ſagt nicht 
bloß, daß der Bekl. den Z. als Vermittler angenommen 
habe, es ſtellt zuch feſt, daß der Bekl. ihn dem Kredit⸗ 
verein als denjenigen vorgeſtellt habe, der die Dis⸗ 
kontierung der Wechſel bewirken ſolle, und daß der 
Kreditverein demgemäß auch die Wechſel dem Z. über⸗ 
geben und dieſer, nicht der Bekl., ſeinen Namen darauf 
geſetzt habe. Iſt gleichwohl, wie das BG. feſtſtellt, 
der Bekl. aus dem Vertragsverhältnis zum Kredit⸗ 
verein nicht ausgeſchieden, fo hat er doch auch den Z. 
nicht nur zu ſeiner Unterſtützung herangezogen, ſondern 
ihm mit Zuſtimmung des Vereins die Ausführung des 
aufgetragenen Geſchäftes übertragen. Mangels eines 
eigenen Verſchuldens des Bekl. läßt ſich daher ſeine 
Haftung für Beträge nicht begründen, die nicht in 
ſeine Hand gelangt ſind. Der Auftraggeber könnte 
nach § 675 in Verbindung mit 8 667 BGB. nur eine 
Abtretung der dem Bekl. etwa gegen Z. zuſtehenden 
Anſprüche verlangen. Darauf iſt aber die Klage nicht 
gerichtet. Von den empfangenen 11000 M hat der 
Bekl. 7000 M abgeliefert. Der Abzug der im Auftrag 
des von H. an deſſen Frau gezahlten 2000 M recht- 
fertigt ſich durch die vom BG. angeſtellte und ein⸗ 
wandfrei begründete Erwägung, daß der Bekl. den 
Umſtänden nach annehmen durfte, daß der Kreditverein 
mit dieſer Zahlung einverſtanden ſei. Der Abzug 
von 2000 M als angemeſſene Vergütung für den Bekl. 
ſelbſt gibt ebenfalls zu rechtlichen Bedenken keinen 
Anlaß und wird auch von der Reviſion nicht in Zweifel 


gezogen. (Urt. d. III. 35. vom 4. Juli 1919, III 
26/19). Be 
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Klage auf Zurücknahme beleidigender Außerungen. 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen (5 193 S1 GB.. 
8824 Abſ. 2 5 B.). Verhältnis der vorbeugenden Unter: 
laſſungellage zur Klage auf Zurücknahme und zur 
Privatklage. Der Bekl. veröffentlichte im Auguſt 1914 
in der von ihm geleiteten Verbands⸗-⸗Zeitſchrift einen 
von ihm verfaßten Artikel mit der uberſchrift „Kriegs⸗ 
wucher“, worin der Kl. zur Laſt gelegt wird, daß ſie 
verſucht habe, bei Kriegsbeginn ihre Lieferungsver— 
pflichtungen auf 40% herabzudrücken, um dann ihr 
Lager in neuen Verträgen zu höheren Preiſen ver— 
werten zu können. Nach Vergleichsverhandlungen nahm 
der Bekl. in einer Erklärung vom 26. Januar 1915 
in der Zeitſchrift ſeine frühere Behauptung zurück. 
Im Jahre 1916 nahm aber der Bekl. die früheren 
Vorwürfe gegen die Kl. in einem Schreiben an den 
neugegründeten Verband gegen Warenſchwindel und 
Wucher wieder auf, der daraufhin die Kl. zur Aeuße— 
rung aufforderte mit der Mitteilung, daß beantragt 
ſei, die Kl. in dem ſpäter erſcheinenden „Adreßbuch 
der Kriegswucherei“ an den Pranger zu ſtellen; ein 
ſolcher Antrag war von dem Bekl. bei dem Verbande 
geſtellt worden. Die Kl. hat gegen den Bekl. ſowohl 
Privatklage wegen Beleidigung als auch die gegens 
wärtige Zivilklage auf Zurücknahme feiner Vorwürfe 
durch ein an die Kl. wie an den genannten Verband 
zu richtendes Schreiben erhoben. Das LG. hat die 
Klage ab-, das OLG. die Berufung der Kl. zurückge— 
wieſen. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Gründe: Die Klage iſt eine Schadenserſatzklage 
aus unerlaubter Handlung ($ 823 Abſ. 2 BGB. i. V. 
mit SS 185, 186 StGB. und § 821 BGB.), gerichtet 
auf die Wiederherſtellung des verletzten Rechtsgutes 
der Ehre oder des Kredits und Fortkommens nach 
§ 824 BGB. durch Zurücknahme der ehrverletzenden 
oder kreditgefährdenden Behauptungen. Der Ab— 
weiſungsgrund des LG., daß ein ſolches Verlangen 
der Zurücknahme unſtatthaft ſei, weil es eine demü— 
tigende Strafe für den Bekl. enthalte (RGZ. Bd. 60 
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S. 12), hat das Ber®. mit Recht abgelehnt: in den 
Entſcheidungen RG 3. Bd. 88 S. 129 und Warneyer 
Rechtſpr. d. RG. 1913 S. 449 iſt die Zuläſſigkeit einer 
Klage auf Zurücknahme tatſächlicher ehrverletzender 
Behauptungen als Wiederherſtellung nach 8 249 BGB. 
anerkannt; in der letztgenannten Entſcheidung iſt aus⸗ 
geführt, daß die Klage auf Zurücknahme oft der einzige 
e eee ſein möge, der erhoben werden 
önne. 

In der rechtlichen Beurteilung ift das Ber. überall 
von richtigen Grundſätzen ausgegangen. Es ſcheidet 
die Anwendung des $ 187 StGB. und des 5 826 BG. 
aus, da keine Anhaltspunkte dafür gegeben ſeien, daß 
der Bekl. nicht in gutem Glauben gehandelt habe. 
Es führt aus, daß die frühere Zurücknahmeerklärung 
des Bekl. weſentlich auf Erklärungen der Kl. ſelbſt 
hin erfolgt ſei, daß dieſe ſich mit ihren ſämtlichen Ab⸗ 
nehmern gütlich geeinigt habe. Das habe ſich minde⸗ 
ſtens bei einem von den letzteren als unrichtig erwieſen, 
ſo daß dem Bekl. wohl Zweifel an der Richtigkeit der 
Erklärung der Kl. entſtehen konnten. Dieſe Erklärung 
ſei für den Bekl. aber ausſchlaggebend geweſen, da 
der Verband, in deſſen Zeitſchrift der Bekl. ſeinen 
Artikel veröffentlicht hatte, kein Intereſſe an weiterer 
Verfolgung der Angelegenheit gehabt habe, nachdem 
ſich die Kl. mit den ſämtlichen angeblich bewucherten 
Kunden geeinigt habe. Die Wiederaufnahme des Vor⸗ 
wurfes ſei damit erklärt. 

Ohne Rechtsirrtum hat das Ber. weiter dem 
Bekl. für feine von vornherein den Tatbeſtand des 
8 186 StGB. und des § 824 BGB. erfüllenden tat⸗ 
ſächlichen Aufſtellungen den Schutz des §8 193 StGB. 
und des § 824 Abſ. 2 BGB. zugebilligt. Der Bell. 
war im Jahre 1914 Leiter der Verbandszeitſchrift, im 
Jahre 1916 Mitdirektor des neugegründeten Verbandes 
gegen Warenſchwindel und Wucher, an den er jetzt 
ſeine Mitteilung richtete. Durch dieſe Vertretung ge⸗ 
werblicher und geſchäftlicher Fachintereſſen, die ihm 
oblag, iſt das berechtigte Intereſſe an ſich begründet 
(RZ. Bd. 83 S. 362 und Urt. vom 12. Mai 1919 
VI 374/18). Dieſer Schutz würde dem Bekl. aber nicht 
zukommen, wenn die Abſicht der Beleidigung aus der 
Form oder aus den Umſtänden hervorgehen würde, 
unter denen die verletzende Aeußerung getan wurde. 
Dieſe in $ 193 StGB. getroffene Einſchränkung des 
Rechtsſchutzes iſt in $ 824 BGB. nicht ausgeſprochen, 
gilt aber gleichwohl auch hier; denn eine nur in be⸗ 
leidigender Abſicht verbreitete oder in der Form ge⸗ 
häſſige, den Betroffenen perſönlich herabwürdigende 
Darſtellung von Tatſachen verſtößt gegen die guten 
Sitten (JW. 1907 S. 333 Nr. 11; Urt. vom 21 Nov. 1914 
VI 24/04 und vom 25. Oktober 1913 VI 349/13). 
In der Behandlung dieſes Punktes gibt das Urteil 
des Ber®. zu gewiſſen Bedenken Veranlaſſung. Das 
Ber. erachtet nicht für erwieſen, daß der Bekl. die 
Mitteilung an den Verband gegen Warenſchwindel 
und Wucher „ausſchließlich aus Arger und Rachebe⸗ 
dürfnis“ gemacht habe; das könne auch aus ſeinem 
Briefe an die Kl. vom 13. November 1916 „nicht mit 
unbedingter Sicherheit“ geſchloſſen werden. Würde 
damit auch nur als möglich hingeſtellt ſein, daß der 
Bekl. doch „ausſchließlich“ aus Rache gehandelt haben 
möge, dann würde die beleidigende Abſicht, die die 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ausſchließt, gleich⸗ 
falls als möglicher Fall gegeben ſein. Indeſſen iſt im 
Zuſammenhange der Satz offenbar dahin zu verſtehen, 
daß der Bekl. zwar in dem berechtigten Intereſſe des 
Verbandes handelte, daß er aber dabei wohl ein ges 
wiſſes Gefühl der Befriedigung gehabt haben möge, 
daß die Kl. für ihr Verhalten gegen ihn aus Anlaß 
der Veröffentlichung des Jahres 1914 geſtraft wurde. 
Das ſchließt das Handeln in Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen nicht aus. Auch das Motiv der Rachſucht 
ſchaltet an ſich den $ 193 StGB. nicht aus (RG St. 
Bd. 20 S. 164). Die Reviſion will in dieſem Falle 
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aber den 8 826 BB. verletzt ſehen, da der Bekl. dann 
doch mindeſtens den bedingten Schädigungsvorſatz gel⸗ 
habt habe. Aber auch für den Tatbeſtand des 8 826 
BGB. kommt der Beweggrund des Handelns zunächſt 
nicht in Betracht. So iſt in den Entſcheidungen RG. 
Bd. 71 S. 170 und Bd. 74 S. 230 ausgeſprochen, daß, 
wo in berechtigtem Intereſſe gehandelt wurde, weder 
das ſittenwidrige Motiv der Rachſucht noch das Bes 
wußtſein der Schädigung den Tatbeſtand des 8 826 
BGB. erfüllen könne; nur die rein feindſelige Ge⸗ 
ſinnung, neben der die Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen keinen Raum mehr findet, die Abſicht der 
Schädigung, begründet ohne weiteres die Anwendung 
des 8 826 (RG. Bd. 74 S. 224; Warneyer Rechtſpr. 
1910 Nr. 286; JW. 1911 S. 402 Nr. 15). So iſt 
aber der gegenwärtige ee nicht gelegen. Dafür, daß 
aus der Form der Aeußerungen des Bekl. die Abſicht 
der Beleidigung hervorgehe, iſt in dieſen ſelbſt kein 
Anhalt gegeben. 

Das Ber. hat die Kl. auf die vorbeugende Unter⸗ 
laſſungsklage verwieſen, mit der ſie durchdringen könne, 
wenn ſie die Unwahrheit der behaupteten Tatſachen 
beweiſe (RG. Bd. 78 S. 256, Bd. 82 S. 59, Bd. 88 
S. 130, Bd. 91 S. 265 und 350; Seuff Arch. Bd. 69 
Nr. 165; Warneyer Rechtſpr. 1914 Nr. 17; 1915 Nr. 20; 
1918 Nr. 95). Die Reviſion meint, die Unterlaſſungs⸗ 
klage vermöge der Kl. nicht zum Erfolge zu verhelfen, 
da nach der Rechtſprechung des RG. die Möglichkeit 
der Rechtsverfolgung im Wege der Privatklage die 
Unterlaſſungsklage ausſchließe. Das iſt nicht richtig; 
wenn die Kl. für die Unterlaſſungsklage ein Rechts⸗ 
ſchutzbedürfnis nachweiſt, wird die Unterlaſſungsklage 
auch neben der Privatklage zugelaſſen werden (868 
Bd. 77 S. 217; JW. 1913 S. 34 Nr. 23; RG. 
Bd. 82 S. 59. Bd. 88 S. 130, Bd. 91 S. 265 und 
350). Was aber die Ausſchaltung des berechtigten 
Intereſſes nach $ 193 StG. oder nach $ 824 Abſ. 2 
BGB. durch den Nachweis der Unwahrheit der be⸗ 
haupteten Tatſachen angeht, ſo kann es ſich allerdings 
fragen, ob, was für die vorbeugende Unterlaſſungs⸗ 
klage gilt, nicht ähnlich für die Klage auf Zurücknahme 
von beleidigenden oder kreditgefährdenden Behaup⸗ 
tungen zu gelten habe. Zwar iſt die erſtere Klage 
auf die Verhinderung von Unrechtshandlungen in der 
Zukunft, die letztere dagegen auf Wiederherſtellung 
des Rechts gegen widerrechtliche Handlungen der Ver⸗ 
gangenheit gerichtet. Die Behauptung oder Verbrei⸗ 
tung von Tatſachen aber, die zur Zeit ihrer Aufſtellung 
wegen des berechtigten Intereſſes des Behauptenden 
— oder nach 8 824 BGB. auch des Empfängers der 
Mitteilung — nicht rechtswidrig war, kann nicht nach⸗ 
träglich dadurch Rechtswidrigkeit erlangen, daß der 
Betroffene die Unwahrheit nachweiſt. Eine andere 
Frage iſt es, ob, wenn der Bekl. an ſeiner Behauptung 


grundlos und beharrlich feſthält, nachdem der Ver⸗ 


letzte den Beweis der Unwahrheit der behaupteten 
Tatſache überzeugend geführt hat, von dieſem Zeit⸗ 
punkt ab auch hier von der Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen noch geſprochen werden kann. Die Klage 
auf Zurücknahme wäre dann zwar zur Zeit der Klage⸗ 
erhebung wegen der mangelnden Rechtswidrigkeit des 
Handelns des Bell. unbegründet geweſen, ſie hätte 
aber im Laufe des Rechtsſtreits für die in die Gegen⸗ 
wart hinein fortgeſetzte Aufſtellung der verletzenden 
Behauptung Begründung gefunden und wäre am 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung und zur Zeit 
der Urteilsfällung inſoweit begründet geweſen. Das 
Reviſionsgericht hat jedoch nach der Prozeßlage keinen 
Anlaß, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob der 
Nachweis der Unwahrheit der vom Bekl. behaupteten 
Tatſachen auch der Klage auf Zurücknahme der letzteren 
hätte zur Durchführung verhelfen können. (Wird aus⸗ 


geführt). (Urt. des VI. 35. vom 3. Juli 1919, VI 
105/ 1919). -———ın. 
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Unfall einer Theaterangeſtellten. Haftung des 
Unternehmers für Fehler der Theaterleitung. Die bei 
dem Stadttheater in L. angeſtellte Klägerin kam bei der 
Aufführung der Operette „Orpheus in der Unterwelt“ 
in ihrer Rolle „öffentliche Meinung“ beim Rundgang 
des zweiten Bildes zwiſchen der 2. und 3. Kuliſſe zu 
Fall und erlitt dadurch eine Verletzung des rechten 
Fußes. Die Inſtanzen nahmen Haftung der beklagten 
Stadtgemeinde L. ſowohl aus dem Dienſtverhältnis 
(8 618 BGB.) als aus unerlaubter Handlung an und 
verurteilten ſie unter Feſtſtellung ihrer Erſatzpflicht für 
allen weiteren Schaden zur Zahlung von 3004.50 M 
und zur Befreiung der Kl. von mehreren zwecks Be⸗ 
handlung und Heilung eingegangenen Verbindlichkeiten. 
Mit der Reviſion machte die Bekl. geltend: Die Feſt⸗ 
ſtellung des BG., daß die Kl. über einen Schlauch 
gefallen ſei, beruhe auf einem Irrtum bei Würdigung 
der Zeugenausſagen: Das habe nämlich nur die Ehe⸗ 
frau G., nicht auch deren Ehemann, bezeugt und zwar 
in Widerſpruch mit der Angabe des M.; es ſei aber 
Beweis angetreten dafür, daß vor dem Unfall nach 
dem 1. Bilde der Beleuchtungsapparat mit dem an ihm 
befeſtigten Schlauche entfernt wurde, woraus folgen 
würde, daß ein Schlauch unmöglich dagelegen habe 
könne; ſei es aber ein anderes von einem Darſteller 
hingeworfenes Requiſitenſtück geweſen, über dem die 
Kl. zu Falle kam, dann liege nur ein Verſehen des 
Darſtellers vor; denn die Anſchauung des BG., es 
habe auch nach genauer Prüfung des Fußbodens un⸗ 
mittelbar vor dem Rundlauf noch während desſelben 
ein Inſpizient an dem gefährlichen Durchgang ſtehen 
müſſen, um ein Hinwerfen von Requiſiten während 
des Umlaufs zu verhindern, enthalte eine mit dem 
Theaterbetriebe nicht vereinbare Ueberſpannung; die 
aus 8 618 fließende Verpflichtung des Dienſtherrn ſei 
auch aus dem Geſichtspunkt zu beſchränken, daß die 
Schauſpieler die Gefährlichkeit des Bühnenbetriebs 
kennen und deſſen Gefahren freiwillig auf ſich nehmen; 
auch ſei gerade dieſe Operette ſchon wiederholt auf⸗ 
geführt worden, die Gefährlichkeit des Umlaufs durch 
den Durchgang ſei den Darſtellern bekannt geweſen; 
daß der Intendant verfaſſungsmäßiger Vertreter der 
Bekl. ſei, werde nicht beſtritten; das BG. habe aber 
überſehen, daß die Bekl. durch Berufung auf ſein 
Zeugnis den nach 8 831 BGB. offenſtehenden Ent⸗ 
ſchuldigungsbeweis angetreten habe. Die Reviſion 
wurde zurückgewieſen. 

Gründe: Die Feſtſtellung, daß die Klägerin über 
einen Schlauch gefallen iſt, will die Reviſion mit ab⸗ 
weichender tatſächlicher Erwägung und Beweiswürdi⸗ 
gung anfechten. Dem kann in der Reviſionsinſtanz 
keine Folge gegeben werden . . . . Eine Ueberſpannung 
der von der Theaterleitung zu übenden Sorgfalt liegt 
keineswegs vor. Die Darſteller eines ſo geſtalteten Durch⸗ 
marſchs durch einen derart beſchaffenen Gang müſſen 
ſich ſchlechthin darauf verlaſſen dürfen, daß ſie, während 
des ſie an Beobachtung des Fußbodens hindernden 
Marſches nicht über irgend welche auf dem Boden des 
Ganges liegende Gegenſtände ſtolpern oder fallen: 
wenn dieſes Mindeſtmaß von Sicherheit der Theater⸗ 
leitung unerreichbar war, dann mußte die Aufführung 
dieſes Durchmarſchs eben unterbleiben. Dieſe Sicher⸗ 
heit war aber erreichbar ſchon allein dadurch, daß der 
Theatermeiſter — dieſem, nicht dem nur mit Beleuch⸗ 
tung und Verwandlung betrauten Zeugen M., lag die 
Aufſicht über den Bühnenraum, insbeſondere über den 
Fußboden des Durchgangs vor und während der Vor⸗ 
ſtellung ob — ſeine Pflicht ſorgfältig erfüllte. Die 
Bekl. iſt aber nicht einmal imſtande geweſen, die Ber- 
ſönlichkeit des am Unfallsabende fungierenden, zum 
letzten Ende ſchuldigen Theatermeiſters zu bezeichnen. 
Eben darum kann von Antritt eines genügenden Ent- 
ſchuldigungsbeweiſes i. S. des 8 831 BGB. keine Rede 
fein. Den Verſuch eines ſolchen Beweisantritts hat 
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das BG. keineswegs überſehen; es erklärt ihn mit 
Recht für durchaus unzureichend mangels Darlegung, 
inwiefern der Intendant in betreff des — im Rechts⸗ 
ſtreit unbekannt gebliebenen — Spielleiters und The⸗ 
atermeiſters die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe. 
Auch der Annahme, daß den Intendanten ſelbſt — 
alſo die durch ihn verfaſſungsmäßig vertretene Bekl. 
ſelbſt — ein Verſchulden, ein Mangel in Beaufſichtigung 
und Kontrolle treffe, muß beigetreten werden. Die 
Enge, die Finſterheit, die Maſſe der ſich drängenden 
und ſtauenden Mitwirkenden, die Maſſe der in der 
Nähe Herumſtehenden, das gegen jede Ordnung ein⸗ 
geriſſene Herumliegen von Schläuchen und Requifiten, 
waren den Darſtellern und den Aufſichtsperſonen ſchon 
ſeit langem aufgefallen: Inſpektor S. hatte Vorſtellungen 
erhoben und die Feuerwehr ſich beklagt. Von einem 
derartigen, länger andauernden, die Gebote der Ordnung 
und Sicherheit gröblich verletzenden — nach dem Unfall 
gänzlich abgeänderten — Zuſtande mußte der Inten⸗ 
dant Kenntnis erlangen, wenn er auch nur ſeinen 
Unterbeamten in geeigneter, eindringlicher Weiſe vor⸗ 
geſchrieben hätte, über derart auffällige Mißſtände, 
derart einwurzelnde Mißbräuche und derart bedroh⸗ 
liche Gefahrenhäufung ſofort an ihn ſelbſt zu berichten. 
Der oberſte Leiter und ſelbſtändige Verwalter der 
ſtädtiſchen Theater darf nicht geltend machen, er habe 
keine Kenntnis erlangt von dem, was die beteiligten 
Darſteller und Auſſichtsbeamten ſeit geraumer Zeit als 
auffällig, als mißbräuchlich und als gefährlich unmittel⸗ 
bar erkennen mußten und erkannt hatten 
(Urt. des III. 85. vom 30. Mai 1919, III 571/18). 
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VII. 

Straßenbahnunfall. Erhöhung der Betriebs- 
gefahr durch das Verſchulden des Schaffners, 
der weiterfährt, obwohl ein Mann ſorglos 
auf dem Geleiſe geht und fi trotz der Glocken⸗ 
zeichen nicht entfernt. Aus den Gründen: 
Nach den Feſtſtellungen des angefochtenen Urteils hat 
auch der Wagenführer S. ſchuldhaft gehandelt, und 
zwar in einem ſolchen Maße, daß die Betriebsgefahr 
dadurch weſentlich erhöht wurde. Wenn der Wagen» 
führer ſchon von weitem klingelte und bei näherem 
Herankommen noch nachhaltigere Glockenzeichen gab, 
und wenn er auf der letzten Strecke (von mindeſtens 
15 m) vor der Unfallſtelle mit Rückſicht auf den vorne 
gehenden Mann ſo langſam fuhr, daß der Wagen 
jederzeit ſofort geſtellt werden konnte, ſo war damit 
nicht alles geſchehen, was unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden von ihm verlangt werden konnte. Aus dem 
Verhalten des Bekl. ergibt ſich, daß er beſtrebt war, 
den ſorglos auf dem Geleiſe gehenden G. durch Glocken— 
zeichen zu warnen und ihm zur rechtzeitigen Räumung 
des Geleiſes Gelegenheit zu geben. Nachdem er aber 
bemerkt hatte, daß der Mann ungeachtet aller Zeichen 
ſeinen Weg auf dem Geleiſe fortſetzte, durfte er nicht 
— wenn auch noch ſo langſam — weiterfahren und 
es dem Zufall überlaſſen, ob ſich der Mann noch un— 
mittelbar vor dem Zuſammenſtoß vom Geleiſe ent— 
fernen werde. Bei Anwendung auch nur des geringſten 
Maßes von Sorgfalt mußte der Bekl. ſich darüber klar 
ſein, daß bei rückſichtsloſem Weiterfahren ein Ueber— 
fahren des Mannes, der bis dahin kein Warnungs— 
zeichen beachtet hatte, nicht bloß möglich, ſondern höchſt 
wahrſcheinlich ſei. Aus welchem Grunde der Verunglückte 
trotz aller Glockenzeichen auf dem Geleiſe blieb, war 
für die Frage des Verſchuldens des Wagenführers gleich— 
gültig; mochte er dies aus Eigenſinn oder deshalb tun, 
weil er etwa die Zeichen nicht hörte, in keinem Falle 
durfte der Führer die Fahrt fortſetzen auf die Gefahr 
hin, den Mann zu überfahren; er mußte vielmehr recht— 
zeitig anhalten, was bei der vom BG. feſtgeſtellten 
geringen Fahrtgeſchwindigkeit ohne weiteres möglich 
war. (Urt. d. IV. ZS. v. 10. Juli 1919, IV 123/1919). 
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IX. 


Beweis laſt für den urſächlichen Zuſammenhaug beim 
Einſturz einer mit Mängeln behafteten Einrichtung. 
Aus den Gründen: Das Ber. nimmt mit dem 
LG. an, daß die Mauer fehlerhaft konſtruiert war 
und bei ihrer Länge und Höhe ſtärker und mit eiſernen 
Einlagen hätte verſehen ſein müſſen. Es unterſtellt 
ferner, daß die Anlage und die Verſpannung der Pfeiler, 
die ſtatt 64 em nur 38 cm ſtark waren, unrichtig ge⸗ 
weſen ſeien, und die Pfeiler keine ausreichende Stand⸗ 
feſtigkeit beſeſſen hätten; da auch das aufgehende Mauer⸗ 
werk keine feſte Verbindung mit dem Bentonfundament 
Während das LG. den Einſturz der 
Mauer ihren Fehlern zuſchreibt, den Bell. aber der 
Haftung entbindet, weil er die Fehler nicht habe er⸗ 
kennen können und ſich an bewährte Vorbilder gehalten 
habe, läßt das Ber. dieſe Verteidigung — mit Recht — 
nicht gelten. Es verneint jedoch die Erſatzpflicht des 
Bekl., weil die Urſache des Einſturzes von den Kl. 
nicht nachgewieſen, insbeſondere nicht aufgeklärt ſei, 
welcher Umſtand neben dem am Unfallstag herrſchenden 
Wind zum Einſturz der Mauer mitgewirkt habe, eine 
weitere Aufklärung hierüber auch ausgeſchloſſen ſei, 
nachdem mittlerweile die Mauer erneuert worden ſei. 
Dieſe Erwägungen verletzen die Grundſätze über den 
urſächlichen Zuſammenhang und die Beweislaſt. Hat 
eine Einrichtung Mängel, die nach dem natürlichen 
Verlauf der Dinge und nach der Erfahrung des Lebens 
beſonders geeignet ſind, einen beſtimmten ſchädlichen 
Erfolg zu begünſtigen, und tritt dieſer Erfolg ein, ſo 
iſt, wenn keine andere Urſache des Schadens feſtſtell⸗ 
bar iſt, bis zum Beweis des Gegenteils anzunehmen, 
daß ſie zu dem ſchädlichen Erfolg mindeſtens als eine 
der Urſachen beigetragen haben. Den Beweis des 
Gegenteils hat zu führen, wer die Mängel vertreten 
muß. Die Kl. brauchen daher nicht mehr zu beweiſen, 
als daß die Mauer Mängel von jener Art aufwies, 
und daß der Schaden eingetreten iſt, nicht aber auch, 
daß er ohne die Mängel nicht entſtanden ſein würde. 
Denn nach aller Erfahrung ſtürzt eine vor wenigen 
Jahren nach den Regeln der Baukunſt dauerhaft auf⸗ 
geführte Mauer nicht ein, wenn kein äußeres Ereignis 
ſie zum Einſturz bringt. Dagegen iſt eine fehlerhaft 
errichtete Mauer mit zu ſchwachen Pfeilern viel weniger 
imftande, den Einflüſſen von Wind und Wetter nach⸗ 
haltig zu widerſtehen. Das Ber. ſtellt weder feſt, 
daß der damals herrſchende Wind von orkanartiger 
Stärke war, um eine ordnungsmäßig erbaute Mauer 
umzuwerfen, noch daß ſonſt eine Urſache, die von dem 
Bekl. nicht zu vertreten iſt, den Einſturz herbeigeführt 
hat, ebenſowenig aber, daß die fehlerhafte Anlage der 
Mauer keine Urſache des Einſturzes war. Hiernach 
ſällt die Lücke in der Aufklärung nicht den Kl. zur 
Laſt, ſondern dem gegenbeweispflichtigen Bekl., der 
auch viel eher als die Kl. in der Lage war, ſofort 
nach dem Unfall durch ſachgemäße Unterſuchung die 
Urſache des Unfalls zu erforſchen und feſtzuſtellen. (Urt. 


des VI. ZS. vom 7. Juli 1919, VI 91/1919). — — —n. 
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X. 


Amtspflicht des Notars, der mit der Beglaubigung 
einer Urkunde auch deren Entwerfung übernommen hat, 
den Juhalt der Urkunde nach dem Willen der Beteiligten 
zu geſtalten. Die Klägerinnen fordern Erſatz des Scha⸗ 
dens, der ihnen dadurch entſtanden ſei, daß der Bekl. 
eine Erklärung, die das Empfangsbekenntnis eines 
Darlehens von 21000 M und die Abtretung zweier 
auf dem Grundſtück W. Bd. 6 Bl. 220 eingetragenen 


Hypotheken von 15 000 und 6000 M an die Darlehens» 


geberin, die Geſellſchaft m. b. H. M. & Co. in M., zum 
Gegenſtande hat, als von der Klägerin D. L. am 5. Fe⸗ 
bruar 1911 unterſchrieben beglaubigt habe. Sie be 
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haupten in erſter Reihe, daß dieſe Unterſchrift gefälſcht 
ſei, und weiter, daß, wenn ſie tatſächlich von der D. L. 
herrühren ſollte, ſie in Unkenntnis des Inhalts der 
Urkunde abgegeben ſei, und daß der Bekl. dies unter 
Verletzung der Amtspflicht und der Pflichten aus dem 
Dienſtvertrage mit den Klägerinnen verſchuldet habe. 
Das BG. wies die Klage ab. Auf die Reviſion der 
Klägerinnen wurde das Berufungsurteil aufgehoben 
und die Sache an das BG. zurückverwieſen. 
Gründe: Unbegründet ſind die Angriffe der 
Reviſion gegen die Feſtſtellung des BG., daß die Unter⸗ 
ſchrift der D. L. unter der Urkunde vom 5. Februar 
1911 echt iſt ... Dagegen war der Reviſion aus 
folgenden Gründen der Erfolg nicht zu verſagen: 
Zutreffend geht das BG. davon aus, daß der Bekl., 
da er mit der Beglaubigung der fraglichen Urkunde 
auch deren Entwurf übernommen hatte, die Amtspflicht 
hatte, den Inhalt dieſer Urkunde dem Willen der Be⸗ 
teiligten — hier alſo vor allem dem Willen der D. L., 
deren Erklärungen in der Urkunde niedergelegt werden 
ſollten — entſprechend zu geftalten (vgl. RG. 87, 
232; 93, 68). Das B. verneint jedoch, daß der Bekl. 
ſich einer Verletzung dieſer ſeiner Amtspflicht ſchuldig 
gemacht habe, da er nach der Lage der Sache zu einer 
förmlichen Belehrung der D. L. über die rechtliche 
Tragweite der Erklärung keinen Anlaß gehabt habe. 
Ob zu einer ſolchen beſonderen rechtlichen Belehrung 
ein zwingender Anlaß gegeben war, mag dahingeſtellt 
bleiben. Die Klägerinnen hatten aber nicht bloß die 
Unterlaſſung dieſer Belehrung dem Bekl. zum Vorwurf 
gemacht, ſondern auch behauptet, daß der Bekl. die 
Urkunde ohne Zuſtimmung der D. L. entworfen habe, 
daß die darin enthaltenen Erklärungen gar nicht Ge⸗ 
genſtand der Verhandlungen zwiſchen ihnen und M. 
geweſen ſeien, und daß die Urkunde der D. L. weder 
vorgeleſen noch zur Unterzeichnung vorgelegt worden 
ſei. Ihre Behauptungen müſſen dahin verſtanden 
werden, daß die D. L., wenn ſchon, wie ſie leugnet, 
ihre Unterſchrift unter der Urkunde wirklich echt ſein 
ſollte, die Urkunde ohne Kenntnis und Billigung ihres 
Inhalts unterſchrieben habe. Zweifellos aber lag es 
dem Notar nach der Lage des Falles als ſeine Amts⸗ 
pflicht ob, ſich davon zu überzeugen, daß die Urkunde 
dem wahren Willen der D. L. entſprach, daß dieſe 
insbeſondere, wenn nicht von der rechtlichen Tragweite, 
ſo doch jedenfalls von dem tatſächlichen Inhalt der 
Urkunde volle Kenntnis hatte, bevor er ihre linter- 
ſchrift beglaubigte. Er war ſich nach ſeiner eigenen 
Darſtellung bewußt, daß die Urkunde nicht nur eine 
weſentliche Abänderung des von ihm ſelbſt am 16. Ja⸗ 
nuar 1911 beurkundeten Tauſchvertrages enthielt, ſondern 
auch ein Schuldanerkenntnis in Höhe von 21000 M, 
dem eine tatſächliche Schuld gar nicht zugrunde liegen 
mochte. Er war, da er die Urkunde entworfen hatte, 
unbedingt verpflichtet, zu verhüten, daß die D. L., fei 
es infolge einer Täuſchung durch M., ſei es infolge 
Uebereilung und Unvorſichtigkeit, ihre Unterſchrift gab, 
ohne von dem Inhalt der Urkunde Kenntnis genommen 
zu haben. Bei der Eile, mit der die Parteien bei den 
Verhandlungen vom 5. Februar 1911 nach der Angabe 
des Bekl. vorgingen, und bei der für die Aufnahme 
notarieller Urkunden ungewöhnlichen Wahl der Oert— 
lichkeit, eines Wirtſchaftszimmers, lag für den Bekl. 


ein beſonderer Anlaß zur gewiſſenhaften Pflichterfüllung 


in dieſer Richtung vor. Inwieweit die Behauptungen 
der Klägerinnen begründet ſind, daß der Bekl. es an 
der Erfüllung dieſer Pflicht habe fehlen laſſen, darüber 
enthält das angefochtene Urteil keine Feſtſtellung. Das 
Urteil iſt deshalb aufzuheben und die Sache zur weiteren 
Verhandlung an das BG. zurückzuverweiſen. (Urt. des 
III. 35. vom 4. Juli 1919, III 34/19). 
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XI. 


Wann iſt ein Kraftfahrzeug „in Betrieb geſetzt“ 
(87 A. 3 KG.) Aus den Gründen: Die Klage 
iſt geſtützt auf 8 7 KFG. Die Frage, ob der Bekl. allein 
oder neben der Geſellſchaft C. als Halter des dieſer 
gehörigen Wagens i. S. des 87 KFG. anzuſehen iſt, 
läßt das BG. dahin geſtellt. Auch wenn dies zu be⸗ 
jahen ſein ſollte, ſei die Haftung dieſes Bekl. nach Abſ. 3 
des 8 7 ausgeſchloſſen. Hiezu wird feſtgeſtellt, daß die 
Unfallfahrt ohne Wiſſen und Willen des Bekl. F. von 
dem Bekl. W. unternommen worden ſei, der in offenbar 
verbotener Weiſe frühmorgens eigenmächtig den Wagen 
zu ſeinem eigenen Vergnügen für eine Fahrt mit einem 
Freunde und einem Frauenzimmer in Bewegung geſetzt 
habe. Die Reviſion wendet ein, damit ſei noch nicht 
dargetan, daß das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen 
des Halters „in Betrieb geſetzt wurde“. „In Betrieb 
ſetzen“ heiße nicht in Bewegung ſetzen. „In Betrieb 
geſetzt“ werde das Fahrzeug dadurch, daß es feiner bes 
ſtimmungsgemäßen Benützung auf öffentlichen Straßen, 
Wegen, und Plätzen zugeführt werde. Den Gegenſatz 
bilde „außer Betrieb ſetzen“: dadurch, daß ein Fahrzeug, 
das ſich in regelmäßiger Benützung befinde, während 
der Pauſen in ſeinem Gebrauch in den Unterkunftsraum 
gebracht werde, werde es nicht außer Betrieb geſetzt. 
Nicht jede Einzelfahrt, die das K Z. mache, ſei für ſich 
als ein Betrieb i. S. des 87 Abſ. 3 anzuſehen, ſondern 
„Betrieb“ ſei die geſamte Verwendung des Fahrzeuges 
im öffentlichen Verkehr, zu der es der Halter beſtimmt 
habe. Sei dieſe Vorausſetzung eingetreten, ſo befinde 
ſich das Fahrzeug „im Betrieb“, und jede einzelne Fahrt, 
ſie möge mit oder ohne oder ſelbſt gegen den Willen des 
Halters ausgeführt werden, erfolge in dieſem Betrieb. 

Dem kann nicht beigetreten werden. Das BG. hat 
ſich durchaus in der Richtung der Grundſätze bewegt, 
die die Rechtſprechung des Senats aufgeſtellt hat und 
für die im befonderen auf RG. 77 S. 348. 79 S. 312, 
95 S. 185, Seuff Arch. 69 Nr. 174 S. 319 (auch VI 512/13, 
224 / 15) zu verweiſen iſt. In Betrieb geſetzt i. S. des 
Abſ. 3 des §7 wird danach das Fahrzeug, wenn es 
aus dem Zuſtand der Ruhe in den feiner beſtimmungs⸗ 
mäßigen Tätigkeit gebracht wird: von einer neuen In⸗ 
betriebſetzung kann in der Regel nicht geſprochen werden 
bei nur vorübergehenden Unterbrechungen der Fahrt, 
— eine ſolche wird nur dann anzunehmen ſein, wenn 
eine Beendigung der Reife und dem zufolge eine Rück⸗ 
kehr des Wagens in den Zuſtand der Betriebsruhe 
vorlag, worauf er zu einer neuen Reiſe naturgemäß 
erſt wieder in Betrieb zu ſetzen war. Daß ſich der 
Wagen hier in der Nacht vor dem Antritt der Unfall» 


fahrt nicht in dem Zuſtand der Betriebsruhe befunden 


hätte, dafür erhellt nichts. Bei der Inbetriebnahme 
am Morgen befand ſich der Führer W. ſogleich im 
Widerſtreit zu dem ſelbſtverſtändlichen Willen des 
Halters: die Unfallfahrt geſchah mithin insgeſamt ohne 
Wiſſen und Willen des Bekl. F. Wollte man in der 
Auslegung des Abſ. 3 des S 7 der Reviſion folgen, 
ſo gäbe es praktiſch keinen Fall, wo der Wagen ohne 
Wiſſen und Willen des Halters in Betrieb geſetzt iſt, 
zumal für den im Dienſte des Halters ſtehenden Wagen— 
führer. Ein ſolches Ergebnis läge nicht im Sinne des 
Geſetzes. (Urt. des VI. Z S. v. 7. Juli 1919, VI 24/1919). 
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XII. 


1. Faſſung des Eides über die Errichtung eines 
nicht mehr vorhandenen eigenhändigen Teſtaments. 
2. Gegenſeitige Abhängigkeit der Verfügungen von Ehe⸗ 
gatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente. Teilweiſer 
Widerruf folcher Verfügungen. Der verſtorbene W. 
hat am 1. Juni 1915 ein eigenhändiges Teſtament 
errichtet, in dem er ſeine Ehefrau, die Kl., als Erbin 
und ſeinen Sohn E. aus dieſer Ehe als Nacherben 
einſetzte. Er hat ferner beſtimmt, daß ein Jahr nach 


886 


feinem Tode E. W. an R. B., den Bekl. — den der 
Erbl. im T. als ſeinen unehelichen Sohn anerkennt 
— bei Vermeidung beſtimmter Rechtsnachteile 10000 M 
zu zahlen habe. Die Kl. erachtet dieſes Teſtament für 
ungültig, was die Anordnungen zugunſten des R. 
B. betrifft, weil dieſe dem von ihr und ihrem Manne 
vor 10 Jahren errichteten wechſelſeitigen T. wider⸗ 
ſprächen. In dieſem T. hätten ſie ſich gegenſeitig als 
Erben mit der Beſtimmung eingeſetzt, daß der Ueber⸗ 
lebende über den Nachlaß frei verfügen könne und 
daß das hiervon bei dem Tode des Längſtlebenden 
noch vorhandene Vermögen auf ihren Sohn E. über- 
gehen ſolle. Dieſes T. müſſe der Erblaſſer heimlich 
vernichtet haben. Ein Widerruf, der der in 8 2296 BGB. 
vorgeſchriebenen Form bedurft haben würde, ſei ihr 
nicht zugegangen. Kl. hat deshalb auf Feſtſtellung 
geklagt, daß dem Bekl. keine Rechte aus dem T. vom 
1. Juni 1915 zuſtehen. Das 98. machte die Ent⸗ 
ſcheidung abhängig von einem der Kl. über die Er⸗ 
richtung und den Nichtwiderruf des gemeinſchaftlichen 
T. auferlegten Eide. Die Berufung des Bekl. wurde 
zurückgewieſen. Die Reviſion blieb erfolglos. 

Gründe: 1. Das OLG. erachtet bei Leiſtung 
des der Kl. auferlegten Eides den Beweis für geführt, 
daß die Eheleute vor 10 Jahren ein gemeinſchaftliches 
T. mit dem von der Kl. behaupteten Inhalt formge⸗ 
recht errichtet haben und daß es nicht wirkſam wider⸗ 
rufen worden iſt. Dieſer Eid iſt in ſeinem erſten Teile 
folgendermaßen gefaßt: „Mein verſtorbener Ehemann 
und ich haben vor ungefähr 10 Jahren ein gem in⸗ 
ſchaftliches T. errichtet, das dem von dem Rechnungs. 
rat D. angefertigten Entwurf in allen Teilen genau 
entſprach.“ Die Reviſion hält dieſe Faſſung für zu 
unbeſtimmt. Sie meint, daß in die Eidesnorm der 
genaue Inhalt des T. hätte aufgenommen werden 
müſſen, wie ihn die Kl. behaupte. In dem Eide hätten 
auch die Formerforderniſſe der 88 2231 Nr. 2, 2267 
angeführt werden müſſen. Dieſe Bemängelungen ſind 
unbegründet. 

Auf Grund des Zeugniſſes des Rechnungsrats D. 
nimmt der BR. für erwieſen an, daß der von dem 
Zeugen für die Eheleute angefertigte Entwurf eines 
gemeinſchaftlichen T. den von der Kl. behaupteten 
Inhalt hatte, daß ſich nämlich beide Eheleute gegen» 
ſeitig als Erben einſetzten, der Ueberlebende über den 
Nachlaß des zuerſt Verſtorbenen frei verfügen konnte 
und das beim Tode des Ueberlebenden noch vors 
handene Vermögen auf den gemeinſchaftlichen Sohn 
E. überging. Er erachtet ferner für erwieſen, daß 
in dem Entwurf die Förmlichfeiten des T. genau 
vorgeſehen waren. Wenn bei dieſer Sachlage der von 
der Kl. zu leiſtende Eid nur darauf geſtellt iſt, daß 
ein dem Entwurfe genau entſprechendes gemeinſchaft— 
liches T. von den Weilſchen Eheleuten errichtet worden 
ſei, ſo iſt darin keine Prozeßwidrigkeit oder Verkennung 
materiellrechtlicher Grundſätze zu finden. Aus dem 
Urteil des BG. in Verb. mit der Ausſage des Zeugen 
geht klar hervor, welchen Inhalt der Entwurf hatte 
und in welcher Weiſe in dieſem für die Beobachtung 
der in den SS 2231 Nr. 2, 2267 BGB. vorgeſchriebenen 
Förmlichkeiten geſorgt war. Ohne Rechtsverſtoß konnte 
deshalb der BR. in der Eidesnorm auf dieſen Ent— 
wurf Bezug nehmen. Es unterliegt auch keinem Be— 
denken, und iſt in der Rechtſprechung anerkannt (JW. 
1910 S. 291 Nr. 26, 1907 S. 367 Nr. 15), daß die 
formgültige Errichtung des T. durch Eidesleiſtung 
bewieſen werden kann, wenn die Teſtamentsurkunde 
nicht mehr vorhanden iſt. 

2. Wird aber durch Leiſtung des Eides nachge— 
wieſen, daß das gemeinſchaftliche T. gültig errichtet 
und von dem Erblaſſer nicht in gehöriger Form (8 2271 
Abſ. 1 i. V. m. § 2296 BGB.) widerrufen iſt, ſo war 
dieſer an die im T. von ihm getroffene Verfügung 
gebunden, ſofern ſie mit der Verfügung ſeiner Ehefrau 
in dem in § 2270 bezeichneten Abhängigkeitsverhält— 


9 — — — — — — — —— ——— U ͤ G———— ¶éäͤ—— 


Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 20 u. 21. 


niſſe ſteht. Er konnte, wie 8 2271 Abſ. 1 beſtimmt, 
durch eine neue Verfügung von Todes wegen bei Leb⸗ 
zeiten ſeiner Frau ſeine Verfügung nicht einſeitig auf⸗ 
heben. Ein Abhängigkeits verhältnis der in 8 2270 
bezeichneten Art iſt gegeben, wenn anzunehmen iſt, 
daß die Verfügung des einen Ehegatten nicht ohne 
die Verfügung des andern getroffen ſein würde. Im 
Streitfalle kommt es ſomit darauf an, ob die Kl. be⸗ 
reit geweſen fein würde, ihren Ehemann als Vorerben 
mit dem Recht der freien Verfügung über den an den 
gemeinſchaftlichen Sohn als Nacherben herauszu⸗ 
gebenden Nachlaß einzuſetzen, wenn dieſer ſich nicht 
dazu verſtanden hätte, ſie in gleicher Weiſe zu be⸗ 
denken und insbeſondere dem gemeinſchaftlichen Sohne 
die Nacherbſchaft zuzuwenden. Ein ſolches Abhängig⸗ 
keitsverhältnis nimmt der BR., der das T. als korre⸗ 
ſpektives beurteilt, als vorliegend an, wofür er ſich 
auf die Vermutung in 8 2270 Abſ. 2 ſtützen kann. 
Dieſe Vermutung greift ein, wenn die Ehegatten ſich 
gegenfeitig bedenfen oder wenn der eine den andern 
edenkt und letzterer einer mit dem erſteren ver- 
wandten oder ihm naheſtehenden Perſon eine Zu⸗ 
wendung macht. Hier treffen beide Vorausſetzungen 
zu. Die Eheleute haben ſowohl ſich gegenſeitig be⸗ 
dacht als auch einer mit dem andern Ehegatten ver⸗ 
wandten Perſon (dem gemeinſchaftlichen Sohne) etwas 
zugewendet. Auch in einem ſolchen Falle iſt nach 
8 2270 Abſ. 2 die gegenſeitige Abhängigkeit zu ver⸗ 
muten. Der Annahme der Abhängigkeit ſteht ferner 
nicht entgegen, daß es ſich um eine von den Ehegatten 
gemeinſchaftlich getroffene einheitliche Verfügung und 
zwar hinſichtlich der Einſetzung des Nacherben zugunſten 
des nämlichen Dritten handelt, der mit beiden Ehe⸗ 
gatten verwandt iſt (RG. 88 S. 330). Gegen die 
Beurteilung der Verfügungen des T. als von ein⸗ 
ander abhängig ſind daher vom Rechtsſtandpunkt 
Bedenken nicht zu erſehen. Es bedarf übrigens nicht 
einmal der Heranziehung der Vermutung des § 2270 
Abſ. 2, da die Korreſpektivität ſchon auf Grund des 
8 2270 Abſ. 1 feſtgeſtellt iſt. 

- Die Reviſion hält es nicht für gerechtfertigt, aus 
dem Beſtehen des gemeinſchaftlichen T. die Ungültig⸗ 
keit der in dem neuen T. von dem Erblaſſer zugunſten 
des Bekl. getroffenen Anordnungen herzuleiten. Durch 
die Anordnung des Vermächtniſſes ſei Kl. nicht be⸗ 
ſchwert, da mit dem Vermächtniſſe nicht ſie, ſondern 
der Sohn belaſtet ſei. Das in dem T. dem Bell. 
eingeräumte Recht, ſich nötigenfalls wegen des Ver⸗ 
mächtniſſes durch Verkauf beſtimmter Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke zu befriedigen, ſei eine nachträgliche Beſchränkung 
oder Erſchwerung der Rechte der Kl., die höchſtens 
die Bedeutung eines teilweiſen Widerrufs habe. Eine 
ſolche Beſchränkung ſei nur ungültig, wenn anzu» 
nehmen ſei, daß Kl. die entſprechende Gegenverfügung 
nicht getroffen haben würde, falls die Verfügung ihres 
Ehemanns von Anfang an den aus dem Widerruf 
ſich ergebenden beſchränkten Inhalt gehabt hätte. Was 
ſodann die Einſetzung des Bekl. als Nacherben zur 
Hälfte für den Fall der verweigerten Zahlung des 
Vermächtniſſes angehe, fo werde hierdurch keine korre⸗ 
ſpektive Verfügung betroffen. 

Bei dieſen Angriffen verkennt die Reviſion die 
Bedeutung der infolge einer abhängigen Verfügung 
für den Ehegatten herbeigeführten Bindung. Die 
Wirkung der abhängigen Verfügungen eines ge— 
meinſchaftlichen T. zeigt ſich darin, daß der (formell 
gültige) Widerruf einer Verfügung durch den einen 
Ehegatten die Gegenverfügung des andern unwirkſam 
macht und daß durch eine neue Verfügung von Todes 
wegen ein Ehegatte bei Lebzeiten des anderen ſeine 
Verfügung nicht einſeitig aufheben kann (SS 2270, 
2271). Außerdem iſt in S 2271 vorgeſchrieben, daß 
der Widerruf der Verfügung bei Lebzeiten der Ehe⸗ 
gatten nur nach den Vorſchriften des § 2296 für den 
Rücktritt von einem Erbvertrage durch gerichtliche 
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oder notarielle Rücktrittserklärung gegenüber dem 
andern Ehegatten erfolgen kann. Dieſe Formvorſchrift 
iſt gegeben, um zu verhindern, daß der Ehegatte von 
der von ihm getroffenen Verfügung hinter dem Rücken 
des andern wieder abgehen kann. Die gleiche Form 
iſt einzuhalten bei einem nur teilweiſen Widerruf 
(Planck Anm. II Abſ. 5 zu 8 2271). Das Abgehen 
von der Verfügung iſt dem Ehegatten nur auf dem 
Wege geſtattet, daß er formgerecht dem andern Ehe⸗ 
gatten hiervon Kenntnis gibt, damit ſich dieſer ſeiner⸗ 
ſeits entſcheiden kann, ob er ſeine Verfügung ändern 
will. Allerdings wird ein teilweiſer Widerruf nicht 
in einer jeden neuen Anordnung zu erblicken ſein. 
Hier aber handelt es ſich um eine letztwillige Ver⸗ 
fügung, durch welche das Recht der Kl. weſentlich be⸗ 
ſchränkt worden iſt. Während in dem gemeinſchaft⸗ 
lichen T. die Kl. als Vorerbin mit dem Recht der 
ara Verfügung über den Nachlaß eingeſetzt war, iſt 
n dem neuen T. dem Bekl. ein bereits ein Jahr nach 
dem Tode des Erbl. von E. W. auszuzahlendes Ver⸗ 
mädınis von 10000 M zugewandt, für das die im T. 
beſtimmten Nachlaßgrundſtücke verhaftet ſind. Damit 
iſt der Kl. erheblich beſchränkt, der nach dem erſten 
T. die freie Verfügung über den geſamten Nachlaß 
bis zu ihrem Tode verbleibt. Das OLG. hat deshalb 
die neue Verfügung als mit der korreſpektiven unver⸗ 
einbar bezeichnet und ſie für unwirkſam erklärt, weil 
ſie inſofern die frühere Verfügung aufhebt. Dieſe 
Entſcheidung iſt nicht zu beanſtanden. Die Unwirk⸗ 
ſamkeit der neuen Verfügung rechtfertigt ſich auch 
daraus, daß ſie gegen die Rechte des in der korre⸗ 
ſpektiven Verfügung als Nacherben bezüglich des 
ganzen Nachlaſſes eingeſetzten gemeinſchaftlichen Kindes 
verſtößt und die Korreſpektivität weſentlich mit darauf 
beruht, daß dieſes Kind von beiden Ehegatten in der 
im gemeinſchaftlichen T. beſtimmten Weiſe bedacht⸗ 
werden ſollte. Es gilt dies namentlich für die An 
ordnung in dem neuen T., daß der Nachlaß, wenn 
E. W. die Auszahlung der 10000 M verweigern würde, 
nach dem Tode der Kl. nicht allein auf E. W., ſondern 
zu gleichen Teilen auf dieſen und den Bekl. übergehen 
folle. Dieſe aus der Verletzung der Rechte des Nach⸗ 
erben E. W. folgende, allgemein geltende Unwirkſam⸗ 
keit kann aber auch die Kl. als Vorerbin geltend 
machen, da ihr daran liegen kann, unberechtigte An⸗ 
ſprüche gegen den in ihrer Verwaltung befindlichen 
Nachlaß abzuwehren. (Urt. d. IV. 35. v. 18. Sept. 
1919, IV 136/19). — — en. 
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1. Tragweite des 3 565 Abſ. 2 ZPO. Iſt nach 
Aufhebung des Berufungsurteils und 
Zurückverweiſung der Sache das BG. an 

eine frühere Auslegung eines Vertrags 
unden, wenn das Reichsgericht erklärt 
te, daß dieſe nicht zu beanſtanden ſei? 

2. Unterſchied zwiſchen „Verkehrsſitte“ und „allge 
meiner Auſſaſſung“ beſtimmter Kreiſe. Iſt bei der 
Ermittelung der Anforderungen von Treu 
und Glauben eine fog. allgemeine Auf⸗ 
faſſung gleich der Verkehrsſitte auch dann 
zu berückſichtigen, wenn ſie den Beteiligten 
nicht bekannt war? 

Aus den Gründen: 1. Streitig iſt, ob, wie der 
Kl. meint, der Erſatzanſpruch ſich auf die Herabſetzung 
ſeiner Hypothek um 9000 M beſchränkt, oder ob, wie 
die Widerkl. behauptet, daneben ihr noch weiterer Erſatz 
zu leiſten ſei. Das frühere Berufungsurteil hatte 
erklärt, daß die allgemeinen Rechtsgrundſätze maß— 

ebend ſeien, wonach bei ſchuldhafter Vertrags verletzung 
Der vertragsuntreue Teil vollen Erſatz zu leiſten habe 
und eine Ausnahme nur im Falle einer Vereinbarung 
zuläſſig ſei, für die ſich hier nichts entnehmen laſſe. 
Dieſe Auffaſſung hat das Reviſionsgericht als nicht 
zu beanſtanden bezeichnet. Das Urteil wurde nur des⸗ 
halb aufgehoben, weil einige unter Beweis geſtellte 
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Behauptungen nicht berückſichtigt waren, deren Be⸗ 
ſtätigung möglicherweiſe zu einer anderen Auslegung 
führen konnte. Das BG. hat nunmehr den vom RG. 
für erheblich erklärten Beweis erhoben und legt jetzt 
den Vertrag dahin aus, daß mit der Ermäßigung der 
Gegenleiſtung der bekl. Ehefrau um 9000 M deren 
Anſprüche aus der Nichterfüllung der Verpflichtungen 
des Kl. abgefunden ſein ſollten. Es fügt hinzu, daß 
dieſe allein aus dem Ergebniſſe der Beweisaufnahme 
des 1. Rechtszuges und aus dem ganzen Inhalte der 
Verhandlungen geſchöpfte Auslegung durch das Er⸗ 
gebnis der erwähnten Beweisaufnahme beſtätigt werde. 
Die Reviſion benutzt dieſen Aufbau der Begründung, 
der allerdings beim erſten Leſen den Anſchein erweckt, 
als ob die Streitfrage aus dem Wortlaut allein ent⸗ 
ſchieden ſei, zu dem Angriff, daß die Frage, ob der 
Wortlaut allein die Streitfrage entſcheide, in dem 
früheren Reviſionsurteil endgültig entſchieden und ab⸗ 
getan ſei, das BG. daher die Frage nicht von neuem 
hätte aufrollen und gegenteilig entſcheiden dürfen. Sie 
beruft ſich dabei auf mehrere Urteile des III. 35. aus 
jüngſter Zeit. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob die 
Stellung des III. ZS. Beifall verdient oder Bedenken 
ausgeſetzt iſt, wie der VI. und der J. 35. angedeutet 
haben. (RG. Z. Bd. 94, S. 15/16; Warneyer Erg d. 
1919 Nr. 37). Auch der III. 35. (NS. Bd. 90 S. 23, 
Bd. 91 S. 134; JW. 1918 S. 562 Nr. 18) nimmt die 
bindende Kraft der der Aufhebung zugrunde gelegten 
rechtlichen Beurteilung (S 565 Abſ. 2 ZPO.) nur an, 
falls das RG. eine Frage abſchließend beantwortet hat. 
Wollte man felbft mit dem III. ZS. dieſen Grundſatz 
auch da anwenden, wo das RG. nur die Annahmen 
des BG. für rechtlich bedenkenfrei erachtet hatte (ſ. 
RG. Bd. 94 S. 16), ein Fall, der hier vorliegt, fo 
kann man doch von einer abſchließenden Beantwortung 
hier nicht reden. Was das RG. als nicht zu beanſtanden 
erklärt hat, enthält gar keine rechtliche Beurteilung, 
die der Aufhebung zugrunde gelegt iſt, ſel bſt wenn man 
die Bindung auf das „tatſächliche Vorbringen der 
Parteien“ erſtreckt (JW. 1918 S. 563 Nr. 18). Das 
RG. hat aber das Berufungsurteil gerade zu dem 
Zwecke aufgehoben, daß das BG. ſeine Auslegung auf 
Grund der ihm aufgetragenen Beweiserhebung nach— 
prüft. Dies iſt geſchehen. Mit dieſer Nachprüfung 
hat das BG. gerade getan, was ihm durch das Reviſions⸗ 
urteil aufgegeben war. Da das Reviſionsurteil mit 
der Möglichkeit gerechnet hat, daß das BG. zu einer 
anderen Auslegung kommen könnte, fo ergibt ſich klar⸗ 
daß das RG. die Frage keineswegs abſchließend be— 
antworten wollte, da ſonſt die Anweiſung, neue Be- 
weiſe zu erheben, unverſtändlich geweſen wäre. 


2. Das BG. hat die Angaben des R. über die 
Ueblichkeit derartiger Abmachungen nicht durchaus zu— 
treffend gewürdigt. Es ſtellt auf Grund der R' ſchen 
Gutachten feft, daß ſich im Grundſtücksverkehr zu B. 
1912 die allgemeine Auffaſſung gebildet habe, es werde 
durch die vertragsmäßige Feſtſetzung der Rechtsfolgen 
der Nichterfüllung der Vertragspflichten die weitere 
Haftung ausgeſchloſſen. Daran fügt es den Satz: „Die 
oben dargelegte Auslegung ſtimmt alſo mit der ört- 
lichen Verkehrsſitte im Grundſtücksverkehr überein.“ 
Zutreffend bemängelt die Reviſion die Entnahme einer 
Verkehrsſitte aus den Gutachten. Die Verkehrsſitte iſt 
keine Rechtsnorm; ſie iſt vielmehr die den Verkehr 
beherrſchende tatſächliche Uebung (RG. Bd. 49 S. 162; 
Bd. 55 S. 377) und ſetzt daher ein häufigeres Vor⸗ 
kommen in einem verhältnismäßig längeren Zeitraum 
voraus. Hat ſich durch häufigeres Vorkommen während 
eines ſolchen Zeitraums eine tatſächliche Uebung ent— 
wickelt, von der man ſagen kann, daß ſie den Verkehr 
beherrſcht, ihm ein beſtimmtes Gepräge verleiht, ſo 
wird mit Recht angenommen, daß eine Partei dagegen 
nicht geltend machen könne, ihr ſei die Verkehrsſitte 
nicht bekannt geweſen (RG. Bd. 69 S. 125; Gruchot 
Bd. 59 S. 915). Es kann auch zugeſtanden werden, 
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daß in der Regel etwas nur dann als Verkehrsſitte 
angeſehen werden kann, wenn es zur allgemeinen 
Auffaſſung geworden iſt. Aber es geht nicht an Verkehrs⸗ 
ſitte und allgemeine Auffaſſung ohne weiteres gleich⸗ 
zuſtellen. Was der Sachverſtändige R. als „allgemeine 
Auffaſſung“ begutachtet hat, iſt nach feinen eigenen An⸗ 
gaben nicht oder noch nicht Verkehrsſitte. Denn er 
fagt ſelbſt: „Da dieſe Fälle immerhin nicht fo häufig 
vorkommen, kann man aber von einem Ortsgebrauch, 
der ſich herausgebildet haben ſoll, nicht ſprechen.“ Daß 
er bewußt einen Unterſchied zwiſchen (örtlicher) Verkehrs 
ſitte und allgemeiner Auffaſſung macht, ergibt ſich klar 
aus ſeinem Nachtrag, wo er davon ſpricht, daß eine 
allgemeine Auffaſſung im Grundſtücksverkehr ſich nicht 
durch feſtſtehende Tatſachen wie bei einem Ortsgebrauch 
beweiſen laſſe, ſondern nur durch Umfrage in den 
beteiligten Kreiſen feſtgeſtellt werden könne, wozu ſich 
am beiten die Grundſtücks⸗ und Hypothekenmakler, 
die derartige Verträge vermitteln, ſowie Grundſtücks⸗ 
händler eignen. Dieſen Weg habe er denn auch beſchritten. 
Hieraus ergibt ſich, daß es ſich nicht um eine den Ver⸗ 
kehr beherrſchende tatſächliche Uebung handelt, die 
mangels ausdrücklicher, anderweitiger Vereinbarung, 
jeden bindet, der auch nur gelegentlich ein derartiges 
Geſchäft abſchließt, ſondern um ein Urteil, das ſich in 
den Kreiſen der Fachgenoſſen gebildet hat. Mag dieſe 
Auffaffung in dieſen Fachkreiſen auch allgemein fein, 
ſo irrt doch das BG., wenn es der Behauptung der 
Bekl., ihr ſei jene allgemeine Auffaſſung nicht bekannt 
geweſen, entgegenhält, daß bei der Ermittelung der 
Forderungen von Treu und Glauben die allgemeine 
Auffaſſung auch zu berückſichtigen ſei, wenn ſie den 
Beteiligten nicht bekannt war. Dieſer Grundſatz gilt 
zwar für die Verkehrsſitte, nicht aber für den Fall 
einer „allgemeinen Auffaſſung?, die keine allgemeine, 
ſondern nur eine allgemeine gewiſſer Fachkreiſe iſt, und 
daher außerhalb dieſer Stehende aus dem Geſichtspunkt 
der Wahrung von Treu und Glauben nicht binden kann. 


(Urt. d. V. 38. vom 21. Mai 1919, V 50/19). 
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B. Strafſachen. 
1 


Faälſchung einer Urkunde (Telegramm). Beweis⸗ 
erheblichleit und rechtswidrige Abſicht. Aus den 
Gründen: Der Angekl. hat an feine von ihm ges 
trennt lebende Frau ein fälſchlich mit dem Namen 
ihrer Mutter unterzeichnetes Telegramm abgeſchickt, 
um ſie zu einer angeblich wegen „wichtiger Sachen“ 
erſorderlichen Reiſe zu veranlaſſen, wodurch er Ge— 
legenheit erhalten ſollte, während der Abweſenheit 
ſeiner Frau ohne deren Wiſſen und gegen ihren Willen 
Möbel uſw. wegzuſchaffen und ſie in ſeinen Beſitz zu 
bringen. Die Verurteilung aus 88 267, 268 Abſ. 1 
Nr. 1 StGB. unterliegt keinem durchgreifenden Bes 
denken. Das Telegramm enthielt die Aufforderung 
zu einer mit Koſten verbundenen dringlichen Reiſe. 
Es war geeignet, die rechtserhebliche Tatſache der 
Aufforderung zu beweiſen. Die Rechtserheblichkeit er— 
gibt ſich aus der Verantwortlichkeit des Auffordernden 
für die Ernſtlichkeit und Richtigkeit der Aufforderung 
und ihre etwaigen vermögensrechtlichen Folgen. Zur 
Beweiserheblichkeit wird nicht vorausgeſetzt, daß tat— 
fächliche Verhältniſſe beſtehen, bei denen die Urkunde 
als Beweismittel verwendet werden kann; es genügt, 
wenn die Urkunde dieſe Eigenſchaft auch nur für einen 
denkbaren Fall beſitzt (E. 40, 78 u. a.). Rechtsirrig 
iſt es allerdings, daß die Strafkammer eine Beweis— 
erheblichkeit des Telegramms deshalb angenommen 
hat, weil es in einem Rechtsſtreit der Frau gegen den 
Angekl. wegen Erſtattung der etwaigen Reiſekoſten 
zum Beweiſe hätte dienen können. Bei der Prüfung 
der Beweiserheblichkeit muß von der Vorausſetzung 
ausgegangen werden, daß die Urkunde echt ſei. Das 


Telegramm hätte im Falle ſeiner Echtheit unmöglich 
zu dem von der Strafkammer angenommenen Zwecke 
verwendet werden können, wohl aber zum Beweiſe 
bei Geltendmachung etwaiger Schadenserſatzanſprüche 
gegenüber der im Telegramm genannten Abſenderin 


‚und aus dieſem Geſichtspunkte iſt es beweiserheblich. 


Was die Strafkammer zum Nachweis des Merk⸗ 
mals der rechtswidrigen Abſicht anführt, iſt wiederum 
rechtlich nicht einwandfrei. Sie weiſt auf die Abſicht 
des Angekl. hin, ſich rechtswidrig in den Beſitz der 
Möbel zu ſetzen. Dieſe Abſicht kann nicht entſcheidend 
ſein, vielmehr hat es darauf anzukommen, ob der 
Angekl. beabſichtigt hat, mit der Urkunde im Rechts⸗ 
leben zu täuſchen, die zu täuſchende Perfon in einen 
Irrtum über Rechte und Rechtsverhältniſſe zu ver⸗ 
ſetzen und fie dadurch zu einem rechtserheblichen Ver⸗ 
halten zu beſtimmen (E. 47, 199). Dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen ſind aber nach den Feſtſtellungen des Urteils 
gegeben. Die Empfängerin ſollte über die rechtlich 
erhebliche Tatſache der an ſie ergangenen Aufforde⸗ 
rung getäuſcht und dadurch zu einer mit Koſten ver⸗ 
bundenen Reiſe, einem rechtlich erheblichen Verhalten, 
beſtimmt werden. (Urt. des I. StS. vom 10. Juli 1919, 


1 D 242/19). 
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II 


Kann die Eutlaſſung einer Militärperſen aus dem 
Heeresdienſte nachträglich mit rüdwırleuder Kraft auf: 
gehoben werden, fo daß fie auch für die zurückliegende 
Zeit wieder der Militärgerichtsbarkeit unterſtellt wird? 
Die Frage wurde verneint. Aus den Gründen: 
Allerdings ſpricht der Wortlaut des Befehls vom 
31. Januar 1919 dafür, daß die Entlaſſung mit rück⸗ 
wirkender Kraft aufgehoben werden ſollte. Gleichwohl 
konnte er dieſe Wirkung nicht haben. Durch die ohne 
jeden Vorbehalt ausgeſprochene Entlaſſung, die fofort 
mit ihrer Verkündung wirkſam war, war die Zuge— 
hörigkeit des Angekl. zum Heere beendet worden. Er 


unterſtand nicht mehr dem für Militärperſonen geltenden 


Sonderrecht, vielmehr ausſchließlich den allgemeinen 
Geſetzen. Der damit begründete öffentlich⸗rechtliche 
Zuſtand konnte nicht nachträglich mit rückwirkender 
Kraft geändert werden. Es beſteht keine rechtliche 
Möglichkeit, eine Perſon für eine zurückliegende Zeit, 
in der fie ausfchließlich dem bürgerlichen Rechte unter⸗ 
ſtand, zu einem Angehörigen des Heeres zu machen 
und ſie dem militäriſchen Rechte zu unterſtellen. Der 
Befehl entbehrt daher der Rechtswirkung, ſoweit er 
dies herbeiführen wollte. Bei dieſer Sachlage erhebt 
ſich die weitere Frage, ob etwa durch den Befehl für 
die Zukunft die Heeresangehörigkeit des Angekl. neu 
begründet worden, ob alſo darin eine erneute Ein⸗ 
berufung zu erblicken iſt. Das iſt jedoch in dem Befehl 
nicht ausgeſprochen und war wohl auch nicht beab« 
ſichtigt. Nach ſeinem klaren Wortlaut iſt die frühere 
Entlaſſung aufgehoben und die Beurlaubung wieder 
in Kraft geſetzt, die mit der Entlaſſung hinfällig ge⸗ 
worden war, nicht aber iſt der Angekl. zu einem neuen 
Dienſt berufen und für dieſe Dienſtzeit beurlaubt 
worden. Der mit dem Befehl anſcheinend erfolgte 
Zweck, die Durchführung der vom Angekl. erhobenen, 
durch die Entlaſſung gefährdeten Verſorgungsanſprüche 
zu ermöglichen, konnte auch nur durch eine Beſeitigung 
der früheren Entlaſſung, nicht aber durch Begründung 
eines neuen Dienſtverhältniſſes erreicht werden. Da 
er aber jene Wirkung nicht haben konnte, ſo lag darin 
nur die Erklärung, daß er von der Militärbehörde 
ſo angeſehen werden ſoll, als ſei er nicht entlaſſen, 
ſondern weiter beurlaubt worden. Ob hierdurch der 
Weg für die weitere Verfolgung feiner Verſorgungs— 
anſprüche geebnet worden iſt, ſteht hier nicht zur Ent⸗ 
ſcheidung; ſeine ſtaatsrechtliche Lage wurde davon 
nicht berührt. Er blieb der bürgerlichen Gerichtsbar— 
keit unterworfen. (Urt. des I. StS. vom 22. Sept. 1919, 
1 D 508/1919). 
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III 


Selbſtändiges Einziehungsver fahren trotz Nieder⸗ 
ſchlagung.) Aus den Gründen: Was die Revi⸗ 
ſion gegen die Zuläſſigkeit des ſelbſtändigen Einzieh⸗ 
ungsverfahrens ausführt, iſt jedenfalls inſofern völlig 
verfehlt, als von Einziehung eines übermäßigen Ge⸗ 
winnes geſprochen wird, während es ſich nach dem 
angefochtenen Urteile in keinem Falle um eine Ein⸗ 
ziehung i. S. der 88 7 und 10 der PreistrVO. v. 
8. Mai 1918 handelt, ſondern um Einziehung von 
Lebensmitteln oder des Erlöſes daraus gemäß 88 9 
oder 11 der VO. über den Handel mit Lebens⸗ und 
Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels 


vom Juni 1916 | B. m. der VO. vom 22. März 1917 


16. Juli 1917 
(RGBl. S. 255). Die Einziehung betrifft ſonach nicht 
einen Gewinn, ſondern Gegenſtände eines unbefugten 
Lebensmittelhandels und es kann mit Grund nicht 
beanſtandet werden, daß die Strafkammer ein ſelb⸗ 
ſtändiges Einziehungsverfahren in dieſen Richtungen 
ür zuläſſig erachtet hat, obſchon eine Strafverfolgung 
er Täter durch die Amn VO. v. 7. Dez. 1918 ausge⸗ 
chloſſen war. Vom Geſetze ſind ſolche Einziehungen 
ür zuläſſig erklärt ohne Rückſicht darauf, ob die Ge⸗ 
genſtände dem Täter gehören oder nicht, und es wird 
damit bezweckt, die Gegenſtände weiterem unbefugtem 
Handel zu entziehen und ſie dem allgemeinen Ver⸗ 
brauche alsbald zuzuführen (ſ. Denkſchrift des BR., 
11. Nachtr. S. 10). Die Einziehung richtet ſich alſo 
in dieſen Fällen nicht gegen den Täter, ſondern gegen 
die Sache wegen ihrer Beziehung zur Straftat und 
ihrer Bedeutung für die allgemeine Wohlfahrt. Wenn 
auch die Einziehung vom Täter als ein Strafübel 
empfunden werden wird, ſo iſt ſie doch vorwiegend 
eine um der Allgemeinheit willen vorgeſehene polizei⸗ 
liche Maßnahme, die wegen ihrer ſachlichen Bedeutung 
auch dann durchzuführen iſt, wenn die Strafverfolgung 
des Täters durch eine Niederſchlagung unmöglich ge— 
macht wird (vgl. RGSt. 46, 131; 50, 386). (Urt. des 
J. = vom 26. Juni 1919, 1D 173/19). — — —ın. 
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Oberſtes Landesgericht. 
A. Zivilſachen. 


5 5 F668. iſt unr anzuwenden bei Streit über die 
örtliche Zuſtändigkeit, nicht dann, wenn es ſich um die 
Frage handelt, ob das Nachlaßgericht oder das Vor⸗ 
mund ſchaftsgericht für eine Verrichtung zuſtändig iſt. 
Gin abweſender Inländer iſt bei der Ansrdnung einer 
Abweſenheitspflegſchaft ſolange als Deutſcher zu be⸗ 
handeln, als nicht feſtſteht, daß er die inländiſche Staats⸗ 
angehörigkeit verloren hat. An einer bei dem AG. B. 
anhängigen Nachlaßſache iſt Marianne R. als Mit⸗ 
erbin beteiligt. Sie hatte ihren letzten inländiſchen 
Wohnſitz im Bezirke des AG. N., iſt im Jahre 1894 
nach Amerika ausgewandert und ſeit dem Jahre 1908 
unbekannten Aufenthalts. Das Nachlaßgericht hat 
das AG. N. als das Gericht des letzten Wohnſitzes der 
Marianne R. erſucht, eine Pflegſchaft für die Ab⸗ 
weſende nach 8 1911 BGB. anzuordnen. Das AG. N. 
hat den Antrag zunächſt deshalb abgelehnt, weil das 
AG. B. gemäß 8 88 FGG. befugt fei, ſelbſt eine Pfleg— 
ſchaft zu beſtellen; dann hat es ihn unter Verneinung 
ſeiner Zuſtändigkeit abgelehnt, weil Marianne R. durch 
Zeitablauf die inländiſche Staatsangehörigkeit ver⸗ 
loren habe; ſei fie Ausländerin, fo ſei nach $ 39 Abſ. 2 
FSG. zur Anordnung der Pflegſchaft das inländiſche 
Gericht berufen, in deſſen Bezirke das Bedürfnis der 
Fürſorge hervortrete, alſo das AG. B. Letzteres hat 
die Akten im Hinblick auf 8 5 FGG. dem Obs G. vor⸗ 
gelegt. Es erklärte das AG. N. als zuſtändig. 


1) S. neuerdings auch Starke in der 83. 1910 Sp. 996. 
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Gründe: Wäre Gegenſtand des Streites nur, 
ob das AG. N. feine Zuſtändigkeit ablehnen kann, 
weil das AG. B. auf Grund des § 88 JG. ſelbſt 
die Pflegſchaft anzuordnen berechtigt iſt, fo wäre 8 5 
nicht anwendbar, denn die Pflegſchaft auf Grund des 
§ 88 kann das AG. B. nur als Nachlaßgericht anordnen. 
Der Streit würde ſich alſo darum drehen, ob eine 
Angelegenheit vom Vormundſchaftsgericht oder vom 
Nachlaßgerichte zu behandeln iſt. Der §5 ſetzt aber 
einen Streit über die örtliche Zuſtändigkeit voraus. 
Uebrigens trifft der 8 88 hier nicht zu; denn von den 
als Erben Berufenen haben bisher alle mit einer 
Ausnahme ausgeſchlagen. Für eine Auseinanderfegung 
iſt deshalb zurzeit noch kein Raum. Jetzt handelt es 
ſich nur um die Ermittelung der Erben und um die 
Ausſtellung eines Erbſcheins. Abgeſehen davon iſt 
das Nachlaßgericht nach 8 88 nicht verpflichtet, eine 
Abweſenheitspflegſchaft zu beſtellen, ſondern es kann 
das dem Vormundſchaftsgericht überlaſſen. 

Das AGG. N. lehnt feine Zuſtändigkeit auch ab, weil 
Marianne R. die Reichsangehörigkeit verloren habe. 
Wäre dies zutreffend, ſo wäre allerdings das AG. N. 
nicht zuſtändig; denn nach 8 59 FGG. find § 36 Abſ. 2 
und 8 37 Abſ. 2 anwendbar, wenn der Abweſende im 
Inlande keinen Wohnſitz hat. Es iſt alſo zwiſchen 
Inländern und Ausländern zu unterſcheiden. Für 
einen Deutſchen iſt das Gericht ſeines letzten inländi⸗ 
ſchen Wohnſitzes, für einen Ausländer das Gericht zur 
ſtändig, in deſſen Bezirke das Bedürfnis der Fürſorge 
hervortritt. Im Hinblick auf die lange Dauer der 
Abweſenheit beſtehen wohl Anhaltspunkte, daß Maris 
anne R. die inländiſche Staatsangehörigkeit verloren 
haben kann, aber ein Beweis dafür liegt nicht vor. 
Die bloße Möglichkeit, daß ſie nicht mehr Deutſche iſt, 
genügt nicht, um ihr die Fürſorge des deutſchen Rechts 
zu verſagen. Dies trifft insbeſondere unter den gegen» 
wärtigen Zeitverhältniſſen zu, die wegen der Ab» 
ſperrung Deutſchlands jeden Verkehr mit dem Aus; 
land und damit alle Ermittelungen zur Feſtſtellung 
der Staatsangehörigkeit ausſchließen. Ein Inländer, 
von dem nicht ermittelt werden kann, ob er noch ein 
Deutſcher iſt, weil alle Nachrichten von ihm fehlen, 
muß bei der Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft 
ebenfo als Deutſcher behandelt werden, wie der Ver— 
ſchollene nach Art. 9 Abſ. 1 EG. BGB. als Deutſcher 
für tot erklärt werden kann, wenn er nur bei Beginn 
der Verſchollenheit Deutſcher war (ſ. Ob GS. 4 S. 80, 
OL GRſpr. 18 S. 306, 3 BIG. 12 S. 179). Demnach 
iſt Marianne R. noch als Deutſche zu erachten. Da ſie 
ihren letzten Wohnſitz im Bezirke des AG. N. hatte, 
iſt dieſes Gericht zuſtändig. Das Bedürfnis der Für⸗ 
ſorge nach $ 1911 BGB. kommt z. Zt. nicht in Betracht, 
da nur die Zuſtändigkeit in Frage ſteht. Ob dieſes 
Bedürfnis beſteht, ob insbeſondere die Löſchung der 
im Grundbuch eingetragenen Forderung für Guts— 
abſtand die Beſtellung des Pflegers rechtfertigt, hat das 
Vormundſchaftsgericht ſelbſtändig zu prüfen. (Beſchl. 
d. II. ZS. v. 16. Juni 1919, Reg. IV Nr. 15/1919). M. 
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B. Strafſachen. 
1 


AR eine Orduungsgeldſtrafe nach 3 179 des G86. 
für den Fall der Uneinbringlichkeit in eine Haftſtrafe 
umzuwandeln? Das Sch. ſprach gegen einen Zeugen 
wegen Ungebühr in der Sitzung eine Ordnungsſtraſe 
von 5 M, im Falle der Uneinbringlichkeit eine Haftſtrafe 
von einem Tag aus. Die Beſchwerde wurde verworfen: 

Aus den Gründen: Der Senat hält bei noch— 
maliger Prüfung der Rechtslage nicht an der wiederholt 
ausgeſprochenen Anſicht feſt, daß die Umwandlung 
einer gemäß 8 179 des GBG. erkannten Geldſtrafe in 
Haftſtrafe unzuläſſig ſei (Obs G St. 1, 377; 2, 139; 9, 
435). Die bisherige Anſchauung ſtützt ſich darauf, daß 
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das GVG. keine Beſtimmung über die Umwandlung 
uneinbringlicher Geldſtrafen enthält, daß zwar die 
88 28, 29 StGB. auch für ſtrafrechtl. Nebengeſetze 
maßgebend ſind, daß GVG. aber kein ſolches Neben⸗ 
geſetz iſt, und daß die Beſtimmungen der 88 28, 29 
StGB. auch deshalb keine Anwendung finden können, 
weil ſie ſich nur auf Verbrechen, Vergehen und Ueber⸗ 
tretungen beziehen, worunter die Ungebühr im Sinne 
des 8 179 GV. als ein Verſtoß gegen die Ordnung 
und Würde der gerichtlichen Verhandlungen nicht fällt. 
Dieſe Gründe ſind nicht überzeugend. Die Zuläſſigkeit 
der Umwandlung wird mit Recht ſchon aus 8 179 
GVG. ſelbſt entnommen. Dieſe Vorſchrift ermächtigt 
den Richter wegen Ungebühr in der Sitzung gegen 
Parteien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtändige oder 
bei der Verhandlung nicht beteiligte Perſonen eine 
Ordnungsſtrafe bis zu 100 M oder bis zu 3 Tagen 
Haft feſtzuſetzen. Daraus iſt nicht zu folgern, daß der 
Richter nur befugt fei, eine Geldſtrafe oder eine Haft⸗ 
ſtrafe zu verhängen, daß er aber an Stelle einer un⸗ 
einbringlichen Geldſtrafe keine Haftſtraſe feſtſetzen dürfe, 
denn der Wortlaut der Vorſchrift berechtigt auch zu 
der Auffaſſung, daß der Richter die Umwandlungs⸗ 
befugnis hat. Die gegenteilige Meinung führt zu dem 
unannehmbaren Ergebniſſe, daß die Ungebühr unges 
ſühnt bleibt und der Täter frei ausgeht, wenn die 
ausgeſprochene Geldſtrafe nicht beigetrieben werden 
kann. Die Folge würde ſein, daß der Richter in allen 
Fällen auf eine Haftſtrafe erkennen würde, in denen 
er die Einziehbarkeit der Geldſtrafe nicht für unzweifel⸗ 
haft hält. Daher iſt nicht richtig, daß die Zulaſſung 
der Umwandlung der Geldſtrafe in Haftſtrafe eine der 
Bedeutung der Verfehlung des $ 179 nicht entſprechende 
Härte enthalten würde. Vielmehr würde im Gegen 
teile die Verſagung der Umwandlungsbefugnis zu 
Härten führen, die der Geſetzgeber nicht gewollt hat, 
denn er hat in 8 179 in erſter Reihe Geldſtrafe ange⸗ 
droht. Dieſe Härte kann man bei der anderen Aus⸗ 
legung vermeiden. Unberechtigt iſt der Hinweis der 
Gegner der hier vertretenen Anſicht auf 3 888 ZPO. 
und feine Auslegung in der Rechtſprechung (RG3. 7, 
358). In § 888 ZO. handelt es fi nicht um eine 
Strafe für ein ungebührliches Verhalten gegenüber dem 
Gerichte, ſondern um ein Zwangsmittel gegen einen 
Schuldner, der zur Vornahme einer Handlung ver- 
urteilt iſt, die durch einen Dritten nicht vorgenommen 
werden kann und die ausſchließlich von dem Willen 
des Verurteilten abhängt. Dieſe Vorſchriſt läßt auch 
die Verhängung von Haft zu, wenn die Geldſtrafen 
ohne Wirkung geblieben ſind. Hier kann demnach der 
Fall nicht vorkommen, daß bei Uneinziehbarkeit der 
Geldſtrafen die Verhängung des Zwangsmittels der 
Haft nicht möglich iſt. Sonach entſpricht es weder dem 
Geſetze noch dem Bedürfniſſe, wenn dem Richter bei An⸗ 
wendung des 8179 GVG. die Umwandlungsbefugnis 
abgeſprochen wird. Die gleiche Auffaſſung wird vers 
treien von den Oberlandesgerichten Marienwerder, 
Breslau und dem Kammergericht (OLG. Rſpr. 54, 101 
und 60, 156; KJ. 51, 442).') (Beſchl. vom 8. Okt. 
1919 Beſchw.⸗Rg. Nr. 390/1919). 
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Die Zugehörigkeit zu irgend einer Religiondgefell: 
ſchaft iſt ohne Einfluß auf die Pflicht der Erziehungs: 
berechtigten, ihre ſchulpflichtigen Kinder zum Schulbeſuch 
anzuhalten (Art. 58 Abſ. 1 PStG B.). Art. 58 Abſ. 1 
PStG B. bedroht mit Stafe Eltern uſw., welche ohne 
genügende Entſchuldigung unterlaſſen, ihre ſchulpflich— 
tigen Kinder uſw. zum Schulbeſuche anzuhalten, unge— 
achtet ſie von der Ortsſchulbehörde wegen ſchuldhafter 
Schulverſäumniſſe auf Grund der beſtehenden Schul— 
ordnung mit Geld geſtraft und zugleich vor weiteren 
Schulverſäumniſſen verwarnt worden ſind. Das BG. 


1) S. a. Harburger in dieſer Zeitſchr. Jahrg. 1912 S. 121. 149. 
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verurteilte den Angekl., der ungeachtet der voraus⸗ 
gegangenen ſchul behördlichen Beſtrafungen und Ver⸗ 
warnungen ſeine werktagsſchulpflichtige Tochter an 
den Samstagen vom Unterricht an der von ihr ſonſt 
beſuchten proteſtantiſchen Volksſchule fernhielt. Der 
Verteidigung des Angekl., daß er als Anhänger der 
Siebentags⸗Adventiſten den Schulbeſuch am Samstag 
als dem göttlichen Gebot der Sabbatheiligung wider⸗ 
ſprechend erachte, räumt das BG. keine Bedeutung ein. 
Es führt im weſentlichen aus: Die ſtaatlichen Be⸗ 
ſtimmungen über die Schulpflicht gälten für alle Ein⸗ 
wohner Bayerns, ohne Rückſicht auf ihr Glaubens⸗ 
bekenntnis. Es beſtehe kein Rechtsgrundſatz, daß ſog. 
göttliches Recht dem weltlichen Recht vorgehe. Für 
die Staatsbürger und Einwohner ſeien in weltlicher 
Beziehung nur die Staatsgeſetze maßgebend. Hier 
handle es ſich um die weltliche Regelung der Schul⸗ 
pflicht, der auch der Angekl. unterworfen ſei. Sein 
Glaubensbekenntnis ſtelle ihn nicht außerhalb der 
weltlichen Vorſchriften. Über die Tatumſtände des 
Art. 58 des P StG. habe ſich der Angekl. nicht im 
Irrtum befunden, vielmehr ſich ſchuldhaft vorſaͤtzlich 
verfehlt. Die Reviſion des Angekl. wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Vermöge des in Bayern 
beſtehenden Schulzwanges iſt den Eltern und deren 
Stellvertretern unter Strafandrohung die geſetzliche 
Pflicht auferlegt, ihre Kinder und Pflegebefohlenen 
während gewiſſer Lebensjahre zum Beſuche der Volks⸗ 
chule anzuhalten, wenn nicht ausnahmsweiſe durch 
rivatunterricht ausreichende Fürſorge für Erwerbung 
der Elementarbildung getroffen wird. Dem Schul⸗ 
zwang unterſtehen alle Eltern, die ſich in Bayern auf⸗ 
halten ohne Rückſicht auf ihre Zugehörigkeit zu der 
einen oder anderen Religionsgeſellſchaft. Damit iſt 
den Eltern die Möglichkeit benommen, ihre Kinder je 
nach ihrer religiöfen Auffaſſung an beſtimmten Tagen 
von der Schule fern zu halten, wenn ſie ſich nicht 
ſtraffällig machen wollen. Wie die Judenkinder am 
Sabbat nicht vom Schulbeſuche befreit ſind, ſo können 
auch die Kinder von Adventiſten, welche den Samstag 
— 7. Tag der Woche — als von Gott gebotenen 
Ruhetag feiern, beim Fernbleiben vom Unterricht an 
dieſem Tage nicht als entſchuldigt gelten (VO. vom 
2. Sept. 1886 über Schul verſäumniſſe 8 2 Abſ. 4). 
Der Angekl. hat es trotz Kenntnis von dem ſeiner An⸗ 
ſchauung entgegenſtehenden, auf dem geſetzlichen Boden 
fußenden Standpunkte der Schulbehörden unterlaſſen, 
Ken Tochter an Samstagen zur Schule zu ſchicken, 
ie vielmehr ohne genügende Entſchuldigung vom Schul⸗ 
beſuch abgehalten, ſich alſo vorſätzlich gegen die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen verfehlt. Sein Beweggrund 
— religiöfe Bedenken — kann nur für die Strafbemeſſung, 
nicht aber für die Schuldfrage Würdigung finden. (Urt. 
vom 28. Auguſt 1919, Rev.⸗Reg. Nr. 122/1919). Ed. 
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Beransichungen für die Annahme von Konterbande 
und Bandenſchmuggel i. S. der 66 134 und 146 Ber. 
Der Angekl., deſſen Anweſen hart an der Landesgrenze 
ſteht, hat von dem Ausfuhrverbote für Pferde aus 
Bayern nach Oeſterreich (VO. vom 31. Juli 1914, 
RG Bl. 259, und RK Bek. vom 2. Februar 1917) Kenntnis 
gehabt. Anfangs Januar 1919 verkaufte er an den 
Pferdehändler G. aus K. in Tirol 2 Pferde um 1150 Kr.; 
50 Kr. wurden anbezahlt, der Reſt mit 1100 Kr. ſollte 
erſt bezahlt werden, wenn es gelungen wäre, die Pferde 
über die Landesgrenze nach K. zu bringen. Der Angekl. 
war nicht im Zweifel, daß der Käufer die Pferde ver⸗ 
botswidrig über die Grenze ſchmuggeln wolle. In K. 
vereinbarte G. mit Sch. und E., daß ſie die Pferde 
bei dem Angekl. abholen, fie über die Grenze ſchmuggeln 
und dann den Reſtkaufpreis von 1100 Kr., der dem E. 
mitgegeben wurde, auszahlen ſollten. Im Januar 1919 
morgens gegen 5 Uhr kamen E. und Sch. in das Anweſen 
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des Angekl., ließen ſich von ihm die Pferde übergeben und 
vereinbarten mit ihm, die 1100 Kr. dem 18 jährigen 
Sohne M. des Angekl. auszuzahlen, ſobald die Grenz⸗ 
ſchutzſoldaten fie mit den Pferden über die Grenze ge⸗ 
laſſen hätten. Als ih E., Sch. und der junge M. 
mit den Pferden entfernten, ſagte der Angekl.: „Ich 
wünſche euch viel Glück, ſchaut, daß ihr gut hinüber⸗ 
kommt“. E., Sch. und der junge M. geleiteten die 
Pferde bis zu dem etwa 100 m von der Landesgrenze 
entfernten Wirt N. Dort trennte ſich Sch. von den 
Begleitern, ließ die Pferde in einer Schupfe des Wirts 
unter deren Bewachung zurück und begab ſich zu dem 
militäriſchen Grenzpoſten mit dem Erſuchen, ihn mit 
2 Pferden gegen eine Belohnung von 5 M über die 
Grenze zu laſſen. Da der Poſten das Anſinnen zurück⸗ 
wies, begab ſich Sch. zu E. und dem jungen M. und 
ſagte ihnen, daß ihn der Poſten nicht durchlaſſe, worauf 
ſie die Pferde wieder in den Stall des Angekl. zurück⸗ 
trieben. Auf Grund dieſer Feſtſtellungen wurde der 
Angekl. wegen des Bandenſchmuggels verurteilt und 
die Konfiskation der Pferde ausgeſprochen. Die Reviſion 
rügt Verletzung der 88 134, 146 Abſ. 1 des Ver 3G. 
Sie wurde verworfen. 
Aus den Gründen: Nach 8 134 Verb. macht 
ſich einer Konterbande ſchuldig, wer es unternimmt, 
Gegenſtände, deren Ein⸗, Aus⸗ oder Durchfuhr ver⸗ 
boten iſt, dieſem Verbot zuwider ein⸗, aus⸗ oder durch⸗ 
zuführen. Der Begriff des Unternehmens ſetzt die 
erfolgloſe Verſuchshandlung der vollendeten Tat gleich. 
Damit werden alle Fälle betroffen, in denen eine ver⸗ 
botswidrige Ein⸗, Aus⸗ und Durchfuhr erſt beabſichtigt 
und die Abſicht durch Handlungen äußerlich an den 
Tag gelegt iſt, durch welche die Straftat unmittelbar 
ausgeführt werden ſollte, mag letztere in vollem Um⸗ 
fange auch noch nicht verwirklicht worden ſein (Löbe, 
Deutſches Zollſtrafrecht 8 134 Nr. 5). Ohne Rechts⸗ 
irrtum hat das Ber. dieſe Abſicht des Angekl. ge⸗ 
funden in dem Verkauf der Pferde zum Zwecke der 
Ausfuhr, der übergabe an die zum Hinüberſchaffen 
bereiten E. und Sch., und der die Ausfuhr fördernden 
Mitgabe ſeines Sohnes M., der die Pferde bis zum 
Wirt geleitete und gemeinſam mit E. bewachte, während 
Sch. mit dem Grenzpoſten verhandelte. Alle dieſe 
Handlungen waren unmittelbar dazu beſtimmt und 
geeignet, die Pferde vom Stalle des Angekl. noch näher 
an die Grenze heranzubringen und die Grenzüber⸗ 
ſchreitung zu ermöglichen (RGSt. 52, 280 (282); 50, 
115; 49, 159, 308). Daß der Angekl. perſönlich bei 
der Grenzüberſchreitung mitgewirkt habe, iſt nicht er⸗ 
forderlich; Täter iſt auch, wer zu der Hinüberſchaffung 
diesſeits der Grenze mitgewirkt hat (Obs GSt., Rev.⸗ 
Reg.⸗Nr. 207/18). 

Auch eine Verletzung des 8 146 Abſ. 1 Ber 38G. 
wird zu Unrecht gerügt. Zwar genügt zum Banden= 
ſchmuggel noch nicht das bloße Wiſſen, daß das Unter⸗ 
nehmen der Konterbande als Bandenſchmuggel aus⸗ 
geführt werde, und ſelbſt nicht das komplottmäßige 
Einverſtändnis zur gemeinſchaftlichen Ausführung 
(Os G. München VI, 305, IX, 259). Die Geſetzes⸗ 
beſtimmung iſt nur anwendbar gegen den, der bei 
gemeinſchaftlicher Ausübung einer Konterbande von 
3 oder mehr Perſonen als Mittäter oder Gehilfe per⸗ 
ſönlich mitgewirkt hat. Nach den Feſtſtellungen hat 
das Bergehen der Konterbande begonnen mit der Aus⸗ 
lieferung der Pferde an die Gehilfen E. und Sch. im 
Stalle des Angekl., deſſen Anweſen 15 an der Grenze 
liegt, und mit der Mitgabe des jungen M. zwecks 
Empfangnahme des Geldes nach vollendetem Schmuggel. 
In dieſem Augenblick waren alſo an der Konterbande 
außer dem Angekl. noch E., Sch. und M., demnach 3 
oder mehrere Perſonen, deren Zuſammentreffen nicht 
zufällig war (8 146 Abſ. 2 Ver.), zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Ausführung zeitlich und räumlich „verbunden“. 
Ein Zollbeamter, der zufällig von dem Vorhaben Kennt⸗ 
nis erlangte, hätte alſo bei einer Nachforſchung im Stalle 
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des Angekl. in dieſem Augenblick 3 oder mehr Perſonen 
zur gemeinſchaftlichen Ausübung der Konterbande an⸗ 
getroffen, und ſomit wären die Erſchwerung des Dienſtes 
für die Zollbeamten, die Möglichkeit eines Zuſammen⸗ 
ſtoßes und die erhöhte Gefährlichkeit des ver⸗ 
brecheriſchen Treibens gegeben geweſen, welche für 
die Schaffung der Geſetzesbeſtimmung maßgebend ge⸗ 
weſen waren (RGSt. 9, 42). Daß der Angekl. an 
der gemeinſchaftlichen Ausübung in ihrem ganzen Um⸗ 
fange und insbeſondere an der Hinüberſchaffung der 
Pferde über die Grenze perſönlich mitwirken wollte, 
iſt vom Geſetze nicht verlangt; es genügt, wenn dies⸗ 
ſeits der Grenze bei Beginn der Konterbande eine 
über eine bloße Vorbereitungshandlung hinausgehende 
Tätigkeit in bewußtem Zuſammenwirken dreier oder 
mehrerer Perſonen ſtattgehabt hat. Eine ſolche muß 
in der Auslieferung der Pferde durch den Angekl. an 
die Gehilfen E. und Sch. zum Zwecke des Hinüber⸗ 
ſchaffens über die Grenze und der Mitgabe ſeines 
Sohnes gefunden werden (RGSt. 18. I. 16, V, 544/15 
in 23. 1916 S. 696 *). Die Annahme, daß E. und 
Sch. nur Gehilfen waren, ſteht nicht in Widerſpruch 
mit der Feſtſtellung ihrer Verbindung mit dem Angekl. 
zur gemeinſchaftlichen ie (Urt. vom 2. Sept. 
1919, Rev.⸗Reg. Nr. 83/1919). Ed. 
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Segen die Feſtſetzung der Zengen⸗ und Sachver⸗ 
ſtändigengebühren durch das Volksgericht iſt die Be⸗ 
ſchwerde unzuläſſig. Gründe: Das Volksgericht hat 
bei der Feſtſetzung der Zeugengebühren des Beſchwerde⸗ 
führers die nach 8 2 Abſ. 2 und 8 8SGeb O. zuläſſigen 
Höchſtſätze für Erwerbsverſäumnis und Aufwandent⸗ 
hang mig bewilligt. Der Beſchwerdeführer hat ſich 

amit nicht zufrieden erklärt und gebeten, für den 
Fall, daß das Volksgericht nicht abhelfe, „die Ent⸗ 
ſcheidung hierüber durch eine höhere Inſtanz herbei⸗ 
zuführen“. Das Volksgericht hat dem Verlangen nicht 
ſtattgegeben. Der Antrag iſt als Beſchwerde aufzu⸗ 
faſſen; eine ſolche iſt aber in dem Verfahren vor den 
Volksgerichten nicht ſtatthaft. Nach § 1 der auf Grund 
des 8 7 VO. vom 19. November 1918 über die Er⸗ 
richtung von Volksgerichten (JMBl. 1918 S. 329), 
Art. 7 der neuen Faſſung vom 24. Januar 1919 
(GVBl. S. 23) ergangenen Ausführungsvorſchriften, 
(JMBl. 1918 S. 231), gelten für die Volksgerichte 
zwar die für die Landgerichte maßgebenden Vor⸗ 
ſchriften der StPO. und der ZSGebO., aber nur ſoweit 
dieſe Ausführungsvorſchriften nichts Abweichendes be⸗ 
ſtimmen. Nach 8 13 dieſer Vorſchriften find gegen 
die Entſcheidungen des Volksgerichts und des Vor⸗ 
ſitzenden Rechtsmittel nicht zuläſſig. Nach dem klaren 
Wortlaut dieſer Beſtimmung, die bis zum 1. Auguſt 
1919 in Kraft war, ſind die das Beſchwerderecht be⸗ 
treffenden Vorſchriften der 8SGebo. (8 17 Abſ. 2 
mit 88 346 — 352 StPO.) für das Verfahren vor den 
Volksgerichten nicht anwendbar. Auch nach den mit 
dem 1. Auguſt 1919 in Kraft getretenen Beſtimmungen 
des Geſ. vom 12. Juli 1919 über die Einſetzung von 
Volksgerichten bei inneren Unruhen (GBl. S. 365) 
und der hiezu erlaſſenen Vollzugsvorſchriften vom 
19. Juli 1919 (JMBl. S. 254) wäre die Beſchwerde 
unſtatthaft. Auch nach Art. 9 des Gef. gelten die für 
die Landgerichte maßgebenden Vorſchriften der StPO. 
und der 3SGebO., ſoweit der Zweck raſcheſter Abur⸗ 
teilung nicht entgegenſteht, und im Geſetz ſelbſt nichts 
Abweichendes beſtimmt iſt. Das Geſetz ſieht aber in 
Art. 11 Abſ. 4 Beſchwerde nur gegen die Erlaſſung 
eines Haftbefehls vor, und nach der erläuternden 
Beſtimmung in 8 25 der Vollzugsvorſchriften find gegen 
die Entſcheidungen des Volksgerichts und des Vor⸗ 
ſitzenden mit Ausnahme der Haftbeſchwerden Rechts⸗ 
mittel nicht zuläſſig. (Beſchl. v. 14. Auguſt 1919, 
BeſchwReg. N. 2961919). Ed. 
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Landgericht München J. 


Wer trägt die Auwaltskoſten des Privatbeklagten 


und Widerklägers, wenn beide Teile zu Strafe und zu den 
Koſten der Privatklage und der Widerklaae verurteilt 
ſind? Aus den Gründen: Der vom Widerkläger 
angefochtene Beſchluß nimmt mit Unrecht an, daß auf 
die Widerklage eigene ausſcheidbare Koſten nicht er⸗ 
wachſen ſeien. Der Widerkläger hat zugegeben, den 
Privatkläger beleidigt zu haben und hat keine Ein⸗ 
wendungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
vorgebracht, auch keine Anträge angekündigt, die ſich 
gegen feine Verurteilung richteten, ſondern hat erklärt, 
aß er Widerklage erheben werde, weil auch er be⸗ 
leidigt worden ſei. Nach der Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens hat er beantragt, die Zeugen R. und S. 
zu laden und zwar nur, um die mit der Widerklage 
verfolgte Beleidigung zu beweiſen. Der Zeuge R. 
wurde geladen und hat die Behauptung der Wider⸗ 
klage beſtätigt. Der Widerkläger hat mit ſeiner Wider⸗ 
klage genau ſo Erfolg gehabt, wie der Privatkläger 
mit ſeiner Privatklage. Das Urteil hat im Koſten⸗ 
punkte in Uebereinſtimmung mit der grundlegenden 
Entſcheidung des Obs G. Bd. XII S. 147 die Koſten 
der Klage und Widerklage als getrennte Maſſen bes 
handelt und ſie je dem unterliegenden Teile auferlegt. 
Der Entſcheidung liegt der Gedanke zu Grunde, daß 
die Widerklage einer Privatklage des Privatbeklagten 
gleich zu behandeln ſei. Daraus folgt, daß die beiden 
Klagen auch bei der Ausſcheidung der beiden Koſten⸗ 
maſſen im Verfahren der Koſtenfeſtſetzung gleichzuſtellen 
ſind. Es wäre unbillig, wenn tatſächlich dem Wider⸗ 
kläger alle Koſten aufgebürdet würden, wie es der 
angefochtene Beſchluß tun will. Der Widerkläger, bei 
dem Koſten entſtanden ſind, hat ein Recht darauf, daß 
ſie auf die Widerklage angerechnet werden, wenn ſie 
mit ihr zuſammenhängen und nicht etwa ausſchließlich 
auf die Beſtreitung des Tatbeſtands der Privatklage 
erwachſen ſind. Man kann nicht unterſtellen, daß der 
Privatbeklagte, der mit ſeiner Widerklage geſiegt hat, 
auch dann einen Verteidiger genommen hätte, wenn 
ſich der Tatbeſtand nicht ereignet hätte, der der Wider⸗ 
klage zu Grunde liegt. Man behandelt Privatklage 
und Widerklage ungleich, wenn man die Widerklage 
als koſtenloſes Anhängſel der Verteidigung gegen die 
Privatklage und umgekehrt die Verteidigung gegen die 
Widerklage als koſtenloſes Anhängſel der Vertretung 
der Privatklage anſieht. Auf die äußere Aufeinander— 
folge der Klagen kann es nicht ankommen. Der Geſetz— 
geber will durch 8 198 StGB. und 8 428 StPO. den 
Beleidigten vor Nachteilen bewahren, der ſich im Be— 
wußtſein, daß er ſelbſt beleidigt hat, ſo lange nicht an 
das Gericht wendet, als es der andere Teil nicht tut. 
Man darf ihn dann aber nicht bei der Koſtenfeſtſetzung 
für dieſes Verhalten beſtrafen. Der Widerkläger darf 
mit ſeiner Widerklage nicht ſchlechter fahren als mit 
einer ſelbſtändigen Privatklage. Sonſt müßte man ihm 
geradezu den Rat geben, die Falle der Widerklage zu 
vermeiden und mit einer ſelbſtändigen Privatklage zu 
antworten, die dann mit der andern Privatklage zur 
gleichzeitigen Verhandlung zu verbinden wäre. Ein 
ſolches Ergebnis wäre widerſinnig. Es folgt daraus, 
daß bei der Koſtenfeſtſetzung die Sache ſo anzuſehen iſt, 
als ob beide Streitteile Privatklagen erhoben hätten, 
die gleichzeitig verhandelt worden ſind. Der verurteilte 
Widerbeklagte muß dem Widerkläger die Koſten ſeines 
Rechtsanwalts erſtatten. (Beſchl. vom 7. Okt. 1919, 
BeſchwReg. 510/19). 
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Aus der RNechtſprechung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofs. 


Nicht mit jeder Handlung auf dem Gebiete del 
öffentlichen Nechtes übt der Beamte öffentliche Gewalt 
aus. Die Bürgermeiſter haben keine obrigkeitlichen Be⸗ 
ſugniſſe bei der Durchführung von Bachreinigungs⸗ 
arbeiten. Ein Antrag auf Borentſcheidung wegen ſchuld⸗ 
hafter Unterlaſſungen auf dieſem Gebiete iſt deshalb in 
der Negel nicht zuläſſig. Aus den Gründen: Den 
Bürgermeiſtern von O. und N., die Beamte i. S. des 
Art. 7 Abſ. 2 VG. find, wirft der Vorentſcheidungs⸗ 
antrag vor, ſie hätten es im Frühjahr 1916 unter⸗ 
laſſen, den Z.⸗Bach ſowohl in der Markung der Ge 
meinde Z. als auch in jener der Gemeinden O. und N. 
rechtzeitig reinigen zu laſſen. Soweit die unterlaſſene 
Bachreinigung innerhalb der Gemeindemarkung Z. in 
Frage ſteht, kann es ſich nur um die Nichterfüllung 
einer bürgerlichrechtlichen Verpflichtung der Gemeinden 
O. und N. handeln, wie denn auch der Vorentſcheidungs⸗ 
antrag die Pflicht der Gemeinden zur Reinigung des 
Baches innerhalb der Gemeindemarkung von Z. nur auf 
Verträge und bürgerlichrechtliche Bindungen gründet. 
Ein Beamter handelt in Ausübung öffentlicher Gewalt, 
wenn den Gegenſtand ſeiner Amtstätigkeit die Aus⸗ 
übung von Rechten oder die Erfüllung von Pflichten 
bildet, die ihre Quelle nicht im bürgerl. Rechte, ſondern 
im öffentl. Rechte haben, bei der alſo der Staat oder 
öffentliche Verband nicht als Träger von bürgerlichen 
Rechten oder Verbindlichkeiten ſondern als Inhaber 
einer Regierungsgewalt oder von Hoheitsrechten in 
Betracht kommt. Ein Handeln oder Unterlaſſen in 
Ausübung öffentlicher Gewalt kann daher für die 
Bürgermeiſter von O. und N. überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht kommen, ſoweit es ſich um die Reinigungspflicht 
innerhalb der Gemeindemarkung von Z. handelt. 

Innerhalb der Gemeindemarkungen von O. und N. 


ſteht der Bach im Eigentum der Gemeinden O. und N. 


Jede der Gemeinden iſt daher innerhalb ihrer Markung 
kraft geſetzlicher Vorſchrift zur Bachreinigung in ihrer 
Eigenſchaft als Bachbetteigentümerin verpflichtet. 
(Art. 100 mit Art. 88, b, Ziff. 2 des Waſſer G.). Diefe 
Verpflichtung iſt öffentlichrechtlich gemäß Art. 74 Abſ. 1 
a. a. O., d. h. ſie iſt eine im öffentlichen Rechte begründete, 
im Verwaltungsrechtswege erzwingbare Pflicht. Aber 
nicht jede Handlung eines Beamten auf dem Gebiete 
des öffentlichen Rechtes iſt Ausübung öffentlicher Gewalt 
(Dyroff, VGG., 5. Aufl. S. 232). Das iſt fie nur, wenn 
der Beamte Hoheitsrechte oder Regierungsgewalt, alſo 
obrigkeitliche Befugniſſe, ausübt oder doch eine um 
mittelbar auf Verwirklichung von öffentlichen Zwecken 
gerichtete und zur Erfüllung dieſer Aufgaben mit gewiſſen 
Zwangsbefugniſſen geſetzlich ausgeſtattete Amtstätigkeit 
entfaltet (VH. Bd. 25 S. 80). 

Das WaſſerG. räumt den Bürgermeiſtern keine 
obrigkeitlichen Befugniſſe behufs Durchführung von 
Bachreinigungsarbeiten ein. In Art. 104 beſtimmt es, 
daß die Gemeinden für die innerhalb ihrer Markung 
gelegene Flußſtrecke befugt und auf Anordnung der 
Verwaltungsbehörde verpflichtet ſind, die Maßnahmen 
zur Inſtand haltung auszuführen, ſoferne nicht Genoſſen⸗ 
ſchaften gebildet ſind und die Beteiligten ihrer Inſtand⸗ 
haltungspflicht nicht ſelbſt Genüge leiſten. Einer 
ſäumigen Gemeinde gegenüber muß alſo zunächſt die 
vorgeſetzte Verwaltungsbehörde eine Anordnung ers 
laſſen, in der fie die geſetzliche Verpflichtung der Ge⸗ 
meinde beanſprucht (S. a. § 131 Ziff. 4 der VollzVorſchr. 
zum Waſſer G., Min B. v. 5. Dez. 1907). Kommt die 
Gemeinde der Anordnung nicht nach, ſo muß die Ver— 
waltungsbehörde das ſtaatsaufſichtliche Verfahren nach 
Art. 157 der rechtsrh. und Art. 89 der pfälz. GemO. 
durchführen. Wird die endgültig feſtgeſetzte Verpflichtung 
innerhalb einer angemeſſenen Friſt nicht erfüllt, ſo hat 
die Verwaltungsbehörde an Stelle der Gemeindebehörde 
die zum Vollzug nötigen Verfügungen zu treffen 
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(Art. 157 Abſ. 7 der rechtsrh. und Art. 89 Abſ. 7 der 
pfälz. Gem O.). Zum Vollzug dieſer Verfügungen kann 
ſich die Verwaltungsbehörde des Bürgermeiſters be⸗ 
dienen; ſoweit das geſchieht, fällt deſſen Handeln oder 
Unterlaſſen unter den Begriff ſeiner obrigkeitlichen 


| 


Amtstätigkeit. Eine gründliche Reinigung des L.⸗Baches 


hat das Bezirksamt erſt am 2. Mai 1917 angeordnet. 
Dieſem Auftrag iſt auch entſprochen worden. Hiernach 
beſtand bezüglich der Reinigung des Baches vor dem 
2. Mai 1917 für den Bürgermeiſter von O. keine Amts⸗ 
pflicht, eine obrigkeitliche Tätigkeit zu entfalten; noch 
weniger aber beſtand eine ſolche für den Bürgermeiſter 
von N., da an dieſen überhaupt kein bezirksamtlicher 
Auftrag ergangen war. 

Die Bürgermeiſter hätten allerdings auch von ſich 
aus Schritte unternehmen können, um ihre Gemeinden 
zur rechtzeitigen Erfüllung der Inſtandhaltungspflicht 
zu veranlaſſen. Allein Zwangsbefugniſſe ſtunden ihnen 
bei Entfaltung einer hierauf gerichteten Amtstätigkeit 
gegenüber dem Gemeinderate nicht zu Gebote, der für 
Erfüllung der Verbindlichkeiten der Gemeinde nach 
Art. 66 pfälz. GemO. zu ſorgen hat. Eine Amtstätigkeit 
als Träger der Ortspolizei, die öffentliche Gewalt iſt, 
hatten die Bürgermeiſter nicht zu entfalten, da das 
Waſſer G. die Befugnis, vorſorgliche Anordnungen aus 
Rückſichten des Gemeinwohles zu treffen, nur den 
Diſtriktsverwaltungsbehörden einräumt (Art. 175) und 
für die Notwendigkeit augenblicklicher Vorkehrungen 
nach Art. 71 Abſ. 7 der pfälz. Gem O. keine Anhalts⸗ 
punkte vorliegen. (Entſch. des I. Sen. vom 25. Juni 1919, 
Nr. 24 1/17). 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die bayeriſche Gendarmerie hat über ein Jahr⸗ 
hundert lang als einer der Grundpfeiler der ſtaatlichen 
Ordnung ausgezeichnete Dienſte getan. Unbeſtechlich, 
ſtreng ſachlich und von nie ermüdender Arbeitskraft 
haben ihre Mannſchaften ihre beſchwerlichen, oft auch 
gefährlichen Aufgaben in regſtem Pflicht gefühl erfüllt. 
Für die Rechtspflege haben ſie durch Findigkeit und 
tatkräftiges Zugreifen oft Unſchätzbares geleiſtet. In⸗ 
folge der Neuordnung des Staatsweſens wurde nun 
die Gendarmerie ganz aus dem lang bewährten mili⸗ 
täriſchen Gefüge gelöſt und zu einer rein bürgerlichen 
Einrichtung gemacht. Möge der gute alte Geiſt auch 
in der neuen Zeit nicht verloren gehen; ſein Schwinden 
würde nichts Geringeres bedeuten als das Ende der 
Strafrechtspflege und damit das Ende der Staatsge⸗ 
walt überhaupt. 

Maßgebend für die Neuregelung iſt das Geſetz 
vom 31. Juli 1919 über die Umgeſtaltung der Gen⸗ 
darmerie (GVBl. S. 409) und die Vollzugsbek. des 
Staatsminiſteriums des Innern vom 25. September 
1919 (GVBl. S. 639). Das Geſetz iſt für ſich allein 
nicht leicht verſtändlich, weil es im weſentlichen nur 
beſtehende Vorſchriften aufhebt. 

Die bayeriſchen Gendarmen unterſtanden bisher 
hinſichtlich der militäriſchen Verbrechen und Vergehen 
der Militärſtrafgerichtsbarkeit (Art. 4 Abſ. 1 Ziff. 4 
bayer. MilSt8D. vom 29. April 1869, 8 2 Abſ. 2 
EG. Mil StGB. vom 20. Juni 1872, 8 2 Abſ. 3 EG. Mil⸗ 
-St.). Dieſe Sondervorſchrift iſt nunmehr aufges 

oben und die Gendarmerie iſt ausſchließlich den 
ürgerlichen Strafgerichten unterſtellt (Art. 2 Nr. 1 
d. Geſ. v. 31. Juli 1919). Gemäß Art. 7 d. Geſ. v. 
29. April 1869, betr. die Einführung des Mil StGB. 
und der MilStGO. für das Königreich Bayern, der 
gemäß § 2 Abſ. 2 d. EG. Mil StGB. v. 20. Juni 1872 
in Kraft geblieben war, galten für die Gendarmerie 
noch einzelne Vorſchriften des bayer. Mil StB. Auch 
dieſe ſind jetzt beſeitigt und durch die Vorſchriften des 
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allgemeinen gie Strafrechts erſetzt (Art. 2 
Nr. 2 d. Geſ. v. 31. Juli 1919). Verfehlungen gegen 
die Militärſtrafgeſetze, die von Angehörigen der Gen⸗ 
darmerie vor dem 1. Auguſt 1919 begangen wurden, 
werden nicht mehr beſtraft (Art. 3 d. Geſ. v. 31. Juli 1919). 

Die Gendarmerie⸗Offiziere waren keine Beamten 
im Sinne des bayer. BG., nur einzelne Vorſchriften 
des BG. für widerrufliche etatsmäßige Beamte waren 
auf ſie anwendbar (Art. 204 Abſ. 1 BG.). Die Gen⸗ 
darmeriemannſchaften dagegen (mit Einſchluß des Ren⸗ 
danten) unterſtanden im allgemeinen den Vorſchriften 
des BG., nur waren für fie Dienſtaufſicht und Dienft- 
ſtrafrecht im Verordnungswege geſondert geregelt 
(Art. 204 Abſ. 2 B., Abſchn. V d. VO. v. 21. Dezember 
1908, GVBl. S. 1189, Reindl, Bem. 2 Abſ. 2 zu 
Art. 204 BG.). Der Art. 204 BG. iſt jetzt ganz auf⸗ 
gehoben, die Beamten der Gendarmerie ſind ohne 
Einſchränkung als Beamte im Sinne des BG. erklärt 
(Art. 1 d. Gef. v. 31. Juli 1919, 8 2 Abſ. 2 d. Bek. v. 
25. September 1919). Auch die VO. vom 21. Dezember 
1908 iſt beſeitigt; merkwürdigerweiſe hat man ſich 
aber nicht entſchließen können, reinen Tiſch zu machen, 
ſondern zwei kleine Fetzen davon ſtehen laſſen, die ſich 
leicht in die neue Bek. hätten einarbeiten laſſen (8 22 
Abſ. 2 d. Bek. v. 25. September 1919). Aufrecht er⸗ 
halten bleiven 8 18 Abſ. 1. der von der Erlaubnis 
zur Eingehung einer Ehe handelt, übrigens im 89 
Abſ. 1 Bek. vom 25. September 1919 ſachlich wiederholt 
iſt, und die hier nicht weiter zu erörternde Uebergangs⸗ 
vorſchrift des 8 62 (Penſionsregelung). 

ür ein Verſchulden der Gendarmen bei Amts⸗ 
handlungen haftet der bayer. Staat nach den allgemeinen 
Vorſchriften. Hinſichtlich der Vorentſcheidung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofs nach Art. 7 Abſ. 2 VG HG. kann 
nur inſoferne Beſonderes gelten, als die Gendarmen 
als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft tätig werden 
(ſ. Henle⸗Schneider, AG. z. BGB. S. 304). 

Aus der VollzBek. vom 25. September 1919 iſt 
als für die Rechtspflege wichtig hervorzuheben ins⸗ 
befondere 8 11 Abſ. 4, wonach ſich die Juſtizbehörden 
unmittelbar ohne Vermittelung des Bezirksamts an 
die Gendarmerie wenden können, auch wenn nicht Ge⸗ 
fahr auf Verzug beſteht. Gendarmen können unmittel⸗ 
bar geladen werden (§ 15 Abſ. 1), zu Ladungen und 
Abladungen Beteiligter find fie nur in ganz dringenden 
Fällen zu verwenden (8 15 Abſ. 3). Nach § 17 Abſ. 2 
Nr. 3 kann ein Gendarm auf Anordnung des zuſtän⸗— 
digen Staatsanwalts oder Unterſuchungsrichters in 
beſonderen Fällen Amtshandlungen in fremden Dienſt⸗ 
bezirken ausführen. 
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Bücheranzeigen. 


Germanus Agricola. Die Rettung des Mittel⸗ 
ſt andes — Umkehr oder Umſturz. VI und 
58 S. Wolfratshauſen bei München 1919, Hohen⸗ 
eichenverlag. Preis 1.50 Mk. 


Unſere Zeitungen ſind voll von Nachrichten über 
Lohnbewegungen und von Stimmen zur Aufbeſſerung 
der Beamten und unſere Regierung arbeitet an einer 
neuen Gehaltsordnung. Kein Zweifel, daß unſere 
Beamtengehälter unzureichend find und wenigſtens teils 
weiſe auch noch die Löhne, obwohl vielfach der Arbeiter 
mit keiner oder nur geringer Ausbildungszeit weſentlich 
mehr bezieht als Beamte, die ein langjähriges Stu— 
dium und eine mehrjährige unbezahlte Praktikantenzeit 
hinter ſich haben. Mit Recht ſagt der Verfaſſer der 
vorliegenden Schrift: „Gerade im Beamtentum macht 
ſich die Ausbeutung an den gebildeten und anſtändigen 
Menſchen. Der ungebildete Rohling, der ſich rück— 
ſichtslos bereichert, drängt ihn zum Dank für ſeine 
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Selbſtloſigkeit und Treue immer mehr in die Lage des 
Darbenden. Man ſieht nicht hin auf jene Gruppe der 
feſtbeſoldeten Dulder, von denen ein der Würde des 


Staates und der jeweiligen Stellung entſprechendes 


Auftreten in Wohnung, Kleidung und Erfüllung Bee 
ſchaftlicher Pflichten als ,‚ſtandesgemäß“ gefor 

wird.“ „Recht, Anſtand und Ehre ſteht auf dem Spiel! 
Der höchſte Einſatz! — wohl wert, daß eine Kultur⸗ 
nation ihn würdig löſe!!“ Aber wird unſer halb⸗ 
bankerotter Staat die vielen Millionen aufwenden 
können, die erforderlich ſind, um die Gehälter ſeiner 


ert 


Beamten in Einklang zu bringen mit den wahnſinnig 


geſteigerten Preiſen? Der Beſitz einer Papierfabrik iſt 
wohl nur im April d. J. als Allheilmittel für baye⸗ 
riſche Finanznöte hingeſtellt worden. Und dann: 
Sind Gehaltserhöhungen wirklich das richtige Mittel 
zur Löſung? Hierauf antwortet uns die Schrift: Die 
abſolute Höhe des Geldbezugs iſt im großen ganzen 
gleichgültig, aber die ſtabile Kaufkraft dieſes Bezugs 
iſt Lebens⸗ und Exiſtenzfrage ... Was hilft eine 
Gehaltserhöhung, „wenn tagsdarauf die kapitaliſtiſche 
Idee gegenüber dem auf die Weiſe zahlungsfähiger 
Gewordenen die Lebensmittelpreiſe erhöht und ſomit 
auch die erhöhte Summe wieder in ihrer Kaufkraft 
herunterdrückt?“ 
lich ganz ſinnloſen Hinaufſchraubung der Beamten⸗ 
gehälter . .. ſondern einzig und allein in 
der Wiederherſtellung der natürlichen Be⸗ 
ziehung der Währungseinheit zum phyſiſchem 
Auskommen und in deren autoritativem 


Schutz liegt der Kernpunkt des Problems 


für die Rückkehr zu normalen Lebens» und 


damit implicite auch zu normalen Geld⸗ 


verhältniſſen.“ Das iſt auch der Kern der vor⸗ 
liegenden Schrift, die die ernſteſte Beachtung nicht 
nur unſerer Volkswirtſchaftler ſondern aller Gebil⸗ 
deten verdient. Sie iſt die Fortſetzung der auch in 
dieſer Zeitſchrift angezeigten verdienſtvollen Schrift: 


„Nicht in der imaginären und folg⸗ 


„Schafft billige Lebensmittel!“ (Bay 3ZfR. 1917 S. 368) 
und behandelt zunächſt das Auskommen in der Ur⸗ 


und Naturalwirtſchaft, dann das Auskommen und die 


kapitaliſtiſche Idee, die an dem Mißverhältnis zwiſchen 


Geldeinkommen und wirtſchaftlichem Auskommen ſchuld 
iſt; „es kommt nicht auf eine bloß pekuniäre Erhöhung 
des Einkommens an, ſondern darauf, daß der einzelne 
für ſein Arbeitseinkommen auch wirklich ſein Aus⸗ 
kommen hat.“ Darum verlangt der Verfaſſer die 
Rückkehr zum Auskommen in der natürlichen Auffaſſung 
des Lebens und zeigt die Staatsnotwendigkeit der 
Umkehr für den Staat als Kulturträger überhaupt 
und vor allem in ſeiner Eigenſchaft als Arbeitgeber, 
als Verſicherer und als Fürſorgeverpflichteter, ſeine 
Anſtandspflicht gegenüber ſeinen Beamten, ſeine Rechts⸗ 
pflicht gegenüber den Verſicherten (Entwertung der 
von unſerer ſozialen Verſicherung geleiſteten Renten!) 
und ſeiner Ehrenpflicht gegenüber den Kriegsteil— 
nehmern. Wie aber ſoll ſich die Umkehr vollziehen? 
Von unſerem Handelsſtand haben wir nichts zu erhoffen; 
ſtatt mit angemeſſenem Nutzen die Bevölkerung mit 
Nährgut zu verſorgen, hat er mit wenigen Ausnahmen 
von ſchamloſem Wuchergeiſt beſeelt lieber die Ware 
aus dem Handel zurückgezogen und verderben laſſen, 
wenn ſie ihm nicht ungemeſſenen Nutzen gebracht hat. 
Darum empfiehlt der Verfaſſer, daß der Staat Ordnung 
ſchafft durch Verbilligung der Lebensmittel, und gibt 
hiefür zwei Mittel an: Lebensmittelwährung und 
Staatsbetrieb. Wie ſich der Verfaſſer das im einzelnen 
denkt, bitten wir in der Schrift ſelber nachzuleſen. 
Mit dem Verfaſſer möchten wir insbeſondere dem 
Staatsbetrieb auf dem Gebiete der Vebensmittelver- 
ſorgung — nicht unter Ausſchließung des Handels 
ſondern im Wettbewerbe mit ihm — das Wort reden 
und zwar nicht nur für die Rohſtoffe ſondern auch 
für zubereitete Speiſen. Kein Zweifel, daß die ſauberen, 
wohlfeilen, wohl meiſt alkoholfreien Gaſtſtätten, die 


in der Schweiz von gemeinnützigen Vereinen einge⸗ 
richtet worden ſind, ſchon außerordentlich viel Gutes 
gewirkt haben. — Wir haben infolge unſeres Schmach⸗ 
friedens keine Wehrpflicht mehr. Wie ſteht es mit 
der Verwirklichung des ſchon da und dort laut ge⸗ 
wordenen Gedankens dafür eine Arbeitspflicht ein⸗ 
deß den eine etwa einjährige Arbeitspflicht im Dienſte 
es Staates? Und das ſchon früher wiederholt ge⸗ 
forderte Dienſtjahr der Frau, ſollte es nicht jetzt nach 
Einführung des Frauenſtimmrechts ſeine volle Berech⸗ 
tigung haben? Wie viel könnte der Staat mit den 
ſo gewonnenen Arbeitskräften zur Verbilligung der 
Lebensmittel leiſten, ſtatt zu verkünden: „Sozialismus 
iſt Arbeit“ und dann von mehr oder minder unfrucht⸗ 
baren Verhandlungen abgeſehen im weſentlichen ruhig 
zuzuſchauen, wie fortwährendes Streifen die Arbeiter- 
löhne und dieſe wieder die Beamtengehälter und die 
Preiſe, die Preiſe aber wieder die Löhne in die Höhe 
treiben uſw., bis unſer Bankrott offenkundig iſt. Das 
ſind Gedanken, die einem die Schrift des wackeren 
Germanus Agricola, eines von warmer Vaterlands⸗ 
liebe erfüllten Mannes nahe legt, und es will uns 
ſcheinen, daß er ſelber noch das Wort zu ihnen er⸗ 
1 will; denn eine in Ausſicht geſtellte dritte 
ieferung ſoll die Ueberſchrift tragen: „Deutſchlands 
Nährpflichtarmee“. E. 
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Günther, Dr. Hermann, Landrichter. Verordnung 
über das Erbbaurecht. Textausgabe mit Ein⸗ 
leitung, Anmerkungen, einer Tabelle, Sachregiſter 
und Abdruck der preußiſchen Allgemeinen Verfügung 
über die Eintragung von Erbbaurechten. (Guttentag⸗ 
ſche Sammlung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 135), 167 S. 
Berlin 1919, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger. 
Preis geb. Mk. 5.—. 

Ob die BO. über das Erbbaurecht größere prak⸗ 
tiſche Bedeutung gewinnen wird, ſteht noch dahin. Bei 
der gegenwärtigen Zerfaſerung unſeres Staats- und 
Wirtſchaftslebens iſt kaum anzunehmen, daß der 
Wohnungsnot wirkſam durch Geſetze abgeholfen werden 
kann, die im Grunde doch nur juriſtiſche Einzelheiten 
regeln. Immerhin iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß die 
eine oder andere Gemeinde im Laufe der Zeit daran 
geht, Erbbauſiedelungen zu begründen. Die San 
müſſen ſich alſo mit dem nicht immer einfachen Inhalte 
der BO. vertraut zu machen ſuchen; man wird bald 
gewahr werden, daß ſie den Rechtszuſtand keineswegs 
vereinfacht hat. 

Die vorliegende Ausgabe bringt nach einer Ein⸗ 
leitung und nach einem Abdrucke der amtl. Begründung 
umfangreiche Erläuterungen, die ſich ſtellenweiſe der 
Kommentarform nähern. Sie behandeln insbeſondere 
den Zuſammenhang der BO. mit dem BGB. und feinen 
Nebengeſetzen. Auf alle Einzelheiten einzugehen, verbietet 
der Raummangel; ich muß mich darauf beſchränken, 
auf meine Abhandlung über das Erbbaurecht im 
laufenden Jahrgang der BayGemzZ. zu verweiſen; 
mancherlei Streitfragen ſind darin angeſchnitten. Nur 
einige wenige Punkte ſollen hier berührt werden, in 
denen ich dem Verfaſſer nicht ganz beiſtimmen kann. 

In Bem. 10 zu $ 1 tritt der Verfaſſer der herr⸗ 
ſchenden Anſicht bei, daß ein ER. nur auf Ackerland 
erſtreckt werden kann, um den Bedarf des Berechtigten 
und ſeiner Familie zu decken, nicht aber zur Schaffung 
einer Bauernwirtſchaft, weil ſonſt das Bauwerk die 
Bedeutung als Hauptſache verliere oder ſogar Neben- 
ſache werde. Mir ſcheint, man darf in dieſem Punkte 
nicht gar zu engherzig ſein. Wenn das beigegebene 
Stück Gemüſeland z. B. ſo viel abwirft, daß der Erb⸗ 
bauberechtigte ein paar Zentner Kraut oder Rüben 
verkaufen kann, ſoll dann die Erſtreckung verboten und 
unwirkſam ſein? Muß der Berechtigte unbedingt ſeinen 
ganzen Kohl ſelbſt verſpeiſen? Mit einer zu ſtrengen 


Auslegung beraubt man die ErbBBD. der Möglichkeit, 
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ſegensreich zu wirken. Die kleinen land wirtſchaftlichen 


und gärtneriſchen Siedlungen ſollen doch gefördert 
werden. Wem kann daran liegen, ob das Nebengrund⸗ 
ſtück ein bischen größer oder kleiner iſt? Doch höchſtens 
dem Juriſten, der den Begriff der „wirtſchaftlichen 
Hauptſache“ recht reinlich gewahrt ſehen will! Der 
Verf. kann ſich allerdings auf die amtliche Begründung 
berufen, aber mir ſcheint, dieſe hätte beſſer daran getan, 


ch nicht in einem wirtſchaftlich ſo wichtigen Punkte 


ins Juriſtiſche zu verlieren. Man wird die Entſcheidung 
beſſer darauf abſtellen, ob das Bauwerk nach ſeinem 
Wert und ſeiner Bedeutung für den Betrieb über die 
beigegebenen Nebengrundſtücke emporragt, als darauf, 
ob der Erbbauberechtigte die geſamten Erzeugniſſe für 
den eigenen Haushalt braucht. Wie ſteht es, wenn 
der urſprünglich Berechtigte ein kinderreicher Familien⸗ 
vater iſt, der über den Winter 20 Ztr. Gemüſe nötig 
hat, um die hungrigen Mäuler zu ſättigen, ein ſpäterer 


Erwerber aber für ſich allein lebt und an 2 Ztr. reichlich | 


genug hat? 

An anderen Stellen arbeitet die Erb O. nicht 
mit der gleichen juriſtiſchen Schärfe. So bedient ſie 
ſich mehrfach des ſchillernden Ausdrucks, daß ſich eine 
beſtimmte Perſon auf eine beſtimmte Vereinbarung 
„nicht berufen“ könne. Er iſt vieldeutig; zwar kommt 
er auch im BGB. vor, aber an Stellen, wo fein Sinn 
nicht zweifelhaft ſein kann, und in ganz anderen Zu⸗ 
ſammenhängen als in der ErbB VO. Auch die Aus⸗ 
legung, die ihm der Verf. gibt, klärt m. E. nicht alle 
Zweifel. 

Die meiſten Unklarheiten ſtecken in den Vorſchriften 
über die Beleihung. Man geht hier bei der ſchlechten 
Faſſung der VO. oft ganz im Dunklen. Mit Recht 
weiſt der Berf. in Bem. 13 zu $ 19 auf den merk⸗ 
würdigen Wortlaut des 8 19 Abſ. 2 hin (Berückſichtigung 
eines Erbbauzinſes bei der Feſtſtellung der Beleihungs⸗ 
grenze). Noch ſtärkeres Kopfzerbrechen verurſacht 8 20 
Abſ. 2; er brachte mich zur Verzweiflung, als ich ihn 
das erſtemal las. Durch die Anm. 10 des Verf. zum 
8 20 iſt er mir nicht viel klarer geworden. 

Fraglich ſcheint mir, ob ſich die Beleihungsvor⸗ 
ſchriften auch auf Rentenſchulden anwenden laſſen, wie 
in Bem. 1 zu $ 18 angenommen wird. Sie paſſen 
nicht recht für dieſe Belaſtungsform. 

Im übrigen enthalten die Erläuterungen eine Menge 
wertvoller Auslegungsbehelfe und berückſichtigen gründ⸗ 
lich das bisher erſchienene, umfaſſende Schrifttum über 
Erbbaurechte. Die Ausgabe, der auch eine preuß. Aus⸗ 
nen bi für die GBAe. und eine Kapitali⸗ 
erungstabelle beigegeben ſind, kann nur empfohlen 
werden. von der Pfordten. 
Sauer, Wilhelm, Privatdozent an der Univerfität Königs⸗ 

berg. Grundlagen des Prozeßrechts. Lex 8“. 
XVI., 644 Seiten. Stuttgart 1919, Ferdinand Enke. 
Geh. Mk. 25.—. 

Dieſes umfangreiche Werk unterſcheidet ſich von 
anderen gleicher Art dadurch, daß es durchaus au 
philoſophiſcher Grundlage aufgebaut iſt. Verſtändli 
iſt es deshalb nur für den, der einigermaßen mit er⸗ 
kenntnistheoretiſchen und metaphyſiſchen Fragen ver⸗ 
traut iſt. Daß es auf allgemeinſten Gedanken ruht, 
gibt ihm ſein beſonderes einheitliches Gepräge und 
der Verfaſſer hat ganz Recht, wenn er hervorhebt, daß 
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ſeine Lehren nur im Ganzen angenommen oder ver⸗ 


worfen werden können. 

Den reichen Inhalt des Buches in einer kurzen 
Anzeige auch nur annähernd wiederzugeben, iſt un⸗ 
möglich. Das würde eine eigene umfaſſende Abhand⸗ 
lung erfordern. Nur Einiges mag hervorgehoben ſein, 
um anzudeuten, wie der Verfaſſer die ſchwere Aufgabe 
angegriffen hat. Wichtig iſt vor allem die in ihrer 
Wurzel bis auf die ee Ideenlehre zurückgehende 
Unterſcheidung zwiſchen der Idee des Prozeſſes und 
dem realen Begriff der einzelnen Erſcheinung; ſie ge⸗ 
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winnt praktiſche Bedeutung für die Frage, ob ein 
mangelhafter Prozeß überhaupt noch ein Prozeß iſt. 
Noch wichtiger iſt die Betrachtung des Rechts über⸗ 
haupt und folgerecht auch des Prozeßrechts als eines 
Zweckſtrebens, womit der Entwicklungsgedanke einge⸗ 
führt wird. Das Ziel des Prozeſſes iſt Aufwärtsent⸗ 
wickelung, er ſoll den bisherigen Zuſtand den Zwecken 
der Gemeinſchaft entſprechend verbeſſern. Das ſoll 
erreicht werden durch ideelle Rechtsbewährung (Be⸗ 
währung des Gemeinſchaftswillens). Der Prozeß ſoll 
nicht nur Intereſſen fördern, ſondern auch den Staats- 
willen vor Augen rücken. Darin liegt ſein Unterſchied 
von der Verwaltung und vom Verfahren der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, wie auch von der Geſetzgebung 

Bei der Frage nach der Rechtmäßigkeit der ein⸗ 
zelnen Prozeßhandlungen (Anzeige, Verfolgung, Klage, 
Urteil uſw.) werden die Denkformen der Möglichkeit, 
(für den Anfang), der Wahrſcheinlichkeit (für Anklage 
und Eröffnungsbeſchluß), der (nicht logiſchen ſondern 
praktiſchen) Gewißheit (für das Urteil) verwertet. Die 
einzelnen Handlungen ſind rechtmäßig, wenn ſoviel 
Tatſachen vorgebracht ſind, wie regelmäßig zu dem 
maßgebenden Zeitpunkt erwartet werden kann, und 
wenn die Erreichung des nächſten Zieles vorauszuſehen 
iſt. Das ſoll auch für den Zivilprozeß gelten, womit 
die Lehre vom Rechtsſchutzanſpruch abgelehnt wird. 
Der Prozeß entwickelt ſich in 3 Linien: Sachgeſtaltung 
(Fortſchreiten von der Möglichkeit zur Wahrſcheinlich⸗ 
keit und Gewißheit), Verfolgung (Tätigkeit der Be⸗ 
teiligten zur Erreichung des Prozeßzwecks) und Ver⸗ 
er (Verwirklichung der Regeln für die Erreichung 
es Prozeßzwecks im Einzelfalle). Für die prozeß⸗ 
rechtliche Wertung ſind die Begriffspaare gültig und 
ungültig, wirkſam und unwirkſam, begründet und un⸗ 
begründet zu verwenden. 

Wie nun von dieſer Grundlage aus das ganze 
Prozeßrechtsſyſtem durchgenommen wird, muß an Ort 
und Stelle ſelbſt nachgeleſen werden. Es iſt eine 
mühevolle Arbeit, aber der Leſer wird ſich belohnt 
ſinden. Nicht nur lehrhafte Unterſuchungen werden 
geboten 5 auf zahlreiche, heftig umſtrittene Fragen 
des täglichen Lebens fällt ein überraſchend neues Licht. 
Auch für die geſetzliche Neugeſtaltung des Prozeßrechts 
wird Vieles beigebracht. 

Der Wert ſolcher ſtreng ſyſtematiſcher Werke für 
den Praktiker liegt darin, daß die Beſchäftigung mit 
ihnen vor einer handwerkmäßigen Auffaſſung des Be- 
rufs ſcht bez wie ſie ſich im Getriebe des Alltags nur 
zu leicht einſtellt. Als Vorzug des Buches ſei noch 
hervorgehoben, daß es trotz feiner ſtreng wiſſenſchaft⸗ 
lichen Haltung faſt durchweg in klarem, verſtänd lichem 
Ton geſchrieben iſt. 


— — 0 — — 


Warneyer, Dr. Otto, Oberlandesgerichtsrat in Dresden, 
Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch 
für das Deutſche Reich. In 2 Bänden. 1. Lie⸗ 
ferung (Band I, Bog. 1— 12). Lex. 8°. IV, 192 Seiten. 
ae 1919, J. C. B. Mohr. Preis der Lig. 1 


Ein neuer Kommentar zum BGB. bedeutet in ge⸗ 
wiſſem Sinne immer ein Wagnis. Die vorhandenen, 
zum Teil vortrefflichen Kommentare und Handausgaben 
genügen dem Bedürfniſſe; eine neue Erſcheinung muß 
alſo Außergewöhnliches bieten, um ſich im Wettbewerbe 
durchzuſetzen. Es beſteht aber auch die Gefahr, daß 
ſich die neuerungswütigen Geſetzesmacher alsbald an 
das BGB. heranwagen, um es zu „ſozialiſieren“, und 
daß ſomit ein neuer Kommentar veraltet, bevor er 
nur vollſtändig erſchienen iſt. Es wäre zu wünſchen, 
daß dieſes Schickſal dem hier angezeigten Werke er⸗ 
ſpart bleibt. Nicht nur um deswillen, weil eine Neu⸗ 
ordnung des bürgerlichen Rechts nur dann Ausſicht auf 
guten Erfolg bietet, wenn ſie bedachtſam angegriffen 
wird, ſondern auch deshalb, weil das Buch Beſſeres 
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verdient. Iſt es doch das Ergebnis gründlicher wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Arbeit und reicher praktiſcher Erfahrung. 

Der Verfaſſer hat für die äußere Anlage ſowohl 
als auch für die ſachliche Gliederung des Stoffes den 
Steinſchen Kommentar zur ZPO. zum Muſter genommen. 
Demgemäß ſind die Verweiſungen auf Schrifttum und 
Rechtſprechung in geſonderte Fußnoten geſetzt und die 
Erläuterungen fließen ohne Unterbrechungen und Ein⸗ 
ſchaltungen in einem Zuge dahin. Da der Verfaſſer 
den Umfang des Kommentars auf nur zwei Bände 
berechnet hat, mußte er ſich natürlich in den Erläute⸗ 
rungen beſchränken; lange Auseinanderſetzungen mit 
gegenteiligen Anſichten und weit ausholende Begrün⸗ 
dungen ſind deshalb vermieden. Das Werk iſt jedoch 
nicht eine bloße Handausgabe, die gedrängten und 
wohlgegliederten Erläuterungen bieten vielmehr einen 
erſchöpfenden, wenn auch knappen Ueberblick über den 
Stand der Auslegung und das Buch nennt ſich inſo⸗ 
fern mit Recht Kommentar. Dem Kommentar der 
Neichsgerichtsräte wird es dem äußeren Umfange nach 
vielleicht gleichkommen, es unterſcheidet ſich aber von 
ihm dadurch, daß es die geſamte Literatur berück⸗ 
ſichtigt und anführt. Die Vorbemerkungen zu den 
einzelnen Abſchnitten führen kurz und bündig in die 
wichtigſten theoretiſchen Grundbegriffe ein. 

Wenn auch der neue Kommentar nicht gerade 
eine Lücke ausfüllt, ſo darf doch erwartet werden, daß 
er in der Rechtſprechung wegen ſeiner kurzen überſicht⸗ 
lichen Faſſung beliebt werden wird. Auch für den 
1 in der Staatsprüfung kann er empfohlen 
werden. 


Fürurohr, Dr. Auguſt, Rechtsanwalt in München. 
Bilanzbewertung und Steuerpflicht nach 
Bayr. Landes⸗ und Reichsſteuerrecht. 66 S. 
München, Berlin und Seinäig 1919, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). Mk. 2.60, dazu 35% Zeus 
erungszuſchläge. 

Eine der wichtigſten, aber zugleich ſchwierigſten 
Fragen, die beim Vollzug der Steuergeſetze auftauchen, 
iſt die Bewertung der Vermögensgegenſtände in der 
Bilanz. Nur zu leicht gehen in dieſem Punkt die An⸗ 
ſchauungen der Steuerpflichtigen und der Steuerbehörden 
auseinander. Es mag daher eine Sonderdarſtellung, 
die ſich mit der Bilanzbewertung nach dem Steuerrecht 
befaßt, nicht unwillkommen erſcheinen. An Hand der 
bayeriſchen und der Reichsſteuergeſetze behandelt Fürn⸗ 
rohr unter kritiſcher Würdigung der Rechtſprechung 
der Oberberufungskommiſſion und des preußiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts ſowie der Literatur die einſchlägigen 
Fragen. Eingehende Darſtellung ſindet die Frage der 
Abſchreibung, insbeſondere die praktiſche Durchführung 
beanſtandeter Abſchreibungen in den ſpäteren Steuer⸗ 
jahren. Mit der Bewertung der Außenſtände, der 
Warenvorräte, Effekten, Abſchreibung auf den Geſchäfts⸗ 
wert — hier wendet ſich Verfaſſer mit guten Gründen 
gegen den von der Oberberufungskommiſſion einge⸗ 
nommenen Standpunkt —, mit dem Ausgleich von 
Mehr⸗ und Minderabſchreibungen, Nachholung ver⸗ 
ſäumter Abſchreibung befaſſen ſich weitere Kapitel. 

Die Schrift, aus der manch wiſſenswerte Aufs 
klärung geſchöpft werden kann, zeugt von gründlicher 
Kenntnis des Bilanzweſens wie der Steuergeſetzgebung. 

Würzburg. Finanzaſſeſſor Dr. Rock. 


Reichel, Dr. Hans, Beſtellung und Stellung der 
Richter in der Schweiz und im künftigen Deutſchland. 
(Recht und Staat in Geſchichte und Gegenwart H. 15) 
8. 81 Seiten. Tübingen 1919, J. C. B. Mohr. 
Mk. 2.50 (dazu 50% Teuerungszuſchlag). 


Das verdienſtliche Buch ſtellt zunächſt die Schweizer 
Einrichtungen dar und gibt, insbeſondere in einem 
ſehr leſenswerten Anhang, einen Ueberblick über das 
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dortſelbſt laut gewordene Für und Wider. Der Kern⸗ 
punkt iſt: die Wahl der Richter erniedrigt ſie zu Partei⸗ 
marionetten, ſobald die Parteien ſich dieſer Wahlen be⸗ 
mächtigen, was auf einer gewiſſen politiſchen Ent⸗ 
wicklungsſtufe unaus bleiblich iſt. 

In der Begründung 3 eigenen Vorſchläge 
ſetzt ſich Reichel dann fortlaufend mit den Schweizer 
Einrichtungen auseinander. Er hält an dem Befähi⸗ 
gungsnachweis, auch für die erſte Inſtanz, und damit 
am rechtswiſſenſchaftlich vorgebildeten Richter feſt, 
ſpricht ſich gegen die unmittelbare und mittelbare 
Volkswahl und gegen die Parlamentswahl aus, will 
auch von einer Beſtellung unterer Richter durch das 
Obergericht nichts wiſſen, ſondern hält die Ernennun 
der auf Lebensdauer anzuſtellenden Berufsrichter durch 
die Regierung für die beſte Löſung. Eine Einſchränkung 
der Regierungsbefugniſſe durch die Bindung an eine 
Vorſchlagsliſte (vgl. 8 5 des Oeſterr. Grundgeſetzes 
über die richterliche Gewalt vom 22. Nov. 1918) erſcheint 
ihm wegen der Gefahr der Inzucht (Univerfitäten!) 
nicht empfehlenswert. In der Beſoldungsfrage ent⸗ 
ſcheidet er ſich für die automatiſchen Dienſtalterszulagen, 
in der Präſidentenfrage ſür die Wahl durch die Kollegen. 
Eigene Ausführungen widmet er den Richtern im 
Nebenamt. 

Die Unterſuchungen Reichels kommen ſehr gelegen. 
Denn noch lebhafter als bisher wird heute überall nach 
Juſtizreformen verlangt und dabei vielfach, z. B. in 
der Frage der freien Wahl der Richter, gerade auf 
das Vorbild der demokratiſchen Schweiz verwieſen. 
Dieſe Frage ſelbſt iſt ja nun freilich für uns nicht 
mehr brennend (vgl. Art. 104 R.) Durch das Aus⸗ 
ſcheiden dieſer einen Frage wird aber bei dem ſchwan⸗ 
kenden Zuſtand all unſerer Verhältniſſe die große 
praktiſche Bedeutung des Reichelſchen Buches nicht im 


geringſten beeinträchtigt. 


München Staatsanwalt Sauerländer. 


Otte, Dr. phil. Hermann, Geheimer Juſtizrat, Der 
Prozeß als Spiel. 153 S. Dresden 1918, Verlag 
A. Dreſſels Akademiſche Buchhandlung. Geh. 2.40 Mk. 

Otto, der Verfaſſer einer von uns auf S. 130 des 

Jahrg.s 1917 angezeigten Schrift „Die Gewißheit des 

Richterſpruchs“, handelt in dem vorliegenden kleinen 

Buche von Dingen, die zum Teil auch in jener Schrift 

ſchon von ihm erörtert worden ſind. Daß der Prozeß 

vielfach eine Lotterie iſt, darüber iſt ſchon oft geklagt 
worden, und zu beſeitigen wird dieſer viel Unzufrieden⸗ 
heit hervorrufende Mißſtand nie ſein. Damit mag es 
teilweiſe zuſammenhängen, daß auch das Ottoſche Buch 
ſeine Leſer nicht gerade befriedigen wird. Aber der 

Verfaſſer weiß darin ſo vielerlei mitzuteilen, daß nie⸗ 

9 709 ohne Anregung das Buch aus der Hand legen 

wird. d—t 


v. Olshauſen⸗Dorn, Verſorgungsanſprüche der 
Kriegsbeſchädigten und Hinterbliebenen 
vor den Militärſpruchbehörden. 342 S., 
Berlin 1919, Verlag von FranzVahlen. Preis 18.70 Mk. 


Die Verfaſſer, von denen v. Olshauſen weiteren 
Kreiſen nicht nur als Kenner auf dem Gebiete der 
Reichsverſicherung, ſondern auch insbeſondere auf dem 
der militäriſchen Kriegsfürſorge bekannt iſt, haben mit 
dem vorliegenden Buche ein Werk geſchaffen, das für 
die neu gegründeten Militärverſorgungs⸗ 
gerichte, aber auch für alle, die Verſorgungsan⸗ 
ſprüche auf Grund von Kriegsdienſtbeſchädigung er⸗ 
heben zu können glauben, von unſchätzbarem Werte iſt. 

Das Buch zerfällt in 2 Teile. Der erſte Teil 
bringt eine Darſtellung der Verſorgungs⸗ 
anſprüch e auf Grund der großen Militärverſorgungs⸗ 
geſetze, insbeſondere des Mannſchaftsverſorgungsge⸗ 
ſetzes, des Offizierspenſions⸗ und des Militärhinter- 
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bliebenengeſetzes. In 199 Seiten iſt hier alles muſter⸗ 
gültig zuſammengefaßt, was für die Beteiligten vom 
materiellen Rechte wiſſenswert erſcheint. Hierin liegt 
auch die Bedeutung der Darſtellung, die an ſich für 
den Sachkenner nichts beſonderes Neues mehr zu bieten 
vermag. Ungleich wertvoller iſt der 2. Teil des Buches, 
der die Verfolgung der Verſorgungsan⸗ 
ſprüche behandelt. Hier treten wir Schritt für Schritt 
auf Neuland. Ganz beſonders begrüßenswert iſt die 
klare Ueberſichtlichkeit, mit der der ganze Gang des 
Verfahrens bis zur Wiederaufnahme und den Koſten 
geſchildert wird. Sehr intereſſant ſind insbeſondere 
die Ausführungen auf Seite 245—274. 

Dem Buche ſind die einſchlägigen Geſetze und Ver⸗ 


ordnungen im Texte angefügt, was deſſen Wert für 


die Praxis weſentlich erhöht. Das Werk, meines 
Wiſſens die erſte eingehende wiſſenſchaftliche Darſtellung 
des geſamten Militärverſorgungsrechtes, wird ſich von 
ſelbſt empfehlen. 


München. Intendantur-Rat Dr. Koppmann. 


Jahrbuch des Deutſchen Nechtes. Herausgegeben von 
Dr. Franz Schlegelberger, Geh. Regierungsrat u. vortr. 
Rat im Reichsjuſtizminiſterium, und Dr. Theodor 
von Olshanſen, Geh. Kriegsrat u. vortr. Rat im 
Kriegsminiſterium. 17. Jahrg. Bericht über das 
Jahr 1918. Lex. VIII, 618 Seiten. Berlin, Franz 
Vahlen. Preis geh. Mk. 30.—. 


Kriegsbuch. Die Kriegsgeſetze mit der amtlichen Be— 
gründung und der geſamten Rechtſprechung und 
Rechtslehre. Herausgegeben von Dr. Franz Schlegel: 
berger, Geh. Regierungsrat und vortr. Rat im Reichs⸗ 
juſtizminiſterium. Bd. VIII. Sonderband des Jahr⸗ 
buchs des Deutſchen Rechtes. Lex. XII, 538 Seiten. 
Berlin 1919, Franz Vahlen. Preis geh. Mk. 25.—, 
geb. Mk. 35.—. 

Auf dieſe beiden ihrer Anlage nach bekannten aus» 
gezeichneten Sammelwerke ſei beſonders aufmerkſam 
gemacht. Die neuen Bände ſind ſo überſichtlich und 
vollſtändig wie ihre Vorgänger. Dr. 


Neues Poſtbuch 1919/20. Die neuen Poſt⸗ und Tele⸗ 
rammgebühren 1919/20 mit vollſtändig ausgear⸗ 
eben Tarifen für gewöhnliche Pakete, Wertpakete, 
Telegramme nebſt Angaben über die Beförderungs⸗ 
bedingungen für das In⸗ und Ausland, den 
Poſtſcheckverkehr und einem alphabetiſchen Verzeich⸗ 
nis der beſetzten Orte in Deutſchland; bearbeitet 
von Hermann Röder. 2. Auflage. Induſtrieverlag 
Späth & Linde, Berlin C. 2 1919, Preis Mk. 2.80. 
Die neuen Poſt und Telegrammgebühren greifen 
ſo einſchneidend in das Geſchäftsleben ein, daß jeder⸗ 
mann ſich mit ihnen ſchnell vertraut machen muß. 
Röder's Poſtbuch iſt auf dieſem Gebiete immer ein zu⸗ 
verläſſiger Führer geweſen, deshalb ſollte die vor⸗ 
liegende neue handliche Ausgabe in keiner Geſchäfts- 
oder Amtsſtube fehlen. 


Goldſchmidt, Dr. iur. et Dr. oec. publ., Geſchichte 
und Wirkungskreis der Organe der Mi⸗ 
litärgerichtsbarkeit vom Ende des Mittel⸗ 
alters bis nach der deutſchen Revolution 
im November 1918. 8°. 144 Seiten. Raſtatt, 
K. & H. Greiſer. Preis Mk. 4.50. 


Das Werk bringt nach einem geſchichtlichen Ueber: 
blick über die Entwicklung der Militärgerichtsbarkeit 
ſeit Ausgang des Mittelalters eine Ueberſicht über 
den bisher der Militärgerichtsbarleit unterworfenen 
Perſonenkreis und über die im alten Heere mit Gerichts- 


—— — ſ— — — —à¹— —— — — — 


herrlichkeit ausgeſtatteten Kommandoſtellen. Sodann | 
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unterzieht der Verfaſſer die einzelnen Stadien des 
militärgerichtlichen Verfahrens, ferner die Vollſtreckung 
der militärgerichtlichen Urteile und das Wiederauf⸗ 
nahmeverfahren einer eingehenden kritiſchen Wür⸗ 
digung. Auch die infolge der Revolution eingetretenen 
Aenderungen in der Militärgerichtsbarkeit werden des 
Näheren behandelt. Trotz der in Art. 106 der neuen 
Reichsverfaſſung vorgeſehenen Beſchränkung der Mi⸗ 
litärgerichtsbarkeit auf Kriegszeiten und auf die an 
Bord von Kriegsſchiffen befindlichen Perſonen kann 
das Werk augenblicklich inſoferne mehr als nur ein 
gewiſſes hiſtoriſches Inteveſſe beanſpruchen, als es für 
die zu erwartende Neuregelung der Militärrechtspflege 
in den bezeichneten Ausnahmefällen wertvolles Material 
enthält. H. H. 


Bei, Dr. phil. et jur. utr., Jaksb. Die Umgehung 
des Geſetzes (in fraudem legis agere). IV, 311 S. 
Zürich 1917, Druck und Verlag: Art. Inſtitut Orell 
»Füßli. Geh. 8 Fr. 

Vetſch hat ſich eine ſchwierige, aber auch dankbare 
Aufgabe geſtellt und fie in dankenswerter Weife gelöft. 
Sein Buch bedeutet ohne Zweifel eine wertvolle Be⸗ 
reicherung unſeres Schrifttums. Von wiſſenſchaftlichem 
Geiſte getragen geht er der bisherigen Behandlung 
der Geſetzesumgehung in Rechtslehre, Rechtſprechung 
und Geſetzgebung aufs gründlichſte nach bis zurück zu 
den römiſchen Rechtsquellen und wendet doch ſein Augen⸗ 
merk voll den Bedürfniſſen des Rechtslebens von heute 
zu. Als Geſetzesumgehung bezeichnet er „ein Vor⸗ 
gehen, das nicht direkt gegen eine geſetzliche Beſtimmung 
verſtößt, aber doch den Zweck einer ſolchen vereitelt“, 
um dann — nach einer Scheidung der Umgehung von 
verwandten Begriffen (Simulation uſw.) — in einem 
zweiten Teile dieſe auf deduktivem Wege gewonnene 
Begriffsbeſtimmung an der Hand einer umfaſſenden 
Kaſuiſtik, die auch das internationale Privatrecht berück- 
ſichtigt, auf ihren Wert oder Unwert zu prüfen. Der 
dritte Teil handelt von den Mitteln und Wegen der 
Geſetzesumgehung, der vierte von deren Bekämpfung. 
— Es geht ein friſcher Zug durch das Buch. Als 
bezeichnend dafür mögen die folgenden Sätze aus dem 
Schlußwort hieher geſetzt ſein: „Jede noch ſo vervoll⸗ 
kommnete Maſchine weiſt Mängel auf und hat ihren 
toten Punkt, jede praktiſche Wiſſenſchaft rechnet bei 
ihren Arbeitsmethoden mit Fehlerquellen. Nur die 
Rechtswiſſenſchaft hat bis in die jüngſte Zeit die 
Geſetzgebungsmaſchine für vollkommen gehalten, hat 
keine Fehlerquellen ſehen wollen, ja ſogar ſie bewußt 
geleugnet. Jetzt beginnen auch ihr die Augen aufzu— 
gehen, und ſie wird ſich unſeres Begriffes nicht mehr 
ſchämen. Wir geben es zu, das Ergebnis, zu dem 
wir gelangt ſind, iſt nicht ein feſtſtehender Maßſtab, 
ein unveränderlicher Ellſtecken, den der Richter im 
einzelnen Fall nur anzulegen braucht, um die Ent— 
ſcheidung ableſen zu können. Aber die Zukunft gehört 
nicht dem mechaniſch und logiſch arbeitenden Richter, 


ſondern dem freiwägenden Menſchenrichtertum, das 


ſich ſeine Rechte immer neu herunterholt vom Himmel, 
wenn die Erdenmittel ihren Dienſt verſagen.“ E. 


Dehlinger, Dr. A., Oberfinanzrat und Gemeinderat, 
Hilfsarbeiter im Reichsſchatzamt. Reichs⸗-Geſetz⸗ 
blatt 1867-1918. Inhalts verzeichnis in 
ſachlicher Zuſammenſtellung. Ueberſicht über 
die Kriegsverordnungen und das geſamte Reichsrecht. 
Fünfte, verbeſſerte Auflage. 78 S. Berlin, Stutt— 
gart, Leipzig 1918, W. Kohlhammer. 3 Mk. 

Wir haben auf S. 78 des Jahrg.'s 1916 die erſte 
Auflage des vorliegenden Inhaltsverzeichniſſes ange⸗ 
zeigt und freuen uns, daß es, wie die raſche Folge der 
Auflagen beweiſt, den verdienten Erfolg eee 


es 


Offenberg, Dr. iur. et rer. pol., Max, Oberleutnant 
im Leib⸗Grenadier⸗Rgt. Nr. 8, Ordonnanzoffizier 
III. A.⸗K. 19 und Kriegsrecht. 8. 111 S. 
Den 1919, Gebr. Staudenraus. Preis geh. 


Nach einem kriegsgeſchichtlichen Ueberblick über die 
Entwicklung der Luftfahrt behandelt der Verfaſſer, der 
durch ſeine zweijährige Tätigkeit als Armee⸗ und 
Marineflieger den Fragen der Luftſchiffahrt und des 
Flugweſens näher gebracht wurde, zunächſt die Ent⸗ 
wicklung, Bedeutung und Aufgaben der Luftfahrt im 
Weltkriege ſowie ihre Ausſichten in künftigen Kriegen. 
Daran anſchließend werden die Luftfahrtgeſetze der 
einzelnen Staaten beſprochen. Zwei weitere Kapitel 
befaſſen ſich mit der Erörterung der vöͤlkerrechtlichen 
Grundſätze über die Luftfahrt im Frieden und im Kriege. 
In wohltuend klarer, überſichtlicher Darſtellung geht 
der Verfaſſer ſodann im einzelnen auf die zahlreichen 
luftrechtlichen Fragen ein, deren Regelung ſich während 
des Völkerringens als notwendig erwieſen hat und deren 
internationale Feſtlegung einen der wichtigſten Ver⸗ 
i e zukünftiger ee N 
wird. .. 


Hellwig, Dr. Albert, Amtsrichter. Der Schutz der 


_Beitfeprift | für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 20 u. 21. 
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nächſt die Rechte auf dem Gebiet des individuellen 
Arbeitsrechts (Recht auf Arbeit, Recht bei, aus und 
nach der Arbeit, Recht bei Unfähigkeit zur Arbeit und 
beim Fehlen von Arbeit) eingehend erörtert, ſodann 
die aus dem kollektiven Arbeitsrechte ſich ergebenden 
Rechte auf volle Koalitionsfreiheit, auf Intereſſen⸗ 
vertretung und Kollektivverträge. Daran ſchließt ſich 
dann eine Ueberſicht über des Recht der Rechtsverwirk⸗ 
lichung auf arbeitsrechtlichem Gebiete an. Das Werk 
5 cheint in ganz hervorragender Weiſe dazu berufen, 

en in abhängiger Stellung Befindlichen ein Führer, 
ri mit der Anwendung und dem Ausbau des Arbeits⸗ 
rechts Betrauten ein verläſſiger Berater zu werden. 
Möge das zweite Buch, das eine Zuſammenſtellung 
der Rechte des Arbeitgebers bringen n zone 
bald folgen! 


Blume, Wilhelm von, Profeſſor in Tübingen, Die 
Verfaſſungsurkunde des freien Volks⸗ 
ſt aates Württemberg vom 20. Mai 1919. 
47 S. Tübingen, S. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 


Wer ſich mit den augenblicklich ſchwebenden Fragen 
verfaſſungsrechtlicher Art befaſſen will, dem bietet die 


Verfaſſungsurkunde unſeres Nachbarlandes Württem⸗ 


Jugend vor erziehungs widrigen Ein⸗ 


flüſſen. Aus „Beiträge zur Kinderforſchung und 
Heilerziehung“. Heft 151: 124 Seiten. Langenſalza 
1919, Hermann Beyer & Söhne (Beyer & Mann). 


Der auf dem Gebiete des Jugendſchutzes bereits 
mehrfach literariſch hervorgetretene Verfaſſer unter⸗ 
nimmt es in dem vorliegenden Werk den Nachweis 
dafür zu erbringen, daß die während des Krieges zum 
Schutze der Jugend vor erziehungswidrigen Einflüſſen 
getroffenen Maßnahmen auch im Frieden beibehalten 
und weiter ausgebaut werden müſſen. Vor allem 
kommen hier in Betracht die Einführung eines ſtaat⸗ 
lichen Sparzwangs, der Kampf gegen die Schundliteratur, 
die Filmzenſur, die Beſchränkung des Beſuchs von Licht» 
ſpielvorſührungen und ſonſtigen Schauſtellungen, das 
Verbot von Schundplakaten, die Verhütung des Miß⸗ 
brauchs des poſtlagernden Briefverkehrs, die Eindäm⸗ 
mung der Gefährdung Jugendlicher durch Alkohol» und 
Nikotingenuß, die Einſchränkung des Waffenbeſitzes. 
Das Werk iſt für alle zur Arbeit an der Jugendſchutz⸗ 
geſetzgebung Berufenen eine unentbehrliche Fundgrube 
und ein zuverläſſiger Berater; es bildet aber auch für 
jeden, dem die Zukunſt unſeres Volkes am Herzen 
liegt, eine Quelle ernſter Anregungen. Bei Beratung 
der vom Reichs miniſterium des Innern angekündigten 
Vorlage eines Reichs-Jugendſchutzgeſetzes wird man an 
den Ausführungen des Verfaſſers nicht achtlos vorbei⸗ 
gehen dürfen. H. H. 


Serrrig, Dr. Franz. Das Arbeitsrecht im neuen 


Deutſchland. Buch 1: Die Rechte des Arbeiters 
im neuen Deutſchland. 135 Seiten. Bonn 1919, 
Carl e . Buchdruckerei und Verlag. 
Preis geh. M 
Ohne vor SE durch die ſtändig fließende 
Geſetzgebung bedingten Schwierigkeiten einer ſyſtema⸗ 
tiſchen Darſtellung des nunmehr geltenden Arbeitsrechts 
zurückzuſchrecken, hat ſich der Verfaſſer in dankenswerter 


Weiſe der keineswegs leichten Aufgabe unterzogen, 


aus der Praxis als Leiter der ſozialen Abteilung eines 
ſtaatlichen Großbetriebs heraus einen für die Praxis 
geeigneten knappen Grundriß des Arbeitsrechts im 
neuen Deutſchland zu ſchaffen. Das vorliegende erſte 
Buch des geſchickt angelegten Werkes behandelt in 
überſichtlicher und gleichwohl erſchöpfender Darftellung 
die Rechte des Arbeiters und zwar werden zu⸗ 


berg zahlreiche Anhaltspunkte für die Richtung, in der 
eine Löſung der durch die Staatsumwälzung auf⸗ 
geworfenen Probleme gefunden werden kann. Die 
vorliegende Textausgabe, deren Verfaſſer an der Neu⸗ 
eſtaltung des württembergiſchen Verfaſſungsrechts 
. Anteil genommen hat, enthält in der 
Einleitung eine Ueberſicht über den Werde gang und 
den Hauptinhalt der Verfaſſungsurkunde. Kurze Er» 
läuterungen und ein ausführliches na ers 
leichtern ihren praktiſchen Gebrauch. H. 


Dr. Werneburg, Streik, Ausſperrung (Boykott) 
und Sieferungsverträge, Berlin W 57 1919, 
Leonhard Simion Nf. (Volkswirtſchaftliche Zeit⸗ 
fragen, Heft 304). Preis 1.40 Mk. 


Die Darſtellung geht aus von der Begriffsbeſtim⸗ 
mung des Streiks und der Ausſperrung als Kampf⸗ 
mittel der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Im ein⸗ 
zelnen wird dann die juriſtiſche Bedeutung der Aus⸗ 
ſperrung und des Streits ſowie der Lieferungsverträge 
behandelt, die von dem Betriebsunternehmer mit dritten 
Perſonen vor Ausbruch des Streiks oder vor Ber- 
hängung der Ausſperrung abgeſchloſſen worden ſind. 
Angeſichts der Streikepidemien, von denen das deutſche 
Wirtſchaftsleben leider noch immer heimgeſucht wird, 
kommt der vorliegenden Abhandlung beſondere Be⸗ 
deutung für die Gegenwart zu. H. H. 


ESchwartz, Dr. Friedrich, Direktor der Preußiſchen 


Central⸗Bodenkredit⸗Aktiengeſellſchaft, Regierungsrat 
a. D. Städtiſcher Gr. phone und Til⸗ 
gungshypothek. Berlin 1915, J. 1.0 
Verlagsbuchhandlung G. m. b. H. Broſch. Mk. 2.50. 


Der Verfaſſer iſt Referent der vom Reichskanzler 
eingeſetzten Immobiliarkreditkommiſſion; er veröffent⸗ 
licht in der vorliegenden Schrift (91 S.) ſein tief⸗ 
gründiges Referat über den ſtädtiſchen Immobiliar⸗ 
kredit und ſchließt hieran einen Aufſatz, in dem die 
Bedeutung der Tilgungshypothek für die ſtädtiſchen 
Grundſtücke und die Sicherheit der ſtädtiſchen Haus⸗ 
beſitzer ausſührlich dargelegt wird. — Ein über den 
Durchſchnitt der Broſchürenliteratur weit hinaus 
ragendes Schriftchen! Dr. Z. 
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Die Aufhebung der Fideikommiſſe in Bayern oder für dieſes erfolgt. Der Fideikommißbeſitzer 


„kann, fofern er Fideikommißmittel zum Erwerbe 
Von Staatsrat Dr. v. Unzuer, aufwendet, die Zugehörigkeit des Erworbenen zum 
Präſident des Oberſten Landesgerichts. Fideikommiſſe durch ſeinen Willen nicht verhindern. 
| CFortſetzung) Was dagegen der Fideikommißbeſitzer nicht mit 
3 4 | Mitteln des Fideikommiſſes anſchafft, kann er dem 
IV. Das Fideikommißvermögen. FJideikommiſſe nicht einverleiben. Er kann z. B. 
1. Das Fideikommißvermögen, das im Zeit⸗ nicht das Fideikommiß durch den Ankauf eines 
punkte der Aufhebung des Fideikommiſſes vor⸗ Grundſtücks vergrößern, wenn er zum Ankauf. 
handen iſt, unterliegt während der Befitzeit des eigene Mittel verwendet. Eigene Mittel des Fidei⸗ 
gegenwärtigen Fideikommißbeſitzers bis zu deſſen kommißbeſitzers ſind auch die Nutzungen des Fidei⸗ 
Tode, alſo bis zu dem Zeitpunkte, in dem es auf kommiſſes. 
den nachfolgeberechtigten Anwaͤrter oder den Anfall⸗ Nur für das Inventar eines zum Fideikommiſſe 
berechtigten übergeht, naturgemäß Veränderungen. gehörenden Grundſtücks gilt eine Ausnahme. Das 
Der 8 6 der AV. begrenzt den Umfang, in welchem | vom Fideikommißbeſitzer angeſchaffte Inventar wird 
das allodgewordene Vermögen von dem Fidei⸗ ſtets Fideikommißvermögen, gleichgültig ob der 
kommißbeſitzer auf den Anwärter oder den Anfall⸗ Fideikommißbeſitzer zur Anſchaffung eigene Mittel 
berechtigten übergeht. Zu dieſem Zwecke erkennt oder Mittel des Fideikommiſſes verwendet und ob 
er eine dingliche Surrogation im gleichen Umfang die dem Inventar einverleibten Stücke an Stelle 
an, wie fie nach $ 2111 BGB. bei der Erbſchaſt | abgegangener Stücke oder zur Vermehrung des 
während der Beſitzzeit des Vorerben Platz greift. Inventars angeſchafft werden. Für die mit eigenen 
Danach gehört zu dem Fideikommißvermögen, das Mitteln des Fideikommißbeſitzers angeſchafften 
nach dem Tode des Fideikommißbeſitzers dem Stücke hat übrigens der Fideikommißnachfolger 
nächſten Anwärter oder dem Anfallberechtigten an⸗ nach Maßgabe der 88 2124, 2125 BGB. (8 8 
fällt, auch was der Fideikommißbeſitzer auf Grund AB.) unter Umſtänden an den Nachlaß des Fidei⸗ 
eines zum Fideikommißvermögen gehörenden Rechtes kommißbeſitzers Erſatz zu leiſten. 
oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung 2. Beſondere Beſtimmungen ſieht der 8 7 
oder Entziehung eines Fideikommißgegenſtandes Abſ. 1 AV. für die mit einem Fideikommiſſe ver⸗ 
oder durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln des Fidei⸗ bundenen Lehen vor. An ſich würden ſie, da ſie 
kommißvermögens erwirbt, ſofern nicht der Erwerb Beſtandteil des Fideikommiſſes find, dem gegen: 
ihm als Nutzung gebührt. Fideikommißvermögen wärtigen Fideikom mißbeſitzer in gleicher Weile und 
werden alſo z. B. der Lotteriegewinn oder die im gleichen Umfange verbleiben wie das übrige 
Verſicherungsſumme, wenn das Los oder der ver⸗ Fideikommißvermoͤgen und mit dieſem beim Tode 
ſicherte Gegenſtand zum Fideikommiſſe gehörten, des Fideikommißbeſitzers auf den nachfolgeberech⸗ 
ferner was mit Mitteln des Fideikommiſſes gekauft tigten Anwärter oder den Anfallberechtigten über⸗ 
oder gegen einen Fideikommißgegenſtand einge- gehen. Der 8 7 Abſ. 1 AV. beſtimmt jedoch, 
tauſcht wurde. Was der Fideikommißbeſitzer mit daß ſie ſchon vom Zeitpunkte der Aufhebung der 
Mitteln des Fideikom miſſes anſchafft, wird Fidei⸗ Fideikommiſſe an nach dem Lehenedikt und nach 
kommißvermögen, auch wenn der Fideikommiß⸗ den Vorſchriften über die Aufhebung der Lehen zu 
beſitzer beim Erwerbe nicht zum Ausdrucke bringt, beurteilen ſind. Die mit einem Fideikommiſſe ver⸗ 
daß der Erwerb mit Mitteln des Fideikommiſſes bundenen Lehen können hienach möglicherweiſe ſchon 
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während der Beſitzzeit des Fideikommißbeſitzers 
einem anderen Schickſal unterliegen wie das übrige 
Fideikommißvermögen, insbeſondere kann ihr Heim: 


! 


fall an den Lehenherrn eintreten. Welches Schickſal 
erbfolge im Sinne des 8 52 GBO. gilt. Werden 


die mit dem Fideikommiſſe verbundenen Lehen haben 
werden, iſt noch nicht entſchieden. Denn das in 
dem Geſetze vom 18. März 1919 über die Auf⸗ 
löſung der Lehen vorbehaltene Ausführungsgeſetz 
iſt noch nicht erlaſſen. Es bleibt alſo vorerſt in 
dieſer Hinſicht beim geltenden Rechte, d. h. der 


Fideikommißbeſitzer benutzt und verwaltet ein mit 


dem Fideikommiſſe verbundenes Lehen wie das 
ſonſtige Fideikommißvermögen, er muß aber gewärtig 
ſein, daß ihm dieſer Beſtandteil des Fideikommiſſes 
entzogen wird oder daß er nicht oder nur unter 
gewiſſen Vorausſetzungen auf ſeinen Nachfolger 
übergeht. 

3. Nach dem $ 100 des Fideikommißedikts 
find im Falle der Auflöſung des Fideikommiſſes 
die aus einer königlichen Dotation herrührenden 
Beſtandteile an den Staat zurückzugeben. Dieſe 
Vorſchrift 
des Fideikommiſſes aus einem der im 8 93 des 
Edikts bezeichneten Gründe, insbeſondere auf den 
Fall des Ausſterbens der Familie berechnet. 
Da es bei der geſetzlichen Aufhebung der Fidei⸗ 


it auf den Fall des Frloſchens v. DieRechtsſtellung des Fideikommiß⸗ 


kommiſſe eine große Härte gegen die Familie be⸗ 


deuten würde, wenn dieſe die aus einer königlichen 
Dotation herrührenden Beſtandteile des Fidei⸗ 


kommiſſes ohne weiteres und unter allen Um: | 21 \ obe 5 
Sinne dieſer Vorſchriften gelten der Fideikommiß⸗ 


ſtänden verlieren würde, ſchreibt der $ 7 Abſ. 2 
AV. vor, daß der Heimfall der aus einer könig⸗ 
lichen Dotation ſtammenden Beſtandteile des Fidei⸗ 
kommiſſes nur mit der gleichen Maßgabe erfolgen 
ſoll, unter der ein Lehen nach dem Geſetz über 
die Auflöſung der Lehen und dem noch ergehenden 
Ausführungsgeſetze hierzu an den Staat heimfällt. 

4. Das Fideikommißvermögen unterliegt wie 
jedes andere Vermögen den Vorſchriften über den 
Schutz des guten Glaubens, insbeſondere alſo den 
Vorſchriften über den Schutz des guten Glaubens 
im Grundbuchverkehr (Art. 61 EG. z. BGB.). 
Gegen die Gefahren, die dem Fideikommiſſe aus 
dem Schutze des guten Glaubens im Grundbuch— 
verkehr drohen, war das Fideikommiß im bis: 
herigen Rechte dadurch geſichert, daß im Grund— 
buch die Eigenſchaft als Fideikommiß eingetragen 
war. Die Fideikommiſſe ſind jetzt aufgehoben, 
das Fideikommißvermögen iſt allod geworden, wenn 
auch beſchränkt durch das Recht des nächſten An⸗ 
wärters oder des Anfallberechtigten. Nachdem das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Fideikommißbeſitzer 
und dem nächſten Anwärter oder dem Anfall— 
berechtigten nach dem Vorbilde der Vorerbſchaft 
geſtaltet iſt, müßte an ſich auch bei Fideikommiſſen 
künſtig ein Vermerk eingetragen werden, der dem 
im 8 52 GBO. vorgeſehenen Vermerke über das 
Recht des Nacherben entſpricht. Da dies aber 
eine Beläftigung der Grundbuchaͤmter und eine 
vermeidbare Belaſtung der Grundbücher bedeuten 


die 


| 
| 
| 


würde, ſchreibt der 8 9 AV. vor, daß der im 
Grundbuch eingetragene Vermerk über die Zuge⸗ 
hörigkeit zu einem Familienfideikommiſſe (88 301 ff. 
Grundbuchdienſtanweiſung) als Vermerk der Nach⸗ 


Grundſtücke oder Rechte an ſolchen nach der Auf⸗ 
hebung der Fideikommiſſe zufolge Surrogation dem 
Fideikommiſſe einverleibt, ſo iſt die Zugehörigkeit 
zum Fideikommiſſe auf Antrag eines Beteiligten 
im Grundbuch einzutragen; um die Eintragung 
hat das Fideikommißgericht zu erſuchen, wenn es 
von der Einverleibung Kenntnis erhält. 

Iſt die Eintragung des im 8 9 vorgeſehenen 
Vermerks unterblieben, ſo kann der Anwaͤrter⸗ 
pfleger die Berichtigung des Grundbuchs durch 
nachträgliche Eintragung auf Grund des 8 22 Abſ. 1 
der Grundbuchordnung herbeiführen; auf die Be⸗ 
richtigung kann er auch klagen (88 894 ff. BGB.). 
Der Vermerk darf nicht ohne die Zuſtimmung des 
Anwärterpflegers gelöſcht werden. 


beſitzers und der Anwärter. Der An⸗ 


wärterpfleger. 


I. Auf die Rechtsſtellung des Fideikommiß⸗ 
beſitzers erklärt der 88 Abſ. 1 der AV. die für 
Vorerbſchaft geltenden Vorſchriften der 
88 2113 — 2120, 2123 — 2135, 2139, 2142, 
2143 BGB. für entiprechend anwendbar. Im 


beſitzer als Vorerbe, derjenige, dem das Fidei⸗ 
kom mißvermögen nach dem Tode des Fideikommiß⸗ 
beſitzers anfällt, als Nacherbe und die Fideikommiß⸗ 
gläubiger als Nachlaßgläubiger. 


Soweit dem Nacherben nach den angeführten 
Vorſchriften des BGB. gewiſſe Rechte zuſtehen 
oder gewiſſe Pflichten obliegen, insbeſondere ſoweit 
der Vorerbe zu einer Maßnahme der Mitwirkung, 
insbeſondere der Einwilligung des Nacherben be⸗ 
darf, käme an ſich derjenige Nachfolgeberechtigte in 
Betracht, dem das Fideikommißvermögen nach dem 
Tode des Fideikommißbeſitzers anfällt, d. i. der 
nächſte Anwärter oder, wenn ein Anwärter nicht 
vorhanden iſt, das Fideikommiß dagegen nach dem 
Fideikommißſtatut beim Ausſterben der Familie 


einem anderen anfällt ($ 5 A V.), der Anfall: 


berechtigte. Auf wen das Fideikommiß nach dem 
Tode des Fideikommißbeſitzers übergeht, richtet ſich 
nach dem Stande der Anwärter in dieſem Zeit⸗ 
punkte. Für die Frage, welchem Anwärter die aus 


8 8 der AV. ſich ergebenden Rechte und Pflichten 


zukommen, insbeſondere für die Frage, welcher Ans 


wärter bei einer Maßnahme des Fideikommiß⸗ 
beſitzers gemäß 88 der AV. mitzuwirken hat, kommt 
alſo nicht in Betracht, wer im Zeitpunkte der 
Vornahme der Maßnahme, ſondern wer im Zeit⸗ 
punkte des Todes des Fideikommißbeſitzers der 
nächſte Anwärter iſt. Wer das iſt, laßt fich vor 
dem Tode des Fideikommißbeſitzers nicht mit 
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Sicherheit ſagen, denn durch den Tod oder die 
ſpätere Geburt von Anwärtern können Verſchie⸗ 
bungen im Stande der Anwärter eintreten. Ins⸗ 
beſondere kann einem Fideikommißbeſitzer, der zur⸗ 
zeit überhaupt keinen Anwärter hat, ſpäter ein 
Anwärter geboren werden. Um die hieraus ſich 
ergebenden Schwierigkeiten zu vermeiden und auch 
um im Intereſſe des Fideikommißbeſitzers die Mit⸗ 
wirkung der Anwärter zu vereinfachen, beſtimmt 
der § 8 Abſ. 2 der A V., daß die Rechte, welche nach 
den angeführten Vorſchriften des BGB. demjenigen, 
dem das Fideikommißvermögen nach dem Tode 
des Fideikommißbeſitzers anfällt, als Nacherben zu⸗ 
ſtehen, und die Pflichten, die ihm als Nacherben 
5 durch einen Pfleger wahrgenommen 
werden. 


II. Aus den angeſührten Vorſchriften des BGB. 
über die Vorerbſchaft ergibt fi: 

1. Die Verfügungsmacht des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers. Der Fideikommißbeſitzer kann 
im allgemeinen über die zum Fideikommiſſe ge⸗ 
hörenden Gegenſtände verfügen, ohne der Zuſtim⸗ 
mung der Anwärter bzw. des Anwärterpflegers zu 
bedürfen (8 10 AV.) . Hiervon gelten folgende Aus: 
nahmen: 

a) Verfügt der Fideikommißbeſitzer über ein 
Fideikommißgrundſtück oder über ein zum Fidei⸗ 
kommiſſe gehörendes Recht an einem Grundſtück 
z. B. eine Hypothek, ſo iſt die Verfügung inſoweit 
unwirkſam, als ſie das Recht des nachfolgeberech⸗ 
tigten Anwärters oder des Anfallberechtigten be⸗ 
einträchtigt ($ 2113 Abſ. 1 BGB.). 

Eine Verfügung beeinträchtigt das Recht des 
Nachfolgers im Fideikommiſſe, wenn ſie ſein Recht 
juriſtiſch mindert oder belaſtet. Entſcheidend iſt 
der juriſtiſche Charakter der Verfügung; die wirt⸗ 
ſchaftliche Abſchätzung des zugrundeliegenden Kauſal⸗ 
geſchäfts iſt bedeutungslos. Ob die Verfügung 
eine entgeltliche oder unentgeltliche iſt und ob das 
Entgelt zulänglich iſt oder nicht, iſt daher gleich⸗ 
gültig. Die Unwirkſamkeit der Verfügung des 
Fideikommißbeſitzers kann von jederman, der an 
der Wirkſamkeit rechtlich beteiligt iſt, geltend ge⸗ 
macht werden. Die Unwirkſamkeit beſteht aber nur, 
wenn es zur Nachfolge eines Anwärters oder des 
Anfallberechtigten in das Fideikommiß kommt, und 
nur ſoweit, als die Verfügung das Recht des Nach⸗ 
folgers im Fideikommiſſe beeinträchtigt. Daraus 
folgt, daß die Verfügung unbeſchränkt wirkſam iſt, 
wenn beim Tode des Fideikommißbeſitzers Anwaͤrter 
bzw. Anſallberechtigte nicht oder nicht mehr vor⸗ 
handen ſind oder wenn die Verfügung nur für 
die Dauer der Beſitzzeit des Fideikommißbeſitzers 
erfolgt. 

Die Zuſtimmung des Nachfolgers im Fidei⸗ 
kommiſſe bzw. des Anwärterpflegers macht die Ver⸗ 
fügung unbeſchränkt wirkſam. 

Iſt der im 8 9 der AV. vorgeſehene Vermerk 
der Zugehörigkeit des Grundſtücks oder Grundſtücks⸗ 
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rechts zum Fideikommiß im Grundbuch eingetragen, 
ſo iſt der Gefahr einer Beeinträchtigung oder Ver⸗ 
eitelung des Rechtes des Nachfolgers im Fidei⸗ 
kommiſſe vorgebeugt. Die den Verfügungen des 
Fideikommißbefitzers über zum Fideikommiſſe ge⸗ 
hörende Grundſtücke oder Grundſtücksrechte ent» 
ſprechenden Eintragungen in das Grundbuch find 
daher, wenn der bezeichnete Vermerk erfolgt iſt, 
ohne weiteres vorzunehmen; darauf, ob der Nach⸗ 
folger im Fideikommiſſe bzw. der Anwärterpfleger 
zuſtimmte, kommt es ſolchenfalls nicht an. Nur 
bei Löſchungen iſt die Rechtslage eine andere, da 
eine nur bedingt wirkende Löſchung dem Grund⸗ 
buchrechte fremd iſt. Für Löſchungen iſt ſomit, 
auch wenn jener Vermerk eingetragen iſt, die Zu⸗ 
ſtimmung des Anwärterpflegers erforderlich. 

Auf Grund einer Verfügung des Fideikommiß⸗ 
beſitzers über ein zum Fideikommiſſe gehörendes 
Grundſtück oder Grundſtücksrecht kann mithin eine 
Eintragung im Grundbuch nur erfolgen, wenn die 
Verfügung ſich auf die Dauer der Beſitzzeit des 
Fideikommißbeſitzers beſchränkt oder der Anwärter⸗ 
pfleger einwilligt oder — für den Fall einer 
Uebertragung oder Belaſtung, aber nicht einer 
Löſchung — die Zugehörigkeit des Grundſtlücks 
oder Grundſtücksrechts zum Fideikommißvermögen 
nach $ 9 der AB. im Grundbuch eingetragen iſt. 

b) Macht der Fideikommißbeſitzer aus dem 
Fideikommiſſe eine Schenkung oder erfüllt er ein 
von ihm erteiltes Schenkungsverſprechen mit Mitteln 
des Fideikommiſſes, ſo tritt die gleiche rechtliche 
Unwirkſamkeit ein wie im vorigen Falle ($ 2113 
Abi. 2 BGB.). Es iſt dabei gleichgültig, welches 
der Gegenſtand der Schenkung iſt. 

Mit Zuſtimmung des Anwaäͤrterpflegers kann 
der Fideikommißbeſitzer auch Schenkungen aus dem 
Fideikommiſſe machen. Freilich wenn der nachfolge⸗ 
berechtigte Anwärter minderjährig oder bevormundet 
iſt, kann mit Rückſicht auf die 83 1641, 1801 des 
BGB. der Pfleger zu einer Schenkung die Bus 
ſtimmung nicht erteilen. In ſolchem Falle iſt daher 
eine Schenkung aus dem Fideikommiſſe — mit 
Ausnahme von Schenkungen, durch die einer ſitt⸗ 
lichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen wird, — nicht 
möglich. 

c) Die Zwangsvollſtreckung wegen Schulden 
des Fideikom mißbeſitzers kann zwar gegen die zum 
Fideikommiſſe gehörenden Gegenſtände gerichtet 
werden. Aber die in der Zwangsvollſtreckung ge⸗ 
troffenen Verfügungen ſind in derſelben Weiſe un⸗ 
wirkſam wie die erwähnten Verfügungen des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers ($ 2115 Satz 1). Unbeſchraͤnkt 
wirkſam find die Verfügungen in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung, wenn der Anſpruch eines Fideikommiß⸗ 
gläubigers oder ein Recht an einem zum Fidei⸗ 
kommißvermögen gehörenden Gegenſtande geltend 
gemacht wird, das dem Fideikommißnachfolger 
gegenüber wirkſan iſt ($ 2115 Satz 2). Hienach 
iſt die Zwangsvollſtreckung insbeſondere dann wirk⸗ 


jam, wenn fie wegen eines Rechtes erfolgt, das 
der Fideikommißbeſitzer mit Zuſtimmung des 
Anwäͤrterpflegers beſtellt hat, z. B. wegen des 
Anſpruchs aus einer mit Zuſtimmung des Pflegers 
beſtellten Hypothek. 

Das Geſagte gilt auch für Arreſtvollziehung 
und Verfügungen des Verwalters im Konkurſe 
über das Vermögen des Fideikommißbeſitzers 
(S 2115). 

Nach 8 773 der ZPO. ſoll ein Gegenſtand, 
der zu einer Vorerbſchaft gehört, nicht im Wege 
der Zwangsvollſtreckung veräußert oder überwieſen 
werden, wenn die Veräußerung oder die Ueber⸗ 
weiſung im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
nach $ 2115 des BGB. dem Nacherben gegenüber 
unwirkſam iſt. Der Nacherbe kann ſchon vor dem 
Eintritte der Nacherbfolge nach Maßgabe des 8 771 
der ZPO. Widerſpruch erheben. Die Vorſchrift 
des 8 773 der ZPO. iſt auf die Fideikommiſſe 
nicht ausdrücklich übertragen, an ihrer analogen 
Anwendbarkeit iſt A| nicht zu zweifeln. 

Gleiches gilt von dem entſprechenden Verbote 
im Konkurs über das Vermögen des Vorerben 
(8 12b KO.). 

d) Wenn zum Fideikommiſſe eine Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld gehört, iſt der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer zur Kündigung und zur Einziehung 
berechtigt. Er kann aber nur verlangen, daß das 
Kapital an ihn nach Beibringung der Einwilligung 
des Anwärterpflegers gezahlt oder daß es für ihn 
und den Fideikommißnachfolger gemeinſam hinter⸗ 
legt wird. Andere Verfügungen über die Hypothek, 
Grundſchuld oder Rentenſchuld z. B. die Abtretung, 
die Löſchungsbewilligung, unterliegen den allge⸗ 
meinen Vorſchriften, die für die Verfügung des 


Fideikommißbeſitzers über Rechte an Grundſtücken 


nach § 2113 gelten ($ 2114). 


e) Ueber die zum Fideikommiſſe gehörenden 


Inhaberpapiere kann der Fideikommißbeſitzer an 
ſich verfügen, er muß aber auf Verlangen des 
Anwärterpflegers die Inhaberpapiere nebſt den 
Erneuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle 
oder der Reichsbank mit der Beſtimmung hinter⸗ 
legen, daß die Herausgabe nur mit Zuſtimmung 
des Pflegers verlangt werden kann ($ 2116 Abſ. 1). 
Hat die Hinterlegung ſtattgefunden, ſo kann der 
Fideikommißbeſitzer nur mit Zuſtimmung des 
Pflegers über die Papiere verfügen ($ 2116 Abſ 2). 
Der Fideikommißbeſitzer kann die Hinterlegung ab— 
wenden, indem er die Papiere mit der Beſtimmung, 
daß er über ſie nur mit Zuſtimmung des Pflegers 
verfügen kann, auf ſeinen Namen umſchreiben oder 
in Buchforderungen verwandeln läßt (8 2117). 
Gehören Buchforderungen zum Fideikommiß— 
vermögen, ſo muß der Fideikommißbeſitzer auf Ver⸗ 
langen des Pflegers dieſen Vermerk in das Schuld— 
buch eintragen laſſen ($ 2118). 

2. Daraus, daß der Fideikommißbeſitzer im 
übrigen nicht gehindert iſt, über einen Fideikommiß⸗ 
gegenſtand frei zu verfügen ($ 10 A V.), folgt, 
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daß er der Zuſtimmung des Anwärterpflegers ins⸗ 
beſondere nicht zur entgeltlichen Verfügung über 
Forderungen (außer es b erde e über 
Wertpapiere (außer wenn fie hinterlegt find), über 
Mobilien und über Koſtbarkeiten bedarf. 

Was der Fideikommißbeſitzer infolge ſeiner Ver⸗ 
fügung über einen Fideikommißgegenſtand erwirbt, 
gehört nicht ihm, ſondern wird als Surrogat des 
verfügten Gegenſtandes Beſtandteil des Fidei⸗ 
kommißvermögens (8 6 A V.). Trotz der ziemlich 
freien Verfügungsmacht des Fideikommißbeſitzers 
iſt alſo möglichſt dafür geſorgt, daß das Fidei⸗ 
kommißvermögen auf den Fideikommißnachfolger 
ungeſchmälert übergeht. 

3. Da Prozeßführung über einen 
Gegenſtand nicht Verfügung über ihn iſt, iſt 
die Aktiv» und Paſſivlegitimation des Fideikommiß⸗ 
beſitzers in Rechtsſtreitigkeiten, die ſich auf das 
Fideikommiß beziehen, unbeſchränkt. Das ergangene 
Urteil kommt nach dem analog anwendbaren $ 326 
der ZPO. auch dem Fideikommißnachfolger zugute, 
wenn es zugunſten des Fideikommißbeſitzers aus⸗ 
gefallen iſt und über eine Fideikommißſchuld oder 
einen Fideikommißgegenſtand ergeht. Nur wenn 
der Fideikommißbeſitzer über einen ſolchen Gegen⸗ 
ſtand ohne Zuſtimmung des Anwärterpflegers zu 


verfügen befugt iſt, wirlt es auch gegen den Fidei⸗ 


kommißnachfolger. Hierin liegt eine weſentliche 
Abweichung vom bisherigen Rechte, nach welchem 
für die Wirkſamkeit des Urteils nur die Grund⸗ 
ſaͤtze über die Rechtsnachfolge entſcheidend waren. 

4. Die Verwaltung des Fideikommiß— 
vermögens hat der Fideikommißbeſitzer ordnungs⸗ 
gemäß zu führen ($ 2130). Er haftet aber nur 
für diejenige Sorgfalt, die er in eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegt (§ 2131). Veränderungen 
oder Verſchlechterungen von Fideikommißſachen, 
die durch ordnungsmäßige Benützung herbeigeführt 
werden, hat er nicht zu vertreten (§ 2132). Eine 
beſondere Verpflichtung trifft ihn in Bezug auf 
Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft dauernd anzulegen iſt. Er muß es 
mündelſicher anlegen ($ 2119). 

Wenn zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Fideikommißvermögens, insbeſondere zur Berich⸗ 
tigung von Verbindlichkeiten, für welche das Fidei⸗ 
kommiß haftet, eine Verfügung über einen Fidei⸗ 
kommißgegenſtand notwendig iſt, zu deren unbe⸗ 
ſchraͤnkter Wirkſamkeit die Zuſtimmung des Nach⸗ 
folgers im Fideikommiſſe erforderlich iſt, iſt der 
Anwärterpfleger verpflichtet, ſeine Einwilligung zur 
Verfügung zu erteilen ($ 2120). Darüber hinaus 
geſtattet der $ 8 Abſ. 3 der AV. dem Fidei⸗ 
kommißgerichte, zu Verfügungen über Grundftüde 
oder Rechte an Grundſtücken die Zuſtimmung des 
Pflegers zu erſetzen, auch wenn die Verfügung 
nicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Fidei⸗ 
kommiſſes notwendig iſt. An beſondere Bedingungen 
iſt die Erſetzung im 8 8 Abf. 3 nicht geknüpft. 
Nach der Begründung zur AB. iſt indeſſen nur 
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an die Fälle gedacht, daß die durch das Recht des Fideikommißbeſitzer das Recht über Fideikommiß⸗ 
nächſten Anwärters noch beſtehende Gebundenheit | gegenftände zu verfügen (§ 2129). Wird die Sicher⸗ 
des Fideikommißbeſitzers einer Grundſtückveräuße⸗ heit nachträglich geleiſtet, jo iſt die Verwaltung auf: 
rung oder Belaſtung entgegenſtehen könnte, die an zuheben. Hiermit kehrt das Verfügungsrecht wieder 
ſich wirtſchaftlich vorteilhaft oder im ſozialen In: zum Fideikommißbeſitzer zurück (8 2128, 8 1052 
tereſſe gelegen iſt. Abſ. 3). 

5. Der Sicherung des nachfolgeberech⸗ 6. Die Nutzungen des Fideikommiß⸗ 
tigten Anwärters dient — abgeſehen von vermögens gebühren dem Fideikommißbeſitzer. 
der ſchon erwähnten Verpflichtung des Fideikommiß⸗ Für die zeitliche Verteilung der Nutzungen beim 
beſitzers, das Fideikommißvermögen ordnungsgemäß Tode des Fideikommißbeſitzers gelten die allgemeinen 
zu verwalten, — die Anwendbarkeit der 88 2123, Vorſchriften des 8 103 des BGB. 

2127—2129 des BGB. Nicht anwendbar ſind Zieht der Fideikommißbeſitzer Früchte den 
dagegen die Vorſchriften der 88 2121, 2122 des Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider 
BGB., welche den Nacherben dadurch fichern, daß oder zieht er Früchte im Uebermaß, weil dies in⸗ 
er ein Verzeichnis der Erbſchaftsgegenſtände und folge eines beſonderen Ereigniſſes z. B. infolge 
die Feſtſtellung des Zuſtands der Erbſchaftsſachen eines Windbruchs notwendig geworden iſt, ſo wird 
fordern kann. Dieſe Rechte hat der Anwärter⸗ der Fideikom mißbeſitzer Eigentümer der Früchte. 
pfleger gegenüber dem Fideikommißbeſitzer nicht. Aber ſoweit der Wert der Früchte nach den Regeln 

a) Bei gewiſſen Gegenſtänden, bei denen die einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zur Wiederher⸗ 
Gefahr einer unwirtſchaftlichen Ausnutzung nahe ſtellung der Hauptſache zu verwenden iſt, muß er 
liegt, wie bei einem Walde oder Bergwerke, kann die Früchte hiezu verwenden. Iſt eine ſolche Ver⸗ 
ſowohl der Fideikommißbeſitzer als auch der An⸗ wendung nicht notwendig, ſo kann er den Wert 
wärterpfleger verlangen, daß im voraus ein Wirt⸗ der Früchte inſoweit behalten, als er in der Folge⸗ 
ſchaftsplan feſtgeſtellt wird, der das Maß der zeit am Fruchtgenuß durch den ordnungswidrigen 
Nutzung und die Art der wirtſchaftlichen Behand⸗ oder übermäßigen Fruchtbezug beeinträchtigt wird. 
lung beſtimmt (8 2123). Anderenfalls iſt jener Wert beim Tode des Fidei⸗ 

b) Wenn Grund zur Annahme beſteht, daß kommißbeſitzers aus ſeinem Nachlaſſe herauszuzahlen 
der Fideikommißbeſitzer durch ſeine Verwaltung (8 2133). | 
die Rechte der Anwärter erheblich verletzt, kann 7. Die Koſten und Laſten des Fidei⸗ 
der Anwärterpfleger von dem Fideikom mißbeſitzer kommißvermögens find teils vom Jidei⸗ 
Auskunft über den Beſtand des Fideikommiß—⸗ | kommißbeſitzer teils aus dem Fideikommiſſe zu be: 
vermögens verlangen (§ 2127). Für die Auskunfts- ſtreiten. Für ihre Tragung find die 88 2124 — 2126 
pflicht gelten die allgemeinen Vorſchriften des des BGB. maßgebend. 

8 260 und des 8 261 Abſ. 2, 3 des BGB. Der Hiernach trägt der een die ge: 

Fideikommißbeſitzer hat hiernach dem Pfleger ein wöhnlichen Erhaltungskoſten (3 2124 Ab}. 1). Da: 

Verzeichnis des Beſtandes vorzulegen und, wenn | runter fallen die gewöhnlichen Laſten wie Abgaben, 
| 


Grund zu der Annahme befteht, daß das Ver: Renten, Zinſen der Fideikommißſchulden, die üb: 
zeichnis nicht mit der erforderlichen Sorgfalt her⸗ lichen Verſicherungsprämien, ferner die Auſwen⸗ 
geſtellt iſt, auf Verlangen des Pflegers den Offen- dungen für die Erhaltung der Sache in ihrem 
barungseid zu leiſten. wirtſchaftlichen Beſtande einſchließlich der zur ge: 

c) Wird durch das Verhalten des Fideikommiß⸗ wöhnlichen Unterhaltung gehörenden Ausbeſſerungen 
beſitzers oder durch ſeine ungünſtige Vermögenslage und Erneuerungen. Andere Aufwendungen, die 
die Beſorgnis einer erheblichen Verletzung der Rechte der Fideikommißbeſitzer zum Zwecke der Erhaltung 
des Nachfolgers im Fideikommiſſe begründet, ſo | von Fideikommißgegenſtaͤnden macht, kann er aus 
kann der Anwärterpfleger vom Fideikommißbeſitzer | dem Fideikommißvermögen beftreiten (8 2124 Abſ. 2 
Sicherheitsleiſtung verlangen. Falls der Fidei⸗ Satz 1). Er kann zu dieſem Zwecke z. B. eine 
kommißbeſitzer zur Sicherheitsleiſtung vom Fidei⸗ bewegliche Sache veräußern und mit dem Erlöſe 
kommißgerichte rechtskräftig verurteilt worden iſt, die Koſten der Aufwendung decken. Soweit zur 
kann ftatt der Sicherheitsleiſtung auch die Anord-] Verfügung über Fideikommißvermögen die Zu⸗ 
nung einer Verwaltung des Fideikommiſſes ver- [ſtimmung des Anwärterpflegers erforderlich iſt, 
langt werden (58 2128, 1052). Vorausſetzung für bedarf der Fideikommißbeſitzer der Zuſtimmung 
die Anordnung der Verwaltung iſt der erfolgloſe | auch dann, wenn er die Verfügung vornehmen will, 
Ablauf einer vom Fideikommißgericht auf Antrag um aus dem Gegenwerte die Koſten einer Auf 
des Pflegers beſtimmten Friſt zur Sicherheits⸗ | wendung zu decken, die ihm nicht zur Laſt fällt. 
leiſtung. Der Verwalter wird vom Fideikommiß⸗ Macht der Fideikommißbeſitzer auf das Fidei⸗ 
gerichte beſtellt und ſteht unter deſſen Aufſicht wie kommiß Verwendungen, die nicht unter die gewöhn⸗ 
ein für die Zwangsverwaltung von Grundſtücken lichen Erhaltungskoſten fallen, aus ſeinem Ver⸗ 
beſtellter Verwalter (ZVG. 88 150 ff.). Verwalter mögen, jo iſt der Fideikommißnachfolger, wenn er 
kann auch der Pfleger oder ein Anwärter ſein. zur Nachfolge gelangt, zum Erſatze verpflichtet 
Wird die Verwaltung angeordnet, fo verliert der (8 2124 Abi. 2 Satz 2). 
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Verwendungen, die nicht Erhaltungskoſten find, 
unterſtehen den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (8 2125). Der Fideikommiß⸗ 
nachfolger hal ſie alſo nur inſoweit zu erſetzen, als 
das Unternehmen, dem ſie dienten, dem wirklichen 
oder mutmaßlichen Willen des Fideikom mißnach⸗ 
folgers und ſeinem Intereſſe entſpricht oder von 
ihm oder dem Anwaͤrterpfleger genehmigt iſt und 
die Aufwendungen von dem Fideikommißbeſitzer 
als zur Durchführung dieſes Unternehmens er⸗ 
forderlich den Umſtänden nach betrachtet werden 
durften. Fehlt es an dieſen Vorausſetzungen, ſo 
tritt nur Haftung nach den Grundſätzen der un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung ein (88 683 ff.). 

Die Laſten des Fideikommiſſes trägt im all⸗ 
gemeinen der Fideikommißbeſitzer für die Dauer 
ſeines Rechtes. Ueber ihre zeitliche Verteilung ent⸗ 
ſcheiden die Vorſchriften des 8 103 des BGB. 
Die außerordentlichen Laſten, die auf den Stamm⸗ 
wert des Fideikommiſſes gelegt ſind, hat der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer nicht zu tragen. Solche Laſten 
werden wie außerordentliche Erhaltungskoſten be⸗ 
handelt (8 2126). 

8. Mit dem Tode des Fideikommiß⸗ 
beſitzers geht das Fideikommißvermögen kraft 
Geſetzes auf den naͤchſten Anwärter oder deu Anfall⸗ 
berechtigten über (5 2139). Der Nachfolgeberech⸗ 
tigte kann die Nachfolge in das Fideikommiß aus⸗ 
ſchlagen ($ 2142). Hiezu iſt er ſchon vor dem 
Tode des . berechtigt. 

Nach dem Tode des Fideikommißbefitzers iſt 
das Fideikommißvermögen (oben IV) dem nächſten 
Anwärter oder dem Anfallberechtigten in dem Zus 
ſtande herauszugeben, der ſich bei einer bis zur 
Herausgabe fortgeſetzten ordnungsmäßigen Ver⸗ 
waltung ergibt (8 2130 Satz 1). Demzufolge 
kann der Nachlaß des Fideikommißbeſitzers für 
Beſtellungskoſten und ſonſtige laufende Aufwen⸗ 
dungen keinen Erſatz verlangen, auch wenn die 
damit erzielten Früchte in die Zeit nach dem Tode 
des Fideikommißbeſitzers fallen. Eine Ausnahme 
beſteht nur bei einem landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke. Hier kommen für die Beſtellungskoſten die 
Grundſaͤtze zur Anwendung, welche für die Pacht 
gelten, wenn die Pacht während des Pachtjahres 
endigt ($ 2130 Satz 2, 8 592). Bei einem Land⸗ 
gute gilt weiters der Grundſatz des 8 593 über 
die Zurücklaſſung der zur Fortführung der Wirt⸗ 
ſchaft erforderlichen Erzeugniſſe und des auf dem 
Gute gewonnenen Düngers. 

Wenn der Fideikommißbeſitzer einen zum gidei⸗ 
kommiſſe gehörenden Gegenſtand für ſich verwendet 
hat, muß aus ſeinem Nachlaſſe dem Nachfolger im 
Fideikommiſſe der Wert erſetzt werden ($ 2134). 

Hat der Fideikommißbeſitzer ein Fideikommiß⸗ 
grundſtück oder einen Raum darauf ($ 580) ver: 
mietet oder verpachtet, ſo tritt der Nachfolger im 
Fideikommiſſe mit dem Tode des Fideikommiß⸗ 
beſitzers in das Miet⸗ oder Pachtverhältnis ſo ein, 
wie bei der Veräußerung des vermieteten, dem 


Mieter ‚überlafjenen Grundſtücks der neue Eigen⸗ 
tümer in das Mietverhältnis eintritt (8 2135). 
Der Fideikommißnachfolger kann aber das Ver⸗ 
haͤltnis unter Einhaltung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſt künden. Der Mieter oder Pächter kann ihn 
unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt auf⸗ 
fordern ſich darüber zu äußern, ob er künden wolle; 
die Kündigung iſt dann nur bis zum Ablaufe der 
Friſt zulaͤſſig. Hat der Fideikommißbeſitzer beweg⸗ 
liche Sachen vermietet oder verpachtet, ſo muß der 
Fideikommißnachfolger den Miet⸗ oder Pachtvertrag 
ohne Kündigungsmöglichkeit aushalten. 

III. Für den Pfleger, welcher die aus der Nach⸗ 
erbenſtellung des Fideikommißnachfolgers ſich er⸗ 
gebenden Rechte und Pflichten wahrzunehmen hat, 
empfiehlt ſich der Kürze halber die Bezeichnung 
Anwärterpfleger, obgleich der von ihm Vertretene 
nicht nur ein Anwärter, ſondern auch ein Anfall⸗ 
berechtigter ſein kann. 

1. Ein Anmwärterpfleger iſt ſtets zu beſtellen. 
Auch wenn gegenwärtig ein Anwärter nicht vor⸗ 
handen und im Fideikommißſtatut auch ein Anfall⸗ 
berechtigter nicht vorgeſehen iſt, muß ein Anwärter⸗ 
pfleger beſtellt werden. Denn wie ſchon unter I 
bemerkt iſt, richtet ſich die Nachfolgeberechtigung 
und damit die Frage, ob der Fideikommißbeſitzer 
durch die Rechte desjenigen, an den das Fidei⸗ 
kommiß nach ſeinem Tode fällt, beſchränkt iſt, nach 
der Zeit des Todes des Fideikommißbefitzers. Auch 
wenn jetzt ein Anwärter nicht vorhanden iſt, kann 
ſpaͤter ein ſolcher geboren werden. Aus dem Ge⸗ 
ſagten folgt zugleich, daß es auf die Pflegſchaft 
ohne Einfluß iſt, wenn ſpäter die Anwärter ſämtlich 
wegfallen. 

Daß ein Anwärterpfleger ſtets zu beſtellen iſt, 
ſteht nicht im Widerſpruche damit, daß, wenn ein 
Anwärter nicht oder nicht mehr vorhanden ift und 
auch ein Anfallsrecht (S 5 AV.) nicht beſteht, die 
Allodifikation des Fideikomm iſſes bei Lebzeiten des 
Fideikommißbefitzers eintritt. Dieſer iſt zwar 
ſolchenfalls, wie oben S. 369 unter III bemerkt 
wurde, berechtigt über das Fide ikommißvermögen 
unter Lebenden wie von Todes wegen frei zu ver⸗ 
fügen. Allein dies gilt nur für ſeine materielle 
Verfügungsmacht und auch nur unter dem Vor⸗ 
behalte, daß nicht ſpäter ein Anwärter geboren 
wird (ogl. auch den Satz 2 des § 27 Abſ. 1 der 
AV. und unten VII D). Denn daß, wenn ein 
Anwärter nicht vorhanden iſt, die Allodifikation 
ſchon bei Lebzeiten des Fideikommißbeſitzers eins 
getreten iſt, laßt ſich mit Sicherheit erſt mit dem 
Tode des Fideikommißbeſitzers feſtſtellen. Die 
Wirkſamkeit der vorher ohne die Zuſtimmung des 
Anwärterpflegers getroffenen Verfügungen, die der 
Fideikommißbeſitzer nach den 88 2113 ff. ohne dieſe 
Zuſtimmung nicht mit Wirkſamkeit gegen ſeinen 
Nachfolger vornehmen kann, hängt alſo bis zum 
Tode des Fideikommißbeſitzers in der Schwebe. 
Iſt auch in dieſem Zeitpunkte ein Anwärter (Anfalls⸗ 
berechtigter) nicht vorhanden, ſo ſtellt ſich die Ver⸗ 
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fügung als von Anfang an wirkſam heraus, es 
tritt nicht etwa Konvaleszenz ein. Weil die Wirk⸗ 
ſamkeit der Verfügung aber bei Lebzeiten des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers in der Schwebe iſt, fehlt ihm die 
formelle Verfügungsmacht in allen Fällen, in denen 
er ſein freies Verfügungsrecht formell nachweiſen 
muß, wie bei der Veräußerung von Grundſtücken. 

2. Den AV. ſtand bei der Regelung der Frage, 
wie die Rechte der Nachfolgeberechtigten wahrzu⸗ 
nehmen find, ein zweifacher Weg offen. Der eine 
Weg war der Anſchluß an die Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung, die zur Wahrung der Rechte des Nach⸗ 
erben angeordnet iſt ($ 2222 BGB.), der andere 
die Pflegſchaft zur Wahrung der Rechte eines un⸗ 
bekannten Nacherben (8 1913 BGB.). Die AV. 
haben den zweiten Weg gewaͤhlt. 

Die Anwärterpflegſchaft iſt eine landesrechtliche 
Pflegſchaft, für die der Mr. des 8 1915 des 
BGB. gilt, daß auf die Pflegſchaft die Vorſchriften 
über die Vormundſchaft Anwendung finden. 

Die Vorſchriften des Vormundſchaftsrechtes ſind 
zunächſt für die Beſtellung des Pflegers maß⸗ 
gebend, z. B. für die Frage, wer zum Amte des 
Pflegers unfähig (8 1780) oder untauglich (8 1781) 
iſt. Als Pfleger kann ein Anwärter oder Anfall⸗ 
berechtigter ausgewählt werden (§ 8 Abſ. 2 Satz 4 
AV.). Eine Mehrheit von Pflegern zu beſtellen 
iſt nicht unzuläſſig, aber wohl nur ſelten zweck⸗ 
mäßig. Nicht anwendbar iſt der $ 1785 (8 8 
Abſ. 2 Satz 3 A V.); es beſteht alſo keine Pflicht 
zur Uebernahme des Amtes des Pflegers. 

Aus den Vorſchrifſten des Vormundſchafts⸗ 
rechts ergeben ſich ferner die Verantwortlichkeit des 
Pflegers (3 1833), fein Anſpruch auf Erſatz von 
Aufwendungen ($ 1835) und auf Vergütung für 
die Führung der Pflegſchaft ($ 1836), die Fürſorge 
und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts (331837 FF.), 
das Ordnungsſtrafrecht und das Recht auf Aus: 
kunft über die Führung der Pflegſchaft durch den 
Pfleger ($ 1839), die Gründe der Beendigung des 
Amtes des Pflegers (88 1885— 1889), die Pflicht 
des Pflegers zur Rechenſchaſtsablage bei Beendigung 
ſeines Amtes (88 1890 ff.). 

Von den Vorſchriften über die Führung der 
Vormundſchaft (58 1793 ff.) find diejenigen un⸗ 
anwendbar, welche eine verwaltende Tätigkeit des 
Vormundes vorausſetzen, wie die über die Auf⸗ 
zeichnung des Mündelvermögens ($ 1802), die An⸗ 
legung des Mündelgeldes (88 1806 ff.) und die 
Hinterlegung von Wertpapieren (88 1814 ff.). Da: 
gegen dürften die Vorſchriften der 88 1812, 1813, 
1881 ff. über das Erfordernis der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts Anwendung finden. 
Ihre Anwendbarkeit iſt klar, wenn man die Zu⸗ 
ſtimmung zu der Verfügung eines anderen ſelbſt 
als eine Verfügung anſieht (hierüber vgl. aus der 
neueſten Literatur v. Thur im ArchZivPrax. 117 
S. 193). Aber auch wenn man dieſer Auffaſſung 
nicht beitritt, muß man m. E. als im Sinne der 


wenn die Notwendigkeit der Zuſtimmung auf einem 
Nacherbenrechte des Mündels beruht, die Zuſtim⸗ 
mung ſachlich die Bedeutung einer Verfügung über 
das eigene Recht des Mündels hat. Dementſprechend 
iſt, wenn zu den in den 88 1812, 1813, 1821}. 
bezeichneten Verfügungen des Fideikommißbeſitzers 
der Anwärterpfleger ſeine Zuſtimmung erteilt, auch 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
forderlich. 

3. Als Vormundſchaftsgericht wird das Fidei⸗ 
kommißgericht tätig (S 8 Abſ. 2 Satz 2 AV.) 
5 beſtellt den Pfleger und übt die Aufſicht über 
ihn. 

4. Der Anwäͤrterpfleger iſt der geſetzliche Ver: 
treter desjenigen, an den das Fideikommißvermögen 
nach dem Tode des Fideikommißbeſitzers fällt. Wer 
dies iſt, ſteht endgültig erſt im Zeitpunkte des 
Todes des Fideikommißbeſitzers feſt. Der Anwärter: 
pfleger iſt der Pfleger desjenigen, den es angeht 
(vgl. Planck, BGB. Erl. zu $ 1913). 

Die Anordnung einer Anwaäͤrterpflegſchaft hat 
ſelbſtverſtändlich auf die Geſchäftsfähigkeit der An⸗ 
wärter keinen Einfluß. Daß ſie ihre Prozeßfähigkeit 
nicht berührt, ergibt ſich aus 8 52 ZPO. Man 
könnte geneigt ſein hieraus zu folgern, daß die 
Rechte, welche den Anwärtern zuſtehen, ſowohl von 
dem zurzeit nächſten Anwärter als auch von dem 
Anwärterpfleger wahrgenommen werden können. 
So iſt das Verhältnis z. B. bei der Pflegſchaft 
über einen Gebrechlichen; zu Verfügungen über 
deſſen Vermögen ſind der Gebrechliche ſelbſt und 
ſein Pfleger gleichzeitig berechtigt (Planck, Erl. zu 
1910). Allein wenn der $ 8 Abſ. 2 der AV. 
beſtimmt, daß die Rechte, die dem Nachſolge⸗ 
berechtigten als Nacherben zuſtehen, von dem An⸗ 
wärterpfleger wahrzunehmen ſind, ſo bringt er 
damit zum Ausdrucke, daß dieſe Rechte nur von 
dem Anwärterpfleger wahrgenommen werden können. 
Der nächſte Anwärter iſt alſo z. B. nicht befugt 
das Recht auf Hinterlegung der Inhaberpapiere 
(S 2116) geltend zu machen. Das Verhältnis iſt 
das gleiche wie bei der Teſtamentsvollſtreckung zur 
Wahrung der Rechte des Nacherben ($ 2222). Eine 
Ausnahme dürfte nur für das Recht auf Auskunfts⸗ 
erteilung, auf Sicherheitsleiſtung und auf Entziehung 
der Verwältung (SS 2127, 2128) zu machen ſein. 
Denn der $ 37 Abſ. 1 Nr. 1 der AV. gibt gegen 
eine Verfügung des Fideikommißgerichts, welche 
die Auskunftspflicht des Fideikommißbeſitzers, ſeine 
Pflicht zur Sicherheitsleiſtung oder die Entziehung 
der Verwaltung betrifft, jedem Anwärter ſowie 
dem Anwärterpfleger das Recht der Beſchwerde. 
Aus dem Beſchwerderecht eines jeden Anwaͤrters 
dürfte zu folgern fein, daß jeder Anwärter (nicht 
nur der nächſte) in den bezeichneten Angelegenheiten 
auch das Recht der Antragſtellung beim Fidei⸗ 
kommißgericht hat. Beſonders liegen die Verhäͤlt⸗ 
niſſe bezüglich der Zuſtimmung des Nachfolgeberech⸗ 
tigten zu Rechtsgeſchäften des Fideikommißbeſitzers. 


88 1812, 1814, 1821 ff. gelegen annehmen, daß, | Wenn der Anmärterpfleger einem Rechtsgeſchäfte 
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des Fideikommißbeſitzers zuſtimmt, ſo bindet die 
Zuſtimmung die ſämtlichen Anwärter und Anfalls⸗ 
berechtigten. Wenn aber der Anwärterpfleger nicht 
zuſtimmt, dagegen ein Anwärter dieſem Rechts⸗ 
geichäfte zuſtimmt, jo dürfte dies zur Folge haben, 
daß, ſoferne dieſem Anwärter ſpäter wirklich das 
Fideikommißvermögen anfällt, die Verfügung des 
Fideikommißbeſitzers ſich als wirkſam erweiſt. 


Kommt es nicht zur Nachfolge in das Fidei⸗ 


kommißvermögen, weil ein Anwärter oder Anfall⸗ 
berechtigter im Zeitpunkte des Todes des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers nicht vorhanden iſt, ſo iſt das Ver⸗ 
haͤltnis für den Anwärterpfleger dasſelbe, wie wenn 
es bei der Pflegſchaft für einen unbekannten Nach⸗ 
erben nicht zur Nacherbfolge kommt. Ich darf in 
dieſer Hinſicht auf meine Ausführungen bei Planck, 
Erl. zu $ 1913 BGB. verweiſen. 

Daß der Anwaͤrterpfleger der Pfleger desjenigen 
iſt, den es angeht, iſt namentlich ſür die Frage 
von Bedeutung, gegen wen ſich der Anſpruch des 
Pflegers auf Vergütung und Erfatz ſeiner Auf⸗ 
wendungen richtet. Auch hier verweiſe ich auf 
meine Ausführungen bei Planck, BGB. $ 1913. 
Dem Anwärterpfleger iſt anzuraten, daß er ſich bei 


Uebernahme ſeines Amtes wegen ſeiner Anſprüche 


durch Vereinbarung mit dem Fideikommißbefitzer 
und dem nädften Anwärter ſichert. Aufgabe des 


Fideikommißgerichts iſt es auf eine folche Verein⸗ 


barung hinzuwirken. 


5. Ueber das Verhältnis des Pflegers zu den | 


Anwärtern ſchweigt die AV. Es bewendet daher 
bei den Vorſchriften des Vormundſchaftsrechts. 
Hieraus folgt z. B., daß der Anwärter nicht das 
Recht hat vom Pfleger Auskunft über den Stand 
der Pflegſchaft zu verlangen. Noch weniger kann 
er verlangen, daß er zur Führung der Pflegſchaft 
beigezogen wird. Der Anwärter iſt darauf be⸗ 
ſchränkt die Verantwortlichkeit des Pflegers ($ 1833) 
geltend zu machen, wenn er glaubt, daß der Pfleger 
das Intereſſe der Anwärter ſchuldhafterweiſe nicht 
genügend wahrnimmt. Die Verantwortlichkeit kann 
er ſchon während der Dauer der Pflegſchaft geltend 
machen; mindeſtens dem nächſten Anmärter wird 
man die Feſtſtellungsklage nicht abſprechen dürfen. 
Die Entſcheidung kommt dem Prozeßgerichte zu, 
nicht dem Fideikommißgerichte, da der 8 33 AV. 
inſoweit den Rechtsweg nicht ausſchließt. Der 
Anwaͤrter kann ſich auch an das Fideikommißgericht 
als Vormundſchaftsgericht wenden und gegebenfalls 
Einſchreiten gegen den Pfleger oder deſſen Ent⸗ 
laſſung fordern. Auch hiezu wird man mindeſtens 
dem nächſten Anwärter die Berechtigung nicht be: 
ſtreiten können, da $ 20 JGG. auch bei Verletzung 
eines bedingten Rechtes und einer Anwartſchaft die 


Beſchwerdeberechtigung verleiht. Die Vorſchriften 
der 88 1827, 1847 ſorgen dafür, daß vor der 
Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über be⸗ 
ſonders wichtige Angelegenheiten, insbeſondere über 


die Veräußerung oder Belaſtung von Grundſtücken 


der Mündel ſelbſt und deſſen nächſte Angehörige 
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gehört werden. Dieſe Vorſchriften find auf die 
Anwaärterpflegſchaft dahin zu übertragen, daß das 
Fideikommißgericht, wenn es ſich um beſonders 
wichtige Angelegenheiten wie die Veräußerung oder 
Belaſtung eines Fideikommißgrundſtücks handelt, 
den nächſten Anwärter hören muß; daß es ihn 
und andere Anwärter bei jeder Angelegenheit hören 
kann, verſteht ſich von ſelbſt. 
6. Die Anwärterpflegſchaft endigt mit dem 
| Tode des Fideikommißbeſitzers. Die Herausgabe 
des Fideikommißvermögens hat nicht an den Pfleger, 
ſondern den Nachfolgeberechtigten ſelbſt zu geſchehen. 
Wegen der Gründe, aus denen das Amt des Pflegers 
endigt, |. oben IV 2. Hervorzuheben iſt, daß zwar 
die Uebernahme des Amtes eines Anwärterpflegers 
freiwillig iſt; wenn aber der Pfleger das Amt 
einmal übernommen hat, kann er es nicht beliebig 
wieder niederlegen; es bedarf ſeiner Entlaſſung 
durch das Fideikommißgericht. (Schluß folgt). 


Die Vollsgerichte nach dem Geſetze vom 
12. Juli 1919. 


Von dem Rat am Oberſten Landesgerichte Alfred 


Lunglmahr in München. 

| I. 
Am 31. Juli 1914 wurde durch kaiſerliche Ver⸗ 
ordnung auf Grund des Art. 68 der Verfaſſung 
des Deutſchen Reichs vom 16. April 1871) das 
Reichsgebiet ausſchließlich der bayer. Gebiets⸗ 

teile in Kriegszuſtand erklärt (RG Bl. S. 263). 
In Bayern, dem nach dem Verſailler Bündnis⸗ 
vertrage vom 23. November 1870 (III 8 5) die 
Selbſtaͤndigkeit in dieſem Punkte gewahrt war, 
erfolgte die Verhängung des Kriegszuſtandes durch 
die K. Verordnung vom 31. Juli 1914 (GVBl. 
327) auf Grund von Art. 1 des Geſetzes vom 
5. November 1912 über den Kriegszuſtand, wo⸗ 
nach nach Ausbruch eines Krieges oder bei un⸗ 
mittelbar drohender Kriegsgefahr durch K. VO. 
der Kriegszuſtand verhängt werden konnte.“) Dies 
hatte zur Folge, daß in dem von der Verhaͤngung 
des Kriegszuſtandes betroffenen Geſamtgebiete 
Bayerns die in den §8 81, 88, 90, 307, 311, 
312, 315, 322, 323, 324 StGB. mit lebens⸗ 
länglichem Zuchthaus bedrohten Verbrechen, wenn 
ſie in Bayern begangen wurden, mit dem Tode 
zu beſtrafen waren (Art. 3), daß für eine Reihe 


) Wonach der Kaiſer bei Bedrohung der öffent⸗ 

lichen Sicherheit in dem Bundesgebiete einen jeden 

Teil — mit Ausnahme von Bayern — in Kriegs⸗ 
zuſtand erklären konnte. 

) Das KG. ſ. im GVBl. 1912, 1161. Es iſt 
durch Geſetze vom 6. Auguſt 1914 (GVBl. 349), 
4. Dezember 1915 (GVBl. 728), 15. Juli 1916 (GBl. 
134) geändert. Die im Art. 12 vorgeſehenen Vollzugs⸗ 
vorſchriften ſind am 13. März 1913 (8 BBl. 97, JM Bl. 17) 
erlaſſen worden. 


2 "= K 
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von Zuwiderhandlungen, insbeſondere gegen Ueber⸗ 
tretungen der von den zuſtändigen Militärbefehls⸗ 
habern !“) zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
erlaſſenen Vorſchriſten hilfsweiſe die Androhung 
einer Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre eintrat 
(Art. 4) und daß bei der Verhängung oder während 
des Kriegszuſtandes durch K. VO. das Stand- 
recht angeordnet werden konnte (Art. 5). In der 
Tat wurde durch K. VO. vom 31. Juli 1914 
für die Pfalz das Standrecht angeordnet (GVBl. 
328); “) für dieſes Standrecht hatten die Art. 5 
mit 10 K 3G. zu gelten, die Militärgerichtsbarkeit 
wurde durch ſeine Anordnung nicht berührt (Art. 11). 
Für das rechtsrheiniſche Bayern iſt das Standrecht 
damals nicht angeordnet worden. 

Am 16. November 1918 erging eine Verord⸗ 
nung der Regierung des Volksſtaats Bayern über 
die Errichtung von Volksgerichten. Dieſe Ver⸗ 
ordung wurde am 19. November 1918 ergänzt!) 
und mit Verordnung von dieſem Tage der nun⸗ 
mehrige Wortlaut in Nr. 276 des Staatsanzeigers 
vom 27. November 1918 bekanntgegeben. Durch 
dieſe — in Nr. 16 des JMBl. vom 30. No: 
vember 1918 (S. 229) abgedruckte — Verordnung, 
zu der Vollzugsvorſchriften vom 19. November 1918 
(Staatsanz. Nr. 276, JIM Bl. S. 231 — 238) er: 
gangen find,°) wurde beſtimmt, daß in den Be: 
zirken, wo Volksgerichte des Volksſtaats eingeſetzt 
ſind, Zivil⸗ und Militärperſonen, die bei der Ver⸗ 
übung von Mord, Totſchlag, Notzucht, Raub, 
Plünderung, Einbruchdiebſtahl oder Brandſtiftung 
auf friſcher Tat betroffen werden, von dieſen Ge⸗ 
richten abzuurteilen ſeien. Für die Beſtrafung 
hatten die allgemeinen ſtrafrechtlichen Vorſchriften 
zu gelten, Mord, Totſchlag, Notzucht, Raub, Plün⸗ 
derung und Brandſtiftung waren mit der vollen 
Schwere des Geſetzes zu ahnden. Die auf Grund 
der Verordnung eingeſetzten Volksgerichte, deren 


Zahl, Sitze und Bezirke vom Juſtizminiſterium zu | 


beſtimmen waren,) hatten in der Belegung von 


1 


) 


| 


| 
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fünf durch den Juſtizminiſter im Benehmen mit 
dem Miniſter für militäriſche Angelegenheiten er⸗ 
nannten Richtern (zwei Berufsrichtern und drei 
Laienrichtern) zu entſcheiden, die Geſchäfte der Straf⸗ 
verfolgungsbehörde ein vom Juſtizminiſter abge⸗ 
ordneter Staatsanwalt zu beſorgen und die Ver⸗ 
beiſtandung des Beſchuldigten ein — gewählter 
oder beſtellter — Verteidiger wahrzunehmen. Zur 
Verurteilung oder Freiſprechung war eine Mehr⸗ 
heit von vier Stimmen erforderlich; andernfalls 
war der Beſchuldigte an das für ihn ſonſt zu⸗ 
ſtändige ordentliche Gericht zu verweiſen. Das 
Verfahren, das ſich nach der VO. und den ein⸗ 
gehenden Ausführungsvorſchriften, hilfsweiſe nach 
den für die Landgerichte maßgebenden Vorſchriften 
der StPO., des GVG., GKG., der 3GebO. und 
NABEGD. zu richten hatte, ſollte ſummariſch, nicht 
an die Förmlichkeiten des ordentlichen Straf⸗ 
verfahrens gebunden ſein und den Beſchuldigten 
der raſcheſten Aburteilung zuführen. Gegen die 
Entſcheidungen, insbeſondere die Urteile des Volks⸗ 
gerichts waren Rechtsmittel nicht zuläſſig, die 
Urteile waren ſofort vollſtreckbar; die — von der 
Militärbehörde durch Erſchießen vorzunehmende — 
Vollſtreckung von Todesurteilen war von der Nach⸗ 
prüfung und Genehmigung des Miniſterrats ab⸗ 
hängig.) 

Durch die VO. der Regierung des Volksſtaats 
Bayern vom 28. November 1918 (JM Bl. 252) 
wurde das für die Pfalz angeordnete Standrecht 
aufgehoben und die VO. vom 19. November 
über die Errichtung von Volksgerichten auch in 
der Pfalz eingeführt.“) 

Die VO. vom 19. November 1918 wurde durch 
die Verordnungen vom 9. und 24. Januar 1919 


geändert (Staatsanz. Nr. 10 und 24 vom 11. und 


25. Januar 1919). Durch die erſtere Verordnung 
wurde der Kreis der von den Volksgerichten abzu⸗ 
urteilenden Straftaten erweitert und das Erfordernis 
der Ergreifung auf friſcher Tat beſeitigt.““) 


1) K. VO. vom 31. Juli 1914, den Uebergang dieſer Volksgerichte fielen teils mit dem Landgerichts⸗ 
der vollziehenden Gewalt auf die Militärbehörden betr. bezirke, teils mit dem Amtsgerichtsbezirke, teils mit 


(GVBl. 328). 

) Die Sitze und Bezirke der ſtandrechtlichen Ge— 
richte der Pfalz wurden von dem Präſidenten des 
OLG. Zweibrücken am 2. und 3. Auguſt 1914 (GVBl. 
351/ 2) bekanntgegeben. 

5) In den SS 1 und 2 wurde zwiſchen die Worte 
Totſchlag und Raub das Wort Notzucht eingeſchaltet. 

) Die Ausführungsvorſchriften ſind durch Bek. 
vom 7. Dezember 1918 (JM Bl. 255) in 8 5 geändert 
worden. 


1) München J. Nürnberg, Fürth (7. Dez. 1918 


JM Bl. 256); Regensburg (11. Jan. 1919 JBl. 17), 
ausgedehnt auf den Landgerichtsbezirk (3. Febr. 1919 
GVBl. 39, IM Bl. 28); Ingolſtadt (20. Jan. 1919 


GVBl. 20, JM Bl. 24); Schweinfurt (21. Jan. 1919 


(GBl. 20, IM Bl. 29, IM Bl. 24); Kempten (22. Jan. 
1919 GVBl. 22, IMBl. 24); Weiden (3. Febr. 1919 
GVBl. 36, JM Bl. 28); Straubing (3. Febr. 1919 Bl. 
39, IM Bl. 28); Neumarkt i. Opf. (3. Febr. 1919 GVBl. 
u. IM Bl. a. a. O.); Würzburg und Amberg (je 
12. Febr. 1919 G Bl. 46, IM Bl. 45); Roſenheim 


(14. Febr. 1919 Gl. 56, IM Bl. 48). Die Bezirke 


| 


| 


dem Bezirke einer oder mehrerer Gemeinden zuſammen. 
Durch die Bek. vom 19. Febr. 1919 wurde, ſoweit dies 
noch nicht geſchehen, für alle Landgerichtsbezirke des 
rechtsrheiniſchen Bayerns je ein Volksgericht am 
Sitze des Landgerichts errichtet, die für kleinere 
Bezirke errichteten Volksgerichte wurden aufgehoben 
(GVBl. 61, IM Bl. 91). Am 31. März 1919 (GVBl. 123, 
IM Bl. 185) wurden wieder Volksgerichte in Ingol⸗ 
ſtadt und Roſenheim errichtet und die Zuſtändigkeit 
der Volksgerichte Eichſtätt und Traunſtein demgemäß 
beſchränkt. 

3) Da die Beſtimmungen der Bek. v. 19. Nov. 1918 
im weſentlichen von der jetzt geltenden Bek. v. 19. Juli 1919 
übernommen find, wurde von einer eingehenderen Dar— 
ſtellung hier Abſtand genommen. 

) Die Zahl, die Sitze und die Bezirke hatte der 
Oberlandesgerichtspräſident im Benehmen mit dem 
Regierungspräſidenten zu beſtimmen; für die Ernennung 
der Laienrichter durch die Landgerichtspräſidenten 
war Beſonderes vorgeſehen. 

10) Weitere Aenderungen enthält die VO. vom 
9. Januar 1919 nicht; insbeſondere wurde in An⸗ 
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Nunmehr waren Zivil⸗ und Militärperſonen von 
den Volksgerichten abzuurteilen bei Verbrechen und 
Vergehen des Widerſtands gegen die Staatsgewalt, 
bei Verbrechen und Vergehen wider die öffentliche 
Ordnung nach den 88 124 — 127, 130 StGB. 
(ſchwerer Hausfriedensbruch, Landfriedensbruch, 
Landzwang, Bandenbildung, Anreizung zu Gewalt⸗ 
tätigkeiten), bei Notzucht, Mord, Totſchlag, Raub,) 
Erpreſſung, bei Verbrechen des ſchweren Diebſtahls, 
bei den gemeingefährlichen Verbrechen und Ver⸗ 
gehen nach den 88 306 — 308, 311-313, 315, 
317, 318 a, 321 StGB., bei Verbrechen gegen das 
Sprengſtoffgeſetz vom 9. Juni 1884, endlich bei 
einer ſich auf eine der vorbezeichneten ſtrafbaren 
Handlungen beziehenden Begünſtigung oder Hehlerei. 
Durch die — JMBl. 25 abgedruckte — Ber: 
ordnung vom 24. Januar 1919 wurde die grund⸗ 
legende Verordnung vom 19. November 1918 den 
Aenderungen vom 9. Januar 1919 entſprechend 
neugefaßt; abgeſehen von dieſen Aenderungen (Er⸗ 
weiterung des Zuſtändigkeitskreiſes und Wegfall 
des Erforderniſſes der Ergreifung auf friſcher Tat) 
iſt der Wortlaut der Verordnungen vom 19. No⸗ 
vember 1918 und 24. Januar 1919 der gleiche. 

Am 25. April 1919 wurde auf Grund des 
Art. 5 des Kriegszuſtandsgeſetzes durch Verordnung 
des Geſamtminiſteriums des Freiſtaats für das 
rechtsrheiniſche Bayern, über das der Kriegszuſtand 
noch verhängt war, das Standrecht angeordnet. 
Die nach Art. 6 KZG. zur Zuſtändigkeit der 
ſtandrechtlichen Gerichte gehörenden ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen waren aber von dieſen Gerichten nur in⸗ 
ſoweit abzuurteilen, als nicht die Volksgerichte nach 
der VO. vom 19. Nov. 1918 u. 24. Jan. 1919 
zur Aburteilung zuſtändig waren (GVBl. 211, 
JM Bl. 7a Bamberg 26. April 1919). Zur 
ſtandrechtlichen Zuſtändigkeit gehörten demnach die 
Verbrechen des Hochverrats und des Landesverrats, 
das Vergehen wider die öffentliche Ordnung in 
dem Falle des $ 141 St., die gemeingefähr: 
lichen Verbrechen und Vergehen in den Fällen der 
88 322 bis 324, 329 StGB., die in den 88 1 bis 7, 
10 Spion Geſ. vom 3. Juni 1914 vorgeſehenen 
Verbrechen und Vergehen, die nach Art. 6 AG⸗ 
StPO. und die nach Art. 4 K36. ſelbſt ſtraſ⸗ 
baren Handlungen, ſoferne die Tat nach der Ver⸗ 
fündung der Verhängung des Kriegszuſtandes be⸗ 
gangen oder fortgeſetzt war. Auf dieſes für den 
Kriegszuſtand angeordnete Standrecht hatten die 
Vorſchriſten des Art. 442 Nr. 1, 21) und der 


ſehung des für die Zuläſſigkeit der Aburteilung durch 
ein Volksgericht maßgebenden Zeitpunkts der Begehung 
der Straftat nach dem Inkrafttreken der BO. vom 
19. November 1918 nichts geändert. Ob die Begehung 
der Tat in die Zeit vor oder nach dem Inkrafttreten 
der VO. vom 9. Januar 1919 fiel, war für die Frage 
der volksgerichtlichen Zuſtändigkeit ohne Bedeutung. 
(Entſch. d. ObL G. v. 8. Juli 1919.) 

1) Die „Plünderung“ iſt nunmehr weggelaſſen. 

1) Drurch die Nichterwähnung der 


| Nr. 3 des 
Art. 442 iſt die Ausnahmsloſigkeit der Todesſtrafe für 


Art. 445, 446, 449 bis 455 des Strafgeſetzbuchs 
vom 16. Mai 1813 mit einer Reihe beſonderer 
Maßgaben, die im Art. 7 Ziff. 1 bis 5 K38. 
und im Geſetze vom 15. Juli 1916 enthalten find! “), 
entſprechende Anwendung zu finden.) Am 
30. April und 3. Mai 1919 wurden die Sitze 
und Bezirke der ſtandrechtlichen Gerichte in den 
Oberlandesgerichtsbezirken Augsburg, München, 
Bamberg und Nürnberg bekanntgegeben (GVBl. 
169, 209, 210, IM Bl. 191, 192 16 

Von dieſem Zeitpunkt an beſtanden im rechts⸗ 
rheiniſchen Bayern als 1 1. Die auf 
Grund der VO. vom 18. November 1918 und 
24. Januar 1919 errichteten Volksgerichte mit der 
in der letztgenannten VO. umſchriebenen Zuſtän⸗ 
digkeit; 2. die auf Grund des Art. 5 KG. an⸗ 
geordneten ſtandrechtlichen Gerichte (Standgerichte) 
mit der ſich aus Art. 6K3G., VO. v. 25. April 1919 
Abſ. 2 und BO. vom 18. November 1918 und 
24. Januar 1919 ergebenden geſchmaͤlerten Zu: 
ſtändigkeit; endlich 3. die durch das GB., die 
StPO. und das Forſtgeſetz eingeführten ordentlichen 
Gerichte (Amtsgericht, Forſtrügegericht, Schöffen⸗ 
gericht, Strafkammer, Schwurgericht). ) 


— 


alle Miturheber und Gehilfen eines zur ſtandrechtlichen 
Behandlung geeigneten Verbrechens ausgeſchaltet. Es 
gibt nun auch nicht auf Todesſtrafe lautende ſtand⸗ 
rechtliche Urteile. 

18, Dieſe Aenderungen bezwecken, die z. T. ver⸗ 
alteten Vorſchriften von 1813 mit den gegenwärtig 
herrſchenden Grundſätzen in Einklang zu bringen, 
namentlich was die Zuläſſigkeit und Notwendigkeit der 
Verteidigung anlangt. 

1c) Die Vorſchrift der „entipreddenden“ Anwendung 
hat ihren Grund darin, daß die in Zeil II, 1. Buch, 
8. Titel des Strafgeſetzbuchs von 1813 über das Stand⸗ 
recht getroffenen Beſtimmungen nur die Verhängung 
des Standrechts bei inneren Unruhen (beſonders um⸗ 
fangreicher oder hartnäckiger Aufruhr II. Grades oder 
Ueberhandnahme von Mord, Raub, Brandlegung ins⸗ 
beſondere infolge von Bandenbildung) im Auge hat. 
Der vom Standrechte handelnde Abſchnitt des Straf⸗ 
geſetzbuchs von 1813 ift von den ſpäteren Geſetz⸗ 
gebungen (Art. 6 Ziff. 6 des Geſ. v. 10. No vember 1861 
die Einführung des StGB. und Pol StG B. betr., Art. 3 
Ziff. 12 Halbſatz 2 A StpO. vom 18. Auguſt 1879) 
in feiner Geltung aufrecht erhalten und dem jeweiligen 
Stande der Geſetzesbeſtimmungen über den Aufruhr 
und verwandte Straftaten angepaßt worden. Von 
Seite des Reichsrechts ſtand der fortdauernden Geltung 
der aus der Strafgeſetzgebung von 1813 ſtammenden 
VBeſtimmungen nichts im Wege, da nach 8 16 GG. die 
geſetzlichen, alſo auch landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
über Standrechte von dem Grundſatze der Unſtatt⸗ 
haftigkeit von Ausnahmegerichten nicht berührt werden; 
ſ. hierüber unten bei III der Darſtellung. 

16) Augsburg, Kempten, Ingolſtadt, Eichſtätt, 
München, Traunſtein, Deggendorf, Landshut, ch. Bof 
Straubing, Aſchaffenburg, Bamberg, Bayreuth. Hof, 
Schweinfurt, Würzburg, Amberg, Ansbach, Fürth, 
Nürnberg, Regensburg, Weiden. Am 15. Mai 1919 
wurde das ſtandrechtliche Gericht in Traunſtein auf⸗ 
gehoben und mit dem in München vereinigt (GBl. 218, 
I MBl. 196). 

ie) Die — ſoweit nicht das volksgerichtliche und 
das ſtandrechtliche Verfahren die Einlegung von Rechts ⸗ 
mitteln überhaupt ausſchließen, — unberührt gebliebene 
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Dieſen unbefriedigenden Zuſtand !“) hat das gangen oder fortgeſetzt werden, durch das Volks⸗ 


Geſetz vom 12. Juli 1919 über die Einſetzung von 
Volksgerichten bei inneren Unruhen (GVBl. 365, 
JMBl. 247) beſeitigt. Es hat der Verquickung 
von Kriegs-, Aufruhr: und Unruhezuſtand, von 
Kriegs- und Standgerichten ein Ende gemacht und 
an Stelle des als veraltet empfundenen Rechts⸗ 
zuſtandes von 1813 eine Rechtslage gefchaffen, die 
ſich den gegenwärtig geltenden ſtrafrechtlichen und 
ſtrafprozeßgeſetzlichen Beſtimmungen ohne Zwang 
einordnet. Das Geſetz ſteht ſamt der am 
19. Juli 1919 erlaſſenen Vollzugsbekanntmachung 
(JM Bl. 254) und einer am 13. Auguſt 1919 
ergangenen, ſeinen zeitlichen Geltungsbereich be⸗ 
treffenden Novelle (GVBl. 399) ſeit dem 1. Aug. 1919 
in Geltung. 

Durch das Geſetz vom 12. Juli 1919 iſt dem 
Geſamtminiſterium die Ermächtigung erteilt, für 
das ganze Gebiet oder Teile des Freiſtaats Bayern 
Volksgerichte einzuſetzen, wenn durch hoch- oder 
landesverräteriſche Unternehmungen oder durch Ber: 
brechen wider die Ausübung ſtaatsbürgerlicher 
Rechte, durch Aufruhr, Auflauf oder Landfriedens⸗ 
bruch oder durch das Ueberhandnehmen von Ver⸗ 
brechen gegen Leben und Eigentum oder die Bil⸗ 
dung von Banden zur Begehung ſolcher Verbrechen 
die Öffentliche Sicherheit, Ruhe und Ordnung derart 
geſtört oder gefährdet werden, daß ſie nur durch 
außerordentliche Maßnahmen erhalten oder wieder⸗ 
hergeſtellt werden können (Art. 1). Die in den 
Bezirken, für die ſie erfolgt, öffentlich zu verkündende 
(Art. 2) Einſetzung von Volksgerichten hat zur 
Folge, daß a) wer in einem ſolchen Bezirke zu 
Hochverrat, Landesverrat, Mord, Raub, Brand⸗ 
ſtiftung oder zu einem Verbrechen nach 88 311, 
312, 315, 322, 323 und 324 StGB. oder zum 
Widerſtande gegen die Staatsgewalt auffordert 
oder b) wer öffentliche Beamte oder Perſonen des 
Soldatenſtandes zu einer ſtrafbaren Handlung 
gegen die Pflichten der Unterordnung oder zur 
Verletzung einer ſonſtigen Dienſtpflicht auffordert, 
wenn nicht die Geſetze eine ſchwerere Strafe an⸗ 
drohen, mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft 
wird (Art. 3). Eine weitere unmittelbare Folge der 
Einſetzung von Volksgerichten iſt, daß die in Art. 4 
Ziff. 1 mit 11 aufgeführten Verbrechen und Ver⸗ 
gehen, wenn ſie in einem Bezirke, für den ein 
Volksgericht eingeſetzt iſt, nach der Verkündung der 
Einſetzung !) von Zivil- oder Militärperſonen be⸗ 


ordentliche Zuſtändigkeit des Reichsgerichts, der 
Oberlandesgerichte und des Oberſten Landesgerichts 
ſowie der landgerichtlichen Strafkammern als Be⸗ 
rufungsgerichte iſt hier ganz außer Betracht gelaſſen. 

17) S. Kern in dieſer Zeitſchrift 277 unter I, 

16) Durch das Geſetz vom 13. Auguſt 1919 iſt be⸗ 
ſtimmt, daß die neuen Volksgerichte Straftaten, die 
unter Art. 4 des Geſetzes fallen, aber ſchon vor der 
Verkündung der Einſetzung der Volksgerichte begangen 
wurden, dann abzuurteilen haben, wenn zu deren Ab⸗ 
urteilung nach den bis zum 1. Auguſt 1919 maßgebenden 
Vorſchriften ein Volksgericht nach der Verordnung vom 
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gericht abzuurteilen find. Dieſe Verbrechen und 
Vergehen ſind: Hochverrat und Landesverrat, Ver⸗ 
brechen wider die Ausübung ſtaats bürgerlicher Rechte, 
Verbrechen und Vergehen des Widerſtandes gegen 
die Staatsgewalt, Verbrechen und Vergehen wider 
die öffentliche Ordnung in den Fällen der 88 124 
mit 127, 130 und 141 StGB., Notzucht, Mord, 
Totſchlag, Raub und Erpreſſung in den Faͤllen der 
88 254, 255 StGB., ſchwerer Diebſtahl, gemein⸗ 
gefährliche Verbrechen und Vergehen nach 33 306 
bis 808, 311 bis 313, 315, 317, 318 a, 321 bis 324 
StGB., Verbrechen gegen das Sprengſtoffgeſetz, die 
nach Art. 3 ſtrafbaren Handlungen, endlich Be⸗ 
günftigung und Hehlerei, ſoweit fie ſich auf eine 
der vorbezeichneten Handlungen beziehen. '?) Das 
Geſetz tritt (Art. 26) an die Stelle der von dem 
Standrechte handelnden Art. 441 bis 456 des 
zweiten Teiles des bayer. St SB. vom 16. Mai 1813, 
die, wie oben ausgefuhrt, bisher in Geltung waren, 
dann des Art. 3 Ziff. 12 Halbſatz 2 des AG. 
StPO. vom 18. August 1879, durch welche Geſetzes⸗ 
beſtimmung, wie ebenfalls oben gezeigt, die Art. 
441—456 dem Reichsſtrafrechte und Reichsſtraf⸗ 
prozeßrechte angepaßt worden waren, endlich der 
BO. vom 24. Jan. 1919 über die Volksgerichte. 
Außer den genannten Geſetzesvorſchriften find durch 
Art. 26 auch aufgehoben die dem neuen Geſetz 
entgegenſtehenden Borjchrijten, die noch in der Pfalz 
über das Standrecht bei inneren Unruhen galten. 

Von der ihm durch den Art. 1 des Geſetzes 
erteilten Ermächtigung hat das Geſamtminiſterium 
ſoſort Gebrauch gemacht und durch die BO. vom 
19. Juli 1919 (GVBl. 370, IM Bl. 253) mit 
Wirkung vom 1. Auguſt an für das ganze rechts⸗ 
rheiniſche Bayern unter gleichzeitiger, auf den Art. 9 
des KZ. gegründeter Aufhebung des am 25. April 
1919 angeordneten Standrechts Volksgerichte nach 
dem Geſetze vom 12. Juli 1919 eingeſetzt. Dabei 
hat es ausdrücklich den ſeit dem 31. Juli 1914 
über Bayern verhängten Kriegszuſtand vorläufig 
aufrechterhalten.) Die Zahl, die Sitze und die 


24. Januar 1919 oder ein ſtandrechtliches Gericht zu⸗ 
ftändig war. 

10 Dieſe Aufzählung entſpricht der in der VO. 
vom 24. Jan. 1919. Neu dazugekommen ſind die in 
Art. 3 des Geſetzes genannten ſtrafbaren Handlungen, 
die Verbrechen wider die Ausübung ſtaatsbürgerlicher 
Rechte nach 88 105, 106 St., die Verbrechen des 
Hochverrats und Landesverrats, das Vergehen nach 
8 141 StB. und die Verbrechen nach 88 322 bis 324 
StGB. Das Verbrechen der ſchweren Erpreſſung iſt 
als ſolches durch die Beifügung der 88 254, 255 StG. 
näher beſtimmt. 

0) Der über Bayern verhängte Kriegszuſtand iſt 
bis zur Stunde nicht aufgehoben. An dieſer Auffaſſung, 
die dem Standpunkte der bayeriſchen Regierung ent⸗ 
ſpricht, iſt feſtzuhalten. Den gegneriſchen Ausführungen 
Kerns (ſ. dieſe Zeitſchrift 210 und 277) kann nicht bei⸗ 
getreten werden. Der Art. I RZG. verlangt zur Auf⸗ 
hebung des Kriegszuſtandes eine ausdrückliche, durch 
öffentliche Blätter bekanntzumachende Verordnung des 
Königs, an deren Stelle nunmehr nach der VO, der 
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Bezirke der nach dem Geſetze vom 12. Juli 1919 
eingeſetzten Volksgerichte ſind gemäß Art. 5 des 
Geſezes von den Bräfidenten der Oberlandesgerichte 
München, Bamberg, Nürnberg und Augsburg durch 
die Bekanntmachungen v. 22., 23., 24. und 25. Juli 
1919 (GVBl. 381—4, Beibl. z. JMBl. 145—8) 
beſtimmt worden. Die Sitze und Bezirke fallen 
mit denen der Landgerichte zuſammen; nur iſt 
unter Abtrennung von dem Bezirke des Landgerichts 
Eichſtätt ein beſonderes, den Amtsgerichtsbezirk 
Ingolſtadt umfaſſendes Volksgericht mit dem Sitze 
in Ingolſtadt errichtet worden. | 

Der Vollſtändigkeit halber ſoll ſchließlich auf 
diejenigen geſetzlichen Beſtimmungen ein Blick ge⸗ 
worfen werden, die in der Zeit nach dem 12. Juli 
1919 von dem bayeriſchen Volke durch den am 
12. Jan. und 2. Febr. 1919 gewählten Landtag 
noch weiterhin zum Schutze des Freiſtaats erlaſſen 
worden find. 

Durch 8 88 der Verfaſſungsurkunde vom 
11. Auguſt 1919 (GVBl. 531) iſt beſtimmt, daß 
die bewaffnete Macht zur Erhaltung der inneren 
Sicherheit und geſetzlichen Ordnung (bei Zuſammen⸗ 
rottungen) einſchreiten, daß dies aber nur dann 
geſchehen darf, wenn die polizeilichen Zwangsmittel 
hiefür unzureichend ſind und die zuſtändige bürger⸗ 
liche Behörde in geſetzmäßiger Form das Aufgebot 
an die militäriſche Behörde erläßt.“) 

Schon vorher, durch ein Geſetz vom 31. Juli 
1919 über außerordentliche Maßnahmen zum 
Schutze des Freiſtaats (GVBl. 413), ) iſt der Er: 
mächtigung des Geſamtminiſteriums zur Einſetzung 
von Volksgerichten eine weitere — an die gleichen 
Vorausſetzungen (der außerordentlichen Störung 
oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung durch innere Umtriebe und Unruhen) 


Regierung des Volksſtaats vom 15. November 1918 
(GVBl. 1231) und nach § 61 Ziff. 6 und 7 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde des Freiſtaats vom 14. Auguſt 1919 
eine Anordnung des Geſamtminiſteriums zu treten hat. 
Eine ſolche Anordnung iſt bisher nicht ergangen. Daß 
die tatſächliche Beendigung des Krieges, für den der 
Kriegszuſtand verhängt iſt, nicht das gleichzeitige von 
ſelbſt geſchehende Erlöſchen des Kriegszuſtandes zur 
Folge hat, braucht wohl nicht hervorgehoben zu werden; 
ebenſowenig zweifelhaft iſt es, daß die durch den Aufruf 
des Rates der Volksbeauftragten an das deutſche Volk 
vom 12. Nov. 1918 (RG Bl. 1303) erfolgte Aufhebung 
des „Belagerungszujtandes“ den über Bayern ver: 
hängten Kriegszuſtand nicht hat aufheben können, da 
eben Bayern nach Maßgabe der Schlußbeſtimmung zum 
XI. Abſchnitte der Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
und des Bündnisvertrags vom 23. November 1870 
(III § 5) von der Reichsgewalt und Reichsgeſetzgebung 
in dieſem Punkte nicht berührt war. 

21) Vgl. das Geſetz vom 4. Mai 1851, das Ein- 
ſchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der 
geſetzlichen Ordnung betr. (GVBl. 9) Art. 1—8, 14, 15, 
ferner Art. 2 Ziff. 13 des Geſetzes vom 26. Dez. 1871 
betr. den Vollzug der Einführung des RStGB. in 
Bayern und die Art. 142, 145 AGBGB. 

) AusfBeſt. v. 2. Sept. 1919 (Staatsanz. Nr. 217 
vom 5. Sept. 1919). 


geknüpfte — Ermächtigung gefolgt, kraft deren das 
Geſamtminiſterium von ſich aus beſondere Be⸗ 
auftragte *?) ermächtigen kann, in den gefährdeten 
Bezirken für die Dauer der Gefährdung Anord⸗ 
nungen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit 
zu erlaſſen,) die Polizeigewalt auszuüben und 
über die ſtaatlichen Verkehrseinrichtungen zu ver⸗ 
fügen, endlich zur Abwendung einer Gefahr für 
die Sicherheit des Reiches oder des Landes Schutz⸗ 
haft oder Aufenthaltsbeſchränkungen zu verfügen 
(Art. 1 bis 3). Für die Erlaſſung des Schutzhaft⸗ 
befehls, die Verhaftung und das weitere Verfahren 
ſind in den Art. 5 bis 13, 15 eingehende Vor⸗ 
ſchriften aufgeſtellt; Art. 14 ſieht die entſprechende 


Anwendung auf die Aufenthaltsbeſchränkungen vor. 


Entſchädigungs⸗ und Unterſtützungsanſprüche der 
von den Maßnahmen betroffenen Deutſchen und 
ihrer Angehörigen find in den Art. 16 und 17 
geregelt. Zur Verbeſcheidung der dem Verhafteten 
gegen die Verhaftung jederzeit zuſtehenden Be⸗ 
ſchwerde iſt ein bei dem Landgerichte des Bezirks, 
in dem die Verhaftung erfolgte, zu bildendes Be⸗ 
ſchwerdegericht zuſtändig, das mit fünf Richtern. 
drei Berufsrichtern und zwei aus der berichtigten 
Schöffenurliſte zu wählenden Laienrichtern zu be⸗ 
ſetzen iſt und über das Rechtsmittel nach münd⸗ 
licher Verhandlung oder ohne ſolche erkennt (Art. 6). 
Nach Art. 4 des Geſetzes hat das Geſamtminiſterium 
die den beſonderen Beauftragten erteilten Ermäch⸗ 
tigungen aufzuheben, ſobald der Anlaß zur Ertei⸗ 
lung wegfällt. 


Das Geſamtminiſterium hat endlich durch 
Art. 18 des letztgenannten Geſetzes die Ermäch⸗ 
tigung erhalten, bei Aufhebung des nach dem Geſetz 
über den Kriegszuſtand vom 5. Nov. 1912 ver⸗ 
hängten Kriegszuſtandes anzuordnen, daß einzelne 
der von den Militärbefehlshabern auf Grund des 
Art. 4 Nr. 2 KZ. erlaſſenen Anordnungen bis 
auf weiteres in Kraft bleiben. 


Der Zuſammenhang mit dem früheren Rechte 
iſt dadurch hergeſtellt, daß — ebenſo wie nach dem 
Art. 178 Abſ. 1 und 2 der Reichsverfaſſung vom 
11. Auguſt 1919, abgeſehen von der früheren Reichs⸗ 
verfaſſung und dem Reichsgeſetze vom 10. Februar 
1919 über die vorläufige Reichsgewalt, die übrigen 
Geſetze und Verordnungen des Reichs in Kraft 
bleiben, ſoweit ihnen die neue Verſaſſung nicht 
entgegenſteht, — nach § 94 der bayeriſchen Ber: 
faſſungsurkunde alle Geſetze, die vor dem 7. No⸗ 
vember 1918 in Bayern in Geltung ſtanden, ihre 
Gültigkeit behalten, ſoferne ſie nicht mit Beſtim⸗ 
mungen der neuen Landesverfaſſung oder mit den 
durch das Uebergangsgeſetz vom 28. März 1919 


2) Zivilbeamte, beſondere Kommiſſäre, höhere 
Militärbefehlshaber. 

) Gegen Zuwiderhandlungen iſt hilfsweiſe eine 
Gefängnisſtrafe bis zu einem Jahre, bei mildernden 
Umſtänden Haft oder Geldſtrafe bis zu 1500 M an⸗ 
gedroht (Art. 1 Abſ. 2). 
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(GVBl. 113) beſtätigten Anordnungen der pro» 
viſoriſchen Regierung in Widerſpruch ſtehen oder 
in dem durch die neue Verfaſſung geregelten Wege 
der Geſetzgebung aufgehoben oder abgeändert werden. 


(Fortſ. folgt.) 


tiſchen Begriff des Kleingartens zu geben. 

Unter den Schutz des Geſetzes fallen jedenfalls die 
ſtädtiſchen Kleingärten, die Arbeiter⸗ und Schreber⸗ 
gärten, die Laubenkolonien, die Gärten der Pflanzer⸗ 
vereine und ahnliche kleingaͤrtneriſch genutzte Grund⸗ 

ſtücke. Als nichtgewerbsmäßige gärtneriſche 
Nutzung kann nur eine ſolche angeſehen werden, 
die die Erzeugung von Gemüſe, Obſt oder anderen 


Das Keichsgeſetz zum Echutze der Aleingärtner. 5 Früchten oder von Futtermitteln für Kleintier⸗ 
Bon Bezirksamtmann Dr. Kaiſenberg, Referatsleiter 


im Reichswirtſchaftsminiſterium. 


1. Einleitung. 


Um die Lebenshaltung der großftädtifchen Be: 
völkerung zu erleichtern, erwies es ſich während 
des Krieges als notwendig, die ſtädtiſchen Klein⸗ 
gärten, Arbeiter: und Schrebergärten 
unter beſonderen geſetzlichen Schutz zu ſtellen. Die 
BR Bek. vom 4. April 1916 (RGBl. S. 236) 
bot zunächſt die Möglichkeit, unbebautes ſtädtiſches 
Gelände der Kleingartenbeſtellung zuzuführen. Eine 
gleichzeitig ergangene BRVO. über die Feſtſetzun 
von Pachtpreiſen für Kleingärten (RGBl. S. 234 
ſollte in Gemeinden mit über 10 000 Einwohnern 
die Pächter von Kleingartengrundſtücken gegen un⸗ 
angemeſſen hohe Pachtpreiſe ſchützen. Eine weitere 
VO. vom 12. Oktober 1917 (RGBl. S. 897) 
brachte Schutzbeſtimmungen für die Pächter früher 
brachgelegener Grundſtücke gegen offenbar unbillige 
Kündigung und Verweigerung der Erneuerung des 
Pachtverhäͤltniſſes. 

Während auf anderen Wirtſchaftsgebieten mit 
Abſchluß des Waffenſtillſtandes die Kriegsverord⸗ 
nungen als nicht weiter zu ertragender Zwang 
empfunden wurden und mehr und mehr der Ruf 
nach Abbau der Kriegsgeſetzgebung erſcholl, wurde 
auf dem Gebiete der Kleingartenfürſorge 
auf der Grundlage der waͤhrend des Krieges er⸗ 
laſſenen geſetzgeberiſchen Maßnahmen weitergebaut. 
So entſtand aus den zunächſt nur ſür die Kriegs⸗ 
zeit gedachten Beſtimmungen ein eigenes Reichs⸗ 
kleingartengeſetz, die Kleingarten: und Klein⸗ 
pachtlandordnung vom 31. Juli 1919 (KGO.), 
die im RGBl. Nr. 150 S. 1371 veröffentlicht und 
am 11. Auguſt 1919 in Kraft getreten iſt. 

Das ſoziale und wirtſchaftspolitiſche Zwecke 
verfolgende Geſetz iſt berufen, der ſtädtiſchen Klein⸗ 
gartenbewegung eine beſondere Förderung zu⸗ 
kommen zu laſſen und für die Rechtsverhältniſſe 
der Kleingärten die dringend erforderliche geſetzliche 
Grundlage zu ſchaffen. 


2. Höhe und Feſtſetzung der Pachtpreiſe. 
Grundſtücke dürfen zum Zwecke nicht gewerbs⸗ 
mäßiger gärtneriſcher Nutzung nicht zu höheren 
0 den feſtgeſetzten Pachtpreiſen verpachtet * 
1 KGO.). Mit Rückſicht auf die großen 2 
lichen Verſchiedenheiten in den einzelnen Reichs⸗ 


haltung durch Selbſtarbeit des Gartenbeſitzers 
zum Zwecke der Verſorgung des Eigenbedarfs 
zum Gegenſtand hat. 
Nach dem Wortlaut des Geſetzes wären für alle 
kleingärtneriſch e Grundſtücke behördliche 


Pa 5 tpreiſe feſtzuſetzen. Indeſſen ging die Praxis 


zu der bisherigen Bundesratsverordnung, die in⸗ 
ſoweit mit dem neuen Geſetz übereinſtimmte, dahin, 
nur im Bedarfsfalle zu einer Preisfeſtſetzung zu 
ſchreiten. An dieſer durchaus bewährten Praxis 
wird daher auch bei Ausführung des neuen Geſetzes 
feſtzuhalten und zu einer Preisfeſtſetzung nur dann 
zu ſchreiten ſein, wenn ein Bedürfnis hierfür 
gegeben iſt. 

Für das Pachtverhältnis zwiſchen Klein⸗ 
gartenvereinen als Generalpaͤchtern und den 
Kleingärtnern als Einzelpächtern find die 
Vereinsſatzungen und die von den Vereinen erlaſ⸗ 
jenen Sonderbeſtimmungen (Feld- oder Garten⸗ 
ordnungen) maßgebend. Auf die Geſtaltung 
dieſer Beſtimmungen hat die Geſamtheit der Unter⸗ 
pächter, die meiſt Mitglieder des Vereins find, durch 
Ausübung ihrer Vereinsmitgliedſchaft einen be⸗ 
ſtimmenden Einfluß. Außerdem würde der Verein, 
der zu hohe Pachtpreiſe erhebt, Gefahr laufen, der 
Anerkennung als gemeinnützigen Unternehmens zur 
Förderung des Kleingartenweſens (5 5 Abſ. 1 KGO.) 
verluſtig zu gehen. Aus dieſen Gründen wird es 
meiſt überflüſſig fein, in die Pachtverhältniſſe 
zwiſchen Kleingartenvereinen als Generalpächtern 
und Einzelpaͤchtern durch behördliche Preisfeſt⸗ 
ſetzung einzugreifen. 

Die Pachtpreiſe ſind unter Berückſichtigung der 
örtlichen Verhältniſſe und des Ertrags⸗ 
werts der Grundſtücke feſtzuſetzen. Als Ertrags⸗ 
wert wird in ſinngemäßer Anwendung der für das 
bürgerliche Recht (8 1515 Abſ. 2, 88 2049, 2312 
BGB.) und das Steuerrecht (3. B. 8 31 des Beſitz⸗ 
ſteuergeſetzes, $ 4 Abſ. 3 des Geſetzes über eine 
Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs, 8 47 Abſ. 2, 3 
des Erbſchaftsſteuergeſetzes vom 10. September 1919) 
geltenden Grundjäße der fünfundzwanzigfache Betrag 
des jährlichen Reinertrags anzuſehen ſein, wie ihn 
eine kleingärtneriſche Nutzung hervorbringen kann. 
Bei Berechnung des Reinertrags ift der Wert 
der Arbeitsleiſtung des Kleingärtners entſprechend 
in Rechnung zu ſtellen. Aus dem Zweck des Ge⸗ 
ſetzes als eines ſozialen Schutzgeſetzes für die Klein⸗ 
gärtner muß gefolgert werden, daß der Pachthöchſt⸗ 
preis im Zweifel zugunſten des Kleingaͤrtners zu 


teilen ſieht das Geſetz davon ab, einen authen⸗ bemeſſen iſt. 
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Werden die Grundſtücke in einem für Klein: 
gärtnerifche Zwecke beſonders hergerichteten oder 
bearbeiteten Zuſtand verpachtet, z. B. abgezäunt, 
urbar gemacht und gedüngt, mit Waſſerleitungs⸗ 
anlagen uſw. verſehen, ſo werden ſolche Neben⸗ 
leiſtungen bei der Preisbemeſſung entſprechend 
zu berückſichtigen ſein, ſei es, daß der nach dem 


Ertragswert bemeſſene Preis enkſprechend erhöht 


oder zu einem Grundpreis beſonders ſachlich 
oder zeitlich abgeſtufte Zuſchläge zugelaſſen 
werden. | 

Die Pachtpreiſe werden allgemein oder von Fall 
zu Fall feſtgeſetzt. Zur Feſtſetzung find Sach⸗ 


verſtändige zuzuziehen, als welche je nach den 


Umſtänden des Einzelfalles Landwirte, Fachgärtner 
oder Kleingärtner in Frage kommen. Zuſtändig 
zur Preisſeſtſetzung iſt die untere Verwaltungs⸗ 
behörde. Da, wo Pachteinigungsämter beſtehen, 
können dieſe mit der Feſtſetzung betraut werden. 

Soweit Pachthöchſtpreiſe feſtgeſetzt find, müſſen 
ſie auch eingehalten werden. Die unter Ueber⸗ 
ſchreitung der Höchſtpreiſe abgeſchloſſenen Pacht⸗ 
verträge ſind nicht ohne weiteres nichtig. Ins⸗ 
beſondere begründet der Verſtoß gegen den Höchſt⸗ 
preis nicht die Nichtigkeit des Vertrages 
aus 8 134 BGB. Ein Geſchäft, das gegen ein 
geſetzliches Verbot verſtößt, iſt nur dann nichtig, 
wenn ſich aus dem Geſetze nicht ein anderes ergibt. 
Zweck und Inhalt des Geſetzes zielen darauf ab, 
nicht die unter Ueberſchreitung des feſtgeſetzten Pacht⸗ 


preiſes abgeſchloſſenen Vertrage als nichtig zu er⸗ 


klären, ſondern nur dahin, daß ſich der Verpächter 
innerhalb der Grenzen der feſtgeſetzten Preiſe hält. 
Die verbotswidrige Ueberſchreitung der Höchſtpreiſe 
kann alſo nicht die im 8 134 BGB. für den 
Zweifelsfall beſtimmten Folgen der Nichtigkeit der 
Pachtverträge nach ſich ziehen. Der Vertrag iſt 
vielmehr in der Regel als gültig anzuſehen, der 
vereinbarte Preis aber auf den Höchſtpreis herab⸗ 
zuſetzen (RGZ. 88 S. 250, 89 S. 196). 

Die auf Grund des 8 1 Abſ. 1 KG.. feſt⸗ 
geſetzten Höchſtpreiſe ſind keine Höchſtpreiſe im 
Sinne des Hoͤchſtpreisgeſetzes. Ihre Nicht⸗ 
beachtung kann daher nicht wegen Höchſtpreisüber⸗ 
ſchreitung nach § 4 der Preistreiberei⸗Verordnung 
beſtraft werden. 

Die Nichtbeachtung der Höchſtpreiſe iſt dagegen 
im 8 4 Abſ. 2 KGO. unter eine beſonders ge⸗ 
artete, nach dem Vorbilde der Nebenftrafen in den 
Steuergeſetzen geſtaltete Strafe geſtellt. Die 
untere Verwaltungsbehörde kann nämlich den Ver⸗ 
pächter, der die feſtgeſetzten Pachtpreiſe überſchreitet. 
dazu verurteilen, den zu viel erhobenen Betrag 
bis zur zehnfachen Höhe an die Kaſſe des Orts⸗ 
armenverbandes des belegenen Grundſtücks zu ent⸗ 
richten. 

Von den Pachtpreiſen werden alle unter ihrer 
Geltung abgeſchloſſenen Verträge berührt. Die 
Höchſtpreiſe gelten aber auch rückwirkend für 
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ee abgeſchloſſen find, mit der Maßgabe, daß 
von dieſem Zeitpunkt ab jedenfalls keine höheren 
Pachtpreiſe erhoben werden dürfen (8 2 KO.). 


3. Kündbarkeit und Erneuerung von 
Pachtverträgen. 


Pachtverträge über Kleingartengrundſtücke 
dürſen nach 8 3 KGO. vom Verpächter nicht 
gekündigt werden, es ſei denn, daß ein wichtiger 
Grund für die Kündigung gegeben iſt. Durch 
dieſe nicht unweſentliche Einſchränkung des vertrag⸗ 
lichen und nach dem BGB. zuſtehenden Kündigungs ⸗ 
rechts ſoll erreicht werden, daß die Kleingärtner 
möglichſt im Befitze des einmal von ihnen in Kultur 
genommenen Landes verbleiben. 

Nach der bisherigen Bundesratsverordnung war 
der Schutz der Unkündbarkeit nur bei ſolchen Grund⸗ 
ſtücken gegeben, die im Zeitpunkt der Ueberlaſſung 
an den Kleingärtner brach gelegen haben. 
Das neue Geſetz beſeitigt dieſe Beſchränkung und 
gewährt den Schutz allgemein ohne Rückſicht darauf, 
ob das Grundſtück im Zeitpunkt der Ueberlaſſung 
an den Kleingärtner bereits in Kultur genommen 
war oder nicht. Damit dürſte einer Reihe von 
Streitfällen der Boden entzogen ſein. 

Bei Verträgen, die auf beſtimmte Zeit ab⸗ 
geſchloſſen find, iſt dem Pächter das Recht ein⸗ 
geräumt, nach Ablauf der Vertragszeit die Er⸗ 


neuerung des Pachtvertrages zu verlangen. 


Die Leihe iſt der Pacht gleichgeſtellt. Dem 
Schutze des Grundeigentümers trägt für dieſen Fall 
die Vorſchrift Rechnung, daß im Falle der Er⸗ 
neuerung des Pachtverhältniſſes auf Verlangen des 
Eigentümers Leihverträge in Pachtverträge um⸗ 
zuwandeln ſind. 

Die Schutzvorſchriſten über Unkündbarkeit und 
Erneuerung des Pacht⸗ und Leihverhältniſſes finden 
keine Anwendung, wenn ein wichtiger Grund 
für die Kündigung oder die Erneuerung des Pacht⸗ 
oder Leihverhältniſſes gegeben iſt. Was als wichtiger 
Grund im Sinne dieſer Vorſchrift angeſehen werden 
kann, wird im Geſetze nicht geſagt. Ein wichtiger 
Grund kann ſowohl in der Perſon des Eigentümers 
wie in der Perſon des Kleingärtners als auch in 
der urſprünglichen Zweckbeſtimmung des Grund⸗ 
ſtücks gegeben ſein. In der Begründung des Geſetz⸗ 
entwurfs wird die Zuführung des Grundſtücks der 
Bebauung als wichtiger Grund im Sinne des 
Geſetzes bezeichnet. 

Die Frage, unter welchen Bedingungen die 
kleingärtneriſchen Intereſſen vor anderen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkten zurückzutreten haben, wird 
nicht immer leicht zu entſcheiden ſein. Wichtige 
privatwirtſchaftliche Gründe auf ſeiten des Ver⸗ 
pächters werden wohl einen Grund zur Kündigung 
geben können. Es wird Aufgabe der mit dem 
Vollzug des Geſetzes betrauten Behörde ſein, in 
der Frage der Kündigung und Erneuerung des 


diejenigen Verträge, die vor Inkrafttreten des Vertragsverhältniſſes einen billigen Ausgleich 


*. 


der Intereſſen der Kleingärtner und ber privat: 
wirtſchaftlichen Intereſſen der Grundeigentümer zu 
ſuchen, indem zwar nicht die ſofortige Räumung 
des Grundſtücks zugelaſſen, auf der anderen Seite 
aber auch nicht die dauernde Belaſſung des Gartens 
auf dem Grundſtück verfügt und durch entſprechende 
eee beſondere Härten abgeſchwächt 
werden. 


4. Das Verbot der gewerbsmäßigen 
Generalpacht und die Beſchaffung von 
Land zu Kleingärten. 


9 5 des Geſetzes bringt ein Verbot der 
gewerbsmäßigen Generalpacht und ſieht 
außerdem ein Verfahren vor, Land zwecks Errichtung 
von Kleingärten im Zwangswege in Anſpruch zu 
nehmen. Während die Feſtſetzung der Pachtpreiſe, 
die Kündigung und das Recht zur Erneuerung 
von Pachtverträgen bereits bisher geregelt waren und 
das neue Geſetz in dieſer Richtung nur die bis⸗ 
herige Rechtsentwicklung ausbaut, bringt 8 5 etwas 
vollkommen Neues. 

Um den auf dem Gebiete des General⸗ 
pächterweſens aufgetretenen Mißſtänden wirkſam 
zu begegnen, war ein völliges Verbot der gewerbs⸗ 
mäßigen Generalpacht nicht zu umgehen. Grund⸗ 
ſtücke dürfen künftig zum Zwecke der Weiterver⸗ 
pachtung als Kleingärten nur noch durch Körper: 
ſchaften oder Anſtalten des öffentlichen 
Rechts oder gemeinnützige Unternehmen 
zur Förderung des Kleingartenweſens 
gepachtet und nur an ſolche verpachtet werden. 
Entgegenſtehende Vereinbarungen erklärt das Geſetz 
ausdrücklich für nichtig. 


— Kleingartenvereine und ähnliche Kleingarten⸗ 
organiſationen können die Verpachtung von 
Gärten nur betreiben, wenn fie als gemein: 
nützige Unternehmen im Sinne des Geſetzes 
anerkannt find. Welche Behörde zur Anerkennung 
einer Kleingartenorganiſation als gemeinnützig zu⸗ 
ſtändig iſt, beſtimmt die Landeszentralbehörde. Nur 
ſolche Fachvereine werden als gemeinnützig anzu⸗ 
erkennen ſein, die die Förderung des Kleingarten⸗ 
weſens bezwecken und nicht etwa den aus dem 
Kleingartenbetrieb erzielten Gewinn für 
andere Vereinszwecke verwenden. Nach Lage der 
Verhaͤltniſſe wird ſich daher eine zeitweilige Nach: 
prüfung des einmal anerkannten Unternehmens 
7 die anerkennende Behörde nicht umgehen 
laſſen. 


Dem Verbot des Generalpaächterweſens 
iſt teilweiſe Rückwirkung beigelegt worden. 
Vom 1. Oktober 1919 an N Generalpacht⸗ 
verträge nicht mehr beſtehen (§ 9 Abſ. 1 KG.). 
Durch dieſe Vorſchrift betroffene Zwiſchenpächter 
können von dem Verpächter eine Entſchädigung 
für die vorzeitige Auflöſung ihres Vertragsverhält⸗ 
niſſes verlangen (8 9 Abſ. 2 KGO.), wenn ihre 
durch die Herrichtung der Pachtländereien gemachten 
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Aufwendungen noch nicht wieder eingebracht 
nd | 


Der Wegfall der Generalpacht darf nicht dazu 
führen, daß die Kleingärtner die von ihnen bisher 
benutzten Ländereien verlieren. Die Kleingärtner 
werden ſich daher zweckmäßig zu einem gemein⸗ 
nützigen Verein zuſammenſchließen oder unmittelbar 
mit den Grundeigentümern Einzelverträge ab⸗ 
ſchließen. 

Um das Verbot der gewerbsmäßigen General⸗ 
pacht zur vollen Geltung zu bringen, ſoll bei Zu⸗ 
widerhandlungen gegen das Verbot die untere Ver⸗ 
waltungsbehörde im Zwangswege einſchreiten 
können. Sie iſt nämlich ermächtigt worden, Grund⸗ 
ſtücke, die entgegen dem Verbot an gewerbsmäßige 
Generalpächter zwecks Weiterverpachtung verpachtet 
werden, einer Körperſchaft oder Anſtalt des öffent⸗ 
lichen Rechts oder einem als gemeinnützig aner⸗ 
kannten Unternehmen zur Förderung des Klein⸗ 
gartenweſens bis zur Dauer von zehn Jahren gegen 
Zahlung eines angemeſſenen jährlichen Pachtzinſes 
zur Nutzung durch Kleingärtner zu überlaſſen. 

Dieſes Verfahren der Zwangspacht ſoll auch 
dann Platz greiſen, wenn ein Bedürfnis nach 
Kleingartenland beſteht und dieſes auf ſonſtige 
Weiſe nicht befriedigt werden kann. Bis zum Erlaß 
der KGO. konnte nur auf Grund der Verordnung 
über die Sicherung der Landbewirtſchaftung vom 
4. Februar 1919 (RG Bl. S. 179) in der Faſſung 
der VO. v. 11. April 1919 (RG Bl. S. 387), die aus 
den früheren Verordnungen über die Sicherung der 
Acker⸗ und Gartenbeſtellung vom 9. März 1917 
(RGBl. S. 225) und 22. Februar 1918 (RGBl. 
S. 87) hervorgegangen iſt, für Kleingartenzwecke 
Land in Anſpruch genommen werden. Voraus⸗ 
ſetzung für eine zwangsweiſe Nutzungsübertragung 
ſtädtiſcher, für gärtneriſche Zwecke geeigneter Grund⸗ 
ſlücke war, daß die Nutzungsberechtigten die Grund» 
ſtücke unbeſtellt liegen ließen. Indeſſen konnte auf 
dieſem Wege das Bedürfnis nach Kleingartenland 
bei weitem nicht gedeckt werden. Es mußte daher 
auch dieſem, neuerdings namentlich in Induſtrie⸗ 
orten ſtark ſich geltend machenden Bedürfnis in der 
KG. Rechnung getragen werden. 

Eine zwangsweiſe Inanſpruchnahme von in 
privatem Beſitz befindlichen Land für Kleingarten⸗ 
zwecke wird erſt dann Platz greifen, wenn im 
öffentlichen Eigentum ſtehende Grundſtlücke 
nicht zur Verfügung ſtehen. Berechtigte Kultur: 
intereſſen ſollen nicht verletzt werden (§ 5 Abj. 2 
Satz 2 KGO.). Bei Inanſpruchnahme von bisher 
landwirtſchaftlich genutzten Grundſtücken iſt daher 
in entſprechender Anwendung der Grundſaäͤtze des 
Reichsſiedlungsgeſetzes vorzugehen. In erſter Linie 
iſt alſo ſolches Land heranzuziehen, das beſonders 
extenſiw oder ſchlecht bewirtſchaftet wird, oder während 
des Krieges von Perſonen erworben wurde, die die 
Zandwirtfchaft nicht im Hauptberuf betreiben, oder 
Land, das mehrfach den Befitzer gewechſelt hat uſw. 
Landwirtſchaftliche Grundſtücke, die für Unterrichts, 
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Verſuchs⸗ oder andere Zwecke öffentlicher oder volks⸗ 
wirtſchaftlicher Art notwendig ſind, werden nicht 
in Anſpruch zu nehmen ſein. 


5. Verfahrens⸗- und ſonſtige Vorſchriften. 


Mit dem Vollzug des Geſetzes find ausſchließlich 
die Verwaltungsbe hörden betraut. Die Feſt⸗ 
ſetzung der Pachtpreiſe ſowie die Entſcheidung über 
Kündigung und Erneuerung von Pachtverträgen 
obliegt der unteren Verwaltungsbehörde ($ 4 Abſ. 1 
KG.), die auch zuftändig iſt für die Durchführung 
der Zwangspacht (8 5 Abſ. 3 KG.). Der 
Rechtsweg iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. 
Gegen die Entſcheidung der unteren Verwaltungs⸗ 
behörde iſt binnen zwei Wochen Beſchwerde an die 
höhere Verwaltungsbehörde zuläſſig, die endgültig 
entſcheidet (8 4 Abi. 3, § 5 Abſ. 4 KG.). 

In Gemeinden, wo Einigungsämter er⸗ 
richtet ſind, können dieſe mit der Feſtſetzung der 
Pachtpreiſe und der Erledigung von Streitigkeiten 
über Auslegung der Pachtverträge, Kündigung und 
Verlängerung des Pacht- oder Leihverhältniſſes. 
Feſtſetzung des Pachtzinſes uſw. betraut werden, 
Die Einigungsämter, die in dieſem Falle als 
Pachteinigungsämter tätig werden, werden 
gleich den Mieteinigungsämtern mit weitgehenden 
Befugniſſen ausgeſtattet. Sie können ermächtigt 
werden, aus dem Vertragsverhältnis entſpringende 
Streitigkeiten zwiſchen Kleingärtnern und Klein: 
gartenbauvereinen einerſeits und den Eigentümern 
andererſeits gütlich auszugleichen (§ 6 Abſ. 1, 2 
KG.). 

Das Pachteinigungsamt entſcheidet in der Be⸗ 
ſetzung von einem Vorſitzenden und mindeſtens 
zwei Beiſitzern. Dieſe müſſen zur Hälfte den 
Kreiſen der Grundſtückseigentümer und zur 
Hälfte denen der Kleingärtner angehören. 
Zweckmäßig werden die beiderſeitigen Intereſſenten⸗ 
vertretungen, die Vereine der Eigentümer und die 
Kleingartenvereine zu Vorſchlägen für die Beſetzung 
des Pachteinigungsamtes aufgefordert und die Bei— 
ſitzer auf Grund dieſer Vorſchläge ernannt. Die 
Entſcheidung der Pachteinigungsämter iſt unan— 
fechtbar. Auch ſonſt findet auf das Verfahren vor 
den Pachteinigungsämtern eine Reihe von Bor: 
ſchriften der Mieterſchutzbekanntmachung ſowie der 
Anordnung für das Verfahren vor den Einigungs— 
ämtern vom 23. September 1918 entſprechende 
Anwendung ($ 6 Abſ. 3 KO.). 

Die Kleingarten⸗ und Kleinpachtlandordnung 
iſt ein Rahmengeſetz und gibt nur die reichsrecht— 
lichen Grundſätze für das Kleingartenrecht; ſie 
überläßt es im übrigen den Landeszentralbehörden, 
die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu 
erlaſſen (S 7). 

Neuerdings hat ſich in einzelnen Reichsteilen 
auch das Bedürfnis ergeben, in ähnlicher Weiſe 
wie für die ſtädtiſchen Schrebergärten auch für 
die Pachtung kleinerer landwirtſchaftlicher 


Grundſtücke Schutzvorſchriſten zu erlaſſen. Die 
Pachtpreiſe für landwirtſchaftliche Parzellen 
bewegen ſich vielfach auf einer jedes vernünftige 
und wirtſchaftliche Maß überſteigenden Höhe und 
bedrohen ſchwer die Daſeinsbedingungen der Klein⸗ 
beſitzer. Auch ſind dringende Wünſche laut ge⸗ 
worden, kleinen Leuten auf dem Lande die Ge⸗ 
legenheit zur Pachtung landwirtſchaftlicher Parzellen 
zwecks Ausnutzung für den eigenen Hausbedarf zu 
geben. Die KGO. trägt dieſem, auf dem Gebiete 
der ländlichen Kleinpacht aufgetretenen be⸗ 
ſonderen Bedürfnis nach rechtlichem Schutz Rechnung, 
indem ſie zuläßt, daß entſprechend der für Klein⸗ 
gärten getroffenen reichsrechtlichen Regelung auch 
landesgeſetzliche Vorſchriften für die Verpachtung 
von Grundſtücken bis zu einem halben Hektar Größe 
zur landwirtſchaftlichen Nutzunng erlaſſen werden 
können ($ 8). Solche Geſetze find bisher in Braun: 
ſchweig, Anhalt, Lippe und Hamburg erlaſſen. 


Entſprechende Geſetzvorlagen find aber auch ſchon 


in anderen Ländern, namentlich Preußen, in Vor⸗ 
bereitung. 


Die Zivilverſorgung der Nilitärperſonen. 


Von Rechtsanwalt Chriſtian Meisner in Würzburg. 


1. Anſpruch auf Zivilverſorgung (88 15, 
16 MG.). Durch die Zubilligung des Zivil⸗ 
verſorgungsſcheines an gediente Unteroffiziere ſoll 
ein ausreichender und guter Erſatz an Unteroffizieren 
für das aktive Heer ſichergeſtellt werden (vgl. RG. 
Bd. 73 S. 325). Der Anſpruch auf den Zivil⸗ 
verſorgungsſchein beſteht unabhängig von dem 
Rentenanſpruch, er wird ohne Rückſicht darauf er⸗ 
worben, ob eine Militärrente zu gewähren iſt oder 
nicht (RGZ3. Bd. 80 S. 359 f.). Unter Zivil⸗ 
verſorgung iſt die Unterbringung in einer pen 
ſionsberechtigten Stellung des Reichs-, Staats⸗ und 
Gemeindedienſtes zu verſtehen. Der Zivilverſorgungs⸗ 
ſchein iſt die urkundliche Anerkennung des Rechts⸗ 
anſpruchs auf dieſe Unterbringung durch den Staat. 
Dieſer Rechtsanſpruch ſtellt einen Teil des Ent⸗ 
gelts für die langjährige aktive Militärdienſtleiſtung 
dar (RG3. Bd. 73 S. 328). Er kann nach Er⸗ 
ſchöpfung des Verwaltungsverfahrens vor den Mili⸗ 
tärverſorgungsgerichten geltend gemacht werden. 
Eine Friſt für Geltendmachung des Zivilverſor⸗ 
gungsanſpruches beſteht nicht (§ 2 MVG. bezieht 
ſich auf Rentenanſprüche). 

2. Nur Kapitulanten haben Anſpruch auf 
Zivilverſorgung. Unter Kapitulanten ſind hier 
trotz $ 1 Abſ. 4 Satz 2 MVG. nur die Unter: 
offiziere und Gemeinen zu verſtehen, die ſich über 
die geſetzliche Dienſtzeit hinaus zum aktiven Dienſt 
verpflichtet haben und in deſſen Ableiſtung begriffen 
find (§S 1 Abſ. 4 Satz 1 MG., für die Marine 
ſ. jedoch $ 51 Abſ. 1 MWGG.). Dies folgt aus 
dem oben unter 1 dargelegten Motiv des Geſetz⸗ 
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gebers, daß für Gehalt sempfänger nicht zutrifft, 
die keine Kapitulation eingegangen haben (Unrichtig 


die Verweiſung bei Adam Bem. 1 zu $ 15 MVG.) . 


Den nicht zu den Kapitulanten gehörigen Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten kann neben der Rente ein 
Anſtellungsſchein für den Unterbeamtendienſt ver⸗ 
liehen werden ($ 17 MVGG., vgl. hierzu die An⸗ 
ſtellungsgrundſätze des Bundesrats vom 20. Juni 
1907 bei Meier⸗Demmig S. 108). 

Die Kapitulation iſt ein ſtaatsrechtlicher Ver⸗ 
trag (RG. Bd. 73 S. 328). 

Feldwebelleutnants find keine Kapitulanten, 
ſondern Offiziere. Da ſie Offiziere des Beur⸗ 
laubtenſtandes ſind, verlieren ſie durch ihre Be⸗ 
förderung zum Offizier nicht den vorher erwor⸗ 
benen Anſpruch auf den Zioilverſorgungsſchein. 

Als geſetzliche Dienſtzeit ($ 15 MGG.) gilt 
für die vor Kriegsausbruch eingetretenen Perſonen 
der ſich aus § 7 der Wehrordnung ergebende Zeit⸗ 
raum, für die jpäter eingeſtellten eine volle zwei⸗ 
bzw. dreijährige Dienſtzeit. 

3. Würdig und brauchbar muß der Ka⸗ 
pitulant ſein, um den Zivilverſorgungsſchein zu 
erwerben (88 15, 16 MG., ſ. hierüber die Anw. 
des bayer. Kriegsmin. vom 5. Juli 1906, Anl. 2 
S. 14 zum GVBl. 1906 Nr. 43. Darnach ſoll 
bei Beurteilung der Brauchbarkeit allein der Körper⸗ 
zuſtand in Frage kommen). Ob Würdigkeit und 
Brauchbarkeit gegeben iſt, iſt für den Zeitpunkt 
feſtzuſtellen, in welchem die übrigen Vorausſetzungen 
des Anſpruchs erfüllt ſind. Denn der einmal er⸗ 
worbene Anſpruch kann nur durch die geſetzlichen 
Erlöſchungsgründe (88 33, 34 MWG.) beſeitigt 
werden. Die gegenteilige Auſſtellung der oben 
erwähnten KrMin Anw. vom 5. Juli 1906 iſt 
ungeſetzlich. Im Streitfall hat das Militärver⸗ 
ſorgungsgericht auch über die Würdigkeit und 
Brauchbarkeit zu entſcheiden. 

4. Durch zwölfjährige Dienſtzeit wird 
der Anſpruch erworben. Eine Hinzurechnung von 
Kriegsjahren und eine Doppelrechnung findet hier⸗ 
bei nicht ſtatt (8 15 MVG.). Mit kürzerer als 
zwölfjähriger Dienſtzeit wird der Anſpruch nur 
von Kapitulanten erworben, die wegen körperlicher 
Gebrechen im aktiven Dienſte nicht mehr verwendet 
werden können (8 16 MG.). Bis zur Unter⸗ 
bringung kann ihnen eine beſondere Rente oder 
falls fie eine Rente nach $ 9 beziehen, ein Renten: 
zuſchuß auf die Dauer eines Jahres gewährt werden 
(5 24 MPEG.) Natürlich ſteht nichts im Wege, 
daß auch Kapitulanten auf Grund des 817 MVG. 
ein Anſtellungsſchein für den Unterbeamtendienſt 
gewährt werden kann. Sie haben jedoch hierauf 
keinen Anſpruch. 

5. Geldentſchädigung an Stelle des 
Zivilverſorgungsſcheines: 

a) Kapitulanten mit zwölfjähriger Dienſtzeit, 
denen der Zivilverſorgungsſchein wegen mangelnder 
Brauchbarkeit zum Beamten nicht erteilt wird, 
haben bei der Entlaſſung Anſpruch auf eine laufende 


Geldentſchädigung (Zivilverſorgungsentſchä⸗ 
dig ung) von 20 M monatlich (8 19 Abſ. 1 MVG.) 
Wird der Zivilverſorgungsſchein mangels Würdig⸗ 
keit verſagt, ſo kann dieſe Zivilverſorgungsentſchä⸗ 
digung bewilligt werden ($ 19 Abſ. 2 MVGG.). 

b) Den Kapitulanten mit zwölfjähriger Dienſt⸗ 
zeit iſt durch 8 20 MWG. ein Recht eingeräumt, 
an Stelle des Scheines die monatliche Zivilver⸗ 
ſorgungsentſchädigung von 20 M zu wählen. Wegen 
der Hemmung der dort vorgeſehenen Friſten für 
Kriegsteilnehmer |. Reichsverordnung vom 13. Jan. 
1919 (RGBl. S. 138). 

c) Einmalige Geldabfindung. Den Ka⸗ 
pitulanten mit zwölfjahriger Dienſtzeit kann bei 
der Entlaſſung und bis zum Ablauf eines Jahres 
nach der Entlaſſung auf ihren Antrag gegen Ver⸗ 
zicht auf den Schein und auf die Zivilverſorgungs⸗ 
entſchädigung durch die oberſte Militärbehörde des 
Kontingents eine einmalige Geldabfindung von 
3000 M bewilligt werden, wenn ſie für eine nütz⸗ 
liche Verwendung des Geldes Gewähr bieten (8 21 
MG.). Wegen der Hemmung der dort vorge⸗ 
ſehenen Friſten ſ. oben b. 

d) Dienſtprämie: Die unter c erwähnte 
einmalige Geldabfindung, auf welche kein 
Anſpruch beſteht, iſt nicht zu verwechſeln mit der 
Dienſtprämie von 1500 M, auf welche nach der 
Beſoldungsvorſchrift 75 die dem aktiven Dienſt⸗ 
ſtand angehörenden Unteroffiziere — auch als Ge⸗ 
haltsempfänger oder überzählige — Anſpruch haben, 
die nach zwölfjähriger Dienſtzeit ausſcheiden, wenn 
ſie mindeſtens zwei Jahre vor Ableiſtung der 
zwölfjährigen aktiven Dienſtzeit zum Unteroffizier 
befördert waren. Die 1500 M werden von der 
Vollendung der zwölfjährigen Dienſtzeit an mit 
4% verzinft. (Die Verzinſung beginnt früheſtens 
am 1. April 1914). Kriegsjahre werden nicht 
hinzugerechnet, die Zeit einer unverſchuldeten 
Kriegsgefangenſchaft wird angerechnet. 

Einem nach Vollendung des zwölften Dienſt⸗ 
jahres degradierten Unteroffizier, der als Gemeiner 
ausſcheidet, ſteht die Dienſtprämie nicht zu. 

e) Ueber die beſchränkte Pfändbarkeit der oben 
unter a, d und d angeführten Anſprüche f. 8 40 
MWG. 


Kleine Mitteilungen. 


Zur Umwandlung der bayeriſchen Adelsprädikate 
in Namensteile. Die neuen, wiederholt abgeänderten 
und faſt alles der Praxis überlaſſenden Beſtim⸗ 
mungen über die Abſchaffung des Adels und die 
Umwandlung der Adelsprädikate in Namensteile 
ſind ſchon von mehreren Seiten kritiſch gewürdigt 
worden, doch tauchen täglich neue Streitfragen auf, 
deren Entſcheidung den Gerichten und Verwaltungs⸗ 
behörden eine nicht geringe und dabei nichts weniger 
als produktive Arbeit verurſacht. Zwecks Herbei— 
führung einer möglichſt einheitlichen Praxis dürfte 
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eine nochmalige Erörterung nicht überflüſſig 55 
zumal zu einigen Hauptfragen, ſoweit ich ſehe, in der 
Literatur bisher noch nicht Stellung genommen wurde. 

Art. 109 der RV. vom 11. Auauſt 1919 beſtimmt 
in Abſ. 3, daß öffentlich⸗ rechtliche Vorteile oder Nach⸗ 
teile der Geburt oder des Standes aufzuheben ſind und 
daß Adelsbezeichnungen nur als Teil des Namens 
gelten und nicht mehr verliehen werden dürfen. 
8 15° der Vu. des Freiſtaates Bayern vom 
14. Auguft 1919 erklärt: „Der bayeriſche Adel ift auf⸗ 
gehoben. Bayeriſche Staatsangehörige, die vor dem 
28. März 1919 Adelsbezeichnungen zu führen berechtigt 
waren, dürfen dieſe nur als Teil ihres Namens weiter⸗ 
führen. Adelsbezeichnungen werden nicht mehr ver⸗ 
liehen. Den bayeriſchen Staatsangehörigen iſt es ver⸗ 
boten, die Verleihung des Adels eines anderen Staates 
anzunehmen.“ 

Man könnte zunächſt die Frage aufwerfen, ob 
nicht die Beſtimmungen der bayeriſchen VU. gegen 
die der RV. verſtoßen, weil die mit dem Geſetz 
vom 28. März 1919 bereits abgeſchafften Adelsbezeich⸗ 
nungen entgegen dem Verbot der RV. wieder ver⸗ 
liehen werden, wenn auch nur als „Namensteile“. 
Darauf iſt zu erwidern, daß die RV. einheitliches 
Reichsrecht hinſichtlich der bisherigen Adelsbezeich⸗ 
nungen geſchaffen hat und als eine „authentiſche 
Interpretation“ des bayeriſchen Geſetzes vom 28. März 
1919 angeſehen werden muß, das nur das öffentlich⸗ 
rechtliche Inſtitut des bayeriſchen Adels aufgehoben 
hat, ohne die Namensführung der bisherigen Adeligen 
zu regeln.!) 

Die bayeriſche VU. ſtellt lediglich feſt, daß 
hinſichtlich der früheren bayeriſchen Adelsbezeichnungen 
jetzt die Beſtimmungen der RV. gelten, es ergibt ſich 
aus ihr nicht etwa arg. e contrario, daß die Perſonen, 
die ſeit dem 28. März 1919 geboren oder bayeriſche 
Staatsangehörige geworden ſind, frühere Adels⸗ 
bezeichnungen auch nicht als Namensteil führen dürfen, 
es hätte dies auch gar nicht beſtimmt werden lönnen, 
da ſich die Frage, welcher Familienname ſolchen Per⸗ 
ſonen zuſteht, nach Reichsrecht (RV. und BGB.) be⸗ 
ſtimmt. Landesrechtliche Beſtimmungen können niemand 
zwinger, einen anderen Familiennamen zu führen, als 
den, der ihm nach reichsgeſetzlichen Beſtimmungen 
zuſteht.“ 

Wenn die bayeriſche VU. ſagt: „Sie dürfen die 
Adelsbezeichnungen als Teil ihres Namens weiter⸗ 
führen“, ſo kann das auch nicht etwa bedeuten, daß 
dieſen Perſonen ein an keine Form und Friſt ge⸗ 
bundenes Variationsrecht hinſichtlich ihres Familien⸗ 
namens zuſtehen ſolle.“) Zahlreiche Einrichtungen des 
öffentlichen Lebens, man denke nur an die Perſonen⸗ 
ſtandsregiſter, Einwohnerliſten, an vollſtreckbare Ur⸗ 
kunden, an die neuen ſteuerrechtlichen Vorſchriften über 
Bankkonten, haben eine genaue Namenführung zur 
Vorausſetzung und wegen der Bedeutung des Namens 
für das öffentliche und private Rechtsleben iſt es 
jedermann verboten, den ihm geſetzlich zukommenden 
Namen eigenmächtig abzuändern.) Dies gilt auch für 
Namensteile, die bisher Adelsbezeichnungen waren. 
Die allgemeine Verkehrsſitte iſt hiebei zu berück⸗ 


1) Siehe gehend Schiedermair in der LZ. 1919 S. 131. 

) Vgl. Beling, Bay 3fR. 1919 S. 193. 

) Vgl. von der Pfordten, Baychem Z. 1919 Sp. 643 

4) Vgl. 8 360 Nr. 8 StGB., Art. 25 PStGSB., 
Staudinger Anm. II 5 a zu 8 12 88. 


zukommt. 
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ſichtigen, ſoweit ſie nicht gegen die öffentlichen 
Intereſſen und den Zweck Dr Geſetzes verſtößt. 
Weibliche Perſonen werden z. B. als „Freifrau“ ſtatt 
„Freiherr“ bezeichnet und ſo im Perſonenſtands register 
vorgetragen werden dürfen, wie ja ſchon früher für 
polniſche Namen weiblicher Perſonen die Endung 
ſtatt i für zuläſſig gehalten wurde. Wirkliche Namens⸗ 
änderungen ſind aber nur nach Maßgabe des Art. 3. 
AG. BGB zuläſſig.“ 

Die bayeriſchen Adelsprädikate waren bisher keine 
Namensbeſtandteile,“) es liegt daher in der Umwand⸗ 
lung eine kraft Geſetzes eingetretene Namensänderung; 
bezüglich der bisherigen perſönlichen Adelsprädikate 
läßt von der Pfordten“ die Frage 1 ob es ſich 
hier nicht bloß um Titel handle und Adels⸗ 
bezeichnungen im Sinne des Art. 109 RV. überhaupt 
nicht in Frage kommen. — Allein da die Inhaber 
in die Adelsmatrikel eingetragen wurden, wird mangels 
einer Sonderbeſtimmung der perſönliche Adel nicht 
anders zu behandeln ſein wie der erbliche. 

Sehr zweifelhaft iſt es, welcher Familienname 
den Mitgliedern des ehemaligen Königlichen Hauſes 
Dem Adel waren ſie nach Seydel nicht 
hinzuzurechnen.“) Die Beſtimmungen in Art 109 RV. 
finden aber auch auf ſie Anwendung. Es fragt ſich, 
welche der ihnen bisher zuſtehenden Titel lediglich ihre 
öffentliche Staatsſtellung bezeichneten, welche eine 
Standes (Adels⸗) bezeichnung im Sinne des Art 109 RV 
und welche ſchon ſeit alters eine Familiendezeichnung 


waren. Bei der Entſcheidung dieſer Frage wird nicht 


nur auf die Beſtimmungen des Familienſtatuts von 
1819, ſondern auch auf die früheren Rechtsverhältniſſe 
zurückgegangen werden müſſen.“) Bezüglich der Adels⸗ 
bezeichnungen der ehemaligen Standesberren waren in 
§ 2 der IV., bz. derjenigen des übrigen ehemaligen 
bayeriſchen Adels in 8 6 der V. Verfaſſungsbeilage 
vom 26. Mai 1818 Beſtimmungen getroffen. 

Infolge der Umwandlung der öffentlichrechtlichen 
bayeriſchen Standesprädikate in privatrechtlicheNamens⸗ 
beſtandteile findet auf die bisherigen Adelsbezeichnungen 
nunmehr das Namensrecht des BGB. Anwendung. 
Für die landes⸗ und ſtandes herrlichen Familien galten 
die Vorſchrifteu des BGB. bisher allerdings nur nach 
Maßgabe der Art. 57 und 58 EG. BGB. Da 
Art. 109 Abſ 3 Satz 1 RV. nur von der Aufhebung 


5) Vgl. Staudinger Anm. III 2 d zu 8 12 BGB. 

h Vgl. Seydel⸗Piloty, Bayer. Staatsr. Bd. I S. 181 
— Staudinger Anm. II 1 und III 2 zu 8 12 58., teilw. 
a. M. Schiedermair a. a. O. S. 131 und von der 
Pfordten a. a. O. Sp. 640. 

7) A. a. O. Sp. 643, vgl. auch Seydel⸗Piloty a. a. O. 
S. 184 Anm. 22, wonach nur dem erblichen Adel 
Standeseigenſchaft zukommt. 

8) Seydel⸗Piloty a. a. O. S. 1 

) Vgl Staudinger Anm. V zu 5 12 BGB.; Seydel 
Bd. 1 S. 180 Anm. 1. Die Bedeutung ſolcher Be⸗ 
zeichnungen iſt natürlich im Wechſel der Gene⸗ 
rationen nicht unverändert geblieben. Urſprüngliche 
Amtsbezeichnungen find ſpäter Standes» oder Familien⸗ 
bezeichnungen geworden, wie umgekehrt Eigennamen 
(Cäſar) ſchon zu Amtsbezeichnungen geworden ſind. 
Wenn Art. 11 der RV. von 1871 vom Namen „Deutſcher 
Kaiſer“ ſpricht, ſo war das natürlich keine Familien⸗ 
ſondern eine Amtsbezeichnung. Im Namen» und Titel⸗ 
weſen tritt die Symbolik einer Kultur beſonders klar 
in die Erſcheinung. Vgl. Oswald Spengler, Der Unter⸗ 
gang des Abendlandes, Umriſſe einer Morphologie der 
Weltgeſchichte Bd. I S. 579. 
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öffentlichrechtlicher Vorrechte ſpricht, fragt es ſich, ob 
hier nicht für die Mitglieder dieſer Familien auch jetzt 
noch Sondervorſchriften gelten. von der Pfordten '°) 
verneint dies mit der Begründung, daß nicht Vorrechte 
öffentlichrechtlichen Inhalts gemeint ſind, ſondern 
Vorrechte, die in einer bevorzugten Stellung im öffent⸗ 
lichen Recht ihren Grund haben. 8 94 der neuen 
bayeriſchen Verfaſſung, der allen Geſetzen, die vor 
dem 7. November 1918 in Geltung waren, ihre Gültig⸗ 
keit beläßt, ſofern ſie nicht mit den Beſtimmungen 
dieſer Verfaſſung oder mit den durch das Uebergangs⸗ 
geſetz vom 28. März 1919 beſtätigten Anordnungen 
der proviſoriſchen Regierung in Widerſpruch ſtehen 
oder in dem durch die neue Verfaſſung geregelten 
Wege der Geſetzgebung aufgehoben oder abgeändert 
werden, bringt zu dieſer Frage auch keine Klärung. 
— Hinſichtlich des Namensrechts wird man der An⸗ 
ſchauung von der Pfordtens jedenfalls umſomehr zu⸗ 
neigen müſſen, als dieſes ſeiner Natur nach ebenſo 
ſehr öffentlichrechtlichen wie privatrechtlichen Charakter 
hat.“) Die Ehefrauen und Kinder von Mitgliedern des 
ehemaligen Königlichen Hauſes und der bayeriſchen 
ehemals ſtandes herrlichen Familien erwerben dann den 
Familiennamen des Mannes nach den Vorſchriften des 
BGB., ebenſo gelten deſſen Vorſchriften über den 
Familiennamen bei Legitimation, Annahme an Kindes 
Statt und Namenserteilung.“) Bei den Ehefrauen 
und Kindern, die ſchon bisher auf Grund beſonderen 
Uebereinkommens einen anderen Familiennamen ge⸗ 
führt haben (morganatiſche Ehen), gilt indeſſen dieſe 
beſondere Regelung jedenfalls weiter. 

Die Umwandlung der bayeriſchen Adelsbezeich⸗ 
nungen iſt nur bei ſolchen Perſonen eingetreten, die 
bei Inkrafttreten der neuen RV. lebten!) und die 
bayeriſche Staatsangehörigkeit beſaßen. Wer in dieſem 
Zeitpunkt neben der bayeriſchen noch eine weitere 
deutſche Landesangehörigkeit und eine Adelsbezeich⸗ 
nung dieſes Landes beſaß, hat die Adelsbezeichnung 
dieſes Landes als Namensteil erworben, auch wenn 
er bisher zur Führung des Adelsprädikats in Bayern 
nicht berechtigt war. Beſitzt jemand zugleich eine 
außerdeutſche Staatsangehörigkeit, ſo kann der Fall 
eintreten, daß er nach deutichem Recht einen anderen 
Namen zu führen hat als nach ausländiſchem. Wenn 
ein nach Inkrafttreten der RV. einzubürgernder Aus⸗ 
länder im Beſitze eines ausländiſchen Adelsprädikats 
iſt, hat er in Deutſchland mangels beſonderer Be⸗ 
ſtimmung den Namen zu führen, mit dem er in der 
Einbür gerungsurkunde bezeichnet ift; das gleiche gilt bei 
der Wiedereinbürgerung ſtaatlos gewordener früherer 
Deutſcher, wobei jedoch zu beachten iſt, daß mit dem 
Verluſt der bayeriſchen Staatsangehörigkeit auch die 
Berechtigung zur Führung des bayeriſchen Adels⸗ 
prädikats verloren wurde. 

Bei Perſonen, die von bereits verſtorbenen, 
adelig geweſenen Perſonen abſtammen, aber nach bis⸗ 
herigem Recht zur Führung des Adelsprädikats ihres 
verſtorbenen Vaters oder ihrer Mutter nicht berechtigt 
waren, z. B. weil dieſes nur ein perſönliches war oder 
weil fie nicht ehelich geboren und nicht durch nachfolgende 
Ehe legitimiert waren, iſt die Adelsbezeichnung nicht 


1e) A. a. O. Sp. 636. 

1) Bgl. Staudinger Anm. II 4 zu § 12 BGB. 

19) Bol. 5 1355, 1577, 1616, 1706, 1758 BGB. 

11) Die Rechtsfähigkeit des, Menſchen endet mit 
dem Tode. 
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Namensteil geworden. Auch wenn die unehelich⸗ 
Mutter bei Inkrafttreten der RV. infolge Verheiratung 
einen anderen Namen führte, tritt bei den unehelichen 
Kindern kein Erwerb des ehemaligen Adelsprädikats 
der Mutter als Namensteil ein. 

Anders liegt aber der Fall, wenn der Vater oder 
die uneheliche Mutter noch lebten und bei ihnen die 
Namensänderung eingetreten iſt. Die Frage, ob dieſe 
ſich von ſelbſt auf die Ehefrau und die bei Inkraft⸗ 
treten der RV. bereits geborenen Kinder erſtreckt, iſt 
jetzt nach dem BGB. zu entſcheiden.“) Man wird fie 
im allgemeinen zu bejahen haben, denn es beſteht kein 
hinreichender Grund, dieſen Fall anders zu behandeln 
als eine ſonſt kraft Geſetzes bei dem Vater nach der 
Geburt des Kindes eintretende Aenderung des Familien⸗ 
namens.) Dies gilt dann auch für Kinder, die vor 
dem Inkrafttreten der RV. legitimiert, an Kindes 
Statt angenommen oder denen nach 8 1706? BGB. 
der Name erteilt worden iſt. Auch bei Perſonen, 
die zur Führung eines Adelsprädikats zwar berechtigt 
waren, aber hievon keinen Gebrauch machten, oder bei 
denen die Führung ſuspendiert war (88 19, 21 des 
Adelsedikts), wird die Adelsbezeichnung Namens- 
beſtandteil geworden ſein. 

Ueber die ſtrafrechtliche Bedeutung der Aufhebung 
des Adels hat Profeſſor Beling in dieſer Zeitſchrift“) 
eingehende Ausführungen gebracht, die jedoch zum Teil 
durch die neue RV. überholt ſind. Insbeſondere trifft 
jetzt jedenfalls nicht mehr zu, daß „die ehemaligen 
Adelsbezeichnungen Gemeingut aller“ geworden ſeien 
und es niemand verwehrt wäre, ſich ſelbſt eine ſolche 
Bezeichnung zu verleihen. Es wäre doch. ganz wider⸗ 
ſinnig, wenn die RV. einerſeits verbieten würde, daß 
Adelsbezeichnungen künftig noch verliehen werden, ande⸗ 
rerſeits zulaſſen würde, daß ſich jeder ſelbſt ſolche Be⸗ 
zeichnungen zulegt. Noch grotesker wäre es, die Beſtim⸗ 
mungen in 8 15? bayr. VU. fo auszulegen, daß jedermann 
ſich Adelsbezeichnungen zulegen dürfe, nicht aber die 
bisherigen Adeligen, und daß jedermann ſich aus län⸗ 
diſche Adelsbezeichnungen zulegen dürfe, nicht aber 
derjenige, dem ſie von einem ausländiſchen Staat 
wirklich verliehen worden ſind. 

Es gibt politiſche Richtungen, die in den Adels⸗ 
bezeichnungen nichts als Formelemente einer ab⸗ 
geſtorbenen Kulturperiode erkennen, die in der Gegen⸗ 
wart keine Berechtigung mehr haben und nur ſchädlich 
wirken, weil ſie eitle Selbſtüber hebung und Kaſten⸗ 
geiſt fördern; ein Teil der Anhänger dieſer Anſchauung 
möchte kurzerhand alle Adelsbezeichnungen verbieten, 
ohne Rückſicht darauf, ob es Beſtandteile eines alten 
Familiennamens ſind oder nicht. Ultraradikale werden 
vielleicht demnächſt die Abſchaffung aller Familien⸗ 
namen fordern; die Menſchen wären dann wohl nach 
einem Schema zu kennzeichnen wie etwa die Kraft⸗ 
fahrzeuge. Wieder andere möchten jedem Menſchen 
völlig freigeben, wie er ſich nennen will. Die RV. 
hat unter Ablehnung aller extremen Forderungen ein 
mittleres Prinzip zum Geſetz erhoben. Sie beſtimmt, 


14) Vgl. hiezu Staudinger Anm. 2c zu 8 1616 BGB. 

18) Vgl. hiezu von der Pfordten a. a. O. Sp. 642, 
der die gegenteilige Auffaſſung ſehr hübſch ad absurdum 
führt, jedoch mit Recht darauf hinweiſt, daß ſich die 
Adelsbezeichnungen jetzt, namentlich durch Annahme 
an Kindes Statt in einem weiteren Umfange verbreiten 
werden als bisher. 

16) S. 191 ff. d. Jahrg. 
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zu zahlende Unterhaltsrente (x) kann dann leicht ge⸗ 
funden werden. 

Handelt es ſich alſo um eine Unterhaltsrente, die 
noch in der Zeit vor der Kriegsteuerung feſtgeſetzt 
wurde, ſo muß ſie zweifellos neben der Zulage be⸗ 
zahlt werden, da Zulage und dieſe Rente kaum den 
geſamten Lebensbedarf erſchwingen können. 

Soll die Unter haltisrente in der jetzigen Zeit 
gem. 8 323 ZPO. erhöht oder in neuen Fällen feſt⸗ 
geſetzt werden, ſo muß die Zulage hiebei als ein Teil 
des geſamten Lebensbedarfs berückſichtigt werden. 

Beiſpiel: Monatsrente in früheren glücklichen 
Zeiten: 30 M. Der Lebensbedarf eines Kindes iſt um 
mindeſtens das Dreifache geſtiegen, beträgt alſo 
monatlich: 90 M. 

Die Erhöhung nach 8 323 ZPO. iſt alfo; 90 . 
— 30 M — Zulage. 

Oder die Rente wird jetzt feſtgeſetzt, dann 90 M 
— Zulage. 

Daß die ſog. Beſchaffungsbeihilfe, die ja auch den 
unehelichen Kindern gewährt wird (ſ. Bek. vom 
11. Oktober 1919 Ziff. 211, GVBl. ©. 680), nur eine 
Erweiterung der Zulage iſt und infolgedeſſen mit⸗ 
berückſichtigt werden muß, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Oberamtsrichter Metzler in Bamberg. 


Aus der Aechtſprechung. 


Reichsgericht. 
A. Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


Für die Einleitung einer Abweſenheitspflegſchaft 
iſt uur das Schutzbedürſnis des Abweſenden maßgebend. 
Aus den Gründen: O. hat gegen K. Klage auf 
Zahlung von 206,55 M für gelieferte Arbeiten er⸗ 
hoben; das Prozeßgericht hat das Verfahren auf 
Antrag des Prozeßbevollmächtigten des Bekl. aus⸗ 
geſetzt, weil letzterer ſich an einem unbekannten Orte 
in Polen aufhalte. Nunmehr hat O. beim Vormund⸗— 
ſchaftsgerichte den Antrag geſtellt, einen Abweſenheits⸗ 
pfleger für K. zu beſtellen, damit der Prozeß weiter⸗ 
geführt werden könne. Das AG. hat dieſen Antrag zurück⸗ 
gewieſen, das LG. hat die Beſchwerde des O. verworfen. 
Letzterer hat weitere Beſchwerde eingelegt; das OLG. 
hält ſie für unbegründet, erachtet ſich aber an ihrer 
Zurückweiſung gehindert durch einen Beſchluß des 
Bayer. Oberſten Landesgerichts vom 27. Januar 1917 
(abgedr. in deſſen Samml. von Entſch. in ZS. Bd. 18 
S. 16) und hat deshalb die Sache gemäß § 28 Abf. 2 
GG. dem Reichsgerichte vorgelegt. 

Das OLG. vertritt die Anſchauung, daß die Ein⸗ 
leitung einer Pflegſchaft nach 8 1911 BGB. nur durch 
ein Schutzbedürfnis des Abweſenden begründet werden 
könne und daß ein Fürſorgebedürfnis für die Ver⸗ 
mögensangelegenheiten des Abweſenden nicht ohne 
weiteres anzunehmen ſei, wenn der Abweſende von 
einem Dritten in Anſpruch genommen werde, hier 
vielmehr regelmäßig nur ein Intereſſe des Dritten 
vorliege, zur Durchführung ſeines Anſpruchs die Ein— 
leitung der Pflegſchaft zu erwirken. Dieſer Anſchauung 
iſt beizupflichten. Es iſt zwar vereinzelt die Meinung 
vertreten worden, daß die Vorſchrift des 8 1911 BGB. 
weſentlich mit im öffentlichen Intereſſe, um des Rechts⸗ 
verkehrs willen, erlaſſen fer (vgl. die komm. zum GG. 
von Rausnitz und Dorner zu 5 39), aber dieſe Meinung 
findet weder im Geſetze jelpjt noch in feiner Ent- 
ſtehungsgeſchichte eine Stütze. Es iſt vielmehr daran 
feſtzuhalten, daß maßgebend für die Beſtellung eines 


in Anſehung der Koſtenerſparnis. 


Abweſenheitspflegers ausſchließlich die Frage bleibt“ 
ob ein Schutzbedürfnis des Abweſenden gegeben iſt' 
Hat außer dem Abweſenden auch noch eine andere 
Perſon ein Intereſſe an der Beſtellung des Fflegers, 
ſo ſteht nichts entgegen, einem von dieſer Perſon ge⸗ 
ſtellten Antrage zu entſprechen, ſofern nur dabei dem 
in erſter Reihe maßgebenden Wohle des Abweſenden 
gedient wird. 

Auf dieſem Standpunkte ſteht auch die ſtändige 
Rechtſprechung des Gerichts, namentlich auch die des 
Bayer. Oberſten Landesgerichts und des Kammer⸗ 
gerichts, und auch in dem erwähnten Beſchluſſe vom 
27. Januar 1917 tritt kein abweichender Standpunkt 
zutage. Beantragt wurde dort die Beſtellung des Ab⸗ 
weſenheitspflegers allerdings von einem Gläubiger 
des Abweſenden, aber es handelte ſich dabei um eine 
Forderung, die der Abweſende längſt ſchriftlich ans 
erkannt hatte, und der Gläubiger beabſichtigte nicht, 
die Forderung einzuklagen, ſondern die Sache gütlich, 
ſei es durch Zahlung oder durch Sicherung der 
Forderung, in Ordnung zu bringen; es lag alſo ein 
unverkennbares Intereſſe des Abweſenden an einer 
derartigen Behandlung der Sache vor, zum mindeſten 
Weſentlich anders 
liegt die Sache hier; hier hatte der Abweſende nicht 
nur die Forderung im Prozeß beſtritten, ſondern auch 
geitend gemacht, daß der Prozeß nicht ſachgemäß 
weitergefuhrt werden könne, ſolange er ſelbſt nicht das 
Seinige zur Wahrung ſeiner Intereſſen tun kann, und 
ſein Standpunkt war vom Prozeßgericht als berechtigt 
anerkannt worden. Hier kann keine Rede davon je 
daß feinem Intereſſe gedient würde, wenn gegen feinen 
erklärten Willen dem Gegner der Weiterbetrieb des 
Rechtsſtreits während der Abweſenheit ermöglicht 
würde. Da alſo beide Fälle gerade in dem ausſchlag⸗ 
gebenden Punkte tatſächlich verſchieden liegen, handelt 
es ſich jetzt nicht um abweichende Auslegung einer 
geſetzlichen Vorſchrift i. S. von 8 28 858. 

Allerdings enthält der Beſchluß des Obs. einige 
Wendungen, die auf einen anderen Rechtsſtandpunkt 
deuten, indem geſagt wird: wenn jemand einen Rechts⸗ 
ſtreit gegen den Abweſenden führen wolle, entſpreche 
es nicht dem wahren Intereſſe des Abweſenden und 
der Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts, die Erhebung 
des Rechtsſtreits durch die Verweigerung der Beſtellung 
des Pflegers zu verhindern, und zwar auch dann nicht, 
wenn das Vormundſchaftsgericht den Anſpruch für 
unbegründet erachte. Dieſe Sätze ſind nicht unbedenk⸗ 
lich und würden die Anwendung des 8 28 Abſ. 3 858. 
rechtfertigen, wenn ſie zur Begründung der damaligen 
Entſcheidung gedient hätten. Aver ſo liegt die Sache 
nicht, vielmehr handelt es ſich um gelegentliche Be⸗ 
merkungen außerhalb der für die Entſcheidung ge⸗ 
gebenen Begründung. In ſolchen Fallen greift die 
Vorſchrift des 8 28 Abſ. 2,3 GF. nicht Platz 


(ſ. Schlegelberger, GG. A 2 da zu 8 28). (Beſchl. 
des IV. 88. v. 25. Sept. 1919, IVB 4/19). 
4779 FREIE 


B. Zivilfaden. 
I. 


Tätigkeit einer Tochter im Haufe des Vaters. Still. 
ſchweigende Vereinbarung einer Vergütung. Die Klägerin 
war viele Jahre im Haushalt und im landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe ihres Vaters, des im Jahre 1914 i 
Alter von 88 Jahren geitorbenen verwitweten Schmied⸗ 
meiſters B. in T., tätig und verlangte als Bergütun 
für ihre Dienſte die Bezahlung eines ihr angebli 
von ihrem Vater zugeſagten Betrages von 6000 M 
aus dem Nachlaſſe. Die Beklagte, die ebenſo wie die 
Kl. als Miterbin am Nachlaſſe beteiligt iſt, beſtritt 
die Forderung. Die Klage auf Anerkennung der Forde⸗ 
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rung wurde abgewieſen, die Berufung der Kl. zurück⸗ 
Auf ihre Reviſion wurde das Berufungs⸗ 


gewieſen. 
urteil aufgehoben und die Sache an das B. zurück⸗ 
verwieſen. 

Gründe: Mit Recht beſchwert ſich die Reviſion 
darüber, daß das BG. Behauptungen der Kl. unbe⸗ 
rückſichtigt gelaſſen habe, die dahin gingen: Der 
Vater habe ihr, als ſie vor mehr als 30 Jahren zu 
ihm kam, ausdrücklich neben vollem Unterhalt den 
nämlichen Lohn — 200 M im Jahre — verſprochen, 
den er zuvor ihrer Schweſter, der Bekl., bezahlt hatte, 
der Lohn ſei aber nicht bar bezahlt worden, ſondern 
ſtehen geblieben, und jedenfalls habe ſie, die Kl., die 
Dienſte unter Umſtänden geleiſtet, nach denen die 
Dienſtleiſtung nur gegen eine Vergütung zu erwarten 
geweſen ſei. Die Behauptung eines ausdrücklichen 
Berſprechens iſt in dem in der Berufungsinſtanz vor⸗ 
. getragenen Scriftfage vom 28. Oktober 1918 näher 
erläutert, die zweite Behauptung aus dem Geſamt⸗ 
vorbringen der Kl. zu entnehmen. Das BG. iſt auf 
keine der Behauptungen eingegangen. Die von der 
Kl. behaupteten Tatſachen waren aber für die Beur⸗ 
teilung der Klage erheblich: zunächſt inſofern, als ihre 
Berückſichtigung zu einer anderen, der Kl. günſtigeren 
Würdigung der von der Bekl. über die Vereinbarung 
oder das Anerkenntnis eines Schuldbetrages von 6000 M 
in den Jahren 1912 und 1914 aufgeſtellten Behauptungen 

hren konnte, deren Würdigung durch das B., für 
ſch allein betrachtet, vielleicht nicht zu beanſtanden 
wäre, und ſerner auch für eine Entſcheidung darüber, 
ob die Kl. eine Vergütung nicht ſchon deshalb zu be⸗ 
anſpruchen hat, weil nach den Umſtänden eine Dienſt⸗ 
leiſtung von ihr nur gegen eine über den bloßen 
Unterhalt hinausgehende Vergütung zu erwarten war, 
eine ſolche alſo als ſtillſchweigend vereinbart anzu⸗ 
ſehen iſt. Der Beurteilung des Klageanſpruches unter 
dem letzteren Geſichtspunkte ſteht nicht entgegen, daß 
ſich die Kl. in erſter Linie auf ausdrückliche Verein⸗ 
barung, auf Verſprechen und Anerkenntnis eines Schuld⸗ 
betrages von 6000 M berufen hat. Denn damit war 
die Begründung der Klage nicht auf dieſe Umſtände 
beſchränkt, und das BG. mußte nach der Geſamtheit 
der den Klagegrund bildenden Tatſachen von Amts 
wegen prüfen, ob der Klageanſpruch nicht ſchon ohne 
ausdrückliche Vereinbarung, Verſprechen und Aner⸗ 
kenntnis begründet war. Daß die Kl. im Hauſe ihres 
Vaters tätig war (vgl. BB. $ 1617), ſchließt einen 
Anſpruch auf Vergütung keineswegs aus, auch wenn 
je nicht ausdrucklich vereinbart war. Es kommt 
mmer auf die Umſtände an, unter denen eine ſolche 
Tätigkeit ſtattſindet. Die Kl. hat aber, wie fie be⸗ 
hauptet, nicht nur als erwachſene Perſon über 30 Jahre 
ihre ganze Tätigkeit im väterlichen Betriebe eingeſetzt 
und dafür außer dem Unterhalt und der einmaligen 
Zahlung von 2000 M nichts erhalten, während die 
anderen Geſchwiſter alle eine Ausſtattung und Aus⸗ 
bildung im Werte von mindeſtens 6000 M erhielten, 
ſondern ſie iſt auch, was beſonders wichtig iſt, keines⸗ 
wegs einfach im elterlichen Hauſe geblieben, vielmehr 
von ihrem Vater zurückgerufen worden, nachdem ſie, 
um für ihr ſpäteres Fortkommen zu ſorgen und zu 
ſparen, nach N. gegangen war, um ihre Schweſter, 
die Bekl., abzulöſen, die damals gegen Entgelt bei 
ihm tätig war. Die Kl. hat ferner unter Berufung 
auf das Zeugnis des Landrates in B. behauptet, daß 
es in den bäuerlichen Kreiſen der Gegend allgemein 
üblich ſei, daß die Töchter der Hofbeſitzer, die in der 
Wirtſchaft die Stellung einer Wirtſchafterin einnehmen, 
neben ihrem Unterhalte beſoldet werden, wie jede 
andere fremde weibliche Hilfskraft. Dieſe Behauptung 
iſt auch erheblich für die Würdigung ihres Vorbringens, 
daß ſie bei ihrem Eintritt ein ausdrückliches Lohn⸗ 
verſprechen ihres Vaters erhalten habe. Alle dieſe 
Behauptungen bedürfen der Prüfung und Würdigung. 
Die Reviſion iſt daher begründet und es mußte das 
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Berufungsurteil aufgehoben und die Sache an das 

BG. zurückberwieſen werden. (Urt. d. III. 35. vom 

10. Juli 1919, III 101/19). 
4766 
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II. 


Entſchädigung für den Rückgang eines Geſchäftes 
neben der Entſchädigung durch Neunte. Borabenticheidung 
hierüber im Verfahren über den Grund des Auſpruchs. 
Aus den Gründen: Das BGG. hat ferner dem 
Grunde nach den Anſpruch für gerechtfertigt erklärt, 
den Kl. darauf ſtützt, daß das 5 des B. infolge 
des Unfalls an Wert verloren habe. Der Angriff 
der Reviſion, daß hiermit dem Kl. der Schaden doppelt 
vergütet werde, da bei der Bemeſſung der Rente die 
Entwertung des Geſchaͤfts bereits berückſichtigt ſei, iſt 
nicht berechtigt. Gewiß darf der Verletzte, der bereits 
in Geſtalt einer Rente Erſatz für den Rückgang in 
Kun Erwerb und hiermit zugleich für die durch den 

ückgang etwa verurſachte Wertsminderung feines 
Geſchafts erhält, aus dem er den Erwerb gezogen hat, 
nicht nochmals die in der Rentenhöhe einbezogene 
Geſchäftsentwertung geltend machen. Indes liegt 
hier der Fall nicht ſo, und auf mögliche andere Sach⸗ 
geſtaltungen braucht nicht eingegangen zu werden. 
Insbeſondere würde ſich in der Regel eine Rente 
nicht, wie die Reviſion zu meinen ſcheint, trotz der 
Entſchädigung für die Entwertung dauernd fortſetzen 
können, wie anderſeits die Rente mit der ſteigenden 
Entwertung wachſen müßte. B. iſt nach etwas über 
fünf Jahren nach dem Unfall an Krebs geſtorben. 
Gemäß 8 249 BGB. iſt der Bekl. verpflichtet, den 
Zuſtand herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn der 
Unfall nicht eingetreten wäre. Ohne den Unfall hätte 
B. die bisherige Einnahme aus dem Geſchaft gezogen 
und es veräußern können, als ihn der Krebs befiel. 
Daß das Geſchäft als ſolches, wenn es bis zur Er⸗ 
krankung des B. an Krebs oder bis zu ſeinem Tode 
in Blüte geſtanden hätte, vermöge ſeines Namens und 
Rufes, der Kundſchaft und Verbindungen einen felb: 
ſtändigen Wert gehabt haben würde, nimmt das BG. 
bedenkenfrei an; ebenſo, daß es durch die Erwerbs⸗ 
unfähigkeit des B. in Rückgang geraten iſt und an 
Wert eingebüßt hat. Der Schaden durch die Ent⸗ 
wertung und damit der Erſatzanſpruch iſt dem B. 
entſtanden, der Anſpruch mithin auf ſeine Erben über⸗ 
gegangen. Die Ausſtellung der Reviſion, die dies 
leugnen will, iſt ganz grundlos. Steht feſt, daß durch 
den Unfall das Geſchäft entwertet worden und hier⸗ 
durch ein Schaden eingetreten iſt, ſo konnte das BG. 
Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. erlaſſen. Die Er⸗ 
innerungen der Reviſion betreffen in Wahrheit das 
Betrag verfahren. In dieſem Verfahren wird aller⸗ 
dings darauf Bedacht zu nehmen ſein, daß die durch 
den Rückgang des Geſchäfts verurſachte Entwertung, 
ſoweit fie mit der Rente abgegolten iſt, nicht nochmals 
in die Rechnung eingeſtellt, daß auch die Bedeutung 
der von dem BG. geſchilderten ſtarken geſchaͤftlichen 
Perſönlichkeit des B. berückſichtigt werde, die mit 
ſeinem Tode oder ſchon mit einer heftigen Krebs⸗ 
erkrankung für das Geſchäft verloren ging. (Urt. des 
VI. 3S. vom 30. Juni 1919, VI 13/1919). 
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III. 


Anfall eines von einer Arbeiterin zur Feldarbeit 
mitgebrachten Kindes. Vertragliche Haftung des Ar⸗ 
beitgebers gegenüber dem Kinde. (888. 5 328). Im 
Juli 1917 iſt der damals etwa 2½½ jährige Kläger, 
welcher von ſeiner Mutter im Einverſtändnis mit der 
Beklagten auf deren Feld zu Erntearbeiten mitge⸗ 
nommen war, dadurch verunglückt, daß er in den zum 
Getreideſchneiden benutzten Grasmäher geriet und von 
deſſen Meſſern erheblich verletzt wurde. Er machte 
die Bekl. auf Grund der 88 618, 823, 831 88. für 
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den Unfall verantwortlich und verlangte klagend die 
Feſtſtellung ihrer Schadenserſatzpflicht, wurde aber in 
erſter und zweiter Inſtanz abgewieſen. Auf ſeine 
Reviſion wurde das Berufungsurteil aufgehoben und 
die Sache an das BG. zurückverwieſen. 

Gründe: Das BG. gelangt ebenſo wie das LG. 
zu dem Ergebniſſe, daß die Bekl. zu dem Kl. in kein 
Vertragsverhältnis getreten tft. Dieſe Auffaſſung wird 
der Sachlage nicht gerecht. Sowohl im Frühjahr als 
auch kurz vor dem Beginn der Ernte 1917 erſuchte 
die Bekl. die Mutter des Kl., bei ihr Feldarbeiten zu 
verrichten. Beide Male erklärte Frau E. (die Mutter), 
daß ſie ihrer Kinder wegen nicht kommen könne. Dieſe 
Ablehnung war verſtändigerweiſe nur dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß Frau E. ihre Kinder nicht ohne Obhut 
laſſen und den Gefahren, die aufſichtsloſen Kindern 
drohen, nicht ausſetzen wolle und könne. So iſt ſie 
von der Bekl. auch verſtanden worden, denn ſie tat, 
was ſie tun mußte, wenn ſie damals, d. h. zu einer 
Zeit, in der ſchon Mangel an Landarbeitern herrſchte, 
Wert darauf legte, die Arbeitskraft der Frau E. ſich 
dienſtbar zu machen. Sie verſuchte beide Male, das 
von dieſer angedeutete Hindernis durch die Aufforde⸗ 
rung aus dem Wege zu räumen, ihre Kinder zur Ar⸗ 
beit mitzubringen. Dies Angebot wurde angenommen. 
Daß die Bekl. damit nicht etwa nur die Erlaubnis 
ausſprach, Frau E. dürfe während ihrer Arbeit auch 
die Kinder beauffichtigen, ergibt ſich aus der Natur 
der Sache. Denn eine ſolche Aufſicht würde mit der 
Arbeit, welche notgedrungen die Mutter an verſchiedene 
Stellen des Feldes und daher zeitweiſe aus der Nähe 
der Kinder fortführt, häufig nicht vereinbar ſein oder 
ihren Zweck verfehlen. Deshalb durfte Frau E. nach 
Lage des Falles und nach Treu und Glauben die Er⸗ 
klärung der Bekl. dahin auffaſſen, dieſe werde die 
Aufſicht über die Kinder übernehmen oder die der 
Mutter wenigſtens ſoweit ergänzen, daß die Kleinen 
durch ihre — der Frau E. — Dienſtleiſtungen und 
durch die zu ihnen erforderlichen Vorrichtungen und 
Geräte nicht gefährdet würden. In ſolchen Fällen 
wird man aber nach allgemeinen Lebenserfahrungen 
und nach der Verkehrsauffaſſung weiter davon auszu⸗ 
gehen haben, daß eine jede Mutter nicht nur von ihrer 
Aufſichtspflicht in einer Weiſe entlaſtet werden will, 
die ihr geſtattet, im Gefühl der Geborgenheit ihrer 
Kinder möglichſt ruhig und ungeſtört zu arbeiten, 
ſondern auch — dem Arbeitgeber erkennbar — ihre 
Kinder in die Lage verſetzen will, bei etwaiger Ver⸗ 
letzung der dem Dienſtherrn übertragenen Fürſorge⸗ 
pflicht und dadurch veranlaßten Geſundheitsſchädi⸗ 
gungen ihn unmittelbar verantwortlich zu machen, 
oder anders ausgedrückt, daß ſie zu deren Gunſten ein 
Vertragsverhältnis im Sinne des §8 328 BGB. ein⸗ 
zugehen beabſichtigt. Umſtände, welche hier eine andere 
Beurteilung zu rechtfertigen vermöchten, ſind nicht vor⸗ 
getragen und auch der Sachlage nicht zu entnehmen. 
Unerheblich iſt, daß die Bekl. nicht mehr von den 
Kindern geſprochen hat, als ſie am Tage vor dem 
Unfalle Frau E. wiederum bat, zur Arbeit zu kommen. 
Denn ſeit dem Frühjahr oder ſeit dem Beginne der 
Ernte hatten ſich deren Verhältniſſe nicht geändert. 
Die Bekl. wußte alſo, daß Frau E. den Arbeitsver- 
trag nicht ſchließen würde, wenn ſie nicht ihre Kinder 
mitbringen durfte. Auf Grund ſtillſchweigender Ver— 
einbarung gelten daher für ihn dieſelben Bedingungen, 
unter denen die früheren Dienſtverhältniſſe zuſtande 
gekommen find. Die Bekl. war ſomit dem Kl. gegen- 
über vertraglich verpflichtet, die Gefahren der land— 
wirtſchaftlichen Maſchinen, an denen oder in deren 
Nähe ſeine Mutter arbeitete, von ihm möglichſt fern— 
zuhalten. Wenn es, wie das LG. und mit ihm das 
BG. dagegen ausführen, auf den Dörfern und Gütern 
nicht üblich iſt, Schutzmaßnahmen zugunſten der von 
den Fel darbeiterinnen mitgebrachten Kinder zu treffen, 
ſo bedeutet das auf ſeiten der Landwirte eine Ver⸗ 
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kennung deſſen, was die Sachlage erfordert, und eine 
Auffaſſung der ſozialen Pflichten eines Arbeitgebers 
welche mit Nachdruck zurückgewieſen werden muß. 
Danach hat die Bekl. zu beweiſen, daß ſie alles zur 
Verhütung des Unglücks getan habe, was nach den 
Umſtänden des Falles verſtändigerweiſe von ihr zu 
erwarten war. Denn daß es z. B. durch Beſtellung 
einer zur Landarbeit nicht mehr tauglichen Kinder⸗ 
wärterin oder durch andere gleich einfache Mittel, 
deren Wahl von dem Ermeſſen der Bekl. abhing, 
hätte vermieden werden können, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. Die Bekl. gibt aber ſelbſt zu, keine die Auf⸗ 
ſicht der Mutter erſetzende oder ergänzende Maßregel 
getroffen zu haben. Das war um ſo unvorſichtiger 
als ſie einen Mäher verwandte, bei welchem dem 
Pferdelenker P. der Ausblick nach vorn teilweiſe ver⸗ 
ſperrt und N., der das friſch gemähte Getreide von 
der Maſchine loszulöſen hatte, infolge dieſer Arbeit 
verhindert war, ſeine Aufmerkſamkeit auf das vor 
ihm liegende Feld zu richten. Zwar iſt ihr unter 
Berückſichtigung der ländlichen Verhältniſſe daraus 
kein Vorwurf zu machen, daß ſie den genannten Per⸗ 
m. trotz ihres jugendlichen Alters die Bedienung 
es Grasmähers anvertraute, da gegen ihre Zuver⸗ 
läſſigkeit keine Bedenken obwalteten. Auch das ge⸗ 
reicht ihr nicht zum Verſchulden, daß ſie die beiden 
nicht mit beſonderen Anweiſungen verſah. Nach all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſätzen iſt aber ein jeder ver⸗ 
pflichtet, nach Möglichkeit die Gefahren einzuſchränken, 
welche bei der Benutzung oder Handhabung ſeiner 
Sachen durch ihn oder ſeine Angeſtellten für Dritte 
entſtehen können. Da die Bekl. die Anweſenheit von 
Kindern auf dem Felde und die ſie gefährdende Be⸗ 
ſchaffenheit und Arbeitsweiſe ihres Mähers kannte, 
mußte ſie auch abgeſehen von ihrer Vertragspflicht 
für deren Sicherheit d. h. dafür ſorgen, daß die Kinder 
mit der Maſchine nicht in Berührung kamen. Denn 
daß die durch ihre Arbeit in Anſpruch genommene 
Mutter das nicht immer hinreichend zu verhindern 
imſtande war, mußte ſie bei pflichtgemäßer Auf⸗ 
merkſamkeit erkennen und einſehen. Sie haftet daher 
dem Kl. ſowohl aus dem Geſichtspunkte der Ver⸗ 
tragsverletzung als auch aus dem der unerlaubten 
Handlung, ſoweit nicht etwa ein Verſchulden ſeiner 
Mutter, welche das vertragswidrige Verhalten der 
Bekl. in die mißliche Lage verſetzt hatte, auf die Ar⸗ 
beit und die Kinder zu achten, für den Unfall miturſäch⸗ 
lich geworden und zugleich geeignet iſt, die Verant⸗ 
wortlichkeit der Bekl. einzuſchränken. Nach dieſer 
Richtung bedarf es noch einer Erörterung der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe. (Urt. d. III. ZS. vom 12. Juli 
1919, III 78/19). — e — 
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Wirkſamkeit eines Vergleichs über daß elterliche 
Erziehungsrecht nach der Eheſcheidung. Aus den 
Gründen: Die Beurteilung des Klageanſpruchs wird 
beherrſcht von der Tatſache, daß die Bekl. als allein 
ſchuldig geſchiedene Frau ihr Fürſorgerecht über die 
gemeinſame Tochter nach 8 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB. 


gegenüber dem Kl. verwirkt hat. Danach hat die Bekl. 


geſetzlich kein Recht mehr, die Tochter gegen das Ver⸗ 
langen des Kl. bei ſich in Obhut und Erziehung zu 
behalten. An dieſer Tatſache hat auch der Vergleich 
nichts ändern können, in dem der Kl. der Bekl. ver⸗ 
ſprochen hat, ihr die Erziehung und Pflege der Tochter 
zu überlaſſen, und zwar auch nicht inſoweit, als die 
Bekl. wenigſtens die Ausübung des dem Kl. geſetzlich 
zuſtehenden Erziehungsrechts glaubt beanſpruchen zu 
können. Zu Unrecht beruft ſich die Reviſion auf das 
Urteil vom 9. Dezember 1918, IV 297/18 in 23. 1919 
Sp. 698 Nr. 10; denn dort iſt nur geſagt, daß ein 
Abkommen zwiſchen den Eltern, wonach das Kind 
während der Dauer des Scheidungsprozeſſes der 
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Mutter nur zur bloßen Unterbringung überlaſſen wird, 
noch nicht das Erziehungsrecht des Vaters zu beein⸗ 
trächtigen braucht und nicht ohne Grund vom Vater 
widerrufen werden darf. Vielmehr hat der Kl., wie 
auch das BG. ohne Rechtsirrtum ausführt, auch trotz 
des Vergleichs die unverkürzte Befugnis behalten, 
kraft feiner ihm geſetzlich auferlegten Erziehungs 
gewalt die Tochter jederzeit in eigene Erziehung zu 
nehmen und dazu deren Herausgabe von der Bekl. 
zu verlangen. Daß der Kl. dabei eine Kündigungs⸗ 
friſt einzuhalten hätte oder wenigſtens für ſein 
Herausgabeverlangen einen wichtigen Grund nach— 
weiſen müßte, kann der Reviſion nicht zugegeben 
werden. Insbeſondere können die für Dienſt⸗ und 
Werkverträge geltenden Kündigungsvorſchriften der 
88 626, 627, 649 BGB. auch nicht entſprechend heran⸗ 
gezogen werden; die Reviſion verkennt hier die Ver⸗ 
ſchiedenheit dieſer rein ſchuldrechtlichen Verträge gegen⸗ 
über einem Abkommen, das den Kl. als Gewalthaber 
ſeiner Tochter an der Ausübung der ihm ſowohl als 
Recht wie als Pflicht obliegenden Fürſorge für die 
Tochter auch nur auf Zeit ausſchaltet. Ein ſolches 
Abkommen, das die perſönliche Ausübung des Für⸗ 
ſorgerechts des Kl. nach dem Vergleich unterbindet, 
kann rechtliche Wirkſamkeit nicht beanſpruchen. Auch 
wenn daher der Kl. von vornherein die Unwirkſamkeit 
des Erziehungsabkommens gekannt hätte, würde er 
gleichwohl durch jenes Abkommen nicht gehindert ſein, 
auf der perſönlichen Ausübung ſeines Fürſorgerechts 
zu beſtehen und feine Tochter von der Bekl. heraus» 
zuverlangen. 

Die Reviſion meint, der Kl. verſtoße gegen Treu 
und Glauben, wenn ihm die Vorteile jenes Vergleichs 
gewahrt bleiben, durch den die ſofortige Rechtskraft 
des Scheidungsurteils unter Ausſcheidung der damals 
noch ſtreitigen Frage ſeiner Mitſchuld herbeigeführt 
worden ſei, und er jetzt gleichwohl zum Nachteil der 
Bekl. ſich an das Erziehungsabkommen nicht für ges 
bunden erachten wolle. Dieſes Vorbringen kann 
rechtlich nicht durchgreifen. Der Beſtand des Scheidungs— 
urteils mit ſeiner das Fürſorgerecht der Bekl. geſetzlich 
ausſchließenden Wirkung kann durch den Vergleich 
nicht in Frage geſtellt werden; ob aber die Bekl. 
wegen des jetzigen Vorgehens des Kl. etwa einen bes 
ſonderen Schadenserſatzanſpruch nach § 826 BGB. 
erheben könnte (RG3Z. 75, 213), ift hier nicht zu 
erörtern. 

Nur dann könnte die Bekl. die Herausgabe ver⸗ 
weigern, wenn der Kl. mit der Klage nicht etwa auf 
eine ernſtliche Wahrung ſeines Fürſorgerechts bedacht 
ein würde, ſondern nur die Abſicht verfolgen würde, 
ie Bekl. unter Mißbrauch ſeines Rechts zu ſchädigen 
und zu kränken (23. 1918 Sp. 323 Nr. 9). Einen 
ſolchen ſchikanöſen Rechtsmißbrauch darzulegen und zu 
beweiſen, iſt aber Sache der für dieſen Einwand 
beweispflichtigen Bekl. Der Kl. ſteht mit ſeinem Ver⸗ 
langen auf Herausgabe auf dem geſetzlichen Boden 
der SS 1632, 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB.; einer be— 
ſonderen Angabe der Gründe, aus denen er jetzt ent» 
gegen dem Erziehungsabkommen die Tochter heraus- 
verlangt, bedurfte es nicht. Um ihm daher einen 
kränkenden Rechtsmißbrauch i. S. des 8 226 BGB. 
nachzuweiſen, muß die Bekl. auch etwaige ihrem Ein⸗ 
wand der Schikane entgegenſtehende Behauptungen 
des Kl. widerlegen, daß er z. B. jetzt nach ſeiner 
Wiederverheiratung der Tochter die nötige häusliche 
Fürſorge zuteil werden laſſen könne. Von dieſer Auf— 
faſſung aus hat das BG. die Sachlage auch gewürdigt; 
es erklärt jedoch, die Bekl. habe nicht widerlegen 
können, daß der Kl. durch ſachliche Gründe zur Klage 
beſtimmt worden ſei. Iſt aber der Kl. hiernach zur 
Klage aus ſachlichen Gründen auch nur mitbeſtimmt 
worden, ſo iſt damit zugleich geſagt, daß er nicht nur 
in kränkender Abſicht die Herausgabe verlangt. Die 
Reviſion meint zwar, daß BG. hätte „abwägen“ 
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müſſen, ob nicht die Wegnahme der Tochter die Bekl. 
ſeeliſch ſchwer ſchädigen würde. Dieſe Rüge iſt nicht 
begründet. Eine ſolche Abwägung wäre wohl geboten 
geweſen, wenn es ſich um die Frage handeln würde, 
ob bei beſtehender Ehe das Fürſorgerecht des Vaters 
aus 8 1634 Satz 2 BGB. gegenüber dem ſeiner von 
ihm getrennt lebenden Frau zurückzutreten habe. 
Hier aber, wo es ſich um die Klage des ſchuldlos ge» 
ſchiedenen Kl. nach § 1623 BGB. handelt, war für 
eine derartige Abwägung kein geſetzlicher Anlaß ge⸗ 
geben. Soweit aber durch die Herausgabe der Tochter 
auch die beſonderen Intereſſen der Tochter ſelbſt be⸗ 
rührt werden, ſteht die Anordnung nach $ 1635 Abſ. 1 
Satz 2 BGB. nur dem Vormundſchaftsgerichte zu; 
dieſes würde allenfalls auch erwägen können, ob der 
Kl., wenn ihm wegen der Losſagung von dem Er— 
ziehungsabkommen ein ſchwerer ſittlicher Vorwurf zu 
machen wäre, in ſeiner Perſon die genügende Zu— 
verläſſigkeit gewährleiſten würde, um ihm die Für⸗ 
ſorge für feine Tochter anzuvertrauen. (Urt. d. IV. 38. 
v. 29. Sept. 1919, IV 131/19). 
7481 
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V. 

Wenn die Fran bei Gütertrennung vom Maune 
einen erhöhten, ſeinem Einkommen nicht entſprechenden 
Anfwand verlangt, jo erlanat er damit nicht ohne 
weiteres ein Recht anf Zuſchüſſe aus dem Stamm ihres 
Vermögens. Iſt dem Manne die Vermögens verwaltung 
vertragsmäßig übertragen, ſo darf er in einem ſolchen 
Falle nicht einfach die Mehrausgaben aus dem Stamme 
des Franenvermögens decken. Aus den Gründen: 
Die Reviſion bekämpft die Zurückweiſung des 
auf 8 1429 BGB. geſtützten Einwandes des Bell. 
Der Bekl. hatte geltend gemacht: Er habe ein feſtes 
Jahreseinkommen von 5700 M gehabt und deshalb 
nur eine vermögende Frau gebrauchen können. Die 
Kl. habe ihm vor der Eheſchließung verſichert, daß 
fie ein jährliches Einkommen von 7500-9000 M habe. 
Dementſprechend ſei der Haushalt der Parteien auf 
eine jährliche Einnahme von 13 200 14700 M zu⸗ 
geſchnitten worden. Es habe ſich aber gleich in den 
erſten Jahren der Ehe herausgeſtellt, daß das Ein⸗ 
kommen der Kl. weſentlich niedriger geweſen fei, ins⸗ 
beſondere habe ihr Hausgrundſtück im erſten Jahre 
ſogar eine Unterbilanz aufgewieſen. Trotzdem ſei 
die zu einer Einſchränkung nicht bereit ge— 
weſen und deshalb Habe der Bekl. die an den Ein« 
käufen fehlenden Beträge aus den ihm übergebenen 
Kapitalwerten der Kl. entnehmen müſſen. Dieſe Be⸗ 
träge müßten als unter § 1429 BGB. fallende Zu⸗ 
ſchüſſe der Kl. zu dem nach ihren Wünſchen geführten 
Haushalt angeſehen werden. 

Das BG. hat ausgeführt: Der Bekl. habe, fobald 
er die tatſächliche Vermögenslage der Kl. erfahren 
habe, den Haushalt demgemäß einrichten können und 
Wünſchen der Kl. nach einer beſſeren Lebensführung 
nicht zu entſprechen brauchen. Ihm habe es obgelegen, 
die Laſten der Ehe zu tragen, wozu er auch die Ein— 
künfte der Kl. zur Verſügung gehabt habe. Von einer 
Anwendung des § 1429 BGB. könne keine Rede ſein; 
es fehle an jedem Anhalt für die Annahme, daß die 
Kl. ihm Beträge ihres Kapitals habe ſchenken wollen; 
ſie habe ihm die Beträge nicht ſelbſt zur Beſtreitung 
der Haushaltungskoſten übergeben, ſondern der Bekl. 
wolle ſie von den ihm zur Verwaltung überlaſſenen 
Kapitalien abziehen. 

Die Reviſion gibt zu, daß der Beſitz an den 
35 000, 31000 und 6000 M nicht zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes übertragen worden ſei, ſie meint 
aber, das Vorbringen des Bekl. ſei dahin aufzufaſſen 
geweſen, daß die Kl. durch ihre Lebensführung ſich 
ſtillſchweigend mit der Entnahme der erforderlichen 
Beträge zur Beſtreitung der Haushaltskoſten aus ihrem 
Vermögen einverſtanden erklärt und damit den Bekl. 


424 Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 22 u. 23. 


ermächtigt habe, in ſeiner Eigenſchaft als ihr Vertreter 
an ſich ſelbſt in ſeiner Eigenſchaft als Träger des ehe⸗ 
lichen Aufwandes die betreffenden Beträge zu über⸗ 
laſſen. Die Kl. könne ſich auch nicht weigern, den auf 
fie entfallenden Teil dieſer Mehrausgoben zu tragen, 
nachdem ſie jahrelang eine die Einkünfte überſteigende 
Lebensführung genoſſen habe. Dieſe Rüge kann keinen 
Erfolg haben. 

Der Bekl. ſtellt ſich mit ſeiner auf 8 1429 BGB. 
geſtützten Verteidigung auf den im Vorprozeß von ihm 
beſtrittenen Standpunkt der Kl., daß für die Ehe der 
Parteien Gütertrennung beitanden habe. Bei dieſem 
Güterſtande hatte nach § 1427 Abſ. 1 BGB. der Bekl. 


den ehelichen Aufwand zu tragen. Er konnte von der 


Kl. einen angemeſſenen Beitrag aus den Einkünften 
ihres Vermögens, nicht aber aus dem Stamme be— 
anſpruchen (§ 1427 Abſ. 2). Tatſächlich hat ihm die 
Kl die Einkünfte ihres geſamten Vermögens zukommen 
laſſen, indem ſie ihm die Verwaltung überließ, ohne 
eine Beſtimmung über die Verwendung ihrer Ein— 
künfte zu treffen, und damit dem Bekl. die Verwendung 
darüber nach freiem Ermeſſen einräumte (8 1430). 
Reichten gleichwohl die beiderſeitigen Einkünfte zur 
Beſtreitung der Koſten für den Haushalt nicht aus, 
ſo erlangte der Bekl. darum kein Recht, Zuſchüſſe aus 
dem Stamme des Vermögens der Kl. zu fordern oder 
von ihr die Uebernahme eines Teiles der Mehr⸗ 
ausgaben zu verlangen. Daran wird auch nichts da— 
durch geändert, daß die Lebensführung der Parteien 
auf beſonderen Wunſch der Kl. koſtſpieliger eingerichtet 
worden iſt, als es nach ihren Einkommensverhält— 
niſſen angezeigt geweſen wäre. Die Beſtimmung über 
die Art der Lebensführung war Sache des Bell. als 
des zur Tragung des ehelichen Aufwandes ver» 
pflichteten Teiles und er konnte ſie mit den ihm zur 
Verfügung ſiehenden Mitteln in Einklang bringen, da 
die Kl. nur Anſpruch auf eine den Vermögens- und 
Einkommensverhältniſſen entſprechende Lebenshaltung 
hatte. Tat er das nicht, ſondern gab er dem Wunſche 
der Kl. nach einer koſtſpieligen Lebensführung nach, 
ſo erlangte er dadurch allein keinen Anſpruch gegen 
die Kl. auf Tragung oder Erſatz der Mehrausgaben. 
Wollte er dieſe Mehrausgaben nicht ſelbſt tragen, ſo 
hätte er die Kl. zur Uebernahme einer entſprechenden 
Verpflichtung veranlaſſen oder fie dazu beſtimmen 
müſſen, ihm einen Teil ihres Vermögens zur Be— 
ſtreitung des ehelichen Aufwandes zu überlaſſen ($ 1429). 
Weder das eine noch das andere hat der Bell. dar- 
zutun vermocht. Seine Berufung auf 8 1429 BGB. 
verſagt, weil die Ueberlaſſung der mit der Klage 
zurückgeforderten Beträge an ihn nach ſeinem eigenen 
Vortrag nicht zur Veſtreitung des ehelichen Auf— 
wandes, ſondern nur zur Verwaltung geſchehen, und 
hierin keine Ermächtigung zu finden iſt, die Subſtanz 
zur Deckung von Haushaltungskoſten zu verwenden 
(8 1430 BGB.). Daß die Kl. ſich nachträglich mit 
einer derartigen Verwendung ihrer Vermögensſubſtanz 
einverſtanden erklärt hätte, war aus dem Vorbringen 
des Bekl. nicht zu entnehmen und folgte insbeſondere 
noch nicht aus ihrer angeblichen Weigerung zur ein— 
facheren Einrichtung des Haushalts, ſelbſt wenn ſie 
damals gewußt haben ſollte, daß die Koſten der 
Lebenshaltung der Parteien deren beiderſeitiges Ein— 
kommen überſtiegen. Vielmehr würde ein derartiges 
Verhalten der Kl. nur beweiſen, daß ſie zu weit— 
gehende Anſprüche an den Bekl. ſtellte, die dieſer nicht 


hätte zu erfüllen brauchen, und daß ſie von ihm ver⸗ 


langte, auf eine Steigerung ſeiner Einkünfte bedacht 
zu ſein. Wie das Verhalten der Kl. zu beurteilen ſein 
würde, wenn ſie gewußt und ſtillſchweigend geduldet 
hätte, daß der Bekl. dauernd Beträge ihres Ver— 
wögensſtammes zur Beſtreitung des ehelichen Auf— 
wandes verwendete, kann dahingeſtellt bleiben, weil 
beſtimmte Behauptungen nach dieſer Richtung vom 


erklärt hatte, die aus dem Vermögen der Kl. zur 
Deckung der Haushaltungskoſten entnommenen Be⸗ 
träge im einzelnen nicht mehr angeben zu können. 
Eine allgemeine Ermächtigung für den Bekl., das Ber: 
mögen der Kl. zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 
wandes zu verwenden, war jedenfalls aus den Be⸗ 
hauptungen des Bekl. nicht zu entnehmen und des⸗ 
halb kann auch auf dem von der Reviſion an⸗ 
gedeuteten Umwege über 8 181 BGB. von einer Ans 
wendung des 8 1429 BGB. keine Rede fein. (Urt. d. 
IV. ZS. v. 6. Okt. 1919, IV 203/19). 
4782 
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VI. 

1. Beginn der Anfechtungsirift nach 8 2283 Apf. 2 
Sag 1 BGB. Kenntnis des Anſechtungsgrunds. Tat⸗ 
und Rechtsirrtum über die zugrundeliegenden Verhältniſſe. 

2. Heransgabeanſpruch des Nacherben gegen den 
Borerben (5 2130 BEB.). Erbſchaftsanſpruch nach 
95 20 18 fl. 888. Kann über den Grund des Erbſchafts⸗ 
anſpruchs nach 8 304 3p O. vorabentſchieden werden ? 

3. Umfang der Haftung des Geben und des Borerben. 

Aus den Gründen: Es fragt ſich, ob und in⸗ 
wiefern die angebliche Unkenntnis des Erbl. von der 
Anfechtbarkeit und der Anfechtungsbedürftigkeit feiner 
wechſelbezüglichen Verfügungen auf den Beginn der 
für ihn laufenden, nach 8 2283 Abſ. 1 BGB. ein⸗ 
jährigen Anfechtungsfriſt von Bedeutung ſein könnte. 
Dazu iſt folgendes zu bemerken: In Fällen ſolcher 
Art beginnt die Aufechtungsfriſt mit dem Zeitpunkt, 
in dem der Erbl. „von dem Anfechtungsgrunde“ 
Kenntnis erlangt (8 2283 Abſ. 2 Satz 1). Kenntnis 
von dem Anſechtungsgrunde ſetzt ſichere und über⸗ 
zeugte Kenntnis aller für die Anfechtung weſentlichen 
Tatumſtände voraus. Eine ſolche Kenntnis weſentlicher 
Tatumſtände kann fehlen, wenn ſich der Erbl. in einem 
Irrtume befindet, und ſelbſt dann, wenn der Irrtum 
ein Rechtsirrtum iſt, der auf Unkenntnis der geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften beruht. Das iſt für die ähnlich 
liegenden Fälle des 8 2082 Abi. 2 Satz 1 und des 
8 1944 Abſ. 2 Satz 1 nach dem Vorgange der Motive 
(vgl. S. 499 Abſ. 2) in der oberſtrichterlichen Recht: 
ſprechung anerkannt (Warneyer 1914 Nr. 26 ſowie 
KG J. Bd. 40 S. 51. Bd. 34 S. A 62) und gilt wegen 
Gleichheit des Grundes auch für den Fall des § 2283 
Abſ. 2 Satz 1. Immer aber muß es ſich um eine durch 
Irrtum, wenn auch Rechtsirrtum, herbeigeführte Un⸗ 
kenntnis weſentlicher Tatumſtände handeln. Hier aber 
ſoll der Ehemann A. nicht gewußt haben, auch nicht 
habe wiſſen können, daß ein gemeinſchaftliches Teſtament 
auf Grund des 8 2079 auch von dem Erbl. angefochten 
werden kann. Dieſe Unkenntnis betrifft keinen für die 
Anfechtung nach den §s 2281, 2079 weſentlichen Tat⸗ 
umſtand, ſie läßt den „Anfechtungsgrund“ völlig un⸗ 
berührt, auf deſſen Kenntnis es ankommt, ſtellt ſich 
vielmehr als eine reine Rechtsunkenntnis dar, auf die 
ſich der Bekl. ebenſowenig berufen kann, wie ſich ſein 


Erbl. auf ſie würde berufen haben können, wenn er 


ſelbſt verfpätet angefochten hätte. Daraus, daß der 
Erbl. nicht binnen Jahresfriſt nach der Annahme an 
Kindes Statt angefochten hat, hat deshalb das Os. 
mit Recht in entſprechender Anwendung des § 2285 
ohne weiteres gefolgert, daß die vom Bekl. erklärte 
a. der Wirkſamkeit entbehre (ſ. RGZ. Bd. 77 
S. ). 

2. Die Reviſion macht geltend, ein Fall des § 2130 
BGB. liege nicht vor, weil der Vorerbe „nach dem 
Eintritte der Nacherbfolge” nicht mehr gelebt habe, 
alſo von einer Verpflichtung des Vorerben nicht ge— 
ſprochen werden könne; der Anſpruch aus den 
ss 2018 ff. ſei ein einheitlicher Anſpruch, über einen 
folchen könne aber keine Vorabſcheidung nach 8 304 


ZPO. erlaſſen werden. 
Der Angriff geht ſehl. Im Geſetze iſt nicht aus⸗ 


Bekl. nicht aufgeſtellt waren, der Bekl. vielmehr ſelbſt drücklich geſagt, es verſteht ſich aber von ſelbſt, daß 


— . 


die durch 8 2130 BGB. begründete Verpflichtung des 
Vorerben, nach dem Eintritte der Nacherbfolge die 
Erbſchaft dem Nacherben herauszugeben, den Erben 
des Vorerben trifft, wenn — wie in der überwiegenden 
Mehrzahl ber Fälle — die Nacherbfolge gerade durch 
den Tod des Vorerben eintritt. Es ergibt ſich mit 
Notwendigkeit daraus, daß der Erbe in alle von der 
Vererbung nicht beſonders ausgeſchloſſenen vermögens⸗ 
rechtlichen Beziehungen des Erbl. eintritt, und zwar 
nicht nur in fertige Rechte und Verbindlichkeiten, 
ſondern auch in alle ſog. Rechtslagen, in denen ſich 
der Erbl. beim Tode befand. Die Reviſion ſcheint an 
die Entſcheidung in dem Reviſionsurteile vom 27. Juni 
1918 zu denken, daß die Vorſchrift in 8 2140 auf den 
Erben des Vorerben keine, auch keine entſprechende 
Anwendung findet, die Vorſchrift nämlich, wonach der 
Vorerbe auch nach dem Eintritte der Nacherbfolge zur 
Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen 
Umfange wie vorher berechtigt iſt, bis er von dem 
Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn kennen muß. 
Aber in dem früheren Reviſionsurteile handelte es ſich 
um die Frage, ob eine Verechtigung, die vom Geſetze 
dem Vorerben als ſolchem und an ſich nur für die 
Dauer der Vorerbſchaft eingeräumt iſt, nach dem Tode 
des Vorerben auch ſeinem Erben zukommt, in deſſen 
Perſon gewiſſermaßen neu entſteht, während es ſich hier 
fragt, ob eine Verpflichtung des Vorerben, die ihm 
für den Fall des Eintritts der Nacherbfolge von vorn- 
herein oblag, mit ſeinem Tode auf ſeinen Erben über⸗ 
geht oder nicht. Beide Fragen haben nichts mit⸗ 
einander zu tun. Aus dem früheren Reviſionsurteile 
läßt ſich daher nichts zugunſten der Reviſion ent⸗ 
nehmen, vielmehr kann davon gar nicht die Rede ſein, 
daß die durch 8 2130 begründete Heraus gabepflicht des 
Ehemannes A. den Bekl. nicht träfe. 

Die Reviſion irrt aber auch darin, daß ſie meint, 
über einen einheitlichen Anſpruch, wie ihn der Erb— 
ſchaftsanſpruch darſtelle, könne eine Vorabentſcheidung 
nach 8 304 ZPO nicht erlaffen werden. Das würde 
zutreffen, wenn ſich das Berufungsurteil mit dem 
Hilfsantrage der Kl. beſchäftigte, der auf Herausgabe 
von / und 86 des Nachlaſſes der Frau A. gerichtet 
war, ohne über den Nachlaß nähere Angaben in ſich 
aufzunehmen. Aber das Berufungsurteil erkennt nicht 
über den Hilfsantrag, ſondern ausſchließlich über den 
Hauptantrag, und dieſer geht auf Zahlung einer be— 
ſtimmten Geldſumme. Daß über einen einheitlichen 
Geldanſpruch, der nach Grund und Betrag ſtreitig iſt, 
ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. auch dann ergehen 
kann, wenn er ſich der Höhe nach aus verſchiedenen 
einzelnen Poſten zuſammenſetzt, ſteht in der Recht⸗ 
ſprechung feſt (JW. 1912 S. 148 Nr. 29) und kann 
auch kaum zweifelhaft ſein, da das Geſetz in dieſer 
Beziehung nicht unterſcheidet. Ueberdies iſt der Erb» 
ſchaftsanſpruch, ebenſo aber auch der ihm trotz mancher 
Verſchiedenheiten eng verwandte Nacherbſchaftsanſpruch 
zwar inſofern einheitlich, als er alle auf Herausgabe 
von Nachlaßgegenſtänden gerichteten Einzelanſprüche 
einheitlich zuſammenfaßt und jeden der Gegenſtände 
als Stück einer Geſamtheit ergreift. Aber den Gegen— 
ſtand des Rechtsſtreits bilden im einzelnen Falle 
immer nur die jedesmal geforderten Nachlaßgegen— 
ſtände ſowie die Einzelanſprüche, und gerade dieſe 
neben dem Geſantanſpruche beſtehenden (vgl. 
8 2029) — Einzelanſprüche der Kl., fie wenigſtens in 
erſter Linie, ſind es, die das OLG. dem Grunde nach 
feſtſtellt. 

3. Der Bekl. hat geltend gemacht, er hafte nicht 
mit der Nacherbſchaftsklage nach §§ 2130 ff. BGB., 
ſondern höchſtens mit der Erbſchaftsklage nach 

8 2018 ff.; feine Verpflichtung zur Herausgabe des 
aus der Erbſchaft der Frau A. Erlangten beſtimme 
ſich daher, ſoweit er zur Herausgabe außerſtande ſei, 
gemäß 8 2021 nach den Vorſchriften über die Heraus— 
gabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, inſoweit 


— 
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fehle es aber bei ihm an einer Bereicherung. In 
dieſer Beziehung hat er ſich darauf berufen, daß er 
ſchon bei der Erhebung der Klage von dem Frauen⸗ 
nachlaſſe nichts mehr gehabt habe, indem er bereits 
im Jahre 1912 die eine Hälfte der Stadt L., die andere 
den Verwandten der Frau herausgegeben habe, nach⸗ 
dem er ſich mit den Beteiligten darüber geeinigt ge⸗ 
habt habe, wie hoch jede Hälfte zu bewerten geweſen 
ſei und welche Gegenſtände darauf in Zahlung ge⸗ 
geben werden ſollten, wobei er ſich in dem guten 
Glauben befunden habe, daß Anſprüche der Mannes⸗ 
verwandten auf das Frauenvermögen nicht beſtänden. 
Darauf hatte der Bekl. bei der früheren Verhandlung 
vor dem BG. einen Einwand aus 8 2140 geſtützt, den 
das BG. für durchſchlagend erachtet hatte. Die Reviſion 
verkennt nicht, daß der Streit der Parteien, ſoweit es 
id um die Anwendung des 8 2140 handelte, durch 
das Reviſionsurteil vom 27. Juni 1918 erledigt iſt. 
Sie meint aber, es bleibe nach 8 2021 zu prüfen, 
inwieweit 8 818 Abſ. 3 BGB. zur Geltung komme. 
Dieſe Frage ſei wirtſchaftlicher Natur, vom wirtſchaft⸗ 
lichen Standpunkt aus müſſe aber die Bereicherung 
als weggefallen angeſehen werden. 

Auch dieſe Rüge greift nicht durch. Soweit die 
vom OLG. dem Grunde nach feſtgeſtellten Anſprüche 
der Kl. und der übrigen Nacherben der Frau A. be⸗ 
reits beim Eintritte der Nacherbfolge Geldforderungen 
waren, die ſich gegen den Ehemann A. richteten, nach⸗ 
dem die infolge des Erbfalles durch Vereinigung von 
Recht und Verbindlichkeit erloſchenen Rechts verhält⸗ 
niſſe wieder aufgelebt waren (8$ 2139, 2143), haftet 
der Bekl. nicht als Erbſchaftsbeſitzer (8 2018), nicht 
als jemand, der auf Grund eines ihm in Wirklichkeit 
nicht zuſtehenden Erbrechts etwas aus der Erbſchaft 
der Frau A. „erlangt“ hat, ſondern als Erbe des 
Vorerben, des Nachlaßſchuldners, alſo nicht ſowohl 
mit dem Frauenvermögen, das er in Beſitz nahm, als 
mit dem ererbten Mannes vermögen, auf dem die 
Schuld als Nachlaßverbindlichkeit laſtete. Inſoweit 
haftet der Bekl. ſogar perſönlich, wenn er auch die 
Möglichkeit hat, ſeine Haftung auf den Nachlaß des 
Mannes zu beſchränken. Bei dieſen Forderungen kann 
demnach gar nicht davon geſprochen merden, daß ſich 
die Verpflichtung des Bekl. nach den Vorſchriften über 
die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
beſtimme. Geldforderungen in dieſem Sinne aber 
waren die ſämtlichen vom OLG. feſtgeſtellten einzelnen 
Anſprüche mit Ausnahme der Hypothelforderung gegen 
R. in dem Reſtbetrage von 29 100 M, in dem ſie beim 
Tode des Vorerben noch beſtand. de bezug auf dieſe 
Reſthypothekenforderung, über die der Bekl. erſt nach 
dem Eintritte der Nacherbfolge ſelbſt verfügt hat, 
nimmt jedoch auch das OLG. nur eine Verpflichtung 
des Bekl. nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung in Höhe deſſen 
an, was er aus der Hypothek und damit aus der 
Erbſchaft der Frau A. erlangt hat. 

Schließlich bittet die Reviſion noch zu prüfen, ob 
das Berufungsurteil nicht auf einer Verletzung des 
8 275 BGB. beruhe. Sie weiſt darauf hin, daß der 
Bekl. den Nachlaß, der jetzt von ihm gefordert werde, 
bereits vor der Klageerhebung herausgegeben habe, 
und meint, dadurch ſei eine nochmalige Herausgabe 
unmöglich geworden. Die Vorſchrift in 8 275 ſcheidet 
jedoch um ſo mehr aus, als ſämtliche Anſprüche, die das 
OLG. dem Grunde nach feſtſtellt, Geldanſprüche find, 
bei Geldanſprüchen aber 8 279 Platz greift, der eine 
grundſätzliche Abweichung von der Regel des 8 275 
enthält. Wenn der geſchuldete Gegenſtand nur der 
Gattung nach beſtimmt iſt und die Leiſtung aus der 
Gattung möglich iſt, hat hiernach der Schuldner ſein 
Unvermögen zur Leiſtung auch dann zu vertreten, 
wenn ihm kein Verſchulden zur Laſt fällt. Nicht Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung oder Unvermögen des Bekl. 
zur Leiſtung, ſondern höchſtens Wegfall der Be— 
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reicherung könnte in Frage kommen, aber auch er nur 


bezüglich des aus der Reſthypothek Erlangten. (Urt. 
d. IV. ZS. vom 25. Sept. 1919, IV 167/19). 
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C. Strafſachen. 


I. 
Amtsvergehen der Poſtbeamten. Wie lange iſt ein 


Paket der Poſt anvertraut? Begriff des amtlichen Ge⸗ | 


wahrſams. Aus den Gründen: Die Rüge, daß 
§ 354 StGB. mit Unrecht angewendet worden fei, iſt 
nicht begründet. Ein Paket iſt der Poſt anvertraut, 
ſolange die vertragsmäßige Pflicht der Poſtbehörde 
zur Ablieferung an den Empfänger, zur Rückgabe an 


| 


Fr. dazu berechtigte. 


den Abſender und zur Aufbewahrung beſteht. Der 


Umſtand, daß die äußere Beſchaffenheit eines der Poſt 


anvertrauten Pakets die Perſonen des Empfängers 


und des Abſenders nicht mehr erkennen läßt, hebt 


die erwähnten Vertragspflichten der Poſt nicht auf. 
In den Urteilsgründen iſt zutreffend ausgeführt, daß 
nach § 45 der bayer. Poſtordnung vom 24. März 1917 
ein unbeſtellbares Paket der Oberpoſtdirektion einzu— 
ſenden iſt, wenn der Abſender nicht ermittelt werden 
kann. Auf der OPD. darf das Paket zum Zweck der 
Ermittlung des Abſenders geöffnet und ſoweit erfors 
derlich unterſucht werden. Iſt die Feſtſtellung des 
Abſenders nicht möglich, ſo muß die öffentliche Auf— 


forderung erlafjen werden, daß der Abſender das Paket 


innerhalb 4 Wochen in Empfang nehmen ſolle. Bleibt 
dieſe Aufforderung ohne Erfolg, ſo wird das Paket 
zum Beſten des Unterſtützungsfonds der bayer. Poſt— 
verwaltung verwendet oder vernichtet, falls ſein Inhalt 
hierzu nicht geeignet iſt. Die Strafkammer hat aus— 
drücklich feſtgeſtellt, daß zu der Zeit, in welcher der 
Angekl. ſich das Paket zueignete, die Poſtbehörde noch 
gar keinen Verſuch gemacht hatte, den Abſender zu 
ermitteln. Die Annahme der Strafkammer, daß das 
Paket zu dieſer Zeit der Poſt noch anvertraut war, 
läßt daher keinen Rechtsirrtum erkennen. 

In den Urteilsgründen iſt feſtgeſtellt, daß es zur 
„Geſchäftsaufgabe“ des Angekl gehörte, die von dem 
Unterperſonal vorgenommene Verteilung von Briefen 
und Paketen auf die einzelnen Poſtkurſe nachzuprüfen. 
Aus dieſer Amtspflicht des Angekl. folgert die Straf— 
kammer, daß er an den ſeiner Nachprüfung unter— 
worfenen Briefen und Paketen den amtlichen Gewahr— 
ſam hatte, ſolange ſie ſich in den Dienſträumen des 
Poſtamts befanden. Der Reviſion iſt zuzugeben, daß 
dieſe Schlußfolgerung nicht vollkommen klar iſt. Durch 
das Recht und die Pflicht des Angekl., die in Lang— 
holzkörben oder Poſtbeuteln befindlichen Briefe und 
Pakete nachzuprüfen, wurde die Möglichkeit nicht aus— 
geſchloſſen, daß ein anderer Beamter den ausſchließ— 
lichen Gewahrſam oder den Mitgewahrſam an dieſen 
Briefen und Paketen hatte. In beiden Fällen würde 
nicht Amtsunterſchlagung, ſondern Diebſtahl und Bruch 
der amtlichen Verfügungsgewalt in Frage kommen. 
Allein die Strafkammer hat noch weiter feſtgeſtellt, 
daß der Angekl. Gewahrſam in amtlicher Eigenſchaft 
an dem Paket hatte, das er bei Durchſuchung des für 
den Poſtbeutel beſtimmten Korbes — alſo offenbar 
bei einer Amtshandlung — entnahm, zu ſich ſteckte und 
nach Haufe brachte. (Urt. des I. StS. vom 19. Juni 1919, 
1 D 157/19). 


4706 


— — · n. 


II. 


Der Nechtsvorgänger des Eigentümers einer einge⸗ 
zogenen Sache iſt in der Regel nicht Einziehungsbetei⸗ 
ligter. Aus den Gründen: Die Beſchwerdeführerin 
Sp. ficht das Urteil in Bezug auf die Einziehung 
des Fuders Waldracher an. 
an den Einziehungsbeteiligten Fr. verkauft und ges 


liefert, anſcheinend war er von dieſem ſchon weiter- 


verkauft worden. Daher hatte die Beſchwerdeführerin 
im Zeitpunkt der Beſchlagnahme und des Einziehungs⸗ 
verfahrens „auf den Gegenſtand der Einziehung“ keinen 
rechtlichen Anſpruch, weder einen ſolchen dinglicher 
noch ſchuldrechtlicher Art. Sie war nicht Eigentümerin, 
nicht einmal Beſitzerin, fie hatte auch keinerlei For⸗ 
derungsrechte, deren Gegenſtand der Wein oder ſeine 
Auslieferung oder Verwahrung bildete. Nur gegen 
ſie konnten aus der Beſchaffenheit des Weins Wand— 
lungs-, oder für den Fall der Einziehung Entwehrungs— 
anſprüche erhoben werden, falls der Kaufvertrag mit 
Nur in dieſem Fall und auch 
dann erſt mit dem Vollzug der Wandlung gegen Rück— 
gewähr des Preiſes, nicht ſchon mit dem Beſtehen 
oder auch der Geltendmachung der Wandlungsanſprüche, 
erwuchſen für fie wieder Anſprüche „auf“ den Gegen» 
ſtand der Einziehung. Daß die Beſchwerdeführerin 
Rechtsvorgängerin des gegenwärtigen Eigentümers 
war und die Möglichkeit beſteht, daß ſie von dieſem 
ſchuldrechtlich zur Zurücknahme des Weins angehalten 
wird, kann ihre Eigenſchaft als Einziehungsbeteiligte 
nicht begründen (Urt. des I. Sen. 1 D. 317/08 vom 
28. Sept. 1918 und 1 D. 94,12 vom 2. Mai 1912). 
(Urt. des I. StS. vom 7. Juli 1919, 1 D 135/19). 
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Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
1 


Gilt ein im Schularreſte befindlicher Schüler als 
Gefangener i. S. des 3 120 StGB. 7 Welche Straf⸗ 
vorſchriſten bedrohen die unbefugte Befreiung eines ſolchen 
Schülers? Aus den Gründen: Der Lehrer N. be⸗ 
ſtrafte den 13 jährigen Sohn des Angekl. G., einen Fort- 
bildungsſchüler, wegen Unaufmerkſamkeit und mider- 
ſpenſtigen Benehmens mit Schularreſt. Nach dem Schluſſe 
der Schule mußte der Knabe die Arreſtſtrafe in Gegen— 
wart des Lehrers im Schulzimmer abſitzen. G. erfuhr 
dieſe Vorgänge. Er betrat das Schulzimmer, ohne An» 
zuklopfen, ſtellte den Lehrer zur Rede, ſchlug mit der 


Jauſt auf den Katheder ein, ſchimpfte, drohte dem Lehrer 


Dieſen Wein hatte ſie 


mit der Fauſt und gebot ſeinem Sohne, ſofort heim— 
zugehen. Den Widerſpruch des Lehrers fertigte er mit 
verächtlichen Aeußerungen ab, wobei er den Lehrer mit 
„Du“ anredete. Als N. auf den Knaben zugehen wollte, 
um ihn am Fortgehen zu hindern, ſiellte ih G. da— 
zwiſchen, worauf ſich der Schüler entfernte. Das BG. 
findet in dieſen Handlungen des G. ein Vergehen der 
Gefangenenbefreiung nach $ 120 StGB. in Tateinheit 
mit einem Vergehen der Beleidigung. Es ſchließt ſich 
dabei der bisherigen Rechtſprechung des Strafſenats 
an, der mehrmals ausgeſprochen hat, daß ein im Schul— 
arreſte befindlicher Schüler als Gefangener i. S. des 
8 120 StGB. zu gelten habe (Entſch. in Strafſ. VII 
411, X 227). Dieſe von der Reviſion bekämpfte Rechts⸗ 
anſicht wird vom Schrifttum und von den oberen Ge— 
richten nicht durchweg geteilt, insbeſondere hat das RG. 
den entgegengeſetzten Standpunkt eingenommen (RGsSt. 
XIXIX S. 7; ſ. a. Bay 3fR. 1907 S. 441, BlfRA. 1912 
S. 474). Der Senat hat wegen der gegen ſeine An— 
ſchauung geäußerten Bedenken die Frage nochmals ge— 
prüft und glaubt, die bisherige Rechtſprechung nicht 
aufrecht erhalten zu können. 

Schon der Wortlaut des § 120 Abſ. 1 StGB. ſpricht 
dagegen, daß ein mit Schularreſt beſtrafter Schüler 
als ein Gefangener i. S. dieſer Vorſchrift erachtet auerden 
könnte. Als Hauptfälle des Tatbeſtandes hebt er hervor, 
daß eine Perſon aus „der Gefangenenanſtalt“ oder aus 
„der Gewalt der bewaffneten Macht befreit wird. Allers 
dings ſtellt er die Fälle gleich, in denen ſich der Be— 
freite in der Gewalt eines einzelnen Beamten oder einer 


f 


! 


anderen mit der Beaufſichtigung, Begleitung oder Be⸗ 
wachung betrauten Perſon befand. Allein es kann nicht 
angenommen werden, daß dabei an Fälle der Freiheits⸗ 
entziehung gedacht ſei, die ſich ihrer ſachlichen Bedeutung 
nach und nach der Art der Durchführung von den zu— 
erſt erwähnten durchaus unterſcheiden. Auch aus der 
Stellung des § 120 im 6. Abſchn. des StGB. (Wider: 
ſtand gegen die Staatsgewalt) muß gefolgert werden, 
daß als „Gefangene“ nur Perſoneu gelten können, denen 
ſtaatliche Behörden oder Beamte die Freiheit entzogen 
haben, um damit unmittelbar Maßnahmen der Staats- 
gewalt durchzuſetzen. Nur eine Beſchränkung der per— 
ſönlichen Freiheit aus Anlaß der Ausübung des ſtaat— 
lichen Strafrechts oder vermöge gerichtlicher oder poli— 
zeilicher Zwangsbefugniſſe begründet hiernach eine Ge— 
F i. S. des 8120 StGB. Kein Tatbeſtand dieſer 
Art liegt vor, wenn der Lehrer einen Schüler mit Arreſt 
oder einfachem Nachſitzen — d. h. einer bloßen Ver⸗ 
längerung der Arbeitszeit — beſtraft, mag dadurch 
auch der Betroffene in ſeiner Bewegungsfreiheit ge— 
hemmt und in einen beſtimmten Raum des Schul— 
gebäudes verwieſen ſein. Allerdings iſt der Senat der 
Anſchauung, daß der Lehrer die Schulzucht kraft einer 
öffentlichen Gewalt übt, die ihm der Staat übertragen 
hat. Er tritt in dieſem Punkte dem bayeriſchen VGH. 
bei (ſ. deſſen Entſch., Samml. Bd. XXIX S. 135) und 
lehnt es ab, das Zuchtigungsrecht des Lehrers aus einer 
Uebertragung der bürgerlich rechtlichen Erziehungs— 
gewalt der Eltern abzuleiten (ſ. Samml. von Entſch. 
des VGH. Bd. XXIII S. 82, Bay 3fR. 1905 S. 500). 
Der Lehrer ſucht aber nicht unmittelbar Staatszwecke 
zu verwirklichen, wenn er von den Mitteln der Schul— 
zucht Gebrauch macht, vielmehr ſteht dabei die er— 
zieheriſche Einwirkung auf den Schüler im Vordergrunde. 
Die allgemeine Wohlfahrt und der Beſtand der Staats— 
hoheit kommen bei der Verhängung und Vollſtreckung 
von Schulſtrafen nicht in Betracht. 

Mit Unrecht hat der Straſſenat ſeine frühere Mei— 
nung u. a. damit zu ſtützen verſucht, daß unter Um— 
ſtänden Schulſtrafen wegen ſolcher Handlungen verhängt 
werden, die an ſich mit gerichtlicher Strafe bedroht ſind, 
aber wegen des jugendlichen Alters des Täters gemäß 
8 55 StGB. nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden dürfen 
(ſ. d. angef. Entſch. VII, 411, insbeſ. S. 414). Bei der 
allgemeinen rechtlichen Beurteilung der Schulſtrafen 
können nicht Gründe ausſchlaggebend ſein, die nur im 
Einzelfalle zu ſolchen Anlaß geben, in vielen anderen 
Fällen aber gar nicht zutreffen. Zudem wird eine 
Schulſtrafe nicht dadurch zu einer gerichtlichen oder 
polizeilichen Maßregel, daß ſie wegen einer von den 
Strafgeſetzen bedrohten Handlung feſtgeſetzt wird. 

Die bisherige Anſchauung des Strafſenats müßte 
bei folgerichtiger Durchführung zu unbilligen und un— 
annehmbaren Ergebniſſen führen. Mehrere Schüler, 
die es auf Grund einer Verabredung unternehmen 
würden, mit vereinten Kräften gewaltſam aus dem 
Schularreſt auszubrechen, müßten wegen Meuterei 
(8 122 Abſ. 2 StGB.) beftraft werden; fie müßten 
hienach zu Strafen verurteilt werden, die außer allem 
Verhältniſſe zu der Bedeutung ihres Tuns ſtünden, 
und ein unbeſonnener Knabenſtreich würde auf eine 
Stufe geſtellt werden mit den gefährlichſten, die Staats— 
ſicherheit unmittelbar bedrohenden Vorgängen in einer 
Gefangenenanſtalt. Das entſpricht nicht den Zwecken 
des Geſetzes. Dem Lehrperſonale, das die Vollſtreckung 
der Schulſtrafen zu überwachen hat, würde eine überaus 
peinliche Verantwortlichkeit erwachſen. Die Lehrer 
müßten gewärtigen, daß ſie wegen eines Vergehens 
im Amte gemäß $ 347 Abſ. 2 StGB. vor Gericht ges 
ſtellt werden, wenn fie ihre Aufſichtspflicht nicht voll: 
ſtändig erfüllen und damit das Entweichen eines Schülers 
aus dem Arreſte fahrläſſigerweiſe befördern oder er— 
leichtern. Das würde dazu führen, daß Arreſtſtrafen 
in der Schule nur noch in ſeltenen Ausnahmefällen 
verhängt werden könnten. 
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Die Rechtſprechung nimmt überwiegend an, daß 
nicht einmal Zöglinge einer Erziehungs- oder Beſſe⸗ 
rungsanſtalt als Gefangene angeſehen werden können, 
die auf Grund der Vorſchriften in den &S 55, 56 StGB. 
oder auf Grund der landesrechtlich geregelten Fürforges 
erziehung in ihrer Freiheit beſchränkt find (ſ. insbeſ. 
RG St. XXXXVIII 226 und die Bem. 211 bei Olshauſen, 
Komm. zu $ 120 StGB., 10. Aufl. Bd. IJ S. 491). Damit 
ſtimmt es überein, daß es die bayeriſche Landesgeſetz⸗ 
gebung für nötig gefunden hat, in Art. 18 und 19 
FEG. vom 21. Juli 1915 (wie ſchon früher im Zwéc. 
vom 10. Mai 1902) eigene Strafvorſchriften für den 
Fall zu erlaſſen, daß ein Zögling aus der Familie 
oder Anſtalt entfernt wird, in der er ſich auf Grund 
behördlicher Anordnung befindet. Kann ſonach der 
$ 120 StGB. nicht auf Fürſorgezöglinge angewendet 
werden, ſo wäre es durchaus widerſinnig, ihn für einen 
mit Nachſitzen oder Arreſt beſtraften Schüler gelten zu 
laſſen. Denn die FE. dient in viel höherem Maße dem 
allgemeinen Wohle als die Schulzucht, und das Ver— 
fahren, in dem ſie angeordnet und durchgeführt wird, 
hat vermöge der Mitwirkung der Gerichte und Ver— 
waltungsbehörden eine viel höhere Bedeutung für das 
Rechts⸗ und Staatsleben als das Schulſtrafverfahren. 

Bei der neuen Verhandlung und Entſcheidung 
wird das BG. nochmals zu prüfen haben, ob das Vers 
halten des Angekl. gegenüber dem Lehrer nicht als 
Widerſtand gegen die Staatsgewalt gemäß $ 113 StGB. 
oder allenfalls nach § 114 StG zu ahnden iſt. Der 
Senat kann zu dieſer Frage z. Z. nicht Stellung nehmen, 
weil die tatſächlichen Feſtſtellungen dazu nicht aus— 
reichen. Sollte das BG. annehmen, daß dem Lehrer 
aus Rechtsgründen der beſondere Schutz des Beamten 
nach § 113 oder § 114 StGB. nicht zu gewähren ſei, 
wenn ihm bei Ausübung der Schulzucht Widerſtand 
geleiſtet wird, ſo wird es das Tun des Angekl. unter 
dem Geſichtspunkte des $ 24) StGB. zu würdigen haben. 
Auch wird zu prüfen ſein, ob ſich der Angekl. etwa eines 
Hausfriedensbruchs ſchuldig gemacht hat (S 123 StGB.); 
dabei wird auf die Frage eingegangen werden müſſen, 
ob das Bezirksamt hierwegen rechtswirkſam Straf— 
antrag ſtellen konnte. (Urt. v. 14. Okt. 1919, Rev.⸗Reg. 
Nr. 193/1919). Ed. 
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Richtlinien für Beſchlüſſe über Bewährungsfriſten 
bei Schleichhandelsveraehen. Aus den Gründen: 
Der regelmäßig mit Preiswucher verbundene Schleich— 
handel i. S. der BRVO. vom 7. März 1918 (RGBl. 
S. 112) iſt der größte und gefährlichſte Schädling der 
öffentlichen Ernährungswirtſchaft. Die VO. iſt zur 
Bekämpfung dieſes häßlichen Gewerbes erlaſſen worden, 
das in einer zügelloſen Gewinnſucht ſeinen Grund hat, 
ſich in gewiſſensloſer Weiſe über die Not der minder— 
bemittelten Bevölkerung hinwegſetzt und ſo den Anlaß 
zur Erbitterung dieſer Kreiſe und zu Unruhen gibt. 
Sie will das erreichen durch Androhung hoher Strafen 
und durch die Möglichkeit der Aberkennung der bürger— 
lichen Ehrenrechte, die dem Schleichhändler den Stempel 
eines gemeinen, ehrloſen Menſchen aufdrückt. Daraus 
folgt, daß der Geſetzgeber vor dem ſchändlichen Treiben 
eines Schleichhändlers abſchrecken und die volle Strenge 
gegen den Schleichhändler angewendet wiſſen will. 
Die Strafe muß mit derſelben Unerbittlichkeit voll— 
zogen werden, wenn der Zweck erreicht werden ſoll. 
Darum iſt grundſätzlich keinem Schleichhändler eine 
Bewährungsfriſt zuzubilligen, wenn nicht ganz be— 
fundere Fälle eine Ausnahme zulaſſen. Wie dieſe 
Fälle geſtaltet fein müſſen, läßt ſich im allgemeinen 
nicht ſagen; es iſt auch hier zu berückſichtigen, daß die 
Privatintereſſen hinter den Schutz der Allgemeinheit 
zurücktreten müſſen. Wer gegen die Allgemeinheit keine 
Rückſicht nimmt, der kann auch keine Rückſicht der 
Allgemeinheit gegen ſich beanſpruchen. Der durch un⸗ 
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angebrachte Milde und Nachgiebigkeit, insbeſondere 


durch die zahlreichen Amneſtien erſchütterte Glaube 
an den Ernſt der Strafrechtspflege wird nur erſtarken, 
wenn von Ausnahmefällen abgeſehen der Strafe der 
raſcheſte Vollzug geſichert iſt. 

Dem nach der Urteilsverkündung aus der Unter⸗ 
ſuchungshaft entlaſſenen M., gegen den wegen Schleich— 
handels in Tateinheit mit Preistreiberei auf eine Ge— 
ängnisſtrafe von drei Monaten, eine Geldſtrafe von 

00 M, auf Einziehung des Erlöſes aus dem Verkauf 
von 177 Pfund Rindfleiſch, eines Stieres von etwa 
5 Zentnern und eines Kalbes unter Anrechnung von 
28 Tagen erkannt worden iſt, wurde auf feinen Ans 
trag für den Reſt der Freiheitsſtrafe eine Bewährungs— 
friſt bewilligt, da er erſt einmal unerheblich vor— 
beſtraft ſei, beſſerungsfähig erſcheine und die weitere 
Strafvollſtreckung ſein und ſeiner Familie wirtſchaft⸗ 
liches Daſein gefährden würde. Dieſe Gründe können 
die Bewilligung einer Bewährungsfriſt nicht recht⸗ 
fertigen. Der Verurteilte wußte, in welche gefährliche 
Lage er ſich und ſeine Familie durch den Schleich— 
handel bringe. Not, Unerfahrenheit oder Verführung 
haben ihn zu der Straftat nicht veranlaßt. Die 
vorausgeſehenen Folgen muß er auch tragen. Beſſe⸗ 
rungsfähigkeit eines Schleichhändlers kann bei der 
Unſicherheit dieſer ſeeliſchen Beurteilung grundſätzlich 
nicht in Betracht kommen, bei dem Verurteilten um⸗ 
ſoweniger, als das Strafverfahren wegen Schleich— 
handels auf Grund der militäriſchen Amneſtie vom 
7. Dezember 1918 am 27. Dezember 1918 eingeſtellt 
wurde, M. aber ſchon im Juni 1919 mit noch aus⸗ 
giebigerem, den Gegenſtand der Verurteilung bildenden 
Schleichhandel begann, demnach ſich als unverbeſſerlich 
erwies. (Beſchl. vom 9. Okt. 1919, Beſchw.⸗Reg. 
Nr. 422/1919). Ed. 
4783 Ä 


III. 


Begriff „des Kuhhalters“ i. S. der BO. über die 
Milchdewirtſchaftung. Aus den Gründen: Die an⸗ 
geklagten Bauersfrauen rügen Verletzung des Begriffes 
„Kuhhalter“; ſie führen aus, nach der auf Grund der 
B RVO. über Speiſefette vom 21. Juli 1916 vom StM. 
des Innern erlaſſenen Bek. über die Bewirtſchaftung 
von Milch, Butter und Käſe vom 26. Sept. 1918 treffe 
die Butterablieferungspflicht die Kuhhalter; ſolche ſeien 
aber nicht fie, ſondern ihre Ehemänner. Dieſe Rüge 
iſt unbegründet. Der Begriff „Kuhhalter“ i. S. der 
erwähnten Min Bek. iſt nach deren Zwecke auszulegen. 
Dieſer geht dahin, die geſamte in Bayern erzeugte 
Butter zu erfaſſen und der öffentlichen Bewirtſchaftung 
zuzuführen. Der Begriff muß deshalb im weiteſten 
Sinne genommen werden. Es fallen darunter alle 
Perſonen, die tatſächlich über Kühe und die von ihnen ge— 
wonnene Milch verfügen können. Die Angeklagten be— 
wirtſchaften gemeinſchaftlich mit ihren Ehemännern 
bäuerliche Anweſen; ſie beſorgen nach der an ihren 
Wohnorten in kleinbäuerlichen Betrieben üblichen und 
notwendigen Arbeitsteilung die Milchwirtſchaft und 
die Wart und Pflege der Kühe; ſie haben alſo die 
tatſächliche Verfügungsmacht über die Kühe und die 
Milch. Es iſt nicht erforderlich, daß ſie dieſe tatſäch— 
liche Herrſchaft allein ausüben. Auch wenn ſie dieſe 
mit ihren Ehemännern teilen, ſind ſie Kuhhalter. 
Unerheblich iſt es, in welchem ehelichen Güterſtande 
fie leben. Denn das Kuhhalterverhältnis iſt ein tat— 
ſächliches, kein Rechtsverhältnis. (Urt. v. 21. Okt. 1919 
Rev.⸗Reg. 184/1919). Ed. 
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IV. 


„Begriff der Vermittelung i. S. der Bek. der bayer. 
leiſchverſorgungsſtelle vom 7. März 1918 (Stunz. Nr. 57). 
us den Gründen: Nach § 3! der Bek. der Bayer. 


— 


FlVVerſSt. v. 7. März 1918 über eine vorübergehende 
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Beſchränkung des Verkehrs mit Zucht- und Nutzvieh 
(St Anz. Nr. 57), Ziff. XII der Min BB. über Fleiſchver⸗ 
ſorgung v. 29. April 1916 (St Anz. Nr. 100 a), SS 15 III, 


12, 17 Nr. 2 der BR BO. v. Oleber 1915 (RG Bl. 


4. Novemder 


S. 607, 728) iſt die Vermittelung von Zugochſen ver⸗ 
boten. Der Angekl. ficht ſeine Verurteilung auf Grund 
dieſer Vorſchriften an wegen Verletzung des Begriffes 
der „Vermittelung“, weil auch der Nachweis der Ge⸗ 
legenheit zum Abſchluß eines Kaufvertrags zu Unrecht 
darunter gebracht ſei. Der Begriff der „Vermittelung“ 
iſt aber hier kein anderer als im bürgerl. Rechte beim 
Mäklervertrag (§ 652 BGB.). Darnach umfaßt er nicht 
bloß die eigentliche Vermittelung von Verträgen, ſondern 
auch den Nachweis der Gelegenheit zum Abſchluſſe. Dies 
erhellt namentlich aus 88 2—4 der Bek. der Fl VerſSt. 
v. 7. März 1918, welche den ganzen Handel mit Ochſen, 
einſchließlich der Zugochſen, in die Hände der Fl VerſSt. 
bringen ſoll und deshalb die Veräußerung bis auf 
weiteres von den Viehhaltern ausſchließlich an deren 
Viehaufkäufer verlangt, den unmittelbaren Erwerb vom 
Viehhalter, ebenſo wie die Vermittelung von Zugochſen 
verbietet, und die Zuweiſung von Zugochſen an die 
Perſonen, die ſich um die Zuteilung ſolcher beworben 
haben, den Kreis bevollmächtigten der FlVerſSt. vor⸗ 
behält. In dem Hinweiſe des Käufers auf die Kauf⸗ 
gelegenheit, dem Hinführen in das Anweſen des Ber- 
käufers und feiner Anweſenheit bei den Kaufverhand⸗ 
lungen konnte daher das BG. ohne Rechtsirrtum eine 
Vermittelung erblicken. (Urt. v. 9. Sept. 1919, Rev.⸗ 
Reg. 137/1919). Ed. 
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Oberlandesgericht München. 


Nechtliche Natur der Strafen nach un 380. 
Behandlung eines Geſuchs um Auſſchub der Vollſtreckung 
einer ſolchen Strafe. Aus den Gründen: Es iſt 
zweifelhaft, ob die auf Grund des 8 890 ZPO. feſt⸗ 
geſetzte Haftſtrafe als Sühne für begangenes Unrecht 
anzuſehen iſt wie die Kriminalſtrafe oder ob ſie ſich 
— wenigſtens gleichzeitig — als zivilprozeſſuales 
Zwangsmittel darſtellt. Bei Zugrundelegung der 
erſteren Annahme würde ſich die Zuſtaͤndigkeit und 
das Verfahren für Vollſtreckung, Strafaufſchub und 
Begnadigung nach den für Kriminalſachen beſtehenden 
Vorſchriften richten (ſo Falkmann, Zwangsvollſtreckung 
S. 957 21; vgl auch Neumiller, ZPO. Vorbem. zu 
SS 904 ff. mit Bem. zu 8 380 Abſ. 1). Werden aber 
dieſe Vorſchriften auf die gemäß § 890 ZPO. feſt⸗ 
geſetzte Haft wegen ihres gemiſchten Charakters nicht 
für anwendbar erachtet, ſo fehlt es an unmittelbar 
anwendbaren Vorſchriften über Vollſtreckung, Aufſchub 
und Begnadigung; denn die Vorſchriften der 88 904ff. 
3PO. find, wie insbeſondere ein Vergleich des 8 890 
Abſ. 1 Satz 2 mit 8 913 ZPO. ergibt, auf die gemäß 
8890 3PO. feſtgefetzte Haftſtrafe jedenfalls nicht un⸗ 
mittelbar anwendbar. In der bayeriſchen Gefängnis 
praxis wird die gemäß § 890 ZPO. feſtgeſetzte Haft 
— im Gegenſatze zu den gem 88 380, 390 Abſ. 1 
gegen Zeugen feſtgeſetzten Strafen — als Zivilhaft 
behandelt (vgl. Degen-Klimmer, Strafvollitredung, 
Bem. Ib zu 84 HO. f. d. GerGef., woſelbſt 890 
ſtatt 899 zu leſen iſt). Dem Charakter der Strafen 
nach § 890 als Rechtsſtrafen wird — entſprechend der 
gemeinen Meinung — dadurch Rechnung getragen, daß 
ſie von Amts wegen vollſtreckt werden, ihrem Charakter 
als zivilprozeſſuales Zwangsmittel dadurch, daß der 
Auftrag zum Vollzug nicht durch den Staatsanwalt, 
ſondern das Prozeßgericht erteilt wird (vgl. auch 8 208 
Abſ. 2 GA. f. G.). Bei Zugrundelegung dieſer Praxis 
kann das Prozeßgericht als das mit der Vollſtreckung 
befaßte Gericht auch als zuſtändig zur Verbeſcheidung 
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eines Strafaufſchubsgeſuchs erachtet werden. Gegen 
einen ablehnenden Beſchluß ſteht dem Verurteilten 
wohl die einfache Beſchwerde gemäß 8 567 Abf. 1 ZPO. 
zu. Die eingelegte Beſchwerde wäre alſo zuläſſig. 
Aber auch, wenn man das Prozeßgericht als Voll⸗ 
ſtreckungsgericht i. S. der ZPO. und ein Geſuch um 
Aufſchub der Vollſtreckung als Antrag betr. die Art 
und Weiſe der Vollſtreckung i. S. des 8 766 ZBO. 
erachten würde, wäre die Beſchwerde als ſofortige 
Beſchwerde gem. § 793 ZPO. formell nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Sachlich iſt fie nicht begründet. (Beſchl. 
des FJ 38S. v. 16. Auguſt 1919, Beſchw.⸗Reg. 254/1919). 
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Oberlandesgericht Nürnberg. 


Keine Verpflichtung des Mannes zum Brozehloften: 
vorſchuß an feine zum Armenrechte zugelaſſene Fran 
58 1387 ff. 889., 58 114 fl., 627, 940 38 0.). Gründe: 
Die Verpflichtung des nicht unvermögenden Ehemannes, 
ſeiner Frau für die Führung eines Rechtsſtreits, ins⸗ 
beſondere auch des Eheſcheidungsprozeſſes einen Koſten⸗ 
vorſchuß zu gewähren, iſt — ſoweit es ſich nicht um 
den Güterſtand der Gütertrennung handelt — im Hin⸗ 
blick auf die Vorſchriften der SS 1387 ff. BGB., SS 940, 


627 ZPO. in Rechtslehre und Rechtſprechung nahezu 


unbeſtritten. Wenn und ſolange jedoch der Frau auf 
ihren Antrag das Armenrecht bewilligt iſt, kann ſie 
nach der vorherrſchenden Anſicht mittels einſtweiliger 
Verfügung die Zahlung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes 
von ihrem Manne nicht erwirken (Gaupp⸗Stein, ZPO, 
Vorbem. zu $ 606 VI F 4). Die perſönlichen und die 
Erwerbsverhältniſſe der Kl., der ein Rechtsanwalt im 
Armenrechte beigegeben iſt, rechtfertigen die Annahme, 
daß ſie durch die Prozeßführung in dem von ihr ſelbſt 
nachgeſuchten Armenrechte weder in ihrer perſönlichen 
Stellung noch in der Wahrung ihrer Prozeßrechte 
irgendwie beeinträchtigt oder geſährdet iſt. 
die Vergünſtigung nach 8 115 ZPO. kraft des Armen⸗ 
rechts zukommt, bedarf ſie zur Prozeßführung keiner 
beſonderen Mittel, weder für die Gerichts⸗ noch für 
die Anmaltskoſten, und mangels beſonderer Gegen— 
gründe iſt ihr auch zuzumuten, von dem ihr antrags— 
gemäß bewilligten Armenrecht im ganzen Prozeſſe 
Gebrauch zu machen. Es kann auch davon keine Rede 
ſein, daß das Armenrecht nur vorläufige Geltung bis 
zur Erwirkung eines Prozeßkoſten vorſchuſſes habe. 
Solange das Armenrecht nicht entzogen iſt, worüber 
nicht das Beſchwerdegericht, ſondern das Prozeßgericht 
zu befinden hat (88 121, 114 ff., 119 ZPO.; 83 1387 ff. 
BGB.), iſt keine dringliche Maßnahme zur Abwendung 
weſentlicher Nachteile oder aus ſonſtigen Gründen 
i. S. des 8 940 ZPO. veranlaßt. (Beſchl. d. II. 38. 
v. 6. und v. 18. Okt. 1919, Beſchw.⸗Reg. Nr. 189 
und 222/1919). Br. 
477. 
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Geſetzgebung und Verwaltung. 


Verordnung über die Nangſtelle von Erbbaurechten. 
Nach 8 10 Abſ. 1 der BO. über das Erbbaurecht vom 
15. Jan. 1919 (RGBl. S. 72) kann das Erbbaurecht 
nur zur ausſchließlich erſten Rangſtelle beſtellt werden; 
gemäß Abſ. 2 können aber durch landesrechtliche Ver⸗ 
ordnung Beſtimmungen getroffen werden, wonach bei 
der Beſtellung des Erbbaurechts von dem Erforders 
niſſe der erſten Rangſtelle abgewichen werden kann, 
wenn dies für die vorhergehenden Berechtigten und 
den Beſtand des Erbbaurechts unſchädlich iſt. Solche 
Beſtimmungen ſind nunmehr für Bayern durch die 
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Verordnung über die Rangſtelle von Erbbaurechten 
vom 7. Okt. 1919 (GVBl. S. 691) erlaſſen worden. 
Danach bleiben entſprechend der von Preußen mit 
VO. vom 30. April 1919 (GS. S. 88) getroffenen 
Regelung gegenüber der Vorſchrift, daß das Erbbau⸗ 
recht nur zur erſten Rangſtelle beſtellt werden darf, 
außer Betracht: 

1. die Beſchränkung des Verfügungsrechts durch 
die aus der Eigenſchaft eines Grundſtücks als Beſtand⸗ 
teil des Familienguts einer ſtandesherrlichen 
Familie, eines F̃amilienfideikommiſſes, eines 
Lehens oder eines landwirtſchaftlichen Erb- 
guts ſich ergebenden Rechte der Anwärter und Nach⸗ 
folger, ferner durch die auf dem Lehenrechte beruhenden 
Nachfolgerechte bei allodifizierten Lehen (AG. z. GBO. 
Art. 13—15; DA. f. d. GBAe. 58 301 306, 8 365 Abſ. 1 
Nr. 9, § 385); 

2. die Beſchränkung des Verfügungsrechts des 
Eigentümers durch die Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers (BGB. 8 2211; GBO. 8 53; DA. f. d. 
GBAe. gs 122 Nr. 1. § 132 Nr. 6, 8 365 Abſ. 1 Nr. 11); 

3. die Beſchränkung des Verfügungsrechts des 
Eigentümers durch das Recht des Nacherben (BGB. 
8 2113; GO. 8 52; DA. f. d. GB Ae. 8 132 Nr. 5, 8 365 
Abſ. 1 Nr. 10), in dieſem Falle jedoch nur dann, wenn 
der Nacherbe der Beſtellung des Erbbaurechts zu» 
geſtimmt hat. 

Soweit die Verfügungsbeſchränkungen unter Nr. 1 
in Betracht kommen, hat die Verordnung nur vorüber⸗ 
gehende Bedeutung. Die hier genannten Beſchränkungen 
ſind ſämtlich mit dem Inkrafttreten des Geſetzes über 
die Aufhebung der Familienfideikommiſſe gegenſtandslos 
geworden. Es wird jedoch noch längere Zeit vergehen, 
bis die Auflöſung der Fideikommiſſe u. dgl. auch grund⸗ 
buchmäßig durchgeführt iſt. Während dieſer Ueber⸗ 
gangszeit ſoll die Beſtellung von Erbbaurechten an 
den zu Familiengütern gehörenden Grundſtücken er⸗ 
möglicht ſein. 
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Die n zum Erbſchaftsſtener⸗ 
geſetze. Aus den ſehr umfangreichen Vorſchriften 
(Zentralbl. f. d. Deutſche Reich S. 1211, GVBl. ©. 703) 
ſei nur kurz hervorgehoben, was für die Juſtizbeharden 
von Bedeutung iſt. (S. insbeſondere §§ 58, 41 des 
Geſetzes, RG Bl. S. 1543). Nach 8 2 Satz 2 haben die 
Amtsgerichte den Finanzämtern beglaubigte Abſchriften 
der Urteile über Todeserklärungen ſofort nach der 
Verkündung (8 952 Abſ. 1 ZPO.) zu überſenden (f. $ 957 
Abſ. 1 3p O.); dabei iſt mitzuteilen, was über Erben 
oder letztwillige Verfügungen bekannt iſt. Der Ablauf 
der Friſt für die Anfechtungsklage (8 976 ZPO.) iſt 
nicht abzuwarten ($ 2 Satz 3; eine überflüſſige Be⸗ 
ſtimmung, da ja die Verkündung des Ausſchlußurteils 
für maßgebend erklärt iſth). Mitzuteilen haben ferner 
die Gerichte die Anordnung von Nachlaßpflegſchaften 
($ 1960 Abſ. 2, 8 1961, wohl auch 8 1975 BGB., ſ. 8 12 
Abſ. 3 Satz 1 der Bek.), die Gerichte und die Notare 
die Erbauseinanderſetzungen und die von ihnen eröff— 
neten Verfügungen von Todes wegen (8 3; das Erb» 
ſcheinsverfahren iſt nicht erwähnt, ebenſowenig die 
bloße Nachlaßſicherung ohne Pflegſchaft). 8 15, der 
in Bayern zurzeit nur für die Notare Bedeutung hat, 
regelt die Mitteilungen über diebeurkundeten Schenkungen 
unter Lebenden. 
4796 


Die Aenderung des Selbſtverwaltungsgeſetzes. Das 
Selbſtverwaltungsgeſetz vom 22. Mai 1919 hatte in 
Art. 24 dem Bezirksausſchuſſe das Recht eingeräumt, 
bei der Wiederbeſetzung erledigter Bezirksamtmanns⸗ 
ſtellen mitzuwirken, und in Art. 25 den Bezirkstag 
ermächtigt, die Abberufung eines Bezirksamtmanns 
zu beantragen. Das kam ſo ziemlich einem Selbſt— 
mordverſuch der Staatsregierung gleich und hätte mit 
der Zeit dazu führen müſſen, daß jedes Geſetz und 
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jede VO. wirkungslos geblieben wären (ſ. Na wiasky 
in dieſer Zeitſchrift 1919 S. 263). Man kann es des⸗ 
halb nur freudig begrüßen, daß ein Geſetz vom 
28. Oktober 1919 (GVBl. S. 699) die Art. 24 und 25 
vorläufig wieder außer Kraft geſetzt hat. 
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Vücheranzeigen. 


Poetzſch, Dr. Fritz, Geh. Legationsrat, ſächſ. ſtellv. 
Mitglied des Reichsrats, Handausgabe der 
Reichs verfaſſung vom 11. Auguſt 1919. 8°, 
148 S. Berlin 1919, Verlag von Otto Liebmann. 
Geh. Mk. 5.50, geb. 6.50. 

Die Ausgaben der Reichsverfaſſung ſchießen wie 
Pilze aus dem Boden. Soweit fie über eine Wieders 
gabe des Geſetzestextes, eine hiſtoriſche Einleitung und 
ein Sachregiſter hinausgehen, bringen ſie als Vor— 
bemerkungen zu den einzelnen Abſchnitten und als 
Anmerkungen zu den einzelnen Artikeln kurze Aus— 
führungen über den grundſätzlichen Inhalt und den 
Werdegang der betreffenden Stellen, wobei gewöhn— 
lich noch die Hauptunterſchiede gegenüber der alten 
Reichsverfaſſung hervorgehoben werden. Der vor— 
liegenden Ausgabe kommt es zugute, daß ihr Ver— 
faſſer im Staatenausſchuß die ganze Entwicklunas— 
geſchichte mitgemacht hat und daher über das Ent— 
ſtehen vieler Faſſungen genauere Auskunft geben kann. 
Eine erſchöpfende Orientierung allerdings, insbeſondere 
unter Berückſichtigung des in den verſchiedenen Be— 
ratungsabſchnitten feſtgelegten Textes, wird weder 
geboten noch beabſichtigt. Auch eine kritiſche Analyſe 
wird in aller Regel nicht verſucht, vielmehr in dieſer 
Beziehung der Arbeit der Wiſſenſchaft nicht vor- 
gegriffen. Es wird bei der reichlichen Unklarheit, die 
ſowohl über dem ganzen Aufbau der Inſtitutionen 
als auch über dem rechtlichen Inhalt der Einzel— 
beſtimmungen der Reichsverfaſſung ſchwebt, noch ges 
raumer Zeit bedürfen, bis wir über wirklich gediegene 
Handausgaben verfügen. Einſtweilen werden ſolche, 
wie die vorliegende, ganz gute Dienſte leiſten. 

Proſeſſor Dr. Hans Nawiasky. 


Noel, Max, Oberregierungsrat im Staatsminiſterium 
des Innern, Das bayeriſche Geſetz über die 
Selbſtverwaltung vom 22. Mai 1919 nebſt 
Vollzugsanweiſung, Erläuterungen und Anhang, 
enthaltend die gültigen Beſtimmungen der rechtsrh. 
Gemeindeordnung, des Diſtriktsrats- und des Land— 
ratsgeſetzes und des Kreislaſtenausſcheidungsgeſetzes 
und den Abdruck einſchlägiger Bekanntmachungen 
und Verordnungen. (Aus Schweitzers braunen 
Handausgaben). 8°. VI, 157 S. München, Berlin und 
Leipzig 1919, J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
Preis geb. Mk. 6.— (dazu 35% DTeuerungszuſchlag). 

Dem Vorworte merkt man deutlich eine gewiſſe 

Beklemmung an: es hat dem Verfaſſer offenſichtlich 

wenig Freude gemacht, ein Geſetz zu erläutern, das 

— ganz abgeſehen von ſeiner techniſch ſchwerfälligen 

und unüberſichtlichen Faſſung — das Staatsgefüge 

ideologiſchen und parteipolitiſchen Gedankengängen 
zuliebe zu zerreißen und Bayern in eine Anzahl 
einzelner Republiken aufzulöſen drohte. Die ſchlimmſten 

Vorſchriften (Art. 24 und 25) ſind ja nun zum Glück 

durch das Geſetz vom 28. Oktober 1919 wieder be— 

ſeitigt worden. 

Der Verfaſſer hat ſeine Aufgabe ſo gut erledigt, 
als es bei den vielfachen Unklarheiten des Geſetzes 
und bei dem Mangel praktiſcher Erfahrungen über 


Meinung ſein kann, muß eigenen Abhandlungen vor⸗ 
behalten bleiben. 


Waſſerzieher, Dr. Eruſt, Oberlyzealdirektor a. D., 
Woher? Ableitendes Wörterbuch der deutſchen 
Sprache. 3. Aufl. 8°. LVI, 194 S. Berlin 1919, 
7 0 Dümmlers Verlagsbuchhandlung. Preis geb. 


Der erſte Teil des Buches, 56 Seiten ſtark, ent⸗ 
hält 1. eine Aufzählung der Worte nach ihrem Ur⸗ 
ſprung (bei den Fremdwörtern iſt die Zeit der Ueber⸗ 
nahme ins Deutſche angegeben), 2. eine Darſtellung 
der ſprachwiſſenſchaftlichen Erſcheinungen im Deutſchen. 
Der zweite Teil des Buches mit 164 Seiten enthält 
ein nach Buchſtabenfolge geordnetes Verzeichnis der 
Wörter mit ihrer Ableitung. Handlich, überſichtlich 
und knapp iſt das Buch geeignet für jeden Laien, 
der ſich als Liebhaber mit vergleichender Sprach⸗ 
wiſſenſchaft abgibt, und insbeſondere für die ſprachen⸗ 
lernende Jugend, aber auch für den Beamten, der ſich 
über die Herkunft von Fachausdrücken unterrichten 
will. Bedauerlich iſt, daß in einem Buche dieſer Art 
das falſche „derfelbe” angewandt wird; ſ. S. XXX Abſ. 15. 
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Weil. Dr. Ludwig, Rechtsanwalt in Ludwigshafen 
a / Rh., Zivil⸗, Prozeß⸗ und Strafrecht der 
Uebergangszeit. 8°. XII, 197 S. (Schweitzers 
Textausgaben). München, Berlin und Leipzig, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis geb. 
Mk. 4.80 (dazu 25% Teuerungszuſchlag). 

Der Verfaſſer hat die wichtigſten der während des 
Krieges erlaſſenen und auch in der Uebergangszeit fort- 
geltenden Abänderungs- und Ergänzungsvorſchriften 
des Zivil-, Prozeß- und Strafrechtes (insgeſamt 97 Ver⸗ 
ordnungen uſw.) überſichtlich und zweckentſprechend zu⸗ 
ſammengeſtellt. Die Sammlung erſpart dem Richter 
wie dem Anwalt zeitraubendes Nachſchlagen und ver⸗ 
dient wegen ihrer praktiſchen Benützbarkeit, die durch 
ein ausführliches Sachregiſter noch erhöht wird, 
wärmſte Empfehlung. H. H. 


Noſendorff, Dr. Nichard, Rechtsanwalt in Berlin, Die 
große Vermögensabgabe. Gr. 89. 79 S. 
Berlin 1919, Induſtrieverlag Spaeth und Linde. 
Preis geb. Mk. 5.—. 

Der Verfaſſer behandelt in dieſem Buche die 
Probleme der Beſteuerung der Erwerbsgeſellſchaften 
nach dem vom Reichsrat revidierten Entwurf des 
Reichsnotopfergeſetzes unter Heranziehung der im Ent— 
wurf der Reichsabgabenordnung enthaltenen Bes 
wertungsvorſchriften. Mit kritiſcher Sonde geht er an 
die einzelnen Beſtimmungen heran und weiſt in treff— 
lich begründeten Ausführungen auf die bedenklichen 
Schwächen der projektierten Regelung hin. Beſonders 
muß ihm jeder Eingeweihte beiſtimmen, wenn er ent« 
ſchieden gegen die Bewertung des Betriebs vermögens 
zum geſchätzten Verkaufswert des Geſamtunternehmens 
Front macht. Wenn dieſer Widerſinn Geſetz wird, 
wird er die Veranlagungsarbeit und die Steuerſtreitſachen 
vervielfachen, dem Fiskus aber keine Freude machen! 

Der zweite Teil des Buches bringt im Hinblick 
auf die Frage der Abzugsfähigkeit eingehende aus— 
gezeichnete Erörterungen über die ſtillen und die offenen 
Reſerven, die Bewertungskonten und die aus ſolchen 
gemiſchten Konten, endlich über die ſich hieraus für 
die Bilanzaufſtellung ergebenden Lehren. 

Das hochintereſſante Buch kann allen materiellen 
und intellektuellen Intereſſenten wärmſtens empfohlen 


werden. ö 


München. Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr. 
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Die Aufhebung der Fideikommiſſe in Bayern. 


Von Staatsrat Dr. v. Unzuer, 
Präſident des Oberſten Landesgerichts. 


(Fortſetzung). 


IV. Beſondere Uebergangsbeſtimmungen find 
in der AV. nur hinſichtlich einer zur Zeit der Auf: 
hebung der Fideikommiſſe anhängigen Admini⸗ 
ſtration des Fideikommiſſes (88 71, 72 FidEdikt) 
oder Verwahrung von Zugehörungen des Fidei⸗ 
kommiſſes (8 71 Abſ. 2 FidEdikt) vorgeſehen. Die 
Adminiſtration wird als eine nach 88 2128, 1052 
BGB. angeordnete Verwaltung des Fideikommiß⸗ 
vermögens, die Verwahrung als eine nach dieſen 
Vorſchriften angeordnete Verwaltung der Zugehö⸗ 
rungen erklärt (8 31 A V.). Die Verwaltung iſt 
mit dem Tode des Fideikommißbeſitzers oder dem 
Wegfalle des Grundes ihrer Anordnung vom Fidei⸗ 
kommißgerichte aufzuheben. 

Im übrigen führen die allgemeinen Rechts⸗ | 
grundſätze zu folgendem Ergebniſſe: | 


1. Die vom Fideikommißbeſitzer vor dem | 
1. Oktober 1919 getroffenen Verfügungen find 
ſowohl bezüglich der Vorausſetzungen ihrer Rechte: | 
wirkſamkeit als bezüglich ihrer Wirkungen nach dem 
bisherigen Rechte zu beurteilen (Art. 170 EG. z. 
BGB. und Planck, BGB. Bd. VI S. 313 ff.). 
Hieraus folgt insbeſondere, daß eine vor dem 
1. Oktober 1919 erfolgte Veraͤußerung oder Be: 
laſtung von Fideikommißgegenſtänden nichtig iſt, 
wenn ſie unter Verletzung des bisherigen Rechtes 
(8 52 FidEdikt) erfolgt iſt. Dieſe Nichtigkeit kann 
auch nach der Aufhebung der Fideikommiſſe nicht 
geheilt werden. 

2. Hat der Fideikommißbefitzer vor dem 
1. Oktober 1919 eine zum Fideikommiſſe gehörende 
Sache verpachtet, ſo verbleibt es bei dem Grund⸗ 
ſatze des 8 48 Satz 2 FidEdikts, daß der 
Pachtvertrag auf neun Jahre bindend geſchloſſen 


. Leitung und Geſchäftsſtelle: München, Ottoſtraze la. 
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werden kann. Die hieraus ſich ergebende Bindung 
des Fideikommißnachfolgers bleibt in Kraft, es 


gilt nicht etwa nunmehr der 8 2135 BGB. (8 8 
AB.) Andernfalls hätte die AV. dies beſonders 
beſtimmen müſſen (vgl. Art. 171, 172 EGBGB.) 

3. Das auf Grund des § 43 Nr. 1 FidEdikts 
erſtellte Verzeichnis der zum Fideikommiſſe ge⸗ 
hörenden Gegenſtände behält ſeine Bedeutung für 
die Sonderung des Allods vom Fideikommiſſe bei. 
Mangels Anwendbarkeit der 88 2121, 2122 BGB. 
kann vom 1. Oktober 1919 an der Fideikommiß⸗ 
nachfolger (bzw. für ihn der Anwärterpfleger) nicht 
mehr die Erſtellung eines ſolchen Verzeichniſſes 
fordern (oben S. 403). 

4. Für die Tragung und den Erſatz der Koſten 
des Fideikommiſſes verbleibt es für die Zeit vor 
dem 1. Oktober 1919 bei den Vorſchriften der 
88 44, 73, 75 FidEdikts. 

5. Für Fideikommißſchulden bleibt die Vor⸗ 
ſchrift des 8 62 FidEdikts in Kraft, nach welcher 
der Fideikommißnachfolger gegen den Fideikommiß⸗ 
beſitzer einen Regreßanſpruch hat, wenn der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer mit den im Tilgungsplane vorge⸗ 
ſehenen Friſten im Rückſtande geblieben iſt oder 
bei Fideikommißſchulden 2. Klaſſe ſich zum Erſatze 
verpflichtet hat. Daß der Regreßanſpruch auch für 
die Tilgungsraten beſteht, die nach dem 1. Okt. 
1919 zu leiſten find, folgt aus dem 8 24 AV. 

Wenn ferner nach dem $ 24 auch die Ber: 
pflichtung des Fideikommißbeſitzers zur Leiſtung 
von Beiträgen zu Fonds, die nicht der Verſorgung von 
Familienmitgliedern dienen, z. B. zu Surrogations⸗, 
Grunderwerbs⸗ oder Baufonds, wegfällt, jo bleibt 
der Fideikommißbeſitzer, ſoweit er mit ſolchen Bei⸗ 
traͤgen aus der Zeit vor dem 1. Oktober 1919 
im Rückſtande ſich befindet, doch dem Fideikommiß⸗ 
nachfolger erſatzpflichtig Denn dieſer hat ein Recht 
darauf, daß ihm das Fideikommißvermögen in 
dem Umfange herausgegeben wird, den es am 
1. Oktober 1919 hat. 
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6. Eine nach 8 10 Abi. 2 FidEdikts an⸗ 
geordnete, am 1. Oktober 1919 noch beſtehende 
Pflegſchaft wird mit dieſem Tage gegenſtandslos. 

Wie weit in den Fideikommißſatzungen an⸗ 
eordnete Auffichtsorgane z. B. ein Familien⸗ 
1 eine „perpetuierliche Teſtamentsexckutorie“. 
(vgl. Entſch. d. Ob G. Bd. 16 S. 151) in Kraft 
bleiben, laßt ſich nicht allgemein ſagen. 

V. Iſt das Fideikommißvermögen nach dem 
Tode des Fideikommißbefitzers ſeinem Nachfolger 
($ 1 Abi. 2, 88 2, 3 AB.) oder dem Anfall: 
berechtigten (8 5 AB.) angefallen, fo kann ber: 
jenige, dem das Fideikom mißvermögen angefallen 
iſt, über dasſelbe unter Lebenden und von Todes 
wegen frei verfügen (8 12 AB.) Die im $ 11 
beſtimmten Pflichtteilsrechte hindern ihn nicht an 
der freien Verfügung; denn die Pflichtteilsberech⸗ 
tigten haben nur einen obligatoriſchen Anſpruch 
($ 11 Satz 4 AB., 8 2317 BGB.). Dem Tode 
des Fideikommißbeſitzers ſteht deſſen Verzicht auf 
das Jideikommiß gleich. 


VI. Die Fideikommißfonds. 


1. Bei den meiſten Fideikommiſſen find gewiſſe 
Fonds für beſtimmte Zwecke (88 12, 5 FidEdikts) 
vorhanden, z. B. Fonds zum Erwerbe von Grund⸗ 
ſtücken oder Kapitalien an Stelle ausgeſchiedener 
Grundſtücke oder Kapitalien, ſog. Surrogations⸗ 
fonds (vgl. 8 70 Fid Edikt), Fonds zur Vermehrung 
des Fideikommiſſes, Fonds zur Ausführung not⸗ 


wendiger Bauten oder zur Vermehrung des In⸗ 


ventars oder zum Betrieb eines mit dem Fidei⸗ 
kommiſſe verbundenen Gewerbes, Fonds zur Deckung 
von Fideikommißſchulden erſter Klaſſe und ſolcher 
Ausgaben. die zu jenen Schulden zählen, Apanagen⸗ 
fonds, Fonds für den Erſtgeborenen, ſolange er 
nicht in den Beſitz des Fideikommiſſes gelangt, 
Töchterfonds, Beamtenpenfionsfonds. Vgl. z. B. 
die Sammlung von Entſch. d. ObèLG. Bd. 12 
S. 77, Bd. 13 S. 519, Bd. 15 S. 203, 229, 
661, Bd. 18 S. 122. Die Bildung und Speiſung 
der Fonds beruht in der Regel auf einer An⸗ 
ordnung des Stifters, mitunter auf einem Be⸗ 
ſchluſſe der Familie (8 13 Abſ. 2 FidEdikts) oder 
einer Verfügung des Fideikommißgerichts. Ins⸗ 
beſondere die Surrogationsfonds entſtanden häufig 
dadurch, daß die Veräußerung von Fideikommiß— 
beſtandteilen nur gegen allmählichen Wiedererſatz 
und Anſammlung eines Fonds zur Ermöglichung 
des Erſatzes vom Fideikommißgerichte genehmigt 
wurde. Die Mittel zur Bildung und Anſamm— 
lung der Fonds werden in der Regel dadurch ges 
wonnen, daß der jeweilige Fideikommißbeſitzer 
gewiſſe Leiſtungen an die Fonds zu machen hat. 

Die AV. ſehen nur in den 8§ 15, 24 Bor: 
ſchriften über dieſe Fonds vor. Im 8 15 iſt 
beſtimmt, daß Verſorgungsmaſſen, die ausſchließlich 
zum Vorteile des Fideikommißbeſitzers beſtimmt 
find, als Beſtandteile des Fideikommiſſes mit dieſem 
Allod werden, dagegen Verſorgungsmaſſen, die 
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ſtiftungsgemäß zu anderen Zwecken beſtimmt find, 
in Familienſtiftungen verwandelt werden ſollen. 
Nach 8 24 hat der Fideikommißbeſitzer Beiträge, 
die ihm nach 8 69 FidEdikts zur Schulden⸗ 
tilgung oder ſtiftungsgemaͤß zur Vermehrung der 
nicht ausſchließlich zum Vorteile des Fideikommiß⸗ 
befiger8 beſtimmten Verſorgungsmaſſen obliegen, 
auch nach der Aufhebung der Fideikommiſſe zu 
entrichten; zur Leiſtung anderer Beiträge iſt er 
nicht mehr verpflichtet; ſeinem Nachfolger obliegen 
auch die Beiträge zur Schuldentilgung oder zu den 
Verſorgungsmaſſen nicht mehr. 

2. Verſorgungsmaſſen, die ausſchließlich zum 
Vorteile des Fideikommißbeſitzers beſtimmt find, 
haben mit der Aufhebung der Fideikommiſſe auf⸗ 
gehört, einen beſonderen Vermöͤgensinbegriff zu 
bilden, ſie werden vielmehr wie die übrigen zum 
Fideikommißvermögen gehörenden Beſtandteile be⸗ 
handelt. Der Fideikommißbeſitzer kann alſo über 
fie wie über die anderen Beſtandteile des Fidei⸗ 
kommißvermögens verfügen (oben S. 401), die Ver⸗ 
fügung iſt freilich meiſt nur mit Zuſtimmung des 
Anwärterpflegers und Genehmigung des Fidei⸗ 
kommißgerichts wirkſam. Soweit die Maſſe aus 
Inhaberpapieren beſteht, muß fie nach $ 2116 
BGB. (8 8 AB.) auf Verlangen des Anwärter- 
pflegers hinterlegt werden. Dieſe Verſorgungs⸗ 
maſſen gehen ferner beim Tode des Fideikommiß⸗ 
beſitzers auf deſſen Nachfolger im Fideikommiß 
bzw. den Anfallberechtigten über und, wenn ein 
Anwärter oder Anfallberechtigter nicht vorhanden 
iſt, gehören ſie zum Nachlaſſe des Fideikommiß⸗ 
beſitzers. Eine Ausnahme gilt nur hinſichtlich des 
Pflichtteils der Abkömmlinge des Fideikommiß⸗ 
beſitzers ($ 11 AB). Bei deſſen Berechnung 
werden die Verſorgungsmaſſen nicht berückſichtigt. 
Der Fideikommißnachfolger erhalt ſie mithin un⸗ 
geſchmälert, während er das übrige Fideikommiß⸗ 
vermögen nur um den Pflichtteil der Abkömmlinge 
des Fideikommißbeſitzers verringert erhält. Iſt der 
Fideikommißbeſitzer ftiftungsgemäß verpflichtet, zur 
Vermehrung einer zum ausſchließlichen Vorteil des 
jeweiligen Fideikommißbeſitzers beſtimmten Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe Beiträge zu leiſten, jo fallt dieſe 
Verpflichtung mit der Aufhebung des Fideikommiſſes 
weg ($ 24 A V.). 

Verſorgungsmaſſen, die ftiftungsgemäß zu 
anderen Zwecken als ausſchließlich zum Vorteile 
des Fideikommißbeſitzers beſtimmt ſind, ſollen in 
Stiftungen verwandelt werden ($ 15 lit. b A V.). 

Iſt eine Verſorgungsmaſſe gleichzeitig zum 
ausſchließlichen Vorteile des Fideikommißbeſitzers 
und zu anderen Zwecken beſtimmt, ſo find die für 
den ausſchließlichen Vorteil des Fideikommißbefitzers 
und die für andere Zwecke beſtimmten Teile der 
Verſorgungsmaſſen auszuſcheiden. Die erſteren 
werden als Beſtandteile des Fideikommißßvermöͤgens 
Allod, die letzteren eine Stiftung (§ 15 lit. e A V.). 

Der Begriff der Verſorgungsmaſſe ergibt ſich 
aus dem Zwecke des Fonds. Verſorgungsmaſſen, 
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die ausſchließlich zum Vorteile des Fideikommiß⸗ 
beſitzers beſtimmt find, werden ſelten ſein. Als 
andere Verſorgungsmaſſen erſcheinen nicht nur die 
Apanagefonds, Töchterfonds, Witwenfonds, ſondern 
auch ein Fonds, der für den Geſchlechtsälteſten 
beſtimmt iſt. Beſteht ein Zweifel darüber, ob eine 
Verſorgungsmaſſe ausſchließlich zum Vorteile des 
Fideikommißbefitzers beſtimmt iſt oder anderen 
Zwecken dient, ſo entſcheidet hierüber das Fidei⸗ 
kommißgericht nach Anhörung des Fideikommiß⸗ 
befitzers, des Anwärterpflegers und der Verſorgungs⸗ 
berechtigten, deren Aufenthalt bekannt iſt. Gleiches 
gilt, wenn eine Maſſe zugleich dem ausſchließlichen 
Vorteil des Fideikommißbeſitzers und anderen 
Zwecken dient, von der Ausſcheidung der für die 
einzelnen Zwecke beſtimmten Teile. Bis zur rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidung über die Verſorgungsmaſſe 
wird für ihre Verwaltung ein Pfleger beſtellt. 
Die Beſtellung obliegt dem Fideikommißgerichte, 
das an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tritt. 
Die Bemerkungen Seite 404 über den Anwärter⸗ 
pfleger gelten entſprechend. Der Fideikommißbeſitzer 
kann zum Pfleger beſtellt werden (8 16 A V.). 

3. Die nicht zum ausſchließlichen Vorteil des 
Fideikommißbeſitzers beſtimmten Verſorgungsmaſſen 
werden Stiftungen nach den 88 85—88 BGB., 
fie werden alſo Stiftungen des bürgerlichen Rechtes. 

Ihre Verfaſſung beſtimmt ſich nach ihrer 
Satzung. Dieſe wird durch das Fideikommißgericht 
nach Anhörung des Fideikommißbeſitzers, des An⸗ 
wärterpflegers und der Verſorgungsberechtigten, 
deren Aufenthalt bekannt iſt, feſtgeſetzt. Die ge⸗ 
nannten Perſonen ſind gegen die die Feſtſetzung 
der Satzung enthaltende Verfügung des Fidei⸗ 
kommißgerichts beſchwerdeberechtigt, dem nach 8 16 
der AB. beſtellten Pfleger dürfte das Beſchwerde⸗ 
recht nicht zuſtehen. Die Beſchwerde iſt die ſofortige 
(8 88 AB.). 

Die Satzung hat tunlichſt dem Willen des 
Stifters der Verſorgungsmaſſe zu entſprechen und 
die durch die Auſhebung der Fideikommiſſe und 
ihre Folgen bewirkte Aenderung der Verhäͤltniſſe 
zu berüdfichtigen. Für andere als für Zwecke der 
Familienmitglieder darf das Stiftungsvermögen 
nicht verwendet werden. Familienmitglieder ſind 
nur die von männlichen Abkömmlingen des erſten 
Fideikommißbefitzers abſtammenden Perſonen; die 
Abkömmlinge weiblicher Familienmitglieder können 
in der Satzung nicht berüdfichtigt werden. Mehrere 
Verſorgungsmaſſen der gleichen Familie können zu 
einer Stiftung vereinigt werden. 

Ueber den Inhalt der Satzung trifft 

a) der 8 86 BGB. einige Vorſchriften, 
insbeſondere daß die Stiftung einen Vorſtand 
haben muß, der die Stellung eines geſetzlichen 
Vertreters hat und durch die innerhalb ſeines 
Vertretungsbereichs von ihm vorgenommenen, zum 
Schadenserſatze verpflichtenden Handlungen die 
Stiſtung haftbar macht. 

b) Die Satzung hat ferner die Verſorgungs⸗ 
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berechtigten und die Verſorgungsanſprüche zu be⸗ 
zeichnen. Iſt die Berechtigung zu Bezügen aus 
einer Verſorgungsmaſſe ſtiftungsgemäß von einer 
Bedingung abhängig, die mit den Geſetzen des 
Freiſtaats Bayern nicht im Einklange ſteht, jo 
gilt die Bedingung als nicht geſchrieben (5 21 A V.). 
Ob dies von der Beſtimmung gilt, daß nur 
Familienmitglieder verſorgungsberechtigt find, die 
aus einer Ehe mit einer adeligen Frau ſtammen, 
iſt mir ſehr zweifelhaft. 

Es dürfte zuläffig fein, in der Satzung den 
Kreis der Verſorgungsberechtigten und den Um⸗ 
fang der Verſorgungsanſprüche gegenüber den Be⸗ 
ſtimmungen des Stifters der Verſorgungsmaſſe 
zu erweitern. Vorausſetzung iſt dabei jedoch, daß 
dadurch dem Willen des Stifters nicht zuwider⸗ 
gehandelt wird. Es darf z. B. nicht ein Töchter: 
fonds in eine Stiftung verwandelt werden, aus 
welcher Söhne und Töchter oder gar nur Söhne 
Erziehungsbeihilfen erhalten ſollen. Aber es kann 
aus dem Töchterfonds und anderen Fideikommiß⸗ 
mitteln eine Stiftung geſchaffen werden, aus der 
in der bisherigen Weile und Höhe Töchter ver⸗ 
ſorgt und auch andere Verſorgungen gewährt 
werden. Ein Verſorgungsanſpruch kann dabei auch 
dem Familienmitglied eingeräumt werden, das 
ohne die Aufhebung der Fideikommiſſe der Fidei⸗ 
kommißbeſitzer wäre. 

c) Der 8 19 Satz 2 AB. ſchreibt vor, daß 
in der Satzung vorzuſehen iſt, inwieweit auch 
die Abkömmlinge des Fideikommißbefitzers ver⸗ 
ſorgungsberechtigt find, die, wenn das Fideikommiß 
nicht aufgehoben wäre, Fideikommißbefitzer wären. 
Die Begründung zur AB. rechtfertigt dies damit, 
daß in den ftiftungsmäßigen Anordnungen über 
Verſorgungsmaſſen naturgemäß jene Abkoͤmmlinge 
des Fideikommißbeſitzers nicht bedacht ſind, die ohne 
die Aufhebung des Fideikommiſſes zur Fideikommiß⸗ 
nachfolge gelangt wären, jetzt aber infolge der Auf⸗ 
hebung der Fideikommiſſe hievon ausgeſchloſſen 
ſind. Es iſt alſo z. B. bei der Umwandlung eines 
Apanagefonds klarzuſtellen, inwieweit auch der 
jeweils Erſtgeborene eine Apanage zu beanſpruchen 
hat. Der 8 19 Satz 2 bezieht ſich natürlich nicht 
auf Verſorgungsmaſſen, bei denen nach ihrer 
Zweckbeſtimmung die männlichen Familienmitglieder 
überhaupt nicht in Betracht kommen können. 

d) Nach § 19 Satz 1 AV. hat die Satzung 
zu beſtimmen, inwieweit die Befriedigung der Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche aus dem Stamme oder nur aus 
den Einkünften des Stiftungsvermögens zulälſſig iſt. 
Damit im Zuſammenhange find Beſtimmungen 
nötig, inwieweit, wenn nur die Einkünfte verwendet 
werden dürfen, die Anſprüche der Verſorgungs⸗ 
berechtigten gekürzt werden, ſofern beim Zuſammen⸗ 
treffen mehrerer Berechtigter die Einkünfte nicht 
ausreichen, ferner inwieweit, wenn der Stamm 
angegriffen werden darf, für eine etwaige ſpätere 
Auffüllung des Stiſtungsvermögens Vorſorge zu 
treffen iſt. 
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e) Zu den Aufgaben der Satzung gehört auch 
die Zuweiſung des Stiftungsvermögens. Dieſes 
wird zunächſt gebildet durch die Beſtandteile des 
Fideikommißvermögens, aus denen ſich die Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe zuſammenſetzt. Wenn die Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe einen ausgeſchiedenen Fonds des 
Fideikommißvermögens bildet, bietet die Bildung 
des Stiftungsvermöͤgens keine Schwierigkeiten. Zu 
beachten iſt dabei, ob die Fideikommißſchulden 
die Verſorgungsmaſſe ergreiſen. In dieſem Falle 
iſt zu verſuchen, das Stiftungsvermögen möglichſt 
von der Haftung für die Fideikommißſchulden frei 
zu machen; insbeſondere dürfte tunlichſt Sorge 
zu tragen ſein, daß die zum GStiftungsvermögen 
beſtinmten Wertpapiere des Fideikommiſſes von 
der in $ 26 der AV. vorgeſchriebenen Hinter ⸗ 
legung zugunſten der Fideikommißſchulden befreit 
werden. Wenn die Fideikommißſchulden ander⸗ 
weit genügend ſichergeſtellt erſcheinen, bietet der 
9 26 Abi. 1 Satz 4 dem Fideikommißgerichte 
die Möglichkeit hierfür. 

Die Sicherſtellung der Verſorgungsanſprüche 
der Familienmitglieder geſchah mitunter auch in 
der Weiſe, daß der jeweilige Fideikommißbefitzer 
verpflichtet iſt einen beſtimmten Teil des Ertrags 
des Fideikommiſſes zum Zwecke der Verſorgung 
von Familienmitgliedern zu verwenden. Im Sinne 
der AV. liegt auch hier eine Verſorgungsmaſſe 
vor. Hier find die Vermögensgegenftände, welche 
das Stiſtungsvermöͤgen bilden ſollen, erſt aus dem 
Fideikommißvermögen auszuſcheiden. Denn nur 
in der Form von Beitragsleiſtungen kann das 
Stiftungsvermögen nicht gebildet werden. 

Iſt der Fideikommißbeſitzer ſtiftungsgemäß zur 
Leiſtung von Beiträgen zur Vermehrung der Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe verpflichtet, ſo hat er den Beitrag 
auch an die Stiftung, in welche die Verſorgungs⸗ 
maſſe verwandelt worden iſt, zu leiſten. Seinem 
Nachfolger im Fideikommiſſe bzw. dem Anfall⸗ 
berechtigten obliegt die Leiſtung des Beitrags nicht 
(8 24 AB). 


Es dürfte nichts im Wege ſtehen das Stif- 
tungsvermögen nicht nur aus der Verſorgungs⸗ 
maſſe, ſondern auch aus anderen Gegenſtaͤnden 
des Fideikommißvermögens zu bilden, die zur Ver⸗ 
ſorgung der Familienmitglieder dienende Maſſe 
mithin durch Mittel des Fideikommißvermögens 
zu vergrößern. Die rechtliche Zuläſſigkeit dieſer 
Maßnahme dürfte ſich aus dem 8 2 AV. 
ergeben, nach welchem der Fideikommißbeſitzer und 
die Anwärter vorbehaltlich der Beſtätigung des 
Fideikommißgerichts eine Teilung des Fideikommiß⸗ 
vermögens vereinbaren können. Die Teilung muß 
nicht das ganze Fideikommißvermögen umfaſſen, 
ſondern kann ſich auf einen Teil desſelben be⸗ 
ſchränken, auch können hiebei beliebige Bedingungen 
feſtgeſetzt werden. Die Vergrößerung der Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe und damit des Stiftungsvermögens 
dürfte aber nur eine der möglichen Formen der 
Teilung ſein. Da die Vergrößerung der Ver⸗ 
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ſorgungsmaſſe auf dem Wege des §8 2 A. 
eine Vereinbarung des Fideikommißbeſitzers und 
der Anwärter vorausſetzt, kann ſie nicht gegen 
den Willen eines männlichen Familienmitglieds 
erfolgen. Die weiblichen Abkömmlinge des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers können gegen eine ſolche Ver⸗ 
mehrung des Stiftungsvermögens nicht etwa aus 
dem Geſichtspunkte einer Verletzung ihres Pflicht⸗ 
teils (8 11 AV., 8 2325 BGB.) Widerſpruch 
erheben. Eine Schenkung im Sinne des $ 2325 
liegt hier nicht vor (RG. 54, 399 trifft nicht zu). 

f) Endlich hat die Satzung darüber zu beſtimmen, 
wann die Stiftung erliſcht und an wen das Stif⸗ 
tungsvermögen im Falle des Erlöſchens der Stiftung 
fällt. Aus der AV. 8 15 ergeben ſich als Gründe 
des Erlöſchens der Konkurs über das Stiſtungs⸗ 
vermögen (88 86, 42 BGB.) und die Aufhebung 
der Stiftung durch das Fideikommißgericht, wenn 
der Zweck der Stiftung unmöglich geworden iſt 
oder das Gemeinwohl gefährdet ($ 87 BGB.). 
In den beiden letzteren Fällen kann das Fidei⸗ 
kommißgericht der Stiftung auch eine andere Zweck⸗ 
beſtimmung geben. Auch für dieſe Umwandelung 
der Zweckbeſtimmung gilt der Grundſatz des 8 17 
der AV., daß das Stiftungsvermögen für andere 
als für Zwecke der Familie nicht verwendet werden 
darf. Aus dieſem Grundſatze folgt ferner, daß 
die Stiftung mit dem Ausſterben der Familie 
erliſcht, die Subſtitution von Mitgliedern anderer 
Familien etwa von Abkömmlingen weiblicher 
Familienmitglieder mithin unzuläffig iſt. Denn 
als Familie im Sinne dieſer Vorſchrift iſt der 
Inbegriff der von einem männlichen Abkömmlinge 
des erſten Fideikommißbeſitzers ſtammenden Per⸗ 
ſonen zu verſtehen. Enthält die Satzung keine 
Beſtimmung, an wen das Stiftungsvermögen im 
Falle des Erlöſchens der Stiftung fällt, ſo geht 
es an den bayeriſchen Staat über (Art. 5 AG. 
BGB.). Die beim Erlöſchen der Stiſtung 
notwendige Liquidation iſt durch die 88 88, 46 —53 
BGB. ($ 15 AV.) geordnet. 

Die Stiftung entſteht mit der Genehmigung 
durch das Fideikommißgericht. Wird die Stiftung 
genehmigt, ſo geht die Verſorgungsmaſſe von ſelbſt 
auf die Stiftung Über, es bedarf alſo z. B. bei 
Grundſtücken, die dem Stiftungsvermögen in der 
Satzung zugewieſen werden, nicht der Auflaflung, 
ſondern der Grundbuchberichtigung (8 894 ff. BGB.). 
Es dürfte zweckmäßig und zuläſſig ſein, daß das 
Fideikommißgericht das Grundbuchamt um die 
Vornahme der Grundbuchberichtigungen erſucht, 
die ſich aus der Entſtehung der Stiftung ergeben. 

Die Stiftung ſteht unter der Aufſicht des 
Fideikommißgerichts (8 17 Abſ. 4 AV.). Wie 
weit die Stiftungsaufſicht reicht, beſtimmt ſich nach 
den gleichen Grundſätzen, welche für die Aufſicht 
von Familienſtiftungen durch die Verwaltungs⸗ 
behörden gelten. 

Das Fideikommißgericht kann die Satzung der 
Stiftung bei einer Aenderung der Verhäͤltniſſe 
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auf Antrag eines Verſorgungsberechtigten oder 
von Amts wegen ändern, z. B. weil die Ver⸗ 
ſorgung nicht mehr in der bisherigen Art oder 
Höhe gewährt werden kann. Hieraus ſolgt, daß 
den Verſorgungsberechtigten in der Satzung ein 
Rechtsanſpruch auf die Verſorgung nur vor⸗ 
behaltlich der Aenderungsbefugnis des Fidei⸗ 
kommißgerichts eingeräumt werden kann. Auch 
bei der Aenderung iſt der Grundſatz zu beachten, 
daß das Stiftungsvermögen für andere als für 
Zwecke der Familie nicht verwendet werden dar]. 
Die Aenderung iſt nur nach vorheriger Anhörung 
des Fideikommißbeſitzers, des Anwaͤrterpflegers 
und der Verſorgungsberechtigten zuläſſig. Freilich 
kann es, wenn die Aenderung erſt lange Zeit nach 
der Aufhebung der Fideikommiſſe in Frage kommt, 
leicht vorkommen, daß der Fideikommißbeſitzer und 
der Anwärterpfleger nicht mehr vorhanden find. 


Der die Stiftung genehmigende Beſchluß des 
Fideikommißgerichts iſt unanfechtbar. Gegen den 
die Genehmigung verweigernden iſt ſofortige Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig; ſie ſteht dem Fideikommißbeſitzer, 
dem Anwärterpfleger und jedem Verſorgungs⸗ 
berechtigten zu. 

Wird die Genehmigung verweigert, jo gilt die 
Verſorgungsmaſſe als Allod. Sie bleibt jedoch, 
ſolange verforgungsberechtigte am 1. Oktober 1919 
lebende Familienmitglieder vorhanden find, be⸗ 
ſtehen, die für ſie angeordnete Pflegſchaft bleibt 
aufrecht. Soweit die Verſorgungsmaſſe infolge des 
Wegfalls von Verſorgungsberechtigten nicht mehr 
erforderlich iſt, hat das Fideikommißgericht auf 
Antrag desjenigen, dem das Eigentum an der 
Maſſe zuſteht, in Anſebung des nicht mehr er⸗ 
forderlichen Teiles die Pflegſchaft aufzuheben (8 18 
A.). Nach dem Wortlaute des 8 11 AB. können 
die Abkömmlinge des Fideikommißbeſitzers den 
Pflichtteil aus der Verſorgungsmaſſe auch dann 
nicht verlangen, wenn die Genehmigung zur Um⸗ 
wandlung der Verſorgungsmaſſe in eine Stiftung 
nicht erteilt wird. 


4. Ueber das Schickſal derjenigen Fideikommiß⸗ 
fonds, die nicht Verſorgungsmaſſen ſind, ſchweigt 
die AV. Hieraus folgt, daß dieſe Fonds mit dem 
übrigen Fideikommißvermögen Allod werden und 
deſſen Schickſal teilen, insbeſondere daß ſie auf 
den Fideikommißnachfolger bzw. den Anfall: 
berechtigten beim Tode des Fideikommißbeſitzers 
übergeben, daß der Fideikommißbeſitzer über fie 
wie über das ſonſtige Fideikommißvermögen ver⸗ 
fügen kann und daß ſeine Abkömmlinge den im 
8 11 beſtimmten Pflichtteil auch aus dieſen Fonds 
verlangen können. Fideikommißfonds ſind nur 
dann Verſorgungsmaſſen, wenn ſie der Verſorgung 
von Familienmitgliedern — den Begriff Ver⸗ 
ſorgung im weiteſten Sinne genommen — dienen. 
Nicht zu den Verſorgungsmaſſen zählen alſo 
Surrogations⸗, Baufonds⸗, Grunderwerbungs⸗-, 
Schuldentilgungs⸗, Betriebsfonds uſw. Nur für 
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Beamtenpenſionsfonds gilt nach 8 32 Abſ. 2 Satz 3 
AB. Beſonderes; hierüber ſ. unten X. ö 

5. Familienſtiftungen, die mit einem Fidei⸗ 
kommiſſe verbunden ſind, werden durch die Auf⸗ 
hebung der Fideikommiſſe nicht berührt. Hat der 
jeweilige Beſitzer des Fideikommiſſes an die 
Familienſtiftung Beiträge zu leiſten, ſo bleibt die 
Pflicht zur Beitragsleiſtung aufrecht; ſie erliſcht 
nicht mit dem Tode des Fideikom mißbeſitzers, 
ſondern geht als Laſt des Fideikommißvermoͤgens 
mit dieſem auf den Fideikommißnachfolger (bzw. 
den Anfallberechtigten) über (8 23 Abſ. 1 AB.). 
Nach deſſen Tode vererbt ſie ſich wie jede andere 
Verbindlichkeit desſelben. Freilich dürfte es nicht 
ſelten zweckmäßig ſein, wenn die Familienmitglieder 
das Stiftungsvermögen in anderer Weiſe als durch 
eine Forderung gegen den Fideikommißbeſitzer und 
deſſen Nachfolger im Fideikommiſſe ſowie gegen 
deſſen Erben fundieren. Denn dadurch, daß die 
Gebundenheit des Fideikommißvermöoͤgens aufhört, 
wird die Beitragspflicht gefährdet (vgl. hiezu 
unter VIII, C). Die Vorſchrift des 8 2 AV. 
bietet die Möglichkeit, auch eine bei Aufhebung 
der Fideikommiſſe ſchon beſtehende, ſelbſtändige 
Familienſtiftung mit Mitteln des Fideikommiß⸗ 
vermögens auszuſtatten. 

Die Vorſchriften, welche die AV. in den 88 15 ff. 
für die Verſorgungsmaſſen des Fide kommiſſes und 
die mit ihnen zu errichtenden Familienſtiftungen 
vorſehen, finden auf die Familienſtiftungen, die 
mit einem Fideikommiſſe ſchon bei Aufhebung der 
Fideikommiſſe verbunden ſind, keine Anwendung. 
Hieraus folgt insbeſondere, daß für ſolche Familien⸗ 
ſtiftungen die gegenwärtigen Stiſtungsſatzungen in 
Kraft bleiben und die Aufſicht über fie von den 
Verwaltungsbehörden weitergeführt wird. 


VII. Die Verſorgung der Familien⸗ 
mitglieder. 

Das Fideikommiß⸗Edikt 8 12 überläßt es dem 
Stifter oder einem Ipäteren Familienbeſchluſſe 
S 13 Abſ. 2 FidEdikt) beſondere Dispoſitionen 
zum Vorteile einzelner Mitglieder des Geſchlechts 
z. B. für den Geſchlechtsälteſten, für die nach⸗ 
geborenen Söhne, für Ausſtattung der Töchter, 
für den Unterhalt der Witwen zu treffen. Dieſe 
Anordnungen find als Laſten des Fideikom miſſes 
zu betrachten, für welche ein beſonderer Fonds 
ausgeworfen werden muß. Soweit beſondere Ver⸗ 
fügungen zum Vorteile der Familienmitglieder 
nicht beſtehen, it der Fideikommißbeſitzer nach 
8 46 des Edikts verpflichtet, feinen Geſchwiſtern 
und der Witwe ſeines Vorfahren im Mangel eines 
anderen Vermögens oder Einkommens die nötige 
und nach den Umſtänden zu bemeſſende Alimen- 
tation, auch ſeinen Töchtern und Schweſtern unter 
eben dieſen Vorausſetzungen bei ihrer Verehelichung 
eine anſtändige Ausſteuer zu geben. 

Die AV. unterſcheidet hinſichtlich der Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche der Familienmitglieder: 
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a) Die Anſprüche derjenigen Familienmitglieder, 
welche am 1. Oktober 1919 ſchon vorhanden, d. h. 
ſchon geboren oder doch erzeugt (8 1592 BGB.) 
find, werden ſchlechthin aufrechterhalten, gleichviel 
ob ihre Anſprüche ſich auf das Geſetz (3 46 
FidEdikts) oder die Fideikommißſatzung gründen 
und ob die bei dem Fideikommiſſe beſtehenden 
Verſorgungsmaſſen für die Erfüllung ihrer Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche ausreichen oder nicht, ferner 
gleichgültig ob fie jetzt ſchon verſorgungsberechtigt 
find oder es erſt nach dem Wegfall anderer Familien⸗ 
mitglieder oder beim Eintritt einer jetzt noch nicht 
gegebenen Vorausſetzung werden. Der Witwe des 
Fideikommißbeſitzers ſtehen die Verſorgungs⸗ 
anſprüche, die ſie bei Fortbeſtand des Fideikommiſſes 
hätte, auch dann zu, wenn ſie jetzt noch nicht lebt. 

b) Den Familienmitgliedern dagegen, die erſt 
nach dem 1. Oktober 1919 geboren werden, werden 
die Verſorgungsanſprüche und zwar gleichviel, ob 
dieſe ſich auf das Geſetz (§ 46 FidEdikts) oder 
die Fideikommißſatzung ſtützen, nur aufrechterhalten, 
ſoweit die zum Fideikommißvermögen gehörenden 
Verſorgungsmaſſen reichen. 

Die Abkömmlinge des Fideikommißbeſitzers, 
welche den im $ 11 AV. beſtimmten Pflicht⸗ 
teil erhalten haben, behalten ihre Verſorgungs⸗ 
anſprüche nur inſoweit, als die Verſorgungsmaſſen 
reichen. Dies hängt damit zuſammen, daß einer⸗ 
ſeits die Verſorgungsmaſſen bei der Berechnung 
des Pflichtteils vom Fideikommißvermögen abge⸗ 
zogen werden (8 11 Satz 3 A.), andererſeits 
im Pflichtteil der Erſatz für den Verſorgungs⸗ 
anſpruch ſteckt, ſoweit er nicht aus einer Ver⸗ 
ſorgungsmaſſe zu befriedigen iſt, 

Der Inhalt, der Umfang und die Voraus⸗ 
ſetzungen des Verſorgungsanſpruchs — z. B. ob 
der ſtandesgemäße Unterhalt, eine Ausſteuer, eine 
Beihilfe zum Studium, ein Zuſchuß im Fall eines 
gewiſſen Berufs gefordert und auf wie lange der 
Anſpruch erhoben werden kann — richten ſich, ſoweit 
der Anſpruch auf dem Geſetz (8 46 FidEdikts) 
beruht, nach dieſem, ſoweit er auf der Fideikommiß⸗ 
ſatzung beruht, nach dieſer bzw. nach der Satzung 
der aus der Verſorgungsmaſſe gebildeten Stiftung. 
Gleiches gilt von der Art, wie der Anſpruch zu 
erfüllen iſt, ob in Geld oder in Natur (3. B. 
Wohnung in einem beſtimmten Hauſe, unentgeltliche 
Verpflegung). 

Reichen die Einkünfte der Verſorgungsmaſſen 
nicht aus, um die dauernde Befriedigung der Ver⸗ 
ſorgungsanſprüche der am 1. Oktober 1919 vor⸗ 
handenen Familienmitglieder zu gewährleiſten, ſo 
trifft das Fideikommißgericht nach 8 20 AV. auf 
Antrag die erſorderlichen Sicherungsmaßnahmen. 
Ob die Einkünfte ausreichen, iſt auch unter 
Berückſichtigung der Verſorgungsanſprüche der 
Familienmitglieder, die erſt nach dem 1. Oktober 
1919 geboren werden, zu prüfen. Antragsberechtigt 
ſind nicht nur die Verſorgungsberechtigten, ſondern 
auch der Fideikommißbeſitzer ſelbſt ſowie ſein Nach⸗ 


Beitfchrift für Rechtspflege in Bayern. 1919. Nr. 24. 


folger im Fideikommiſſe, dagegen nicht der An⸗ 
wärterpfleger. Der Antrag iſt nur zuläſſig, ſo⸗ 
lange der Fideikommißbeſitzer und feine Nachfolger 
im Beſitze des Fideikommißvermögens find. Die 
Sicherung iſt alſo nicht nur nach dem Tode des 
Fideikommißnachfolgers, ſondern auch dann un⸗ 
zuläſſig, wenn der Fideikommißnachfolger das 
ganze Fideikommißvermögen veräußert oder aus 
ſonſt einem Grunde verloren hat. Hat er noch 
einen Teil des Fideikommißvermöoͤgens, ſo beſchrankt 
ſich die Sicherung auf dieſen Teil. Als Fidei⸗ 
kommißvermögen gelten auch deſſen Surrogate 
(8 19 AV.). 

Zum Zwecke der Sicherung kann das Fidei⸗ 
kommißgericht auf die zum Fideikommißvermögen 
gehörenden Grundſtücke eine Sicherungshypothek 
eintragen laſſen oder die Hinterlegung von zum 
Fideikommißvermögen gehörenden Wertpapieren 
anordnen. Bei der erſteren Maßnahme erſucht 
das Fideikommißgericht das Grundbuchamt um 
die Eintragung der Sicherungshypothek. Die Be⸗ 
fugnis, eine Sicherungshypothek eintragen zu laſſen, 
iſt natürlich davon abhängig, daß die Grundftüde 
noch dem Fideikommißbefitzer bzw. feinem Nach⸗ 
folger gehören. Bei der zweiten Maßnahme er⸗ 
werben die Verſorgungsberechtigten an den hinter⸗ 
legten Wertpapieren ein Pfandrecht. Ueber das 
Verhältnis dieſer Hinterlegung zu der im 8 26 AV. 
zugunſten der Fideikommißgläubiger vorgeſehenen 
ſ. unten VIII, D, 3. Statt der Hinterlegung kann 
der Fideikommißbefitzer bzw. fein Nachfolger die 
Umwandlung in Buchforderungen mit Eintragung 
des Pfandrechts im Schuldbuch verlangen. Bei 
Buchforderungen tritt die Eintragung des Pfand⸗ 
rechts im Schuldbuch an die Stelle der Hinter⸗ 
legung; ſie iſt vom Fideikommißgerichte zu ver⸗ 
anlaſſen. f 

Die Pflichtteilsberechtigten (8 11 AB.) haften 
für die Verſorgungsanſprüche der Familienmit⸗ 
glieder nicht. Das Fideikommißgericht iſt aber 
berechtigt auch die Pflichtteilsberechtigten mit dem, 
was ſie als Pflichtteil erhalten, zur Sicherſtellung 
der Verſorgungsanſprüche der am 1. Oktober 1919 
lebenden Familienmitglieder heranzuziehen. Dieſe 
Befugnis wird das Zuſtandekommen einer Verein⸗ 
barung zwiſchen dem Fideikommißnachfolger und 
dem Pflichtteilsberechtigten über die Verteilung 
der aus den Verſorgungsanſprüchen entſtehenden 
Laſten befördern. Zu dieſem Zwecke kann das 
Fideikommißgericht anordnen, daß von dem nach 
§ 11 auszuzahlenden Pflichtteil ein Betrag ge 
richtlich hinterlegt wird. Die Höhe des Betrags 
richtet ſich nach der Zahl der Verſorgungsbe⸗ 
rechtigten, der vorausſichtlichen Höhe und Dauer 
ihrer Verſorgungsanſprüche und dem Verhaͤltniſſe 
des dem Fideikommißnachfolger verbleibenden 
Teiles des Fideikommißvermögens zu dem als 
Pflichtteil hinauszuzahlenden. Zu berückſichtigen 
iſt dabei auch, inwieweit die Verſorgungsmaſſen 
ausreichen. Das Fideikommißgericht beſtimmt den 
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Betrag nach freiem Ermeſſen. Die Anordnung ber 
Hinterlegung iſt — trotz des ſcheinbar entgegen⸗ 
ſtehenden Wortlauts des Abi. 4 des $ 20 AV. 
— auch zulaͤſſig, nachdem der Pflichtteil ſchon 
ausgezahlt iſt. Mit der Hinterlegung erwerben 
die Verſorgungsberechtigten ein Pfandrecht an dem 
hinterlegtem Gelde oder an den dafür angeſchafften 
hinterlegten Wertpapieren. 

Das Fideikommißgericht kann auf Antrag 
eines Verſorgungsberechtigten jederzeit die Er⸗ 
höhung und von Amts wegen oder auf Antrag 
die Minderung oder Aufhebung der Sicherheit 
anordnen ($ 20 Abſ. 5 A V.). Vor der Anordnung 
iſt derjenige, gegen den ſich die Anordnung richtet, 
zu hören. 

Bei der Beſtellung, Aenderung und Aufhebung 
der Sicherheit wird die Mitwirkung der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigten durch die Anordnung des 
Fideikommißgerichts erſetzt ($ 20 Abi. 6 A V.). 

Die Vorſchriften der Abſ. 5, 6 des $ 20 AV. 
beziehen ſich ſowohl auf die Sicherungshypothek 
als die Hinterlegung und zwar auch auf die 
Hinterlegung eines Teils des Pflichtteils. Die 
Löſchung der Sicherungshypothek kann das Fidei⸗ 
kommißgericht nicht ohne die Zuſtimmung des 
Eigentümers des Grundſtückes verfügen, weil dieſer 
ſonſt um die ihm zukommende Eigentümerhypothek 
gebracht würde. (Schluß folgt). 


Re Vollsgerichte nach dem Geſetze vom 
12. Juli 1919. 


Bon dem Rat am Oberſten Landesgerichte Alfred 
Lunglmahr in München. 


(Schluß). 
II. 


Das am 1. Auguſt 1919 für das ganze Gebiet 
des Freiſtaats in Kraft getretene Geſetz vom 
12. Juli 1919 über die Einſetzung von Volks⸗ 
gerichten bei inneren Unruhen ermächtigt das Geſamt⸗ 
miniſterium, für das ganze Gebiet oder Teile des 
Freiſtaats Volksgerichte einzufegen, wenn durch 
hoch: oder landesverräteriſche Unternehmungen oder 
durch Verbrechen wider die Ausübung ſtaatsbürger⸗ 
licher Rechte, durch Aufruhr. Auflauf oder Land⸗ 
friedensbruch oder durch das Ueberhandnehmen von 
Verbrechen gegen Leben und Eigentum oder die 
Bildung von Banden zur Begehung ſolcher Ver⸗ 
brechen die öffentliche Sicherheit, Ruhe und Ord⸗ 
nung derart geſtört oder gefährdet werden, daß 
ſie nur durch außerordentliche Maßnahmen erhalten 
oder wiederhergeſtellt werden können. Wie aus 
dieſer Beſtimmung (Art. 1) hervorgeht und worauf 
auch die Ueberſchrift?“ hinweiſt, bezweckt das Geſetz 
den Schutz des Freiſtaats gegen innere Unruhen 


10) Der Begriff „innere Unruhen“ iſt (Moſſe, Dig. 
1919, 712) an ſich ſehr unbeſtimmt; der Art. 1 läßt 
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und laßt den Fall des ausgebrochenen oder 
drohenden Krieges außer Betracht Das Geſetz 
ſchließt ſamt ſeinen Vollzugsvorſchriften vom 
19. Juli 1919“) an die Verordnungen vom 
19. Nov. 1918 und 24. Jan. 1919 und deren Aus⸗ 
führungsvorſchriften vom 19. November 1918, 24*) 
damit aber an die Standrechtsgeſetzgebung des 
Strafgeſetzbuchs von 1813 (Tl. II Buch 1 Tit. 8) 
an, die es ebenſo wie die entgegenſtehenden in 
der Pfalz noch geltenden Vorſchriften über 
das Standrecht bei inneren Unruhen aufhebt. 
Das ro ſchafft Recht für einen Ausnahme: 
zuſtand; ſeine Maßregeln ſind außerordentliche 
Maßnahmen. Die Volksgerichte find Ausnahme⸗ 
zuſtandsgerichte und weſenseins mit den auf dem 
StGB. von 1813 beruhenden Standgerichten 
(Standrechten); als deren Nachfolger ſind ſie reichs⸗ 
geſetzlich zugelaſſene Ausnahmegerichte.“ “) Mit 
den Standrechten des Kriegszuſtandsgeſetzes haben 
ſie außer der Eigenſchaft von Ausnahmezuſtands⸗ 
gerichten nichts gemein. In ihnen verkörpert 
ſich der Gedanke des früheren Standrechts, 
nur daß er den ſtrafrechtlichen und ſtraf⸗ 
prozeſſualen Grundſätzen der Gegenwart angepaßt 
und daß. das militäriſche Element bis auf wenige 
Reſte ausgeſchaltet iſt.“) Im folgenden ſoll ver⸗ 
ſucht werden, die, wie es ſcheint, nicht allzubekannten 
Grundzüge der Volksgerichtsverfaſſung und des 
Volksgerichtsverfahrens unter Umgangnahme von 
verfrühten kritiſchen Betrachtungen darzuſtellen. 
Die Volksgerichte werden durch einen Beſchluß 
des Geſamtminiſteriums eingeſetzt und aufgehoben 
(Artt. 1, 23). Aus der Eigenſchaft der VG. als 
Ausnahmegerichte folgt die Notwendigkeit der be: 
ſonderen öffentlichen Verkündung ihrer Einſetzung 
wie ihrer Aufhebung (Artt. 2, 23, 88 1—6).”°) 
Die von den BG. abzuurteilenden ſtrafbaren 
Handlungen werden nach den allgemeinen ſtraf⸗ 
rechtlichen Vorſchriften beſtraft; “) nur wird, wenn 


aber keinen Zweifel, wann die Vorausſetzung für die 
Einſetzung von Volksgerichten eingetreten iſt. 

) Die Anführung ohne weiteren Beiſatz bezieht 
ſich auf die Artt. des Geſetzes vom 12. und die 88 der 
Vollzugsvorſchriften vom 19. Juli 1919. Die der Ver⸗ 
gleichung wegen ſtets mitangezogene Verordnung und 
die Ausführungsvorſchriften vom 19. November 1918 
find mit „VO.“ und „AV.“, das StGB. von 1813 durch 
„1813“ gekennzeichnet 

210) Die durch die VO. vom 19. Juli 1919 ein» 
geſetzten Volksgerichte ſind den durch die VO. vom 
19. November 1918/24. Januar 1919 eingeſetzten gegen⸗ 
über „neue“; ! das unten angeführte Geſetz vom 
13. Auguſt 1919. 

20) Natürlich nicht „Ausnahmegerichte“ im Sinne 
des Auslieferungsrechts. Damit iſt etwas ganz an⸗ 
deres gemeint. 

25) Vollzug der Todesſtrafe durch die Militärbehörde 
mittels Erſchießens 8 54, Erlaſſung der Vollzugsvor⸗ 
ſchriften durch das Juſt Min. im Benehmen mit dem 
Min. f. mil. Angelegenheiten, Art. 25 (87 VO. vom 
19. Nov. 1918). 

20) Bekanntgabe der Sitze und Bezirke Art. 5, 
88 8, 9 (8 7 VO.) . Vgl. 1813 Artt. 448, 456. 

*) Das folgt aus dem Schweigen des Geſetzes. 


nicht die Geſetze z. B. 88 49a, 110 StGB., eine 
höhere Strafe androhen, nach Art. 3 (8 7) die 
Aufſorderung zu Hochverrat, Landesverrat, Mord, 
Raub, Brandſtiftung oder zu einem Verbrechen 
nach 88 311, 312, 315, 322 - 324 StGB. oder 
zum Widerſtande gegen die Staatsgewalt ebenſo 
wie die Aufforderung von öffentlichen Beamten 
oder von Perſonen des Soldatenſtandes zu einer 
ſtrafbaren Handlung gegen die Pflichten der Unter⸗ 
ordnung oder zur Verletzung einer ſonſtigen Dienſt⸗ 
pflicht mit Gefängnis bis zu einem Jahre beſtraft. 


Durch die Einſetzung der Volksgerichte tritt in 
den davon umfaßten Bezirken und von der Ver⸗ 
kündung der Einſetzung an für die geſamte Be⸗ 
völkerung die ordentliche Gerichtsbarkeit in An⸗ 
ſehung einer Reihe von ſtrafbaren Handlungen 
außer Wirkſamkeit: ?“) Zivil: und Militärperſonen 
werden durch das Volksgericht abgeurteilt, wenn 
ſie in Bezirken, in denen ein Volksgericht eingeſetzt 
iſt, nach der Verkündung der Einjegung ? eines 
der folgenden Verbrechen oder Vergehen begehen oder 
fortſetzen.““) Die ſtrafbaren Handlungen find: Hoch⸗ 
verrat und Landesverrat, Verbrechen wider die Aus⸗ 
übung ſtaatsbürgerlicher Rechte (S§ 105,106 StGB.), 
Verbrechen und Vergehen des Widerſtandes gegen 
die Staatsgewalt, Verbrechen und Vergehen wider 
die öffentliche Ordnung in den Faͤllen der 
88 124 —127, 130, 141 StGB., Notzucht, Mord, 
Totſchlag, Raub, Erpreſſung in den Fällen der 
88 254, 255 StGB., ſchwerer Diebſtahl, gemeinge⸗ 
fährliche Verbrechen und Vergehen nach 88 306-308, 
311-313, 315, 317, 318 a, 321 - 324 StGB., 
Verbrechen gegen das Sprengſtoffgeſetz, die nach 
Art. 3 dieſes Geſetzes ſtrafbaren Handlungen, Be⸗ 
günſtigung und Hehlerei, ſoweit ſie ſich auf eine 
der vorbezeichneten Handlungen beziehen. Hiedurch 
iſt in die Zuſtändigkeit der Schwurgerichte, Straf: 
kammern und Schöͤffengerichte“) eingegriffen. 


8 2 Abſ. 1 BO. vom 19. Nov. 1918 hatte es ausdrücklich 
ausgeſprochen. Alſo keine ausnahmsloſe Todesſtrafe, 
wie 1813 Art. 442 Nr. 3 vorſchrieb. 

2) Art. 4 8 21. Vgl. VO. § 1 und 1813 Art. 442 
Nr. 1. Die in der Geſetzgebung von 1813 (Tl. J Art. 323) 
und noch in 81 VO. v. 18. Nov. 1918 eine Rolle ſpielende 
Ergreifung auf friſcher Tat bildet keine Vorausſetzung 
für die Aburteilung durch das VG. mehr. 

20) Die durch die Verordnung vom 19. Juli 1919 
eingeſetzten neuen Volksgerichte haben Straftaten, die 
unter Art. 4 fallen, aber ſchon vor der Verkündung 
der Einſetzung der Volksgerichte begangen wurden, 
dann abzuurteilen, wenn zu deren Aburteilung nach 
den bis zum 1 Auguſt 1919 maßgebenden Vorſchriften 
ein Volksgericht nach der VO. vom 24. Januar 1919 
oder ein ſtandrechtliches Gericht (nach dem K3G. vom 
5. Nov. 1912) zuſtändig war. Dieſe in 8 60 enthaltene 
Vollzugsvorſchrift iſt durch das inhaltgleiche Geſetz 
vom 13. Auguſt 1919 (GBl. 399) auf unanfechtbare 
Grundlage geſtellt worden 

so, 8 22, Oertliche Zuſtändigkeit „ Auf⸗ 
enthalt oder Ergreifung). Vgl. 8 9 AB. Vorrang, 
Zufommenhang : 22. 

20 Art. 4 Nr. 3, StGB. 8 121 Abſ. 2, 8 1 Abſ. 2, 
GVG. 8 27 Nr. 2 (Zahrläffige Geſangenenbefreiung). 
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Die Volksgerichte entſcheiden als erkennende 
Gerichte in einer Belegung mit fünf Richtern, ®*) 
nämlich mit zwei Berufsrichtern, deren rangälterer 
den Vorſitz führt,“) und drei Laienrichtern (Schöffen), 
als beſchließende Gerichte in der Beſetzung mit drei 
Berufsrichtern.“) Die Richter einſchließlich der 
Erjagmänner ernennt der Präfident des Ober: 
landesgerichts, in deſſen Bezirk das VG. 
ſeinen Sitz hat, und zwar die Berufsrichter aus 
der Zahl der Richter an den Gerichten ſeines 
Bezirks ohne Rückſicht darauf, ob fie im Bezirke 
des VG. oder außerhalb ihren Amtsſitz haben, 
die Laienrichter in Gemeinſchaft mit vier Kreis⸗ 
tagsmitgliedern aus den in die berichtigte Schöffen⸗ 
urliſte (3 42 GVG.) aufgenommenen, am Sitze 
des VG. oder in der Naͤhe wohnenden Perſonen. 
Die Berufsrichter ſollen in der Strafrechtspflege 
beſonders erfahren ſein, die Laienrichter ſollen allen 
Volkskreiſen entnommen werden.““) Damit iſt die 
Abkehr von der militäriſchen Auffaſſung vollzogen, 
wie ſie dem StGB. von 1813 (Artt. 445, 447) 
zugrunde lag und das preuß. Geſetz vom 4. Juni 1851 
über den Belagerungsſtand beherrſcht. 50 Die Ge⸗ 
ſchäfte der Staatsanwaltſchaft beſorgt ein Beamter, 
den der Oberſtaatsanwalt, der ſie ganz oder teil⸗ 
weiſe ſelbſt übernehmen kann, aus den landgericht⸗ 
lichen Staatsanwälten ſeines Bezirks ohne Rückſicht 
auf den Amtsſitz, im Notfall auch aus den Amts⸗ 
anwälten bei den Amtsgerichten ſeines Bezirks 
auswählt.“) Die Geſchäfte der Gerichtsſchreiberei 
nimmt ein von dem Oberlandesgerichtspräfidenten 
beſtimmter Gerichtsſchreiber oder ſtellvertretender 
Gerichtsſchreiber wahr, der an einem Gerichte des 
Bezirks, womöglich am Sitze des VG. angeſtellt ift.°®) 

Das Verfahren vor den Volksgerichten (Art. 9 
mit 22, 88 23 — 57) bezweckt die raſcheſte Ab: 
urteilung der Beſchuldigten. Es iſt nicht an die 
Förmlichkeiten des ordentlichen Strafverfahrens 
gebunden und mit der größten Beſchleunigung 


) Fünf Richter zählte nach dem StGB. von 1813 
Art. 445 auch das alte Standgericht; davon waren — 
die beiden „Gerichtsbeiſitzer“ (Urkundsperſonen ohne 
Stimmrecht) können unberückſichtigt bleiben — drei 
in dem Kriminalrichteramte bewährte Männer aus 
einem Stadt- oder Appellgerichte und zwei Militär: 
perſonen wenigſtens vom Rang eines Hauptmanns. 

2) Art. 6 Abſ. 4, §S 10 Abſ. 2 (8 4 AV). Vgl. 1813 
Art. 445 Abſ. 3. 

%) Art. 6, 8 10 (8 3 VO., 8 3 AB.). 

26) Art. 6 Abſ. 2, 3; 88 11—15 (Berufsrichter, 
Laienrichter, Erſatzmänner, Ehrenamt der Laienrichter, 
Entſchädigung, Verpflichtung). Vgl. 8 3 Abſ. 2 BO 
und SS 3—5 AB. ferner 1813 Art. 447. 

6) S. hierzu Lindenau, DJZ. 1919, 834, der in 
der Zuziehung nichtjuriſtiſcher, weder dem abges 
ſchloſſenen Beamtenſtande noch dem Offiziersſtand ans 
gehöriger Gerichtsmitglieder einen klaren Vorzug der 
bayeriſchen Neuregelung erblickt. 

2 Art. 7, 8 16. Vgl. SL BD. 86 AV. und 1813 
Art. 446. 

26) Art. 8 8 17. Kanzlei⸗, Koſten- und Regieweſen, 
Siegel SS 18, 19. Vgl. 88 7, 8 AV. 
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durchzuführen.“) Soweit dieſer Zweck nicht ent: 
gegenſteht und das Geſetz nichts Abweichendes be⸗ 
ſtimmt, gelten die für die Landgerichte maßgebenden 
Vorſchriften der StPO., des GVG., des GKoſt G., 

der Z3GebO. und RAGebO. 00 Die Grundzüge 
des Verfahrens, aus deren Darſtellung die Unter⸗ 
ſchiede von dem ordentlichen Strafprozeſſe ſofort 
erhellen, find im weſentlichen folgende: 


1. Die Verhandlung bereitet — unter gänz- 
lichem Ausſchluß der gerichtlichen Vorunterſuchung 
— der Staatsanwalt vor,“) der entſprechend dem 
Zwecke des volksgerichtlichen Verfahrens raſch und 
entſchieden zuzugreifen hat, damit der Schuldige 
die verdiente Strafe erhält und die Strafe moͤg⸗ 
lichſt unmittelbar der Tat folgt, der ſich aber bei 
aller gebotenen Beſchleunigung ſtets vor Augen zu 
halten hat, daß nur der wirklich Schuldige geſtraft 
werden darf ($ 27 Abſ. 2 der VollzVorſchr.). Der 
Staatsanwalt iſt zur Anordnung der Beſchlag⸗ 
nahme und Durchſuchung, Verhaftung und vor⸗ 
läufigen Feſtnahme befugt,“) er vernimmt Zeugen 
und Sachverſtändige,) nimmt ſonſtige Er: 
mittelungen jeder Art ſelbſt oder durch ſeine Hilfs⸗ 
beamten vor und hat die Befugnis, den Amtsrichter 
um die Vornahme von Unterſuchungshandlungen 
zu erſuchen, wie er auch zur Aufklärung des Sach- 
verhalts von allen öffentlichen Behörden Auskunft 
verlangen kann.“) Hält der Staatsanwalt den 
Beſchuldigten der Straftat für hinreichend verdächtig 
und das Volksgericht für zuſtändig, ſo beantragt 
er — ohne Einreichung einer förmlichen Anklage⸗ 
ſchrift — ſchriftlich unter kurzer Schilderung der 
Tat, Hervorhebung ihrer geſetzlichen Merkmale, 
Angabe des Strafgeſetzes und Bezeichnung der 
Beweismittel bei dem Vorſitzenden die Anberau⸗ 
mung des Termins“) zur Verhandlung vor dem 
Volksgerichte oder verfährt nach der den 8 208 
StPO. erſetzenden Vorſchriſt des 8 34 der Voll⸗ 
zugsvorſchriften.“) Die Anklage erhebt er in der 


2) Art. 9, 88 23, 24. Soweit als irgend möglich 
mündl., telephon., telegraph. Verkehr, §S 24 Abſ. 2 
Mündl. Ladung der Zeugen und Sachverſtändigen zu 
allen Terminen. Art. 12, 8 28 Abſ. 2 (8 14 A®B.). 
Keine aufſchiebende Wirkung der Haftbeſchwerde. Vgl. 
88 1, 2, 12 AV. und 1813 Artt. 442 Nr. 2, 449 Nr. 2, 5 
und 450. 

40) Art. 9 Abſ. 2, 18 23 an 2 16 1 AV.) 

1) Art. 10 Abſ. 1, § 27 A 

) Art. 11 Abſ. 1, 23 3 29. 


Br Vorſchriften der 
88 94—110, 112132 StPO. finden keine Ans 
wendung; dafür gelten die §§ 30, 31 der VollzVorſchr. 
Ueber die Beſonderheiten im Falle der Unterſuchungs⸗ 
haft (richterliches Verhör!) ſ. Art. 11 Abſ. 3, 4 und § 31. 
Der vernehmende Richter hat nicht die Entſcheidung 
über die Fortdauer der Unterſuchungshaſt. 
= 2) 1 ſ. 8 27 Abf. 3. Pflicht zum Erſcheinen 

8 A 

40 8 27 Abſ. 3,4,5. Auch von dem Volksgericht 
und deſſen Vorſitzenden! 

6) Art. 13, 8 33 Abſ. 1. Vgl. 8 17 AV. 

46) Andernfalls ſtellt er das Verfahren ein oder 
gibt die Sache zur Weiterbehandlung im ordentlichen 
Strafverfahren ab, 8 33 Abſ. 2. Vgl. SS 17, 18 AV. 
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Verhandlung mündlich, nachdem der Angeklagte zu 
ſeinen perſönlichen Berhältniffen vernommen iſt.“) 


2. Mit der auf den ſtaatsanwaltſchaftlichen An⸗ 
trag hin ſofort — und ohne eine Entſcheidung über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens — erfolgenden 
Anberaumung des Verhandlungstermins“) tritt 
der Vorfitzende des Volksgerichts in Tätigkeit. Bis 
dahin tritt er nur hervor oder wirkt nur mit, wenn 
es ſich um beſondere Angelegenheiten handelt (Ent⸗ 
ſcheidung über Ablehnungsgeſuche,“) über Haft⸗ 
beſchwerden 88 26, 31 Vollz Vorſchr.) oder wenn 
Gefahr im Verzug iſt. In dieſem letztgenannten 
Falle hat auch der Vorſitzende des Volksgerichts 
trotz der ſonſt ausſchließlichen Befugnis des Staats⸗ 
anwalts zur Vorbereitung der Verhandlung die 
erforderlichen Unterſuchungshandlungen vorzu⸗ 
nehmen;“) er hat dabei die dem Staatsanwalt 
und dem erſuchten Amtsrichter in 88 30, 31 bei⸗ 
gelegten Befugniſſe. 

3. Die Verhandlung vor dem Volksgerichte ſoll, 
ohne daß eine Ladungsfriſt eingehalten zu werden 
braucht, möglichſt bald ſtattfinden; ſie kann an 
dem Sitze des VG. oder nach Beſtimmung des 
Vorfitzenden an einem anderen Orte ſtattfinden 
(8 35). Dem Beſchuldigten, der bei der Ladung 
eine Abſchriſt des ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrags 
erhält, iſt, wenn er auf freiem Fuße tft, zu er⸗ 
öffnen, daß er Zeugen, Sachverſtändige und andere 
Beweismittel zur Verhandlung beibringen kann; 
iſt er in Haft, iſt er zu befragen, ob und welche 
Anträge er für ſeine Verteidigung zu ſtellen hat.“) 

4. Die Verteidigung iſt in der Verhandlung 
vor dem VG. notwendig. Hat ſich der Beſchuldigte, 
der ſich in jeder Lage des Verfahrens eines Ver⸗ 
teidigers bedienen darf, einen ſolchen nicht gewählt, 
ſo hat ihm der Vorſitzende ſpäteſtens bei der Termins⸗ 
anberaumung einen Verteidiger zu beſtellen; die 
Beſtellung iſt dem Beſchuldigten ſpäteſtens mit der 
Ladung bekannt zu machen. Als Verteidiger iſt 
ein Rechtsanwalt aus der Zahl der Anwälte am 
Sitze des VG. oder an einem benachbarten Gerichte 
zu wählen, ausnahmsweiſe ein nicht als Richter 
angeſtellter Juſtizbeamter oder (im Notfall oder 


7) Art. 13, 8 45 (8 23 AB.). 

46) Art. 13, 8 25. Vgl. 8 19 AV. 

%% Vgl. 8 10 AV. 

0) Art. 10 Abſ. 2, 8 32 (8 16 AV.). So wird 
diefe — mit 8 31 der VollzVorſchr. z. Kr. 3G. faſt wörtlich 
übereinſtimmende — Geſetzesſtelle (bei Gefahr im Ver⸗ 
zuge hat der Vorſitzende des Volksgerichts „auch von 
Amts wegen“ die erforderlichen Unterſuchungshand— 
lungen vorzunehmen) trotz ihrer Faſſung zu verſtehen 
fein. Das für den Fall der Gefahr im Verzuge bes 
merkenswerte iſt, daß „auch der Vorſitzende“ die Ver⸗ 
handlung vorbereiten hilft; daß eine ſolche Hilfe, wenn 
es zu ihr kommt, von Amts wegen geleiſtet wird, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt Daß der Vorſitzende von dem Staats⸗ 
anwalt um dieſe Mithilfe erſucht wird, iſt durch 8 27 
Abſ. 4 ausgeſchloſſen. 

5) 8 36 (vgl. 88 19, 20 AV. v. 19. Nov. 1918). 
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bei beſonders einfachen Sachen) ein Rechtskundiger, 
der die erſte Juſtizprüfung beſtanden hat.““) 

5. Die Verhandlung erfolgt in ununterbrochener 
Gegenwart °?) der Richter, des Staatsanwalts, des 
Gerichtsſchreibers und des Verteidigers; ““) fie iſt 
mündlich und in der Regel öffentlich (der die Oeffent⸗ 
lichkeit ausſchließende Gerichtsbeſchluß und der ver⸗ 
fügende Teil des Urteils find in jedem Falle öffentlich 
zu verkünden). “) Von den für das Verfahren in 
der Verhandlung geltenden Vorſchriften ſeien ge⸗ 
nannt: 

a) Die Vernehmung des Beſchuldigten folgt 
den Brundjäßen und Regeln des ordentlichen Straf⸗ 
verfahrens. Der Beſchuldigte hat bei ſeiner Ver⸗ 
nehmung, bei der Beweisaufnahme und im Schluß⸗ 
wort Gelegenheit zur Verteidigung.“) 

b) Die Beweisaufnahme zeigt wenig Beſonder⸗ 
heiten. Das Gericht kann ($ 243 Abſ. 3 StPO.) 
Durchſuchungen und Beſchlagnahmen ohne weiteres 
anordnen.“) Beruht der Beweis einer Tatſache 
auf der Wahrnehmung einer Perſon, ſo kann ihre 
Vernehmung durch Verleſung des Protokolls über 
ihre etwaige frühere Vernehmung oder eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung erſetzt werden, fofern die Vernehmung 
das Verfahren erheblich verzögern würde.““) 

c) Die Verhandlung beſchränkt ſich auf die⸗ 
jenigen ſtrafbaren Handlungen des Beſchuldigten, 
für die das Volksgericht zuſtändig iſt.“) Steht 
aber eine ſolche ſtrafbare Handlung mit einer 
anderen in Tateinheit (3. B. fortgeſetzter teils 
ſchwerer teils einfacher Diebſtahl), ſo hat das VG. 
die einheitliche Tat in vollem Umfang abzuurteilen.“) 

d) Stellt ſich die dem Angeſchuldigten zur Laſt 
gelegte Tat nach dem Ergebniſſe der Verhandlung 


2) Verteidigung: Artt. 15, 16, 88 37—40, 8 144 
SiO. Bol. 8 6 O. und 8 20 Abf. 2 AV. tG B. 
1813 Art. 449 Nr. 3 hatte die Verteidigung durch einen 
Rechtsverſtändigen grundſätzlich ausgeſchloſſen. Ueber 
den Verkehr des Verhafteten mit dem Verteidiger f. 
befonders 8 38 VollzVorſchr., über die Befugnis des 
Verteidigers zur Akteneinficht 8 39 (vgl. 8 11 A.). 
Gebühren der Rechtsanwälte 8 40. 

58) Art. 14 Abſ. 1, 8 41 Abſ. 1. Vgl. 8 21 AV. 
StB. 1813 Art 449 Nr. 1 hatte „die Durchführung 
der ganzen Verhandlung von Anfang bis zu Ende ohne 
Unterbrechung vor verfammeltem Gerichte“ verlangt. 

0 Notwendigkeit eines Verteidigerwechſels, Aus» 
bleiben des Beſchuldigten, 1 von Zeugen 
und Sachverſtändigen: 8 41 Abſ. 2—4, 55 42, 43. 
S. § 145 u (Vorführung ausgebliebener Zeugen 
auch 8 22 AB.). 

50 5 14 8 2, 8 44. Vgl. 8 21 Abſ. 2 AV. 

8 45 (23 AV). 

57) 8 46 Abſ 1 (ebenſo 8 24 Abſ. 1 AB). 

se), 8 46 Abſ. 2 RL 8 24 Ab 2 AB), Ab⸗ 
weichung von 8 249 StPO 

% Art. u Satz 1, 847 Abſ. 1 Satz 1. Vgl. 1813 
Art. 449 Nr. 2 

0) 847 Abf. 1 Satz 2. Damit iſt eine Schwierigkeit 
beſeitigt die ſich bei der Handhabung der VO. vom 
24. Januar 1919 ergab, indem das Fehlen der Be⸗ 
ſtimmung zur Zerreißung einheitlicher Tatbeftände zum 
Zwecke der getrennten Aburteilung . das VG. und 
. Gericht führte (Entſch. d. ObLG. vom 

uli 1919) 
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als eine nicht zur Zuſtändigkeit der Volksgerichte 
gehörige dar, ſo hat das Gericht mit Zuſtimmung 
des Angeſchuldigten in der Sache zu erkennen.“) 


e) Die geheime Beratung und Abſtimmung. 
bei der der Jüngſte zuerſt, der Vorſitzende zuletzt 
ſtimmt, iſt durch $ 48 der VollzVorſchr. eingehend 
geregelt.“) Zuerſt iſt “) über die Zuſtändigkeit 
des VG. zu entſcheiden; ergibt ſich, daß dieſe 
deshalb mangelt, weil die Tat nicht nach gehöriger 
Verkündung der Einſetzung von V 
begangen oder fortgeſetzt wurde, ſo iſt der Be⸗ 
ſchuldigte, ohne daß die Erholung ſeiner Zuſtimmung 
in wiederaufgenommener Verhandlung zuläͤſſig 
wäre, an das ſonſt zuftändige ordentliche Ges 
richt zu verweiſen.“) Zur Verurteilung oder 
Freiſprechung iſt eine Mehrheit von vier Stimmen 
erforderlich“) Erklärt dieſe Mehrheit den Be⸗ 
ſchuldigten für unſchuldig, ſo iſt er ſofort freizu⸗ 
ſprechen und gegebenenfalls auf freien Fuß zu 
ſetzen; zugleich iſt über die Pflicht der Staatskaſſe 
zur Entſchädigung für erlittene Unterſuchungshaft 
zu beſchließen.“) Spricht ſich eine Mehrheit von 
mindeſtens vier Stimmen für die Schuld des Be⸗ 
ſchuldigten aus, ſo wird über die Strafe abge⸗ 
ſtimmt ($ 198 GV.). Zugleich wird der nach 
der Bek. vom 11. Juli 1919 die bedingte Be⸗ 
gnadigung betr. (JMBl. 239) Ziff. 1, 2, 4 ver⸗ 
anlaßte Beſchluß über die Bewilligung oder Ver⸗ 
fügung einer Bewährungsfriſt gefaßt.“) Ergibt 
ſich weder für die Freiſprechung noch für die Ver⸗ 


| urteilung eine Mehrheit von mindeſtens 4 Stimmen, 


— „zweifelhaft“ des alten Standrechtsverfahrens 
— wird der Beſchuldigte an das für ihn ſonſt 
zuſtändige ordentliche Gericht verwieſen und ge⸗ 
gebenenfalls über Fortdauer, Aufhebung oder Ver⸗ 
hängung der Unterſuchungshaft entſchieden.“) 

f) Die ſchriftlich abzufaſſende, von allen Richtern 
zu unterſchreibende Urteilsformel iſt durch Verleſen 
zu verkünden. Der Vorſitzende hat hierauf die 
Gründe mündlich bekannt zu geben und bei Frei⸗ 
ſprechung oder Verurteilung mitzuteilen, mit wie⸗ 
viel Stimmen die Schuld oder Unſchuld des An⸗ 
geſchuldigten feſtgeſtellt wurde.““) 


61) Art. 17 Satz 2, 8 47 Abſ. 2. 

en) S. 8 25 AB, 1813 Artt 451—3. 

63) Mit einfacher Sttmmenmeprgeit; . § 25 Abſ. 2 
AV. Vgl. 1813 Art. 451 Nr. 

64) Art. 18, 8 48 Abſ. 3. 

5 Art. 19 (8 5 VO. vom 19. November 1918). 

es) 8 4 Geſ. v. 14. Juli 1904 (RG Bl. 321). Anders 

im ſtandrechtlichen Verfahren nach Art. 7 Kr38. vom 
5. Nov. 1912 und 854 der VollzVorſchr. v. 13 März 1913; 
ſ. Entſch. d. Obs. vom 17. Juli 1919 (dieſe 8. 344). 

7) Einen etwa ſpäter veranlaßten Beſchluß (Ziff. 5 
der Bek. v. 11. Juli 1919) faßt das Volksgericht in 
der Beſetzung mit drei Berufsrichtern. Den beſonders 
gelagerten, hiſtoriſches Intereſſe bietenden Fall der 
Spaltung eines ſtandrechtlichen Bezirks nach dem Kr. 
in zwei Volksgerichtsbezirke ſ. die Entſch. des Obs. 
vom 11. Okt. 1919. 

es) § 48 Abſ. 6 (8 25 Abſ. 6 A V.). 

e) § 49 (5 26 AB.). 
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g) Das über die Verhandlung nach den 
88 271 —273 StPO. zu führende Protokoll hat 
den Zeitpunkt der Urteilsverkündung und die Mit⸗ 
teilung des Vorfitzenden über die Stimmenzahl 
anzugeben und die Urteilsgründe zu enthalten; 
die Beilegung des dieſe enthaltenden Schriſtſatzes 
genügt.“) 

6. Gegen die Entſcheidungen und Verfügungen 
des Volksgerichts, ſeines Vorſitzenden und des 
Staatsanwalts find — mit Ausnahme der Be⸗ 
ſchwerde gegen den von dem Staatsanwalte, Vor⸗ 
ſitzenden oder Amtsrichter erlaſſenen Haftbefehl“) 
— Rechtsmittel nicht zuläſſig.“) Insbeſondere 
gibt es gegen die Urteile des Volksgerichts keine 
Berufung oder Reviſion; auch die Wiederaufnahme 
findet nicht ſtatt. Begnadigungsgeſuche haben keine 
auſſchiebende Wirkung.“) Todesurteile dürfen erſt 
dann vollſtreckt werden, wenn der Miniſterrat be⸗ 
ſchloſſen hat, daß er von ſeinem Begnadigungs⸗ 
rechte keinen Gebrauch mache.) Gegen die Be⸗ 
willigung oder Verweigerung einer Bewaͤhrungs⸗ 
ſriſt durch das Volksgericht läuft die — den 
ordentlichen Rechtsmitteln des Strafverfahrens 


16) Protokoll: 850 (5 27 AB.). Vgl. 1813 Art. 455. 

71) Art. 11 Abſ. 4, 8 31 Abſ. 3. Die Beſchwerde 

gebt zum Volksgerichte, das in der Beſetzung mit drei 
erufsrichtern endgültig entſcheidet. 


19) 8 25 VollzVorſchr. (8 13 AB. v. 19. Nov. 1918). 
Der Satz des 8 25 gilt allgemein, gleichviel ob es ſich 
um Urteile, Beſchlüſſe, Verfügungen oder ſonſtige Ent⸗ 
ſcheidungen handelt und ob ſie den Beſchuldigten un⸗ 
mittelbar betreffen oder nicht; wegen 8 25 in Ver⸗ 
bindung mit 5 23 Abf. 2 iſt z. B. der 8 17 38GebO. 
nicht anwendbar und gegen die Feſtſetzung von Zeugen⸗ 
gebühren durch das Volksgericht eine Beſchwerde nicht 
0 lf Entſch. d. Obs. vom 14. Auguſt 1919 (dieſe Z. 
91). Der Art. 20 d. Geſ. und der 8 51 VollzVorſchr. (8 28 
AB.), der die Urteile des BG. für ſofort vollſtreckbar 
erklärt und im übrigen den Inhalt des Art. 20 wieder⸗ 
holt, heben nur den beſonders wichtigen Fall der — 
unanfechtbaren — Urteilsfällung hervor, wollen aber 
nicht im Gegenſatze zum Urteil gegen andere Ent⸗ 
ſcheidungen des VS., z. B. im Strafvollzugs verfahren 
nach 88 490-493 StPO. (8 56 VollzVorſchr.), ein 
Rechtsmittel zulaſſen; ich vermag Schierlinger (Die 
bayer. Volksgerichte, DStrRzZ. 1919, 291) hier nicht 
ia folgen. Eine Anwendung des allgemeinen Satzes 
ft es, wenn § 30 Abſ. 3 VollzVorſchr. die Anrufung 
der Entſcheidung des Volksgerichts durch den von der 
Durchſuchung und Beſchlagnahme Betroffenen aus⸗ 
ſchließt. Die AusfVorſchr. vom 19. November 1918 
waren noch ſtrenger; fie verſagten ($ 15 Abſ. 5) die 
Beſchwerde auch gegen die Feſtnahme. Das StGB. von 
1813 Art. 442 Nr. 2, Art. 454 hatte gegenüber dem 
— ausnahmslos auf Todesſtrafe lautenden — Urteile 
des Standgerichts jegliches Rechtsmittel oder Gnaden⸗ 
geſuch für unſtatthaft erklärt. 

1e) Art. 21 Abſ. 1. Auch Strafaufſchubsgeſuche 
nicht 8 52 Abſ. 1. Das bedeutet aber nur, daß nicht 
auf eines dieſer Geſuche hin ohne weiteres die Strafs 
vollſtreckung vorläufig einzuſtellen ſei. Die ſonſtigen 
Vorſchriften bleiben unberührt. 8 52 Abſ. 2. Daß 
Begnadigungsgeſuche wegen des Ausſchluſſes von 
Rechtsmitteln gegen die Urteile der VG. beſonders 
beneide zu behandeln find, ſchreibt 8 52 Abſ. 3 aus⸗ 
rücklich vor. 

c) Art. 21 Abſ. 2, 8 53 (8 29 AB.). 
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nicht beizuzählende — Verwaltungsbeſchwerde der 
Nr. 15 der Bek. vom 11. Juli 1919 (JM Bl. 239); 
dieſe Beſchwerde, die keine aufſchiebende Wirkung 
hat, geht zum Strafſenate des Oberſten Landes⸗ 
gerichts. 

7. Die Urteile des Volksgerichts find ſofort 
vollſtreckbar. Die Todesſtrafe wird ſpäteſtens vier⸗ 
undzwanzia Stunden, nachdem der Beſchluß des 
Miniſterrats, daß er von ſeinem Begnadigungs⸗ 
rechte keinen Gebrauch mache, dem Staatsanwalt 
zugegangen iſt, von der Militärbehörde durch Er: 
ſchießen vollzogen.“) Urteile, die auf eine andere 
Strafe lauten, werden auf Grund einer vom 
Gerichtsſchreiber erteilten vollſtreckbaren Aus⸗ 
fertigung durch den Staatsanwalt nach den für 
die Urteile der ordentlichen Strafgerichte geltenden 
Vorſchriften vollſtreckt.“) Die bei der Vollſtreckung 
notwendig werdenden gerichtlichen Entſcheidungen 
(58 490 - 493 StPO.) erläßt das Volksgericht in 
der Belegung mit drei Berufsrichtern.“) 

8. Im Verfahren vor den Volkgerichten werden 
Gebühren nicht erhoben.) 

9. Verfahren nach der Aufhebung der Volks⸗ 
gerichte: Art. 24, 88 58, 59. 

10. Für den nötigen polizeilichen oder militä- 
riſchen Schutz des Volksgerichts ſorgt der Vor⸗ 
ſitzende (8 20). 


III. 


Gegen die Rechtsgültigkeit der bayeriſchen 
Geſetzgebung über die Volksgerichte und die Zu⸗ 
läſſigkeit der Einſetzung ſolcher Gerichte auf Grund 
dieſer Geſetzgebung ſind mannigfache Bedenken er⸗ 
hoben worden. Zum Teil richten ſich dieſe Be⸗ 
denken nur gegen die Verordnungen vom 19. No⸗ 
vember 1918 und 9./ 24. Januar 1919 ſowie die 
auf ihrer Grundlage errichteten Volksgerichte, 
zum Teil umfaſſen ſie die geſamte Volksgerichts⸗ 
geſetzgebung ſeit dem November 1918. In der 
Hauptſache wird die Unverträglichkeit der bayeriſchen 
Vorſchriften mit dem Reichsrechte, hin und wieder 
auch ihre Mangelhaftigkeit von dem Geſichtspunkte 
der bayeriſchen Rechtsentwickelung ſelbſt aus betont. 
Das Geſetz vom 12. Juli 1919 ſoll mit der aus⸗ 
ſchließlichen Geſetzgebung des Reichs unvereinbar 
ſein und insbeſondere gegen den Grundſatz der 
Unſtatthaftigkeit von Ausnahmegerichten verſtoßen. 


76) Art. 22; § 54 (§ 29 A V.); Bek. v. 17. März 1913 
die Vollſtreckung der militärgerichtlich und der ſtand⸗ 
gerichtlich erkannten Todesſtrafen betr. (JMBl. 53), 
deren Ziff. 10 Abſ. 1 (Zeit des Vollzugs) durch die 
oben berückſichtigte Beſtimmung des 8 51 Abſ. 3 erfegt 
iſt; ſ. Bek. v. 15. Okt. 1919 (JMBl. 423). Nach dem 
StB. v. 1813 Art. 454 war das von dem Stand⸗ 
rechte geſprochene Todesurteil ſogleich zu verkünden 
und hierauf längſtens nach Verlauf von zwei Stunden 
(mit der Kugel) zu vollziehen. 

16) 8 55 (8 30 A.). 

71) 8 56. 

1) 857 (8 31 AV. 

70) Gegebenenfalls 
Juſtizminiſterium. 


). 
ſchleunigſter Bericht an das 
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Bayern habe, ſo wird geſchloſſen, auf Grund der 
Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 und der 
dazu gehörigen Ein⸗ und Ausführungsbeſtimmungen 
zwar die Befugnis beſeſſen, von ſich aus den Kriegs⸗ 
zuſtand zu verhängen und die auf dem Kr3G. vom 
5. November 1912 beruhenden, alſo lediglich 
kriegeriſchen Zwecken dienenden Standgerichte ein⸗ 
zuſetzen; eine Ermächtigung, andere, ſich nicht auf 
den Kriegszuſtand ſtützende Ausnahmegerichte zu 
errichten, habe Bayern dagegen nicht gehabt. Die 
Anwendung des Kriegszuſtandsgeſetzes auf innere 
Unruhen ſei aus mehr als einem Grunde bedenklich. 
Die nach der VO. vom 19. November 1918 ein⸗ 
geſetzten Volksgerichte entbehrten aber auch der 
Eigenſchaft von Standgerichten, da weder die for⸗ 
mellen noch die materiellen Vorausſetzungen des 
Standrechts vorgelegen hätten. Der Kriegszuſtand 
ſei im Reiche rechtlich und in Bayern damit tat⸗ 
ſaͤchlich beendet geweſen, als die Volksgerichte er: 
richtet wurden. Für die Verhängung des Be⸗ 
lagerungszuſtandes “) aber habe kein Grund be: 
ſtanden, wenigſtens nicht für alle Landesteile.“ 
Dann ſollen die Volksgerichte wieder deshalb nicht 
als Standgerichte betrachtet werden dürfen, weil 
außer der in der VO. vom 19. November 1918 
und in dem Geſetze vom 12. Juli 1919 vorge⸗ 
ſehenen Mitwirkung des Miniſteriums für militä⸗ 
riſche Angelegenheiten zu dem Erlaſſe der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von den kennzeichnenden Eigen⸗ 
ſchaften des alten Standrechts nichts übriggeblieben 
ſei, beſonders nachdem durch die VO. vom 9. Jan. 
1919 die Prozeßvorausſetzung der Ergreifung auf 
friſcher Tat fallen gelaſſen war. Dur h die Re 
gelung der Zuſtändigkeit und die Errichtung der 
Volksgerichte an allen Landgerichtsſitzen ſoll in⸗ 
ſoferne gegen das Reichsrecht verſtoßen ſein, als 
dieſe Gerichte den Verdacht wachrufen, ordentliche 
Strafgerichte ſein zu wollen. Auch wird hervor⸗ 
gekehrt, daß die Unterwerfung der Militärperſonen 
unter die Volksgerichte der Militärſtrafgeſetzgebung 
widerſtreite. Vom Standpunkte des bahyeriſchen 
Rechts aus iſt namentlich auf die Ueberflüſſigkeit 
der Volksgerichte hingewieſen und ihre Aufhebung 
gefordert worden, da für die Bekämpfung der 
inneren Unruhen das Standrecht zur Verfügung 
geſtanden und für den Fall, daß es eine modernere 


8e) Die hierbei beliebte Hereinztehung des bayer. 
Geſetzes vom 4. Mai 1851 das Einſchreiten der be 
waffneten Macht zur Erhaltung der geſetzlichen Ord— 
nung betr. (GBl. 9) beruht auf einem Mißverſtändniſſe. 
Die Requiſition des Militärs zur Beſeitigung innerer 
Unruhen und die Verhängung des Belagerungszuſtandes 
haben an ſich miteinander nichts zu tun, ſtehen viels 
mehr im Gegenſatze zueinander, wie ſchon Laband 
(Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 5. Aufl. IV Bd. 
S. 49) bemerkt hat. In Bayern war übrigens und iſt 
ein „Belagerungszuſtand“ unbekannt; hier hatte es 
von je bei dem Standrechte ſein Bewenden. 

21) Dasſelbe Bedenken wird gegen die Einſetzung 
von Volksgerichten durch die VO. vom 19. Juli 1919 
geltend gemacht: es habe damals an einer Störung 
oder Gefährdung der öffentlichen Ordnung gemangelt. 


Geſtalt erlangte, auch genügt hätte. Auf Grund 
all dieſer Bedenken wird der Zweifel angeregt, ob 
ſich nicht der bayeriſche Richter dadurch, daß er 
ſich als Mitglied eines Volksgerichts verwenden 
läßt und nach dem Geſetze vom 12. Juli 1919 
in Volksgerichtsſachen verhandelt und entſcheidet, 
einer Verletzung der ihm obliegenden Pflichten 
ſchuldig mache, insbeſondere dadurch, daß er der 
ihm auferlegten Pflicht zur Prüfung der Gültig: 
keit und Verfaſſungsmäßigkeit des Geſetzes vom 
12. Juli 1919 ausweicht, einen unmittelbaren 
Verſtoß gegen die Landesverfaſſung begehe. 

Die Bemängelungen gehen ſämtlich fehl. Durch 
die Erlaſſung des Geſetzes vom 12. Juli 1919 
und die Einſetzung von Volksgerichten nach dieſem 
Geſetze hat Bayern ebenſowenig als durch die Ein⸗ 
ſetzung der Volksgerichte nach den VO. vom 19. No⸗ 
vember 1918 und 24. Januar 1919 in die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Reichs eingegriffen. Nach Art. 7 
Ziff. 1—3 der Reichsverfaſſung v. 11. Auguſt 1919 
hat das Reich — ebenſo wie dies nach Art. 4 
Ziff. 13 der RV. vom 16. April 1871 der Fall 
war — die Geſetzgebung über das Bürgerliche 
Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Ver⸗ 
fahren einſchließlich des Strafvollzugs. Da dieſes 
Geſetzgebungsrecht aber, wie ſich aus der Gegen⸗ 
überſtellung des Art. 6 der Verf. ergibt, kein aus⸗ 
ſchließliches iſt,“') bleibt nach Art. 12 der Verf., 
ſolange und ſoweit das Reich von ſeinem Geſetz⸗ 
gebungsrechte keinen Gebrauch macht, das Recht 
der Geſetzgebung auf dieſen Gebieten dem Lande. 
Nach Art. 48 Abſ. 2 —4 der neuen Reichsverfaſſung 
ferner kann der Reichspräſident, wenn im Deutſchen 
Reiche die öffentliche Sicherheit und Ordnung er⸗ 
heblich geſtört oder gefährdet wird, die zu ihrer 
Wiederherſtellung nötigen Maßnahmen treffen; zu 
dieſem Zwecke darf er gewiſſe Grundrechte außer 
Kraft ſetzen und erforderlichenfalls auch mit Hilfe 
der bewaffneten Macht einſchreiten. Bei Gefahr 
im Verzuge hat die Landesregierung die Beſugnis, 
für ihr Gebiet einſtweilige Maßnahmen der be⸗ 
zeichneten Art vorzukehren. “) Das Nähere hat ein 
— noch nicht ergangenes — Reichsgeſetz zu be⸗ 
ſtimmen. Inſolange dieſes Reichsgeſetz nicht er⸗ 
gangen iſt, bleibt der bisherige Rechtszuſtand in 
Anſehung der Beſtimmungen über die Erhaltung 
und Wiederherſtellung der gefährdeten und geſtörten 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, ſo wie 
er ſich im Reich und, ſoweit zugelaſſen, in den ein⸗ 
zelnen Ländern geſtaltet hat, unverändert. Maß⸗ 
gebend iſt hier § 16 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
vom 27. Januar 1877, nach deſſen grundlegender 


e) Vgl. Laband a. a. O. Bd. II S. 121. 

2) Einſtweilige Maßnahmen find für das rechts⸗ 
rheiniſche Bayern auf Grund des Art. 48 Abſ. IV 
RVerf. nunmehr durch die VO. vom 4. Nov. 1919 B 
(GVBl. 791) erlaſſen. 

83) Der in der Hauptſache dem Art. 7 der preußiſchen 
Verfaſſung entnommene, ſeit dem 1. Oktober 1879 in 
unveränderter Geltung ſtehende, durch das Geſetz über 
die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar 1919 und 
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Beſtimmung Ausnahmegerichte unſtatthaft ſind und 
niemand ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden 
darf, nach deſſen ausdrücklicher Vorſchrift aber von 
dieſem Grundſatze die geſetzlichen Beſtimmungen 
über „Kriegsgerichte und Standrechte“ “) nicht 
berührt werden.“) Vermöͤge diefer Vorſchrift iſt 
die bayeriſche Standrechtsgeſetzgebung, wie ſie am 
1. Oktober 1879 beſtand, aufrechterhalten und 
dem Lande Bayern, inſolange und inſoweit nicht 
das Reich mit ſeiner Geſetzgebung hervortritt, die 
Befugnis gewahrt, ſeine geſetzlichen Beſtimmungen 
über das Standrecht nach Bedarf zu ändern und 
auszubauen. ö 
Dieſer durch 8 16 GVG. aufrechterhaltene und 
in ſeiner Fortentwickelung geſchützte Rechtszuſtand 
war folgender. Nach Satz 1 des Art. 68 der 
früheren Reichsverfaſſung hatte der Kaiſer,“) wie 
unter I erwähnt, in ſeiner Eigenſchaft als Bundes⸗ 
feldherr die Befugnis, wenn die öffentliche Sicher⸗ 
heit in dem Bundesgebiete bedroht war, einen 
jeden Teil in Kriegszuſtand zu erklären. Dieſer 
Artikel hatte in Bayern nach der Schlußbeſtim⸗ 
mung zum XI. Abſchnitte der Reichsverfaſſung 
über das Reichskriegsweſen und nach Ziff. III 8 5 
des Verſailler Bündnisvertrags vom 23. November 
1870 (BGBl. 1871 S. 9) keine Anwendung zu 
finden. Der Bündnisvertrag (III § 5 Abſ. 3 Nr. VI) 
ſah vielmehr vor, daß die Vorausſetzungen der er⸗ 
wähnten Kriegszuſtandserklärung, die Form der 
Verkündung und die Wirkungen einer ſolchen Er⸗ 
klaͤrung durch ein Bundesgeſetz geregelt werden. 
Bis zu dieſer — niemals erfolgten — reichsgeſetz⸗ 
lichen Regelung hatten nach Satz 2 des Art. 68 
für das Reich — in Bayern galt ja der Artikel 
nicht — die Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes 
vom 4. Juni 1851 über den Belagerungszuſtand 
(Geſetzſamml. 451) zu gelten. Zur Ergänzung und 
Berichtigung dieſer Beſtimmungen verordnete 8 4 
des EinfGeſ. z. RStGB. vom 31. Mai 1870 
(BGBl. 195), daß bis zum Erlaſſe des gedachten 
Reichsgeſetzes die in den 88 81, 88, 90, 307, 311, 
312. 315, 322, 323, 524 RStGB. mit lebens⸗ 
laänglichem Zuchthaus bedrohten Verbrechen mit 
dem Tode zu beſtrafen ſeien, wenn ſie in einem 


das Uebergangsgeſetz vom 4. März 1919 (RG Bl. 169,285) 
in Kraft erhaltene S 16 GVG. iſt als Art. 105 Beſtand⸗ 
teil der neuen Reichsverfaſſung geworden. Der Wort⸗ 
laut iſt der gleiche, nur erſetzt Art. 105 den älteren 
Ausdruck „Standrechte“ durch den gleichbedeutenden 
„Standgerichte“. Wegen der Fortgeltung des 8 16 hat 
die Aufhebung der Reichsverfaſſung vom 16. April 1871 
und der zu ihrer Ein⸗ und Ausführung ergangenen 
Beſtimmungen für die fortdauernde Sonderſtellung 
Bayerns in dieſem Punkte keine Bedeutung. 

84) Daß unter dieſen — preuß. — Kriegsgerichten 
und — bayer. — Standgerichten hier nicht die gleich— 
namigen ordentlichen Ober: und Untergerichte der 
deutſchen Militärſtrafgerichtsordnung vom 1. Dez. 1898 
(88 18, 38, 49 ff.) gemeint find, ſollte der Hervor⸗ 
hebung nicht bedürfen. 

) Laband a. a. O. Bd. II S. 119. 


86) Und zwar er allein, ſ. Laband a. a O. Bd. IV 
S. 44. 
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Teile des Bundesgebiets begangen werden, den der 
Bundesfeldherr in Kriegszuſtand erklärt hat. In 
Bayern aber hatte es ſtatt deſſen kraft des 8 7 
des RG. vom 22. April 1871, betr. die Ein⸗ 
führung norddeutſcher Bundesgeſetze in Bayern 
(BGBl. 87), bis auf weiteres bei den einjchlägigen 
Beſtimmungen des Militäͤrſtrafrechts ſowie den 
ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen über das Stand⸗ 
recht ſein Bewenden. Preußen und das Reich einer⸗ 
ſeits, Bayern andererſeits gingen alſo auf Grund 
dieſer vertragsmäßigen, reichsgeſetzlich anerkannten 
Auseinanderſetzung verſchiedene Wege. Und zwar 
auf dem ganzen Gebiete der durch die Bedrohung 
der öffentlichen Sicherheit veranlaßten Geſetzgebung! 
Da der kaiſerliche Oberbefehl auch im Frieden be⸗ 


ſtand und die bewaffnete Macht nicht nur zum 


Schutze gegen den äußeren Feind, ſondern auch 
zur Aufrechthaltung des Landfriedens gegen innere 
Bewegungen zu dienen hat, reichte das Recht des 
Kaiſers, den Kriegszuſtand für den Fall der Be⸗ 
drohung der öffentlichen Sicherheit zu erklären, 
weit über den kriegeriſchen Oberbefehl hinaus und 
umfaßte die Befugnis, ſowohl bei Bedrohung der 
öffentlichen Sicherheit durch einen drohenden oder 
ausgebrochenen Krieg als auch für den Fall der 
Sicherheitsgefährdung durch innere Volksbewegungen 
im Frieden den Ausnahmezuſtand zu verhängen 
und damit die Anwendbarkeit des Geſetzes vom 
4. Juni 1851 herbeizuführen.“) Von Reichs wegen 
hatte naturgemäß die bayeriſche Regierung — ſo⸗ 
weit nicht das bayeriſche Recht ſelbſt entgegenſtand — 
für ihr Gebiet dieſelben Befugniſſe, wie ſie hier dem 
Bundesfeldherrn zugeſtanden waren. Für Preußen 
und das Reich deckten die von Art. 68 RV. herüber⸗ 
genommenen, auf franzöſiſches Vorbild zurück⸗ 
gehenden Beſtimmungen des preuß. Geſetzes vom 
4. Juni 1851 ſowohl den Fall, daß die öffent⸗ 
liche Sicherheit durch Krieg und Kriegsgefahr ge⸗ 
ſtört oder gefährdet war, als den, daß dies durch 
innere Unruhen herbeigeführt wurde.“) In beiden 
Fällen hatten „Kriegsgerichte“ die Stelle der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit zu vertreten.?) In 
Bayern dagegen hatte es, wie ſich das RG. vom 
22. April 1871 ausdrückt, bei den gejeglichen Be⸗ 
ſtimmungen über das Standrecht „ſein Bewenden“, 
alſo für das rechtsrheiniſche Bayern bei den von 
dem Standrechte handelnden Vorſchriften von Teil II 


s) Laband a. a. O. Bd. IV S. 43. 

88) Vorausſetzung der Erklärung des Kriegszuſtandes 
iſt Krieg oder Aufruhr. Die Wirkungen beſtehen in 
dem Uebergange der vollziehenden Gewalt an die 
Militärbefehlshaber, dem Eintritte des Kriegsrechts 
für die Militärperſonen, der härteren Beſtrafung ge⸗ 
wiſſer Straftaten und in der Möglichkeit der Einſetzung 
von „Kriegsgerichten“, vor welche die Unterſuchung 
wegen Hoch- und Landesverrats, Mord, Aufruhr, täts 
licher Widerſetzung, Gefangenenbefreiung, Meuterei, 
Raub, „Plünderung“, Erpreſſung und ähnlicher Straf— 
taten zu kommen hat. 

, Fünf Richter, davon zwei richterliche Zivil: 
beamte und drei Offiziere, mindeſtens von Hauptmanns⸗ 
rang, 8 11 Geſetz vom 4. Juni 1851. 
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Buch 1 Titel 8 des StGB. vom 16. Mai 1813 
(Artt. 441— 456), für die Pfalz bei den noch aus 
der Zeit der franzöfiſchen Herrſchaft her geltenden 
Geſetzen und Dekreten. Die Vorſchriften des Straf⸗ 
geſetzbuchs von 1813 bezogen ſich, wie unbeſtritten 
iſt, nur auf den Fall der Störung oder Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
durch innere Unruhen: das Standrecht konnte an⸗ 
geordnet werden wegen Aufruhrs im zweiten Grade 
(J Artt. 319, 323), wenn dieſer an Umfang oder 
Hartnäckigkeit ſo weit gediehen iſt, daß die Ruhe 
nur durch außerordentliche Gewalt wieder her⸗ 
geſtellt werden kann, oder wenn in gewiſſen 
Gegenden Mord, Raub. Brandlegung ungewöhn⸗ 
lich überhandnehmen, vorzüglich aber, wenn ſich 
ganze Banden zu ſolchen Verbrechen vereiniget 
haben und die ordentlichen Mittel zur Wieder⸗ 
herſtellung der öffentlichen Sicherheit fruchtlos ge⸗ 
blieben find.“) Die Beſtimmungen der Artt. 441 
bis 456 über das Standrecht galten alſo — ſie 
wurden durch das Geſetz vom 10. November 1861, 
die Einführung des bayer. StGB. und Pol StGB. 
(GBl. 321), Art. 3 Ziff. 6, durch das Geſetz vom 
„26. Dezember 1871, betr. den Vollzug der Ein⸗ 
führung des RStGB. in Bayern (GBl. 1871/2 
S. 81, 211), Art. 3 Ziff. 12 und das Aus: 
führungsgeſetz zur Reichsſtrafprozeßordnung (vom 
18. Auguſt 1879, Art. 3 Ziff. 12 Halbſatz 2) 
jeweils ausdrücklich aufrecht erhalten — zu der 
Zeit, als 8 16 GVG. in Kraft trat, in unver: 
änderter Weiſe und blieben auf Grund des in § 16 
enthaltenen Vorbehalts auch weiter in Geltung; 
nur wurden durch Art. 3 Ziff. 12 AGRStpO., 
wie dies ahnlich ſchon 1861 geſchehen war, die 
Artt. 441 — 456 mit der Geſetzesſprache des RStGB. 
in Einklang gebracht. Was in den Artt. 441 Ziff. 1 
und 443 von dem Aufruhr zweiten Grades geſagt 
war, hatte nun auf alle Falle Anwendung zu 
finden, in denen ſich eine Menſchenmenge zu hoch⸗ 
verräterifchen Unternehmungen, ſowie zu Verbrechen 
in Beziehung auf die Ausübung ſtaatsbürgerlicher 
Rechte zuſammenrottet oder der Tatbeſtand der 
Verbrechen des Aufruhrs, Auflauſs, Landfriedens⸗ 
bruchs begründet iſt, ſoferne die verbrecheriſche 
Unternehmung an Umfang oder Hartnäckigkeit ſo 
weit gediehen iſt, daß die Ruhe nur durch außer: 
ordentliche Gewalt wiederhergeſtellt werden kann. 
Beſaß alſo Bayern eine, wenn auch veraltete, ſo 
doch in ſich geſchloſſene Standrechtsgeſetzgebung 
zum Schutze des Staates gegen innere Unruhen, 
ſo ermangelte es andererſeits ausreichender Vor⸗ 
ſchriften für den Fall von Krieg und Kriegsgefahr. 
Dieſem Mangel half das Geſetz vom 5. November 
1912 über den Kriegszuſtand ?“!) ab, das ſich in 


90) Zur bayerifhen Standrechtsgeſetzgebung vgl. 
Seydel, Bayer. Staatsrecht Bd. 5 S. 79ff., 2. Aufl. 
Bd. III S. 44 ff., und Seydel⸗ Graßmann, Verwaltungs— 
recht S. 252 ff., ferner Verhandlungen der K. d. Abg. 
1912 Beil Bd. II Beil. 417 ©. 824 ff. 

i) Siehe den Entwurf des Geſetzes und die Be- 


ſeinem Aufbau an das preußiſche Geſetz vom 
4. Juni 1851 anſchließt, auf die Verfaſſung und 
das Verfahren der Standrechte (ſtandrechtlichen 
Gerichte) aber, die nach Art. 6 bei der Verhängung 
des Kriegszuſtandes oder während desſelben ein⸗ 
geſetzt werden können, den Art. 442 Nr. 1, 2 und 
die Artt. 445, 446, 449 — 455 des bayeriſchen 
Strafgeſetzbuchs von 1813 mit einigen Aende⸗ 
rungen anwendet.“) Von dieſer Zeit an verſügte 
das rechtsrheiniſche Bayern über zwei voneinander 
verſchiedene, unter ſich nicht in Zuſammenhang 
ſtehende Standrechtsgeſetzgebungen, den Titel 8 von 
Tl. II Buch 1 des StGB. von 1813 für den Fall 
innerer Unruhen, für den Fall von Krieg und 
Kriegsgefahr über das — für das ganze Land 
geltende — Geſetz vom 5. November 1912 mit 
ſeiner die Prozeßordnung enthaltenden Vollzugs⸗ 
vorſchrift vom 13. März 1913. Die beiden Geſetz⸗ 
gebungen treffen darin überein, daß die in dem 
einen wie in dem anderen Falle eingeſetzten Ge⸗ 
richte beidemale Standgerichte ſind, und zwar find 
es in dem Falle innerer Unruhen die alten un⸗ 
veränderten „Standrechte“ des Geſetzes von 1813, 
in dem Falle des Krieges die ſtandrechtlichen Ge⸗ 
richte des Art. 6 des Kriegszuſtandsgeſetzes, deren 
Verfahren mit den Grundſaätzen des neueren Straf: 
rechts und Strafverfahrens bereits in Einklang ge⸗ 
bracht if.) Mit Rückſicht auf den, wie ſchon 
unter I der Darſtellung gezeigt wurde, noch jetzt 
beſtehenden? ) Kriegszuſtand konnte daher, falls dies 
aus der Notwendigkeit des Krieges heraus ver⸗ 
anlaßt war, jederzeit und ohne weitere Recht⸗ 
fertigung zur Verhängung des Standrechts nach 
dem Kr3G. und zur Einſetzung von Standgerichten 
nach Art. 6 dieſes Geſetzes geſchritten werden; 
wurden dagegen die Vorausſetzungen des Art. 3 
Ziff. 12 Halbſatz 2 des AGSt PO. (bedrohliche 
Zuſammenrottungen oder Ueberhandnehmen von 
Verbrechen) als vorliegend erachtet, fo war das 
Standrecht nach den Artt. 441 —456 des StGB. 
von 1813 zur Verfügung.“) Daß Bayern für die 
Anordnung eines Standrechts auf das Kriegs⸗ 
zuſtandsgeſetz beſchraͤnkt geweſen wäre und einer 


gründung hierzu in den . der K. d. Abg. 
1912 Beil Bd. II Beil. 417. Weitere Nachweiſungen bei 
Seydel⸗Graßmann a. a. O. S. 253. 

2) Siehe oben unter I der Darſtellung. 

) Daher, wie ſchon unter I angedeutet, die „ent 
ſprechende“ Anwendung der Art. 442 Nr. 1, 2; 445; 
446; 449 — 455. 

oe) Inzwiſchen iſt (VO. v. 4. Nov. 1919 A GVBl. 
791) der Kriegszuſtand ſamt den auf Grund von Art. 
Nr. 2 Kr. erlaſſenen Anordnungen der Militärs 
befehlshaber mit Wirkung vom 1. Dezember 1919 auf⸗ 
gehoben worden. Die die VG. einſetzende VO. vom 
19. Juli 1919 iſt ausdrücklich aufrecht erhalten, weil 
die Vorausſetzungen für die Einſetzung der Volks⸗ 
gerichte noch fortbeſtehen. 

% Ein wichtiger Unterſchied iſt, daß das Stand» 
recht des Kr 3G. längſtens mit der Aufhebung des Kriegs⸗ 
zuſtandes erliſcht, das nach dem StGB. von 1813 an⸗ 
geordnete aber (Art. 456) ſo lange beſteht, als es nicht 
durch die anordnende Behörde für aufgehobenerklärtwird. 
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anderweitigen Ermächtigung zur Einſetzung von 


Standgerichten entbehrt hätte, erweiſt ſich alſo als 
unrichtig“) Dadurch. daß $ 16 GVG., der die 
beiden Arten des Standrechts gleichmäßig ſchützt, 
ausdrücklich die geſetzlichen Beſtimmungen der 
Länder „unberührt“ laßt, iſt es Bayern nun aber 
auch möglich geweſen, ohne Verſtoß gegen das 
Reichsrecht die ſich auf innere Unruhen beziehenden 
Standrechtsgeſetze — ebenſo wie die Vorſchriften 
über das Kriegsſtandrecht — in einer den gegen⸗ 
wärtig herrſchenden Rechtsgrundſätzen entſprechen⸗ 
den Weiſe auszugeſtalten. Dies iſt durch die Ver⸗ 
ordnungen vom 19. November 1918, 9. und 
24. Januar 1919 und in abſchließender Weiſe 
durch das Geſetz vom 12. Juli 1919 geſchehen.“) 
Die Verordnungen ſtanden bis zum 1. Auguſt 1919 
in Kraft“) und find durch das Geſetz abgelöſt 
worden. Die auf Grund der erwähnten Vorſchriften 
eingeſetzten Standgerichte ſind daher zwar nicht 
mehr die alten Standgerichte des Strafgeſetzbuchs 
von 1813, aber fie find Standgerichte (Stand: 
rechte) im Sinne des 8 16 GVG. und des Art. 105 
der neuen Reichsverfaſſung und als ſolche der An⸗ 
zweifelung ihrer Gerichtsverfaſſungsmäßigkeit ent: 
zogen. Die Volksgerichte ſind die zur Bekaͤmpfung 
innerer Unruhen beſtimmten Standgerichte der 
bayeriſchen Geſetzgebung von 1813,) nur daß 
Verfaſſung und Verfahren der neuen Gerichte in 
neue Formen gebracht und die Grundfaͤtze wie die 
Ausgeſtaltung im einzelnen von weſentlich milderem 
Geiſte beherrſcht ſind. Die Volksgerichtsgeſetzgebung 
iſt daher nicht als eine unzuläſſige Uebertragung 
der Vorſchriften des Kriegszuſtandsgeſetzes auf den 
Tall der Bekämpfung innerer Unruhen anzuſehen. 
Das Kriegszuſtandsgeſetz hat hier ganz außer Be⸗ 
tracht zu bleiben; die auf ſeiner Grundlage ein⸗ 
geſetzten Standgerichte folgten ihren eigenen Normen 
und waren bis zu ihrer Aufhebung von den Volks⸗ 
gerichten ebenſo unabhängig wie dieſe von ihnen.“) 


8) An den hier vielfach obwaltenden Mißverſtänd⸗ 
niſſen trägt der Umſtand viel Schuld, daß man den 
preußiſchen Rechtszuſtand und die preußiſche Termino⸗ 
logie auf die völlig verſchiedenen, weil die beiden Fälle 
der Verhängung des Ausnahmezuſtandes unterfcheiden⸗ 
den bayeriſchen Vorſchriften übertrug und dann, durch 
den Ausdruck „Kriegsgerichte“ verleitet, eine Beſchrän⸗ 
kung Bayerns auf die Befugnis zur Verhängung des 
Kriegszuſtandes und zur Einſetzung von Standgerichten 
für den Kriegsfall annahm. 

% Die Verordnungen und das Geſetz ſtellen die 
„vollſtändige Neuregelung des Standrechts“ dar, die 
1912 „nicht in Frage kam“; vgl. Verh. d. K. d. Abg. 
a. a. O. S. 825. ö 

7) Uebergangsgeſetz vom 28. März 1919 (GVBl. 
113) 8 2 und Verzeichnis der aufrecht erhaltenen Ver⸗ 
ordnungen der proviſoriſchen Regierung vom 28. April 
1919 (G88Bl. 401), Geſchäftsbereich des Juſtizminiſte⸗ 
riums Nr. 2. 

98) Jindenau, DJ 3.1919, 834; Schierlinger, DStR. 
1919, 288; Hachenburg, DIZ. 1919, 810. Vgl. hierzu 
die eindringlichen Ausführungen des bayeriſchen Juſtiz⸗ 
miniſters in DIZ. 1919, 857 (862). 

99) Daß ſich in der geſamten Anordnung der Bor: 
ſchriften über die für den Fall des Kriegszuſtandes an⸗ 


| 


| 
| 
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Die Volksgerichte weiſen die ſämtlichen Eigen: 
ſchaften auf, die ein Sondergericht beſitzen muß, 
wenn es als „Standgericht“ angeſprochen werden 
will: Durch ihre Einſetzung wird die regelmäßige 
Strafgerichtsbarkeit, wenigſtens zum Teil, außer 
Wirkſamkeit geſetzt, die Beſetzung der Gerichte iſt 
eine andere, das Verfahren iſt vereinfacht und von 
mancher Förmlichkeit befreit, die Entſcheidungen 
ſind dem Rechtsmittelangriff entzogen und ſofort 
vollſtreckbar, die Vollſtreckung folgt, wie das ganze 
Verfahren, dem Gebote der äußerſten Schleunig⸗ 
keit. Daß die ordentliche Gerichtsbarkeit nicht in 
Anſehung aller Verbrechen außer Wirkſamkeit tritt, 
ſpricht ebenſowenig!“) gegen die Standrechtseigen⸗ 
ſchaft der Volksgerichte als der Umſtand, daß dies 
hinwiederum nicht nur hinſichtlich der in Art. 1 
des Geſetzes vom 12. Juli 1919 (Art. 441 StGB. 
v. 1813, Art. 3 Ziff. 12 AGSt PO.) aufgeführten 
Straftaten der Fall iſt. Die Aenderungen, ins⸗ 
beſondere Erleichterungen und Milderungen, die 
das Volksgerichtsverfahren dem früheren Stand - 
rechte gegenüber kennt, die Zulaſſung von Rechts⸗ 
verſtändigen als Verteidiger, die Zulaſſung der 
Beſchwerde gegen den Haftbefehl, die Möglichkeit 
des Erkennens auf eine andere Strafe als Todes⸗ 
ſtrafe, der Wegfall des Erforderniſſes der Ergreifung 
auf friiher Tat,“) die Ausſchaltung des militä⸗ 
riſchen Elements bei der Beſetzung der Gerichte, 
nehmen den Volksgerichten ebenfalls nicht die Eigen⸗ 
ſchaft von Standgerichten, betreffen vielmehr nur 
Einzelheiten, zum Teil nur Aeußerlichkeiten, die, 
wenn ſie auch beſonders in die Augen ſpringen, 
doch den Kern der Ausnahmegeſetzgebung, nämlich 
die ſchleunige, formfreie, unanfechtbare Aburteilung 
durch außerordentliche Gerichte, nicht ausmachen. 
Auf der anderen Seite weiſt die bayeriſche Volks⸗ 
gerichtsgeſetzgebung nichts auf, was über den Rahmen 
einer Standrechtsgeſetzgebung und damit über den 
durch 8 16 GVG. geſchützten Kreis hinausginge 
oder irgendwie ſonſt gegen das Reichsrecht ver: 
ſtieße. Die Volksgerichte des Geſetzes vom 12. Juli 


geordneten Standgerichte und über die Volksgerichte 
ſo viele Aehnlichkeiten finden, daß namentlich die Voll⸗ 
zugsbeſtimmungen, welche die Prozeßordnungen ent⸗ 
halten, in weitgehendem Maße z. T. ſogar wörtlich 
übereinſtimmen, darf nicht beirren. Dies folgt aus der 
Gleichheit des von den beiden Geſetzgebungen verfolgten 
Zweckes (Schutz des Staates gegen Störung und Ge⸗ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ord⸗ 
nung), aus der Eigenſchaft beider Gerichte als Stand⸗ 
gerichte, deren Verfaſſung und Verfahren, wenn ſich 
auch in einzelnen und wichtigen Punkten (3. B. Be⸗ 
ſetzung) Verſchiedenheiten finden, naturgemäß in der 
Hauptſache die gleichen ſein müſſen. 

100) S. ſchon Artt. 442 Nr. 1, 448 Abſ. 2 StGB. 
ron 1813. Der Kreis derjenigen Verbrechen, deren Ver⸗ 
übung oder Ueberhandnahme den Anlaß zur Einſetzung 
der Ausnahmegerichte gibt, braucht ſich mit dem Kreiſe 
der dieſen Gerichten zur Aburteilung unterſtellten Straf⸗ 
taten nicht zu decken. 

101) StGB. v. 1813 ſpricht Teil I Art. 323 nur 
von dem ſummariſchen Verfahren gegen den nach 
verkündetem Standrechte im Aufſtande Ergriffenen. 
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1919 find namentlich, ebenſo wie die auf Grund 
der Verordnungen vom 19. November 1918 und 
24. Januar 1919 eingeſetzten, keine ſtändige Ein⸗ 
richtung der Strafgerichtsbarkeit und wollen auch 
keine ſein, wie ſich aus einer Reihe von Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes und der Vollzugsvorſchriften 
ſelbſt unmittelbar ergibt; fie ſind Ausnahmezuſtands⸗ 
gerichte mit ſtarken Rechtsgarantien hinſichtlich der 
Vorausſetzungen ihrer Einſetzung und mit einer bis 
in das einzelne genau geregelten Prozeßordnung.““ ) 
Gegen den Art. 3 des Geſetzes iſt nichts zu er⸗ 
innern, er entſpricht dem Art. 4 Kr3G., der im 
weſentlichen die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes 
vom 4. Juni 1851 wiedergibt.““) und verſtößt 
deshalb nicht gegen das Reichsrecht, weil die in 
ihm enthaltenen Strafvorſchriften ſich gegen ſchwere 
Gefährdungen der öffentlichen Sicherheit wenden, 
ihre Erlaſſung alſo von der Verhängung des Stand: 
rechts, die in ihrer Geſamtheit eine von dem StGB. 
nicht betroffene Materie darſtellt, unzertrennlich iſt 
und weil die durch ihn angedrohte Strafe über die 
er 85ESSLGSB. gezogene Grenze nicht hinaus⸗ 
geht. 

Ameheſten könnte die Unterſtellung der Mtilitär- 
perſonen unter die Volksgerichtsbarkeit — Art. 4 
d. Geſ. — Bedenken in dem Sinne hervorrufen, 
als habe Bayern über ſeine Zuſtändigkeit hinaus⸗ 
gegriffen. Da aber nach Art. 106 der Reichs⸗ 
verfaſſung vom 11. Auguſt 1919 die Militärſtraf⸗ 
gerichtsbarkeit außer für Kriegszeiten und an Bord 
der Kriegsſchiffe — alſo für Zeiten und Orte, mit 
denen das Volksgerichtsgeſetz nichts zu tun hat — 
aufzuheben iſt, wird es für die Beantwortung der 
Frage, ob das bayeriſche Geſetz ungeändert bleiben 
kann oder, um einem Verſtoße gegen das Reichs⸗ 
geſetz vorzubeugen, eine Berichtigung erfahren muß, 
weſentlich auf den Inhalt des von Art. 106 RV. 
in Ausſicht geſtellten Reichsgeſetzes ankommen. Einſt⸗ 
weilen wird von einem Verſtoße des bayeriſchen 
Geſetzes gegen die die gleiche Richtlinie verfolgende 
Reichsverfaſſung nicht geſprochen werden können, 


wird vielmehr 1) die Notwendigkeit des Ein⸗ 


ſchreitens der bayeriſchen Geſetzgebung anerkannt 
werden müſſen. 

Dem aus dem Kreiſe der beſonderen bayeriſchen 
Verhältniſſe entnommenen Einwande. daß die Volks⸗ 
gerichte überflüſſig ſeien, da man ſie in ruhigen 
Zeiten nicht brauche, in unruhigen Zeiten aber das 
Standrecht zur Hand habe, iſt ſchon im vor⸗ 
flehenden durch den Nachweis begegnet worden,“) 


102) Bol. Artt. 1,9, 18, 24 des Geſetzes, §§ 23, 40, 
48, 57, 58 der Vollzugsvorſchriften. Ebenſo 8 5 der 
BD. v. 19. November 1918 und SS 2, 25, 30, 31 der 
AusfBeſt. hierzu. 

108, S. die Begründung zum Entwurfe des Kr. 
in den Kammerverhandlungen 1912 a. a. O. S. 826. 

10%) Worauf Kern a. a. O. S. 209 hingewieſen hat. 

105) Soweit es ſich nicht um das ebenfalls ſchon 
aufgezeigte Mißverſtändnis handelt, als könnte oder 
wollte das nach dem Kr3G. für den Kriegsfall anges 
ordnete Standrecht zur Bekämpfung innerer Unruhen 
verwendet werden. 
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daß die Volksgerichte nichts anderes als Stand⸗ 
gerichte ſind und zwar die den Anforderungen der 
Gegenwart angepaßten Standgerichte der Geſetz⸗ 
gebung von 1813 ſelbſt. 

Schwierigkeiten ergeben ſich für den Fall, daß 
die Vorausſetzungen, unter denen nach dem Kr3G. 
Artt. 1,5 und nach dem Geſetze vom 12. Juli 1919 
Art. 1 zu der Einſetzung von Standgerichten 
geſchritten werden kann, zeitlich und örtlich zu⸗ 
ſammentreffen. Dieſe Schwierigkeit hat vom 
25. April bis zum 1. Auguſt 1919 tatſächlich 
beſtanden und iſt durch die bei der Verhängung des 
„Standrechts“ erſolgte Zuſtändigkeitsausſcheidung 
zwiſchen Volksgerichten und Standgerichten nur 
unvollkommen behoben worden. Da ſich aber die 
Verzeichniſſe der von den Volksgerichten nach dem 
Geſetze vom 12. Juli 1919 und von den ſtandrecht⸗ 
lichen Gerichten nach dem Kr. abzuurteilenden 
Straftaten faſt völlig decken und da die beiden 
Prozeßordnungen ebenfalls faſt die gleichen find, 
iſt nun die Möglichkeit eröffnet, je nach dem Vor⸗ 
walten des kriegeriſchen oder inneren Bedürfniſſes 
an die Einſetzung des einen oder des anderen Stand⸗ 
gerichts heranzugehen und damit dasſelbe zu er⸗ 
reichen. Auch iſt der Uebergang von dem einen 
zum anderen nicht ausgeſchloſſen. Von einer gleich⸗ 
zeitigen Einſetzung der beiden Gerichte wird keine 
Rede mehr ſein können. 

Ergibt ſich ſohin, daß die Volksgerichtsgeſetz⸗ 
gebung, insbeſondere die des Geſetzes vom 12. Juli 
1919, weder gegen die Reichs⸗ oder Landesver⸗ 
faſſung verſtößt noch auch mit einem andern die 
Giltigkeit und Anwendbarkeit beeinträchtigenden 
Mangel behaftet iſt, jo kann es auch nicht gelingen, 
die Rechtsbeſtändigkeit der auf Grund dieſer geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften eingeſetzten Gerichte in rechtliche 
Zweifel zu ziehen. In welchem Zeitpunkte, für 
welche Orte oder Bezirke, auf welche Zeitſpanne 
Volksgerichte einzuſetzen find, fällt unter das pflicht⸗ 
mäßige Ermeſſen der von dem Geſetz ausdrücklich 
ermächtigten Landesregierung, iſt eine von dieſer 
wahrzunehmende Verwaltungsaufgabe und ſteht 
demzufolge unter der allgemeinen Verantwortlich⸗ 
keit der Regierung nach § 59 Abſ. 2 der Landes⸗ 
verfaſſung vom 14. Auguſt 1919. Dem zur Mit⸗ 
wirkung an einem Volksgerichte berufenen Berufs: 
oder Laienrichter ſteht daher leine Entſcheidung 
darüber zu, ob die Regierung von der ihr erteilten 
Ermächtigung nach Zeit, Ort und Umfang den 
Umſtänden entſprechend gehandelt hat. Die dem 
Richter zur Pflicht gemachte Prüfung geht nach 
8 72 der bayer. Verfaſſung dahin, ob das Geſetz 
vom 12. Juli 1919 mit einer Beſtimmung der 
Verfaſſung des Deutſchen Reichs, der bayeriſchen 
Verfaſſung oder einem anderen Verfaſſungsgeſetz in 
Widerſpruch ſteht. Ergibt dieſe Prüfung, daß, wie 
im vorſtehenden ausgeführt iſt, an der Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit des Geſetzes kein Zweifel iſt und daß. 
da es in einwandfreier Weiſe zuſtande gekommen 
und veröffentlicht iſt, auch ſonſtige Bedenken nicht 
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ok walten, fo ſteht feiner Anwendbarkeit ebenſowenig 
etwas im Wege als der ſeiner Vollzugsvorſchriften, 
die durch Art. 25 des 2 auf den Weg ber 
Miniſterialverfügung verwieſen und gleichfalls in 
einwandfreier Weiſe erlaſſen find. 

Wie erwähnt, ſind die Volksgerichte keine ſtän⸗ 
digen, ſondern trotz der eingehenden Prozeßord⸗ 
nungen, die für ſie in den Vollzugsvorſchriften 
erlaſſen find, außerordentliche, nach Zeit und Ort 
begrenzte, einem vorübergehenden Zwecke dienende 
Sondergerichte, die der ordentlichen Gerichts⸗ 
barkeit nicht länger und nicht mehr Abbruch tun 
wollen als die tatſächlichen Umſtände es erfordern. 
Der erſt jüngft!’%) ausgeſprochene Wunſch, die 
Volksgerichte möchten in nicht zu ferner Zeit aus 
dem Bilde der bayeriſchen Strafgerichtsbarkeit ver⸗ 
ſchwinden, wird um ſo bälder erfüllt werden, je 
bälder ruhige Zeiten wiederkehren und je unge⸗ 
ſäumter die von den Angehörigen der meiſten 
rechtswiſſenſchaftlichen und politiſchen Richtungen 
geteilte Hoffnung verwirklicht wird, daß eine durch⸗ 
greiſende Neugeſtaltung des ordentlichen Straf⸗ 
verfahrens die kräftige und raſche Aburteilung 
ſtrafbarer Handlungen, insbeſondere der in dem 
Art. 4 des Volksgerichtsgeſetzes genannten Ver⸗ 
brechen und Vergehen ermöglicht. 


Kleine Mitteilungen. 


Rechtliche Behandlung der Schutzhaft in Bayern. 
In der Praxis der Volksgerichte ereignet ſich ſehr 
häufig der Fall, daß Angeklagte zur Aburteilung 
ſtehen, über die zwar nicht zufolge richterlichen oder 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Haftbefehls die Unterſuchungs⸗ 
haft, wohl aber durch die militäriſchen Befehlshaber 
auf Grund des Kriegszuſtands die Schutzhaft ver⸗ 


bängt iſt. Während nun die Unterſuchungshaft von 


den Volksgerichten faſt regelmäßig entſprechend dem 
8 60 StGB. ganz oder teilweiſe auf die erkannte Strafe 
angerechnet wird, iſt ein Gleiches bezüglich der Schutz⸗ 
haft m. W. bisher immer abgelehnt worden. Bei der 
langen Dauer, welche die Schutzhaft in vielen Fällen 
erreicht, und bei der Verzögerung in der Aburteilung, 
welche die derzeitige Ueberlaſtung der Volksgerichte 
mit Anklagen häuſig im Gefolge hat, iſt aber dieſe 
Frage für den in Schutzhaft befindlichen Angeklagten 
von erheblicher Wichtigkeit. 

Bei der Nichtanrechnung der Schutzhaft auf eine 
zu erkennende Strafe ſcheint die Erwägung mitzu⸗ 
ſpielen, daß es hiefür an einer geſetzlichen Handhabe 
fehle. Das iſt nicht der Fall. Bis zu dem bayeriſchen 
Geſetz vom 31. Juli 1919 über außerordentliche Maß⸗ 
nahmen bei inneren Unruhen (Bayer. Staatsanzeiger 
Nr. 212)') hat es allerdings in Bayern keine landes⸗ 
geſetzliche Regelung der Schutzhaft gegeben. Die 
Schutzhaft als die zur Sicherung gegen politiſche 


106) Meyer, „Ueber die Lage des Richterſtandes 
in Bayern“, DRZ. 1919 S. 315. 

) Pgl. hiezu auch bayer. Staatszeitung vom 
30. Juli 1919 Nr. 186. 
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Gefährdung des Staatsweſens erfolgende Freiheits⸗ 
beſchränkung oder ⸗entziehung war bis zum Krieg 
dem bayeriſchen Recht im Gegenſatz zum übrigen 
Deutſchland fremd. Sie iſt zumal im rechtsrheini⸗ 
ſchen Bayern erſt in den letzten Kriegsjahren und 
während der Revolutionszeit eingeführt worden. Ihre 
geſetzliche Grundlage hatte ſie hier lediglich in der 
berühmt gewordenen Ermächtigung der Militärbefehls⸗ 
haber durch Art. 4 Nr. 2 des bayer. Kr., Anord⸗ 
nungen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit zu 
erlaſſen. Da der auf Grund dieſes Geſetzes am 
31. Juli 1914 verhängte Kriegszuſtand, d. h. der Aus⸗ 
nahmezuſtand, der durch die militäriſche Bedrohung 
Deutſchlands veranlaßt wurde, bis zur Ratifikation 
des Friedens vertrages durch die Gegner formell fort⸗ 
beſteht und da das oben erwähnte Geſetz über außer⸗ 
ordentliche Maßnahmen bei inneren Unruhen noch 
nicht in Wirkſamkeit getreten iſt, ſo gibt es für eine 
derzeit verhängte Schutzhaft außer dem genannten 
Art. 4 Abſ. 2 Kr. 3G. keine landesrechtliche Regelung. 

Wohl aber beſteht eine ſolche im Reichsrecht. Die 
Unzuträglichkeiten, welche während des Krieges bei 
der Anwendung der Schutzhaft vielfach zutage ge⸗ 
treten ſind, haben dazu geführt, daß das Reich von 
ſich aus die Vorausſetzungen und Wirkungen der 
Schutzhaft durch genaue Umgrenzung geregelt hat. Es 
geſchah dies durch das Reichsgeſetz „betreffend die 
Verhaftung und Aufenthaltsbeſchränkung auf Grund 
des Kriegszuſtandes und des Belagerungszuſtandes“ 
vom 4. Dezember 1916 (RGBl. S. 1329). Dieſes in 
Bayern vielfach nicht gekannte Geſetz gilt aber auch 
für Bayern. Das ergibt ſich einmal daraus, daß 
dieſes ſog. „Schutzhaftgeſetz“ nicht wie das am gleichen 
Tag ergangene „Geſetz über den Kriegszuſtand“ (RGBl. 
S. 1331) einen ausdrücklichen Ausnahmevorbehalt zu⸗ 
gunſten Bayerns macht), zum andern daraus, daß durch 
das Schutzhaftgeſetz nur „Wirkungen“ des Kriegszu⸗ 
ſtands geregelt werden, wofür ſchon nach dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtand das Reich auch hinſichtlich 
Bayerns zuſtändig war (Ziff. III 8 5, VI des Verſailler⸗ 
Vertrags vom 23. Nov. 1870). In 8 12 dieſes Reichs⸗ 
geſetzes iſt nun eine dem 8 60 StGB. entſprechende 
Beſtimmung geſchaffen worden, welche beſagt: „Eine 
auf Grund dieſes Geſetzes erlittene Haft kann in einem 
auf Strafe lautenden Urteil ganz oder teilweiſe zur 
Anrechnung gebracht werden“. Damit iſt die Schutz⸗ 
haft hinſichtlich der Anrechnungsfähigkeit auf eine ges 
richtliche Strafe der Unterſuchungshaft völlig gleich⸗ 
geſtellt. 

Noch weiter geht das neue bayeriſche Geſetz vom 
31. Juli 1919), welches in ſeinem Art. 15 die Uns 
rechnung der Schutzhaft auf eine gerichtlich erkannte 
Strafe in allen Fällen zwingend vorſchreibt. Mit 
Rückſicht auf den hier ausgedrückten Willen des Ge⸗ 
ſetzgebers iſt es nur billig, daß auch bei den jetzt zur 
Verhandlung ftehenden Fällen gemäß 8 12 des ge 
nannten Reichsgeſetzes eine erlittene Schutzhaft auf 
eine zu erkennende Strafe grundſätzlich angerechnet, 
und wo das unterblieben iſt, wenigſtens im Weg der 
Begnadigung der Verurteilte vor einer nochmaligen 
Freiheitsentziehung in Höhe der bereits erlittenen 
Schutzhaft bewahrt wird. 


) Gl. Anſicht: Binding in LZ. 1917 S. 93. 

2) Vgl. hiezu die eingehende Vollzugsbekannt⸗ 
machung vom 2. September 1919 (Bayer. Staats⸗ 
anzeiger Nr. 217). 
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Bei dieſem Anlaß ſei bemerkt, daß das Reichs 
ſchutzhaſtgeſetz auch ſonſt alle jene Garantien für den 
Verhafteten enthält, die wir im neuen bayeriſchen 
Geſetz finden. Beide Geſetze verlangen ſchriftliche 
Abfaſſung des Haftbefehls mit Angabe der der Ver⸗ 
haftung zugrunde liegenden Tatſachen und unverzüg⸗ 
liche Bekanntgabe an den Verhaſteten. Beide ſchreiben 
vor, daß der Verhaftete ſpäteſtens am Tage nach der 
Feſtnahme richterlich darüber zu vernehmen iſt, welche 
Einwendungen er gegen ſeine Verhaftung erhebt. Beide 
geben ihm ein wirkliches Rechtsmittel durch Herbei⸗ 
führung einer gerichtlichen Entſcheidung im Wege der 
Beſchwerde; dieſe geht nach dem Reichsgeſetz an das 
Reichsmilitärgericht, nach dem bayeriſchen Geſetz an 
ein beim Landgericht zu bildendes Beſchwerdegericht, 
zu dem auch Laienrichter zuzuziehen ſind. Hiebei iſt 
dem Verhafteten die Möglichkeit gewahrt, ſelbſt zu 
Wort zu kommen. Ferner kann ſich der Verhaftete 
jederzeit des Beiſtands eines Verteidigers bedienen. 
Auf ſeinen Antrag muß ihm ſogar das Amtsgericht 
einen Verteidiger auf Staatskoſten beſtellen, auch wenn 
kein Strafverfahren gegen ihn anhängig iſt, und zwar 
nach dem bayeriſchen Geſetz ſtets, nach dem Reichs⸗ 
geſetz jedenfalls dann, wenn die Schutzhaft über zwei 
Wochen dauert. Dem Verteidiger iſt die Akteneinſicht 
und der Verkehr mit dem Verhafteten gewährleiſtet. 
Hinſichtlich des Vollzugs wird die Schutzhaft ebenſo 
wie die Unterſuchungshaft von der Strafgefangenſchaft 
geſchieden. Ferner begrenzen beide Geſetze die Dauer 
der Schutzhaft auf drei Monate und verlangen für 
eine darüber hinausgehende Dauer erneute Sach⸗ 
prüfung und erneuten Haftbefehl. Endlich werden 
für den Fall, daß die Schutzhaft oder die ihr gleich⸗ 
geſtellte Aufenthaltsbeſchränkung zu Unrecht ange⸗ 
ordnet oder aufrecht erhalten wurden, die gleichen 
Entſchädigungsanſprüche eingeräumt wie bei unſchuldig 
erlittener Unter ſuchungshaft. 

In einem weſentlichen Punkte geht das bayeriſche 
Geſetz — abgeſehen von den bereits erwähnten Abs 
weichungen — noch über das Reichsgeſetz hinaus. Es 
trägt der Natur der Schutzhaft als bloßes Sicherungs⸗ 
mittel auch dadurch Rechnung, daß es in ſeinem Art. 17 
Angehörigen eines Verhafteten die geſetzliche Familien⸗ 
unterſtützung dann zuſichert, wenn ſie durch die Frei⸗ 
heitsbeſchränkung ihres Ernährers in wirtſchaftliche 
Bedrängnis geraten. Doch iſt ein ſolches Recht auf 
Ange hörigenfürſorge ausdrücklich nur dann einge⸗ 
räumt, wenn der Verhaftete Deutſcher, alſo nicht, 
wenn er Ausländer iſt. Auch dieſe vom ſozialen 
Standpunkt durchaus begrüßenswerte Fürſorge läßt 
ſich bei Verhaftungen, die auf Grund des Kriegszu⸗ 
ſtands erfolgen, gleichfalls ſehr wohl anwenden. 

Zu vermiſſen bleibt in beiden Geſetzen eine Bes 
ſtimmung, welche die bisherige Erfahrung bei den 
Volksgerichten als ſehr wünſchenswert erſcheinen läßt, 
nämlich des Inhalts, daß dann, wenn gegen einen in 
Schutzhaft Genommenen ein Strafverfahren durch⸗ 
geführt wird und es hier zur Freiſprechung kommt 
das Gericht von Amts wegen über die weitere Dauer 
der Schutzhaft Entſcheidung zu treffen hat. Da, wie 
oben erwähnt, auch auf die Beſchwerde hin gerichtlich 
über die Fortdauer der Schutzhaft entſchieden wird 
fo wider ſpräche eine ſolche Regelung in keiner Weiſe 
den Grundgedanken dieſer Geſetze. Jedenfalls würde 
dadurch vermieden, daß, wie es jetzt der Fall iſt, es 
immer erſt eines Antrags des Freigeſprochenen an 
die Stelle bedarf, welche die Schutzhaft verfügt hat, 
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und daß dieſer auf ſolche Weiſe häufig noch längere 
Zeit nach ſeiner Freiſprechung unnötig in Schutzhaft 
gehalten wird. 

Im großen Ganzen aber: Werden die Beſtim⸗ 
mungen der beiden Geſetze entſprechend dem Geiſte, 
der zu ihrer Schaffung geführt hat, angewendet, ſo 
werden dadurch die Härten, die fo ſchwerwiegende 
Eingriffe in die perſönliche Freiheit wie Schutzhaft 
und Auſenthaltsbeſchränkung unvermeidlich mit ſich 
bringen, in der Mehrzahl der Fälle auf ein erträg⸗; 
liches Maß gemindert werden können. f 

Gepr. Rechtspraktikant Dr. W. Kronheimer 
in München. 


Armenrecht und Prezeßvollmacht. Münchener Zivil⸗ 
kammern verlangen von dem Rechtsanwalt, der für 
eine im Armenrecht ſtreitende Partei auftritt, ohne 
dieſer Partei als Pflichtanwalt beigeordnet zu ſein, 
eine ſchriftliche Untervollmacht des der armen Partei 
beigeordneten Pflichtanwalts. Die Erklärung des 
Rechtsanwalts, er „beſtelle ſich“ für die arme Partei 
neben dem Pflichtanwalt, wird von dieſen Gerichten 
nicht zugelaſſen. Dieſes Verfahren iſt geſetzwidrig. 
Indem das Gericht eine ſchriftliche Untervollmacht 
fordert, bemängelt es von Amts wegen die Vollmacht 
des auftretenden Rechtsanwalts. Dazu iſt es nach 
8 88 Abſ. 2 ZPO. im Anwaltsprozeß (abgeſehen von 
den bekannten Ausnahmen im Eheprozeß u. dgl.) nicht 
befugt. 8 88 ZPO. gilt auch dann, wenn die Partei 
im Armenrecht ſtreitet (RG.Z. 47, 413). Armenrecht 
und Prozeßvollmacht haben nichts miteinander zu tun. 
Die Beiordnung eines Pflichtanwalts (115 Nr. 3 ZPO.) 
verleiht dem beigeordneten Anwalt weder Prozeßvoll⸗ 
macht (RG. 89, 42) noch etwa gar die aus ſchlie ß⸗ 
liche Befugnis für die arme Partei als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigter aufzutreten. Sie begründet lediglich die 
öffentlich⸗rechtliche Pflicht des beigeordneten Rechts⸗ 
anwalts, von der armen Partei Prozeßvollmacht ent⸗ 
gegenzunehmen und den Rechtsſtreit vorläufig unent⸗ 
geltlich für ſie zu führen. Die arme Partei braucht 
dem beigeordneten Rechtsanwalt keine Prozeßvollmacht 
zu erteilen. Sie kann ſtatt deſſen einem anderen 
Anwalt Prozeßvollmacht erteilen. Sie kann auch 
neben dem Pflichtanwalt noch einem anderen Rechts⸗ 
anwalt Prozeßvollmacht erteilen. Die Erklärung eines 
der armen Partei nicht beigeordneten Anwalts, daß 
er ſich für ſie neben dem Pflichtanwalt beſtelle, d. h. 
daß die arme Partei ihm neben dem Pflichtanwalt 
Prozeßvollmacht erteilt habe, kann das Gericht im 
Anwaltsprozeß daher von Amts wegen nicht be⸗ 
anſtanden, ohne 8 88 Abſ. 2 ZPO. zu verletzen. 

Allerdings kann die Beſtellung eines anderen An⸗ 
walts als des Pflichtanwalts durch die arme Partei 
den Verdacht erwecken, daß die Partei imſtande ſei, 
die Prozeßkoſten zu beſtreiten. Dies könnte das Gericht 
veranlaſſen, die Anwendung des 8 121 ZPO. zu er⸗ 
wägen. Aber jener Verdacht iſt dann nicht begründet, 
wenn der für die arme Partei auftretende Anwalt auf 
Gebühren verzichtet. Solcher Verzicht kann ſich aus 
den Umſtänden ohne weiteres ergeben. Allenfalls wäre 
im Hblick auf 8 121 ZPO. die richterliche Frage 
veranlaßt, ob der auftretende Anwalt auf Gebühren 
verzichte. Aber die Forderung, daß der für die arme 
Partei freiwillig auftretende Anwalt eine ſchriftliche 
Untervollmacht des der Partei beigeordneten Pflicht⸗ 
anwalts vorlege, iſt nach dem Geſetz nicht begründet. 

Rechtsanwalt Dr. Alfred Werner in München. 


Geſetzgebung und Verwaltung. 


Die BO. v. 28. Anguſt 1919 über Schulpflege. Schul: 
leitung und Schulauſſicht. Die Verwaltungsorgane der 
Volksſchulen wurden „unter Aufhebung“ der „mit 
Geſetzeskraft“ erlaſſenen VO. der Regierung des Volks⸗ 
ſtaats Bayern v. 16. Dez. 1918, betr. die Beaufſichtigung 
und Leitung der Volksſchulen, und verſchiedener älterer 
Vorſchriften neu geregelt mit BO. des Unterrichts⸗ 
miniſters v. 28. Aug. 1919 (G BBl. 591) über Schulpflege, 
Schulleitung und Schulaufſicht, zu der unterm 30. Okt. 
1919 Erläuterungen und Vollzugsvorſchriften des Unter⸗ 
richtsminiſteriums (KM Bl. 209) ergingen. Für die Juſtiz⸗ 
behörden fragt es ſich, mit welchen der neu geſchaffenen 
Organe ſie in Verkehr zu treten haben; die Praxis 
ſchwankt. In Betracht kommen hauptſächlich die In M Bek. 
v. 7. April 1911, das Strafverfahren gegen jugendliche 
Beſchuldigte und deren bedingte Begnadigung betr. 
(JMBl. 101), die bei Schülern der Volksſchulen Mit: 
teilungen und Erſuchen an die „Schulbehörden“ und 
Gutachten vorſieht. Als die Schulbehörden werden 
bezeichnet die Lokalſchulinſpektoren und die Stadt⸗ 
bezirksſchulinſpektoren. Ferner kommt in Betracht das 
Fürſorgeerziehungsgeſetz, das die „Schulbehörden“ zu 
Mitteilungen verpflichtet und Aeußerungen von ihnen 
verlangt. Die Ausf Bek. z. Zwangs G. v. 28. Jan. 1902 
bezeichnet als dieſe Schulbehörden die Lokal⸗ und Stadt⸗ 
bezirks⸗Schulinſpektionen und in der Pfalz die Ortsſchul⸗ 
kommiſſionen. Von den von der Schulpflege O. ges 
ſchaffenen Organen kommen an der Stelle der durch 
ſie aufgehobenen früheren Schulbehörden in Betracht ent⸗ 
weder die zur „Schulpflege“ oder die zur „Schulleitung“ 
beſtimmten Organe erſte res find die, Schulpflegſchaften“, 
gebildet in den Gemeinden, die „Bezirksſchulpfleg⸗ 
ſchaften“ und die „Stadſchulpflegſchaften“, dieſe gebildet 
in den unmittelbaren Städten, während die „Schul⸗ 
leitung“ gehandhabt wird von den durch die VO. v. 
5. Mai 1919 gebildeten Lehrerräten. Ueber die Tätigkeit 
dieſer Organe enthalten zwar ſowohl die VO. vom 
28. Aug. 1919 wie die Erläuterungen weitſchweifige 
Beſtimmungen; was aber unter Schulpflege und unter 
Schulleitung eigentlich verſtanden ſein ſoll und nach 
welchen allgemeinen Geſichtspunkten ſich dieſe Begriffe 
gegenſeitig abgrenzen, läßt ſich nicht feſtſtellen; es geht 
deswegen nicht an, nunmehr die Organe der „Schul⸗ 
pflege“ ſchlechthin an die Stelle der früheren Schul⸗ 
behörden zu ſetzen. Die Juſtizbehörden werden ſich 
vielmehr jetzt an das Organ zu wenden haben, das 
nach ſeiner Zuſammenſetzung am meiſten geeignet er⸗ 
ſcheint, die verlangten Aeußerungen abzugeben und 
bei dem in erſter Linie ein Intereſſe von den den 
Schulbehörden zu machenden Mitteilungen zu er⸗ 
warten iſt; das find nicht die Schulpflegſchaften (fie 


ſetzen ſich zuſammen aus Gemeindevertretern, Eltern- 


vertretern und Lehrern), ſondern die Organe der 
„Schulleitung“ d. ſ. die Lehrer; denn bei ihnen wird 
am eheſten eine Kenntnis der Perſönlichkeit der Schüler 
zu erwarten ſein. Da im dienſtlichen Schriftverkehr 
der Organe der Schulleitung „als empfangende und 
abſendende Stelle“ die „Volksſchule“ unter Beifügung 
des Ortsnamens, gegebenenfalls unter einem beſonders 
veranlaßten Zuſatz zu bezeichnen iſt, ſo werden auch 
an die „Volksſchule“ N. N. in Zukunft die Mitteilungen 
zu richten und von ihr die Gutachten zu erholen ſein. 
4807 Sch. 


Vücheranzeigen. 


Schack, Dr. jur. et. rer. pol. Friedrich. Die Prüfung 
der Rechtmäßigkeit von Geſetz und Ver⸗ 
ordnung. XXIII, 328 Seiten. Berlin SW. 11, 
Franz Siemenroth. Geh. Mk. 12.—. 
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Eine beachtenswerte Erſtlingsſchrift. In dem alten, 
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lebhaften Streit der Meinungen kann zurzeit hinſichtlich 
des Geſetzes niemand ſagen, ſeine Anſicht ſei in Theorie 
und Praxis die herrſchende, hinſichtlich der Verordnung 
dagegen iſt die Bejahung der Prüfung communis 
opinio. Sch. will nicht das Problem löſen, ſondern 
nur die breite Grundlage der Hauptfrage und der an⸗ 
ſchließenden Einzelfragen für den Theoretiker und Prak⸗ 
tiker darſtellen und auf die Folgen aus den entwickelten 
Grundgedanken hinweiſen, eine Studie, kein ausgefeiltes 
Buch geben. Die praktiſch bewährte Unterſcheidung 
zwiſchen formeller und materieller Prüfung macht Sch. 
dahin: formell, ob Geſetz oder Verordnung auf ver⸗ 
faſſungsmäßigem Wege zuſtandegekommen iſt, materiell, 
ob der Inhalt der Verfaſſung bzw. dem Geſetze ent⸗ 
ſpricht. Er kommt zu dem Ergebnis: niemand (auch 
nicht der Richter) kann prüfen, ob das Geſetz recht⸗ 
mäßig (formell oder materiell verfaſſungsmäßig) iſt; 
denn, wenn auch das Geſetz verfaſſungswidrig iſt, ſo 
liegt doch ein Befehl der ſouveränen Geſetzgebung vor, 
kraft deſſen das Geſetz ſür jedermann verbindlich wird; 
es iſt lediglich zu prüfen, ob ein ſolcher Befehl vor⸗ 
liegt. Wann ein Geſetz vorliegt, iſt nach dem jeweiligen 
Verfaſſungsrecht feſtzuſtellen (übereinſtimmender Bes 
ſchluß der nach der Verfaſſung berufenen geſetzgebenden 
Faktoren), inſofern nicht auch dieſe Konſtatierung durch 
beſondere Vorſchriften ausgeſchloſſen iſt. Bei der Ver⸗ 
ordnung ergibt fi die grundſätzliche richterliche 
Prüfungspflicht der objektiven Gültigkeit (der Recht⸗ 
mäßigkeit) daraus, daß die Juſtiz der Verwaltung 
gleichgeſtellt iſt und, wenn über Rechte und Pflichten 
der Untertanen entſchieden werden ſoll, daraus, daß 
die Geſetzgebung der Verwaltung übergeordnet iſt. 
Eine Ausſchließung der Prüfung kann bei der Ver⸗ 
ordnung erſt durch (allgemeine oder ſpezielle) formelle 
Kriterien herbeigeführt werden; liegen ſolche vor, ſo 
beſchränkt ſich die Prüfung auf deren Exiſtenz. 

Die Prüfungen ſind nicht jedesmal bei der An⸗ 
wendung des Geſetzes oder der Verordnung anzuſtellen; 
denn die Ausfertigung begründet eine Vermutung dafür, 
daß die Anordnung (formell oder materiell) rechtmäßig 
iſt, und ferner die Verkündigung dafür, daß die Bus 
blikation mit der Ausfertigung übereinſtimmt. Dieſe 
Vermutungen werden entkräftigt durch jeden dem Richter 
aufkommenden Zweifel. 


Jena. Dr. Rechtsanwalt Böckel. 


Groſch. Dr. A., Landgerichtsdirektor, Strafgeſetz⸗ 
buch für das Deutſche Reich vom 15. Mai 1871 
mit einem Anhang von wichtigen Beſtimmungen 
des Gerichts verfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeß⸗ 
ordnung. Zum Gebrauch für Polizei-, Sicherheits 
und Kriminalbeamte erläutert. 3. Aufl. 8. VIII, 
245 S. München, Berlin und Leipzig 1919, 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Preis geb. 
Mk. 5.40 (dazu 35% Teuerungszuſchläge). 

Der Kommentar iſt in erſter Reihe dazu beſtimmt, 
den nicht juriſtiſch vorgebildeten Polizei⸗ und Sicher⸗ 
heitsbeamten eine möglichſt allen Anſorderungen ihres 
Berufes entſprechende Kenntnis des Strafgeſetzbuches 
ſowie der für fie einſchlägigen Beſtimmungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Strafprozeßordnun 
zu vermitteln. Dieſen Zweck erfüllt das zum Gebrauch 
in der Praxis geſchriebene Werk in ganz vortrefflicher 
Weiſe. Insbeſondere wird es den vielen bei den 
unteren Polizeibehörden nach dem Kriege zugegangenen 
Beamten als Hilfsmittel beim Unterricht wie beim 
Selbſtſtudium ausgezeichnete Dienſte leiſten. n. n. 


Wolzenderf, Dr. Kurt, a. o. Profeſſor der Rechte an der 
Univerſität Königsberg. Der Polizeigedanke 
des modernen Staats. 35. Heft der Abhand⸗ 
lungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht. 
277 Seiten. Breslau 1918, M. & H. Marcus. Mk. 10.—. 


In mehr als zehnjähriger wiſſenſchaftlicher Be⸗ 
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ſchäftigung und in ſteter 


Finelſtg mit der Praxis hat 
W. bereits eine Fülle von 


inzelſtudien über die Polizei 
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haben die beiden bekannten Steuerkommentatoren ihre 
erläuterte Ausgabe des Geſetzes über die Kriegsabgabe 


geliefert. In der vorliegenden Schrift behandelt er von Vermögenszuwachs und des Geſetzes über eine 


nur die Geſchichte der Polizei als politiſcher Inſtitution. 
Bei dem ungeheuren Umfange des Gegenſtands, den 
Schwierigkeiten der Abgrenzung des Stoffes und dem 
Mangel an gleichartigen Vorarbeiten anderer, bringt 
er nicht eine vollſtändige Entwicklungsgeſchichte, ſondern, 
wie er ſich ausdrückt, „eine Folge aneinandergereihter 
Schattenriſſe, die, bei einer Beſtrahlung des Polizei⸗ 
gedankens aus den jeweils geltenden Staatstheorien 
und Projektion auf das bürgerliche Leben, deſſen 
charakteriſtiſche Konturen in den einzelnen Epochen 
wiederzugeben an So ahnt man unter dem nüch⸗ 
ternen Titel nicht, welche Fülle feſſelnder Bilder ſich 
hier aneinanderreiht. Der Begrenzung des Stoffes auf 
einzel ne Betätigungsgebiete der Polizei wird man kaum 
bewußt. Man folgt geſpannt der geſchichtlichen Dar⸗ 
ſtellung. Dieſe iſt e wie kulturgeſchichtlich 
gleich anziehend. Sie beſchränkt ſich nicht auf Deutſch⸗ 
land, namentlich Preußen, ſondern berückſichtigt ins⸗ 
beſondere auch die Entwickelung in Frankreich. Galt 
doch die Pariſer Polizei einſt für eines der ſieben 
Wunder der Welt. Aber nicht nur für den Juriſten 
und Hiſtoriker, namentlich den Verwaltungsbeamten, 
iſt das Werk Gewinn und Genuß, fondern auch für 
den gebildeten Laien als Staatsbürger. Wie lehrreich 
iſt doch die Entwickelungslinie, die von dem urſprüng⸗ 
lichen, mit ſo großem Danke vom Bürgertum begrüßten 
Schutz vor Verbrechertum und vor Willkür der Feudal⸗ 
erren ausartete zu Frivolität und zweckloſer Herrſch⸗ 
ucht, die ſchließlich eine Geſinnungsentartung des 

ürgertums zur Folge haben mußten! Die geſchicht⸗ 
liche Betrachtung zeigt uns ein „Geſetz der Komplementa⸗ 
rität von Polizeigedanke und Bürgerſinn“. Die Stärke 
des deutſchen Weſens, die im Gemüt liegt, kann „auf 
ſtaatlichem, wie auf jedem anderen Gebiet zur Ent⸗ 
wickelung und Verwertung fürs äußere Leben gebracht 


werden nur in und mit voller Entfaltung der Perſön⸗ 


lichkeit“. 
W. ſchaltet die Betrachtung der Kriegspolizei aus. 
Nur gelegentliche Bemerkungen fallen dazu, vornehmlich 
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Warnungen. Ein ungeahntes Licht hat die Revolutions⸗ 


zeit mit ihrer Abneigung gegen die bewährten Fach⸗ 
beamten und mit der Beſetzung der leitenden Stellen 
durch geſinnungstüchtige Genoſſen auf die Aeußerungen 
von W. fallen laſſen über „die jetzt ſehr moderne Idee, 
daß die „Zuführung friſchen Blutes in die Bürokratie“ 
durch Beſetzung höherer Stellen mit Laien ein ganz 
ſicheres Mittel iſt, um der eingeroſteten Verwaltung 
ungeahnte Lebensfriſche und Elaſtizität zu verleihen“. 
Nur zu recht hat W., wenn er u. a. bemerkt: In 
Wirklichkeit werden ſolche Leute, wie alle Laien, meiſt 
dort anfangen, wo man erſt aufhören kann. In ihrer 
völligen Unkenntnis der techniſchen Schwierigkeiten 
folgen ſie friſch und unbedenklich ihren Programmen, 
die ſie reichlich in der Taſche zu haben pflegen, und 
dekretieren dementſprechend darauf los. Da man den 
Verwaltungsbeamten die Aufgabe entriſſen und fie in 
ihre Hände gelegt hat, damit die Sache aus dem alten 
Gleis kommt, müſſen ſie die Ablehnung jeder amtlichen 
Erfahrungsbelehrung als unbedingten Grundſatz an⸗ 
ſehen“ uſw. 


Jena. Rechtsanwalt Dr. Böckel. 
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Die beiden Kriegsabgabegeſetze 1919 von Dr. jur. Fritz 
Koppe, Rechtsanwalt in Berlin, und Dr. rer. pol. 


Paul Varnhagen, Schriftleiter der Deutſchen Steuer⸗ 
zeitung, Berlin. 8°. 386 S 


S. 
verlag Spaeth & Linde. Preis geb. Mk. 9.60. 


Mit einer nicht mehr zu übertreffenden Fixigkeit 


Berlin 1919, Induſtrie⸗ 


außerordentliche Kriegsabgabe für das Rechnungsjahr 
1919 (beide praktiſcherweiſe in einem Bande vereinigt) 
herausgebracht. Das Buch weiſt wieder die bekannten 
Vorzüge aller Arbeiten der beiden Autoren auf und 
wird infolge ſeiner klaren, gemeinverſtändlichen Aus⸗ 
drucksweiſe, wie ſeiner überſichtlichen Anlage beſonders 
auch dem Laien treffliche Dienſte tun. 
München. Rechtsanwalt Dr. Für nrohr. 


Noſendorff, Dr. Nichard, Rechtsanwalt in Berlin, 
Hauptſteuerfragen der Kriegs⸗undleber⸗ 
gangsbilanzen der Aktiengeſellſchaften, 
Berggewerkſchaften und Geſellſchaften 
mit beſchränkter Haftung. 8°. 40 S. Berlin 
1919, Franz Vahlen. Mk. 3.—. 


Der als vorzüglicher Kenner des Bilanz⸗ und 
Steuerweſens anerkannte Verfaſſer hat ſich in dem 
vorliegenden Heft 7 der von ihm herausgegebenen 
„Zeitgemäßen Steuerfragen“ die Aufgabe geſtellt, „den 
Geſellſchaften einerſeits die Wege zu weiſen, auf denen 
ſie ſich im Rahmen der Geſetze und unter Benutzung 
der geſetzlichen Einrichtungen vor ungerechtfertigten 
Steuern ſchützen können, ihnen andererſeits aber auch 
vor Augen zu führen, in welchen Fällen etwaige An⸗ 
ſprüche auf Steuerfreiheit im Geſetze keine Stütze 
finden“. Zu dieſem Zwecke find die Ergebniſſe von 
Literatur und Rechtſprechung in überſichtlicher An⸗ 
ordnung zuſammengeſtellt und kritiſch verwertet. Die 
Schrift wird den Geſellſchaften wie den Steuerbehörden 
in gleicher Weiſe willkommen ſein, da ſie beiden wichtige 
Aufſchlüſſe über die Stellungnahme der oberſten In⸗ 
ganzen zur ſteuerrechtlichen Beurteilung der Kriegs⸗ 
und Uebergangsbilanzen zu bieten vermag. H. H. 


Woerner, Dr. Otte, Regierungsaſſeſſor im Staats» 

miniſterium für Landwirtſchaft. Bayeriſches 
Selbſtverwaltungsgeſetz vom 22 Mai 1919. 
Mit der Vollzugsanweiſung, einer Einleitung, kurzen 
Anmerkungen und ausführlichem Sachregiſter ſowie 
Abdruck der Gemeindeordnung, des Bezirks⸗ und 
Kreistagsgeſetzes in ihrer jetzigen Faſſung, des Kreis⸗ 
laſtenausſcheidungsgeſetzes und des Wahlgeſetzes. 8“. 
VIII, 139 Seiten. München 1919, C. H. Beck'ſche 
Verlagsbuchhandlung. Preis gbd. Mk. 5.—. 


Der Verfaſſer erläutert das Selbſtverwaltungs⸗ 
geſetz unter Verwertung der hiezu ergangenen Vollzugs⸗ 
verweiſung durch kurze Anmerkungen und gibt ſodann 
die für die Verwaltung der Gemeinden, Bezirke und 
Kreiſe maßgebenden Normen in der dem augenblick⸗ 
lichen Stande der Geſetzgebung entſprechenden Faſſung 
wieder. Die für den täglichen Gebrauch zugeſchnittene 
Ausgabe wird um ſo mehr begrüßt werden, als vor⸗ 
ausſichtlich bis zur Fertigſtellung der zu erwartenden 
Neubearbeitung der Gemeindeordnung ſowie des 
Diſtriktsrats- und Landratsgeſetzes noch geraume Zeit 
verſtreichen wird. H. H. 


Die Aufgaben der Staatsprüfung für den höheren Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsdienſt in Bayern. Heft 1: Prüfung 
Frühjahr 1919. München, Berlin und Leipzig, J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). Mk. 1.50 (dazu 
35% Teuerungszuſchlag). 

Dem ml ri Dun ur nt ee ua — ͤ — 

Verantwortl. Herausgeber: Th. von der Pfordten, 

Rat am Oberſten Landesgerichte in München. 


Eigentum von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München, Berlin und Leipzig. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., München und Freiſin !. 


Mitteilungen des Baer. Rechtspraktikanten⸗Verbandes 


Herausgegeben von Rechtspraktikant Dr. Osk. Gerſtle und Rechtspraktikant Dr. A. Wolff in München. 
Beilage zur „Zeitſchrift für ee in Bayern“. 


1919 1. März ur. 
1 ö 2 
Inhalt 8 wir einſchlagen ſollen. Jeder, der uns hier mit⸗ 
Zum Selette ..... raf hilft, gerade auch der Mitarbeiter außerhalb des 
Heinr. ven Pfaff jj 2 engeren Kollegenkreiſes, ſoll uns willkommen ſein. 
Ausbildung der Nechtspraktitauten. Von Ober⸗ | Im übrigen werden natürlich die „Mitteilungen“ 
regierungsrat Th. von der Pfordten auch zu berichten haben über innere Vereinsangelegen⸗ 
in Münch ae 3 heiten und über ſonſtige für unſeren Stand be⸗ 
Der Bayer. Nechtspraktikauten ⸗ Verband. Von merkenswerte Vorgänge im öffentlichen Leben (Er⸗ 
Dr. Ludwig Gebhard in München 8 laſſe, Preffeäußerungen ufm.). 
Sprehlaal . - » >» 200 0 11 Eine, wie wir hoffen, allen Beziehern unſerer 
And antlichen Nachrichten. 12 „Mitteilungen“ ſehr erwünſchte Gelegenheit ihre 
Jeitungsſche nm 15 Geſetzesausgaben auf dem Laufenden zu erhalten, 
Bicheranzei gen. 16 werden die beigegebenen zum Einkleben in die 
Verbands nachrichten 16 Ausgaben beſtimmten Abdrucke kurzer Geſetzes⸗ 
änderungen: bilden. Sie ſollen, im Einvernehmen 
Als vor Jahren einige Handwerker dem da: . umfangreicherer Geſetzesänderungen 
maligen Reichskanzler verſchiedene Wunſche ihres Ein bekannter Schriftſteller hat einmal gemeint: 
Standes vortrugen, meinte der Kanzler ernſt: Programme und Speiſekarten verſprechen immer 
„Meine Herren, beim beſten Willen kann ich heute mehr, als fie zu halten imſtande find.‘ Wir 
nichts für Sie tun, aber gehen Sie nach Haufe, wunſchen im Gegenteil, daß die „Mitteilungen“ 
ſchließen Sie ſich zuſammen mit Ihren Standes- des Verbandes im Laufe der Zeit „mit ihren 
genoſſen und bilden Sie eine Macht — dann größeren Zwecken wachſen“. Freilich, der Mit⸗ 
brauchen Sie nicht wieder zu kommen. Der Ein arbeit und Anregungen aller bedürfen wir dazu. 
ficht in die Bedeutung einer kraftvollen Organiſation, Und darum bitten wir! 
wie ſie in dieſem Worte eines erfahrenen und erfolg⸗ 
reichen Staatsmannes betont wird, verdankt auch Im Namen der Herausgeber: 
fh bayeriſche Rechtspraktikantenverband ſeine Ent⸗ Dr. Ostar Gerſtle. 
ehung. 
Uns wenn 9 der on 5 3 
zur Vertretung ſeiner Ziele geſchaffen hat, ſo i E 
ihre Aufgabe damit beftimmt: Auch fie ſollen ihr Sermann von Pfaff f. 
Teil dazu beitragen den Zuſammenſchluß unſerer Ein überaus ſchwerer Verluſt hat den Bayer. 
Kollegen zu fördern, einen Zuſammenſchluß freilich, Rechtspraktikantenverband durch den am 12. Tye- 


der ſich nicht nur äußert durch Einzeichnung in 
die Mitgliederliſten, ſondern in tätiger Anteilnahme 
an der Löſung der ſchweren Aufgaben, die uns 
geſtellt ſind. Und an ſolchen Fragen iſt wirklich 
kein Mangel. Ausbildungsgang und Prüfungs- 
weſen, Verhältniſſe der Kriegsteilnehmer und wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des geſamten Standes, dieſe wenigen 
Beiſpiele ſchon — ſie zu vermehren waͤre leicht — 
ſchließen eine nur allzu reiche Zahl von berechtigten 
Forderungen und Wünſchen in ſich. Ihrer Er⸗ 
örterung und Erkämpfung ſollen denn auch die 
„Mitteilungen“ in erſter Linie gewidmet ſein. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Aufnahme eines Bei⸗ 
trages in den „Mitteilungen“ weder für den Ver⸗ 
band noch für die Herausgeber ein Bekenntnis zu 
den darin enthaltenen Gedanken bedeuten ſoll. Die 
„Mitteilungen“ dienen ja auch zum Austauſch von 
Anregungen und zur Klärung der Meinungen, 
über die Ziele, die wir erſtreben, den Weg, den 


bruar erfolgten Tod unſeres Kollegen Hermann 
von la getroffen. 

Nachdem Kollege von Pfaff bereits ſeit dem 
Winter 1913/14 J. Vorſitzender des damaligen 
Münchener Rechtspraktikautenvereins geweſen war, 
ward er, als nach dem Kriege das Vereinsleben 
im Bayer. Rechtspraktikantenverband neu erblühte, 
wiederum Vorſtandsmitglied; die ihm angebotene 
Wiederwahl zum I. Vorſitzenden hatte er aus be⸗ 
ruflichen Gründen ablehnen müſſen. von Pfaff 
hat ſich dem Verbande in hervorragender Weiſe 
gewidmet; ſein vorzügliches Organiſationstalent, 
ſeine reife Umſicht und Sachkenntnis haben ihn 
wie wenige befähigt, die Poſten auszufüllen, auf 
die ihn das Vertrauen der Kollegen berufen hatte; 
die großzügige, edle, wahrhaft vornehme Art ſeiner 
Geſchäftsführung iſt vorbildlich für immer, die 
reſtloſe nimmermüde Hingabe an die Intereſſen 


Zum Geleit! mit dem Verlage hergeſtellt, eine Ergänzung zu den 
| des Verbandes, die ſorgende Anhänglichkeit, die 


3 Mitteilungen des Bayer. Rechtspraktikanten⸗Verbandes. 1919. Nr. 1. 4 


er hier den Kollegen bewies, um ſo ehrender. Dazu 
ſein liebenswürdiges, jederzeit dienſtbereites, in 
vollſter Weiſe freundſchaftliches Weſen, das die 
Mitarbeit mit ihm zur Luſt machte. 

Der Krieg hat Kollegen von Pfaff während 
ſeiner ganzen Dauer von der Heimat ferngehalten. 
Nun hat ihn nach kurzer Rückkehr der Tod mitten 
aus unermüdlichem Schaffen und Streben heraus⸗ 
geriſſen. 

Tief erſchüttert ſteht der Verband am Grabe 
dieſes hochbegabten Mannes, der alle Führereigen⸗ 
ſchaften in ſo ſeltenem Maße beſaß. 

Sein Andenken wird ung heilig fein für und für. 

Dr. W. 


Nie Ausbildung der Nechtspraktikanten. 


Bon Oberregierungsrat Theoder von der Pfordten 
in München. 


Mit der Entlaſſung zahlreicher Rechtsprakti⸗ 
kanten aus dem Heeresdienſt und mit der all⸗ 
maͤhlichen Wiederkehr geordneter Verhältniſſe ges 
winnt die Ausbildungsfrage erneut hohe Bedeutung. 
Es iſt zudem zu erwarten, daß bei dem bevor⸗ 
ſtehenden Umbau des geſamten Staatslebens auch 
hier allerlei Wünſche und Vorſchläge laut werden. 
Nirgends aber iſt ein behutſames Vorgehen mehr 
am Platze als auf dieſem Gebiete; Fehlgriffe 
könnten für die ganze Zukunft des juriſtiſchen Nach⸗ 
wuchſes verhängnispoll werden und wenn ihre 
Folgen auch vielleicht nicht ſofort ans Licht treten 
würden, jo müßten wir fie doch nach einigen Jahren 
um ſo ſchmerzlicher empfinden. 

Ueber die Ausbildung der Rechtspraktikanten 
iſt ſchon ſo viel geſprochen und geſchrieben worden, 
daß es kaum möglich ift, im Einzelnen noch neue 
Gedanken zu bringen. Die langen Erörterungen 
find auch vielfach unfruchtbar. Denn trotz der 
ſchönſten Leitſätze bleibt es ſchließlich dabei, daß 
jeder den eigenen Weg ſucht. Das iſt an ſich in 
der Ordnung. Denn jeder muß wiſſen, was ihm 
nottut und was feiner Natur gemäß iſt; die 
Selbſtverantwortlichkeit kann und ſoll niemals auf⸗ 
gehoben werden. Gefährlich wäre es aber, wenn 
ohne ein feſtes Ziel ins Blaue hineingearbeitet 
würde. Die Selbſttätigkeit kann ſich nur frucht⸗ 
bar entfalten, wenn ſie in einen geordneten Gang 
gebracht wird und wenn eine höhere Auffaſſung 
darüber waltet, ein klares Urteil über die ver⸗ 
ſchiedenen Ziele und die Wege, die zu ihnen führen. 
Um ein vielfach mißverſtandenes und deshalb von 
manchen verpöntes Wort zu gebrauchen: Die 
Arbeit muß von einer philofophiſchen Be⸗ 
trachtung der Dinge ausgehen. Philoſophiſch denkt, 
wer das Allgemeine in den Einzelerſcheinungen 
erkennt. 

Um ſich einer ſolchen Erkenntnis anzunähern, 
iſt es vielleicht nicht unnütz, wenn wir zunächſt 
einmal nachſehen, wie denn der Staat bisher ver⸗ 


— 


ſucht hat, die Ausbildung der Rechtspraktikanten 
während des Vorbereitungsdienſtes auf die rechte 
Bahn zu bringen. Für den tiefer Schauenden iſt 
es lehrreich, dabei zu beobachten, wie zwei Auf: 


faſſungen miteinander ringen und zu einem Aus⸗ 


gleiche zu kommen ſuchen. Die eine überläßt die 
Geſchehniſſe mehr der eigenen Entwickelung, die 
andere ſucht ihr den Lauf durch eine Regelung bis 
ins Kleinſte vorzuſchreiben. Die eine gibt Freiheit, 
die andere will durch Zwang und Aufficht wirken. 

Es gab eine Zeit, in der man die jungen 
Juriſten mehr oder weniger ſich ſelbſt und dem 
Verſtändnis der Beamten überließ, denen ſie an⸗ 
vertraut waren. War einer ſtrebſam und fleißig, 
tat er ſich ſelbſt um, ſo mochte er eine umfaſſende 
und gründliche Ausbildung erreichen; lag einem 
nichts daran zu arbeiten, ſo ließ man ihn laufen 
und er mochte dann zuſehen, wie er in der zweiten 
Prüfung und im Leben zurechtkam. An ſich ein 
ganz berechtigtes Verfahren: junge Leute, die ein⸗ 
mal die Mittelſchule und den Hochſchulunterricht 
hinter ſich haben, find keine Kinder mehr, die am 
Gängelbande geführt werden müſſen. Im Alter 
von 22 bis zu 24 Jahren ſtehen Angehörige 
anderer Berufskreiſe ſchon mitten im Leben und 
wer um dieſe Zeit noch nicht gelernt hat, fort⸗ 
zukommen und für ſeine Zukunft zu ſorgen, der 
hat es ſich ſelbſt zuzuſchreiben, wenn er nicht er⸗ 
reicht, was er ſich vorgeſetzt hat. Aber bei dem 
Gehenlaſſen mußten ſich doch auch ſchwere Nach⸗ 
teile einſtellen. Es war überhaupt nur möglich 
in gemütlicheren Zeitläuften, in denen das Hetzen 
und Drängen noch nicht ſo an der Tagesordnung 
war wie ſpäter. Der Zuſtand mußte unhaltbar 
werden, als ſich die Zahl der Bewerber ſteigerte 
und die Anforderungen der Staatsprüfung immer 
größer wurden. Auch dem Fleißigen konnte es 
geſchehen, daß er nur zu den alltäglichſten Ge⸗ 
ſchäften oder zur Entlaſtung der Beamten von 
Schreibarbeit herangezogen wurde. Er ſah ſich 
dann in der Prüfung plötzlich vor Aufgaben ge⸗ 
ſtellt, die ihm nach Inhalt und Anlage fremd 
waren. Für einen anderen bedeuteten die Rechts⸗ 
praktikantenjahre nur eine erwünſchte Fortſetzung 
der damals noch fröhlichen und ſorgenloſen Studien⸗ 
zeit, fie wurden mit Nichtstun, Genuß und mit 
einem kleinen Maß zielloſer Arbeit hingebracht. 
Er tat hie und da Dienſt als Protokollführer, 
entwarf ein paar Urteile und Beſchlüſſe, denen 
der Auffichtsbeamte das Meiſte und Beſte hinzu⸗ 
tat, und las einige fertige Akten durch. Daneben 
entwickelte ſich vielfach die ſogenannte „wilde 
Praxis“ bei den Rechtsanwälten, die zwar Manchem 
ein ſchönes Stück Geld und einige Gewandtheit 
eintrug aber auch zu einer ſtarken Einſeitigkeit 


und zur völligen Vernachläſſigung einzelner Fächer, 


namentlich des Verwaltungs⸗ und Finanzweſens, 
führen mußte. 

Es kann nicht wundernehmen, daß ſich die 
Staatsregierung ſchließlich verpflichtet fühlte, dem 
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Schlendrian ein Ende zu machen und den Be⸗ 
werbern einen vernünftigen Ausbildungsgang und 
eine wirklich nutzbringende Beſchäftigung zu ver⸗ 
ſchaffen. Sie ſuchte dieſes Ziel dadurch zu erreichen, 
daß ſie die Rechtspraktikanten ſchärfer zum Dienſt 
heranzog und die mit der Ausbildung beauftragten 
Beamten bei der Erfüllung ihrer Pflichten ſtrenger 
beauffichtigte. Schon die erſten nach dem Inkraft⸗ 
treten des GVG. erlaſſenen Vorſchriften laſſen 
dieſes Beſtreben erkennen, zunächſt allerdings noch 
in mäßigem Umfange.) Hier tritt ſchon das 
ſpäter jo viel umſtrittene und beſpöttelte Geſchäfts⸗ 
verzeichnis des Rechtspraktikanten auf, das einen 
Ueberblick über ſeine Tätigkeit geben und die be⸗ 
deutenderen Verrichtungen aufzählen ſoll. Im 
übrigen beſchränken ſich die Vorſchriften darauf, 
den Ausbildungsgang in allgemeinen Umriſſen feſt⸗ 
zulegen und in den üblichen Redewendungen den 
Vorſtänden der Behörden „Umſicht und Energie“ 
nahezulegen. | 
Später wurden die Zügel der Dienftaufficht 
aber weit ftraffer angezogen. Die Miniſterial⸗Be⸗ 
kanntmachung vom 14. Juli 1893 (JM Bl. S. 150) 
gab ausführliche Belehrungen, wie der Ausbildungs⸗ 
gang einzurichten ſei, und ſuchte die Einhaltung 
ihrer Vorſchriſten dadurch zu erzwingen, daß ſie 
das Geſchäftsverzeichnis weiter ausgeſtaltete und 
die Vorſtände der Behörden anhielt, über ihre 
ganze Tätigkeit und deren Ergebniſſe eingehende 
Rechenſchaftsberichte zü erſtatten. Wie genau man 
es dabei nahm oder doch zu nehmen beabfichtigte, 
zeigt die Anordnung, daß in den Berichten der 
Amtsgerichtsvorſtände an die Präfidenten der Land⸗ 
gerichte größere Arbeiten der Rechtspraktikanten 
während des Vorbereitungsdienſtes zu erwähnen 
und von jedem Rechtspraktikanten einige Arbeiten 
zur Einfiht mitvorzulegen waren. Ein Vergleich 
zwiſchen dem älteren Muſter des Geſchäftsver⸗ 
zeichniſſes und dem Muſter in der Bek. vom 
14. Juli 1893 ergibt deutlich, wie ſehr es ſich die 
Miniſterien angelegen ſein ließen, den ganzen Aus⸗ 
bildungsgang vom Anfang bis zum Ende zu regeln 
und dafür zu ſorgen, daß der Bewerber durch alle 
Zweige des formellen und ſachlichen Dienſtes hin⸗ 
durchgeführt werde. Das Muſter gibt nicht mehr 
bloß Beiſpiele, ſondern ſtellt alles zuſammen, was 
der Rechtspraktikant lernen und arbeiten ſoll. 
Die Fürſorge artete bald — wenigſtens in der 
Juſtiz — zu einer Art von Sport aus und die 
Wohltat wurde zur Plage. Der „Rechtspraktikanten⸗ 
Bericht“ wurde zu einem Schrecknis für die Land⸗ 
gerichtspräſidenten; es gehörte ſchon einiges Ge⸗ 
ſchick dazu, ihn ſo abzufaſſen, daß ihm nicht eine 
arge Naſe folgte. N 
Die Miniſterial⸗Bekanntmachung vom 6. Juli 
1899 (JMBl. S. 194) ging auf dem eingeſchlagenen 


1) S. die BO. vom 25. April 1880 (JM Bl. S. 97), 
insbeſondere die 80 78 und die zwei Bekanntmachungen 
vom 19. Mai 1880 (JMBl. S. 158 und S. 181). 


Wege weiter: das Muſter zum Geſchaͤftsverzeichnis 
und die Anleitungen wurden noch ausführlicher 
und zu allem Ueberfluffe wurde für jeden Rechts: 
praktikanten eine Beſchäftigungsüberſicht verlangt; 
für den amtsgerichtlichen Vorbereitungsdienſt 
mußten 63, für den landgerichtlichen 35 Spalten 
mit ſtatiſtiſchen Angaben ausgefüllt werden. 
Man war damit glücklich von dem einen 
äußerften Punkte zu dem entgegengeſetzten gelangt. 
An die Stelle des Gehenlafſens war eine klein⸗ 
liche Bevormundung getreten. Es wäre Unrecht, 
leugnen zu wollen, daß in mancher Hinſicht Gutes 
erreicht wurde. Den Behörden wurde zum Be⸗ 
wußtſein gebracht, daß die Ausbildung der jungen 
Juriſten eine bedeutſame und verantwortungsvolle 
Tatigkeit iſt; ſie wurden aus der Gleichgültigkeit 
aufgerüttelt und gezwungen, dieſer Aufgabe mehr 
Aufmerkſamkeit als bisher zu widmen. Auch 
manchem Rechtspraktikanten, der ſich in der früheren 
gemütlichen Zeit auf der Hochſchule ans Bummeln 
gewöhnt hatte, mochte es nicht ſchaden, daß er 
tüchtig herangenommen wurde. Aber neben den 
beabfichtigten guten Wirkungen traten unbeab- 
ſichtigte hervor, die weniger erfreulich waren. Der 
alte Fehler machte ſich geltend: man überſah, daß 
das Papier geduldig iſt, und glaubte alles wunder⸗ 
ſchön geordnet, nachdem man einmal den Behörden 
und den Rechtspraktikanten ſelbſt eine ungeheuer⸗ 
liche Schreibarbeit aufgeladen hatte. Wäre alles jo 
durchgeführt worden, wie es in den Geſchäfts⸗ 
verzeichniſſen, den Ueberſichten und den Rechen⸗ 
ſchaftsberichten ſtand, dann hätte man nicht nur 
den ganzen Bildungsgang jedes Rechtspraktikanten 
vom erſten bis zum letzten Tage beinahe auf die 
Stunde aus den Akten ableſen können, ſondern 
man hätte auch überzeugt ſein dürfen, daß jeder 
den Dienſt vollbepackt mit Kenntniſſen und aus⸗ 
gerüſtet mit unübertrefflicher Geſchäftsgewandtheit 
verließ. In der Wirklichkeit ſah es anders aus. 
Die Einträge in die Geſchäftsverzeichniſſe und 
Ueberſichten waren häufig nichts anderes als Er⸗ 
zeugniſſe der Einbildungskraft. Auch bei den 
Schlußberichten der Amtsvorſtände ſchnitt am 
beſten ab, wer es verſtand, die Dinge in ein recht 


günſtiges Licht zu rücken. Die Rechtspraktikanten 


gewöhnten ſich daran zu mogeln und ihre Vor⸗ 
geſetzten beſtätigten aufs Geratewohl Leiſtungen, 
die ſie nicht geſehen hatten. 

Noch ſchlimmer war, daß die Papierwirtſchaft 
gerade bei arbeitsfreudigen und ſelbſtändigen jungen 
Leuten Unluſt und Widerwillen erregte, namentlich 
dann, wenn fie ein ängſtlicher oder übereifriger 
Vorgeſetzter noch durch eigene Erfindungen zu 
ſteigern verſuchte. Der Zwang legte ſich zäh und 
hemmend auf die Gemüter und ftörte nicht ſelten 
die Anfäge zu eigenem wiſſenſchaftlichem Streben. 

Das mußte zu einem Rückſchlage führen und 
die Bekanntmachung vom 25. Oktober 1910 
(JM Bl. S. 791) warf deshalb mit Recht den 
ganzen papierenen Kram wieder über Bord. Sie 
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beſeitigte das Geſchäftsverzeichnis, die ſtatiſtiſchen 
Ueberſichten, die Rechenſchaftsberichte und be⸗ 
ſchraͤnkte das Gebot, die Amtsſtunden einzuhalten. 
Damit gab ſie wieder mehr Bewegungsfreiheit 
von der richtigen Erkenntnis ausgehend, daß er⸗ 
höhte ſachliche Leiſtungen im letzten Grunde von 
dem guten Willen der Beteiligten abhängen. 
Hat / ſich jo in einigen Punkten die Auffaſſung 
den älteren Grundſätzen wieder genähert, ſo zeigt 
die geſchichtliche Entwickelung in einem anderen 
ein gleichmäßiges Fortſchreiten nach einer be⸗ 
ſtimmten Richtung: Der Vorbereitungsdienſt hat 
durch die Einführung praktiſcher Uebungen, der 
ſogenannten Pflichtkurſe, immer mehr einen ſchul⸗ 
mäßigen Anſtrich bekommen. Die Bekanntmachung 
vom 25. Oktober 1910 hat dem keinen Einhalt 
getan, ſondern dieſe Art der Fortbildung noch 
weiter ausgebaut. Die Bekanntmachung vom 
14. Juli 1893 hatte für den amtsgerichtlichen 
Dienſt nur eine theoretiſche Unterweiſung im Hypo⸗ 
thekenweſen und für den landgerichtlichen Dienſt 
praktiſche Uebungen vorgeſehen, die Bekannt⸗ 
machung vom 6. Juli 1899 hatte es dabei im 
Weſentlichen belaſſen. Mit der Neuordnung im 
Jahre 1910 ſind bei den Amtsgerichten doppelte 
Uebungen, ferner Uebungen bei den Verwaltungs⸗ 
behörden und für die Rechtspraktikanten im an⸗ 
waltſchaftlichen Vorbereitungsdienſt eingeführt 
worden. Zwei Gründe dürften für dieſe Ent⸗ 
wickelung beſtimmend geweſen ſein. Der Hoch⸗ 
ſchulunterricht iſt mit geſchichtlichen Fächern ſo 
ſtark belaſtet und hat im Verhältniſſe zu der 
Größe des Stoffes ſo wenig Zeit für das geltende 
Recht, daß er deſſen durchdringende Kenntnis 
nicht mehr ganz vermitteln und der Praxis nicht 
die zureichende wiſſenſchaftliche Grundlage geben 
kann. Manche Rechtsgebiete, vor allem große 
Teile des Landesrechts und des öffentlichen Rechts, 
werden nicht oder doch nicht eingehend genug be⸗ 
handelt. Andererſeits führt der Dienſt bei den 
Behörden wohl eine Menge bemerkenswerter Einzel: 
heiten vor die Augen und kann auch ein gewiſſes 
Maß von Gewandtheit anerziehen, gewährleiſtet 
aber für ſich allein nicht die Vertiefung des 
juriſtiſchen Denkens und Urteilens, ohne die der 
Beamte nur ein Schablonenarbeiter bleibt. Neben 
ihm muß eine planmäßige, die Lücken ausfüllende 
Unterweiſung einhergehen, die vom Leichteren zum 
Schwereren aufſteigt, die Fähigkeit zur Bewälti⸗ 
gung größerer Aufgaben entwickelt, die juriſtiſche 
Auffaſſung ſchult, indem ſie die Rechtslehre im 
Lichte der Rechtsanwendung zeigt, und die abge: 
rundete Darſtellung der eigenen Gedanken lehrt. 
Dieſe Art der Ausbildung wirkt befruchtend und 
anregend auf den praktiſchen Dienſt, der damit 
einen wiſſenſchaftlichen Hintergrund erhält. Ihre 
Vorteile find fo einleuchtend, daß kein Vernünftiger 
den geringen Zwang unangenehm empfinden wird, 
ohne den ſich ein Unterrichtsbetrieb nun einmal 
auf die Dauer nicht durchführen läßt. Aber die 
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Uebung kann freilich ihren Zweck nur dann richtig 
erfüllen, wenn der Teilnehmer einſieht, daß er 
ſelbſt das Hauptmaß der Arbeit zu leiſten hat, 
nicht der Uebungsleiter. 

Die kurze Umſchau hat uns gezeigt, daß wir 
das Heil der Bewerber nicht von einer ſchema⸗ 
tiſchen Regelung des Vorbereitungsdienſtes er⸗ 
warten dürſen, jedenfalls wäre ein Uebermaß vom 
Uebel. Entſcheidend für den Erfolg bleiben viel⸗ 
mehr einerſeits die Gewiſſenhaftigkeit und das 
Geſchick der mit der Ausbildung beauftragten Be⸗ 
amten, anderſeits die Selbſttätigkeit und die Ein⸗ 
ſicht der Rechtspraktikanten. Die Miniſterien 
können nicht viel mehr tun, als daß fie den Rahmen 
ſchaffen, innerhalb deſſen ſich die Ausbildung voll⸗ 
zieht, und dafür ſorgen, daß ſie ſich äußerlich ge⸗ 
ordnet abſpielt, daß jedem die Gelegenheit zum 
Lernen gegeben wird. Mit Recht wehren ſich die 
jungen Leute dagegen, daß fie ſchülerhaft behandelt 
werden, ſie müſſen aber auch ſelbſt die ſchülerhafte 
Auffaſſung abſtreifen, die der gegenwärtige Mittel⸗ 
ſchulunterricht leider bei vielen großgezogen hat 
und die haufig auch die Hochſchuljahre überdauert. 
Sonſt kommt es dazu, daß kurz vor der Staats⸗ 
prüfung das mangelhafte Können beängſtigend 
und ſchmerzlich empfunden wird und daß der Be⸗ 
werber mit großem Aufwand von Zeit und Geld in 
privaten Uebungen das Verſäumte nachzuholen ſucht. 
Je mehr einer vom erſten Tage an ſelbſt leiſtet, 
um ſo raſcher wird er ſich einleben und er wird 
mitkommen, ohne daß er gedrängt und geſchoben 
wird. Das gilt für den Dienſt wie für die 
Uebungen. Wird ihm an Geſchäften nicht immer 
geboten, was er braucht, ſo ſoll er ohne Scheu 
Arbeit fordern und darf dann gewiß ſein, daß er 
ſie auf irgend eine Weiſe finden wird. Arbeits⸗ 
luſt und Arbeitsfähigkeit müſſen von innen heraus 
wachſen, man darf nicht erwarten, daß ſie durch 
Einwirkung von außen her erzeugt werden. 
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der Bayeriihe Nechtspraktikantenverband. 


Von Dr. Ludwig Gebhard, Rechtspraktikant in München. 


Bei Beginn der Demobilmachung ſah ſich die 
bayeriſche Rechtspraktikantenſchaft in der unan⸗ 
genehmen Lage, daß fie gerade in dem Augen: 
blick, da ſie am dringendſten einer energiſchen 
Intereſſenvertretung bedurfte, keine Standes⸗ 
organiſation hatte. Die örtlichen Rechtsprakti⸗ 
kantenvereine, die vor dem Kriege beſtanden, hatten 
gleich nach Kriegsausbruch oder wenig ſpaͤter ihre 
Tätigkeit ſamt und ſonders eingeſtellt und damit 
war auch der aus den örtlichen Vereinen gebildete 
Bayeriſche Rechtspraktikantenverband jeder Mög⸗ 
lichkeit der Erfüllung ſeiner Aufgaben beraubt. 

Schon die erſten Tage nach dem Umſturz 
zeigten, daß der Mangel einer Berufsorganiſation 
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die Intereſſen der Rechtspraktikanten aufs Schwerſte 
bedrohte. Die proviſoriſche Staatsregierung hatte 
Bedenken gegen die Abhaltung des für den De⸗ 
zember 1918 in Ausſicht genommenen Staats⸗ 
konkurſes und wollte die Prüfung auf Februar 1919 
verſchieben. Dieſe Tatſache war der äußere An⸗ 
laß dafür, daß ſich die Rechtspraktikantenſchaft 
zunächſt in München organiſierte, um dem Staats⸗ 
miniſterium der Juſtiz den einhelligen Wunſch 
der Beteiligten vorzutragen, daß der Staatskonkurs 
ohne Verſchiebung abgehalten werde. Am 13. Nov. 
1918 vereinigten ſich 46 in München anfälfige 
Rechtspraktikanten zu einem neuen Rechtsprakti⸗ 
kantenverband, der zunächſt eine Kommiſſion von 
4 Mitgliedern beauftragte, bei den zuſtändigen 
Stellen mit allem Nachdruck für die Abhaltung 
der Staatsprüfung vorſtellig zu werden. Es ge⸗ 
lang dieſer Abordnung am 15. Nov. 1918 in 
einer Unterredung mit dem Staatsminiſter Timm 
und dem Staatsrat von Unzner, die Zuficherung 
zu erwirken, daß der Staatskonkurs zu der ur⸗ 
ſprünglich beabfichtigten Zeit abgehalten werde 
und daß außerdem als die bei der beſchränkten 
Zeit bis zu dieſem Termin einzig noch mögliche 
Erleichterung die Erſtreckung der Arbeitszeit von 
4 auf 5 Stunden für jede Aufgabe gewährt werde. 

Der Verband, der am 13. Nov. 1918 ge⸗ 
gründet worden war, hatte aber ſelbſtverſtändlich 
nicht nur dieſen einmaligen und vorübergehenden 
Zweck, ſondern er ſollte die Grundlage für eine 
neue dauernde Berufsorganiſation der bayeriſchen 
Rechtspraktikanten 5 Der Gedanke des Ein⸗ 
berufers der damaligen /Verſammlung war von 
vorneherein der geweſen, daß die künftige Berufs⸗ 
organiſation nicht in einem Verbande örtlicher 
Rechtspraktikantenvereine beſtehen ſolle, ſondern daß 
alle Rechtspraktikanten unmittelbar Mitglieder des 
Verbandes werden ſollten, wobei es aber mehreren 
in der gleichen Stadt anſäſſigen Kollegen unbe: 
nommen ſein ſollte eine Ortsgruppe mit vereins⸗ 
mäßiger Verfaſſung zu bilden. Ebenſowenig aber 
war beabſichtigt unter Ausſchaltung der vor dem 
Kriege vorhandenen Organiſationen etwas völlig 
Neues zu ſchaffen, ſondern es wurde von Anbeginn 
an für wünſchenswert gehalten die neue Organi⸗ 
ſation im Anſchluß an die früheren Rechtsprakti⸗ 
kantenvereine zu geſtalten. Nur ſtand dieſem 
Wunſche einſtweilen noch die Tatſache entgegen, 
daß die alten Vereine noch mehrere Wochen lang 
überhaupt nicht zum Leben zu erwecken waren, 
da kein Organ aufzufinden war. Es wurde des⸗ 
halb zunädft eine Werbetätigkeit entfaltet, um 
wenigſtens diejenigen Kollegen auch außerhalb 
Münchens zu organiſieren, die bisher noch keiner 
Berufsvereinigung angehört hatten. 

Bis Anfang Dezember hatte der Verband auf 
dieſe Weiſe gegen 100 Mitglieder erworben. Um 
dieſe Zeit wurde es infolge der Rückkehr einer 
größeren Anzahl von Kollegen möglich die früheren 
Rechtspraktikantenvereine in München und Augs⸗ 
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burg wieder flott zu machen. Die Frage der 
Verſchmelzung der Organiſationen ward alsbald 
in Angriff genommen, mit dem Erfolg, daß in 
einer Verſammlung, die am 18. Dez. in München 
ſtattfand, der frühere Münchener Rechtspraktikanten⸗ 
verein mit dem neuen Rechtspraktikantenverband 
ſich unter dem Namen 


„Bayeriſcher Rechtspraktikantenverband, e. V.“ 


in eine Organiſation zuſammenſchloß, der der 
Augsburger Rechtspraktikantenverein als Orts⸗ 
gruppe beitrat. Die Mitgliederzahl ſtieg dadurch 
mit einem Schlag auf etwa 500, wobei allerdings 
zu berüdfichtigen iſt, daß durch die Verſchmelzung 
eine große Zahl von außerordentlichen Mitgliedern 
des früheren Münchener Rechtspraktikantenvereins 
mit übernommen wurden, die nicht mehr Rechts⸗ 
praktikanten find, fondern vielfach bereits ſeit 
mehreren Jahren eine Lebensſtellung erworben 
haben. Auch während der folgenden Wochen war 
eine ſtetige Ausdehnung und Verſtärkung der 
Organiſation zu bemerken. Es bildeten ſich Orts⸗ 
gruppen in Würzburg, Bayreuth, Regensburg und 
neuerdings auch in Nürnberg. Mehrfach geſchahen 
dieſe Gründungen im Anſchluß an bereits be⸗ 
ſtehende Vereine. Ende Januar zaͤhlte der Ver⸗ 
band etwa 600 — 700 Mitglieder, davon gegen 300 
ordentliche Mitglieder, letztere geprüfte und un⸗ 
geprüfte Rechtspraktikanten. 


Ueber den Aufbau des Verbandes ſei kurz 
folgendes geſagt: 

Wie bereits erwähnt, iſt die Mitgliedſchaft 
beim Verband für jeden Angehörigen eine un⸗ 
mittelbare. Der Sitz des Verbandes iſt München, 
woſelbſt auch die beiden Vorſitzenden, die beiden 
Schriftführer und die beiden Kaſſiere ihren Wohn⸗ 
ſitz haben müſſen. Außerdem beſteht die Vor⸗ 
ſtandſchaft aber noch aus mehreren Beifitzern, 
deren Zahl die der in München anſäſſigen Vor⸗ 
ſtandsmitglieder überſteigen muß. Die Beſchlüſſe 
des Verbandes werden der Regel nach auf den 
in München ſtattfindenden Verbandsverſamm⸗ 
lungen gefaßt. Auswärtige Ortsgruppen können 
ſich vertreten laſſen und durch ihre Vertreter in 
Angelegenheiten, die früher bekannt gegeben ſind, 
nach Maßgabe des Stimmverhältniſſes abſtimmen, 
das ſich bei der Vorabſtimmung in der Verſamm⸗ 
lung der betreffenden Ortsgruppe zu dem Antrag 
ergeben hat. Außerdem hat jedes Mitglied der 
Vorſtandſchaft das Recht in wichtigeren Ange⸗ 
legenheiten ſtatt der Abſtimmung auf der Ver⸗ 
bandsverſammlung die ſchriftliche Abſtimmung aller 
ordentlichen Mitglieder zu beantragen. Dem An⸗ 
trag muß unter allen Umſtänden ſtattgegeben 
werden. Dieſe Beſtimmung hat den Zweck, zu 
verhüten, daß die auswärtigen Ortsgruppen durch 
die in München anſäſſigen Mitglieder entrechtet 
werden. 

Ueber die bisherige Tätigkeit des Verbandes 
kann im Rahmen dieſer Ausführungen nur an⸗ 
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deutungsweiſe geſprochen werden. Die hauptſäch⸗ 


| 


lichſten Geſichtspunkte, nach denen der Verband | 


feine Tatigkeit eingeſtellt hat, betreffen folgende 
Angelegenheiten: ' 


Reform der juriſtiſchen Berufsausbildung, 
verbunden mit techniſchen Erleichterungen der 
Staatsprüfung, insbeſondere mit Rückſicht auf 
die Kriegsteilnehmer, 

Bevorzugte Behandlung der Kriegsteilnehmer, 

Abkürzung des Vorbereitungsdienſtes für 
Kriegsteilnehmer, 

Soziale und wirtſchaftliche Maßnahmen des 
Staates gegen die fortſchreitende Proletarifierung 
unſeres Berufsſtandes. 


Zu allen dieſen Punkten hat der Verband in 
einer Reihe von Reſolutionen Stellung genommen, 
deren Abdruck einer ſpäteren Nummer unſeres 
Verbandsorganes vorbehalten bleiben ſoll. 

Was bisher erreicht iſt, find verſchiedene tech⸗ 
niſche Erleichterungen der Staatsprüfung, die ins⸗ 
beſondere im Hinblick auf die Verhältniſſe der 
Kriegsteilnehmer gewährt wurden, ſowie eine ver⸗ 
mehrte Anzahl der in der Uebergangszeit abzu⸗ 
haltenden Prüfungen. Ueber alle anderen An⸗ 
gelegenheiten ſchweben noch die Verhandlungen mit 
den beteiligten Miniſterien. Der Verband hofft, 
baß es ihm gelingen wird feine berechtigten Forde⸗ 
rungen in den weſentlichen Punkten durchzuſetzen 
und ſich damit für alle Zukunft die Daſeins⸗ 
berechtigung zu erwerben. 


Eprechſaal. 


(Die ſachliche Verantwortung für die Sprechſaalnotizen bleibt den 
Einſendern überlaſſen.) 


Der RNechtspraktikant — eine Perſon in ſelbſtändiger 
Lebens ſtellung! Ich leiſte zurzeit am Amtsgericht Frei⸗ 
ſing den juriſtiſchen Vorbereitungsdienſt. Seit 20. Ja⸗ 
nuar 1919 beſuche ich die wöchentlich dreimal am Land⸗ 
gericht München J ſtattfindenden Kurſe für Kriegsteil⸗ 
nehmer. Infolge der gegenwärtigen Zugverhältniſſe 
bin ich gezwungen zur Rückfahrt einen Schnellzug zu 
benutzen. Die Fahrt mit Perſonenzug nach München 
koſtet jedesmal 1.60 M, die Rückfahrt mit Schnellzug 
3.60 M. Die Fahrtkoſten zum Beſuche der Kurſe werden 
ſich daher, falls die Kurſe bis Juli dauern, nach dem 
gewöhnlichen Tarif auf ungefähr 400 M, unter Be 
rückſichtigung der künftigen Fahrpreiserhöhung ſogar 
auf etwa 500 M belaufen. 

Mit Rückſicht darauf, daß den Kurſen zweifellos 
die Eigenſchaft als Fortbildungskurſe zukommt, glaubte 
ich nun ein Anrecht auf eine ſogenannte Schülerfahr⸗ 
karte zu haben. Aber weit gefehlt! Als ich mich mit 
entſprechendem Erſuchen an die Eiſenbahndirektion 
München wandte, wurde ich belehrt, ein Rechtsprak⸗ 
tikant ſei eine „Perſon in ſelbſtändiger Lebensſtellung“ 
und habe als ſolche keinen Anſpruch auf eine Schüler⸗ 
fahrkarte! Meine Würde als Mann in ſelbſtändiger 
Lebensſtellung wollte mir indeſſen nicht recht zum 
Bewußtſein kommen; ich vermochte dieſe Selbſtändig— 
keit nicht einzuſehen, nachdem der Rechtspraktikant be⸗ 
kanntlich keinen Gehalt bezieht und daher ſtets auf 
Unterſtützung durch ſeine Angehörigen oder fremde 
Hilfe angewieſen iſt. Ich begab mich deshalb in das 
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Verkehrsminiſterium um dort näheren Aufſchluß zu 
erholen, allein dort erhielt ich den gleichen Beſcheid! 

Richtig iſt, daß nach der Eiſenbahnverkehrsord⸗ 
nung Schülerfahrkarten an Perſonen in ſelbſtändiger 
Lebensſtellung nicht ausgegeben werden, andrerſeits 
ſteht aber doch feſt, daß die Schülerfahrkarten dem 
Zwecke dienen ſollen allen jenen, die zum Behufe ihrer 
Ausbildung zu oftmaliger Eiſenbahnfahrt gezwungen 
ſind, finanzielle Erleichterung zu gewähren. 

Nun frage ich: Wie kann ein Rechtspraktikant als 
ein Mann „in ſelbſtändiger Lebensſtellung“ angeſehen 
werden? Ferner: Iſt nicht der juriſtiſche Vorberei⸗ 
tungsdienſt ein weſentlicher Teil der Vorbildung zu 
einem Berufe? Endlich: Soll nicht insbeſondere der 
Kriegsteilnehmerkurs dazu dienen die Rechtsprakti⸗ 
kanten, die durch den Krieg in ihrer Fortbildung ſchwer 
geſchädigt worden find, wieder mit ihrem Berufe ver⸗ 
traut zu machen? 

Wer dieſe Fragen überlegt, muß die Härte er⸗ 
kennen, welche in der e der Schülerfahr- 
karten an jene Rechtspraktikanten liegt, die zum Bes 
ſuche der genannten Kurſe die Eiſenbahn benützen 
müſſen. Dr. F. Fleiſchmann. 


(Au m. d. Herausg. In dleſer Angelegenheit hat der Verband 
bereits bei dem Juſtizminiſterlum Schritte unternommen. Hoffentlich 
Han die nächſte Nummer der „Mitteilungen“ von einem Erfolg Des 
richten.) 


Aus amtlichen Nachrichten. 


Behördenwahl für den Vorbereitungsdienſt. Das 
bayeriſche GBBl. vom 21. Januar 1919 Nr. 4 enthält 
eine Min Bek. über die Vorbedingungen für den höheren 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt. Sie fieht vor: 

I. Der Vorbereitungsdienſt kann bei einer Behörde 
der inneren Verwaltung begonnen werden. Wird er 
bei einer Behörde der inneren Verwaltung begonnen, 
ſo iſt er bei dem Amtsgerichte fortzuſetzen. 

II. Wenn ein Rechts praktikant an einem Orte, der 
der Sitz eines Amtsgerichts und eines Landgerichts iſt, 
den gerichtlichen Vorbereitungsdienſt ableiftet, ſo kann 
der Bräfident des Landgerichts anordnen, daß der Rechts⸗ 
praktikant den landgerichtlichen Vorbereitungsdienſt 
ganz oder teilweiſe vor dem amtsgerichtlichen Vorbe⸗ 
reitungsdienſt ableiſtet oder zum Zweck der Ableiſtung 
des ganzen landgerichtlichen Vorbereitungsdienſtes oder 
eines Teiles desſelben den amtsgerichtlichen Vorbe⸗ 
reitungsdienſt unterbricht. 


Prüfungsſteff der 2. Staatsprüfung. Der Staats⸗ 
anzeiger vom 28. Januar 1919 Nr. 10 (zweites Blatt) 
bringt eine amtliche Notiz, die ſich hauptſaͤchlich 
mit dem Prüfungsſtoff der 2. Staatsprüfung für den 
9 Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt beſchäftigt. 

arnach werden „in der 1. Abteilung (Juſtiz fach) 
nur Aufgaben geſtellt aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch, 
der Zivilprozeßordnung, dem Handelsgeſetzbuch, der 
Wechſelordnung, dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz, der 
Konkursordnung, der Grundbuchordnung, dem Geſetz 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit, dem Zwangsver⸗ 
ſteigerungsgeſetz, dem Strafgeſetzbuch und der Straf⸗ 
prozeßordnung. 

In der 2. Abteilung (Verwaltungsfach) werden 
mit Rückſicht auf den weiteren Umſtand, daß bei einem 
Teil der Geſetze unter den jetzigen Verhältniſſen mit 
baldigen Aenderungen gerechnet werden muß, zunächſt 
für 1919 Aufgaben nur gegeben aus: 

1. dem Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſeß, 
ſowie dem früheren Bundes⸗ und Staatsangehörig- 
keitsgeſetz, . 

2. dem Freizügigkeitsgeſetz, 

3. dem Unterſtützungswohnſitzgeſetz, 
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4. der Reichsgewerbeordnung und dem Kinder⸗ 
ſchutzgeſetz, | 

5. der Reichsverſicherungsordnung, ſowie den bis⸗ 
herigen Arbeiterverſicherungsgeſetzen, 

6. den JFormationsverordnungen, 

7. dem Aufenthaltsgeſetz, ſowie dem bisherigen 
Heimatgeſetz, 

8. dem Armengeſetz vom 21. Auguſt 1914, ſowie 
dem bisherigen Armengeſetz, 

9. den beiden Gemeindeordnungen, dem Gemeinde⸗ 
wahlgeſetz und dem Gemeindebeamtengeſetz, 

10. dem Diſtriktsratsgeſetz, 

11. der Kirchengemeindeordnung, 

12. dem Schulbedarfsgeſetz, 

13. dem Geſetz über den Verwaltungsgerichts hof, 

14. dem Waſſergeſetz, 

15. dem Fürſorge⸗(Zwangs⸗)Erziehungsgeſet, 

16. dem Polizeiſtrafgeſetzbuch, allg. Teil, 

17. der Volkswirtſchaftslehre, 

18. dem Reichsſtempelgeſetz vom 3. Juli 1913 und 
vom 26. Juli 1918 ara! ch der auf die Abgaben 
nach Tarifnummer 1 4, 3A und 11 bezüglichen Beſtim⸗ 
mungen, 

19. dem Reichserbſchaftsſteuergeſeß, 

20. dem Reichsgerichtskoſtengeſeß, 

21. den bayeriſchen Staats» und Gemeindeſteuer⸗ 
0 vom 14. Auguſt 1910 und vom 17. Auguſt 1918 
(ohne Vermögensſteuergeſetz), | 

22. dem bayeriſchen Koſten⸗ und bayerifchen 
Stempelgeſetz. 

Die Arbeitszeit für die einfachen Aufgaben wird, 
wie bereits im Jahre 1918 von 4 auf 5 Stunden erhöht. 
Für die beiden praktiſchen Fälle aus der Juſtiz und 
Verwaltung iſt eine Arbeitszeit von 7 Stunden gegen 
früher 9 Stunden vorgeſehen; eine Verringerung des 
Umfangs und der Schwierigkeit der praktiſchen Fälle 
ergibt ſich damit von ſelbſt. 

Staatsprüfungen werden drei, beginnend Ende 
Mai, Mitte September und anfangs Dezember 
abgehalten. Falls es ſich ermöglichen läßt, ſollen die 
Prüfungen zu gleicher Zeit auch in der Pfalz ſtattfinden; 
die Bildung einer eigenen Prüfungskommiſſion für die 
mündliche Prüfung beim Oberlandes Rn 
iſt in Ausſicht genommen. Es foll jedem Prüfungs- 
teilnehmer geſtattet ſein, ohne Verzicht auf das Ergebnis 
der bereits abgelegten Prüfung, die Prüfung zweimal 
zu machen. 

Den Kriegsteilnehmern, die die Staatsprüfung 
bereits vor dem Kriege abgelegt haben und die Prüfung 
wiederholen wollen, wird die zweimalige Wiederholung 
ohne Verzicht auf das Ergebnis der früheren Prüfung 
zugeſtanden.“ 


erg Prüfung von Präflingen in der Pfalz. 
Eine Min Bek. vom 24. Januar 1919 (bayr. Staats⸗ 
anzeiger vom 6. Februar 1919 Nr. 36 [zweites 1 
ſieht die Bildung eines beſonderen Ausſchuſſes für die 
mündliche Prüfung von Prüflingen, die ſich in der Pfalz 
aufhalten, beim Oberlandesgericht Zweibrücken vor. 


Termin der erſten Staatsprüfung für den höheren 
Juſtiz⸗ und Berwaltungsdienſt 1919. Die gleiche Nummer 
des Staatsanzeigers bringt eine Bek. der Staatsmini⸗ 
ſterien der Juſtiz und des Innern vom 4. Februar 1919. 
Die Bek. beſtimmt über die erſte Staatsprüfung für den 
höheren Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt 1919: 

„Die 1. Abteilung der ſchriftlichen Prüfung beginnt 
am 12. Mai 1919. Die Prüfungstage find: 12., 13., 14., 
15., 16., 19., 20., 21., 22. Mai. 


Die 2. Abteilung der ſchriftlichen Prüfung beginnt 
am 26. Mai. Prüfungstage find: 26., 27., 28., 30. Mai, 
2., 3., 4., 5. und 6. Juns 

Die 8 aben mit fiebenftündiger Arbeitszeit 
werden am 16. und 30. Mai gegeben werden. 

Wer ſich der Prüfung unterziehen will, hat ſich in 
den Landesteilen rechts des Rheins nach 8 107 der 
Bek. vom 25. Okt. 1910 in der Faſſung vom 1. Auguſt 1912 
über die Vorbedingungen für den höheren Juſtiz⸗ und 
Verwaltungsdienſt (JMEBL. 1910 S. 791; 1912 S. 191) 
zwiſchen dem 16. Februar und 2. März 1019 vorläufig 
anzumelden. 

Die Regierungen, Kammer des Innern, legen bie 
auf Grund der Anmeldungen hergeſtellten Verzeichniſſe 
der Prüflinge (8 110 der Bek. vom 25. Okt. 1910) bis 
9. März 1919 dem Staatsminiſterium des Innern vor. 

Die Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind nach 
8 112 der vorerwähnten Bek. vom 25. Okt. 1910 in der 
Saflung vom 1. Auguſt 1912 in der Zeit vom 23. März 

is 13. April 1919 einzureichen. 

Das nach 8 113 Abſ. 2 a. a. O. vorgeſchriebene 
Verzeichnis iſt bis zum 27. April 1919 vorzulegen. 

ür die Pfalz wird der Präſident des Oberlandes⸗ 
gerichts Zweibrücken ermächtigt, alle weiteren Anord⸗ 
nungen für die Prüfung mit Ausnahme der Feſtſetzung 
der Prüfungstage zu treffen.“ 


Hilfsmittel für die Staatsprüfung. Teilweiſe eine 
Zuſammenfaſſung der oben bezeichneten Bekannt⸗ 
machungen bringt die Miniſterialbekanntmachung vom 
12. Februar 1919. Ueber die Hilfsmittel beſtimmt 
ſie noch im beſonderen: i 


1. Als Hilfsmittel für die erſte Abteilung der 
ſchriftlichen Prüfung dürfen die Prüflinge nur be⸗ 
nützen je eine Textausgabe, eine mit Anmerkungen 
verſehene Handausgabe und einen Kommentar zu den 
den Prüfungsgegenſtand bildenden, in Ziffer VI a fal 
gezählten Geſetzen und den dazu gehörigen Einfüh⸗ 
rungs⸗ und Ausführungsgeſetzen. 

Außerdem darf die Sammlun 
Strafgeſetzgebung des Deutſchen 
werden. 

2. Als Hilfsmittel für die zweite Abteiling der 
ſchriftlichen Prüfung dürfen die Prüflinge außer den 
für die erſte Abteilung zugelaſſenen Hilfsmitteln je 
eine Textausgabe, eine mit Anmerkungen verſehene 
Handausgabe und einen Kommentar zu den den Prü⸗ 
fungsgegenſtand dieſer Abteilung bildenden unter 
Ziffer VIb aufgeführten Geſetzen und Verordnungen 
und den dazu gehörigen Einführungs⸗ und Ausfüh⸗ 
rungsgeſetzen benützen. 

Ferner iſt der Gebrauch der Geſetzesſammlung 
von Buchert, der ſyſtematiſchen Handbücher der inneren 
Verwaltung von Krais und Pechmann, eines ſyſtema⸗ 
tiſchen Werkes über Bayeriſches Staatsrecht und Baye⸗ 
riſches Schulrecht, ſowie im ganzen zweier Lehrbücher 
oder ſyſtematiſcher zuſammenfaſſender Werke allge⸗ 
meinen Inhalts über Volks⸗ und Staatsfinanzwirt⸗ 
ſchaft, ſowie je eines Lehrbuches des katholiſchen und 
proteſtantiſchen Kirchenrechts geſtattet. 

Der Gebrauch aller weiteren Hilfsmittel iſt ver⸗ 
boten, insbeſondere dürfen das Reichsgeſetzblatt, das 
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt, die Miniſterialamts⸗ 
blätter, andere als die voraufgeführten Lehrbücher, 
Werke ſyſtematiſchen Inhalts, Handbücher, Hand⸗ 


von Allfeld „Die 
eiches“ verwendet 


wörterbücher, Lexikographien, Handbücher für den Ges 


brauch der Geſetzblätter und anderer amtlicher Blätter, 
Abhandlungen und Sonderſchriften, ferner Samm⸗ 
lungen von Entſcheidungen, Lexika, Wörterbücher, 
Nachſchlagebücher, Reichstags⸗ und Landtagsdruck⸗ 
ſolchen eitſchriften und Zeitungen, Ausſchnitte aus 
olchen, Abdrucke und Abſchriften von Entſcheidungen, 
Kollegienhefte, handſchriftliche Aufzeichnungen aller 
Art uſw. und weitere Geſetzesſammlungen nicht ver⸗ 
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wendet werden. Ausgaben, welche die Geſetze und 
Verordnungen in der Hauptſache lediglich durch Wieder⸗ 
gabe der Rechtſprechung erläutern, ſind ausgeſchloſſen, 
weil ſie als Sammlungen von Entſcheidungen anzu⸗ 
ſehen ſind. 

Textausgaben, Handausgaben oder Kommentare 
ſollen nicht deshalb ausgeſchloſſen ſein, weil in ihnen 
mehrere der in Ziffer VI aufgeführten Geſetze und 
Verordnungen oder noch andere als dieſe enthalten 
oder erläutert find. Auch ind Kommentare und Hand⸗ 
ausgaben, die neben der Erläuterung eines Geſetzes 
zugleich eine ſyſtematiſche Darſtellung des von dieſem 
Geſetze geregelten Stoffes enthalten, nicht ausgeſchloſſen. 

Die zuläſſigen Hilfsmittel dürfen auch handſchrift⸗ 
liche Randbemerkungen enthalten, es müßte denn ſein, 
daß eine offenſichtliche Umgehung des Verbotes in 
Ziffer VII 2 Abſ. III vorliegt. Handſchriftliche Be⸗ 
merkungen fallen unter den Begriff der Randbemer⸗ 
kungen auch dann, wenn ſie auf eingeſchoſſene Blätter 
geſchrieben ſind. Im übrigen iſt die Frage, inwie⸗ 
weit Bücher mit handſchriftlichen Bemerkungen benützt 
werden dürfen, nach Maßgabe der Vorſchriften in 
Ziffer VII 2 Abſ. III zu beantworten. Sie iſt im 
Zweifel zugunſten der Prüflinge zu entſcheiden. Ins⸗ 
beſondere find auch Bemerkungen zuläſſig, die Grund» 
gedanken von Abhandlungen oder Entſcheidungen oder 
einzelne den Gründen entnommene Sätze enthalten. 

Einzelne 55 eines Kommentars können durch 
Teile eines anderen Kommentars erſetzt werden. Er⸗ 
ſcheint zur Zeit der Prüfung ein zugelaſſenes Werk 
neu in Lieferungen, ſo können dieſe neben dem abge⸗ 
ſchloſſenen Werke benützt werden. 

An Stelle eines Kommentars darf eine zweite 
Handausgabe gebraucht werden. Dies gilt auch dann, 
wenn ein Kommentar zu dem Geſetze, das in einer 
Handausgabe erläutert iſt, nicht vorhanden iſt. 

Die Benützung mehrerer Auflagen einer und der⸗ 
ſelben Text⸗ oder Handausgabe iſt geſtattet. 

Die gemeinſchaftliche Benützung und der Aus⸗ 
tauſch von Hilfsmitteln iſt unterſagt. 

Für die Zeit der Beſetzung der Pfalz wird der 
aa ident des Oberlandesgerichts Zweibrücken er» 

ächtigz, die für die Staatsprüfungen erforderlichen 
e für die Pfalz zu treffen. 


geitungsſchal. 


(Wenn dieſe Ueberſicht ein richtiges Bild der er⸗ 
ſchienenen Veröffentlichungen geben ſoll, bedürfen wir 
unbedingt der Mitarbeit aller Kollegen, beſonders er⸗ 
ſuchen wir die Ortsgruppen Vertrauensleute aufzu⸗ 
ſtellen, die es übernehmen, einſchlägige Artikel aus 
Zeitungen oder Zeitſchriften ihres Bezirkes an die 
„Mitteilungen“ zu ſenden). 


In den „Münchner Neueſten Nachrichten“ 
vom 15. Januar 1919, Nr. 23 wird in einem größeren 
Artikel unter Schilderung der Anſtellungsverhältniſſe 
vor dem juriſtiſchen Studium gewarnt. 


In der „Neuen Zeitung“ vom 4. Februar 1919 
Nr. 36 erörtert Dr. Arnold Wadler die ungünſtige 
wirtſchaftliche und ſoziale Lage der bayeriſchen Rechts⸗ 
praftifanten, insbeſondere die lange Dauer ihrer Aus- 
bildungszeit und fordert die Abſchaffung des Dreier: 
Erlaſſes und des ganzen Staatskonkurſes. 
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Verlag von n J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), S Verlag (Arthur Sellier), München und Berlin. 


Vücheranzeigen. 


(Die hier beſprochenen Bücher werden der Verbands⸗ 
bibliothek überwieſen.) 


Die baheriſchen direkten Staatsſtenergeſetze, herausgegeben 
von Dr. Auguſt Färurshr, Rechtsanwalt in München. 
(Aus Schweitzers un) Taſchenformat. IV, 
232 S. München 1918. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). Geh. Mk. 2.80 (dazu 25% Teuerungszuſchlag). 


Die Ausgabe bringt eine handliche Zuſammenſtel⸗ 
lung der bayer. direkten Staatsſteuergeſetze in ihrer 
gegenwärtigen Faſſung. Sie erſpart damit mühſame 
und im Ergebnis doch nicht immer ſehr befriedigende 
eigenhändige Verbeſſerungen älterer Texte. Solche Ver⸗ 
beſſerungsverſuche wären hier ſchon deshalb etwas 
bedenklich, weil ſie die Gefahr mit ſich brächten einige 
kleinere Aenderungen der betr. Geſetze aus den Jahren 
1912— 1917 nicht genügend zu beachten. Gerade auch 
dem Beſitzer der Buchertſchen Sammlung von Verwal⸗ 
tungsgeſetzen wird die Fürnrohrſche Ausgabe erwünſcht 
ſein, weil Bucherts Sammlung (3. Aufl. 1911) natur⸗ 
gemäß das Vermögensſteuergeſetz, auffallenderweiſe aber 
auch das Grundſteuergeſetz nicht enthält. — Die Ein⸗ 
leitung der vorliegenden Ausgabe beſchränkt ſich er⸗ 
freulicherweiſe nicht auf eine geſchichtliche Darſtellung 
der Entwicklung des bayeriſchen Steuerrechts, ſie be⸗ 
handelt auch kurz die Grundprinzipien des geltenden 
Steuerſyſtems. Ebenſo iſt zu begrüßen, daß das über⸗ 
ſichtliche Regiſter nicht nur dem Geſetzeswortlaut ent⸗ 
nommene Stichworte, ſondern auch die in der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft üblichen Begriffsbezeichnungen ent 115 
Dr. G. 


In den nächſten Tagen erſcheint Schweitzers Zettel⸗ 
ausgabe Nr. 13, enthaltend die Verordnung über 
das Erbbaurecht vom 15. Jan. 1919 mit den Aen⸗ 
derungen des BGB. und der GBO. 


An Büchern find ferner der Verbandsbibliothek 
überwieſen worden — Beſprechung bleibt vorbehalten —: 


Stenger, Dr. jur. Hermann, rechtsk. Bürgermeiſter in 
Immenſtadt. Das bayeriſche Gemeindever⸗ 
mögensrecht. Syſtematiſche Darſtellung unter 
beſonderer Berückſichtigung der ä 918 Ver⸗ 
hältniſſe. XII, 415 Seiten. München 1918, J. 
Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), geb. mi 50 Mk. 


Behr, Dr. jur. et rer. pol. Albert, Amtsrichter in 
München, Das Bayeriſche Jagdgeſetz vom 
30. März 1850. Mit den Geſetzen über den Erſatz 
des Wildſchadens und ſonſtigen einſchlägigen reichs⸗ 
und landesrechtlichen Beſtimmungen. Erläutert. XII, 
488 Seiten (In Schweitzers braunen Handaus gaben). 
en a J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier). 
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Verbands⸗Kachrichten. 


Die Geſchäftsſtelle des Verbandes befindet ſich 
Juſtizpalaſt Zimmer 62. Sie iſt geöffnet an allen 
a aa (mit Ausnahme des Samstags) von 

Um einen ſicheren Bezug der „Mitteilungen“ zu 
gewährleiſten, erſuchen wir möglichſt umgehend die 
beiliegende Beſtellkarte ausgefüllt an die Geſchäfts⸗ 
ſtelle ſenden zu wollen. 


Verantwortlicher Herausgeber: 
i. V.: Dr. Oskar Gerſtle, Rechtspraktikant in eee 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier), München und Freiſing. 
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Herausgegeben von Rechtspraktikant Dr Osl. Gerſtle und Rechtspraktikant Dr. A. Wolff in München. 
Beilage zur „Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern‘. 
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Satzungen des Bayer. Nechtspraktikauten⸗Berbandes 29 


Die Entſchließungen 
der Nitgliederverſammlungen des Bayer. 
Lechtspraktikantenverbandes. 


Die „Mitteilungen“ bringen hiemit die bereits 
in der erſten Nummer angekündigte wörtliche Wieder⸗ 
gabe der Entſchließungen der Mitgliederverſammlungen 
des Bayer. Rechtspraktikanten⸗verbandes. Dieſe Re⸗ 
ſolutionen ſind zugleich ein kurzer, aber doch recht 
inhaltsreicher Bericht über die bisherige Tätigkeit des 
Verbandes. Manche der in ihnen aufgeſtellten Forde⸗ 
rungen wurden bereits verwirklicht; die Arbeit für 
die Erfüllung der übrigen ſoll eine unſerer nächſten 
Aufgaben ſein. 


1. Entſchließung vom 18. Dezember 1918. 

„Mit Rückſicht auf die Tatſache, daß die 
bayer. Staatsregierung im Gegenſatz zu den Re⸗ 
gierungen ſämtlicher anderer Bundesſtaaten den 
Rechtspraktikanten keine Möglichkeit gegeben hat, 
in den Jahren 1914 und 1915 einen Staats⸗ 
konkurs abzulegen, ſo daß der größte Teil der in 
Betracht kommenden Herren im Jahre 1916 nicht 
mehr in der Lage war, den Staatskonkurs abzu⸗ 
legen, erachtet es der bayer. Rechtspraktikanten⸗ 
verband einhellig als eine Pflicht der Regierung 

1. möglichſt frühzeitig und möͤglichſt viele 
Staatskonkurſe im Jahre 1919 abzuhalten, min⸗ 
deſtens 4, in den Monaten Mai, Juli, Oktober 
und Dezember, 

2. eine möglichſt raſche Zenſur und möͤglichſt 
beſchleunigte Mitteilung der Ergebniſſe an die 
Prüfungsteilnehmer zu veranlaſſen, 

3. ſofort die Trennung von Juſtiz und Ver⸗ 
waltung durchzuführen, d. h. die Befähigung zum 
Richterdienſt und zur Rechtsanwaltſchaft lediglich 
von der Ablegung der Prüfung aus der Juſtiz 
und die Befähigung zum höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt lediglich von der Ablegung der Prüfung 
aus der Verwaltung abhängig zu machen, auch 
fernerhin aber die Möglichkeit zur Ablegung 
der Prüfung aus beiden Gebieten zu gewähren, 
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2. Entſchließung vom 4./8. Jannar 1919. 


Von dem Grundſatze ausgehend, daß die 
Trennung von Juſtiz und Verwaltung in der in 
der Reſolution vom 18. Dez. 1918 ausgeſprochenen 
Form den wichtigſten Programmpunkt des RPrV. 
bildet, beſchloß die Verſammlung vom 4. /8. Jan. 
1919: 


1. Der RPrV. gibt feiner Anſchauung dahin 
Ausdruck, daß für die nächſten Staatskonkurſe 
nur die wichtigſten Materien Gegenſtand der 
Prüfung bilden ſollen. Hinſichtlich der Juſtiz 
nimmt die Verſammlung die diesbezüglichen Er⸗ 
klärungen des Herrn Miniſterialrats Müller dan⸗ 
kend zur Kenntnis. | 

2. Der praktiſche Fall ſoll wegfallen. 

3. Der Gebrauch von Geſetzesſammlungen mit 
Ausnahme derjenigen von Jaeger, Buchert und 
Allfeld ſoll ausgeſchloſſen ſein. Soweit andere 
Geſetzesbeſtimmungen nötig find, ſollen ſie den 
Prüflingen im Text geliefert werden. 

4. Erkrankten Prüfungsteilnehmern ſind die 
bereits abgelegten Arbeiten auf Wunſch anzu⸗ 
rechnen, wenn ſie ſich der Prüfung nochmals unter⸗ 
ziehen. Sind nicht mehr als 2 Aufgaben ver⸗ 
ſäumt, ſo ſoll eine Wiederholung dieſer nicht mehr 
nötig ſein, ſondern zur Benotung dieſer Aufgaben 
auf Wunſch der Durchſchnitt der übrigen Auf⸗ 
gaben des Prüfungsteilnehmers dienen. 

5. Es ſollen möglichſt ſofort amtliche, unent⸗ 
geltliche Kurſe eingerichtet werden. 

6. Jedem Prüfungsteilnehmer ſoll eine zwei⸗ 
malige Wiederholung des Staatskonkurſes möglich 
ſein ohne Verzicht auf das Ergebnis der früheren 
Prüfungen. 


3. Entſchließung vom 4.8. Jaunar 1919. 


Die Mitgliederverſammlung des bayer. RPr V. 
vom 4./8. Januar 1919 beſchließt hinſichtlich der 
Begünſtigungen der Kriegsteilnehmer: 

1. Berechtigt zur Teilnahme an den im Mai 
und September 1919 ſtattfindenden Staatskon⸗ 
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kurſen find die Kriegsteilnehmer, die ihr Uni⸗ 
verfitätderamen im Jahre 1915 und früher be⸗ 
ſtanden haben. Wer das Univerſitätsexamen erſt 
1916 abgelegt hat, kann früheſtens an dem Staats⸗ 
konkurs Dezember 1919 teilnehmen. 

2. Als Kriegsteilnehmer wird betrachtet, wer 
während des Krieges zum Heere oder zur Marine 
einberufen war, oder im Hilfsdienſt oder einem 
ihm gleichgeachteten Dienſt mindeſtens / Jahr 
beichäftigt war. 

3. Den Kriegsteilnehmern kann eine Auf⸗ 
beſſerung der von den Prüfungskommiſſionen feſt⸗ 
geſetzten Noten bis zu 5 Punkten in jeder Ab⸗ 
teilung, jedoch nicht über 8 Punkte im ganzen, 
zugebilligt werden. 

4: Um wieviel Punkte die Note aufzubeſſern 
iſt, entſcheidet eine Kommiſſion, die ſich zuſammen⸗ 
ſetzt aus einem richterlichen Mitglied des Oberſten 
Landesgerichts, einem richterlichen Mitglied des 
Verwaltungsgerichtshofs ſowie aus einem von den 
beteiligten Miniſterien zu beſtimmenden höheren 
Miniſterialbeamten. Dieſer führt den Vorſitz. 

5. Die Kommiſſion trifft die Entſcheidung 
über die Aufbeſſerung unabhängig von den Prü⸗ 
ſungskommiſſionen und ohne Keuntnit von dem 
Ergebnis der Prüfung der Kriegsteilnehmer auf 
Grund einer von den Kriegsteilnehmern einzu⸗ 
reichenden Schilderung ihrer Beſchäftigung während 
des Kriegs. Der Name des Kriegsteilnehmers 
iſt der Kommiſſion nicht bekannt zu geben. 

6. Für Kriegsteilnehmer, welche den Staats⸗ 
konkurs des Dezembers 1918 abgelegt haben, 
finden die obigen Grundſätze finngemüße Ant: 
wendung. In Hinblick auf die für künftige Staats⸗ 
konkurſe zugeſtandenen und noch zu erwartenden 
Erleichterungen wird eine tunlichſt milde Beurtei⸗ 
lung der Arbeiten des Staatskonkurſes 1918 er⸗ 
wartet. 

7. Kriegsteilnehmer, welche eine Punktzahl 
von 91— 100 erhalten haben, ſollen das Examen 
babe Ablegung einer mündlichen Prüfung beſtanden 

aben. 

8. Wer das Univerſitätsexamen in den Jahren 
1911 und 1912 beſtanden hat, ſeinen Vorberei⸗ 
tungsdienſt ordnungsgemäß bis Kriegsbeginn ab⸗ 
gelegt hat und Kriegsteilnehmer im Sinne der 
Ziff. 2 iſt, muß ohne weitere Bedingungen er⸗ 
füllt zu haben bereits im Ma 1919 zu beiden 
Abteilungen des Konkurſes zugelaſſen werden. 

Wer das Univerſitätsexamen in den Jahren 
1913, 1914 oder 1915 beſtanden hat und Kriegs⸗ 
teilnehmer im Sinne der Ziff. 2 iſt, muß zum 
Staatskonkurs zugelaſſen werden, wenn er 1 Jahr 
Vorbereitungsdienſt in der Juſtiz und / Jahr 
Vorbereitungsdienſt in der Verwaltung abgelegt 
hat. Hiebei iſt es gleichgültig, bei welchen Stellen 
der Vorbereitungsdienſt abgelegt wurde. 

Wer das Univerſitätsexamen im Jahre 1916 
abgelegt hat, Kriegsteilnehmer im Sinne der Ziff. 2 
iſt und den im vorigen Abſatz vorgeſehenen Vor⸗ 


bereitungsdienſt von 1% Jahren früher als am 
30. September 1919 beenden würde, hat bis zu 
dieſem Zeitpunkt Vorbereitungsdienſt abzulegen 
(jedoch nicht über die Geſamtdauer von 3 Jahren), 
wenn er zum Staatskonkurs zugelaſſen werden will. 


4. Entſchließungen vom 4. März 1919. 
a) Amtsanwaltſchaft. 


Der bayer. RPrV. nimmt aufs ſchärfſte Stel- 
lung gegenüber den Verſuchen der nicht juriſtiſch 
vorgebildeten Juſtizbeamten, die Amtsanwaltſchaft 
für mittlere Beamte grundſaͤtzlich zugänglich zu 
machen und erſucht das Juſtizminiſterium aufs 
dringendſte die Amtsanwaltſchaft ausſchließlich den 
Juriſten offen zu halten. | 


b) Volkswirtſchaftliche Verwaltungs: 
beamte. 


Die Vorſtandſchaft wird beauftragt bei der 
Staatsregierung dahin vorſtellig zu werden, daß 
den Verſuchen der nur volkswirtſchaftlich vorge⸗ 
bildeten Akademiker in ſolche Verwaltungsſtellen 
insbeſondere in der Ernährungswirtſchaft einzu: 
dringen, die bisher ausſchließlich jungen Juriſten 
vorbehalten waren, entgegengetreten werde. 


Eprechſaal. 


(Die fachliche Verantwortung für die Sprechſaalnotlzen bleibt den 
Einſendern überlaſſen.) 

Erkrankung während des Staatskenkurſes. Ich habe 
an das Bayr. Staatsminiſterium der Juſtiz ein Geſuch 
in folgendem Sinne gerichtet: 

„Ich leide ſeit 2½ Jahren an Malaria, habe mich 
auf dem Rückzug aus Paläſtina im September 1918 
neuerdings mit Malaria tropica infiziert, war deshalb 
im Lazarett und habe ſeit der Rückkehr nach Deutſch⸗ 
land wiederholt dieſe Anfälle gehabt, die mich auf 
1—2 Tage vollſtändig arbeitsunfähig machen und zur 
Bettruhe zwingen. Solche Anfälle können noch lange 
Zeit auftreten, ſo daß ſelbſt bei Ablegung des Examens 
erſt im Jahre 1920 eine Sicherheit für meine völlige 
Wiederherſtellung nicht gegeben iſt. Ich frage nun 
an, wie die Benotung erfolgt, wenn ich während des 
Examens einen derartigen Fieberanfall bekomme und 
ein oder zwei Aufgaben nicht mitmachen kann.“ 

Aus der Antwort des Staatsminiſteriums der 
Juſtiz Nr. 6888 vom 19. Februar 1919, gerichtet an den 
Präſidenten des Oberlandesgerichtes Bamberg, mitzu⸗ 
teilen dem Rechtspraktikanten Dr. Marx: 

Die Bewertung von Aufgaben, die wegen Krank⸗ 
heit nicht bearbeitet werden können, erfolgt auch für 
Kriegsteilnehmer nach Abſ. IV und V des $ 140 der 
Bek. vom 25. Oktober 1910 über die Vorbedingungen 
für den höheren Juſtiz- und Verwaltungsdienſt. Aus» 
nahmen können aus grundſätzlichen Erwägungen nicht 
gemacht werden. i 

J. A.: Der Staatsrat: 
f gez.: Unzner.“ 

Die in der Antwort erwähnten Beſtimmungen der 

Bek. vom 25. Oktober 1910 lauten: 
8 140. 

Abſ. 4: Perſönliche Verhältniſſe der Prüflinge, die 

auf das Ergebnis eingewirkt haben können, z. B. Er⸗ 
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krankung während der Vorbereitung zur Prüfung oder 
während der Prüfung, Familienverhältniſſe dürfen 
nicht berückſichtigt werden. 

Abſ. 5: Hat ein Prüfling eine N nicht be⸗ 
arbeitet, ſo iſt ihm die Note 7 zu erte en. 1 
8 arg. 


Abkürzung des Vorbereitungsdienſtes der Kriegs⸗ 
teilnehmer. Auf meine dem Staatsminiſterium der 
Juſtiz vorgelegte Bitte mir nach über vier Jahren 
Kriegsdienſt die Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer zu⸗ 
zuerkennen und mir eine Kürzung meines vor dem 
Krieg begonnenen Vorbereitungsdienſtes gewähren zu 
wollen, wurde mir von dem Miniſterium der Juſtiz 
der Beſcheid, daß über die Frage der Zuerkennung der 
Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer eine Vereinbarung 
der beiden Staatsminiſterien der Juſtiz und des Innern 
erfolgt ſei. Ueber eine Kürzung des Vorbereitungs- 
dienſtes könne aber vorerſt nur mitgeteilt werden, daß 
das Staatsminiſterium der Juſtiz ſechs Monate Vor⸗ 
bereitungsdienſt am Landgericht erlaſſen hat und der 
Suloffung zur Staatsprüfung auch dann kein Hindernis 
in den Weg legt, wenn bei dem Prüfungstermin, den 
ich wählen würde, der Vorbereitungsdienſt bei einem 
Rechtsanwalt noch nicht begonnen oder noch nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig beendet ſei; das Staatsminiſterium 
des Innern werde aber erſt nach Ablauf von 
fünf Monaten Vorbereitungsdienſt bei der 
Berwaltung auf Grund eines erneuten Ge» 
. einen Entſcheid über die Abkürzung 

ieſes Dienſtes fällen. f 

Diefes Verfahren bei der Erledigung der Geſuche 
um Anrechnung der Dienſtzeit beim Heere bringt für 
die Kriegsteilnehmer eine nicht gerechtfertigte Er⸗ 
ſchwerung in der Vorbereitung und in der Zulaſſung 
zur Staatsprüfung. Die Ungewißheit, an welchem 
Termine der Kriegsteilnehmer die Prüfung ablegen 
kann, macht es unmöglich einen genauen Arbeitsplan 
aufzuſtellen und eine Zeiteinteilung für die Bewältigun 
des Prüfungsſtoffes vorzunehmen. Die Tatigkeit be 
der Verwaltungsbehörde ſelbſt leidet, wie die Arbeit 
während der ganzen Ausbildungszeit, unter der Un⸗ 
geklärtheit der Dauer des Vorbereitungsdienſtes. Ein 
Geſuch um Zulaſſung zur Staatsprüfung kann unter 
Umſtänden nicht rechtzeitig angebracht werden. So 
läuft für mich der fünfmonatige Vorbereitungsdienſt 
bei der Verwaltungsbehörde am 1. November 1919 ab. 
An dieſem Tage ſoll dem Miniſterium des Innern ein 
erneutes Geſuch vorgelegt werden. Ende November 
iſt Antwort zu erwarten. Anfangs Dezember findet 
eine Staatsprüfung ſtatt. Gewährt das Staatsmini⸗ 
ſterium des Innern in gleich entgegenkommender Weiſe 
wie das Staatsminiſterium der Juſtiz eine Kürzung 
des Vorbereitungsdienſtes vor der Prüfung auf die 
Hälfte der Zeit, alſo auf ſechs Monate, ſo iſt für mich 
der vor der Prüfung abzuleiſtende Vorbereitungsdienſt 
am 1. Dezember 1919 beendet. Die Staatsprüfung 
anfangs Dezember 1919 kann ich aber trotzdem nicht 
ablegen, weil der Termin zur Zulaſſung zu dieſer 
Prüfung natürlich längſt verſtrichen iſt und mir auch 
die Möglichkeit fehlt das notwendige Material in 
letzter Stunde zu ſammeln. 

Sollte es nicht möglich ſein, daß die beiden Staats⸗ 
miniſterien bei der Vereinbarung über die Frage der 
Zuerkennung der Eigenſchaft als Kriegsteilnehmer für 
jeden Kandidaten gleichzeitig auch end⸗ 
gültig eine Vereinbarung treffen, wann 
der Vorbereitungsdienſt in der Juſtiz und 
in der Verwaltung als abgeſchloſſen gilt? 
Eine Ergänzung der bereits erledigten Geſuche in 
dieſem Sinne würde wohl auch durchführbar ſein. 

Dr. Fr. Zehler. 
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Aus amtlichen Nachrichten. 


Schülerkarten für feriegsteilnehmer zum Beſuch der 
amtlichen Uebungskurſe. Auf die in der letzten Nummer 
der Mitteilungen mitgeteilten Schritte zur Erwirkung 
von Schülerkarten zum Beſuch der amtlichen Vor⸗ 
bereitungskurſe (vgl. Sprechſaal „der Rechtspraktikant 
— eine Perſon in ſelbſtändiger Lebensſtellung !“) er⸗ 
hielt der Verband folgende Mitteilung des Bayer. 
Staatsminiſteriums der Juſtiz: 

Das Staatsminiſterium für Verkehrsangelegen⸗ 
heiten hat mit Entſchließung vom 26. Februar 1919 
6 C. e. s. genehmigt, daß an auswärtige Rechtsprakti⸗ 
kanten, die durch den Krieg auf lange Zeit aus ihrer 
Vorbereitung herausgeriſſen waren, alſo nur an Kriegs⸗ 
teilnehmer zum Beſuch der vom Staatsminiſterium 
der Juſtiz bei den größeren Gerichten eingerichteten 
Uebungskurſen Schüͤlerkarten abgegeben werden. Zur 
Erlangung der Fahrpreisermäßigung iſt eine Be⸗ 
ſcheinigung des Kursleiters vorzulegen. 

Hievon gebe ich Kenntnis und weiſe auf ausdrück⸗ 
lichen Wunſch des Verkehrs⸗Miniſteriums darauf hin, 
daß durch das beſondere außertarifmäßige Zugeſtändnis 
der grundſätzliche Standpunkt der Verkehrs⸗ Verwaltung 
ee Staatsminiſteriums für Verkehrsange⸗ 

egenheiten an den Münchner Rechtspräktikanten⸗Verein 
vom 6. März 1909 6 C. e. s) nicht verlaſſen wird und 
daß deshalb aus der neuen vorübergehenden Zuſage 
Folgerungen für die Zukunft nicht gezogen werden dürfen. 
J. A.: Der Staatsrat 
gez. Unzner. | 


Brüfungsftoff und Hilfsmittel der 2. Staatsprüfung. 
Die gegenwärtigen polltiſchen Verhältniſſe haben eine 
Veröffentlichung oer vorbereiteten Ergänzung der 
MinBek. vom 12. Februar 1919 über Hilfsmittel für 
die Staatsprüfung verhindert. Im Einverſtändniſſe 
mit dem Herrn Vertreter des Miniſteriums des Innern 
teilen wir deshalb mit, daß die Kirchengemeinde⸗ 
ordnung und die Volks wirtſchaftslehre nicht 
mehr Gegenſtand der Prüfung in der 2. Abteilung 
F bilden werden. Mit dieſer Beſchrän⸗ 
ung des Prüfungsſtoffes iſt auch eine entſprechende 
Verminderung der Hilfsmittel verbunden. 


Berbands⸗Aachrichten. 


Berbandsverſtand. Der bisherige I. Vorſitzende 


des Verbandes, Dr. Ludwig Gebhard, hat zu unſerem 


großen Bedauern aus beruflichen Gründen ſein Amt 
niedergelegt. Als Gründer, ausbauender Organiſator 
und umſichtiger Leiter des Verbandes hat ſich Dr. Geb⸗ 
hard unvergängliche Verdienſte um unſeren Verband 
erworben. Entſchieden und erfolgreich vertrat er in 
unermüdlicher felbftlofer Arbeit die Intereſſen des 
Verbandes. Für all das ſei ihm auch hier der auf⸗ 
richtigſte Dank ausgeſprochen! Erfreulicherweiſe iſt es 
wenigſtens gelungen, Kollegen Dr. Gebhard als Bei⸗ 
ſitzer dem Vorſtand zu erhalten. 

Nach der durch den Rücktritt Dr. Gebhards not⸗ 
wendigen Vorſtandswahl ſetzt ſich der Vorſtand des 
Verbandes folgendermaßen zuſammen: 


I. Vorſitzender: II. Borſitzender: 


Reiſinger Dr. Gerſtle 
I. Schriftführer: II. Schriftführer: 
Lechner Ad am 
I. Kaſſier: II. Kaſſier: 
Dr. Schub Pöppel. 


Beiſitzer: Die nachſtehend erwähnten Vorſitzenden 


der Ortsgruppen, ferner 


b 


Dr. Gebhard, Loewenfeld, Roſenberg. 


— 


Ortsgruppen: 
Augsburg, I. Vorſitzender Dr. Krazer, Augsburg, 
Halderſtr. 14 2 


Bamberg, I. Vorſitzender Dr. Keppeler, Bamberg, 
Urbanſtr. 16. 
Vorſitzender Bloch, Bayreuth, Leo⸗ 


Bayreuth, I. 
poldſtr. 19/1 

Hof, I. Vorſitzender P. Tremel, Hof, Marienſtr. 71. 

Nürnberg, I. Vorſitzender Dr. Neuer, Nürnberg, 
Bielingſtr. 25. N 

Regensburg, I. Vorſitzender Dr. Braunsberger, 
Regensburg, Wörthſtr. 17/I. 

Würzburg, I. Vorſitzender Dr. Reiſert, Würz⸗ 
burg, Franz⸗Ludwigſtr. 7 /. 


e Bertretertagung. Am 16. März 1919 
fand im Juſtizpalaſt in Nürnberg eine Zuſammenkunft 
der Vertreter des Verbandes und der einzelnen Orts⸗ 
15 ſtatt. Die ſehr gut beſuchte Tagung, um 
eren Vorbereitung ſich die Nürnberger Ortsgruppe 
beſonders verdient gemacht hatte, gab Gelegenheit zu 
einer eingehenden Ausſprache über die gegenwärtigen 
Aufgaben und Ziele des Verbandes. Ein ausführlicherer 
Bericht mußte wegen Raummangels leider zurück⸗ 
geſtellt werden. i | 


Vüchervermittlung. 


Der Rechtspraktikantenverein hat in ſeiner Geſchäfts⸗ 
ſtelle in München, Juſtizpalaſt, Zimmer 62, eine Bücher⸗ 
vermittlungsſtelle eingerichtet. 

Alle Herren Kollegen, die Bücher zu verkaufen 
beabſichtigen, wollen ein Verzeichnis der verkäuflichen 
Bücher dorthin einſenden. Für jedes einzelne 
Buch iſt ein eigener Zettel im Format 6:12 
auszufüllen, auf dem auf der Vorderſeite der 
genaue Titel (insbeſ. die Auflage!) und der 
geforderte Preis (ev. im Vergleich hiezu auch der 
Ladenpreis), auf der Rückſeite Name und Adreſſe 
des Verkäufers und etwaige Bemerkungen über 
den Erhaltungszuſtand des Buches anzugeben find. 
Berzeichniſſe in anderer als der beſchriebenen, ins⸗ 
beſondere der Liſtenform werden nicht berück⸗ 


ſichtigt. 

[a eingeſandten Bücherverzeichniſſe liegen für 
Kaufsintereſſenten jeden Wochentag von 4 bis 6 Uhr 
(ausgenommen Samstag) zur Einfiht auf. Aus⸗ 
wärtige Kollegen können bei beſtimmter Angabe der 
gewünſchten Bücher und gegen Beilegung des Rück⸗ 
ein ſchriftlich Auskunft von der Geſchäftsſtelle er» 
alte 


n. 

Für jeden durch die Vermittlung der Bücher: 
ſtelle zuſtandegekommenen Verkauf hat der Ver: 
käufer 5% des Kaufpreiſes als Vermittlungs- 
gebühr zu entrichten; er hat ſich hiezu ſowie 
zur Anzeige jedes Verkaufes bei der Einſendung der 
Bücherzettel ſchriftlich zu verpflichten und den 
ſchuldigen Betrag nach erfolgtem Verkauf an die 
Geſchäftsſtelle einzuſenden. Desgleichen iſt der Käufer 
verpflichtet von dem Kauf (unter Angabe des Kauf⸗ 
preiſes) der Geſchäftsſtelle Mitteilung zu machen. 


Wintrich. 


Der Arbeitsnachweis des Verbandes. 


Es war urſprünglich beabſichtigt in dieſer Nummer 
nähere Ausführungen über unſere wirtſchaftliche Lage 
zu bringen. Daß ſie ſchlecht iſt, darüber beſteht ſeit 
langer Zeit wohl kaum ein Zweifel. Die politiſche 
und wirtſchaftliche Situation iſt jedoch heute ſo geartet, 


Mitteilungen des Bayer. Rechtspraktikanten⸗Zerbandes. 1919. Nr. 2. 


— . —E—ü——— nn 


| 


24 


daß wir fogar mit den Gefahren zu rechnen haben, 
daß unſer ganzer Stand dem Untergang geweiht tft, 
und in einem ſolchen Augenblick der Kriſts iſt es 
. unmöglich auch nur annähernd die Aus⸗ 
ichten unſerer einzelnen Spezialgebiete vorherzuſagen. 

Unter allen Umftänden mußte jedoch daran gegangen 
werden die Arbeits vermittlung, die bisher ein Spiel⸗ 
ball des Zufalls und der Protektion geweſen war, in 
geregelte Bahnen zu lenken. Das einzelne Mitglied 
eines Berufes, noch dazu eines überfüllten, iſt heute 
nicht in der Lage jede Möglichkeit einer Beſchäftigung 
beſonders während der Periode des Ueberganges aus⸗ 
EA Ian und auch unter allen Umſtänden auf anſtändige 

eſoldung zu dringen. Die Organiſation kann dies: 
denn infolge der ftändigen Fühlung mit den leitenden 
Kräften in Staat und Wirtſchaft iſt ſie deren gegebene 
Beraterin in der Beſetzung und Dotierung offener 
Stellen. Vorausſetzung dafür iſt natürlich Vertrauen. 
Unſer Verband enten dasſelbe bereits in reichem 
Maße, aber er wird es ſich auf dem Gebiete des Ar⸗ 
beitsnachweiſes nur erhalten können, wenn er es ver⸗ 
ſteht ſtets den richtigen Mann ſchnell an die richtige 
Stelle zu bringen. 

Die Grundlage des Syſtems, daß dieſen Erfolg 
ſichern ſoll, iſt eine Kartei. Die dieſer Nummer bei⸗ 
liegenden Formblätter derſelben wollen von jedem Mit⸗ 
glied im eigenen Intereſſe umgehend ſorgfältig aus⸗ 
gefüllt und das eine Blatt an die Zentrale nach 
München (Juſtizpalaſt Z. 62), das andere an die Kreis- 
ſtelle bei der jeweils größten Ortsgruppe des Kreiſes 
geſandt werden. Desgleichen ſind alle Veränderungen 
beiden Stellen zum Nachtrag mitzuteilen. Mitteilung an 
eingetretener Stellenloſigkeit mit Angabe des Grundes 
genügt dann um die Tätigkeit des Nachweiſes zu ver⸗ 
anlaſſen ſei es durch einſtweilige Zuweiſung einer 
Aushilfsbeſchäftigung durch die Kreisſtelle oder, ſoweit 
möglich, eine Dauerſtelle durch die Zentrale. Das 
Nähere regelt die Geſchäftsordnung, welche den Orts⸗ 
gruppen als Entwurf zugegangen iſt und dort einge⸗ 
ſehen werden kann; wenn der Raum es erlaubt, wird 
ſie nach Genehmigung auch in den Nachrichten zum 
Abdruck gelangen. 

Eine gewiſſe Verzögerung in der Schaffung des 
Arbeitsnachweiſes erklärt ſich daraus, daß urſprüng⸗ 
lich mit Rückſicht auf den Plan der Regierung Fach⸗ 
arbeitsnachweiſe für geiſtige Arbeiter zu ſchaffen der 
Gedanke der Errichtung eines eigenen Nachweiſes fallen 
gelaſſen wurde. Nachdem nun ſeit der dahingehenden 
BO. vom 18. Februar 1919 Monate verſtrichen find, 
ohne daß trotz allen Drängens etwas Greifbares zu⸗ 
ſtande gekommen wäre, mußten wir uns einſtweilen 
ſelbſt helfen. Um die Zerſplitterung, welche die einſt⸗ 
weilige Auflöſung der geplanten Geſamteinrichtung 
in Sonderorganiſationen einzelner Fachverbände, be⸗ 
fürchten ließ, zu vermeiden haben wir es uns zur 
Aufgabe gemacht eine Kartellierung herbeizuführen. 
Mit dem bayeriſchen Anwaltsverband iſt dies bereits 
erreicht, mit dem volkswirtſchaftlichen Verein ſchweben 
derzeit Unterhandlungen. Sollten die Facharbeits⸗ 
nachweiſe endlich doch Tatſache werden, ſo wird unſere 
3 ſich ohne Schwierigkeit dort einfügen 
aſſen. 

Zum Schluſſe bitten wir die Kollegen unſere 
Aufgabe dadurch zu erleichtern, daß Sie jede Gelegen⸗ 
heit benützen uns Mitteilungen von offenen Stellen 
zu überſenden und beſonders für die Verwendung 
juriſtiſcher Kräfte zu wirken. Wir kennen und kritiſieren 
die Mängel unſerer Ausbildung ſelbſt zur Genüge, 
aber der Außenwelt gegenüber dürfen und ſollen wir 
ohne Ueberhebung ſtets betonen, daß in allen Zweigen 
von Rechtspflege und Verwaltung wir Juriſten kraft 
Vorbildung und Erfahrung eben die Fachleute ſind 
und daß hier, wie überall, geſunder Menſchenverſtand 
und guter Wille allein die Berufserfahrung nicht zu 
erſetzen vermögen. A. Roſenberg. 
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Satzungen 
des 


Bayer. Rechts praktikanten⸗Verbandes 
e. P. 


I. Sitz und Zweck des Vereins. 


8 1. Der bayer. Rechtspraktikantenverband mit 
dem Sitz in München bezweckt die Wahrung und 
Förderung der Intereſſen der Rechtspraktikanten. 
Er enthält ſich jeder Stellungnahme oder Beziehung 
der Politik und zu politiſchen Beſtrebungen. 

Der Verband ſoll in das Vereinsregiſter des 
Amtsgerichts München eingetragen werden. 


II. Mitgliedſchaft. 


8 2. Der Verein beſteht aus: 

a) ordentlichen Mitgliedern, 

b) außerordentlichen Mitgliedern. 

Jeder geprüfte und ungeprüfte Rechtspraktikant 
kann ordentliches Mitglied des Verbandes werden. 

Außerordentliches Mitglied wird jedes ordent⸗ 
liche Mitglied, wenn es die Eigenſchaft als Rechts⸗ 
praktikant verliert. 

8 3. Die Aufnahme der ordentlichen Mit⸗ 
glieder geſchieht auf ſchriftliche Beitrittserklärung 
hin durch Beſchluß der Vorſtandſchaft. Die Ueber⸗ 
ſchreibung zu den außerordentlichen Mitgliedern 
erfolgt durch die Vorſtandſchaft. 

Gegen die nach Abſatz 1 ergangenen ablehnenden 
Beſcheide der Vorſtandſchaft ſteht dem Abgewieſenen 
die Beſchwerde zur Mitgliederverſammlung zu, 
welche endgültig entſcheidet. ' 

8 4. Der Austritt aus dem Verband fteht 
jedem Mitglied für den Schluß eines jeden Kalender⸗ 
halbjahres offen. Er iſt der Vorſtandſchaft gegen⸗ 
über zu erklären. 

8 5. Aus wichtigen Gründen kann durch die 
Vorſtandſchaſt der Ausſchluß eines Mitgliedes 
beſchloſſen werden. Wegen politiſcher Beſtrebungen 
außerhalb des Verbandes iſt der Ausſchluß aus dem 
Verband oder die Verweigerung der Aufnahme 
in den Verband nicht zuläſſig. 

Abgeſehen von dem Fall des Abſ. 1 kann ein 
Mitglied, das trotz jedesmaliger ſchriftlicher Mahnung 
mit zwei aufeinanderfolgenden Mitgliederbeiträgen 
im Rückſtand bleibt, durch Beſchluß der Vor⸗ 
ſtandſchaft aus dem Verein ausgeſchloſſen werden. 

Gegen den nach Abſ. 1 ergangenen Beſchluß 
der Vorſtandſchaft ſteht dem Mitglied die Be⸗ 
ſchwerde zur Mitgliederverſammlung zu, welche 
endgültig entſcheidet. 


III. Rechte und Pflichten der Mitglieder. 


8 6. Alle ordentlichen Mitglieder haben Sitz 
und Stimme in den Verſammlungen; den außer⸗ 


Beitrag zu zahlen. 
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ordentlichen Mitgliedern kommt lediglich eine be⸗ 
ratende Stimme zu. Sämtliche Mitglieder haben 
außerdem das Recht der Teilnahme an den Ver⸗ 
anſtaltungen des Verbandes. 

8 7. Für alle Mitglieder find die in den 
Verſammlungen gefaßten Beichlüffe bindend. 

8 8. Die ordentlichen Mitglieder haben bei 


der Aufnahme eine Gebühr von 1 M zu entrichten. 


Der Mitgliederbeitrag der ordentlichen Mit⸗ 
glieder beträgt 10 M im Jahr, fällig in gleichen 
Raten am 1. Jan. und 1. Juli jeden Jahres. 
Bis der Verluſt der Eigenſchaft als Rechtspraktikant 
der Vorſtandſchaft bekannt wird, iſt der höhere 
Der Mitgliederbeitrag der 
außerordentlichen Mitglieder beträgt 5 & fällig 
in zwei gleichen Raten am 1. Jan. und 1. Juli 
jedes Jahres. | 

Sind Aufnahmegebühr oder Beiträge inner: 
halb eines Monats nach dem Fauͤlligkeitstermin 
nicht bezahlt, ſo können ſie mit Poſtnachnahme 
oder Poſtauftrag unter Zurechnung der hierdurch 
erwachſenden Poſtgebühren erhoben werden. 

8 Sa. Gründung von Ortsgruppen iſt zuläffig. 
Die Bildung von Ortsgruppen iſt der Vorſtand⸗ 
ſchaft anzuzeigen. Die Vorſtandſchaft iſt berechtigt, 
zwecks Vereinfachung der Vereinsleitung den Leitern 
der Ortsgruppen die Einkaſſierung von Mitglieder⸗ 
beiträgen, Zuſendung von Einladungen und Rund⸗ 
ſchreiben, uſw. zu übertragen. | | 

Die Vorſtandſchaft ift berechtigt, den Orts⸗ 
gruppen auf Antrag einen Teil der von ihnen 
eingezogenen Mitgliederbeiträgen zu belaſſen. 


IV. Vorſtandſchaft. 


89. Die Vorſtandſchaft beſteht aus dem I. und 
II. Vorſitzenden, dem I. und II. Schriftführer, dem 
I. und II. Kaſſier und einer unbeſtimmten Anzahl 
von Beiſitzern mit der Maßgabe, daß die Zahl der 
auswärtigen Beiſitzer die Zahl der in München 
anſäſſigen Vorſtandsmitglieder übertrifft. 

Die auswärtigen Beiſitzer können von den Orts⸗ 
gruppen der Mitgliederverſammlung in Vorſchlag 
gebracht werden, die alsdann die Wahl vornimmt. 

8 10. Der I. Vorſitzende und in deſſen Ver⸗ 
hinderung der II. Vorſitzende vertritt den Verein 
unbeſchränkt nach innen und außen; er iſt Vor⸗ 
ſtand im Sinne des 8 26 BGB. Ferner vertritt 
jedes Mitglied der Vorſtandſchaͤft den Verband 
innerhalb des ihm zugewieſenen beſonderen Ge⸗ 
ſchäftskreiſes. 

Im übrigen wird die Geſchäftsverteilung inner⸗ 
halb der Vorſtandſchaft durch dieſe ſelbſt geregelt. 

Zur Vorbereitung oder Erledigung einzelner 
im voraus beſtimmter Vereinsangelegenheiten kann 
von einer Verſammlung ein beſonderer Ausſchuß 
gewählt werden oder die Vorſtandſchaſt ſich verſtärken. 

8 11. Die Wahl der Mitglieder der Vorſtand⸗ 
ſchaft erfolgt in einer Hauptverſammlung für die 
Dauer eines Vereinsjahres. 
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Der I. und II. Vorſitzende, der I. und II. durch Vertreter, falls dieſe Vollmacht haben, und 
Schriftführer, der I. und II. Kaſſier werden je in zwar nach dem Verhältnis der in der Vorab⸗ 
beſonderen Wahlgängen, die Beifitzer zuſammen ſtimmung in den Ortsgruppen abgegebenen Stimmen, 
in einem Wahlgang gewählt. Die Wahl erfolgt abſtimmen. 
ſchriftlich durch Stimmzettel. Es wird die abſolnte An Stelle des Beſchluſſes der Mitgliederver⸗ 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen er⸗ ſammlung tritt auf Antrag die ſchriſtliche Ab⸗ 
fordert. Kommt dieſe nicht zuſtande, ſo iſt zwiſchen ſtimmung ſämtlicher Verbandsmitglieder. Die 
den beiden Herren, welche die meiſten Stimmen ſchriftliche Abſtimmung kann durch die Vorſtand⸗ 
erhalten haben, eine Stichwahl vorzunehmen, bei ſchaft angeordnet werden, ohne daß dieſe betreffende 
der alle Stimmen ungültig find, die nicht auf den Angelegenheit einer Mitgliederverſammlung vor⸗ 
Namen eines dieſer beiden Herren lauten. Ergibt gelegen hätte. Sofern ſie auf der Tagesordnung 
ſich bei der Stichwahl Stimmengleichheit, ſo erfolgt einer F, muß die ſchriſt⸗ 
die Entſcheidung durch das Los, welches der Vor⸗ liche Abſtimmung vor der Abſtimmung der Mit⸗ 
figende zieht. Die Wahl der Mitglieder der Bor: gliederverſamlung beantragt ſein. Wird der An⸗ 
ſtandſchaft kann durch Akklamation erfolgen, ſoferne trag durch ein Mitglied der Vorſtandſchaft ge⸗ 
gegen einen aus der Verſammlung gemachten ſtellt, ſo iſt ihm ſofort ſtattzugeben. Wird der 
Wahlvorſchlag kein Gegenvorſchlag gemacht und Antrag durch ein anderes Verbandsmitglied ge⸗ 
von keiner Seite ein Widerſpruch gegen die Wahl ſtellt, ſo wird über ihn von der Mitgliederver⸗ 
durch Akklamation erhoben wird. ſammluug abgeſtimmt. Stimmenmehrheit ent⸗ 

8 12. Die Vorſtandſchaft, welche nur bei Anz ſcheidet. Bei Stimmengleichheit zählt die Stimme 
weſenheit von mindeſtens 3 ihrer Mitglieder be⸗ des Vorſitzenden doppelt. 
ſchlußfähig iſt, entſcheidet mit abſoluter Stimmen⸗ 8 18. Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſamm⸗ 
mehrheit der Anweſenden über alle Angelegenheiten, lungen werden durch das Protokoll über dieſelben 
ſoweit dieſe nicht den Verſammlungen vorbehalten beurkundet. Das Protokoll iſt von dem Vorfitzenden 
ſind. | und dem Protokollführer zu unterzeichnen. 

Bei Stimmengleichheit wird die Stimme des 8 19. Vereinsjahr iſt das Kalenderjahr. 


Vorſitzenden doppelt gezählt. VI. Auflöſung des Vereins. 


V. Mitgliederverſammlung. 8 20. Die Auflöfung des Vereins kann nur 


8 13. Die Mitgliederverſammlungen faden in einer Mitgliederverſammlung mit Stimmen⸗ 
nach Bedarf ſtatt. mehrheit von zwei Dritteln aller ordentlichen Mit⸗ 
8 14. Eine Mitgliederverſammlung iſt zu bes glieder erfolgen. Waren in der Verſammlung 
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rufen, nicht zwei Drittel aller Mitglieder anweſend, ſo 
a) wenn Wahlen in die Vorſtandſchaft nötig kann nach Verlauf von zwei Monaten eine aber⸗ 
ſind, malige Mitgliederverſammlung mit der Tages⸗ 

b) wenn ein Antrag auf Satzungsänderung ordnung „Auflöſung des Vereins“ berufen werden, 
vorliegt, welche nach der Beſtimmung des § 41 BGB. die 


Auflöſung des Vereins beſchließen kann. Dieſelbe 
Mitgliederverſammlung hat über die Verwendung 
des Vereinsvermögens zu beſchließen. 


VII. Abänderung der Satzungen. 

§ 21. Eine Abänderung der Satzungen kann 
nur auf einer Mitgliederverſammlung mit einer 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln aller an⸗ 
weſenden ordentlichen Mitglieder beſchloſſen werden. 

Anträge auf Abänderungen der Satzungen be⸗ 
dürfen, ſalls fie nicht von der Vorſtandſchaft ein⸗ 
gebracht ſind, der Unterſtützung von mindeſtens 
20 Mitgliedern. 

Dieſe Mitglieder müſſen den Antrag unter⸗ 
zeichnen. 

Fehlt die nötige Zahl von Unterſchriften, ſo 
iſt der Vorſitzende unbeſchadet der Vorſchrift des 

$ 14 lit. d nicht verpflichtet, eine Hauptverſamm⸗ 

lung einzuberufen. 


c) wenn es die Vorſtandſchaft im Intereſſe des 
Vereins für erforderlich erachtet, 

d) wenn mindeſtens 20 ordentliche Mitglieder | 
die Berufung ſchriftlich unter Angabe des 
Zweckes und der Gründe verlangen, 

e) wenn der Verein aufgelöſt werden ſoll. 

8 15. Die Mitgliederverſammlung iſt zuſtändig 
zur Wahl von beſonderen Ausſchüſſen, zur Ent⸗ 
ſcheidung über Anträge der Mitglieder und alle 
Fragen, die von der Vorſtandſchaft vorgelegt werden. 

8 16. Die Berufung aller Mitgliederverſamm⸗ 
lungen erfolgt durch den I., in deſſen Verhinderung 
durch den II. Vorſitzenden durch ſchriftliche Ladung. 

Die Berufung einer Mitgliederverſammlung 

muß mindeſtens eine Woche vorher unter Be— 
kanntmachung der Tagesordnung erfolgen. 

8 17. Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſamm⸗ 
lungen erfolgen durch abſolute Mehrheit der ab: 8 
gegebenen Stimmen; im Falle der Stimmengleich⸗ 
heit wird die Stimme des Vorſitzenden doppelt Verantwortlicher Herausgeber: 
gezählt. Die auswärtigen Ortsgruppen können i. V.: Dr. Oskar Gerſtle, Rechtspraktikant in München. 


Berlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München und Berlin. 
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Notiz der Echriftleitung. 


Herr Dr. Alfred Wolff hat zu unſerem Bedauern aus beruflichen Gründen ſein Amt als 
Mitherausgeber niedergelegt. Wir danken ihm auch hiermit für ſeine anregungsreiche Mitarbeit. 
An ſeine Stelle tritt Herr Dr. Ludwig Gebhard, der unſeren Mitgliedern aus ſeiner Tätigkeit als 
1. Vorſitzender des Verbandes längſt bekannt iſt. 

Wir benützen dieſe Gelegenheit neuerdings darauf hinzuweiſen, daß die Mitteilungen nicht nur „Ver⸗ 
bandsorgan“, ſondern auch eine Stätte der Ausſprache ſein wollen, in der jeder, der über die 
Fragen unſeres Standes etwas Beachtenswertes zu ſagen hat, zu Worte kommen ſoll. Möge in Zu⸗ 


kunſt von dieſer Möglichkeit in größerem Umfang Gebrauch gemacht werden wie bisher. 


5 Deukſchrift 
über die wirtſchaftlichen Forderungen des 
bayer. Nechtspraktikauten⸗Verbandes. 


Im folgenden geben wir die Denkſchrift, die der 


Verband bereits vor längerer Zeit den beteiligten 


Miniſterien überreicht hat, im Wortlaut wieder. 


Der Bayer. Rechtspraktikantenverband erhebt 
zum Schutz ſeiner berechtigten wirtſchaftlichen 
Intereſſen folgende Forderungen: 


I. Ungeprüfte Rechtspraktikanteu. 


1. Die Rechtspraktikanten, welche durch ihre 
Teilnahme am Krieg an einer ſrüheren Ablegung 
der jur. Staatsprüfung verhindert waren, erhalten 
vom Tage der Beendigung ihres Kriegsdienſtes bis 
zur Ablegung des Staatskonkurſes eine Entſchädi⸗ 
gung von monatlich 300 M. 

2. Die Kriegsteilnehmereigenſchaft im Sinne 
des Abſ. 1 bemißt ſich gemäß Verordnung vom 
21. Mai 1917. 

3. Die Entſchädigung wird bezahlt von der Auf: 
nahme oder Wiederaufnahme des Vorbereitungs⸗ 
dienſtes bis zu dem Staatskonkurs, der auf die 
Beendigung des Vorbereitungsdienſtes unmittelbar 


folgt. 

Iſt kein Vorbereitungsdienſt mehr abzuleiſten, 
oder beträgt der noch abzuleiſtende Vorbereitungs⸗ 
dienſt weniger als 1 Jahr, ſo endet die Bezaylung 
der Entſchädigung mit dem Staatskonkurs, welcher 
auf den Ablauf des 1. Jahres ſeit Beendigung des 
Kriegsdienſtes unmittelbar folgt. 


II. Geprüfte Rechtspraktikanten. 


Geprüften Rechtspraktikanten, die im Staats⸗ 
oder Gemeindedienſt oder im Dienſte einer Kriegs⸗ 
geſellſchaft oder einer ähnlichen Stelle beſchäftigt 
find, iſt ein Mindeſtgehalt von 350 M monatlich 
ſicherzuſtellen. 

III. 


Zur Erleichterung der Arbeitsbeſchaffung für 
Juriſten fordert der Verband dringend die Schaffung 
eines Arbeitsamtes für geiſtige Berufe. 


Begründung: 


Zu Beginn des Jahres richtete der Bayer. 
Rechtspraktikantenverband an die Staatsregierung 
das Geſuch, den infolge des Kriegsdienſtes an der 
rechtzeitigen Ablegung des Staatsexamens ver⸗ 
hinderten Rechtspraktikanten, ferner auch den ge⸗ 
prüften Rechtspraktikanten eine Bezahlung zu ge⸗ 
währen. Das Geſuch wanderte zunaͤchſt zwiſchen 
dem Miniſterium der Juſtiz und dem Miniſterium 
für ſoziale Fürſorge hin und her. Schließlich ſoll 
es in dem Akt eines Referenten liegen geblieben 
ſein. Mindeſtens wartete der Verband bis heute 
vergeblich auf Antwort. Wenn den Rechtsprakti⸗ 
kanten, die durch ihren Kriegsdienſt um mehrere 
Jahre im Beginne einer geordneten Erwerbstätig— 
keit hinausgeſchoben wurden, die zudem in zahl⸗ 
reichen Fallen während des Krieges ſelbſt erhöhte 
finanzielle Opfer zu tragen hatten, zugemutet 
wird, auch jetzt nach Beendigung des Krieges noch 
längere Zeit in unbezahlter Tätigkeit zu verharren, 
ſo wird damit Berufsgenoſſen, die nicht in der 
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Lage find, aus eigenem Vermögen ihren Unterhalt 
zu beftreiten, eine geordnete Vorbereitung für ihren 


Beruf, ja die Zugehörigkeit zu dieſem ſelbſt er: 


ſchwert oder unmoglich gemacht. Die erſte Auf: 
gabe unſerer Zeit aber liegt darin, das Mono⸗ 
pol einer geldbeſitzenden Kaſte in der 
Berufswahl zu beſeitigen. Die Wahrung 
des Grundſatzes „freie Bahn dem Tüchtigen“ muß 
gerade dem Staat in der Auswahl ſeiner zu⸗ 
künftigen Richter und Staatsbeamten in erſter 
Linie angelegen ſein. Anderwärts find die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der Anwaͤrter für den 
höheren Staatsdienſt bereits im beantragten Sinne 
geregelt. So in Baden, Württemberg und Sachfen. 
In Sachſen haben ſchon in Friedenszeiten die 
Referendare eine Bezahlung erhalten. Es iſt höchſte 
Zeit, daß auch Bayern dieſem Beiſpiele folgt. 
Nachdem bisher die Staatsregierung die Forde⸗ 
rungen des Rechtspraktikantenverbandes nur in 


minimalſter Weiſe erfüllt und auch die vorliegende 


Angelegenheit in einer durch nichts gerechtfertigten 
Weiſe verzögert hat, hat im Verband eine ziemlich 
ſtarke Erbitterung um ſich gegriffen, ſodaß zu be⸗ 
fürchten ſteht, daß bei einer länger dauernden 
Verzögerung verſchiedene Berufsgenoſſen begreif⸗ 
licherweiſe in die Arme des Radikalismus ge⸗ 
trieben werden. Daß damit dem Staat in keiner 
Weiſe gedient iſt, dürfte ohne weiteres klar ſein. 
Tatfächlich befinden ſich auch die Rechtspraktikanten, 
die an der rechtzeitigen Ablegung der Staats⸗ 
prüfung verhindert und nicht im Beſitz zureichen⸗ 
der eigener Mittel ſind, in einer troſtloſen finan⸗ 
ziellen Lage. Dabei iſt wohl zu berückſichtigen, 
daß infolge der Kriegsverhältniſſe zahlreiche Berufs⸗ 
genoſſen ſich eine eigene Familie gegründet haben. 

In unſerer Zeit, in der der Handarbeiter, der 
ſeine Rechte allerdings durch das ihm zu Gebote 
ſtehende Maſſenaufgebot nachdrücklich ſich er⸗ 
kaͤmpfen konnte, eine vollgenügende Entlohnung 
ſeiner Arbeit erreicht hat, bringt es der Staat 
fertig, geiſtigen Arbeitern wie geprüften Rechts⸗ 
praktikanten, die vor kurzem von berufener Stelle 
als potenzierte Arbeitskräfte bezeichnet wurden, 
ohne Entlohnung in ſeine Dienſte zu ſtellen. Ein 
ſolches Verfahren ſpricht jeglicher ſozialen Gerechtig⸗ 
keit Hohn. Im Gegenſatz zum Handarbeiter iſt 
der Juriſt ohnedies gezwungen, noch mehr als 
jeder andere akademiſch Gebildete für die überaus 
lange Studien- und Vorbereitungszeit einen ganz 
erheblichen Kapitalaufwand zu tragen. Dieſe Vor⸗ 
bereitungszeit umfaßt außer der mehrjährigen all⸗ 
gemeinen Volksſchulbildung ein Mittelſchulſtudium 
von 9 Jahren. Nach Ablegung der Reifeprüfung 
ein 8 ſemeſtriges Univerſitätsſtudium, in welches 
ſich das Zwiſchenexamen ſchiebt und das durch ein 
weiteres Examen, ſogen. Schlußexamen abgeſchloſſen 
wird. Hierauf folgt ein 3 jähriger Vorbereitungs⸗ 
dienſt bei den Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörden, 
ein Zeitraum, der durch den Krieg zu einem 4=, 
5⸗, 6=, 7⸗, ja 8⸗jährigen wurde. Gleichwohl wird 
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ihm noch zugemutet, nach Abſchluß dieſer unge⸗ 
heuer langen Vorbereitungszeit und nach Ab⸗ 
legung eines weiteren, wegen ſeiner Schwierigkeit 
berüchtigten Examens, des ſogen. Staatskonkurſes, 
ſeine Dienſte dem Staate neuerdings unentgeltlich 
zur Verfügung zu ſtellen. Es iſt klar, daß ein 
derartiger Zuſtand vollkommen unhaltbar iſt und 
aufs raſcheſte beſeitigt werden muß. Dies liegt 
ſchon im Intereſſe des Staates ſelbſt, denn diefer 
wird ſich kaum an einem Verfahren beteiligen 
wollen, das nicht anders denn als eine unerhörte 
Ausbeutung der Arbeitskraft betrachtet werden kann. 

Die Schaffung eines Arbeitsamtes für geiſtige 
Berufe liegt ſicher im Intereſſe nicht nur der 
Rechtspraktikanten, ſondern aller geiſtig Schaffen⸗ 
den und bedarf daher wohl keiner eingehenden 
Begründung. 


Zur Neugeſtaltung des Etaatskonkurſes.“) 
Von gepr. Rechtspraktikant Dr. Kobler. 


Der Staatskonkurs iſt veraltet. Das wird 
wohl von keiner Seite ernſtlich beſtritten. Er gibt 
kein ausreichendes Bild von den Kenntniſſen und 
insbeſondere von dem Können des Prüflings. 
Ein Augenblicksdrill, wie er in zahlreichen teuren 
Privatkurfen erreicht wird, muß faſt regelmäßig 
den Mangel einer gründlichen praktiſchen Aus⸗ 
bildung verſchleiern. Das geſamte Prüfungsweſen 
krankt an der Ueberſchätzung des Wiſſens von 
Einzelheiten, an der Unterſchätzung verantwortungs⸗ 
voller Arbeit und der menſchlichen Perſönlichkeit. 
Es bedarf dringend der Neugeſtaltung. Das gilt 


insbeſondere für das Gebiet der Verwaltung. 


Ueber die Frage, ob im Augenblick eine Re⸗ 
form von Grund aus angegriffen werden ſoll, mag 
man denken wie man will. Jedenfalls darf der 
Aufſchub der Reformen aber nicht hindern die 
Prüfung jetzt ſchon von all dem zu reinigen, was 
mit den veränderten Zeitverhältniſſen und den 
berechtigten Intereſſen der Beteiligten in ſchreien⸗ 
dem Widerſpruch ſteht. 

Die wichtigſte und dringendſte Reform der Prü⸗ 
fung für die Uebergangszeit iſt die: Der 2. Teil der 
Prüfung muß wegfallen, bis auf dem Gebiet des öffent⸗ 
lichen Rechts wieder ſtabile Verhältniſſe eintreten. 

Es iſt eine Frage, die bei der zukünftigen 
Reform des Prüfungsweſens reiflich erwogen werden 
muß: Wieweit kann eine ſchriftliche Prüfung über⸗ 
haupt die Vorausſetzung für die Zulaſſung zur, 
Verwaltungslaufbahn bilden? Die Verwaltung 
iſt keine Wiſſenſchaft. Sie iſt eine Kunſt. Das 
lebendige Können kam ſchon bisher in der 


1) Der Aufſatz wurde verfaßt, bevor die Bekannt- 
machung vom 14. Juli 1919 erſchien. Die Gedanken, 
welche die Arbeit entwickelt, ſind größtenteils allgemeiner 
Natur. Deshalb veröffentlichen wir ſie auch jetzt noch, 
ohne uns etwa damit völlig identifizieren zu wollen, 
vor allem in der Hoffnung auf dieſe Weiſe eine an⸗ 
geregte Ausſprache über die darin behandelten grund⸗ 
legenden Fragen herbeizuführen. (D. H.) 


Prüfung nur ganz beſchränkt gegenüber mehr oder 
minder totem Wiſſen zur Geltung. Der beſte 
Verwaltungsbeamte iſt ſicher nicht der, der einen 
Verwaltungsrechtsbeſcheid in der gebührenden 
Länge anfertigen kann. Die eigene Denkarbeit iſt 
hier in der Regel durch die Arbeit des Kommen⸗ 
tators erſetzt. Es war vielleicht einer der größten 
Fehler der alten Bureaukratie, daß ſie ihre Be⸗ 
amten nach Paragraphen: und Präjudizienkennt⸗ 
niſſen auswählte., nicht nach der Kunſt mit 
Menſchen zu verkehren und die Menſchen für die 
Gemeinſchaftszwecke zu leiten. 

Die Frühjahrsprüfung hat nun klar erwieſen, 
daß der 2. Teil des Staatskonkurſes für die Ueber⸗ 
gangszeit unhaltbar iſt. Die Prüfung erſtreckte 
ſich faſt nur auf Rechtsſtoffe, die bereits abgeſchafft 
ſind oder in allernächſter Zeit neu geregelt werden. 
Auch der Reſt des Prüfungsſtoffes wankt. Sogar 
die Sozialverſicherung wird binnen nicht zu langer 
Zeit gründlich umgeſtaltet werden müſſen. 

Der adminiſtrative Teil des Staatskonkurſes 
hat alſo nur mehr den Charakter einer rechts⸗ 
hiſtoriſchen Prüfung. Eine ſolche Prüfung könnte 
man Geſchichtskandidaten zumuten, nicht aber 
Rechtspraktikanten. 

Die Anwendung des lebendigen Rechts auf die 
Verhältniſſe des Lebens iſt eine Kunſt. Wenn 
man aber die Fälle des Lebens nach toten Normen 
entſcheiden ſoll, ſo iſt das Sport und Spielerei. 
Dazu iſt unſere Zeit zu ernſt. 

Der alte Geiſt unſeres öffentlichen Rechtes iſt 
tot und ſoll tot bleiben. Es bedeutet eine Ver⸗ 
ſündigung gegen den Geiſt der neuen Zeit, gegen 
den Geiſt der Demokratie, wenn man verlangt, 
daß wir uns nur mit dem toten Recht beſchäf⸗ 
tigen, wenn man uns noch im letzten Jahr unſerer 
Ausbildung in den engherzigen Geiſt der alten 
Zeit hineinzwängen will. 

Endlich: Will man uns nötigen, uns für ein abge⸗ 
ſtorbenes Rechtsgebiet vorzubereiten, ſo ſind jene 
Berufsgenoſſen im Vorteil, die über hinreichende 
Mittel verfügen und nicht darauf angewieſen ſind, 
ſich praktiſch zu betätigen, ſondern ſogar noch den 
Aufwand teurer Privatkurſe tragen können. 

Man wendet ein: es wäre ein Unglück für die 
Prüflinge, wenn ſie mit mangelhaften Kenntniſſen 
in die Praxis übertreten. Dieſer Einwand geht 
aber von der ganz falſchen Vorausſetzung aus: 
ein 8 monatlicher Drill in einem Privatkurs könnte 
wirklich eine ſolide Grundlage für das praktiſche 
Leben bilden. Mehr als einen 3 monatlichen Drill 
wird man aber durch die Beibehaltung der Ber: 
waltungsprüfung nicht erreichen. Dieſer Einwand 
wird nur von Leuten erhoben, die die Staatsprüfung 
für den Abſchluß der Bildung halten. Wir aber 
glauben, daß die Ausbildung mit der wirtſchaftlich 
wertvollen Arbeit nach dem Staatskonkurs erſt 
beginnt. 

Poſitive Kenntniſſe ſind notwendig. Ohne eine 
feſte juriſtiſche Grundlage kommt der Verwaltungs: 
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beamte zur Willkür. Ob der zukünftige Ver⸗ 
waltungsbeamte genügend Rechtskenntniſſe undechtes 
Rechtsgefühl befitzt, das kann er bereits in der Prü⸗ 
fung aus dem Juſtizfache beweiſen. 

Eine 2. Forderung muß ebenfalls ſofort durch 
eine vorläufige Maßregel erfüllt werden: Der 
Wegfall der Notenangabe (auch der ſogen. Prädi: 
kate!) im Zeugnis. Dieſe Forderung entſpringt 
einem praktiſchen Bedürfnis. Sie ſoll die Schwierig⸗ 
keiten beſeitigen, welche bayeriſchen. Rechtsprakti⸗ 
kanten bei dem Weitbewerbe mit ihren preußiſchen 
Berufsgenoſſen begegnen. Auch dieſe Forderung 
entſpricht dem demokratiſchen Zug der Zeit. Dieſer 
verpönt jede künſtliche Einreihung in Klaſſen. Er 
will die Bewährung des Tüchtigen dem praktiſchen 
Leben überlaſſen. 

Eine 3. Forderung, die Notenſumme, mit 
welcher das Examen als beſtanden anerkannt 
werden ſoll, auf 50 zu erhöhen, ſoll ebenfalls 
einer offenbaren Ungerechtigkeit abhelfen. Niemand 
wird das begreifen, daß Arbeiten, die im einzelnen 
für genügend erachtet werden, im ganzen unge⸗ 
nügend ſein ſollen. 

Eine große Zahl bejahrter Rechtspraktikanten 
ſteht immer noch unter dem ſeeliſchen Druck, den 
der unverſchuldete Mangel des Abſchluſſes ihrer 
Vorbildung und die Vorbereitung auf die ent⸗ 
ſcheidende Prüfung erzeugt. Dieſer Druck wird 
für die vielen Hunderte der Beteiligten nachgerade 
unerträglich. Der Rechtspraktikanten hat ſich eine 
Mißſtimmung bemächtigt, die wohl jedermann als 
berechtigt anerkennt. Dieſe Mißſtimmung würde 
in unverantwortlicher Weiſe geſteigert, wenn be⸗ 
ſtimmt gegebene Zufagen einſeitig zurückgenommen, 
wenn Verſprechen gebrochen würden, auf welchen 
die meiſten der Berufsgenoſſen ihren ganzen Ar⸗ 
beits⸗ und Lebensplan aufbauten. 

Der Staat braucht die Jugend zum Aufbau. 
Unſerer Begeiſterung kann er nicht entraten. Sie 
iſt noch nicht in der verknöcherten Schablone der 
Bürokratie getötet worden. Man hüte ſich, dieſe 
Begeiſterung zu vergiften. | 


Berbandsnadhrichten. 


Berbandsvorſtand. Seit Erſcheinen der letzten 
Nummer unſerer Mitteilungen hat die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Verbandsvorſtands mehrfache Aenderungen 
erfahren. Aus beruflichen Gründen (Ablegung des 
Staatskonkurſes u. dgl.) traten von ihren Aemtern 
zurück die bisherigen 1. und 2. Vorſitzenden, der 
1. Schriftführer und der 1. Kaſſier, die Herren Reiſinger, 
Dr. Gerſtle, Lechner und Dr. Schub. Ferner hat Herr 
Loewenfeld fein Amt als Beiſitzer niedergelegt. Zum 
1. Vorſitzenden wurde gewählt Herr Dr. Veh. Eine 
Ueberſicht über die neue Zuſammenſetzung des Vor⸗ 
ſtandes werden wir in der nächſten Nummer der 
Mitteilungen nach Erledigung einiger noch ausſtehen⸗ 
der Vorſtandswahlen bringen. 

Ortsgruppen. In Paſſau hat ſich eine neue 
Ortsgruppe gebildet. 1. Vorſitzender Chriſtoph Edel⸗ 
mann, Paſſau, Kl. Exerzierplatz 11/1. 
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Pücheranzeigen. 


Stenger, Dr. jur. Hermann, rechtsk. Bürgermeiſter in 
Immenſtadt. Das bayeriſche Gemeindever⸗ 
mögensrecht. Syſtematiſche Darſtellung unter 
beſ. Berückſichtigung der rechtsrheiniſchen Verhält⸗ 
niſſe. München, Berlin und Leipzig 1918, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). 415 S. Geb. Mk. 14.— 
(zuzügl. 25% Teuerungszuſchlag). 

Der Verfaſſer behandelt den umfangreichen Stoff 
in vier überſichtlich gegliederten Abſchnitten: Das 
Aktiv⸗Vermögen der Gemeinde, die Gemeindeſchulden, 
die gemeindlichen Bedürfniſſe und die Mittel zu ihrer 
Befriedigung, die Verwaltung des Gemeindevermögens. 
Am Schluſſe ſind eine Reihe gut ausgewählter Muſter⸗ 
beiſpiele und Formblätter angefügt. 

Das Buch iſt von einem Praktiker geſchrieben und 
ſoll wieder dem Praktiker dienen. Es iſt ein guter 
Führer durch das weitverzweigte und geſetzgeberiſch 
zerriſſene Gebiet des Gemeindevermögensrechts. Weit⸗ 
gehende Berückſichtigung der Rechtſprechung des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes und anderer oberſter Gerichts- 
höfe ſowie der neueſten Literatur erhöhen ſeinen Wert. 
Niemand wird es ohne Vorteil leſen. Dr. Roederer. 


Das bayeriſche Geſetz über die Selbſtverwaltung vom 
22. Mai 1919 nebſt Vollzugsanweiſung, Erläute⸗ 
rungen und Anhang, enthaltend die endgültigen 
Beſtimmungen der rechtsrheiniſchen Gemeindeord⸗ 
nung, des Diſtriktsrats⸗ und des Landratsgeſetzes 
und des Kreislaſtenausſcheidungsgeſetzes und den 
Abdruck einſchlägiger Bekanntmachungen und Ver: 
ordnungen, herausgegeben von Max Noeſch, Ober: 
regierungsrat im Staatsminiſterium des Innern. 
München, Berlin und Leipzig 1919, J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier). 


Es wäre eine intereſſante Aufgabe bei Beſpre— 
chung des Selbſtverwaltungsgeſetzes den Wurzeln des 
bayeriſchen Selbſtverwaltungsbegriffes nachzugehen 
und dabei Zuſammenhänge und Unterſchiede aufzu⸗ 
decken, die für Theorie und Praxis vielleicht übers 
raſchend wären. Das obengenannte Büchlein konnte 
ſich den Luxus ſolcher rechtshiſtoriſcher Experimente 
nicht geſtatten, denn ſein Leitſtern mußte der ſein, dem 
Vollzug des Geſetzes zu dienen. Das Werk wurde in 
der Praxis ſehnlichſt erwartet, denn die Auslegung 
des Selbſtverwaltungsgeſetzes gibt den dazu berufenen 
Stellen manche harte Nuß zu knacken, wie es immer 
iſt, wenn politiſche Begriffe ſich in Rechtsbegriffe um- 
ſetzen, oder wenn ein bereits feſtſtehender Rechtsbegriff 
in den Strudel der Politik gezogen wird und mehr 
oder weniger umgeſtaltet wieder an der Oberfläche 
des Geſetzestextes emportaucht. 

Hinzu kommt, daß das Geſetz über die Selbſt— 
verwaltung vom 22. Mai 1919 für ſich allein kein ab⸗ 
geſchloſſenes Ganze bedeutet, ſondern eigentlich nichts 
anderes iſt als eine Sammlung von verwaltungs— 
politiſchen Programmſätzen, die in einſchneidender 
Weiſe geſetzesändernde Bedeutung haben. Als er— 
ſchwerender Umſtand kommt dabei in Betracht, daß 
man ſich an zuſtändiger Stelle offenbar ſelbſt nicht 
völlig im klaren darüber war, wie weit im einzelnen 
Falle die rechtsändernde Kraft des neuen Geſetzes reicht. 
Das beweiſt der erſte Satz des Selbſtverwaltungs— 
geſetzes, welcher beſagt: „Die beiden Gemeindeord— 
nungen, das Geſetz über die Diſtriktsräte und das Ges 
ſetz über die Landräte beſtehen nur noch inſoweit, als 
ſich mit dieſem Geſetz verträgt.“ Alſo nicht weniger 
als vier beſtehende Geſetze ſind durch dieſen vom Himmel 
der Revolution gefallenen Meteor getroffen worden 
und es iſt der Theorie und Praxis überlaſſen, feſt— 
zuſtellen, wie weit ſich das uraniſche Eiſen in die 
weichere Erdrinde eingegraben hat. 

Der Herausgeber hat die Notwendigkeit geſehen 
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die ungegliederte Maſſe des Geſetzestextes nach dieſen 
Geſichtspunkten zu ſyſtematiſieren und iſt dieſem Er⸗ 
fordernis durch eine ziemlich umfangreiche Einleitung 
gerecht geworden, die zunächſt die Entſtehungsgeſchichte 
des Geſetzes behandelt und dann den Inhalt des Ge⸗ 
ſetzes — 33 Artikel, die jeder Einteilung in Abſchnitte 
entbehren — logiſch zu gliedern unternimmt. 

Eine Aufzählung der einzelnen Beſtimmungen 
liegt außerhalb des Rahmens dieſer Beſprechung. Die 
hauptſächlichſten Neuerungen betreffen folgende Punkte: 
1. Die Gemeindeorgane und ihre Beſtellung; das Nähere 

über die Gemeindewahlen enthält das Gemeinde⸗ 

wahlgeſetz vom 15. April 1919. 

2. Das Selbſtverwaltungsrecht der Gemeinden, Bezirke 
und Kreiſe und die Staatsaufſicht, welche dieſes 
Selbſtverwaltungsrecht beſchränkt. 

3. Die Zuſtändigkeit der Bezirks⸗ und Kreisorgane, 
insbeſondere die Mitwirkung der Bezirksorgane bei 
der Beſetzung von Bezirksamtmannſtellen. 

4. Aenderungen im Stande von Gemeinden und Bil⸗ 
dung von Zweckverbänden. 

Dieſer Einleitung folgt zunächſt ein Abdruck des 
Geſetzestextes und dann die Erläuterungen zum . 
die mit dem Abdruck der Vollzugsanweiſung verbunden 
ſind. Jedem einzelnen Artikel des Geſetzes iſt die ein⸗ 
ſchlägige Vorſchrift der Vollzugsanweiſung beigefügt 
und dieſer folgen wiederum die Noten des Heraus⸗ 
gebers. Die letzteren ſuchen Richtpunkte für die Aus⸗ 
legung des Geſetzes zu geben, eine beſonders ſchwierige 
Aufgabe, da es bei dem Geſetz über die Selbſtverwal⸗ 
tung faſt völlig an Materialien gebricht. Das Geſetz 
iſt ohne Mitwirkung der Volksvertretung zuſtande 
gekommen, es beruht auf dem Ermächtigungsgeſetz vom 
28. März 1919 und hat lediglich einen Miniſterrats⸗ 
beſchluß als Entſtehungsgrundlage. Es fehlt deshalb 
die Begründung des Geſetzentwurfes, der normaler⸗ 
weiſe an den Landtag gegangen wäre und es fehlen 
auch die Protokolle über Parlamentsverhandlungen. 
Der Herausgeber war alſo auf die beiden Entwürfe 
des Geſetzes angewieſen (über ſie gibt die Einleitung 
näheren Aufſchluß) und auf das, was im Miniſterium 
des Innern ſonſt an vorbereitenden Materialien an⸗ 
gefallen ſein mochte. Die Erläuterungen halten ſich 
daher in engem Rahmen, ſchon deshalb, weil bei dem 
Mangel praktiſcher Erfahrungen in der Handhabung 
des Geſetzes nicht nur jede Bezugnahme auf die Recht⸗ 
ſprechung fehlen mußte, ſondern auch auf die Aufdeckung 
juriſtiſcher Probleme, die im Geſetz ſtecken, nur durch 
abſtrakte Kombination möglich war. 

Als Anhang gibt das Buch einen Abdruck der abs 
geänderten Geſetze, ſowie des Kreislaſtenausſcheidungs⸗ 
geſetzes, das gleichfalls in Mitleidenſchaft gezogen iſt, 
und endlich eine Reihe von Miniſterialentſchließungen, 
die ſich mit dem Vollzug des Selbſtverwaltungsgeſetzes 
befaſſen. 


Der Herausgeber enthält ſich jeder Politik. Das 


will aber nicht beſagen, daß er keinerlei Kritik an dem 
Geſetzeswerke wagt. Mit der Beſorgnis des erfahrenen 
Verwaltungsfachmannes weiſt er auf einzelne Neue⸗ 
rungen hin, die ſich als Punkte eines politiſchen Pro⸗ 
grammes ſehr gut ausnehmen, die ſich aber als Beſtand⸗ 
teile unſeres öffentlichen Rechtes erſt noch zu bewähren 
haben werden. 

Das Selbſtverwaltungsgeſetz iſt ein Produkt der 
Revolution. Es iſt ein Produkt des Kampfes der 
Gemeinden gegen die Bevormundung durch die Zentral- 
verwaltung, des Kampfes des Bürgertums (im weiteſten 
Sinne) gegen die Bürokratie. Für die Bedeutung des 
Sel bſtverwaltungsbegriffes hat das den Sinn, daß die 
Selbſtverwaltung heute ebenſo wie vor 70 Jahren ein 
gegen die Staatsgewalt gerichtetes Recht iſt. Blicken 
wir nach England, dem Urſprungsland des Selfgovern- 
ment: Hier iſt die Selbſtverwaltung ein Geſchenk des 
Staates an örtliche Verbände, aber nicht um deren 
Sel bſtändigkeitswünſche zu befriedigen, ſondern um dem 
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Staate Verwaltungsorgane zu ſchaffen. Nähere Aus⸗ 
führungen zu dieſem Punkte müſſen hier unterbleiben. 
Es genügt anzudeuten, daß das engliſche Selfgovern- 
ment aus dem Vertrauen zwiſchen Staat und Staats» 
bürger hervorgewachſen tft, unſer Selbſtverwaltungs⸗ 
recht dagegen aus dem Mißtrauen zwiſchen beiden. 
Darum kann unſer heutiges Selbſtverwaltungsrecht 
kein Schlußſtein einer Entwicklung ſein. Aber freilich, 
nicht Geſetzesbeſtimmungen können hier reformierend 
eingreifen, nur der Geiſt kann die Inſtitution von innen 
heraus umbilden. Möge die neue Kräfteverteilung 
zwiſchen Staat und Gemeindeverbänden dieſen Geiſt 
des Vertrauens ſtärken! Dr. Gebhard. 


Recht des Bürgerlichen Geſetzbuches. Zweites Buch: 
Schuldrecht von Dr. Paul Oertmann, Profeſſor 
in Göttingen. Zweite, verbeſſerte Auflage. I. Ab⸗ 
teilung: Allgemeine Lehren. II. Abteilung: Die 
einzelnen Schuldverhältniſſe. (Sammlung Göſchen 
Nr. 323/324). Jeder Band 1,80 M. 


Die Sammlung Göſchen betrachtet es als ihr Ziel 
in Einzeldarſtellungen eine klare, leichtverſtändliche 
Einführung in ſämtliche Gebiete der Wiſſenſchaft und 
Technik zu geben; in engem Rahmen, auf ſtreng 
wiſſenſchaftlicher Grundlage und unter Berückſichtigung 
des neueſten Standes der Forſchung bearbeitet, ſollen 
die Bändchen zuverläſſige Belehrung bieten. Berechnet 
ſind ſie für das Maß von Allgemeinbildung und Vor⸗ 
kenntniſſen, das man bei einem gebildeten Laien voraus⸗ 
ſetzen kann. Ein großer Vorzug iſt es, daß faſt durch⸗ 
weg Autoritäten auf den einzelnen Wiſſensgebieten ſich 
der Bearbeitung unterzogen haben. Somit ſtellt ſich 
die Sammlung die nicht leichte Aufgabe, populär zu 
ſein im beſten Sinne des Wortes. 

Wohl bei wenigen Nummern iſt dieſes Ziel ſo 
vollkommen erreicht wie bei der Darſtellung des 
deutſchen Schuldrechts durch Profeſſor Oertmann, das 
in zweiter, unweſentlich geänderter Auflage vorliegt. 
Es iſt an ſich kein leichtes Unterfangen im allgemeinen 
Teil des Schuldrechts die komplizierten Lehren etwa 
vom Schadenserſatz oder von der Unmöglichkeit der 
Leiſtung in gemein verſtändlicher Form, dabei aber doch 
lückenlos darzuſtellen. Oertmann löſt dieſe Aufgabe 
durch zweierlei: er legt ſtets die wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte, die den Geſetzgeber geleitet haben, in 
klarer Form dar, zum zweiten lehrt er durch zahl⸗ 
reiche, einfache Beiſpiele den abſtrakten Text des Ge⸗ 
ſetzes auf die mannigfaltigen Vorfälle des täglichen 
Lebens anzuwenden. 

Denjenigen unter den jüngeren Juriſten, die in⸗ 
folge großer Zeitverluſte nicht die Muße finden eines 
der zahlreichen größeren Werke über das Bürgerliche 
Recht zu ſtudieren, wird das Oertmannſche Schuld⸗ 
recht ein äußerſt willkommenes Lehrbuch ſein, hält es 
doch glücklich die Mitte zwiſchen dickleibigen Kompen⸗ 
dien und den ſogenannten Grundriſſen, die doch allzu 
dürftig ſind und in ſchwierigeren Fragen keine ge⸗ 
nügende Auskunft geben können. Sind ſo die beiden 
Bändchen in erſter Linie dem jungen Juriſten auf der 
Univerſität zu empfehlen, der ja auch ſozuſagen als 
Laie an ihm neue Rechtsmaterien herantritt, ſo wird auch 
der Rechtspraktikant, will er ſich kurz im Zuſammen⸗ 
hang gewiſſe Partien des Geſetzes ins Gedächtnis 
zurückrufen, gern zu ihnen greifen, ja zur Vorbereitung 
auf mündliche Prüfungen, ſei es Univerſitätsſchluß⸗ 
prüfung oder Doktorexamen, wird ſich kaum etwas 
Geeigneteres und Empfehlenswerteres finden laſſen. 

Mag zum Schluß noch ein Wunſch geäußert werden, 
ſo iſt es der, es möchte bei künftigen Auflagen am 
Schluß eine Zuſammenſtellung der behandelten Para⸗ 

raphen auf der Seitenzahl gebracht werden. Gerade 
far den Leſerkreis, für den die Sammlung Göſchen in 
erſter Linie beſtimmt iſt, für die gebildeten Laien, 
würde dies keine unweſentliche Erleichterung im 
Studium bedeuten. R. Adam. 


Aus amtlichen Nachrichten. 


Nechtsſtudium und juriſtiſche Prüfungen der Krieg! 
teilnehmer. N 


I. Die Staatsprüfungen in den Jahren 
1919 bis Frühjahr 1921. 


8 1. Im Jahre 1919 wird in der zweiten Hälfte 
des Oktober und in der erſten Hälfte des November 
eine Staatsprüfung für den höheren Juſtiz⸗ und Ver⸗ 
waltungsdienſt abgehalten; im Jahre 1920 finden 
Staatsprüfungen für den höheren Juſtiz⸗ und Ver⸗ 
waltungsdienſt vorausſichtlich im Februar, Juni und 
November ſtatt. Eine weitere Staatsprüfung für den 
höheren Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt wird im Früh⸗ 
jahre 1921 abgehalten. An jeder der Prüfungen können 
auch Nichtkriegsteilnehmer ſich beteiligen. 

Die im Frühjahre 1919 abgehaltene Prüfung und 
die Prüfungen im Herbſt 1919 und im Februar 1920 
gelten zuſammen als die Staatsprüfung des Jahres 
1919, die Prüfungen im Juni und November 1920 
und im Frühjahre 1921 als die Staatsprüfung des 
Jahres 1920. 

8 2. Die Friſten für die vorläufige Anmeldung 
und für die Einreichung der Geſuche um Zulaſſung 
zu den Prüfungen 1920 und 1921 beſtimmt die Staats⸗ 
prüfungskommiſſion. Die Bekanntmachung dieſer Friſten 
erfolgt im „Bayeriſchen Staatsanzeiger“. 

3. Bezüglich des Prüfungsſtoffes und der zu⸗ 
gelaſſenen Hilfsmittel gelten die Beſtimmungen in 
Ziffer VI und VII der Bekanntmachung vom 12. Fe⸗ 
bruar 1919 über die Vorbedingungen für den höheren 
Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt (Geſetz⸗ und Verord⸗ 
nungsblatt 1919 Seite 46). Für die Staatsprüfung 
im Herbſt 1919 bleibt es bei den Beſtimmungen der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 1919 („Bayer. Staats⸗ 
anzeiger“ vom 9. Juli 1919 Nr. 168). 


II. Kriegsteilnehmer. 


8 4. Den Kriegsteilnehmern im Sinne der Ver⸗ 
ordnung vom 21. Mai 1917 (Geſetz⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt 1917 S. 143, JIM Bl. 1917 S. 51, MABl. 1917 
S. 447) wird die Vergünſtigung eingeräumt, daß ſie 
die Fähigkeit zum Richteramt und zu einem höheren 
Amt der inneren Verwaltung oder des Finanzdienſtes 
erlangen, wenn ſie lediglich die Staatsprüfung aus 
der erſten Abteilung der ſchriftlichen Prüfung (Juſtiz⸗ 
fach) mit Erfolg ablegen. 

8 5. Die Geſamtnotenſumme eines Kriegsteilneh⸗ 
mers, der die Staatsprüfung nur aus dem Juſtizfach 
ablegt, wird in der Weiſe gebildet, daß die Summe 
der einzelnen im Juſtizfach erteilten Noten verdoppelt 


wird. ; 

6. Ein Kriegsteilnehmer hat die Staatsprüfung 
mit Erfolg abgelegt, wenn er eine Geſamtnotenſumme 
von nicht mehr als 100 erhält. Beträgt die Geſamt⸗ 
notenſumme eines Kriegsteilnehmers mehr als 100, 
aber nicht mehr als 110, ſo hat er die Prüfung mit 
Erfolg nur abgelegt, wenn er ſich einer mündlichen 
Prüfung mit Erfolg unterzieht. (88 52a ff. der VO. 
vom 4. Juli 1899 und 18. Oktober 1910 über die 
Vorbedingungen für den höheren Juſtiz⸗ und Ver⸗ 
waltungsdienſt in der Faſſung vom 1. Auguſt 1912.) 

Im Falle der Ablegung der Staatsprüfung aus 
beiden Abteilungen kann der Kriegsteilnehmer erflä- 
ren, daß die Berechnung ſeiner Geſamtnotenſumme 
nur unter Zugrundelegung der im Juſtizfach erteilten 
Noten erfolgen ſoll. Die Erklärung iſt innerhalb eines 
Monats nach Empfang des Prüfungszeugniſſes an die 
Staatsprüfungskommiſſion abzugeben. 

8 7. Sit ein Kriegsteilnehmer während der Prü⸗ 
fung plötzlich erkrankt und hierdurch an der Bear- 
beitung von nicht mehr als zwei Aufgaben in einer 
Abteilung gehindert geweſen, ſo werden die Noten 
für die nichtbearbeiteten Aufgaben in der Weiſe feſt⸗ 
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geſetzt, daß der Durchſchnitt der Noten der bearbeiteten 
Aufgaben der Abteilung zug runde gelegt wird. Hat 
ein Kriegsteilnehmer wegen plötzlicher Erkrankung in 
einer Abteilung mehr als zwei Aufgaben, aber nicht 
mehr als fünf Aufgaben nicht bearbeitet, ſo beſtimmt 
die Staatsprüfungskommiſſion, wie viele und welche 
Arbeiten der Prüfling bei der nächſten Staatsprüfung 
nochmals zu bearbeiten hat. Das endgültige Ergebnis 
der Staatsprüfung wird in dieſem Falle aus der 
erſten und zweiten Prüfung zuſammengeſtellt. Konnte 
ein Kriegsteilnehmer wegen plötzlicher Erkrankung 
in einer Abteilung mehr als fünf Aufgaben nicht be⸗ 
arbeiten, ſo gilt die Prüfung in dieſer Abteilung als 
nicht abgelegt. Die Erkrankung iſt durch ein amts⸗ 
ärztliches Zeugnis zu beſcheinigen und im Prüfungs⸗ 
protokoll feſtzuſtellen. Das Zeugnis iſt zu den Prü⸗ 
fungsakten zu nehmen. 

8 8. Die Vergünſtigungen der 88 4—7 gelten nur 
für die Kriegsteilnehmer, welche ſich der Staatsprüfung 
bis zum Frühjahr 1921 einſchließlich unterziehen. 
Weiſt ein Kriegsteilnehmer nach, daß er durch Krank⸗ 
heit verhindert war, die Staatsprüfung bis zum Früh. 
jahr 1921 abzulegen, fo kann ihm die Staatsprü⸗ 
fungskommiſſion die Vergünſtigungen für eine ſpätere 
Staatsprüfung einräumen. 

8 9. Die 88 4, 5 und 6 finden auf Kriegsteilneh⸗ 
mer, die ſich in den Jahren 1916, 1917, 1918 und im 
Frühjahr 1919 der Staatsprüfung unterzogen haben, 
entſprechende Anwendung. Die bezüglichen Anträge 
find binnen drei Monaten an die Staatsprüfungs⸗ 
kommiſſion beim Oberſten Landesgerichte in München 
zu ſtellen. Die Anträge ſind mit dem Nachweis über 
die Kriegsteilnehmereigenſchaft zu belegen; das frühere 
Prüfungszeugnis iſt beizugeben. 


III. Bevorzugte Kriegsteilnehmer. 


8 10. Bei Kriegsteilnehmern, die mindeſtens ein 
Jahr lang an der Front geſtanden find — bevor- 
zugte Kriegsteilnehmer —, wird die Notenſumme jeder 
Abteilung um fünf Punkte und außerdem für je ein 
volles oder angefangenes Frontdienſtfahr (8 13) um 
einen Punkt aufgebeſſert. 

Als bevorzugter Kriegsteilnehmer gilt auch der 
Kriegsteilnehmer, der, ohne zwölf Monate Frontdienſt 
geleiſtet zu haben, im Krieg eine ſchwere Verwundung 
oder durch den Kriegsdienſt eine ſchwere Geſundheits⸗ 
beſchädigung erlitten hat. 5 

8 11. Als Frontdienſt gilt nur der Dienſt bei der 
kämpfenden Truppe einſchließlich der höheren Stäbe, 
ausſchließlich der Etappe. 

8 12. Als Frontdienſt gilt weiter die Zeit, 

a) die ein Kriegsteilnehmer infolge einer im Kriege 
erlittenen Berwundung oder Kriegsdienſtbeſchädigung 
in einem Lazarett oder einer Heilanſtalt verbracht hat, 

b) die beim Erſatztruppenteile, in der Etappe oder 
ſonſt beim Heere verbracht wurde, weil der Kriegs⸗ 
teilnehmer infolge einer ſchweren Kriegsdienſtbeſchä— 
digung zum Frontdienſt nicht mehr geeignet war, 

e) die bei dauernd untauglichen, mit Rente oder 
Penſion ausgeſchiedenen Kriegsteilnehmern von ihrer 
Entlaſſung bis zum 11. November 1918 abgelaufen iſt, 

d) die in ehrenvoller Kriegsgefangenſchaft ver— 
bracht wurde. 

8 13. Zur Berechnung der Frontdienſtzeit (8 10) 
werden die Zeiträume, die ſich nach 88 11 und 12 er⸗ 
0 zuſammengezählt. Der Monat wird hierbei zu 
30 Tagen gerechnet. 

8 14. Die Feſtſtellung der Eigenſchaft als bevor: 
zugter Kriegsteilnehmer und die Berechnung der Ge— 
ſamtdauer der Frontdienſtzeit, ſowie der gutzurechnen— 
den Punktzahl erfolgt durch einen Ausſchuß, der 
gebildet wird aus einem Juſtizbeamten, einem Ver: 
waltungsbeamten und einem Frontoffizier. Die beiden 
Beamten müſſen Frontkämpfer geweſen ſein. Der 
Juſtizbeamte wird vom Staatsminiſterium der Juſtiz, 


der Verwaltungsbeamte vom Staatsminiſterium des 
Innern, der Offizier von der Oberſten Bayeriſchen 
Militärbehörde ernannt. 

8 15. Der Ausſchuß wird vom Vorſitzenden der 
Staatsprüfungskommiſſion berufen; dieſer beſtimmt 
auch den Vorſitzenden des Ausſchuſſes aus deſſen drei 
Mitgliedern. 

Der Ausſchuß entſcheidet mit Stimmenmehrheit; 
eine Anfechtung ſeiner Entſcheidung iſt ausgeſchloſſen. 

8 16. Der Antrag auf Zuerkennung der Eigen⸗ 
ſchaft als bevorzugter Kriegsteilnehmer und auf Auf⸗ 
beſſerung der Note iſt unmittelbar nach der Ablegung 
der Staatsprüfung bei der Staatsprüfungskommiſſion 
einzureichen; dieſe merkt den Antrag vor und gibt 
ihn an den nach 8 14 gebildeten Ausſchuß weiter. 
Der Antrag iſt mit den Militärpapieren (3. B. Mili⸗ 
tärpaß, Kriegsſtammrollenauszug oder Kriegsrang⸗ 
Hſtenauszug), gegebenenfalls mit Auszügen aus den 
Kriegsbeſchädigungsverhandlungen, militäriſchen oder 
amtsärztlichen Zeugniſſen zu belegen. Auf etwa ſchon 
vorgelegte Unterlagen iſt Bezug zu nehmen. 

8 17. Der Ausſchuß ſtellt die etwa notwendigen 
Erhebungen an; er kann den Antragſteller auch zum 
perſönlichen Erſcheinen veranlaſſen. 

§ 18. Die Entſcheidung des Ausſchuſſes wird der 
Staatsprüfungskommiſſion mitgeteilt; dieſe hat die 
Entſcheidung bei der Feſtſtellung der Geſamtnoten⸗ 
ſumme und bei Ausfertigung des Prüfungszeugniſſes 
zu berückſichtigen; iſt das Prüfungszeugnis ſchon er⸗ 
teilt, ſo iſt es einzufordern und zu berichtigen. 

8 19. Die Beſtimmungen der $$ 10 ff. finden auch 
auf bevorzugte Kriegsteilnehmer, die ſich der Staats⸗ 
prüfung für den höheren Juſtiz- und Verwaltungs- 
dienſt in den Jahren 1916, 1917, 1918 und im Früh⸗ 
jahr 1919 unterzogen haben, entſprechende Anwendung. 

Die Geſuche dieſer Kriegsteilnehmer ſind bei der 
Staatsprüfungskommiſſion einzureichen, welche die 
Entſcheidung des Ausſchuſſes (8 14) herbeiführt und 
die Berichtigung der Zeugniſſe veranlaßt. Den Ges 
ſuchen ſind die früher erteilten Prüfungszeugniſſe bei⸗ 
zugeben. (Bek. v. 14. Juli 1919 — Staatsanzeiger 
vom 19. Juli 1919 Nr. 174). a 


Errichtung einer Staatsprüfungstommilfien. 


8 1. Bei dem Oberſten Landesgerichte wird eine 
Staatsprüfungskommiſſion für den höheren Juſtiz⸗ 
und Verwaltungsdienſt gebildet. Sie beſteht aus dem 
Präſidenten des Oberſten Landesgerichts, in deſſen 
Verhinderung aus einem Senatspräſidenten dieſes Ge⸗ 
richts als Vorſitzenden und einer Anzahl von Richtern 
des Oberſten Landesgerichts und des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes ſowie von Rechtsanwälten als Beiſitzern. 

Die Beiſitzer, die dem Verwaltungsgerichtshofe 
angehören, werden vom Staatsminiſterium des Innern 
beſtimmt; die Stellvertreter des Vorſitzenden und die 
übrigen Beiſitzer beſtimmt das Staatsminiſterium der 
Juſtiz und zwar die Rechtsanwälte auf Vorſchlag der Vor⸗ 
ſitzenden der Anwaltskammern der Oberlandesgerichte. 

8 2. Die Staatsprüfungskommiſſion beſorgt unter 
Uebernahme der bisher den Staatsminiſterien der 
Juſtiz und des Innern vorbehaltenen Geſchäfte, ſowie 
der bisher von den Regierungen, Kammern des In⸗ 
nern, erledigten Anmeldungs- und Zulaſſungsgeſchäfte 
das ganze Staatsprüfungsweſen. Die Staatsprüfungs⸗ 
kommiſſion beſtimmt insbeſondere den Beginn der 
Staatsprüfungen und die Prüfungsorte, ſetzt die Auf⸗ 
gaben feſt, prüft und verbeſcheidet die Zulaſſungsge⸗ 
ſuche, verweiſt die einzelnen Rechtspraktikanten an die 
Prüfungsorte und beurteilt die Bearbeitung der Auf: 
gaben, ſtellt das Prüfungsergebnis feſt und erteilt 
die Zeugniſſe; ſie behandelt und verbeſcheidet die Ge⸗ 
ſuche um die Einſtellung in die Reihenfolge früher. 
Geprüfter; ſie übernimmt ferner die Geſchäfte des 
Prüfungsausſchuſſes für die mündliche Prüfung beim 
Oberſten Landesgerichte. 
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8 3. Die Staatsprüfungskommiſſion entſcheidet in 
der Beſetzung von fünf Mitgliedern, bei der münd⸗ 
lichen Prüfung in der Beſetzung von drei Mitgliedern 
einſchließlich des Vorſitzenden. 

Die Beiſitzer werden vom Vorſitzenden der Staats⸗ 
prüfungskommiſſion für den einzelnen Fall. berufen; 
ſie müſſen zur Hälfte dem Geſchäftsbereich der Juſtiz 
und zur Hälfte dem der Verwaltung angehören. 

Wenn der Vorſitzende der Staatsprüfungskommiſ⸗ 
ſion einem Geſuch ſtattgeben will, iſt er berechtigt, 
allein zu entſcheiden. 

Die Leitung der Geſchäfte obliegt im übrigen dem 
Vorſitzenden der Staatsprüfungskommiſſion. 


§ 4. Der Vorſitzende der Staatsprüfungskommiſſion 
iſt berechtigt, die Oberlandesgerichte, den Verwaltungs⸗ 
gerichtshof und die Kreisregierungen um Entwürfe 
von Prüfungsaufgaben zu erſuchen; die Staatsmini⸗ 
ſterien behalten ſich vor, ſelbſt einzelne Aufgaben für 
die Staatsprüfung zu beſtimmen oder der Staats⸗ 
prüfungskommiſſion das Rechtsgebiet zu bezeichnen, 
aus dem eine Aufgabe entnommen werden ſoll. 


8 5. Die Beurteilung der Bearbeitungen der Auf⸗ 
gaben erfolgt bei der Staatsprüfungskommiſſion durch 
Ausſchüſſe, die 1 des Vorſitzenden aus drei 
Mitgliedern beſtehen. Der Vorſitzende der Staats 
prüfungskommiſſion kann zu Mitgliedern dieſer Aus⸗ 
ſchüſſe auch Mitglieder des Oberſten Landesgerichts 
beſtimmen, die nicht der Staatsprüfungskommiſſion 
angehören. . 

Der Vorſitzende der Staatsprüfungskommiſſion ift 
berechtigt, die Oberlandesgerichte, den Verwaltungs- 
gerichtshof und die Kreisregierungen um die Beur⸗ 
teilung der Bearbeitungen einzelner Aufgaben zu 
erſuchen. Die Beurteilung erfolgt bei dieſen Behörden 
durch die in $ 47 der Verordnung vom 4. Juli 1899 
und 18. Oktober 1910, betreffend die Vorbedingungen 
für den höheren Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt und 
8 116 der dazugehörigen Bekanntmachung vom 25. Ok⸗ 
tober 1900 bezeichneten Ausſchüſſe. Die Ausſchüſſe 
werden von der Staatsprüfungskommiſſion im Be⸗ 
nehmen mit den Präſidenten dieſer Behörden beſtimmt. 


8 6. Gegen die Entſcheidungen der Staatsprüfungs⸗ 
kommiſſion iſt Beſchwerde an das Staatsminiſterium 
der Juſtiz zuläſſig, das im Benehmen mit dem Staats- 
miniſterium des Innern entſcheidet. 


Die Entſcheidungen der Ausſchüſſe zur Beurteis 
lung der Bearbeitungen ſowie des Ausſchuſſes für die 
mündliche Prüfung ſind unanfechtbar. 


87. Der Vorſitzende der Staatsprüfungskammiſſion 
fertigt die Prüfungszeugniſſe auf Grund des Haupt⸗ 
verzeichniſſes aus und läßt fie den Geprüften ver⸗ 
ſchloſſen aushändigen. 

In dem Prüfungszeugnis wird mitgeteilt, ob die 
Prüfung mit oder ohne Erfolg abgelegt worden iſt. 
St ſie „ausgezeichnet“, „ſehr gut“ oder „gut“ abgelegt 
worden, fo wird auch dies hervorgehoben. Die Ges 
ſamtnotenſumme und der in der Reihe der Geprüften 
erlangte Platz, ſowie die Einzelnoten werden nur auf 
Verlangen des Prüflings und geſondert vom Zeugnis 
mitgeteilt. 

8 8. Die Entſcheidungen über die Geſuche um die 
Einſtellung in die Reihenfolge früher Geprüfter hat 
die Staatsprüfungskommiſſion den Staatsminiſterien 
der Juſtiz und des Innern mitzuteilen. 

8 9. Die Staatsprüfungskommiſſion tritt erſtmals 
für die Staatsprüfung im Herbſt 1919 in Tätigkeit 
mit dem Abmaße, daß die Anmeldungen und Zu— 
laſſungen für dieſe Prüfung noch von den Regie— 
rungen, Kammern des Innern, erledigt werden. Die 
Geſchäfte des Ausſchuſſes für die mündliche Prüfung 
beim Oberſten Landesgerichte gehen mit dem 15. Sep» 
tember 1919 auf die Staatsprüfungskommiſſion über. 
(Bek. v. 14. Juli 1919 — Staatsanzeiger v. 19. Juli 
1919 Nr. 177). 


Prüfungstage und Aumeldet r den Herbſt⸗ 
En konkurs 1915. 8 f 


1. Die erſte Abteilung der ſchriftlichen Prüfung be⸗ 
ginnt am 20. Oktober 1919. 20 

Die Prüfungstage ſind: 20., 21., 22., 23., 24., 27., 
28., 29., 30. und 31. Oktober 1919. 

Die zweite Abteilung der ſchriftlichen Prüfung 
beginnt am 3. November 1919. 

Die Prüfungstage ſind: 3., 4., 5., 6., 7., 10., 11., 
12., 13. und 14. November 1919. 

Der ſogenannte praktiſche Fall kommt in beiden 
Abteilungen in Wegfall; er wird durch je zwei Auf⸗ 
gaben mit fünfſtündiger Arbeitszeit erſetzt. 

In der zweiten Abteilung werden Aufgaben aus 
dem Kirchenrecht, dem Schulbedarfgeſetz, dem Ge⸗ 
meindewahlgeſetz, dem Kinderſchutzgeſetz und der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre nicht gegeben. 

Wer ſich der Prüfung unterziehen will, hat ſich in 
den Landesteilen rechts des Rheins nach 8 107 der 
Bekanntmachung vom 25. Oktober 1910 über die Vor⸗ 
bedingungen für den höheren Juſtiz⸗ und Ver 0 
dienſt in der Faſſung vom 1. Auguſt 1912 (JMBl. 1910 
S. 791, 1912 S. 191) zwiſchen dem 21. Juli 1919 und 
2. Auguſt 1919 vorläufig anzumelden. 

Die Regierungen, Kammern des Innern, im rechts⸗ 
rheiniſchen Bayern legen die auf Grund der Anmel⸗ 
dungen hergeſtellten Verzeichniſſe der Prüflinge (8 110 
der Bek. vom 25. Oktober 1910) bis zum 10. Auguſt 
1919 dem Staatsminiſterium des Innern vor. 

Die Geſuche um Zulaſſung zur Prüfung ſind nach 
8 112 der Bek. vom 25. Oktober 1910 in der Faſſun 
vom 1. Auguſt 1912 in der Zeit vom 24. Auguſt 191 
bis 13. September 1919 einzureichen. | 

Das nach 8 113 Abf. 2 a. a. O. vorgeſchriebene 
Verzeichnis iſt bis zum 28. September 1919 vorzulegen. 

Für die Pfalz wird der Präſident des Oberlandes⸗ 
gerichts Zweibrücken ermächtigt, alle weiteren Anord⸗ 
nungen für die Prüfung mit der Ausnahme der Feſt⸗ 
ſetzung der Prüfungstage, des Prüfungsſtoffs und der 
Prüfungsaufgaben im Benehmen mit der Regierung 
der Pfalz zu treffen. (Bek. v. 5. Juli 1919 — Staats⸗ 
anzeiger v. 9. Juli 1919 Nr. 168.) 

2. Nach der Bekanntmachung der Staatsminiſterien 
der Juſtiz und des Innern vom 5. Juli 1919 — „Bayer. 
Staatsanz.“ Nr. 168 — und nach der MB. v. 14. Juli 1919 
— „Bayer. Staatsanz.“ Nr. 177 — wird in der zweiten 
Hälfte des Oktober und in der erſten Hälfte 
des November lfd. Irs. eine Staatsprüfung für 
den höheren Juſtiz- und Verwaltungsdienſt abgehalten. 

Die im Frühjahre 1919 abgehaltene Prüfung und 
die Prüfung im Herbſte 1919 und im Februar 1920 
gelten zuſammen als die Staatsprüfung des Jahres 
1919. Die Geſuche um Zulaſſung zu der im Herbſte 
1919 ſtattfindenden Prüfung find nach 8 112 der Bek. 
vom 25. Oktober 1910 (MA Bl. S. 705) in der Faſſung 


vom 1. Auguſt 1912 (M ABl. S. 847) in der Zeit vom 


24. Auguſt bis 13. September 1919 dahier 
einzureichen. 

In dem Zulaſſungsgeſuche ſind Ort und Zeit der 
Geburt, das Glaubensbekenntnis, der Familienſtand 
(ob ledig oder verheiratet), der Unſtützungswohnſitz, 
der Wohnort und die Wohnung des Prüflings, ſowie 
deſſen Militärverhältniſſe, ferner Namen, Stand und 
Wohnort der Eltern anzugeben. 

Prüflinge, welche ſich wiederholt der Prüfung 
unterziehen, haben anzugeben, in welchem Jahre und 
an welchem Prüfungsort ſie die Prüfung früher ab⸗ 
gelegt haben. Mit dem Geſuche um Zulaſſung zur 
Prüfung ſind folgende Belege einzureichen: 

1. das Zeugnis über die mit Erfolg abgelegte 
Univerſitätsſchlußprüfung, 

2. der Nachweis, daß der Rechtspraktikant den 
Vorbereitungsdienſt, ſoweit möglich, vorſchriftsmäßig 
abgeleiſtet hat. Dieſer Nachweis iſt durch Vorlage der 
nach § 34 der VO. vom 4. Juli 1899 in der Faſſung 
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vom 22. Oktober 1910 — GVBl. 1912 S. 703 — und 
8 91 der Vollz.⸗Vorſchr. vom 25. Oktober 1910 dem 
Rechtspraktikanten auszuhändigenden Zeugniſſe zu er⸗ 
bringen, 

3. der Nachweis über das Militärverhältnis, 

4. Staatsangehörigkeitsausweis — Nachweis des 
N der deutſchen Reichsangehörigkeit —, 

5. ſoferne dem Prüflinge eine Abweichung von 
den verordnungsmäßigen Vorſchriften genehmigt oder 
schlie pen wurde, die hierüber ergangene Ent⸗ 

eßu 
Die ing 57 der VO. feſtgeſetzte Gebühr von 30 M1 
iſt bei der n des Geſuches um Zulaſſung 
zur Prüfung beim Taxamt der Regierung, Kammer 
des Innern, einzuzahlen; bedürftigen Kandidaten kann 
die Gebühr ganz oder zum Teil nachgelaſſen werden. 
Diejenigen Rechtspraktikanten, welche ſich bisher nur 
einer Abteilung der Prüfung unterzogen haben, haben 
in der Vorausſetzung, daß fie die Gebühr von 30 M 
einbezahlt haben, eine weitere Gebühr nicht mehr zu 
entrichten. Wer um Nachlaß der Gebühr bittet, hat dies 
im Geſuche um Zulaſfung zu tun. Zum Nachweis 
der Dürftigkeit genügt eine Beſtätigung des Vorſtandes 
der Behörde, bei welcher der Rechtspraktikant zuletzt 
im Vorbereitungsdienſt ſtand, oder ein Zeugnis der 
Ortspolizeibehörde des Wohnortes — für München 
des Stadtrates —. Wer die Gebühr nicht erlegt und 
Nachlaß der Gebühr nicht bewilligt erhalten hat, darf 
vor der nachträglichen Einzahlung in die Prüfung 
nicht eintreten. 

Bezüglich der Kriegsteilnehmer wird auf die Be⸗ 
ſtimmungen der Min Bek. vom 14. Juli 1919, Abſchn. II 
hingen S. 371) — „Bayer. Staatsanz.“ Nr. 177 — 

ingewieſen. (Bek. v. 29. Aug. 1919 — Staatsanz. 
. 3, Sept. 1919 Nr. 215.) P 


Brüfnugsorte für den Herbſtſtaatskenkurs 1919. 


Als Prüfungsorte werden für das rechtsrheiniſche 
Bayern München, Nürnberg und Würzburg beſtimmt. 
Der Prüfungsort für die Pfalz wird von dem Brü- 
ſidenten des Oberlandesgerichts Zweibrücken feſtgeſetzt. 

Vorbehaltlich der noch zu erwirkenden Zulaſſung 
(8112 der Min Bek. vom 25. Oktober 1910 in der Faſſung 
vom 1. Auguſt 1912 über die Vorbedingungen für den 
höheren Juſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt — MA Bl. 1910 
S. 772, 1912 S. 848 —, ferner MB. vom 5. Juli 1919 
über die 2. Staatsprüfung für den höheren Rall. 
und Verwaltungsdienſt im Herbſt 1919 — MA 
S. 134 —) haben die Prüfung abzulegen: 

1. die Prüflinge, die ſich bei der Regierung von 
Oberbayern, Niederbayern, Schwaben und der Ober 
pfalz vorläufig angemeldet haben, in München, 

die Prüflinge, die ſich bei der Regierung von 
musclfte vorläufig angemeldet haben, in Nürn⸗ 
erg, 
3. die Prüflinge, die ſich bei der Regierung von 
Unterfranken und Oberfranken vorläufig angemeldet 
haben, in Würzburg. 

Es folgen dann noch Verweiſungen abweichend 
von dieſen Grundſätzen für die Herrn K. Goßler aus 
Bayreuth und Dr. L. Diener aus Heinrichstal. (Bek. 
v. 29. Aug. 1919 - Staatsanz. v. 29. Aug. 1919 Nr. 211.) 


Prüfungsſtoff der Staatsprüfung Herbſt 1919. 


Bei der Bearbeitung der Aufgaben der zweiten 
Abteilung der im Herbſt 1919 ftattfindenden zweiten 
Staatsprüfung für den höheren Juſtiz-⸗ und Ver⸗ 
waltungsdienſt (vgl. Bekanntmachung vom 5. Juli 1919 
Nr. 25901 im „Bayer. Staatsanzeiger“ Nr. 168) find 
Aenderungen, die das Landesrecht im Jahr 1919 er— 
fahren hat und noch erfahren wird, nicht zu berück— 
ſichtigen. (Bek. v. 6. Aug. 1919 — Staatsanz. vom 
12. Aug. 1919 Nr. 197.) 


— 


Verlag vot von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München und und Berlin. 


Zeitungsſ nn. 


Im Bamberger Tagblatt vom 27. März 
1919 weiſt Oberlandesgerichtsrat Gundel⸗ Bamberg 
auf die überaus ungünſtige Lage der Rechtspraktikanten 
hin. Er ſchreibt hier u. a.: „Der Bayer. Rechtsprak⸗ 
tikantenverband hat in ſeiner Verſammlung vom 25. Ja⸗ 
nuar 1919 die Lage der Rechtspraktikanten als eine 
teilweiſe verzweifelte bezeichnet. Ich finde in dieſem 
Ausdruck keine Uebertreibung. Die Zahl der geprüften 
Rechtspraktikanten iſt bekanntlich eine ſehr große und 
wird im Laufe dieſes und des nächſten Jahres noch 
weſentlich zunehmen, da viele Kriegsteilnehmer die 
Staatsprüfung nachzuholen haben. Es wird ſich alſo 
gerade für die Kriegsteilnehmer die Anſtellung ver⸗ 
hältnismäßig recht ungünſtig geſtalten; z. Zt. ſtehen 
noch Rechtspraktikanten aus Konkurs 1911/12 erſt vor 
der Anſtellung zum Amtsanwalt und Sekretär.“ Als 
vordringlichſte Aufgabe des neuen Staates bezeichnet 
es der Herr Verfaſſer, wenigſtens einen Teil der ge⸗ 
prüften Rechtspraktikanten ein einigermaßen ſtandes⸗ 
gemäßes Berufseinkommen zu verſchaffen. Er macht 
zu dieſem Zwecke zwei Vorſchläge: 

I. Die Verwendung der geprüften Rechtsprakti⸗ 
kanten als Hilfsarbeiter bei Gerichten und Staats⸗ 
anwaltſchaften und ihre Entlohnung durch den Staat. 

II. Ihre Verwendung als Hilfsarbeiter bei den No⸗ 
tariaten und ihre Entlohnung durch den Notar. 

Wie Herr Oberlandesgerichtsrat Gundel ſelbſt zum 
Schluſſe betont, wird ſich auf dieſe Weiſe natürlich nur 
eine begrenzte Zahl von Rechtspraktikanten unterbringen 
laſſen. Immerhin verdienen dieſe Vorſchläge im Rah⸗ 
men der Beſtrebungen des Rechtspraktikantenverbandes 
zur Hebung der wirtſchaftlichen Lage ſeiner Mitglieder 
vollſte Beachtung. 


Sehr beachtenswerte grundſätzliche Betrachtungen 
über „Die wirtſchaftliche Lage der geiſtigen Arbeiter 
und der Staat“ bringt ein längerer Aufſatz von 
Dr. jur. F. Fleiſchmann, Freiſing, in Nr. 3 vom 
8. März 1919 des „Geiſtigen Arbeiters“. Auch 
für uns Rechtspraktikanten gilt es, wenn der Verfaſſer 
mahnt: „Eine verſtändliche, aber falſche Scham hat 
den geiſtigen Arbeiter bisher vielfach davon abgehalten, 
1 0 wirtſchaftliche Notlage offen einzugeſtehen. Mit 

em Umſichgreifen der Not wird die Scham verſchwinden 
und muß verſchwinden: Die Verheimlichung wäre 
Sünde an den Leidensgenoſſen, weil dadurch der wahre 
Sachverhalt für die zur Abhilfe berufenen Stellen, vor 
allem dem Staate, verſchleiert, die Erfaſſung des tat⸗ 
ſächlichen Umfanges der Not unmöglich gemacht würde.“ 


Mitteilung. 

Wir weiſen alle Kollegen auf die vom Bayeriſchen 
Anwaltsverband herausgegebenen Leitfäden des Kriegs⸗ 
rechts hin. Handels⸗ und Wechſelrecht von Juſtizrat 
Dr. Frankenburger⸗ München, Bürgerliches Recht ein⸗ 
ſchließlich Stundungsverordnungen und Einigungs⸗ 
ämter von Rechtsanwalt Ludwig Erlanger⸗München 
und Zivilprozeß von Juſtizrat Dr. Mayer II⸗München 
ſind bereits erſchienen. Das ſchwierige Problem raſcher 
und zuverläſſiger Führung durch das Gebiet der Kriegs- 
geſetze und Kriegsrechtſprechung iſt in außerordentlich 
glücklicher Weiſe gelöſt. Ueberſichtlichkeit, Genauigkeit, 
Kürze dürften dieſe muſtergültigen Werkchen für jeden 
Praktiker, dem das Kriegshandwerk vom juriſtiſchen 
Leben und Werden fernhielt, unentbehrlich machen. 
Aber auch dem Kenner des behandelten Stoffes werden 
die Hefte infolge der klaren Anordnung und präzifen 
Darſtellung ein wertvolles Nachſchlagematerial bieten. 
Die Billigkeit der Hefte ſei hervorgehoben. 


Verantwortlicher Herausgeber: 
Dr. Oskar Gerſtle, Rechtspraktikant in München. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie., München und Freiſing. 
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1919 Ar. 1 


Zur Einführung, 

Die vorliegende Zeitſchrift ſoll ein Standesorgan der bayeriſchen Rechtsanwaltſchaft fein. Sie 
will nicht der Geſetzesauslegung dienen, keine Sammlung von Entſcheidungen bringen, ſondern — neben 
den Mitteilungen über die Wirkſamkeit des bayeriſchen Anwaltsverbands und der Beſprechung ein⸗ 
ſchlägiger Literatur — ausſchließlich rechtspolitiſche und in erſter Linie anwaltſchaftliche Standesfragen 
behandeln. Unſere wichtigſte Aufgabe iſt es zu unterſuchen, wie der Geſetzgeber, d. h. vor allem der 
bayeriſche Geſetzgeber, dem Anwaltſtande in ſeiner ſchweren Bedrängnis helfen kann und helfen ſoll. 

Die Schriftleitung wird beſtrebt ſein, nur ſolche Beiträge zu bringen, die ſie nach Inhalt und 
Form für wertvoll hält. Daß fie aber für die einzelnen darin geäußerten Anſichten nicht immer 
eintreten kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Sie erachtet es vielmehr für ihre Pflicht, die verſchiedenſten 


Anſchauungen frei zu Worte kommen zu laſſen. 


Spalte 
Zur Einführung 1 
Die Ziele des bayeriſchen Auwaltsverbandes. 

on Juſtizrat Sand in Augsburg 


Die bayeriſche Nechtkanwaltsgebührenordnung in 
Berwaltungs⸗ und Verwaltungsrechtsange⸗ 
legenheiten. Von Juſtizrat Dr. Karl Buh⸗ 
mann in München f 


Das RNichtpreisverſahren in der anberftreitigen 
Auwaltsgebührenerduung. Von Rechtsan⸗ 
walt Dr. Theilhaber in München 14 


Tätigkeitsbericht 


Die Ziele des bayeriſchen Anwaltsverbaudes. 


Von Juſtizrat Sand, Augsburg. 


Inmitten des Kampfes der Intereſſen, Partei⸗ 
meinungen und Machtbeſtrebungen, die nach dem 
Zuſammenbruch der bisherigen Staats⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsordnung um deren Neugeftaltung ringen, 
iſt der bayeriſche Rechtsanwaltsverband ins Leben 
getreten, mit dem Ziele und dem Anſpruch, als 
zuſammengefaßte Organiſation — ſagen wir gleich: 
als Gewerkſchaft der bayeriſchen Anwälte — deren 
Intereſſen und damit auch die gemeinſamen Inter⸗ 
eſſen der deutſchen Anwaltſchaft in der Bedrängnis 
einer unſicheren Gegenwart, gegenüber allen Be⸗ 
drohungen einer noch ungewiſſeren Zukunft mit 
jeder möglichen Entſchiedenheit zu wahren. Es 
wäre aber ein Irrtum, die Gründung des Ver: 


Die Schriftleitung. 


politiſchen Umwälzung anzuſprechen. Die Be⸗ 
mühungen um einen Zuſammenſchluß der baye⸗ 
riſchen Rechtsanwälte in einen Landesverband gehen 
vielmehr auf einige Jahre zurück, und die Vor⸗ 
arbeiten zu ſeiner Gründung waren abgeſchloſſen, 
ehe der ſtaatliche Umſturz ſich ankündigte; noch 
länger beſtehen ſchon die wirtſchaftlichen, ſoztal⸗ 
politiſchen und rechtspolitiſchen Mißſtände, die 
dieſe Bemühungen veranlaßt haben und ihren 
ſchließlichen Erfolg erzwungen haben. 

Die bayeriſchen Rechtsanwälte hatten unter 
dieſen Mißſtänden ſchon in den letzten Friedens⸗ 
jahren ſchwerer zu leiden, als die Mehrheit der 
deutſchen Anwaltſchaft. Induſtrialiſierung, Geld⸗ 
verkehr und Warenumſatz hatten in Bayern nicht 
in gleichem Maße zugenommen wie in anderen, 
begünſtigteren Teilen des Reichs; in engeren wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſen konnten ſich allgemeine 
Uebelſtände — die Ueberfüllung des Berufs, die 
Unzulänglichkeit längſt veralteter Gebührenvor⸗ 
ſchriſten, die Abſchnürung wichtiger Arbeitsgebiete 
— noch weniger ausgleichen als anderswo. Ein 
weſentlicher Teil der öffentlichen Rechtspflege, das 
Notariat, war und blieb den bayeriſchen Rechts⸗ 
anwälten im Gegenſatz zu der Mehrzahl ihrer 
Kollegen im Reich verſchloſſen; keineswegs aber 
verſchloſſen ſich, in Bayern ſo wenig wie ander⸗ 
wärts, Rechtspflege und Publikum mit der wün⸗ 
ſchenswerten Entſchiedenheit dem Eindrängen oft 
bedenklicher Laienelemente in Rechtsberatung und 
Rechtsvertretung, und zu alledem vermehrte ſich, 


bandes als Wirkung und Folgeerſcheinung der in Bayern wiederum relativ in ſtärkerem Maße 


3 | Mitteilungen des Bayeriſchen Anwalts⸗Verbandes. 1919. Nr. 1. 4 


— 


Nals in den meiſten anderen Bundesſtaaten, von | 


Berufsvereinigungen der bayeriſchen Rechtsanwälte 
Jahr zu Jahr die Ueberzahl der juriſtiſchen An⸗ 


zuſammen; die daneben zugelaſſene Einzel⸗Mit⸗ 


wärter, die, den Bedarf und die Aufnahmefähig⸗ 
keit aller Beamtenkörper weitaus überſteigend, bei 
ſonſt ganz unzureichenden Möglichkeiten eines Unter⸗ 
kommens notwendig in den Anwaltsberuf abge⸗ 
drängt werden mußte. Der Krieg hatte nun noch 
evident zu machen, was Peſſimiſten ſchon vorher 
behaupteten: daß die Zuſtände der bayeriſchen 
Anwaltſchaft mehr und mehr einer kataſtrophalen 
Entwicklung entgegentrieben. 

Die beſonderen Intereſſen der Rechtsanwälte 
eines einzelnen Staates konnten naturgemäß 
von dem Geſamtorgan der deutſchen Rechtsan⸗ 
waltſchaft, dem deutſchen Anwaltverein, deſſen ge⸗ 
diegene und umfaſſende Arbeit auf den verſchie⸗ 
denſten Gebieten gewiß rückhaltloſeſte Anerkennung 
verdient, nicht immer mit dem Nachdruck zur 
Geltung gebracht werden, den ihnen eine Landes⸗ 
organiſation zu geben vermöchte. Der deutſche 
Rechtsanwaltsverein it zentralorganifiert, die 
Juſtizverwaltung des Reichs iſt es nicht: in dieſer 
Tatſache iſt die ganze Begründung der Exiſtenz⸗ 
berechtigung und Notwendigkeit eines Landesver⸗ 
bands der bayeriſchen Rechtsanwälte neben dem 
deutſchen Anwaltsverein gegeben. Solange nicht 
auch die Juſtizverwaltung des Reichs vereinheit⸗ 
licht und zentraliſiert iſt, bedarf auch der deutſche 
Anwaltsverein eines Unterbaues oder einer Er⸗ 
gänzung durch territoriale Unter⸗Verbände. 

Damit iſt zugleich das Arbeitsgebiet des 
bayeriſchen Rechtsanwaltsverbands und in gleicher 
Weiſe ſein Verhältnis zum deutſchen Anwaltsverein 
umſchrieben. Er will das anerkannte und be⸗ 
rufene Vertretungsorgan der bayeriſchen Rechts⸗ 
anwälte in allen bayeriſchen Angelegenheiten ſein, 
und er will den Einfluß der bayeriſchen Rechts⸗ 
anwälte innerhalb der Geſamtheit der deutſchen 
Rechtsanwaltſchaft verſtärken. Mit allem Nach⸗ 
druck ſoll auch hier nochmals betont werden: Nichts 
will der bayeriſche Rechtsanwaltsverband weniger 
ſein, als eine Gegenorganiſation gegen den 
deutſchen Anwaltsverein. nichts liegt ihm ferner, als 
partikulariſtiſche oder ſeparatiſtiſche Beſtrebungen. 
Nicht Abſonderung iſt bezweckt, ſondern verſtärkte 
Mitarbeit. Helfend, unterſtützend, wenn nötig: 
antreibend will der bayeriſche Verband dem deutſchen 
Anwaltsverein an die Seite treten, am liebſten: 
ſich ihm organiſch eingliedern. Denn auch dieſe 
Hoffnung ſoll nicht verſchwiegen werden, daß der 
deutſche Anwaltsverein in den Nöten der Zeit 
ſich das ſchaffen wird, was ihm bisher gefehlt 
hat: den organiſchen Unterbau und Aufbau, aus 
dem fih dann auch eine zweckmäßige Ausgeſtaltung 
ſeiner Willens⸗ und Vertretungsorgane von ſelbft 
ergeben wird. 

Dieſer Gedanke des organiſchen Aufbaus 
war auch für die innere Konſtitution des Verbands 
maßgebend. Im weſentlichen als ein Verein von 
Vereinen ſchließt er die örtlichen und ſonſtigen 


deutung fein. Vin den Verbandsvereinen, von 
unten herauf, will der Verband Anregung, Richt⸗ 
linien und Zielſetzung empfangen. Die Verbands⸗ 
vereine ſind es demnach auch, welche die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Mitgliederverſammlung — einer Ver⸗ 
treterverſammlung — beſtimmen, ohne ihre 
Beſchlußfaſſung im voraus zu binden; denn dieſe 
ſoll aus lebendiger Ausſprache und frei gewon⸗ 
nener Ueberzeugung der Vertreter hervorgehen, 
und es ſoll jedem bayeriſchen Anwalte, der Mit⸗ 
glied eines Verbandsvereins oder Einzelmitglied 
iſt, freiſtehen, durch Teilnahme an der Vertreter⸗ 
verſammlung und ihrer Beratung auf das Er⸗ 
gebnis der den Vertretern als Stimmträgern vor⸗ 
behaltenen Abſtimmung einzuwirken. Ob dieſe 
Verfaſſung ſich bewähren wird, muß die Zukunft 
zeigen; daß fie im einzelnen verbeflerungsfäbig, 
in manchem verbeſſerungsbedürftig iſt, ſteht außer 
Zweifel. Wichtiger als Vorſchrift und Satzung 
iſt die lebendige Mitarbeit aller Kollegen, von der 
alles abhängt. Den Weg dazu dürfte die Organi⸗ 
. des Verbands grundſäͤtzlich richtig gewieſen 
aben. 

Ein Wort darf vielleicht noch geſagt werden: 
es betrifft unſer Verhältnis zu den Richtern. Wir 
hoffen, daß die Zeit vorüber iſt, die durch gegen⸗ 
ſätzliche Erörterungen der Beziehungen zwiſchen 
Richter und Anwalt beiden Teilen, und am meiſten 
der Rechtspflege, Schaden brachte. Die noch un⸗ 
abſehbaren Möglichkeiten der Zukunft enthalten 
für beide Stände, für die beiden Träger des zur⸗ 
zeit noch geltenden Syſtems der Rechtspflege Dro⸗ 


gliedſchaft wird Vak nie von größerer Be 


hungen und Warnungen genug. Faäͤllt der rechts⸗ 


kundige und unabhängige Anwaltsſtand, dann 
fällt der unabhängige, auf Rechtskenntnis und 
ſtrenge Rechtsanwendung eingeſtellte Richterſtand 
mit ihm. Wer den rechtskundigen Anwalt für 
überflüſſig oder gar für ſchädlich hält, der wird 
bald auch den rechtsgelehrten Richter läſtig und 
entbehrlich finden. Nicht Eiferſucht und Miß⸗ 
trauen hilft uns, wir brauchen gegenſeitiges Ver⸗ 
ſtändnis und Vertrauen, und wir hoffen es zu 
finden. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß der 
Verband in der kurzen Zeit ſeines Beſtehens zu⸗ 
nächſt vorwiegend organiſatoriſche Arbeit zu leiſten 
hatte, deren wichtigſtes Ergebnis die Errichtung 
ſeiner ſtändigen Geſchäftsſtelle iſt. Alles liegt nun⸗ 
mehr an der tätigen lebenweckenden Mitarbeit der 
geſamten Kollegenſchaft; nicht Satzungen und In⸗ 
ſtitutionen, ſondern Perſönlichkeiten beſtimmen 
letzten Endes alles Erreichbare. So dunkel die 
Zukunft vor uns liegt und ſo wenig unſere eigene 
Kraft zureicht, ſie zu beſtimmen: zu einem kleinen 
Teil wenigſtens werden die deutſchen und mit 
ihnen die bayeriſchen Anwälte ſelbſt zur Entſchei⸗ 
dung ihrer Schickſalsfrage beitragen konnen: ob 
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wir einen wiſſenſchaftlich, geiſtig und ſittlich hoch» 
ſtehenden Anwaltsſtand behalten, oder ob wir es 
erleben werden, daß er ſich in eine haltloſe Maſſe 
von Kommiſſionären und Geſchäftsleuten mit mehr 
oder minder nebenſächlichen juriſtiſchen Kenntniſſen 
auflöſt. Es war ein Notruf, der zur Gründung 
des Verbands geführt hat; wir können nur hoffen, 
nicht prophezeien, daß er ſich in gegenwärtigen 
und kommenden Nöten bewähren wird. 


Die baperiſche Nechtsanwaltsgebührenord⸗ 
nung in Verwaltungs⸗ und Verwaltungs 
rechtsangelegenheiten. 

Von Juſtizrat Dr. Karl Buhmann in München. 


Die bayeriſchen Beſtimmungen über die nicht 
durch Reichsrecht geregelten Rechtsanwaltsgebühren 
find enthalten in den beiden Verordnungen vom 
26. Maͤrz 1902 „betreffend die Gebühren der 
Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege“ (= RpflGOO.) und „betreffend die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten 
der Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege“ 
(= Verw.). Die erſtgenannte Verordnung iſt 
gegengezeichnet vom Juſtizminiſter, die letztgenannte 
Verordnung vom Geſamtminiſterium. 

Die Zweiteilung der bayeriſchen Rechtsan⸗ 
waltsgebührenbeſtimmungen iſt wohl ein Ausfluß 
miniſterieller, heute kaum noch verſtändlicher Sorge 
um die genauen und auch äußerlih in die Er⸗ 
ſcheinung tretenden Grenzen der Zuſtändigkeits⸗ 
abmeſſungen, ſie iſt unzweckmäßig, weil beide Ver⸗ 
ordnungen das gleiche Datum tragen, fo daß bei 
Anführung der Verordnungen immer der volle, 
weitſchweifige Titel gewählt werden muß. Dazu 
ſind die beiden Verordnungen in ihren Titeln 
nicht glücklich auseinandergeſchieden, denn auch die 
Angelegenheiten der Verwaltungsrechtspflege fallen 
mit unter den allgemeinen Begriff der Ange⸗ 
legenheiten der Rechtspflege überhaupt. 
Außerdem werden beſtimmte Angelegenheiten (wie 
Namensänderung) teilweiſe von gerichtlichen Behör⸗ 
den, teilweiſe von Verwaltungsbehörden neben⸗ 
einander behandelt und erledigt, ſo daß beide Ver⸗ 
ordnungen nebeneinander für ein und dasſelbe 
Geſamtverfahren Anwendung finden können, wenn 
die Anwälte gegenüber gerichtlichen Behörden und 
Verwaltungsbehörden tätig wurden. Warum nicht 
einheitlich „Bayeriſche Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte“? 

Während die Gebührenregelung in der RpflGO. 
nach der Begründungsſchrift (JM Bl. 1902 S. 441) 
als eine Miſchung von Bauſchſyſtem und 
Einzelgebührenſyſtem ſich darſtellt, äußert 
ſich die Begründungsſchrift der VerwGO. wie folgt: 


fünfzig Mark. 


„Das Syſtem der Bauſchgebühren könnte nur 
für Verwaltungsſtreitſachen in Betracht kommen, 
da hier in ſich abgeſchloſſene Verfahren vorliegen, 
in denen ſich die Tatigkeit, die der Rechtsanwalt 
zu entwickeln hat, im voraus überſehen läßt. Die 
einzelnen Angelegenheiten der Verwaltung dagegen 
find zu verſchieden voneinander, als daß ſich durch 
Bauſchgebühren eine nur einigermaßen gerechte 
Vergütung der Berufstätigkeit des Rechtsanwalts 
erzielen ließe. Für dieſe Angelegenheiten wird daher 
dem Syſtem der Einzelgebühren der Vorzug 
zu geben ſein. Es beſteht aber auch wohl kein 
zwingender Anlaß, für die Verwaltungsrechtsſachen 
andere Gebühren als für die Angelegenheiten der 
Verwaltung zu beſtimmen.“ 


Ich erinnere daran, daß die VerwGdO. fol⸗ 
gende (3. Z. um 0 erhöhte) Einzelgebühren ein⸗ 
geführt hat: Informationsgebühr zwei Mark bis 
vierzig Mark, Ratserteilungsgebühr eine Mark bis 
zwanzig Mark, Antragsgebühr drei Mark bis vier⸗ 
10 Mark, Briefgebühr zwei Mark bis zwanzig 

ark, Terminsgebühr fünf Mark bis fünfzig 
Mark, Urkundenentwurfsgebühr fünf Mark bis 
fünfzig Mark, Vergleichsgebühr fünf Mark bis 
Dazu kommen noch die Beſtim⸗ 
mungen, daß die Informationsgebühr in einer 
Inſtanz nur einmal verlangt werden kann und 
daß die Termins⸗ und Vergleichsgebühren zu: 
ſammen nur einmal anfallen, wenn der Vergleich 
vor einer Behörde geſchloſſen wird. 


Wenn man auch von den kleinen Willkürlichkeiten 
abſieht, welche darin beſtehen, daß gleichen Höchſt⸗ 
lägen verſchiedene Mindeſtſätze gegenüberſtehen, jo 
zeigt die VerwGO. innerhalb des einmal ge: 
wählten Syſtems auch ſonſt eine Reihe von Will⸗ 
kürlichkeiten und Folgeunrichtigkeiten. Beiſpiels⸗ 
weiſe durfte bei Annahme des Einzelgebühren⸗ 
ſyſtems die Informationsgebühr nicht, wie es nur 
dem Bauſchſyſtem entſprochen hatte, auf einen ein⸗ 
maligen Anſatz in der Inſtanz beſchränkt werden. 
Jeder weitere Schriftſatz mit Anträgen, jede 
zweite oder dritte Verhandlung auch in derſelben 
Inſtanz, jede weitere Beweisaufnahmevorbereitung, 
jede Beweiswürdigung bedarf auch regelmäßig 
neuer Informationseinholung. Warum dann nur 
die mehrfachen Terminswahrnehmungen geſondert 
berechnet werden dürfen, aber nicht auch die ent: 
ſprechenden Informationseinholungen, iſt nicht ein⸗ 
zuſehen. Unbillig iſt auch die Beſtimmung, daß 
die Terminswahrnehmungs⸗ und Vergleichsge⸗ 
bühren nur einmal gerechnet werden dürfen, 
wenn der Vergleich vor einer Behörde abgeſchloſſen 
wird. Dieſe Beſtimmung verſtößt auch gegen die 
in Gebührengeſetzen allgemein übliche Begünſtigung 
des Vergleichs. Für das auch in Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsrechtsſachen vorkommende Beweis⸗ 
verfahren fehlt jede gebührenrechtliche Regelung in 
der VerwGOO. für den Fall, daß der Anwalt der 
Beweiserhebung ſelbſt nicht beiwohnt, und doch 
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find die Empfangnahme von Beweisterminsla⸗ 
dungen und die ſonſt erforderlichen Vorbereitungen 
für den Beweistermin ſehr haͤufig wichtige und 
verantwortungsvolle anwaltſchaftliche Geſchäfte. In 
einem Einzelgebührenſyſtem muß eine ſolche der 
Beweiserhebung vorausgehende Tätigkeit des An⸗ 
walts beſonders bewertet werden können, wie ja 
auch nach der Reichs⸗Rechtsanwaltsgebührenord⸗ 
nung (S R RAG.) für die vor der Beweis⸗ 
aufnahme entfaltete Tatigkeit des Rechtsanwalts 
die Beweisgebühr für den Fall vorgeſehen iſt, daß 
die Beweiserhebung ſelbſt nicht ſtattfindet, oder 
der Anwalt ihr perſönlich nicht beiwohnt. Nicht 
einzuſehen iſt auch, warum die gleichfalls in Ver⸗ 
waltungs⸗ und Verwaltungsrechtsſachen häufig 
vorkommende anwaltſchaftliche Tätigkeit zwecks 
Sammlung von Beweisunterlagen, Beſchaffung von 
Urkunden, zeugenſchaftlichen Beſtätigungen, Schät⸗ 
zungen uſw. mit der Informalionsgebühr zuſammen⸗ 
fallen ſoll und nicht einzeln gebührenrechtlich be⸗ 
handelt wird. Eine Einzelgebührenordnung muß 
möglichſt viele Einzelhandlungen des 
Anwalts als gebührenpflichtige Akte hervorheben. 

Die Bayeriſche Advokatengebührenordnung vom 
Jahre 1852 (mit Einzelgebührenſyſtem) hob über 
70 gebührenpflichtige Handlungen mit Einzel⸗ 
gebühren, darunter allein 22 allgemeiner Art, 
hervor. Sie hatte 21 Einzelgebührenſätze, welche 
keinerlei Spielraum zuließen. Es konnte daher 
geſchehen, daß ein Prozeß um 20 M nicht ſehr 
viel billiger als ein Prozeß um 100 000 M kam, 
namentlich dann, wenn viele gebührenpflichtige 
Akte in beiden Prozeſſen vorkamen, welche keinen 
Spielraum zuließen. Außerdem war der höchſte 
Spielraum nur neun Gulden. 

Nur mit Rückſicht auf die große Anzahl der 
einzelnen gebührenpflichtigen Handlungen und ihre 
Vielgeſtaltigkeit war es, ſoweit ein Spielraum 
gegeben war, erträglich, daß dieſer mäßig 
begrenzt war. Die Beſchränkungen in unſerer 
Verw. auf verhältnismäßig wenige, einzelne 
gebührenpflichtige Handlungen iſt ein Grundfehler 
derſelben, namentlich im Zuſammenhange mit 
einem verhältnismäßig gleichfalls kleinen Spiel⸗ 
raum in jenen Gebührenſätzen, in welchen ein 
ſolcher zugelaſſen iſt. Denn darin liegt eine 
höchſt unglückliche und ungerechte Verquickung 
eines durch die geringe Zahl der Fälle unvoll⸗ 
kommenen Einzelgebührenſyſtems mit einem, in⸗ 
folge der Begrenzung nach oben mangelhaften 
Bauſchſyſtems. Wenn der Mangel an Vielge⸗ 
ſtaltigkeit unſeres Einzelgebührenſyſtems und der 
Nichtberückſichtigung der Verantwortung und des 
ſozialen Ausgleichs innerhalb der Einzelgebühren⸗ 
ſätze ausgeglichen werden wollte, ſo konnte dies, 
aͤhnlich wie bei der RpflGO. nur dadurch ges 
ſchehen, daß die Gebührenſätze nach oben nicht 
beſchränkt wurden oder wenigſtens ein Spielraum 
eingeräumt wurde, der der Vielgeſtaltigkeit der 
einzelnen Fälle in weit höherem Maße 


Rechnung trug. Dazu kommt, daß die Verw. 
ſelbſt in Art. 13 die Anwendung einer Reihe 
von Vorſchriften der RRAGO. für anwendbar 
erklärt, darunter insbeſondere auch die Beſtim⸗ 
mung in § 87 der RRAG—O. Es kann deshalb 
vorkommen, daß der Anwalt, welcher einen 
Steuerſchuldner in einer Steuerangelegenheit von 
500 000 M Gegenſtandsſumme vertritt, für die 
tatſächlich und rechtlich ſchwierige und daher zeit⸗ 
raubende auch nicht minderverantwortungsvolle 
Begründung eines Rechtsmittels als Gebühr 50 
oder 65 M erhält, aber 2350 M Inkaſſogebühren 
berechnen darf, wenn ihn der Auftraggeber die 
ſehr einſache Tätigkeit der Einhebung oder Aus⸗ 
zahlung der ſtreitigen Summe beſorgen läßt. 
Dies führt dazu, die grundſatzliche Frage 
voranzuſtellen, ob das Einzelgebührenſyſtem als 
ſolches dem jetzigen Rechtsempfinden und den 
jetzigen wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen 
entſpricht und ob es vielmehr nicht zu Unbilligkeiten 
und unerträglichen Härten, ſei es gegenüber den 
Anwälten oder gegenüber deren Auftraggebern 
führen muß. Die Frage (aber auch die Antwort 
hierauf) iſt umſo naheliegender, als zeitlich lang 
vorausgehend die RRAGO. in dieſer Richtung 
bereits Richtlinien geſchaffen hat, deren grund⸗ 
ſaͤtzliche Richtigkeit unbeſtritten und unbeſtreitbar iſt. 
Dieſe Richtlinien find, daß durch ſtarke 
Belaſtung höherer Wertsklaſſen mit 
regelmäßig leiſtungsfähigeren Schuld⸗ 
nern ein Ausgleich geſchaffen werden 
muß für die aus ſozialen Rückſichten 
gebotene und daher notwendig zu ge: 
ringe Honorierung einer etwa gleich 
umfangreichen Tätigkeit für niedrige 
Wertsintereſſen. Das Einzelgebührenſyſtem 
verletzt auch den gewiß billigen Grundſatz, daß 
die Höhe der Gebühren im engſten Zu: 
ſammenhang ſtehen muß mit der ma—⸗ 
teriellen und moraliſchen Verantwort- 
lichkeit des Anwalts im Einzelfalle. An 
dieſe Verantwortlichkeit werden (wie ganz allge⸗ 
mein in der Zeit der Ausdehnung der Haftpflicht⸗ 
verſicherung) immer höhere Anforderungen nach 
der Rechtſprechung des Reichsgerichts geſtellt, ob⸗ 
wohl die Rechtsüberſicht immer ſchwieriger, die 
Rechtsunklarheit immer größer und die Verant⸗ 
wortlichkeit immer vielgeſtaltiger wird. Soll das 
Maß der Verantwortlichkeit für die Rechtzeitigkeit, 
Rechtsförmlichkeit und materielle Richtigkeit einer 
Beſchwerde in einer Steuerangelegenheit von 
500 000 & beiſpielsweiſe wirklich mit einer Ge⸗ 
bühr von 50 oder 65 & billigerweiſe abgegolten 
ſein? Wertsgegenſtandsſummen (das Wort Streit⸗ 
ſumme iſt vielfach in Verwaltungs- und Ber: 
waltungsrechtsſachen unzutreffend) in der angege⸗ 
benen Höhe und in noch viel höheren, in die 
Millionen gehenden Ziffern ſind in Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsrechtsangelegenheiten keineswegs 
mehr ſelten. Ich erinnere neben den Steuer⸗ 
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angelegenheiten an die Eiſenbahnkonzeſfionsange⸗ 
legenheiten, an die Schiffahrtskonzeſſionsangelegen⸗ 
heiten, an die Waſſerkraftanlagegenehmigungen uſw. 

Die Vorſchrift in Art. 11 der VerwGO. kann 
keinen Ausgleich bieten, wenn fie beſtimmt, daß 
in Sachen von beſonderer Wichtigkeit und Schwierig⸗ 
keit eine das Höchſtmaß überſchreitende Gebühr 
zugebilligt werden kann. Die Beſtimmung läßt 
ganz außer Berückſichtigung das Maß der Ver⸗ 
antwortlichkeit des einzelnen Falles und ficherlich 
erſcheint im Sinne dieſer Vorſchrift z. B. eine 
Verdoppelung der geſetzlichen Höchſtſätze von 
50 oder 65 M haufig ſchon als eine die beſondere 
Wichtigkeit und Schwierigkeit berückſichtigende und 
daher auch angemeſſene Ueberſchreitung der geſetz⸗ 
lichen Gebühren der VerwGO. Soll ein Anwalt 
immer wieder, um einen gerechten Ausgleich der 
Gebühren für ſeine Tatigkeit herbeizuführen, auf 
den ihm höchſt unſympathiſchen und dazu immer 
noch ohne Schriftlichkeit nicht gültigen Weg der 
Gebührenvereinbarung gedrängt werden? Soll 
nicht im Geiſte des Gebührenrechts die Notwen⸗ 
digkeit der Gebühren vereinbarung die Ausnahme 
bilden und zunächſt die Gebührenordnung 
ſelbſt für den Regelfall das Maß einer 
ausreichenden und billigen Entlohnung 
der Tätigkeit des Anwalts ſicherſtellen? 

Wir bayeriſchen Anwälte betrachten es daher 
als eine nicht mehr länger aufſchiebbare Pflicht 
der Gerechtigkeit und Billigkeit, daß das unge⸗ 
rechte Syſtem unſerer VerwGO. beſeitigt und 
durch ein zeitgemäßes und gerechtes Gebührenſyſtem 
erſetzt wird. Daneben fordern die bayeriſchen 
Anwälte ſeit Jahren auch als einen nur gerechten 
und billigen Anſpruch, daß dem bayeriſchen Anwalts⸗ 

ebührenrecht (ſowohl in den Angelegenheiten der 
8 0 Rechtspflege i. e. S. als auch in den Angelegen⸗ 
heiten der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsrechts⸗ 
pflege) die jeweiligen Gebühr enſätze der 
Reichsgebührenordnung für Rechtsanwälte 
zugrunde gelegt werden und nicht (wie dies in der 
Rpfl GO. trotz Miſchung von Bauſchſyſtem und 
Einzelgebührenſyſtem geſchehen iſt) eine Gebühren⸗ 
leiter zugrunde gelegt wird mit Sätzen, welche ſich 
gegenüber der RR AGO. von Gegenſtandswerten 
ab 12000 M unter den Gebührenſätzen des 89 
R RAG. bewegen. 

Es wird durch die Bewilligung einer ſolchen 
Gebührenregelung nur einer alten und ſeit vielen 
Jahren immer wiederkehrenden Forderung der 
bayeriſchen Anwaltskammern endlich Genüge ge⸗ 
leiſtet. Die bayeriſche Juſtizverwaltung darf un⸗ 
möglich noch langer eine geſunde und der Billig: 
keit entſprechende Umänderung der bayeriſchen Ge⸗ 
bührenordnung mit dem ganz verfehlten Hinweis 
aufſchieben, daß die Neuregelung der RRAG0O. 
abzuwarten ſei, denn es beſteht keinerlei innerer 
Zuſammenhang der Neuregelung der bayeriſchen 
Gebührenordnung mit der beabſichtigten Neurege⸗ 
lung der Reichsgebührenordnung, wenn man ein⸗ 


fach die jeweiligen Satze der Reichsgebühren⸗ 
ordnung (zurzeit § 9) auf die Regelung der baye⸗ 
riſchen Gebührenordnung für anwendbar erklärt. 
Dazu kommt, daß in dem Gebiete der VerwGO. 
(ebenſo der Rpfl O.) jeder Anwaltszwang fehlt, 
alſo eine Anwaltskoſtenpflicht geſetzlich nicht auf⸗ 
gezwungen iſt. 

Das was in bezug auf eine Neuregelung der 
Anwaltsgebühren in Verwaltungs⸗ und Verwal⸗ 
tungsrechtsſachen von den bayeriſchen Rechtsan⸗ 
walten grundſäͤtzlich gefordert und hier wiederholt 
vertreten wird, iſt dem bayeriſchen Gebührenweſen 
nicht fremd, denn für ſtaatliche Gebühren 
kennt das bayeriſche Recht vielfach auch außerhalb 
reichsrechtlich geregelter Angelegenheiten nach Wert⸗ 
gegenſtänden abgeſtufte Gebührenleitern, aller⸗ 
dings in einer Gegenüberſtellung, welche an Syſtem⸗ 
loſigkeit kaum noch etwas zu wünſchen übrig läßt, 
ſowohl was das Verhältnis der einzelnen Staats⸗ 
gebühren zueinander felbft, als auch noch mehr, 
was das Verhältnis zu der damit zuſammen⸗ 
hängenden Rechtsanwaltsgebührenordnung anlangt. 

Das bayeriſche Stempel⸗ und Koſtengeſetz kennt 
für einige Gegenſtände der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit Staatsgebühren mit feſten Abſtufungen 
nach Wertsklaſſen teilweiſe der Höhe nach unbe⸗ 
grenzt (z. B. in Hypothekangelegenheiten, Dienſt⸗ 
barkeitsbeſtellungen), teilweiſe mit einer mäßig 
begrenzten Höchſthöhe (Eheverträge, Verfügungen 
von Todes wegen, Vollmachtsſtempel), aber auch 
ſtufenförmig berechnete Gebühren in Verwaltungs⸗ 
ſachen mit teilweiſe recht erheblichen Höchſtgrenz⸗ 
beſchränkungen (für Genehmigung von Gaſtſtätten⸗ 
neuerrichtungen bis zu 10 000 M, von Gaſtſtätlen⸗ 
betriebgenehmigungen bis zu 5000 M), während 
die für Apothekenbetriebsgenehmigungen, Aus⸗ 
wanderungsagenturgenehmigungen, Eiſenbahnen⸗, 
Trambahnen⸗ und Schiffahrtsgenehmigungen be⸗ 
ſtimmten Höchſtſätze von 800 M oder 500 M als 
mäßige Höchſtſtufen zu bezeichnen find. 

Die Rechtsanwaltsgebühren ſind in allen dieſen 
Fällen, ſoweit fie nach der VerwGO. zu bemeſſen 
find, durch Höchſtſtufen von 20 — 50 M (z. Z. 26 
bis 65 M) nach oben eingeengt. Sowohl vom 
Standpunkt des Gebührenrechtes des Rechtsan⸗ 
walts als auch des Staates aus iſt hiebei be⸗ 
ſonders bedauerlich der Mangel der Anlehnung 
der Gebührenſätze an die einſchlägigen Zeitmaße 
im Sinne des 89 ZPO., namentlich ſoweit Genehmi⸗ 
gungserklaͤrungen und Erlaubniserteilungen mit 
Zeitbeſtimmungen in Frage kommen. In Ange⸗ 
legenheiten der Vertretung wegen Genehmigung eines 
Wirtſchaftsbetriebes z. B. mit Jahrespachtſummen 
von 200 000 M mit zwanzigjähriger Dauer wird 
dieſelbe Staatsgebühr und dieſelbe Anwaltſchafts⸗ 
gebühr erhoben wie in ſolchen Angelegenheiten mit 
einer Jahrespachtſumme von 60 000 M und nur 
dreijähriger Dauer (ſiehe dagegen 89 30 .). 
Das Maß der Verantwortlichkeit des Anwalts in 
der Vertretung der Parteien in ſolchen Angelegen⸗ 


— 
— 


heiten ift bei Bemeſſung der Anwaltsgebühren voll⸗ 
ſtändig außer Betracht gelaſſen. 

Ein findiger Finanzminiſter könnte heute noch 
durch Ausnützung der oft überraſchend niedrigen 
Staatsgebühren in Verwaltungs⸗ und Verwal⸗ 
tungsrechtsangelegenheiten eine ergiebige Einnahme⸗ 
mehrung ſchaffen; auch kann es keine irgendwie 
erheblichen Schwierigkeiten bereiten, fowohl für die 
Staats⸗ als auch für die Anwaltsgebühren in 
Gegenſtänden der Verwaltungs- und Verwaltungs: 
rechtspflege im Sinne vorſtehender Ausführungen 
nach Intereſſenwerten abgeſtufte Gebühren (für 
die Anwaltſchaft ohne Einſchränkung der Höhe, 
und für Staatsgebühren wenigſtens in vielen Fällen 
ohne ſolche Beſchränkung) zur Einführung zu bringen 
und die Wertsberechnung an die einſchlaͤgigen Be⸗ 
ſtimmungen der ZPO. und des GKG. anzulehnen. 
Auch die bayeriſchen Notare haben nach jahre⸗ 
langen Kämpfen es durchgeſetzt, daß ihnen bei 
einer Reihe verantwortungsvoller Beur⸗ 
kundungen auferlegt geweſene Höchſtgebühren⸗ 
ſaͤtze beſeitigt und unbegrenzte Wertſtufen hiefür 
eingeführt wurden. 

In einer Richtung iſt allerdings unſer Reichs⸗ 
gerichtskoſtengeſetz veraltet und daher unbrauchbar. 
Ich meine den 8 10 GKG., wonach für nichtver⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes auf 2000 M, ausnahmsweife nied⸗ 
riger oder höher, jedoch nicht unter 200 M und 
nicht über 50 000 M (nach der RpflGO. nicht 
über 100 000 ) anzunehmen iſt. 

Schon der Regelſatz von 2000 M iſt auch 
ohne Berückſichtigung der Geldentwertung viel zu 
niedrig. Wenn man einen Umrechnungsnormal⸗ 
ſatz für die Umſchätzung nichtvermögensrechtlicher 
Anſprüche in Geld für erforderlich hält, ſo darf 
man dieſen Umrechnungsnormalſatz nicht unter 
5000 M bis 10 000 M anſetzen. Gegen den 
Mindeſtſatz bis zu 200 M herab waͤre nichts ein⸗ 
zuwenden, wohl aber muß der Höchſtſatz von 
50 000 M auf mindeſtens 500 000 M hinaufge⸗ 
ſetzt werden und außerdem iſt im Geſetze ſelbſt 
zum Ausdruck zu bringen, daß die Abweichung 
vom Normalumrechnungsſatz (jetzt 2000 M und 
hier vorgeſchlagen mit 5000 M bis 10000 M) 
nicht als eine Ausnahme ſich darſtellt, daß viel⸗ 
mehr unter im Geſetze ſelbſt hervorzu⸗ 
hebenden Bedingungen über den Nor: 
malſatz hinausgegangen werden muß. 
Als ſolche Bedingungen kommen insbeſondere (auch 
vom fiékaliſchen Intereſſe aus) die Leiſtungsfähig⸗ 
keit des Koſtenſchuldners und der mittelbare wirt⸗ 
ſchaftliche Einfluß des nichtvermögensrechtlichen An⸗ 
ſpruchs auf die Beteiligten in Frage, ſo daß nicht 
durch die Beſtimmung in $ 10 GKG. meiſt 8 3 
3PO. praktiſch ausgeſchaltet wird, ſondern beide 
Beſtimmungen nebeneinander ſtets Anwendung 
finden. Es könnte dann auch nicht mehr vor— 
kommen, daß beiſpielsweiſe jahrzehntelang die 
bayeriſchen Gerichte ſehr zum Schaden des baye⸗ 
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riſchen Fiskus und der Rechtsanwälte die Streit⸗ 
werte in Eheſcheidungen auf 2000 M durchwegs 
feſtſetzten, mit der Begründung: „die Ehe iſt als 
ethiſches Inſtitut für Hoch und Niedrig, für Reich 
und Arm gleich hoch einzuſchätzen“. Dieſe Auf⸗ 
faſſung des nichtvermögensrechtlichen Eheſcheidungs⸗ 
anſpruchs zeugte von einer bedauerlichen Weltfremd⸗ 
heit, denn ſelten iſt wohl eine nichtvermögensrecht⸗ 


liche Angelegenheit mehr mit wirtſchaſtlichen Inter⸗ 


eſſen und daher auch mit wirtſchaftlichen Folgen 
verknüpft, als die Eheangelegenheit. Wenn auch 
in den letzten Jahrzehnten die Praxis den vorbe⸗ 
merkten verkehrten Standpunkt in der Streitwert⸗ 
feſtſetzung des nichtvermögens rechtlichen Eheſchei⸗ 
dungsintereſſes verlaſſen hat, ſo beſteht heute 
immer noch der Mangel des ganz ungenügenden 
Höchſtſatzes von 50 000 M für die Schätzung nicht⸗ 
vermögensrechtlicher Anſprüche und die Beſtim⸗ 
mung, daß die Abweichung vom Regelfall zu 
2000 M Ausnahme ſein ſoll. 

Ich falle daher das Verlangen der Rechts⸗ 
anwälte nach einer Neuregelung der bayeriſchen 
RAG. in folgenden Punkten zuſammen: 


1. Beſeitigung der Unterſcheidung 
zwiſchen Angelegenheiten der Rechts⸗ 
pflege einerſeits und der Verwaltungs⸗ 
fei! Verwaltungsrechtspflege anderer- 
eits. 

2. Einführung der Werts- und In⸗ 
tereſſenberückſichtigung (und Feſtſetzung) 
auch in Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
rechts angelegenheiten und Einteilung der 
Anwaltsgebühren in der Höhe nach unbe: 
grenzten Wertsſtufen mit Neueinführung des 
Bauſchſyſtems, ſei es allein oder mit einer (m. E. 
auch hier vorzuziehenden) Miſchung von Bauſch⸗ 
ſyſtem und Einzelgebührenſyſtem wenigſtens für 
Verwaltungsangelegenheiten, wie ſie in der ſoge⸗ 
nannten Rpfl GO. bereits durchgeführt iſt. 


3. Beſeitigung der Gebührenleiter 
der Bayer. Gebührenordnung und Einführung der 
Stufenleiter der RR AGO. 


4. Beſeitigung des Erforderniſſes 
der Schriftlichkeit einer vom Geſetz abweichen⸗ 
den Honorarvereinbarung, unabhängig von der 
ſeitens der deutſchen Anwaltſchaft angeſtrebten Be⸗ 
feitigung des 8 93 Abſ. 2 der RRAG0O. 


5. Beſtimmung, daß für nichtvermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche der Gegenſtandswert für 
die Regel auf 5000 A feſtzuſetzen iſt und unter 
Berückſichtigung beſonderer im Geſetze ſelbſt her⸗ 
vorzuhebender Verhältniſſe die Wertfeſtſetzung bis 
zu mindeſtens 500 000 M hinauf und bis 200 M 
herunter erfolgen kann. 

Was die hier unter Ziff. 3 und 4 aufgeſtellten 
Forderungen anlangt, ſo verweiſe ich darauf, daß 
reichsrechtlich in Verwaltungsſtreitſachen bereits 
ein Vorbild in den Beſtimmungen der Reichs⸗ 


— 


finanzordnung 88 49 ff. insbeſondere 8 51 (mit 
einer Mindeſtſtaatsgebühr von 50 M, welche auf 
100 M erhöht werden kann) vorliegt. Was reichs⸗ 
rechtlich möglich iſt, kann zweifellos auch landes⸗ 
rechtlich durchgeführt werden. Die Schwierigkeiten, 
welche darin liegen, daß in Verwaltungs- und 
Verwaltungsrechtsangelegenheiten im Gegenſatz zu 
den Steuerſachen vielfach Anſprüche nichtvermögens⸗ 
rechtlicher Natur in Frage kommen, können auf 
dem Wege der obigen Ziffer 5 und des § 10 
GKG. im Zuſammenhalt mit 8 3 ZPO. grund: 
ſaͤtzlich unſchwer gelöſt werden. 


Die Reichsfinanzordnung enthält auch in 8 63 
Abſ. 3 eine materiellrechtliche Beſtimmung, welche 
über den Rahmen einer nur die Beziehungen 
zwiſchen Auftraggeber und Anwalt regelnden Ge⸗ 
bührenordnung (im Sinne einer Taxordnung ge⸗ 
mäß BGB. 8 612 Abſ. 2 und $ 632 Abi. 2) 
hinausgeht, indem dort beſtimmt iſt, daß die 
Koſten der Zuziehung eines Rechtsanwalts (oder 
eines ſonſt Bevollmächtigten) nur zu erſtatten find, 
wenn der Senat die Zuziehung für notwendig 
hält. In Bayern beſteht eine allgemeine Be⸗ 
ſtimmung über die 1 in Ver⸗ 
waltungs- und Verwaltungsrechtsſachen im Gegen⸗ 
lag zu 891 ZPO. nicht. Sie kann auch in einer 
nur als Taxordnung gewollten Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte nicht erlaſſen werden, ſondern 
nur im Wege der SGeſetzgebung ſelbſt. Solche ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen finden ſich vielfach in baye⸗ 
riſchen Verwaltungsgeſetzen im Sinne einer bedingten 
oder unbedingten Erſatzpflicht z. B. im Zwangs⸗ 
enteignungsgeſetz Art. 23, im Waſſergeſetz Art. 169, 
194. Eine allgemeine (geſetzliche) Regelung im 
Sinne von $ 63 Abſ. 3 Reichsfinanzordnung iſt 
dagegen bei der Beſonderheit der in den einzelnen 
Geſetzen geregelten Anſprüche und Verfahrensvor⸗ 
ſchriften nicht zu empfehlen. 


Von geſchichtlichem Intereſſe iſt es endlich noch 
im Zuſammenhang mit obigen Ausführungen dar- 
auf hinzuweiſen, daß die bayeriſche Advokaten⸗ 
gebührenordnung von 1852, ſoweit ſie Gebühren⸗ 
ſpannungen vorſah, die Beſtimmung enthielt, daß 
bei Bemeſſung zwiſchen Höchſtſatz und Mindeſtſatz 
die Schwierigkeit des Falles, der Aufwand der 
körperlichen () und geiſtigen Krafte, die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Begründung und die Klar: 
heit (!) der Darſtellung (neben dem Wert des be: 
handelten Gegenſtandes) in Berückſichtigung zu 
ziehen ſeien, ſo daß alſo die Gebührenbewilligung 
zugleich einen wiſſenſchaftlichen Befähigungsnach⸗ 
weis darſtellte, allerdings ein recht mäßiges Zeug⸗ 
nis angeſichts der Höchſtſpannung von 9 Gulden. 
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Das Nichtpreisverfahren in der außer⸗ 
ſtreitigen Anwaltsgebührenordnung. 
Von Rechtsanwalt Dr. Theilhaber in München. 


Die Revolution vom November 1918 iſt poli⸗ 
tiſch die Umwandlung des Untertanen in den 
Staatsbürger. Sie iſt wirtſchaftlich der Verſuch, 
den Anteil des Einzelnen an den Ergebniſſen der 
Produktion entſprechend ſeiner Arbeitsleiſtung aus⸗ 
zugeſtalten. Daß die Anwaltſchaft den ihrer 
Leiſtung im Wirtſchaftsleben gebührenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Anteil ſich erſt erringen muß, brauche 
ich hier nicht zu betonen. 

Daß ſie ihn nicht hat, liegt zum großen Teil 
an der Art, wie unſer Stand ſozialiſiert iſt. 
Er iſt zwar nicht verſtaatlicht, weil ſich dies als 
unmöglich herausgeſtellt hat, aber er iſt ſozialiſiert 
inſofern, als die Grundlagen ſeiner Tätigkeit vom 
Staat geſetzt find, insbeſondere die 1 
(Gebührenordnung), und als eine Staatsaufſicht 
über die Berufsausübung wacht (Staatsanwalt, 
Ehrengericht). 

Man ſollte nun meinen, daß dieſe ſtaatliche 
Taxe wenigſtens der Anforderung gerecht werde, 
den Arbeitern auf einfache Weiſe zu einem an⸗ 
gemeſſenen Lohn zu verhelfen. Daß aber unſere 
Geb. für die außerſtreitige Berufstätigkeit völlig 
verſagt hat, darüber beſteht kein Zweifel. 

Sie wird ſchon dem Weſen der nichtſtreitigen 
Tätigkeit des Anwalts nicht gerecht. Hier handelt 
es ſich ja nicht um Durchführung von Prozeſſen, 
ſondern um deren Vermeidung, um Ausgleichung 
ohne Gericht, um Regelung von wirtſchaftlichen 
Fragen, um Organiſation des Zuſammenlebens 
in Familie und Wirtſchaft. Nicht um Feſtſtellung, 
wie auf gegebene Verhaͤltniſſe das Recht anzu: 
wenden ſei, dreht es ſich gewöhnlich, ſondern wie 
wirtſchaftliche und vermögensrechtliche Beziehungen 


zu geſtalten ſind, um der Rechtsordnung zu 


entſprechen. Nicht Rechtsanwendung iſt die Regel, 
ſondern Rechtsgeſtaltung. Dieſem Weſen der außer⸗ 
ſtreitigen Anwaltstätigkeit entſpricht die Landes⸗ 
gebührenordnung (Rechtspflegeverordnung) keines⸗ 
wegs. Sie geht von einem Schema aus, das zur Not 
auf die rein rechtliche Beratung paßt, keineswegs 
aber auf eine damit verbundene wirtſchaftliche 
Prüfung und die vielfach erſt zu leiſtende Findung 
des Tatbeſtandes. So muß die Gebührenordnung 
gegenüber der Verſchiedenheit der Konſiliarpraxis, 
der Vielgeſtaltigkeit des Lebens verſagen. 
Sodann wird ſie in der Höhe der Aufwendung 
geiſtiger Arbeit nicht gerecht. Die GebO. gewährt 
vielfach nicht einmal den ortsüblichen Taglohn 
eines ungelernten Arbeiters. Abgegolten ſoll aber 
durch die Gebühreneinnahme werden: die Rück⸗ 
zahlung des aufgewandten Kapitals an Zeit, Kraſt, 
Jugendfreude und Geld für 20jähriges Studium, 
die Stoften der Kanzlei, die Führung eines ſtandes⸗ 


— 
— 


gemäßen Haushalts und die Vor⸗ und Fürſorge 
für Krankheit, Alter, Invalidität und Hinter⸗ 
bliebene. Auch unter den Kollegen zu wenig be⸗ 
kannt iſt die Tatſache, daß kein Kulturſtaat ſo 
niedrige Sätze für die Advokaten hat wie Deutſch⸗ 
land, das Volk der Denker. Im Ausland zahlt 
jede Partei 10% o des Wertes und mehr. Mit 
der beſchämend niedrigen Vergütung anwaltſchaft⸗ 
licher Hilfe haͤngt zum großen Teil wohl das 
geringere Anſehen des Anwaltſtandes in Deutſch⸗ 
land im Gegenſatz zum Ausland zuſammen. 


Ein Beiſpiel möge all dies beleuchten: 


Ein Mandant will eine Erfindung ankaufen 
und gemeinſam mit anderen verwerten. Der An⸗ 
walt muß die Patenturkunde einſehen, den Wert 
des Urheberſchutzes nach der rechtlichen, techniſchen, 
event. auch kaufmänniſchen Seite prüfen, die Mög⸗ 
lichkeit der Auslandspatente ins Auge faſſen, die 
Qualität der künftigen Geſellſchafter erkunden, die 
Höhe des erforderlichen Kapitals ſchatzen, die Be⸗ 
ſteuerung erwägen, die beſte Gefellſchaftsform für 
den individuellen Fall ſuchen, uſw. uſw. Neben 
dieſen Vorbereitungen laufen Beſprechungen einher 
zu verſchiedenen Zeiten, an verſchiedenen Orten. 
Die Sache zerſchlägt ſich. — Der Mandant ver⸗ 
weigert die Zahlung. Eine Vereinbarung über 
das Honorar war nicht getroffen, vielleicht weil 
die Sache ſich erſt langfam auswuchs, vielleicht 
weil der junge Kollege den Mandanten nicht ab⸗ 
ſchrecken wollte oder weil ihm eine Syndikusſtelle 
in Ausſicht geſtellt wurde oder aus einem anderen 
Grunde. | 

Was ſoll liquidiert werden? Es bleibt eine 
Informations- und vielleicht eine Ratsgebühr, 
alſo /o —/10 des Streitwerts. Der zufällige 
Umſtand, ob ein Vertrag beſprochen oder ge⸗ 
ſchrieben, ob einer abgeſchloſſen wurde oder vor 
der Unterſchrift ſcheiterte, erhöht oder mindert die 
Entſchädigung für die gleiche Tätigkeit, eine Er⸗ 
folgstheorie eigentümlichſter Art. Und wie hoch 
iſt die Entſchädigung? Darüber entſcheidet auto⸗ 
matiſch der unter Berückſichtigung des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes zu ermittelnde Wert. Wie hoch iſt 
dieſer in obigem Beiſpiel? 50 M oder 100 000 1 

Aehnliche Beiſpiele ließen ſich zu hunderten 
anführen. Ich erwähne den außergerichtlichen Aus⸗ 
gleich mit Gläubigern, die Auseinanderſetzung von 
Erben, Verhängung oder Entziehung von Vor⸗ 
mundſchaften, den Verkehr mit Kindern, die Um⸗ 
wandlung von Geſellſchaften, die Gründung von 
Vereinen, die Errichtung von Stiftungen, die Ab- 
faſſung von Teſtamenten, die Vermeidung von 
Steuern, die Tätigkeit des Treuhänders, des Vor⸗ 
munds, Pflegers uff. 

Wollen wir dem Leben gerecht werden, ſo 
müſſen wir uns bei der Bewertung der außer⸗ 
ſtreitigen Tätigkeit bewußt abwenden von den 


Regeln, die auf die Vertretung im Zivilprozeß | 


im großen und ganzen paſſen mögen. 
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Das richtigſte wäre die freie Rechnungsſtellung. 
Sie allein kann dem Leben völlig gerecht werden. 
Und Gerechtigkeit iſt doch nicht nur das Funda⸗ 
ment des Staates gegenüber dem Verbrecher, 
ſondern auch gegenüber der Arbeit des Bürgers. 

Ich glaube aber nicht, daß wir die Abſchaffung 
der Taxe erreichen. Der Hinderniſſe find zu viele, 
auch intra muros collegiales. Man will Taxen 
einerſeits, um Preisunterbietungen durch Kollegen, 
anderſeits um zu niedrige Feſtſetzung durch un⸗ 
ſoziale Behörden zu verhindern. (Daß die Taxe 
ſelbſt durch die anwaltsfeindlichen Geſetzgeber zu 
nieder beſtimmt wird, das will man nicht ſehen, 
obwohl der jahrelange vergebliche Kampf um die 
im weſentlichen immer noch geltenden Saͤtze von 
1879, die ſchmachvollen Gebühren der Sozialver⸗ 
ſicherung uſw. uns darüber hätten hinreichend bes 
lehren können.) | 

Ferner ſoll die Taxe einer Ausnützung des 
Anwaltsmonopols entgegentreten und jo das 
Publikum ſchützen, obwohl bei der außerſtreitigen 
Tatigkeit von einem ſolchen Monopol kaum die 
Rede ſein kann. 

Endlich ſoll die behördliche Taxe die amts⸗ 
ähnliche Eigenſchaft des Rechtsanwalts heben, din⸗ 
dem fie den Anwalt vor der Notwendigkeit um: 
ſtändlicher Gebührenklage ſchützt. Daß dieſe Ab⸗ 
ſicht der Standeshebung zu ſtandesgemäßen Satzen 
führen müßte, wird liebevoll unterdrückt. 

Soll die Taxe bleiben, ſo müſſen wir ſie ge⸗ 
recht aufbauen. Grundſatz muß ſein, daß die 
Taxe den Anforderungen des einzelnen Falles 
objektiv und ſubjektiv entſprechen kann. Die be⸗ 
ſonderen Anſprüche einzelner Mandanten, über⸗ 
eifrige Beſuche, Herumſprengen des Anwalts, die 
Schwierigkeit der Materialbeſchaffung, die wirt: 
ſchaftlichen Aufwendungen find ebenſo zu berüd: 
ſichtigen wie die beſondere Ausbildung, das be⸗ 
ſondere Vertrauen. Die Taxhöhe muß dem Um⸗ 
ſtand Rechnung tragen, daß wir nach 20 Lern⸗ und 
30 Lebensjahren erſt zum Verdienen kommen und 
in höchſtens 30 Voll⸗Arbeitsjahren außer der Leb⸗ 
ſucht das aufgewandte und zukunftsſichernde Kapital 
erringen müſſen oder wenigſtens erringen ſollten. 
Die geiſtige Arbeit in dieſer geringen Spanne Zeit 
— time is money — muß ſo bewertet ſein, daß 
lange Dauer und intenfive Arbeit beſonders zu 
vergüten iſt, wie auch ſpezielle Ausbildung. Das 
haben wir beim gelernten Handarbeiter ebenſogut 
wie beim ärztlichen Profeſſor oder dem großen 
Baukünſtler. Und jedem Laien erſcheint dies ſelbſt⸗ 
verſtändlich, wenn er in Strafſachen die Honorar⸗ 
vereinbarung mit einem anerkannten Verteidiger 
ſchließt. Auch die Höhe der Lebenshaltung und 
der ſonſtigen Unkoſten an einem Orte muß be⸗ 
rückſichtigt werden wie beim Wohnungsgeld der 
Reichsbeamten und den Gebühren der öſterreichi⸗ 
ſchen Kollegen. 


Daß umgekehrt möglicherweiſe für einen Mahn⸗ 
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brief auf Grund einer Rechnung unter den Sätzen 
zu liquidieren iſt, ebenſo wie bei den ſich ähnelnden 
Auskünften z. B. für die verſchiedenen Mitglieder 
eines Wirtſchaftsvereins, iſt die Kehrſeite, deren 
derzeitige Nichtbeachtung den Laien unverſtändlich 
iſt und mit Recht gegen uns ausgenützt wurde. 
Das Pauſchalprinzip iſt außergerichtlich ein Un⸗ 
ding. Daß in dieſer Feſtſtellung nichts für einen 
Akademiker Unwürdiges liegt, beweiſen die ärzt- 
lichen Taxen, die für die 4. ff. gleiche Tätigkeit 
im gleichen Haus eine geringere Entſchaͤdigung 
vorſehen. 

Im allgemeinen wird der Richtpreis der 
Mindeſtpreis ſein, ebenſo wie es bei den ſonſtigen 
Tarifverträgen der Fall iſt. Und die Geb. iſt 
ja im Grunde im Zufammenhalt mit der RAO. 
nichts anderes als der ſtaatlich diktierte Tarif⸗ 
vertrag zwiſchen den Rechtsanwälten und ihren 
privaten Auftraggebern. Ebenſo wie alle anderen 
Arbeiter müſſen wir aber zeitgemäße Lohnregelung 
verlangen. Es geht nicht an, daß wir weiter 
mit den Jahrzehnte 1115 Sätzen, die im vierten 
Kriegsjahr um ganze ¼10 erhöht wurden, beglückt 
bleiben. Kleine Aenderungen dieſer Sätze ſind 
wertlos. Auch die Beibehaltung der Degreſſion 
iſt ſinnwidrig. Es iſt unſozial, die höheren Streit⸗ 
werte der tragfähigen Schultern zuungunſten der 
kleinen Leute zu entlaſten, zumal doch niemand 
unfere Haftung degreſſiv abſtufte, vielmehr be⸗ 
kanntlich entſprechend der Größe der Summe er⸗ 
höhte Aufmerkſamkeit verlangt und höherer Schaden 
zugebilligt wird, Geſichtspunkte, die eher für pro⸗ 
greſſive Sätze ſprechen. 

Wie muß nun die Taxe beſchaffen ſein, um 
dieſen Grundſaͤtzen gerecht zu werden? 

Unter den Taxen finden wir Unterſchiede. Es 
gibt zunächſt feſte Taxen. Z. B. für das Brot. 
Der Geſetzgeber geht bei ihrer Normierung von 
dem Standpunkt aus, daß um das gleiche Gewicht 
Brot zu erzielen der gleiche Aufwand von Holz, 
Mehl, Hefe und ſonſtigen Zutaten, Transport⸗ 
koſten, Perſonal, Miete, Kapitalzins uſw. nötig 
ſei. Die verſchiedene Geſchicklichkeit des Meiſters 
in der Bereitung des Brotes werde ſich durch 
höheren Abſatz, die unterſchiedliche kaufmänniſche 
Begabung durch Minderung der Produktionskoſten 
und infolgedeſſen höheren Nutzen lohnen. Und im 
übrigen ſei wichtiger als der Gewinn der Bäcker 
der gleichmäßige Brotpreis, wenigſtens, was zu 
beachten, am ſelben Ort. Ueberträgt man dies 
auf die Anwaltſchaft, ſo beſteht auch hier die feſte 
Taxe für die Prozeßführung und ſie beruht auf 
dem Gedanken, daß im allgemeinen jeder Prozeß 
gleiche Arbeit mache, die vorhandenen unbedeu⸗ 
tenden Unterſchiede ſich ausgleichen würden. Ebenſo 
glichen ſich Ortsunterſchiede in der Aufwendung 
für Betrieb und Haushalt durch die verſchiedene 
Höhe der Streitwerte aus. Für beſonders umfang⸗ 
reiche Prozeſſe ſei Taxüberſchreitung durch Honorar⸗ 
verträge geitattet. 


Neben ſolchen feſten Taxen für Arbeiten, die 
unter ſich weſensgleich ſind, gab es von jeher 
Normen mit Spielraum. Am ausgeſprochen⸗ 
ſten bei den ärztlichen Gebührenordnungen. Hier 
kann der Arzt innerhalb vorgeſchriebener Höͤchſt⸗ 
und 50 abſtufen nach Schwierigkeit der 
Leiſtung, Zeitaufwand, Vermögen des Patienten uſw. 
Den gleichen Gedanken haben unſere Gebühren⸗ 
ordnungen für die außerſtreitige Tätigkeit. Sie 
werden ihm aber nicht gerecht, weil ſie einen zu 
minimalen Spielraum laſſen, zumal ſie vom ſtrei⸗ 
tigen Recht ausgehen und ſich ſtreng nach äußeren 
Merkmalen abſtufen (Gegenſtandswert, Informa⸗ 
tion, Vertrag, Termin, Vollendung der Arbeit uff.), 
wobei fie das Maß der pſychiſchen und phyſiſchen 
Arbeit ganz unberückſichtigt laſſen. 


Eine 3. Taxart lernten wir im Krieg kennen: 
den Höchſtpreis. Er wird naturgemäß bald 
Normalpreis, der nur bei Leiſtung unter Durch⸗ 
ſchnitt eine Herabſetzung erfährt, Leiſtung beſſerer 
Art aber nicht entſchädigt. Dieſe Regelung iſt 
und bleibt ein — höchſtens im Krieg Hand in 
Hand mit dem Beſchlagnahmerecht erträglicher — 
Notbehelf. a 


Seine Mängel haben zur Einführung des 
Richtpreiſes geführt. Der Richtpreis will Preis⸗ 
normen geben für Waren mittlerer Art und Güte 
bei normalen Speſen. Minderwertige oder be⸗ 
ſonders billig hergeſtellte Ware ſoll unter dem 
Richtpreis abgegeben werden, Arbeit erſter Qualität 
oder beſondere Aufwendungen ſollen entſprechend 
über dem Preis entgolten werden. Nach den bis⸗ 
herigen Ausführungen wird es wohl klar ſein, 
daß allein dieſes Verfahren geeignet iſt, dem 
Weſen der außerſtreitigen Berufsberatung gerecht 
zu werden. Es kann ſich alſo nur darum handeln, 
die praktiſche Durchführbarkeit der Theorie zu be⸗ 
weiſen. Dies habe ich in der unten folgenden 
GebO. verſucht. Dieſe geht davon aus, daß als 
Richtpreis für die normale Tatigkeit im nicht⸗ 
ſtreitigen Verfahren ein beſtimmter Hundertſatz 
vom Wert zu vergüten iſt. Nur einige wenige 
Fälle führen zu einer objektiven Erhöhung. Der 
Wert wird lediglich nach dem Intereſſe der Partei 
an Durchführung der Angelegenheit beſtimmt. 
Welche Umſtände zu einer Erhöhung oder Er⸗ 
niedrigung der Saͤtze führen, in welcher Weile 
das „Intereſſe“ zu ermitteln iſt, ergibt die Praxis 
des Berufs, ſpäter die Sammlung der Entſchei⸗ 
dungen der Gerichte, deren Sachverſtändnis bei 
unſerer Anteilnahme geſichert iſt, wie ja auch bei 
anderen Tarifverträgen die Beteiligten die Träger 
des Gerichts ſind. Ebenſo welche Materien von 
jedem Anwalt beherrſcht werden müſſen, wieviel 
an Urkundeneinſicht zugemutet werden kann, welche 
Zeit auf einen Normalfall zu verwenden iſt, wie⸗ 
viel an Außerbürotätigkeit; welche Orte über⸗ 
normale Lebenshaltung und Bürokoſten erfordern 
uſw., kurz was ſubjektive und objektive Normal⸗ 
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anforderungen find, was darüber hinausgeht oder 
darunter bleibt. 


Der Richtpreis erlaubt die Berückſichtigung 
ſubjektiver und objektiver Abweichungen von der 
Regel, ja er verlangt ſie. Er wird im allgemeinen 
der Mindeſtpreis ſein, weil eben die Konſultation 
uſw. meiſt den durchſchnittlichen Aufwand eines 
Durchſchnittsanwalts erfordert. Bei ſachgemäßer 
Anwendung wird er auch den Spezialanwalt 
fördern, da er gleich der Gebührenpraxis der Aerzte 
höhere Ausbildung in einem Fach durch höhere 
Entſchädigung ausgleicht. Dieſe Spezialiſierung 
kame der Anwaltſchaft ſehr zugute, da ihr wenig 
einträgliche Gebiete erſchloſſen würden, wie ich für 
die Sozialverſicherung in JW. 1917 S. 649 aus⸗ 
führte. Sie nützt dem Publikum, dem ſie einen 
zuverläſſigen Kreis von Beratern für alle Gebiete 
verſchafft. Sie hilft den einzelnen Kollegen, in⸗ 
dem ſie den geſuchteren Anwalt durch höhere Sätze 
für das erworbene Vertrauen entſchädigt, ohne 
daß er zu dem Mittel der Honorarvereinbarung 
greifen müßte, während fie dem jüngeren ohne 
Unterbietung — das iſt der Vorteil der „Unab⸗ 
dingbarkeit“ des Tarifvertrags — immerhin er⸗ 
trägliche Satze ſichert. Die Honorarvereinbarung, 
dieſes unangenehme Handeln um eine annehm⸗ 
bare Entihädigung für unſere Arbeit, ohne die 
heute nicht durchzukommen iſt, fiele damit hinweg. 
Ja ſie müßte ſogar ausgeſchloſſen ſein im Intereſſe 
des Standes, der als freier Beruf, wichtig zur 
Erhaltung der Rechtspflege, nicht auf den guten 
Willen des Mandanten angewieſen ſein ſoll, um 
ein angemeſſenes Honorar zu erhalten. 


Ich faſſe die Betrachtung der Kürze halber 
zuſammen in folgendem Entwurf einer 


Außerſtreitigen Gebührenordnung. 


1. Der Rechtsanwalt erhält für feine Berufs- 
ausübung eine angemeſſene Entſchädigung nach 
folgenden Regeln. 

Die Tätigkeit im Zivil⸗, Straf-, Verwaltungs-, 
ſteuerrechtlichen Streitverfahren, im Konkurs, der 
Zwangsvollſtreckung und der Sozialverfiherung 
wird beſonders geregelt. 


2. a) Für die Information erhält der Rechts⸗ 
anwalt 5 %ũä des Wertes. Zur Information ge: 
hört die Einziehung der Erkundigung einſchließlich 
aller mündlichen und ſchriftlichen Verhandlungen 
mit Partei, Gegner und Behörde, die Aktenein⸗ 
ſicht u. dgl., 

b) für einfache Briefentwürfe an andere Per: 
ſonen als die Partei ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Briefe 1, 


c) für umfangreichere Entwürfe (Gutachten, 
Auseinanderſetzungen, Verträge uſw.) 3, 


d) für einen Vergleich 5%7 des Wertes. 
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3. Die in Ziffer 2 angegebenen Sätze ver⸗ 
ſtehen ſich als Richtpreiſe, d. h. für die gewöhn⸗ 
liche Tatigkeit. 


Bei einfacher Sachlage oder minderbemittelten 
Perſonen find ſie herabzuſetzen. 


Bei umfangreichen oder zahlreichen Verhand- 
lungen, Erhebungen oder Briefwechſel, bei Be⸗ 
ſprechungen außerhalb der Kanzleiſtunden oder 
der Büroräume, bei beſonders eiliger Behandlung, 
im Falle der Notwendigkeit der Einarbeitung in 
techniſche oder abgelegene juriſtiſche Gebiete, in 
fremde Sprachen, in prinzipiell bedeutſamen An⸗ 
gelegenheiten ſind höhere Verhältniszahlen in An⸗ 
ſatz zu bringen. Ebenſo bei Spezialiſten auf 
einem Gebiete, bei beſonders günſtigen Erfolgen 
und an Orten mit erhöhten Koſten für die Lebens⸗ 
führung. 


4. Der Wert beſtimmt ſich nach dem Inte reſſe 
des Auftraggebers an der durchgeführten Ange⸗ 
legenheit. Iſt dieſe mit anderen Intereſſen un⸗ 
lösbar verwickelt, ſo kann eine Erhöhung des 
Wertes angeſetzt werden. 


5. Die gewöhnlichen Aufwendungen für Kanzlei, 
Kanzleibedarf, Straßenbahn, Poſtgebühren uſw. 
find nicht in Anſatz zu bringen. Auslagen für 
beſonders umfangreiche oder zahlreiche Schreiben, 
für Drahtnachrichten, auswaͤrtige Ferngeſpräche, 
Wagen, Bahnen, Uebernachten, Geldüberſendung 
ſind angemeſſen geſondert zu honorieren unter 
1 des Energieaufwands und der 

efahr. 


6. Die Sätze des § 2 kommen nebeneinander 
zur Anwendung. Die Summe von 2a—c ſoll 
im allgemeinen 10 des Wertes nicht überſteigen. 

Die Mindeſtſätze betragen für 1 3 M, 
Beträge unter 1 M werden auf 1 M aufgerundet. 

7. Der koſtenpflichtige Gegner hat die Koſten 
inſoweit zu erſetzen, als ſie zu zweckentſprechender 
Wahrnehmung nach billigem Ermeſſen nötig waren. 
Erhöhungen wegen ſubjektiv zu ſtarker Inanſpruch⸗ 
nahme des Anwalts u. dgl. treffen ihn nicht. 


8. Geht das Verfahren in ein ſolches des § 1 
Abſ. 2 über, fo find im allgemeinen / der ent⸗ 
ſtandenen Koſten außer a zu laſſen. Den 
zur Tragung dieſer Koſten Verpflichteten ſtellt 
das alsdann zuſtändige Gericht beſonders feſt. 

9. Durch den Gerichtsvollzieher zugeſtellte 
Koſtenrechnungen ſind vollſtreckbar, ſofern nicht 
— gemäß ausdrücklichem Hinweis in der Zu⸗ 
ſtellungsurkunde — binnen der landgerichtlichen 
Einlaſſungsfriſt Einſpruch eingelegt iſt. Dieſer 
geht an ein Gericht, welches zu Beginn jeden 
Jahres am Sitz jeden Landgerichts beſtimmt wird. 
Den oder die Vorſitzenden beſtimmt der Land: 
gerichtspräſident, je zwei Beiſitzer die Anwalts⸗ 
kammer. Das Verfahren iſt kontradiktoriſch nach 
den Vorſchriften der ZPO. für das Amts G.⸗Ver⸗ 
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fahren, mündlich jedoch nur auf Antrag einer 
Partei oder nach Ermeſſen des Gerichts. Gegen 
deſſen Entſcheidung iſt Berufung an einen ent: 
ſprechend beim Reichsgericht gebildeten Gerichts⸗ 
hof zuläſſig. Die Koſten verteilen ſich nach der 
ZPO. 


Zur Erläuterung wird nur noch folgendes nötig 
ſein: Die Satze find als Richtpreis gedacht, d. h. 
als Entſchädigung für die normale außerſtreitige 
Tätigkeit des Anwalts in Orten mit normaler 
Lebenshaltung. Die „Preisprüfungsſtelle“ wird 
für deren Umfang das Entſprechende um ſo leichter 
finden, als Berufskollegen in ihr angemeſſen ver⸗ 
treten ſind. Der Wert iſt nach dem Intereſſe 
der Partei an der Sache ſchlechthin zu bemeſſen. 


Daß die üblichen Auslagen inbegriffen ſind, 
"bedarf wohl keiner Begründung. Der heutige 
Pauſchſatz hat hiſtoriſche, keine ſachliche Berechtigung. 
Er dient nur zu unberechtigter Höherbelaſtung der 
mittleren Wertsklaſſen. Beſondere Auslagen find 
„angemeſſen“ zu honorieren, z. B. bei der Bahn 
mit Schnellzug 2. Klaſſe, bei weiteren Entfernungen 
mit Schlafwagen 1. Klaſſe uff., ohne Rückſicht auf 
den tatſächlichen Aufwand. Der damit verbundene 
Zeitaufwand iſt logiſcherweiſe bei Bemeſſung der 
Höhe der Gebühr in Anſatz zu bringen, nicht bei 
dem Erſatz der Aufwandkoſten, wie dies auch die 
ärztlichen Gebührenordnungen vorſehen. Wenn 
wir auch keine Taglöhner ſind, ſo iſt doch auch 
unſere Zeit Geld, ja gewiſſermaßen ein großer 
Teil unſeres Kapitals, wenngleich manche Man⸗ 
danten das Gegenteil für richtig halten. 


Der Erfolg iſt bloß bei 82 b— d bewertet, 
weil hier auffallende äußere Momente gegeben 
find, 8 2b und 2c können ev. entbehrt werden. 
b und c iſt mit dem Diktat vollendet. 


Indem ich die übrigen Punkte als ohne Kom⸗ 
mentar verſtändlich erachte, beſonders die Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren, möchte ich zuſammen⸗ 
faſſend — ohne mich auf die Einzelheiten zu ver⸗ 
ſteifen — ſagen: unſere Taxen müſſen fo geändert 
werden, daß ſie ohne Prozeß und ohne kleinliche 
Paragraphenfuxerei uns die Möglichkeit geben, 
uns als hochgelernte Arbeiter angemeſſen zu naͤhren, 
unſere Familie zu erhalten und an den Kultur⸗ 
genüſſen der Zeit teilzunehmen. Von der bloßen 
Ehre haben wir ſo wenig wie allein von der 
Standeswürde. Möge der neue bayeriſche An⸗ 
waltsverband uns zu entſprechender finanzieller 
Grundlage auf neuen Bahnen führen. 
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Ltigkeitsberinht. 


(Abgeſckloſſen am 22. Februar 1919). 


Die ſtändige Geſchäftsſtelle des Verbandes eröffnete 
ihre Wirkſamkeit am 1. Januar 1919. Daß zunächſt 
Be beträchtlicher Teil der Zeit zu den Einrichtungs- 
arbeiten verwendet werden mußte, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Von wichtigeren, materiellen Tätigkeiten ſind folgende 
hervorzuheben: 


1. Es wurde beim Juſtizminiſterium die ſofortige 
Aenderung der in der Rechtspflegeverordnung enthalte⸗ 
nen Gebührenſtaffel nach Maßgabe der Reichsgebühren⸗ 
ordnung angeregt — unbeſchadet einer grundlegenden 
Reform der beiden 988 O.en, die alsbald erfolgen 
muß und für welche die erforderlichen Vorarbeiten 
auf ſeiten des Anwaltsverbandes bereits im Gange 
ſind. Auf unſere Eingabe iſt eine definitive Antwort 
noch nicht erfolgt; die Angelegenheit befindet ſich beim 
Miniſterium in "ber Inſtruktion. 


2. Wir haben auf die Mitteilung hin, daß der 
deutſche Anwaltverein ſich neuerdings an die Reichs⸗ 
leitung wegen voller Honorierung der Armenſachen 
wenden werde, das bayeriſche Juſtizminiſterium er⸗ 
ſucht, dieſe Beſtrebungen energiſch zu unterſtützen. In 
ſeiner Antwort verſicherte der Miniſter, der bayeriſche 
Anwaltsverband dürfe überzeugt ſein, daß die Regie⸗ 
rung bei der Beratung des Antrags die Intereſſen 
der Rechtsanwaltſchaft tatkräftig unterſtützen werde. 


3. Der Verband wendete ſich an die Staatsmini⸗ 
ſterien der Juſtiz, des Innern, der Finanzen und des 
Verkehrs mit eingehend begründeten Geſuchen, es 
möchte mit dem Syſtem gebrochen werden, wonach 
nur die Bewerber mit den beſten Staatskonkursnoten 
von den genannten Miniſterien zur Anſtellung zuge⸗ 
laſſen werden, es möchte ferner während der Ueber⸗ 
gangszeit eine große Anzahl der Anwärter im Bereich 
der einzelnen Miniſterien als Hilfsarbeiter bei aus⸗ 
reichender Bezahlung untergebracht werden. 


Bisher haben das Staatsminiſterium für Ver⸗ 
kehrs angelegenheiten und das Staatsminiſterium der 
Finanzen geantwortet. Das Verkehrsminiſterium wird 
bei der Eiſenbahnabteilung acht und bei der Poſt drei 
gepr. Rechtspraktikanten einſtellen. Ein weiteres Ent⸗ 
gegenkommen ſei nicht möglich. Das Schreiben des 
Staatsminiſteriums der Finanzen legt zunächſt eingehend 
dar. daß der Bedarf an jur. vorgebildeten Kräften 
gering ſei, und fährt dann fort: „Sollte ſich künftig 
ergeben, daß trotz Rückkehr der zum Kriegsdienſt ein⸗ 
gerückten Beamten zum Vollzug der neuen Steuerge⸗ 
ſetze eine Vermehrung des Perſonals notwendig wird 
und ſollten hierfür neue, für Juriſten geeignete Staats- 
ſtellen bewilligt werden, ſo werde ich bei Beſetzung 
N Stellen ; gerne ‘geprüfte Rechtspraktikanten an⸗ 

ellen.“ 


4. Des weiteren iſt der Verband daran gegangen, 
mit Hilfe einer Vermittlung für Sozietäten, Syndi⸗ 
kats⸗ und Hilfsarbeiterſtellen bisher ungenügend be⸗ 
ſchäftigten Kollegen teils neue Arbeitsgebiete zu er⸗ 
ſchließen, teils Plätze zu benennen, die für ihre an⸗ 
waltſchaftliche Tätigkeit einen größeren Wirkungskreis 
bieten. Die Stellenvermittlung des Verbands ſetzte 
ſich ins Benehmen mit dem Arbeitsfürſorgeausſchuß 
des deutſchen Anwaltsvereins ſowie dem deutſchen 
volkswirtſchaftlichen Verband, der auf dem Gebiet der 
Stellenvermittlung ſchon lange tätig iſt. Wir nahmen 
ferner Fühlung mit den bayeriſchen Handelskammern. 
Die Liſten der Stellenvermittlung liegen in den An⸗ 
waltszimmern in München, Augsburg, Nürnberg, 
Bamberg, Regensburg und Würzburg auf. Intereſſenten 
an anderen Orten werden ſie direkt zugeſchickt. 
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5. Die Regierung von Mittelfranken hat — ent⸗ 
ſprechend der Entſch. des Obs G. Bd. 18 Abt. B Nr. 15 
— bei der Stempelreviſion die Frage aufgegeiffen, ob 
nicht zahlreiche Vollmachten der Anwälte entgegen 
dem zweifelsfreien Willen der Beteiligten als General⸗ 
vollmachten zu bewerten und daher viel höher zu ver⸗ 
ſtempeln ſeien. Hierdurch ergaben ſich für die betrof⸗ 
enen Kollegen teilweiſe große Härten und es beſtand 
ie le daß das Beispiel der Regierung von Mittel» 
5 achahmung fände. Der Verband hat ſich 
aher mit einer eingehend begründeten Eingabe an 
das Finanzminiſterium gewendet und Aufhebung der 
erwähnten Anordnung ek Niederſchlagung der nach⸗ 
geforderten Stempelgebühren erbeten. 


6. Zur Förderung der ſozialen Stellung der An⸗ 
waltſchaft in Bayern trat der Verband dem Rat 
geiftiger Arbeiter bei, der ih inzwiſchen zum Reichs⸗ 

und geiſtiger Arbeiter erweitert hat. Dieſer Bund 
will den Einfluß der geiſtigen Arbeit auf allen Gebieten 
des öffentlichen Lebens geltend machen und die ideellen 
und materiellen Intereſſen der Angehörigen der geiſtigen 
Berufe fördern. 


7. Auch in Einzelfällen wurde der Verband im 
Intereſſe der ſozialen Stellung unſeres Standes tätig. 
Es ſei nur darauf hingewieſen, daß die Fortbildungs- 
kurſe für Kriegsbeſchädigungen und ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit für alle an der Rechtspflege beteiligten 
Organe ausgeſchrieben waren, ausgenommen für die 
Anwälte, die nun aber auf unſere Vorſtellungen hin 
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Verlag von J. S ch weitzer Verla 9 (Arthur Sellier) München und Berlin. 


auch zugezogen werden. Es ſei auch kurz geſtreift, 

daß ſich für den Verband die Notwendigkeit ergab, die 

onen ungeeigneter Elemente in der Rechtspflege zu 
etreiben. 


8. Am 22. Februar ſollte die erſte Ausſchußſitzung 
in München ſtattfinden. Auf der Tagesordnung ſtanden 
wichtige Fragen, unter anderm die Feſtſetzung der 
Beratungsgegenſtände für den erſten Verbandstag. 
Die Sitzung mußte aber in letzter Stunde wegen der 
politiſchen Ereigniſſe verſchoben werden. : 

Dr. G. Beutner. 


Zur gefl. Beachtung! 


Die Anwaltsvereine, welche dem Bayeriſchen An⸗ 
waltsverbande beigetreten ſind, werden gebeten, bal⸗ 
digſt ihren Mitgliederſtand vom 1. Januar 1919 (8 5 
der Verbandsſatzung) der Geſchaͤftsſtelle in München, 
Theatinerſtraße 38/IL, mitzuteilen, ferner fo bald wie 
möglich der gleichen Stelle auch die Namen ihrer 


Mitglieder nach dem Stande vom 1. Januar 1919 bes, 


kanntzugeben. Der Vorſitzende. 


Verantwortlicher Herausgeber: 
Dr. M. Friedländer, Rechtsanwalt in München. 


Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier), Freiſing und München. 
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Gebühren der LGO. find und daß fie dieſe Ein⸗ 


Borſchläge zur Abänderung der baheriſchen Landes⸗ ſicht auch in die Tat umſetzt 


1 15 9 ein | 5 Stand der R 5 
ngelegenheiten der Re ege. Von Rechts⸗ . er bisherige Standpunkt der Regierung hat 
88 5 1 in 5 2 | in der Praxis dazu geführt, daß die geſetzlichen 
an ses * Bavern. Bon 9 en | Beſtimmungen vielfach durch Vereinbarungen erſetzt 

j 


Dr. Georg Beutner in München 34 wurden, da auch ein Teil des rechtſuchenden Pu⸗ 
Spezialiſtentum in der Auwaltſchaft. Bon Rechts- blikums ſich davon überzeugt hat, daß das in der 
anwalt Dr. Oeſtreich in München 38 Verordnung gewährte Entgelt der Rechtsanwaltſchaft 
Tatigteitsberichh!::t!dckz 43 unwürdig iſt und der geleiſteten Tätigkeit nicht im 


Entfernteſten entſpricht. Es kann jedenfalls nicht 
als ein geſunder Zuſtand erachtet werden, wenn 


nnn , umurinhe Zar im Aa be 
N | übrigens in vi 
n . 


in den Angelegenheiten der Nechtspflege. ſtellen. 
. | Geiſtige Arbeit läßt ſich nicht meſſen und nicht 
Von Rechtsanwalt Adolf Deiler in Augsburg. | wägen. Wenn man ſchon dem Rechtsanwalt als 

Im Artikel 29 der Verordnung vom 26. März geiftigem Arbeiter nicht das Recht zugeſtehen will, 
1902 wurde das Staatsminiſterium der Juſtiz ſeine Arbeit nach ſeinem freien Ermeſſen ſelbſt zu 
beauftragt, nach Ablauf von 3 Jahren über die bewerten, dann gebe man ihm wenigſtens im Wege 
Wirkungen dieſer Verordnung und darüber zu der geſetzlich vorgeſchriebenen Taxen ein entſprechendes 
berichten, ob nach den gemachten Erfahrungen eine und ausreichendes Entgelt. 

Aenderung dieſer Verordnung angezeigt erſcheint. 

Bisher iſt eine einzige Abänderung durch die I. 

Verordnung vom 27. April 1918, betreffend die Die Gebührenſtaffel der LGO. iſt gemäß Art. 5 
Kriegszuſchläge zu den Landesgebührenordnungen, in den Wertsklaſſen von 10000 M an niedriger 
getroffen worden. als die der Reichsgebührenordnung für Rechts⸗ 

Ab 1. Mai 1918 wurden in Anlehnung an anmälte. 
das Reichsgeſetz vom 1. April 1918 die Gebühren Dieſer Unterſchied iſt in keiner Weiſe gerecht⸗ 
der Rechtsanwälte, ſoweit die Landesgebührenord⸗ fertigt, wenn er ſich auch in mehreren Landes: 
nungen maßgebend find, um 10 erhöht. gebührenordnungen durchgeführt findet. 

Die Verordnung vom 27. April 1918 tritt Warum ſoll die Tätigkeit des Rechtsanwalts, 
mit dem Ablaufe von 2 Jahren nach Beendigung welche unter die LGO. fällt, niedriger bemeſſen 
des Kriegszuſtandes außer Kraft. werden? | 

Hienach muß man annehmen, daß bisher der Bedeutet es nicht geradezu eine Prämie für die 
Regierung eine weitere Abänderung der GO. nicht Herbeiführung von Prozeſſen, wenn man die prozeß⸗ 
als notwendig erſchienen iſt. Nun iſt aber ſeit dem verhütende Tätigkeit des Rechtsanwalts geringer 
Jahre 1902 aus dem Kreiſe der Rechtsanwälte entlohnt? 3 
wiederholt in Wort und Schrift darauf hingewieſen Sind alſo die niedrigeren Gebührenſätze der 
worden, daß die LG Olen den berechtigten Intereſſen LG DO. ſchon rechtspolitiſch zu verwerfen, jo bedeutet 
der Anwaltſchaft in mehrfacher Weiſe nicht ent⸗ es einen weiteren Mißſtand, daß ſie die Gebühren⸗ 
ſprechen. ſätze ganz unzulänglich bemißt. 

Im Nachfolgenden ſoll nochmals der Verſuch Wenn z. B. ein Rechtsanwalt für einen Pflicht⸗ 
gemacht werden, die Unzulänglichkeit der Rechts- teilsberechtigten einen Anſpruch von 100000 M 
pflegeverordnung (LG.) darzutun und Ver- im Prozeßwege geltend macht und ohne Verhand⸗ 
beſſerungsvorſchläge zu machen. lung einen Vergleich herbeiführt, ſo erhält er an 

Die bayeriſche Anwaltſchaft gibt ſich der ſicheren Gebühren: eine Prozeßgebühr von 284 M 70 4 
Hoffnung hin, daß endlich einmal auf ſeiten der und eine Vergleichsgebühr von 284 M 70 J mit 


Borläufige Tagesordnung für den 1. Verbandstag 47 


einem Auslagenpauſchale von 90 M, zuſammen 
659 M 40 4. 

Wird der gleiche Anſpruch ohne Prozeß in einem 
Nachlaßtermin unter Beihilfe des Anwaltes vergleichs⸗ 
weiſe anerkannt, dann erhält der Rechtsanwalt nach 
der LGO., ſelbſt unter Anwendung der Höchſtſaͤtze: 

5/10 Informationsgebühr zu 104 M (Art. 6), 

5/10 Terminsgebühr zu.... 62 M 40 J Art. 10), 
1% Vergleichsgebühr zu . . . 208 M (Art. 11), 
mit einem Auslagenpauſchſatz zu 90 M. 

Ob die im 8 76 Abſ. 3 RAG. vorgeſchriebene 
Beſchränkung des Auslagenpauſchales auf 90 M für 
die LGO., welche eine Prozeßgebühr im Sinne der 
88 13, 19 und 52 nicht kennt, in Betracht kommt, 
kann bezweifelt werden. (Art. 6 RG. vom 1. Juni 
1909 mit Art. 27 LGO.). 

Kommt die Beſchränkung nicht in Betracht, dann 
würde ſich im obigen Beiſpiele der Auslagenpauſchſatz 
über 90 M erhöhen. 

In unſerem Beiſpiele wird der Unterſchied noch 
auffallender, wenn im Rechtsſtreite verhandelt und 
zum Zwecke des Beweiſes Nachlaßakten erholt werden 
und wenn im außergerichtlichen Verfahren der An⸗ 
ſpruch ohne Wahrnehmung eines Termines ver⸗ 
glichen wird. | 

Wie in den Aufſätzen von Rechtsanwalt Dr. Fried⸗ 


länder in ZR. 1910, 295 und in JW. 1918, 196° 


mit Recht hervorgehoben worden iſt, liegt gerade 
die wertvollſte und die eigentlich ſchöpferiſche Tätig⸗ 
keit, aber auch die verantwortungsvollſte, auf dem 
Gebiete, welches durch die LEO. bewertet wird. 

Daher iſt die erſte Forderung der bayeriſchen 
Rechtsanwaltſchaft: 

Gleichſtellung der Gebührenſtaffel der Rechts⸗ 
pflegeverordnung mit der Reichsgebührenordnung.) 

Dabei ſoll aber keineswegs anerkannt werden, 
daß die Gebührenſtaffel der RAG O. in allen 
Klaſſen ein entſprechendes Entgelt bildet. Weiter 
ſoll jetzt ſchon als ſelbſtverſtändlich betont werden, 
daß an eine Aufhebung der Kriegszuſchläge nicht 
gedacht werden kann, da auch dieſe noch lange 
fein entſprechendes Entgelt für die anwaltſchaft⸗ 
liche Tätigkeit bilden. 


II. 


Die LG. enthält in Art. 6 eine Pauſchge⸗ 
bühr (Informationsgebühr), im Art. 7 eine Einzel⸗ 
gebühr (Ratserteilungsgebühr), in den Art. 8, 9 
und 10 weitere Einzelgebühren (Anträge, Er⸗ 
klärungen und Beſchwerden bei Behörden, Ab⸗ 
faſſung eines Schreibens an eine andere Perſon 
als an den Auftraggeber, Wahrnehmung eines 
Termins), im Art. 11 wiederum eine Pauſchgebühr 
für Vergleichsabſchluß, im Art. 12 eine Einzel⸗ 
gebühr für Entwerfen einer Urkunde und ab Art. 17 


— 


1) Dieſe Forderung, die auch der Bayeriſche An⸗ 
waltsverband in einer dringenden Eingabe geſtellt 
hatte, iſt inzwiſchen von der Regierung erfüllt worden. 
Vgl. die VO. vom 28. März 1919, Staatsanzeiger Nr. 91. 
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für das Zwangsverſteigerungs⸗, Zwangsverwal⸗ 
tungs- und Auseinanderfetzungsverfahren Pauſch⸗ 
gebühren. 

er Pauſchalſyſtem der RAG. hat ſich be⸗ 
währt. 

Welche Unſumme von Arbeit wurde unter 
der Geltung des früheren 8 76 R AGO. ver⸗ 
ſchwendet, um das Entgelt des Rechtsanwaltes 
für feine Auslagen weitläufig und mühſam feſt⸗ 
zuſtellen! | 

Es wird wohl niemanden mehr geben, weder 
Rechtsanwalt noch Richter, weder Anwaltsbuch⸗ 
halter noch Gerichtsſchreiber, welcher den früheren 
876 RAG. zurückerſehnt. 

Auf die Gefahren und Unannehmllichkeiten, 
welche das Einzelgebührenſyſtem mit ſich bringt, 
hat der obenerwähnte Aufſatz von Dr. Friedländer 
bereits eingehend hingewieſen. 

Ich behaupte direkt, daß das Einzelgebühren⸗ 
ſyſtem des Rechtsanwalts unwürdig iſt. 

Es läßt ſich die geiſtige Arbeit des Rechts⸗ 
anwalts nicht in einzelne Stücke zergliedern und 
zerreißen. Man kann m. E. den Stand der 
Rechtsanwaltſchaft durch nichts unbeliebter machen 
als durch die Vorſchrift. Einzelgebühren zu ver⸗ 
rechnen, wie ſie in der Rechtspflegeverordnung 
vorgeſehen ſind. 

So ſoll z. B. nach Art. 9 a. a. O. für jeden 
Brief an eine andere Privatperſon als an den 
Auftraggeber eine Gebühr von ¼10 angeſetzt werden, 
wenn dieſer Brief rechtliche Ausführungen oder 
ſachliche Auseinanderſetzungen enthält. 

Soll nun in der Rechnung des Rechtsanwalts, 
welcher acht Briefe ſchreiben mußte, um einen 
hartnäckigen Schuldner zu überzeugen, daß es für 
ihn rechtlich und tatſächlich beſſer iſt, ohne Prozeß 
zu bezahlen, neben einer /10 Informationsgebühr 
achtmal je ¼0 Briefgebühr angeſetzt werden? 

Welche Gedanken ſich beim Leſen einer ſolchen 
Rechnung einem Laien aufdrängen, brauche ich 
hier nicht aufzuführen. 

Ich behaupte, daß dieſe Einzelgebühren in den 
meiſten Fällen gar nicht berechnet werden, weil 
dem Rechtsanwalt der Gedanke, daß es für ihn 
gleich iſt, ob er zur Durchführung ſeines Auf⸗ 
trages ein oder mehrere Male ſchreiben muß, ſo 
in Fleiſch und Blut übergegangen iſt, daß er die 
ihm nach dem Geſetze zuſtehenden Gebühren gar 
nicht anſetzt. So werden in den Mahnungen, 
welche zur Verhütung eines Rechtsſtreites not⸗ 
wendig find, durchgängig nur ¼10 Informations⸗ 
gebühr und 10 Mahngebühr angeſetzt. 

Ich greife daher den einzig richtigen Gedanken 
Dr. Friedländer's wiederum auf: Man führe auch 
in der Landesgebührenordnung Pauſchgebühren ein. 

M. E. können die ſämtlichen Beſtimmungen 
von Art. 6—16 durch die Einführung folgender 
Gebühren erſetzt werden: Sachgebühr, Betriebs⸗ 
gebühr und Vergleichsgebühr. Dieſe Dreiteilung 
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in der Reichsgebührenordnung durchgeführt i Aufnahme der nachfolgenden Beſtimmung vor, 

Die Sachgebühr ſoll das Entgelt für die Be⸗ welche ſich nur auf die Höhe der Vergütung des 
handlung der Angelegenheit, die Information, die Rechtsanwalts bezieht und daher gemäß 88 612, 
Ratserteilung, die Akteneinſicht und die Be: | 632 BGB. durch Landesrecht geſchaffen werden 
ſprechungen mit der Partei enthalten. kann: 

Die Betriebsgebühr (wem der Name nicht ge: Im Streitfalle hat der Prozeßrichter ein Gut⸗ 
fällt, mag eine andere Bezeichnung vorſchlagen) achten des Vorſtands der Anwaltskammer einzu⸗ 
iſt das Entgelt für die Tätigkeit des Rechtsan⸗ holen, welches für die Höhe der angeſetzten Ge⸗ 
walts, welche in die äußere Erſcheinung tritt: bühren bindend iſt. 

Für die Anträge, Erklärungen und Beſchwerden Die Vergleichsgebühr iſt voll anzuſetzen. Das 
bei den Behörden, für die Schreiben an dritte rechtfertigt ſich ſchon aus rechtspolitiſchen Gründen. 
Perſonen, für die Wahrnehmung der Termine. Der Abſchluß von Vergleichen ſoll gefördert werden, 
für das Entwerfen der Urkunden und für die wo es immer nur möglich iſt. Dieſer Grundſatz 


der Gebühren entſpricht der Dreiteilung, welche ſelbſtverſtändlich find. Hingegen ſchlage ich die 


Abfaffung der Verträge. iſt 5 7 5 bageſußen f 
Ueber die Vergleichsgebühr brauche ich nicht verweiſe auf die Aufhebung des früheren 
zu en o 8 18 RAG. und auf die Verordnung vom 


Bei der Sach⸗ und Betriebsgebühr wird ein 7. Auguſt 1914. Auch in dem Güteverfahren ſteckt 
Spielraum von 10 — 10 vorgeſehen werden trotz ſeiner vielfachen Mängel und ſeiner Anwalts: 
müſſen. Hienach mag der Rechtsanwalt ſeine feindlichkeit der richtige Kern, daß das „Vergleichen 
Gebühren berechnen bei Abfafſung eines einfachen beſſer iſt wie das Begleichen (von Auslagen)“. 
Mahnbriefes, einer Kapitalskündigung, bei Er⸗ Obwohl g 18 RAO. aufgehoben iſt, wurde 
teilung eines Rates in einer einfachen Angelegen- | Art. 14 Abſ. 3 der Rechtspflegeverordnung nicht 
heit, beim Entwurf eines Teſtamentes mit ver⸗ beſeitigt, nach welcher Beſtimmung an Termins⸗ 
wickelten Rechtsfragen über große Vermögens⸗ und Vergleichsgebühren nur 15 Zehnteile berechnet 
maſſen, bei der Gründung einer Aktiengeſellſchaft werden dürfen, wenn der Vergleich vor einer Be⸗ 


uſw. hörde abgeſchloſſen worden iſt. 

Im Art. 10 der Verordnung vom 26. März Hiemit komme ich ſofort auf einen weiteren 
1902, betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte Mißſtand der Rechtspflegeverordnung. 
in den Angelegenheiten der Verwaltung und der Der Wegfall einer einmal verdienten Gebühr 


Verwaltungsrechtspflege, iſt vorgeſehen, daß bei ſollte unzuläſſig ſein. Die Beſtimmungen in 
der Ausmeſſung einer Gebühr, für welche die Art. 6 Abs. 5 und Art. 9 Abſ. 2 beſeitigen ohne 
Verordnung einen Spielraum gewährt, die befon- jeden vernünftigen Grund eine bereits angefallene 
deren Umſtände des Einzelfalles, insbeſondere der Gebühr. Warum ſoll der Schuldner, welchem 
Umfang und die Schwierigkeit der Sache, die ent⸗ nahegelegt wird, ohne Rechtsſtreit zu bezahlen, die 
wickelte Tätigkeit, die Bedeutung der Sache für Tatigkeit des Rechtsanwalts ohne Entgelt heraus⸗ 
den Auftraggeber und die Leiſtungsfähigkeit des | fordern können, wenn er es trotz der Mahnung 
Pflichtigen, berückſichtigt werden ſollen. zum Rechtsſtreite kommen läßt? Nach § 286 BGB. 
Auch die LED. hebt hervor, daß für eine be⸗ hat der Schuldner dem Gläubiger den durch den 
ſonders weitläufige und ſchwierige Tätigkeit eine | Verzug entſtandenen Schaden zu erſetzen. Man 
erhöhte Gebühr berechnet werden kann. mache endlich mit der Durchführung dieſes Grund⸗ 
Auf einen ſehr wichtigen Umſtand für die Höhe ſatzes Ernſt. Die jetzt geltenden Beſtimmungen 
der Gebühren ift in beiden Verordnungen nicht führen z. B. in der unterſten Wertaklaſſe das ſelt⸗ 
hingewieſen, nämlich auf die Größe der Verant⸗ | ſame Reſultat herbei, daß die */ıo Informations: 
wortung des einzelnen Falles. Gerade die Ver⸗ gebuͤhr mit 2 M und die /b Mahngebühr mit 
antwortung, welche der Rechtsanwalt in den unter 1 M, insgeſamt alſo 3 M nicht gefordert werden 
die Landesgebührenordnungen fallenden Tätigkeiten eue wenn dem Rechtsanwalt in dem nach⸗ 
übernimmt, zeigt am deutlichſten, wie unzureichend | folgenden Rechtsſtreit eine Prozeßgebühr, früher 
die bisherigen Gebühren waren. mit 2 M und jetzt mit 2,60 M, zuſteht! 
M. E. braucht aber die Hervorhebung der 
einzelnen Umſtände, von welchen der Anſatz einer III. 
höheren Gebühr abhängt, nicht eigens in die S0. Die Gebühren der LEO. werden nach dem 
aufgenommen zu werden. Werte des Gegenſtandes erhoben, wobei die Be⸗ 
Man überlaſſe es ruhig dem Pflichtbewußt⸗ ſtimmungen der 88 9, 9a, 11—13 GKG. an⸗ 
fein des Rechtsanwaltes, nach feinem Ermeſſen zuwenden find. Im Gegenſatz zum $ 10 GKG. 
den Anſatz der ihm zuſtehenden Gebühren zu bee wird bei nicht vermögensrechtlichen Anſprüchen der 
rechnen. normale Wert des Gegenſtandes nicht mit 2000 M, 
Die vorerwähnten Anweiſungen der übrigen ſondern von 200 M bis 50 000 M bzw. aus: 
Verordnungen halte ich für überflüſſig, weil ſie nahmsweiſe bis 100 000 M angenommen. 
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Dieſe Beſtimmung des Art. 15 Abſ. 3 a. a. O. 
entſpricht wiederum der Tendenz der Verordnung, 
die Tätigkeit des Rechtsanwalts nach der LGO. 
niedriger einzuſchätzen und niedriger zu entgelten, 
als es die an und für ſich ſchon unzureichende 
RAG. getan hat. Gegen dieſe bewußte Minder⸗ 
bewertung der Tätigkeit des Rechtsanwalts muß 
entſchieden Verwahrung eingelegt werden. 


IV. 


Nach Art. 27 der Verordnung ſind die Aus⸗ 
lagen des Rechtsanwalts nach I 76 RAG0O. zu 
berechnen. 

Da nun nach dieſer Beſtimmung aus jeder 
Gebühr ein Pauſchſatz zu berechnen iſt und die 
LG. teilweiſe Pauſchgebühren, teilweiſe Einzel: 
gebühren kennt, dieſe Einzelgebühren teilweiſe 
wiederum abſetzt und zum Teil die Summe der 
Einzelgebühren ermäßigt (Art. 6 Abſ. 5, Art. 9 
Abſ. 2, Art. 14), ſo bereitet die Anwendung des 
8 76 RAG. der Praxis Schwierigkeiten. 

Ob 876 Abſ. 3 bezüglich der Begrenzung nach 
oben anzuwenden iſt, iſt zweifelhaft. 

Die jetzige Faſſung des $ 76 RAG. erfordert 
unbedingt als Grundlage eine Pauſchgebühr und 
läßt fi mit dem gemiſchten Syſtem der Landes⸗ 
gebührenordnung nicht vereinbaren. 

Werden aber, wie vorgeſehen, die 3 Pauſch⸗ 
gebühren (Sachgebühr, Betriebsgebühr und Ver⸗ 
gleichsgebühr) eingeführt, dann bereitet die An⸗ 
wendung des $ 76 RAG. keine Schwierigkeiten. 
Es iſt dann lediglich die Höchſtſumme der an⸗ 
zuſetzenden Pauſchſätze zu beſtimmen. 


V. 


Obwohl das Zwangsverſteigerungs⸗ und Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren nunmehr im ganzen Reiche 
einheitlich geordnet iſt, finden ſich die Beſtimmungen 


über die Rechtsanwaltsgebühren in dieſen Ver⸗ 


fahren in den einzelnen Landesgebührenordnungen. 
Dieſe Regelung iſt unpraktiſch und ſoll bei einer 
Neuredigierung der RAG. beſeitigt werden So: 
lange aber dies nicht der Fall iſt, muß jedenfalls 
darauf hingewieſen werden, daß die Beſtimmungen 
in Art. 19 bis Art. 23 LED. die Arbeit und die 
Verantwortung des Rechtsanwalts gar nicht be— 
rückſichtigen und überdies ſehr kompliziert ſind. 

Auch im Zwangsverſteigerungsverfahren läßt 
ſich eine Teilung der Gebühren in Sach-, Betriebs⸗ 
und Vollzugsgebühr durchführen. 

Die Sachgebühr umfaßt den Beſchlagnahme⸗ 
antrag und die weitere Vertretung bis zum Ver— 
ſteigerungstermin. 

Die Betriebsgebühr umfaßt die Tätigkeit in 
den Verſteigerungsterminen. 

Die Vollzugsgebühr umfaßt die Tatigkeit im 
gerichtlichen und außergerichtlichen Verteilungs— 
verfahren. 


Wenn jede dieſer drei Gebühren voll angeſetzt 
wird, iſt es nicht notwendig, die Betriebsgebühr 
für die im Zwangsverſteigerungsverfahren ſchwerſte 
und verantwortungsvollſte Arbeit zu erhöhen. Die 
Gleichſtellung der drei Gebühren rechtfertigt ſich 
aber nach dem 1 des Pauſchgebühren⸗ 
ſyſtems, daß die einzelnen Pauſchgebühren einander 
auszugleichen haben. 

Wird die obenerwähnte Dreiteilung vor⸗ 
genommen, dann iſt es ſelbſtverſtändlich, daß neben 
dieſen Gebühren die Beſtimmungen in den Art. 1 
bis 17 nicht zur Anwendung kommen, und daß 
jede Gebühr nur einmal anzuſetzen iſt. 


Ueber den Wert des Gegenſtandes, nach dem 
die eben erwähnten drei Gebühren zu berechnen ſind, 
kann kein Zweifel ſein. 

Wie unſer Ob“ G. in einem Beſchluſſe vom 
25. März 1918 (Bd. 18 S. 154) mit Recht her⸗ 
vorhebt, bezweckt die durch die Zwangsverſteigerung 
erfolgende Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück 
die Befriedigung des Gläubigers; es bildet die aus 
dem Grundſtücke oder dem Verſteigerungserlöſe an 
Haupt⸗ und Nebenſache zu berichtigende Forderung 
des Gläubigers in ihrem vollen Betrage den Gegen⸗ 
ſtand der Vollmacht des Rechtsanwaltes. 

Dieſer Grundſatz iſt auch hier entſcheidend. 
Wert des Gegenſtandes der Zwangsverſteigerung 
iſt ſtets der Anſpruch des Gläubigers. Eine Aus⸗ 
nahme iſt nur geboten, wenn der Wert des Gegen⸗ 
ſtandes der Zwangsverſteigerung geringer iſt, als der 
Anſpruch des betreibenden Gläubigers (8 6 ZPO.). 

Es ſind nach meinem Vorſchlage die Beſtim⸗ 
mungen in Art. 17 und 18 a. a. O. dahin abzu⸗ 
änbern, daß die Gebühren im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren berechnet werden aus dem Werte des 
Anſpruchs des Gläubigers oder nach dem Intereſſe 
des Berechtigten an dem Gegenſtande der Zwangs⸗ 
verſteigerung. Läßt ſich letzteres nicht berechnen, 
ſo iſt der Wert des Gegenſtandes der Zwangs⸗ 
verſteigerung maßgebend, welcher mindeſtens dem 
Meiſtgebote gleich gerechnet wird. 


Das Zwangsverwaltungsverfahren, mag es 
allein oder gleichzeitig mit einem Zwangsverſtei⸗ 
gerungsverfahren betrieben werden, läßt eine Zwei⸗ 
teilung der Gebühren zu: in Sachgebühr und 
Betriebsgebühr. 


Die Sachgebühr enthält die Vorbereitung des 
Antrags, die Betriebsgebühr die Wahrnehmung der 
Termine, die Entgegennahme der Abrechnungen 
und die Aushändigung des Erlöſes. Entſprechend 
der ſonſt im Zwangsvollſtreckungsverfahren zur An⸗ 
wendung kommenden Gebühr mit 7/19 find dieſe 
beiden Gebühren ebenfalls mit 10 und zwar die 
Sachgebühr aus dem Werte des Anſpruchs oder 
des Intereſſes des Beteiligten, die Betriebsgebühr 
aus dem Werte der Einkünfte eines Verwaltungs⸗ 
jahres mit einer Mindeſtgebühr anzuſetzen, wobei 
1 5 begonnene Verwaltungsjahr für voll berechnet 
wird. 
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Für andere Akte der Zwangsvollſtreckung in 
Grundſtücke, wie z. B. die Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek gemäß $ 866, einer Arreſthypothek 
gemäß § 932 ZPO. find ebenfalls entſprechend der 
RAG. 10 Gebühren anzuſetzen. 

Schon bisher iſt nach Art. 6, 8 LED. eine 
ſolche Gebühr zu berechnen gewefen. | 

Die Beſtimmung in Art. 27 Abſ. 3, wonach 
die Gebühr für die Eintragung einer Sicherungs⸗ 
hypothek gemäß $ 866 ZPO. auf die Gebühren im 
nachfolgenden Zwangsverſteigerungs⸗ oder Zwangs⸗ 
verwaltungsverfahren anzurechnen iſt, wenn der 
Auftrag hiezu gleichzeitig erteilt wird, ſteht im 
Widerſpruch mit dem Grundgedanken des $ 31 
RA., wonach für jeden Akt der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung eine eigene Gebühr anzuſetzen iſt. Dieſe 
Beſtimmung iſt daher zu ſtreichen. | 


VI. 


Im Verfahren zur Vermittelung der Aus⸗ 
einanderſetzung in Anſehung eines Nachlaſſes oder 
des Geſamtgutes einer ehelichen oder fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft kann wiederum die vorgeſchlagene 
Dreiteilung in Sach⸗, Betriebs⸗ und Vergleichs⸗ 
gebühr durchgeführt werden. 

Die Sachgebühr enthält das Entgelt für die 
Information und die Antragſtellung bei Gericht 
und Notar, die Betriebsgebühr die Wahrnehmung 
der Termine und die Vergleichsgebühr das Entgelt 
für den Abſchluß der Auseinanderſetzung und für 
deren Vollzug. 

Die Auseinanderſetzung kann ja immer als ein 
Vergleich betrachtet werden. 

Man kann die Vergleichsgebühr auch Vollzugs⸗ 
gebühr nennen. Maßgebend iſt der Wert der 
Teilungsmaſſe ohne Abzug von Schulden. 

Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Anwalts auf 
die Vertretung eines oder mehrerer Berechtigten, 
ſo iſt maßgebend der Anteil des oder der Berech⸗ 
tigten an der Teilungsmaſſe. 


VII. 


Für die Beſchwerdeinſtanz wird entſprechend 
den Vorſchriften der RAG. eine /1o⸗Sachgebühr 
vorgeſchlagen. a 


VIII. 


Die hier vorgeſchlagenen Aenderungen der LGO. 
bezwecken, dieſe mit der RAG. in Einklang zu 
bringen bezüglich der Art und der Höhe der 
Gebühren. 

Das Syſtem der RAG. hat ſich eingelebt 
und bewährt. Die Anwendung der LEO. wird 
in der Praxis erleichtert, wenn die vielen ver⸗ 
ſchiedenen und zum Teil komplizierten Beſtim⸗ 
mungen auf einfache Grundſätze zurückgeführt 
werden. Sache der Reform der RAG. wird es 
ſodann ſein, die unzureichenden Sätze des $ 9 
RAG. entſprechend zu erhöhen. 


Die Vorſchriften der Art. 25 und 26 LEO. 
können bei Durchführung der Pauſchgebühren weg⸗ 
bleiben. 

Art. 27 bezeichnet verſchiedene Beſtimmungen 
der RAG. für anwendbar. Gegen die Anwen: 
dung der 88 2—8, 12, 26, 29 Abſ. 2, 30, 31 
Abi. 1, 32 — 36, 77 — 87 beſteht keine Erinnerung. 
Neu iſt einzufügen $ 27. 

Der bisher in Art. 27 erwähnte §S 11 RAG. 
kann nur inſoweit als entſprechend anwendbar 
bezeichnet werden, als nicht die LEO. für die 
Berechnung des Wertes des Gegenſtandes beſondere 
Beſtimmungen getroffen hat, z. B. bei der Zwangs⸗ 
verſteigerung und Zwangsverwaltung. 


. 


Zur Frage der Kontingentierung des juri⸗ 
ſtiſchen Nachwuchſes in Bayern. 


Von Rechtsanwalt Dr. Georg Bentner, München. 


Aus den drei Tatſachen: 

1. Ueberfüllung des Anwaltſtandes ſeit einigen 
Jahren, 

2. Not in weiten Kreiſen der Anwälte im ur⸗ 
ſächlichen Zuſammenhang mit genannter Ueber ⸗ 
füllung, | 

3. Neuerliches Anwachſen des Zuſtroms zum 
Juriſtenſtand!) 

ergibt ſich der zwingende Schluß: 

Soll unſer Stand ſeinen bisherigen Aufgaben 
gewachſen bleiben und nicht zu einem minder⸗ 
wertigen Advokatentum herabfinken, jo muß mit 
energiſcher Hand der Ueberfüllung gewehrt werden. 

Abwehr iſt nur dann voll wirkſam, wenn ſie 
geeignet iſt, den Lebensnerv des bekämpften Uebels 
zu treffen, den Grund ſeines Daſeins zu beſeitigen. 

Ein ſolches Mittel iſt im bloßen Kampf gegen 
die Ueberfüllung des Anwaltſtandes undenkbar, 
denn das Uebel wurzelt im Wirtſchaftsleben unſeres 
Landes. 

Bayern hat nicht genügend Handel und In⸗ 
duſtrie, um dadurch, wie es anderwaͤrts geſchieht, 
Bewerbern um höhere Arbeit in ausreichender An⸗ 
zahl Aufnahme zu bieten, ſo daß dieſe Leute ſich 
wiſſenſchaftlichen Berufen zuwenden und meiſt, — 
ſoweit ſie nicht über Spezial⸗Intereſſen und⸗Talente 
verfügen, — das Rechtsſtudium ergreifen. 

Der Staat gewährt nur wenigen ein Unter⸗ 
kommen. Der Reſt fällt deshalb — zum Teil 
ſehr wider Willen — der Anwaltſchaft zur Laſt. 
Der Mangel an Handel und Induſtrie in Bayern 
zeitigt die, weitere Folge, daß ſich bei uns der 
Anwaltſchaft ein enger begrenztes Arbeitsfeld er⸗ 


1) 1919 iſt mit etwa 1800 gepr. Rechtspraktikanten 
zu rechnen. Den ſtudierenden Offizieren wird Gehalt 
während dreier Jahre bezahlt. Die meiſten ſtudieren 
Rechtswiſſenſchaft. f 
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öffnet als im übrigen Deutſchland. Gerade im 
jetzigen Augenblick drohen die genannten Erſchei⸗ 
nungen, ſich gegenjeitig verſtärkend, in s Ungemeſſene 
zu wachſen. 

Dieſe im organiſchen Leben des Landes be⸗ 
gründeten Urſachen der Ueberfüllung unſeres 
Standes werden verſchärft durch Maßnahmen 
unſerer Regierung. Sie läßt eine beliebig große 
Anzahl Kandidaten zum Examen zu, qualifiziert 
ſie faſt ausnahmslos als befähigt zum Richteramt, 
verweigert ihnen aber bis auf wenigen die Auf⸗ 
nahme in die Richterlaufbahn wie die Anſtellung 
im Staatsdienſt überhaupt und drängt ſie ſomit 
gewaltſam in die bayeriſche Anwaltſchaft. 
Ens iſt ohne weiteres klar, daß die aus der 
Natur Bayerns erwachfenden Urſachen unſerer Ein⸗ 
wirkung entzogen ſind und bleiben. Dagegen können 
wir hoffen, daß, ſoweit der Notſtand ſich infolge 
willkürlichen Vorgehens der Regierung vergrößert 
hat, durch zielbewußtes und entſchloſſenes Vorgehen 
1 1 unſeres Verbandes Abhilfe geſchaffen werden 
ann. 

In Betracht ſcheint mir hierfür allein eine Be⸗ 
ſchränkung des Zuſtroms der Bewerber zum bayer. 
Anwaltſtand im Verordnungsweg zu kommen. 

Fraglich iſt nur, in welchem Stadium der 
juriſtiſchen Ausbildung die Ausſcheidung eintreten 
ſoll, etwa nach Abſchluß der Praktikantenzeit oder 
vor Beginn derſelben; oder ſollte man von vorne⸗ 
herein nur eine beſchraͤnkte Anzahl die juriſtiſche 
Laufbahn ergreifen laſſen? 

Auf die erſtgenannte Maßnahme, unter dem 
Schlagwort, numerus clausus“ vielumftritten und 
wohlbekannt, näher einzugehen erübrigt ſich ſchon 
deshalb, weil ihre Durchführung die Zuſtaͤndigkeit 
des bayeriſchen Geſetzgebers überſchritte, hier aber 
praktiſche Vorſchläge gemacht werden ſollen, die 
den Anſtoß zu einer erreichbaren Aenderung der 
Verhältniſſe in Bayern geben können. 

Auch die zuletzt genannte Möglichkeit ſcheidet 
aus. Das ſprachlich abgenutzte, in der Tat aller⸗ 
dings noch jungfräuliche Prinzip: „Freie Bahn dem 
Tüchtigen!“ werden wir Anwälte als Letzte ver⸗ 
leugnen wollen. Bei Gymnafialabſolventen aber 
findet ſich meiſt noch kein Kriterium dafür, ob ſie 
juriſtiſche Fähigkeiten beſitzen oder nicht. 

Wohl aber iſt dieſe Beurteilung möglich bei 


Leuten, die 4 Jahre lang Rechtswiſſenſchaft ſtudiert 


haben. Wir befürworten deshalb eine Ausſcheidung 
aller quantitativ Ueberflüſſigen und qualitativ nicht 
an vor Eintritt in die Praktikanten⸗ 
zeit. 

Im einzelnen iſt die Regelung ſo zu denken: 

Sämtliche Staatsſtellen benennen für einen 
Zeitraum von etwa 5 Jahren ihren Bedarf an 
jungen Juriſten. Ebenſo beziffern die bayer. An⸗ 
waltkammern ihre Aufnahmefähigkeit an jungen 
Kräften für dieſen Zeitraum. Die Summe der 


) Vgl. JW. 1913 S. 810. 
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genannten Zahlen, geteilt durch 5, ergibt die Zahl 
der jährlich während des fraglichen Zeitraums zu⸗ 
zulaſſenden Rechtspraktikanten. Die Ausleſe dieſer 
Praktikanten aus der großen Schar der Bewerber 
erfolgt nach dem Geſichtspunkt der juriſtiſchen Be⸗ 
fähigung, die in einer entfprechend organiſierten 
Prüfung feſtzuſtellen iſt. Wer nicht qualifiziert 
wird, muß ſich einem anderen Beruf zuwenden. 

Die hier angedeutete Regelung hat nicht die un⸗ 
beſtreitbaren Nachteile des numerus cla usus der 
Anwälte, namlich die Gefährdung der anwaltſchaft⸗ 
lichen Freiheit und die Vergreiſung des Standes, 
im Geſolge. f 

Die Freiheit der Advokatur hat zur unerläß: 
lichen Vorausſetzung, daß die Zuſammenſetzung des 
Standes ſich unabhängig von jeglicher Bevorzugung 
oder Benachteiligung aus politiſchen, religiöſen und 
geſellſchaftlichen Gründen vollziehe. Das iſt aber 
erfahrungsgemäß dann nicht mehr der Fall, wenn 
Menſchen — gleichgültig ob ſie formell als Behörde 
oder als ſonſtige Körperſchaft auftreten — nach 
einem wie immer gearteten Ermeſſen darüber ent: 
ſcheiden, in welcher Reihenfolge die Bewerber zu⸗ 
zulaſſen ſeien, eine Art der Organiſation, wie ſie 
von manchen Anhängern des numerus clausus 
geplant war. | 

Unſer Vorſchlag dagegen ermöglicht es unter- 
ſchiedslos allen, die zum Richter qualifiziert find, 
Anwälte zu werden und zwar mit beſſeren Aus⸗ 
ſichten auf eine ihren Kräften entſprechende Tätig: 
keit, als es ohne die von uns erſtrebte Regelung 
möglich wäre. Und außerdem auch unverzüglich 
nach der Qualifikation — im Gegenſatz zum numerus 
clausus der Anwälte, der die bereits Qualifizierten 
zwingen will, Jahre lang auf ihre Zulaſſung zu 
warten, ſo daß ſich von Jahr zu Jahr eine größere 
Menge Wartender vor dem Tor der Anwaltſchaft 
ſtaute und damit einesteils hier die Proletariſierung 
nicht gehemmt ſondern geradezu begünſtigt würde, 
andererſeits junge Kräfte aus den Reihen der An⸗ 
wälte immer mehr verſchwänden. Dieſe üblen Er⸗ 
ſcheinungen wären beim numerus clausus unver: 
meidlich und zwar deshalb, weil man all' die, die 
zunächſt nicht zugelaſſen werden, nicht davon ab⸗ 
halten kann, das Heer der Wartenden zu vermehren, 
weil man ihnen auch nicht zumuten kann, auf die 
Anwartſchaft zur Advokatur zu verzichten und einen 
anderen Beruf zu ergreifen. Dazu find fie im 
Alter wie in der Fachausbildung zu weit vorge⸗ 
ſchritten, vielfach auch durch die wirtſchaftliche Laſt 
einer Familie der Bewegungsfreiheit beraubt. 

Die Sachlage, die ſich bei unſerem Vorſchlage 
ergibt, bietet keine Möglichkeit für die Entſtehung 
der genannten Schwierigkeiten. Kein Qualifizierter 
wartet auf Zulaſſung. Die Anwaltſchaft hat jährlich 
einen jungen tüchtigen Nachwuchs, der ausreichend 
Beſchäftigung findet. Leute, denen aus quantita⸗ 
tiven und qualitativen Gründen die juriſtiſche Lauf⸗ 
bahn im Dienſt der Rechtspflege und Verwaltung 


verſchloſſen bleibt, erfahren dies als Studenten, 
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alſo zu einer Zeit, in der ſie noch Elaſtizität genug Möchte die bayeriſche Anwaltſchaft, die ſo viele 
befigen, um ſich in andere Verhältniſſe zu fügen organiſatoriſche Kräfte in ſich trägt und zum Nutzen 
und einen anderen Beruf zu ergreifen. Viele werden anderer anwendet, auch dieſe eigene dringendſte An⸗ 
ſchon in den erſten Semeſtern erkennen, daß ſie den gelegenheit anpacken und glücklich löſen. Arzt, hilf 
ſcharfen Wettbewerb nicht aushalten und deshalb dir ſelber! 
ohne allzugroßen Zeitverluſt andere Arbeit ſuchen. 

Es bleibt noch zu erörtern, ob es praktiſch 
möglich ift: 1. die Zahl der während eines beſtimmten 
Zeitraumes in Staatsdienſt und Anwaltſchaft ber | Spezialiſtentum in der Auwaltſchaft 1) 


nötigten jungen Kräfte zu beſtimmen; 2. ein 


Examen einzurichten, bei dem eine weitgehend Von Rechtsanwalt Dr. Oeſtreich in München. 
differenzierte Qualifikation der juriſtiſchen Be⸗ RN 
ſähigung der Kandidaten ftattfinden kann. © Die bisher nur gelegentlich erörterte Frage 


Beide Fragen ſind zu bejahen. des Spezialiſtentums in der Anwaltſchaft der Groß⸗ 
Die Zahlen 5 e in den letzten | ſtädte iſt in der letzten Zeit mehr in den Vorder⸗ 


Jahren und vorausſichtlich in der nachſten Zeit grund getreten. In der J. 1919 S. 174 wird 
benötigten neuen Kräfte im Staatsdienſt waren ſohn . dr He 
b . „ . . | ; 7 2 
0 e manns „Steuerrecht und Spezialanwalt“ (RA. 

Auch die Anwaltskammern find im Stand lfd. Jahrg. S. 19) find hier einſchlägig; praktiſch 
unſere Frage zahlenmäßig zu beantworten. Die eilt ein Kollega der theoretiſchen Erörterung vor⸗ 


Schwierigkeiten dieſer Beantwortung, die das in aus, indem er — ſoviel ich jehe: erſtmals — im 
der Blüte deutſchen Wirtſchaftslebens gefertigte Anzeigenteil der JW. auf „Fischerei und Waſſer⸗ 
Gutachten Dr. Friedländers zum Würzburger An⸗ fachen als feine Spezialität hinweiſt. 

waltstage feſtſtellt, kommen angeſichts der derzeitigen Den beiden Aeußerungen von Jacobſohn und 
Ueberfüllung des Standes ſowie des bereits genannten Fröſchmann, an welche ich zur Vermeidung von 
ungeheueren Zuſtroms im Jahre 1919 u. ff. in Wiederholungen anfnüpfe, iſt darin unbedingt 
Wegfall. Nach menſchlichem Ermeſſen iſtein Mangel recht zu geben, daß Ein⸗ und Durchführung des 
an Anwälten in den nächſten 20 Jahren ausge⸗ Spezialiſtentums nicht mehr an ſtandesrechtlichen 


ſchloſſen, ſelbſt wenn die Anwaltskammern auch Bedenken ſcheitern kann, ſobald die Erkenntnis 
nur eine ausnehmend kleine Bedarfszahl benennen ſich durchgeſetzt hat, daß eine Fachanwaltſchaft 


ollten. Man darf von ihrer Großzügigkeit jedoch ſowohl im Intereſſe der Rechtspflege wie auch im 
I Intereſſe bes eh = die Angabe Standesintereſſe der Anwaltſchaft liegt. Die öffent: 
einer zu hohen als einer zu niederen Ziffer er⸗ liche, die Grenze des ſtandesgemäß Erlaubten im 
warten. Einen Anhaltspunkt wird ihnen dabei | 8 . 
ittliche jährli nwalt, i n 
F jährliche Abgang von Kollegen Rellame geſchüzt, sobald fie ſich auf jene Er⸗ 
Das maßgebende Examen wäre nach Art unſeres kenntnis als herrſchende Meinung innerhalb der 
Staatskonkurſes zu organisieren. Es müßten Ga- hier allein in Frage kommenden großſtädtiſchen 
rantien für gleichheitliche Prüfung aller Bewerber Anwaltſchaft berufen kann. Mit dieſer Meinung 
in ganz Bayern und für Bewertung ohne Anſehen der Berufsgenoſſen iſt ſelbſtverſtandlich nicht zu 
der Perſon geſchaffen werden. Juriſtiſche Gewandt⸗ rechnen, wenn die Fachanwaltſchaft wohl die 
heit und Tüchtigkeit wären höher einzuſchätzen als Rechtspflege zu fördern, hingegen die Anwaltſchaft 
ſchulmäßiges Willen. Alle nur der Feierlichkeit als ſolche zu ſchädigen oder gar ernſtlich zu ge⸗ 
dienenden Aeußerlichkeiten ſowie alle nerven: fährden geeignet iſt. Mögen font die Intereſſen 
erregenden Umſtände wären auszuſchalten. von Rechtspflege und Anwaltſchaft parallel laufen, 
Wir befürworten alſo ein einheitliches ſchrift⸗ im vorliegenden Falle wäre zunächſt ein Anderes 


liches Examen mit zahlreichen Aufgaben willen: | durchaus möglich: Die einſeitige Beſaſſung mit 


ſchaftlicher und praktiſcher Natur, die unter Aufſicht begrenzten Rechtsmaterien könnte ſehr wohl eine 
zu bearbeiten und mit Kennworten zu zeichnen find. | Anwaltſchaft ſchaffen, in welcher der einzelne Sach⸗ 
Wie wir hören, iſt die bayeriſche Regierung bereits walter, förderlich für die von ihm vertretene Partei, 
mit der Neuorganiſation des Prüfungsweſens eifrig nützlich für die entſcheidende Stelle, über den heute 


beſchäftigt. Nur die Beſten und Tüchtigſten ſollen allgemeine Praxis ausübenden Anwalt ſich er⸗ 
zukünftig in die Praxis kommen. heben würde. Würde damit aber eine Verküm⸗ 


Unſer Vorſchlag hat Kanten und Ecken. Welche y Anmerkung des Verfaſſers: Die Be⸗ 
Neuregelung altgewohnter Dinge ginge ſchmerzlos richte aus der Sitzung des Berliner Anwaltsvereins 
ab? Aber er dürfte geeignet fein, eine Gefundung vom 13. März 1919 mit den Referaten von Görres, 


> ; 1. Alsberg und Flechtheim (JW. 1919 S. 279) ſowie der 
mancher Erſcheinungen in unſerm Stande herbei⸗ Aufſatz von Friedrichs „Fachanwaltſchaft und Ankün⸗ 


zuführen und ihn vor größerem, drohendem Unheil digung! (RA. Ifd. Jahrg. S. 19) lagen bei Abfaſſung 
zu ſchützen. | des Artikels noch nicht vor. 
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merung der großſtädtiſchen Anwaltſchaft, wie mög: 
lich, Hand in Hand gehen, ſo müßte, da es ſich 
hier um eine reine Standesfrage handelt, das 
Rechtspflegeintereſſe hinter das Standesintereſſe 
zurücktreten; ganz abgeſehen davon, daß irgend: 
eine Aenderung in der Ausübung der Rechts⸗ 
anwaltſchaft, die geeignet iſt dem Anwaltsſtand 
in ſeiner Allgemeinheit empfindlich zu ſchaden, 
doch auch wieder indirekt die Rechtspflege — in 
ihrer Geſamtheit betrachtet — jchädigen muß. 

Um die hienach wichtigſte Frage zu prüfen, 
was die Anwaltſchaft in ihrer Geſamtheit von 
dem Durchdringen eines Spezialiſtentums zu er⸗ 
warten hat, erſcheint es zwedmäßig an jene Er: 
ſcheinung anzuknüpfen, die heute auch in der 
privaten Diskuſſion über den Gegenſtand in 
Kollegenkreiſen eine beträchtliche Rolle ſpielt, an 
den modernen „Steueranwalt“. Während unſer 
ganzes Wirtſchaftsleben vollkommen daniederliegt 
und dies eine Zerrüttung der allgemeinen An⸗ 
waltstätigkeit naturnotwendig zur Folge hat, er⸗ 
leben wir eine ſteuerliche Hochkonjunktur und da⸗ 
mit ein ſehr geſteigertes Bedürfnis nach anwalt⸗ 
ſchaftlichem Rat auf dem Steuergebiet. Fröſch⸗ 
mann hebt mit Recht hervor, daß es einigen 
Anwälten durch vielſeitige ſchriftſtelleriſche und 
praktiſche Betätigung gelungen iſt, ſich im Steuer⸗ 
weſen anerkannte Namen — und wie wir hinzu⸗ 
fügen dürfen — auch eine ſehr ertragsreiche Be⸗ 
rufsausübung zu verſchaffen. Gleichwohl wage ich 
für München, wo ich die Verhältniſſe kenne, zu 
behaupten, daß auch die übrigen, nicht als förm⸗ 
liche „Steueranwälte“ anzuſprechenden Kollegen, 
ſoweit ſie überhaupt beſchäftigt ſind, ſich heute im 
erhöhten Maße auch mit Steuerberatung befaſſen 
und hierin einen teilweiſen Erſatz für die ſtark 
beſchränkte, übrigens auch teilweiſe in die Hände 
jener Steuerſpezialiſten gelangte Normalpraxis, 
finden. Dieſe Nichtſpezialiſten genießen auch das 
Vertrauen ihrer Klientel trotz der m. E. durch⸗ 
aus ungerechtfertigten Meinung, welche der Reichs⸗ 


finanzhof über Fähigkeiten und Leiſtungen der 
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Rechtsanwälte auf ſteuerrechtlichem Gebiete in der 
amtlichen Begründung zu dem Entwurf einer 


Reichsfinanzhofordnung niedergelegt hat. 
das Gebiet des heutigen Steuerrechts auch ein 
außerordentlich ſchwieriges iſt, ſo gelingt es dem 
geſchickten und fleißigen Anwalt, unterſtützt durch 
die literariſchen Hilfsmittel, trotzdem, ſich zurecht— 
zufinden und den Mandanten ſachgemäß zu ver: 
treten, zumal auch auf ſteuerlichem Gebiete ein 
Gutteil der Fälle ihren Schwerpunkt in tatſäch— 
lichen Geſichtspunkten hat. Ohne ausgeſprochenes 
Spezialiſtentum ſind alſo einerſeits jene Kollegen, 
die ſich ſonderlich dem Steuerrecht gewidmet haben, 
hochgekommen; das Nichtvorhandenſein einer äußer⸗ 
lich ſich als ſolche anpreiſenden Fachanwaltſchaft hat 


Wenn 


! 


! 
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treten iſt und fie hat es weiter begünftigt, daß 
auch die übrigen Berufsgenoſſen ſich mit dieſem 
Gegenſtande befaſſen und dadurch einen Ausgleich 
für die entfallende Normalpraxis finden konnten. 
Letzteres wäre außerordentlich erſchwert geweſen 
und würde in Zukunft zunehmend unmöglich 
werden, wenn nun auch noch Anwälte, wie es 
Winkelkonſulenten ohnehin ſchon tun, ſich öffent⸗ 
lich als Steueranwälte anpreiſen könnten, zumal 
für die hauptſächlich bedrohlichen nächiten Jahre 
ſich in keiner Weiſe beſondere Vorausſetzungen für 
das Auftreten als Fachanwalt beſtimmen laſſen. 
Nur nebenbei ſei gegen Fröſchmann erwähnt, daß 
auch das öffentliche Hervortreten von Steuer⸗ 
anwälten dem Winkelkonſulententum auf dem Ge⸗ 
biete des Steuerweſens nicht Einhalt zu bieten 
vermöchte, ebenſowenig wie dies der Anwaltſchaft 
gegenüber dem juriſtiſchen Kurpfuſchertum über⸗ 
haupt bisher gelungen iſt. Hier kann und muß 
der Staat helfen und zwar in feinem ureigenſten 
Intereſſe! Das öffentliche Wohl verlangt, daß 
ſich der Staat gegen Perſönlichkeiten zur Wehr 
ſetzt, deren häufig ſehr kompromittierte Vergangen⸗ 
heit und deren niemand zur Rechenſchaft ver: 
bundene Steuerberatung die Schädigung fiskaliſcher 
Intereſſen befürchten läßt. 

Das jetzt ſo akute Beiſpiel des Steueranwalts 
ſcheint mir danach zu zeigen, daß zumal in ſo 
kritiſchen Zeiten, wie ſie die Anwaltſchaft eben 
durchlebt, das Nichtvorhandenſein eines öffentlich 
auftretenden Spezialiſtentums den ſehr beachtlichen 
Vorzug hat, einen Ausgleich innerhalb der ver⸗ 
ſchiedenen Beſchäftigungsſparten zu geſtatten. Man 
denke auch nur weiter an den hoffentlich nahe⸗ 
liegenden Fall, daß in abſehbarer Zeit die In⸗ 
kongruenz der heutigen Wirtſchaft — erſtarrtes 
Geſchäftsleben, überſpannte Steuern — aufhört; 
dann wird die Steuerberatung außerordentlich ein⸗ 
ſchrumpfen und ein großer Teil der heute ſteuer⸗ 
lich beſonders beſchäftigten „Spezialiſten“ wendet 
ſich wieder der allgemeinen Praxis zu. Und was 
hier auf dem Gebiet des Steuerweſens bevor: 
ſtehend erſcheint, das kann zumal in der Zeit 
drohender Sozialiſierung, vermehrter Sonder: 
gerichte uſw. auf ſehr vielen Gebieten geſchehen, 
für welche heute ein anwaltſchaftliches Spezialiſten⸗ 
tum gefordert wird (Rentenweſen für Kriegs⸗ 
beſchädigte und Hinterbliebene, Bank⸗ und Ver⸗ 
ſicherungsweſen uſw.). Hier offenbart ſich, daß 
dem Spezialiſtentum in der Anmwaltſchaft eine 
außerordentlich weſentliche Vorausſetzung fehlt: 
das Bedürfnis in den einzelnen Fach— 
zweigen ſteht auf die Dauer in keiner 
Weiſe ebenſo feſt, wie es z. B. auf dem 
Gebiete der Medizin unabänderlich der 
Fall iſt. 

Aus dem ebenerwähnten Grunde iſt es darum an 


aber die Einbuße gemindert, die auch auf dem ſich ſehr verſtändlich, wenn Jacobſohn, das Spezia⸗ 
Gebiete der allgemeinen Praxis gerade durch jene liſtentum nur in einem „Nebenfach“ gutheißt, wäh: 
Steueranwälte für die übrigen Kollegen einge- rend „in dem uns katexochen zugewieſenen Arbeits⸗ 
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gebiete, in der Vertretung vor den ordentlichen Ge⸗ Hervortreten einer Fachanwaltſchaft außerordent⸗ 
richten nämlich, grundſätzlich kein Anwalt die Be lich geſchädigt, weil fie ihnen nicht nur die auf 
fugnis haben darf, ſich als Spezialiſten für dieſes dem Spezialgebiete liegenden Mandate, ſondern 
oder jenes Sondergebiet zu empfehlen“. Ich ſtehe auch in weitem Maße die allgemeine Praxis ent⸗ 
aber nicht an, ein Spezialiſtentum gerade unter ziehen würde. 

dieſem Vorbehalt als ruinös für die große Maſſe Dieſe Gefahr iſt um ſo größer, als bei der 
der Berufsgenoſſen zu bezeichnen. Die Anpreiſung heutigen Ueberfüllung des Standes und der Viel⸗ 
der Betätigung in einem Nebenfach iſt etwas ab: fältigkeit der Arbeitsgebiete die Differenzierung 
ſolut Unmögliches, ſobald der Anwalt daneben ſofort eine ſehr ſtarke wäre und ſoviele Sonder⸗ 
noch die Prozeßpraxis ſchlechthin ausübt. Ange⸗ ſparten anwaltſchaftlicher Tätigkeit hervortreten 
nommen es ſchreibe ein Anwalt, um ein Beiſpiel laſſen würde, daß ſchließlich vor lauter Spezialiſten 
Jacobſohns zu wählen: „Fachanwalt für Der: nichts übrig bliebe, als das Gebiet der Beitreibung 
mögensverwaltung“ auf ſeinen Schild, ſo werden ſolcher Forderungen, bei denen mit der Erhebung 
durch dieſe Ankündigung Klienten angezogen, die eines Einwandes nicht gerechnet wird; würde doch 
bis dahin höchſtwahrſcheinlich Mandanten anderer ſchon z. B. bei einer Kaufgeldklage, bei welcher 
Anwälte, wenn auch nicht gerade auf dem Gebiet | mit dem Einwand mangelhafter Lieferung gerechnet 
der Vermögensverwaltung, geweſen ſind. Das wird, ein ängſtlicher Klient vorziehen, einen Fach⸗ 
ließe ſich zur Not noch gutheißen. wenn ſich dieſe anwalt für Handelsſachen mit der Sache zu be 
Anlockung wirklich nur auſ das Gebiet beziehen trauen, während für die Ausklagung einer Ver⸗ 
würde, in welchem der Anlockende ſich mit Recht mächtnisforderung ein Spezialiſt für Familien⸗ 
als Fachanwalt ausgibt. In Wahrheit greift aber und Erbrecht angegangen werden möchte. Die 
die Anpreiſung und ihre Wirkung, die Anlocung, | heute übliche Ausübung allgemeiner anwaltſchaft⸗ 
viel weiter: Der Anwalt, dem der Klient eine licher Praxis führt den einzelnen, weil er ſich 
Vermögensverwaltung anvertraut, wird nach dem notgedrungen auf allen Gebieten betätigen muß, 
natürlichen Lauf der Dinge auch jede andere zu Fortſtudium und Höherentwicklung; das Durch⸗ 
Sache allgemeinerer Art übertragen erhalten, dringen eines Spezialiſtentums hingegen würde 
woferne es eben dem Spezialiſten erlaubt iſt, neben die weitaus große Ueberzahl der Kollegen, die 
Vermögensverwalungen unbeſchränkt anderweit nicht entfernt über Nacht alle Spezialiſten werden 
Praxis zu betreiben. Das wäre nicht anders, können, zur geiſtigen Verkümmerung verurteilen 
wenn es ſich um einen Fachanwalt auf einem viel und ihre Kanzleien auf die Stufe von Inkaſſo⸗ 
an Gebiet 5 1 der Vermögens⸗ | Hirng herabdrücken 

verwaltung, ſagen wir beiſpielsweiſe um einen f 

Eirfrtispeneliten hanet, en mir dee een cee c une e Yu 
alle aus tagtaglicher Beobachtung, daß die als Aenderung der Gebührenordnung auch die Neuerung 


ſolche bekannten Verteidiger ſelbſt oder durch ihre f 
ä 5 brächte, daß Fachanwälte berechtigt und dadurch 
Kanzleikollegen auch die Zivilprozeſſe faſt allen nach den Grundſätzen der RAO. — auch ver⸗ 


. 0 5 pflichtet wären, für ihre Tätigkeit mindeſtens die 
überhaupt in Fühlung mit dem rechtsſuchenden doppelten. vom Gegner natürlich nur in einfacher 
Publikum zu kommen und deſſen Vertrauen zu Hohe erſtattungsfähigen Gebühren zu berechnen. 
gewinnen; der Anwalt, der im Einzelfalle, ſei es Sehr wahrſcheinlich iſt es allerdings nicht, daß der 
auch auf einem Spezialgebiet, einen Mandanten Geſetzgeber dieſen Weg gehen wird; aber für den 
gewinnt, darf regelmäßig mit dem betreffenden Fall, daß er es täte, vermag jeder Kundige ſich 
Klienten in allen Sachen, auch jenen abſeits nen zu welch häßlicher wechſelſeitiger 
vom Spezialfach liegenden, rechnen. Selbſt in der an \ u 1 0 nu Bun 85 grobe Zahl 
Aerzteſchaft wird von den Nichtſpezialiſten immer der durch Manda 2 ziehung ſeitens der Fach⸗ 
bitter darüber geklagt, daß Spezialärzte häufig anwälte geſchädigten ollegen nun ſehr berechtigter 
3 s Weiſe, notfalls ehrengerichtlich, feſtſtellen laſſen 
nicht innerhalb ihres Faches bleiben und daneben wollte, ob durchwegs auch die erhöhten Taxen 
* 5 . . * 2 1 U 
allgemeine Praxis ausüben. Dabei iſt auf medi eingehalten worden ſind. Eine weſentliche Aenderung 


ziniſchem Gebiete die Abgrenzung zwiſchen den |. g 
a , DT in der Ausübung der Rechtsanwaltſchaft, die von 
einzelnen Spezialitäten eine verhältnismäßig ſtarre, vorneherein in ſo ausgedehntem Maße auf den 


während die verſchiedenen Möglichkeiten anwalt⸗ a f 
ſchaftlicher Betätigung im weiten Maße ineinander an des Ehrengerichts angewieſen iſt, um für 
eingreifen und eine ſtrikte Scheidung ohnehin er⸗ ie Geſamtheit der Standesangehörigen bedrohliche 
ſchweren. | Mißbräuche fernzuhalten, kann ſchon deshalb 
Die Lobredner des Anwaltsſpezialiſtentums heutigen Tages nicht in Frage kommen. 
würden, wie es trotz dieſer weſentlich günſtigeren 
Umſtände auch in der Aerzteſchaft der Fall iſt, a 3 
vornehmlich die Spezialiſten ſelbſt ſein; die große 
Maſſe der Kollegen hingegen würde durch das 
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Tätigkeitsbericht. 
(Abgeſchloſſen 14. Mai 1919). 


Es gereicht uns zur beſonderen Freude, den 
heutigen Bericht mit dem Hinweis auf einen ſicht⸗ 
baren Erfolg unſerer Reſormbeſtrebungen auf dem 
Gebiet der bayer. Landesgebührenordnungen er⸗ 
öffnen zu können. 8 5 der BO. über die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten 
der Rechtspflege hat laut VO. vom 28. März 
1919 (Staatsanzeiger Nr. 91 vom 6. April 1919) 
die von uns beantragte Faſſung erhalten: „Volle 
Gebühr im Sinn der folgenden Vorſchriften iſt 
die in 8 9 der Reichsgebührenordnung für Rechts⸗ 
anwälte beſtimmte Gebühr“. 


Der Ausſchuß des Verbands trat am 9. März 
1919 in München zu ſeiner erſten Sitzung zu⸗ 
ſammen, um in eingehenden, den ganzen Tag aus⸗ 
füllenden Beſprechungen eine umfangreiche Tages⸗ 
ordnung zu erledigen. 


Folgendes ſei hier hervorgehoben. 


1. Der Verbandstag ſoll am 6. und 7. Juni 
1919 in Münden ſtattfinden.“) Man hatte zu: 
erſt Nürnberg ins Auge gefaßt, kam aber dann 
übereinſtimmend zur Ueberzeugung. München ſei 
mit Rückſicht auf die zu wünſchende Beteiligung 
der Staatsregierung für die 1. Tagung geeigneter. 

Als Themata wurden zwei allgemein als 
dringend anerkannte Probleme auf die Tages⸗ 
ordnung der Mitgliederverſammlung geſetzt: 


1. Die Reform der bayer. Landesgebühren⸗ 
ordnungen. 
2. Die Frage der Kontingentierung des juriſti⸗ 
ſchen Nachwuchſes in Bayern. 
Für jedes Thema wurden zwei Bericht⸗ 
erſtatter in Ausſicht genommen, 


2. Die Organiſation neuer Gerichte hat neue 
Fragen des anwaltſchaftlichen Gebührenrechts ge⸗ 
ſtellt, die in nicht billiger Weiſe von den Re⸗ 
gierungen gelöſt wurden. Es handelt ſich um 
die Volksgerichte und die Militärverſorgungs⸗ 
gerichte. Für die Verteidigung vor den Volks⸗ 
gerichten wurden mangels geſetzlicher Regelung 
mancherorts in Bayern die Gebühren wie bei 
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Hinſichtlich der Regelung der Gebühren für 
die wichtige Tätigkeit des Anwalts vor den Militär⸗ 
verſorgungsgerichten (vgl. RGBl. 1919 S. 149, 
266) wurde die Fertigung einer Eingabe an das 


Juſtizminiſterium beſchloſſen, deren Wortlaut in⸗ 


| 


Verteidigungen vor den Schwurgerichten, ander: | 


wärts wie vor den Strafkammern zugebilligt. Es 
wurde beſchloſſen, unter Darlegung des Weſens 
der Volksgerichte und Betonung der beſonders 
hohen Auslagen, die dem Rechtsanwalt in der— 
artigen Sachen erwachſen, bei der Staatsregierung 
ein Geſuch um allgemeine Zubilligung der ſchwur⸗ 
gerichtlichen Gebühren einzureichen. 


1) Infolge der inzwiſchen eingetretenen politiſchen 
Ereigniſſe wird die Verlegung des Verbandstages not⸗ 
wendig werden. 


zwiſchen in der JW. 1919 S. 229 veröffentlicht 
wurde.“) 


3. Um vor allem den Kriegsteilnehmern eine 
wiſſenſchaſtlich zuverläſſige und praktiſch gut ver⸗ 
wendbare Orientierung zu bieten, ſollen Leitfäden 
vom Verband herausgegeben werden, in denen die 
wichtigſten Gebiete des Kriegsrechtes von anwalt⸗ 
ſchaftlichen Spezialiſten kurz dargeſtellt werden. 
Auch die Rechtsſätze. die ſich in der Kriegs praxis 
(ohne geſetzliche Neuregelung) herausgebildet haben, 
ſollen hiebei Berückſichtigung finden. Die Leit⸗ 
fäden werden möͤglichſt billig hergeſtellt und den 
Verbandsangehörigen zu Vorzugspreifen zugänglich 
gemacht werden. Sie werden demnächſt bei 
J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) erſcheinen. 


) Hinſichtlich der Gebühren bei den Volksgerichten 
ergab ſich, daß das Finanzminiſterium bereits im 
Sinne einer Zubilligung der Sätze für Strafkammer⸗ 
verteidigungen Stellung genommen hatte und hievon 
nicht abgehen wollte. Bezüglich der Gebühren bei 
den Militärverſorgungsgerichten antwortete Juſtiz⸗ 
miniſter Endres wie folgt: 


„Nach dem vom Miniſterium für ſoziale Fürſorge 
mitgeteilten Entwurf einer Verordnung über die Ge⸗ 
bühren der Rechtsanwälte im Verfahren vor den baye⸗ 
riſchen Militärverſorgungsgerichten und dem Landes⸗ 
Militärverſorgungsgerichte ſollen die Gebühren in 
gleicher Weiſe geregelt werden, wie ſie in der Ver⸗ 
ordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 1. März d. 
Is. (RGBl. S. 266) für das Verfahren von den Militärs 
verſorgungsgerichten in den anderen Gliedſtaaten und 
ſind dem Reichs⸗Militärverſorgungsgerichte geregelt 
ind. 

Das Staatsminiſterium der Juſtiz mußte davon 
abſehen, gegen den Entwurf Stellung zu nehmen. Das 
Verfahren iſt in Bayern völlig gleich geregelt wie 
im übrigen Reichsgebiete, das Landes⸗Militärverſor⸗ 
gungsgericht tritt in Bayern einfach an die Stelle des 
Reichs⸗Militärverſorgungsgerichts. Es iſt deshalb 
nicht angängig, in Bayern die Gebühren anders zu 
regeln, insbeſondere das Verfahren durch Erhöhung 
der Vergütungen teurer zu geſtalten als im übrigen 
Reichsgebiete. 


Soweit in der Eingabe gebeten iſt, auf eine Aende⸗ 
rung des Art. II 8 22 Abſ. 2 der Verordnung vom 
1. Februar d. Js. (RG Bl. S. 149) und der Verordnung 
vom 1. März d. 38. (RGBl. S. 266) hinzuwirken, 
habe ich ſie der Reichsregierung zur Kenntnis gebracht. 
Ich befürchte jedoch, daß jede Aenderung, die eine 
Verteuerung des Verfahrens zur Folge hat, nur dazu 
führen könnte, die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte 
in dieſem Verfahren einzuſchränken, wenn nicht völlig 
auszuſchalten. So gerne ich daher bereit bin, alle 
Maßnahmen zu fördern und zu unterſtützen, die darauf 
abzielen, die Lage der Rechtsanwaltſchaft zu verbeſſern, 
ſo vermöchte ich doch im eigenen Intereſſe der Anwälte 
die vorliegenden Anträge nicht zu befürworten. Was 
übrigens die Bemängelung des § 1 der Verordnung 
vom 1. März 1919 anlangt, ſo darf es wohl als ſelbſt⸗ 
verſtändlich erachtet werden, daß bei Bemeſſung der 
Vergütung im einzelnen Falle die in der Eingabe her— 
vorgehobenen Geſichtspunkte Berückſichtigung finden.“ 


Folgende Rechtsgebiete wurden zunächſt aus⸗ auf Parteien hinter dem Rücken der prozeßbevoll⸗ 


gewählt: mächtigten Anwälte (in einer Beleidigungsſache), 
Handels⸗ und Wechſelrecht (IR. Dr. das anderemal um ungeeignete Tatigkeit eines 
Frankenburger, München). Rechtskonſulenten. Der Verband griff in beiden 


Bürgerliches Recht einſchließlich Stun⸗ Fällen das Grundſätzliche heraus und nahm vor 
dungsverordnungen und Einigungsämter (RA. allem Anlaß, das Problem der Rechtskonſulenten 
6 . 

Zivilprozeß (M. Dr. Bernhard Maper II, Rechtsanwälte als berufsmäßige Rechtsvertreter 


München). | 
zugelaſſen werden, ſoweit ſich nicht aus beſonderen 
eee kte Steuern (RA. Dr. Otto Kahn, örtlichen Gründen eine Ausnahme rechtfertigt. 
n). | „„ 
Militärverſorgungsrecht (RA. Meißner, Die Regierung plant bei den Amtsgerichten 
Würzburg). ſtaatliche Rechtsauskunftsſtellen einzurichten. Der 


Vorſtand ſprach ſchon vor einiger Zeit perſönlich 
in dieſer Angelegenheit im Juſtizminiſterium vor. 
Neuerdings behandelte er dieſe Frage in einer Ein⸗ 
gabe. Es erfolgte ſodann eine Einladung zu einer 
Beſprechung im Juſtizminiſterium, die jedoch in⸗ 
folge der politiſchen Ereigniſſe unterbleiben mußte. 


Strafrecht und Strafprozeß (RA. Dr. 
Fröſchmann, Nürnberg). 

Geſchäftsaufſicht und Konkurs (M. 
Dr. Hugo Kahn, Nürnberg). 

Gerichts⸗ und Anwaltskoſten ſowie 
bayeriſcher Vollmachtſtempel (RA. Dr. 
Bloch II, München). 

4. Die bayer. Gerichte machen von der Möglich: 
keit, den Rechtsanwälten die Gerichtsakten zwecks 
Einſichtnahme in die Wohnungen zu verabfolgen 
(RStpPO. 8 147; Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 299 
Anm. 1), einen ſehr verſchiedenen Gebrauch. Mit 
Rückſicht auf die großen Vorteile der Einſicht zu 
Hauſe — namentlich bei umfangreichen Akten und 
in ſchwierigen Fällen — wurde das Staatsmini⸗ 
ſterium der Juſtiz erſucht, die bayer. Gerichte all: 
gemein anzuweiſen, den Rechtsanwälten grundſätzlich 
— von beſonderen Ausnahmen abgeſehen — Ge⸗ 
richtsakten zwecks Einſichtnahme in die Kanzleien 
zu verabfolgen.“) 

5. Es wurde ferner an das Juſtizminiſterium 
das Erſuchen gerichtet die Gerichte — beſonders an 
Heinen Orten — anzuweiſen, die Terminstage erſt 
nach Anhören der örtlichen Anwaltsvereine oder, 
wo ſolche nicht beſtehen, der einzelnen Anwälte 
feſtzuſetzen. 

6. Endlich wurde die Stellung des Verbands 
zu anderen Juriſten⸗Organiſationen eingehend be⸗ 
ſprochen. Man erachtete eine verſtändnisvolle Zu⸗ 
ſammenarbeit aller Juriſten in heutiger Zeit für 
dringend nötig. Eingehende Darſtellung dieſes 
Punktes ſei ſpäterer Berichterſtattung vorbehalten. 


Mitteilungen der Verbandsvereine gaben mehr⸗ 


An alle zuſtändigen Stellen in Bayern wurde 
unter Darlegung der beſonderen anwaltſchaftlichen 
Bedürfniſſe das Erſuchen gerichtet, den Anwälten 
Dauerausweiſe zu Schnellzugsfahrten auszuſtellen. 
Soweit die Behörden unſerem Wunſch bereits 
entſprachen, wurden die örtlichen Anwaltsvereine 
davon unterrichtet. 


Hinſichtlich der in Ziff. 5 des letzten Tätigkeits⸗ 
berichts (S. 23 der Mitteilungen) erwähnten An⸗ 
gelegenheit (Vollmachtsſtempel betreffend) hat das 
Finanzminiſterium nunmehr eine Antwort erteilt, 
in der es heißt: „Zu der Vorſtellung des Bayer. 
Anwaltsverbands vom 5. Febr. 1919 habe ich die 
Regierungsfinanzkammer von Mittelfranken ein- 
vernommen. Nach dem Berichte dieſer Stelle mußte 
bei der örtlichen Prüfung des Koſtenweſens zunächſt 
bei dem Amtsgericht Fürth im Jahre 1918 die 
von den Rechtsanwälten wie von den rechnungs⸗ 
führenden Sekretären trotz der Entſcheidungen des 
Oberſten Landesgerichts beibehaltene unrichtige Art 
der Bewertung allgemeiner Vollmachten beanſtandet 
werden. Die Regierungsfinanzkammer hat aber 
keineswegs alle ſeit dem Inkrafttreten des bayer. 
Stempelgeſetzes bei dieſem Gericht eingereichten 
Vollmachten nachbewerten laſſen, wie ſich ja auch 
die Prüfung im Jahre 1918 nur auf die über⸗ 
mals Veranlaſſung beim Staatsminiſterium der wieſenen und die im Jahre 1917 angefallenen 
Juſtiz vorftellig zu werden. Es handelte ſich ein: Prozeßakten erſtreckte. Aber auch aus dieſen Akten 
mal um die geſetzwidrige Einwirkung eines Gerichts find nur jene Vollmachten ausgewählt worden, 

. deren Ausſteller den vermögenden Kreiſen ange⸗ 

5) Das Miniſterium hat inzwiſchen geantwortet, hörten. Soweit eine Vollmacht vor der Entſcheidung 

daß es zwar eine „Anweiſung“ nicht erteilen könne, des Oberſten Landesgerichts vom 30. April 1917 


da es ſich hier um eine Frage des freien richterlichen ö : 
Ermeſſens handle. Es ſei aber den Juſtizbehörden ul Bun war. N von einer Nachholung 
nahegelegt worden, den Wunſch der Verteidiger überhaupt abgeſehen worden. 

Dr. Georg Beutner. 
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nach lieberlaſſung von Akten zur Einſichtnahme in 
ihren Wohn⸗ oder Geſchäftsräͤumen ſoweit als irgend 
möglich zu erfüllen. 
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-Vorlänſige Tagesordnung für den 1. Verbandstag. . Neuwahl des Ausſchuſſes. 
5. Die Reform der bayeriſchen Landesgebühren⸗ 


Erſter Tag: ordnungen für Rechtsanwälte. Bericht ⸗ 


1. Bericht über die bisherige Tätigkeit. errſtatter: Herr RA. Dr. Oeſtreich⸗München. 
2. — Fe g (Zweiter Berichterſtatter noch unbeſtimmt.) 


3. Antrag des Ausſchuſſes auf Satzungsänderung. | Zweiter Tag a . 
813 Satz 1 der Satzung ſoll von nun ab lauten: 5 e ee 1 1 
„Die lauſenden Geſchäfte des Verbands werden NA. Dr. Friedrich Goldſchm it II. München 
— einen Ausſchuß von 7— 11 Mitgliedern‘) | Herr IR. Hacker⸗Neumarkt (Oberpfalz) ö 
eführt“. | 
a2 geführt Verantwortlicher Herausgeber: 
1) Bisher 5—9 Mitgliedern. Dr. M. Friedländer, Rechtsanwalt in München. 


Verlag von J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier) München und Berlin. 
Druck von Dr. F. P. Datterer & Cie. (Inh. Arthur Sellier), Freiſing und München. 
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Zur Organiſation der Nechtsanwaltſchaft. Bon 
Rechtsanwalt Dr. Weſthofſf in Nürnberg 91 


der erſte Verbandstag des bayeriſchen 
Auwalts verbandes. 


Die Delegierten unſerer Verbandsvereine traten 
am 13. und 14. Juli 1919 zum 1. Verbandstag 
zuſammen, um Probleme zu löſen, die für die 
Lebensfaͤhigkeit der bayeriſchen Anwaltſchaft von 
tiefeinſchneidender Bedeutung ſind. 

Die Staatsregierung war durch mehrere Herren 
vertreten. Der Juſtizminiſter felbſt wohnte der 
Eröffnungsſitzung bei. N 

Der Verbandsvorſitzende, Rechtsanwalt Dr. 
Friedländer-München, eröffnete die Verhand⸗ 
lungen mit einer längeren Anſprache. Er begrüßte 
die Anweſenden und hob zunächſt die erfreuliche 
Tatſache hervor, daß ſeit der Umgeſtaltung unſeres 
Staatsweſens ein wirkliches Zuſammenarbeiten 
zwiſchen Juſtizminiſterium und den Vertretern der 
Anwaltſchaft ſich bemerkbar mache. Die alte Ge⸗ 
wohnheit, den Anwälten auch die wichtigſten Geſetz⸗ 
entwürfe gar nicht oder höchſtens nach ihrer Fertig⸗ 
ſtellung in Erfüllung einer Höflichkeitsform oder 
ohne Geſtattung einer ſachlichen Einflußnahme 
vorzulegen, habe in Bayern glücklicherweiſe auf: 
gehört zu exiſtieren. 

Nach einem Bericht über die bisherige Tätig: 
keit des Verbandes und über die erzielten Erfolge, 
wobei auch die ſoeben in Angriff genommenen 
Beſtrebungen auf Vereinigung von Notariat und 
Anwaltſchaft in Bayern erwähnt wurden, führte 
der Vorſitzende folgendes aus: 

Wir haben uns mit dringenden Eingaben an 
die Staatsregierung gewandt in zwei Fragen, die 
zurzeit mit Recht die deutſche Anwaltſchaft ganz 
beſonders bewegen: in den Fragen der Gebühren⸗ 
erhöhung und der Honorierung der 
Armenſachen. Vor einigen Tagen erhielten 
wir vom Miniſterium die Antwort, daß die 
bayeriſche Regierung unſere Eingaben an die 
Reichsregierung weitergeleitet und nachdrücklich 
befürwortet habe. Wir danken dem Juſtiz⸗ 
miniſterium für dieſen Schritt. Aber gleichzeitig 
darf ich die Erwartung ausſprechen, daß die 
bayeriſche Regierung es bei dieſer kurzen ſchrift⸗ 
lichen Befürwortung nicht bewenden laſſen wird. 


1. Oktober 


Ar. 3 
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Der Herr Miniſter hat vor kurzem in ſeinem vor⸗ 
trefflichen Erlaß, den er anläßlich der Uebernahme 
der Regierungsgeſchäfte herausgab, betont, daß er 
es für eine feiner Aufgaben erachte, für die baldige 
Umgeſtaltung der veralteten, ſeit 1879 kaum ge⸗ 
änderten Gebührenordnung Sorge zu tragen. Ich 
bitte ihn, hiezu bei der Reichsregierung mit allen 
Mitteln, mit Einſatz ſeiner ganzen Perſönlichkeit, 
die Initiative zu ergreifen. Es handelt ſich im 
Augenblick nicht um ein großes Reformwerk, 
ſondern um eine Sache, die mit ein paar Strichen 
gemacht werden kann. Wir haben das in unſerer 
Eingabe im einzelnen gezeigt; ich brauche es hier 
nicht zu wiederholen. Wenn der Wille bei der 
Reichsregierung vorhanden iſt, ſo wird auch der 
Weg nicht ſchwer zu finden fein. Größte Eile iſt 
geboten, ſoll nicht unermeßlicher Schaden ent⸗ 
ſtehen. Man greife alſo hier, wo wirklich Not 
herrſcht und Gefahr im Verzuge iſt, zu dem Mittel 
der Notverordnung, das man ſo oft in 
weniger dringenden Fällen angewandt hat. 

Faſt noch wichtiger als die Gebührenerhöhung 
iſt die Armenrechtsfrage. Schon unter dem 
alten Regime war vom Regierungstiſche aus der 
beſtehende Zuſtand als die unerhörteſte Enteignung 
der Arbeitskraft bezeichnet worden, die man ſich 
denken kann. Man ſollte es kaum für möglich 
halten, daß dieſer Zuſtand in einem ſozialen Staate 
weiter beſteht, in dem als oberſter Grundſatz die 
Wahrheit anerkannt iſt, daß jede Arbeit ihres 
Lohnes wert ſei. In München iſt es ſoweit ge⸗ 
kommen, daß im erſten Halbjahr 1919 rund die 
Hälfte aller landgerichtlichen Prozeſſe Armenſachen 
ſind, die alſo von der Anwaltſchaft umſonſt er⸗ 
ledigt werden müſſen; und das zu einer Zeit, in 
der das Durchſchnittseinkommen gerade in der 
Arbeiterbevölkerung enorm geſtiegen iſt. 

Dieſer für die Anwaltſchaft unerträgliche Rechts⸗ 
zuſtand muß nun endlich aufhören; aber er muß 
aufhören nicht in ungewiſſer Zukunft, 
nicht in einem halben Jahre, ſondern 
ſofort, in wenigen Wochen; denn allzulange 
haben wir ſchon auf eine Aenderung gewartet. 

Meine Herren, ich darf an dieſer Stelle auch 
ein paar Worte über die Stimmung ſagen, die 
gerade wegen dieſer zwei Fragen, die ich erwaͤhnte, 
in der deutſchen und ſpeziell in der bayerifchen 
Anwaltſchaft herrſcht. Die bayeriſchen Anwälte 
ſind beſonders dazu legitimiert, ihre Stimme zu 
erheben, denn ihre Not iſt anerkanntermaßen die 
größte. Und ich, meine Herren, darf mich ſelbſt 
als einen beweiskräftigen Zeugen für die tatjächlich 
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vorhandene Stimmung bezeichnen, denn bei mir 
ſtrömen naturgemäß die Klagen, der Ausdruck der 
Empfindungen und Schmerzen der Kollegen, wie 
in einem großen Sammelbecken zuſammen. Und 
ich kann Ihnen ſagen: Es iſt ein erſchüttern⸗ 
der Notſchrei, den ich von allen Seiten 
vernehme. Der Gedanke der Selbſthilfe tritt 
immer mehr in den Vordergrund und, was ich 
beſonders zu beachten bitte, nicht nur in der Frage 
der Gebührenerhöhung, ſondern auch in der Armen⸗ 
rechtsfrage! 

Man mag zu dieſen Gedanken ſtehen, wie man 
will, überſehen darf man ſie nicht. Sie ſind Sym⸗ 
ptome ſchwerſter Bedrängnis und Symptome einer 
Konfliktsſtimmung, deren Vorhandenſein eine un⸗ 
geheuere Gefahr für die Geſamtheit bedeutet. Die 
Reichsregierung lädt eine gewaltige Verantwortung 
auf ſich, wenn ſie den Dingen weiter ihren Lauf 
läßt und die notwendigen Reformen nicht ſchleunig 
vornimmt. 

Sollte man aber wider Erwarten auch jetzt 
noch im Reich den Ernſt der Lage verkennen und 
mit der Armenrechtsreform zögern, jo bleibt ſchließ⸗ 
lich nichts anderes übrig, als daß Bayern ſelbſt 
einſtweilen die Bezahlung der Armenſachen in die 
Hand nimmt. Bekanntlich beſteht in Sachſen 
bereits für Eheprozeſſe eine allerdings völlig un⸗ 
zureichende Regelung der Honorierung von Armen⸗ 
ſachen. Die Geldfrage kann und darf keine Rolle 
ſpielen. Es handelt ſich für Bayern höchſtens um 
ein paar Millionen Mark, eine Summe, die in 
unſerm Hundertmillionen⸗ und Milliarden⸗Etat 
und den hohen aber durchaus berechtigten Auf⸗ 
beſſerungen der Beamtengehälter gar nicht ins 
Gewicht fällt. 

Soweit unſere Sorgen landesrechtlicher Natur 
find, alſo auf dem Gebiete der Landesgebühren⸗ 
ordnungen, erwarten wir von unſerer Regierung, 
daß ſie ihre Machtvollkommenheit auf dieſem Ge⸗ 
biet benützen und eine zeitgemäße Reform ſchnell 
in die Wege leiten wird. Die Verhandlungen des 
heutigen Tages follen die Grundlage hiefür ſchaffen. 
Die Beratungen des zweiten Tages betreffen eine 
Frage, die alle Juriſten angeht und die von größter 


Wichtigkeit für die Entwicklung und die Exiſtenz 


unſeres Standes iſt. Ich hoffe und wünſche, daß 
unſere Beratungen zu ſachlich befriedigenden Er⸗ 
gebniſſen führen, und daß die Beſchlüſſe, die wir 
zu fallen haben, von Erfolg gekrönt ſein mögen, 
zum Heil der Rechtspflege und unſeres Standes. 

Juſtizminiſter Dr. Ernſt Müller nahm 
hierauf das Wort zu einer längeren Rede, die in 
mehrfacher Hinſicht als programmatiſch bezeichnet 
werden darf. Ausgehend von ſeinen perſönlichen 
Beziehungen zur Anwaltſchaft aus früheren Jahren, 
die es ihm ermöglichten, aus eigener Erfahrung 
die Leiſtungen dieſes Standes zu beurteilen und 
ſeine Not zu ermeſſen, bekannte er ſich zu der 
Ueberzeugung, daß die Anwaltſchaft ein unentbehr⸗ 
liches Organ der Rechtspflege ſei. Deshalb müßten 
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bie Gefahren, die den Anwaltſtand bedrohten und 
die er ſchon lange erkannt habe, das Richtertum 
in gleichem Maß in Miileidenſchaft ziehen. Um 
jo ernſter ſei die Pflicht des Staates, helfend ein- 
zugreifen. „Ich bin mir bewußt, daß all das, 
was die Anwaltſchaft bedroht, zugleich auch den 
Richterſtand bedroht!“ Den Gedanken der gemein⸗ 
ſamen Intereſſen beider Stände weiterverfolgend 
betonte der Miniſter die Notwendigkeit einer engen 
Arbeitsgemeinſchaft derſelben. „Es wäre ein 
nationales Unglück, wenn in Zukunft ein Gegen⸗ 
ſatz zwiſchen Richter und Anwalt beſtünde.“ Für 
die Entwicklung unſerer Rechtspflege iſt die Hebung 
und Förderung des Vertrauens von allergrößter 
Bedeutung. Ich gehe ſoweit zu ſagen, daß die 
Rechtspflege geradezu Inſeln der Vernunft bilden 
muß, an denen die Leidenſchaften ſich zerſchlagen 
und von denen ſie abtreiben müſſen. Deswegen 
plaidiere ich vor Ihnen für die Arbeitsgemeinſchaft 
zwiſchen Richter⸗ und Anwaltsſtand.“ 

Der Miniſter beſprach den bei ſeinem Amts⸗ 
eintritt erſchienenen Erlaß, erörterte die bereits 
durchgeführten Reformen auf dem Gebiet der Volks⸗ 
gerichte und der bedingten Begnadigung und er⸗ 
Härte auf allen Gebieten der Juſtizverwaltung den 
5 unterſtützen zu wollen, wo er nur immer 
önne. 

Er verſprach u. z. womöglich im Einvernehmen 
mit den Miniſterien der ſüddeutſchen Bundesſtaaten 
und Sachſens ſofort die Initiative zu ergreifen, 
um eine zeitgemäße Reform der RAO. und die 
Honorierung der Armenſachen bei den zuſtändigen 
Reichsſtellen durchzuſetzen. Eventuell werde er ein 
er der Landesgeſetzgebung in Erwägung 
ziehen 

Endlich hob der Miniſter die Bedeutung einer 
ſtrengen Ausleſe, eventuell einer Kontingentierung 
des juriſtiſchen Nachwuchſes hervor, Probleme, die 
am 2. Verhandlungstage zur Beratung ſtanden. 
Die bedeutſamen Ausführungen des Miniſters 
wurden von der Verſammlung mit lebhaftem Bei⸗ 
fall aufgenommen. 

Nach dem Kaſſenbericht des Geſchäftsführers 
RA. Dr. Beutner folgte die Beſchlußfaſſung über 
die beantragte Satzungsänderung des Inhalts, daß 
8 13 Satz 1 der Satzung folgenden Wortlaut er: 
halten ſoll: „Die laufenden Geſchäfte des Verbandes 
werden durch einen Ausſchuß von 7—11 Mit⸗ 
gliedern geführt.“) 

Es wurden nunmehr die bisherigen ee 
des Ausſchuſſes wiedergewählt, namlich: RA. D 
Friedländer⸗München, 1. Vorſitzender; JR. Sand- 
Augsburg, 2. Vorſitzender; RA. Dr. Bloch II⸗ 
München, IR. Dr. Dormitzer I-Nürnberg, RA. 
Meißner⸗Würzburg, IR. Pfahler⸗Reichenhall, IR. 
Pierner⸗Hersbruck. Als weitere Ausſchußmitglieder 
wurden die Kollegen Dr. Adolf Strauß I-München 


) Bisher 5—9 Mitglieder. 


und Dr. Friedrich Goldſchmit II⸗München hin⸗ 
zugewählt. 

Sodann erſtattete Dr. Oeſtreich⸗Muü 
ein inhaltlich wie rhetoriſch gleich vorzügli ichs 
Referat über „Die Reform der bayeriſchen Landes⸗ 
gebührenordnung“ (Rechtspflegeverordnung). Dieſe 
auch für die übrigen Länder bedeutſame Arbeit 
gelangt in der Jur. Wochenſchrift auszugsweiſe zum 
Abdruck. Wir bringen daher an dieſer Stelle nur 
den von Dr. Oeſtreich geſtellten Antrag nebſt ſeinem 
Entwurf einer neuen Rechtspflegeverordnung. 


Autrag: 


Der Verbandstag des bayeriſchen Anwaltsver⸗ 
bandes richtet an die Regierung des Freiſtaates Bayern 
die dringende Bitte, es möge ſofort — insbeſondere 
ohne weiteres Zuwarten auf eine allenfallſige Aende⸗ 
rung der Rechtsanwaltsgebührenordnung — die um⸗ 
faſſende zeitgemäße Umgeſtaltung der beiden bayeriſchen 
Verordnungen vom 26. März 1902 über die Gebühren 
der Rechtsanwälte in engſter Fühlungnahme mit den 
Vertretern der bayeriſchen Anwaltſchaft in Angriff 
genommen und in tunlichſter Bälde beſchleunigt durch⸗ 
geführt werden. 

Der Verbandstag iſt der Anſchauung, daß bei 
dieſer Erneuerung vor allem folgende Geſichtspunkte 

zu berückſichtigen ſind: 
Die Vergütung für die Berufstätigkeit des Rechts⸗ 
anwalts auf dem Gebiete der nicht ſtreitigen Rechts⸗ 
facher darf keine geringere fein als in ſtreitigen Rechts⸗ 
achen. 

Es muß vermieden werden, daß der Anwalt irgend⸗ 
eine weſentliche Tätigkeit ohne entſprechende Vergütung 
leiſtet; dies wird erreicht durch weitere Ausgeſtaltung 
des jetzigen Einzelgebührenſyſtems unter Vermeidung 
jeglicher Gebührenabſorption und durch Einführung 
einer ergänzenden Beſprechungsgebühr. 

Die gebührenordnungsmäßige Vergütung des An⸗ 
waltes muß derart fein, daß badurch ſowohl der auf⸗ 
gewendeten geiſtigen und körperlichen Arbeit, wie auch 
der in außergerichtlichen Sachen beſonders großen Ver⸗ 
antwortung Rechnung getragen wird. Auf die fort⸗ 
während erhebliche Steigerung der mit der Ausübung 
des Anwaltsberufes verbundenen allgemeinen Unkoſten 
iſt ebenſo Bedacht zu nehmen wie darauf, daß auch 
unter Berückſichtigung der ſtändig ſich mehrenden öffent⸗ 
lichen Laſten einem durchſchnittlich beſchäftigten Rechts⸗ 
anwalt noch ein ſtandesgemäßes Einkommen und die 
Möglichkeit für Altersrücklagen und Hinterbliebenen⸗ 
fürſorge gewährleiſtet wird. Zur Erreichung dieſer 
Ziele wird durch Beſeitigung der ſtarren Gebühren⸗ 
quoten, durch Schaffung weiter Spielräume bei den 
einzelnen Gebührenbeſtimmungen, insbeſondere aber 
durch eine zeitgemäße Erhöhung der Gebührenleiter 
und durch Wegfall der für die Vereinbarung von 
Sonderhonoraren heute beſtehenden ungeſetzlichen und 
ungerechtfertigten Erſchwerung beigetragen. 


Entwurf einer Verordunng der Gebühren der Nechts⸗ 
anwälte in den Angelegenheiten der Rechtspflege betr. 


Artikel 1. 


Die Reichsgebührenordnung für Rechtsanwälte 
findet entſprechende Anwendung auf die Berufstätig⸗ 
keit des Rechtsanwalts 

1. in den vor die ordentlichen Gerichte gehörenden 
bürgerlichen Rechtsſtreinigkeiten mit Ausnahme der in 
den Artikeln 17—23 aufgeführten Angelegenheiten, 
auch ſoweit das Verfahren den Vorſchriften der ZPO. 
oder der Konkursordnung nicht unterliegt, 

2 in den vor beſondere Gerichte gehörenden bürgers 
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lichen Rechtsſtreitigkeiten, auf welche die ZPO. An⸗ 
wendung findet, 

3. in den vor die ordentlichen Gerichte gehören⸗ 
den Strafſachen, auch ſoweit das Verfahren landes- 
geſetz ich geregelt iſt, 

in den vor befondere Gerichte gehörenden Rechts- 
(gem, auf welche die Strafprozeßordnung Anwendung 
det 

Das Verfahren in Forſtrügeſachen vor dem Amts⸗ 
10 ſteht dem Verfahren vor dem Schöffengerichte 
gleich. 


Artikel 2. 


Im i vor Juſtizbehörden erhält 
der Rechtsanwalt in jeder Inſtanz: 
1. für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich Infor⸗ 
mation und Ratserteilung eine Gebühr von 50 — 150 M, 
2. für die Tätigkeit in der Hauptverhandlung eine 
Gebühr von 80 — 200 M. 


Artikel 3. 


Der Gebührenſatz beträgt für die Fälle der Art. 1, 
4, 6—21 dieſer BO. bei Gegenſtänden im Werte 


1. bis einſchließlich 20s 1 4.— 
2. von mehr als 20 bis 60 „ 6.— 


„ „ „60 „120. 


Sn 6 8 70 
29 pg hzddaqazg 


18. v. . mehr als 8100 — 10000 . N .M 128, — 
die ferneren Wertklaſſen ſteigen um je 2000 11 und 
die Gebührenſätze in den Klaſſen bis 50000 M um je 
8.— MH, bis 100 000 M einſchließlich um je 6.— M 
und darüber hinaus um je 4.— M. 


Artikel 4. 


In dem Verfahren vor dem Gerichtshof für Kom⸗ 
„ erhält der Rechtsanwalt je eine volle 


bühr 

a) für den Geſchafts betrieb einſchließlich der Infor⸗ 
mation, 

b) für 9 Erörterung der Sache in der öffentlichen 


Die Gebühr für Erörterung der Sache in der öffent» 
lichen Sitzung beträgt mindeſtens 20 M. 

Iſt der Auftrag zur Vertretung erledigt, bevor 
der Rechtsanwalt eine Denkſchrift abgefaßt hat, jo er⸗ 
Gebuß⸗ nur die Hälfte der im Abſ. 1 lit. a beſtimmten 
Gebühr. 


Artikel 5. 


In allen Angelegenheiten, für welche hinſichtlich 
der Vergütung der Berufstätigkeit des Rechtsanwaltes 
reichsrechtliche Beſtimmungen nicht beſtehen oder nicht 
in den Art. 1, 2 und 4 der, gegenwärtigen VO. andere 
Vorſchriften getroffen ſind, gelten ausſchließlich fol⸗ 
gende Vorſchriften. 

Dieſe Vorſchriften finden jedoch keine Anwendung 
ei die Berufstätigkeit des Rechtsanwalts in den An⸗ 
gelegenheiten der Verwaltung und der Verwaltungs⸗ 
rechtspflege, ferner auf die Berufstätigkeit, die ein 
Rechtsanwalt als Mitglied eines Gläubigerausſchuſſes, 
als Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Nachlaßver— 
walter, als vertraglich beſtellter Vermögens verwalter, 
Treuhänder, Zuſtellungsvertreter oder Vertreter eines 
im Verteilungs verfahren nicht ermittelten Berechtigten, 
als Vormund, Pfleger, Teſtamentsvollſtrecker oder in 
ähnlicher Stellung, ferner als Vertreter des Schuld» 
ners behufs Herbeiführung eines außergerichtlichen 
Ausgleiches zur Abwendung des Konkurſes, endlich bei 
außergerichtlicher Auseinanderſetzung eines Nachlaſſes, 
des Geſamtgutes einer allgemeinen oder fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft, eines Geſellſchaftsverhältniſſes oder 
in ähnlichen Fällen ausübt. 


55 Mitteilungen des Bayeriſchen Anwalts⸗Verbandes. 1919. Nr. 3. 56 


Artikel 6. 


Der Rechtsanwalt erhält für die Tätigkeit, die er 
zu ſeiner Information entwickelt, zwei bis fünf Zehn⸗ 
teile der vollen Gebühr, jedoch mindeſtens 2 M.“) 

Die Gebühr fällt mit der mündlichen oder ſchrift⸗ 
lichen Auftragserteilung oder dem Beginn einer neuen 
e an und kann in jeder Inſtanz nur einmal 

eanſprucht werden. 

Die Gebühr beträgt nur ein Zehntel der vollen 
Gebühr, wenn die Tätigkeit des Rechtsanwalts aus⸗ 
ſchließlich die Zwangsvollſtreckung betrifft. 


Artikel 7. 


Der Rechtsanwalt erhält für die Erteilung eines 
Rates ein bis drei Zehnteile der vollen Gebühr (Rats⸗ 


gebühr). 
Artikel 8. 


Der Rechtsanwalt erhält zwei bis fünf Zehnteile 
der vollen Gebühr, jedoch mindeſtens 6 M für An⸗ 
träge, Erklärungen und Beſchwerden bei Behörden, 
ſoferne es ſich hierbei nicht um bloße Benachrichti⸗ 
gungen, Beſchleunigungsgeſuche, kurze Anzeigen, Ge⸗ 
ſuche um Abſchriften oder Ausfertigungen und ähn⸗ 
liche Schreiben handelt. 

Hat der Rechtsanwalt die einem Antrag oder einer 
Erklärung zugrunde liegende Urkunde entworfen und 
erhält er hiefür eine Gebühr nach Art. 12, ſo ſteht 
ihm für die Erklärung die Gebühr aus Abſ. 1 nur 
dann zu, wenn der Antrag oder die Erklärung eine 
das Sach⸗ und Rechtsverhältnis entwickelnde Dar⸗ 
ſtellung enthält und deren Einreichung vom Auftrag⸗ 
geber verlangt wird. 


Artikel 9. 


Der Rechtsanwalt erhält 1 bis 3 Zehnteile der 
vollen Gebühr für Abfaſſung eines Schreibens an eine 
andere Privatperſon als den Auftraggeber, wenn es 
rechtliche Ausführungen oder ſachliche Auseinander- 
ſetzungen enthält. 

Auf ein Schreiben an den Auftraggeber, das einen 
von dieſem erbetenen Rat enthält, findet die Beſtim⸗ 
mung des Art. 7, auf ein Gutachten mit juriftifcher 
Begründung die Beſtimmung des 8 88 der Reichs⸗ 
gebührenordnung für Rechtsanwälte Anwendung. 


Artikel 10. 


Für die Wahrnehmung eines Termines vor einer 
Behörde erhält der Rechtsanwalt 3 bis 5 Zehnteile 
der vollen Gebühr, jedoch mindeſtens 12 M (Termins⸗ 


gebühr). 
Artikel 11. 


Für die Mitwirkung bei Abſchluß eines Ver⸗ 
gleiches erhält der Rechtsanwalt die volle Gebühr. 


Artikel 12. 


Für das Entwerfen oder die Durchſicht ) der Urs 
kunde über ein Rechtsgeſchäſt erhält der Rechtsanwalt 
fünf bis zehn Zehntel der Sätze des Art. 3. 


Artikel 13. 


Für jede Beſprechung mit dem Auftraggeber oder 
in deſſen Auftrag mit einem Dritten erhält der Rechts⸗ 
anwalt ein bis drei Zehnteile der vollen Gebühr, fos 
ferne die Beſprechung ſachliche oder rechtliche Erörte— 
rungen zum Gegenſtand hat. 

Die Gebühr entfällt: 

1. für die erſte Beſprechung mit dem Auftraggeber, 
2. wenn die Beſprechung lediglich kurze Anfragen 


— — 


1) Nicht höher, um den Mahnbrief in kleinen Sachen nicht zu 
verteuern. 


2, Friedländer, Bay f., 1910 S. 300. 


über die Anberaumung eines Termines, das Er⸗ 
gebnis eines ſolchen oder Aehnliches zum Gegen⸗ 


ſtand hat. 
2 Artikel 14. 


Die Gebühren werden nach dem Wert des Gegen⸗ 
ſtandes erhoben. Die 88 9, 9a, 11—13 des Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes finden Anwendung. Iſt der Gegenſtand 
einer Schätzung nach Geld nicht fähig, ſo iſt ein Wert 
von 500-200 000 M anzunehmen. 


Artikel 15. 


Eine Gebühr kann nicht beanſprucht werden für 
die mit der Erledigung eines Geſchäftes verbundenen 
Nebengeſchäfte und für die zur Vorbereitung eines 
Geſchäftes erforderliche Tätigkeit, ſoweit nicht eine 
Gebühr hierfür beſonders beſtimmt iſt. Insbeſondere 
kann hiernach eine Gebühr nicht beanſprucht werden 
für das Entwerfen einer dem Rechtsanwalt oder von 
dem Rechtsanwalt zu erteilenden Vollmacht, für das 
Entgegennehmen von Zuſtellungen, ſowie für Vermerke 
zu den Handakten des Rechtsanwalts, wenn ſie nur 
den Zweck haben, Aufſchluß über ſeine Tätigkeit und 
über den Stand der Sache zu geben. 


Artikel 16.) 


Für die Vertretung eines Beteiligten im Zwangs⸗ 
i erhält der Rechtsanwalt an 
Stelle der in Art. 6—10, 13 vorgeſehenen Gebühren: 
je eine volle Gebühr: 

1. für das Verfahren bis zum Zwangsverſteigerungs⸗ 
termin: Betriebsgebühr; 

2. für die Vertretung im Verſteigerungstermin: 
Terminsgebühr; 

3. für die Vertretung im gerichtlichen und außer⸗ 
ae Verteilungsverfahren: Vollzugs- 
gebühr. 

Vertritt der Rechtsanwalt den Gläubiger oder 
einen anderen Berechtigten, ſo iſt Wertgegenſtand im 
Sinne des Art. 14: 

1. für die Betriebsgebühr: der Wert des Anſpruchs;) 

2. für die Terminsgebühr: der Wert des Rechts ohne 
Koſten und Nebenleiſtungen, foferne er den Wert 
des Anſpruchs überſteigt, ſonſt der letztere; 

3. die Vollzugsgebühr; der Wert des Rechts, jedoch 
falls der Vertreter das Grundſtück erſtanden hat, 
der Betrag des Meiſtgebots, ſoferne es den Wert 
des Rechts überſteigt. 

Bertrilt der Rechtsanwalt einen anderen Bes 
teiligten, ſo iſt 55 die Berechnung der Betriebs⸗ und 
Terminsgebühr der Wert des Gegenſtandes der Zwangs⸗ 
verſteigerung bzw. der Wert des Anteils des Ver⸗ 
tretenen an dieſem Wert, für die Vollzugsgebühr: das 
Meiſtgebot bzw. der Anteil der Partei an dem Meiſt⸗ 
gebot maßgebend. Bei der Berechnung des Wertes 
findet ein Abzug der Schulden und Laſten nicht ſtatt. 


Artikel 17.9 


Für die Vertretung des Gläubigers, des Schuld⸗ 
ners oder des Konkursverwalters im Verfahren der 
Zwangsverwaltung einſchließlich des gerichtlichen oder 
außergerichtlichen Verteilungsverfahrens erhält der 
Rechtsanwalt jährlich drei bis zehn Zehntel der Ge⸗ 
bührenſätze des 89 RAG. aus dem Betrage, der in 
dem Verwaltungsjahr zur Verteilung an die Gläubiger 
gelangt (Wert der Einkünfte des Jahres), jedoch minde⸗ 
ſtens jährlich 20 M. 

Der Vertreter des Antragſtellers erhält außerdem 
drei bis ſechs Zehntel der Sätze des Art. 3 aus dem 


V cf. Deller, Mitteilungen d. bayer. Anwaltsverbandes Nr. 2 
Ziff. V: Friedländer a. a. O. 

1) Bei dleſer Bewertung iſt eine Beſtimmung nach Art des Diße 
derigen Art. 18 Abſ. 4 entbebrlich. 

) Dem Friedländer ſchen Entwurf, Bayz3fR. 1910 S. 300 
entnommen. 
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Werte der Einkünfte des Antragsjahres, jedoch minde⸗ 
ſtens 20 M und, wenn der Antragſteller ein Gläubiger 
iſt, mindeſtens drei bis ſechs Zehntel aus dem nach 
8 13 ENG. zu berechnenden Werte des Anſpruchs, 
wegen deſſen er die Zwangsverwaltung beantragt. 

Beſchränkt ſich die Tätigkeit des Rechtsanwalts 
auf die Vertretung des Antragſtellers in dem Ber- 
fahren wegen Anordnung der Zwangsverwaltung oder 
Zulaſſung des Beitritts, fo erhält er nur, die Gebühr 

des Abſ. 2. 

Vertritt der Rechtsanwalt einen anderen Berech⸗ 
tigten, ſo erhält er für jedes Verwaltungsjahr, in 
welchem er tätig wurde, eine Gebühr von drei bis 
zehn Zehntel der Sätze des Art. 3 aus dem Werte der 
wiederkehrenden Leiſtungen eines Jahres, jedoch minde⸗ 
ſtens jährlich 20 M. 

Neben den in Abſ. 1—4 bezeichneten Gebühren 
kommen die Gebühren nach Art. 6—10, 13 nicht zur 
Erhebung. 

8 25 RAG. findet entſprechende Anwendung. 


Artikel 18. 


Die für das Verfahren der Zwangsverſteigerung 
geltenden Vorſchriften ſind auch bei der gerichtlichen 
Verſteigerung eines Bergwerks oder einer Anlage, auf 
welche die Vorſchrift des Art. 258 des Berggeſetzes An⸗ 
wendung findet, und bei der im Art. 267 Abſ. 2 des 
Berggeſetzes vorgeſchriebenen Zwangsverſteigerung 
eines unbeweglichen Kuxes anzuwenden. 


Artikel 19. 


Auf die 1 des Rechtsanwalts in einem 
Verteilungsverfahren außerhalb der Fälle der Zwangs⸗ 
verſteigerung und der Zwangsverwaltung, das nach 
den für die Verteilung des Erlöſes im Falle der 
Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften zu er⸗ 
ledigen iſt, finden die Vorſchriften der Art. 17, 18 ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Artikel 20. 


Im Verfahren zur Vermittlung der Auseinander⸗ 
ſetzung in Anſehung eines Nachlaſſes oder des Geſamt⸗ 
guts einer ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft erhält der Rechtsanwalt je die volle Gebühr 

1. für den Geſchäftsbetrieb einſchließlich der In⸗ 
formation; 

2. für die Wahrnehmung der Termine vor dem Amts⸗ 
gericht oder dem Notar einſchließlich der Mit⸗ 
wirkung bei einer Vereinbarung über vorbereitende 
Maßregeln und über den Auseinanderſetzungsplan. 
Hat der Rechtsanwalt den Antrag auf Vermitt⸗ 

lung der Auseinanderſetzung geſtellt, ſo ſtehen ihm 
weitere fünf Zehntel der vollen Gebühr zu. 

Die Berechnung der Gebühr erfolgt aus dem 
Werte des Anteils des Auftraggebers an dem Nachlaß 
oder dem Geſamtgut; ein Abzug der Schulden findet 


nicht ſtatt. a 
Artikel 21. 


Die Gebühren nach Artikel 8, 10 und 11 dieſer 
Verordnung erhöhen ſich in der Beſchwerdeinſtanz um 
die Hälfte ihres Betrages. 


Artikel 22. 


Soweit dieſe Verordnung für den Anſatz der de 
bühren einen Spielraum gewährt, find bei der Be⸗ 
meſſung der Gebühren die beſonderen Umſtände des 
Falles, vor allem das Maß der zu leiſtenden Tätig⸗ 
keit, die Schwierigkeit der Sache, die Größe der Ver⸗ 
antwortung, ihre Bedeutung für den Auftraggeber 
und die Leiſtungsfähigkeit des Pflichtigen zu berück⸗ 


ſichtigen. 


In Sachen von beſonderer Wichtigkeit oder 


— — 


—— 


Schwierigkeit kann eine die vorgeſehene Hö renze 
überfchreitende Gebühr verlangt werden. EN 


Artikel 23.) 


Iſt für das dem Rechtsanwalt übertragene Ge⸗ 
ſchäft eine Gebühr nicht beſtimmt, ſo hat der Rechts⸗ 
anwalt eine angemeſſene Vergütung zu beanſpruchen. 


Artikel 24. 


Zu jeder nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
erwachſenen Gebühr wird ein Auslagenpauſchſatz er⸗ 


hoben. 

Der Pauſchſatz beträgt 40 vom Hundert der zum 
Anſatz gebrachten Gebühr, jedoch mindeſtens 80 Pfg. 

Für Handlungen, welche gebührenfrei ſind (Art. 15) 
werden Schreibgebühren zum Satz von 40 Pfg. für 
die den Vorſchriften des 8 80 des Gerichtskoſtengeſetzes 
in der Faſſung des Reichsgeſetzes vom 1. April 1918 
entſprechende Seite erhoben. Die bei dieſen Hand⸗ 
lungen verauslagten Poſtgebühren ſind dem Rechts⸗ 


anwalte zu erſetzen. 


| Artikel 25. 

Die Vorſchriften der 88 2—8, 11, 12, 27 Abſ. 1, 
29 Abſ. 2, 30, 31 Abſ. 1, 32—36, 51, 77—90 Rel. 
finden unter Verdoppelung der in 8 78 enthaltenen 
Anſätze in den Fällen der Art. 5—22 entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 26. 
Uebergangsbeſtimmungen. 


Als 2. Berichterſtatter behandelte RA. Dr. Lang⸗ 
Nürnberg die Reſorm der bayer. Verordnung betr. 
die Gebühren der Rechtsanwälte in den 
Angelegenheiten der Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege: 


Er führte aus: 

„Die Tätigkeit des Advokaten und Anwalts iſt 
von altersher in den Angelegenheiten der Ver⸗ 
waltung bei den Behörden nicht beſonders beliebt 
geweſen; ſie wurde öfter von der Bürokratie als 
etwas empfunden, das. die Kreiſe der ex officio 
Tätigkeit der Verwaltung zu ſtören geeignet war. 


Dieſer Standpunkt iſt heute noch nicht zum alten 


Eiſen geworfen worden. Hat doch die Begründung 
zur Reichsfinanzhofordnung lich verweiſe auf die 


Ausführungen von Fuchs in der JW. 1919 Nr. 5) 


die Einführung des Anwaltszwangs deshalb ab⸗ 
gelehnt, weil nur ſehr wenige Anwälte ſich mit 
Steuerſachen ſo befaſſen, daß ſie wirklich in der 
Lage ſind, dem Klienten ſachgemäß an die Hand 
zu gehen, und weil die Mitwirkung des Anwalts 
in vielen Steuerſachen überflüſſig ſei, da der Streit 


ſtoff von Amts wegen durch die Steuerbehörde er⸗ 


ſchöpfend zuſammengetragen werde. Die zutreffende 
Kritik dieſes Standpunkts von Fuchs in der JW. 
1919 Nr. 5 iſt bekannt. Dieſer ex officio Stand⸗ 
punkt hat ja auch dazu geführt, nicht die unbe⸗ 
dingte Erſatzpflicht der Anwaltskoſten einzuführen, 
ſondern die Notwendigkeit der Zuziehung jeweils 
durch den erkennenden Senat entſcheiden zu laſſen. 


1) An Stelle des bisherigen Art. 26 dem 8 88 der RAG O. nach⸗ 
gebildet. 
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Dieſer engherzige und kleinliche Geiſt der Büro⸗ 
kratie und des Mißtrauens gegen den Anwalt 
durchzieht auch von jeher die bayr. Geſetzgebung. 
die ſich mit der Regelung der Anwaltsgebühren 
in Verwaltungsangelegenheiten befaßt, und wenn 
einmal Reformen beabſichtigt und durchgeführt 
wurden, fo fehlte ihnen entweder die Großzügig⸗ 
keit oder ſie blieben überhaupt ſtecken. Schon um 
dies zu zeigen, iſt es nötig, kurz die geſchichtliche 
Entwicklung des anwaltſchaftlichen Gebührenweſens 
zu betrachten, obwohl hiſtoriſche Reminiſzenzen an 
und für ſich, beſonders aber noch bei einem ſo 
trockenen Gegenſtand wie hier nicht ſehr beliebt find. 


Die vor Erlaß der heute geltenden Verordnung 
vom 26. März 1902 maßgebenden Beſtimmungen 
für die anwaltſchaſtlichen Gebühren in Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsrechtſachen waren: 


die Advokatengebührenordnung vom 15. De⸗ 
zember 1852 mit der Ergänzungsverordnung 
vom 23. Dezember 1875. 


Sie beruhte auf dem Prinzip der Einzelgebühren 
in der Weiſe, daß für die einzelnen Arten von 
Handlungen Einzelgebühren, in der Regel mit 
einem Mindeſt' und Höchſtbetrag feſtgeſetzt waren 
(ſog. Syſtem der Einzelgebühren mit weitem Spiel⸗ 
raum) und überließ es der mit der Feſtfetzung 
befaßten Behörde bei Ausmeſſung der Gebühren 
die Schwierigkeit des Falles, den Auſwand körper⸗ 
licher und geiſtiger Kräfte, die wiſſenſchaftliche 
Begründung, die Klarheit der Darſtellung und 
nebſtdem auch den Wert des Gegenſtandes, ſowie 
nach Umſtaͤnden die Vermögensverhältniſſe der 
Beteiligten zu berückſichligen; nur in ganz beſonders 
wichtigen und ſchwierigen Sachen war die Ermäch⸗ 
tigung gegeben, nach vorſichtigem Ermeſſen aus⸗ 
nahmsweiſe eine, das Höchſtmaß überſteigende Ver: 
faßgebühr zu bewilligen, aber nur auf begründeten 
Antrag hin. 


Ein näheres Eingehen auf die einzelnen Ge⸗ 
bühren muß unterbleiben. Der Spielraum war 
von 1 bis 20 . Schon die Begründung 
zur Reichsgebührenordnung hat es als 
unangemeſſen bezeichnet, die Gebühr des Rechts⸗ 
anwalts nach dem inneren Gehalt der Arbeit zu 
bemeſſen und den Richter mit der Schätzung der 
Arbeit zu befaſſen, da ein erheblicher Teil der 
Arbeit des Rechtsanwalts, namentlich jener, der 
die Vorbereitung der prozeſſualen Handlungen 
betreffe, überhaupt der richterlichen Beurteilung ſich 
entziehe, und die mit der Schätzung verbundene 
Kritik leicht verletzend wirken könnte, jedenfalls den 
Anwalt in eine unangemeſſene Lage gegenüber dem 
Richter brächte, da ſich kaum werde verhüten laſſen, 
daß ſubjektive Momente die Schätzung beeinfluſſen. 


Dieſe Erwägungen verwerfen das dem Art. 2 
der alten Bayr. Advokatengebührenordnung zu— 
grunde liegende Prinzip (Aufwand körperlicher und 
geiſtiger Kraft, geiſtige Klarheit uſw.). 
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Von dieſen Erwägungen hat ſich anſcheinend 
auch die Bayr. Staatsregierung leiten laſſen, als 
ſie im Jahre 1901 (auf frühere Reformverſuche 
kann ich mangels der Aktenunterlagen nicht ein⸗ 
gehen) den Anwaltskammern 2 Entwürfe zur 
Begutachtung vorlegte: 


a) Einen Entwurf über die Gebühren der An⸗ 
wälte in den Angelegenheiten der Rechtspflege 
und der Juſtizverwaltung vom Juni 1901, der 
der geltenden Rechtspflegeverordnung im großen 
und ganzen entſpricht, 

b) am 23. Juli 1901 einen Entwurf einer Landes⸗ 
gebührenordnung für Rechtsanwälte mit Be⸗ 
gründung, der alſo eine Zuſammenfaſſung und 
einheitliche Behandlung der landesrechtlichen 
Rechtsangelegenheiten und Verwaltungs⸗ und 
Verwaltungsrechtſachen enthält. 


Die begleitende Anfrage ging insbeſondere 
dahin, ob für Verwaltungsrechtſachen die Reichs⸗ 
gebührenordnung für anwendbar erklärt werden 
ſollte, und ob in den Verwaltungsangelegenheiten 
das Syſtem der Einzelgebühren nach dem Gegen⸗ 
ſtandswert an Stelle der Einzelgebühren mit 
weitem Spielraum treten ſollte. 


Die Grundzüge dieſes Entwurfs waren 
in aller Kürze folgende: 


a) für Verwaltungsrechtsſachen Anwendung der 
Reichsgebührenordnung (aljo Prozeß⸗ und volle 
Verhandlungsgebühr, evil. bei den nach der 
Reichsgebührenordnung geringer zu bewertenden 
Tätigkeiten, Wiederaufnahme, Einſtellung, Voll⸗ 
ſtreckung die nach dieſen ſich bemeſſenden ge: 
ringeren Gebühren. 

b) In den übrigen Angelegenheiten der inneren, 
Polizei⸗ und Finanzverwaltung das Syſtem 
der feſten Einzelgebühren (für Anträge, Rats⸗ 
erteilung, Information, Briefe, Terminswahr⸗ 
nehmung, Urkundenentwurf und Vergleich) nach 
dem Gegenſtandswert. 


Der Gegenſtandswert war zu berechnen 


nach den Grundſätzen der Reichsgebührenordnung 


unter Reduktion der Wertsklaſſen von 10000 M 
aufwärts wie im geltenden Recht bei Art. 5 der 
RPflO. und bei nicht vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten unter Zugrundelegung eines Wertes von 
200 bis 50000 M. Eine Maximalbegrenzung 
der Einzelgebühren, alſo eine Art Miſchung von 
Einzel⸗ und Bauſchgebühr enthielt die Beſtimmung 
des Art. 18, wonach für Antrags-, Brief und 
Ratsgebühren einerſeits und Terminsgebühren an⸗ 
dererſeits nur je eine volle Gebühr verlangt werden 
konnte. 

Die Art. 26 bis 29 des Entwurfs gaben den 
entſcheidenden Behörden (ahnlich wie jetzt in Art. 
14 bis 19) das Recht der Feſtſetzung des Gegen⸗ 
ſtandswerts und machten das Klagerecht des An⸗ 
walts gegen den Auftraggeber von dieſer vorher⸗ 
gehenden Feſtſetzung abhängig. Das Recht zur 
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Einführung dieſer Beſtimmung folgert die Be⸗ 
gründung aus Art. 5 des Gebührengeſetzes. 


Die auf dieſen Entwurf abgegebenen Kammer: 
gutachten, die im großen und ganzen nur Ab⸗ 
aͤnderungsvorſchläge im einzelnen machten, erklärten 
ſich mit dieſen beiden Grundprinzipien der Unter⸗ 
ſtellung der Verwalkungsrechtsſachen unter die 
RGBO. und der Behandlung der Verwaltungs⸗ 
ſachen nach dem Gegenſtandswert einverſtanden 
und regten nur noch die Anwendung der Reichs⸗ 
gebührenordnung auf die Staatsſteuerfachen an, 
wie ſie in Preußen vorgeſchrieben ſei. Wäre 
dieſer Entwurf der Landesgebühren⸗ 
ordnung geltendes Recht geworden, jo wären 
manche Wünſche der bayer. Anwaltſchaft wenigſtens 
etwas mehr erfüllt worden, als es bei der am 
26. März 1902 publizierten Verordnung der Fall 
geweſen iſt. 

Warum man das Syſtem dieſes Entwurfs 
wieder verlaſſen und das veraltete, engherzige und 
die Intereſſen der Anwaltſchaft ſchwer ſchädigende 
Syſtem der Einzelgebühren mit weitem 
Spielraum weiter beibehalten 1 7 entzieht ſich 
meiner Kenntnis. Die Begründung iſt ſehr 
dürftig. Sie lehnt die Bemeſſung nach dem Wert 
des Streitgegenſtandes ab, weil die Gegenſtände 
ber Verwaltungs⸗ und Verwaltungsrechtspflege 
überwiegend einer Schaͤtzung nach Geld nicht fähig 
ſeien und der Wert auch da, wo von einem ſolchen 
geſprochen werden könnte, einen richtigen Maßſtab 
für die Entlohnung des Anwalts häufig nicht bilde. 
Das Syſtem der Bauſchgebühren wird nur 
„für Verwaltungsſtreitſachen anwendbar erklärt, da 
nur dieſe abgeſchloſſene Verfahren bilden. 


Die Verwaltungsangelegenheiten ſeien zu ver⸗ 
ſchieden voneinander, als daß ſich durch Bauſch⸗ 
gebühren eine einigermaßen gerechte Vergütung 
erzielen ließe. Es werde für dieſe Angelegenheiten 
daher dem Syſtem der Einzelgebühren der Vorzug 
zu geben ſein. Für Verwaltungsrechtsſachen andere 
Gebühren zu beſtimmen, beſtehe aber wohl kein 
zwingender Anlaß. 


Die geltende Verordnung faßt Ver⸗ 
waltungsſachen und Verwaltungsrechtsſachen zu⸗ 
ſampen (anſtatt erſtere der Reichsgebührenordnung 
zu unterſtellen) und hat das Syſtem der Einzel⸗ 
gebühren mit weitem Spielraum nach der alten 
Advokatenordnung vom Jahre 1852 beibehalten: 
einmalige Informationsgebühr 2 bis 40 M für 
die Inſtanz unter Konſumtion bei Anfall der 
Prozeßgebühr oder Korreſpondenzgebühr, Rats⸗ 
gebühr von 2 bis 20 M unter Wegfall bei Anfall 
einer der ſpaͤteren Gebühren, außer bei ſchriftlicher 
Ratserteilung, Antragsgebühr von 3 bis 40 M, 
Briefgebühr für ſachliche oder rechtliche Auseinander- 
ſetzungen an Dritte von 2 bis 20 M, Gutachtens⸗ 
gebühr, Terminsgebühr von 5 bis 50 1 (beim 
Verwaltungsgerichtshof 10 M Minimum), Ver⸗ 
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vor Behörden nur eine Gebühr für Termin und 
Vergleich von 5 bis 50 . Urkundsgebühr von 
5 bis 50 K. Nach Art. 10 find ähnlich, wie 
nach Art. 2 der alten Advokatenordnung vom 
Jahre 1852 bei Ausmeſſung der Gebühr die be⸗ 
ſonderen Umſtände des einzelnen Falles, der Um⸗ 
lang und die Schwierigkeit der Sache, die von dem 
Rechtsanwalt entwickelte Tätigkeit, die Bedeutung 
der Sache für den Auftraggeber und die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Pflichtigen zu berückſichtigen. Weg⸗ 
geblieben ſind für die Bemeſſung der Aufwand 
körperlicher Kräfte, während der geiſtige Aufwand, 
die wiſſenſchaſtliche Begründung und die Klarheit 
der Darſtellung mehr oder weniger verblümt in 
„der vom Anwalt entwickelten Tätigkeit“ ſtecken. 
Art. 11 läßt ausnahmsweiſe in beſonders wichtigen 
und ſchwierigen Sachen die Bewilligung einer das 
Höchſtmaß überſteigenden Gebühr zu. 


Die Tagesgelderbeſtimmung bei auswärtigen 
Geſchaften bedarf keiner weiteren Erwähnung. Die 
Möglichkeit ſchriftlicher Honorarvereinbarung iſt 
durch die Allegierung des 5 93 RGB. eingeführt. 
Endlich iſt in Art. 14 ff. ein Feſtſetzungsverfahren 
mit beſriſtetem Erinnerungsrecht und befriſtetem 
Beſchwerderecht in den bei Behörden bis zum 
Miniſterium anhängigen Sachen eingeführt mit 
der Wirkung, daß der Anwalt, wenn die Feſtſetzung 
ſeiner Gebühren und Auslagen durch die Behörde 
rechtskräftig geworden iſt, nur nach Maßgabe dieſer 
Feſtſetzung von ſeinem Auftraggeber Zahlung ver⸗ 
langen kann und daß er weiter nur dann gegen 
nn Auftraggeber klagbar vorgehen kann, wenn 

die nach Art. 14 bis 16 zulaͤſſige Feſtſetzung 
geſchehen und rechtskräftig geworden iſt. Vor⸗ 
behaltlich vertraglicher Honorarvereinbarungen.) 
Schließlich ſind für das Strafverfahren im Ver⸗ 
waltungsweg (insbeſ. in Zollſtrafſachen uſw.) und 
das Dienſtſtrafverfahren die Reichsgebührenordnung 
für Rechtsanwälte und zwar die Gebühren in 
Strafſachen für entſprechend anwendbar erklärt 
worden. 

Ueber die Reformbewegungen zur Ab⸗ 
aͤnderung dieſer Verordnung nur wenige Worte: 


1. Bereits im Jahre 1904 wurde auf Grund 
des Art. 25 der Verordnung, der nach 3 Jahren 
die Miniſterien zum Bericht über die Wirkung der 
Verordnung und event. Aenderungsvorſchlägen be⸗ 
auftragte, die Kammern zur Berichterſtattung auf⸗ 
gefordert. Verſchiedene Kammern (Nürnberg und 
Bamberg) verlangten für die Gebühren des Art. 1, 
3, 6 und 7 Einführung der Reichsgebührenordnun ung 
event. Erhöhung des Höchſtſatzes bis auf 200 
Nur München machte zur Verwaltungsverordnung 
keine Vorſchläge. Eine Aenderung der e 
erfolgte nicht. 

Die Juftizminiſterialentſchließung 
vom 29. Okt. 1909 betont, daß eine Aenderung 
der landesrechtlichen Verordnungen nötig ſei und 


gleichsgebühr von 5 bis 50 M; bei Vergleichen forderte zur Begutachtung auf. 


— — —— 
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Das Nürnberger Gutachten erklärte, daß 
grundſätzliche Aenderungen im Aufbau nicht nötig 
ſeien, ſondern nur Aenderungen in einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen; es wurde Erhöhung der Informations⸗ 
gebühr, Wegfall der Konſumtionsbeſtimmung und 
im übrigen Erhöhung der Maximalſaͤtze und Reiſe⸗ 
entſchädigung verlangt. Radikaler war das Münchner 
Gutachten: 

Es legt im Anſchluß an die Ausführungen Fried⸗ 
länders die Ungültigkeit aller Beſtimmungen der 
Verordnung dar, die über den Taxcharakter der⸗ 
ſelben hinausgehen, ſo insbeſondere die analoge 
Anwendung der 88 86 und 93 RGB. (Einforderungs⸗ 
recht und Honorarvereinbarungen); es warf weiter 
die Frage auf, ob die Notwendigkeit ſchriftlicher 
Honorarvereinbarung zweckmäßig ſei. Grundſätzlich 
prüfte das Gutachten weiter die Frage, ob über⸗ 
haupt feſte Sätze aufzuſtellen, oder ob nicht alles 
der freien Vereinbarung zu überlaſſen ſei. Für 
alle Gegenſtände der Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
rechtspflege wurde Zugrundelegung des Gegenſtands⸗ 
wertes nach dem vertretenen Intereſſe an Stelle 
der feſten Einzelgebühr mit weitem Spielraum 
verlangt und nur event. bei Belaſſung des bisherigen 
Syſtems eine ausgiebige Erhöhung des Spielraums 
nach oben bei den verſchiedenen Einzelgebühren 
verlangt. 

Auch dieſe Reform unterblieb! 

Auch eine neue gemeinſame Eingabe der 
Kammern vom Dezember 1912 blieb ohne Erfolg, 
obwohl gerade auf die vom JM. betonte Not⸗ 
wendigkeit der Reform eindringlich hingewieſen 
worden war. Ebenſo blieb eine weitere gemeinſame 
Eingabe vom Jahr 1916 ohne greifbaren Erfolg. 
Auch dieſe Eingabe verlangte in der Hauptſache 
nur Erhöhungen des Spielraums unter Belaſſung 
des Prinzips der Verordnung. Die Kammer von 
Nürnberg verlangte mit Eingabe vom 25. März 
1918 den Kriegszuſchlag von 7/10. 

Dieſer Zuſchlag wurde mit VO. vom 27. April 
1918 verordnet; ebenſo wurde damals die Reiſe⸗ 
entihädigung in Anlehnung an die erhöhten Sätze 
der RGBO. erhöht. 

Die VO. vom 18. März 1919, die die Gebühren⸗ 
ſkala an die RGB. anglich, bezieht ſich nur auf 
die Rechtspflegeverordnung. 

Die Kritik der Verordnung hat ſich 
nach verſchiedenen Richtungen zu bewegen: 

1. Sie hat zuerſt die generelle Frage zu prüfen, 
ob freie Honorarvereinbarungen, oder ob feſte 
Taxen das richtige ſind; 

2. ſie hat zu unterſuchen, ob die Beſtimmungen 
der Verordnung alle rechtsgültig ſind; 

3. ſie hat zu prüfen, ob das der Verordnung 

zugrunde liegende Prinzip richtig, zweckmäßig 

und im Intereſſe der Anwaltſchaft gelegen iſt, 
insbeſondere eine der Tätigkeit und der Ver 


antwortlichkeit des Anwalts entſprechende Ver⸗ 


gütung darſtellt; 


4. fie hat zu erörtern, welche Mangel die Durchs 
ſührung der Verordnung im einzelnen zeigt; 
5. fie hat ſchließlich feſtzuſtellen, welche Richtlinien 
eine durchgreifende Reform einzuhalten hat. 


Ueber die Notwendigkeit einer durch⸗ 
greifenden Reform bedarf es eigentlich keine 
weiteren Ausführungen. Denn der Geiſt, von dem 
die beiden Verordnungen vom Jahre 1902 durch⸗ 
zogen ſind, iſt ein engherziger, kleinlicher und dem 
Anwaltsſtand nicht freundlicher. Dies kann ohne 
weiteres durch die eigenen Erklärungen der früheren 
Staatsregierung belegt werden. 


In der Begründung des Art. 10 des erſten 
Entwurfes der Rechtspflegeverordnung, der für die 
Zätigfeit des Anwalts im Nachlaß ⸗Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren an Stelle der ſonſt herrſchenden 
Einzelgebühren das Syſtem der Bauſchgebühren 
vorſchlägt, findet ſich folgender Satz: 


„Die Gründe die dazu geführt haben, die 
Gebühren des Rechtsanwalts in den Angelegen⸗ 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nach dem 
Syſtem der Einzelgebühren zu regeln, treffen 
hier nicht zu; es empfiehlt ſich vielmehr hier 
das Syſtem der Bauſchgebühren beizubehalten. 
Dieſe Art der Regelung wird auch zur Folge 
haben, daß die Rechtsanwälte ſelbſt für eine 
möglichſt raſche Erledigung des Augseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens, die im Intereſſe e der Beteiligten 
dringend geboten iſt, hinwirken“. 


Hier wird alſo den Anwälten von amtlicher 
Stelle doch ziemlich deutlich der ſchwerwiegende 
Vorwurf gemacht, daß ſie nur bei einem Syſtem 
der Bauſchgebühren das Intereſſe an einer raſchen 
Erledigung hätten. Die Folgerung für das Syſtem 
der Einzelgebühren und das Verhalten der Anwälte 
hiezu, wie es die Staatsregierung auffaßte, iſt 
dann leicht zu ziehen. Warum trotzdem dann im 
übrigen das Syſtem der Einzelgebühren eingeführt 
wurde, iſt umſoweniger einzuſehen. 

ad 1. Das Prinzip vollſtändig freier Honorar⸗ 
vereinbarungen an Stelle irgendwelcher behördlich 
vorgeſchriebener Gebührenſätze hat für den einzelnen 
Anwalt den großen Vorzug, daß es ihm vollſtändig 
überläßt, wie hoch er den Wert und Preis ſeiner 
Tätigkeit frei einſchätzt. — Es bietet aber einer⸗ 
ſeits ſowohl die Gefahr einer Ueberforderung (bei 
der den Anwälten gegenüber herrſchenden Stimmung 
muß aber alles vermieden werden, was auch nur 
einen ſolchen Anſchein der Ueberforderung erwecken 
kann) und andererſeits, insbeſondere mit Rückſicht 
auf die Ueberfüllung des Anwaltsſtands, die Mög⸗ 
lichkeit einer Preisunterbietung nach unten. Prin⸗ 
zipiell iſt aber dieſes Syſtem in all' den Fällen 
zu verwerfen, in denen ein unterliegender Gegner 
koſtenpflichtig iſt, z. B. 8 22 GO., § 63 ff. RS O., 
ZwangsenteignungsG. Art. 23, WaſſerGG. Art. 
169 / 194 uſw. — Denn in allen Fällen, in denen 
die in der Hauptſache entſcheidende Behörde im 
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Koſtenfeſtſetzungsverfahren den Betrag der vom 
Gegner zu erſtattenden Koſten feſtſetzen muß, bedarf 
ſie irgendwelcher Anhaltspunkte und Normen um 
dieſen Betrag richtig feſtſtellen zu können, und ich 
möchte bei vollſtändig freier, nicht durch irgend⸗ 
welche Normen feſtgelegter Koſtenberechnung nicht 
dem mehr oder weniger ſubjektiven Ermeſſen und 
Wohl⸗ oder Uebelwollen der Behörde anheim ge: 
geben ſein. Durch irgendwelche Normen geregelte 
Gebührenſätze ſind alſo bei dem derzeitigen Stand 
der Geſetzgebung nicht zu vermeiden; liegen aber 
auch, wenn nur dieſe Saͤtze richtig geregelt ſind, 
im eigenen Intereſſe der Anwaltſchaft. 2 
ad 2. Erhebliche Bedenken beſtehen gegen die 


Rechtsgültigkeit der Verordnung inſoweit, 


als fie Beſtimmungen enthält, die über den Zar: 
charakter der Verordnung hinausgeht. 8 612 
Abſ. 2, 8 632 Abſ. 2 BGB. Insbeſondere kommen 
in Betracht die in Art. 13 angeführten Beſtim⸗ 
mungen der 88 86 und 93 RGBO., die die Ein⸗ 
forderung der Gebühren von vorheriger Zuſendung 
der unterſchriebenen Koſtennota abhängig machen 
und für Honorarvereinbarungen Schriftlichkeit vor: 
ſchreiben, ſowie die Beſtimmung Art. 14 ff. der 
Verordnung, die das Klagerecht des Anwalts für 
ſeine Gebühren und Auslagen in Art. 19 gegen⸗ 
über dem Auftraggeber ausſchließen, wenn nicht 
vorher die zuläſſige Koſtenfeſtſetzung auf ſeinen 
oder auf des Auftraggebers Antrag hin geſchehen 
iſt. Was den erſten Punkt anlangt, ſo hat Fried⸗ 
länder, Bay3fR. Bd. 6 S. 295 ff., die Ungültig⸗ 
keit dargelegt, weil die Landesgeſetzgebung die reichs 
rechtlich gewährte Vertragsfreiheit nicht durch 
Formvorſchriften beſchränken kann. Das Kammer⸗ 
gericht (Rechtſprechung der OLG. Bd. 15 S. 180) 
verſucht für die preußiſche Landesgebührenordnung 
den gegenteiligen Standpunkt mit öffen tlichrech t⸗ 
lichen Erwägungen zu halten. In dem angeführten 
Aufſatz hat Friedländer dieſe Gründe der kammer⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung widerlegt. Eine weitere 
Erörterung der Kontroverſe muß ich mir hier ver⸗ 
ſagen. Die Gültigkeit der Art. 14ff., ins⸗ 
beſondere des Art. 19 ſucht die Begründung damit 
zu rechtfertigen, daß nur Beſtimmungen über das 
Maß des Anſpruchs des Anwalts getroffen werden 
ſollen, und daß die Beſtimmungen des Maßes der 
Gebühren des Anwalts nach Art. 5 des Gebühren⸗ 
geſetzes der Landesgeſetzgebung obliegen. Dieſes 
Argument kann für die Beſtimmungen des Art. 
14 bis 18, nämlich ſür das eigentliche Feſtſetzungs⸗ 
verfahren, richtig ſein. Es trifft aber für Art. 19 
nicht zu, der das zivilrechtliche Klagerecht des An⸗ 
walts aus dem Vertrag mit ſeinem Auftraggeber 
von der vorherigen Feſtſetzung des Betrags der 
Koſten und Auslagen abhängig macht und ohne 
dieſe Felſezung ausſchließt. Das iſt keine Be⸗ 
ſtimmung, die nur das Maß des Anſprucks betrifft, 
ſondern eine Beſtimmung, die den Anſpruch an 
ſeiner Wurzel faßt, ſeine Geltendmachung ſelbſt 
zeitlich aufſchiebt, bzw. überhaupt aufhebt. Es iſt 


daher falſch, wenn die Begründung ſagt, daß durch 
eine ſolche Regelung nicht die Entſcheidung über 
die Pflicht zur Zahlung der Koſten den Gerichten 
entzogen werde, ſondern nur beſtimmt werde, auf 
welchem Weg die Höhe der Vergütung geſunden 
werden ſoll. Denn Art. 19 geht über letzteres 
weit hinaus, da er das Recht der gerichtlichen 
Geltendmachung des Koſtenanſpruchs von den in 
Art. 19 beſtimmten Vorausſetzungen abhängig 
macht. Jedenfalls iſt alſo Art. 19 nicht durch 
8 5 des alten Gebührengeſetzes (jetzt des Koſten⸗ 
und Stempelgeſetzes) gedeckt. 

ad 3. Iſt das Syſtem der Einzelgebühren mit 
weitem Spielraum richtig, zweckmäßig und ſtellt 
es eine der Tätigkeit und Verantwortung des An⸗ 
walts entſprechende Vergütung dar? 

Die amtliche Begründung der Verordnung 


rechtfertigt dieſes Syſtem an Stelle des Syſtems 


der Gebührenbemeſſung nach dem Gegenſtandswert 
damit, daß die Gegenſtände der Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege in überwiegender Zahl einer 
Schätzung nach Geld nicht fähig ſeien und in ihnen 
der Wert auch da, wo von einem ſolchen geſprochen 
werden könne, einen richtigen Maßſtab für die 
Entlohnung des Anwalts häufig nicht bilde. Dieſe 
Begründung iſt nach allen Richtungen fal ſch: 

a) Große Gebiete der Verwaltung und Ver⸗ 
waltungsrechtspflege, insbeſondere das in neuerer 
Zeit für die Anwaltſchaft immer wichtiger werdende 
Gebiet der Reichs- und Landesſteuern, des Gebühren⸗ 
und Stempelweſens, find ver mögens rechtlicher 
Natur und es bildet die Bemeſſung der Gebühren 
nach dem Gegenſtandswert des vertretenen Intereſſes 
hier die einzig richtige und der Tätigkeit des An⸗ 
walts entſprechende Vergütung: 

Man nehme das Beiſpiel einer Kriegsſteuer⸗ 
reklamation, bei der erhöhte Abſchreibungen auf 
die Aktiven der Bilanz und die Zuläſſigkeit eines 
Umſtellungskontos für die Friedenswirtſchaft und 
eines ſeparaten Kontos für allgemeinen Minder⸗ 
wert des Unternehmens im Geſamtbetrag von 
500 000 M ftrittig und ſohin Beſchwerdegegenſtand 
ſind. Hier bekommt der Anwalt nach Art. 1 eine 
Informationsgebühr von höchſtens 52 M, event. 
für ſchriftliche Ratserteilung an den Klienten 26 M, 
für die Beſchwerde 52 M, für die Wahrnehmung 
des Termins am Steuerausſchuß 65 M und für 
die Wahrnehmung des Termins vor der Berufungs⸗ 
kommiſſion noch einmal 65 , dazu die Bauſch⸗ 
ſätze! Hat der Anwalt das Unglück auswärts zu 
wohnen, ſo darf er für die Wahrnehmung des 
Termins bei der Berufungskommiſſion von ſeinen 
Diaͤten noch erheblich daraufzahlen, denn mit den 
25 M Tagesdiäten und 8 M für Uebernachten 
dürfte ihm ein Auskommen auch bei beſcheidenen 
Anſprüchen ſchwer fallen. Sobald er aber gegen 
den Beſcheid der Berufungskommiſſion die Rechts⸗ 
beſchwerde an den Reichsfinanzhof ein⸗ 
legt, kommen nach $ 73 NFHD. die Gebühren 
der Reichsgebührenordnung in Frage, bemeſſen 
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nach dem Gegenſtandswert von 500000 M und 
zwar eine Prozeßgebühr, bei mündlicher Verhand⸗ 
lung die Verhandlungsgebühr, event. bei Beweis⸗ 
anordnung die halbe Beweisgebühr und event. noch 
die weitere halbe Verhandlungsgebühr mit dem 
Maximalbauſchſatz. Nach der von mir in der 
JW. 1919 Heft 3 vertretenen Meinung kommen 
die Gebühren, zum ¼i10⸗Anſatz in Frage, nach der 
Meinung des Herrn Kollegen Dr. Lüdermann in 
Heft 5 kommen die 10⸗Gebühren in Anſatz. Die 
1⅜10⸗Gebühr beträgt 804.70 M, die 1è10 Gebühr 
928.50 M. Es iſt nun ſchon an und für fi 
eine Inkonſequenz, wenn im Inſtanzenzug eines 
Verfahrens die Berechnung der Gebühren nach zwei 
grundverſchiedenen Prinzipien erfolgt. Dieſe In⸗ 
konſequenz wird aber noch größer durch die Be⸗ 
ſtimmung des $ 73 Satz 2 der RFHO. Denn 
wenn im Verfahren vor dem Reichsfinanzhof auf 
deſſen Erſuchen Landesbehörden tätig werden, fo 
gilt für die Tätigkeit vor dieſen, z. B. Beweis⸗ 
aufnahme durch ein erſucktes Rentamt, die bayer. 
Verwaltungsgebührenordnung, ſo daß in einer 
Inſtanz ſogar Berechnung der Gebührenſätze nach 
zwei verſchiedenen Prinzipien erfolgen kann. Schon 
dieſes Durcheinander auf dem großen Gebiete des 
des Steuerrechts müßte eigentlich Veranlaſſung 
geben, das Landesrecht wenigſtens an das reichs⸗ 
rechtliche Prinzip der Bemeſſung nach dem 
Gegenſtandswert anzugliedern. Aber nicht nur 
das Steuer⸗ und Gebüährenrecht, ſondern auch 
weite ſonſtige Gebiete der Verwaltung 
und Verwaltungsrechtspflege ſind ver⸗ 
mögensrechtlicher Natur und einer Schätzung 
in Geld fähig. Man denke an Gemeindenutzungs⸗ 
ſtreitigkeiten, Verfahren nach § 16 ff. Gewerbe O., 
Baulaſtſtreitigkeiten, Unterſtützungsſtreitigkeiten, 
Waſſerrechts⸗ und Enteignungsangelegenheiten. 
Dazu kommt, daß die Reichs⸗ und Landesbehörden 
ihre ſtaatlichen Gebühren und Koſten in 
ſteigendem Umfang nach dem Wert des Gegenſtands 
und des in Frage kommenden Intereſſes bemeſſen. 
8 51 R500. hat Gebühren nach dem Werte des 
Streitgegenſtands nach § 8 des Gerichtskoſtengeſetzes 
und als Mindeſtgebühr 50 ; bei beſonderer 
Bedeutung des Streitgegenſtandes für den Pflich⸗ 
tigen oder beſonderem Umfang des Streitgegen⸗ 
ſtandes kann der Senat eine Erhöhung der Gebühren 
bis auf das Doppelte beſchließen. Bei mündlicher 
Verhandlung oder Beweisaufnahme erhöhen ſich 
die Gebühren ohne weiteres auf das Doppelte. 
Alſo auch hier das Prinzip der Gebührenbemeſſung 
nach Umfang und Tatigkeit der Sache kombiniert 
mit der Bemeſſung nach dem Streitgegenſtand. 
Auch das bayer. Koſten- und Stempelgeſetz 
hat dieſe Abſtufungen der ſtaatlichen Gebühren und 
Stempel nach dem Gegenſtandswert in dem ver⸗ 
ſchiedenſten Umfang, z. B. in Art. 82 ff., 88 des 
Koſtengeſetzes bei den Gebühren in Vormundſchafts⸗ 
ſachen nach dem Vermögen. In Art. 56 bei den 
Regiſtereintragungen nach der Jahresgewerbeſteuer. 
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In Ark. 116 ff. bei Grundbuchſachen, in Art. 127 
bei Beſtätigung der Adoptionsverträge; aber auch 
in Verwaltungsſachen, z. B. in Art. 169 Ziff. 2 
und 3, Volljährigkeitserklärungen, verſchiedene Dis⸗ 
penſe im Eherecht, Ehelichkeitserklärungen uſw. oder 
in Art. 27 des Stempelgeſetzes, in Tarif 11 IC 
bei Muſikautomaten⸗Aufſtellung nach dem Wert 
des Automaten, in Tarif 19 Abſ. 2 bei Apotheker⸗ 
konzeſſionen nach dem Maßſtab des Jahresertrags, 
in Tarif 19 V, bei Betriebsgenehmigung von Gaſt⸗ 
wirtſchaften bis zu 5000 M nach dem Jahrespacht⸗ 
ertrag und bei Gaſtwirtſchaftsneuerrichtungen big 
zu 10000 . Was aber dem Staat recht iſt, 
muß auch den Anwaͤlten billig fein. Die Gebühren⸗ 
berechnung nach dem Gegenſtandswert iſt aber für 
den Anwalt der einzig richtige, ſeiner Tätigkeit 
und feiner Verantwortung entſprechende Maßſtab. 
Die geringeren Wertsklaſſen ſollen aus ſozialen 
Geſichtspunkten entſprechend weniger belaſtet werden. 
Dieſem berechtigten Verlangen muß unbedingt Rech⸗ 
nung getragen werden. Der notwendige Ausgleich 
kann alſo da nur geſchaffen werden durch eine 
Bemeſſung der Vergütung nach dem Werte des 
Gegenſtands unter progreſſiver Belaſtung der 
höheren Wertsklaffen. Weiter aber muß die bei 
den höheren Wertsklaſſen auch abſolut (nicht relativ) 
höhere Verantwortlichkeit des Anwalts und geſteigerte 
Haftung und ſein abſolut höheres Riſiko ihren 
finanziellen Ausgleich finden in einer dieſem Riſiko 
und dieſer erhöhten Verantwortung gleichlaufenden 
und gleichgeſteigerten Vergütung. Die Möglichkeit 
nach Art. 11 der Verordnung in beſonders wichtigen 
Fällen ſich eine das höchſte Maß überſteigende 
Gebühr bewilligen zu laſſen, kann, wie Buhmann 
mit Recht betont, keinen Ausgleich für das falſche 
Grundprinzip der Verordnung bilden. Denn einmal 
iſt auch eine Erhöhung dieſer feſten Gebühr, ſelbſt 
um das Doppelte, geradezu lächerlich gering in 
großen und wichtigen Sachen, und dann iſt der 
Anwalt auch in dieſem Fall dem Wohlwollen der 
Behörde, die nach Art. 14 ff. die Koſten gegenüber 
dem Mandanten feſtzuſetzen hat, überlaſſen. So 
wie Art. 4 der alten Advokatenordnung vom 
Jahre 1852 ausnahmsweiſe nach vorſichtigem Er⸗ 
meſſen eine erhöhte Verfaßgebühr bewilligen ließ, 
ſoll auch Art. 11, deſſen Begründung ſich auf 
dieſen Art. 4 beruft, nur eine Ausnahmebeſtimmung 
ſein, da der Entwurf davon ausgeht, daß die Spiel⸗ 
räume weit genug ſeien, um in den meiſten Fällen 
eine ausreichende Vergütung zu bewilligen. 

b) In den Gegenſtänden der Verwaltung und 
Verwaltungsrechtspflege, in denen der Gegenſtand 
nicht vermögensrechtlicher Natur iſt, iſt 
aber gerade ſo gut wie in den gleich gearteten 
Gegenſtänden der Zivilrechtspflege eine Schätzung 
in Geld möglich. Denn was die Gerichte können, 
muß gerade ſo gut für die Verwaltungsbehörde 
möglich ſein. Es muß nur die Skala, innerhalb 
deren die Schätzung zu geſchehen hat, weit genug 
geſteckt ſein, und es muß nur die Behörde, die den 
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Gegenſtandswert feſtzuſetzen hat, weitherzig und 
großzügig genug ſein, um einen den wirklichen 
Intereſſen der Beteiligten entſprechenden Gegen⸗ 
ſtandswert feſtzuſetzen, und ſie darf ſich nicht von 
der Erwägung leiten laſſen, daß bei höherer Feſt⸗ 
ſetzung des Gegenſtandswertes die Koſten zu hoch 
kamen. Denn die Verbilligung der Rechtspflege 
und Verwaltung iſt ein Schlagwort, deſſen Aus⸗ 
führung ſeine Grenze da haben muß, wo berech⸗ 
tigte Intereſſen anderer mit ihm in Konflikt 
kommen. Reich und Staat haben ſich ja durch 
dieſes Schlagwort nicht davon abbringen laſſen, 
in den höheren Wertsklaſſen ihre Koſten und Ge⸗ 
bühren entſprechend hoch anzuſetzen. Es iſt des⸗ 
halb auch kein Grund einzuſehen, warum für die 
Anwaltſchaft als das zur Ausübung der Rechts⸗ 
pflege und Verwaltung mitberufene Organ eine 
andere Norm und ein anderes Maß gelten ſoll. 

Dieſe Feſtſetzung nach dem Gegenſtandswert 
bei nichtvermögensrechtlichen Angelegenheiten inner⸗ 
halb der Skala, die die Behörde, bei der die An⸗ 
gelegenheit anhängig iſt, vorzunehmen hätte, ſtellt 
gar nichts prinzipiell Neues für die 
Behörde dar. Denn wenn bei der gegen⸗ 
wärtigen Verordnung die feſten Gebühren inner⸗ 
halb eines Minimal⸗ und Maximalſatzes Spiel» 
raum haben, ſo iſt es ja auch die Behörde, die 
nach Art. 10 bei Ausmeſſung der Gebühr im 
Einzelfall die objektiven und fubjektiven Momente 
des Falles zu prüfen und darnach den Satz zu 
bemeſſen hat, wenn fie im Verfahren nach Art. 14ff. 
die Koſten gegenüber dem Auftraggeber feſtſetzt, 
wobei das Geſetz ja foweit geht, das Klagerecht 
von vorheriger Feſtſetzung abhängig zu machen. 
So gut aber die Behörde die Gebührenbeträge 
innerhalb des Spielraums im Einzelfall nach ihrem 
pflichtgemäßen Ermeſſen beſtimmt, ſo gut kann ſie 
auch innerhalb der Skala den Gegenſtandswert 
unter Anwendung der gleichen Grundſätze feſtſetzen. 
Für die Tätigkeit des Anwalts aber iſt auch in 
dieſen Angelegenheiten die Vergütung nach 
dem richtig bemeſſenen Intereſſe des 
Auftraggebers die einzig richtige. 

Es wird ſich dann fragen, ob das Prinzip der 
Einzelgebühren nach dem Gegenſtands⸗ 
wert oder das Prinzip der Reichsgebührenordnung 
mit ſeinen Bauſchgebühren den Vorzug ver⸗ 
dient? Auch hier geht die Begründung der Ver⸗ 
ordnung davon aus, daß das Syſtem der Bauſch⸗ 
gebühren nur für Verwaltungsſtreitſachen in Be⸗ 
tracht kommen könnte, da hier in ſich abgeſchloſſene 
Verfahren vorliegen, in denen ſich die Tätigkeit 
des Anwalts im voraus überſehen läßt. Die ein⸗ 


zelnen Angelegenheiten der Verwaltung dagegen 


ſeien zu verſchieden voneinander, als daß ſich durch 
Bauſchgebühren eine nur einigermaßen gerechte 
Vergütung der Berufstätigkeit des Anwalts er⸗ 
zielen ließe. Für dieſe Angelegenheiten würde des⸗ 
halb dem Syſtem der Einzelgebühr der Vorzug 
zu geben ſein. Es beſtehe aber auch hier kein 
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zwingender Anlaß, für die Verwaltungsrechtsſachen 
andere Gebühren als für die Angelegenheiten der 
Verwaltung zu beſtimmen. Ich kann dieſe Meinung 
nicht teilen. Schon Zweckmäßigkeitsgründe 
und Gründe der Geſchäftsvereinfachung 
ſprechen gegen das Einzelgebührenſyſtem. Eine 
Gebührenordnung ſoll einfach, klar und raſch zu 
handhaben ſein. Eine Einzelgebührenordnung aber 
erfüllt nur dann ihren Zweck die Tätigkeit des 
Anwalts entſprechend abzugelten, wenn ſie mög⸗ 
lichſt viel gebührenpflichtige Akte enthält. Dies 
letztere war ja auch bei der alten Verordnung vom 
Jahre 1852 der Fall. Es widerſpricht dies aber 
dem an die Spitze geſtellten Prinzip der Einfach⸗ 
heit der Gebührenordnung. Die Bearbeitung eines 
Aktes nach den Grundſätzen der Einzelge bühren iſt, 
ſobald der Akt einmal einen größeren Umfang 
angenommen hat, eine mühſame und zeitraubende. 
Sie erfordert oft eine nachträgliche Prüfung, ob 
die in Anſatz zu bringenden Briefe wirklich Rechts⸗ 
ausführungen oder ſachliche Auseinanderſetzungen 
enthalten, ob die Anträge und Erklärungen an die 
Behörden unter Art. 3 Abſ. 1 fallen, oder ob ſie 
nicht nach Art. 3 Abſ. 2 außer Betracht zu laſſen 
find. Im Einzelfall iſt der Unterſchied zwiſchen 
einem Schreiben an den Auftraggeber mit er⸗ 
betenem Rat oder der Ausarbeitung eines Gut⸗ 
achtens mit juriſtiſcher Begründung oft nicht leicht 
feſtzuſtellen. Nicht als geringſtes Argu⸗ 
ment kommt aber bei allen Einzelgebühren⸗Ver⸗ 
ordnungen in Betracht, daß die Anwaltſchaft auch 
den Schein des Vorwurfs vermeiden muß, mehr 
gebührenpflichtige Akte vorgenommen zu haben, 
als im Intereſſe der Sache notwendig geweſen ſei, 
und daß es nicht im Intereſſe des Anwaltsſtandes 
gelegen iſt, ſolche Fragen im Feſtſetzungsverfahren 
gegenüber dem erſtattungspflichtigen Gegner oder 
in dem Feſtſetzungsverfahren nach Art. 14 ff. von 
der Behörde entſcheiden zu laſſen, die, wenn ſie 
in der Hauptſache einen anderen ſachlichen Stand⸗ 
punkt eingenommen hat, von dieſem Standpunkt 
auch im Koſtenfeſtſetzungsverfahren eine abweichende 
Meinung einnehmen kann. All dieſe Unzuträg⸗ 
lichkeiten werden bei Einführung einer 
Bauſchgebührenordnung vermieden. Daß 
das Syſtem der Bauſchgebühren in Verwaltungs⸗ 
rechts⸗, Steuerſachen und ſonſtigen Gebührenange⸗ 
legenheiten möglich und zwedmäßir iſt, ergibt ſich 
aus den Beſtimmungen der RH. und iſt von 
mir bei der Prüfung der Frage der Gebühren: 
bemeſſung nach dem Gegenſtandswert dargelegt 
worden. Ich kann aber auch keinen Grund dafür 
einſehen, warum ſeine Einführung bei den An⸗ 
gelegenheiten der inneren Polizeiverwaltung nicht 
möglich fein ſollte. Ihre Verſchiedenartigkeit bildet 
jedenfalls keinen Hinderungsgrund. Dieſer Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit kann durch eine Staffelung der 
Bauſchgebühren genügend Rechnung getragen 
werden. Direkte Bauſchgebühren mit Spielraum 
nach dem Prinzip des Art. 10 haben wir ja in 


der geltenden Forderung ſchon bei der Vergleichs: 
und Urkundsgebühr der Art. 6 und 7. Einen wenn 
auch verkehrten Anſatz zur Bauſchgebühr haben wir 
in der Beſtimmung des Art. 6 Abſ. 2. Deutlicher 
iſt das Prinzip der Bauſchgebühr in Art. 14 der 
Rechtspflegeverordnung infofern zum Anſatz ge: 
kommen, daß Informations-, Rats⸗, Antrags: und 
Briefgebühr in einer Inſtanz zuſammen, ebenſo 
wie die Terminsgebühren nur eine Gebühr aus⸗ 
machen dürfen. Die Natur der Verwaltungsan⸗ 
gelegenheiten bildet alſo kein Hindernis für eine 
Bauſchgebührenordnung, wohl aber ſprechen dafür 
die Grundſätze der Einfachheit und Klarheit und 
das eigene Intereſſe der Anwaltſchaft. 

ad 4. Eine Erörterung der Mängel 
der geltenden Verordnung im einzelnen 
kann ich, nachdem ich feſtgeſtellt habe, daß die 
Grundprinzipien einer Reform bedürfen, ſehr kurz 
faſſen. Ich hebe nur ſolgende Punkte hervor: 

a) Das Konſumtionsprinzip des Art. 1 
Abſ. 4, Art. 2 Abſ. 4, Art. 6 Abſ. 2 iſt unbedingt 
zu verwerfen, denn es widerſpricht dem Syſtem 
der Einzelgebührenverordnung, möglichſt viel ge⸗ 
bührenpflichtige Akte zu enthalten. Es iſt auch 
kein Grund einzuſehen, warum die oft langwierige 
Korreſpondenztätigkeit vor dem Prozeß deshalb 
ohne Vergütung bleiben ſoll, weil ſpäter ein Prozeß 
entſteht. Die Beſtimmung iſt geradezu eine Prämie 
gegen eine vorprozeſſuale und prozeßhindernde 
Tatigkeit. Ebenſo beſteht kein Grund, die Gebühr 
für Ratserteilung durch die Antrags⸗, Briefs⸗ und 
Terminsgebühr abzugleichen; die Beſtimmung des 
Art. 6 Abſ. 2 ſchließlich, die anſcheinend der Be⸗ 
ſtimmung der Reichsgebührenordnung nachgebildet 
wurde, daß bei gerichtlichen Vergleichen nur die 
halbe Vergleichsgebühr anfällt, entbehrt ebenfalls 
jeder ſachlichen Begründung, zumal ja die dies⸗ 
bezügliche Beſtimmung der Reichsgebührenordnung 
auch längſt in Wegfall gekommen iſt. 


b) Eine Vergükung für die Tätigkeit im 


Beweisverfahren erhält der Anwalt nur dann, 
wenn er der Beweisaufnahme ſelbſt beiwohnt und 
zwar als Terminsgebühr. Wie Buhmann mit 
Recht hervorgehoben hat, fehlt der Tätigkeit des 
Anwalts jede Vergütung, wenn er der Beweis⸗ 
aufnahme nicht beiwohnt, ſondern nur ſonſtige 
„Vorbereitungen für die Beweisaufnahme trifft. 
Auch das widerſpricht dem Prinzip der Einzel⸗ 
gebührenordnung, wonach jede ſachliche Tatigkeit 
beſonders honoriert werden ſoll. 

c) Die Sätze des Art. 12 für die Reiſeent⸗ 
ſchädigung ſind lächerlich gering, trotz ihrer 
jüngſten Erhöhung. Diät und Uebernachtungs⸗ 
entſchaͤdigung find den jetzigen Geldwertverhältniſſen 
nicht entſprechend. Auch der Erſatz der Reiſeaus⸗ 
lagen muß entſprechend erhöht und zwar muß außer 
der Einführung des Zu⸗ und Abgangs für jede 
Fahrt ein entſprechendes Kilometergeld, nicht bloß 
Erſatz der tatſächlichen Auslagen gegeben werden. 
Denn lediglich in dieſem Kilometergeld lag bisher 
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der Erſatz der dem Anwalt durch ſeine Abweſen⸗ 
heit vom Ort während dieſer Abweſenheit ent⸗ 
gehenden ſonſtigen Berufsgeſchäfte. 

d) Im Feſtſetzungsverfahren iſt kein 
Grund einzuſehen, warum nach Art. 17 Satz 2 
dem Anwalt keine Gebühren zuſtehen ſollen. Wenn 
das Feſtſetzungsverfahren ſelbſt für die Anſprüche 
gegenüber dem Auftraggeber obligatoriſch iſt, ſo 
muß es auch beſonders abgegolten werden. 

e) Streit herrſcht ſeit langem über die Frage 
der Zweckmäßigkeit der Beſtimmung der 
ſchriftlichen Honorarverein barung (ab 
geſehen von der Frage der Zuläſſigkeit. dieſer Be 
ſtimmung durch die Landesgebührenordnung). Die 
Honorarvereinbarung als Regel oder haͤufig vor⸗ 
handene Maßnahme iſt immer ein Zeichen für die 
Unzulänglichkeit der geſetzlichen Taxe, und es kann 
für den Anwalt im Einzelfall peinlich und mißlich 
ſein, das Verlangen einer Honorarvereinbarung 
mit dieſen unzureichenden Taxen begründen zu 
müſſen. Gerade deshalb aber hat die geſetzliche 
Vorſchrift der Schriftlichkeit wenigſtens den Vorzug, 
ein klares und ſicheres Rechtsverhältnis und Beweis⸗ 
mittel zu ſchaffen. Es liegt meines Erachtens 
nicht im Intereſſe des Anwaltsſtandes, wenn eine 
mündliche Honorarvereinbarung ſpäter aus irgend⸗ 
welchen Gründen vom Klienten beſtritten würde, 
und dann im Prozeß durch das Beweismittel der 
Eideszuſchiebung — ein anderes könnte ja in den 
meiſten Fällen wohl kaum in Betracht kommen — 
der Beweis erbracht werden müßte, womöglich eine 
oder beide Parteien ſich zum richterlichen Eid er⸗ 
bieten würden. 

Hier bietet die ſchriftliche Vereinbarung, die 
aber auch in Form des Briefwechſels oder durch 
tatſächliche Erfüllung des ſchriftlich vom Anwalt 
geſtellten Honorarverlangens gültig müßte verein⸗ 
bart werden können, klare und ſichere Rechtsver⸗ 
hältniſſe, und aus dieſem Grund allein kann ich 
mich der Strömung gegen die Aufhebung des 8 98 
nicht anſchließen, wenn 8 93 in der von mir vor⸗ 
geſchlagenen Form abgeändert würde. 

ad 5. Die Richtlinien, in denen ſich 
eine neue Verordnung zu bewegen hätte, 
wären ſohin folgende: 

1. Eine Zuſammenfaſſung der beiden Verord⸗ 
nungen analog dem zweiten Entwurf vom Jahre 
1901 wäre zweckmäßig ſchon um Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreite und Bedenken zu vermeiden; begegnet aber 
ſolange Schwierigkeiten, als nicht beide Verord⸗ 
nungen auf gleichen Prinzipien aufgebaut werden. 

2. Eine ſelbſtaͤndige Verordnung für die An: 
gelegenheiten der Verwaltung und Verwaltungs⸗ 
rechtspflege muß das Gebiet, auf das ſie ſich be⸗ 
zieht, deutlich abgrenzen. Beſonderer Regelung 
unterliegen zurzeit das Sozial⸗Verſicherungsrecht, 
deſſen Gebührenregelung ſich im RGBl. 1911 
S. 1094 und GVBl. 1912 S. 363 für das Ver⸗ 
fahren vor dem Landesverſicherungsamt befindet; 
das Verfahren vor dem Reichsfinanzhof, das in 
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8 73 RTHD. geregelt iſt und das Militärver⸗ 
ſorgungsrecht (RGBl. 1919 S. 266 und GVBl. 
1919 S. 69 ff. und 239 ff.). In Erwägung wäre 
jedoch zu ziehen, ob nicht die Gebühren für die 
letztere Tätigkeit, da es ſich um rein vermögens⸗ 
rechtliche Anſprüche handelt, einfach den Beſtim⸗ 
mungen der Verwaltungsgebührenordnung zu unters 
ſtellen wären. Wie dies auch Meisner in der 
JW. 1919 S. 410 und 411 anregt. 

Die Beſtimmung des Art. 20 der geltenden 
Verordnung (Berufstätigkeit im landrechtlichen 
Straſverſahren, im Verwaltungsweg und im Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren) werden wohl im Prinzip bleiben 
können, doch müßten die Sätze um das Doppelte 
oder Dreifache erhöht werden. 

3. Im übrigen geſchieht die Gebührenbemeſſung 
nach dem Gegenſtandswert: 

a) Bei vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
gelten für die Werts berechnung die Sätze der Reichs⸗ 
gebührenordnung mit 100% igem Zuſchlag und 
einer von beſtimmten Wertsklaſſen an progreſſiven 
weiteren Steigerung. Auf die Wertsberechnung 
finden die Beſtimmungen der 88 9, 11, 12, 13 
GKG. entſprechend Anwendung. Für die wohl 
kaum vorhandenen Fälle des 8 9 Abſ. 1 GKG. 
(Streite über Miet: und Pachtverhältniſſe auf 
längere Zeit als 1 Jahr) iſt durch Weglaſſung 
des 8 94 1 GKG. der 88 ZPO. für maßgebend 
erklart, der den Betrag des auf die geſamte ſtreitige 
Zeit fallenden Zinſes event. den geringeren 25⸗ 
fachen Betrag maßgebend erklärt. Durch Anführung 
dieſer Beſtimmung des 88 ZPO. iſt erreicht, daß 
in zeitlich begrenzten Genehmigungsangelegenheiten 
der Betrag der Zahlungen für die ganze Zeit als 
Gegenſtandswert in Betracht kommt. 

b) In nicht vermögensrechtlichen Angelegen⸗ 
heiten iſt der Gegenſtandswert zwiſchen 1000 M 
und 500 000 M je nach den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles, der Wichtigkeit der Angelegenheit 
für den Auftraggeber, ſeinen finanziellen Verhält⸗ 
niſſen beſonders feſtzuſetzen. Ein Normalſatz von 
2000 M, wie ihn das RG K. hat, iſt unbedingt 
abzulehnen. Vielmehr iſt der Gegenſtandswert in 
jedem Fall individuell unter Berüdfichtigung aller 
in Betracht kommenden Verhältniſſe feſtzuſetzen. 
Die Untergrenze von 200 M der Rechtspflegever⸗ 
ordnung iſt viel zu gering, ebenſo die Obergrenze 
von 100 000 M. 

1 > Folgende Gebühren ſollen dem Anwalt zus 
ehe 

a) Für jede Inſtanz eine Betriebsgebühr 
in Höhe von 0 bis 20, für den ganzen Bes 
trieb der Angelegenheit, Briefe, Rat, Akteneinſicht. 
Innerhalb des Rahmens von /e bis 3/0 iſt der 
jeweilige Betrag zu wählen und feſtzuſtellen nach 
dem Maß der von dem Anwalt entfalteten Tätig⸗ 
keit, dem Umfang und der Schwierigkeit der Sache, 
ihrer Bedeutung für den Auftraggeber und ſeiner 
finanziellen Leiſtungsfähigkeit. Es wird alſo nicht 
eine ſeſte Bauſchgebühr gewählt, ſondern um der 


Verſciedenheit des Einzelſales gerecht werden zu 
können, eine Bauſchgebühr mit Spielraum. 

b) Für Anträge aller Art in der Inſtanz eine 
Antragsgebühr von %o. 

c) Für Terminswahrnehmungen aller Art für 
die Inſtanz eine Terminsgebühr von 10. 

d) Für die Tätigkeit im Beweisverfahren der 
Inſtanz eine Beweisgebühr in Höhe von / 10. 

e) Da Derminsanberaumungen und Beweis⸗ 
anordnungen im Verwaltungs- und Verwaltungs⸗ 
rechtsverfahren reine Offizialangelegenheiten ſind, 
empfiehlt ſich eine Beſtimmung dahin, daß, wenn 
die Anzahl der Termine in der Inſtanz mehr als 
zwei beträgt, die Terminsgebühr (nicht aber die 
Beweisgebühr) ſich um 7/0 für jeden weiteren 
Termin bis höchſtens 5/1 erhöht. 

f) Für die Mitwirkung beim Abſchluß des 
Vergleichs die volle Vergleichsgebühr von %0, die 
ſich nicht verringert, wenn der Vergleich in einem 
Termin abgeſchloſſen wird. 

g) Für den Entwurf einer Urkunde oder deren 
Durchprüfung über ein Rechtsgeſchäft eine Gebühr 
von 5/10 bis 10, da auch hier der Verſchiedenheit 
der Fälle durch einen Spielraum Rechnung ge⸗ 


tragen werden muß. 


h) Die Möglichkeit der Bewilligung einer die 
aufgeführten Sätze überſteigenden Gebühr kann 
wegfallen, da die Möglichkeit einer Honorarverein⸗ 
barung für Ausnahmefälle genügt. 

j) Für die Reiſeentſchädigung muß entſprechen⸗ 
des Taggeld, Uebernachtungsentſchädigung, Zu- und 
Abgang und Kilometergeld gewährt werden. 

k) Die Vergütung für Auslagen für Schreib⸗ 
werk und Porto der eigenen Poſtſendungen ſoll 
40 % der einzelnen Gebühren ohne Maximalbe⸗ 
grenzung nach oben betragen. 

J) In allen Angelegenheiten, die vor Behörden 
jeder Art und Stufe anhaͤngig waren und von 
dieſen entſchieden wurden, haben Anwalt und Klient 
das Recht des Antrags auf Feſtſetzung des Gegen⸗ 
ſtandswerts. Dieſer ſeſtgeſetzte Gegenſtandswert iſt 
dann auch maßgebend für den Gebührenanſpruch, 
ſoweit er ſich nicht auf Honorarvereinbarung ſtützt. 
Weitere Beſchränkungen der Geltendmachung des 
Gebührenanſpruchs gegenüber dem Mandanten ſollen 
aber nicht feſtgeſetzt werden; eine Beſtimmung wie 
Art. 19 iſt unnötig. Wird im Gebührenprozeß der 
Gegenſtandswert ſtreitig, ſo muß das Feſtſetzungs⸗ 
verfahren durch die zuſtändige Verwaltungsbehörde 
von einer der Parteien beantragt werden; das 
Maß der Gebühren aber innerhalb der Staffelung 
(dieſe kommt nur bei der Informations- und Ur⸗ 
kundengebühr in Frage, da bei den Termins⸗ 
gebühren der Satz automatiſch nach der Zahl der 
Termine ſteigt) ſoll nur der Entſcheidung des 
Gerichts unterliegen. 

m) Eine Generalklauſel wie in Art. 22 der 
alten Verordnung iſt nicht nötig, da in allen nicht 
beſonders geregelten Fallen die Betriebsgebühr 
vollkommen ausreichen dürfte. 


Den Rohentwurf einer Verordnung, wie er ſich 
aus den Darlegungen ergibt, lege ich vor!) und 
beantrage: 

die Staatsregierung zu erſuchen, eine 
Aenderung der Verwaltungsgebührenverordnung 
im Sinne dieſes Entwurfes alsbald in die Wege 
zu leiten. 

Die Vielgeſtaltigkeit des Lebens läßt ſich nie⸗ 
mals reſtlos unter Paragraphen einordnen; jede 
geſetzliche Normierung enthält Lücken und Un⸗ 
ſtimmigkeiten. Unſer Ziel kann nur ſein, eine 
Regelung zu finden, die den Verhältniſſen des 
Lebens und zugleich den berechtigten Lebens⸗ 
intereſſen des Anwaltsſtands wenigſtens einiger⸗ 
maßen gerecht wird. Ich glaube, daß dieſes Ziel 
durch die vorgelegten Vorſchläge annähernd erreicht 
wird; jedenfalls beſſer auf dem von mir vorge⸗ 
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) Der Entwurf lautet folgendermaßen: 


Entwurf einer Berorbunug der Gebühren 
der Rechtsanwälte in den Angelegenheiten der Verwaltung 
und der Berwaltungsrechtspflege betr. 


8 1. 

In den Angelegenheiten der Verwaltung und Ver⸗ 
waltungsrechtspflege gelten für die Berufstätigkeit der 
Rechtsanwälte, ſoweit nicht beſondere reichs⸗ oder 
landesrechtliche Beſtimmungen in Frage kommen, die 
folgenden Beſtimmungen: 


8 2. 


Der Rechtsanwalt erhält in einer Inſtanz folgende 
nach dem Gegenſtandswert bemeſſene Gebühren: 

a) für den ganzen Betrieb der Angelegenheit, ins⸗ 
beſondere die Aufnahme der Informationen, den 
geſamten Briefwechſel, die Akteneinſicht, eine Be⸗ 
triebsgebühr von zehn bis zwanzig Zehntel; 

b) für Anträge, Erklärungen und Beſchwerden aller 
Art eine Antragsgebühr von zehn Zehntel; 

c) für Terminswahrnehmungen aller Art eine Ter⸗ 
minsgebühr von zehn Zehntel; . 

d) für die Tätigkeit im Beweisaufnahmeverfahren 
eine Beweisgebühr von fünf Zehntel; 

e) überſteigt die Anzahl der Termine in einer In⸗ 
ſtanz die Zahl von 2, ſo erhöht ſich die Termins⸗ 
gebühr um weitere zwei Zehntel für jeden Termin 
bis zum Höchſtbetrag von zwanzig Zehntel; 

f) für die Mitwirkung beim Abſchluß eines Ver⸗ 
gleichs: eine Vergleichsgebühr von zehn Zehntel; 

g) für den Entwurf oder Durchprüfung einer Ur⸗ 
kunde über ein Rechtsgeſchäft eine Urkundsgebühr 
von fünf bis fünfzehn Zehntel. 


8 3. 


Der Gegenſtandswert wird nach folgenden Grund— 
ſätzen berechnet: 

1. In vermögensrechtlichen Angelegenheiten gelten 
die Sätze der Reichsgebührenordnung für Rechtsan⸗ 
wälte mit einem 100% ö igen Zuſchlag und der Bros 
areſſion, wie ſie in der künftigen landesrechtlichen 
Gebührenordnung für die Angelegenheit der Rechts⸗ 
pflege und Juſtizverwaltung beſtimmt iſt. 

Auf die Wertsberechnung finden die Beſtimmungen 
der 88 9, 11 und 12 des Reichsgerichtskoſtengeſetzes 
entſprechend Anwendung. 

2. In nicht vermögensrechtlichen Angelegenheiten 
iſt der Gegenſtandswert in jedem Einzelfall zwiſchen 
1000 M und 500 C00 M beſonders feſtzuſtellen. 
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ſchlagenen Weg als nach dem bisher geltenden, 
nach Prinzip und Einzelausgeſtaltung unzureichen⸗ 
dem und verfehltem Gebührenrecht.“ (Lebhafter 
Beifall.) ö 

Am Nachmittage des erſten Tages eröffnete 
Dr. Friedländer die Diskuſſion mit der Bitte, 
zunächſt die großen Grundlinien zu erörtern und 
Sonderwünſche zurückzuſtellen, damit man baldigſt 
mit einheitlichem Willen vor die Regierung treten 
könne. . 

Es ſolle zuerſt die Reform der Rechtspflege⸗ 
verordnung, dann die der Verwaltungsverordnung 
beſprochen werden. 


8 4. 

Soweit in den Beſtimmungen der gegenwärtigen 
Verordnung für die Bemeſſung des Gegenſtandswertes 
oder der Gebühren ein Spielraum gegeben iſt, hat die 
Bemeſſung unter Berückſichtigung der beſonderen Um⸗ 
ſtände des Einzelfalles, dem Umfang und der Schwierig⸗ 
keit der Sache, der von dem Rechtsanwalt entfalteten 
Tätigkeit, der Bedeutung der Sache für den Auftrag⸗ 
geber und feiner. finanziellen Leiſtungsſähigkeit zu 


geſchehen. 8 5. f 


Bei auswärtigen Berufsgeſchäften gelten die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 78 der Reichsgebührenordnung für 
Rechtsanwälte unter Verdoppelung der Anſätze für 
Tagegelder, für Uebernachtungsentſchädigung und Zu⸗ 
und Abgang. 5 


Die Gebühr für Erhebung und Ablieferung von 
Geldern und Wertpapieren bemißt ſich nach 8 87 der 
Reichsgebührenordnung. 


8 7. 
Als Vergütung für Auslagen für Schreibwerk und 
Porti feier Poſtſendungen erhält der Anwalt 40% 
der einzelnen zum Anſatz kommenden Gebühren. 


8 8. 

Die in Art. 20 der Verordnung vom 26. März 1902 
über die Gebühr der Rechtsanwälte in Verwaltungs⸗ 
und Verwaltungsrechts angelegenheiten angeführten 
Sätze für die Tätigkeit des Rechtsanwalts im Straf⸗ 
verfahren im Verwaltungsweg und im Dienſtſtrafver⸗ 
fahren werden um 100% erhöht. 


ö 89. 

Sowohl der Rechtsanwalt als auch der Auftrag» 
geber haben das Recht, in den Sachen, die von Be⸗ 
hörden entſchieden werden, Feſtſetzung des Gegenſtands⸗ 
wertes zu beantragen. Die Feſtſetzung erfolgt durch 
Beſchluß der Behörde, die in erſter Inſtanz entſchieden 
hat. Vor der Beſchlußfaſſung iſt der andere Beteiligte 
zu hören. 

Gegen den Feſtſetzungsbeſchluß haben die Be⸗ 
teiligten das Rechtsmittel der ſofortigen Beſchwerde 
mit 14 tägiger von formeller Zuſtellung des Beſchluffes 
an ſie laufender Beſchwerdefriſt. Iſt in der Angelegen⸗ 
heit ſelbſt ein weiteres Rechtsmittel gegeben, ſo kann 
gegen den Beſchluß der Beſchwerdeinſtanz ebenfalls 
ſofortige Beſchwerde eingelegt werden. 

Im Koſtenfeſtſetzungsverfahren ſteht dem Rechts- 
anwalt in erſter Inſtanz eine Gebühr von drei Zehntel 
der aus dem Gegenſtandswert der Koſtenfeſtſetzung ſich 
berechnenden vollen Gebühr zu; im Beſchwerdever— 
fahren erhält er für jede weitere Inſtanz eine Gebühr 
von drei Zehntel aus dem Gegenſtandswert des Bes 
ſchwerdegegenſtandes. 
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Als erſter Diskuſſionsredner bekannte ſich Juſtiz⸗ 
rat Dr. Buhmann⸗München zur Auffaſſung 
des Neferenten Dr. Oeſtreich, daß zurzeit an einer 
Taxordnung feſtgehalten werden müſſe. Auch mit 
der Art des Oeſtreichſchen Einzelgebührenſyſtems 
erklärte ſich Redner einverſtanden, da ja Mühe⸗ 
waltungen zu bewerten ſeien, die ſich von der im 
beſtimmten Rahmen der Prozeßordnung verlaufen⸗ 
den Tätigkeit, durch ihre Vielgeſtaltigkeit unter⸗ 
ſchieden. Der Zwang zur Schriftlichkeit einer 
Honorarvereinbarung müſſe vollſtändig fallen. 
Wenn Kollege Dr. Lang ſie in milderer Form 
beibehalten wolle, um den Beweis zu erleichtern, 
ſo ſei demgegenüber darauf hinzuweiſen, daß im 
einzelnen Fall es ja offen bleibe, die Vereinbarung 
ſchriftlich feſtzulegen, nur der Zwang dazu müſſe 
Obeſeitigt werden. 

Juſtizrat Dr. Buhmann begrüßt die Regelung 
im Oeſtreichſchen wie Langſchen Entwurf, wonach 
für die Feſtſetzung nicht vermögensrechtlicher Gegen⸗ 
ſtände nur eine obere und eine untere Grenze an⸗ 
gegeben wird. Dieſe müßten allerdings in beiden 
Verordnungen gleich bemeſſen ſein. Es ſeien die 
nichtvermögensrechtlichen Streitigkeiten geringer 
Bedeutung zu berückſichtigen, weshalb der Rahmen 
nach unten mindeſtens bis auf 500 M ausgedehnt 
werden müſſe. Juſtizrat Dr. Buhmann wendet 
ſich zu den Einzelheiten des Oeſtreichſchen Entwurfs 
und begrüßt Art. 5 II, weil vom anwaltſchaftlichen 
Standpunkt aus das Anwendungsgebiet der Tax⸗ 
ordnung einzuſchränken ſei. Art. 13 ſei zu ſtreichen, 

dafür ſolle die Informationsgebühr /10 bis %0 
betragen und Art. 9 ſo geaͤndert werden, daß der 

Unterſchied zwiſchen mündlichen und ſchriftlichen 

Mitteilungen fortfalle. | 

Was Art. 16 anbelange, ſo ſolle eine beſondere 
Honorierung ſtattfinden, wenn der Anwalt im 
Verſteigerungstermin mitbietet uſw. 

Bei Art. 22 ſei zu verlangen, daß die Staats⸗ 
gebühren nach demſelben Grundſatz zu bemeſſen 
ſeien. Ein einſeitiger Standpunkt nur Mr Be 
rechnung der anwaltſchaftlichen Gebühren ſei zu 
vermeiden. Ark. 24 errege Bedenken, weil er den 
hiſtoriſchen Grund des Auslagenpauſchales über⸗ 
ſähe, das einen Erſatz für die Kopialien darſtelle. 

Juſtizrat Buhmann erwähnt noch die Frage, 
ob es als Information zu bewerten ſei, wenn der 
Auftraggeber eine Liſte von Schuldnern ſchickt und 
Auftrag gibt, dieſe zu mahnen. 

Der Vorſitzende verweiſt auf Art. 6 II des 
Entwurfs, worin die Beantwortung enthalten ſei. 

Juſtizrat Sand-Augsburg ſetzte ſich zunächſt 

gegenüber den Ausführungen Juſtizrats Dr. Buh⸗ 
mann für die Beſtimmungen in den Art. 24 
und 13 ein. 
- Er hält es für eine normale Entwicklung, wenn 
durch den Oeſtreichſchen Entwurf Erſatz für die 
Generalunkoſten durch allgemeine Auslagenpauſch⸗ 
ſätze gewährt werde. 


— 


Auch die Konſultationsgebühr ſei vollauf ge⸗ 
rechtfertigt. Das Publikum ſolle wiſſen, daß In⸗ 
anſpruchnahme von Zeit und Arbeitskraft des An⸗ 
walts zu vergüten iſt. 

Redner weiſt dann auf das Erfordernis einer 
Honorarbeſtimmung für außergerichtliche Ver⸗ 
mögensauseinanderſetzungen jeder Art hin. Es 
könne Pauſchalierung gerade hier zu Unbilligkeiten 
führen, bei Streitigkeiten ſei jedoch eine geſetzliche 
Stütze wertvoll. In Art. 20 II könne daher eine 


Beſtimmung aufgenommen werden, daß für Mit⸗ 


wirkung und Beratung bei ſonſtigen Vermögens⸗ 
auseinanderſetzungen der Anwalt das Einfache bis 
Dreifache der vollen Gebühr erhält. 

Für Art. 11 wünſcht Redner folgende Faſſung: 
„Für die Mitwirkung bei Abſchluß eines Ver⸗ 
gleichs oder eines anderen die behandelte Ange⸗ 
legenheit abſchließenden Vertrags erhält der Rechts⸗ 
anwalt die volle Gebühr.“ 

Es ſei kein Grund einzuſehen, warum die 
ebenſo wertvolle und ebenſo mühſame Tätigkeit 
zur Herbeiführung eines abſchließenden Vertrags 
nicht in gleicher Weiſe entlohnt werden ſolle, wie 
die Herbeiführung eines Vergleichs. 

Die Beſprechungsgebühr des Art. 13 dürfe 
nur angeſetzt werden, wenn nicht ſchon die Rats⸗ 
gebühr berechnet wird. 

Endlich beantragt Juſtizrat Sand die Auf⸗ 
nahme einer Beſtimmung des Inhalts, daß Art. 9 
bis 14 auf den Vergleich in Privakklageſachen 


anzuwenden ſeien. Das Vergleichsverfahren unter⸗ 


ſtehe, da die Straſprozeßordnung einen Vergleich 
nicht kenne, nicht den Beſtim mungen der Reichs⸗ 
gebührenordnung. Es betreffe einen nicht ver⸗ 
mögensrechtlichen Gegenſtand und ſei zivilrecht⸗ 
licher Natur. Sein Vorſchlag ſtelle die zweifel⸗ 
hafte Rechtslage in befriedigender Weiſe klar. 

Juſtizrat Dr. Dispeder: Münden begrüßt 
den Entwurf Oeſtreichs als ungemein dankenswert. 
Er halt aber Aenderungen dahingehend für nötig, 
daß an Stelle von Einzelgebühren, wie fie zu B. 
in Art. 13 vorgeſehen find, Pauſchgebühren treten. 

Die detaillierte Berechnung gebe mißtrauiſchen 
Klienten Anlaß zu der Annahme, daß Gebühren 
künſtlich „gemacht“ würden. Mit den Rechnungen 
der öſterreichiſchen Advokaten hat man unerfreu⸗ 
liche Erfahrungen gemacht. 

Art. 22 II bedeute einen großen Fortſchritt. 
Wie Juſtizrat Dr. Buhmann bereits erwähnt habe, 
ſei eine beſondere Gebühr für das Mitbieten bei 
Zwangsverſteigerungen einzuſetzen. 

Rechtsanwalt Deiler⸗ Augsburg tritt lebhaft 
für das Pauſchgebührenſyſtem ein, das in der Praxis 
dem Einzelgebührenſyſtein weit überlegen ſei. 

Die Einzelgebühren ließen ſich bei großen 
Akten nur mit außerordentlichem Aufwand an 
Zeit und Mühe berechnen, ſie ſeien geeignet, die 
Mandanten zu verſtimmen und die Kollegen zur 
Unterbietung zu veranlaſſen. 


79 ö Mitteilungen des Bayeriſchen Anwalt⸗Verbandes. 1919. Nr. 3. 80 


Er halte drei Gebühren für ausreichend: 

1. Sachgebühr für die einleitende Tatigkeit, 
Beſprechung, Akteneinſicht uſw., 

2. Betriebsgebühr für die Tätigkeit in der 
Außenwelt, 

3. Vergleichsgebühr. 

Für dieſe Gebühren iſt eine unterſte und eine 
oberſte Grenze feſtzuſetzen. Die Vorſtände der 
Anwaltskammern ſollen die Anſätze in einer das 
Gericht bindenden Weiſe begutachten. 


Die Einſteigerung von Anweſen ſei keine an⸗ 


waltſchaftliche Tätigkeit. Dafür brauche keine eigene 
Honorarvorſchrift feſtgeſetzt zu werden. 

Dem Antrag Sand betreff Aufnahme des 
Vergleichsverfahrens in Privatklageſachen in die 
Rechtspflegeverordnung ſtimmt Kollege Deiler zu. 

Juſtizrat Mayer II- München glaubt, es 
werden ſich Schwierigkeiten aus Art. 13 ergeben, 
weil der Anwalt ſich allzu umſtändliche Notizen 
über jede Konſultation machen müſſe. Er will 
ferner in Art. 5 II. die Worte „zur Abwendung 
des Konkurſes“ geſtrichen wiſſen. 

Endlich wünſcht er, durch einen Zuſatz feſtge⸗ 
ſtellt zu ſehen, ob neben der Gebühr des Art. 11 
auch die des Art. 12 zum Anſatz kommen kann, 
wenn der Rechtsanwalt den Vergleich abſchließt 
und dann auch die Vergleichsurkunde entwirft. 

Rechtsanwalt Dr. Oeſtreich-München meift 
darauf hin, daß die bisherige Rechtspflegeordnung 
auch ſchon in weitgehendem Maß auf dem Einzel⸗ 
gebührenſyſtem beruhte, die Berechnung eine ſehr 
einfache ſei und vor allem eine viel richtigere Be⸗ 
wertung ermögliche, als das Pauſchſyſtem. Sollte 
ſich doch einmal eine Ungerechtigkeit ergeben, ſo 
biete Art. 22 die Möglichkeit des Ausgleiches. 

Der Vorſitzende führte das vom Vorredner 
Geſagte noch etwas näher aus. Es ſei bemerkens⸗ 
wert, daß einzelne Diskuſſionsredner gegenüber 
dem Oeſtreichſchen Entwurf das Feſthalten am 
Pauſchſyſtem empfahlen, obwohl doch die beſtehende 
Rechtspflegeverordnung nach der Meinung ihrer 
Verfaſſer, wie die Motive bekunden, im weſent⸗ 
lichen auf dem Einzelgebührenſyſtem beruhe. Auch 
die Bemeſſung der Gebühren nach Pauſchſyſtem 
unter Setzung von Spielräumen müſſe der Richter 
auf die einzelne Tätigkeit zurückgehen. Die Haupt: 
ſache wäre, daß möglichſt jede anwaltſchaftliche 
Tätigkeit entgolten werde; dieſes Ziel werde durch 
den Oeſtreichſchen Entwurf in vorzüglicher Weiſe 
erreicht. 

Redner betont ſodann als wichtigſte Neuerung 
im Oeſtreichſchen Entwurf die Verdoppelung der 
Gebührenſtaffel, die Ausdehnung des Art. 5 JI 
(Tätigkeitsgebiete, die nicht der Rechtspflegever⸗ 
ordnung unterliegen), Beſeiligung jeder Gebühren— 


führung der clausula generalis des Art. 22 II 
und Einführung der Konferenzgebühr. Letztere 
würde keine Schwierigkeiten bereiten; er — Redner 


Notizen ins Koſtenverzeichnis oder in den Akt 
und das laſſe ſich mit Leichtigkeit allgemein durch⸗ 
führen. Man ſolle ſich daher vor einer doktri⸗ 
nären Betrachtung hüten. Es ſei wichtig, daß 
die Verſammlung ſich auf große Prinzipien einige 
und mit einheitlichem Vorſchlag vor die Regierung 
trete. 

Juſtizrat Dr. Herzfelder⸗ München ſpricht 
ſich entſchieden für das Syſtem des Oeſtreichſchen 
Entwurfes aus. Der Gedanke des Kollegen Deiler, 
daß der Kammervorſtand die Honorare beim Pauſch⸗ 
gebührenſyſtem begutachte, ſei undurchführbar. 

Das Wichtigſte ſei Art. 22 Abſ. 2. Eine ſolche 
Generalklauſel ſei auch für die RAGebO. zu er: 
ſtreben. 

Die Informationsgebühr mülfe bis auf /10 
erhöht werden, wogegen in Art. 13 die Worte zu 
ſtreichen ſeien „mit dem Auftraggeber“, denn dieſe 
Beſprechungen ſeien ſtets mehr oder weniger In⸗ 
formationen und bei genügender Informations⸗ 
gebühr durch dieſe bereits abgegolten. 

Redner bezweifelt, ob die Tätigkeit des An⸗ 
walts im Falle erfolgloſer Vergleichsverhandlungen 
bereits genügend honoriert ſei und empfiehlt eine 
eigene diesbezügliche Beſtimmung. 

RA. Koblenzer⸗ München befürwortet warm 
die Genehmigung des Art. 13. Der Mandant 
ſoll auch aus der Koſtenrechnung erſehen können, 
für wilche Leiſtungen er bezahle. 

Zur letzten Anregung des Herrn Juſtizrat 
Dr. Herzfelder verweiſt er darauf, daß die Ver⸗ 
gleichsgebühr eine Erfolgsprämie ſei. Gelinge der 
Vergleich nicht, ſo ſei es möglich die Vergütung 
in ausreichender Höhe gemäß Art. 5, 13 und 23 
zu bemeſſen. 

RA. Dr. Roſenthal⸗ München rät dringend 
ſich nicht in Einzelheiten zu verlieren. Er empfiehlt 
den Entwurf Oeſtreich anzunehmen, ſo wie er iſt. 
Nur glaubt er, man ſolle an dem bisherigen Kon⸗ 
ſumtionsprinzip heute nicht rütteln, um eine Ver⸗ 
zögerung der Reform zu vermeiden. 

RA. Dr. Eßlinger II⸗München unterſcheidet 
zwiſchen den in die Augen fallenden Arbeiten 
G3. B. Prozeſſe) und der beratenden Tatigkeit. Bei 
erſteren ſei das opus nach ſeinem Wert, bei letz⸗ 
terer nach dem Zeitaufwand zu honorieren. Er 
ſchlägt vor, der Rechtsanwalt ſolle für beratende 
Tätigkeit pro Stunde grundſaͤtzlich 42 M erhalten, 
wobei je nach ſachlichen und perſönlichen Verhaoͤlt⸗ 
niſſen ab⸗ und zugegeben werden ſolle. Die an⸗ 
gefangene Stunde ſei für voll zu rechnen. 

RA. Dr. Kraus II-München ſchlägt vor, in 
erſter Linie den Entwurf Oeſtreich anzunehmen 
und der Regierung vorzulegen, ſekundar aber auch 


5 die Richtlinien des Kollegen Deiler zur Berüͤck⸗ 
konſumtion, Ausſchaltung des $ 93 RAGebO., Ein- 


ſichtigung zu empfehlen. 

RA. Dr. Strauß 1⸗München verlangt, 
daß die obere Grenze für nicht vermögens⸗ 
rechtliche Gegenſtände beſeitigt werde. Im Ber: 


— mache ſchon jetzt bei jeder Konferenz kurze folg der Anregung Herzfelder ſchlaͤgt Redner vor, 
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für die Mitwirkung bei einem Vergleich 1% 0 ans 
zuſetzen und für den Vergleichsabſchluß weitere 10. 
Die Reiſediaͤten ſeien weiter zu erhöhen. 

Yuftizrat Sand: Augsburg mägt nochmals 
die Vorteile des Syſtems Oeſtreich und Deiler ab 
und ſchlägt vor, beide Richtlinien der Regierung 
alternativ zu unterbreiten. 

Juſtizrat Hacker⸗Neumarkt unterſtützt die An⸗ 
regung Sand bez. der Gebühren für das Ver⸗ 
-gleichsverfahren in Privatklageſachen und glaubt, 
es ſollten nicht nur die Art. 9 — 14, ſondern auch 
6 und 7 darauf Anwendung finden. 


In der nunmehr folgenden Abſtimmung wird 
der Antrag Oeſtreich einſtimmig angenommen. 
Der Antrag Roſenthal, aus dem Antrag Oeſtreich 
die Worte „unter Vermeidung jeglicher Gebühren⸗ 
abſorption“ zu ſtreichen, wird mit allen gegen 
eine Stimme abgelehnt. Dagegen wird zum An⸗ 
trag Oeſtreich folgender Zuſatz angenommen: 

„Sollte die Regierung das Pauſchalgebühren⸗ 
ſyſtem vorziehen, ſo ſind ſehr große Spielräume, 
etwa nach den Vorſchlägen des Rechtsanwalts 


Deiler in Nr. 2 der „Mitteilungen des Bayeriſchen 


Anwaltsverbandes“ einzuführen. 

Der Entwurf des Kollegen Dr. Oeſtreich ſoll 
vom Ausſchuß unter Berückſichtigung der in der 
Diskuſſion gegebenen Anregungen nochmals durch⸗ 
gearbeitet und dann der Regierung vorgelegt 
werden.“) 

Auf Antrag Juſtizrat Dr. Herzfelders wurde 
noch durch einſtimmigen Beſchluß beſonders feſt⸗ 
gelegt, daß in die neue Gebührenordnung eine 
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1) Dieſe Durcharbeitung iſt bereits in der Aus⸗ 
ſchußſitzung vom 14. Juli 1919 erfolgt und hat zu 
folgenden Aenderungen geführt: 

Art. 5 Abſ. 2 ſoll nach den Worten: 
wendung des Konkurſes, endlich“ lauten: 


„zur Ab⸗ 


„bei außergerichtlichen Vermögensauseinanderſet⸗ 


zungen jeder Art, insbeſondere bei Auseinanderſetzungen 
von Geſellſchafts⸗ und Gemeinſchaftsverhältniſſen aus⸗ 
übt“ 


In Art. 12 ſollen nach den Worten „erhält der 
Rechtsanwalt“ folgende Worte eingeſchaltet werden: 
„ſofern ihm nicht die Gebühr nach Art. 11 zuſteht“. 

Art. 13 enthält folgende Faſſung: 

Der Rechtsanwalt erhält für jede Beſprechung, 
die er nach dem Anfall der Informationsgebühr mit 
dem Auftraggeber oder mit einem Dritten pflegt, ein 
bis drei Zehnteile der vollen Gebühr, ſofern die Be— 
ſprechung ſachliche oder rechtliche Erörterungen zum 
Gegenſtand hat und nicht nach Art. 7 zu bewerten iſt. 

Die Gebühr entfällt, wenn die Beſprechung ledig— 
lich kurze Anfragen über die Anberaumung eines Ter: 
mines, das Ergebnis eines ſolchen oder ähnliches zum 
Gegenſtand hat oder mit der Wahrnehmung eines 
Termines verbunden iſt, oder, wenn bei der Beſpre⸗ 
chung ein nach Art. 11 gebührenpflichtiger Vergleich 
zuſtande kommt. 

Art. 13 ſoll nach dem Wort „fähig“ lauten: 

„lo iſt ein Wert von 500 - 500 000 M anzunehmen“. 

Nach Art. 14 iſt folgende Beſtimmung einzufügen: 

„Art. 14a“ 

„Die Art. 9 mit 14 finden Anwendung auf das 

Vergleichsverfahren in Privatklageſachen.“ 


Generalklauſel aufgenommen werden ſoll, wie fie 
Art. 22 RAGeb O. enthält. 

Der Vorſitzende eröffnet nunmehr die Dis⸗ 
kuſſion über die Richtlinien des Kollegen Dr. Lang. 
Er betont, Kollege Dr. Lang habe ſchon hervor⸗ 
gehoben, daß die Beſtimmungen des Art. 19 un⸗ 
gültig ſeien und gegen das Reichsrecht verſtießen. 
Das ſei von größter Wichtigkeit und die Beſeiti⸗ 
gung dieſer Beſtimmung ſei entſchieden zu fordern. 

RA. Dr. Kitzinger II⸗München hält zwei 
Landesgebührenordnungen für überflüſſig und regt 
an, den Entwurf Oeſtreich auch auf Verwaltungs⸗ 
eee anzuwenden. 

Dr. Friedländer⸗München weiſt dem⸗ 
— darauf hin, daß dies ſchon deshalb nicht 
praktiſch ſei, weil dann ſämtliche Miniſterien auch 
über die Rechtspflegeverordnung gehört werden 
müßten, wodurch die Reform diefer Verordnung 
ſich ſtark verzögern würde. 

Der Berichterſtatter Dr. Lang ſtellte folgenden 
Antrag: 

„Ich beantrage den vorgelegten Entwurf der 
Staatsregierung als Material für die Reform der 
Verwaltungsgebührenordnung vorzulegen mit dem 
Zuſatz: Art. 19 der alten Verordnung zu ſtreichen 
fügen Art. 11 der alten Verordnung wieder einzu⸗ 
ügen“ 

Der Antrag Dr. Lang wird hierauf einſtimmig 
angenommen. 

Vor Beendigung der Beratungen des erſten 
Tages und auf Antrag zahlreicher Kollegen wurde 
nach beſchlußmäßiger Erganzung der Tagesordnung 
und nach eingehender Begründung ſeitens des 
Kollegen Dr. Strauß I» Münden noch folgende 
Reſolutionen einſtimmig gefaßt: 

Der Verbandstag des bayeriſchen Anwaltsver— 
bands erſucht die bayeriſche Regierung unverzüglich 
bei der Reichsregierung eine Abänderung der geſetz— 
lichen Beſtimmungen über das Armenrecht durch Not— 
verordnung dahingehend zu beantragen, daß den im 
Armenrecht beigegebenen Anwälten Anſpruch auf die 
geſetzlichen Anwaltsgebühren zuſteht, und daß dieſe 
Gebühren aus öffentlichen Mitteln gedeckt werden. 

Bis zur reichsrechtlichen Regelung erwartet der 
Verbandstag im Hinblick auf die in Bayern beſonders 
ungünſtig gelagerten Verhältniſſe den ſofortigen Erlaß 
einer Verordnung ſeitens der bayeriſchen Regierung, 
welche dieſe Exiſtenzforderung des bayeriſchen Anwalts— 
ſtandes in vorſtehendem Sinne einſtweilen regelt. 

Den zweiten Verhandlungstag eröffnete 
der Vorſitzende mit einem kurzen Berichte über die 
vom Verbande herausgegebenen, demnächſt in 
raſcher Folge erſcheinenden Leitfäden des 
Kriegsrechtes, die nicht nur den bayeriſchen 
Kollegen, ſondern allen Juriſten des Reichs ein 
wertvolles Hilfsmittel ſein und beſonders den 
Kriegsteilnehmern das Einarbeiten in die neuen 
Verhältniſſe erleichtern würden. 

Hierauf folgten die Referate der Herren Kollegen 
Dr. Hirſchberg-München und Juſtizrat Hader: 
Neumarkt über die Frage der Kontingentierung 
des juriſtiſchen Nachwuchſes in Bayern. 


Beide Redner vertraten die Anſicht, eine Ueber⸗ 
füllung des Juriſtenſtandes in Bayern liege vor 
und verurſache nicht nur große Schäden materieller 
und moraliſcher Natur, ſondern drohe geradezu 
eine Kataſtrophe für den Juriſtenſtand heraufzu⸗ 
beſchwören. 

Ebenſo ſtimmen die beiden Referale in der 
Anſicht überein, dieſer Ueberfüllung könne nur 
durch eine Kontingentierung geſteuert werden; 
jedoch ſei der numerus clausus der Rechtsanwälte 
wegen ſeiner vielerörterten Mängel außer Betracht 
zu laſſen. 

Dr. Hirſchberg befürwortete die Anise 
tierung im Anſchluß an die Univerſitätsſchluß⸗ 
prüfung. 

„Es gibt nur eine wirkliche Abhilfe: Die 
Hoͤchſtziffer. Aber dieſer Damm iſt jo früh 
als möglich aufzurichten; nicht unmittelbar am 
Tor zur Anwalltſchaft oder zum Staatsdienſt. 
„Dann fällt die unerträgliche Härte, beſonders für 
die Kriegsteilnehmer weg. Und vor allem: Die 
Ausleſe muß trotz der Höchſtziffer qualitativ 
ſein. Nicht der Wohlhabende muß die Schranke 
paſſieren, ſondern der Tüchtige. 

Die Löſung denke ich mir ſo: Am Schluſſe 
des Univerſitätsſtudiums findet ein Examen ſtatt, 
das eine wirkliche Ausleſe, ſoweit dies ein Examen 
kann, garantiert. Das heißt: Das Examen iſt 
an allen 3 Univerſitäten gleich ſchwer; es wird 
nicht von den Dozenten oder doch nicht allein von 
dieſen, ſondern ganz oder großenteils von Richtern 
und anderen Praktikern abgehalten. Es beſteht 
aus einer umfangreichen mündlichen und ſchrift⸗ 
lichen Prüfung, aus einer Prüfung der praktiſchen 
Begabung, der oratoriſchen Fähigkeit und der Auf⸗ 
-faſſungsgabe. Wie im einzelnen die Ausleſe vor⸗ 
zunehmen iſt, iſt hier nicht zu erörtern. 

Das Juſtizminiſterium ſtellt nun durch An⸗ 
frage bei den Gerichten, Verwaltungsbehörden und 


Anwaltskammern den vermutlichen Höchſtbedarf 


an Anwärtern für die folgenden 3 oder 5 Jahre 
feſt. Danach wird für 3 oder 5 Jahre angeordnet: 
Die Höchſtzahl der Kandidaten, die beſtehen können, 
iſt ſo und ſo viel. Bei Notenſumme oder Platz 
ſo und ſo viel iſt dann das Examen nicht be⸗ 
ſtanden. Damit iſt garantiert, daß nicht mehr 
Kandidaten in die Rprſchaft einrücken, als nach 
3 Jahren im Staatsdienſt und der Anwaltſchaft 
zuſammen Aufnahme finden können. Die Chancen 
im Staatsdienſt und der Anwaltſchaft werden in 
abſehbarer Zeit ziemlich gleich, nämlich gleich 
ſchlecht ſein. 

Wenn nur eine Höchſtzahl von Bewerbern vor 
den beiden Toren anlangt, kann man der von 
9 5 eintretenden Verteilung das Weitere über⸗ 
laſſen. 

Dieſe Anordnung waͤre ſofort in Kraft zu 
ſetzen. Das bedeutet auch eine Härte für die ſchon 
Studierenden, aber bei weitem keine ſo unbillige, 
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wie der numerus clausus und die Wartezeit nach 
7 jähriger Vorbereitung. 

Was hier gefordert wird iſt ja ſchließlich auch 
ein numerus clausus, aber in einem viel früheren 
Zeitpunkt und ohne die Nachteile einer plumpen, 
rein mechaniſchen Abſperrung. Die Ausleſe ge⸗ 
ſchieht qualitativ, nicht nach der finanziellen Aus⸗ 
dauer. Die Zurückgewieſenen können leichter noch 
umſatteln als nach 7 Jahren Vorbereitungszeit. 
Es geſchieht eigentlich nichts, als daß das Examen 
ſo erſchwert wird, daß nur noch die Tüchtigſten 
in die Rprſchaft gelangen können. Die Anwalt⸗ 
ſchaft bleibt frei und wahrt ihre Würde als freier 
und freizügiger Beruf. Es wird verhütet, daß die 
Jungen jahrelange warten müſſen, bis ihnen ein 
Alter endlich Platz macht. Es wird vor allem 
verhütet, daß gaͤnzlich unbegabte Kollegen das 
Examen beſtehen, bloß weil in Erlangen oder 
Würzburg weniger verlangt wird als in München. 
Vor allem aber wird verhindert, daß irgendwelche 
perſönliche Beziehungen das Durchſchreiten der 
Sperre erleichtern, was beim numerus clausus 
nur ſchwer ganz ausgeſchaltet werden könnte. 

Die Einwände, die man gegen dieſen Vor⸗ 
ſchlag erheben wird, ſind unſchwer vorauszuſehen. 
Daß die Nachteile — und welche einſchränkende 
Anordnung hätte nicht enorme Nachteile? — viel 
geringer ſind als beim numerus clausus, kann 
man wohl ernſtlich nicht beſtreiten. Man wird 
nur ſagen, die Maßregel wirke nicht raſch genug 
und nicht gründlich genug. Dem iſt zu entgegnen: 
Eine ſofortige Beſeitigung der jetzigen troſtloſen 
Lage iſt auf dem Wege der Zulaſſungsbeſchrän⸗ 
kungen nicht möglich. Es wäre unverantwortlich, 
Kollegen, die 7 Jahre bis an die Grenze ihrer 
Mittel ſich vorbereitet haben, jetzt auszuſchließen, 
ohne jede vorherige Ankündigung; und uns wäre 
damit, da die Ueberfüllung ſchon beſteht, doch 
nicht geholfen. In 3 Jahren wird ſich dann der 
Zuſtrom außerordentlich verringern, und dann ſteht 
es ja bei der Anwaltſchaft ſelbſt, die Zahl der 
neuen Bewerber zu regulieren. 


Der gewichtigſte Einwand dagegen iſt der, daß 
der Bedarf von den Anwaltskammern in abſeh⸗ 
barer Zeit = 0 angegeben werden müßte. Das 
geht natürlich nicht an, aber es ließe ſich wohl 
eine Einigung über das Minimum erzielen, das 
Zulaſſung zu finden hätte. Und es ſoll ja der 
Zugang eben eingeſchränkt, nicht abgeſperrt 
werden. Gegenüber der bloßen Verſchärfung der 
Examina hat dagegen dieſer Vorſchlag den Vorzug, 
daß er die Garantie bietet, daß nicht mehr Kan⸗ 
didaten zugelaſſen werden, als eben aufgenommen 
werden können.“ (Lebhafter Beifall). 

Juſtizrat Hacker wandte ſich gegen den Bor: 
ſchlag der Kontingentierung beim Univerſitätſchluß⸗ 
examen und empfahl die Eindämmung des Zu— 
ſtroms auf einer früheren Stufe. 


Er führte aus: 
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„Soll die Kontingentierung vor Beginn der 
Praktikantenzeit erfolgen? 

Das iſt der Vorſchlag des 1. Berichterſtatters, 
ferner des Kollegen Dr. Beutner in Nr. 2 der 
Mitteilungen des bayer. Anwaltsverbandes. 

Der Gedanke hat viel für ſich. Er wäre auch 
für uns Anwälte grundſätzlich annehmbar, weil er 
durch die Art der Ausleſe jede behördliche Bevor⸗ 
mundung ausſchaltet und hauptſäͤchlich, weil er die 
jungen Leute, ehe ſie die Möglichkeit oder die 
Notwendigkeit haben, Anwälte zu werden, auf einen 


anderen Berufsweg weiſt, ihnen alſo das Betreten 


der letzten Stufe überhaupt verwehrt. Alle Nach⸗ 


teile, die, wie gezeigt, mit der erſt auf der letzten 


Stufe einſetzenden Kontingentierung verbunden ſind, 
bleiben hier ausgeſchaltet: Es gibt keinen über⸗ 
flüſſigen Zuſtrom von Anwaltsanwärtern. Niemand 
wartet vor dem Tor der Anwaltſchaft auf Zulaſſung. 
»Wer eingelaſſen wird, bietet Gewähr für entſprechende 
Tüchtigkeit, die der der Richteranwärter nichts nach: 
gibt. Die Vergreiſung des Standes wird vermieden. 
Der numerus clausus der Anwälte erübrigt ſich. 
Und doch kann ich dem Vorſchlag nicht das Wort 
reden, Nicht weil ich die Schwierigkeit der Bedarfs⸗ 
feſtſtellung fürchtete; denn die iſt bei jeder Art der 
Kontingentierung gegeben und ſcheint auch mir aus 
den dargelegten Gründen als Aberwindbar. Auch 
nicht etwa, weil Form und Inhalt eines Examens, 
auf Grund deſſen ſchon beim Abgang von der 
Univerſität die juriſtiſche Befähigung der Kandidaten 
genügend feſtgeſtellt werden könnte, nicht zu finden 
wäre. Vielmehr erſcheinen mir die gemachten Vor⸗ 
ſchlage hier durchaus brauchbar. Zudem könnte 
ſchon die Art der juriſtiſchen Hochſchulausbildung, 
die ich, um Ihre Aufmerkſamkeit nicht mit allzu: 
vielen Einzelheiten zu belaſten, nicht weiter erörtern 
will, über die aber eine inhaltlich ergiebige Literatur 
vorhanden iſt, dazu verhelfen, daß die Grundlagen 
für ein dem gewollten Zweck entſprechendes Examen 
möglichſt zweckentſprechend geſchaffen werden. 
Wenn ich mich nach eingehender Ueberlegung 
gegen die Kontingentierung am Ende der Uni⸗ 
verſitätszeit wende, ſo leitet mich dabei der Gedanke, 
daß es als eine unbillige und damit unberechtigte 
Härte erſcheint, Leuten, die von ihrem 18. bis 
20. Lebensjahre an 4 Jahre auf einen beſtimmten 
Beruf ſich vorbereitet haben, den Eintritt in ihn 
zu verwehren — und dies um ſo mehr, als bei der 
großen Schar von Bewerbern und dem anderer⸗ 
ſeits geringen Bedarf nicht bloß die Dummen und 
Faulen, ſondern gewiß auch viele Tüchtige und 
Fleißige zurückgewieſen werden müßten. Der Ein⸗ 
wand, die Leute hätten in dem Alter, in dem ſie 
ſich am Schluſſe der Univerſitätszeit befinden, noch 
Elaſtizität genug, um ſich in andere Verhältniſſe 
zu fügen und einen anderen Beruf zu ergreifen, 
ſchafft dieſe Unbilligkeit nicht aus der Welt. Er 
ſcheint mir aber auch ſachlich verfehlt; denn zum 
Umſatteln und zum Neubeginn einer wiederum 
jahrelangen Vorbereitung für eine andere Lauf⸗ 
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bahn braucht man nicht nur Elaſtizität, ſondern 
auch Geld. Man braucht weiterhin auch die 
Gelegenheit, anderwärts unterzukommen, die 
nach einem Zeitverluſt von 4 Jahren infolge der 
Ueberfüllung auch anderer höherer Beruſe ſich 
gewiß bedeutend vermindert haben wird. 

Dieſe Bedenken ſcheinen mir nun aber zu ver⸗ 
ſchwinden, wenn der Zuſtrom des juriſtiſchen Nach⸗ 
wuchſes ſchon unmittelbar nach dem Gymnaſium 
von der Jurisprudenz weggeleitet wird. 

Dadurch wird vor allem Niemand getroffen, 
der Zeit, Arbeit und Geld ſeit Jahren für die 
Ausbildung zu einem beſtimmten Beruf aufgewendet 
hat; denn das Gymnaſialabſolutorium iſt die all⸗ 
gemeine Vorbedingung für jedes höhere Studium. 

Es unterbleibt ferner jeder Eingriff in die 
Bewegungsfreiheit der jungen Leute; denn den 
Zurückgewieſenen ſtehen in dem Augenblick, in dem 
ſie über ihre Zukunft beſtimmen ſollen, noch alle 
anderen in dieſem Zeitpunkt überhaupt vorhandenen 
Möglichkeiten vollkommen offen. 

Ein weiterer Vorteil iſt der, daß die Kon⸗ 
tingentierung aus eben dieſen Gründen vofort in 
Wirkſamkeit treten könnte. 

Man wird einwenden — und das iſt auch der 
ausſchlaggebende Grund Beutners gegen dieſe 
Löſung des Problems — daß bei Gymnaſial⸗ 
abiturienten ſich noch kein greifbares Merkmal zur 
Beurteilung ihrer juriſtiſchen Fahigkeiten biete. 
Aber mir ſcheint bei näherer Betrachtung gerade 
dieſes Bedenken in ſein Gegenteil ſich zu wandeln. 
Freilich fehlt die Handhabe einer Staatsprüfung 
aus der Rechtswiſſenſchaft. An ſeine Stelle aber 
tritt die Notwendigkeit ſtrengſter Selbſtprü fung. 
Das iſt, denke ich, kein ſchlechter Erſatz. Die 
Gewißheit, daß nur die für das ſtaatliche Leben 
künftig unbedingt notwendige und damit ſtark 
beſchränkte Zahl zum juriſtiſchen Studium zugelaſſen 
werde, führt jeden zu der Frage: Hat es einen 
Zweck, mich zu melden? Und ich glaube: Wen 
nicht beſondere Neigung in die Arme der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft treibt, der wird, vor die ſofortige und 
endgültige Entſcheidung geſtellt, die Frage verneinen. 
Wer ſie dennoch bejaht, wer in dieſem ſein ganzes 
Leben geſtaltenden Momente dex Rechtswiſſenſchaft, 
wie weiland Jakob dem Engel, zuruft: „ich laſſe 
dich nicht, du ſegneſt mich denn“, der tut es, weil 
ihm ſeine Wahl Herzensſache iſt, weil er das Zeug 
zum Juriſten in ſich fühlt! Solche Leute aber 
dürfen wir willkommen heißen, auch ohne daß wir 
n durchs Examen haben Spießruten laufen 
aſſen. 

Ueberſchreitet die Zahl der ſich Meldenden den 
Bedarf, dann möge die Geſamtabgangsnote den 
Ausſchlag geben. Sie bildet immerhin ein ſicheres 
Kriterium nicht bloß für Fleiß, ſondern auch für 
Begabung; und wenn wir unter denen, die aus 
innerem Drang ſich der Jurisprudenz zuwenden, 
nun auch noch die Fleißigſten und Talentierteſten 
bekommen, ſo können wir deſto mehr zufrieden ſein. 
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Dieſes Ergebnis ſchützt auch gründlich gegen 
den von Mark JW. 1913 erhobenen Vorwurf, eine 
Beſchraͤnkung der Zahl der Studierenden wider⸗ 
ſpreche ſo vollkommen dem modernen Empfinden, 
daß ein dahingehender Vorſchlag ohne weiteres als 
indiskutabel erſcheine. Nein — im Gegenteil! Gerade 
das modernſte Axiom, daß freie Bahn zu ſchaffen 
ſei dem Tüchtigen, wird hier aus einer Phraſe 
ein wirklicher Leitſatz. 

Einen Hacken ſcheint allerdings mein Vor: 
ſchlag zu haben: den der techniſchen Schwierig⸗ 
keit, die Bedarfs zahl voraus zu beſtimmen: 
Die Gymnaſialabiturienten gelangen normalerweiſe 
erſt nach 7 Jahren (4 auf der Hochſchule und 
3 in der Vorbereitungspraxis) zum Staatskonkurs. 

Das würde, wenn der Bedarf an fertigen 
Juriſten, jeweils auf mehrere, eiwa auf 5 Jahre, 
voraus beſtimmt würde, das Erfordernis einer 
Bedarfsſchätzung bis nach Ablauf von 12 Jahren 
zur Folge haben. Dazu wird wohl die Möglich⸗ 
keit fehlen. Das Bedenken ſchwindet aber und 
verringert ſich jedenfalls erheblich, wenn der Bedarf 
alljährlich feſtgeſtellt wird, alſo jeweils nur 
auf 8 Jahre voraus zu ſchätzen iſt. Die Mini⸗ 
ſterien werden an der Hand ihrer bisher ſchon 
geführten Statiſtik die Feſtſtellung auf einen ſolchen 
Zeitraum unſchwer treffen können, und auch unſere 
Anwaltskammervorſtaͤnde find dazu meines Er⸗ 
achtens im ſtande, um ſo mehr, als ſie beſtehender 
Gepflogenheit gemäß aus Mitgliedern aller Land⸗ 
gerichtsbezirke und aus Vertretern der Amtsgerichts⸗ 
anwaltſchaft zuſammengeſetzt find, von denen jeder 
die perſönlichen Verhältniſſe der Kollegen ſeines 
Bezirkes genau genug kennt. 

Auf eine aufs Haar ſtimmende Vorausberech⸗ 
nung müßte natürlich verzichtet werden. Eine 
ſolche iſt aber auch für kurze Zeiträume nicht 
möglich; und wollte man an dieſem Mangel 
meinen Vorſchlag ſcheitern laſſen, dann müßte 
man jede Kontingentierung überhaupt aus dem 
gleichen Grund ablehnen.“ (Lebhafter Beifall). 

Der Vorſitzende eröffnete hierauf die Dis— 
kuſſion und bat entſprechend der Wahl des Themas 
nur ſolche Vorſchläge zu erörtern, die landes- 
rechtlich durchgeführt werden können. 

IR. Dr. Mayer II-München wandte fi ent: 
ſchieden gegen den Hirſchbergſchen Vorſchlag. Es 
ſei ein Unding, feſtzuſetzen, daß nur eine beſtimmte 
Zahl die Prüfung beſtehen dürfe. Strenge der 
Prüfungen ſei vonnöten, dieſe ſtrenge Ausſiebung 
müſſe eben ſchon bei der Schulprüfung einſetzen. 

IR. Sand Augsburg betonte in eingehenden 
Ausführungen den Zuſammenhang der Ausleſe— 
ſtrenge mit der Erziehungsfrage. Unſere heutige 
Gymnaſialbildung biete gerade für die Frage der 
juriſtiſchen Befähigung und der Eignung zum 
praktiſchen Juriſten gar keinen Maßſtab. Die 
rein formale Sprachbegabung, Begabung für 
Mathematik und die Begabung des „Sitzfleiſches“ 


gangsexamen prädeſtinieren; das ſeien aber Dinge, 
die der Juriſt gerade am wenigſten braucht und 
die am meiſten geeignet ſind, den unerwünſchten, 
weltfremden Juriſten heranzuziehen. Beſſerung 
verſpreche er ſich von der Einführung eines prak⸗ 
tiſchen Jahres zwiſchen Schul⸗ und Univerſitäts⸗ 
zeit, das in irgendeinem für die Volkswirtſchaft 
wichtigen Berufszweig zu verbringen ſei, aber auch 
Einblick in das Gerichtsweſen bieten ſolle. Dann 
werde mancher entdecken, daß er für das Rechts⸗ 
ſtudium abſolut ungeeignet ſei, mancher werde den 
anderen Berufszweig, in den er Einblick erhielt, 
vorziehen, und ſo werde eine natürliche Kontingen⸗ 
tierung eintreten. Genüge dieſe nicht, Jo möge 
man noch ein Extraexamen zwiſchen Schule und 
Univerſitätsſtudium einführen, das ſich nicht auf 
dem Gebiete der Philologie der Schulkenntniſſe 
bewegt. 

JR. Dr. Frankenburger⸗ München ſpricht 
eingehend über die Reform des Schulweſens, be⸗ 
tont die Notwendigkeit der Einheitsſchule etwa bis 
zum 15. Lebensjahre, aus der ſich dann erſt die 
Spezialtalente und Spezialbeſtrebungen ablöſen und 
gliedern. Alſo hier ſchon eine erſte Ausleſe. Da⸗ 
neben ſei auch die Ausleſe auf ſpäterer Stufe — 
Antrag Hirſchberg — notwendig. Es beſtehe alſo 
kein unvereinbarer Gegenſatz zwiſchen den beiden 
Referenten. Der Redner wandte ſich dann ſpeziell 
der Erörterung über das Univerſitätsſchlußexamen 
zu und gab intereſſantes Material aus ſeiner 
Tätigkeit als Dozent an der Handelshochſchule. 
Dringend reformbedürftig ſei die Art, wie ge⸗ 
prüft werde. Man müſſe den Prüflingen Fragen 
vorlegen, aus deren Beantwortung ſich ergebe, ob 
ſie reif für die Praxis ſeien, ob ſie Blick für das 
juriſtiſche Leben haben z. B. (unter Vorzeigung 
eines mangelhaften Wechſels): „Hier iſt ein Wechſel, 
würden Sie den diskontieren? Was heißt dis⸗ 
kontieren?“ uſw. Zum Schluß trat Redner warm 
und entſchieden für den Vorſchlag Dr. Hirſch⸗ 
bergs ein. 

RA. Dr. Strauß I: Münden Schloß ſich den 
Ausführungen Hackers an, wünſchte aber vor allem 
Einführung der Staatsbürgerkunde auf den Gym⸗ 
naſien, damit die Möglichkeit gegeben würde, auch 
juriſtiſche Fähigkeit ſchon auf der Schule zu er⸗ 
kennen. Eine Eindaͤmmung des Mittelſchulbeſuches, 
insbeſondere eine Verminderung der jetzt beſtehen⸗ 
den zahlreichen Winkelgymnaſien ſei anzuſtreben. 

RA. Dr. Bloch II-München befürwortet den 
Antrag Hirſchberg, ſpricht ſich aber dafür aus, 
daß daneben die jungen Leute angehalten werden 
mögen, auf Schule und Univerſität neben der 
theoretiſchen Lerntaͤtigkeit ſich auf irgendwelchen 
Gebieten praktiſch zu betätigen. Das komme ihnen 
für ihre Ausbildung zugute und ſetze ſie zugleich 
in den Stand, wenn ſie beim Studium Schiff— 
bruch leiden, etwas anderes zu ergreifen. Viele 
würden auch durch die praktiſche Nebentätigkeit 


ſeien das, was den Schüler zu einem guten Ab- erſt ihren wahren Beruf erkennen. 


—— 
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JR. Dr. Buhmann München betonte 
hauptſächlich die Notwendigkeit, den angehenden 
Studierenden möglichſt früh die Beſonderheiten 
und auch die Gefahren und Klippen des juriſtiſchen 
Fachs vor Augen zu führen. 

Miniſterialrat Dr. Müller führte aus: er 
könne hier nur ſeine perſönliche Meinung vor⸗ 
tragen, die aber auf eingehender Beſchäftigung mit 
der Materie beruhe. Die Kontingentierung ſei 
in drei Abſtufungen vorgeſchlagen worden. Die 
erſte Stufe ſei die der Mittelſchule. Hier fehle 
es an jedem Maßſtab für die Ausübung. Wie 
unzuverläſſig die Mittelſchullehrer in dieſer Hin⸗ 
ſicht ſeien, hätten viele in ihrem eigenen Leben 
erfahren müſſen. 

Die zweite Stufe bilde die Kontingentierung 
des Zugangs zur Univerfität, wie fie Juſtizrat 
Hacker vorgeſchlagen habe. Auch hier fehle es an 
jedem zuverläſſigen Maßſtabe. Weder die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Begabung überhaupt, noch die juriſtiſche 
Befähigung ſei in dieſem Stadium mit einiger 
Sicherheit feſtzuſtellen; auch Luſt und Liebe zum 
Beruf ließen ſich bei den angehenden Studenten 
meiſt noch nicht meſſen. Bei der dritten Stufe 
handle es ſich um die Kontingentierung des Vor⸗ 
bereitungsdienſtes. Redner erachtet hier die Feſt⸗ 
ſtellung des Maßſtabes für die Höchſtzahl als 
außerordentlich ſchwierig und fürchtet eine Zurück⸗ 
ſetzung der Kriegsteilnehmer, die ſtärkere Erbitte⸗ 
rung hervorrufen könnte. 

Es müſſe aber doch ein Mittel gefunden 
werden, um der drohenden Gefahr zu begegnen. 
Die Urſache des bedauerlichen Umſtandes, daß ſo 
viele mittelmäßige und untüchtige Elemente in 
den Staatsdienſt und in die Rechtsanwaltſchaft 
hineinkommen, liege darin, daß die Univerſitäts⸗ 
ſchlußprüfung überhaupt keine Ausleſe ſchaffe. Wenn 
ein junger Mann die nötige Ausdauer habe und 
die Prüfung entſprechend oft wiederhole, ſo komme 
er ſchließlich in Bayern immer durch. Das komme 
hauptſächlich daher, daß nicht richtig geprüft werde. 
Sein Lieblingsgedanke ſei daher eine gründ⸗ 
liche Umgeſtaltung des Univerſitätsſchlußexamens 
und zwar ſo, daß eine wirkliche Siebung — eine 
feine qualitative Ausleſe erfolge. Es handle ſich 
nicht darum, feſtzuſtellen, was der junge Mann 
auf der Univerfität gelernt habe, ſondern darum 
zu prüfen, ob er reif für die Praxis ſei. Daher 
ſolle die Schlußprüfung ſoviel wie moglich zentrali⸗ 
fiert, und eine ſtärkere Heranziehung von Prak⸗ 
tikern zu dem Prüfungsgeſchäft eingeführt werden. 

Dementſprechend müſſe auch während der Uni⸗ 
verſitätszeit eine größere Betonung der Praxis 
erfolgen; die „praktiſche Theorie“ müſſe endlich 
einmal zur Durchführung gelangen. Wie das im 
einzelnen zu erreichen ſei, ob durch Einführung 
eines praktiſchen Jahres vor Beginn des Uni⸗ 
verſitätsſtudiums oder Einſchaltung einer Praxis 
wiſchen den Studienſemeſtern oder endlich durch 
ſtärkere Einſtellung des Unterrichts ſelbſt auf die 


Bedürfniſſe der Praxis, das wolle er hier nicht 


erörtern. 

Der Redner führte dann weiter aus, von 
bloßen Warnungen verſpreche er ſich nichts, wohl 
aber von Bedarfsfeſtſtellungen, die bereits den 
Schülern beim Abgang von den Mittelſchulen bekannt⸗ 
gegeben werden ſollen. Damit werde den angehenden 
Studenten zugleich eine gewiſſe Verantwortung 
auferlegt, und es werde die Rechtfertigung für die 
ſtrenge Prüfungsordnung im Schlußexamen ge⸗ 
ſchaffen. Er wäre dankbar, wenn er beſonders 
der Zuſtimmung des Anwaltſtandes zu einer gründ⸗ 
lichen Umgeftaltung dieſer Prüfung im Sinne einer 
ſtrengen Ausſiebung aller ungeeigneten Elemente 
ſicher wäre. oo 

Die Ausführungen des Redners wurden mit 
großem Beifall aufgenommen. 

Rechtsanwalt Dr. Sinn: Münden tritt für 
den Antrag Hirſchberg ein. Für die infolge der 
Kontingentierung vom Vorbereitungsdienſt Aus⸗ 
geſchloſſenen ſeien die 4 Jahre Rechtsſtudium keine 
verlorene Zeit, da ſie eine gute Schulung auch für 
andere Berufe darftellten. 

Rechtsanwalt Dr. Lang: Nürnberg glaubt, 
daß die Kontingentierung zu ſpät wirken würde. 
Er empfiehlt beſonders den Kriegsteilnehmern durch 
Zuweiſung von Konkursverwalkungen, Vormund⸗ 
ſchaften uſw. und durch Uebertragung des Vor⸗ 
fies von Mieteinigungsämtern | ofort zu helfen. 

Rechtsanwalt Dr. Drumm⸗ München wünſcht 
mehrfache zahlenmäßige Kontingentierung auf ver⸗ 
ſchiedenen Vorbildungsſtufen. 

Oberſtlandesgerichtsrat von der Pfordten 
trat mit warmen Worten für die Kontingentierung 
ein, vor allem auch für eine Verſchärfung der 
Prüfungen, deren Verwäſſerung von manchen Seiten 
jetzt angeſtrebt werde, zum größten Schaden des 
Anſehens der Juriſten. „Wir haben das gefähr⸗ 
liche Schlagwort: Freie Bahn dem Tüchtigen!“ 
Das wird von den meiſten ſo gedeutet, als dürfe 
jeder Untüchtige darauf rechnen, daß der Staat 
dazu da ſei, um ihn durch alle moglichen Examina 
zu ſchleppen und ihm dann irgendwo ein Unter⸗ 
kommen im Staat zu verſchaffen. Die Nachſicht 
gegenüber den Minderbefähigten iſt die Haͤrte gegen⸗ 
über den Befähigten, die dann von breiten Maſſen 
heruntergezogen und in ihrem Fortkommen ge: 
hindert werden”. | 

Juſtizrat Dr. Stauder⸗Nürnberg befür⸗ 
wortete die Kontingentierung (Antrag Hirſchberg), 
meinte aber, daß fie angefichts des beſtehenden 
Zuſtands und des großen Heeres von Anwärtern, 
die bereits den Staatskonkurs gemacht haben, nicht 
genügen werde. Reichs rechtlich Maßnahmen müßten 
hinzukommen. | 

Nach den Schlußworten der beiden Referenten, 
die nochmals ihre Anſichten kurz begründeten, 
wurden einſtimmig folgende Anträge Hirſchberg⸗ 
Oeſtreich angenommen: 
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1. „Die Ueberfüllung des Anwaltſtandes in Bayern 
iſt angeſichts des wirtſchaſtlichen Zuſammen⸗ 
bruchs, der finkenden Verdienſtmöͤglichkeiten und 
der enorm geſtiegenen Unkoſten bedrohlich und 
erfordert ſofortige Maßregeln. Die ſelbſt⸗ 
verſtändliche Erhöhung der Anwaltsgebühren 
allein genügt nicht. 

2. Die Ueberfüllung kann nur durch rückſichtsloſe 
Einſchränkung des Zugangs von Staats wegen 
bekämpft werden. 


3. Das Univerfitätsichlußeramen iſt vollkommen 


umzugeſtalten und geht unter maßgebender 
Mitwirkung von Praktikern (Anwälten) vor 
ſich. Es iſt von Seite des Staates dafür zu 
ſorgen, daß nur diejenige Zahl der Befähigſten 
das Examen beſteht, die dem Bedarf entſpricht. 
4. Der Anwaltsverband ſpricht ſich für eine als⸗ 
bald durchzuführende Kontingentierung aus, 
indem er die Auswahl des Zeitpunktes anheim⸗ 
ſtellt, jedenfalls aber die Ausſcheidung vor dem 
Beginn des Vorbereitungsdienſtes vorgenommen 
haben will.“ 
Ferner folgender Zuſatzantrag Sand: 
„Der Anwaltstag wollte der Staatsregierung 
empfehlen, mit der Frage der Kontingentierung 
zugleich auch diejenige der Einſchiebung einer 
praktiſchen Arbeitszeit zwiſchen Gymnaſial⸗ und 
Univerſitätsſtudium in Erwägung zu ziehen.“ 
Nach einem kurzen Schlußwort des Vorſitzenden, 
der die Hoffnung ausſprach, daß bei der nächſten 
Verſammlung die gefaßten Beſchlüſſe ſchon ihre 
Wirkung gezeigt haben mögen und nach warmen 
Dankesworten des Juſtizrats Dr. Stauder-Nürn⸗ 
berg an den Verſammlungsleiter und die Münchener 
Kollegen fand die eindrucksvolle Tagung ihr Ende. 
RA. Dr. Georg Beutner. 


Zur Organiſation der Nechtsanwaltſchaft. 
Von Rechtsanwalt Dr. Weſthoff in Nürnberg. 


Die Organiſation der Rechtsanwaltſchaft iſt 
durch die wirtſchaftliche Notlage unſeres Volkes 
zur dringlichſten Angelegenheit unſeres Standes 
geworden. Alle ſozialen Maßnahmen, zu denen 
die ſtark bedrohte Selbſterhaltung uns zwingen 
wird, ſetzen gebieteriſch voraus, daß wir eine ge- 
werkſchaftlich organiſierte, zentrale, die Mitglieder 
der geſamten deutſchen Rechtsanwaltſchaft um⸗ 
faſſende Vereinigung beſitzen. Daß dieſe immer 
noch fehlt und wie ſie am einfachſten und zweck— 
mäßigiten zu begründen iſt, zeigt uns der Aufſatz 
von Friedländer in JW. 1919, 409 ff. 

Es iſt ein meines Erachtens durchaus richtiger, 
ja der einzig richtige Gedanke, die zentrale Geſamt⸗ 
organiſation durch den Ausbau der beſtehenden, 
in SS 41—61 der NAD. geſetzlich begründeten 
Anwaltskammern zu einer Reichsanwaltskammer 


zu ſchaffen. In dieſe Geſamtorganiſation müſſen 
alle beſtehenden Teilverbände: der deutſche Anwalts⸗ 
verein, die Vereinigung der Anwaltskammer⸗ 
vorſtände, die Landesanwaltsverbände, die örtlichen 
Anwaltsvereine, ebenſo alle beſtehenden Kaſſen ein⸗ 
gegliedert werden und, ſoweit fie überflüſſig werden, 
in ihr aufgehen, wie dies ſchon Adolf Weißler in 
JW. 1918, 286 ausgeſprochen hat. | 

Wir willen, daß ſeit dem Antrag Gröber (vgl. 
JW. 1918, 125, 241 ff., 282 ff.) etwas im Werden 
iſt. Die Vereinigung der Kammervorſtände und 
der vierte Ausſchuß des Deutſchen Anwaltsvereins 
haben die nötigen Vorarbeiten zur geſetzlichen Ein⸗ 
führung eines Anwaltskammerausſchuſſes bereits 
geleiſtet. Dieſem ſoll vor allem das Beſteuerungs⸗ 
recht für ſoziale Zwecke zugewieſen werden. Die 
Arbeiten ſollen bereits abgeſchloſſen ſein, ſind aber 
noch nicht veröffentlicht.“) Doch iſt es notwendig, 
die Frage in Fluß zu halten und neue Geſichts⸗ 
ur vorzutragen, denn es iſt die Angelegenheit 
aller. | 

Wenn wir unſerem Stande ein neues Organ 
ſchaffen und dieſes mit eigenen Befugniſſen aus⸗ 
ſtatten wollen, die über die Befugniſſe der beſtehenden 
Anwaltskammern hinausgehen, ſo kann dies nur 
im Wege einer Geſetzesänderung geſchehen. Es muß 
alſo eine Novelle zur RAD. erlaſſen werden. Diele 
Novelle muß zunächſt einen Zuſatz zu $ 41 RAO. 
enthalten des Inhalts: die Anwaltskammern der 
einzelnen Oberlandesgerichtsbezirke bilden zuſammen 
eine Reichsanwaltskammer, deren Vorſtand aus 
den Vorſitzenden der Anwaltskammern gewahlt wird. 


Die Befugniſſe der Reichsanwaltskammer find 
feſtzulegen durch Erweiterung der in § 48 Ziff. 2 
RAD. aufgeführten Obliegenheiten der Anwalts⸗ 
kammern. Zu dieſen Befugniſſen gehört vor allem 
das Recht, Einrichtungen zu treffen, die ſich auf 
die wirtſchaftliche Erhaltung des Standes beziehen, 
ferner das Aufſichtsrecht über ſämtliche Standes⸗ 
vereinigungen von Rechtsanwälten und, unbeſchadet 
des Grundſatzes der Vereins⸗ und Verſammlungs⸗ 
freiheit, die Befugnis, Normativbeſtimmungen für 
Standesvereine zu erlaſſen. (Dies zum Zwecke der 
Erhaltung der Einheitlichkeit der zentralen Organi⸗ 
ſation). Die Kompetenzen der Reichsanwaltskammer 
gegenüber den Mitgliederrechten der einzelnen An⸗ 
waltskammern ſind ſo gegeneinander abzugrenzen, 
daß der demokratiſche Charakter der Organiſation 
gewahrt bleibt. Im weſentlichen bleibt die Reichs⸗ 
anwaltskammer geſchaftsführendes Organ der ein⸗ 
zelnen Anwaltskammern, deren Schwerpunkt in 
der Mitgliederverſammlung ruht. 

Zu den vornehmſten und dringlichſten Maß⸗ 
nahmen, die ſich auf die wirtſchaftliche Erhaltung 
des Standes beziehen, gehört die Schaffung von 
dauernden Einrichtungen, die die Verſicherung der 
Mitglieder und ihrer Angehörigen gegen Inva⸗ 


) Vgl. jetzt JW. 1919, 604. 
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lidität, Alter, Krankheit und Erwerbsloſigkeit 
bezwecken. 

Die Reichsanwaltskammer iſt innerhalb des 
Kreiſes ihrer Obliegenheiten mit Zwangsgewalt 
gegenüber ihren Mitgliedern auszuſtatten. Vor 
allem muß die Reichsanwaltskammer befugt wer⸗ 
den, ſich durch Umfragen bei den Mitgliedern der 
Anwaltskammern über deren wirtſchaftliche Ver⸗ 
haͤltniſſe genau zu unterrichten. Die zurzeit noch 
beſtehende falſche Scham und Heimlichkeit über die 
Einkommens⸗ und Vermögensverhältniſſe muß 
fallen. Es muß eine allgemeine Statiſtik über die 
Höhe des Einkommens ſämtlicher Anwälte aus 
Beruf, Arbeit und Vermögen geſchaffen werden, 
die die Höhe ihres wirtſchaftlichen Standes ergibt. 
Es tut endlich einmal eine authentiſche Feſtſtellung 
not, wie hoch das durchſchnittliche Berufseinkommen 
der Rechtsanwälte iſt. Eine wahrheitsgemäße An⸗ 
gabe des Berufs- und ſonſtigen Einkommens iſt 
nötigenfalls durch Ordnungsſtrafen zu erzwingen 
(Anſätze zur Zwangsgewalt der Anwaltskammer 
finden ſich bereits im 8 58 RA.). Ich bin der 
Anſicht, daß die Steuergewalt bei der Reichsan⸗ 
waltskammer zu belaſſen iſt, und daß die beitrei⸗ 
benden Organe als deren Beauftragte handeln. 

Ferner bedarf es einer jährlichen Feſtſtellung, 
welcher Satz als ſtandesgemäßes Einkommen eines 
Anwaltes und ſeiner Familie nach den heutigen 
Verhältniſſen anzuſehen iſt. Dieſe Feſtſtellung er⸗ 
folgt nach den Grundſätzen und im Einvernehmen 
mit der Reichsanwalskammer unter Berückſichtigung 
örtlicher Verſchiedenheiten, unterſchiedlich auch für 
Stadt und Land, durch die Anwaltskammmern. Sie 
bildet die dauernde Grundlage und Kontrolle für 
alle wirtſchaftlichen Maßnahmen, beſtimmt die Höhe 
des Bedarfs für zu gewährende Unterftügungen und 
der Beitragsleiſtungen uſw. 

Dieſe unerläßliche Statiſtik ſollte ſchon jetzt gefer⸗ 
tigt werden. Ein Auskunftszwang der Kammermit⸗ 
glieder läßt ſich m. E. auch aus dem beſtehenden 
Recht (§ 48 Ziff. 2 RAD.) ableiten. Er iſt ge 
geben, wenn die Kammer die Höhe der Mitglieder⸗ 
beiträge nach dem Einkommen abſtufen will. 

„Die zur wirtſchaftlichen Erhaltung des An⸗ 
waltsſtandes zu treffenden Maßnahmen dürſen ſich 
aber nicht auf den Antrag Gröber beſchränken, 
ſondern müſſen alles ins Auge faſſen, was die 
Notlage des Standes beſeitigen kann. In meinem 
Aufſatz über „Soziale Selbithilfe” (DR AZ. Jahr⸗ 
gang 1919) habe ich darauf hingewieſen, daß der 
ſoziale Notſtand einer großen Zahl von Anwälten 
weniger darin zu ſehen iſt, daß das Durchſchnitts⸗ 
einkommen der Rechtsanwälte im allgemeinen unter 
die Linie des ſtandesgemäßen Bedarfs geſunken iſt 
als in der ungewöhnlich großen Ungleichheit der 
Berufseinkommen der einzelnen Standesgenoſſen. 
Dieſe auffälligen Unterſchiede zwiſchen dem Mindeſt⸗ 
einkommen und dem Höchſteinkommen von An⸗ 
wälten ſind viel größer als die Gradunterſchiede 
der Befähigung und Begabung. Sie beruhen zum 
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großen Teil auf Zufälligkeiten und nicht immer 
erfreulichen Urſachen. Hier einen Ausgleich zu 
ſchaffen, erfordert die Not und die ſoziale Ge⸗ 
rechtigkeit. Ich habe Vorſchlaͤge gemacht zur Bil: 
dung ſozialer Fürſorgeausſchüffe, die berufen wären, 
im Einvernehmen mit den zuſtändigen Gerichts⸗ 
und ſonſtigen Behörden alle Offizialſachen, Armen⸗ 
ſachen — deren baldige Bezahlung vorausgeſetzt 
wird —, Konkursverwaltungen, Nachlaßſachen, 
Verteidigungen uſw. an die Mitglieder zu ver⸗ 
teilen, deren Bedürftigkeit feſtſteht. Bedürftig iſt, 
weſſen Berufseinkommen das von den Anwalts: 
kammern feſtgeſetzte ſtandesgemäße Mindeſtein⸗ 
kommen nicht erreicht. Im einzelnen verweiſe ich 


auf meinen Auſſatz. 


Dieſe Fürſorgeausſchüſſe find zu bilden aus 
Vorſtandsmitgliedern und anderen, durch die Mit⸗ 
gliederverſammlung gewählten Mitgliedern der 
Anwaltskammern und konform der anwaltſchaft⸗ 
lichen Gliederung in Anwaltskammern und Reichs⸗ 
anwaltskammern durchzuorganiſieren. Auch ört⸗ 
liche Teilausſchüſſe bei den unteren Gerichten werden 
zweckmäßig ſein. 

Dieſe Fürſorgeausſchüſſe werden ihre Wirk⸗ 
ſamkeit auch darauf richten müſſen, Rechtsanwälte, 
die dauernd ungenügend beſchaͤftigt find, auf andere 
Arbeitsgebiete hinzulenken. Der Anwaltsberuf 
wird in Zukunft bei weitem nicht mehr alle 
Standesgenoſſen zu ernähren vermögen. Der wirt⸗ 
ſchaftliche Niedergang unſeres Volkes wird eine 
allgemeine volkswirtſchaftliche Bewegung zu den 
Quellen der Urerzeugung unter Ausſchaltung aller 
irgenwie entbehrlichen Zwiſchenberufe zur Folge 
haben. Von dieſer Bewegung wird auch der An⸗ 
waltsſtand ergriffen werden. Einem Teil unſerer 
Standesgenoſſen mag es gelingen, in anderen Be⸗ 
rufen, des Handels oder der Induſtrie unterzu⸗ 
kommen, ein Teil wird notgedrungen den gleichen 
Weg gehen müſſen, wie viele Volksgenoſſen: er 
wird durch Anſiedelung ſeiner Familie auf dem 
Lande und durch Bebauung eines Stück Bodens 
eine Verbilligung ſeiner Lebenshaltung ſuchen 
müſſen, die die Verringerung ſeines Berufsein⸗ 
kommens ausgleicht. 

Hier erwächſt nun dem Fürſorgeausſchuß eine 
neue Aufgabe: Hilfe und Unterſtützung der ein⸗ 
zelnen für den Ankauf landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
beſitzes, vielleicht auch Erwerb und Bebauung eines 
Muſtergrundſtücks, auf dem die landwirtſchaftliche 
Schulung von Anwälten erfolgen kann. 

Auf Folgendes ſei noch hingewieſen: Nach den 
bisherigen Erörterungen in JW. war es zweifel⸗ 
haft, ob bei der Feſtſetzung der Höhe der Bei⸗ 
tragsleiſtungen nur das Berufseinkommen oder 
das geſamte Einkommen des Anwalts zu berück⸗ 
ſichtigen iſt. Ich glaube, dem heutigen ſozialen 
Empfinden entſpricht einzig und allein das 
letztere. Ferner: Weſentliche Vorausſetzung des 
Verſicherungswerkes wird die Bezahlung der An⸗ 
waltsgebühren in Armenſachen durch das Reich 
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und andere öffentliche Körperſchaften ſein. Abzu⸗ 
lehnen aber iſt die Abficht, dieſe Gebühren ganz 
oder zum Teil für das Verſicherungswerk zu ver⸗ 
wenden. Die dringlich notwendige Statiſtik wird 
erweiſen, daß die Zuführung der vollen Gebühren 
in Armenſachen an die Anwälte für die Exiſtenz 
einer großen Zahl von Familien unentbehrlich iſt. 
Dafür müſſen eben diejenigen, die ein überſtandes⸗ 
gemäßes Einkommen haben, entſprechend hohere 
Umlagen für die Kaſſen bezahlen. 

Als Ergänzung aller ſozialen Einrichtungen 
habe ich noch die Einrichtung einer Art Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge vorgeſchlagen. Die Verficherungs⸗ 
kaſſe ſoll durch ſchärfere Heranziehung der beſſer 
Geſtellten die trotz reichlicher Arbeitszuweiſung 
durch die Fürſorgeausſchüſſe oder durch Unglücks⸗ 
fälle oder familiäre Verhältniſſe bedürftigen Mit⸗ 
glieder, wenn die nach den Tarifen zu zahlenden 
Unterſtützungsgelder und Renten nicht ausreichen, 
möglichſt alle durch Geldzuweiſungen, die als Dar⸗ 
lehen oder auch als Schenkung gegeben werden, 
auf den Stand des feſtgeſetzten Mindeſteinkommens 
zu bringen ſuchen, ſoweit die Unterbringung in 
anderen Berufen nicht tunlich erſcheint. Das wäre 
die Krönung und Vollendung unſeres ſozialen 
Hilfswerkes. 

Die Frage der Beſchränkung der Zulaſſung 
der Rechtsanwaltſchaft muß im Zuſammenhang 


mit dieſem Hilfswerk neu geprüft werden. Sie 
erſcheint mir unvermeidlich, wenn ſo weitgehende 
ſoziale Einrichtungen getroffen werden ſollen. Eine 
gewiſſe Sperre der geiſtigen, im wirtſchaftlichen 
Sinne unproduktiven Berufe, wird ſich für den 
Fortbeſtand unſeres Volkes, das durch die Macht 


ber Tatſachen auf Ackerbau und Gewerbetätigkeit 


hingedrängt wird, als unumgänglich erweiſen. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß das kommende 
große Hilfswerk eine gewaltige Umwälzung der 
hergebrachten Anſchauungen des Anwaltsſtandes 
bedeutet. Die Zwangsmittel der Organiſation 
ſind ſchwere Feſſeln der Freiheit des einzelnen. 
Groß find die Opfer, die dem gut geſtellten zum 
Nutzen des wirtſchaftlichen Schwächeren zugemutet 
werden. Aber eine neue Zeit iſt im Werden und 
doing zur Erkenntnis, daß, wie die Arbeit ſelbſt 
r Geſamtheit geleiſtet wird, ſo auch der Erwerb 
und Befig zum Teil der Geſamtheit gehört, und 
dieſer Erkenntnis wird ſich auch der Anwaltsſtand 
auf die Dauer nicht verſchließen können. Sonſt 
wird ihn nur die Sozialiſierung durch Reich und 
Staat vor dem Untergange retten können, und 
das müſſen wir durch ſoziale Selbſthilfe ſo lange 
als möglich zu verhüten ſuchen. 
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